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Der  im  Jahre  1872  vollständig  erschienene  erste  Tfaeil  meiner 
NinbesTbMtDDg  der  Baa'seben  UnanEwlssenschafl  ist  seit  einiger 
Zeit  TergriffiBD.  Ffir  die  nene  Ausgabe  dachte  ich  anfangs, 
aid  anf  Beyision  zn  besehritnken.  Indessen  erwies  iich 
air  eine  tiefergreifende  Umgestaltung  schliesslich  doch  sweck- 
Steiger,  nm  mehr  Einheitlichkeit  der  sachlichen  und  formellen 
Bebandlnng  in  diesem  Bande  wie  zwischen  den  einzelnen  Bänden 
dei  Lehrbnchs  herEOstellen.  In  der  jetzigen  zweiten  Ausgabe  meiner 
Bcubeitong  des  ereten  Tbeils  der  Finanzwissenscbaft  leitete  mich 
äherdas  Bestreben,  diesen  Band  flberall  in  grundsätzliche 
Üebereinstimmnng  mit  meiner  „Grundlegung"  der 
iUgemeineii  Yolkswirthschaftslehre  zn  bringen. 

Dadnrcb  sind  besonders  in  der  Einleitung  und  im  ersten  Buche, 
von  der  „Ordnung  der  Finanz wirthNthaft  und  dem  Finanz- 
bedvf'  handelt  (entsprechend  dem  1.  Buche  von  den  „Staatsans- 
pbea*  in  der  vorigen  Ausgaly),  sehr  umfassende  und  eingrei^de 
UagestaltuDgen  nothwendlg  gew<Rden.  l^eles  wurde  deshalb  ^er 
giozlieh  nea  bearbeitet  und  von  Bau  konnte  nur  Einzelnes  herOb^- 
SCBoncn  werden. 

Auch  im  zweiten  Boche,  von  der  ordentlichen  Einnahme 
ia  Allgemeinen  md  vom  Privaterwerb,  sind  viele  Veränderungen 
erfo^  Kamentlich  wurde  flberall  in  den  Untersuchungen  Ober 
^  BeSb^attung  oder  Veräusserung  der  einzelnen  privatwirth- 
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schafülbheu  Erwerbszweige  neben  dem  Gesiehtspnnct  des  Pro- 
dactionsinteresses  —  welcher  Ran  mit  den  früheren  Nationalökonomen 
und  im  Ganzen  anch  noch  mich  in  der  Nenbearb^tong  der  6.  Aus- 
gabe fast  allein  beschäftigt  hatte  —  der  Gesichtspnnct  des  volka- 
wirthschaftUchen  VerÜMilnngs-  and  des  socidpolitischen  Interesses 
xor  gebührenden  Geltang  gebracht  Dadurch  eigaben  sich  manche 
principielle  Äbweichongea  VAAiRftfL  tind  hie  and  da  auch  von  der 
letzten  Ausgabe.  Die  jetzige  Behandlung  des  Gegenstands  liefert 
anf  diese  Weise  zugleich  eine  Ergänzung  der  mehr  theoretischen 
Untersuehupgen  tther  die  Organisation  der  Volkswfalhscbaft  nnd 
den  Staat,  sowi«  Uber  <Ue  Badibiordnnpg.dBS  Kapitati  und  des 
Bodens  in  der  „Gmndlegnng"  doroh  die'  meihr-  praotisohen  ErSite- 
rapgen  aus  Aesa  finanzwisisenai^aftUchen  GMcbtsppncteb  Die  Tfaeo- 
rieen  der.Grondkgaiig erfuhren  dabei gewiasermaseen  ein«  „Probe", 
die  anzostelle^  mir  erwünscht  war,  um  so  ntanebe  Poncte  in  der 
Grundlegung  genauer  und  mit  steter  Rücksicht  auf  die  praotiscbe 
Durchführung  zu  prüfen.  Es  ist  dadurch  die  Verbindung  zwischen 
den  theoretisoben  nnd  practischen  Theilen  de»  Lehrbuchs,  soweit 
ich  letztere  zu  bearbeiten  ttbemonmen  habe,  hergestellt  worden. 
Darauf  lege  ich  vom  Standpnnote  meines  Systems  der  politisehea 
Oekonomie  aps  besendem  Werth« 

ImmerUn  konnten  aber  im  zweite  Baebe  maoehe  Abaehnitte 
von  Rau's  Werk  ohn^  grosse  Vf^Sbiderungen  herüber  genommen 
werden,  besonders  in  der  Lehre  von  den  ^Uttfeu  Donjen,  der 
Be^pHuchaftong  der  Forsten.  W^i^  ireilich  im  Ganzen  das,  w«s 
von  Ilau  noch  direot  herrührt,  nachdem  es  sehen  in  der  vorigen 
Att^iabe  aof  weniger  als  die  HUfte  vemiiulert  worden,  sieh 
jetzt  räumlich  anf  nicht  ganz  ein  Sechstel  besobittiüien  mag,  so 
beziehe  ieh  mich  zur  Begründung  hier^,  wie  überhaupt  hinsicht- 
lich des  Characters  der  Neabearbeitong  auf  die  Voneden  zor 
vorigen  Ausgabe  des  1.  TheUes  der  Finansvissenflchaft  nnd  beson- 
ders zur  ,^randlegqng."  Was  namenäich  an  Uter|risohen  nnd 
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hatorisch-statUtiBcheii  Haterialien  sowie  an  Einzelansftlkningen 
BaB'B  noch  irgend  geeignet  erschien,  habie  ich  beibehalten.  Das 
Betraffisnde  ist  stets  besoMtors  bezeichnet  worden.  Ueber  die  prin- 
fipwiBei  Abweiofann^  von  Ran  nnd  von  msmer  Vorigen  Ausgabe 
wnd  mdiifach  in  den  Noten  das  ErfoiderliAe  gesagt 

Auf  die  Noten  beziehe  ich  mich  aach  znr  Begrttoiftng  ein- 
xeluer  sbeittger  Pnnote  der  Systematik,  z.  B.  db  nnd  wie  weit 
(ewisse  G^ensßlnde,  wie  das  Domänen-,  Forst,  Ejffenbahnwesen^ 
oder,  in  der  Lehre  von  den  Aosgaben,  die  Besoldongspolitik ,  das 
IGüttnresen  in  die  Finanzwissenschaft  gehtfren  oder  wenigstens 
hier  so  eingehend  behandelt  werden  dürfen.  Znr  Beibehaltang  des 
AbselmittB  von  den  Eisenbahnen  in  dieser  Aasdehnnng  in  der 
jeCi%en  Ausgabe  &nd  ich  mich  n.  A.  aaeh  durch  ^en  Umstand 
bewogen,  dass  der  dritte  Band  des  Lehrbachs  (vom  Verkehrswesen) 
noch  f&r  mehrere  Jahre  ansstehen  wird. 

Nachdem  ich  mich  —  wenigstens  fttr  mein  Tbeil  —  dnrcb  die 
n«ie  Bearbeitung  der  Finanzwissenschaft  tlberzengt  habe,  dass  die 
gentigrade  principielle  Basis  fttr  diesen  Theil  des  Systems  der 
politiBeheD  Oekonomie  in  mriner  jiGrundlegang*'  gewonnen  ist, 
was  ich  ittr  nothwendig  zur  Fortsetzung  der  Finanzwissenschaft 
hielt  (s.  Vorrede  z.  Omndlegnng  S.  VI),  beabsichtige  ich  neben 
dem  zweiten  Theile  der  Allgemeinen  Volkswirthschaftslebre  zugleich 
den  zweiten  Theil  der  Finanzwissenschaft  ..zu  bearbeiten.  Wahr- 
scheinlich wird  letzterer  noch  vor  jenem  beendigt  werden  und 
«nebeineB. 

Berlin,  Februar  1877. 

Adolph  Wagaer. 
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1.  Abachnitt 

U  Iftcr  Staat  uidjdie  HnaiiiwIithMhaft. 

L  —  fl  1.  4)er  Staat  hat  als  hOcbste  Form  der  Zwangs- 
gemeinwirthschaften^)  für  das  ganze  Volksleben  Aufgaben 
in  erflUlen,  zn  deren  DorcfafÜhrnng  er,  wie  jede  andere  Wirtb- 
KbaSl,^)  der  regelmässigen  VerfHgung  Uber  ArbeitskrSfte,  Kapitalien 
nd  &iB)d8ttLcke  bedarf,  um  die  von  ihm  begehrten  einzelnen 
Lattangta  herzasteUen.    Die  Verfügung  tlber  diese  Frodnctions- 
iiiätef  kann  der  Staat  anf  die  verschiedenen  Arten  erlangen,  welche 
asttr  Wirtbschaft  Qb^rhanpt  hierzn  zn  Gebote  «teben.*)    In  der 
GcMliichte  wechselt  die  Erwerbsart  in  Betreff  dieser  Prodoctions- 
■dltd  auch  wesentlich.  Es  kommen  indessen,  wenn  anch  in  rer- 
Ktiedenem  Umfange,  gewShnlich  mehrerlei  Erwerbsarten  neben 
eiBander  vor. 

1)  HinBichllich  der  Arbeitskräfte,  welche  der  Staat  bedarf, 
md  namentliok  drei  Systeme  der  Beschaffiing  derselben  zn  nnter- 
«Mlen:  die  im  Wesentiichen  freiwillige  und  nnentgeltiiche 
Bsntstellang  dieser  Effftfte,  wie  im  System  der  nnentgeltliehen 
(Ehren-)  Aemter  der  Selbstr erwaltnng;  die  im  Ganzen 
zwangsweise  und  nach  einseitiger  Bestimmung  des  Staats  ver- 
gohene  Bereitstellimg,  wie  im  System  der  militärischen  Gon- 
scription  oder  der  allgemeinen  Wehrpflicht;  and  die 

*)  Die  Fiiuuiziriasensch»ft  hat  zonftclLst  aa  die  Gemein-,  basoaden  die  Zwangs- 
fCBeinvirtliichaftsIehre  oad  speciell  au  die  ailgemeiae  Lehre  vom  Staate  iji 
«»Ikavirthscliaftlicher  Hinsicht  anzuknüpfen,  diese  Lehren  aber  als  belianat 
TsraflszQSetzen.  Sidie  daher  das  Mfthere  darflber  im  1.  Bande  des  Lehrbachs. 
Vagner.  AÜgem.  Yolkswiithschaftslehre  L  (Grandlegnng),  Lpz.  1876,  hea.  Kap.  S, 
hi»iin.  1,  8,  9,  10  und  Kap.  4.  Der  folgende  1.  Abschnitt  ist  an  die  SteUe  der 
|^1'7  der  frokoTMi  (auch  noch  der  6.)  Aygabe  getreten. 

•)  Ueber  die  Aof&ssang  des  Staats  selbst  als  „Wittbschaft",  s.  Lehrhucb. 
Vagner  L.  g.  161,  §.  170. 

*)  Wagner  L.  Ksp.  1.  Abscbk.  8.  §.  10  ff. 
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dnrch  den  Arbeitsvertrag  freiwillig  erlangte  und  nach  den 
Bedingnngen  dieses  Vertrags  eotlohiite  VerAgniigj  wie  im  System 
des  besoldeten  Staatsdienstes. 

a)  Das  erste  System,  die  Vertögnng  ttber  ^e  nötbigen  Arbeits- 
kräfte za  erlangen,  bat  nnr  ausnahmsweise  in  der  Oeschicbte  der 
Staaten  eine  grössere  Bedentnng  gewonnen.  Tbeils  fehlt  es  an  der 
genügenden  Bereitwilligkeit  der  Bürger,  freiwillig  and  anentgeltlich 
Dienste  zn  leisten;  tbeils  entspricht  die  so  angebotene  Arbeit  nicht 
ansreichend  den  Anforderungen  an  die  Qnalität  der  Arbeit,  welche 
der  Staat  stellen  mass;  tbeils  legen  diese  Dienste  den  Einzelnen 
zu  grosse  nnd  besonders  zu  ungleiche  Opfer  auf,  oder  es  stellen 
nch  andei-e  Bedenken  einer  omfaaienderaii  Verwendung  sokiter 
Dienste  entgegen.  , 

b)  DerStaat,  zumaldermodemeCulturstaat,  istdaher  Tomemlich 
auf  das  zweite  und  dritte  System  der  Beschaffhng  der  Arbeits- 
kräfte angewiesen.  Ob,  wo  nnd  wieweit  er  hier  mittelst  Zwangs 
vorgehen  darf  und  kann,  ist  an  diesem  Orte  nicht  za  entscheiden. 
Es  gentigt  hier,  darauf  hinzuweisen,  dass  sieh, ein  solcher  Zwang 
aus  dem  Wesen  des  Staats  ableiten  nnd  principiell  rechtfertigen 
lässt*)  und  nach  geschichtlicher  Erfahrung  allgemein,  im  Gebiete 
des  Wehrwesens,  ausgeübt  worden  ist 

Die  zwangsweise  beschaflEten  Arbeitskräfte  vermag  der  Staat 
aber  gewöhnlich  nicht  ohne  jeden  Entgelt  zu  benutzen,  tbeils  weil 
die  Einzelnen  diesen  Entgelt  nicht  völlig  entbehren  kOnnen,  theils 
weil  die  bei  anentgeltlichen  Zwangsdiensten  zu  bringenden  Opfer 
sich  zn  nngleicbmässig  vertheilen  und  solche  Dienste  4en  Ansprüchen 
des  Staats  nicht  immer  entsprechen  (s.  u.  §.  113,  115).  Der  Staat 
mass  daher,  sowohl  am  Zwangsdienste  tJß  nm  freiwillige 
sönliche  Arbeitsdienste  za  seinen  Zwecken  zu  benatzen ,  Über 
andere  wirthschaftliche  Gttter,  namentlich  Aber  Sachgtlter, 
beziehungsweise  in  der  Geldwirthschaft  (Iber  Geld,  regelmfiasig 
verfügen,  weil  er  dieser  Mittel  zur  Gewährung  der  nothwendi^n 
Vergütungen  an  die  Personen  bedarf,  deren  Arbeitskraft  er  zwangs- 
weise oder  vertragsmässig  in  Anspruch  nimmt. 

Aus  diesen  Verhältnissen  ergiebt  sich,  dass  der  Staat  zur 
Dnrchftlbrung  seiner  Zwecke,  welche  sich  ohne  Verfügung  tlber 
menschliche  Arbeitskräfte  nicht  erfüllen  lassen,  stets  nothwendig 
eine  eigene  Wirthsohaft  ftthren  mnss,  deren  Aufgabe  es  tu, 

*)  Vagner,  Lehrbucli  I.,  §.  167.   S.  auch  unten  aber  das  WdirayBtsa  g.  Ho. 
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4ieifinigen  SftchgflUr  (Geld)  regelin&asig  za  erwerben  und  znr 
Fervrendang  zn  bringen,  welche  znr  VergUtong  der  erforder- 
fiebm  Arbeitskräfte  von  KtUhen  sind.  Per  UmfaDg  dieser  Wirtfa- 
■ekafk  kann  aebr  verschiedra  sein  und  sehwankt  erfahrungsgemäss 
■üiek  nad  örtlieh  ansserordentlicb.  Aber  wo  Überhaupt  eüi  „Staat", 
warn  anch  noeh  in  primitiTSter  Gntwicklnng,  existirt,  da  kann  eine 
aoicbe  cög^e  Wiithschaft  zan  Zweck  der  Beseb^ong  und  Ver- 
«fodni^  TOD  Sachgtttem  oiemals  vollständig  feUen.  Dieselbe  ist 
iiisofeni  eine  absolut  nothwendige  Folge  des  Staats  selbst,  an  sich 
One  absohte  Kategorie  des  Wirthaehaftslebens  nnd  nur  in  ihrer 
Ersekeinnngsform  eine  geschichtlich  Terftnderliche  Ge- 
riBltong.») 

$.2.-2)  Neben  den  ArbdtskrKften  braucht  der  Staat  fUr 
die  fiifllttniv  der  ihm  als  „Prodnoti(HijBWirttischaft"  °)  obliegenden 
Aifgabea  Kapitalien  nnd  Grnndstüol^e.   Aach  wo  sich  die- 
Mfiteo  im  ooncreten,  geschichtlichen  Staate  bereits  in  erforderlicher 
Menge  nd  Beschaffenheit  in  seinem  £igenthnm  befinden,  bedarf  er 
M  Art  UutMidhaltiing  dner  beständigen  nenen  Hinzaftthrung  von 
Stek^ttenr  mithin  zu  diesem  Zweck  wieder  einer  reg^ässigen 
llkitigkeU  zur  Besdiaffiing  nnd  Verwendung  der  letzteren.  In  der 
gMeÜchdicheB  Entwioklnng  des  Volkslebens  ändert  «ich  indessen 
fflrtwabrend  anch  der  Bedarf  des  Staats  an  solchen  Kapitalien  nnd 
GflmdstflckfiD  in  quaUtativer  nnd  qnantitatiTer  HiDsieht    Die  ror- 
hatdeaea  Stftatseigenthnmsobjecte  mflssen  umgestaltet,  neue  mUssen 
dasa  oworben  werden,  *n.  A.  auch,  um  eine  richtige  VertheUnng 
4er  oatiMUklev  Kapitalien  and  Gmndatttoke  als  Privateigentham  an 
Privatwirthsctuiiken  nnd  als  (tfentlicfaes  Eigenthnm  an  den  Staat 
■d  die  flbrigen  Zwangsgemeinwiräischaften  herzustellen,  insbe- 
ssadere  was  den  Grand  nnd  Boden  anlangt.') 

n.  —  §.  3.  Die  Sachguter  (bez.  das  Geld),,  welche  der  Staat 
m  Vergfltnng  ron  Arbeit  oder  unmittelbar  zn  den  im  vcolgeD  §. 
gesannten  Zwecken  braucht,  kann  er  wiederum  nach  den  drei 
Sjvtemen  erlangen:  freiwillig  nnd  unentgeltlich  von  den 
8taatoblli;gem;  zwangsweise  ohne  speoiellen  oder  wenigstens 
gegm^en  von  ihm  einsei^g  bestimmten  Entgelt;  nndrer- 

Ba«  ta  d.  5.  Avfl.  In  §.  3  noch  anders,  ebenso  noch  in  meiner  6.  An9gs1>e. 
Wsg'ner,  Lelufcnclt  L,  |.  170,  1>es.  sab  o,  rerg^.  mit  §.  69,  Ober  diese  und 
ik  sMitige,  in  Metcm  Abschnitt  mbnnchte  Tenninolo^«. 

')  Eier  tM  piiiidpi«Ue  Hanptfirage  der  nationuOkonomiBehen  ^Onmdlefcnng" 
tattit:  ridrtlge  AnadeliBiing  du  wevOhiditdieii,  dm  Privaten  gehörenden)  Pcira^ 
GpXIgai.  S.  XAhAmeh  Vftgner,  X.  §.  365.  bes.  Kap.  4,  Absehn.  14—20. 

!• 
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tragsiBässig  fflr  speciell  stipnlirte  Gegenleistnngen,  daher 
besonders  mittelst  des  Eanf-^  des  Darlehens-,  des  Pacht-  nnd 
Miethvertrags.  Selbst  wenn  das  erste  System  vollständig  allein 
anareichte,  würde  der  Staat  eine  eigene  Wirthschaft  (nnd  zwar 
eine  „Ansgabewirthschaft")  führen  mtlssen,  welche  die  Angabe 
hätte,  die  so  znr  Verfügung  des  Staats  kommenden  Guter  richtig 
za  verwalten  und  zu  verwenden.  Bei  den  beiden  andern  Systemen 
erlangt  diese  Wirtbscliaft  eine  grossere  Ausdehnung  nnd  einen 
reicheren  Inhalt,  weil  vielfältige  und  umfasseKide  Thätigkeiten  zur 
zwangsweisen  oder  vertragsmäsaigen  Erwerbung  der  Güter  notfa- 
wendig  werden,  also  eine  erwerbswirthschafflicbe  Abtheilang 
hinzutreten  moss. 

1)  Freiwillige  und  unentgeltliche  Gaben  von  Sachgtttem 
nnd  Uebertragungen  von  Kapitalien  und  Gmndsttlcken  Seitens  der 
Staatsangehörigen  an  den  Staat  oder,  in  frUlieren  Zeiten,  an  das 
den  Staat  vertretende  Oberhaupt,  den  Ftlrsten,  smd  überall  in  der 
€kschicbte  vorgekommen.  Sie  spielen  in  primitiven  Verhältnissen 
des  Volks-,  Wirthschafts-  nnd  Staatslebens  eine  relativ  grSssere 
Rolle,  in  der  Form  von  Ehrengeschenken  an  die  Fttreten,  von 
grosseren  einmaligen  Leistungen  in  besonderen  Fällen,^)  z.  B.  im 
Kriege,  wo  die  PrSstation,  wenn  auch  nicht  nach  striotem  Bechte, 
so  doch  nach  der  Sitte,  wenigstens  theilweise  freilich  schon  den 
Character  einer  Zwangsabgabe  annehmen  kann,  aus  welcher  sich 
dann  später  das  eigentliche  (directe)  Steuerwesen  entwickelt,  (hmz 
fehlen  solche  Leistungen  auch  im  modernen  Staate  der  G^enwart, 
z.  B.  wiedemm  im  Kriege,  bei  Öffentlichen  Ungltleksfällen,  nicht. 
Aber  im  WesentUchen  ans  ähnlichen  Gründen  wie  das  System  ftei- 
williger  unentgeltlicher  Arbeitsdienste  (§.  1)  reicht  auch  dieses 
System  freiwilliger  unentgeltlicher  Gaben  wenigstens  für  den  ent- 
wickelten Staat  nicht  ans.  Der  Grund  hierfUr  liegt  in  der  Natnr 
des  Staats  als  Zwangsgemein  wirthschaft  überhaupt  und  in  der  Ent- 
wicklungstendenz des  modernen  europäischen  Rechts-  und  Gultur- 
staats  insbesondere,  wie  dies  im  1.  Bande  der  Neubearbeitung  des 
Lehrbuchs,  in  der  nationalOkonomischen  Gmndlegong,  näh«*  nach- 
gewiesen worden  ist.*) 

")  FreiirUlige  Gaben  als  Ehreogescbaake  bei  den  alten  Deutschen  ao  die  principes, 
Tacit.  Genn.  c.  15,  auch  zn  einzelnea  DntemehmiiDgen ,  Beyoier,  ^n.  pnbL  et 
rnr.  des  Geltes,  p.  255.  Die  reicheren  stbenischen  Borgei  muasten  oneat^eltUch  ge- 
Tltae  Leistungen  {Leitargieen)  rornebmea,  z.  B.  zur  Ansrftstang  und  Unterhaltung 
ainesSchiSee  im  Kriege  (Trierarchie),  BOckh.  SttatsliMabalt  der  Athener,  I«  481. 
II,  79.   (Ban.)  Dies  var  doch  schon  eine  Art  B«Bteaerang.  S.  aach  d.  %.  149. 

*)  Wagner,  Lehrbncb  I,  g.  154—190. 
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9)  Der  Staat  ist  daher  prinoipiell  nnd  der  sich  entwit^elnde 
■oderne  Staat  auch  thatsächlicb  immer  mehr  auf  die  beiden 

i  tsderen  Arten  des  Erwerbs  von  SacbgUtem,  den  zwangsweisen 
nd  den  rertragsmttssig  mit  speciell  stipalirt6n  Gegen- 
leistongen  verbundenen  Erwerb,  angewiesen. 

in.  —  §.4.  Die  ErOrtemng  darüber,  ob,  wo  nnd  wieweit  ein 
Zwangserwerb  von  Saehgtttem  dem  Staate  gestattet  sein  kann, 
ffkM  niehi  an  diese  Stelle,  sondern  ebenfalls  in  den  grundlegenden 
IVO  der  Allgemeinen  Volkswirthscbaftslebre.^")  Hier  ist  nur  zn 
eeutatiren,  dass  auch  ein  solcher  Zwangserwerb,  in  gleicher  Weise 
wie  dtf  Zwang,  dnroh  welchen  der  Staat  persönliche  Dienste  sich 
zur  VerfOgnng  stellt  (§.  1),  ans  dem  Wesen  des  Staats  als  Zwangs- 
geacinwirthflchaft  abzuleiten  ist  und  danach  principiell  gerecht- 
fertigt erseheint  und  UberaU  in  der  Qesohiobte  vorkommt  Seine 
baden  Hanptformen sind  die  Besteuemng  nnd  die  Enteignung.^*) 
ü^tra  diesem  Zwangserwerb  findet  ein  vertragsmässig  mit 
GegevUistangen  verbundener,  in  der  Hauptsache  daher  nach 
des  privatwirthscbaftlichen  System^*)  erfolgender  Erwerb 
ttatt,  tbeils  indem  der  Staat  mit  Hilfe  der  von  Altersber  besessenen 
Stekgttter  die  ihm  nothwendigen  anderen  Sachgflter  im  Wege  des 
Kssfs  n.  8.  w.  erwirbt,  tbeils  indem  er  sie  mit  den  ihm  bereits 
sebi^igen  oder  dnrcb  Zwang  erworbenen  Saehgtttem  eigens  pro- 
4aeirt  (Eigen-  oder  Privaterwerb  des  Staats  im  engsten 
Sime>  Im  Qeg^isatz  zum  Zwangserwerb  als  dem  Öffentlichen 
klon  man  diesen  vertragsmässig  mit  speciell  stipolirten  Gegen- 
Urtongen  verbundenen  Erwerb  des  Staats  den  privatwirth- 
Kbaftlichen  (im  weiteren  Sinne)  nennen. 

'         Die  geschichtliche  Entwicklnng  hat  in  den  modernen  enro- 

I  füs<^en  Cultnrstaaten  Überall  dem  Zwangserwerb  gegenüber  diesem 
priratwirthscbaftlichen  und  namentlich  gegenttber  dem  Eigenerwerb 
des  Staats  das  Uebergewicht  verschafft  (§.  149  ff.).  Es  hängt  dies  zwar 
zBmTbeil  mit  zufälligen  Ereignissen  der  eoropäiscben  Geschichte,  be- 

I  Knders  mit  dem  mehrfach  vorgekommenen  Verlost  oder  der  Ver- 
Hindemng  des  ehemaligen  Staatsguts  zusammen.  Vomemlich  ist 
«jedoch  die  nothwendige  Folge  des  immer  mehr  zur  Geltung 
gdLommraen  grossen  volkswirtbschaftlicben  Entwicklungs- 


Vagner.  Lahrbneh  L.b«i.  §.  10,  11^  157—159. 
°)  Ebcödu.  9-  S84,  wo  ueh  ttber  die  ZviBckenfoimeB  zwtsdiai  B«8teaezQiif 
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prineips^  welebes  sich  als  Uebergang  ron  der  mehr  privat- 
wirtfaschaftlichen  zu  der  mehr  gemein-  and  besonders 
zwangsgemeinwirthsohaftliehen  Organisation  der  Volks- 
wirtbscbaft  fonmtfiren  lässt  und  sich  in  einer  Steigerung  des 
commanistiscben  Charaeters  der  ganzen  Volkswirtbsehaft 
offenbart.") 

Zar  regelmässigen  Besorgang  nun  des-  Zwangs-  wie  des  ver- 
tragsmässigen  Gfitererwerbs,  als  des  Ifittels  zur  HeiBteUnng  der 
Staatsleistongen,  sei  es,  nm  Arbeitsdienste  za  vergtlten,  sei  es,  am 
anmittelbar  SachgUter  ftir  Staatszwecke  za  verwenden,  moss  der 
Staat  efaie  eigene  (Erwerbs-)  Wirtbscbaft  ftthren. 

IV.  —  §.  5.  Diese  eigene  Wirthschaft,  welche  der  Staat  zum 
Behaf  der  £rwerbang  und  Verwendnng  von  Sachgütem  ftlr  die 
Zwecke  der  von  ihm  dargesteUten  Frodnctionswirthschaft")  b^reibt, 
ist  die  Finanzwirtbsohaft  oder  der  Staatshanshalt"^)  Dieselbe 

")  Die  Finanzwissenschaft  hängt  daher  hier  wiedet  mit  dea  irichtigstea  Fragen 
der  Allgemoineii  YolksvirthBcbaftslehre,  nemlicb  mit  den  Frag;en  der  Organisation 
der  Volkswirthschaft,  eng  zasammea,  moss  ctie  bezfi^^chra  Erörterungen  ans  der 
„Grondleguiig"  aber  hier  als  bekannt  roisa^tzen.  S.  Wagnei,  Lehrb.  L,  bes. 
Kap.  3.  4  n.  5,  q.  ä.  nam.  §.  171  a.  ff. 

")  Dies  ist  der  Staat  mit  Bttcbdcht  auf  die  ron  ihm  hetzgsteUäkdeii  LoiBtHDcen, 
S.  Wagner,  Lehrbach  l,  g.  170. 

")  Andere  Namoi  sind:  BegiernngsirirthBchaft,  aoch  (sabjectfr)  Finauz- 
vesen.  Der  Ausdruck  FlnanzreriraltaBg  bleibt  besser  für  die  Qesammthelt  d«r 
Behörden  Torbehalton,  welche  die  Flnanzrirthschafl  leiten.  Die  letztere  wird  mitunter 
auch  Staatswirthschaft  genannt,  sprachlich  nicht  unrichtig.  Der  Aosdnick  ist 
jedoch  nach  dem  beatigen  Sprachgebrauch  neldentig,  indem  mit  ihm  Often  die 
(staatlich  organiairte)  YoIlcBwirthscfaait  selbst  bezeichnet  wird,  wie  z.  B.  in  dem  Titel 
des  bekannten  H  erma  nn'schen  Werks:  „staatswirthschaftllche"  Üntersachangen.  Von 
meinem  Standpnncte  ans,  wie  et  besoodeis  im  1.  Bande  des  Lehrtiacha,  in  der  Grund- 
legung, rertreten  wird,  erscheint  die  Identificirnng  ron  Finanzwirthschafi  and  Staats- 
wirthscbafl  auch  deswegen  misslich,  weil  hier  der  Staat  selbst  als  eine  Wilthschaft, 
ab  Haaptart  der  Zwangsgemeinwiithschaft,  aafge£ust  wird,  s.  Lehri>.  I,  161  ff.  — 
Anders  ist  wiedet  die  Terminologie  ron  L-  Stein,  flbrigens  wiÜk&hrlich  nnd  wider- 
sprachstrolL  Er  stellt  den  Begriff  „Staatswirthschaft"  (,/las  GlUeileben  als Gegen- 
stend  der  Yerwaltang  im  weiteten  Sinne")  an  die  ^tse,  betiaclitet  die  Ffuiixen  als 
einen  Theil  derselben  nnd  will  unter  dem  Finanzwesen  dann  Wieder  unr  die  Staats- 
einnahmen rerstanden  wissen,  —  eine  Auffassong,  die  er  jedodi  selbst  in  seinem 
Lehrbuch  nicht  festhält.  8.  L.  r.  Stein,  Lehrb.  d.  Finanzwisa.,  3.  Aofl.,  Lpz.  1879, 
S.  1  ff.  —  „Das  Wort  Finanz  stammt  aas  dem  Latein  des  Mittelalters.  Im  13.  und 
14.  Jahrhundert  rerstand  man  nnter  finatio,  financia,  anch  wohl  financia  pecnniaria, 
eine  schuldige  Geldlelstnng.  Diese  AasdiUcke  stammen  ron  liais  ab,  welches  oft  einen 
Zahlungstermin  bedeutete,  wie  man  durch  eine  ähnliche  Ketonymie  des  Sprach- 
gebrauches ORers  sagt:  einen  Tennin,  ein  Quartal,  ein  Ziel  bezalileu.  Mit  dem 
griechischen  Worte  ttXoq,  Ziel,  Zweck,  rerhUt  es  sich  in  fthalicber  Weise.  Dasselbe 
waide  anch  für  Steuer  und  Zoll  gebtaacht  In  der  älteren  Kanzleisprache  bedeutete 
finis  auch  den  ünen  Bechlsstreit  neendigenden  Vertrag  and  die  daraus  herrohrende 
Zahlang,  femer  einen  ror  dem  König  Uber  einen  Sxaf  ron  Qnmdstftden  abgeschloBseoen 
Tertrag,  dessen  Driande  die  Form  dnes  Drth^  eihielt  (quasi  litis  tominns),  sodann 
die  Al^be  an  den  Ettnig  ron  solchen  Kftufen  (ihe  Kings  sylror),  dne  Estiichtong 
des  aatretoiden  Fachten  oder  Gnindhcdden  an  den  Teipulitar  ode^GMndhsmi,  auch 


Digitized  by  Google 


SSmngsmnik  —  Via  Flnannriidiseb&fl. 


7 


kt,  waDtdAT  Staat  selbst  ab  ein  Wirthsohaftsganzes  betrachtet 

wird,  eue  Wirthachaftsabtheilang  desselben. 

Dar  Staat  braucht  demnach  zar  AnsfÜhroDg  seiner  Aufgaben 
ab  ProdoetioDawiithschaft  eine  Samme  wirthschaftlicfaer  Guter 
(penünliche  oder  Arbeitsleistungen,  Sachgttter  und  in  der  Geld- 

w&scbaft  Creld),  welche  den  Staatsbedarf  darstellen.  Derjenige 

rbeil  des  letztcova,  welcher  in  Saehgfltern  bez.  in  Qeld  besteht, 
SB  daaüt  Dienste  zu  vergAten  oder  unmittelbar  Staatsleistungen 
henastetten  oder  andere  Sachgttter  zu  erwerben,  ist  durch  die 
Fiaanswirthschaft,  die  hier,  getrennt  vom  Staate  gedacht, 
ab  Verbrauchs-  oder  Ausgabe wirthschaft  fungirt ,  zu  be- 
sebaffea.*^  Dieser  Theil  des  gesammten  Staatsbedarfs  kann 
daher  ^»eciell  Finanzbedarf  genannt  werden.  In  der  Qeld- 
wirthschaft*")  tritt  er  grösstentheils  als  der  Geldbedarf  der 
Fininzwirthschaft  hervor  (§.  68  ff.)  und  erscheint  recbnungsmässig 

ab  Staatsaasgabe.    Zar  Deckung  des  Finanzbedarfs  oder 


mm  adnm  GeUatnüi;  abedut^  veiden  in  Eagjand  »Ueriei  Gddgcbtüirui  mit  dem 
Xcaei  bezeichaet.  Vpl.  Da  Fresne  du  Gange,  Glossar,  mediae  et  infimM 
t»h^^.  B.  T.  finsQcla  und  fiuatio.  —  Spelmann,  Glossar,  aicbaeolc^c.  &  t.  finis 
(Ijiid.         S.  —  Httllmaun,  St&dtewesen,  III,  95.  —  Gneist.  Engl 

Tcf&vangs-  und  Yervaltongsredit,  I,  36.  —  Mehrere  Schrifisteller  hielten  den  Stamm 
da  Weites  Finanz  für  germaniscli;  sie  deuten  entveder  atif  das  englische  fine,  Geld- 
rinfe,  Pmüegieataie  Q.  dgL  (z-  B-  GenoTesi,  Grunds,  der  bargerL  Oek.,  I,  35S}, 
v«IefaM  aber  nach  Speimann  a.  a.  0.  nicht  vor  der  normannischen Erobomng  ror- 
ka  und  nach  dem  Obigen  mit  finis  zusammenhängt.  —  oder  auf  f  i  n  d  e  n ,  scbved. 
Iva.  velcbes  durch  den  MittelbegtUT  ron  erfinderisch  auf  räolceroll  führt,  wie 
4ai  iiUndische  findinn  dorch  inguiiosQS,  calumniosos.  erklärt  vird,  Haldorson,  Lex. 
MaL  ed.  Raak,  l,  213  (Havn.  1813),  —  oder  auch  auf  fein.  —  Merkwürdig  ist, 
tm  im  i&  and  17.  Jahrhuiuiert  das  Wort  eine  allgemeinere  und  zwar  schlimme  Be- 
Ammag  liatte,  wml  Tielleicbt  das  fremde  Wort  an  fein  und  erfinderisdi  erinnerte  und 
Se  inatiimes  sdbat  mit  lidm  Bedrückungen  rerbimdeu  sein  mochten,  veshalb  z.  B. 
S^«tt«livs  (Von  der  deutschen  Hauptspracfae.  Braunschweig  I66S,  S.  1316)  Finanz 
%ch  Scliinderei,  Wncher,  eridäit,  und  Sebastian  Brant  (Narrenschiff)  Untreu, 
RBaotz,  Neid  und  Hass  zosammenstellt    Aehnlicb  noch  t.  Seebendorff,  siehe 
R«icher,  Gesch.  d.  Nat-Oekon.,  Mtlncben  1874,  S.  241.   Te^l.  Frisch,  Dentsch- 
bteiiL  Wfirterb.,  S.  26T,  Scherz,  Glossar,  germ.  med.  aeri,  ed.  Oberlin,  I,  392. 
Ctnpe.  'Wörtertmcfa,  8.  321.    In  Frankreich  bezeichnete  schon  damals  Gnance  eine 
SeldKUBme,  oder  insbesondere  die  Staatseinnahme  (Nos  adversaires  ont  pen  de  finance, 
am  ik  la  minagent  bien.  sprach  £anzler  de  l'Hospital  1566),  les  finances  aber 
4i  ganze  Staatsrermögen  nnd  den  Zustand  der  Begierungswirthschaft.    Der  Einfloss 
mnzj^aiächea  Sprache  verdAngte  ans  der  deutschen  jenen  schlimmen  Wortsinn 
rm  Rmuu  g&nzlich.  —  Der  spanische  Aosdnick  hacienda  m  Finanz  stammt  TieUeicht 
its  denn  AntHSchen  chasSna,  Schatzkammer!    Auch  im  Busdschen  heisst  kasna  die 
Cme,  kaanatsclid  der  Schatzmeister.    Vletteldit  ist  dies  Wort  durch  die  tatarische 
HendaA  eingednuigen.    Doch  wird  in  der  rassischen  Sprache  Finanzwesen  dnrch 
ftmdnsdreimiddochodui,  herrschaftliche  Einnahmen,  ausgedruckt"  (Bau,  Änm.  zn§.  1). 
Veber  die  Ausdehnung  des  B^tÜBi  „nirthschafiliche  Guter"  auf  die  peisOn- 
Dienste,  abweichend  ron  Bau,  s.  Wagner,  Lehrbuch  L,  g.  16—20. 
»)  S.  ebendas.  §.  69.  180. 

S.  ebendas.  §■  114,  Gddwfiflisdutft  ab  Form  der  Taaschvirthscjmft. 
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znr  Bestreitung  der  Staatsansgabe  muss  die  'FmanswiithBohaft  so- 
dann als  Erwerbs-  oder  £innahmewü*tbBchaft  fnngirra.  Ihr 
Erwerb  kommt  reohnnngsmässig  als  Staatseinnahme  znm  Vor- 
schein. Die  Doppelfbnction  der  Verbrauchs-  und  ErwerbBwirtfaBebaft 
bildet  den  Inhalt  der  Finanzwirthschaft. 

Ihr  eigenthttmliohes  Gepräge  als  Wirthsohaftsart  erlangt  die 
Finanzwirthscbait  dadurch,  dass  sie  die  Wirüisehaft  ist,  darch 
welche  der  Staat  die  ihm  zn  seiner  Function  als  höchster 
Form  der  Zwangsgemeinwirthschaften  erforderlichen 
Saohgflter  erwirbt  und  zur  Verwendung-  bringt  Der 
specifische  Gharacter  der  beiden  Äbtheilnngen  der  Finanzwirthschaft, 
der  Verbrauchs-  und  der  Einnahmewirthschaftlichen ,  er^^ebt  sich 
aus  dieser  Sachlage  mit  Nothwendigkeit  Dies  ist  von  Tomherein 
fltr  die  Auffassung  der  wissenschaftlichen  Lehre  von  der  Finanz- 
wirthschaft  zn  beachten. 

V.  ~  §.  6.  Die  Wissenschaft  von  der  Finanzwirtbscbaft  ist 
die  Finanzwissenschaft  Dieselbe  lässt  sich  —  vorläufig;  Uber 
eine  Erweitemng  s.  u.  §.  13  —  mit  Rtlcksicht  auf  die  ökonomische 
Natur  der  Finanzwirthschafl  definiren  als  die  Wissensehaft  von  der 
Wirthschafl,  welche  der  Staat  zur  Beschaffung  und  Verwendm^ 
der  ihm  zu  seiner  Function  als  höchster  Form  der  Zwangsgemein- 
wirthschaften (oder  als  „Gesammtwirthschaft'O  erforderlichen  Sach- 
gflter  (insbesondere  Gelds)  ftthrL  Der  fHlher  fOr  die  Finsnzwissen- 
schaft  in  Deutschland  nicht  selten  gebranchte  Name  Kameral- 
wissenschaft  (im  engeren  Sinne)  ist  jetzt  abgekommen.  Er 
erklärte  sich  gesohichtlich  daraus,  dass  man  nrsprtlnglich  unter 
Kammersachen  oder  Kammergeschäften  gerade  das  Finanzwesen 
verstand,  nnd  erst  nach  Errichtong  der  Kammercollegien  auch 
andere,  nicht  finanzielle  Geschäfte,  die  sog.  Polizei,  hinzukamen. 

")  Jn  üeberebiatimniang  mit  Bau,  velclier  sagt,  es  sei  dem  Sprechgebraache 
dnrdiaiu  ZQTider,  auch  die  Beschaffimg  peisJ^oIicher  Leistongea  ohne  Tennittelitiig 
sachlicher  Gflter,  z.  B.  das  CooscriptioiisweseD,  in  die  Finanzrirthschaft  zo  rechnen, 
(rergl.  dagegen  Behr,  Wirtbscb.  des  Staates,  S.  190),  halte  ich  daher  an  der  Be- 
schränlniDg  der  Finanzwirthechafl  auf  die  Beschaäting  nad  Venreadoog  7on  Sachglltern 
oder  Geld  fest   Mein  Znsatz  zu  §.  5  Anm.  a  in  der  6.  Aosg.  ist  danach  za  berichtigen. 

*^  Raa,  Ceber  die  KamenJwiss.  S.  8.  Der  ältere  Name  z.  B.  bei  Dithmar, 
Einleitung  in  die  Ökonom.,  Polizei-,  und  Eameralviasenschaften,  6.  Aofl.  r.Schreber. 
S.  19.  (f^ankf.  1769.)  Eine  noch  engere  Bedeutung  von  Eameralwissenachaft  ist  jetzt 
fast  reigessen.  Man  onterschied  ehemals  in  dem  heatigea  Umfonge  der  FiiiMz- 
wissraichafit  zwei  Tfaeile,  nkmlich  1)  die  KameralwiaBensc^A,  irddie  TOD  den  gmz 
in  der  YettOgang  der  Fuxsten  stehenden  QoeUen  der  Staatsemnahme,  d.  i.  den  Domänen 
and  Begalien  handelte,  2)  die  eigentliche  Finanzwissenschaft,  deren  Gegenstand  die  der 
hudst&ndischen  Mltvirknng  unterworfenen  Alchen  der  Bürger  waren,  siehe  z.  B. 
Fischer,  Lehrbenilf  o.  Dm&ng  der  tenlschan  Staatswissensch.,  S.  2U  (Halle.  178S). 
RSssig,  Lehrb.  a.  Fmaazwiss.  g.  6  (Rn). 
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Die  flnanzwiBseiiBchaft  wnrde  bisweilen  anch  mit  dem  Nameii 
Staatswirthschaftfllehre  belegt,  was  aber  bei  der  Vieldentig- 
keh  dieses  Wortes,  welches  mitunter  auch  die  ganze  Politische 
OekoDomie  bezeiehnet,  besser  vermieden  wird.*^)  Die  Finanz- 
Tinensehaft  igt  ein  Theil  der  Politisehen  Oekonomie. 

2.  Abschnitt 

Gharactertaimif  der  Flnaazwirtluchaft  als  WlrOsdiafilinrt 

§.  7.  Ihren  specifiscfaen  Character  erlangt  die  Finanzwirth- 
sehaft,  wie  schon  am  Scblnss  des  §.  5  bervorgehoben  wnrde,  da- 
toeh,  dass  sie  fflr  die  Zwecke  des  Staats  ftangirt  Im 
ßnzehien  tritt  ihr  Wesen  und  ihre  Eigenthfimlichkeit,  ihre  Äehn- 
fiehkeit  mit  anderen  ^^bschaften  nnd  ihre  Verschiedenheit  von 
desselben  in  folgenden  einzehien  Pnncten  herror:') 

i  Ke  Finanzwirthschaft  ist  eine  Einzelwirthschaft,  welche 

ies  Staat  nnd  das  diesen  in  der  Verwaltung  vertretende  Organ, 

ASegiernng,  znm  Wirthschaftssnbject  hat. 

i)  Als  Einzelwirthschaft  ist  sie  in  vielen  Pnncten  anderen 
Gszdirirtbsctiaflen  wesentlich  gleichartig,  so  namentlich  auf 
denjenigen  Gebieten,  wo  sie  nach  den  Grundsätzen  des  privat- 
virthsebaftlichen  Systems  Güter,  insbesondere  SachgQter, 
Ar  den  freien  Verkauf  auf  dem  Markte  producift.  Soweit  diese 
ffloduurtigkeii  besteht,  ist  anch  die  Lehre  von  der  FinanzwiHh- 
idiaft  in  der  Einzelwirthschaftslehie  oder  der  PrivatSkonomik  ent- 
Uten.   Sie  gehört  daher  streng  genommen  im  Ganzen  wie  in 


*^  S.  o.  AniB.  IS. 

*)  S.  v.  §.  12  C  TL  Ran.  ToIkswiTtliscli.-Lehre  in  den  froheren  Anflaj^^  bU 
Tsd.  §.  15.  Ich  halte  in  diesem  Puncto  an  Baa's  SystematilE  fest,  wenn  «ich 
■it  fltvM  abveichrader  Motirining:.  S.  die  Vorrede  za  Band  I.  der  Nenbearbeiton^. 
^  iVL  n.  das  Kap.  6  der  Grandlegnog  in  dem  späteren  Bande  IL  meiner  AU^m. 
TobwirthscbaflBlehTe.  Geber  Stein's  abweichende  Anffassnng  der  FinanzwisseDSchaft 
t.  o.  Anm.  15.  Meine  jetzige  Begrifisbestimmong  weicht  von  der  Ban's  (Pin.  I., 
$■  S.  auch  noch  in  .meiner  6.  Aofl.)  ab.  Ran  sagte  hier:  ,J>ie  Fioanzwissenscbaft  sei 
du  Vmeaachafl  von  der  besten  Einiichtnng  der  Begiemngswirthschaft  oder  ron  der 
keaten  Be&iedignngsweise  der  StsatsbedOrfnisse  dorch  sachliche  Guter."  Dies  wQTde 
■efaraof  Äe  Finanzpolitik  als  die  Finanzwissenschaft  passen,  welche  letztere 
doch  ni^eich  inuner  den  Character  einer  Beobachtangawissenschaft  hat  Richtig  hat 
•bhflr  gegen  meine  Beibehaltung  der  älteren  Ran*9chen  Definition  nnd  gegen  einen 
l^derqvnch  der  letzteren  mit  spUeren  Ansfühmogen  schon  in  meiner  Bearbeitung 
4er  6.  Aofiage  (§.  65  ff.)  Hack  Einwendongen  erhoben,  s.  dess.  Becension  d.  6.  Aufl. 
B  i.  Tftb.  Ztsehr.  XXTIII.  (1872)  S.  434. 

^        in  den  Gröberen  Anfli^n  (incl.  6.)  §,  7—10.  Wagner.  L^rb.  d.  Volks- 
«vtaflhRlmftrie^re  I.,  g.  49  ff.  Laspeyres,  Art.  Staatswirthscfaaft  in  BlnntBchll's 
od  Brater's  StaatnwOrterbnch  X.,  71  ff. 
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ihren  einselnen  Theileni  der  Domftnen-j  Forst-  und  E&Benbabn- 

lehre  n.  s.  w.,  nnr  insoweit  in  die  Finanz  Wissenschaft,  als  der 
Umstand,  dass  der  Staat  das  einzelwirthschaftliche  Sabject  ist, 
EigenthUmlichkeitQn  des  Wirtbschaftens,  z.  B.  bei  der  eignen  Ver> 
waltnng  der  FeldgQter,  Forsten,  Bergwerke,  bedingt.^) 

2)  Die  Regierang,  vollends  die  der  parlamentarischen  Finanz- 
controle  des  Verfassangsstaats  unterstehende  Begiernng,  ist  als 
leitendes  und  verwaltendes  Organ  der  Finanzwirthschaft  der  Natur 
der  Sache  nach  eine  complere  Grösse.  Sie  selbst,  als  ein- 
heitliches Ganzes,  daher  auch  ihrWille  mnss erst  künstlich 
gebildet  werden.  Dieser  Wille  kommt  nur  dar6h  einen  Organis- 
mus von  Behörden  und  einzelnen  Peisonen  zur  AusflUhiung.  DieFinanz- 


*)  Dies  l»t  z.  B.  r.  Hock  in  s.  OffentL  Al^isben  und  SclmldeD,  Stnttg:  1663, 
S.  1  herro^hoben.  Aelmlich  betont  es,  wem  aucb  in  anderen  Ausdrucken,  docb 
dem  Sinne  nacb  L.  r.  Stein  in  s.  Finanzvisscnsch.,  bes.  in  d.  Absdm.  t.  TiithächaftL 

Einkommen  des  Staates  (S.  Ausg.,  S.  173  fd).  Im  Prlncip  guz  lichtig.  Wenn  in- 
dessen an  dieser  Scheidaog  der  privatpkonomischen  und  finanzvirthscliafllichen  Seite 
der  Fragen  in  der  Literatur  der  Pinanzwissenscliaft  nicht  geaan  festgehalten,  sondern 
aacb  die  erstere  in  grßsserem  Umfange  mit  in  die  ErSrtenmg  gezogen  wird,  so  hat 
dies  in  Deutschland  geschichtliche,  practische  and  theoretische  tirUnde. 
Erstens,  Teil  in  den  dentschen  Territorialstaaten  das  Dom&nenvesen  bistin  die  Nenzeit 
hinein  den  Hanpttheil  des  Finanzwesens  bildete  und  die  practischen  Eameralisten.  in 
der  Verwaltung  die  privatökonomische,  technische,  volkswicthschaftliche  und  die 
eigentlich  finanzvirthscbafUiche  Seite  gleichzeitig  behandeln  mosst^  Theoretische 
GrOnde,  wejl  sich  mit  unter  dem  Xinfloss  ^eser  Praxis  die  denlscbe  Finuzwfsaen- 
scbaft  in  der  Form  der  Kamenlwissensdiaft  and  dann  ans  dieser  heraus  entwickelt 
hat  (g.  n.  g.  23).  Dieser  Drsprong  iat  auch  in  dem  Werite  von  Raa  noch  deutlich 
eikennbnr.  In  Baa's  Finanzwissensdiait  werden  daher  die  privatwirthschaftUchen 
Einkommenzweige  and  die  Regalien  noch  sehr  eingehend  behandelt,  während  riele 
der  betreffenden  Erörterungen  theils  Überhaupt  nicht  in  die  Politische,  sondern  in  die 
Privatökonomik,  theils  wenigstens  nicht  oder  nicht  rollständig  in  die  Finanzwisseasehaft, 
sondern  in  die  VolkswirthscbaftspoUtik  and  in  die  Wirthschaftliche  Verwaltnngslebre 
geboren.  Trotzdem  lässt  sich  indessen  auch  für  die  Gegenwart  noch  diese  Behand- 
luDgsweiso  Baa's  aus  Gründen  practischer  Zweckmässigkeit  rechtfertigen  Qnd  wird 
wenigstens  einstweilen  auch  in  dieser  Bearbeitung  der  Finanzwiseenschaft  noch  beibe- 
halten. Denn  bei  dem  engen  inneren  Znsammenhuige  lassen  sich  die  politisch- 
ökonomiscben  und  prirat-Okonomischen,  sowie  die  finanzwissensohaftlichen  and  Tolks- 
wirthscbKflspolitischen  Gesichtsponcte  bei  der  Erörtemng  do^  niemals  roUstindir 
trennen.  Aach  fehlt  es  in  der  neueren  Literatur  an  priratDlmnomiscben  Schriften  auf 
dem  jetzigen  Standpunkte  der  Wissenschaft,  auf  welche  man  Tcrweisen  könnte. 
Spfttar,  wenn  die  Neubearbeitung  des  Lehrbuchs  der  Politischen  Oekonomie  bis  zu 
der  speciellen  und  practischen  Volkswirthschaftslehre  rorgescbritten  sein  irird 
(B.  3  a.  4  des  Werkes),  soll  wenigstens  theilweise  eine  HerUbernahme  einiger  Mar- 
terien,  welche  jetzt  in  der  Finanzwissenscbaft  einen  etwas  za  grossen  Raum  ein- 
nehmen, in  die  Bände  4  und  bes.  3  erfolgen  (z.  B.  was  die  Etsenbahnlehre  anlangt). 
L.  Stein  Übersieht  in  seiner  fluchtigen  Weise  bei  seiner  mehrfochen  Polemik  gegen 
meine  Behandlang  der  priratwirthschaflUcben  Zweige  in  der  3.  Aasgabe  der  Füuuu- 
wissenschaft,  dass  ich  bierin  absichtlich  Sau  noch  folgte  und  die  Aufnahme 
der  Eisenbahnlebre  in  die  Finanzwiseenschaft  nnr  eine  Conaeqnenz  dieser 
Kaa'scben  Behandlnngsweise  war.  Die  Bedenken  hieigegen  rem  Stand- 
pancte  strenger  Systematik  habe  Uäi  schon  damals  selbst  tasgesproclieii,  a. 
Vorwort  zur  6.  Aufl.  d.  L  E.  S.  IX.  < 
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wHthsefaaft  ähnelt  daher  allen  solchen  Einzelwirthschaften,  deren 
Idtoides  ind  venraltendes  Bechts-  und  Wirthschaftssabject  auch 

ose  jaristisehe  Person  und  mitbin  ähnlich  beschaffen  ist,  wie 
Iwi  anderen  Gemeinwirtbsebailen  und  solchen  Privatwirthsehaftenf 
«tlAe  in  Form  von  Vereinen,  ErwerbagesellBchaften,  besonders 
Aetfcngesellschaften,  betrieben  werden.  Kamentlioh  die  Äehn- 
lieAkeit  xwisehen  dem  finanzwirthsehdftliohen  Be- 
trieb des  Staats  nnd  dem  Actiengesellsohafts-Betrieb 
iit  TOD  wratreichender  Bedeutung  in  der  Frage  von  der  Äb- 
greniang  des  dorch  den  Staat  vertretenen  gemeinwirthschaft* 
Beheo  und  des  durch  die  Actiengesellscbaft  vertretenen  priratwirth- 
sehsfUiehen  Systems,  indem  in  vielen  Fragen,  z.  B.  in  der  Fr<age 
„Steata-  oder  Privatbahn?",  die  Üblichen  Oründe  ftlr  das  letztge- 
aauite  System  nnd  gegen  Staatsbetrieb  schon  deswegen  nicht 
wAum  wiegen,  weil  die  hier  aüein  in  Betracht  kommende  Privat* 
wix&Khaft,  die  Äctiengesellschait ,  an  denselben  Mängeln  wie  die 
Wuthadoft  des  Staates  leidet.  Selbst  grosse  Individnalwirth- 
sdsfteB,  a.  B.  eines  grossen  Grundbesitzers,  haben  wegen  der 
Vennekeltheit  der  Verwaltung  noch  einige  Aehnlichkeit  mit  der 
Fiujuwirthaehaft,  was  bei  der  Frage  nach  der  finanziellen 
Zveeknissigkdt  des  Staats-Gmndeigeathums  zu  beachten  ist.  In 
allca  dieson  Fällen  bandelt  es  sich  zwischen  der  Finanzwirthsohaft 
oid  anderen  (Prodncttons-)  Wirthscfaaften  daher  nicht  um  spe- 
ci^ische  (qualitative),  sondern  nur  um  gradweise  (quan- 
titative) Unterschiede.  Nur  bei  dem  Vergleich  zwischen  der 
Fiianzwirthsobaft  nnd  der  gewöhnlichen  Individnal-  (Pro- 
üction»-)  Wirthschaft  verhält  sich  dies  anders:  nur  hier,  nicht 
ilJ^emein,  kann  man  wenigstens  häufig,  z.  B.  beim  Betrieb  des 
Ackerbaues,  der  Fabrikation,  des  Handels  unter  Mitwirkung  des 
m  folgenden  §.  besprochenen  Umstands  von  einem  f,natar- 
liehen"  Vorzog  der  privaten  Einzelwirthschaft  vor  der  Finanz- 
wiiäuehaft  sprechen,  ein  Satz,  welcher  in  practiscfaen  volkswirth- 
•ehafilichen  nnd  finanziellen  Fragen  im  Uebrigen  viel  zu  sehr 
vfnOgeineinert  und  daher  missbräaohlieh,  unter  falschem  Hinweis 
srf  die  „ErfahruDg",  angewendet  worden  ist') 

^  £■  ist  gtit,  dies  schon  hier  zu  betoneQ.  Die  weitet«  AoiifUhruDg  fol^  Id  der 
^iwinBm  Lehre  rom  Priratcnrerb.  fliazetae  wichtige  Fragen,  z.  B.  die  £isenbahn- 
ta^  üd  duch  die  falsche  SteUang  des  Gegensatzes  oft  von  romherein  schief  tnf- 
gftmi  vKden.  Der  im  Text  heirorgehobeDe  Irrtham  hängt  Übrigens  eng  mit  der 
ifMätigea  Keoction  de*  Smithianiamiis  and  seiner  Theorie  der  freien  Concorrenz  gegen 
^^Mftdiitigkeit  md  mit  der  gleich  einseitigea  optimistischen  Beartheiliuig  der  Th&tig- 
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II.  ~  §.  8.  Wie  im  Staat  Uberhanpt,  so  besteht  anch  in  der 
Finanzwirthsohaft  das  Arbeitspersonal  ans  einem  zahlreiohen 
und  complicirten  Apparate  in  der  Regel  nicht  selbst  direct 
ökonomisch  am  Ansfall  der  Arbeit  oder  an  der  Menge  nnd  Güte 
des  Arbeitsproducts  interessirter  Beamten.  Aneh  in  diesn  Be- 
ziehung giebt  es  zwischen  der  Finanzwirthschaft  nnd  verschiedenen 
Arten  anderer  Einzelwirthschafton  Aehnlichkeiten  nnd  Verschieden- 
heiten, welche  von  der  Finanzwissenschaft  nnd  Finanzpraxis  zn 
beachten  sind. 

1)  Die  Finanzwirthschaft  leidet  nnvermeidlicb  gegenüber  dem 
Selbstbetrieb  des  Privaten  an  den  Nacbtfaeüen  aller  Wirthsehaften, 
welche  mit  einem  solchen  Beamtenapparat  arbeiten  mttssen.  Sie 
steht  daher  wiedemm  anderen  Gemeinwirthschaften  und  nnter  den 
Erwerbsgesellschaften  besonders  der  Actiengesellscbaft  in  dieser 
Beziehung  ziemlich  gleich,  „Die  Trennnng  mehrerer  Zweige  des 
Finanzdienstes  wird  nothwendig,  wodnrch  die  oberste  Leitnng  be- 
trächtlich erschwert  wird.  Der  Vorstand  des  ganzen  Finanzwesens 
kann  nur  dnrch  verschiedene  Mittelglieder  die  Aasftthmng  der  Be- 
schlüsse bewirken,  die  Geschäftsftlhmng  der  nnteren  Beamten  nicht 
an  Ort  nnd  Stelle  beobachten,  sondern  dieselbe  fast  nnr  ans  sohrül- 
lichen  Berichten  kennen  lernen  nnd  vermittelst  schriHlioher  Befehle 
leiten.  Die  hieraus  hervorgehende  Umständlichkeit  nnd  Schwer- 
fälligkeit im  Staatshaushalte  hat  die  Folge,  dass  hier  Manches  nach 
anderen  Regeln  eingerichtet  werden  mnss,  als  in  der  Privatwirth- 
sohaft"  (Ran,  §.  3).  Es  ergiebt  sich  daraus  aber  auch  vielfach 
fast  mit  Nothwendigkeit  eine  geringere  Wirthschaftliehkeit 
des  Betriebs  nnd  namentlich  in  der  Gegenwart  in  den  gewöhn- 
lichen Erwerbsgescbäften  (der  Landwirtbschaft,  Fabrication,  des 
Handels)  eine  natürliche  wlrthschaftllche  Ueberlegen- 
heit  des  einfachen  Prlvat-Geschäftsbetriebs  gegenüber 
dem  Staatsbetrieb  mit  nicht  selbst  interessirten  und  noch  durch 
gleichwohl  nnvermeidlicb e  Controlen  gebundenen  Beamten.  Dies 
gilt  um  so  mehr,  je  weniger  nach  der  Natur  des  Creschäfts  eine 
eigene  Betheilignng  der  Bediensteten  am  Gescbäftserfolg  wegen 
des  im  folgenden  §.  9  angegebenen  Grundes  tiberhanpt  eingerichtet 

keit  der  vom  Selbstintetesse  geleiteten  PrivatvirtliBcliaften  msammen.  Vgl.  Wagner» 
Lehrbuch  I,  §.  129,  134  ff.  o.  Vorbemerk.  zu  Kap.  3,  S.  156  ff.,  4,  S.  241  ff.  jl  5, 
S.  291  ff.  Unter  den  Finanzschriftstellem  begegnet  die  eiAseitige  Parteinahme  gegeD 
di«  priTatwirthschaftliclien  Gebiete  des  FinaDzwesens  aas  d«m  Oninde  einen  ohne 
Weiteres  angenommenen,  rermeintlichen  pTindpiellea  Infeiioritit  des  Staates  noch  am 
Hellten  bei  Pfeiffer,  Staatseinnahmen,  früher  anch  bei  Max  Wirth. 
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werden  kann  oder  wegen  der  Würde  des  Dienstverhältnisses  werden 
darf,  also  bei  der  grossen  Mehrsahl  der  eigentlichen  Staats- 
tbatigkeiten.*) 

Man  kann  hieraus  in  der  entwickelten  Volkswirthachaft  wohl 
&  Begd  abldten,  dass  die  ,,StaatBindn8trie"  besser  veiv 
■ieden  wird,  soweit  das  Moment  der  privatwirthschaft- 
liehen  Rentabilität  entscheidet  Mit  letxterem  Satze  wird 
dann  zogleieb  die  oft  vergessene  Schranke  dieser  Regel  ge- 
zogen: in  vielen  Fällen,  z.  B.  in  der  Forstwirthschaft,  beim 
Eisenbahnwesen,  entscheidet  dies  Moment  nicht  allein. 
Femer  gilt  die  Regel  anch  in  den  wichtigen  Fällen  nicht,  wo  aus 
lachliehen  (technischen  n.  s.  w.)  Gründen  auch  der  sonstige 
eiudwirthBchaftliche  Betrieb  ähnlich  wie  der  Staatsbetrieb  einge- 
ndbt^  werden  und  namentlich  in  gleicher  Weise  mit  einem  com- 
ffidrtai  Beamtenapparate  arbeiten  mtlsste.  Der  Staat  steht  daher 
andi  ans  diesem  Grunde  bei  dem  Indostriebetrieb  ebensowenig  wie 
«Bi  dem  iok  vorigen  §.  7  angegebenen  Grunde  principiell  gegen  die 
AetieageselUefaaft  surttck,  was  wiedenun  z.  B.  fttr  die  Eisen- 
baha&ä^  zu  beachten  ist. 

2)  Dem  Staate  kommt  auch  in  der  Finanzwirthschaft  im  Ver- 
gleieli  mit  deiyentgen  anderen  Einselwirthschaften,  besonders  den 
Privatwirtiischaften,  welche  gleichfalls  mit  einem  solchen  Beamten- 
spparate  ihre  Geschäfte  besorgen  müssen,  zweierlei  za  Gute,  was 
seOnt  in  Ökonomischer  und  speciell  in  finanzieller  Hinsicht  wichtig 
ist:  CT  kann  seine  Beamten  noch  anders  bezahlen  und  anders 
stellen  als  jede  andere,  vollends  jede  Privatwirthschaft.  Ersteres, 
indem  er   äussere  Ehrenvortheile  vergiebt  (Rang,  Titel, 
Stdlnng,  Orden  u.  s.  w.).  Letzteres,  indem  er,  wenigstes  bis 
jetzt,  etwa  von  der  Gemeinde  abgesehen,  fast  allein,  der  Staats- 
dienerschaft als  Ärbcitecgattnng  in  der  Organisation  des 
Staatsdienstes  eine  gesichertere  und  darin  dem  einzelnen  tüch- 
tigen Beamten  durch  die  Aussicht  auf  Vorrttcken  (Ävan- 
eementsystem )    eine    allmälig    auskömmlichere  und 
wichtigere  Stellung  bietet.  Der  Staat  rerfttgt  Dank  diesem 

^  AbscbaSiiiig  des  eig^enen  Sportelbezngs  der  Richter  im  Dienstinteresse;  roa 
imaeriiiji  nicht  onbestreitbarem  Warthe  ist  der  Sdiol^d-.and  Honorarbezag;  der 
Lehrer  (auch  an  dem  DnirersitäteD). — Selbst  bei  Geschäften  der  materiell  irirtlkschafülchen 
Sphlre  hat  man.  im  Gegensatz  za  der  Privatirirtlischaft,  die  an  sich  m&e:liche  Be- 
ihähgtuig  der  Barnten  am  Gewinn  des  UntemebmeDS  grundsltzlich  im  Dienstinterease 
«Bs^eachltWiea,  z.  B.  bei  der  Preass.  Bank,  der  jetzigen  Beichsbauk ,  hinsichtlich  des 
iäteadea  und  Tcnraltenden  Beamtenpersonals,  das  gar  keine  Baakactien  besitzen  darf. 
Vgl.  B.  B.  I,  K»p.  2,  Absch.  2.  §.  71  ff. 
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System  doch  häufig  Uber  ein  besonder«  tltchtigeB  und  bei  gleioher 
'  Lohnzablang  über  ein  tüchtigeres  Arbeitspeisonal  als  jede  andere 

Wirthscbaft.») 

III.  —  §.  9.  Die  Finanzwirthschaft  beschafft  Sacfag&ter 
(Geld),  mit  welchen  der  Staat  zur  £rfttliimg  seiner  ihm  als 
Zwangsgemeinschaft  obliegenden  Änfgaben  Tornemlich  imma- 
terielle Guter  („öffentliche  Einrichtungen",  Dienstl^tnngen)  her- 
stellt Fasst  man  den  Staat  und  die  Finanz  wirthsohaft  als  Ein 
Wirthschaftsganzes  auf,  so  erfolgt  also  hauptsächlich  ein  Um- 
setzuugsprocess  von  materiellen  in  immaterielle  Güter. ^) 

1)  Wegen  der  Unentbehrlichkeit  der  letzteren  fttr  das  ganze 
Tolkswirthschaftliche  Lehen  und  fUr  alle  priratwirthschaftlichen 
Thätigkeiteo  der  Einzelnen  mtlssen  diese  Staatsleistnngen  und  muss 
der  Staat  nnd  daher  auch  die  Finanzwirthschaft  —  und  zwar 
letztere  gerade  in  ihrer  Terbraucfaswirthschaftlichen  Abtbeilnng 
—  selbst  fttr  eminent  prodnctiv  im  TolkswirthschafUichen  Sinne 
gelten. 

S)  Aber  schwierig  ist  sogar  die  technische  und  vollends  die 
ökonomische  Prodnctivität  der  einzelnen  Staatsthätigkeit  ZQ 
beortheilen. Denn  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  sind  schon 
nach  der  Natur  der  staatlichen  Gemeinwirthschaft,  z.  B,  ))ei  den 
Leistungen  auf  dem  Hauptgebiete  der  Staatsthätigkeit ,  dem  der 
Rechtsordnung  und  des  Rechtsschutzes  (Militärwesen!),  die  einzelnen 
Leistungen  des  Staates  speciell  nnverkäuflich.  Es  waltet 
im  Staate  noch  mehr  als  in  jeder  anderen  Gemeinwirthschaft,  die 
Übrigen  Zwangsgemeinschaften,  auch  die  Gemeinde^  eingeschlossen, 
das  Princip  der  generellen  Entgeltliehkeit  ob.  Ein  gemeiU' 
wirthschaftlicher  Froductionsprocess  findet  statt,  dessen  Kosten  nicht 
nach  dem  gewöhnlichen  priratwirthschaiUichen  Princip  von  specieller 
Leistung  und  Gegenleistung,  sondern  nach  einer  einseitig  vom 
Staate  bestimmten  Weise  gedeckt  werden.^)  Selbst  in  der  geringen 
Zahl  von  Fällen,  wo  der  Staat  (und  ähnlich  die  anderen  räum- 
lichen Zwangsgemeinwirthschaften ,  wie  besonders  die  Gemeinde] 

^  Yg'l.  DDten  Uber  den  Staatsdienst  a.  das  Besoldnngsveaen,  §.  71  ff.  lateressaDtt 
Vergleiche  zwischen  der  Anziehungskraft  des  Staates  nnd  der  PriFatwirtbaohafter 
(Actiengeaellscbaj't)  ab  Arbeitgeber  liessen  sich  in  Deutschland  in  der  vichtigai 
Wirthschaftsperiode  seit  1871  anstetlea  und  schliesslich  doch  zu  Gunsten  des  Stute 

*>)  Vgl.  Q.  A.  Laspeyres,  StaatswOrterb.  X.  72  S.,  80  ff. 

*)  Es  ist  hier  anznknapfen  aa  die  Ghaiacteristik  des  gemeinwirtbschaAlichei 
gegenttber  dem  priratwirthschaftL  System  io  der  TolkiwirthscIufL  S.  bes.  Waffuer 
Lehrbuch  I.  §.  116a,  151,  158,  161  ff.  * 

")  S.  bes.  Vsgner,  Lelub.  I,  §.  116».  Daiu  anfen  §.  144. 
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ätk  den  einsselBon  Dienst  vom  GreoiesBenden  specieU  TorgUten 
lusea,  in  der  Boges.  Oebfffar,  wird  die  Hohe  dieser  Gebnhr  iiioht, 
wie  bei  uderen  Preisen,  durch  die  Marktconcorrenz,  sondern  ein- 
stig Tom  Staate  festgest^t  and  regelmässig  nieht.  blos  nach  dem 
priratwirthschj^chen  Gesichtspancte  der  Eostendecknng. 

'S)  Die  Folge  hierron  ist  dann,  dass  die  Finanzwirtb- 
sefaaft  nieht  wie  die  PriratwirthBcbaft  ron  selbst  im 
besahlten  Absatx  ihrer  Leistungen  ihr  rorgeschossenes 
Kapital  und  damit  die  Mittel  stur  Fortsetzung  ihrer 
Prodnction  immer  von  Neaem  ersetzt  erhält,  sondern  zn 
diesem  Zwecke  eine  eigene  Erwerbsart  der  Einkünfte,  die 
BesteoeriDg,  bedarf. 

-4)  Darans  ergiebt  sich  aber  auch,  dass  der  gewöhnliche 
Ilaassstab  des  priTatwirtbsohaftlichen  Systems  znr  Beartfaeilang 
dar  teebnisehen,  der  privat-  nnd  Bchliesslicfa  der  rolkswirthscbaft- 
l&ehcD  ProductiTität,  nemlich  der  —  freilich  oft  trtlgerische  — 
Uaasntab  dauernder  lohnender  Rentabilität  in  der  Finanz- 
wiiflMhaft  fehlt,  mit  ihm  aber  auch  die  wirksame  Gontrole 
Ar  dk  Prodaction  tlberhanpt  und  fär  die  Dnrchftlfanuig  des  Princips 
der  Wirthsehamiehkeit 

5)  Und  daraus  entwKkelt  sieh  wieder  die  Kotbwendigkeit  der 
F<ndeniBg  einer  nnabhängigen  Finanzcontrole  dnroh  Volks- 
KiUetimgen ,  nm  einen  Ersate  jenes  fehlenden  Maassstabos  der 
IMnctivität  zn  erlangen  (s.  §.  liy) 

IV.  —  §.  10.  Der  Staat  ist  auf  unbegrenzte  Dauer  be- 
leefanet  Geht  auch  der  einzelne  geschichtliche  Staat  unter,  er  findet 
in  dem  Nachfolger  seinen  Ersatz.  Der  Staat  kann  daher  GescMfte 
(iBgdwn,  welche  anderen  Einzelwirfhsehaften  in  der  Regel  schon 
wefien  ihrer  beschränkten  Lebensdauer  versagt  sind.  Ein  Funct, 
der  n.  A.  für  das  Staatssoholdenwesen  von  Bedeutung  ist:  der 
Staat  allein  kann  nnd  duf  eigenüich  immerwährende  (sogen, 
ewige)  Renten  versprechen.'") 


*)  Ebendu.  §.  160.  163. 

**)  Das  Gesagte  gilt  nicht  allein  gelbstrerBtändlich  von  den  gevaliolichai  Wirth- 
a^ajEtea.  4«ea  BecfatSBobject  ein  einzelner  Mensch  iat,  sondern  auch  von  Vereinen, 
ErvertngeaeilscluAen  n.  s.  w.  Mit  gutem  Grande  haben  selbst  Gesetzgebangen  fUr 
de  Actieagesellsch&fleQ  mitunter  eine  Mazimaldauei  festgesetzt,  Teiche  erst  beim 
AUsBf  dieser  Zeit  rerlingert  Verden  kann.  Auch  die  übrigen  Zvangsgemeinwirtb- 
*^**-f.  aelbst  die  Gemeinden,  stehen  dem  StaiAe  hier  nicht  gleich.  Sind  sie  auch 
lach  gcackichtlichea  Eifahrongen  oft  langlebiger  als  der  historische  Staat,  dem  sie 
t^^Omi,  so  vechselt  ihre  ^betanx'-  (ihre  BeTOlkenuig,  Wohlstand  n.  a.  t.)  noch 
fid  neb;  wu  fttr  Fragen  wie  die  der  ewigen  BentenachoU  in  Betracht  kommt  Das 
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V.  —  §.  11.  Der  letzte  und  weseatlicbBte  Unterschied  zwischen 
der  Finanzwirthschaft  und  anderen  Wirthschaften  liegt  endlich  in 
der  Beetimmung  des  Staats  fllr  das  Volksleben  and  in  der 
sonveränen. Stellung  desselben  im  und  aber  dem  Wirth- 
schaftsleben. 

1)  Inhalt  und  Umfang  der  Staatstbätigkeiten  mttssen 
uoh  nach  den  richtig  erkannten,  dem  Interesse  des  Volks  ge- 
mäss bestimmten  StaatsEwecken  richten.  In  dieser  Beziehong 
steht  aber  der  Staat  und  demgemäss  die  Finanswirthsohafl  ausser- 
halb der  freien  Verkehrsconcurrenz.  Er  vermag  rielmebr 
kraft  seiner  Souveränetät  seine  Aufgaben,  die  Art  der  Erfllllang 
derselben  und  mithin  die  Menge  und  Beschaffenheit  von  Leistungen, 
die  er  der  Bevölkerung  bietet,  freithätig  zu  bestimmen,  ohne  Rttck- 
sieht  auf  die  Begehrtheit  dieser  Leistungen  Seitens  des  Volks.  ^) 

2)  Die  Durchfuhrung  dieser  Aufgaben  wird  dem  Staate  aber 
wegen  der  ihm  zu  Gebote  stehenden  Einkünfte  möglich.  Denn 
er  kann  sich  die  letzteren  im  erforderlichen  Umfange  durch  den 
Zwangserwerb  (s.  o.  §.  3,  4)  beschaffen,  ohne  eine  specielle 
Gegenleistung  zu  bieten.  Dieser  Zwangserwerb,  insbesondere  mittdst 
allgemeiner  Steuern,  ist  die  dem  Staate  als  höchster  Form 
der Zwangsgemeinwirtbschaft  zustehende  eigentlich  organische 
Erwerbsart. 

3)  Dadurch  wird  es  dem  Staate  möglich,  dauernd  auch  nicht 
begehrte  oder  zu  kostspielige  Leistungen  herzustellen,  für  welche 
die  Priratwirthschaft  im  freien  Verkehr  keinen  Absatz  oder  keinen 
vollen  Ersatz  der  Frodnotionskosten  erlangen  würde.  In  dieser 
Gewalt  liegt  eine  offenbare,  durch  die  Geschichte  reichlich  belegte 
Gefahr  des  Missbrauchs,  d.  h.  einer  Anwendung  der  Souveränet&t 
des  Staats  und  speciell  der  Finanzboheit oder -gewalt  —  d.h. 
der  Souveränetät  im  Gebiete  des  Erwerbs — gegen  das  wahre 
Interesse  des  StaiUs  und  seiner  Bevölkerung..  Daher  weist  auch 
die  Finanzwissensehaft  von  ihrem  Standpnncte  darauf  hin,  dass  die 

Bom  der  Küserzeit  von  l'/g — 2  Millioaeu  Bewohnärn  w&r  zur  Zeit  der  Fapstresidenz 
in  Avi^ou  eine  Landstadt  von  weniger  als  17,000  EinvohnerQ  geirordea. ' 

"}  Deber  die  Aoffaesniig  dieses  Vethiltnisses  anter  dem  Geaichtspaocte  der  dorcli 
Zirang  doicligefahrten  Arbeitstheilan;  s.  Wagner,  Lehrbnch,  I,  §.  162. 

Der  roQ  L.  Stein  perho'rresdrte  Aosdruä  „Fioanzhoheif*  lässt  sidi  reclit 
wolil  noch  anfrecht  erhalten,  Finanzw.,  3  Aafi.,  S.  79,  162.  Die  Identificlrong  der  tob 
L.  Stein  Bog.  StaatswirthschaftagewalC  mit  der  Finanzgewalt  (eb.  S.  77  ff.)  ist  freilich 
falitch,  aber  auch  nicht  so  „gewöhnlich",  wie  er  behauptet.  Stein'SsAaseinander- 
»etznngeu  Uber  das  oSisutl.  Becht  der  Staatswiithschaft ,  die  Finiuizgewalt  u.  8.  w., 
sind  im  Wesentlicboi  richtig,  aber  das  Nene  liegt  iaat  um  in  der  Timohriichaft  Tez» 
minolagie,  vi«  ja  nicht  selten  bei  diesem  sonst  so  verdioiten  Autor. 
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Sifftttvag  in  der  Avflbniig  der  Finanzgewalt  einer  Gontrole  be- 
dsf.  Eine  aoklie  liegt  in  einem  der  Kegierang  unabhängig  gegen- 
fibctstehenden  Organ,  daa  die  Interessen  der  Bevölkerung  auch  in 
Kianxsaehai  zn  rertreten  hat,  daher  in  einer  je  nach  der 
pnBtiwfcen  VerDusnngsfonn  der  Staaten  versohieden  organisirten 
feUsTertretnng  (Sttnde^  Parlament  n.  a.  w.,  Stenerbewiltigangs- 
neb  denelben)  ») 

3.  Abschnitt 
Me  Fimuizwlssenscbaft.^) 

$.  12.  Die  Finanzwissenachaft  ist  materiell  oder  nach  ilirem 
Isblte  ein  Theil  der  Politischen  Oekonomie,  formell  ein 
Hieü  der  Staatswissenschaften.- 

L  Die  Finanz-wissenschaft  lehrt  (§.  6),  wie  die  sachlichen 
HiKmittfl  fitr  den  Staat  zu  beschaffen  nnd  zn  verwenden  sind, 
wtUw  ditser  fUr  seine  Function  als  höchste  Form  der  Zwangs- 
^taimmkÜiaebaiSt  oder  als  Ctesammtwirthschaft  des  staatlich  orgar 
Binrta  Volks  bedarf.  Die  Finanzwissenschaft  gehGrt  daher  zur 
Geaeiowirthschafis- ,  specieU  zur  Zwangsgemeinwirthsclutftslehre 
od  setzt  in  allen  ihren  Untersnchnngen,  wo  es  sieh  nicht  am  die 
Bwittelbare  Aofgabe  der  Finanzwirthschaft,  SachgUter  für  den 
ätet  xa  beschaffen  and  zn  verwenden,  handelt,  die  Bekanntschaft 
wä  diewm  wichtigen  Tfaeile  der  Politischen  Oekonomie  vpraos.*) 

£■  gilt  dies  vor  Allem  von  der  Lehre  vom  Finanzbedarf 
liflr  TOD  der  Staatsansgabe.  Dieser  Bedarf  ist  Wirkung  and 
lUus  der  herrschenden  Anffassnng  der  Staatszwecke,  des  gelten- 

Bereichs  der  Staatstlüitigkeit  nnd  des  bestehenden  Verwaltnngs- 
ip/buoaf  d.  h.  des  Organismns  von  Einrichtungen  and  Arbeitskräften, 
not  Hilfe  deren  die  Staatsthätigkeit  dorobgefllhrt  wird.  Die  Anf- 
Siben  des  Staats  als  höchster  Form  der  Zwang^gemeinwirthschaften, 
die  <^ani8che  Verbindung  aller  letzteren  unter  cioander,  daher 
uiaeatlich  des  Staats  mit  der  Gemeinde  und  den  übrigen  Selbst- 


8u  o.  §.  9  n.  dal  Cätit  in.  Anm.  9. 
'i  Oima  Absdnitt  ist  an  die  SteDe  det  §.  11—18  der  frOherea  Ausgaben  (incl 
^  ■■tairtudletea  6.)  getreten.    Die  Dmartwitong  and  Enreiterong  ist  eine  Folge 
MHl  ia  der  ..Gniadlegiing**  rertreteneD  Anf&ssaitg.  iFOr  die  Fragen  der  SyatematUc 
'sLSas,  TaUwirthschaftsl.  bis  ind.  Aufl.  8,  §.  'i,  12  C,  bes.  17,  21  ff.,  Wagner, 
I^kii  I,  Toirede  S.  10  ff.  und  das  Kap.  6  der  Gmndlegtmg  im  spSter  erscheinendea 
1  Bude  der  Aiigem.  Volksvirthschaftdehre ,  woiaaf  ich  hier  einstveilen  rerreisen 
MM.  da  die  geiuraere  B^rOndung  der  Aufiiissung  und  Behaadlang  dotthin  gehört. 
^  S.  bes.  neiiie  „GnuuUegung"  Kap.  3  und  4. 
^  Waf  aer.  rinauwISMBHli.  J.  2 
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TenraUangekOrpero  (rttnmlicheii  ZwangsgcmeinwirduehaAsn*)), 
ferner  ihrer  aller  mit  den  freieo  Gemeinwiithsehafim  (Vereine- 
weseD  n.  b.  w.)*)  znm  gemeinwirthsi^aftlichen  Systein,  die  riehtige 
Combination  des  letzteren  mit  dem  priTatwirthsohaftlichea  «nd  oari- 
tatiren  System  zu  dem  grossen  Onganismiu  derV<^kswirthschaf^^  — 
alie  diese  Momente  bestimmen  den  jeweiligen  Bereioh  deV 
Staatsthätigkeit  und  damit  den  Finanzbedarf.  DteFinanz- 
wissenschaft  moss  dieses  Znsammenhangs  der  aasgabewirihscfaaflr 
liehen  Äbtheiinng  der  Finanzwirtbscbalt  mit  der  ganzen  Organi- 
sation der  Volkswirthschaft  stets  eingedenk  sein  nnd  hat  in  dieser 
Beziehung  als  ein  materieller  Theil  der  Politisohen  Oekonomie  zo 
gelten.  Denn  die  Finanzwirthsch^  des  Staats  frmgirt  hier  als  ein 
hochwichtiges  Glied  in  der  Kette  von  Einzelwirthschaften,  welche 
die  Volkswirthschaft  bilden,*)  diese  anderen  Einzelwirtbdckaften 
beeinflussend  und  tob  ihnen  beeinflnsst,  ihnen  stets  zngleidi  indirect 
Güter  gebend  —  nemlioh  di&  Staatsleistnngen,  fttr  deren  Herstellung 
sie  die  sachlichen  Mittel  beschafft  —  nnd  Gttter  nehmend. 

§.  13.  Aus  dieser  Auffassung  der  Finanzwissenschaft 'ergeben 
sieh  für  die  Behandlung  der  letzteren  zwei  wichtige  For- 
derungen. 

1)  Mehr  und  mehr  nniss  die  Finanzwissenschaft,  welehe  in 
ihrer  hentigen  Gestalt  fast  noch  ausschliessUcb,  der  Definition  des 
§.  6  entsprechend,  die  Lehre  von  der  f^ianzwirthscfaaft  des  Staats 
ist,  sich  zur  Lehre  von  der  Finanzwirthschaft  aller, 
einen  grossen  Organismus  bildenden  Zwangsgemein- 
wirthschaften  im  Staate  erweitern  oder  m.  a.  W.  zu  der 
Lehre  vom  Staatshanshalte  in  Verbindnng  mit  der  Lehre  rem 
Haushalte  der  grossen  räumlichen  SelbstverwaltungskOrper, 
mithin  vor  Allem  vom  Gemeinde-,  Kreis-  und  Provinzial- 
hanshalte.  Denn  der  Staat,  zumal  unser  heutiger  geschichtlicher 
Staat,  der  moderne  enrop&ische  Rechts-  nnd  Cnlturstaat,  ist  zwar 
der  vornehmste  Repräsentant,  die  höchste  Form  derZwangs- 
gemeinwirtfaschaften,  von  welcher  alle  anderen  Arten  derselben  in 
letzter  Linie  ihre  Zwangebefngnisse  ableiten,  aber  er  ist  doch  immer 
nur  eine  dieser  Formen.  Er  hat  in  Gemeinschaft  mit  den  ttbrigen 
die  Aufgabe  zu  erfüllen,  die  nothweadigeit  „Gemeiagttter"  des 


•)  Lehrb.  I,  g.  141,  155. 

Ebendu.  I,  §.  151  ff. 
»)  Eb.  §.  116—120. 
")  Eb.  §.  49. 
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fnHBwiftb8cb«ftUcltmi  Systems  der  Prodnctioii  and  BedUjfnisB- 
UUigiiag  in  der*  Volksvirthsehftft  herzosteUw  and  dement- 
^heod  statt  des  privabrirthsohaftlicbeii  Systems  einzutreten.  Die 
m  der  Fonetion  des  Staate  entepringevde  AtUgabe  der  staatlichen 
FiMirirthsehaft  Utast  siob  deshalb  wisBensobaftlich  nicht  toU- 
ttdig  getrennt  eriMera  von  der  verwandten  Aufgabe  der  Ge- 
■Bode^  des  Kreises,  der  Frovins,  so  wenig  als  diese  Aufgabe  in 
dirhsuB  so  trennen  sind.  Schon  die  bisherige  Finanzwissen- 
adaft  iiat  daher  mit  Beefat  auf  das  Finanzwesen  dieser  Selbst- 
nni»ltug8köi|»er  Bezag  geoonimen.'')  Ueber  das  vorhin  genannte 
2iiel  der  FinaaswisseBschafit  l&ann  aber  kein  Zweifel  sein.  Nament- 
U  diiagt  die  in  der  Praxis  unserer  Gnltorstaaten,  znmal  Deatsoh- 
iMdi,  vor  sich  gehende  grossartige  Organisation  der 
&t\Ut-  aeben  der  Staatsverwaltung  auf  die  erwähnte 
Mtenng  der  Finanawissensohaft  hin,  wie  es  schon  länger  die 
iHtiuhe  politische  und  Verwaltungspraxis  hätte  than  soUen. 
Va»  nseie  pisciplin  in  ihrer  neuesten  Literatur  —  fUr  jetzt 
"Nptes  aneh  noch  in  diesem  Werke  —  dieser  Forderung  gegen- 
^  Boeh  ni^t  vollständig  nach  allen  Seiten  entspricht,  so  liegt 
dcrGfflod  nieht  in  einer  Bestreitang  der  &iehtigkeit  jenes  Ziels 
^  is  fehlender  Erkenatniss  desselben,  sondern  in  äusseren 
^■tttuuen,  niunentlieh  in  dem  Uaogel  an  genügenden  Vorarbeiten 
da»  Finanzwesen  der  Selbstverwaltungsktfiper,  speciell  der 
finaBden.  Fine  grössere  Berflck^obtigang  dieses  Fipanzwesens, 
ih  die  bisherige,  ist  somit  nur  noch  eine  Frage  der  Zeit") 

2  S.  Ran,  FiniuizviBB.  6.  Avag.  g.  33— »5.  meine  C  Aiug.  g.  $8a— 38  t 
*  Die  kflnftige  Fin&nzwjssenschaft  niid  daher  eiaeii  weiteren  R&hmen ,  sls  die 
Pgotiidge  ood  Tollands  als  die  frOhore  omfaisen  mOssea.  Vorgearbeitet  wird  ihr 
^^>Bi  ia  Politisobeii  Oekaaomie  ducb  die  Lekre  Tom  gemeinirirth- 
KitftliclieB  System,  lünaicliUicb  dessen  Jiier  auf  Schiffte  and  auf  meine 
■^»tHdlrgang"  rerwieÄn  wird,  eine  Haoptseite  der  Frage,  welche  bei  L.  Stein  noch 
■  Mir  fehlt;  sodaan  Seitens  der  neneren  Staatswissenschaft,  besonders  dar 
>ueita  Verwaltangslehre  durch  die  Lehre  roa  der  Selbst?erwaltang  in  ihrer 
*V^Kbei  Vecbiodong  mit  der  Staatsrerwaltong ,  bezüglich  deren  auf  Gneist's  be- 
■■Mt  Veike  aber  die  englischo  Selbstrerwaltimg  q.  s.  w.  und  namentlich  aof 
j  J'*''V*  SXVM*  S^tem  aax  Verraltongilebre  und  zum  Theil  aach  bereits  auf 
j**^  Fimnrteeiuchaft,  besonden  die  aeneate  (3.)  Auflage,  zo  renreisen  ist  Stein 
■*>  >■  letn«fai  Vnke  den  Selbstrerwaltnngsköipem  ihre  Stelle  in  der  ron  ihm  sogen. 
^■|>«iithsehaft  (8.  bes.  3.  AuSu  S.  8U)  and  ihrem  Finanzwesen  im  „Oi^aniamas  der 
^unerwattimg"  (eb.  S.  156)  gegeben,  womit  aber  vorläufig  doch  mehr  die 
'"»it  ab  die  Dibterielle  S<dt«  der  Adlige  gelöst  ist,  —  eine  Behandlang  der  Sadie, 
■dd^  lieh  ja  Mob  sonflt  rid&ch  bei  Stein  findet  and  womit  er  sich,  seiner  Neigang 
liolitaog  gemiH,  dann  begnOgt  Vgl.  jetzt  aach  die  sch&ne  AbhandL  r.  Ernst 
4  VernltoAgSEecht,  in  d.  3.  Aosg.  f.  Holtzendorfl 's  Kechtsencydop.  —  Die 
?'*fMs^  besteht  darin,  auch  nach  Gegenetlnden  die  Thätigkeitagebiete  iat 
^*"''"*'*'T|Htffptr  unter  eioMuler  oad  gegeoabei  der  Sph&re  des  Staats  (bez.  des 

2* 
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§.  14.  —  2)  Die  zweite  Fordening,  welche  fUr  die  Beband- 
lang  der  Ftnanzwissensohaft  za  stellen  ist,  betrifft  die  steete  Beach- 
tung der  Beziehungen  zwischen  der  Finauzwirthschaft 
einer-  und  der  Volkswirthschaft  des  priTatwirthschaft- 
lichen  Systems  anderseits.  Die  Finanswirthsehaft  Uefert  die 
sachlichen  Mittel  zur  Herstellung  der  Leistungen  des  zwangsgemein- 
wirthscha^chen  Systems.  Von  Art  und  Umfang  dieser  Leistungen 
hängt  nothwendig  stets  die  Abgrenzung  desjenigen  Gebiets  der 
Volkswirtbschaft  ab,  welches  dem  priratwirthschaftUohen*  System 
verbleibt  Die  Finauzwirthschaft  bezieht  aber  jene  sachliche^  Mittel 
grösstentheils  durch  den  ihr  eigenthttmUc|ien  Zwangserwerb,  die 
Besteuerung,  aus  dem  Einkommen  der  PriTatwirthsohaften.  Auf 
dieser  Seite  erscheinen  die  Staatsleistungen  u.  s.  w.  mithin  in  ihrra 
Kosten.  Es  ist  nun  die  Aufgabe  der  Finanzwissensdiaft,  die 
Notfawendigkeit  eines  richtigen  YerhSltnlsses  zwischen 
dem  Werth  der  Staatsleistungen  fttr  das  Volksleben 
und  ihren  Kosten  fttr  die  Privatwirthschaften  stets  im 
Auge  zn  behalten.  Die  Finanzwissenschafl  kann  so  wenig  wie  die 
Finanzpraxis  einen  ein  iür  allemal  festen  absoluten  oder  relativen 
Betrag  (im  Verhältniss  zum  Volkseinkommen)  angeben,  wdchen 
die  Kosten  der  Staatsleistungen  nicht  ttberschreiten  dürfen  (s.  n. 
§.  35).  Denn  je  nach  dem  Werth  der  Staatsleistungen,  nach  ihrer 
Art  und  Gttte  kann  und  darf  dieser  Betrag  sieb  verändern.  Je 
mehr  sieb  die  Staats-  und  zwangsgemeinwirthscbaftUcbe  Sphäre  bei 
den  Völkern  der  modernen  Welt  ausdehnt,^)  sich  also  der  oommn- 
nistische  Gharacter  der  ganzen  Volkswirthschaft  steigert,  „eine  desto 
grössere  Quote  der  Ausgaben  des  Familienbudgets  entfällt  ooth- 

Boichs)  principiell  and  erfkhnmgsmässig  festzastellen,  daiaos  die  ÄnfordenmgeB  abzu- 
leiten ,  velche  die  betreßenden  veisolüedenea  Ausgftbeirirthschaftea  erfUlea  mosseo, 
und  dann  die  principiell  nud  erfahnmgsmftsaig  richtigen  Dec^nngsmittel  der  dazu 
^ftrigen  EiDnabmewirtlischaften,  daher  namentlich  die  Stenersysteme  der  rer- 
Bchiedenen  Hansbalte  des  Staats  and  der  Selbstrerraltangslconier  zu  bostimmen.  Dm 
letzteren  Fanct,  um  die  Bestenemnga&tge,  drehen  sich  aoch  geguiwirtiK  die  pmk- 
tischen  Finanzprobleme  «nf  diesem  Gebiete  Tomemlich.  6ie  spltzea  sich  hier  Insbe- 
sondere zu  der  Frage  zn,  ob  das  Syatem  der  directen  Staatssteuem  in  der  {"om  ron 
Zuschlägen  ancb  daqeuige  der  Selbstferwaltungskörper  sein  oder  —  voU  richttgei  — 
nach  der  Verschiedenarti^eit  der  Leistungen  des  Staats  nnd  dieser  einzelnen  KOrper 
DQd  nach  der  Ökonomischen  Natar  derselben  wenigstens  theilweise  ein  besonderes 
sein  solL  Vgl.  darüber  anten  §.  47.  In  der  Steaerlehre  der  späteren  Finanzwisseo- 
Schaft  vird  weiter  za  specialisiren  sein.  Beachtensvetthe,  Venn  ancb  noch  sehr  Ter- 
einzelte  Vorarbeiten  auch  fUr  die  systematische  Wissenschaft  liegen  hier  in  den  Arbutaa 
Ton  Neumann  (Progress.  Einkommensteuer,  Lpz.  1874),  T.  Brasch  (Gemeinde  und 
ihr  Fioanzvesen  in  Frankreich,  hpz.  1874),  J.  Pancher  (VlerteljahTHchr.  for  Vidkm- 
wirthschaft)  bereits  vor. 

')  Vgl.  Wagner,  Lehrb.  I,  Kap.  4,  Äbschn.  3.   S.  anoh  anten  g.  36. 
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vead^  aof  Steaern,  besonders  an  Gemeinde  and  Staat".")  Daraus 
fli  keine  nothvendige  Ueberlastong  der  Privatwirthachaften  abzn- 
Ueo,  sondern  es  ist  darin  nor  eine  Folge  einer  vei^Dderten  — 
■ekr  gemein-^  weniger  priratwirthsehaftlichen  —  Organisation  der 
Ytlkfwirthst^iaft  zu  erkennen.  Aber  die  Finanzwissensohaft  mass 
betonen,  dass  hier  Alles  ankommt  auf  eine  richtige  Be- 
lÜDBiuig  der  Leistungen  des  .Staats^  so  dass  die  letzteren  stets 
vtngitens  im  Ganzen  für  die  Volkswirthsehaft  den  Ersatz  ffir 
ftStoieni  bilden  nnd  die  eigene  Leistungsfähigkeit  der  Privat- 
wirtinehalten  noch  steigern.  Davon  hängt  die  Prodoctivität 
ier  Verwendang  ab,  welche  der  Staat  den  Stenern  giebt 
TM  daher  die  Staatsth&tigkeit  in  unrichtiger  Weise  ausgeübt  und 
»öden  die  Kosten  derselben  ohne  genOgende  Berflcksiohtigung  der 
Bickirirknngen  der  Finanzmassregeln  anf  die  Volkswirthschaft  anf- 
S^TKht,  werden  die  Lehrsätze  der  Volkswirthscbaftslehre  dabei 
nMphOrig  za  Batbe  gezogen,  so  mnss  die  Finanzwissenschaft 
%n  inende  Stimme  eitieben.  „Eine  drfiekende^  die  Verarmung 
MMbtr  Volkflolassen  oder  des  ganzen  Volkes  berbeiftihrende 
Attnrarwaltang,  sie  mag  sich  nun  harter  Ctewaltstreiche  oder 
l>ijpr  Kunstgriffe bedienen,  kann  nur  aus  kurzsichtigem  Dea- 
yitiMs  entspringen"  (Ran  §.  12). 

n.  —  §.  15.  Die  Finanzwiesenschaft  gehört  zu  den  Staats- 
■isieBBchaften,  weil  sie  —  selbst  bei  der  im  §.  13  in  Aussicht 
{oteOtaa  Weiterentwicklung  ~  vomemlicb  die  Lehre  von  der 
f'iniizwirthsehaft  des  Staats  ist  »Das  Finanzwesen,  als  ein 
2veig  der  Staatsverwaltung ,  mnsa  unter  den  allgemeinen  Gmnd- 
ttuD  stehen,  welehe  das  Wesen  des  Staats »  die  Bestimmung 
doBelben,  die  anf  die  einzelnen  Staatszwecke  gerichtete  Regiemngs- 
tkUC^  sowie  die  im  Staate  obwaltenden  Rechtsverhältnisse  be- 
Mka.  So  wie  die  Befugniss  der  höchsten  Gewalt,  eine  besondere 
Wiiäuchaft  zn  fuhren  und  die  hierzu  nOthigen  Mittel  anzuwenden 
(dicFinanzfaoheit  oder  Finanzgewalt),  in  diesen  Grundsätzen 
^rtlndet  ist,  so  geben  dieselben  auch  die  Richtschnur  fUr  die 

")  Onrndlegmig,  §.  171. 

*^  Di«  Fuumzpeschichta  liefert  zaUrelche  Beispiele  solcher  Ungerechtigkeit,  z.  B. 
«vfipegntBgflD  Ton  Jaden,  wie  sie  mehrere  englische  KBnlge,  am  Meisten  Johann, 

^     SolcboB  TeorfUuen  wurde  sonst  Floamacberei  genannt.    Zinclce,  Kamo- 
wUriiothek,  UZ.  «72  •(Ldpz.  1752).    Sdum  in  Alterthnm  kunen  Massreseln 
«fv  Art  TOT,  wie  deren  mehnra  im  2.  Bnolie  der  dem  Aristoteles  zagescfariebeDaD 
HdhH  Toidfln,  vgl  Klock,  D«  aemlo.  S.  1061   Gregorlas  Tholo- 
De  lepubUw,  Hb.  m.  o.  6  (Ran). 
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Crrenzen  dieses  Helmtes  in  seinen  einseinen  Aensserangea  and  tm 

die  damit  verbundenen  Obliegenheiten.  Letztere  rdhren  tiieils  aal 
einer  Anwendnog  priratrechtlicfaer  Sätze  her,  t,  B.  die  VerpflichtnngJ 
den  Staatsgläabigem  rollstilndig  Wort  zn  halten,  tfaeils  «08  eineri 
staatsrechtlichen  Grande,  z.  B.  das  Gebot,  die  Staatslasten  gleiclt 
förmig  anfznlegen,  das  Verbot,  Staatseinkünfte  fttr  Frivatawecke  za 
missbraachen  u.  dgl.  Die  Finanzwissensehaft  schöpft  demaeli 
einen  Tbeil  ihrer  Grandlehren  ans  dem  philosophischen  TheiK 
der  StaatBwissenschaft ")  und  nimmt,  wie  die  Innere  Ver* 
waltungslehre  (Polizeiwisseaschaft),  die  Jostizver*! 
waltungslehre,  die  MilitärTerwaltongslehre  n.  a.,  ein«{ 
Stelle  in  dem  System  der  gesammten  Staatswissettschafteid 
ein."  (Hau  §.11.) 

III.  —  §.  16.  In  besonden  nahe  Beiiehnng  tritt  die  Finanz- 
wissensehaft vielfach  mit  der  speciellen  oder  practischea 
Volkswirtfaschaftslehre  (Volkswirthschaflspolitik  and  WirthsehaA- 
Uehen  Verwaltungslehre).  Der  Grand  liegt  darin,  dase  die  Thltig- 
keiten,  welche  der  Staat  hier  ausübt,  nicht  nur  die  Äusgabewirtb- 
schaft,  sondern  oftmals  zugleich  die  EinnahmewirUiachaft  des 
Finanzwesens  berühren.  Ein  bestimmtes  Gebiet  der  Thlltigkeit, 
z.  B.  das  Münz-,  Post-  und  Eisenbahnwesen,  wird  vom  Staate  über- 
nommen, am  es  nach  den  Grandsätzen  des  gemeinwirthsehaftlichen 
Systems  zu  leiten,  aber  es  dient  gleichzeitig  mit  zor  Erzielnng  von 
Einnahmen,  sei  es  um  die  Betriebskosten  ganz  oder  theUweise  zn 
decken  oder  um  selbst  noch  einen  Ueberschnss  darüber  hinaus  tn 
geben.  Die  finanzielle  Behandlung,  welche  der  Staat  diesen 
Einrichtungen  angedeihen  lässt,  verändert  sich  mit  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  des  Volkslebens  gewöhnlich  wesentlich;  Das 
finanzielle  Interesse  tritt  stärker  oder  schwächer  hervor  und  ve^ 
schwindet  vielleicht  schliesslieh  ganz,  weil  der  Staat  dies  dnrcb 
das  Volkswohl  ftlr  geboten  hält  In  der  Lehre  von  den  Staats- 
einnahmen wird  näher  nachgewiesen  werden,  nach  welchen'  ver- 
schiedenen Finanzprinoipien  der  Staat  eine  von  ihm  geübte 
Thätigkeit  oder  geschaffene  Einrichtung  behandefan  kann  und  in  der 
Geschichte  behandelt  hat  (s.  n.  §.  133). 

Für  die  formelle  Behfuidlnng  der  Finanzwissensehaft  selbst  er- 

Dieser  Theil  wird  Mch  reine  Staatslehre  oder  idlgdmeines  Stwtsrecht,  jus 
poUicnm  aniTersale,  philosophisches  Staatsrecht  ^nantat  D^r  die  Finaiuhoheit  s, 
V.  Kohl,  Encyklopid.  d.  BtaiisvisseuchaAeD.  a  388;  filD&tscbli,  AJlg«m.  Staats- 
recht, 3.  A..  II,  378,  n.  oben  Abechn.  2.  g.  11,  Aam.  12. 
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fcfirt  sich  ans  diesen  VerfaSltnusen  die  Tfaatsache,  dass  yiele 
Gegenstände  der  Volkswirtfasehaftspolitik  sowohl  in 
dieser  als  in  der  Finanzwiftsensoliaft  eine  Stelle  finden 
kSonen  and  aieh  gafondea  haben.  Die  Tolkswirthschafts- 
peli tische  Bedeutung  einer  Einriohtnng  oder  Tbätigkeit  des 
Stets  fttr  das  Volksleben  oder  die  finanzielle  Bedeatong  der- 
seibea  für  die  Siaataeinnabmen  pflegt  zwar  in  einem  bestimmten 
linde  vad  Zeitalter  zu  Überwi^en.  Die  Wissenschaft  bat  dann 
die  Aufgabe,  dies  zor  Greltnng  zu  bringen  und  danach  den  Gegen- 
itead  mehr  dem  praetiscfara  Theile  der  Volkswirtbscbaftslebre  oder 
■dtr  der  Finuizwissenscbaft  zuzuweisen.  Unter  der  Annahme 
mm  gewissen  Coltarznataudes  der  Völker  Tässt  sich  auch  principiell 
die  iaaiuieDe  Ansnntsnng  einer  Staatseinricfatnng  fttr  Einnabme- 
bodiafiiing  rerwerfen,  wie  etwa  diejenige  des  Schul-,  des  Münz-, 
des  Landstrassenwesens  bei  den  CaltarrSlkem  unserer  Epoche. 
Dun  wird  der  Gegenstand  grossentheils  ans  der  Einnahmelebie 
der  Tioinzwissenscbaft  selbst  auszuscheiden  sein.  Da  es  sieb  in* 
4mm  ia  allen  solchen  Fragen  meistens  um  oontroverse  Pancte 
faadeit,  Baeh  deren  Entacheidang  erst  die  Hinansweisung  des 
SigeDStandes  ans  diesem  Theil  der  Finanzwissenschaft  wissen- 
Kfaaffiieh  begründet  ist,  so  rechtfertigt  es  sich  immerhin,  einer 
Mieben  Haterie  einen  Platz  in  letzterer  Disoiplin  zn  belassen^  auch 
IVB  dann  wiederholte  ErQrtemngen  Aber  denselben  Gegenstand 
B  den  verschiedenen  Theilen  der  Politischen  Oekonomie  niebt 
guz  zu  vermeiden  sind.^) 

IV.  —  §.  17.  Zn  den  HtUfslehren  der  Finanzwissenschaft 
SebOrea:*^) 

„1)  Privat-Oekonomik,^^)  nemlicfa  Land-  und  Forstwirth- 
Khafts-,  Bergbau-,  Gewerks-  und  Handelslehre,  nicht  allein  weil 
£e  Begiening  ihrer  E^Onfte  .willen  bisweilen  selbst  an  einzelnen 

^  TgL  bk  dea  Mbenn  Aufl.  (inoL  0.)  d«B  §.  13.  Die  Fnge  bt  eine  gtiu 
rtr*!-^'  wie  die  obui  in  2.  Absdui.  g.  7  enrSlmte.  S.  um.  dort  Anm.  2  und  daa 
ilMiinm  geffM  L*  Stein  Graigto,  tas  liier  nnr  zn  wiederholen  wäre.  Er  übersieht 
■  irinnr  PtdcsuJc  g«gm  äia  "BiBeinxiabüag  mandier  GegoDstiLude  in  die  Finaazwissen- 
sdksft,  die  er  meistens  nnr  mir  rorwiift,  die  jedoch  zon&chst  an  Ean's  Adresse  gehen 
■flHte.  da«  eben  die  finanzielle  Behandlung  streitig  Ist,  in  der  Geschichte 
lid&ch  gewechselt  hat  «nd  eine  bcetimmle  principielle  Xntscheidiuig,  diefOr 
&e  Gefenwsrtgnni  riebtig  sein  mag,  nach  geschichtlicher  AofiMBODg,  welche 
Stein  doch  sonst  ao  ener^ch  rertreten  will,  nicht  die  allein  richtige  ist.  Die  aa- 
Mbgl«  HiBaurwvisnAg  eines  siechen  QafeBStands  mu  dw  ElnuzwiaHuehaft  beniht 
ata»Mch  auf  einer  pc^Üo  principiL 
^Hneli  B»a.  §.  14. 

**)  rid-  £o*cbaz.  Syat^  X,  §.  30.  Bau  in  den  Ürfih.  Ansgaben  der  VoUn- 
(bii  incL  ».)  g.  28. 
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Gewerbsgescbäften  Theil  nimmt,  sondern  auch  weil  obne  EenntDiBB 
des  Gewerbebetriebes  das  aas  demselben  herfliessende  Einkonunen 
nicht  genau  besteuert  werden  kann.") 

„3)  Staatsrecbenkiiost,  politische  Arithmetik,  ein 
Theil  der  angewandten  Mathematik,  welcher  sieh  mit  der  LOsang 
mannigfaltiger,  in  der  Staatsrerwaltnng  vorkommender  Reohnongs- 
aufgaben  beschäftigt.  Der  Kreis  der  Gegenstände,  bei  welohen 
sieh  Änlass  zu  Berechnungen  ergiebt,  ist  keineswegs  geacblossen, 
sondern  erweitert  sich  fortwährend.  In  den  Finanzgeschäften  wird 
besondere  von  den  geometrischen  Beihen  wegen  der  Zinsbereeh- 
nnngen  vielfacher  Gebrauch  gemacht '^)''  (Ran). 

§.  16.  —  3)  Geschichte  und  Statistik  des  Finanzwesens 
sind  ftlr  die  FinanzwiBsenschaft,  wie  Gesohichte  and  Statistik  Ober- 
haupt fKr  die  ganze  Politische  Oekonomie,  einerseits  Hilfswissen- 
schaften, andererseits  Methoden  der  Beweisfahrnng  vnd 
daher  der  Fortbildung.''*) 

")  Die  ftr  die  F^oanzbeamten  Btttdichen  Leliren  der  rdnen  und  wgewaiidleD 
Chemie  (chemischen  Techiudo^e)  eDthilt:  Ph.  r.  Holger.  Die  Stufewirtliadiiib- 

Chemie,  Wien.  1843. 

^  Neoeriich  irird  toh  Mathematikern  dieser  Theil  der  angenndteD  Zahlenlehre 
ftlT  niinOthig  gehalten,  veil  die  allgemeine  Arithmetili  ausreiche.  Allein  es  giebt  viele 
Anfgaben,  zu  deren  Lösung  Eenntniss  gewisser  Gesch&fie  nnd  Einrichtungen  gehfirt 

—  Die  Engländer,  der  grttndlichere  Graunt  (1662)  nnd  spUer  Petty  (1690),  ireiden 
als  Begründer  dieses  Zweiges  der  angewandten  Arithmetik  aogesehea,  in  welchen  man 
auch  die  Erfahrongssätze  Uber  die  Zahlenrerh&ltnisse  des  menschlichen  Lebens  auf- 
zunehmen pfl^t  sow^t  sie  nicht,  als  einzelne  Staate  betreffend,  der  Stat^ik  uige- 
hOren.  r.  Florenconrt,  Abhanüdlnngen  aus  der  jujidischen  und  politisoheo  Bachen- 
knnst.  Altenburg.  1781.  (Vgl.  A.  Wagner,  Art  Statistik  in  d.  StaatawOrterb.,  Z,  429; 
Gperry,  etat  mor.  de  liugleL  TM.  Haushofer,  Lehrb.  d.  Statist,  Wim  1872, 
§.  14.)  —  Michelsen,  Anleitung  zur  juristischen,  politischen  und  Ökonom.  Bechen' 
knnst   Halle  1782.   IL  B.  (anbeqaem  wegen  Vermeidung  der  Bnchstabeorecliaung). 

—  T.  Langsdorf,  Arithmetische  Abhandlungen  Ober  jiuldiBche,  Staats-  und  foist* 
Wissensch.  Fragen,  Mortalitfit,  Ber&lkerung  und  chronologische  BeBtimmaiigen.  Heidel- 
berg, 1810.  —  Gremillet,  Theorie  der  Berechnung  zusammengesetzter  Zinsen, 
Ubers.  T.  Deyble.  Ulm,  1825.  —  LOhmaua,  Handbuch  für  juridische  und  staats- 
wirthschaftl.  Rechnungen.  Leipzig,  1829  (beide  letztere  Werlte  mit  Tabellen,  welche 
die  Berechnung  abkürzen).  —  Maller,  Arithmetik  und  Algebra,  Heidelberg,  l&SS. 

—  Eiseniohr,  Arithmetik  und  Algebra  mit  ihrer  Anwendung  auf  die  Bechnungen 
des  Qeschftftalebens.  Heidelbeig,  1838.  —  Bleibtren.  Polit  Arithmetik.  Hddel- 
b^,  184&.  —  Oettinger,  Anleitung  zu  finaiudfllleQ,  polit  d.  jnrid.  Bechnongai. 
Brannschveig,  1845.  Dessen  weiten  Ausfilhrong  der  piditischen  Arithmetik.  1863.  — 
Beskiba,  Lehrbuch  fltr  die  jorisUsche,  politisohe  und  kameralisL  Arithmetik.  Wien, 
1862.  —  Wild,  Politische  Becbnangswissenseh.  L  B.  UtUicheD,  1863.  —  Dieflrflher 
sog.  MathesiB  forensis  beschäftigt  sich  d^egen  mit  mathematiBchen  Fragen,  die  ideh 
bei  gerichtlichen  GeschXfteii  ei^eben.  Polack,  {MmÜl  for.  t  Anfl.  Leipxig.  1740. 
4".)  rieht  Aufgaben  der  GeomeMo,  Bankraist,  Hedianik  <z.  B.  bd  MQhlen)  und  Chro- 
nologie mit  herbei.  (Raa.) 

*")  Die  nähere  ßegrUndnng  dieser  Auffaasung  gehört  in  das  6.  Kap.  der  „Grund- 
legung" in  dem  apäteren  3.  B.  der  Allgem.  Volkswirtluohaftsl.  Bau 's  AnsichtMi 
[VotkswirthschaßsL  bis  incL  a  Aufl.,  I,  g.  24,  26)  sind  Uer  anior^cheDd.  Roseher 
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t)  Wem  in  b^erlei  Beziehung  die  öeschiehte  bisher  keine 
»  hflnromgende  Bedeotong  fHr  die  Finanz wissoisohaftf  wie  fttr 
tadse  TbeQe  der  Politischen  Oekonomie,  gewonnen  bat,  so  liegt 
iSa  nmichst  an  dem  äasseien  Gmnde,  dass  ee  an  genügenden 
Tflnibetten  Uber  die  Ctosdiiehte  des  antiken,  mitteklterliohen  und 
Mftrt  ridfaeh  des  nenzeitlichen  Finanzwesens  noch  sehr  fehlt,  ein 
MtMgeit  welchen  neuere  Stadien  and  QnellenforBchnngen  indessen 
Mfcr  nad  mehr  heben.  ^'^)  Sodann  aber  ist  es  anch  ans  einem 
priieipi eilen  Grande  nicht  wahrscheinlich,  dass  die. Finanz- 
petefaiefate  ftlr  die  moderne  Finanzwissensohaft  anch  nach  Be^ 
wt^Bng  dieses  Mangels  die  Bedentnng  eines  ebenso  wesentlichen 
fatiMdnHgamittels  wie  sonst  fttr  die  Politisohe  Oekonomie  erlange. 

Dieser  Ornnd  liegt  in  dem  innigen  Abhängigkehsrer- 
kUtsiss  der  Finanzwirthschaft  vom  Gange  des  Staats- 
lebent.  In  das  moderne  Staatsleben  sind  Factoten  eingetreten, 
wek^  dem  Hittelalter  fehlen,  nnd  sich  nnr  in  einigen  Punkten 
tta&eh  m  Aiterthum,  besonders  im  BOmiseben  Staate  der  Kaiser- 
ni^inha. 

Der  Umfang  and  der  Inhalt  der  Staatsthätigkeit  hat  sieh 
eegn  jede  frttbere  gesobicbtliche  Periode  unserer  Gulturrölker 
sasenffdeatfieh  erweitert  und  verändert  nnd  diese  Bewegung 
dMurtfort  Die  Ausgabewirthsohaft  des  modernen  Staats 
ftalneh  daher  mit  derjenigen  keines  anderen  gentlgend 
rn^Ieichen.  Zur  Deckung  des  Finanzbedarfs  mttssen 
Molb  anoh  Mittel  dnes  frtther  nicht  gekannten  Umfangs  in  An- 
ipueb  genommen  werden  (§.  36,  37). 

Bd  der  Wahl  dieser  Mittel  beBndet  sich  die  moderne  Welt 
«isderam  in  einer  ToUst&ndig  anderen  Lage  als  die  frühere  Zdt 
Nseh  der  Anfhebang  aller  Unfreiheitsrerhältnisse,  dem  Fortfall 
itiaäiseher  Vorrechte  in  der  Besteuerung,  nach  der  Anerkennung 
allgemeiner  persdnlioher  Freiheit  und  staatsbtlrger- 
tieber  Gleichheit  nnd  freien  Eigenthnms  mnss  die  Staats- 
gevah  BOthwendig  ganz  anders  bei  der  Deckung  ihres  Bedarfs 
vttbhraa,  als  sie  es  ehedem  thun  konnte.  Die  Entwicklung 
ieiBodernen  Gesellsohaftslebens,  der  modernen  Volks- 
wirthtehaft,  des  Systems  der  freien  Concnrrenz,  der 

*ifi  \eaaaita  der  StfttisHk  oicbt  garecht,  s.  dflSBOi  System.  I,  S.  18,  22,  26. 
TtAt  AnfiKong  a.  bes.  in  d.  AUl  Stetistä  in  Bhmtschli'B  Stai^irOrterb.  ZI,  400  C, 
8.  457  ff. 

^  6.  0.  g.  tS.  Seibat  heate  sind  wir  noch  riel&ch,  was  reiarbeitetas  Material ' 
■■l«gt,iafrenltele' Walte,  wie  Hflllnann,  r.  Lang  n.  A.,  angewiesen. 
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Teobnik,  des  Commanicationswesens  st^  ebenso  fiel  neue 
Anforderungen  an  die  Beschaffnng  der  Staatseinnahmen  wie  an  die 
Function  des  Staats  und  damit  an  die  Aosgabewirthsebaft  des 
Finanzwesens.  Das  moderneRechtsleben,  das  neuere  Völker- 
reobt  smd  weitere  Factoren  von  weitreiebendon  EänflOBS  auf  die 
mögliche  Art  der  Deckung  des  Finanzbedarfs. 

Fttr  die  heutigen  Aufgaben  der  Finanzwirthsohaß,  welche  die 
FinaQEwisseuscbaft  mit  zu  lOsen  hat,  bietet  sich  so  kaum  ein  Ana- 
logon  in  der  entfernteren  Vergangenheit  Die  Finaazgesohicbte  ist 
flaher  von  grSsstem  Interesse  als  ein  wichtiger  Theil  der  allge- 
meinen politischen,  der  Oultnr-  and  Wirthschaftsgeschichte,  und  der 
3eblllB«el  des  Verständnisses  fttr  das  .  in  den  einzelnen  Staaten 
historiscli  flberkommene  Finanzwesen.  Aber  sie  ist  nnr  eb  unter 
geordnetes  FOrderungsmittel  der  Finanzwissensohaft  selbst,  soweit 
letztere  sich  mit  den  praetischen  Anfgaboi  dee  FinanEwesens  der 
Gegenwart  zu  befassen  hat.  Am  Meisten  eigratBohe  FKrdenuig 
der  allgemeinen  wissenschaftUehen  Erkenntniss  möchte  ans  der 
Geschichte  des  Staatsschulden-  and  Papiergeldwesens  der  aeneren 
Zeit  und  für  das  Finanzwesen  der  (Gemeinden  ans  der  (beschichte 
des  städtischen  Steaerwesens  —  eine  ttbrigens  noch  sehr  wenig 
bearbeitete  Partie  der  Finanzgesehichte  —  za  gewinnen  sein. 
Somt  ist  es  vornemUch  erst  die  neuere  und  neueste  Geschiohts- 
Periode  der  modernen  Staaten,  in  welcher  die  Finanzgeschichte  V4Hi 
umfassenderer  Bedeutung  ftlr  die  Fortbildung  der  Finanzwissensoluift 
wird.  Denn  in  dieser  Periode  entwickelt  sieb  der  moderne  BMhts- 
und  Coltarstaat,  das  neue  Rechts-,  Wirthscbafts-,  Cnltorleben  mit 
seinen  Anfordemngen  an  den  Staat  und  demnach  an  das  Finanz- 
wesen. Hier  sind  denn  namentlich  die  VerhUltnisse  der  beieits 
weiter  vorgeschrittenen  Länder,  z.  B.  Englands  und  Frankreichs, 
von  Wichtigkeit  als  Gegenstand  der  wissenschaftUehen  Belehnuig> 
Die  Finanz  geschichte  wird  hier  aber  in  ihrer  ziffermlisngen  Ge- 
nauigkeit immer  mehr  zur  Finanzstatistik. 

§.  19.  —  b)  Zur  Finanzstatistik  gehören  das  positive 
Fihanzrecht,  insbesondere  der  bestehenden  Rechts-  und  Onttnr 
Staaten,  und  die  Daten  der  Finan-zrechnnngen,  welche  dano 
das  Material  fflr  die  vergleichende  Finanzstatistik  lirfern. 

a)  Das  positive  Finanzrecht,  als  ein  Theil  des  positiven 
^Uaatsrechts;  *V  daher  die  verfassungsmässigen  and  gesetzlichen  Be- 

*^  Nicht  als  Recht,  wndarn  als  T'hatsache  des  ßtaatslebene  koBunt 
dasselbe  hier  fax  die  FinanzwisseDSchaft  ia  Betracbt  nad  £lUt  insofern  ODter  de» 
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tättmmgen  Uber  die  Httwirknng  der  Volksrertretang  äü  der  Feflt- 
stsDimg  and  Controle  d«B  Staatsbaashalts  (Bndgetreofat,  Gontrol- 
reeht).  Ferner  die  Gesetze,  ÄnsfUhniBgB-  and  VollzogsverordnuDgen, 
latrnctionen  a.  s.  w.  Aber  Bestenernng,  Verwaltung  des  werbenden 
StMtBvennj^eDs,  StaatEttebaldeDwesen  nnd  Finanzverwaltmig  im 
ÜlgemaDen.  Auch  die  Steaergesetzentwflrfe,  die  Hottre  zn  den- 
Kften,  die  Kammerverbandinngen  dartlber.  **) 

ß)  Die  Finanzreehnangen.  Jemebr  das  Bndgetrecht  der 
VolksTertretangen  md  deren  verfasanngsrnSsBige  Finanzoontrote 
iQtd  je  mebr  das  Princip  der  Oeffentlicbkeit  in  Finanzsäcben  Sieb 
tnbflrgerte,  desto  reicher,  eingebender  nnd  leichter  zugänglich  ist 
^itM  finataEBtatistisehe  Material  geworden.  Notbwendig  ist  dabei, 
uunenUieb  anoh  ftlr  Vergleiche  verschiedener  Perioden  nnd  Länder, 
^UnterBcbeidnog  von  Regiernngsentwnrf  des  Voranschlags 
oAetBtdgets  (vorgelegtes  Bndget),  von  verfassungsmässig  ver- 
tbiebi«detem  Bndget  nnd  Sohlassrechnnng  (Ergebniss). 

r)  Die  vergleichende  Finanzstatistik  hat  die  Aufgabe, 
*v  der  Vergleiohnng  der  Finanzrecbnnngen  eines  Staats  in  ve^ 
ftbiedeoen  Perljoden  und  verachiedener  Staaten  die  characteristiBcbeti 
Öteietartigkeiten  nnd  Unterschiede  der  Gestaltangen  des  Finanz- 
vMBDi  abznleiten.  Za  diesem  Zwecke  mässen  die  finanzstatistiscben 
abjMT  möglichst  genau  vergleichbar  gemacht  werden. 

^>>Hisdiai  Gesichb|niact  (das  Wort  Statistik  hier  sUardingg  nocta  ia  dem  popvlinD, 

wren  Sinne  zagleicb  fttr  Staats-ZosUndskimde  genommen). 

")  S.  die  Wetke  Qbec  deatsches  St&atsrecht  roo  Zachariä,  Blantschli 
L  Ä.  DeW  du  neue  deutsche  Keich:  r.  Bönae,  Staatsr.  d.  D.  B-,  'L  Aufl., 
I-B^  Lpz.  1676;  labaad,  rergL  I.  B.,  Tab.  1ST6,  ders.  in  Hiith's  Aanalen,  d. 
ftauzncht  d.  B.  Beichs,  Jahi;.  1873,  S.  405  ff.  —  Uebar  PreasBen  r.  Bönne, 
SUUST.  d.  preius.  Mooarch.  3.  Anfl,  1870—71;  Giotefend.  Gmadr.  d.  Verfass. 
i  Tww.-Becbta  im  Nordd.  B.  D.  Preoss.  Staate,  Ärnsb.  1870,  S.  148  ff.  (üebere.  d. 
w.  B.  Verordn-,  ohAe  Anscog);  Laband,  d.  Bndgetrecht  nach  d.  Best  d.  preius. 
Tgfaiwmmnrk  not  Berod»,  d.  Verf.d.  Noidd.  Baad..  Berl.  1871.  —  UeberBaieru: 
r*zl,  bair.  Tervaltongsr.,  3.  Aul,  MUncheii  1871,  S.  516.  —  r.  CzOraig,  Bust. 
itäuicht  IIb.  Bodg.,  Stutuaehn.  nnd  Gootr.  in  OeBtetnlch,  Preassea,  Sachaoi, 
wa,  Vurttemberg,  PEUdEreich  n.  Belgien.  Wien  1866.  —  S.  sonst  auch  d.  Dantell. 
0-  Staatsrechts  d  euizelnen  Staaten.  —  Das  Material  d.  Gesetze  n,  s.  t.  in  d.  und. 
l^aetzsammL  n.  Beriemngsbl.,  a.  in  den  Samminngen,  velche  daron  veranstaltet  sind 
^iPreossen  die  Heymana'sche  und  die  StOpel'sche  Sammlong,  f.  Baden 
■ekrer's  Eepertor.)  Sonst  b.  die  leider  noch  nicht  Überall  vorhandenen  Ver- 
tibeiL  in  den  HAndbQchem  der  Finanzgesetzlcnnde,  so  f.  Oesterreich 
£"3ary,  Gmndz.  d.  Ssterr.  Finanzgesetzk.,  Wien  18&Ö.  Konopasek  und  Mor 
dann  die  Weri[e  ttbar  den  Haushalt  qinzalner  Staaten,  s.  §.  28,  welche  regd- 
■äi^  das  Sßentliche  Finanzrecbt,  die  Finanzgeschichte  and  Statistik  mehr  oder 
v^cer  eingebend  behandeln.  Die  werthroUste  Partie  in  L.  Stein 's  Finanzwissen- 
*w>R  ist  di^eoige,  welche  spedell  das  Finanzrecht,  als  Thell  des  Vervaltong« 
Kehis,  behandelt,  mit  steeter  Bucksichtnahme  auf  die  Finanzsysleme  nnd  Finaozgeeetze 
der  5  Grossstaaten,  £ni^d,  Fnakreich,  DeotseUand,  Oesterrüch  n.  in  d.  3  Anfl. 
'oMkBesobrasoff)  Bassland;  s.  S.  AdH  bes.  S.  1—172. 
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StVrend  ist-dabei,  obne  dass  dies  immer  genflgend  bei  VergleieheB ' 
beachtet  wird^  dass  in  den  einzelnen  Ländern  die  Anfstellong  too 
Brutto-  nnd  Nettobndget,  (d.  h.  von  Anagaben  und  Einnahmen 
inbegriffen  und  abzüglich  der  dnrchlaafenden  Posten,  der6e-| 
winnongB-  nnd  Erhebyngskosten  der  Einnahmen  o.  s.  w.)  selten  in 
ganz  gleicher  Weise  erfolgt;  femer  dass  mitunter  das  moderne 
Prineip  der  fiscalisohen  Kasseneinheit  noch  nicht  gani 
conseqnent  dnrehgefUbrt  ist,  sondern  fttr  einzelne  Zweige  der  Ein- 
nahmen and  Ausgaben  noch  besondere  Kassen  bestehen.  Bei 
finaozstatistisohen  Vergleichen,  nameiUlich  bei  etwaigen  Berechr 
nnngen  der  Vertheilnng  der  Ausgaben  und  Einnahmen  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  oder  des  Verhältnisses  zwischen  Rohertrag 
und  Reinertrag  im  Einnahmeetat  stOrt  femer  die  sehr  ungleiche 
Aasdehnung  der  privatwirthsehaftliohen  Tbätigkdtin  den 
verschiedenen  Staaten  (Domänen,  Bergwerke,  Eisenbahnen  a.8.w.).'') 
Weiter  bat  anoh  die  unmittelbare  Vergleichnng  von  Staaten  und 
Staatshaushalten  sehr  ungleicher  Grösse  ihr  Hissliches,  indem 
K.  B.  ein  kleiner  reicher  oder  armer  Staat  verglichen  mit  einem 
grossen  Staat  in  zu  gtlnstigem  oder  zu  ungünstigem  Lichte  e^ 
scheinen  wird.  Denn  der  grosse  Staat  wird  oft  aus  Provinzen  un- 
gleicher Entwicklang  zusunmengesctzt  sein,  von  denen  manche 
Provinz  jenem  kleinen  Staate  gleicht,  was  aber  bei  der  Znsammen- 
ziehang  der  Resultate  des  grossstaatlichen  Finanzwesens  nicht  so 
zum  Vorschein  kommf )  Namentlioh  in  Deutschland  wird  dies 

*")  Durch  Niditbeachtang  des  angflgebenen  Umstandes  entstehen  die  grtoteD 
Tänschnng^eo.  So  berechnet  selbst  Horn  in  s.  annnüre  da  cr6d.  pabL  p,  ISflO.  S.  269 
die  Eopfqnoten  der  Einnahmen  n.  Ausgaben  der  Hanptstaateo  ohne  Badnicht  auf 
jenes  Uoment:  Baden  nimmt  hier  gleich  nach  Gtoss-Brit.  die  zireithOebste  Stelle 
ein,  —  vegen  aeinea  EiaenbahnireReDs  v.  scdnes  BrattöbndgfltB;  Baiern  mit  Mbtein 
dtmal.  Kettobndget  trotz  Stfcatsbahnwesens  eist  die  zirölfte!  Solche  Znaammen^HmBen 
sind  ohne  jeden  Werth. 

**)  Viele  Mabe,  die  Grundlagen  fm  richtige  Tergleichbaiteit  heizasteHen,  gab  tAch 
T.  Gzfirnig,  d.  Osterr.  Bodg.  i.  Vergleich  mit  jenen  d.  roizOgt  and.  europ,  Staaten, 
Wien  1862.  S.  darüber  meine  Besprechung  in  d.  GCtt  Gel.-Anz.  1863.  S.  81—116. 
Engel,  kriL  Beitr&ge  z.  re:^Ieich.  Fiaanzstatistik,  Prenss.  Stat  Zeitscbr.  1862,  8.  145. 
Horn,  annnaire  da  cr^.  pubL  Par.  1859 — 61  (leider  mit  dem  3.  Jahig.  eiDgegangeo) 
nnd  darDber  meine  Recension  in  d.  GOtL  GeL-Änz.  1859,  S.  1601 — 1620,  worin 
überall  auf  d.  methodoj.  Fragen  der  reigleichenden  Flnanzstatistik  eingegangen  ist 
Ueber  letztere  s,  bes.  die  Verhandlungen  der  Internat  Statist  Gongresse  zu  Paris. 
London  n.  nam.  Wien.  Dann  neuerdings:  r.  Blecke,  d,  iotemat  Flnanzstatistik,  ibn 
Ziele  und  Grenzen,  Stottg.  1876  (im  Anftiage  der  perman.  GomnlBrion  d.  intern.  Con- 
gresses  geailwitet),  der  die  SchTierigkelten  n.  mtrennddlichen  Hing«!  «Der  rerglei- 
chendeoi  Finanzstatiitik  a&her  nacfaveist  (s.  bes.  Abschn.  6)  und  die  nenere  litentn 
d.  Finaozstatistik  anfahrt.  Die  besten  n.  nenesten  Veisache  einer  Vergleichimg  der 
Finanzstatistik  der  CnltnTstaaten  sind  ron  Herm.  Wagner  im  Gotfa.  Almanacb  der 
letzten  Jahrg&nge  gemacht  bes.  1874.  Maocheriei  finanzstat  Veigl^clie  and  vcdter» 
Bemerkungen  Uber  die  Art  sie  anrnstellen,  fidgen  in  den  spitenn  Abschnitteo  ^eses 
Werks,  bes.  auch  in  d.  Aosgabelehre. 
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ki  eiiiem  Vei;g^ch  Preusaens  mi£  einem  Mittel-  oder  Kleinstaat 
oft  ttbenehen.  Und  seUiesslich  darf  nicht  unbeachtet  bleiben,  dai» 
die  Öffentlichen  Thätigkeiten  in  Teracfaiedenen  Ländern  nnd 
Zeiten  zwischen  dem  Staate  nnd  den  Selbstverwaltnngs- 
k5rpern  manchfach  rerschieden  vertheilt  sind  (England-Oon- 
tiaent!),  was  natfirlidi  die  Vergleichbarkeit  der  Daten  der  Staats- 
laaaxen  nnd  die  Schlusae  daraus  sehr  erschwert 

i)  Endlich  ist  unter  den  Gegenständen  der  Statistik  nicht  blos 
die  FinaniMtatigtikj  sondern  auch  die  allgemeine  Tolkswirth- 
lehaftliehe  Statistik  jedes  Staats,  wegen  der  Abhängigkeit 
des  l^aazwesens  -vom  Znstande  der  Volks wiithsehaft,  besonders 
n  beachten.»*) 

V.  —  §.  20.  lieber  das  hier  wie  immer  streitige  Verhält» 
niss  der  Wissenschaft  (Theorie)  znr  Ansttbnng  (Praxis) 
inaeite  sich  Ban  folgendramaassen:") 

„Die  blosse  Geschäftsflbang  (Routine)  ohne  wissen- 
aehaftliehe  Kenntniss  mnss  entschieden  als  unzu- 
reiehead  erklärt  werden.  Ohne  geordnetes,  reifes  nnd  viel- 
mti^  Nachdenken  ttber  die  wirtbschaÄHchen  Angelegenheiten  der 
Staaten  ist  man  nicht  im  Stande,  den  richtigen  Weg  zn  Verbease- 
raogen  zu  finden;  man  bleibt  ans  Gewohnheit  gerne  bei  dem  Be- 
rtnhendcn,  ohne  es  nnbe&ngen  zu  prttfen,  nnd  hält  sich,  statt  das 
Game  zu  flberblicken,  an  Einzelnes.   Sobald  in  einem  praktischen 
Gebiete  dne  wissenschafüiche  Behandlung  angefangen  hat,  kann 
HjcnMind,  der  zur  Ansttbong  berufen  is^  es  sei  denn  in  den  ganz 
BBtergeordneten  Diensten,  den  Beistand  des  in  der  Wissenschaft 
aedeigelegten  C^edankenvorraÜtes  entbehren,  selbst  wenn  darin  noch 
Hanehes  unreif  wäre.    Der  Schein  einer  ans  blosser  Geschäfts- 
ibnng  eriangten  ToUkommenen  Tüchtigkeit  ist  dann  eine  Täoschong, 
weil  dabei  immer  mittelbar  auf  irgend  eine  Weise  die  in  dem  Be- 
antenstande  TCrbrdteten  oder  auch  zum  Gemeingnte  der  Bürger 
gewordenen  wissenschaftlichen  Lehrsätze  ihren  Kinfluss  geäussert 

*)  „Mu  sagt  oft,  Zahleo  legiann  die  Welt;  du  tibet  ist  gewiss,  Zahlen  z^gen, 
via  sie  xwieit  nrd",  k  sagt  GötliB.  Ob  uabedingt  aadi  der  Statistiker  selbst,  der 
de  lUngslMiiies  Ibietials  Kennt,  ist  eine  andere  mge. 

"*)  Der  g.  20  bt  iaat  vOrtUcb  ads  der  firOheren  Auflage  (§.  IK— 18)  beibehalten, 
lütt  abo  Ton  San  Im.  Freilich  sind  diese  sehr  richtigen  Enrfigimgen  fromme 
Weasche  des  TheoretU«« ,  angeeichta  z.  B.  der  pranssischen  Präzis.  Fehlt  doch  in 
Preassen  &st  jede  theoretische  oder  iriBsenschaftliclie  Fach bUdnng  der 
Vervaltangsbeiiaten  &berhanpt  nnd  der  Finanzbeamten  insbesondere.  Auf  den 
Cairenittten  viid  sie  venigstons  nach  dem  faerrscheaden  Stodien-  nnd  PrOftangsweBen 
Ar  luOOig  befondea»  noch  im  Jalne  1879. 
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haben  ^  '«neb  musa  diese  mttbsaioe  Weise  der  eigeaen  AuBbildong, 
'  wo  man  die  Theorie  zerstttckelt  und  ans  zweiter  oder  dritter  Hand 
sieh  aneignet,  dem  nnmittelbaren  Erforschen  derselbe  immer  nach* 
gesetzt  werden.  Die  Erfahrung  beweist,  dass  die  Wissenschaft  eins 
grosse  Macht  Uber  die  Ansabong  besitzt,  dass  ihre  Lehren  aof 
vielerlei  Wegen  frtther  oder  später  in  das  Gescliäftsleben  gelang;eo 
nnd  dort  herrschend  werden,  and  dass  faierdorofa  grosse  Verbasse- 
rangen  zn  Stande  kommen.") 

„  Gleich  wohl  giebt  die  Wissenschaft  für  sieh  allein 
znr  Ftthrnng  schwieriger  Staatsgeschäfte  nicht  die 
hinlängliche  Fähigkeit  Sie  kann  bei  derEntwieklang  allge* 
meiner  Lehrsätze  nicht- in  alle  Verschiedenheiten  der  änsseren  Zn- 
stände  der  Zeit  nad  des  einzelnen  Landes  eingehen  nnd  mnss  bei 
ihren  Anfordeningen  eine  gewisse,  oder  die  gewöhnliche  Lag«  der 
Dinge  voTanssetzen.  Nur  da,  wo  bloss  wenige  Fälle  mOgUch  sind, 
ist  es  thanUcb,  fltr  jeden  derselben  besondere  Grundsätze  aafza- 
stellea.  Man  mnss  also  bei  der  Anwendung  jener  wissensefaaA- 
liehen  Vorschriften  auf  ein  einzelnes  Land  immer  erst  die  beeondora 
Umstände  erforschen  und  hieraus  die  Regeln  fttr  das  zweckmässigBte 
Verfahren  ableiten.  Was  hier  als  Ansnahme  einer  theoretischen 
.  Begd  erscheint,  ist  nur  die  Folge  von  der  Einwirknng  eines  an- 
deren Grundsatzes.  Zu  diesen  sorgfältig  aufzufassenden  Umständen 
geboren  die  rechtlichen  Verhältnisse  (positives  Privat-  und  Staats- 
recht des  einzelnen  Landes),  die  bisherigen  Eänriditiingen  der 
Finutz Verwaltung,  auf  dih  man  fortbauen  mnss  oder  von  denen 
man  wenigstens  nicht  sogleich  abgehen  darf,  der  Zustand  der  Ge- 
werbe, die  Wohlhabenheit  des  Volkes,  die  äussere  Stellung  des 
Staates  u.  dgl. 

„Es  war  auch  öfters  die  Schuld  der  bisherigen 
Theorie,  wenn  man  sie  nicht  anwendbar  fand,  d.  h.  sie 
war  noch  unvollkommen  nnd  ibie  Lehren  bedurften,  wenn  man  sie 
in  VoUzng  zn  bringen  unternahm,  noch  einer  Läuterung.  Dies  war 
die  Folge  des  jugendlichen  Alters  der  ganzen  Politischen  Oekonomie 
und  des  Umstandes,  dass  viele  Bearbeiter  derselben  ihre  Sorgfall 
und  Vorliebe  den  rolkswirthschaftlichen  Grundlehren  zugewendet 

Der  theoretisch  hochgebildete  österreichische  Finan^ractiker  r.  Kock  setzte 
seiner  Schrift  Ober  „d.  äff.  Abgaben  n.  Schotdes"  folgendes  Wort  Boyer-CoLlard'! 
tot:  .J}ie  Theorie  ala  abarflossig  efU&reD.  faeisst  den  Üoofamath  haben,  man  branche 
aicht  zu  wüBen,  was  man  sagt,  wenn  man  sptioht.  nnd  vaa  mau  that,  voon  na» 
handelt"  Deber  das  Terh&hniBa  ron  Theorie  und  Praxis  in  einselnen  Flaanz&sfeOi 
z.  B.  der  ValDta&age,  s.  A.  Wagner,  Boas.  Papier-Wihnuig.  Biga,  1868,  &  1  iE 
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httea  ud  in  die  FinaDZwüaenachaft  weniger  eingedrangen  waren. 
Ua^er  bli^MB  manche  sdiwierigere  Theile  derselben  ungratlgend 
4iRhdacht,  es  worden  hier  und  da  aiu  einem  zu  bea(^iränkten 
Kinte  von  Er£ahningeD  einseäfige  Schlüsse  abgeleitet,  es  Warden 
B^aptongeo,  die  nv  in  gewissen  Beschränkungen  wahr  sind,  mit 
a  grosser  ÄUgemeinheit  anfgestellt,  die  versohiedenarti^en  obersten 
foiudBätze  durchdrangen  sich  nicht  immer  gehörig,  endlich  sind 
llba  manche  Arten  voi^  Finanzgeschäften  noch  gar  keine  wissen- 
sduftbidicn  Betradüangoi  angestellt  worden.**)  Je  giftckUoher 
man  diese  Mängel  vermeiden  und  je  mehr  sich  der  Vorrath  be- 
irrender Erfahrongen  anhäufen  wird,  desto  fester  mnss  auch  das 
aflgemeine  Vertrauen  auf  die  Wissenschaft  wurzeln."} 

„Wie  die  gesammte  Politische  Oekonomie,  so  ist  die  Finanz- 
mssenscbait  demnach  ftlr  den  Beamten  in  jedem  Zweige  der 
Finanzrerwaltung  unentbehrlich.  Manche  dieser  Zweige  wurden 
frthedüa  bloss  nach  den  besonderen  Eunstregeln,  z.  B.  der  Forst- 
wissensehaft, des  Bergbanes,  des  Poat-,  Münz-,  Lottowesens  u.  s.  w. 
Mundeh.  In  unserm  Zeitalter  aber  verbreitet  sich  mehr  und  mehr 
die  I/ebeizengong,  dass  diese  technischen  Kenntnisse  nicht  geniigen, 
und  dass  man  auf  die  allgemeinen  finanzwiBsenschaftlichen  Grnnd- 
lefaren  xnrttckgeheu  mnss,  um  jeden  dieser  (Geschäftszweige  ganz 
swaebnäasig  zu  gestalten. 

„Die  Finanzwissenscbaft  ist  femer  fttr  die  Rechtspflege  und 
iC!geo.  innere  Verwaltung  im  engeren  Sinne  von  unzweUeUtafter 
Bedeutung,  weil  bei  vielen  Rechtsstreitigkeiten  (z.  B.  fiscalischen) 
sad  Vergehen  (z.  B.  Steaerbetrag)  die  Begriffe  und  Einrichtungen 
des  Finanzwesens  massgebend  sind,  and  well  viele  Staatsanstalten 
die  Zwecke  der  Volkswirthschi^tspolitik  und  der  Finanzwirtbsohaft 
■■Cletffh  betreffen. 


*)  W«  dioB  nach  aidtt  g^sohehea  ist,  (U  ist  man  Uidbt  geneigt,  eogtx  die  UOg- 
BcUeit  oder  doch  die  FmclLtbaTkeit  einer  s^tematischen  Bebandlang  in  Ziraifd  xu 
ziflbeB  und  die  Gegenstände  in  das  Gebiet  irechselnder  besonderer  Begeln  zn  rer^ 
vom,  wie  dtee  in  Frankreieb  oft  geschehen  ist  Wie  aber  die  WiBsensoliaft  mehr 
^oplMt  wird,  zidit  sie  «ich  mehr  solcher  Angelegenheiten  in  ihren  Bereich  (Ran). 

*^  Ver^  r.  Jakob,  FiäaazTissenschaft,  L  Vorrede.  —  tr.  Malchas,  Handb. 
L  Yorrede.  —  Jakob  a.  a  0.  nntenscheidet  1)  den  reinen  Theoretiker,  der  sich  bloss 
m  da>  AUgsmciBe  Ult,  2)  dsB  pnktisidiut  l^eoratiker,  der  die  Anvenänng  der  Theorie 
of  TnUidn  FlUe  lekrt,  8)  den  tWmttoehen  Pnktikar,  4)  den  blossen  FraMker, 
WwiHiiler.  Die  Flnanzgelehrten  mOssen  rar  nrcdten,  die  Finanzpraktiker  nr  dritten 
btegone  gebBrai,  vm  DtUzfich  wiriten  za  kOnseD.  bi  lUnnem  wie  HalohaB,  J.  G. 
HftffaaBO,  Kebenins  ond  Hock  hat  die  dentacbe  Flnanzwiasenschaft  Yertreter 
kwewen,  weldie  mehr  als  fthnlidie  bü  irgend  dnem  uuloren  Volke  Theorie  ud 
Pnoii  ntf  dioseM  Gebiete  reitreffUoh  rwreinigt  luben. 
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„Die  FimuizwiBseiischaft  ist  endlich  aooh  dem  Gebildeten, 
dem  Bürger,  weicher  die  Ereignisse  sdner  Zeit  begrdfen  will, 
nützlich  nnd  geradezu  anentbehrlich  Demjenigen,  welcher  in  Gemeinde- 
ämtern, in  den  Parlamenten  and  in  den  Vertretnngsorganen  der 
SelbstrerwaltongskOiper  zu  einer  Offimtliehen  Wii^samkeit  be- 
rufen ist" 

4.  Abschnitt 

Die  EntwicUung  der  FinanzwisseMckaft  md  Jhrar  Uteratu.^) 

§.  21.  Die  Geschichte  der  Finanzwissenschaft  steht 
mit  der  Geschichte  der  Finanzwirthschaft  in  Zusammenhang.  Theorie 
und  Praxis  wirken  gegenseitig  anf  einander  ein. 

Die  Anfänge  einer  halbwegs  wissenschaftlichen  Erörte- 
rung des  Finanzwesens  gehen  nicht  Uber  den  Beginn  der  neueren 
Zeit,  das  Reformationszeitalter,  hinaus.  Etwas  bedentendere  An- 
sprtlche  werden  kaum  vor  der  zweiten  fiSlfle  des  18.  Jahrhunderts 
befriedigt 

„Fttr  die  frtthereZeit,  wo  es  noch  kein  geordnetes  Nachdenken 
ttber  Gegenstände  des  Staatshanshaltes,  keinZurtlckgehen  auf  oberste 
Grundsätze  und  keine  diesen  Gegenstand  behandelnden  Schriften 
gab,  lässt  sich  nur  aus  den  Finanzeinrichtnngen  der 
Staaten  anf  die  Meinungen  nnd  Regeln  schliessen,  nach  denen 
die  Staatsmänner  handelten.  Doch  mnss  man  bei  diesem  Schlüsse 
Torsichtig  sein,  indem  Manches  mehr  demZnfalle  oder  einem  dnnkehi 
Gefllhle,  als  der  Ueberlegung  zuzuschreiben  ist  Auch  später,  als 
man  anfing,  das  Finanzwesen  wissenschaftlich  zn  betrachten,  gingen 
die  SchrifisteUer  meistens  von  den  Einrichtungen  der  Staaten  ans 
und  beschSitigten  sieb  mit  Vorschlägen  zu  verschiedenen  einzelnen 
Verbesserungen  derselben,  bis  allmälig  durch  Veigleichnng  des 
Staatsbaashaltes  verschiedener  Länder  nnd  Erforschung  allgememei 
Gmndsätze  der  Geeichtskreis  sich  erweiterte."  (Ran  §.  19). 


Eine  eigentUclie  umfasBendere  Literatnrg^eschicbte  der  FiiunzwissenKli&fl 
£alilt  Man  ist  auf  die  allgemeine  Literstargeschiclite  der  PolitiicbeD 
Oekonomie,  die  freilich  die  FinanzliteTator  oft  nur  sehr  nebenbei  (mitonter  nicht 
berühit  oad  aof  die  koizen  Abrisse  und  Bibliographien  der  systematische! 
Werke  der  FioanzvissenBclufl  angewiesen.  Ans  der  allgemeiueii  Literattizgeschichtt 
».  das  fleissige  nnd  itoffreiche  Werk  ron  Kaatz,  geacbichtL  EntwickL  d.  Nat-Oek.  u 
iitier  Uterator,  Wien,  1660  nnd  jetzt,  bes.  aacb  f.  d.  ftltere  dentsche  Finanzliter. 
W.  Boscher,  Oescfa.  d.  NattooalOkoa,,  München,  1874  (rgL  Begister  s.  t.  Finanz- 
Tiasenscha^  Finanzen).  K.  Walcker's  „z.  Gesch.  d.  FinanzwlBs."  (HZeitfraKcn",  Lf 
0.  Kash  1874«  S.  183—196)  enthalt  nnz  einige  Aphoiismeo,  —  Der  Tut  dieMB  Ab- 
schnitts ist  an  die  SteUe  der  g§.  19—23  der  froheren  AoflageB  (lad.  6.)  getreten. 
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L  —  §.  22.  „Demganien  Altertham  and  Mittelalter  war 
dne  methodische  Behandlung  des  Finanzwesens  fremd,  und 
dieser  wichtige  Theil  der  Begiemngsgeschäfte  stand  bei  den  Ge- 
lehrten in  einer  GeringsclUltzang,  die  von  einer  Vervollkommnung 
der  FinanzverwaltoDg.  abhielt  Obgleich  z.  B.  in  Athen  und  Rom 
Biaacfaerlei  Stenern  and  andere  Staatseinkünfte  mit  einiger  Sorgfalt 
beiandelt  werden  ^  so  hielt  man  es  doch  nicht  der  Mühe  werth, 
KlsgfaeUsregeln  ffir  dieselben  niederzuschreiben  und  allgemeinere 
Grandsitze  aufzusuchen.  Die  wenigen  auf  uns  gekommenen 
äehriften  von  finanziellem  Inhalte  sind  zwar  fiU*  die  Kenntniss  der 
iteo  Staaten  lehrreich ,  doch  fttr  die  Theorie  von  sehr  geringem 
Wertbc"  (Bau  §.  19).«) 

IL  —  §.  23.  In  der  Uebergangsperiode  vom  Mittel- 
alter zur  Neuzeit,  als  die  Staatswissenschaft  wieder  erweckt 
wurde,  verbreiteten  sich  die  politischen  Schriftsteller  auch 
aber  das  Finanzwesen.  Es  waren  die  allgemeinen  politischen 
sndwirthsohaftlichen  Veränderungen  des  Zeitalters,  welche 
auch  snf die  theoretische  Beschäftigung  mit  Finanzfragen  hinwiesen: 
einerlei ts  die  beginnende  Loslttsung  des  Staatsbegrifis  von  der 
pstriiDonialen  Auffassung;  das  Emporkommen  des  ftlrstlichen  Ab- 
wJntismns,  wodurch  doch  die  Entwicklung  eines  eigentlichen  Staats- 
febens  b^nstigt  wurde ;  die  Umgestaltung  in  der  Wehrrerfassung ; 
die  Einbttrgerung  des  römischen  Hechts  (auch  des  Fiscalrechts); 
ier  wachsende  Staatsbedarf  im  Gefolge  von  alle  Dem;  ander- 
seits in  Ökonomischer  Hinsicht  der  Uebergang  von  der  Natoral- 
zBrGeldwirthschaft;  dieGeldentwertbang  inFolgederamericanischen 
•SUberaosbente;  dazn  die  allgemeine  bevormnndende  Tendenz  in  der 
VirthschaftBpoHtik ,  die  mercautilistische  Politik,  die  Begünstigung 
des  Regalienwesens  in  der  Praxis;  die  Säcnlarisation  des  geistlichen 
Guts  in  den  protestantischen  Läudem,  die  n.  A.  eine  andere  Regelung 
des  Armenwesens  gebot. 

„1)  Aber  die  ersten  literarischen  Versuche  sowohl  in  grösseren 

*)  Xeaopboa's  kleine  Schrift:  nöfot  q  nift  npododw,  de  reditlbas  reipnbl. 
Atkesieuis,  entbUt  Voischli««  zur  Termebniog  der  atheoiacben  Sta&tBeiakQnfle,  wobei 
brauiden  du  Streben,  dem  Staate  zareicbende  EioktUifte  ans  seinem  eigenen  Gebiete, 
uabhingiir  ron  fremden  Zofltla&en ,  zu  rerschaffen ,  femer  die  Empfehlung  dea  Beig- 
baoes  Silber,  nod  die  Meinung,  die  Vermehmng  dieses  MetaUs  könne  den  Preiü 
dcfwlb«!  nicht  emiedrigea,  bemwkenswerth  ist  Deutsch  (mit  einem  veitBcliw«ifig«i 
CoaBeatai)  nm  Ziiieke,  WolCanbnttel,  1763.  TgLReynier,  Ec.  pnbL  «t  rar.  dea 
fiieei.  S.  319.  —  Das  3.  Buch  der  annblichen  ariatotelitohen  Oekonouik  Iit 
fUDetdit  nicht.  TgL  jedoch  Heeren,  Ideen.  4.  Ausg.  III,  S.  253.  (Ran.)  Daberdle 
Bterariache  Beubdtang  des  antiken  nnd  mitldalterlichea  Finanzresenii  s.  u.  in  §.  2b 
die  bibfiogiaphiKhe  Uebenicht,  S.  46. 

A.  W»f  nur,  VlBaaiwlHaaMli.   L  3 
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staatswissenschaftliefaen  Werken ^  als  in  der  abge- 
sonderten Darstellung  des  Finanzwesens  waren 
und  blieben  lange  doch  sehr  mangelhaft.  Sie  zeugen  mehr 
lUr  den  Sammlerfleisa ,  als  für  die  gründliche  Hachkenntniss  ihrer 
Verfasser,  welche  zwar  manche  gute,  aber  anch  oft  sehr  platte 
'  Lehren  der  Sparsamkeit,  Gerechtigkeit  und  wirthscbaftlichen  Klug- 
heit aufstellten,  jedoch  die  zur  Erläuterung  bestimmten  Thatsacben 
ans  den  verechiedensten  Zeitaltem  nnd  Staatsverhältnissen  her- 
nahmen und  wenig  Einsicht  in  den  Zustand  und  die  Bedttrfnisse 
der  Gegenwart  bewiesen."   (Rau  §.  20). 

2)  Später,  im  Verlanfe  des  17.  Jahrhunderts,  ergriffen  Ge- 
schäftsmänner die  Feder.  Anch  ihnen  standen  strengere  wissen- 
schaftliche Grundsätze  nicht  vor  den  Angen.  Mercantilistische 
Ansichten  äussern  dabei  vom  17.  Jahrhundert  an  immer  mehr  ihren 
EinfluBS  auf  die  Finanzliteratur. 

3)  Die  deutschen  Autoren  kntlpfen  im  Uebrigen,  dem  Znstand 
der  Praxis  gemüss,  vorzUglicb  an  das  Domänen-  and  Regalien- 
wesen der  Territorien  an  und  machen  allmälig  die  Finanzlebre 
zn  einem  Tfaeil  der  Kameralwissenschaft.  Das  Domänen- 
wesen  gilt  fast  allgemein  als  der  wahre  Kern  des  Finanz- 
wesens. Da  aber  bei  dem  steigenden  Staatsbedarf  nnd  dem  noch 
unentwickelten,  mehrfach  noch  an  die  nnliebsame  ständische  Zu- 
stimmung geknüpften  (direeten)  Stenerwesen  die  Domäneneinktinfte 
immer  weniger  ausreichten,  wird  das  Augenmerk  stärker  anf  die 
Entwicklung  des  Regalien wesens,  der  indirecten  Abgaben,  der 
Accise  u.  s.  w.  gelenkt,  worüber  dann  auch  in  der  Literatur 
debattirt  wird.  Die  I^ehre  von  den  Staatsansgaben  blieb  schon 
wegen  des  Mangels  leitender  staatsrechtlicher  Sätze  sehr  unroll- 
kommen.  Doch  wirkten  deutsche  Schriftsteller,  von  einem  richtigen 
Gefühle  geleitet,  mehrfach  eifrig  fttr  Ordnung,  Gerechtigkeit  und 
Schonung,  obgleich  sie  dieses  Streben  nicht  tiefer  zn  begrHnden 
vermochten.  8) 

3  z.Tli.  nach  Baa  §  20.  Eine CbaracterUtik  d.  einzelnen  ältAntoren  ist  bei 
der  DnkLarheit  Ihrer  Meinungen  n.  der  Venrirrtheit  ihrer  Darstellnng  mit  wenigen  Worten 
nicht  wohl  zu  liefern  n.  durch  den  Werth  der  Schriften  anch  hier  nicht  geboten.  Ans 
der  dentschen  älteren  Literatur,  namentlich  des  17.  Jahrhunderts,  giebt  Roscher 
in  s.  Gesch.  d.  Nationalökon.  meist  genanere  Auszüge.  Besonders  wichtig  Bind  zwei 
Periodeu  mit  ihrer  Uter&tar,  die  roo  Boscher  sogenannte  des  „Eindringens 
des  wftlBchen  Begaliamus"  im  IG.  Jahrhaodert,  der  aber  in  Deutschland  nie 
solche  BedcDtang  wie  im  Auslande  (Pnuikreich,  Italien)  gevann,  s.  bes.  Roscher 
\  a.  a.  0.  §.  36,  39  (S.  151  ff.,  158  ff.),  und  die  Periode  des  sogen.  Acciseatreits 
am  £adfl  des  17.  Jabifannderts  und  sp&ter  nocli,  bes.  in  Bntndenbnr;.  Siebe  duttber 
und  ober  die  stcb  anknöpfende  Utentar  Roseher  §.  74  (S.  319  ff.),  t.  Inama- 
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4)  Bis  Uber  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  hinaus  ändert 
ndi  in  diesem  Zastande  der  Finanaliteratur  doch  nur  wenig.  Im 
neseoUichen  anf  Grand  der  tüsherigen  Anschauungen,  wenn  anch 
ifadJig  anter  dem  EinOnss  der  neueren  Staats-  nnd  ßecfatsphilo- 
M^itj  besonders  Wolff'scher  eudämonistischer  Bicbtung,  wurde  die 
Piiianztheorie  nur  mehr  und  mehr  syBtenlatisirt  und  im  Ein- 
«bieii  mehr  aosgebiidet.  Der  Anscbiuss  au  die  Kameralwisseu- 
xbft  worde  noch  enger.  „In  diesem  Inbegriffe  der  fltr  einen 
BeamteD  in  der  inneren  Verwaltung  dienlichen  Kenntnisse  erhielt 
lüe  Finanzwissenschafl  eine  wichtige  Stelle.')  Die  besseren  Schriften 

Stimegg  in  d.  Tttb.  Ztsclir.  1865  (XXI),  515  n.  Gliemann,  ebendas.  1873  (XXIX), 
in.—  Im  Einzelnen  sind  zu  Benneu:  zankcbst  ivei  französische  Staatsgelehrte: 
JaBodinaa  (Bodio,  t  li>96),  de  repnblica.  Lib.  6,  cap.  2,  de  aerario  (bes.  die 
Dvbieii  Imo^^oben),  zuerst  fianzAa.  1577,  dann  latein.  1586  and  Öfter.  Der  Yerf. 
düM  Mlnrtidigeit  Weites  var  neben  seiner,  onermessliohen  Gelehrsamkeit  aoch  in 
EtuhpirUfiten  bewandert    Vgl.  Dbor  ihn  Bandrillart,  Bodin  et  son  temps,  Par. 
1*5S.  -  Gregorias  (Grfegoire)  Tholoranos  (ron  Toulonse,  +  1597),  De  repo- 
^i^iB^  Buche.    Dieses  Bach  vurde  mehrmals  abgedruckt,  n.  a.  Francol  1642.  4. 
And  {BiUiotheca  poUtico-heraldica,  1705,  S.  97)  erväbnt  eine  Ausgabe  von  1597, 
Fnial;uch  der  Biographie  g6n.  XXI,  879  ist  die  älteste  Ausgabe  zu  Gabors  1595 
*|Wiiaa.  Nandc  (Bibliographia  politica,  Hai.  1712,  S.  28)  schildert  den  Verfasser 
oBBia  ingerit  et  pauca  digerit;  vgl.  Raa,  Primae  lineae  bistoriae  poUtices, 
S.ti  —  BodinoB  wird  von  Gregorius  nicht  erwihnt,  scheint  aber  von  ihm  hie 
ori  dt  benutzt  worden  zn  sein.     Gregorius  hebt  die  juridischen  und  religiösen 
Sakh^imcte  mehr  hervor  als  Bodio,  neigt  sich  auch  mehr  zur  nnbedingten  fUrst- 
(Jenlt,  ohne  jedoch  deren  Mlssbranch  vngerQgt  zn  lassen.  —  M.  Z.  Boxhorn, 
iHfUiBus  politicae,  Lib.  I,  cap.  10  in  dessen  Varii  tcactatas  palitici,  Amslel.  1643, 
^  il  \km,  aber  bemeiteiuverUi).   (Baa  §.  20  Anm.  a). 

So^n  Abbaodlaasen  des  Stnssb.  Prot  0 brecht  ron  1609  n.  1610 (Yertreter 
<^  Begaliflnaat  (Roschers.  153  ff.).   Jac.  Bornitine,  aerariom,  Pr&ncof.  1613 
^<npt>e  einer  Finanzvissenschafl,  Roscher  S.  184.  19.H).     Besold,  De  aerario, 
nem  Mainz  IfilS  (?)  and  mehrfach  später  (Roscher  S.  203,  gegen  die  willkübr- 
■tfce  ÄBsdehnung  des  Regalienwesena).     Klock,  tract.  oecon.  polit.  de  contribatio- 
Brem.  1034,  n.  tract.  etc.  de  aerario,  Norimb.  1651,  2.  Ausg.  1671.  (Roscher 
^210.  215).  —  Am  Bedeutendsten,  von  lange  nachvirkendcm  Einfluss  war  der  tQcb- 
^  Stutsnuia  V.  L.  v.  Seckendorff.  dessen  auch  das  Finanzwesen  mit  behan- 
I   *«Wes  Werk  der  „Teatsche  Fürstenstaat"  (zuerst  1655  nnd  vielfach,  bis  in  die  Mitte 
I       IS.  Jahrhunderts  hinein,  neu  aufgelegt)  „lange  Zeit  die  vomebioste  Gniadlage  des 
HitMcben  Unterrichts  auf  den  deutschen  Dniversititen  gebildet  hat"  (Roscher  S.  288, 
I   ^  ihn  dog^end  würdigt).   Er  betrachtet  tieilich,  bei  allem  Maass  im  Einzehen, 
"t  Kim  Zeit  cbarscteristisch ,  „die  ganze  YoUisirirthschafl  aas  dem  Standpunct«  des 
■Mk  Ti>fn|8wei8e  h&fisch  and  domanial  gefirbten  Regieraogshaasbalts"  (Roscher 
Ein  Zerrbild  der  patrimonialen  Anffassang.  aber  deshalb  noch  characte- 
"SiKier  fOT  die  Periode,  ist  des  absolutistischen  W.  r.  Schröder  „FürstL  Schatz- 
nd  Beatkanuner*",  zuerst  I68(>  ttnd  vielfach  neu  aufgelegt,  worin  die  Pflege  der  Ünter- 
in  fiscalischen  Interesse  empfohlen  wird  (Roscher  S.  294).     Auch  die  be- 
*^^n  grossen  Staatsgelehrt«t  H.  Conring  (de  aorsrio  boni  principia  u.  e.  w.. 
I    Riebet  S.  26u)  und  Puffen  dorf  (ebendas.  S.  S16)  haben  das  Finanzwesen  mit 
i   Miaadelt.  —  Auch  Sully's  Memoiren  sind  endlich  aus  dieser  Periode  zu  erw&bnen. 

*)  S.  die  Literatur  in  Kau,  Grandriss  der  KameralTissenschaft,  182S,  S.  10.  — 
I    'iele  blos  finanzielle  Schriften  sind  genannt  bei  Zincke,  Kameralistenbibliothek.  III, 

I  ^**r(i75i). 

s* 
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dieses  Zeitraames^)  sind  rorzflgUch  daram  noch  jetzt  branehbar, 
yteSX  sie  die  in  der  Praxis  angenommenen  Grundregeln  kennen 
lehren,  die  sich  zum  Theil  erhalten  haben.  Die  lange  Reihe  der 
italienischen  staatsökonomischen  Schriftsteller  lieferte  fttr  das  Finanz- 
wesen wenig  Ausbeute,  einzebie  Aufklärungen  Uber  das  Mtlnz-  und 
Steuerwesen  ausgenommen."   (Ran  §.  21).^) 

HL  —  §.24.  Die  streng  wissenschaftliche  Periode  der 
Finanz  Wissenschaft  beginnt,  wie  diejenige  der  gesammten  Politischen 
Oekonomie,^)  erst  nach  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts.  Drei 
Hanptmomente  zeigen  sich  darauf  von  Einflnss.  Zunächst  und 
zumeist  die  Entwicklung  der  neueren  Volkswirthschaftslehre, 
der  „Theorie  der  freien  Concurrenz",  in  der  Lehre  der  Physio- 
kraten  (Quesnay,  Tnrgot)  and  mehr  noch  in  dem  epoche- 
machenden Werke  von  Adam  Smith.  Sodann  der  Umschwung  in 
der  Rechts-  und  Staatsphilosophie  und  in  der  (tbeoretiscfaen) 
Politik,  in  Anknüpfung  an  Montesquieu,  Rousseau  und 
schliesslich  und  hanptsSchlich  an  Kant  Endlich,  den  AnsBchkig 
gebend,  die  practische  Umgestaltung  des  politischen, 

^)  Dural,  El^mens  des  finances,  P.  1736.  —  Dutot,  Reflezions  politiqaea  s\a 
les  fia&nces  et  le  coDunerce,  La  Uaye,  1738—54,  IL  B.  —  de  Bielfeld,  InstitB- 
tions  politiqaeü.  1760.  L  Ch.  U  and  12  (Boacher  S.  426).  —  Gasser  (luhaberdes 
neuen  AkoDomiflchea  Lehntnhls  in  Halle),  Einleit  za  d.  dkon.,  polit  a.  Kamenlviae. 
(172U),  1.  B.,  mne  „nach  den  damaligaii  Begnüen  ztemlidi  rollAindige  FiiiaazwiMiir 
sdiaft"  (Roacher  S.  S72),  —  G.  H.  f.  Jnsti  (+  1771),  System  des  FiiuBZwesMit. 
HaUe,  1766.  4°.  and  dess.  Staatswirthschaft,  U.  B.  1.  Aosg.  1752.  2.  Amg.  1758,  die 
ente  aosfuhrlictie  und  metbodiscbe  Äbhaudltuig  dar  Fininzwissenscliait,  die  aach  lange 
Zeit  Handbach  der  Praktiker  blieb.  Justi  var  auf  dem  Gebiete  der  Finanz-  and 
Polizeiwissenschaft  wohl  der  badentendste  S^tamatiker  seiaer  Zeit  (Bescher  S.  444  ff., 
aber  s.  Finanzwiss.  S.  461 — 465),  wird  aber  ron  L.  Stein  doch  ubetschätit.  —  Bie 
finanziellen  Artikel  in  Bergiaa,  Polizei-  aud  Eameralmagazin,  1767  ff.,  IX  Binde. 
(Das  Nene  Polizei-  and  Kameralmag.  dess.  Terf.  enthält  meistens  Technologie.)  — 
In  der  2.  Hälfte  des  IS.  Jahrb.  wurde  der  österroich.  NationalOkonom  J.  r.  Sonneu- 
fels  (geb.  1733,  -j-  1817)  mit  $.  borUhmteu  Werke:  Grands^  der  Polizei,  Handlung 
und  Finanz,  S.  Bd.  1.  Aosg.  1765,  7.  Aosg.  1804,  die  henomgendste  Encfaeinnng 
andi  aof  dem  Gebiete  der  Finanzwisseuscbafi  (S.  Boscher  S.  5S3  ff.,  ober  S.  6 
FiBanzwiss.  S.  546  ff.),  ron  A.  Smith  bis  zuletzt  noch  kaam  beiiUut,  seiaer  eigea- 
tbOmlicfaen  „Berölkenrngstheorio"'  hnlfligend,  aber  in  sdnom  Ortheil,  andi  aber  Raanz* 
Sachen,  doch  tichoo,  seiner  Zeit  entsprechend,  mehr  ein  moderner  Mann.  —  r.  Pfeiffer, 
Grandriss  des  Finanzwesens,  Leipzig  17S1.  und  deKS.  Lehrbegriff  s&mmtL  Ökonom,  nnd 
Kameralwissenschaften.  1764—1778.  VL  —  Mortimer.  Grundsätze  der  Handlang»-. 
Staats-  and  FioanzwissenscbafteD,  d.  r.  Engelbrecht,  Hamborg,  1781.  —  Groaber 
deGToabenthal,  Theorie  gtoirale  de  I'administration  des  finances,  P.  1788.  IL  B.  — 
Jung,  Lehrbuch  der  Fioauzwissenschaft,  1789.  -—  Bossig,  Die  FinaazwiBeaichift. 
1789  (Fleiss  ohae  Unheil),  (z.  Th.  oach  Baa      21  Anm.  b). 

')  Doch  ist  die  gedrängte  Entwicklung  der  Finanzgrandsätze  bei  Geoovesi 
schätzbar.  Grundsätze  der  bOrgerl  Oekoaomie,  L  Theil,  £ap.  2.  —  Ye^  Itbrigeut 
Pecchio,  Storia  della  acoaomia  publica  ia  Italia,  Lnnao,  1829.  (BaiL) 

')  Dieser  Satz  bleibt  bestehen,  aach  bei  aller  Anmeanug  dw  iriisfiBschaflUebeB 
Bedeatnng  einzelner  Schriftsteller  ror  A.  Smith  uad  den  Physiofcraten.  mercantilistiacber 
und  [Vierer  Kichtang. 
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loeUleo  nid  wirthschaftUchen  Lebens  dnreh  die  fran- 
iSiiiehe  BeTolation  lud  die  mit  ihr  in  Verbindung  stehoiden 
bo^niue. 

1)  Die  Physiokraten  haben  vor  Allem  dorob  ihre  einseitige 
Steiertheorie,  die  Lehre  vom  imp6t  nniqne,  von  der  ein- 
lipa  allgemeinen  Ornndstener^  welche  an  die  Stelle  aller 
«ÄiCD  Stenern  treten  sollte ,  anregend  and  befrachtend  auf  die 
Fimntheorie,  wenn  aach  nicht  anf  die  Praxis  eingewirkt") 

„A.  Smith  verbreitete  hierauf  ein  nenes  Licht  Ober  das  Finanz- 
wcteo,  indem  er  die  volkswirthBchaftUche  Omndlage  desselben  in 
ms  der  ganzen-  Politischen  Oekonomie  gewidmeten  Werke  ent- 
«itkelle.  Die  Staatseinkttofte  traten  ans  der  Vereinzelnng,  in  der 
Bu  de  bisher  betrachtet  hatte,  zn  einem  Oanzen  zusammen,  welches 
ait  den  grösseren  Ganzen  der  Volkswirthschaft  in  der  engsten 
VoMmg  erschien.  Han  ward  jetzt  in  den  Stand  gesetzt,  für 
&  HAwendige  Schonung  des  Volksvermögens  und  der  Volks- 
S^vote  bestimmte  Omndsätze  statt  nndentltcber  nnd  schwankender 
nftnsteUen,  nnd  man  lernte  Massregeln  nnd  Einrichtungen 
ibAUerhaft  erkminen,  bei  denen  man  bisher  kein  Bedenken  ge- 
bagtkrtte"  (Ran  §.  22).  AUerdings  hat  selbst  Smith,  wie  L.  Stein 
■itfieeht  sagt,*)  zwar'schon  eine  ziemlich  vollständige  Staatswirth- 
KUWdire,  aber  noch  keine  vollendete  Finanz  Wissenschaft  ge- 
leert, weil  ihm  in  seinen  ErSrtemngen  tlber  das  Finanzwesen  ein 
eiibeitliches  leitendes  Princip  noch  fehlte.  Dies  war  die 
Mttwendige  Folge  seiner  mangelhaften,  dürftigen  Staatslehre, 
■uwotKch  der  vollständigen  Verkennnng  der  universalen  Bedeutung 
<tei  Staats  fBr  das  Volksleben  und  der  Bedingtheit  der  Volkswirth- 
icbift  (sdbst  des  von  A.  Smith  nnd  seiner  engeren  Schule  eigent- 
Beh  aOem  betrachteten  privatwirthschaftlichen  Systems)  durch  den 
Aber  von  diesem  allerdings  verhängnissvollen  Fehler  abge- 
hat  A.  Smith  anch  hier  mit  deiy  5.  Buche  seines  berflbmten 
Verb  vom  Volkswohlstände  Epoche  gemacht,  massgebenden,  in 
der  engjlischen  Literatur  eigentlich  noch  heute  nachhaltigen  Einfluss 
uf  die  theoretische  AnlTassnng  und  Behandlung  des  Finanzwesens 
"«Ü^U  nnd  schon  ein  ziemlich  abgemndetes  System  der  Theorie 
'stworfen.    Die  anch  äußerlich  enge  Verbindung,  in  welcher  er 

^  'i  Ganz  to  Versaclien  zur  prakÜBchen  Venrirklicfaiug  der  physioknt  „eiozigen 
7^  bat  es  «Derdings  nicht  gefehlt    S.  Ober  die  Experimente  in  Baden  den 
uattz  nn  Enminghans  in  Hildebr.  Jahrb.  1872,  XIX,  1  ff.  Ober  Karl  Prledi^M 
'•Baden.  v 
•)  SUU,  nnanzwifl».,  1.  Aufl..  S.  6.  l*'' 
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das  Finanzwesen  mit  der  Politisclien  Oekonomie  behandelte,  blieb 
für  die  aasländisohe  Wissenschaft  bis  heate  bestehen.  Die  sieh 
selbständig  stellende  deutsche  FiDanzwissenscbaft  ist  in  ihr« 
Systematik  aber  auch  noch  von  Smith  beeinflnsst  worden! 

2)  Der  Fortschritt  der  Philosophie  und  die  französische 
Staatsnmwälzang  haben  dann  zu  neuen  staatswissenschaftHchen 
Untersuchungen  Uber  die  Aufgaben  des  Staats  und  die  Grenzen 
seiner  Thätigkeit  geiUhrt,  wodurch  neue  staatsrechtliche  S&tse  ge 
Wonnen  and  der  Finanzwissenschaft  von  einer  anderen  Seite  ans 
vorgearbeitet  wurde.  Der  Uebelstand  war  nur  hier  die  Über- 
triebene Reaction  der  Kant'schen  Staatslehre  gegen  die 
endamonistiBche  Theorie  der  Wolf  fachen  Sehnte  and  gegen  die 
Praxis  des  Staats  des  „aufgeklärten  Despotismus".  Diese  Reaction 
bewirkte  ebe  bedenkliche,  der  concreten  Sachlage  auch  dnrchaa« 
widersprechende  Entleerung  des  Staatsbegriffs,  wdcfae 
sich  mit  der  einseitigen  und  nngeschichtlichen  Opposition  des 
Smithianismos  gegen  alle  „Staatseinmischnng^'  in  das  (materiell-) 
wirthschafUiohe  Gebiet  begegnete.  Die  folsehe  Lehre  Ton  Smith 
und  seiner  Schule  tiber  die  U nproductivität  der  Dienst 
leistnngen und  damit  auch  des  Staats  leistete  dieser  m- 
bängnissTollen  Richtung  noch  Vorschub.^^)  Trotzdem  gewann  aber 
unter  diesen  verschiedenen  Einflttssen  die  Finaazwissenschaß  eioe 
festere  systematische  Gestaltnng  und  es  bereitete  sich  in  Folge 
dieser  Vervollkommnung  der  Wissenschaft  ein  Umschwung  der 
Praxis  vor,  der  seitdem  zwar  langsam,  aber  doch  anuifhaHBam 
sich  vollzieht 

§.  25.  Die  wissenschaftliche  Behandlang  des  Finanzweseoa 
hat  sich  übrigens  im  Ans  lande  and  in  Dentsohland  bemerfceoB' 
Werth  verschiedenartig  gestaltet. 

1)  „Die  vielen  Bearbeitungen  der  Politischen  Oekonomie  seit 
Adam  Smith  erstreckten  ^ich  gewöhnlich  aacb  anf  das  Gebiet 
des  Finanzwesens,  inzwischen  wurde  dasselbe  in  den  niohtdeDtsoben 
Werken  jener  Art  nicht  vollständig  systematisch  behandelt,  sondern 
vorattglich  in  der  Absicht  herbeigezogen,  um  voIkswirthschafUiche 
Lehren  darauf  anzuwenden  und  dadurch  za  erläutern.  Man  be- 
Bchriinkte  sich  dabei  meistens  ant  eine  allgemeine  Betrachtung  des 

")  VgL  Uber  die  conneie  Frage  von  der  Aasdebonng  des  Begri^  „wilthflctaW- 
Gut"  aof  die  Dienste  Wagoer,  Lehrb.  I.  §.  16—30. 

")  Deber  diese  Suatsanfisssniig  der  Kut-ämith'schen  Schule  s.  ebendu.  bea 
E*p.  4,  mit  der  VoTbem^rk.  S.  241  ff. 
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Jiteoerwescns,  der  StaatsauBgflben  and  StaiUssohnldeD,  die  man  bei 
der  volkewirtbscbaftliohen  Lehre  von  der  Consumtion  einschaltete." 
(Raa,  §.  iS.)  Eine  principielle  Aaffassnng  der  Bedeatting 
(kr  Fin«DXwirtfa0ohaft  für  die  Yolkawirthsohalt  fehlt  hier  bis  in 
tiefieg«nwart  £ut  dnrehweg.  Aber  im  Einzelnen  wird  Beden- 
lodea  geleistet,  besonders  in  der  Lehre  von  den  volkswirth- 
aebaftliohen  Wirkangen  der  Steuern,  von  der  Ueber- 
väliang  der  einzelnen  Arten  Steuern-  (Bicftrdo.)  Die 
monographische  FinanzUteratar  knttpft  gern  an  die  grossen 
pncdschen  Probleme  des  öffentlichen  Lebens  ^n,  namentlich  in 
Kigland,  an -die  Fragen  des  StaatssohnldenwesenSi  des 
PspiergeldSf  der  Hfinz-  und  Bankpolitik,  des  Zollwesens 
>.  s.  w.  In  neuester  Zeit  finden  sich  auch  Anklänge  an  die  sooial- 
poGÜselie  Aoffsssnog  des  Finanzwesens.  Im  EinzelDen  zeigt  sich 
hier  in  der  englischen  and  fr^izOsischen  Literatur  fast  immer  der 
TacL,  des  die  Anschauung  grosser  Staatsverliältnisse  verleiht,  wo- 
dmh  ueh  die  reinen  Theoretiker  vor  dem  Doctrinarismus  bewahrt 
«ndo^  m  welchem  gerade  auf  Aeai  Qelnete  der  Finanzwissenschaft 
£e  „Ileorie  der  freien  Cononrrenz"  sonst  so  leicht  geführt  hat. 
Aber  eine  selbständige  Finanzwissenschaft  in  deutscher 
Wieiw,  ab  ein  besonderer  Theil  der  FoUtiseben  Oekonomiet  fehlt 
der  fremden  Wissenschaft  bis  heate>  soweit  sie  nicht,  wie  die  ost- 
esropftisehe  und  etwas  die  italienische,  von  der  deutschen  Wisseu- 
nhaft  beeinflnsst  wurde.  Selbst  besondere  Werke  ttber  das  ganze 
PhisasweBen  sind  in  der  englisehra  und  CraniSsischen  Literatur 
sahen. 

2)  „la  Deotsohland,  wo  die Finanzirissenschaft  sohon  früher 
ah  eine  beeondere  Wissessehaft  behandelt  worden  war,  wurde  da- 
gegen von  viden  SchrlftstelTem  die  zusammenhängende  und  voll- 
lOsdige  DaiBtellnng  derselben  beibehalten,  so  dass  sie  als  einer 
der  drei  Hanpttheile  der  Foliüsoben  Oekonomie  vorgetragen  oder 
laefa  ganz  anssehliessUch  abgehandelt  wurde.  Diese  Metbode  hat 
die  Ausbildung  der  Finanzwissenschaft  sehr  befördert"  (Bau.) 
Die  in  Dentsebland  doch  immer  vorhandene  tiefere  Auffassung  des 
Staats  und  damit  der  Finanzwirthschaft,  als  der  materiellen 
Bedingung  des  Staats,  verbanden  mit  dem  deutschen  Sinn  für 
«TMematisefae Behandlang  wirkte  biergUnstig.  Aber  zwei  Klippen 
liat  besonders  die  ältere  deatsche  Finanzwissenschaft  dieser  Periode 
oieht  immer  vermieden.  Sie  htttete  sieh  nicht  immer  vor  dem 
Doctrinariamns,  tioe  mancbesterBobnleartige  Beschränkung  der 
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Ii^taatsthätigkeit  za  befärworten,  iund  sie  betonte  den  öffentlichen 
Gharaeter  der  FinanzwirthBobaft  olt  nicht  genügend.  Am  letzteren 
Fehler  war  nicht  selten  die  Enge  des  polittscben  Gesichtskreises 
kleiner  Staatsverbältnisse  Sebald.  Es  l^gt  hiermit  and  mit  dem 
thatsSeblichen  Znstande  der  dentBchenTerritorialfinaozen  zusammen, 
dasB  das  Domänen-  and  Begalienwesen  gegentiber  dem  Steuer-  nnd 
vollends  dem  Staatsscholdenwesen  noch  zu  sehr  im  Vordergrand 
der  Betraohtang  stand.  Zn  einer  principiellen  Würdigung  namentlich 
des  Staatscredits  gelangte  die  deutsche  Finanzwissenschaft  daher 
z.  B.  noch  nicht,  selbst  Nebe  eins  kaam  ansgenommen.  Ihren 
Hobepanot  erreichte  die  ältere  dentsohe  systematisobe  Finaniwissen- 
schaft  sonst  im  Oanzen,  wie  hier  wohl  ausgesprochen  werden  darf, 
in  dem  fttr  seine  Zeit  mnstergiltigen  Werke  des  Altmeisters  Bau. 

Ausser  in  den  grösseren  selbststöndigen  Werken  nnd  in  den 
umfassenderen  Systemen  der  Politischen  Oekonomie  wurde  in 
Deutschland  auch  öfters  ein  Abriss  der  Finanztheorie  in  den 
allgemeineren  „Werken  Uber  die  ganze  StaatswissenBobaft 
oder  Uber  die  Staatsklagheitslebre  (Politik  im  ^nne  äxst  Neuen) 
gegeben ,  nicht  ohne  Gewinn  für  die  Anwendung  Btaatsrechtlicher 
Grundsätze.  Daran  reiben  sieh  Untersuchungen  über  einzelne 
Gegenstände  des  Staatshansbaltes  in  sehr  zahlreichen  Schriften 
von  grosserem,  oder  geringerem  Umfange,  wdche  nützliche  Ausbeute 
zur  Läuterung  and  Vervollständigong  der  Wissensehaft  lieferten. 
Der  anf  diesem  Wege  Bich  sammelnde  Stoff  erhielt  durch  die  sehr 
häufig  vorkommende  Beziehung  aof  einzelne  Ltoder,  deren  EHnant- 
einriohtongen  theils  bloss  heschriebeni  tbeils  geprüft  wurden,  Leben- 
digkeit nnd  Brauchbarkeit  für  die  Ausübung  nnd  fttr  die  Fortbildung 
der  Theorie.  Jo  dieser  Hinsicht  wurden  die  Verhandlungen  der 
Ständeveisammlnngen,  so  wie  die  neaere  Oeffentlichkeit  der  Finans- 
verbältnisse  wichtig.  Das  Finanzwesen  einzelner  Staaten  der  Vorzeit 
wurde  von  mehreren  Geschicbtsforscbem,  das  der  Gegenwart  thals 
in  bloss  berichtenden,  theils  auch  in  benrtheilend^-  Schriften  he* 
leuchtet"   (Kau,  §.  23.) 

IV.  —  §.  26.  Eine  neueste  Entwicklungsphase  der  Finanz- 
wisseuBcbaft,  welche  jetzt  in  Deutschland  wenigstens  im  Durchbrucb 
begriffen  ist,  findet  ihre  Berechtigung  in  den  Hängein,  welche  nach 
dem  Gesagten  der  bisherigen  FinanzwiBsensohaft  ankleben,  nnd  ihre 
Erklärung  in  der  Umgestaltung  der  Anschaunngen  auf  den 
nächst  stehenden  Wissenschaftsgebieten,  sowie  in  neuen 
Erseheinnngen  des  Öffentlichen  Lebens.  Dadurch  erhält 
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Ae  Fmaaswisseiuchaft  anch  neue,  erweiterte  and  verän- 
derte Ziele. 

1)  In  der  Bechts-  and  StaatsphiloBopbie  nnd  (tbeore- 
tiiehen)  Politik  ist  an  die  Stelle  der  engen  nnd  einseitigen 
Ktit'sehen  Schatazwecktheorie  und  der  rationalistiBcben 
Ai&ssnDg  die  organische  and  historische  Anffassang  des 
Sfnts  getreten.   Der  Staat  wird  nicht  mehr  als  eine  willkilhrliche 
Kldong,  die  etwa  anch  anterbleiben  könnte,  nicht  nar  als  ein, 
besten  Falles,  nothwendiges  Uebel,  sondern  als  die  nothwen- 
digste  Bedingung  und  zugleich  die  höchste  Form  des 
geselUehaftlichen  Zasammenlebens  der  Menschen  be- 
tndrtet,  ab  dn  Produet  der  Gtoschiohte,  mit  dem  jede  Theorie  als 
■it einer  gegebenen  Grösse  rechnen  mass.  Der  entleerte  Staats- 
begriff ist  daher  wieder  augefttUt  nnd  dem  Staate  sind  die 
VB&ttendsteD  Aniigaben  Tindioirt  worden,  namentlieh  neben  den- 
jenigen auf  dem  Gebiete  des  Rechtszwecks  solche  der  Cnltnr- 
■d  Vohlfahrtsförderung,  ohne  fest  bestimmbare  Grenzen. 
Ii  der  anch  für  die  Finanzwissensohaft  zunächst  massgebenden 
rtfj&fwirthscbaftlichen  Anffassnog  erscheint  der  Staat  als 
hMtit  Form  der  Zwangsgemeinwirthscbaften,  als  wahre 
ftesarnntwirth-gchaftder  Nation,  stetsin enger Verbindangmit 
dM  flbrigenZwaagBgemeinwirthschaften,  mit  den  grossen  Selbst- 
Terwaltnngskörpern.    Die  fttr  den  Staat  erfolgenden  Ein- 
Bsbmen  nnd  Ausgaben  der  Finanzwirthschaft  erlangen  ihre  organisch« 
SteDong  im  Productions-  und  Vertheilangsprocess  der  wirthschaft- 
Behni  GDter.   Sie  fangiren  als  das  Mittel  des  Umsatzes  von  ma- 
MrleUett  in  immaterielle  Guter,  von  Sachgütem  der  Privatwirtb- 
idttften  in  DienstldMangen  des  Staats  nnd,  durch  den  direet  nnd 
iidireet  fördernden  Einflnss  der  letzteren  aaf  die  Volkswirthsohalt, 
wieder  dieser  Dienstleistungen  in  Sachgtlter. ") 

2)  Dazu  kommt  noch  ein  wichtiges  anderes  Moment  Die 
wmen  Wissenschaft  der  Nationalökonomie  erkennt  nicht  nor  den 
orguiiscben  Zosammenhang,  die  gegenseitige  Abhängigkeit  und 
Sieh-Er^nzung  des  vomemlich  durch  den  Staat  vertretenen  gemein- 
wtrtfascbafÜicben  nnd  des  privatwirthschaftlichen  Systems,  sie  sagt 
sieh  aacb  meh>r  nnd  mehr  von  der  optimistischen  Anf- 
fassang des  letzteren  im  Smithianismus  los  nnd  sieht  die 

FSr  du  im  TeztGengte  s.  die  nih.  Dideg^  n.  BegrtBdaiiK  ia  Wagner, 
Letab.  I.  bes.  Kap.  4  v.  iUwAn.  1  d.  10  des  S.  Kap. 
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grossen  Bedenken  des  Systems  der  freien  Goncarrenz.") 
Sie  lernt  verstehen,  dass  die  Gestaltung  des  privatwirthsobaftliehen 
Prodaotionssystems,  die  bestehende  Eigenthamsordnong,  besonders 
das  Kapital-  and  Grandeigentbam,  dass  die  auf  dieser  Basis  sich 
voUsiehende  Vertbeilnng  des  voIkswirthscbafUiehen  ProdnotioDser- 
trags  oder  Volkseinkommens  mit  der  ökonomischen  eine  entschei- 
dende sociale  Bedeutung  haben  und  dass  die  socialen  Hacht- 
Terhftltnisse  der  Klassen  und  Individuen  der  modemeo  Erwerbs- 
gesellschaft  dadurch  ihr  Gepräge  erhalten. ")  Zugleich  erkennt  die 
Nationalökonomie  den  Kinflusg,  welchen  der  Staat  direct  oder 
indirect  auf  die  VertheiluDg  des  Volkseinkommens  und  auf 
die  socialen  Machtverhältnisse  einerseits  durch  die  Art  seiner 
Thätigkeit,  also  durch  die  Art  der  Verwendung  seiner 
Einkünfte^  anderseits  durch  die  Art  seiner  fiesteaerong, 
als  seiner  hauptsächlichsten  Einnahmequelle,  und  durch  sein  G  redit- 
system  (Staatsschuld enwesen)  austtbt. 

Es  entwickelt  sich  aus  dieser  Erkenntniss  nun  eine  doppelte 
Forderang: 

a)  Zunächst  die,  die  Ausgaben  und  das  Bestenemngs-  oad 
Greditsystero  so  einzurichten,  dass  gewisse  daraas  bisher  her- 
vorgehende Okonomisohe  and  sociale  Uebelstände  abgestellt 
werden. 

b)  Sodann  die  weitere  Forderung:  dass  auch  solche  Uebel- 
sßbide,  welche  unabhängig  von  der  bisherigen  positiven  Staate- 
thätigkeit  und  vom  Einnahmesystem  der  Finanzwirthsoh^ft  Bind, 
durch  eine  zwekentsprechende  Socialpolitik  gehoben  wo-- 
den.  Daraus  folgt  dann  fflr  die  Finanzen  eine  Aenderubg 
and  im  Allgemeinen  eine  Ausdehnung  des  Finanzbedarfs, 
um  mehr  und  andere  Staatsthätigkeiten  zu  ermdglichen,  und 
neben  den  rein  finanziellen  Gesichtspunct  der  Deckung  des 
Finanzbedarfs  tritt  der  Gesichtspunct  einer  „socialen  Steuer- 
politik" zu  dem  Zwecke,  eine  andere  Vertheilung  des 
Volkseinkommens  als  die  im  System  der  freien  Coneuirenz 
auf  der  Basis  der  hentigen  Eigenthumsordnung  sich  vollziehende 
mit  Hilfe  des  B  estenerungssy  stems  herbeizunthren.  Es  ist 
die  moderne  „sociale  Frage"  in  der  Wissenschaft  und  im  öffent- 


")  S.  ebeDdas.  Esp.  3,  Äbscbn.  3  n.  &. 

'*)  Ebendas.  K»p.  6,  bes.  Torben.  S.  291  ff..  431  K,  Einleit  S.  207—313. 
Abschn.  9,  14—19. 
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Beben  Leben,  welche  hier  umgestaltend  auch  auf  die  Finanzwissea- 
•ebafl  einzuwirken  beginnt. 

V.  —  §.  27.  Diese  Wissenschaft  ist  unter  diesen  EinflItsseB 
gegmwärtig  in  einer  übnlichen  Krisis  begriffen  wie  die  ganze 
Ptrfitische  Oekonomie.  Es  ist  weder  zu  erwarten  noch  zn  verlangen, 
im  die  grossen  Probleme,  welehe  hier  vorliegen,  von  der  Theorie 
bereits  vollständig  bewftltigt  sind.  Vieles  ist,  wie  im  practischen 
Leben,  Bo«b  nnabgeklftrt.  Aber  das  Ziel  möchte  bereits  feststehen : 
Die  FiDaDzwissenschaft  mnss  der  neuen  organischen  Auf- 
fassang  des  Staats,  den  durchaus  gemeinsamen  Aufgaben 
der  Staats*  und  der  Selbstverwaltung  und  dem  social- 
politiseben  neben  dem  fiscaliseben  Gesichtspunct  im 
Steuer wesen  und  in  der  Ausgabewirth scbaft  gerecht 
vcfden.  Damit  schreitet  sie  weit  Uber  die  Entwicklung  hinaus, 
wdche  die  Sitere  deutsche  Finanzwissenschaft,  selbst  bm  Raa, 
«nmcht  hat,  und  darin  Hegt  auch  die  Erklftrnng  und  Rechtfertigung 

tie^reifenden  Umgestaltang  des  Ran 'sehen  Werks  in  der  vor- 
fi^^esden  Bearbeitung. 

Einigkeit  Uber  dieses  Ziel  herrecht  ireilioh  auch  in  der 
deitsehen  Wissenschaft  noch  nicht  Wird  der  erste  Theil  der 
Angabe,  die  Finanzlebre  der  oeueren  Auffassung  des  Staats  und 
<i0r  Staate-  und  Selbstverwaltung  auzupassen,  auch  immer  mehr 
zegeetanden  und  hat  derselbe  in  L.  Stein 's  Finanzwissenschaft 
berots  wae  in  vieler  Beziehung  vorzügliche  Lösung  gefunden,  so 
wird  der  zweite  Theil  der  Aufgabe,  die  zugleich  social* 
politische  Auffassung  des  Finanzwesens,  noch  um  so  mehr  be- 
mtandet,  vielfach  noch  nicht  einmal  verstanden.") 

In  der  Finaazwissenschaft  selbst  kann  die  darauf  bcKtTgliobe 
CoDtroverse  auch  nicht  ansgefochtela  werden,  denn  sie  gehört  hierher 
■ur  uaeh  ihren  finanztechniseben  Gonsequenzen.  Völlig 


**)  Die  Blhcra  BegrondaBg  fOr  das  tiosagta  sacht  m ein e  „Gnmdlerang"  zu  gibea. 
S.  K»p.  3—5  n.  im  2.  Kap.  die  Abmlui.  6  (§.  76—81)  u.  10—12.  S.  nach  Vorrede 
za  diesem  1.  Bande  d.  Lebrbochs  S.  VI.  Ans  der  Fimuizliterattir  bes.  r.  Scbeeli 
IfDpett.  Besteyeninp,  Ttlb.ZtsclL  187$ii.der8..  Erbeobafbstaner,  Hildebr. labrb.  18T5. 

^  TgL  z.  B.  die  ÄenatieniDgea  Sfltbeer's  lo  Betreff  einer  Stelle  Uber  das 
■oäa^c^tiscbe  Steaerphiu»))  io  meiner  Vorrede  znm  1.  Bande  des  Lehrbuchs  (S.  VI.) 
ia  ^iem  Aufsätze  Uber  d.  Gesammteiiikonimen  in  Preoasea  im  ^rbeiterfreund"  lS7ö 
CXUI),  26ä.  Die  scb&tzensrerthea  Verfleiobe  des  preass.  n.  engliscbea  Volksein- 
hwwcn«  and  seiner  Vertheihuig,  velche  Sötbeer  hier  giebt,  beveisen  m.  E.  schon 
die  Tendenz  steigender  Cngleidiheit  des  Einkommens,  die  ich  bek&mpfea  möchte. 
Cad  Sötbaer's  frobere  Arbeit  ttber  die  Wirkungea  de«  StaataschnldenvesMis  ist 
««Ibst  ein  Beleg  fttr  die  Nothimdlgk^  die  loeialpoUtisohe  Seite  der  Flnaai- 
MSHCgab  mit  w  beacttcn. 
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za  eriedigen  ist  sie  allein  in  der  Allgemeinen  VolkBwirUuchafitBlehrei 
speciell  in  der  „Gnmdlegang",  auf  welche  dafür  hier  zu  Terweisen 
ist  Dieses  Werk  steUt  sich  aber  nunmehr  auf  diesen  social- 
politischen  Standpnnct  and  wird  Tersnchen,  ihn  auch  im  Finanz- 
wesen Kor  Geltung  zn  bringen. 

Ausserhalb  der  deutschen  Wissenschaft  ist  von  dieser 
neuesten  Entwicklnngsphase  der  Finanzlehre  noch  ebenso  wenig 
zn  Bpttren,  als  von  der  Umgestaltung,  welche  der  gesammten  Poli- 
tischen Oeconomie  hier  neuerdings  zn  geben  gesucht  wird.  Von 
unserem  Standpnncte  aus  erseheint  dies  als  ein  Mangel,  welcher 
sich  ans  der  nngenflgenden  Anffiissnng  des  Staats  and  ans  dem 
falschen  Hängenbleiben  in  den  Schablonen  des  Smithianismus  erklärt. 

VI.— §.28.  Zur  Bibliographie  der  Finanzwissenschaft. 
Im  Vorausgehenden  ist  in  grossen  Zttgen  ein  Büd  der  Entwieklung 
der  Finanzwissenschaft  entworfen  worden.  Es  kann  nicht  die 
Aufgabe  eines  Lehrbuchs,  wie  des  gegenwärtigen,  sein,  eme 
förmliche  Literaturgeschichte,  welche  sich  eingehend  mit 
den  Werken  der  einzelnen,  wenn  auch  nnr  der  wichtigeren  Antoren 
beschäftigt,  zu  geben.  Ebenso  wenig  vermag  ein  solches  Werk 
eine  vollständige  Bibliographie  des  Faebs  zu  lieiem.  Ent- 
Bpreobend  dem  bisherigeD  Character  des  Bau 'sehen  Ldirbnehs  soll 
indessen  anch  hier,  Im  Anschlnss  an  obige  Skizze  der  Geschichte 
der  Finanz  Wissenschaft,  ein  Beitrag  zur  Bibliographie  der  Dis- 
dplin,  insbesondere  hinsichtlieh  der  neueren  und  neuesten  Literatur, 
sdnen  Platz  finden. 

Die  folgende  Uebersioht  über  die  Finaozliteratnr  beschränkt 
sich  im  Wesentliehen  auf  die  Schriften  systematischer  und  all- 
gemeiner Art,  einschliesslich  einzelner  monographischer  Arbeiten 
von  Bedeutung  fttr  die  principielle  Anffiissang  des  Finanzwesens, 
femer  anf  die  Werke  Ober  Finanzgeschichte,  Finanzstatistik 
und  Uber  das  Finanzwesen  einzelner  Staaten.  Die  Special- 
literatnr  Uber  die  einzelnen  Hanptgebiete  des  Finanzwesens  (Stener- 
wesen,  Staatscredit  n.  s.  w.)  findet  sich  in  den  späteren  Abschnitten. 

I.  Allremeine  bibliographische  Hilfsmittel  der  (oeaeren)  Finuu- 
literatar  sind:  Muldener,  bibl  geogr.  stat.  et  oecon.  pol  (G&tt);  dess.  (jetrt  ein- 
gestellte) staatswissensch.  Bacherschan  in  den  froheren  Jahi^ängeo  der  Tfib.  Ztschr. 
fttr  StaatsirissenBcb.  Ferner!  0'  Uühlbrecht's  (auch  die  fremde  Literatur TiiU- 
ständig  nmÜBSsende)  Debeisicht  der  recbt^  d.  staatswiss.  Liter..  Berl.  1866— T6  (wird 
fortgesetzt,  erscheint  im  Laufe  jedes  Jahres  in  mehreren  Heften).  —  Ausserdem  dOrfen 
zvei  gedmckt  roriiegende  Bibliothekskataloge  hier  genannt  ireiden,  deij.  der 
Hftmbarger  Commorzbibliothek  (Hamb.  1864,  mit  2  späteren  Nachtrtgen)  na'l 
deij.  der  Bibliothek  des  K.  Statist  Bareans  in  Berlind.  Abfii.  1874,  2- i> 
Arbeit).   Beide  Bibliotheken  sind  irobl  die  refchsien  SpectiJbihliotheken  der  Statts- 
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liMHchaftoB  (ia  mUaitenSlBiM)  in  Deutschland,  taieb  bes.  »ooliui  ausliadisclier 
ÜMsar,  die  Bedinor  froUich  lockoihaft  in  B«Bg  auf  ilien  Wake.  —  Fdr  die 
■«teste  in-  «.  amUnd.  Litv.  s.  udt  den  leicUuItigen  Lftgerkttalog  No.  20 
i&de  1876)  der  Bacbh.  f.  BecAts-  u.  StaatswissenKsb.  FuttkammeT  a.  Mabt- 
krecht  in  BeriiiL  Anch  z.  bibliogr.  Debers.:  d.  d.  S.  47  gen.  Weric  r.  Kletke. 
n.  Einxelne  Werke  <die  iltere  Literatur  meist  oacb  Ran). 

1.  Ans  der  fremden  Literatur  aber  PoliLOekoDomieim  Allgemeinen. 
Ad.  Smitb,  veaitb  of  nationa,  b.  V.  (S.  Band  der  Garve'scben  Debersetzong, 

11  aeMBten  o.  besten,  der  r.  Asber,  Stuttg.  1861,  II,  2U6  ff.).  —  Bicardo, 
fmäfiea  of  polit.  econ.,  ch.  6 — IH,  29,  deutsch  r.  Baumstark,  Lpz.  1837,  nebst 
BaiBstark  s  Eriintenugen,  eb.  18S8,  K19.9— 11.  —  M'Callocb.  treat  on  Um 
^iadplea  a.  pnct  inflaence  of  tazatüw  a.  the  fnnd.  syst,  Lond.  1845  (n.  dfier).  — 
J.  St  Kill,  ^ine.  of  pol.  eoon.,  B.  T..  deutsch  f.  Sötbeer,  2.  Anfl.  in  1.  B., 
JfaBb.  18M,  &  590  £  (S.  Aufl.  1870). 

J.  B;.  Sny,  taüi  d'^icon.  poL  (riel&cbe  Aofl.),  L  UI,  ch.  6—9;  ders.,  conrs 
mtfL  l'heea.  poL  prat  (deutsch  r.  J.  r.  Tb. :  roUsttad.  Handb.  d.  piact  NationalOL), 
T.TL  9.  AbeduL  (im  T.  B.)  n.  8.  Th.  (im  VL  B.).  —  Simonde  de  Sismondi, 
Mr.  pfiac.  d'teon.  poL,  6.  B.  (de  Tiapit). 

2.  Deatsche  Werke  Ober  Finanzwissenschaft,  im  Anschlass  an  die  Werke 
Aber  Polit  Oekonomie  im  Allgemeinen. 

Krng.  Abriss  d.  StaatsOkonomie,  S.  116  bis  Ende.  —  Harl,  Handb.  d.  Staats- 
virterk  n.  Rnanz,  2.  Abth.  1811.  —  Graf  J.  f.  Soden,  Nationalökonomie,  VI.  B. 
IftU  ^  anch  den  besonderen  Titel:  StaatsfinanzTissenschaft).  —  Fulda  (f  1847), 
(hadslte  der  Ökonomisch-politischen  oder  Kameralvissenschaften,  2.  A.  183U.  S.  256 
kiabde.  —  Schmalz.  Staatswirthschaftslehre,  IL  162  bis  Ende.  —  Lötz,  Uand- 
M  teStuteviithscbaftslehre.  m.  a  —  Pölitz,  Di«  Staatswissenschaftoi,  H,  263 
£^(2.  Ausg.  1827).  —  Kraose,  National-  nnd  StaatsAkonomie,  n,  216  (1830). 
—  Sckiffle,  d.  geseUsch.  Syst  d.  menschL  Wirthsch.,  Tab.  1867,  2.  Anfl.  §.  176 
bs  tt9.  198—220  (bes.  naüonalok.  Analyse  d.  Staats),  g.  274—284  (Abiiss  d.  Finanz- 
viHM^).  —  Wirth.  M.  Grandz.  d.  Natioaalök.,  2.  B.,  3.  Aofl.-,  COln  1869,  S.  505 
tto  iMdt. 

3.  Selbständige  Behandinngen  der  Finanzvissenscbaf t  and 
Verke  and  Aafs&tze  ikber  allgem.  Haaptpancte  dieser  Wissenschaft 

Stokar  V.  Nenforn  (t  1817),  Handb.  der  Finanzvissenschaft,  Bodienbnrg  a.  d.  T. 
It9«7.  IL  B.  —  r.  Jakob,  Die  Staatsänanzirissenscbaft.  Halle,  1821,  IL  (sehr  gut); 
2.  An^.  Ton  Eiselen.  1837.  —  Behr.  Die  Lehre  Ton  der  Wirtha<jutA  des  Staates, 
L^^,  1822.  —  Faldn,  Handb.  der  Finanxwissenschaft.  Tab.  1826.  —t.  Ualohns 
f*  1840),  (ehem.  westfUü.  a.  vOitemb.  Flnanzministor).  Handbuch  der  Finanzrissett- 
«Ük  nad  Elnanzvowaltnng.  Stattg.  1830.  IL  (voiza^eh,)  —  Schön,  Die  Grand- 
dbe  dw  Finanz,  eine  krttlsehe  ^tvicUang.  Breslau  1832.  (Mar  einzehie  Abband- 
laagra )  —  Barth,  Vorlesungen  Uber  Finanzwissenschaft.  1843.  —  Gr.  Gan<;rin, 
ff  1846),  Ihe  Oekonomie  der  menschlichen  Gesellschaft  and  das  Fioanziresen.  Stutt- 
pn  1845.  —  Magnus  Graf  Moltke,  Deber  die  Einnabmequellea  des  Staats.  Ham- 
borg 1846.  —  Cmpfenbach,  Lehrbach  der  Finanzwissenschaft ,  H.  B.  Erlangen 
ISM.  1860.  —  Stein,  Lehrbuch  der  FinanziriBaenschaft.  Leipzig  1860.  3.  Aufl.  1875. 

—  Huhn,  Finanziriss.,  Lpz.  1865.  —  E.  J.  Bergius,  Gmnda&tze  der  Finanzwiss. 
nit  besonderer  Beziehong  auf  den  preuss.  Staat  Berlin  1865.  2.  Aufl.  1871.  — 
Farth.  ABC  der  Finanzwissensch.  Gratz  18T4.  —  v.  Hock,  fiftentl.  Abgaben  u. 
ik^ttldeu.  Stattg.  1868.  —  £.  Pfeiffer,  die  Staatseinnahmen.  Geschichte,  Kritik 
nd  Statistik  dendben.  Stuttg.  1866,  IL  B  ;  dsrs.  ver^eleh.  ZuiammensteU.  d.  eanp. 
Sustwiiiy.,  1865.      Bischof,  Katechismus  d.  Fiaaazwte.,  Lpz  1870. 

Aas  andern  Lindem  noch:  Jose  Gangs  Argnelles.  Elementes  de  la 
9Cieicin  de  badenda.  Uadiid,  1S8S.  (Ganz  koizer  Abriss  mit  Anvendong  aaf  Spaniea.) 

—  EsqniTon  de  Parieu,  trait6  des  impAts,  5  roL,  Par.  1862 — 65.  2.  ed.  Paris 
1SS6.  —  J.  Garnier,  EUsnents  des  finances,  suiris  des  Äliments  de  statistique. 
P.  18S8.  2.  A.:  Traiti  des  finances,  F.  1862.  3.  ed.  1872.  —  F.  Cohen,  £tude 
«r  les  impöta  et  los  budgets,  Paris  ohne  Jahreszahl,  Vorrade  von  1S65.  —  Gliffe 
Leslie,  Snaac  xeCom.  Load.  1871  (aa<^  deatsch).  —  L.  Gossa,  elem.  di  sdenza 

fin.  2.  ed.  HU.  1876.  —  de  Figneiredo,  introdaccao  a  sdeada  das  fbaaeas, 
Coimbra  1874. 
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A.  Wagoei,  Ordn.  d.  Osterr.  Staatstunsluait,  Wieo  Abadu.  I.  S.  1—61^ 

(Oberste  Gnuida&tze  d.  FinaBzwiss.  f.  d.  Ordnoiig  d.  Stutshanahaltes.) ;  ders.,  Act 
Staatshaushalt  ta  Retitzsch'  HandvArterbach  der  VolksrirthschaiHehre  (IS^).  — 
Laepcyres,  Art.Staat8wirtbscii..ätaatsw'.b..  B  \Ü.  — KQics,Hüidelb.Uecb>r.pro^.  1872. 

Miirliard,  Theor.  n  Polit.  d.  Beateoer.,  (rött.  1834.  —  J.  G.  Hoffmann,  Lehre 
T.  d.  Stenern.  Berl.  IS^Ü.  —  (i.  Schmoller.  Lehre  vom  EinlconuMn  in  ihrem  Zu- 
sammoohaoge  mit  den  Grandprincipien  d.  Stenerlehre.  TUb.  Ztsch.  XIX,  I:  — 

Eisenhart,  Konat  d.  Besteller,  Beri.  IS6S.  —  Msiiras,  mod.  Bestener..  Heid.  ISTO. 

—  A.  Held,  Elakommensteuar,  Bona  1872.  —  Henschling.  TimpAt  sarleterena, 
Far.  et  Bmz.  1873.  —  Gaiiditen  aber  Foisonalbesteuarimg  roa  Nasse,  Heid, 
GetLsel,  Qtat  V.  Wintzingerode  d.  KOssIer,  Lpz.  1873  (Sduifiten  des  Verains 
t  Soc.  Pol  ULK  —  Fr.  3.  Meamann.  ptogress.  EinkoauBeBBtener  iu  Staate-  und 
GemeiDdehaosbaltc,  Lpz.  IS74  (SchrifEcn  d.  Ver.  n.  ».  w.  VIII.).  —  Verhandl,  dieses 
Vereins  über  Einkouimenstuuer,  Lpz-  1ST5  (.Schriften  No.  XI).  15  ff.  —  v.  Scheel, 
progreas  Bcstener..  Tttb.  Ztach.  IST».  XXXI.  273;  ders..  Erbschaflsstener.  Hüdebr. 
]ahtb.  1S75.  XXIV,  233:  dies.  Aibeh  selbständig  in  2.  Aufl..  Jena  1ST7. 

Nebenios.  ötfentL  Credit,  2.  Aufl.,  I.  B..  Karlsr.  1829.  —  Dietzel,  Syst.  d. 
Staatsanleihen,  Heid.  1H55.  —  A.  Wagner.  Art.  Staatsschnlden  im  Staatav&rteib  ,  X 

—  SOtbeer,  Betracht  Uber  d.  StaatsschnldeDTeseD,  Beri.  Vierte^|ahrb8cbr.  f  Volks- 
virthscb.  ISe.*).  2.  B.  —  E.  Nasse,  Steuern  und  Staatsanleihen,  TObing.  Zeitsohr. 

\m,  XXIV. 

4.  Abriss  der  t'inanzlehre  in  Werken  der  allgemeinen  Staats- 
vi^asen  Schaft 

Behl,  Syst  d.  angev.  Staatsl.,  III,  348.  (ISlO)  —  Graig,  GnmdzOge d. Politik, 
ni.  Bd.  deutsch.  Leipz.  1816.  —  t.  Aretin,  Stastsr.  d.  coustitut  Monarchie,  fottg«8. 
durch  V.  Rotteck,  II,  295.  (1827.)  —  Weber,  Gnindztige  d.  PoÜtik,  2.  359.  (1827.) 

—  Eiselen,  Handbacb  des  Systems  der  Staatswisaenschaften,  S.  291.  (1828.*)  — 
Scbmitthenner,  Grundriss  der  policischen  und  historischen  Wissenschaften,  I,  215, 
(1830.)  —  Schön,  Die  Slaatswisscnachaft,  S.  311-360.  (IS3I.)  —  v.  Botteck, 
Lehrbuch  der  ökonomischen  Politik  (des  Vomnnftrochtes  4.  B.)  Stnttg.  1835.  S.  22^ 

—  Stahl,  Pliüos  d.  Rechts,  II,  2.  §.  120  ff.  —  Waitz.  PoÜtik,  lse2.  S.  81  ff.  — 
H.  Escher,  Handb.  d.  pract  Politik,  Lpz.  I8H3,  l.  247  Ii'.  —  Bluntachli,  Lehre 
r.  mod  Staate,  5.  Aufl..  Stuttgart  IS76,  II,  495  ff, 

5.  Zar  Literatur  der  Finanzgeschicbte  Is.  auch  No.  ti  n.  bes.  7  n.) 
Heeren,  Ideen  Uber  die  Politik  u.  s.  v.  der  Volker  der  alten  Welt,  S.  Awtg., 

GOtt  1815,  HL  —  L.  Uey  nier.  de  l'ucon.  polit  et  mr.  des  Puses  et  Phtaic,  Gol 
et  Par.  1819:  dgt.  des  Arabea  et  des  Jai&,  1820:  dgl  des  Egyptiens  et  Carthasin. 
1823:  dgl.  des  Green,  1S25.  —  Ganilh,  Essai  politique  snr  le  rermu  public  des 
peoples  de  l'antiqaitä.  du  moyen  agc  et  des  sit^cles  modernes.  P.  1&U6.  Nene  Ansg. 
1S23.  II.  Bd.  (grOsstenlheils  Uber  Frankreich  und  England)  —  BOckh,  Die  Staats- 
haashaltang  der  Athener.    Berlin  1817.  IL  i.  Ausg.  1S50  (rorzltglich). 

Debor  Rom  ist  die  ältere  Haoptschrift :  Bnrmann.  de  rectigalibns  poputi  ßo- 
mani.  Leid.  1734.  —  Hegeviscb.  Histor.  Versuch  Uber  die  rAm.  Finanzen,  Altana, 
tSU4.  —  Bosse.  GrundzUge  des  Finanzvesens  im  römischen  Staate.  Braunschrei^, 
1806.  7.  IL  —  Becker,  Handbuch  der  rOm.  Alterthumer.  fortges.  v.  Marquardt. 
3.  ThL  2  Abth.  1 S53  (enthält  Finanz-  u.  MUttärwesen),  neue  Aull.  Böm.  Staatsrenr.  B.  2, 
Lpz.  S.  76—308.  1876.  —  Mommsen ,  röm.  Staatsr.,  Lpz.,  1874,  II,  1..  4U0  ff..  59U  ff.. 
IL  2.  (1875),  929  ff.  —  Bonchsrd,  ütade  snr  l'administr.  des  finanees  de  Temp. 
Romain,  Par.  (1874).  —  r.  Gosen,  lOm.  Fiscns,  Tub.  Ztsch.  23.  —  Bodbertns, 
z.  Gesch.  d.  röm.  Tribntsteoer  n.  s.  w..  in  Hildcbr..  Jahrb.  B.  4,  5,  8. 

Hullmann.  Dentsche  Finanzgeschicbte  des  Mittelalters.  Berlin,  1805.  (Nur. 
das  Finanzwesen  des  ganzen  Reiches,  nicht  der  einzelnen  Lande.)  —  G.  Waitz, 
Deutsche  Ycrfassungsgeschichte  pass.,  besond.  II  (i.  Aufl..  Kiel.  1870),  Eap  7.  — 
V.  Bosse.  Darstellung  des  staatswirthscfaaftlichen  Zustanden  in  den  deutschen  Bunde»- 
Staaten  auf  seinen  geschichtlichen  Grundlagen.  Brannschweig.  1S20.  —  Falke.  Geeeh. 
d.  Deutschen  Zollveseus,  Lpz.  1869.  —  Hoff  mann,  das  Finanzwesen  von  WOttem- 
bei^  zn  Anfang  des  16.  Jahrhunderts.  Tübingen,  1840.  —  Oberleitoer.  Oester- 
reichs Finanzen  unter  Ferdinand  L.  Wien.  1809:  ders.,  Finanzlage  Nieder-Oester- 
reichs  im  16.  Jahrbbundert ,  Wien  1869:  ders..  Finanzlage  der  dentseh-östarraich. 
Erblande  im  J.  1761,  Wien,  1865.  —  Scbirabe  r.  Waisenfrennd,  Ten,  «tnet 
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.  d  Meir.  Staats-,  Credit-  u.  SchnldeOTrewns.  Wiea  lätiO  C  ~  J.  v.  Haaer, 
t  Gesch.  d.  Getan.  Finanzen,  Wie»,  1S48,  ö  Hefte.  —  A.  Wagner,  i.  Gesok. 
L i.V.  der  Astert.  Bancozettelperiode,  Tab.  Ztschi.  läül  o.  18(i3.  —  Vocke,  Beitt. 
L  fescfc.  i  Eiflkonunenstener  in  Baiem,  Tttb.  Ztscbr.  B.  20  u.  21.  —  A.  F  r  Riedel, 
Biudenbu^-  Preossische  Staatshaushalt  in  den  beiden  letzten  Jabrfauiidcrteu. 
loiä  )l)66.  ((lieht  his  lisÖ6,  sorgfältig  aus  däa  Quellen  erforscht)  —  Krug,  Gesch. 
ijam.  StaaisschiUdan,  benuisgeg.  v.  Bergias,  Bresl.  I8lil. 

Sinclair,  Uiatorr  of  tbe  pablic  rerenue  of  the  Britiah  empiro.    .H.  Edit.  Iä03. 
OL  fVotzQglich.) 

Ftoamanteaa  (pseadiHiym),  Le  secret  des  hnauces  de  France,  1351.  (Anf- 
iHianf  aller  Einnahmen  und  Ausgaben  des  äOjfthrigen  Zeitraums  ron  1550— 15S0, 
Uolil.  Geadiicbte  und  Literatur  der  Staalswisseniehaft,  III.  III.)  —  de  For- 
Wiiais,  Kecherches  «t  considerations  bot  las  finances  de  la  France  depuis  15D6 
mv't  1721.  Bäle.  1758.  XL  4",  u.  Uige,  1738.  VL  8».  —  Arnould,  Uistoire 
des  finanoes  de  la  France.  Far.  1604-  4°.  —  de  Moothion,  Particularitte 
4  tbemtioos  sai  Im  ministres  des  finances  de  la  France  les  plos  cil(>bres  depuis 
IMjBsqa'ea  1791.  Par.  lt)12.  —  Bxesson.  Histoire  financiere  de  la  France.  Par. 

Q.  {mostentheils  aus  Monthion  abgeschrieben).  —  Bailly ,  lüstoire  financi«^  de 
liftiace.  1S30.  II,  (bis  1786)  —  Die  Discoura  pr^limiDaireu  von  Pastoret  ror  den 
fn  denselben  heraosgegebenGn  TheileD  dm  Ordonnances  des  rois  de  France,  Band 
^^19,  enthalten  ebenf.  die  ältere  ftanzösische  FinaD^esohicbte.  —  Clamagoran, 
^derinpAt  en  France.  Par.  1867.  —  de  Norro,  Les  finances  frao<;Aii>e3  sous 
fwHHe  BODuchie,  U  republique,  le  couBolat  &  l'empire.  P.  IbtiS.  IL  B.  Forts. 
MiUiMiiirttion.  1865-68.  IV.  B.  —  Cohn,  G.,  Colbert,  i  d.  Tab.  Ztscbr.- 1 
^MnbL  B.  25,  bes.  R  26,  S.  390  tf. 
II.  Zu  Finamzttatistik. 

S-tta  §.  19  in  d.  Anm.  24.  S.  28.  —  Fezner  M.  Block,  l'Enropo  pol.  et  soc^  Far. 
IMS.  d  3.  —  Ders..  Annuaire  d'6con.  poL  et  de  stat,  jUirlich.  —  Koib,  Handb. 
i  re^  Staiutik  (7.  AnA.).  —  tioth.  Almanacb,  die  Hanptdaten  for  alle  Cultur- 
in  den  letzte  Jah^ängen  gegen  früher  sehr  specialisirt.  —  Mehrfach 
i**tie  in  der  Keitschr.  f.  Kap.  u.  Rente. 

Bt^elmiasig  fioden  sich  geschichtliche  Aasfuhrungen  und  Statist,  Daten 

Werken  der  folgenden  Rubrik. 
7.  Zor  Literatur  Uber  das  Finanzwesen  einzelner  Staaten. 
Seatsehland,    tiebiet  due  ehemaligen  Deutschen  Bandes:  v.  Reden, 
^  I9«7L  Ä%emeine  vergleichende  Finanzstatistik,  Darmstadt,  1S51 — 56.   II  B.  in 
^  iUbaihuigaL   Es  sind  bloss  die  deutschen  Staaten  abgehandelt   Bd.  I  enthilt  die 
la  iaotbchan  Staaten,  Bd.  II  Freoasen  und  Oesterreich. 

Beoes  Dentscbes  Reich:  A.  Wagner,  BeichsfinanzveBeD  in  t.  Uoltzen- 
'iitf'i  libA.  d.  D.  Beicha,  B.  1  n.  3  (hier  bes.  Uber  die  KriegsfioaDzen  1870—71). 
~  ZiUreiche  Abhandlungen  und  Materialiensammlungen  Uber  alle  vichtigeren  tie- 
ütle  des  D.  Finanzwesens  (r.  v.  Auffseas  u.  a.  m )  in  Hirtb'a  Annalea  d.  D.  R. 
I  -J»lirb.  d.  amtl.  Statist,  d.  preassisch.  Staats.  IV.  2,  tJ.  215  ff.  —  Weber,  d.  D. 
j  «Ürerein,  Lpz.  1869  {auch  in  2.  Aufl.). 

Einzelne  Staaten  des  beut.  Deutschen  Reichs; 
_PieQ8sen:  Kletke,  Literatur  Hb.  d.  Finanzw.  d.  preoss.  Staates.  3.  Aufl ,  BerL 
!  (tehr  fleissig^  —  Borovski.  Abriss  das  praktischen  Kamerai-  nnd  Finaazwes. 
i^duK.  preoss.  Staaten.  3.  Ausg.  II..  Berlin  lSo5.  —  Benzenberg.  Preuasens 
wdhushalt  u.  neues  SteoeisTstera.  Leipzig  1820.  —  (7.  Beibnitz?)  Uber  Preossens 
'JeUhiuhalt  u.  s.  w.  Berlin  1S21.  —  Uansemann,  Preussen  b.  fVankraicfa,  staats- 
'inhKWtlicb  D.  politiadi,  2.  AdA.,  1834  —  (Gegen  den  Verfasser  trat  Kaufmann 
«^dto  wieder  Springsfeld  za  belt&mpfen  suchte.)  —  v.  Balov-Cummoroir. 
l"^^  Berlin  1S42.  3.  A.  —  Sergius,  Freuas.  Zust&nde,  Münster  1S44.  —  dess. 
j^dsiöe  d.  Finanzviss.  mit  bes.  Bezieh,  auf  d.  preoss.  Staat  Berlin,  2.  Aufl.  1871.  — 
jHeterici.  Tabellen  und  Nachrichten  für  den  preoss.  Staat  fur  das  Jahr  1»49,  IV.  B. 
Iw.  —  T.  Ciörnig,  das  Öeterr.  Budget  etc.  I.  281.  —  Jahrbuch  ftlr  die  amtliche 
^'"wtik  des  preoss.  Staats.  3  Jahrgang  1869,  S,  357 — 578  (Einnahmen  u.  Ausgaben 
'w  18M-69).  —  Auch  4.  Jahrg..  2.  Abtb.  S.  245  fif,  (1874—76).  —  Eichter.das 
IfWL  Staatsseholdenwesen,  Berl.  1869.  —  Dieterici  (jon.),  Gesch,  d.  Stenerrat  in 
"WW«  ron  1810—20.  BerL  1875. 


Digitized  by  Google 


48      £iiileUaus.  4.  Abscka.  EntwickL  d.  FioautiriaB.  u.  Uirer  Litexatu.  §.  28. 


Akdexe  dantaclie  Suat«n:  HOok,  Onrndllnifln  dar  Ktmenüpnixij.  TA. 
1S10  (ist  BfOnta&disilB  FbiMustatiBdk).  —  Down  KtteaäaUen  zu  eln«r  naauMatMk 
der  dentBchen  Biinde»ti«ten.  Sclimilk.  1823.  —  Geret,  SntoaiAt  BqwrUaiun  der 
kOnigL  bftier.  FininzrerordnuDgen.  1812.  1825.  IL  dessen  StmmL  nnjedrucktw  Y«- 
oidanngeu.  —  Endhart,  Oeber  den  Zostuid  des  K.  Bkiern,  Erlaogen  1827. 
m.  B.  Erl.  1827.  ~  K.  Stok&r  ron  Neoforn  (Sohn  des  oben  geoMUiten,  f  186ä|, 
Haudbach  der  geaammten  Fioanzrenraltnag  im  KOnigreidi  Batein.  Bamtwrg.  16&T. 

—  Vocke,  Uber  d.  baier.  Fin.  in  d.  Ztschr.  d.  baier.  Stat.  Bor.  berausgeg.  ron 
G.  Mayr.  1870  H.  2,  S,  1871  H.  1,  2.  8,  1872  H.  2,  3  (Statist,  Einn.,  b»  dir. 
IL  indir.  Stenern,  Staatseigenth ,  CTatomebm.,  dann  Äasgaben).  —  Chr.  Uerdegei. 
Würtembergs  Staatshaaslialt,  Stuttg..  1848.  —  Hoffmann,  Das  ir Qrtemberg. 
Finanzrecht  L  Tabingen,  1857.  —  Blecke,  in  d.  Wart.  Jahrb.  1861.  1871—74 
Ober  Wnrtamb.  —  Ueba  d.  Finanz,  d.  Kgr.  Sachsen  in  den  letzten  Jahnehaten  a 
T.  Nostiz  in  d.  Sichs.  Stat  Ztschr.  1876.  —  Dbbelohde,  Uebar  die  Finanzea  des 
Königreich»  Hannorer,  1834.  —  Lebzeo  (f  185S).  Hannorars  Staatzhaoshik 
1853—55.  II.  a  —  Amtliche  Beitr&ge  zur  Statistik  der  Staatsfinanien  des  Orossh. 
Baden.  Karisrohe,  1851.  <*.  Von  dem  Minister  Begenaner  hennsgegeben.  — 
Begenaaer,  Der  Staatshaashalt  des  Qrossb-  Baden.  Eaäsr.  1863.  —  Eigenbrodt. 
Uandb.  der  Groash.  Hess.  Verordnongen.  H.  B.  1817.  —  r- Hoffmann,  Beitrige 
zur  n&heren  Kenntniss  der  Gesetzgebung  und  Venraltnng  des  Grossh.  Hessen.  Oiesseo. 
1832.  —  U.  Wiggers,  d.  Finanzrerhftltniase  d.  Grossh.  Hecklenb.-Schirerin,  Beriin 
1866.  —  Burkhard,  Handbach  der  Venraltnng  im  Grossh.  Weimar-Eisenach. 

1844.  S.  517.  —  Oeber  Hamborg  in  der  Statistik  d.  hamb.  Staats,  H.  3  und  4.  - 
GrOning,  znr  Beform  der  bremischen  Finanzen,  Bremen  1667. 

Oesterreich:  A.  r.  Halinkovski.  Handbach,  zonichst  fttr  k.  k.  Kamol* 
beamte.  Wien,  1840.  U.  (Abrlss  des  Merreicbischen  Fluuizveseu).  —  de  Tenge- 
borski, Des  finances  et  dn  credit  public  de  rAotriche,  Par.  164S.  IL  K  DntKli 

1845.  Dagegen  die  3  folgenden:  Wiesner,  Bnssiscb-politische  Arithmetik,  Le^ti;- 
1844.  II;  A.  Tebeldi,  (Beidtel?),  Die  Geldangelegenheiten  Oesterreichs.  Le^< 
1847.  (Nar  zum  Tbeil  finanzTissenschafdich.);  L.  John,  Anti-TebeldL  Leipzig,  IMS. 

—  HQboer,  Oesterreichs  Finanzlage,  1848.  —  Dessary,  Grondz.  d.  Ost  flnaai- 
gesetzkonde,  Wien  1855.  —  r.  CzOrnig,  Oesterreicbs Nengestaltong  1848— 5S,  Statt- 
gart 1653.  S.  11».  Dess.  Das  Österreichische  Badget  für  1862  in  Verg^eichnng  nit 
jenem  der  rorztlglicheren  anderen  enrop&iscben  Staaten,  II  B.  2.  A.  Wien,  1862.  — 
Wagner,  A.,  Ordnung  d.  Osterreich.  Staatshaushalts,  Wien  1863.  —  Ders..  OestM- 
reichs  Finanzen  (bistor.  stat  Abrisa  bis  1862)  im  d.  StaalswOrterh.  VU,  595—646  i. 
die  hier  cit  AbbandL  Deis.,  Oesterreichs  Finanzen  seit  dem  Friödiea  toh  Villafinna 
(1859—63)  in  „Unsere  Zeit"  1869.  —  de  Mtilinen,  ün.  de  TAuttiche,  Parii  et 
Vienne,  1875.  —  Nenvirtb,  Baak  n.  Val.  in  Oeiteitdeh-Ongani,  2  Bde.,  Leipzis 
1873—74.  —  M.  Wirth,  Oesterreichs  Wiedergebart  Wien.  1876, 8.309£  —  A.  Beer, 
OestFin.i.I9.JhrL  Wien  1877.— UeberDngarn:  Horn.  Ungarns FinJage, Wien  1874. 

Grossbritannien:  v.  Baamer,  D.  britische  Besteaeningsystem.  Berlin  1610. 
(Betrifft  auch  andere  Einkünfte.)  —  Dess.  England  im  Jahre  1835.  Berlin  1836.  EB. 

—  Lowe,  England  nach  seinem  gegenv&rtigen  Zustande,  nach  dem  EngL  v.  Jacob. 
Leipzig  1823.  —  State  of  the  naUou  in  the  y.  1822,  französisch  von  Gh.  Dapin, 
SyÄöme  de  radministration  bhtanniqne  en  1822,  Paris  1 823.  —  State  of  the  u.  in 
the  beginning  of  the  y.  1823,  franzOs.  Tableau  de  r«4ministratioD  de  la  Gr.-Br.  u 
commencement  de  182S,  Paris.  —  Parnell,  On  financial  refonn.  2d.  ed.  LondWi 
1830.  —  Uarshall,  Digest  of  all  the  accounts  relating  to  the  popolation,  prodso- 
tioiH,  rerennes.  finandal  operationfl  .  .  .  etc.  of  the  D.  K.  of  Great  Britain  and  Ireland, 
Lond.  1633.  II  Toi.  4<*.  (Sehr  reichbalUge  Materialien,  bhws«  Zahlenangaben.)  — 
Pablo  Pebrer,  Histoire  financiire  et  statistique  generale  de  l'Empire  Britanniqn& 
trad.  par  Jacobi,  Paris  1834.  2.  AuA.  1689.  —  Bailly,  Expose  de  l'administratioii 
gtoirale  et  locale  des  finances  du  roranme-nni  de  la  Gr.  Bret  et  d'Irlande,  Farü 
1837,  U.  —  Porter,  The  Progre«  of  the  nation.  n.  A.  1851.  —  Wells,  Tbe  tm« 
State  of  the  national  finances.  London  1842.  —  t.  CzOrnig  a.  a.  0.  L  19.  — 
Qladstone,  financ.  Statements.  2.  ed.,  Lond.  1864.  —  Morthcote,  20  yean  ol 
fin.  policy,  London  1862.  —  Noble,  fisc.  legislatioa  1842—65,  Lond.  1867.  — 
Baxter,  uatiou.  iocome  of  the  United  Kingdo'm,  Lond.  1868.  —  Vocke,  QtaA 
d.  Steuern  d.  brit  Beichs.    Lpz.  1867.  —  Baxter,  taxat  of  the  Unit  Kingdoa 
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Ifdoa  1869.  —  G.  Daff,  Eait  Ind.  financ.  Statement  1869.  —  Parliament. 
ftftJB,  Flnance  accoonts,  jähii.  —  Bep.  of  the  commiss.  of  Inluid  Revennes  etc. 
t  l$36— 69,  with  retroepect  history,  2  p.  Lond.  1870. 

Frankreich:  EncycIop6die  mithodiqae.  Fioanc«.  Paris  et  Liegea  1784.  lY  ToU. 
<*.  (Die  Gnmdlige  dieses  iQi  die  Eenntoiss  der  damaligen  Finanzrervaltmig  schlU- 
biM  Werkes  sind  die  einschUgigen  Artikel  der  Diderot'schen  Eocvklopädie.)  — 
Bäcker,  De  l'administration  des  finances  de  la  France.  Paris  1785.  III  a.  öfter.  — 
Btiic,  Gebersicht  der  franzOsiscbeQ  Staatswirtbscliaft.  Brannschveig  1606—7.  II. 
{faL  B.  kistorisch).  —  Weknert,  Üeber  den  Geist  der  nenen  franzMischen  Finanz- 
Fcnaltug.  Berlin  1812.  —  Ganilh,  sdence  des  finuces.  P.  1836.  (Gegen 
TilUle's  TOTraltnng.)  —  Dnc  de  Gaete  (Gandin),  Notice  historiqne  sur  les 
buoB  de  la  I^ce  de  Tan  1800—1814.  P.  1848.  —  M6moires.  n.  1826.  —  de 
G^rando,  Institota  da  droit  administratif  fran^.   III.  B.  zom  Theile,  IT.  ganz. 

1630.  —  Rapport  an  Boi  sur  radministration  des  finances.   Paris  1830.  (von 
r.  Andiffret,  mit  38  Tabellen  and  einer  Sammlung  von  Yerordnangen,  vorzQglich 
kfaretdi).  4*.  —  Macarel  et  Bonlatignier,  Da  la  fortune  pnbliqne  en  France. 
?iDS  1638  S.    ni.  B.  (unrollendet).  —  Oslander,  Dacstellnng  der  franz.  Finanz^ 
rm  lH3t>— 32.   Stattgart  1839.  —  Harqnis  d'Aadiffret.  Examen  des  rerenos 
^lics.  Paris  IS39.  —  Dess.  Systeme  financier  de  la  France.  Paria  1840—64.  TL  B. 
1  AbI  bis  1870.  —  r.  Hock  (f  1869),  Die  Finanzrerwiltiuv  FVankrelcbs.  Stottgirt 
(nnii^cli).  —  T.  CzOrniga.  a.  0.  L  133.  —  Horn,  Frankzeidu  Finandage, 
Viel         —  AnftBaire  der£c<Hi.  politiqDe  ibr  jedes  Jahr.  —  Uerlin,  Progreodon 
canpiree  des  bndgeti  de  l'Mrt  sons  le  8c«<»d  empire.  F.  1869.  —  Horn,  bihu  de 
rwpae.Pir.  1869,  6.       —  Keller,  diz  ann^es  de  deficit  (1859— 69).  Par.  1869. 
—  ^.  BiMch.  Gemeinde  n.  ihr  Finanz»,  in  Frankreich.  Lpz.  1874.  —  r.  Hirsch- 
feld.  Die  HnaDzen  Frankreichs  nach  dem  Kriege  r.  1870.  BerL  1875.  —  L.  Say, 
afp.  wie  payement  de  la  contribaüon  de  gaerre  etc.  Par.  1874.  ' —  Wolowski, 
iML  ixmom.  dn  payem.  de  la  contrib.  de  gaerre.   Paris  1874.  —  Ferraris, 
fiidwaiti  di  gaerra  della  Francia  alla  Germania,  Nnora  Äntologia  1875. 

l^iederlande:  (Oslander)  Geschiditl.  Darstellnng  der  niederiind.  Finanzen 
Mit  1S13.   Amst«d.  1829.  —  Dessen  Geschieht!.  DanteUimg  .  .  .  ron  18S0~3S. 

StMg.  1834. 

Belgien:  Expose  de  la  sitaation  gänörale  da  Boyaame  en  1841 — 50.  Bziiz. 

III.  671.    Dsgl-  1857—60  im  £zpos6.    Braz.  1865,  t.  H.  p.  50&  £ 
Spanien:  Canga  Argnelles,  Diccionario  de  haclenda,  Lond.  1826 — 27.  T. — 
Barrego.  Der  Nationalreicblhom,  die  Finanzen  ood  die  Staatsschuld  des  £.  Spanien, 
dtttsch  T<»  Kottenkamp.  Mannh.  1834.  —  Miranda  y  Egnla,  revidnc,  financ. 
k  Eipafia,  Hadr.  1669. 

Portufal:  A.  de  Figneiredo.  le  Fortnnl  etc,  1873,  p.  89  C 
Schweiz:  Bericht  an  den  GrossoiBath  derStadt  o.  Bepnblik  Bern  Uber  die  Staats- 
«mltnng  ron  1814 — 1830.  2.  A.  Bern  1832.  —  Hathy,  üeber  die  Finanzen  dee 
■^utona  Bern  in  Baa's  Archiv.  IT.  q.  Y.  Bd.  —  Hottlnger,  Der  Staatshanshalt 
.    der  tchveizer.  EidgraossenschafL  Zürich  1847.  ~  von  Taar,  Der  Staatsbaoshalt 
4«  sdiveizer.  Eidguiossenschaft.  Chor  1860.  4.  —  v.  Scheel,  Reform  d.  Steaer- 
\    wtaaa  im  Canton  Bern.  Bern  1876.  —  Jahresberichte  der  rerschiedenea  Gantons- 

KcgiefTingea  Ober  die  ganze  Yerwaltong. 
'         Italien:  Plebano  et  Masso,  Fin.  da  roy.  d'Italie.    Par.  1S6S  —  Annnario 
fiel  ministro  deUe  Snance  d.  B.  d'Italla,  seit  lb62  fast  j&hrlich  (sehr  reichhaltig). 
Aach  sonst  reichhaltige  Finanzstatistik.  —  De  Ghoisy,  situat  financ  dltalie  etc. 
Tor.  1869. 

Rassland:  Horn  in  d.  Annoaires  da  cr^.  pnbl.  —  Wolowski,  Fin.  de  la 
Bi8^  Par.  1864.  —  Graf  Keyserling,  ans  den  BeiBetmbflch^  des  Grafen 
G.  Kankiin  (rass.  Finanzm.).  Brannschv.  1865,  I,  59—118.  (Pv.  1828—1843.)  — 
L  Schmidt,  Das  mss.  Geldwesen  v&hrend  der  Finanzrervalt.  des  Qt.  Eankryi. 
Pet  1875.  —  (Goldmana)  Boss.  Papiergeld.  Biga  1866.  2.  Aafl.  —  A.  Wagner, 
Bbss.  PapienrJhnmg.  Riga  1868.  —  Waicker,  Selbstvervaltong  d.  Steaerresens  a. 
naa.  Steoerrcform.  Berlin  1869.  —  Petersburger  Deutscher  Kalender  1866  ff.  — 
t  Besobrasoff,  rereDOS  pobl.  de  U  Bnssie.  Peteisb.  1872.  —  Amtliche  Jahres- 
'    bok^te  Uber  d.  rnsa.  Budget  u.  s.  Daichftihrang  (anch  deutsch). 

JL  Ws^aei,  PinannriaBenich.  L  4 
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Teieinigte  Staaten  von  Nordamerika:  r.Hock,  FWnz  a.  Fin&nzgesci. 
•  d.  V.  St.  V.  A.  Stnttg.  1867  (yonüglich,  s.  d.  Anzeige  v.  A.  Wagner  i.  den  Oött 
QeL  Anz.  1867,  S.  921—952). 

Neuere  Staaten  überhaupt  (s.  auch  anter  No.  6,  FinanzstatlsÜk):  Cohea 
Compendiam  o(  finaoce.  Loud.  1822.  —  John  Macgregor.  Gommercial  statlstici 
m.  B.  Load.  1847.  —  Horn,  annaaire  ioteraat.  da  cr6d.  pabl.,  S.  Jahrgang.  Farii 
1859—61  (leider  nicht  fortgesetzt).  —  Czörnig,  Oesterr.  Bndget  fttr  lSfi2 
Haaptireric,  Ve^leichang  d.  Budgets  Ton  Oesterreich,  Qross-Britannien,  Frankreich 
Preoaaen,  Rosdand,  Belgien,  Hollud,  Baiem,  Spanien.  Portugal,  die  4  ersten,  «o» 
führUcJi.  —  0.  Httbner,  Berichte  d.  Statist.  Centr.-Archiw,  1858,  über  Gr.-Bril 
ü.  Oesterr.  —  Pfeiffer  s.  o. 
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Die  Ordnoog  der  Finanzwirthschaft  and  der 
Finanzbedarf. 

§.29.  EiDleitang.  In  diesem  ersten  Buche  der  Finans- 
vmaekaft  sind  folgende  Aufgaben  zu  behandeln.') 

1)  £b  ist  die  Einwirkung  danulegen ,  welche  der  Staat  ab 
Oefiafflmtwirthscbaf t  und  Hauptorgan  dee  zwangs- 
^tneinwirthschaftlichen  Systems  auf  die  Gestaltung  und 
EatiriekhiDg  der  Fbanzwirthschaft  ansaht 

2)  Es  ist  neben  dem  eigentlichen  Staatshanshalte  das  Finanz- 
Veten  einmal  der  Staatenverbindnngen,  zu  denen  ein  Staat 
T<3ker-  oder  staatsrechtlich  gehören  kann,  sodann  der  kleineren 

'}  Es  üt  hier  die  Eintfaeilonf  lud  mahz&oh  (Üe  Behaadlaugsreiafl  des  Stoffi  in 
ia  frnheren  Aasgabea,  vie  sie  im  Ganzen  ancb  noch  in  meiner  Neabearbeitang  der 
>L  AosgBbe  beibehalten  worden  wur,  veriassen  vorden.   San  hatte  Mancherlei  nnter 

lüel  .^tutUDfigabeD"  behandelt,  was  systematisch  richtiger  davon  zu  trennen 
%  weil  es  sich  aaf  die  Regelang  der  Finanzwirthschaft  im  A%emeinen  bezieht,  ao 

Lehre  von  den  Haushalten  der  Selbstrerwaltang^Orper .  welche  früher  (bis  incl. 
All  5)  in  den  §§.  53 — 55  and  57  gegeben  war  and  in  der  6.  Ausgabe  schon  ao 
^  udre  Stelle  geschoben  wurde  (§.  3S  c  ff).  Andres  von  grosser  and  aUgemeiner 
Bt^timg  fUr  die  Finanzwirthschaft  oad  ihre  Ordnang,  wie  £e  Lehre  rom  Hansbalt 

Stutenmbisdangen,  von  der  Deokmig  der  Stutsamabea  (Abschn.  3  des  1.  B&ohs 
ii  ■dner  6.  Aasgabe)  laOe  Raa,  nach  dem  früheren  Standponcte  der  Wissenschaft, 
iLbngangeo  oder  nor  nebenbei  nnd  gelegentlich  in  anderem  Zasammenhang  be- 
Dagegen  fand  sich  da3u  wieder  in  ErSrterangen  wie  der  „aUgemeinen  Betraoh- 
tug  der  Staatsaasgabeo"  in  der  5.  Anfi.  §.  24—41  (6.  Aasg.  §.  24~37a),  Uancbes. 
*u  gegenwärtig  tbeils  onnOthi;;,  theils  antiquirt  erscheiDt  und  daher  fordbllen  louin 
«der  nogeliDdert  werden  mnss.  Namentlich  aber  ist  die  Finaazwiithschaft  in  engerem 
Zaiammenhange  mit  der  volkswirthschaftlichen  Lehre  vom  Staate 
and  yom  zwangsgemeinwirthschaftlicheo  System  Oberhanpt  za  be- 
■Aadeb,  gemftss  dem  in  der  „Grandlegnog"  dargelegten  and  dort  begründeten  Stand- 
pucte.   Auf  den  1.  Band  des  Lehrbochs,  bes.  die  Kap.  8  and  4  and  zum  Theil  aach 

I  ud  5,  ist  daher  hier  za  Tenreisen.  Es  war  mein  Bestreben ,  den  1.  Band  der 
raauvlneiischaft  in  dieser  neuen  Ausgabe  mit  der  „Grondlegong''  aadi  Utf  mögMdift 

II  EiiiMang  zn  bringen. 
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ränmlicben  Zwangsgemeinwirthsohaften  oder  der  Selbstverwal- 
tungBkÖrper,  besonders  der  Frorioz,  des  Kreises,  der  Gemeinde, 
ins  Änge  zu  fassen,  mit  welchen  allen  sich  der  Staat  in  die  Anf- 
gaben  des  zwangsgemeinwirthscbaftlichen  Systems  theilt. 

3)  Es  sind  oberste  Grundsätze  für  die  Ordnung  des 
Staatshaushalts,  (bez.  auch  der  übrigen  Öffentlichen  Haashalte), 
insbesondere  für  die  Sicherung  des  Gleiohgewicbts  in  dem- 
selben und  fbr  die  Deckung  des  Finanzbedarfs  aufeustellen. 
Zn  diesem  Zwecke  mnss  namentlich  der  Finanzbedarf  in  deo 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  gegliedert  und  ein 
leitendes  Prinoip  fbr  die  Deckung  dieses  Bedarfs  und  fttr 
die  Wahl  der  dazu  dienenden  Einnahmearten  abgeleitet  werden. 

4)  E&  muss  der  Finanzbedarf  nach  seiner  wirthschaftlicfaen 
und  technischen  Seite  noch  anders  gewtlrdigt  und  noch  nach 
anderen  Gesichtspnncten  m  Natural-  und  Geldbedarf  und  in 
Personal-  und  Realbedarf,  in  eigentlichen  Staatsbedarf 
und  Bedarf  iUr  die  Deckung  der  Erhebuogskosten  der 
Einnahmen  eingetbeilt  werden:  allgemeine  Verbältniase 
des  Finanzbedarfs. 

5)  Es  sind  die  einzelnen  Gegenstände  des  Finanzbedarfs, 
soweit  dies  in  die  Flnauzwiasenscbaft  gehOrt,  zn  untersachen. 

Diese  fünf  Aufgaben  stehen  vielfach  in  engem  Zusammenhang 
unter  einander.  Kamentlich  lässt  sich  die  Lehre  vom  Finanzhedarf 
niel^t  ganz  trennen  von  den  bei  der  Erörterung  der  übrigen  Auf- 
gaben ZD  behandelnden  Fnncten.  Daher  erscheint  es  auch  richtig, 
diese  Aufgaben  unter  der  Benennung  „die  Ordnung  der  Finanz- 
wirthschaft  und  der  Finanzbedarf"  hier  in  einem  ersten 
Buche  der  Finanzwissenschaft  zusammen  zu  fassen.  Dieses  zerfUU 
dann  in  zwei  Kapitel,  von  denen  das  erste  die  „Ordnung 
der  Finanzwirtfasobaft''  nnd  darin  in  3  Abacbmtten  die  drei 
zuerst  genannten  Aufgaben,  das  zweite  den  „Finanzbedarf" 
und  darin  in  2  Hauptabschnitten  die  beiden  letzten  Aufgaben  be 
handelt. 
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Erstes  Kapitel. 
Die  Ordnung  der  FmanswirthBohaft 

1.  Abschnitt 

Me  FbuunwiithMihaft  in  ihrer  AbbBnglfpkelt  vom  Staat«lebeA. ') 

§.  30.  Die  Finanzwirthschaft  hat  dem  Staate  die  sachlicheo 
ffil&mittel  (Sacbgüter;  Geld)  zn  beschaffen,  welche  dieser  zn 
tKQCT  Function  als  Gesammtwirthscbaft  bedarf  (s,  o.  §.  1 — 5). 
Daraofl  folgt  mit  Nothwendigkeit,  dass  der  äussere  Umfang  der 
numiwirthscbaft  Ton  dem  Umfang  der  jeweiligen  Aufgaben  und 
Ttatigiceiten  des  Staats  bestimmt  wird.   Namentlich  ist  die  Aas- 
gabewirthschaft  des  Finanzwesens  anmittelbar  abhängig  vom 
Umiang  und  Inhalt  der  Staatstbätigkeit:  der  Finanzbedarf  gestaltet, 
bewegt  and  gliedert  sich  nach  dieser  Thätigkeit.   Die  EintheUung 
afigemeinen  Zwecke  und  einzelnen  Aufgaben  des  Staats  ist 
Atbcr  ueh  von  selbst  die  Grandlage  der  Eintheilung  des  Finanz- 
Mvfi.  Die  Gestaltung  und  Eintheilung  dieses  Bedarfs  ist  aus 
<ßB8aD' Grunde  an  und  fflr  sich  anob  nicht  in  der  Finanzwissen- 
sththj  sondern  in  der  Staats-,  bez.  der  Staatsverwaltungslehre  und 
Allgemeinen  Volkswirthsohaftslehre *)  zn  begründen.  Siemuss 
«K  diesen  Disciplinen  hier  in  die  Finanzlebre  hertlber  genommen 
werden  und  dieser  zum  Ansgangspanct  dienen.  Aber  in  der.  Finanz- 
vissenfloliaft  selbst  sind  dann  nur  die  finanziellen  Consequenzen 
U8  der  Gestaltung  and  Weiterentwicklung  der  Staatstbätigkeit  zu 
neben. 

In  dieser  Hinsicht  sind  es  drei  Pancte  aus  der  volkswirth- 
icfaaftlichen  Betrachtung  des  Staats  speciell  und  des  zwangs- 
gemeinwirthscbaftlicben  Systems  Oberhaupt,  von  welchen  die  Finanz- 
wiraenschaft  besonders  Act  zn  nehmen  hat. 

1)  Die  Zwecke  und  Anfgaben  des  Staats  und  dieses  Systems 
ood  die  zur  DorcbfUfarang  rorzanehmenden  einzelnen  Thätigkeiten 
(§.  31-35). 

S)  Das  Gesetz  der  wachsendep  Ausdehnung  dieser 
Thätigkeiten  in  der  modernen  Cnltnrwelt  (§.  36). 

3)  Das  Vorwalten  des  Prärentivprincips  vor  dem 
Repressivprincip  im  entwickelten  Staatsleben  (§.  37). 

^  Siehe  hierza  bes.  Wagner,  Lebrbndi,  Grandlexnar,  I.  Ktp.  4  und  K&p.  3 
AbM^  10. 

*)  Letztens  venigstens  lueli  der  ia  der  „Omndlepnng''  g^ebenen  Anffassong. 
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t  —  §.  31.  A.  Das  zwaogBgemeinwirthschafUiche  System  und 

in  ihm  der  Staat  ^)  speciell  haben  dnrch  zwangsweises  antoritatires 
Eingreifen  das  Selbstinteresse  der  Indiriduen  anter  die  Zwecke  der 
menschlichen  Gemeinschaften  zu  bengen  und  dadurch  Existenz- 
bedingnngen  der  Gattung  und  des  Einzelnen  als  Mitglieds  der 
Gattnng,  Entwicklongsbedingangen  der  Volkswirtfaschaft  und  sitt- 
liche Zwecke  der  Gesammtheit  nnd  der  Einzelnen  sicher  zn  stellen. 
Der  Staat  und  jenes  System  treten  in  eine  stets  veränderliche 
Combination  mit  dem  priTatwirthschafllichen  System.  Die  durch 
sie  berzastellenden  Leistungen  lassen  sich  daher  nicht  endgiltig 
feststellen.  FUr  die  Finanzwirthschaft  folgt  daraas  der  wichtige 
Scblass,  dass  auch  flir  ihren  Umfang  nnd  ihre  Tbätigb;ßit  keine 
festen  Grenzen  zu  ziehen  sind,  woraus  sich  die  Verkehrtheit 
einer  grundsätzlichen  Stabilität  der  Einnahmen  und 
der  ausschliesslichen  Anweisung  des  Staats  auf  Jinbewegliche 
oder  wenig  bewegliche  Einnahmearten,  sowie  die  bloss 
relative  Bedeutung  des  Grondsatzes  der  Sparsamkeit  im 
öffentlichen  Hanshalte  ergiebt/) 

Die  einzelnen  Leistungen  des  Staats  lassen  sich  nnter 
die  beiden  organisch  verbundenen  Staa ts zwecke,  denReohts- 
nnd  Macbtzweck  und  den  Cultnr-  und  Wohlfahrtszweck, 
eubsumiren.^)  Die  Verwirklichung  dieser  Zwecke  im  Leben  des 
Staats  führt  zu  einem  System  von  Leistungen,  welches  zugleich 
zn  einem  System  der  Ausgaben  der  Finanzwirthschaft  oder  zu 
einem  System  des  Finanzbedarfs  wird.  Als  DnrchfQhrungs- 
mittel  der  Staatszwecke  erscheinen  die  verfassungsmässige 
oberste  Gentralleitung  oder  oberste  Handhabung  der 
Staatsgewalt,  sodann  die  Finanzverwaltung,  welche  ihrer- 
seits nur  Mittel  für  die  Staatszwecke  sind.") 

*)  Du  F<dgende  näber  aoßg« führt  In  d«r  „Grundletron^',  Wagner,  Uäab.  I, 
§.  154,  162  ff.  Das  Obige  ein  BesniDä  daians.  S.  an<^  E.  Heier,  Tenraltnogt- 
recht  in  Holtzendorff*B  Encycl.  d.  Bechtewiss.,  3.  Aufl.,  S.  8H$  ff. 

*)  S.  ebendafl.  §.  168  snb  6  n.  7,  n.  unten  g.  34  n.  3b. 

*)  Nähere»  in  der  ..GrnncHogung"  Kap.  4.  Abschn.  2,  §.  165  ff.  —  Vgl.  in  de» 
frttberen  (incl.  5.)  Anflagen  der  FinaDZTissenschaft  §.  4S,  und  in  meioer  Ncobearbeitani; 
(6.  Aasg.)  §.  43— 43e,  S.  78—84.  Wie  ich  schon  in  der  Gnmdlegang  s»gte,  gehört 
das  Nähere  Uber  diesen  Gegenstand  in  diese,  and  ist  Ider  in  der  Finanzwiasenschaft 
darauf  nur  Bezug  zn  nehmen. 

')  Ban  theilte  die  An^ben  in  solche  ans  der  ..Verfaesang"  nnd  in 


gliederte  er  dann  materiell  nach  den  Staatszvecken.  In  der  6.  Ausgabe  {§.  43.  4S, 
43c)  habe  i<A  diese  AntdrOt^e  noch  beibehalten.  Sie  lauen  sich  indessen  kuuB 
bill^en,  Teil  sie  irre  fiihren.  Anch  die  sogen.  Regicrangsaiisgaben  sind  rerfoasongs* 
miai^  [eh  Ussa  jene  Ausdrucke  daha  jetzt  fii^n. 
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§.  32.  Im  modernen  Staate  ergi«bt  sich  alsdann  folgendes 
System  der  Äusgabewirthschaft  oder  des  Finanz- 
beda rfs.^) 

1)  Bedarf  für  die  verfassangsmässige  oberste  Cen- 
tralleitang,  insbesondere  ftlr  die  obersten  Leiter  des  Staats 
(d.  L  in  Honarchieen  für  den  Fürsten  nnd  seinen  Hof),  fltr 
die  Volksvertretung  nnd  fttr  die  obersten  Staatskörper 
(Staatsrath,  Hinisterrath,  „Staatsministeriom").  Streng  genommen 
«Ire  dieser  Bedarf  anf  denjenigen  der  anderen  Gebiete  mit  zu 
TtttbeileD,  weil  die  oberste  Leitung  des  Staats  schliesslich  nur  das 
Uttel  ZOT  Realisimng  der  beiden  organischen  Staa^zwecke  ist. 
Der  fibrige  Theil  der  Ausgaben  iHr  die  Centralleitnng  scbllesst  sich 
oomittelbar  an  die  Thätigkeiten  zur  Durchführung  der  beiden 
ijtaatszwecke  and  an  die  Finanzrerwaltnng  an,  repartirt  sich  also 
dengemSss  gleich  richtig.  Inder  rerfassungsmässigen  obersten 
Ceattalleitung  liegt  die  Bürgschaft  fUr  die  nothwendige  har- 
noDische  innere  Vereinigang  des  Rechts-  und  Gulturzwecks  des  • 
Staata  (S.  u.  §.  97—102.) 

2)  Bedarf  zur  DurohfUhmug  des  Rechts-  und  Machtzwecks.- 
Dk  hierher  gehörigen  Sta^tsleistungen  lassen  sich  wieder  in  ein- 
selne  Classen  zasammenfassen,  welchen  bestimmte  Verwal- 
tongsabtheilongen  (Ministerien)  zu  entsprechen  pflegen.  ■ 
Nach  letzteren  theilen  sich  daher  dann  wieder  die  betreffenden 
FinanabedarfsqDoten.   Hierher  gehören 

a)  die  Jnstis  (OiTil-  nnd  Criminaljustis  nebst  Gefängniss- 
■eaen)  (s.  §.  103); 

b)  die  (Sicherheits-)  Polizei  (i.  e.  S.),  ein  Theil  des  sogen. 
.Inneren" ■>)  (s.  §.  104); 

c)  die  diplomatische  und  consularische  Vertretung 
im  Auslände  („Answärtiges'O;  welche  neben  dem  Zweck  des 
Rechtsschutzes  der  Staatsangehörigen  im  Aaslande  auch  noch  den 
Interessen  der  wirthschaftlichen  Wohlfahrt  dient  und  insofern  zum 

^  Dieser  §.  82  ODtspricbt  den  gg.  48c— 44  der  t>.  Ausgabe. 

')  Die  BeHorts  ros  Justiz.  Polizei,  innerer  VenraltoDg  (s.  anter  Nr.  3)^8iDd  sehr 
TodiiedMi  hegwazL  Die  Oundaauäe,  du  GefiUigDinweBea  (Stn&nstaltea  aller  Art) 
Ada  bild  hier,  bald  dort,  in  Preusaen  z.  6.  oiabet  der  Polizdrenraltanff  beim  Hini- 
ilwiiB  des  IftDem;  btiia  InatiministeriDm  not  die  Gerichtshofe.  In  Baiern  Straf- 
»Ttihfn  beim  JosfiziniiüsteiiaiB ,  Pi^ei,  Geusdannerie  beim  Minist,  d.  Innern.  In 
Uesterreieh  gab  es  in  der  centralisL  Foiode  eine  oberste  Polizeibehsrde  in  einer 
im  JOnsteifan  coordiniTt«  SteUsng,  spiter  ein  Pollzeiminlsterinm  zeitweise. 
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Theil  zu  den  Leistnngen  Sehnfs  DnrcbfttbniDg  des  CnlturzweckB 
des  Staats  gehört»)  (s.  §.  105); 

d)  das  Militärwesen  (bewaffbete  Hacbt,  Heernnd  Flotte).") 
(S.  §.  106-124). 

Justiz  tmd  Polizei  bezwecken  den  Rechtsschutz  im  Innern  des 
Staats,  diplomatische  nnd  consnlariscbe  Vertretung  denjenigen 
aneserhalb  des  Staats.  Vomemlich,  doch  nicht  ansschliessUch,  gilt 
Letzteres  auch  vom  Militärwesen. 

3)  Finanzbedarf  zur  Dnrcbftthrang  des  Gnltnr-  nnd  Wobl- 
fabrtszwecks.  Die  hierher  gehörigen  Staatsleistnngen  erfüllen 
dfw  grosse  firebiet^  welches  man  mit  einem  gemeinsamen  Namen 
als  dasjenige  der  inneren  Verwaltung  (i.  w.  S.)  bezeichnen 
kann,  —  ein  Gebiet,  welches  sich  gerade  im  modernen  Staat  immer 
mehr  ausdehnt,  daher  immer  neue  Aufgaben  zn  lösen  giebt  nnd 
dafür  immer  grössere  Mittel  beansprucht.  Die  einzelnen  Thfttig- 
keiten  und  Leistungen  lassen  sich  öfters  nicht  scharf  von  denjenigen 
*  zur  Durchführung  des  Bechtszwecks  trennen,  z.  B.  im  Gebiete  der 
„Polizei".  Sie  bereiten  femer  manche  Schwierigkeiten  fttr  die 
'  Einreibung  in  Classen  und  Verwaltnngsabtheilungen (Ministerien)- 
In  den  einzelnen  Staaten  nnd  zn  verschiedenen  Zeiten  bestehen 
daher  auch  nicht  unbedeutende  Verschiedenheiten  in  der  Begrenzung 
der  sogen.  Ressorts.  Auch  zwischen  der  inneren  Verwaltang  (in 
diesem  allgemeinen  Sinn)  einer-  nnd  der  Justiz  nnd  Polizei  anderer* 
seits  sind  die  Thätigkeiten  in  unseren  Gulturstaaten  nicht  immer 
gleichmässig  abgetheilt  Ein  absolutes  Princip  fOr  die  richtige  Ein- 
theilnng  giebt  es  auch  nicht,  sondern  die  Gestaltung  dieser  grossen 
Gebiete  der  Staatsthätigkeit,  ihr  Verhältniss  zu  einander  nnd  die 
Eingliederung  der  specieUen  Thätigkeiten  iu  jedes  Gkbiet  nnter- 
liegen  selbst  wieder  einem  niemals  still  stehenden  geschichtlicben 
Entwicklungsprocess.  Fflr  die  Gegenwart  können  in  den  west- 
europäischen Cnlturstaaten  etwa  folgende  drei  Gebiete  und 
demgemäss  Bedarfsqnoten  unterschieden  werden,'^) 

a)  Die  innere  Verwaltung  im  engeren  Sinne:  derjenige 

')  Du  dipbnutiaclie  Dienst  steht  tegelmlssig  anter  dem  Hinist  des  Ansviitig<n 
das  ConsnUtswesen  meistens  uch  (im  Norddentschen  Bande  im  Bandesettt,  im  DeotecbeD 
Beich  beim  Aasw.  Amt),  mitunter  anter  dem  Hintst.  d.  Handels,  z.  B.  zeitweise  u 
Oesterreich,  jetzt  ancb  hier  in  dem  (g;emeinsamea)  Minist,  d.  Aeassem. 

")  Für  Heer  nnd  Flotte  bestehen  zwei  getrennte  Ministerien  in  den  meistet 
Staaten;  in  Frankreich  nmfasst  das  Marineministeriom  die  Colonien  mit  , 

"}  Speciellere  Eiutbeilong,  aber  ohne  darcbgreifende  '^nannr  des  Bechts-  voo 
Cnltnrrwecks  bei  L.  Stein,  Yerwaltongslehre ,  Stattg.  1865—68,  B.  1—7  o- 
Handb.  d.  Tennltongal.,  1870.    Wagoer,  Lehrb.  I,  §,  16». 
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IWI  des  Geschäftsgebiete  de»  sogen.  Ministeriams  des  InnereD, 
welcher  sich  nicht  auf  Rechtsschntzthätigkeiten,  Siofaerheitepolizei 
dmIi  anf  volkswirthscfaaftlicbe  Ftirsorge,  Goltas  und  Volksbildnogs- 
ttsen  bezieht  Daher  rechnen'  wir  hierher  z.  B.  die  amtliche 
äitistik,  das  öfifentliche  Gesundheitswesen,  das  Hilfs-  nnd  Armen- 
(Öffentliche  WoUtfaatigkeit)  n.  8.  w.^')  Einige  dieser  Zweige 
M  in  der  Praxis  öfters  mit  der  PolizeiTerwaltang  verbunden, 
la  n.  §.  125). 

b)  Die  volkswirthschaftliche  Verwaltung.")  Dahin 
gehören  wichtige  Zweige  ans  dem  üblichen  Ressort  des  Ministe- 
nns  des  Innern,  so  lüles  Das,  was  man  die  Verwaltung  oder 
Handhabung  der  (materiell-)  wirtfaschaftlicben  Recbts- 
ordnang  nennen  kann.  Die  Feststellung  dieser  Ordnung  ge- 
hiSrt  zom  Rechtszwecke.  Der  Staat  tibt  hier  „Volkswirth- 
Bchiftgpflege"  im  Gebiete  der  privatwirthschaftlicben 
W^it  (Ackerbau,  Bergbau,  Gewerbe,  Handel  u.  s.  w.).  Femer 
vi  Bieter  Verwaltungszweig  regelmässig  verbunden  mit  der  gänz- 
Sckor  oder  theilweisen  Uebernahme  gewisser  allgemeiner, 
i&jU2e  Volkswirthschaft  angehenden' Angelegenheiten  auf  den 
Stni  Diese  Angelegenheiten  kOnnen  unter  dem  Nanien  des 
nVerkehrs Wesens"  zasammengefasst  werden  und  es  gehört 
ililuB besonders:  Maass  und  Gewicht,  Mflnze,  Bank-,  Versichemngs-, 
Communications-  und  IVansportwesen.  In  unseren  Staaten  sind  die 
^er  gehörigen  Thätigkeiten  theils  dem  allgemeinen  Ministerium 
dn  Inneni,  th^  Specialministerien  der  Landescnitur,  der  Landwirth- 
Nbaft,  des  Handels,  der  Gewerbe  und  öffentlichen  Arbeiten,^*)  der 
Commimicationen  u.  s.  w.  übertragen.  (S.  u.  §.  126.) 

c)  Die  Verwaltung  des  Unterrichts-  und  Bildungs- 
vesens  sowie  des  öffentlichen  Cultus.   Hierhin  gehört  das 

°)  In  Preassen  steht  d.  amtl.  Statist.,  meteoroL  Inatit..  Wohlthätigkeit  im  Mini- 
*3tu  d.  Innero,  aosserdeni  d.  landräthl.  Behörden,  Äcmter,  Landdrost,.  n.  d.  unter 
K I  Aub.  8  fenannten  Zweige.  Dm  Gesandheitswesen  im  Dntenichtsministerinm.  In 
BiietB  Etat  ftr  Qenmdbdt,  Wohltbftti^keit,  Sicherheit,  gew.  DiBtriotsstrusen  im 

,  ")  Die  Zosanuneiifusiins  dies«  Th&tigkeiten  in  einam  ..Ministeriiim  dar  Ttdks- 
vnwliafi",  wie  eine  Zeitlang  in  Oesteireich,  Kheiot  Manches  for  sich  za  hftben, 
^  der  jetzigen  ZerspUttamng,  wo  drd  oder  Tier  Ministerien  in  enge  remndten 
whn  «tOcheideD. 

'*)  Du  „Huidelsminisieriam'*  mehrfiu^h  eine  neue  ScbOpfnng.  z.  B.  in  Preassen 
L  i.  iHH,  Verordn.  v.  17.  Apr.  als  Hinist,  d.  Handels,  der  Geverbe  n.  »fientl.  Arb. 
nm  UiDiateriam  des  Innern,  der  Finanzen  losgetrennt  Daneben  in  Prenasen  ein  bes. 
juüAeniUD  d.  Landwirthschaft.  Ebenso  in  Oesterreich.  In  Frankreich  (unter 
«■  Kuserthnm  n.  jetzt  tinter  d.  Republik)  ein  besoad.  Minist,  der  «ffentl.  Arbeiten 
■■d  ein  anderes  gemeinsames  fttr  Ackerban  n.  Handel.   In  Rasslaad  ein  Minist 

Wege  n.  Teitehzsanstalten. 
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Galtus-  and  Untenichtaministeriimi  mit  seiDem  üblichen  Ressort. 
Einzeüoe  Zweige  finden  fach  mitunter  bei  anderen  Hinisterien, 
z.  B.  die  öffentlichen  Knostsammlnugen,  Bibliotheken^  Theater,  die 
etwa  anter  einem  Ministerium  des  K.  Hauses  oder  der  schönen 
Künste'*)  stehen  oder  gewisse  Fachschulen  (etwa  bei  einem  der 
volkßwirthsohaftlichen  Ministerien")  u.  s.  w.)-  (S.  u.  §.  127.) 

Mehrfach  knüpfen  sich  an  die  Staatsleistungen  auf  dem  Ge 
biete  des  Rechtsschutzes  nnd  der  Cultnr-  und  WohlfahrtsfÖrdernng 
Einnahmen,  namentlich  die  sog.  Gebühren  an  (§.136 ff.).  Diese 
Einnahmen  sind  aber  nicht  der  Zweck,  dessentwegen  die  betreffende 
Staatsthätigkeit  erfolgt,  sondern  letztere  geschieht  behufs  Durch- 
fühmng  der  vom  Staate  einmal  im  Interesse  der  Gesammtheit  über- 
nommenen Aufgaben,  also  aus  inneren  sachlichen,  nicht  ans  äusseren 
finanziellen  Gründen.  Der  Zweck  darf  unter  der  Benutzung  einer 
solchen  Staatstbätigkeit  als  Einnahmequelle  daher  auch  nicht 
leiden.  Insofern  muss  die  finanzielle  Rücksicht,  eine  Einnahme  zu 
erzielen,  bei  der  Vornahme  dieser  Thätigkeiten  überhaupt  nnd  bei 
der  Art  nnd  Weise,  wie  sie  Toigenommen  werden,  hinter  die  Rück- 
sicht auf  den  verfolgten  Zweck,  dessentwegen  die  Thätigkeit  vom 
Staate  übernommen  wird,  zurücktreten.  Einige  Staatsleistungen 
anf  den  genannten  Gebieten  sind  im  Folgenden  demnach  sowohl 
bei  den  Ausgaben  als  bei  den  Einnabvien  zu  berühren.'^) 

4)  Bedarf  für  die  Finanzverwaltnng,  welche  im  Finanz- 
ministerium repräsentirt  wird.  Die  Finanzverwaltung  hat  die 
Aufgabe,  die  Mittel  znr  Führung  des  Staatshaushaltes  herbeizn- 
schaffen  nnd  sie  den  einzelnen  Dienstzweigen  behufs  AnsfÜhrUBg 
der  diesen  im  Staatsleben  obliegenden  Functionen  zur  Verfügung 
zn  stellen.  Sie  muss  zu  diesem  Zwecke  bestimmte  Thätigkeiten 
ausüben,  welche  wiederum  nur  Mittel  zur  Durchführung  dieser 
oiganisohen  Staatszwecke  sind.   Die  Ausgaben,  welche  sich  an  die 

In  kleineren  Stuten  etm  eine  Abüteilnng  dea  Minist  dea  Innexn,  2.  B.  in 
Baden.  In  Baiern  dn  Uinist.  d.  Innern  n.  ein  anderes  Minist,  d  tanetD  fitr 
Kirchen-  und  Scbulan^egenheiten.  In  Frankreich  ein  Minist  des  Offentl.  Unter- 
richts  0.  OBter  Napoleon  eifi  gemeinsunes  ftlr  Justiz  o.  Caltos;  jetzt  bilden  Cultna, 
Unterricht  o.  schöne  Kllnste  ein  Minist,  zosammen.  In  Prenssea  ein  Minist  der 
geistlichen.  Unterrichts-  und  Medicinalangulegenheiteu.  In  Bassland  ein  Minist, 
der  Yolksaufklärang  a.  das  Kessort  des  beU.  Synod  (fUr  d.  griech.  orthod.  Kirche). 

"\  äo  im  kaiserl.  Franlireich  (auch  Beicbsarchite  u.  dir.  and.  Gebiete). 

")  In  Prenssen  z.  B.  die  Bau-  u.  Geverbeakad.  in  Berlin,  d.  techn.  Lebranst. 
in  d.  Provinzen  anter  dem  Minist,  des  Handeb,  d.  selbstfind.  laodwiithsclL  Akad.  o- 
Lehranstalten  beim  Minist,  d.  Landwirthschaft. 

Z.  B.  Justiz  (Kosten  n.  Gebuhren,  Uericbtssportda).  Strassen,  Sdiolen,  Post. 
Mttnze  n.  ü.  w. 
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TUUigkeiteD  der  FioacxTerwaltaiig  kafipfeu,  sind  theits  allge- 
■eine,  »as  der  Ijoitang  nnd  Organisation  des  Finansweseiis  im 
Ganzen  berroi^ehende  (Cenb*alleitiing,  Etats-,  Recbnnngs-,  Kassen-, 
Gootrolwesen);  theils  specielle,  welche  sich  an  die  Erhebung 
itt  einxelnen  Einnahmen  oder  an  die  Verwaltung  der 
betreffenden  Einnahmezweige  anschliesen  nnd  in  §.  91  bis 
M  znsammenfassend  f  in  den  Abschnitten  vom  Privaternerb  der 
Begiernng,  von  den  Stenern  and  den  StaiUsschalden  einzeln  mit 
behindelt  werden.  —  Eigentlich  mtlssten  die  Ausgaben  für  die 
rmanzverwaltnng  anf  die  Ausgaben  für  die  DurchfUhrong  der 
eigeDtlidien  Sta^szwecke  repartirt  werden.  Denn  offenbar  kostet 
L  B.  das  Militair,  die  Justiz  nicht  nur  das,  was  unmittelbar  dafür 
rasosgabt  wird,  sondern  noch  um  so  viel  mehr,  als  die  Beschaffung 
der  Decknngsmittel  fttr  diese  Ausgaben  (an  Erhebungskosten  fär 
die  Steaem,  an  Zinsen  n.  s.  w.  fllr  die  Schulden)  erheischt.  Bei 
der  WOrdignng  der  Kosten  des  Rechtsschutzes,  namentlich  des 
lE&ünresens,  ist  jedenfalls  daran  zn  denken,  dass  notorisch  der 
bei  Veitem  grOsste  Theil  der  Staatsscholden  ans  Kriegen  u.  s.  w. 
hmtbrtj  die  laufenden  Ausgaben  fttr  die  Sebald  also  anf  jenes 
dato  mit  zn  setzen  sind.^*) 

§.  33.  —  B.  Die  Grundsätze  und  Gesiehtsponote  fttr  die  Fest- 
itellnng  des  Bereichs  der  Staatstbätigkeit  im  Allgemeinen 
md  der  einzelnen  Leistungen,  durch  welche  die  Staatszwecke 
angeflllut  werden,  sind  nieht  in  der  Finanzwissenschaft,  sondern 
vieder  in  der  Staatslehre  und  Staatsverwaltungslehre  und  soweit 
der  Staat  als  Zwangsgemeinwirthschaft  erscheint,  im  grundlegenden 
lleQe  der  Allgemeinen  VolkswirtbBchaftBlehre  darzulegen.  Da  jede 
itutUche  und  jede  andere  zwangsgemeinwirthschaflliche  Th&tigkeit 

I  ")  Dal  Bessort  des  FiBanzminiBteziums  vm&ast  Dicht  iauD«  alle  diejenigoi  Zveige, 
I  Hebe  anntÄIieasHch  oder  ronendieh  Eiooalimeqiiellen  sind  (im  ünteischied  tob  den 
I    ma^rite».  «n  die  dch  GebOhran-^Dahmen  kBQpfen).   la  RnssUnd  beetehtz,  B. 

wKh  «in  b^nderes  Mia!storiDni  der  DomäneD  Deben  dem  der  FinaozeD.  Mehrfach 
fidun  auch  solche  viehtt^n  Anstalten,  welche  för  den  Staat  doch  wenigstens  roT- 
UBÜch  als  EionahmeqaeUe  in  Betracht  kommen,  unter  dem  Handelsministerium,  z.  B. 
iB  Preassen  das  Staats-Berg-,  Hutten-  and  Salinenweseu.  die  Forcellanmannfaktur, 
fie  Staatseiseobahnen ,  die  Bank  (die  SeehaDdlnng  unter  dem  FiDanzministeriom).  In 
4ienB  BesMirtbegreaziingen  wird  allerdings  dem  volkswirthscbaftUchen  neben  dem 
maoadlen  Geaichtspunct  Becbnoog  getragen,  aber  Vieles  Ist  doch  willkOrlich  and  durch 
guz  mfUige  historische  Entwicklang  bedingt  Die  OBentl.  Schnld  steht  mitunter 
■ter  einer  selbständigen  bCchsten  Beb&rde,  ebenso  das  oberste  Gontrol-  a.  Rechnnngs- 
resm  (z.  B.  in  Oesterreich,  Rnssland,  in  FreDSSun  unter  d.  Staatsminist.). 

S.  dartbei  Wagner.  Lehrb.  I,  Kap.  4,  Abschn.  6,  §.  184  ff.  (Die  Fest- 
dtDoAg  des  Bereichs  der  StaatsthStigkeit).  ScbAffle,  Geeellsch.  Syst,  2.  AolIagQ. 
tjp.  49,  31.  S.  1«5,  199. 
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in  der  Regel  nothwendig  mit  einem  Finanzbedarf  oder  einer  Ans- 
gäbe  Itlr  sie  verbanden  ist,  so  folgt  daraus,  das»  in  der  Feststellnng 
einer  solcben  Tbätigkeit  und  damit  des  Ob  nnd  Wie  ibrer  Äas- 
fHbmng  zugleich  eine  Feststellnng  des  Finanzbedans  und,  impUcite, 
der  ZQ  dessen  Deckung  dienenden  Einnahmen  liegt  Es  erklXrt 
sieb  anf  diese  Weise  die  bekannte  und  wichtige  geschichtliche 
Thatsache,  dass  diejenigen  Factoren,  welche  im  Staatsleben  (und 
ebenso  im  Leben  andrer  Zwangsgemeinwirthschaften)  die  Finanz 
wirthschaft  beherrschen  oder  mit  bestimmen,  wie  die  Volksver- 
tretungen (Parlamente,  Stände),  neben  dem  Inhaber  der  Staatsge- 
walt, auch  im  Äl^emeinen  nnd  im  Einzdnen  den  Bereich  der 
Staatsthätigkeit  feststellen. 

Bei  diesem  untrennbaren  Zusammenhang  zwischen  FinanzbC' 
darf  und  Staatsthätigkeit  mnss  die  Finanzwissenschaft  fllr  die 
Feststellnng  beider  folgende  drei  Forderungen  stellen: 
Organisation  einer  richtigen,  nnabhängigen  Finanzcontrole,") 
Beachtung  des  Grundsatzes  der  Sparsamkeit  (§.  34)  und  Be 
achtnng  des  Verhältnisses  des  Finaozbedarfs  znm  Volksein- 
kommen (§.  35). 

1)  Es  ist  eine  durch  die  Volksvertretung  auszuQbende  wirk- 
sune  Finanzcontrole  zn  verlangen,  damit  Umfang  nnd  Inhal! 
der  StaatsthKtigkeiten  und  daher  wiederum  die  Hßbe  des  Finanz 
bedarfs  richtig  nnd  sparsam  bestimmt  werde.  In  der  sog.  con 
Btitntionellen  Budgetwirthschaft  liegt  hierfttr  die  —  wenig 
stens  verhältnissmässig  —  beste  Garantie.  Regierung  und  Volke 
Vertretung  repräsentiren  hier  in  mancher  Beziehung  die  beiden  ver 
schiedenen  Seiten  eines  Oeschäftsabschlusses,  die  Regiernng  die  dei 
Angebots,  die  Vertretung  die  der  Nachfrage  nach  den  Staats 
leistungen.  Beider  Urtheile  tiber  Werth  und  Kosten  diese 
Leistungen  werden  leicht  ansein  andergeben.  Die  Regiernng  wirt 
oft  den  Werth,  d.  h.  die  Summe  von  Vortheilen  der  Staatsleistnngei 
ftlr  die  Bevölkerung,  Über-  nnd  die  Kosten,  d.  h.  die  Opfer,  welch 
die  Bevölkerung  in  den  Steuern  (und  in  der  damit  verbnndenei 
Belästigung)  trägt,  unterschätzen;")  umgekehrt  die  Volksvet 
tretnng.  Die  Regierung  wird  auch  oft  geneigt  sein,  Staatsthäti^ 
keiten  ttberbaupt  länger  beizubehalten,  statt  sie  aufzugeben  ode 

")  Das  Folgende  z.  Tb.  aas  d.  6.  Ansg.,  §.  33a  (Zusatz  roa  mir  zu  Raa). 

**)  Vgl.  Parnell,  oa  üd.  ref.,  p.  97  ff.  .Jede  Staatsbehörde  ist  gerastet,  di 
abaneagendsten  GrOnde  aazugeben,  warum  ihre  Ausgaben  nothvendig  in  ihrer  jetzige 
ATUdebnoDg  beibehalten  verden  müssen.  Jede  Art  ron  Sophismen,  Einflnsternnge 
nnd  zarersichtlicben  Behaoptttogen  irird  zn  Holfe  genommen"  n.  s.  w. 
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ka  Priraten  zu  ttberlassen  (z.  B.  in  der  gewerblichen  Sphäre); 
eine  bestimmte  YerwaltnngseiDrichtang  zu  conserriren,  statt  zn  rer- 
bessem  (Princip  der  Stabilität  in  der  Politik);  die  Staatstfaätigkeiten 
uefa  weiter  auszudehnen,  statt  den  Privaten  and  den  Vereinen  oder 
i«di  den  Gemeinden,  Krdsen,  Provinzen  nen  herantretende  Anf- 
^n  zn  fibertragen  ^riocip  der  Staatsallmacht,  der  Berormnndnng, 
der  Hjpercentralisation) ;  oder  endlich  nene  (Gebiete  der  Staats- 
tUtigkeit  nach  alter  Schablone  einzurichten.    In  allen  diesen 
Dingen  wird  eine  anabhängige,  gut  eingerichtete  Volksvertretung 
Mhr  häafig  den  eutgegengesetzten  Standpunkt  einnehmen,  das 
Priaeip  des  Fortschritts  bekennen,  auf  Einschränkung  der  Staats- 
Altigkeiten,  Beform  der  Verwaltung  hindrängen  und  gerade  dadurch 
der  B^erung  gegenüber  zn  einem  Organ  wirksamer  Finanzcontrole 
werden.    Freilich  wird  die  Volksvertretung  unter  dem  Einflüsse 
nueitiger  Zeitansichten  auch  leicht  in  die  den  r^erungsseitigen 
«itgegesgesetzten  Fehler  verfallen.    Aber  dennoch  besteht  eine 
gume  Wahrscheinlichkeit,  dass  aus  dem  Pactiren  der  Regierung 
ud  der  Volksvertretung  Gompromisse  hervorgehen,  durchweiche 
das  Interesse  von  Staat  und  Volk  in  der  Bestimmung  der  Staats- 
IbStigkeit^  und  des  dafür  erforderlichen  Aufwandes  noch  am 
Berten  gewahrt  wird  und  namentlich  auch  der  Grundsatz  der  Spar- 
naikeit  zur  richtigen  Geltung  kommt.   Der  leitende  Grundsatz  bei 
der  Prfifang  mnss  in  jedem  einzelnen  Falle  sein:  jede  Staats- 
tbitigkeit  oder  jede  Art  derselben  und  daher  jede  Ausgabe  daflli 
at  zn  verwerfen,  welche  der  Gesammtheit  ein  höheres  Opfer  anf- 
eilt, als  die  betreffende  Staatsleistnng  ihr  nützt  oder  werth 
ijt  (absoiate  Verwerflichkeit)  oder  als  sie  nothwendig  kostet, 
wenn  sie  ebmso  gut,  aber  billiger  von  den  Privaten,  Vereinen  oder 
anderen  Organen  ftlr  öffentliche  Zwecke,  wie  den  Gemeinden  a.  s.  w., 
«ugeführt  werden  kann  (relative  Verwerflichkeit).'") 

Werth  und  Kosten  der  Staatsleistnngen  allgemein  und 
einzeln  festzustellen,  ist  freilich  schwierig.  Denn  bei  der  Imma- 
terialität  und  Unverkäufiicbkeit  der  meisten  Leistungen  (§.  9)  kann 
nicht  der  TauBchwertb,  sondern  nur  der  Gebranchswerth  und  auch 
dieser  nur  sehr  allgemein  ermittelt  werden.   Und  selbst  die  Kosten 

S.  Scbiffle,  Ges.  Syst.  d.  meascta.  Wirthsch.,  §.  205,  216.  Im  absolnti- 
itt»cken  Stute  liegt  die  Gthbx  unrichtiger  Bestimmang  der  Staatstbätigkeiten  und 
Scztageier  Sparaamkeit  oSlier,  doch  kann  ancli  hier  etwa  durch  einen  Staatsrath  and 
duch  edne  richtige  Stellong  dea  Finanzministeriiuns  -gegenüber  den  anderen  HinisterieD 
ema  Prttfiug»-  Qud  Controlinstanz  geschaffen  werden.  Die  preussische  Finanirer- 
nitof  war  »och  in  der  absolatistischea  Periode  sparsam  and  ordentlich. 
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sind  schwer  genau  za  ermitteln  ^  weil  die  richtige  Repartition  der 
vielen  gemeinsamen  Ansgabeposten  (fttr  die  gemeinsamen  Gentral- 
bebörden,  fttr  die  aufgenommenen  Staatsschulden,  fUr  die  Erhebung 
der  Steuern  n.  s.  w.)  sich  niemals  vollständig  durchfuhren  iSssf. 
Erleichtert  wird  die  Aufgabe  in  der  Praxis  dadurch,  dass  di6 
Massse  .der  alt  Überkommenen  Leistungen  ttberhaupt 
kaum  ernstlich  in  Frage  steht  und  nur  die  einzelnen  alteu 
wegfallenden  oder  neuen  hinzukommenden  Thätigkeitenl 
auf  ihren  Werth  und  ihre  Kosten  zu  prttfbn  sind. 

§.  34.  —  2)  Der  Grundsatz  der  Sparsamkeit  ist,  wie  fttr 
jede  Wirthschaft,  so  früher  anch  für  die  Finanzwirtfaachafl  ab^ 
die  Hauptregel  fttr  die  Ausgaben  bezeichnet  worden.  Diesd 
wohlgemeinte,  ancb  von  Ran  getheilte  Auffassung*')  ist  indessen 
in  dieser  Absolutheit  bei  der  Bedingtheit  des  gesammten  Wirtb- 
schaftslebens  durch  den  Staat  nicht  haltbar.  „Jener  Grundsati 
kann  daher  nur  eine  relative  und  Überhaupt  nicht  die  Be- 
deutung haben,  dass  eine  Ausgabe  unbedingt  unterbleiben 
mtlsste.  Die  Sparsamkeit  kann  mithin  niemals  ein  leitender 
Grundsatz  des  Staatsbaushalts  werden,  sondern  ist  bloss 
eine  selbstverständliche,  aber  freilich  in  der  Praxis  oft  verletzte 
Klugheitsregel  in  Betreff  der  Durcht'ähruDg  des  ökonomischen 
Princips  im  Staatshanshalte,  wie  in  jeder  Einzelwirthschafl'"*) 
Wenn  man  den  Grundsatz  m  dieser  Beschränkung  annimmt,  kann 
man  mit  Rau  sagen:  „er  entspringt  aus  der  Rücksicht  auf 
die  Beschi^nktheit  des  Vermögens  und  Einkon&mens  im  Vei^leicb 
mit  dem  grossen  Umfange  der  Bedtirfnisse,  und  fordert  eine  ver- 
ständige Anordnung  des  Aufwandes,  so  dass  mit  gleicher  Auf- 
opferung sachlieher  Güter  der  grOsste  Erfolg,  oder,  was  dasselbe 
sagt,  gleicher  Erfolg  mit  dem  germgsten  GUteranfwande  bewirkt 
wird.  Die  Beobachtung  dieses  Grundsatzes  wird  auch  nicht  allein 
von  der  wirthschaftUchen  Klugheit,  sondern  auch  von  der  Gerech- 
tigkeit geboten.  Der  Staatsaufwand  schmälert,  von  der  Kosten- 
Seite  betrachtet,  im;ner  den  Gtttergebrauch  der  Bürger,  es  mögen 
nun  die  erforderlichen  Einkünfte  unmittelbar  aus  dem  Privatver- 
mOgen  erhoben,  oder  gewisse  Erwerbsgeschäfte  den  Bürgern  ent- 

**)  Ran,  in  d.  Aufl.  bis  incl.  b„  g.  28  ff,  nnter  der  Bobiik:  „QrOsse  des  Auf- 
wands im  Tanleicli  mit  sdner  Wlriain^,  elwiuo  noch  ia  der  6.  Amgn  g.  28  C  - 
In  §.  33  bat  Bau  aber  selbst  schon  du  BeUtiritSt  der  Begel  der  SpaKamkeit 
anerkaoDt. 

»)  Ans  Wagner,  Lehrb.  I.  §.  168. 
*)  Bau,  §.  28. 
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logen  and  von  der  Regierang  betrieben  werden.  Staatsbürgern 
dflrfen  aber  nur  solche  Lasten  aufgelegt  werden,  welche  zur  Er- 
rdcbang  der  St&atszwecke  dienen,  nnd  die  Staatsgewalt  ist  zu 
könem  Aafwande  befagt,  der  nicht  znr  Befriedigung  eines  solchen 
tasbedflrfnisses  beiträgt."«) 

'0  Bemite  Entwicklung  dieses  Satzes  bei  Necker.  Admla.  des  fin.  de  la  Fnoce, 
[.  30  der  1.  Aoag.  —  Von  den  &ttem  SctirifistQllem  nimmt  fiodia  grosse  Luzns- 
busa  in  Schate,  empfiehlt  aber  doch  ein  Terat&ndiges  Maass  derselben  und  der  flust- 
GeMhenke.   Gregorins  (Ku.  TUE.  Abs.  U.)  eifert  streoKer  g^n  die  Ter. 
KkvtaduK  und  dai  Pronk  derHOfe,  noch  stbfcer  fiesold,  S.  tO  ff.  Diese  Beiden 
tngei  «fie  Lehren  der Sparsamluit  In  dem  AbscWtt  ron  der  Erhaltang  des  Staals- 
laUgw  ?»r,  eoDsem^  aerarii  (Ban).  —  In  g.  29  nnd  30  behandelte  Bau  fol- 
saies.  heute  ziemlich  rerschTiudenen  Irrthom:  „Uan  hat  fmherhin  imd  bisreilen 
idM  BoiA  in  neuester  Zeit  eine  entgegenges^te,  der  mercantilistischen  Ueber- 
iclltxang  und  falscben  Wllrdignng  des  Geldes  nnd  Geldomlanfs  ent- 
fcngGse  Anucht  aufgestellt ,  indem  man  zu  beveisen  sschte,  dass  auch  eia  Uber 
in  Bedbfiiias  hinaus  in 's  DeberflUssige  erreiterter  Staatsaofwaad  rolkswirthschafUicb 
sieht  tcbidtich  sei.   Sa  die  aasgegebenen  Geldsommen  wieder  in  das  Volle  lurOck- 
klitta,  rtu  welchem  sie  aofgebracbt  TordoQ  sind,  so  ist  hieraos  geschlossen  worden, 
a  leq^Ue  sich  hierdurch  der  Nacbtheil,  den  sonst  die  Entbehnmg  dieser  Gütermenge 
luüiki  konnte,  und  es  werde  rielmdir  ein  natzUcher  Dmlaof  des  Geldes  erregt, 
wahä  GevKfaslente  Absatz  and  Beschäftigang  Anden  and  die  Gotererzengong  be- 
Mert  Tttde  (s.  Ran,  8.  Anfl.  d.  ToUcswirthschaflsL,  §.  342).    Diese  Sitze  ibid 
mpe  Sßtn  gelüm&eht  word«i,  am  die  Tenohwendong  der  Ufife,  die  £nfchtnag  an- 
■üar  Piac^tgebände  a.  dgi  zq  rtitheidigen. 

J>aa  Irrige  dieser  DaisteUnng  Hegt  hauptsächlich  darin,  dass  die  Notzlichkeit  des 
tidfanJaofes  zu  hoch  angeschlagen  (Baa,  eb.  §.  255.  2Ö(t.),  nnd  dagegen  die  wirii- 
^fke  Terzehiung  sachlicher  Gater  nicht  genug  beachtet  wird.  Wenn  auch  die  in  die 
ätuäUase  gelangten  Geldstunmen  wieder  durch  Staatsausgaben  in  die  Hände  Ein- 
"Isv  gelangen,  so  geschieht  dies  nicht  ohne  eine  bedungene  Gegenleistung  der  Bürger. 
Mm  BtOsseo  die  üatermenge  entbehren,  deren  Geldbetrag  sie  dem  Staate  entrichten, 
^  der  ron  der  Regierung  veranstaltete  Verbrauch  ?on  Gütern  tritt  an  die  Stelle  einer 
%  Friratzvecke  rorgenommenen  Verzehrang.  Dass  durch  die  Staatsausgaben  grosserer 
Atelz  und  stiere  Erzeagang  gewisser  Waaren,  Vermehmag  des  Gewerbsyerdienstes 
M  d«  Beaten  nnd  aasgedehntere  BeechSftignng  der  dabei  £&tigen  Arb^r  entsteht, 
■  lieht  in  Abrede  zu  stellen.  Allein  wenn  die  Staatsansgaben  kleiner  wtaea,  so 
*Mc  dann  dodi  im  Ganzen  nicht  weniger  rerzehit  werden,  denn  die  Ba^;er  wurden 
Theil  ihrer  Einkonfie,  den  ihnen  die  Beglerang  Qbrig  Usst,  zu  ihrem  eigenen 
Arkb  und  VergnOgen  anwenden,  wobei  anmittelbar  oder  mittelbar  Waareo  gekauft 
*aden,  and  dies  geschiebt  auch  mit  den  als  Kapital  angelegten  Gütermengen  (Raa, 
■i-  §.  33S.  -tSQ.).  Durch  die  Staatsausgaben  wird  demnach  die  Erzeugung  und  der 
Abqftz  der  Ünternebmer  im  Ganzen  nicht  vergrSssert,  sondern  nur  der  Verbrauch  auf 
udtte  O^Dstände  gerichtet  und  an  andere  Orte  verlegt,  als  es  ausserdem  der  Fall 
*äa  wfirda. 

nKin  Theil  der  Bürger  wird  immer  durch  die  Last  der  Staatsabgaben  zu  schweren 
Eatbdmugen  genilthigi,  ein  anderer  Theil  derselben  wenigstens  in  seinem  Gutergenosa 
'KKhriakt  oder  im  Uebersparen  gebindert,  und  diese  Opfer  mUssen  darch  die  Vor- 
teile an&ewogea  werden,  welche  mit  Hulifo  des  Sta^saiuwaodes  fOr  fiffentUche  An- 
>taltea  and  XSiudchtungen  und  dunit  fOr  die  Berttlkenuw  zu  Stande  kommen.  Es  ist 
Bck  die  Aufgabe  der  Staatsgewalt,  einzelne  Gewerbäeute  oder  Lohnarbeiter  auf 
Kvttai  derGesuimtheit  in  Nahrang  zo  setzen,  weshalb  es  nicht  fortwShrend,  sondern 
3Bt  in  schwierigen  Dmstinden,  z.  B.  bei  einer  Theuerung  oder  grossen  Stockung  ron 
Werben,  za  billigen  ist,  dass  man  auf  Staatskosten  Arbeiten  anordnet,  die  bloss  zur 
Beschlftigang  nahrongsloser  Menschen  bestimmt  sind,  nnd  selbst  daon  hat  man  darauf 
a  «eben,  dus  -zagleich  Veike  ron  dauerndem  Vortheile  zo  Stande  gebracht  werden 
Bau,  TolkswirthschafispoL,  g.  347)."   Als  Beispid  dienen  die  Arbeiten,  welche  in 
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Man  kann  dann  mit  Raa  (§.  32)  ans  dem  Grandsatxe  der 
Sparsamkeit  folgern: 

„a)  Es  darf  keine  Ausgabe  ohne  einen  dem  Gemeinwohle  an- 
gehörenden Zweck,  also  fDf  irgend  eine  Priratabsicht  oder  blosse 
Privatvortheile,  vorgenommen  werden,  ein  Satz,  dessen  Richtigkeit 
ausser  Zweifel  steht,  dessen  Anerkennung  nnd  Durchftihmng  aber 
(rfiher  schwer  zu  bewirken  war.^*) 

„b)  Man  darf  auf  minder  wichtige  Zwecke  keine  Summe  yer- 
wenden,  welche  zur  Bestreitaug  einer  dringenderen  Ausgabe  n5thig 
ist.  Ueberfaanpt  soll  wegen  der  Unmöglichkeit,  ftir  alles  Ntitzlicfae 
in  einem  gegebenen  Aagenblicke  zordchende  Mittel  zu  finden,  eine 
solche  Gleichförmigkeit  in  den  verschiedenen  Regierungszweigeo 
beobachtet  werden,  dass  gleich  wichtige  Zwecke  zugleich  besorgt 
werden  und  leichter  verschiebliche  Ausgaben  erst  nach  der  Deckung 
der  wichtigeren  an  die  Reihe  kommen. 

„c)  Im  einzelnen  Falle  mnss  mit  den  geringst  möglichen  Kosten 
gewürthschaftiet  werden,  wobei  jedoch  nicht  allein  der  Aogenbliek, 
sondern  auch  die  längere  Periode  zu  berücksichtigen  ist." 

§.  35.  —  3)  Die  Beachtung  des  Verhältnisses  des 
Fihanzbedarfs  (des  Staats,  aber  auch  der  anderen  Zwangs- 
gemeinwirthschaften  oder  der  Selbstverwaltnogskörper)  zum  Volks- 
einkommen ist  stets  ein  hochwichtiges  Postulat  richtiger 
Finanzpolitik,  anf  welches  die  Finanzwissenschaft  eindringlich  hui- 
weisen  muss.  Aber,  von  vorneherein  muss  man  sich  dartlber  klar 
sein,  dass  sich  ein  Grundsatz,  welche  Höhe  der  gesammte  Staats- 
aufwand,  —  ganz  allgemein  genommen  oder  in  einem  be* 
stimmten  Staate  zur  bestimmten  Zeit,  absolut  dem  Be- 
trage an  Geld  oder  wirthschaftlichen  Gütern  nach  oder  als  Quote 
des  Volkseinkommens,  —  erreichen  darf,  offenbar  nicht  aufstellen 
lässt.  Die  früheren  Veisuche,  hierfür  bestimmte  Zahlensätze  oder 
unOberschreitbare  Quoten  des  Volkseinkommens  zu  ermitteln,  ^nd 
daher  auch  immer  missglückt,")   Sie  beruhen  auf  einer  falschen, 

IrlaDd  TOD  der  britischen  Begienmg  ontemonunen  varden,  »Is  das  Hiwratben  der 
Etrtoffela  grosse  Noth  Terarsachte.  ^.  auch  Hermann,  Staatswirthiclialttlche  Dnter- 
snchongea,  2.  Anfl.,  S.  210.) 

So  z.  B.  hinsichtlich  der  Sinecaren,  d.  h.  der  Amtsstellen  mit  Besoldungen 
ohne  Dienstgesch&fte.  In  Grossbritannien  sind  dieselben  erst  in  neuerer  Zeit  ab* 
gescbafit  Ihr  Betzag  mr  in  den  ersten  Jabzzehnten  dieses  Jahriianderts  noch  560.000 
Pfd.  St  (Bau,  §.  S2). 

*)  Vgl.  in  der  5.  Aufl.  Ean,  §.  86,  87,  in  der  6.  g.  86— 37a,  hier  schon  von 
mir  verändert.   Danach  im  Wesentlichen  jetzt  §.  35. 

'**}  Murhard,  Theor.  n.  Pi^.  d.  Bestenemng.  S.  110.  Paiien,  Th^ot.  des 
impdts.  I.  87,  Hock,  OefT.  Abgaben,  S.  34,  and  die  dort  citirten  SchStzimgep  tob 
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neefauuBcbeD  and  äasserliehen  Aoftaasong  des  Verhältnisaea  des  Staats 
m  Yolkswirthschaft,  —  eines  Verhältnisses  ^  welches  durchaus 
m  ofganisches  ist  Zn  betonen  ist  nur,  dass  weder  der  Werth 
wteh  die  Kosten  einer  Staatsleistang  für  sich,  sondern  immer 
Bir  beide  znsammen  bei  der  Beurtheilang  der  absoluten  and 
rdidren  Höhe  der  Ausgabe  za  berficksichtigen  sind.  Daher  dürfen 
■ieht  bloss  politische,  aas  dem  Wesen  des  Staats  hergenommene, 
Iber  aoch  niefat  aosschliesslich  privatwirthschaftliche  Er- 
wignngen  entscheiden.  Als  Begel  kann  der  Satz  gelten :  j  e  grösser 
ia  unmittelbar  ökonomische  Werth  einw  Staatsleistnog  — 
deriber  erfaebliefa  weiter  als  gewöhnlich  sd  fassen"*)  — ,  j  e  mehr 
is  Leistung  die  Productionskraft  Aller  fördert  und  je 
grösser  das  absolute  freie  Volkseinkommen,  d.  b.  das« 
jsmge,  welches  nach  Befriedigung  der  nothwendigsten  (materiellen) 
Bcdli&iisse  der  Bevölkerung  übrig  bleibt, ist,  endlich  ein  je 
gT^saerer  T heil  der  reinen  Staatseinnabme  aas  demPrivat- 
eiwetb  des  Staates,  nicht  aas  Steuern  berrUhrt,^')  desto 


ted,  Kiefeld,  JuBti  (vei^l.  &ber  ifaii  Roscher,  Gesch.  d.  Maüoaalökon,  S.  468), 
Ptäll,  SckmaU  a.  A.  m.  Mab  giitg  von  Vi«  Ita  Volkseinkommeas.  Selbst 
E*ck  ^bolrt  »bei  doch  noch  sagea  zu  dnmo :  „wir  würden  ein  Steners^ntem ,  du 
riUfek  wAz  als  IS  7«  des  frdon  Einkommens  des  Volkes  kostet,  schon  fOi  m  hoch 
ukta."  Schön  hält  den  NfttioDalch&racter  nnd  die  Staatsfom  (letztere  Mich  sch<m 
Jisti)  fttr  entscheidend  für  die  mögliche  HOhe. 

**)  Dies  fcdft  schon  aas  der  Anerkennong  der  Dienstleistungen  als  irinfasoliaftliohe 
<ilMr  (abweichend  ron  Raa)  oder  der  sogen.  Prodactintät  dieser  Leiatongen.  (Vgl. 
l^igaer,  Lehrbuch  I,  §.  IK — 20.)  Besonders  wichtig  zeigt  es  sich  z.  B.  iti  der 
Xiiitiirfrsge ,  so  weit  diese  eine  yolkswirthsch&ftliche  nod  finanzielle  ist.  Das 
vd^^eschichtlicbe  Beispiel  Preussens  diene  als  Beleg.  Namentlich  in  der  allge- 
•einen  Wehrpflicht,  wenn  sie  ernst,  wie  in  Prenssen ,  nicht  als  Milizspielerei, 
fethgefüut  ist.  mnas  sicherlich  anch  eine  groseartige  Scholnng  der  männlichen 
Istikärang  eiiaont  werden,  die  der  letzteren  dauernd  zu  (inte  kommt.  Dem  Militalr- 
Wget  kleü  daher  mehr  ökonomischer  IfutzefTect  anch  in  dieser  Beziehong  an.  als 
tm  oEt  denkt  Der  ToUBwiitiisdii^che  Fortscfaiitt  Prousens,  der  auch  im  iibrigen 
'Hff^Wfp'T  kaum  eine  Parallele  findet,  ist  gewiss  za  einem  wesentlichen  Thelle  «nf 
Jmk  Scbnlang  des  preossischen  Volkes  im  Militairwesen  mit  zorackzofubren.  S. 

Wagner,  Prenas.  Jahrbücher  1868,  I,  »98.  v.  Richtbofen,  ttb.  d.  Prodac- 
tii^  d.  Armee  n.  s.  w.  Schlesw.  1869  n.  n.  g.  lOT,  108,  110. 

Freies  Willkommen  im  Sinne  Boscher's,  s.  S^t,  I,  §.  145  o.  Wagner, 
Ubi^,.  I,  §.  85,  auch  §.  ÜT,  sub  4. 

**}  Dieser  Cmstand  ist  namentlich  aach  bei  Yergleicbeo  Ferschiedener  Staaten  zu 
i^achtea.  njn  den  wirklichen  Druck  von  Ausgaben  wie  for  die  Staatsschuld  tmd  fUr 
Iffitair  richtig  zu  bemessen.  Ein  hohes  Procent  dieser  beiden  Ausgaben  ron  der 
Qaamjntanagabe  kann  doch  relativ  ertrftgUch  sein,  wenn  der  Staat  grosse  Reinein- 
Mbmeo  aas  Feldgfltcm,  Feisten,  EisenbiSuien  D.  &  w.  bezieht.  Die  Lage  Pieusaeni 
Bad  der  deutschen  Mittelstaateu  ist  in  dieser  Beziehong  besonders  gfinstig,  rei^cheo 
■it  Oesterreich,  Fnnkreich,  Gioes-Britaanlen.  die  Daten  a.  d.  Meth.  d.  Berechn. 
bä  A.  Wagner,  Ordn.  d.  teterr.  Staatshansh..  S.  151;  Ders.,  Art  Staatsschalden 
t  StaatswOrteib.  X,  56. 

A.Wa{H«i,  PinMixviulBKh.  L  .  3  ' 
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hSher  kann  auch  der  Staatsaafwand,  absolut  and  als 

Qaote  dieses  Elinkommens^  sein. 

Bei  Vergleichen  mehrerer  Staaten  oder  eines  Staates  in 
versdiiedenen  Zeiten  ist  namentUch  immer  erst  eine  entsprechende 

Gleicfamässigkeit  der  Badgets  zu  gewinnen,  in  UebereiD- 
sthnmong  mit  den  Forderungen,  welche  die  vergleichende 
Finantstatistik  stellt  (s.  o.  §.  19).  Vielerlei  Aasgaben  Ar 
Offentliehe  Zwecke  erscheinen  hier  im  Staatsbudget  (s.  B.  auf  dem 
europäischen  ContiDent^  namentlich  in  Frankreich^,  dort  in  deo  be- 
sonderen Budgets  der  Gemeinden,  Kreise,  Provinsen,  auch  der 
Kirche  u.  s.  w.  (z.  B.  in  England).**)  Viele  Lasten  des  Volkes 
ftlr  Öffentliche  und  speciell  für  Staatsleistungen  gehen  auch  gar 
nicht  oder  nicht  rollständig  durch  die  Rechnangen  des  Staates,  du 
Oemeinde  a.  s.  w.,  x.  B.  Einquartierangen  und  manche  Arfaeifs- 
leistangen.  ^'^)  Katflrlich  ist  es  die  Gesammtfaeit  aller  solcher 
Opfer,  welche  mit  dem  Volkseinkommen  in  Vergleich  gebracht 
werden  moss.  Statistische  Berechnungen  hierQber  sind  hOohst 
schwierig  und  fast  niemals  vollständig.  Vollends  einigermaassen 
zuverlässige  Berechnangen,  welche  Quote  des  Volkseinkommens  in 
dnem  bestimmten  Staate  nnd  Zeitpunete  von  dem  gesammten  (\d 
obiger  Weise  verstandenen)  Öffentlichen  Aui'wand  beanspracht  wird, 
fehlen  noch  durchaus  wegen  der  Unsicherheit  der  Berechnung  des 
Volkseinkommens.  Da  es  immer  auf  die  Ä  rt  der  StaatsleistUDgeB 
ankommt,  so  ist  Überhaupt  eine  endgiltige  statistische  Fest- 
stellung der  Quote,  welche  der  Staat  (oder  eine  andere  der  grossen 
Zwangsgemeinwirthschaften)  vom  Volkseinkommen  ohne  Bedenkea 
für  seine  Ausgaben  verwenden  darf,  an  nnd  für  sieh  unmöglich.'^ 
Die  statistischen  Untersncbungen  über  den  Normalconsnm  der 
Familien  (Haushaltnngen)  und  der  einzelnen  Wohlstands-  und  Be- 
rnfsclassen  von  Familien  geben  unter  Voraussetzung  einer  be- 

•*)  Czörnig,  d.  flsterr.  Bndg.  u.  s.  w.,  hat  sich  daher  mit  Röcht  besoaden  be  - 
müht, daa  Staatsbudget  darch  Hinznfllgiiiig  dieser  anderen  Budgets  (aach  de^enigea 
besonderer  Äost^en,  z.  B.  fUr  Unterricht,  welche  Einnahmen  aas  eigenem  YermSgeD 
beziehen)  zu  rerrollständigen,  s.  z.  B.  I,  103  Ober  Grossbritannien. 

Verborgene  Ausgaben  oder  vorstectter  Staatsbedarf.  S.  Hermana. 
StaatSTirthsch.  Untere.,  2.  Aufl.,  S.  50.  224;  ders.  auf  dem  Wiener  Internat  Statist. 
Congress,  s.  Bechenschaftsbericht,  S.  360,  526;  Fickcr,  5.  Vers.  d.  intemat  Congr.. 
1857,  S.  106,  114.  Vgl  Lötz,  Handb.,  10.  93.  —  In  den  emzelnen  Staaten  und  in 
rerscUedeaen  Zeiten  (Kriegszeitea!)  sind  diese  Augabflo  ron  sehr  reischledenem  Ov- 
fuge,  vas  bei  Tenjeichen  des  offen  Torliegmden  Stutsaoftrandes  nicht  zu  Te^ 
gesseu  ist  Grosse  Debebtfaidd  bestehen  in  dieaun  Poncte  noch  in  Rnssland. 

S.  Wagner,  Lehrb.  I,  §.  92,  9S,  bes.  86  a.  110. 

In  d.  6.  Ansg.  §.  37  nr  dies  irrthtUnL  Weise  noch  nicht  scharf  eriwnnl 
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stimmten  Sphäre  der  Staatsthätigkeit  indessen  anch  fHr  die  be- 
i^te  Fra^  einige  Anbaltsponcte  an."^) 

Man  kann  die  Frage  nach  dem  Verhältniss  des  Fioanzbedarfs 
üUD  Volkseinkommen  anch  dahin  zuspitzen:  ob  der  Finanzbedarf 
H  booh  steigen  dQrfe,  dass  die  in  der  Deckung  gebrachten  Opfer 

BisrOikernng  ein  drackeodes  Maass  erreichen.  Letzteres 
wffl  b«agen:  der  ttbliche  Normalconsum  der  Berölkerang  mos» 
bcKhiftokt,  die  ttbliehe  £rspamng  vollends  stark  vermindert  werden 
«der  ganz  aufhören. 

Diese  Frage  ist  zn  bejahen,  wenn  dieser  Znstand  sich  nur 
af  kurz  vorübergehende  Staatsnothlagen  erstreckt^  die 
Tinahme  der  hohen  Ausgabe  firfolg  verspricht  und  gerade  dieser 
eoBCfete  Staat  die  Erhaltung  verdient  Die  Frage  ist  zu  ver- 
seinen, wenigstens  theoretisch,  so  schwer  dies  audi  den  Be- 
tbeäfigten,  namentlich  den  leitenden  Staatsmllnnem ,  fallen  mag, 
iveu  diese  Bedingungen  fehlen  und  der  Zustand  ein  dauernder 
«ferde.  b  nntergehenden  Staaten  liegt  letztere  Eventnalität  Öfter  vor. 

Sisd  die  Staatsleistungen  an  sich  nicht  entbehrlich,  kann  anbh 
u  des  Kosten  ftlr  sie  nichts  erspart  werden,  so  beweist  die  Un- 
mj%üdikeit,  den  Staatebedarf  aufzubringen,  eben  die  Unmöglichkeit 
it»  dauernden  Bestandes  eines  solchen  Staates.  Selbst  die  Hälfe 
durch  Staatsbankerott,  also  durch  Bruch  der  privatrechtUehen  Yot- 
l^btungen,  wird  hier  nicht  immer  dauernd  helfen.  Die  „Staats- 
podaetion"  muss  in  solchen  Fällen  am  Ende  wie  die  Privat- 
pfsdnetion  eingehen ,  weil  „  das  Unternehmen  nicht  mehr  die 
Itsten  deckt.'*") 

Ein  auf  die  Daner  nicht  tiberschreitbares  Verhältniss 
des  Finaozbedarfs  zum  Volkseinkommen  besteht  mithin.  Damit 
wird  aber  nur  die  Regel  bestätigt,  dass  zwischen  den  Verwen- 

")  S.  Engel  i.  d.  Ztschr.  d.  K.  Sächs.  Stat.  Bür.,  1857,  S.  169,  u.  die  dortigen 
AAeitertradgcts  nach  Ducpfetianx.  Le  Play.  Neuerdings  die  Arbeiten  von  E.  Las- 
peyres  in  d.  Bali  Monitsschr.  1870;  ders.  in  d.  „Concordia"  1875.  Die  Gnind- 
i»je  far  Alles  ist  eine  gute  H aushaltsatatistik  der  verschiedenen  Wohlstanda- 
'lisBen,  wortlber  indessen  noch  venig  Genügendes  vorliegt. 

Man  denke  an  Borland  1812—13,  Prensaen  1813— 14.  Freilich  wird  das 
wilpltige  Uitlieil  hier  immer  vom  Anfang  mit  abhängen.  Die  Herren  Oambetta  und 
Caiortfin  werden  itu  December  1870  das  Beispiel  der  fraoz&sischea  Bepablik  auch 
Uerim  geredmat  haben.  Ob  mit  Recht,  lehne  die  Zakooft.  Der  Aa«aag  des  heroischen 
Kupfa  der  Noidetaateo  toq  Amerilia  hat  die  enormen  linaocleueii  Opfer  gerecht^ 
fmigt  Bei  längerer  Dauer  des  südlichen  Widentandes  hätte  die  Dnlon  doch  vielleieht 
Kbon  ans  finaocieUen  Gründen  gehalten  bleiben  müssen.  Denn  Staatsaasgaben  ron 
ior  Häbe  da  1864er  kjJnnea  nicht  lange  aasgehalten  verden. 

Aach  hier  ist  die  Geschichte  die  Bicbtehn,  die  aber  ihr  endgiltiges  Urthäil 
HinDter  linger  rerschiebt  aU  man  enrartet.   Man  denke  an  Staaten  wie  die  TQrk  ei. 

5* 
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dangen  des  Einzelnen  für  seine  verschiedenen  BedHilniB8befn< 
dignngen  eine  gewisse  Harmonie  bestehen  mnss.  Denn  in  letzt) 
Linie  vertheilt  sich  der  durch  Steuern  gedeckte  Finanzbedarf  j 
als  Aasgabe  auf  das  Hanshaltbadget  der  Privaten. 

IL  —  §.36.  Das  „Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnno 
der  Staatsthätigkeiten"  wird  für  die  Finanzwirthschaft  zn 
Gresetz  der  wachsenden  Ausdehnung  des  Finanzbedarf 
sowohl  des  Staats,  als  in  der  Kegel  auch  der  Selbstverwaltung 
körper  bei  entsprechender  Deceutralisation  der  Verwaltung  ni 
ordentlicher  Organisation  der  Selbstverwaltung.  Jenes  Gesetz  i 
das  Ergebniss  empirischer  Beobachtungen  bei  den  fortschreitend! 
GaltarrOlkem  wenigstens  unserer  Gl  vUisationsperiode  and  findet  sei 
ErkläroDg,  Rechtfertigung  und  Begründung  im  Entwicklungsbedtti 
niss  des  Volkslebens  und  in  den  Veränderungen,  welche  diese 
BedUrfniss  gemäss  in  der  Combination  des  gemein-,  besonders  d 
zwangsgemeinwirthschaftlicben  and  des  privatwirthschafUidii 
Systems  vor  sich  .gehen.")  Finanzielle  Schwierigkeit^ 
können  diese  Ausdehnung  der  Staatsthätigkeiten  hemmen,  wo  dal 
der  Umfang  der  letzteren  von  demjenigen  der  Finanzwirthscfaatl  t 
stimmt  wird,  statt  wie  sonst  umgekehrt.  Aber  auf  die  Dan 
überwindet  das  Entwicklungsbedttrfniss  fortschreitender  Völker  die 
Schwierigkeiten  doch  immer  wieder. 

Aus  diesen  Verhältnissen  folgt  nun  mit  Nothweudigkeit  hi 
sichtlich  des'  Finanzwesens  die  Forderang,  dass  dasselbe  in  sein 
Einnahmewirthschaft  Expansionsfähigkeit  besitzen  mu 
um  sich  dem  steigenden  Finanzbedarf,  der  finanzielleu  Wirkung  d 
Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit,  anzupassen.  Demnach  kein  au 
schliessliebes  Angewiesensein  auf  unbewegliche,  wen! 
bewegliche  oder  nach  anderen  Rtlcksichten  als  de 
jenigen  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  sich  bewegen 
Einnahmen:  d.  h.  kein  bloss  privatwi rthschaftlich 
Einkommen  im  modernen  Staate,  keine  grundsätzli 
stabilen  Stenern,'^)  sondern  Begründung  der  Einnahmewir 

Bei  Ban  bis  incl.  b.  Äosgabe  felilt  dia  Beachtung  dies«}  wichtigen  Momei 
Ia  der  6.  Aasgabe  hatte  ich  ia  %.  1  (bes.  Aum.  a)  mit  Berafung  aof  meine  ilte 
elnachlagopden  Arboiten  kurz  dannf  hingewiflsen.  Ueioe  frlüiei«  Fonnnlinuig  g 
selbst  ron  der  finanziellen  Betnclitang,  d.  fa.  doch  wir  ron  dem  AeosX 
liehen  der  Erschelniuig  ana.  Das  laoerlich-Traibende,  du  Bich  nar' 
Finanzbedarf  abspiegelt,  ist  die  EntTicklong  der  Stutsthltigkeit  oder,  allnmeiner  a 
gedruckt,  der  Zir&ngsgemeiniriTtlischaiteD.  FOr  die  nähere  Dari^wg  und  B^pttndi 
vgl.  jetzt  Wagner,  (irondlegung,  Kap.  4,  Äbschn.  3. 

")  Wie  z.  fi.  die  noch  ToritommeDden  stabilen  Orundsteaem, 
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cUfi  des ' modernen  Finanzwesens  auf  bevregliche  Stenern 
nd  Staatscredit.  £ine  wichtige  prindpielle  Streitfrage  Uber 
die  richtigen  oder  passenden  Einnahmequellen  des  modernen  Staats- 
bnslialts  wird  hierdurch  einfach  and  sieher  entschieden^)  (b.  n. 
5.57  ff-,  156,  157). 

III.  —  §.  37.  Nicht  minder  wichtig  für  die  Praxis  and  Theorie 
du  Finanzwesens  ist  ein  zweiles  „Gesetz"^)  des  Staatswesens, 
diqeaige  des  Vorwaltens  des  Präventivprincips  vor  dam 
Kepressivprincip  im  entwickelten  Staate.*'^)  Es  betrifft  die 
Ver&ndernng  der  technischen  Art  and  Weise,  in  welcher 
kr  Staat  seine  Tldtigkeiten  ansftlhrt  Diese  Verilndemng  ist  einer«* 
«üi  wieder  eine  Gonseqnenz  eines  allgemeinen  Ökonomischen 
Gtietxes  auch  aaf  dem  Gebiete  der  „Staatsprodaotion",  nemlioh 
dtt  Gesetzes  der  allmäligen  Präponderanz  des  Kapital- 
faetors,  besonders  des  stehenden  Kapitals,  nnd  der  qnali- 
(unten  Arbeit  im  gesammten  Prodnctlonsprocess  der  Volks- 
wv&säuft.  Anderseits  bringt  es  das  BedSrfniss  des  entwickelten 
Veftilebms  mit  sich,  dass  RechtsstOrnngen  Oberhaupt  mSgtichst 
remieden  werden.  Der  Staat  sucht  daher  dagegen  allgemeine  Vor- 
kebnmgen  zn  treffen,  d.  b.  er  greift  auf  dem  Gebiete  des  Rechts- 
BBd  Jfachtzwecks,  vor  Allem  im  Wehrwesen,  aber  auch  in  der 
Answärtigen  Verwaltung,  in  der  Justiz  nnd  Polizei,  zu  am- 
fiMenden,  prilventtv  RechtsstSmngen  verhütenden  Einrichtungen 
nd  Xassregeb. 

Es  erfolgt  deshalb  eine  feste  Organisation  des  Staats- 
iieosts,  die  Änsbildung  and  Anstellung  eines  berufsmässigen 
Beamtenthams  (s.  n:  §.  71),  die  Einrichtung  stehender  Heere 
nd  Flotten,  bleibender  Befestigungen.  Im  System  der 
Kriegswaffen  tritt  die  Maschine  auch  hier  immer  mehr  an  die 
^^tetle  des  Werkzeugs.  Zar  Ausftthmng  aller  Dienste  des  Staats 
irod  zur  Handhabung  der  complicirten  Kriegswaffen  bedarf  es  eines 


Wie  schon  mebrfitcli  betont  ircrde.  gilt  das  vom  Staate  ttncl  seinem  Hanslialte 
ffwiiti  immer  mnlatfs  matandis  lach  voa  den  anderen  zwangsgemeinvirtbscliaftlicbeti 
Rawahea.  In  unserer  Gegenwart  tritt  die  Änsdehnong  der  Thätigkeit  nnd  folgeweise 
4«8  Rttinzbedarfs  vielleicht  mehr  nod  in  der  Gemeinde  als  im  Staate  berror. 

**)  Dieser  Aasdmck  lässt  sich  rechtfertigen ,  weil  die  empirisch  erkannte  Begel- 
■tei^eit  aof  ihre  bedingende  Crsacbe  zurückgeführt  werden  unn.  Näheres  im  2.  B. 
der  AUgem.  Tolk^wirtbicbafid.  (Gnmdle^.  Eap.  S  r.  d.  Metbode). 

*i  In  der  6-  Amg.  der  Flnanzwi«.  war  dieses  Gesetz  nnr  eb«i  berttbit  worden 
■  §.  43a.  TgL  jetzt  fltr  alias  NUiere  Wagner,  Gnudleg.,  Kap.  4.  Abschn.  4,  wo 
n  %.  182  nnd  188  aacb  berdts  auf  die  wichtigen  finaadeUen  Folgen  des  Gesetze« 
UHcviMen  wud. 
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eigens  gebildeten  nnd  geschiütenj  „qualificirteD"  Arbeito- 
peiBonals. 

Das  Vorwalten  des  Fräventivprincips  hat  für  die  FinanzeD 
vor  Allem  eine  andere  zeitliche  Vertheilang  des  Finan^ 
bedarfs  zar  Folge.  Der  laufende  Bedarf  ist  danernd,  anob  in 
ruhiger  Zeit,  höher,  bei  der  Repression  geringer.  Aber  dafür 
wird  anch  letztere  seltener  nöthig,  weil  weniger  RechtaBtÖrangen 
ansbrechen,  nnd  wenn  letztere  (Kriege!)  doch  eintreten,  so  wird 
bu  dem  FrärentiTsystem  der  Extrabedarf  niobt  so  viel  grösser, 
während  er  bei  dem  anderen  System  aasserordentlich  steigt  Dort 
wkd  sparsamer  gewirthscbaftet  nnd  lässt  sieh  eine  geordnete 
Besteuerung  zur  Deckung  des  Bedarfs  einrichten.  Hier  treten 
in  beiderlei  Beziehung  Schwierigkeiten  ein.  So  verdient  im  ent- 
wickelten Staate  anoh  in  finanzieller  Hinsicht  das  Präventivsystein 
den  VorsBug,*«) 

2.  Abschnitt. 

Die  nBanzwiTthsehaflteii  der  SKaatenverbindnngen  and  der 
SelbstrenraltiugskOrper  neben  dem  StaatBiumshalte.') 

§.  38.  Das  zwangsgemeinwurthscbailliche  System  wird  anf 
seinem  wichtigsten  Gebiete,  demjenigen  der  Fttrsorge  für  die  6e- 
meinbedUrfnisse  der  Rechtsordnung,  fttr  die  rltnmlichen  nnd  zeit- 
lichen GemeinbedUrfnisse*),  zwar  hauptsächlich,  aber  doch  nicht 

*•)  S.  Grundfeg.  §.  183.  Besondere  frappant  tri«  der  Ünterechied  beider  Systeme 
im  geordnetan  HeerVeaeo  und  im  blossen  MUizwesen  hervor.  S.  anten  §.  106  ff.  Das 
PrAventiTsystem  ist  freilich  erst  anf  h{>herer  volkswirthschaftlicher  Entwicklnogsstafe 
das  SVonomisch-zveckmässigere,  ebenso  wie  hier  eiät  die  Wirthschaft  mit 
mehr  stehendem  Kapit^d  and  die  intensiven  Systeme  der  Bodenbe^Dtznng  TatioaQU 
sind,  T&hrend  früher  passender  mehr  umlaufendes  Kapital  Ferwendet  wird  mui 
Üxtensiritftt  vorheirscht  PrATentioa  im  Staatsleben,  Wirthscbaft  mit  stehen- 
dem- Kapitale  und  Intensivltit  dar  Boden bonotzong  sind  analoge  Sncbeinnngen 
und  zosammea  auf  ein  höheres  allgemeines  ToUcsrirdiscbaftt^ches  Princl^  zniftck 
za  fftbren.  Vgl.  auch  Orohdlegang  g.  311  (Änm,  12)  und  unten  tt1>er  Strassen  nnd 
Eisenbahnen  im  folg.  Bach. 

')  YgL  in  der  6.  Aufl.  bei  d.  allgem.  Betracht  d.  Aasgaben  ilbw  die  Uaothtlie 
der  Staatenrerbindnngen  §.  3Sg— S8i  (S.  61—68),  Uber  di^.  d.  SelbstrerwaltungakSrpei 
§.  88c— 38f  (S.  62—61),  über  die  Verwendung  der  Staatsansgabcn  anf  das  Uni 
%.  38— 38b  (S.  49—52).  Raa  hatte  in  den  früheren  Aul  nur  den  zweiten  Pnuct 
Icarz  in  g.  53-55  (bei  d.  allgem,  Betrachtung  der  Regiemngsausgabeii),  den  letzten 
in  §.  38  behandelt.  Die  drei  Poncte  stehen  aber  in  enger  organischer  YerbiDdnng 
and  betreffen  nicht  nur  die  Ansgabevirtbachaft,  sondern  die  ganze  FinanzwiTtbscbatt 
Deshalb  mOsaen  sie  hier  in  geiianeren  Znsammenbaifg  gebracht  werden  und  eine  andere 
Stollung  im  System  der  Finanzwiaamsebaft  erhalten.  Aach  hier  ist  an  die  Lehre  r«) 
den  Zinngwemelnvirthschnfien  nnd  den  OemeinbedDrftiisWD  anzuknQpfen,  s.  Gnma- 
legnnf,  I,  Sixp.  S,  Absdm.  6  n.  10,  und  Kap.  4. 

^  GmndlBSDng  §.  140—143. 
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iBmd  dorcb  den  Staat  veitretea.  Neben  ond  aber  ihmfongtrt 
ii  der  Geschichte  öfters  die  Staatenverbindang^  neben  und 
iDter  ihm  eine  der  kleineren  ränmliehen  Zwangsgemeio- 
virkhschaften  oder  der  grossen  Selbstverwaltangs- 
kirper,  Provins,  Kreis,  Gemeinde.  Die  Staatenrerbindnng 
aal  die  Selbstrerwaltangskörper  stehen  mit  dem  Staate  in  engem 
apaäaebßA  Connex  ond  theilen  mit  ihm  die  Aafgaben  des  zwangs- 
gcadBwiithachaftliobem  Systems.  Zur  ÄnsfUhrong  der  von  ihnea 
l«£ofdert6D  Aafgaben  bedtlrfen  sie  in  der  Kegel  auch  eines  eigenen 
HaoebaltB,  jedenfalls  gewisser  Finanzmittel.  Die  Finanz- 
lineoschi^  hat  daher  auch  das  Finanzwesen  dieser  Gemeinsehaflen 
m  md  für  sich  und  besonders  in  seinem  Zosammenhange  mit  diem 
Stutsbaoahalte  za  betraditen.  Dieser  Zosammenbang  tritt,  gegen- 
über deo  Selbstverwaltangskörpem,  am  Meisten  bei  der  Beziehaeg 
iei  Staats  und  seines  Finanzbedarfs  zam  Staatsgebiete 
»d  dessen  Theilen  hervor,  weshalb  dieser  Pnnct  hier  aaoh  zn- 
iVäck  iiut  ins  Aage  za  fassen  ist.  Es  hat  sich  daher  dieser  Ab- 
Kbutt  nft  drei  Gegenständen  za  beschädigen:  mit  dem  Finanz- 
weiea  der  Staatenverbindnngen  (§.  39 — 41),  mit  der  Be- 
xiebong  des  Finanzbedarfs  zam  Staatsgebiete  (g.  42)  and 
■üdem  Finanzwesen  der  SelbstverwaltODgskbrper  (§.  44 
Im  49). 

I.  —  §.  39.  Unter  „Staatenverbindangen"  verstehen  wir 
Uer  Bor  solche,  welche  für  anbegrenzte  Daner  bestehen  ond 
laber  gewisse  öffentliche  Aufgaben  dauernd  verfolgen,  im  Gegensatz 
n  Torttbergehenden  loseren  VerbindoDgen.  Von  solchen  Staaten- 
nrbindangen  sind  hier  drei  Arten  zu  unterscheiden:  der  sogen. 
Staatenband,  dnrcb  welchen  souveräne  Staaten  dauernd,  wenn 
aoch  nnr  lose  völkerrechtlich  mit  einander  verbanden  sind;  der 
logen.  Bandesstaat,  ein  engerer  staatsrechtlicher  Verband  mit 
«cener  Sonveränetät  (§.  4Ü);  und  andere  Formen  einer 
Staatenverbindung  (§.  41). 

Staatenband  and  Bundesstaat  (and  Öfters  auch  eine  dieser 
»deren  Formen)  haben  vor  Allem  regehnässig  Aasgaben  von 
Bondeswegen  zu  machen.  Die  Gegenstände,  fttr  welche  und 
die  Hohe,  in  welcher  diese  Aasgaben  erfolgen,  femer  die  Art 
md  Weise,  wie  die  letzteren  dareh  Einnahmen  gedeckt  werden^ 
didier  die  Gestaltong  des  Bundesfinanzwesens,  ergeben  sich 
US  der  Bundesverfassong  und  den  dieselbe  ausführenden  oder 
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fortbildenden  VertrÄgen  der  Bundesstaaten  oder  Gesetzen  des 
Bundes.") 

1)  Im  Staatenbunde  ist  die  Sonvei^netHt  der  einzelnen 
Staaten  nur  wenig  beschränkt,  die  gemeinschaftlichen  Cregenstände 
sind  an  Zahl  und  Bedentang  nnbetr&ohtlich.  Wenn  sie  auch 
wesentliche  Staatsanfgaben  betreffen,  hat  der  Bnnd  als  solcher 
doch  keine  eigene  Staatsgewalt,  kein  Gesetzgebnngs-  and 
Bestenernngsrecht  Gän  selbstftDdiger  Bnndeshanshalt  kann 
daher  beinahe  ganz  fehlen.  Die  etwaigen  wirklichen  BnndesaiiH- 
gaben  werden  durch  Beiträge  der  einzelnen  Staaten  nach 
einem  bestimmten  Vertheilnngsmassstabe  (z.  B.  der  GrOsse  der  Be- 
völkerung;) gedeckt  (Matricnlarbeiträge)  nnd  erscheinen  als 
Ansgabeo  der  Einzelstaaten  in  deren  Etat.  Ein  besonderes  Bnn- 
desschnldenwesen  fehlt. ^) 

§.  40.  —  2)  Der  Bundesstaat  hat  eine  in  bestimmter  Sphäre 
souveräne,  eine  eigentliche  Staatsgewalt.  Wichtigere  und 
zahlreichere  Theile  der  den  wesentlichen  Staatsanfgaben  entstam- 
menden Staatsthfttigkeiten  sind  der  Competenz  einer  eigenen  Bnn- 
desgesetzgebung  nnterstellt. '')  Namentlich  pflegen  das  Hilitair- 

S.  z.  B.  aber  Staatenbund  und  Bundesstaat  Waitz,  Polit.,  S.  45,  43,  153  ff-, 
R,  r.  Mohl,  Encyclop.  d.  Staatswiss.,  1859,  S.  37,  H.  A.  ZacharU,  D.  Staats-  o. 
BondeBrecht.  I,  §.  25 — 28  {2.  Anfi).  Ob  man  im  Bundesstaat  streng  ^oamn  deo 
einzelnen  Staat  noch  „Staat"  im  eigentlichen  Sinn  Denn«n  and  dabei  auch  bui 
diesem  Ton  „Staat shansbalt"  sprecben  kann,  ist  eine  hier  nic^  zu  entscbeidende 
Fra^.  Wir  bleiben  beim  HblicheD  Spracbgebraucb.  —  Das  Finanzwesen  der  Stutflo- 
rerbindoDgen  ist  principiell  fioaozwissenschaftlich  fast  noch  gar  nicht  behandelt 
Ban  hatte  niditB  daraber.  Stein  Boota  jetzt  fittt  nldita.  ForDeatschland  ttUHlci 
ein  MaogeL 

*)  Ein  solcher  Staatenbnad  war  der  Deutsche  Band  1815—66,  die  Schweiz 
(obwohl  schon  mit  einiger  AnnShemng  an  des  Bondentaat)  bis  1 848.    Deber  dm 
t    Dentsdien  Bond  s.  Zachariä  II,  §.  243  ff.,  Uber  die  Bondeematrikel  u.  Bundescassea 

eb.  §.  2\H  —  296.  Die  Kosten  der  Bandeskanzlei  wurden  durch  Beiträge  gedeckt, 
welche  nach  dem  Stimmrecht  im  engeren  Rath  In  der  Weise  repaitirt  worden,  dsss 
anf  jede  der  17  Stimmen  ein  Simplum  von  2000  fl.  im  24  fl.-FaB8e  kam,  alle  anderen 
Ausgaben  nach  der  Grösse  der  BeröUcemng  auf  Grund  der  Bandesmatrikel,  Simplam 
RO.OOO  fl.  Bei  der  Aofltoung  des  Bundes  im  J.  1S66  galten  für  di^es  MatrikoUr- 
wesen  die  Beschlüsse  der  Bundesrersammlung  rom  14.  April  1S42,  3.  Oct  1851  nud 
26.  Joni  1860.  Auch  für  den  Fall  eines  Bundeskriegs  war  zur  Bestreitong  der  Rriegs- 
koBten  eine  Bundeskriegscaase  in  Aussicht  genommen,  welche  aus  den  matiikaliu^ 
mSssigon  Beititgoi  der  BnndflBStaalen  za  dotiren  war.  —  Wagner,  Beichsfinaazwtft« 
in  T.  Holtzendorff 's  Jhrb.  L  Gesetzgeb.  a.  a.  w.  i.  D.  Reichs,  I  (1871),  S.  5$0— 5»^1. 

^  Die  grossen  Bdspide  von  bldboider  Bedentang  sind  beinantlieb  die  Yei- 
einigten  Staaten  von  Nordamerika,  die  Schweiz  (Verf.  r.  12.  Sept  IS4$'. 
der  Norddentsche  Bund  (Verf.  t.  25.  Juni  1S67)  und  das  nunmehrige  neue 
Dentscbe  Reich  (Verfass.  v.  31.  Dec.  ]!^70,  Vertr.  mit  Hessen  v.  16.  Nor.  IB'H. 
Baden  v.  dems.  Tage.  Wurtemberg  v.  2ö.  Nor.  1870.  Baiem  v.  2J.  Not.  1870).  Fttr 
die  finanz re cht  1.  Seite  des  Üantachen  Finanzwesens  s.  Laband  in  Hirth's  Ajuialen, 
1873,  S.  405  ff.,  f.  d.  finanzwissenscb.  u.  tinanzpoHL  Seäte  A.  Wagner,  Reiohs- 
frnanzwesen  in  v.  Holtzend.  Jahrbndi  1, 1871,  S.  581—645  (inch  selbstbidig  «TBchlenen) 
n.  m,  1874,  S.  60-252. 
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wesen,  die  auswärtige  Vertretung  (Diplomatie  und  Consulate), 
einelDe  Zweige  der  inneren,  besonders  der  volkswirthgchaft- 
Itcben  Verwaltong  (Hftndel;  Mfinz-,  Zettelbankwesen,  Communi- 
estioDeD  nnd  grosse  Verkehrsanstalten,  Post,  Telegraphen  n.  s.  w.)^ 
im  obersten  Justiz*  nnd  Unterrichtswesens  n.  a.  m.  Sache 
Bandes  zn  sein.*)  Zur  DnrchfUhrnng  dieser  gemeinsamen 
2ire^e  ond  znr  Besorgung  der  daftlr,  sowie  für  die  Bandesgewalt 
nd  Bandesrertretnng  selbst  nöthigen  Ausgaben  bedarf  der  Bnndes- 
fftaat  eines  eigenen  Haushalts,  wie  ein  Einheitsstaat,  einer  be- 
«mderen  Finanzverwaltang  und  eventuell  (ftlr  Kriege,  etwaige 
yerkehrsanstalten  n.  s.  w.)  eines  eigenen  Bandessohnlden- 
vesens.^  Da  es  sich  hier  uro  grössere  Ansgabeposten  handelt, 


*)  In  Nordamerika  sind  Äenaseres,  Heer  u.  Flotte  (incL  Invalidenpenaionen), 
AaAt  Gerichte.  IndianenreBen,  RegienuK  der  Territorien,  Handelspolitik,  ZoUvesen. 
Unu,  Poät,  LandrermeaSDag,  EUfitensiclienuig .  Bandcsächold  Bnndessache :  in  der 
Stl^eii  Acosseres.  Heer  (incl.  Pul?or-  u.  PafroneDfabriken).  oberster  Gerichtshof, 
Hni^ftUtik,  Zaüweaea,  MOnze,  Post,  Telegraphen.  Maus  nnd  Gewicht,  technische 
HactocM»  BnndeBangelegenheit    Die  Competenz  des  KorddeatBchen  Bunds  er- 
tmdte  ach  nacli  §.  4  äsx  YerC  auf  folgende  ^der  Beu&ichtiganir  n.  Gesetzgebang 
im  Budt  vataillegaade"  Gegeiistfiade:  mizOgig^eit,  Humaths-  und  Niederlassnngs- 
r«iläfaüne,  StaatobOrgerrecht,  Fassvesen  a.  nundeopoHzei,  Geverbebetrieb  a.  Ter- 
nchernngsweseQ  (s.  g.  3  d.  Verf.),  Colonisation  n.  Aoawandening  nach  ansserdeatscben 
Ländern  —  Zoll-  n.  Handelsgesetzgebnog  o.  f.  Bundeszwecke  zu  veiwend.  Steuern  — 
SIjuw-.  M&uz-,  üewicbtssytitem,  Grundsätze  über  Ausgrabe  v.  fand.  0.  nnfoud.  Papier- 
eeid ~  aJlgem.  Bestimm.  Über  Bankwesen  —  Erfiudongspatente  —  Schatz  d.  geist. 


Eigeafh.  —  Schutz  d.  deutschen  Handels  im  Ausland,  der  SchütTahrt.  der  Flagge, 
Cossolatswesen.  —  Eisenbahnwesen  n.  HersteU.  v.  Land-  n.  Wasserstrassen,  im  Interesse 
der  LandesreTtbeid.  u.  d.  allgem.  Verkehrs.  —  Flfisserei  u.  SchiffT.  auf  den  mehreren 
Staaten  gem^ns.  Wasserstrassen,  Zustand  der  letzteren.  Fluss-  u.  and.  Wassenfille.  — 
Poet-  itnd  Telegraphenwesen,  —  Best.  üb.  wechselseit.  Vollstreckang  v.  Erkenntnissen 
a  GvQsaclien  u.  s.  w.,  —  Beglanbigang  tlffentL  üiiunden,  —  gemeina.  Gesetsgeb. 
aber  OUigat,  Straf-,  Handels-,  Wecbselrecht  n.  gerichtL  Terfahr«D,  —  Militirwesen 
des  Bsodt  n.  Kriegstnaiine,  —  M^cinal-  n.  VeterinSipidizei.  —  Dieser  Artikel  ist 
^tfich  als  Art.  4  auch  in  d.  Verfass.  d-  Deutseben  Reichs  äbergegangan  mit 
iem  Zusatz,  dass  die  Bestimmungen  Uber  Presse  und  Vererinswesen  auch  Bandessache 
ieu  sollen.  Die  normale  Fortentwicklung  bringt  es  gewöhnlich  mit  sich,  dass  die 
Competenz  des  Bundes  sich  langsam,  aber  sieetig  erweitert,  wie  die  Schweiz  und  das 
De^äsche  Beicb  es  erleben.  Damit  nähert  sich  oaUlriich  der  Bnudesötaat  mehr  dem 
Eioheitsrtaai  nnd  det  Einzdstaat  mehr  der  Provinz.  Für  die  betreffenden  Haus- 
halte ergeben  sich  analoge  Consequenzea  (vgl.  z.  B.  Wagner  in  Holtzend.  Jalirb. 

ni.  1875. 

In  den  gen.  3  Bundesstaaten  besteht  ein  eigener  grösserer  Bundesbaushalt  und 
em  Bimdesschuldenwesen.  In  Nordamerika  Abdchlnäs  f.  1972 — 73  (u.  in  d.  Klammer 
Anschlag  f.  1S75  — 76)  in  Mill.  Doli.  Civildienst  17-6  (-7-0),  Aensseres  15  (1-4). 
Eriegsdep.  42  3  (.tS'O),  Marinedep.  SO'ä  (22-5),  Pcnsiouen,  Indianer  35  7  (38*0),  Zinsen 
d.  Schahl  1071  (lOrü),  Tilgung  d.  Schuld  41*6  (unbestimmt),  Verechiedenes  51-9  (54  0), 
Somma  d.  Ausg.  incl.  Tilg,  32S  7  (272'S).  Einnahmen  im  Ganzen  (ohne  Schuldrermehr., 
Ukx  inbegriffen  den  Activsaldo  am  Beginn  d.  J.)  420'7  (ohne  diesen  Saldo  A-  f. 
1!j73— 76:  293).  neml.  ZftUe  1631  (170),  Innere  Steuern  102-4  (106),  Landverkauf 
I-S5  (15),  Diverses  22-1  (lö  ä).  -  Stand  d,  Bpndesschuld  I.  Juli  1875;  2270-9  (wovon 
498-2  MilL  Pi^>ie^eld),  uach  Abzug  des  Gasseabestands  2129  7.  gegen  2406-6  am 
1.  Jörn  1670.  —  Schweiz  Abschluss  t  1674  (o.  AnschL  f:  1875),  Einnahme  468 
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deren  AafbriDgniig  durch  Matrioidarbeitrilge  der  Einselstaaten  aadi 
der  Kopfzahl  oder  nach  irgend  einem  ähnlichen  immer  ziemlich 
wiUktthrlichen  Massstabe  ohnehin  die  £inzelBtaaton  nagleich  be- 
lasten wttrde,  ^)  Bo  werden  zweckmässiger  Weise  mit  den  genannten 
Ansgaben  auch  gleichzeitig  bestimmte  Einnahmequellen  a«s  dem 
Hanshah  der  Einzelstaaten  ganz  ansgescbieden,  der  Competeoz,  des 
Bandes  and  seiner  Gesetzgebang  anterstelit  und  passend  dem  Bande 
daneben  noch  ein  besonderes  Besteaerougsrecbt  zor  Deckang 
seiner  verfassongsmäasigen  Aasgaben  verliehen,  Namentlich  sind 
es  aas  steaertechniechen  Grttnden  die  sogen,  indireeteo 
Steoem,  Zölle,  inländische  Verbranehsstenem,  welche  dem  Bukles- 
Staat  fibertragen  %u  werden  pflegen.^)  Anderen&Us  mflssen,  wenn 


(39-5),  oidontl!  Ausgabe  456  (39-8)  UilL  Fr.  —  Ueber  das  Deutsche  £eich  siebe 
Tt^agner,  a.  a.  0.  im  Jahrb.  (bes.  III,  167)  bis  1874  eingebend.  Der  Etat  ist  schon 
in  den  veolgen  Jahren  seit  Bestehen  des  Beicbs  best&ndig  nnd  staric  gestiegen.  So 
Vax  im  Voranscbl  f.  1872  Incl  Nachträge  d.  fortdanernde  Änsgabe  98*0  Hill 
Thalcr,  1876  (noch  ohne  NachtiHge)  schon  134*4,  die  einmal.  Änsgabe  resp.  19'0 
and  23'7,  die  Gesammtaosg.  also  117  n.  168*1  Mill.  Thlr.  Im  Etat  des  Beicbs  als 
Hanptposten  der  fortdauernden  und  der  einmaligen  Aasgaben  f.  1876  EeicJö- 
kaozleramt  4*08  a.  2*04,  Aasv.  Amt  5*57  o.  1'37,  Seichsheer  316*2  a.  3S-89,  Marine 
2107  n.  4-77,  altern.  Pensionsfonds  23'40,  Inralidenfoiids  28-83,  BeidiBscliiild  2*74 
o.  0-6  WSL  Mark,  Somma  (inel.  einige  aad.  meist  Ueinere  Posten)  403*25  a.  71*01, 
im  Ganzen  474*26'  Mill.  Mark.  Die  hiermit  bilandre&de  Gesammteinnahme  mx  nm- 
Bchlagt:  aof  242-63  Mill.  f.  ZSUe  a.  Verbraachsstenem,  6*99  Wechselstempeist,  20*04 
Uebeischass'd.  Eisenb.-,  Fost-a  Telegr.-Tenr.,  1-81  r.  Bankresen,  28*89  ans  d.  Beicbs- 
invahdenfonds,  10-2  ans  d.  Monzves.,  10-66  aas  belegten  Beicbsgeldem,  45*50  aosserord. 
ZoschOsse  (meist  aas  d.  franzßs.  Contrib.).  7137  Matriknlarbeitr..  34*37  Ueberscbmse 
froherer  Jahre,  Rest  kleinere  Posten.  Die  Beichsscbnld  besteht  jetzt  nnr  aas  zeitweise 
emitt  Schatzanveisungen  and  dem  Ton  den  Einzelstaaten  tlbemommeneD  Papiergelde. 
Das  Beich  hat  anderseits  bedeat.  rerzinsl.  Actira  aas  d.  franzOs.  ContiibatiOD,  bes.  i}. 
Reichsinvalidenfonds  (ursprünglich  187  Mill.  Thlr.),  KfllcbsfestongsbanfoQds  d.  s.  v- 
(s.  Wagner,  im  Jahrb.  IH,  125  ff.),  dann  den  baaren  Betclukriogsschatz  r.  120MilLU. 

*)  Das  Trugerische  des  Kopfqaotensystems  beniht  darauf^  dass  oboe  Bttckridit 
'  auf  den  rerschiedenen  Wohlstand  me  Consamtions-  o.  Fiodnctiondmft  n.  die  Stenoi^ 
föhigkeit  jedes  „Kopfes"  in  jedem  sogen.  „Staate"  als  gleich  angenommen  wird.  Dftbei 
wird  ganz  tiberseben,  dass  grosse  nnd  kleine  Staaten  sich  gar  nicht  anmittelbar 
rergleicben  lassen,  da  der  kleine  „Staaf  %  vollends  in  Verb&Itnissen  wie  den  dentschen, 
eben  .nichts  Anderes  als  eine  zar  Sonrerftnetät  gelangte  Provinz  oder  gar  nar  ein  Kreis 
eines  natürlichen  grossen  Staatsgebiets  ist,  s.  o.  §.  19.  S.  Uber  die  Frage  in  Deutsch- 
land Wagner.  Jahrb.  I,  628,  III.  217,  Hirtb  in  s.  Annalen  1875,  115  ff.  Matri- 
knlarbeiträge,  combinirt  nach  der  Kopfzahl  and  der  nngef&hren  Steaeikraft,  sind  rer- 
fassungsmässig  in  der  Schweiz,  aber  nicht  in  pract  Anwendung:  ärmste  Gaalone 
15  Cent.  p.  Kopf,  reichste  9l)  ceut.;  Hirtb,  Annal.  1875,  142,  786. 

")  So  die  Grenzzölle  in  Nordamerika  (s.  Anm.  7),  der  Schweiz  (15*3  M.  fr. 
Brutto  in  1874),  im  D.  Keicbe.  Ausserdem  in  der  Schweiz  die  £inn.  am  Post, 
Tel^.,  Polrerfabr.,  Ztlndkapselfabr.,  QebOhr.  am Polytechn.,  in  Nordamerika  me 
Einn.  aus  d.  Landrerkaaf  n.  bedeat  innere  Terzehrstaaem  (im  Finanzjahr  1873—74: 
Steuer  v.  Spirituosen  49*4,  Tabak  3S'2.  gegohr.  Getränken  9*3,  t.  Banken  3*4,  Stempd- 
al^ben  6*1  Mill.  D.).  —  Im  Deutschen  Belebe  sind  ausser  den  Zöllen  (Anschl- 
f.  1876  108-4  MilL  M.)  die  Btlbenzucker-  (desgl.  45  5),  Salz-  (33*3)  und  Tabaksteuer 
(1*19  MilL  M.),  dann  die  Wechselstempetsteuer  (6*99  MiU.  M.)  allgemeine,  die 
Branntwein-  (35*6)  nnd  die  Braosteiier  (14*42  MiU  Bf.)  im  norddeutschen  Gen«« 
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ik  ngemeseBAD  Eiakttnfte  niobt  aasreieben,^'')  aaoh  bier  nocb 
MitricoUrbeiträge  erhoben  werden,  —  was  besser  abaosteUen 
iiL")  Je  mebr  sieb  der  Bundesstaat  in  seiner  Fortentwieklnng 
^EinheUsstaate  etwa  nähert,  je  grössere  und  kostspieligere  Änf- 
pkitn  ihn  herantreten  (Bundeskriege!),  desto  mehr  muss  auch 
der  Bndeshaushalt  in  Betreff  der  Ausgaben  und  Einnabioen  all- 
BÜi;  einem  gewöhnlichen  Staatsbaushalte  gleichen  und  desto 
Mb  sckmmpfen  die  Einzebtaatsbansbalte  xn  freilich  hoher  am- 
gebildeteB  Prorinzialhansbalten '  zusammen.  Eine  solche  Ent- 
nekämg  ist  auch  in  finanzieller  Hinsieht  wohl  im  Ganzen  erwünscht 
ilaiNbrierige  Problem  der  richtigen  TrenniiBg  von  Hanptgtaata-, 
4>  i  von  recht  eigentlicheöi  Staatsbedarf  und  Local- 
'UiMei]-)bedarf  wird  auf  diese  Weise  vielleicht  am  Besten  gfr- 
«W  (i  a.  §.  43). 

§.  41.  —  3)  In  der  concreten  Wirklichkeit  zeigen  die  sogen. 
=?<M*wbtode  nnd  Bundesstaaten  schon  mancherlei  erhebliche  Modi- 
faitttmfer  theoretischen  Idee  dieser  Staaten  Verbindungen.,  Die 
^nciDehte  weist  aber  anch  noch  zahlreiche  andere  Verhält- 
DJOeeinerStaatenverbindnng  auf,  welche,  zniUlligen  histo- 
OiAu  Eragnissen  entsprungen,  sich  nicht  immer  leicht  unter  eine 
'NMinte  vOlker-  und  staatsreebüiche  Formel  bringen  lassen,  znmal 


diiiAibtDe  BeiohBcteaem.  Dan  loonmen  dio  Arena  dfirZolUiuBclililiise  (417  U.  U.), 
«lAttflcl«!  der  Poll-  und  TeI^[np]MBT«rvalt.  nnd  der  Anthdl  an  Reingewinn 
i^Mmtak  <1  76).  SO  dass  im  J.  1876  262  MiU.  H.  dieser  £üm.  der  £inzebtaaten 
"«Btid «Wftnf^  waian.  Die  s'ieQertecliniseltea  Gronde  sind:  gemeinsainft 
|««(b&dite  CantiDleo,  EAabong  n.  e.  ir.,  s.  A  W&gnn,  im  Jahrb.  a.  a.  0. 
im  A«hnliclies  giU  Ittr  geirisse  Gebphren.   S.  o.  §.  92— 9ä. 

'^b  Nordamerika  ist  vilirend  des  Bürgerkriege  der  umfiusendste  Gebnach 
!*•  Besteneninfsreclit  des  Bondcs  gemacht  worden,  s.  Hock,  Finanz.  Amerikas 

Sach  d.  späteren Emäsaigiing  brachten  diese  Stenern  (868  noch  ]86';i4M.D., 
[«■«f  rohe  Baumwolle  22  50,  Spirit.  14  28,  gegohr.  Getr5nke  5-09,  Tabak  18  64, 
™<t"*-  891(1,  Licenzcn  16'96,  Banken.  Versich.,  Eisenb.,  Telegr.  ges.  !ft-53,  Ein- 
33-07,  Testamenatst.  2*82,  äiv.  Abgaben  2.43  MilL  D.  Im  Dentschen 
pV^g  ^stehen  noch  keine  dir-  Bandessteaern ,  die  aber  nicht  auableiben  k&nnen. 
'*  fc  StBoerprojecte  daselbst  s.  Wagner,  Jahrb.  III.  21.?.  Deber  d.  Plan  einer 
»iTniilummenstener,  Hirth,  Annal.  1875.  115  ff. 

"1  Ke  üat  ganz  nach  dem  KopfqiiDtensystem  erhobenen  ilatrilnüarbeiträge  im 
^«Kken  Reiche  stehen  im  VoranschL  f.  1876  mit  714  Mill.  M,  mit  relativ 

Snnunen  L  d.  sUddeatsch.  Staaten,  veil  diese  nicht  an  d.  Branntvein-  and 
^^^Mit  des  Beichs  theilnehmen,  sond.  diese  Steuern  als  Landessteuem  erheben. 
.  .^Jtr  »aerik.  Bü^erkrieg  1861—65  hat  dort,  der  französ.  Krieg  v.  1870—71 
***waiKheQ  Baiche  darauf  hingewirkt  nnd  würde  dies  im  letzteren  Falle  noch 
jjwjpaao  haben,  wenn  nicht  darch  die  frauzib.  Gontribatioa  die  Bundesacbiüden 
WS**».  8.  o.  Anm.  7. 

ProBssen  sind  z.  B.  nach  d.  Et  f.  187&  die  an  das  Boich  abzofOhroul. 


S"MM  mit  176-3  HUL  H.,  die  Beste,  «e  Preoisen  dam  bleiben  mit  14  6  U 
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der  r«chtliehe  nnd  factiscbe  Znstand  in  solchen  Fällen  oft  erheblich 
von  einander  abweichen.") 

a)  Staaten,  welche  nnr  in  Personalanion  stehen,  wie  z.  B. 
Schweden  nnd  Norwegen,  bleiben  im  Wesentlichen  selbständige, 
wenn  anch  nnanflöslich  verbnndene  Staaten.  Ein  grosserer  Kreia 
gemeinsamer  Angelegenheiten,  daher  auch  ein  gemeinsamer  Haus- 
halt fehlt,  kaum  dass  einzelne  gemeinsame  Ausgaben  (etwa  fUr 
Diplomatie)  vorkommen.  Aneh  fttr  gemeinsame  Behörden  können 
hier  die  Ausgaben  in  den  einzelnen  Budgets  getrennt  bleiben.*^) 

b)  Staaten,  welche  in  Realnnion  oder  einer  ähnlichen  näheren 
staatsrechtlichen  Verbindung  stehen,  haben  in  vielen  Puncten  die 
Merkmale  eines  Bundesstaats  oder  selbst  eines  Einheitsstaats  nnd 
eine  grossere  Reihe  wichtigerer  gemeinsamer  Gegenstände  („Oe- 
sammtstaat",  wie  z.  B.  die  Oesterreichisch-nngarische  Monarchie). 
Daher  giebt  es  hier  einen  eigenen  „Haushalt  fttr  die  gemein- 
samen Angelegenheiten",  neben  besonderen  Haushalten  der 
Länder  oder  Ländergrnppen.   Die  Einrichtung  gleicht  in  vielen 

Beispiele:  du  frdhere  und  jetzige  Verhiltniss  dee  E.  Polen  zn  Bosslaad. 
fnlber  wohl  ein  Mittelding  zwischen.  Persond-  and  Bealttnlon ,  getrennte  Finanzen, 
jetzt  factisch  wenigstens  Icanm  etwas  Anderes  ab  Eiarerieibong;  das  polnische 
Budget  der  Ansgiben  postenweise  bei  den  Bndgets  der  rasa.  Reichaminiaterien ,  wo- 
netmi  eine  Zeitlang  not  ein  kleiner  Betrag  noch  besonders  ftkr  Polen  im  ross.  Budget 
stand  (1870  S'74  M.  B  ),  der  jetzt  anch  verschirnnden  ist;  ebenso  bei  den  Efnnahnen. 
Das  VarbUtniss  Transkanhaslens  (Einn.  n  Ansg.  ein  besonderer  Thell  des 
rassischen  Budgets),  Finnlands  (im  Wesentlichen  Personalonion,  durchaus  getrennt« 
Finanzen  n.  Ausgaben,  Schulden,  besond.  Militairbndget  getramt  t.  allgem.  Bndg.  des 
nsB.  Reichs).  —  In  Oesterreich  hatte  die  Militairgrenze  seit  lange  ein  apartes 
Budget,  das  nur  als  besond.  Theil  d.  Staatsb.  aufgestellt  war.  Jetzt  bat  d.  Königreich 
Kroatien  n.  Slavonien  noch  ein  besond.  ,.Budget  f.  d.  Erfordernisse  der  inneren  Anto- 
nomie"  (55^0  hier  erhob,  dir.  u.  indir.  Stenern  fliessen  in  d.  nngar.  Staatsschatz, 
45*/e  bleiben  dem  Lande  für  jene  Erfordernisse;  gesetzi.  Bestimm,  t.  1873).  Das 
jetzige  Verhältniss  zwischen  Oesterreich  a.  Ungarn  (cisleitb.,  im  Wiener  Beichsratb 
rertretene  q.  L&nder  d.  nngar.  Krone)  anf  Grund  der  Terfassnng  v.  1867  lisst  sich 
anch  nicht  nntei  eine  einfache  Formel  bringen.  Heikmale  der  Personal-  nnd  Reai- 
union,  des  Bundesstaats,  Staatenbunds  n.  wieder  des  EiiÄeitestaats  liegen  in  bnnter 
Mischung  dnrdidnander.  Als  Bealnnion  ist  das  Veih&Itniss  Torl&nfig  ridleicht 
noch  am  Richtigsten  zu  bezeichen,  veil  dies  Moment  noch  rorwaltet  Das  ist  natHr- 
lich  für  die  Einrichtung  des  Finanzwesens  ron  wesentlichem  Einflnss,  s.  u.  Anm.  IR. 
—  Weiter  sei  an  das  Verhältniss  der  TOrliei  za  ihren  Schntzstaaten.  der  Denan- 
fUrstentbtlmer  anter  einander  (Enmäniens,  jetzt  wohl  fast  dem  Einheitsstaat 
gleichkommende  Realnnion).  Lniembnrgs  zu  Holland  (seit  1S67  Personalonion). 
Limburgs  dcsgl,  bis  186fi,  der  Elbh erzo gthü mer  zn  Dänemark  bis  I86-I 
D.  A  m.  erinnert.  Alle  solche  künstliche  A'erhältnisse  Nassem  anch  anf  die  Ans- 
gabeeinrichtong  nnd  die  ganze  Finanzwiithschafl  tlberhaupt  ihren  Einfluss.  Sie  haben 
selten  Unge  nnreränderten  Bestand  nnd  ftlhren  leicht  zn  poUL  Verwickinn  gen.  daher 
anch  zur  Cnordnang  im  Finanzwesen. 

Schweden  n.  Norwegen  haben  f.  gemeinsame  Sachen  einen  ans  sdivedischen 
und  nonr^gischen  Mitgliedern  zusammengesetzten  Staatsrath,  dessen  Kosten,  wenn  ans 
den  mir  nicht  specieUer  Toriiegendm  Budgets  geschlossen  werden  darf,  getrennt  in 
beiden  Haashalten  erschranen. 
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fiioBiebtea  derjenigen  des  bandesstaaüichen  Finanzwesens:  im  ge- 
meinsamen Hanshalt  gewisse  dnrohaos  gemeinsame  Ausgaben  (etwa 
Aeosseres,  Heer,  gemeinsame  Schuld),  auch  bestimmte  gemeinsame 
Einnahmen,  welche  ohne  Separatverrechnnng  Itü-  die  Theile  des 
Gtasammtstaatsgebiets  zavOrderst  zur  Deckung  der  Aasgaben  dienen 
(Einnahmen,  welche  sich  an  die  Ausgabezweige  knilpfen,  einzelne 
indirecte  Stenern,  wie  Zölle).  Die  ttbrigen  Ausgaben  werden  nach 
einem  verfassnngsmSssig  bestimmten  Maassstabe  dnreh  Beitrilge 
jedes  einzelnen  Landes  gedeckt")  Die  Geschichte  zeigt  auch  in 
Boiehen  Pnncten  riel  Mannigfaltigkeit  Mitunter  ist  die  Bealanion 
so  engt  dass  alle  wichtigeren  Gegenstände  gemeinsam  sind  und  die 
ciazelnen  Länder  höchstens  noeb  besondere  Haushalte  von  der 
Hatnr  eines  Prorinzialhaushatts  oder  selbst  das  nicht  einmal 
mehr  haben.") 

IL  —  §.  46.  Der  Finanzbedarf  in  seiner  Beziefanng 
IVB  Staatsgebiet.  £s  kommen  hier  zwei  Puncte  in  Betracht. 
Einiaal,  welche  Wirkung  die  Verausgabung  des  Finanzbedarfs 
iffl  laJande  als  Verwendung  von  Sachgtitern  ausübt.  So- 
dl 00,  wie  sich  der  Finanzbedarf  hinsichtlich  seiner  in  der  Her- 
stellung von  Staatsleistnngen  hervortretenden  Wirkung  auf 
das  inländische  Staatsgebiet  vertheilt.   Die  ältere  Finanz- 


")  Kach  d.  Verfius.  v.  1S6T  sind  iu  Oesterreich-Ungarn  gemeinaun:  die 
Kveige  (n.  Asigsbeetata)  für  d.  Aeossere,  fOr  Heer  n,  Flotte,  t  ein  gemeins.  Finanz- 
■iairtmiUD  a.  einen  gemeinsameii  Becbnaogshof  (Snmino  A-  t  ls76  121.09  Mill.  fl. 
(vorcMi  106.65  ordeatL»  u.  gemeinsame  Decknngsmittel:  eigene  Einnahmen  der  gemein* 
samen  Verndtangszweige ,  besond.  des  Kriegamin.,  der  Goasulate,  UeberschUsso  der 
ZoOgeiälle  (12  MiU.  &.%  im  G.  f.  1S76  17.24  Mill.  fl.  ÄUe  anderen  Einuabme-  nnd 
AnagabeetatB  (auch  z.  B.  der  Hofstaat)  sind  getrennt.  Der  Best  dür  gemeinsamen 
As^&beQ  (103.S4  M.  fl.)  wird  —  nach  Abzug  eines  bes.  Zuschusseä  (2. OS  Mill.  fl.), 
deu  üngam  jetzt  fUr  den  Uebergang  eines  Theila  t^r  Militairgreaze  an  die  Cirilver- 
»altong  noch  bes.  giebt  —  zu  70  "/o  von  den  cisleith.  und  zu  3ü°/a  von  den  nngar. 
Liadeni  gedeckt  Von  der  Staatsschuld  ist  nur  die  schwebende  in  Betreff  der 
HypotbdwanTeisuDgea  (Schatzscheine)  nnd  des  Papiergelds  (£.  1$74  412  SlilL  fl.) 
gemeinsam,  die  ganze  übrige  (E.  1^74  2669  Mill.  fl.)  lastet  auf  den  cisleith. 
Landen  nach  dem  finiuiziellea  Ausgleich  mit  Ungarn  allein,  jedoch  zahlt  dieses  zar 
Veimnsaog  der  Sebald  die  fixe  Snmme  von  30.18  Mill.  fl.  jährlich.  Die  Grnnd- 
entlastangsschnld  lastet  in  den  westL  Hälfte  des  Staats  auf  den  einzelnen 
EroDUaden,  in  Cngam  auf  der  Gcsammtbeit  der  nngar.  Lande  als  deren  Staats- 
schuld. Aosscrdem  hat  Ungarn  seit  seiner  wiedererlangten  politisch.  Selbständigkeit 
eine  schon  recht  bedeutende  eigene  eigentUdie Staatsschuld  erlangt  (meist  f.  Eisen- 
bahnbanteu  u.  Deckung'  der  Deficite). 

So  hat  RnmänieD  ein  einheitl.  Budget;  an  die  Türkei  zahlt  es  für  beide 
Fonteuth.  getrennt  den  kleinen  Tribut  ron  5000  u.  .iHOO  Beutel  {k  500  Piaster  gleich 
%Q  Tblr,).  Aach  die  anderen  tUrk.  Schutzataaten  haben  ganz  getrennte  Bud- 
gets, in  denen  der  Tribnt  an  die  Pforte  als  Ansgabeposten  (in  der  turk.  Rechnung 
ab  Einnahme^  apait  rorinmimt  (Aegypten  160.000,  Serbien  4600,  Samos 
90O  BeoteTt. 
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theorie  hat  den  ersten  Pnnct  Öfters  erörtert,  mit  dem  zweiten, 
wiehtigereo  aicb  jedoch  noch  wenig  beschäftigt^^) 

1)  Wenn  der  Staatsaafwand  innerhalb  des  Landes  geschieht, 
so  werden  einheimische  Arbeiter  nnd  Unternehmer  besciiäflagt, 
wird  inlandischen  Kapitalien  und  GmndstUoken  eine  Beate  abge- 
wonnen. Daher  haben  schon  ältere  Schriftsteller  den  Sats  aufge- 
stellt, man  solle  die  ätaatsansgaben  so  einrichten,  dass  die  Summen 
nicht  ausser  Landes  gehen,  sondern  dem  inländischen  Nahrungs- 
stande  zu  Gute  kommen. Doch  ist  diese  Regel  nur  unter  xwei 
Bedingungen  zulässig,  dass  nemlich  der  Zweck  der  Ausgabe 
damnter  nicht  leidet  und  diese  auch  nicht  höher  .wird,'**)  oder 
dass,  wenn  die  Verwendung  im  Inlande  mehr  kostet,  dadurch  ein 
Tolkswirthsehaftlicher  oder  politiscfaer  Mebenvortheil  erreicht  wird 
nnd  desshalb  der  Mehrbetrag  auch  als  besondere  Ausgabe  zn  recht- 
fertigen sein  würde,  z.  fi.  als  eine  fh*ämie  zur  Ermunterung  eines 
wichtigen  und  dieser  Begünstigung  bedtlrftigen  Gewerbszweiges, 
namentlich  etwa  eines  solchen,  durch  welchen  wichtige  Gtlter  fUr 
die  Militairverwaltung  erzeugt  werden.  Die  Herstellung  solcher 
Güter  im  Inlande  kann  mitunter  durch  die  politische  Sicherheit  des 
Landes  geboten  sein. 

§.  43.  —  2)  Die  Vertheilnng  des  Finanzbedarfs  oder  der 
Staatsausgaben  über  das  inländische  Staatsgebiet.  Hier 
hat  man  zwischen  Haupt:  und  Landestheil-  oder  Local- 
finanzbedarf**)  oder  zwischen  allgemeinen  und  speeiellen 
Ausgaben**)  (in  diesem  Sinne  des  Worts)  zn  unterscheiden. 

Ban.  5.  Aufl.,  g.  38,  beliandelt  den  2.  Punlct  aar  kniz.  Da  Text  des 
g.  42  ist  z.  Th.  ron  Ran,  g.  43  von  mir,  nach  meiner  IffenbeRrtfettong  der  6-  AnJI- 

S.  8Sb  önd  3Sc. 

")  T.  Jnsti,  Staataw.  II,  4S2.  —  Dass  die  ins  Ausland  gehenden  Geldsommen 
in  der  Kegel  auch  eine  entsprechende  Waarenaosfnhi  nach  sich  ziehen,  kann  nicht 
als  vollständiger  Ersatz  des  Nachtheiles  für  die  einheimischen  (Jewerbe  angesehen 
werden.  Allerdings  haben  aber  wohl  mercajitilistischc  Gründe  zn  der  Pordemng 
mitgevirkt. 

Z.  B.  Pensionen  im  Lande  zu  Terzehren.  In  dentschcn  Staaten  bestanden  bis 
in  die  neneste  Zeit  leider  noch  mehrfach  Abzüge  für  Pensionen,  selbst  Wittwen- 
peoaioneai  welche  im  ..Auslaad"  verzehrt  werden,  d.  h.  natQjiich  in  der  Mehrzahl  der 
Fälle  In  andern  dentachen  Staaten.  Da  dci^leichen  meistens  durch  Funifienrerhält- 
nlBse,  Gesund bcitsrQcksichten  a.  s.  w.  veranlasst  werden  wird  nnd  die  deutschen 
„Staaten"  doch  schon  lange  tot  1S66  .nnd  1870  ein  nationales,  cnlturliches  nnd  wirth- 
schaftlichcs  Ganze  bilden,  so  erscheinen  diese  Abzüge  kleiaUch  nnd  nnbillig. 

")  "WaBenfabriken,  Kanonengiessereien,  Schiffsbaaanstalten,  manclie  Fabriken  fli 
ElsenTerarbcitnng  (Panzerplatten,  Eisenbahnimaterial  n.  a.  wX 

*■)  Dmpfenbach,  Finanzwiss.  §.  20  (etwas  anJsre  Scheidungl.  Ich  bntnchte 
in  der  6.  Ausg.  den  Ausdruck:  Haupt-  und  Local Staat 9 bedarf.  Da  der  Staats- 
b«darf  aber  weiter  ist  als  der  Fhianzbedarf  (§.  5).  ist  es  richtiger,  auch  hier  den 
letzteren  Ausdruck  anznwenden. 

*^  V.  Malchns,  Finanzwiss.  II.  g.  7. 
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a)  Der  Haaptfinanzbedarf  wird  daroh  die  allgemeinen 
Zwecke  des  ganzen  Staats  als  solchen^),  der  Staatsbedarf 
flir  die  Landestheile  dnreh  die  speciellen  BedttHnisse  dieser 
Mzteren  nach  einer  Staatsthfitigkeit  überhaupt  oder  nach  einer 
gerade  in  der  Art  oder  in  dem  Um&Dge  ansznfibenden  Staats- 
tUtigkeit  bedingt  oder  kommt  doch  bestimmten  Landestheilen 
rorw legend  sn  Gute. 

Deijemge  Theü  dte  Hauptfinanzbedarfs,  welcher  sich  an  die 
Centralrerwaltnng  anknüpft  und  daher  anck  Tomemlioh  am  Re- 
gienmgssnte  verausgabt  wird,  kann  centralisirter'^),  deijenige 
Tbeilf  welcher  sich  schon  nach  seinem  Zweck  oder  doch  unbe- 
schadet desselben  Uber  das  ganze  Land  rertheilt,  kann  deeen- 
tralisirter  oder  Tcrtheilter  Hanptfinanzbedarf  genannt  werden. 
Letzteren,  soweit  es  der  Zweck  erlaubt,  möglichst  gleicbm&ssig 
tt«  die  Theile  des  Staatsgebiets  zu  rertheilen,  ateo  demgemAss 
tte  betreffenden  Staatsanstalten  und  Th&ti^eiten  u.  s.  w.  einzu- 
lictoa,  ist  eine  billige  Forderung  im  Interesse  der  steuerzahlenden 
ftannen  gegenitber  zu  starker  Centrafisirangstendenz.**) 

**)  Dkhin  also  lumentUch:  Anfvand  ftti  CentralrenraltaiDg,  Hofstaat,  Heenresen, 
Hette.  fiffisDtliclie  Schuld.  In  Staateo  mit  grosser  Staatsaeliuld.  starkem  Heer  ist  der 
HMptataatabedarf  nothvendig  im  Yerh&ltniss  zom  Localstaatsbedarf  sehr  hoch.  Die 
■MiaeMliclie  Folge  ist,  dass  die  ProrinEen  starke  UiiiaiiazahliiDg«n  an  die  Central- 
casKea  zra  Dedning  dieser  Aaspabea  machen  mOsseu,  was  mitunter  etwa  gerade  die 
rokÄabeaderen.  daher  mehr  Steaem  tra^ndcn  Pro?inzea  zu  der  unrichtigen  Ansicht 
wflkK,  sie  seien  flberhaapt  Aea  aadem  FroviDKea  gegenQber  Qberhütet  (itaüen. 
PnMinzea  Oeeteneichs  froher,  einigennassen  halt.  Pnrinzea  RuslaBds)  Venflti«n 
^Mb  1863  9-70  Hill.  II.  fitr  di«  Centralansgahea  Oestwreidis,  12  34  MÜL  irurden 
i>  Aec  FMTiaz  selbst  ronrandt,  sdtwerilob  im  VerfaUtnisa  zum  Wohlstand  des  Landen 
ätt  Ueberiastuiig.  8.  Nähoes  in  dem  in  Anm.  26  antea  geo.  Anfs.  v.  A.  Wagner. 
Mm  M  DOthTendiger  aber  ist  es ,  in  solchem  Fall  wenigstens  den  Haaptstaatsbedarf 
«•gticABt  ID  decentralisiren. 

Bofittaat,  Ministerien  und  ander«  höchste  Militär-  nnd  Cirilbehörden .  allge- 
BeÜM  Beicbsanstalten ,  irie  z.  B.  hoho  Schalen,  Sammlungen,  Bibliotheken  u.  s. 
Me  ZiBszahloag  der  Staatsschuld  erfolgt  meist  auch  am  Regierongsaitz ,  namentlich 
weKD  derselbe  ein  Oeldi^atz,  sonst  an  anderen  In-  nnd  z.  Th.  auelaiidischen  BOisen- 
acte.  In  Preassen  hat  man  passend  begonnen,  auch  in  Provinzialorten  durch  die 
pMtcasBea  die  Zinsen  anszueahlen,  nur  im  Interesse  des  Staatscredits. 

Die  Aasgaben  fUr  die  mittleren  und  natercn  Verwaltungsbehörden,  Uerichte, 
Sckelea,  das  Gros  der  Ausgaben  for  Heer  uud  Flotte  erfolgen  nothweadig  an  de& 
Ott« ,  »o  die  hetreffendcn  Anstalten  sind.  Mitnnter  bestimmt  die  Natur  der  Sache 
tfhw  die  LooalHät,  wie  e.  B.  bei  der  Flotte,  den  Festungen,  dem  Bergbau.  In  an- 
deren Flllen  steht  die  Wahl  frei.  Es  ist  nicht  zu  läugneii,  dass  in  unsem  modernen 
Staaten  md  zwar  neben  Frankreich  und  Russland  (Petersburg!}  wohl  am  Meisten  in 
4a  deotschen  und  »dem  enropätsolien  Mittelstaaten  (z.  B.  auch  Dänemark)  oft  eine 
oiaseitige,  mitunter  ganz  zwot^widrigc  BegUnstlgnng  der  Residen  zen  erfolgt  ist, 
tsdeat  mOg^chst  alle  httheron  Behörden  dahinein  rerl^  wurden,  (jewiss  auch  ein 
ovhulioher  Nachtkeil,  freilich  aber  eise  Folge  der  kttnstlichen  Territorialbitdting  dieser 
Staaten  (Karisnihe,  Dannstadt,  Stuttgart,  Hannorerl  Auch  selbst  München  nnd  Dresden). 
Pwsead  weoigsteBS  der  obente  bad.  (ierichtshof  in  Mannheim,  der  bannor,  frOher  in 
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b)  HinsiobtUoh  dea  Looalfinanzbeclarfs  ist  nuneatUch 
immer  zu  nntersucheD ,  ob  uad  wieweit  demselben  wirklich  ein 
Staats-,  nicht  nur  ein  (reines)  Local-  oder  Landestheilbe- 
dttrfniss  au  Grunde  liegt.  Im  letzteren  Falle  ist  der  Bedarf  mög- 
lichst ganz  aus  dem  Staatsbudget  in  dasjenige  des  gleichfalls  zu 
einem  poliüscben  Kdrper  zn  organisirenden,  einen  besondern  Uaos- 
halfführenden  kleineren  räumlichen  Kreises  (Provinz,  Bezirk,  Kreis, 
Gemeinde)  hiutlber  zu  setzen.  Uebrigens  kOnnen  mitunter  ans  be- 
sonderen Gründen  wahre  Localbedlirfnisse  zu  Staatsbedflrfnissen 
erklärt  und  deuigemass  die  betreffenden  Ausgaben  in  das  Staats- 
budget gesetzt  werden.  Die  Natur  des  Staats  als  eines  Oi^;aniBmns 
rechtfertigt  das.  Gleichwohl  wird  es  ein  Auspahmefall  sein  nnd 
ist  alsdann  eine  Prägravation  des  begtlnstigten  Landestheik  mit 
Staatsabgaben  wohl  zulässig. 

Die  richtige  und  billige  Entscheidung  äber  solche  Pan^ 
weiche  besonders  bei  denjenigen  Ausgaben,  die  den  Cultur-  und 
Wohlfahrtszweck  des  Staats  betreffen,  schwierig  ist,  lülngt  von 
einer  zweckmässigen  Organisation  der  Gemeinden,  Kreise,  Provinzen 

Celle.  Gerade  in  der  jetzi^n  gesondeii  £Dtiricklaiig  des  deutschen  Staatslebena  i«t 
die  Yerlegang  dea  obenten  Haadelsfcerichtehofes  oach  Leipzig  eine  ganz  gute  Miss- 
regel, die  Toa  franzOs.  Ceutnlisatioii  abfolirt.  —  Mach  San  (§.  3S  Anm.  d  d«E 
Aufl.)  betrogea  im  Dep.  Seine  die  StaatsetukOofte  (ohne  Zölle)  J2»  HiU.  Fnnct, 
die  Staatsansgaben  machten  daselbst  527  UUL  aus.  Iii  19  Dep,  bolie&n  lieh  die» 
Atugaben  nicht  rdl  auf  %  der  Einkünfte  (nnr  58  Proc.  derselben.);  Gordiei,  De- 
ptttirtea-Kanimer ,  IS.  Mai  1846.  De  LsFergne  berechnete,  dass  1850  im  Nord- 
Testen  von  Frankreich  die  titaati^einkUafte  äl4,  die  Staatsauagaben  707  Hill.  Fr.  be- 
trogen, in  den  mittleren  Landestheilen  jene  ÖdVs  diese  an  77  M.  Im  Jahre  1855 
TU  ^e  Verschiedenheit  noch  grösser.  Die  gesammte  Ausgabe  mit  Ansnatuae  der  im 
Anstände  für  den  Krieg  verwendeten  Siunuien  war  um  727  Mili.  Fr.  augewachsen. 
voroD  543  Mill.  auf  das  Dep.  Seine  uud  die  4  Dep.  mit  Kriegshäfuu  kamen , 
nur  1^4  Mill.  auf  den  übrigen  Theil  des  Landeti,  und  zwar  auf  die  Dep.  der  Milte, 
des  Südwestens  und  Nordostens  zusammen  nur  44  Va  MiU.  ÜUanbar  konnten  die  Em* 
kunfte  der  Landestheile  noch  weniger  im  gleichen  Verbältuiss  zu  de»  Ausgaben  steh^i. 
Joum.  des  £con.  April  1853,  ä.  1.  Juli  1857,  S.  32.  —  Ueber  Oesterreich  fluhe 
Gzilrnig  a.  a.  0.  II,  426.  A.  Wagner,  Oesteir.  Finanz,  seit  dem  Frieden  von 
Villafranca  „Uns.  Zeit"  1863,  S.  188  £  (nach  den  Daten  ans  d.  Voilsgen  nun 
Yoianschlag  v.  1862  berechnet).  Auf  das  Centrale  kommen  f.  354  6  MilL  iL  £r£of- 
demiss  267  7,  r.  296*6  Mill.  i.  Nettostaatseiunahme  10  4  (incL  Militai^renze).  iJ^ 
Prorinzen  hatten  also  257  3  Mill.  fl.  fUr  die  Centralausgaben  zu  liefern,  ergaben  aber 
nach  Abzug  der  für  sie  und  in  ihnen  erfolgenden  spec.  Ausgaben  von  8G'9  ^till-  mir 
199-3  Mill.  fl.  fUr  diesen  Zweck,  daher  58  Mill.fi.  ordentL  Deficit.  Die  UeberschOs» 
der  Provinzen  sind  sehr  ungleich,  Dalmatien  hatte  gar  keinen ;  Näheres  a.  »■  ^• 
S.  189—190. 

Ohne  Anerkennung  dieses  Grundsatzes  kann  mau  Uberhaupt  nicht  ron 
Staatsleben,  sondern  nur  ron  einem  Gemeinde-,  Provinzialleben  sprechen. 
an  die  Debatte  Über  die  öotthardibahn  in  der  Schweiz!    Vollständige  öleicn- 
mtssigkeit  der  Vortheile  nnd  Opfer  aUer  BetheiUgten  bei  aUen  Staatsthfitigkeil^Q  »' 
einmd  nicht  zn  erreichen.   8.  Wagner,  Grundlegung  I,  Kap.  3  a.  4. 
Anfänge  einer  richtigen  Scheidung  ron  Staats-  nnd  Luidestheilbedarf,  z.  B.  u  ne 
Strasscngesotzen,  wie  dem  hadiscben  r.  14.  Jan.  1S68,  s.  n.  §• 
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weteatUob  mit  ab.  Die  grosse  Frage  der  sogen.  Decentrali- 
sation  der  Verwaltnng  aod  Organisation  der  Selbst- 
rerwaltang  im  modernen,  ttbermSssig  centralisirten  Staat  hat 
ao^  finanzieU  eine  wichtige  Tragweite.  Die  Finanzwissenschaft 
WU8  eine  solche  Decentnlisation  und  die  Einricbtang  Ton  Ver- 
iretHDgsorganen  (Landrath,  Departementsrath,  Provinzial-,  Kreis- 
stiiide,  Gemeindevertretong)  in  den  kleineren  räamlichen  Kreisen 
aach  von  ihrem  Standponcte  aas  fordern,  damit  die  gerechte  Ver- 
tbeüong  und  Aufbringung  des  Bedarfs  für  öffentliche  Zwecke  mffg- 
behst  sicher  verbürgt  werde. 

IIL  —  §.  44.   Das  Finanzwesen  der  Selbstverwal- 
tnngskOrper.    Die  BUdang  besonderer  Provinzial-  (Be- 
zirks-), Kreis-  und  Gemeindehaashalte  neben  dem  Staats- 
kaoriialt  ist  nach  dem  Vorausgehenden  eine  principielle  For- 
derang anm  Behnfe  Aßt  richtigen  and  gerechten  DarehfUhrong 
ÄtR  Ewangsgemeinwirthschaftliefaen  Systems.   Der  Staat  kann  und 
darf  ueht  alle  in  das  (Gebiet  dieses  Systems  in  der  Volkswirtfa- 
aebfi  porigen  Leistungen  direct  selbst  ttbemehmen,  sondern  mnss 
Vietes  den  Selbstverwaltongskörpern  von  vomherein  Überlassen  oder 
FOD  Neuem  abertragen.   Die  entscheidenden  Gründe  hierfür  sind 
Hiebt  finanzielle,  aber  auch  finanzielle  Gründe  sprechen 
(ir  dieaß  Gestaltung  der  Dinge  mit,  weil  sich  nur  so  ein  Mittel 
bietet,  den  Finanzbedarf  und  die  Deoknngsmittel  da^r  einiger- 
masAsen  gerecht  auf  die  Bevölkerang  des  Staatsgebiets  zu  ver- 
tbetlen.    Es  ergiebt  sich  namentlich,  dass  nur  bei  richtiger  Orga- 
Doation  der  Selbstverwaltung  und  bei  entsprechender  Mitwirkung 
and  Controle  von  Vertretungskörpern  dabei  „die  Leistungen  der 
Bürger  mit  den  für  sie  ans  den  Öffentlichen  Thtttigkeiten  entspria- 
geoden  Vortbellen  leichter  im  richtigen  Verhältniss  stehen  werden, 
die  Bereitwilligkeit  zur  Uebemahme  von  Lasten,  durch  den  dent- 
liefaer  sichtbaren  Nutzen  für  die  einzelnen  Landestheile,  die  An- 
hänglichkeit der  Bürger  an  diese  verstärken,  ein  löblicher  Wetteifer, 
oOtzUcbe  Anstalten  zu  errichten  und  zur  Biüthe  zu  bringen,  ent- 
stehen wird,  endlich  die  Ausgaben  nach  reiferer  Erwägung  des 
wahren  Bedürfnisses  eingerichtet  und  auf  die  sparsamste  Art 

"*)  Die  gerechtere  Vertfaeilang  der  Lasten,  keineswegs  nothv endig 
ose  rerminderte  Belastang  Oberhaupt,  oft  sicher  daa  Gegentheil,  wird  die  finaoz. 
feige  der  DecentraUsation  der  Yenraltong  sein,  was  man  oft  rerwecbaelt.  S.  Onindl. 
#.  IT],  Anm.  ?.  —  Die  Bedentang  der  Frage  der  Prorinzial-,  Ereiso^snisation ,  be- 
Mmden  in  Preassen.  kann  in  nnsrer  gegenwärttgco  politischen  Entvidclnng  auch 
m  fioanzi^er  Beziehnng  kaum  8berschU;:t  werden. 
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beBtritten  werden  kSnnen"  (Ran  §.53).  Anch  lehrt  die  Erfahrung,  das8 
eine  solche  Selbstverwaltung  eine  Menge tttchtiger  Arbeitskräfte 
entwickelt,  welche  sich  ftlr  das  Gemeinwesen  ohne  Entgelt  zur 
VertUgnpg  stellen  und  dass  wohlhabende  patriotische  Familien  es 
als  eine  Ehrensaehe  anaehenj  durch  Stiftungen  und  Beiträge  Offent- 
liche  Zwecke  durchftlhren  zn  helfen,  weil  sie  eben  den  nnmittel- 
baren  Nutzen  lUr  das  Gemeinwohl  erkennen.  Ein  nicht  verwerf- 
licher Ehrgeiz  spielt  dabei  oft  mit  Von  jeher  äusserte  sieh  die 
Neigung,  Stiftungen  für  gemeinnfltzige  Zwecke  zu  dotiren,  inner- 
halb enger  localer  Kreise,  namentlich  in  den  Gemeinden,  sebi 
selten  fitr  den  ganzen  (zumal  grossen)  Staat,  psychologisch  b^ 
greiflich.  *•) 

Im  Uebrigen  gehört  die  Frage  der  Decentralisation  der  Ver- 
widtung  und  der  Organisation  der  Selbstverwaltung  nicht  in  die 
Finanzwissenschaft,  sondern  wiederum,  wie  andre  ähnliche  Fragen, 
in  die  Staats-,  speciell  die  Innere  Verwaltnngslehre,  und  in  die  Allge- 
meine Volkswirthschaftslehre.  Die  Finanzwissensohaft  hat  ans 
diesen  Disciplinen  das  Betreffisnde  zn  entnehmen  und  dann  nur  die 
finanziellen  Consequenzen  zu  ziehen,  welche  das  System  der 
Selbstverwaltang  statt  de^enigen  der  reinen  Staatsverwaltung  mit 
sich  bringt  Wenn  sich  die  Finanswissenschaft  gegenvribtig  noefa 
nicht  vollständig  dieser  ihrer  erweiterten  Aufgabe  zuwendet,  sn  hat 
dies,  wie  schon  früher  bemerkt  wurde  (s.  o.  §.  13),  in  äusseren 
Verbältnissen  seinen  Grund."*) 

Auch  in  neuester  Zeit,  trotz  viel  lebbafteren  Staatsbewusstseins .  bew&hrt  aicl 
dies  noch.  Städte  wie  Fnmfcfart,  KftU,  Basel  nnd  Uberhaupt  die  schireizer,  sind  Me] 
rOhmlichst  herronfnbeben. 

*•)  Ton  grösster  Bedentang  für  die  Frage  der  Selbstranraltnng  sind  Gneisl'j 
Tcrscbiedene  Werke  Uber  englische  Verbältnisse:  engl.  Venraltongsr.,  2  B.  2.  Aa& 
Beil.  1S6T,  Seirgovemment  in  £ngl..  3.  Aafl.  Berl.  1871,  Eecbtsstaat,  Berl.  1S72, 
Tennit,  Jost,  Bochtsireg,  Staats-  a.  Selbstrenralt.  Beri.  1869.  Dann  L.  t.  Stein*! 
gioase  Yervidtiingslebre,  bes.  die  2  eraten  Biad«  in  der  2.  Aufl.  Aus  der  Praziii 

-neböi  den  eagL  Yerhältnissen,  jetzt  bes.  d.  preussischen.  Vgl.  darober  die  par 
lunentariachen  Verhandlungen  der  letzten  Jahre ;  dann  Emst  Meier,  Tenraltniigsr.. 
in  Holtzend.'s  Encydop.,  S.Aafl.  S.  897  fi'.  Horier  (engl.  Geschäftstriger  in  Manchen) 
Selbstregiemng,  D.  r.  Beta,  Lpz.  1876.  S.  bes.  d.  prenss.  Ges.  Ober  die  Kreis- 
ordnnng  f.  d.  6  flstl.  Provinzen  y.  IS.  Dec.  1872,  über  d.  ProTinzialordnun j 
für  diese  Provinzen  r.  29.  Juni  1876.  Die  älteren  Gesetze  Preassens  s.  q.  Ann.  S4 
Ftlr  Baiern  s.  d.  Verhandl.  d.  Ständerersamml.  v.  1828,  1831,  J837,  1846.  Wichüj 
war  früher  das  Master  Belgiens,  Prorinz.-Ges.  r.  30.  Ang.  1836.  Ueber  Oester- 
rei<5h  s.  Yerfiasa.  t.  4  März  1849,  Landesrerfassongen  r.  31.  Dec.  1849,  deren  Be- 
stimmongea  z.  Th.  hier  nach  der  Anfhebnng  in  Oeltong  blieben;  Besümmoog  tod 
12.  Dflc.  18&3.  Dessary,  FiDanzgeaetzkande,  §.  12,  31^32.  Pat  r.  20.  Oct  1890 
36.  Febr.  1861,  29.  Dec  1867.  Ueber  Baden  i.  Weitzel,  bad.  Gea.  ober  Oinoi* 

.d.  inneren  Vervalt,  Earlar.  1864.  —  Hit  dem  pcditlieliea  TersOndniu  der  Sacb« 
fehlt  den  älteren  Finanztheoretikem  auch  das  VMStftndnin  f.  d.  finanzielle  Seite  del 
Frage  meist.  S.  r.  Jacob,  n,  §.  828,  985,  Fulda,  Uaodb.  §.  21,  r.  Ualchns, 
11,  41.  Kau     Ausg.  §.  52—55.  -  Stein,  Finaazwiss.,  9.  Ana;.  S.  80,  126  ff. 
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§.45.  —  1)  Hinaiehtlieh  der  Aasgabewirthschaft  oder  des 
Fioansbedarfs  der  Selbstrerwaltangskörperj  besonders  der  Pro- 
I  vinzen  and  Kreise,  zam  Theil  auch  der  Gemeinden  f^d 
folgende  drei  Arten  von  Ausgaben  sn  nnterscfaeiden,  je  nach- 
iua  die  Mityrirknng  dieser  Körper,  bez.  ihrer  Vertretungen  an  der 
Bestimmung  der  Art  und  der  Htthe  der  Ausgaben  eingeriehtet  ist*^) 

a)  Speciell  Überwiesene  (obügatorisohe)  Ausgaben, 
vilebe  bis  ins  Einzelne  hinein  nach  Zweok,  Hohe  and  Art  der 
Deckung  ron  der  Staatsgewalt  den  kleinen  ränniUchen  Kreisen 
roTgracfarieben  werden.  Hier  handelt  es  sich  im  Grunde  um  eigent- 
Sehe  Staats  aufgaben,  welche  der  Staat  nur  mit  den  Finanzmitteln 
der  SelbstrerwaltUDgskörper  ausfuhren  läsBt,  weil  die  Ausführung 
toAngel^nfaeit  und  die  Aufbringung  der  bezflglichen  Mittel  dafBr 
n  besser  zu  erreichen  ist.  Diese  Körper  fungiren  daher  hier  noch 
mk  tls  selbständige  Qiieder,  sondern  als  Abtheilungen  des  Staats- 
fiAKb,  z.  B.  itlr  die  Aufbringung  des  Bedarfs  der  Hilitänrerwal- 
tniE  Tennittelst  Landliefemngen  der  Kreise.  Im  Einzelnen  besteht 
iilH%8  zwischen  diesen  und  der  folgenden  Art  der  Ausgaben 
^  OD  enger  Zusammenhang,  der  die  Unterscheidung  für  die 
Ueorie  schwierig,  fllr  die  Praxis  unthunlich  macht.^') 

b)  Generell  ttberwiesene  (obligatorische)  Ausgaben^ 
^bei  welchen  das  Nähere  hinsichtlich  der  Verwendung  und  selbst 
die  genaue  Bestimmung  der  zu  verwendenden  Summe  der  Benr- 
HieUuigder  kleineren  Kreise  überlassen  werden,  während  derZweck 
Kitet  und  der  Umfang,  -in  dem  er  erreicht  werden  soll,  von  der 

:  äUitsgewaltTorgeschriebenwird''(Rau§.  54).  Hier  kann  dann  ein  Be- 
'      welcher  gl  eicbzeitig  wegen  der  dabei  obwaltenden  lotereiwen 
Ueal)  Stastsbedarf  und  reiner  Localbedarf  ist,  mtigUcbst 
nchtig  und  billig  auf  den  Staat  und  die  betheiligten  kleineren 
Kreiie  vertheUt  werden,  z.  B.  fQr  Strassen-,  Wasserbau.  *")  Bei 

")  VkL  hieriDit  Bao  §.  M  (5»  Aoqr-)-  Jetzt  docli  nanchCuh  Abveicbeiid. 
Abweiclieode  Aoffasrnn^  ron  der  6.  Avag.  g,  36d.  —  Zb  dea  speciall  Uber- 
*i«MHB  Lasten  der  Kreise  gebOrt  in  Preaasen  n.  A.  die  UnteTBttttznng  bedürftiger 
Emilien  zum  Dienst  einberafener  Baserven  u.  Landwehrleate,  Ges.  r.  27.  Febr.  1850, 

-  ^  9.  Schon  luck  d.  älterui  preoss.  and  nach  der  neuen  deatscben  Boichs- 
fesetigebaiig  aber  EriegsloistDQgen  (Beichsges.  r.  13.  Jool  1873)  liegen  gewisse 
°4ionle  Kiiegsleistangeii  den  Gemeinden,  Kreisen  oder  bes.  Lief ernngSTer- 
'^^odea  ob.  Du  Beich  leistet  aber  später  Vergütung  (s.  NÜierea  bei  A.  Wagner 
«  Uohzflud.  J^rb.  d.  D.  Boichs,  III,  SO,  220  ff.).  Deber  ähnliche  Leistungen  im 
frieden  s.  Ges.  t.  13.  Fabr.  187S. 

*)  Ancb  hier  ist  die  TreDDnng  tod  spec  u.  gener.  abetwies.  Ausgaben  nicht 
«MT  g«un  dnrchfohrbar.  S.  z.  B.  das  bad.  Strwseagesetz  r.  14.  Jan.  1808.  Dnter- 
Kktidni^  Ton  Oemcindeiregea  (far  den  ToAelir  innerhub  einer  Gemarkung  oder  ?or- 
"|>*ei9e  t^t  die  nechnsiTUche  Verbindung  einer  Gemeinde  mit  einer  andern)  und 

i  6* 
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diesen  Aufgaben  and  Ausgaben  sind  die  iSelbstrerwaltnogskörp 
wahre  selbständige  Glieder  des  zwangsgemeinwirthsclu 
liehen  Organismas. 

c)  Freiwillige  (facultative)  Ausgaben,  die  keinem  gen 
zu  bemessenden  Bedttrfniss  entsprechen  and  daher  recht  wohl  tu 
den  concreten  Verhältnissen  der  einzelnen  Landestheile  ein  H( 
oder  Weniger  zulassen,  je  nach  Bedarf  und  nach  der  Grösse  i 
Httlfsqueilen.  In  Betreff  gerade  dieser  Ausgaben  zeigt  sich  die  £ 
richtong  besonderer  Haashalte  und  die  gute  Organisation  der  V 

Laodstnssen  (die  einen  weiteren  Veritehr  rermitteln  and  nach  Anbörang  der  bell 
ligton  Gemeinden  uod  Kreisrerbinde  ins  Stutsbodget  gesetzt  werden).  Als  Bq 
gut  nach  §.  &  für  die  Landstraisen,  dass  dfo  Kosten  der  Onterhaltnog  den 
meinden,  dnrch  deren  Gemarimng  sie  ziehen,  zu  */«•  d^  Kreisrerband  dieser 
meiodea  zn  der  Staalacasse  za  Vi>  die  Kosten  des  Neabaas  nnd  der  Hau 
Verbesserung  bäc.  zn  '/a  und  7s  zufallen.  Unter  Dmständen  wird  der  1 
zu  drückend  werdende  Qeitrag  der  Gemeinden  zu  Lasten  der  Staatscasse  ennta 
Nach  erfolgter  Genehmigung,  des  Budgets,  worin  die  betreSendeu  Strassen  einge 
sind,  kann  der  Bau  a.  s.  w.  auch  gegen  den  Willen  der  beitrag^flicbtigen  Gemeii 
und  Kreise  ausgeführt  werden.  Hier  bandelt  es  sich  nm  spec.  aberwiesene  ^ 
gaben,  bei  den  Gomeindewegeo  in  §.  4  d.  Ges.  um  gener.  überwies.  Ausgabei 
Für  Preassen  vgl.  die  Vorschläge  v.  Gneist,  Tenralt.,  Just.  Rechtsweg  u.  & 
BöA.  1SC9,  S.  471,  475  Ober  Wegewssra.  Jetzt  d.  preoss.  Ges.  r.  S.  Juli  1875, ' 
die  AosfOlinuig  der  §g.  3  u.  6  d.  Ges.  r.  SO.  April  1873  wegen  der  Dotation 
Provinziat-  und  KreisverbSnde.  S.  daraber  outen  Anm.  SS.  —  In  Frankreicb 
hören  theils  zu  den  speciell,  theils  zn  den  gwerell  zugewiesenen  Au^ben  aachj 
V.  10.  Mai  1838:  1)  die  ordentlichen  Depart-Ansgaben,  fOr  Unterhalt.  derDefl 
Strassen,  der  dem  Depart  uigehOrenden  Dienstgebiade,  Dotorbalt.  und  Transport 
Geläogenen  und  Str&fliuge,  Kosten  der  Gehebte  (ohne  lte«oldungen> ,  Findelüi 
Irrenhäuser,  Schuldzinsen  u.  8.  w.  Hierzu  werdeu  10'/.^  "/o  Zuschläge  der  Gm 
Personal-  nnd  Mobilianleuer  erhoben,  in  1%»>  22,228,iM>u  Fr.;  ■!)  7  %  Zoschla; 
fonds  conuDuu,  aus  welchem  denjen.  Depart,  die  mit  ihren  Mitteln  nicht  aosreici 
etwas  zugelegt  wird.  Diese  17'/^%  sind  als  forids  impos^s  par  la  loi  (durchd.il 
Finanzges.)  bezeichnet;  sie  betrugen  mit  einigen  Nebeneinnahmen  in  ISütt  4O,447.0Ui 
zu  den  dcp.  ordin.  Der  Voranschlag  wird  von  der  Stsatsregierung  geprüft ,  die. 
zelnen  AuBgabesätze  können  erh&ht  werden,  soweit  es  die'zugehörigen  Mittd  eibi 
—  In  Belgien  nack  d.  a.  Ges.  Prorinz.-Aasg.:  Miethe,  ueiuu  Ausbessemng« 
Mobiliar  der  G^ricbtsgebäude,  tieAngnisse.  Gensdarmericcaseruen ,  Ausgaben  fU 
bischOfl.  Gebäude,  für  Laudstrassen,  Findelkinder,  Zuschnss  f>n  die  Gemeinden  füi 
Schulwesen,  f.  anno  Irre.  f.  Gemeindevuge  u.  s.  w.,  Zins  der  Prorinzialschnld  u. 
Die  FrorinzuD  erhalten  )>  "i^,  ord.  Steaurzuschtag,  d^uu  ciueu  wechselnden  auf  bestii 
Zeit  Im  D.  1841— öU  beUefen  sich  diese  Zuschlage  auf  2,454,000  Fr.,  die  Prorii 
ausgaben  IbüS— 69  auf  10,316,000  Fr.  nach  dem  Aiischiage.  —  In  Preu! 
die  Ausgaben  nach  dem  Gesetz  von  1875,  siehe  Anmerkung  38.  —  In  Bai 
Ges.  V.  2S.  Mai  IS46,  neues  Ges.  v.  2S.  Mai  IHb'I:  jeder  Amtsbezirk  bat  eine 
tretong  (Disthctsrath)  u.  einen  Ausschuss,  gesetzl.  Labten  sind  Zins  und  Tilgung 
Districtsschniden ,  Unterhaltung  der  Uezirlüanstalten ,  Anlegung  und  Erhaltung 
Diatiictsstrassen,  der  Uebammeuschulen,  Thierärzte.  —  In  W  ürtemberg  in  j 
Amtebezirk  eine  Amtsversauunlung,  die  einen  Aoaschasit  (AmtepflegeJ  wählt,  de 
CuMorerwaltong  ftthrt  U-  d.  erforderi.  Summe»  nach  d.  Steuerniss  auf  dio  Einwi 
nmlegt  VicinalstraescD ,  Brücken,  verschied,  nutzl.  Austaltun,  z.  ß.  Kimnltenhl 
Anstellung  ron  Aerzteu  gehört  zur  Üompetenz.  —  Im  Grossh.  Hessen  Bazitlcsi 
welche  gebeinnatz.  Anstalten  unterhalten,  ähnlich  die  AmtsrersaaunlnoffeB  im  ehi 
Hannover.  Bezirksrätbe  im  ehemal.  Kurhessen,  Amtsräthe  in  Br«aiischi 
{Ib50)  'z.  Tb.  nach  Bau     H  Aam.).   lieber  l'reussen  s.  folg.  Anm. 
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M^«i  der  geDunnton  Kreise  vorztiglieh  ▼ortheilfaaft.  In  grösseren 
Sbales  ödA  neben  einander  Provinzial-  nnd  Kreisverbände 
mid  Husbalte  ndtbig,  in  kleineren  genttgt  es  oft  an  letzteren.  Sind 
Mcb  die  Kreise  noch  zd  gross,  so  können  in  ihnen  fllr  bestimmte 
famieDe  and  sonstige  Zwecke  Amtsbezirke  gebildet  werden, 
fioe  n  enge  und  ängstliche  Begrenzung  dieser  Art  Ausgaben, 
wie  ite  wohl  der  BeTormundungssncht  der  Bureaukratie  entspricht, 
ivünle  dem  ganzen  Zweck  der  Einrichtung  wesentlieh  schaden. 

DieSberwiesenen  Ausgaben  entsprechen  den  vom  Staate 
^  SelbBtrerwaltongskörpem  übertragenen  Aufgaben  —  hier 
jkaUt  es  ndi  namentlich  um  die  Decentralisation  der  Verwaltung 
«da  Aufgaben  des  Staats  (wenn  auch  «um  Theil  fQr  ein 
I'Oesl-Staatsbedtlrfniss)  mittelst  des  Selfgovemmeot  Gegenwärtig 
.«vdti  diiier  bei  uns,  am  den  Staat  zu  entlasten,  jenen  Körpern, 
fanAm  den  Provinzen  nnd  Kreisen,  Aufgaben  und  Ausgaben 
Utivitie n.  Daran  knüpft  sich  dann  der  eigene  oder 
Ulfcifiiiige  Wirkungskreis  jener  Körper  und  in  Folge  dessen 
BMSnae  facultativer  Aufgaben  nnd  Ausgaben.  Vomemlich 
^ttttes  sich  hier  um  neue  öffentliche  Zwecke,  die  nunmehr 
Mwieberein  nicht  mehr  vom  Staate,  sondern  von  jenen  Kör- 
pB  Iberoommen  werden.  Zu  solchen  Zwecken  werden  in  Folge 
^wioderten  Technik  immer  mehr  auch  materiell-wirth* 
lÄrtliehe  Aufgaben  gehören.") 

^  ^  Ma  d«Bke  in  letzterer  Uinaicbt  an  die  Eiodttsae  veränderter  Technik  im 

S^'^Mto»-  nnd  Trajisportwesen.  .in  der  Waaser-,  Lichtrenorgong  (Gu)  u.  b.  w, 
er, Lehib.I,§.  142,146.  In  Frankreich  inirden(nach  Bau)  in  d. 60er Jahren 
Beuiduiiing  Centimes  vot^  par  les  cdnseils  döpartem.  ani^afUhrt:  1)  facnl- 
j|lj>»pbgi  im  engeren  Sinne,  mr  den  Baa  Ton  nenen  Dep.-Strassen  and  Dep.- 
^j".  t  d.  MobiUar  der  nicht  zum  Dienet  nothireod.  Gebäude,  für  PenBionscassea 
^^htteMotsbeamt«!  s.  ir.  Hierzu  dürfen  hfichateos  7  "/«  ZoBchUge  der  in 
"  M  pBuinten  Steown  «rfaoben  mrden.  Die  SteaarnucUige  hetragoi  1806 
'IN  Fr,  nebst  4,813,000  Fr.  sonstiger  Einkünfte.  2)  AosBeiord.  ÄTUgaben  fitr 
>.  &  niclit  den  Schnlunterricht  betreffen ,  zufolge  besonderer  Gesetze.  Hierza 
"Mi  ZBBchlige  ZD  den  4  directen  Steuern,  im  J.  1866  45.700,000  Fr.,  and 
~  16«6  1 8Va  Mill.  Fr.,  die  Mittel.  3)  Än^ben  f.  Vicinalstrassen,  fUr  welche 
&  ZncUai^timen  (Froc.)  gestattet  ^d,  nebst  Beitragen  der  Gemeinden 
■  6>beD  {13-4  Mill  Fr.),  zus.  186C  27,369,000  Fr.  4)  Ausgaben  I.  Volks- 
m  ein  Theo  fällt  anf  die  Dep.,  es  dürfen  b&chstens  2  Cent  Stenerzoschlag 
'Wdeo,  1866  6,769,000  Fr.  5)  Die  Dep.  dürfen  eine  Emenemng  der  Gmnd- 
^ij^  bflacbliessen  nnd  bis  5  Cent,  dieser  Steuer  dafUr  verwenden;  wirkttdbe 
Sjnt  1S&9--62  nur  2fi,000  Fr.  hierfitr.  Die  sämmtUchen  Departementssteiier- 
SlHMiefai  sich  1859  auf  94  7,  1866  auf  110  24,  die  Departementsansgaben 
W  133-15  Mill.  Fr.  (Kau).  (Die  Bern.  r.  Stein,  1.  Ausg.  Fin.  8.  84. 
^J^^^iffea  AnficaU.  eise  Tonredisliing  der  d^p.  dipwt.  fixes  ond  commoMe 
■  nngcffHUKlet,  wie  d.  Jahresbodget  ze^^t.  Hock.  Finanz.  Fnakndoha 

**HiMet  fix«  B.  Tertnded.  ZnoUage,  im  B.  selbst  aber  kmnm«  die  hier 
fcwTOMgen  TOT.    Asoh  die  zBgawies.  Aasgaben  bleiben  nliAt  ganz 
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Die  £ftooltatiT6n  Ausgaben  der  Landestheile,  namentUeh  weno 


deidi.  S.  abrigens  Uber  df«  Deput-  and  GemdndesteaerzascliUse  b/l  den  dincten 
Stenern  Hock  a.  s.  0.  Kap.  4  passim.)  Anch  in  Frankreich  hat  die  neaeie  Gesetz- 
gebODg  Fortscbiitte  in  der  Oecentralisation  der  VenraHon;  gemacht,  bes.  durch  du 
Gesetz  r.  10.  Ang.  1871.  Die  Departements  UbemehmeD  durch  ihren  Generalrath  jetzt 
sdbstindig  die  Vorraltung  der  Wege,  der  Ofientl.  Arbeiten,  des  Unterricbtswesens.  dor 
WoÜthUiglffiitsanstalten  u.  s.  t.  Die*  ZoBtimmang  der  gesetzgebenden  Gewalt  ist  auf 
Anleihen  ron  längerer -als  ISjähriger  Daner  und  auf  die  Auflage  Ton  Centimes  extra- 
ordin.  über  das  im  j&hrL  Finanzgee.  fizirte  Alaximam  hinaus  beschränkt  S.  Ernst 
Meier  a.  a.  0-  S.  942.  Belgien:  Baa  vta  Strassen,  Cau&len,  Anstalten  fttt  die 
Kirche,  Gesundheit,  Pferdezucht,  Handelskammern  n.  s.  w.  Hier  sind  die  facattatireii 
AuBgaben  weit  ausgedehnt;  es  ist  den  Prorinzen  auch  gestattet,  Anleihen  zn  machen. 
Za  den  XänkQnflen  gehört  d.  HondesteaM,  d.  We^^  anf  Brorinnabtrassen,  nibmtar 
eine  bes.  Viebsteuer,  sodann  die  Zoschlfige  zu  den  Staatssteuero.  Die  Schulden  der 
ProTinzen  betrogen  1850  11'45  Mill.  Fr,  daron  4-54  in  Brabant,  In  Brabant  war 
z.  B.  die  Premäalai^be  1858  1,512.000,  1860  1,186,000,  daron  kamen  auf  die 
obligat  Ausg.  951,000  u.  977,000,  auf  die  facoltaüren  561,000  u.  209,000  Fr.  LeU- 
terer  Posten  schwankt  in  den  einzelnen  JTahren  staric,  vdl  der  Aufwand  für  Wege  and 
Cantie  seht  wechselt  (z.  B.  1S53  487,000,  1855  428,000,  1858  250,ÜOO.  1859  18,000. 
1860  69,000  Fr).  Von  den  Einnahmen  in  gleichem  Betrage  kamen  auf  die  ZuschlÄS« 
za  Staatssteuem  789,000,  Staatsbeiträge  f.  dir.  Zwecke  82,000,  Strassengeld  94.00«. 
Hudesteaer  S0,000  Fr,  S.  Näheres  im  Expose  de  la  sitaat  du  royaome  p.  1851—60. 
Bmx.  1865.  I,  Tit.  3.  p.  32  £  —  In  England  werden  die  GrafechaftsaaBsaben 
alle  Viert^ahre  von  der  Tersanualang  der  Friedaisrichter  festgesetzt  und  durch 
besondere  Al^aben,  Goonty  ntes,  gedeckt.  Sielte  outen  Anmeitouw  ^*  " 
In  Baiera  (Gesetz  t.  1846  n.  t.  1862)  erfordern  nene  KreiBanstalten  die  ZastimmmiK 
des  Landraths;  dahin  gehBren  Anstalten  f.  gewerbl.  Dnt«rricht  u.  and.  FOrdemngs- 
mittel  der  Gewerbe,  Knakm-,- Irren-,  Gebtr-,  Armen-,  Beeehäftigangs-,  FindelhäUMr. 
—  In  Baden  sind  durch  d.  Ges.  r.  5.  Octob.  1868  Kreisverbände  mit  Corporaüons- 
recht  angeordnet  Sie  werden  durch  gewählte  Kreis7ersammlungen  n.  in  d.  ZwischeD- 
zeit  durch  die  von  diesen  ernannten  AusschOsse  vertreten.  Nach  §.  41  ist  „die  Kreis- 
Tersammlnng  berechtigt,  im  Interesse  des  Kreises  and  sein»  Bewohner  gemeinnütnn 
Anstalten  za  grOnden  and  zur  Forderung  gemeinsamer  Cnltar.  Wirthschaft  und  Wohl- 
thätigkeit  die  Gemeinden  zu  nnterstatzen."  Besondere  Gegenstände  des  Wirinugskretaes 
smd :  nene  Strassen,  Bracken,  Ganäle,  Uebemahme  schon  roThaad«u>r,  Erricbtang  ton 
Spukassen.  Kreisscbal-,  BettnngMutidten,  Wei^,  Widsea-,  Armen-,  KnakeaUoKr, 
stnst  AimenfUrsorge.  erent  Udtwmahme  tod  GemdadelHtoi  aof  den  Kreis.  Anleiboo- 
Krelsunlagen.  Allee  nnter  gesetzl.  Aof^tareelrt  des  Staate.  —  ht  Prensses  ist 
d.  KftlB-Bezirks-  o.  ProrinzialordDing  vom  11.  Uta  1650  durch  Ges.  r.  34.  l^^^ 
aofgeboben  n.  sind .  die  frftheren  Verfassungen  wieder  ein  geführt  word«i.  y^p- 
Sch.  ,^Geffken?)  die  Seform  d.  prenss.  Verfiwsang"  Lpz.  1870.  S.  79  fl".,  93-  ' 
Hftller,  d.  fiecht  d.  prenss.  Kreis-  u,  ProrinzialrefblBde.  BerL  1866.  —  v-  RfiimV 
Staatsrecht  d.  preuas.  Monarchie.  3.  Aufl.  Leipz.  1870,  I.  2.  S.  466  ff.  üeber  die 
neueste  Gesetzgebung  (1872—76):  E.  Meier,  a.  a.  0..  S.  912  ff.  (Kreise).  92)  tBe- 
zirke),  925  ff.  (ProTinzen).  Nach  d.  Vewrdn.  t.  b.fnni  1823  Über  die  ProTinj»»!- 
stände  u.  nach  den  darauf  hin  for  d.  einzebum  älteren  Prorinzen  gegebenen 
Prorinzial-Ständeverfassungea  haben  die  Stände  kein  Recht,  den  Verband  za  be- 
stenem  oder  mit  Schulden  zo  belasten  (B&nne  a.  a.O.,S.481).  Deber  d.  Wirkang- 
kreis  eb.  S.  478  fl.,  480.  Fflr  Seklesien  erfolgto  daroh  Erl  t.  1.  Noremb.  IM» 
eine  O^isation  d,  Verwalt  d.  pnnini^Jatänd.  vemOgens  a.  der  proTinztaBtua. 
Anstalten.  Sehr  wichtig  ist  nun  die  neuere  Gesetzgebung.  So  znnäohst  dk  i^- 
wötemog  d.  Befugnisse  der  Frorinzialstäade  ind.  neaen  Fror.,  s.  Uber  Hannoje 
d.  Vewrdn.  v.  22.  Aug.  1867  (anch  Könne  II,  2  S.  521),  d.  Ges.  r.  7.  JJAn  l»*?' 
wodurch  dem  prorinzialständ.  Veibande  der  FntT.  Hannorer  jähriich  Va 
aas  den  Staatseinnahmen  za  eigner  Verwaltung  eigenthamL  '^^^^^^'^j,,. 
ist,  «.  zwar  fOr  folgende  Zwecke:  Bettreit  der  Kosten  des  Provinsiallandtags  ^-J^ 
eins^Hu  Landscbaflen,  OnterhalUmg  n.  ibgäazang  der  LandesbibUotbdc«».  ^""^^ 
f.  «ffuML  SuunL  t  KBMt  u.  VtenMclMfi,  Untsrhiltnng  o.  DateatttMig  der  inen 
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M  dnrch  besondere  Stenern  gedeckt  werden  müssen,  pflegen  viel- 


wfr't-'>.  milden  Stift,  Blinden-,  Taabstommcn-,  Bettangs-,  Idioten-,  Landarmenan- 
staltaBL,  dos  jtld.  Schtil-  u.  Syoigi^envesetu,  Kosteobestnitang,  bez.  Cnterstotzoog  des 
:hwMBaii—.  Anibaas  von  Landstnssen  o.  Insta&dh&ltQng  d.  Gemeindeirege,  Bildonjc 
net  Fonds  für  ZoschUsse  zu  L&ndesmeliorationen.   Daruber  hinaus  ist  die  Provinz 
am  Dnterachied  von  den  ÜttKa  Prorinzen,  die  dies  Recht  biaber  noch  nicht  hatten) 
in  Intereiss  der  ProTinx  AAsg^aben  und  LeistOBcen  zs  Uber- 
lebaen  u.  d.  Art  o.  Weise  d.  Aufbringung  derselben  za  boschliessen, 
'I  2  d.  a.  Verord.  r.  1867),  also  weiter  Kreis  facnlt.  Aa^beo.   Darch  Gesetz  t. 
&.  Oeceab.  1848  ist  die  lunnor.  Landescreditcasse  r.  1842  znr  Pcorinzialanstalt  er- 
iän  o.  mit  ihren  Bediten  a.  Pflichten  aaf  die  Prorinz  unter  bez.  Eatlastnng  des 
9tub  tbei:K^angen.   Aach  die  Prorinzialst&nde  von  Schlesvig-Holstein  haben 
uck  Verordit.  toid  22.  S<^br.  1867  ähnliche  BefogniMe  vie  die  humov.,  desgl.  die 
Cnmanalstände  der  Pror.  Hessen-Nassau  (Verord.  r.  20.  a  26.  Soptbr.  1867). 
Ftt  den  Re^.-Bez.  Cassel  ist  durch  Erlass  t.  11.  Novemb.  1868  d.  Verwaltung  des 
rmiiwilillnil  Verml^ns  q.  der  commondstäod.  Anstalten  speciell  ger^lt,  durch 
Editt  r.  16.  Septbr.  1867  ist  der  ehemals  kurbess.  Staatsschatz  dem  commanalständ. 
Tötend  des  Be^.-Bez.  Cassel  als  ein  demselben  gehöriges  n.  von  Ihm  zu  rerwaltendes 
TsBafot  ftberwieaea  VMd«i  f.  Dntant&tiang  des  Ghatusee-  n.  LandvegebMB.  Land- 
VDdbttansialteo,  IrrmlieiUnstalt,  ArbeitsanstaJt  t  poUwUich  eingezog.  Bettler,  Arbeits* 
chwt.  Timdstretcher,  Landannenpflege  n.  LandaroieDbaiu,  Landesbit^otheken  n.  „tiinl. 
m  Tiga  der  GeMtnebnng  festzostälende  Zwecke.**   Dem  comnnnalsi&nd.  Verband 
4Bli4.*BeE.  Wiesbaden  ist  die  Nass.  Landosbank  durch  Ges.  v.  25.  Decbr  1860 
Itertm«  vordeo,  eine  nass.  Sparcaase  errichtet  —  Dazu  kommt  nun  die  neue  Oesetz- 
pikmg  Li.  alten  Provinzen:  Pro rinz. -Ordnung  £  d.  6  Ostl.  Pror.  v-  1875,  d. 
Sa.  hea.  d.  Dotation  d.  Pror.-  u.  Kreisverbände  r.  30.  Aug.  1S73,  d.  Ges.  Uber  dens. 
(rigentud  V.  8.  Juli  1875.   Die  Pror.-Verbknde  haben  hier  eine  umfassende  Com- 
fäm  cdialton.  rgL  Prov.-Otdn.  §.  8,  §.  34—44,  aber  d.  Pror.-Hanshalt  eb.  §.  101 
hii  113.   Im  Einzelnen  sind  die  Gegenstände  nicht  bezeichnet,  welche  die  Provinzen 
ibenÄaeD  kftanen  bez.  mtusen.   Eine  Begrenzung,  in  ersterer  Hinsicht  (also  f  d. 
boM.  Awgftbui)  fiegt  im  im  Aii^dit»-  resp.  Zastfmmnngsredit  der  Begierung,  bes. 
W  Schttldwifnahinen  n.  stiriterer  Belastnng  der  Prorinz  mit  Stenern,  s.  Pror.-Oxdn. 
i  119  omI  dartlber  v.  Anm.  38,  44,  46,  47.   Ueber  d.  Überwies.  Ansnben  nacb 
ta.  T.  8.  JoH  1875  s.  TL  Anm.  38.  —  Nacb  der  fraberea  Kreisrerf.  f.  d.  kit 
PSMtea  Preoflseos  (Ges.  t.  1.  Juli  1823  u.  27.  Wkn  1S24)  haben  die  Kreisst&nde 
WB  die  BefingKiBS,  die  kridsweise  anizubringenden  Staatsprästationen  zu  repartiren, 
■weit  deren  Anfbringangsart  nicht  dnrch  d.  Ges.  bestimmt  To^eschrieben  ist,  sowie 
die  Regntirang  t.  Abgaben  u.  Leistungen  f.  Kreisbedtlrihisse  za  begntachten.  Durch 
4r.  TenndDong«!  der  40er  Jahre  (s.  ROnne  a.  a.  0.  S.  549)  haben  die  Kreisetände 
tha  die  BefngniBs  eibalten,  die  KreiselngeseeMnen  anch  zu  anderen  (nichtobligatoriscb.) 
img^Ma  za  verpflichteD,  woraus  wieder  dasBecht  abgeleitet  wurde,  Kreisscholden 
m  oontrabiren  (daron  ist  ziemlich  nmiaasend  Gebranch  gemacht  worden,  Inhaberpapiere 
tefisB  nur  »of  Grund  Ic  Privilegs'  ausgegeben  werden).   Als  Zwecke  werden  in  den 
mmatax  VerordnungeR  genannt:  Ausgaben  za  gemeinnützigen  Einrichtongen  und  An- 
lagen, velche  im  Interase  des  guzMi  Kreises  beruhen,  spedell  noch  (mit  Ansodime 
i  Pnr.  Prenneo)  „die  Beseitigung  eines  Nothstands."   Ueber  d.  Verwendung  der 
EieiscommiuiaJifonds  s.  Ronne  S.  550,  ober  die  Ereisstände  der  neuen  Provinzen 
S.  574  tt.,  die  Befiigniss  zn  facoltadveo  Ausgaben  dies,  wie  in  den  alten  Landes- 
iJidlen.    Ueber  die  jetzigen  Verhältnisse       die  Ereisordnung  t.  1S72,  nam. 
ftber  die  Beitragspflicbt  der  EieieangehSrigen  zu  d.  Ereisabgaben  (§.  9 — 19);  Uber  die 
üaanz.  Befugnisse  des  Kreistags  {§.  116,  es  dürfen  Ausgaben  zur  Erfüllung  einer 
Verpflichtong  oder  im  Interesse  des  Kreises  beschlossen  werden);  über  den 
SieiahaQshalt  §.  127 — 129;  über  das  Aufsicbts-  und  Zustinunungsrecht  d.  B^ierung 
i  176— ISO.  —  Ueber  Oesterreich  s.  Cz&rnig,  Budget  II,  401  ff.   Die  Kron- 
lindez  auch  tn  d.  dentsdi-Osterr.  Theile  haben  einen  bedeot  Provinzialhans- 
kalt,  namentL  die  Aosgaben  f.  Krankenveipflegung.  Findel-,  (ieb&r*,  Irrenanstalten, 
bqtfiiig,  ZvangBarbeilshinaer,  Schulwesen,  z.  Tli.'6ensdarmerie-,  UUiOrqaartter,  Tor- 
:pann,  LudeMtnssen  n.*  Landeewasserbaa  geb&ren  dabin.   Der  grOsste  Theil  d.  Aoi- 
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fach  die  Genehmigang  der  Staatsgewalt  zn  bedtlrfen.**) 
Aneh  wird  wobl,  nm  die  Fähigkeit  zar  Tragnng  von  StaatslaBten 
nictit  zn  sehr  zn  vermindern,  ein  Maximum  fUr  den  Gesammt- 
betrag  solcher  Änsgaben  oder  wenigstens  fVir  die  zar  Deckung  er- 
hobenen Steueni  der  Kreise  n.  s.  w.,  insbesondere  aber  ftlr  die 
Zuschläge  zu  den  Staatsstenem/  ein  fUr  allemal  oder  von  Zeit  zn 
Zeit,  gleichförmig  ftLr  alle  Landestheile  oder  für  jeden  einzelnen 
apart,  festgesetzt.  **)  Solehe  Beschrtlnkimgen  der  Antonomie  der 
Kreise  und  Provinzen  sind  nicht  ganz  zu  entbehren.  Aber  in  einer 
ordentlichen  Einrichtung  der  kreis-  und  provinzialständischen  Ver- 
tretung und  in  genügender  Oeffentlichkeit  liegt  doch  die  beste  Bürg- 
schaft ftlr  die  zweckmässige  Beschaffenheit  und  ein  richtiges  Maass 
der  Ausgaben  der  besprochenen  Art  (s.  §.  47). 

Nothwendig  ist  es  indessen,  um  eine  richtige  Vorstellnng  vom 
Umfange  der  Ausgaben  für  Öffentliche  Zwecke  zu  gewinnen,  ge- 
naue Uebersichten  der  Ausgaben  aller  dieser  autonomen  Körper- 
schaften zusammenzustellen.  In  das  Staatsbudget  gehört  freilicb 
die  betreffende  Ausgabe  (und  Einnahme)  unter  keinen  Umständen, 
selbst  die  zugewiesene  nicht.") 

§.  46.  —  2)  Mit  der  Entwicklung  der  Äusgabewirthsohsft 

gaben  ist  durch  besondere  Landessteuem  in  Form  von  Zascblägen  zn  den  direclea 
StMtsstenem  zq  decken  (&.  a.  0.  S.  401).  Äusseidem  sind  die  Beiträge  z.  yerzinsnn; 
n.  Tilgang  der  Gründen tlaBtnngsschuld  in  West-Oesterreich  Aosgabeposten  der 
einzelnen  Kronländer,  nicht  des  Staats,  s.  cbend.  S,  418. 

")  In  Prenssen  hatte  z.  B.  die  Regierang  nach  den  früheren  BestimmuBgen 
diqen.  facoltat  Ausgaben  der  Kreise,  für  irelche  besondere  Beiträge  einzuziehen  sind, 
zn  genehmigen,  in  den  alten  wie  in  den  neuen  Prorinzen.  Bftnne  *.  a.  0.  S. 
586.  Im  Allgemeinen  sollten  Leistungen  der  KrdseingesesMnen  auch  nicht  für  £in- 
ricbtnngen  aufgelegt  werden,  welche  tiber  2  Jahre  hinaiu  Ausgaben  TerursacheD. 
Ausnahmen  hierron  i.  Rönne  8.  651.,  552. 

")  S.  die  Bestimmungen  in  Frankreich,  Anm.  32  n.  S4.  eb.  in  Belgien,  Id 
Baiern  erianbte  d.  Ges.  r.  1846  eine  Kreisamb^  ron  hlVohitens  l'/sV«  ^ 
Ausgaben.   In  d.  preuss.  Rbeinpror.  sollen  die  Ereisbdtrige  f.  solche  Zwecke  in  der 
Bogel  10  Proc  der  directen  Steuern  (incl.  Mahl-  u.  Schlaehtsteuer)  nicht  OberschieUen 
dflrfui.  Deber  die  jetz.  Brafimmnngen  in  PmuKu  s.  Anm.  4S. 

**)  Es  ist  nnr  die  Consequenz  des  fhuizOsischen  Gedankens,  dass  Departemests  v. 
Gemeinden  in  keiner  Beziehnng  etwas  Selbständiges,  sondern  nnr  Abtheilongen  dt» 
Staats  sind,  wenn  die  StenuToschläge  für  Depart.  n.  Communalansgaben  d.  a.  w.  als 
speclelle  Einnahme  u.  Ausgabe  im  Staatsbudget  erscheinen.  Nach  dem  A.  f.  lSt>5 
war  dies  spec.  Budget  bei  den  directen  Stenern  202*47  Mill.  Fr.  neben  3I5'36MiII- 
allgem.  Einnahme.  Die  Zuschläge  f.  Depart-Ansgab.  betrogen  ]09'35,  für  Gemeiode- 
ansgab.  8187  Mill.  Fr.,  der  Rest  7on  11-25  Mill.  Fr.  kam  aof  dir.  darchlapf.  Posten 
n.  Ersätze  n.  s,  w.  (non-raleurs).  Nach  d.  A.  f.  18T0  war  d.  spcc.  Budget  in  Ein»- 
n.  Ausg.  280-.')  Mill.  Fr.,  woron  23:^-79  Mill.  Fr.  auf  die  Steuerzoschläge  za  den  dir. 
Steuern.  Kach  d.  A.  f.  1876  Einn.  u.  Ausg.  376'7,  woron  diese  Steaerzusehltee 
.  am  Mill.  Fr.  —  Oeber  Preussen's  Finanzstat.  d.  Kniiie  u.  ProT.-Veib.  s.  Jährt, 
d.  Stat  IV.  2.  Abth.,  S.  871  ff.  (f.  1869);  auch  in  der  Beil.  z.  2.  Viertcljahrsh.  der 
pr«DM.  stat  Ztschr.  1878. 
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der  Selbstverwcdtangskdrper  mnss  natttrlieh  diejenige  ihrer  Ein- 
nahmewirtbschaft Hand  in  Hand  geben.  Nftheres  hierüber^  soweit 
es  fiberbanpt  gegenwärtig  schon  in  diesem  Werke  Platz  finden 
kami,  gehört  erst  in  die  spätere  I^ehre  von  4er  Einnahme  der 
FinuiKwirthschaft  Hier  genUgt  jetzt  folgende  Uebersieht  der 
haaptsächlichsten  Einnahme qnellen  jener  Körper.  Von 
dem  Umfang  dieser  Znfltlsse  nnd  von  den  Rechten,  welche  der 
Staat  diesen  Körpern  zar  Eröffnung  nnd  Änsdehnnng  solcher  Ein- 
nahmen gewährt,  hängt  der  Umfang  nnd  Inhalt  der  facnltatiren 
Thätig^eit  der  Provinzen  nnd  Kreise  ab.  Daher  sind  die  bezHg- 
lichen  Bestimmangen  wichtig  auch  fiir  diesen  Panct 

a)  Einnahmen  durch  regelmässige  Dotation  ans  Staats- 
fonds.   Solehe  Dotation  dient  besonders  znr  Bestreitung  der  Uber'- 
wiesenen,  seltener  und  dann  gewöhnlich  nur  im  kleineren  Betrage, 
der  freiwilligen  Aasgaben.    Diese  Einrichtung,  welche  jetzt  in 
Prevssen  bei  der  neuen  Organisation  der  Selbstverwaltung  in 
gnMt»  Umfange  Platz  gegriffen  hat,  ist  bei  dem  ersten  Beginn 
ener  Decentnüisation  der  Verwaltung,  wo  bisher  vom  Staate  direet 
«Mgdtthrte  Aufgaben   den  Selbstrerwaltungskörpem  übertragen 
werden,  nieht  unpassend.   Denn  der  Staat  verfügt  hier  bereits  Ober 
Einnahmen,  welche  diesen  Körpern  noch  fehlen  und  hier  meist 
nieht  sofort  sich  selbständig  beschaffen  lassen.   Aber  dem  leitenden 
Princip  einer  solchen  Verwaltungsorganisation  widerspricht  diese 
Dotation  gleichwohl  zum  Theil.   Denn  der  Oedanke  bei  der  Reform 
ist  zugleich,  der  individuellen  Verschiedenheit  in  den  Bedürf- 
nissen nnd  wirthschafitlichen  Verhältnissen  der  Landestbeile  Rechnung 
an  tragen  und  diese  letzteren  mit  eigenen  Kräften  fttr  die  Befrie- 
digung ihrer  Bedürfnisse  soi^n  und  die  Deckungsmittel  in  der 
gerade  für  sie  passendsten  Weise  aufbringen  zu  lassen,  was 
bei  solcher  Dotation  ans  allgemeinen  Staatsmitteln  fortfällt.  Daher 
verlangt  dies   Finanzwesen   der  Selbstverwaltungskörper  doch 
eigene  Einnahmequellen. 

*^  §.  46—48  sind  dem  Inlialte  nach  nea  in  dieser  Aasgabe.  —  Typisch  ftlr  die 
BnniJm.  der  SelbstrenraltongskOTpor  ans  Staatsdotationen  ist  dienone  preass. 
€csetsg«lnui;  Mertlber.  Dorch  d.  Gei.  r.  SO.  April  1876  wnrde  ans  den  EiDnahm. 
des  StaatshanshaltB  t.  1.  Jan.  1678  an  jÜoL  2  MiU.  Thir.  znr  Ansstattnng 

der  Prorinzialrerbände  der  9  alten  Provinzen,  dann  des  Stadtkreises  Frank- 
furt a.  M..  HobenzoUernB  nnd  des  Jadegebtets  mit  Fonds  znr  SelbstrenraltmiK.  femer 
jihrilch  1  MilL  Thlr.  znr  6e»ährang  von  Fonds  znr  DnrchfOhrnng  der  Kreis- 
ordoang  <fDT  die  Kosten  des  Kreisaasschnsses  n.  der  Staatsvenraltong)  in  d.  ganzen 
Himarcliie  angeworfen.  Deber  die  Dotation  der  Prov.  HannoTer  s.  Ges.  r.  7.  Marx 
18S8  (o.  Aom.  34).  Die  Dotation  d.  sAmmtl.  Prov.  (ezcl.  Heasen-Nassao  a.  Hannover, 
aber  incl.  Stadt  Frankfbrt  a.  M.  a.  Berlin)  vnnle  dnrch  d.  Ges.  v.  S.  Juli  1S7&  am 
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§.  47.  —  b)  Selbständige  Einnahmen.   Hierhin  können 
gehören: 

«)  PrivatwirthBchaftlicfae  Einnahmen  ans  werbendem 
Vermögen,  ans  Gmndbesite,  Kapital,  Gewerbebetrieb  n.  s.  w.  Da 
die  Provinzen  nnd  Kreise  vielfach  erst  nenerdings  wieder  als 
selbständige  politische  Körper  mit  eigenem  Finanzwesen  organisirt 
sind,  —  im  Unterschied  zu  den  Gemeinden,  §.49  —  so  fehlt 
es  in  der  Regel  ganz  oder  grösstentheils  an  solchem  Vermögen. 
Die  etwa  ehemals  politisch  unabhängig  gewesenen  Landestheile 
(HerzogthHmer,  Grafschaften  u.  s.  w.)  haben  ihr  altes  Vermögen 
dieser  Art  an  den  Staat,  der  sie  einverleibte,  Übertragen.  Kor  in 
einzelnen  Fällen  ist  dies  nenerdings  anders  gehalten  worden. '^^} 
Mit  der  Zeit  können  die  Selbstverwaltongskörper  aber  manche 
Einrichtungen  gründen,  welche,  wie  Localbafanen  (fHr  Damf^f  nnd 
Pferde),  Transportcorse  (Omnibnswesen),  Creditanstalten  u.  s.  w.,  ' 
wenigstens  halb  privatwirthsohaftlicher  Natur  sind  und  eine 
Rente  abwerfen.  Auch  hier  zeigt  sich  die  moderne  Technik  von 
Einflnss. 

Gebtthren  für  die  Benutzung  von  öffentlichen  Anstalten 
der  Selbstverwattangskörper  nnd  Beiträge  der  nächsten  In- 
teressenten fUr  die  Errichtung  solcher  Anstalten.^) 

y)  Eigentliche  Stenern  (§.  143  ff.).  Die  verschiedensten  Arten 
sind  bei  diesen  Körpern  ebenso  wie  beim  Staate  selbst  möglich,  sind 
aneb  in  der  Geschichte  vorgekommen  nnd  kommen  noch  jetzt  vor, 
namentlich  directe  Stenern,  wie  Grand-,  Haus-,  Mieth-,  Gewerbe- 
steuer, Einkommensteuer,  Erbschaftsatener,  und  uiderseits  in- 
direote  Verzehrnngssteuern,  besonders  Thor-Accisen,  Octrois, 

veitere  7'44  Hill.  M.  erhöht.  Die  gesetzlichen  Verv e ndangsz ve clte  dieser 
SamiDeD.  wodurch  letztere  zu  generell  überwiesenen  Ausgaben  werden,  sind: 
Neabao  chussirter  Wege  nnd  DntdrstQtrang  des  Gemeinde-  and  Kt«Hw^bMeB,  Be- 
fitrdemng  tob  Luideemelioratioaen,  Landgensdamorle-  d.  CorrigendenveBen  (bes.  (üe- 
wthrang  von  Beihilfen  an  die  Landannenrerbäode).  Irren-,  Taubstummen^  n.  Blinden- 
wesen,  Dntenttttznng  milder  Stiftungen,  Rettangs-,  Idioten-  u.  andere  Wohlthfttig^eitB- 
anstalten,  ZoschOsse  f.  ktlnstl.  a.  wissensch.  Vereine,  öffenllicbe  Sammlungen,  Biblio- 
theken n.5.w.  Q,  „far  ähnliche  im  Wege  der  Gesetzgebung  festzostellende  Zwecke." 
Verschied,  iltere  kleinere  Fonds  worden  ebenfalls  den  Frorinzen  überwiesen.  DgL 
Eigenthom.  Verwaltung,  Duterbaltong  der  Staatscbaasseen.  Dafür  ist  den  Fror, 
der  Monarchie  im  Ganzen  eine  Jahresrente  von  l'J  Mill.  Hrk.  us  Stutsfonds  Über- 
wiesen (alles  „generell  Überwiesene"  Aachen). 

^  Bas  Staatsrermftgen  der  1S66  neo  erworbenen  preuäsiscb.  Pronnzen  iat 
preassiflch.  Staatsrermdgen  geworden,  mit  wenigui  Ausnahmen,  so  z.  B.  was  den 
karhflss.  Staatasohntz  anlangt,  der  d<an  cemmanalaUUid.  Verband  des  R.-B.  Cassel 
TeiMieb,  s,  oben  Anm.  84. 

Tgl.  aoton  aber  die  Gebtthren  §.  1S6  ff.,  o.  die  Beitrige  S-  HO.  Geber 
letztere  s.  Neamann,  progress.  Einkomnensteaer,  3.  K^.,  S.  M  £ 
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dttrinkestenern  n.  a.  m.  Diese  Verhättaisse  des  Steuerweseos  der 
SdbrtvttwaHangskOrper  sind  sp&ter  in  der  allgemeinen  Steaerlehre 

bei  den  unzeinen  Stenern  mit  zu  berühren.  Qegenwärtig  handelt 
w  sich  um  zwei  andere,  hier  wenigstens  knrz  za  erwlUinende 
Pnncte,  nemlich  einmal,  ob  die  Stenern  dieser  Körper  nur  Za- 
schläge  zn  Staatsstenem  (oder  gewissen  Arten  derselben)  sein 
oder  ob  es  gestattet  sein  soll,  eine  von  der  Staatsstener  ab- 
weichende eigene  Bestcnenuig  dnrchxnitihren ;  sodann,  ob 
die  Hohe  dieser  Zuschläge  oder  der  eigenen  Stenern  jenen 
Körpern  selbständig  fttr  sich  oder  nnr  mit  Staatszn- 
stimm ong  festznsetz^  erianbt  sein  soll. 

aa)  Was  die  erste  Frage  anlangt,  so  hat  die  oontinentale 
Entwicklang  Uberwiegend  zn  dem  System  von  Zuschlägen  zu 
d«s  Staatsstenem,  voni«nlich  zu  den  directen,  geßlhrt,  was  sich 
gesehiebtlich  ans  dem  Untergang  der  Autonomie  der  früheren 
poetischen  Körper  im  Staatsrerbande  und  bei  den  Gemeinden  aus 
Uaterdrtlckong  ihrer  Autonomie  erklärt.  Provinzen,  Kreise, 
seihst  Cremeinden  wurden  hier  vielfach  sn  bloss  mechanischen 
Kerwaltongsabtheilnngen  des  Staatsgebiets,  ohne  selbständiges 
LAeOf  herabgedrttckt.  Aueh  böi  der  neueren  Tendenz  der  Decen- 
tnüsation  der  Staatsvertraltang  und  der  Verwandlung  jener  meoha- 
oisdiea  Qebictstheile  in  politische  nnd  wirthsohaftliche  Organismen, 
sehente  man  vor  den  Schwierigkeiten  der  Einrichtung  eines  selbst- 
lOiidigen  (autonomen)  Stenersystems  meistens  zurHck*,  fUrchteto 
auch  dessen  Condict  mit  dem  Staatssteuersystem  nnd  wollte  über- 
baopt  Seitens  des  Staats  die  Unabhängigkeit  der  Selbstverwaltungs- 
kdrper  nicht  zu  gross  werden  lassen.  So  hat  man  vorwaltend  das 
System  der  Znsofaläge  zn  den  Staatsstenern  beibehalten  bez.  ein- 
gefttfart.  Anders  ist  hier,  wie  in  so  vielen  Beziehungen,  die  Ent- 
wicklung in  England  gewesen.  In  Verbindung  mit  dem  ge- 
schichtlich überkommenen,  inhaltsreichen  Selfgovemment  stand  und 
steht  hier  ein  entwickeltes  selbständiges  System  der  Communal- 
bestenernng  (local  taxation),  ohne  Verbindung  mit  der  Staats- 
besteueruDg.  Auch  auf  dem  Continent  fehlt  es  nicht  an  einzelnen 
besonderen  Stenern  der  Selbstverwaltnngskörper,  namentlich  der 
Cremenden  (besondere  Mieth-,  Hundesteuer,  Octrois  n.  a.  m.). 
Aber  diese  fHUe  bilden  die  Ausnahme. 

In  principieller  Beziehung  ist  die  Frage  wohl  folgender 
Massen  zn  entscheiden.  Eine  vollständige  Autonomie  in 
Stenersscben  kann  den  SelbstverwaltnngakOrpern  nicht  gegeben 
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werden ,  weil  diese  der  Sooreränetät  des  Staats  widerspricht  und 
weil  bei  der  Wahl  wie  bei  der  Höhe  der  Stenern  die  Rflcksicht 
aaf  die  Staat ssteaem  massgebend  bleiben  mnss.    Aber  dem 
Wesen  des  Selfgoremments  entspricht  mehr  ein  besonderes 
Steneraystem.   Denn  nnr  ein  solches  kann  sieh  den  Wirthschafts- 
Verhältnissen  der  einzelnen  Landestheile  und  den  speciellen  Auf- 
gaben, welche  gerade  die  Selbstverwaltnngskörper  statt  des  Staats 
ansfUhren  sollen,  richtig  anpassen.   Für  das  ^tenersystem  dieser 
Körper  mttssen  die  Sonderverhältnisse  der  Landestheile  aber 
ebenso  massgebend  sein  als  fUr  das  Staat sstenersystem  die  all- 
gemeinen Verhältaisse  des  ganzen  Landes.    Im  System  der 
Zuschläge  wird  gegen  diese  Anforderung  Verstössen.  Eine 
Selbstverwaltung,  welche  aaf  dieses  System  finanziell  basirt  ist, 
wird  daher  ebenso  wie  diejenige,  welche  sich  auf  Staatsdotationen 
sttttzt,  ihren  Zweck  in  einer  wichtigen  Beziehung  wenigstens 
nicht  genügend   erreichen.     Vollends   aber  ein   gr  and  s  ätz  - 
lieber  Ansschlass  von  besonderen  Steuern  ans  dem  Stene^ 
System  der  Selbstverwaltangektfrper,  sogac  der  Gemeinden,  ist 
zu  verwerfen,  als  dem  Zweck  der  ganzen  Einrichtung  der  Selbst 
verwaltong  widersprechend.   Wirdlewischen  den  einzelnen  Kdrpem 
unterschieden,  so  erscheint  das  Znscblagsystem  noch  am  Wenigsten 
bedenklich  bei  den  dem  Staate  selbst  ähnlichsten  EOrpem,  daher 
bei  den  Provinzen  und  zum  Theil  noch  bei  den  Kreisen,  immer 
bedenklicher  dagegen  bei  den  kleineren  Verbänden,  daher  vor 
Allem  bei  den  Gemeinden.   Denn  hier  verlangen  die  aparten 
Local Verhältnisse  immer  mehr  Berücksichtigung,  wie  es  denn 
z.  B.  in  der  Gemeinde  am  Leichtesten  steuertechnisch  möglich 
und  zugleich  hier  am  Dringendsten  eine  Forderung  der  Steuer- 
politik wird,  besondere  Steuern  Denen  aufzuerlegen,  welche  an 
den   öffentlichen   Einrichtungen   und  Verwendungen   aller  Art 
wenigstens  indirect  den  meisten  Nutzen  haben,  wie  die  Grund- 
und  Hauseigentbfimer>^)  Auf  diese  Weise  wird,  soweit  dies 
überhaupt  in  Zwangsgemeinwirtbschaften  möglich  und  zulässig  ist,'^) 
hier  dnrcb  ein  besondres  Stenersystem  das  Princip  von  Leistung 
und  Gegenlei8tung*=*)  mehr  durch geillhrt.    Ftlr  die  Wahl  der 
Localsteuem  wird  sich  der  Staat  nur  ein  Zustimmungsrecbt 


S.  Wapner.  (Jnndl.  I.  Uber  d.  st&dt.  Grondeigentb,,     332—362,  ttber  die 
„CoiuuDctDi".  §.  76— Kl. 
**)  EbcDdas.  §.  158. 

*")  NenmiDu.  ]>rogT.  ElDkommeastciicr,  S.  46  IT. 
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ronabehalten  haben.  Im  AUgemeinen  sind  fUr  unsere  Läuder 
bentzntage  im  Interesse  des  freien  Vericefars  besonders  indirecte 
Ät^aben ,  wie  Thoraceisen  und  beim  Prodocenten  erhobene  Vei> 
braoehsstenem,  der  SelbstrerwaltungskOrper  hier  auszoscliliessen. 
Bd  solchen  Stenern  sind  eventDell  nur  Zuschläge  zu  den  be- 
tre&nden  Staatssteaem  zulässig.") 


^  (Tflber  die  tbatiftcU.  VerhSltiiine  in  einzelueB Stuten,  bea.  in  Frankreich, 
im  tTpiscliea  Beispiel  des  Lude  mit  ganz  Qberwi^endem  SteaefxasdilagByBteni  fiii 
*fie  D^artements  n.  s.  t.,  s.  schon  oben  AnmeriL  SS,  34.  S.  Uber  Fniucreich  such 
P.  Leroy-Beaalien,  Tadministr.  locale  en  France  et  en  Angjetone,  Par.  (1873), 
bMood.  partie  III,  pag.  293  S.  —  In  Ptenssen  vird  ein  o^nes  Gesetz  Uber  (Ue 
„GoataianalbeeteBerDQg''  vorbereitet  (nach  dem  Entimrfe  desselb.  sollen  die  Commimal- 
steoeni  aor  Zuschläge  zu  Staatsstenem  sein,  selbst  in  den  Gemeinden,  was  noch 
«>■  £acksciiritt  hinter  den  bestehenden  gesetzlichen  Zustand  wäre).  Bis  zum  Erlass 
dieses  Gesetzes  bestimmt  die  neue  Pr orinzialo rdnnng  roa  1875  (§.  105—110), 
i»a  die  Yertheilnng  der  rom  Prorinziallandtag  ansgeschriebenen  Abgaben  auf 
iit  einzelaen  Land-  and  Stadtkreise  nach  Masagabe  der  in  ihnen 
»[l«mmenden  directen  Staatsstenem  (eicl.  Geverbeslener  von  Hansirem) 
Teekeh  Verden  sdL  In  diesen  Kreisen  Verden  diese  Abgaben  ao&ebraoht  nach  den 
t«6winngeii  der  Krusordooi^  r.  1872,  bez.  der  Stftdteoxdn.  £  d.  8  Ostl.  Pror.  r. 
39.  Uli  1853.  Wo  bisher  noch  eine  andere  Art  der  VertheUnng  der  Fror. -Abgaben 
kttfa,  darf  (moas  aber  nicht)  dieselbe  bis  Ende  1879  rerblelben.  Eine  Mehr-  oder 
Xiaderbelastnng  der  einzelnen  Theite  der  Provinz  darf  eintreten,  venn  es  ädi 
!■  Pror.-Ebiricht  handelt,  velcbe  diesen  Theilen  bes.  stait  oder  bes.  venig  zu  Gute 
tnuHo.  In  der  Kreisordnnng  v.  1872  (§.  9 — 19)  ist  als  Hanptgrnndsatz  itr 
£e  Aifbrinining  der  Kreisstenem  aafgestellt:  als  Massstab  darf  nur  das  Verbftltniss 
dtr  Ton  den  KraisangehArigen  zu  CDtrichtenden  directen  Staatssteuern  (früher 
iBcL  Mahl-  ond  SchlachtBtener)  dienen.  Die  Gmnd-,.Gebftude- nud  die  rom  Geverbe- 
bedieb  aaf  dem  platten  Lande  aufkommende  Gewerbesteuer  der  Classe  A  I  ist  dabei 
Miadestens  mit  dar  Hälfte  und  höchstens  mit  dem  rollen  Betrage  des  Procentsatzes 
hennzozieben,  mit  dem  die  Classen-  und  classificirte  Einkommensteuer  belastet  wird. 
Mb  Gewerbeetener  kann  im  Uebrig^a  ganz  frugelassen,  höchstens  aber  zn  demsdben 
Piocentsatz  wie  die  Grind-  nnd  Gebiodestener  herangezogen  vezden.  Frei  ron  Zn- 
tthUgen  rar  Geverbestener  bleibt  das  Hanürgeverbe.  Die  3  onterston  Stnfbn  der 
daaecaatener  dOrfen  ebenfalls  frei  gelassen  oder  geringer  als  die  abrigen  Stufen  od« 
tis  die  Einkommensteuer  belastet  verdeu.  Nach  der  Städteordn.  ron  1853  können  die 
tiemeindestenem  in  Zuschlägen  zu  Staatsstenem  (nnr  mit  B^erangsgenehmigong 
n  d«>  indirecten)  oder  in  besonderen  directen  ond  indirocten  Steuern  be- 
liehen. Manches  Material  aach  über  preuss.  u.  deutsche  Communalbesteuerung  l>ei 
Keamann,  progr.  Einkommensteuer.  Ueber  Preussens  Communalfinanzstatist  s. 
«.  Anm.  37,  auch  Blenck,  in  d.  Preuss.  Stat  Ztschr.  1871,  8.  145  f.  In  Preussen 
rer  66er  Cmfangs  var  in  1849  der  Betrag  d.  directen  Staatssteuem  u.  d.  Mahl-  a. 
Schlachtsteoer  22*35,  in  1867  .t6-24  Mill.  Tblr.,  d.  Betrag  d.  Localstenom  16  (woron 
L  d.  PtOTinzialrenr.  0*9,  die  Kreisrerv.  l'l,  d.  Gemeinderenr.  incl.  Kirchen-  und 
Sefanlzvecke  14  MiU.)  in  1849  n.  46  Hill  TUr.  in  1869  (Fror.  2-5,  KrräSB  4-5.  Ge- 
aosden  39  HÜL  Thlr.).  Die  neueste  Statist.  Fablic  f.  1869  bezieht  sich  auf  d» 
gHzen  Staat  (inet,  neue  Prov.)  a.  enth&lt  sehr  interess.  Daten  ober  d.  Verths,  d.  fCrds- 
a.  ProvinzialausgabeB  nach  Verwendungszwecken  u.  der  Einnahmen  naofa 
ihren  rerscbiedenen  Quellen.  Von  der  Bruttoausgabe  der  Kreisrerb&nde 
t.  9.064.000  Thlr.  im  ganzen  Staate  kommen  13-1  pro  Mille  auf  staatliche  Zwecke, 
«95'4  aof  Verkehrsanlagen,  2  4  gemeionutz.  Anstalten,  361  Wohithätigk.-  a.  Arbeils- 
hinser,  19  Unterricht,  5-5  Sanitätswesen,  10  0  Landvirthsch.,  04  Nothstände,  214-6 
Kreisschnlden,  25  0  allgem.  Verwaltung,  35*1  nutzbar  angelegt,  7'6  andere  Ausgaben, 
M  in  Verbind,  mit  d.  Einu.,  51-9  Beiü-.  zu  prorinzialatänd.,  commnualständ.  o.  and. 
Veibiadeo;  Jahrb.  IV,  2,  S,  372  S.  —  Ueber  Englsnd's  ausgebildetes  Gomminal- 
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hh)  Die  Bestimmimg  der  Hohe  der  selbständigen  oder  der 
Zoschlagsloealstenem  wird  bei  uns  auf  dem  Continente  regelmässig 
nicht  den  SelbstyerwaltnngskSrpern  ganz  allein  tiberlassen,  sondern 
stets,  oder  wenigstens  wenn  ein  gewisses  gesetzliches  Maximum 
Überschritten  werden  soll,  an  die^Staatsgenehmignng  ge- 
knüpft."^) Letzteres  erscheint  passend,  weil  sonst  die  Zwecke  jener 
Ktirper  zu  weit  ausgedehnt  werden  könnten  und  die  Staats- 
besteuemng  leicht  zn  leiden  vermochte.  Je  besser  aber  die  Organi- 
sation der  Selbstverwaltung  und  besonders  die  Einrichtung  einer 
wirksamen  Finanzcontrole  durch  Vertretungen  gelingt,  desto  freieren 
Spielraum  kann  der  Staat  in  der  Wahl  wie  in  der  Höhe  der 
Localsteuem  jenen  KOrpem  gewähren. 

§.  48.  —  S)  Eine  letzte  ausserordentliche  Einnahmequelle 
ist  die  Veräussernng  von  Vermögensbestandtheilen  der  Selbst- 
TorwaltongskOrper,  besonders  von  Grundvermögen,  und  namentlich 
die  Aufnahme  von  Schulden.  Ftlr  solche  (grössere  und  Grund 
und  Boden  betreffende)  Veräussemngen  gelten  in  principieller 

atenarsystem  s.  Kep.  oii  tbe  poor  law  commitiii.  ou  local  tazation,  Lond.  1S44,  the  local 
taxes  of  tbe  United  Kingdom,  Lond.  1846  (r.  deiB.  Comin.)  n.  oeaere  Reports  on  local 
tftzation,  Lond.  1870.  Kries,  Gemeindesteuer  in  England,  Tabing.  Zeitschr.  1S5&. 
S.  l  ff.,  222  IT.  T.  Czörnig,  öst  Budg.  I,  lü4  ff.  S.  auch  de  Parieu  impöts  IV, 
230.  FiBco  et  van  der  Straten,  instit  et  taxes  loc.  du  roy.  oni  de  la  Gr.-Blit, 
2  ad.  Par.  1864.  Gneist,  engl.  GoDUnaa.-Verf;,  2.  Aufl.,  Barl.  186S,  S.  465—613. 
1288,  1S04:  dera.,  Venr.,  Jtwt.  a.  Bechtsveg,  &  US  ff,  Falgrar«,  dum  J.Scott, 
in  Joam.  of  the  Statist  aoc.  of  Lond.  1871.  Leroy-Beanliea  in  d.  o.  gen.  Sclir., 
Statistik  daa.  pag.  433.  Bodiker.  Cnmannalbestenw.  in  Engl.  xt.  Wales,  BerL  1873. 
Haaptprincip  der  Localbesteoarang  ist,  daBS  dieselbe  nar  du  rem  jeweiligen  Notz- 
niesser  (also  nidit  notfawMidig  Eigeothflmer)  xos  dem  Realititeabesitz  ben^e 
Einkommen  trifit.  andres  Einkommen  frei  ist,  —  also  im  Wesentlichen  eine  Grnnd- 
stener.  Die  wichtigste  Steuer  ist  die  Armensteaer  (poor  rate),  die  grossentbelb  für 
die  Armenpflege  (JS70  7*83  Hill.  Pf.  SterU,  theilweise  anch  in  der  Form  Ton  Zn- 
scbl&gen  za  ihr  für  andere  Zwecke  (so  als  Gnüachafts-,  Uandertschafts-,  städt. 
Gerichts-  n.  Polizeisteaer  mit  2  46,  als  Wegestener  mit  0'62.M:ill.  Pf.  St  u.  s.  w.) 
erhoben  wird.  Die  sämmtl.  Commanalansgaben  der  Ver.  Königr.  worden  18C8  auf 
36  MilL  Pf.  reranschlagt.  wovon  30  auf  England  a.  Wales,  davon  worden  16-2  MiU- 
Pf.  oder  5S'5Vo  des  Bedarfs  durch  besondere  directe  Communalbesteaerung  (die  pooi 
rate  und  eine  Reihe  ron  kleinerra  Stenern  fttr  Tenchiedene  Zwecke  der  S^bstrer- 
waltnog.  Wege,  Gesnndheitswesen  u.  8.  w.),  4  S5  Hill.  Pfd.  St  (14  2%)  durch  indirecte 
Abgaben  (AcciseD,  GebOhren,  Sportein  inbegriffen)  gedeckt.  Der  Staat  gab  l'22ö  Hill, 
oder  ö-l  7o  dazu  her.  Bodiker  S.  10.  In  Schottland  'betragen  die  Localtaxeo 
2  MUL,  wovon  1*5  UiU.  dlrect,  0*5  HilL  indirect,  in  Irland  257  MUL.  wovon 
2-28  MUL  direct,  0'2&  MiU.  indirect 

^)  Nach  der  St&dteordnnng  von  1853  ist  in  Prenssen  die  StutsgeBobmigong 
erforderlich  bei  allen  Zuschlägen  zur  Einkommenstener,  bei  den  50  %  der  Staats- 
steuem  abersteigenden  Zoecblägeo  zu  den  ttbrigen  directen  Steuern,  znr  nenen  Eis- 
fuhrung.  Erhöhung  oder  gmndsfttzticfaen  Vei^tndening  aparter  Gemeindesteuern.  Nscb 
der  Kreisordnnng  von  1872  muss  ebeofalls  der  Staat  zustimmen  zu  Kreisabgaben  von 
Uber  50  des  (lesammlaufkommens  der  directen  Staatssteuem.  de^l.  nach  der  Pn>- 
Tinzialordnung  von  1875  schon  bei  Provinzialal^^n  von  Uber  25  "'^  dieser  Steuern. 
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Hingioht  zwmlieh  dieselben  Kegeln   wie  für  VeräosBerung  von 
I    StaatBgat  (Doraftnen  n.  s.  w.),  wofQr  auf  die  sp&teren  Abschnitte  zn 
renreisen  ist  (§.  159  ff.).  GewOhnliob  ist  bei  uns  die  Veränssernng  von 
äraadeigeatham  an  die  Staatsgenehmigung  gebunden.*^)  Die  Anf- 
'    aahme  von  Schulden  unterliegt  principiell  einer  ähnlichen  Benr- 
I    tfaeilong  wie  beim  Staate  (§.  59  ff.).  Sie  bat  weniger  Bedenken,  weil  die 
SehiddeQ  hier  gewöhnlich  zur  Herstellung  wichtiger  ge- 
meinnlttziger,  oft  zugleich  einen  Ertrag  zur  Deckung 
AerZiasen  gebender  Anstalten  und  Einrichtangen  dienen, — 
hivfiger  als  dies  beim  Staate  der  Fall  ist,  weil  letzterer  vomemlich 
nr  Durchföhrtmg  des  Rechts-  und  Machtzweoks,  die  Selbstrerwal- 
tongskSrper  dagegen  Hlr  Cultur-  nnd  Woblfahrtsinteressen  Schulden 
ufiMhmen.    Es  ist  daher  ^aoh  nothwendig,  diesen  Körpern  die 
bdreffende  Ermächtigung  gesetzlich  zu  gewähren,  weil  sie  viele 
Ao^aben  nur  oder  doch  am  Besten  durch  Asfhahme  von  Anleihen 
aMlIhren  können.  Die  Staatsgenehmigung  in  jedem  einzelnen 
Faßt  eracheint  dabei  zur  Controle  nnd  am  l"ttr  später  tlbermässige 
Bdutong  der  Bevölkerung  zn  verhttten  geboten.*^) 

§.49.  Die  Gemeinden  sind  im  Vorausgehenden  schon  mehr- 
mit  erwähnt  worden.  Was  für  die  ttbrigen  Seibstverwaltnnga- 
kSrper,  das  gilt  im  Allgemeinen  in  finanzieller  Hinsicht  auch  fOr 
die  GcHneinden.  Während  aber  die  Einrichtung  besonderer  Pro- 
rhnial-  and  Kreishausbalte  grossentheils  erst  in  der  neneren  Zeit 
eine  wichtige  Frage  practischer  politischer'  und  finanzieller  Dis- 
cBssion  geworden  and  sehr  Vieles  in  dieser  Hinsicht  erst  noch  zu 
erreichen  ist,  besteht  ein  besonderer  Hanshalt  der  Ge- 
meinden seit  Alters  her.  Dieser  Unterschied  wird  duroh  die 
Geachiehte  der  Territorialentwicklnng  unserer  Staaten  einfach  er- 
klärt Die  Gemeinde  stellt  den  engsten  nnd  nranfänglichen  Kreis 
einer  räumlichen  Interessengemeinschaft  dar,  in  welchem  gewisse 
GcMeinbedflrfnisse  der  Insassen  eine  Befriedigung  mit  den  Uitteln 
der  QesammUieit  erheischen.  So  ergiebt  sich  die  Nothwendigkeit 
von  Aasgaben ,  denen  wieder  Einnahmen  entsprechen  mtlssen. 
Letztere  fliessen  tbeils  aus  dem  eigenen  Vermögen  der  Ge- 
meinde, welches  dieselbe  hänfig  seit  nnvordenklicher  Zeit  besitzt 
(wie  Grund  nnd  Boden,  Forsten  u.  s.  w.,  etwa  bereits  bei  der  An- 


*^  So  in  Preusaen  in  der  St&dte-  und  ia  der  Ereisocdniuig. 

**)  In  Preasten  ist  die  StMUaceaohinigang  für  Gemeinde-,  Kreis-  nnd  für  die 
jetit  ucb  zaUMgen  Prorinziabdiiilden  auch  nkoh  der  neuesten  Gesetzgalnuf 
etfoideiücb. 
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siedlang  als  Gemeind^at  vorbehalten)  oder  später  ans  Scbenkongen 
und  ErUbrignngen  erworben  bat,  tbeils  aas  Abgaben  der  Ange-  \ 
hörigen  und  Bewohner  der  Qemeinde  fSr  den  Gemeindebansfaalt  \ 

Durch  die  Entwicklung  der  neueren  Staatsrerhäitaisse  wurde 
die  Selbständigkeit  der  Gemeinden  vielfach  beschriinkt,  so  dass 
aus  den  letzteren  mitunter  nur  kleinste  Verwaltongsabtheilungen 
des  Staatsgebiete  wurden  (besonders  anf  dem  Continent,  am  Ueisten 
in  Frankreic*h).  Dies  hatte  in  finanzieller  Beziehung  znr  Folge, 
dass  auch  der  Gemeindehaushalt ,  was  Ausgaben,  Einnahmen  und 
Verwaltung  des  GemeindevermOgens  anlangt,  viel  zu  sehr  von  oben 
herab  nach  einseitigen  Gesichtspnncten  der  herrschenden  Staats- 
praxis  bevormnudlich  regulirt  ward.  Ftlr  unser  G^nwart  erscheint 
es  daher  als  dringende  Aufgabe,  an  deren  LOsnng  Übrigens  doeh 
schon  länger,  auch  in  Deutschland,  mit  Erfolg  gearbeitet  wird,  den 
Gemeinden  in  Betreff  ihrer  Ausgaben  fUr  Ertliche  Zwecke  wieder 
eine  selbständigere  Stellung  zu  geben  und  grade  ihnen,  soweit  die 
Einkttnfte  aus  dem  eigenen  Vermögen  nicht  ausreichen,  unter  Con- 
trole  des  Staats  ein  umfassendes  örtliches  Bestenernngsreeht 
zu  verleihen.  Dass  dieses  Recht  sich  zumal  bei  den  Gemeinden 
auch  auf  besondere  Steuern,  nicht  nur  anf  Zuschläge  zu  den 
Staatssteuem ,  erstrecken  sollte,  wurde  oben  (§.  47)  schon  hervor- 
gehoben.. Je  mehr  grade  die  Gemeinde  ihrer  Natur  nach  den 
Üharacter  einer  Gemeinschaft  üttr  die  Befriedigung  localer,  aneb  ' 
der  materieil-wirthschaftlichen  Sphäre  angehöriger  Gemein- 
bedttrfnisse  hat  und  je  mehr  sie  wegen  der  Fortschritte  der 
Technik  erfolgreich  hier  statt  der  Privatwirtbschaften  Aufgaben  ' 
Übernehmen  kann,*^)  desto  nothwendiger  ist  die  zweckmässige  Em- 
richtung  des  Gemeindefinanzwesens.  Im  Einzelnen  wird  hier  aueh 
noch  heute  zwischen  Stadt-  und  Landgemeinden  unterschieden 
und  namentlich  der  modernen  Grossstadt  eine  freiere  Be-  ; 
wegang  ftlr  die  Gestaltung  ihrer  Haushaltung,  freilich  aber  auch  i 
eine  scharfe  Controle  durch  richtig  organisirte  städtische  Ve^ 
tretungen  gegeben  werden  mtfssen.^") 

Auch  hier  iat  bes.  ao  stidL  CommunicatioQsvesen  (Omnibos,  Pferd«biLlia, 
[das3  man  anch  letztere  wieder  der  Speculatioa  in  die  Hände  giebt,  wie  in  Berlia,  ist 
bei  dem  stark  monopolistischen  Character  dieses  Verliehismittels  gradeza  ODbegreinich], 
Gas-,  Waasereersoigung  u.  a.  m.)  zu  erinnern.  S.  Grundlegung  a.  a.  0.  oben  Änm.  84, 
*^  Es  mus!),  aus  den  mehrfach  genannten  Grttnden,  hier  noch  an  diesen  venigeB 
Andeutungen  Uber  das  Gemeindefinanzwesen  genügen,  s.  o.  g.  13.  Der  Gegenstand 
ist  principiell  noch  wenig  ))etaandelt  und  verlangte  ein  hier  DOdi  nicht  manches 
nüliereü  Gingehen. 
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3.  Abschnitt. 

•fecnte  C^üBdsStae  Ar  A«  Sldranmir  des  CSdcligrewidits  Im  8teat8- 
hiMlMilto  BBd  Thewie  der  Deekanf  des  Fliranzbedarfs. 

§.  50.  Wenn  man  eine  in  der  „Grundlegung"  näher  dar- 
^legte  nnd  motivirte  Terminologie^)  ftlr  die  Güterbewegnng  in 
diier  Wirtbschait  auf  die  Finanzwirthschaft  anwendet,  so 
^n  man  unter  Eingängen  und  Ausgängen  diejenigen  Sach- 
gOter,  bez.  Geldsummen  verstehen,  welche  znr  Durchftthrung 
ist  Aufgaben  der  Finanzwirthschaft  in  die  Verfügung  der 
toteren  eingehen  und  aus  dieser  Verfttgnng  heraustreten. 
Uater  diesen  Ein-  nnd  Ausgängen  befinden  sich  auch  die  durch 
den  Credit  bewirkten  Empfänge  und  Fortgaben  von  Sachgtttero 
oder  Greld.  Unter  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Finanz-, 
wirthschafl  sind  dagegen  nach  jener  Terminologie  streng  ge- 
UBiD«i  nur  diejenigen  Ein-  und  Ausgänge  der  Finanzwirthschaft 
nrasteben,  welche  gleichzeitig  eine  Veränderung  des  zur 
Tofftgmg  der  Finanzverwaltnng  stehenden  Staatsvermögens 
oder  des  sogen.  Fiscalvermögens  in  sich  schUessen.  Es  ist 
im  Folgenden  an  diese  Unterscheidung  zwischen  Ein-  und  Aus- 
gingen nnd  Einnahmen  und  Ausgabeu  :Rlr  einen  Punct  der 
vichtigen  Lehre  vom  Gleichgewicht  im  Staatshaushalte  und  vom 
Deficit  anzokntlpfen.  * 

In  diesem  Abschnitte  sind  nun  gewisse  oberste  Grund- 
sätze för  die  Sicherung  des  Gleichgewichts  im  Staats- 
haushalte aufzustellen.  Es  handelt  sich  dabei  zunächst  um 
Gmndsittze,  deren  Befolgung  die  Vermeidung  eines  Deficits 
iwiBehen  Ein-  und  Ausgängen  oder  eines  sogen.  Cassen- 
Deficits  sichert.  Dieses  Ziel  kann  auf  die  Dauer  nur  erreicht 
werden,  wenn  für  ein  richtiges.  System  von  Eingängen  in  der 
Fioanzwirthschaft  gesorgt  wird.  Deshalb  müssen  Grundsätze  für 
die  Wahl  der  passenden  Eingänge  abgeleitet  werden.  Solche 
lassen  sich  nur  in  der  Weise  finden,  dass  die  einzelnen  Eingänge 
ilen  verschiedenartigen  Ausgaben  der  Finanzwirthschaft  angepasst 
werden.  Daher  muss  eine  Analyse  der  Ausgaben  oder  des 
Finanzbedarfs  nach  dem  Qesichtspnncte,  ftlr  jede  Ausgabeart 
die  geeigneten  Deckungsmittel  zu  ermittelu,  erfolgen.  Diese  Analyse 
tohrt  za  emer  Unterscheidung  von  ordentlichen  und  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  (in  verschiedenem  Sinne  des  Worts). 

^)  Wagaer,  Gnmdl.,  Kap.  2,  Absclm.  4  o.  ä. 
A.  Wftf  B«r.  FinuiwbMuek.  L  T 
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Die  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Decknngsmittel  des 
modernen  Staatshaushalts  sind  Steuern  und  Staatsschulden. 
Die  Untersttcfanng  muas  sich  daher  vomemlieh  auf  die  Wahl  dieser 
beiden  Arten  von  Eingängen  erstrecken.  Dabei  ist  an  die  genannte 
Unterscheidung  der  Ausgaben  anzuknüpfen.  Zugleich  muss  aber 
auch  der  Fall  der  Unzulänglichkeit  der  Benutzung  des 
Staatscredits  erörtert  und  nach  Hilfsmitteln  zum  Ersatz 
in  einem  solchen  Falle  geforscht  werden.  Nach  Erledigung  dieser 
Puncte  ist  dann  die  Lehre  vom  Deficit,  insbesondere  vom 
eigentlichen  Deficit,  zum  .Abschluss  zu  bringen. 
Im  Folgenden  wird  somit  behandelt: 

I.  Das  Gleichgewicht  in  Ein-  und  Ausgängen  nnddas 
Cassendeficit,  §.  51—53. 

II.  Die  Unterscheidung  Ton  ordentlichem  und  ausser* 
ordentlichem  Finanzbedarf,  §.  54 — 56. 

III.  Die  Wahl  der  Eingänge  oder  Decknngsmittel -für 
den  Finanzbedarf,  speciell  die  Wahl  zwischen  Stenern  und 
Staatsschnlden,  §.  57 — 63. 

IV.  Die  Fälle  der  Unzulänglichkeit  derBenatznng  des 
Staatscredits,  §.  64—66. 

V.  Begriff,  Arten  und  Umfang  des  Deficits,  §.  67.*) 

*)  la  cleo  früheren  Auflagen  ist  der  hier  als  3.  Abschnitt  des  1.  K.  I.  B.  aofge- 
nommene  Gegeostand,  soweit  er  Qberhaapt  tod  Eaa  beracVsichtigt  Turde,  im  1.  Ab- 
schnitte des  3.  Bachs  (Vcrhältoiss  der  Einkünfte  m  den  Ausgaben  des  Staats)  §•  463 
bis  470  nnd  theilveise  im  2.  Abschnitte  dess.  Bachs,  in  der  Lehre  Ton  den  Stutt- 
scbolden  §.  471  ff.,  behandelt  worden.  Ton  der  einen  Art  der  Onterscbflidimg 
zwischen  ordentl.  u.  ansserordentl.  Einnahmen  sprach  Raa  in  §.  39 — 41  (5.  Ausg.)- 
Bei  der  principiellen  Bedentong^  der  hier  zu  erörternden  Functe  für  die  Lehre  von 
den  Einnahmen  erschien  es  richtiger,  diesen  Ge^nständen  eine  andere  Stelle  im 
System  zu  geben.  Dadurch  wird  einmal  die  inofire  Yerbindang  zwiscliea  den  Lehren 
von  den  Ausgaben  und  von  den  Einnahmen  tiefer  begrOndet.  Sodann  wird  inneriulb 
der  Aasgaben  die  Grenzlinio  gezogen,  bis.  zu  der  die  otdentlidien  Einndimaa  vstet 
allen  Dmstinden  ausgedehnt  werden  mtlssen.  Man  gewinnt  also  erst  ein  Hua  für  diese 
Einnahmen  insgesammt,  das  bereits  feststehen  mnss,  wenn  die  Frage  nach  der  Wahl 
der  einzelnen  Arten  der  ordentlichen  Einnahmen  (und  daronter  auch  der  einzelnen 
öteuerarten)  beantwortet  werden  soll.  Denn  sehr  oft  muss  eine  an  sich  bessere  (oder 
wenigstens  minder  nngünstige)  Einnahmeart  gegen  eine  schlechtere  zurUcIigestellt  oder 
diese  doch  noch  neben  jener  beibehalten  werden,  weil  die  erste  zur  DecJtiing  der 
Ausgaben  nicht  hinlänglich  ergiebig  gemacht  werden  kann.  So  sind  z.  B.  die  wich- 
tigsten indirecten  Verbrauchsabgaben  schon  deswegen  nicht  zu  entbehren,  weil  man 
mit  den  im  Ganzen  vorzuziehenden  directen  Steuern  wegen  der  diesen  letzteiwi 
inhärenten  Mängel  nicht  wagen  kann,  einen  sehr  viel  grosseren  Theil  der  Staalsaua- 
gabes  za  decken.  Bei  <^er  kleinen  Staatsansgabe,  welche  noch  dazu  etwa  zn  einem 
eriieldielien  Theil  ans  sosserordentliclien  Aosgmben  besteht,  kann  dagegen  mitiu^ 
auf  indirecte  Steuern  reizichtet  werden.  Dieser  ZuBammenhang  zwischen  dem  Vmafif 
nnd  der  Beschaffenheit  und  Widnng  der  Ausgaben  einei^  und  der  VaU  der  einzebefl 
Einnahmaarteti  andererseits  ist  bisher  meistODS  zu  venig  beachtet  worden.  Für  diesen 
ganzen  dritten  Abschnitt  ist  zn  verweisen  auf:  A.  Wagner,  Ordn.  d.  Osten.  Staats- 
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L  —  §.  51.  Das  Gleichgewicht  zwischen  Ans-  nnd 
Eingftngen.  Deijenige  Betrag  des  Finanzbedarfs,  welcher  tUr 
eine  Rechnnngsperiode  (Jahr)  einmal  festgestellt  worden  ist  (s.  o. 
i-  38),  rnoss  durch  Eingänge  der  Finanzwirthschaflt  in  derselben 
Periode  gedeckt  werden.  Diese  Eingänge  mflsseo  femer  in  den 
Zeitpnncten,  wo  die  Äosgaben  zu  machen  sind,  verfügbar  sein. 
Dsher  müssen  sich  die  Eingänge  einer  solchen  Periode  in 
ihrer  Hohe  nnd  ihren  Fälligkeitsterminen  genau  nach 
der  Höhe  nnd  den  Fälligkeitsterminen  der  festge- 
stellten Ausgänge  richten  oder  mit  andern  Worten  —  da 
dies  anf  beiden  Seiten  romemlioh  in  Betracht  kommt,  —  es  wird 
iosofern  die  Einnahme  durch  die  Ausgabe  bestimmt. 
IKeser  oft  missverstandene  nnd  wegen  seiner  vermeintlich  sehr  be- 
denklichen practischen  Conseqnenzen  (§.  53)  vielfach  bestrittene 
ättz  ist  ein  im  Grunde  selbstverständliches  oberstes  (formelles) 
fostnlat  der  Finanzpolitik  für  die  richtige  Ordnung 
des  Staatshaushaltes.')  Wird  es  vernachlässigt,  so  tritt  ein 
Casieadeficit  ein,  d.  h.  die  laufenden  Eingänge  (nnd  insbe- 
lOBdere  Einnahmen)  reichen  zur  Bestreitung  der  laufenden  Aus- 
gaben nieht  ans.  Dann  muss  entweder  die  ganze  Staatsthätigkeit 
in  Stocken  gerathen,  oder  da  dies  nicht  angeht  und  da  selbst 
einzelne  einmal  nnternommene  Staatsthätigkciten  nicht  ohne  grosse 
Störung  nnd  Nachtheile  plötzlich  eingestellt  werden  können,  so 
fUnt  ein  solches  Cassendeficit  nnr  zu  leicht  zum  schlimmsten 

bualL  S.  1—63,  ders.  im  Artikel  Staatsbchulden  im  StaatsTSrierb.  X,  S.  1—20,  Al>- 
Kkoitt  I,  and  in  dm  Art  Staatsliauflli.  u.  Stsatsschnldea  im  HandwOrterb.  d.  ToUo-  > 
viitiiscbafitsL  TOD  Bentzsch,  velchen  ET^rterangen  im  Text,  ia  einig.  Pnocten  ziemlich 
vftitUch,  gefolgt  worden  i^t  In  der  6.  Aufl.  hatte  ich  diese  Lehre  an  den  Schluss 
des  Buchs  tod  den  Staatsaussaben  gesteUt  {§.  tt2— 8;jd,  S.  19S~-243).  Ich  habe  ihr 
jetzt  eine,  vie  mir  scheint,  noch  richtigere  systematische  Stellung  gegeben  und  zu- 
^ch  die  damals  noch  davon  getrennte  Ertkrterung  über  den  ordentl.  u.  ausserordenü. 
[iedJif  (§.  39— 41d,  S.  6"^  ff),  wof&n  jene  Lehre  vom  (jlcichgewicht  im  Staatshans- 
ksHo  and  der  Deckung  des  fiedads  anzuknüpfen  hat,  nunmehr  unmittelbar  in  diesen 
^t.  Abschoitt  eingefügt  —  Auch  Stein  bat  einem  analogen  Abschn.  in  d.  S.  Aufl. 
«.  FinuzwiNewch.  jetzt  eine  andere  Stelle  im  System  gegeben  (S.  36  S.)  und  neb 
Iber  du  Wesen  des  Deficits  näber  ausgelassoo.  Seine  Polemik  gegen  meine  Unter- 
I  Scheidung  der  Deficite  bat  mir  zu  Jieiner  sachlichen  Aendeiung  Anlaas  gegeben.  Seine 
'  wtaig  loyale  Behandlung  meiner  Arbeit  (wo  er  übereinstimmt,  citirt  er  sie  als  „Bau". 
TO  er  ^ubt,  polemisiren  zu  können,  weiss  er  mich  stets  zu  nennen,  obgleich  das, 
ras  er  angreitt,  oft  nicht  von  mir,  and  was  er  lobt,  oft  nicht  von  Bau  heirohrt)  und 
wln  gefli^ntlicbes  Terschweigen  meines  Namens  in  anderen  Fällen  wird  mich  nicht 
hindern,  ihm  gegenüber  Objectirität  zu  bewahren. 

^  S.  darttber  Wagner,  Ordn.  a.  a.  0.  S.  1  ff.,  12  C,  Art.  Staatshauah.  S. 
Kau  in  d.  5.  Aufl.  der  Finanzwisseoschaft  §.  469,  v.  Malchus  II.  S  ff.,  SchOn, 
ijfuadK.  S.  20  ff..  Mnrhard,  Tb.  u.  FoUt  d.  Besteuerung  S.  103—131,  Umpftiii- 
btcb,  Finanzwiss.      4,      18»  S.,  Hock,  öff.  Abgaben  g.  7,  S.  90  ff. 

7» 
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Schnldenmachen ,  z.  B.  in  der  Foim  der  Papiergeldansgabe,-  oder 

zum  Verochleudem  von  Staatseigenthum  in  ganz  planloser,  unge- 
rechter und  verderblicher  Weise,  sowie  in  Rückwirkung  hiervon  oft 
zu  um  so  geringerer  Sparsamkeit  im  Staatshanshalte ,  daher  xa 
neuer  Vergrösserung  des  eigentlichen  Deficits  (s.  u.  §.  67).*) 
Namentlich  unterbleiben  etwa  contractUche  Zahlungen  z.  B.  an  die 
Staatsgläubiger,  Beamten,  Lieferanten  n.  s.  w.,  wobei  die  anbillig- 
sten Verkürzungen  dieser  Personen,  welche  doch  ihrerseits  dem 
Staate  Leistungen  gemacht  haben  oder  selbst  noch  fortwährend 
machen,  hervorgehen.  Ein  solcher  Znstand  fHbrt  natürlich  zir 
grösBten  Unordnung  und  leicht  auf  Jahre  hinaus  zum  schlimmsteii 
chronischen  Deficit  und  damit  zum  Ruin  der  Finanzen  und 
des  Staatscredits.'^) 

%.  '52.  Zur  Vermeidung  eines  Cassendeficits  und  der  es  be- 
gleitenden Uebelstände,  femer  ebenso  zur  Vermeidung  von  zweck- 
losen, unverwendbaren  Ueberschtlssen  im  Staatshaushalte  wird  Hir 
die  Daner  als  Regel  die  Gleichheit  der  Eingänge  and  Aas- 
gänge in  der  betreffenden  Rechnnngsperiode  zu  erstreben  sein. 
„Darauf  wird  in  der  Weise  hingewirkt,  dass  man  im  Voraus  fllr 
jede  Reohnangs-  oder  Finanzperiode  (z.  B.  Jahr)  und  itlr  jeden  ein- 
zelnen Zeitabschnitt  in  derselben  die  Summe  der  vorzunehmendeo 
Ausgänge  festsetzt  und  damit  die  zu  erwartenden  Eingänge  ia 
Uebereinstimmung  bringt.  Eine  solche  Voransbestimmnog  der  in 
einem  bevorstehenden  Zeiträume  zu  machenden  Ausgänge  und  der 
zu  ihrer  Bestreitung  dienenden  Eingänge,  nach  Regierangsbeschlnss 
zusammengestellt  und  eventuell  der  Volksvertretung  zur  Geneh- 
migung vorgelegt,  nach  erlangter  Genehmigung  von  der  Staats- 
gewalt als  Staatshaushalts-  oder  Finanzgesetz  der  Periode  verkündet 
and  dadurch  als  Richtschnur  fttr  die  Finanzverwaltung  vorgeschriebeo, 
faeisstVoranschlag,  Budget,  Etat«)"  (Bau  §.465).  Ein  solcher 

*)  „Ist. die  HsTEschaft  der  Deficite  eingelffocliai,  ist  man  am  dne  ViomU  na 
MillioDea  rom  OleichgeTicht  entferat,  da  erscheint  jede  ErspaniiK  im  Kleinen  oiUiUte. 
man  ervartet  die  Bettnog'  von  so^.  grossen  Hasnegeln  und  ein  Geist  der  Unwittb- 
scbaft  und  Sorglosigkeit  bemäditigt  sich  der  Finahzrenraltnng",  Hock,  OfientL  Abg- 
S.  33,  mit  d.  gewiss  sehr  riebt  Urtheil  Uber  Kobeck.  dem  spars.  österr.  Minister  in 
(Üeicligcwichtszeiten ,  and  Bruck,  der  in  der  Defidtirirthscliaft  bloss  Millionen 
beachtete. 

')  Der  Aasdruck  Deficit  (engl,  deficiency,  französ.  aach  decoovert,  deutsch  ndt- 
anter  Ausfall,  s.  Ran  in  Weicker's  Staatalex.  3.  Aofl.  IV,  530)  wird  Im  gewOhnüchen 
Leben  und  selbst  im  Staatsrecbniingswesen  in  reTScliiedenem  Sinn  gebraucht,  woraus 
oft  irrige  Ansichten  aber  die  Lage  eines  Staatshaushalts  faerroq^ehen.  S.  Q.  §■ 

')  Etat.  wofUr  früher  in  Dentschland  das  lat  statns  gebraucht  varde.  Budget, 
eigentlich  im  Engtiscbcn  ein  Sack,  Beutel,  von  dem  altCnnzOs.  bouge  nad  dem  bocd 
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ist  ToUeods  im  Staatshaashalte  die  Vorbedingung  einer  guten 
Virtbsehaftsfllhmng.  „Er  enthält  bei  den  Ausgaben  die  Erlanbniss, 
«ie  bis  zu  der  bestimmten  Summe  vorznoebmen  (die  sog.  Credite 
dweiozebien  Verwfütungsabtheilangen,  Ministerien,  Behörden  n.  s.  w.)." 
Dabei  pflegen  nähere  staatsrechtliche  Vorschriften  zn  bestehen,  ob 
ood  welche  Uebertragungen  von  Crediten  (Transf eri rungen, 
Viremeots)  von  einem  Zweige  zum  anderen  in  Folge  von  Er- 
spunngen  oder  Minderausgaben,  welche  in  einer  Abtheilung  ge- 
macbt  sind,  der  Regierung  allein  vorzunehmen  erlaubt  sein  soll. 
Der  Voranschlag  führt  femer  die  Eingänge  und  Einnahmen  nach 
dem  mathmasslichen  Ertrage  der  einzelnen  Quellen  auf.  Dieser 
Ertrag  hängt  ron  der  gegebenen  Bescbafifenheit  dieser  Quellen,  bei 
aaeni  Theile  der  Steuern  Ton  dem  Entrichtungsfnsse  und  sonst  im 
gemeinen  von  der  ganzen  Lage  der  Volkswirthschaft,  der 
Pfl&tik  n.  s.  w.  ab  und  mnss  auf  Grund  der  bisherig'en  Erfahrungen 
Mte  Berücksichtigung  der  Zeitverhältnisse  möglichst  objectiv  fest- 
gotdt  werden.  Die  constitntionelle  Budgetwirthschaft  und  die 
VeniDbamng  zwischen  Regierung  und  VolksvertretDng.(§.  33)  über 
^  m  letzterer  Angehend  durchgeprüfte  Budget  bietet  auch  fUr 
<iie  Vermeidung  eines  Caasendeficits  wiedernm  besondere  Bürgschaft 
die  Regierang  wird  leicht  geneigt  sein,  die  Ausgaben  zu 
oiedrig,  die  Einnahmen  zn  hoch  za  veranschlagen,  während  die 
VdiuTertretnng  Öfters  der  entgegengesetzten  Annahme  huldigen 
wird.  Oder  auch  umgekehrt  In  ähnlicher  Weise  wie  der  Staat 
btben  auch  die  Staatenverbindungen  (§.  39)  und  Selbstverwaltungs- 
kßrper  Budgets  aufzustellen. 

§.  53.  Der  Voranschlag  eines  geordneten  Staatshaushalts  muss 
in  djer  Regel  in  Ausgang  und  Eingang  bilanciren,  d.h. 
^eide  letztere  einander  decken,  wenn  nicht  aas  besonderen 
GrSoden  ein  Eingangsflberschnss  erzielt  werden  soll. ')   Das  Ver- 


jda  ObUchen  lioiigettet  sodsDii  in  der  eng^.  FulamenfsspTache,  v^Ksd  der  DelwigibB 
^  Actenstücke  in  eiiüiD  solchen  BebÜter,  der  vom  Kanzler  der  Schatzkammer  d«m 
Ftriiment  TorgeU^  Etat  (daher  Campe'B  vaaderUche  Uebetsetznnj^:  Bedar&tasche)^ 
läliaiiBcb  prerentiro  im  Gegensatz  von  consontiro,  den  Becbnnngser^bniBsen  des  ver- 
imtim  Jahn.    Welcker's  Staatsiez.  3.  ÄnH.  HI,  115  Art  Bndget  ron  E.  H.  San. 

*)  Ein  solcher  kann  etra  zur  Änlegnng  eines  Staatsschatzes  bezveckt  verden. 
^  0-  §.  6ä.  Die  (abBicbtliche)  HerbeuDhran;  ron  üebeisc^itssen,  um  Kapitalien  ver- 
'^d  lozolegeo  daians  ein  Einkommen  zu  gewinnen  (Tie  z.  B.  zur  Zeit  Trajan's 
Born  nach  den  Briefen  des  jttngern  Flinins  X,  62  ÜeberscbUsse  zum  Ankanf« 
'BD  Lindereien  and  zum  Ausleihen  verwendet  wurden,  wobei  der  Staat  kaam  deasetben 
Zusfoss  wie  Private  erlangte;  oder  wie  im  IB.  Jahrh.  schweizer  Cantone,  besond. 
B^TD  bedeotendere  ActivKa|dtaIien  anslieben)  —  ist  fOr  unsere  Zeit  nnd  ftlrMittel- 
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bleiben  eines  (CasBen-)  Defioits  im  Bndget  ist  nnr  dann  inlässig, 
wenn  für  alle  Fälle  Eingangsqnellen  zur  Disposition  gestellt  sind, 
ans  denen  das  Deficit  rechtzeitig,  sobald  es  wirklich  eintritt,  mit 
Sicherheit  gedeckt  werden  kann.  So  wird  z.  B.  in  der  constitu- 
tionellen  Bndgetwirthschaft  öfters  der  Regiemng  gestattet,  kleine 
bndgetmässige  Deficits^  die  vielleicht  nicht  einmal  wirkliche  werden, 
eventoell  dnrcb  Anfnahme  einer  (z.  B.'  schwebenden)  StaatsschDld 
bis  zn  dem  wirklich  nöthig  werdenden  Betrage  zu  decken.*)  Aber 
sonst  gilt  recht  eigentlich  hier  der  Grundsatz,  dass  der  einmal 
als  in  der  Finanzperiode  nicht  redncirbar  bewilligte 
Finanzbedarf  folgerichtig  die  Bewilligung  der  voll- 
ständigen Bedeckung  dieses  Bedarfs  durch  die  daza 
erforderlichen  Eingänge  in  der  Periode  in  sieh  scbliesst. 

Diese  bndgetmägsige  nnd  wirkliche  Bilancirang  von  Aosj^gen 
und  Eingängen  ist  das  einzige  Mittel  zur  Vermeidung  eines  ver- 
derblichen Cassendeficits  und  eine  Gonseqnenz  des  in  §.51  aufge- 
stellten Postulats  nnd  des  eben  formnlirten  Satzes.  Der  Einwand, 
dass  damit  eine  „rücksichtslose  Steigerung  der  Einnahmen  gerecht- 
fertigt" werde,  trifft  nicht  zu.  Wenn  die  Einnahmen,  also  insbe- 
sondere die  Steuern,  jetzt  schon  druckend  hoch  sind  oder  es  bei 
der  Erhöhung  auf  den  Betrag  der  Ausgaben  werden,  so  müBsea 
nur  zuvor  die  letzteren  vermindert  oder  andere  Eingänge,  z.  B. 
ans  Creditoperationen  fitr  zulässig  und  erreichbar  befunden  werden. 
Die  sorgfältigste  Prüfung  hierüber,  die  Nachforschung,  ob  nicht 
wenigstens  ein  Theil  der  Ausgaben  verschoben  werden  kann,  ist 
dann  dringend  geboten.  In  der  Regel  ist  jedoch  überhaupt  eine 
beträchtliche  Verminderung  der  Ausgaben  schwer  durchzusetzen 

nnd  WestenropaDQrs^r3ettenpas8eDd(§.229,230).  DieKapitaliea bleiben  vielmeliriMSser 
in  den  Händen  des  Volks.  Zufällige  UeberachUsse  sollen  daher  kttnfligeü  Fiouiz- 
perioden  zn  Gute  kommen  und  zur  Termiiiderung  der  Steuern  oder  zur  Schuldentilgpng 
benutzt  werden.  (Kau.)  Nur  wenn  man  etwa  eine  tief»  greifende  Umgestaltnag  in 
der  Organisation  der  Volkswirthschaft  beabsichtigte  nud  zo  diesem  Zwecke  Kapital 
ans  Fhvathänden  in  die  VerfUgang  des  Staats  hinüber  leiten  wollte.  kAnnte  die  Er- 
zielung ktlnstlicber  Ueberschilsse  emstlicher  als  Mittel  hierzu  in  Frage  kommen. 

")  Z.  B.  da»  im  B.  d.  Norddeutschen  Bundes  f.  1870  bei  75-90  MilL  Tblr. 
Ausgaben  ferbliebene  Deficit  von  1*25  Mill.  Thlr.  wurde  zur  Deckung  auf  einen  Theil 
einer  BuDdesanleiho  (meist  Schatzscbeine,  Ges.  r.  9.  Novemb.  1S6T)  angewiesen.  Im 
Deutschen  Reiche  wie  inPrensBeu  wird  jetzt  gewöhnlich  zur Beseitigang eines 
zeitweiligen  Cassendeficits  während  der  f^anzperiode,  das  —  auch  bei  BUuciruBg 
des  Jahresetats  in  Ein-  nnd  Ausgang  —  in  Folge  der  zeitlichen  ■Verschieden- 
heit der  Ein-  und  Aasgänge  entsteht,  die  Ausgabe  von  Schatzan  weisun gea  bis 
zu  einem  Maximum  in  dem  jedesmaligen  Gesetze  Uber  die  Feststellung  des  Jabres- 
ctats  ertaubt  (z.  B.  Reichsges.  über  d.  Eut  1S76  v.  25.  Dez.  1876,  §.  S,  24  Mill.  M.)- 
In  den  Niederlanden  schlieesen  die  Budgets  öfters  mit  kleinen D^cits  ab,  Air  die 
Schatzsdieine  zrätweise  ausgegeben  worden  dürfen. 
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ider  sie  kann  wenigstens  nicht  sofort  IHr  die  berontehende  Finanx- 
periode  erfolgen.  Alsdann  moss  dennoch  fllr  jetet  dieser  Äusgabe- 
betiagaUdie  feste  Grösse  betrachtet  werden,  nach  der  sich  die 
Eiigäoge,  bez.  die  Einnahmen  anbedingt  richten  müssen.  In  der  con- 
iätittioDellen  Badgetwirthschafl  adoptirt  die  Volksvertretang  damit 
Boehniefat,  wie  man  oftmals  in  dieser  Frage  eingewendet  hat^  dieganze 
ngiemugsseitige  Anffassnng  der  Staatszwecke,  die  zur  Verwiri:- 
lichnng  der  letzteren  eingeschlagene  Politik  und  das  bestehende 
Yerwaltnogssystem.  Sie  erkennt  vielmehr  nnr  mit  der  Bndgetbe- 
wüligaDg  an,  dass  ftir  die  jetzige  Finanzperiode  der  Bedarf  nicht 
IQ  verändern  ist,  folglich  im  Interesse  der  Änfrechterfaaltnng  der 
Oidnnng  im  Staatshaushalte  auch  Einnahmen  in  entsprechender 
Höbe  eröffnet  werden  mttssen.'') 

IL  ~  §.  54.  Die  Scheidung  des  Finanzbedarfs  in 
otilentlichen  nnd  ausserordentlichen.  Unter  den  verschie- 
^  Eintbeilnngen  dieses  Bedarfs  ist  die  ebengenannte,  und 
nvm  der  unten  entwickelten  zweiten  Bedeutung  des  Worts,* 
TN  irincipieller  Tragweite  für  die  richtige  Ordnung  des  Staats - 
twihltB,  weshalb  hier  näher  auf  sie  einzugehen  ist  Diese 
ßitbeilimg  wird  in  einem  dreifachen  Sinne  genommen,  einmal 
udeajoan  auf  die  Zeit  des  Eintretens  des  Bedürfnisses, 
flrirekhes  eine  Ausgabe  bestimmt  ist;  zweitens,  indem  man  auf 
die  Daner  der  mit  einer  Aasgabe  erzielten  Wirkungen 
^bt;  drittens  hat  die  Unterscheidung  noch  eine  staatsrecht- 
lictie  Bedeotnng. 

1)  Erste  Unterscheidung. ^'') 

„a)  Ordentliche  Ausgaben  sind  hier  solche,  welche  im  regel- 
°>Ü8tgen  Gange  des  Staatslebens  jährlich  oder  doch  in  be- 
stimmter Periodicität  vorkommen,  daher,  einem  fortdauernden 
BedOifiiffise entsprechend,  sich  genau  voransbestimmen  lassen. 
^  ist  deshalb  zweckmässig,  zu  ihrer  Deckung  Einkünfte  von  gleicher 
Fortdauer  and  Höhe  aufznsnohen"  (Bau  §.  39). 

b)  Ausserordentliche  Ausgaben  treten  dagegen  in  Folge 
eines  besonderen,  nicht  vorauszusehenden  Bedürfnisses  in 
«Dem  Zeitpuncte  unerwartet  hervor,  z.  B.  bei  einem  Kriege, 


*)  S.  Uber  die  von  den  Früheren  oft  unnfltz  complidrte  Streitfrage  die  g.  51 

Am.  3  därten  Schriften. 

^]  Rag,  5.  Aufl.,  9-  39—41  hat  nur  diese,  aber  nicht  -ganz  correct;  ebenso 
ii  der  6.  Ausg.  §.  89^41  nock  nicht  ganz  riohtig.  —  Siehe  anch  Halchns, 

Rh.  11,65.  B—  B 
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einem  plOtelicfaen  NAthstand.  Sind  hier,  wie  gewöhnlich,  grosse 
änmmen  znr  Deckung  erforderlich,  so  müBsen  ansserordenÜlGhe 
Hilfsmittel  in  Bewegung  gesetzt  werden.  In  einem  :gi;08seren  Staats- 
hanshalte kommra  aber  auch  zahlidche  kleinere  Posten  solcher 
ansserordentUchen  Ausgaben  vor,  die  sich,  wenigstens  im  Ganzen, 
mit  einiger  Regelmässigkeit  wiederholen.  DaAir  kann  man  einen 
Einnahmebetrag  schon  nach  dem  Budget  als  freiverfUgbaren 
HilfsTorrath  (Reservefonds)  in  Bereitschaft  halten^')  oder 
die  Regierung  zur  Ausgabe  ron  Schatzscheinen  ermttohtigen. 

Diese  kleinen  Posten  ausserordentlicher  Ausgaben  sind  dann 
den  sogen,  unständigen  unter  den  ordentlichen  Ausgaben 
verwandt 

„Man  nennt  nemlich  diejenigen  Ausgaben,  die  von  Jahr  zq 
Jahr  mit  gleicher  Summe  bestritten  werden  können,  ständige, 
während  die  unständigen  von  wechselnder  Grösse  sind.  Zar 
Erreichung  mancher  Zwecke  wird  nach  Umständen  bald  eine 
grössere,  bald' eine  kleinere  Menge  von  Mitteln  nothwendig,  z.  B. 
bei  Bankosten,  Diäten,  Prämien,  Strafprocesskosten.  Um  aber 
doch  fttr  zureichende  Einkünfte  schon  vorher  einigermassen  sorgen 
zu  können,  bildet  man  sich  bei  den  uDsUbidigen  Aasgaben  wenig:- 
stens  eine  Vermntfaung  Uber  ihre  wahrscheinliche  Grösse,  im  Anhalt 
an  den  Durchschnitt  aus  den  vorhergehenden  Jahren  und  anter 
Berticksiehtignng  der  steigenden  oder  fallenden  Richtung  der  Jahres- 
snmme  dieser  Ausgaben. 

„Wo  vielerlei  unständige  Ausgaben  vorkommen,  da  kann  man 
bei  sorgfältig  gefertigten  Ueberschlägen  hoffen,  dass,  wenn  ein  Theil 
der  ersteren  den  Anschlag  übersteigt,  dagegen  an  andern  etwas 
erspart  werden  wird.  Da  es  jedoch  nicht  sicher,  dass  beide  Fälle 
sich  gerade  ausgleichen,  so  ist  auch  um  der  unständigen  ordent- 
lichen Ausgaben  willen  ein  Hilfsrorrath  nützlich,  dessen  Grösse  im 
VerhältnisB  zum  ganzen  Staatsanfwande  nach  den  Umständen  zD 
bemessen  ist  oder  die  Emission  von  Schatzscheinen  erfolgt  auch 
hier.       Lassen  sich  unständige  Ausgaben  ohne  andere  Kachtheile 

")  Nach  dun  hkanoT.  GnindgeEetz  t.  18SS,  §.  143,  sollte  ein  Beserrecredit  roa 
5  Froc.  des  ganzen  Änsgabebndgrets  zar  yerfugnng'  des  GesammtminiBteriums  bereit 
sehalten  Verden. 

")  Letzteres  ist  in  Ur OBsbritannien  nud  Frankreich  schon  lange  die  Reg«'- 
Wenigstens  in  unseren  heutigen  Grossstaaten  ist  die  Ausgabe  von  Schatzsc  hoinen 
ein  passendes  Mittel ,  solche  HiUsvorrtithe  zn  ersetzen  oder  zo  erg&nzen ,  s.  Ann-  ^• 
In  Pienssen  war  sonst  ein  ansehnlicher  Keserrefonds,  z.  B.  nach  dem  VoranBcbUse 
von  1847  2.S12  000  TiHi.,  er  wurde  aber  anch  za  LandesTerbesserangen  benatzt  nod 
der  üeberschtus  znm  Stai^sschatze  geschlagen.  Netiedicli  sind  nni  nock  300.000  Tblr.. 
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m  stftDdige  amwandeln,  so  ist  dies  für  die  Ordoang  im  Staatshans- 
halte  förderlich."  (Ran;  §.  41.) 

§.  55.  —  2)  Zweite  Unterscheidang. 

Wi^tiger  als  die  eben  besprochene  ist  die  mit  ihr  verwandte, 
aber  d<»eb  scbarf  En  nnterseheidende  zweite  Eintheilang  des  Finanz- 
bedarfs in  ordentlichen  nnd  aasserordentlichen,  wobei 
aaf  das  jnnere  Moment  der  Daner  der  mit  einer  Aus- 
gabe erzielten  Wirkungen  gesehen  wird.'  Diese  Eintheilung 
kt  erst  in  neuester  Zeit  beachtet  und  fllr  die  Theorie  gebührend 
Tcrwertbet  worden.  Ihre  Wichtigkeit  liegt  darin,  dass  sie  zugleich 
deo  Ansgangspunct  ftlr  eine  richtige  Theorie  der 
Finanzbedarfsdecknng,  insbesondere  'ftlr  die  Beantwortung 
dw  Frage  über  die  principielle  Zulässigkeit  und  den  Umfang  der 
Benntznng  des  Staatscredits  statt  der  Besteuerung  bildet") 

Für  die  Scheidung  der  Ausgaben  nach  dem  angeführten 
Vnneot  lässtsich  der  Begriff  des  umlaufenden  und  stehenden 
Kapitals'')  auch  auf  die  Finanzwirthschaft  anwenden,  wenn  die 
Ofaietoigkeit  der  VerMUtnisse  auch  keine  ganz  Tollstftndige  ist 
ESnae^  sind  zu  unterscheiden: 

a)  Ordentlicher  Finanzbedarf:  die  periodische  regel- 
miasige  Zafllhmng  nmlanfenden  Kapitals  in  den  Staatshaushalt, 

4iaa  400.000  als  Haapt-extra-ordinariam  des  Finanzministeriams  aaf^nommen. 
Baiern  hatte  1855—91  650.000  6.  Reserrefonds  auf  4S  MilL  fl.  Ausgalwn  nach  Ab- 
la;  der  FinnahmaVoeten,  also  l'/i  Ptoc,  fur  1868  and  60  sind  je  1.818.000  fl.  als 
Reicbsreaervefcmds  bei  58*/,  Mill.  reiner  Staatsansgabe  aagesetzt.  also  3*1  Proc,  für 
1^74  a.  75  nur  0'9U  HllL  Hxk.  bei  ein»  eigoDtl.  Staatsaasgabe  v.  136-8  Hill.  Mric. 
Sachsen.  Ä.  1874—75  0*42  Mill.  Hik.  Besenefonds  bei  47-49  MiU.  Mrk.  tiesammt- 
Mmgahe.    Wartemberg  f.  1875—76  105.000  Mrt  bei  4434  MilL  Mrk.  eifentl. 


*")  Zberst  bat  Dietzel,  SysL  d.  Staatsanleihen  1855,  die  Wichtigkeit  diesei  Ein- 
•^täiiUkg  betont  und  sie  fUr  die  Staatsbedar&deckang  rerwerthet.  s.  nam.  S.  90  ff., 
(52  C,  vobei  er  indessen  nicht  genügend  specialisirt,  s.  §.  56.  8.  auch  Umpfen- 
hach,  FinaDzwias.  g.  194,  201,  174.  Ganz  unabhängig  ron  Dietzel  bin  ich  auf  in- 
dactirem  Wege,  spcciell  durch  das  Studiam  der  Ssterr.i  Fioanzrerhältnisse  bei  dem 
Aafsnchen  eines  richtigen  Verfahrens  in  einem  am  chronischen  Deficit  leidenden 
Staatsbaoahalte,  zur  Aamtellong  einiger  Hanptprindpien  fUr  die  Ordnung  der  Finanz- 
•iithschall  gelangt,  vie  sie  ft^her  schon  Dietzel  a.  a.  0.  abgeleitet  hatte.  Nachdem 
ieb  Letzteres  nachträglich  bemerkt  hatte,  habe  ich  Dietzel's  Priorität  offen  aner- 
iaanu  (s-  Vorrede  zq  Wagner,  Ordn.  d.  öaten.  Staalshaashalts),  vas  Dietzel  selbst 
fniher  dankbar  constatirt  hat  Trotz  meines  loyalen  Verfahrens  gegen  D.  ist  der  Sach- 
Todialt  neaerdiogs  so  dargestdlt  worden,  als  sei  ich  einfkch  ihm,  D.,  gefolgt.  —  Ueher 
die  Fra^e  selbst  s.  d.  ai^.  Schrift,  bes.  9.  9—19,  54—68,  ferner  Wagner,  Art 
Scaatsschalden.  Staatsrftrterb.  X,  5 — 10,  n.  Art.  Staatsbanshalt  im  HandvOrterb.  der 
VoIkswTTtliachafttil.  r.  Rentzsch.  Laspeyres,  Art.  Staatsviithsch.  im  StaatswOrterb. 
1.  *4  ff.  Nasse,  Steuern  und  Staataanl.,  Tüb.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  XXIV  (1868) 
I  IT-,  11  ff-  Jetzt  auch  Stein,  Finanzviss.,  3.  Aufl.,  S.  42—49,  ganz  ähnlich  wie 
ich  achoD  in  d.  ff.  Ausg.,  aus  welcher  diese  Partie  hier  ziemlich  wftrtlich  herüber  ge- 
i»aien  wurde  (6.  Ausg.,  §.  41a  ff.). 


S.  Bau.  Volkswixthschaftsl..  8  Anll.  I,g.  131.  Wagner,  Gründl  I.  §.  27,  g.259. 
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d.  h.  der  Äafwaod  an  Gütern,  welcher  innerhalb  einer  Pro- 
dnctions* (Finanz-) Periode  definitiv  im  staatlichen  Productions- 
process  zugesetzt  wirdj  seinem  vollen  Wertbe  nach  in  die 
prodncirten  Güter  (Staatsleiätnngen)  übergebt  und  sich  eben  deshalb 
jährlich  in  demselben  Betrage  wiederholen  mass.  Man 
kann  diese  Ausgabe  auch  die  eigentliche  ordentliche  Aos- 
gabeoderdasKormalerforderniss  nennen.  Dieses amfasstalsdanB 
alle  die  Ausgaben,  welche  sich  durch  den  gegenwärtigen  Be- 
reich der  Staatsthätigkeiten  und  das  in  einer  Finanzperiode  be- 
stehende Verwaltungseystem  jährlich  cet  par.  in  demselben 
Betrage  ergeben,  also  einschliesslich  des  bleibenden  Theils 
der  seit  der  letzten  Finanzperiode  hinzugekommenen  neuen  (ver- 
mehrten) Ausgabe.  Der  Hanpttheil  des  Normalerfordemisses  ist 
Lohn  fUr  die  vom  Staate  gebranchten  Arbeitriuäfte  (Gehalt  der 
Beamten,  Sold  u.  s.  w.),  dazu  kommt  der  sich  regelmässig  wieder- 
holende unmittelbare  Sachgttterbedart'  (RealbediirO.  Auch  die 
Zinsen  (und  Lotterieanlehensgewinnste  als  Ersatz  oder  Verroll- 
ständigung  der  Verzinsung)  der  Staatsschuld  gehören  hierher;  die 
Ausgaben  fttr  Tilgung  formell  rechtlich  je  nach  den  Anleihecon- 
tracten,  nicht  unbedingt  allgemein  finanzwissenschaftlich,  weil  eine 
regelmässige  Schnldentilgnng  nicht  principiell  geboten  ist 

b)  Ausserordentlicher  Finanzbedarf:  der  nnperio- 
disch,  in  grösserem  Betrage  meist  nur  von  Zeit  zn  Zeit  statt- 
findende Aufwand  an  Gttteiti,  dessen  Wirkungen  Ober  die 
laufende  Finanzperiode  hinüberragen.  Hier  ist  aber 
weiter  zweifach  (a  und  ß)  zu  unterscheiden:") 

a)  Die  betreffende  Ausgabe  wird  die  Grundlage  einer 
dauernden  Nutzung,  d.  h.  sie  wird  zn  einer  stehenden  Kapital- 
anlage, so  dass  in  den  folgenden  Finanzperioden  eine  Minder- 
ausgäbe  und  eine  gesteigerte  staatliche  Prodnctions- 
fäbigkeit  eintritt.   Hierher  gehören  zwei  Fälle: 

aa)  Einmal  die  priTatwirthschaftliche  Kapitalanlage: 
alle  Ausgaben  für  die  Erwerbung  (darch  eigene  Errichtung  oder 
durch  Ankanf)  und  tHrdie  Verbesserung  eines  privatwirthscfaaft- 

^)  Es  ist  ein  Fehler  von  Dietzel  a.  a.  0-,  dass  er  nicht  in  der  im  Text  au- 
Segebenea  Weise  weiter  die  aOBSerordentliche  Ausgabe  zergliedert  Dadarcli  gelangt 
er  zu  seiner  viel  za  ireit  gefassten  B^et  fttr  die  Anvendang  des  Staatacredits  statt 
der  Besteuerung  behufs  Deckniw  des  Saabbedub.  S.  A.  Vagoer,  Ordn.  «.a.0., 
S.  3S  S.,  Laspeyies  a.  a.  0.  X,  85,  Masse  a.  a.  0  ,  S.  11.  Anch  Stein,  Finaiu- 
visseosch.,  3.  Aufl.,  S.  46,  47,  vo  jedoch  aooh  die  Begd  fbr  dia  Beaatzong  des 
Staatacredits  zq  absolut  aosgcsprochcD  ist,  ähnlich  Tie  bei  Dietzel 
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Heben  tluteraehmeng^  desBen  Zweck  a  usscblieBslicfa  oder  doch 
ingleich*')  mit  darin  besteht,  dem  Htaate  einen  Reinertrag  zur 
Bestreitung  der  ans  der  Durchflthmng  der  eigentlichen  Staatszweoke 
eolapringenden  Aasgaben  abznwerfen. 

bb)  Sodann  die  staatswirtfaschaftlicbe  Kapitalanlage, 
vodordi  zur  Darcbftthrang   der   eigentlichen   Staats-  . 
sweeke  bestimmte  Staatseinriobtnngen  und  Anstalten  gesehaffen 
oder  verbessert  werden,  welche  alsdann  wie  ein  stehendes  Staat- 
Hebe«  Immaterialkapital  wirklich  die  Grundlage  für  eine  dauernde 
Kttxuig,  fUr  eine  grössere  LeistungsfUhigkeit  des  Staats  anoh  bei 
nebt  wiederholter  Ausgabe  bilden.    Die  Ausgaben,  welche  fttr 
die  erste  Ein-  und  Dorchftlbning  grosser  staatlicher  Befdrmen 
foillbeigehend  in  besonderem  Umfange  erforderlich  sind,  —  wohl 
n  «Dterscheiden  von  denen,  um  welche  sich  etwa  von  da  an  wegen 
«leher  Reformen  das  Normaterforderniss  dauernd  erhöht  — ,  bilden 
^wichtigsten  Fall,  z.  B.  die  Anlage  eines  neuen  Grundstener- 
^Uuters  fUr  die  Finanzverwaltung,  eines  Staatsstrassennetzes,  die 
VflHkne  einer  Jnstizreform,  wie  etwa  die  Ersetzung  der  Patri- 
Mtilgerichte  durch  landesherrliche,  einer  Verwaltangsreform,  einer 
Cnetigebung  über  Ablösung  von  Grundlasten  oder  anderen  wohl- 
«nrorbenen  Rechten,  wobei  der  Staat  etwa  einen  Theil  der  Ent- 
seiiidigongen  auf  seine  Rechnung  nimmt,  einer  Militärreform,  die 
E^aAbnmg  eines  neuen  Bewaffnungssystems,  die  Herstdlong  von 
J'loaeD,  Festungen  u.  s.  w,") 

Wie  ia  der  apUareo  Lehre  von  den  priratvirthscb.  Einnabmen  gezeigt  wird. 
EieW  es  im  modernen  Staate  immer  veniger  rein  priratwirthschaitL  Dateniehmen, 
SBdern  a  spielt,  z.  B.  bei  Forsten,  Eisenbahnen,  ein  staalswirthschaftl.  Gesichts- 
FUct  staifc  mit  Der  Bentebezag  ist  dann  nur  edn  mehr  oder  weni|^r  mitspre- 
<i«der  Zweck. 

")  Beispiele  :*  Anlage,  Änkaaf,  techn.  YerbesBerang  (durch  neae  Kapitalvervf n- 
^ftä)  TOD  FeUgOtan,  FtHBten,  Berg-  and  Hattemrerken,  StutBfiibrtten,  läsen- 
laton  n.  a.  w. 

'^A-  Wagner,  Ordn.  S.  43  C  Hier  statistische  Bospiele  ans  der  grossen 
"iitTT.  inneren  Roformperiode  1849  ff.  Eine  Summe  ron  12—14  BCill.  S.  mag 
1^  -60  bei  der  Jastizreform  in  Oesterreich  als  stobende  staatswirthsciiafUiche 
"pittlanlage  Yerwandt- worden  sein.  S.  anch  Wagner  in  Horn's  Ann.  da  crt^d. 
F»U.  )S6I,  p.  59  ff.  (art.  fin.  de  rAotriche)  n.  Staatswörterb.  VII,  fi06;  «16  ff.  Die 
«i«nte  engl.  Aosgabe  ?on  20  Mill.  Pfd.  St.  für  Entschädignng  der  Sklavenhalter, 
«e  Zoichösse  (oder  Vorschösse)  Rnsslands  bei  der  EmancipatioQ  der  Leibeigenen, 
weZoschttsse  der  Österreich.  KronUnder  bei  der  GmndentJastnng,  Sfanliche  in 
^■tKheo  Staaten  (z.  B.  in  Baden  bei  der  ZehntablOsnng)  sind  wichtige  Beispiele, 
«tfg  weiden  solche  Ausgaben  ftkr  Btaatswirthachaftl.  Kapitalanlagen  nach  l&ngeren 
ZvlMaentumen  (Perioden  der  StabilitU,  BeacÜon)  anf  einmal  in  besonders  grossem 
nothwendig.  Perioden  des  FortsdurittB,  der  Beform,  oft  nach  grossen  politischen 
"^v^Rmgei,  80  Dach  1846,  nach  1866  (nenea  europ.  Infuteriefenenraffensvsten,  rer- 
^««ato  Kanoaeii,  Panzerschiffe  n.  s.  w.).  8.  Wagner,  Ordn.  S.  3,  45  £  nnd  jetzt 
ders.,  Onradlegnng  I.  §,  178.  S.  aDch  unten  Ober  das  Finanzweaen  der 
■ÜMmnnlt  §.  106  C.  bes.  III  ff. 
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ß)  Die  betreffende  Ausgabe  wird  vorttbergehend  in  einzdnen 
Finanzperioden  durch  abnorme,  sich  zeitweilig  der  Verwirklicbnng 
der  Staatezwecke  entgegenstellende  Schwierigkeiten  remrsacht 
Man  kann  hier  nur  gezwungen  und  oft  ganz  und  gar  nicht  tod 
der  Schaffung  stehender  staatlicher  Immaterialkapitalien  darcb 
solche  Ausgaben  sprechen.  Vielmehr  stellen  letztere  in  der 
Regel  grosse  Verluste  an  Sachglltem  und  Henschenkräften  ftir 
die  ganze  Volkswirthschaft  dar.  Der  Hanptfall  ist  stets  der  Kriegs- 
aufwÄnd")  oder  der  ähnliche  för  die  Bewältigung  innerer 
Unruhen.  Mitunter  kann  auch  der  Staatsaniwand  fUr  die  Be- 
kämpfung allgemeiner,  dorch  Eiementarereignisse  bewirkter  Noth- 
stände  (bei  Misswachs,  Ueberschwemmung)  hierher  zählen.") 

Nur  darin  gleicht  diese  Ausgabe,  welche  man  die  eigentliche 
ausserordentliche  oder  die  aosserordenttiehe  im  engeren  Siooe 
nennen  kann,  der  privat-  und  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlage, 
dass  alle  drei  nicht  regelmässig  periodisch  wiederkehren. 
Dadurch  unterscheiden  sie  sieh  auch  von  der  ordentlichen  Ausgabe 
(Normalerfordemiss).  Auch  kann  man,  freilich  immer  nur  ganz 
bedingt,  zugestehen,  dass,  wenn  einmal  eine  solche  eigentliche 
ausserordentliche  Ausgabe  in  einer  Finanzperiode  (Jahr)  voig^ 
kommen,  sie  in  den  folgenden  nach  einer  gewissen  Wahrschein- 
lichkeit ausbleiben  wird.  Insofern  wirkt  also  auch  diese  ausser- 
ordentliche Ausgabe  allerdings  Uber  die  Periode,  in  welcher  sie 
erfolgte,  hinaus.  Aber  eine  Sicherheit,  wie  doch  im  Fall  der 
staatswirthschaftlichen  Kapitalanlage,  besteht  gleichwohl  nicht. 
in  dem  wichtigsten  F^e,  dem  des  Krie^aufwands,  ist  die  wirk- 
liche Sachlage  oft  gerade  umgekehrt:  der  beendete,  sdbst  der 
glticklich  beendete  Krieg  schafft  oft  genug  für  den  Staat  gerade 
eine  Aussicht  auf  einen  baldigen  neuen  Krieg.  'Dies  kann  selbst 
in  jenen  Fällen  gelten,  wenn  ein  Krieg  zu  einem  wohltfaätigen 
staatlichen  Kenbaa  nnd  zu  einem  neuen  Aufschwung  der  nationalen 
Volkswirthschaft  ftthrt.'") 

S.  die  Arno.  15. 

Ceber  die  Tolkswirthndwftl.  WiriniaK  des  Kriegsaafruds  siehe  A.  W»giiet. 
Ordn.  S.  49—53.   (Tgl.  aach  ders.  Rass.  Papienrihr.  Abs<^  I  n.  II.) 

")  Z.  B.  die  flateir.  Staatenntenttttzniig  Unguns  bei  dem  Missirachs  (darcb 
Trockenheit)  in  1863,  desgl.  die  preuss.  Ottpreussens  bei  dem  Misewachs  (dnrch 
Mtoe)  in  1S67,  des^.  die  schveizer.  Gantonalhilfen  bei  der  BhanübenchTeaunnDS 
in  1868. 

")  Die  aach  vo lks wirthschaf tlich  so  segenareiche  Folge  der  niederUnd. 
Befreiangskämpfe  im  16.  Jahrb.,  ebenso  der  deutschen  1813,  des  Kriegs  ron  1866 
in  Deutschland  sind  Beispiele.  Aber  wenn  man  aach  mit  Recht  ia  den  biega 
Prcusscns  gegen  Dänemari:,  Oesterreich  und  Frankreich  die  ürandlage  fax  die  pditiKho 


Digitized  by  Google 


OrdalL  n.  «uttrocdentl.  Ftnänzbedarf.  —  Sbuitsnclitl.  Oatoncbtidon;.  109 

Aach  vom  finanzielleo  Standpancte  aus  wird  man  daher  diese 
luenffdeDtliche  Aasgabe  in  der  Hauptsache  als  einen  Kapital- 
rerUst  zu  behandeln  haben.  Derselbe  kann  nnr  mitunter,  weil 
et  Beb  nicht  periodisch  wiederholt ,  ähnlieb  wie  ein  Elementar- 
■tWei  (oder  wie  etwa  bei  Banken  massenhafte  Verhüte  an  ans- 
stelmdeD  Darlehen  in  einer  Creditkrise) ,  in  einer  Reihe  von 
nsuqterioden  amortisirt  oder  „abgeschrieben"  werden.  Dieses 
Yerftben  bemht  aber  eigentlich  nnr  auf  eber  bnchhalterisohen 
FtctioD,  indem  der  erlittene  Verlnst  einstweilen  theilweise  noch 
ih  ein  GnÜiaben,  oder  ein  Activnm  bloss  in  Rechnung 
ktndtet  wird^),  während  in  dem  Fall  der  privat-  und  Staats- 
«itftaebafUicben  K£^)italanlage  dies^  Activam  auch  wirklich 
eiiitirt.  In  der  Lehre  von  der  StaatB^arfsdecknng  ist  dieser 
VBMtfliefae  Unterschied  zu  beachten.'*) 

S.S6.  —  S)  Dritte  Bedeutang. 

Dit  Btaatsrecfatliche  Bedentang  des  Unterschieds  zwischen 
«ihtffWn  and  ausserordentlichen  Einnahmen  kommt  auf  die  Unter- 
■Mqpdnes  stabilen,  ein  fär  allemal  oder  doch  für  längere 
Amfa  von  den  gesetzlichen  Factoren  (Parlament,  Stände)  be- 
HBf^  Dnd  eines  wandelbaren,  jährlich  (oder  von  Finanz- 
loiris  XU  Finanzperiode)  neu  zu  bewilligienden  Theils  des  Aus- 
fikURanschlags  fainaos.  Namentlich  nach  englischem  Vor- 
Ptft,  der  übrigens  nicht  ganz  allein  steht,  erscheint  es  als  eine 
viÄtige  Aufgabe  des  Öffentlichen  Finanzrechts  (Bad- 
{«tbwilUgnngsfrage),  aus  der  jährlichen  Ausgabe  einen  Theil 
-JlUtsbiles  Budget  auszuscheiden,  der  etwa  nur  von  Zeit  zu  Zeit 
jWv  revidirt  wird,  und  dafttr  bestimmte  Deckungsmittel 
^tewirduchafUiche  Einnahmen,  Stenern)  bleibend  derBegiemng 
Vflrfagnng  zu  stelleif.'^) 


fcJyhurt  DentschUads,  und  insofern  aach  ein  volksvirthschaftliches  Gut  sieht,  so 
^"■^lä  gende  dieses  Beispiel,  vie  so  maocbe  andere,  dass  „ein  Krieg  den 
K^Uut,  oder,  Tie  seit  1871,  za  geb&bien  droht",  im  fOa  unsere  Fnge  ron 

2^  A.  Wagner.  Syst  d.  Zettelbankpolitik,  2.  Ansg.  Fnib.  1873.  S.  96. 
_^.3[>tein  a.  a.  O.  S.  46  £  nntersaclLt  die  Qrfinde  des  m  ihm  sogen,  staats- 
^gMlA  Deficits  Im  Wesentlichen  rmit  denselben  Ei^ebnissen,  Tie  ich  oben 
''^b  Texte  der  §§.  41a— 41c  der  6.  Ausg.  die  conneze  Frage  behandelte, 
•  J9*'-  Malchns,  Vinzaz.  n,  §.  20  (S.  111  ff.).  A.  Wagner,  Orda,  u.  8.  t. 
tSr"*"'  FlnanzTisa.,  1.  Ausg.,  S.  29  ff.,. 3.  Ansg.,  S.  69,  71  ff.  üeber  England. 
£wtoa.a.  0-,  S.  113,  r.  CzOroig,  österr.  Budget  I,  20,  Bergina,  Finanz- 
8.  14,  —  ders.  in  d.  Tub.  Ztsch.  für  Staatsvisa.  1871,  S.  105  (Uber  den 
MMLPoads  handelnd).  Gneist,  engl.  Verraltougsrecht,  2.  Ausg.  II,  769  and 
^9JL8S3— Mö.   Ders..  Badg.  n.  Ges.  nach  d.  constitut.  Staatsrecht  Englands. 

"V7.  Die  Angaben  der  verschiedenen  Schriftsteller  stimmen  übrigens  Uber  di« 
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Das  stabile  Budget  kann  nicht  wohl  die  ganze  ordentliche 
Ausgabe  (in  der  zweiten  Bedentnng,  Konnalerfordernim)  «mfiMHen, 
wohl  aber  einige  Hauptposten  derselben ,  welche  ihrem 
Wesen  nach  längere  Zeit  eine  gleichmässige  Hohe  be- 
halten and  unter  alle^  Umständen  bestritten  werden 
müssen,  wenn  die  Staatsmaschine  ungestörten  Fortgang  habeo 
soll.  Dahin  sind  namentlich  gewisse  aus  privatrechtlichen 
Verpflichtungen  herrührende  Zahlungen,  wie  die  Verzinsung  und 
contractiiche  Tilgung  der  öffentlichen  Schuld")  zu  rechneij. 
Dazu  treten  passend  solche  weitere  Theile  der  ordentlichen  Aus- 
gabe, Über  welche  auch  aus  anderen  Gründen  (z.  B.  um  peinliche 
oder  schwierige  parlamentarische  Verhandlungen  zn  vermeiden  oder 
um  eine  gewisse  Stabilität  der  Behandlung  der  sich  an  diese  Aus- 
gaben knüpfenden  politischen  Fragen  zu  erreichen),  passend  fUr 
längere  Zeit  (selbst  für  eine  unbestimmt  lange  Znknnft)  eine  feste 
Vereinbarung  zwischen  Regierung  und  Volksvertretung  getroffen 
wird.  Wichtige  Beispiele  der  Traxls  und  des  geltenden  öffentUcheu 
Finanzrechtes  sind  die  Bestimmungen  über  CiTillisten,  Kron- 
dotationen u.  s.  w.  (s.  n.  §.  98,  99),  femer  die  „Contingen- 
tirung"  des  Militärbudgets  anf  mehrere  Jahre,  wie  im 
Korddeutschen  Bunde  und  Deutschen  Reiche.  Der  schon  vor- 
handene Begriff  der  Dotation  sollte  hier  in  entsprechender  Weise 


englisch.  Verhältnisse  nicht  ganz  Qberein.  Man  nnterscheidel  zwischen  den  aaf  dem 
Geietz  beruhenden  n.  den  für  den  Dienst  des  Jahrs  bewilligten  Ausgaben.  Di« 
eratwen  betragen  nach  Gneist  jetzt  an  30  Slill.  Pfd.  St.,  vomemlich  fOx  dieZinsoi 
der  Schuld,  ausser  welchen  im  J.  I&64  1.975.139  Pf.  ordentliche  daoernde  Ausgaben 
waren,  bes.  fttr  das  gesammte  Eichterpenonid,  das  ordaitliche  Personal  da  Gesandt- 
schaften und  einige  andre  Aemter.  Diese  Äosgaben  sind  aaf  den  sogan.  consoli- 
diTten  Fonds  angewiesen,  d.  h.  anf  den  Betrag  einer  bestimmten  Reibe  ron  AV 
gaben,  welche  Pitt  1787  in  einen  Fonds  vereinte  and  fflr  jene  Aasgaben  blaibenil 
bewilligen  liess.  Dieser  Fonds  haftet  für  die  betr.  Aasgaben ,  nar  sein  Debetscbuss 
steht  zur  Anweisung  fur  den  Dienst  des  Jahres  offen.  Die  anf  dem  Gesetz  bemhendcu 
Ausgaben  werden  daher  auch  nicht  im  Etat  dem  Parlament  zur  Bewilligung  ro^elegt. 
Ueber  den  consoUd.  Foods  u.  die  ihm  rorangeh.  Gesetzgeb.  s.  Gneist  a.  a.  0.  II.  ^33. 
Die  neueren  Aemter  und  Verwaltnngseinrichtnngen  siad  immer  mehr  anf  die  period. 
Parlamentsbewilligungen  angewiesen  worden  (eb.  S.  ^35).  In  den  Niederlanden 
wurde  vor  der  Trennung  Belgiens  nach  Ges.  r.  24.  Ang.  1615  ein  lOjfthr.  stabiles 
Budget  bewilligt  „fur  alle  ordentlichen,  fixen  und  besOndigen  Ausgaben .  welche  ans 
dem  gewohnlichen  Laufe  der  Dinge  herroigehen  n.  insb.  sieb  anf  den  Friedensstand 
beziehen.-  S.  Malchns  II.  113.  Torschlag  Lafitte's  fbr  Franlcreich  1S27. 
ebendas.  S.  )14. 

^)  A.  Wagner,  Art.  Staatsschulden.  StaatswSrterb.  X,  49. 

*')  Norddeutsche  Bondesrerf.  Art.  60,  Bewilligung  einen  stabilen  MilitäRtatä 
bis  Ende  1871,  17^  d.  BeTÖlkemng  v.  1S67,  225  Thlr.  per  Mann,  Ebenso  Deutsche 
KeichsTerf.  Art.  «l».  a.  auch  Art  ti2,  71.  Dann  Deutsches  Eeichsgea.  t.  9.  Dec  13TI. 
worin  anf  ;t  Jahre,  bis  Ende  1874,  ein  stabiler  MÜit&retat  bewilligt  wurde.  S.  darflb. 
A.  Wagner  im  HolUendorTdcbon  Jahrb.  III,  171  ff. 
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I  WaU  der  De^nngsnüttel  für  den  Finuizbed«rf.  III 

I 

gebildet  werden,  so  dasa  das  stabile  Budget  aus  einer 
keatimmten  Reibe  soleber  Dotationen  bestände.") 
i  Eine  solche  Scheidung  hätte  nicht  nnr  günstige  politische 
Folgen,  sondern  käme  matbmasslicb  auch  den  Finanzen  zu  Gute. 
Denn  das  wandelbare  Bndget  wttrde  dann  nm  so  sorgsamer 
seprflft  werden,  während  jetzt  die  ganze  Prüfung,  schon  ans  Zeit- 
mmgel,  oft  genug  nur  allzusehr  Formsache  ist^*) 

m  —  §.  57.  Die  Wahl  der  Deoknngsmittel  oder  Ein- 
gangsarten ftlr  den  Finanzbedarf.    Durch  die  strenge  Be- 
folgung der  in  §.  51 — 53  entwickelten  Grundsätze  wird  die  Gefahr 
«sea  CasBendeficits  sehr  vermindert  Aber  es  kann  ein  solches 
I  dcnoeh  herrortreten,  wenn  im  Laufe  der  Finanzperiode  in  Folge 
!  iiBTnWgesehener  Umstände  die  Ausgaben  den  Voranschlag  Uber- 
idoeäen  oder  die  Einnahmen  hinter  demselben  zurflckbleiben.  Als- 
kann  man  ron  acutem  Deficit  sprechen  (s.  u.  §.  67).  Nur 
Mkfi  wird  ein  solches  durch  Verminderung  oder  Unterlassung 
nkiiiiter  Ausüben'  aoszugleicben  sein,  was  auch  gar  nicht 
iBMrn  Staats-  und  Volksinteresse  liegen  wttrde.  Meistens  mttssen 
riefaeb  sofort  die  Eingänge  entsprechend  vermehrt,  nöthigenfalls 
Attder  stoekenden  andere  Quellen  eröffnet  weiden,  damit  kein 
Anliehes  Cassendefieit  entsteht.    Alsdann  erhebt  sich  die  Frage, 
af  welche  Weise  und  namentlich  welcherlei  Eingänge 
nissig   gemacht  oder   erhöht  werden   sollen.  Diese 
'  Frage  ist  aber  nur  der  in  der  Praxis  meistens  besonders  schwierige 
I  ad  un  Ktofigsten  zu  erörternde  Specialfall  der  allgemeinen 
'  Präge  nach  den  richtigen  Grundsätzen  ftir  die  Wahl 
I  der  einzelnen  Arten  von  Eingängen  Überhaupt  und 
'  ron  Einnahmen  insbesondere  (§.  50),  welche  als  mfig- 
iiefae  Deckungsmittel  der  Ausgaben  in  Betracht  kommen. 

^  Der  technische  AasdmcV  Dotation  bezelchn.  im  p  rensa.  Budget  den  Znachuss 
i^r  Rente  des  Kronfideicommissfonda ,  die  Atu^be '  die  OffbntUcbe  Schuld  (Ter- 
nasuBi.  Tü^aag,  Terw&ltnng)  and  die  Kosten  des  Landtags. 

Sehr  treffend  sagt  Stein,  Finanz..  I.  Aufl.,  S.  29:  „es  dürfte  kaum  zu  be- 
rrüfeln  sein,  dass  dieser  Gedanke  (der  Ausscheidung  eines  ordentlichen  oder  stabilen 
^■adcets)  noch  eine  bedeutsame  Zanioft  hat,  da  eine  Bevilligung  des  absotat  Noth- 
vcaäigeo  aa  sich  ein  Unding  tud  seine  Yerweigening  als  Misatranensvotam  gegen 
i'ettonlüdikdtdn  ein  durchans  rericehrtea  Mittal  iat^  denn  sie  wttrde  in  der  That  ein 
Mismaensronim  gegen  die  £dstenz  des  Stai^  selbst  sein."  Der  preoss.  £tat  hat 
M  den  Ausgaben  eine  Rabrik :  „darunter  kOnftig  vegfoUend"  (z.  B.  Gehalte  aof  Aus- 
n^eetat).  Diese  Ausscheidung  liease  sich  in  der  .im  Text  angedeuteten  Weise  aus- 
tädeiL  -  Ein  rerrandter  Oedanice  liegt  zu  Grunde.  Gegen  solche  stabile  Bndget- 
^äle  sind  meistens  die  mehr  links  stehenden  politischen  Partelen,  in  Deutschland 
B.  die  Fortschrittspartei  in  obiger  Milit&rbudgetfrage.  Hier  wirkt  immer  die  alte 
i^ütehrte  AnSassong  eines  Gegensatzes  ron  Volks-  und  Staatßinteresae ,  und  im 
•etzten  Grunde  die  Idee  der  Entbehrlichkeit  des  Staats  nach. 
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1X2         I.B.  1.  K.  2.  A.  Theorie  der  Deckung  des  Finanzbedarft.  §.  57. 


Dieser  allgemeinen  Frage  wird  in  der  Praxis  selten  lüUur 
getreten,  weil  fUr  die  Hanptmässe  der  von  einem  zam  andeip  Jahr 
sich  wiederholenden  Ausgaben  bestimmte  Deckongsmittel  geschieht 
lieh  Uberkommen  zn  sein  pflegen.  Aach  die  Theorie  hat  erst 
neaeidin^  dieser  Frage  ihn  Anfmerksamkeit  gewidmet  und  m 
principiell  zn  beantworten  gesucht  (s.  §.  59).  Dies  ist  yom 
Standpuncte  der  Wissenschaft  aas  auch  durchaas  geboten.  Nament- 
lich Terkiogt  die  systematische  Behandlang  der  Finanzwiasen- 
schaft  eine  solche  principielle  Erörterung  der  Frage,  weil  sonst 
immer  die  innere  (organische)  Verhindang  zwischen  der  Lehre  vm 
den  Staatsaasgaben  and  Einnahmen  fehlt  (s.  §.  51  Anm.  2). 
Theorie  muss  der  Praxis  hier  den  richtigen  Weg  zeigen.  KOmmert 
sich  die  Praxis  am  jene  Frage  nicht,  so  steht  sie  eben  nur  anf 
dem  Standpancte  gewfihnlicher  Bontine  and  wird  bei  jeder  Schwierig- 
keit Fiasco  machen,  nachdem  sie  mit  ihrer  planlosen  Wahl  der 
Deckungsmittel  fUr  gesteigerte  Ausgaben  and  Deficite  der  Volk«- 
wirtbschaft  und  den  Finanzen,  dem  Volke  und  Staate  schwere 
Wanden  geschlagen  hat  Namentlich  droht  hier  regelmässig  die 
grosse  Gefahr,  dass  ohne  Untersuchung,  ob  es  in  diesem  Falle  zo- 
Ussig  sei,  das  acute  Deficit  einfach  so  lange  es  irgend  geht  dsrch 
Anfiiahme  von  Staatsschulden  oder  Veräassenrng  von  (meistoiu 
werbendem)  Staatseigenthnm  gedeckt  wird,  statt  dass  die  AuBgaboi 
möglichst  beschrilnkt  und  die  Ebnahmen  aus  Stenern  rechteeifig 
erhöht  werden.^  Dadurch  wird  das  acute  Deficit  za  emem 
chronischen,  das  sich  von  einer  Finanzperiode  zar  anderen 
hinzieht,  in  Folge  der  falschen  Deckongsmittel  immer  mehr  ver- 
grössert  und  nun  vollends  nicht  mehr  zu  beseitigen  ist  Von  der 
Wahl  richtiger  Deckungsmittel  Itir  die 'Aasgaben  hSmgt  daher  aacb 
der  dauernde  Gleichgewichtszustand  zwischen  Ausgaben 
und  Einnahmen  im  Staatshaushalt  ab.  Während  die  Vermeidong 
eines  Cassendeficits  mehr  nur  eine  Aufgabe  der  Finanzcalculator 
ist,  wird  die  Erhaltung  (und  eventuell  die  Wiederherstellung)  jenes 

**)  Vgl.  ti.  §.  60.  Besondeis  instructif  fOr  Pathologie  und  Tbenpie  von  Daficiu 
und  insofern  für  die  Theorie  der  Staatsbed&r&deckiiug  ist  die  nenere  Österreich- 
Finaozgeschichte.  In  diesem  Staate  hat  man  es  zq  la^e  vera&uiut,  das  einmal  nicht 
zn  beseitigende  Deficit  darch  rechtzeitige  und  gehörige  Steigerung  der  Steuern  zu 
declcen.  Es  war  namentlich  ein  schverer  Fehler  der  absolutistischen  Begierung  Tor 
und  nach  )$48,  immer  wieder  za  leicht  zu  dem  rerfubreriscben  und  poIitisuL  be- 
quemeren Mittel  der  Vennehrung  der  Staatsschold  and  sogar  des  Papiergelds  zu 
greifen,  als  zur  unliebsameD  StenererbOhong.  Mannichfacbe  Iteispiele  in  meinen  finanz- 
geacbicbtl.  Aufsätzen  Uber  Ueaterreicb,  so  z.  B.  StaatswOrterb.  YII,  SOä.  620.  Vis 
anders  ferfuhr  Nordamerika  im  Burgerkriege! 
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VaU  der  Declmligsmittel  ftr  den  FinutbedaEC  \i$ 

liaaemdeB  GleichgewiohtssnataDds  des  Staatshaushalts  eine  ^er 
nebt|g8teD  nnd  sohwierigsten  Aa%aben  der  practischeD  Finanz- 
poUtik  nnd  die  theoretische  Erörterung  Uber  diese  Aufgabe  eine 
Iwber  meistens  nicht  genügend  erörterte  CardinaUrage  der  Finans- 
wiiNnflehaft. 

Fttr  die  aufgeworfene  Frage  genUgt  es,  nur  zwischen  den 
betdeo  Haaptarten  ron  Eingängen  oder  Deokangsmitteln  xu  unter- 
leheiden,  welche  man  gewöhnlich  ordentliche  and  ansser- 
ordenCliche  nennt.  Die  ersteren  sind  die  ihrer  Natur  nach 
eiaer  regelmässigen  Wiederholung  ron  Periode  zu 
Periode  fähigen  Einnahmen^  nemlich  der  Privaterwerb  dea 
Staats  and  die  Auflagen  oder  Stenern  (uu  weitesten  Sinn  des 
Werts,  s.  n.  §.  129.).  Die  ausserordentlichen  umfassen  die 
keiner  solchen  periodischen  Wiederholung  fähigen  Eingänge  aus 

Verftaaseruug  ron  Staatseigenthum  (Verminderung  der 
SWaictiTa)  und  ans  der  Benutzung  des  Staatscredits  oder 
&tfnahme  von  Staatsschulden  oder  Anleihen  (Ver- 
■>ra%  der  Passira).  In  nnserer  heotigen  Zeit  nnd  in  den 
äriUrten  Staaten  kommen  als  ordentliche  Einnahmen  romemlich 
ib Stenern  und  als  ausserordentliche  die  ätaatsschulden  in 
BMnefat  Die  Frage  dreht  sich  dahev  auch  vor  AUem  darum,  oh 
•Steaern  oder  Staatsschulden  zur  Bedeckung  der  Aus- 
ginge überhaupt  undspeciell  der  Ausgaben  und  event 
ii  welchem  Verbältniss  beide  dazn  benatzt  werden 
lolleo.  In  dieser  Form  liegt  sie  in  der  Regel  in  der  Praxis  zur 
Estscheidang  vor  nnd  bietet  sie  auch  fttr  die  Theorie  das  meiste 
Interesse.  Sie  muss  aber  beantwortet  werden,  noch  bevor  die  ein- 
lelnen  Arten  der  ordentliclien  Einnahmen  näher  betrachtet  werden, 
Teil  es  vom  Ausfall  der  Antwort  abhängt,  bis  zu  welcher  Höhe 
der  Ausgänge  unbedingt  ein  Gesammtbetrag  ordentlicher  Einnahmen 
II  beschaffen  ist") 

**)  NwA  der  Tmainologie  o.  in  §.  50  o.  io  der  (inrndlegang  I.  Kap.  2,  Abschn. 
4  IL  5  wHidea  die  ,4U8ser(Hrdentlichai"  Einnahmen  des  geiröhnlidien  Spnchgebnnchs 
^'öMtfit»  nor  oüter  dün  allgemeineren  Begrilf  der  „Eingänge"  bilen  und  nur  die 
•  rdentlichen  Einnahmen  eigentliche  Einnahmen  sein.  Zu  beachten  ist  tlbrigens 
uicJi  fDr  die  Finanz wirthachaft.  dasa  manche  Ein-  und  Ausginge  nur  ein  Sab- 
kianzwechsel  des  Vermögens  sind,  nicht  eine  eigentliche,  neue  Einnahme 
A4X  Ausgabe.  Es  h&ngt  dies  mit  der  Lehre  vom  ordentlichen  nnd  ausserordentlichen 
imanzbedaif  in  der  obigen  zweiten  Bedeutung  (§.  55)  zusammen.  Der  Ausgang 
fti  äne  etaatarirthschafitliche  Kapitalanlage  ist  z.  B.  keine  reelle  Auagabe,  sondern 
nr  tin  solcher  Substanzwechs^  S.  Gmudlegung,  I,  %.  6S  S.  Die  neae  Terminologie 
ib»t  (Uzo.  mt  solche  vesentllebe  Momeale  der  Unterscheidung  hinznirdsen.  waa 
L  B.  Atl.  Held  in  s.  Bemerk,  in  Hildebrand's  Jabrb.  1876,  B.  27,  S.  153  verkennt. 
A.  W  t'üuiuwiutiueh.  L  S 
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§.  58.  Steoem  oder  Staatssohülden  als  Deckung 
mittel  der  Ansgaben.  ^ 

1)  Dogmengeschiohtliches  Uber  diese  Frage.")  1 
älteren  Theoretiker  haben  die  Frage  nach  der  Wahl  der  1 
deckangsart  der  Ausgaben  nicht  generell  und  principiell  behänd 
sondern  sie  regelmässig  nur  bei  Oelegenheit  ihrer  ErOrternnj 
Uber  Staatsschulden  bertthrt  Sie  stellten  dabei  kurzweg  die  Ft\ 
auf,  ob  und  wann  der  Staatscredit  benutzt  werden  dürfe  und  S 
und  ob  Staatsschulden  mehr  Vortheile  oder  mehr  Nachtheile 
Hier  hätte  dann  eine  absolute,  allgemein  giltige  Antwort  gege| 
werden  müssen^  die  aber  unmöglich  war.  Jene  Theoretiker  e 
deshalb  zu  einer  klaren  Erkenntniss  des  Wesens  und  zu  einer  n^ 
fangenen  Würdigung  des  Staatscredits  nicht  gelangt,  sie  bliei 
alle  an  dem  Namen  Staatsschuld  hängen  and  dieser  wurde  sc 
verhängnissToll.  Man  wog  die  Vortheile  und  Nachtheile  ab,  f 
regelmässig  die  für  eine  Benutzung  des  Staatscredits  sprechen! 
Gründe  zu  leicht,  sab  höchstens  in  der  Aufnahme  von  Staatsschnl 
ein  freilich  oft  nnTermeidliches  Uebel  und  besehftftigte  sich  d 
Torzugsweise  mit  den  Erscheinungsformen  des  Staatscred 
indem  die  Nachtheile  des  Staatsschnldenwesens  dnrch  eine  rieb 
Wahl  der  Schuldfonn  möglichst  abgeschwächt  werden  sollten.  £ 
ein  festes  Princip  Uber  das  Weeen  und  die  Zulässigkeit  emer 
nutznng  des  Staatscredits  aufzustellen,  bezeichnete  die  herrsche 
Finanztheorie,  von  den  Vorgängen  in  der  Praxis  einfach  abstriüiir^ 
nur  den  Zeitpunet,  wo  eine  Schuld  contrahirt  zu  werden  pfl^ 
als  denjenigen,  wo  eine  Schuld  allenfalls  aufgenommen  weV 
darf.  Hier  wurde  also  die  angefochtene  Praxis  zum  theoretisd 

**}  Ea  kann  sich  an  diesem  Orte  nur  am  eine  generelle  Ghancterisiiuof 
älteren  und  neaeren  theoretischen  Änaichten  handebi.  S.  Näheres  bei  Diet 
System  d.  Staatsanl.  pass.,  bes.  S.  158  ff-,  nnd  bei  A.  Wagner,  Ordnung-  d.  a 
Staatshanab.  S.  6  ff.,  14  ff.  Im  Texte  ist  dieser  Darstellong  and  der  Behandlouf 
Frage  im  Art.  Staatsscbnldea  im  Staatsvörterb.  gefolgt  worden.    Das  Gesagte  be 

so  ziemlich  anfalle  früheren  Theoretiker,  anch  auf  Nebenius,  v.  Mal* 
und  bes.  anf  B  a  n  selbst.  S.  in  der  5.  Aafl.  der  FinaazTiss.  bes.  g.  466.  469, 
478a,  worin  nbrigens  im  Ve^eich  mit  dm  froheren  AofUfea  schon  nehifacht: 
gestindnisse  gegen  die  oettere  Lehre  gemacht  sind.  I^r  Sate,  mit  irdchem  in  §. 
der  froheren  Auflagen  die  Lehre  ron  den  Staatsschalden  von  Ran  eingeleiCet  m 
„wenn  znr  Bestreitung  des  beschlossenen  Staatsaufirands  die  gegenv&rtigeii  St 
einkunfte  fd.  h.  die  ordentlichen  Einnahmen)  nicht  zareichen,  eine  EibOhmir 
sdben  far  rolkswirtbschaftlich  nachtheilig  oder  Oberhaupt  niefat  för  raUtsam  ei»< 
irird  and  kein  früher  angesammelter  Hil&rorrath  zar  Verfügung  steht,  so  mxas 
fehlende  Snmme  durch  eine  Schuld  gededct  werden**  —  dieser  Satz  bezelelinet  i 
nur  ganz  richtig  den  Zeitpunet,  wo  eine  Schold  anfeenommen  za  werd«ii  pj 
aber  enthUt  kein  Prindp  aber  das  Wesen  and  die  ZaUssI^eit  cdner  Baratmn« 
Staatscredits.  ' 
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Secbtfertigniigsgninde  des  Staatsschaldeomacheas  selbst  Bei  einem 
HicbeB  Selbstwidersprach  der  Theorie  Hessen  sieh  dann^nicht  einmal 
fie  notorisch  schlimmsten  Aasschreitangen  der  Praxis  in  der  Be^ 
ntzoDg  des  Staatscredits  rerhfiteii.  Es  wäre  bei  der  gegnerischen 
Mm$  m  allem  Staatsschaldenwesen  folgerichtiger  gewesen  ^  za 
Krittgen,  dass  die  Aasgabe  nicht  Uber  den  Betrag  der  ordentlichen 
Annahme  steigen  solle  oder  letztere,  wenn  der  Bedarf  einmal  nicht 
vkt  SD  vermindern  sei,  anbedingt  aaf  die  Höhe  desselben  gebracht 
Verden  mtlsse.  Aber  angesichts  der  praetischen  Schwierigkeiten 
nrde  diese  Conseqaenz  nicht  gezogen. 

§.59.  —  2)  Principielle  Erörterung  dieser  Frage. 

;  DieFtlberen  fibersahen,  dass  die  von  ihnen  behandelte  Frage  nber 
die  Anwendbarkeit  des  StaatscreditB  nicht  fflr  sich  za  beantworten 
andern  daas  ihr  eine  Vorfrage  vorausgehen  mass,  welche  Aas- 
^  bez.  Aasgaben  grandsätzlich  dnrcb  ordentliche  £in- 
■■Wi  la  decken  sind.   Die  Untersnchnng  hierttber  fttbrt  erst  za 
twiitfatigen  Anffassnng  aller  der  Oontroversen ,  welche  sich  an 
ASaitzang  des  Staatscredits  knttpfen,  bin.    Es  sind  dabei  die 
Min  Fragen,  welche  Ausgänge  durch  Steuern  und  welche  durch 
^ekea  za  decken  seien,  in  ihrem  organischen  Znsammenhang 
u&ifiuen  und  auf  ein  oberstes  Princip  zurUokzuftthren,  nach 
*debeD  sie  einfach  beantwortet  werden  können.   Die  Neueren 
•wi  in  dieser  Weise  verfahren  und  haben  dadurch  eine  feste 

I  firoadlage  für  dieTheorie  der  Finanzbedarfsdeckung 

'  Eeicgt"}  Eine  principielle  Wtlrdigung  des  Staatscredits  ist  erst 

i  Uerdsreb  erzielt  worden. 

I  "^S.  die  betreff.  Utentnmigabeii  oben  g.  bö  Anm,  13.  femei  Stein,  Finaoz- 
^  S.  1—36,  102,  467  ff.,  2.  Aufl.  S.  676  ff-,  Emminghaas  auf  d.  rolknriitbsch. 
«gm  in  Münz  1869  (i.  Abbzos  Br.  H.  fil.  1869  Nr.  9S5),  ders.  im  Biemor 
{|ML  Nr.  892  (1863)  (wie  der  Anft.  t.  Nasse  in  d.  Tob.  Ztschr.  eine  kritisclie 
■"■w  der  Tbeorieen  r.  Dietzel.  Wagner,  Laspeyres,  Sotbeer).  Ebendu. 
«  kxAtta  ans  utderer  Feder,  ,£taalaschalden  o.  Stenern".  Nr.  »2»  (1669).  S.  femer 
Anbatt  3etrachtangeD  aber  Staatsscbnldemresen"  von  SOtbeer  in  der  Tiertel- 
t  Tcdknr.  n.  Cnhnrs^esch.  1865,  B.  2  q.  r.  0.  Qildemeister  „Kriegs- 
*<''^"  in  d.  Preaae.  Jahrb.  B.  17.  Das,  van  an  den  Ansichten  SOtbeer's  in  Be- 
^  der  ucfatheiligen  Wiricang  inlindischer  Anleihen  verglichen  mit  Stenern  auf  die 
'«rtbeilnag  dee  TennOgens,  bez.  Einkommens  in  der  Vollurwiitbschaft  richtig  ist, 
K  iiiclits  Nene*  and  kann  dnrcb  fingirte  Zablenbeispiele  auch  m,  E.  nicht  beviesen 
<9deo.  (T^.  aacb  die  sich  Sotbeer  uischlieasenden  Bemerkungen  von  Emming- 
»ts  in  Br.  H.  Bt.  a.  a.  0.).  In  den  ErOrtemogen  Ober  die  Wirtnngoi  solcher 
^■^ilMB,  die  das  Ki^ital  4^er  prodoctivea  Terrendnnc  im  Inland  erst  v^nehmen 
]  i  92).  ab  Es^talentxlehnngan  auf  die  Tolksvirtncliaft,  knnme  leb  schon  in 
^■>idi.  d.  Marr.  Stsatshaosb.  S.  (1869)  nnd  noch  beetiminter  in  dem  Art 

'^»tacliiUen  im  HandirOrterbnch  ron  Benfzsch  S.  860  (geschrieben  Anf.  1865)  nnd 
> Stutnrftterb.  X.  15—18  (1866)  znr  Berorzngnng  der  Steuer  vor  der  Anleihe, 
'«1  letzten  die  Vertheiloag  nnyOnitiger  beeinflosse  nnd  die  Arbeiter  eher 

8* 
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lieber  den  Weg,  auf  welchem  man  zu  diesem  fii^bnias  ge- 
langte, nnd  /Uber  dieses  Ergebniss  selbst  ist  Folgendes  so  be- 
merken. 

a)  Man  hat  zunächst  die  Frage  nach  der  richtigen  Be- 
decknngsart  der  Ausgaben  mit  der  früher  in  §.  55  anfgestellteo 
Unterscheidung  des  Pinanzbedarfs  in  ordentlichen  nnd  ansserordeot- 
liehen  in  Verbindung  gebracht,  wobei  das  Unterscheidangsmerkoul 
in  der  Daner  der  mit  einer  Ausgabe  als  einer  Kapitalverwendnug 
hervorgebrachten  Wirkungen  Hegt 

Dadurch  gewinnt  man  eine  feste  Untergrenze  fllr  den- 
jenigen Theil  d es  Oesammtausgangs ,  der  unbedingt  darvli 
ordentliche  EinniUimen  (Stenern)  bedeckt  werden  mass:  im  Wesent 
liehen  die  ordentliche  Ausgabe  oder  das  Normalerforder- 
niss  (§.  55  sub  a).  Jene  Untei^renze  bezeichnet  zngleieh  die 
Obergrenze  (Maximum),  bis  wohin  allenfalls  die  aasserordentUebe 
Einnahme  (Schuld aufnähme)  zur  Deckung  der  Ausgänge  benutzt 
werden  darf,  soweit  nemlich  Zweck,  Wesen  und  Wirkuog 
der  letzteren  hierdber  entscheidet:  demnach  darf  von  diesem 
G^ichtspnncte  aus  der  ganze  ausserordentliche  Finanz- 
bedarf,  d.  b.  die  privat-  und  staatswirthschaftliebe 
Kapitalanlage  und  die  eigentliche  ausserordentliebe 
Ausgabe  auf  diese  Weise  bestritten  werden.  Jedoch  ist  damit 
noch  nicht  die  weitere  Frage  beantwortet,  ob  überhaupt  nnd  ooter 
allen  Umständen  oder  wieweit  die  ausserordentliche  Einiudime 
wirklich  zur  Deckung  dieser  Ausgaben  benutzt  werden  soll;  denn 

beuntr&chtige.  Steia  hat  flcfaon  froher  and  noch  in  der  S.  Aufl.  s.  Finuzwi«- 
S.  44  ff.,  dum  S.  715  727  if.  im  Wesentlichen  keine  andre  Theorie  der  Stuts- 
bedarftdedrang,  als  die  im  Texte  anfgesteUte.  nur  dass  er,  irie  Dietzel,  die  DOth- 
Tendige  EioachrADkuDg  für  die  wirkliche  Benutzung  des  Staatscredits  zur  Deckung 
nicht  macht  und  somit  die  eigentlich  socialpolitiache  Seite  der  Frage,  dieaacli 
Sotbeer  behandelt,  —  Eiofloss  der  Wahl  der  Deckongsmittel  and  spedell  der  Schuld- 
aa&alune  auf  die  Vertbeilaog  des  Volkseinkommeoa  —  vernachlässigt.  Wenn  er 
69  dabei  fOr  gnt  findet,  auch  in  der  3.  Ausg.  S.  731,  meine  Behaudlang  der  Fns^ 
die  riel  älter  als  die  seinige  ist  <,schon  in  meiner  „Ordnung  des  Merreich.  Stasts- 
haoshalts"  &.  a.  0.  — ,  l>sQS),  nicht  einmal  zu  enrUinen,  obTohl  sie  in  d.  ti.  Avst- 
der  FinanzTiss,  die  erschöpfendste  Bearbeitung  des  tiegenst&nds  wu,  unprfloi^cli 
nnabhlüigig  ron  Dietzel  entstand  fs.  o.  §.  56  Anm.  13)  q.  z.  B.  Nasse  in  dem  fW 
Stein  selbst  genannten  Aufsatz  mit  zam  ÄnknQpfangspanctfl  diente,  so  berechtigi 
mich  das  wohl  zu  einer  Verwahrung  gegen  diese  literarische  Uloyalitit  in  einem 
Weriie,  welches  aof  objectiTe  Auffassung  Anspruch  macht  Die  ron  Stein  jetzt  w 
betonte  Yerbindung  der  Staatsscbuldenftitge  mit  der  Verwaltung  ist  in  meiner  schon 
1863  und  18(>5  aufgestellten  und  in  der  6.  Ansg.  der  Finanzwisa.  neu  fotmulirten 
Lehre  ron  der  staatawirthBchaftlichen  Kapitalanlage  im  Kern  and  in  der  AuBfhbmtiK 
rollst&ndig  enthalten.  Stein's  ohnehin  ephiefe  und  in  seiner  Weise  nioht  haltbsn 
Unterscheidung  ron  Pinanzcredit  and  Staatsschold  hat  mit  der  hier  zu  behandelnden 
trage  nichts  zu  tbun.  Hau  hatte  den  Uegenstand  des  Xexts  noch  kaum  nur  benlhrL 
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Uerfttr  können  doch  noch  andre  als  der  obige  Gesicfatspnnct  in 
Betracht  komnaen.  Die  Entecheidnng  hängt  nemlich  noch  von 
folgender  weiteren  Erv^lgnng  ab.**) 

b)  Neben  der  vergleichenden  Betrachtung,  welche  Wirknngen 
die  Ausgänge  als  Gitter-  oder  Kapitalverwendangen  anf  die 
Volkswirthsohaft  aostlben,  mllssen  ancb  noch  die  Wirknngen  ver- 
gKcben  werden,  welche  die  beiden  Terschiedenen  Arten  der  Ein- 
nahmebeeehafltang,  also  namentlich  die  Bestenemng  und  die 
SduMenanihabme,  als  Gttter  oder  Kapitalentziehungen  anf 
die  Volkswirtbschaft  hervorbringen. 

Die  ansserordentUehe  Einnahme  darf  dann  der  ordentlichen 
Einnalune  wirklich  als  Decknngsmittel  vorgezogen  werden,  wenn  es 

er)  der  Zweck  nnd  die  Wirkung  des  Aasgangs  erlaubt,  also 
wean  es  sich  um  ausserordentliche  Ausgaben  (i.  w.  S.)  handelt,  und 
wenn  in  diesem  Falle  zugleich  die  Beschaffung  ausser^ 
ordofficher  Kinnahmen  von  der  Volkswirtbschaft  gttnstiger  oder 
minder  angttnstig  empfinden  wird,  als  die  Besehaffnng  ordenUioher 

HierdDreh  beschränkt  sich  in  der  Praxis  die  wirk- 
fiebe  Anwendbarkeit  des  Staatscredits  gegenüber  jener 
TOflna  aufgestellten  Obergrenze  sehr  wesentlich,  d.  h.  es  muss 
aaf  die  Sobnldanfnabme  in  vielen  Fällen  verziehtet  wer- 
den, wo  sie  die  Beschaffenheit  der  Ausgänge,  welche 
darch  Schulden  gedeckt  werden,  erlauben  wttrde.  Dem- 
gemäss  ist  alsdann  die  ordentliche  Einnahme  (Bestenernng) 
mitunter  selbst  auf  den  ganzen  Betrag  der  ausser- 
ordentlichen Ausgabe  zu  erhöben  (s.  a.  §.  62). 

Hiernach  ist  mithin  im  Unterschied  von  der  principlosen  Anf- 
j  Ciasnng  der  frflheren  Theorie  der  Satz  festgestellt  worden,  dass  die 
!  Einnahmebeschaffang  der  Finanzwirthschaft  gruudsätzlich  eine 
doppelte  ist:  die  der  ordentlichen  Einnahme,  besonders  die 
Betnitzang  der  Stenerkraft,  nnd  die  der  ausserordentlichen 
\  Emnahme,  besonders  die  Anwendung  des  Staatscredits:  Be- 

**)  Dietzel  a.  a.  0.  zieht  diesen  zveitea  Panct  nicht  mit  in  Betracht,  sondern 
Tattcheidet  onr  nach  der  Wirining  der  Anagaben,  die  mit  Anleihen  oder  Stenern  be- 
■nttm  veiden.  Hieiwu  sowie  aas  der  nnterlassenen  veiteren  SpedalisiranK  der 
iiiiifimnlmTlirhrn  Anagaben  (s.  §.  55  mb  b)  erklürt  sich  seine  Tie!  za  veit  gefisste, 
jfisludb  nnricbtige  Regel  für  die  Benntzong  des  Staatscredits.  Die  im  Text  heiroi- 
Rhobene  Bertldcsichtigtuig  der  Wirlnmgen  von  Anleihen  oder  Stenern  als  Gflter- 
«nbti«haagen  schon  in  d.  Ordn.  d.  Oaterr.  Staatshaosb.  Absctui.  I  Nr.  3,  S.  19—86. 
AehnUch  einsaitig  wie  Dietzel  anch  noch  Stein  a.  a.  0. 
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Btenernng  und  Öchnidanfnahme  sind  zwei  Formen 
derselben  Operation  mit  speeifisch  gleicher,  nnr 
gradweise  verschiedener  Wirkung. 

§.  60.  ~  3)  Begründung  der  im  Obigen  gegebenen  Theorie 
der  Finanzbedarfsdecknng.^^) 

In  beiden  genannten  Fällen,  bei  der  Bestenerong  und  der 
SchDldaafnabme,  werden  ffir  die  Zwecke  des  staatswirthsohaftUcheQ 
ProductioBSprocesseB  Güter  aas  den  Einzelwirtfaschaften  in  der 
VolkswirthBcbaft  herangezogen  and  in  das  Staatswesen  Terarbeitet 
Aber  die  „Prodücte",  welche  in  letzterem  durch  diese  Güterver 
wendnngen  gewonnen  werden,  sind  von  verschiedener  Dauer.  Die 
Kotbwendigkeit,  sie  neu  zu  erzeugen,  wiederholt  'sioh  daher  in 
Perioden  von  ganz  angleicher  Länge.  An  diesen  Unterschied  ist 
hier  anzuknüpfen  und  sind'  demnach  die  Staatdeistungen,  je  nach- 
dem sie  mit  ordentlichen  oder  mit  ausserordentlichen  Aas- 
gaben bewerkstelligt  werden,  zn  trennen. 

a)  Die  ersteren  Leistungen  werden  im  Allgemeinen  stets  in 
gleich  langen  Zeitabschnitten  (z.  R  Finaw^ahren)  völlig  „oon 
snmirt".  Im  Wesentlichen  liegt  Jahr  fttr  Jahr  das  gleiche  ße 
dtlrfniss  der  Einzelwirtfaschaften  nach  diesen  von  der  staatlieben 
Gesammtwirthschaft  für  sie  zn  erzengenden  Gütern  (Sorge  tUi 
Rechtsschntz,  Beförderung  der  Cnltnr  und  Wohlfahrt)  in  derselbei 
Weise  wieder  vor.  Die  Einnahmen,  mit  denen  die  ordentliche  Aob 
gäbe  gedeckt  wird,  stellen  daher  in  der  Tfaat  die  Zuführung  voi 
umlaufendem  Kiq)ital  in  den  Staatshanshalt  dar,  geben  mit  ihren 
ganzen  Werthe  in  die  Productionskosten  der  mit  jener  Ausgab 
hergestellten  Güter  (also  meistens  immaterieller  .Staatsleistungen 
und,  wenn  man  der  Berechnung  z.  B.  Jahresabschnitte  zn  Grund 
legt,  auch  in  den  Gesammtwerth  der  Jahresproduction  in  der  Volk) 
wirtbschaft  Über.  Was  der  letzteren  zur  Deckung  der  ordentliche 
Ausgabe  an  Gtttem  jährlich  entzogen  wird,  was  also  gewisse 
massen  eine  Ausgabe  für  die  Grosammtheit  der  Privat-  nnd  d< 
Gemeinwirthschaften  ausschliesslich  deijenigen  des  Staats  selb 
bildet,  erhält  die  Volkswirthschaft  und  erhalten  speciell  diese  Wirt 
Schäften  in  derselben  Zeit  im  Werthe  der  Staatsleistnngen,  also  2 
Einnahme,  wieder.  80  ist  es  wenigstens  bei  gerechter  Steae 
vertheilnng  und  bei  der  richtigen  Normirung  von,  Allen  im  Wesei 


^  Tgl.  hierzQ  aach  Wagner,  Gnmdlflg.  I,  Ki^.  3  n.  4.  ttbar  die  OrcuüHti 
der  ToUsTiithscluft  and  d«o  Staat. 
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Hehen  gleichmässig  zn  Gute  kommenden,  Staatsleistangen  aaoh  in 
Betreff  jeder  einzelnen  Einzelwirtfaäoludt  Die  Staatseinnahmen, 
Dit  denen  die  ordentliche  Ausgabe  bestritten ,  also  m.  a.  W.  die 
jährlich  von  Kenraa  in  gleichem  Umfange  nüthig  werdenden  Staats- 
kistODgen  beschafil  werden  sollen,  müssen  daher  einer  ebensolchen 
ngelmässigen  Wiederholnng  fähig  sein.  Dies  sind  nnn  aber  bloss 
die  ordentlichen  Staatseinnahmen,  namentlich  auch  die  Stenern. 
Dilur  sind  diese  allein  die  geeigneten  Decknngsmittel  fttr  die 
ordaiittiehen  Ausgaben  nnd  mttssen  sie  awreiohen,  also  nOtiiigen- 
ülb  entsprechend  erhöht  werden ,  um  diese  Ausgaben  vollständig 
10  decken. 

Wird  nun  das  Gebiet  der  Staatsthätigkeit  and  das  Ver- 
waKongggy Stern  richtig  bestimmt,  so  dass  der  Betrag  der  ordent- 
iKba  Ausgabe  nnd  Einnahme  wenigstens  anf  die  Dauer  ebenfalls 
dta  Verhältnissen  entspricht,  so  wird  dnroh  die  strenge  Befolgung 

Onadsatzes ,  mindättens  stets  die  ganze  ordentliche  Ausgabe 
^ «dentliche  Einnahmen  zn  decken,  in  finanzieller  und  in 
ri^ibrirthschaftlicher  Hinsicht  das  folgende  zweifache "Vrichtige 
fiMbt  erreicht,  dem  nachzustreben  ist 

a]  Der  Staatshaushalt  bleibt  vor  der  Gefahr  eines  chro- 
DiBefaen,  nicht  bloss  stets  wiederkehrenden,  sondern  sich  in  seiner 
Ssbe  itets  noch  steigernden  Deficits  bewahrt  Damit  wird  auch 
io  adiwierigen  Perioden  des  Staatslebens  der  rettungslose  Ruin  der 
Rnmen  mit  allen  seinen  furchtbaren  wirthscbaftlichen,  politischen 
oid  sittlichen  Folgen  für  das  Volk  vermieden.  Denn  wenn  selbst 
ÖD  lleil  der  ordentlichen,  nothwendig  jährlich  im  gleichen  Betrage 
wiederkehrenden  Ausgabe  durch  die  natürlich  nicht  lange  ror- 
^tltende  Veräussemng  von  Staatseigenthnm  oder  durch  Schnld- 
iB&abine  gedeckt  wird,  so  wächst  das  vorhandene  Deficit  jährlich 

bei  sonst  gleich  bleibender  Ausgabe  um  den  Betrag  der  ver^ 
■Binderten  Einnahme  und  der  hinzukommenden  Zinsen,  und  zwar 
in  immer  stärkerer  Progression.  ^ 


^  Besonders  deatliche  Belege  für  diese  Sitze  giebt  die  oenere  FinanzgeBcbichte 
''«Merreichfl,  Italiens,  auch  Rasslanda  nnd  z.  Th.  Frankreichs.  Die 
noenaäon  des  Schnlderfordernisses  nach  dem  absoluten  Betrage  (in  Millionen)  des 
^öeren  und  nach  dem  VerhiUtniss  znr  ordentlichen  Netto-Einn^me  in  zweien  dieser 
Stw«  «igt  die  folgende  Üebersicht.  wobei  freUich  zuzugeben  ist,  dass  nur  ein  Theil 
ur  Znnahme  auf  <fie  ganz  renrerf  liehe  Deckung  ordentlicher  Ao^ahen  mit  Staats- 
Ktdda  zortlckgeftthrt  werden  kann. 
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ß)  Der  Gleichgewichtszusland  zwischen  Gonsnmtion  vifd  Pro- 
dnction  in  der  Volkswirthscbaft  oder  m.  a.  W.  zwigchen  BedtlrfnisB- 


0«8teTTeicli. 

Besaitet. 

Bveilftiid. 

Bsdnt 

Schidd- 

Ftoc  d.  ord. 

Sebnld- 

Pno.  d.  ort. 

erfordemiss 

Einn. 

erfordenüsB 

Netto-EinB. 

MiU.  fl.  C.-M. 

UiILR.S. 

184S 

3T2 

33-3 

1862 

54-30 

19-4 

1849 

47-2 

34-0 

1863 

57-49 

21-1 

1850 

44-7 

26-1 

1864 

59-64 

39-4 

1851 

54-7 

28-7 

1865 

63-29 

20-6 

1852 

562 

26-5 

1866 

68-59 

22-2 

1853 

64-1 

28-6 

leoT 

78-85 

21-7 

1864 

72-9 

31  1 

1868 

76'«4 

21.6 

1855 

79-1 

31'9 

1869 

76-10 

30*1 

1856 

91-4 

86-4 

1870 

78*98 

»»'S 

I85T 

96-7 

36-8 

1871 

82-18 

23-6 

1858 

102-8 

38-9 

1872 

86-38 

23-0 

1859 

120-0 

46-2 

1873 

91-06 

>    e.  20H> 

1660 

115-3 

41-1 

1874 

98-26 

c  20  0 

1861 

121-4 

440 

1875 

106-91 

c.  22-0 

1863 

141-9 

46*9  (ohne  auneroEdaid. 

BttckaUoBc  u  die  Buik). 

1867 

A.  149-3 

50-4 

Die  BeredmuD;  für  OeBterreich  Teicht  ron  den  Daten  in  CzSrnig's  HandbacUdo 
und  a.  %.  0.  etwas  ab,  ireil  hier  nach  etme  anderen  Qnuids&tEen,  B.  in  Betreff  der 
fi^  Zahlungen  an  nnd  aas  dem  ehemaUgen  allgemeinen  TUfongsfondi,  rerbbna 
wurde.  Die  mitgeth^ten  Daten  nach  meinen  spedellen  Beredinnngen.  Für  1867  der 
Anschlag.  Ka^  dem  dwin  etntretendea  finanziellen  Avgj^ch  mit  Ungarn  und  der 
damit  Verbund  euen  iänstellong  der  misten  Tilgnngen  nnd  fflnsrednctlon  (enphemistisclt'. 
Einkommensteaereihfihnng)  ist  die  frtthere  EntwicKlong  abgebrochen.  In  Üngarn  ist 
sie  dafUj  mit  am  ao  mehr  Erfolg  nan  alldn  fortgefOhrt  In  den  froheren  Zahlen  ist 
die  contractliche  Tilgung,  der  Münz-  und  Wechselreilast  (Folge  der  Papiergeldvirtli- 
schafl),  die  Subrentionen  aa  Bahnen  u.  s.  w.  im  Schuldt^oidemiss  b^  den  Zinsen 
inb^rifien.  Auch  bei  Bossland  umfasst  die  Ziffer  die  Tilgung  mit  Für  die  drei 
letzten  Jahre  ist  das  Budget  etwas  anders  als  früher  publicirt,  weshalb  der  angegebene 
Procentsatz  nur  annShemd  riditig  ist  W&ren  nicht  in  Oesterreich  und  Boaäand  die 
ordeatL  Einnahmea  (worunter  aber  manche  Posten,  die  im  Grunde  zn  den  aosserord- 
gehSren)  so  bedeutend  gesteigert  (wenn  aoch  in  Oesterreich  nicht  erheblich  genug 
tmd  nicht  rechtz^Üg,  s.  Anm.  SO),  so  wüide  d«  Ptocentsatz  noch  viel  grösser  ge- 
worden sein.  Das  flstetr.  SchnMeifordeniiss  von  1861  betrog  z.  B.  mehr  aJs  die  ganze 
Netto-Zännahme  von  1848  a.  6S'7  der  (darch  ^beäehnng  Onganis  n.  s.  w.  schon 
staifc  gesteigerten)  Einnahme  ron  1851.  Das  rusa.  Scholdrafbrderolss  tw  1870  ist 
2S'27fl  der  oidentt.  Einnahmen  tod  1862.  In  Italien  sind  die  Schulden  derehemiü. 
selbst&ndigon  Staaten  hinzugekommen.  Der  Hanptposten,  die  3%  (consolid.)  Bentt 
rOhrt  aus  der  sardin.  Schuld  und  aus  neuen  Schulden  des  Königreichs  Italien  her.  £i 
betrug  1S61  97  8  Mill.  Fr.  Zins,  1S70  263*2,  woneben  noch  etwa  ein  Drittel  diesei 
Summe  auf  andere  neue  rückzahlbare  Schulden  des  Königreichs  kommt  W&hi«n< 
sich  die  ordentl.  Einnahme  Italiens  von  1S61 — 70  etwa  verdoppelte  (457  aof  951  Hill 
Francs  incl.  Erheboogskosten),  stieg  der  gesammte  Scholdaufwand  anf  das  4 — 5facbc 
Nach  der  Abrechnung  ftlr  1S74  kostete  die  consolid.  Schuld  Italiens  348'3,  die  rtlck- 
zahlbare  94-6,  zuaanunen  442'9  MiU.  Fr.  oder  37*5 Vs  der  officiellen  ordeotL  EiO' 
nähme,  welche  wesentlich  mehr  omfosst,  als  nach  der  obigen  wissenschsfd.  B«gii&' 
bestimmtmg.  Daneben  wurde  f&r  die  schwebende  Sebald  (incl.  42*1  MUL  Zins 
garantiezablnogen  an  Eisenbahnen  und  441  Mill.  LotteriegewinDSte)  102'ö.  fUr  di> 
Amortisation  der  Schuld  62-1  u.  für  die  Tilgung  der  Kirchengaterobligat  28*5  MüL  Fi 
verwandt,  in  Snmma  rund  f.  d.  gesammte  Schud  (nebst  kleineren  Posten)  630  Hill  Fi 
oder  59— 54Vo  der  g^elchzeifigen  ordentl. Einnahme.  In  Frankreich  erforderte  di 
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b«friedigangen  und  prodnctiven  Leistungen  der  Einzelwirthschaften 
j  Uabt  dann  ebenfalls  gewahrt.  Was  die  letzteren  z.  B.  j&farlicb  an 
!  Seehtnelnitz  und  FSidemng  ihrer  Interessen  aller  Art  erhalten,  in 
diesen  Zeitranm  rOUig  verzehren  nnd  jährlich  in  demselben  Um- 
faoge  TOD  Nenem  bedtlrfen,  das  bezahlen  sie  auch  in  den 
Stenern  n.  s.  w.  ans  ihren  laufenden  Leistungen  (oder  Einnahmen) 
ronstSndig.   Sie  werden  aber  zn  diesen  Leistungen  auch  nur  in 
den  Stand  gesetzt  durch  das,  was  ihnen  wieder  der  Staat  leistet, 
ebenso  wie  umgekehrt  letzterer  dies  nur  leisten  kann,  wenn  er  die 
doTderlichen  Güter  ans  den  Einzelwirthschaften  heran  zieht  Hier 
k^bt  also  bei  richtiger  Normirung  der  Staatsthätigkeiten  und  der 
I   Besteuerung  und  bei  der  Befolgung  des  richtigen  Grundsatzes  fUr 
die  Deckung  des  Finanzbedarfs  das  Verhftltniss  der  rt^lligen  Gorre- 
»I»ndenz  von  Leistung  und  Gegenleistung,  wenn  auch  in  anderer 
Vom  als  im  gewöhnlichen  Tauschsystem. Es  ist  die  Aufgabe 
iß  Sttatsrerwaltnng,  dieses  YerhUltniss  fest  ins  Auge  zu  nehmen. 
Der  Staat  und  die  anderen  Einzelwirtfaschaften  bilden  ja  nur 
iiiimmen  das  organische  Ganze  der  Volkswirthsohaft   In  den 
Stewruj  die  der  Staat  zur  Bestreitung  der  ordentlichen  Ausgaben 
FHweodet,  nimmt  er  den  Einzelwirthschafiten  etwas,  was  er  ihnen 
n  dereelben  Zeit  im  vollen  Betrage  in  den  Staatsleistungen ,  also 
nrhi  einer  andern  Form,  an  Gütern  wiedergiebt;  und  zwar  in 
der  Form,  in  welcher  die  Eiqzelwirthschaften  diese  Güter  brauchen, 
insbesondere  auch  nm  ihre  eigenen  Producäonen  zu  betreiben,  und 
wie  sie  diese  Güter  selbst  gar  nicht  oder  nicht  ebenso  gut  erzeugen 
kfinnen.    Die  Einzelwirthschaft  schafft;  also  sich  selbst  allein 
Dscfahaltig  die  Bedingungen  der  eigenen  Prodnction,  wenn  sie 
die  ordentlichen  Ausgaben  des  Staats  mit  ordentlichen  Einnahmen 
'  (Stenern)  zn  decken  ermöglicht.   Denn  nur  in  diesem  Falle  kann 
!   der  Staat  andauernd  den  tibemommenen  Aufgaben  nachkommen. 
Der  aufgestellte  Grundsatz  hat  daher  eine  eben  solche  voikswirth- 
lehafitliche  als  finanzielle  Tragweite.    Die  richtig  bestimmte 
und  mit  Steuern  u.  s.  w.  gedeckte  ordentliche  Ausgabe 

Kette  (fiuidine  Schuld)  1851  232.  187U  964,  1870  748  MilL  Fr.  Zins.  In  Oesterreicli, 
IbüsD  Dod  neoerdiags  auch  in  RnsaUnd  (Nicolaibahn  Petenbui^Moskan)  hat  man 
daBebeo  in  sebr  bedfiotenden  Omfange  werbendes  Slaatseigentham.  so  £ut  alle  Staats- 
tiMbduen  rertnoeit,  z.  Th.  aoch  zn  sehr  seUechten  Fieisen ,  in  Oesterreich  meiat 
n  BegtiB  der  BentibUitIteperiode  der  Bahnen.  Hier  «urde  bis  Ende  1859  ein 
Bakieamplex.  der  S86'2e  HUI.  iL  G.-M.  gekortet.  fttr  meist  erst  in  längeren  Jalires- 
fidUge  168*6«  HiU.  D.  C.-U.  nAxätl  S.  Wagner  in  UnB.Zdt  1863,  S.  159. 
")  Wagner,  Qnmdlegtmg  I.  §.  116,  158. 
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i8t  iosoiem  wirklich  reprodnctiv:  sie  erzeugt  ihre  dgeneu 
wirthschaftlichen  Bedingnngen  immer  selbst  wieder  (Stein). 

§.  61.  —  b)  Mit  der  ansserordentlicben  Ausgabe  und  zwar 
mit  der  privat-  und  staatswirthschaftliohen  Kapitalan- 
lage, sowie  mit  der  durch  abnorme  Schwierigkeiten,  z.B.  Kriege, 
veranlassten  eigentlichen  ausserordentlichen  Ausgabe 
{§.  55),'  verhält  es  sieb  anders  als  mit  der  ordentlichen  Ausgabe. 
Die  Wirkungen  der  ausserordentlichen  Aasgabe,  also  der  mit  ihnen 
bewerkstelligten  Leistungen  kommen  wenigstens  in  der  Begel 
kttuftigen  Finanz perioden  in  der  Form  erhöhter  Staatseinnahmen, 
gesteigerter  staaütcher  ProductionsiUhigkeit  oder  mnthmasslich  za 
vermindernder  Ausgabe  zu  Gute.  Diese  Umstände  stehen  bei  emer 
Deckung  der  betreffenden  Ausgaben  mit  ausserordentlichen  Ein- 
nabmen  der  Belastung  ktlnftiger  Perioden  mit  den  Zinsen  und 
Kosten  der  Anldhen  u.  s.  w.  ausgleichend  gegenüber.  Bei  der 
Wahl  solcher  Decknngsmittel  wird  also  das  Gleichgewicht  der 
Finanzen  nicht  gestört.  Namentlich  wenn  etwa  die  Daner  der  An- 
leihen, idso  die  Tilgungstermine,  nach  der  voraossiditlichen  Dauer 
der  günstigen  6nanziellen  Wirkung  der  mit  den  ausserordentUcheo 
Ausgaben  hergestellten  Anlagen  oder  gemachten  Leistungen  be- 
messen wird,  so  können  kanm  noch  rein  finanzielle  Bedenken 
lant  werden.  Practische  Schwierigkeit  macht  nur  die  Berechnung 
einer  solchen  Dauer,  besonders  in  dem  wichtigsten  Falle,  wenn 
Kriegsansgaben  mit  den  Anleihen  bestritten  wurden.  Aber  man 
kann  sich  dnrch  Annahme  kürzerer  Tilgnngsperioden  auch  hier 
ziemlich  sicher  stellen.^') 

Auch  vom  volkswirthscfaaftlicfaen  Standpancte  ist  wenig- 
stens in  einer  Hinsicht  gegen  die  Benutzung  des  Staatscredits  in 
dem  angegebenen  Falle  nichts  einzuwenden.  Denn  fttr  die  Volks- 


")  Stein,  Finanzen  1.  Amg.  S.  30,  to  der  Satz  ebne  Weiteres  —  za  ireit  — 
fitr  alle,  nicht  bloss  ftlr  die  ordeatl.  Ausgaben  aofgestellt  wird. 

")  £s  ist  liein  Widersprach  mit  dem  hier  Gesagten,  dass  die  Länge  der  Tilgnngs- 
perioden o.  die  Daner  der  Wirirongen  der  bezflgl  Anagaben  QberednstimmeD  mOBBten, 
Venn  g^eichvohl  die  principielle  MothTendigkelt  der  Tilgung  selbst  in  solchem  Fall 
einer  aUmäligea  „Än&ehmng  '  der  betreffenden  Anstalten  besttitten  wird.  Eotschiedo 
bloss  die  Daner  ienor  Winningen,  so  mtlsste  unbedingt  entspreöhead getilgt  werden. 
Aber  nach  der  Natnr  des  Staatshaashalts  ist  die  Frage  ob  Tilgen  oder  nicht  in  der 
Regel  (d.  b.  von  Eitmahmea  aas  Frivaterverb  oder  Ver&naserang  ron  Staatseigentham 
abgeaeheo)  identisch  mit  jener :  ob  Besteuern  bloss  zum  Zwecke  der  Tilgung 
oder  Foitbestehenlassen  der  Schuld.  Diese  Fn^e  ist  aber  so  wenig  unbedingt  zn 
Gunsten  der  Bestenerung  zn  beantworten,  als  die  andere,  ob  Aaagab«i  mit  Stwera 
oder  Schulden  gedeckt  werden  sollen.  S.  A.  Wagner  in  StaatewArtezb.  Z,  30  nnd 
den  spateren  Abschn.  aber  Scholdentügung. 
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wHihKfaali  als  ein  Ganses  ist  es  ohnehin  in  einer  Beziehung 
einerlei,  ob  die  dem  Staate  nOthigen  Mittel  durch  Steuern  oder 
Ml  Staatsseholden  beschafft  werden:  in  beiden  Fällen  sind  e« 
die  vorhandenen  Güter  der  Gegenwart,  die  einem  ander- 
weiten Consam  oder  einer  anderweiten  prodnctiven  Verwendung 
eitKogen  werden,  weil  sie  der  Staat  für  seine  Zwecke  braucht. 
I   FHIber  hat  man  wohl  öfters  die  Staatsscbnldenaafnabme  damit  zu 
;   raebtfertigen  gesucht,  dass  durch  sie  die  I^asten  auf  die  Zukunft 
gaehoben  würden,  was  im  Falle  gewisser,  der  Zukunft  mit  oder 
«BMbliesslich  zu  Gute  kommender  Ausgaben  daher  ganz  billig  sei. 
I   Diue  BeobtfertigaDg  beruht  aber  auf  einer  offenbaren  Verkennung 
I   deidoch  sehr  einfachen  Vorgangs. Die  Unrichtigkeit  dieses 
Aignments  zu  Gunsten  der  Staatsschuld  bewirkt  jedoch  nicht,  dass 
■u  nun  die  Anwendung  des  Staatscredits  verwerfen  mttsse.  Viel- 
■Ar  wdrde  eine  solche  Operation  gerade  um  so  mehr  festzuhalten 
m,  da  sie  nach  dem  Obigen  bei  der  Deckung  der  ansserordent* 
Üeha  Ausgabe  durch  finanzielle  Gründe  nnterstlltzt  wird  und  fttr 
dit  Fobswirtbschaft  als  Ganzes  betrachtet  in  der  erwähnten  Be- 
öhng  wenigstens  indiffierent  ist. 

Gleichwohl  kann  man  sich  trotzdem  nicht  anbedingt  ftlr 
die  Benutcnng  des  Staatscredits  zur  Deckung  des  auaserordent- 
liebeo  Bedarfs  aussprechen.  Denn  die  Wirknng  der  Steuern  und 
tesschulden  auf  die  Lage  der  Einzelwirthschaften  und  insofern 
I  wieder  aof  die  Volkswirthsohaft  kann  eine  verschiedene  sein.  Die 
Betehaffung  der  Deckungsmittel  ist  daher  in~  dieser  Beziehung 
doch  nicht  gleichgültig  ftlr  die  Volkswirthschaft,  wenn  sie  es  auch 
in  der  vorhin  erwähnten  Hinsicht  war.  £s  bedarf  dann  keines 
^  weiteren  Beweises,  dass  diejenigen  Deoknngsmittel  den 
Vorrag  verdienen,  welche  günstiger  oder  minder  un- 
günstig als  Gttterentziehungen  auf  die  Volkswirth- 
schaft einwirken.  Nur  das  ist  vidmehr  nachzuweisen,  ob 
und  wieweit  solche  Unterschiede  zwischen  Besteuerung  und  Sehuld- 

**)  Der  lumdgreidiche  Irrtham  wird  ron  den  Gegnern  der  Staatsseholden  oft  mit 
^dtUger  Wichtigkeit  beliandelt  So  von  Chalmeis  und  nach  ihm  von  MiU,  poüt 
B.  1,  Kap.  5.  9.  8  n.  rielea  Änderen.  Aber  wena  das,  was  darch  Anleihen 
M»  Stenern  den  Staate  znr  TerfUgong,  z.  B.  für  KriogsfUhrong,  gestellt  vird,  noth- 
*«diK  aach  die  rorbudenea  Goter  der  Gegenwart  sind,  so  macht  es  eben  doch  einen 
Unterschied,  welcben  EinzalwirthsdiBften  diese  Guter  ia  jedem  der  beiden  Fälle  ge- 
mtm  und  nun  entzogen  werden.  EigenthOmUch  ist,  dass  Hoclc  eine  Ansiebt  Uber 
««  Entiaahing  der  Gegenwart  darch  Anleihen  änssert,  die  mit  jener  irrigen  älteren 
nel  AehnlicUeit  hat  Qiid  einer  kritischen  Bemeitnng  gegenober  sie  brieflich  festhielt, 
L  offeoiL  Abg.  S.  32.  Finanz.  Amerika'«  S.  470  A.  Wagner  in  d.  GOtt.  GeL 
Ab.  IW7.  S.  946. 
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aafnahme  bestehen.  Hierron  hängt  es  ab,  ob  das  Gesets  der  An- 
wendbarkeit des  StaatscieditB  im  Staatshanshalte  mehr  oder  weniger 
EinBchränknngen  gegenüber  jenem  Satze,  dass  alle  ansserordent- 
liohen  Aasgaben  wegen  ihrer  länger  danemden  Wirkungen  an  sich 
dnrch  Staatssohiflden  gedeckt  werden  dürften,  erfahren  soll. 

Der  Nachweis  der  rergleichsweisen  Wirkungen  der  Stenern 
nnd  Staatsschulden  kann  vollsfändig  erat  in  der  späteren  Lehre  von 
den  ausserordentlichen  Kinnahmen  nnd  Staatsschulden  gebracht 
werden.  Hier  mnss  es  vortäufig  fHr  den  nnmittelbaren  Zweck, 
die  Feststellung  der  Theorie  der  Finanzbedarfsdecknng, 
gentigen,  das  Resultat  der  späteren  Untersuchnngen  vorweg  tn 
nehmen,  um  zum  Abscblnss  der  aufgestellten  Fragen  zu  kommen. 
Dieses  Resultat  enthält  der  folgende  die  ebgehende  Begründung 
dafür  der  spätere  betreffende  Abschnitt'*) 

§.  62.  —  4)  Für  die  Frage  der  Rätbliehkeit  der  wirk- 
lichen Benutzung  des  Staatscredits  statt  der  Be- 
steuerung sind  zunächst  drei  Arten  Anleihen  nach  den 
Arten  der  Kapitalien  zu  unterscheiden,  ans  denen  sie  fliessen; 
sodann  die  einzelnen  Arten  der  ansserordentlioben  Ausgabe. 

-a)  Die  Anleihen  können  sein: 

a)  Anleihen  aus  wirklich  disponiblen  Kapitalien  dw 
heimischen  Volkswirthschaft. 

ft)  Anleiben  ans  Kapitalien  fremder  Volkswirthsohaften  (Ver- 
schuldung an  das  Ausland). 

y)  Anleihen  aus  heimischen  Kapitalien,  welche  erst  dnrch 
die  Anleihe  einer  anderweiten  productiTen  Verwendung  im 
Inlande  entzogen  werden.") 

Die  Begrilndung  findet  sich  andi  in  d.  Artik.  StaatsBclmldeii  t.  A.  Wagner 
im  StutevStterb.  X,  10—18.  Das  hier  Entwickelte  ^obt  der  Verf.  anch  den  neueren 
Erörterungen  der  Frage  ron  Laspeyres,  Nasse,  Sotbeer,  EnminghaDS, 
Stein  Tl.  A,  m..  soweit  es  von  deh  Ansichten  dieser  Schriftsteller  abweicht,  an&echt 
halten  zn  mOssen. 

Es  ist  gegen  eine  solche  Unterscheidung  der  Kapitalien ,  ans  denen  die  An- 
leihen fliessen,  wohl  unter  dem  Hinweis  auf  die  practiscben  Verhältnisse  des  Geld- 
markts eingewendet  worden,  bei  dem  heutigen  Kosmopolit.  Character  des  Werthpapier* 
Verkehrs  and  bei  der  Betheiligong  der  rerschiedensten  Börsen  nnd  Geldleate  an  An- 
leiheoperationen  lasse  sich  gar  nicht  sagen,  welcher  Art  eine  Anleihe  sei.  Sicherheb 
Ist  dies  oft  in  der  Praxis  schwer.  Alwr  ans  welchen  Kapitalien ,  des  Inlands  oder 
Auslands,  eine  Anleihe  haaptsächlich  komme,  lässt  sich  doch  anch  hier  bestimnai. 
Für  die  thoor.  Seite  der  Frage  genügt  dies:  man  wird  z.  B.  eine  Anleihe,  die  als  in 
der  Fremde  an^nommen  za  billigen  win.  doch  lieber  möglichst  rermeiden  mflssen. 
wenn  sie  durch  Betheili^ng  des  inländ.  schon  uigelegten  Kapitals  zn  Stande  ttomnit 
oder  muthmasslich  die  Obligationen  rasch  heimatrOmen.  Hypothesen  wie  die  obige, 
dass  die  Anleihen  nur  der  einen  oder  anderen  Art  seien,  moss  man  fast  bei  jeder 
theoret.  Behandlung  practischer  voftswirthsch.  Fragen  znm  Zweck  der  IsoHrnng  der 
eiuflossabenden  Umstände  bilden. 
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buner  roraosgesetzt,  dass  die  Aoieihe  nach  der  Art  der  Aas- 
giage,  die  mit  ihr  gedeckt  werden 'sollen,  snlässig  ist,  so  darf  im 
AUgendneo  rom  Standponcte  der  einzelnen  Volkswirthschaft 
tu  die  Anleihe  der  ersten  nnd  zweiten  Art  der  Be- 
itnernng  vorgezogen  werden.    Dagegen  muss  umgekehrt 
die  Besteaernng  statt  der  Anleihe  der  dritteo  Art  ge- 
•rifalt  werden.   Diese  letztere  Auleibe  bildet  aber  im  Ganzen  den 
oomalen  Hanptfall  der  Benatzung  des  Staatscredits.  Inso- 
fern ist  also  doch  in  der  Regel  der  Bestenerang  der 
YoTsngza  geben.   Vom  Standpnncte  der  Weltwirthsohaft 
{  Wi  wo  die  Eapitalflbertragung  von  einer  Volkswirtbschaft  zur 
I  Min  als  indiffiarent  erscheint,  wird  das  Urtheil  femer  sogar  nur 
ttunGansten  der  Anleihe  lauten,  wenn  ohne  die  letztere  das 
^^>^  bloss  in  schlechten  Unternehmungen  (also  z,  B.  in  Zeiten 
I  UMtlnreifender  UeberspeeuUtion)  vergendet  worden  wäre.  Dem- 
i  S*"^  üt  von  diesem  Standpancte  aus  der  Benutzung  des 
ätutitredits  nur  in  bestimmten  einzelnen  Fällen  der 
!  tntei  and  zweiten  Art  von  Anleihen  der  Vorzog  ein- 
I  »rlasien.    Ueberall  sonst  muss  man  daher  auch  für  die 
i^tekoBg  der   ausserordentlichen  Ausgaben   mltglicbst  die 
^deutliche  Einnahme,  bez.  die  Steuer  wählen.    Da  ferner 
w  dieser  Einnahme  nothweudig  stets  die  immer  zum  Normal- 
■dadeniiss  gehörende  Verzinsung  und  vorkommenden  Falls 
wenn  sie  anders  einen  vernunftigen  Sinn  haben  soll,  die 
'UpDg  der  Sebalden  erfolgen  mnss,  so  erscheint  die  ordent- 
licke  Einnahme  oder  Steuer  zugleich  alsBasis  derCredlt- 
itfiOtKang. 

£Hölgt  die  Scbnldaufnahme  trotzdem  in  weiterem  Umfange 
■Ii  ueh  obigen  Regeln,  so  hat  dies  die  unbedingt  nach- 
Ibilige  volkswirtbschaftliche  Wirkung,  dass  sich  die  Lasten 
StaatBansgaben,  also  das  Gesammtopf  er,  anf  die 
^>K«lwirthschaften  in  der  Gegenwart  ungleichmässiger, 
"Hnoogerechter  als  im  Falle  der  Besteuerung  rertheiten  werden, 
leiden  aber  Tomemlich  die  unteren  (arbeitenden) 
deren  Interesse  also  keineswegs  die  Anleihen  in  den 
''^KMhDteD  Fällen  empfehlenswerth  macht  (s.  o.  Anm.  33).  Eine 
'i'Uft  Wirkung  der  Anleihen  kann  natürlich,  auf  die  Dauer  wenig- 
uch  den  Staatshaushalt  schädigen. 
Sonst  vrird  letzterer  jedoch  bei  einer  solchen  unrichtigen  um- 
''■Slicberen  Benutzung  des  Staatscredits  uui'  dann  leiden  uud  in 
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Unordnung  kommen^  wenn  nicht  einmal  das  volle  Normal- 
erfordernisB  dnrch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird.  Denn 
hier  droht  immer  ein  chronisches  eigentliches  Deficit 
einzureissen. 

§.  63.  —  h)  Auch  je  nach  derNatnr  der  einzelnen  Arten 
der  ansserordentlichen  Aasgaben  ist  die  Frage  der  Räthlichkeit 
der  wirklichen  Benntzang  des  Staatecredits  verschieden  za 
entscheiden.  Wenn  anch  Zweck  and  Wirkung  dieser  sftmmt- 
tichen  Aasgaben  die  Schaldaufnahme  rechtfertigt  (§.  61),  so  doch 
schon  fUr  die  verschiedenen  Arten  nicht  gleich  unbedingt 

a)  Denn  allein  die  privat-  und  die  staatswirthschaf t- 
liche  Kapitalanlage  und  unter  ihnen  wiederom  am  Meisten  die 
erstgenannte,  bieten  eine  sichere  Bürgschaft  dafDr,  dass  sie, 
einmal  vorgenommen,  ktlnftigen  Finanzperioden  und  der  ganzen 
VolkswirthBchaft  als  Ansgabeersparnng  oder  Einnahmevermehnuig 
zn  Gute  kommen  werden.  Bei  der  eigentlichen  ausser- 
ordentlichen Ausgabe,  insbesondere  bei  Kriegskosten,  be- 
steht eine  solche  Sicherheit  doch  stets  in  viel  geringerem  Haasse. 
Wenn  man  daher  auch  nur  nach  den  Wirkungen  der  Aasgaben 
urtheilt,  so  wird  man  zwar  unter  den  in  §.  61  bezeichneten  Cantelen 
selbst  die  Kriegsaasgabe  durch  Anleihen  decken  dtlrfen. 
Aber  anter  Übrigens  gleichen  Umständen  ist  es  doch  bereits  ge- 
rathener,  lieber  hier  wenigstens  mit  zu  ordentlichen  Einnahmen 
zu  greifen  and  womöglich  die  Benutzung  der  Anleiben  auf  die 
beiden  genannten  Arten  der  Kapitalanlage  zu  beschränken.  Dies 
ist  um  so  unbedingter  anzurathen,  wenn  nach  ihrer  vei^leichs- 
weisen  Wirkuog  als  Kapitalentziehung  der  Beätenemng  vor  der 
Anleihe  wegen  der  Art  der  Kapitalien,  ans  denen  die  Sebald  ge- 
zahlt wird,  nach  dem  vorigen  §.  62  der  Vorzug  zu  geben  ist. 
Denn  dann  kommen  möglicher  Weise  noch  volkswirthschaft- 
liche  zn  den  finanziellen  Bedenken  gegen  die  Anleihe  für 
Kriegs-  und  dergleichen  Ausgaben  hinzu.  Hiemach  wird  die 
Deckung  von  letztereo  nur  durch  auswärtige  und  in  ge- 
wissen Fällen  durch  Anleihen,  welehe  aas  disponiblen  Kapi- 
talien  der  heimischen  Volkswirthschaft  kommen,  vorzunehmen 
sein.  **) 

**)  Es  wird  daher  geviss  als  die  solidere  Praxis  zu  bezeichnen  sein,  Venn 
wenigstens  ein  Theil  der  Kriegskosten  und  sonstiger  aasserord e atl. 
Ansgaben  (z.  B.  fur  ütt'cutl.  Nothst&nde)  duroh  Steuern  bestritten  oder  nar  ror- 
Ubergehcnd  Uurcir  schwebende  Scholden,  welche  alsbald  mit  SteoerortrS^n 
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ß)  In  gleicher  Weise  wird  man  sich  dabin  anssprecben  müssen, 
daw  die  staatswirtbscbaftliche  Kapitalanlage  besser  anch 
durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird,  wenn  nicht  eine  in 
jeder  Beziehnng  anbedenkliche  Anleihe  in  Aussicht  steht.  Denn 
die  gB]is%en  Wirkungen  solcher  Anlagen  nnd  die  Daaer  der 
enteren ,  z.  B.  bei  grossen  Verwaltungsreformen,  sind  doch  nicht 
töeht  ganz  so  sicher  zu  constatiren,  als  etwa  bei  privatwirtb- 
Khiftüchen  Kapitalanlagen.'*) 


fieda  ibbez^  verdea,  redockt  vird.  So  rerfülirt  mit  Becht  in  neaerer  Zeit  Gross- 
biiluBie>.  Selbst  in  diesem  Lande  ist  auf  grossen  Massen  disponü^t  X^titaUoi 
Bieht  immer  zu  xechnen.  Kamentlich  TÜd  die  Einkommensteaer  la  solchen 
FUn  richtig  eriiOht  Das  Torhandensidn  einer  derartigen  beveglicben  and  mit 
Sukoheit  einen  höheren  Ertrag'  gebenden  Stener  ist  auch  mit  Backsicht  anf  sdche 
flDtarerl&ngea.  Im  Krimmkriege  erhohete  Grossbritannieu  die  Einkommensteaer 
w  •  »nf  14  nnd  scblisdich  auf  16  P.  r.  L.  St  (C'/b7o)  für  das  roll  besteacrte  nnd 
winf  10  nnd  llVi  ^  das  niedriger  bastenerte  Einkommeo;  erst  1B57  er- 
Upevieder  die  Herabseuoog  anf  den  äten  Satz.  Der  Ertrag  stieg  von  7'13  anf 
^  MilL  L.  Ausserdem  wurden  damals  die  Zolle  anf  Zucker  {Durcbschnittszollsatz 
foi  alle  Gattungen  Ton  11  allmiUig  bis  auf  H'/i  sh.),  Thee  (von  l'/s  auf 

l^fvPfund,  statt  der  beabsichtigten  Ermässigung  auf  1  shj.  EafTee  (von  'A  auf 
^r.  fs  Pfand),  die  Accisen  auf  Malz  (von  fost  27«  &uf  4  sb.  per  Busbel)  Q.  Brannt- 
ni  Iii  England  ron  7  sh.  10  P.  anf  8  sb.,  in  Schottland  n»  4V8  auchVlmälig  Us 
«f  S  iIl,  in  Iriand  Ton  S'/i  auf  8  sh.  per  Gallon)  erhobt    Aehnlich  vurde  die 
Et|«dition  nnch  Abyssinien  giDssentheils  durch  Steigenmg  der  ordentl.  Ein- 
nteen  bestritten  (Anfirand  1867/68— 69/TO  daittr  S  S  Mill.  L..  Erhöhung  der  Ein- 
'•MBlener  von  5-7  MilL  in  1866/67  anf  6-18,  8-62,  11)  04  MiU.  L.  In  den  3  folg. 
lifaoi  nach  Bechnungsabschloss,  Ausg.  fOr  1870/71  7'6  Mill.).   Auch  bei  anderen 
Eitrua^ben,  z.  B.  für  den  grosseren  militärischen  u.  maritimen  Aufwand  IS60  fT. 
""rie  »  operirL  —  Preussen  erhöhte  1855/56  wegen  der  Kosten  der  KOütnngen 
&  ÖMBen-,  Einkommen- u.  Schlachtsteuer  nm  V*- —  Oesterreich  legte  im  Kriege 
m  1859  einen  Zuschlag  zur  Grund-  u.  Uaussteuer  von  '/,,  zur  Hausklassensteuer  von 
%  a  der  Erwerbsteuer,  Einkommensteuer  und  dem  contributo  arti  e  commercio  ron 
Ordinarinms  „ftlr  die  Dauer  der  dnrch  die  Eriegaereignisse  herbeigeführten 
VetkUtnlMe"  anf  (Yerordn.  r.  IS.  Mai  1859).   Ebenso  imrdo  die  Yerzehrnngsst.  am 
'/i  der  Mormals&tze,  der  Sabprets  um  löVo*       Bechtsgebtthren,  Stempel  n.  s.  ir. 

Bm  207,  erhobt  (Verord.  r.  17.  Hai  1869).  Die  meisten  dieser  Erhöhungen 
'■Üma  mit  einigen  Ahindoniiigen.  zeitveise  mit  neuen  Steigemngen  nnd  selbst  Vei^ 
^ipeliugea  (1862  ff),  permanent  —  Frankreich  eitohte  durch  Yerordn.  der 
PwJi  Hegierung  r.  17.  März  1848  die  4  dirccten  Steuern  um  ISV^,,  was  192  Mill 
fr.  betrug  u.  1852  wieder  anfbOrto.  Später  (Ges.  v.  28.  Juni  1S57)  trat  ein  zweiter 
'*V»iger  Kriegszuschlag  zu  dem  lange  bestehenden  bei  allen  directen  Stenern  hinzu, 

TÄaksteuer  (im  Monopolpreis)  und  die  Branntweinsteuer  wurde  186U  erhöht.  Die 
Wentenden  Steuereihöhnngen  und  neuen  Stenern  in  Frankreich  nach  dem  Kriege  ron 
1S70— 71  fallen  unter  einen  anderen  Gosichtspunct,  denn  sie  dienten  im  Wesentlichen  • 
Bidit  mehr  zur  Deckung  der  laufenden  ausserordentlichen ,  sondern  der  durch  die 
■fi^  und  Contribntionsanleihen  u.  s.  w.  gesteigerten  ordentlichen  Ausgaben  fUr 
^°>Mii,  Erhöhung  der  Militärbudgets  u.  s  v.  Die  Lage  war  ähnlich  wie  in  den 
vereinigten  Staaten  t.  Nordamerika  u.  in  Italien,  vo  natoriich  auch  Im  grOssten 
■'■^ge  neue  Steuern  geschaffen,  alte  erhöht  werden  mussten,  um  die  enormen  Aus- 
ftlr  Kriege  a.  Staatsnenhaa  wenigstens  teilweise  zu  decken.  Nach  dem  Ende 
^«  Kriegs  hat  Amorika  bald  die  vollständige  Deckung  der  laufenden  Ausgaben  mit 
oK^tL  Einnahmen  erreicht,  ebenso  Frankreich,  dagegen  Italien  noch  nicht. 

**)  Die  herrschende  Praxis  in  Staaten  normaler  Finanzlage,  dass  die  staatswirth- 
'^'»Ahcbea  Kapitalanlagen,  wenigstens  die  kleineren,  ziemlich  Jahr  für  Jahr  vorkom- 
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y)  Anders  liegt  die  Sache  bei  der  privatwirtbscfaaft- 
lichen  Kapitalanlage.  Diese  mnss  nobedingt  ans  aosserordent- 
licben  Einnahmen  oder  Anleihen  bestritten  werden  ^  so  lange  man 
wenigstens  im  Rahmen  der  bisherigen  Wirthschafts- und  Finanz- 
politik bleibt  and  nicht  etwa  mit  Hilfe  der  Bestenernng  dem 
Staate  die  Mittel  verschaffen  will^  um  direct  auf  dem  Gebiete  der 
Sachgttterprodaetion  den  Besitzern  des  Privatkapitals  als  Über- 
legener Concnrrent  entgegentreten  zu  können.  Sehen  wir  tob 
dieser  Eventualität  hier  ab,  so  darf  in  der  That  bei  der  privat- 
wirthscbaftlicben  Kapitalanlage  des  Staats  die  Regel  für  die  Be- 
nutzung des  Staatscredits  absolut  formulirt  werden.^')  Zu  dem 
allgemeinen  Rechtfertigungsgrunde,  welcher  aus  der  Wirkung  der 
Ausgaben  entnommen  ist,  kommen  noch  zwei  weitere  Grttnde, 
die  hier  wohl  den  Ansscfalag  geben. 

aa)  Privatwirthscbaftiiche  Kapitalanlagen  mit  Steuern  her 
stellen,   widerspricht  nemlich  einmal  dem  letzten  Zweck  und 

meodea  Ausüben  dafür,  durch  ordentL  EinDahiDeii  bestritten  werden,  Usst  Ach  daher 
auch  billigen.  Nur  sollte  dabei  doch  ein  bestimmtes  Priucip  leiten  u.  die  betreff. 
Posten  in  den  Aosireisen  übersichtlich  znsammeagestetlt  werden,  damit  man  zar 
besseren  Benrtheilung  der  wirklichen  Finanzlage  leichter  fesstellen  kann,  ob  und  in 
welchem  Verhältniss  die  Ausgaben  eines  Jahres  nach  der  Dauer  der  Wildungen  der 
boschaSlen  Leistungen  und  Aiistalten  nur  diesem  Jahre  oder  auch  späteren  Finau- 
periodea  zu  Gute  kommen.  In  Preuasen  gebOrt  der  grOsste Theil  der  sog.  alnmaligea 
und  ausBeraid.  etatmässigen  Ausgaben  za  Staats-  u.  z.  Th.  selbst  zu  prirMwiithBchaA- 
lieben  Kapitalanlagen  (z.  fi.  Heliorationen  der  Domänen  n.  s.  v.)  und  wiid  regelmlnig 
schon  nach  dem  Voranschläge  durch  die  Dtdentlicha  yfinnahm^  (die  allüdinga  einig* 
kleinere  Posten  ausserordend.  Einnahmen  einscUiesst)  gedeckt,  z.  B.  ittr  1S70  ordeotL 
Ausg.  162-25  HIIL  Thlr.,  ausserordentL  5  85,  zusammen  168-1,  ordentL  Einnabmes 
168*25  Hill  Thlr.  Aber  ein  festes  Princip  der  Scheidnng  feUt  auch  hier;  ao  Btebeo 
z.  B.  ganz  gleichartige  Posten  fUr  Chausseeneubanten,  Stromrogulirungen,  Uafenbautea 
U.  3.  T.  unter  den  ordentlichen  und  den  etatm&ssigen  ausserordentlichen  Ausgaben 
Jahr  für  Jahr.  —  In  Staaten,  welche  so  h&nfigen  „Neugestaltungen"  (der  inneren  0^ 
ganisation,  Yerwaltong  im  Justiz-,  Polizei-,  Dnterrichtu-,  Kriegswesen  u.  s.  w.)  unter- 
liegen, wie  froher  wenigstens  (1848  ff.)  z.  B.  Oesterreich,  z.  TU.  auch  Eussland, 
wurde  es  vollends  ein  hOchst  gefährliches  Princip  sein,  mit  BUcksicht  auf  die  mög- 
liche Dauer  der  Wirkung  solcher  Verwendungen  eine  Decknog  mit  aosseiordenlliclieB 
Einnahmen  rMzonehmai.  Hier  fehlt  bei  der  Dnstätheit  der  VerhältnisM  das  in 
finanzieller  Hinsicht  wesentliclie  Merkmal  der  staatswirthschaiUichen  Kapital- 
anlagen: die  wirkliche  längere  Dauer  der  Wirkungen,  —  Von  den  Theoietiken 
haben  Dietzel  wie  Stein  diese  Seite  der  nur  bedingten  BttUidikeit  der  Be- 
.  nittznng  des  Staatscredits  riel  zu  wenig  beachtet,  z.  Th.  ganz  Ubersehen.  Stein  viid< 
wie  so  häufig,  von  einem  partiell  ricbügen  Gedanken,  der  Productirität  der  Staatsaiu- 
gabe  und  Staatsschuld,  ganz  hingenommen  und  vergiaet  darüber  die  so  hOchst  ooth- 
wendigen  Einschränknagen.    Vgl.  3.  Aufl.,  S.  717  ff.,  42  ff. 

**)  Dieser  Satz  wird  von  Laspeyres  im  Staatswörterb.  X,  93  angegriffen,  hier 
aber  meines  Erachtens  mit  Becht,  wie  schon  ebend.  X,  8,  festgehalten,  wenn  man 
nicht  die  obige  Eventualität  statnirt.  Ob  die  Volksvertretung  hier  mitwirkt  oder  nicht, 
ist  für  die  volkswirthschaitliche  und  finanzielle  Seite  der  Frage  gleichgültig- 
giebt  sich  hier  Übrigens  wieder,  wie  bei  einer  weitgreifendea,  socialpolitUchen  Zwewn 
dienenden  Steuerpolitik  die  heutigen  linanzwisscnscbaftlichen  (irnndsAtze  manatchfaco 
nur  als  bis  tu  risch -relativ  e  erscheinen. 


Digitized  by  Google 


BuhlkUceit  dei  wirklidi«ii  BwaUancr  Ues  SUsucredits. 


129 


lieferen  Kecbtegrund  der  Besteuerung.  Die  hergeeteuerten  Güter 
werden  den  EüuelwirthBohaften  entzogen  ^  damit  in  der  Geeammt- 
wirthscbatl  des  Staats  solche  Guter  produoirt  werden  ^  welohe  der 
Staat  allein  oder  doch  am  Besten  ftlr  die  Volkswirthscfaaiit  her- 
steUev  ^nn  (eigentliche  Staatsleistnngen  meist  immaterieller  Art), 
nicht  aber  solche  Gttter,  welche  der  Einzelwirthschafter  selbst,  aud 
oft  besser  als  der  Staat,  herstellt  Steuern  für  die  privatwirth- 
aehaftliohen  Kapitalanlagen  zu  verwenden,  würde  also  nnr  dazu 
tlkbren,  dem  einzelwirthschafUichen  Betrieb  Sachgüter  oder  sachliche 
ProdnetioDsmittel  zu  entziehen,  mit  Hülfe  deren  der  Staat  den  £in- 
xehrirthschaften  in  der  Prodnction  derselben  Güter  unmittelbare 
Coneorrenz  macht. 

bb)  Die  Deckung  durch  Anleihen  wird  aber  aucfa  durch  die 
kpeeifiscbe  Natur  der  privatwirthschaftlichen  Kapitalanlagen 
nddoreh  die  Wirkung  der  für  letztere  erfolgenden  Kapitalver- 
Wttdongen  gerechtfertigt.   Ob  der  Staat  oder  Private  Kapital  zum 
Afikuf  oder  zur  ersten  Anlage  und  Verbesserung  von  Domänen, 
Fontes^  Berg-  and  Hutten  werken,  Fabriken  und  sonstigen  Gewerks- 
»alMgeHy  Eisenbahnen  n.  dgl.  m.  verwenden,  das  hat  für  die  Volks- 
virtiischaft  im  Wesentlichen  ganz  die  gleiche  Wirkung.  Theils 
whd  (beim  Ankauf)  Kapital  einfach  von  einem  Wirthschaftsbetri^b 
«if  den  andern  Übertragen,  theils  (bei  der  Nenanlage  und  Melio- 
ration) nmlanfendes  in  stehendes  Kapital  verwandelt,  neue  £r- 
jpaniisfle  als  Betriebskapital  benutzt  u.  s.  w.   Private  machen  für 
itolcbe  Zwecke  auch  häufig  Anleihen,  die  dann  nicht  anders  wirken, 
als  die  Staatsanleihen.   Letztere  entziehen  vielleicht  das  Kapital 

I  einer  andwweiten  productiven  Verwendung  in  der  heimischen  Volks- 
virthachaft,  so  Am»  hier  eine  Einschränkung  der  Prodnction  er- 
folgen mxtm.    Aber  auf  der  andern  Seite  vergrössert  sich  die 

I   Production  durch  die  Leistungen  der  betreffenden  Staatsanstalt. 

I  Die  Wirkung  einer  Deckung  der  privatwirthschaftlichen  Kapital- 
anlage des  Staats  durch  Anleihen  ist  immer  ebenso,  als  wenn 
Private  ihre  eigenen,  bereits  anderswie  angelegten  oder  aus  den 
productiven  Anlagen  dritter  Personen  leihweise  herangezogeneu 
Kapitalien  in  ein  neues  Unternehmen  stecken;  nur  die  Richtung, 
Dicht  der  Gesammtumfang  der  volkswirthschaftlichen  Pro- 
duetton  ändert  sich,  eine  Kapitalvemichtang  erfolgt  nicht. 

Wo  es  sich  um  grosse  Summen  fllr  solche  Anlagen,  z.  B, 
am  Bisenbahnbau  handelt,  ist  es  auch  allgemeine  Praxis,  ausser- 
ordentliche Deckungsmittel  zu  hraucheu.    Ncbeu  Anleiben  kann 
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man  ptBsend  d«n  ErlöB  ftlr  verättsserte  Staategtiter,  die 
AblQsangskapitalien  ftlr  beseitigte  Gmadlasten  a.  dgt. m. 
so  verwenden.  Aach  die  Reinerträge  des  Domaninms  (i.w.S.), 
obgleich  zu  den  ordentlichen  Einnahmen  gehörig,  mögen  allenfiidls 
anf  diese  Weise  benutzt  werden.  Die  Wirkung  davon  auf  die 
Volkswirthschaft  ist  dieselbe ,  als  wenn  Private  die  £rträge  ihrer 
Unternehmen  sofort  Ubersparen  und  für  die  Errichtung  neuer  An- 
stiüten  verwenden.  Ftlr  die  Steuerzahler  gewährt  dann  um 
zeitweise  der  Besitz  von  Rente  gebenden  Staatsanstalten  keue 
Erleirhtemng. 

IV.  —  §.  64.  Die  Fälle  der  Unzulänglichkeit  der 
Benutzung  des  Staatscredits.  Nach  dem  Vorhergehenden 
muss  die  Benutzung  des  Staatscredits  znr  Deckung  der  Aasgaben 
doch  anf  wenige  ganz  bestimmte  Fälle  eingeschränkt  werden. 
Aber  auch  wenn  sie,  wie  von  einigen  Anhängern  des  Staats- 
Bcbuldenwesens  geschieht,  in'  weiterem  Umfange,  namentlich  nnbe> 
dingt  zur  Deckung  der  gesammten  Kriegsansgaben  —  practifldi 
der  Uanptfall  —  empfohlen  wird,  so  erheben  sich  noch  folgende, 
eng  mit  einander  zusammenhängende  wichtige  practische  Fragen: 

1)  ob  Anleihen  denn  immer  möglich  sind; 

2)  ob  auch  in  diesem  Fall  der  Zweck,  die  Deckung  Am 
einmal  vorliegenden  Bedarfs  in  festbestimmter  Zeit,  mit 
ihnen  immer  srcher  erreicht  werden  kann; 

3)  ob  die  Bedingungen  einer  Anleihe  nicht  mitunter  so 
ungünstig  sein  können,  dass  dennoch  besser  für  andere  Deeknugs- 
mittel  gesorgt  wird. 

Diese  Fragen  fuhren  zu  derjenigen  von  der  Nothwendigkeit 
oder  Zweckmässigkeit  eines  Staatsschatzes  und  eines  Systems 
grosser  Extrastenern  (Kriegssteuern)  hin.  Erst  durch  ihre 
Erörterung  erlangt  die  Theorie  der  Finanzbedarfs^ecknng 
den  richtigen  AbschluBs.")  Es  genügt,  den  nicht  nur  practiscb 

*^  Die  bisherige  Thooiie,  aucli  ia  ihren  neaeren,  der  Benutzung  des  StaktscredU^ 
günstigen  Vertretern,  wie  z.  B.  Dietzel,  hat  diese  Fragen  so  gut  wie  riSllig  ignorin, 
während  sie  doch  ausserordentlich  wichtig  sind.  Bei  A.  Wagner,  Ordn.  d.  Baterr.  , 
Staatshaosh.' S.  23—28  u.  Art  Stadtsachold.  im  StaatswOrterb.  S.  18  sind  die  Fngea 
bereits  berührt  Für  die  Entwicklung  im  Texte  sind  die  neuesten  Erfahrungen  hes. 
Preussen's  i.  J.  ]S6t>  u.  1870  gewiss  mit  Becht  massgebend  gewesen.  Merkwürdig, 
aber  characteristisch  für  ihn,  ist  die  Stellung,  welche  Stein  zu  diesen  Fragen  nid 
speciell  zu  meiner  Behandlung  derselben  i.  d.  6.  Ausg.  einnimmt  Vgl.  besond.  säDe 
Polemik  gegen  meine  Recbtiertigiuig  des  Staatsschatzes  (s.  a.  g.  65),  Finanz- 
Tiuensch.,  3.  Ausg.,  S.  682  ff.,  hes.  191  ff.,  194.  Dieser  geistrolle  Gelefaits  be^ 
leider  zom  Schaden  fflt  seine  TerdleastroUen  Werke  absolot  nicht  die  F&hlgkeit,  w* 
danken  u.  practisclien  Yerhältnissen  aosaerhalb  seines  Schenintismas,  ich  sage  nicht 
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wiehtigBten,  sondern  anoh  fttr  die  wissenacbaftliohe  PriDcipienfrage 
clMmeteriBtiBdbsten  Fall  an  behandeln:  wenn  plötzlich  sehr 
grosse  Kriegsaasgaben  binnen  einer  gans  kurzen  Zeit 
in  bestreiten  sind. 

Dieser  Fall  liegt  bei  Kriegen  der  modernen  Staaten  in  der 
Gegmwart  stets  vor.  Jedoch  gestaltet  er  sieh  noch  bemerkens- 
werA  verschieden  nach  der  geographischen  Beschaffenheit 
«nes  Staatsgebiets,  nach  der  ganzen  politischen  Stellang 
ind  Aufgabe  eines  Staats  und  nach  dem  herrschenden 
Wehrsystem,*') 

1)  Von  der  geographischen  Beschaffenheit  des  Staats- 
gebietB,  d.  -h.  von  der  Bodengestaltnng  (Flaohland,  Gobirgs- 
\aB£)t         Grenzverhältnissen  (gute  natfirliche  —  schlechte 
«MveatioDelle  Orenzen)^  der  Abrnndnng  des  Gebiets,  dem 
Zvsammenliegen  desselben  in  einer  compacten  Masse  oder 
4er  Zerrissenheit  in  mehreren  getrennten  Sttlcken  n.  s.w. 
Ungjt  tte  Offensiv-^  ond  Defensivkrafit  eines  Staats  wesratlich  mit 
ak  Sb  Staat  z.  B.  mit  offenen  Grenzen,  Flachland,  mit  grosser 
Aisdehnnng  seines  Gebiets  in  schmalen  Streifen  Uber  weite  Räume 
■BCniiegt  der  besonderen  Gefahr,  rasch  beim  plötzlichen  Änsbracb 
imes  Krieges  einen  Tbeil  seines  Gebiets  vom  Feinde  ttberschwemmt 
za  sehen.   Dadurch  vermindern  sich  aach  die  finanziellen  Httlä- 
mittel  eines  solchen  Staats  sofort  und  der  Staatscredit  leidet  leiefatw 
«der  versagt  schneller  ganz  den  Dienst.") 

t)  Von  der  politischen  Stellung  und  Aufgabe  eines 
Staats,  welche  beide  meistens  das  Prodnct  bestimmter  geschicht- 

fcteeht  m  weiden,  sondern  nor  sie  za  retstelira.  Wenn  Jeauucl.  vie  er,  so  lan^  in 
OeBterreicli  gelebt  lut  b.  doch  nicht  einmal  im  Stande  ist.  die  Lücke  ZQ  ericeunen, 
vekfae  for  die  Theorie  d.  Fraxia  des  Finaazwesoos  hier  von  mir  aiuzafttllea  gesDcht 
vinl,  vfcbrend  ihm  g:flrade  Oesterreich 's  Geschichte  den  Beweia  ad  homioem  demonstrirt, 
im  hier  eine  LQcke  ist,  so  bleibt  nichts  wuter  Übrig,  als  ihn  achsehnickend  bei 
Mäoer  Eioaeitigkeit  za  belassen.  Bedauerlich  ist  es  aber,  dass  Stein  mit  sophistischen 
The^e«n  schBmme  österreichische  Fioanzprazis  rechtfertigt  (man  rgl.  z.  B.  seine 
■StellnDg'  in  der  Eisenbabnfrage,  die  gradezn  mit  seiner  Regaltheorie  in  Widerspruch 
ist.  seine  Theorie  der  Verkehrsstenera .  wo  die  bedenklichsten  fiscalischen  Practikm 
micht  DO!  ihA  Absolatiou  finden,  sond.  ab  die  wahren  Postalate  der  b&heiä)  Wissen- 
tcimSt,  eiBohcdnen,  n.  A.  m.},  während  ex  diese  DnfUUgkait  beweist,  ans  dem  Stndiui 
4«  ■»  bochiirteKSBantan  n.  Idindchen  Osterr.  StsatshMuhaltei  di^enigen  Puacte 
iMnomfindan,  wo  di«  Pnxis  Vl.  die  bisherige  Theorie  mit  absolater  Mothwmdi^Mit 
labeaaert  werden  mOssen.  S.  anoh  o.  §.  66,  Anm,  68  Ober  Stein's  „Piuanniasen- 
rdtM&  des  Kriegs." 

")  S.  aach  unten  §.  108,  abarbaopt  106—124. 

**)  Man  rergleiche  nur  Preassen  und  DeutscblaDd,  bes.  vor  den  Jahren 
l!i66  a.  1870.  aber  im  Weseatl.  doch  auch  jetzt  noch  mit  aroasbritannien,  Frankreich, 
Spuieo.  ScJuidinaTioa,  ItaUen.   Man  <lenke  an  die  Schweiz. 

9» 
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lieber  Verhältnisse  sind  and  sich  nicht  leicht  belieb^  ändern  lasseB, 
bSngt  die  nähere  oder  fernere  Grefahr  von  Kriegen  wesentÜch  mit 
ab.  Z.  B.  ein  erst  im  Aufbau  begriffener  Staat,  der  die  Aufgabe 
nicht  von  sich  weisen  kann,  nationalen  Bedtlrt'nissen  gmäss  sieb 
anszudehnbn  and  zu  arrondiren,  wird  leichter  als  ein  gefesteter 
alter  Staat  zu  Offensivkriegen  genöthigt  werden  oder  öfters  seineo 
Bestand  von  Neuem  vertheidigen  mUssen.  Eine  solche  Lage  beeio- 
flosBt  noäiwendig  auch  die  Benutzbarkeit  des  Staatscredits. 

3)  Unter  den  verschiedenen  modernen  Web rsy Sternen 
ist  es  wobl  das  prenssisch-deutBche  mit  seiner  Scheidung  von 
stehendem  Heere,  Reserve  and  Landwehr,  welches  seiner  e^;eii- 
thttmlicben  Organisation  gemäss  relativ  noch  grösserer  Geld- 
summen, die  zugleich  in  noch  kürzerer  Zeit  verfOgbiu*  B«n 
müssen,  gerade  im  allerkritischsten  AugenblickCi  nemlicb 
karz  vor  und  unmittelbar  nach  der  KriegBerklärang^  wo  der 
Credit  regelmässig  am  Tiefsten  ersehttttert  ist,**)  bedarf:  zur 
Mobilmaehung  u.  s.  w.^**)  Das  ist,  wie  manches  Andere^  ein 
Tolkswirthsehaftlicher  und  finanzieller  wie  politisch«tr  and  insofen 
selbst  militärischer  Nachtheil  dieses  Webrsystems,  der  wegen  der 
anderweiten  Überwiegenden  Vortbeile  (Ersparung  an  Geld  nnd 
Arbeilskratl  n.  s.  w.  in  Friedenszeit,  grössere  Truppenstärke  im 
Kriege)  als  dem  System  inhärent  in  den  Kaaf  genommen  werden 
moss.  Auch  für  die  Benutzung  des-  Staatscredits  ist  diese  Eigen- 
thOmlichkeit  des  preussisch- deutschen  Wehrsystems  wieder  nicht 
ohne  wichtige  Folgen.  ^^) 

")  Dies  bereist  die  Statütik  der  Cune  dur  War^papieie  ÜM  in  jedem  nmena 
grossen  Kriege  ganz  deutlich,  so  bes.  1859.  1661!,  1870.  Das  Miniffipm  der  Curse 
pflegt  unmittelbar  vor  oder  gleich  nach  der  Kriegsorklärnug  erreicht  zu  werden,  nocli 
befor  irgend  entscheidende  mllit&r.  Operationen  erfolgt  sind.  Spftter  steigen  wohl 
selbst  im  Kriege  die  Curse  des  Staats,  der  Niederlagen  eriitten,  veil  die  Aossicki 
auf  baldigen  ^eden  rächst:  so  var  es  wiederLolt  in  Oesterreich.  Freilidi  zeigen 
die  französischen  Curse  i.  J.  1870  eine  entgegengesetzte  Bew^nng.  in  welcher  sicli 
der  verstärkte  Eindruck  der  ganz  unerwarteten  Niederlagen  abspiegelt,  .während  der 
anf&Dgliche  gQxiätigere  Cnnistand  auf  das  Qbertriebaoe  äelbstgeftlhl  der  Franzosen 
zuruc^iifilhrcn  war.  Debor  die  Bewegung  der  deutschen  Curse  in  der  Zeit  rom  5.  bis 
19.  Juli  187U  a.  die  Tab.  XI  in  A.  Wagner.  Syst  d.  Zettelbankpolitik,  S.  412,  zais 
Beleg  des  Gesagten. 

Üie  sog-  Mobilmachungskostea  (einmal.  Ausgaben)  werden  fax  Prenssen  in 
Feldzog  roa  1866  auf  ia'61  Hill.  Thlr.  angegeben,  wovon  für  die  mobile  Armee 
(persönL  Mobilmachangs-  n.  AnsrOstungsgelder,  BeschaBung  der  Pferde,  Bddeidong, 
der  Fahrzeuge  u.  Geschirre  u.  s.  w ,  Ausrüstung  der  Pontoncolomien,  Ausstattung  der 
Feldlazaretfao)  lO-HMüLThlr.  FUr  das  norddeutsche  Heer  im  J,  1870  war  in  der  Zeit  vom 
15.  Juli  bis  3.  Aug.  täglich  mindest  2  MiU.  Thlr.  nothwendig  itlr  HobUmachnog 
u.  Kheg  (ohne  das  s&cha.  Contingent).  (Steaogr.  Ber.  ttb.  d.  Beiobstaginrerb..  2.  Seas.. 
1871,  ir,  74). 

Die  drei  erwähnten  Umstände  erschweren  die  Benutzung  des  Staatscred.  (»^ 
in  Deutschland,  zomal  in  Prenssen,  vollends  vur  den  Ereignissen  von  18(i6  boJ 
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Die  Sommen,  nm  welche  es  sich  in  neaeren  Kriegen  von 
GiwsBtaaten  binnen  kurzer  Wochen  und  Monate  handelt,  fiber- 
iriRgm  bes  Weitem  Alles,  was  sonst  im  Hanshalt  des  Staats  oder 
uderer  grosser  Einzelwirthschaften,  z.  B.  ftlr  Eisenbahnzwecke,  in 
ibnliefa  kurzer  Zeit  an  grossen  Aasgaben  noch  rorkommf^') 

Erweist  sich  nnn  die  BenntEong  des  Staatscredits  gerade  fllr 
dieeeD  Zweck,  ftlr  die  Decknng  plötzlicher  grosser  Kriegs- 
aasgaben immer  als  zalänglich?  Diese  Frage  ist  dnrchans  nicht 
m  Sieherheit  fltr  alle  FKlle  zn  blähen,  vollends  nicht  in  Staaten, 
wo  die  im  Vorigen  erwähnten  Umstände  erschwerend  einwirken.") 
Abwlot  anmöglich  ist  freilich  wohl  die  (freiwillige)  Anleihe  zar 
BesdiaAing  kleiner  Summen  nicht  leicht  fUr  einen  Staat,  wofal 
aber  öfters  zur  ßeschafiiing  grosser  Summen,  znmal  wenn  letztere 
»bedeutenden  Beträgen  anf  einmal  nothwendig  zusammen' 
Vaaiten  mtissen.   Hit  Ginzahlungsterroinen,  welche  sich  tlber  lange 
y^xae  eratreckcn,  reicht  man  nicht  ans.    Durch  Oewährung 
vnetibnb  gflnstigerer  ßedingangen,  also  bei  einer  Emission  einer 
^"be  EU  viel  niedrigerem  als  dem  üblichen  Gnrse  oder  zu  viel 
Zinsfnsse,  kann  man  zwar  in  der  Regel  grössere  Summen 
<^  besehaffen.    Aber  auch  diese  Regel  bat  ihre  Aasnahmen.  ^) 
Die  BedingojigeD  können  femer  in  solchem  Falle  so  nngtinstig  für 
^  Stut  als  Schuldner  werden,  dass  es  auch  ans  diesem  Ornnde 
pone  Debelstände  hat,  bloss  auf  den  Staiitscredit  angewiesen  zu 
Der  Staat  ist  dann  der  Aasbentung  durch  die  Greditgeber 

l^TO,  Die  scbwierige  geograph.  Lage  in  Mitten  des  Welttheils,  die  Meli  jetzt  noch 
f^SedAta  Grenzen  gegen  die  Schveiz  a.  Holland,  gegen  Oesterreicta  a.  BmäUnd  oder 
PAd  «ben  dauernd  einen  nogfinstigen  Einflnss  ms. 

")Die  dmehsdui.  t&gliche  Ansnibe  fttr  Heer  d.  Flotte  stieg  in  den  Verein. 
^Uka  1865  Ulf  ttiM»  8  WH.  D.,  die lenfende  iBztraaasgalie  fOr  den  Krieg  von 
(tk1)er  die  gewOhnl.  miUOr.  An^be  hinau)  betif^  für  Norddenttch- 
iti  tlglich  weit  Uber  1  MiH.  Tfalr.  —  Farmlich  experimentell  lassen  sich  die 
prenss.-dentschen  Gr&hmngai  Ton  1866  nnd  mehr  noch  van  1870 — 71  f&r  die 
^Wie  Terwertheo.  Der  nrpUttzUche  Kri^sansbmch  im  Jnli  1870,  die  EifordernlaBe 
^  Mobilmachang  einer  riesigen  Armee  und  deren  Sendung  an  die  ferne  Westgrenae, 
^  dgenthOmlichen  geographischen  Yerhältnisse  Deatschlands  belehren  rortreffUch 
^daE.n8  hier  auch  in  finanzieller  Hinsicht  nothirendig  ist.  Ich  darf 
itAilh  hier  wohl  speciell  anf  meine  eingehende,  qnellenm&SBige  Bearbeitung  des 
^sWcben  KriegsfinanzweseDB  in  1870 — 71  im  Holtzendorff'schen  Jahrb.  d.  D.  Reichs 
IIL8.  «5— 166.  rcnpeiaen,  bes.  S.  88  ff..  120  ff,  152  ff 

,  ")  S.  A.  Wagner,  Ordn.  S.  24.  26.  Das  hier  im  Jahre  1863  Uber  Frankreich 
'"^tgte  hat  in  Kri^  von  1670  seine  Bestltignng  gefiraden. 

**)  Ein  iDtereasintes  und  lehrreiches  Belspid  liefert  die  Österreich.  Stener- 
ron  1861,  die  bei  einem  Betrage  von  bloss  SO  MiQ.  Golden  in  Friedenszeit, 
Bitten  in  einer  der  sfÄwersten  inneren  Verfassnngskrisen  (vor  der  Schmerllng'- 
■^lien  FebmarrerfMsnng)  nor  mit  grösster  Mühe  und  nnter  den  härtesten  Bedingnngen 
Cm  88,  rtckzahlbar  al  pari  zn  je  ein  Fünftel  schon  in  1—5  Jahren,  roeller 
uixfiM  an  9V«I)  zn  Stande  kam.   S.  A.  Wagner  in  Cns.  Zeit  186S,  S.  149, 
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vollständig  preisgegeben.  Die  Äoleihe,  selbst  weon  sie  im  exforder- 
lieben  Betrage  wirklich  die  Decknngsmittel  liefert,.  —  und  gerade 
recht  in  diesem  Falle,  —  kommt  so  theuer,  dass  andere  Hilfu- 
quellen  dringend  in  Erwägang  zu  ziehen  sind.  Vollends  io  der 
Zwangslage  eines  Staats,  welcher  anmittelbar  vor  and  nach  der 
Kriegserklärtmg  aus  den  vorerwähnten  Gründen  darchaus  flüssiger 
Geldmittel  bedarf,  wird  eine  Anleihe  meistens  nnr  mit  grossen 
Opfern  zn  Stande  kommen.^)  Der  Umstand,  dass  die  Abhängig- 
keit der  militärischen  Leistangsfähigkeit  des  Staate 
von  derVerfttgung  Uber  bestimmte  grosse  Summen  Geld 
innerhalb  gewisser  knrzer  Zeit  bekannt  ist,  wirkt  aber- 
mals nar  ongtlnstig  aaf  den  Staatscredit  mn  and  verschlechtert  die 
Bedingungen,  unter  denen  wenigstens  die  Anleihe  zur  Deckung  des 
ersten  Bedarfs  aufgenommen  werden  muss,  wiederum. 

Demgemäss  ist  es  als  Grundsatz  richtiger  Finaoz- 
Politik  hinzustellen,  dass  der  Staat  rechtzeitig  im  Frieden 
Vorkehrungen  treffen  muss,  um  in  dem  immerbin  mißlichen 
Falle,  dass  eine  Anleihe  im  erforderlichen  Umfange  gar  nicht  oder 
nicht  schnell  genug  zu  Stande  kommt,  und  in  dem  ollmaligen  wirk- 
liehen Falle,  dass  die  Bedingungen  der  Anleihe  im  Augenblicke 
ausserordentlich  ungünstig  sind,  nicht  durchaus  auf  die  Be- 
nutzung des  Staatscredits  angewiesen  zu  sein. 

g.  65.  Die  Vorkehrungen,  welche  zu  diesem  Zwecke  zu  er- 
greifen sind,  sind  die  Anlage  eines  StaatSBchatzes  (KriegH- 
scbatzes)  und  die  Einrichtung  eines  Systems  von  Extrs' 
(Kriegs-)8teuern. 

1)  Die  Anlage  eines  Staats-Kriegsschatzes,  d.  fa.  diel 
BereitbaituDg  eines  grösseren  Betrags  haaren  (gemttnzten)  Geldes 
dient  zur  Deckung  der  ersten  grossen  Ausgaben  vor  und 
im  Beginn  eines  Kriegs.  In  früheren  Zeiten,  bei  geringer 
Lebhaftigkeit  des  Verkehrs  und  bei  dem  Mangel  an  Credit,  galt 
das  Sammeln  eines  Staatsschatzes  für  eino  wesentliche  Massregel 
der  Staatsklugheit.   Unter  den  heutigen  Verhältnissen  der  modernen 

Man  denke  an  die  erste  Kriegsanleihe  des  Noiddeatechcn  Btmdes  ia  Jabrr 
1670,  die  doch  erat  fiist  14  Tage  nach  der  Kriegüerlüänuig  aufgelegt  wurde,  beim 
Curae  von  88  (57aig)  nor  zu  wenixer  als  zvel  Drittel  trotz  alles  Fathotisnins  zu 
Stande  kam,  —  am  3.  u.  4.  Aug.,  allerdings  2  Tage  vor  Weissenburg!  S.  Wagner 
im  Jahrb.  III,  (59 — 7 1 .  Zu  welchem  Curse  hätte  (leld  bescha&l  werden  miiasen  ohne 
Torbandensein  des  prenseiscben  Schatzes,  also  etwa  Mitte  Juli!  Die  b'^/^igeu  pieü»- 
Poltere  waren  vom  5.  bin  11).  Juli  von  102'/«  wif  8'*.  die  4V,Voi«*n  '^o"  'J-* 
gewiclieu.  mathmassUch  aber  am  ride  Fn>ceDte  mehr,  waiio  glmii  damalä  die  neu« 
Anleihe  aufgelegt  wordea  wäre. 
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Staaten  hat  die  Praxis  meistens  auf  SUaUschätze  verzichtet  und 
die  Theorie  sie.  in  der  Regel  knrsweg  Ttrwotfen.")    Die  ange* 


*^  Forden  StutSBchatz  Harne,  8.  Versach,  GSuner,  NothTendigkeit  öIdcb 
SäitSKhatzes.  staatswiss.  n.  jurid.  erwogen,  Landsbut  1S05  (in  d.  WerV  ober  Staats- 
idinldeo  g.  43  nimmt  G.  diese  Ansicht  znrttck).  Ancillou,  Geist  der  Staatsver- 
bsnic  S.  297,  mit  Kbckncht  auf  Friedricli  IL  —  GeooreBi  II,  77  folgt  Hnme, 
icUitiBt  jedoch,  es  komme  aaf  die  Ter&sstmg  a.  auf  d.  Handelsreichthnm  au.  FUr 
kt  Schate  aadi  Stmensee,  Schmalz,  Encyd  §.  811.    Jacob  I,  g.  731  ff. 

M  MögeB,  dw  ^ohlbe  mir  da  nSäiig  säen,  wo  wenig  Geldamlaat  w-e&ig  groam 
Ii^ntile  nsd  wenig  Credit  za  finden.  —  Vgl  A.  Smith,  III.  355.  —  v.  Sonnen- 
fels, Grands.  III,  §.  190-195.  —  Lötz.  111,  424.  —  Mac  Cnlloch,  taiation 
S.3»6(RaD).  —  Gegenden  Staatsstdiatz aach  Malohns  L  §■  Sl,  Bau  in  d.  fruherco 
Aul  d.  Finanzwissenschail  g.  464,  z.  Th.  ans  den  hier  im  Text  widerlegten  GrUaden. 
foaer  Dietzel  S.  157,  Dmpfenbach  §.  192,  Stein  S.  475,  Bergias  8.  415  £. 
^äuttlieh  des  wesentHohen  Ponct  nicht  erkennen.  —  Hinweis  aof  die  bedingte 
BKbtfeiti^g  and  die  Einseitigkeit  der  abstiacten  Theorie  in  dieser  Frage  bei 
A.  Ififner,  Ordn.  d.  fcterr.  Staatshaush.  6.  23,  Art.  Staatssch.  Staatawörterb.  X,  19. 
tUnkwi  der  richtige  Staudponct  in  der  Frage  bei  Hermann.  slaatswirthscbafÜiche 
t^ttOKtoBgeii,  2.  Anfl.,  S.  228,  wo  bestHideis  aoch  die  Bedeutong  -iea  Staatasohatzei 
■bÖH  SichoroDgsmittels  gegen  ttbemSssigea  Sinken  aller  Goise  toq  Werthpapierea 
aitadeuemSHB  rolksvirthsch.  Natten  eines  loioheu  Schatze»  richtig  herror- 
(<Mb  fird.   Die  Frage  rom  Staatsschatze  gebOri  zn  den  fielen  practlBchen  Fragen 
■HnPi^s,  in  denen  nach  einet  einseitigen  abstracten  aprioristischen  Theorie  unter 
jaiaÜKben  von  den  Tlutsachen  and  unter  Verzicht  aof  u^eudwelche  objectire 
entschieden  wird:  die  absolute  Verwerfung  des  Staatsschatzes  ist  Mode- 
'iiii  Nachdem  dieser  Standpanct  in  solchen  Fragen  ven^istens  ?oa  den  wipsen- 
Vertretern  der  deutschen  Nationalfikonomie  ziemlich  tlberrnnden  ist,  h&It 
>ta  tt  10  me&c  nocji  der  Journalismus  und  die  Gesch&ftswelt  fest.    Bei  der  Ver- 
des  Staatsschatzes  denkt  man  meistens  an  die  Schätze  barbarischer  Herrschar 
ida  Stuten  der  alten  Welt:  die  Grtinde,  welche  fiir  solche  Sch&tze  sprechen,  trefieo 
1 4eB  dnlisirteB  Staaten  freilich  meist  nicht  mehr  zu.    Mit  diesen  GrtindeA  wide^ 
■|t  Bu  aber  dem  Nutzen  eines  Staatsschatzes  eines  modenwa  Staat«  nidit.  Es  ist 
M  die  Art  and  Weise  schwer  begreifUch,  wie  Stwin  die  Frage  des  Staats- 
f^iOa  noch  glAnbt  abmachen  zu  kennen  (s.  o.  Anm.  46).   Er  sagt  darOber  3.  Ani, 
i  niuniBs.  S.  193 :  ,  J)as  BedUrfniss  nach  einem  solchen  Schatze  ist  mit  dem  Cieditp 
m  der  oenerfin  Zeit  Terachwnndea  (??) ,  die  Debelatände  dar  Entziehung  von  Qdd 
w  d«B  Umlaufe  und  der  Zinslosig^toit  desselben  jedoch  nicht;  gewiss  ist,  dass  der 
^Wi  nur  aus  Ueberschttssen  entstehen  kann,, and  sein  Vorhandensein  daher  nur 
^ut.  dass  man  diese  nicht  rationell  zu  verwalten  versteht  (sie ! !).  .  .  '.  Die  ganze 
'Hge  kann  in  unserer  Zeit  als  beseitigt  angesehen  werden."   Und  in 
iBAamerk.  S.  194:  „Was  Wagner  bei  Bau  mit  seiner  Vertheidigong  des  Staats- 
KfaitM  will,  ist  nicht  recht  abzusehen  (?);  hätte  ihm  doch  Jacob  L '931  (falsch 
"■iit    L  §.  728,  731  ff.)  lehren  mllseen,  wie  wesentlich  sich  in  unserem  Jahrhundert 
u  in&aomg  ober  die  historische  Bedeutung  der  Sache  ge&ndert  hat."  Nach  dieser 
inbe  Ton  Stein's  flihigkrit,  die  AnsichtaD  anders  Denkender  zu  veistehen,  wird 
Bemerkong  in  Anm.  46  wohl  nicht  als  pngerechtfwt^rt  eisfeheinen.  Debiigans 
«Jicob  in  §.  731  die  richtigen  Gesichtflpuncte  hervorgehoben,  tänscht  sich  aber 
u  g.  733,  dass  ein  Staat  in  einem  kapitalreichen  Volke,  der  unbedingt  Credit  besitze, 
Jicii  „die  prempten  MitteJ  zur  Fohrong  eines  Kriegs"  ohne  Schatz  sicher  verschaffen 
Jacob's  Aoffiusung  ist  viel  gründlicher  Ha  die  Stein'sche.  —  In  neuerer 
^  ugesterZeit  hält  man  bes.  nur  in  Preassen  und  jetzt  im  Deutschen  Beiohe 
dem  Staatsschatzsystem  seit  Friedrich  Wilhelm  L  fest :  vgl.  Uber  d.  Geschichtliche 
Riedel,  brandenb.  preuss.  Staatshaush.  paiisim.  bes.  S.  72,  80,  120  if.,  189.  289, 
*>  UBdie  Berichtigungen  früherer  irrthtünk  (meist  zu  hoher)  Zahlen.    Betrag  1 740 
^.  1766  55  2  (ind.  viel  leicht«  Geld),  neaerdings  meist  20—30  MiU.  Thhr. ,  wenn 
gtnde  grSssaxe  Aosgabea  dmas  bwtrittea.    Mach  K.-0.  t.  17.  Jan.  1B30  and 
"•nai  1826  llosaea  dem  StaatsscUtz  Tenraltangsttberscbltsse,  Rest-  andlmfUlige 
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ftlhrten  Grttnde  sind  aber  nicht  durchweg  stichhaltig  oder  werden 
durch  andere  überwöge*: 

a)  Man  sagt,  ein  Staatsschatz  sei  nnnöthig,  weil  man 
sich  in  Nothfällen  durch  Anleihen  helfen  könne.  Nach 
den  Erörterangen  im  Vorfaergehendeo  ist  diese  Bebanpinng  auf 
Grund  der  Erfahrung  aber  gar  sehr  der  Einschränkung  bedSrt'tiß. 
Vielmehr  erscheint  danach  der  Staatsschatz  bedingt  fast  Uberall 
auch  jetst  noch,  wenn  ein  Staat  nicht  etwa  gans  ausserordentlich 
durch  seine  Lage  gesichert  ist/^)  uobediogt  aber  in  Staaten  der 
oben  (§.  64)  geschilderten  Art  gerechtfertigt.  Er  ist  hier  ein 
wichtiges  Mittel  der  Sicherheit 

b)  Man  sagt  femer,  das  „Todtliegen"  grosser  GelH- 
snmmen,  die  Zinsverluste  n.  s.  w.  seien  ein  nachtheiliger 


ülnnabmeB  am  ih  Erlta  bei  VeränaserDiigen  oder  Vererbpacfatiinif  wldieT  Besttzangeo 
md  ADlagen  des  Staats,  die  nicbt  BomAnen  sind  (z.  B.  Hutten,  Omben.  SalzTcrlr 
0.  B.  w.,  Militftrgeb&Dde  n.  s.  v,),  ^eirisse  nicht-domaniale  AblOsangsgdder ,  gewisse 
znrUckziizahlende  Darlehen  u.  s.  w.-  zu.  Hieniacb  war  das  AnvacbBen  des  StuU- 
scbatzes  unbegrenzt, —  der  haaptsäcbltche,  aber  wesentlich  nar  f orm eile  Uebel- 
stand  der  ganzen  Einricbtnng.  Der  Streit  zwischen  Begierang  n.  Katnoier  drehte  sirh 
bes.  am  diesen  Pnnct:  es  erfolgte  das  Compromiss  im  Geeetrr.  28.  SepL  1S66,  worio 
der  Staatsschatz  als  feste  Staatseinhcbtung  mit  Recht  beibehalten,  ans  der  Kriegsent- 
schüdignng  rorweg  mit  2TH  Mill.  Thlr.  dotirt,  aber  in  §.  2  bestimmt  warde.  dass  die 
dem  Staatsschatze  nach  der  K.-O.  r.  1S20  u.  182ti  „Übereigneten  Einnahmen,  solwM 
die  baaren  Best&nde  desselben  darcb  fernere  Einziehungen  Uber  30  Mill.  Thlr.  erhft)it 
werden  wurden,  den  allgemeinen  Staatsfonds  als  Einnahmen"  ....  zofllessen.  Oeber 
d.  Vermk.  s.  ROnne,  Staatnecbt,  3.  Aufl.  II,  1,  8.  78;  Tgl.  aacb  Ricbter,  prenss. 
Slaatssdi.  passim  und  Bergins,  Finanzwiss  bes.  S.  415—422.  Die  Institution  bit 
siob  Ton  Neaem  1866  und  1S70  rortrefflich  berfthit,  wie  so  manche  preassiscbe  (an') 
englische),  die  vor  der  abstracten  Theorie  keine  Gnade  fanden.  Sie  steht  mit  d»m 
prenss.  Wehrsystem  in  engem  Zusammenhange,  nicht  minder  mit  der  geographischen 
Lage  des  Landes.  Vgl.  Uber  den  Kntzen  des  preass.  Staatsschatzes  in  1870  meinen 
Aufs.  Reichsfinanzwesen  im  Holtzendorff'scben  Jahrb.  III,  67  If.,  152  ff.,  und  die  dor- 
tigen  Daten  aus  den  Reichsti^srerhaiidlungeu.  FOrst  Bismarck  äusserte  sich  dabin: 
„Ich  will  bloss  die  eine  Thatsache  herrorbeben,  dasa.  wenn  wir  einen  Staatsschatz 
nicht  gehabt  hMten ,  wir  positiv  nicht  im  Stande  gew^en  wären ,  die  paar  Tage  m 
geTinnm,  welche  hinreichten,  das  gesammte  linlc  Rheinnfer,  das  baiorische  wie  ds^ 
prenssiscbe,  vor  der  französischen  Invasion  zu  schützen.  Hätten  wir  den  Staatsschttz 
nicht  gehabt,  so  fing  der  Krieg  am  Rhein  an"  n.  s.  w.  —  Mit  vollem  Recht  hat  es 
daher  die  Beicbsregierung  durchgesetzt,  dass  der  ehemalige  preuss.  Staatsschatz  zn 
«uem  ReichslriegBschatz  gemacht  wurde  (Reicbsges.  v.  lt.  Nor.  1S7I).  Siebe 
daraber  meinen  Anfs.  S.  106,  152  ff  Er  ist  auf  12U  Mill.  Marie  in  6old  fixin. 
ans  der  französ.  Contribntion  dotirt,  gesetzlich  nur  za  Ausgaben  ftlr  die  Zwecke  dpr 
Mobilmachung  verwendbar  mittelst  kais.  Anordnung  unter  vorgängig  oder  nach- 
trSglich  (s.  Uber  diesen  Streitpnnct  meinen  Aufs.  S.  155)  einzuholender  Znstimmuiii: 
des  Bondesratbs  und  des  Reichstags.  Die  Einwände  im  Reichstag  waren  ausser  poli* 
tischen  die  gewöhnlichen  privatwirtfascfaafttichen,  die  oben  im  Text  widerlegt  werde». 
Der  mitunter  (anch  1871)  gemachte  Vorschlag,  den  Schatz  verzinslich  anzolßgon,  wird 
dorch  den  Zweck  der  Institution  verboten.  Die  plötzliche  Kündigung  der  Oelder  wurde 
auch  eine  Creditkrise  beim  Kriegnnsbmch  noch  steigern,  s.  A.  Wagner,  Zetielb 
poUt.  S.  390,  Jahrb.  S.  IfiS  ff.   Auch  u.  g.  229. 

■*)  Selbst  England  kann  wohl  nefar  wegen  seiper  geschfltzten  La^  als  weg«n 
seines  Kapitidnicfathiiins  auf  einen  Staatsschatz  rerddiitea. 
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Tolkswirthschaftlicher  Verlast,  der  zudem  eine  Belaslnng 
der  meistens  ärmeren  Gegenwart  zn  Onnslen  der  reicheren  Znknnft 
'  tB  rieb  sefaliesse.   Die  Bereithaltong  eines  Staatsschatzes  ist  jedoch 
eiiie  Maassrege],  wie  sie  im  Staatshanshalte  nnd  in  der  Privat- 
virthsehaft  znr  regelmässigen  Fähmng  der  Wirthscbaft  mehrfach 
:  HDTcmieidlich  sind,  z.  B.  wie  die  Anlegung  von  Waffen vorräthen, 
Zengfaänsem,  Arsenalen,  Schiffen,  Festungen  n.  s.  w.  nnd  wie  llber- 
kiapt  TOD  Reservefonds  (in  Geld  oder  in  SachgÜtem  fUr  einen 
eoncreten  Zweck),  welche  bereit  gehalten  werden  ftlr  einen  inög- 
lieher  Weise,  stets  aber  ungewiss  wann  eintretenden  Fall.'*) 
Solche  Reservefonds  haben  eine  bestimmte  w irthschaftliche 
Fanelion:  sie  gewähren  die  Sicherheit  regelmässiger  Ftlfamng  der 
betreffenden  Geschäfte.   Man  kann  sie  daher  auch  nicht  alstodt 
«der  mflssig  liegend  bezeichnen.    Ihre  Natzungen  sind  nur 
»derer  Art  als  die  vieler  anderer  Guter.    Vom  Staatsschatz 
((wdl  gilt  dasselbe,  auch  für  die  Zeit,  wo  er  ruhig  bereit  liegt. 
^Kitzen  besteht  in  der  Gewähr  grösserer  Sicherheit  ftlr  den 
^  ind  ftlr  die  Volkswirthschaft    Wenn  den  Leistungen  des 
fitutK  auch  im  Gebiete  des  Rechtsschutzes  nach  Innen  und  Anssen, 
»ie  von  den  Neueren  mit  Recht,  volkswirthschaftliche  Productivität 
ue^nnt  wird,  so  ist  sie  auch  einem  Staatsschatze  von 
riehtiger  Hbhe,  der  die  Vornahme  jener  Leistungen 
■it  verbärgt,  nicht  abzusprechen.    Die  unmittelbaren  Zins- 
reriisle  sind  der  meistens  nicht  sehr  hohe  Preis,  am  welchen  der 
I        die  werthvolle  Gewissheit,  stets  Uber  die  nötfaigen  Geldmittel 
I  Wm  Ausbruche  eines  Kriegs  zu  verffigen ,  bezahlt.    Bei  einer 
I  nliBigen  Höhe  des' Staatsschatzes,  die  allein  in  Frage  kommt,  sind 
j^ne  Zinsverlnste  auch  ftlr  die  Finanzen  erträglich  nnd  werden  un- 
mittelbar durch  die  erheblichen  Cursgewinnste  bei  Kriegsanleihen 
I  nebr  oder  weniger  aufgewogen. 

r1  Man  wendet  weiter  ein,  mit  HOlfe  eines  Staats- 
schatzes erreiche  man  doch  nicht  den  beabsichtigten 
Zweck.  Es  handle  sich  bei  modernen  Kriegen  um  so  grosse 
Hammen,  dass  man  si«  nicht  in  einem  Schatze  aufsammeln  könne, 
M  wäre  der  Zinsverlust  ganz  unerträglich.  Eiu  kleiner  Staat» 

1       ***  S.  die  Behr  treff.  Bemerkungen  TOn  Hermann  S.  22fi.  iler  ..Vorrithc.  dia 
I   ui  dem  fegenw&rtigen  VerbrkDch  enuiebt,  um  sich  die  Art  ihrer  Verwendang  zn 
I   "^na,  toi  ViiÜe  nnvortierziiaeheoden  BedarfH  oder  um  »päter  in  bi^liebiger  Weiüe 
frei  dufibcir  za  rerfagen",  aach  nicht  zu  den  todtoi  Kapitalien  recbaet  —  Wagner, 
g.  27,  Anm.  S. 
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schab:  aber  aei  gleich  erschöpft  und  ohne  irgend  erhebliche 
praotische  Bedentang.  Man  mtlsse  also  doch  sofort  wieder  anf 
den  Staatscredit  znrttckkommen.  Diese  Beweisfllhrnng  verfehlt 
das  Ziel,  weil  sie  dem  Staatsschätze  eine  falsche  Aufgabe  stellt 
Es  handelt  sich  beim  Staatsschatze  nicht  nm  Geldsammen,  mit 
denen  ein  längerer  grusser  Krieg  eines  Grossstaats  geführt  werden 
kann^  nicht  um  2—3  —  400  Mill.  Thlr.  und  mehr.  Von  der  Ad- 
Sammlung  und  Berieithaltung  eines  solchen  Betrags  kann  fUr 
längere  Zeit  nicht  die  Rede  sein.  Die  Function  des  Staats- 
schatzes ist  aber  auch  eine  ganz  audere:  der  Staatsschatz 
soll  nur  die  Mittel  dazu  gewähren,  dass  der  Staat,  welcher  plötzlich 
in  einen  Krieg  verwickelt  wird,  mit  unbedingter  Sicherheit 
sich  in  kürzester  Zeit  schlagfertig  machen  kann,  ohne 
sofort  unter  den  drückendsten  Bedingungen  mit  Anleihen  an  dea 
Geldmarkt  kommen  zu  müssen  und  dabei  gleichwohl  nicht  des 
Erfolgs  sicher  zu  sein.  Zu  diesem  Zwecke  genügt  aber  ein 
Staatsschatz  von  massiger  Höhe,  selbst  in  einem  Staate 
mit  nngünstiger  geographischer  Lage,  schlechten  Grenzen  und  mU 
Landwehrsystem.  Die  Ziusverluste  bei  einem  solchen  Schatze 
fallen  daher  nicht  so  schwer  ins  Gewicht  und  werden  durch  die 
besseren  Anleihecnrse  um  so  leichter  gnt  gemacht 

d)  Man  erhebt  endlich  politische  Bedenken  gegen  den 
Staatsschatz:  er  mache  die  Regierung  unabhängiger  von  der 
Volksvertretung,  die  Controle  schwerer,  erhöhe  die  Gefahr  unnützer 
Kriege  oder  sonstiger  nnnöthiger  Ausgaben.  Diese  Bedenken  sind 
kaum  irgendwie  baltbar.  Es  mnss  traurig  um  die  Macht  einer 
Volksvertretung  und  um  die  Gewissenhaftigkeit  einer  Begiemng 
bestellt  sein,  wenn  ein  Staatsschatz  in  dieser  Hinsicht  BefÜrchtnngeo 
erwecken  könnte.  Dann  würde  eine  Regierung  auch  ohne  ihn 
unabhängig  und  eine  Volksvertretung  bedeutungslos  genug  sein. 
Der  practiscbe  Nutzen  eines  Staatsschatzes  für  die  politische  Sicher- 
heit und  Macht  eines  Staateft  fällt  umgekehrt  schwer  ins  Gewicht. 
Indem  man  die  Zwecke  der  Verwendung  des  Staatsschatzes 

™)  Mit  diesem  Einwände  opponirten  früher  Börsenblätter  gern  gegen  den  Staats- 
schatz, jetzt  noch  L.  Stein.  In  nnmhigen  Zeiten,  wie  den  jetzigen,  wo  der  Schaiz 
nur  knrze  Zeit  nnbenutzt  liegt,  bann  der  finanzielle  Gewinn  am  Cars  vollends  leicht 
den  Zinsverlust  übersteigen.  Von  E.  1S66  bis  Sommer  1870  gingen  am  preuss.  Schatz 
5 — 1>  MiU.  Thlr.  Zina  verloren.  Diese  Samme  möchte  reichlich  an  besseren  Cnisen 
im  Juli  a.  Aug.  1S71)  wieder  gewonnen  sein.  Daneben  der  von  Hermann  herre^ 
gehobene  VorÄeÜ.  dass  der  allgemeine  Cursdnick  geringer  wird.  Die  hui  d» 
Schateea  wie  des  Heeres  trog  Prenssen  bisher-  allein,  der  Tortheil  kam  auch  hier  ded 
übrigen  Deatscbland  mit  za  Onte.  • 
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pMfaKch  feaisteUt,  k.  B.  aal*  den  Fall  der  Mobilmachang  des  Heers 
bnelii&ikt,  werden  anch  die  letzten  politischen  Bedenken  hin- 
iäÜBg.") 

Die  erste  Begrttndang  oder  die  Wiederanf Ullnng  des 
^^aatssehaizes  erfolgt  dem  Zweck  der  Einrichtung  gemäss  oft  am 
Besten  darch  Aufnahme  einer  Anleihe,  wenn  nicht  ausserordentliche 
Mittel,  wie  Kriegsentsehädtgungen  vom  Feinde,  zur  Verfügung 
stehen.  Aach  die  Verftnssernng  von  Staatseigenthom  kann  in 
Fnge  kommen.  Wird  dann  noch  eine  wdt^  Erbdhnng  über  den 
Uerdvch  erreichten  (Minimal  )  Betrag  fUr  nothwondig  gefunden, 
M  kiBQ  diese  aus  kleinen  Ueberschflssen  der  laufenden  Einnahmen 
EMcbdien.")  Die  gesetzliche  Bestimmung  der  Verwen- 
diBgs zwecke  des  Staatsschatzes  empfiehlt  sich  auch  ans  dem 
nötenziellen  Gemchtspnnote. 

§.66.  —  2)  Die  rechtzeitige  Organisation  eines  Systems 
imier  Extrastenern  (Kriegsstenern)  oder  richtig  repai- 
tiiteiZwangsanleihen  ist  die  zweite  Vorkehrung,  welche  für 
iiiMtaktbfäUe  getroffen  werden  muss.^^   Dadurch  wird  der  Staat 
»tk  im  weiteren  Verlaufe  eines  Kriegs  mehr  gesichert  ftlr 
^  Fall  der  Unzulänglichkeit  einer  Benutzung  des  Staatecredits. 
Duut  wird  aber  auch  ein  practisch  ausreichendes  Mittel  geschaffen, 
das  die  Aufnahme  ron  Staatsscholden  in  den  Fällen,  wo  sie 
Dseb  dem  Früheren  (§.  62  n.  63)  besser  unterbleibt,  entbehrlich 
SHueht  wird,  ohne  dass  der  Staat  die  Möglichkeit  der  Deckung 
fBr  seine  einmal  nnvermeidlichen  An^ben  rerliert   Die  gewöhn- 
fichen  Steuern  reichen  für  -den  fraglichen  Zweck  nicht  aus.  Der 
Sibag  solcher  Extrasteuem  oder  Zwangsanleihen  kann  nötbigenfalls 
Hlbtt  ohne  wesentliche  Gefahr  durch  die  zeitweilige  Ausgabe 
TOfl  Papiergeld  (ohne  Zwangscnrs)  anticipirt  werden ,  denn  es  be- 


Rddugas.  t.  11.  No?eiDb.  1S71,  §.  2.  Der  Schatz  heisst  auch  amtlich  jetzt 
BciekkiiefsBcbatz. 

**}  Dass.  Oes.  §.  1  n.  2.    Bei  eingetretener  Vermindenuig  soll  der  Schatz  bis 
WiederherBtelliing  der  Summe  ron  40  Mill.  TUr.  ,^as  uderen  als  den  im  IteicfaH' 
Uuhaliaetat  «iQ^efuhTteii  BezngsqndUen  Älessenden  Einnahmen  des  Beichs  und  im 
l^ebr^en  nach  der  darüber  im  Beichshaoshaltsetat  2U  tt-eflendtin  Bestimmnng  ergänzt" 
"«den.  S.  Jahrb.  IIL  155. 

")  Aof  diesen  Panct  hat  mich  schon  vor  längerer  Zeit  Helferich  mit  Recht 
«fmerikBaiB  gemacht,  s.  A.  Wagner,  z.  üeäch.  a.  Kritik  der  österr.  Bancozettelper. 
Tab.  Ztschr.  1S63,  S.  402.  Auf  die  wesentl.  Lücke  in  unserer  modernen  Finanz- 
'ii'hscliaft,  welche  weder  das  bestehende  Beätencrungs-  noch  das  AnleUiesystom  hus- 
t&Ut,  Modern  derentwegen  eti  eines  Schatzes  n.  eiiie£  Systems  ?on  KriegäSteaem  bedarf, 
™  ich  namentlich  durch  die  Stadien  Uber  Papiergeldwirthschaft  faingefohrt  vordea. 
">^-  S.  JOD.   Stein  scheint  es  anders  gegangen  za  sein. 
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steht  alsdann  die  Sicherheit,  dass  dieses  Papiergeld  alsbald  wieder 
eingezogen  wird.") 

Zwangsanleihen  fallen  wenigstens  in  der  hier  in  Betracht 
kommenden  Beziehung  wesentlich  nnter  den  €resioht8pnnct  der 
Besteuernng.  Sie  kSnmen  vor  eigentlichen  Stenern  gerade  in 
Staatsnothßillen  den  Vorzug  verdienen,  weil  bei  ihnen  mancherlei 
sonst  unvermeidliche  Härten  eher  ausgeglichen  werden,  —  sofort, 
durch  \V(eiterbegebnng  der  betreffenden  Schnldtitel,  später,  dnrcb 
RUckzablung  der  entnommenen  Summen. 

Die  Organisation  eines  solchen  Systems  von  grossen  Extra- 
steuern  oder  Zwangsanleihen  mnss  nothwendig  vorher  in  ruhiger 
Friedenszeit  erfolgen.  Improvisiren  mitten  in  der  Zeit  des 
Kriegs  nnd  des  nnmittelbaren  Geldbedarfs  lässt  sie  sich  in  ans- 
reichender  Weise  gar  nicht  und  stets  alsdann  nnr  mit  grossen  Un- 
vollkommenheiten  nnd  Härten.  Die  Aufgabe  ist  hier  auf  finanziellem 
Gebiete  eine  ähnliche  wie  in  Betreff  der  Organisation  ansserordent- 
licher  militärischer  Htllfskräite  im  Gebiete  des  Heerwesens.  Ein 
Wehrsystem  wie  das  heutige  deutsche  erlangt  erst  sdn  nothwendige« 
finanzielles  Coroplement  nnd  darin  die  Garantie  seiner  sicheieo 
Durchführbarkeit  mittelst  eines  Systems  von  Httlfsstenem  in  Kriegen 
und  anderen  Staatsnothlagen.  In  der  Lehre  von  den  Staatson- 
nahmen  und  Steuern  ist  daher  auf  die  Organisation  eines  Sjrstenffi 
solcher  Steuern  zurückzukommen. 

£in  richtiger  Beginn  ist  anch  hier  das  namentlich  in  Prenseea 
nnd  jetzt  im  Deutschen  Reiche  ausgebildete  System  der  sogen.  Kri  egs- 
leistungen,  zn  denen  gewisse  Private  (wie  die  Pferdebesitzer) 
nnd  namentlich  die  Selbst verwaltungsktfrper  (Kreise,  Ge- 
meinden) gesetzlieh  dem  Staate  verpflichtet  sind.  Diese  Leistungen 
beschränken  sich  im  Wesentlichen  auf  Naturalliefemngen  und 
-Leistungen.  Die  nothwendige  Ergänzung  fehlt  aber  noch:  nem- 
lich  die  Einrichtung  eines  Systems  von  Extrar Geld  Stenern,  wodurch 
zugleich  das  System  des  Staatsschatzes  nnd  das  des  öffentlichen 
Credit»  richtig  ergänzt  werden.^) 

Selbst  Oesterreich  hat  angpföbrdet  die  lomV  Tenetiu.  Zmuigaanlaihei) 
durch  Papiergeld  (Vaglien)  anticipiit:  »         Änsgabe  n.  schon  i960  EinziehaDgr. 

7-2«  Mill.  fl.  Papiergeld,  s.  0ns.  Zeit  18fi3.  S.  27. 

**}  Vg).  die  prcossisclien  Bestimmungen  nach  d,  Oes  v.  11,  Mai  1851  wegen 
der  Kriegsleistangcn  nud  deren  VergHtnng  (eingeführt  im  N ordde ntsch en  Bnnde 
dnrch  Verorilnnng  vom  7.  Nov.  1S67}.  In  Zusammenhang  damit  die  Verordnnng  rom 
24.  Febr.  l'>34  u.  (iesetz  v.  12.  Sept.  IbS.^  »ber  d.  Herbeischaffnng  der  Pferde  dorch 
T^ndlifferun^et).  Hier  wird  fur  einen  erheblichen  Theil  des  Kriegsbedarfs  (Brot- 
inatk'rial.  lUfer.  Hea,  Stroh,  Natnralverpflegnng.  manche  Traa^rttniUel ,  Hoti, 
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Uiteriddbeo  die  -besprochenen  Vorkehrungen ,  so  wird  besten 
Mfaon  der  Staatscredit  in  aiDem  zu  masslosen  Um- 
iuge  f&T  die  Decknog  aosserordentlicher  Ausgaben  in  Anspruch  ge- 
KHMo.  Das  tUhr^  nur  zu  leicht  in  die  reine  Deficitwirtbschaft 
tÜBiker.  Oftmals  wird  aber  die  Hülfe  des  Staatscredits  ver- 
»ijCL  DaDD  muss  in  Ermangelung  anderer  Mittel  die  Ausgabe, 
nu  welcher  vielleicht  das  Schicksal  eines  Staats  und  Volks  ab- 
liiegl,  mUerbleiben.   Oder  aber  der  Staat  hilft  sich,  so  lange  es 
—  und  es  geht  stets  eine  geraame  Zeit  lang  —  durch  die 
^ig^K  von  eigentlichem  Papiergelde,  d.  h.  uneinlösbarem, 
;  lit  im  Zwangscurs  versehenen ,  und  regelmässig  geht  daraus 
'  l>^er  andauernde  Papiergeldwirthsc haft   mit  allen 
'trea  zerrüttenden  Folgen  hervor. Zu  diesem  verderb- 
Utüfsmittel  ist  trotz  der  klarsten  Einsicht  in  dessen  Schäd- 
fast  jeder  neuere  Staat  in  andauernden  schlimmen  Noth- 
I  i>?agedrMigt  worden:*^*)  in  unserem  gerühmten  Zeitalter  der  volks- 
^B^iäifUiehea  Aufklärung  und  des  Rechtsstaats  hilft  man  sieb 
litt  wie  ehedem  mit  Verschlechterung  der  Währung,  d.  h.  privat- 
I  ^f^^  gesprochen  mit  Raub  and  Betrug  und  ungleichmäasigster 
J'E'utiDg  der  Einzelnen  fttr  die  Staatszwecke,  nicht  weil  man  das 
^iHlligt,  sondern  weil  es  factiseh  zunächst  allein  zum  Ziele 
!  ^  Der  Grand  liegt  einfach  in  der  oftmaligen  practischen  Un- 

;  L  s.  w.)  doTch  eine  entaprechende  Verpflichtang  der  Kreise  uad  Gemeindea 
iaxa  oachtrSglich  eine  (freilich  nicht  immer  genOgende)  Entschädignog'  roa 
■ta  4n  Stuts  za  Theil  wird.  Jetzt  s.  nam.  d.  Gesetz^eb.  d.  I>.  Reichs,  Ges.  rom 
imi  (mein  Anfs.  Reichsfiii.-  im  Jahxb.  UI.  SO  C,  220  &'.),  du  die  Hanptgroud- 
^  ^  preuB.  Hechts  herOhemBhm,  manche  Hirten  donelben  beeeitigte  (so  in  Betr. 
■  PfgidesteUiuig.  eb.  S.  22S,'  225).  Oeber  die  Verb&Hni&se  im  Frieden  s.  Ges. 
^Mdd.  B.  r.  25.  Juni  1868  Uber  Quartierleistung  d.  bes.  zam  Vergleich  das  Ges. 
aj  lURmlieistangen  f.  d.  bevafihete  Macht  im  Frieden  v.  13.  Febr.  Ib75.  Diese 
*^lp)Ruig,  bes.  d.  Ges.  t.  16T3,  ist  aach  ein  intereas.  Beitrag  zur  principiell  rieht. 

des  Prifateigenthnma,  s.  Jahrb.  III,  225.  meine  Ümndl.  I,  §.  28«.  —  Cor- 
K^in&ca  aua»  nnr  ein  gerechtes,  aach  !tu  solche  Zwecke  aasreicfaendes  Steaer- 
^>Uii  der  Eteise  n.  Gemeinden.  Die  Aofgabe,  darch  Extrasteaem  die  Bedeckung 
*  WMsbedijfe  for  den  Krieg  sicher  zn  stellen,  wird  Uberhaapt  wohl  mittelst  Decen- 
"■■•^  lier  Beetenentng  gelöst  werden  mttssen.   S.  o.  §.  45.  47. 

.'ii.  A.  Wagner,  Ordn.  S.  27,  Staatswörterb.  X.  lit,  Ber.  d.  volksw.  Congress. 
^^'wer  1&64,  S.  4»*  u.  die  Entgegnung  r.  Wolff,  worin  der  gerOgte  abstrarte 
'■Ifcct  in  änsseratcr  NairetSt  herrortritf. 

.  *8o  fast  alle  bethelligten  Staaten  in  den  grossen  französ.  Berolutionskriegen, 
jf^fiioisbritannien.  Frankreich  vermied  die  Papiergoldwirthachaft  unttr 
^9mu  l  besonders  Dank  den  ungeheuren  Conlribatlonea  q.  s.  w.  des  Auslands. 
ryia  Zeit  sei  nur  an  Oesterreich  (seit  1848,  1S55,  1859,  1866),  Rnss- 
^{Nt  1854),  Kordamerika  (s«it  1862),  Italien  (seit  1866),  Frankreich 
"^l^t) (ciauert  Kommt  aa  1877  zwischen  Bossland  n.  der  Türkei  zum  Krieg, 
"■Qd^^Mich  eistetcs  wieder  nicht  anders  zu  helfen  wissen. 
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znlänglichkeit  des  Anleihesystems,  im  Hangel  eines  StaateschatzeB, 
der  am  Besten  Aber  die  ersten  flnanzielleo  Sohwier^keiten  beim 
Ansbrnch  einer  Staatsnothlage,  insbesondere  eines  Kriegs,  hinweg 
bilftj  nnd  in  der  Ungenttgendheit  der  bestehenden  Steneraysteme, 
welche  bei  Weitem  nicht  elastisch  genug  sind,  um  sich  plOts- 
lichero  grosserem  Staatsbedarf  anznbeqnemen.  Die  Sichernng  gegen 
die  GeCahr  der  Papiergeldwirthscbaft  ist  daher  nicht,  wie  man  wobl 
gemeint  hat,  in  der  Verbreitung  der  Einsicht  in  die  TolkswirA- 
schaftlichen  Nachtheile  des  Papiergelds  zu  suchen,  denn  diese  Ein* 
sieht  fehlt  nicht  mehr,")  söndern  in  der  Bereitmacbnng  ander- 
weiter  finanzieller  HUlfsmittel,  d.  h.  neben  dem  Staats- 
schatz in  einem  System  von  Extrastenern.  Bisher  ist  diese  wichtige 
Aufgabe  von  der  Praxis  noch  sehr  wenig  beachtet,  von  der  Theorie 
80  gut  wie  ganz  ignorirt  oder  mit  oberflächlicher  Kurasicht^keit, 
wie  in  der  Staatsschatzfrage,  von  der  Hand  gewiesen  worden. 

V.  —  §.  67.  Begriff,  Arten  und  Umfang  des  Deficitß. 
Der  Begriff  Deficit  wird  im  gewöhnlichen  Leben  und  selbst  in  der 


")  Von  der  Verbreitoog  dieser  „Aufklärung"  Ober  die  Nachtheüe  des  Zwang»- 
cuTses  erwartete  man  auf  dem  rolkswirthsclkaftlicheD  Congress  in  Uannorer  du 
Wunder,  dass  es  keine  Papieq;eldinrtli8chafl  mehr  geben  wezde  I  S.  Ber.  S.  52.  T^- 
meine  Gründl.  §.  I3S. 

«)  Aach  Steiu  hat  darüber  nichts  in  d.  Abschn.  S.  80,  126  ff.  —  In  8.  Uin 
F.  Heerwesen  giebt  Stein  S.  26 — 2S  einige  Fingerzeige  für  die  Aufgaben  d.  Finanz- 
Wesens  im  Kriege  u.  stellt  dann  eine  allgemeine  Begel  auf,  welche  den  Hittel- 
panct  aller  „Finanzwissenscbaft  des  Krieges"  (I)  bilden  soll.  Dnudi 
„hat  die  Diplomatie  dem  Staate  za  sagen,  welcher  Krieg  wahnchöiüich  iM  (II)<  die 
Kriegswissenschaflt  hat  zo  sagen,  welche  Mittel  et  foidert ,  die  Ueeresrenraltnng 
darnach  die  Kriegsbereitscjiaft  zn  bestimmen;  die  Finaozrerwaltiing  hat  ihrüseils 
diese  Kriegsbeteitschah  dnrch  ein  Anlehen  zn  decken;  dieses  Anlehen  vor  Oll 
dem  Kriege  muss  so  gross  sein,  dass  e»  die  bereits  voriiandene  schwebende  Schuld 
des  Staats  im  Toraaa  consolidirt  (?!),  denn  der  Krieg  selbst  soll  nicht  mit  AnleheD. 
sondern  mit  Ansgaben  ron  schwebenden  Sr haldsch einen  geführt  werden  und 
diese  Schuldscheine  soll  man  nach  dem  Kriege  wieder  durch  eine  Obligationsschnld 
coDSolidireu."  Fangen  die  schwebenden  Schuldscheine  an  „zu  billig  zn  werden, 
so  soll  der  Krieg  aufhören  (!)  Denn  das  richtige  finanzielle  Maais 
seiner  Daaur  ist  kein  andres,  als  der  Curs  seiner  schwebenden  Schuld- 
scheine (1)."  Der  Krieg  „dauert  zu  lange,  wenn  seinetwegen  Papiergeld  aus- 
gegeben werden  mnss;  gefährlich  wird  seine  Dauer,  wenn  das  Papici^eld  un  Agi«) 
bekommt."  „Nur  die  höchste  Qefafar  kann  einen  Krieg  mit  Agio  notinren*'. 
Mit  diesem  letzten  Satz  hält  sich  Stein  Air  diese  „Finanzwissenschut  des  Kiieg^' 
ein  Pfbrtcfaen  offen,  um  diese  bodenlos  doctrinäre  nnd  nnpractische  Theorie  der  Deckung 
des  Kriegsbedarfs  zu  retten.  Ein  weiteres  Wort  der  Kritik  ist  nicht  nothwendig.  Man 
braucht  nur  an  Ereignisse  wie  1859,  18tJ6,  1870,  an  die  Lage  Tollends  tob  Staaten 
wie  Oesterreich,  Russland,  Italien  u.  v.  a.  m.  zu  denken,  am  die  absolute 
Unanw  endbarkeit  jener  Sfein'schen  „Finanzwissenscbaft  des  Kriegs*  sofort  za 
erkennen.  Die  ÄufütelluDg  unbrauchbarer,  schdn  klingender  Formeln  ist  doch  die  Auf- 
gabe der  Finanzwißsenschaft  nicht!  Diese  Stein'sche  Theorie  ist  eine  n«}e  Be- 
stärkung meiner  oder  vielmehr  der  deutschen  Staatsschatztheorie  und  des  im  Ttitn 
der  §g.  Iii— (iü  (iesagten. 
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Mhniscben  Sprache  des  StaatsrecbunngsweBens  ol't  in  versohie- 
denem  nod  fast  immer  in  einem  ragen^  nnpracisen  Sinne  gebraucht. 
Qne  schärfere  Begriffsbestimmung  nnd  die  nothwendige  Unter- 
«dieidaDg  Torschiedener  Arten  von  Deficiten  ist  itir  Theorie  und 
Praxis  geboten ,  um  viele  Unklarheiten  zn  beeeitigen.  Beides  er- 
langt man  am  Besten  durch  die  Anknüpfung  des  Begriffs  und  der 
Unterscheidungen  an  eine  wissenschaftliche  Theorie  der  Deckung 
der  StaatsauBgaben.  Demgemäsa  ist  schon  in  den  früheren 
§§.  51  n.  ff.  eine  bestimmte  Terminologie  gebraucht  worden, 
welche  hier  übersiohtlich  snsammengestellt  werden  mag: 

1)  Cassendeficit  oder  Deficit  im  weitesten  Sinne  be- 
zeichnet  den  Znstand,  wo  die  laufende  Gesammtansgabe  (alle 
Arten  znsammengefasst)  oder  der  G^ammt-Ausgang  durch  die 
äcsammteinnahme  (gleichfalls  aller  Arten)  oder  den  Gesammt- 
&sug  in  einem  Zeitpnncte  nicht  gedeckt  wird.  Dieses  Cassen- 
Wnt  ist 

>)  ein  acutes,  wenn  es  plötzlich  durch  Vermehrung  der 
AaiSii^,  Verminderung  der  Eingänge  oder  durch  beides  zugleich 

b)  ein  chronisches,  wenn  es  sich  durch  mehrere  Finanz- 
perioden  hinzieht  (z.  B.  andauernde  Stockung  der  Zins-  und  Ge- 
bttsxafalangen).  Jedes  solches  Deficit  kann  und  mnss  zur  Ziffer 
{cbiacht  werden. 

2)  Eigentliches  oder  wahres  Deficit  bezeichnet  den 
Zastand,  wo  die  ordentliche  Ausgabe  im  finanzwissenscbafüichen 
äime  des  Worts  (das  Normalerfordemiss,  §.  55,  sub  a)  nicht  voll- 
^di^  durch  ordentliche  Einnahmen  (§.  57)  gedeckt  wird,  wie 
dies  nach  §.  59  principiell  zu  verlangen  ist  Auch  hier  kann  in 
Uudioher  Weise  wie  beim  Cassendeficit  ein  acutes  und  ohro- 
sisches  Deficit  unterschieden  werden.  Dieses  eigentliche  Deficit 
9t  ebenfalls  möglichst  genau  zur  Ziffer  zu  bringen,  was  aber  eine 
Tiel  schwierigere  Aufgabe  der  Finanzcalculatnr  und  Finanzstatistik 
»Is  beim  Cassendeficit  ist.  Es  bildet  das  Hauptkriterion  .für  die 
benrtheilnng  der  ungünstigen  Lage  eines  Staatshaushalts. 

3)  Deficit  in  der  ausserordentlichen  Gebahrung  be- 
lächnet  den  Zustand,  wo  die  ausserordentliche  Ausgabe  oder  die 
"^umme  der  Ausgi^nge  durch  den  Ueberscbuss  dei-  ordentlichen  Ein- 
aabme  aber  die  ordentliche  Ausgabe  nicht  gedeckt  wird.  Es  kann 
dabei  wieder  das  Deficit  im  Zweige  der  staatswirthschatlliohen 
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Ki^italanlage  uud  im  Zweige  der  eigentlichen  aa8BerordentUdi| 
Ausgabe  unterschieden  werden.  Namentlich  letzteres  Deficit,  weldj 
dann  m^stens  durch  iSchuldauinabme  gedeckt  zu  werden  pfle 
ist  ebenfalls  ein  wichtiges  Kriterion  zur  Beartheilang  der  \ 
günstigen  Lage  eines  Staatshanshalts.  Cregenttber  der  priratwil 
scbaftlichen  Kapitalanlage  kann  nur  von  einem  Cassendeficit,  m 
von  einem  eigentlichen  Deficit  die  Rede  sein,  weil  die  Deckt 
dieser  Anlage  nicht  dorch  ordentliche  Einnahmen  erfolgen  i 
(§.  63  sub  y). 

4)  Die  verschiedenen  Deficite  können  budgetmässige, 
schon  im  Voranschlage  vorgesehen  sind,  und  wirkliche,  die  fl 
aus  der  lautenden  Gebahrong  ergeben,  sein.*")  i 

Die  richtige  Berechnung  der  verschiedenen  Arten  und  naml 
lieb  des  eigentlichen  Deficits  ist  hiernach  eine  schwierige  Aofgi 
welche  in  jedem  einzelnen  Falle  amfassende  Umreohnaogen 
Etats  nothwendig  macht.  Die  gewöhnlichen  amtlichen  und  priva 
BerecbnuDgen  ergeben  für  die  Zwecke  der  vergleichenden  Fini 
Statistik  und  für  die  Beartheilnng  der  wahren  Lage  eines  Sta 
haushalts  immer  nur  ganz  annäherungsweise  richtige  und  vergle 
bare  Werthe,  was  zu  oft  ttberseben  wird.^**)  ^ 

Ändere BegTittsbestimfflaiigeQ des  Deficits  bei  Stein,  Fin&azvissensctu,  3.  Ai 
S.  42  tr.  Er  ontcrscheidet  ein  finanzielles,  ein  administratirea  nnd  ein  eigendi 
Deficit,  das,  auf  seine  Crsachen  zurOcisefObrt,  den  BeghtT  des  Btaatawirthaduiftüi 
Deficits  ergebe.  Ueber  letzteres  unklare  Anseinandersetzung  S.  40  ff.  (Es  soü  i 
entstehen  durch  das  regelmässige  Steigen  der  Ausgaben,  das  seinen  allgemeinen  Gi 
in  dem  in  der  Begel  (V)  steigenden  Preitie  aller  BodlUfnisse  hat:  dies  sei  daa  ^ 
liehe"  0)  Deficit).  Dann  führt  Stein  das  Deficit  auf  ..einiuÜge  giocM  Anilag« 
irgend  einen  Theil  der  Vervaltnog"  zorüclc,  —  im  Weaentlichen  so  wie  ich  nacl 
ubigen  Lehre  ron  d.  staatsviithsdt.  Kapitalanlage,  aber  ebne  scharfe  Characteria 
dieses  Falls,  wie  sie  oben  rersacht  viid.  —  Ich  habe  keinen  Gmnd  geftmdeD 
meiner  Darstellung  in  der  (>.  Aasg.  etwas  zu  Andern.  Wenn  Stein  meine,  abriffcns 
dem  obigen  secund&ro,  Unterscheid ang  von  acotem,  chronischem  Deficit  pnctiscli 
theoretisch  werthlos  nennt,  so  ist  dies  Urtheil  mir  wieder  ein  Beleg  dafOr,  dasa  S 
leider  aus  den  Osterr.  Zuständen  nicht  so  fiel  gelernt  bat,  als  er  gekonnt,  irea 
unbefangen,  ohne  sich  ron  seinem  Schema  beherrschen  zu  lassen,  geproft  liitte. 
ich  die  Unterscheidting  von  acotem  o.  chron.  Deficit  in  itt  Note  nicht  festgehi 
i»t  unrichtig. 

''^  Die  Grundsätze,  nach  denen  die  amtliehen  Staatsrechnnngen  im  Aosgabe- 
Einnahme-Etat  aufgestellt  werden,  sind  sehr  verschieden.  Auch  die  Finanzstatü 
lassen  sich  selten  von  ganz  bestimmten  wissenschaftlichen  Frincipien  bei  ihren 
sammenstellnngen  leiten  oder  vermögen  dieselben  doch  bei  der  Vervickelthcit 
Aufgabe  nicht  ganz  consei{ueat  durchzuführen.  Man  mnss  daher  immer  erst  | 
angeben,  was  im  concreten  FaUe  unter  dem  Begriti'  Deliät  rentanden  werde.  Mei 
fasst  man  zwar  diesen  Begriff  in  der  Praxis  and  in  der  Fina&istatistik  so,  da 
»ich  obigem  Betriff  im  wahren  Deficits  nihert,  aber  eine  Menge  nach  Z«ii 
Land  immer  wieder  verschiedene  Unteibcbiedo  finden  docli  statt.  Von  den  J 
gaben  pflegen  wohl  diejenigen  für  priratwirthsc haftliche  KapitalaDlagQD ,  £.  B 
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EMBkahnbutaa,  zam  Theil  xichtf;  abgesetzt  zn  veiden,  «bei  z.  B.  Helioifttioiisrei^ 
nahoien  für  Domineu,  Berg^  n.  HUtenirerke  n.  s.  t.  in  der  Regel  vieder  nicht 
Sm  Aoacbeidong  ron  Ausgaben  tax  staatowlrüisebaftlicbe  Kaphalanlagw,  z.  B.  gtOBBe 
Tmltangaefiffmen  und  neue  Organisationen,  regelmftssigea  Strassen-  und  Wasser- 
Ksbu,  Ginndsteneikataster,  findet  gewübnlich  nicht  statt,  aber  in  einzelnen  Ftllen,' 
wortkli  Venn  es  sich  am  sog.  „eiomalige"  Aoägaben  handelt,  z.  B,  fUr  grosse 
ibJBnuueo.  „ausserordentlichen"  Strassenbau,  Umgestaltong  der  Bevafinong  des 
itus,  Scbifisban ,  Festnngsban ,  wird  die  bezQgliche  Ausgabe  doch  wieder  ron  der 
^dathcbea  al^ezweigt.    IHe  ScboldentUgoag  wird  wiederum  gan£  verschieden  be- 
budell,  bald  ganz,  bald  gar  nicht,  bald  theilweise  zur  ordentlichen  Ausgabe  gerechnet. 
AdsUdte  CngleicbmSssigkeiten  finden  eich  bei  der  Behandlung  der  Einnahmen. 
Eh  festes  Piinctp  für  die  Eintheilnug  fehlt  regelmässig  auch  hier.   Meistens  wird 
m  jsm  Behuf  der  Berecbnong  des  Detidts  die  oxdentltche  Einnahme,  also  <tie 
Ktöcitiige  des  Staatseigeotbnms  und  der  Stenern,  za  Grande  gelegt,  Scboldanfiiahme 
Tal—enuig  ron  Staatseiganthnm  (wie  DornSnen  o.     v.)  richtig  abgesetzt,  aber 
anaqicil  wird  dieser  Grundsatz  selten  dnnhgeftthrt    Kleinere  Erlöse  -z.  B.  ans 
■'e^efnissigen  Veräassemngen  ron  Domänen,  selfa^it  aus  einmaligen  ron  kleineren 
iwadcren  Suatsaostalten,  wie  HQttenwerken  n.  dgL  m.,  sind  doch  oft  bei  den  ordent- 
»cks  finnahmen  eingeschlossen.     Mittheilungen  ans  den  Finanzrechnongen  der 
^ates  tber  das  Deficit  mOssen  daher  stets  mit  aller  Vorsicht  aofgenommeu  werden. 
SAt  rtm  die  Aasweise  sehr  detaillirt  rorliegen ,  isit  es  zumal  dem  Priratstatistiicer 
itj^Iich ,  ganz  sichere  and  genau  rergleichbare  Daten  festzustellen.   Man  h&It 
öd  tu  die  Berechnung  des  Defieits  in  längeren  Perioden  auch  wohl  einfach  an  die 
der  Staataschnld,  die  Abnahme  des  werbenden  StaatsvermSgens,  indem  man 
l^tatdae  priratwirthsch.  Kapitalanlagen,  z.  B.  Eisenbahnen,  in  Abzug  bei  der 
^^l^bgt.    Allein  ans  der  Zunahme  des  Kapitalbetiags  der  Schuld  ist  durchaus 
*^  Hf  dne  gleiche  Verwendung  ausaeroidentlicher  SUttel  zu  schliessen ,  da  die 
^=Uuel  sehr  oft  unter  Pari  begeben  wecden.   Selbst  wenn  der  wiiUicbe  Erita 

*  ^  Schuldrennehrung  und  Eigenthnmarenoinderong  constatirt  wird,  so  Icann  riel- 
'Sitdii  umfassender  Strassenbau,  eine  grossartige  Beoi^^isation  der  Verwaltung, 
^  Stnerwesens  durchgefitbrt  sein,  wodurch  das  wahre  Deficit  viel  geringer  wird,  aus 
4  Sei  US  jener  Rechnung  ei^ebt.  Offenbar  dreht  Bich  hier  auch  Vieles  am  den 
%f  der  Productirit&t  einer  Aasgabe  oder  Anlage,  wonach  sich  viedenim  der  Be- 
pil^fidt  rerindert:  das  Deficit  wird  grosser,  wenn  anter  prodnctiren  Ausgaben  nur 
^raEKanden  werden,  welche  eine  rentable  privatwirthsch.  Sapitalanlago  schaffen, 
^  Uana,  wenn  auch  andere  Ausgaben  mit  längerer  Wirkung  so  genannt  Verden. 
-Sarsit  all  den  Vorbehalten,  welche  sich  ans  dem  Gesagten  ergeben,  lassen  sich 
'■^itatiiL  Angaben  aber  ,J>eficite"  macheu.  wie  sie  in  der  KOrze  Rau  in  der 

*  $•  463a  und  atufUhrlicher  ich  in  d.  6.  Ausg.  S.  286—242  brachten.  Dieser 
jnatatistlsche  Excnrs  ist  in  dieser  Ausgabe  fortgefallen,  weil  er  in  ein  Wärk  Uber 

'  "luzilaBenschaft  aberhanpt  kaum  gehört    Er  wäre  einem  Handbuch  der  pract. 

''''uzatatistik  rorzubehalten.   Dann  aber  auch,  weil  ich  mich  noch  mehr  Überzeugte, 
;  M  bei  einer  wirklich  brauchbaren  statistischen  Behandlang  des  Puncts  noch  viel 
I       ins  Detail  eingegangen  werden  muss,  als  es  an  diesem  Orte,  schon  aus  Bnck- 
I  t>itai  aof  den  ohnehin  wieder  stark  angewachsenen  Umfang  dieser  Ausgabe,  irgend 
'  ■^«kl.  Diejenigen  Daten,  welche  allenfslls  Platz  finden  kennten,  sind  auch  noch 
*ner  riel  reicbficher  in  leicht  zugänglichen  Werken  zu  finden ,  wie  besond.  in  den 
;^tt2>tati5ti9cben  Abschnitten  des  Gothaer  Hofkalenders  (bis  1ST6  von  Hermann 
'isner,  seitdem  r.  Behm  Q.  r.  Stein),  in  Kolb's  Statistik  u.  s.  w.  Ausser  auf 
^  Verfce  ist  für  die  einzelnen  Staaten  anf  die  frühere  Bibliographie  zu  rer- 
»a»eB  (s,  0.  S.  47). 
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1.  B.  2.  K.  Dei  Fkuubedaif.  §.  68,  (». 


Zweites  Kapitel. 
Der  Finanz  bedarf. 
Erster  Hauptabschnitt. 
Allgemeine  Verhältnisse  des  Finanzbedarfs, 
g.  68.   Im  ersten  Kapitel  dieses  Bnchs  ist  der  Finanzbed 
wesentlich  im  Zusammenhang  mit  den  Orundsätzen 
die  Ordnung  des  Staatshaasbaltes,  bez.  der  QffenÜic 
Hansbalte  tiberhanpt  betrachtet  worden.  Im  Folgenden  handelt 
sich  darum,  diesen  Bedarf  nach  deu  grossen  Kategorieen  zu  va\ 
suchen,  in  welche  er  nach  seiner  wirthschaftlichen  Nat| 
nach  seiner  technischen  Seite  und  seinem  unmittelbai 
Zweck  zerf&llt,  bevor  im  zweiten  Hauptabschnitt  dieses  Kapi 
dann  auf  die  einzelnen  Gegenstände  des  Bedarfs  ein  Bliok 
werfen  wird.  i 
In  ersterer  Hinsteht  zerfällt  der  Finanzbedarf: 

I.  in  Natural-  und  Geldbedarf,  Je  nachdem  die  Fini 
wirthschaft  im  natural-  oder  geldwirtbscbaftlichen  Zustand  si 
daher  wirkliche  Naturalausgaben,  d.  h.  Ausgaben  in  derF 
naturaler  SachgUter  selbst,  oder  Geldansgaben  macht  Dl 
handelt  der  folgende  erste  Abschnitt;  ! 

II.  in  Personal-  und  Realbedarf,  je  nachdem  der  SI 
für  seine  Productionswirthschatt  persönliche  Dienste  o 
unmittelbar  naturale  Sachgtfter  (nicht  nur:  Geld)  bedi 
Für  die  Finanzwirthschaft  handelt  es  sich  dann  darum,  in  richti 
Weise  diejenigen  Sacbgtlter  (Geld)  herbeizuschaffen  und  zur  Vett 
dnng  zu  bringen,  mit  Hilfe  deren  der  Staat  einmal  jene  Personaldie 
im  System  freier  Contra cte  gegen  Entgelt  —  im  Gegen 
zum  System  freier  unentgeltlicher  Dienste  und  zum  System 
Zwangsdienste  (s.  o.  §.  1)  —  herbeizieht  und  bezahlt;  und  sod 
darum,  die  unmittelbar  bedurften  Sachgdter  passend  in  die 
fUgung  des  Staats  und  seiner  Verwaltung  zu  bringen.  ^ 
Personal-  und  Realbedarf  handeln  der  2.  und  3.  Abschnitt. 
Frage  der  finanziellen  Beschaffung  und  Regelung  des  Perso 
bedarf»  VStsst  sich  fUr  die  Verhältnisse  des  modernen  Cultnrst 
formuliren  als  diejenige  vom  „Staatsdienst  nnd  Besoldnn 
wesen"  (Besoldnngspolitik). 

Die  Lehre  vom  Natural-  und  Geldbedarf  hängt  mit  derjeni 
vom  Personal-  und  Realbedarf  in  mehreren  Puncten  znsamn 
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L  B.  in  der  Frage  der  sogen.  Naturalbemldnngen.  fis  muBS  daher 
Eiueloes  im  Folgenden  theils  an  rersohiedenen  Stellen  erwlUmt, 
tbols  im  ersten  Abschnitt  vorweg  genommen  oder  in  die  beiden 
forden  Abschnitte  verschoben  werden.^) 

lU.  Eine  dritte  Unterscheidang  ist  diejenige  in  eigentlichen 
»der  reinen  Finanzbedarf  (Staatsaasgabe,  Nettoansgabe)  für  die 
Assfahrang  der  eigentlichen  Staatszwecke  und  in  Bedarf 
Ar  die  Verwaltung  and  den  Betrieb  des  Ertrag  gebenden 
•'(ttatseigenthams  und  fttr  die  Erhebnngskosten  der  Ge- 
bahren  and  eigentlichen  Stenern  (und  eventuell  Anleihen) 
iKrhebungs-  and  Betriebskostenbedarf).   Beide  Bedarfs- 
^ncten zosammen  bilden -die  Roh-  oder  Brnttoausgabe  nndsind 
ärefa  die  Roh-  oder  Bruttoeinnahme  zu  decken.    Wird  von 
^tSütKi  der  Bedarf  an  Erhebongs-  und  Betriebskosten  abgezogen, 
«t  vgiebt  sich  die  Rein- oder  Nettoeinnahme.    Von  diesen 
^üntti  wird  später  in  Znaammenhang  mit  den  Einnahmen,  an 
"tkki  sie  haften,  im  Einzelnen  gehandelt  werden.  Einige  aUge- 
Moeiletrachtangen  enthllt  Abschnitt  4  unten  {%.  91  ff.). 

1.  Abschnitt 

Natural-  nnd  Geldbedarf, 

L  —  g.  69.  Die  allgemeine  Entwicklung  der  Volks wirthschaft, 
belebe  als  Uebergang  von  der  Natural-  zur  Geldwirthsehaft 
Wieicbnet  wird, — „Naturalwirtbschaft"  in  den  beiden,  verwandten, 
Iber  doch  zu  unterscheidenden  Bedeutungen  genommen'):  voi^ 
«rrschende  Eigengewinnnng  der  SachgUter  fßr  die  eigene  Bedüri*- 
lüftbefriedigung,  statt  der  verkehrsmässigen  Gewinnung  durch 
Tiosch,  und  femer:  naturalwirthschaftlicher  Znstand  der  Tausch- 
^inhscbaft  —  hat  notbwendig  auch  in  der  Finanz  wirthschalt 

')  S.  Bau,  5.  ÄTUtg.  g.  ^3  („Art  der  ansgegebeneB  Saclie:atei").  §■  59— «1  Uber 
WnlbesoIdoDgen,  §.  34,  35  Uber  Ansbedingen,  Submissionen  a.  s.  w.,  §.  56  —65» 
^  BcMtdongsveson,  §.  611  Uber  Buten.  Ich  habe  schon  in  der  6.  Artag.  hier  be- 
^^ateode  Umäjiderungen  and  Erreilerongen  rorgenommcn ,  bes.  den  Abschnitt  Uber 
^^usdienst  and  Besoldnngswesen  (g.  53 — 65b,  S.  99—144)  ganz  neu  gearbeitet  Die 
«Wea  Materien  blieben  aber  noch  zerstreut  in  g.  25,  34—35,  66.  67,  und  dl« 
■ilencheidong  zwischen  Katural-  nnd  Geldbedarf  and  Personal-  und  Sealbedaif  trat 
'-M  piincipicll  scharf  genng  herror.  Deshalb  ist  hier  eine,  übrigens  »esentÜch 
iBi  formelle  Umarbeitnng  und  Dmstellang  erfolgt  Sachlich  ist  namentlich  die 
S4a{iq«itie  vom  Beaoldongswesen  aus  meiner  Bearbeitung  in  der  6.  Aoag.  ziemlich 
a'efindert  herübergenommen. 

')  Wagner,  (irandlegung  I,  §.  113.  114. 
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I.B.  i.  K.  I.  A.  Natural-  and (ieldbedarf.  g. 6D,  70. 


des  Staats  und  der  Selbstverwaltungskörper  (Gemeinde)  i 
patnralen  Finanzbedart'  in  Geldbedarf  umgestaltet  Demgeni 
hat  der  Staat  ancb  seiner  ehemaligen  priratwirthschaftliel 
Naturaleinnabmen  sich  meistens  entledigt  und  die  früheren  NatH 
abgaben  nach  MOgliehkeit  in  Geldstenern  verwandelt,  i 
Letzteres  wirkten  auch  specifisch  steuert echnische  Grttnde 
ein,  indem  ein  Naturalsteaersystem  sich  schwieriger  als  ein  G 
Steuersystem  gerecht  und  zweckmässig  einrichten  lässt,  dem  St| 
grosse  Verwaltungslast  macht  und  dem  Besteuerten  selbst  im 
weniger  convenirt.  Die  mit  der  Entwicklung  des  Staatslebens  <i| 
allgemeiner  gesprochen,  des  zwangsgemeinwirthsohatUichen  Syst 
hinzutretenden  neuen  Ausgaben  und  Einnahmen  sind  daher  4 
meist  von  vorneherein  auf  Geld  Währung  gesetzt.  InshesoDi 
hat  der  Personalbedarf  immer  mehr  die  Form  des  reinen  G 
bedarfs  angenommen  (System  der  blossen  Geldbesoldnng).  Sc 
wo  etwa  noch  ein  Theil  der  Gehalte  der  Beamten  in  Natan) 
(Getreide,  Holz)  besteht,  dient  dies  mehrfach  nur  noch  alsi 
Maassstab  für  die  Eerechnung  der  Höhe  der  Gehalte  in  ( 
und  die  Zahlung  erfolgt  nicht  mehr  effectiv  in  diesen  Natural 
sondern  in  Geld,  eine  Berechnungsweise,  welche  unter  UmstSi 
beibehalten  zu  werden  verdient,  wie  im  2.  Abschnitte,  von 
Besoldungspolitik,  gezeigt  werden  wird  (§.  81). 

Im  Ganzen  entspricht  die  Verwandlung  des  Natnralbedarß 
Geldbedarf  und  des  ganzen  Ein-  nnd  Ausgangswesens  derFinj 
wirtbschaft  in  Geldein-  und  -ausgänge  auch  dem  BedUrfolss 
modernen  Staats  und  der  modernen  Volkswirthschaft.  Das  Bi 
nungswesen,  der  Mechanismus  der  Finanzverwaltung,  die  Uei 
sichüichkeit  der  Einnahmen  und  Ausgaben,  der  Kosten  des  St^ 
Wesens  und  der  Empfänge  der  Staatsdiener  gewinnen  ansserord 
lieh.  Die  wirkliche  Skonomische  Bilanz  der  privatwirth8cfaafUi< 
Unternehmungen  des  Staats  lässt  sich  ohne  reine  Geldwirtbwi 
kaum  sicher  feststellen. 

11.  —  §.  70.  Gleichwohl  giebt  es  doch  auch  noch  heute  Fälli 
welchen  statt  der  Geldwirthschail  die  Natural  wirtbschaft  auch 
Finanzwesen  beibehalten  worden  ist  und  dies  auch  zu  werden 
dient,  ja  sogar  Fälle,  wo  die  Naturalwirtbschatt  passend  wi| 
uen  eingeführt  werden  darf.  Solohe  Fälle  liegen  sowohl  | 
Leistungen  Seitens  des  Staats  zum  Zweck  der  Gewinn 
der  Verfügung  Uber  Dienste  und  Sachgfiter  (also:  wirklicj 
Naturalbedarf  oder  Natnralansgabe  des  Staats),  ah  i 
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idLeistangen  der  Volkswirthscliaft,  speciell  der  steuer- 
uklenden  BerOlkernng  an  den  Staat  (Natnralein nahmen  von 
ia  privatwirthschaftlichen  UnternefainnngeD ,  Naturalsteuern)  vor. 
Alle  diese  Fälle  lassen  sich  auf  ein  allgemeines  Frinpip  zurUck- 
Ihren:  wo  die  privatwirthschaft liehe  Verkehrsconcurrenz 
im  Staat  im  System  der  Geldwirtbschaft  die  naturalen  Guter  und 
die  Oiraste  nieht  oder  nicht  sicher  und  nicht  gentigend  und  zu 
mm  der  Billigkeit  entsprechenden  Preise  verschafft,  und  wo  diese 
CoBcorrenz  dem  vom  Staate  mit  Geld  besoldeten  Arbeiter  (Beamten, 
Stutsdiener)  die  Bedttrf'nissbefriedignng,  die  ihm  der  Staat  mit  dem 
fieUgehalte  gewähren  will,  gleichfalls  nicht  ordentlich  verbtirgt, 
k  Ii88t  sich  im  Princip  auch  der  natnralwirthschaflliche  Znstand 
in  Fiaanzwesen  noch  billigen.  Es  liegen  hier  also  wesentlich 
^scbe  Mängel  des  priratwirthschafUicben  Systems  vor,  welche 
«u  Abweichung  von  der  Regel  des  rein  geldMrirthschaftlichen 
^ntibs  im  Finanzwesen  bedingen.^) 

wirklicher  Naturalbedarf  des  Staats,  der  hente 
oMk  Bt  NatitraUeistnngen  an  ihn  befriede  werden  moss,  lie^ 
V  R  ia  den  frflher  schon  erwähnten  Fällen  der  sogen.  „Kriegs- 
iartugen",  anch  in  gewissen  Nataralliefemogen  fttr  die  Armee  in 
Priedelszeiten  vor.    Die  Versorgung  des  Staatsbedarfs  vermittelst 
ks  Erwerbs  im  Verkehr  durch  Geld  reicht  hier  nicht  ans  oder 
flfoi^  za  nnverhältnissmässig  ungünstigen  Bedingungen.  Deshalb 
■irf  mit  Recht  auf  andere  Weise  Fttrsorge  getroffen.^)   Auch  der 
M  der  Dienstwohnungen  für  Beamte  gehört  hierher,  wenn 
mUch  diese  Wohnungen  im  Interesse  des  Dienst»  (nicht, 
■X  im  folgenden  Fall,  in  dem  des  Staatsdieners  selbst)  gewährt 
■mien,  i.  B.  weil  die  peraOnliche  Nähe  des  Beamten  an  der  Stelle 
■oaer  amtlichen  Functionen  erwünscht  oder  nothwendig  ist.*) 
[     2)  Umgekehrt  Kegt  ein  Naturalbedarf  des  Beamten, 
*eteher  vom  Staate  besser  in  natura,  als  durch  Vermittlung  von 
^  befriedigt  wird,  z.  B.  in  dem  eben  erwähnten  wichtigen  Falle 


>)  S.  emndlegoog  L  §.  117,  126  ff.,  134  ff 

*)  S.  obeo  §.  66  und  Äom.  64  dua.  Bes.  char»cteriBtisch  ist  die  Veisocgong 
rs  Pf«rd  «bddarfs  dea  Staats  in  Kriegszeiten,  mittelst  ZwaDgs  gegen  die  Besitzer, 
st  Pferde  za  stellen  and  sie  zu  Friedenspreisen  abzolasseo.  S.  mdn  Beichs- 
ttttvesen  im^ahib.  f.  Gesetzgeb.  n.  a.  w.  III,  223,  225,  und  unten  Ober  „Müitftr- 
fedoiiik'*.  §.  112  D.  ff. 

*)  S.  «.  §.  90.  Z.  B.  Dienstvohttongen  tta  Gauen-,  Polizei-,  Post-,  Bahnbeamte, 
k^intironteher,  niederd  Diener  in  Amtsgebkadfio ,  znm  Zweck  der  Bevacbnng, 
ubigoiig  n.  s.  T.  Neneidinga  Verthlegang  aaf  solche  Wohnungen  beim  Eisen  bahn- 
i'^aoul  in  OioiBtinteraaBe. 
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der  Dienstwohnangen  vor,  welche  im  Interesse  des  Dieoc 
gewährt  werden,  weil  letzterer  so  sicherer  oder  hesser  und  billij 
die  erforderliche  BedürfbisBbefriedignDg  erhält.  Von  diesem  F) 
wird  bei  der  ErOrteruDg  Uber  Besoldnngspolitik  (§.  81  snb  ß)  u 
gesprochen  werden.  Einstweilen  ist  zu  beachten,  dass  anch  \ 
eine  mangelhafte  Function  des  privatwirthschaftlicben  Systems 
der  Volkswirthschaft  der  Grand  der  „Rttckkehr  zor  Naturalwi 
Schaft"  isf^) 

III.  Hinsichtlich  aller  im  Staatshaushalte  rorkommenden  Nati 

aasgaben  and  Natnraleinnahmen  mnes  die  Forderung  eines  ri< 
tigen,  d.  h.  den  wirklichen  Durchschnittspreisen  ' 
sprechenden  Geldanschlags  gestellt  werden.  Die»  gebi 
schon  eine  richtige  Finanzcalculatnr,  well  sonst  weder  1 
nahmen  noch  Aasgaben  des  Staats  ordentlich  zn  fibersetaen  si 
Es  ist  femer  den  Beamten  gegenüber,  z.  B.  im  Falle  der  Die 
Wohnungen,  noth wendig  durch  den  Gmndsatz  gleichen  Beel 
fttr  Alle  geboten.  Daher  z.  B.  hier  richtiger  Anschlag 
wirklichen  Miethwerths.")  Endlich  mnss  zwischen  verscb 
denen  Staatsanstalten,  welche  unter  einander  im  nata 
wirthschafUichen  Verkehr  stehen,  ein  solcher  richtiger  Geldansdi 
der  Naturalempfänge  und  Naturalleistungen  erfolgen,  weil  soniti 
ökonomische  Bilanz  keiner  einzigen  Anstalt  richtig  wsdM 
Besonders  wichtig  ist  dieses  Postulat  bei  den  p  r  i  v  at wir 
schaftlichen  Staatsuntemehmnngen,  z.  B.  zwischen  den  Fortf 
Berg-  und  Hüttenwerken. 

2.  Abschnitt  | 

Der  Penonalbedarf  oder  der  Staatsdienst  and  dus  BewIiJ 

wesen  (Besoldnngspolttik); 

I.  —  §.71.  Der  Staatsdienst^}  In  den  modernen  Staates 
stehen  verschiedene  Hauptsysteme  der  Besetzung  üffi 
licfaer  Aemter,  insbesondere  im  s(^n.  Givildienst.  FQr 


*)  WtrniiDg  TOD  Seelig.  aof  dem  1.  lÜBeucher  8oc.-polit.  CoDgress  tSTl 
bajidl.  S.  244.  —  Ein  andrer  Fall  ist  die  BrotlSbniuig  neben  der  G e ^d lobnnn; 
MiliUr.   S.  Q.  %.  117. 

'*}  Daher  ist  z.  B.  ein  Anschlag  ron  bloäs  lOVo  ^'<>ii>  Gehalte  fOr  die  Dj 
vobnang  der  Beamten,  wie  in  Preussen.  Baden,  venigstens  in  grosseren  Stiiltt 
niedrig  nnd  inBofcm  angerecht.  Der  Satz  w&re  mit  15 — 20  "/«  riditiger  ugmoB 
Bei  Haa  b.  Aufl.  §.  36  ff.,  roIIstHodig  vou  mir  ia  der  6.  Aosg.  ni^^carfa 
g.  53  £,  welche  Darstellung  hier  anfgonoiiunea  ist 
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Mgeode  Betraehtmig  wird  das  in  Dentscbland  übliche,  UbrigeDS 
!  hier  imd  da  aoeh  sonst  allgemein  and  in  den  meisten  Staaten 
renigrtens  fltr  dnselne  Beamtenkategorien  (bemerkenswertber 
^fm  namenüicb  fltr  richterliche  Beamte)  verbreitete  System 
I  mm  Aosgangs-  und  Anhaltspanct  genommen.  Hier  werden  be- 
rafsmftssige  Organe  naoh  ErfUUang  gesetzlicher  Vorbedingungen, 
direh  welche  die  Geeignetheit  für  die  Bekleidung  des  Staatsamts 
ueligewiesen  werden  soll,  vom  Inhaber  der  Staatsgewalt  in  syste* 
ntisc^  Ordnnng  zn  besoldeten  Aemtern  ernannt  Die  £r- 
oasang  g^ebt,  sofort  oder  nach  einer  bestimmten  Probezeit,  einen 
Keebtsansprach  auf  das  klaglos  verwaltete  Amt,  bez.  auf  dessen 
Beioldong  (Gebalt),  tfaeite  tHr  die  Lebenszeit,  tfaeils  anch 
fir bestimmte  längere  Perioden,  worauf  alsdann  Ansprüche 
ufRahegefaalt  (Pension)  einzutreten  pflegen. 

Aod^  Systeme  der  Aemterbesetzung  sind:  besoldete  Berufs- 
Wataohne  Recht  auf  das  Amt  (Frankreich);  lUr  kürzere 
Zöt  toch  Volkswabl  (direct  oder  indirect)  ernannte  besoldete, 
Hb  lothwendig  berufsmässig  gebildete  Beamte  (Schweiz, 
^erdtmerika);  freiwillig  und  ganz  oder  fast  ganz  unent- 
ffelllieh  dienende,  gleichfalls  nicht  immer  berufsmässig  ausge- 
bildete Beamte  wenigstens  fttr  gewisse  Aemter  und  meist  auf  Zeit 
i^jäm  der  Ehrenämter,  englisches  Selfgovernment). 

§.  72.  Verglichen  mit  diesen  anderen  Systemen  erscheint  das 
deutsche  als  das  kostspieligste  und  insofern  wen igstens 
nBanziell  als  das  nngttnstigste.   Doch  ist  hier  Folgeades  zu 
I  Wtehten: 

I  l)  Einmal  dürfen  anch  hier  die  Kosten  nur  mit  Rücksicht 
uf  den  Werth  der  Leistung  benrtheilt  werden.  In  dieser  Be- 
äefaQng  steht  aber  das  deutsche  System,  welches  doch  vornemlich 

I  lar  eine  Consequenz  der  Arbeitstheilung  ist,  sehr  hoch. 
DeoD  in  den  complicirten  Verhältnissen  des  modernen  Staats 
»tngäa  die  Anforderungen  an  die  Qualität  der  Leistungen  der 
Arbeiter  im  Staatsdienst  ebenso  wie  auf  allen  anderen  Gebieten 
kr  Volkswirthschafi.  Man  braucht  daher  auch  hier  mehr  technisch 
tuid  specialistisch,  d.  h.  eben  berufsmässig  ausgebildete  Ar- 

!  *)  WesenÜich  nach  ß.  v.  Mohl,  Politil  U,  347  II.,  391  fl.  (Tüb.  1969).  S..  auch 
L  Stein,  Venniltnngalehre  I,  (1.  Anfl.)  pass.,  342  If.  (Stattg.  1865).  A.  Wagner. 

!  'mmdleg.  1,  §.  189  (Einflnss  des  BeamteathumB  auf  die  Feststellung  des  Bereichs 
kl  Suatuhätigkeit].  Uebex  die  z.  Iii.  abTeichendea  Yerli&Iäiiase  im  Militkr- 
Henst  3.  n.  g.  113-118, 
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beiter.^)  Dem  Nacfatheil,  dass  der  Festaagestellte  leichter  erlahmen 
kann,  weil  er  einigermassen  geschfltst  vor  Concnrtenz  ist,  steht 
der  Vortheil  der  grösseren  Unabhängigkeit  des  Beamten  von  der 
Regierung,  aber  auch  von  den  Parteien  im  Volke  gegenüber.') 
Femer  wirkt  die  Anssicht  aofVorrficken  in  höhere  Aemter  nnd 
Gehalte  (Avancement),  auf  Auszeichnung  darch  Khrenvor- 
theile  (§.  8)  als  Ansporn.  Das  gliedliche  Gefühl,  einem  tüch- 
tigen Stande  anzugehören,  welches  durch  das  deutsche  System  be- 
sonders bervorgemfen  wird,  hat  endlich  wesentlich  gQnsti^ 
Folgen,  neben  denen  die  kleinen  Nachtheile  (Ctefahr  des  Kasten- 
geists  n.  s.  w.)  zurücktreten,  znmal  wenn  der  Staatsdienst  Jeder- 
mann, der  die  gesetzlichen  Bedingungen  hinsichtlich  der  Qnalifica- 
tion  erfallt,  offen  steht.  Und  das  ist  jetzt  fast  allgemein  einer  der 
ersten  Grundsätze  der  Verfassungen.^) 

2)  Auch  im  Kostenpnncte  steht  das  deutsche  System  der 
Aemterbesetzung  femer  mehr  scheinbar  als  wirklich  im  Nachtiieil 
gegen  die  anderen  Systeme.  Die  Kosten  treten  nemlich  bei  ihm 
allerdings  grossentheils  nnter  den  Ausgaben  des  Staats  hervor, 
aber  sie  sind  in  den  anderen  Systemen  doch  auch  vorhanden  als 
Aufwand,  den  die  Volkswirthschaft  ftlr  die  beztlgliche  Thätigkeil 
der  Beamten  tragen  muss.  Sie  stehen  also  gleichfalls  im  „volks- 
wirthschaftlichenBndget"  des zwangsgemeinwirthscfaafyicbeii 
Systems.  In  letzter  Linie  ist  es  doch  der  Aufwand  an  Arbeit, 
der  die  Kosten  bildet  und  wenn  ttberhaupt  diese  Arbeit  im  Statts- 
dienste geleistet  wird,  so  muss  irgend  Jemand  ihn  bestreiten. 

Im  deutschen  Aemtersystem  geschieht  dies  in  der  Hauptsache 
dnrch  die  Gesammtheit,  indem  die  Beamten  ihren  Gehalt  ans  den 
Staatseinnahmen  (Stenern)  empfangen.  Dem  Grundsatz  der  Ge- 
rechtigkeit und  der  richtigen  gleicbmässigen  Vertheilung  der  Staats- 
lasten entspricht  dies  sicherlieh  am  Meisten.    Im  System  der 

*)  S.  0.  g.  8,  37.  Miadesteos  beruf  smissig  anag^ebildete  Oifine  werden  dklier 
Mcb  in  andern  Staaten  für  die  meisten  oictit  eigeotlicfa  poUtischen  Aemt«r  immer 
mehr  veriangt.  Sehr  bezeichnend  ist  in  diesem  Piincte  die  neuere  EntTickelong  in 
England,  besonders  was  das  PrUfnngs  w  es  en  Air  Beamte  anlangt  Freilich  noch 
immer  grosse  Missständo,  s.  E  Meier,  Verwaltnngsrecht  a.  a.  0..  S.  93S. 

*)  Sowohl  der  Vergleich  mit  Frankreich  als  mit  der  Schweiz  oder  ToUends  toit 
Nordamerika  lUUt  in  dieser  Hinsicht  «ehr  za  Gansten  des  deutschen  Systems  ans. 

")  Vgl.  tlber  die  sittliche  Tüchtigkeit  des  preuss.  Beamtenthnms  das  hier  gewiss 
competente  Urtheil  des  Dr.  Stroasberg,  „Str.  a.  s.  WiAen",  Berlin  1876,  S.  15-. 
anch  E.  Meier.  Verwaltnngsrecht,  S.  846  mit  dem  Worte  Gerber'»:  „es  ist  em 
Act  der  Gerechtigkeit,  heute  za  constatiren.  dass  die  nnermessliche  Entwicklang  nnl 
GnltDr  des  Dentselien  Volks  in  den  letzten  50  Jaimn  zum  grossen  Thdl  anf  der  Arbeit 
des  Staatsdienstes  beroht" 
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nbesoldeten  Ehrenämter  belastet  der  genannte  Aufwand  die  Privat- 
badgets  der  Frei-Dienenden  als  erhöhte  Aasgabe  oder  ver- 
nioderter  Erwerb  (Zeitrerlnst ,  unmittelbare  Kosten  n.  s.  w.). 
Dies  kann  aas  socialen  and  politischen  Grttnden  gut  und  selbst  in 
finanzieller  Beziehang  insofern  ein  Gewinn  sein,  als  es  auf  eine 
Art  ProgressiTbestenernng  der  reicheren  und  sonst  unbe- 
sdAftigteren  Classen  in  eiiler  ftir  diese  nicht  Ustigen  and  fUr  die 
Gesammtheit  besonders  vortheilhaften  Weise  (durch  Requisition  von 
Arbritsleistangen  gebildeterer  Personen)  hinauskommt.  Zweck- 
nini^eitsgrflnde  sprechen  also  fUr  die  Eingliederung  dieses 
Ebreoamtssystems  in  passender  Beschränkung  in  unser  deutsches 
(^jboreaakratisohes")  System  oftmals.  Eine  finanzielle  Trag- 
weite  bat  daher  diese  Eingliederung  auch,  nur  eine  andere  als  man 
Btiitens  denkt,  and  Kosten  macht  es  natttrlieb  gleichfalls.  ^) 

Aber  es  knUpft  sieh  doch  aueh  eine  erhebliche  Gefahr  an 
Um  aristokratische  Ebrenamtssystem  wie  vollends  an  dag  der 
neirig  besoldeten  oder  nar  ftlr  kurze  Zeit  tlbergebenen  Aemter 
■  Dmokratieen.    Nicht  nur  ist  die  Qnalitilt  der  Leistung  oft 
itmg,  so  dass  der  Kostenerspamiss ,  welche  der  Gesammtheit  zu 
AbI  wird,  auch  nur  ein  niedrigerer  Werth  entspricht.  Bedenk- 
lieberin  finanzieller  Hinsicht  ist  noch,  dass  solche  Aemter  am 
&>teii  von    den   zeitweiligen  Inhabern   durch  widerrechtliche 
Praktiken  aller  Art  ausgebeotet  werden.  ^)    Dann  erscheint  die 
Aaagabe  fttr  den  Staatsdienst  allerdings  wieder  nicht  im  Staats- 
biidg;et,  aber  doch  auch  im  rolksvirthschaftlichen  und  zwar  im 
Prrvatbndget  derer,  welche  sich  jener  Ausbeutnng  nicht  entziehen 
kdnnen    Abgesehen  von  allen  politischen  und  etbiscben  Nach-, 
ibeilen  werden  die  Kosten  des  Staatsdienstes  hierbei  auf  die 
denkbar  schlimmste  nnd  nngleicbmässigste  Art  von  den  ein- 
icloen  Staatsangehörigen  bestritten. 

Es  erfolgt  also  bei  den  verschiedenen  Systemen  der  Aemter- 
bewtznng  doch  nnr  eine  verschiedene  Vertheilung  der 
KoBten,  keineswegs  aber  bei  den  andern  eine  immer  an  sich 


*)  Huched  Hierherg;ebörige  mit  Betonuug  det>  VorU)eil&  der  £hreaäoiter,  aber 
'^iM  richtige  BeacbtQDg  der  im  Text  gegebnen  fioMiziellea  Wordigong  der  Sache 
M  Wktcker,  Selbstrerwalt  d.  Steuerresens,  1.  Tbeil.  S.  aach  Gneist.  Venr&Jt., 
JiMi2  0.  8.  w..  S.  du  ff.  n.  Hess.  engl.  ConunuDalrerfassaoR.  S  1246  ff.  E.  Meier 
»■  *.  0..  S.  m  ff. 

^  Uu  denke  an  aordamerikanische  Vorhältnissa ,  to  man  fast  voa  einen 
.System  der  Aemtennsbeotang**  spnelien  kun.  S.  aoch  Hiiok,  Finanz.  AmsrikaB, 
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günstigere  VertheUoBg  oder  eine  wirkliche  Kostenerspaniif»  Ytt- 
glichen  mit  dem  deutschen  System. 

3)  Endlich  kann  aber  ancb  dem  deutschen  System  etwas  vom 
Ehrenamt  ankleben  und  damit  an  unmittelbaren  Kosten  im 
Staatsbudget  gespart  werden.  Dies  geschieht  auch  notorisch. 
Denn  die  grosse  Masse  der  Staatsämter  ist,  verglichen  mit  anderen 
ähnlichen  Berofsstellungen ,  nur  mässig  besoldet  Der  besoldete 
Bemfsbeamte  wird  mitdureh  die  Ehre  der  Stellung  im  Staata- 
dtensfe,  femer  durch  besonders  gewährte  Ehrenvortheile  (Titel, 
Rang,  Orden  n.  dgl.)  bezahlt,  welche  letzteren  einmal  wohl  oder 
ttbel  in  der  öffentlichen  Meinung  eine  gewisse  Geltang  haben. 
Man  hat  dies  vom  ethischen  Standpuncte  öfters  angegriffen  und 
ebenso  vom  politischen,  ist  jedoch  darin  sicherlich  zu  weit  ge- 
gangen.^) Vom  finanziellen  Standpnncte  aus  bietet  diese  „Be- 
zahlung mit  Ehrenauszeichnungen"  neben  derjenigen  mit  Geld 
ohne  Zweifel  ihre  erheblichen  Vortheile^)  (s.  o.  §.  8).  Kor  mnss 
freilich  die  Grcldzahlnng  doch  ihre  angemessene  Höhe  erreieheo, 
d.  h.  ein  richtiges  Verhältniss  zwischen  materiellem  und  Immaterial- 
lohn  besteben. 

II.  —  §.  73.  Das  Besoldungsweseu.  A.  Um  ilir  die 
Aufstellung  von  Grundsätzen  der  Besoldnngspolitik  den  richtigen 
Standpunct  zu  gewinnen,  mnss  man  zuerst  die  Besoldung  (den  Gehalt) 
des  Staatsdieners  als  eine  Art  des  ausbedungenen  Arbeits- 
lohnes betrachten.  Die  finanzielle  Lehre  von  der  Besoldung  ist 
insofern  nur  eine  Anwendung  der  allgemeinen  volkswirthschaft- 
licfaen  Lehre  vom  Lohne  auf  eine  specielle  Kategorie  von  Fällen. 
Es  lassen  sich  Besonderheiten  nachweisen,  welche  den  Staatsdienst 
als  Arbeitsart  von  den  meisten  anderen  Arbeitsarten  unterscheiden. 
Diese  Besonderheiten  haben  bisher  auch  wohl  vomemlicb  zu  den 

")  Nameotlich  ia  demofcr.  Repul|Uken  wird  aber  die  Ehrenrortheile  der  Hootu- 
chieen  (tot  Allem  Orden  a.  dgL)  oft  gespöttelt.  Dennoch  ist  es  ch&r&cteristisch  getmg, 
dass  man  auf  dgl.  aocli  in  solchea  Gemeinvesen  meiliwUrdig  viel  Werth  legt-  Die 
„Prinzenhatdignngän"  in  der  amerikanischen  Gesellschaft  sind  bekannt,  and  in  der 
Schweiz  lässt  sich  jeder  Krämer  und  Gastwirth  gern  nach  seioeD  Ciril-  oder  Militar- 
ämtern  tituliren  (liichter  u.  s.  w.),  —  also  eine  gemeinsame  menschliche  Schwäche 
der  MoDarchisten  und  Republikaner.  Es  liegt  aber  anch  der  vernünftige  und 
sittlich  berechtigte  Gesichtspnnct  zu  Gronde.  dass  die  oSentliche  Anerkennung 
.lurch  die  Verleihung  eines  Amts.  Titels  n.  s.  w.  Seitens  der  Staatsgewalt  Werth  hrt 
und  haben  soll.  Nicht  das  Titel-,  ürdeuswesens  au  sich,  sondem  der  damit  getliebäne 
Missbntuch  ist  das  Uebel.  Dieser  Missbrauch  aber  nimmt  ihm  auch  vielfach  die 
günstigen  finanziellen  Folgen. 

^  Die  Erspanmg  tritt  in  einzelnen  Fällen  betHtnden  dentlich  hervor,  z.  B.  bei 
dem  heutigen  Ansthcdlen  von  Orden  als  Ehrennben  an  Personen,  irddie  einem  Ko- 
narchen  Dienste  leisteten,  statt  der  einstigen  goldenen  Tabaksdosen,  BrilUntringe  a.  s.  v> 
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I   VflrechiedenheiteD  in  der  Regelung  der  Gehalte  verglichen  mit  der 
I   Begelang  der  Lohne  für  gewöhnliche  (niedere)  Arbeit  geführt. 
Und  mit  Recht  werden  gewisse  Unterschiede  im  System  der 
Ubnang  bleiben.  Aber  neben  den  V erschieden«^eiten  be- 
I  iteht  doch  noch  mehr  Gleichartigkeit  zwischen  der  Arbeit 
eines  Staatsdieners  and  derjenigen  jedes  anderen  Arbeiters.  Es 
sind  nur  Dank  einer  richtigen  Lohnpolitik,besonder8  unserer 
dentoehen  Staaten  gegenüber  ihren  Arbeitern,  den  Staatsdienem, 
hier  schon  Lohnverhältnisse  geschafifen ,  welche  im  gewöhnlichen 
pmatwiFthschaftlichen  Lohnsystem  noch  grossentheils  fehlen,  hente 
mit  Recht  in  unseren  Caltnrstaaten  immer  mehr  als  noth- 
wcndig  erkannt  and  erstrebt  werden.   Deshalb  hat  die  finanzielle 
von  der  Besoldung  eine  allgemeine  principielle  Bedeutung 
Iii  die  Lohnlehre,  muss  die  Besoldnngspolitik  das  Muster  fitr  die 
lobpolitik  sein. 

Besonderheiten  des  Staatsdienstes  als  Arbeitsart  treten  nuiw 
WBOtlich  folgende  drei  hervor:*') 

1)  Die  geforderte  Arbeitsart  besteht  in  einer  Reihenfolge 
ONierer  und  höherer  Dienste  gemäss  eines  Systems  aneinander- 
Ungender;  allmälig  wichtiger  und  schwieriger  werdender  Aemter. 
Off  Staatsdiener  ist  auf  das  VorrUcken  in  diesen  Aemtem  zur 
Verbesserung  seber  wirthschaftlichen  Stellung  vornemlich  mit  un- 
gewißen. Es  ist  daher  nothwendig,  dass  de(  in  den  Staatsdienst 
Eintretende  sieh  wenigstens  im  Allgemeinen  von  vornherein  fttr 
an  Vorrtteken  in  eine  solche  Reihenfolge  von  Aemtem  eigne. 

i  ")  Dieser  Geaicbtspnnct  ist  bisher  zu  weoi^  beftchtet  worden ,  aacli  voii  mir  in 
der  6.  AoBg.  noch  nicht  gehörig.  Die  Lehre  vpn  der  Besoldung  und  von  des  Be- 
^>UitiigspaIitik  ist  daher  ein  wichtiges  Beispiel  dafar.  Tie  Uberbaapt  ansserlialb  des 
^yttODi  privatvirths<^.  Goacorrenz  solche  Verhältnisse  za  regeln  sind  und  dass 
diese  Regeluag  zugleich  besser  ist,  ah  diejenige,  wo  die  Arbeit  als  „Waare" 
"iren  schwankenden  Marktpreis  hat.  Insofern  liefert  dieser  Abschnitt  einen  wichtigen 
Beitng  zm  Beantwortung  der  Fragea,  welche  die  ökonomisch-technische  Einrichtung 
ies  gemeinwirthsch.  Systems  Uberhanpt  bei  einer  wesentlich  reränderten,  mehr  gemein-, 
'eiliger  priratwirthsch.  Oiganisatioo  der  Volkswirthscbaft  betreffen.  VgL  Wagner, 
'iraiäleg.  I,  Kap.  3.  —  Eine  principielle  Behaudlang  der  Besoldnngspdltik  fehlt  in 
der  Literatur  fast  ganz,  aoch  in  der  finanzwisBenschaftKchen  (Stein  incL),  obgleich 
diese  Seite  der  Frage  des  Staatsdienstes  recht  eigentlich  eine  finanztechniscbe 

H,  welche  in  die  Fiaanzwissenschaft  (nicht  etwa  nur  in  die  Verwaltungfllehre)  gehört. 
Am  Wichtigsten  ist  die  allgemeinere  kleine  Schrift  ron  Engel,  Preis  der  Arbeit. 
Bcri.  1S66  (auch  in  2.  Aofl.)-  S.  ferner  d  ess.  Aufs,  in  d,  Preuss.  Stat.  Ztschr,  1874, 
S.  fl3  ff.  (Preis  der  Arbeit  bei  den  Eisenlmhnen). 

")  Tgl.  auch  die  guten  Bemerkungen  von  Laspeyres,  Art.  Staatswirthschaft 

I.  D.  StaatBwSiterb.  X,  m,  82—84. 

I        ")  im  MiÜtirdienst,  namentlich  dem  preusöscben,  dalur  der  herkbmmliche  Grund- 
dass  der  im  Anocement  ttbeigangeDe  OfBeler  den  Dienst  quittitt,  Ar  den  — 
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Dies  bedingt  mannigfache  Verschiedenbeiten  der  Stellung  gegenüber 

anderen  ArbeitB^rten ,  besondere  Bedingungen  fär  den  Eintritt  in 
den  Staatsdienst  und  Eigenthdmlicbkeiten  der  Oehaltszahlang. 

2)  Der  Staatsdienst  als  Arbeitsart  erfordert  in  vielen  Zweigen 
eine  specifiscbe,  meistens  für  andere  Berufs-  and  Erwerbsarten 
nicht  Döthige,  mitunter  für  solche  gar  nicht  branchbare  und  doch 
kostspielige  („technische")  Vorbildung.  Der  Uebergang  des 
Beamten^  sumal  des  Alteren,  in  einen  anderen  Beruf  ausserhalb  des 
Staatsdiensts  ist  daher  oft  schwierig.") 

a)  Dieser  Umstand  begründet  die  in  der  Praxis  meistens  za 
findende  Scheidung  des  eigentlichen  Staatsdiensts  oder  der 
höheren  Arbeitsarten  von  den  niederen  Diensten,  die  keine 
solche  Vorbildung  fordern,  in  Stellung  und  Gehaltssytem.") 

b)  Ebenso  rechtfertigt  dieser  Fnnct  fUr  den  eigentlichen  Staats- 
dienst den  Kern  des  deutschen  Systems,  nemlich  das  Recht,  nach 
ErfOllung  der  allgemeinen  Bedingungen  hinsichtlich  der  Quali 
fication  und  nach  Ableistung  etwaiger  Probezeit,  ein  Staatsamt  mit 
der  Aussicht  auf  Vorrtlcken  zu  erhalten;  fmier  den  Rechtsanspruch 

Einzelnen  hart,  aber  für  du  Ganze  und  fUr  das  Dienstintecesse  doch  nicht  onnchttK. 
Das  unbedingte  StebeobleibenmOssen  der  Beamten  in  den  niederen  Aemtem  ist  nicht 
vttnscheDsv^th,  Darauf  ist  aoch  bei  der  ^zen  Or^canisation  des  Dienstes  und  bei 
der  Begelang  der  Gehalte  nicht  gerechnet  Auch  der  in  onteren  Posten  Befindliche 
soll  sich  fOT  höhere  Stellen  eignen,  sonst  wird  leicht  die  innegehabte  SteUnng  herab 
gedruckt  Verden. 

Z.  B.  die  dorch  die  lS4Ser  Bevegang  ans  ihrer  Laufbahn  gebrachten  Be- 
amten haben  als  Flüchtlinge  in  Amerika  rieUacb  grössere  Schwieri^eiten  als  gewöhn- 
liche Leate  gehabt,  sich  duelt»t  eine  neue  Lebensstellung  zu  erringen,  obgleich  ihnen 
die  höhere  allgemeine  Bildung  doch  wieder  Vorschub  leistete. 

")  Staafsdiener  —  Angestellter,  so  wird  mitunter  der  Dnterschied  be- 
zeichnet; in  Baden  z.  B.  eigentliche  Staatsdiener  und  untere  Diener,  wobei  der  feste 
Lohn  der  ersten  technisch  Besoldung,  der  der  letzteren  (»ehalt  in  der  Amts- 
sprache beisst  Bei  den  niederen  Angestellten  genügt  allgemeine  Schulbildong.  AUen- 
fkUs  kann  man  zwischen  den  höheren  and  unteren  Beamten  (Dienern)  noch  die  Kaie* 
goiie  Subalternbeamte  auch  fUr  das  Gehaltssystem  unteischeiden.  Die  Subalteraeti 
bedarfan  höherer  Schnlbildang,  aber  brauchen  nicht  zu  stadiren.  —  Laspeyres 
a.  a.  0.  meint,  dass  auch  fttr  die  Beamten  in  allen  denjenigen  Prodactionen ,  welche 
dem  Staate  mit  anderen  Gemeinwirthschaflen  der  Gememden,  Kreise  o.  s.  w.  gemmn 
and,  z.  B.  ünterricbt,  Polizei,  ferner  in  aU'  den  Geschäften,  welche  der  Staat  in 
Concorrenz  mit  Privaten  betreibe,  die  feste  Anetellnng  entbehrlich  sei.  Dies  kann 
man  bei  der  letzten  Kategorie  von  Beamten  (im  Ackerbau,  Bergbau  u.  s.  w..  weniger 
schon  im  Forstwesen)  zugeben,  kaum  bei  den  Erstgenannten.  Noch  richtiger  darf 
man  aber  umgekehrt  schliessen :  die  festere  Stellung  des  Staatsdieoers  mnss  wenigstens 
1)1  einigermassen  ähnlicher  Weise  jedem  Priratbeamlen  (bei  ActiengeseUöchailen  n.  s  w.) 
und  endlich  möglichst  überhaupt  jedem  Arbeiter  werden.  Für  die  PriTatbeamten. 
welche  z.  B.  bei  Privatbahnen  oft  fast  ganz  der  Willkür  der  Vorgesetzten  unterliegen, 
wird  eine  SteUnng  nach  Analogie  der  Staatsstellung  auch  bereits  vielncn 
erstrebt  (z.  B.  in  Oesterreich,  Ztscu.  d.  österr.  BeamtenFereins). 
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auf  das  klaglos  verwaltete  Amt,  bez.  anf  dessen  Gebatt,  um  den 
Beamten,  za  sichern.^^) 

3)  Die  Entlassbarkeit  des  also  gestellten  Beamten  ist 
gleichwohl  im  Staatsdienste  ans  Grttnden  des  Dienstinteresses  nicht 
immer  zu  entbehren:  zeitweise  Entlassung  oder  znr  Dispo- 
sition stellen,  bleibende  Entlassung  oder  zur  Ruhe  stellen. 

Dieser  Umstand  in  Verbindung  mit  dem  vorherigen  (Nr.  2) 
bedingt  aber  in  diesem  Falle  eine  Öchadloshaltung  des  ohne 
seine  Schuld  entlassenen  Beamten. Diese  Schadlosbaltung  erfolgt 
in  einer  dem  Staatsdienste  nicht  eigenen,  aber  doch  bei  ihm  be- 
sonders stark  ausgebildeten  Form  der  Lohnzahlung,  indem  letztere 
theilweise  auf  die  Zeit  nach  dem  Austritt  des  Beamten 
aus  dem  (activen)  Dienst  verschoben  wird:  Warte- 
gelder and  Rnhegehalte. 

§.74.  —  B.   Ans  den  im  vorigen  §,  enthaltenen  PrämiBsen 

Iwca  sich  nun  nachstehende  Grundsätze  der  BesoldungS; 

poUtik  ftlr  die  Regelung  der  Besoldung  als  einer  Lohnart 

ftr  eine  besondere  Arbeitsart  ableiten. 

I)  Die  in  den  meisten  Zweigen  des  eigentlichen  Staatsdiensts 
geforderte  Arbeitsart  und  Interesse  und  Würde  des  Staats  schliessen 
die  freie  Anwerbung  der  Beamten  (der  „Staatsarbeiter")  und 
die  Lohn-  oder  GehaltsbeBtimmang  in  jedem  einzelnen  Falle 
in  Wege  der  freien  Goncarrenz  gewöhnlich  ans.^^)  Statt 

^  Der  bohe  Wertb  einer  Bolchen  Sü^enmg  des  Stutsdieners  in  Hinsicht  seiner 
bOtgsrUcben  SteUang  und  der  Mat»n  der  grosseien  Dnabhän^^eit  des  Beamten  ron 
d»  Staateewnlt  für  die  Qoalitftt  der  Leistongen  eigiebt  sich  am  DeatUdisten  ans 
des  Grandtaatz  der  Dnabsetzbarkeit  der  Blebter,  an  dem  doch  wenigsteoB  fbr 
gewisse  (h&herri  Bichterlutegorien  ancb  Staaten  mit  anderen  Sjrstemen  der  Aemter- 
besetziuiff  (Noimmerika,  Schireiz)  fcetbalteD. 

*^  Streng  genommen  ist  zn  tmterscheiden  zwischen  Entlassung  ans  sachlichen 
GiUnden  des  Dienstes  nnd  aus  persönlichen  Gründen  des  betreffenden  Staatddieners. 
Itienstaafäbigkeit  ond  Entlassung  wegen  Krankheit  z.  B.  brauchte  auch  im  Staata- 
«tienste  nicht  unbedingt  Anspruch  auf  Pension  zu  geben,  —  so  wenig  als  in 
saderen  Lebensstellungen,  wenn  man  die  bisherigen  Verhältnisse  des  priratwirthscbaft- 
bdm  Systems  far  durchaus  massgebend  halten  durfte. 

")  Belianntlich  war  dies  früher  weder  in  Deutschland  noch  anderswo  so.  Eine 
beaooden  chancteriBtiEcbe  Abweichung  ron  dem  heatigen  tirandsatzo  biMete  das 
System  des  Aemterrerkanfs,  das  man  elgentUdi  ein  Vergeben  der  Aemter  au  den 
VemigfltfoTdenideD  (reap.  Ueiatbietenden  in  der  Kan£iQmme)  nennen  kann,  obgleich 
doch  auch  hier  DienstrOdcsicbten  neben  allen  möglichen  persönlichen  Einflössen  die 
„freie  Concnrrenz''  niemals  g;anz  zur  Geltung  kommen  liessen.  Der  Aemterr^mif 
rar  najoentlich  in  den  Debergangsstaatsformen  vom  Mittelalter  zur  Neuzeit 
rerbreitet,  als  Finanzoperation  b^nders  in  Frankreich,  aber  doch  auch  im  Tor. 
Jahriinndert  unter  Friedr.  Wilhelm  I.  salbst  in  Preussen  (Zahlungen  von  Monats- 
adeff  Yierte^ahrsgagen  in  die  Becmtencasse,  s.  Biedel,  brand.  preoss.  Staatsbaashalt, 
S.  67.  Schmoller.  d.  preuss.  Beamtenstand  unter  Friedr.  Wilh.  I.  in  d.  Preoss. 
Jahrb.  1S70),  n.  and.  Staaten.   Bis  in  die  neueste  Zeit  erhielt  sich  dies  System  noch 
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dessen  verknApft  der  Staat  in  der  Regel  passend  mit  den  Aemtem 

fest  Bystemisirte  Resoldungen  und  Uberträgt  dem  Beamten 
ein  solches  Amt,  oline  einen  speciellen  Contract  mit  dem  einzeloen 
Beamten  Uber  die  Höhe  des  Gehalts  zu  schliessen.  Wenigstens  ist 
Letzteres  die  (seltene)  Ausnahme.^**) 

2)  Die  Hohe  der  Besoldungen  steigt  regelmSssig  nach  der 


im  engl.  Heere  in  Betred'  gewisser  Ofiicietstdleo.  —  Äehnliche  Fllle  aosserlulb  dei 
Suatadienst3  sind  die  Veriiänfe  der  Stellen  von  Ädrocaten,  Mäklern  n.  s.  w.  (nodi 
heute  in  EYsnkreich,  in  Elsass-Lothringen  abgescbaßl). 

Eine  Ansnahme  bilden  in  Dentschland  namentlich  die  Professaren  u 
Universitäten  und  anderen  (technischen  a.  s.  v.)  Hochschulen,  gelegentlich 
auch  Lehrämter  (namentlich  etwa  Directorenstellen)  an  Gymnasien  a.  dgl.  m.  —  Es 
ist  belehrend,  gerade  wegen  der  Verschiedenheit  der  GrundsXtze,  nach  welchen  die 
fiesoldangen  im  höheren  Lehrdienst  and  im  Qbrigen  Staatsdienst  normiit  werden,  die 
Folgen  beider  Sjrsteme  zq  re^icfaen.  Die  eigenthtiiiiliche  SteUang  des  Lehidiensts 
erklärt  sich  iu  Deotacbland  ohne  Zwüfel  mit  daraas,  dass  fllr  diese  winensdudttichen 
fiera&aiteu  niemals  das  particnlaristische  Princip ,  die  Staatadiener  nur  aoa  deia  Ja- 
lande"  zu  nehmen,  dard^efUhrt  werden  )[<»inte.  In  Folge  des  hier  herrschendes  Be- 
mfttngsaystems,  der  damit  rerbnndeDeD  specialen  Contracte  der  Regierung  mit  d«a 
Lehrbeamten  Uber  die  Hohe  der  Besoldung  u.  s.  w. ,  femer  in  Folge  der  ansbe- 
dungenen  oder  frei  gewährten  Personalznlagen  fftr  Lehrer,  welche  Berofnngen  »a 
andere  Orte  ablehnen  u.  s.  w. ,  besteht  hier  in  demselben  Amt  (z.  B.  ordend. 
Professur)  und  in  demselben  Dienstalter  die  grOsste  Ungleichheit  der  Be- 
soldungen, z.  B.  im  J.  1S70  in  Freiburg  i.  Br.  1000— 28Ü0  fl.  für  d.  Ordinarius,  U 
Berlin  400— -2500,  in  1S76  1100  —  4000  Thlr.  (ungerechnet  die  hier  häufigen  Be- 
soldungserhohungen  in  Folge  von  Nebenämtern ,  Bezogen  aas  d.  Akademie  u.  s.  v.), 
in  Bonn  600-2500,  1876  900—2800,  in  GOttingen  500—2300,  1876  400—4200,  in 
Marburg  SOO— 1400,  1676  800—2000  Thh.  Diese  Ungleichheit  wird  darch  die  eb»- 
fallfl  grosse  Ungleichheit  der  amtlichen  Sebwieinnahmea  (Ck)llegiengelder  a.  s.  w.)  keines- 
wcgs  immer  ansgegUdien,  aftersmOchtesIedadnrchnoch  gesteigert  werden,  danichtsdten 
dieHtVchstbesotdeten  die  höchsten  Kebeneinnahmen  haben  and  umgekehrt  (nicht  aar  nach 
den  personlichen  Leistungen,  sondern  aoch  —  und  gewöhnlich  viel  mehr  —  nach  der 
Natur  der  Fächer).  Diese  grosse  Ungleichheit  wird  darch  das  hier  im  Gegensatz  nun 
lionstigen  Staatsdienst  herrschende  Concurronzprincip  wesentlich  mit  bedingt  Ein^ 
ModüicatiDn,  die  nor  in  einer  Annäherung  an  das  Besoldnogssystem  in  anderen  Aemtern 
besteben  könnte,  wird  namentlich  in  Folge  der  neueren  politischen  Veränderungen  in 
Deutschland  nicht  ausbleiben  können.  Sie  existirt  auch  hier  and  da  schon,  indeoi 
man  doch  Zulagen  nach  dem  Dienstalter,  bes.  ^r  ältere,  durch  Berufnngeo 
nicht  rerbesHerte  Lehrer  gewährt,  wenn  auch  nicht  fo  regelmässig  (und  vollends  nicht 
äo  gleichmässig)  wie  im  übrigen  Staatsdienst  Ein  festes  System  Toa  Norraalgehalten, 
bes.  mit  Minimalsätzen,  wird  doch  aach  hier  zu  erstreben  sein,  wobei  dann  Fn* 
sonalzalagen  durch  das  Berafon^weaen  hliuakommea.  Die  grosse  Ungleichheit  der 
Amtseinnahmen  hat  sicher  auch  ihr  hoch  Bedrakliches ;  manche  Schäden,  ja  manche 
wahrhaft  hässliche  Seiten  der  Unirorsitätsrerhältnisse  eridiCten  sich  daraus,  da  bei  dem 
jetzigen  S>-stem  dem  GlUcic  und  Zufall  nnd  der  Connexion  doch  ein  sehr  grosser 
Spielraum  gelassen  ist:  die  wenig  erfreuliche  Folge  des  Concurrenzaystems.  Bilbg 
cracheint  namentlich  auch  eine  Abstufung  der  Gehalte  nach  der  Natur  der  Lehrfächer, 
so  dass  die  Lehrer  solcher  Fächer,  welche  stets  wenig  Nebeneinnahmen  geben,  höhe« 
Gehalte  haben.  —  Auch  die  deutsche  Schweiz  hat  an  ihren  4  Hochschulen  (in«- 
Polytechnicum)  das  deutsche  Benifungssystem  und  die  Gehaltsungleichheit  Auf  deD 
österreichischen  Universitäten  hat  man  dagegen  Normalgehalte  (nach  Dienst- 
altem.  Decennalznlagen)  und  erst  neuerdings  ausserdem  PersonalznlageH  fUr  einzdw 
Lehrer  in  Folge  der  Annahnui  des  Bemfung^ystems.  In  Dorpat  (wie  auf  wen 
ruäi.  Univerülättiu)  herrscht  Gohaltsgleichheit,  woncben  Collegiengetd,  das  auf  aai 
eigentlichen  russ.  Unirersitätcii  fehlt. 
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Bedeotang  der  Aemter,  also  in  demselben  Dienstzw^ge  nach 
Stnfenleiter  (dem  Bang)  derselben;  ansserdem  aber  auch 
Bit  dem  wachsenden  Dieastalter  des  Beamten  in  ein  nnd 
deaulben  Amte.   Beides  ist  angemessen.**) 

3)  DerBezng  eines  unmittelbaren  Einkommenantheils 
des  Staatsdieners  aas  den  von  letzterem  dienstlich  vorgenommenen 
Tätigkeiten  ist  im  Staatsdienst  meistens  nnaaaftthrbar,  weil  die 
ÖBtelnen  StaatsleiBtongen  nicht  specieU  verkänfltch  sind.  Er  ist 
iW  aach,  wo  er  an  sich  möglich  wäre,  etwa  mit  Ausnahme  der 
Oieastzweige,  in  welchen  Sachgtlterprodttction  betrieben  wird,") 
gegen  das  Interesse  nnd  die  Wttrde  des  Staatsdiensts  (s.  o.  §.  8, 9). 
Zu  AttBpomnng  des  Beamten  kann  neben  der  Aussicht  aaf 
gtaitiges  Vorrücken  im  Dienst  und  neben  den  erwähnten  Ehren- 
imeidinnngen  (§.  72  sub  3)  ein  System  von  festen  Personal- 

*|  Beiapiele  s.  n.  in  g.  77  Anm.  2H. 

*|Bfeiis  bewirthschaft.  Domänen,  Fabriken,  Bergverite.    Bei  Staatseiseo- 
MiMbnQ  vom  Tantiämesystem  fUr  das  höhere  YenraltangspersoDal  ebensogut 
ki  PriTatbahoen  Crebrauch  gemacht  irerdeo.   BrennstoQir&mieD  der  Locomotir- 
Mr,  Bnzer,  Schmi«rprimien  d«  Wagen  meLster  (d.  h.  Aathelta  an  dem  Oewüm, 
Pulge  einer  hinter  einem  bestimmten  Maximalrerbruicli  zoifldcU^lMiden  Stoff- 
if^ma^  gemacht  vlrd),  sind  andere  Bdspiele.   Bedenklich  würden  dagegen  Geirinn- 
■ttde  der  Mit^eder  ron  StenereinschStzangscommteBianen  an  dem  Steoerertrage  sein 
f-iK  i.  bezOgL  Vorschlag  bei  d.  prenss.  ciassif. Einkommensteuer  von  Bergins, 
t^imm.,  8.  344  Anm.). 

**)  Hit  Recht  daher  io  neaerer  Zeit  alle  Sportein  tmd  Gebühren  bei  der 
iBtii,  Polizei  o.  a.  v.  in  die  Staatscasse  fliessend.  Selbst  irenn  einzelne  sotdie 
Eiuilunen  za  Emolomenten  der  Beamten  renrendot  werden,  sind  sie  doch  als  Ein- 
iiiiae  ond  Ausgabe  der  Staatscassen  genau  zu  verrechnen  (A.  solcher  Emola- 
Mteieinn.  im  prenssisch.  Justizministerinm  1870  817.030  Tfalr.).  Aehnlich  die 
Beate  im  Kriege.  —  Eine  Aosnahme  bilden  auch  hier  die  Universitäten  (seltener 
6t  j&  meist  jQDgeren  sonstigen  Hochschnlcn)  in  Setreif  des  Goltegi engeld s ,  der 
Doctorgehuhren,  der  Immatriculations-  und  Ezmatriculationstaxen 
L  ihuL  m.  Das  Doctonresen  bedarf  auch  in  finanzieller  Hinsicht  dringend  einer 
'^liotm.  Der  Bezug  der  anderen  Taxen  Seitens  der  Rectoren,  Prorectoren,  Decane 
^3.  f.  bildet  ein  kaum  mehr  zu  rechtfertigendes  Ueberbleibsel  früherer  Zeit,  da  hier 
l'iAing  und  Gegenleistong  (Arbeit  des  betr.  Wahlbeamten)  in  gar  keinem  Yerh&It^ 
^en.  Hissige  fixe  Bunonerationen  {na  die  MaheiraltaDg  dieser  Wahlbeamten 
der  Wttrde  de3  Ehrenamts  weit  mehr  entsprechen,  bestehen  auch  hier  und  da 
Für  dan  CoUegiengeld .  als  Privateinnahme  jedes  Lehrers ,  lassen  sich  triftige 
^Tilade  anfahren,  fast  ebenso  viele  aber  auch  dagegen.  Denn  die  Natur  des  Fachs 
adiDfiUige  Umstände  (ZwangscoUegien ,  Prüfungsfach,  Lehrer  als  Examinator!) 
™>eii  mindestens  ebensoviel,  gewöhnlich  bedeutend  mehr  Einflnss  auf  die 
wAe  dieser  Einnahme  als  die  individuelle  Tüchtigkeit  des  Lehrers.  —  FUr  einen 
^^(^  der  Lehrer  an  Mittal-  und  Elementarschulen  am  Schulgeld  spricht  mehr  wie 
■mi  Onifeisitätslehrer  der  Umstand,  dass  die  Muhe  der  Arbeit  mit  der  Grösse 
.es  ClasBenbesnchs  wächst,  während  an  der  Hochschule  der  ideale  Genuas  der 
^^nbUi^uit  mit  der  Frequenz  steigt  Eine  einseitige  Panegyrik  des  GoÜegiengelds 
'^L.  Stein,  LohrfTeiheit,  ^l^sensdiaft  n.  Collegiengeld,  Wien  Iä75,  wo  der  Gehalt 
«r  EnatE  f.  d.  amtliche,  das  Honorar  der  Ersatz  f.  d,  ethische  Leistung  des  Professon. 
punit  wird  1 1  (S.  24.)  Es  st&nde  schlimm  am  ansere  UnirerBltftten,  wenn  dem  so  wtee. 
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Gefisltszalagen'*)  oder  von  unperiodisehen  Remune- 
rationen^) für  besondere  Leistangen  und  Diensteifer  dienen. 

4)  Die  Besoldung  für  ein  einselnes  Amt  und  ein  einseines 
Dienstalter  ist  demgemäss.  nieht  für  sich,  sondern  nnr  im  Zu- 
sammenhang des  ganzen  Aemter-  und  Besoldnngs- 
sy Sterns  zu  reguliren  und  zu  beurtheilen. 

§.  75.  —  C.  Der  Totalgehalt  —  Alle  amtlichen  Bezüge 
eines  Staatsdieners  und  seiner  Familie  auf  Grund  der  Au- 
steilung des  ersteren  im  Staatsdienst  sind  als  ein  Ganzes 
aufzufassen,  welchem  man  den  Namen  „Totalgehalt"  geben  kaiu. 

Dieser  Totalgehalt  zerfallt  nach  der  Zeit  des  Bezugs  und 
den  beziehenden  Personen  in  vier  Kategorieen: 

1)  Der  eigentliche  oder  Activitätsgehalt,  den  der  Beamte 
während  seiner  Dienstzeit  illr  seine  Dienstleistung  selbst  beneht 

2)  0er  Disponibilitätsgebalt  oder  das  Wartegeld, 
welches  der  Beamte  während  einer  zeitweiligen  Entlassung  ans 
dem  actiren  Dienste  auf  Gmnd  seiner  Amtsstellnng  bis  zur  Wieder- 
bemfnng  in  den  activen  Dienst  bezieht. 

3)  Der  Ruhegehalt  oder  die  Pension  (Alterspension  ins- 
besondere), welche  der  Beamte  selbst  auf  Grund  seiner  einstigeii 
Amtsstellnng  nach  endgiltigem  Austritt  aus  dem  actiren  Dienste 
bezieht,  lebenslänglich  (in  der  Hegel)  oder  fUr  eine  ge- 
wisse Zeit. 

4)  Die  Bezüge  der  nächsten  Familienangehörigen  des 

Beamten,  welche  dieselben  auf  Grand  der  Amtsstellnng  des 
Beamten  nach  dessen  Tode  beziehen.   Dahin  gehören. 

a)  Die  sogen.  Sterbemonate  oder  -Quartale:  Der  Fort' 
bezug  des  Gehalts  des  Beamten  Seitens  der  Familie  fttr  eine  ge- 
wisse (kurze)  Frist  nach  dem  Tode  des  Beamten. 

**)  Diese  Fersonalzalagen  sind  indiTidiielle,  nad  ?oo  den  nach  dem  Dieoat- 
alter  gewährten  zo  ontcischeidoD.  Es  scheint,  dass  dftron  mehr  GebrsQcfa  gemtcht 
werden  konnte.  Cm  dem  Protectiooswesea  u.  s.  w.  Iceinen  Vorschub  za  leisten,  Ueeae 
sich  rielleicht  in  Collegien  und  bei  Qmppen  tob  Sobaltembeamien  die  im  Ganzen  be* 
wüligte  Zulage  (ebenso  die  Bemnneration)  nach  AnhOrang  des  Coll^ums  und  dei 
(imppB  an  die  Einzelnen  yertboüen. 


fast  ganz  periodisch,  oft  in  bestimmter  H6he,  wo  der  Einzelne  dann  nur  eine 
feste  Einnahme  darin  sieht.   Dadorch  wird  der  Zweck  last  vereitelt 

**)  Dies  ist  besonders  beim  Veigleiche  der  Gehalte  eines  und  desselben  einzelnem 
Amts  in  verschiedenen  Staaten  zq  berücksichtigen.  Es  kann  leicht  sein,  dass  ein  ein- 
zelnes Amt  in  einem  Staate  höher  als  im  andern  besoldet  ist,  daf&r  aber  in  letzterem 
Jas  Vorrücken  rascher  and  der  Gehalt  in  den  weiteren  Aemtem  besser  ist  Der  Total- 
gehalt  oder  dessen  Darchschnitt  ist  dann  doch  vielleicht  hier  höher.  Aach  bei  Ver- 
gleichen der  BesotdnngeD .  z.  B.  im  Staats-  und  Prirateisenbabnwesen ,  ist  dies  za 
beachten. 
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b)  Die  Wittwenpension,  welche  die  hinterlaasene  Wittwe 
des  Beamten,  in  der  Regel  lebenslänglich  oder  bis  zu  etwaiger 
Wkdeirerheirathmig  nach  dem  Tode  ihres  Hannes,  eventuell  nach 
Abliaf  der  Sterbemonate,  bezieht 

e)  Die  Eriiehnngsgelder,  welche  die  Hinterlagsenen,  meist 
nr  &  nnerwaohsenen  Kinder  des  Beamten  bis  zur  Erreichnng 
oiw  gewissen  Lebensalters  beziehen. 

Der  eigentliche  Gehalt  des  im  aotiven  Dienst  sterbenden,  die 
|toion  des  aaf  Lebenszeit  zur  Ruhe  gesetzten  Beamten  und  die 
l<Miott  söner  sich  nicht  wieder  rerheirathenden  Wittwe  sind 
itikrenten.  Das  Wartegeld  des  später  wieder  angestellten 
lanten,  die  Pension  der  sich  später  wieder  Tcrheirathendeu  und 
^  Ahod  Falle  oft  ihre  Pension  rerlierenden  Wittwe  nnd  die 
Bnige  der  anerwachsenen  Kinder  sind  Zeitrenten. 

Dieser  Totalgehalt  mnsB  nun  ün  Interesse  des  Staatsdienstes 
Mfatwie  des  einzelnen  Staatsdieners  zwei  Bedingungen  er- 
Hm,&  im  Folgenden  näher  zu  untersuchen  sind: 

1)  £r  moss  ttber  die  mnthmassliche  Dienst-  und 
-Itf^iszeit  des  Beamten  (nnd  seiner  Angehörigen)  richtig 
«Mtkeilt  werden.  Davon  handelt  §.  76—78.  Bei  der  Regelung 
jfeMr  Vertheilong  treten  die  Interessen  des  Staatsdiensts  selbst 
tMAers  mit  hervor.  Im  Einzelnen  mass  sich  Vieles  richten  nach 
telator  des  Staatsdieosts  als  besondere  Arbeitsart 
Alndett  sich  daher  hier  nm  Sigentfaflmliebkeiten,  welche  der 
itetsbesoldung  als  Lohnart  fttr  eine  besondere  Art  Arbeit 
Wfcgen. 

P  t)  Der  Totalgehalt  mnss  temer  in  seiner  Hohe  fllrdiewahr- 
Hkiiliche  Dienst-  und  Lebenslanfbahn  des  Beamten  und  fltr  die 
n,  in  der  die  Wittwe  und  die  Kinder  noch  zu  versorgen  sind, 
kOanzeu  richtig  bemessen  werden.  S.  darüber nnten§.  79 — 85. 
pider  Regelung  der  Höbe  des  Totalgehalts  mttssen  die  rieh- 
BifM  Grundsätze  allgemeiner  Lohnpolitik  zur  Geltung 
paaeo,  In  der  Weise,  wie  es  Uberhaupt  das  Z  i  e  1  in  der  Entwicklung 
UiliOhnverhftltnisse  sein  soll  und  wie  es  hier  noch  speciell  durch 
MblMResse  des  Staatsdiensts  selbst  gefordert  wird.  Die  finanzielle 
g||lfevon  der  Besoldung  wird  daher  in  diesem  Puncto  namentlich 
bt-ffber  Anwendung  der  allgemeinen  Lohnlehre  auf  einen  einzelnen 
rniä  nd  beleuchtet  dadurch  diese  letztere  Lehre  zugleich  mit 

I  ■)  VfL  tama  d.  gea.  Sehr.  r.  Engel  dio  Literatur  Ober  die  iosaeren  Ver- 
mUmt  der  Staataffiener  «fauebwr  Llndar.   Fltr  Preasflea;  Mascher,  d.  prew». 

Ii  W»f»t,  ruauwiMMielu   L  11 
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§.  76.  —  1)  Hinsiofatlicb  der  richtigen  Vertheilnng  des 
Tota^efaalts,  insbesondere  des  eigentlioben  Gkhalts  und  des 
Kahegehalts,  Uber  die  Aemterreihe  and  die  IMeostalter  u.  s.  w. 
sind  folgende  AnfordemDgen  zn  stellen. 

a)  Der  Zeitpunct  ftlr  den  Beginn  eines .  Grehaltsbezngs 
Uberbanpt  und  einer  genügenden  Besoldung  speciell(8.  §.  ?9fil) 
in  einem  Amt  nnd  Dienstalter  ist  richtig  zu  bestimmen.  Nament- 
lich muss  die  Zeit  des  unentgeltlichen,  des  etwa  bloss  mit 
Ungewissen  nnd  im  Gesammtbetrage  geringen  Diäten  oder  Remo- 
nerationen  bezahlten  oder  des  ungenügend  besoldeten  Stute- 
dienst«  thunlich  verkürzt  werden.  Dadurch  lassen  sieb  grosse 
Uebelstände,  welche  in  unserem  deutschen  Staatsdienste  immer 
mehr  hervorgetreten  sind,  beseitigen.'*)  Das  Ziel  muss  sein,  dass 
der  Staatsdiener  möglichst  bald  nach  der  Vollendung  seiner 
theoretischen  Stadien,  also  in  der  Regel  des  Hochschulbesuchs,  und 
nach  Ablegung  seiner  (ersten)  Prüfung,  d.  h.  nach  der  Lieferung 
seines  QnalificatioDsnaohweiBes,  angemessenen  Lohn  eriialte, 
wenn  auch  die  feste  Anstellung  und  der  Rechtsanspruch  auf  Amt 
oder  Besoldung  erst  nach  Ablauf  von  einigen  (wohl  höchstens  3 
bis  5)  Probejahren  nnd  nach  Ablegong  ^er  etwaigen  weiteren 
(praktischen)  Prüfung  beginnt.  Es  wird  daher  etwa  durchschnitt- 
lich mit  dem  24.  Lebensgahr  des  Staatsdieners  ein  Lobnbezng, 
mit  dem  27.-29.  ein  fester  Besoldungsbezug  beginnen 
müssen,  und  zwar  mindestens  in  der  Höhe,  dass  der  noch 
nicht  fest  angestellte  Beamte  ans  dem  Lohn  ohne  Zuschüsse 
der  Eltern  oder  des  eigenen  Vermögens  -  den  üblichen  Bedarf 
fUr  seine  Person  allein  und  der  fest  angestellte  aus  der 
Besoldung  den  Aufwand  für  eine  in  diesem  Alter  zu  gründende 
Familie  bestreiten  kann")  (s.  §,  79). 

Civilstaatsdienst ,  2.  Aufl..  Lpz.  Keiaecke,  die  EinkommeimerfaSItnisse  dar 

prenss.  annüttelb.  Staatsbeamieo,  BerL  187f>.    Daun  Mushacke,  'Wartegeld  u.  Rohe- 
gebalt  der  Cirilätaatsbeamtea ,  Berl.  ISfiS  (tieaetz^baagf  in  DeatscUand,  Oesterreidi. 
Kussland,  Frankreich),    üeber  die  VerhällniKe  im  Deutschen  Reich  (auch  beim 
Miatär):  Wagner,  BeichsGn.  im  Jahrb.  v.  Holtzendorfl  III,  125  if..  175  ff. 
**)  Engel  a.  a.  0.  S.  65. 

")  Die  Sachlage  ist  ia  den  einzelnen  deotschen  Staaten  etwas  rerschieden,  »ber 
doch  Tohl  in  der  Uaaptsache  ziemlich  gleich.  Grossere  Verschiedenheiten  bieten, 
namentlich  trx  Zeiten,  die  einzelnen  Dienstzireige.  IKe  remnoerattre  Peiiod«  des 
prenss,  Justiz-  nnd  Vervaltongsbeamten  begann  ror  Kurzem  kaum  Tor  dem  80.,  der 
Bezug  fester  Besoldnng  kaum  vor  dem  33.  Jahre  im  Dnrchscboitt,  eine  Familie  konnte 
der  Beamte  ganz  ans  dem  Diensteiokommen  höchstens  in  kleinen  büligoi  Ort«n 
erst  in  einem  noch  mehrere  Jahre  höheren  Alter  erhalten.  Jetzt  sind  die  Verh&ltaiss« 
(ob  danemd?)  etiras  besser  geirorden.  Günstiger  steht  es  schon  Uneex  im  TSUÜiir- 
dienst  (wo  freilich  «ieder  mehr  „Ehrenamgaben"),  nenenüngi  sndi  in  geviiHB 
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Dies  bat-  den  grossen  Vortheil  ^  dass  das  aus  dem  Gehalt  all- 
mälig  zu  amortisirende  Bildangskapital  nicht  so  hoch  anwächst 
is.  §.  82);  dass  bei  etwas  frühzeitigeren  Eben,  die  doch  nur  in 
geringem  Maasse  die  Gefahr  einer  wesentlich  grösseren  Kinderzafal 
mit  sieb  bringen,  die  Zeit,  wo  die  Kinder  erwachsen  sind  and  vor 
ihrer  Versorgung  am  Meisten  kosten ,  nicht  in  ein  gar  so  spätes 
Aher  des  Beamten  fällt  Dadurch  wird  die  Nothwendigkeit  für 
den  letzteren  beseitigt,  bloss  ans  Geldrflcksicbten  möglichst  lange 
im  actiren  Dienst  za  bleiben,  um  nur  nicht  die. etwaige  Differenz 
iwiiehen  Besoldung  and  Pension  zu  verlieren.  Der  Staatsdienst 
wird  sieb  nicht  mit  Greisen  UberfliUen.  Die  Gehalte  branchen  in 
den  höheren  Aemtem  und  DienstaJtern  nicht  ganz  so  stark  zu 
sägen ;  weil  ein  kleineres  Bildangskapital  zu  amortisiren  ist  und 
die  Kosten  der  Kinder  geringer  ausfallen,  wenn  die  letzteren  anch 
bom  Eintritt  in  den  Staatsdienst  selbst  frUher  verdienen.  Selbst 
&  io  anderer  Beziehung  bedenkliche  £rmässigang  der  Pension. 
fii{äaber  der  Besoldung  (s.  §.  78)  wirkt  dann  nicht  so  schlimm, 
viejrtzt  meistens,  wo  ein  gentlgender  Gehaltsbezng  viel  zu  spät 

§.  77.  —  b)  Zwischen  den  Besoldungen  der  aufstei- 
genden Aemter  and  Dienstalter  ist  ein  richtiges  Ver- 
blltniss  herzustellen.  Die  Gehaltssteigerung  im  höheren  Amt 
iit  das  unanfechtbare  Princip.  Aber  sehr  bedeutende  Un- 
gleichheiten, sehr  grosse  Sprflnge  der  Besoldungen  nament- 
Heb  in  den  unteren,  mittleren  und  der  Hauptmasse  der  höheren 
Aemt»  Bind  zu  vermeiden.'^).    Sonst  werden  wesentlich  gleiche 

des  Lehrdieasts,  z.  B.  an  den  Gymnasien,  wo  gegenwärtig  der  Bogel  nach 

fioft  MlBoer  sofort  nach  absolvirten  Unirersitätsstadien  mit  4 — (300  Thlr.  nnd  mehr 

^■«Hhmg  finden,  aber  die  Aofbwsemng  wieder  langsamer  ist.  S.  die  Gehaltaefttze 
HB  Jnstizdieiist  und  in  den  Mintoterioi  in  Änm.  28  u.  29. 

^Dle  Kormslf ehalts&tze  (ohne  Wohnnngsgeldzaachnas  in  Preussen)  sind 
B.  in  lastizdienste  in 

Prensaen    Oesterreich   Baden  Frankreich 

1870     1876   dies8.Leltha     (1870)  (1865) 

Thlr.      (1870)fl.P.ö.W.    fl.  rb.  Fr. 

'Oberster  Gerichtshof. 

Enter  Pritsident  .  .  .  6000  7000  10,500  6000  35.000 
Viceprisident  a.  dgl.  .  3500  4000  '360  3500  u.  3200  25,000 
Käthe  (Obefstaataanv.  in 

Prenssen  dsgl )                  3000    3300          5880         2960  IS.OOO 

bis  2200    2500       a.  4830     bis  2400  adroc.  gbait. 

DorchscbD.  2600   2900                   D.  2594  36—20,000 
äabalt  (CaazL)  B.    .   .  l.aibOO  1700) 

läBlOO     900l        USO          1600  6000 

and.  900   UOOt    bis  730     bia  1000  bis  2400 
bis  600  600j 
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Leistangen  zn  ungleich  beKahlt  und  es  tritt  die  Gefahr  des  Pro- 
tectionsunwesens,  der  Angendienerei  gegenüber  den  Voi^gesetzten, 

PiensBen    Ofisteirelch   Baden  Fiankreich 


1870 

1876 

diesB.  Lfliäia  (1870) 

(1865) 

Thlr. 

(1870)  HP.  O.W.   IL  Iii. 

Fr. 

Cotare  B.  (Diener)  .  . 

500 

TOO 

1800 

bis  350 

bis  400 

bis  1000 

Gerichte  2.  Inatftni. 

Pr&sidenten  .... 

Fr.  u.  Dir. 

l.Pr.  6300 

3500 

l.Pr.  30,000 

3500 

S800 

2.Pr.  5250 

bis  3000 

bis  15,000 

.    2T00  bis  2000 

9100 

U.4200 

D.  9250 

D.  17.071 

2.Pr.  13,750 

bis  T500 

D.  8446 

Ruhe  

1800 

2000 

3150 

2400 

11,000 

bis  1200 

1400 

v.  2626 

bis  1200 

bis  6000 

D.  lÖOO 

1700 

0.2300 

D.  1734 

D.  689T 

OberateMsuiriJte  u.  s.  w. 

1800 

2000 

Wie 

2800 

ptoc,  gba. 

bis  1400 

1600 

BUtae 

n.  2700 

30—15.000 

adro&  gto- 

13,200—5838 

1000 

1400 

1900 

— 

bis  600 

700 

a.  1200 

D.  824 

CanzliBten  

650 

750 

735 

3050 

greC,  commis 

bis  450 

560 

D.  630 

bis  900 

8—2000 

n.&25 

D.  1227 

Gass.  v.  BechnongBb.  . 

1100 

1400 

1600 

bis  900 

700 

bis  600 

Untere  Diener  q.  s.  ir. 

350 

420 

bis  900 

bis  300 

Gerichte  1.  Instnaz. 

Prtoideiiten  .... 

Pr.  u.Dir. 

Landes-  a. 

245Ü 

Pr.  20,000 

2200 

2500 

Ereisger. 

bis  1950 

bis  3600 

bis  ISOO 

1500 

Pr.  4200 

D.  2183 

D.  4296 

D.  1436 

Vicepr.3150 

Vicepr.  10,000 

n.  2625 

bis  3000 

D.  4367 

BUbe  n,  Richter  .   .  . 

1900 

1500 

2000 

2200 

9600 

bis  600 

800 

0.  1600 

bis  1000 

bis  2400 

D.  866 

0.  J600 

D.  1488 

D.  3201 

Bezirinr. 

15  a.  1300 

ätMtuuLWilte  .... 

1300 

1600 

Wie 

1800 

20,000 

bis  800 

800 

Bithe 

bis  1200 

bis  3600 

D.  4295 

StMbuTftllsgehilfisn 

700 

äoo 

o.  Secret 

8000 

Q.  600 

1000 

bis  2400 

Bareanbeunte  .... 

Bor. 

-  n. 

Adjnncten 

greffiers 

Gassenb. 

900 

6000 

1.  a 

bis  630 

bis  1000 

900 

1200 

D.  1070 

bis  560 

TOO 

Oflic.  Oanzl. 

gr^  eosunb 

Bendanten 

AcoesaisteD 

3600 

900 

1200 

680 

bis  1200 

bis  650 

900 

bis  367V, 

D.  1490 

Bar.D.  Caasen  b.  2.  CI. 

550 

650 

bis  400 

450 

Dig 

tzed  by  Google 

GehUter  der  aafetei^nden  Aemterreihe. 


165 


ttberiDXsaigen  Ehrgeizes,  des  Streberthnms  önd  der  Stellen- 
xn  sehr  hervor. 

■)  Die  höchsten  SteUnDgen  im  Staatsdienst,  welche  ohnedem 
'Uri^  einen  gewissen  Repräsentationsaofwand  mit  sich  bringen, 
Win  mit  Becht  mit  bedeatend  höheren  Besoldungen  dotirt,  als 
iAttrigen  Aemter.   Jedoch  sind  aoch  hier  zu  grosse  Abstände 


Prftakreich 


r,  Bote«  0.  s.  w. 


350 
bis  SSO 


PTevflaen    Oesterreich  Bftden 
1810  1876 

430 
ü.  867V, 
a.  SOO 
u.  260 

fttPrcassen  find  hier  die  SUie  mitgefheilt,  irelche  im  grOsstea  TlieUe  des 
i|ritea  (Gebiet  d.  Tennda.  t.  2.  Jan.  1849  fOr  Ger.  2.  a.  1.  Instuz).   In  Gebiet 
I  J^albüMi^erichtshoft  KObi  v.  z.  Th.  in  d.  aeoeo  Fror.  (bes.  in  Humor»  imd 
:  t.  M.)  sind  die  Sitze  etns  anders,  mitunter  hoher,  aber  in  der  Haaptsadie 
tä%  verschieden.   Die  richlerl.  D.  Staatsanwalt].  Beamten  bei  d.  Gerichten  2.  o. 
u,  I.  Tb.  anch  die  Bareaabeamten  beziehen  in  Berlin  (z.  Th.  aQcfa  in  einigen 
ptaeren  Stibdten)  etiras  mehr,  z.  B.  d.  Prtsident  d.  Stadtgerichts  in  Berlin 
'"'  Thlr.    Hazimom  d.  Stadtrichter  in  Bertin  1800  Thlr.  jetzt.    Alles  ohne 
S.  tkber  dieses  nnten  Anm.  53.   Einige  prenss.  Bicbter  beziehen  ans 
kleine  Nebeneinnabmen.  ferner  noch  etwas  Gebühren.  —  InWartem- 
U7i— 76,  Prisident  d.  Obertrib.  4400  fl.  rh.,  Directoren  dess.  a.  bei  d.  Kreis- 
MOO— 3200  fl..  Obertfibonalrithe  SOOO— 2800.  Richter  a.  d.  Ereisger. 
-1400.  Obenffitsrichter  u  den  Bezirivgeriehtäi  1900— ISOO,  Jnstizaasassoren 
1100—900;  dann  an  Sabaltemen  bd  S.  n.  2.  Instanz:  Canzleibeante  n.  amr 
noo— 1200,  Gerichtsschreiber  11 00— 900  ß ,  Ganzlisten  1050  -  850,  Tag- 
HM— 750  fl-,  Ganzleidiener  n.  Anfvirter  700—500  A.,  Gerichtsdiener  an  d. 
I.lost  425  fl.  —  In  Oesterreich  ist  die  Gericbtsoi^nisation  etwas  rer- 
ab  in  Preassen,  rerschiedeoe  Eategorieen  von  Mittelbeamten  kommen  bei 
Oeiichten  vor.     Bei  dea  Gehalten  fOr  den  obersten  Gerichtshof  sind  die 
eingerechnet  worden  (der  1.  PrSs.  bezieht  anch  noch  4200  fl.  Personal- 
fe).    Es  finden  sich  daselbst  n.  Ä.  noch  Hofsecretäre  mit  2415,2205 
Das  simmtUche  Personal  der  Gerichte  2.  n.  1.  Instanz  in  Wien  nnd  Triest 
leben  den  oben  angegebenen  Gehalten  noch  Qnartiergelder  in  verschiedener 
V« — bei  niederen  BewldangeD  noch  mehr,  bd  höheren  zum  Thdl 
—  In  Frao  kreiob  bezog  1865  der  procnrenr  g^tt.  am  Gaasatlonshof  85-000, 
'  i-  adroe.  ginte.  35*000  Fr.  Bei  den  unteren  Beamten  (greffien)  konmen  wohl  die 
stiiker  in  Betracht 

Tei^eichliag  bis  ins  Einzelne  ist  bei  der  immer  etwas  Terschiedeoen  Or* 
der  Gerichte  nnd  Fonction  der  Beamten  nicht  dorchweg  m&gli^h.  Doch 
obige  üebersicht  einen  genügenden  Einblick  in  die  Abstnfangen  der  Ge- 
ergiebt  sich  eine  bemerkensverthe  Aehnlichkeit  der  Proportionen  der 
in  allen  4  Lindem,  z.  B.  beim  obersten  Gerichtshof,  was  für  ziemlich 
tSenDining  spricht   Selbst  die  absolate  Hohe  der  Gehalte  im  gleichen  Amt 
.4  Staaten  der  Üebersicht  mebriach  nahezu  dieselbe,  namentlich  bei  den 
Stellen  der  Räthe,  wobei  in  Oesterreich  mit  Rttcksicht  auf  Valnta  ond 
■  I.  kaum  über  '/t         ^  rechnen  ist  (Rithe  2.  Instanz  um  1870  in 
1500,  Oesterreich  so  gerechnet  1346,  Baden  —  mit  billigeren  Preisen  — 
■knieh  1546  Thlr..  1.  bstanz  resp.  866,  900.  622.  853  Thlr.). 
<kB  »deren  Dienatzweigen,  der  inneren  Verwaltung ,  der  Finanzen  u.  s.  w. 
Mdi  mmt  die   ^dien  Gehaltsitze  fOr  die  Aemter  oder  Stellangen  ent- 
nd«t  BangB,  w  dass  die  Daten  über  den  Jostizdienst  als  typische  Beispiele 
toüim.  Du  Clrildieiut  im  Deutschen  Beich  int  nach  den  prensriscben 
bezahlt. 
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1.  B.  2.  K.  2.  A.  Besoldnngspolitik.  §.  77. 


von  den  Übrigen  Besoldungen,  vollends  wenn  diese  Stellen  am 
Ende  nnr  auf  Kosten  der  ungentlgend  bezahlten  unteren  und 
mittleren  Aemter  besser  ausgestattet  sind,  zu  vermeiden  (Gefahren 
in  Monarchieen  verglichen  mit  Republiken).*^)  Die  Besoldnnge 
cumulirungen  in  den  höchsten  Aemtem,  indem  den  Inhabera 


PreQssen, 

Oesterreich. 

Baden. 

Thlr.  1876 

fl. 

fl. 

Minigter   .   .   .  . 

12,000  dssgl. 

14,700 

Minister 

nehat  fr. 

IdcI.  Qnar- 

9000 

Wohn.  D. 

äergeld  a. 

Ministerial- 

Mobil. 

16.800 
nebst  fr.  Wohn. 

prifl. 
6000 

üntenUktBsecreUr 

4500  3000 

7S60 

3500 

**)  Die  Normatgehalte  für  die  b&heren  MiDisterift)be»m ten.u.  einige 
andera  höhere  Posten  im  Staatsdienste  sind  nm  1870: 

Frankreict 
fr. 
100,000. 
einige  mit 
30,000 
Bepiis.- 
AvSw. 
60,000 
im  Stutt- 
tath 
25,000 
u.  20,000 
in  and.  Hin. 

25.000 
im  Staats- 
ratb.  Gab.  b. 
Db.-Cheftin 
and.MliM 
c.  12-15,«M 
Prifocteo 
D.  23,3SA 


a.  dri.  (Minist- 
Dir.,SecL-Che6). 


Vortrag.  Bithe. 


3000 
bis  2200 
D.  2600 


3300 
2500 
2900 


bis  2000 
D.  2400 


Fronnaaleheft. 


Oberpi^. 

7000 
n.  freie 
Wohnnng 
Reg.-Prfc. 

:)50n 
u  freie 

Wohn. 

(oder 

fiOO.) 


desgl. 


.HSOO 
desgl. 

(oder 
SOO— 600. 


Minist-K. 
5880 
bis  4830 
Sectionsr. 
3570 
bis  3046 

Statthalter  Landes- 
d.  grOss.  commiss. 
Fror.  wie  RUhe, 

ß— 6000  nebst 
nebst  500 
5—10,000  Fanct-Znl. 
Funct  -Znl. 
u.  z.  Th.  fr. 
Wohn. 
'  LandesprftS. 
d.  klein.  Pnr. 

4000 
nebst  4000 
Fiinct.-ZoI. 

Einzelne  Minister,  wie  die  des  Aeossem,  des  K.  Hauses  erhalten  meist  antsardem 
grossere  Repräsentatioasgelder.  In  Baden  steht  jetzt  geirOholich  nur  ein  MinistArial- 
pr&sident  an  der  Spitze  eine«»  Ministerinm».  Die  französische  Einthmlang  ianeriialb 
der  Ministerien  gestattet  keinen  genauen  Veigleich  mit  der  der  dentsohen  Staatoi. 
Die  Miniäterbesoldang  war  im  kais.  Frankreich  jedenfalls  anTerh&ltnissmÜssig  hoch. 
S,  auch  Hock.  E'inanz.  Frankreichs  S.  .Hl.  Aach  in  Preussen  ist  die  BwolduD!: 
des  Ministers,  wenn  man  freie  und  meublirte.  mit  aUem  Hausrath  versehene  Wohnnnji 
auf  2000  Thlr.  anschlägt,  relativ  hoch  verglichen  mit  der  Bezahlong  der  Rathe.  bisher 
mehr  als  das  FünSache,  jetzt  etwa,  mit  Zuschlag  des  Wohnongsgetds  von  400  Thlr. 
1)61  den  Käthen  c.  das  Vierfache,  in  Oesterreloh  (obige  Zahl^  incL  Ftutetions- 
zulage)  doch  nar  etwa  das  2*/,— Sfiiche.  Der  Fehler  liegt  in  Preoswa  aber  nicht  in 
zu  hoher  Besoldong  der  Minister,  sondern  in  immer  noch  zu  niedriger  der  R&the.  Einige 
der  letzteren  haben  in  Preussen  wohl  Nebenämter  mit  kleinen  Gehalten  oder  Bemn- 
uentionen.  — In  Nordamerika  and  der  Schweiz  sind  die  Gebütsunterschiede 
zwischen  bOheron  und  niederen  Beamten  viel  kidner.  S.  anch  Hock,  Fininien 
Amerikas,  S.  38. 
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der  letzteren  noch  andere  Stellen  oder  gar  blosse  Sinecnren  ttber- 
;  (ragen  werden,  lassen  sich  noch  weniger  rechtfertigen.^) 
!       ß)  Gehaltssteigerungen  nach  dem  Dienstalter  in  demselben 
I  Ante  sind  im  Dienste  der  modernen  Staaten  anch  deshalb  geboten, 
veil  die  Zahl  der  Beamten  in  höheren  Aemtern  regel- 
missig  eine  so  viel  kleinere  wird.")  Es  mnss  deshalb  ein 
^oner  Theil  der  Staatsdiener  nothwendig  lange  in  niedrigeren 
Aetntem  stehen  bleiben.  Die  Zulagen  nach  dem  Dienstalter  mUssen 
dasD  am  so  bftnfiger  und  bedeutender  adn,  je  später  der  Beamte 
m  genfigende  Besoldung  eintritt,  während  sie  seltener  nnd  geringer 
KID  können  I  wenn  die  im  §.  76  gestellten  Anforderungen  erffillt 
I  werden. 

„Die  Gehaltsaufbesserung  der  Beamten  nach  dem  Dienst- 
alter  geschah  ehemals  vielfach  durch  Versetzung  der  Beamten, 
iSt  dne  gewisse  Zeit  an  einem  Orte  gedient  haben ,  auf  eine 
^mn  Stelle  in  einem  anderen  Ort,  indem  die  Aemter  derselben 
Kit^e  nnd  Glasse  an  rerschiedenen  Orten  fortdauernd  mit  nn- 
Besoldungen  ausgestattet  waren.   Die  öftere  Versetzung 

Beamten  ist  aber  in  solchen  Greschftften,  bei  denen  örUicbe 

**)  (in^aer  Mlsobrauch  beluuiotlicb  uuter  Napoleon  IIL  mit  AemtercDmnliningeii, 
'*:k«imn  a.  s-  w.  für  die  MsrschäUe,  hohen  StaatsTilrdepträger ,  SeiiatoTen,  vob«i 
-luebe  GfinBtlinge  es  auf  mehrere  himderttansend  Frank  StaatsgehaJte  brachten! 

")  Z  B.  im  preussischen  Jostizdienst  am  1870:  beim  Obertribunal  1  Prib  . 
^  Vicepräs..  51  Räthe,  ]  tieneralBtaatsanwalt,  ^  Oberstaatsanwälte,  zasamm.  61  hOben^ 
'«nchtsbeamte  (ansserdem  beim  dam^igen,  jetzt  mit  dem  Obertribnoal  vereinigten 
'HMn^wllatioiiafericbt  fOr  die  neuen  Prov.  16);  bei  den  Gerichten  2.  Instanz  io  den 
Uuleetheileo.  wo  die  Cab.-Ordre  r.  2.  Jan.  1849  gilt,  36  Pr&s.  n.  Dir.,  296  R&the. 
•1  Oberstaatsanwälte,  zus.  353.  aQMerdem  im  Bheio.  Gerichtssprengel  4  Präs..  28  lUthe. 
I  QeMialprocantw.  3  OraeraUdrocaten ;  bei  den  Gerichten  I.  Instanz  in  dem  erst- 
'  nusnten  G^ete  250  Pris.  q.  Dir.,  2325  Stadt-  n.  KieiBrichtor,  165  Staatsanwitlte 
,  .  fidiiÜea  (aaweidun  7  Staatsantfittte  a.  Gehilfen  bei  den  Appellationegerichten).  im 
SboÜL  Sprengel  9  Pris.  bed  Landgmchten,  14  Kammerprfe.,  61  Landgerichtsrftthe. 
^  LiodgerielilsasBess. ,  9  Oberprocorat. ,  25  Procnrat  ~  ansserdem  deren  3  beim 
A}>feIlatioii^ericbte  — .  liieilt  man  diese  Beamten  nach  der  nngef&hren  Gleichheit 
iiä«r  GehaltsbezUge  n.  Rangrerb&ltnisse  in  Claesen,  so  erhftll  man  (incl.  Rhein.  Sprengel) 
la  prenss.  Staate  alten  0m&iig8 : 

L  ca.       1  Stetten  (Präs.  d.  Obertrib.). 

IL         47     .,     (Vicepräs.  desselben,  Generabtütsanwalt,  Präe.  2.  Inst.,  Ge- 
neralprocorA 

in.  „      54  (Bäthe  a.  Oberstaatsanv.  am  Obertrib.). 

IT.       6.H0     „     (Präs.  d.  Ger.  1.  Inst,  Bäthe  2.  Inst.  Oberstaateanw.  bei  Ger. 

3.  Inat.,  Geneialadroc.,  Ob«n»ocQr.)- 
T.      2^14  (Bichter  1.  Inst.  Staatsanwälte,  Procoratoren ,  Landgerichts- 

assesaoren  am  Rhein). 
Die  hAb^ea  Aemter  werden  erst  in  hßherem  Alter  erreicht,  wo  die  Zahl  der  AspirantaB 
ilQT*:h  Tod ,  Pensioniraag  n.  Uebei^ang  in  andere  Zweige  schon  stait  geUditet  ist. 
F«TgUch«n  2.  B.  mit  dem  Personal  in  1.  Instanz,  aber  immerhin  zeigt  die  gnase  Ter- 
Kbedeahtit  der  Stellenzahl  die  Biclitij^eit  der  Bemerinng  im  Texte. 
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1.  B.  2.  E.  2.  A.  BewMnngspoUttk.  g.  17.  78. 


Erfahrung  ntttzUch  ist,  oachtheiligj  aach  mit  anderen  Kwten  ver- 
bunden n.  8.  w."')  Sie  wird  grossentheÜB  vermieden,  wenn  man 
entweder  fUr  jede  Art  von  Amtsdienaten  mehrere  Besoldnngs- 
ciassen  mit  einer  festgesetzten  Zahl  von  Stellen  in  jeder  anordnet, 
80  dass  der  Beamte  bei  Brledigang  einer  htlheren  Glasse  nach  der 
Beihe  in  diese  aufsteigt,  oder  nach  einer  bestimmten  Zahl  von 
Diens^ahren  j  z.  B.  5,  eine  gewisse  Besoldnngserhöhnng  eintreten 
lasst  Letztere  Einrichtung  bat  vor  der  anderen  den  Vorzug,  das« 
die  Steigerung  nicht  dem  Zufall  unterworfen  ist,  der  die  Erledigung 
einer  Stelle  der  höheren  CUsse  (durch  Todesfälle,  Pensioui- 
rung  u.  8.  w.)  bald  frtther  haXA  Bpkter  eintreten  Iftsst")"  (Ran.) 

§.  78.  —  c)  Der  Zeitpunct  ftir  den  Beginneines  An- 
spruchs auf  Ruhegehalt,  die  Höhe  dieses  letzteren  und 
dae  Verhältniss  dessel ben  zum  Gehalt  im  activen 
Dienste  mos»  richtig  bestimmt  werden.  Es  empfiehlt  sich, 
entgegen  einer  verbreiteten  Anschauung  und  Staatspraxis,  welche 
eine  falsch  verstandene  Sparsamkeit  Ober  die  wahren .  lateresseD 
des  Staatsdienstes  selbst  (keineswegs  nnr  des  einzelnen  Staits- 
dieners)  setzen,  folgende  Einrichtung.^) 

Debersiedlonesgeldor  n.  b.  t.;  idqss  sie  der  Beamte  aus  eigner  Tasch«  be- 
streiten (bei  einer  Verbessernng  der  StellunK),  so  um  so  schlimmer.  —  Bei  Vhn- 
läellen  sonst  wohl  noch  grosse  Ungleichheit  der  Einnahmen. 

**)  S.  die  Angabf»  in  der  Anm.  '28  a.  29.  In  Prenssen  besteht  die  eistne. 
soDBt  Vielfach  die  zreite  EinriditOBg.  In  Jahn  IbTO  z.  B.  in  Baden  ron  96  Ants- 
richtem  17  za  lOOU.  4  za  1100.  31  za  1160,  1  ta  1200,  2  zo  1350,  ß  zo  UAO. 
1  zu  1&50,  5  za  1650,  2  m  1750,  H  zd  1850,  zo  1950,  6  za  2050,  3  za  21»0, 
4  zn  2200  fl.,  D.  14Sb;  ihnlich  von  59  ToraL  d.  BeziiksSimtei  7  za  1400,  3  zn  1600. 

 2  zu  2601)'.  t  zn  2700  fl.,  D.  2025  fi.  —  Neuere  Erörterung  der  Be- 

solduDgsfrage  in  Baiern,  s.  BegrOndong  des  Voranschlags  für  1868  n.  69. -Veihainjl- 
d.  K.  d.  Abgeordneten  1866/67,  Beil,  II,  219;  die  Dienste  in  10  Abstufungen  ge- 
bracht, fUr  jede  ein  höheres  Minimam  als  bisher,  alle  6  Jahre  Zulagen  rorgeschUgen 
bis  zo  einer  Obergrenze,  z.  B.  fUr  Beziriisrichter  u.  Bazirkiamtminner  (bis  14 — 18001). 
Minimum  1600,  nach  6.  12,  IS  Jahren  am  je  200  fi.  auf  2200  fl.  steigend.  (Bsu) 

**)  Die  Mannigfaltigkeit  der  BestinunnDgen  Uber  Ruhegehalt  and  Wartegeld  >m 
Staatsdienste,  aber  auch  der  Mangel  klarer  und  vissonschafUich  begrandeter  FrincipieD 
ist  gross,  uamentHcb  auch  in  Deutschland.  Vgl.  Uashaclte  •.  a.  0.  Die  angOn- 
stigsten  Beatimmnogen  to  Preussen  und  im  Deuächen  Reich  selbst  nach  den  ntfMSteB 
Verbesserungen,  im  Ganzen  die  günstigsten  in  Bassland.  S.  jetzt  bes.  d.  aeae  prenss. 
Pensionsgesetz  r.  27.  Mätz  1S72  (f.  d.  unmittelb.  Staatsbeamten),  dann  d.  BelcltS);«^- 
aber  d.  Rechtsverhältnisse  der  Reichsbeamtou  v.  31.  Mirz  lfs^3  tdarUber  mein  Aufe- 
iD  Holtzendorfls  Jahrb.  über  Heichsfin..  III,  175  fl".),  womit  das  neue  Militürpenswu»- 
geeetz  v.  27.  Juni  1871  za  vergleichen  ist  (ebendas.  S.  105  ff.)  Auf  die  aparten  Ver- 
hütnisäe  des  Militärpensionswesens  wird  hier  nicht  näher  eingegangen  (a.  darüber 
meinen  gen.  Aufsatz).  Der  sachlich  begrOndete  Hauptunterschied  beruht  natlmicu 
darauf,  dass  beim  Militär  im  Kriege  durch  den  Dienst  selbst  die  Dienstuataag' 
lichkeit  bewirkt  wird  und  leicht  ond  sicher  dies  Cansalmoment  sich  nachweisen  Usst 
Ueber  eine  Analogie  des  CivUdiensts  auch  hier  s.  a.  a.  O.  S.  178.  Andere  Dnler- 
sohifide  und  sachlich  kaom  geixrten,  denn  das  AaaBcbeidcn  vegen  renninderter 
körperlicher  Tüchtigkeit  win  idckt  ma  im  lUUtirdieiut  errODsdit,  ireoa  *»» 


Digitized  by  Google 


Sagthmg  dee  Bobegebalts. 


169 


ff)  Der  Beginn  eines  Ansprachs  auf  den  Genius  eines  Knhe- 
päalte(PeDgioo)  überhaupt  darf  nicht  zu  spät  eintreten^  passend 
«n  BKfa  vollendetem  fünften  Dienstjahre.  Es  soll  aber  hier 
liFeitflon  nnr  einen  kleine  Bmchtbeil  des  Gehalts,  z.  B.  ein 
Viertel  erreiehen.  *^) 

.j^Die  Höhe  der  Pension  moss  alsdann  von  Jahr  zu  Jahr, 
■ick  mir  nach  Perioden  von  Jahren  (z.  B.  von  5  oder  gar  10  Jahren) 
ugemessen  steigen.  Der  jährliche  Zuwachs  kann  entweder 
derpnsen  Dienstzeit  der  gleiche  oder  pttesend  etwa  in  der 
ta  Hälfte  derselben  ein  etwas  niedrigerer  als  in  der 
»ein,  z.  B.  vom  6.  bis  20.  Jabr  l^/g,  vom  21.  bis  40.  Jahre 
^Vinon  nach  5  Jahren  die  Viertelpension  eintritt.**) 
;>  Der  Ansprach  auf  Ruhegehalt  soll  nur  bis  zu  einem 
liekt  iB  hoch  gegriffenen  Dienst-  oder  Lebensalter, 
B.  ^Bsend  bis  znm  vollendeten  25.  Jahre  des  Dienstes  oder 
P-i« Lebens,  noch  an  den  besonderen  Nachweis  der  unver- 
P*kitdeten  Dienstnnfähigkeit  geknUpft  sein.^^)   Bei  einem 

in  diesar  Hinsiclit  ein  rerscbiedener  Massstab  aozolegea  ist.  S. 

i  i  Iii. 

in  Anhalt  bei  Ö  und  weniger  DieDs^ahrea  GebaltoD  aber  nnd 

fiebhea  anter  300  TUr.  In  Baden  roa  dam  (bei  Betr&ffm  von  ttbar  600  fl. 
*■  FtiäMirang  stete  am  '/^  trerkarzten)  Gebalt  Tom  rollend.  5.  bis  10.  Dlenst- 
■<^*'t(^-  i-  ^67«  T-  gkozen  Gebalt),  in  Hessen  in  d.  ersten  10  Diens^abren 

■  fi>i«ra  desg^  70,  lesp.  80Vn-  Aocb  die  meisten  and.  D.  Kleinstaaten 
tla&ag  an  AosprQche  anf  Rabegehalt,  desgl.  Frankreich  v.  6.  Jabre  an 

Ewsland  io  g-eir.  Fällen  v.  5.  an  (SSViVo''.  Wnrtcmberg  v.  rollend.  9. 
\Sachsea  r.  rollend.  10.  an  (907u).  Oesterreich  desgl.  nach  d.  neuen 
1.9.  Dec.  1S66  (33V«7o>-  Preassen  nach  d.  Pensionsregl.  v.  30.  April 
%>pHi  erü  j.  Tollend.  15.  J.  an  (von  da  ab  bis  zam  19. nnr  25  7o)<  jetzt  nach 

■  fe.  r.  rollend.  10.  J.  an  2ö7o'.  ebenso  im  Civil-  and  Militärdienst  des  D. 
.  ^  Xitni^  sind  die  PensiontiFerhältnisso  bei  niederen  Gehalten  etwas  günstiger 
^>  Wttrtem  berg);   bei  ganz  kleinen  Gehalten  werden   wohl  absolute 
^•Ibeträge  der  Pensionen  normirt,  in  Preassen  bisher  60—96  Thlr. 
llBPrensseu  stieg  d.  Bohegehalt  im  1.  JabrfQnf  der  Fensioaaf&bigkeit  nm 

>  ■  jdem  folgenden  bis  zum  50,  Dienstjahre  am  '/„  der  Besoldang.  jetzt  in 
Mw«B  lie  im  Reich  die  gleiche  und  jährliche  Progression  nm  Aach  viele 
StMen  lassen  die  Pension  im  Anfang  oder  am  Ende  der  Dienstzeit  nnr  nach 
ffWwiM  steigen  (z.  B.  Baden  6.  bis  11.  J.  5fi7o,  40  a.  weiter  807o.  Sachsen 
L*Ii30.  45.  D.S.W.,  jeUt  40.  80 7^,  Baiern  alle  10  J.  10 7o  mehr.  Oesterreich 
'■•.liJ.  '/,,  16.  bis  20.  7g,  dann  aUe  5  J.  um  Vs  «»ehr,  Frankreich  v.  38. 
2%.  Rnssland  t.  6.  bis  10.  '/j,  11.  bis  20.  V^,  21.  bis  30.  V3,  dann  voll,  im 
^■Mbts  zum  20.  J.  nichts  [v.  If.  an  einmal.  Jahresgehalt] ,  21.  bis  25.  J.  */„ 
9^  £>  ist  nicht  einzusehen,  warum  1  nnd  3  oder  gar  1  nnd  10  Diens^ahre 
!*Pt^eidi  z&blen  sollen.  Richtige  jährliche  Progression  z.  B.  in  Wttrtem- 
g^lO.  bii  40.  0>^1.  Steigen  um  17//0  bei  Besold.  bis  1200  fl..  am  IVA  Iwi 
iMBades  t.  11.  bis  40.  (j&bd.  tun  17«^:  noch  besser  in  Sachsen  j&brl.  um 
JMI.  bis  25.  J.,  T.  26.  bis  35.  tun  IV».  t.  36.  Ina  45.  um  27,7-,  jetet  Uer 
■Wl|T.  J6.-25.  J.  tun  2.  25.-32.  J.  um  3.  85  -40.  J.  nm  1%.  Auch  in 
^•iei  T.  6.  Jahr  an  jlhri.  nm  l7s*/o  ™ebr.  später  etwas  grössere  Progression. 

iJ^Frenssen  und  im  Beiche  mnss  der  Ci^taatsdiener  auch  jetzt  noch  in 
"^BKiMt-  oder  Lebensalter  spedell  die  phy^scbe  oder  geistige  Unluij^t  naoh- 
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höhe  reo  Dienst-  oder  Lebensalter  mnss  es  dieses  Nachweises 
znr  «Geltendmachnng  des  Rechts  anf  die  Normalpension  nieht  mehr 
bedÜrfeD.  Doch  bedingt  auch  dann  ein  freiwilliger  Verzicht 
des  Beamten  auf  das  Amt  im  Allgemeinen  nur  in  dem  Falle  den 
Ansprach  anf  den  Ruhegehalt,  wenn  der  Beamte  nicht  in  ein  be- 
soldetes Amt  eines  anderen  Staats  oder  bei  Gemeinden,  Corpora- 
tionen,  Gesellschaften,  Privaten  eintritt.  Ausnahmen  von  dieser 
Regel  sind  indessen  mitunter  statthaft,  und  zwar  auch  im  Intern 
des  Staatsdienstes.^^) 

S)  Wird  ein  Beamter  ohne  sein  Verschulden  aus  allgemeinen 
Dienstrttcksichten  gegen  seinen  Willen  von  der  Staatsgewalt  zur 
Disposition  gestellt^  so  darf  das  Wartegeld  unter  keinen 
Umständen  weniger  betragen  als  der  normale  Ruhegehalt.  Es  ist 
aber  auch  angemessen,  das  Wartegeld  erheblich  höher  wenigstens 
in  den  jUngeren  Dienst-  und  Lebensaltern  zn  bestimmen,  etwa  anf 
TS-iK)»/«  des  Gehalts.»») 

veisen.  In  Sachsen  Hillt  dio$e  Bödingnug  fort  nacb  dem  40.  Dienst-  oder  70.  (jetzt  65.) 
Lebensjahre,  ganz  ebenso  in  Baiern,  in  Hessen;  in  Alten  borg  nach  d.  45.  Diensl- 
oder  70.  Lebensjahr,  ia  WUrtemberg  nach  d.  40.  Dienst-  und  65.  Lebensjahre:  ü» 
Militärdienst  des  D.  Beichs  jetzt  dsgl.  nach  rollend.  60.  Lebensjahre.  —  Dnrerschildete 
Dienstnntanglichkeit  begründet  allgemein  im  pensionsunf^bigen  Alter  PensionsansprQche. 
im  Dienst  zugezogene  oder  Kriegädieostzeit  (in  Dentschland  h&her  gerechnet)  gOnstigert. 
Ersteres  gilt  als  selbstverständlich  und  doch  ist  es  eiiieä  der  wichtigsten  Beispiel^', 
welche  die  so  fiel  gesichertere  Stellung  des  Arbeiters  im  Staatsdienst  verglicheri 
mit  anderen,  nunentlish  den  gevObnlidieQ  Arbeitern  deutlich  zeigen.  Krankheit  o.  dgi. 
konnte  auch  der  Staatsdiener,  wie  jeder  Andere,  als  einen  Zufallalleiii  tragen  mOsseo. 
Bei  einer  ordentlichen  Einriditung  der  laralidit&te-  und  Knukenrersichenuig  wire  daa 
lach  znUssig.  Die  jetzige  Bestimmung  hat  im  Staatsdienst  wenigstens  das  Gute,  die^ea 
leichter  von  solchen  Personen  zu  befreien. 

**)  Diese  Regel  wird  mau  wenigstens  in  Deutschland  nicht  leicht  &hren  lassen, 
sie  ist  mitunter  im  Pensionsreglement  besonders  ausgesprochen,  z,  B.  in  Wiirteu- 
berg.  Ausnahmen  werden  passend  in  solchen  Dieustzweigen  gemacht,  wo  die  Bä> 
schaJEimg  der  genügenden  Arbeitskräfte  schwierig  ist.  So  können  in  Eussland 
Lehrbeamte  nach  dem  20.  Dienstjahre  mit  der  halben,  nach  dem  25.  mit  der  rolies 
Pension  austreten  und  doch  Aemter  in  anderen  Staaten  übernehmen,  ohne  der  Pension 
rerlostig  zu  gehen  (ausdrücklich  so  in  Fällen  der  Berufung  von  Dorpater  Professoren 
IUI  deutsche  OniTersttäten  entschieden  und  in  mir  bekannten  Beispielen  gegenwärtig 
in  Viricaamkeit}.  Aehnlicbe  gOnstige  Bedingungen  im  englisch-ostindischeo 
Dienste. 

")  Allerdings  liegt  bei  dnem  hohen  Wartegeld  gerade  eine  finanzielle  Gefahr 
vor.  welche  schon  bei  hohen  &ihegehalten  nicht  guiz  zu  lengnen  ist:  persönliche 
Küc^diten,  missliebige  Beamte  zu  entfernen,  schweigen  dann  eher  und  die  betr. 
Staatsausgabe  steigt  um  so  rascher  an.  Diese  Uefahr  ist  überhaupt  nur  durch  richtig'« 
Normen  über  Zar-Disposition- Stellen  und  Pensioniren  bei  einer  tüchtigen,  von  den 
Ständen  u.  s.  w.  controlirten  Staatsverwaltung  zu  vermeiden  (s.  z.  B.  die  prcuss.  B*"- 
Stimmungen  vom  14.  Juni  n.  24.  Oct.  1848).  Die  Anfordemngen  in  dieser  Beziehung 
steigen  nur,  wenn  Wartegeld  und  Pension  billiger  Weise  höher  normirt  werdwi.  — 
Änch  das  Wartegeld  ist  in  Preussen  zu  niedrig.  Max.  2000  Thlr.,  bei  Gehalten 
von  1200  Thlr.  nnd  mehr  die  Hälfte,  bei  geringeren  Besoldungen  steigt  es  bb  75% 
bei  240  Thlr.  u.  Minimom  ist  15Ö  Thlr.  (allgemein  anspen.  BiohterV    In  Sachse" 
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t]  Die  von  der  Staatsgewalt  angeordnete  Pensioni- 
darf  einen  höheren  Ruhegehalt  geben,  als  wenn  der 
Beimte  freiwillig  oder  wegen  Krankheit  n.  a.  w.  den  Dienst 
rfrliast.") 

s)  Die  Höbe  der  Pension  soll  allmälig  und  zwar  in  einem 
nicht  ZQ  späten  Dienst-  nnd  Lebensalter  den  Tollen 
Betrag  der  Besoldnng  erreichen.  Als  passend  erscheint  das 
ioMete  40.  Dienst-  oder  6^.  (höchstens,  aber  besser  nicht 
ent,  das  70.)  Lebensjahr  als  Zeitbestimmang  ffir  diesen  Anaprueh.*^) 

iiis  Vartegvld  Vio  Besoldung  oder  gleich  dem  Peusionsbetrage,  irena  dieser 
iithtrist,  in  wUttemberg  (sogeouiate  Quiosciruag)  bei  Beamten,  die  das  40.  Jahr 
jAdmeht  beendeten.  Vi*  ^  weitere  Lebensjahr  am  l'/a  ^'^^  l'/eV«  mehr, 
tä  Gehalten  anter  nnd  Uber  1200  fl.  bis  zam  70.  J.,  Hin.  600,  Hax.  3000  B.  Mehr- 
^  Tut^eld  und  Pension  gleich  hoch. 

*)[Sn  solche  Untencheidnng  ist  kanm  noch  aasgebildet.  Auch  tne  birgt  keine 
>m^  fisaazidlen  OefEthten,  venn  die  Graadsätze  für  Peusiooinmg  gehörig  normirt 
öA.  Jjt)ttx  zwangsweise  Pensioninmg  nnd  Zor-Disposition-Stellnng  s.  z.  B.  d.  Oesetz 
^  4  Bechtärerh.  d.  Belcfasbeamten  g.  25  IT.,  34  ff.  Dieser  Fnnct  gehört  nicht 
*^Mier. 

"'Kes  ist  der  Hauptpunct  einer  richtigen  Reform  des  bestehenden  Pcnsions- 
nv  lu  den  meisten  L&ndem  bleibt  die  Pension  auch  nach  noch  so  langer  Dieuät- 
*  Lebenszeit  erheblich  unter  der  Besoldung  stehen.  \n  Preiissen  erreicht  sie 
M  iidi  50  Dirats^.  75  "/y  des  letzten  Gebalts  (also  im  Ganzen  etwa  im  75.  Lebensj.  oder 
Nd^tei),  Bestimmungen,  die  leider  in  das  neae  Pension^;esetz  u.  in  dieBeichsgesetz- 
(aaeli  tar  Militär)  Qbergegangcn  sind.  Die  Pension  in  Frankreich  Udht  v. 
i^Oins^  an  «uf  75  ^a«  ü  Sachsen  auf  80%  des  Diensteinkommens  der  letzten  5  Jahre 
'  U  U^40.>DienB^.  an  stehen,  anch  in  Wü  rtem  borg  steigt  sie  v.  40.  Diens^.  an  nicht 
««lrsber92Va  ^«P-  85%,  in  Baden  geht  sie  nicht  Uber  80%  (bei  allen  Gehalten  über 
^LWomlO.  DiensQ.  an  hinaus,  ähnlich  ist  es  in  einigen  Kleinstaaten.  In  anderen  Fallen 
5  ilie  Pension  im  Betrage  des  vollen  Gebots  doch  an  ein  zu  hohes  Dienstalte^lge- 
^en.  so  an  50  Jahre  in  Hessen  und  mehreren  Kleinstaaten.  In  Baiern  macht 
ua  bei  dem  Activgehalte  eine  ziemlich  mttssige  Unterscheidung  zwischen  Standes- 
R^t  mul  Dienstgehalt    Ersterer  bleibt  dem  Pensionär  und  beträgt  im  1.  Jabr- 

des  Dienstes  7.  im  2.  S,  im  3.  nnd  4.  ft  Zehntel  des  bloss  aas  einem  Hanpt- 
r^Mbezog  (ohne  Nebenbezüge)  bestehenden  Gehalts  Diese  9  Zehntel  erhält  der 
^^W»,  der  aof  Gmnd  von  40  Diens^jahren  oder  70  Lebensjahren  in  Pension  tritt, 
gew&hit  dagegen  die  nene  Osterr.  Pennonsordnung  roUen  Gehalt  als  Pension 

40  tKenstjahreD.  In  Bnssland  tritt  diese  volle  Pension  sogar  bei  Cärilbeimten 
'^a  Dich  30  (ohne  Nachweis  der  Untanglichkeit),  bei  liehrbeamten  nach  35  nnd  in 
■^vneD  FUlen  der  Untanglichkeit  nach  15  n.  20  Jahren  tAa.  —  Neben  einem  bi>- 
'^Bten  Dienstalter  mnss  aber  auch  ein  gewisses  Lebensalter  diesen  Ansprach  ge- 
^ilmn.  Fälle,  wo  alsdann  schon  nach  kurzem  Dienstalter  dieses  Recht  eintritt,  werden 
-Vb  Dur  zu  den  Ausnahmen  gehören  (z.  B.  bei  Debemahme  eines  Beamten  ans 
friadem  Staatsdienste  oder  dergl.,  wo  ohnehin  die  frühere  Dienstzeit  angerechnet  zu 
»enlen  pflegt).  Wenn  der  Grundsatz  fMtsteht,  so  wird  man  in  der  Anstellung  älterer 
Samten  nur  »orsichtig  werden,  was  gewiss  gut  ist.  —  Mit  der  Annahme  des  hier 
'^faiwoTteten  Grundsatz^  fallen  dann  auch  die  sehr  allgemein  rorkommenden  Be- 
canim^  Ober  ein  absolutes  Maximum,  das  eine  Pension  (anch  Öfters  ein 
*irt<^ld)  nicht  Obersebreiteu  darf  (z.  B.  in  Prenssen  3000  Tblr  nach  Cabinets- 

r.  10.  Jinii  1648),  eine  Beschrftnknng  ist  anch  im  neuen  Gesetz  §■  11  geblieben 
i  Buk.  Ober  4000  Thlr.  «ird  bei  Beiechn.  der  Poision  nur  mit  angesetzt);  (in 
Eicksen  2000  Thlr.,  in  Wartemberg  8000  fi.,  snsnahmsweise  4000  fl.,  bei  Lehrern 
w  1800  iL).  Diese  Bestimimungen  sind  mehr&cb  ein  ZngestSndniss  gegen  unver» 
^^üdige  Angriffe  auf  das  PensionBiireiieu  aberhaapt  gewesen  (so  1848).  Nor  fltr 
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ij)  Im  wahren  Interesse  des  Staats  wie  seiner  Diener  empfid| 
es  aichj  an  letztere  Dienst-  nnd  Lebensalter  —  wobä  fltr  ditii 
Fall  das  70.  Altersjahr  festgehalten  werden  mag  —  nicht  nur  u 
Recht,  sondern  auch  die  Pflicht  zum  Anstritt  ans  dem  actirj 
Dienst  wenigstens  als  Regel  zn  knüpfen.  Fflr  eine  längere  Q 
lassuDg  im  Amte,  die  dann  die  Ausnahme  ist,  mnss  eine  speeie] 
Prfifnng  des  einzelnen  Falls  erfolgen.'^)  i 

Wird  das  Fensionswesen  nicht  in  solcher  Weise  einj 
richtet,  so  droht  stets  sehf  leicht  eine  Ueberfttlinng  des  activ 
Staatsdienstes  mit  Greisen  nnd  decrepiden  Personen.  Diese  sacb 
so  lange  als  mSglich  activ  zn  bleiben,  nm  nur  am  Gkhalt  ken 
Einbnsse  zu  erleiden,  und  ans  persSnlichen  Rficksicbten  werd 
sie  gegen  das  DienBtinteresse  im  Amte  belesen.  Bis  fast  zt 
letzten  Athemznge  müssen  sie  sich  anfarbeiten,  ohne  in  der  I 
rechtigten  Hnsse  des  höheren  Alters  die  eigentbümlichen  Vontl 
dieser  Lebensperiode  ftlr  sich,  ihre  Angehörigen  und  für  das  gao 
Volk  zur  Geltung  bringen  zn  können.   Die  Jüngeren  rücken  i 


Minister  and  ähnliche  Beamte,  welche  eine  Stelle  nicht  lange  inne  zd  haben  pfi4| 
mflKen  solche  Ausnahmen  eintreten  (im  I>.  Reich  tritt  bei  ihnen ,  die  jedetzelt  i 
husbar,  ein  FennonBansimich  Ton  V4  wenn  sie  das  Amt  mindestens  2  M 
bekleideten). 

**)  Dieser  Grundsatz  ist  biuber  gewiss  zum  Schaden  des  Staatsdienstes  Dor 
seltenen  F&Uen,  z.  B.  bei  wichtigeren  Hilitlrcfaargen  (Dinsionsgener&le  in  Fn| 
reich)  in  der  Praziä  angenommen.  Mao  hat  wohl  dagegen  aignmentirt  mit  dem  S 
weis  anf  die  Leistungen  eines  Moltlie,  Hamboldt,  Thiers  q.  s.  w.  Aber  nach  soUi 
Ausnahmefällen  kann  man  niemals  in  Gesetzen  gehen.  Es  handelt  sich  hier  u  c| 
statistische  Er&hinngsregel,  die  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  zotrifit  Veiiin 
and  meines  Erachtens  nachahmenswerth  ist  die  Einrichtung  im  höheren  rasiiij 
Lehrdlenst  (wohl  urspronglich  als  besonderer  Yortheil  fUr  den  Lelurer  eingefU 
um  Lehrkräfte  zn  gewinnen,  aber  von  sehr  guten  Folgen  fUr  den  Lehrdienstj 
solcher  geworden).  Der  üniFcrsilätslehrer  wird  z.  B.  nur  anf  25  Jahr  angestellt,  lü 
daim  mit  seinem  vollen  Gehalt  als  Pension  austreten  (nach  der  neaerlichen  bedeatenj 
Gehaltserhtthnng  allerdings  nnr  mit  dem  fraheren  Gehalt  ohne  Qnartiergeld .  «i| 
Dorpat  mit  circa  1430  B.S.  bei  2400  B.  jetzigem  Gehalt),  moss  aber  anch  an^et 
wenn  er  nicht  wieder  präsentirt  wird.  Dies  kann  n  n  r  anf  Antrag  der  FacnltU  vi 
Zostimmnng  von  Vs  Mitglieder  des  Conseils  (weiteren  Senats,  alle  ProfeaM 
umfassend)  und  nur  2mal  auf  je  ä  Jahre  geschehen,  so  dass  35  Jahre  die  Maxin 
dienstzeit  ist.  Bei  solcher  Wiederwahl  bezieht  der  Professor  neben  seinem  Gehl 
zagleich  die  Pension,  welche  letztere  nach  je  5  Jahren  nm  Vs  Bteiirt.  nnd.ako  u 
35  Jahren  1'/«  des  ursprünglichen  Betr^  encncht.  Die  Stdie  des  Anstreteaden  h 
Xichtwiedergewfthlteoi  wird  neo  besetzt,  doch  behält  derselbe  das  Recht,  n  1« 

-  Bei  vielen  deutschen  Universitäten,  z.  B.  allen  prenssischen  —  wie  d 
auch  das  neue  Fensionsgesetz  ansdrUcktich  auf  Üniversitütslehrer  nicht  anwendbar^ 

—  erfolgt  grundsätzlich  keine  Fensionirnng  des  Lehrers,  was  als  persönlicn 
Vortheil  gegenüber  den  sonstigen  Beamten  gilt  nnd  mit  Recht.  Nur  fahrt  es  i& 
Praxis  vollends  leicht  dazu,  dass  die  Äemter  von  sehr  alten  Männern  inne  fw 
werden  und  eine  Neubesetzung  doch  meistens  erst  bei  einer  Vacanz  durch  Tode$| 
eintritt,  —  sicherlich  im  Ällgem.  ein  schädliches  Verhältniss  mit  noch  nngOoKigci 
Folg^  als  im  Übrigen  Staatsdienst. 
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langsam  nach.  Das  von  diesen  za  amortisirende  Bildnngs- 
wSchst  immer  mehr  an.  Die  Actirgehalte  mfissen  schliess- 
aos  diesem  Grunde  doch  nur  am  so  mehr  erhöht  werden  und 
gretsen  Väter  die  Gehalte  beziehen,  um  ihre  unen^ltUcb 
oder  ongenflgend  bezahlten  SOhne  zo  unterhalten.  Die 
g  am  Pensiomietat  ist  daher  doch  keine  reelle.  Die 
Begelang  des  Pensionswesens  erklärt  sich  wohl  nor 
der  noch  weit  verbreiteten  Anschauung,  als  sei  die  Gewährung 
Ruhegehalts  etwas  Anomales,  eine  besondere  Wohlthat 
Staatsdienst  Sie  ist  aber  nur  eine  gerechte  Forderung,  welche 
de  fHr  alle  Arbeitsarten  aufzustellen  ist,  damit  wenigstens 
ahren  Selbstkosten  der  Arbeit  ersetzt  werden.  Fällt 
Jhision  fort  oder  ist  sie  ungenügend,  so  muss  der  Äctirgehalt 
BD  so  hoher  sein,  damit  daraus  eine  Alters-  oder  Invaliditäts- 
gegiehert  werden  kann  (s.  §.  79  ff.). 
79.  —  2)  FOr  die  richtige  Bemessung  der  Höhe  des 
schalte  and  seiner  Hauptposten  (s.  §.  75)  sind  dieselben 
za  befolgen,  welche  i^r  die  Regelung  der  Hohe  jedes 
bos  aufzustellen  sind.   Danach  müssen  insbesondere  die 
tkosten  der  Arbeit  richtig  und  vollstilndig  ersetzt  werden, 
rden  Betrag  dieser  Selbstkosten  kann  auf  die  Daner  der 
4er  Arbeit  oder  der  Lohn  nicht  sinken,  sie  bestimmen  also 
'nimam  des  Lohnes,  wenn  die  Arbeit  beständig  bedurft 
daher  angeboten  werden  mnss.   Dass  allgemeine  Lohn- 
nimmt hier  nur  gemäss  der  specifischen  Eigenthttmlichkeit 
dienstes  eine  besondere  Gestalt  an. 
Selbstkosten  der  Arbeit  setzen  sich  nun  aus  folgenden 
zoaammen:  1.  Bedarf  für  die  Erhaltung  des  Lebens 
Arbeitskraft  während  der  Dauer  der  Arbeits- 
de;  2.  Bedarf  iHr  die  Zahlung  von  Prämien,  um  sich 
Torzeitige  Invalidität  und  Krankheit  zu  versichern; 
für  die  Wiedererstattung  des  verwendeten  E r- 
gs-  and  Bildungskapitals  (Amortisationsrente  dafttr) 
xh  eines  Priünienbetrags,  um  sich  .gegen  die  Gefahr 
iger  Wiedererstattung  dieses  Kapital»  zn  sichern;  4.  Be- 
die  Erhaltung  des  Lebens  nach  Abscfatuss  der 
le  (Altersrente);  5.  Bedarf  fttr  die  nicht  oder  nicht  ge- 
erwerbsfähigen Hinterbliebenen  des  Arbeiters  (Witt- 
nd  Waisenpension).  Im  Folgenden  ist  die  Gestaltang 
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dieser  ftlnf  Posten  bei  der  Arbeit  des  Staatsdieners 
untersuchen. ") 

§.  80.  Die  daaeraden  Selbstkosten  der  Arbeit  d 
Stafttsdieners. 

a)  Der  Gehalt  moss  zunächst  hinreichen  itlr  den  Staad 
gemässen**)  Lebensbedarf  des  Beamten  und  der  von  ihi 
Üblicher  Zeit  begründeten  Familie  üblichen  Umfangt 
also  ohne  Voraussetzang  eigenen  Vermögens  bei  dem  Beaa 
und  mit  Voraussetzung  des  im  Dienstinteresse  erfolgenden  Verl 
gewöhnlichen  Gewerbebetriebs  für  den  activen  Beamten:^) 

In  Aemtem,  welche  nach  der  Stellung  des  Inhabers  bes 
dere  Kebenausgaben  mit  sich  bringen,  ist  dafUr  ein  ai 
messener  Zuschlag,  nach  der  speciell  zu  verrechnenden  Aqb$ 
oder  besser  als  Pauschsnmme,  zu  gewähren  (Fnnctionsziila 
der  mit  dem  Anstrltt  aus  diesem  Amte  wieder  fortfiUlt.") 
Annahme  jedoch,  dass  jedes  Amt  an  sich  solche  Ausgaben 
anlasse,  womit  man  die  Unterscheidung  eines  Standes  -  nnd  Di( 
gehaltes  im  Activitätsgebalt  (s.  Änm.  41)  und  die  allgen 
niedrigeren  Wartegelder  und  Pensionen  hat  rechtfertigen  voj 
entspricht  der  Sachlage  nicht.  I 

Für  die  Bemessung  des  standesgemässen  Lebenabedarfs 
nur  zuverlässige  Haushaltbudgets  de^  einzelnen  nach  dcrl 
kommengrUsse  geordneten  Bevölkern  ngsclassen  eine  sichere  Gr 

S.  b«B.  Engel,  Preis  da  Arbeit,  namentl.  S.  36  £,  bes.  Ober  dieccui 
PrtmieDbetrige,  die  der  Lohn  decken  mnaa.  Diese  ErOrterongeo  sind  im  Tede  i 
fach  benatzt  worden. 

**)  Dieses  Moment  ist  in  unserem  bestebenden  Wirtbscbaflssjntein  bei  it 

waltenden  angleichen  Vertheilang  des  Volkseinkommens  berechtigt  Vgl  W t\ 
(imodleg.  I.  Cnp.  2,  Absch.  lU — 12.  Von  ganz  anderen  socialen  Zustkaden  da 
abg^esehen  werden.  Die  Staatsbeamten  der  rerschiedraen  Kategorien  mDssen  in 
EinkonunenTerh^tnissen  wenif^stens  einigermassen  den  enta|VBebe3ideD  flbiigni  ( 

scbaftsdassen  gleichstehen. 

*'^)  Man  darf  dies  hinzufügen :  Aach  der  Staatsdiener  wie  jeder  Andere  h 
Folgen  einer  Übermässig  zahlreichen  Familie  selbst  za  tragen.  Die  hSafige  Motii 
der  Forderung  einer  üehaltszaUge  mit  dn  GrOsse  der  Familie  ist  iinstafdial 


übrigens      §.  S2. 

*^  S.  z.  B.  ul>er  Preuseen  die  Bestimmungen  bei  JUascher,  Cirilstoals 
S.  110  11'..  Iis  ir.  Beamte  bedürfen  i.  Gewerbebetrieb  einer  besonderen  ErUnboi 
Dienstbehörde.  Jetzt  gehören  hierher  aoch  die  berechtigten  neneren  gesetzli 
Verbote  f.  actire  Staatsbeamte,  remnnerative  Stellnngen  in  Actien-  u,  ibo 
Gesellschaften  anzunehmen.    S.  preuss.  Ges.  t.  10.  Juni  1874. 

*'•)  Z.  B.  Minister,  besond.  der  des  Aenssem,  dann  Gesandte,  GeneralcoDSulo  oj 
z.  B.  letztere  im  Nordd.  Bunde  3000  Thlr.  Gehalt,  5— tO.OOO  Thlr.  Fonctitnisi 
Aehalicb  die  Osterr.  Statthalter  in  den  Frorinzen,  s.  a.  Aam.  2d. 
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e.^  Leider  fehlen  solche  meistens  oder  werden  bei  der  Ge- 
[klteFegejaiig  nicht  genügend  beachtet.    Eine  Vergleichang  der 
Dtenclasseo  mit  ähnlich  gestellten  Classen  der  Gewerbe-  und 
^treibenden  nnd  besonders  auch  der  flbrigen  liberalen  Fro- 
moBS  weiter  als  Anhaltspunkt  dienen.  Eine  wesentlich 
tigere  materielle  Lage  der  Staatsdiener  hat  die  grössten 
BD  und  verstSsst  dorchaos  gegen  das  wahre  Interesse  des 
if  wenn  auch  beim  Vergleich  mit  anderen  Classen  die 
re  der  Stellung  n.  s.  w.  (s.  o.  §.  72)  und  die  Sicherheit 
Emkommens  vollanf  berticksichtigt  werden  darf. 
Kothwendig  and  zwar  in  keiner  Zeit  mehr  als  in  der  Gegen- 
ond  besonders  zwei  Forderungen  itir  die  Gehaltsnormirung 
es:  einmal  müssen  die  zeitlichen,  sodann  die  örtlichen 
irersehiedenheiten  der  Lebensbedürfnisse  (i.  w.  S.) 
umentlich  die  in  beiden  vorgehenden  Veränderungen  be- 
Werden.   Da  sich  nemlich  die  Höhe  der  Besoldung 
diejenige  der  meisten  anderen  Ärbeitslohnarten  dnrch 
snzverhältnisse  regalirt,  sondern  vom  Staate,  also  vom 
er,  einseitig  festgestellt  wird,  so  muss  von  diesem  auf 
Vetittdemngen  beständig  gebührend  Rücksicht  genommen 
Sonst  kommen  die  Gehalte  in  ein  schädliches  Missver- 
nnn  Lebensbedarf. 
t}£8  ist  daher  einmal  die. rechtzeitige  und  entsprechende 
^Bng  der  Gehalte  bei  einer  allgemeinen  Preissteige- 
\^  Folge  eigentlicher  Geldentwerthnng**)  oder  einer  Umge- 

|&  B.  Anm.  52.    Besonders  wichtig  ist  die  st&tist  EjEfkhruugsr^el ,  die  ron 
[IktileiiXahnuigsbed&rf,  ron  Schwabe,  Brach.  Laspeyres  auch  für  dea 
'leduf  nachgewiesen  iat,  dasB  nämlich  die  Quote  fUr  diesen  sothwendigeQ 
90  grOeser  wird ,  je  kleiner  das  absolute  Etultomiuen  iat. .  S.  Berl.  Stldt. 

•  RSS,  1869.  Balt  Mooatsschr.  lft7U.  Neueste  Berechn.  Uber  d.  Verhältn,  d. 
> SB  Einlommea  ron  Laspeyres  in  d.  Ztschr.  d.  Sächs.  Statist.  Bur.  1876. 

•  fliob.,  BerL  rerglichon.) 

)&e  Entwerthnng  des  Metallgelds  wird  nicht  mehr  zu  leugnen  sein. 
~l £«  preüstatist  Datersuchung  ?on  Laspeyres  in  Hildebr.  Jahrb.,  III  (1S63). 
~  fbr  die  Periode  Iböl — 62  verglichen  mit  lüil  -50,  bez.  1815 — 50,  zu  dem 
I  duB  uach  Berechnungen  über  zahlreiche  and  vichtige  Waaren  in  Hamborg 
ivotbong  am  21 '7,  in  London  am  16  bez.  i.V4%  eingetreten  ist  (S.  235). 
Stadien  tob  Laapeyres  aber  die  Hamb.  Waarenpieise ,  z.  B.  in  der 
■halle  (Nr.  r.  15.  Jan.  1S76)  zeigen,  dass  die  Preise  ron  ,H10  dirersen  Hamb. 
[Jto  Durchschnitt  von  1S47 — 5U  gestiegen  sind  von  100  auf  110 — 122  in  dem 
ibclutiU  ron  1858—62,  auf  123—122  in  dem  von  1863—70,  dann  auf  bez. 
137  Dod  137  in  den  4  Jahren  1S71 — 74.    Äm  meisten  stiegen  die  Boh- 
ib  der  letzten  Periode  auf  146—150,  dann  die  Colonialtraaren  aof  129—141, 
die  MannÜicte,  107—126—129.   Seit  1874  ist  meist  ein  Sinken  ein- 
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staltoDg  der  VerkehraverhältniBBe")  n.  s.  w.)  nnd  bei  einer  di 
fortschreitenden  allgemeinen  Wohlstand  znznschreibc^ 
den  Erhöhung  der  Lebensansprüche  in  der  ganzen  1 
völkerang^^)  noÜiwendig.  In  dieser  Beziehung  erfolgen  die  I 
forderlichen  Gehaltserhöhungen  besonders  in  unserer  Zeit  zu  Uuigs4 
zu  spärlich,  zu  nnregelmässig  nnd  zn  wenig  rationell.^) 

getreten.  Ueber  die  onbedingte  Richtigkeit  der  Bedumngsphocipieo  in  diesen  Dil 
ist  hier  nicht  za  handeln.  S.  Obrigens  u.  Änm.  56.  —  Schlimm  ist  auch  der  Ein 
der  FapiergeldentveTthung  in  L&adem  der  Fi^enrUtning  auf  die  festen 
hatte,  obgleich  nicht  immer  so  schlimm,  als  man  oft  nach  eUun  ScUnss  atu 
Höhe  des  Metallagioa  münt.  Denn  die  Sewegong  der  Warenpreise  ist  rielCach 
andere  und  die  Preissteigenug  eine  langsamere  als  die  des  Agkts.  S.  dar 
A.  Wagner,  Art  Papiergeld  im  Staatsirörterb.  VII,  fi72  a.  besond.  die  detail 
Theorie  in  meiner  Kuss.  Papiervähning.  Abschn.  V— YIL  Hertzka.  Wlta 
Handel,  Wien,  1876,  I.B.  4.  K. 

In  Deutschland  nnd  auf  dem  Continente  Uberhaupt  ist  die  starke  StsigDi 
der  Preise  der  Haaptnalirangsmittel  seit  2a  J.  vesantlich  mit  aof  die  EntwicJdu^ 
inneren  Verkehrsmittel  und  anf  die  liberale  englische  Handelspolitik  zorOclczofBI 
Todarch  sich  nnsere  Preise  mit  den  englischen,  aberhaapt  die  vest*  mit  dem 
euiop&ischen ,  mehr  ausgeglichen  haben.  Sehr  instmctir  zeigt  dies  fdr  Oetrc 
Laspeyres  in  rerschiedencn  kleineren  Arbeiten,  z.  B.  im  D.  Handelabl.  1874. 

")  Auch  dieser  Umstand  rechtfertigt  ohne  Zveifel  GehaltserhOhongen  ,  msuA 
uns,  da  die- Beamten  schliesslich  nicht  allein  in  ärmlicheren  Verh&ltutssen  t«Ui 
können. ' 

Handel,  Fabriken,  technische  Berufe,  die  grossen  UeseUschaften  (XUsental 
Banken,  Versichemngsgeechäflc  n.  s.  w.)  erOffiien  den  jnngen  Männern  rielfM^  ig| 
nnd  bessere  Laufbahnen  als  der  Staatsdienst.  Om  so  nothvendiger  sind  hier  QA 
erhAhongen.  Sie  sind  in  manchen  Ländern  um  1857 — 58  and  neuerdin^  lA 
erfolgt,  nach  fOi  die  unteren  PoBt«L  Aber  das  Misarerh&ltniss  ist  noch  selten  ge^ 
Beispiel  ron  EriiOhnngen:  Baden,  dorchschnittlicher  Gehalt  (in  6.)  der  | 


Domiaenbeamten  \  

Obereinnehmer .   .   .  ^  .   .  . 
Oberiio^richtarftthe  .*  .  .  . 
BezäAsrenr^tongsbeamten  . 
PoUzeidieaer  

Wie  diese  Summen  z.  B.  for  Beamte  ron  df r  Stellong  iet  Oberhof^^clrfsr.  man 
sollen,  ist  kaum  zu  begreifen.  (Ran.)  —  Aehnllches  ^t  tob  den  Qehalten  lal 
Beamten  in  anderen  deutschen  Staaten,  anch  in  Preussen,  3.  o.  Aom.  28  u 
die  Dttten.  So  bezogen  bis  vor  Kurzem  hier  mit  dem  Wohnsitz  in  dem  neaerdings 
thcnrer  gewordenen  Berlin  die  Räthe  des  obersten  Gerichtshofs,  die  rortragf endeat  J 
in  den  Uinisterieo  nnd  die  Übrigen  gleichgestellten  Beamten  2200 — 3000, 
2600  Thlr..  meist  ohne  jede  amtliche  Nebeneinnshme  aus  ihrem  Amte  und 
Nebenämter.  Dnrch  die  neuere  Gehaltserhöhaug  nnd  das  Wohnungsgeld  ist  lei 
Batng  am  700  Thlr..  auf  330ü  Thlr.  erhöht  vorden:  eine  relatir  freilich  stailco,  «1 
noch  immer  schwerlich  genügende  Erhöhung.  Äaf  Grand  specietler  statistischfl 
schongen  möchte  der  abliebe  Aufwand  fSr  eine  Familie  der  höheren  B«a 
kreise  ron  der  Stellang  d^  Ministerialräthe  (Hann,  Prau  nnd  S  balbwuchsin  i 
besochende  Kinder),  die  2  weibliche  Dienstboten  hSit,  schon  Ende  der  60er  Jak 

Minimum  anzuschlagen  sein  fOr  Berlin  a,  grössere  badische  Stidte  t.  20  9 

Einw.  (%pec.  Freibarg,  in  Carlsrabe  wohl  Wohnung  und  Huisbalt  tun  10*/^  kki 
anf  folgende  Sommen  in  Thltn. : 


1885 

1870 

Zunahme 
Vo 

1358 

ni3 

26-1 

1500 

1694 

30-3 

2219 

2694 

16-9 

1341 

1880 

40*2 

286 

475 

66-1 
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Letateics  güt  docb  such  noch  ron  dem  oenerlieh  in  Dentseh- 
lud  ingenommeiieii  System,  den  Beamten  neben  dem  GehaUe 


Berlin  Bad.  Stidte 

Haa^  (per  Hon.  S7Vt)    1050    (p.  Hon.  68^/,)  824 

Volutiw   MO  286 

Branuteff   100  T6 

Ekadsn«   430  MO 

Gesondlieit   60  80 

Kindenrnterricht    ...      200  130 

Dir.  Stenenl   80  o.  40 

DiTflisQS   200  160 

Amortis.  d.  Mobiliar».   .      150  125  

Samina  2750  2010—36177,  fl. 

Cwr  Haoshalt  sind  hier  alle  Aiugabeu  fltr  Nabnuig  (incL  Uatiiere  Oeeellsohafls- 
wpboQ).  Wasdieo,  Beleaditang,  Bediennnf  (2  Dienstboten  neben  VatmaUcost  und 
Vaknic  o.  s.  w.  in  Bedio  tns.  mit  Geschenken  c  00,  In  Baden  c.  76  Thlr.  Qeld* 
Ui4  MMt  den  betreff,  indirectan  Stenern,  veldw  auf  den  HanshaltsbedufiiiMeB 
Mit:  inter'Kleldnng  auch  SchshireA,  Leibviscbe,  Patz  für  die  ganie  Familie; 
Mtfiienndheit  namoktl.  Honorar  des  Antes;  anter  Einderanterriclit  neben 
and  Scbnlbadiern  nur  Mebenonteiriclit  in  Moallc,  Zeidmen  n.  dgL  fUr  1—2 
IUk;  inter  dir.  Stenern  Staate-  and  Oemeindeal^ben  .aof  Amtseinnuunen  (incL 
Itaipst  in.Beriin,  excL  Habl-  n.  Schlaclitst);  nnter  Dirersem  Ausgaben  für 
tfiA  Wecke,  Arme      dgL,  Veröne,  &a  wenig  Bacher,  Porto,  fur  ebenfalls 
tuifTerignQgeQszTecke,  Theater,  kleine  Touren  n.  s.  t.,  hi  etwas  grossere  Ge- 
in  noch  sehr  bBschr&nktem  DmfaQge,  für  G^chenke  an  Fremde  a.  a.  m. 
t^fai.  Ais  Amortisation  (o.  NenbeschaQimg  nebst  Reparatur,  aber  ohne  Ter* 
ang)  des  Hobiiiars  (incl.  Tisch-  a  Bettwftsche,  Silberzeug  n.  s.  w.)  ist  57o 
distal  TOD  3000,  bez.  2600  TUr.  gerechnet   Es  fehlt  hier  also  jeder  Aufwand 
BebcD,  fttr  kostspieUgereo  Dntmicbt  ^tndiren  1),  fOr  tiefere  oder  l&ngen  Qesond- 
twXlIiiinHiiii  (Baderdsoil),  fur  grössere  Boeberanschatrnngen  n.  b.  w.,  anch  die 
mvcMaBaengelda  sind  weggelassen,  ron  and.  Kapitaleisparmigen  (Lebensrerddiening 
1 1  T.)  nidit  zn  reden.   Die  Amortisation  des  BUdongskapitals  erfolgt  io  dem  Ao^ 
nid  flfr  die  Kinder.    Sind  die  Kinder  älter,  oder  etwa  alle  3  SAhno  oder  ist  die 
^"■Hnhl  grosser,  so  steigen  diese  Aosgaben  sofort.   Dabei  sind  bes.  fOr  Berlin  die 
Si^tnagaben  für  Hansluut,  Wohnnng,  BrennstoB',  anch  wohl  Kleidang  schon  fte  die 
wäge  Zeit  niedrig  angesetzt    Die  eiste  konnte,  ohne  zu  hoch  zn  werden,  am 
1*.  W^nnng  um  10 — 20,  Brennstoff  um  20'/^  bober  augescl^agen  werden,  wobei  die 
ätnuDtaasgabe  anf  2SäO  Thlr.  stiege.  —  Ond  doch  sind  die  Gehalte  jener  B&the 
&  BDchsten  Gehalte,  welche  itli  eine  noch  etwas  zahlreichere  Beamtendasse  im 
iwiadieaet  vorkommen.    Ob  die  jetzt  eingetretenen  Gehaltserh&hnngen  für  die  an- 
ppboe  Kat^rie  von  Beamten  in  Berlin  aoareicben,  mag  ans  folgendem  Anschlag 
■MMB  wMd^,  welcher  dorcbans  auf  genaaen  Daten,  insbesondere  meinen  eigenen 
Kwbiheifahningen ,  bemht.    Die  Annahme  ist:  «ia»  Familie  bestehend  aas  Hann, 
hw,  4—5  Kindern  (bei  Dentscben  nicht  das  abliche  Haass  übersteigend,  wie  die 
ibtittik  lehrt),  wovon  3 — i  die  Schalen  besuchen,  dann  2— S  Dienstboten,  eine  Zahl, 
■elcbe  z.  B.  80  lange  Kinderwsrtong  nothwendig,  kaum  zu  verringern  ist    Für  die 
Tolunug  bessere  Qaalit^  and  L^e  vorausgesetzt,  aber  nicht  besonders  gute.  Ein 
nifaL  Dieostbote  ist  zn  veranschlagen  aaf  50—60  Thtr.  Geldlohn,  48  Thlr.  Kostgeld 
tttFrtbstock  D.  Abendessen,  10—15  Thlr.  Üddgescbenke,  zus.  c.  110—115  TiHx. 
Wi,  feioer  t  Jlittagakost,  Wohnung  o.  s.  w.  äO— 100  Thlr.,  zus.  wenigstens  200  Thlr., 
vtbei  in  grosserem  Uaasdialt  wie  gewöhnlich  die  Ausgabe  allerdings  in  geringerer 
hggieiBiw  als  die  Kop&abl  steigt   Kinderonterrichl  beträgt:  f.  d.  ICaabea  Gymnas. 
L  Bücher  c.  40—45  Thlr..  f.  d.  Mädchen  hob.  Töchterschule  a.  BUcher  Anfangs 
c  40—60,  später  c.  60—90  Thlr.,  Musiknnterr.  t  1  Kind  c.  50  Thlr.    Bei  An- 
Kbtftmgen  von  Nutzvenn<^en  (Mobiliar,  gew.  Kleidung,  Betten,  Bttcher)  anch  hier 
nr  der  AmortiBationsbetnir  p.  Jahr  (ohne  Zins),  nicht  lÜa  rolle  Aasgabe  angesetzt, 
i- W»f>*r,  FiBaanriuraaeli.  1  12 
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fixe  sogen.  WohnuDgageldzniofaflftse  (Qnartiergelder), 
abgeBtnft  naeh  Rangelaiien  derB«unten  and nadi GlmsBen 

der  Wohnorte,  zu  gewähren,  am  dadurch  die  vielfach  besonders 
starke  Preissteigerung  eines  der  wichtigste  materiellen  BedUrfhisse 
fttr  den  Beamten  auszugleichen.") 

ß)  Sodann  muss  mehr,  als  es  gegeawärtig  geschiebt,  w^en 
der  wesentlichen  Verschiedenheit  der  0  rtlichen  Geldpreise 
der  Lebensbedürfnisse  und  wegen  der  gerade  darin  oft  xiemlich 
rasch  vorkommenden,  Oegend-  nnd  Ortsweise  wieder  sehr  ver- 


Die  BobiikeB  sonst  wie  oben  Tentaiiden,  unter  Mnhning,  Wobnmg,  Balnuhtmg, 
WSflcbe  die  NatonlTen^egimg  der  DieMtboteA  InbegiiffbB  (noch  in  Thaleni): 

1)  Ksbrang  IfiOO  Tmuput  3070 

2)  Wasehea   100  9)  KMdmir  «00 

3)  BeleaditanK   ftO  10)  Untentchf  250 

4)  Bmunm  Geld  £  Dienstboten      250            11)  BUdnngsoittd  (Bacher.  Ztecbr.)  150 
L  N.  1—4  —  Haasbilt    .  1700     12)  Stenern  180 

5)  mhnnnK  000  IS)  Beitrftref&r  Offentliehe Zlreck^ 

6)  WohnnngeeinrlchtiHig  nnd  yereine  etc.  124 

Abnntznnff   200  14)  YragDiicen  etc.  l&O 

7)  Brennrnsterial     ....     170  15)  Qrta.  eeseSigk.  150 

■  a  Nr.  &-T  —  Wohnen  .  1270     16)  Methv.  fUiren   50 

8)  Oesundhoit    ....  .  100^  .  17)  Direnes   »0 

Latus   3070  Srunma  1 -17  4S70 

Audi  hier  ist  fUr  Eeisen  n,  d^.  noch  nichts  angeaetrt.  Sehvezlich  lisst  rieh  diese 
Summe,  jenen  Umfang  der  Familie  vonosgesettf,  ohne  eine  vosentliche  Hä>V 
drficlniug  onter  die  Lebensweise  der  betreffenden  Gesellschaftsciasse,  auch  nur,  nm  üb 
Maximum  ajizondunen,  am  c.  lOVo  vermindern.  Dann  bleibt  nmd  4400  Thlr.  oder 
SäVsVo  mehr  als  der  jetzt  erhöhte  Gehalt  jener  Beamtmclasse  im  Dnrchschnitt  be- 
.trigt.  Und  bei  dieser  Ausgabe  weiss  jeder  mit  den  Yerhältnisaea  Yertraate,  dass  die 
Lebensweise  der  Familie  dabei  eine  dnrctiaas  nicht  Üppige,  sondern  eine  knappe  ist. 

")  8.  Uber  d.  Wohnangsg eld :  preoss.  Oes.  y.  12.  Mai  1673,  Beichsges.  T. 
30.  Jjoä  1873  (hier  zugleich,  neben  dem  alten  Seni^de,  f.  d.  Oflkteren.  Benmtea 
des  Reichsheeres  n.  d.  Marine).  Daruber  mein  Anfs.  BeichsfiBanzweseu  fn  HoteeD- 
dorff'a  Jahrb.  in,  181—183.  Es  besteben  6  UrtscUssen  (Berlin  n.  fi  andere  (Assen) 
and  tn  jeder  im  Reiche  6,  in  Preuasen  6  DienstnngclassMi,  wobei  12  prems.  Sang* 
ctassen  (incL  Sab^teme  n.  Unterbeamte)  in  diese  6  f.  diesen  Zweck  nmmmeo gezogen 
!&aä.  Nach  dem  prenss.  Tarif  sind  s.  B.  die  Sltse  ftr  BeiHn  500,  400,  300,  ISO, 
80  Thlr..  für  die  niedrigste  OrlsolasBe  200.  180,  J20,  60,  20  Thlr.  Di«  Ebirlohtang 
ist  noch  zQ  roh  emidrisdi,  die  Znschnsse  mtapwAm  den  YenehiedenlMiten  der  Hletfc- 
preise  in  den  Ortsdassen  nicht  ridiC^  (sind  wohl  fOr  die  grossen  Stidte,  bes.  Berlin, 
retsti?  za  niedrig).  Die  Benntznng  eines  reniteten  BangcUaaensystems  als  Urondlagt 
für  die  Begelang  einer  solchen  ftkonomiscben  Frage  ist  ein  weiterer  Uebelstand.  Dif 
Ofßciere,  z.  Tb.  die  hOclisten  Beamten  sind  gegenüber  dem  Glril,  resp.  den  mittlerei 
Bangdaräen  zu  sehr  begünstigt.  Die  statistische  Regel,  dass  die  Miethe  bei  kleinerea 
Einkommen  eine  wachsend  grCssere  Quote  beansprucht ,  ist  QlnlgeDS  «inigermaseei 
beachtet  worden.  Das  Wohnangsgeld  betrtgt  z.  B.  in  Berlin  bei  den  Hinisterfat 
directoren  iO'/a  des  jetzigen  Gehalts,  bei  den  rortrageoden  R&th«  IS'8,  bei  der  dani 
folgenden  Kategorie  höh.  Beamten  c  17'6,  bei  d.  letzten  c.  20 — ^  bei  d.  Sah 
ihanmi  15—30,  bei  d.  Dnterbeamten  20>-26*/r  ^'"^       AiMten  Tot 

Schwabe,  Laspeyres  annehmen  hSnnen,  dass  die  Pmceut«,  wel<Aedlese  6  Clnssn 
Ton  ihraffl  Einkommen  fOr  Miethe  nu^b«,  ong^ttr  sind:  18,  19,  22, 24,  37,  SO.  — 
Auch  andere  deatsche  Sts^  haben  aUgem.  WohnangsgeMw,  t.  B.  Enden. 
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»biedeBen  Aendernngen,  der  Gehalt  anch  für  eine  und  die- 
selbe Gattnng  Äemter  in  verschiedenen  Orten  ver- 
schieden bemessen  werden.      Die  jetzige  Gleichheit  der  Gehalte 
ist  eine  reelle  Ungleichheit,  weil  «die  Kaufkraft  derselben  GeM- 
raame  örtlich  sehr  variirL   Kbeoiso  u&ssen  statt  allgemeiner  ofit- 
nals  auch  locale  Gehaltserhöhnngen  erfolgen ,  wdl  die  Ver- 
tbeaeniBg  des  Lebens  an  einem  bestimmten  Orte  besonders  rasch 
and  stark  ist,  —  am  S^rksten  in  der  Regel  in  grossen,  schnell 
a  BevOlkemng  wachsenden  St&dten,  z.  B.  den  Hauptstädten,  wo 
iaher  vor  Allem  die.  Gehalte  entsprechend  zn  erhöhen  sind.  Ob- 
^ieh  dies  alsdann  vielleicht  mit  den  ohnehin  schon  höchsten 
Gehalten  (z.  B.  mit  denen  der  oberen  Beamten  in  den  Ministerien, 
«beraten  G^chtshiJfen  and  Behörden)  geschieht,  so  liegt  darin 
ioK  Ungerechtigkeit,  denn  diese  Gehalte  sind  eben  am  Schnellsten 
m«Q  MissTerhältniss  gekommen.       Die  hier  befürwortete  locale 
Udtsrerschiedenfaeit  hat  also  eine  andere  Bedentung  als  die  oben 
aSdtlnss  des  §.  77  besprochene:  letztere  sollte  gerade  eine 
reelle  Verschiedenheit,  diese  dagegen  soll  eine  reelle 
flJeiehheit  der  Gehalte  herbeiführen.  In  Betreff  des  Maasses 
der  Gehaltserhöfanngen  ist  es  wichtig  zn  beachten,  dass  die  Preis- 
itMsentng  eines  bestimmten  Lebensbedürfnisses  auf  die  reelle  Lage 
einselnen  Beamtenelassen  doch  wieder  sehr  verschieden  ein- 
vi^t,  weil  der  bezUgliche  Aufwand  im  Haoshaltbudget  bei  rer- 
Nldedener  absoluter  Grösse  des  Einkommens  sehr  angleich  ist^) 


CMiseqnent  ist  dienes  Photdp  bisher  eur  fUr  Gesandtfln-  and  CoDsuUrposten 
techfefikliTt  Gute  Einblidie  in  die  renchieden«,  wenn  such  fsst  UbersU  stadie  locale 
PlriBteigening  der  Haaj>tst&dte  o.  s.  w.  geben  die  Berichte  der  englischen  Ge- 
ludtKhaAeo  ober  diesen  Puoct,  die  im  J.  1S70  rerflffentlicht  TOiden  sind. 

**)  Die  rrtssen  ÜieDerheit  des  Lebens  in  den  Haupt-  and  Residenzstädten  und 
■^tsr  ancD  in  anderen  grofsen  Sttdten  ist  alleTdings  hier  und  da  schon  bei  der 
(ffhaltsbemeasung  berQckslchtigt  worden,  aber  veder  altgemein  noch  ansreichend  genug, 
lidi  ist  die  Erhöhung  za  wllUcltrlich  gegriffen,  ohne  eine  roraosgehende  branchbare 
tttisL  Unfenachang.  Höchstens  dasa  die  höheren  Wohnnngspreise,  das  Hand- 
Snifltchste,  beachtet  sind,  aber  viedemm  nicht  so,  dass  die  Guialtsiteigenmg  ge- 
Mgend  diesen  Umstand  bcrtlclcsicbtigt,  s.  Aam.  53.  B^piel:  Freuasen  nm  1870. 
'Jbemaatsanwalt  in  Berlin  (bei  Ger.  2.  Inst.)  2000,  and.  1800—1400,  Gassen-  u.  Bech- 
raigsrerisoreD  bei  ÄppeUationagerichten  io  B.  1200,  sonst  Maximum  1100,  SecretSre 
ICaz.  in  Berlin  12U0,  aonst  lOÜU,  Uoterbeamte  400,  sonst  350,  Stadtricbter  Uax.  1300. 
sonst  1100  Thli.  In  Städten  Uber  20,000  E.  orbalten  die  Kichter  bei  den  Ereisger. 
Ucalzolagen  (i.  Q.  im  Etat  filr  1870  14,900  Tblr.).  Aebniich  auch  nach  der  neuen 
i^ehaltsr^elong ,  z.  B.  Max.  der  Bichter  1.  Inst  in  Berlin  1860,  in  den  Frorlnzen 
1500  Iba.  —  Oesterreich:  in  Wien,  Tileet  habrai  die  Beamten  regelmSssig  neben 
iaa  gleichen  Oehalt  der  and.  Orte  Qoartieigelder. 

Wenn  z.  B.  2  Beamte  mit  1000  imd  400  Thlr.  Einltommen  resp.  60  u.  fiO"/« 

den  Nahrangsbedarf  auageben  (der  Wirklichkeit  annähernd  entsprechend)  and  beide 
tB  doen  Ort  versetzt  Verden,  to  cet  par.  bloss  die  Nahmagamittel  nm  25  */o  theurer 

12* 


Digitized  by  Google 


189 


1.  B.  2,£.  2.  A.  BaaddnngspoUtDc.  §.  81. 


§.  81.  NatnraIbe8oldang.  —  Deo  SchwierigkeiteD^  wdobe 
nach  dem  Gesagten  einer  ricbtigen  Bemessang  den  Oeldbesol- 
dongen  entgegenstehen ,  kann,  man  dorch  theilweise  Natural- 


sind,  Bo  müBste  der  erste  11V4%<       zveite  15Vo  mehr  bedehen,  also  1126 

Tind  46D  Tblr.,  tun  sich  in  gleicher  Lige  ca  befinden,  wie  bisher.  —  MaA  bm 
daher  eigentlich  ana  der  Hohe  der  Preiae  den  irirldjchen  Werth  (die  Eaafknft), 
welchen  eine  bestimmte  Geldsumme  für  jemanden  besitzt,  der  sie  im  Haashall 
renreoden  vill  —  also  doch  derHaaptfall  ~  immer  nur  für  bestiamte  Ein- 
kommenrerhiltiiisse  oder  ffir  Personen  eines  bestimmten  Lebeos- 
maasaBtabes  (Btandud  of  Ufe)  oder  Standes  (i.  d.  S.  d.  W.)  berochaea,  —  dB 
Satz,  der  sich  ans  dem  „Gaset*  der  Normaloonsiuotiin**  (s.  Engel,  aichaische  staäH 
Zeitschrift  1857,  S.  168)  nnd  der  ungleichen  Quote  der  dnzeben  Äosgabepoiteu 
bei  reiBchiedener  (absolatei)  länkommeuiBhe  ergiebt,  aber  trotz  seiner  gronsen  prakti- 
schen Tragweite  kaum  noch  beachtet  ist  (m.  E.  auch  nicht  für  die  Frage  der  ans 
Preisbewegongen  abgeleiteten  Vermehrong  oder  Yenaiadernng  des  Geldirertfas).  FQi 
die  Frage  der  richtigen  Gehaltsregelnng  nach  den  Ortlichen  nad  zeitlichea 
Preisverschiedenbeiten  folgt  daraas,  dass  man  fttr  die  rerschiedeneo 
Beamtenclassen  aparte  Budgets  entwerfen  and  danach  die  Gobaltserhflhiug 
eintreten  lassen  moss,  —  meist  aläo  eine  sehr  verschiedene,  aach  nicht  immer  eine 
etwa  mit  der  absotaten  Hohe  der  Gehalte  genan  progresaiv  abnehmende,  wie  mltonttf 
rersacht  worden  ist.  —  Wie  nngemeia  stark  aber  die  localen  Unterschiede  der 
Preise  der  LebensbedOrfnisse  sind  and  wie  rerschieden  demgemSss  der  Geldbedarf 
fOr  die  Bestreiton;  des  gesammten  Aofwandi  ist,  di^  folgeooM  BelspleL  Dasselbe 
beruht  auf  meinen  hanshalt-statistischen  UaterBochnngen  ans  ^en  secliziger  Jahm 
(Osterr.  n.  ross.  Valuta  al  pari  gerechnet)  Uber  meinen  eigenen  Bedarf,  fttr  eine 
Familie  von  Mann  und  Fraa  tmd  3  kleinere  Kinder,  ezcl.  alLer  Aasgaben  für  Dster- 
rieht  ron  Kindera  and  für  Belsen,  lad.  Badier  (in  Deatschland  100  Thlr.).  Von  des 
absoluten  Zahlen  geaigt  es  für  vorliegenden  Zweck  eine  za  kennen:  der  Gesaamt- 
bedarf  in  GOttingen  ist  aaf^Grond  speciell«  Berecbnang  lof  2160  Ilür.  aagesoUagen 
wordeu.  Die  Ausgaben  in  meinen  anderen  Vohncsten  sind  in  FnpMtion  zu  m 
G&ttiilger  Ausgaben  (z  :  1000)  gesetzt 

nSUSL     H.Ät     Mi.,^    Wolmnn,     Kldd»«  -U-Aa^- 
Göttinnen     1000        1000       1000         1000         1000        1000  10(R) 
Freibarg        945         —  —  877  (pL?)  1100       1000  (pl.?)  045 

Berlin  1 285         —  —  1 240         1110       1 164         1  ITT 

Dorpat  1287        1080        1205         1117  1500        1618  1281 

Hambarg      1387        1S48        1345  1347  2000        1257  1155 

Wien  1596        1397        1780  (min.?)  1509  2600        1250  1338 

,A'nderer  Haushalt"  omfasst  Waschen,  Bedienung  (in  Bussland  mehr  Dienstboten  an- 
Tcrmeidlich,  in  Wien  bes.  theaer),  Beleachtung,  Brennstoff  (in  Bussland  viel,  aber 
billig,  in  Wien  sehr  tbeuer),  KUcheneinrichtong.  Unter  „allen  Anderen"  auch  Ab- 
natzung  des  Mobiliars  u.  s.  w.  Auf  dem  KahmngsbedarF  lasten  alle  betr.  indirecten 
Steuern.  Fur  die  Verschiedenheit  der  Hohe  dieses  Bedarfs  ist  der  einflassreichste 
Factor  der  Fleischpreis  (z.  B.  in  GOttingen  die  Ausgabe  f\ii  Fleisch  =  lOOO,  danach 
in  Hamburg  1486,  Wieo  1379,  Dorpat  nur  668,  hier  aber  hohe  Golonlalwaarenprelse)- 
Der  Wohnungsaafwand  in  verschiedenen  Orten  ist  am  Schwnsteu  nnmittelbai  za  rec- 
glelcben,  da  Lage  in  der  Stadt,  Beschafffmbelt  o.  s.  w.  so  massgebepd  ftir  den  Preis 
sind;  es  wurden  hier  Wohnungen  mfigUchst  analoger  Art  reiglicben  (In  Wien  ist  die 
Miethe  auch  in  Folge  der  enormen  GebSndeateaern  so  hoch).  —  Ein  richtiges  System 
von  Normalgehalten  mUsste  also  z.  B.  fUr  dasselbe  Amt  In  GOttingen  2160  Thir., 
in  Freiburg  2046,  in  Berlin  2776,  in  Dorpat  2781,  in  Hamburg  2997,  in  Wien  3447 
Thlr.  (m  Dorpat  100  R.  -=  108  Thlr.,  in  Wien  150  fl.  =  100  TUr.  gerechnet,  nach 
damal.  Goars  100  E.  =  c.  90  Thlr.  und  150  fl.  —  c.  83  Thlr.,  s.  jedoch  die  Bern, 
in  Anm.  49  Uber  den  unregelmäss.  Einfiass  des  Agios  auf  die  Fraise)  feststellen. 
Durch  Einrechnung  des  Unterrichtsaufwands  worden  sieh  diese  Fropoitlonen  einer 
solchen  Beamtenclasse  noch  .etwas  modlficiren. 
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hesoMluig  abcnlielfen  sneben,  wie  dies  anoh  in  der  Praxis  mitanter 
geaebtAitm  ist  Eb  kommen  hier  namentHcb  zwei  FlAIß  in  Betraeht, 
ron  denen  der  erste  sieh  wieder  reracbieden  einrichten  läset: 
einmal  partielle  BesfMnn^  in  diversen  Naturalien  (Lebens- 
^tel,  Rohstoffe,  HdE  n.  s.  w.),  and  xwar  entweder  wirkliehe 
Zahlung  in  di^en  oder  Geldzahlung,  aber  nach  wechselnden 
IMsen  der  Natnralien;  sodann  G^^bmng  von  Natnral- 
vohnang  (Quartier).'^'') 

a)  „In  früheren  Zeiten  bestand  eni  grosser  Theil  der  Besoldungen 
1B8  Naturalien.")  Dies  war  zweckmässig,  weil  damals  zum  Lebens- 
m^halte  weniger  Eunstwaaren  erfordert  wurden,  zugleich  der 
Htrktverkebr  nnd  der  Geldumlauf  geringere  Lebhaftigkeit  hatten, 
xb  jetzt',  weil  es  also  der  Regierung  ^bequemer  war,  Einkünfte  in 
nben  Stoffen  zu  beziehen  nnd  zn  verwenden,  sowie  auch  die  6e- 
MUsten  es  vorz<^;en,  nioht  baar  efnkanfen  zn  mOssen.  In  neuerer 
Ui  hat  der  Sieig  der  Geldwirthschaft  nnd  das  Bestreben ,  das 
ÜMMwesen  zn  verdnfaehen  hnd  die  lästige  Verwaltung  der 
ftMvontttbe  abznsehalfen,  in  den  meisten  Ländern  die  Bin- 
flfavDg  reiner  Gddbesoldnngen  zur  Folge  gehabt,  woraus  aber 
4k TerwT^bnten  Hissstände  hervorgegangen  sind.")   Eine  feste 
GsUbesoMiuig  wird  bei  niedrigen  Fmchtpreisen  reichlich,  bei  hohen 
nnreiehend.   Die  Angestellten  sollten  zwar  in  wohlfeilen  Jahren 
ftr  die  tbemren  etwas  zarHeklegen,  nnterlagsen  es  aber  meistens 


**)  Das  Folgendfl  aacli  Bau,  g.  59 — 60  (5.  Ausg.),  doch  nicht  ganz  wttidich,  — 
i.  &9d— e«  in  der  6.  ÄOBgabe. 

**}  Der  schleiche  Ritter  Uans  foa  Schveiaicheo  erhielt  1593  bei  seiner  Aa- 
stifiiuig  als  fdistUch  Üe^itzischer  Hofmuscball  folgende  Besoldung:  130  Thlr.  baar 
Uta  SO  TUr.  fb  Klaiduiig,  2  Malter  Boggen.  IVi  Schock  Karpfen,  1  Schock  Hechte, 
:  Zuber  ^scbe,  1  Spickscbwein,  3  Viertel  Goldbeiger  Bier,  4  Hänfen  Holz.  S.  dessen 
Leben,  heransgeg.  r.  Büsching,  m,  39.  Vgl  Hoffmann,  Finaozr.  v.  Watt,  zd 
iaCng  des  16.  Jahrii.  S.  12.  —  In  manchen  Ündem  erhalten  die  Beamten  noch  eine 
gewime  Menge  Brennholz. 

Aeltere  Debatten  Uber  die  Frage  mehrfach  in  Deutschen  Kammern,  z.  B. 
Sa»aa  (F^rotokoUe  der  Dc^atirten-Teisanmilnngen  1822.  S.  149),' Wortemberg 
tXemminger  Jihib.  1823,  II,  290).  —  In  Baiern  irar  1819  geirOnscht  Vörden, 
iinen  Theil  der  Besoldungen  auf  Gefareide  zu  setzen.  Protokolle  der  Dep.-Kammer, 
II,  19.  X,  457.  Ebenso  1826.  Beil.  X,  124.  G.  Im  J.  1826  (V.  t,  16.  Febr.)  vnrde 
<fies  bei  oenen  AnsteDongen  elngefUhrt  nnd  spftter  durch  V.  y.  18.  Jan.  1845  geregelt 
Aber  vegea  dex  Ablösung  der  Oetreidegendle  vurden  ron  1S50  an  die  neuen  Bc- 
eoidungen  vieder  ganz  in  Geld  angesetzt.  —  Jene  Einrichtung  vUrde  die  Lage  der 
Beamten  rerscblimmem ,  venu  der  in  Getreide  bestehende  Besoldungstheil  bei  der 
Kegolirong  der  FensioDea  nicht  in  Betracht  käme ;  s.  die-  Schrift :  Einiges  Uber  Ge- 
tnldebeeoldangen  im  E.  Baiem.  Augsb,  1S29.  —  r.  Mussinan's  Antrag  an  die 
baii.  2.  Kamm,  ron  I8S1  in  Uitzler's  B«n(dtt  über  das  Aa8g.-Badg:  BeU.  XLIV.  C. 
Ib  Baiero  nr  diese  Einnchmng  spUaridn  angaordnet  voiden.  Stokar  r.  Nanfoin 
Hmdb.  S.  2S9.  (Raa.) 
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sowohl  am  Uabedaohtoamkdt,  als  wegen  der  Hoffiiiilig,  «Um  die' 
Wohlfeilheit  länger  anhalteo  werde.  Miui  kann  nun  das  Spätem, 
der  Geld-  und  der  NatnralbesoldaDg  theilweiae  veremigttii,  indem 
man  einen  Theil  der  Besoldung  in  Cretretde  n.  dgl.  ansetst  ud 
diese  Qnote  dann  nach  gewissen  Dnrehachnitte-  oder  Karktpreiiei 
in  Geld  entrichtet.  Es  hat  dies  für  die  Besoldelen  den  Nntteo, 
dasB  sie  beim  Wechsel  dei  Getreidepr^se  n.  s.  w.  nicht  ao  leiden. 
Die  Regierung  hat  dann  nicht  unbedingt  nOthig,  Thenrangssolagea 
oder  andere  Gehaltserhöhnngen  tn  geben.  Bezieht  sie  von  den 
Staalsgtltem  noch  Getreideeiskttnfte,  so  werden  diese  hiebei  nach 
jenen  Preisen  abgesetet,  wo  diese  PreisreiliideniiigeB  anoh  wMriger 
StOrong  im  Finanzwesen,  hervorbringen. Dasselbe  gilt,  wena 
die  Staatscasse  Geldeinkünfte  hat,  die  nach  den  mittleren  Getreide- 
preisen angesetzt  sind,  wie  mitnnter  bei  Paehtongen."  (Bau  §.  59.) 

„Der  Preis  eines  Theils  der  Lebensmittel  folgte  früher  einigo 
massen  den  jedesmaligen  Verändenmgen  des  Getreld^rsises  nseb, 
z.  B.  Brot,  Fleiseh,  Milch,  Batter,  Talg,  £>er,  Obst,  Gemlse^ 
Kartoffeln,  Bier;  der  Arbeitslohn  stieg  oder  sank  gewShülieh  erst 
bei  einem  anhaltend  hohen,  oder  medrigen  Frach^reiBe,  vide 
Waaren  endlich  hielten  sieh  von  letzterem  sebon  immer  ganz  u- 
abh^gig,  z.  B.  Heisstoffe,  Wein,  Golonialwiaaren,  Klddong,») 
auch  die  Wohnang.  Eine  in  Getreide  aosgedrSckte  Natnralbe- 
soldong  kann  daher  nur  bei  den  erstgeoamitra  Gegenständen  deo 
angegebenen  Nutzen  gewähren,  dass  die  Besoldeten  in  ungefähr 
gleicher  Lage  erhalten  werden.  Es  sollte  somit  nur  derjenige 
Theil  der  Besoldung,  welcher  mnthmasslicfa  fttr  die  Ausgaben  der 
ersten  Glasse  verwendet  wird,  auf  Getreide  gesetzt  werden.  Dieser 
Theil  ist  bei  der  heutigen  Mannigfaltigkeit  der  Bedürfnisse  kleiner 
als  in  früheren  Zeiten  und  könnte  bei  niederen  Dienststellen 
bei  mittleren  und  höheren  Ve  his  Vs  weniger  der  ganien 
Jahresausgabe  betragen.**^)  Man  mUsste  in  jedem  Lande  diese 
Abstufung  nach  genauen  Erkundigungen  iwordnen.^')"  (Ban§.60.) 


TgL  anch  Herdegen,  WOiL  Stutsliau^  S.  161. 

Z.  B.  eine  BesoIdiiDg  ron  1200  fl.,  bei  elDem  Durcbscbnittspieis  des  CeBtnen 
Bo^CD  za  4  fl.  and  Vk  Getreidebewddnng  lAnnte  festgOBetst  werdea: 
V,  ba«  .   .   .   960  fl. 
60  Ctr.  BoggflP   240  fl. 

1200  fl. 

**)  Der  TUrtemb.  Voncslilag  ron  1821,  dan  i*  Qetreide  gesetzt  werden  loUe, 
war  zo  hoch.  Im  Gr., Hessen  wurde  seit  1821  %  der  Bewldoog  aaoh  der  (sebr 
nkdrigen)  Kammertaxe  in  den  4  Uaaptgetreidearten  angeeetst  und  fortwibrand  ucb 
den  Uarlitpreiaen  des  Jahres  bezahlL  JUes  zog  eine  stazke  Uahwiag^  nach  äcb. 
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0«geawSitig  hängen  nnn  die  Getreidepreise  und  die  PreiBe 
kf  fibrigeo  Agrarprodnote  nur  wenig  mehr  von  den  looalen  Einte* 
mhftltniHen  nnd  dgl.  Umatftnden ,  »(Hkdern  in  Folge  der  neueren 
CoBmanieatioBeiBittel  immer  mehr  von  den  Go^jnnotaren  des  Welt» 
mikts  ab.  Die  vanehiedenen  Artikel  bewegen  sich  anob  nicht 
BMhr  80  gemeinsam  wie  irtther  nach  einer  Richtong..  Die  Gon- 
■ntHmBgewohnhoten  ändern  sieb  laseher.  Das  ältere  System  der 
NitfiiiaUnsoldnDg,  wdehes  doch  namenflieb  aaf  Gewäbmng  von 
Sctreide  n.  dgl  oder  aof  Berechnnng  einer  GebaJtsqnote  naeh  den 
laeaten  Getreidtepreisen  binaasging,  ist  aneb  ans  diesem  Grunde, 
wie  die  Kataralwirtfasobaft  llberfaanpt,  jetst  immer  weniger  passend. 
Eine  richtige  Regolirnng  der  Qeldgebalte  naeh  aUgemeinen  Hana- 
bUmdgeta  verdient  daber  den  Vonng. 

fi)  ISichl  gans  so  liegt  die  Saohe  in  dem  Falle  der  Natnral- 
wsbiSBg,  welcher  in  neoester  Zeit  wieder  mehrfach  emsüieher 
«Mert  wDrde.**)  Die  Mietbpreise  sind  znmal  in  grösseren  nnd 
vdBids  in  Groastädten  mindestens  periodenweise  wahre  Mono- 
pslyreiae,  für  welche  die  Beskimmgrttnde  des  Preismaximnms 
friko:  der  oonerete  Geteranohswerth  der  Waare  (die  unbedingte 
ifallnrendigkeit  der  Bedttrfnissbefriediguig  mit  ihr)  für  den  Be- 
fahcr  nnd  die  ZablnngBftbigkdt  des  letaleren.  Es  hängt  diese 
ifttnomiaebe  Natur  des  MietbpreiBes  mit  der  eigenthflmlichen 
Fttction  d«s  JttiUtiaebea  WobrnngsbodeDS  snsammen,  wie  sie  in 
der  t^Gnindlegnng"  ntiier  aaalysift  wurde.'')   Das  privatwirtb- 
KhafUiche  Concarrenzsystem  auf  die  Wohnung^ersorgong  ange- 
viadt  beiriUirt  neb  vidfach  nngenttgend.  Wird  die  Zahlnngeßlhig- 
k«it  de«  Wohnongssuobers  gesteigert,  z.  B.  dnrdi  Wohnungsgeld- 


&*ha  vude  1827  Tenndnet,  diu  die  Vei^timg  dieses  V«  ^  Icednem  Jfthre  mehr  als 
Ii  Proc  über  oder  unter  dem  mittleren  Qeldaoschlage  stehen  duife.  Nach  einem 
fio.  r.  1657  darf  die  GoldrergQtong  des  V4  ^  Besoldungen  bis  1000  &.  den  Geld- 
■uchUg  bOdutoiB  vm  75,  bei  dem  Betrage  tlber  1000  bis  2000  um  25  Proc.  Uber- 
sägvL  —  Statt  eines  gewissen  Theiles  der  Besoldong  kannte  man  auch  ein  bestimmtes 
FiKhtquotam  als  Familienbedarf  annehmeD.  Für  badische  Pfarreien  sind  6  Malter 
'Ift'M  pnoBS.  Seh.)  Kern  oder  Waizea  and  ebensoTlel  Boggen  rorgesdilagen  Vörden. 
Bne  Heidolberger  Pfarrstelle  hat  S'9  Halter  Boggen,  ebensoviel  Gerste  und  20-89  M. 
Spetx.  Tekihe  angefUiT  9  Malter  Kern  geben.  — r  In  Baiern  wurde  seit  1S26  nach 
da  Prell uu  dw  IS.  Hör.  und  16.  Dec.  vngarMduiei  In  den  beiden  höchsten  Be- 
Midnagiduten  worden  200  fl.  in  Getreide  angesetzt  Der  Dnrt&scbnittspreis  des  hiezn 
Eerihlten  Qnantoms  tod  3  Scheffel  Walzen,  7  8ch.  Boggen  a.  24  Sch.  Hafer  betrog 
1S19 — 28  194  fl.  S9  kr.,  die  einbezahlten  Marktpreise  waren  aber  in  den  S  Jahren 
1926/37.  27/2S,  26/29  17S  fl.  42  kr..  204  fl.  18  kr.,  252  fl.  12  kr.  (Bao). 

^  S.  bes.  EQgel's  TonoUAge  in  dem  1.  Qsen.  soc-pol.  Congresse  1872,  Ter- 
bndL  S.  209  C  IL  die  Debatte  darüber. 

"0  enndlegong,  I,  g.  352-862. 
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BucfangB  des  Beamten,  so  vrird  leidtt  mir  —  nnd  in  gewisseo 

GonjuDctiueD  sicherlich  ~  die  Obergrense  des  Uiethpreises  hi^lwr 
and  der  Znschoss  ßlllt  dem  Hans*  nnd  Örnnd^^eBthnmer,  „der 
Grandrente''  zn.  Die  hDfaere  Oeldsahlmig  des  Staats  verfbldt  duin 
den  Zweck.  Da  nnn  anderseits  der  Staat  in  Ökonomisch-technischer 
HinBicht  nicht  ungeeignet  zur  Beschafftmg  and  Erhallung  von  j 
Nataratqnartier  ist,  wenngleich  gewisse  Schwierigkeiten  iltr  iha  | 
dabei  nicht  verkannt  werden  sollen  (§.  222),  so  ist  die  Ctowilhrang 
ron  Dienstwohnungen  in  nnseren  hentigen  Verhältnissen  ein 
zweckmässiges  Vorgehen  in  der  Besoldnngsftage,  welohes 
aaeh  ttberall,  znm  Theil  naeh  dem  Interesse  des  Dienstes  selbst  (§.  70), 
schon  eine  gewisse  Ausdehnung  hat^) 

§.  82.  —  b)    Zum  Ersatz  dw  Selbstkosten  der  Arbeit,! 
welcher  dem  Staatsdiener  im  TotalgehaUe  tu  TheU  weiden  man ' 
(§.  79),  wUrde  femer  ein  Betrag  gehören,  mit  dem  sich  der  Beamte  | 
gegen  die  Gefahr  vorzeitiger  Invalidität  und  Krank- 
heit während  seber  matbmassHeben  aetiven  Dienstieit  seinen 
Unterhaltsbedarf  bei  einer  Versicherangsanstalt  fttr  solche  Flüle 
versichern  kann.   Der  Beamte  befindet  sieh  jedoch  in  Betreff 
dieser  Functe  meistens  in  suid^er  Lage  als  der  gewöhnliche  Arbetter. 
Während  einer  Erkrankung,  welche  eine  gewisse  Zeit  nicht  tl)K^ 
schreitet,  und  Überall  wenigstens  fttr  eine  solche  Krankheitsdan«, 
welche  während  der  activen  Dienstzeit  wahrscheinlich  ist,  benebt 
der  Beamte  seinen  Gehalt,  bedarf  also  keiner  besonderen  Kraoken- 
geldversichemng.  «*) 

Ebenso  ist  eine  besondere  Versicherang  gegen  die  Gefahr 
dauernder  Invalidität,  die  znm  Dienstaastritt  nOdiigt,  nur  tb 
die  Zeit  nnd  in  dem  Maasse  erforderlich,  als  der  Staat  dem 
in  solchem  Falle  austretenden  Beamten  noch  keine  oder  doch  keine ; 
gentlgende  Pension  gewährt  (s.  §.  78).  Demnach  mnss  der  Dienst- 
gehalt  am  so  hinter  sein,  damit  der  Beamte  sich  entsprechend  ver- ; 
sichern  könne,  je  später  der  Pensionsansprach  beginnt  nnd  je| 
niedriger  die  Pension  ist  (§.  79).   Bei  einer  rationellen  Begelang 
der  Gebalte  wird  also  durch  ein  mangelhaftes  Pensionswesen  gar 
nicht  die  vermeintliche  Ersparnng  Alf  die  Staatscasse  gemacht, 
sondern  nur  die  Form  der  Zablungen  ändert  sich. 

«>)  Nacli  Engel,     a.  0.  S.  211,  Utteo  in  PrentaeD  alten  Dm&nga  ImJilire 
1867  70  heheie,  764  Sabaltem-  n.  teduiisclie  n.  4799  ünteriwamto,  zus.  563S  BeaBt« 
Diautvohniuigen,  c.  8'/,  der  Staatsbeamten. 
S.  Engel  Fieis  d.  Arbeit,  S.  M. 
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c) ■  Der  Tohilgfthfth  mw»  «oter  eine  Amortisationssnmme 
V  Deekoag  (Sttoksahlnng)  der  Kosten  der  Anfziehnng  nnd 

I  Torbildnng  des  Beamten  (nnd  streng  genommen  anoh  seiner 
hife)">  em^lten.  (Atbortisationsrente  des  Erziehongs- 
nd  Bildnngskapitals,  Tilgoog  nnd  bis  dahin  Verxinsnng). 
Der  Äniwand  dafür  ist  nm  so  gröBser,  je  kostspieliger  die  Vor- 
Udang  xor  erwerben  ist  (Stadiren!)  nnd  je  spftter  der  Beamte  in 

'  BiBoUng  ttberfaanpt  nnd  in  genügende  Besoldung  tritt,  so  dasi 

I  neh  hier  wieder  keine  reelle  Brsparong  für  den  Staat  erfolgt^ 
nao  die  ansreiohende  Besoldung  zo  spat  beginnt  (§.  76).  Der 
bei^tiebe  Gehattstheil  dient  zor  Brei^nng  nnd  Ansbildnng  der 

,  Kisder  (streng  genommen  Eines  Sohnes  nnd  Einer  Toefater),  aa 
velebe  die  von  dea  Eltern  anfgewendete  Snmme  znrflok  zo  er- 
Mtea  ist  So  bat  jede  Generation  die  Schuld  wieder  an  die 
Upade  abzotragen,  welche  ihr  von  der  Torhergehenden  vorgo- 
Mtckt  wurde. 

ht  im  Fortsefaritt  der  Volkswirtbsobaft  und  des  Staatslebens 
(Im  Vcrmehnuig  der  Bevölkerung  (und  dabei  dann  meist  anoh 
•Ur  der  Staatsdiener)  in  der  n&t^ten  Generation  erforderlich, 
»  URS  der  Gehalt  dazn  aasreichen,  eine  grössere  Anzahl  Kinder 
MWehen  nnd  in  der  erforderliehen  Weise  aostabilden.**) 


*)  Die  Fm  mrm  ia  der  Tochter,  vie  dw  Mmid  ira  Solrne  iried«  ersetzt  verden. 
Aod  rou  ToIkswirthschafU.  Staadpnact  ist  der  Mann,  der  Enrerber  oder  ,JSntährer". 
Hr  der  eine  Theil  der  Uanswirtliscliaft,  die  Frau  als  Vorstand  des  Haushalts  i.  e.  S. 
ks  udere.  Die  zviacben  beiden  bestehende  Ärbeitrthailong  ermöglicht  erst  dem 
Iiu,  Tomemlich  seinem  Beruf  zu  leben.  Das  Einkommen  ans  latzterem  mnss 
itha  tti  die  Fnia  nnd  fttr  die  Amortisation  des  Erziehung-  and  BUdong^k^tals 
'oHtbei  mit  ausreichen.   So  in  jedem  Falte,  also  anch  beim  Staatsdiencr. 

Enbrel  sl  a.  0.  berechne^  z.  B.  im  J.  1S66,  vohl  damals  schon  etwas  zu 
■iedrig,  fur  einen  gewöhnlichen  Ärbeltar  das  Erziehnogs-  a.  Biltengskapital  tod  dw 
ättart  bis  Ende  des  U.  J.  aof  7&0  Thlr^  zo  tilgen  mit  einer  Annoitit  m  i%  in 
S*]ahntt  (16.— 65.  Lebenaj.)  rou  41-1  Thlr,  F&r  einen  Geistesarbeiter,  der  erst  im 
^  hbn  «rwixbt,  etv»  eineo  Techniker,  Iwenienr,  stellt  sidt  das  Kapital  auf  6400, 
&  Aoonitit  auf  915  Thlr.  (ebenfalls  bis  z.  E.  d.  65.  Jahree);  tta  einen  Geisteaarbeiter 
nc  dm  dentieliaii  JniiBt  Beamten,  venn  er  erst  r.  31.  J.  u  erwirbt,  sind  die  Summen 
'm  and  451  TUr. 

")  Im  Grossen  und  Ganzen  recratirt  sieh  der  Staatsdienst  wie  andere  Berafe  bei 
•I«  Ffelhelt  der  Ben&wahl  doch  TomemÜch  ans  den  SOhoen  der  bisherigen  Be- 
n%eiM8Ben.  Das  Unansielchende  der  jetdgen  Gchaltsv  erh  lltnisse  zeigt  sich  In  dem 
nter  h&nfigerai  üebergang  der  Beamtens5nhe  in  andere  Berufe  (Technik,  Handel 
L  I.  w.),  nicht  nnr  wegen  der  besseren  Chancen  fOr  die  S&hne,  sondern  auch  wegen 
Is  Maägeh  an  Mitteloi  der  Viter,  um  die  Sohne  bis  in  und  Ober  das  80.  Jahr  zn 
^Aalten.  Es  wird  im  Gehalt  eben  das  Bildungskapital  des  Vaters  oft  genug  nicht  fUi 
fiKB  Sohl  (geschwelge  tta  mehrere)  wieder  disponibel.  Weiden  die  Geb  »He  nicht 
Wqnehend  erhöht,  so  drohen  mit  der  Zelt  immer  mehr  Schirierigkelten.  Denn  noch 
■  im  Beanteostaode  rielfach  einiges  ErbrennOgen  aus  der  früheren  gttnstigeren  Zeit 
[billigeree  Leben,  riel  Nebeneinnahmen,  Dominenaotleute  o.  a.  w.,  Hiüuioverl)  Abet 
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Ob'  der  Aafffuid  fUr  die  KinderenühiD|;  gm  Hoter  dieM; 
dritte  Babrik  der  SelbstkMten  der  Arbeit  oder  theUweue  sehei 
anter  die  erste  Babrik  (§.  80,  Nr.  a:  BtandesgemiBger  Bedarf 
den  Beamten  und  seine  Familie)  gestellt  werde,  ist  nar  ^eFflni- 
frage. JodenfSaUs  mtisa  die  beitl^ebe  Avsgabe  dnreh  den  Qe- 
halt  gedeckt  werden. 

Asek  in  Betreff  dieser  AnMotisstion  moas  die  Sieherbeit  bfr 
sieben,  dass  sie  nicht  dnrch  voneitigen  Tod,  Invaliditttt  aod  ulk 
weise  Krankheit  .des  Beamten  onvollsti&adig  bleibe.  Der  Gebalt 
mnss  also  noch  weiter  auch  dazu  aosreiehen,  eine  bezUgliehe  Ver 
sieheningBpr&mie  bezahlen  zn  können.  Der  Fall  der  Kiankbeit 
braacht  anoh  hier  naeh  der  ttbUeben  Wdse  der  Gebaltszahliuic 
niebt  mit  in  Betracht  gezogen  zn  werden,  wohl  aber  die  beidu 
andern  FUle.")  Wo  nitmlich  ein  Pensionsaasprach  der 
Wittwe  ond  der  nnerwachsenen  (eigentlioh  der  noch  nioht 
erwerbsfähigen)  Kinder  fehlt  oder  diese  Pension en  » 
niedrig  sind  ond  wo  die  Pension  des  dienstnufähigea 
Beamten  za  spät  beginnt  ond  in  niedrig  ist,  da  man  der 
Aotirgehalt  wiederum  nnr  nm  so  höher  sein,  damit  eine  besondere 
Versieherang  gegen  jene  beiden  Qefahren  erfolgen  kann.  A,«^ 
hier  also  bei  mangelhaftem  Pensionsweeen  wieder  nur  eine  scbtiB- 
bare  Ersparong. 

d)  Endlich  mnss  der  Totalgehalt  anoh  noch  die  Kosten  für 
die  inaetiTe  Attersperiode  des  Beamten,  also  fMr  die  Be- 
streitung des  standesgemllssen  Lebensbedarfs  desselben  ond 

e)  seiner  nicht  oder  nicht  gentigehd  erwerbsfKhige» 


dieses  TennSgen  zemUtteit  sioli  und  wird  nijn1)nmclit  und  Oeldheiiiflieft  laaA  eii« 
imsicheTe  und  bedeuUcbe  Hfllfe.  —  Abvddbnngeit  von  der  Hesel  natoriick  bei 
StipeadieD,  StUtnngsweseii,  Scdinlceldfteiheit  n.  s.  v.  (GelBtUdie,  Philoiogea!  wie  ach« 
A.  Smith  beinerict). 

*")  Vill  num  wtitec  ontencheiden,  so  kOuite  man  die  Kosten  der  AiflnMtuf 
nnd  GeirtOmmg  der  lügemeinen  Elemenltrbildnng,  etn  bis  zom  End«  d.  l$.Jthiii< 
Eom  UnterluUtBbedarf  der  FuniBe,  den  Aofnnd  flkr  Mliere  Bttdiug  nnd  für  oi 
LebeoBzedt  r.  16.  7ahr  tn  bis  znm  genttg.  eigenen  I^erb  zom  Bedarf  flu  die  As- 
scluifbnir  des  Bildnngskapitalfl  des  G^eeaibeiten  (Beamten)  rechnen. 

**)&  die  Berechnnngsireise  bei  Engel  a.  a.  0..—  Gensa  genionuBeo  va» 
ttbrigens  noch  ein  Umstand  beiOcksicbtigt  voden,  n&mlicb  die  Tersp&teta  Yer- 
fugang  (los  Beamten  Uber  die  genannte  Rente,  —  sp&ter  als  et  sie  fUr  EmeboBC  nnd 
Bildung  des  Sohnes  braacht  Wenn  z.  B.  der  Gehalt  erst  in  späterem  Dienst-  nod  Lebeiu- 
alter  ausreicht,  am  das  K^ital  von  TS80  Thlr.  (Anm.  66)  zu  tilgen,  so  mnss  nicbl 
nnr  alsdann  wegen  Tez8chob«nen  B^^inns  der  Aiuinitäteazidilang  die  AnnnitU  selw 
entsprechend  bfiher  werden,  sondern  der  Beamte  auch  noch  laror  Kapital  die 
Ziehung  n.  s.  w.  des  Sohnes  anfiiehmen.  Dann  wichst  also  wieder  ein  Aidwm 
wenintens  fax  die  zwiseheueitige  ToniHUg  diM«  Eapilals  nt  (die  Tilf«Bf  «nov 
dnw  die  spttere  hohoe  AnnoitU). 
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RttTe  ^  nm  Tode,  and  seiBer  Kinder  bü  mm  erwadmnai, 
k.  Uinim  erwerbstahigen  Atter,  decken,  mit  andern  Worten  der 
nwB  entweder  naoh  dem  Aastritt  aas  dem  aetlren 
Km  anen  AiBpniek  aof  eine  Alters-,  Wittwen-  and 
ViiUBpensioB  Ton  aasieiohender  Httfae  haben,  oder,  wenn 
AnPiosion  fehlt  oder  an  genügend  ist,  so  moss  der  Actir- 
ueh  noch  eine  Rente  enthalten,  wetebe  wfthrend  des 
belogen  genttgt,  am  kapitalisiri  aar  Basis  einer  ent* 
es  Leibrente  fbr  den  Beamten ,  seine  Wittwe  nod  einer 
ilr  seine  Kinder  wahrend  der  Jahre  ea  dienen,  wo  4er 
md  seine  Familie  keinen  oder  keinen  aaakOmmticben  Ot^ 


VangemäsB  ist  der  Pensionsbezng  nichts  Anomales, 
etwas,  was  nothwendig  zum  Ersatz  d%r  Selbst- 
en der  Arbeit  and  sogar  bloss  znf  Gewährnng  des  anf 
tVner  nnentbebrlichen  Minimams  des  Lohns  oderGe- 
Stbrt,  wenn  das  erforderliche  Qnantnm  und  Qnale  Ton 
tfirbeitsangebot)  beständig  gestellt  werden  soll  (s.  o.  §.  79). 

tich  mit  dem  6ehalt  des  Staatsdieners  hier  nicht  anders 
dem  Lohne  des  gewöhnlichen  Arbeiters.  Aach  dieser  Lohn 
P«iw  AltersTereorgnngs-  and  eine  Wittwen-  and  Waisenrente 
1,  sonst  fallen  der  arbeits-  und  erwerbsonfllbig  gewordene 
oder  seine  erwerbslosen  Hinterbliebenen  der  Armen- 
f«rLast") 

l|83.  —  D.    Die  Ordnung  des  Pensionswesens. 

kQDer  Babegehalt  des  Beamten  selbst  Er  kann  mttg- 
fWeue  darch  eigentliches  Versicfaernngswesen  (Leib- 
Ii  recaieherang)  and  direct  daroh  Staatspensionszahlnng 
werden. 

>}  Wird  der  Activitätsgehalt  hoch  genug  angesetzt,  so 
der  Staatadiener  sich  gegen  die  Gefahr  vorzeitiger  Invali- 
^'üroUständiger  Amortisation  seines  Bildangskapitals  und  fttr 
durch  Frilmienzahlang  bei  einer  Venicbernngsanstalt 
Der  Staat  brauchte  dann  etwa  nur  den  Rentenkauf  in 
tHsbe  xuizaordnen,'  also  insofern  Ersparungen  dek  Beamten 
lanfendem  Oienstgehalte  zu  erzwmgen,  um  Beamten- 
su  vermeiden  and  die  richtige  Veihältnissmttssigkeit 

'^&di4  AnifBlinuigeii  vm  finget  a.  a.  0. 
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zwischen  SteUung  und  Dienstgehalt  and  spiterer  Peiuuon  des 
Beamten  herbeizuführen. 

Die  EinfÜhrnng'  reinen  Verslehenmgsweeau  anf  dies^  Gebiete 
wenigstMU  fttr  den  Beamten  selbst  (Bezog  des  Rahegehalte)  bindert 
jedoeh  der  Umstand,  dass  der  Zettpimot  des  Beginns  derPemion 
nor  in  dem  einen  Falle,  dass  der  Beamte  mit  einem  bestimmten 
Lebensalter^^)  inPension  treten  mase,  von  ^em  Natorereignifli 
abhängt,  aaf  welches  sieh  die  gewöhnlichen  GrondsUse  des  Vcr- 
gioherangewesens  anwenden  lassen.  •  Daneben  sind  es  aber  B^ 
sehlttsse  der  Staatsgewalt  and  onperiodisebe  aQgemeine  Ver- 
ftnderaogen  im  Staatsdienste"),  welche  Pensionimngen  her 
beiftlhren.  Anf  solche  Fälle  lässt  sich  das  VereichernngsweseD 
nicht  wohl  anwenden.  Femer  bietet  in  anderen  Fällen  wenigstem 
der  Umstadt  Schwierigkeiten,  dass  manche  schwäehUcfae  Per 
sonen  mit  Anlage  za  organischen  Fehlem  nicht  wohl  ron  vorn- 
herein  vom  Staatsdienst  aoagesehloasen  werden  können.  Dagegei 
kommt  ihnen  der  Leibrentenkaaf  gerade  wegen  kürzerer  Lebeoi- 
owartnng  za  tbener.^^) 

b)  Man  wird  somit  ein  Staatspensionsweeen  nicht  woUTe^ 
meiden  können.  Dasselbe  Hesse  suh  jedoch  bei  gebötiger  Abb- 
bildang  der  (anch  privaten)  Ktankheits-,  InraliditatB-  and  Difill- 
rersicherang  ftlr  solche  Fälle,  in  denen  dnroh  derartige  persönliche 
Umstände  die  Pensionirang  eintreten  mass,  darch  das  Versichernngs- 
wesen  ersetzen.  Kar  mttssen  dann  die  Dirastgehalte  bodi  geang 
sein,  damit  der  Beamte  die  Prämien  zahlen  kann. 

Die  Zahlung  der  Rahegehalte  ist  dann  nichts  Anderes,  sls 
dne  dem  Beamten  nach  den  Grundsätzen  richtiger  Lohn-  and 
BesoIdangspoHtik  gebflhrende  verschobene  Gehaltszahlaog- 
Die  Einrichtang  besonderer  Staatspensionscassen  und 
die  Zahlung  regelmässiger  Gehaltsabztige  in  diese  Cassen^^ 


")  Da  ans  dem  Dleiutaltor  aaf  das  ung^f&hre  Labensalt«  gescUoBBeii  mnlM 
kann,  bo  wäre  all«nlkUs  anch  bei  dem  nothTendigea  Aastritt  aw  d«n'DifliHt  oft  bs- 
Btimmten  Dienstalter  eine  Yeraichernng  der  Alterspension  mOg^di. 

**)         grosse  Tervaltangsreiiarmea,  Efai^hea  ren  BehSrden  n.  s.  OfSoian* 
pensionirangen  bei  nenen  milit.  Organisaüonen. 
s  '*')  Der  Dmetanij,  dass  die  BeanteD  z.  Th.  In  rerschiedenen  Lebensaltem  ge«üse 

Aemter  n.  (Tebalte  erreichen ,  veslialb  der  Ankauf  einer  Alters-  nod  Wittireiip«a*iM 
den  Einzelnen  verschieden  theaer  kommt,  spricht  nicht  gegen  PeasionsretsicBeniifr 
Denn  das  sind  Folgen  indiridaeller  Begabung,  GlQcks,  karz  ron  Umständen,  die  sich 
stets  verschieden  gestalten. 

Mit  Becht  sind  daher  die  Pensionsbeitrige  der  Civilstaatsdieaw  in  PreniseD 
rem  1.  Januar  1868  ab  anfgehobea  worden ,  ms  einer  allgemeinen  kleinen  Oehslts- 
erhöhnng  gleichkam.  Sie  iraren  nach  den  Penäonareglement  nun  SO.  Afiil  16"t 
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ii^  «eoigsteos  wenn  die  Geiuilte  «ngenflgend  sind,  principi«U  nn- 
riei%  soiut  nnnSte,  weil  dadnroh  aar  eine  C^esehlfts-  nnd  Baoh- 
oaBgiverDiehning  «rfolgt^^)  VieUnehr  sind  die  BabegehiUte  ohne 
VMteiee,  wie  die  OieDstgehaltoi  als  Zahlungen  aae  dem  Titel 
iei  StaatsdienstB  in  behaadeln.  Man  kann  sie  Leibrenten^ 
tcbolden  des  Staats  nennep  nod  das  ganze  PensionsweBen  auf 
des  Sehaldenetat  Übertragen,  wodaroh  der  rechtliche  Charakter  am 
Deitfiebsten  hervortritt.  Uebrigens  hat  eine  solche  Uebertragnng 
Host  doch  nar  formelle,  nicht  sachliche  Bedeatong. 

Die  Anascheidang  eines  bestimmten  Theils  des  ren* 
tibifli  Vermögens  des  Staats  zur  Bildung  besonderer 
Pemionsfonds,  deren  Einnahmen  die  Zahlung  der  Pensionen 
Ächer  stellen  sollen  (nnd  etwa  auch  priTatrechtlich  dafür  haften), 
nt  mit  dem  niodemen  Princip  der  fiscalisohen  Casseneinhett  in 
Widenpraoh,  bewirkt  gleichfalls  nur  eine  nachtbeilige  Vennehrung 
itt  Yerwaltnngs  -  nnd  Rechnungsarbeit  and  erftlllt  ihren  Zweck 
^SAemng  der  Pensionen,  unabhängig  von  der  sonstigen  Finanz- 
h^eiia  Staats,  doch  nicht  Eine  solche  Einrichtung,  vrie  sie 
iB.im  Deutschen  ReiehsinTalidenfonds  besteht,  unter- 
bleibt daher  besser,  soweit  TolkswirthschafUiche  nnd  finanzielle 
ärMe  entscheiden.»)   (S.  auch  §.  2dO). 

i  H  ^äch  Vu  Baeoldong  des  1.  Dians^ahis  und  jeder  spUeren  OebattseiliOhnng 
naetdem  an  fortUnf.  Beitrt^  jihzL  1  */•  önem  DianBteinkMPinen  bis  4ü0, 
i\  bei  flbem  solchett  roa  ttber  400— lOSD.  tob  liiUieTan  Gditlten  1.  linsend 
'')■  1  Twaemd  2,  8.  and  4.  rriasend  3,  6.  mid  6.  Tamand  i"/^  Mftx.  fiOO  TUr., 
«uuDtbetng  1862  562,781  TUr.  —  Frftnkreieh,  Pensiooscusen  der  Beuntea 
^':u>ei  de  retnite),  Beitrag  tod  &*/•  des  jibrl.  Diensteinlummeiu  und  jeder  Znlage. 
(«■lAnglicUeit  dieser  H^el,  SUattaucliitss.  Nene  Begelong  durch  das  OeseU  rom 
^lui  lS5!t;  alle  FeosionscaBseo  eiAgezogea,  die  besteheudeo  Pensionen  auf  die 
JtMwliald  abertragen.  GehaltsabzQse  ron  57,,  Vu  dea  ersten  Gebalts,  Vu  3^^^ 
bbge,  Zuweisung  der  Abzüge  wegen  Drlaoba  u.  s.  w.,  gewisser  Strafgelder.  Anschlag 
fater  Einnahmeo  1S56  auf  11  Hill.,  Staatszuscbuss  18  MiU.  Hock,  Finanz.  Frauk- 
1^  S.  45.  —  Bussland  2*>/o  Beitr&ge  der  Beamten.  —  Eagland  (permaB. 
"MdsgL  2V,V<r 

^  Die  Anak^  mit  den  nutzlosen  beaonderea  Staatascholdeo-Tilgekassea  liegt 
**l>e-  S.  afar.  a.  Anm.  87. 

")  In  Baiern  wurden  alle  Pensioneo  n.  Wittweogehato  bis  1825  der  SdiuhleiL- 
'fsusBcasH  zugewiesen.  1825  5,282.000  i.  oder  187«  der  Au^ben.  Verii.  d. 
lEunaier  t.  1828,  Beil.  XLVI,  7.  Id  der  7  Finaozperiode  1855-61  diese  Uteren 
rosioBeii  noch  '/<  ^üÜ-  ^<  iind  Tilgung  der  in  der  ersten  Zeit  aufgenommenen 
«kold  447,000  Ü.  Sp&ter  Zuweisung  weiterer  Buhegdiatte,  so  dasa  diese  Gasse  1868 
^.000  1  (1675  noch  856.000  Mrk.)  Pension  zu  zahlen  hatte,  wozu  sie  aas  den 
wlimeteii  der  Schuldentilgecasse  aus  Vo^ahren  die  Mittel  erhält.  Nach  d.  Finanzges. 

1^76  ist  diese  alte  Pensionscasse  rem  K  Januar  1876  aa  aufgelöst  worden.  —  In 
yiQkteich  werden  die  Ciril-  und  HiUtiipendonen  neben  andareD  Laibi«Dten  unter 
u  fiDdirtfi  Staatsschuld  gerechnet 

**)  TgL  die  Gesetzgebung  des  Beichs  aber  den  Inralidenfonds  T.  23.  Mai  1873. 
^  Kapital  ron  187  MiU.  Thlr.  wurde  aus  der  &anz&s.  Kriegsentschädigang  aosge* 
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^fig  wird  Uber  zu  starkes  Anschwellen  der  Rnhegelullt- 
Efthlnngen  gekUgt    Es  kann  natUrlieh  mit  der  V«netnmg  in 
Rohestand  MiBsbranoh  Seitens  der  Staatsgewalt  getri^n  woriea 
sein.  Dagegra  helfen  nur  politische  CtarantieeUj  ein  ordentiidies 
PensionsgesetE,  VeraatworÖiehkdt  derBegiening  n.  s.  w.^  Aber! 
Öfters  sind  die  Klagen  auch  nur  mit  grosser  Vorsicht  anfzimehmeif,  j 
indem  sie'  aas  der  Verkennang  des  Characters  der  Pension  ak  I 
einer  rersehobenen  G«faaltBzahhing  hervorgehen.    Es  ist  darai 
Sache  der  Rechnnng,  zn  prüfen,  ob  die  Pensionen  za  hoch  Bind 
oder  ob  nur  deshalb  so  viel  an  Pensionen  gezahlt  werden  mm, 
weil  ehedem  zu  wenig  an  Oehalten  gezahlt  wnide.  Oft  wird  es, 
noh  so  verhalten.'^) 


soWeden  und  nr  «inera  .JtdchsütTftlideDfoads**  bestinuBt.  dessen  Vermögen  dum  In 
einer  Beihe  verachiedeaer  remnalicher  WeTthpapiere  sogelegt  itt  S«it  1.  Jaa*  18» ; 
hat  dieser  Fonds  die  Milit&rpensioniw  aja  dem  Kriege  ron  1870 — 71  zu  tragea.  S. 
duOber  meinen  An&atz  Reicfasfinaozen  ia  Holzend.  Jahrb.  III,  ISl  ff.  Die  gtnR 
Sch&pfting  h&ngt  mit  den  eigeadiaml.  stutsnchtL  a.  poUt  YerhlltnisBen  des  Beicu 
zasammen,  ist  aber  auch  unter  Berllcksichtigung  der  hier  roiüegenden  Schirienglieitt'i 
kaum  anders  denn  als  eine  rerfehlte  zu  bezeichDeo,  Tie  ich  dies  a.  a.  0.  fluot 
nachzuTeisen  gesucht  habe.  FinsnziaUe  Bedenken  iregea  der  Anlagen  des  oliodui 
foi  den  Zweck  zn  hoch  gegrifienen  Kapitals  haben  sich  auch  bereits  heraDSgerteUt 
wie  das  Oes.  r.  23.  Febr.  1876  §.  1  bestätigt.  Im  Etat  ftr  1876  sind  auf  deam* 
28-71  MUL  Mark  Pensionen  angewiesen,  iud.  VerwaltangAosten  28'8S,  gadedltaA 
Zinsen  Y.  2ä'28  tt.  Kapit^oschuss  ron  3'55  Mill.  Mark  aus  d.  Fonds, 

"0  Vor  einigen  Jahren  in  Baiern  jShrlich  2'17o       Beamten  pensionirt  Mtt 
hofSt  konftig  mit  l-9Vo  ««»amohen.   In  Baden  Zugang  «tras  tlber  9*/» 
stonitten.  (Ran) 

*>)  Beispiele  ans  der  Finaazstafistik  des  Pensionsiresens:  Deit- 
sch«s  Seicii:  ausser  den  in  Anm.  70  gen.  PensloDMi,  die  auf  dem  B^ij^ 
iBTaUdaifonds  lasten  und  alle  Kri^;apes9ienen  aus  dem  ftanz.  Kri^  (incLra^- 
Baierns)  betreffen  [worOD  in  1876  f.  Pens,  der  Mannsch.  1S*56,  der  OfBe.  n.  9-*' 
8*68,  der  Hinterbliebenen  der  Mannschaften  8-62,  ds^.  der  OtRc  tVTS  HiQ-  Htn< 
nobst  19,00Ü  Mark  bei  der  Marine]  hat  das  Befch  nnter  seiner  Ausgabe  noch  eisen 
allgem.  PeuBionsfoods .  der  die  sonstigen  deutschen  MUit&rpensionen  (mit  A1I^ 
nähme  der  baierischan)  f.  1876  mit  21-6t),  die  Marinepens.  mit  u-21 ,  die  Girilpens^ 
mit  0*167,  endlich  Pemsionen  f.  Angehörige  der  ehemals  scUesw. -holsteinsch.  AnnM 
(1848—60)  mit  0-62  nnd  f.  ehemal.  franz.  Soldaten  mit  0-91,  im  G.  23-4  Mtll  Usit 
zahlt.  Von  der  Gesammt- Ausgabe  des  Reichs  kommen  daher  auf  alle  diese  Pensioaei . 
52*23  HÜL  Hark  oder  12-97,  der  fortdauernden  and  llOVo  der  fortdauernden  «adi 
einmaligen  Ausgaben.  —  Freussen:  ausser  den  rem  Reich  Qbemommenen  Psu. 
noch  16-14  Mifi.  Maik  Im  £tM  t  1870.  voron  Wartegclder  fOx  Cirilbeante 
Pension  für  Oirilbeamte  l$-37  HllL  Maik,  im  G.  o.  4*6  V«  der  fortdanemdea 
lieben  Staatsausgaben  (nach  Abzug  der  Eiliebungskosten).  —  Baiern.  ^ 
sionen  u.  s.  v.  mirdai  nach  d.  Finanzges.  für  1876  bei  der  Dmrechnnng  Ton  rtdd. 
Wkhr.  in  Mark  vom  1.  Jan.  1875  an  um  57^  erhobt  (g.  18)  (mehr  noch  die  WittreD- 
und  Waiseopension  s.  n.  Anm.  94).  SimmtÜche  Pensionen  (ausser  4*32  MÜl. 
baier.  Militirpensionen  ans  1870—71,  die  der  ReichsinTalidanfonds  trJgt)  sind  incL  aa 
alten  Betrage,  die  auf  der  jetzt  aofgelOaten  Pensionacasse  r.  1825  lasteten,  auf  den 
al^m.  Staatsfonds  tlbemommen :  neml.  3*34  Mill.  Mark  altere  Hüit&rpensjonea  iu<] 
7*13  Mill.  Marie  Cirilpensionen,  iroron  eigentliche  Ruhegebalte  4*19  MilL  Hart,  i- 
soweit  sie  Baiem  direct  trägt,  6'47o  der  efgentl.  Staatsansg.  (excl.  Erhebungs-  nad 
Betriebskosten).  —  Sachsen  1876.  Cirüp«isionen  2-06  MiÜ.  Hark  oder  iVf,  der 
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$.84.  —  t)   Wittwen-  nod  Waiienpen»ionswe8«n. 

Eine  Zirisebenstafe  swimhen  den  Gehalten  and  den  Wittw«i- 
oid  VabenpcDBionen  bilden  die  in  den  meiateo  Staaten  gewährten 

Sterbemonate,  -qnartale  n.  s.  w.,  d.  h.  die  AnsBahlnngen 

ToUsn  GehaltB  (Peaeion)  noch  1 — 8  Monate  nach  dem  Tode 
k»  Beamten  an  seine  fainterMiebene  Familie.  **)  Eine  passende 
BnrishtDBg,  welche  es  der  dnroh  den  Tod  des  Hannes  nnd  Vaters 
■aM  ia  ganz  andere,  eingeschrttnlctere  EinkommenverhlÜtnisse 
kommenden  Beamtenfamilie  erleichtert,  die  bisherige  Hanswirtta- 
lehaft  absawiekeln;  nnd  wieder  eine  nm  so  notbwendigere  Ein- 
licfatiBg,  je  weniger  die  spärlichen  Gehalte  oft  genug  ein  anoh 
uefa  10  goinges  Kapital  hlerfllr  ssrfldcnilegen  ermSg^htea,  nament* 
Kch  bd  jlngeren  Mibutem. 

Aach  die  Wittwen-  nnd  Waisenpensionen  sind  nach 
im  Iiiheren  als  anfgesohobene  Gehaltszahlnng  prinoipi^ 
t^ndtftftigt. 

DieOrdnnng  dieses  Pensionswesens  kann  aber  anders  als 
der  Rahegehalte  naeh  den  gewohnliehen  Grnnd- 
fitiea  des  Lebens-  nnd  Renten-Versichernngswesens, 
eventneli  anoh  mittelst  PrivatTereichemngsanstalten,  er- 
^  nd  fflr  diese  Einrichtung  der  Saehe  qmhen  ttber- 
vicgende  Grflnde. 


Ittais^  —  Vttrtembarc  1876,  CtrUpeDrioBea  1-2T  MOL  Hart  «der  2'9«/, 
Jff  d(autich6B  Stiilwayben.  —  Bft<l«a  1876,  avilponsiOBMi  147  KUL  Unk  od« 

*^V«  der  eigeDdidwn  Stutsnwabea.  —  West-Oesterreich  1875,  Pensionen 
!^4S  ICiQ.  fl.  ~  c  4*3*/o  der  Nettokosgabe,  «oaserdeB  stdien  im  g^etn  eins  »inen 
^  (mit  Ungarn)  t'H  Hill  iL  HiUt&rpensioDen  nod  10*23  UllL  il.  im  XiiegsMit 
^  1^^6  „Venorgangsresen".  —  Fraalcceich  1876,  116'6  MilL  Vi.  Pensionen,  voron 
MiBfirpensionen,  i.  6.  c  5'0*/o  ^ot  Nettoaoagabe.  —  RnssUnd  1875,  Pens. 
LCirtsntUx.  34-29  MÜL  Rubel,  o.  5-1%  der  NeltOMSgAbe. 

")  Bfliipiele;  Preassen  (i.  Hascher  &.  a.  O.,  S.  204).  HinterbUebene 
znr  Wittve,  Kinder,  Enkel,  einerlei  ob  sie  des  Yeistorben«!  Erben  oder  nicht; 
Mttdem  in  gew.  FtUen  mit  minister.  Oendimignog  einige  uid.  Tenrandte)  von  Be- 
die  Hit^eder  eines  CoUeginms  waren  oder  als  Subalteme  dabei  arbeiteten, 
"■hn  sMser  der  Besoldang  des  Sterbemonats  noch  den  Gehalt  fttr  das  daraaf  folg. 
WAL  Die  UiBterbUeb.  ron  Beamten,  die  siebt  in  eollegial.  VerbUtn.  jl  reisobied. 
"■itlse  Kategoilea  bekommoi  aus«  fttr  den  Sterbemonat  noch  fbr  1,  utehDmstiDdn  f. 
•  B.  3  Monat  den  Gehalt  Auch  hilUge  Besthunangen  ireg.  B&omasg  d.  Diautvohnug. 
we  HliterUiebenea  protest  Geistlichen  beziehen  mitnnter  nach  Ortsaitte  ein  Gnaden- 
w  In  Theilen  dn  Bheinlaode  erhalten  selbst  die  Erben  ron  Inhabern  katholischer 
^fntMÜeB  ein  SterbequartaL  Hinterbliebene  ron  WartegeMempftngeni  vie  die  ron 
^  coUeg.  Beamten,  s<riche  ron  Pensienlren  ausser  d«n  Sterbemcnat  ein  Gnaden- 
■•ut  (m  auch  fan  nevui  Ges.  t.  27.  Mia  1872,  §.  31).  Das  Gnadenqnartal  (nach 
*' SlerboDonat)  beziehen  auch  die  Hinterbliebenen  der  im  Dienst  gestorbenen  Reiohe- 
(Beichsges.  r.  Sl.  Mint  1879,  §.  7.  8).  —  Baden:  Wittv«  n.  Kinder  eines 
|«HdiclKiB  Staatadienen  und  eines  unteren  Beamten  erhalten  vom  Todestage  des 
*UMs  aa  ein  SlerboqoutaL 
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a)  Der  Zeitpanct  des  Beginns  und  des  Auf  bOrens  der  Pemioo 
hängt  hier  ganz  Ton  eineai  NatnrereignisB  {Tod  des  HanneB^ 
der  Wittwe,  Tod  oder  £rreichnng  eines  bestimmte  Lebensalters 
Seitens  der  Kinder)  ab.  Selbst  der  Fali,  dass  die  Wtttwe  äeh 
wieder  TerheiraÜiet  nnd  dann  naoh  hftafig^  Vonobrifien  der 
Pensionsreglements  ihr^  Pension  ganz  oder  thalweise  Terliert,  Usstj 
sich,  nach  den  Daten  der  Heirathsstatistik  unter  die  Begefai  dorj 
Wahrseheinlichkeitsreohnnng  bringen.")  ^^cbHger  ist  es,  v«u 
jede  solebe  Bestimninng  —  eine  Wiederrerheirathnngsstrafe  — 
fehlt.  ^)  Die  Verhältnisse  kränklieber,  mit  Anlage*  zn  ofganisehes! 
Leiden  behafteter  Männer,  welche  nicht  oder  nur  zu  NhcUieh: 
höheren  Kosten  Wittwenpensionen  kaufen  könnten,  liessen  siehi 
apartregeln.  Im Uebrigen  ist  das  gewöhniiohe  Versicheranga* 
wesen  zulässig  und  ausreichend,  wobei  der  Staat  nur  den! 
Einkauf  des  Ehemanns  und  Familienvaters  nebst  der  nngeföhren 
Höhe  des  Einkaufs  vorzuschreiben  hätte  (wie  es  ohnehin  «eh  bä 
Staatspenstonsoassen  vi^ach  geschieht)."'*) 

Die  nothwendige  Voraussetzung  dafllr  ist  eine  solohe  Höbe  der 
Dienst-  und  Rahegehalte,  dass  der  Beamte  daraus  die  VersioherHogs- 
prämie  u.  s.  w.  in  normaler  Höhe")  bezahlen  kann.  In  dieBem 
Falle  aber  entgeht  man  auch  ohne  Weiteres  allen  UnbiUigkfftoB 
und  Willktirlichkeiten,  die  das  jetzige  Staatswittwen-  und  Wslsen 
pensionswesen  in  reichem  Maasse  enthält  Der  Anspruch  auf  einen 
Gehaltstheil,  aus  dem  eine  Wittwen-  und  Waisenrente  rersiGhert 
werden  kann,  wird  durch  den  Staatsdienst  als  solchen  nach  den 
Grundsätzen  begründet,  welche  den  Preis  der  Arbeit  oder  den  Lohn 


Vgl.  die  Statist.  Daten  Qber  eiste,  zveite  £hea,  Verhairatltuig  von  VittTea 
n.  s.  T.  in  Wappios,  Ber&lkerungSBtatiBtik  H,  230  C,  Ä.  Wagner,  Gesetxmissigk. 
d.  meoschliclien  Handlungen  I,  20,  II,  99,  t.  Oettingen,  Honlstadst  S.  3,  67.  : 

"*)  Dei  Staat  liat  jedenfalls  eher  ein  InteresM,  die  Wiedeireriteiiatliuug  der  Vittn 
ZD  IwgQnstigen,  ala  daa  GegentlieU.  Miadestens  sollte  die  'Wittvenpcmeion  du  Ihäli 
ireise  (in  Prensaen  bei  dea  VitnreBTwpflegaogsADBt.  die  HlUle)  bei  zir^ter  £U 
fortfallen  md  bei  neoem  Venrittven  (oder  Schddang)  gau  vied»  tuflebea  (m  in 
PreusseD,  wo  aach  gev.  Abfindongen  zwitecben  der  sich  wieder,  reibeirathendea  WUtn 
v.  der  (lasse  gestattet  sind,  s.  Mascber,  S.  143). 

^)  Kau  var  entgegengesetzter  Ansicht,  s.  §.  64  u.  66  d.  5.  Aufl.,  aas  (irOBdail 
die  ich  ftlr  ungenügend  halten  muss.  Dieselben  häogeu  mit  seiuem  und  der  meistefl 
bisherigen  FioanzachriftsteUer  Mangel  einer  principielleu  Behandlong  der  Be- 
solduagsfrage  als  einer  besonderen  Art  der  Lohnfiage  zuaammeo. 

Bei  der Gehaltsregelung  braucht  also  nur  auf  normale  AltersFerh&Unisse dd 
Gatten  und  die  übliche  Kindenabl  (c.  4 — 5)  Rücksicht  genommeB  zu  veiden.  V« 
erst  in  höherem  Lebensalter  eine  junge  Fraa  heiratbet  oder  eine  sehr  posse  Kinde^ 
zahl  hat,  kann  dafUr  wieder  keine  besoodue  Znbge  beanspnchen,  nn  die  alsdaaB 
natoriich  hshere  FUmie  ebenso  bequem  ala  ein  Anderer  zahlen  zu  kösnen.  s,  Ana.  9i> 
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tteriumpt  auf  die  Dauer  regeln  mflssen,  nioht  aber  dnroh  den  za* 
fiUigeo  Umstand,  ob  ein  Beamter  beiraäket,  Kinder  hat  nnd  eine 
ITittwe  und  aaerwachsene  Waisen  hinterlässt  Mit  andern  Worten 
4er  nnrerheirathete,  kindeilose  oder  seine  Fraa  nnd  Kinder  Uber- 
Itode  Beamte  muss  an  nnd  ittr  sieh  als  Staatsdiener  dem  Ter 
beintfaeten  a.  ».  w.  in  der  Besoldung  ganz  gleich  stehen.  Er  hat 
dihtf  das  Recht,  die  Piilmie,  welche  er  im  andern  Falle  zahlen 
BllBSte,  aofzazehren  oder  apart  für  sich  und  seine  sonstigen  Erben 
ufiQBparen.  Jede  gfinstigere  Behandlang  der  Verheinitheten  u.  s.  w. 
enthält  mittelbar  eine  Heiraths-  and  Kindererzeagangspi^mie,  jede 
BDgSBStigere  Behandlong  des  Ehelosen  eine  Art  Hagestolzen  -  oder 
Cslibatsteaer,  was  sieh  nieht  billigen  Iftsst  nnd  hier  ganz  unnützer 
Weise  oommonistische  Prinoipien  in  diese  Sachen  einführt. 

Bd  solcher  Begelung  des  Wittwen-  und  Waisenpensionswesens 
nmUn  auch  die  wissensohaftliehen  GrundsätEe  des  Versichenmgs- 
vtMu  am  Besten  consequent  darchgeftthrt  werden^  was  dorohaas 
wlBs^eoswertb  ist.  Insbesondere  wird  hierbei  auch  die  neuerdings 
«iefo  Sfters  erVrterte  Frage  am  Passendsten  nach  den  indiridnellen 
VtflSitnisBen  der  Betheiligten  entschieden  werden,  ob  nemlich  eine 
Leih-  bez.  Zeitrentenversiuhemng  der  Wittwen  und  der  Waisen 
oder  eine  KapitalTersicherung  dies  Hannes  nnd  Vaters  auf 
des  Todesfall  erfolgen  soll.   Letztere  Form  hat  den  wesentlichen 
Vonog,  dass  sie  die  Prä,mienzahlang  des  Beamten  nicht  nutzlos 
Air  seine  Familie  macht,  falls  die  Frau  vor  dem  Manne  stirbt  and 
die  Kinder  vor  dem  Tode  des  Vaters  erwachsen  und  damit  aus 
d«u  Bezugsreoht  ausgetreten  sind.  Das  durch  Prämienzahlung  er- 
worbene Kapital  kommt  also  auf  alle  Fälle,  der  Familie  zu  Gute. 
Aach  kann  es  häufig  in  wirthschafUicher  Beziehung  fllr  die  Hinter- 
hssenen  wichtiger  sein,  Uber  ein  Kapital  als  Qber  eine  Rente  zu 
verfügen,  am  die  eigene  Erwerbsfähigkeit  zu  erhöhen.  Dem  gegen- 
tber  steht  f^lich  die  Gefohr,  dass  ein  solches  Kapital  verloren 
gehen  oder  etwa  wieder  in  besondrer  Weise,  unter  Staatscontrole, 
neheigestellt  werden  mOsste,  am  die  Wittwen  und  die  Waisen 
dzoemd  zn  sichern.  Bezügliche  Einrichtungen  Hessen  sich  indessen 
treffen.   Jedenfalls  wird  es  in  der  Regel  erwünscht  sein,  wenn  der 
Beamte  zwischen  Renten-  und  Kapitalversicherung  wählen  kann, 
fanmer  passt  die  letztere  nicht,  z.  B.  wenn  es  sich  nur  um  die 
Wittwe  allein  handelt,  wo  die  Renten  Versicherung  billigere  oder 
ausgiebigere  Hilfe  gewährt  Bei  einer  rein  staatlichen  Regelang 

A.  Wksner;  k'iBHnrlmuch.  L  Vi 
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wird  die  zweokrottssigste  Gestaltung  aber  nieht  so  leicht  eneiel 
werden.*^ 

§.  85.  —  b)  Die  einfache  U^bernahme  der  gesamnitl 
Wittwen-  and  Waisenpensionen  auf  den  Staat  —  mit  oder  ohj 
Beitrilge  der  Beamten  —  ist  ebenfalls  mitunter  empfohlen  nnd  U 
nnd  da  auch  in  kleineren  Kreisen  dnrchgeftlhrt  worden.  Bfan  kil 
dafür  geltend  machen,  dass  anoh  diese  Rente,  ebenso  wie  die  1 
Taliden-  nnd  Altersrente  des  Beamten  selbst,  zn  den  nothwend 
m  deckenden  Selbstkosten  der  Staatsdienerarbeit  gehOrt;  di 
ferner  der  Staat  billiger  f&hrt,  wenn  er  nnr  die  wirklich  erfori 
lieben  Wittwen-  nnd  Waisenpensionen  zahlt,  als  wenn  er  jede 
such  dem  nnverheiratheten  nnd  kinderlosen,  Beamten  einen  geofigtl 
hoben  Oehalt  giebt,  um  daraus  die  Versiehernngsprämien  zalil{ 
oder  im  andern  Fall  ihren  Betrag  als  Gehaltserhöhung  betrachl 
zu  können.  Indessen  grade  dieser  zwdte  Grund  spricht  nach 
oben  Gesagten  gegen  eine  solche  Gestaltung,  weil  darin  ^ 
schwerlich  zu  rechtfertigende  principielle  BcTorzugung  des  f 
heiratheten,  Kinder  besitsenden  Beamten  liegt  Das  finamie 
Interesse  kann  daher  hierin  nicht  allein  entscheiden.^) 

c)  Wo  der  Staat  die  Sache  in  die  Hand  nimmt,  ist  es  nid 
richtiger,  besondere  Beamten-Wittwen-  and  WaiM 
pensionscassen  zu  errichten,  in  welchen  die  wissenscbaftikl 


*0  Wiegaad  (Sind  gegemrUtig  die  Staats-Penaions-  und  WlttvencasseB  ■ 
zeitgem&88?  Halle  1869)  empfiehlt  «o  Stelle  Boldm  Gassen  die  Lebeosreiaiobaraif ' 
rttb,  dass  die  Staatacawe  einen  Beitrag  zur  Tenichenmg  gebe.  So  geschieht  <■  i 
TheU  In  dar  Schveiz,  to  Cantonsregienngen  TenicherangsrertiSge  fitr  die  Sd 
lehnr  absdüiessen  und  einen  TheÜ  der  FrtmieD  ttbanehmen.  Tatst  »ach  ia  Dnl 
luid  schon  Öfters,  z.  B.  im  Poet-,  Schuldienst  £ine  gate  Ao^be  Hegt  hiat  tü 
nen  sich  bildendsn  Beamtenrereine,  vie  namentL  der  roitrcEBiche  ftsterisi' 
Tor;  desgl.  jetzt  d.  neae  preassiache  joa  1876.  —  S.  gegen  diesen  Vend 
die  BemerirangGD  ron  Ran  in  der  6.  Aafl.,  §.  65,  Anm,  (a),  die  mir  nicht  i» 
scblwend  eiscbeinen. 

^  Man  kann  allodings  auch  noch  einen  Schritt  veiter  gehen  und  sagen,  ' 
die  Zatünng  tos  Buhegebalten,  fDr  welche  keine  besonderen  Fensionsbeitrige  ^ 
riditen  ainä,  den  Einzelnen  ungleich  zu  Gute  kommt  Der  Anspruch  auf  Boliegi 
vird  durch  die  Arbeitsleistang  im  acdren  Dienst  enrorbeti.   Der  Beamte,  welcba 
letzterem  stirbt,  ist  also  immer  aach  für  seine  DioBÜs^abre  sdilechter  als  deijeaijs 
nJÜt  irordea,  velchei  spiter  Pension  bezieht  Denn  jedem  Dieiufjahr  (richtiger:  I 
tbeil)  der  Acäritit  entspricht  ein  Anrecht  aof  dnen  aliquoten  PensioostheiL  Vi 
der  ActiTfrahalt  allgemein  so  eriiöht,  dass  ans  ihm  «Ine  enteprechende  PiiUmeoialj 
EU  machen  ist  und  statt  der  Leibrenten-  (oder  Pensions-)  alsdann  eine 
ridierang  auf  den  TodesftU  rorgenoramen,  so  liosse  sich  diese  Ongleichmlsigtuil 
seitigeD,  indem  die  Erben  dann  an  Stelle  des  Verstorbenen  eintraten.  Aber  dtf  I 
stand,  dasa  eben  eine  Zor-Bohe-Setzung  nicht  bloss  ron  Natarereignissen  abh&ngt  (§■ 
hindert  Tieder  ein  Pensionsresen  rein  nach  VersichenuigsgnuidaiUzen.  Om  so  wtM 
sind  die  beaeitigbareu  DnglelchmXssigkeiten  zn  rechtferdgen ,  irelche  das 
Inadonelle  Staats- Vittren-  n.  WaisenpoDsionsiresen  meistens  mh  sich  briagi 
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Gamdtllse  des  YffirricfaernngsweeeikS  mOgtiohst  genan  befolgt  werden. 
Kn  geicbieht  gegeaw&rtig  nnr  aeUen.  Vielfooh  hemeht  Prinoip- 
longkeit,  Irrationalität  und  Willkür  in  den  Bestünmangen  Uber 
loklie  Gassen.  Ganz  nnntfthig  werden  {öfters  oommuniBtische 
Onmdsätze  dabei  befolgt")  Statt  dessen  sind  folgende  Regeln 
ubostellen. 

a)  Die  Gehalte  (Dienst-  and  Bnfaegehalte)  sollen  anob  hier  so 
koeh  nonnirt  werden ,  daas  der  Beamte  die  nach  normalen  Ver- 
hiitnnen  an  zahlenden  Beitrage  ans  dem  Gehalt  entrichten  kann 
ia.Anm.  86).  Äia  Besten  ist  es,  bloss  fortlaufende  BeitHlge,  fallig 
n  den  Terminen  der  Qehaltsxahlongen ,  einsniUhren,  nicht  aack 
ein  besonderes  hOheras  Sintrittsgeld  n.  d^  m.,  dessen  ZaUnng  in 
ksner  Zeit  dem  sonst  mittellosen  Beamten  Mtlhe  macht 

ß)  Kor  der  Veriieirathete  soll  vom  Augenblick  seiner  Ve^ 
Wiafliaiig  an  beitreten  mtlssen,  erentaell  mit  der  Verpfiicbtnng, 
nr  Tnizahlnng  der  Beiträge  im  Falle  der  Verwittwong.   Der  be- 
RikMber  Verwittwete  braoeht  nur  Beitrage  itlr  Einderpensionen 
aaUen.'^  Also  kern  Zwang  gegen  Ehelose. 

r)  Die  PriUnien  sind  genan  nach  den  Gmndeätzen  der  Wahr- 
KUnlicbkeltsberechnnng  in  der  Lebens-  und  BentenTersicberang, 
^ka  nach  dem  Lebensalter  der  Gatten,  nach  der  Zahl  tmd  dem 
AAer  der  Kinder  abzustufen.  Also  keine  gldch  hohen  Gehalts- 
proceote,  ohne  Bttcksicht  auf  diese  Momente,  und  vollends  keine 
al)sohit  gleichen  Beiträge.") 

Z.  B.  der  ZvaogdMitiitt  der  Ledigen  (aütnnter,  wie  frfllier  ia  Oieeseii,  selbst 
tebthoL  GeistliclMii),  die  OcTlhrong  ron  PensionszaacUlgan  für  jedei  Kind,  ohne 
-^TiTfltmiil  hfilien  fttthere  Zftblang  des  Tatecs,  die  Kichtberadoicbtigiuig  der 
iMBten  DDd  idittren  (zn  dnander)  Lebensiltw  der  GstteD  o.  a.  m.  (Baden  o.  a.  L.)— 
■Uflns  Belege,  vie  rtele  oommimMiHbe  EfnzielitnjBgen  im  Onnde  in  nnaerer 
fcr  n  uticonmiuiiatiech  gdtenden  ToU»-  n.  Staaterirtbachaft  beetehen  I  —  Raa  hat 
Kicha  BestiBmiingeB,  Q.  A.  die  eote,  früher  gebilligt,  s.  6.  Änfi.  §.  65 :  die  Zahlung 
^  Ledigen  sei  nicht  ongereeht,  weil  sie  gaaetzlidi  aasgesprochen  und  folglich  im 
^MeOiingsveitiag  sc^on  aosbednngen,  noch  unbillig  und  mlzvecbDlssig,  solche 
Im«  weh  weniger  bedoiften.  Letzteres  ist  aber  eine  ganz  commanistische  Beoht- 
Mgnng  ud  nnr  eine  Besteaenng  der  Ledigen  za  Gunsten  der  anderen.«  Ungerecht 
ia  Ae  Bcsümmnng  aach,  wenn  anch  unter  der  angeftÜiTten  Bedingong  nicht  dem 
pootirea  Recht  zuwider:  es  soll  aber  eben  uldia  Bedingung  nicht  gesteUt  oder  Tiel- 
äste  aidit  anCgedniuen  werden. 

*^  Da  sich  die  WahncheinUchkeft,  Wittwer  n  werden,  Atr  die  einselnen  abso- 
hta  mid  lehtinn  (AhenrariiSltniss  iwisch«!  Mann  nnd  Fran)  Lebensalter  anch  bfr- 
aehaen  Itat,  so  innn  man  vfthlen,  ob  gleiche  Frftmien  ron  Yerlieiratheten  nnd 
^dtnr-Weidenden,  oder  höhere  ron  jenen  nnd  niedrigere  (bloss  für  die  Kinder) 
m  diesen  nosUdt  werden  sollen.  Aehnliohee  gilt  für  den  kinderlos  gewordenen 
^keaann  oder  Wiltwer.  Wer  als  Wittwer  mit  nnerwachsenen  Kindern  in  den  Staats- 
dinst  tritt,  sollte  für  diese,  der  kinderlose  Wittwer  in  solchem  Fall  aber  gar  nicht 
bcteelen  mtasa. 

**)  So  E.a  bei  einzelnen  Gass«  für  besondere  Kategorieen  ron Staatsdienem, 
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(f)  Die  I^rämien  sind  so  hoch  zu  steUeo,  daas  die  Gassea  «ob 
dgenen  Mittehi  bestehen  kOonen,  ohne  jeden  weiteren-  Stasto- 
znsobnss. 

«)  Die  Cassen  mttssen  deshalb  eine  hinlänglich  grosse  Zahl 
TOD  Persona  nmfassen,  damit  die  Regeln  des  rationeUen  Ver- 
sicheniDgsweBens  mit  Sicherheit  angewandt  werden'  kOnnen.  Da^ 
her  vor  Allem  keine  kleinen  Locaieassen"),  Überhaupt  mögUcbat ! 
Vereinigung  der  Interessenten  etwa  naeh  den  Hanptgmppen  d« 
Dienstes  (Civil  nod  Militär)  in  einer  Casse,  allenfalls  bei  nachweis- 
barer Verschiedfflih^t  der  wahrscheinlichen  Lebensdaaer  der  «a-; 
zelnen  BernfsstHnde  mit  eutspreohender  Abstnfnn^  der  Prämien.") 
Per  Verbindung  der  Gassen  (z.  B.  zum  Zweck  der  BackTersiche- 
rang)  mit  soliden  grossen  Privat- LebeAs  -  und  Kentenversichemugs- 
anstalten  ist  Vorschub  za  leisten,  damit  die  Sicherhdt  der  Solrenz 
möglichst  gesteigert  werde. 

Wo  keine  besonderen  Privat-  oder  Staats- Beamten -Wittwoi* 
und  Waisencassen  bestehen  ^  wird  der  Staat  freilich  doch  unver- 
meidlich onmittelhar  einzutreten  haben.  Alsdann  soll  „die  Gewili- 
ruug  der  Pension  nicht  Gnadensache  mit  Entscbeidong  des 
einzelnen  Falls^  sondern  allgemein  gesetzlich  geregelt  am. 
Der  Gehalt  der  Wittwe  muss  in  einem  gewissen  Verhältniss  zo  den 


z.  B.  manchen  ODirersit&tswittwencaBsea,  die  tlhvliaapt  unter  allaa  m ziem£cb 
den  Fnis  in  der  Imtionalitit  darontragen  (s.  z.  B.  d.  Statat  d.  Berliner  Uiirw- 
Blt&tawittweacasse  r.  4.  Jnni  1847:  alle  neueren  Mitglieder  64  Thlr.  Beitrag;,  ordL  wie 
MUBeriffd.  Profess.,  aadi  die  onbesoldeton.  milBsen  zwaogsveise  beitreten.  Wittvea- 
Pension  240  (jetzt  280  Thlr.),  VaisenpenauuMi  Mb  3  Kinder  erenL  %  mebi,  Max. 
120  Tfatr.  (Von  1876  an  dnroh  stftikere  StaatszoschOsee  erstere  anf  4U0  Thhw  l«b^ 
auf  200  Tliir.  gebracht). 

Aach  darin  sind  die  aparten  Unirerait&tswittirencasaen  die  nnzveckmaasigsteii, 
ToUends  bei  der  geringen  Zahl  der  Mitglieder  eines  Stands  (in  Berlin  selbst  Dm. 
110 — 120).  Locale  Sterbecassen  sind  in  dies»  Hinsicht  doch  noch  bessw.  weil  ^ 
eine  grossere  !^  Mitglieder  om&sseo.  Aber  jene  etsteren  Cassen  kann  eine 
Choleraepidemie  sprangen.  Daher  enorme  Beeenrefonds  angesammelt,  die  schirec  iii 
den  hohen  Beitragen  belasten  and  doch  nicht  immer  sichern.  Deber  die  QOttiiifei; 
ProfesBorenwittvencasBe  bat  Ganse  einen  Bericht  mit  BefonnrorschlägeD  genaclil-i 
Aber  auf  solche  kleine  Kreise  lassen  sich  die  Statist.  Erfahrungsregoln  and  dk  VabM 
scheiidichkeitsrechnung  ebm  niidit  anvendra. 

*■)  Es  giebt  öfters  besond.  Cassen  für  OfSciere,  Müit&rbeamte,  Geistliche,  Foisl-. 
Post-,  Eisenbaha-  and  rerschiedeae  andere  Kategorieen  roa  Beamten  und  von 'Lehrern 
(s.  z.  B.  in  Prenssen,  Mascher  a.  a.  0.  S.  145).  Die  wahrscheinlidie  Leben»- 
daaer  dieser  Stände  ist  in  der  That  mehr&ch  ein  wenig  versolüeden.  Der  so 
Tflnscbensirerthen  Verscbmelzang  solcher  kleiner  Pensionscassen  steht  oft  der  ongleiclM 
Vermögensbestand  der  letzteren  en^egen  oder  unsinnige  VorschrÜten,  a.  B.  du» 
AendeniDgen  der  Statuten  an  die  Einstimmigkeit  der  Mitglieder  gebunden  sind  (so  bis 
1876  im  Statat  d.  BerL  UniFersititnrittwemcasBejk  Und  doch  vurde  die  Verschmelnuig 
fiel  grossere  Garantieen  fttr  die  Gesammiheit  l^ten,  als  das  kleine  apizta  TennOgto, 
und  die  Beiträge  Hessen  sich  dun  meist  bald  eimtait^ 
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ia  Mannes  stehen  nnd  jedes  Kind  wird  dann  doch  einen  Beitrag 
tftahen  mflMen,  matterlose  einen  grosseren  als  bloss  vaterlose."  *4) 


**)  B«i9plele  TO»  Einrlcbtnimn  für  Wittven-ond  WaisenpensioDen  In  meliraron 
Stuleo    Eiiie  Behaiidlnn^  erfUirt  beirrsifhcb  meint  6tn  Wiitwcn-  und  Waises- 

peedoBsweieii  im  Militir.  bat.  bei  den  Officierati,  weil  hier  der  Dienst  üelbut 
ii  Iriege  <HTect  nachireisbaT  den  Versorger  raubt.  Uaher  anch  Im  DL'Qtücheii  Reicbs- 
ptfldossgaietz  vom  21.  Joni  IH'd  fllr  die  Hintorbliebeiicn  Ton  Officieren  uud  Mann- 
idiaften  PensioDen  aas  d.  allgem.  Staatsfoods  (Inralidenfotids  jetzt,  s.  o.  Aom.  tca 
OAcMsvittvea  500,  400,  300  Thir.,  fttr  Kinder  (bloss  bis  z.  17.  J.|  50.  bei  Mntter> 
U«Ut  T5TUr.  jedos  JEcriehaDgstwihiir«'* ;  auch  f.  and.  TenrudM  in  gew.  Fftllen; 
liitvu  der  ünterofBciere  n.  a.  w.  bis  ta  den  Gemeioen:  108,  bi,  60  Tbir. ,  Kinder 
>42,  bez.  60  Tblr.  gleichfalls  snd.VenraDdte.   Preossen,  8.  Hascher.  S.  128  K 
Dir  Beamte  bedarf  des  HHratbsconflenses,  der  renreigert  vird ,  irenn  eine  bestimmte 
EiUlnm^  feblt,  mit  velcber  Somme  der  Beamte  seine  künftige  Ehefran  in  d.  Wittven- 
Quw  dütaBfen  will.   Bei  der  allgem.  Wittwenrerpflegangsanstalt  zd  Berlin  von  1770 
(Pu.  T.  28.  Dec.  mit  rielen  spit  Aender.  n.  Zasktzea,  s.  anch  Ges.  r.  1 7.  Mai  1  H5ii) 
IM  der  grOaste  Tbeil  der  Beamteu  q.  b.  w.,  mit  AliBschlnss  einiger  bes.  Kategorieen 
liA.  ID^  derer  mit  weniger  als '250  Thir.  Einkommen)  eintreten.  Änsgesclitossen 
sad  Mlgoer  Uber  60  J.  oder  mit  geföfarl.  chroa.  Krankheiten  behaftete,  bedingt  aacfa 
Hkier  Terschiedonen  Lebensatters,  deren  Altersdifferenz  gegen  ihre  Fraa  ein  best 
Iba  tbeiscfareitet  (durch  eatsprecb.  Zoschlagprimien  Uess«)  sich  solche  Minner 
U  M^itioiiilUiig  ma«hen).    Die  WlttvenpenBion  soll  mindestens  V«  des  Gehaita 
AilbMw,  Min.  100,  Hax.  500  Thlr.  betragen,  sie  irird  nor  gezahlt,  wenn  der 
mifgtena  1  Jahr  nach  der  Anfnabme  lebt,  nur  mit  Va*  ^^^^  tu  im  2.,  mit  V«i 
nuffim  3.  Jabr  stirbt    IHa  PAmien  sind  rationeller  Weise  genan  nach  dem 
I.  relat.  Ueirathaalter  (Jahr  für  Jahr)  beider  Gatten  abgestnn,  doch  nicht  hoch 
P*^.  ils  dass  die  Anstalt  ganz  ans  oigeiien  Mitteln  bestehen  konnte  (A.  fOr  1870: 
BoHf  der  Wittveopension  1,516,000  Thlr.,  Gesammtansgaben  iocl.  Vervaltangskosten 
1-»4>>9I)  Thlr,  eig.  Elan,  aas  Beitr.  d.  Mitglieder  781,230  Thlr,  also  StaatHznschass 
ia  Et  d.  Finanzmitiisteriiims  764,660  Thlr.  [im  A.  f.  1876:  2,026,780  M.},  ironach 
^Pilaien  im  Darchscha.  etwa  zo  rerdoppela  Tftren).   Beispiel  d.  Tarii^:  Jihriiche 
mftr  100  Thlr  Pension: 

Mann  30  Jahr,  Frau  20  Jahr,   Prftmie  19  03  'Ihlr. 
»    95  ,.    20   ,.  „     2407  ,. 

85    „        „   26    „  „     22-07  „ 

„    40    „       ,.   25   „  „     28-09  „ 

„    50  „  90   ,.  „     42  J6  „ 

"ver  hatten  die  Mitglieder  noch  bes.  Eintrittsgelder  zn  zahlen ,  was  darch  d.  Oes. 
'  1856  beseitigt  ist  Eine  der  nachtheiligen  finanziellen  Polgen  der  zu  sp&ten  and 
■Rotgenden  Anfangsgehalte  des  Beamten  in  Preassra  n.  a.  L.  tritt  aach  hier  wieder 
■rror:  die  Minner  heirathen  spiter  a.  jongero  Franen,  woher  die  Wittvenpensiotten 
■dir  anschwellen  and  der  Staat  dabei  nachzahlen  mnss,  was  er  an  Gehalten  za  wenig 
Statt  der  AUg.  W.  T.  A.  kann  anch  die  BerL  Schnlenb.  allg.  Wittwenpens.  u. 
I^XenttUzangBcasse  (Reglern,  t.  3.  Dec.  18:i6)  ron  dem  Beamten  znm  Eintritt  benatzt 
"sdeB,  wo  n.  A.  M&nner  bis  zam  E.  d.  64.  Jahrs  aafjgenonunen  werden;  Pendon 
»•  30—600  Tblr.  fttr  Wittwen,  unrertieirathete  Töchter.  —  Fttr  Traschiedene  Ttittwen- 
od  Vaiseacassen  der  Beamten  in  den  nenen  Prorinzan  (fOr  Schleswig-Holstein  in 
^enhagen)  bat  die  preoas.  Staatscasae  In  1876  noch  1,447,000  M.  ZosditUse  zo 
l«tea.  ges.  A.  1876  daher  3.494,000  M. 

Baden.  Cirildiener-Wittwencasse-O.  t.  28.  Juni  1810.  Diener-Ecfict  t.  30.  Jan. 
^19.  §,20.  Von  jeder  Bcsoldtmg  werden  jährlich  IV«  Proc  beigetragen  und  die 
■ittwe  eriiilt  dafar  mindestens  das  llfocbe,  also  lOV«  Proc,  den  jetzigeti  Betrag. 
0«  Vittwencasse  bezieht  femer  aus  der  Staatscass?  die  vierteljährige  Besoldung  von 
Mm  TMstorbenen  Staatsdiener,  was  1868  24,499  fl.  betrug.  Die  Erben  eines  yer- 
"«heaen  Beamten  erhalten  ein  Gnadenquartal.  nach  dessen  Ablauf  erst  der  Wittwen- 
!AaB  anftagt  Die  Staatscasse  hat  folglich  die  halbe  Jahresbesoldung  einee  TMStor- 
WM&  Beamten  sogleich  zn  bezahlen.  Aach  fOr  den  aas  dem  Staatsdienst  aastretaaden 
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§.  86.  —  £.  „Die  Verriebtangen  der  für  niedrigere  Stofoi 
des  DienBtes  widerräflioh  AngesteUteii  (untere  Beamte,  Diener) 


Beamten  üt  ein  Gehaltsqiuttal  aa  die  WithreacasBe  xa  zahlen.  Ans  dea  Bedumgea 
der  badischea  Wittirencasse  tOx  Girilbeamte  ergebaa  Bich  folgende  VerhlUnieH  ia 
Dunhachnitt  1842—62  (21  Jabre) :  J&hrlicber  Zogaqg  neuer  Mitglieder  3  Pnw.,  Ab- 
nnff  S-67  Froo.  Anf  lOU  beitt4en4»  Hit|Mer  kommen  43*57  Withren  b.  V^mb- 
nmilien.  Jihrlidier  Zugang  ren  Wittiren  fi'3  Proc.,  Abgang  5'7  Froc  Anf  INI 
abg^ende  Mitglieder  kommen  S2  zugehende  Wittiren,  abo  sind  S9  nnrerheirathet  ods  < 
Wittwer.  Bei  diesen  Angaben  ist  alwr  zu  bemerken,  dass  die  Zahl  der  Mitgliedei  in 
Abnehmen  ist  und  die  Wittiren  sich  ebenfalls  rennindeni  mOssen,  nur  später.  Zn  Eixlt 
1868  varen  2146  Mitglieder  und  867  Wittiren  oder  Waiseniamilien,  also  40  Proc 
jener.  Die  Casae  hatte  zn  Ende  186S  ein  YermSgen  ron  2,502,000  t.  Die  Stuta- 
casse  schiesst  der  Casse  j&brlioh  soriel  zu,  als  zn  den  zugesicherten  Zahlungen  Bocb 
fehlt,  im  J.  1868  gegen  22,500  fl.,  nnd  giebt  aocb  weitere  50  Proc.  dieser  Wittrot- 
pension  nnd  20  Proc.  ftkr  jedee  Eind,  vas  im  J.  1862  auf  72,353  fl.,  1868  anf  83.653 1, 
1876  anf  193.465  Marie  angeschlagen  «urde.  Der  jetzige  WiUwengehalt  hetti^  alw 
im  Ganzen  1 V,  mal  Wfm  oder  34^«  Pioc.  der  Besouang  des  TerstorbeneB  Khemsmi, 
imd  fnr  jedes  jOngeie  Kind  3'3  Vno.  Jnwt  BaKddni^.  Hierzn  komnua  noch  1868 
31,000  fl..  1876  53,884  U.  GnadaspenaionBn  nnd  rencUedene  andere  Letstoagen,  ■•: 
daii  zusammen  für  die  HinteriasBenen  der  Beamten,  niederen  Diener,  Sohnllebier  vi 
Soldaten  in  1868  192,429  fl.,  in  1876  (excL  MUitftnnttiren)  261,000  M.  ansgegeba 
ireiden.  Nadi  der  erw&hnten  Verordnung  wtirde  anch  der  Staat  mehr  zuleg« 
mllBSen,  irenn  die  Wittwencasse  darcb  Eapiturermebmng  in  den  Stand  gesetzt  vOide, 
höhere  Summen  anaznbezablen.  Einfacher  als  dieae  ganz  unndtie  Verwickeltheit  wbe 
es,  venu  die  Staatacasse  in  einer  einzigen  Summe  j&lbrlich  das  zulegte,  iras  an  im 
Mitteln  der  Wittwencasse  fehlt,  tun  den  gesetzlich  ausgesprochenen  Wittvoonblt 
sammt  Zaschuss  für  die  Kinder  zn  beetreiten.  —  Ini  Baiern  wurden  1825,  nan  der 
Debertragung  der  biah^gen  Buh-  nnd  Wittwengehalte  anf  die  Schnldeaitllgnn^aisB, 
die  Abgaben  der  Beamten  für  obigen  Behuf  beibedialten,  um  daraus  nach  Betboitang 
der  nenen  Wittwmigahalte  ein  HilnrermOgen  zu  — «"«"J"  Ab«  diea  wnohs  Ua  1840 
nnr  anf  108,000  fl.  ao,  weil  die  nen«i  Wittran-  nnd  Waiaengahalte  bald  den  Satng 
jener  Entrichtung  ttberatiegen.  Sie  beliefen  ääi  18S7/38  auf  nahe  an  300,000 1,  der 
A.  tai  1855/61  ist  558,200  fl.,  1861/67  (8.  Periode)  630(000  fl.,  A.  fOr  1870  815,000 1 
1865  wurde  noch  ein  besonderer  Cnterstatzungsrerein  für  die  Hinterlassenen  d«  biier. 
StaatBdiener  gegründet,  zu  welchem  die  Beamten  je  nach  ihrer  Besoldung  in  3  Cbn«o 
36—24—12  fl.  jlüulich  entrichten  o.  25  oder  50  Proc.  mehr,  wenn  sie  Uber  50  Jahn 
alt  eintreten  oder  über  diesem  Alter  eine  Uber  10  Jahre  jllngere  Frau  nehmen.  Anch 
Waisen  werden  nnterstQtzt,  doppelte  mehr  als  einfache.  Zu  Ende  18f»8/69  nra 
3333  Mitglieder,  70,960  fl.  Beiträge.  36,895  fl.  Zinseinnahme,  die  Staatacasse  Bcho« 
113,771  fl.  zu,  Cnternntzung  rorl&nfig  180—120—60  fl.  in  drei  Claaen.  Es  ist  hh 
rieieh  ein«  TOchtercasse  rorhandm  mit  1365  Mit^iednn.  zu  12  fl.  Beitrag  n.  46  Pw- 
StaataxBBchius.  1  Toditer  erhält  60,  fttr  2  wudan  90  fl.  gegeben.  Sonst  ^ilU  die 
Wittwe  Vs  ^  Besolduig  oder  des  BnhegehalleB,  ein  nterioses  Kind  Üb  nr  Tfli^ 
sorgnng  oder  Ins  znm  Sdünas  des  20.  Jdiret  Vs  tom  Qebalte  der  Mutter,  ein  elten- 
loses Kind  Vio  dessen,  was  die  Mutter  empfangen  würde.  Nach  dem  baier.  Etatsgei 
fllr  1876  sind  auch  die  Wittwen-  nnd  Waiaenpensionen  allgemein  um  5*/«  ^ 
wissen  Fällen  ausserdem  nodi  je  nach  der  Höhe  der  bezogen«!  Summe  um  10,  15 
nnd  207o  erhöht  worden.  A.  im  Et  f.  1876  an  Pens.  n.  Sustentat.  der  Wittwen  n. 
Waisen  2*11  Mill.  M.,  nebst  einem  weiteren  Posten  in  einer  and.  Bubr.  —  Wurten- 
berg:  Nach  dem  Oesetz  r.  28.  Juni  1821  «ude  die  Hälfte  der  Eintrittsgelder  ond 
Jahresbeiträge  der  Staatsdiener  zu  einem  Kapitale  gesammelt,  welches  mit  Mitte  1839 
auf  744.000  fl.  angewachsen  war.  Es  wurden  nun  ans  den  DeberschOssen  der  Sta^ 
casae  740,000  fl.  zugelegt  nnd  mit  Hilfe  der  Zinsen  dieses  Termdgws  (1846  schon 
1,613,000  fl.)  kann  die  Gasse  ohne  den  Staatsbeitrag  beatehra,  welcher  zuletzt  80,000 1 
ansgemaeht  hatte.  Uerdegen,  S.  177.  Seit  d.  J.  1873  sind  mit  andern  Teihflsfc 
d.  Pensiimen  auch  mittelst  neuer  oder  erhöhter  ^aatszoBohasse  die  Wittwen-  md 
WtisenpenBionen  gesteigiezt  worden.    Staatsbaitr.  i.  G.  23,200  fl.  £.  d.  HintaacUieb.  d. 
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■forden  keine  lange  ond  kostbue  Vorbereitang  and  b»ben  mit 

Mntdiensten  mehr  Aehnlicbkeit,  so  dass  die  Angestellten  im  Falle 
iler  baldigen  Kntlawtnng  sich  in  der  Regel  noch  anderweitig  leicht 
litrtbrmgen  können.  Diese  Voranssetznng  fällt  jedoch  dann  hinweg, 
iram  jene  erst  nach  langer  Dienstfabrang  im  vorgerückten  Älter 
oder  in  dem  Zostande  der  Unfähigkeit  zom  Erwerbe  ausser  Tbätig- 
kdt  gesetzt  werden.  Es  ist  daher  nicht  allein  höchst  billig  nnd 
Iwrofaigend,  sondern  aach  zur  Erwecknng  des  I^ensteifers  zweck- 
missig,  dass  in  solchen  Fällen  des  Bedtlrfiiisses  ein  angemessener  Rnbe- 
gehaU  gegeben  wird."  (Bau  §.  65a).  Die  Einrichtnng  eines  ordent- 
fiehen  Alters  versorgangs-,  Witt  wen-  nnd  Waisenpensions- 
wesens Oir  niedere  Diener  empfiehlt  sich  aber  auch  noch  princi- 
piell  ans  dem  Gesichtsponcte  einer  richtigen  Arbeiterpolitik.  Sie 
«iid  dann  Tielfaob  fUr  gewöhnliche  ArbeiterrerhftltnisBe  als  Huster 
nd  ils  Anregung  dienen  können. 

$.87.  —  F.  Neben  dem  Gehalte  sind  fttr  besondere  Dienste 
«tatllr  ausserhalb  des  Wohnorts  zu  vollf&hrende  Geschäfte 
Tagegelder  (Diäten)  und  Reisekosten,  femer  bei  Ver- 
lefsBDgen,  welche  einseitig  von  der  Staatsgewalt  ausgehen, 
(^■zagskosten  an  die  Beamten  zu  vergüten.  Im  finanziellen 
Intn'Nse  ist  ittr  das  Unterbleiben  nnntltzer  Dienstreisen  zu  sorgen. 
Sonst  soU  die  Diät  und  der  Reisekostenbetrag  zwar  sparsam  be- 
nnen  werden,  so  dass  dabei  kein  besonderer  Gewinn  gemacht 
werden  kann,  aber  doch  auch  die  vollen  Kosten  ersetzen.   Für  die 
Düten  ist  eine  Pansobsnmme  am  Zwei^mässigsten,  welohe  mit 

SiMtsdüser,  25^00  &.  dsgl.  der  enng.  GeistL,  21,200  dsgl  der  Lehrer.  — 'Oester- 
teicb  (Weet-)  1870  2,005,554  fl.  fttr  StaiUidieiiefwlinttireD ,  225,991  fl.  Eizieliangs- 
bciir.,iiigeiioiii]iieD  Vt  derGnadennliea  1 64,101  ft.,  Steibeqout  68,9 1 6  fi.,  nu.  2,468,000  fl. 
iD.ift.DataiiiidstiüchBftii). — Die  Wittvea-  n.  Wiisenpens.  ^nd  fftst  ubuall  noch  sebr 
äeiiig.  Zo  ihrer  Anfbessenmg  durch  prirate  Lebens-  oder  BenteaTeTBichenuf  fehlen  bei 
der  KÜppheit  der  Bescddongea  meistens  die  Mittel.  Dies  bereist,  dasa  die  Selbstkosten 
der  Staltsdieaerarbeit  auch  in  Betreff  dieses  letzten  Postens  nicht  richtig  gedeckt 
vodeo.   Das  oft  so  kOmmerUche  Loos  der  Beamtenvittwen  zeigt  es  drastisch  genug. 

**)  ( B  a  Q ,  g.  65a  in  d.  5.  Aosg.)  Z.  B.  b  a  d.  Ges.  r.  2S.  Ang.  1 835 :  Diener,  die 
loa  einem  Miniateriom  oder  einer  Mittelstelle  angestellt  sind  und  ihren  Dienst  fort- 
vihiend  Terseheik  haben,  k&nnen  einen  Rahegehalt  erhalten,  der  bei  weniger  als 
IS  Dieastjahren  ihres  festen  Gehaltes,  bei  mehr  Diens^hrea  die  H&lfte  desselben 
nicht  übersteigt  Wenn  das  Drittheü  im  ersten  Falle  unter  72  fl.  oder  die  H&lfie  im 
ndm  Falle  onter  150  fl.  ist,  so  kann  der  Bohcgelialt  bis  za  diesflo  Snmmen  steigen, 
die  aber  fttr  bcjjahrte  Hinoer  sehr  knapp  bemessen  sind.  Die  YoIlziigsTarordaniig  t. 
Ü.  Noremb.  1841  bestimmt,  welche  niederen  Diener  AnsteUnngsdecrete  erhalten  und 
penäoDsfiUüg  sein  sollen,  mit  dem  bei  jeder  Art  ron  Diensten  ÜBStgesetzten  maz.  des 
f&T  den  Bohegehalt  za  Grande  zn  legenden  Gehaltes,  300 — 600  fl.  —  Stiftung  einer 
Viltvencaase  fOr  solche  niedere  Diener,  Statntea  r.  25.  Kor.  1841.  Der  monatliche 
Beitfag  ist  48  kr.  —  1  fl.  36  kr.,  die  SostentAtion  der  Tittwen  oder  Waisen  mr  fttr 
di«  enteil  10  Jahrs  das  4£kche,  qAtor  das  SfiuAe  des  Jaluesbeitrages  des  Ifsones. 
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eimger'  Rücksicht  auf  Rang  nnd  Stellung  des  Beamten  (ohne  Zopf- 
thnm)  abgestuft  wird.  Reise-  nnd  Umzugskosten  lassen  sich  lüften 
■  speciell  verrechnen,  doch  ist  auch  hier  ein  Paoschqnantnm  im  All- 
gemeinen zweckmässiger,  weil  dabei  sparsamer  gewhrthschaftet  n 
werden  pflegt**) 

3.  Abschnitt. 
Der  Real-  oder  Sachfflterbedarf.  0 

I.  —  §.  88.  Allgemeine  arondsätze.  Soweit  Sachgtlter 
als  directes  Mittel  fUr  Staatszwecke  nl$thig  sind,  kauft  sie 
der  Staat  in  der  entwickelten  Yolkswirthschaft  in  der  Regel  besser 
im  freien  Verkehr  ein  oder  lässt  sie  anf  Beatellnng  von  den  Privaten 

DiätoDordanDK.  Beispiel:  PrenBsen,  Verordn.  t.  28.  Jiui  182S  neW 
sp&teren,  o.  A.  bes.  r.  10.  Jaoi  184S.  Neaea  Ges.  r.  29.  Uta  1873  Ober  Tk^egelda 
u.  Reisekosten,  d.  Beamten,  in  einigen  Pancten  abge&ndert  durch  Oes.  t.  28.  Jaai  Uli 
nebst  Verordn.  t.  15.  April  1876.  Di&ten  gezahlt  fax  Aufenthalt  ansseriidb  dM 
Wohnorts  oder  des  zagewiesenen  Bedrits  bei  commiss.  Qeecb&ften  in  Dienstangeleget- 
heiten.  Abstafang  der  Sitze  nach  Bang-  und  Dieostdissen  (mit  ziemlich  riel  Will' 
kurlichem)!  Keae  Sitze  für  actire  Minister,  BUbe  1.,  2.  u.  3.,  4.  o.  6.  Gl  t.  10,  8, 
6.  4  Thlr.,  für  andere  n.  Subalterne  3,  2,  IVi  Thlr.  —  Beiiekoiten,  Grla»T« 
10.  Juni  1848  u.  d.  gen.  neuen  Gesetze  Meilengelder  auf  Eiseob.  n.  Daaap&ch.  i9p- 
ittr  die  5  entea  Bugclassen,  7Vs  ftr  die  andere,  5  gr.  ta  Oateibeemte  per  Xw) 
nebenkoaten  fOr  Zu-  it  Abgehen  7.  Eisenb.  il  s.  v.  bez.  1  Thlr.,  20  n.  10  gr.;  Im 
anderen  Commonlc.  die  -S  ersten  Classen  IV«,  die  anderen  1,  Onterbeamte  '/i  W». 
per  Melle.  Gewisse  Abinderangen  und  Erhöhungen  der  Sitze  im  Verordnung!«?« 
und  geeetzUcb  gestattet  und  z.  B.  durch  die  Verordn.  Tom  16.  April  I876  erfolgt 
Dmzugskosten,  Erl  v.  26.  Mftrz  1655.  Keine TergQtnng,  wenn  Versetzung ledigüca 
uf  Antrag  des  Beamten  erfolgt  und  venn  mit  der  VeraetZDiig  eine  Einkominenf«<- 
besBeruDg  rerbanden,  deren  halbjihr.  Betrag  die  ümzogekoetoDTergatung  Qbersteift, 
—  vas  ^0  iriederam  nur  eine  der  bedenkL  Gehaltsschmilerongen  ist  Abetufanf; 
nach  Rang-  u.  Dienstclassen  (mit  sehr  starken  SprOngon  der  Sitze,  velche  kaum  den 
Verhiütniasen  entsprechen,  bes.  in  den  oberen  Classen  nicht),  femer  Unterscheid.  Toa 
aUgem.  Kosten  und  Transportkosten  für  je  5  Meilen,  erstere  von  600  (BIthe  1.  d). 
350  (dsgl..  2  a.)  n.  8.  T.  bis  60  Thlr.  (Subalt.  1.  GL)  u.  25  Thlr.  (OntetbediMite), 
TnnsporAosten  iaf^L.  80,  24  bis  7  und  4  Thlr.  i.  G.  10  Stofen.  Bei  Beamten  ob» 
Familie  die  Hilfte.  Ferner  gebt  r.  d.  VergUtungssiunme  stets  die  Hilfte  des  Noadnu- 
betrags  der  etraigen  Eiokommenrerbessening  ab.  Einige  aparte  Bestimmungen  m 
besond.  Beamte.  Das  Friucip  der  Meilengelder  entspricht  bei  den  heut  Commnnic 
nicht  mehr  ganz.  S.  Maseber  S.  91 — 107.  Die  neuesten  Bestimmongen  (Verord- 
nungen u.  8.  V.)  bei  Eeinecke  a.  a.  0.,  S.  29  ff.,  185  ff.,  230  ff.  (auch  aber  die 
bezügl.  Bestimmungen  im  Eeichsdienst).  —  Sonst  wird  auch  wohl  die  Diit  im  Wiater 
höher  als  im  Sommer,  ftir  Geschäfte  im  Auslände  hoher  als  im  Inlande  angesetzt, 
welches  Princip  in  den  kleinen  deutschen  Slaatao  allerdings  zd  komischen  Folg^ 
fahrt.  —  S.  d.  neue  bad.  Diitenregl.  7.  9.  Mai  1867  (o.  A.  10%  WinterznscWsg). 
10  Stufen  TOQ  10  0.  bis  V/^  A.  In  Baden  besteht  u.  A.  die  onbilUge  BestinuDUg. 
dass  Staatsdiener,  die  ioT  5  3.  den  Dienst  vieder  rerlaffien.  die  Umzungelder 
erstatten  mttssen  (was  practisch  meist  nur  Ünirersititsldirer  trifft  lud  die  wichtige 
deutsche  akademische  Freizügigkeit  stOrt). 

>)  S.  Ran,  5.  Ausg.,  §.  66,  67  n,  die  jetzt  dem  Inhalte  nach  hierhergezogenes 
§g.  34,  35.  meine  Neubearb.  (6.  Ausg.)  dieselben  §§.  Tie  in  der  S.  Auag.  —  Vtm 
d.  milit&r.  Bealbedarf  §.  119.     ^  ° 
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fefera.  Denn  hier  cononrrirt  der  Staat  erfahrongsinttesig  selten 
eife%rach  in  der  gewöhnlichen  SaohgUterprodnction  mit  den  Privat- 
virthschaften  und  die  Priratindustrie  wird  diese  Gflter  auf  Begehr 
gern  liefern.  Deshalb  giebt  der  Staat  vielfach  passend  die  eigene 
Prodnetionsthfttigkeit  Enm  Zweck  der  Besehaffong  dieser 
Saehgflter  an  f.  Soweit  er  die  Prodnction  der  letzteren  aber  als 
Mittel  der  EinnahmebescfaafiFiing  betreibt  (Domanialwesen  L  w.  Ö.), 
Ntet  er,  wie  rieh  spftter  zeigen  wird,  meistens  besser  die  BestenemDg 
u  die  SteUe. 

1)  Diese  Kegel  erleidet  jedoch  Ausnahmen.    Die  eigene 
Eneog^QDg  solcher  SachgUter  ist  anch  hente  noch  vom  rolkswirth- 
»bafUichen  nnd  finanziellen  Standpnncte  znlässig  oder  selbst  ge^ 
boten,  wenn  a)  der  Staat  ganz  specifisch  eigenthUmliche 
Stebgtlter  brancht,  welche  die  FriratiDdnstrie  fast  nnr  ßir  ihn 
ttentellen  würde  nnd  alsdann  oft  nach  derselben  Betriebsorganisation, 
räriedas  Staatswerk  besitzt;  b)  wenn  besondere  Versuche 
o^di^m.  anzustellen  sind  nnd  c)  wenn  die  Goncurrenz  nnter 
dcsPriratunternehmern  sehr  gering,  die  Gontrole  der 
Priratabliefernngen  besonders  schwierig  ist.   Alle  drei 
MngDDgen  treffen  namentlich  öfters  bei  der  Prodnction  von 
Beqaiuten  der  Militär-  nnd  Marinererwaltung  zu.   Aber  selbst  hier 
(ICnipp!)  nnd  vollends  auf  den  meisten  anderen  Gebieten  wird  die 
entwickelte  Privatindnstrie  Öfter  passend  an  die  Stelle  der  Staats- 
iulnstrie  treten.  *) 

2)  Bei  den  Staatsbehörden  kommt  regelmässig  ein  Bedarf  von 
wbiedenen  SachgUtern  vor:  „ÄmtsbedUrfnisse  oder  Bnrean- 
kosten  aller  Art,  als  Einrichtung,  Heizung,  Belenchtnng  der  6e- 
KbSftszinimer,  Schreibmaterialien,  Packmaterial,  Bücher  n.  dg)., 
'obei  es  wenigstens  für  die, unteren  Stellen  am  Besten  ist,  die 
Ausgabe  nach  einem  angefiibrcD  Ueberschlagc  den  Beamten  ftlr 

feste  Summe  zu  Überlassen,  weil  die  Verrechnung  im  Ein- 


*)  Am  Häufigsten  bestehen,  abgeeeh.  v-  Staats-Waffenfabrilcen,  Kanonengiessereien, 
^clubweiften  n.  dgl  m.,  noch  besonders  Staatsdruckereieo  n.  selbst  Papier- 
'tbrikea.  Diese  Anstalten  tentiren  selten,  liefern  die  bezahl.  Materialien  on  eher 
^arer  als  d»  FriratindDstrie  «od  nicht  isuner  besser.  Die  Caatelen  iregen  der 
Nvdnuig  des  Amtageheimnäses  In  Betreff  ron  Drucksachen  und  vegen  des  Drucks  ron 
■enkpapieren,  Papie^eld  n.  s.  w.  können  notorisch  ehenso  bei  Priratanstalten  getroffen 
»«den.  Wiederholt  wnrde  o.  A.  in  Oesterreich  die  Abschafiiing  dieser  beiden 
StuteijidiistriezTeige  berathen.  Es  ist  auch  die  Papierfabrik  in  Schlöglmohl  rer^ 
inueit  vord».  A.  1876  fU  die  Stausdmckerei  in  Wiea,  Einn.  1.207,000,  Aa%. 
I.I19J)00 1,  «Im  Beda  ertrag  sehr  gering  nnd  oft  hinter  dem  Anschlag  znUldibletbend. 


Digitized  by  Google 


202 


I.B.  2.K.  3.A.  BMlbedwl  S.SS.89. 


seinen  xo  omstHndlich  und  dabei  ein  tlbeilflsager  Anftrand  Most 
Bkbt  ZD  verhüten  ist.»)"  (Raa  §.  66). 

Das  PoBtporto  ftlr  amtliche  Sendungen  wurde  biflbw 
meistene  nicht  bezahlt,  da  die  Post  aaoh  eine  Staatsanstalt  zn  Bern 
pflegt,  also  Aasgabe  nnd  Einnahme  nor  von  einer  Tasche  in  die 
andere  gehen.  Indessen  führt  diese  Portofreiheit  der  Behörden 
leicht  wieder  sn  einer  za  geringen  Sparsamkeit  nnd  zu  uner  zu 
weit  gehenden  Benatsnog  der  PostanstalL  Daher  die  besondere 
Verrechnung  des  Porto's  der  Behörden  mit  der  Post,  wonach  du 
Porto  als  Aasgabe  der  Behörden  and  als  Einnahme  der  Postanstatt 
erscheint,  doch  das  Bichtigere  ist  Dadareh  erhält  man  aach  eue 
genauere  Uebersicht  des  wirklichen  Staatsanfwands  nnd  der  wahren 
LeistODgen  and  Erträge  der  Post') 

§.  b9.  —  3)  In  dem  jetzt  regelmässigen  Falle  der  Besohaffang 
des  Sachbedarfs  durch  die  PriTatindastrie  muss  der  Staat  bei 
der  Bestellung,  dem  Abnehmen  u.  s.  w.  die  Geschäftsgrund- 
Sätze  grosserEinzelwirthschaften  befolgen.  Dahingehört:') 

„a)  Das  Aasbedingen  des  Preises  vor  dem  Beginn  der  Am- 
gäbe,  um  Ueberforderungen  und  Streit  zu  rerhtlten,  sei  es  nnn  im 
Ganzen  oder  ftlr  eine  gewisse  Einheit  der  Leistung  (z.  B.  p.  Coliik- 
meter  Steine,  p.  Bogen  Papier  n.  dgL  'm.). 

„b)  Die  Benutzung  des  Mitwerbens,  um  sich  die  vortbül- 
haftesten  Bedingungen  zu  verschaffen.  Dies  geschieht  entweder 
durch  mttndliches  Abbieten  und  Zuschlag  an  den  Wenigst- 
fordernden,  wobei  bei  manchen  Gegenständen  des  Bedarfs  freilich 
die  Gefahr  entstehen  kann,  dass  ein  unfähiger  oder  anredüeher 
Unternehmer  die  zuverlässigeren  Concnrrenten  unterbietet,  weshalb 
Seitens  des  Staats  hinsichtlich  der  Qualität  der  Leistang  Cautelen 
zu  treffen  sind;  —  oder  durch  Annahme  schriftlicher  Offerten 
(Submissionen)')  wobei  man  demWenigstfordemden,  wofern  seine 
Persönlichkeit  die  gehörige  Sicherheit  gewährt,  den  Vorzug  giebt" 
(Ran).  In  neuerer  Zeit  sind  Aber  dasSnbmissionswesen  auch  in  Deutsch- 

*)  Die  Scbreibmaterialien  kOmieD  bald  oach  der  Eiavohneizahl  eines  Amtsbezirts. 
bald  nach  der  Grosse  der  rerrecbneten  Samme,  bald  n&ch  der  Zahl  der  ÜBter^ebeneo 
angeschlagen  verdea.  In  Baden  z.  B.  werden  für  jeden  Beamten  bei  den  Dnler- 
gerichtea  40  fl^  fu  eioe  Baniaspection  323  6.  gegeben.  (Ran.) 

*)  Mit  Recht  daher  Äofbebang  der  Portofreifaeiten  der  Behörden  n.  s.  w.  im 
Norddeutschen  Bunde  durch  Ges.  r.  5.  Joni  1869,  allerdings  mit  veranlasst  dvcb 
die  eigeothOml.  Trennang  der  Bandes-  und  EinzelstaatsfinanzeD .  da  di«  Post  Bandes- 
Sache  isL  Postsendongen  in  Bniulessachen  (also  Ind.  Milit&rsachen  n.  s.  w.)  siad  denn 
auch  portofrei  gebUebrä,  g.  2,  4.  9  d.  Ges. 

*)  |.  89  D.  90  nach  Ran  g.  34,  35,  z.  Th.  TOrtlidL 

^  S,  iülr  Frankreich:  de  Gerando.  droit  administratif  IV,  268,  948. 


Digitized  by  Google 


Begelii  bei  BesAaAing  4flB  Bflilbedaib  durch  die  PiivatiDdiuttlB.  203 


Ind  muiehe  Klagen  der  IndostrieUen  erhoben  worden.  Sie  haben 
Ann  Onmd  darin,  dass  der  Staat  oft  sn  einsdtig  auf  den  Preis, 
itiU  zogleicb  anf  die  Qualität  der  Leistung,  sieht,  wobei  dann 
die  Preise  unter  den  Stand ,  welcher  von  einer  tttchtigen  Qualität 
der  Leistung  bedingt  wird,  herabgedrUokt,  damit  aber  auch  die 
Qatlität  der  Arbeit  Überhaupt  in  weiten  Kreisen  rerschlecbtert 
voiden  ist  Im  Uebrigen  ist  das  ganze  System  der  Snbmissionen 
BD  eine  Conseqnenz  des  priTatwirthsefaaftlicben  CoBcorrenzprindps 
BBd  steht  and  fällt  mit  letzterem.  ^) 

„c)  Abscbliessen  von  Verträgen  Uber  grössere  Mengen 
TOB  Waaren,  weil  dabei  niedrigere  Preise  als  im  Kleinankanf 
emeh  werden.  Dies  ist  anch  ansftthrbar,  wenn  die  Mengen  nicht 
S^ochseitig,  sondern  nach  nnd  nach  geliefert  werden,  z.  B. 
Vietaalien  flir  OffentUohe  Anstalten. 

„d)  Das  Verdingen  von  Ansgaben,  die  ans  mehreren  Theilen 
^QH^n,  an  einen  einzigen  Uebemebmer  (Aocordanten)  gegen  eine 
ia  Gsazen  aosbednngene  feste  Summe  (Aversam,  Pao^eh- 
iiaae).   (Frtther  sogen.  Admodiation.)  Dies  hat  sieh  bei 
BtDchen  Posten  des  Realbedarfs  nützlich  erwiesen,   weil  der 
(/eberaehmer  seines  eigenen  Vortbeils  wegen  genauere^  Aufsicht 
fflbt  nnd  mehr  Sorgfalt  anwendet,  als  es  von  Staatsbeamten  in 
der  Begel  zu  erwarten  ist,  weil  er  femer  Veruntreuungen  besser 
rarhUten  and  auch  nicht  durch  die  GUsschäftsformen,  die  fttr  Finanz- 
beiBte  der  Gontrole  wegen  vorgeschrieben  sind,  in  der  Wahl  des 
spsrsamsten  Verfahrens  gehindert  wird.    Daher  wird  eine  Ver^ 
diognng  meistens  fUr  den  Staat  wohlfeiler,  trotz  des  Gewinns,  der 
natllriich  dem  Uebemebmer  bleiben  muss.    Verträge  dieser  Art 
werden  fflr  einen  einmaligen  zasanunengesetzten  Realbedarf,  z.  B. 
einen  Bau,  flir  den  Transport  von  Gegenständen  (Holz,  Salz),  iUr 
eiaen  jährlich  fortdauernden  Aufwand,  z.  B.  fUr  die  Bedürfnisse 
dnes  Geschäftszimmers,  abgeschlossen.  Indessen  ist  das  Verdingen 
<U  bedenklich,  wo  der  unredliche  und  unfähige  Uebemebmer  leicht 
dareh  mangelhafte  Leistungen  Schaden  thun  kann  und  wo  die 
dsgegen  zu  treffenden  Vorsichtsmassregeln  unzuverlässig  oder  zu 
umständlich  sind  oder  zu  spät  kommen.    Daher  zieht  man  bei 


^  Die  neoere  Opposition  gegen  die  Sabmissionen.  z.  B.  in  Prenssen,  Söltens  der 
iBdattrieUflo,  geht  doch  von  einem,  freilich  nicht  onberecbtigten,  Intereoseostandpiucte 

Ontenehmfli  (mit  golegentlicher  Bernfong  tuioh  auf  das  Arbettenntoxease)  »ni. 
AiactehitiBch  fOi  die  Wordignag  der  „freien  Goncuireiu"  (s.  Wagoer.  GrondL  6, 
^  3),  aber  kein  Grand,  in  dieeen  einen  Falle  sie  za  beseitigen. 
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manchen  Arbeiten,  z.  B.  Strassen-,  Wasser-,  Festongshto,  doeh 
wieder  die  AnsfHhinng  anf  eigene  Recfanang  nnter  der  Leitrag 
taehtiger  Staatsbeamten  vor.s)'*   (Ran  §.  35). 

IL  —  §,  90.  Besondere  Bemerkangen  tiber  Staati- 
banten  nnd  Staatsgebände.  Die  Anfftthning  and  Erhaltng 
der  den  Staatszwecken  dienenden  Staatsgebäade  (einscbliesslich 
deijenigen  ftlr  Dienstwobnongen)  bedingt  ftlr  den  Staat  besondere 
Hdbevraltang  nnd  bringt  die  Gefahr  grnsserer  Aasgaben  mit  sich.") 
Namentlich  werden  die  Regierungen  oft  durch  Vorschläge  einzelner 
Beamten  in  Versnchong  gesetzt,  grosse  Summen  anf  nnKwei-kmissige 
oder  doch  entbehrliche  Bauten  za  verwenden.  Zur  Bew&ltigang 
dieser  Schwierigkeiten  bieten  sich  unter  anderen  folgende  Mittel  dan*^ 

1)  Anstellang  von  Bezirksbaomeistern  im  Dienste  der 
Finanzverwaltnng,  nnd  einer  oberen  Baubehörde.") 

2)  Abschaffung  der  ftti'  die  Staatszwecke  entbehr- 
lichen Dienstwohnungs-  nnd  sonstigen  Gebände.  In- 
dessen mit  den  Beschränkungen,  welche  sich  aus  den  frQheren 
Bemerkungen  tlber  Dienstwohnnngen  im  Dienstinteresse  {%.  70) 
und  im  Staatsdienerinteresse  (§.  81)  ergeben.'*) 

Auch  ist  es  auf  dem  Lande  oft  schwer,  eine  passende  Mietfa* 
wofannng  za  finden.  Wo  solche  Umstände  nicht  voi^nden  nnd, 
da  kommt  in  Betracht,  dass  die  Zinsen  des  Verkehrswerths  der 
Gebäude  and  die  Brhaltangskosten  mehr  zu  betragen  pflegeu,  als 
die  ftlr  die  Dienstwohnung  zn  erhaltende  Vergfltang,  zumal  wenn 
letztere,  wie  es  Hblicb  ist,  zu  niedrig  angesetzt  wird,  was  rieh 
freilich  abstellen  lUat^) 

')  la  Frensaen  soll  die  AnsftlhrQng  Offentl.  Bauten  ia  der  Regel  nicht  aot 
Becluinng,  sond.  in  Terding.  die  ÄnscbftB'ang  der  Bknmaterialien,  bes.  Kalk-.  Mtner-, 
Dachsteine,  auf  Kechnnng  erfolgen.  S.  R  0  d  n  e ,  preass.  Staatar..  3.  Aaag,  n,  2,  S.  601- 

*)  Bau  §.  67  hatte  zn  anbedingt  uigenoniineii ,  dass  die  Gebläe  dem  Staate 
stets  thearer  als  den  Privaten  kämen. 

Ueber  die  BestimmiingeD  In  PrevssflB  s.  r.  ROone's  Baopolizai  d.  prews. 
Staats.  8.  Ausg.  S.  86$  ff.,  in  Kurze  in  dess.  Staatsrecht,  3.  Anag.  II,  2,  606. 

**)  In  Prenssen  fst  die  frühere  techn.  Oberbandirection  ron  1770  im  J.  1^9 
aofgdöBt  nnd  ihr«  Fnnctioa  der  AbtbeiL  fflr  Banvesen  im  Uaadelsministeriom  tiW* 
tngen  vorden  Sie  hat  n.  A.  die  Debervachang  der  Oeschäftsflthnuig  der  Banbeamtea, 
die  Berathang  des  BanbfldQrfniBses  n.  d.  Aufstellnng  der  Banetats  f.  Staatsbanten,  die 
Prüfong  nnd  Feststellang  der  Banentrürfe  and  KostenanschUg« ,  die  oberste  Leitung 
nnd  Ucberwachnng  der  AnsfOhrung  der  Banten.  t.  Rönne.  Staatsrecht,  II,  I,  S.  108. 
In  dtin  BezirksregieroDgen  bat  ein  Baurath  die  Bau-  nnd  Beparataranschlige  fesRO- 
s«tzen.  eb.  S.  ISS. 

Ran  ebendas.  bat  die  in  §.  81  enr&fante  Seite  der  Frage  der  Dienstvohnniig«!! 
noek  nicht  beuhtet 

^  In  Preuaten  md  Baden  wird  dem  Beamten,  dessen  ganies  DiaiftefnkomDeB 
in  einer  Geldsomme  aa8g8dro<^  ist,  für  die  Wohnnng  mdsteas  ein  Absng  nm  10  Fnc- 
gemacht,  mfilr  er  in  dar  Regel  keine  Hietbwohnnng  erhalten  Yflrde.  £8  wtre  ridi- 
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^)  Unter  den  Aasbeaaerungen  mtteaen  di^enigen,  welche 
£diitaog  dienen,  zdtig  vorgenommen  werden,  weil  sich  bei 
■getan  Verzuge  die  Koaien  rergrössem"),  während  andere,  die 
nr  besseren  Benatznng,  Bequemlichkeit  oder  Verachj^nerong 
eine  sorgfältige  Prüfung  der  Antrüge  und  eine  Unte^ 
der  mehr  oder  weniger  nOthigen  oder  nützlichen  Aua- 
a  ofordein,  damit  jene  ror  diesen  anagefllhrt  werden. 
„^iKeabanten  dflrfen  wegen  ihrer  Kostbarkeit  nur  nach 
r  i'ilerraehnog  des  Bedtlrfnisses  nntemommen  werden  and  es 
wechselnde  peraOnliche  Wttnsohe  und  Räcksichten  keinen 
aof  die  Beschltlsse  gewinnen.  Bei  einem  unzweifelhaften 
ist  die  AuffahruBg  eines  nenen  Ctebändes  oft  vortbeil- 
als  die  Einrichtung  eines  älteren  zu  einem  Gebrauche,  zu 
M  nicht  bestimmt  war  und  für  den  es  doch  nur  mangelhaft 
Mf  kttrsere  Zeit  braachbar  an  machen  iat  Manche  Kenbauten, 
uth  oUtzlicb,  laasen  sich  wenigstens  leicht  verschieben.^^) 
i^)Wahl  der  wohlfeiUten^Ansführangsart,  wenn  diese 
Itrldekaicht  anf  die  Dauer  und  aof  daa  Anatändig^  verträg- 
•L  Man  mosa  daher,  ohne  den  guten  Geschmack  zu  belei- 
Einfache  dem  Xttnstlich-LazDriöaen  vorziehen  und  genaue 
e  vorlegen  lassen,  nm  die  GrOsse  der  Ausgabe  schon 
in  kennen.    Die  Anschläge  werden  durch  die  vorgesetzte 
,  nöthigenfalls  an  Ort  and  Stelle,  geprüft   Eine  Ueber- 
der  beantragten  und  genehmigten  Samme  muss  bei  der 
n  Stelle  zor  Nachbewilligung  gerechtfertigt  werden  and 
Itunieister  wird  verantwortlicji  gemacht,  wenn  sein  Anschlag 
iigkeit  oder  Absicht  zn  niedrig  war.  Bei  beträchtlichen 
wird  in  der  Regel  jeder  Zweig  der  Bauarbeit  (Steinhaner-, 

Ja  Weith  so  uizoschlageo ,  wie  er  aich  for  sine  Wohnimg,  welche  der  be- 
Beamte  sonst  nach  seiner  Lebensweise ,  Stellnng  and  den  ortsüblichen  Ter- 
■  lOTochte,  stellen  worde.   S.  o.  §.  70. 
^^^Geb&ade  werden  am  Besten  znm  Frühling  besichtigt,  weil  man  dann  die 
"■vuQt  ZQ  den  nöthigen  Herstellungen  ror  sich  hat.    Sodann  werden  die  An- 
Witnache  fUr  Bauarbeiten  mit  den  KostenOberschlftgea  einer  Toi:gesetzten 
Oeaehmt^nng  ro^egt;  sog.  Banrelation.  Ansftüirliclie  TonchiiftaiL 
'  ui  in  allen  Stuten.  In  Prentsen  dürfen  nur  Arbeiten  unter  50  Thlr. 
_  TennscUagUDg  dorcli  Banbesmte  anmittelbar  To^nommen  werden. 
Uber  1000  Thlr.  bedorfen  der  Berision  der  AnschUge  durch  die  Ban- 
sin Haadelsrnfnisteriom.   Efinae  a.  a.  0. 

Baiern  waren  fur  den  Voranschlag  von  1855/01  von  den  Kreisregienmgen 
>  L  ftr  Beabanten  zn  Zwecken  der  Staatsrerwaltnng  verlangt    Man  rar- 
^nth  AoBscfaeidaDg  des  Minder-Dringeuden  die  Samme  erst  auf  740,000, 
{j^  Sl5,00p  fl.  und  aacb  bieiron  wnrden  nar  387,0U0  fl.  in  den  Vonnschlag  fllr 
,  j^j»qerioda  aafgonommen,  —  In  Prenssen  bedürfen  Neubauten  ttber  500  Thlr. 
'Mia  der  Anschlage  darch  die  miaistatiellc  BanabtheUnng. 
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Manrer-,  Zimmer-,  Sebroiner-f  Sdilosser-Arb^  n.  s.  w.)  dem 
MindestforderDden  flberlusen  (§.  89),  es  wiid  snr  Ueberwadnmg 
der  Arbeiten  ein  Baaveretändiger  (BanfUlirer,  Balier)  beanftragt  nnd 
das  Tollendete  Werk  yor  der  Aosbezahlaog  der  bedangen«!  Snnme 
genau  nntrasnobt ^*)"  (Ran  §.  67). 

4.  Abschnitt 

Der  rtnaiubeiarf  oder  die  Ausgaben  für  dfe  Bestvtftaig  der 
Mebiinfskosten  der  Staatseinnakmen.  ^) 

I.  —  §.  91.  Der  eigentliche  Finanzbedarf  oder  die 
reine  Staatsansgabe  (§.  68)  kommt  unmittelbar  den  Btaats- 
zweeken  nnd  den  zn  ihrer  Verwirklichnng  dienenden  cinEclnen 
Thätigkeiten  zn  Gute.  Die  Erhebongskosten  der  Staatsein- 
nahmen oder  allgemeiner  ausgedrückt  nnd  den  Fall  der  Eosteo 
der  Greditoperationen  (Staatsanleihe  n.  s.  w.)  einbezogen,  der  Ein- 
gänge (o.  §.  50),  sind  nor  das  Mittel  fttr  den  Zweck  oder  für 
die  Beschaffnng  der  Deckung  des  eigentlichen  Fmanzbedarft.  b 
den  Etats  müssen  diese  Posten  möglichst  vollständig  mit  erscheinen, 
weil  ihr  Betrag  bei  dem  werbenden  Staatseigenthnm  die  Wirtb- 
schafUichkeit  und  die  privatökonomische  und  technische  Fähigkeit 
der  Staatsverwaltung  mit  erweist  und  weil  ein  Theil  dieser  Ver- 
waltungskosten ')  und  die  Erhebungskosten  der  Gebühren  und  eigent- 
lichen Stenern  ebenso  wie  die  reine  Staatsansgabe  zu  den  eigent- 
lichen Lasten  geboren,  welche  das  Staatswesen  der  Bevölkerung 
macht  (§.  33).  Es  ist  deshalb  die  Forderung  zn  stellen,  dass  die 
Etats  in  Ausgabe  und  Einnahme  sogen.  Brutto-Eiats  sind,  welche 
alle  an  den  Einnahmen  haftenden  Kosten  möglichst  vollständig  mit 


^  Die  Banbeamten  haben  tielf&ltlg  darcb  Ueberscbreitimg  der  bevÜtigfen  Stuomen 
die  Onbrang  im  Staatsbaosbalte  gesUtrt,  es  sei  nun,  dass  sie  nicht  sorgfältig  genag  ZQ  ; 
Werke  gingen,  oder  absichtlich  die  Änschl&ge  zu  niedrig  machten,  um  desto  eher  dla  I 
Genehmigang  neuer  Bauten  zu  bewirken.  Daher  schreibt  die  bad.  T.  r.  5.  April  1839 
ror.  wie  die  technischen  Beamten  in  solchen  FtUleu  zur  Verantwortung  gezogen  werden 
soÜen.  —  A.  Welmarsche  V.  r.  18.  Ang.  1S18  Alt  13:  Sobald  sich  zeigt,  dass 
die  Anschlagssomme  nicht  zareicht ,  wird  jede  Zahlung  für  den  Bau  angestellt  and 
an  die  höchste  Behörde  boichtat  Für  Preaasen  s.  die  betreff.  Yerordnnngen  bei 
BOnne  a.  a.  0. 

Dieser  Abschnitt  ist  in  dieser  Aoil.  neu  eingefOgt,  weil  es  mir  wtinschenswerth 
schien,  ron  einem  zasaauenfusendea  Genchtapancte  aas  die  Frage  der  £rfaebang»- 
koaten  ganz  im  Allgemeinea  zu  belmditen.  Du  f-ipTwlna  g^M  dann  in  die  Laus 
von  den  Einnahmen. 

')  Nemlich  derjenige  Theil,  welcher  etwa  hei  der  Staatsrerwaltong  wegen  der 
derselben  anhaftenden  EigeothlimlichkeiteD  grfisser  ist ,  ab  bei  der  PriwttrvmUmg. 
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■IhaheB.  Dieser  Fordernng  lind  die  Staaten  in  neuerer  Zeit  aoch 
■nier  nachgekommen.*) 

n.  —  §.  92.   Die  möglichste  Beschränkang  der  Er- 
hebangakoBten  mnsa  im  Finanz-  und  Staatsintereese  selbstver- 
I  itodlich  entrebt  werden.  Wie  zn  diesem  Behnfe  bei  den  einzelnen 
!  Arten  von  Einnahmen  vorzugehen  ist,  wird  in  der  Einnahmelehre 
näher  erörtert  An  dieser  Stelle  ist  aber  schon  darauf  aufmerksam 
n  machen,  dass  die  Hohe  der  genannten  Kosten  theils  ron  der 
Art  der  Einnahmen,  insbesondere  der  priTatwirthschaftliehen 
doer-  nnd  der  Gtebtthren  and  Stenern  andrerseits  nnd  wieder  der 
eiBiehaen  Kategorieen  jeder  dieser  Einnahmearten,  theils  ron  all- 
gemeinen Verhältnissen  der  Zeit  nnd  des  Landes  abh&ngt. 
El  darf  daraus  die  allgemeine  Regel  für  die  Finanzwirthschaft  ab- 
g«Utet  werden,  dass  zwar  bei  der  Wahl  der  Einnahmearten  auch 
iieies  Moment,  die  H9he  der  natürlichen,  einer  Einnahme  an- 
UdM&den  nnd  der  dnroh  die  Zeit^  und  Landesrerhältnisse  bedingten 
Koite,  thnnlieh  mit  berOeksiohtigt  werden  mnss;  dass  aber,  weil 
die  IFahl  der  Einnahmearten  doch  wesentUch  von  anderen  Um- 
itiaden  mit  abhängt,  Einnahmen  (auch  Steuern)  mit  höheren  Kr- 
Murngskosten  oft  unvermeidlich  sind.  Es  giebt,  auch  nach 
dmer Seite  betrachtet,  kein  absolut  richtiges,  sondern  unrein 
Itrtlich  und  historisch  relativ  zweckmässiges  Einnahme- 
lystem.   Dies  ist  in  Theorie  nnd  Praxis  nicht  immer  zur  Genttge 
beachtet  worden.   Das  Einnahmesjstem  kann  ohnehin  gewöhnlich 
oieht  beliebig  gewählt  werden,  sondern  ein  geschichtlich 
sberkommenes  liegt  vor  und  verträgt  höchstens  eine  allmälige 
,  Reform. 

Anch  bei  dieser  Reform  ist  die  Verringernng  der  Er- 
bebnngskosten  mit  ins  Auge  zu  fassen,  allein  massgebend  kann 

'  lie  aber  wiederum  nicht  sein.  Daraus  folgt,  dass  zwischen  den 
ätaatshanshalten  verschiedener  Zeiten  nnd  Länder  anch  mehr  oder 
veniger  unvermeidliche  Differenzen  in  den  Erhebungskosten, 
bestehen,  welche  bei  einem  finanzstatistischen  Vergleich  keineswegs 
immer  d^  betreffenden  Finanzverwaltnng  als  Verdienst  oder  als 
Sebnld  angerechnet  werden  dttrfen.  Auch  dies  ist  oft  bei  der 
Benrtheilnng  von  Finanzen  Qbersehen  worden. 

in.  —  §.  93.   Von  wichtigeren  Unterschieden  in  den  Ver- 

!  hlltniasra  der  Erhebnngskosten  sind  namentlich  folgende  be- 
merkenswerth: 

^  8.  Hieb  Bau,  &.  Amg^  U,  §.  564.  N&beres  spUet  im  2.  Bande. 
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1)  Staatshaushalte,  in  welchen  EüuuUimen  privatwitth* 
scfaaftlicher  Art  —  ältere  Domänen,  Feldgttter,  Fontra,  Berg- 
werke, Fabriken,  Eisenbahnen  — ,  ferner  ans  Oebtthrenan 
stalten,  MriePost,  Telegraphie,  and  äos  Staatsmonopolen,  wie 
dem  Tabak-  nnd  Salzmonopol,  vorkommen,  haben  nothwendig 
regelmässig  einen  höheren  Gesammtbetrag  von  Erhebnngsko^ 
im  Etat  und  damit  ttberhanpt  einen  höheren  Brattdetat  im  Aas- 
und  Eingang  bei  gleich  hober  eigentlicher  Staatsansgabe,  als; 
Staatshaushalte,  deren  Einnahmen  vorzugsweise  nur  aus  Steuers 
bestehen.  Denn  in  jenen  erstgenannten  Haushalten  moss  ein  be- 
deutender eigener  Aufwand  an  Kosten  gemacht  werden,  am  die 
Beineinnahme  (oder  das  eigentliche  Staatseinkommen)^)  erst  durch 
besondere  privatwirthscbaftliche  Prodnctionsprocesse  zu  erwerbeo. 
Im  Allgemeinen  ist  aus  tiefer  liegenden  politohen,  wirtiksdi^ 
liehen  und  technischen  Gründen  in  früherer  Zeit  nnd  in  den  weniger 
entwickelten  Volkswirthscbaften  noch  heute  die  Einnahmewirth- 
schaß  mehr  auf  privatwirtbschaftUche  Einnahmen,  ältere  Regalien, 
Monopole  n.  s.  w.  begründet  als  auf  eigentliche  Steuern.  Unter 
übrigens  gleichen  Umständen  erscheinen  also  Staatshaushalte  solcher 
Zeiten  and  Länder  mit  einem  relativ  und  absolut  grosseren  Bntto- 
etat  nnd  stärkeren  Summen  Erhebungskosten  als  StaatahaagbiUe 
mit  vorherrschender  Steuerwirthschaft  Ein  Beispiel  für  jene  Haus- 
halte sind  noch  jetzt  die  deutschen  verglichen  mit  dem  eng* 
lisehen  nnd  französischen  (vollends  wenn  bei  letzterem  von 
dem  einen  Zweige  des  Tabakmonopols  >  abgesehen  wird.^) 

2)  Auch  bei  gleicher  Gestaltung  der  Einnahmewirthschaft 
macht  es  für  die  Erhebnngskosten,  welche  im  Etat  erseheinen, 
einen  Unterschied,  welches  Verwaltnngasystem  in  Betreff  ge- 
wisser Zweige  der  Einnahmen  befolgt  wird.  Bei  der  eigenen 
Verwaltung  der  Domänen  (Feldgüter),  Eisenbabnen,  eines  Monopols 
(Tabak)  kommen  regelmässig  hohe  Verwaltongs-  und  Betriebs- 
kosten vor,  welche  bei  der  Verpachtung  fast  ganz  verschwinden. 
Die  Bmttoetats  vermindern  sich  also  mit  dem  Vorwalten  des 
Fachtsystems  bei  solchen  Zweigen.  Da  vielfach  die  Verpachtung 
geschiohtlich  später  nnd  in  der  entwickelteren  VolkswkUischaft  an 

*)  Wagner,  Grtjndleg.  I,  §.  84. 

^)  Auf  Erhebangskosten  det  Einnahmen  Vommon  z.  B.  in  Gr.  BritaQDien  IBÜ 
7-77  Mill.  Pf.  bei  74-93  Mill.  «fd.  (jesammtansKabe  oder.i0-47o.  in  FraBiraie* 
249  MU].  Fr.  bei  2570-5  MiU.  oder  9  77^  iu  Preoflsfla  (iBcl.  der  todir.  Beicltf- 
stoaero,  aber  ohne  Post  a.  Telecr.)  c  276  HiU.  U.  bei  c  780  HUL  M.  fortdaneinde 
Aasg.  oder  c 
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die  Stelle  der  Eigenverwaltaiig  tritt,  z.  B.  bei  deo  Domänen  i.  e.  S., 
f»  enohdnen  Haoshahe  neoerer  Zeit  and  Torgeschrittener  Länder 
wieder  öfters,  ceteris  paribos,  mit  kleineren  Erhebnogskosten  and 
Ettts.  Ist  die  Veipaohtong,  wie  in  solchen  Fällen  im  Allgemeinen 
umnehmen  ist,  das  privat  -  und  rolkswirthschaftUcb  sweckmSssigere 
System,  so  vermindert  sieb  wahrscheinlich  gleichzeitig  auch  der 
Toikswirthschaftliche  Kostenaufwand  des  ganzen  Staatswesens.*') 

§.  9i.  —  3)  Von  besonderer  Bedeatang  sind  die  natürlichen 
imd  die  aas  den  Zeit-  und  Land  es  Verhältnissen  entspringea- 
den  Unterschiede  in  den  Erhebnngskosten  der  Uaapt-  and  Unter- 
irin der  Steaero.  Schon  hier  in  der  Lehre  vom  Finanzbedarf 
i  md  einige  wichtige  Puncte  in  dieser  Beziehung  hervoranheben. 

Bei  den  Erhebongskosten  der  Steaem  sind  von  vorneherein 
»eigentliche  und  eigentliche  Erhebongskosten  zu  unter- 
lAeiden: 

a)  Die  u  n  eigentlichen  Erhebungskosten  sind  diejenigen  mit 
ÖMtSteaer  verbundenen  einzel-  and  eventaell  anchvolkswirthsohaft- 
Üekei  Kosten,  welche  direot  oder  indirect  Stenerpflichtige  Aber 
iÜR gesetzliche  Stenerschnldigkeit  hinaus  tragen,  ohne  dass  diese 
BeMge  auch  nnr  als  Boheinnidime  in  die  Staatscasse  kommen, 
fliediin  geboren: 

a)  solche  Kosten,  welche  neben  der  Steuer  in  Folge  von 
Widerreehtlichkeiten,  Bestechliehkeit  a.  dgl.  m.  der  Finanz- 
oipne  dem  Fnblieam,  bez.  den  mnzelnen  Stenerpflicbtigen  abge- 
dnmgen  werden:  Verhältnisse  in  Zeiten  and  Ländern  mit  nnge- 
nigender  Reobtssioherheit,  roher  Caltnr.  Die  indirecten  Steaem 
I  (Zolle,  Thoraecieen  a.  A.  m.),  aber  auch  direote  Steaem  geben 
dun  Veranlassung.  Abhilfe  liegt  in  gentlgender  Besoldung  der 
Beamten,  scharfer  Controle,  unerbittlicher  Strenge  von  oben,  Oeffent- 
I  lichkeit,  Alles  vornenüich  erst  im  entwickelten  Staate  auf  höherer 
Ciltarstnfe  der  Bevölkerang  zu  erreichen. 

ß)  Solche  Kosten,  welche  die  Besteuerung  fUr  die  Einzelnen 
ud  füT  die  Volkswirthscfaaft  direct  und  indirect  daroh  ihre  nn- 


')  Als  Beispiel  kann  der  Unterschied  des  Kostenverhältnisses  bei  den  meist  ver- 
p&chteten  Dom&nen  L  e.  S.  and  bei  den  eigen  renralteten  Forsten  dienen, 
Tcldier  wenigste&B  pttsstentheils  auf  diese  Verschiedeobeit  des  Vervaltungssystems 
urUcbafohren  ist;  k.  fi.  in  Freassen  1875:  Dom&n&neinn&hmen  roh  28*4  Mill.  M., 
VemItBtgskoston  6*1  HiiL  M.  oder  31-6V«>  Forsteinnahme  rob  511  MUl.  M.,  Yer- 
wahani;  o.  Betrieb  25  9  Mill.  M.  oder  In  Fiankreich  erscheint  das  Sdlb«- 

rtrwaltete  Tsbaknuuopol  (iocL  PolTermon.)  mit  310  Mill.  Fr.  roh  and  6S  2  Mill.  Fr. 
AHgabe;  in  Italien  d.  rerpachtete  Tabakmonop<d  mit  761  Mill.  Fr.  Boheion. 
mi  Uoa  ä6,0U0  Fr.  Kosten. 

A.  Waf  B«x,  FiaionritMiseh.  L  14 
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zweckm&ssige  Anlage  und  Durchführung,  ihr  Gontrol- 
wesen,  ihre  Verhinderang  technischer  VerbesseraDgen 
in  der  ProdactioD,  dorch  die  mit  der  Erledigung  der  Geschäfte  der 
Stenerbemessnng  und  Erhebung  verbundenen  Zeitverluste  md 
Kosten  an  Arbeitspersonal  fttr  die  Steuerpflichtigen  mit  sieb 
bringt^  Namentlich  sind  es  die  indirecten  Stenern,  die  Zölle 
(Grenzsperre  und  GrenzTerkehrscontrole,  Zollmanipulationen,  eigene  | 
Leute  des  Kaufmanns  snr  Besorgung  dieser  GesclUlfte),  die 
städtischen  Thoraoeisen  (Mahl-  und  Schlachtsteuer  u.  s.  w.), 
die  bei  der  Girculation  gewisser  Waaren  im  Inland  erhobenen 
Stenern  (gewisse  Weinsteuem),  die  bei  der  Froduction  erhobenen 
Verbrauchssteuern  (ßier-,  Branntwein-,  Zuckerateuer)  u.  a.  dl, 
welche  solche  Erhebungskosten  in  zum  Theil  bedeutendem  Betrage 
mit  sieh  bringen. 

Die  erate  wie  die  zweite  Art  dieser  uneigen tlicben  Erhebungs- 
kosten lässt  sich  natttrlich  nicht  ziffermässig  anschlagen.^)  Bdde, 
die  zweite  besonders  in  unseren  heutigen  Staaten  mit  allgemeia 
verwaltender  indirecter  Besteuerung,  fallen  aber  oft  als  ein  schwerer 
Posten  des  eigentlichen  volkswirthscfaaftliohen  Etats  der  Steuer 
erhebungskosten  neben  dem  im  Finanzetat  erscheinenden  Kostgu- 
betrage  ins  Gewicht.  Vereinfachung  des  Stenerwesens,  Vor- 
herrschen der  directen  und  unter  diesen  wieder  der  reinen  Ein- 
kommensteuern haben  neben  anderen  auch  den  Vortheil,  den 
aus  jenen  Kosten  sich  ergebenden  Betrag  der  Last  des  Staatswesois 
zu  vermindern. 

§.  95.  —  b)  Die  eigentlichen  Erhebungskosten  der  Steoeni 
sind  der  Aufwand,  welchen  die  Finanzverwaltung  oder  ihre  Beanf- 
tragten  (wozu  auch  Stenerpächter  gehören)  fUr  die  Einziehung  der 
gesetzlichen  Steuerbeträge  machen  müssen.  Sie  gehen  daher  aneh 
durch  die  Rechnungen  der  Finanzverwaltung  oder  ihrer  Beauftoigten. 
Die  möglichste  Verminderung  dieser  Erhebungskosten  muss  selbet- 
verständlich  das  Ziel  sein.  Die  Höhe  dieser  Kosten  hängt  nun  i 
im  Allgemeinen  ab: 

a)  vom  Znstande  der  ganzen  Finanz-  und  speeiell 
Steuerverwaltnng.  Einen  Einfloss  übt  dabei  das  vorherrschende 

^  S.  Sergius,  Fiiunzwiai.  1.  Aiug.,  S.  249. 

")  Es  sind  doch  nnr  ODsioheTB  Annahmen,  vflna  Sally  meinte,  fbr  30  UilL  U 
die  in  die  Staatskasse  kämen,  mUasten  die  Steoamden  160  MilL  I*.  zahlen,  oder  veu 
Heinrich  lY.  sagte,  die  Taille  sei  doppelt,  eine  komme  nur  den  Beamten  za  Qote.  ' 

anch  Parieo,  imp6ta  I,  96  ff.,  Mem.  de  Snlly,  lY,  382  (Lond.  A.  r.  1T7S}, 
Baa,  flD.*  fi.  Ansg.,  g.  286. 


Digitized  by  Google 


Dnaganti^e  und  elgentUcbe  Erbebungakosten  der  Stenern. 


211 


SteBerhebnngssystem  ans  (Pacht,  Regie,  Erhebung  durch  Ver- 
ntflnng  der  SelbBtrerwaUmtgskörper,  besonders  der  (Jemeindef 
Abfindnog),  worflber  erst  später  ia  der  Stenerlehre  näher  zu  handeln 
ist  Hier  liegt  eine  wichtige  Aufgabe  für  Steuertechniker  vor. 

I  ß)  Weiter  ist  die  Snmme  der  Erhebungskosten  des  Steuer- 
weBens  von  der  Wahl  der  hanpts&chltchen  Stenerarten  ab- 
lAogig.  Manche  der  letzteren  bringen  wenigstens  in  der  Regel 
der  Einrichtungen  der  Erhebung  und  der  Controle  hUhere 
Kosten  als  andere  mit  sich.  Namentlich  gilt  dies  im  Ganzen  von 
den  wichtigsten  indirecten  Verbrauchsstenern,  den  GrenzzSllen,  den 
iBlIitdiscben  Verzefamngssteuem,  welche  in  der  Form  von  Steuern 

!  beim  Producenten  (Bier-,  Branntwein-,  Znckerstenem  n.  A.  m.) 
oder  Yon  Thoraccisen  in  den  Städten  n.  s.  w.  erhoben  werden. 
Kaasoll,  wie  gesagt,  bei  der  Wahl  der  Steuern  auch  auf  diesen 
Pnet  RtlckBieht  genommen  werden,  aber  manche  Umstände  machen 
^%sn  unmöglich,  bloss  wegen  der  Höhe  der  Erhebungskosten  eine 
Stewoder  wenigstens  eine  Stenergattung  zn  vermeiden.  Wo  da- 
kr  amal  gewisse  Stenerarten  Torwalten,  müssen  drä  höheren  E^ 
ie&ODgskosteii  mit  in  den  Kauf  genommen  werden.  Es  setzt  dann 
Bßen  erst  eine  ganz  andere  Entwicklung  der  Volkswirthschaft, 
lierTolkscnltar,  des  Sittenzustands  roraos,  um  indem  Steuersystem 
h  Stenern  mit  geringeren  an  die  Stelle  deijenigen  mit  htlheren 
Erbebangskosten  treten  lassen  zu  können,  z.  B.  mehr  directe,  be- 
toodera  Einkommenstenem  an  die  Stelle  von  indirecten  Verbrauchs- 
iteaem.  Anch  dies  ist  in  den  Controversen  über  Stenerwesen  nicht 
immer  beachtet  worden.*) 

y)  Auch  bei  ein  und  derselben  Stenerart  oder  selbst 
eiatelnen  Steuer  sind  die  ErhebuDgskosten  nach  Zeit  und  Land 
Öfters  erbeblich  verschieden,  namentlich  nach  folgenden  Umständen : 
aa)  Der  Sittenzuatand  der  einen  Bevölkerung  verlangt 


*)  Nftch  T.  CzOrnig,  OBteneich.  Bad;.  II,  505,  sind  ia  den  dort  verglichenen 
^pUcbL  CoItDTstuteD  Eoropa's  die  Erltebangskosten  der  dir.  Stenern  meUteos  er- 
kdÄdi  Ueinw  ala  diej.  der  Indiiectea  (dieae  excL  Mtmopole  n.  Begale),  eine  Difibrenz, 
T«lclie  sich  zwxt  etms  rennindert,  aber  nicht  rerscbwindet ,  irenn  bei  den  directen 
Steven  die  Bfteis  nicht  ToUstindlg  im  Staatsetat  erscheinenden,  z.  B.  theilireise  ron 
dttGemetode  gotraj^ncn  Eriiebaiwsl[Osten  eingerechnet  werden:  Gr.  Brit  z.  B.  bei 
da  dir.  S-2,  den  indlr.  Stenern  4*2,  Prankreich  51  n.  S'S,  Prenssen  4  n.  9'6, 
Oesterreich  3*2  n.  108,  Baiern  5'6  n.  9'2,  Belgien  5*1  n.  11*5.  Ansnahmen 
d.  Regel  kommen  Übrigens  ror,  z.  B.  in  Portngal  n.  Holland,  vas  sich  aber  besond. 
oUiren  laset  Bei  einzelnen  direct  Stenern,  irelcbe  grosse  o.  kostspielige  Yorbe- 
MtongurbeitoQ  benOtbigen,  daher  besonders  bei  der  Grandstenor  (Kataaterl) 
Verden  sich  Qbrigens  höhere  Erhebnngskostcn  finden,  venu  man,  wie  billig,  die  Zins- 
ud  Amortisationskosten  des  in  den  Katastern  n.  s.  w.  üteckondcn  Kapitals  mit  einrechnete. 

14* 
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mitunter  amfassendere,  mithin  meistens  kostspieligere  Stenercon- 
trolen,  als  der  einer  anderen.'**) 

bb)  Äehnlich  wirkt  die  Verschiedenheit  der  geographischen 
Verhältnisse  eines  Landes  ein,  z.  B.  die  Lage,  Gestalt,  die  Grei»- 
verhältnisse  (See,  Gebirge,  Flüsse,  conventioneUe  Grenzen),  das 
Verhältnis»  der  Grenzlänge  zom  Inhalt  und  znr  Bevölkerung  des 
Steaergebiets  (Land,  Stadtgebiet),  die  verticale  Configuration  des 
Landes  n.  dgl.  m.,  so  besonders  bei  den  Kosten  der  Zölle,  städtischen 
Äccisen,  weil  Controle  und  Schmnggelgelahr  von  diesen  Umständen 
bedingt  werden. 

00)  Auch  die  Verkehrs-  und  ProdnctionsTerhältnisse,  die 
Beschaffenheit  der  Commanicationen,  z.  B.  Land-  und  Wawer- 
wege,  ConcentratioQ  eines  gewissen  besteuerten  Verkehrs  in  wenigen 
oder  Zerstreuong  Uber  zahlreiche  Orte  sind  von  Einfinss,  so  bei 
Zollen,  manchen  inneren  Verbranchsstenem.^*) 

Z.  B.  gegenUbei  dem  Zoll-  und  TboracciseDschmoggel,  der  ficeiUch  TOMBtlicli 
anch  Ton  der  Hohe  der  Steuersätze  mit  abh&ngt 

GroBsbritannieu  geniesst  aach  hier  wegen  seiner  Lage  Vorzüge  vor  den 
meisten  Ländern.  Aach  in  der  im  Text  genannten  Beziehung  var  die  ErweitenD^ 
des  prenssischen  zom  Zollgebiet  des  Zourereins  und  die  ^unKlige  AosdoluiBiig da 


tzterea  sehr  vohltbUig. 

So  war  z.  B. 

Linse  der 

Inhalt  des 

Aof  1  HeUe  ZollUnie  kann: 

Z^Ünie 

Zollgebiets 

Qnadrstm eilen  mit  EinirohiHi 

PreoiMB  1819 

1073  MeU. 

5046  Qu.  m. 

4-70 

c.  10,100 

Mittelrtaaten 

1564 

3456  „ 

2-21 

c.  13,600 

Zellyersin  1839 

1206  „ 

7729 

6-41 

c.  19,500 

«  1844 

1105 

8245  „ 

7-41 

c.  25,600 

1856 

1066  .. 

9045  „ 

8-48 

c  30,300 

1869 

1114  „ 

9666  .. 

8-68 

c.  34.700 

1873 

1127 

9858  „ 

8-75 

c  36,100 

Vgl.  Viebahn,  Stat  DentscU.  I.  (1856),  227  a.  pass.  Einigermassen  mOssen  die 
Zollerhebongskosten  (Grenzwache  n.  s.  w.)  mit  der  Aasdehnung  des  Zollgebiets  sidi 
ndatir  rermindem,  also  in  umgekehrter  Richtung,  wie  die  aof  1  Meile  Zolllinie  fallende 
Gebiets-  und  BerOll[emngsmenge  sich  bevegen.  Das  hat  sich  auch  im  Zollverein  gft* 
zeigt,  TO  diese  Kosten  ron  über  16  mdst  auf  unter  10%  gesunkm  sind.  Kleine 
Staaten  mtaaea  daher  anter  Dmsttnden  anTerhUtnissmlsrig  hohe  Zidlrerwiltaagafcoitu 
ausgeben  (Enr-Baiem  Ende  des  roiigen  Jahrh.  60— 70<'/q.  Viebahn,  Stat  I,  159, 
Belgien  1831  31-4,  1860  noch  27-1  "f^.  —  Aehnliche  Uahmehmnagen  bei  at&dti- 
sehen  Accisen.  So  forderte  die  prenss.  Mahl- n.  ScUachtstener  1849  bei  StSätes 
mit  Uber  100,000  Einv.  8  5,  zwischen  80—100,000  E.  14-3,  zw.  15—30,000  £.  17-5, 
zw.  10—15,000  £.  22-2,  unter  10,000  E.  26'57o  Kosten  (Prenss.  Statist  Zeitscbr. 
1S68,  S.  84). 

Groasbritanaien  hat  hier  wieder  den  wesentlichen  Vorzug  bei  den  ZoUen, 
dass  sich  sein  Haaptverkehr  mit  dem  Auslände  auf  einige  Haupthuen  roizugsweisa 
eoncentrirt  So  wurden  z.  B.  1869  von  22  22  MilL  Pf  SL  Zolleinaahmen  10'48  in 
London,  3*16  in  Lirerpool,  8*41  in  allen  anderen  engl  H&fen,  3  07  in  schott,  2'1  in 
iiL  H&fen  eriioben  (Martins  sutesman'»  featb.  t  1872,  p.  262).  Auf  die  beMeo 
Ilaopth&fen  kommen  also  47*2  und  14*2,  zosammen  61'47o  da  ZoUeiiuiahnB.  In 
DeatschUnd  Uborwiegt  der  Verkehr  einzeln«  Zollimter  nicht  entfbnt  In  dtesen 
Maasso.  Vom  Eingangszoll  d.  J.  1875  ron  120'8S  MUL  U.  kam  z.  B.  zur  Eriubong 
Im  Haaplamtsbezirk  Berlin  1020,  in  Hambnig  4-68,  Stettin  SO^,  Köln  A'4i  ]>>P^ 
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dd)  Nicht  minder  ist  die  Entwicklang  des  Volkswohl- 
itands  wiebüg.  Ein  höherer  Wohlstand  erhrabt  die  Erhebung 
Mhoer  SteaenfitEe,  wobei  die  Kosten  sieh  regelnüUwig  gttnstiger 
sWleD.") 

ee)  Endlieh  darf  die  Entwicklang  des  Grossbetriebs 
imd  bedeutenden  PriTatreichthnms  einEelner  Glassen  und 
Indi^dnen  genannt  werden.  Jener  wie  dieser  ermöglichen  Stener- 
erbebnngin  wenigen  grösseren  Beträgen  und  mit  geringeren 
CoDtrolen,  (z.  B.  grosser  Posten  mittelst  Stempels  erhoheaer  Ge- 
bQhreD  and  Stenern  in  wenigen  stenerbaren  Acten,  oder  hoher 
NBxelDer  Einkommenstenerbeträge).") 

Es  gehört  eine  genane  Kenntniss  und  richtige  Wtlrdigung  aller 
diner  nnd  noch  mancher  ähnlicher  Umstände  dazu,")  nm,  soweit 
im  Dach  der  Höhe  der  Erhebnngskosten  Überhaupt  geschehen 
ixu,  Stenern  für  ein  Land  nnd  eine  Zeit  richtig  ansznwählen  nnd 
Um  die  im  concreten  Falle  sieh  findenden  Erfaebangskosten  ein 
n(%t8  Urtheil  zu  fällen. 

genane  finanzstatistische  Feststellung  der  Erbebnngskosten 
emr  ,Steaer  ist  aneh  za  diesem  Zwecke  zn  erstreben.  Sie  hat 
jedoeb  ihre  bedeutenden  Schwierigkeiten,  weil  in  der  Regel  manche 
Posten  der  Erhebnngskosten,  z.  B  ftlr  Controleinrichtnngen,  mehreren 

m  Uli.  also  in  diesen  5  Krtsston  Äemtem  zasunmon  nur  30*43  HilL  M.  oder 
^  V«i  in  26  weiteren  Äemtem  je  Uber  1  bis  unter  4  Mill.  M.  Der  übrige  Ver- 
icht  rertfaeilte  sich  auf  eine  Unzahl  Aemter  mit  Betrlgen  tod  veniger  ala  1  Mill.  M. 
Ijunetjalirabefie  d.  Statist  d  D.  Reichs,  1876.  4.  Jahrg.  B.  XX.  U.  1,  Abth.  2, 
109  ff.),  natürlich  mllssen  sich  hier  auch  die  Verwattungskosten  höher  ab  in  Eng- 
lud ftelleo.  —  Aehnlich  irirkt  z.  B.  bei  der  Spiritus-  oder  Branntweinbesteaerong  der 
Castud  in  Eng^d  günstig,  dass  die  Prodaetioa  sich  snf  groua  EtabUsseiaents  in 
vcotgea  Orten,  in  DeatschUnd  ungünstig,  das«      sich  auf  z^ose  Undl.  Brennereien 

"}  Es  iSsBt  sich  dies  an  den  rerschiedenstaa  Stenern  nachveisen.  Ein  gutes  Bei- 
>(>i«l  bietet  das  Yerh&Itniss  des  Roh-  nnd  Reinertrags  des  Tabakmonopols  in 
Fnnkreich  nnd  Oesterreich.  Dort  kann  bei  h&herem  Dorchschnittsvohlstaad  der  Preis 
itt  Tabakfabrilcate  so  hoch  gestellt  werden .  dass  er  eine  Steuer  ron  70—80  Thlr. 

Centnei  enthäh,  in  Oesterreich  nnr  so,  daas  diese  bloss  c.  33  Thlr.  per  Gentner 
bctitgt  (nach  SOtbeer,  Daten  vor  1870).  Wesentlich  aoa  diesem  Omnde,  nicht 
w»  Venchiedenheiten  des  Betriebe  n.  s.  v.,  sind  die  Erhebnngskosten  in  Oesterreich 
hsW  ab  in  Frankreich,  dort  (West-Oost)  1875  c.  41—42.  in  PVankreicb  (incl.  Polrer- 
MOMOl)  c.  20  Vo- 

**)  Belege  dafor  später  in  der  Stenerlehre.  In  Prenssen  kostet  z.  B.  die  Erhebung 
d«rE[BbHnmeDSteaer(ron  über  1000 Thlr. Einkommen)  nur  l'ß,  der  Clasaenstener  (früher, 
m  1000  TUr.  Einkommen  abwiits)  4*0*/«*  ^  veni^tens  znm  Tbeil  uif  jenen  Dm- 
«ud  mit  zarttckzoflUiTen  Ist  Die  niederen  S&tze  der  Classenstener  machen  bei  der 
Eriiebong  so  riel  Hohe  und  Itosten,  dass  dieser  Umstand  bei  der  Frage  der  Besei- 
ÜCHDK  dieser  Steuer  fUr  die  Bezieber  eines  kleinen  Einkommens  mitspricht 

So  kommt  es  z.  B.  aaf  die  Stenersysteme  des  Vacbbarstaats  mitunter  an, 
*elcbe  Sleaers&tze  im  Inland  aufgelegt  and  welche  Kosten  fOr  die  Controle  verwendet 
Verden  müssen  (^emalige  prenss.  Kugta  über  die  niedere  Salzstener  Hannorers). 
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Steuern  gemeinsam  sind^^)  nnd  weil  die  allgemeinen  Kosten  Ar 
ditf  oberen  Oi^ane  der  Finanzverwidtong  sich  nicht  oder  nur  mehr 
oder  weniger  willkttkrlicb  repartiren  lassen. 

Als  feststehend  darf  wohl  angenommen  werden,  dass  die 
Hebnng  der  Sitten  und  Bildung  des  Volks,  die  höhere 
Entwicklung  des  Wohlstands  nnd  des  Rechtszustaads 
auch  die  Erhebnngskosten  der  Finanzverwaltung,  speciell  im  Stene^ 
wesen,  zu  vermindern  streben:  theils  weil  dann  Stenern  mit  ao 
sich  weniger  Erhebnngskosten  eingeführt,  theils  weil  bei  derselben 
Steaer  weniger  Controlausgaben  gemacht  und  mit  dem  gleiches 
Arbeitsanfwand  fashere  SteneraAtze  erhoben  werden  kOonen.  Ab- 
so  lote  Regeln  tlber  die  Erhebungskosten  der  Steuer  kann  die 
Finanzwissenstifaaft  nicht  aufstellen.  Historisch  und  örtlich 
relativ  ist  auch  hier  Alles  zu  fassen.'^ 


Zwdter  Haaptabsdmitt 
Einzehe  Gegenstände  des  eigentliohen  FinanzbedarfB. 

§.  96.  Die  Höhe  der  Ausgaben  für  einzelne  Gegenstände 
hängt  von  dem  Umfange  der  vom  Staate  ttbernommeBen 
Aufgaben  und  von  der  Dnrchftthrungs-Art  dieser  letztens 
(Verwaltungssystem)^)  ab.  In  dieser  Beziehung  sind  die 
leitenden  Gesiohtspuncte  politische,  volkswirtfaschaftliche 
und  verwaltungstechnische,  nicht  unmittelbar  finanzielle. 
Die  nähere  Begründung  der  einzelnen  Staatsthätigkeiten  gehört 
daher  nicht  weiter  in  die  Finanzwissenschaft,  als  sie  oben  erfolgt 
ist  (§.  31  n.  3ü).  För  alles  Andere  ist  vielmehr  anf  die  allgemeioe 
Staatslehre  nnd  auf  die  specielle  Verwaltnngslehre  (einschliesslich 
der  Lehre  von  der  wirtbschaftlicben  Verwaltung),  sowie  anf  den 
grundlegenden  Theil  der  Allgemeinen  Volkswirtbschaftolebre  (B.  1 


Z.  B.  fOr  die  Terschiedenen  Artea  iimerer  YerbnndiBsteiiera  oder  fOr  dieH 
und  die  Zolle  (Fioanzirache). 

")  Aach  bei  auBserordentlicheD  EinnahoieQ,  z.  B.  bei  den  Emg&ngea  am 
CreditoporatioDen,  Aoleibea  n.  s.  w.  komnieii  Kosten  vor,  welche  unter  die 
Rabrik  „Erbebungskoslen"  f&llen:  eiomal  Drncksachen  (Obligationen,  Staatspapiergeld 
Q.  8.  w.),  dann  DameDtlich  Banqaier-  nnd  ähnliche  Provisionen.  Prankreich  be- 
rechnet die  Kosten  der  Anleihen  des  letzten  Kriegs  (nominell  6  Milliarden)  auf 
631  Mill.  Fr.,  womoter  Bich  aber  andere  Posten  mit  befinden  müssen. 

Wozu  von  dem  hier  massgebenden  Gesiohtsponcte  aus  auch  die  Be- 
gierongsform  selbst  gehört  (Uonuchie,  absolute  oder  beschränlcte  Monarcbie, 
B^nblik  rerschiedener  Form  o.  s.  t.),  ron  velcher  ein  Theil  des  Finanzbedacb  mit 
abhängt  (a.  folgeodra  Abschnitt  1).  —  g.  96  entspridit  dem  g.  44  der  6.  nnd  69  der 
6.  Auagabe. 
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im  Lebrtmcfas)  zn  verweisen.  Die  Finanzwissenscbaft  hat  die  be- 
deheade  Einrichtmig  des  Staats  in  dieser  Beziehung  demnach  als 
G^ebenes  Unznnetoen.  In  B^reff  der  einzelnen  Ausgaben  betont 
lie  nar  den  allgemeinen  Grandsatz  der  Wirthschaftliohkeit  und 
Spanamkeit,  d.  b.  nichts  weiter  als  diejenige  Bescbrftnkang  der 
Angiben,  welche  nnbescbadet  der  Erreiohnng  des  Zwecks  statt* 
finden  kann.  (§.  34.)  Im  Folgenden  wird  daher  anch  mehr  nor 
tine  finanzstatistische  Uebersicbt  der  wichtigeren  einzelnen 
ficgeDBttnde  gegeben,  woran  sich  einzelne  principielle  volkswirtb- 
sehafüicbe  ErOrtemogen  (eingehender  nnr  im  Abschnitte  vom 
MiUtftraofwand  §.  106  ff.)  schliessen,  am  jene  Gegenstände 
dnätaatdebens  von  ihrer  finanziellen  Seüte  zn  beleuchten.*)  Diese 
Debenicht  scbliesst  sich  dem  oben  in  §.  82  dargestellten  System 
da  Fii)anzbedar&  an. 

5.  Abschnitt. 

AoMirf  ' für  de  TerftssngsmBssIge  oberste  CentnlleltiiBg.^) 

§.  97.   Die  hierher  gehörigen  Posten  sind  folgende  drei: 
l  Bedarf  fUr  den  obersten  Leiter  des  Staats, 

A.  in  Honarchieen  insbesondere  ftlr  den  Fürsten,  bez.  fllr 
«üeftlrstliohe  Familie  (§.  97—99), 

B.  in  Republiken  (§.  100). 

IL  Bedarf  für  die  Volksvertretungen  (§.  101). 

m  Bedarf  für  gewisse  oberste  Staatskörper  (§.  102). 

I.A.  Bedarf  für  den  Monarchen  and  seine  Familie.*) 
Nach  der  geschichtlichen  Tradition,  welche  im  VolksbewnsstBein 
^v9hnlich  auch  heute  noch  in  monarchischen  Staaten  ihre  Stütze 
faid^,  bedarf  der  FUrst  ein  hinlängliches  Einkommen  zur  Be- 
;  itKitoDg  eines  nmfUnglichen  und  einigermassen  glänzenden  Haus- 
^ilts  und  Hofes.  Dasselbe  gilt  in  gewissem  Grade  in  der  Erb- 
■Qonsrchie  von  der  ganzen  ftlrstlichen  Familie.  Dieser  fttrstliche 
Hof-  und  Hanshaltsbedarf  läast  sieb  anf  verschiedene  Weise  decken, 


*)  V^.  im  AUgem.  Rao's  Tolbirirüiscliaftspolitik  (Syst  II).  Uobl'a  Polizei- 
■iaensch.,  Steln's  Venraltongslehre  vad  Czörnig's  fisterr.  Budget  TeigUchen  mit 
ai  enrojpUicAeiL 

I  0  Dieser  ÄbsclLoitt  war  frOber  als  .Ausgaben  ans  d.  Yerfassang"  ia  der  5.  Ausg. 
i  ,  ia  der  6.  Ausg.  §.  49  —  62  entbalten  und  des  , JU^ierangsaosgaben" 
m  Ran  gegenaber  gestellt  S.  jedocb  jetzt  oben  §.  82  Anm.  6.  Der  Text  der 
39-  ^  Anm.  tbeilveise  nocb  ron  Saa, 

*)  TgL  Blantschli,  AUg.  Staatsncbt,  6.  Aofl.  1870,  II,  191  ff. 
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wie  dies  auch  in  der  Geschichte  geschehen  ist,  einmal  ans  dem  E^ 
trage  dem  Fflrsten,  bez.  der  Dynastie  eigenthttmliefa  tn- 
stehenden  6rnnd-  nnd  z.  Th.  aaeh  Kapitalbesit^es;  Kweitens 
dnrch  Ueberweisnng  solchen  Besitzes,  besonders  Ländereien, 
aas  dem  Staatsvermögen  an  den  Fürsten;  drittens  dorcb  Fest- 
stellung sogen.  Civillisten. 

1)  „Frtther  ward  der  Aufwand  fflr  den  fllrstliehen  Hansluüt 
and  Hof  gewöhnlich  aas  dem  Ertrage  eigentbtlmlicher  Län-I 
dereien  des  Pürsten  bestritten.  Dies  hat  sich  in  mehreren  dent-j 
sehen  Staaten  bis  auf  die  Gegenwart  erhalten,  indem  dem  FtUsteB- ; 
faaose  noch  immer  das  Eigenthnm  gewisser  Gmndbegitzosgen  nnd 
verschiedene  einträgliche  Rechte  zastehen.  Dies  Vermögen  ist  nach 
dem  Staatsrechte  des  einzelnen  Landes  zur  Deckung  jener  An»* 
gaben  bestimmt  nnd  wird  durch  Familiensatzungen  (Hausgesetze) 
zusammengehalten.  Jene  Stammgtlter  des  fürstlichen  Hauses  konnten 
am  Leichtesten  in  solchen  Staaten  erhalten  werden,  wo  die  höchste 
Gewalt  noch  in  der  nemlichen  Familie  sich  vererbt,  ans  deren 
Landbesitz  nud  Gatsherrliohkeit  sieh  ehemals  die  Landeshohnt 
entwickelt  hat.  Oefters  sind  dagegen  durch  Umwälzangen  und 
Wechsel  der  herrschenden  Familie  jene  Guter  in  Privathände  Uwr 
gegangen,  oder  gesetzlich  in  Staatsgut  umgewandelt  wordeD.*)" 
(Kau  §.  45.) 

„Die  Erhaltung  solcher  Stammgtlter  gewährt  dem  fünt- 
licfaen  Hanse  ein  gesichertes  Einkommen,  welches  in  Staaten  mit 
Volksvertretnng  keiner  Bewlllignng  der  letzteren  bedarf,  nnd  nicht 
aus  dem  Einkommen  der  Unterthanen  aufgebracht  werden  mius, 
ein  in  kleinen  Staaten  besonders  erheblicher  Umstand.  Indessbat 
man  doch  den  Nutzen  dieser  Gttter  häufig  äberschätzt^)  Hau 
glaubte,  der  Aufwand  des  Hofes,  wie  gross  er  auch  sein  möge, 
erscheine  stets  als  gerechtfertigt,  wenn  er  ans  dem  Ertrage  Jcdw 
Guter  genommen  wird ;  allein  eine  nnverhältnissmässige  oder  sogar 
verschwenderische  Ausdehnung  dieser  Ausgaben  wflrde,  besonder« 
bei  einem  sqnst  beengten  Staatshausbalte,  doch  immer  als  eia 
tadelnswerthes  Missverhältniss  angesehen  werden,  vorzfiglich  da 
nach  dem  deutseben  Staatsrechte  die  erwähnten  Familiengttter  nicht 
ansschtiesslich  zu  jenem  Zwecke  dienen,  sondern,  wenn  ihr  Ertr^ 
hinreicht,  auch  zugleich  zur  Bestreitung  von  Regierungsausgaben 

*)  \gl  Voltgraff.  Systeme  der  pract  Politik,  IV,  506. 

Vgl  r.  lakob,  U.  §.  835  B.  —  Dahlmami  {PoUtik.  I.  94)  bemerkt,  diss 
die  Fürst«!  selbst  »fters  den  Beeng  einer  bestiaunten  Qeldkiume  «u  der  StutacsM 
Toizogen. 
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■tTOrhaftet  sind,  bevor  auf  Stenern  znrttck  za  greifen  ist  (§.  153).  In 
Uidenif  wo  die  Dom&nen  fUrslfiebes  Haosgnt  geblieben  waren^ 
KtMwfa  gewöhnlich  eine  Verabredung  Uber  einen  gewissen  Be- 
tng  der  Hofansgaben  aOthig  geworden,  bald  weil  die  Domanial- 
I  RokKnfte  Bo  reiohfieh  waren,  dass  ein  Theil  derselben  fUr  andere 
Stutsaasgaben  verwendet  werden  konnte  nnd  in  die  Staatscasse 
Ion,  bald  weil  diese  bei  der  Unzalänglicfakeit  jener  Einkünfte  einen 
Zsschoss  (KammerhOlfe)  geben  masste.'^)  Die  Mitwirkung  der 
Vt^STerlretuDg  zur  Festsetzung  der  Hofstaatsausgaben  trägt  im 
entm  Falle  bei,  die  letzteren  in  einem  den  HUlfsquellen  des  Landes 
totBiffechenden  Maasse  za  halten.  Die  Verhandlungen  hierttber 
j  nnd  aar  in  wenigen  Fällen  auf  eine  fttr  die  ftlrsttiche  WQrde  ver- 
ktaade  Weise  gefllfart  worden,  auch  lässt  sich  die  b&nfige  Wieder- 
t»tng  einer  Beschlnssfassong  Ober  diesen  Gegenstand  entbehriicb 
weben."   (Ban,  §.  46.) 

Wo  solche  Guter  nicht  vorbanden  sind,  hat  man  die  gesetz- 
lieke  Anordnung  empfohlen,  dasB  für  die  Hofstaatsausgaben 
fertvihrend  eine  au»  dem  Ertrage  gewisser  benannter 
Mtitsgttter  zu  ziehende  Summe  ausgeschieden  wird 
o^rdasB  sogar  bestimmte  Güter  von  einem  Bcbätzungs- 
«eise  festgestellten  Ertrage  dem  Hofe  zur  Verwaltung 
sof  eigene  Rechnung  überwiesen  werden.    Die  erste  Ein- 
nehtong  ist  in  finanzieller  Hinsicht  kaum  etwas  Anderes  als  eine 
FtfrmaHtät  nnd  hat  etwa  nnr  das  gegen  sich,  dass  sie  die  Finanz- 
URweise  complicirt ')   Gegen  die  zweite  Einrichtung  sprechen 
erhebliche  Bedenken,  denn  sie  verletzt  leicht  den  einen  oder 
dm  anderen  der  Betheiligten,  Staat  oder  Dynastie,  verstösst  gegen 
dcD  wichtigen  Grundsatz,  dass  die  sämmtlichen  Ausgaben  fttr 
ijtaatszwecke  in  den  wirklichen  Betragen  in  den  Staatsrecbnungen 


*)  Z.  B.  Altenbarg.  Terfassiin;  von  1893,  §.  18.  Hoheazollera-SigiDa- 
lageD'adie  Ter&ss.  183S,  §.  74. 

*l  lo  Prenssen  werden  nach  Ges.  v.  17.  Jaa.  1820  (b.  Mch  preass.  Yerfassanfc 
Alt  59)  2V,  Mill.  Thlr.  ron  dem  Ertrage  der  DomJtnen  ood  Forsten  fOr  den  Hof 
i^exogtn,  die  im  VoraoschUge  der  StaatsatisgaboD  nicht  anfgefOhrt  sind  md  zum 
Bakufe  dner  volktindigen  Uebersicht  erst  biozagerechnet  verden  mtlitsen,  sowie  ancb 
ia  DoBineneitrag  nach  Abzog  dieser  Summe  angegeben  wird.  Die  Snnune  ist  eigent- 
Beb  2,578,099  Tblr. ,  weil  ein  Theil  nrsprUngUcb  in  Gold  ausgedruckt  war.  Nach 
Gewiz  vom  30.  April  1659  ist  eine  Erhfihong  von  V,  Mill.  Tblr.  eingetreten,  welche 
m  Staatsbodget  an^rerechntit  werden.  Neaerlich  nach  der  VergrOaserang  des  Staats- 
pbtela  im  Jähr  1806  sind  !■/■  Hill.  Tblr.  ^  Rente  des  Kron-Fiddeommiss-Fiuids" 
oittt  den  Staatiaoflgaben  angegeben  (Ges.  t.  27.  Jan.  186«)).  Debw  die  staatueeht- 
fich«  Flage  t.  r.  BAnne,  pnosB.  Staatsndit,  S.  Attfl.  S.  486. 
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eraoheinen  sollen  und  kann  erfahrnngsgemäss  selbst  dem  riefatigen 
poHtischeii  Interesse  der  Dynastie  widersprechen.^) 

§.  9S.  —  3)  Fürstliche  Civillisten.  Von  den  genannten 
beiden  Wegen  zur  Deckung  des  Haashalts-  nnd  Hofbedarfs  des 
Forsten  ftlhrt  sonach  der  erste  hente  nicht  mbbr  sicher  EomZide; 
der  zwdte  ist  unangemessen  und  nnanwendbar.  Es  mnss  daher 
auf  eine  andere  Weise,  mittelst  der  sogen.  Cirillisten,  Vorsorge 
getroffen  werden,  nemlieh  so,  dass  der  Fflrst  ans  dem  allge- 
meinen Staatseinkommen  eine  bestimmte  Rente  zur 
Verfagnng  erhält  Fttr  die  Bemessung  der  Höhe  dieser  Bente' 
sind  folgende  zwei  Gesichtspnnete  massgebend. 

a)  „Der  Fürst  soll  nicht  in  die  einfache  und  sparsame  Lebens- 
weise einer  bttrgerlicben  Familie  versetzt  werden,  er  bedarf  eines 
reichlicheren  Einkommens^),  theils  damit  sich  seine  Wtlrde  durch 
den  sinnlichen  Eindruck  einer  nicht  bloss  anständigen,  sondern  ge- 
schmückten nnd  gefälligen  Umgebung  aneh  äasserlich  kond  gebe, 
theils  um  Wohlthätigkeit  tlben  and  gemeinnützige  Bestrebungen, 
z.  B.  im  Gebiete  der  Wissenschaften  nnd  Künste  nach  fieier 
Neigung  unterstützen  za  können.'^   (Ran,  §.  47.) 

h)  „Gerade  der  Umstand  jedoch,  dass  iin  Einzelnen  des  Hof- 
anfwandes  eine  ängstliche  Sparsamkeit  nnd  Genügsamkeit  idebt 
anwendbar  ist,  hat,  wie  die  Erfabrnngen  älterer  und  neuerer  Zeit 
beweisen j  oft  zu  einer  Verschwendung  verleitet,  welche  für  den 
Staatshaushalt  und  die  Volkswirthschaft  sehr  naehtheilig  wurde.*) 


^  Nach  dem  haanOT.  GnuidgesetE  vod  1S33  g.  125,  126  sollte  ein  DomloeB* 
eomplex,  der  Bfill.  Thlr.  rein  abwllrfe,  ausgeschieden  und  dem  KOnige  nr  fito« 
Tenraltung  abei^ben  werden.  Eine  wldie  Ansscheidoner  m  Otttran  mit  600.000  Thli. 
Reinertrag  vnrde  wiiklich  spUer  aosgeAlfaii,  gab  jedoch  in  Bezog  auf  die  Ertiag»- 
scb&tzong  der  abgetretenen  Güter  zn  starken  Beschwerden  Yerantassimg  (s.  d.  betref. 
Schrift  ron  Hianel,  die  dorch  die  Gegenschrift  ron  r.  Bar  nicht  widerlegt  ist,  über 
diese  Angelegenheit).  Diese  Dom&neDaDsscheidang  hat  zur  Dnpopolarit&t  des  KOnigi 
Georg  nicht  wenig  beigetragen  nnd  bekanntlich  die  Dynastie  ancb  finanziell  nicht 
gesichert.  In  dem  sp&ter  wieder  snspendirten  Vertrage  des  Königs  Georg  mit  der 
Krone  Prenssen  von  1868  wurde  die  Entschädigung  der  vertriebenen  Dynastie  nicht 
in  Land  (mit  Ansnahme  einer  Dom&ne),  sondern  in  Geldzahlungen  stipalirt  1° 
Uecklenbnrg-Schwerin  wurden  1649  74  Gater  mit  228  Hofen,  nebst  St^Msem, 
dem  groesherzoglichen  Haose  aberlassen  and  daneben  175.000  Thlr.  CiviUiste  be> 
willigt,  woEO  noch  (A.  1851)  73,919  Thlr.  Apanagien  und  Wittwengebalte  neM 
10,000  Tblr.  fbr  Dnteriialt  der  Schlosser  o.  s.  w.  kommen.  Aach  in  Oldeoboif  ku» 
'  man  (5.  Febr.  1849)  Qbereio,  einen  Theil  der  Dom&nen,  der  rein  85.000  Thlr.  trigti 
als  Fideicommiss  der  forstlichen  Familie  aoszuscheidai,  wihrend  der  Best  in  du 
Staatsrermdgen  tiberging  (Ran). 

*)  Ad.  Smith ,  5.  Buch  1.  Kap.  4.  Abthlg. 

')  Halom  toterem  esse  Imperatorem,  qni  ex  risceribos  prorincialiom  homines  doh 
nacessaiios  nec  rdp.  ntiles  aleiet,  nrtheilte  Alex.  Sereras.  TgL  Klock,  Deaeiar. 
S  911.  Schon  die  altem  Schridsteller,  Bodinns  <8.  969  der  Fiankf.  A.),  Gr«- 
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El  ifrt  daher  aoe  Besobränkong  dieses  Äufwaudes  im  Ganzen 
Mtfaveodig.  Die  ftltwen  Einrichtungen  der  europftisohen  Höfe 
luaen  eme  bedeutende  Vereinfaehnng  zn.  Was  als  nnabweislicber 
Bedarf  anzusehen  sei,  ist  einigermassen  ans  der  Vergleicbung  mit 
des  Einkauften  der  reichsten  Glasse  von  Staatsbürgern  zu  benrtheilen. 
tüne  Pracht  des  Hofes,  die  mit  schweren  Entbehrungen  der  Bürger 
(duaft  werden  mnss,  kann  durch  die  vorhin  angegebenen  RQck- 
»hten  nicht  gerechtfertigt  werden,  zumal  da  sich,  wenn  die  TJm- 
Rände  es  gebieten,  Würde  mit  Einfachheit  wohl  vereinbaren  lässt. 
El  ist  daher  nothwendig,  dass  die  itlr  den  Hof  zn  verwendende 
äomme  im  Ganzen  mit  Rücksicht  auf  die  Einwohnerzahl  und 
Wohlhabenheit  des  Volkes,  auf  den  Betrag  sämmtUcher  Staatsein- 
kaufte,  den  Umfang  der  Übrigen  StaatsbedUrfnisse  und  die  froheren 
Huugfiter  der  nirstUchen  Familie*^)  festgesetzt  wird.  Diese  Summe 

(ttiu  (L  III,  c  6),  BflBold  (c.  3)  spncboa  eiftigeegea  den  tkbemasngen  Hof- 
irinaL  Bekuut  tat  z.  B.  die  PmoUiebe  Lndwis  lOY.,  Friedlich  AnnstB  tod  Polen 
i-Lv.  —  Colbeit  w^eopmäi  venigstats,  mui  w  »ch  nicbl  ni  hiDoem  wnoochto. 
Je  Mm  i  V.  M.",  »gte  er  1666,  „qa'm  rep&s  inotUe  de  3000  lirres  me  &it  one 
fBH  kroyable,  et  leisqD'U  est  qnrätioa  de  mUIions  d'or  f>oor  la  Pologne,  je  readrais 
ur  M  bien,  j'engagerais  ma  femme  et  mes  enfants  et  j  iiais  k  pied  tonte  ma  rie 
^7&aniir,  b'ü  6(&it  n^cessaiie,"   Bieason.  I,  339.  —  Atu  den  Angaben  bei 
fiAineateaa,  Secret  des  finanoea,  l&aet  aicb  berechnen,  dass  in  Franb^ch  der 
flafnfnad  im  J.  1550—80  gegen  6  MilL  Lir.  var,  oder  gegen  11%  Mill.  Lir.  der 
leBusZötTor  1789.  Ans  ForbonnaiB,  Bech.  3.  Bd.  sieht  man.  dass  jene  Ausgaben 
leSä  auf  27  MilL  Lir.  (45'4  Mül.  In  nenerem  Gelde),  o.  im  Durchschnitt  d.  Jahre 
1*«9.93.99  wenigstens  aaf  12,862,000  L.  (gegen  24V,       neuere  L.)  beliefen,  wfthrend 
13  jw«r  Zeit  die  Preise  der  Dinge  niedriger  waren. — N  e  clc  e  r's  AnfE&hlang  der  Ho&taats- 
tegaben  za  Beiner  Zeit  giebt  39,700,000  Lir.  bei  610  UilL  Ut.  Ansgabe.  oder  ß'/s"/« 
Uaifi.  0,  362.  —  Versailles  u.  Marly  kosteten  nach  Colbert's  Angabe  121-3  M.  L. 
0mk  303  MiU.  heutige  Franken;  de  Verro,  I,  401.  —  Die  Ho&taatsaiis^ben  be- 
nnter  Kapoteon  I.  25  UilL  Fr.  nebst  3  MiU.  fUr  die  kaiserlichen  Prinzen  bei 
oier  Gesammtaosgabe ,  die  sich  1^08  anf  730  MiU.  beUef.    Unter  der  Restaniation 
^  der  Kfioig  2ö  MUI.,  die  L  FamUie  8  MUL  —  Karl  X.  hatte  ein  so  starkes  Hof- 
^noDsI,  daaB  jeder  Uofbediehte  nor  8  Monate  jährlich  Dienst  tbat;  Dncbesne, 
Eisti  mr  lee  fina&ces,  P.  l^^Sl.  —  Unter  Lonis  Philipp  war  dio  Ausgabe  anfäagUch 
12  UUL,  spftter  13,300,000  Fr.,  nod  diese  Somme  betrag  1844  nach  dem  Anschlage 
u  1.3  Proc.  der  reinen  StaatseinkOnfle.  (Ban,  §.  48.)  —  Unter  Napoleon  IIL  war 
4e  QfiUiste  25,  die  Apanagen  IVa  MiU.  Fr.    Das  Hinist  d.  E.  Hauses  nnd  der 
■lUlMB  Künste,  dessen  Ansgabeo  wenigstens  zum  TheU  Ho&wecken  im  weiteren  Sinne 
n  Gute  kommen,  hatte  nach  d.  A  f&r  1870  ein  tad.  Budget  m  12*15  n.  an  awser- 
ifdeBtlidies  T.  4'96  KUL  Fr.  In  wiefeme  die  seit  dem  Stnne  Nqxdeons  besonders 
ras  Sdten  der  repnblik.  Regierung  Frankrdchs  gemachten  Tonrorfe,  dass  der  Kaiser 
fnm  Posten  Hofansgabea  durch  die  Mittd  anderer  Bessorts  (namentlich  des  Kriegs- 
KuiusL)  bestreiten  lieas,  begründet  sind,  Iftsst  sieh  rar  SSeit  noch  nicht  bestimmt  sagen. 

In  kleinen  Staaten  ist  nnvermeidlich  der  Hofavfvand  ein  grosserer  Theil  der 
tonen  Staatsaasgabe  als  in  mittleren  nnd  grossen ,  weil  die  Einrichtung  der  HOfe 
aifemaassen  ron  der  allgemeinen  enropUschen  Gevohnheit  bestimmt  wird  nnd  daher 
iti  Bedarf  sich  nicht  genan  im  VeihKltniss  zur  Einwohnerzahl  des  Landes  beschr&nlfen 
1^  Dabei  ist  aber  za  bedenken,  dass  in  kleinen  Staatsgebieten  gewSbnUch  die 
IioBiaen  reriüütnissmissig  viel  einbringen  und  das  Fürstenhaas  von  Altersher  der 
aiehBto  Grudeigenthamer  des  Landes  war,  w&hrend  in  grösseren  Staaten  viele  reiche 
PmatperBDoen  am  GnmdeigenÜiame  TheU  haben.  (Ran,  g.  48.)  S.  folg.  Anm. 
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wird  in  den  Ländern,  wo  sie  von  der  Zostinininng  einer  Volksver- 
tretung ftbhSngt,  Cirilliste  (i.  e.  S.)  genannt,"  (Ran,  §.  48),  m 
Name,  welcher  jetzt  ancb  in  einem  weiteren  Sinne  fUr  jedes 
Einkommen,  das  dem  Hofe  ans  dem  allgemeinen  StaatseinkommeD 
abprwiesen  wird,  daher  z.  B.  anch  in  absoluten  Honarehieen,  ge- 
brKnehlich  wird.'*) 


")  TgL  T.  Jakob,  II,  §,  861.    r.  Treltscbke,  Art.  Cirilliflte  im  Stub- 
vfirterbncbe  ron  Blantschli,  II,  515  ff.   Der  Anädraclc  ist  in  Eii{:Uad  zocru  QbÜck; 
geworden.   Die  grosse  Vermindemog  der  Dom&neQ,  die  EotziebaDg  mehrerer  Begtli«  i 
n.  B.  V  bewog  das  Parlament,  unter  Kart  II.  1060  eine  ans  anderen  Einkttnften  ho- 
fliessende  Erg&nznng  fttr  den  königlichen  Hof  zd  bewilligen ;  man  wies  hiezn  gewiss«  j 
Einkünfte  (ciril-liät-revennes)  an,  die  zusammen  aaf  1,200,000  L.  St.  angeschUges  j 
imrdeD,  von  denen  jedoch  anch  Ausgaben  fttr  Flotte  und  Heer  bestritten  werdea! 
moBSten.   Was  dem  Kfinig  rerbtieb,  schätzte  man  1676  auf  462,115  L,;  im  Jahre  1690 
miden  Wilhelm  UL  600.00Ü  L.  zagodaobt,  die  man  1697  aof  700,000  L.  erhob«, 
doch  mit  länscUnss  der  erUidien  KrooeinkOnfte.   Bis  aof  Geo^  it  begnttgte  nao  \ 
sich,  die  za  gewiesenen  ElnkOnfie  nur  im  AUgernuinen  anzaschiagaa  und  danack  des  i 
ZOT  Ergiunag  etforderiiehen  Znsohass  zo  b^timnien.   Nan  aber,  ab  man  die  Qiil- 
ÜBte  anf  bOO.OOO  L.  setzte,  imrde  zugleich  rerfttgt,  dass  ikhrlioh  das,  vis  an  dw 
Betrage  der  zugewiesenen  Einkünfte  zu  jener  Summe  fehlen  würde,  ans  dei  Staatt- 
easse  zugelegt  werden  sollte.   Ein  aUenfaUsiger  Mebrertrag  blieb  dem  K&oig  rCr  Ver- 1 
Atgnng.   Die  heutige  Bedeutung  des  Wortes  ciril  list  stammt  also  erst  Ton  1739  ber. 
Geoi^  III.  rerzicbtete  auf  einen  Theil  der  erblichoi  Einkünfte  der  Krone.   Die  Orif- 
liste  reichte  aber  für  den  grossen  Aofwuid  nicht  hin  und  es  wurden  mehnsib 
Schnlden,  die  aaf  sie  gemacht  worden  waren,  rom  Pariamenta  übemomnui.  nu 
1769—1814  zusammen  fttr  3  Hill.  L.    Mach  der  Regnlining  ron  18)6  b^  ^ 
CiTÜlUte  1,057,000  L.,  ausser  248,000  L.  Pensionen  (Apanagen)  für  die  k.  Faiiil»- 
Ans  obiger  Snmme  worden  aber  aach  rerschledene  StaattbeuBta  besoldet,  z.  & 
Lords  Obarrichter.  die  aoswSrtlgeo  Gesandten,  so  dass  vm  799,000  ftr  des  KSd; 
übrig  blieben.   18S1  warde  die  Grilliate  fOr  Wilhelm  IT.  durch  DebertragiiDg  frw^ 
artiger  Ansgaban  aaf  udwe  Caasen  aof  S30,000  gemindert   Die  erUiehen  Sntialte 
der  Krone,  hereditär/  rerenoes,  im  Betrag  ron  800.000  L.,  waren  schon  fiübsr  den  < 
Pariamente  zur  Verffignng  gestellt  worden.    1831  verzichtete  der  KOnig  noch  uf 
einige  Ge^e,  die  im  Frieden  geringfügig  sind,  weil  sie  zum  Theile  aas  AdmiralitiU- ; 
geldera  bestehen .  die  nur  in  einem  Seekriege  durch  die  Prisen  ansehnlich  weidea. ; 
Die  Erbgef&Ile  von  Lancaster  und  Comw^s  blieben,  als  Familiengat,  noch  im  Be-| 
sitze  des  Königs    Sie  wurden  auf  50,000  L.  angeechli^en.  Die  Civilliste  der  KUtifi» , 
Tictoria  wurde  im  Jahre  18:17  auf  385,000  L.  gesetzt,  wozu  sp&ter  noch  PensloDet ; 
and  EtnkOnfte  ron  Mitgliedern  der  königlichen  Familie  kamen.    Die  heatige  Snmne  i 
ist  in  1875:  405.964  L.  Cirilliste,  145,985  Unterhaltangskoeten  der  Schlosser  nadj 
Parks.  153,737  Apanagen,  zasammen  704.686  L.   Sinclair,  Hlstoiy  of  the  pnbliei 
Tcrenae.  I.  290,  292,  n.  38,  63.    HOfler.  Geschichte  der  raglischen  CIrilline.| 
Stnttg.  1834.  LorieuT  in  Foelix,  Rerue.  18Sii,  II.  801.   Gneist.  engl  VeM 
waltnngsrecht.  2.  Aull.,  U,  833,  bes.  §.  143,  S.  1328  ff.  (Bau.  §.  48).  —  Bd  d«rj 
Vergleichung  der  Cirilliste  in  rerschiedenen  Staaten  and  in  demselben  Staate  za  itr- ; 
scfaiedener  Zeit  sind  die  in  §.  19  gemachten  Bemerkungen  zu  berücksichtigen.  Am 
Wichtigsten  ist  die  Htkhe  der  Quote,  welche  die  Cirilliste  ron  der  Beineinnahoiä; 
di?s  Slaxtä  beanspmcht,  wobei  es  jedoch  wieder  einen  Unterschied  macht,  ob  die  Bein-  j 
cinnalime  ausschliesslich  oder  rorherrschend  nur  aus  Steuern  oder  anch  aus  pTlT*t*| 
wirthschaftlichen  Einnahmen  herrührt    Auch  die  Hohe  der  Quote  ron  der  Netto- 
aosgabe  des  Staats  kann  zur  Vergleicfaang  dienen.   In  den  letzten  Jahren  sihd  is, 
Deutschland  hie  and  da  Erhöhungen  der  ClTlIÜMea  Torgekommen ,  mit  BücUcbt 
auf  die  aDgemoinen  Praissteigerongen.    In  Dentsehland  badaht  der  Kaiser  nun, 
Beiohe  keine  ClTiniste.    Die  Cirillisten  (and  «hnliche  EinDshmen,  t.  B.  bei  dea 
GrossharzOgen  von   Mecklanbnrg)   nebst  Apanagen   veranschlagte  Ilarvana 
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§.  99.  BegeUng  der  GiriUiste.  „Die  Cirilliste  wird  ent- 
nder  von  einer  Finanz-  (Etats-)  Periode  koi  andern,  oder  beBser 


Tifier  t  1875  fttr  »IIa  dmtsdiea  Bondesfo^en  aof  c  35  Mia  M.  oder  3-69*/o 
|s  Kettouugabe  dee  Beiclu  und  der  Hiozelstutea.  In  den  IT  Ueinerea  monirch. 
^tutea  (d.  L  in  dea  Bondesalaatea  exd.  die  4  Königreiche  oud  Baden)  soll  sie  im 
Gm»  u  10  Hill  H.  oder  9-4Vo  der  NettuDss.  betra^fen  (Goth.  Tascheob.  1S74, 
iJSS,  876  d.  devtscL  Aoeg.)-  Nach  denelben  Quelle  a.  aadeiea  ofBc.  Angaben 
nr  die  (SnOisto  iacL  Apanagen : 

um  1878     oder  Vg  d. 
MUL  HtriL  Nettoaasgab. 


Büon. 


lS-48 


5-41 


250 


4-00 


SkImK.  .    .  . 

2-77 

4'75 

V'UaiWig .   ,  . 

1-84 

8*29 

him  

1-44 

S-86 

Ct.  Bntuniea  . 

13-20 

1-04 

Ua  

11*08 

l'SS 

'JatarteicJi,  Wert- . 

9-30 

1*651 

Ongam    .  . 

7*80 

?  1 

Bnlud  .... 

28*60 

1'47 

bedfdande  .   .  . 

!'275 

1-00 

^  .... 

2-80 

2*60 

Diuuik    .  .  . 

1-62 

3-68 

^vedea    .   .  . 

1-43 

? 

lonreg«    .   .  . 

0-62 

S-00 

s.  0.  Anm.  6,  im  Etat  eiBcheint  mit  den 
neueren   Zuschüssen   die  Summe  ron 

12-  22  Hill.  M.  f.  d.  Kronfideicommiss- 
fonda,  Apanagen  im  Eut  0-361  Hill  U. 
Die  durch  Gesetz  vom  1.  Joli  1834  auf 
2,350,580  fl.  festgestellte  permanente 
Ginlliste  ist  durch  das  Finuu^^tz  t. 
25.  Juli  1876  t.  1816  an  auf  4,231,044 
Mark  d.  h.  um  o.  200,000  HaA  whObt 
TOiden.  Der  ganze  Etat  des  k.  Haiuec 
Q.  Hofes  betragt  1676  5*35  Hill.  Marie 
nemlich  ausser  der  GlvUliste  0*866  Hill 
Mark  Apanagen ,  0  233  Wittrengdudte, 
17,000  Mark  Pensionen. 

Im  Etat  f.  1874—75  beträgt  der  Bedarf 
f.  d.  K.  Haas  2*94,  f.  Apanagen  0-$t2 
MilL  Mark,  zus.  3-452. 
Die  Cirilliste  ist  durch  Ges.  r.  I.  Aug. 
1864  f.  d.  Lebenszeit  d.  K.  Karl  auf 
913,933  ä.  gesetzt  (ironmtet  777*808  B. 
Geld,  der  Beat  MataBOien).  Sie  ist  im 
Finanzgesetz  vom  ■  27.  Jnni  1875  aof 
1,836,683  M.,  d.  h.  am  c.  1 70,000  Maik  er- 
höht Apanagen  jetzt  0  265  MilL  Made. 
Foi  1876  Q.  ff.  soll  die  CiriUiste  um 
0-238  MilL  Mark  d.  i.  t.  1-85  anf  1-69 
Hill.  Mark  eritOht  verdw,  Apanagen 
0198  Mill.  Madk.  zus.  1*79  UilL  Mark. 
«.  oben. 

In  1874  ff.  12*25  Mill.  Fr.  u.  2  MüL  Fr. 
Apanagen,  noch  nicht  genügend  geord- 
nete Verhältnisse. 

Im  Etat  tu  1875  ist  die  Cinllüle  in 
beiden  Beichshilften  rieiohgeMellt,  mit 
Je  4-65  MUL  fl. 

Im  Abschlaas  f.  1873  Etat  d.  E.  Hsnses 

13-  03  MUL  Babel,  im  Budget  t  1875 
8-89  MilL  Bub.,  voron  2*55  MÜl.  „ein- 
malig". 

B.  f.  1875  760,000  £. 
B.  £.  1875  Grillista  3*3  MUL  Fr.,  Apa- 
nagen 0*2. 

B.  f.  1876  GirUliste  1  MilL  Kronen  (8 
Er.  —  9  M.),  0-443  MilL  Kr.  Apanagen. 
B.  £  1876  1,266,000  Kronen. 
B.  1  1874  504,000  Kronen. 
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auf  die  Leljenszeit  des  Monarehen,  oder  auch  fttr  immer  festgesetzt, 
was  jedoch  eine  B[Atere  Abfindernng  durch  nene  Vennnbaraiig 
nicht  ausscbliesst,  wenn  veränderte  Umstände  dieselbe  zweckmässig 
machen.  Ätuser  der  bestimmten  jährlicben  Qeldsnmrae  pllegt 
dem  Fttrsten.  anch  der  Niessbranch  gewisser  im  StaatsrermOgen 
be6ndlicber  Gebände  (Schlösser  nnd  Znbehör)  nnd  Ländereiea 
(Gärten,  Waldungen  znm  Jagdgebege  n.  s.  w.)  ttberlassen  za  we^ 
den.  Die  Äpanagien  der  anderen  Mitglieder  des  Fürstenhansel, 
die  eine  eigene  Haosbaltung  führen,  sowie  die  Wittamsgehalte  der| 
fUrstlichen  Wittwen  und  die  Mitgaben  der  Prinzessinnen  sind  ent-j 
weder  in  der  Civilliste  mit  begriffen,  so  dass  der  Fürst  ans  der' 
Hauptsnmme  derselben  jene  Ausgaben  nach  eigenem  Ermesseni 
bestimmt  und  bestreitet  ^^),  oder  werden  neben  der  Civilliste  beson- 
ders festgesetzt  and  angewiesen.  Dies  verdient  den  Vorzog, 
in  diesem  Theile  der  Aasgaben  sieh  bKn6ge  Veränderangen  sik 
tragen",  aber  es  fUbrt  bei  einer  VergrÖsserang  der  förstllcben  Familie 
•   zu  einer  Steigerung  des  Staatsaufwands,  weshalb  in  dieser  Beziehoog 


um  1873     oder  %  d. 
tfÜL  Hart.  Nettosnagabe. 

FortQgal  ....       2*63  2-77       B.  f.  1876  Girilliste  tind  Apanige  m 

Gontos  de  Reis. 

Glieehanbod    .   .       1  18         6  00       B.  f.  1875  1,125,000  Dnchmen,  vom 

noch  0-3  HiU.  ans  Zinsertrlgnias  ^ 
Guthabens  der  Sdiotzmichte  n.  0^ 
r.  Jod.  Ins.  (1  Dr.  —  78  Pfann.  dsnbeh^ 

Brasilien  .....       8-15  1-90 

Die  CiriUiste  des  jetziges  K&aigs  ron  Spanien  soll  aof  7*2  Mill.  Pesetas  (zd  SOK 
deutsch)  gesetzt  werden.  Ueber  Frankreich  nnter  Napoleon  IIL  s.  o.  Ana- 10' 
Herrn.  Wagnor  berechnete  t  d.  gesammtea  (^rllUsten  n.  Apanagen  in  Enn^  m 
1S7S  (bei  Frankr.  nor  di«  Dotation  des  Präsidenten  n.  ohne  Spanien  damals)  137  Hill 
Mark,  wobei  aber  einige  Posten  nur  sch&tznncsirdse  eingesetzt  —  Im  AllgMiwisa 
sind  die  Hofansgabem  seit  diesem  Jahrhyndwt  ungsamer  lua  di«  ttbrige  Staatsaupbt 
gestiegen.   S.  anch  Pfeiffer,  StuUsansg.,  S.  54. 

^  §.  99  Tenig  rerlndsrt  —  Bau  §.  49.  Deber  Baiern  s.  Anm.  11.  —  Kid 
dem  b  a  d.  Oes.  r.  3,  März  1 854  irar  die  eigentliche  CiriUiste  fortdanemd  anf  652.490 1 
bestimmt,  aber  im  März  1858  ist  dieselbe  gesetzlich  am  100,000  fl.  erhöht  verda 
S.  femer  Anm.  11.  —  In  Frankreich  ▼nrde  soTohl  die  Girilliste  als  das  dem  Obtf 
baupt  zur  BwatZQDg  Qberlassene  StaatsrermAgeD  (Krongnt)  nur  anf  Lebenazat  da 
Herrschers  festgesetzt.   Oes.  r-  2.  MSiz  1832  and  SenatDsconsnltnm  r.  12.  Dec.  1911 

^  Diese  der  Girilliste  ttberlassenen  Gegenstände  müssen  genao  reizeichoet  werden 
z.  B.  bad.  Ges.  r.  2.  Nor.  1831.  —  PreuLa.  Ges.  r.  27.  Jan,  1868  mit  der  Usch' 
weianng  der  za  den  Staatadomfinen  geh&renden  Schlttsser  n.  s.  t.  in  den  ncnei 
Frorinzen.  —  Franz.  Gesetz  r.  8.  Norember  1814.  Dieses  Krongnt,  domaine  de  1j 
conronoe  im^  Sinne  des  franz.  Staatsrechts,  isl  wie  alles  Staatsgot  onreränaserlicb 
nnrerjährbar' and  anrerpf  ändbar,  darf  anch  nicht  Ober  18  Jahre  verpachtet  werdea 
aosser  znfolge  eines  besonderes  Gesetzes  (d.  h.  mit  ZnstimmTing  der  Kammeni).  6** 
vom  2.  M&rz  1832.  De  G^rando,  Droit  administratif,  III,  4t)0.  Macarel  e 
fionlatignier,  de  la  fortooe  publique,  I,  114. 

")  Z.  B.  in  Preassen,  den  Niederlanden,  Weimar 
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Catelen  erwünscht  sind.  Die  Verwendnog  der  Givilliste  hängt 
letigHeh  von  den  Beschlttasen  des  Ffirsten  ab,  wobei  es  Rechts- 
^duUz  sein  mass,  dass  der  jeweilige  Regent  die  Cirilliste  nicht 
tter  seine  Begierongszeit  hinaas  bela^n  kann.  Besondere  Beamte, 
£e  Hiebt  im  Staatsdienste  stehen,  besorgen  die  Verwaltang  der 
CiTilliste.  Es  ist  nothwendig,  genau  zn  bestimmen,  welche  Au»- 
gaben  flberhanpt  der  Cirilliste  tiberlassen  bleiben,  d.  h.  nicht  anter 
dtn  sonstigen  Staatsanfwand  gerechnet  werden  sollen.  Man  kuin 
bie6ei  unterscheiden: 

s)  „ordentliche  Ausgaben;  dahin  gehören  a)  Ausgaben  der 
Prirabüspositionscasse  (Cabinetscasse,  GbatouUe)  des  Fürsten  and 
,  iajoigen  FamiliengUeder,  welche  keinen  eigenen  Hofstaat  halten. 
^)  Autgaben  fUr  die  wesentlichen  Bedttrfoisse  der  Hofhaltung  ^% 

^  Titnrengelialte  fallen  z.  B.  darcli  den  Tod,  das  Äpuugimn  des  Tbronfolgen 
DBttedi  die  Thron beateiguug  deesdben  heim.   Beispiele  a.  in  Anm.  11.  —  Ehemeli 
^v^Utt  des  ApanAgioms  gewöhnlich  den  Mitgliedern  des  FunteDbaasea  gewisse 
I><Mm  Dir  Benutzung  obergeben  (paragium),  z.  B.  noch  dem  heutigen  Hause  Orleans, 
ie  1830  wieder  in  das  üUatsrennOgea  zorOckkehiteo  und  nur  vennittelst 
^iabuches  gegen  andere  Theile  dem  domaine  de  la  cooroime  einrerieibt  wurden. 
ItlBUltad  wurde  1797  ron  Faul  I.  die  Familiensüftnng  gemacht,  nach  welcher 
Abgaben  der  Bauern   anf  gewissen  StaategUtani  (Apanagebauern) 
iKrntren,  Prinzen  und.  Prinzessinnen  des  L  Hauses  ihren  Bedarf  empfangen,  ohne 
ijaiitlni;  der  Staalahaase.   Dies  wird  dnrdi  das  Ministeiinm  des  Jt.  Hauses  und  der 
^t*iit»  besorgt   Das  XäiikMiunen  dieser  Apam^ecasae  wurde  filtheriiiB  auf  4Vi 
>'<•£•  Fipier  (1-28  MilL  B.  Silber)  goschltit,  Schnbert,  Handb.  der  allgem. 
IJ^BBde  £,  385.  —  Gn»8herzog  Kari  Friedrich  ron  Baden  (f  1811}  wies  s^en 
ma  Domknen  als  Standesherracbaflen  nun  Genüsse  an.  Pfister,  Geschichtliche 
uivicUtag  des  badischui  Staatsrechte  I,  214.  —  Für  die  Festsetzung  eines  Geld* 
9*>t;iBiis  giebt  68 Systeme:  1)  Vererbangnach  Linien,  so  dass  die  für  einen 
^räa  Sohn  des  regierenden  Fürsten  featgetietzte  Unterhaitungssumme  auf  seine  Nach- 
*aeii  tibergeht  und  unter  diese  rertheilt  wird.   Hierbei  können  die  Antheile  ein 
ma  fluvtlicher  Personen  ganz  onzoreichend  werden ,  man  muss  daher  durch  die 
nteaug  helfen ,  dass  das  Einkommen  eines  Prinzen  oder  einer  nnTereheÜcbten 
wida  nicht  unter  eine  gewisse  Grenze  (minimum)  sinken  kann  und  bis  dahin  dnrch 
"l^hiMe  erglnzt  wird.   Auch  eitsteht  durch  zofUlige  Ungleichheit  in  der  Zahl  der 
'''('■uliBgB  jeder  Linie  eine  unbillige  Tenchiedenheit  in  den  Einkttnften  duselben; 
^  Tonheu  ist  aber  unreitennbar,  dass  der  Aufwand  im  Ganzra  ein  bestimmtes 
behllt   Beisp.  Wtlrtomb.  Hausges.  t.  28.  Juni  1828  (Herdegen.  S.  150), 
J^inor.  Hausges.  r,  19.  Nor.  1836.   2)  Individuelle  Apanagien  fUr  jeden 
|«iät  und  jede  Prinzessin,  doch  mit  einiger  Rücksicht  auf  die  Nähe  der  Verwandt- 
et mit  dem  Begenten  und  bei  Prinzen  auf  ledigen  oder  rerheiratheten  Stand, 
die  Beeo^niss,  dass  bei  einer  zahlreichen  fOntUchen  Familie  die  Ausgabe  im 
eine  grosse  Summe  erreichen  könne,  dienen  Bestimmungen,  wie  sie  das  bad. 
^  rem  21.  Joli  1839  enthält  Die  Apanagien  nnd  WiUumsgehalte  dürfen  danach 
■Wuengenemmen  400,000  fl.  nicht  übersteigen,  und  schon  bei  einem  Belaufe  Ton 
"■•CM  1  wird  ron  jedem  neuen  Apanaglum  Vsi  ^on  350,000  £.  an  aber  die  H&lfia 
"mogea  (Bau  g.  49  Anm.  d). 

")  Der  H<rfdienst  pflegt  in  groewn  Staaten  in  gewisse  Zweige  (SUbe)  gotheilt  zu 
«a:  Oberkaameriietiii'.  Obeiho&narBchaU-,  OberBtaUmdstw-,  ObeQl^ameister,  Ober- 
«atoaienmeitter-,  Oberhofmeister-Steb.  Der  russische  Hof^  ron  180t  ziblt  3868 
^Mienstato  mit  einer  Ausgabe  ron  8,963,815  Bobein,  welche  nach  dem  damaligen 
^  der  AasigDaten  ron  161  gegen  2'/*  MilL  Siiberrubel  -=  4,140,000  1  «08- 
**uiei.  Storch,  Bnssland  unter  Alexander  L  XIU,  6S— 04  (Bau). 
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als  pOTsOnliche  Bediennng,  —  Tafel,  —  SchlOMer,  deren  Erhattug, 
Eioriobtang  und  Heizung,  —  Maretall  u.  s.  w.   /)  ÄnsgiU^en  Ar 
andere,  Genuas  and  Pracht  betreffende,  am  Leichtesten  eine 
schränkung  gestattende  Gegenstände,  z.  B.  Musik  (Gapelle),  Theater, 
Jagdwesen,  Sammlungen,  Feste; 

b)  äussere rdentliobe  Ausgaben  fItrReiseni  VemdhhuigeB,! 
Begräbnisse  u.  dgl.")"  (Kau  §.  49); 

c)  Erttbrignngen  ans  der  Civilliste,  welche  kapitaliairt oder 
zu  Ankänfen  von  Landgütern,  Kunstwerken  n.  s.  w.  benutzt  werdea 
Nähere  BestUnmnngen  Uber  die  Eigentbumsrerhältnisse  an  solcbeiij 
Gegensübiden  kOnnen  zweckmässig  sein.") 

§.  100.  —  B.  Bedarf  ftlr  die  obersten  Leiter  des  Staate 
in  Republiken  (Freistaaten).  „Die  hierher  gehörigen  Ana- 
gaben  sind  viel  geringer  als  in  Monarchieenj  ein  Umstand,  der  ba 
der  Vergleichnng  beider  Staatsformen  indessen  nicht  den  Aosschlae 
geben  kann,  weil  er  neben  anderen  wichtigeren  Rücksichten  in 
den  Hintergrund  tritt.  In  Äristokratieen  bringt  es  das  Interesse 
der  bevorzugten  Geschlechter  mit  sich,  dass  sie  bedacht  sind,  nicbl 
auch  durch  Geldbezüge  beaeidenswerth  zu  erscheinen.  In  Demo- 
kratieen,  wenn  sie  von  einer  Versammlung  gewählter  Abgeordaeteo 
regiert  werden  (grosser  Rath,  National -Versammlung,  Congress), 
sind  Oflers  Tagegelder  an  dieselben  nicht  wohl  zu  entbebreo."') 

")  Beispiel  ans  Mecklenbnrg-S-chweiin,  Ä.  1849.  Onash.  Otunlle 
46,667  Thlr.  —  Wittam  u.  Apanagieu  «5,528  Thlr.  —  Atwaerord.  Ausg.  28,417 
—  Hofhaltnng.  G&rten  n.  b.  v.  201,590  Thlr.  (Einnalune  1590),  Banwesen  22,500  Thlr. 
Theater  67,520  Thlr.  (Einnahme  21.870  Thlr.),  CapeUe  J5,820  Thlr,  Maretall  59,95f 
Thlr:  (Einn.  3030  Thlr),  Privatgestut  10,570  Thlr.  (Eina.  3710  Thlr.),  ganze  Ans« 
380,197  Thlr.,  Einn.  42,200  Thlr.  (Ran). 

'•)  S.  l.  B.  Sächs.  Verl  f.  4.  Sept  1831.  §.  20b. 

hl  Nordamerika  kostet  die  peitodlBche  WaU  eines  PrtaldeBteD  das  Toll 
dnrch  ATbeitsreislamniw  a.  dgL  andi  viel.  Die  bei  Monarchien  erfahniDgamfa^ 
geringere  Gefahr  periodischer  politiBcher  EnchUttomogen  fiUlt  beim  Veigleidi  aoo 
wirthsehafilich  za  Gnnsten  di^er  Staatsform  schver  ins  Gewidit  (§.  100  demL  vM 
nach  BaQ,  §.  51  d.  5.  Aasg ) 

*>)  In  Nordamerika  z.  B.  erhielt  jedes  Mitglied  der  beiden  Haaser  tigli^ 
S  Doli.,  seit  1856  fur  2j&hr.  Amtsdaner  i.  6.  6000  D.  nebst  einmal  BeisegeU  tO 
Hin-  0.  Ettckreise,  Hock,  Amerik.  Fin.,  S.  38.  Die  Aasgabe  for  den  Congress  wi 
1855/56  2,000,362  D-,  1865/66  Senat  466,000,  Abgeordnetenhaos  634,000  D.  - 
Schweiz,  A.  1875:  Naäonalrath  191,000  Fr-,  Standerath  13,000  Fr.  (die  MitgKeA 
desselben  erhalten  ihre  Tag-  nnd  Reisegelder  von  den  einzelnen  Cantonen),  Bande 
rath  »3,500  und  Ganzlei  130,000  Fr.  In  Appenzell  A.  Bh.  kostete  1826  Landsg« 
meinde  und  grosser  fiath  2807  fl.,  1827  3962  fl.  (Bernoalll,  sdiweiz.  Ardilr,  U 
Mr.  I),  in  Bein  im  J.  1838  der  gioase  Bath  20,938  Fr.,  in  St  Gallen  1836  :  89001 
in  Thnrgau  bestimmt  die  Verfass.  v.  14.  April  ffiSl  die  Tagegelder  auf  1  fl.  21  ■ 
In  Aargan  (Verf.  vom  6.  Mai  1831)  ist  es  den  Kreisen  Überlassen  den  Abgeordnete 
zum  grossen  Bath  eine  Entschädigung  zu  geben,  die  in  Bern,  St  Gallen  n.  b.  w.  di 
Staatskasse  bezahlt.  In  Lnzcm  kostet  1864  der  grosse  Bath  20.100  Fr.,  wovon  IT.K 
Fr.  für  die  100  Mitglieder  verwendet  werden,  üi  ZUrlch  ist  ftar  den  grossen  Ru 
gu  keine  Aya^h«  aufgenommen. 
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OvTrftger  der  ToUziehenden  Gewalt  (Präsident,  Land- 
mahf  SchnUheiBB  n.  s.  w.),  ob^eiofa  seiner  VerantwortUcbkeit 
nfolge  nor  der  oberste  Beamte  im  Staate ,  braucht  ein  seinem 
Buge  entsprechendes  f  wenigstens  etwas  grosseres  Einkommen,  , 
anul  da  er  den  Abgesandten  fremder  Ißlchte  gegenüber  seinen 
Stut  mit  Anstand  za  vertreten  bat"  (Raa  §.  51).'^) 

n.  —  §.  101.   Ausgaben  fflr  die  Volksvertretung. 
J))e8e ÄoBgaben  betreffen  1)  die  Taggelder  und  Reisekosten 
kt  Lasdtagsmitglieder.    Diese  Vei^tang,  die  nur  bei  den  ge- 
gewihtten,  nicht  bei  den  durch  Geburt  oder  Beruf  berechtigten 
j  geordneten  vorzukommen  pflegt,  hat  das  Gute,  dass  man  bei 
I  taABswahl  der  BlUiigsten  nicht  auf  die  Wohlhabenden  beschrilnkt 
Bt,  wie  dies  der  Fall  wäre,  wenn  jeder  Gewählte  auf  eigene  Kosten 
nwB  und  in  der  Hauptstadt  sieh  erhalten  mtlsste.^*)  In  klehleren 
Blutes,  wo  ohnehin  die  Zahl  der  Abgeordneten  eine  relativ  grössere 
vd  sein  mass ,  sucht  man  durch  seltenere  Einberufung  der 
'^aHQ,  m^Jährige  Budgets  u.  s.  w.  an  Kosten  zu  sparen. 
^)DMbleibend  beschäftigte  Personal,  nemlich  die  danem- 
''njÜBacbHsBe,  wo  sie  bestehen,  die  Archivare  n.  s.  w.  3)  Sitzungs- 
SMe,  Heizung,  Beleuchtung,  Bewachung  und  bauliche  Erhaltung 
timelben.  4)  Schreibgebtthren,  Druckkosten  u.  dgL«)"  (Bau  §.  50). 

*^  In  den  nordamerikftnischeti  Freisttatea  beäeht  der  Prlsident  26,000 
^  ita  ViceprAsident  SOOO  D.  —  laden  schireizerisohan  Freistuten  sind  die 
'^''«Idiu^  so  gering,  dass  die  obersten  Beamten  nicht  daroa  leben  können;  z.  B. 
|ff  kadeaprtsident  erhielt  (A.  1858)  nur  8700,  jeder  Bondesnith  8300  Fr.,  in  Zoricb 
r^^i  Präsidenten  2625  Fr.,  in  Laxem  der  Scholtheiss  S143  Fr.  —  In  Frank- 
.'«ick  bezieht  der  jetzige  Prlsident  Mm  MahoQ  t  1876  bereits  900,000  Fr.  Gehalt 

Heprl«^  Kosten. 
'    n  Anderer  M^nng  ist  f.  Jakob  n,  §.  857  ff. 

'^Ig.  101  »  Bau  5.  Aosg.  g.  50.  B.-W.  6.  Aosg.  §.  61).    Mach  dam  eng- 
j»cken  Wahlgesetz  bedttrfen  die  Depatirten  regen  ihres  zor  Bedingnng  der  W&hl- 
I       geaachten  ansehnlichen  TermOgens  keine  &itsch&dignng,  in  den  meisten  andern 
"IIa  ist  dieselbe  eingeftlhrt  Im  Norddentschen  u.  jetz.  Dentschen  Beichstog 
^  im  froheren  Doatschen  Zollparlament  hat  man  keine  Tagegelder  zugelassen ,  nm 
*  Gegeigewicht  gegen  das  allgemeine  Stimmrecht  za  schaffen.  Wiederholte  Antr&ge 
I  m  Pvlaments  auf  Einfahrang  rtm  Diftten  hat  die  Beichsregierang  bisher  abgelehnt 
i*u freie  Fahrt  (auf  den  Eisenb^nen)  ist  den  Hitgliedeni  des Keichstaga  Inirz  ror 
M  uth,  sowie  wlhreud  der  Sitzongszeit  neoerdings  gewährt  worden.    In  mehreren 
^^em  hat  man  geglaubt,  Stellen  fOr  Mitglieder  eines  Oberhaoses  (Palrskammer, 
^).mt  einem  ans  der  Slaalscasse  za  schdpfendeo  Einkommen  errichten  za  müssen. 
«Jtinkreich  wen  nach  der  Heistellang  des  EftnigthoniB  bis  18S0  erblidie  Pairs- 
1^  bis  za  12,000  Fr.  jlbdieher  Aaiatnttang.   Audi  im  zweiten  Kaisetreich  u- 
die  Senatoren  wieder  eine  solche,  wofür  der  A  fiti  1869  4,980,000  Fr.  ans- 
'b^  Auserdem  sind  für  den  Senat  1,080,000  und  fflr  den  gesetzgebenden  EOrpet 
f^iSm  Fr.  ^khrilch  als  Verwaltnngskosten  an^genommen.    A.  tta  1870  für  diese 
H«ckQ  nauamen  11,274,000  Fr.  —  Oesterreich.  A.  1876  Reichsrath  679,200  fl., 
*Hon  601,000  für  das  Abgeoidnetenhans,  53.000  fOr  das  HeireiÜians,  14,000  fOr  die 
j '''^'«fUton,  10,700  tta  die  Staatsschaldeocontrolcommission.  —  In  Preussen  neaes 
I     L  ff'iaBi,  FiiaaiwiusuKli.  L  15 
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Bei  directer  Gesetzgebung  darch  das  Volk,  wienener- 
diogs  in  einigen  schweizer  Gantonen"),  wachsen  den  Finanzfla. 
direct  nur  wenige  Kosten  zn.  Aber  indirect  wird  der  volkswirtb- 
schaftUche  Verlost  an  Arbeitszeit  wegen  der  Agitationen,  der  Ab- 
stimmongen  o.  s.  w.  doch  ab  Ansgabepost  im  Haushalt  des  £m^ 
zelnen  und  des  ganzen  Volks  zu  betrachten  sein. 

ni.  —  §.  102.  Ausgaben  fflr  gewisse  oberste  Staats^ 
kOrper.*^)  Nach  der  Staatsform  und  naeb  manehen  sußUUga^ 
geschichtlichen  Entwickelnngen  sind  solche  oberste  Staatskörpe^ 
verdchieden  organisirt  and  haben  sie  eine  verschiedene  SteUnngj 
Ddnach  gestaltet  sich  dann  der  meist  an  und  fttr  sich  nicht 
deutende  Aufwand  wieder  Tcrschieden.  Es  gehören  dahin  etw^ 
das  forstliche  Cabinet,  das  in  Repräsentativstaaten  mit  veroDtl 
wörtlichen  Ministem  mitunter  ganz  beseitigt  ist  oder  seine  Wichtig 
keit  verloren  hat;  der  Staatsrath,  dessen  Mitglieder  vieliach  zb| 
gleich  andere  Aemter  bekleiden  and  dafür  ihre  Besoldung  bezieben; 
der  Ministerrath  (auch  Staatsministerium),  in  welchem  die 
VorBtHnde  der  verschiedenen  Ministerien  and  etwaige  Minister 
Portefeuille  collegialisoh  berathen.  Aach  hier  kommen  dann  nur 
etwa  Bureaakosten  and  Gehalte  des  Boreaapersonals  neu  Unw, 


Ges.  aber  Beüeltoaten  a.  Diäten  d.  Mitglieder  d.  Abgeordnetenbaases  r.  SO.  Milz  IS'3'. 
Difttui  6  ühk.  p.  Tag  (bisher  3  Thlr.),  Bösekosteu  auf  EUenb.  tl  Dam^^sdi.  p.  Keile 
10  Sgr^  fttr  jedea  Zu*  n.  Abgang  1  Thlr..  auf  and.  Wegan  p.  Meik  IVi  Thlr..  je« 
nach  Ges.  r.  24.  Jnli  1876  p.  KUonutw  £isenb.  od.  Damp&ch.  IS  FfeuL,  anf  lulen 
Wogen  60  Ft  A.  f&r  1876  Herrenhaos  163,110  (incL  Besold.  dei  Beamten  etc.) 
Abgeordnetenhaus  1,109,070,  zus.  1-362  ItiU.  H.  —  In  Baiern  kostete  die  Smout 
liehe  Sitzung  von  1828  264,000  fl.,  die  Sitzung  Ton  1833  163,000,  die  von 
375,000  1,  der  Staatsroruiscblag  für  1855/61  nahm  60,000,  der  A.  für  1861/67 
jedes  labr  69,000  A.  an,  also  207,000  SL  fUrjttden  Landtag.  A.  1868  und  69  287,000  i 
f.  1876/77  332,170  M.  jährlich,  da  der  Voranschlag  nur  auf  2  Jahre  aufgestellt  vin 
nnd  folglich  die  Landtage  schon  deshalb  Öfter  gehalten  werden  mosaen.  —  Sachsen 
A-  1858/60:  alle  3  Jahre  ein  8inonatlicher  Landtag  fQi  88,000  Thlr.,  ganze  j&hrliclu 
Ausgabe  38,000  Thli.,  1875  1  54,000  M.  —  In  Baden  kosteten  in  lOjährigom  Dorck 
schnitt  die  Landtage  in  jeder  2jährige&  Periode  103,000  fl.  A.  f Or  1870  luul  ^> 
j&biUch  42,873  fl,  für  1874  und  75  73,000  M.  S.  auch  Atun.  20.  Die  geeaoiid 
Ausgabe  für  Landesrertretong  berechnet  Uerm.  Wagner  um  1873  In  denDentKM 
Staaten  auf  2-25  Hill.  M.,  noch  nicht  77,  der  Ho£uufabe.  In  Frankreich  m 
A.  fOr  d.  NationalrenBiunl.  8-56  UilL  Fr,  S.  noch  ?.  Malchu»  II.  6S,  roUgiafl 
Systeme.  IT.  412. 

**)  ..Beferendnm"  venchiedener  Axt,  soimCauton  Zttrioh  und  Thargas 
wo  0.  A.  jedes  ron  der  Bagiarung  vorgeschlagene  und  vom  güfiatzgebaodea  Be^ittea 
tatirkOrpo'  angenommene  Gesetz  noch  der  Volksabstimmong  in  den  Gemeinden  snttr 
werfen  irird.  In  Waadt  besteht  ein  Finanz-Beferendtun  bei  Sammelt  Qbor  1,  ii 
Neuenbürg  dsgt  bei  Summen  Uber  2  lülL  Fr.  Wieder  Hodificationen  in  Ben 
(wo  z.  B.  aber  dio  Subfention  zar  Gotthardt-Bahn  abgestimmt  wurde),  Aargaa 
Graubandten,  Schwvz,  Baselland.  S.  M.  Wirth  in  d.  Art  Schweizar. £id 
genossenschafi,  Bluntschlis  u.  Brater's  StaatswOrterb.  XI,  1013. 

In  d.  früh.  Aal  z.  Th.  in  g.  68  behandelt,  in  d.  6.  Ausg.  §.  52. 
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[ibresd  die  Besoldungen  der  Hinigter  im  Etat  ihres  spedellen 
stehen.  *^  Hitanter  sind  einige  andere  Gentraianstalten 
direct  unter  einen  dieser  obersten  StaatskSrper  gestellt,  x.  B, 
Arehire,  die  OberreehnangskAnimer  n.  a.  m.*^ 


6.  Abschnitt. 

für  die  DnrelifBhning  des  Rechts-  and  Haehtzweelu. 

L  —  §.  103.  Das  Jastiswesen  pflegt  nnr  einen  verh&ltniss- 
Ueinen  Theil  der  eigentlichen  Staatsansgabe  zxl  beao- 
.*)  Die  Hanptposten  der  Ansgaben  betreffen: 
l].Das  Jnstizministerinm  selbst^  nebst  den  etwa  dazn« 
Oommissionen  (fOr  Qesetzgebongsaxbeiteni  PrflAings- 
D.  dg^.  m.)*) 


lOiiterreicb  A.  Ar  1875,  CabinetBlnnzIfli  d.  Eftiten,  W«stO«terreicli  und 
je  14,295  IL,  Hinistemth  in  West-Oest  619.000,  MiiÜBtorprtsldiam  in  Ungarn 
>t  —  Bsiern  A.  fDr  1876  StaatspUh  77,000  M.  —  Baden  A.  für  1875 
■  Olhet  10,500  H.,  SUatsministerinm  20,800  M.  —  Preassan  A.  für  1870, 
StMtsrerwiltODgSMisgaben  d.  Staatmuninteriums :  Borein  282,000  M.,  Geh. 
109,000  M.  —  Gr.-Britannien  A.  1861/62  Geh.  Bath  (priry  Council 
ZS^Ses  Pfd.  St.  —  Frankreich  A.  186K  SUataniniatatiQm.  CeatnÜTOnralt. 
Fr^  Geh.  Bath  300.000  Fr.  (1862  A  Staatsrath  2,229,700,  jetzt,  1876,  noch 
Pr.V 

In  Frankreich  eine  Zeit  lang  vährend  dee  2.  Empire:  unter  dem  Staata- 
Beichsarchir.  schOne  KOnate  und  Theater,  höhere  wiaaensch.  ZwwAa  (a.  a, 
mUiotbek),  Staatsreb&nde,  Gestüte  Q.  Verschied.  —  In  Frensaen  direct 
StutsmiDistehom :  Staataart^ire,  Qraoral-OrdenaconunlsBion,  Oberrechnnngs- 
,  Ofoerexaminationsconuniss.  filr  höh.  Tenrattangsheamte,  Diadplinarhof,  Gerichto- 
'  Entscheid,  d.  Competenzconflicte. 

ft.  §.  32  sub  No.  2.   In  d.  6.  Änag.  —  §.  69—78,  in  d,  6.  Auag.  =  g.  69 
Et  Ist  in  diesem  Abschnitte  (aosser  beim  SGlit&rTesen)  n.  dem  folgenden, 
UUk  mehr  im  st&tiat  Darstallang,  als  um  principialle  Behandlung,  velche  nicht 
llbuuiriBsensch.  gehört,  handelt,  Einiges  ans  der  6.  a.  z.  Tb.  d.  ö.  Ausgabe 
worden,  Tdhrt  also  z.  Th.  noch  von  Bau  selbst  her. 
meinte  in  der  5.  Ansg.  §.  69:  Das  ^ustlziresen  koste  höchstens  Vs 
ftaatenfnnds.   Solche  abaolate  st&tlsL  Regeln  lassen  sich  nicht  angeben,  veil 
einmal  nach  der  Bessortbegrenznng  (z.  B.  ob  die  Strafanstalten  unter  dem 
oder  unter  einem  anderen  Ministerium  stehen),  sodann  und  mehr  noch  ireil 
f  iet  Hohe  des  sonstigen  Staatsanfvands  (z.  B.  ob  die  Selbstrerwaltung  mehr 
ausgebildet  ist,  ob  die  Last  der  Staat^chnld  gross  ist  u.  s.  v.)  rersdiieden 
B.  Beispiele:  Preusaen  1875,  dauernde  Ausg.  d.  Justimln.  64  Mill. 
IS'S'/b  d.  efgentl.  Staatsanag.  (incL  indir.  Stenern  f.  d.  Beich,  —  vegen 
zwichen  Beich  a.  Einzebtaaten  lassen  sich  solche  Berechnnngen  bei 
Staaten  nicht  mehr  geoan  ansführen).   Baiern  1876  (incL  Stra&mst) 
IC  oder  7'2o/o  i.  eigentL  Ansg.  (incL  Millt&retat).   Frankreich  1876, 
Fr.  oder  1'4'>/«  d-  eig.  Ansg.  (1859,  bei  veeentL  Ueinoer  Oesammtansgabe 
Vest'Oesterreich  1875.  19'4  MUL  fl.  oidenO.  Ansg.  (incL  Geflngnlss- 
l  e.  d.  eig.  Ansg. 

Iir  ein  Uefner  Posten  tm  Jnstlzetat,  z.  a  In  Fnossen  Ulnist  589,000  M.  hei 
K.  GMmmtaow.  fn  1875.  Jurtt^mfiogsconun.  18,000  M.  v.  Unteriialtang 
0,76  WO.  M. 
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2)  Das  Gerichtswesen  mit  den  Gerichten  verscbiedener, 
meist  3,  Instanzen.  Die  Hohe  der  hierher  gehSrigen  Ansgaben 
hängt  wesentlich  von  der  Gerichtsorganisation  (Zahl  der 
Instanzen,  Instanzenzug,  Art  der  Besetzung  der  Gerichte  a.  s.  w.) 
nnd  dem  Gerichtsverfahren  ab>)  Vereinfachnog  des  Process- 
gangB,  hänfigere  Anwendung  des  mUndHchen  Verfahrens,  schiedB- 
richterliche  Binrichtnngen  n.  dgl.  m..  empfehlen  sich  anch  im  finao* 
zielten  Interesse.  Doch  darf  das  Letztere  in  diesen  Pnncten  nar 
mitsprechen,  nicht  entscheiden.  Das  Gerichtswesen  ist  regehnässig 
zugleich  eine  Quelle  von  Einnahmen,  namentlich  sogen.  Justiz- 
gebfihren,  welche  einen  Tbeil  der  Kosten  decken.'^)  Ob  und 
in  welcher  HShe  solche  Gebtihren  zu  erheben  sind,  istwiedemm 
nach  finanziellen  Gesichtspunkten  nicht  zu  entscheiden.  Sowdt 
diese  aber  mitsprechen,  wird  in  der  späteren  Gebtthrenlehre 
von  jenen  Gebtihren  gehandelt. 

3)  Die  Gefängnisse  und  Strafanstalten.  „Bei  diesem 
Gegenstande  wird  die  Nothwendigkeit  'einer  dnrchgreifenden  Ter- 
besserong,  welche  neben  dem  nächsten  Zwecke  der  Strafe  zngldeb 
auf  den  sittlichen  nnd  religiösen  Zustand  der  Sträflinge  einwiiit 
nnd  sie  gebessert  in  die  Gesellschaft  zurückkehren  lässt,  allgemein 
nnd  lebhail  gefUhlt")   Demgemäss  vervollkommnete  Strafanstatten 


*)  Die  Kosten  der  Uericbte  dritter ,  zweiter  und  erster  lostanz  rerhalten  nck  in 
Prenssen  (1870)  wie  1—6-8—41,  in  Baieri^(1868/69  u.  1870)  wie  1— 3— 19.  i> 
Baden  das  Obei^ericbt  zn  den  Krei».  n.  Amt^öiichten  vie  1  n.  90.  Die  Gerichts- 
Terfassnng  ist  abrigens  so  Tonchieden,  daas  Bich  ein  in  der  Natnr  der  Sache  gegm>- 
detes  Verhaltniss  nicht  genan  henosfiiden  IfiSBt.  Zäne  nnnOthig  renrlckdüe  B»cklH 
pflege  remrsacht  den  Unterthanen  noch  ansser  Aea  Staatsansgabni  durch  die  gtOwrea 
Kosten  der  Rochtsbeist&nde  eine  stärkere  Beschwerde.  In  Frudcrekh  soll  anf  SStÜ 
nemlich  9529  aroaes  und  arocats),  in  Prenssen  erst  aof  13,000  (1140  Jostizcommis^ 
und  Notare)  Eiowobner  1  Advocat  kommen.  —  Ansser  dem  bei  den  Gerichten  an- 
stellten  Personal  kommt  anch  eine  Vergütung  voa  ßeisdosten  und  Tei8&DBiite  bd 
Zeugen  nnd  beigezogenen  SachrersUndigen  ror.  (Bau.) 

^)  Beispiel:  Prenssen  1875:  Den  64  Mi  11,  M.  ordentl.  Ansg.  d.  Jnstizmio. 
stehen  4268  MiU.  M.  Einn.  gegenüber,  also  66-77^,  woron  39  Kill.  H.  „Oerichts- 
kosten  einschliessl.  der  t.  d.  üerichten  zu  rerrechnenden  Stempel  u.  baareo  AnslageD."' 
Ein  genano-  Vergleich  zwischen  Einnahme  a.  Anwabe  des  Jostizmio.  ist  hier  o.  mehr; 
noch  in  anderen  Staaten  (Oesterreich,  FTankrei<£)  bei  der  engen  Terbiodaiu;  tu! 
JuBtizgebflhten  mit  YerkdiissteDem  auf  Bechtsgeech&fte  (Stempel  o.  s.  t.)  indow 
nicht  thnnlich. 

')  Die  Wirkangen  solcher  Verbessemngen  lassen  sich  n,  A.  in  der  abnehmeBden 
Sterblichkeit,  der  Krankenzahl  der  Strafanstalten  und  in  der  gelingen  Zahl  der  Bttci- 
fälligen  genan  nachweisen.  In  den  belgischen  Znchth&nsem  starb  1823 — 30  'V 
1831—36  V«.  1832—43  nur  noch         in  Frankreich  ist  die  SterbÜchk.  bei  Minnen 

bei  Frauen  gegen  '/ia-  l^as  Bmcnsaler  HlUinerzachthaus  hatte  im  Dorchscbnitt 
1850—56  nur  2-7  Proc,  Sterbef&Ue.  In  Frankreich  waren  1844  bei  den  crimeä 
25  Proc.  EQckfSUe,  neuerlich  sind  es  33 — 40  Proc.,  in  England  gegen  33  Proc„  da- 
gegen in  Genf  onr  2,  in  Aubom  7—8  Proc.   In  den  belgischen  ZeÜengefiognissea 
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räd  natflrlicb  kostspieliger  als  die  frttberen  mangelhaften,  allein 
to  gute  Erfolg  belohnt  reichlich  den  vermehrten  Änfwand.  An 
dieeem  pflegt  anoh  durch  den  Ertrag  der  von  den  Sträflingen  ge- 
leiiteten  Gewerbsarbeit  wieder  ein  Theii  vergütet  zn  werden."  (Raa 
^fiO).  Doch  moss  dieses  Finanzinteresse  an  der  Stiiiflingsarbeit  wie- 
denun  gegen  andere  RHcksiohten  zortlclutetien.  U.  Ä.  moss  Vorsicht 
geübt  werden,  dass  die  wohlfeile  Sträflingsarbeit  nicht  den  freien 
Arbdterneine  bedenkliehe  Concnrrenz  macht  und  deren  Lohn,  beson- 
ders in  der  Gegend  der  Strafanstalten,  herabdrtlckt:  eine  bedenkliche 
Folge,  welche  in  der  Praxis  nicht  immer  genttgend  beachtet  wird.^) 


nua  9  Froc  der  ZacbtUoge  schon  vorher  im  Zuchthanse.  Die  Verbesserung  der 
'Kfufniase  ist  ein  gutes  Beispiel,  wie  aof  höheren  Caltnrstofen  der  Vfilker  regel- 
BiBK  der  Stutobeduf  steigt  (g.  36)  (Ran).  Veri^  r.  Oettingen,  Moralstaüstik 
1  Aug.  S.  455  SU  495. 

Bei  gaten  Strafanstalten  sind  vegen  der  Absonderung  der  Sträflinge  ron 
eiuider,  die  venigstens  des  Nachts  ganz  unerlSssIich  ist,  die  Banlcosten  gross.  Nach 
teSipieia  des  Zochthaoses  zu  Aubom  (Staat  Nevyoii)  sind  die  Sträflinge  am  Tage 
ii Ibi irbeltss&lea  beisammen,  aber  schweigend,  nach  dem  strengeren  Systeme  des 
Wtees  zn  Philadelphia  sind  sie  auch  am  Jage  einsam  in  ihren  Zellen  beschäftigt. 
lilielLensystem  findet  ia  den  eoropUschen  Staaten  mehr  und  mehr  Eiagaog  und 
aiii  sich  als  yorzOglich,  wenn  es  mit  der  gehörigen  Vorsicht  angewendet  wird.  Die 
Unten  for  eine  Zelle  wurden  in  Frankreich  früher  auf  :f50U~30üO  Fr.  =  1170  bis 
1J16 1  kogeschlagen.  Memoire  k  l'appui  du  projet  de  loi  sur  lesprisons,  Briix.lS45. 
-Berengor,  Bapport,  chambre  des  Pairs,  24.  Apr.  1847.  —  In  Belgien  kommt 
aieZeUe  auf  2S12  Fr.,  Ducp6tiauz,  Des  conditions  d'application  du  Systeme  de 
faipriwnDeniept  cellnlaire,  Bmz.  1857.  —  In  dem  als  Hosteranstalt  geltenden  MSaner- 
ZmÄlhaas  zd  Bruchsal  kommt  die  Zelle  anf  1480  fl.  Das  Tortreffliche  Genfer  Zucht- 
kostete  mit  dem  Mobiliar  149,l}00  6.  oder  (za  60  Köpfen)  auf  die  Zelle  2463  i. ; 
UoDe  AnMalten  müssen  aber  nothwendig  kostbarer  sein.  Viel  schätzbare  Nachrichten 
CoDgrte  international  de  hien&isance  de  Francfort.   Session  de  1857.  Francfort 
isiS,  im  2.  Bande.  —  Gefängnisse  n.  Straianstalten  stehen  nicht  immer  unter  demselben 
MiniBl  und  dies  ist  nicht  immer  d.  Jostizmin.     Beispiele:  Prenssen,  Straf- 
Uitilten  unter  dem  Min.  d.  Inneren,  A.  1875  7  67  M.  M.  Ausg.,  2-24  M  M.  Eino.. 
'juichtsgefängnisse  unt.  d.  Justizmin.,  Ä.  der  Crimlnalkosten  1875  4*84  M.  M.,  Antheil 
im  Aibeitsverdienst  d.  gerichtlichen  Gefangenen  0*39,  £inn.  aus  Strafen  1'15  .M.  M. 
Spedell  um  1870:  19  Strafanstalten,  unter  denen  einige  Polizeigefängnisse.  A-  1870, 
Aoag.  2,473.435  Thir.  fttr  19,700  Sträflinge,  also  120*5  Thlr.  a.  d.  K.,  nnd  zwar  39-Z 
fit  die  Beamten,  76  Thlr.  fbt  Veipflegnng.    Die  Arbeit  tAgt  609,000  Thlr.  ein  =■ 
^  Thh.  a.  d.  E.,  di«  ganze  dgene  Einnahme  ist  687^19  Thlr.,  folgUch  Staatszosdiius 
I.TS3,916  Thlr.   1858  war  die  ganze  Ausgabe  a.  d.  K  78'7  Thlr..  der  Arbeitsertrag 
l^'TThlr.,  und  zwar  in  den  einzelnen  Zuchthäusern  24'9  — 6*7  Thlr.  —  Baden.  Straf- 
uist&lten  im  Justizmin.    A.  f.  1876  Ausg.  1-02  M.  M.,  Einn.  071  M.  M.  Specidl 
A.  L  d.  Männerznchthaus  Bruchsal  Ausg.  0'417,  Einn.  0*286  M.  M.,  woron  Ertrag 
i  Gewerbebetriebs  (roh)  0*280,  LandesgefUngnissu,  WeiberstrafansL  Bruchsal  Ausg.  0*337, 
Einn.  0-197,  wovon  ans  Gewerbebetr.  0180,  Landesgefängniss  Mannheim,  Ausg.  0-2G8, 
Bno.  0-23],  woron  ans  Gewerbebetr.  0  226.    Die  Kosten  p.  Kopf  (396)  im  Männer- 
'Qchthaas  Bmchsal  sind  sonach  Teranscbl^t  auf  1052  M.,  die  Einn.  aua  d.  Geworbc- 
Wtiieb  (roh)  anf  707  M,  Eine  bedeutende  Steigerung  gegenflbcr  folgenden  älteren  An- 
Elben  Bau's:  In  den  badischen  Strafanstalten  war  der  Aufwand  der  Kosten  fur 
ISiS  und  59  auf  1  Kopf: 

^ellenzuchthans  in  Bruchsal        204*27  fl.         70*4  fl.         31*8  fl.  58-6  fi. 

•^ibeilte  in  Fleiborg  143     „         80  10  6  29*5  „ 
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n.  —  §.  104.  Die*£oUzei  im  engeran  Sinn,  oder  die  sogoL 
Sicherheitspolizei,  d.  h.  ^e  Sorge  fttr  die  Beschatzong  der 
Personen  und  des  Eigentiinms  im  Innern  des  Staates  doroh  un- 
mittelbar Torbengende  Maassregeb',  in  vielen  Staaten  mit  anderen 
Yerwaltnngszweigen  verbunden  und  dem  Ministerium  des  Innern 
Übertragen,  ist  im  modernen  Staate  neben  dem  Militärwesen  die 
Haapteinriohtung,  welche  der  Verwirklichung  des  PräTentir- 
princips  (§.  37)  dient  Ihre  Kosten  wachsen  mit.derSehwierig- 
keit  der  zu  fiberwachenden  Verh&ltnisse  und  mit  dem  steigenden 
Bedttrfnies  der  Oultor  and  Volkswirthschaft,  daas  wirklich  BeehtB- 
stOrungen  verhütet  werden.  Die  bezttgliehen  Ausgaben  trägt  aber 

Von  der  ganzen  Ausgabe  soDten  In  diesen  2  Anstalten  mnthmasslicb  20  nnd  27  Froc- 
durch  den  Beinertrag  der  Arbeiten  ersetzt  werden,  so  varen  fur  1862  und  1863  die 
Aasgaben  bei  711  Kopfeo  auf  151,685  fl.  oder  213  fl.  auf  den  Kopf  angeschlagen. 
Von  den  Arbeiten  der  S&äflioge  irorden  169,980  fl,  rober,  43.120  ä.  oder  2!>  Froc 
reiner  Ertrag  erwartet,  also  60*6  fl.  vom  Kopf  Aileor.  Den  Fleissigen  wird  einb  Be- 
lolmiing  Ton  6*^24  Sä*  wöchentlich  gegeben ,  wovon  tio  die  Häfte  selbst  vervendea 
durfen  fttr  Brot,  Hilch,  Sehnapftabak,  EMlnng,  Brtef^ito,  Saidnuen  ui  ihre  An- 
gehörigen n.  s.  w.  Diese  Belohnimg  betrug  in  den  Jahren  1857—60  auf  den  Kopf 

ghriich  9V|  fl..  das  Gesammtguthaben  am  1.  Jan.  1861  war  3644  fl,  33  kr.  Baoer, 
er  Gewerbsbetrieb  in  den  Strafanstalten.  Karlsruhe  1861,  Anschlag  fUr  1870,TI 
j&hrlich:  Kosten  eines  Kopfes  in  allen  Anstalten  251  fl.,  im  ZellengelSugn.  zu  Brnchul 
insbesondere  246  fl.  Die  Arbeiten  geben  a.  d.  K.  102  fl.  Beinertrag.  Brucbsil  Ib^ 
besondere  115  fl.,  Nahrung  u.  Arzneikosten  a.  d.  K.  102  fl.,  das  angestellte  Personti 
79-7  fl.,  Heizung  u.  Lichf27  fl.  —  Oesterreich,  1870,  16  Znchthäoser,  AiBpVä 
1,994,390  fl.,  eigene  EInn.  190,625,  wovon  180,846  Arbeitsverdienst,  der  aber  122,471  1 
Kosten  verursacht  Von  der  Aasg.  nimmt  die  Nahrung  51-7  Proe.,  das  Personal  13  6. 
Kleidung,  Wäsche,  Beinigung  3'7,  Heizong,  Licht  2*1,  Bauunterhaltong  2,  Neubau  ll'ä 
Proc  dn,  A.  1876  Atisg.  2*175  MilL  fl.  (ohne  Nenbanten),  Einnahmen  387,000  t 
Frankreich,  im  Min.  d.  Inneren:  A.  1859:  D^  Znehth&nser  n.  Gef&ngtdsse kostei 
15  MilL  Ft.,  die  Einnahmen  ans  den  Arbeiten  n.  8.  w.  betragen  8,450,000  F^„  wonm 
1,650,000  an  die  Gefangenen  rergUtet  werden.  A.  f.  1876:  Aosgahe  34*00,  Bn* 
nähme  5  44  Mill.  Fr. 

„Der  Ertrag  der  Beschäftigung  ist  in  obigen  Angaben  anf  den  Kopf  aller  StilfliDfe 
bereduiet  worden.  Da  jedoch  ein  Theil  deiselben  gar  nicht,  ein  anderer  nur  veni^ 
arbeiten  kann,  so  ist  die  Leistung  eines  vollständig  Beschäftigten  grosser.  Die  grosse 
Verschiedenheit  im  Arbeitsertn^  und  in  den  Unterhaltungskostea  entspringt  m 
mehreren  Ursachen,  als  1)  bessere  oder  schlechtere  Einrichtung  in  Hinsicht  auf  Kosten- 
ersparnng  und  Beschäfligong,  2)  höhere  oder  niedrigere  Preise  der  Lebensmittel,  des 
Brennstoffes  u.  s.  w.,  3)  Ortliche  Umstände,  die  es  leichter  oder  schwerer  machen, 
Arbeitserzengnisse  abzusetzen  oder  Arbeitep  fur  Privatunternehmer  zn  veranstalten, 
4)  ttngldcher  Omfang  der  Strafanstalten,  weil  manche  allgemeine  Kosten  nicht  mit  der 
Zahl  der  StAflinge  in  gleichem  Veriiältniss  wachsen.  Dass  in  einer  Stra&nstaU 
die  Arbeit  den  CntedLalt  der  Sträflinge  ganz  ve^te,  wie  im  Bagno  zu  Tonlm 
nnd  in  dem  HUitärzochthanse  zu  St.  Germain  (Fix,  Berne  mensnelte  d*ecoD. 
polit  Mai  18S4,  —  Ber enger  a.  a.  0.).  ist  nur  unter  besonders  gOnstigen  Umständen 
mt^ch.  —  Die  Arbeiten  ausser  Hans,  sowohl  bei  Privatpersonen  ab  Im  Freien  nnter 
Jedermanns  Augen,  sind  in  Bezug  auf  den  Zweck  der  Besserung  nicht  nnbedenUicli- 
—  Den  Sträflingen  muss  Gelegenheit  gegeben  werden,  sich  durch  vorzüglichen  Fleisä 
einen  Sparpfennig  zn  verdienen.  Die  französische  Einrichtung,  nach  welcher  je  nicb 
dem  Grade  der  Strafe  0*3— 0'4  und  0*5  des  Arbeitsverdienstes  dem  Sträfling  zogebOrt. 
ist  nicht  so  gut  als  die  Anordnung,  dass  der  Ueberverdienst  Über  ein  gewisses  billif 
bestimmtes  Maass  der  Leistung  (Fensum)  dem  ZQcbtling  zuÄUt,  wobei  dieser  «bm 
grosseren  Antrieb  zum  Fleisse  empfindet.'*  (Bao,  g.  69). 
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Staat  gewQhnlieh  nicht  all^,  aoadem'die  SelbstmwaUangs- 
tirpeCf  besonden  die  GaneindoD,  partioii»rmi  daran.  Die  Kosten 
befrefüBD: 

1)  Die  oberen  Verwaltangsorgane  and  Behörden, 
I  idehe  im  Staate  meistens  gemeinsam  ftlr  diesen  Zweck  nnd  für 
I  die  ftbrige  sogen,  innere  Verwaltnng  fnngiren  (s.  a.  §.  125). 
(Kiugt^QiD  des  Inneren,  Proviniial-,  Departemental-,  Bezirlu-, 
KnisTerwaltmig  o.  s.  w.),  th^ils  allein,  theils  in  Verbindong  mit 
f^anen  nnd  Behörden  der  Selbstverwaltnz^.  Finanziell  lassen 
äeh  die  Ausgaben  nach  den  Zwecken,  welchen  diese  Behörden 
dicBen,  nieht  wohl  trennen.') 

j     2)  Die  Local-Polizeirerwaltang,  welche  grossentheile 
»ieherheitspoliBeiliche  Zwecke  hat,  vom  Staate  aber  nur  tfaeil- 
erhalten  wird.') 
3)  Die  Landgendarmerie,  gewöhnlich  die  kostspieligste 
VUnÄnfltalt,  welche,  wenn  gleich  militärisch  organisirt  und  in 
flBgtt  Ländern  dem  Eriegsministerinm  untergeordnet,  doch  ihrer 
Beiinnang  zufolge  der  Polizei  angehört  und  von  den  Atr  dieselbe 
ba&mXen  Behörden  und  Beamten  ihre  Weisungen  erhält  Sie  ist 
äwi  der  wesentlichsten  Mittel  zur  DurchfUhmag  des  Prärentiv- 
prine^s  nnd  zur  Verfolgung  derer,  welche  trotzdem  RechtsstOmngen 
begaagen  haben.  ^'0 

^  Via  Kosten  der  gesmmtea  Inneren  StaatsTervaltnag  rlditen  ddi  nach 
Einrichtang  und  QrOBBO  der  YemUiingen  (Prorinzen,  Bodilw,  Kreise),  dem 
VifhoBchen  der  collegialisclien  oder  der  finreanrerfassaiig,  Dach  dem 
Cafu^  in  welchem  die  SelbBtrenraltims  der  Ueineieo  autonomen  Kreise  der  Staats- 
tgvawaig  Aachen  n.  Thätigkeiten  ab^nommeo  hat,  u.  dgl.  m.  Die  finaaziello 
Sate  dieser  TeriiiltoiHe  llM  sich  ohne  ein  Eingehen  in  genaues  Detul  nicht  richtig 
beartheüen  nnd  Vergleiche  zwischen  verschiedenen  Staaten  mit  gewöhnlich  mehr  oder 
'o^er  Tenchiedenheiten  in  der  Einrichtung  der  Verwaltnng  sind  nicht  wohl  un- 
atttelbar  mO^ch,  (was  Ran  in  §.  70  Anm.  a,  zwar  in  einem  Pnncte  auch  hervor- 
^  aber  doch  nicht  genOgend  beachtet).  Nur  als  Beispiel  daher  folgende  Deber- 
acLt:  Prensaeo  A.  1S75:  Min.  d.  Inn.  (ohne  die  daron  dependir.  Specialämter) 
7)67  Hill  M.,  Obenirtddien  (in  d.  Proriozen)  n.  Begiemagen  (in  d.  BÜiiken)  ind. 
TiuBidiiecfioD  xl  Bedriidwiptcaaen  in  Hannorer  10*68  MiU.  M.  (im  Finanzmin. 
ftBgesteUt),  Verwaltna anrichte ,  D<^t  f.  Heimathves.,  Standes&mter  0*519,  Land- 
^näieiu  (ja  Hannover)  0-45S,  landriidil.  Behörden  n.  Aemter  7-075,  allgem.  Anagaben 
ta  laterrette  der  Polizei  0*814  MilL  M.  (ind.  geheime  Ausgaben  0*120).  West- 
Oeiterreich,  A.  t  1876,  Min.  d.  Inn.,  CentraUeltnng  0*486  Mill.  fl.,  Ausl.  fQr 
i>tuttp<dizei  0'129,  Fo&t.  Verw.  der  einz.  L&nder  5-45  (ord.),  OffentL  Sicherheit  3*62 
m  fl.  —  Baiern  1876.  Et  f.  Sicberh.  3*56  Hill.  M. 

*)  Beispiel:  Prenssen  Et.  f,  1S75,  i.  M.  d.  Inn.,  LocalpoL-Verw.  in  Berlin 
in  d.  Prorinzen  2*44.  Polizei-Districtconunissare  in  Pror.  Posen- 0*46  MilL  M. 
—  Anfwand  ihr  geheime  Polizei  in  Frankielch,  im  Dnrchschn.  von  1830—48 
jikrL  2,374.700  Fr-  n.  im  J.  1860  8.S59,000,  1866  7,960.000  Fr.   Total  t  OffentL 
Sichflifaett  1876  (H.  d.  Inn.)  1214  MilL  Fr. 

Aug.  t  Qendamnie  in  Prenaaeo  ^  H.  d.  Lui.)  1875  7'88  Hill.  M.  — 
■Baden,  A  t  18T6  0'598  W3l  U.  —  Die  Genadamen  oder  Lan^jiger  moraadien 
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1.  a  2.  K.  6.  A.  Beduf  f.  Bechts-  n.  Uachtzveck.  g,  105. 


4)  Die  Zwangsarbeitshäaser."^) 

III.  —  §.  105.  „Der  Aufwand  fttr  die  auswärtigen  Aoge- 
legenheiten")  betrifft;  haapteSchlich  das  Ministerium^  die 
Gesandtsobaften  und  Consulate,  sowohl  ausserordentliche  ab 
stehende.  -Letztere  sind  heutiges  Tages  ein  unentbehrliches  Htüfi)-: 
jnittel  der  neueren  Staatskunst,  jedoch  nicht  gerade  nothwendigi 
in  ihrer  bisherigen  Ausdehnung.  Der  Aufenthalt  der  Ctesandtaj 
und  ihres  Hülfspersonales  in  fremden  Hauptstädten  und  das  Ym 
ihnen  oft  verlangte  Auftreten  mit  einem  gewissen  äusseren  GUnzj 
macht  eine  reichliche  Besoldung  erforderlich."  Im  Consulats^ 
wesen  hat  das  neuere,  sachlich  vorzüglichere  System,  sogen.  Bej 
rufsconsuln,  welche  regelmässig  besoldete  Staatsbeamte  sind, 
statt  des  Systems  (kaufmännischer)  Ehrencon-suln  natttrlich  aocl) 

melir  Kostea  &l8  die  Saldatea,  weil  man  ans  diesen  die  fähigsten  Leute  aaswihlen  b.| 
sie  mit  ihrer  £iiiTillignng  anstellen  mass,  voÜ  sie  im  Lande  zerstreut  vohnen  mSssev 
ond  folglich  jnehr  zu  ihrem  Unterhalte  braachen.  veil  rerbältnissmässig  mehr  Voter- 
offidere  (Brigadiers)  n&thig  sind  (1  anf  5—6  Gemeice)  a.  s.  w.  Der  Anfwud  für 
diese  Mannschaft  hängt  zunächst  von  der  Zahl  derselben  und  der  Pferde  ab.  Auf 
dem  Lande,  besonders  in  schwach  berOlkerten  Gegenden,  reicht  man  mit  einer  UeinercD 
Zahl  berittener  Gendarmen  aus.  i)ie'ÄazafaI  muss  da  grosser  sein,  wo  die  Gendanoeo 
zum  Theil  auch  die  Stelle  der  Polizddiener  rertretoi  aollen.  lu  Frankreich  (obse 
Paiis  und  Algier)  kam  froher  1  Maun  auf  1700  Einwoluer  (0  7  berittenX  in 
1S70  Aof  3040,  in  Belgien  auf  3000  (0-7  beritten),  in  Hannorer  ehemU  auf 
4660,  in  Prenssen  froher  auf  8000  ('/^  beritten),  in  Sachsen  anf  95T0.  in 
Oesterreich  auf  4140,  in  Baiern  auf  2000  £inw.  Der  Aufwand  auf  doi  Kopf 
sämmtlioher  Mannschaften  war  um  1860  in  Sachsen  656  in  Frankreich  ü- 
(1458  Fr.),  in  Prenssen  885  fl.  (50Ö  Thlr.),  in  Baden  569  fi.,  in  Oesterreich  512  fl. 
sOdd.,  in  Baieni,455  fl.  In  Baden  sind  keine  Berittenen.  Hier  betrftgt  die  Zild 
1876:  6  Officiere,  1  Zahlmeister,  4  Oberwachtmeister  zu  1300  M.  u.  150  M.  Avan. 
f.  Dir.,  24  Wachtmeister  1.  CL  zu  950  M.  a.  42  Wachtm.  zu  900  H.,  beide  GUssen 
mit  190  M.  Avers.,  415  Gendarmen  zn  800,  750  u.  700  M.  n.  160  M.  Arera  (o.  A 
f.  Qoartiergeld,  Wafiennnterhaltung,  Munition.  U.  Hontur,  i.  G.  Gage,  Löhnus  uni^ 
sogen.  Massengelder  519,000  H.,  f.  Montirang  ausserdem  22,600,  t  Anniraiig  lOlHi 
dann  Diäten  Q.  Gommandonla^  19,400,  reisdiiedene  Ansg;.  30,400,  Summe*« 
oben  0-593  MUL  M. 

VgL  Bau,  ToIkswirthschaftspoUUk,  §.  348.  —  Die  Kosten  tiigt  gem6)a^ 
nidit  der  Staat,  sondern  ein  Selbstrenraltnngäkörper .  z.  B.  Frorins  oda  Kreis.  FU 
Freussen  s.  BOnne,  Staatsr.  3.  Aofl.  IL  2,  S.  146. 

")  S.  Bau,  5.  Ausg.,  §.  78.  In  manchen  Staaten  sind  diesem  Ministeriom  äia 
Archive  und  Angelegenheiten  der  forstlichen  Familie  Ubertragen.  Innere  Terwaltoog»- 
geschäfte  eignen  sich  nicht  fOr  dieses  Ministerium,  weil  sie  seiner  Bestinunnag  fread 
sind  und  Beamte  von  ganz  anderen  Kenntnissen  erfordern.  Der  Auifwand  für 
Auswärtige  ist  Oberall  verhältnissmässig  nnte^eordnet,  z.  B.  im  Deutschen  Seich, 
Et  f.  1876.  fortdauernde  Ausg.  für  das  Ausw.  Amt  5  57  Mill.  M.,  wovon  0926  £ 
d.  Amt  selbst,  4  29  f.  Gesandtscb.  u.  Consnl.  (Besold.  u.  Bemun.  d.  Gesandtschaft' 
person.  2-14,  desgL  d.  Gonsulatspei«.  1*42),  Eztraord.  0*35.  —  Frankreich,  Min.  d. 
Aeusseren  1876,  11-26  MUL  Fr.,  c.  Vi%  eigentl.  Staatsausg.  —  Gr.  Brit  iSU, 
0-664  Hill  Pfd.  Steri.,  woron  0  265  dipbm..  0  288  Gonsuldienst,  0-067  Zuschtt»  u 
d.  Colon.).  —  Oesterrelch-Ungazn  (im  gemeins.  a  t  1876)  4*28  Mia  fl-  oid. 
0-073  anaserord.,  zns.  435  MilL  £  —  BussUnd,  £t  t  18T5,  2  67  MilL  Bah.  - 
Italien.  A.  1875.  5-93  MilL  Fr.  —  Dänemark,  £.  1876,  0-875  MiU  Knn.  - 
NiederUnde,  A.  1876.  0606  Hill.  fl.  —  Notd-Amerlka.  A.  1876,  1-41L  D< 
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tiite  Erböfanng  der  Änsgabe  zar  Folge:  „Doch  lassen  sieh  im 
Gosandtsehaftswesen  ansehnliche  firaparangeD  bewirken, 

„1)  indem  man  hänfiger  Gesandte  eines  niedrigeren  Ranges 
•uteih,  velche  keiner  so  kostbaren  Umgebang  bedflrfen,  and  sich 
TOD  der  £ntil)ehiUchkeit  eines  grosses  Anfwandes  der  Gesandten 
Ibencngt*"), 

indem  man  nnr  an  solchen  Höfen  Gesandte  nnterbfitt,  mit 
denen  man  in  vielfachen  Bertthmtigen  steht,  auch  mehrere  Ge- 
nudlschaftsposten  an  benachbarten  Höfen  einem  einEigem  Hanne 
tlbertrilgt")"   (Bau  §.  78.) 

Nicht  anerheblich  ist  za  Zeiten  ein  aasserordentlioher 
Alfwand  im  Etat  des  Aoswllrtigen  fttr  Änkaaf  oder  Neabaa  von 
pueraden  Gesandtschafts-  und  Consnlatsgebänden  im 
AiBlande,  m.  a.  W.  es  erfolgt  die  hier  besonders  sachlich  be- 
SttodeteAnerkennangdesPrincips  der  Dienstwohnnngen  (§.  81) 
ftrdi^  BeamtCDkategorie. 

Bei  den  Gesandtschaften  and  Oonsnlaten  kommen  für  Dienst- 
SBKbfte  zu  Gunsten  von  Privatpersonen  Gebühren  vor,  Uber 
»dcbe  in  der  späteren  GebUhrenlehre  Iföheres.  Früher  flössen 
fieu  (zcbtthren  öfters  den  Beamten  selbst  zn,  wie  jetzt  z.  Th.  noch 
den  onbesoldeten  Ehren- Consaln.  Das  richtige  Princip  ist  auch 
Uer,  dasB  solche  Gebltfaren  sämmtlich  in  die  Staatscasse  fiiessen 
md  hier  verrechnet  werden.  Sie  dienen  dann  zor  Deckung  eines 
TfaeÜB  der  betreffenden  Staatsaasgabe.  ^'^) 

")  Man  unterscheidet  nenerlicli  1)  Giossbotscitafter,  2)  berollmäcliL  Minister  and 
£»0761,  sncli  IntenitmtleBt  S)  HinistaT-Besideiiteii,  4)  blosse  Besidenten  n.  Gesobftft»- 
lrt(er  (cfau^  d'afiaires).  An  fflanz  und  Pinnk  der  Oesandtschaften  bü  fastUcheD 
Tflnelmnagen  kann  ohne  NachQieil  wid  eispart  veideb. 

Die  zu  einem  Bondeastsste  rereinigten  Staaten  ItOnnen  nnd  sollen  die  zabl- 
nidtoi  Gesandtschaften  eingehen  lassen,  indem  der  Bund  die  Yertretang'  im  Anstände 
tbeminuDt  So  ist  es  jetzt  in  Betr.  d.  Gonsnlate  ganz,  der  Gesandtschaften  grOssten- 
cheils  im  D.  Beiche  dorchgefUhTt.  Die  Einzelstaaten  haben  daher  fast  keine  bezügl. 
Anapben  mehr.  Das  „Ansvärüge"  betrifil  hier  namentlich  die  Vertretung  beim  Bnnde 
i  unter  d.  einzelnen  Partie-Staaten.  So  z.  B.  im  prcoss.  Et.  1S75  Änsw.  0  412  MilL 
»oTon  0-322  f.  Geeandtscb.,  0*09  f.  ATers.-Ent3ch4d.  an  d,  Reich  f.  Besor.  spec. 
pwus.  Angel^eph.  —  Bai  ern  1876,  Min.  d.  K.  Hauses  il  Aeosseren,  0-58  Mül.  M. 
SkchseD,  Äenss.  1S75  0  166.  Wtlrttemb.  0*16ß.  Ebenso  fallen  die  Gesandtsch. 
fremder  Staaten  bei  den  einzelnen  Bandesstaatcn  mit  Recht  weg.  Die  Wiederherstell. 
im  Deotschen  Reichs  hat  daher  tta  die  übrigen  enropliscben  Staaten  schon  numche 
«ftwiHche  Eraparung  bevirict,  indem  die  meisten  die  GeBandlaohaflen  an  den  kleinen 
BBd  Mittelhöfen  ungezogen  haben. 

So  hat  d.  Dentsche  Boich  in  d.  letzten  Jahren  erheR  Summen  f.  Bauten 
iü  Petersburg.  Constantincroel,  Rom.  London,  Wien  n.  a.  0.  im  Etat,  z.  B.  1875  O'Tß. 
1876  1-48  MilL  M. 

*^  Hierhin  gehttren  haoptsichL  d.  Einn.  d.  Ansir.  Amts  im  D.  Reich,  A.  1876, 
031S  Hill  M.,  5-6V.  d.  Anfirands.  A.  d.  GonB.-Oeb.  Im  gemelns.  «starr.  B.  1878 
«f  0177  MiU.  fl. 
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IV.  —  §.  106.  Militärwesen.  Ä.  VolkswirthBohaftliche 
Nothwendigkeit  desselben.  Der  ordentliche Änfwand  fUr  daa 
MilitArwesen  (Heer  and  Flotte)^)  ist  nothwendig  zurDarch- 
führnng  des  staatlichen  Machtzwecks,  Tomemlioh  inprären- 
tiver  Weise  (§.  37).  „Es  sind  deshalb  die  Mittel  schon  im  Frieden 
in  Bereitschaft  za  halten,  mit  denen  im  Falle  eines  Krieges  die 
Unrerletztheit,  Selbstständigkeit  nnd  Wttrde  des  Staates  und  Volks 
ZQ  behaupten  sind.  Auch  gegen  grossere  innere  Störungen  der 
gesetzlichen  Ordnung  leisten  jene  Streitkri^  mitunter  unentbehr- 
liche Dienste.  Man  darf  sich  keinem  Opfer  entziehen,  welches  zur 
Aufstellung  und  Bereithaltnng  der  unentbehrlichen  Vertheidignngs- 
anstalten  wirklich  erforderlich  ist,  denn  hierin  liegt  das  sicherste 
Mittel den  Frieden  zu  erhalten,  und  die  Vernachlässigung  dieser 
Vorsicht  hat  Öfters  den  Untergang  eines  Staates  rerursacht,  oder 
doch  denselben  in  eine  druckende  Abhängigkeit  gebracht.  Da  die 
Gefahr  von  der  Macht  nnd  Herrsch-  oder  Eroberangssncht  anderer 
Staaten  herrührt,  so  darf  das  Maass  der  aufzustellenden  Streitkrtfie 
sieht  blos  nach  den  inneren  Verhältnissen,  nemUch  dem  V<dk8- 
einkommen  nnd  der  Volksmenge,  festgestellt,  sondern  es  mnss  in- 
gleich  auf  das  Ausland  Rücksicht  genommen  werden,  weil 
sonst  militäriBcfa  s^kere  Nachbarstaaten  eine  gefährliche  Uebv- 
legenheit  erlangen  konnten.^)  Desshalb  haben  in  der  neueren 
die  Staaten  in  der  Vergrössemng  ihrer  Heere  und  überhaupt  der 
Ifittel  zur  KriegsfUhmng  gewetteifert,  und  der  AufWand  ist  llie^ 
durch  freilich  oft  auf  eine  Hohe  gesteigert  worden,  welche  den 
Wohlstand  der  Völker  bedrohen  kann  und  dringend  zu  Ersparongen 
auffordert,*)"   (Rau  §.  72.) 

Vgl.  Bau,  5,  Aa^.,  §.  72—77.  iroron  nnr  Ein^u  &»t  herabeig«ionimea 
werden  konnte.  Der  Gegenstand  iat  ron  mir  in  d.  6.  Ausgabe  schon  thdhnise  w 
gearbeitet  »orden,  §.  72—77. 

*)  üeber  die  Ansicht,  dasa  die  Heere  sogar  die  Ursache  der  biege,  s.  §■  107- 
Im  russischen  Kriege  von  !854  und  1855  hat  sich  in  GrosSbritannien 
die  VemachlSssigang  der  BOstangen  vährend  des  laogoo  Friedens  seit  1S15  eehr 
schädlich  gezeigt.  Der  Yorratb  an  Geschützen,  Waffen  und  rielen  anderen  G^en- 
ständen  war  mangelhaft,  der  Bedarf  Itonnte  nicht  schnell  genug  heibeigeschafft  werden 
nnd  man  musste  sehr  hohe  Preise  bezahlen. 

*)  Die  rasche  Vennebrang  dieser  Ausgaben  zeigt  üch  z.  B.  dentlioh  in  folgeiideii 
Angaben:  In  Prenssen  waren 

das  Heer        die  Kosten 
unter  dem  grossen  KorfUrsten        28,000  Mann       1  MilL  Thlr. 


Friedrich  I  

Friedrich  Wilhelm  L  . 
Friedlich  IL.  .  .  . 
Friedlich  Wilhelm  IL 


40,000 
76,000 
200,000 
235,000 


»1 


1,800,000 
4,834,000 
13V.  MilL 

17  n 
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§.107.  Selbfltrerstftadlich  ist  jede  thanlicbe  Erspariing 
n  HUitaraafwand,  besonders  anch  an  den  Änsgaben  für  das 


dsi  Heer       die  Kostea 
Fäedr.  Wilh.  HL  bis  1806       250,000  Uann      20  Hill. 
1806—1812         42,000     „  8 

1820       114,000     r,  22  „ 

Fiüddch  Wilhelm  IT.  1646       138,000  25*/« 

A.  1857       140,000     „         27Vs  « 
A.  1858       148,000     „  31-6 
WÜbeliii  L     .   .    .    1862       212,000     „         38  8  „ 
Stehend  1865       212,631    ,.         43  56  „ 
(60»/«  Tom  Baiche:),1816       253,000    „         68  0     „  (ord.  El) 
'  Zedlitz.  Qwigt.  n.  Statist  t.  Preossen,  I,  522.  Dieterici,  Mittb.  des  statiBt. 
U  m,  S.  52.  —  In  Frankreich  berechnete  Necker  (Admlnistr.  H,  283)1784 
k  Kestoi  des  Hüitbwesens  auf  122  3^.  Lir.,  dag  Budget  ftlr  1811  setzte  dieselben 
uftW  UilL  Fr.  und  mit  Einrechnnng  der  140  Mill.  far  die  Muine  auf  600  UiU. 
oie  Si  Proc.  der  ganzen  Staatsausgabe.    1870  var  der  Friedeaeetat  376  MilL  Fr. 
Ii  Heer,  173'3  31iIL  Fr.  f.  d.  Marine  u.  Colon.,  zds.  5793  MiU.  Fr.,  1876  ist  er 
W.  iW  n.  136-4  (f.  d.  Marine  allein),  zns.  636-4  MiU.  Fr.   Vgl  Uber  d.  Militftnres, 
i.äüdpiinct  d.  Verwaltnngslehre  ans  L.  Stein,  Lehre  y.  Heenresen.  Stnttg.  1872, 
L  UUlt&rliaushalt  eb.  S.  233  iF. ;  die  roIlcswirthBchaftl.  Wordignng  Übrigens  on- 
pMpii  (s.  das.  S.  215  KationalökoD.  a.  Militinrirthsch.,  TgL  Wagner,  Gmnd- 
lt(afl,§.  179,'Anm.  1,  S.  274).   üober  die  gegenwärtigen  militärisch.  Er&fte  der 
«Vftuten  s.  V.  Pirks,  Uebeis.  d.  f.  d.  Landkrieg  rerÜOgb.  Streitkrifte,  1873/74 
^ät  1858/59.    Weiteres  Statist.  Material  ober  Organisation  u.  GiMe  des  Heen 
lifletta  immer  am  Besten  im  Qoth.  Hofkalender;  anch  vielerlei  Daten  in  den 
^  Waken  t.  Koib  (antimilitarische  Tondenz;  Bracheiii).  £bendaa,  bes.  im 
'iiAw  Almau.,  anch  die  Haaptdaten  über  die  Finanzen  r.  Heer  n.  Flotte.  Aeltere 
I*«a  *■  in  Ban's  früherer  Än^.,  5.  Ansg.  §.  72  Anm..  6.  Aosg.  eb.  —  In  eimmt- 
dntsch.  Staaten  (mit  dem  ganz.  Oesterreich  d.  Prenssen)  berechnete  r.  Beden 
'^>nt(ctdud  Q.  8.  T.  S.  1012)  1846  die  Mititäransgabe  auf  102  Mill.  Thlr.  oder 
Hl  TUr.  anf  den  Kopf  der  Einwohner.  —  Czörnig  (das  Ocaterr.  Badget  II,  488) 
^.knet  1862  in  9  cnrop.  Staaten  aber  3  Mill.  Einwohner  (ohne  Bussland)  die  Aas* 
pbea  fOr  das  Kriegsministeriam  im  D.  anf  21  3  Proc.  oder  2  6  Thlr.  anf  den  Kopf, 
mmata.  anf  890-74  Mill.  Thlr..  für  die  Seemacht  7*1  Proc.  oder  156  Mill.  Thlr. 
Ivb  den  Angaben  ans  den  Jahren  1868  and  69  macht  der  Aofwvid  for  Land  und 
Sttucht  in  GTOssbritannien,  Bosshuid,  Frankreich,  Oesteireich,  Italien  und  den  Zoll- 
nntutaaten  695  MiO.  Thlr.  aaf  276  UUL  Einwohner  oder  2-52  Thlr.  a.  d.  K.  — 
In  a.  Andere  haben  auch  rersDcht ,  in  fol^^der  Weise  den  ganzen  regelmässigen 
iifnnd  in  Enn^  lllr  die  Staatsroth^digmu;  muzmnittdn.   Die  Staatsaasgabe  fttr 
^tXB  Zweck  wurde  1844  anf  540—546  MilL  Thlr.  angenommen.   Hieza  Kommen 
weh  als  rdkswirthschaftlicbe  Opfer  1)  der  Verlost  an  Arbeitskräften  för  die  herror- 
tfin^den  Gewerbe,  der  sich  nicht  genan  anscUafreti  Iftsst,  indessen  läuft  hier  grossen- 
^  wie  Bau  übersieht,  eine  grundsätzliche  falsche  Doppelrechnang  unter,  wie  n. 
>i  9-  108  sub  1  gezeigt  wird.    2)  Die  Kosten  der  Familien  fOr  Stellvertreter.   3)  Die 
ZuehOase  an  die  Soldaten  wegen  der  Unzulänglichkeit  der  LOhnong.    Bechnet  man 
te  2)  und  3)  60  Mill..  fflr  1)  200  hmza,  so  erhält  man  um  1845  800  MilL  Thlr. 
ttt  2iS6  MHI.  Einw..  also  gegen  3  Thlr.  auf  den  Kopf,  was  jedoch  nur  ein  nngefäbrer 
Cebenchbg  ist   Ende  d.  60er  Jahre  sind  die  Staatsausgaben  für  die  Land-  u.  See- 
uiessmscht  in  Enropa  auf  811*8  MUL  Thlr.,  die  Zinsen  der  lugebOrigen  sachlichen 
fla&mittel  (Waffen,  Geschütze,  Festnngen,  Schiffe  vu  s.  w.)  auf  90*4  MilL  Thlr.  an- 
PMUagen  worden;  jene  Stimme  macht  anf  den  Kopf  (294  Mill.  Einw.)  2*7  Thlr. 
(Eogel  in  Zdtschr.  dee  preuss.  sti^  Bttr.  1869,  S.  93a).   Nimmt  man  nun  die 
and.  Opfer  Nr.  1— S  rertiSltnissmSssig  hOher  an,  so  Ilsst  sich  die  ganze  Ans- 
Pbe  (ohne  Zinsen)  anf  beinahe  1200  MUL  TMr.  oder  4  8  Thlr.  a.  d.  K.  anschlagen. 
Kese  Summe  ist  indessen  zn  hoch  gegriffen,  weil  far  den  Verlust  an  Arbeitskräften 
"■nhaopt  nor  daijenitps  Flnsbetng  hier  reranschlagt  werden  darf,  welcher  ans  einem 
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fitohende  Heer,  and  jede  zniasuge  Einscbribikang  der  HOhe  diesei 
letzteren  durch  volkswirthschaftliche  und  finanzielle 


ODBathig  hohen  Tmppenstande  herrorgeht  (s.  §.  lOS).  VgL  Larroque,  De  U 
gooire  et  des  armäes  pemanentes.  Paria  1S56.  (Prelsschrift  der  FriedensgesdlictafL) 
—  Scbntz-Bodemer,  Die  Bettnag  der  Gesellschaft  ans  den  Gefahren  der  Militb-I 
beiTBchafL  Leipzig  1859.  —  Fdr  die  Zeit  um  1873  berechnet  Hermann  Wa^Deri 
im  Ootb.  Jahrb.  f.  1874,  S.  S77  den  Bedarf  in  ganz  Europa  (incl  asiat  Busdand) 
Ulf  2241  Mill,  K.  f.  d.  Heer,  S75  Mill.  M.  f.  d.  Flotte,  zns.  auf  2616  Hill  U.  oder! 
auf  3-1  Tbli.  p.  Kopf  (die  BerQikemng  d.  asiat  BuwUnd  nnberOcks.  gelasseoX  mUii 
a1>er  nicht  Immer  ttbenll  gleichmlssig  gwechnrt  »erden  konnte,  z.  B.  die  ytüSat-] 
Pensionen  hie  und  da  fehlen.  Jene  indirecten  Verluste  zu  Teranadjagen.  fehlt  es  nj 
sehr  an  sicheren  u.  aUgem.  Anhaltspnncten.  Bau  hat  jedenfalls  zu  hoch  gereduut| 
Hehr  als  4  Thlr.  pro  Kopf  oder  20—25  Thlr.  pro  Familie  ist  schwerlich  aozDsetta^i 
auch  Venn  man  veitere  Posten,  die  nicht  im  Staatsbaiishaltetat,  erscheinen,  mit- 
rechnet, wie  z.  B.  Naturalquartierleistungen ,  Zoschtlsse  der  Wirthe  bei  l^atu^•lTe^ 
pflegUBg  g^enQber  der  Ersatzleistung  des  Staats,  nicht  vergütete  Leistungen  der  Ge- 
meinden, Kreise  u.  s.  w.  Da  der  Mititäraofrand ,  vie  aller  Staatsaufvaad,  flbe^ 
wiegend  durch  indirecte  Stenern  auf  verbreitete  Volks^Nahrungs  -  und  Geoussoitleli 
gedeckt  wird,  mnss  man  allerdings  wohl  annehmen,  dass  die  Familie  in  den  unteres 
Yolksdassen  in  Europa  einen  nicht  unbedeutenden  Betrag  ihres  Einkommens  fQr  dU' 
MilitinreseQ  opfern  muss;  jedenfalls  durchschnittlich  mehrere  Procent  Eine  geaiaoere 
Bezifferung  wage  ich  nicht  Torzunehmen.  Naeh  Herm.  Wagner  a.  a.  0.  (S.87T, 
883)  betragen  die  Milit&r-AiisgabeiL  um  1873  die  in  fkdgender  Ceberdt^l  u- 
gegebeoen  Sammen  in  HUL  M.,  Frocents  der  Ausg.  a.  Qnoten  p.  Kopf  d.  BerOlker. 
(Beibenfolge  der  Staaten  nach  d.  Höhe  d.  Pioc  von  d.  Kettoaoag..  unter  BeiG^r 
da  Ton  Bau  n.  mir  In  d.  5.  u.  6.  Ausg.  berechneten  Frocente  u.  Kopfijuoten): 

_o/  A   dsgl.7,der6.  dsgL  P-M 

Heer      Flotte       Zus.      „  '*>     nach  Abzug  p.  indßOei 

MilL  Mark  tun  1873       „frL    ^  Kosten  Kopf  JihK" 

anagabe,  (j^gdioid.  Mark.  Mut 

5-2  - 
7-2 

18-6 


6-9 
11-7 


8-7 

4-  11 
11*4 

5-  73 

5-61 
6.Ü9 

5-W 


Morwegen 

525 

3-87  (?) 

9-12(?) 

43-8 

48-0 

5-2 

BoBBland 

541-30 

78-30 

619-60 

42-7 

68-3 

7-7 

Braken 

3502 

30-50 

65-53 

40*0 

65-0 

6-6 

Grosabritanniea 

308-26 

190-86 

499*12 

39-3 

68-0 

15-6 

Sachsen 

21-65 

371 

52-3 

Freussen 

208-26 

36-6 

45-4 

Deutsches  Beich 

291-00 

58*20 

347-20  ^ 

35-6 

43-7 

8-5 

Niederlande 

29-07 

15*88 

44-96  ^ 

35-4 

56-0 

12*2 

Baiern 

41-12 

33*7 

43-3 

SerUen 

S-49 

3*49 

33*1 

33-1 

2*6 

D&nemark 

10-08 

4*65 

14-72 

31*9 

48-8 

8-2 

Woitembe^ 

15-39 

81-4 

48*7 

Frankreich 

402-4U 

118-56 

521  00 

81*3 

59*5 

14*4 

Oesterreich 
Ungarn 

150^0 
73*40 

15-401 
6-60/ 

246-00 

29*1 

4S3 

{11} 

Baden 

12*35 

28-9 

44-5 

Belgion 

3000 

26-8 

407 

5-8 

Griechenland 

5  00 

1-20 

6-20 

26-3 

34i 

'  4-1 

Italien 

18203 

36-80 

218-83 

26-2 

580 

8-2 

Chile 

6-S3 

25*2 

35-4 

5-8 

Schweiz 

8-59 

8*59 

25-2 

33-7 

33 

ArgoDtina  , 

21-50 

1-50 

23-00 

24*2 

59-0 

121 

Portugal 

16-67 

S*32<?) 

20-00(?) 

21-0 

45*5 

4-6 

BiunSnien 

U-72 

11*72 

14-6 

33-6 

2*7. 

Verein.  Staaten 

148*50 

■  98*75 

239-25 

? 

? 

6-0 

Behireden 

20*99 

8-lS 

2912 

? 

? 

6-9 

3-69 
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Efwägnugen  geboten.  Doch  ist  die  übliche  Polemik  gegen 
„MilitariHnna"  nnd  namentlich  gegen  du  System  der  stehenden 

^  DttcQ  in  d.  letzten  Col.  f.  BentsdiL  bezieben  licb  «nf  den  danuJ.  Noidd.  Bond. 
Ftr  ISiS  sind  die  betreff.  Daten  des  JUdchs  auf  die  dnzeben  Dentscben  Staaten  nach 
km  Eqt&ahl  repaitiit    £b  fehlen  biet  beim  D.  Beleb  aber  die  Fensionsanagaben 

in  iBFalidenfonds,  die  fUr  IST;}  37  M.  M.  betragen,  vodnrcb  die  Kopfqnote  am 
'-.  0^  Mut  steigt  Bei  Frankreich  nnd  Italien  siod  die  Mil.-Peos.  z.  B.  eingerechnet 
Ab  den  nenesten  Etats  ergebt  sich  fOr  einige  Uaaptstaatea  Fol^adea: 
Dentscbes  Reick   Eut  fur  1S76.  H.H.    U.  H. 

A.  Fortdaaernde  Anagabe  t  d.  Reichshe«  ezcL  Baiem    .   .  .  274-70 
Dm  MUitftrrerwab.  r.  Bdem  im  BeiehseUt  (excLUilitlrpenaonen)    38.10 

Summa  312-S6 

POTtduemde  Ausgabe  f.  d.  Marine   21*07 

Al^.  Peasienafonds  im  Beichsetat  (exci.  Balem)  fOr  daa  Heer  21'59A 

Afigeta.  PensioDSfonds  für  die  Marine  0*21 1 

Ans  dem  BeichsinraUdenfonda  (incl.  Baiem)   28-831 

MibOrpeasiooen  im  baieriechen  Etat  .   .'  _.  3*34] 

(p.  Kopf  9-08  M.)  'A.  Summa:  fortd.  Ausg.  387-90 

B.  Duo  an  einmal  Aasgaben  im  Reicbsetat: 

t&hong  des  ordentUcfaen  Etats  (ezcl.  Baiem)  des  Heers  17-27 

tu  Terschied.  ailit  Bauten  (Festongen  n.  s.       a.  Terrollstindiganff  d. 
literials  des  Beichsheexs  (aof  Gmnd  Sltarer  Gesetze  Uber  di^  Yer- 

mdnng  der  firaozfiriscliMi  KriagsentsehldigaDg^  28*63 

fe£e  Marine  (an  neuen  Bewillig,  ttbei  d.  Beetbestiade  d.  alten  hinai»)      4  77 

SniDffla  A  u.  a  428-57 

Sa  km  franzSs.  &iege  sind  fUr  das  Beicbsbeer  n.  die  Madne  t.  BetabHss.  n.  zur 
TodiiiDg  sehr  bedeutende  Fonds  zu  einmal.  Aasgaben  ans  der  fhuizOs.  Contribation 
(SfOuleL  S.  Ober  die  bezOgl.  Bestinunongen  bis  1873 — 74  Wagner,  Beichsfiaaaz- 
vea  in  Holtzendorff's  Jabrb.  III,  113,  141  S.  Es  waren  bis  damals  angevieseu 
vsaa  dem  Kriegsschatz  TOn  40  MllL  Thlr.)  auf  Beichsrechnang  für  die  Wieder- 
bKellnng  n.  Verstäckong  d.  Kri^macbt  14411  MilL  TÜr.,  roron  Ua  elsass-lothr. 
Fotugs-  Q.  andere  Milit&rbanten  40*55,  für  Umbau  and.  Festungen  72 ,  f.  Erveiter, 
ilüäoe  (iacL  10*69  Milt.  Thlr.  Abzahl.  norddeutscher,  für  Mahnezvecke  aosgegeb. 
!(bta&veis.)  31-95  Mill.  Thlr.,  ferner  speciell  noch  fOr  Bechnung  des  ehemal. 
>>idl  Bandes  Betabliss.  der  Armee  (incl.  Baden  u.  Sudhessen)  106-85,  f.  milit 
Buten  13*34,  t  aad.  milit  Zwecke  5*66  MUL  Thlr.  (ebendas.  S.  117);  ausserdem  aodi 
tu  diemer  Toischass  t  d.  Tenr.  d.  Beichsheers  6  27  MilL  Thlr.  Enteprech.  Fostea 
>ie in KoiddeatscfaL  wurden  in  Balern  n.  Vartemberg  aas  d.  fruizös.  Contributioa 
äi  BwabBssement  a,  s.  w.  rerwoidet  Es  Usst  sich  wegen  dieser  VeAlUtiüise  schveE 
!>efediaen,  weldiee  der  gegenwärtige  wirkliche  Dnrchschaittiaafwaad 
^  die  deutsche  biegsaiacbt  ist.  Mit  420  Hill.  Mark  oder:  10  M.  p.  Kopf  wird  er 
baa  xa  hoch  leiaasdilagt  sein.  ~~  Oesterreich-Ungarn:  gemeinsamer  Etat 
tb  1877:  Ordin.  Laadheer  90-78,  Marine  813.  zus.  98  91  Mill.  &.,  EztraoMin.  bez. 
IfäS,  1  28.  ras.  11-86  MilL  fl.,  total  HO-'?,  wozu  noch  Nachtragscredite  ?.  0  72  Mill.  fl. 
^  Abzojg  d.  eigen.  £inn.  der  Kriegsverw.  von  4*62  Mill  fl.  bleibt  ein  reines  Er- 
'■itieaam  ron  t.  G.  106  87  MiE  fl.  oder  c.  3  fl.  (al  pari  6  Mark)  der  lS69er  Be^Ol- 
tcnng.  —  Daza  noch  apart  im  westösterr.  Budget  „Min.  d.  Landesvertbeidig."  mit 
Mill  IL,  Etat  für  1S75,  woron  3  26  f.  d.  Landwehr,  S'99  !.  d.  Gendarmerie  n. 
Pobeiwache,  dsgL  im  oagar.  Etat  f.  dass.  Mia.  6*24  MilL  fl.  (Honreds),  Dadurch 
«igt  die  Gesammtanagabe  (ohne  Geasdarm.)  für  Militlizwecke  am  c.  8  —  Frank  - 
T«ich  a.  0.,  die  ord.  Aaagabe  fbr  1876  betrigt  17*6  Fr.  p.  Kopf  (14  M.)  der  Ber. 
t>  IST).  Die  Koaten  der  wiedereisetzaag  des  Kriegsmaterials  n.  £.  Befestigangea  aach 
loa  letzten  Kri^  wurden  bis  Aafong  1875  aaf  592*3  MilL  Fr.  angegeben.  Groaa- 
btUannien  Besolt  t  1874/75  Heer  14-62,  Flotte  10-68  MilL  Pf.  zus.  26-2  MUL  Pf. 
'uMrdem  0-68  MiU.  Pf  f.  Abschaff.  d.  Stellenkaafs),  p.  Kopf  Ü.76  Pf  (16-2  Mark).  — 
I^assUnd  Abscbluas  f.  1873  Heer  176  03,  Flotte  25  77,  zos.  200-8  M.  Babel,  An- 
icUag  t  1875  bez.  175.  25  1,  sns.  20016  M.  B..  c.  2  8  B  p.  Kopf  (c  9  MaA).  — 
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Heere  oberflächlich  und  flberechiesst  häufig  das  Ziel.  Dies  gilt 
besonders  von  jenen  tendenzpolitischen  Äng;riffen  aaf  das  Heer 
wesen,  als  sei  dieses  die  Ursache  der  Kriege,  oder  als  seien  etwa 
die  Fürsten  mit  ihren  Heeren  Schuld  an  denselben.  Als  ob  nicht 
regelmässig,  auch  in  unserem  Zeitalter,  tiefe  Interessengegensltte 
der  Völker  und  Staaten  oder  einzelner  BerUlkernngsgrappen  in 
letzteren  die  Ursache  der  Kriege  wären,  einerlei  ob  es  stehende 
Heere  giebt  oder  nicht,  ob  die  Staatsform  republikanisch  oder 
monarchisch  ist^) 

Das  Heerwesen  mnss  vielmehr  stets  als  eine  der  wichtig- 
sten Anstalten  zur  Verwirklichnng  des  Rechtszwecks, 
als  die  Hauptanstalt  zur  Verwirklichung  des  nationalen 
Machtzwecks  des  Staats*^)  und  das  moderne  Wehrweses 
(Heer  und  Flotte)  im  Frieden  als  die  nothwendige  Einrich* 
tnng  zur  Durchführnng  des  jetzt  gebotenen  Prärentir- 
princips  (§.  37)  betrachtet  werden.  Hag  man  es  ein  nothweo- 
diges  Uebel  nennen:  so  ist  es  ein  solches  eben  wie  tausenderlei 
andere  kostsinelige  Einrichtungen,  die  der  Staat  oder  kleinere  Ter 
einignngen  in  ihm  oder  Private  zur  Abwehr  von  Gefahren  nnd  zur 
Herstellung  der  unentbehrlichen  Sicherheit  treffen  müssen.  Stets 
ist  es  erwünscht,  dass  solche  Einrichtungen  möglichst  zu  vermeideD 
oder  billig  herzustellen  seien.  Das  Land  oder  der  Staat  oder  das 
Zeitalter,  welches  in  dieser  Hinsicht  wenig  fUr  solche  (frdlicfa 
fälschlich  so  genannte)  „unprodnctive"  Zwecke  aufzuwenden  braucht, 
ist  meistens  deswegen  glücklich  zu  preisen.  Aber  dies  gilt  von 
dem  Aufwand  fUr  Polizei,  Jnstiz,  für  Vorkehrungen  gegen  Zer 
störuDgen  der  Elemente  (Wasser!),  ja  im  Grnnde  von  den  Kosten 
jeder  Bedttrfoissbefriedigung  ganz  ebenso  als  von  dem  Aufwand 
für  Heerwesen.  Soweit  solche  Verwendungen  durch  den  Zweck, 
also  beim  Heerwesen  durch  die  Sicherung  der  Unabhängigkeit  von 
Volk  und  Staat  nnd  durch  die  Kothwendigkeit  geboten  ^d,  einen 
ungenügenden  politischen  Zustand,  namentlich  eine  ungenügende 
Beschaffenheit  des  Staatsgebiets  (nach  Lage,  GrOsse,  Grenzen,  Aua- 

Italien  A.  1876  Heer  20S,  Flotte  46  5,  zu.  249-6  H.  Fr..  &  9'1  Fr.  p.  Kopf  (l'SU-V 
—  Noid&merik&  A.  1875  —  76  Heer  3S,  Flotte  23-6  M.  DoH,  nu.  60-5  iL  D. 
(ohne  Pensionen),  p.  Kopf  c  1*4 — 1'5  DoU. 

^)  Man  denke  an  den  Dordamerikaniscfaen  Bllif  erkrieg,  den  farchtbanten  und 
Weitem  kostspieligsten  der  Neuzeit,  oder  an  den  schweizer  Sonderbondskrieg  oder  Mcli 
an  den  jOogsten  firanzös.-deat8ch.  Kti^,  der  gewiss  nicht  als  das  Weit  Napoleon  III- 
sondem  des  französischen  Tolks  anzusehen  war.   S.  A.  Wagner,  Elsass  n.  LoAiingen 
u.  8.  w.,  6.  Anä.,  1870,  Absclm.  L 

•  6.  T.  Holtzendoxff,  PoUtik,  S.  219  ff. 
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4g]uiiuig  ttbor  die  ganze  Nation  oder  Besohränkong  auf  einen 
Ibett  derselben  n.  s.  w.)  zu  Terbessem'),  —  soweit  sind  sie  bei 
dner  richtigere  Äuffassmig  aach  nicht  nnprodnctir,  sondern 
dorchaos  prodactir  zu  nennen.*) 

§.  108.  Ftlr  die  volkswirthscfaaftUche  and  finanzielle  Wär^igong 
des  Hiüttranftrands  im  Einzelnen  kommt  Folgendes  in  Betracht: 


Aach  dieser  Pimct  darf  bei  der  Militärfiage  lücht,  wie  ea  meistens  geschieht, 
tberseben  werden.   Mit  dem  blossen  Defensirzweck  des  Ueerweseua,  der  vom  Tolks- 
vinhschjiftlicheQ  Standpaiicte  alieoMIs  Doch  Öfters  als  berechtigt  anerluumt  wird, 
reichte  sulu  qqi  aas,  wenn  die  bestehenden  Staatsrerhältnisse  —  ä.  h.  sehr 
t&  in  erster  Linie  die  Abgrenzung  der  Staatsgebiete  —  bereits  allgemein 
gerechte  ond  natllrUche,  den  Bedüi&issen  entsprechende  wären  und  —  wenn  sie  es, 
Tonn^esetzt,  es  sei  einmal  ein  ganz  befriedigender  Zustand  hergestellt,  immer  blieben. 
Bödes  wird  mit  Unrecht  gewöhnlich  ohne  Weiteres  angenommen.   Die  nothwepdige 
CoBseqnenz  wäre  dann  die  Unreränderlichkeit  der  zafäUig  einmal  ge- 
wtrdeaen  Staatsverhiltniase,  also  namentlich  z.  B.  der  politischen 
Karte  dar  Lftnder,  womit  die  ,^egsaca"  al^esohlDiien  BeL  BueMdehe  CniseqaeBX 
witayncht  jedoch  aller  geschiohtlicheD  Erfahrang  und  dem  ganzen  Wesen  mensch* 
Umi  md  irdischer  Dinge  ftberhaapt   Für  Deutschland  z.  B.  hUte  dies  in  den 
kbla  Jahrhonderteo  g^eissen ,  dass  es  sich  niemals  viedw  ans  dem  Ver&U  des 
RMzh.  erholen  dtüfe.   Ein-  und  Auswanderong ,  Colonisation,  Votdrängen  dec 
aam,  Terdr&ngtwerden  der  anderen  TOlker  (Deatsche  —  Staven  I) ,  BevOlkemngsbe- 
vE^Bg,  wirtbBohaÜ.  Entwickelong,  Galtnr,  —  kurz  .alle  Momente,  welche  die  Macht 
dff  Volker  u-  Staaten  Terracken,  durften  dann  gar  nicht  mehr  politische  Veränderungen' 
beviikeD,  wie  sie  es  von  jeher  gathan  n.  muthmasslich  auch  in  Zakonfl  thon  werden. 
Aeibch  aber  giebt  es  hierbei  nnrermeidlich  Willensoonfliote  der  Volker  nnd  Staaten, 
die  nvr  dorch  die  Waffen  aasgetragen  werden  können.  Solche  realpolitische  That- 
Mchen  dtirfen  aach  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  igaoriit  werden.   Sie  bilden  in 
derlGlUtrfiage  recht  eigeatlidi  dm  mtscheidendeD  VtxA«.  Errt  wenn  die  Kaste  nn 
ftnop*  den  nfttOiliclien  VexhSUnissen  des  Bodens  und  den  Bedui&isaen  der  Volker 
gem&BS  ungestaltet  sein  wird,  daher  doch  romemlicli  unter  Anerlennung  des  res- 
■aKfüg  rentandenen  Pdnoips  der  utOriiobeD  Grennn  mtd  des  MatlMialitStBprindps, 
wild  eine  daaeriiaAare  Aera  dos  Friedens,  der  Abrostongen  und  der  kleineren  Militär- 
badgets  rieUeicht  za  erwarten  sein.   Die  ConsoÜdation  ror  Allem  Dentschlands,  aber 
mach  ItajieDB  sind  jedsnjUls  efn  erfrealidier  Schritt  za  diesem  Ziele.  Ueberhaapt 
vixd  bä  einer  nnbefimgenen  Beurtheilai^  nicht  za  läagnen  sein,  daas  die  Karte  von 
Europa  in  den  letzen  200  Jahren  wesentuch  natürlicher  geworden  ist,  worin  die  beste 
Priodflubürgschaft  UegL  Nor  im  Osten,  in  den  Grenzläadem  zwischen  Dentschen  ond 
SuKD  ond  in  SodostonroM,  ist  noch  nichts  Befriedigendes  geschaffen.   Aber  aach 
flu  eine  fernere  Zokonft  darf  an  einer  bleibenden  Friedensära -gezweifelt  werden, 
da  sie  kaniB  denkbar  ist  ohne  vollkommenen  Gleichschritt  der  Entwicklung  oder  ohne 
deü^  Stagnation  aUer.   Vgl  A.  Wagner.  £l«ass  o.  a.  w.  Cap.  II,  VI,  VU,  ders. 
Ke  HatwickL  d.  eorop.  Staatsgebiete  a.  d.  Nationalitätsprincip ,  Freoss.  Jahrb.  1867, 
1SS8,  ders.,  die  VoAndenugw  d.  Karte  von  Ennqp«,  1871.  Die  neae  orientaUscfae 
KiUa  (187$)  liefert  einen  neuen  Beleg  fOr  die  Bichiifl^t  dieser  Ah&amuig. 

")  Wer  s.  B.  du  gnssartige  Milit&rweBen  Freusseos  s^t  200  Jahren,  dem  wir 
(loch  In  erster  liide  ote  neue  poUttsche  Einheit  und  Macht  Dentschlands  mit  ver* 
itrwlr"P,  »wA  der  Wdn  w  fiel«  selbst  deatsoher  Gegner  PreneBens  verdammt,  handelt 
gerade  so,  wie  Jenuad,  der  die  hollindischen  D^dibauten  fQi  Veraehwendnng  eddärt. 
Dia  Angaben  für  beide  Zwecke  sind  unvermeidliche  generelle  Kosten  der 
Tolkswirthschaft  ond  die  Vorbedingang  fUi  jegliches  Gedeihen.  Denn  die 
aatioaale  Dnabhüngigkeit  und  Macht  ist  filr  ein  tttcbtiges  Volk  eines  der  höchsten 
«ll»r  GUer  md  des  höchsten  Freises  werth.  Angenehmer  wäre  es  freilich,  wenn 
Micha  G«tei  keiae  Opfer  kMteten.  Aber  gilt  dies  nicht  ron  allen  Gatem  fiberhaopt? 
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1)  Zo  den  nnmittelbaren  Ausgaben  des  Staats,  welche  in  den 
Finanzrechnnngen  erscheinen,  rnttssen  allerdings  noch  die  Leistungen 
der  Gemeinden,  Kreise  n.  s.  w.  nnd  der  Soldaten  nnd  deren  Familien 
selbst  btnzagerecbnet  werden  (s.  Anm.  4).   Der  Wertb  der  dordi 
den  Soldatendienst  fttr  andere  Zweeke  rerbrengdienden  Arbat 
ist  indessen  nnr  dort  zum  Tolkswirthscbaftlichen  Militäranfwand  tn 
schlagen,  wo  ein  nnnOthig  grosser  Trappenstand  besteht,  also 
anch,  wo  der  Soldat  länger,  als  es  nOthig  ist,  im  Dienste  bleibt 
Hier  handelt  sich  mithin  Alles  nm  eine  quaestio  facti,  die  häufig 
erst  nach  späterer  Erfahrung  in  Kriegen  richtig  zu  beantworten  ist 
Wollte  man  im  Frincip,  wie  es  Tielfach  geschieht,  den  Werth  der 
Arbeit  aller  Soldaten,  letztere  also  in  der  nach  Lage  der  Um- 
stände nöthigen  Zahl  nnd  Dienstzeit  genommen,  znm  Militäraufwand 
rechnen,  so  wäre  dies  eine  unhaltbare  Doppelrechnnng.  Mit 
demselben  Rechte  könnte  man  die  Arbeit  jedes  Arbeiters,  welcbe 
in  dessen  speciellem  Berufe  verwendet  wird  und  nach  Menge  und 
Art  hier  nöthig  ist,  am  die  Befriedignng  der  Gesunmtbedttrfnisse 
eines  Volks  zu  erzielen,  doppelt  auf  den  Kostensatz  des  betreffen- 
den  Products  schlagen,  weil  diese  Arbeit  für  andere  Prodnctionen 
verloren  gehe.   Man  vergisst  —  was  vollends  eine  Inconsequeos 
derjenigen  ist,  welche  wie  fast  alle  Neueren  mit  Recht  den  DieoBt- 
leistungen  Prodnctivität  zuerkennen  — ,  dass  der  Werth  der  Arbeit 
der  nöthigen  Trappenzahl  in  das  Product,  d.  h.  eben  in  das  toUu- 
wirthschafUiche  Gut  „Sicherheit  und  Macht  des  Staats"  flbergebt, 
gerade  so  wie  bei  allen  anderen  Froductionen.^) 

2)  Die  eigentliche  Höhe  des  Militäraufwands  lässt  sich 
nach  der  Natur  und  den  Wirkungen  des  modernen,  nach  den  Ge- 
sichtspancten  des  Präventivprincips  eingerichteten  Heerwesens 
nicht  aus  der  Ausgabe  eines  einzelnen  Jahrs,  sondern 
in  der  Regel  jinr  ans  der  Ausgabe  in  einer  längeren 
Periode  von  Jahren  richtig  ersehen.  Dies  vrird  oft  beiVe^ 
gleichen  zwischen  Staaten  mit  stehenden  Heeren  (und  daran  sieb 
knüpfenden  Landwehreinriebtungen,  wie  in  Freussen),  and  solchen 
mit  Milizsysiem  oder  mit  fast  gar  keiner  stehenden  Militärmacht 
ganz  vergessen.  Das  moderne  Heerwesen  wirkt  zunächst  prä- 
ventiv Rechtsstörungen   oder  Kriegen  entgegen   and  bewirkt 

*)  Dieser  Satz  sab  1  ist  wOrÜich  va  moiner  BeubeiL  d.  6.  Aus^.  §.  73  b  her* 
übei^Dommen  aad  dadurch  der  auch  tod  Ran  begangne  Irrtbam  (b.  o.  Adib.  4  >■  i- 
Ansf.  §.  72,  Atun.  c)  berichtigt  irorden.  Jetzt  bat  anch  Bttmelin  (Beden  n.  a.  v.. 
Tob.  1ST5)  S.  3t>0  „d.  llUIit.-Aafiraiid"  diesen  Irrtbum  berichtigt,  er  bitte  durch  einefi 
Blick  io  die  6.  Aaag.  nlch  abereeugeo  kfinnen,  dass  dies  schon  geschehen  war. 
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iiinrcfa  unmittelbar  den  höchsten  Nntzen.   Es  dient  aber  sodann, 
mn  trotsdem  solche  StOrangen  eintreten,  also  von  Zeit  zn  Zeit 
Dod  im  Ganzen  nur  in  längeren  Perioden,  als  stets  bereites 
»bla^fertiges,  weil  alles daza  Nothwendige  enthaltendes  Werk • 
leig  der  Erfolg  sichernden  Repression,  d.  h.  als  bestes 
ffittelzor  schnellen  und  erfolgreichen  Wiederherstellung  des  Friedens. 
Wenn  daher  auch  hier  der  Krieg  sofort  viel  grössere  Mittel 
Bebendem  lanfenden  Militäranfwand  beansprucht,  so  ist 
diese  eigentliche  unmittelbare  Ausgabe  fflr  den  Krieg 
ielbst  doch  viel  geringer  und  dauert  der  Krieg  der  Regel 
uebviel  kttrzer,  —  was  fQr  Sieger  und  Besiegte  gerade  in 
TolkBwirthschaftlicber  und  moralischer  Beziehung  ein  tmendlicher 
Segelst  —  als  in  Staaten,  welche  im  Kriege  selbst  erst  das 
Heer  schaffen  oder  entsprechend  erweitern  und  aus- 
bilde d  mUs^n.   In  solchem  Falle  wird  außerdem  unTermeidlich 
^die Ausgabe  sehr  wenig  sparsam  eingerichtet  werden  können.'") 
^ittbhersehr  wahrscheinlich^  dass  einem  Staateauf  dieDaner 
^  einem  stehenden  Heere  die  BeschafEhng  des  Rechtssehntzes  nach 
•^iBKn  und  die  DorchfUhrnng  des  Maehtzwecks  billiger  zu  stehen 
toinntals  ohne  ein  solches  oder  bei  blossem  MUizsystem.  ZamiU 
in  der  hoher  entwickelten  Volkswirthschaft  mit  grossen  stehenden 
liipitolieD,  wo  jeder  längere  Krieg  um  so  schlimmer  wirkt,  ter- 
dieot  Au  System  eines  mässigen  stehenden  Heers  in  Verbindung 
)i>it  allgemeioer  Wehrpflicht  und  Landwehreinrichtnng  daher  doch 
^iM  aoch  in  volkswirthschafiUcher  und  finanzieller  Beziehung  den 
^«ZDg  vor  den  anch  militärisch  -  technisch  gar  nicht  bewährten 
^ea  Milizsystemen.    Jenes  Heerwesen  ist  eben  nur  eine  Gon- 
seqiCDz  des  PrUventiTprincipB,  das  im  entwickelten  Volksleben 
nach  Geltung  ringt.   Bei  den  beiden  verschiedenen  Einrichtungen 
'nudelt  es  sich  idso  theils  nur  um  eine  verschiedene  Verthei- 
t Bog  der  Last  auf  die  einzelnen  Jahre,  theils  ist  die  gesammte 
^  bei  dem  eisten  System  anch  eine  absolut  geringere. 

")  Beispiele:  Noidamerika im  Bnrgerkrieg,  England  im  Krimkriege,  Fnnfereich 
*»ck  den  Kiedalagen  der  kaiserl.  Heere  bei  der  FntfQhrnng  des  Kriegs  gegen  Dentoch- 
Mter  Gimbetts. 

")  Belege  für  dsa  Gesagte:  im  Ganzen  voU  schon  die  hentigen  Kriege  (auch 
ttnita  die  des  ersten  Kapoleon,  wo  die  einzelnen  Kriege  doch  Immer  nnr  karz 
'ihrten)  im  Vergleiche  mit  denen  dea  Torigen  ond  11,  Jabrbnnderts  und  früher, 
''aaentlich  aber  der  Gegensatz  nriscfaea  den  oeneren  enropUBChNi  Kriegen,  besondeR 
^  Ton  1859,  1866,  1870—71  einer-  und  dem  noTdamerilcanischen  Bürgerkrieg  186t 

18C5  anderseits.  Vgl.  Wagner,  Lehrb.  Gmndlcg.  I,  §.  181,  ders.,  Beichsfin. 
in  Uoltzenderff's  Jahrb.  III.  119,  121,  mit  Anwendong  aof  Deotschland.   Im  Heer- 

A.  Wagnar,  FbinnrlsMBHb.  L  16 
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1.  B.  2.  K.  «.  A.  FlntnzbadHf  fttr  Umtlr.  §.  108, 109. 


3)  Den  Änagaben  und  Opfern  fUr  das  Heer  sind  die  Vortheile, 
welche  daa  Heerwesen,  auch  abgesehen  von  Sieherheit  imd  Sekts, 


und  Pin&niTesen  PreaBsens  and  dei  Yereioigten  Staaten  tritt  der  Geseisfttz 
am  AUerscbärfsten  hervor.  Könnte  man  eine  bestimmte  Zeit  aja  festen  XusgangB-'UDd 
Endpunct  in  solchen  Dingen  annehmen,  was  nicht  ang^eht,  Teil  sich  die  Geschichte 
eines  Volks  und  Staats  nicht  so  mechanisch  in  Abschnitte  zeriefes  Usst,  so  wDide 
eine  genaue  zahlenmassige  Yer^eichiuig  möglich  seiR.  Man  braacbte  dann  nar  des 
Gosammtanfvand  irährend  einer  solchen  Periode  auf  den  Betrag  des  Jetztveitbs  einet 
bestimmten  Zei^nnctes  (dessen  Wahl  Crdlloh  wieder  ron  Efnfluss  auf  das  KcchDinp- 
ergeboisB  vtre,  je  nachdem  die  Ktiegsansgabe  diesem  Zeitpancte  n&ber  oder  ferner 
Uge)  zu  rodnciren.  Immerhin  ist  in  folgenden  Daten,  in  beiden  Staaten  aas  Feriodäi 
des  Kriegs  genommen,  ein  statistischei  Beleg  fQr  das  im  Text  Gesagte  enthalten. 


Prenssen 

Nordamerika 

WirkL  Ananb«,  Lutdnucht 

Wirltl.  Aoipbe 

Ord. 

Extra- 

«rd. 

EUt 

SmnM 

U«ei 

Flott« 

MilL  Thli. 

MilL  DolL 

1860 

55-19 

2-20 

1-80 

39-19 

1851/60 

D.  15-84 

12-(» 

1861 

31-85 

501 

132 

38-21 

1661 

23-10 

1862 

SS-83 

1-4Ö 

0-68 

87-91 

1862 

394*37 

mi 

1863 

39-OS 

M8 

0-25 

40-46 

1863 

699-30 

6S-21 

1864 

87-82 

0-91 

12-10 

50-83 

1864 

690-79 

8&-73 

1865 

38-64 

1-30 

4-89 

44-23 

1865 

1031-31 

123  &7 

1806 

39-01 

1-50 

3J-58 

7609 

1866 

284-45 

43  SJ 

1867 

44-11 

1-15 

9612 

81-38 

1867 

95-22 

3I0J 

1868] 

Prenss.  — 

12-86 

1868 

123-25 

25-77 

Bnnd  55-4 

1869 

78-50' 

2010 

1860 

A.  55-8 

S.  Engel.  Statist.  Jahrb.  III  n.  Hock,  Finanzen  Nordam.  8.  729.  die  sp&teruJilire 
nach  d.  üothaer  Almanacb.  Bei  Prenssen  ist  fQr  1S68— 69  die  nach  Verh&ltniS)  >nf 
dasselbe  (im  jetz.  Umfiuge)  ron  den  Aasgaben  des  Nordd.  Bandes  fallende  Avfibe 
(V«)  angesetzt  In  1864—65  fiülen  die  Kosten  des  d&nischen,  in  1666  -  68  die  d«s 
dentschen  Kriegs  and  die  grossere  Aasgabe  in  Folge  der  neaen  Lage.  Aach  in  Kord- 
unerika fidlen  in  die  Zeit  Ton  1851—60  scbtm  tinige  Male  «rhOhete  Aasgaben  tu 
Hew  a.  Flotte  in  Folge  ron  Indianoricriegen,  inneren  Unmhen  (in  d.  Territoiien  o.  s.  w.)- 
Die  riesige  Aiugabe  w&hrend  des  Borgerbiegs  erfolgte  allerdings  grossentheiis  In  einem 
immer  sttoter  entwerthenden  P^nergeld,  wttide  sich  daher  aaf  Oold  redadrt  stut 
ermissigen,  aber  doch  immer  noch  ganz  kolossal  bleiben.  Aach  ist  in  finanziellei 
Hinsicht  zn  bedenken,  dass  der  grOsste  Theil  jener  Aasgabe  mittelst  Schaldaafuhne 
geschah,  diese  Sebald  aber  meist  in  Gold  zn  rendnsen  nnd  erentndl  zu  tilgen  ist  — 
Die  Folge  des  rerdchiedenen  Milit&rsystems  zeigt  sich  daher  1)  darin,  dass  in  Fiensaeii 
j&hrl.  eine  ziemlich  bedeutende  gleichmSsslgeLÜst  aach  in  FMedenszeit  getragen  wird,  wo- 
gegen die  Hehr  aasgabe  selbst  Air  so  gewaltige  Kriege  wie  1866  a.  1870—71  dannrelatti 
nicht  so  stark  steigt  and  Oberhaupt  auch  s^lat  m&ssig  ist;  während  in  Nordameriti 
im  frieden  wenig  anf  das  Heer  verwendet  wird,  dafDr  aber  im  Kriege  diese  Aasgtb« 
in'«  ganz  Dngeaessene  steigt:  2)  darin,  dass  in  einem  Kriege  ifit  in  Amerifcs  sock 
die  sonstigen  ndkswinhscb.  Opfer,  welche  nicht  in  iea  Finanärecbnongen  des  Staats  er- 
scheinen, schon  we^tt  der  I&ngeren  Kriegsdaner  weit  grosser  als  in  Praossen  sind 
MulUcb  8)  duin,  dass  in  Pnosaen  die  Staitsscbold  anch  dnith  EiiMe  vtnig  rer 
mehrt  wird  (A.  fOr  Venins.  der  Schuld  1860  10-7,  1870  ohne  dieSchaidea  derneu 
ProT.  13-1  MilL  Thlr.,  welche  Vennehrang  zam  Theil  noch  aus  Sebalden  für  Eise» 
bahntnaten  herrOhrt),  in  Nordamerika  dagegen  hierdarcb  angebener  wächst  (S(*d<! 
1.  JuU  1860  64-8,  IStil  909,  1865  2682-6,  1866  2800,  1870  2645-6  Mill.  DoU. 
Zinsen  fOr  d.  Scbnld  1860  3  14.  1S65  1213,  1869  c  126  MilL  D.,  wovon  tU>a  !!• 
Ulli,  in  Gold).  Diese  starken  Zinszahlungen  kann  man  halb  and  halb  als  renchoben« 
frfttaer  erq>arte  Zahlungen  fllr  das  Heerwesen  betrachten,  so  dass  aach  darin  nur  eim 
andere  Tertheilnng  der  Aas^bc  fUr  Recbtsschntz  zu  Tage  triu.  —  An  dei 
Daten  al>er  den  letzlen  dentbch-französischen  Krit^  lüsst  sieb  zou  Beleg  du 
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a  TolkswirtfaschaftUober  Beziehung  mit  sich  bringt,  gegenüber  za 
rienen:  BefMening  der  körperlichen  nnd  geiefilgen  Aosbildang  der 
loinnlioben  Jagend,  Anleitung  zur  Ordnung,  Pünktlicbkeit,  Rein- 
lichkeit, Gewandtheit  n.  s.  w.,  —  knrz  alles  Das,  was  das  Heer- 
wesen wenigstens  bei  allgemräner  Wehrpflicht ■  als  Schnlang 
leirtet  (s.  o.  §.  35). 

§.  109.  Die  Grösse  des  fortdauernden  Aufwandes  ftlrdas 
Vehrwesen  wird  hauptsächlich  von  folgenden  einzelnen  Umständen 
bestimmt:^*) 

1)  Die  Grösse  and  äussere  Stellung  des  Staats.  Kleine 
Staaten  können  allerdings  mit  einem  geringeren  Aufwand  aus* 
kmumen,  da  sie  Öfters  darauf  rechnen  dürfen,  durch  die  gegen- 
seitige Eifersucht  der  grossen  Staaten  geschützt  zu  werden  und 
ihnen  durch  die  Leistungen  der  grossen  Staaten  indirect  Schutz 
ttd  Yortheile  gegenüber  dritten  Völkern  nnd  Staaten  mit  zu  Theil 

n  Verden  pflegen.   Insofern  vertbeilt  sich  aber  nur  der  Aufvrand 

nGwten  der  kleinen  Staaten  nicht  richtig  aof  letztere  mit'") 
ij^Lage,  Grenzen  und  Natnrbeschaffenheit  desliandes, 

niebe  die  Gefahr  eines  Krieges  bald  vergrössem,  bald  mindern. 

Dieser  Umstand  hat  nicht  blos  auf  die  Menge  der  nöthigen 
Festungen,  sondern  auch  auf  die  Anzahl  und  Bereitschaft  der 
Mratbaien  Mannschaft  Einfluss.'"*)  Je  nachdem  daher  auch  ein 


lim  Oesigten  Folgendes  benOtzen.  Kormale  Militaranwabe  (Heer  alleiii)  im  Deat* 
lekka  Beich  in  den  enten  Jahren  nacli  dem  Kriege  (ohne  die  Neabatttenu.  i.  ir.) 
e.  92  Mm  Thlr.,  Kriecskosten  ftlr  jenen  Krieg  o.  MO  IDIL  TUr.  ftti  o.  10  VLaa. 
•da  p.  Jahr  e.  624  UiU.  Thlr.,  daher  Stugoimg  des  Fiiedensetato  dnrch  solchen 
Krieg  tob  1  anf  TS.  Frankreloh  norm.  Aug.  deagj.  127  MUl.  Thlr.,  ansser- 
«rdesü.  Ao^.  f.  d.  Krieg  e.  610  HUI.  Thlr  ,  p.  J.  c.  612  MilL  Thlr.,  also  Steigerung 
r.  1  nf  fi'S.  (Die  Aosg.  fOr  die  Flotte  IBsst  sich  wegen  des  Gharacters  des  dam^ 
Kriegs  nicht  ro^eichen.)  Im  nordamerik.  Bargerladeg  stieg  dagegen  der  Fiiedena- 
ttti  in  Durchschnitt  der  Kriegsjahre  c.  ron  1  anf  25:  viedemm  keine  reelle  Er- 

rang,  eoDdem  nur  etne,  anch  TirthschafU.  nicht  gttnstige  andere  Vertheilnn'g 
AnfVands. 

^  Bau,  5.  Ausg.  n.  6.  Ausg.  §.  7S.   S.  anch  oben  §.  64. 

**)  Dies  gilt  far  die  Schweiz,  Bägien,  Holland,  froher  auch  für  die  Deutschen 
Staat«,  für  die  Frenssen  die  nothwendigen  Lasten  thulweise  mit  trog.  —  Analog  der 
Sdntt  and  die  Handeisyortheile,  die  Deotnhen  n.  anderen  Enroplem  durch  Ei^ilaad 
od  Fnakrdeh  in  Arien,  Amerika  zu  Theil  werden. 

*^  Satftriiche  (GeU^s-)  und  Meergrmzea  im  Vergleich  mit  solchen,  die  im 
lBcii«ii  Laitde  laafen.  Gerandete  oder  zerschnittene  GestaH  des  Landes.  —  Sehr 
lOBstlg  ist  Ae  Lage  ron  Orossbritannien,  Frankreich,  Spanien,  Schweden  a.  Iforwegen, 
Hvle  TOD  Nordamerika,  sehr  angOnstig  war  bis  1866  die  ron  Prenssen.  Die  Lage 
Dentschlands  mitten  in  Europa,  in  Ost  und  West  ohne  feste Natnrgrenzen,  ist  wie 
die  deä  efaemal.  Polen  immer  eine  schwierige,  was  schon  an  sich  nnd  bleibend  einen 
SrCaaeren  llilitiranfwand  bedingt  —  Die  Schweiz  hat  keine  nttsse  Festung  n.  braucht 
keine,  weil  dn  Land  selbst  eine  solche  ist  und  durch  die  ^fersndit  der  Madibam 
ab  Bdfastiadiger  Staat  erkalten  wird.   S.  o.  §.  64. 

16« 
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Staat  bereits  die  richtige  und  den  Verhältnissen  entspreohende 
Deckung  seines  Staatsgebiets  mit  dem  Nationalgebiet  and  mit  dem 
ihm  geographisch  zukommenden  (Natnr  )  Gebiet  ~  „seine  natttr 
liehen  Grenzen",  ein  sehr  wohl  zn  rechtfertigender  Ansprach,  trotz 
des  mit  dieser  Forderang  getriebenen  Missbranchs  —  erreicht  bat 
oder  nicht  (§.  107),  wird  sich  sein  regelmässiger  Militäraufwand 
verschieden  gestalten. 

3)  „Dasein  oder  Mangel  einer  ansehnlichen  Handelsschiff- 
fahrt  and  entfernter  Besitznngen  (Colonien),  weil  zm 
Schatze  beider  eine  Kriegsseemacht  aufgestellt  we^en  muss,  welche 
auch  Arsenale,  Kriegshäfen  n.  dgl.  erfordert" 

§.  110.  —  B.  Beschaffung  des  Wehrpersonals  (Wehr- 
System)^^.   Die  Staatsgewalt  kann  nur  dann  über  eine  fQr  »3k 

Eigenes  Marineministcriaui  der  grOsäeran  Seemächte.  —  Die  grosse  deutsche' 
Hindelsscbifiahit  (1S74  44D5  HandelsschiUe  mit  1,246,000  Tonnen  r.  1000  Eil.  Lade-| 
fähigkeit)  licss  den  Mangel  einer  Kriegs-Seemaclit  sehr  rermisseD.  Nach  den  be- 
klagensirertben  Eingehen  der  1848  gegraiidetcn  Bondesfiotte  hftt  Preassen  angefaogeD. 
seine  Kriegsschilt'e  zu  vermehren  n.  dazu  einen  Eriegshafen  (an  der  Jahde)  angelegt: 
jetzt  hat  das  Deutsche  Reich  (1875}  fertig  47  Dampfer  von  64,200  Tonn,  mit  77,000 
iodic  Pferilekräften  u.  321  Kanonen,  wovon  7  Pauzerfregatten ,  1  Panzercorrette,  i 
and.  Fanzerfshrzeage,  ausserdem  noch  4  SegelachiSe.  Die  Ausgabe  für  die  Minne 
s.  0.  in  Anm.  4. 

")  S.  Stein,  Heerwesen,  S.  40  ff.  Statistik  bei  v.  Firks  a.a.O.  Speddl  über 
die  deutschen  Verhältnisse:  v.  Briesen,  Beichskriegsvesea  und  preuss.  Mflitir- 
gese^bong.  Düsseld.  1S72,  bes.  S.  ö6  £  Gesetz  r.  9.  Not.  1867,  vonach,  wie  i& 
Prensseu  seit  1858,  die  Diens^flicht  im  stehenden  Heer  und  der  Flotte  7  Jahre  (von 
vollendeten  20.  J.  au),  voron  H  Jahre  „actirer  Dienst",  4  Bearlaabttng  znr  Besene 
mit  2  Debnogszeiton,  hieraof  !^  Jahre  Dienst  in  der  Landwehr  mit  2  kürzeren  Debtukgeo. 
Es  werden  aber  nicht  alle  20-Jährigen  zum  Dienst  einberofen  tmd  nicht  alle  Dioieo- 
den  3  volle  Ji>hre  bei  den  Fahnen  („präsent")  behalten.  Die  längere  Dienstzeit  hat  die 
Ausgaben  beträchtlich  vermehrt,  aber  auch  d.  Tachtigbeit  der  M^annschaft  sehr  erhöht.' 
S.  auch  Beichsmilitäi'gcsetz  v.  2.  Mai  1S74  u.  Ges.  über  d.  Landsturm  r.  12.  Febr.  iH'h. 
Dem  Landiitarm  gehören  alle  %'ehrpflicbtigen  v.  voUend.  17.  bis  zum  vollend.  42.  Jahnti 
an,  welche  weder  in  dem  Heere  noch  der  Marine  stehen.  Ein  noch  sehr  onroU- 
kommeuer  Uebergang  von  dem  Werbsystem  zur  heutigen  Einrichtung  war  das  inj 
Pieussen  sog.  Cantousysteu,  in  welchem  jedem  E^iment  ein  gewisser  Landes-; 
bezirk  (Gantou)  zur  Aushebung  (Einstellung,  Gestellung)  zugewiesea  war.  Alle  Mänaeri 
ton  16—45  Jahren  galten  als  cantonpflichtig,  aber  es  waron  nicht  nur  der  Adel  diei 
Beamten,  .dte  ansässigen  Baaem,  Haadwcrtcmr  n.  s.  w.,  sondern  auch  unter  gevisseBi 
Bedingungen  die  SOhuu  aller  k&iiigl.  Bedienten,  verschiedener  Geverbtieibeuder  be&eii,l 
eine  Anzahl  Städte,  sogar  mehrere  Laodesthcile,  wie  OstürieaUnd,  Qeve,  Ling^i 
Tecklenburg.  Die  Hauptverordnungen  waren  von  1733,  s.  z.  B.  Berowsky,  Abriss, 
II,  641.  —  Die  im  WaD'endieiiste  Hegende  Last  war  ungleich  vertheilt  und  es  konnte 
viel  Willkür  stattfinden  (Bau  §.  74a).  —  In  Frankreich  Einführung  der  allgemeinen 
Wehrpflicht  durch  Gea.  v.  27.  Juli  1872,  20  J.  Dien8Q)flicht,  9  J.  in  der  Linie,  wovon 
.»  in  der  cigcntl.  activcii  d.rmee,  4  in  d.  Keserve,  11  J.  in  d.  Territ.- Armee,  wovon 
ü  J.  in  der  eigeutlicbeu,  6  J.  in  deren  Reserve.  Oesterreich-Ungarn,  allgenu 
Wehipfl.  nach  Ges.  v.  5.  Dec.  1868  und  XL  ougar.  Gesetzart.  v.  1868.  3j&hr.  Dienst 
in  Linie,  7  in  Reserve,  2  in  Landwehr,  zus.  12  J.  —  Bussland.  Ges.  v.  1./13.  Jan. 
1874:  atlgem.  Wehrpflicht,  15  J.  Dienstzeit  im  cnxop.  Bnssland,  wovon  6  activ,  ü  in 
Beserve.  S.  Hauptpuncte  d.  Otganis.  im  Goth.  Taschenk.  (D.  Ausg.)  1876,  S.  S26-63G. 
Bei  der  Landwehr  ist  der  Bflrger  nebeab^  Soldat;  gerade  entgegengesetzt  Ttr  di« 
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F^e  genügende  Menge  von  Streitkräften  Terftigen,  wenn  alle  er- 
rtehsenen  jangen  Männer,  soweit  man  ihrer  bedarf,  in  einem 
batioamtoi  Alter  nnd  eine  gewisse  Zdt  lang  zum  Waffendienst 
gesetzlich  verpflichtet  sind,")  (sog.  Gonscription,  System 
der  allgemeinen  Wehrpflicht).    Die  Pflicht  aller  Bürger, 
Eolebe  Dienste  za  leisten,  ist  so  nnzweifelhaft  als  die  Stenerpflicht 
„Adam  Smith  hat  die  Regel  als  in  Europa  herrschend  angeftlhrt, 
hu  das  Heer  ohne  grossen  Nachtheil  ^r  den  Wohlstand  nicht 
aber  1  Proeent  der  Volksmenge  betragen  dHrfe."^")   Eine  feste 
Regel  der  Art  lässt  sich  nicht  wohl  aniätellen,  weil  zu  viele  nnd 
iTrsehiedenartige  Factoren  dabei  einwirken.  ludessen  ist  ein  solches 
Verhältniss  in  den  meisten  Staaten  einigermassen  innegehalten  wor- 
den, wenigstens  beim  stehenden  Heere  im  Frieden.  Neben 
ö&eia  solchen  Heere  bietet  eine  gnt  organisirte  Landwehr 
iHUii,  Nationalgarde,  —  welche  Ausdrucke  indessen  nicht 
mm  in  demselben  Sinne  genommen  werden),  d.  h.  eine  mili- 
tbich  ^tibte  Wehrmannsohaft,  welche  im  Princip  gewisse  Alterg- 
dMco  der  männlichen  Bevölkerung  des  ganzen  Landes  amfasst, 
in  Friedenszeiten  wenig  kostendes  Mittel,  die  Streitkräfte  im 


EKfchtong  der  österreichischen  MllitÄrgrenze ,  wo  der  Soldat,  ohne  ans  dem  Ober- 
idM  seiner  Of^ciere  entlassen  zu  sein,  zugleich  als  Landirirth  angesiedelt  war. 
\chilich  die  mssiachen  MilitärcoloDien  ia  den  ^rondOrfern,  die  aber  den  grossen 
Eirntniigea  nicht  entqnachen  und  für  die  Landleote  nnertrt^ch  dmekend  sind ;  die 
jcfarbu^den  Soldaten"  sind  den  Landvirtben  als  deren  Gehilfen  ins  Hans  gelegt, 
iÄr  zahh  der  Baaer  keine  Abgaben.  T(^.  Lyall,  die  mss.  MilitKrcobni^  a.  d.  E. 
I/j{aig,  1824;  T.  Haxthansen,  H,  133.  —  Das  scbvedisdie  Heer  besteht  seit 
iiri  XI.  grSssteatheils  ans  eingetheilter  (indelte)  Mannschaft.  Die  Officierc 
■oA  in  Ansehung  ihres  Unterhaltes  aaf  Staatsgüter  angewiesen,  die  sie  entweder  selbst 
'««iithscbaflen ,  oder  die  zu  ihren  Gunsten  von  den  Regimentern  verpachtet  werden. 
irits  Gemeine  wird  von  einem  Gatsbesitzer  oder  einem  Vereine  mehrerer  (Rote)  er- 
biks.  indem  man  ihm  Wohnung,  Garten,  Ackerland,  Korn  u.  a.  w.  giebt.  Die  tiiei^ 
Kt  belasteten  Lindereien  sind  niedriger  besteuert.  —  Die  Schweiz  hatte  nach  der 
Kien  Vehrverfassung  von  1850  1)  den  Bundesauszng  von  ü  Proc.  der  Vollfö- 
Mge,  aas  Mapnem  von"2()— 30  Jahren  bestehend.  Er  zahlte  ST.OOO  Mann.  2)  l'/a"''« 
*fc  Reserve,  von  30 — 40  Jahren;  wirklicher  Stand  gegen  49,000  Mann.  .SlLand- 
vehr,  M&nner  bis  zam  44.  Jahr,  die  nicht  zu'  1)  und  2)  geboren,  05,00))  Manu, 
tii«  jlnszOgler"  irerden  4—5  Wochen  unterrichtet,  dann  jähriich  3 — 6  Tage  geübt. 
f^h  d.  jetzlireo  Emrichtnng  (1876)  besteht  d.  Schweiz.  Bandesbeer  ans  d.  Bnndes- 
itsiag,  d.  b.  der  Hanusch.  v.  20.— 3?.  Jahre  (nomin.  1876  106,102  Mann  an  Stab 
iTrappen),  u.  der  Landwehr  (nom.  97,036  M.).  —  In  Nordamerika  Ergänzung 
i  reföl.  Armee  durch  Werbung  auf  5  Jahre.  Stand  1828  nur  6196,  15.r>(;2, 
44,785,  1875  27.525  Mann.  Daneben  eine  Miliz  aller  waffenfühigen  Borger 
•m  18.— 45.  Jahr.    (Einzelnes  nach  Bau  g.  74,  Noten). 

Im  britischen  Reiche  und  in  den  nordamerikanischen  Freistaaten 
«iteht  diese  Einrichtung  noch  nicht,  doch  mnsste  sie  in  letzterem  Staate  im  Verlauf 
is  Borgeriaieges  zu  Hilfe  genommen  werden.  In  beiden  ist  sonst  die  Regel  die 
Werbung,  wie  vor  1866  auch  in  d.  freien  deutschen  St&dten. 

B«di  5,  K^.  1,  Abtb.  2.   In  §.  110  einige  Sätze  aus  Rau  §.  74,  74a. 
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Kriege  auf  eine  Achtung  gebietende  Höhe  zu  steigern,  vornemlicb 
fttr  Bolohe  Kriege,  welche  anf  die  Vertheidignng  der  edelsten  Güter 
eines  Volkes  gerichtet  sind  nnd  deren  Kothwendigkeit  al^emeiu 
anerkannt  ist."  Eine  blosse  Itandwelu-  allein,  ohne  stehendes  Heer 
daneben,  genügt  aber  nicht,  denn  letzteres  „bildet  einen  Stamm,  in 
welchem  sich  ein  höherer  Grad  ron  Uebnng  and  Gesohicklichkeit 
im  Waffendienste  fortpflanzt,  besonders  bei  der  Reiterei  nnd  Ge- 
schUtzmannschaft,  es  werden  bessere  Officiere  und  UnterofGciere 
gezogen,  nnd  man  kann  schon  ftlr  die  ersten  KriegenntemehrnnDgeo 
eines  gnten  Erfolges  sicherer  sein."   Das  stehende  Heer  soll; 
daher  nach  d^m  bewährten  prenssischen  Muster  dif^ 
Durcbgangsstufe  für  die  gesammte  Landwehr  bfldenJ 
Sonst  wird  letztere  besten  Falles  erst  im  längeren  Verlanf  der 
Kriege  ihrem  Zwecke  entsprechen,  damit  aber  auch  ein  volks* 
wirthschaftlicber  Hauptzweck  des  modernen  Heerwesens  Te^ 
eitelt   Dnrch  die  Verbindung  der  Landwehr  mit  dem  stehenden 
Heere  wird  jedoch  eine  Verminderung  des  letzteren  zulässig  nod 
die  Bereithaltnng  grosser  Strntkräfte  mit  mftssigeren  Kosten 
mifgtioh.  ^ 

")  Die  statistischen  Angaben  Ober  dis  Zahl  der  Vehrmannschaft  in  jedem  Stute 
erfordern  eine  Yerst&ndigang  aber  die  dabei  angenommene  Regel,  ob  oemlich  1)  du 
die  im  Dienst  (bei  den  Fahnen)  Anveeenden,  oder  2)  auch  die  Beurlaubten,  i)  di< 
in  besonderen  Fällen  Einzamfendeu  (Reserren,  Landwehr  u.  s.  w.)  gerechnet  verdeo 
Kach  von  Beden  (a.  a.  0 )  soll  1 S44  das  stehende  Landheer  in  den  deutschen  Staate! 
320,000,  in  Europa  2.731,000  Mann  oder  1-02  Proc.  der  VolksmeDge  betragen  habe[ 
—  Deatscher  Bund:  Beschlasse  t  9.  April  1821,  13.  Sept  1S32  a.  24.  Juni  1S41 
1  Proc  streitbare  Mannschaft  oebst  Vs  Reserve.  Recruten  im  ersten  Ualbjahi 
werden  nicht  eiagerechnet  Dnrch  Beschloss  der  deutschea  Ntüonalrenammlimg  voi 
IS.  Jnli  1848  wntde  die  Btreitbare  Mannschaft  auf  2  Proc  erhöht,  wovon  '/«  entt 
GontingeDt,  '/«  Beserre,  Vm  GiBatmannBchafl  Yerfiigong  des  Reichskriegsminist. 
12.  Aug.  1848.  Nach  späterm  BeacUflssen  war  das  HanptcontingeDt  1*/,  Proc.,  di 
Reserrecontingent  ^/,,  das  Ersatzcontingeat  der  Matriiel  von  1S42,  welche  i 
YoUfsmenge  ron  1819  entsprach  nnd  nngeföhr  0'7  der  TOn  1863  anamachte.  Haop 
und  Reserre-GonÜngent  beliefen  sich  auf  452,473  Mann  oder  gegen  1  Procent  d 
heutigen  Yolksmeng^e.  Yon  demselben  sollten  im  Dienst  (prfisent)  sein  aller  Officiei 
der  Gemeinen  im  FasaroU,  Va  Reiter  n.  GeschUtzmanoschah  (Rao).  —  Yerfassoi 
des  Nordd.  Bundes  r.  16.  Joli  1867,  §.  60:  die  FriedensprSsenzstärke  des  Bond« 
heera  ist  bis  1871  1  Proc  der  Volkszahl  Ton  1867.  Reichamilitäi^os.  r.  2.  Mai  IS* 
Fiiedenspräsenzstärke  des  Heers  an  Unterofiicieren  nnd  Mannschaften  (also  ohi 
OfBciere)  t.  1675—81  =  401,659  Mann,  worauf  die  EinJ&hrig-FreiwiUi^n  nicht 
AnrecbnuDg  kommen.  Die  Zahl  ist  dieselbe  irie  im  Ges.  t.  9.  Dec.  1871,  d.  Ii.  glü 
1  7o  Zollabrechn.-BerOlk.  t.  1867  u.  der  elsass-Iothr.  BerSlk.  nach  d.  fianz 
Zählang  r.  1866.  Die  Zahl  der  Officiere  u.  s.  ir.  war  1875  17,213.  Pferdezahl 
Friedensetat  96,942.  —  In  Frankreich  war  vor  1848  der  Stand  340,000  Mann  o< 
nicht  ganz  I  Proc.  Ftlr  1864  war  (ohne  Gendarmerie)  der  Friedensstand  0'93,  < 
Kriegsstand  l'S  Proc.  der  Volksmenge.  Nach  dem  Ges.  t.  1.  Febr.  1868  das  act 
Heer  400,000  Mann,  Ober  1  Proc,  die  Ereatzmannschaft  (EeserFc)  ebensonel,  ' 
mobile  Nationalgarde  ungefähr  550,000  Mann  enthaltend.  Nach  der  DarchfOhning  < 
neuen  Milit&rges.  r.  1872  u.  des  Gadresges.  r.  13.  März  1875  wird  d.  ESectivbesU 
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„Bei  der  allgemeinen  Wehrpflicht  wird  folglich  ein  Theil  der 
/ngendjafare  der  Männer  fUr  die  militäriBchen  Zwecke  dee  Staats 
ii  Ansprach  genommen  nnd  die  Eingemfenen  werden  ans  Staats- 
oitteb  unterhalten  and  ausgerüstet.  Es  mnss  jedoch  ein  Theil 
dff  ihrem  Alter  nach  Wehrpflichtigen  freigelassen  werden,  theils 
wegen  ihrer  Untanglichkeit,  theils  weil  sie  in  einem  anderen  wich- 
tige! Berofe  nicht  zu  entbehren  sind,  theils  w«U  ihre  Anzahl  grosser 
irt  aU  der  anter  die  Waffen  zu  stellende  Bedarf  von  Mannschaft. 
Ueber  die  Auswahl  ans  dem  letztgenannten  Grunde  kann  das  Loos 
otebeiden,  am  persönliche  Kttcksichten  zu  besdtigen.  Kenerlich 
Htdo-  Gedanke  vielfach  angeregt  worden  ^  dass  es  gerecht  nnd 
iwedunässig  sei,  den  freigelassenen  Wehrpflichtigen  eine  andere 
Utttang  nnd  zwar  eine  Entrichtung  in  Sachgfltern  (Geld)  anfzu- 
um  die  grosse  Ungleichheit  aolznheben  oder  zn  Tennindem, 

vmt  in  der  fttr  den  Staat  getragenen  Last  des  Einzelnen  liegen 
itiie.  In  mehreren  Ländern  ist  eine  solche  Anordnung  ansgefUhrt 
«trin."")    Ihre  Beartheilung  mnss  am  anderen  Orte  erfolgen. 

i  Käna  Armee  (ohne  Gfindamerle)  468,308  M&nn  n.  107,227  Pferd«  betngan.  S. 
i  Biqqponcte  d.  neaen  Orgsois.  im  Goth.  Jatirb.  1876  (D.  Aosgibe)  S.  693— 606.  — 
&kT.  FirkB  a.  a.  0.  S.  373  ff.  war  nm  1873-74: 

p_...._.„  ErhdhniiK  iura.       !■  Krl«ge  imn       Dl*  verf  Offen- 

LeiatniiRan  im   Gefecht  besUninL  dTarmee  betrirtOU 
aUtkeHMm        Kriege lifieh  ■     Trnpp.O'od.BerÖlk.        d.  BflTöllt. 
Dntsckes  B«lch  422.300  S-48£k1i  3  07  2*60 

tetträch-üngani       273,800         3'65  „  2-30  1-57 

Fn^läch  463.000  2  50  ,.  2-61  176 

%.  Briteui.  (Earopa)      67.100  7-67  „  1'60  0'29 

lufieii  21M00  314  „  3-27  139 

>l«slud  (Earopa)         761.600  2-03  ,,  l'SS  1-00 

VJi»eii  —  —  7-30  4*02 

Belgieii  41,400  2-47  „  1-66  1-30 

Hoflind  26.000  2-78  1*74  0-99 

^twidas-  S.  366  S.  die  Vertheilang  der  eoropäisclien  Heere  in  Waffengattongen  and 
^  Feld-,  Beserre-,  Besatzaags-  uod  LandeSTertbeidignngstTiippeii,  sowie  die  spoc.  Be- 
RcjiBODg  der  OQennTst&rkea. 

^  Die  Tncbtiglieit  des  Wehrmannes  erfordert  eine  gewisse  Uebangszeit.  Wird 
^  B.  ijUuiger  Dienst  bei  den  Fahnen  (Präsenz)  and  dann  8jährige  Beurlaubung, 
•iu  ein  öj&hriger  Zeitraum  in  der  Xinie  angenommen,  and  soll  1  Froc.  der  Eiiiw. 
^bst  dienen,  so  ist  jährlich  nnr  */&  Proc  eiozQstellen,  also  auf  1  Hill.  Elnw.  2U<)t>. 
Tihieikd  gegen  8763  Männer  ron  2lj — 21  J.  rorhanden  sind,  also  1  auf  4'l!)  (ohnu 
I^tiisicht  auf  den  natürlichen  Abgang  vährend  der  Dienstzeit).  (Ran.) 

Der  Zweck  ist  nicht  blos,  den  Befreiten  eine  Beschverde  zozufiigen ,  sondern 
Jt^üch  der  Staatsgewalt  weitere  Mittel  za  ihren  Ausgaben  zn  verschaffen.  —  Ein 
«ches  Vehrgeld  bestand  in  Frankreich  1798  bis  1818,  es  ist  seit  1846  in  den 
aeistoa  Cantoaen  der  Schweiz,  ia  W&rtemberg  1868,  in  Balern  1869  einge- 
führt woiden.  Knies,  IMe  DieDstldstang  der  Sddaten.  Freibuig  1860,  S.  33  £  — 
^oftl  in  s.  Zeitschiin  des  preoss.  Statist.  Bureaas,  tS64,  Nr.  3  o.  Kr.  7.  — 
Qt.  JoIIy  ebendas.  1869,  S.  319  (aasfUhrlich).  In  den  C  Bern  a.  Zlltich  nimmt 
4»  jihiL  EntrichtoDg  im  Laafa  der  Dieos^.  ab.  Beta :  6—3—2  Fr.  Eopfsteaer  u. 
3-l'/i— 1  Fr.  Einkommensteaer.  —  Wartemberg,  Gas.  t  9.  März  1868:  20  fl. 
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Soweit  die  Finanzwissensobaft  dabei  miteOBprechen  hat^  gehört  dio 
Frage  in  die  spätere  Lehre  von  den  Staatseinnahmen.^') 

§,  III.  —  C.  Militärökonomik.")  Der  Finaazbedarf de«: 
Hilitärwesens  gestaltet  sich  nach  dem  Wehrsystem  natürlich  sehr 
verschieden  in  seiner  HSbe,  seiner  GUedernng  und  zum  Theil  aack 
noch  in  der  Art  seiner  Deckung.  Man  moss  daher  bei  einer  finaih 
zieUen  Betrachtang  des  Militärwesens  von  einem  bestimmten,  iv 
seinen  Gnindzügen  feststehenden  Webrsystem  ansgefaen,  als  welcbtf 
hier  das  prenssisch-dentschej  jetzt  in  den  meisten  Continentat 
Staaten  ähnlich  bestehende  angenommen  wird.  Die  Verhältnisse^ 
welche  den  Finanzbedarf  des  Heers  and  der  Flotte  betreflen,  kani 
man,  vom  Standpnncte  der  Militärverwaltung  ans  betrachtet,  als 
Militärökonomik  zusammen  fassen.  Ffir  die  Aufgaben  der, 
letzteren  ist  zu  nnteiBcheiden : 

1)  der  Friedens-  und  der  Kriegsznstand.  Im  Folgenden 
wird  die  Militärökonomik  nur  ftir  den  erstereo  genaner  betrachtet 
Es  ist  jedoch  nicht  zn  Übersehen,  dass  das  Militärwesen  schliess- 

T.  jedem  Befreiten.  —  B&iera,  Ges.  ?.  29.  April  1869:  nach  dem  Einkomnieii 
3 — 100  fl.  einmalig.  Der  Ertrag  dient  znrBelohnnDg  deijonigen,  die  nacli  beendigter 
Dienstzeit  länger  dienen.  Pözl,  bair.  Venraltungsr.  %.  292.  —  In  SachsM  (li«s. 
ll.Dec.  1%6)  nnr  Taugliche,  aber  wegen  ihres  Betragens  CnwUrdige  abgabeplichtig. 
Aufhebung  dieser  Steaern  in  d.  gsn.  deatschen  Staaten  in  Folge  der  neueren  Büdis- 
militäiigesetzgeb.  —  In  Frankreich  ist  der  Eiqjährigfreiwillige  durch  d.  Hili^ 
gesetz  ZQ  einer  Zahlung  r.  1500  Fr.  an  den  Staat  reipflichtet,  (ErtragsanscbL  ls76 
18  Hill,  fr)  erhUt  aber  LOhonag,  Kleid.,  Wohn.,  Teipfleg.  Tie  jeder  andere 

"*)  Vgl  Ran,  6.  Ansg.  g.  74a.  (neuer  Znsatz  r.  ihm),  nicht  ausreichend  f-  d. 
Beantvort  d.  Frage. 

**)  Ran  hatte  in  d.  5.  Ausg.  einige  sporadische  Bemerkungen  aber  diesen  Fonct 
in  §.  75  n.  76  (auch  g.  73,  Anm.  a  ).  Die  bezQglichen  ErOrternngen  mirden  ia  die 
6.  Ansg.  noch  fast  unrerändert  herUbergenommen.  Sie  reichen  jedoch  in  keiiier  WeiM 
mehr  aas  and  enthalten  auch  vornemlich  nur  einige  eigeotlich  selbstrerst&ndliclie 
Sparsamkeits-  a.  ähol.  Regeln.  Ich  habe  geschwankt,  ob  ich  ein  Eingehen  anf  daii 
(icgonstand  an  diesem  Orte  nicht  lieber  ganz  unterlassen  sollte,  da  es  sich  hier  doch 
nur  um  eine  ganz  kurze  Orientirang  in  eiiiem  Gebiete  handeln  kann,  bei  des 
das  practische  Detail  die  Hauptsache  ist  und  wo  es  an  wiaseiiscbaftl- 
Vorarbeitcn  fast  fehlt,  zumal  sich  bü  diesem  Gegenstand  am  Dentlichsten  zeigt 
dass  er  sach  nach  seiner  Ökonomischen  tl  finanziellen  Seite,  wie  im  Gmude 
freilich  zngestandenermassen  die  ganze  Aasgabelehre,  nicht  nar  in  die  Finanzwissea- 
scbafi,  sondern  in  die  Verwaltungslehre,  hier  in  die  Milit&rrerwaltungslehre 
gehört  Doch  schien  mir  bei  der  fast  noch  fehlenden  Ausbildung  der  lotztercQ  DI^* 
ciplin  auch  ein  solches  bloss  oricntirendes  Eingehen  hier  schliesslich  doch  zwecbnässii^ 
nnd  dem  Character  dieses  Kapitels  und  spcciell  des  Haaptabschnitts  v.  Finaozbcdar 
angemessen,  wenn  anch  wiederum  mehr  nur  Tom  Standpnncte  der  Finanzstatistü 
als  der  Finanzwissenschaft  aas.  Die  bezügl.  Abschnitte  in  Stein's  Lehre  Ton 
Heerwesen  (S.  215  ff,  bes.  233  ff.,  s.  auch  S.  18,  26  ff.)  enthalten  eine  umlassendt 
principielle  Erörterung,  in  der  sich  Stein's  Sleisterschaft  im  Schematisiren  um 
Formnliren  Tie  selten  zeigt,  aber  auch  die  Einseitigkeit  dieser  Behaadiungsweise  siel 
besondeis  fühlbar  macht.  Die  Grundanscbauung  aber  das  He^r  als  bloss  consomirende' 
KOrper  ist  ohnehin  gnudÜslsch.  Vgl.  sonst:  Ve^leich.  DarstelL  d.  Wehrrerhiltn.  ii 
Europa  (t.  Osterr.  Geneialstab)  1871. 
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Ui  doch  im  Frieden  fUr  den  Krieg  eingerichtet  wird,  ein 
Gerichtspnnct,  welcher  anmal  im  jetzigen  Heerwesen  vorherrscht 
nd  nothwendig  auch  die  speciell  militärökonomische  oder  finan* 
nelle  Regelung  beeinfluast.  Die  speciellen  Verhältnisse  im  Kriegs- 
ZBstand  werden  mehrfach  nnten  mit  berührt.  Besonders  von 
demselben  handelt  §.  122—124. 

2)  Im  Friedensznstand  mnss  mehr  fast  als  bei  irgend  einem 
anderen  Verwaltongsetat,  mit  Änsnabrae  dcEijenigen  grosser  Sffent- 
befaer  fiaaten  (Strassen,  Eisenbahnen  n.  s.  w.),  im  MUitäretat 
zwischen  denjenigen  Ausgaben,  welche  wirklich  ordentliche,  und 
denjen^en,  welche  „Staats wir thschaftliche  Kapitalanlagen" 
nnd,  nntersohieden  werden,  genau  in  GtoäsBheit  der  in  §.  55  be- 
gillndeten  EintheÜung  des  Finanzbedarfs.   Zu  solchen  einmaligen 
oder  nicht  regehnässig  wiederkehrenden  Kapitalanlagen  gehören 
■BentUcb  die  durch  die  Fortschritte  der  Technik  im  System 
Iv Angriffs-  und  Vertheidignngsmittel  (Werkzeuge,  Kriegsmaschinen» 
Wtfai)  unumgänglich  werdenden  Neubauten  oder  umfassenderen 
l/ai&&aten  von  Festungen,  Kriegshäfen,  Kriegsschiffen, 
£e  Umgestaltung  der  Waffen;  femer  die  durch  veränderte 
Ifilitärorganisation  (Erböhnng  des  stehenden  Heers  u.  s.  w.) 
bedingten  neuen  oder  grösseren  Kasernirungs-,  Magazin-  and 
ibnliehe  Bauten.  Äneh  grosse  politische  Umgestaltongen, 
Tei^deningen  im  Staatsgebiete  u.  dgl.  m.,  machen  mitunter  solche 
Angaben,  fttr  neue  Befestigongswerke  n.  s.  w.,  nöthig. 

Na  eil  grossen  Kriegen,  mögen  sie  mit  Sieg  oder  Niederlage 
»Hien,  bildet  das  sogen.  Retablissement  der  Armee,  d:  fa.  der 
Wiederersatz  und  bez.  die  Verbesserung  des  im  Kriege  verbrauchten 
oder  als  nngentigend  befundenen  Waflfen-  und  sonstigen  Materials 
(Fuhrwerke,  Kleidung  u.  s.  w.)  eine  ebenfalls  in  diese  Kategorie 
gehörige  Ausgabe,  welche  nun  im  Friedenszustand  zn  machen  ist. 
Im  Militäretat  wird  auch  gewöhnlich,  wenn  es  sich  wenigstens  um 
amgermassen  erhebliche  Ausgaben  für  diese  „Kapitalanlagen" 
handelt,  grundsätzlich  richtiger  als  in  den  meisten  sonstigen  Etats, 
swiscben  der  „ordentlichen"  and  einer  solchen  „ausserordentlichen" 
Ausgabe  nnterschieden.  Nur  kleinere  Posten  der  genannten  Art, 
für  die  etwa  durchschnittlieh  jährlich  vorkommenden  Erneuerungen 
des  Materials  und  Neubauten  oder  fUr  eine  militärische  Reform, 
wekhe  absiohtUeh  nur  langsam  —  dann  freilich  oft  ans  finan- 
ziellen Rficksichten  erst  in  einer  Reihe  von  Jahren  —  durchgefdbrt 
weiden  soll,  pflegen  in  das  gewöhnliche  Ordinarium  gestellt  zu 
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werden,  z.  B.  der  Nenban  von  Sebiffen  zur  ersten  GrQndang  eiset 
Flotte  oder  die  Nenanlage  ron  Befestigangswerken.  Da  jedoch 
der  einmal  gn^eheissene  Zweck  solcher  Ausgaben  die  letzteren 
meist  nicht  als  rerschiebliohe  erscheinen  Ittsst,  so  ist  eine  solche 
Begelnng  des  Finanzbedarfö  für  militHrisebe  Reformen  die  Aus- 
nahme: Alles  Umstände,  welche  die  Miliülrökonomik  anders  ge- 
stalten, als  diejenige  eines  anderen  Staatsrerwaltnngszweigee.'*) 

§.  112.  —  3)  Der  Finanzbedarf  des  HUitilrwesens,  insbeson- 
dere der  ordentliche,  lässt  sich,  wie  derjenige  anderer  Dienstzweige, 
in  Geld-  and  Natural-  und  in  Personal-  and  Bealbedarf, 
eintbeilen.  Aber  diese  Eintbeilnng  und  die  ihr  entsprechenden 
Quoten  des  ganzen  Bedarfs  haben  in  der  HilitärOkonomik  eine 
mancbfach  andere  Bedeutung  als  in  der  Oekonomik  andrer  Ve^ 
waltungen. 

a)  Die  Entwicklung  der  Geldwirthsohaft  im  Allgemeinen  und 
die  Beseitigung  der  meisten  Katnraleinnabmen  aus  priTatwirthschafV 
lichen  Erwerbszweigen  insbesondere  haben  zwar  auch  in  der 
Hilitftrrerwaltnng  den  Geldbedarf  zum  vorherrsehenden  ge- 
macht Aber  die  specifischen  Mängel  der  reinen  Geld- 
wirthschaft  bei  der  Befriedigung  der  Bedürfnisse  treten  im 

•*)  Die  ansserordentliche  Bedeutung  dieser  Kapitalanlagen  im  gegenwirtigea 
MilitSrbDdget  ist  in  erster  Linie  die  Folge  der  rer&nderten  und  ?erbes8ertea  T  ecbnik 
in  den  Anghfis-  und  Vertbeidigungsmitteln.  Einen  gntea  Einblick  in  diese  TerUlt- 
nisse  gev&bien  die  Verwendungen  des  Deutschen  Reichs  fOr  diesen  Zweck  nach  dem 
trtaaäB.  Kriege  «.  ISTO — 71.  Die  Haa{rtdateD  der  Beichsfinsnistatistik  8.  oben  1b 
Anm.  4  S.  237.  Weiteres  Detail  nach  d.  Beichstagsactea  in  meinam  Axt.  BdchtfinaBZ- 
wesen  m.  a.  0.  Vom  BetablissemeDt  des  norddeutschen  Heeres  (incL  Baden  imd 
Hessen)  liainen  z.  B.  80-12  Hill.  TU.  anf  rerbessertee  AitUlerie-  und  Waffenweseo. 
woTOQ  34-74  Hill.  Thl.  auf  1,737,000  Stflck  neae  Hinterladaigeirehre  ZQ  20  Tbl.  d. 
Stuck-,  9-3  Mill.  Thl.  fdr  die  dazu  gehSrigen  Patronen  (1000  Stack  scharfe  Fatr. 
kosten  jetzt  35,  früher  nur  15  Tbl.);,  17-93  MilL  Thl.  filr  Ersatz  des  AitUkrie- 
materia^  (1  Batterie  29.870  Thl.,  ebensoviel  wie  vorher  schon,  1  Munitionscolonoe 
31.370  Thl.).  die  Munition  dafür  3-34  Mill.  Thl.  (rs  Mill.  Schuss  zu  2V,  Thl.).  - 
Der  auf  100  MilL  TfaL  reranschlagte  Festnngsneu-  und  Umbau  veriiangt  bewo- 
ders  wegen  des  neuen  Systems  zahlreicher  detachirter  Forts  so  riet  Bei  dt!» 
älteren  Festungen  sind  57  solcher  Forts  zu  450  —  700,000  Thl.  p.  StOck ,  im  ti.  zu 
30  MilL  ThL  veranschlagt.  Bei  der  Marine  sind  es  die  Hafenbanten  (Willwlw- 
hafeo  hat  bereits  Uber  38  Mill.  Tbl.  gekostet),  die  Schiffe,  bes.  die  Panzer- 
schiffe (dne  Panzerfre«atte  2— S'5  Mill.  ThL),  die  Kitstenbefestignngen,  die 
BTtilleristiscbe  AttsrUstnn;  der  Forts  und  der  Schiffis,  walche  so  riee^ 
Summen  beanspruchen.  VgL  Näheres  Ober  d.  deutsche  Flotte  in  meinem  Beleih 
finanzwes.  S.  147  ff.  (Jahrb.  d.  D.  Reichs  III).  —  Die  grossen  Ausgaben  für  diese 
„Kapitalanlage"  sind  in  Deutschland  seit  1871  ans  der  franzOs.  GontribaÜon  gedeckt 
worden.  Sonst  sind  hier  die  früher  dargelegten  allgemeinen  Grundsätze  der  Staats- 
bedarfsdeckung  anwendbar,  also  eventuell  auch  Anleihen  ;  wie  früher  Im  Nordd. 
Bunde  fUr  die  Marine  (s.  o.  §.  59  ff.).  Bei  der  Vertheilung  der  betr.  Ausgabe 
auf  eine  Reihe  von  Jahren  empfiehlt  sich  Deckung  mit  ord.  Annahmen,  die  auch 
dann  nicht  selten  ist,  denn  Anleihen  sind  hier  immer  nUssIich  bd  der  Üiuteberheit 
der  Dauer  dieser  Anlagen  (neue  tecbn.  Fortschrittel). 
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lilitSrwesen  besonders  scharf  hervor,  so  dass  hier  aas  diesem 
finmde  im  Interesse  des  Zwecks  selbst  wie  der  bei  seiner  Dnrchftthning 
kdmligten  Personen  mitnater  auf  die  natnralwirthschaftUche  Be- 
biedigoogsweise  der  Bedürfnisse  zarllokgegriffen  oder  bei  derselben 
Heben  geblieben  werden  moss,  wenn  dies  auoh  in  anderen  Zweigen 
derStsafsverwaltnng  nnnötiiig  oder  selbst  schädlich  ist  Jene  Eren- 
tutitiU  liegt  besonders  in  zwei  Fällen  vor: 

ff)  Einmal,  wenn,  wie  im  MUitärwesen  nicht  selten,  das  in  §.  70 
hrioMie  Fälle  anfgestellte  Prindp  zutrifft:  mangelhafte  prirat- 
virtbs chaftlic he  Verkehrscononrrenz,  weswegen  dieMilitär- 
nnraltODg  oder  die  HUitärpersonen  ihre  Beddrfnisse  nach  gewissen 
ntnralen  Gtltem  mittelst  Geldes  nngenOgend  befriedigen.  Im  In- 
knm  des  Diensts  wie  des  Dieners  mnss  dann  mehrfach  Natnral- 
Miif  statt  Geldbedarf  vorgesehen  werden,  was  demgemäss  bei 

Personal-  nnd  Reslbedarf  zu  theilweiser  Natural-  statt  Geld- 
Mang  und  zur  Eigenprodaction  gewisser  Bedarfsgegenstände 
■Uies  Ankaufs  derselben  mittelst  Gelds  im  Verkehr  führt. 

ß)  Sodann  muss  bei  der  besonders  grossen  Wichtigkeit,  welche 
Ai  Veifllgang  tlber  gewisse  Bedarfsgegenstände  ttberhanpt,  von 
riei^r  Art  und  zur  rechten  Zeit  Seitens  der  Militärverwaltung 
nd  der  einzelnen  Milit&rpersonen  beizulegen  ist,  weil  davon  die 
ttbere  ErfttUnng  des  Zwecks  des  Militärwesens  wesratlich  mit  ab- 
hlsgt,  die  naturalwirtbscbaftliche  statt  der  geldwirthschaftlichen 
Bca^ffong  des  MUitärhedarfs  auch  sonst  noch  in  manchen  anderen 
Fiflen  vorgezogen  worden,  wo  der  vorerwähnte  Mangel  der  Geld- 
virtbschaft  sich  sonst  nicht  störend  bemerkbac  macht.  Dies  gilt 
besonders  hinsichtlich  der  Befriedigung  gewisser  Individnai- 
bedflrfiiisse'')  der  Hilitärpersonen,  namentlich  der  zur  sogen.  Mann- 
tfhaSt  gehörigen.  Weil  jeder  Einzelne  nicht  nur  in  seinem  per- 
>9Dliehen,  sondern,  da  er  ein  dienendes  Glied  im  Militärorganismns 
nt,  aooh  im  Dienstinteresse  solche  Bedürfnisse  richtig  befriedigen 
toll,  mnss  das  naturalwirthschaftliche  System  hier  mitunter  in 
pQsserem  Umfange  beibehalten  werden,  denn  es  ist  dasjenige, 
welches  mehr  als  das  geldwirthschafUiche  die  genügende  Sicherheit 
bierfttr  bietet.  Daher  wiederum  im  Besoldungswesen,  wenigstens 
bei  der  Mannschaft,  mehr  Natural  -  als  Geldbesoldnng. 

Im  Kriegszustande  fehlt  die  privatwirthschaftUcfae  Ver- 
kelmconeurrenz  oder  fnng^rt  sie  noch  mwigelhafter,  während  die 

•)  Wagner,  Gnindleg.  I.  §.  139. 

n  <iU  motiTirt  t.  St«in,  Hewww.  S.  236. 
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ordentliche  Befriedigung  auch  der  Individnalbedllrfttisse  der  Militär- 
Personen  vollends  die  Voranssetznng  des  Erfolges  ist  Hier  erweist 
sieb  daher  das  System  des  reinen  Geldbedarfs  noch  unzureichender. 

§.  113.  —  b)  Der  Militärfinanzbedarf  lässt  sich  wie  deijenige 
anderer  Verwaltungszweige  in  die  beiden  Hauptkategorieen  des 
Personal-  und  Realbedarfs  theilen,  je  nachdem  die  Finanz- 
wirthschaft  dem  Staate  die  SachgUter  (das  Geld)  zur  Herbeizieh- 
nng  der  unmittelbar  bedurften  Arbeitsdienste  oder  der  ebenso 
(natural)  bedurften  SachgUter  liefern  soll  (§.  68).  Aber  der  Per- 
sonal- wie  der  Realbedarf  mnss  im  Militärwesen  nach  dessen 
eigenthUmlicher  Natur  und  nach  dessen  speclfischen  Zwecken 
mehrfach  anders  geregelt  werden,  als  in  anderen  Zweigen  des 
Staatsdienstes.  Es  gebt  dies  zum  Theil  schon  ans  dem  hervor, 
was  vorher  Uber  den  Natnralbedarf  gesagt  wurde.  Jedoch  es 
kommen  auch  noch  andere  Momente  in  Betracht. 

a)  Der  Personalbedarf  muss  sich  anders  gestalten,  weil, 
im  Unterschied  zum  Werbesystem,  im  heutigen  Wehrsystem  der 
grOsste  Theil  des  Heeres,  die  Mannschaft,  in  der  Regel  nicht  im 
Wege  des  Vertrags,  sondern  mittelst  Zwangs  dem  Staate  zur 
Verfügung  gestellt  wird  (§.  110).  Im  Grossen  und  Ganzen  mtebt 
hiervon  nur  das  Officiercorps  (und  die  ihm  gleichstehenden 
Militärbeamten  u.  s.  w.)  eine  Ausnahme.  Nur  ftlr  diese  ist  der  Militär- 
dienst der  Regel  nach  frei  gewählter  Lebensberaf.  Bei 
den  flbrigen  Soldaten  tritt  die  vertragsmässige  Herbeiziehong 
der  Arbeitskräfte  meistens  nur  für  die,  ^e  gesetzliche  Dienstzeit  über- 
schreitende, längere  Dienstzeit  ein,  z.  B.  bei  einem  grossen  Theile 
des  Unterofficiercorps.  Fttr  alle  Anderen  ist  der  Hiiitärdienst 
kein  fireigewählter  Beruf,  sondern  die  Leistung  einer  staats- 
bürgerlichen Pflicht  in  der  Form  eines  persönlich  zu 
Übernehmenden  (Natural)dien8tes,  —  einer  Pflicht,  welche 
ihr  nächstes  Analogon  in  der  Stenerpflicht  hat  Fttr  die  finan- 
zielle Regelung  des  Personalbedarfs  im  Mililltrwesen  ergeben  sich 
aus  diesen  Verhältnissen  wichtige  Folgerungen. 

§.  114.  —  aa)  Die  finanzielle  Ordnung  desjenigen  Theils  des 
Personalbedarfs,  welcher  durch  Dienstvertrag  bescbafil  wird, 
also  insbesondere  die  Ordnung  des  Besoldungswesens  des  Officier- 
corps, hat  in  der  Hauptsache  nach  den  allgemeinen  Grund- 
sätzen der  Besoldungspolitik  im  Staatsdienste  (§.  73  ff.) 
zu  erfolgen.  Abweichungen  werden  aber  einmal  nach  dem 
oben  dargelegten  naturalwirthschaftlicben  Ctesichtspunote, 
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Uer  besondera  ' im  Kriegszustände,  sodann  in  einigen 
fmeten  aoch  nach  der  specifischen  Natur  des  Militär- 
fienstes,  vergliclien  mit  dem  sonstigen  Staatsdienst,  bedingt  Solcher 
Pnete  sind  mancherlei,  die  wichtigsten  wohl  die  folgenden: 
I       aa)  Der  HUitärdienst  bringt  auch  im  Frieden  besondere 
I  LäBt,  grössere  körperliche  Anstrengung,  weitere  Beschränkung 
4er  individuellen  Freiheit  (DiscipUn)  mit  sich,  woftlr  tbeils  in  der 
Mferiellen  Besoldung,  theils  in  gewissen  EhrenTortheilen  (§.  72), 
ieils  in  der  Aussicht  auf  spätere  Versorgung  im  Civildienst  — 
u  besonders  bei  dra  Uber  die  gesetzliche  Zeit  hinaus  dienenden 
Mannschaften,  (UnterofiGcieren  n.  s.  w.)     —  eine  gewisse  Gompen- 
utioD  gewährt  werden  moss,  wenn  auf  ein  genügendes  Angebot 
^  erforderlichen.  Arbeitsk^lite  des  Dienstzweigs  soll  gerechnet 
«öden  kennen.  Zur  Sicherang  des  Staats  in  letzterer  Hinsicht 
tot  such  die  Einrichtung,  die  Kosten  der  Vorbildung  des  MUi- 
Sa  ganz  oder  grossentheils  auf  den  Staat  zn  flbemehmen,  so  dass 
in  auch  bei  kleinerem  Gehalte  dCr  Dienst  lockend  erscheint,  weil 
täfimptposten  der  Selbstkosten  der  Arbeit,  die  Amortisation  and 
FasQsnng  des  Erziebnngs-  und  Bildangskapitals  (§.  82)  wesent- 
verringert  wird.   In  dieser  Weise  wirken  die  öffentlichen 
Biiitärisehen  Erziehangs-  und  BildaagsanstalteUf  von 
deaenjene,  die  Kadettenhäuser,  weniger  die  Militär -Waisen- 
'üoser,  freilich  die  grosse  Gefahr  einer  kastenartigen  Absonderung 
da  militärisohen  Bräafsstands  und  der  ihm  roraemtich  sieb  wid- 
■nenden  Familien  von  der  Übrigen  Bevölkerung  mit  sich  bringen.^^) 
ßß)  Femer  ftlbrt  der  Officierberuf,  theils  in  Verbindung 
Dtit  den  Dienstpflichten  (z.  B.  in  Bezug  auf  Waffen,  Klei- 
dung, Pferdehaltang, theils  wohl  oder  ttbel  in  Verbindung 


*')  Die  Ajiaprüche  auf  CinlT«noi^img  sind  daher  mehr&cb  als  ein  Mittel ,  znm 
'tüitiidieiist  anzneifieni,  in  ein  System  gebracht  vorden.  f.  Preossen  hes.  d. 
'  -0.  r.  20.  lui  1867  Qbez  d.  urUreisorg.  a.  arihnsteU.  d.  MiUtarpers.  d.  Heers 
i  Mazine  rom  Feldirebel  obTlrti  (Begkm.  r.  16.  Juni  1867).  a.  a.  bd  Brlesen 
L I.  0.  S.  496  £  f.  d.  D.  Btich.  IQUtarpeDSioDafes.  r.  27.  }ani  1871  §.  58.  75  C 
''^ilrenorgang  t  Inratide),  Ges.  r.  4.  Apr.  1874  g.  10  (OnterofficieTe ,  velche 
^  »h  InraUde  rorsorgungsberecbtigt,  erhalten  nach  12jähr.  actirem  Dienste  bei 
Mitsesetzter  guter  Fuhrong  den  Ansprach  auf  Cinlrersoq^ng).  —  Verbesser,  d,  Lage 
^  Unterofficiere  (noch  immer  oiigenflgend,  um  den  Mangel  za  beben)  dnrch  Beicbs- 
pöett  r.  14.  Jnni  1873. 

**)  Deutsches  Reich,  Et  t  1876:  Cadetteaanstalten  1173  Mill.  M.;  femer  in 
£uen  0*090  M.  M.,  Militärkoabenerziehunaninstit  n.  Gamisonschulen  resp.  0-34U  u. 
'  MS  M.  M. 

**)  £s  wird  dies  z.  B.  bei  dem  Vergleich  der  MUitärgagen  mit  den  CivUbesol- 
oucen  nicht  immer  gehörig  in  Anschlag  gebracht  (raschere  Abnutzung  der  Kleidung 
a  Dienst,  Bisico  bei  den  Pferden  n.  s.  v.). 
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mit  gewiBseUj  wenigstens  nicht  auf  einmal  zu  beseitigenden 
and  fflr  den  Einzelnen  nothwendig  mehr  oder  weniger  mit  mtasr 
gehenden  Sitten  in  der  Lebensweise  und  im  persÖDlichen 
Auftreten,  zu  gewissen  Extraausgaben  im  Vei^leich  zum 
CivilBtaatsdienst,  welche  eine  Compensation  in  der  Besoldung  fo^ 
dem,  wenn  auf  genttgende  Versorgung  des  Personalbedarfs  Seitens 
des  Staats  gerechnet  and  der  Offioierdienst  nicht  vollends  wenig- 
stens thatsächlich  das  mehr  oder  weniger  exclnsive  Pririleg  ge- 
wisser Volksclassen  werden  soll. 

YY)  Insoweit  endlich  der  Militärdienst  grössere  kSrp  er  Ii  che 
Tliohtigkeit  verlangt  (s.  jedoch  o.  §.  78)  oder  dieselbe 
vermindert  oder  zum  Tode  des  Militärs  führt,  daher  be- 
sonders im  Kriege,  muss  das  militärische  Pensionswesen 
anders  als  im  Civildienst,  im  Allgemeinen  f^r  den  Dienendeo 
günstiger  eingerichtet  werden ,  sowohl  das  eigentliche  odw 
Rahegehalts-  als  das  Wittwen-  and  Waisenpensions- 
wesen. 

Manche  einzelne  Abweichungen  hierin  ond  im  Besoldnngs* 

wesen  des  Officiers  gegentlber  dem  Civilstaatsdiener  sind  freilich 
nur  ein  zufälliges  historisches  Privileg  des  ersteren  Standes^ 
das  entweder  beseitigt  oder  dem  Civildienst  gleichzeitig  zu  Tbett 
werden  mttsste,  z.  B.  die  Bestimmung,  dass  im  Militärdienst 
PensioniroDg  von  einem  gewissen  Alter  an  ohne  Kachw^  der 
körperlichen  Untanglichkeit  von  dem  Dienenden  gefordert  werden 
kann  (§.  78).  Manche  Mängel,  wie  wenigstens  bis  vor  Kurzem  in 
den  unteren  Dienststnfen  immer  noch  zn  kleine  Gehalte,  theilt  der 
Ofßcierdlenst  und  mehr  noch  der  untere  BerafsmilitärdiCDSt  (länger 
dienende  Unterofficiere  u.  s.  w.)  zum  Schadea  des  Dienstinteresses 
selbst  übrigens  auch  heute  noch  mit  dem  Civildienste ,  obwohl  in 
neuerer  Zeit  im  Ganzen  bei  jenem  mehr  Verbesserungen  als  bei 
diesem  eingetreten  sind.*') 

")  S.  otwa  §.  TS,  83  S.  T>.  Beiclisgw.  f.  27.  Jvai  1871  und  i.  ApiÜ  1S74. 
Oesterr.  Gu.  t.  27.  Dee.  1875. 

")  Oeber  di«  GetuItBreili&ltiiiBBe  im  Deutschen  Reer  s.  Hirtli's  Aniuden  1S73, 
S.  76  £  Die  Gehatte  vom  HegimentacommaDdenr  abvSrts  rind  mehrfach  etms  ver- 
schieden  nach  den  Waffen.  Zq  einer  Vergleichnng  der  Darchichnittarttze  der  ChaT^en 
kann  man  das  auf  (irnod  der  Bestimmangen  des  Pensionsgesetzes  t.  1871  berechnete 
„pensionsf&hige  Diensteinkommen"  benatzen,  bei  velchem,  wenn  es  im  Ganzen  Aber 
4000  Thlr.  betrS^,  jedoch  nur  die  H&Ifte  angerechnet  irird.  Es  betragt  fllr  den 
command.  General  7330,  Chef  des  Generalstabs  u.  and.  ahoi.  Posten  63SO,  Dirisions- 
commandeor  als  Generallientenant  5009,  dsgl  al»  Generalmajor  4509,  GeneraUieuteDant 
mit  dem  Gehalt  s.  Grads,  aber  ohne  Dienatztilage  4259,  Brigadecommandenr  ab  General- 
major 3720,  Generalmajor  mit  dem  Gehalt  s.  Grads,  aber  ohne  Dieostzalage  3420, 
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Diefl&he  des  ganzen  Finanzbedarfs  fOrdaaf  ertragsmässig 
n  beaehaffende  Hilitftrpenonal  httngt  dann  sdiliesslich  von  der 
Zahl  der  Officiere  a.  s.  w.  and  des  länger  als  die  gesetz- 
liebe  Zeit  dienenden  UnterpersonaU  sowie  von  dem  V er- 
hiltniss  dieser  Zahlen  za  deijenigen  der  eigentliehen 
XaDDBchaft  ab.  Hier  mnss  nach  technischen  Rücksichten  der 
Heenfl-  und  Flottenverwaltong  entschieden  werden.  Die^Zahl  der 
Oberoffieiere  in  hohem  Chargen  mag  hie  nnd  da,  besonders  in 
Ueinen  Staaten  zn  gross  gewesen  sein.^')  Gewöhnlich  wird  nmge- 
kehrt  ans  finanziellen  Rflcksichten  die  Zahl  der  OfBoiere  eher  zu 
liedrig  als  zn  hoch  gehalten,  was  bei  der  eminenten  Bedentang 
et&er  genügenden  Anzahl  Officiere  und  gedienter  Unterofficiere  für 
die  dgeotUche  Eriegsleistong  des  Militärs  dem  Zweck  der  ganzen 
Mifiriostitation  nicht  entspricht 

§.  115.  —  bb)  Wesentlich  andere  Qmndsätze  sind  für  die  finan- 
vfle  Rf^lnng  desjenigen  TheÜs  des  militärischen  Personalbedarfs, 
«dtker  auf  Grand  gesetzlicher  Dienstpflicht  beschafft  wird, 
vfleltong  zn  brbgen.  An  nnd  fttr  sieh  wtlrde  es  dem  Wesen 
iaa  Dienstpflicht  entsprechen,  wenn  der  Soldat  sich  selbst  nnter- 
blte,  wie  dies  in  frtlberen  Wehrsystonen  auch  in  gewissem  Um- 
&ige  der  Fall  war,  wo.  selbst  die  Bewaffnung  oft  vom  Einzelnen  ge- 
teilt wurde.  Wenn  der  Staat  jetzt  allgemein  die  Unterhaltung  4er 
^KU^chtigen  Mannschaft  Übernimmt,  so  geschiebt  dies  zunächst 
■B  Interesse  des  Dienstes  selbst,  sodann,  weil  ein  grosser 


BngidKammftadsar  als  Obent  S320,  StabsoCBcier  ab  Beginentecommandenr  28S8,  iagl. 
ib  BituUooBcommaDdenr  2013,  Hanptnuinn  u.  Kittmeister  >.  Gl.  1513,  dsgl.  2.  GL  9 13, 
ßmptniMiii  3.  GL  774,  Prem.-Lient.  631,  Sec-Lieat.  571.  Im  Jahre  1872  sind  bei 
<)ur  Aazahl  0£Gciere  AnfbemraweQ  erfo^;  dann  1878  (Ges.  v.  30.  Juni  1878)  die 
«riiebGchen  Wohoangsgeldei  (s.  o.  §.  80)  hinzugelcommen ,  die  nach  Ortsclasseo  {.  d. 
«beiste  Officierclassft  200—500,  f.  Stabaofßciere  mit  BegTmeDtscomm.-Kanff  180—400, 
t  ai.  Stabsofficie»  a.  UaapÜeate  120—300.  f.  Lienteuants  73—140  Thlr.  betrageo. 
-Eine  BoUe  spielen  auch  die  Dienslznlageo  (a.  o.  §.  80),  die  vom  Brigade- 
^wnandear  aofir&rts  in  das  pensioosf&bige  Diensteinkommen  eingerechnet  verdea.  Sie 
wagea  6000  TUr.  bdm  oommand.  Qenenü,  4000  u.  2000  bei  gev.  aad.  Stellen, 
liM  bdm  Diriaiolucommandeiir,  300  beim  Brigadecommandeor. 
")Ban,  5.  Ausg.  g.  75. 

bi  Denticben  Beich  konmeo  (1878)  auf  1  InfaDterieregim.  1  Commvi- 
«m,  1  Subsofficier,  3  Bataillonacomm. ,  6  Hanptl.  1  Gl-,  6  dgL  2.  GL,  12  Premier- 
BwtenMU.  28  Secondelts.,  zus.  54  Officiere,  auf  1721  Mann  (t.  Feldwebel  abvSrta). 
''^uL  Eoiten  der  Geldrerpfl^ng  eines  InfaBtorieregiments  118,584  Tbl.  (ohne 
Aeme),  »oTon  34,760  Tbl.  f.  d.  Officiere.  1  Dragoner-  od.  Husarenregiment  55.883, 
»««  anf  die  OKciere  16,550,  1  FeldartiUerieregim.  151,068  Tbl.,  wovon  ca.  95,600 
^  die  Officio.  —  Im  Beichsetat  f.  1876  (excL  Baiem)  betragen  die  An^bea  f. 
4-  heberen  Befeblhaber  2'544.  f.  d.  Goavemeure,  Commandanten  u.  Ptatzmajore  0*656, 
smmiDte  Geldveipfleg.  d.  Trappen  90,742  MiU.  M.,  die  Wohnnngszuschasse  ansser- 
•J*»  717  Mill.  M.  ■ 
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Theil  der  Pflicjitigen  nicht  im  Stande  ist,  sich  ans  eige* 
nen  Mitteln  während  einer  Zeit  zn  erhalten,  in  welcher  der 
Staat  die  Erwerbsarbeit  so  gnt  wie  nnmöglich  macht,  endlich  aach, 
um  die  Lasten  des  Kriegsdienstes  gleichmässiger  auf 
die  Bevölkerung  zn  vcrth eilen.  Es  fragt  sich  dann,  wie  die 
Höhe  der  „Besoldung"  des  Dienstpflichtigen  —  wenn  die  gewährte 
Unterstützung  in  Ermaogelong  eines  andren  allgemeinen  Namens 
noch  80  genannt  werden  darf  —  zn  bemessen  und  in  welcher 
Zahlungsform  diese  Besoldung  zu  gewähren  ist. 

aa)  In  ersterer  Hinsicht  können  die  gewöhnlichen  Grandsätze 
der  Lohngestaltnng,  welche  auch  die  Besoldung  der  Beamten  be- 
stimmen mtlssen,  fttr  die  Personen  im  gesetzlichen  Wehrdienst  nur 
zum  Theil  massgebend  sein.  Denn  gegenüber  einer  allgemeinen 
Dienstpflicht,  welche  der  Einzelne  an  die  Oemeinsohaft  zn  er- 
füllen hat  ftir  die  ihm  durch  die  letztere  gewährten  Bedingungen 
seines  Gedeifaene,  kann  von  eigentlichem  Lohne,  in  welchem  eine 
Belohnung  liegt,  überhanpt  nicht  die  Rede  sein. 

Von  den  einzelnen  Posten  der  Selbstkosten  der  Arbeit  (§.  80) 
muss  vomemlieh  nur  der  erste,  die  Deckung  des  Lebensbe- 
darfs während  der  Dienstzeit  selbst,  in  dem  dem  Pflicti- 
tigen  gewährten  Unterhalt  ersetzt  werden..  In  ansreiehender 
Weise,  so  dass  die  Erhaltung  oder  Wiedererneuemng  der  im 
Dienste  meist  stark  in  Anspruch  genommenen  Kräfte  mit  mög- 
lichster Sicherheit  verbürgt  ist,  worin  die  Verpflegung  leider  mit- 
unter zu  wünschen  ttbrig  lässt,  aber  im  Wesentlichen  nur  in 
dem  Umfange,  dass  die  „Existenzbedttrfnisse  zweiten 
Grads"/')  d.  h.  diese  Bedttrihisse  in  der  nach  dem  Lebensmass- 
stabe der  Masse  der  Bevölkerung  ttblichen  Weise  Befriedigung 
finden.  Denn  es  handelt  sich  hier  nnr  um  die  Gewähnmg  der 
Mittel,  durch  welche  jeder  Dienstpflichtige  in  seinem  nnd  im 
Gesammtinteresse  sicher  in  den  Stand  gesetzt  wird,  dieser  semer 
Pflicht  ordentlich  nachzukommen.  Darüber  hinaus  können  vom 
Staate  während  der  Dienstzeit  keine  Mittel  beanspracht  werden. 
Eine  Erhöhung  des  Unterhaltes  wird  daher  auch  nicht  nach 
dem  socialen  und  ökonomischen  Stande  des  Pflichtigen  —  wie  bei 
dem  eigentlichen  Beamten  und  dem  Officier,  wo  der  standes- 
gemäase  Unterhalt  (§.  80)  za  gewähren  ist,  —  erfolgen  dflrfen, 
sondern  nar  im  Dienstinteresse   selbst  nach   der  militärischen 


**)  Nach  meiner  Terminologie  in  d.  finindlegung,  I.  g.  96. 
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lagelasse,  welche  der  Soldat  während  der  Zeit  seiner  Dienstpflicht 
dn  Nlai^  und  deren  Erlangung  wieder  in  erster  linie  im 
ßieiutisteresse  ancb  durch  solche  Vortheile,  wie  höherer  Sold  and 
dergldehen,  erstrebenswerth  gemacht  werden  soll."*) 

I  Die  Übrigen  Posten  der  Selbstkosten  der  Arbeit  (§.  82) 
keinen  bei  der  Bereohnnng  der  dem  Dienstpflichtigen  ans  Staats- 
näteb  za  gewährenden  Sabvention  nnr  ausnahmsweise  in  Betracht. 
Eue  iDgemessene  Entschädigung  ans  den  Mitteln  der  Gemeinschafit, 
ia  dereu  Interesse  der  Einselne  zun  UilitärdieDSt  verpfiiehtet  wird, 
DO»  nor  in  allen  den  Fällen  gegeben  werden,  wo  der  Einzelne 
W.  den  Dienst  nachweisbar  Scliaden  erleidet.  Es  ist  deshalb 

1  timil  im  Kriege,  dann  anoh  soweit  als  mOglioh  im  Friedens- 
Lenste  ein  Pensionsansprncfa'")  fQr  die  Dienstpflichtigen  zn- 
ngesteben,  vor  Allem  fttr  durch  den  Dienst  invaUde  gewordene, 
vAmin  gewissem  Umfange  auch  ein  Wittwen-  nnd  Waisen- 
ftuionswesen.")  Bezügliche  Einrichtnngen  sind  auch  fttr  den 
Viiijtnzustand  im  Frincip  gerechtfertigt  Wenn  sich  ihre  prfik- 
tixfe  Bedentnng  auf  im  Dienst  ohne  eigenes  Verschulden  erlittene 
l'sßlle  meist  zu  beschränken  pflegt,  so  ergiebt  sich  dies  aas  der 
SeMerigkeit,  in  anderen  Fällen,  daher  besonders  bei  inneren  acuten 
ni  chronischen  Krankheiten,  den  Cansalnexos  -zwischen  dem  Dienste 
nddem  Erankheitssehaden,  der  im  Allgemeinen  rorhanden  sein 
speciell  nachzaweiBen.  Weitere  Ausbildung  der  Krankheits- 
^  wflrde  hier,  wie  beim  Civildienst,  die  Berücksichtigung  auch 
uleher  Fälle  im  Fensionswesen  vielleicht  möglich  machen,  was 
pnAt  im  Militärdienst  besonders  erwünscht  wäre.^) 

I  hu  Ganzen  kann  daher  die  Besoldung  der  Dienstpflichtigen 
(iK&nf  den  Ersatz  des  erstgenannten  Postens  der  Selbst- 
kosten der  Arbeit  sich  beschränkende  sein,  mithin  hinter 

I  ^  normalen  Darchschnittssatz  des  gemeinen  Arbeitslohns  etwas 
iirflekbleiben.  Wie  viel  za  geben  ist,  hängt  dann  zunächst 

,  *)  Beispiel  der  SoldabBtofimg  in  d.  deutschen  loboterie  1873;  monatl. 
^  Gemeine  S ,  der  Gefreite  3*5 ,  die  ünterofficiere  nach  3  Cl&ssea  5 ,  6'5 ,  7*5 ,  die 
^^pmm  nuh  2  Gl  8*5  n.  10-6,  die  Feldirebel  15  TU  ui  Qeldsold.  Seitdem  sind 
imt  ErtiAhongen  f.  d.  Ünterofficiere  eingetreten. 

TgL  die  neuen  dentschen  n.  Osterr.  Milit&rpeiuionuesetze,  so  bes.  d. 
«^tt»^  0«.  T.  27.  Juni  1871,  §.  58  ff.  (in  §.  69  uch  die  FUle  der  Dienstbescli&dig. 
^  nledm,  vornntor  anch  d.  ,4nnere  DienmeseUd."  bei  MÜrem  DieDste,  d.  contag. 
^■feahukheit).  Oesterr.  Ge>.  r.  25.  Dec.  1815,  §.  72  ff.  §.  4. 

n  DeotBches  Oes.  t.  1871.  g.  94  (ngelmlnig  niur  £  d.  Hi^bliebenon  der  im 
kliere  oder  «nf  tewiaam  Seereisai  Ventorbenen). 

n  Hein  BrtdbBfinuuireMD  in  HoltzendorlTs  Jalirb.  UI,  178. 

i-«ftt"r.  PlMKirUMUeh.  1.  IT 
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ron  den  aUgemeiocn,  ails  der  Natnr  des  Mdnschen  folgenden  nnd 
Ton  den  speciellen,  nach  den  Zeit-  und  LandesTerhiUtnissen  tieh 
riehtenden  Umständen  ab,  welche  die  Hohe  des  nothwendigeo 
Unterhaltsbedarfs  ttberfaanpt  bestimmen:  in  Betreff  des  wiel^g- 
sten  Theiki  dieses  Bedarfs,  des  Nahrnngsbedarfs,  entscheidet 
daher  die  Physiologie  der  Ernährung  darüber,  wie  viel  erforderlich 
ist,  nnter  BerUeksichtignog  des  Einflusses  des  Klimas  a.  s.  v. 
Äehnlich  bestimmt  sich  der  nothwendige  Aufwand  für  die  sonstiges 
körperlichen  Bedürfnisse,  wobei  die  Volkssitte  immer  mit  spricht 
Daneben  mnss  femer  stets  der  Einflnss  des  Militärdiensts  als 
einer  besonderen  Arbeitsart  mit  b^oksichtigt  werden:  so- 
wohl beim  Kahmngs-,  als  bei  dem  sonstigen  materiellen  Bedarf. 
Es  folgt  darans  auch,  dass  im  Kriegsdienst  regelmässig'  der  Unter- 
baltsbedarf  höher  anzuschlagen  ist'")  Eine  zu  knappe  Be- 
messung dieses  Bedarfs  ist  im  Kriegs-  und  Friedensstande  ebenso 
sehr  gegen  das  Interesse  des  Dienstes  wie  des  Pflichtigen.  Sie 
iUhrt  entweder  zu  kümmerlicher  Lebensweise,  wobei  der 
Dienstpflichtige  ftlr  sdn  ganzes  Leben  Schaden  leiden  kann,  oder 
za  der  Nothwendigkeit  einer  Ergänzung  des'  Bedarfs 
aus  anderen  Hilfsquellen,  im  Kriege  zum  Baabe,  im  Frieden 
wenigstens  zu  Zuschüssen  der  Familien,  einer  sdilechten  Art  Stenern, 
welche  als  schwere  Last  empfunden  werden  und  die  dnzdnenBe- 
Tölkerungsclassen  zudem  sehr  nngleich  treffen. 

§.  116.  —  ßß)  Die  Zahlungsform^i»)  der  Besoldung  des 
gesetzlich  Dienstpflichtigen  kann  im  Interesse  des  letzteren  wie 
mehr  noch  in  denjenigen  des  Dienstes  selbst  nur  zum  Theil  die 
Geldbesoldung  sein.  Denn  diese  Form  gewährt  keine  hinläng- 
liche Sicherheit  dafür,  dass  die  erhaltene  GcMsamme  vom  Soldaten 
richtig  znr  Bestreitung  des  Unterhaltsbedarfs  verwendet  wird. 
Davon  hängt  aber  die  Leistungsfähigkeit  des  einzelnen  Mannes 
und  sehlieMlich  tles  ganzen  Heeres  ab.  Dazu  kommt  die  Zweck- 
mässigkeit einer  theilweisen  Natnrälbesoldung  aus  den  oben  an- 
geführten Grttnden  (§.  112)  grade  hier.  Auch  ISsst  sich  die  Be- 
scbaffhng  des  Unterhaltsbedarfs,  wran  sie  im  Grossen  erfolgt, 

Begelmässi;  wird  schon  in  dec  yerpfle^onf  in  der  G&ruison  and  in 
fiivoaaks  und  Lagern  ein  DnteiBchied  gemacht  Im  deatscheh  Heere  wird  in 
letzteren  die  grosse  VictaalienportioD  (ontei  Einbehaltung  des  nun  Mittag- 
essen bestimmten  liObnaogsantheils  und  des  TerpflegongszuBchaaBes)  goirthit,  nemlicli 
250  Gr.  Fleisch,  120  Gr.  Reis  oder  150  Or.  Granpen  odet  Grat»,  800  Gr.  Httlsen- 
frachte  oder  2000  Gr.  Kartoffeln  oder  170  Gr.  ErbeeBmehl,  25  Or.  Salz,  15  Or.  ge- 
brannter Ea^ee. 

•0  Vgl.  Stein,  Heerwesen,  S.  236,  244  ff. 
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Ufer  eisriefateo,  als  wenn  der  einzeloe  Mass  fUr  sieh  Belber  allein 
Bei  einzelnen  Bedttrfmssen ,  wie  bei  der  Kleidnng  and  der 
(Kaseminmg)  kommen  anch  noch  specieile  Militärinte- 
ugleteh  mit  dem  GeaichtBpnncte  der  Gewätirong  des  Unter- 
xor  Berttekrichtigang.  Dies  Allee  bat  zur  Folge^  dass 
liuttxielle  Personalbedarf  bei  der  die  nBtpf  Hobt  igen 
isebaft  zum  Tbeil  in  einen  finanziellen  Real  bedarf  sieb 
and  nach  den  finanziellen  Gmndsätzen  des  letzteren, 
ein  Tbeil  des  Unterbaltsbedarfs  ähnUch  wie  der  Waffen- 
geregelt  werden  mnss.  Die  eigenAUmlicbe  Folge  der  That- 
dass  es  sich  dabei  jedoch  eigentlich  mn  einen  Personalbe- 
(jModelt,  zeig^  sich  in  den  besonderen  Einrichtangen  and  Uass- 
I,  welche  znr  richtigen  Vertfaeilnng  der  Bedarfeartikel  an 
tfineteeD  getroffen  werden  müssen. 

er  Unterhaitabedarf  wird  ,dem  Soldaten  daher  regelmfarig 
Taxis  —  und  principiell  ganz  richtig  —  gewährt  in  der 
na Natnralqnartier,  Ton  Kataraibekleidnug,  von 
ralrerpflognng  fttr  einen  HanpttheÜ  des  Nahmngsbedarfe, 
mir  znm  Best  in  der  Form  von  Geldverpflegang  oder 

LOhnang  (Sold). 
117.  - —  (1.)  Das  Natnralqaartier  ist  doroh  die  Qkono- 
L«ge  der  Mannschaft  und  durch  das  Bedfirfniss  des  Militftr- 
selbst  gleichnü&ssig  geboten,  im  Friedens-  wie  im  Kriegs- 
Eb  kann  dnrch  Einqaartiernng  der  Hannsehaft  bei 
sm  und  dnrch  Kasernirang  heschaSt  werden.  Die 
rerm  ist  im  Kriege  unentbehrlich,  sie  war  auch  für  den 
tnstaud  fiüher  die  vorwaltende.    Im  Interesse  der  mili- 
Disciplin  und  der  Befreiong  der  Bürger  von  einer  stets 
Lot  und  anch  bei  Ctewähmng  einer  Entschädigung  niemals 
sig  vertheilten  t<ast^^)  ist  die  Kasernirung  vorzuziehen 
h  in  unseren  Staaten  immer  allgemeiner  geworden,  wenige 
den  Städten.  Sie  setzt  natürlich  eine  ziemlich  feste  und 
ide  Vertheilnng  der  Truppen  nach  Menge  und  Waffen- 
im  Staatsgebiete  voraus,  —  dne  Einrichtnng,  welche  auch 
I  «igeii  der  localen  volkswirthsohaftlieken  Wirkung  der  Militär- 


iTgl  d.  Btudesges  Uber  d.  QuartierleiBt.  f.  d.  bewafib.  Macht  im  Frieden  v. 
I  1868.  Die  Fürsorge  f.  d.  rÄoml.  Üaterbnngang  der  beiraffo.  Maclit  ist  nacb 
.  Last  des  Bundes,  deren  Natoralieistmig  nur  gegen  Entschädigung 
.  Teiden  kann,  nach  d.  n&h.  Bestinmtmgen  d.  Gesetzes.  For  den  Krlega- 
d.  i.  Bscli  eingetretener  Mobilmachang,  gilt  das  Eeichsgee.  t.  13.  Jnnl  1ST8. 
S.  3  9  14f  Düt  beschrinkter  VergOtang  f.  Nataralquartier. 

IT* 
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aasgaben  wUnscbensweiib ist  (Regelang des G^arniBonwesens.)— 
Die  ÄDlegang  der  Kasernen  and  die  erste  Bescbaffong 
ihres  Inrentars  gebört  dann  zur  staatswirtfaschaftlichen 
Kapitalanlage.  Es  ist  dabei  iu  finanzieller  Hinsiebt  nach  den 
allgemeinen  Grundsätzen  des  Baawesens  und  der  Bescbaffimg 
des  Realbedarfs  zn  verfabren  (§.  88 — 90).  Die  Instandbal- 
tang  der  Kasernen  and  ihres  Inventars  gehört  zar  ordentlichen 
Aasgabe.  Ea  kann  dabei,  am  das  Prineip  der  WirthsehaftUeh- 
keit  mtiglicbst  zur  Qeltang  zn  bringen,  das  System  der  Gewfth- 
rang  von  Panschsammen  an  jeden  kasemirten  TruppenkOrpa 
und  dessen  Äbtheilnngen  befolgt  werden.^) 

(2.)  Die  Bekleidung  M\t  bei  dem  Soldaten  in  besonderem 
Maasse  unter  den  doppelten  Gesichtspnnct  eines  Artikels  des  indi- 
viduellen  Bedarfs  und  der  militärischen  Ausrtlstang.  WesentUch 
deshalb  die  Natnralbekleidong,  wenigstens  fttr  die  Uaaptgegen- 
stände.  Die  Anschaffung  kann  im  Snbmissionswege  oder,  viel- 
fach nicht  anpassend,  in  eigenen  Militärwerkstätten  erfolgen.") 
FUr  die  Instandhaltung  der  Kleidung  and  erentaell  auch  flir 
die  Anschaffung  gewisser  Artikel,  wie  der  Wäsche  u.  s.  v-, 
empfiehlt  sich  in  wirthsehaftlioher  Hinsicht  die  Gewährung  einer 
Geldpaaschsumme  fttr  den  Hann,  am  ihn  zur  Schonung  anzaeifon.'*) 
Doch  mttssen  auch  hier  die  militärischen  Dienstrttoksiehten  eventaeU 
vorgehen. 


^  Die  Euts  des  D.  Beiclis  enflulton  in  den  letzten  7alinp  bedeutende  SrnDmeo 
für  Kasernen  n.  &hnl.  Baaten  unter  den  „einmaligen  Ausgaben.''  Aas  der  fnnzfldsdL 
Kiiegsentschftdigung  wurden  dnrcb  Ges.  r.  8.  Juli  1872  n.  A.  9*5  VilL  Thlr.  ugo- 
Tiesen  f.  die  eiste  Einriebtang  der  Kasernen,  Stallnngen  n.  aonat  Garnisonanstaltea ; 
in  Elsass-Lotbtingen.  —  Da  es  sieb  Qbrigens  bei  dem  Bau  von  Kasernen  d.  s.  v.  na  ^ 
eine  nur  allmätig  darcbzofObrende  Anfg&be  bandelt,  kann  die  Einsetzung  der  be-; 
treffenden  Quoten  in  den  gevObnl.  Etat  ausTeicben,  ebne  dass  dann  ancb  dafür  aoss«- 
ordentl.  jBinnalimen  flosaig  gemacht  werden.  —  Ueber  die  Unfende  Ansg'.  f.  EaserneD- 
vesen  s.  d.  Anm.  49,  60.  '  | 

**)  In  d.  60er  Jahren  war  die  Ausg.  f.  Kleidung  in  Frankreich  f.  Gemeinej 
d.  Infant.  29*4,  Dragoner  44-32,  Garde-ECrassier  127-21  Fr.;  in  Baden  jSbrlich  fitl' 
grosse  Bekleidangsstllcke  eines  Infanteristen  13  fl.  23  kr.  u.  36  kr.  zn  AtubeSBenugeii, 
eines  Caralleristen  desgl.  16  fl.  55  kr.  u.  48  kr.  Fttr  jedes  BeUeidnngistftck  wird^ne 
erfahningamfiss.  mittlere  Dauer  angenommen,  z.  B.  WaSenrock  des  Gemeineo  2,  des 
Kanoniers  l'/«,  Mantel  des  In&nteriaten  9,  des  Canlleristen  n.  Artilleristen  10  Jihie. 
—  In  Baiern  froher  jihrl  Ausg.  f.  Inbnt.  28  fl.  SO  kr.,  Dianen  u.  KOraader  39  L| 
(Ran).  —  Gesammtutsg.  s.  n.  Anm.  60. 

**)So  z.  B.  froher  in  Baden  £  d.  sogen.  Kleinmontur  (Hemden.  Stiefel  v.  8.  w-), 
ein  In-Terdlng-Geben  gewiasomassen.  Der  Gemeine  in  d.  LifiuU.  erbielt  15,  in  da 
Carallerie  14  fl.,  dazn  &r  Boinigunnmittd  resp.  4b  lt.  n.  2  fl.  S.  Vogelmann, 
bad.  Militirrerwalt,  Karismb«  18&S,  S.  1T9,  J88.  SpUer  nach  dem  preiUB.  System 
abgeschafil  (Bau). 
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(3.)  Die  Nataralrerpflegung  erstreckt  sich  im  Friedens- 
aUnde  und  im  festen  Önartier  (im  Gegensatz  zn  Märschen, 
Ugern  n.  s.  w.)  vor  Allem  auf  das  Haaptnahrnngsmittel,  das 
Brot    Dasselbe  wird  am  Besten  and  Billigsten  dem  Soldaten  in 
1  Bitnra  geliefert   Es  mnss  von  richtiger  Beschaffenheit  und 
I  Glte  sein  —  wobd  die  Volkssitte  neben  der  physiologischen  An- 
fordming  mit  zu  entscheiden  hat**^)  —  und  in  genügender  Menge 
gemeht  werden.  So  lange  der  Staat  bedeutendere  Nataraleinkttnite 
ii  Getreide  von  seinen  Domänen  oder  ans  gntsherrliohen  Gefällen 
ku^j  konnte  er  Öfters  diese  znr  Brotliefemng  unmittelbar  be- 
mUen.    Jetzt  ist  der  Ankauf  ron  Getreide  nnd  Mehl  im  Grossen^ 
i  ivA  Vennittlang  von  Lieferanten  and  im  Sobmissionswege  noth- 
veodig,  wenn  das  Brot  in  eigenen  Miliförbäckereien  gebacken 
vska  soll.   Unbedingt  geboten  ist  das  Letztere  nicht   Es  kann 
rMa  anch  das  Brot  unter  richtiger  Controle  durch  Priratbäcker 
gebtfart  werden.   Bei  dem  starken  jährlichen  Schwanken  der  Ge> 
ttäjqreise  mnss  schon  im  Etat  erentnell  ein  Znscfanss  zn  der 
•iigiie  für  Brot  eingestellt  sein  oder  nachträglich  der  Militärver- 
nfiDg  geleistet  werden,  wenn  der  Getreidepreis  eine  bestimmte 
Mht  erreicht   Denn  an  dem  Brotqnantnm  der  Mannschaft  darf 
licto  abgezogen  werden^')  —  Die  Übrige  Nabrang  hat  sich 
dir  Soldat  im  Friedenszustand  Öfters  aus  seiner  GeldlOhnung 
u  beschaffen,  wobei  jedoch  für  die  Mannschaft  auf  deren  Rechnung 
gemeinsame  Kochanstalten,  besonders  fUr  die  Mittags- 
koRt,  sich  auch  aus  Skonomisehen  Bttcksichten  empfehlen  nnd 
sind.   Wenn,  wie  oftmals  (auch  im  deutschen  Heere)  feste 
Qsoten  der  Löhnung  fltr  diese  Kochanstalten  abgegeben  werden 
Kitaen  nod  dazu  etwa  noch  vom  Staate  ein  fester  Verpflegungs- 

")  Im  J.  1870 — 71  erhielten  demgemäss  in  DeufscUand  selbst  die  fituztaisvheii 
itA^eam  mtHahciL  besseres  Brot,  als  d.  deatscb.  Soldaten.  —  Ancli  im  preass. 
^=xK  jetzt  etwta  besseres  Brot  (grössere  Eleieaassonderang),  z.  Tb.  mit  Bucksicht  auf 
f<  bessere  GewObnang  anderer  Contingeote  der  Reichsannee ,  s.  Hirtb,  Ännalen 
>7J,  8.  8 

**)  TeiUltnisse  in  den  6Uer  J.  nacb  Ran:  tigl.  BrotportioD  in  Baiern  l'/g  Pfd. 
'»  Gr.),  ia  Baden  IV,  Pfd.,  und  zwar  aas  '/*  Roggen-,  V»  Weizen-  oder  Kem- 
^  V«  Genteontebl.   Hier  Verden  ans  Kern  84*75,  ans  Roggen  89'],  ans  Gerste 
^4*/,  des  Korns  Mabl  angenonunen,  ans  3  Pfd.  Mebl  4  Pfd.  Brot,  tägl,  Portion 
'■•Ai  V/t  I^-r  IS70  nacb  lOjäbrl.  Dnrcbscbn.  39  Vt.   In  Baiern  giebt  d.  Scheffel 
;33  Bn^boi,  ]86S/69  zn  4  kr.   Hier  uicb  bä  hShenm  Bierpreise  als  6  kr.  d.  Maass 
i'  jed.  kr.  Vi  kr.  tlg^  Zobge.  — In  Oesterreich:  tigL Bro^ab« im  lOjftbr. Bnrch- 
'daäU.  lach  Abzug  der  8  theaersten  Jahro  4*97— 13  4  kr,  0.  W.,  jenes  in  Hermann- 
nit,  dieses  in  Innsbnick.  —  Frankreich:  auf  166  Gaben  200  Pfd.  Weizen,  Gab« 
1H4  17-57,  1859  17-^5  Gents.   Der  franzOe.  Soldat  erhilt  aosserdem      Lit  Wein 
n  '/u  LiL  Branntirein,  der  Liter  zn  bez.  0'36  n.  1  Fr.  —  Im  deutschen  Heere 
1  tl^  Bntpoitioa  750  Or.  in  der  Garnison,  alle  4  Tage  1  Brot  r.  SuOO  Gr. 
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znschoss  gewahrt  wird  (wie  gleichfalls  im  deutschen  Heere"), 
liegt  allerdings  im  Grande  doch  nnr  eine  bestimmto  Form  i 
Natnralverpflegung,  nicht  der  Geldverpflegnng  vor ,  wobei  nnr  ( 
Mannschaft  eine  direotere  Mitwirkung  bei  der  Einriehtnng  der  V 
pflegnng  —  ganz  passend  —  gegeben  ist  —  Zur  Nataraherpfiep 
gehört  endlich  noch  die  im  Interesse  des  Dienste  nnd  der  Mannwl 
selbst  gebotene,  auch  ökonomisch  zweckmässige  Krankenpfle 
im  Militarlazareth. 

(4.)  Es  h&ngt  vom  Umfang  nnd  von  der  Einrichtung 
Nataralverpfiegong  nnd  der  Liefemng  der  Kleidung  ab,  wd 
Hohe  die  GeldlOhnnng  noch  erreiehen  mnss.  Mit  einer  kleii 
LOhnnng  mnss  sonst  im  Allgemeinen  vorlieb  genommen  werä 
wenn  die  Natnralverpßegung  ansreichend  ist  Ganz  entbelii| 
ist  die  OeldlOhnang  aber  niemals,  weil  sie  mindestens  die,  wl 
auch  geringen  Mittel  ftlr  ganz  individnelle  BedOrfnisse,  fttr  kb 
Nebenansgaben  n.  s.  w.  bieten  mnss,  wovon  nicht  volbtSi 
abgesehen  werden  kann.  Aach  kleine  LOhnnngsanterschiede  n 
den  Waffen  erscheinen  mit  RQcksicht  anf  die  dar«h  die  Wi 
etwas  mitbedingte  Verschiedenheit  der  Lebensweise  and  derJ 
lagen      Instandhaltung  der  Kleidang  n.  s.  w.  berechtigt*'}  i 

§.  118.  Wenn  die  Hohe  des  Unterhaltsbedarfs,  welcher  U 
schnittlich  ftLr  einen  Mann  erforderlich- ist,  feststeht,  so  hangt  I 
gesammte  Aufwand  fttr  die  Mannschaft  ab  von  der  Stärke^ 
Heers,  daher  der  Zahl  der  zum  Dienste  Einberufenes  i 
der  Länge  der  Dienstzeit,  sowie  der  Vertheilung  der  Did 
Pflichtigen  auf  Gemeine  nnd  anf  die  eine  höhere  militirlK 
Rangstufe  einnehmenden  Personen  (Gefreiten,  Unteroffid 
Sergeanten,  Feldwebel  u.  s.  w.),  da  die  letzteren  eine  etwas  hol 
Löhnung  und  z.  Th.  auch  Verpflegung  erhalten  müssen.  Ueber; 
diese  Functe  muss  unter  möglichster  Berttcksiohtignng  des  Fiu 
Interesses  schliesslich  doch  das  Dienstinteresse  entscbeit 
Besonders  wichtig  auch  in  flnanzieller  Beziehung  ist  die  Lki 


werden.  Bei  Beurlaubungen  während  der  Dienstzeit  vermi» 
sich  wenigstens  ein  Thell  des  Unterhaltsbedarfs  der  Truppen, 

*')  Dem  Soldaten  irird  (1873)  von  der  UhHcng  1  Sgr.  3  Pf.  abgcaogM  uj 
VeipflegtiBgsznschQss  v.  I  Sgr.  3V(  Pf-  dazagegeben,  voTon  es  meist  ■»"J'^ 
ist,  S^pe  odei  Kafie«  tarn  FrUbstttck  mit  za  iMchaffen.  Hirth,  Ann.  1B73.&7| 

**^  Vi;!,  oben  Anm.  35.  Der  Gemeine  in  der  InCukterle  im  deatach-  Heeft  < 
S  TUr..  io  der  Liniea-CaTallerie  3'/,  Thlr. 
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nders  fOi  Katar»!-  und  Geldverpfi^imgj  und  wird  auch  im  Tolk»- 
nrthschaftUchen  Interesse  die  für  die  miUtärische  Arbeit  eotbehrlicbe 
Arbeitskraft  fUr  andere  Arbeiten  der  Nation  rerfttgbar.*') 

§.  119.  —  ß)  Der  Realljedarf  des  modernen  Heerwesens  ist 
im  Tbeil  in  der  vorausgehenden  Erörternng  Über  den  Personal- 
ttedarf  (g.  113  ff.)  schon  mit  berührt  worden.  Aosser  den  grossen 
Aasgaben  ftir  militärische  Kapitalanlagen  in  Festangen ,  Schiffen, 
flifen,  Kasernen  nnd  überhaupt  Bauwerken  verschiedener  Art 
(§.  Hl)  nnd  ausser  den  zur  Natnralverpf  legung  der  Truppen 
gehörenden  Ausgaben  (§.  U7)  kommen  namentlich  drei  Haupt- 
poiten  des  Staatsbedarfs  auch  im  Friedenszostande  in  Betracht: 
d«  Waffen-  und  Ausrüstungswesen  (incl  Fuhrwerke,  Train- 
raen)»  die  Pferde  nnd  das  Fntter  u.  s.  w.  (Fourrage)  für  dte- 
selbeiL») 

aa)  Die  Bewaffnung  nnd  Ausrüstung  des^eers  kann  im 
XBpneinen   gegenwj&rtig  nur  eine  Sache  der  Hilitärver- 
iilting  selbst  sein.    Die  durch  technische  Rücksichten  ge- 
kokH  genaue  Gleichmässigkeit  der  Bewaffnung  verbietet 
sefen,  von  allen  anderen  Gründen  abgesehen,  die  Bewaffnung  zur 
^he  des  einzelnen  Mannes  zu  machen,  sei  es,  dass  dieser  sie  sich, 
vie  ehedem  vielfach,  aus  eigenen  Mitteln  beschaffen  muss  oder  zu 
ihrer  Anschaffung  das  Geld  vom  Staate  erhält.   Auch  ökonomische 
Hficksichten  sprechen  für  die  Beschaffung  Seitens  ,der  Militärver- 
irdtong,  welche  allein  im  Grossen  eigens  produciren  odet 
aakaufen  kann.   Welches  dieser  beiden  Systeme  der  Besorgung 
lies  Bealbedarfs  befolgt  werden  soll,  lässt  sich  nicht  allgemein  ent- 
scheiden. Es  gilt  dafür  das  in  §.  88  und  89  Gesagte. '')  Die 
Hannschaft  kann  auch  mit  der  Instandhaltung  der  Waffen  in 


**)  Im  deutschen  Beüjfasetaf  f.  1876  änd  die  Hanptpoeten  des  Penontlbedaifi 
ist  Reichslieers  (excl.  Baien)  folgende:  Geldreipflegtiiie  d.  Trappen  (immer  incl. 
iiffidm)  90*64  (mm»  ,3eooldnngen"  8S'19),  VohmuifwddzasclitUse  T'IT,  Natönl- 
rei^egnng  75*03  (voron  „s&chl.  Aoagaben"  74*16),  Bekteidan;  der  Troppen  21*41 
Ivona  „l^terbalt.  d.  Bekleid.  a.  Aosrüst.  d.  Trappen"  21*20),  GamisoRsrenr&ltongs- 
B.  SminreieD  29*87  (voron  Unterhaltno^  der  Kasernen  n.  Gamison^blade  tO'80, 
SeTTis  13'91),  MilitänDedicinvesen  6*25  (voron  Lazareth-,  Wirtbsch.-  a.  Krankenrer- 
pfiefniitgskosten  3'70)  Mill.  Mark.  S.  a.  Anm.  60.  Eine  nnmlttolbaie  Ve^eichnng 
d«!  Etits  rerschledener  Heere  ist  bei  der  Veracbiedenbeit  der  Eiurichtoagen 
ffiisslieh.   Oesterr.-nngar.  Heeresetat  f.  1877,  s.  n.  Anm.  60. 

*•)  S.  Stein.  Heerwesen,  S.  244  ff. 

Knr  auf  Privatfabriken  angewiesen  za  sein,  kann  aach  im  Kriege  sehr  tbener 
ViDunen.  England  mnsste  im  Krimmkriege  die  Tonne  gewisser  Geschosse  (dUphragm 
lAell)  f.  73  Pf  St  kanfm.  die  es  spätei  za  IS  Ff.  sdbst  machen  llsst  (Bau).  7eden- 
UIs  sind  miütariscbe  Bepaiatarwerkst&tten  und  solche  fta  Experimente  nnentbehilich. 
Ccbei  d.  preass.  Eiorichtiingen  s.  BOnne,  Staatsr.  3.  Aafl.  U,  2.  Ü.  T73  S, 
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der  Begel  nicht  unmittelbar  betraut  werden.  Wobl  aber  hat  sie 

die  Reinigung  der  Waffen  zn  fibemehmen  und  dafür  ist  wieder 
die  Änswerfnng  ron  Pauscbsnmmen  fttr  den  einzelnen  Tmppenthral 
nnd  seine  kleinsten  Abtheilnngen  bis  herab  znm  einzelnen  Kburn 
mtfglicb.  Ftlr  das  sonstige  Rüstzeug  (Tornister,  Eochapparat 
n.  8.  w.)  der  Mannschaft  gilt  im  Allgemeinen  dasselbe  wie  ftlr  die 
Waffen.  —  Abweichend  hiervon  kann  bei  den  Officieren  d&B 
geldwirthschaftliche  System  anch  in  Bezug  anf  die  Einzel- 
bewaffnnng  nnd  Ausrüstung  dnrch  Gkwähmng  fester  jährlicher 
PauBchsnmmen  fUr  diesen  Zweck  und  Äuswerfung  von  Ausrüstungs- 
geldem  ftlr  den  Feldzag  allgemeiner  angenommen  w^en,  was 
sich  im  Ganzen  wohl  Ökonomisch  empfiehlt.'^') 

bb)  Die  Beachafibng  der  noUiwendigen  Armee-Pferde  ist 
im  Frieden  nnd  rollends  im  Kriege  eine  ebenso  wichtige  als 
schwierige  Aufgabe.  Im  Frieden  kann  die  Beschafihng  der 
Officierpferde  wieder  dem  Officier  gegen  PansohalentschädigODg 
selbst  ttberlassen  werden.  ^  DieMannschaitspferde  in  der  CaTallerie 
nnd  alle  sonstigen  Pferde  in  der  Artillerie ,  dem  Train  u.  s.  w. 
mUssen  wie  die  Waffen  dnrch  die  Militärverwaltung  selbst 
besorgt  werden.  Es  kann  dies  anf  verschiedene  Weise  geschehen 
nnd  in  den  verschiedenen  Staaten  sind  auch  versehiedene  Systeme 
der  Pferdebeschaffang  in  Grcbrancb.  Manches  mnss  sich  hier  nach 
den  Landes  Verhältnissen,  dem  Umfang  der  einheimischen  Pferde- 
znoht,  der  Kothwendigkeit  eines  Znkaufs  aus  dem  Auslande  richten. 
Es  liegt  sehr  im  militärischen  Interesse,  dass  der  Pferdebedarf  im 
Kriege  möglichst  vollständig  nnd  in  genügender  Qualität  im  Inlande 
beschafft  werden  kann,  um  in  dieser  wichtigen  Beziehnng  vom 
Auslände  unabhängig  zn  sein.  Zu  diesem  Zwecke  müssen  aber 
schon  im  Frieden  die  erforderliehen  Massregeln,  wie  Hebung 
des  heimischen  Gesttttewesens,  Bezahlung  hinlänglicher 
Preise  fttr  die  Militärpferde,  um  die  Zucht  vortheilhaft  zu  machen, 
ergriffen  werden.  Hier  begegnet  sich,  kreuzt  sich  aber 
auch  leicht  das  militärische  nnd   das  volkswirthschaftliche, 

"*)  üfiber  doa  Kostenpnnct  des  WaSeDwesenB  s.  o.  Änm.  24.  Die  Dnrcb- 
schaittsdaner  einer  Waffe  ist  scliwer  festzastdlen,  da  ein  Fortschritt  der  Technifc 
zur  Erneuerung  der  Waffen  zwingt,  auch  wma  die  alten  noch  lange  nicht  abgenatä 
sind.  Die  Preise  der  WaSen  sind  mit  der  höheren  Leistungsfähigkeit,  daher  ben.  bei 
Schasswafien ,  meist  stark  gestiegen ,  dagl.  die  der  Unaitioo.  Aa8ga1>en  im  ordentL 
£tat  tat  1S76  für  das  Deatsche  Heer,  cid.  B^era,  für  Artillerie  und  Waffenwesen 
9*53  Mia  M.,  f.  Vcrralt.  d.  Traindepots  n.  Instandhaltnag  der  Fetdgeiitbe  469,000  M. 

*")  Jn  Preassen  haben  die  Snbaltemofficiere  der  Cavalleorie  o.  reitenden  Artillerie 
Ansprach  auf  Dienst-Chargenpferde.   BOane  a.  ».  0.  S.  772. 
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fteiell  das  landwiitiischafUiche  Interesse.  Die  Frage  der  Unter- 
dtnmg  des  Oestfltewesens  mit  Staatsmitteln  wird  ans  einer  agrar- 
politiscbeii  zugleich  eine  militärpolitische,  wo  dann  in  letzterer 

,  SHebiebt  die  Pflege  der  heimischen  Pferdezncht  auch  dann  noch 
«folgen  darf,  wenn  die  allgemeinen  volks-  und  landwirtbscbaft- 
lielien  Verbältnisse  die  Pferdezucht  Tom  Standpnncte  rationeller 
ignrpolitik  nicht  mehr  so  passend  erscheinen  lassen.") 

aa)  Der  Ankanf  der  Militftrpferde  im  Frieden  geschieht  unter 
n»eren  VerhKltnissen  Passendsten  nach  dem  im  dentschen 
Heere  bestehenden  prenssischen  System  dnrch  militärische  Com- 
niuionen  (j^emonte-Ankaaf^Gommissionen"),  erentuell  unter  Mit- 

I  wirkoDg  Ton  Lieferanten,  welche  die  Pferde  an  bestimmte  Plätze 
(Depots,  Assentplätze)  stellen,  und  zwar  am  Besten  so,  dass  junge 
l%rde  gekauft  und  in  sogenannte  Remontedepots  des  Staats  zur 
VVenDg  und  Wartung  überwiesen  werden,  um  sie  flBr  den  Armee- 
^  brauchbar  zu  machen.   Der  Zuschuss  zu  den  Kosten  der 
Baaitedepots  stellt  dann  neben  dem  Ankaufspreis  der  Pferde  den 
tebetrag  des  Pferdebedarfs  der  Militärverwaltung  dar.  Aus 
6te&  Depots  werden  die  Pferde  dnrch  militärische  Remonte-Oem- 
*oAos  den  TruppentheUen  zugeftthrt.   Der  jährliche  Bedarf  an 
}%rieo  wird  durchschnittlich  anf  eine  gewisse  Quote  der  etat- 
■inigen  Stftrke  des  Pferdebestands  und  demgemäss  irird  eine  ge- 
«ine  Darchschnittsdauer  des  Pferdes  angenommen ,  wobei  sich  in 
einzelnen  Ländern  einige  Verschiedenheiten  herausstellen.  Bei 

^  seit  längeren  Jahren  stark  gestiegenen  Freisen  der  Pferde  ist 

iSe  bezdgliche  Ausgabe  ein  ziemUch  erheblicher  nnd  immer  noch 

Zeigender  Posten.») 

**)  Deber  Pfardezocht  rom  roHnwirthseh.  Standpnnct«  betnchtet  s.  R  an ,  Volks- 
*inhichaft^L  §.  168  (Ges»te);  Roscher.  Mat-Oek.  d.  Ackerbaus,  §.  17S.  Deber 
^prenss.  VerhSltnisse  Meitzen,  Boden  Prensseos,  II,  445  tu  Der  Hilitir  n.  der 
PMeliebhaber  Qberalebt  leicht  die  bloss  relative  rolksirirthschafUiobe  Zveck- 
^Bäfiät  der  Pferdezucht  S.  auch  Q.  §.  126,  S.  284,  Note  16. 

")  S.  Stein,  Heerwesen,  S.  247.  der  aber  unter  den  rerschied.  Systemen  der 
Mufitang;  der  Pferde  in  Dentschland  die  „BeqniBttion  als  ^esetzL  Dienstpflicht 
^  Pferde"  nennt,  was  nur  im  Kriegszustand  gilt,  üeber  Prenssen:  Rönne, 
^tutsT.  H,  2,  S.  772.  Seit  1.  Jan.  186S  4  Remonteankaafscommisnonen,  9  Remonte- 
Mo.  wo  die  Pferde  im  AUor  von  S  bis  ind.  6  Jahr;  Durcbschnittsdaaor  9  Jahre 
Oesterreich  12  Jahre),  Cbargeopferde  5  Jahre.  Die  Remontedepots  s.  Domineo, 
tie  ludwirOuch.  benntzt  o.  ftkr  die  dem  DomSnenfiscm  eine  Pachtnnte  genhlt  wird. 

Reichsetat  für  1876  (exd.  Baiom)  Btehon  an  Kosten  der  Remoatimog  4*86  Mill.  H.. 
4-13  fOr  den  dgentl.  Ankauf,  144.000  M.  f.  QeldrergQtnngea  z.  SdbatbeschaS^g 
r<a  Oitnstpfeiden,  39,000  M.  don  Transport  der  Etemonten.  Die  Venraltnng  der 
(prcQs».)  Remontedepots  kostet  142  UilL  M.  —  Aeltere  Angabm  bes.  Ober  Baiern 
^  Bau.  6.  Ajwg.  g.  76  Anm.  ff.  —  Pferdebestand  der  Armee  und  Wechsel  darin 
t,  im  Jahrb.  d.  Stftt  d.  prenst.  StaMs,  IV,  2,  S.  S44. 
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ßß)  Im  Kriegszostande  (bei  der  Mobilmachuag)  ist 
die  gewöhnliche  Form  des  Ankaufs  der  Pferde  zwar  nicht  atuge- 
schlossen.  Sie  ist,  soweit  es  sich  am  Versorgnng  mit  Pferden  ans 
dem  Aoslande  handelt,  besonders  wichtig.  Aber  sie  reicht  nicht 
ans,  theils  weil  der  Bedarf  dabei  nicht  rasch  genug,  theils  weil  er 
unter  zu  nngttnstigen  Bedingungen  gedeckt  wird.  Im  Kriege  moss 
daher  anders  vorgegangen  werden,  am  Besten  so,  daas  die  Pferde- 
besitzer  gesetzlieh  gezwungen  sind,  ihre  Pferde  der 
Militärverwaltung  zur  Auswahl  zu  stellen  und  sie  ihr 
gegen  angemessene  Entschädigung  abzutreten.  Die 
letztere  brancht  abw  nicht  nach  Kriegs  preisen,  sondern  darf  nach 
Friedenspreisen  bemessen  werden.  Hier  liegt  also  ein  practisch 
wichtiger  und  prinoipiell  richtiger  Fall  der  Zwangsenteignnng  vor, 
welcher  durch  die  Unzureichendheit  des  privatwirthschafUichffl 
Systems  geboten  ist^*) 

Gc)  Futter,  Hafer  und  Heu,  femer  Stroh  fitr  die  Pferde  ist 
im  Frieden  in  derBegel  imGrossen  durch  die  Militärverwaltang, 
bez.  durch  die  einzelneri.  Trnppenkörper  (Regimenter,  BataUlone) 
anzuschaffen,  meist  im  Wege  der  Submission.  Passend  erbaltea 
die  Officiere  ftlr  die  Dienstpferde,  welche  de  halten  ndtfen, 
feste  Fourragerationen ,  also  insofern  auch  hier  nataralwirth- 
Bchaftliohea  System,  da  der  Einzelne  nicht  immer  orden^ 


")  Der  Fall  ist  deshalb  roa  allgemeioereT  BedentUDg  für  die  Frageo  der  wirft- 
schaftlichen  Bechtsoidnimg.  S.  meine  Grandlwui;,  I,  K^.  5,  Abs«»ui.  20  o.  böb 
Bflicbsfinanzw'esen  im  Jahrb.  a.  a.  0.  III,  223  Uber  die  nene  deatsche  Gesetzgebiug. ' 
Ges.  Uber  KriegsleistODgen  ?.  13.  Jnni  1873,  §.  25  fT..  Bestünmongen,  welche  an  die 
Stelle  der  älteren  (z.  Th.  härteren)  preassischen  VorschrifieD  getreten  siDd,  a.  mnoe 
Beichsfin.  S.  80.  FOr  die  Pferde  wird  aus  den  bereitesten  Hitteln  der  Kriegscasae; 
Ersatz  des  vollen  von  Sachverständigen  unter  Zngnmdelegnng  der  Friedenspreise  eud- 
giltig  festzustellenden  Werths  geleistet  (§.  25).  Ein  neues  franzOs.  Ges.  t.  l.Ang. 
1874  ordnet  ebenfalls  die  Zwangsstellnng  der  Pferde  im  Fall  der  Mobilmachang  des 
Heeres  an.  Jtiirlich  im  Jan.  findet  zu  diesem  Zweck  eine  gemeindeweise  Begistrinutg 
aller  aber  6jähr.  Pferde  and  Qber  4 jähr.  MaultUere  statt.  Diese  Thiere  werden  j&hii 
schon  im  Friedoi  nntennclit  und,  wenn  militäiisch  verwendbar  gefündea,  nacji  deo 
Bemontepraisen  des  T^Tosbadgets  abgeacbitzL  Im  Kriegsfall  werden  dann  alle  reqni- 
rirten  Reit-  and  Artilleriezagpferde,  mit  Ananahme  der  Hengste,  mit  25**/.  Zuschlag 
ZQ  den  obigen  Taxpreisen  abgenommen.  Z^ong  mittelst  Anweisung  auf  die  n&cbsle 
Steaererhebungsstelle.  Strange  Strafbestimmangen.  S.  I^eusa.  Stat  Zeitschr.  1ST4, 
S.  345.  —  Der  Pferdebedarf  des  deutschen  Heers  ist  im  Frieden  96,942,  im  Kriege 
301,536,  wovon  233,592  bei  d.  Feldarmee;  Frankreich:  active  Armee  im  Frieden 
nach  DarchfUhrung  der  Bel'onu  120,894.  ^von  13,667  auf  die  Gendarmerie,  ftlr  die 
mobile  franzOs.  Feldarmee  wenigstens  224,000  (o£Gc.  Angabe  250,000).  —  Für  An- 
schaffung der  Pferde  der  mobilen  norddeutschen  Armee  sind  im  Kriege  v.  1870/71 
22'S2  Jlill.  Thir.  ausgegeben  (wovon  gleich  bei  der  Mobilmachang  13'37).  DetEtl&s 
fQi  Pferdeverkäufe  betrug  1870  u.  71  S-l.t  Mill.  TUr..  wohl  bes.  f.  Yeibanf  franz*i 
Beatepferde  and  für  allgemeinen  Veriuuif  bei  der  Abrtlstong. 
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■Ben  Bedarf  decken  kann. ")  Nur  ansnab  ms  weise  ist  im  Frieden 
tt  B.  auf  Märsehen)  fllr  Fonrrage  ein  Liefernngszwang  der  6e- 
iBanden  am  P|atie.")  .Im  Kriege  erweist  sieh  dagegen  die 
BwchaflFnng  der  Fonrrage  im  Wege  des  freien  Ankaufs,  namentlioh 
dl,  wo  man  sie  gerade  bedarf,  mitunter  nicht  mOglieb  oder  ist  sie 
I  aiobt  rasch  genng  nnd  zu  theaer  anf  diesem  Wege.  Deshalb  moss 
ueh  hier  eine  gesetzliche  Pflicht  anr  Lieferang  dieser  wie 
udsrer  verwandter  Artikel  (Vieh,  Brotmaterial)  ftlr  gewisse  Selbst- 
TenrahnngskOrper,  wie  Gemeinden  nnd  Kreise  oder  eigens  fllr 
dkseo  Zweck  neu  zu  bildende  (LiefernngsTerbände),  ansgesprochen 
«enleo.  Eine  angemessene  Entschädigung  ans  Staatsmitteln 
Bt  dabei  namentHoh  deshalb  geboten,  weil  nach  dem  snflUligen 
Anfentbiüt  der  TmppenkOrper  die  einselnen  Landesäteile  gewOhn- 
U  IQ  sehr  verschiedenem  Umfange  zu  solchen  Lieferungen  in 
Anproch  genommen  werden.'*) 

i  120.  Die  Höhe  des  Gesammtanfwands  fUr  den  Real  bedarf 
^Heeres  im  FriedenszoBtande  richtet  sich  einmal  nach  denselben 
TiRlDden,  welche  die  Höhe  des  Aufwands  fUr  den  Personalbedarf 
i*Bunen  (§.  U8);  sodann  nach  den  technisohen  Anforde- 
"Bgen,  welche  an  das  System  der  Angriffs-  und  Vertheidigangs- 
vi&D  und  der  damit  in  Verbindung  stehenden  militärischen  (und 
luritimen)  Einrichtungen  nnd  Anstalten  zu  stellen'  sind.   Ist  das 
^rial  des  Heers  nnd  der  Flotte  einmal  in  technisch  genügendem 
ZusUade  Torhanden,  so  handelt  es  sich,  was  die  laufende  Ausgabe 
ulangt,  nur  um  den  verhältnissmässig  kleineren  Aufwand  fUr  die 
;  regehn&ssige  Ergänzung  nnd  Instandhaltung  des  Materials.  Aber 
'  R  ist  in  Ökonomischer  nnd  finanzieller  Hinsicht  nicht  zu  übersehen, 
du8  dieses  Material  eine  „staatswirthsohafUiehe  Kapitalanlage" 
darstellt  (§.  55,  III),  deren  Verzinsung  nnd  Amortisation  zu  dem 
IGHtäranfwand,  bez.  zu  dem  Anfwand  fUr  den  Realbedarf,  ge- 
Kfalagen  werden  mnss,  am  die  wahre  Höhe  nnd  Last  der  Militär- 
«ugabe  zu  erkennen.   Da  nach  der  Finanzlage,  nach  politischen 
Umständen  und  nach  anderen  zufälligen  Einfittssen  in  den  einzelnen 

*^  Die  Pferderationen  zerf&Uea  im  D.  Heera  nach  der  WaSo  und  der  üatlnng 
dtT  Pferde  in  ichTere,  mittlere  aad  leichte;  sie  betragen  ia  derGaroisoo  4750,  4400 
L  1000  Gr.  Hafar.  aossardaa  bei  jeder  Badoo  3600  Gr.  Hen  n.  3500  6r.  Stroh. 

*^  So  im  Dentacben  Ges.  Ober  d.  NattmUeistaDcen  für  die  bewaffnete  Macht 
!  im  Priedea  f.  13.  Febr.  1875,  §.  5. 

")  S.  das  Deatocbe  Ges.  Ober  Kriegsleistangen  r.  13.  Joni  1S73,  bes.  §.  16  ff. 
^t5clildi|:tuig  für  Fonrrage  n.  and.  sogen.  „LandliefemDgen"'  anssur  Vieh  nach  dem 
l^jShr.  Dordbschnittspreis  des  Hauptmarktorts  des  Lieferungsverbands,  unter  Aoaicblius 
^  Omenten  und  vokllulsten  Jabrs.   S.  mein  Belchsfinanzvesen  S.  220—226. 
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Staaten  gerade  aaoh  der  Aufwand  fUr  das  militärisohe  nnd  mariüine 
stehende  Material  in  verBchiedeoer  Weise  und  an  Teisehiedener 
Zeit  bestritten  wird  —  bald  daroh  einmalige  grosse  Verwendungen 
ans  Kriegscontribntiooen,  wie  nach  1815  nnd  nach  1871  in  Dentich- 
land,  oder  ans  TerzinsUchen  Anleihen,  bald  dnroh  allm&hlige  Ter- 
wendnngen  in  einer  Reibe  von  Jabresetats  —  so  ergiebt  sich,  dass 
man  die  Ausgabe  fUr  den  gesammten  Bealbedarf  nnd  daher  anoh 
für  den  ganzen  militärischen  Bedarf  in  verschiedenen  Staaten 
schwer  unmittelbar  vergleichen  kann. 

Eine  genauere  finanzstatistische  Vergleichung  der  einzelnen 
Hauptposten  des  Heeresanfwands  verschiedener  Staaten  oder 
eines  Staats  in  verschiedenen  Zeiten  Iddet  ausser  an  der  ebenge- 
nannten noch  an  der  -weiteren  Schwierigkeit  der  doch  immer 
manchfach  verschiedenen  Organisation  des  Hewes  und  der 
verschiedenen  Methode  der  Etatisirang  des  Finanzbe- 
darfs fflr  das  Heer  (nnd  die  Flotte).^ 


**)  Vgl.  ftltere  Aogabea  aber  die  Bestandtheile  der  milit  Ansgabeu  bei  Bau, 
§.  7S  Anm.  «  in  der  5.  n.  (neoere)  in  d.  6.  AtiBg.  Auch  Stein,  Heenres.  S.  iSi 
(Tftb«lle  nftch  der  „Vergleich.  Duatell.  d.  WohnrerhiltnisBo").  Einen  Einblick  Ii  äe 
reUtive  Bedeatiuig  der  Einzelposten  giebt  folgende  Debersicht  saa  dem  Etat  d« 
deatBchen  Heeree  (excl.  Baien)  fllr  1876.  des  asterr-nngar.  f&r  1877  ondi« 
franzOs.  für  1876.  Eine  nnmitteibare  VerKletcbiuir  auch  dieser  drei  Eteta  ist  m 
der  Terscbiedeobeit  der  Etatisirang  nicht  für  alle  Posten  dnrchftkhrbar.  Aber  vidifise 
Anhaltspnncte  för  die  Terglelchang  bieten  sich  gleichwohl. 
Deatsches  Heer  (ohne 


Baiem).  Portdaneinde  Anw. 

in  Hill.  M. 

Krieguainiiteriain  .  .  1-77 

HUitir-CaBMnveseD  ,  0*26 

Hilit&rintendantiiTen  .  1*61 

HilitUgeistUchkeit    .  0-SO 

Militaijiutiz?enralt  .  0-61 
H9b.  Trnppenbefehl»- 

haber   3*54 

GoQFeTn.,  Conunand.D. 

Platz-Msjore  ...  0-66 
Adjnt,  Offic.  IL  Offic. 

in  bes.  Stellongen  .  0*96 
Geneialstab  und  "V«- 

measangnresen    .  .  1*44 

Ingenienrcorps  .   .   .  1'4T 

Geldrerpfleg.  d,  Tmpp.  90'74 


Natnralrerpfl^ng .   .  75'03 


B^eidong  .  .  . 
GaraifonrenraltoDg 
Senis  


21-40 
15-96 
13*91 


OeaterL-Ungar.  Heer.. 
Ordin.  MilL  ü 

Centralleitang    .   .  (fit 

Torit-  n.  Localbeh.  0*48 

Intend.  o.  Controle  .  0-84 

UilitUseeborge  .   .  016 

MUitäijQBtizrennlt  0*27 
Hob.  Gomnandant 

u.  Stibe  ....  1*S9 


Tedu.  0.  adminiitr. 

Hilitizcainit«  .  .  0-18 
Mil.-geogr.  Inatiftit .  0-96 
TnippeuSTper,all(. 

Aodagen    .  .   .  22*08 

fMannsch.  Koet  .   .  12-01 

(NatoralTerpflegODg  .  16-09 

Montor  a.  Betten  .  8  34 

Dnterkunftsanslageo  4'47 
UnteroC-Dienstpr&m.  1*90 


Franz  Sa.  Heer. 
HilL  Fx. 

Ula.,Ceiitnlnrwalt  3-92 


Militi^udz 


0-82 


Genenbtd»  .  .  .  24-77 
Dep.gen.  d.l.gTierre  0-41 
Sold  etc.  .  .  .  208-11 
Hetznng, 


Lebenfira. 
Licht  . 
Foorrage  .  . 
BekleidoDg  . 
Kilitirbetten . 
HaiBohdieBSt . 


62*7 
58-46 
26-46 
5-22 
8-4» 
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§.  121.  —  D.  In  der  HiUtäireriraltoiig  kommen  regelmttasig 
Snrine  £inn«hmen  vor.  Dahin  gehören  die  oft  nicht  an»heb- 


ftapsdd  .       .    717  ^a'S.^""'.    0-7.  T^-P""«  ■ 

KfiOnnedidiuIveseii    6-25  MiliUrs&nit&tsiresen    3*10  HoBpitUer.   .  .  .  12*20 

T^undepots,  Feldgdr. .   0*47  Fiümr«s.  mst  dep.  .  0*11 

2  M  B«n.ü,..B«„«  .  m 

Aikuf  d.  Bemonten  .  4  96  EemoDtiranc  .  .  .  1'43  R«a.  n.  Geschirr  .  9*14 
IfMtMlepote  ...  1*42 

fflgg™«^'^  lUUtiiUldaiisiiut    1*07  UilHtncliiilen    .  .  4*48 

VaWoiiKDifl^k Ml  lUIitlntnbiut  .   .  0*06 

ArtÜL-  n.  VtSenves. .   9-53  Teclin.  Artillerie    .   2*70  Aim.  a.  Feldeqnip.  14-18 

Teik.Iiisttt  (L  AnilL    0*57  Pionierzeagmater.  .  0*03 

Tftajen   .  7:   .    2-53  Genie-n.MiL-B«idir.    212     q^.^  Q.g5 

(n  CitentQtz.    .   .   O  OS  UDtentQtzun^  .   .  3*93 

Ixtta-IostitDte  .   .   0*55  Yeiso^agsireseo  .  10*00  EnegsinTalidcii  .   .  l'lß 

>ill^VittTenc•8se  .   1-02  Nicht-Acärsold  etc.  1-16 

*«  012  Yerachiedeaes   .   .   0-29  Geheime  Ansgabe  .   0  30 

Snimiui  OTfre  SiFTT  (ohne  Geoduid.)  469-06 
Aaljunint  noch: 

>(idiiinlid«Bf:(ohne 

BAa)  f.  d.  Heer  .  24*49  

SnmiUK   320*84  80-77  4tiU-96 

Ale  die  einmaligen  and  aasserordentlichea  Ausgaben.  Die  Ausgaben  im  Ordinariom 
&rdie  Flotte  sUmI  die  folgenden,  in  denselben  Jahren. 

Dentiche  Flotte.  Oesterr.  Flotta  FranzOs.  Flotte. 

Hill.  M.  UUL  fl.  MilL  Fr. 

Atainlitu  ....   0'45  Gagen  -1-09  Minist.  Q.  Centr.    .  1-39 

Hrdngr.  Bor.  .   .   .   014  LAhnong.,  Bekleid.-  Karten.  Plkne    .   .  0-4» 

Swnite  0-13  Hasa.-OeIder    .   .   104  Qeneralstab,  Person. 

«tÜBsiDtendantor.   .   012  Dienst  zu  Lande    .   0*46  z.  See     ....  36  44 

^«ktipfliCS  ....   0-02  „  See   .   .   122  Trappen   ....  12-;t& 

«dsoTge  O-O.*»  Hydrogr.  Anst  .   .   0-OS  Person.  2.  Lande   .  3-99 

WÜtlipersonal  .   .   .   4*44  Aod.  Anstalten  .   .   0-14  Lebensmittel  .   .   .  1626 

MieaiAah.  d.  Schiffe    2-57  InstandhalL,  Enatz,  Spitftler  2  76 

Iitnnlnipfl^iiog .   .   1-96  Betrieb  d.  Flotten-  ArbeitsL  im  Scbiff- 

><UeidaDg   ....   0*13  materials ....   3*17     baa  17  96 

Serris,  Oaminmrenr. .   Oül  Artillerie,  Seemin.,    0-32  Dsgl.  In  d.  ArtÜL  .  1-75 

Vohnnngsgeld  ...   0-87  And.  Anslag..   .   .   0*31  Schißbaoten.   .   .27  62 

WMkcDpJe^   .   .   .   0*56  VersoigongsaasUg. .   0-28  Artill.  n.  Pnlr.  .   .  4*00 

Käse-  etc.  Kosten.   .   026  Marine^tfiler   .   .   O-ll  HTdraol. Arbeiten n. 

Cntenlcbt  0-09  Stunma   8*13  CiT.-Banten  .   .   .   4  28 

»erfUMrieb.  .   .   .   9*J3  Kechtapflege  .   .   .  02« 

Anülwle  0-87  Allg.  Dniiikost  etc.  0-3G 

Toipedoveien   .   .   .   015  Tench.  Ansg.   .   ■  3*49 

Uotsen.  Bebmn.  etc.  .   018  Sumiiäri36"89 

UfMW  .  .  ,   .  _._0;0«  InyaUdencasse  ._  ^  J4;00 

Summa  31-07  '  160-39 
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Ucbon  Einnahmen  f&r  Veräasserang  idter  ab^giger  Waffen, 
Pfefde,  Materialien  n.  s.  w.,  bedeutendere  Posten  noch  Kriege 
bei  grösseren  Reformen  im  Waffenmaterial  n.  s.  w.  Auch  gewisse 
Gebühren  ttlr  die  Benntzang  von  Militärinstitaten  und  Taxen  ! 
(bei  Urlaabj  beim  Avancement  o.  s.  w.)i  Strafgelder,  Miethen,  der 
£rldB  von  Verkaafsgegenständen  militärischer  Anstalten  (z.  B.  Karten) 
n.  A.  m.  In  Oesterreich  ist  das  Fnlver-  und  SalpetergefUU  der 
Heeresverwaltung  unterstellt.  Besondere  Fonds  (fttr  Invaliden, 
Stellvertreter  n.  A.  m.)  gehen  ihre  Erträgnisse  der  Miliförverwaltung.'^) 

Es  ist  zwar  nicht  nothwendig,  aber  es  kann  zweckmässig  sein, 
diese  Eidnahmen  als  eigene  Einnahmen  der  Militärverwaltang  zu  I 
bebandeln  und  sie  im  Etat  gleich  von  den  Aasgaben  dieser  Ver- 
waltang  abzusetzen.   Jedenfalls  mQssen  sie  aber  als  wirkliche 
Staatseinnahmen  angesehen  und  verrechnet  werden. 

§.  122.  —  E.  Die  Kriegskosten  selbst  lassen  sich  unter- 
scheiden in  die  eigentlichen,  welche  unmittelbar  die  Finanz- 
verwaltang treffen  und  die  mittelbaren,  welche  die  sonstigen 
Lasten  des  Kriegs  für  die  Volkswirthschaft  begreifen. 

Die  eigentlichen  Kriegskosten  setzen  sich  im  Wesentlichen  ans 
folgenden  5  oder  4  grossen  Posten  zusammen.^'} 

1)  Die  Kosten  der  Mobilmachung  und  der  Aufstellung 
des  Heers  im  kriegsbereitem  Zustande  auf  dem  Kriegsschauplatz. 
Der  Umfang  dieser  Kosten  hängt  namentlich  von  dem  Verbält- 

Dentsche  Flotte. 
HilL  M. 
DAbeitn;  2107 
Innlidenp^a.  .  .  ,  0'21  '  ' 
-  ans  BeiohsfDTal.- 

Fonds  ti-02 

'  21-30 

Eine  gen&nere  Te^efchung  ist  bier  noch  veniger  mOgUcIi  tla  beim  Heere. 

")  Im  Osterr.-angaT.  Etat  f.  1877  erscheinen  453  MÜL  fl.  eigene  Eine.  d. 
Heeresverwaltung,  Toron  kommen:  auf  d.  Pulver^  a.  Salpeter-GefU  1*4,  verschiedeae 
Taxen  0*288.  Interessen  r.  Fonds  1-53  :MiU.,  der  Best  meist  ErlOs  r.  Teräoasenmgeiu 
Mietb-,  Pachtzins  a.  s.  t.  —  Aach  die  Marine  hat  84,000  Ü.  eig.  Einnahme.  —  Im 
Deutschen  Beichsetat  f.  1876  finden  sich  au  Einn.  der  Verwaltung  des  Beichbeeis 
l'U  MilL  M.,  der  Marine  0'23  Mill.  M.,  ausser  den  Zinsen  n.  KapitalzuschOssen  dee 
BeichsuTaUdeofonds  (28-83)  u.  Beicbafestungsbaufonds  r29'03),  letztere  meist  für  die 
Muserord.  Bauten.  S.  auch  Hlrth'B  Ann.  1873,  S.  90.  —  In  Frsnkreicli  h&b«n 
die  Dotationscasse  Atx  Annee  u.  die  Inralldencasse  der  Marine  eigene  Einuilim.  mos 
TuoD,  Abzogen  an  der  Gage,  besond.  aber  aus  StaatssubrentiODen. 

**)  Belege  für  das  Folgende  ans  den  finaozstatistischen  Daten  neuerer  SsSag^ 
fUutQDgireideniiiuenimZasammeiihaDggegebeB,Not«69.  DieBerechnangeftT.  Gailins 
n.  nach  ihm  r.  Stein,  Heerresen  S.  231,  scheinen  mir  kb  ttbenehra,  wie  dns 
y^lÜUtnlss  des  Kriegs-  znm  Friedenabudget  ron  der  HeoraBrei&aaung  abhlugt 
Mch  a.  §.  108,  Anm.  11. 
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ui  der  Friedens-  snr  Kriegsstärke  des  Heeres  ab.  Je 
idr  die  letttere  die  entere  UbertriiSt,  desto  hoher  beUofen  sieh 
»tkwendig  die  „einmaligen  Ausgaben  Air  die  Mobilmachnng.''  Die 
ABielttffaiig  der  Fflerde  pflegt  der  stfti^te  einselne  Posten  zn  sdn. 
I  J«uch  dem  Stande  der  VorriUhe  von  Waffen,  Munition,  Feldge- 
Hldt,  Kleidung  n.  s.  w.  sind  die  Kosten  der  Mobilmachang  und 
ABirfiBtang  natflrlich  auch  verschieden;  ebenso  je  nach  der  Lage 
KriegsscbaaplatEes,  der  Grosse  des  eigenen  Staatsgebiets  nnd 
^  Zustande  der  Gommnnicationsmittel,  Vonach  die  Ansingen  fUr 
^  Transport  des  Heers  und  seines  Geräthes  sowie  der  Gegen- 
wände Beines  Verpflegongsbedarfs  rersebieden  ausfallen.  Gemein- 
SÜtige  Regeln  Uber  die  Hohe-  der  Kosten  und  ihr  Verhfitniss  mm 
fiiedeiwetat  lassen  sich  daher  nur  annähwnd  geben.  In  finan  zieller 
Btiielnuig  steht  nnr  der  Sat»  fest,  dass  die  für  eine  Mobilmachung 
^gsösen  Heeres  unbedingt  nothwendigen  einmaligen  Ans- 
Hsanter  allen  Umständen  müssen  gemacht  werden  können, 
nabhängig  von  der  jeweiligen  Lage  des  Stoatscredits  und 
Geldmarkts.    Diese  Sicherheit  giebt  allein  vollständig  der 
^ricgsschats,  der  daher  wenigstens  bei  gewissen  Heersystemen 
üe nothwendige  Finanzetnrichtnng  ist  (§.  65).   Bei  den 
Heitlingen  geboren  die  Kosten  der  Armirnng  and  Prorian- 
tinig,  bei  der  Flotte  diejaiigen  der  voltetändigen  Ausrüstung 
Indienststellung  der  Schiffe  zu  diesem  ersten  Haupt- 
IKWten  der  eigentlichen  Kriegsausgaben. 

2)  Die  Kosten  der  Kriegsflthrung  selbst,  welobe  Uber 
den  gewOhnliehen  Friedensetat  hinaus  —  der  daneben  be- 
I  ^Men  Ueibt  —  zu  machen  sind.   Sie  hängen  von  der  Stttrke 
'  ^  Heeres,  der  l5aner  des  Kriegs^  bez.  der  E^riegsbereitschaftf  den 
vorkommenden  Verlusten  an  Material  aller  Art  (Waffen,  Kleidung, 
tah  u.  8.  w.),  welches  sofort  wieder  ersetzt  und  ergänzt 
Verden  mnss,  vom  nothwendigen  Umfang  des  Lazarethwesens,  vom 
^^•elMchub  der  Truppen  zur  Ergänzung  nnd  Vermehrung  des  Heers 
der  Heimath  zum  Kriegsscbanplatz  u.  A.  m.  ab.  Die  einzelnen 
*idi^ten  Posten  sind  die  Auslagen  fBr  die  Naturalverpflegang 
Truppen,  fUr  die  Gehälter  und  Lohnungen,  fOr  die  Er- 
giaiung  der  Waffen  und  Munition  nnd  der  Bekleidung, 
|*ozQ  dann  noch  je  nachdem  grossere  Summen  fllr  Transporte 
nd  für  Lazarethe  nnd  Krankenpflege  kommen. 

a)  Die  Gage  and  LObnnng  ist  im  Kriege  vielfach  zu  erhohen 
wegen  der  theureren  Preise,  der  stärkeren  Abnutzung  der  Sachen, 
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b)  Die  Natnralrerpflegang  mass  nothwendig  viel  am* 
fangreicber  imd  gewöhnlich  anch  viel  koBtspieliger  als  im 
Frieden  werden.  Denn  sie  wird  im  beimischen  wie  im  Feindes- 
lande im  Interesse'  der  Trappen  wie  des  kriegeriBohen  Zwecks  viel- 
faoh  auch  da  eintreten,  wo  im  Frieden  die  Geldverpflegang  ans- 
reicht,  z.  B.  bei  den  OfGcieren.  Die  Kosten  steigen,  weil  der  Krieg 
ttberhanpt  die  Preise  der  Artikel  des  MiUtftrbedarä  empor  treibt, 
weil  gewöhnlich  hohe  Ti^usportkosten  hmznkonunen  ond  weil  im 
eigenen  Lande  die  naturalen  Landliefernngen  der  Nachbar* 
Schaft  zu  drückend,  im  Feindeslande  die  Requisitionen  zu  Iftstig, 
zn  gehässig  werden,  die  Disoiplin  dabei  leicht  leidet  und  doeh  die 
Versorgung  nicht  hinlänglich  sicher  gestellt  wird.  Daher  bleibt 
soweit  als  mOglich  die  Verpflegung  des  Heeres  auf  eigene 
Kosten  im  Gange,  mittelst  eines  umfassenden  Systems  von  Lie- 
ferungen (durch  kaufmännisofae  Lieferanten),  Feldmagazinen, 
Bäckereien,  Fabriken  von  transportfähigen ,  daaerhaften 
Nahrungsmitteln  u.  s.  w.") 

Ein  besonderer,  anter  Umständen  nieht  unerheblicher  Ansgabe- 
posten  während  des  Kriegszustandes  kann  die 'UDterfaaltnng  der 
Kriegsgefangenen  sein.") 

lieber  die  Sieherang  der  Besohaffang  der  Fiaam- 
mittel  zur  KriegsfUhrnng  selbst  ist  oben  in  §.  64  ff.  schon 
gehandelt  worden.  Da  die  Benutzung  des  Staatsoredits  nicht  nn* 
bedbgt  diese  Sicherung  bietet  oder  anter  Umständen  UDver 
hältnissmässig  kostspielig  ist,  mass  einmal  die  gesetzliche  Ver- 
pflichtung zu  Naturalleistungen  der  Selbstrerwaltang^ifrpei 
(Clemeinden,  Kreise,  Liefenmgsrerbttnde),  bestehen,  sodann  ein 
System  von  Extra-Steuern  (bez.  Zwangsänleihen)  eing» 
richtet  sein. 

§.  123.  —  3)  Nach  beendigtem  Kriege  handelt  es  sieh 
zunächst  I 

a)  am  die  Kosten  der  Abrüstung,  daher  des  Rücktran» 
ports  der  Trappen,  Zahlung  gcMrisser  Abfindungen,  Desarmirani 
der  Festungen,  Aasserdienststellang  der  Schiffe  a.  s.  w. 

b)  Sodann:  Ersatz  oder  Ergänzung  des  verlorenen  edel 
nnbraucbbar  gewordenen  und  Verbesserung  des  dorcl 

")  So  sind  andi  im  letzten  fnoz.  Kriege  die  Requisitionen  des  dentscbei 
Heeres  immer  nate^eordnet  geblieben. 

«*)  Auf  Becbaong  des  Nordd.  Bandes  sind  ftU  187Ü— 71  an  Kosten  &U  kri^ 
ge&ugene  Franzosen  21  09  MUL  TUt.  %iiidirt,  ohne  die  AiU|ibe  1  die  Verpfl^uif 
d.  Qtiangenen  auf  franz.  Gebiete. 
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KriegserCUining  als  nngenttgend  erwiesenen  Kriegs- 
Isrials  «Oer  Art:  Waffen,  Kleidung,  Heergeräfhe  n.  s.  w., 
and  Umban  der  Schiffe,  Festungen:  das  sogen.  'Re- 
iiBement  und  Verwandtes.   In  finanzieller  Hinsicht  ist 
1,  dass  die  bezüglichen  Aaslagen,  obwohl  ihrer  Natur 
ne  staaiBwirtbsefaafUiche  Kapitalanlage,  doeh  möglichst 
h,  soweit  es  das  sachliche  Interesse  znlSsst,  zu  machen  sind, 
wie  im  Frieden  mitunter,  auf  längere  Perioden  rertheilt 
idliifen,  wdl  das  Heer  möglichst  sofort  wieder  in  jeder 
leistungsfähig  gemacht  werden  moss,  um  seinem  Zwecke 
PrilventiT-  nnd  BepressiTanstalt  (§.  37,  110  ff.)  zu  ent- 
Femer  ist  es  anch  flir  die  finanzielle  Auffassung 
*,  dam  in  der  That  nicht  nur  Ersatz  und  Ergänzung, 
zugleich  Verbesserang  des  Kriegsmaterials  noth- 
ist  and  daher  die  beztIgHehen  Kosten  zu  den  mit  dem 
ii  Verbindung  stehenden  geboren.   Denn  der  Krieg  ist  der 
iFittttein  wie  fUr  den  Werth  der  Militärorganisatton,  so  für 
des  Kriegsmaterials.*^)  —  Bei  der  Institution  des  Kriegs- 
tes  gehört  anch  dessen  Wiederanfttllnng  unter  diesen 
der  Kosten. 

bidlich:  Kosten  der  Wiedergutmachung  der  Uberhanpt 
Schäden  in  Folge  des  Kriegs.  Hierin  gehören 

ch: 

Die  Pensionen  der  doreh  den  Krieg  invalide  gewor- 
Ifilittrpersonen ,  nebst  den  Wittwen-  nnd  Waisenpensionen 
I  Hinterbliebenen  der  verstorbenen  Militilrpersonen:  ein  Posten, 
natttrlich  zunächst  von  der  Grosse  der  Verluste  abhängt  — 
neben  der  GrOsse  des  Heers  und  der  Daner  des  Kriegs 
Idas  Waffensystem  von  Einflnss  ist,  sowohl  was  die  Zahl 
iiiebenen  und  Verwundeten,  als  die  Art  der  Wunden 
davon  abhängig,  die  Grade  der  Invalidität  anlangt  —  Die 
der  einzelnen  Pension  wird  von  der  Finanzlage  mit  be- 
sein,  aber  knappe  Pension  ist  gegenüber  einer  wahren 
juld  der  Kation  am  Wenigsten  angebracht  und  anch  nicht 
zweckmässig,  weil  entmuthigend  fUr  die  individoelle 


Entschädigung  deijenigen  Landestheile  nnd  einzelner 
fir,  welche  durch  den  Krieg  besondere  materielle  Ve^ 

/Diker  z.  B,  nsch  dem  letzten  Kriegs  in  Dentscbland  die  NenbevtffitiiBf  dar 
iBÜ  rerbesserten  Ooirelinn.   3.  o.  Anm.  24, 
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laste  t^atteni  wie  d^e  Bewobner  dea  Krieg«schaDp}«tz^  oder  eeber 
Naobbaraobaft,  di«  Tom  Feinde  GeeobSdigteo  (Plandenmg,  Sequi- 
sitioD  des  Feiodes,  Vertreibnng  aas  dem  Feindeslande,  Wegnahme 
TOD  HaodelsaobiffeQ  bei  'dem  nocb  g^nden  Zustande  des  YlJUter- 
I«cbi8  n.  8.  w.)t  die  ans  ilireia  Erwerbsbenif  heraus  geriwenaB 
Angehörigen  des  Heers  (Reserristen,  Landwebrlente)  a.  a.  m.  D« 
ea  sich  hier  immer  am  Opfer  handelt,  welche  dnreh  den  Krieg 
Teranlasst  sind  nnd  vom  Einzelnen  fttr  die  Oesammtheit  ge- 
tragen werden,  sich  aber  sehr  angleich  auf  die  Einzelnen  TertheUen,! 
ist  eine  Entschäiligang  im  Prinoip  ge^pten.   Ihre  Höhe  wird  mit 
Bilcksicht  aaf  die  Finanzlage  bemessen  werdien:  volle  Entscbmi- 
gong  ist  aber  jedenfaUs  za  erstrdbeua.") 

y)  Ersatz  der  Kriegsleistangen,  welche  Landestheile  oder 
Einzelne  nach  gesetzlicher  Vorschrift  in  Arbeits-i  Sp«nn-Dieiut«D, 
Transportleistang,  Qoartiergewfthr,  i^aturalliefeningen  dem  heiisi' 
Boben  Heere  machen  massten.  Auch  hier  ist  möglücbst  vollet 
Ersatz  geboten,  weil  diese  Leistongen  immer  m^hr  oder  weoigei 
angleich,  ia  der  Beg^  schon  wegen  der  geographischen  Lage  dei 
Kriegsschauplatzes  and  der  Mar^ehrontea  sehr  aogleioh  die  ein 
zeinen  Theile  des  Staatsgebiets  und  die  Classen  und  Indivvlaen 
4er  BevOlkemng  belasten.  Es  gelten  hier  die  Grandsätae  fllr  die 
gleichmässige  Vertbeilung  der  Btenerlast 

Ob  nnd  in  wie  weit  fttr  alle  diese  nach  beendigtem  Kri^ 
nothwendigen  Ausgaben  aasserordentljche  Mittel  wie  Kriegs 
contributionen  zn  Gebote  stehen,  hängt  natürlich  vom  Aasgan] 
des  Kriegs  and  von  der  Hohe  solcher  Contrihntionen  ab.  Sini 
solche  Einnahmen  vorhanden,  so  werden  sie  in  erster  Linie  za 
Deckang  der  Kosten  der  KriegsfUbrung  and  zur  Oeckong  dies« 
weiteren  Kosten  nach  beendigtem  Kriege  dienen.  Docly  mum  dab^ 
im  volKswirthschaftlicheo  Interesse  Vorsicht  in  Betreff  der  raachcj 
Einziehnnggrosser  baarer  Qeldsammen  ansder  Fremd 
ojld  in  Bebreff  der  raschen  Abzahlang  etwaiger  Kriegsai 
leihen  angewandt  werden.")   Fehlen  solche  Contributioneu,  e 

**)  Die  AranzOsiscben  5  MilliardoD  .baben  es  dem  Dentscheu  Reiche  mO^ch  c 
ludit,  in  ftllen  diesen  Bedohung^en  das  Erforderiiche  reichUch  za  leiaten. 

")  Fht  die  iriasenacbaftUcbe  BebuidlaDg  aller  solcher  Fragen  liegen  jetit  wU 
einem  groBsaitigen  Experimeot  die  Erfabniiigstbatsacben  la  den  EiDwirkongen  d 
franzOsiscbea  EriegscoDtribntloQ  t.  1871  anf  Frankrolch  und  Deutscblanil  ror.  Sie 
4ftr&b«r:  Btmberger,  die  5  Milliazden,  1878  (tna  den  Prensa.  Jahi^,  B.  3 
Sötbeer  desgl.  Beii.  1874,  mein  Keicbafinanzwesen  im  Jahrb.  d.  b.  Reichs  l 
ß.  86—16»,  bfli.  228—252,  di^L  mein  bvägL  Aab.  in  Hildebr.  J«brb.  XXU.(1S7< 
S,  378  ff.,  Wolowski,  räsnlt  iconom,  in  payam.  de  In  cootribnt.  de  gü»iK  et 
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■d  die  bezOglicben  Aoe^aben  nacb  den  aUgemeinen  Gropdsfttzen 
der  Deckung  des  Fioanzbedarfs  zn  regeln,  also  erentoell  aacb 
breli  Anleihen  zn  decken,  aber  immerhin  bei  der  zweifelhaften 
Duer  der  durch  die  Kriegsansgaben  hervorgemfenen  Wirkungen 

I  ad  m  dem  Falle,  daas  es  sich  um  Anleihen  ans  bereits  angelegten 
beimischen  Kapitalien  (§.  59,  62  ff.)  handelt,  wenigstens  theilweise 

I  oil  durch  erhohete  oder  neue  Steuern. 

i)  Ein  letzter  Posten  der  Krie^gsansgaben  ist  endlich  erentoell 
dierom  Besiegten  dem  Sieger  zn  zahlende  Kriegsoontribntion 

(„Kriegskostenenlschädignng")'  rascbe  Zahlung  derselben 

liid  in  der  Begel  schon  im  Friedensverträge  bedungen  und  liegt 
I  sewfihnlich  im  Interesae  des  Besiegten  eben  so  sehr  oder  noch 
Btfar  als  in  denjenigen  des  Siegers,  weil  von  ihrer  Entrichtung 
ik  Befreiung  des  eigenen  Gebiets  ron  feindlicher  Besetzung  und 
tie  Wiedererlangung  der  politischen  Unabhängigkeit  abzuhängen 
lh{t.   Der  Druck,  der  auf  den  besetzten  Landesthellen  liegt, 
tilitie  einzelnen  Staatsbärger  sehr  ungleich,  was  auch  die  mOg- 
Um  rascbe  Abwicklung  erwtlnscht  macht.    Es  nöthigen  diese 
TfllijUtniase  meistens  zur  Aufnahme  von  Anleiben  und  nacb  der 
^  der  betreffenden  Ausgabe  sind  dieselben  auch  gerechtfertigt 
fidi  empfiehlt  sich  aooh  hier  ein  RUiAgrsifeii  .mit  auf  Steaem, 
besooders  solche,  welche  die  wohlhabenderen  Glassen  stärker  zur 
Ingnig  dieses  Opfers  mit  heran  ziehen.**) 


Pv.  1ST4  {KU  3.  i.  Econ.  Dec.  1874),  L.  8%y,  Tappoft  sar  I0  p^«m.  de  U  mo- 
iitaini  «tc,  Paris  18T4;  Psrraria.  indemDiUt  di  noira  eto.,  Koora  Aotdogi» 
Febr.  1875. 

*^  Die  ,4CrieyskostenaDtscb&digiiDgea"  ui  PrensBen  betragen  nach  d.  Friedens- 
Totdren  1866  55*73  Mill  Tbir.,  wovon  ron  Oesterreich  20,  Baiem  IT'IO  (genan 
a  HÜL  1),  Sachsen  8  87,  Wflrtemberg  4  56  (renaa  8  MUL  ä-\  Baden  3  40  (6  HUL  fl,). 
Urnen  1*70  MilL  Tlilr.  (3  UUL  11.).  Bensa  iX.  100,000  Thlr.  Aosserdem  an  Kriegs- 
UBtnbnt,  KricesbeatB  n.  4*77  MjU.  TbIr..  voroD  8-284  Hill.  Thlr.  Krlegscon- 
^nbntion  der  Stadt  FmUart  «.  M..  1-29  BIUL  Thlr.  ZaUnngen  dea  Bichs,  nnanz- 
BiobteB  an  die  preoss.  arUrenralt  wahrend  d.  Occnp.-Zett,  390,000  Tfab.  hunor. 
FeUkri^lKaaBe  n.  a.  m.  S.  Jahrb.  d.  preuss.  SutiatUc  m,  463.  —  Die  franzOs. 
Kdegskostenentschidignng  an  das  Dentsche  ßeich  var  nach  AbzDg  der  Bealisations- 
^en.  aber  inbegriffen  die  ron  Frankreich  f.  die  Beate  seit  dem  Frieden  zu  zahlenden 
hirnk.  nach  dentscber  Bechnnng  5,3ül, 145.078  Fr.  ^  4.240,672,893  Mark  (nach 
Uno.  Bechn.  5,302,065.000  Fr.),  die  Parisor  Contrib.  (200  Mill.  Fr.)  160*52  Mlll.'M.. 
■ia  Deberschnss  (Uber  d.  Yenraltnagsliösten)  der  in  Frankreich  erhobenen  Stenern  n. 
kielt  oamittelbar  rer#end.  KrtL  Contribot  52  8  Mill.  M.  (in  d.  franz.  Bechn.  findet 
lieh  als  „Wiedererstattung  d.  r.  DeutschL  erhob.  Stenern"  61-70  Mill.  Fr.).  In  Snmma 
fUier  die  deoucbe  Baafeinnabme  ans  Frankreich  4453-99  Mill.  M.  Die  Unterhaltung 
der  deoticben  Trappen  auf  fmoxfialscb.  Bechnnng  irfthrend  der  Ocenpation  nach  dam 
Friedensicblofls  berechnet  Frsokretch  auf  923  64  Mill.  Fr.  S.  Prensa.  stnt  Jahrb.  IT, 
2.  AbtL.  S.  240,  mein  Qeiohafiaanzwea. ,  Jahrb.  IE,  S.  85.  97.  Goth,  Jahib.  1876, 
&  592.  —  Ueb«T  die  Gesammth^  der  idgeatL  Eriegdtosten  s.  füg.  Ann. 
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§.  124.  Die  mittelbaren  Kriegskosten.  „Die  Lasten, 
welche  ein  Krieg  in  wirthschaftliober  Hinsieht  dem  Volke  auflegt, 
besteben  jedoch  nicbt  allein  in  dem  Änfwande  ans  der  Staatscasse, 
sie  begreifen  in  sich  auch  die  Verringemng  der  Prodnction  durch 
Entziehung  vieler  Arbeiter  nnd  StOmng  des  Absatzes,  sowie  lUe 
vielfachen  Ausgaben  und  Verlnste  der  Btirger  dnrch  fiinqnartie- 
mngen  n.  s.  w.,  vorzttglich  dnrch  die  Nähe  des  Kriegsschanplatzes*^, 
Verlnste,  welche  sich  nicht  leicht  vCllig  entschädigen  lassen,  selbst 
wenn  die  Finanzverwaltnng  die  Mittel  dazu  hätte.  „Selbst  der 
glücklichste  Aasgang  des  Krieges  kann  daher  nicht  immer  alle 
diese  Opfer  vergtiten,  ein  unglücklicher  vernichtet  in  kurzer  Zeit 
die  Früchte  eines  vieljährigen  Fleisses.  Die  Wähmehmung^  das« 
einzelne  Gewerbszweige  im  Kriege  in  Aufnahme  kommen,  bat  bis- 
weilen zu  der  Meinung  verleitet,  als  sei  derselbe  der  Volkswirth- 
Schaft  nicbt  nachtheilig,  aber  dieser  Irrthum  berichtigt  sich  leieht, 
wenn  man  auf  den  Vermögenszustand  aller  Volksclassen  achtet 
nnd  den,  durch  gewaltsame  Ausschliessung  des  fremden  Mitwerbens 
erlangten  vorübergehenden  Monopolgewinn  mit  der  Ausdehnung 
der  Betriebsamkeit  bei  freiem  Welthandel  vergleicht"  (Bau  §.  77.)") 

**)  Was  ein  kriegftllirendM  Volk  im  Blate  seiner  Eiuder,  in  Eotbeluiiiig,  Notb 
und  Sorgen  seiner  Boiger  für  Opfer  bringt,  lässt  sich  nicht  berechnen.  Doch  &ach 
das,  wta  in  Zahl  nnd  Maass  fällt,  stellt  keine  günstige  Bilanz  dar.  Nach  den  dotch 
Dumas  (Pröcis  des  örinements  militaires,  XIX.  Baad ,  rgL  Memoir«D  des  Henoga 
r.  Rorigo  I.  ISO  der  deutsch.  Hebers.)  bekannt  gewordenen  Zahlen  hat  die  fianz&s 
Staalscasse  nur  vom  1.  October  1806  bis  dahin  18ÜS  nach  Abzug  der  Ausgaben  im 
damaligMi  Kriege  eine  Ein&ftbm«  roa  435  Mili.  Fr.  ans  den  oecapirten  L&odeni  be- 
zogen. Aber  ma  litt  Frankreich,  besonders  tod  1812—18181  Die  Ansgaben  der 
maz.  Staatscasse  ron  1802-1815  verden  auf  6000  HüL  Fr.  gerechnet,  and  bo  vid 
sollen  ancli  die  ContribntiODen  der  eroberten  Länder  irieder  eingebracht  haben.  Saj, 
Handb.  T.  151.  Hierzu  kamen  aber  die  Folgen  der  unglücklichen  FeldzOge  ron  1814 
und  1815.  Schon  allein  die  rertragsm&ssigcu  Leistnogeo  beliefen  sich  sehr  hoch, 
nemlich  700  Mill.  Fr.  Gontribntion  an  die  rerbundeten  Mächte,  390  Hill.  Kosten  der 
fremden  Besatzung,  3  Jahre  hindurch  zu  13U  MilL,  320  Mill.  Privatentschädigungen 
(16  um.  Fr.  Renten),  zusammen  1410  Mill.  Fr.  Von  1814—1819  hat  die  firuizOs. 
Staatsschuld  um  beioatic  1 26  Hill.  Fr.  Renten  oder  2520  Hill.  Fr.  Stamm  zugenommen. 
Vgl  BresBon.  II,  316,  443.  —  Die  Eroberung  von  Algier  brachte  der  franzSsischeo 
Staatscasse  eine  Eionahma  Ton  51  Mill.  Fr.  aus  erbenteten  Schätzen  und  Waarenroi^ 
räthen  zu  Wege,  aber  die  Kosten  der  Eroberung  tmd  Behauptung  sind  weit  grosser. 
Der  nas.  Krieg  ron  1854  nnd  55  war  ausserordentlich  kostspielig.  Frankreich  ver- 
voidete  auf  ihn  gegen  2500  MUL  Ft.,  Grossbritannien  gegen  90  MUL  L. ,  SsRÜnlen 
54  Mill.  Fr..  Preussen  zur  BUstnng  15  Mill.  Thlr.,'  Oesterreich  dsgL  gegen  200  MiD.  S. 
Mit  EinscÜuss  ron  Rnssland  und  Oesterreich  darf  man  die  Kriegsausgaben  auf  min- 
destens 2200  Mill.  Thlr.  setzen,  woza  noch  die  grosse  ZerstOmog  ron  PriratvermSgeu 
in  der  TOrkei  und  Russland  kommt  (Kau,  g.  77.)  Der  Krieg  von  1866  kostete  der 
preussischen  Staatscasse  Uber  die  laufende  Ausgabe  circa  83  Alill.  Thlr.  und  brachte 
derselbe  an  Entrichtungen  anderer  Staaten  CO*/,  Mill.  Thlr.  ein.  Der  dänische  Krieg 
kostete  Preussen  extra  c.  1 S'/*  Mill.  Thlr.  Die  einmal.  Mobilmacbungakosten  betnigea 
1866—67  circa  16-3  Mill.  TlUr.  S.  Engel,  Jahrb.  HI,  541,  462.  Der  ilaUenische 
Krieg  Ton  1859  kostete  Oesterreich  eitra  c.  210  Mill.  fl.,  s.  A.  Wagner,  Uns.  Zeit 
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ms.  Der  Sjdtg  von  1S70— 71  hat  Fraakreieh  9—10  HUliwden  Fr.  bloas 
«TerrecbaeCsQ  Ausüben  gekostet  Nftcb  d.  B«r.  d.  Hin.  Hatkleu-Bodet 
;iLl]iL]t»75  (7ouB.ofSe.  8.  Jan.  18TB,  dwiaoli  aDth.Jalixk  1870,  8. &92)  ergaben 
lÜtHpads  PoateB  in  HUL  Fr.: 

Dnterstfitznng  d.  FuniUen  t.  Sold, 

n.  Hatrosen  50'00 

Baare  Entsch&d.  an  Opf.  d.  Kriegs  106  00 
Dsgl.  aa  Gemeiaden  (Änntüt  ).  .  251*95 
Dsgl.  T.  Genie  Terrm,  Schlden  .  aO'OO 
IV.  Wiedergntmach.  t.  SdiSden  439-05 
Eriegscontrib.  (ohne  Paris) .  .   .  SOOO'OO 


MmiliiilL  Angabe  in  Folge 

I  liB(g>  1912-03 

niiäraiig  ron  Paris  .  .  169-52 
IBMfi&  Eiiegskosten    .   .    30  00 


I        L  Eig;  Kriegskoeten  2ni'ö7 
$«iteAaIdken.   ....  881-27 
raSiMMfn  o.  EIInkflnfira_8ft4*ig 
H  Besond.  fnaiiz.  Opfer  995-46 
d.  Mater.,  Befestig. 
( late.  d.UqoidatioHl'ottdB) 
>K  TiedeifaenteU.  n.  Ter^ 

der  Eriegsmaclit  .   .  692*26 


Zinsen  dafür   302-07 

Caterhalt.  d.  deatsch.  Trappen  .  323-64 
Von  Dentscbland  erfaob.  Stenern.  6;-70 


T.  Contrib.  n.  dgL  m.  5687  41 
Somma  9287*88 

ildeatsetien  Kriegiflnanxen  rou  1870 — 71  siehe  mein  Belcbsfiniaz- 
Hab.  m,  65—166,  mtt  den  renechn.  Daten  bis  Ende  1872,  a:qHoziinattTen 
IVl  kvch  Jahrb.  f.  d.  amd.  Statist  Preossens  IV,  2.  Abtb.,  S.  240,  bis  1874 
iSIi.  Tollständig  sind  noch  jerzt  nicht  alle  Posten  abgewickelt  die  Verwendungen 
■  ViieriierstellaDg  n.  Verstärkung  der  Kriegsmacht  werden  erst  im  Lanfe  der 
«ABKk  Schwierigkeiten  f  d.  Berechnnng  macht  die  getrennte  Liqnld.  f.  d. 
IMd.  Bnnd,  die  einzelnen  sQdd.  Staaten.    Die  folg.  Uebeisicht  aas  meinem 
MMthnn  geoOgen,  weil  sie  die  mathmaassl.  Aaagabereste  nach  den  officiellen 
^fiftrt  enthllt  n.  die  gesetzL  Verwendung  f.  d.  später  za  machenden  Ans- 
OMfaBt  ganz  in  16TS  geregelt  war.   Verwendnog  der  franzOs.  Oontribtitlon 
f.hSDIL  Thlr.: 

Auf  Beiolurechn.      Anf  spec.  nordd.  Becbn. 
7S*ia  877-88 


Wrintwitennng  u.  s.  ir.  der 


186-11 
246-39 
6-27 
29-79 
143-87 


120-02 
10*82 

""i'oe 


685-57 
798-98 


609-8S 
183-70 


 inng  TOD  Schidea 

■nlüiogBcw.  der  Kriegsmacht 
VerwaltangKraormen 
■taf  geboade  Kqtitalulagen  . 

Summa  I— V 

nir  Vetthflflnng.   .   .  .  

Somma  1484-55  643*50 
■ttba  Kriegskosten  (Mobilmachung.  KriegsfÜhrnng,  Abrüstung)  mSgen  incL 
c  520  Mill.  Thir.  betragen.  FQr  die  f  i  o  a  n  z.  Seite  des  Kriegs  sind 
itlelbar  zu  machenden  Ausgaben  (im  Untcrachied  ron  den  erst  später  nach 
n  machenden  resp.  abzuwickehiden)  bes.  wichtig.  Sie  ergeben  sich  in  der 
>^uis  dem  Bechaongsnachweis  d.  Nordd.  Bundes  f.  1S70  a.  71.  Hiemach 
iTensAnet  f.  d.  Mobilmachung  30-8ü  (wovon  24  23  in  1870  allein),  wovon 
^  14-69  Miü.  Thlr.  (abzUgl.  8-13  f.  Eri&s  aas  Verkäufen),  f.  Mobilmachungs- 
iOfficiere  n.  gew.  Fers.  d.  HannscbafI  2'54,  f.  Fortiflc,  Armir.  d.  Festongen 
mcte  492,  f.  Verproviant  d.  Festangen  2-25;  femer  t  d.  lanf.  Kosten 
btim  Landheer  in  beiden  gen.  Jahren  260  76  MUL  Thlr.  (wovon  72*20 
'''S5  in  1871),  daron:  f.  Gehälter  n.  LShne  der  Truppen  43*79,  Nataral- 
BSeker.  105-77,  Bekleidung  a.  AusrUst  37*27.  Lazarethe  b.  dgl. 
d.  Feldarmee  1-58  (wenig  wegen  der  erbeuteten  Pferde),  Munition 
1-99  a.  s.  w.  —  Die  Wiederherstellung  und  VeTstärkang  der 
'■•eht  erforderte  nach  d.  gesetzl.  Bestimmungen  an  Hauptposten  fUr 
ttraAnsng:  Kriegsscbatz  40,  Festnngsbau  u.  dgl.  114,  f.  nordd.  Rechnung 
'  ^^ifaliss.  (incl.  Baden  o.  Ueasen)  106-85,  div.  Gebäude  etc.  c.  19  Miü.  Thlr. 
Wiedergutmachung  von  Schäden  u.  s.  w.  schon  bis  1873/74  (seitdem 
"Nten  weitere  kleine  Beträge):  auf  Beichsrechnung:  Invalidenfonds  187 
T«  s.  Orflndong  ausserdem  lO-l  Mill.  Tblr.V  Beihilfen  an  Angehfirige  der 
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7.  Abschnitt 
FlnaittMuf  Ar  die  DoKbflllinmf  des  Cnltur-  nad 

Wohlfthitszwecks.  ^) 

I. '  §.  125.  Die  innere  Verwaltung,  soweit  eie  von  der 
Polizei  (§.  104)  nndron  der  Tolkswirthschaftllchen  und  Unterrlchts- 
▼erwaltnng  (§.  126  ff.)  getrennt  wird,  macht  TerhältniBsmassig  ge- 
ringe Ausgaben.*)  Die  Hanp^biete  sind: 

1)  Die  amtli^be  Statistik.  Hierher  gehören  die  Kostea 
der  jetzt  in  den  meisten  civilisirten  Staaten  bestehenden  Btatistiscbeo 
Bnreans,*)  die  Kosten  der  laufenden  statistisohen  Sammelarbetten 
der  Verwaltungsbehörden,  welche  sich  schwer  von  den  übrigen 
Kosten  dieser  Behörden  absondern  lassen;  dann  namentlich  die 
Kosten  der  periodischen  Volkszählungen  odar  Geusas  und  ähnlicher 
Aufnahmen  (Viehzählungen  u.  a.  m.).*) 


Beseiran  n.  LuKlirehr  4,  dsgl.  aa  ms  Fimakreicli  Tortriebeoe  Dentschfl  3,  dsgl.  fu 
dmtsolie  Rhederei  &'6 ,  d^L.  Emti  r.  KriegiMhtdeB  o.  Leistangaa  a.  a.  w.  (bes.  i 
£ls.-Loäir.)  37*7,  dum  auf  lundd.  Bechnnig:  Efsatz  d.  KriegstoiBtnogaB  d.  GMtindei 
2-5,  dfldL  der  DatMStOtamg  f&r  die  FUnilieia  d.  einboraf.  Bösem-  a.  Leodwehrioate 
S'S  MiU.  TUr  Weiteres  IMail  hs  den  betir.  Gesetzen  o.  Ststistik  in  nelBiem 
BflidufinanzireBeii,  S.  103  fiU  112  C,  118  £ 

■  .  ■)  Me  DarrteÜDDR  bescbiiakt  tieh  im  Fixenden  wieder  mehr  Mtf  eine  larze  Debo^ 
siebt  dar  Gebiete.  Mfibrfach  ist  auf  dieselben  in  der  Hoanzvissenscbaft  in  dir  spit 
Eionabmelebre,  aamentl.  bei  dfin  Gebuhren,  so  bei  Munzo,  Post,  StrmsseD.  Schalen, 
oder  bei  den  »gleich  priratirirth^cbaftL  Enrerbezveigen«  wie  bei  EiseDWhneD, 
einzugeben  nnd  dann  sind  die  eofce  zusammenb&ngeadea  VerbUtniiee  der  Anig:^ 
a.  Eiiinahmen  zagleich  ztt  behandeln.  Aoderes  Ist  genaoer  in  den  anderen  Tbeileo 
ded  Lehrbncbe,  bes.  in  der  Volluwirthschaftapotltik  (B.  8  n.  4  d.  Srst)  za  erSnero. 
Im  7.  Abschtt.  daher  hier  ziemL  AnsObloss  an  die  6.  An^.  §.  7S  C  n.  z.  Th.  noofa 
oaeb  Raus  5.  Ansg.,  §.  79  ET. 

')  Uttber  die  allgemeinen  Verwaltongsanfgaben  u.  die  Aufgaben  t  d.  Verwaltugs- 
behOrden  des  Staats  s.  aocb  eben  g.  104,  bes.  Anm.  8. 

")  Z.  B.  S.  Beich,  Stat  Amt  1876  207,000  U.,  Prenssen  187S  267,000  U. 
(obne  Banconto),  daneben  noch  besonders  fdir  d.  meteoroL  Instit  29,800  M.  Die 
Ansgabe  kt  In  den  rerschiedenen  Staaten  nicht  nur  nach  der  GcMse  der  letztenm 
imd  döT  Dmfassendbeit  der  Arbeiten,  sondern  anch  nach  der.  ganzen  Stelloog  dd<1 
£inricbtang  der  Bareaus  rerschiedeo ,  je  nachdem  sie  nor  die  leuten  CoDceotrirangs- 
Dnd  Fnblic.-Arbeiten  oder  schon  firQhere  Sammel-  and  Concentrimng^rbeiten  (ass 
den  Orlisten  n.  s.  w.)  za  machen  haben.  S.  A.  Wagner,  Art  Statistik,  StaatavOiter- 
bocb  X  448.   Stein,  Terwaltnngsl.  bes.  B.  2. 

^  Diese  Kosten  des  Censos  sind  nach  der  Methode  der  ToIIisz&blang,  der 
Specialit&t  derselben  (namentl.  neuerdings  eingehende  Eigenschafraiat.  der  B«rOIl>) 
nnd  Je  nachdem  die  ZUdong  mit  anderen  Statist  Anfnahmen  (aber  Wohonngen.  Tieh- 
stand.  ßeirerbewesea  n.  s.  w.)  rerbnnden  ist  sehr  verscbiedea.  Wo  die  SelbstzUdon; 
ttnd  die  Zihinng  dorcb  ftoiwilUge  und  onentgeltl.  dienende  Z&hler  stattfindet  (wis 
tlelAcb  In  DeatscUand)  sind  die  Kosten  geringer,  ohne  Indessen  f.  d.  ToIkswirtbsdL 
za  rerschwinden.  Es  gilt  hier  das  in  §.  72  Uber  Ehrenämter  Gesagte.  S.  naa. 
Engel  i  d.  KtEchr.  d.  preass.  stat  Bar.  1870  Uber  Kosten  d.  Yollffiz&hl.  S.  33  S. 
Z.  B.  Oesterr.  Gensas  t.  1857  2  HilL  iL.  Brit  r.  im  250,000  Pfd.  St, 
Verein.  Nt  t.  1861,  185  UiU.  D.,  Belg,  r,  1866  Uber  644.000  Fr.  Die  lOj&hr. 
Periode  derZ&blnng  empfiehlt  sich  auch  rom  Kostenstaodpancte  ans  Engel  a.a.O. 
S.  41  reranschlagte  bei  theilw.  Benatzang  aneotgelt.  Zihler  flu  die  nlchste  (71er) 
Tolksz&hlong  die  Ausgabe  t*reD88en8  auf  191,000  tWx. 
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9)  Das  Offentliohe  G-etnndbeitswesan  und  die  dafttr 
Aeaenden  Änstalten.  Letztere  (Kranken-,  Gebftr-,  Irrenbänfler, 
flebanuneBtnstitiite  n.  dgl.  m;)  pflegen  in  der  Bogel  ganz  oder 
pMBentheib  ans  Fnvindal-  oder  GemeSndemitteltt  oder  ans  eigenem 
StiftniigSTermOgen  bestritten  m  werden,  90  dass  es  sich  fllr  die  Staats- 
eaaee  etwa  nar  xaa  Znscbtlsse  bandelt.  Völlig  trttgt  der  Staat 
nitSDter  nnr  den  Anfwand  ftlr  solche  Anstalten  dieser  Art,  welche 
lo^eicfa  zu  Unterrichtszwecken  dienen.  Ausserdem  hat  cUr  Staat 
fie  Angaben  ftir  Hedidnalbeamle  (MedieinalooUegien,  Amtsärzte, 
Amtswmd-  Und  Hebel&rate),  etwa  fU^  Impfwesen,  Quarantäne  n.  s.  w. 
n  decken.  Eine  ansserordratliobe  Ausgabe  Temnacben  bisweilen 
fie  Seaebeu,  ^demieen  nnd  Viehsenofaen  (Episootieen),  indem  sie 
AbsperrUDgsmassregeln  n.  s.  w.  nothwendig  macbco.') 

3)  Das  Hilfs-  nnd  Armenwesen  (tJffenttiobe  Wbhltbätig- 
idt)^.  Die  Staatscasae  wird  biefUr  mit  Becht  im  Allgemeinen 
m  aosnahmsweise  nnd  etwa  nur  snbaid&r  in  Ansprach  genommen, 
isim  theils  die  freiwillige  (Privat  ),  erestnell  die  kirchliche  und 
Stiftngsarmenpflege  eintreten,  theils,  wo  eine  gesetzliche  Armen- 
fiigt  besteht,  die  Gemeiaden,  Kreise  and  deren  Verbände  die 
Miehtigen  sind.^)'  Der  Staat  wird  sonst  not  bei  einiebien  grOsse* 
res  Offentliohra  Nothständen  (Misswachs,  Wassersnoth,  Kriegsver- 
hsemag  n.  s.  w.)  mit  G^dmittetn,  IMters  ttbrigens  nnr  Torsobnss- 
wnse,  oder  mit  Stenemaehlass ,  was  ja  auch  nnr  eine  Form  der 
UntersttUaong  ist,  Httlfe  gewähren  mfissen.*) 

II.  »  §.  136.  Die  Tolkswirthscbaftliohe  Verwaltung 
($.  32,  snb  8,  b).    Hieher  zählt  ein  grosser  Theil  der  allge* 


AMBgAa  im  Sittta  ftr  SlÜHitUdiM  GoeudMfnrtWB,  ttoUt  oIum  di«  h&tnS. 
^rttrlttr .  welche  ui  Dniren.  n.  s.  v.  mit  far  Leluzwedn  dienen:  Oesterreloh 
TCtL  Th.  1870  66MO0  1  —  D.  Reich.  EciclisgeBondh.-Aint  1878  48,000  M.  — 
PrenseeA  fur  Hell-  n.  Wo&KUdglceUsaDBt  a.  Spec  OaterhchtsUBt  474,000  M.. 
LO.  (Im  CnltnimiDist.  Teraasg.)  1,799,000  M.  —  Baden  1870  ohne  d.  UnirersdtU»- 
krukeuheil  -  n.  d.  Irronaflst  94,976  fl.  nebst  14.600  fUr  Tliierärzte.  Die  beiden 
Iirenb.  Illenui  n.  Pforzheim  kosten  znsammea  346>3&  fl.  oder  nach  Abzng  dex 
eigraes  Einn.,  meist  Verpflerongsgeldet,  71,879  fi.  In  Illciiaa  kostet  ein  SmOat  887, 
ä  Pforzbeim  (mebt  Unhcilb.  n.  ^Uept)  20$  i. 

■)  S.  »octr  Raa,  Volksvirtbschafstpc^t  §.  334  ff. 

^Beb^itel:  Prenssaa,  Ansg.  für  VoUthiLtiRkeitBEireGke  im  Kinist  d.  Innen 
m»  m  HUL  SL.  TMon  aber  allein  I -08S  f  UntsmUti:  anaer  liriager  am  180B— ISt 
«BT  Btst  meiit  f.  Psas.  n.  dgL,  nur  ns.00»  M.  f.  AlmoeeA  OateisHti.  la  AUg.. 
243^000  M.  fcMttAh.  DotentOlz.  £.  Amen-  o.  Wohltfaltigkeltwostahaa. 

*)8.  oben  65.  Zur  AtAtUlb  des  ostprenas.  Notitstaadee  «ncde  voto  preaaa 
Staate  terwcadet  nach  üea.  t.  2S.  Dec.  lftU7  l.ftdSOOO,  nach  dorn  t.  3.  Mkn  1866 
S  KUL  tut.  —  WUrend  doa  lS70sr  Kriegs  Uul.  Dntetstfttz.  aas  d.  Staatscane  ai 
Thilk  4  B.-B.  Ttier.  AehaL  187«  f.  irebBitehv^nuntugea  ia  d.  Pior.  8a<M,  t 
de»  Bngstnn  bd  Kaub. 


Digitized  by  Google 


280     1*  B.  2.  E.  T.  A.  FinMubodarf  flr  CnUiir-  a.  WoUbliTtBZTeek.  %.  126. 


meinen  Ausgaben  der  ttbliolwn  Ministerien  Tnnerai,  des  Han- 
dels, der  Landwirthscbaft,  z.  Tb.  selbst  der  Finanzen  u.  b.  w. 
Viele  Thätigkeiten  der  zum  Ministerinm  des  Inneren  ressortirenden 
VorwaltnngsbebiSrden,  der  Polizei  sind  oft  hanptsäoblich,  in  der 
Regel  wenigstens  nebenbei  zur  volkswirdisohaftUeheD  Verwalttmg 
EU  rechnen,  wenn  sie  sieb  aach  anmerdem  gleicfazeitig  anf  and^ 
Gebiete  erstrecken.  Die  bezüglichen  Aasgaben  aisd  daher  anch 
picht  wohl  zn  trennen.') 

Von  den  einzelnen  Einriehtangen  nnd  Anstalten  des  Staats! 
znr  Pflege  der  Volkswirthsehaft  sind  diejenigen  im  Ganzen  die 
älteren,  welche  gleichzeitig  ~  Dnd  in  der  Praxis  früher  meistenB 
stark  —  mit  als  eine  wichtigere  Einnahmequelle  für  die  Staats- 
easse  in  Betraebt  kommen  können.  Richtigere  Einsieht  hat  jedoch 
dazu  geführt^  dass  der  fisoaluiobe  Oesicbtspnnct  bei  der  Verwaltung 
dieser  Anstalten  zurtlok  getreten  ist  and  im  Allgemeinea  nur  noch 
eme  massige,  gebflhrenartige  Einnahme  beabsichtigt  wird,  wenn 
der  Staat  nicht  etwa  ganz  auf  Gewinn  verzichten  muss.  Näheres 
aber  die  einzelnen  VerbältDisse  gehört  in  die  spätere  Gebtthien- 
lebre  nnd  in  die  Lehre  von  den  priratwirthschaftÜchen  Einnahmen 
oder  in  die  anderen  Bände  des  Lehrboehs.  Hibr  sind  nur  km 
zn  erwähnen: 

1)  Das  Maass-  nnd  Gewichts-  und  insbesondere  das 
HUnzwesenf  das  bei  der  Piägang  des  Staats  anf  eigene  Beeh- 
nung  hinsichtUcb  der  vollwichtigen  Mttnzen  fast  nur  noch  An^i^n 
macht  Diese  werden  durch  den  €kwinn  bei  der  ScheidemOnz- 
pi4gnng  nicht  einmal  immer  gedeckt;  jedenfalls  bldbt  nor  ein 
geriogftlgiger  Ueberschnss  fKr  die  Staatscasse.  Derselbe  kann 
grösser  sein,  wenn  der  Staat  i)tr  die  Mttnzprägang  des  von  Pri- 
vaten llberhrachten  Metalls  einen  Schlagscbatz  eriiebt  Doch  mnss 
sich  ein  solcher  in  mässigen  Grenzen  halten,  die  vollwichtige  Mttnze 
darf  nicht  verschlechtert  werden.   Wenn  der  Staat  aber  vollends 


")  b  Frenisea  z.  B,  gehert  liioliu  alw  tin  ThtSl  der  Ansgabot  lügMnfliBff 
Art  unter  folgenden  Titeln  (1870):  ans  d«m  BlnauminlBtesinm,  Oberprisidiea  89.000, 
Bef^erongea  2  395,000;  ans  d.  HandelsminiBterinm,  Miuisteriam  244,000,  Banrarwal- 
tnng  (fOr  BegieningB-  nnd  Banitthe  n.  8.  v.)  im  Ganzen  1*1  MUl,  lündels-  nnd 
GeveÄerenriJtnng  im  Allgemeinen  14U,000 ,  sonst  allgemeine  Handels-  u.  gewerbL 
Zveoke  78,000;  ans  d.  Hinist  d.  Innern  134,000,  landrUhL  Behörden  und  Aamter 
1,825,000,  Landdnwt.  in  Hannorer  113,000.  Folizeirenrahong  1,391,000,  anch  Statist 
n.  meteoroL  Bnr.  (38,000);  aas  d.  BUnist  d.  LandwirÜisch.  Minist  74.000,  tax  allg. 
wissensch.  a.  gemeinnfUz.  Zvecke  znr  FOrdenug  d.  Landescaltnr  104,000,  Berinona- 
colleginm  f.  Landescnltonaehen  30,000.  Im  Ganzen  sind  dies  7,766,000  Thlr.,  woron 
ein  betr&chtl  Theil  ab  Anigabe  fdir  ridkswiitbsch.  Zveolw  (fiiff«rhH— i,  d.  TemUnng 
d.  wiithBch.  Bechtsoidnong)  aazwehen  ist 
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■nr  Aufgabe  im  Gebiete  des  Mttnzwesens  noeh  vollsOndiger 
■ttikommt  and  Vorkefamngen  trifffci  nm  nur  gute  Mttnzen  in  Um- 
kafxa  erhalten,  so  wird  das  MUnzwesen  noch  mehr  bloss  znr 
AHgabentbrik  im  Staatsbndget  werden.  Gelegentlich  notfawendige 
püMere  Reformen  im  HOnzwesen  Temrsaeben  dem  Staate  anTe^ 
BÖdlich  bedentende  ausserordentliche  Äosgaben.  S.  Weiteres  im 
i.  Bude  der  Finanzwissenschaft,  im  Abschnitt  vom  Httnzwesen.^'') 

2)  Daa  Postw^sen,  frtther  eine  nicht  unwichtige  Einnahme- 
ißäk,  wird  neaerdings  wegen  seiner  grossen  Tolkswirtlwehaftliehen 
nd  caUnrlichen  Bedentoog  nach  englischem  Vorgange  (Rowland 
ffilfs  Postreform  1839)  immer  allgemeiner  nach  dem  Gebflhren- 
paaap  verwidtet»  Dabei  wird  wohl  anf  rollen  Kosteneraatz  nnd 
etn  aneb  anf  einen  m&ssigen  Ueberschnss  gesehen.  Jedoch  hindert 
dn  flieht,  dass  zeitweilig,  e.  B.  bei  grossen  Beformen  nnd  Tarif- 
nhotioDai,  Mlbet  die  Koatendeeknng  (wobd  ohnehin  meistens  die 
iiatisation  und  Verzinsung  des  stehenden  Kapitals  nicht  einge- 
ntel  wird)  nicht  stattfindet  nnd  alsdann  das  Postwesen  rein  als 
i^pberobrik  erseheint  Anf  die  Daner  ist  dies  weder  nothwendig 
Mei  iweckmttssig,  selbst  eine  reine  Stener  kann  im  Porto  unter 
CMOnden  mit  erhoben  werden.  8.  Weiteres  u.  §.  239,  240,  242 
ni  im  2.  Bande  im  Abschnitt  vom  Postwesen.  '^) 

Si  Das  Telegraphenwesen,  welches,  der  Post  nächstveiv 
viadt,  leicht  ein  Betriebsdeficit  anfweist,  dessen  Abstellung  ins 
ioge  zu  fassen  ist    Näheres  ebenfalls  §.  240,  242  und  später. ") 

4)  Das  Staatseiaenbahnwesen,  das  bei  der  Höhe  der  in 
ifafl  steckenden  Kapitalien  wenigstens  möglichst  seine  genllgende 
V'eniBSttng  geben  muss.  Näheres  darttber  in  der  Lehre  von  den  privat- 
wirthsehaftlichen  Einnahmen,  §.  236,        240,  242,  bes.  §.  243  ffi, 

5)  Das  Staatssohifffahrtswesen  (Damp&ohiflbnrse),  wo- 
ifber  ebenfalls  spfttw. 

6)  Der  sonstige  Strassen-  nnd  Wasserbau,  nemlich 
a)  die  Landstrassen  (besonders  die  Chansseeen)  des 

i^Uats,  deren  Herstellung  nnd  Erhaltung  aber  ganz  oder  grossen- 
liieUs  Saehe  der  SelbstrerwaltnngakOrper  sein  kann,  erentoell  mit 

**) S.  TorUofigr  Raa.  Volkairiraischaflslelu«  I,  g.  264  ff.,  YoIbwiitliKhaftspolitik 
i  232  C  FuianziriBS.  5.  Aasg.  g.  196  ff. 

'')S.  Bau,  VoIkswtrthBclia^politik  §.  268  ff..  Finaiizwiss.  5.  Aoa^.  §.  205  ff., 
VignoT,  Hüchsfinanzveun  in  Holtzeodorff's  Jahrb.  d.  D.  Beichs  I.  587,  lU,  IS». 
^  Portorefon*  im  NorddeatBohen  Bande  rennluste  fttr  1866  statt  des  rer- 
■M^^laSten  üebencIiBaBea  ron  2,274,000  Thli.  ein  Deficit  raa  139,000  TUr.,  vesent- 
U  vtgcB  AnsfiUlen  bei  der  Einnahme. 

**)  Bettiebadeieit  im  D.  Reich  nach  dem  EigehBiw  1S72  244,000  TUr. 
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StaatssnbTentioD.  Ueber  diese  Straflsea  ist  in  der  Oebtthreidefan, 
in  Zusammenhang  mit  der  Frage,  ob  nnd  welche  StraBsengelder 
zu  erheben  sind,  zu  handeln.")   (S.  auch  n.  §.  234). 

b)  Die  Plnssoorrectionen  nnd  Canäle,  tob  denen  eben- 
falb  in  der  Einnahmel^re,  in  der  Lehre  Ton  den  priTatwfrtbtebaft- 
Hohen  EiDnahmen  Näheres.  (§.  285,  343). 

e)  Sonstiger  Wasserban,  besonders  znm  Scbota  der  Ufet 
nnd  des  naheliegenden  Landes.  Aach  hier  haben  Staat,  Selbst- 
▼erwaltangsktlrper,  Deich-  nnd  ähnliche  Verl>HDde  zusammen  zu 
wirken.  Eventuell  ist  es  gerechtfertigt  und  zweckmässig,  besondere 
Beitrage  von  den  gefährdeten  Gnindeigenthlimem  zu  rerlangen.") 

Statt  der  Staatsausgaben  für  Strassen,  Eisenbahnen  nnd  Canfile, 
Wasserbauten,  Schiffe  n.  s.  w.,  die  im  Eigenthum  des  Staats 
stehen,  kttnnen  auch  unter  verscfaiedenen  Formen  Staatssnb- 
ventionen  flir  solche  Verkehrawege  nnd  VerkehrsmÜtei,  welche 
Eigentbum  Ton  Privaten  (incl.  Gesellschaften),  Greraeinden 
n.  s.  w.  sind,  vorkommen.  Die  Subvention  kann  in  einer  Betbeiti- 
gong  des  Staats  als  Actionftr  an  der  Untemehmnag,  in  einem  rer 
zinslichen  oder  nnver/^inslichen  Dailehen,  zur  ersten  Anlage  odei 
zum  Betriebe,  in  einer  Zinsgarantie  an  die  Actionäre  (wobei  die 
Zinsen  etwa  Torschnssw^se  geleistet  werden  und  ans  den  späteren 
Erträgen  wieder  zu  erstatten  sind)  oder  auch  in  einem  niebt  rQck- 
sahlbaren  Beitrage  bestehen,  wobei  im  Einzelnen  noch  weiten 
Hodificationen  vorkommen.  Namentlich  bei  Eisenbahnen ,  Dsotpf 
Bchififahrtslinien  ist  eine  solche  Subvention  sehr  gebrlUichlioh  ge 
worden  nnd  macht  wenigstens  zeitwdiig  oft  bedeutende  Ansgabeii 
Näheres  bierttber  wie  Uber  den  ganzen  Strassen-  und  Wasserba 
im  3.  Bande  (Verkehrswesen).") 


^  S.  Bftii,  Volkswirthschaftepolitik  §.  25h  ff.  Debertn^jt  der  StMtsckMUBM« 
in  FretisseD  an  die  ProFinzen  n.  AnswerfaDf  roa  Strassen brnfond» mm Steatwnittei 
für  leUtere,  b.  Ges.  r.  S.  Juli  1875  (oben  §.  47  Änm.  S'^). 

Der  gesaamte  Staatuafvud  für  die  Banrerwalting  w  In  Pr«as8< 
im  Etat  fOT  1876  23' 15  Hill.  H-,  usserdem  fur  Dntcrhaltniv  der  SiiistBclivu>8eoi 
1S*9K  M.  H.  —  Id  West-Oesterreich  1S76  fttr  Strassenban  (VOl,  fftrWasserbi 
1*88  MUI.  1.  —  Id  Baden  babm  die  am  Rhein  lieiteud«i  tiomeinden  4  kr. ,  c 
an  andren  FiQBsen  Uefrenden  'l  kr.  ron  100  fl.  des  Grandsteaerkapitals  an  solche  B< 
trigen  za  entrichten  (Ertrag  1SS8  1<»&,OOQ  fl  ). 

^)  Vgl.  Schftffle,  geselläcb.  Syst.  2.  A.  g.  366,  267.  Prenssea  hatte  z. 
i.  J.  1871  ZinPgaiantieen  r.  8*/«— 4V«Vo  ««f  Kapital  tor  157*75  MiU.  Thir.  t 
Eiacnbahnanieniehmntigen  UbornommeD  (audsordom  fttr  Mill.  Tbir.  mit  d  tbflriT 
Staaten  zusammen).  Der  A.  fOr  za  leistende  ZinsznsobOsse  Aus  itiesem  Titel  v 
1871  1.264,800.  1S70  1,155, '00  Tblr..  0.  r.  l8ßS~Ö8  wirkt  Aoaic.  hie  Ar  97O4OOO  TTfa 
I.  1874  t>-15  M.  M.,  A.  f.  1876  7  23  M.  Ii.  AassenlaB  hat  der  StSfttbei  «inh« 
neu.  au  deoeh  er  betbeiUgt  ist.  »r  AmertiMtion  tos  Actien  «iiua  leitms 
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7)  Verschiedene  Ansgaben  znr  FörderaDg  der  allgemeinen 
Uttdescnltar.  So: 

a)  FOr  Arbeiten,  durch  welche  ein  TbeSl  des  Landes 
Brbar  gemacht  oder  znm  Anban  besser  zugerichtet  wird, 
Weira  sie  in  so  grossem  Umfange  ansgefilhrt  werden,  dass  die 
IGttel  Dxtd  die  Kenntnisse  der  einzeben  Bürger  nnd  der  Selbst- 


leistei,  so  1865  1.954,000  fworon  1.884,000  far  COtn-Mlnd.  Eisenbalinactiea,  mf 
tmab  dorÜL  ttam  ntmet  Yortng  and  ein  Gmte  beeeMjct  wiide),      tax  1870 
Ud,000  Thlr.,  ferner  weiten  2ti5.000  Thir..  welche  TertnjnmSssif  an»  der  Eisen- 
Uitbfeba  zur  AmortiB.  t.  Berlln-Hamb.  SfaunmacHeii  rerweodet  werden.  Auderer- 
ria  Hsieht  der  preaBS.  Staat  aoa  wiDer  BetheUigatf  an  nnehiedette>  Printeisen- 
UBtA  kD  A.  far  1870  1.670,000  Thlr.  Die  Aas;,  f.  8  Priratb&faaeD  (Oberschlea., 
CSa-UlDd.  D.  Sure;  -Pos.),  woran  Preussen  1874  betheiUst  war,  betrag  virkl.  470,000, 
A.1187e  SOii.OOO  M..  die  gletaltzeit.  Einn.  v.  dsos.  war  aber  1H74:  4,4S1.000, 
Wl  k.  5,897,01)0  M.  —  Oesterreich,  westl.  Theil,  A.  1876  Zinserfordemiss  für 
im  Aiitheil  des  Staats  an  den  Kosten  der  Donaare^ulinini?  482.000  fl. ,  retschied. 
aapnodttea  (als  4«/o  Vonchttsse  geleistet)  fQr  Priratbahnea  23-38  HUL  fl., 
aiSobr^tioD  dsfl  (»10,(100  fi.,  bes  Sabvearlon  des  Lloyd  f.  d.  indische  Fahrt 
UMN  fl.    OesaBinterforderalss  (iacl.  87'>.eOO  fl.  Apriotreriost)  24*80  H.  fl.  Aumt- 
teibrMlioDirt  die  Meoarcbie  (incL  Dagaro)  aaf  Ihren  gemalns.  Etat  d«D  «stemieli. 
Üffim  Triest  in  A  filr  1874  mU  1,700.000  fl.  (frahar  uitweiBe  anoli  die  Domu- 
^MiffEkbrtgesallsehaft).  Mebrbch  Mlehe  ZinaganntieeB  flr  PriratbabBen  (meist 
iiäi  spU«>  «u  gTAsaerea  BetnebsOberschflssea  sorOdouahlender,  mitunter  leidM- 
Utr  Torschnas)  wie  in  Prenssen  aaoh  in  den  kleinen  deatsehen  Staaten,  bia- 
vdm  lor  auf  eine  bestimmte  Reibe  lon  Jahren  (z  B.  bei  der  anreotabeln  Wunr 
bb.  wo  die  Frist  für  die  Zinsgarantie  der  tharing.  Staaten  bereits  abgelaofen).  — 
laftinkreich  Obemahm  der  Staat  anfaofp  bestimmte  Arbeitsleistangen  fUr  die 
Priraibahnen,  nenerdings  seit  IS59  ist  anch  hier  die  Ziasgarantie  (4'65V,  aof 
MJihre  für  das  Anlagekapital),  namentlich  zam  Aosbaa  des  nenen  }Iet2tiS  fiblich 
^Torden.    Hier,  in  England,  Kordamerika  sind  regelmftssig  für  die  grossen 
^aapferlinien  (im  Hittelmeer,  aof  d.  Ocean)  bedeutende  Sabrentioaen  geleistet, 
Bit  xweiCalhafiem  Erfeig,  wie  die  ^OekUehe  Goncnrrenz  der  Hamboiger  nnd  Bremer 
Dnbreationirtea  Linien  (fiflber  auch  des  Bsteir.  Lloyd)  beweist  —  Di«  grosse  (?anal- 
ssHmehBnnK  ^-  französischen  Re^nng' in  den  Jahren  1818  —  35,  sagt  Bau 
79,  Anm.  c.  Ausg.  5).  worde  mit  anffiiUender  DabereUung  begonnen.   Man  be- 
Khlam  verschiedene  Anleiben,  nm  einige  CanUe  zu  beendigen  und  auch  einige 
Brocken-  und  Hafeubauten  rorznnehmen.    Die  ganze  aufgenommene  Samme  war 
141(30.000  Fr.,  aber  die  Anschläge  waren  sr  ungenau  rerfertiget,  dass  der  wirkliche 
iafwand  weit  aber  sie  hhiausging.    Der  Oanal  Ton  Niremais  z.  B.  wurde  auf 
^  ViU  Fr.  angeschlagen,  kostet  aber  19—20  Hill.    Im  Jahre  t8:<0  worden  7  Uill.  Fr. 
tb  die  Zahlungen  an  die  (Tanalirlftabiger  nnd  5,100,000  Fr.  für  FortseBung  der 
Ariwüno  uAtbig.    Im  Jahre  18S4  hatten  die  13  grosseren,  in  den  J    1821  nnd  22 
beichloBsenen  Arbeiten  schon  24t  Mill.  gekostet.    Die  Actlen  trugen  5  Proc.  Zinsen, 
Mserdem  eine  Prämie  bei  der  Tilgung  oder  (beim  Canal  von  Bourgogae  nnd  ron 
Arles)  eine  ZinserhOhnng  roo  V,  Proc  ron  1833  an,  und  sie  gaben  auch  nach  der 
Itazlfcben  Tilning  noch  das  Bflcbt  anf  eüien  Anthell  am  Retnertraxe.  Die  jUirliche 
Ausgabe  da  Staates  in  Folge  dieser  Anleihen  war  lti4ft  R  for  Zinsen  u.  Prftmlen 
U59.OO0.  farTilgnuK  S,2  tu,000.  fttr  Nebenkosten  54V00.  zusammen  )T>.93S,0OO  ft. 
Pur  185«  betrogen  Zins  nnd  Primien  noch  9.330.425  Fr.,  Tilgung  4.ÖI4,8f>5  Fr., 
Haclkanf  ron  Ganalactten  1,318.327  Fr.    Die  Zahlungen  fUr  den  Bhone-Bheincanal 
tonen  TOD  1858  an  anf  —  Höchst  nngUnstig  sind  die  Rosten  und  Erfolge  des  Lud- 
«igvDoniu-Hainauials  in  Baiern  gewesen,  seit  Jahren  ein  Betriebedefidt ,  A.  d. 
Qna.  im  181.000,  d.  Ausg.  349,000  K.   Jn  den  nordamerikanisehen  Pr^ 
«MMn  haben  die  einzelnen  Staaten  bedeutende  OBtemehmnngen  im  Strassen-  and 
CaBalbaa  mit  Hälfe  ron  Anleiben  genudit 
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verwaltuogskörper  nicht  znrdeb«n,  z.  B.  grosse  AnUgen  zur  Ent- 
wässerung nnd  Bewässerang. 

.  b)  Fflr  Prämien  nnd  Unterstfitzangen,  „am  neoe  nützliche 
Untemehmangen  in  der  Landwirthschftft  und  im  Gewerbewesen 
zn  befördern,  ein  Mittel,  mit  welchem  man  aber  sehr  Torsiehtig 
sein  moBs,  weil  es  in  rielen  Fällen  tlberflflssig  oder  sogAr  schäd- 
lich ist«") 

c)  Fttr  das  GestUtewesen,  Ausgaben,  „welche  bei  guten 
Einrichtungen  sich  selbst  finanziell  dnreh  den  leiohteren  Ankauf 
von  Militärpferden  belohnen."") 

8)  Ausgaben  fttr  Ablösungen  von  Priratreohten,  welehe 
der  Entwicklung  der  Yplkswirthsohaft  im  Allgemeinen  und  einzelner 
Productionszweige  speciell  hinderlich  sind.   Wenn  die  Beseitigung 


^  S.  Ban,  TolkBwirthschaftspoUtik  §.  102  C  —  Ib  piensB.  EUt  ftr  1816  im 
ludwiithscfa.  IQiiisteiinm  f.  Landesmelioratio&en,  Moor-,  Deldi-,  Ufer-,  Dünen- 
wBoea  f.  1*04  M.  H.,  aosserdem  unter  d.  efnnul.  Ava;,  t  DarlclMa  n.  DnterstOtz.  f. 
gröBsaie  gemeiimOtz.  Ludesmelionttonen  3*6  U.  M.  n.  r^lhlt^lftli*  raischied.  Uainere 
Posten  tü  fthnliche  Spedalzireclw. 

Primieo  zar  ElnAbrang  besserer  Tiehraeea  Often  nOtdieh  gewesea.  Diqio- 
sftioiisfonds  des  prenss.  laadv.  Hin.  1876  f  BBteistntamg  landwirthscfa.  Vereine  n. 
zur  FOrdeniDg  d.  Landeacaltar  240,000  H.,  zur  E^onng  d.  Fischerei  26,100  U,  nr 
FOrderoBg  d.  Yielizacht  498,000  M. 

1")  S.  aber  das  Gestfiteveaea  Bau,  YolkswirtbBchaftspoI.  g.  168  ff.,  BoBCler 
n,  g.  178.  Aach  oben  §.  119  S.  264.  Es  kommt  Üer  auch  eine  gebQhrenartige 
nahme  aas  Spnmggeld,  Fohlengeld«  dann  tat  rerkanfie  Tbiere  dgl.  vor.  .  Von  den 
Landgestaten  sind  diejenigen  CestiUe  zu  nnterscbeidea,  in  denen  zn  den  Hengsten 
ancb  Zachtstaten  gehalten  nnd  jonga  Pferde  «nfisräogen  werden,  sogenannte  Haop^ 
gestnte.  —  Preussen 

1858  1870  1876 

8  HanptgestQte,  Beschäler  .25  28  — 

Zachtstaten   550  570  — 

Landgestate,  Beschiler  .   .    1070  1450  — 

TansendThli.  Tausend  Thlr.  TansendMaifc 

Einnahmen   436  326  1693 

Angabe   638  589  S184 

Mehnosgabe   202  262  1489 

Ohne  die  einmal  Aasg.  f.  1876  (668,000  M.).  Die  Hanptgestllte  kosten  1876  937.000, 
die  Landgestate  1,678.000,  die  allg.  Aiag.  670,000  M.  —  Oesterreich,  am  1870 
7  AofsteUangen  toq  Landesgestat-Hengsten  (Heogst-Depot) ,  ZQS.  mit  1563  Pferden. 
2  Gestüte  zn  Pibor  u.  Radantz.  A.  f.  1876  in  West-Oesterr.  f.  StaatsgestQte  Ansg.. 
394.000,  f.  Hengstdepots  1,149,0U0  fl.  Ausg..  Sinn.  resp.  149,000  u.  198,000  fl.  - 
Baden  fUr  1858  61,398  6.,  vovon  7831  fl.  Einnahme  abgehen,  für  115  Hengste.  Die 
ErgänzoDg  geschieht  nicht  dorch  eigene  Zncht.  sondern  durch  Ankaof.  187u:  nur 
noch  85  Hengste ,  Daaer  ongefähr  9  Jahre ,  Ankao&preis  aaf  2500  fl.  angenomm^ 
(1858  nnr  auf  1300  fl.),  Fotter  nnd  Lagerstioh  für  1  Hengst  288V4  &■  (1858  222  fl.\ 
ganze  Ansgabe  75,326  fl.,  reine  Ebnahme  ron  Spmnggeld  n.  a.  v.  10,488  fl.  —  Das 
rortrefflidie  Ludgestitt  zu  Celle  im  ehemaL  KOnigteldi  Hunorer«  adt  nngeOhr  210 
Hengsten,  kostete  ebedem  41,800  Thlr.  Staatszoschass.  —  Frankreich:  IMeGestote 
oDd  Bescbälaostalten  kosteten  um  1870  1,730,500  Fr.,  daneben  der  Ankauf  Ton  Hengsten 
lind  die  Beförderung  der  Pferdenidit  nooh  1,260,000  Fr.  Das  Spmnggdd  bcinst 
572,500  Fr.,  andere  Nebeneinnahmen  112,440. 
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Nlcher  Rechte  ein  wesentliches  allgemeines  Interesse  ist,  kann 
9ch  die  Uebernahme  der  ÄblOsangskapitalien  ganz  oder  theilweise 
uf  den  Staat  nnd  die  dem  entsprechende  Unterstützung  der  Ver- 
^hteten  rechtfertigen.  Kamentlich  Im  Interrase  der  Landwirth- 
lehaft  (Ornndentlastang)  sind  solche  Fälle  vorgekommen. 
Dm  mbere  darOber  gehSrt  in  die  Speciallehren,  besonders  in  die 
AgivpoUtik.  ^    S.  aach  n.  §.  187. 

in.  —  §.  127.  Die  Verwaltung  des  Unterrichts-  und 
Bildlingswesens  nnd  des  Öffentlichen  Gultns.  Die  hier- 
Aveh  erfolgende  Beförderung  der  VolKsbildung  wird  in  unserem 
Zötilter  als  eine  hochwichtige  Aufgabe  der  Staatsgewalt  anerkannt 
[  Die  diflir  erforderliche  Staatsausgabe  ist  al>er  in  den  meisten 
Uadem  verhähnissmässig  gering,  weil  ein  grosser  Theil  des  Anf- 
vnies  ans  anderen  Mitteln  bestritten  wird,  theils  ans  solchen, 
meistens  schon  längst  diesem  Zweck  gewidmet  waren,  wie 
^tiitingsTermögen,  theils  aus  den  Einnahmen  der  Selbst- 
rertiltangskSrper,  besonders  der  Oemeinden.**) 

"i  Tßt  der  WeitenntwicUiug  der  Onltor  ud  der  TeUtBwirtbsduA  vflfden  fniiaer 
Qli  aatreten ,  vo  eiozdne  wohlenroibene  Printrecbte  dem  Offeatlldieii  I&teresBe 
^nuttehen  und  beseitigt  werden  mUsen  (erent  Im  Wege  der  Zwangienteignong  gema. 
teUd^iQg) ,  damit  Tertehnfiraiheit  «düngt  v«de  od«r  die  iMiOgUdien  Ansta&a 

13  dM  BgtothQm  and  in  die  Verwaltung  des  Staats  übergehen  (Telegraphen  in  Eng- 
rielleicht  in  nicht  femer  "Zeit  allgemeiner  die  Prirateisenbahnen).  Alle  Yer- 
(«bogen  for  aolche  Zwecke  and  tlberfaaapt  für  die  io  diesem  §.  aofgefilhrteu  Ein- 
3citu^  geboren  recht  eigentlich  za  den  besten  ataatawirthschaftlichen  Eapitalan- 
■««>.  S.  §.  55.  Vgl.  Wagner,  Orondleg.  I,  Kap.  5.  Abschn.  20.  —  Baden  bat 
^  der  ZeheotaUfleong  d-  Staatscasse  ttbemomnten.   In  Oesterreich  Ober^ 

i*haea  die  Kronländer  Vi  ('«r  Graadeatlastnngsschald  (d.  b.  '/«  Ablösanga- 
■ueo.  da  7,  gestrichen  wurde).  —  Entsch&digang  der  restind.  Sciavenbalter 
ink  Eai^d  mit  20  UUL  Pfd.  St.  bei  d.  Anfheboiig  der  SclarereL  —  AblOsong 
Tinm-  a  Taxiaschen  Postrechts  durch  Prenssen  1S66— 67  am  3  UilL  Thlt. 
VicUger  sind  die  aeaerdinga  gelegentlich  roigekommenen  AUOsangan  toq  ans- 
Uidiichen  Gerechtsamen,  welche  den  Verkehr  beUsteten:  Aofhebong  der  Sund- 
ttd  BeltzOlle  za  Gunsten  Dänemarks  1857  (Prenssen  hat  z.  B.  eine  Quote  ron 
U30,0OO  Thlr.  ron  dem  Entschädigongakapltal  Ubemehmen  mOssen.  Die  Snmm« 
■iid  in  halbjihrt.  Ratea  rom  I.  October  1S57  -I.  April  1877  abgezahlt  mit  j&hii 
K3.462  Thlr.),  dea  Stader  Zolls  za  Gunsten  Hannover's ,  der  SchddezöUe  zu  Gunsten 
%i«08.  —  S.  aDoh  Ban,  TolkswirOuchafispoIit  g.  47  C,  Stein,  Yerwaltunga- 
1^  Bd.  7. 

*)  Vgl  Im  Allg.  Stein,  Verraltongslehre  B.  5.  Allee  Weitere  gehört  in  die 
ineie  Venraltnngslehre.  —  Der  Betr»  der  Staatsaasgaben  glebt  keinen  grauen 
XMoBtab  fllr  die  Sorgfalt,  welche  die  Staatsgewalt  der  Bildungspflege  widmet,  weil 
)Mre  Organe  mehr  leisten.  Der  Aufwand  Im  Stastabtidget  war:  in  Prenssen 
<t  Etat  im  Via.  d.  Onterrichts  f.  Unterricht  allein  (axcL  dnes  Postens  bei 
'9er  L  Coltosu.  Dnterr.  gemeins.  Babtik)  wirkl.  Aug.  1874  21*7  U.  M..  A.  1876 
.'^(1  an  foTtdao.  Ausg..  daneben  nicht  onbedeut..  Posten  f.  Bauten  als  einmal.  Ansg. 
Äaocbe  Fichscbnlen  in  and.  Min.)  In  Baiern  Ä.  f.  1876  IS'SS  M.  M.  Etat  d. 
Aiag  L  Emeh.  u.  Bildong.  Baden  A.  1876  2'S2  M.  M.  West-Oesterr.  A.  f. 
is^B  f.  Üntcrr.  16.99  M.  fl.,  wovon  19'89  als  and.  Ausg.  (incl.  Akad.  d.  KOnste). 
f  Tankteicb  A.  1878  f.  s&mmtL  Aafw.  t  Unten,  o.  wissenscb-  Zwecke  38*22  H.  Fr. 
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1)  Fflr  die  geistige  Bildung  dienen 
a)  Anstalten  ittr  den  Jageodnnterrieht  und  zvar 
a)  aU  aUgemeine  Grundlage  alles  Unterrichtes  die  Volks- 
(Elementar-)  Schulen.  Die  Gute  dersel^n  hat  auf  den  geisfelgeo 
nnd  sitdtcben  Zustand  und  somit  auf  die  gesamntte  Wohlfahrt  des 
Volkes  einen  so  mächtigen  Ciofluss,  dass  die  Regierai^  verpflichtet 
ist,  diese  Schulen  zum  Gegenstapd  ihrer  Sorg£EUt  za  machen,  dsjuit 
sie  im  ganzen  Itande  in  hinreichender  Anzahl  Torhaaden  und  gat 
eingerichtet  seien.  Hiezu  gehören  Anstalten  zur  Bildung 
fjlhiger  Lehrer  (SchaUehrerseminarien),  die  Errichtung^ 
von  Schulen  in  jeder  Gemeinde,  die  Anstellung  einer  genü- 
genden Zahl  von  Lehrern,  die  Herstellung  der  erfordere 
liehen  Schnlgehäude  in  zweckmässiger,  Beschaffenheit  und  ^e 
Beschaffuog  eines  genügenden,  znr  Wahl  dieses  Berufes  erouu-i 
temden  Einkommens  für  die  Lehrer.  Zur  Bestreitung  der  ia 
jeder  Ortschaft  aufzuwendenden  Kosten  bietet  sich  häufig  ein  be- 
sonderes Stiftangsvermj^gen  dar,  der  weitere  Bedarf  wird  tkeilfi 
von  den  Eltern  der  Soholkinder  durch  das  Schulgeld,  theils  von 
der  Gemeinde  bestritten.  Die  Staatseässe,  oder  die  Caase  eines 
grosseren  SelbstverwaltungskOrpers  (Provinz,  Kreis)  hat  aber  für 
^e  nieht-Ortliehen  Anstalten  und  fbr  solebe  (Gemeinden  eimntieten, 
welche  die  Kosten  nicht  völlig  aufzubringen  vermögen.  Das  Schab 
geld  fällt  hier,  wie  in  allen  Fällen,  unter  den  finansiellen  Begrifl 
der  Gebühr  und  ist  in  so  weit  auch  in  der  GebOhrenldue  zq 
erwähnen.  Prineipielle  aUgemeine  Schulgeldfreilieit  ist  auot 
bei  der  Volkssehule  nicht  geboten.  Es  genttgt,  die  Dttrftigeii  rooi 
Schulgeld  zu  befreien.*^) 

(B  an  3. 80).  In  don  letzten  Jahrzehnten  ist  ia  vielen  europäischen  Staaten  fUr  diesei 
Ifinge  remtchljUsi^en  Gegeostaod  zufolge  eines  erfrculicheu  Wetteifers  der  BegieTiui^ 
sehr  riel  gp^hcüien.  Dies  zeigt  sich  hauptsächlich  in  der  vermehrtea  Zahl  de 
Scbnlen,  der  Schüler,  da  Lehrer  und  der  grosseren  VoUständighei 
des  Sebnlhesucbes.  In  den  dentschen  $taftten,  der  Scbvalz  ist  ine>^aii{ 
der  Schulbesuch  aller  Kinder  im  Älter  der  gesetid.  Schulpflicht  (7. — 14.  Jahr)  ezieicli 
worden,  in  anderen  Staaten  ohne  allgemeine  Schulpflicht  hat  er  sich  sehr  gehobei 
S.  ältere  Daten  in  d.  5.  Ausg.  §.  80,  Anm.'b,  6.  Äoag.  80,  Anm.  c.  Die  abuis 
HandbQcher  w.  Kolb.  Bracheiii,  Hausner  a.  a.  m.  üeber  Fren8B«n  a 
Ende  1871  s.  Jahrb.  f.  d.  amtL  Statist  IV,  2.  H&lfte  (1876),  S.  1  ff.  Ueber  Bai  er 
d.  buchst  reichb.  Statistik  d.  Doterrichts  f.  1869—72  in  d.  amtl.  Statist  H.  27,  1  T1 
München  1673,  2.  Th.  187ä.  —  Eine  schlimme  Seite  des  VolksschulveHens  yrv  lauig 
die  k&rglicbe  Besoldung  der  Lelirer,  velcbe  durchaus  nicht  dem  Zweck  dt 
Schulwuens  u.  den  Grundsätzen  richtiger  Besoldmigäpolitik  entsprach.   Dtf  I<«hce.l 

fehalt  war  in  manchen  Fällen  kaum  so  hoch  als  der  gemeine  Taglobn,  so  dass 
ehier  zu  unwürdigem  Nebenerwerbe  gezwungen  war.   Hao  bat  jetzt  in  rielea  XAe 
dem  ein  Minimum  des  Eiokommens,  nach  Güssen  für  Scholen  in  ^encbiedepe«  Ot 
Bcbafteo,  festgesetzt,  m  dass  dem  Lehrer  ein  geoOgender  Unterhalt  gewShit  wird,  nn 
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ß)  Aa  ^  £l«menUrM!faalwft8en  niki  mh  in  aofotei^Dder 
üntiumg  ao  das  fierufsscbolwesen.  Dawelbe  verfällt  in  die  drei 


im  lüuiBBm  iat  in  vialea  Stattoo  viederbolt  Unftafgerackt  worden.  Des  Staat  h|t 
mit  seinen  Mitteln  iirmere  (iemeinden  ontenttUtzt.  Dadorch  ist ,  besoudeis  Ui 
(ntKhlaod  in  im  letzten  Jahren ,  riel  gebessert  worden ,  aber  nodi  immer  bleibt 
M  a  wtümhtiD  und  Manobet  mi  th*n  abrig.  Ueb^  Freoisea  e.  Ztsohr.  4-  statiat 
BiLT.  Engel,  1869,  S.  9a  fi-,  153  ff.,  177,  a.  Jalirb.  f.  d.  amt.  Stat  IV,  2.  (1876) 
B.n  £  Dorchieluiitt  der  Lehre^halte  an  ElementaTBchnlen  18bl  210,  1S64  218, 
mi  m  TUr.,  in  den  Städten  ray.  381.  294  ,  3(18,  auf  d.  Lande  181.  186.  27«^ 
ad  Fnrinzen  Maz.  OorchscbD.  in  den  ät&dt  en  Brandenburgs  SOS,  332,  396,  der 
Bä^.  3M,  :it>e,  lt5S,  jetzt  U8T1)  Fror.  Preuraen  »99,  o.  Schlesw.  Hotat  4S0. 
Km,  Dacchacha.  in  Pneeo  224,  23fi,  285.  in  HohenwUem  231,  264,  265,  ao(  den 
Iiade  Max.  Sachsen  236,  242.  206.  jetzt  (i871)  Schi.  Holst  337,  Min.  Posen  144, 
I4ä.  195  (PeBunem  146,  188,  162).  Die  Verbeesenug  ist  allgemein.  Aber  es  gab 
m  BOck  182£  I^rer  mit  50~10U,  »361  mit  100—160,  10,200  mit  160—200, 
1197  nit  20j— 250,  3745  mit  260-300  Thir.,  und  doch  anch  1S71  noch  296  der 
nt«,4;M  der  zweiten,  11,016  der  dritten,  12,93T  der  Tierten,  701H  der  fUnften 
lat|Kle.  ErhebllcJ)  hobaie  Gehalte  waten  1864  sehr  selten,  z.  B.  609—660  Tblr, 
nnr  321.  (1871:  877),  550—600  174,  (Ib71:  615),  600—650  96,  (1871: 
Ä,»50— TOO  83,  (1871:  217),  700—1000  159,  (1871:  664),  Uber  1000  Thaler. 

U      ■•  G9)  Lehrer.  £^em  aber  neue  VerbeMerongen  (a.  hhth.  a.  a.  0»  S.  46). 

vmi  un  1.  Sept  1874  IncL  Personal-  n.  Altenzolage  im  Staate  der  Dnrcbschn. 

tlihr  Sltt.  p.  Lejirerin  249  (Stidte  899  n.  2f»4,  Land  3T9  o.  224)  Thlr.  war. 
ltt»ot«T  lubiaa  1834  B«oh  896  Lehm  gnnx  oder  zeitvnBe  vom  Bolbeiiieih  txi 
^  Dnsbewobnem.  —  In  Preussen  sind  in  der  günstigen  Finanzlage  der  letzten 
Un  »ehr  «rbebL  Siunmea  f.  VolksschuleQ  nnter  die  fortdaueraden  Ausgaben  dea 
li«tt*  cevteUt,  BO  im  A.  f.  18'4  13-16,  li)7&  17-4ti,  1876  18-32  MiU.  M.,  wovo« 
wtUI       die  Schalen  10  42,  13-61,  13*77,  f.  d.  SemiDaro  a.  dgl.  2*23,  3  36,  4-10 
feO.  U.   Eine  allgemeine  Kegelang  der  Finanzrerh&Itnisse  der  Volksschale  steht  in 
im  beabsichtigten  UnterrichtifgeBatz  beror-  —  Baden,  s,  das  neue  treUiche  Sohol- 
mti  r.  8.  M&iz  1868;  Tit.  V  vom  Einkommen  der  Lehrer:  4  Ortsclassea,  Gemeinden 
W  500.  5Ul — 1500,  1501— SOOO,  Uber  3000  Elnw.  Haoptlehter  Minima^ehaU- (in 
CiU,  Satsialien  oder  festen  Nntzoiigen)  hlenach  950,  375.  400,  460      wenn  an  «in« 
Ta&Mchnie  wenigstens  2  Hanptlehier,  so  hat  der  erste  60,  wenn  9,  so  der  »ste  100, 
twtüit  60,  wenn  4  oder  mehr.  M  hat  der  erste  290,  der  EWeite  100,  der  ^itte 
M  1  mehr;  aasswdem  stets  freie  W<AnDng,  ferner  Antfaeil  am  Scbnlgdd,  das  In  der 
ucderaten  OrtscIasse  mit  60,  in  den  drd  anderen  mit  75  &.  garantirt  wird;  endUch 
Ptnenalzohigea  nach  d.  Dienstalter,  alte  5  Jahr  ^0  fl.,  bis  znm  Max.  r.  120' fl.  in  der 
MBHHteB.  100  fl.  in  d.  and.  Chus«n,  doch  noi,  soweit  &ste  Besoldung  b.  Schntgal^ 
tuheil  650  il.  nicht  Ubentteigt   Scbnlgehilfen  als  Unter-  and  Hullslehrer:  heizbare, 
»MÜRe  Srabe  und  im  Min.  265  fl.  in  den  2  ontersten.  290  fl.  in  den  2  «bersten 
OnKUdeen,  in  St&dteo  aber  6000  Einw.  315  fl.  S.  Titel  VI  Uber  die  BestreitDag  de« 
lifwaodB  für  die  Volkttschalen.    Was  durch  Schulfonds,  Dotationen,  gesetzl.  Beitr.  d. 
Iriirer  olefat  gedeckt  ist,  tr&gt  die  Staatscasse,  g.  74.    So  Im  Jahre  1671 
A  178.000  1  jStaatiibeitrag  zu  den  Gehalten  der  VolkssehiUlehrer,  auaserdem  30*000  4. 
Feaoaalznlagen.  A.  f.  1876:  resp.  246,000  u.  64.000  M.,  aberbaapt  an  Staatsbeitr. 
ti  VglfeMcfaQlen  641,0u0.   Debet  Bnhegehalte.  Veiwig.  d.  Wlttww  a.  Waisen,  s. 

TU.  d.  Gea.  —  In  Frankreich  sollte  (Gea.  28.  Juni  1833)  der  Elementariebrer 
äeht  oiiter  200,  der  Oberlehrer  nicht  nuter  400  Fr.  eihalten,  nebst  einem  Schnlgelde 
(pMribntira  m^sndle).  1846  gab  es  15,000  Schnllehrer  von  weniger  als  400  Fr. 
1>»48  winde  die  ÜDeatgeltUchkelt  dee  Schalanterriohls  aasgesprochen  und  eine  Swnme 
<M  46  MiU.  Fr.  gefordert,  um  jeden  Lehrer  mindestens  anf  600  Fr.  zu  stellen;  diese 
Anonhiiflg  kam  nicht  in  Yollzag.  Nach  Ges.  v.  15.  März  1850  sollte  kein  Lehrer 
■Btcr  600  Fr.  einnehmen,  Die  Gcmeönde  giebt  wenigstens  200  Fr.,  hiezu  kommt  das 
Schulgeld  ud  der  Sta«  legt  za,  was  an  jenem  Betrage  noch  fehlt.  Aosserdem  stellt 
die  €i«oalnde  den  erforderUchen  Baum.  Verdiente  Lehrer  können  nach  6  Jahren  aof 
■iadwins  700,  Mch  10  Jabrwt  aof  800  Fr.  gesetzt  werden,   (leber  d.  neaerea  Ter> 
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Haaptgebiete  des  gelehrten  oder  wissenBchaftUehen,  des 
wirtfaBohaftlichen  und  des  kttnstlerisohen  SchnlwBBen«.  In 
jedem  dieser  Gebiete  lassen  sich  wieder  Rehden  fltr  die  Vorbil- 
dang  and  für  die  Fachbildnng  zum  Beruf  onteischeideB: 

1)  Gelehrte  Schulen  (Gymnasien),  Lyceen),  —  Universitäteii 
und  einzelne  Specialschulen  fttr  die  höhere  wissenschailliche  Fach- 
bilduDg  (medicinische,  Rechts-,  theologische  Äkademieen  n.  s.  w.); 

2)  Realschulen  (untere,  Bürgerschulen  —  Realgymnasien)  Diid| 
SpeeialTorbildungsschnlen  fUr  solche  Berufe,  fttr  welche  ein  nied- 
rigerer Grad  der  Vor-  und  Fachbildung  ausreicht  (niedere  Land- 
wirthschafts-,  Gewerbe-,  Handels-,  Schifl^ahrtsschnlen  u.  s.  w.)  — 
andererseits  Hoehsehnlen,  namentlich  Polytecfanica  und  Spe- 
cialschnlen  für  höhere  Berufsbildung,  wie  Handels-,  Landwirtb- 
Schafts-,  For8^,  Berg-,  Ban-Akademieen' n.  dgl.  m.  Auch  Kriegs- 
äkademieen  zählen  hierher.  Endlieb  3)  niedere  (z.  B.  gewOhnUelie 
Zeichenschulen)  und  höhere  Kunstschulen  fttr  Malerei,  Bildhauerei, 
Tonkunst  In  finanzieller  Beziehung  ist  zu  beachten,  dass  das 
gelehrte  Schalwesen  im  Ganzen  das  ftltere  isl,  das  wlrthsehtft- 
licbe  erat  den  Bedürfnissen  der  neneren  Zeit  seine  Entsteliiuig: 
verdankt  und  das  Knnstschalwesen,  wenigstens  als  öffentliche 
Angelegenheit,  meistens  erst  der  jüngsten  Zeit  angehört  Das  ge- 
lehrte Schulwesen  ist  femer  fttr  die  meisten  Staatsdiener  (hOherar 
Art)  in  der  Regel  das  Mittel  zur  £rlangang  'der  Vor-  und  der 
theoretischen  Faehbildnng.  Die  niederen  und  höheren  gelehrten 
Schalen  sind  daher  häufig  anf  altes  eigenes  oder  Stiftuogs- 
vermögen  fundirt,  oder  werden  seit  lange  von  den  Städten  dotirt 
und  soweit'  diese  Mittel  nicht  ausreichen  oder  neue  Anstalten  za 
gründen  waren,  so  leistet  auoh  der  Staat  bedeutendere  ZusehnsM 
oder  unterhält  die  Anstalten  auch  allem.  Das  wirthsohaftlicbe 
Schulwesen  steht  den  Interessen  der  grossen  Masse  der  Bevölkerang 
näher,  konnte  daher  auch  mehr  anf  freiwillige  Gaben  (GrBn- 
dungsbeiträge  u.  s.  w.)  der  Interessenten  und  auf  Schulgeldr 
dann  besonders  anf  Beiträge  der  Gemeinden,  Kreise  begrttadet 

haltaifise  im  franz.  Volliaschaliresea  s.  Engel  ia  desBen  Zeitschrift  d.  preoss.  sUtisL 
Bnr.  1865,  134  ff.  Im  Et  f.  1876  sind  ui  Ausg.  f:  PrimaniDterr.,  die  ftafdemSuaU 
lasten,  17-92  Mill.  Fr.  aoagevorfen,  f.  d.  Schalao&icbt  1-53  MUl.  Fr.  —  In  Gross- 
britannien  geschah  lange  Zeit  fur  das  Scbalvesen,  soirie  fftr  riele  andere  vicbtige 
Bedttrfiiisse  gar  nichts  vom  Staate.  1861—62  rar  die  StaatMoegabe  filr  KniehanC 
WiBsenschaft  a.  Konst  aber  schon  1^60,000  L..  daroa  808*784  L.  für  OfiänlL  An* 
italten  fllr  Ecziehang,  meist  f&r  SclmUiiiuer,  Lehiwbflsold^  LehrerfciMoBgwimt,  Dber- 
haapt  grosaentheils  nr  Elemutuuntenlcht  1874  vurdeft  f.  Offimd.  Dntnr.,  Kuntt 
a.  WiiBeiuch.  2-60,  woron  8pe&  f.  &SmÜ.  Üntflnicht  (ofaae  Uninn.)  217  MilL  Psl- 
Tenuugabt 
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I,  «0  daa  der  Staat  ToUends  nnr  secoodttr  dafllr'  eintritt, 
die  irirthsohaftHohen  SpeeiaUchalen,  namentlich  die 
ikiehalen,  machen  in  dieser  Beziehung  eine  wichtigere  Ans- 
t,  indem  der  Staat  in  deren  Unterstützung  eine  passende 
.Ist  FSrdemng  der  Volkswirthsohaft  erkannte.   Dieser  be- 
Oeaichtsponkt  ist  nenerdings  auch  Öfters  dem  niederen 
ien  Schulwesen  zn  Gute  gekommen.  Die  Unterhaltnng- 
in  Konstscholen  dient  auch  zugleich  wirtbscbaMichen 
Di^enige  der  höheren  ist  Sache  des  reiehen  Ißtoenaten- 
I,  der  grossen  bltlheitden  SUdte  nnd  mit  Recht  auch  des 
£b  ist  jetzt  die  Auiigabe,  die  Consequenzen  der  Selbst- 
tBDg  auch  in  der  Begelung  der  FinanzTerhUltnisse  des 
und  höheren  Unterichtswesens  zn  ziehen.  Hier  bleibt  noch 
in  m  Bezug  auf  die  richtige  VertheüuDg  der  Last  zwischen 
it  and  diesen  KOrpem.**) 


l^hiBisaa  (altea  Dm&nga)  koateten 


HAIl  BaftlaeL  BmImL  Oeff. 
Btr-    a.  Ord.     1.  Ord.  Fn> 


TuMod  Thaler 


mitelbir. 


unter 


S-6 


73-7 


21*8 


OtS.  Cairan. 
OjM.   1870  laeL 
gna.  BMW 

Ta64    im  Pt«t. 
105   1-838  1'492 
3746  12-638  149-200 
48       43    c.  207 


0*71     1*43     2-61  14*04   14-02  67-S 


UM 

im 

11*040 

89 

86 

461 
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4435 

7152 

»414 

c  3-8 

45 

26 

30 

30-22 


1-56 
34-92 


0-46 
29-36 


4-52 
20-01 


1281 
10-23 


45 

47*71 


4*S1 
61*t7 


I'15 
6i'S6 


4-62 
38-53 


8*11 
43*42 


ist 

(2-1) 
27-0 


.   .  —      15-51        5  01     4  06   18'28  17-91 

I.  ohne  Einreclinang  dea  CoQe^o^ldes  (bei  Schukeld  ,3uuu>Juiie 
nrb":  Tohl  Oebohren).  Dm  1S70  Befrag  der  Kormalgdbalte  der  Gym- 
ateh  3  Ortsclaaseo  Directorea  bis  ISOO,  1600  o.  1400.  ordentl.  Lehrer 
,U0— 1150,  500— 1000  Thtr.,  s.  Engel,  Zeitachr.  1869,  S.  202,  206,  199. 
[MDihacke's  Scholkslender.  Nach  einer  aeneren  Statistik  (Jahrb.  d.  amtl. 
X  !■  Abth..  S.  86,  114)  ist  der  Aafvand  f.  d.  höheren  Lehranstalten  und 
.ht  hl  Fnassen  jetzt  Cc^^oidennassen  gestiegen  (in  1 000  Thlr.),  ganzer  Staat 

schulen.         nS^Progyam.  UniTersitton. 
1869     1874       1869     1874       1869     1874  1676 
.     401       640         601      1684       3016     4584  2257 


...       22        42  14        95        480     1134  1641 

4         6  11         11        264       128  449 

0  .   .     874      592         776     1477       2272     3222  167 
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b)  Beförderang  der  wisBenschaftlichen  Bildnng  91 
faaapt  durch  Bibliothekeii,  Sammlnngen  von  Natnr-  und  K&di 


Beiliik  Mark 

Bonn   „ 

Breslui  .... 

HaUe  

KOai^bei^  

Gx^finrald    ...  ., 
Ufliuter  (Akad.)  . 

GOttiiiKen  

Marburg  •  .  .  .  „ 

Kiel  

Brannsbei^  (Lyc.)  .  „ 
Heidelbei^  ...  „ 


Ord. 


Smnme 

Muk  ? 
iL(187I)20S 
»  S46 

ni 

763 
4M 
148 

m 

300 

160 

68 

BbL( 1870)209 


Kaeh  den  AucUigea  tOt  1876  hatten  die  AlgeBden  Dnireriitltti  i 
stehende  Etats  (in  1000):  i 

dar.  aus  <,   dir 

Staatsf.  Sh 
1357  1238  Fraibuig 
807  714  Manchen 
625  578  WUraburg 
692  451  Eilangea 
Ü74  623  Wiea  . 
482  12S  Pntg  . 
IST  87  Gnti  . 
838  208  Innsbnick 
490  431  Knkan. 
613  485  L^beig 
37  16  Czernovitz 
?  496  Doipat  . 
Die  Ausgabe  n.  Eionahnie  bilanciren  regelmBasig.  Nor  b«i  WUrzborg  ia( 
gäbe  bloss  269,000  fl.,  die  Zahl  in  der  Debersicbt  betrißl  die  Einn.  (Baien: 
d.  ünterr.  p.  27,  I.  Th.,  S.  39).  —  Tod  fremden  üniFers.  habra  z.  B.  Lnw 
Upsala  in  Schireden,  Oxford  (174,000  L.  Einkommen  einschliesslich  der  Call 
Cambridge  (133.000  L.  St)  bedeutende  eigene  EinkUofle.  In  Deutacbl&od  giDd  Ifl 
mitonter  rom  Staate  eingezogen,  die  heutige  Staatsdotation  erfolgt  theilveise  ans  i 
Titel  (z.  B.  1870  bei  Freibui^  13,564  fl.  Staatazoschnss  für  entzogene  GefUle.  ÜM 
eigentlicher  Staatsznschoas),  —  Ueber  den  Betrag  des  Colle^engelds .  der  ~ 
bfljinn  Q.  8.  ir.  totdea  Aiuaben  fast  dorcliaas.  Dm  so  dankrasverther  sind 
theflonren  in  dem  gen.  Wede  aber  die  baier.  Dnterrichtatat.  S.  Jt9  o. 
eingez^ten  CoIIegiengelder  betragen  1869/70  in  HOndien  45,«O0,  Wünbtrg" 
Erlangen  16,200,  i.  G.  94,600  fl.,  1871/72  resp.  53,900,  41,700,  18.200.  II 
(anch  mit  Unterscheidung  der  FaculL).  Im  Dorchschnitt  r.  1869/70 — 71/71 
Collegiengeld  97,000  fi.  oder  18°/«  Qesammtbetrags  der  Kosten  des  DtüTttil 
Unterrichts  v.  744,000  fl.  in  1871.  Allerdings  betragen  die  rollstlnd.  Befreiu« 
die  theilveisen  25,  zus.  457«  der  Studenten.  Ebendaselbst  Berechnnngeo  deil 
der  Sammlungen  and  Anstalten  der  Dnireisit&tcn.  Aekete  NachriclMeB  Qbff  | 
Dniveisitilten  s.  bei  Dieterici,  gcsch.  und  statisL  Nachriditen  Uber  die  Vnine 
im  prenss.  Staat,  Beriin  1836, 

FOr  d.  techn.  Lohranst.  u.  sonst,  wiss.  Zwecke  giebt  d.  prenss.  Handebaüüi 
am  Staatd'onda  aus  in  \S76  1,448,000,  ausserdem  £.  d.  Baoak.  in  BeriiB  2« 
d.  landwirtbsch.  Min.  f.  landv.  Lebnnst  n.  wiss.  Zvecke  o.  f.  TfaieranBÖ« 
998,000.  Vest-Oesterr.  t  d.  techn.  Hochschvlen  im  Ordin.  1«76:  696.1 
Baden  t  d.  polytechn.  Schnle  153,000  M. 

Die  Aasgaben  for  das  höhere  Cnterrichtsvesen  anderer  Länder  lassen  nickt  i 
eine  nnmitteloare  Yergleichnng  mit  den  bezOglichen  Ausgaben  in  DentseUu 
Teil  die  Organisation  zu  Terschleden  ist.  Beispiel:  Frankreich,  A.  derAitK 
Staats  fUr  1876:  f.  d.  sämmtL  FacuMten  511  M.  Fr.  Coll^  de  Pnutce  {Im 
grossen  Theil  der  F&cher  d:  deutachen  philosophischen,  Facultfiten ,  Natonriswaii 
Uathemktik,  Philologie,  class.  n.  moderne)  335,000  Fr.  Museum  der  Natngesdl 
(Lehranstalt  incl^  730,000  Fr.  Fur  Mittelschulen  (Secund&runterricht,  Lrcea.  I 
Colleget)  4*70  M.  Fr.  —  In  Grossbritannien  1S61/62  Zuschoas  des  Stsittl 
Dnirenitäten  m  London.  DnUin,  d.  achott  23,610  L.,  (1674  38,000  P£),  Ba 
schale  and  geologische  Anstalt  17,185,  Öffentliche  Ansbüten  f&r  Erziehoag  1 
2S5,97T  L.  S.  anch  A.  Beer  a.  F.  HochefTger,  Fortschritte  dea  DntenickM 
in  d.  Cnkorstaaten  Enropa's.  1867  S.  —  Beispiele  ron  Ansgabm  flir  KanitÜ 
Akad.  der  Kdnste  zo  Berlin  18TS  Stastsznschnss  342,000  M..  Eonstakadcata 
Königsberg,  DOsaeldorf,  Cassel  und  Hanau  142,000  M.  Dotaüon  d.  DemscbenB 
f.  d.  arcUMog.  Institot  zu  Bom  o.  Athen  in  1876  98,000  M. 
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i^luBseii,  G&rteo  zur  Befördenmg  der  PflanzenbenntDiss,  Gewerbe- 
imn      s.  w.,  gelehrte  Ges^schaften  ( Akademieen), 

2)  AoBbildimg  des  Sinnea  flir  das  SchOne,  ästhetische  oder 
(oBitbildnng.  Neben  den  erwähnten  Schalen  fUr  Malerei, 
Südliaaerei  and  Tonkunst  gehören  hierhin  Knnstsammlnngen  aller 
iit  FOr  diesen  Zweig  der  Bildnng  ist  erst  am  Spätesten  rom 
Ülute  etwas  geaehehen,  nachdem  die  Zunahme  des  Volkswohl- 
riudes  gestattet  hat,  auch  dafür  Uittel  in  den  Staatseinkfinften 
mnrauen.  Doch  haben  hier  die  Höfe  und  die  Knnstliebe  einzelner 
I  Fanten  schon  länger  Knnstsammlangen  n.  s.  w.  angelegt,  welche 
dem  Publieom  zur  Benntzong  geöffnet  waren  und  anch  noch  jetzt 
radm  maaohe  Hofansgaben  flir  solche  Zwecke  verwandt  Nener- 
£sp  hat  man  die  Bedeattmg  der  Kunst-  und  Gewerbemnseen 
ipeeieD  fttr  die  Entwicklung  der  Kunstindnstrie  immer  mehr 
tkuat  und  daher  anch  im  wirthschaftlichen  Interesse  solche  Ha- 
wig^Tttndet  und  mit  stärkeren  Staatsfonds  aasgestattet. 

i)Die  Kirche.  Ob  and  wieweit  der  Staat  selbst  den  Kirchen- 
gcdbehaften  Subventionen  gewährt,  das  ist  meistens  durch  die 
j!HiU^Üiche  Entwicklang  und  das  positive  Recht  entsdueden. 
Wat  in  dieser  Beziehnng  geschehen  sollte,  hängt  von  der  Aaf- 
^MDg  des  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche  ab,  worttber  die 
Politik,  nicht  die  Finanzwissenachaft  die  Entseheidang  zn  geben 

*)  Beispiele:  Frenssea,  StaatszoschOsse  Berliner  Äkad.  d.  Wissenscb.  187& 
mjWO  H.,  K.  Bibliothek  in  Berlin  240,000  M.  —  Btiern,  Moochner  Akad.  der 
Üwoschaftea,  StutsdotaÜon  1670  19,161  fl.,  Hof-  und  Stutsbibllothek  40,900  1, 
WenlconserystoriiUD  d.  viaseosch.  Sunmlnngen  In  MUncben  95,T42  fl.  —  Fraak- 
leitfc,  1876  Instint  669,000  Fr.,  Hat  BibUotliek  533,060  (n.  lasserord.  ftr  Gatalofit. 
•M),  andere  Offentliclie  Bibliotheken  n.  s.  w.  269,000  Fr.  —  England  1861—62: 
BtiL  Masenm  101,714  L..  totod  Stastsznschnss  100,414  I..  1874  £  Wiaa.  u.  Kiuwt 
lAIIs.  272,000  Pf.,  f.  d.  Museen  128,000  P£  —  Oesterreich  (West-)  1876 
AtuL  d.  Wlsaensch.  45,000  fl.  Staatazoschius. 

**)  Beispiele:  Preossen,  Staataziuctinsa  f.  d.  Eanstmnseen  in  Berlin  1870 
^USO  Ihlr.,  1BT5  201,000  TUr. ,  anasenlem  f.  d.  Nationalgall.  16,000  TUr.  (im 
mm.}.  Far  sonst  Kunst-  n.  viss.  Zwecke  jetzt  252,000  Thlr.  (Vermehr,  dieser 
Asgilxio,  anch  durch  ansserord.  BevÜt.,  in  den letEten  Jahien.) —  Baiern,  Akademie 
i  Öd.  EtUute  n.  Knnstsamml.  1870  71,900  fl.  Staatsdotaüon ,  ausserdem  fQr  Pfle^ 
od  FOidenug  d.  Kunst  im  Allgemeinen  1 5,000  fl.  —  Oesterreich  1870,  Akademie 
der  bUd.  ffoaste  In  Wien  59.740  fl..  1876  111,000  fl.  Staatsdotation.  Oesterreich. 
Xmeam  fUr  Knnst  nnd  Indnstrie  und  EnostgeirerbeBchnle  60,200  fl..  1876  87,000  fl. 
-  Prankreich  1865:  CoDsenrat  filr  Musik  195,000  F.,  AnssteUong  Ton  Verirai 
ckender  Kftnstler  345,000  Fr.,  5  kais.  Theater  1,515,000  (Oper  820,000  Fr.),  fttr 
taastveike  n.  Yerziening  Öffentlicher  Geb&nde  950,000  Fr..  1876  t  sehBne  KiUute. 
Xoseea.  Theater,  Mnsik  669  M.  Fr.  —  Qr.  Brltannie»  1861—62  NatiooalgaU.  n. 
'iall-  histor.  Portr.  14,184  L-  —  S.  Anm.  25  am  Schloss. 

")  In  manchen  L&ndem,  so  bis  Tor  den  jOogsten  Ereiniisaen  in  Italien.  Spanien, 
Ictncr  ia  Gnwsbritannion,  Schweden  hat  sich  ein  grosses  KirchenTermOgen  erhaitea, 
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§.  128.  Der  Fbanzbedarf  fUr  die  Finanzverwaltungselbit 
ergiebt  sich  einmal  ans  den  Verwaltungs-  and  Betrielii- 
koBten  des  rentablen  Staatseigenthnms  und  den  Grhe- 
bnngskosten  der  Stenern  n.  s.  w.  Davon  war,  soweit  es  aefa 


in  anderen  vuiigstena  tbeilireise.  \neder  in  anderen  ist  das  KirchenrermOgen  im 
Staate  eingezogen  n.  d.  Unterhalt  der  Geistlichen  a.  b.  v.  anf  Staatsfonds  tlbenunnnei, 
so  in  Frankreich,  A.  fOr  1S66:  Ausgaben  far  das  Peisonal  d.  katholischen Cnltn 
42.53,  ftlr  sachl..  Bedarfhisse  dsgL  ä'lS  MilL  Fr.,  fUr  nicht-katboL  Cnlte  Gesammt- 
aasgabe  |-91  JSjM  Fr.  (n.  A.  16  Erzbischftfe  za  20,000,  der  Pariser  zn  50,000  fr.. 
69  Bischöfe  za  15,000  Fr.,  in  Algier  30,000  Fr.).  Ansg.  f.  d.  gesammteo  CaUu 
1876  33-73  M.  Fr.  In  DentschUnd  ist  ireoigstens  fast  Qberall  ein  Srtiiclies 
KirchenvermOgen  zur  Deckung  der  Pfarrbesoldimgen  and  der  anderen  Kosten  d« 
Gottesdiensts  forbanden,  z.  Th.  auch  noch  ein  allgemeines.  Daher  erscheinen  ^■ 
vOhnlich  nur  rerhältEussrnSssig  kleine  Sommeo  im  Stastsbodget  fax  Coltnstweae. 
Aach  das  Finanzwesen  der  Kirchen  gebt  einer  grossen  Umgestahong  entgegsB,  jt 
mehr  die  Ideen  der  Trenn ong  Ton  Staat  und  Kirche  saoctionirt  werden  üd  w 
liberalismns  aadi  in  der  Kirche  zar  Herrschaft  kommt  Das  kircblicbe  6e- 
bohrenvesen  ist  in  der  Protestant.  Klrebe  Dentsohlaods  schon  jetzt  fast  anhaiav. 
Die  Kinfübrong  der  Cirilehe  and  der  eigentlichen,  ron  bflrgerliuien  Standesbeuitei 
geführten  Cirilstandsregister  (Beichsges.  v.  6.  Febr.  1875),  womit  die  Aaf  hebong  des 
gesetzlichen  Tran-  and  Tau&vangs  verbanden  war,  nOtÜgt  allmlUg,  die  kircUicliei 
Stolgebohren  zu  beseitigen,  üm  so  mehr  müssen  dann  andere  HuisqaeUen  fBr  dit 
Finanzen  der  Kirche  erOfibet  werden.  Eine  einfache  ErhOhnng  der  Staatsdottiiia 
(wie  in  Prenssen  seit  1875  wegen  des  Ausfalls  an  StolgebQhren  zar  Yerbesseronf  der 
ftassercn  Lage  der  Geistlichen  um  c.  2  Kill.  H.)  widerspricht  den  Grondsitzeo  da 
oeaeren  Gesetzgebong  aber  Kirchensachen.  Wie  weit  ron  der  EinilamniiK  eü« 
kirchlichen  Besteaerangsrechts  (wie  in  Prenssen  nach  d.  Generskysodil- 
ordnnng  r.  1^76  g.  11— 15)  praetisch  Gebrauch  gonacht  werden  kann,  istnKudhift 
Denn  ein  Besteaenmrawchi  setzt  im  Grande  stets  eine  Zwangsmitgliedsehaftronn. 
welche  jetzt  fehlt  Die  hanpts&chliche  Quelle  der  Einkitnfte  werden  freiwiltifs 
Beitr&ge  sein  mDssen.  —  Aach  die  Beziehno^n  zwischen  dem  Staate  and  der  katheL 
Kirche  durften  za  einer  neuen  Segelang  Aa  Finanzrerii&ltnisse  hindr&ngen.  ^ 
findet  sich  io  den  kirchlichen  Dingen  bi  einem  Debeigangsstadiam.  Aach  die  jetäfa 
StaatszoschOsse  zu  den  kathoi.  Kircbenausgaben  werden  wohl  bald  wesentlichen  Ver- 
inderuDgen  unterliegen ,  soweit  sie  nicht  auf  festen  rechtlichen  Terpflichtungen  (für 
eingezogenes  Kirchengut  u.  s.  w.)  beruhen.  Beispiele;  Preassen:  1S7G  A.  f.  im 
Min.  d.  Geistt.  a.  s.  w.  Angelegenh.  f.  d.  e  rang.  Kirche  2.213,000  Mark,  war.  i  i 
Erang  Oberkirchenrath  102.000,  Com>istorien  855.000  M.,  eraogeL  Geistl.  a.  Kircbeo 
1,257,000;  f.  d.  kathoL  Kirche  2,681.000  M.,  vor.  f.  Bisth.  u.  die  z.  dens.  se^U- 
Instit  1,243.000,  kath.  Consist  35,000,  Kirchen  a.  Geistl.  1,409.000.  Ansserdes 
f:  Galt  a.  Cnterr.  goneins.  6-53  U.  11.  voron  Unterhalt  der  Kirchen-,  FCui-. 
Kusteiv,  BcholgebSade  anf  Grund  recbtlicber  Verpflichtung  des  Staats  1*78,  zur  Ve^ 
l>e88ening  der  Li^6  der  Geistlichen  aller  Bekenntnisse  3'38  (1874  1*41)  H,  U.  - 
Baiern  A.  f.  1876  katkoL  Gultus  im  Staatsbudget  3*37,  protest  desgl.  l'Sl  U.  M.. 
israeL  14,000  M.,  Übrige  Staatsaasgaben  fUr  kirchL  Zwecke  1*15  M.  M.  —  Baden 
A.  f.  1876  kathoi.  Coltus  117,000  (wobei  aber  die  rorl&utig  gestrichene  Dotaüoo  tat 
den  erzbisch&fl.  Stuhl  in  Freibarg  ron  13,400  fl.  nicht  inbegrißen],  erangel.  Gnltas 
95,000  M.,  Israel,  dsgl.  SßUO  M..  Summa  Cultas  215,000  M.  —  West-Oesterreicb 
1876  kathoi.  Coltus  Erfordemiss  d.  Betigionafonda  ord.  3*75,  Extraord.  O  SO.  zusammen 
4-05,  Stiftungen  u.  Beiuäge  fUr  kath.  Cultas  bez.  0*16.  0'14,  zusammen  0-32,  f.  enog. 
CuUas  t»O,000,  25,000,  zas.  105,0U0,  f.  griech.-or.  Coltus  (Dalmat)  58.000.  21.000, 
zus.  79.000.  Oberbaopt  für  Cnitas  4  07,  0-49,  zas.  4-56  MilL  fl.  Ansserdea  dnich 
Ges.  T.  18.  März  1876  zar  Untersttttzong  katbd.  Geisdidien  600,000  a.  Die  gleich- 
zeitigen Einadimen  des  Beligionafonds  sind  TeiinsehJagt  anf  3*18  U.  11.  im  Oidis. 
Di«  gea.  Verbess.  d.  Geistl.  auch  diesai  Fuids  aasserdem  enmommeu. 
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libei  rnn  allgemeine  Verhältnisse  handelt,  schon  oben  im  4.  Ab- 
«ebaitte  dieses  Baches  (§.  91 — 95)  die  Rede.  Weiteres  mnss  ftir 
k  spätere  Lehre  von  den  Einnahmen  selbst  vorbehalten  bleiben. 
Sodann  ist  der  Bedarf  ftlr  die  Staatsschuld  (Verzinsung,  Til- 
fmg  o.  s.  w.)  hierher  zu  rechnen.  Davon  wird  in  der  späteren 
ipeeiellen  Lehre  von  der  Staatsschuld  gehandelt.  Endlich  gehört 
itierber  der  Bedarf  für  die  Finanzbehörden  n.  s.  w.  selbst, 
änreit  die  Darstellung  des  Finanzbehördenwesens  in  die  Finanz- 
Wissenschaft  Oberhaupt  aufzunehmen  ist,  wird  von  diesem  Bedarf 
ehoifallB  spXter  am  Schluss  des  3.  Bandes  gesprochen  werden.  **) 


I      ^       B>n,  6.  Anas.  g.  81. 
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Die  ordeDdichen  Einnahmen  der  Finanzwirtluchaft, 
insbesondere  der  Privaterwerk 


Elftes  Kapitel. 

Allgemeine  Betrachtung  und  Haaptetntheüiuig 
der  ordentlichen  Einnahmen. 

1.  Abschnitt 

Haaptetntfaettiuf  imd  6niBd8Stze  fBr  die  vdten  Bürtheflu;  ia 
ordcatUdieii  Hnuluiieii.^) 

I.  —  §.  129.  Begriff  und  Quelle  der  ordentlicheo  Ein- 
nahmen. Der  Ansdruck  „ordentliche  Eionahmen"  (des  Staate, 
aber  auch  derSiaatenTerbindangen  und  derSelbstverwaltangskOrper) 
wird  in  der  Finanzpraxis  nicht  immer  in  einem  genau  bestimmten 
nnd  gleichmässigen  Sinne  genommen.  Er  unterliegt  anch  nacb 
den  Verschiedenheiten  des  Öffentlichen  Finanzrechts  in  ein  nnd 
demselben  Staate  geschichtlich  einigem  Wechsel.  Im  AUgemeioeD 
versteht  die  Gegenwart  in  der  Praxis  unter  den  ordentlichen  En 
nahmen  diejenigen,  welche  auf  Grund  des  bestehenden  Becbti 
dauernd  in  gewisser  periodischer  Regelmässigkeit  dei 
Finanzwirthschaft  zufliessen.  Die  Finanztheorie  hat  an  diese  Anf 
tasBung  anzuknüpfen,  aber,  wegen  des  nntr^mbaren  Zusammeo 

In  diesem  1.  Äbschuitt  sind  GrDrtenuiirBii  vereinigt  n.  enreitert  vorden,  velcb 
von  Bau  frOher  theils  hier  (g.  82—88  d.  frob.  Aufl.  bis  incl.  5).  theils  in  den  Bb 
Idtnogen  zum  Äbschnitt  „von  den  EinkUoftea  ans  Hoheitsrechten"  (Begalien}  (§■  1^' 
bis  171)  nnd  zum  Abschnitt  ron  den  Gebabren  (§.  227—230),  Einzelnes  auch  t 
§.  247  ff.  rom  Steaenresen ,  angestellt  worden  varen.  Die  Tereinigang  dieser  £r 
Orteningen  scheint  mir  durch  die  Nothwendigkeit  geboten,  die  Terminologie  fester  9 
be^rOnden  and  der  Vennengang  der  historischen,  rechtlichen  und  finanzvisseBschafl 
lid^  Bwriffe  ein  Ziel  za  setzen,  zu  velchem  Zvecka  aber  anch  <än  nlhere*  B> 

Sehen,  «of  die  StrdtCngen  ttber  Begri&bestimmang  und  Cgaarificatton  nothmndig  wai 
chon  in  der  6.  Ausg.  war  daher  dieser  Abschnitt  ron  mir  «neaat  wMdcB.  £r  ia 
jetzt  nar  revidirt,  aber  in  Einzelheiten  auch  umgearbeitet  irorden,  so  adim  in  §•  1^9 
Der  jetzige  Abschnitt  1  entupiieht  den  §g  84—91  der  6.  Aasg. 
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ii^  der  Finanzwirthscbaft  and  ihrer  Einnahmen  mit  der  ganzen 
Tilkswirthschafit,  bei  der  Begri&bestimmong  der  ordentliohen  Ein- 
uhneD,  als  einer  Hanptart  der  Einnahmen  überhaupt,  die  nothwendige 
ikoaomische  Bedingung,  von  weloher  die  danemde  Periodicität  jener 
fSuukmeii  abhing^  mit  zu  berttoksichtigen.  Panaeb  sind  in  wisseih 
ichiftlicher  Hinsicht  die  ordentlichen  EUonalimen  zn  bezeichnen 
il>:  die  ihrer  Ökonomischen  Natnr  nach  einer  regel- 
nSssigen  Wiederholung  von  Periode  zn  Periode  danernd 
fihigen.  Es  mnss  daher  die  Quelle,  ans  welcher  diese  Ein- 
uhmea  fiiessen,  Kachhaltigkeit  verbtlrgen.  Demgemäss  muss 
ia  der  Regel  das  Volkseinkommen,  oder  mflssen  die  dasselbe 
büdendenden  EUnkommen  der  Einzelwirthschaften  in  der  Volks- 
wiitbchafl  die  Qaelle  der  ordoatlichen  Einnahmen  sein.') 

n.  —  §.  130.  Haupteintbeilnng  der  ordentlichen  Ein- 
itkoten.  Je  nachdem  das  Einkommen,  welches  die  Quelle  der 
«tätlichen  Kinnahmen  ist,*  von  der  Finanzwirthschaft  selbst 
■ds ^wohnlichen  Formen  des  freien  Verkehrs  oder  von  anderen 
Eiiulwirthschaften  erworben  wird,  sind  zwei  —  aber  auch 
*>r  iwei  —  coordinirte  Haaplarten')  ordentlicher  Ein- 
üben zn  nnterscheiden: 


Entsprechend  seiner  Ao^awc;  des  Staataeohnldenw-esens  (s.  o.  §.  58,  5.  Amg. 

ill  ff.)  bebaodeltfi  Bau  Überhaupt  unter  dea  „Einldüiftaii"  ddt  die  hier  sofoo. 
tdtil  KonähiDwi.  Stein  hat  die  Dotenoheidoag  roa  oidenä.  und  aiuBanffdutL 
^oubiKiL  in  dieser  Wdae  (s.  o.  §.  57)  nicht  Ich  halte  u  Ihr  sorohl  in  ireaent- 

CebereinsÜDunang  mit  der  Praxis,  als  vegen  ihrer  principiellen  Bedeotnng  tüx 
«  Runzbodarfsdeclning  fest  B^sobeaaofi  nennt  die  ordantl  Einnahmen  die 
»ucM  plus  on  moios  constantes,  in  der  in  Anm.  3  gen.  Abh.  S.  18.  —  Daher  den 
«piff  au  Einkommens  and  des  YolkHeiDkommens  siehe  jetzt  Wajrner,  Grund- 
''SUkg  [,  84,  86  ff.  Etwas  abweichend  sind  Erbschaftsstenern  and  Qberhaapt 
'■^iati  Kapitalsteaern ,  d.  b.  solche  Stenern,  welche  nicht  nur  nach  dem 
^iulwerth  angelegt,  sondern  aas  dem  Kapital  einer  Einzelwirtbschaflt  redl  ent- 
zwei worden,  aafenfkssen.  Hier  kann  man  nicht  immer  sagen,  dass  die  Qoelle  der 
wui>dag  Volkseinkommen  ist  Mitonter  dient  solche  Steuer  nur  als  Hittel  zu. 
^ Terinderten Textheilang dea TolksrermOKens,  speciell des Nntional- 
Mtals,  ud  wenn  dar  Steoeraitrag  eSnftek  Fflrzelizt  wird,  w  iat  dann  dieses 
>«latermftgan  die  Steaerquelle  gewesen.  Deshalb  wird  im  Text  gttigt,  dass  „in 
itx  Regel**  das  Einkommen  die  Qaelle  der  ordeofl.  Einnahme  sei.  Aach  Jene 
'^ha&-  n.  Kapitalsteaern  md  ordentL  Einnahmen  nnter  der  Voranssetzong  der 
'%'lBikfiBigen  Beprodnction  der  von  der  Finanzwirthschaft  den  Priratwirthscwten 
wuigeaen  Teim&gen.  Weiteres  später  in  der  Steaeriehre.  Die  Verm&gens-  and 
upiütnnteTsdieidang  rom  rein  tiunomischea  and  historisch-rechtlichen  Standpuncte 
I,  §.  23  £,  27  S.)  u.  der  soc.  Stenergesichtspunct  (o.  §.  26)  spielt  hier  mit 
*)  Zwei  Hauptarten  unterschied  auch  Raa  in  den  früheren  Aufl.,  §.  84  ff.,  von 
w  Bf^enmg  erworbene  und  ?on  ihr  befohlene  oder  geforderte.  Aber  er 
f^mtie  die  Einnahmen  ans  Finanzregalien  zn  der  ersten  Art,  §  85,  was  ich  aus  den 
totes  io  §.  141,  142,  145  entwickelten  GrOnden  for  anrichtig  halten  moss.  Die  früh. 
'Wim«  San's  auch  bei  Ffeiffsr.  Stsatseinaahmen  I,  58  (ohne  Quellenangabe). 
IHoch  tlber  Ffdffer's  ChamoterisiraBg  des  Domiaenhesitzes  u.  s.  v.  als  Steuer  unten 
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1)  Privatwirthschaftlicbe  oder  Domanialeinnahmen 
(im  weitesten  Sinne),  oder  Privaterwerb.  Diese  fliessen  nt 
einem  Einkommen, welches  die  FinanEMrirthschaft  (des Staats o. b.w.) 
als  Einzelwirthschaft  in  UntOTnehmnngen  (Tomemlieh  in.SaehgOter- 
prodnctionen)  ganz  nach  den  gewöhnlichen  &randBtttien 
des  priTatwirthsohaftliehen  Systems  in  der  freien  Ver- 


§.  1S6.  Arno.  2.  OmpfenbACli  g.  22  nntOTwheidet  &st  in  derselben  Veise  zvei 
Hmptoitw  unter  dem  Kunen  meobftniiche  nsd  orgaBiBche  StMtsebikomwe- 

Jaellen,  renrlrft  den  Begiiff  Reral  bd  der  ElntbeUnng  (I,  S.  63),  bildet  iber  nntei 
em  Namen -Fiicalrorreeht  einen  UuUobw  ^.  68)  nnd  setzt  die  Einnahmen  Mi 
letzteren  nntor  TemicliÜMKan;  des  bd  den  nichtigsten  zunal  deotllcb  benortntsnd« 
Steuercbaracters  (Salzroire<£t,  TabtkTOTreoht)  dennoch  tmter  die  mecbanischea  Ein- 
kommenqaelien.  Beigins,  Finanzwiss.  S.  71.  stellt  3  Haaptarten;  Begilien  Osct. 
GebQhren),  Domlinea,  Stenem  aof;  ebenso  scfaon  Jacob.  Fin.  §.  47,  49,  Halcbni 
S.  1,  doch  mit  Einreibung  der  meisten  Gebühren  unter  die  indirecten  Stauern  §.  63 
bis  65  ond  mit  richtiger  AofEkssanr  der  Monopolisimng  ron  Salz  and  Tabak  als  6e- 
stenenmgsFonn,  §.  69.  Vgl.  aacb  J.  Q.  Hoffmann,  Lebte  ron  den  Steoem.  Bedis 
1840,  S.  23  ff.  Stein,  Finaazwisseoachafi,  1.. Auflage  S.  101  nnd  2.  Auflagt 
S.  136  ericennt  drei  Plnanzqnellea :  das  wirthschafUlcfae  Einkommen  des  Staats,  du 
wirthsdiaftUche  Einkommen  des  Einzelnen  und  den  Staatscredit.  Die  EintheUung  der 
Einnahmen  nach  den  bdden  erstm  Quellen  trlfil  also  mit  der  im  T«zt  gegebeau  id« 
sammeD.  Aber  St  ein  fllhrt  (1.  A.  S.  10«,  2  A.  S.  143)  Einnahmen  ans  den  B<«ilieii 
(bacb  seiner  iriUkfihri,  nnd  unhaltbaren  BegriAbestimmung)  u.  ans  d.  GebOhnm  aof 
die  erste  Finanzquelle  turtlck,  nicht  wie  ich  auf  die  zweite.  Pflr  die  Frages  der 
Classification  der  Einnahmen  a.  n.  d.  seit  dem  Erscheinen  der  6.  Ausg.  mfiüiBt- 
Ucbten  Arbeiten  bes.  Bäsobrasoff,  r^rennes  pabl.  de  la  Russie,  (mit  einer  tkeor. 
Einlait  ober  die  GnmdaUze  der  Glaasific),  in  d.  H6m.  de  1'  Aead.  de  St.  F^b. 
tom.  XVm,  K.  9,  St  Pet  1872,  bes.  p.  18  ff.  Er  thdlt  ein  in  Auf  lagen  (impAti) 
u.  „indastr.  Eink.  des  Staats"  (rärennes  industriels) ,  die  ersteren  in  Steuern  o.  Ge- 
bühren (coutribntions  et  tazes),  die  letzteren  in  Regalien  (droits  r6gsl.)  ssd 
rirenues  indnstriels  i  e.  S.  xl  irendet  sich  bes.  gegen  meine  Aufihssung  der  Bigalien. 
B.  hat  mich  nicht  davon  Ubezzeugt,  dasa  meine  Eintheüaog  anbugebea  sein  (t^ 
hea.  p.  23  über  d.  Unterscheid,  zw.  Gebahrw  u.  BegaUen).  Er  glebt  a.  a.  0.  selb« 
zu  (p.  29),  dass  diese  Einnahmen  gemischt  sind  aas  rerschled.  Elementen.  Mir 
scheint  in  1.  Linie  Gewicht  zu  legen  auf  d.  allgemeinen  rechtlichen  Be- 
dingnngen,  unter  welchen  die  Einnahmen  erworben  Verden.  Hier  steht  tick 
principielT  gegeottber  der  priratirlrthsch.  und  der  staatswirtbach.  Erwerb. 
Wo  freie  Concnrrenz  ausgeschlossen,  sind  die  rechtl.  Bedingungen  des  Erwerlw 
specifisch  rerschieden.  —  Vgl  femer  Knies,  i.  d.  gen,  Hddelb.  Rectorati- 
programm ;  s.  ClassiGcation  im  Ganzen  mit  meiner  Auffass.  in  Ueberatimmang,  nnr  be- 
handelt er  Post  n.  dgL  noch  anders.  A.  Held,  Eiukommenst,  Bonn.  1672,  C.  1. 
unterscheidet  priratrecbtL  u.  Offentlichrechtl.  Einnahmen ,  bei  letzteren  Gebühren  aad 
Stenern,  also  wie  ich.  Die  Fiscalrorrecbte  wären  gemischten  Chaiactors;  Poet  vi 
Hönze  „trotz  des  Monopols"  GebUbreneinrichtoogen  (S.  6)  richtig,  aber  ohne  £e 
genOg.  Untenchddnng  des  inneren  Omnds  des  Torreehta.  S.  auch  Nenmans. 
progress.  Einkommensteuer,  Lpz.  1874  bes.  S.  46  ff.  Qher  die  ,3eitrtge".  Eine  Deber 
einstimmnng  der  Eintheilnngen  der  Theoretiker  ist  daher  jetzt  noch  ebenso  venlg  als 
firtüier  erreicht.  Der  Streit  dreht  sich  bes.  um  d.  BegaUen  und  Gebühren,  s.  Biso- 
brasoff,  p.  23  ff.  —  Auch  die  Praxis  classificirt  ganz  reischieden  u.  schwankend. 
Die  Gebt^ren  werden  meistens  zu  den  (indirecten)  Stniem  ge^wUt,  Einnahmen  ans 
Post,  Manze  (vulgo  Regalien)  Afters  unter  dieien.  aus  Staatseigenthum  nnd  Staatsan- 
staltffl).  So  ist  z.  B.  noch  im  baier.  Bndgetentwurf  t  d.  10.  Finanzperiode  (1870/71) 
der  Ausdruck  ,3egalien  und  Staatsanstalten'*  in  den:  „Staatsanstalten"  rerladeft 
Vörden,  voranter  z.  B.  SaUnen,  Bergwerke,  Post,  Telegraph»  n.  s.  T..  s.  PSsl. 
baier.  Verwaltnngsrecbt,  3.  Aufl.  Utmchen  1871,  S.  595. 
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kelirseoncnrrenz  erwirbt.  Die  ordentliche  Staatseinnahibe  er- 
liebt sieb  also  hier  anmittelbar  als  Seinertrag  jener  Unter- 
Khnrangen,  der  das  Einkommen  des  Staats,  als  ihres  einzelwirtb- 
lehaitlielien  Sabjeete,  bildet 

2)  StaatswirthschaftHche  Einnahmen  oder  Auflagen, 
ueh  (im  weitesten  Wortsinn)  Abgaben  oder  Stenern^)  genannt, 
welche  irgendwie,  d.  h.  nach  der  Art  ihres  Eingangs  und 
Bieh  der  Hohe  ihres  Betrags,  anter  einer  Rfleksicht  anf 
iie  eigentlichen  Staatszweeke  stehen,  oder  welche  Kraft 
kr  Finanzhoheit  als  Mittel  zar  Ansftfhrang  eigentlicher 
Staatszwecke  zwaogeweiae  eingefordert  werden.  Diese  Ein- 
nahmen fliessen  aas  dem  Einkommen  aller  anderen,  derFinanz- 
luheit  des  Staats  ~~  oder,  in  Folge  der  Uebertragong  eines  bezttg- 
idwD  Rechts,  eines  SelbsverwaltangskOrpers  —  unterstehenden 
ttBulwiithscbaften.    Die  Staatseinnahroe  wird  hier  dem  Staate 
iath  gesetilichen  Befehl  an  die  Einzel wirthschafter,  mithin 
Zwang  zar  Verfügung  gestellt,  wonach  diese  in  bestimmten 
hbä  einen  Theil  ihres  Einkommens  —  des  Reinertrags  ihrer 
Titeniehmnngen  —  dem  Staate  Überlassen  mllssen. 

III.  —  §.  131.  Unterscheidnng  verschiedener  Stand- 
pnnete  für  die  Begrif fsbestimmang  and  Glassincation 
^er  Einnahmearten.  Um  die  im  vorigen  §.  gegebene  Eindiei- 
hng  richtig  zu  wttrdigen  und  letztere  nach  allen  Seiten  streng  durch- 
»Ähren;  femer  nm  die  weitere  Eintheilnng  dieser  beiden  Haapt- 
uten  von  Einnahmen  in  Unterarten  richtig  vorzunehmen  und  die 
io  der  Geschichte  und  in  dem  bestehenden  Rechte  vorkonmienden 
Kianahmearten  richtig  zu  rubriciren  und  zu  beortheilen,  mttssen 
folg^de  vier  Standpnncte  auseinander  gehalten  werden:  dei^enige 
der  rechtsgeschichtlichen  Entwicklung  und  des  frlfher 
leitenden  Rechts,  derjenige  des  gegenwärtig  geltenden 
(positiven)  Rechts,  der  finanzpolitische  Standpunct,  welcher 
oter  BerUcksioli%ang  der  politisehen  and  volkswirthschaillichen 
Verhältnisse,  BedHrinisse  und  Auffassungen  für  einen  bestimmten 
Staat  and  eine  bestimmte  Zeit  aufgestellt  werden  muss,  endlich  der 


*f  Kau  wollte  in  §.  84,  8S  dea  Begriff  Steuer  n  n  r  in  einem  engeren  Sinne,  im 
^egesBatE  za  Gebflhr.  gelten  lassen  (rgL  jedocb  §.  227),  s.  a.  §.  1S6  d.  C  Selbst 
4ie  wakren  GebOhren  (im  Oegeosatz  ta  denen,  welche  In  der  Pnuds  meisteiu  ueb 
KgeBumt  Verden,  obgldoh  sie  nach  Ihrer  HShe  eigen  tliebe  Stenern  sind  n.  roa 
■an  tat  S'  231  Nr.  3,  236  eben&llfl  noch  anter  die  Qebabren  gereiht  irerden)  können 
aber  im  weiteren  Sinn  nach  ihrem  Bechtsgmnd  tad  der  Art  Uier  Ertiebong  Stenern 
Bffwnt  waim.  So  auch  Hook ,  fiffintL  Abgabea  o.  Soholden,  Stnttg.  1863.  8.  84, 86. 
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finanzwisBenschaftliohe  Standpnnct,  von  welchem  sqb  die 
Etimafaineartra  nach  ihrer  ökonomischen  Katar  imd  ihren 
Wirkungen  auf  die  rerschiedenen  Einzelwirthflchafben  (beBonders 
die  gewöhnlichen  Privatwirthschaftea)  and  achliessUcb  auf  die 
ganse  Volkewirthaohaft  nnterschieden  werden.^) 

Es  ist  der  grosse  nnd  verhängnissroUe  Fehler  der  Theorie  luid 
Praxis  des  Finanzwesens,  dass  diese  vier  Standpnncte  nicht  genau 
ans  einander  gehalten,  sondern  in  der  Regel  unklar  vermengt  worden 
sind.  Daraos  sind  manche  Streitfragen  entstanden,  die  sich  sonst 
sofort  als  mtlssig  ergeben  hätten.  Namentlich  die  zw^  folgenden 
nacbtheiligen  Gonseqaenzen  gingen  darans  hervor. 

1)  Einmid  hat  man  die  ziemlich  nnklaren  nnd  wenigstens  für 
die  Gegenwart  volkswirthschaftlich  wie  politisch  unhaltbaren  B&- 
griffe  nnd  Eintheilangen  der  Einnahmen  ans  der  Recbtsgeschichte 
nnd  dem  positiven  Rechte  einfach  in  die  Finanzwissensohaft  wie 
in  die  Erörterungen  Uber  die  Finanzpolitik  herttbergenommen  und 
sich  dann  regelmässig  ganz  vergebens  bemtth^  sie  mit  den  Anforde- 
rungen der  eigenen  Disciplin  in  Einklang  zu  bringen.  So  ging  es 
mit  den  rechtsgesohichtlichen  nnd  positivrecbtlichen  Begriffen  der 
Domanialeinnahmen,  der  Stenern,  der  sog.  Regaliea  ond 
der  Gebühren..  Unter  beiden  letzteren  Rubriken  befanden  sich 
öfters  einzelne  Gattungen,  welche  als  reine  Steuern  von  der 
Finanzwissenschaft  entweder  in  eine  ganz  andere  Stelle  des  Systems 
hätten  eingereiht  oder  vollständig  ausgemerzt  werden  mOssen. 
Keines  von  Beiden  geschah,  was  nur  Verwirrung  rar  Folge  hatte.*) 

*)  Tergl.  die  Bemeik.  ron  Stein.  Fiiuuiz.  1.  A.  S.  135  ff.  aber  deo  Bepiff 
Bega! ,  wo  aber  wie  an  andern  Stellen  bei  ganz  richtiger  Betonung  der  renchied. 
^udponote  doch  aas  dem  Gesicbtspaact  der  Gegenwart  die  frfibereo  Anbanrngea 
zu  gern  als  „anUar"  vemrtlieitt  werden,  —  wie  denn  überhaapt  jede  der  Stein'schen 
entgegeostehende  Anfiiissaag  mit  diesem  Epitheton  rersehen  wird.  Dem  Stein'sdieo 
Begriff  Begai  gebt  es  dann  freilich  eb«iM,  wie  Pfizl'i  Urtbeil  beweist  (Staatswflrter- 
buch  ?.  Blontscbli,  TIH,  554).  Tergl.  u.  §.  138,  145.  In  d.  6.  Ausg.  §.  85  hat» 
ich  nur  3  Standpnncte  nnterschieden,  indem  ich  noch  den  finanzwissenscbaftlich« 
mit  dem  finanzpolitischen  Standpnncte  identlficirte.  In  diesem  Pancte  ist  der  Einrud 
V.  Bösobrasoff  richtig  (p.  11).  der  aber  wieder  selbst  nicht  genogend  anteischeidet 

")  Beispiele:  (1)  Falsche  Auffassung  etgeDtltchar  Steaern  als 
Begale.  Der  Aem  ll^<^  nrerdankrade  Eztragewian  b^  8aU-.  Ttbak-  a. 
abiiUchai  Regalien  ist  eigendicbe  S teuer  (s.  o.  §.  145).  die  Begali&inmg  nor  die 
besondere  Steuerform,  wie  schon  Sonnenfels,  Fln.  §.  lOS,  110.  J.  G.Hof'' 
mann,  L.  ron  den  Steueni  8.  25.  Malcbus  L  g.  69,  S.  340,  343  Irrten,  nene^ 
dings  Stein  1.  A.  S.  358  ff.,  Laspeyret  im  StaatswSrterb.  X,  104.  M.  Wirth. 
NattonalOk.  3.  A.  H,  516,  518  u.  a.  m.  Gerado  als  Steuerform  moss  d.  Begal 
daher  in  d.  Finaiuwiasenschaft  betrachtet,  mit  anderen  Steuerformen  filr  deoselbeD 
Gegenstand  rerglicbeo,  also  Uberiianpt  systematisch  in  die  Steueilehre  eingereiht  werdeo. 
weiuD  nicht  ZnsaameDgehftriges  auseinander  gerissen  werden  soll.  Demnaeh  ist  die 
Behfmdlang  tob  Rau  in  der  5  ÄuS.  g.  184  ff.,  203  ff.  (Salz,  Tabak  u.  s.  w.  in  der 
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Fttr  die  £inieifaiuig  dnzelner  Einnahmen  nnter  Ctebttbren  und  Be- 
pi&em  blieb  ebenfalls  der  rechtsgeschiditliehe  oder  joristisohe 
fiegriff  Bumgebendf  wu  fllr  die  Finannrissenschaft  nene  Ver- 
mmuig  stiflete.')  Anoh  die  SteOnng  der  Gesammtheit  der  Be- 


l«fcre  r.  d.  Begalien)  Im  Folgendes  Mich  ^Oaderi  irorden.  Bitobraseff  l  a.  0. 

taut  auf  diese  iltote  Ao&asnng,  m.  E.  mit  Unrecht,  zoiadc  Bergias  Fprielit  t. 
Sili-,  TkbatmoQopol  Q.  s.  ir.  gar  bei  den  Staatsgeverben  u.  Domänen ,  wodurch  jede 
«b^ageoe  Wttrdignng nnmO^di  wird.  Auch  Umpfenbach  behandelt  Salzromcht, 
Unkrorrecht  nnter  den  FiBcalrorrachteD,  wie  die  Ederen  anter  den  Regalien,  vobei 
im  trotz  der  reränderten  Namen  doch  im  VesentUchen  Alles  beim  Alten  bleibt; 

CdiTOn  bespricht  er  die  „Tabakunanth".  Gelten  Tabak-  u.  andere  Fiaanzmonopole 
ik  Be^e,  so  hat  das  anch  den  Nachtheil,  dass  sie  bei  der  Herrschaft  der 
I     .Theorie  der  fireieu  Concnrrenz"  (Wagner.  Gmndleg.  I,  Cap.  3,  §.  117,  Abschnitt 
1 1.  9)  noeh  leicbter  ohne  Wnteres  rom  voIkBwirtbBch.  8timdpiuicte  aus  nni  als  dem 
iMmäe  der  TeifcehnfreiUieit  widerstreitead  nrworfen  verden.  IHt  Frage  M  aber, 
A  licht  trotzdem  ans  finanzienem  Interesse  tmd  unter  Toranssetzung  eines  ein- 
ml  iMstaheadfln  Terbiaachnteaersystems  sotehe  Honoptdo  zn  rachtfer^^  üai.  — 
9)  Falsche  Anffassnng  von   eigentlicheD  Stenern  als  Qebttbren. 
lache  mittelst  Stempels  erhobene  Stenern,  z.  B.  Wechselstempel.  VertApapfeiv 
namoiitl.  aber  die  finanziell  wichtigste  nnd  ToIfcswirthschaftUcb  weiügstens 
mäi  bedenUicbe  nnd  drückende  Abgabe  vom  Beeitzwechsel   bei  Immobilien 
i&lfistrement,  Uebertragnngs„gebahr\  Eanfaccise  n.  s.  w.)  sind  nach  ihrer  histor. 
AHehmg  und  jnrist  Behandlong  anch  ron  den  FinanztheoreUkeni  nnter  die  GebObren 
le^eBt.   Unter  den  finanziellen  Begriff  der  Gebühr  (s.  n.  §.  137  n.  S.)  fallen  sie 
f^pi  nicht.    Etwas  Andres  ist  die  Frage,  ob  sie  sich  nicht  in  beschränktem 
^bmt  als  eigentliche  Stenern  rechuerügen  lassen.   Ean,  der  diesen  innem 
ntoprach  in  der  Behandlong  dieser  Abgaben  als  GebOhrea  fOhlt  (5.  A.  §.  236  fi". 
^1),  ut  ihnen  dennoch  veder  eine  andre  richtigere  Stellnng  im  System  gegeben, 
Mck  de  ganz'  verworfen.    Von  Neueren  noch  ibnUeb  Umpfenbach  §.  27—29, 
nu  auch  nnter  sch&rferer  Betonung  der  Terwerflieblunt  mancbu  Posten  im  En- 
R^strement  als  Stenern.    Bicbtiger  Bergins  S.  297.  354,  Pfeiffer,  I,  307, 
Virtk  n.  521,  aber  alle  dem  Standpnnct  der  Praxis  gemäss  diese  Abgaben  als  Ge- 
k^na  bnrthefleDd  nnd  danach  rerwerfend.  Prinoiptell  richtiger  ist  daher  sicher 
die  Anfiaasnng  nnd  Fiagstellnng  ron  L.  Stein,  der  jedoch  einen  wie  gewfihnlioh 
S»*«ichen,  aber  wie  gewöhnlich  bei  ihm  anch  sopbistisdien  nnd  haltlosen,  weil  viel 

■  gebenden  yersnch  macht,  diese  Abgaben  rOUig  als  Terkehrssteuem  zu 
rettea.  1.  A.  S.  153.  412  fi..  3.  A.  S.  217,  466  ff.  AehnUofa.  aber  doch  mit  einem 
Itwiswn  Zweifel  Uber  die  Triftigkeit  der  Eechtfertigangsgrande  Hock,  fiffentL  Abg. 
&134,>.  n.  §.  138  ff. 

1  Beispiel:  Die  Einnahmen  der  Post  ans  Porti's  n.  s.  w.,  der  Hllase  ans 
dM  ScUagaobats  IBt  PrlgODg  «if  Bechnnng  Printer,  der  Telegraphen  vmden 

■  Einnahmen  ans  Regalien,  wie  diejenigen  aas  dem  Bergwesen,  aas  der  Jagd 
wuchtet  wibrend  sie  finanzwiBeenacbaftlich  nnter  den  Begrifi*  der  Gebtlbr 
ltder  nnter  Dmst&aden  selbst  der  piiratwirthscbaltL  Einnahme)  bUen.  Daher  das 
UDgentigeBde  der  Bebaodhug  dieser  Etooafamen  nnter  denui  ans  Hobeitsrechtea  bei 
g>n.  5.  A.  §.  196,  205,  210b.  Ebenso  die  meisten  Aelteren  nnd  Neneten.  so 
Pfeiffer  (nnter  monopoüa.  Gewerben!),  Bergins.  Wirth  u.  a.  m.  Ganz  richtig 
uut  dagegen  Umpfenbach  diese  Einnahmen  als  Gebühren  anf,  nor  dass  er  das 
wbohrenprincip  za  absolut  hinstellt  nod  die  Eelatirität,  die  anch  hier  gilt,  übersieht, 
vie seine  Einreihnng  der  Eisenbahnen  schon  jetzt  allgemein  unter  das  GebObren- 

zeigt  Stein's  Torwnrf  gegen  Umpfenbach,  dass  dieser  Regalien  nnd 
oebthren  „gänzlich  rerschmelze"  (2.  A.  S.  191)  oder  „nngescbieden  dnrcheinandep- 
*nfe"  (S.  219)  ist  daher  unrichtig,  '^^elmebr  bat  U.  eher  Gebühren  nnd  printwirOi- 
^a^che  Einnahm,  nicht  genug  nnterscihiedeD  und  die  Regalien  nopassend  wenigstens 
^w*eise  als  KseelrorrQehte  ineder  aufleben  lassen.  Stein  dagegen  renrirft  mit 
I  den  finlmen  R^begriff  flir  die  gegenirtrtige  Finaazwissoischaft,  aber  a 
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galien  nnd  GebtthreB  im  finanzwissenschaftliohen  System  der  ordent- 
lichen  Eionabmen  ward  in  vieler  HinBicht  durch  den  rechtsgesehidit 
liehen  und  positiv-rechtlichen  Zusammenhang  dieser  Einnahmearten 
mit  den  Domanialeinoahmen  oder  dem  Kammergut  und  die  6m- 
gemässe,  vom  finanzwissenschafUichen  and  finanzpolitischen  Stand- 
poncte  ans  anriehtige  Oegenflberstellnng  gegen  die  Stenern  eine 
schiefe.")  So  fehlte  es  an  einer  klaren  principiellen  Behandlung. 
Nur  zu  leicht  wurden  daher  auch  Gompromisse  mit  der  bestehenden  i 
Praxis  geschlossen:  unpassende  und  sehlechte  Einnahmen  in  der 
Theorie  nicht,  wie  es  sich  gebührte,  verworfen,  sondern  höchstens 
etwas  bemängelt*)  Der  Einflnss  der  Theorie  auf  die  Finanzpoüttk 
und  dadurch  anf  die  Verbesserung  des  geltenden  Finanzrechts  und 
der  Praxis  blieb  aber  gerade  bei  einem  solchen  Verhalten  ein 
untergeordneter. 

2)  Die  andere  nachtheilige  Folge  war  die  gerade  entgegen- 
gesetzte. Angesichts  der  HXngel  des  best^enden,  gesohichtiieb 
fiberkommenen  Einnahmewesens  nnd  angesichts  der  unklaren,  viel- 
foeh  unhaltbaren  Begriffe  nnd  Einlheilnngen,  welche  die  Theorie 
einer  dnroh  sie  entt  zn  reformirenden  Praxis  entndim,  fand  ein 
abstracter,  nnhistorischer  Badicalismns  nnd  Ähsolntismns  nnr  am 
so  leichteres  Spiel,  —  wenigstens  in  der  Finanz theorie,  freifich, 
bei  der  anrermeidlichen  Nofliwendigkeit,  einen  gegebenen  Staats- 


stoUt  einen  neoen  ebenso  nabnachbaren  anf,  TodaTcb  bedingt  vifd,  d»  die  oben 
gen.  Ein  nahmen  ans  Post  n.  b.  w.  vieder  nicht  als  OebQhrai,  wie  doch  dnzchMB 
Tenrandte  Einnahmen  (z.  B.  Ghansseegeld),  anfgefaaat  venlen,  1.  A.  134,  IST,  1  A. 
184,  190.  Bösobrasoff  meint  dagegen  wieder,  dasa  die  Aehnlichkeit  def  Begalien 
and  Qebllhien  (taxes)  mehr  ftnsserllch  (in  der  EihebnngifDnn  nnd  Organiwlfaw). 
«l8  lunedich  sei,  nicht  ia  ihrem  inner»  finuiz.  Chanoter,  den  mit  ihnen  rerbud. 
Beohten  des  Schatze«,  dem  skononbchen  Einflnss  bdder  Uöge.  Dis  ist  xomgeb«!. 
aber  ea  bew^  nidit  das,  was  B.  bewefsen  will ,  nentlieb  daai  die  GebOhien  zn  dea 
Anflagen  nnd  di«  Begalien  zum  indnstr  Erwerb  zn  reihen  sind.  Denn  GebQhren  nid 
Begalien  haben  gemeinsame  EigenthOmlidikeiten  m  dem  indnstriellen  Erwerb. 
B.'s  AoBfOhning,  p.  23  ff.,  ist  nicht  nberzengend:  es  ist  z.  B.  in  Betreff  der  Post 
die  entgegengesetzte  Einseiti^eit  ron  Stein,  der  dieselbe  za  einem  seiner  iJtegils'* 
empoischranbt,  w&hrend  Bteobrasoff  in  allen  (tUsa)  Begalien,  also  anch  der  Post, 
nnr  die  iadnstr.  n.  ntilitar.  Einrichtong  siQht,  p.  25. 

^  S.  0.  Anjn.  3.  Aach  das  ist  ein  KachÜidl  der  Stein'sehen  Classification,  dass 
wiederum  Dom  inen ,  Begalien,  Gebühren  die  eine,  Stenern  die  andere  Hanptgiappe 

der  ordentL  Einnahmen  bilden. 

*)  Bezeichnend  ist  in  dieser  Hinsiebt  besonders  die  Stellong  der  Theoretiker  nnd 
rationeller  Praktiker  wie  Hock  (&£  Al^.  S.  234,  248)  za  „GebOhren"  wie  denen  fOr 
den  „Erwerb  Ton  Friratrechten"  (Eig«itbnmsQbertragang  bei  Immobilien  n.  s.  w.). 
YieUiacb  ist  man  in  der  Theorie  wieder  g^Qcltlich  bei  dem  andern  Extrem,  den 
Radicalen  gegenaber,  angelangt :  alles  Wirkticbe  wird  rernOnftig  gafimdan.  An  diese« 
Standponct  erinnert  auch  Stein  in  s.  Finanzwiss.  oft  genag. 
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bUrf  SU  decken,  nicht  in  der  PraziB.^'')  Die  berrsclienden  Be* 
pift  nad  Eintheilimgen  der  Einnahmen  wurden  verworfen,  weil 
Mvidfaeh  willkührlich  and  nnlogiech  wären,  statt  dasa  der  richtige 
Im  heraasgesohält  ward.  Gewisse  Einhahmearten,  die  wegen 
rerinderter  Verhältnisse  Ton  Zeit  nnd  Ort  nicht  mehr 
pHBcnd  waren  oder  erst  hätten  umgestaltet  werden  mOssen,  worden 
anbedingt  für  tiberall  und  alle  Zeit  als  verderblich  bezeichnet 
üttaentlich  wurden  häufig  alle  privatwirthaohaftliohen  Einnahmen 
4»  Staats  knrsweg  verurthetlt^V  Fttr  die  finanzielle  Behandlung 
Ton  sonstigen  Staatsthätigkeiten,  an  welche  sich  herkömmlich  Ein- 
uluBen  kntlpften,  worden  allenfalls  verschiedene  Finanzprincipieu 
tbEichtBcfanar  zugelassen,  aber  flir  jede  einzelne  Thätigkeit  wieder 
imer  nur  ein  einziges  als  das  ein  fttr  allemal  richtige.^*) 
Odff  es  wurde  auch  entschieden,  dass  bestimmte  StaatsUiätigkeiten 
tteritupt  niemals  zur  Beschaffung  von  Einnahmen  benutzt  werden 
tUu,  was  wieder  nicht  so  allgemein  richtig  ist.")  Kurz,  als  ob  auch 
Üseine  völlige  tabula  rasa  bestände,  wurde  wie  auf  so  vielen 
itkea  Gebieten  der  wirtbsdiaftlicben  Politik  der  „Absolotismus 
^  Ufsongen"  praetisoher  Fragen  aufgestellt  und  dem  „Gesetz 
der  Bdativitilt"  zuwider  gebandelt.  Vollständig  neue  Einnahme-, 
<!■  b.  Steuersysteme  wurden  entworfen ,  die  jedoch  nur  auf  dem 
Ptpiere  standen,  und  Uber  dem  Suchen  nach  einem  (absolut)  „besten 
Steuersystem"  wurde  die  wahre  Aufgabe  den  vorhandenen  Uebel^ 
Meo  gegenüber  verfehlt") 

**}  Ein  neues  Beispiel  ist  Maarns,  mod.  BesteOer..  Heidelb-  1870.  Nicht  frei 
^Vecboi  ron  dem  Yonnirf  ist  aber  Oberhaapt  die  englische  (Smttb'acbe) 
Schale  dei  NatioDal&koDomie,  namentlich  in  Deatscbland ,  bes.  die  extremen  Frei- 
kbdler  onter  den  Sümmfohrem  und  Pnbliciaten  dee  deutschen  rolksw.  Oongresses, 
jJÜKf.  ^deotsche  Freibandelsschnle" ,  bes.  mit  ihrer  Theorie  ron  Leistnag  and 
u<{e]ileiBtiiag  Mich  im  Steoenreaen  des  Staats,  vollends  der  Gemeiade.  Belet[e 
■  aauhea  Artilceln  in  Bentzach'  HandwOrtexb.  der  Tolkswiithschaftid.  (s.  z.  B. 
SBBinghaus  S.  895),  nameolL  ia  Pfeiffer's  StaMseinaahmoi ,  froher  aacb  in 
BtBtxBch*  o.  M.  Wirth's  Weilnn.  velche  bdde  Antorea  aber  ältere  Einseitif- 
ktüoi  abstreiften.  Am  Characteristischsten  bleiben  pevisse  TerbandL  des  rollsw'. 
^Rp.  (so  1867  aber  Gemeindebesteaerong,  1872  Uber  Scholen),  bes.  d.  Aenssenmgea 
I'  0.  HichaeÜB,  Faacher  (s.  anch  dess,  Ad&.  aber  Staats-  a.  Commno.  Anag.  ia 
det  ToUsTirthscbafU.  Vieneljahrsschrtft),  Böhmert.  Tergl.  daraber  die  Bem^.  r. 
Senmann,  progr.  EinVommenatener,  S.  66  S.,  212  ff.,  denen  ich  beistimme. 

"j  Mit  Recht  dagegen  auch  A.  Held,  Einlommenst  S.  6  C 

Z.  B.  Forderung,  dass  die  Post  stets  nnr  nach  dem  Gebahrenprincip  be- 
™delt  werden  solle,  vas  nnr  fOr  unsere  Zeit  nnd  Länder  richtig,  früher  bei  gexii^eT 
Vobtclttug  der  Kenotniss  ron  Lesen  n.  Schreiben  n.  fast  anssdüieräl  Benatzong  der 
Post  durch  einzelne  Glanea  aar  bedingt  richtig  var. 

'*)Z,E  Forderung  des  aneDtgeltUohoa  Dnterrichta  in  Staataachnlea ,  bei. 
■üedmr  Art,  der  Beseitigung  aller  Wegegelder  auf  Staatsstrassen. 

**)  Badicala  Bofbnuer,  wie  Manras  a.  a.  0.,  sind  veaigstens  mitunter  einsichttg 
leweBeo,  ihre  Stenerreformpline  an  die  Voraoasetztug  za  knüpfen,  dass  zuvor 
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§.  X$2.  Diese  wahre  Aufgabe  iat  angesiolits  dieser  buden 
entgegengesetaten  Fehler  and  Einadti^eiteD  tta  Theorie  mid  Praxis 
folgendermassen  zu  bezeichnen: 

1}  Vermeidung  des  Änfstellens  rein  abstracter,  ver- 
meintlieh  absolnt  gültiger  nnd  nach  einem  aprioris- 
tischen  Prineip  constrnirter  Schablonen  fttr  die  Einnabne- 
beschaffoBg;  statt  dessen  Änffassong  der  Einnahme-  and  speeieU 
der  Steuersysteme  als  abhängig  von  geschichtlich  gewor- 
denen Verhältnissen,  die  sieb  so  wenig  als  andere  BeEiefaangen 
des  Volkslebras  mit  einem  Schlage  dorch  ein  Machtwort  der  ladi- 
eaien  Theorie  umgestalten  lassen,  aber  andererseits  allerdings  emem 
beständigen  Wandel  und  einer  sehr  wohl  zu  beinflnssen- 
den  und  in  die  passende  Richtung  zu  leitenden  Ent- 
wicklung unterliegen ;  Prfiiung  der  rechtsgeschiohtlicfaen  nnd 
positiv-rechtlichen  Begriffe  und  Eintheilungen  der  einzelnen  Ein- 
nahmearten an  dem  Haaase  des  jeweilig  vorhandenen  poUtiseheD 
socialen  nnd  volkswirtbschaftlichen  Bedarfnisses  und  demgemässe 
Umbildung  jener  Begriffe  und  Eintheilnngen  in  solche  finansieHe, 
wie  sie  für  bestimmte  Staaten  und  Zeiten  passen;  daher  denn  soefa 
Behandlung  der  einzelnen  Einnahmealten  in  der  Finanzpolitik 
nicht  als  absolute  (logisehe)^  sondern  als  historische  Kate- 
gorieen,  nnd  in  der  Finanzwissenschaft  als  Formen  der 
Ottterherbeiziehnng  ans  der  Volkswirthschaft  zn  Zwecken  des 
Staats  (der  Selbstverwaltungskörper  n.  g.  w.),  welche  versehie- 
denen  ökonomischen  Character  und  nach  Zeit  und  Land 
verschiedene  volks-  und  einzelwirthsohaftliche  Wir- 
kungen haben. 

der  Staatsbedarf  sehr  stark  remiindert,  m.  a.  W.  die  meisten  Thätigkeiten  des  modenen 
Staats,  die  daher  ron  Manrns  einfach  als  luiQQtz  bezeichnet  irerden,  aafgegebea 
oder  eingeschränkt  worden.  Der  Fehler  liegt  hier  in  der  Verkennong  der  WahriieiL 
dass  die  einmal  besteheadcn  Staatsthätigkelten  geschichtlich  Uborkommen,  dnrdi  die 
gegebenen  Umstände  bedingt  and  daher  tlberhaopt  nur  in  geringem  Maasse,  lamsl 
plötzlich,  verändert  Verden  können,  am  WeniKSten  in  der  Weise  der  Franzosen  dorch 
blosse  Verändemng  der  „Spitze  der  Verwaltung'*,  der  Regierangs-  oder  Staatsfonn. 
Die  principielle  Würdigung  der  Thätigkeit  des  modernen  Staats,  die  Aneitenaang  der 
Gesetze  der  wachsenden  Ausdehnung  der  Staatstbätigkeit  and  des  Vorwaltens  der  Frt- 
renüon  (s.  o.  §.  36  n.  37  o.  Omndleg.  I.  Kap.  4)  fehlt  dabei  ausserdem  rOlÜg.  Avch 
bei  anderen,  bei  Pfeiffer  (Staatsaasgaben),  Walcker,  Heil.  d.  enrop.  FioanznotL. 
Fetersb.  1868,  bei  den  einseitigen  Gegnern  der  Militäransgaben  finden  sich  rerwandte 
Ansi<!hten :  es  soll  Alles  „willkuhrlich  gemacht"  and  daher  kurzweg  zn  beseitigen  sein, 
8.  o.  §.  107.  Bezeichnend  genng  ist  fta  den  Beweis  des  Gegentbeils  die  ganz  muer- 
änderte  Fortdaaer  der  kaiserl.  MUitär  nnd  Finanzpolitik  unter  der  neuen  französischen 
Bepublik.  Aach  im  Streit  wider  die  indirecten  Steuern,  in  den  Bestrebungen,  die 
Eitragsteuem  durch  eine  einzige  Einkommensteuer  zu  ersetzen  n.  A.  m.  wird  dieser 
ürrthum  nicht  immer  genng  vermieden. 

Die  Abweichang  hier  ron  meinw  FormoUning  dieser  Fnnete  in  der  6.  Antg* 
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^i)  FOr  praetisohe  Ziele  demnach:  volle  Beachtnng  des 
^esehiefatlieh  Ueberkommenen  und  rechtüoh  Bestehen- 
dtn,  und  Reform,  nicht  Umstars  desselben  nach  richtigen 
nAiwiräisohaftlichen,  socialen,  politischen  nnd  finanziellen  Grand- 
äHm  ODter  genauer  Berttcksichtigung  der  Verhältnisse  von  Zeit 
od  Ort,  so  dass  einmal  und  tot  Allem  die  Deckung  der  Oe- 
saiBmtansgabe,  soweit  sie  durch  ordentliche  Ebn^men  erfolgen 
nan,  stets  gesichert  bleibt  (§.  59,  60)'^);  nnd  sodann  diejenigen 
«oeiatpolitischen  nnd  die  Vertheiinng  des  Volkseinkommens 
betrejfenden  Wirkungen  durch  diefiinnahmebeschafihng  und  besonders 
diffcfa  die  Bestenemng  mielt  werden,  welche  dem  richtigen 
«oeialen  Programm  der  Zeit  und  des  Landes  entsprechen 
(^26).") 

3)  Fttr  die  Ziele  der  Wissenschaft  endlich  die  Gewinnnng 
ai Verwerthang  der  Erkenntniss,  welche  in  der  Unter- 
HWidung  der  obigen  8tandpnncte  bei  der  BSntheUung  der 
biimen  und  in  der  Anerkennung  der  im  Folgenden  anter- 
NUenen  Principien  fttr  die  finanzielle  Behandlung 
eiier  BtaittBthfttigkeit  und  des  bloss  relativen  Werths  oder 
liirerthB  sowie  der  historischen  (zeitlichen  und  örtlichen) 
Bedingtheit  der  Anwendbarkeit  eines  jeden  dieser  Prin- 
opien  liegt 

IV.  —  §.  103.  Unterscheidung  leitender  Finanzprin- 
eipieo  ftlr  die  finanzielle  Behandlung  solcher  Staats- 
th&tigkeiten  (Einrichtungen,  Anstalten)  zar  Aosfflhrung 
Ton  Staatszwecken,  an  welche  sich  Einnahmen  kntlpfen 
^(»Doen.  Solcher  Principien  (oder  finanzieller  Standpuncte) 
giebt  68  vier.   Sie  sind  oftmals  da  oder  dort  und  in  dieser  oder 

Ms  ist  die  Folge  der  UnteiBcheidang  des  finanzirtss.  nod  fiauizpoUt.  SUndpanct 
^  in  §.  131  nnd  zoglelch  «ine  Idetne  Concession  ge^ttber  einigen  Anfeebtang» 
MiMs  SuodponctB  seitens  Emmingbans*  (Ztscbr.  fOr  bad.  Tenraltong  1872)  nnd 
Bisobnsoff  a.  a.  0. 

Ancb  bierin  Iiann  England  vie  in  so  rieten  Dingen  der  piactiseben  Politik 
ineuUch  hinsiiditUch  der  Art  nnd  Weise  der  Einfohrong  ron  Beformen  als  Vorbild 
^tatu:  Zoll-  aod  Acciserednctionen  immer  erst,  venn  EinnahmeUberschasse  vorhanden 
^  andere  Einoabmen  znr  Terf^lgang.  So  Einfilhning  der  Einlommenstener  bei  den 
Mrefonnen  der  40er  Jahre  n  a.  m.  Mit  Recht  ein  ÜinUcher  practischer  Stuidpanct 
^eiUch  Seitens  der  deutschen  F^ibandelspartei  in  der  Zolltaiifreform.  FUr  die  Be- 
^itignng  oder  Erm&ssigang  listiger  and  schlechter  Abgaben  wie  der  Salzstener,  Mabl- 
D.  SdtlaehtsteaeT,  riekr  unpassender  BechtiH  und  Enrerbs„gebtibren"  n.  a.  w.  wird 
i^nisB  doicb  die  BegrQndnog  einer  ergiebigen  und  wenigstens  relatir  nten 
^er  anf  Tkbak,  Branntirein  n.  s.  w.  viel  erfolgreicher  als  durch  pathetiscbe  Deciaina- 
nnd  tbesret  Erfirternngen  aber  die  Yenrerf  Hchkdt  aller  indir.  Steoen  gerlikt 
")  Hier  ist  aoznknl^en  an  die  ErlMenuigen  in  mdner  Omndlegnng,  I,  bes. 
Up-  3  Abidhnitt  11  n.  12,  dann  Kap.  9,  4,  6. 
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jener  Zeit  wirklich  befolgt  worden.  Die  Geschichte  zeigt,  wie  bei 
einer  and  derselben  Staatsinstitntion  diese  Principien,  nicht 
immer  in  gleichförmiger  Ordnung,  auf  einander  folgten  and  üch 
ablösten.  Das  weist  schon  darauf  hin,  dass  man  sohwerlieb 
stets  ein  einziges  Frincip  als  das  allein  and  ein  fflr  allemal 
richtige  fftr  die  finanzielle  Behandlung  einer  sokshen  InstitntioB 
bezeichnen  kann.  Jede  Zeit  pflegt  dies  freilich  gern  za  thon,  die 
Anwendung  eines  bestimmten  Princips  sogar  mitunter  selbstverstibid- 
lieb  zu  finden  und  jedes  andere  Prineip  seharf  zu  vemrtheilen.") 
Aber  der  thatsächliche  Wechsel  der  Principien  und  der  darüber 
bestehenden  Ansichten  beweist,  dass  diese  Auffassung  einseitig  ist 
Eine  onbefangene  Prtlfung,  wobei  die  bestimmten  geschieht- 
lichen  Bedingungen  der  einzelnen  Principien  gebflhrend  ge- 
würdigt werden,  lehrt  dasselbe,  indem  sie  zugleich  die  tiefer  liegen- 
den Rechtfertignngsgrttnde  der  wechsebden  Behandlung  aufdeckt 
Es  ist  daher  die  bisher  zu  wenig  beachtete  Aufgabe,  die  Vonttge 
und  Nachtheile,  welche  die  Behandlung  einer  Staatseinrichtung  nscb 
jedem  der  möglichen  und  vorgekommenen  Finanzprineipien  an  uoh 
und  unter  gegei>enen  Umständen  mit  sich  bringt,  zu  vergleiolwo 
und  das  fUr  die  bestimmte  Zeit  and  das  bestimmte  Laad  relifir 
richtigste  auszuwählen. 
Diese  Prineipien  sind: 

1)  Das  Prineip  der  reinen  Staatsansgabe:  der  Statt  be- 
streitet die  Kosten  einer  Einriehtang  oder  Thätigkeit  roilstindig 
ans  aligemeinen  Einnahmen,  ohne  deiüenigen,  der  von  der 
Einrichtung  Nutzen  zieht  oder  sonst  irgend  wie  besondere  mit  ihr 
in  Bertlhrung  kommt,  zur  Deckung  dieser  Kosten  mit  heraniu- 
ziehen.  Der  Einzelne  geniesst  also  diese  Einrichtungen  umsonst, 
d.  h.  ohne  speciellen  Entgelt.  Der  Staat  stellt  sie  her  und 
unterhält  sie,  weil  er  dies  als  eine  seiner  im  Allgemeinen  InteresM 
nbemommenen  Aufgaben  betrachtet  Hierin  zeigt  sich  der  eigent 
lieb  communistische  Gharacter  des  Staats  und  jeder  i^umlicben 
Zwangsgemeinwirtfaschaft ,  in  welcher  principiell  ein  anderes 
Prineip  der  EntgeltUcbkeit  als  im  privatwirthscbaftlichen  System 
obwaltet  und  obwalten  mass.">) 

Z,  B.  im  Pott-,  Httnz-,  Stnusen-,  Schul-,  sdbst  in  Zvelgea  4m  Jnitii-, 
P<diMiire6«iii. 

**)  Z.  B.  jetzt  die  Opposition  gegen  Strassea-,  Schulgeld,  QaridibigsbObiai;  mbt- 
dingtea  yeriugeii  des  buMsen  Qebtlhienprincips  für  die  Post. 

S.  in  meiaer  Grandleguug  d.  Abschnitte  aber  das  gemein-,  besond.  dts 
zwnngsgemeinwirtbscfakftl.  System,  nunentl.  §.  116»,  US,  l&O— 1&2,  IM— 160.  171. 
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S)  Das  Oebtthreoprinoip:  der  Staat  antemeht  sich  im 
AntlielMn  Interesse  der  Uebernahme  einer  Tb&tigkeit  oder  der 
MhroDg  einer  Einrichtnng  (Anstalt).  Aber  er  erhebt  von  denen^ 
nkbe  daraus  besonderen  Nutzen  ziehen  oder  welche  die  Kosten 
kEisriefatang  mit  prorocireo,  eine  besondere  Abgabe  als  speciellen 
blgeU,  die  Gebtthr,  und  zwar  oft  in  einer  Höhe,  welche  die 
Kosten  vollständig  deckt  oder  doch. decken  soll.'')  Die 
Eionahme  ans  diesen  Gebtthren  kann  aber  selbst,  da  die  betreffende 
Hitigkeit  immer  zngleioh  in  einem  allgemeinen  Staatsinteresse 
niedriger  bleiben,  als  der  Kostenbetrag  ist  oder  vollends 
liieine  privatwirthschaftlicbe  Rente  sein  wUrde.  Die  Differenz 
icgea  beide  bildet  dann  einen  Znschass  (also  implicite  eine  Ans- 
pi»)  der  Staatscasse  fUr  die  Ansttbnng  einer  als  nothwendig  oder 
I  iwedunassig  erkannten  Staatsthütigkeit,  welche  von  dem  einzelnen 
teipraeher  oder  Benutzer  nnr  thetlweise  vergütet  wird.**) 

3) Das  rein  privatwirthschaftlicbe  oder  gewerbliche 
der  Staat  ttberaimmt  eine  gewerbUohe  Thätigkeit  oder 
«Meine  solche  Einrichtung  rein  ans  dem  finanziellen  Grande, 
B  lieb  dadnrch  eine  Quelle  von  Einnahmen  für  die  Deckung  von 
%ü)en,  also  die  Mittel  znr  Ausfllhmng  anderer  Thätigkeiten,  zu 
BifbeiL  Es  soll  daher  eine  möglichst  grosse  Reineinnahme 
'Mnu)  erzielt  werden,  jedoch  dnrchans  nur  nach  den  Grund- 
>ittender  privatwirthsohaftlicheo  Verkehrsconcurrenz.*^ 

i)  Das  reine  Regalitftts-  und  daher  Besten erungs- 
pHoctp:  der  Staat  betreibt  ebenfalls  nur  ans  finanziellen 
^f^i^n  eine  gewerbliche  Thätigkeit  ((Jnlemehmang),  aber  er 


^  VenmaiiB,  pngress.  EinkommeDstener,  S.  66 — 70.  —  Beispiele  ana  der 
Wenwart:  die  Göirilmn;  des  Bechtsschatzes  der  Einzelnen,  fUr  ihre  Person  nnd 
v  Vennftgen,  im  Inlande  und  bis  zn  einem  Kevissen  Grade  im  Anstände  (dnrdi  Ge> 
«idte,  Konmln),  dnrcfa  polizoiticbe,  militärische,  diplomatische  Leistungen.  Qross- 
|rUtBnien  gab  fttr  die  Qew&hmng  des  Recbtsachntzes  von  ein  paar  Dntzend  seiner 
"ta  im  abessin.  Feldzng  Ober  S  lUll.  Pfd.  St  ans.  —  Unentgeltliche  Benntznng  ron 
^I^Mo  (Chansseen)  allgemein  (mit  theilweiser  Ansnahme  der  Brucken)  ftlr  PnssTeäebr, 
°[mt  da  anch  für  Fkhtrerkehr  (Saddeatscbland .  jetzt  anch  bei  Staatschansseen  in 
^^Men);  freier  Bendi  der  SaminlnnKen,  Bibliotheken  n.  s.  w.  Dnentgeltliebe  Mit- 
^wug  TM  Kaehriebten  ober  Wiitbsdialbredilltnisse  (z.  B.  Konmlatsbaiichte);  on- 
PiigoDg  gerisser  Manzen  (tiroesbritaonien,  Bosslaad)  o.  s.  v. 
*^BeitpieIeko8tendecl[endeTOebohreD  in  der Gesenirart:  meiatflns 


)  Beispiele  nicht  roll  die  Kosten  deckender  Gebflhrea  in  der 
''«SenTart:  Justiz-,  PoUzeigebahren  Tenchiedenet  Art,  W^egelder,  Schulgelder 
9'  127),  Einnahmen  ans  den  GeetOten  (§.  124)  o.  r.  a.  m. 

n  Beispiele:  die  landvirthsch.  D<w&im,  B«g- o.  HOttenveike,  StMMiBfSBweAa- 


md  Uand^HUtemebianngen. 
^  Vificr,  FiaaBzwimaich.  L 
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snoht  aoB  ^eser  eine  grossere  als  die  priTStwirthscbaftUcbe  Con- 
eorrenzrente  za  gewinnen.  Zn  dieeem  Zwecke  geniesst  er  ge- 
wisser ganz  oder  theUweise  Ändere  ansschliessender  Vor- 
rechte (Monopole,  Finanzmonopole,  „Regale"),  die  ihm  die 
ErzielUDg  eines  solchen  Mehrerbags  ermögliehen  sollen. Letzter 
stellt  dann  aber  eine  reine  Stener  dar.  Er  ist  nicht  ein  The3 
des  vom  Staate  privatwirthscbaftlieh  (gewerblich)  er- 
worbenen eigenen  Einkommens,  sondern  er  repräaentirt  dne 
aaf  staatlichen  Zwangsbefehl  znrttckznftthrende  lieber- 
tragnng  von  Einkommen  anderer  Einzelwirthschaften  auf 
den  Staat 

In  der  Praxis  geben  diese  verschiedenen  Standpnncte  Öfters 
fast  unmerkbar  in  einander  fiber.^)  In  der  obigen  Beihen- 
folge  ergiebt  sich  ein  Fortsehiitt  an  einer  immer  mehr  fisoalisches, 
in  der  umgekehrten  Reihenfolge  zn  einer  immer  weniger  figcaliseben 
Behandlnng.  Die  Finanzgeschichte  liefert  Beispiele  fhr  Beides.") 
Auch  bei  ein  nnd  derselben  Institation  wechselt  wohl  die  gsDK 
Richtung  ihrer  finanziellen  Behandlnng.  .Im  Orossen  nnd  Ganten 
begünstigen  Zeiten  der  politischen  Unmündigkeit  der  BevOlkerosg 
and  einer  noch  unentwickelteren  nnd  in  den  Formen  der  N>tera^ 
wirthschaft  steckenden  Volkswirthschaft,  wo  die  Erhebnng  Teinei 
Geldstenem  noch  schwieriger  ist,  femer  Zeiten  grossen  St&atibe- 
darfs  begreiflicher  Weise  mehr  die  fortschreitend  fiscalischcd'  wer 
dende  Behandlung  einer  Institution  oder  es  ist  von  vorDherein 
dabei  das  dritte  oder  gar  das  vierte  obiger  Principien  allein  das 
leitende.    In  Zeiten  dagegen,  wo  die  Bevölkerung  selbst  mehr 

**)  Beispiele:  jetzt  uuneotl.  Tabak-,  SalzmoQo^  mitonter  BnontireiBmoiiopol. 
frOliflT  eine  Unzdil  geTerbUcher  Ragale,  ron  doaen  jedes  einzelne  nur  gwing«  fiüu. 
Bedentnng  Iiatte;  ferner  froher  sein  allgemein  die  Post,  «ooh  dia  MOnze.  — ■  Daber- 
missig  bohe  Gebahreo  fOr  streit  il  frdvill.  GwiebtibariMU,  niButL  jsM  n 
hoben  a.  schlechten  Stenern  geworden eo  „Gebühien"  fttr  EigmdiDniaabexttaganir  iL  >• 
sind  anch  Eitmahmen,  bei  denen  das  Regalitäfs-  oder  Besteaenmgspilncip  zor  Gdtw 
galcommen  ist  Die  Jnstizhoheit  vird  da  aus  einem  Tesentlichen  oder  höhewi  Bitfu 
ein  niederes  oder  nntzbares,  die  Gerichte  des  Staats  d^Tkdiien  zn  FinaBininafl|>w>' 
Anstalten  nnd  treten  mit  den  Salinen  nnd  Tabakfabriken  des  Staats  in  eine  Xitagon«- 
—  leider  öflers  kein  PbantasiebiM. 

Z.  B.  bei  Eisenbahnen  (priratir.  Keule,  GebObr),  Post  (dosgU  «nch  Stenei) 
Telegraph  (beide  erstre)  u.  e.  w. 

**)  Beispiele  immet  veniger  fiscal.  Behandlong:  MUnze,  Post,  Strassen, 
Scholen,  leider  noch  zn  irenig  Gtfichte;  Beispiele  der  steigend  fiscal  Be* 
handlnng:  in  Zeiten  staiier  FinanzbedOrfnisse,  in  nnd  nach  Kriegen  selbst  netwidiBgl 
Tieder  ErhOhnng  der  GebQhren  f&r  die  eben  genannten  Anstalten  (Postporto  z.  B.  in 
den  grossen  franzOs.  Kriegen  Anfang  d.  Jahrhnnd.  in  Oesterreich  aas  finanz.  Grttndai 
erhöht,  gleicher  Vorschlag  sogar  1S7]  in  Fnunkieich;  dsgl.  Geb&hren  u.  eigenthche 
Stenecn  bei  Gerichten).  Die  £ntwicUang8g«8chii^(e  des  Slanpelwesens  bei  Gerichten. 
Behörden  n.  für  Diknnden,  Beicbeinigangen  n.  s.  w.  gehCrt  iin  Ganzen  atidi  U^«i 
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rilq>ridik,  wo  dk  Interessen  der  nsteren  Classen  besser  boüek- 
äehtigt  werden,  wo  das  gewerbliche  Leben  entwickelter  ist,  der 
Volkswohlstand  wächst  and  die  Erhebung  reiner  peldsteuem  das 
beqneniste  Mittel  znr  Deckung  des  Staatsbedarfs  wird,  da  waltet 
die  nmgekehrte  Richtung  vor,  so  im  Grossen  nnd  Ganzen  gegen- 
iditig.    Die  Realien  Terschwmden  dann,  weil  sie  als  rolkswirth- 
lehaftiich  zu  nachtheilige  Einnahmequellen  gelten.")    Ein  ein- 
lelnes  Monopol  wird  nur  hier  und  da  etwa  trotzdem  als  bestes 
Mittel  zur  Erhebung  einer  6nanziell  ergiebigen  eigentlichen  Steuer 
beibehalten  oder  selbst  neneingeftthrt,  ohne  Verkennung 
Baacher  volkswirthsohaftlioher  Nachtbeile  desselben.'')  Frivat- 
wirtiiscbaftliefae  Thätigkeiten  frtlberer.Wirth^chafteperioden  werden 
US  rolkswirthschaftUchen  Gründen  vielfach  vom  Staate  anfge- 
idten"*),  die  (rebtthren  aus  solchen  nnd  ans  politischen  Gründen 
oAssigt'^)  und  in  einzelnen  Fällen  wird  selbst  auf  jede  bisher 
^Bogme  Einnahme  ans  bestimmten  ätaatseinrichtnngen  oder  Thätig- 
Uhi  ganz  verzichtet,  weil  das  Öffentliche  Interesse  bei  der  un- 
M^ritUchen  Ausübung  am  Besten  gewahrt  erscheint'^)  Sioberlich 
Mcme  solche  Entwicklang  der  finanziellen  Behandlang  jener 
Autsthätigkeiten  auch  In  Zeiten  der  bezeichneten  Art  im  Ganzen 
£e  richtige  und  die  zu  begünstigende.   Aber  sie  muss  nar  aber- 
uls  nicht  als  die  schlechtweg  allein  richtige  betrachtet 
venlen.   Eine  Finanzpolitik,  weiche  dies  tfalUe,  würde  in  anderen 


")  So  die  meiitaa  geTerblicheo  BegaÜen,  bei  denen  die  Begaliainuig  aar 
TO,  z.  B.  die  im  17.  und  18.  Jahrhondert  eln^fubrteo,  selbst  in 
Preiisen  aof  MOlilsteibe.  SchveinsbonteD  a.  s.  w.    Du  bedeutendste  neoeete 
hmfUi  ift  die  Aofhebuns  dea  Salzmonopols  ia  DentscliUnd  18$8  (Oes.  d  Motdd. 

BL  T.  12.  OcL  1887,  §,  1). 

**)  Haaptbeispiel:  Xabalcmonopol,  in  Oesterreich,  Fiankrelch,  Italien 
od  andm  ZJudeiD.  Meve  Einfuhrnng  des  Zündfaslxchen-Mouopoli  in 
Fianheich  nach  dem  letzten  Kriege  dnich  Ott.  t.  2.  Aug.  1872,  nachdem  reisÄiedene 
äMeieriiShiingen  bei  diesem  Arttkel  ni  riel  Schirieri^üiten  gefonden. 

**)  Beispiele:  StaatsCibrikeBt  Staats-Handelmmtenehmiutgen  (theflveise  anage* 
■raen  Banken),  eigene  Yenraltang  ron  LaodgQtem  &at  •Ogemein  aas  solchen 
6ftoden  toCgegeben,  riel&ch  anch  Staatsbeig-  n.  HQttenTesen ,  selbst  eig«wr  Bedti 
raa  TjadgttCTn,  feiDer  SchiffEahitsbetrieb  des  Staats. 

"*)  Beispiele:  ScUagschaiz  flir  Prtgimg  auf  Bechnnng  Pfifater,  PosQwrtt, 
Tdegnqiheitgebllhren,  Straaseogetd ,  Schalgelder,  FrOfitagstazen;  minnter,  aber  im 
Sanzes  noch  xa  venig  nO^bohien"  (wahre  und  solche ,  Teiche  ganz  oder  fist  ganz 
«gendiche  Stenun  sind)  fQr  Gerichts-  and  Tenraltongsth&tigkoiten. 

Beispiele:  ntlegentUcbe  Aofhebang  jeder  Pcigdroetenberechiuing  Sta 
Priicong  ttu  Private,  Strassengeld ,  Brftckengeld,  Poetporto  in  bestimmten  Ffilleo, 
L  B.  für  geir.  Briefe  an  Soldaten  im  Kri^e;  gerichtl.  n.  yenraltangs„gebahren"  di^ 
z.  B.  u  landTirtbsdi.  Eeftnmen  za  «rfeicU«n  (Stempel-  and  Qebahxenfieibeit  bei 
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Zeiten  und  VerhftltmBflen  mindeiteDa  verfrOht  und  oft  gar  niebt 
durchführbar  sein.") 

2.  Abschnitt. 

Al^emeine  Betracfatong  der  prlvatwirthschaftlichen  Einnahmco.^) 

1.  —  g.  134.  Die  im  §.  130  aofgesteUt«  Haapteintheilnng 
der  ordentlichen  Einnahmen  in  swei  Arten  nnd  ^e  weitere  b 
theilnng  der  letzteren  ist  nnnmebr  nach  den  im  vorigen  Abschnitte 
dargelegten  Grundsätzen  näher  zu  begründen,  wobei  die  charac- 
teristisohe  Eigenthtlmliehkeit  jeder  Gattung  besonders  he^ 
rorgehoben  werden  muss. 

Zu  den  priratwirthschaftlichen  oder  Domanialeio- 
n ahmen  geboren  nach  der  oben  aufgestellten  BegrifisbestimmQDg 
streng  genommen  nur  die  Einnahmen,  welche  aus  der  Ver* 
Wendung  von  werbendem  Staatseigen th  um  and  aus  dem  Betrieb 
von  Staatsgewerben  fliessen,  wenn  sie  vom  Staate  als  Einzelwiräi- 
schafter  ganz  unter  denselben  Bedingungen  des  privat- 
wirtbscbafÜichen  Concnrrenzsystems^)  wie  von  den  gewöhnlieben 
Privatwirthschaflen  erworben  werden.  Demgemäss  mttssen  folgende 
drei  Voraussetzungen  zutreffen,  damit  eine  Einnahme  finanzwisscD- 
schaftlich  als  rein  privatwirthschaftliche  bezeichnet  werden  kann: 

1)  Der  Staat  muss  in  keinerlei  Weise  bei  der  Producüon 
nnd  dem  Absatz  der  Producte  in  seiner  Eigenschaft  als  Staat  oder 
als  Inhaber  der  Finanzhoheit  zum  Zweck  der  Einnahmeerzielaag 
vor  andern  Prodocenten  nnd  VeriLäufem  einen  rechtlichen  Vor- 
zug geniessen.  Soweit  solches  der  Fall  ist,  gehOrt  die  Einnahme 
zu  den  Steuern  i.  w.  S.,  so  nach  Zweck  nnd  finanzieller  Folge  die 
Einnahme  ans  gewerblichen  Regalien  (Finanzmooopolen) 
(§.  133  Nr.  4  u.  §.  145  u.  ff.). 

")  Z.  B.  eine  Portoreförm  wie  die  der  neaeieo  und  neuesten  Zeit  hUte  frOhet 
bei  geringem  Verkehr,  achvaclier  Verbreitung  ron  Elementaifcenntnissen  n.  b.  w.  wtbi- 
scbeinlicb  nnr  zu  einer  starken  Einbosse  der  Stutsosse  gefobit  Unter  der  Be- 
dingung so  niedriger  Forti's  h&tte  der  Stut  dann  mathmasslich  die  Postanstalt  gu 
nicht  Qbemonunen  oder  nicht  beibehalten,  zum  Nachtheil  «ich  des  Einzebea,  der 
etvas  hohes  Forto  zahlt. 

*}  Entspricht  den  §§.  92—94  meiner  6.  Ausgabe  (zieml.  nnrertndert),  den  §§.  f>i. 
S5,  88  der  Bau 'sehen  5.  Änsg. 

*)  Dieses  hängt  in  seiner  jeweiligen  Gestalt  freilich  wesentlich  von  der  Be- 
scbaffenbeit  seiner  Rechtsbasis  ab.  welche  selbst  wieder  Ferftnderlieh 
ist.  S.  meine  Grundlegung,  I,  §.  123—125  u.  Kap.  5.  Hier  moss  mithin  dne  be- 
stimmte Rechtsbasis  als  begehend  roransgesetzt  werden:  diejenige,  in  der  Haupt- 
sache gleiche,  im  earopiisch-amerüanischen  StaateBsystem  der  Oegenwazt. 
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2)  Der  Staat  musa  die  Thätigkeit  (Anstalt  n.  s.  w.)  ans- 
lehlieBsIich  im  finaDziellen  iDteresse,  nm  eine  für  andere 
Sttttszwecke  rerftlgbare  Einnahme  zn  gewinnen,  fibernebmen  oder 
beibehalten.  Einnahme  gebende  Thätigkeiten  oder  Anstalten,  welche 
nr  die  Verwii^Uchnng  von  als  richtig  erkannten  Staatsaafgaben 
benrecken,  geh(tren  daher  nicht  hierher.  Die  Einnahmen  daraus 
md  Gebllhren  {§.  137  n.  ff.). 

3)  Der  Staat  mnss  die  Thätigkeit  oder  Unternehmung  ancb 
direhans  nur  von  dem  priratwirthscfaaftlichen  Gesiobtspnncte 
böclistmVglicher  —  wenn  auch  nnter  gebUfarender  BerOcksich- 
tigng der  Nachhaltigkeit  erstrebter  —  Rentabilität  ans  betreiben. 
Hart  sieh  der  Staat  bei  der  finanziellen  Regelung  der  betreffenden 
lUtigkeit  ron  dner  Rücksicht  anf  die  eigentlichen  Staatszwecke 

,  dldten  und  verzichtet  er  anf  einen  Theil  der  bei  priratwirth- 
Mieher  Betriebsweise  erlangbaren  Rente,  so  stellt  das  sich 
ergebende  EiDnahmeminns  gewissennassen  eine  (rerhtlUte) 
^ibe  dar,  welche  der  Staat  absichtlich  im  öffentlichen  Interesse 
■ek.  Die  betrefiende  Eionahme  ist  dann  wieder  keine  rein 
lintwirtlischafUiche.'  So  kann  die  Sache  bei  den  Forsten  liegen 

■  fUsoff.). 

In  der  Wirklichkeit  giebt  es  weniger  Einnahmen,  welche  alle 
^  drei  Voranssetznngen  erfüllen,  als  oft  angenommen  vrird. 
I  Bei  manchen  gewöhnlich  „privatwiTthschaftliche,,  genannten  Ein- 
■ulimeD,  z.  B.  bei  derjenigen  ans  Staatsforsten,  selbst  ans  Eisen- 
k>beii,  ToUends  ans  CanlUen  des  Staats  waltet  der  fiscaliscbe 
Geriehtsponct  gegenwärtig  bei  nns  meist  nicht  ausschliesslich  ob, 
OBd  mit  Recht  nicht  Einnahmen  dieser  Art  sind  daher  immerhin 
^  anders  als  die  rein  priratwirthsebafUichen  anfznfassen.  Sie 
kSonen  mit  letzteren  nur  deshalb  in  eine  Grmppe  znsammengefasst 
"«den,  weil  die  Erzielnng  einer  Einnahme  (bei  Eisenbahnen,  und 
«oU  auch  Canftlen,  wenigstens  solange  das  Aulagekapital  noch 
>>cht  amortisirt  nnd  daher  noch  zn  verzinsen  ist)'),  ein  sehr  her- 


*)  Dies  üt  fax  mich  der  entscheideDde  Grand,  wmnim  ich  wenigstens  für 
letzt  nocb,  vo  besten  FaDs  bei  dem  geringen  Alter  der  betr.  Dntemebmongen  das 
Upital  am  den  ErtrSgeo  eist  xa  etnem  (meist  noch  lUeioen)  Tbeile  amortisirt  ist,  die 
«ttatieiseDbabaen  unter  den  Anstalten  fttr  den  Printenrerb  desStuts  «inrdhe. 
^npienbacb,  der  die  Eiseabahnen  in  Hlnden  des  Staats  haben  n.  dann  nnter  das 
^«Mkrrapiindp  steDes  irill,  itbersisht  dies  zn  sehr  §.  37— S9.  Die  Hohe  der  Kosten 
^<wBgt  einen  wesentlichen  Unterschied  in  diesem  Fnncte  zwischen  Bahnen, 
^uea  n.  Td^raphen  (nngefShres  Eostenrerbkltniss  in  Dentschland  wie  c.  500  bis 
^  ■■  10— SO  :  1— S I).  Was  for  Eisenbahnen.  fcUt  wenigstens  auch  fbr  n  e  a  e  CanUe 
^^<*(«McUag  per  Meile  ftlr  ein  grOssem  dentsches  Ganalnetz  schw  rar  1870 
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vorragender  Zweck  mit  ist  Frtther  war  der  rein  priTatwirth- 
Bchaftliche  Standpnnot  anch  bei  solchen  Einnahmen  mitunter  der 
massgebende  nnd  in  manchen  L&ndera  ist  er  es  noch  jetzt*). 
Aach  bei  den  Einnahmen,  welcbe  gegenwärtig  in  der  Begel  ab 
rein  privatwirtfaschaftliche  behandelt  werden  können,  z.  B.  aos 
Staatsbergwerken,  Staatsfabriken,  kam  frtther  öfters  der  andere 
Gesichtspnnct  mit  in  Betracht,  dass  der  Staat  hier  gleichzeitig 
Haste  ranstalten  znr  Nachahmnng  betreiben  wollte.  Einzelne, 
Staatsfabriken,  z.  B.  fttr  Porzellanbereitang,  ähnlich  einzelne  land- ' 
wirthschafliliche  8<^.  Masteranstalten,  stehen  selbst  Jetet  noch  nicht 
anter  dem  bloss  priratwirÜischafUicben  (Jesichtsponcte  höchstmög- 
licher Bentabilitti 

Demnach  kann  man  aach  in  der  Theorie  nicht  ein  fttr  all^al 
kurzweg  sagen :  diese  nnd  Jene  Einnahmen  sind  priTatwirthschaft- 
liehe,  sondern  man  kann  immer  nnr  angeben,  welche  Einnahmen 
anter  gegebenen  Verhältnissen  als  rein  oder  als  Ober- 
wiegend  oder  als  doch  zngleieh  mit  privatwirthschaft- 
liehe  zn  behandehi  sind.  Der  Uebergang  von  der  Betriebsweise 
einer  ÄnstiUt  nach  dem  privatwirthschaftlichen  zn  deijenigen  oach 
dem  GebQhrenprincip  oder  die  Behandlung  einer  bisher  in  prirat* 
wirthschaftUcher  Weise  betriebenen  Thätigkeit  theilweise  nach  dem 
Gesichtspnncte  einer  wirklichen  Staatsaofgabe,  wobei  anf 
Tfaeil  der  Einnahme  verzichtet  wird,  kann  gerade  hier  Öfters  in 
Frage  kommen  (§.  133)i 

II.  —  §.  135.  Im  Folgenden  werden  nachstehende  Einnahme' 
zweige  noch  zn  den  privatwirthschaftlichen  nnserer  heutigen  Staaten 
gerechnet  nnd  demnach  im  2.  Kapitel  dieses  Bnchs  (Privater- 
werb des  Staats)  behandelt  werden:') 

1)  Einnahmen  ans  Feldgtttern  (Domänen  im  engsten  Sinne) 
einscfaUesslich  der  Einnahmen  ans  dinglichen  Rechten  anf 

252,000  Thlr.  nach  Meitzen,  übo  immeiUn  die  HlÜfte  Ton  BaJinen).  Der  Satz  in, 
§.  64  d«r  Nordd.  and  der  Deutschen  BeidtfTer&ssang  aber  BtaatBcuile  ist  etwM 
andeBÜich  in  diesem.  Pnncte,  ginge  aber  zn  weit,  ireiui  er  dies  Priocip  nicht  nit 
aanctiooirto.  Aehnliche  Anfbonng  der  Staatsbahnea  wie  bei  mit  auch  bei  KasB«, 
Tariferböh.,  Jena  1874,  S.  31  ff.   S.  auch  a.  §.  243. 

*)  Z.  B.  im  Forttwesen,  was  aieb  da  zeigt,  wo,  wie  neaeidiBgi  leider  ii  ob- 
xelnea  FAllea  ia  Oesterreich,  Tenoofat  wurde,  die  Staatafbistea  zot  Hebnag  n> 
FinanznOtheD  zn  sehr  ausznnntzen. 

*)  Stein  3.  Anag.  S.  256  macht  mir  einen  Vorwoif  danoi,  Aua  ich  in  der 
6.  Ansg.  der  Finanzwiss.  so  veitUofig  die  Eisoo bahnen  behandelt  habe  und  dodi  kein 
Wort  nbei  die  Telegraphen  hitta.  Er  bitte  riel&ch  atu  meiner  Arbeit,  o.  A 
§.  93  Anm.  a,  eraehcn  k&nnen,  dass  and  wmnun  ich  die  Telegcaphia  mit  der  Post 
unter  die  Gebflhrenanrtalten,  nicht  unter  die  priratwirUuohafttidwn  Datmiehaiugw. 
wie  in  üner  Hinsicht  dia  Eisenbahnen,  stel^ 
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Iflstangen  von  FriTatlttodereien  (Grandgefälle)  oder  auf  eine 
hntsnng  derselben  (Weide-,  Fisehereirechte  n.  b.  w.),  femer 
Ol  Undwirthaohaftliohen  Gewerksvorrichtnngen.  S.a. 

2)  Einnahmen  ans  Staatswaldangen»  nebst  Jagd  nod 
Fiiehfang.  S.  n.  §.  190— S09. 

3)  Einnahmen  aas  Staatsberg-  nnd  Htlttenwerken,  ein- 
iddiesslich  des  Salinenbetriebs,  ans  anderen,  als  mit  Landgütern 
e.  fl.  w.  Terbnndenen'  Staatsgewerksanlagen,  insbesondere 
Fsbfiken  n.  s.  w.,  nnd  ans  Wobngebänden.  S.  §.  210—222. 

4)  Einnahmen  aus  Handels-,  Geld-,  nnd  Bankgeschäften, 
iovie  aas  werbendem  beweglichen  Vermögen  Qberhaapt. 

223— 230. 

'  5)  Einnahmen  ans  dem  Staate  eigenthamlich  gehörigen  oder 
afttine  Recbnaog  betriebenen  Eisenbahnen,  Canälen  nnd 
Wfahrtsdiensten.  S.  §.  231  ff. 

Sie  Grtlnde,  warum  ^iese  Einnahmen  in  der  Gegenwart  noch 
ifc-rein  oder  öSerwiegend  oder  doch  zugleich  mit  — 
jnratwirthschaftliche  gelten  können,  werden  in  den  Abschnitten 
otiriekdt,  welche  von  den  einzelnen  Zweigen  handeln.  Darin 
TOll  wich  nntersncht,  ob  und  wieweit  der  privatwirthschaftliche  G?- 
^cktqtnnct  mitunter  modificirt  werden  muss,  z.  B.  bei  Waldangen, 
CanUen,  Bahnen. 

H&Dche  andere  Einnahmen  sind  einigen  der  obigen  nahe  ver- 
vtadt  und  können  bisweilen  ebenfalls  za  den  privatwirthschaft- 
tKtien  gereiht  werden:  so  die  Einnahmen  ans  Staatsstrassen 
'Wegegeld),  Telegraphen,  ans  der  Post  (besonders  aus  einzelnen 
Zwdgen  derselben,  wie  z.  B.  ans  der  Personenpost),  ans  der  fUr 
Beeboaug Privater  erfolgenden  Münzprägung,  aus  denStaats- 
ichalen  aller  Art  (Schulgeld),  aus  Staatslotterien.  Da  jedoch 
w  apäter  anzugebenden  Gründen  der  privatwirthschaftliche  Ge- 
■ichtspanct  hier  nicht  der  leitende  oder  nur  vorwaltende  sein  soll, 
■änoter  ganz  fortfallen  mose,  oder  schon  jetzt  wegen  der  geringeren 
Buhe  des  in  der  Einrichtung  steckenden  Kapitals  —  im  Gegensatz 
a  den  Eisenbahnen,  s.  Anm.  3,  —  aas  finanziellen  Rücksichten 
nieht  mehr  nothwendig  entscheidend  mitzusprechen  hat,  so 
Verden  die  genannten  Einnahmen  hier  zu  der  folgenden  zweiten 
^ptelasse  der  ordentlichen  Einnahmen  gerechnet,  die  meisten 
ictstnnt  Becht  z|t  den  Gebühren.* 
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Der  Umstand,  daas  einige  Zweige,  wie  Eisenbahnen,  Tele- 
graphen, Post,  Htlnze,^)  geschichtlich  and  nach  geltendem  BedUe 
Öfters  sogen.  Regalien  sind,  nOthigt  nicht,  die  Einnahmen  au 
solchen  Zweigen  von  den  privatwirthschafUichen  oder  Ton  da 
Gebtthren,  wozu  sie  nach  ihrer  richtigen  finanziellen  AaffasBong 
gehören,  als  besondere  Classe  abzutrennen,  s.  n.  §.  141,  145. 

Anikan^weise  kann  man  zn  den  priTatwirthschaftUchen  Ein- 
n^men  solche  gelegentliche'  Einkünfte  stellen,  welche  ans  der 
Veränssernng  alter,  abgenutzter  Grebraacbsgegenstände  der  Staats- 
verwaltung erzielt  werden,  besonders  im  Militärdepartement  (§.  121). 

3.  Absebnitt 

Allgemciiie  BetracMong  der  staatswlrtludiaftliehen  EtimaliiMi 
oder  Auflagen  (Stenern),  Insbesondere  der  Gebfihren«') 

I.  —  §.  136.  Die  staatswirthscbaftlicben  Einnahmen*) 
gliedern  sich  nach  dem  schon  oben  in  §.  130  bei  der  Begriffi)- 
bestimmnng  angedeuteten  Gesichtspnncte  in  zwei  Arten,  in  die 
eigenüicheo  Gebtthren  oder  speciellen  Steuern  und  in  die 
eigentlichen  allgemeinen  Stenern  (Steuern  im  eieren 
Sinne)  (§.  143  ff.). 

II.  —  §.  137.  Die  Gebühren.  Begriff.  Gebtthren  sind  Ab- 
gaben, welche  von  Einzelnen  oder  Gruppen  von  Einzelnen  als  eis 

')  Die  Lotterie  dient  riel&ch  als  Besteaerongsform  des  Spielgeanases.  Dei 
finanzielle  Gesichtsponct-  soH  aber  nicht  der  entscheidende  sein  und  er  kommt  gu  nicht 
mehr  in  Betracht,  venn  der  Staat  sich  ansschlieaalich  das  Recht  rorbeh&lt,  Lotterien 
za  betreiben,  es  aber  aas  GrOndea  des  Volks-  o.  Staatswobls  nicht  ansaht.  Der  VD^ 
behalt  erfolgt  dann  nnr  wieder  ans  Gründen  der  Politik  n.  s.  w.,  um  Andre  am  Lottede- 
betiieb  za  rerbindem. 

Abscbn.  2  entspricht  den  §§.  95—105  meiner  6.  Aug.  (äevlicb  imreiiideit 
hembersenommen)  v.  g.  86.  227,  230,  231,  234,  2SS— 236,  244-  246,  170—171. 
328,  229  dar  Ban'Khen  5.  Ausgabe  dem  Inhalte  naeb.  Docli  vnrdeo  die  $g.  96 
n.  100  ans  d.  6.  Aosg.  hier  fortgelassen,  da  sie  richtiger  in  die  sp&tere  spec  Ge- 
bulirenlehre  gehören.    S.  o.  Note  7. 

^  Es  ist  nor  eine  leere  Fiction,  wenn  Uanrns,  Bestener.  S.  88.  93.  anch  den 
Stenerchaiacter  der  priratwirtbsehaAlichen  Einnahmen  des  Staats  behaaptot  wie  Utnlicb 
schon  &üher  Pfeiffer  I,  61.  Danach  soll  z.  B.  der  Dom&nenbesitz  des  Staats  vie 
eine  Yorentbaltong  von  so  und  so  riel  Mo^ea  Land  p.  FamiUe  der  StaatsbtlrgeTscbaft 
und  daher  wie  eine  Art  Einkommenstener  wiiken.  Hier  wird  ebenso  einseitig  die 
natarliche  Selbstrerstbidlichkeit  des  bloss  privaten Gmndeigentbams  angenommen 
als  ron  Seite  der  Socialdemocratie  die  naturliche  SelbatrenOnäidikeit  des  bloss  ge- 
meinsamen  Qrondeigeathiniu.  Tri.  Öinndlegnng  I,  Gap.  5,  Absoha.  16—19. 
Fttr  diese  schwadie  Arnunentatlon  Pfeiffer's  Bat  der  sonst  so  abspiediende  L.  Stein 
UoH  die  zahme  Bemeänag:  er  hab«  diesem  Qedukoi  aidit  noht  fidgea  kHoneB. 
2.  A.  S.  153.  Die  der  Ffelffer'scheB  Uinache  ErOrtemag  tob  A.  Held.  Ein- 
komoienstenei,  S.  7—8,  ist  zwar  etwas  vorsichtiger,  «bor  «seh  noch  schief  nnd  zn 
Missdeattugen  Anlais  M^and.  « 
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ipeeieller  Entgelt  eines  ihnen  vom  Staate  geleisteten  Dienste 
Är  einer  dnreh  sie  dem  Staate  Teraraachten  Änsgabe  (Kosten- 
invocation)  bei  der  Ansfibnng  einer  Staitstbätigkeit  in  einer  rpn 
fcr  Staatsgewiüt  einseitig  bestimmten  Weise  and  normtr- 
teaHfibe  eriioben  werden.")   Die  Einnahme  ans  den  Qebttbren 
bt  den  Zweck,  die  Kosten,  namentlich  die  laufenden  Betriebs- 
ko^,  erentnell  auch  die  gewöhnlichen  Herstellnngskosten  der  be- 
treisoden  Staatsthätigkeitenf  Einrichtungen  nnd  Anstalten  ganz  oder 
tkedveise  zu  decken.  Ein  Uebersehnss  darttber  hinaus  flUlt 
den  Begriff  der  eigentlichen  Stenereinnabme.') 
Diese  Gebühren  knüpfen  sich  an  zweierlei  verschiedene, 
was  aneh  in  einzelnen  Fällen  nicht  immer  leiebt  zn  nnterscheidende 
Tliitigfceiten  des  Staats,  nemlicb  an  die  Ausübung  wesentlicher 
Hobotsrechte  nnd  an  Thätigkeiten,  welche  bloss  aas  Zweck- 
ilitigkeitsgrllnden  im  OffentUohen  Interesse  vom  Staate  flber- 
«Hen  sind.   Bei  den  ersteren  handelt  es  sich  Tomemlich  um 
THi^eiten  znr  AusfUhrong  des  Rechts-  nnd  Haohtzwecks, 
UÄn  anderen  nm  solebe  zur  Aasftthmng  des  Cnitnr-  nnd 
nUfahrtszweeks  (§.  31,  33).") 

*>  Hier  vie  meistens  im  Lehrbneb  sind  d.  Begriffiibeeflmfflniigea  n.  FonnolirungCD 
iffÜB&cbbeit  und  leichferan  Ventlndlidtkeit  vegen  fttr  die  Staitsfininz»  ga- 
!tW  Gebabrtai  d.  b.  v.  kSnneB  nfttnriicb  ancb  hei  den  SelbstrenriltiiiipkOTpeni 
'«tnnea.  Die  erfordeiliche  QmformiUK  (YenXIgemeinemDr)  dee  Benifb  ergiebt 
KkleicbL 

*)  Die  Geb&bren  wurden  bisher  (ror  Bau)  gevdbnlicli  zn  den  Steuern  gerecbnet 
Hb  fibrt  sie  meistens  unter  den  Indirecten  Sleaem  anf ,  obgleich  sie  grOsstentbeils 
CNtt,  i.  b.  ron  demjenigen  gefordert  werden,  der  sie  tragen  solL  Die  GebOhren 
MsrndMida  rieh  toh  den  ei^Ulchen  ftenem  ab«  so  weeeBtUdi,  daai  es  n&tbig 
iü.  de  sk  eine  besonden  Art  von  Aaflagen  zo  betrachten,  Passeod  vtrd  jedoch  das 
V«t  Stenern  aneh  in  dnem  veitoren  Sinn  geoonmen ,  vo  dann  die  Gebiüiren  nach 
itWtt  begriffen  »erdeo,  s.  o  §.  ISO,  Anm.  4.  Fnih«  führten  sie  Öfters  den  Nuneo 
»filtige  rankonfte,  z.  B.  Sonnenfels.  Fin.,  §.  112,  llß  ff.,  aneh  werden  sie 
BitaBter  Gefälle  genannt  Die  Neueren  sind  Ran  in  der  Begrifikbestiinmang  nnd 
SesnBdnng  der  GebQhren  vielfach  gefolgt.  Vgl.  Qbrig.  Pfeiffer  I,  295,  Dmpfen- 
^*cb,  §.  23  ff.,  Walcker,  Selbstferwaltong  d.  Steaerwesens.  S.  5,  14,  Ä.  Meyer 
a  i  Tierteljahischr.  f.  Tolkswirthsch.  n.  b.  w.  1864,  B.  8.  Hock,  6«.  Abg.,  g.  14, 
U-34,  Stein.  Finanzen,  1.  A..  S.  106,  H\  ff,  2.  A.  14S,  215,  3.  A.  26&— 296, 
Firiea,  traiti  des  impots  III,  165,  Bisobrasoff,  impots  was  los  aetee,  in  den 
■iwsrw  d.  Pet  Akad..  B.  X,  Nr.  14,  B.  XI  Nr.  8,  in  d.  oben  gen.  Abband),  aber 
<e  rtrea.  pabL  21,  23  ff.  (Eintheilnng  wie  ich,  nnr  daas  B.  gewisse  B^aUen,  die 
i^k  a  den  Gebohren  rechne,  wie  Post  n.  A..  als  Begal  zn  d.  indnstr.  Elanabme 
^  Knies  a.  s.  0.  S.  aach  oben  §.  ISO,  Anm.  8.  Üeber  Stein*«  bliche 
•nsnmig  gewisser  Begalien  wa  den  GebOhren  a.  folg.  Note  nnd  «her  ümpfen- 
Hcb's  im  Wesentlichen  rtehtigs,  nnr  etwas  zn  weitgehende  Lehre  Uber  Gebohren  s.  o. 
i-  m,  Anm.  7. 

An  diese  ünterscheidiutg  wird  aneh  die  GebOhrenlehre  passend  angeknüpft. 
Iw  UsttffiK^  Staat  fügt  sich  allerdings  nicht  in  eine  enge  theoretische  Formel  und 
>|^aaaenäich  ifemals  eine  rOUlge  Besohr&nkong  anf  den  fiechtszweck.  Ebensowenig 

die  Hoheitoiechte,  wdche  wir  vom  Standpnnct  der  Gegsnwact  (,Ja  modernen 
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in.  —  §.  138.  Hftuptarten  der  GebtthreD. 

1)  Unter  wesentlichen  Hoheitsrechten  (Re.galien  in 
diesem  Sinne  des  Worts)  werden  hier  diejenigen  Terstanden, 
welche  zum  Begriffe  des  wahren  Staats  gehören,  daher  ihm  rich- 
tiger Weise  anssehliesBlich  zustehen,  nnd  deshalb  regehnAaBig  in 
gewissem  Umfange  bm  jedrai  Staate,  ganz  allgemein  aber,  ausge- 

Stuif«^)  mit  B«cbt  vesentlfclie  nomen,  iauneriUe  od«  im  jetzigen  Um£a^  dem 
Urtor.  StMte  zagestanden,  oline  den  nu  doBhalb  daa  Begnff  ^luf*  in  sotebea 
Fallen  ab  nicht  rorhaaden  vird  bezeichnen  vollen.  QlAichrohf  ist  es  doch  roUIiommea 
begründet  ent  im  eotiriclcelten  (Rechts-  and  Gnltnr-)  Staat  das  wahre  Wesen  des 
Staats,  den  „Vahren  Staat"  zn  erkennen,  Zorn  Begriff  dieses  Staats  gehört  aber  dann 
die  Debentüimo  aller  der  FnnctioneQ,  dnrch  welche  der  Bechtszveck  rerviiUicht 
wird.  In  der  geschichtlichen  Erscheinung  des  modernen  Staats  hat  sich  dies  ancb 
geltend  gemacht.  Im  Unterschied  daron  Iftsst  sich  ron  keiner  einzigen  einzelnen  und 
nicht  einmal  von  einer  grosseren  Gruppe  der  zur  Yenrirklichnng  des  Coltnr-  und 
Vohlfatirtszvecks  gehörigen  Staatsth&ttgkeiten  behaupten,  dass  sie  auch  dem  hoch 
entwickelten  Staate  vesentüch  sind,  —  nicht  an  sich  und  nicht  ebenso  wie  die 
Bachtafimetlimen.  Die  Tomahme  einw  der  Functionen  anf  dem  (weiten  Gebiete  ist 
daher  nicht  als  wesentliches  Hoheitsrecht  za  bezdcbnen.  Das  ist  il  A.  Mch  gegen 
Stein 's  neoen  Regalbegriff  einzavenden,  1.  A.  S  184  It.  2.  A.  S.  184  £,  8.  A.  8. 
329  C  Denn  in  diesem  Begriffe,  wo  die  Regalien  ..die  wirthschaftlichen  HoheHs- 
rechte  des  Staats"  bedeuten  WMlen,  wird  nnter  Regal  nicht  mehr,  wie  in  der  spUeron 
Recht»-  nnd  Finanzgesdiichte  nnd  rielfiach  nooh  im  hentigen  Rechte,  ein  nntsbares 
kleineres,  sondern  gerade  wieder  wie  ehedem  ein  wesentliches  Hobeitsrecht  rer- 
standen  (s.  §.  141).  Es  ist  vom  Standponcte  der  Rechtsphilosophie  vie  ron  dem- 
jenigen d.  Rechlsgeschichte  n.  des  poeitiren  Rechts  aas  gleich  jehr  vülkttriich,  Uüoze. 
Post,  Eisenbahnen,  Telegraphen,  Papiergeld.  Lotterie  Uberbaapt  Regalien  oda  virtb- 
schahUche  Hofaeitsrechte,  oder,  wenn  es  einmal  geschieht,  nnr  sie  so  zu  neanen. 
mit  Aosscblaas  aller  anderen  Uinlichen  Einrichtungen  und  Fonctionen  des  Staats. 
Gans  Yerwandtes,  wie  Posten,  TelegnpbM  nnd  Chansseen,  wird  dabei  getrennt 
Venn  aber  Stein  2.  A.  S.  188  n.  3.  A.  S.  233  noch  ebenso  wie  in  der  1.  A.  sogar 
daa  ,4Ee8al"  definirt  als  „dlejen.  virthsoh.  Untomebmimg,  denn  Exiitenz  n.  g«sioheite 
Ordnong  als  eine  absolute  (I)  u.  allgemeine  Bedingung  der  wirtbsch.  Wohlfiibn  eines 
Volkes  ersdieint  n.  die  eben  deshalb  nicht  dem  Zu&U  odti  der  Willkur  der  Einzelnen 
in  ihrer  Begrttndong  n.  Dnrchftihrung  aberlassen  werden  kann,"  so  ist  ea  doch  min- 
destens gesagt  eine  statte  Debertreibung,  Post  Telegr.,  Eisenb.,  Lotto  liiemach  Re- 
galien zn  nennen  n.  wiederum  nur  foJgewidrig,  Wegeweaen  n.  rielee  Andere  nicht 
etMnso  oder  nicht  noch  eher  unter  diese  B^^en  zu  reihen.  (Vgl.  Qbrigens  in  der 
3.  A.  S.  218,  WD  rom  Bergbaa  gesagt  wird:  ,.er  ist  die  Prodnotion  (sicl)  einer  der 
allgem.  n.  at»ol.  Bedingongen  der  Tt^vitthschaft."  Warum  bleibt  er  dann  nicht 
anäi  jetzt  noch  Regal?)  Auch  gerade  für  die  Finanzwineoschafi  and  qwciell  Rtr  die 
Gebflhrenlehre  ist  diese  oene  Dnterscheidang  Stein's  nm  Regalien  und  GebtUiren 
nachtheiüg.  Dagegen  wird  dnrch  die  Im  Text  befürwortete  DntaBoh«diing  gleich 
daa  richtige,  den  gegebnen  VeAflltnlBMn  angemessene  Frin^  für  die  finanzieUo 
Regelung  des  OebOhrenvesens  fbstgestollt:  ein  niedriges  Mnaas  der  RechlsgebahrMi. 
ein  höheres  der  übrigen,  namentlich  der  wirthschaftlichen,  derjenicen  tta 
materielle  Leistungen  des  Staats  Oberhaupt,  s.  u.  g.  142  u.  6.  A.  §.  10&.  auch 
Hock,  Off.  Al^.  §.  34.  —  Ceber  die  Eintheilung  und  Systematik  der  Ge- 
bühren, mehrfach  abweichend  von  der  Darstellong  im  Texte,  s.  Ilock,  eb.  §.  31 — 34, 
Dmpfenbaoh,  g.  26—44,  Sergius  K.  3  (r.  d.  Begalien),  Pfeiffer,  Staatsein- 
nahme  I,  Th.  5,  namentl.  aber  Stein,  t.  Ä.  S.  137  (Bedien),  154.  2.  A.  S.  190. 
(Regal.),  bes.  S.  226  ff.  (Syst  d.  Gebtlhiun),  3.  Ä.  S.  229,  265.  Rau,  5.  A.  %.  237 
bis  246.  Bisobrasoff,  rev.  publ  p.  24,  stellt  mit  Unrecht  bei  seiner  HerToAebanx 
des  Onterschieds  r.  tazes  n.  droits  i6gaUens  die  Sache  so  dar,  als  ob  es  sich  bei 
jenen  immer  nm  die  wesentlichen  Zwecke  des  Staats  bandle,  od«  ab  ob  ^ 
tues  BW  bei  dem  Rechtizveck.  die  Regalien  nnr  bei  d«n  Wohl&hztHWeii  näimen. 
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Mb!  und  MsscbliessUch  wenigstens  bei  dem  entwickelten  Staate 
jcbnden  werden.  Dahin  gehören  miüiin  Tornemlich  die  Thfttig- 
koten  Kor  Ans-  nnd  DBrcbfQhrang  des  Rechts-  nnd  Hacht- 
ivecks  des  Staats  (§.  31).  Diese  Thätigkelten  werden  ans  einem 
iDgemeinen  Gronde  im  Interesse  der  Gesammtheit  nntemommen, 
aber  sie  kommen  in  vielen  Fällen  Einzelnen  besonders  zu  Gute 
oder  werden  von  diesen  besonders  vemrsat^  Abgaben,  welche 
ilsdann  von  diesen  Einzelnen  erhoben  werden,  sind  Gebtlfaren. 
Man  kann  sie  in  ihrer  Gesammtheit  Rechts-  oder  Rechts-  nnd 
Verwaltnngsgebtthren  nennen. 

Als  (wahre)  Gebühren  sind  die  Abgaben,  welche  sich  im 
die  Staatsthätigkeiten  zur  Dorchfllhmog  des  Rechtezwecks  kntlpfen, 
Iber  einmal  nur  dann  anzusehen,  wenn  der  Einzelne  wirklich 
tu  triftigen  aachlichen,  d.  h.  in  der  betreffenden  Staatsinstitation 
lH|BBden  Grttnden  in  öne  mit  Abgaben  verbondene  Bertthmng 
■t  4tf  Staatsthätigkeit  kommt;')  ferner  nnr  in  der  Hohe, 
itt»  Doit  dem  Wertbe  des  geleisteten  Diensts  fttr  den  Nntz- 
nnd  dem  Kostensätze  dieses  Diensts  fILr  den  Staat  in  einem 
Verhältniss  steht.  Wird  eine  Abgabe  in  anderen  Fällen 
oder  in  einem  viel  höheren  Betrage  erhoben,  indem  z.  B.  ein 
Dienst  oder  eine  Kostenmachnng  nnr  fingirt  oder  der  erstere  bloss 
m  Zw(»ck  der  Einnahmebesohaffang  aafgezwnngen  oder  der  Werth 
ixt  Diensts  llbermässig  hoch  angeschlagen  wird,  so  ist.  die  £in- 
uhme  keine  CtebQhr  im  richtigen  finanzwissensohaftlichen  Sinne 
k»  Worts  mehr,  sondern  eine  bei  einer  besondem  Gelegenheit  er- 
hobene eigentliche  Steuer,  welche  ebendeshalb  schon  die  Vermnthnng 
der  Geeignetheit  gegen  sich  zu  haben  pflegt,  wie  leider  bei  manchen 
Beehlegebtthren. 

3)  Ans  Zweckmässigkeitsgrttnden  werden  rom  Staate 
Tiderlei  Thätigkeiten  ttbemommen,  welche  einzeln  jedenfalls  nicht 
n  d^n  wesentliehen  Staatsaa%aben  gerechnet  werden  kSnnen, 
wenn  sieh  auch  ein  bedeutendes  öffentliches  Interesse 
u  sie  knttpft  nnd  sie  ttbeiiianpt  -nur  im  Falle  eines  solchen 
TOB  Staate  ansgellbt  werden  sollen.  Dahin  gehören  zahlreiche, 
sber  geschichtlich  nnd  von  Land  zn  Land  mannigfach  wandelbare 
Thätigkeiten  auf  dem  (Sebiete  der  Cultnr-  und  Wohlfahrtsftirderung. 

*i  Dfther  deoD  Abgaben  wie  im  Smaüa.  Eoregistrement  filr  die  Antbeaticining 
das Dsttn» d.  UrkaodeD (s.  Kocks. &.O.S.  248)  keine  Gebahreo,  Bond.boheii.  Iftstige 
Stsaen  lütd.  Ebeoso  irenif  sind  Al^;aben  aocb  GebOhreo.  bei  deoen  der  ZaUeade 
Qagnldstaag  ron  der  Staitagewalt  empfiUigt  (gegen  Hoffmana,  voitenbaig. 
n««»cht  I.  694). 
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Auch  bier*  werden  Oebtthren  von  deiyenigen  erbeben  ^  welche 
dnreb  die  Berttbmng  mit  dem  Staate  nnd  den  bezflgliehen  Ein-  , 
ricbtangen  eine  Forderung  ihrer  speciellen  Interessen  , 
(besonderen  oder  grosseren  Natzen  aU  die  Allgemeinbeii, 
andrerseits  Kostenerspamng)  erlangen.  Anch  diese  Abgabe  f9Utt 
nnter  den  Begriff  der  Gebühr  nnr  tinter  denselben  Voranssetznngen 
wie  die  RechtsgebUhreD.  Wird  sie  in  anderen  Fällen  oder  in 
höherem  Ansmaass  erhoben,  so  geht  sie  in  eine  eigentliche 
Steuer  oder  eine  priratwirthschaftliobe  (Gewerbe-)  Rente  für  den 
Staat  Uber.  Die  Gesammtheit  dieser  Gebühren  nennen  wir  GnUnr- 
nnd  Wohifahrtsgebühren. 

Bei  vielen  hierher  gehörigen  Al^aben  ist  ein  solcher  Ueber- 
gang  leicht  möglich,  manchfach  in  der  Praxis  vorgekommen  and 
nicht  immer  allgemein,  sondern  nur  nach  den  Verhält- 
nissen des  einzelnen  Falles  zu  billigen  oder  zn  verwerfen. 
Man  kann  daher  ancb  nur  für  gewisse  Zeiten'nnd  gewisse 
Länder  angeben,  welche  Abgaben  aaf  diesen  Gebieten  von  der 
Verwaltang  als  GebOhren  behandelt  werden  sollen. 

Das  System  der  Gebühren  oder  die  weitere  Ciassi- 
fioation  der  beiden  genannten  Haoptarten  wird  rationeller  Weise 
dnreb  das  System  der  Verwaltung  bestimmt  Die  Begrün- 
dung des  Gebohrensystems  gehört  daher  in  die  Verwaltnngslehre, 
die  finanzielle  Durchführung  desselben  in  die  spätere  specieUe 
Gebübrenlehre.  ^) 

Die  Rechts-  nnd  Verwaltangsgebühren,*)  welche  wirk- : 
lieh  als  Gebühren  zu  erachten  sind,  kommen  gemeinsam  mit  i 
manchen  sogenannten  Gebühren,  welche  eigentliche  Stenern  | 
sind,  in  der  Praiis  nnd  in  der  Sprache  der  Gesetze  unter  ver-| 
echiedenen  Kamen  als:  Rechts-,  Justiz-,  Gerichts-,  Polizei- 
gebflbren  (auch  wohl  -Taxen),  als  Gerichtskosten,  Ver- 
mögens-, insbesondere  Geldstrafen  u.  s.  w.  vor.  Eine  gleich- 1 
mässige  allgemein  gültige  Eintheilung  fehlt  in  der  Praxis  noch. 
In  der  Sache  selbst  liegen  auch  manche  Schwierigkeiten.  Die 
Jurisprudenz  hat  dieses  wichtige,  so  viele  privatreehtiiche  Ver- 


')  In  d.  6.  Ansg.  habe  ich  in  §.  98  and  100  bereits  ein  System  der  Gebabrra 
aofKestellt,  dessen  weitere  finuizielie  Bebudlong  der  spec.  Lebre  im  1.  B.  Torbehalten 
blieb.  £>  ist  indessen-  systenudsch  ricbti^r,  ucb  jenes  Syrtem  selbst  erst  ia  der 
spec.  Lehre  an&ustellen.  ireab&lb  der  Inhalt  dieser  2  Paragr-  hier  fottgebheben  isL 

*)  Tgl.  die  Abschnitte  in  Stein  2.  A.  S.  219  ff.,  8.  A.  S.  269,  ttber  die  Eu- 
vicUangsgescbichte  d.  Oebtthren,  n.  8.  229  ff.,  3.  A.  S.  279  ff.  Uber  die  RooMipSeffB 
a.  du  Gebohrenweseo,  —  eine  vortreffliche  Partie  diwes  Weds. 
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tttaine  berlüirende  Ctebiet  des  Gebtlbrenwesens  noeh  nicht  ge- 
4pDd  bearbeitet  Daraas  erklärt  sich  anoh  der  häufig  bemerk- 
kne  Mangel  scharfer  joiistisoher  Fr&cision  des  Aosdnidu  in  den 
Gttetien  selbst") 

IV.  —  §.  139.  Erhebnngsform  vieler  GebQhren. 
Stempel  In  der  Finanzwissenschaft  bat  namentlich  ein  Um- 
ittod  Unklarheiten  ttber  das  Wesen  und  die  richtige  Eintheilong 
Htm  Gebllfaren  veranlasat^  nendich  die  ttussere  Form  der  Er- 
bfibang.  Viele  RecbtsgebUhren ,  manche  mit  ihnen  ÜÜscblich  zn- 
suunoigeworfene  eigentliche  Stenern,  aber  auch  einige  Gebuhren 
m  dem  xweiten  Thdl  des  Gebtthrönwesens  werd^  yenaittdst 
enes  sogen.  Stempels  erhoben.^**)  Es  wird  gesetzlich  Torge- 
xbneben,  dass  bei  gewissen  Berttfamngen  des  Einzelnen  mit  Staats- 
oBriebtengen  nnd  Th&tigkeiten  flir  die  dabei  vorkommenden  Schrift- 
lüde,  für  gewisse  Urkanden,  Docnmente  n.  s.  w.  ein  vom  Staate 
uttinem  Wertbstempel  rersehenes  Papier  („Stempel- 
)t|iir")  oder  eine  staatliche  auf  das  Sebriltstttck  zn  klebende 
oderentaell  za  (Iberscbreibende  Stempelmarke^^)  gebrancht 
■rim  seil.  Onrch  die  gesetzliche  Anordnung  des  Gebraaofas  des 
Stapels  wird  also  bloss  die  Gebtthrenpflichtigkeit  einer  solchen 
Serthrang  mit  einer  Staatseinrichtong  (oder  in  anderen  Fällen  die 
^eaerpflichtigkeit  in  einem  bestimmten  thatsächlichen  Fall,  bei 
saer  gewissen  Handlang  n.  s.  w.)  ausgesprochen.  Die  Vorschrift 
Iber  den  Gebrauch  dnes  Stempels  in  bestimmter  Werthhohe  normirt 

*)  Dies  rOgt  tUAtig  Hot,  BuidbNiieriL  zum  Ost«rr.  6e1>0]iniife8et»,  Wien  ISTC 
iSe^intebdrack  eni  da  ill«nneliien  Bstezr.  Oeriditttdtiintd,  eine  bemedDonnretthe 
AbkiidhiDs. 

^  Die  ^tempelgebolu"  »Is  besondere  Art  von  Stsatseiukanflen  istnacb  Bozboro, 
ibipäa.  polit  Amst  166S  p.  391  von  einem  HoIUnder  erdacht  vorden,  nubdem 
&  Qeaenlstuten  einen  Prelfl  eof  die  Erfindung  einer  nenen ,  nicht  drttdienden  lUd 
^  dntr&glicben  Al^be  gesetzt  bitten.  Die  EinfUinng  g«eh»h  16S4  nnd  enrl« 
sefa  bei  der  Menge  der  Tertcagsnitainden,  die  In  jenem  reichen  Lande  jlbrlldi  «u- 
psüii  Tnrden,  sehr  einträglidi.  Der  gen.  Terf.  rabmt,  dtes  die  GebQbr  niedrige 
^  die  Dub^teiten  nlcbt  deren  getroffen  rüden  n.  dass  der  Ertrag  &a  die  Staats- 
9iN  grm  let  Eine  Art  ron Stempelpapier  kommt  zmr  schon  in  den  rfimischea 
^<WHn  vor  (Not.  44),  aber  ohne  Enr&bnong  einer  daron  angeordneten  Bezahlnnf. 
ieckmaDD,  Beltr.  z.  Gesch.  d.  Erfind.  II,  SUO-^10.  Einfuhr,  in  England  1671, 
frtnkreicb  167S,  Oesterreich  1686,  Baiorn  i690.  (Ran.) 

")  Einfobrnng  in  England  1853  {,1b.  17.  Ttct  c.  59.  r.  4.  Ang.),  Oester- 
leicb  T.  r.  28.  Mäiz  1854  (t.  GzOrnig,  Mengestaltong,  S.  146),  Frankreich, 
m.  T.  11.  Jnni  1659  (timbre  Jnobile),  Frenssen,  Ges.  t.  3.  Sept  1S62  n.  a.  L.  m. 
«Mge,  der  das  BUttchen  uJdebt,  mnss  seinen  Kamen  oder  die  Anfangsbadutaben 
m  SehrifistOcb  oder  du  Datom  daiaof  schreiben  and  ea  dadurch  zom  ireilenn  G»- 
Huube  ontan^ich  naoben.  In  gewissen  FlUen  mun  anoh  ein  OSeiUL  Beamter,  i.  & 

B^^,  weloke  das  SohiUtetQck  aosstaUt  oder  beglaubigt  n.  s.  v.,  die  Deber< 
^unOmig  iat  Uaike  ronehmsu.  (Bau.) 
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die  Oebtthrensätse,  so  dasa  der  Stempeltarif  Oe'btthrentaTif 
wird.  Die  wirkliche  Anbringnng  dee  StempelB  auf  dem  bezUg- 
bchea  Schriftstttck  n.  8.  w.,  welches  den  Beweis  fttr  die  Inanspmeb- 
nähme  der  bestimmten  Staatsthätij^eit  (oder  fttr  die  StBoerpflicbtig- 
keit)  bildetj  liefert  den  Beweis  fttr  die  Zahlung  der  Gtebtthr  nod 
die  Quittung  darüber.  Diese  Stempelang,  die  Benatznng  tos 
Stanpelpapier  und  vollends  von  Stempdmarken  ist  eine  Ar  die 
Staatsbehörden  wie  fOr  die  Zahlnngspfliefatigeii  einfache  und  be- 
queme Gebftfaren-  und  Stenererhebungsform.'*)  Aber  ebei 
deshalb  ist  der  Begriff  einer  besondern  „Stempelgebflhr" 
(StempelgeflUle,  „Stempelsteuer")  als  einer  eigenen  Gebtthiefr 
art  unhaltbar.")  Es  giebt  immer  nur  mittelst  Stempels  er- 
hobene Gebahren  oder  Steuern,  aber  keine  „StempelgebtthreD." 
Etwas  Aensserliches,  UnwesentUohes  wird  bei  der  Anfetellung  tod 
„Stempelgebtthren"  zn  einem  wesentlichen  inneren  Unterscbeidimg»- 
merkmal  gemacht  Dies  zeigt  sich  auch  darin,  dass  manche  6^ 
btthren,  statt  durch  vorschriftamllssigen  Gebraudi  von  Sftempe^ier 
oder  Stempelmarken,  durch  unmittelbare  Eincassirang  des 
Schuldbetrags  erhoben  werden.^*)  Auch  ist,  wie  gesagt,  die 
Erhebung  mittelst  Stempels  kdneewegs  auf-  Beebts-  und  VanraJ- 
tungsgebtlhren  beschränkt,  wenn  sie  hier  auch  am  Aeltesten  and 


^  NuMutlieh  Stein  hat  itm  Stempel  ilt  eine  Uowe  Form  der  Erhebaig 
«ineK  Ainbe  ildit«  gakeBuceidinel,  1.  A.  S.  153.  AehnUch  aber  ackan  wA» 
Umpfenbaclt.  §.  26  K 

*^  Ton  einer  besonderen  MStempelgebQbr**,  von  StempelgefllleB,  >b 
,^er  in  allen  Zwelfen  der  Stutorenrattnac  Twkomnendea  G<H)Qbi«nart**  spvi 
Mch  Ban  in  %.  230,  2S1  d.  fMÜi.  Aofl.  Stempel  aaf  rerklnl  Geaeastbidd (ZcitÜM, 
Spielkarten)  sah  abrigens  iach  er  §.  231  a.  £.  als  Stenern  an.  Die  FnüMrea  mb» 
Baa  folnnd  neistena  eine  besondere  Stempelstener  ant  vie  «s  die  Praxis  n. 
Gesetzgebonjr  noc^  beute  riel&cb  tbnjt,  so  in  Preossen  (Stempelsteaar  nntet  da 
Indir.  Steaem,  bei  d.  Einnahme  d.  Finanzmin.,  Oeriobtakosten,  Stnfen  bei  denen  de 
Jastiunin.).  Yji  scbon  Sonnenfels,  §.119  ff.,  dann  auch  Pfeiffer  1,  Aiun. 
der  den  Aosdrack  Stempelgebabren  renneidet,  veil  der  Stempel  so  rerschiedttttllch 
renrend^  irerde. 

")  So  Letzteres  grOssteotheils ,  Venn  nicht  allein  bei  den  GericbtsgebtlhreD,  » 
6.  A.,  §.  96.  Note  6  u.  1.  In  dem  «sterr.  Ges.  tlber  Gebahren  t.  9.  Febr.  Terd« 
anadracklich  die  nnmittelbaren  Gebahren,  velche  durch  nnmittelbare  Einiahhug 
ud  die  abrigen,  veldie  dnrdli  Tenradong  r«  Stempelmartea  oder  StMipelM^ 
za  entrichten  sind,  anterschiedan.  yg\.  DeasaiT,  Bsterr.  Finanzgeietzk.  S.  b 
Frankreich  gab  ee  nach  Hock,  Fin.  Frankr.  8.  107,  kein  höheres  Stea^papi^ 
als  10  Fr.  QiOssere  Betrige  Verden  mittelst  Tidlroag  der  Urinud«  dordi  die 
Stempel&mtw  als  berichtigt  bezeichnet  ist  sogar  nnnreökmBssig,  venn  eine  Ab- 
gebe stets  nnr  in  Stenpelform.  nicht  aadi  durch  nnmlttelbare  Zabtnnar  eotriobtc' 
werden  kann,  z.  B.  bei  der  Wechselbesteaerang.  Im  Sommer  1871  aoU  i.  B.  «i» 
We<^tsel,  gezogen  ron  der  franzOs.  Begieniog  auf  ein  Berl.  Hans  mit  63  HaAen  ^ 
10  Thir.  rerseben  worden  sein.  Hier  hut  natorlidi  die  BeqDenliebkelt,  der  Zweck 
der  ganxen  Elnxichtang,  a&£ 
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ist  Sie  dehnt  sieb  ihrer  formellea  VorsUge  wegen  anf 
■dir  Gebiete  des  Gehtthreo-")  nnd  des  agentlichen  Steuer- 

MS.") 

Die  Erhebragsform  wahrer  Gebflhren  Icann  aber  auch 
andere  seinf  nemlioh  die  der  Leistung  von  Beiträgen, 
Igen,  iosbeflondere  zu  den  Anlage-  und  ersten  Einrioh- 
t,  oder  auch  fortlaofenden,  zn  den  BetrielMkosten 
der  VeninBung  (and  Tilgung)  des  Anlagekapitals.  Solche 
Bind  mit  einer  pauBchatirten  oder  in  einer  Abfin- 
iinmme  gezahlten  Gebtthr  zn  vergleichen.    Sie  kommen 
eh  bei  gewissen,  mehr  der  materiell-wirthschaftHchen  Sphäre 
iden  Einrichtangen  vor,  nnd  ganz  passend,  besonders 
ganzer  Interessentengrnppen  (z.  B.  riner  Gemeinde 
dem  Staate  oder  der  Provinz)  oder  einzelner  wich- 
loteressenten  (z.  B.  eines  Forst-  oder  Bergwerkbesitcers 
ibaa-  und  Unterhaltungskosten)  oder  auch  Seitens  je  deB 
faiteressenten  bei  der  ersten  Einrichtung  der  Anstalt  zur 
eines  Theils  des  Kapitals  oder  wenn  sich  die  Vor- 
jcdea  E^zelnen  unmittelbarer  bestimmen  und  mit 
ten  der  Einrichtung  vergleidien  lassen.  Uanehfach  sind 
daher  gesetzlich  im  Finanzwesen  von  Selbstrer- 
igskOrpern,  wie  Gemeinden- und  KreiBen,  und  bei  ähn- 
Zwangsgem^wirthschaften,  z.  B.  Deicbverbftnden  ein- 
besondeis  um,  in  Verbindung  mit  allgemeinen  Stenern 
[eichen  Abgaben,  Extra TOitbeile  oder  E^itra-Eostenprova- 
durch  Extrarcrgtttungen  in  der  Form  von  solchen  Bei- 
Aosgldchnng  zn  bringen.   Das  Prineip  ist  aber  das- 
bei  den  GebOhren.") 


L  B.  Poit-  XL  Telegn^beogebtUiKD  (Porto),  denn  die  betr.  ICaike  IM  niclita 
ab  eüe  Stempelnuke. 
B.  bei  d.  Besteueraog  r.  ZeitongeD,  BacAern,  BroclKlren  (Fnukreicb), 
Kilaaden.  Tkbak  (nui.  BaaderoUeuyateiB) Q.  s.  V.  T^.  aber  EagUnd: 
itifdM  Stenern  „GebiracbssteDem  in  Stempelfonn",  S.  249,  aber  Nord- 
Mocheriei  Waarenstempel,  Hock,  Fin.  Amerika's  S.  260  ff.  Femer  sind 
Tide  Urkunden-  (Contntct-,  Oblifttionen- ,  Actiea-),  „EHwcbtfintempd'* 
keine  GebobrMierliebangen,  soadein  Steneierhebnngen. 
Vagnor,  Gnudleg.  I,  §.  153  N.  3. 

le  ErOrtanuigen  ober  diese  bisher  selten  betnobteten  ,3eiträge"  ron 
in,  progress.  Einkommenstener,  Kap.  2,  S.  46  ff.    S.  aach  die  dazD  gehOT. 
£.    Er  kommt  daraaf  zu  sprecbeo  bei  der  UntersncboBg  der  F'rage.  ob 
StMMta-  und  Gemeindelastea  nacb  dem  Prineip  ron  specieller  Ldstong 
angelegt  werden  können,  s.  a.  §.  144.    Kdt  sdieint  er  mit  zb 
„  iöfl  Abgsbefbnn  i»  den  BeltiigeB  zn  finden  nnd  die  TemDdtseh^ 
UeotitU,  mit  der  fld)nlir  a  wenig  heironaheben.  In  der  Kote  29»  S.  209 


Digitized  by 


Google 


d2Q        3.  fi.  1.  K.  8.  A.  AUgamailie  Beteditnig  der  Gsbnlmn.  g.  141. 


V.  —  §.  141.  Gebühren  der  zweiten  Glasse  in  der 
Rechtsform  des  Regals.  Äneh  das  Recht  der  Äos&hang  ein- 
zelner znm  Gebiete  der  Galtor-  and  Wohlfahrtsförderong  gehöriger 
Thätigkeiten  hat  sich  der  Staat  nütnnter  aasBchliesslich  ror- 
behalten,  wenn  auch  etwa  die  ÄasQbang  Privaten  flberlassen  wurde. 
Aach  ein  solches  aassohliBSsliches  Recht  des  Staats  ist  Regal  ge- 
nannt worden.  Die  Regalisimng  kann  nnn  hier  einen  zweifachen 
Zweck  haben. 

1)  Sie  kann  wie  im  Falle  eines  wesentlichen  Hoheitsrechts  er- 
folgen, weil  die  bezQgliche  Thätigkeit  nach  ihrem  In-' 
halte  am  Passendsten  vom  Staate  ausgeübt  nnd  die  Vor- 
nahme der  Leistungen  dnrch  den  Staat  dadnrch  er* 
leichtert  sowie  ihre  gnte  Beschaffenheit  verbürgt  wird. 

3)  Sie  kann  aber  anoh  bloss  oder  vorwiegend  Im  Inte- 
resse der  tinanziellen  Ansbentung  einer  solchen  Thätigkeit 
stattfinden,  wobei  dann  das  Regal  wesentlich  nnr  als  Stenerform 
erschdnt.  Frtlher  war  dies  mehrfach  der  Fall,  namentlich  beim 
Mflnz-  und  Fostwesen  (UUnzregal,  Postregal).  Solohe  Regale 
worden  dann  von  den  höheren  oder  wesentlichen  (§.  138  Nr.  1) 
als  sog.  nutzbare  oder  niedere  unterschieden,  zn  denen  ausser 
den  genannten  noch  gewisse  grundfaerrliche  nnd  sonstige  gewerb- 
liche Regale  (§.  145),  aber  auch  nach  Reohtsgeschichte  und  gel- 
tendem Rechte  noch  mancherlei  andere  £innahme  gebende  Rechte- 
institate  zählen. 

In  der  Gegenwart  darf  nun  in  der  Regel  bloss  der  erste, 
nicht  der  finanzielle  Zweck  fUr  die  Beibehaltnog  oder  Ein- 
ftthmng  der  Regaliarnng  einer  gebohrenpfliehtigen  StaatstlUUig^eit 
entscheiden,  so  namentlich  beim  Post-,  Münz-,  Telegraphenwesen. 

Alsdann  erlangen  die  Einnahme^  aus  letzteren  Einrichtungen 
ah&t  auch  eine  andere  Stellung  im  System  der  Staatseinnahmen. 
Sie  gehören  zn  den  Einnahmen  ans  Gebühren,  während  die 
Einnahmen  aus  den  Übrigen  nutzbaren  Regalien  meistens  als 
eigentliche  Stenern  zn  betrachten  sind  (§.  145).  Das  Staats- 
vorrecht bildet  dann  kein  characteristisches  Unterscheidangsmerkmal 
mehr  zwischen  diesen  Gebtlhren  aus  regalisirteh  Staatsthätig- 
keiten  und  anderen  Gebühren.") 

Hgt  er  nur  eiiimal:  „Ton  dem  Beitnf  nntencheidet  lidi  die  Gebflhi  dnzob  ein  Mcfc 
qMdeUerefl,  indiridDelleres  Anpassen  an  die  TeAiltQlBse".  Die  Anfilummg  im  Text 
Boheint  mir  richtiger. 

**)  Deber  den  histw.  Begriff  des  Begals  o.  seine  Entiriddaag  n.  Ober  den  best 
recbü.  Begriff,  soweit  ei  abmiuipt  im  gelteodea  Bechte  noch  aBzoedeanai  M,  liebe 
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Die  FinancwiSBensohaft  mnss  daher  vor  der  Vermengnug 
FiBanzregalien  und  Gebühren  warnen.  Ueber  ftnsaeren 


iD,  Gesch.  d.  Cnpmngs  der  Regal.  1804,  Gmeiaer,  Beitr.  z.  Lehre  r.  d. 
Eraat.  enmdrin  z.  Vöries,  aber  D.  Priratrecbt  (S.  A.  1845),  §.  117  n.  £ 
dg«),  Xichhorn,  Bechtsgescfa.,  Zachari&,  Ober  B^tL  o.  s.  t.  in  der 
Dentscbes  Recht  B.  8,  13,  BöhlaQ,  de  teg&I.  Dotione  u.  s.  ir.  185&, 
Ob.  Dispr.  Q.  Nat  d.  Regal.,  1865  fkaae  Debersicht  der  LehrmeiiningeD 
ftber  d.  B^.  Regal,  wenn  auch  aomt  im  Resaltat,  dass  es  keine  jnnst. 
des  Regalbegn&  gebe  tind  geben  kSnne  and  das  Regal  Überhaupt  kein 
r  sei,  TOB  zweifelhaftem  Werthe,  ebend.  S.  78),  Pözl,  Art  Regal,  nnd 
ries,  Art  Staatsmonopol  im  StaatavOrterb.  Vm  and  IX,  Zacharift,  D. 
§.  203  n.  ff-,  Gerber,  D.  Privatrecht  (4.  A.).  bes.  §.  67,  Beselei,  D. 
(2.  A.  1866),  g.  94.    Vgl.  aach  Roscher,  Gesch.  d.  Nat-Oekon.  Kap.  6 
des  Tüschen  Regalismns},  bes.  §.  39  S.  158  fT.  Ober  die  „Begalvirth- 
ZTiBcfamstiife  zvisdien  der  mittelalteri.  Domänen-  o.  der  modernen  Stener- 
Et  notcrscheldet  bei  den  neueren  Völkern  z»ei  Perioden  des  Begalismns, 
m  Ajuchlnsa  an  das  sinlcende  Domfaienthnm,  vesoitl.  ümdalistisdi,  die  andre 
Wauafaende  YortiaiTSchen  der  Stenern.  iresentL  abmlntistisch;  femer  vier 
Lehensgefille,  die  möglichst  ansgebeatet  worden;  ErkUrnng  aller 
baen  Güter  —  weit  gefasst  —  als  Krongat;  Bezahlungen  für  die 
>%Ut  Tbitigkeit  der  Regiernsg  (mit  rielen  gebtthrenartigen  Ab- 
OTtTbe-n.  Handelsgeschäfte  des  Staats  (Monopole,  aber  anch 
nchiedenart  Gesicbtspn  Acten  erwachsen).  —  Höchst  abweichende  Vor- 
4r  älteren  Pablicisten.  aber  kanm  geringeres  Aaseinandergehen  auch  noch 
wie  Straoch's  Schrift  zeigtt    Klock's  Wort,  de  aerario  S.  83  d. 
Tero  c^oae  sint  rix  definiri  poterit,  gilt  eiuigermaseien  anch  hente  noch* 
nehmen  zahllose  Regalien,  d.  h.  rornemlich  notzbu«,  an,  so  Mat- 
d«  Afflictis  135,  Cbassanens  2U8,  Petras  Antonios  de  Petra 
Klock  S.  107.   Vgl  Bergins,  Magaz.  Art  Regal.  YU,  242.  (Ran.)  — 
■soeren  Joristen  sind  nicht  einmal  aber  die  Zahl  des  fnber,  Hll»t  nicht 
afa  Regalien  anzusehenden  Rechte  des  Staats  einig,   ^rairend  die  Einen, 
iler  a.  a.  0.  S.  'SÖO  den  BegrilT  der  Regalien  „anf  die  hergebrachten  oder 
Artsi  beschränken,  ohne  dass  eine  Ansdehnong  deeselbea  anf  rerwandte 
durch  die  wissensch.  Doctrin  zulässig  erscheint" ,  daher  Eisenbahnen, 
nicht  zn  den  Hegalieo  zählen,  geschieht  dies  ?on  anderen  wieder,  so  von 
r,  Ztachr.  f-  D.  Recht  B.  13,  S.  243  ff.,  eh.  B.  19,  so  noch  neuerdings  in 
TeJegTspheo  von  If  eili,  Telegrapbenrecht,  ZOr.  1871.   Sicher  ist  es  da- 
Bchwer,  sich  für  die  Füumzwissenschaft  ron  den  Bechtshistorikem  nnd 
s  ZQ  holen  aber  den  Jurist.  Begriff  des  Regals  za  irgend  einer  bestimmten 
so  weniger  bann  nns  die  rerwandte  Disciplin  einen  klaren  finanzwissensch. 
Im  Begals  bieten.    Dies  erkannten  schon  die  Cameralisten  des  vor.  7ahr^ 
jo  (in  AnlmOpfong  an  Seckendorff)  Jnsti,  FinanzsyM.  §.  262,  Staats^ 
H.  g.  95,  97,  Bergias,  Magaz.,  VH,  243  ff.,  Sonnenfels,  Fin.  §.  108, 
Istiien  In  g.  HO  klar  trennt:  diejcn.  Regalien,  welche  ihrer  Wesenheit  nach 
Abgaben  n.  nach  allgem.  Grundsätzen  der  Stenern  zn  verwalten  sind 
als  HoUstheile  znr  Bel^rd.  der  Polizei  u.  Handlang  beitragen.  — 
den  bistor.  Begriff  der  RegaHen.  DerAnsdmck  kommt  in  Beichsgesetzen 
22.  JabThand.  vor,  so  im  Wonnser  Concord.  fOr  d.  Temporalien,  die  den 
om  Kidser  verliehen  werden  (Pertz,  leges  II,  p.  76,  69,  so  auch  Strancb 
1  ff.,  B eseler  S.  358),  dann  in  der  Conatit  Frider.  I  de  regaUbns  v. 

n.  p.  III)  fttr  die  kaifl.  Befognisse  in  Oberitalien,  die  andere  Personen 
Belebnnng^  erlangen  konnten.   Später  entwickelt  sich  der  Begriff  Regal  so, 
:;r  die  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt  als  solchem  (in  Deutsch-? 
dem  König',  später  aach  dem  Landesherm)  zostahenden  Rechte  (einerlei, 
selbstveiBtlodL  Ausflösse  der  Staatsgewalt  oder  ob  auf  besond.  Thatsachen 
Staate  bernli-  Bechte)  verstanden  werden,  so  d^emdn  in  Deotschland 
Jibtoidärt    Vie  AbschvSchoi^  der  kafs.  Gewalt  brachte  nur  zn  Wege,  dass 
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Aehnliobkeitoa  verd«n  hier  die  tiefen  VeTBohiecleQheite&  ttber- 
sehen.  Die  ävssere  Aehalichkeit  liegt  darin,  dam  sieb  jedes- 


die  T«Ritori«UierreD  4ie  Begalien  m  sich  liehca  konnten.   So  tu  kiffl 

Zeit.  Regal  and  HoMtuecht  identi^-  Zu  diesen  B^nUen  gehörten  aber  naneiid. 
aach  gerisse  fiscal  Redite,  deien  Bedeutung  eben  in  ihrem  finanz.  Nutzen  lag.  <S. 
Boicher  a.  a.  0.  S.  158—160.)  Die  Ajureodang  mancher  Sätze  des  rom.  Fiscal- 
rechts  hat  zu  dieser  EutvicUung  beigetraseo.  Noch  mehr  hat  der  vielfache  enge 
Zusammenhang  oder  das  rOllige  Znsammenfallea  roa  Landeshoheit,  I^henshenschaJt 
and  Grundhenschaft  der  Verbiodong  solcher  fioanz.  Rechte  mit  den  ßegalieo  Vor- 
schub geleistet  Vom  Ifi.  Jatirh.  an,  wo  der  Staatsbegriff  schärfer  herForzutreten  be- 
ginnt, erfolgt  dann  in  Theorie  n.  Praxis  allmidig  eine  Trennung  der  bontea  Maonig- 
udtigkeit  ?oa  Rechten  des  Inhabers  der  Staatsgewalt,  wälche  unter  dem  Nameo 
Regalien  zusammeoge&sst  wurden,  and  zwar  so,  dasa  die  veseatlichcn  Begie- 
rungsrechte.  die  zur  Ausübung  der  Staatsgewalt  geboren  und  im  (noch  so  eng 
gefanteu)  Begriff  des  Staats  liegen  (wie  Zlegler  bei  Strauch  1.  c.  de  jor.  majest 
tract  1681  sagt:  jura  qnae  gabecöationaa  et  statom  ipsum  rdnubl.  concenumti 
höhere,  majora,  die  ron  wesentlich  bloss  finanzieller  Bedentaag 
(commoda  et  emolumenta,  (inae  ex  boais  pablids  ....  perdidnatar,  ders.),  niedere 
oder  nntzbare,  minora  genannt  wnideo.  Für  jene  wesenmchen  Hoheitarechte  kam 
der  Äusdmck  Regal  dann  allmälig  mehr  und  mehr  assser  Gebrauch,  so 
dass  Wissenschaft,  Gesetzgebung  nnd  Praxi«  unter  BegaUen  schleohtweg  nQtzbnre 
oder  Finanzregalien  verstanden.  Dazu  gehörten  nun  bes.  zwei  CUssen:  grund- 
herrschaftliche, welche  Beschränkungen  des  privaten  Gnmdeigenthums  in  ans- 
schliessenden  Rechten  des  Staats,  gewisse  „herrenlose"  Sachen  in  Besitz  za  nehmea. 
enthalten  (vom  ältesten  liechte  nicht  gekanut,  namentL  Berg-,  Salz-,  Forst-.  J«gd-, 
Fischereir^;al)  nnd  gewerbliche  Regalien  (bes.  Post  u.  MOnze.  frofaer  zahlreiche 
andere,  sehr  verschieden  in  den  einzelnen  Länden).  Die  genannten  sind  die  einzigen 
Regalien,  welche  neuere  Germanisten,  wie  Beseler  S.  300  als  eigentliche  nutz- 
bare Begalien  des  (bedingt)  gemeinen  Rechts  anerkenntm,  während  sie 
i^gem.  Vorrechte  des  Fiscus  auf  erblose  Guter  u.  s.  w.,Ton  den  Bc^alieo  aosschlioeaen. 
Vielfach  ist  der  BegrifT  der  nutzbaren  Regalien  vom  Gesetz  (so  im  Freust.  Ällg. 
L.  Recht  Thl.  LI,  TiL  14,  §.  21.  24}  weiter  gefasst,  so  dass  das  Katzongsrecht  der 
im  gemeinen  Eigenthum  dos  Staats  stehenden  Land-  u.  Heerstiasseu,  der  von  Natu 
schiffbaren  Ströme ,  des  Ufers  des  Meers,  der  Häfen,  ferner  das  Recht  auf  alle  Arten 
herrenloser  Güter  (verlasseoei ,  erblosor  u.  s.  w.),  das  Itecht,  vervirktc  Guter  einzu- 
ziehen. Geldstrafen  aufzulegen,  Abzogsgelder  za  fordern  (.Preuss.  Landr.  a.  a.  O. 
§.  23),  endlich  mituoter  »och  veiter  Zolle .  Geleitagelder ,  Sportein,  Stempel  u.  s.  w. 
unter  den  Begalien  begriffen  sind.  Dass  diese  Re^Jien  zum  staatsrechtL  BogäS  d. 
Domaninma,  die  Einnahmen  daraus  zu  den  Kammereinkttnften  gehörten  n.  der  Em- 
wiikung  d.  Landständ«  entzogen  waxeo .  hat  abermals  nur  d.  Verwimng  in  d.  Aq- 
slchlen  aber  dieee  Begalien  als  Einnidunearten  gesteigert,  weil  d.  Steaexcbancter  aolir 
Tidec  nun  Tollends  rericannt  wurde.  Trotzdem  st^te  d.  OfientL  Becht  fifken  aAch 
wieder  d.  Regalien  den  Eigenthunutrechten  am  werbenden  VemOgeo  (Domänen  u.  s.  w.) 
wie  andererseits  dem  Rechte,  Steuern  aofzolegen,  gegenüber.  (Vgl.  f.  diese  hast. 
Darlegung  bes.  Strauch,  POzl,  Beseler  a.  a.  0.)  —  Auch  Raa  wie  die  Gam«- 
ralisten  des  vor.  Jalirh.  sah  daher  ein  (§.  16t>  d.  ö.  Aufl.),  dass  mit  diesen  reckts- 
geschichtl.  u.  positivrecbtl.  Begriff  Regal  für  d.  Flna nzwissensc  fa. 
schlechterdings  nichts  anzufangen  sei,  ersetzte  ihn  durch  den  finaux- 
wissenschaftlichen:  ein  Vorrecht  der  Staatsgewalt  in  Bezug  auf  ein 
Gewerbe,  das  ohne  besondere  gesetzl.  Bestimmung  zu  den  bUrged.  Nahrongszweiif^ea 
gehören  wurde,  o.  rechnete  unuir  solche  Regale  die  Berg-,  Sslz-  u.  Salpeter-,  Ja^d- 
n.  Fiscberei-,  Mttoz-,  Tabak-  u.  and.  Gewens-  a.  Handels-,  Post-,  Staatseisenhaha-, 
Fähr-  Q.  Fites-  tL  Cäucksspiclregale.  Aber  hierbei  worde  der  schon  ron  Sonnen* 
fels  a.  a.  0.  klar  edtannte  Steuercharacter  der  einen  u.  polizeiliche  odot 
Verwaltangszweck  der  anderen  Basale  wieder  flhenehea,  was  im  Text  jeut 
durdi  Einreihnng  der  enteren  Begalioi  unter  die  eigentlichen  Steuern  n.  der  letzteren 
nnter  die  Gebühren  berichtigt  ist,  Tm  Grunde  ist  zwiscbeo  laeineT  n.  Stein 'a  Aaf- 
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■1  eine  Einnahme  u  eine  speeielle  Staatsthätigkeit  nnd  awar  an 
OH  dem  Staate  aaBSohliesslich  vorbehalteae- anknüpft. 
ÜKf  weder  erfolgt  die  Thätigkeit  bei  dem  Finanzregal  "in  dem- 
tdkea  Zwecke  wie  bei  der  Gebttfar,  nodi  bovht  das  Staatsvorreeht 
Dir  die  Anattbong  der  Tfaätigkeit  bdde  Male  aaf  dem  gleiehen 
Bnnde.   Die  mit  Gebühren  rerbnndene  Staatsthätigkeit  ist 
Verwirklichnng  der  eigentlichen  Staatszweoke.  Die  bei 
eiDem  Finanzregal  erfolgende  ist  bloss  Mittelbeschaffnng 
ftr  die  Ansftthrnng  von  Staatsaweoken.  Das  ansschliesslictae 
Seoht  des  Staats  dient  dort  znr  besseren  Verwirklichnng  der 
Aufgabe,  hier  znr  Erzielnng  einer  höheren  Einnabme; 
btf  dort  einen  politisehen  (volkswirthsolucftlicben,  eDltnrUofaen),- 
hier  einen  bloss  finanziellen  Zweck.   Bei  dieser  GrundTer- 
KUedenheit  kann  der  znflUlige  Umstandj  dass'Ctobtlhrenzweige  wie 
Pot,  Hflnze,  geschiehtlich  und  oft  noeh  nach  dem  geltenden  Finani- 
m  den  Regalen  gehören,  so  wenig  für  eme  *2nsammen- 
vcriag  mit  den  eigentUeben  Finanzregalen  nnd  fttr  die  Verkenanng 
da  «ihren  Steneiehamcters  der  letxteren  sprechen,  als  dies  die 
incre  Aehnlicbkeit  des  gewerbliehen  Moments  in  beiden  Bin- 
nttaagen  Üam  darf. 

VL  —  §.  143.  Finanzwissenschaftliohe  Aufgabe  im  Ge- 
blbrenreehte.  Gebühren  schliessen  sich  demnach  immer  an 
Mkhe  Einricfatangen  nnd  Anstalten  des  Staats,  welche  in  einem 
iiigemeinen  Offentliehen  Interesse  zum  Zweck  der  Ans- 
Almsg  Ton  Staatsanfgaben  unternommen  Werden.  Im  eoncretm 
Pi8e  wird  daher  stets  zn  nntersnchen  sein^  ob  nnd  wieweit 
überhaupt  eine  Gebtthr  erhoben  oder  nicht  etwa  besser  gans 
oder  doch  in  grosserem  Umfange  als  bisher  anf  Einnahmen  ans 
Mlehcn  Staatseinrichtnngen  verzichtet  werden  soll.  Geschieht  letz- 
leres,  so  mflssen  die  Kosten  der  Institution  ans  eigentlichen  Stenern 
gedeckt  werden,  wie  ohnehin  bei  sehr  vielen  nnd  gerade  bei  s^r 
btitspieligen  Staatsleistungen  (namentlich  ftlr  Rechtssicherheit  nach 
Aussen:  Heer  nnd  Flotte,  §.  106  n.  ff.).  Hier  weicht  dann  das 
Öflbabrenpriaeip  dem  Prinoip  der  reinen  Staatsaosgabe  (§.  133). 
Die  Entscheidung  hierttber  wird  im  einzelnen  Falle  noÄwend^ 

^'mng  keiB  sehr  grosBer  DstetBohied,  nur  dass  iclt  glaabe,  den  aeaen  Stein 'sehen 
Segalbegnff  n.  duoit  eine  selbatst&nd  ige  Einnahmeart  derBegalien  im  Ein- 
ttknes^m  der  FinaozirissenKbaft  gegenviitig  &at  ganz  rerverfeD  und  die 
^teio  sehen  BegtUen  unter  die  Gebtthren  {HOnze,  Poat,  Telegnphen)  oder  onterdie 
FöntvifOiieh.  Ebnahnen  (Eatenbahaen)  oder  nntor  die  Stenern  (Lotto)  reihen  ta 
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immer  mit  Rficksiehl  auf  die  jeweilige  Finanzlage  zn 
treffen  sein,  also  ob  andere  Aosgaben  fortgefallen  sind,  sonstige 
geeignete  Decknngsmittel  zur  Verfügung  stehen  n.  s.  w.  Aber 
schliesslich  mnss  die  Entschddnng  doch  nicht  vom  finanziellen 
Gesichtspnnete,  sondern  von  den  richtigen  Anforderungen  der  po- 
litischen, socialen,  cnltorlichen  und  Tolkswirthschaftlichen  Interessen 
abhängen.  Das  finanzielle  Interesse  rechtfertigt  gegenüber  dem  als 
mangelhaft  erkannten  bestehenden  Zustande  höchstens  eine  Ver- 
zögerung einer  noth wendigen  Reform,  einer  Ermässigaog  oda 
selbst  Beseitigung  des  Gebtthrenwesens.  £s  mnss  aber,  wenn  jene 
entscheidenden  Interessen  für  eine  solche  Beform  sprechen,  nnr 
um  so  eifriger  auf  baldige  finanzielle  Durchführbarkeit  der  Mass- 
regel hingestrebt  werden.^) 

Hieraus  ergiebt  sich  auch  fttr  die  Theorie  der  wichtige  Folg& 
satz,  dass  die  Lehre  von  den  Gebühren,  ebenso  wie  di^enige 
von  d^  einzelnen  Ausgaben  (§.  96),  nach  ihrer  Hauptseite 
nicht  in  die  Finanzwissenschaft,  sondern  in  die  tbeoretiscbe 
Politik  und  in  die  Verwaltangslehre  (einschliessHch  der  Volks- 
wirthschaftspolitik,  in  Betreff  der  RechtsgebUhren  namentlich  in  die 
Justizverwaltnngslehre)  gehört.  Denn  die  Frage,  ob  und  wann 
Uherhanpt,  femer  in  welcher  Hohe  Geblihren  erhoben,  ist,  ebenso 
wie  die  Frage,  ob  und  welche  einzelne  Ausgaben  gemacht  werden 
sollen,  nach  Gesichtspnnoten  der  VerwaltungspoUtik,  nicht  uomittel- 
bar  nach  finanziellen  Gesichtspuncten  zn  eotscfaeiden.  Dies  ist 
fUr  die  spätere  Darstellung  der  GebUhrenlehre  zu  beachten.  Auch 
die  Uebersicht  und  Besprechung  der  einzelnen  Gebühren  gehört, 
wie  die  der  einzelnen  Ausgaben,  mehr  zur  Finanzstatistik  als  znr 
Finanzwissenschaft  und  Finanzpolitik. 


So  alM  oamentliGh  in  den  viditina  Filleu  der  Becbto-  und  VnwaUanMe- 

bikhren,  des  Wege-  n.  Wassei^elds,  der  Post,  der  MQDZe.  des  Scho^ields  u  ideaerea 
Schttkn  n.  s.  w. 

")  TA  Stein  2.  A.  S.  224 :  das  System  det  Gebohrea  wird  dnieh  das  Syatw 
der  Verwutnngr  selbst  i^geben.   Dieser  OeaidttspnDkt  ms  neb  in  den  §§.  A8  a.  lOO 

d.  6.  Axag.  der  leitende,  vean  dabei  aach  manche  Abweicbtmgen  tod  Stein  geboten 
oder  xalsräig  erscbieiien.  Mebr  Abveichnngen  finden  rach  bei  Stein  selbst  «ie  obee 
im  Texte  ron  dem  Pfeifferschen  System  der  Gebtthren,  obg^leicb  Stein  dasselbe 
sehr  ^nstig  benrthcilt  (2.  A.  8.  219)  and  ihm  sich  anzaschliesseo  behanptet.  In 
manchen  Abschnitten  meilt  man  bei  Pfeiffer  sehr  venig  ron  einem  System  (so  I, 
»11  K'.,  344  ff.}.  Die  Früheren  verfahren  zn  unsystematisch  in  der  Gebabrenlehre  im 
auch  neaerdings  noch  Bergins)  und  aach  Ran,  §.  230  d.  fr.  Änfl..  n.  Dmpfea- 
bach  sind  zu  wenig  roUsUndig.  Bemerienswerth  ist  sonst  noch  Hock,  Sfl'.  Al>s- 
%.  .HS.  34,  der  die  GebOhren  als  „Entgelte  ttü  besondere  Dienste'^  behandelt  nnd 
grosseatheils  richtig  uS&brt  (Tbeilong  in  ßechtsgebObreB  d.  OebObr.  tu  „mater." 
LeistongOD  —  ein  wobl  nicht  g:anz  pass.  Ansdniek  — ). 
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Lödar  zeigt  die  Finaiizgescfaiohte  nnd  der  gegeinrtlitige  Znstand 
tCMifl]iieii]«ditB  in  den  mrasten  Cnltnrataaten  tan  ganz  ange- 
iktfertigtes  Vorwalten  des  finanziellen .  loterresses  im 
iwesen.    Die  GrQnde  dafür  liegen  wenigstens  zum  Theil 
nehtagwctuchtliehen  und  positir-rechtlicben  Vermengang 
ifiibflhrea  nnd  Finanzregalien  (§.  141).   Die  Aufgabe  der 
and  der  rationellen  Praxis  ist  daher,  die  Änforde- 
der  Politik,  insbesondere  der  Justiz-,  Volkswirth- 
fts-  ond  UnterrichtspoUtik  in  folgender  Weise  znr 
sa  bringen: 

Es  nuus  zwischen  ,6eb1ihren  und  Finanzregalien 
iBterschieden  werden. 

Die  GebOhrenpflichtigkeit  von  Bertthmogen  der  ein- 
Peiaonen  im  Staate  mit  Staatsthtttigkeiten,  Einrichtungen 
r.  iitgenan  zn  begrtlnden  nnd  zn  begrenzen.  Die 
der  G^bfihrenpflichtigkeit  auf  unpassende  Fälle  ist 
Bu  verwerfen,  also  da,  wo  von  einem  besonderen  Nutzen 
aus  einer  BerOhrung  mit  einer  Staatithfttigkeit  oder 
besonderen  Kostenverursachang  durch  den  Einzelnen  gar 
l'cnstlieh  die  Rede  sein  kanu  oder  Nutzen  wie  Kostenmachnng 
iea  Fällen  ganz  unbedeutend  sind. 

FOr  die  Bemessung  der  Hobe  der  Gebühr  als  Anf- 
[oder  Steuer  im  weiteren  Sinne)  mnss  der  Gesicbts- 
der  leitende  sein,  dass  der  Staat  die  bezügliche 
fkeit  stets  mehr  oder  weniger  auch  im  allgemeinen, 
lieben  Interesse  austlbt.  Daher  braucht  der  Kostensatz 
lehen  Tbätigkeit  dem  Einzelnen,  welcher  ?on  dieser  letzteren 
Nutzen  zieht,  nicht  rollständig  angerechnet  zn  werden,  denn 
(Alle  oder  die  Gesammtheit)  sind  an  dieser  Nutzengewäh- 
zn  Gnn&ten  des  Einzelnen  doch  immer  mit  interessirt  und 
in  Folge  der  „gesellschaftlichen  Zusammenhänge"  sozusagen 
daran  Theil.  Je  mehr  letzteres  der  Fall  ist,  desto  niedriger 
Gebühr  angesetzt  werden  und  umgekehrt.'^) 

die  in  einer  Hinsicht  aehr  üfakUclie,  in  anderer  grandTenchiedeBe  Aaf- 
•  Stein.  2  A.  S.  215  ff.   Er  ngl,  die  HOlie  dw  GebOhr  kSnne  veder 
Werth  der  Leiitang  für  den  Gebillueopflichtigen,  noch  nach  den  Kosten  der 
,  der  Leistan;  bemesMO  verden.  Wire  dies  richtig,  obwohl  ja  die  Schwierig- 
[ii  fto[ elntrff  Fall  nicht  xa  reAenneo  sind  and  mosste  demnach,  wie  Stein 
bt  ^.  2i  7},  <Üe  GelMbr  inuner  dui  Gharacter  der  Verkehiasteaer,  abo  der 
Stener  haben,  so  fiele  der  wesentliche  Untetschied  zwischen  Gebfütreo  n.. 
J  ganz  fort  o.  dsksiit  die  Gebahren  als  selbststind.  Ginnahmegattong.  §.  14S  a.  ff. 
I*«  Stein  abrifeos  hier  n.  an  anderen  Stellen  der  Gebtthrenlebre  sagt,  pawt 
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Hieraas  ei^ebt  sich  auch  die  Regel  ftr  den  Uebergang  der 
Oebtthr  einerseits  naefa  Oben  in  einen  solohen  Sab,  welcher 
dem  Staate  eixte  volle  priratwirthschaftliohe  Rente  ans  der 
Thätigkeit  (mitnnter  selbst  noch  darüber  hinans  eine  eigentliche 
Steuer)  abwirft,  andererseits  nach  Unten  in  einen  so  ge- 
ringen Satz,  dass  der  Staat  fast  die  ganzen  Kosten  der  be- 
züglichen Thtttigkeit  ans  allgemeinen  Einnahmen  decken  massj 
bis  sefaliesslich  etwa  anf  jede  Ctebflhr  verziehtet  wird:  die 
letztere  länft  dnreh  eine  ganze  Stufenleiter  von  Sätzen  von  einem 
Ifinimnm  (von  fast  Noll)  an  bis  zn  einem  Maximum  nnd  geht  in 
einen  vollen  privatwirthscfaaftlichen  Preis  Uber,  je  mehr  bei  einer 
Staatsthätigkdt  das  Privatinteresse  des  einzeken  Benntzers  das 
allgemeine  Interesse  der  Gesammtheit  an  der  Aosübnng  jener  Thätig- 
keit  dorch  den  Staat  fibersteigt  oder  schliesslich  fast  nnr  allein 
vorhanden  ist;  femer  vollends,  je  mehr  der  Einzelne  dnreh  seine 
Schnld  eine  Staatsthätigkeit  überiianpt  nothwendig  gemacht  hat 
(Finanzprinoip  bei  Griminaynstizkosten,  bei  chicanOsen  oder  tradit- 
sinnig  angestrengten  Civilprooessen,  bei  Geldstrafen).  Hierans  smd 
Principien  fltr  die  HOhe  der  Gebtthrensätze  im  Crrosseo 
nnd  Ganzen  abzuleiten,  welche  in  der  speciellen  Ctebtlhrenlehre 
darzulegen  sind.**) 

4.  Abschnitt 

ADgemcbie  Betnudituig  ier  elgeirillchea  Stemm.  ^) 

I.  —  §.  143.  Die  zweite Hanptart  der  Btaatswirthschaftlicben 
Einnahmen  oder  Auflagen,  die  Stenern  (§.  130),  sind  Zwangsbei- 
träge der  £inzelwirtfascbaften  (Einzelnen)  zur  Deckung  der  all- 
gemeinen Staatsansgaben  j  welche  vom  Staate  kraft  der  Sonre- 
ränetät  (Finanzhoheit)  in  einer  von  ihm  einseitig  bestimmten  Weise 
nnd  Hohe  als  generelle  En^elte  nnd  Eostenersätze  der  ge- 
8 am m ton  Staatsleistungen  nach  allgemeinen  Grundsätzen  nnd 

vieder  gerade  so  auf  seine  Re^eo ,  Aresbalb  ancli  deshalb  die  AbtniuianR  der 
letzteren  tod  den  OeblUiien  ▼illkohrlich  erscheint  and  aof  einer  Uebendifttzang  einiger 
ganz  moderner  VerltehrBgestaltnngeD  beruhen  möchte.  Stein  hat  in  d.  3.  Ausg.  die 
Einwinde,  welche  ich  ihm  in  d.  6.  Ausg.  machte,  nicht  beachtet,  aber  anch  nicht  zu 
widerlegen  Termocht. 

")  In  d.  6.  Ausg.  hatte  ich  diese  Principien  schon  hier  (§.  lOS)  emnalift,  sie 
gehOron  aber  richtiger,  ebenso'wie  die  DariegODg  des  Gebtihrensystenu,  «nt  in  die 
sp&tere  specielle  GebOhrenlehre. 

^)  Dieser  Abschnitt  entspricht  den  §§.  106—109.  111—116  d.  6.  Ausg.  (dasaHMt 
schon  ganz  neu  ron  mir  beubeitet).   Ban  in  d.  5.  Aosg.  §.  252. 
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iussabeB  eiug^rdert  werden. ')  Dies  ist  der  Begriff  der  äteAetti, 
KU  ihr  nftohsterj  rein  fin^nsieller  8We^  ins  Auge  gefasst 
ffirl  Soll  dieSte««-  gteichzeiüg  oder  AÜein  socialpolitiscben 
Zwedten  dienen,  d.  h.  diejenige  Vertheilnng  des  Volksein 
bnmen,  welche  im  privatwirUnchafUieben  Donenrrenzsystetn  vor 
«b  geht,  regnlirend  eingreifen  (§.  S6),  so  mnss  die  Begrifib- 
beitiiniDBng  etwas  modifioirt  and  eine  Hüiweisnng  anf  diesen  «weiten 
Zmdc  mit  in  sie  «nfgenonmen  werden.  Die  Stenern  sind  dann 
Zmngabutrttge  der  EinzelwirtiiBehaften  tbeils  znr  Decknng  der 
ailgemeinen  Staatsansgaben,  tbeils  zdr  HerbeifUbrttng  einer  ver- 
loderten Vertbeilnng  des  Volksankommens.  Irgend  erheb- 
litkere  firfaacbaftastevem  and  gewisse  Verkebrsstenem  baben  z.  B. 
tine  Wirkaag,  anoh  wenn  sich  die  Gesetsgebnng  dessen  niobt 
Utf  bvwnsst  ist") 

Dm  Unterschddnngsmeritmal  zwiseheb  Oebtbren  und  eigent- 
)Kbi  Stenern  im  ersten  Sinne  liegt  in  dem  Moment  der  speoieUen 
blgdtUefakeit  ind  Kostendeeknag  besonderer  Staatsleistangen 
*iier  generellen  Entgelttichkelt  and  Kostendeckang  der  all- 
femeinen  sonstigen  Staatsletstnngen.*)  Aus  diesem  Unterschied 
des  Dlcfasten  Zwecks  folgen  alle  weiteren  Unterschiede  der  Grand- 
libe  fttr  die  Anflegoag,  HOhebemessuag  und  innere  Einrlchttuig 
dei  Gebtihren Wesens  einer-  uod  des  Steuerwesens  andererseits. 
Bei  den  Gkbübren  ist  der  leitende  GesiohtBpnnct  fttr  die  Erbebang 
und  die  Höhe  wenigstens  das  Bestreben,  zwtsöhen  dem  Werth 

*)  Steaer,  ehemais  StOie.  tiüor,  heiast  im  Äl^emeiue»  StOtze,  UUfe:  daber 
Üteamader,  —  ear  Stenn  der  Walurheit  Enjpla  Btian.  Schutz  der  Gn^,  bei  Ott- 
fned.  Tgl.  UOltmanD,  Plnanzgesch.  des  MitteUIteis,  S.  146.  S.  auch  Waitz,  D. 
VoüsaDogBgesdL  IL,  (2.  A.),  56u  aber  steora,  staofa.  Aehulicli  aide,  adjatoriiun  in 
Fnabeidi.  —  Abgabe  hat  öfters  eioe  allgemetnere  Bedeutung,  indem  es  jede 
teenide  Einrichtang  anzeigt,  z.  B.  ans  dem  gnteheniicheB  Verbände,  oder  des 
^xihnec.  der  des  Hof  Übernommen  hat ,  an  die  Eltern.  Es  giebt  daher  Prirat-  and 
'>taatsabgaben ,  bedungene  ond  aaferiegte.  Letztere  sind  nach  Rau  Auflagen.  Vgl. 
liiveichmd  Schön,  Grunds,  d.  Fin.  8.  53.  —  ImpAt,  imposltio  kommt  mit  Aoflago 
^rein.  Tiibotom,  contribatio  drftckt  znoichst  den  Beitrag  za  den  Staalsan^Aben 
UB.  sodann  das  Merkmal  des  Zwangs,  die  Stenerfbrderuag.  —  Heede  wird  bah)  ron 
heetei,  bel&n,  abgeleitet  (Moser),  bald  ron  Utten  oder  aaeh  tob  geUeten,  rri. 
Laii;,  T.  8tav^rei£  S.  36.  (Ran). 

*^  Die  EdcfatfeitlgBng  dieses  socialpoHt  Zweda  der  Besteaenng  Hegt  in  der 
Beveisfthmng  de«  §.  26  und  allgemeiner  ia  der  in  dar  „Grundlegong",  be«.  K^.  2, 
%  IS  H,  Abschn.  10—13,  Kap.  S — ft  näher  eatwiekelten  n.  motiiiiten  AafßusoDg.  — 
l^ber  die  Begrifflibestimmiuig  der  Steaern  s.  auch  A.  Held,  Elnkommenst,  S.  11. 
«0  jedoch  ntirichtiger  Weise  nur  ron  einem  Zwtng  des  Staats  gegenüber  seinen 
l  aterthaaen  geqirochen  vird,  wu  eine  —  yielfaoh  nothwendlge  und  verbreitete  — 
Bestsoeruag  Fremder  aosschliesaen  vurde;  die  DeflniÜoo  ist  also  za  eng. 

*)  T.  Prittirilz,  Theor.  S.  99.  nennt  die  OebOhren  Spedalstenem  und  setzt 
Aveeibw  die  üenerakteoeni  entgegen. 
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■einer  dnzelnen  Staatddstang  ffir  den  einzelnen  Geniessenden,  der 
KostenTerorsaehnng  dnrch  den  Benatzenden  nnd  dem  Kostenbetn^ 
der  einzelnen  Staatoleistong  fOr  den  Staat  ein  m&gUchBt  ange- 
messenes Verfaältniss  herzostell^r  —  ein  Analogen  der  privat- 
wirthschaf tlichen  Freisbestimmang  im  Verkehr.  Bd 
den  eigentlichen  Stenern  kann  ein  solches  Bestreben  im  ein* 
zelnen  Falle  nicht  stattfinden,  weil  zwischen  der  Steuer  des 
Einzelnen  nnd  deta  Kntzen,  welchen  er  von  der  Gesammtheit  der 
Staatsthätigkeiten  zieht  f  oder  den  Kosten ,  mit  welchen  er  an  dem 
Gesammtanfwand  betheiligt  ist,  ein  genaues  Ebenmass  nicht  be- 
steht') Bei  den  Stenern  mnss  es  vidmehr  genügen,  ein  solches 
angemessenes  Verhältniss  bloss  zwisdien  dem  Gesammtwerth, 
den  die  Staatsleistangen  ftlr  die  angetrennte  Gresammtheit  aller 
Derer  besitzen,  um  derentwillen  diese  Leistungen  erfolgen,  nnd 
dem  ganzen  Herstellnngsanfwand  ittr  l^tere  nnd  dabvder 
Gesammtbestenerang  herbeiznfllhren.') 

IL — §.144.  Falsche  Verallgemeinerang  des  Gebtthren- 
princips  in  der  Bestenerang.  Allerdings  hat  es  an  theore- 
tischen Versnchen  in  der  anderen  Richtung  beim  Steuerwesen  nicbt 
gefehlt:  es  sollte  das  Gebtthrenprincip  verallgemeinert,  ja 
sogar  zum  einzigen  Princip  für  die  Einnahmebesohaffong 
Deckung  der  Staatsausgaben  gemacht,  m.  a.  W.  jede  Steuer  sollte 
Gebühr,  bei  jeder,  wie  im  privatwirthsohaftlichen  Verkehr,  das 
Enmeldiehkeitsprindp :  Leistung  und  Gegenleistung,  d.  b. 
specielle,  vollständige  und  möglichst  genane  Wertb- 
-correspondenz  von  Leistung  und  Gegenleistung,  befolgt 
werden.^  Aber  diese  Versuche  sind  theoretisch  verfehlt  und  rnttHteo 


*)  Die  licbtigo  Oaterecheidmig  zrischen  Steuern  and  Geb&hren  und  die  nciüjp« 
AnfEusong  des  Ökonom.  Gluracten  der  entereD  ist  <^e  Terstindniss  des  ^"'^jjf 
Oemeinwlrtbscluiteo,  specieU  der  Zirangsgemeinwirthschafieo,  de«  Staate,  nicfat  mOgluo. 
Denn  die  £lgaithUmlichkeit  der  Besteaemog  ist  eine  Folge  .da  Natnr  der  Zwinp- 
geneinwirtbscliaft  und  ihres,  rom  priratiriitiisclutfUichea  System  reischiedenea  m- 

echkeitsprincipe.  S.  meine  Grandleg.  I.  Kap.  3,  §.  116a,  IIS,  Abachn.  9  n.  1». 
§.  159. 

')  Diese  Werthconespoodenz  zTisclie&  der  Gesammtheit  der  Staatsleiston^ 
and  der  Gesammtgegenlelstang  der  BerOlkeniDg  in  der  Bttteaerong 
anch  za  erstreben.  S.  Grandleg.  I,  S.  237  (gegen  Held,  Einkommenst  S.  25  ff.  sl). 

')  Es  ist  theils  der  politische  Liberalismus  der  ilteren  Zeit  (Montes- 
quieu, Botteck  u.  Ä.),  theils  oud  namentlich  mit  dem  Bewnsstsein  der  rdleoCot* 
Sequenz  der  ökonomische  Materialiamns  und  Badicalismus 
chesterthuma  geTesen,  welcher  folgerichtig  zur  Ver&Ugemeinenuig  des  ^^P*^*"^ 

Srincips  u.  zu  der  Forderang  dee:  „Leistung  nnd  Gegenleistung"  "I**^*: 
tenerprincip  kam.  £inzeüie  Anffassnngen  da  Art  schon  bei  Ad.  Smith 
da  an  immer  offener  und  folgerichtiger,  bes.  bei  den  Xheoretikein  der  ••^"^^ 
Freihandelsschule.*-    Pfeiffer,  Bergins  haben  nur  noch  nidU  immer  <w  TOU» 
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itaehm  immer  schon  den  practiscben  Schwierigkeiten  der  Ans- 
ttrang  sdieitam: 

l)  Sie  gehen  ans  der  falschen  Identificirnng  derVolks- 
virthschaft  mit  dem  priratwirthschaftlichen  System  in 
ikr  and  ans  den  Consequenzen  dieses  IrrthamSi  der  all- 
einigen Anerkennung  dei  priTatwirthsehaftliehen  Ent- 
geltlichkeitsprincipB*)  nnd  der  falschen  theoretischen  Auf* 
kmmg  vom  Staate'')  herror:  jene  meohaniach-atomistische 
maaefa  alle  ThUtigkeitsttnesenuigen  des  Staats  sieh  nach  ihrem 
Natseffecte  nnd  Kostenbeträge  anf  die  einzelnen  geniessen- 
4fln  nnd  Kosten  Temrsaehenden  Staateangehörigen  genan  in  einem 
botimmt  dnroh  Beobachtung  nnd  Reebnnng  zn  findenden  Maasse 
ader  etwa  gar  nach  Verhältniss  der  Werthgrösse  des  Vermögens 
«der  Einkommens  der  Einzelnen  als  Nntzpartiale  und  Kosten- 


Vmi^azea  gezogen.  S,  dagegen  bes.  FaDcher,  Stuts-  a.  Commuii.bQdgets,  Viertel- 
IraÄLf.  YoUtair.,  Ä.  MeYer,  ab.  Stempelsteuerc,  ebead.  VIII,  1S64,  0.  Michaelis 
i  A.  1^  so  »nf  d.  ToIksTirÜLSch.  CoDgr.  1867,  1872,  wo  diese  ÄDsichten  nackt,  aber 
mmfeat  harroitoeten.  Es  ist  tod  diesem  Standpnacte  au  sacb  ganz  liohtig,  wenn 
m  So  Besteaemng  nach  der  Leistangsf&higkeit  „commnnistisch"  nennt 
titlt  diese  Ao&ssuDg  des  herrschenden  SteaersTstems  u.  d.  Staats  ist  za  bek&mpfen. 
min  fieser  „coBnuistisclie"  Characterist  ah  nothirendig  durch  die  Natur 
da  Staats  (und  jeder  Zwangsgemeinirirthsebaft)  begründet  nnd  als 
toblthStig  aozaericennen.  Ygl.  for  diese  Ao^assnog  jetzt  meine  Onrndlegang 
üf.  3.  4.  Sch&ffle,  SfsL  2.  Aufl.  §.  176  £.  180,  198  £;  bes.  «ich  Neainann 
i.*.  0.  Kap.  2  (nam.  S.  66  ff.,  gegen  Fancher,  Michaelis  u.  s.  t.),  Held, 
CBkaninenst.,  bes.  Kap.  2  (aoch  ab.  d.  Lit.  S.  39  ff.).  —  Die  im  Texte  angegriffene 
Aflfiaesoog  ist  anch  die  letzte  Conseqnenz  einer  etwas  anderen,  aber  nahe  renrandten 
Tbeorie,  velche  die  Höhe  der  Stenern  nach  dem  Genüsse  der  Staateanstalten 
Ixaeuen  vill.  Dieses  Princlp  ist  in  der  Stenerlehre  noch  näher  zu  prafen,  nm  fest- 
iMdlen.  ob  und  in  wie  weit  der  in  ihm  nicht  ganz  fehlende  richtige  Gedanke  fOr 
6b  aOraneioe  Besteaerong  mit  zu  beracksicbtigen  ist.  Die  obige  Gouseqoenz  moss 
jedafaUa  rerworfen  mdm,  TgL  Hontesqnien  Zill,  1.  —  Krehl,  Steneisyn. 
mA  d.  Giinub.  d.  Staatm«shts  iL  d.  Stiatsirirfhsch.,  EiL  1816.  —  KrBncke,  Ober 
i  Gnadft.  einer  gerechten  Bestever..  Held.  1819,  S.  4.  —  r.  Kremer,  Darstell,  d. 
Sttaenres.,  Wien  1821,  I,  70.  —  T.  Jacob.  Fin.  I,  369.  —  r.  Eotteck  in  d.  Forts. 
1  Slaat&redits  d.  constitaL  Monarchie,  II,  324,  dess.  Skonom.  Politik  S.  287  (Schwie- 
ojlkdi  der  Toliziehong  des  Gmnds.  aneriunnt).  —  Malchns  I,  §.  32  S.  148  (nicht 
»bedingt  fttr  d.  GebOhrenprinc).  —  Sismondi,  nour.  princ.  p.  152  ff.  —  Garnier, 
rte.  d.  fin.  p.  44:  Dagegen  Schon,  Gnmds.  S.  61.  —  Zacharii,  Staatswiss. 
S.  411.  —  Mill,  polit  Oekon.  B.  V,  Kap.  2,  §.  2  und  Kap.  5,  §.  3  (mit  Beeug  anf 
Bentbam).  —  Parien,  traitÄ  I,  22.  —  Scharf  nnd  treffend  weist  die  Verallgemei- 
unng  des  Gebührenprincips  and  die  rerwandten  Ansichten  ab:  Ran,  5.  A.  §.  252 
(vuaos  im  obigen  g.  144  Einiges  w&rtlicb),  femer  ümpfeabach  §.  23,  bes.  S.  59 
Aom.,  ähnlich  danach  Pfeiffer  I,  75  ff.,  Sergius  S.  250.  S.  anch  SchSffle. 
na-  Syat  d.  menschL  ^rthsch.  §.  278,  279,  219,  Schmoiler,  Art.  Lehre  t.  Eink. 
I.  s.  w.  in  d.  Tab.  Ztschr.  1863.  S.  47,  Laspey  res,  Art  Staatsvirthsoh.  im  Staats- 
«örterb.  X,  106  ff.,  bes.  aber  Valcker,  Selbttrerw.  d.  Stenerwesens  S.  5,  14  ff., 
ftberh.  g.  1  n.  2  (nnr  wieder  zu  sehr  das  GebtiirenpriDcip  benlngelnd).  meiae 
Gindlegong  §.  158. 

*)  Meine  Grundlegung  Kap.  3,  Torbem.  S.  156  ff.  n.  I.  Abschn. 
')  Ebenda«.  Kap.  4. 
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partiale  ttbertrttgen  nod  Übertragen  mttssten.  In  dieser  Auf- 
fassung wird  die  wahre  Bedentang  des  Staats  vertuuint 

Staatsthätigkeiten  sind  nur  die  rerschiedenen  Lebensänssenngen 
eines  organischen  Ganzen,  dessen  höhere  Wesenheit  bei  einer  solcben 
Zerlegung  in  seine  einselnen  Binrichtnngen  mcht  ennessen  irinL 
Das  Verhältniss  des  Bürger«  zum  Staate,  der  jenem  die  XusBenn 
BediDgvngen  einer  echt  menschlichen  Existenz  und  Entwicklmtg 
darbietet,  wie  alle  gesunde  Rechts-  und  Staatsphilosopfaie  seit  des 
Griechen  richtig  erkannt  hat,  kann  nur  wiUktlhriich  und  uuvoU- 
ständig  lin  eine  Menge  von  einzelnen  Beziehungen  aufgelöst  werden, 
die  doch  genau  unter  sich  xusamraenbängen"  (Ran  §.  252).  Im 
Staate  steckt  vielmehr  ein  mllchtiges  und  hochberecÜigteB  Stflck 
Commnuismns  gegenflber  dem  IndiriduaUsmuB  und  Atomisrans 
des  privatwirthschaftliehen  Systems  der  Bedttrftiissbefriedigang. 

2)  Die  Versuche,  der  gesammten  Bestenerung  das  Gebflhren- 
princip  zu  Grunde  zu  legen,  hängen  auch  mit  der  nnhaltbar^i  An- 
sicht, dass  der  Staat  auf  den  Schntzzweck  zu  beschränken  sei, 
enge  zusammen,  werden  daher  auch  Tomemlich  von  recbtspfafl»- 
sophiscben  und  nationalokonomischen  Anhängern  dieser  Doctrio 
vertreten  (namentlich  von  den  radicalen  Smithianem,  der  sog. 
Manchesterscbnle)  nnd  fallen  folgerichtig  mit  dieser  irrigen  und 
nngeschichtlichcn  Lehre. Denn  der  Staat  ist  mehr  und  Höheres 
als  eine  blosse  frei  sich  bildende  Assecuranzanstalt  auf  Gegen* 
seitigkeit  fUr  Schutz  und  Sicherheit  Die  unendliche  Förderung  der 
'Einzelinteressen  durch  alle  jene  geschichtlich  so  wichtigen  und 
thatsäoblich  heute  mehr  als  je  bedeutsamen  Thätigkeiten  des  Staats 
zar  Verwirklichung  des  Gultur-  und  Wohlfahrtszwecks  werden  dabei 
einfach  llbersehen. 

3)  Aber  selbst  die  Beschränkung  des  Staats  auf  den  Scbntz- 
zweck  zugegeben,  so  werden  von  den  Vertretern  des  blossen  Ge- 
bHhrenprincips  im  Steuerwesen  die  nnlängbaren  Schwierig- 
keiten, auch  nur  den  Nutzen  der  RechtsBchntzleistungen  auf  die 
Einzelnen  zu  vertheilen,  nicht  gelöst,  sondern  bloss  umgangen. 
Sie  berücksichtigen  nemlioh,  ihrem  eigenen  Prineip  zuwider,  bloss 
den  Schutz  des  Vermögens  1[Eigenthums  oder  Einkommens), 
nicht  den  wichtigeren  der  Personen.  Nur  durch  diese  einseitige 
Auslegung  des  angenommenen  Grundsatzes  ist  es  möglich,  uacb 

'*>)  Vgl.  auch  hier  bes.  Waicker  a.  a.  0.  (viel  Kicbtifes.  nur  mit  eMhitiBofcei 
Uebertreibimgen) ,  Schäffle,  auch  Mill  V,  B.  2.  g.  2.  Heise  GniMlagnnt.  L 
Vorbem.  zu  Kap.  4  S.  241  ff.  a.  2.  Abschn. 
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äi  Regeln  der  Versicherangsanstalten  die  Kosten  der  Sohntztfaätig- 
faitea  des  Staats' genau  nach  der  GrSsae  der  Werthsnmmen  der 
Gtter  (aber  ohne  Rtteksiebt  auf  die  verschiedene  Hohe  des  Risioo'e!) 
flrf  die  Einzelnen  zn  vertheilen.  Nicht  mit  Unrecht  hat  man  gesagt, 
die  Conseqnenz  des  von  nns  verworfenen  Frincips  sei  eine  Ueber- 
iMtong  der  Aermeren,  die  fast  nnr  Schatz  der  Person  vom  Staate 
Mflrfen  and  ihn  wegen  ihrer  Mittellosigkeit  nicht  seibat  «ich  ver- 
lehaffen  kOnnen.") 

4)  Endlich  ist  aber  der  Versuch,  den  Vortheil,  den  der 
Eiuelne  von  den  gesammten  Staateeinricbtongen  zieht,  aaszu- 
mitteln,  schlechterdings  in  der  Praxis  anaasftthrbar.  „Denn  . 

I  «um  man  anch  jede  anmittelbare  Bertthrang  nnd  Benotzang 
£eaer  Errichtungen  Seitens  der  Einzelnen  berechnen  könnte  nnd 
wi^,  ao  wttrde  doch  der  nicht  minder  bedeutsame  mittelbare 
IfiafasB  der  Staatsanstalten  auf  Sicherheit,  Gewerbthätigkeit,  Bildung 
«ft  tberhaupt  aaf  alle  Seiten  der  bürgerlichen  Wohlfahrt,  z.  B. 
iif  Schutz,  den  schon  das  blosse  Bestehen  guter  Gesetze  nnd 
Goieite  gewährt,  ausser  Acht  bleiben.    Ftir  alle  persönlichen 
Mer,  die  man  dem  Staate  verdankt,  fehlt  es  ganz  an  einem  Ver- 
gfeichungsmasBStabe."  (Rau  §.  252). 

Es  ist  mitbin  die  Verallgemeinerung  des  Gebtlhren- 
prineips  theoretisch  falsch,  practisch  nndarehftthrbar,  —  eine 
Hosee  Conseqnenz  der  mechanisch  -  atomistischen  Staatsanffassung 
gegenttber  der  organischen,  der  Verwechslung  von  Privatwirthsohaft 
nd  Volkswirthschaft.  Es  ist  daher  grandsätzlich  eine  Be- 
steaernng  auf  anderer  Grandlage  als  auf  deijenigen  des  Ge- 
bflhrenwesens  notwendig.  Letzteres  ist  nur  innerhalb  der  im 
Vorigen  gezogenen  Schranken  za  billigen  (§.  136  u.  ff.)  and  selbst 
dabei  zeigen  sich  schon  manche  Schwierigkeiten,  weil  in  vielen 

i  Hüten,  znmal  auf  dem  Gebiete  der  Beehtsgebtihren ,  die  Natzen- 
oad  Kostenberechnung' im  einzelnen  Falle  ihr  Hissliches  hat  Die 
Bestimmnug  der  richtigen  Grundlage  der  Besteuerang  erfolgt 
in  der  späteren  speciellen  Lehre  von  den  Steuern. 

lU.  —  §.  145.  Stenern  in  der  Form  von  Finanzregalien. 

'  &  den  eigentlichen  Steuern  gehören  anch  die  Einnahmen  (oder 
genauer  gesagt  ein  bestimmter,  durchaas  als  Steuer  zu  be- 
Iraebtender  Theil  der  Einnahmen)  ans  vielen  sog.  eigentlichen 

ilill  eb.   Die  entgegengesetzte  Ansicht  bei  Sismondi  II,  Bacli  6.  Kap.  1 
I    (obe^  eioMitige  Betonaag  des  GeDQSBpnudpa  iu  dieser  ilteren  Scfaiift  d.  Verf.). 
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Finaazregalien  (§.  141).  Biese  werden  aber  trotzdem  mcht 
Dor  in  der  Becfatsgesohichte  nod  im  geltenden'  Becfate,  sondern 
danach  auch  wieder  in  der  Finanzwissenschaft  den  ttbrigen  Straera 
gegenüber  gestellt  and  häufig  anch  gar  nicht  als  Stenern  betrachtet, 
was  sie  entscbieden  sind. 

Dies  gilt  namentlich  ron  den  finanziell  wichtigsten  jener 
nutzbaren  oder  niederen  Regalien,  de^jemgeUi  welche  sich 
ergeben  ans  dem  Vorbehalt  eines  ansschliesBlichen  Rechts 
des  Staats  in  Bezug 

1)  auf  den  Betrieb  gewisser  (^ewerbe  (gewerbliche 
Regalien); 

2)  auf  die  Aneignung  gewisser  Natnrgegenstände  im 
ganzen  Staatsgebiete,  daher  auch  solcher  Objecto ,  die  sich  anf, 
am  oder  im  Boden  der  Prirateigenthttmer  befinden,  wobei  du 
Staatsrorreoht  rar  entsprechenden  Besebrftnknng  des-  Gnnd- 
eigenthums  führt  (grnndfaerrschaftliche  Regalien)^  hie  und  da 

3}  in  Bezug  auf  gewisse  Benntzungsarten  der  ttfientUcheo 
Gewässer  (Wasser-,  Fähr-,  Fluss-,  Hählenregal  n.  s.  w.) 
(§.  141,  Anm.  19). 

In  der  Regel  war  und  ist  der  ansschliesslicfae  Zweck  eines 
solchen  Vorrechts  des  Staats  wie  bei  allen  nntzbaren  Regafien,  so 
aaofa  hier  ein  finanzieller:  dem  Staate  eine  fllr  seine  Aosgaben 
verf^bare  Einnahme  zu  beschaffen,  wenn  aoeh  gelegentlich  ein 
poUzeilioher  und  volkswirthschaftlicher  Gedehtspnnct  bei  der 
Regalisirung  etwas  mitgewirkt  hat.  Dabei  sind  die  Einnahmen 
ans  diesen  Regalien  theils  mit  solchen  Gebühren,  welche  sieh  an 
regalisirte  Staatsthätigkeiten  anknüpfen,  theils  mit  privatwirth* 
schaftlichen  Rinnahmen  vermengt  worden.  Sie  müssen  jedoch 
von  beiden  genau  unterschieden  und  als  eigentliche  Steuern  be- 
trachtet werden.  Der  Unterschied  zwischen  Finanzregalien  nad 
Gebühren  ist  schon  oben  (§.  141)  dargelegt  worden.  Nicht  mmder 
wichtig  ist  die  Unterscheidung  zwischen  privatwirth- 
schaftlichen  und  Finanzregaleinnahmen. - 

Die  letzteren  scheinen  idlerdings  in  der  Regel  auf  dieselbe 
Weise  wie  jene  wirthschaltlich  gewonnen  zu  werden,  so  wenn 
der  Staat  ein  gewerbliches  Regal,  z.  B.  das  Tabakmonopol  selbst 
ausübt  oder  einen  eigenen  Gewerbebetrieb  mit  einem  gruadfaen^ 
schaftlichen  Regal,  wie  z.  B.  dem  des  Bergbaues,  verbindet  Des- 
halb sind  die  Einnahmen  ans  solchen  Regalien  in  der  Finanzwisseo- 
Schaft  oft  unmittelbar  neben  die  rein  privatwirthschaftlichen  gesteUt 
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«■den:  zwei  Classen  von  Erwerbseinkttnften,  unter  sich 
m  dadurch  Tenchieden,  dass  bei  den  ersteren  durch  das  Staats- 
imefat  das  Mitwerben  der  Privaten  ansgesohlossen  werde  ^  bei 
im  anderen  nieht^  —  beide  Classen  aber  als  die  eine  Haapt- 
^rappe  ron  Einnahmen  der  zweiten  Hanptgmppe,  den  Auflagen 
(GebOhren  und  Stenern)  gegenüber  stehend.^*) 

Diese  Auffassung  ist  durch  die  rechtshistorische  Entwicklung 
md  doreh  das  geltende  Beeht  Öfters  noch  nntentlltzt  worden. 
Die  Finanzregalien  (und  manche  OebOhren)  wurden  als  Ausfloss 
der  Landeshoheit  und  der  mit  ihr  wieder  geschichtlich  oft  rer- 
knüpfteOf  bald  ans  ihr  entstandenen,  bald  zu  ihr  hinlllhrenden 
&rvttdherrliehkeit  (nnd  Lehensherrlichkeit)  regelmässig  wieder  mit 
km  i>oinaiiinm  nnd  dem  fürstlichen  Kammeigut  verbunden ,  zn 
dessen  Bestandthdlen  sie  nach  deutschem  Staatsrecht  gehören.  >*) 
Die  Einnahmen  ans  den  Finanzregalien  waren  daher  auch  der 
fiidisehen  Einwirkung  entzogen.  Dies  hat  in  practisoher  Hinsicht 
ihn  Beliebtbeit  erhobt  nnd  in  den  letzten  Jahrhunderten  ihre  Aus- 
dcbng  sehr  begflnstigtj  in  theoretischer  Hinsicht  aber  vollende 
berokt,  dass  sie  ebenso  wie  die  gewöhnlichen  Kammer- 
eiaaahmen  den  Steuern  gegenitber  gestellt  wurden. 

Kmi  kann  aber  auch  in  diesem  Falle  diese  rechtsgeschichtliche 
nd  jnristiBche  Stellung  der  Finanzregalien  ftlr  die  Finanzwissen- 
Khaft  nicht  entseheidend  sein.  Letztere  muss  vielmehr  den  ver- 
sehiedenartigen  Ökonomischen  Character  der  Einnahmen  ans 
Finanzregalien  nnd  ans  Frivaterwerb  betonen  und  demgemäss  re- 
fomirend  auf  das  OfientUche  Finanzrecht  einwirken.  Sie  hat  da- 
bei vor  Allem  nachzuweisen^  dass  in  jenen  Regalien  die  Erhebung 
einer  Steuer  (wenigstens  jetzt)  beabsichtigt  nnd  in  den  bezOg- 
behen  Einnahmen  auch  in  der  Regel  eine  Steuer  wirklich  ent- 
halten ist 

Allerdings  bildet  der  Reinertrag  eines  solchen  vom  Staate  aus 
geübten  Regals  zam  Tb  eil  gewöbnliches  privatwirthschafUlcbes 
Einkommen  des  Staats  al«  des  Reehtssnbjects  der  betreffenden 
Unternehmungen,  —  ein  Einkommen,  welches  aus  der  Kapitalan- 
voadong  im  Gewerbebetrieb,  ans  der  Ansbentnng  des  eigenen 
Grtmdbesitzes  herrttbrt  und  auf  Zins,  Rente  und  Untemehmer- 

**)  So  in  den  fiuberan  Auflagen  Bau  g.  S5  oad  vor  und  nach  thm  dfo  mdslen 
vbiifisUfler.  b.  o.  §.  ISO,  Anrn.  3. 

S.  oben  1. 141  Anm.  Ifl.  Zacharift,  Staatsrecht,  II,  §.  20S  (S.  421  d.  i.  A  ), 
1.  B.  Am.  16. 
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gewinn  ebenso  wie  z.  B.  bei  der  Bewirtbachaftang  dnes  Landgote 
zarttokzuftttaren  ist.  Aber  dieses  Einkommen  ist  aocb  bei  eigenem 
Betrieb  (Regie)  vermischt  mit  einem  Extragewinn,  welcber 
dem  Vorrecbte  zu  verdanken  nnd  von  diesem  bezweckt  ist  Diesv 
Extragewinn  ist  guia  nnd  gar  Steuer  ind  soU  nach  der  frdUeh 
oft  dem  Gesetzgeber  selbst  nicht  ganz  klaren  Idee  anoh  nur 
Steaer  sein.  Dieser  Umstand  ist  fttr  die  finanzielle  Betraohtnng 
der  wesenttiefae.  Die  Finanzregalisinuig  oder  Fisealbevorreehtnig 
ist  daher  eine  Bestenernngsform,  die  in  derätenerlehrezn 
bebandeln  ist 

Dies  tritt  auch  in  dem  besonderwi  Falle  hervor,  wenn  ein: 
Finanzregal  einem  Dritten  vom  Staate  zur  Ansnutzong  Uberlasseii 
wird.  Die  Abgabe,  welche  dann  fOr  die  Veiieihnng  und  die  in 
ihr  liegende  Anaschliessnng  Anderer  vom  Betriebe  zu  entrichten 
ist,  stellt  sich  als  Steuer  dar.  Der  Erwerber  des  nutzbaren  Becbts 
ttberwälzt  entweder  diese  Steuer  in  den  höheren  Preisen  der  Pro- 
ducte  und  Lotungen  auf  diejenigen  Personen,  wetohe  die  letiteren 
begehren.  Alsdann  gleicht  der  Fall  ganz  demjenigen,  wo  gewisM 
mdirecte  Steuern  vom  Producenten  oder  Kaufmann  vorgeBchowen 
und  im  höheren  Preise  vom  Gonsnmenten  wieder  eingesogeD 
werden.")  Oder  der  Erwerber  des  Beehts  sieht  sich  nieM  'm 
Stande,  diese  Steuer  zu  überwälzen.  Dann  ßült  dieselbe  auf  flän«i 
eigenen  Gewinn  und  wird  zu  einer  Erhöhung  der  Gewerbe-) 
Bergwerkse teuer  u.  s.  w.^^) 


Z.  B.  mittmt«,  weaa  die  CoacmrenzTerhSltnisse  es  erlubec,  bei  Beigw«ifceD> 
velche  der  Staat  an  Prirato  kraft  bestehenden  Begals  gegea  Abgabe  verliehen  ktL 
Anch  die  Verpachtung  des  Tabakmonopols  (Italien)  ist  ein  äbnlicher  Fall. 

Beispiei:  bei  Bergrerksabgaben  von  kraft  Begals  verliebenon  Beigverteo 
wird  die  UebOTvälzang  meistens  doi  gelingen,  wenn  diese  Bargwoile  ein  nat&r- 
licheB  oder  lechtllcheB  Monopol  haben  oder  doch  fOr  die  TersoTtfong  öc» 
Mirtta  einer  Tolkswirthachaft  vorviegend  »Hein  in  Betracht  kommen,  w«» 
andere  Bergirerice  bei  concmrircn,  wird  der  Gewinn  jener  erBUm  am  die  Abgabe  Fer- 
mindert  werden.  Die  hiergegen  sprechende  nationafokonomlsche  Segel  ron  der  Ge- 
winnansgleichDn;  in  renchiedenen  Ontemehmniigen  and  ron  der  fehlenden  IValgiug 
des  Kapitals,  siiä  Fiodactionszwdgen  zoznwonden,  worin  der  Gewum  dorch  eijie  im- 
Elberwülzbare  Eztrastener  Terringert  wird,  kann  sich  eben  in  der  Praxis  nicht  imiue! 
verwiridtchen.  Aach  mossen  sich  Tielfiujfa  feet  angelegte  Kapitalien  sowolil  als  sidckc. 
welche  apftter  erst  minder  gewinnbringenden  Uotemehmangea  sich  zowenden,  mil 
einem  dauernd  niedrigeren  Gewinnsatz  begnQgeii.  In  neuerer  Zeit  ist  namentlich  in 
dem  Falle  der  staatlidien  Verl^DDg  ron  Monopolen  oder  Ton  Piinlegien  an  Print- 
untemehmongeD  eine  besondere  Abgabe  neben  (oder  statt  der  niedrigeren) 
allgemeinen  Gewerbesteaer  nelfach  UbHch  geworden,  welche  als  Extrasteaer  Air 
die  Uebolusniiff  der  Aoanntnug  einea  staatlichen  Torrechti  besahlt  iriid  and  wohl 
nor  selten  aberwSlzt  werden  kami;  so  z.  B.  für  die  Gewihmng  eines  Banknoten- 
nionopolB  oder  eines  weitgehenden  Pcirllegs  der  Notnaosgaba  (öfters  ngfeich 
fat  die  Vergünstigung  der  Annaline  der  Koten  an  den  StMtoCMSen  in  Zabbug)t 
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Die  FioaiiKwisseiiscbftft  mnss  demnaoh  den  Steuereharacter 
itt  FinanzreigaUen  betonen,  die  Einnahmen  ans  letzteren  dem- 
jf  Inn  benrtheilen  ond  ue  den  Domanialeinnahnen  gegen- 
Iber  stellen.  L&ast  üe  sich  dagegen  ron  staatsrecfatliohen 
Begriff  des  Domaninns  bestimmen,  so  ist  es  nur  folgewidrig, 
kless  die  Finanzregalien  nad  nicht  auch  andere  eb^falls  unter 
jenen  B^riff  des  Domanianis  &Uende  Einnahmen,  wie  die  wieb- 
tigsten  Gebttfaren  ond  sogar  Haiq»tai1en  indirecter  Stenern  (z.  B. 
ZQUe)  Ton  den  Stenern  abzutrennen. Die  bisher  tibliche  Be- 
httdlung  ist  also  nngenttgend  und  inconseqnent,  indem  weder 
bloss  der  rechtsgescbicbtliehe  nnd  positir-reehtliehe, 
Boeh  bloss  der  rationell  finanzwissensehaftliche  6e* 
■ihlspiMM  t  entschieden  baben,  sondern  willktlbrlicfa  beide  vermengt, 
ttutorechtUch  zosammengehitrende  Einnabinearten  getrennt  und 
fattswisflensohaftUcfa  rerschiedene  zusammengeftigt  wurden. 

146.  Die  Fortdauer  eines  geschichtlich  Überkommenen 
■iitdi  reehtsbeständigen FinanBregalSf  die  etwaige  Einffibrnng 
eiMitenen,  die  Höhe  der  dabei  erhobenen  Steuersätze  sind  vom 
vtilflwirthscbaftlicben  und  vom  finanziellen  Standpunote 
am  zu  beortbeilen.   In  ersterer  Beziehung  gilt  für  die  Lehre  von 
dea  Pinansregalien  etwas  Aehnliches  wie  ftir  diejenige  von  den 
ottselneo  Staatsansgaben  (§.  96)  und  von  den  einzelnen  Gebühren 
112):  sie  gehört  nach  ihrem  Inhalte  und  ihren  entschei- 
denden Gesicbtspuncten  nicht  in  die  Finanzwissensehaft, 
aondem  in  die  allgemeine  Volkswirthschaftslebre  (Grundlegung), 
is  £e  VoULSwirthschaftspoUtik  und  die  wirtbsebaftUcbe  Verwaltungs- 
tebie.  Die  Besohränktmgen  des  privaten  Gmndeigeuthnms,  welche 
die  i^mndherrBcbafiäicben,  und  der  Erwerbs-  und  Berufswahl,  sowie 
der  fteien  Conowrenz  in  den  UnteroebmnjvipttB,  welche  die  gewerb- 
Uehen  Fma&zregalien  in  «ich  seUiesaen,  haben  weittragende  volks- 
wirthscbafttiebe  Wirkungen,  nach  denen  vomemlich  es  zu  entscheiden 

&.  V&s>«t.  Syst  d.  ZettelbaokpolitUi  S.  4&1,  460— 463  (aach  u.  g.  227,  2ä8i;  feruee 
tti  die  Gev&hroDc  des  Expropriatiousrechts  an  SäsentehDaD  n.  s.      vo  roUeods 
der  nbUcben  Featstollnng  ron  MaximaltatUeo  eine  UebwvSlziiiig  dor  beeonderen 
Qaeabaluuteaer  laam  Torl[oiam«a  wird. 

■*)  Zacbariä  a.  a.  0.  S.  421:  regelm  ässig  gehören  nach  aUgemeinem  deat- 
Kkea  Staatsiecbt  folgende  Posten  zam  Kammergnt:  1)  zur  landvirtbschaftL  Cultor 
vfatinnta  Gnuulboätaiiiigeu  (ind.  Mublen,  Höfe  u.  s.  t.).  2)  die  damit  verbandenen 
fBbberxl.  tiaeohtBame,  ^  landflsbarrliche  Fönten,  Jagden,  BÖgweAa,  Salinen,  Posten 
L  »ndere,  dattbue  B«|^eD,  iosbes.  aucb  der£ttng  der  Zolle  v.  des  Geleits,  sowi« 
weh  d«r  Nntna  des  HQbztogUs.  4)  Confiscationen,  Sportoln,  Goii<yarions-, 
Stiimp^el-,  NachMeaer-,  Abngigelder.  Botttebntea  o.  s.  w.  Abveichnngw  in  den 
tMatoBd^au  Laadesrecfunogea  u.  narh  territor.  Herkooncn. 
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ist,  ob  der  Staat  passend  auf  diese  Weise  eine  Steuer  erhebe. 
Diese  Entscheidnog  kann  wiederum  nicht  ftlr  alle  Länder  ind 
Zeitalter  gleiehmässig  ausfallen,  weil  jene  Wirkungen  auf  einer 
Tersohiedenen  Entwieklnngsstafe  der  gansen  Volkswirtbschatt  sehr 
rersohieden  sind.  Namentlich  werden  der  allgemeine  Zustand  der 
Volkswirtbschaft,  besonders  die  für  zweckmassig  geltende  Combi- 
nation  zwischen  dem  privat'  und  dem  gemeinwirtbschaftUchen 
System,'^)  femer,  nnter  der  Voraussetinng,  dass  das  privatwirA- 
scbafHicbe  System  hier  fangiren  soll,  der  Zustand  des  Gewerke- 
Wesens  (der  „Industrie*'),  des  Bergban's,  die  Kapitalkraft,  du 
AsBociationsTermSgen  und  die  technische  Intelligenz  der  PriTaten , 
mit  entscheiden  müssen. 

In  der  Gegenwart  kann  man  daher  ftir  die  Volkswirth- 
schaflen  Mittel-  und  Westeuropa's  wohl  folgende  Ent- 
scheidung Uber  die  Finanzregalien  treffen,  soweit  bloss  finan- 
zielle (nicht  auch  socialpolitische)  OrUnde  mitsprechen: 

1)  Diejenigen  Regalien,  welche  Beschränkungen  des  privaten 
Qmndeigenthums  bloss  ans  fiscalisohen  Grflnden  enthalten, 
wie  oft  die  grandberrschaftliclrett  Regalien,  femer  di^enigen, 
kraft  deren  fUr  die  blosse  Gestattnng  der  Benutzung  SffBOt- 
licher  Gewttsser  Abgaben  erhoben  werden,  das  Wasser-,  FlOs»-, 
Fähr-,  Mfthlenregal, 'sind  aus  rolkswirthschaftliehen  Gründen  im 
Wege  der  Gesetzgebung  aufzuheben.  Dies  kann  nm  so  eber 
geschehen,  weil  das  finanzielle  Interesse  des  Staats  an  diesen 
Regalien  jetzt  wenigstens  meist  ein  ganz  untergeordnetes  ist 
oder  in  den  wenigen  und  seltenen  Fällen,  wo  es  in  nnsera  Länden 
noch  erheblicher  sein  könnte  (wie  mitunter  beim  Bergregal),  ttber- 
vriegende  volkswirthschaftliche  Interessen  von  der  starken  Oeltend- 
machang  des  finanziellen  Interesse's  abmahnen  oder  Goncnrrenz- 
Verhältnisse  die  Geltendmachung  unmöglich  machen.  Meistens 


Aach  hin  ist  daher  iridder  an  die  tlebten  Fiincipienfngen  der  O^anintioii 
der  TollBiriithseh.  anzuknöpfen.  S.  bes.  GrnudUgiiQg  I,  g.  120  tu  ttberh.  Kap.  3, 
dann  4  n.  5.  Die  Smith'scfae  Sehnte  ist  in  ihrer  Polemik  ^egen  „Monopole". 
PinanzregaUen  n.  w.  w.  aoa  Neignng  zat  freien  Concorreaz  zu  veit  gegangen  oad  bil 
oft  zu  nnbedinrt  die  Nachtheue  jener  Beschriolangen  des  btäaa  Verkehrs  kerror- 
gehoben.  Socialpolit.  Gründe  kfinimi  z.  B.  BeacbrtnkangeD  dar  Chnmdcägenfhsmit- 
neiheit  wohl  rechtfertigen. 

So  liegen  die  Dinge  venigstens  in  Mittel-  und  Westeuropa  in  dem  wichtiesteo 
Falle,  beim  Bergregal ,  anderswo  meistens  auch ,  soveit  es  sich  nm  Kohlen  vai  dir- 
Mehrzahl  der  unedlen  Metalle  handelt  Eine  finanziell  ergiebige  RegaBsimng  im 
Berfas,  bei  eigener  Staatsregie  und  b«  Deberlassang  des  Bau  rechts  an  Printe, 
Milte  hitt  tine  gldchmissige  Bebaadlnng  aller  Berprerte  im  Staate  ronns.  vu  bei 
den  bestehenden  BechtsreriwtniasM  wbie  grasae  SehTterf^^  bitte;  faner  dei  Ans- 
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od  solche  BejpUien  denn  anch  Denerdings  ansdrttcklioh  dnrch 
teetxe  beseitig  (wie  das  Berg-,  Salz-,  Jagd-,  Fischereiregal, 
fasserregal),  oder  mitunter  schon  frflher  obsolet  geworden. 

2)  Andere  gewerbliche  Regalien  hemmen  nnvermeidlicb 
bntezatage  Verkehr,  Prodaction  nnd  Entwicklung  der  gewerklichen 
Toehnik  stets  mehr  oder  weniger,  meistens  sehr  stark.  Das  volks- 
virtfasehaftliche  Interesse  spricht  daher,  soweit  es  an  einer  weiteren 
AasdehnuQg  des  priratwirthsohafUiohen  Systems  interessirt  ist,  für 
aOgfiehate  Beschilinknng  der  Zahl  nnd  dcA  Umfangs  oder  für  gttnz^ 
Bche  Beseitignng  dieser  Regalien,  so  dass  vOllige  Verkehrsfreifaeit 
etotritt  nnd  die  tdlgemeine  Stenerfähigkeit  Ersatz  giebt  fUr  den 
Vegfail  der  Staatseinnahmen  ans  der  Regalität    Dieser  Einsicht 
nd  denn  anch  die  grosse  Mehrzahl  der  ehemals  sehr  zahlreichen 
gewerblichen  Regalien  schon  gewichen,  wiederum  um  so  leichteri 
h  das  fiscalische  Interesse  hei  dem  einzelnen  in  der  Hegel  doch 
m  gering  war  nnd  andere,  bessere  nnd  bequemere  Bestenemngs- 
veCK  aufgefunden  worden.  Einige  wenige  Regalien  sind  jedoch 
leeft g^enTrilrtig  in  nnseren  Staaten  tlbrig^  geblieben,  nnd  zwar:  - 

a)  bloss  ans  dem  erheblich  ins  Gewicht  fallenden  finan- 
lieilen  Interesse:  das  Salz-  und  das  Tabakregal,  wozn 
merdinga  in  Frankreich  das  ZttndhOlzchenregal  kommt; 

b)  wesentlich  ans  ränem  politischen  oder  polizeilichen 
iBteresse:  das  Pnirer-  nnd  Salpeterregal  (hier  and  da  noch 
än  anderes  ähnlicbes),  von  antergeordneter  finamcieller  Bedeutung; 

e)  ans  vorwaltendem  politischen  oder  polizeiliohen,  aber 
daneben  anch  stärker  mitsprechendem  finanziellen  Interesse:  das 
Lotto-  and  etwa  das  (seltene)  Branntweinregal. 

Die  BegaUsimng,  welche  bei  allen  diesen  Regalien  znr  Ho- 
nopolisirnng  wird,  kommt  hier  als  eine  Form  der  Verbranchs- 
oder Clenassbestenerang  in  Betracht,  bei  den  beiden  letztgenannten 


tAiam  der  CoDcnmmz  »sl&Ddfscher  Be^:verke,  also  ein  Yerbot  oder  eine  hohe  Be- 
mBaa%  der  Hiafohr  (asch  fthnlidien  OrandsUzen  wie  bei  des  ZdUeo  auf  im  Inland 
KäMpfliclitige  fremde  Artikel. — bekannülcb  buderDtnelifatinngein  sehr  schvierigar 
Pttctl  8.  A.  Wagner,  Zftlle  im  StaatnrSrtezbaob  XI,  364-870).  Ku  bei  dbr 
ogeatlnailidhen  Vcotholraig  der  grösseren  Lager  der  edlen  (Otdd,  Silber,  Fiatina)  n. 
öBiger  nnedler  Metalle  (Qaeck^ber,  Zink  n.  n.  a.  n.)  kann  in  den  Frodnctionsländ^ 
■  Mktdien  Zeiten,  vo  diese  L&nder  ein  tlieilveises  natorliches  Monopol  fttr  die  Ver- 
wgnitg  des  Markts  haben,  zom&i  irenn  die  PiednctioDskosten  sehr  niedrig  sind,  wohl 
■ittebt  dar  B^alisimng  eine  erheblichere  Einnahme  erzielt  werden,  die  aber  dann  wieder 
fcn  Character  einer  überwftlzbaren  Eztrastener  hat  (Silber  in  Mexico,  Peru,  Chile, 
KeTxd»  0.  s.  V.,  Gold  in  Sibirien ,  Califomien ,  Aostralien).  Deber  die  Behandlong 
dar  Bttgweriie  mit  ans  dem  socialpolit  Gesichtspuncte  s.  meine  Qmndleg.  I,  §.  368 
in  36S.  Ceber  Bergrecht  a.  Staatsbergban  s.  o.  g.  210  if. 
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Begalien  mittinter  mit  der  ansgesprochenen  Tendeni,  die  Befriedi- 
gnng  des  Ctennsses  durch  die  Begalisimng  zu  erBchweren  oder,  mt 
beim  Lotto,  sie  ganz  so  rerhiudem. 

Demgemäas  wird  die  Beibehaltnng  und  auch  die  NeaeinftimiDg 
dieser  Regalien  von  folgenden  Erwägungen  abh&ngen : 

a)  beim  Salz-  und  Tabakregal  und  etwaigen  ähnliden, 
welche  aas  alleinigem  finanziellen  Interesse  neu  in  £rwägiiB| 
kommen  konnten:  ob  die  Bestenerong  des  Verbrauchs  oder  G^ 
nnsses  flberfaaapt  zn  rechtfertigen  ist;  und,  im  B^ahongsfaUe,  ob 
die  Regalisimng  oder  Monopolisimng  so  sehr  als  die  gedgnetsM 
Form  der  VerbranchsbeBteuernng  erseheint,  dass  ne  trotz  der  be- 
gleitenden nachtbeiligen  Folgen  für  Verkehr  and  Prodnction  gewählt 
werden  darf.  Diese  Fragen  sind  mitbin  nnr  im  Zosammenhange 
des  ganzen  Steuersystems  und  speciell  in  der  Lehre  von  den  Ve^ 
branchsstenem  zn  erledigen;^*) 

b)  bei  den  Begalien  von  politischem  oder  polizeilichen 
Aiteresse:  ob  letzteres  llberhanpt  genttgt,  um  eine  besondere  Ein- 
Jnischnng  des  Staats  nnd  am  voUends  die  Regalisimng  trotz  dec 
auch  hier  vorhandenen  volkswirthschafdichen  und  sonstigen  (poli- 
tischen, rechtlichen)  Bedenken  zu  rechtfertigen,  oder  ob  dw  poli- 
tische oder  polizeiliche  Zweck  nicht  auch  durch  eine  andere  Fonn 
der  Verbrauch-  oder  Gennssbesteuerong  erreicht  werden  kann. 
Denn  die  Regalisimng  ist,  soweit  sie  nicht  wie  etwa  beim  Lotto 
zum  TöUigen  Verbot  des  Genusses  benutzt  wird,  eben  doeb  nu 
als  solche  Bestenemngsform  anch  bei  diesen  Regalien  zn  be- 
trachten. Auch  diese  Fragen,  soweit  sie  Überhaupt  in  die  Finaai- 
wissensehaft  und  nicht  in  die  Verwaltungslehre  nnd  Ctthurpohtik 
gehören,  sind  in  der  Lehre  von  den  Verbranchsteuem  zu  behandelp.''i 

§.  147.  Sonach  entfällt  dann  eine  selbständige  finam 
wissenschaftliche  Einnabmeart  der  Fjnanzregaliei 
and  damit  ein  besonderer  daron  handelnder  Abschnitt  in  der  «J 
stematischen  Lehre  der  Finanzwissensohaft  von  den  ordentliobei 
Einnahmen  wenigstens  jetzt  mit  Recht  Die  grandberrlicben  Be 
galien  sind  ohnedem  beseitigL    Soweit  Einnahmen  nnte 


^  Du  Salzre^al  ist  gegenirftitif  volil  als  Betteaermigsfonn  za  Tanrerfafl.  ^ 
aene  EinftUmiDg  des  Tabakmofu^ols  venigsteoa  beklagt  la  tVaem  gieasenii  Ver 
bfindMeaefiystem  zu  rechtfertig«]!  und  sein  Best«heabl«ibea  tdbst  tt  ompfeileii 
Du  ffMifls.  ZfindhOlzcheBmonopol  Int  tlberwi^«iide  Bedenken. 

Du  Lottoregal  ist  voU  beizabeli«ltea  oder  lelbrt  nen  einnifbhreB,  wo  e 
noeb  nicht  besteht,  das  Pvlrer-  ud  Salpete/renl  in  der  as&aheben,  di 
BtanntTeiniegal  dnrch  «äat  Kaien  Wmt  dei  TetbruchsteiMr  tu  eistiei. 


Digitized  by  Google 


I  RnaimefaBtB  jettt  kdu  aelbMiadig«  StauuhKeart  mebr.  339 

tiaem  Titel  noch  vorkommeB,  kt^nnen  sie  in  den  bezflgUchen  Ab- 
wtatften  TOD  den  vervuidten  priTatwirtbsobi^ehen  Einnahmen 
4ot  Staats,  mit  denen  sie  rechti^eBchicbtiich  meistens  zasammen- 
Ungen,  kurz  erwähnt  werden.   Einzebae  Begaleinnahmen  dieser 
Art  haben  jetzt  einen  ganz  anderen  Character  erhalten  nnd  sind 
Ibeils  in  die  Reihe  der  Gebtthren  (so  beim  Bergwesen),  theils 
dff  Geanssstenern  (so  bei  der  Jagd)  ttbergegangen,  wo  sie  zn 
tfwShiien  nnd.   Die  Einnahnen  ans  gewerblichen  Begalieh  g&< 
hSren  ferner  entweder  anter  die  Gebühren  in  denjenigen  Fällen, 
wo  mit  Gebühren  rerbandene  Staatsthätigkeiten  unrichtiger  Weise  zn 
Finanzregalien  gemacht  worden  waren,  oder  unter  die  Verbrauoh- 
ind  Ge&ndbsteuern.  Sie  finden  danach  ihre  entsprechende  Stelle 
■  System  der  FinaDswissensehaft 
I         Es  verbleibt  dann  nur  eine  besondere  Einnahmeart,  welche 
n  keiner  der  drei  Classen  der  priTatwirthscbaftlichen  Einnahmen, 
is  Gebuhren  oder  der  reinen  Stenern  gezählt  werden  kann.  Sie 
Iftmr  mit  den  Einnahmen  ans  Finanzregalien  verwandt,  aber 
gM  doch  auch  dazu  nicht"):  die  Einnahme  aus  herren- 
Uiem  Eigenthnm,  erblosen  Gütern  n.  dgl.  m.   Diese  Ein- 
Mhme  gebührt  dem  Staate  nach  geschichtlichem  und  positivem 
Beebte  nnd  in  der  That  auch  rationell  als  dem  Vertreter  der  Ge- 
aunmtheit  in  Ermangelung  eines  näherberechtigten  Einzelnen.  So 
I    antogeordnet  sie  in  finanzieller  Hinsicht  auch  zn  sein  pfiegt,  so 
I    reriangt  sie  doch  eine  selbständige  Stellung  im  System  als  „Em- 
nähme  aas  dem  Hoheitsreoht  an  herrenlosem  Eigenthnm".  Sie 
vire  streng  systematisch  da  einzureihen,  wo  sonst  die  verwandten 
Banahmen  ans  grundherrschafilicben  und  ans  Finanzregalien  oder 
Fisealvorrechten  überhaupt  behandelt  zu  werden  pflegten:  zwischen 
den  privatwirthscbaftlicben  Einnahmen  and  den  Gebühren.  Wir 
I   CTwähnen  sie  unten*  anhangsweise  im  Kapitel  von  den  Gebühren 
'   nit.*^   Mit  den  Gebühren  und  Stenern  gehört  diese  Einnahme 
Ibri^ns  zur  Gruppe  der  staatswirthschaftlichen,  da  sie 
auf  einem  staatsrechtlichen  Titel  beruht  und  ans  bisher  fremdem 
EigenUmm  oder  Einkonunen  herrührt 

§.  148.    Die  Lehre  von  den  ordentlichen  Staatseinnahmen 
gliedert  sich  hiemach  in  folgende  drei  Kapitel: 


")  Kicht  dmnal  uch  dem  rechtsgeschichtUchen  Begriff  der  dgenüidiea  Begalieu, 
1.  Besnier,  deaticK  Frivatnclit,  S.  360. 

*■)  Dtr  «inen  bewnderan  Abschnitt  (Ki^itel)  m  vidnen,  wie  ich  in  der  6.  Avag. 
bwbrtrimgt»,  M  bei  d«  geiinsen  Bedentimc  diucs  Begds  doch  vicbt  nothirandiir. 

22« 
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1)  Der  Privaterwerb  oder  die  privatwirthBchaftlK 
oder  domaniale  Einnahme  des  Staats:  das  s weite  Kapitel  dh 
zweiten  Bachs,  Tollständig  noch  in  diesem  ersten  Bande 
Finanzwissenscbaft  enthalten. 

2)  Die  Gebtthren. 

3>  Die  eigentlichen  Stenern. 

Diese  beiden  letztgenannten  Kapitel  im  aweiten  Bande, 
weitere  Eintheilnng  der  Steuern  erftlgt  nothwendig  im  Zasauui 
hang  der  ganzen  Steaeriehre  in  dem  eben  genannten  KapiteL 


5.  Abschnitt.  ,  | 

Das  TerhUtniss  der  Hasptarten  der  ordeBtUdiai  ffff^fc"« 

zn  einander.^) 

I.  —  §.  149.  —  Character  des  älteren  Finanzwesel 
besonders  der  Einnahmen.*)  Das  Finanzwesen  des  nÜ 
alterlichen  Patrimonialstaats  und  noch  des  Staats  in  der  Uebergu 
zeit  znm  modernen  Staatsleben  vom  15.  oder  16.  Jahrhaodert 
bis  in  das  17.  nnd  tbeUweise  selbst  noch  bis  in  das  18.  m'  j 
hinein,  characterisirt  sich  durch  dieselbe  Vermischnng  pfm 
und  staatsrechtlicher  Momente,  welche  der  frOhereti 
Oberhaupt  eigen  war.  J 

Die  Ausgaben  für  den  König  oder  den  Ftlrsten  und  M 
Hof  und  fttr  öffentliche  Zwecke,  soweit  letztere  ttberhaopt  n 
Vermittlung  einer  besonderen  finanzwirthschaftlichen  ThStid 
nnd  nicht  gleich  direct  durch  Requisition  persönlicher  Dienste  i 
wirklicht  wurden,  erfolgten  gemeinsam  nach  der  Bestimmongj 
Ftlrsten.  Die  Einnahme  zur  Bestreitung  dieser  Ausgaben,  < 
Besitzthum,  insbesondere  der  Grundbesitz,  aus  welchem  die  f 
nahmen  zum  Theil  flössen,  bildeten  als  fürstliches  Einkommen 
ungetrenntes  Ganzes,  welches  regelmässig  wie  ein  Pril 

Dieser  A.  AbKhnitt  iat  z.  uen,  z.  Th.  ist  hier  da  Inhalt  der  §§■  89- 
102  d.  5.  Ausg.  a.  der  §§.  117—121  meliieT  NeahearheitODg  (6.  kmg.)  sa^M 
wordea.   Eine  allgemeine  BetraehtoDg  des  Verb&Unisses  der  HaoptarteD  da  fld 

EinQshmen  zu  einander  and  der  geschichü.  VeAndernng  desselben  erschaint  nr  > 
Eingehen  auf  die  einzelnen  Arten  enronscht 

*)  VgLLang,  hiBt.EntirickLd.D.Stenerrerf.,  1793.  Uullmann,  Hnaaijesci 
Mittelatteis,  Jlse.  (iesch.  d.  D.  Steaerverfass..  1.  Äbth.  Glessen.  1644.  —  Eiciin 
Rechtsgcsch.  §.  24.  S8,  171.  Zöpfl,  D.  Rechtsgesch.  4.  Aull.  U,  §.  40.  M.  Ti 
G.  Waitz.  D.  VeifassnqgBgesch.  I.  2.  A.  S.  309.  II.  Kap.  7.  FaUe.  Gesch.  *■ 
Zollvesens,  Leipzig  1864.  Geeist,  engl.  Verwalhmgarecht,  2.  A.  L  S.  36.  §. 
.182  ff.,  §.  13  0.  a.  Stellen.  —  Roscher,  Gesch.  d.  Nat-Oek.  §.  3»  S.  IM  I 
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ökommen  and  PriratverniOgen  angesehen  wurde  und  wie  ein 
■fcbes  xnr  Verffignng  des  Fflraten  stand. 

Gleichwohl  lässt  sich  dieses  Eiokommen  nach  seinen  ökono- 
nischen  Qnellen  und  mitsammt  dem  fUrstliehen  Vermögen  nach 
Misem  reclitlicheD  Gharacter  unterBoheiden.  Das  Einkommen 
wie  das  Vermögen  hahen  immer  Bestandtheile  in  sich  enthalten, 
wdehe  lUa  öffentlicii-rechtlieher  Natnr  «iznsehen  sind,  weil 
ne  dem  Fürsten  in  seiner  Eigenschaft  als  Staatsober- 
haapt  zustanden.  Und  das  Einkommen  zeigt  immer  eine  Ver- 
einigung der  drei  finanz wissenschaftlichen  Haupt- 
arten  der  ordentlichen  Staatseinnahmen,  der  privatwirth- 
schaftliehen^  der  Gebühren  nod  der  eigentlichen  Stenern. 
Die  Gebühren  erscheinen  theils  nnmittelbar  als  solche,  theils  in  der 
Form  von  Steuern  in  Verbindung  mit  nutzbaren  Begalien.  Die 
teem  zeigen  die  beiden  typischen  Grundformen  der  indirecten 
^irbranchssteuern  wie  Zölle,  Marktgelder,  Abgaben  ron 
G«irtrben,  —  mitunter  in  Verbindung  mit  gebtthrenartigen  Ein- 
MkKD,  wie  z.  B.  bei  den  Marktgeldem,  WegezöUen  —  und  der 
Irrecten  Einkommen-,  Personal-,  Ertrags-  und  Ver- 
»Cgensstenern.  Vielerlei  persönliche  Verpflichtungen, 
na  Kriegsdienst  (mit  eigener  WaffEmstellang,  Unterhaltung),  zu 
nderen  Dienstleistimgen  (Fuhren,  Spanndienste  u.  dgl.  m.),  ent- 
f^neehen  dem  älteren  natnralwirthschaftlichen  Zustande  d^  Volks- 
wiithschaft.  Sie  betreffen  nicht  nnmittelbar  das  mittelalterliche 
Finanzwesen.  Aber  da  sie  später  im  geldwirthschaftUchen 
Zustande  durch  andere  Formen  der  Besohaffang  der  Arheitski^fte 
ftr  öffentliche  Zwecke  (§.  1)  ersetzt  werden,  worauf  dann  die  Ein- 
Dahmewirttischaft  des  Finanzwesens  sich  entsprechend  entwickeln 
mnsste,  dürfen  sie  hier  nicht  unerwähnt  bleiben.  Eine  besondere, 
dem  modernen  Staat  meist  fehlende  Einnahme  waren  namentlich 
in  froherer  Zeit  die  freiwilligen  Gaben  (Geschenke,  dona)  an 
den  Fürsten. Sie  dtirfen,  wenn  auch  nicht  auf  den  Rechtszwang 
bemhend,  doch  zur  ordentlichen  Einnahme  gerechnet  werden, 
«eil  sie  ziemlieh  regelmäsmg,  der  Sitte  gemäss,  eingehen. 

In  allen  diesen  Verhältnissen  besteht  von  der  fränkischfin  Zeit 
an  in  Mittel-  und  Westenropa  eine  ^jrleichartigkeit  der  Ge- 
staltnng  und  Entwicklung  wenigstens  in  den  Grundzügen 
de«  Finanzwesens  und  specieU  der  Einnahmewirthscbaft.  Nur  das 


*)  Ztpn,  n,  §.  4Q  8.  m   a  Vaitz,  Verl-Gesoh.  n,  5S4  (meroving.  ZeU). 
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in  Dentschland  definitiv  orsprttngUohe  Ehmahmen,  Beeitzäittmef 
und  finanzielle  Rechte  des  dentschen  Königs  and  des  Beiobs  so 
die  selbständig  werdenden  Territorialherren  übergehen,  wKhrend 
sie  in  Frankreich  nnd  England  der  Krone  oder  dem  KOnig  ver- 
bleiben oder  wieder  von  üinen  erlangt  werdea,  mit  Aosnahme  ftö- 
lieh  eines  grossen  Theils  der  alten  KronUlndereien,  die  ttberall 
dQrch  Verschenknng,  dnreh  das  Lehenswesen  n.  s.  w.  endgiltig  in 
Priratbände,  Tomemlieh  der  ehemaligen  Grossen,  des  Ädds,  der, 
Kirche  gelangen  (§.  152). 

§.  150.  Theilt  man  die  Einnahmen  nadi  dem  finanzwiBsen- 
schaftlichen  Character  in  der  angegebenen  Weise,  .so  lUsst  sieh  die 
Regel  aufstellen,  dass  je  weiter  man  in  die  Geschichte  der  Vorläufer 
der  heutigen  enropiüschen  Staatsbildaagen  in  das  IfittelaUer  snrllek- 
gebt,  desto  mehr  die  priTatwirthsehaftliehen  und  in  zweiter 
Linie  die  gebtthrenartigen  Einnahmen  Uberwiegen.  In  diesen 
beiden  besteht  anch  in  den  einzelnen  Ländern  am  Meisten  Oleicb- 
artigkeit.  Die  freiwilligen  Gaben,  regelmässige,  wie  nnre^ 
massige  (in  Landes-  nnd  Ftirstennoth ,  bei  besonderen  Ereigninen 
im  Volks-  und  im  Fflrstenleben)  sind  nach  Ländern  und  Zeitaltern 
ungleichmässiger  entwickelt 

Zu  diesen  Einnahmen  treten  dann  die  Zolle,  d.  fa.  regelnAsnge 
Passage-  oder  Wegzölle*)  fttr  den  Transit  derWaaren  an  be- 
stimmten Stellen,  und  einzelne  andere  indirecte  Verbrauchs- 
steuern, späterhin  aaoh  in  Form  von  Finanzregalien  and 
Monopolen,  dann  als  Accisen. 

Äm  Wenigsten  ausgebildet  blieb  regelmässig  das  direete 
Bteuerwesen  und  wieder  besonders  die  Personal-  und  Einkommen- 
Stenern,  während  Real-,  namentlich  Grund-,  Gebäude-  (Heerd-) 
steuern  mehr  vorkommen.^)  Die  fVnheren  Abgaben  dieser  Art  siod 
vielfach  nicht  OfteDtlieh-rechtlicbe  Steuern,  sondern  privat- 
rechtliche  oder  lehens-  und  diens-trecbtliche  Abgaben 
des  Grundbesitzes  und  der  Personen.  Im  früheren  Hittelalter  bin- 
derte schon  die  Auffassung  der  persönlichen  Freiheit*) 
die  Entwicklang  des  directen  Stenerwesene,  später  tfaat  dies  die 
erforderliche  ständische  Zustimmung,  welche  sich  hei  diesem 

*)  Wiitz  II  603  gluU  die  ZSlls  der  lltoiea  EeU  aä  WcMgitM  Tratiit' 
zSlle  nennen  za  kOnnen. 

*)  Foitdener  der  rSm.  Steilen  im  frftak.  Bdbhe'  {Kovrii^r.  Ze^  Waid  n. 
584  ff..  Zöpfl  n.  220. 

■)  Waitz,  eb.  8.  577.  AehnUch  wie  im  Alterthnm  die  penAaL  Abgabe  ab 
Zeiofaea  der  Üafreibeit  galt  Marquardt.  Born.  Stealmmdt  U,  191. 
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Mge  der  Stenern  überall  am  Wirksamsten  zeigte.  So  blieb  be- 
jaders  die  directe  Besteuerung  bis  in  die  Kenzeit  hinein  nnd 
lefiwt  noch  in  der  Theorie  der  deutschen  Gameralisten  des  vorigen 
iihrhnnderts  eine  nntergeordnete  und  mehr  nor  eine  Ausnahme 
bildende  Einnahmequelle,  auf  die  in  grosserem  Umfange  nur  in 
besonderen  Fällen  für  Staats-  oder  früher  fOr  königliche  oder 
ftratfiche  Zwecke  zurückgegriffen  wurde.   Nachwiikungen  dieser 
iUeo  Plasia  nnd  Auffassung  zeigen  sich  noch  heute  im  Finanzwesen 
der  europäischen  Staaten,  u.  A.  namentlich  im  britischen.  Das 
lOgemräie  Vorwalten  der  indireoten  Verbranchssteaern  vor  den 
.  diräcten  Ertrags-  und  Einkommenstenem  noch  in  den  modernen 
StsstshaushaUen  der  Gegenwart  häng^;  damit  zusammen.   Auf  das 
relative  Verhältniss  dieser  beiden  Stenerarten  zu  einander  ist  jedoch 
tnt  q»äter  in  der  speciellen  Stenerlehie  (im  zweiten  Bande)  ein- 
Bgeben. 

Auch  die  eigenthflmliche  Gestaltung  nnd  verhältnissmässig 
pmn  Ausdehnung,  welche  das  Gebtlhrenwesen  im  mittelalteiv 
iiki  Staat  einnahm,  ist  besonders  bemerkenswertb.   Das  Frincip 
TOsLeistang  und  Gegenleistnng  war  in  diesen  Specialsteuern 
OB  onansgebildeten  Staate  mehr  vertreten,  als  jetzt  im  entwickelten 
dlut,  dem  die  Generalsteaem  eigen  sind:  ein  Fingerzeig,  dass  die 
sUgemeinere  Einführung  der  ersteren  ein  wesentlicher  Rückschritt 
im  modernen  Staat  wäre.    Mehr  hiertlber  im  späteren  Kapitel  von 
den  Gebühren,  wo  auch  nachgewiesen  werden  soll,  dass  viele 
frohere  Abgaben,  denen  dies  auf  den  ersten  Blick  bestritten  werden 
könnte,  gebUhrenartigen  Cbaracter  haben. 

n.  —  §.  l'*)!.  Geschichtliche  nnd  staatsreohtUche 
Stellung  des  älteren  Domaninm's.  Die  Grundlage  und  den 
fianpttheil  der  privatwirthscbaftlicbeo  Einnahmen  bildete  von 
jeher  und  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  der  ländliche  Grund- 
besitz der  Krone  oder  des  Fürsten.  Er  umfasate  vomemlich 
Feldgttter,  d.  h.  Garten-,  Beb-,  Ackerland,  Wiesen,  Weiden,  sammt 
Wirthsehaft^bäuden,  häufig  später  mit  dinglichen  Rechten 
terbnuden,  (die  späteren  Kammergttter  im  engeren  Sinne), 
ftnier  Oewerksvorrichtnngen,  als  Mtthlen,  Branereien  u.  dgl., 
auch  wohl  Wohngebäude,  endlich  Waldungen.  Die  Cresammtheit 
dieses  Besitzthums  heisst  im  fränkischen  Reiche  bone  fisoalia,  später 
domania,  Domänen.^)   Die  f^eldgUter  bildeten  vielfach  grosse  sog. 


Wffl  n,  m,  w»i>«  n,  «le  «. 
% 
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Hofgtiter  (DomäneDhöfe).  Aber  «leh  einzelne  Gnindst&oke 
gehörten  dazn.^) 

Ursprünglich  war  dieser  Grandbesitz  in  den  germanisch-ro- 
manischen Reichen  des  frühen  Mittelalters  sehr  be- 
deutend.Er  rOhrte  ans  Voibehalten  von  der  Landverthölng 

")  GftBäer,  'EiaL  Kap.  1 — 11.  —  Schreber.  Äbh.  r.  Kunmer^tera  o.  Ein-  | 
kOnften,  1754.  —  BbTgiQS,.  Polizei-  und  Kamer&l-Mag&zin  IL  Art.  Dam&Deii.  —  ^ 
(Borpatfide)  Jaristisch-ökonomiscbe  Grandsitz«  foa  GenertlTerpachtaapeo  der  Dih 
m&nen  in  den  preuss.  Staaten.  Beilio  1785.   Als  eine  neue  Bearbeiton;  dieses  Bndtt 
ist  anzusehen :  Nicolai,  Oekonom.-jnrist.  Grandsitze  too  der  Verwaltang  des  DomioeD' 
Wesens  in  den  preassischeo  Staaten.  Berlin  1802  H.  —   Wehoait,  Deber  die  w 
tbeilbafteste  Benntzang  a.  den  VeriuHif  dar  Domftnen.  Bedin  1811.  —  Stvrin, 
badi  der Kameralprazis,  L  —  r.  Seatter,  Ueber  die Terwaltang  der  Staatedoinina, 
ITlm  1825.  —  T.  LlechteDStern.tUeber  DomiBearesen.  Berun  J826.  —  Htll- 
mann.  Geschiebte  der  Domiaeubtäintztiag  in  DeotsdUand,  1807.  —  r.  Bdttock  ia  , 
dessen  und  Velcker's  Staatslexikon,  IT,  459.  —  v.  Treitschke,  Art.  Domineo ii  ; 
Bluntscbli's  Staatsw&rterb.  III,  162.  —  Roseber,  Grondriss  §.  46.  —  Zaohsrii, 
Staatsrecht  II,  Kap.  7.  Tit  2.  —  Bergius,  Gmndsätze  der  Finaozims.  S.  ivl.  -  I 
Stein,  Pin.,  2.  A.,  S.  147.  —  Deber  England  s.  Gneist,  engl.  Venraltangsreclit 
2.  A.,  bes.  B.  1,  passlm,  Vocke,  brit.  Steo.  S.  128;  Uber  Frankreich,  Hock, 
Fio.  Frankreichs  S.  209;  aber  Prenssen  (17.  o.  18.  Jahrfa.)  Biedel,  braod.  pmus. 
SlaatsbaDsh.  passim,  neue  Zeit  Könne,  Domin.-,  Forstwesen  n.  s.  w.  d.  prenss.  Sam 
1S54,  ders..  Staatsr.  Prenss.,  ».  A.  II,  S.  587  ff.;  Uber  Baiern.  Pözl,  bair.  Ve^ 
waltongST.  §.  229  ff.;  aber  Baden,  Begeaaoer.  §.  192  £;  über  Nordamerika,' 
Hock.  Fin.  Ainerika*8  S,  225.  Vgl.  anch  GzOrnig,  österr.  Budget,  U,  477.  (To- 
gleiche).  (Litnattuang.  z.  Th.  nach  Baa.  5.  A.  g.  84  Anm.  a.) 

')  Im  alten  Aegypten  war  nach  Diodor  das  Land  zo  Reichen  TheilnnnlBr 
den  KSnig,  die  Priester  n.  die  Kriegeikaste  getheilt.  Die  jadischen  EOnigebttui 
Einkaufte  ron  Landgatem,  die  griechischen  ESnige  der  homerischen  Zeil  wuM 
fast  ansschliesslich  darauf  angewiesen.   Auch  zur  Zeit  des  Preiataates  hatte  Athen 
prodnctive  Staatslindereiea.   Bom  hatte  aasser  den  ältesten  StaatsgQteni,  in  ADBebaoe 
deren  keine  gewisse  Kunde  anf  nns  gekommen  ist  (nach  Dionys  von  Halikaraass  imI  , 
Bomalna  das  Gebiet  unter  den  Staat,  die  Priester  nnd  die  Bürger  gleich  rerthttlt 
haben),  häufigen  Zuwachs  solcher  Grundstacke  ans  seinen  Eroberungen.  Berühmt  *u  ' 
wegen  seiner  Frachtbarkeil  und  Einträglichkeit  der  ager  Gampaaus.    ADsehoUclie  | 
Weideplätze  und  Waldtugen  brachten  reichliche  Weidegelder  (scriptoia,  Eins^nilie-  < 
geld)  ein.   In  Italien  rerschvanden  die  agri  pablici  in  der  Zeit  des  Freistsatet  i 
meistens,  dnrch  Veriiauf,  üebergabe  an  Ansiedler,  Anmassnng  ron  Priratpeniweo. 
In  den  Frorinzen  wurden  sie  trerpachteL  —  Grosse  Masse  ron  farstlichen  Lin-  , 
dereien  im  Hittelalter.   Verzeichniss  ron  123  kaiseriichen  Villen  der  KandiflKer 
bei  Httllmann,  Hnanzgesch.  S.  19  ff.   Unter  den  Königen  ron  England  aus  dw 
^hdscben  Stamme,  namentlich  unter  Eduard  dem  Bekenner  (1042 — 65)  befanden  sid 
1422  Landguter  (manon),  diA  zum  Theil  ron  der  sächsisch.  KOnigsEamilie  herstammtes, 
nebst  6S  Forsten  und  781  Parks,  nnd  bis  auf  Heinrich  II.  h«wirtheten  die  KOiüga 
alljährlich  an  den  grossen  Festen  die  Barone  und  ihr  Gefolge  aufs  Beicblicliste. 
Beynier,  Egyptiens,  S.  90.  Beynier,  Grecs,  S.  300.  BOckh,  1,  325.  Mommsen. 
r«m.  Staatsr.  II,  2,  S.  409  ff.  Marquardt,  röm.  Staatsrerwalt  II,  147.  152  £,  Uli.  : 
289— 2S7  (eingebend  aber  die  Staatsdomänen).  Sinclair,  Histoiy  «f  the  pvbue  i 
lerenae,  I,  26,  27.  Gneitt.  eng^  Venraltnngsr.  I.  28.  S9.  —  Na<^  FroameDteaD, 
Beeret  des  finaaoes,  I,  1.  tragen  die  franzAs,  Domänen  im  D.  1650-80  j.  2.501.000 
damalige  oder  an  iy,  Mill.  Livree  der  letzten  Zeit,  nebst  61S.000  L.  ans  dem  HoU- 
reritanf.  (Literaturang.  z.  Th.  nach  Bau  §.  84  Anm.  b).  —  Zum  Vergleich  mit  d« 
älteren  Verhältnissen  sind  die  modernen  in  den  Vereinigten  Staaten  mbe- 
acfaten.   In  dem  westlichen  Theile  der  nordamerikanischen  Freiataaten  hat  o" 
Union  das  Eigenthnm  gross«  Landstriche,  s.  Hock,  a.  a.  0..  S.  933.  0*  1^ 
wsren  Aber  2'/«  Hill,  «ngL  Q0.-U.  OS.  LlndenieB  roAndan.  von  2000  IßlL  Aam 
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M  der  eisten  Änsiedlang  und  ErobeniDg,  auf  dem  Boden  des  alten 
lAnisdien  Büchs  ans  Confiscation«i  nnd  Uebernahme  rSmisehen 
Staatsgnts  her.  Die  Oeschleobter,  welche  zur  Ptlrsten-  oder  Eänigs- 
wflrde  karaen^  waren  in  der  Regel  grosse  Ornndbesitzer,  deren 
Otter  mit  dem  eigentlichen  Staategnt,  bez.  mit  dem  Gnte  der  alten 
(ausgestorbenen  oder  rertriebenen)  Dynastie  zn  einer  Einheit  vei^ 
schmolzen. ") 

Im  fütheren  natnrwirthscbaftlichen  Zustande  dienten  diese 
Gfiter  theilweise  an  mittelbar  znr  Unterhaltung  des  Hoüb  nnd  des 
k.  Haoses.  Die  vielfachen  Reisen  nnd  Heerztlge  des  Ftlrsten  gaben 
dazu  in  allen  Landestheilen  Gelegenheit  nnd  setzten  das  Vorhanden- 
leb  solcher  Güter  eigentlich  vorans.^^)  Die  Katnraleinkttnfte  der- 
Belben  bei  Selbstverwaltung  durch  k.  Beamten  lieferten  auch  zugleich 
■it  die  Mittel  fttr  die  Betttreitnng  der  Re^emngsansgaben,  soweit 
von  solchen  gesprochen  werden  kann. 

§.  152.  Mehr  nnd  mehr  aber  ist  der  Bestand  des  nrsprtlng- 
lic^tn  Domaninms,  besonders  der  Besitz  eigenüicber  Feld- , 
giter,  Uberflll  im  Lauf  der  Geschichte  vermindert  worden, 
ö  aanohen  Ländern  so  sehr,  dass  davon  auf  die  Gegenwart  nur 
venig  gelangt  ist    Die  allgemeinen  Ursachen  dieser  Er- 


im  Staatqcebfets  der  Union  1450  MilL,  ssit  Gründnng  der  Union  bis  1865  re^eben 
u  400  UUL  AcK3&.  Das  Eigentbnmsrecbt  der  Union  beruht  theils  auf  einer  Ab- 
tretanf  der  Oatlicben  Staaten,  In  deren  Freibriefen  die  Berecbtignn^  zn  jenen  Flächen 
■it  enthalten  var,  theils  anf  dent  Ankaufe  Lonlsiana's  von  Frankreich  (1803  far  15 
Mill.  Doli )  and  Floridas  ron  Spanien  (1819).  der  Frverbnog  ran  GaUfomien  a.  Neu- 
Kexico,  Bndann  anf  Vertr&gen  mit  den  Eingebomea  Uber  ihre  Gebiete  in  diesen  Land- 
Khiftflo.  (Daneben  bsaitzen  die  einzelnen  Stuten  noch  viel  Laad.)  Der  Tericanf  dieser 
Ltaderricn  bildet  eine  reiche  Qodle  ron  StaatseinlOnften.  1846/7—1855/6  vorden 
im  Dnchschnitt  jfthrlicb  4.432  974  Doli,  daraas  eingenommen.  1868/9  4*62,  1872/73 
1-65  Hill.  D.  Der  Vorinnf  schwankt  stark  nach  der  Gr&sso  der  Einwanderang,  der 
SyecoluiMulost  in  westem  landa  (1835— S6  Uber  30  UiU.  D.  ErlOs),  der  poüt.  Lage 
{sdiwacher  Absatz  im  Bai^erkrieg  I86i  ff.).  Es  ist  aber  auch  ein  beträchtlicher 
Theil  dieses  Staabtland«»  znm'  Behafe  der  Urbarmaohnng  an  die  einzelnen  Staaten  q. 
u  fisenbahn-,  Ganalgeseilschaften  abgetreten  worden,  nnd  nach  dem  neuen  home 
itead  Gesetz  von  1862  kann  jeder  Bürger  der  V.  Staaten  o.  jeder  fremde  Ansiedler 
ein  Voriian&recht  anf  je  1  Gut  von  160  Acres  anf  von  ihm  io  Besjtz  genommenen 
OffentL  I<aode  geiren  einen  bes.  billlKen  Preis  erlangen,  s.  Hock  S.  344.  —  Auch 
du  Königreich  Griechenland  erlangte  viele  Domänen  durch  die  Tertreibang  der 
Ttrfcea.  nach  Drqnhart  (Tari[e7  and  its  resonrces,  Lond.  1833.  S.  281)  13,359,000 
Straomata  (m  Vi  acn)  Weide,  Aoker.  Wald  nnd  Weinberg,  ohne  das  mit  250.000 
OelbSnmen  besetzte  Land:  der  Preisanschlag  wird  zo  SäT'/i  Hill  Piaster  »  82  HilL 
TUr.  gesetzt. 

^  Waitz  n,  615  S.  (meror.  Zeit).  Weiden  nnd  Wälder  &st  in  aUen  Thailen 
des  frink.  Reichs  im  Besitz  des  KOnigs.  z.  Th.  wobt  nnr,  w^l  onbebantes  Land  ihm 
zngeM^eben  wurde.  Greese  WUder  waren  bes.  zu  Jagd  (als  „Fotste**)  Im  Besite 
des  Königs. 

")  Waitz  Q,  596.  Daneben  aber  üi^eAaltangipflidit  des  Tolks  tta  den  König 
BBd  Miae  BeamteiL 
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scheionng,  welche  nach  Zeitalteni  und  Ländern  verschieden  stark  em- 
wiricen  und  sich  verschiedenartig  untereinander  und  mit  anderai 
speciellen  Ursachen  verbanden,  sind  die  folgenden. 

1)  Einmal  erfolgten,  besonders  in  finherer  Zeit,  sehr  an- 
fassende  Landverschenknngen  Seitens  des  Aber  das  Cbt 
wie  Uber  ein  Privatvermögen  verfügenden  Herrschers  an  Familieo- 
angehOrige,  Grosse,  Günstlinge,  Kirchen  n.  s.  w.  zur  Ansstattoog, 
znr  Belohnung  von  Verdiensten,  snr  Erlangung  von  Gegradiensten, 
Untersttltzang  in  politischen  Verhältnissen  u.  s.  w.  Selbst  wo  oicbt  j 
sofort  eine  Vergebung  zn  Eigenthnm,  sondern  zu  preeftrem 
Besitz,  als  Beneficinm  oder  zn  Lehen  stattfindet,  istmditeiiB 
später  eine  vollständige  Ansscheidnng  dieses  Guts  aus  dem  Staats- 
oder  KroDgat  per  fas  et  nefas  eingetreten. 

2)  Sodann  hat  bei  solchem  Gut  wie  bei  anderem  Grondbe^ti 
dne  Vergebung  an  kleinere  bäuerliche  Landwirthe  zur 
Bebauung,  gegen  Naturalabgaben  von  dem  so  erhaltenen  Lande  und 
gegen  die  Uebemabme  von  Diensten  auf  dem  Hofgate,  stattgefnndeD. 
Öarans  entwickelten  sich  die  dinglichen  Gerechtsame  des 
Hofgnts  gegendber  diesen  Ländereien  (§.  183  ff.).  Die  von  vorne- 
herein gewährten  oder  später  nach  Sitte  und  Recht  sich  ansbÜden- 
den  Erbpacht  Verhältnisse  nnd  schliesslich  die  Beseitigsog 
der  Dienstpflichten  und  Abgaben  und  desErbpacht-Kaoons 
mittdst  Ablösungen  oder  sonst  wie  haben  dann  den  Doudnen- 
besitz  wie  den  sonstigen  herrschafUiehen  Grundbesitz  vermiodeii 

3}  Mit  Grundbesitz  ans  dem  fürstlichen  oder  Staatsgut  wurden 
nnspränglich  vielfach  gewisse  Aemter  dotirt,  —  also  wesent- 
lieh  ein  System  der  Natnralbesoldung.  Aber  mit  der  Erb- 
lidikeit  der  Aemter,  besonders  der  höheren,  ging  der  Grundbesitz 
an  die  vornehmen  Familien  über  nnd  ist  meistens  im  Lauf  der 
Zeit  mit  dem  Eigengut  und  mit  anderem  Lehensgut  derselben  zs 
einer  neuen  Einheit  mehr  oder  weniger  ununterseheid- 
bar  verschmolzen.  Wurden  und  blieben  solche  Familien  Dynastiees 
nnd  Territorialherren,  so  ist  zwar  dieses  gesammte  Gut  oder  ein 
Thetl  davon  später  Öfters  wieder  seinem  iirsprtlnglichen  Sffentlichea 
Zweck  zurftckgegeben  werden.  Aber  bisweilen  verblieb  es  auch 
der  neuen  Dynastie  (s.  unter  No.  4).  Erheben  sich  diese  Familien 
nicht  zur  eigentlichen  Landesherrschaft  oder  verloren  sie  dieselbe 
wieder,  so  haben  sie  das  Gut  öfters  endgUtig  als  ihr  Privatver- 
mögen behalten,  wie  z.  B.  die  mediatisirten  weltlichen  Forsten  iu 
Dentschland  noch  zn  Anfang  dieses  Jahrhunderts  (§.  Xfi3). 
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4)  In  neuerer  Zeit  ist  auf  eine  Scheidnng  des  Hof-  und  des 
fitsatsluuisbalts  hingearbdtet  worden,  als  sich  die  moderne 
SiistBaaffassiing  TOD  der  patrimonialen  loslöste.  In  dem  seinem 
lenohiedenen  reebtlichen  Urspmng  nach  schwer  zu  scheidenden 
Donaninm  befand  eich  jedenfalls  Qfters  altes,  eigentUcfa  öffent- 
lichreehtHches  Besitztham,  das  an  der  Krone  oder  Landes- 

I  hoheit,  bez.  an  der  fttrstlichen  Gewalt,  als  der  Vertreterin 
'  der  Oesammtrechte  des  Volks,  haftete.  Bei  den  Vertrags- 

nissig  oder  durch  Octroyrnng  erfolgenden  Äaseinander- 

letznngen  fib«' dieses  Doraaniam  und  ttber  etwaige  Givillisten 
98)  Würde  dann  aber  mitunter  wohl  das  ganze  Domaniom 
!  odar  ein  Theil  desselben  der  Dynastie  als  Patrimonialgnt 

ngesprochen  (§.  153).    Dadurch  ist  abermals  der  Bestand  des 

dtao  Dcmianiaras  vermindert  worden. 

5)  Endlich  kamen  schon  Iftnger,  z.  B.  in-Englandim  16.nnd  17.  Jahr- 
Widert,  nndfastttberallnenerdiegs  Verkäufe  ron  Domänenland  vor. 

%lfaeh  haben  freilich  überall  and  zn  allen  Zeiten,  wenn 
mk  in  sehr  yerschiedenen  Formen  nnd  in  versehiedenem  Um- 
fa^j  wieder  Vermehrnngen  des  Domaninms  stattgefonften. 
fttberhin  darch  Einziehung  von  Schenkungen,  Verfall  von  Lehen, 
VemOgensconfisoationen,  welche  ehedem  oft  eine  grosse  Quelle  der 
£nmfaBe  Oberfaanpt  bildeten,  n.  s.  w.,^*)  später  durch  die  Säcn- 
Urisationen  des  geistlichen  Guts,  durch  Vereinigung  des 
firstlichen  Hausguts  mit  dem  .Staatsgut  —  (§.  153),  also  der 
■■gekehrte  Fall  wie  die  beiden  vorhin  erwähnten  — ,  gelegentlich 
inmer  durch  Ankäufe.  Aber  im  Ganzen  haben  diese  Vermeh- 
rengen  des  Domaniums  nicht  die  Verminderungen  aufgewogen  und 
dss  Eodergebniss  der  geschiehtliohen  Entwicklang  ist  in  nnseren 
west-  und  mittelearopiüschen  Staaten  ein  verhältnissmässig 
doch  nur  kleiner  .werbender  Grundbesitz  in  Händen  des 
Staats,  am  Meisten  noch  Waldbesitz.  H.  a.  W.  das  eigentlich 
private  Grundeigenthum  der  Privatwirthschaften  bat  mehr  und 
■ehr  den  ländlichen  (agrarischen)  Boden  umfasst  und 
Qffentliehes  („gesellschaftliches")  Eigendinm  daran  verdrängt^') 
VHt  die  Finanzen  ist  diese  Entwioklang  mit  der  Nothwendigkeit 
verbunden,  nach  abgesehen  von  dem  viel  grösseren  Staatsbedarf, 
jetxt  mehr  als  frtlher  anf  Steuereinnahmen  bedacht  zu  sein.") 

S.  r.  d.  menrin?.  Zeit  im  frlnk.  Reich  Waltz  H.  59S  ff. 
V»gaer,  Gnmdlef,  I,  Esp.  5,  Äbscbn.  16  -20.    Samter.  geaellsdi.  o. 
Pn»»Wgeaflu.  Lpz.  1877. 

^  Mu  flihenDt  biet  kiekt  deD  Eininas  titm»  Beehtstoslltiüi  «ie  im  ptinte 
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HL  —  §.  153.  Oestaltnng  der  BeohtSTerhältnisge 
des  älteren  DomaninmB  speciell  in  DeotsohUnd.  Die 
eigeDthttmliche  politische  Entwicklnng  Dentschlands  ist  die  Ursaclie, 
dass  hier  die  Rechtsverhältnisse  des  Domanioms  sich  ganz  besonden 
complicirt  haben  nnd  zum  Theil  noch  gegenwärtig  von  den  Ver 
hältnissen  andrer  Staaten  abweichen.  Ran  hat  dieses  imWesent*  i 
liehen  in  folgender  Weise  dargelegt"): 

„In  mehre/en  deutschen  Staaten  haben  sich  ans  alter  Zeit  her 
Liegenschaften  erhalten,  deren  Eigenthnm  dem  fttrstlicbeQ 
Hanse  zusteht,  deren  Reinertrag  jedoch  fortdauernd  dem  ^ 
Staatsreoiite  dieser  Länder  gemäss  znr  Bestreitung  von  Staats- ; 
ausgaben  verwendet  wird.  Solche  fürstliohe  Hans-  oder 
Stammgtlter,  die  sich  durch  die  itlr  sie  geltenden  Rechts- 
verhältnisse von  dem  reinen  Privatrermögen  des  Fürsten  oder  seines  i 
Hanees  unterscheiden,  wurden  eben  so  wie  die  eigentlichen  Staats- 
güter Domänen,  oder  nach  dem  älteren  deutschen  Ansdnick 
Kammergttte'r  genannt.  **)  Der  Begriff  Domänen  enthiUt  also 
hier  die  den  beiden  Arten  von  Otttem  gemeinschaftlichen  Merkmale 
der  Unbeweglichkeit  nnd  der  Widmung  des  Ertrages  fOr 
öffentliche  Zwecke.  Nach  dem  EigenthnmSTerhältniBS 
aber  zerfallen  diese  Guter  in  Staats-  und  HauB-Domltaen. 
Diese  Unterscheidung  wurde  jedoch  frttherhin  meistens  nicht  s^ng 
festgehalten.  Die  Kammergttter  der  deutschen  Kaiser  waren, 
dem  Wesen  eines  Wablreiohea, gemäss,  Staatsgüter,  die  bei  dem 
öftem  Uebergange  der  Kaiserwttrde  von  einem  Hanse  zum  andern ! 
sich  nach  und  nach  verloren  nnd  in  die  Hände  der  Reichsfürsteo 
gelangten.")  Die  Tafelgttter  der  geistlichen  Fürsten  nnd 
die  Besitzungen  der  Reichsstädte  gaben  jedoch  fortwährend  das 
Beispiel  unverkennbarer  Staatsgüter.^^)   Die  Kammergüter  d^ 

Gnmdeigenthain  and  wie  der  prirate  Rentenbeznp  davon  auf  das  FinanzirKen  n.  such 
in  dieser  Hinsicht  vieder  aaf  die  Vertbeilnng  des  Volkseinkommena:  iDdem  die  Seilte, 
die  sonst  der  Staat  beziehen  kSnote,  ihm  entgeht,  ciuas  die  Bevölkerung  auch  mebi 
allgemeine  Stenern  zahlen.    S.  Gmndle^.  Kap.  5. 

")  Ran.  5.  A.,  §.  yo— 93,  in  meiner  Nenaosg.  (6.  A.)  §.  118—121;  hiermit 
imerbebl.  Veränderungen  aafgenommen  als  §.  153,  154. 

**)  In  den  Begriff  derselben  pflegte  man  sonst  noch  das  Merkmal  aafenaehmeii- 
dMS  sie  unter  die  Venralt.  eines  KammeicoUegianis  gestellt  seien,  i.  B  r.  Secken- 
dorf, Deutscher  Forsteostaat,  S.  359.  —  Bergius.  Polizei-  und  Eamenl-Magazia, 
I,  198.  (Ran.) 

")HallmaDD.  Flnaiugeseh.,  S.  1  IT,  —  r.  Bos^e.  Daret  des  stMttir.  Zmt 

S.  73,  113. 

*")  Doch  sind  die  geistlich.  Gttter  aoch  als  der  Kirche  gehörig  betrachtet  vorden, 
.—  peaea  fundationem  ecdesiastlcam  —  Putter,  Institut,  jar.  pnbL  Qenn.  g-  19t- 
—  Die  alteren  Schriftsteller  nehmen  bisweilen  Kammer-  und  TafelglU«  fitr  gau 
gleich  bedeutend,  z.  B.  t.  Seckeodorf  and  Bergins  e.     0.  (B»n.} 
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filtlioben  FOrBten  dagegen  hatten  keinen  gleichförmigen  Ur^ 
fnng.  AnftogUch  waren  es  PrivatgtlteT  (Allode,  AUodien), 
,   relebe  in  den  sich  emporhebenden  Familien  darcb  Kauf,  £rb- 
j  ffhafteUf  Heiratben,  Sehenknngen  o.  s.  w.  sieb  allmllig  rermehr- 
ItL^  Als  ans  den  reioben  Gmndeigentbflmem  mit  der  Zeit  kaiser^ 
fieke  Beamte,  Lebenträger  and  endlich  Landesherren  wurden,  diente 
der  Ertrag  jener  Gttter  nicht  bloss  zom  Unterhalt  der  tHrstlicben 
GflKUeebteTi  sondern  anoh  zur  Bestreitang  von  Regierongekosten. 
S^r  trat  mancherlei  Zuwachs  ans  Beiebsleben,  aus  kaiserlichen 
I  ätnts{^tem,  nach  der  Reformation  aach  aas  aafgebobenen  geist- 
BAen  Stiftem  (Klöstern,  OrdenseomnMnden  o.  s.  w.)     ein,  ferner 
US  deo  Domänen  der  nea  erworbenen  Landestbeile,  also  ans 
Autnechtlicben  Veranlassongen.    Bei  diesem  Tcrschie^enartigen 
Uisprong  der  Kammergttter  ist  der  ätr«t  nnd  die  Unbestimmtheit 
^  Meinung^  Aber  die  reehtliobe  Natur  derselben  leicht  za  er^ 
Ubv,  zumal  da  von  Seite  der  Staategewalt  wegen  des  Mangels 
Um  staatsrecbtlicber  Begriffe  nichts  zur  Verbtttung  späterer 
^cU  geschehen  war.^) 

„Das  auf  die  angegebene  mehrfache  Weise  allmälig  entstandene 
Ontaiam  oder  Eammergnt  der  deutschen  Landesgebiete  wurde 
m,  ebensowenig  wie  ursprünglich  in  den  anderen  europäischen 
Uera  (§.  151),  nicht  nach  der  Art  des  Ursprunges  in 


Wnrdoi  ganze  Ortschafien  nnd  mXM  grOisen  BtdrU  auf  einem  dieeer 
B  de  Oevalt  eines  Fanten  gebracht,  w  kamen  nodivendig  die  darin  enthaltenen 
^■SMtkomUchen  Bedtzangen  des  blBherigen  Qmndhemi  in  das  Eigendiam  des  Fanten. 
^'■Bpiete:  VergiOsSOTung  des  Ba^gnjthams  Nomberg  seit  1235,  bei  Fischer,  Be- 
Kkrabeng  des  Fuisteothoms  Ansbach,  I,  81—110  (Ansb.  17S7).  Deber  die  allmälige 
'«KifeseniDg  der  badiscben  Domtoen,  Pf  ister,  Gescbichtl  Entvicklong  des  Staam- 
K^des  Groseb.  Baden.  I,  142  (183S).  Der  Verf.  nimmt  ZTiscben  den  Haas-  nnd 
pxsiioiitinen  eine  mittlere  Classe,  die  Hofdontinen  an,  die  aas  ehemaligen  Beicha- 
«ra  bestehe.  (Ran.) 

In  WQrtemberg  vorde  noch  1806  das  erangelische  Eirchengut  des  Erb- 
H>dBi  im  Betrage  ren  etva  10  MilL  fl.  dem  Eammergnte  einverleibt  Die  Verfassangs- 
joUKle  rerordnet  §.  77  die  Ansscbeidang  and  BQckgabe  des  Kiichengats ,  velcfae 
^  nodi  nidit  ansgeftthrt  worden  ist  —  Aach  in  der  Uaritgmbchaft  Baden- 
Dsrlach  ist  das  enngeUsche  allgemeioe  Kirchenvermögen  za  dem  EunmNgate  ge- 
^  Vörden.  —  In  Fienssen  erfolgte  die  Einziehung  aller  geistL  Gatw  n.  deren 
"Uirang  za  Staatsgatem  dnith  Edlct  t.  90.  Oot  1810.  —  lo  Frankreich  wurde 
a  Anböge  der  ersten 'SerolntioD,  in  Spanien  1835,  in  Rnsstand  noch  später  das 
Eirchengut  Tom  Staate  eingezogen.  Diese  Haasaregel  varde  in  Spanien  mehrmals 
^teder  rfickgängig  gemacht  nnd  nochmals  ergriffen.  In  neoester  Z^t  ist  in  Italien 
^  Kircheogat  von  der  Staatsgewalt  in  Besitz  genommen ,  iiad  die  Yeriaasernng  in 
cAsMrem  Om&nge  im  Gange.  (Raa.) 

Am  Meisten  wurde  darüber  gestritten,  ob  die  KammergUter  rer&osserlich  and 
rajUtibar  seien.  Ffeffinger  ad  Vitiiariom,  Ol,  1347  If.  —  Gatachten  der  Juristen' 
BcdtUen.  die  Hann».  VeiftuBongsfrage  betr.,  S.  213  (1839).  —  t.  Bottek  a.  a.  0. 
a.  4W  C  (Raa.) 
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Hans-  ood  Staatsgut  getheilt,  sondern  als  eine  einzige 
Masse  behandelt  und  nor  von  demjenigen  Besitznngen  getrennt 
gehalten,  die  der  Ftlrst  ganz  wie  ein  Privatmann  besass,  den 
sog.  Ghatonlgtltern. ")  Es  galt  jedoch  allgemein  in  Deateobland 
der  staatsreofatliobe  Grandsatz,  dass  der  Ertrag  des  Kammer- 
gutes  (meist  mit  Einscfalnss  der  Begalien  §.  145)  fQr 
Staatszwecke  and  zwar  zun&chst  fttr  die  Hofstaats-, 
sodann  aber  aneh  fttr  Begieraogsaasgaben  verwendet 
werden  mttsse  nnd  dass  Stenern  erst  dann  znUisigl 
seien,  wenn  erwiesener  Maaasen  jene  Einktlnfte  niebt 
zureichen.*")  Darob  Landes-  oder  Hanagesetze  oder  Uebenin-! 
konft  mit  d^ .  Landat&nden  ward  meistenB  festgesetzt,  dass  dies 
gesanunte  Kammergnt  anzertrennlieh  beisammen  bleiben, 
nicht  verftussert  oder  belastet  werden  solle  (anssw  nnter  ge- 
wissen Bedingungen)  und  sieh  nach  der  Erstgebart  im  Mannes- 
stamme,  also  zugleich  mit  der  -FttrstenwUrde,  vererbe. 
Dasselbe  nnterlag  nicht  den  gemdnrechtliohen  Veijähmngsregeln 
und  trag  keine  Stenern.  Die  Landstände  durften  seiner  unbeftgtSB 
Verttnssemng  widersprechen,  aach  worden  mit  ihnen  VereinbaroDgeo 
getroffen,  wenn  aus  Landesmitteln  ein  Zuschoss  zu  dem  Bedarf  dtr 

")  Diew  onterliegen  der  Besteaerang,  dem  allgemeinaQ  Erbrecht  tmddanAud- 
Uehw  BeMünnmngea  des  bürg^chen  Becbtei,  —  In  Frankreicli  Uem  & 
Fiiratgater  des  KOnigs  domaine  priri.  Sie  worden  b«iteaert  und  dorcluHis  gtmöMr 
lechtlich  behandelt,  aar  dasa  der  EOeig  nicht  an  die  Bestimmimgeii  tlber  den  Pticit- 
IheU  gabond«!  irar,  Uacaiel,  De  ia  fortnoe  pobl.  I,  140.  Zu  dem  PrinurefoSgu 
gebort  aoch  das  in  einem  fideicomiaissaiiucheo  Verbände  stehende  Hofkamnet' 
(•hemals  sogen.  Kammerschreiberei-)  Gat  ia  Wortembe^,  welches  «a|eflii 
200,000  il.  rein  abrirft,  HeTdegen,S.  U7.  Kitiber,  Oelleatl.  Becbt,  g.  m  (fiiij 
r.  Seckendorf,  T.  FUrstenstaat,  S.  363.  Die  Kammergater  seien  beotimat 
1)  fnr  den  Unterhalt  d.  fUrstl.  Familie,  2}  für  Besoldungen  der  Beamten.  3}  für  Ge-; 
Bandtschaften  n.  s.  ir.,  4)  fUr  SchlOsser,  Fetinngen,  Strassen  n.  s.  ir.,  5)  Kirch<^ 
Schulen,  aach  6)  fitr  Ei^Oizlichkoit  des  Forsten.  —  Gasser,  Einleitung  n  du  Sks- 
nomischen,  politischen  nnd  Cameralwiss.  S.  7.  —  Potter,  Insütotiones  Joiis  paU. 
g.  254.  —  Zacfaarii,  Staatsi«cbt  2.  A.  §.  208.  —  t.  Bfinne,  Das  Dominea-, 
Fbnt-  nnd  Jagd-Venen  des  prenss.  Staats,  1864.  S.  2  ff<  —  Belage  ans  dea  dmlscbco 
Staatsnchte  gesammelt  In  den  Protokollen  der  nassaniscben  Herrenbank,  1819.  ^ 
S.  287.  Bestteitnng  dieses  Satzes  in  der  Schrift:  Deber  die  Dom&nrafr^  im  H.  & 
Heiningeo,  1847.  S.  40  nnd  bei  VoUert.  Die EntetohoDg  und  die  rechtlidie Natu 
des  EammerrermOgens  in  D..  1857..  S.  34.  Neneie  Streitschriften  Ober  diesen  G^e»- 
stand:  Zacharii,  Uebei  das  rechtliche  Verh&ltniss  des  forstl.  Kammergnts  insbe- 
sondere im  Herzogthnm  S.  Meiningen.  GOtt  1861.  —  Beyscher,  Die  Bechle  des 
äaats  an  den  Dom&nen  und  Eammergütern ,  Leipzig  186S  (gegen  Zacharil  nml 
fttr  die  öffentliche  Nator  des  Kammergates),  —  ZOpfl,  Bemerkungen  zn  Reyscher, 
1664.  —  Zachariä,  Das  Eigenthnmxrecht  am  d.  Kammergnt  Gegen  A..  L.  Beyscher. 
Ig64,  _  Beyscber,  der  Bechtsstreit  Ober  das  Eigenthum  an  den  Dombien. 
—  lÜe  Erinn^ng  an  obigen  Grandsatz  ist  noch  dordi  die  Form  des  wOiteabof- 
Hanpt-Yoranschlages  ausgedrOckt.  weUska  in  drei  Theile  znrfUlt:  1)  StwMsbedsii 
,2)  Ertrag  des  Kammergutes,  S)  Dedrangsnittel  Air  das  n  1)  nodh  FeUcade,  nanlid 
Steuern  ^so  noch  jetzt).  (Bao.) 
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Btfbaltoflig  geleiitet  oder  bei  einem  reichlichen  Dondnenertrage 
«TheU  desselben  sa  anderen  Staatsaasgaben  bestimmt  werden 
BÜte  (§.  97,  98).  Das  Kammergat  war  folglich  in  vielen 
Hiasichten  dem  Staatsgate  ähnli'ch,  wenn  es  gleich 
QiehtaU  solches  anerkannt  war.**) 

„Erst  seit  der  Grttndnng  des  dentsohen  Bandes  and 
da  neuen  ständischen  Verfassongen  warde  es  nOtbig,  das 
iRaher  nnbestimmt  gebliebene  Rechtsrerhältniss  genau  zu  regeln, 
m  hie  nnd  da  nicht  ohne  grosse  Schwierigkeiten  and  längere 
Streitrerhandlnngen  geschah.  Doch  sachte  man  eine  mtthsame 
äoodentog  jener  beiden  Gattangen  sa  umgehen.  In  einem  Theile 
der dentschen  Staaten  warden  sämmtliche  Eammergtlter  als 
Sisatsgat  erktilrt,'*)  was  die  Domänen  in  den  aasserdentecben 
Stuten,  znfolge  des,  öübem  Wechsels  der  regierenden  Geschlechter 
riv  nach  aosdrileklieher  Erklärong,  meist  schon  frtther  geworden 
nm.**)  In  anderen  dentschen  Ländern  wurde  der  fUrstliohen 


1  Als  1806  Tiefe  kleiaere  deotsche  Beicbs-Fflrsteo  und  Gnfaa  Dxre  Landet- 
Ui  ndoren  (mediatisiit  vnrdea),  behielten  die  nut  Mgeuumtea  ^adesbenea  Um 
l^dlien  *ls  Prirftieigentbaai,  wftbreod  die  «ndeiea  Suatneiokfinfte  auf  (Ua 
^xbeuBe  der  Linder  Übergingen,  denea  die  Stuidedierren  jetzt  aogebörten.  Die 

^cMdea  WTirdea  nach  dem  VerUltniss  beider  Tbeile  des  bisherigen  Einkommew 

pAeilL  Bei  der  fänrezieibnog  Hftnnorer's,  Knrhessen's,  Hanssan's  o.  s.  t. 

B  PteisBea  1806  sind  die  Ooninea  mit  dem  ^ois.  butagtUeni  TwdMlgt 

tudot.  (Bau.) 

*}  TgL  im  Allg.  Zachaiii,  Stutsrecht,  §.  210  (bes.  in  d.  Anm,).  In  Preasseu 
nnten  die  hier  ChatoalgOter  gen.  Priratgllt«:  der  bohenzoUenucbeD  Dynastie  ichon 
Wer  dem  grossen  Chnrfürsten  in  der  Verwalinng  ihrer  Einkünfte  mit  dem  Staalsdom. 
OLgeagea  o.  unter  Friedr.  WUb.  L  durch  Edict  v.  IS.  Anag.  1713  d.  Unterschied 

De«.-  B.  Ch«.-6tUeni  aofgebobBO.  BOmer,  Staatav.  II,  2,  S.  A88.  Laadredit, 
p-U.  Tit  14,  §.  11,  Bodann  Haasgasetz  r.  6.  Hör.  1806,  £dict  r.  30.  Oct  1810 
&  1.  Jedoch  wild  ein  (nicht  ausgeschiedener)  Tbeil  der  Kammergater  fortwährend 
^  Suamgat  unter  dem  Namen  Kionfideicommiss  betrachtet  Hienof  bezieht  sich 
fie  Anordnung ,  dass  ron  dem  Ertrage  der  Domänen  eine  bestimmte  Summe  ftir  die 
Hofttaitsamgaben  abgezt^en  nnd  nur  der  Ueberrest  in  den  Etat  aufgenommen  wird. 
DiBK  Summe  (g.  96)  wurde  zoleUt  durch  die  Terordn.  r.  IT.  Jan.  1820  auf  'i%  WO. 
1^.  festgesetzt  nnd  in  §.  59  der  Verfassung  r.  31.  Jan.  1850  bestätigt  S.  auch 
Siedel,  brandenb.  Staabthanshl.  S.  54,  61.  Treitschke.  Art.  Domänen  im  Staats- 
Miterbuch  S.  161.  Durichtig  Schmalz,  Staatsw.  L.  II,  179:  „Die  Domän«i 
üd  tbetaU  in  Europa  wahre  FrivalgtUer  der  Forsten."  —  Baiern  1818,  Verf.  Ork. 
TiL  Ul,  §.  1.  2.  —  Wartemberg  1819,  Verf.  Ork.  §.  103.  in  Ansehung  des  k. 
KuBvgUes.  —  Karhessen  in  der  Terf.  Dik.  ron  1831  §.  139.  140,  mit  Voiw 
einer  Auedieädinir  des  Staats-  und  FUniliengutes.  —  Saehsen,  Ter!  t. 
IS33,  g.  18. 

**)  Dänemark,  Frankreich,  Grossbritanien,  Oesterreich,  Nieder- 
Ik&de,  Schweden  n.  a.  w.  Voltgraff,  Systeme  der  prakt  Politik.  IV.  501. 
In  Frankreich  hiessen  die  Domänen  Erongut  (domaine  de  la  coaronhe)  und  aatei 
Franz  I.  wurde  die  DD?eränsserlichkeit  desselben  verordnet,  Edict  r.  30.  Jun.  1539. 
Frabieit  Anerkennung  als  StaatsKDt  (was  freilich  durch  die  absolat  monarchische 
Gewalt  verwischt  wnrde).  Bodinna  de  republ.  Ub.  VI,  cap.  2,  S.  648  (ed.  Par.  1591). 
^  Prirateigeuhom  des  Ktaigs  wurde  im  Augenblick  der  Thronbesteigung  Staatsgut 
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Familie  das  Etgeotham  der  Domänen,  lelbst  in  defl  nea  etn- 
vertabteo  Landestheilen,*^  vorbehalten,")  jedoch  wnrde  auch  hier 
die  Verwendung  des  Domänenertrages  zn  StaatBaos- 
gaben  im  Allgemeinen*")  oder  zur  Bestreitung  der  Hof- 
staatsansgaben»)  zugesichert."»)  (Ran  §.  90,  91). 

£dict  T.  1607.  Ges.  t.  8.  Nor.  1814.  Die  asBemMte  constitmuite  eiiUrte  17dO  diese 
Gdtermasse  für  domaine  oatloiul,  d.  1).  sie  spncli  tu,  dass  sie  StaabTennOgeo  kl 
Daa  heatige  Kroognt  (.domaine  oder  dotatioa  de  la  coaronne)  ist  der  dm  Staaoob«^ 
luHipt  zom  Niedsbnach  aberlassene  Tbeil  des  Staalarermfigeos  (dorn,  de  l'etat),  §.  99. 
Anm.  Es  geboren  biezn  sowohl  Liegeoschafien  (ScblOdser,  Landguter,  die  Fabriken 
ZD  Serres  und  Beanrais  nad  die  Tapetenfabrik  des  Gobelins,  sodann  3  Wilder),  als 
bewegliche  Dinge,  wie  Jawelen,  Kunstwerke,  Btlcher,  Zimmergetithe  o.  s.  v.  Bei 
der  Entsetzong  der  napoleoniscben  Dfnastie  1871  ist  der  Character  dieses  Besitzthnms 
als  Staatsgut  Ton  Nenem  anerkannt  worden.  Das  bisherige  Apanaginm  des 
llaoaea  Orleans  ron  1661,  16'i2  and  16!)2  war  anter  Napoleon  UL  wieder  mit  dem 
Staatsgate  vereinigt  worden,  nach  1871  erfolgte  jedoch  eine  Bestitatioo.  Macarel, 
Fort  pnbl,  I,  114.  —  In  den  Niederlandea  wurde  erst  anter  KOoig  Wilhelm  IL 
das  Eigentham  der  Dom&nen  an  den  Staat  zarackgegebflo.  (Bao.) 
")  VoUgraff,  S.  500. 

*•)  Z.  a  Nassau  (1814).  Waldeck  (1814),  Baden.  Godia.  Uediteiutan  (ISIH 
Grofish.  Hessen  (1820),  Weimar,  Kobo^  (1821),  Kurheasen.  Altenbmv  (1831),  Brann- 
schveig  (1832).  Hohenzollem- Sigmaringen  (1833),  HannoTer  (Verf.  t.  IM«'. 
SokvaTzbarg-äondershaoBen  (1841).  In  mehreren  andern  deutschen  L&ndem  (l  B. 
Uecklenburg,  die  anhaltischen  and  renasischen  Lande)  galt  diess  abeofalls  fortwiboad. 
^au.)   Deber  Gr.  Hessen  u.  Hanuorer  s.  Ran.    5.  A.  §.  91  Anm.  (f)- 

■*)  Protok.  der  nass.  Herren-Bank,  a.  a.  0.  S.  3O0.  —  Baden,  Ver£-Urt 
(r.  1818)  §.  69:  „Ohuerachtet  die  DomäDeo,  nach  allgemein  anerkannten  GnuMtun 
des  Staats-  and  FUrätenrechts ,  nnstreitiges  Patrimonialelgenthaia  des 
Bflgenten  and  seiner  Familie  sind,  nnd  Wir  de  auch  in  dieser  Eigenschaft  — 
hiermit  aosdracklich  bestitigen ,  so  wollen  Wir  dennoch  den  Ertrag  derseloen ,  aiustf 
der  darauf  radidrten  GinlUste  and  ansaer  anderen  darauf  haftenden  Lasieii ,  se  Ung 
ab  Vir  uns  nicht  dnrcli  Herstellung  der  Ftnanzea  in  dem  Stand  befindea  vadea, 
Onaere  Doterthauan  nach  Dnserm  innigsten  Wunäche  zn  erleichtem,  —  der  Be- 
streitung der  Staatslastea  ferner  belassen."   üeber  die  aus  diesai  Be- 
stimmong  entspringenden   RechtsrerbUtnisse  zwischen  dem  Ffirstenhause  nad  der 
StaatBcasse  als  Nutzniesserin  der  Domänen,  wobei  indeaa  die  rein- privatrechtlicJien 
S&tze  nicht  unbedingt  maassgebend  sein  kOnnen,  Helferich  in  der  Zeitschrift  ftt 
die  gee.  Staatswiss.  1847,  1,  3.  —  AehoUch  Koborg,  g.  76  der  Verl  ron  1821.  — 
Braonschweig,  Landscbafts-O.  ron  1832,  §.  6.  (Raa.) 

Nassau,  MeinlDgen  (1829)  u.  s.  w.  Vielfacher  Streit  in  diesen  ond  einigen 
and.  deutschen  Kleinstaaten  aber  diese  Dom&neufrage.  S.  Ober  Meiningen  die  in 
Anm.  23  gen.  Schriften.  Endlicher  Abschluss  eines  Vertrags  daselbst  zwischen  Dynastie 
nad  Stftnden  im  3.  1871,  auf  Grund  des  zweiten  Vergleichsentwarfs ,  den  das  ab 
SchiedsgerichtBbof  gew&hlte  Diesd.  Ober^peUationagerliät  anfgeatdtt  hatte:  daa  den 
Laadebsieuem  nicht  unterworfene  Dom&oenrermOgen  wird  wie  bisher  Tenrendet,  der 
•Herzog  eriiilt  eine  feste  Rotte  von  230,000  Thlr.  jährlich ,  der  Best  fällt  zur  Hilfte 
an  ihn  a.  an  die  Landescasse.  Der  Dom&nenetat  wird  mit  Znstimmoog  (fmher  bloss 
mit  Beirath)  dor  Landesrertretung  festgestellt  Diese  Bestimmungen  bleiben  in  Kraft, 
solange  ein  Mitglied  des  Mein.  Specialhauses  oder  Gotb.  Gosammthaoaes  nach  Hags- 
gabe der  Verfassongaarkande  die  Regiemng  des  Landes  fahrt.  Wenn  dies  ans  irgend 
.«inem  Grande  nicht  mehr  der  FaH  ist,  so  erfolgt  eine  Grandtbeilnni^  des  Domänen- 
TermOgens:  dem  herzojclichen  Hanse  bleiben  %  fideicommiss. ,  der  gewOhnUcbea 
-Besteuerung  unterworf.  Privateigenth.  des  Goth.  Gesajnmtbanses ,  dem  Lande  Vs  ^ 
Pror.-fonds.  —  Ueber  Nassau,  s.  Rau,  6.  A.  §■  wl  Anm.  (h). 

")  Die  Ereignisse  von  lb48  haben  die  Folge  gdiabt,  daas  in  mehreren  dentsidien 
Lindem  anf  Antrag  der  Landstinde  die  DonUbien  fOr  Staatsgtt  vääMxt  wvxdan  ud 
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§.  154.  Die  Gassentrennnng  im  Finanzwesen  der 
jfitsehen  Territorien.  „Der  Umstand,  dass  die  Kammer- 
fiterwenigstens  snmTheile  Eigenthnm  der  fttrstlichen 
Familien  waren,  während  die  durch  Stenern  aufgebrachten 
Ssomen  offenbar  in  das  StaatsvermOgen  gehörten,  hat 
bd  dtf  Entstehung  der  landständisehen  Verfassung  in  Deutschland 
n  einer  Einrichtung  Anläse  gegeben,  die  sich  noch  bis  jetzt  in 
Beberen  Staaten  erhalten  hat.  Die  Erhebung  von  Steuern, 
moigstenB  von  sog.  directen  Stenern  (Schätzungen),  setzte 
&  Bewilligung  der  Landstände  Torans.  Zugleich  war  häufig ■ 
Tcnbredet  worden,  dass  die  Steuern  unter  der  Mitwirkung  und 
ixfmht  landständischer  Commissare  oder  sogar  ganz  ansscbUessend 
m  diesen  erhoben,  aufbewahrt  und  verwendet  wttrden,  während 
^  Einktlnlte  ans  den  Kammergtttem  und  den  Hoheitsrechten,  als 
^  Uteien  und  die  nicht  beliebig  vermehrbaren,  unter  der  äus- 
itifailidien  Verwaltung  fttrstliober  Beamten  verblieben.  So  ent- 
^fie  Trennung  zweier  Gassen,'^)  nemlich 

^)der  Eammercasse,  welche  die  Domänen- und  Begalien- 
öfcfafte  aufnahm  and  davon  hauptsächlich  die  Hofstaats- 
iisg^aben  bestritt  (§.  97),  jedoch  da,  wo  sie  reichliche  Einnahmen 
auch  nebenbei  mancherlei  Ausgaben  für  Begiemngszwecke 
ftomlunj 

„2)  der  Landes-  (oder  Steuer-,  Oberstener-)  Gasse,  in 
welclie  die  Steuereinnahmen  flössen  und  aus  welcher  die  meisten 

au  (SnOiste  eingefilhrt  irard,  z.  B.  in  Altenboig,  wo  die  Kammer-  ond  Landeaein- 
Tom  An£uig  1849  an  zasammengelegt  voraen  sind,  in  Weimar,  Mecklenboiip, 
^taamgon,  Kobuig  und  Gotha  (Verf.  f.  25.  März  1849  Beil  Ip,  Oldenbnr^. 

D.  8.  V.  In  den  folgenden  Jahren  mirden  diese  Bestimmaogien  ron  den  Ke- 
^^ngta  Tieder  aufgehoben  und  notie  Verabredongen  Uber  die  YenreDdimg  des 
''wbiaiertrages  getroffen,  die  sidi  oft  lange  hinzogen  tmd  mitimter  erst  unter  der 
|Mi»liMnmgafiiTcht  seit  1866  za  einem  Abschhiss  gekomimeü  sind  (Anhalt, 
■ei Dingen).  —  Machdeih  im  Küwe  Ton  1866  die  GeUete  ron  Hannorer,  Knr^ 
IL  HuBui  TOD  PreiusMi  nach  dem  Prager  Friedoi  eiiiTerldbt  worden  nren, 
«UdteD  die  Forsten  dieser  Lftcder  reicUi<^e  Entschidi^gangen  wohl  mit  Bucksicbt 

die  HaittdomioeD ,  welche  onn  prenssische  Staatsgüter  worden.  Der  EOnig  von 
«uoret  erhielt  13,679,000,  der  Herzog  ron  Nassau  8,892,000  Thlr. ,  doch  wurde 
«  EntschJuligimg  des  ersteren  wieder  mit  Beschlag  belegt 

*i  T.  Seckendorf,  T.  Fürstenstaat,  S.  503.  —  r.  Josti,  Staatswirthsch.  n,  89. 
~  Bergins,  P.  a.  K.  Magazin,  II,  294  ff.  —  Zacharil  a.  a.  0.  §.  210.  Ran 
■^t,  die  romische  Trennong  ron  fiscoa  and  aerariom  h&tte  vielleicht  dazu  beige- 
^^>S«i.  diese  Einiichtang  za  empfehlen,  was  mindestens  sehr  zweifelhaft  ist  Das 
l^miUB  war  die  Staatscasse,  der  fiscns,  von  Aogostas  geschaffen,  sollte  die 
^HegBcaise  sein,  worde  aber  mehr  tmd  mehr  als  die  kaiserliche  Priratcasse 
ugeadien  Tmd  nahm  bst  alle  neu  eingefOhrten  Anfingen  aof.  In  den  Prorinzen  gab 
«3  Tide  Landgüter,  die  aof  Rechnung  des  Kaisers  unter  kaiserlichen  Procnntoren  ret- 
nltä  ntiai,  agri  fiscales.  Hegewisch.  S.  178. 195.  —  Becker  n.  Marquardt, 
IV,  2.  a  IM.  (Bau.)  Marquardt.  rOn.  StMMrarw.  n,  248. 

A.Wkfi«r,TluiinriMaweh.  t  23 
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Regierungsansgaben,  ztmächt  und  Tomemlioh  dieEoBte&des 
Wehrwesens,  bezahlt  waiden.  Die  VertbeUvng  dw  EinkOnfie 
und  Ausgaben  unter  jene  beiden  Ctssen  war  nicht  in  allen  Ländern 
gleicher  Art,  was  sich  leicht  daraus  erklären  Üsst,  dass  man  Jone 
Soheidang  nicht  so  wohl  nach  aUgemeioen  Begriffen,  als  yielmebr  nach 
angenblicklichem  Bedürfnisse  nnd  örtlichen  Umständen  Tomshm.") 
f^Dieses  Nebeneinanderbestehen  zweier  Gassen  nnd  die  gau 
abgesonderte  Stellnng  der  Doskänenbehördeit  ist  für  die  Sijusa; 
Verwaltung  keineswegs  zuträglich.   Denn  es  l^et  daranlBr  difl 


")  Im  preassiBchen  Staate  mude  die  Domänen-  o.  die  Kriegscaffle,  velcbe 
die  Stenern  erhob,  1722  vereinigt,  nachd^  das  Stenerbewilligangsrecht  der  laitd- 
stlnde  auEgelidEt  hatte.  Die  jenen  beiden  Kassen  vo^esetztea  Beh&rdea  bU^eteu  bd£ 
in  ihrer  Verschmelzung  das  General  Ober-Finanz-Kriega-  u.  DomäneD- 
Directorium.  Riedel,  Brandenb.  Frenss.  Staatshanshak  B.  57.  Die  B^enugs- 
coUegien  in  den  preossischea  Fiorinzen  behielten  Ms  za  der  neneti  Stkatseiutcfatiuc 
nach  dem  Tilaiter  Fiiadea  den  Nunen  Kriegs-  o.  DomtoenfcamineTa.  —  In  Wuiten- 
herg  hatten  die  Landstände  bis  1604  die  Tenraltnng  der  Stenereaase  atiascUiesalleb 
und  liefortan  di«  eingegangenen  Snnunen  ao  di«  einzelnen  Staatscasaen  ab.  —  ht 
Brannscbveig  wurde  noch  nach  der  Terf.  von  1820  das  Landeastenercdlegiom 
znm  Theil  von  dem  Landesherm ,  znm  Theil  von  den  St&nden  besetzt  Dies  Üite 
nach  der  Verf.  ron  1836  aof ,  aber  die  Trennung  dauert  fort  Jene  Obeibehfiide 
heisst  jetzt  StenerdirectioD.  Im  Etat  der  Kamme rcasse  stehen  die  Einiuliiaeii 
aas  Domänenpachten,  Gefallen,  Forsten,  Jagden,  Berg-  and  HflttenvericeD,  Zinsen,  ib 
Aasgaben  die  yenraltangak(»tan,  Kosten  t  Erhalt  d.  Kamipergi^,  f.  d.  KamncadiDld 
a.  f.  Kttcfcyüilnngen,  dann  der  an  d.  herzogl.  Hofcasse  abzuführende  Betrag  {1875—Is 
p.'  1  Jahr  729,166  M.).  Der  Oeberscboas  der  Kasse  kommt  als  Kettoertne  ^ 
Domänen  in  die  Einnahme  der  Staatscasse.  —  In  Hannover  vorde  die  Gaim- 
trennung  1S34  aufgehoben  in  Folge  des  Staatsgrondgesetzes,  Tiederhe^estellt  1S4I 
nach  ist  Beseiügnng  dieser  Ter&amiu;,  abennan  «^gehoben  1861.   Lehzen  I.  3. 

—  In  V«imar  vnide  das  TerhUtniss  beider  Gassen  J818  ncn  geng«ll>  ^ 
Kammercasse  gab  für  149,600  Tblr.  bisherigen  Zuschass  aas  Steuern  auf,  dagegu 
wurden  ihr  fUr  149,420  Tblr.  Ausgaben  &a  Besoldungen  nnd  Anstauen  al^enoaim« 
and  der  Landschaftscasse  Ubertragen.  Beide  Stellen,  die  Kammer  and  das  Landschaft^ 
oder  StenercoU^om  iraren  dem  Finanzministerium  untergeordnet  Die  Landstiad« 
ernannten  zfei  Beisitzer  des  Landscbaftscollegiums  und  den  Casslrer  der  HauptlaQÜ- 
schaftscasse,  Barckbard,  S.  517  ff.  Im  Jahre  1849  erfolgte  die  Yereinigau  diess 
beiden  Gaswn.  —  In  Coburg  and  Qotha  sind  dieselben  noch  getrennt  Folges<it 
Uebosicht  der  Etats  giebt  dn  Bild  UeinstaaÜiiAer  renrickelter  FinanzverWaltung: 

Coburg,  M.         Gotha,  iL 

1.  Dom&nencaqsenetat  (1873—79)  (1673  -77) 

Gesammte  Einnahme   383,486  1.821,249 

Ab  Ausübe   229,200  1,180449 

Ueberschuss  ........   i   .   .        164,286  632,100 

Baron  erhftlt  die  Staataoaaie   77,143  216,303  , 

DsgL  die  beizogL  Caase   77,143  415.797 

2.  Staatscassenet^t  (1874—77)  (1874-77) 

Einnahmen  im  Ganzen   666,993  2,292,000 

Wovon  ans  der  Domftnencasse   145,777  472,6S5 

S.  Goth.  Almau,  für  1876,  S.  451.  —  Ueber  Nassau  a.  Kan,  S.  A.  §.  92  Anm.  b 

—  In  Ungarn  erhob  die  Hofkammer  in  Ofen  keine  Stenern,  vielmehr  flössen  die« 
in  die  Kriegscassen  und  die  Gassen  der  einzelnen  Gespannschafien,  t.  Caaplovics 
Gem&lde  von  Ungarn,  II,  177,  232.  Dies  hatte  also  einige  Aebnlichkeit  mit  d« 
Caasen treunang.  —  YgL  &berh«q>t  t.  Malchua,  Politik  der  innera Staatavenraltang, 
I.  18.  Tollgraf.  System  der  fttkL  PeUtik,  IV,  434,  496  (t.  Tb.  iMh  Bnq). 
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Cuwotnuiluig.  —  Heatige  fiedsntang  des  llteien  Don&oiaiu. 

^ilM^  de9  CreMiäfti^^aDgee,  ea  eotstehen  leicht  Streiü^k^n 
'tTOigeseUtoQ  Beh;9rdeq  Uber  ßechte  «od  Scbnldigkeit^  beider 
äwea,  nod  nuuieberlei  VervrickelangW;  es  wird  die  Uebersioht 
kt  gaqsen  Staatabedarft  und  die  Vergleicbang  deaselbea  mit  der 
S«8uwtt|ßü  der  Einntdunon  ersofawert,  ukl  leicbt  geaehieht  es,  duas 
nf  d«r  einen  Sato  minder  driageDude  Ansgabea  voigraommen 
nnien,  indess  Aof  der  anderen  wi^tige  Bedflr&iisfle  nnbefriedigt 
UeibeB.")  Besser  ist  es  daber,  wenn  aoeb  da,  wo  das  Domanimn 
sb  HanBwgenäHun  gilt,  Ertrag  und  die  FAniiahme  aas 
HokitSFecbten  in  dem  allgemeinw  Vwanscblage  des  Staates  ibre 
^  finden  ond  in  die  aUeenteine  Staatscassa  fliessen,  aas  welcher 
faSBgen  eine  den  HlUisqnellen  des  Landes  entsprechende  Snmme 
ftr  ^  Hofstaatsansgaben  angewiesen  wird  (Girilliste  §.  98). 
Vo  dies  gescbiebt^  wo  die  Domänen  nnter  der  Leitung  der  obersten 
KanbehOrden  imd  nnter  der  sttndischen  Mitwiikong  stehen  nnd 
teiVerschlenderang  geeetjlich  vorgebeugt  ißt,""*)  da  wird  sich  der 
tlMned  beider  Arten  von  Gtttmi  im  ruhigen  Oange  des  Staats- 
Uai  nur  noch  darin  bemerken  laasen,  dass  bei  ihrer  Verdusse- 
'^nieht  gleiche  Grundsätse  befolgt  werden."  (Raa  §.  92— M). 

IV.  —  §.  155.  Beutige  Bedeutung  des  alteren  Doma- 
■iias.  Die  Verminderung  desselben  (§.  IdB)  musste  sieh  fHr 
&  nnanaeo  pqi  so  fttblbarer  machen,  je  mehr  schon  seit  den 
IttiteD  Jahrhunderten  und  vollends  im  modernen  Staate  der  Gegen- 
*ut  Staatsbedarf  stieg.  Selbst  da,  wo  sich  noch  ein 
tfMlieher  Tbe9  dea  DomaniTOis  erhalten  hat  und  wo  dessen 
Gahmen  nicht  ganz  zur  Deckung  des  Hofbedarfs  dienen,  ist 
^regelmässig  nur  noch  eine mässige  Quote  der  ordentli6h<m 
StaitBäiu)abme,  welche  letztere  sich  im  Ganzen  wenigstens  dem 
T<^8serten  Staatsbedarf  anpassen  mnsste,  anf  dieses  Domaniid- 
öikonunen  zurttckzuftthreq.  Belativ  am  Bedeutendsten,  d.  h.  als 
Q>oto  TOD  der  Gesammteinnahme,  ist  es  noch  in  den  deuteohen 
Staaten,  in  welchen  sich  neben  dem  bedeutenden  Einkommen 
tti  Forsten  auch  das  näclist  verwandte  Einkommen  aus 
Berg-  undHflttenwerken,  Salinen,  gewissen  Staatsfabriken 
B.  w.  noch  reichlicher  als  in  den  meisten  andern  Ländern  findet 
Keste  des  alten  Domanialeinkommens  sind  wohl  noch  in  allen 
^päisohen  Staaten  vorbanden.   Aber  sie  sind  öfters,  besonders 

**)  y«qiBiidliart,  Zustand      K.  Baiem,  HI,  39.— Stare,  D«)>«|:  die  g^lW- 
*MVB  Lm  d<«  K-  II*iuioTer.  im,  S.  86.  '  ' 
1  Z.  9.  Sadej»,  Qnwit^  RMAf  n. 

28* 


Digitized  by  Google 


d56   2.  B.  1.  K.  5.  A.  VtriiUtnlss  d.  £iwulimeutoD  za  elnftiider.  g.  155, 156. 


in  Westearopa,  Dicht  mehr  erheblioh,  wean  niofat  etwa  darch  warn 
Einziehung  von  Eirchengnt,  wenigstens  zeitwdse,  griissen 
Bestände  wieder  hinzn  gekommen  sind.  Im  Ganzen  ist  dfÄer  difl 
Einnahmewirtiisehaft  unserer  Staaten  immer  weniger  alte  Do- 
manialwirthsbhaft  gebfieben  und  immer  mehr  Stenerwirth- 
Schaft,  d.  h.  theils  Gebühren-,  namentlich  aber  eigentlich« 
Steuer  wirtfaschaft  geworden.  Nur  das  Hinzukommen  von  Staats 
eisenbahnen,  des  Haupt-Zweigs  modernen  Domanialwesenil 
hat  diese  Entwicklung  mitunter  etwas  zurückgedrängt  (§.  243  ff.)-*^ 
V.  —  §.  156.  Beurtheilung  der  Entwicklung.  DieM 
thatsäehliebe  Gestaltung  des  Verhältnisses  der  beiden  Hanp^ 


**)  Genue  finaastetist.  Vergteichangon  bieten  wieder  vegen  der  Tenchiedeolial 
der  Bestandtheile  des  privatwirtbschaitUd^en  Einkommens  und  der  Verschiedenbeit  da 
Etstisiniiig  mimdie  Schvieri^eiten.  S.  ältere  Daten  aber  dea  ,3«l»eitng  dei  D» 
m&nea  mit  Angabe  s.  TedillinisMB  zom  reinen  Staatseinkonunon**  ■  bei  Ban,  fi.  ^ 
%  §.  89  ÄniD.  d,  in  meiner  Bearb.  d.  6.  A.,  §.  117  Anm.  d,  bei  CxOrnir,  Oesteri, 
Budget n,  463. 477.  Nadi  Horm.  Wagner  (Gotfa.  Tasohenb.  1874,  B.  87b  C.  m\ 
eigeben  siok  falgflode  Quoten,  volche  einmal  der  ,3tfnartrag  dw  Öominen  (L  e.  S.j 
IL  Forsten**,  dann  „der  Beinertrag  des  geeammten  Privaterverbs*'  rou  tlv 
ITettoansgaben  des  Staats  um  1673  deckten.  Unter  dem  „gesamiDten  Prinl- 
enrerb"  sind  hier  aber  einige  Posten  inbegiiffea,  velche  steaerartigei  (Vbb- 
aus  d.  Golonien,  Lotterie)  oder  gebuhrenartiges  Einkommen  (Hönze,  FoA,  Tele- 
grapbie)  sind.  £s  iSsat  sich  in  der  That  auch  eine  genane  Ansscheidiuf  sdtver 
romehmen.  Der  Priratenrerb  nmfust  nemüch  bei  der  folgenden  BerMbrnutg'- 
Domlnen,  Forsten,  Colonieen,  Zinsen  ans  Geldgeschäften  (bei  den  einzelnen  deatKkea 
Staaten  incL  des  resp.  Antheils  an  remnalicb.  Boich sactiven),  Staatslotteiie,  Bcie^, 
UiUtenwezke  n.  R»iinftn,  rerschied.  geverbL  Anstalten  (füci  Staatsdrnckerei,  IfOBÜ, 
Ertrag  der  Gesetzblitter),  endlich  Post,  Staatsefsenbahnen,  Telegraphen.  . 

Ton  der  Nettoansgabe  betrigt 
d.  Keltoertrag  d.  Dwu  d.  Nettoeitag  d.  gtu 
n.  Forsten.  PriTaterrerbs. 


Sachsen   9  7  54*7 

Vortemberg   13*2  42*9 

Baiem   17-8  »TO 

Baden   71  36-6 

Preossen   84  Sl-9 

D&uemark   2*9  36-0 

Sohireiz   4'1  344 

Belgien   fO  18*6 

Kiederiande   1-9  17*0 

Norvegen   1-2  1S*6 

Griechenland   3*6  12-7 

SosBland   3-4  12-5 

Italien   SO  10*2 

Chile   1-7  8-3 

Serbien   1-8  0*6 

Oesterreich   0.5  4*8 

Portugal   0-6  4*7 

Frankreich  *  .  1-4  '  5-9 

OioMbritannien   0'6  2-5 


In  den  deutschen  Kleiostaateii  ist  da  Ertrag  der  Domlnen  und  Fönten  mefcibck 
xelatir  noch  grosser  als  in  den  Uittolstaaten.  Weiten  Siucelhefttt  s.  im  lolg.  KaptteL 
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uIb  der  ordentlichen  Einnahmen,  der  privat-  and  der  Staats- 
nAschafUiohen  <§.  130),  za  einaoder  hat  die  Finanzwissenschaft 
m  dem  Geeichtspnncte  der  Zweckmässigkeit  nach  den  Bedtirf- 
des  modernen  Staats  zu  benrtheilen.  Diese  Aufgabe  ftthrt 
i Bezug  auf  die  Objecto,  welche  als  die  Gnmdlage  des  betreffen- 
den priratwirthschaftlieben  Einkommens  dienen,  zu  der  Frage,  ob 
dieaelbeu  beibehalten,  vermindert,  bez.  veränssert  oder 
?ermebrt  werden  sollen.  Diese  Frage  moss  getrennt  fttr  die 
eiaielnen  Hanptqaellen  des  FriTaterwerbs  nntersncht  werden, 
Teil  immer  aparte  Verhältnisse  mit  in  Betracht  kommen.  Im 
siebten  Kapitel  wird  die  Untersnchong  demgemäss  geführt  werden. 

Bei  der  allgemeinen  Benrtheilnng  des  VerhäUnisses  der 
pirat-  and  staatswirthschaftlichen  Einnahmen  zn  einander  and  bei 

Erörterung  der  genannten  Frage  ist  wie  gewöhnlich  bei  dem 
loeliKbeD  Problemen  der  Finanzwissensehaft  wieder  der  rein 
^uuzielle  und  der  social-politische  und  „allgemein- 
Tolknrirthschafliche'^  Oesicbtspanot  zn  unterscheiden. 

iJNach  dem  ersteren  ist  die  geschilderte  Entwicklung  und 
Aigemäss  das  starke  Vorwalten  der  Steaerwirthschaft 
w  der  Domanialwirthschaft  Im  modernen  Staate  principiell 
iilissig,  ja  dem  Wesen  dieses  Staats  im  Ganzen  angemessen, 
iber  immerhin  bietet  die  Verfügung  Uber  ein  erheblicheres  privat- 
virtbschaftliches  Einkommen  auch  heute  noch  ihre  finanziellen 
^ortheile,  (§.  35)  weil  die  Steuerlast  dann  ceteris  paribus  nicht  so 
grau  zn  werden  braucht,  weniger  empfindlich  gespQrt  wird  und, 
*K  jede  kleinere  Last,  leichter  richtig  rertheilt  werden  kann.") 
£s  ergiebt  sich  daraus,  dass  eine  principielle  Beseitigung  allen 
IVivitäwerbs,  wie  sie  hier  und  da  in  der  Smith'schen  Schule  ver- 
l«igt  wurde,  dem  Interesse  der  Finanzen  zuwider  wäre.  Eine 
Vermehrung  jenes  Erwerbs  kann  unter  Umständen  auch  finanziell 

")  So  kann  man  ihn  nennen,  wenn  gewisse  allgemeine  ^teressen  der  Volks- 
rj^Kliaft,  BQclt  der  Prodaction  im  Ganzen  in  Betracht  kommen,  nicht  nnr  die 
^feciilinteressen  eia«B  Prodnctionszveiges.  Z.  B.  die  Erhaltuig  der  Wilder  ist 
«SU  des  iänflossea  des  W^bflstuds  auf  das  Klima  und  aof  die  ganxe  Landescoltai 
^  iIlgemein-ToIkswlrthsch.  Interesse. 

^  Deshalb  lind  fioanzstatlsL  Bendnniigen  irichtig.  vddie  specMl  »Igen,  vle 
die  Qaote  ist,  die  z.  B.  die  Schold  oder  Heer  und  Fbtte  roif  der  Stenerdnnahme 
>^  ahsorbireD,  nachdem  sie  zQrdrderst  soweit  als  mOglich  rom  Reinertrag  der  prirat- 
ftithMh.  lännahnea  gedeckt  sind.  S.  CzOrnig,  österr.  Badg.  II.  484,  A.  Wagner. 
'Tila.  d.  tat  Staatshaash.  S.  151  nnd  Art  Stsatsschnlden  im  StaatsvOrterbach  X,  51. 
^'teoBsen  z.  B.  konnte  seinen  grossen  Millt&raafwand  leichter  tragen:  iregen  seiner 
Unien ,  ohnehüi  z.  Th.  tat  E^enbahoen  aoigenomiDonen  Sebald  und  wegen  seiner 
f">a  priTatvirthscb.  Xannabnea,  nmgebebit  'doppelte  Last  des  MiUtlranAraiids  in 
Oftiteireicb. 
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pusend  selfl.  Nnr  wird  dartfher  selten  das  FlnanziatefeBse  ent- 
scheiden kDiinen:  es  spricht  bloss  ill  K weiter  linie  mit 

2)  Die  fintsoheidnng  müSB  ^elmehr  schHesslich  nach  dem  ' 
socialpolitlschen  and  dem  allgemein-volkswirthecli&ft-  ' 
liehen  Interesse  erfolgen,  daher  im  Ganzen  auch  verschieden  nach 
Zeit-  und  Landesrerhältnissen  und  nach  den  einzetnen  Arten  des ' 
Privaterwerbs,  wie  es  im  nächsten  Käpitel  gezeigt* werden  wird. 
Hier  ist  Jetzt  nnr  ans  den  Ergebnissen  der  dort  anzostellendeo 
Untersnchnngen  zn  anticipiren,  dass  eine  principielle  Besei- 
tigang  alten  alten  Privaterwerbs  des  Staats  nicht  im 
Gesammtinteresse  Hegt.  Einzelne  Objecte,  wie  die  Fonrteo, 
sollten  durchaus  im  Staatseigentham  erhalten  werden,  aneh  die 
weitere  Verminderung  der  Staats -Feldgllter  ist  wenigstens  nicht 
allgemein  räthlich.  Andere  Objecte  werden  passend  zu  den  privst- 
Wirthschaftlichen  EinnahmequeUen  neu  hinzutreten,  wie  die  Staats- 
eisenbahnen.  Im  Ganzen  wird  daher  der  PrlVaierwerb  des  Staats 
doch  seine  heutige  Bedeutung  zweckmässig  behaaptee 
und  mehrfach  wieder  Erweiterungen  gerade  auET Rücksicht  anf 
moderne  Verhältnisse  des  Volkslebens,  der  Volkswirthschaft  und 
Technik  n.  s.  w.,  erfahren. 

Aber  dadurch  wird,  wenigstens  voraussichtlich  noch  fir  Bebi 
lange  Zeit,  der  specifische  Gharacter  der  modernen  Ein- 
nahmewirthschaft  des  Staats,  das  starke  Vorwalten  der 
Steuerwirthschaft,  nicht  beseitigt,  sondern  nnr  wieder 
etwas  modificirt  werden.  Denn  von  so  tiefgreifenden,  gegen- 
wärtig noch  so  wenig  in  der  Offentüclien  Meinung  und  in  der 
Praxis  vorbereiteten  Umgestaltungen  der  Volkswirthschaft,  wie  sie 
etwa  die  Beseitigung  des  privaten  Grundeigenthnms  zu  Gunsten 
der  Staatsgemeinschaft  wäre,  darf  hier  abgesehen  werden.^) 

§t  157.  Das  Vorwalten  der  Steuer-  vor  der  Doma- 
nlalwirthschaft  im  modernen  Stftatshädshalte  findet,  —  so- 
weit es  sieb  um  die  Deckung  des  Finanzbedarfs  und  nicht  nis^ 
besondere  BociidpolltiBohe  Und  allgemein-TOlkswirthschaftliche  Zwecke 
handelt,  derentwegen,  wie  bei  For^n  und  Bahnen,  die  Erhattnng 
oder  selbst  die  Vermehrung  des  betreffenden  Staatseigenthnos 
zweckmässig  erscheint  —  in  folgenden  Erwä^ngen  seine  weitere 
Begrttndung : 

Ysl.  A.  Samter,  Gesellsch.-  a.  "PAnisägsath.,  mtln«  GniaShg.  I^ttf.^ 
Absdia.  19  n.  20.  z.  B.  §.  SSO. 
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1)  Dm  Wesen  und  die  Äafgabe  des  Staats  selbst  spricht, 
Mr.  Dn  swaagsgemelnwiithBchaMiohe  System,  das  im  Staate 
läM  bOeiisten  Vertreter  findet,  soll  das  privatwirthsehafUicbe 
j^Mem  m  der  Volkswirthsohafk  ergteten  nnd  theflweise  ersetzen, 
Iber  nicht  alle  Fanctiouen  dessdben  llbemefamen.  Priratwirtb- 
efaiftliebe  Thätigkeiten  des  Staats  rein  zu  finanEiellen  oder 
Erverbsxweeken  sind  eben  deshalb  nnr  ansnahmsweise 
ptmnd:  sie  haben  die  Vermnthnng  gegen  sich.  Dm  richtige 
Fertfittniss  ist  Tiehaehr,  dass  der  Staat  das  prodneirt,  was  gmnd- 
ttelich  seine  Aufgabe  ist:  die  mancherlei  meist  immateriellen 
Stttbldstongen,  die  ihm  anf  dem  Gebiete  des  Beohts-  nnd  Macht- 
KRckB,  des  Gnltur-  nnd  Wohlfabrtsxweoks  obHegen,  weSi  die  Be- 
^^Stmng  die  betreffenden  Güter  nach  dem  prlTatvrirthBchaftliohen 
äfttoB  nicht  oder  nio'ht  so  gnt  prodnciren  kann.  Die  Be- 
illkernng  dagegen  erzeugt  die  Saehgtiter,  welefae  der  Staat 
^  and  indirect  für  die  Hcrstelinng  der  von  ihm  verlangten 
lÄtagen  braucht  Er  giebt  diese  der  Bevölkemng,  die  letztere 
jtdffie  Saohgttter  (das  Geld)  in  den  allgemeinen  Stenern  dem 

auch  eine  Art  Tausch,  nur  nach  den  Bedingungen,  die 
<jff  Staat  stellt  So  erscheinen  Staatslelstangen  nnd  Stenern  ab 
KbügM  Gorrelat  fär  einander. 

2)  Dazn  kommen  politische  Endungen.  Die  Domanial- 
(Urne,  znmal  die  vorwaltende,  kann  wenigstens  der  Regierung 
^ta-e  Unabhängigkeit  nnd  Macht,  bedenklichen  EiDfloss  geben, 
-  gegen  das  politische  und  auch  gegen  das  finanzielle  Interesse 
^Nation.  Auch  im  Finanzinteresse  bat  sich  am  Steuer- 
bewilUgnngsrecht  die  Volksfreiheit  emporgerankt  und  ist 
■lidiuch  eine  wi  r  k  8  a  m  e  F  i  n  a  n  z  c  0  n  tr  0 1  e  geschaffen  worden.  (§.33.) 

3)  Oekonomische  Gründe  sprechen  wenigstens  in  denjenigen 
FiUeD  gegen  Privaterwerb,  wo  wirklich  der  Staat  als  leitendes 
Viitbgchaftssnbject  ökonomisch-technisch  Geringeres  leistet  als  der 
''n^-  Dass  dies,  entgegen  einer  verbreiteten  Annahme,  nicht 
immer  so  ist,  wurde  schon  frtther  hervorgehoben  (§.  7  ff.)  und  wird 
im  folgenden  Kapitel  noeh  mehrfach  näher  nachgewiesen.  In 
Mnehen  Fällön  ist  der  Staat  aber  ohne  Zweifel  zum  Betriebe  un- 
^^tt,  wie  zur  Ftthrnng  gewöhnlicher  landwirthschaftlicber,  ge- 
^eitHoher  nnd  Handelsgeschüfte.  Da  hier  nicht  allgemein  Ver- 
pachtung mög^ch  ist,  so  emf^ehlt  sich  ans  rein  finanziellen 
Örundea  dann  Beseitigung  der  betreffenden  Zweige  des  Privater*? erbs. 

**)  TgL  GrondlegaDg  I.  Kap.  3. 
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4)  Endlich  sind  auch  specifisch  finaozielle  mit  den  An- 
fordenmgen  der  Ordnung  des  Finanzweaens  zugammwihangande 
OrQnde  gegen  ein  Vorwalten  oder  auch  nnr  gegen  eine  ittrke 
Vertretung  privittwirthsohaitlicher  Einnahmen  im  modernen  Staate- 
haushalte  anznfähren.  Der  siemlich  gleichmftsBige  ond  in 
Ganzen  allmälig  steigende  Finanzbedarf  findet  in  nothwendi^ 
stärker  wechselnden  ond  nicht  nach  dems^ben  Prinaj 
steigenden  privatwirthsehaftlichen  Einnahmen  keine  riehtigi 
Deckung.  Der  Bedarf,  welcher  dnrch  anmittelbar  geftihlte  Stenen 
bestritten  wird,  wird  in  der  Regel  sorgsamer  geprüft  werden.  Dil 
aof  Stenerwirthsohaft  begründete  Finanzwirthschaft  hat  daher  wk 
als  die  anf  Domanial^nahmen  basirte  die  Vermathong  einer  Be 
gelang  nach  dem  wahren  Volks-  and  Staateinteresse  f&r  siel 
und  demgemäss  wird  wahrscheinlich  dort  mehr  als  hier  die  Staats 
tfatttigkeit  richtig  bestimmt  werden. 


Zweites  Kapitel. 
Der  Fiivaterwerb  der  Finanzwirthschaft 

§.  158.  Einleitung.  Zu  dem  Privaterwerb  werden  hier  die- 
jenigen Einnahmequellen  gerechnet,  wälche  oben  in  g.  135  aafgfr 
zählt  worden  sind.  Je  nachdem  man  die  Abgrenzung  zwischen 
privatwirthsehaftlichen  und  gebflhrenartigen  EinDahmeo 
etwas  anders  vornimmt^  als  es  hier  geschieht,  wird  die  Reihe  dei 
Einnahmequellen  ersterer  Art  sich  verengen  —  z.  B.  wenn  d« 
Staatseisenbahnwesen  jetzt  bereits  unter  die  Gebflhrenanstalteo  ge- 
rechnet wird  —  oder  sich  erweitern,  —  z.  B.  wenn  die  Pos^ 
Telegraphie  noch  nicht  als  Gebflhrenanstalt  bebandelt  werden  sollte.'] 

Bei  allen  privatwirthsehaftlichen  Einnahmearten  sind  zwei 
Fragen  auseinander  zu  halten,  welche  im  Folgenden  dabei 
immer  getrennt  untersucht  werden: 

1)  Ob  die  beztlglichen  Objecto,  welche  den  Ertrag  geben, 
beihehalteü,  veränssert  oder  vermehrt  werden  soHen. 

')  DMiBs  erklärt  ach  dann  nothvendig  die  rerschiedene  Stelle,  welche  Maidn« 
Zweige  der  Eianfthmea  im  System  der  Theoretiker  eriuigea,  z.  B.  bei  JAI 
Dmpfenbftch,  mir.  Diese  Stalle  ist  «ine  Gonsequenz  der  principiellfln  '^'*^''?!!! 
imd  nidit  de,  sondern  letztere  mnss  arent  berichttgt  werden,  was  L.  Stein  wen 
Ubenieht 
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2)  Wie,  im  Falle  des  Stftatobesitteg,  die  Bewirthscbaftnng 
■iTerwaltang  eingerichtet  werden  soll. 

Ffir  die  erste  Frage  sind  die  beiden  in  §.  156  genannten 
fienehtipnncte  zu  anterscheiden :  der  rein  finanzielle  and  der 
Boeialpolitiflcbe  and  allgemein- volkswirtbechaftliche. 
VoB  letzterem  aas  ist  die  Beibehaltung,  Vermehrong  oder  Besdtigang 
des  betreffenden  werbenden  Staatseigentbams  zn  benrtheilen  nach 
den  allgemeinen  Einwirkungen  sei  es  des  Staats-,  sei  es 
ilaiPriTatbesitseB  auf  die  ganze  Volkswirthsohaft,  auf  die  allge- 
■ei&e  Landescnltnr,  die  Production  und  Vertheilang  des  Volksein- 
koBBeos,  und  wegen  der  bieraas  folgenden  soeialpoUtiseben 
TitkiDgai  einer  solchen  Gestaltung  der  BesitsTerUHbüsse.  Im 
AUgoneinen  mnss  sich  der  rein  finanzielle  Standpunot  dem 
>i4eren  anterordnen  (§.  156). 

Es  ergiebt  sieh  daraus  aoeh,  dass  die  Frage  der  Verihisse- 
ngiL  8.  w.  des  werbenden  Staatseigenthoms  nur  eine  relative 
Bwtwortung  znUlsst  Die  unbedingte  Enq>fehlang  einer  solchen 
Ifavegel  war  die  Gonseqaenz  der  fiberwiegend  priratwirthsehaft- 
Una^Ansohauang  der  Smitb'scben  Schale  mit  ihrer  Theorie  der 
Mm  Conourrenz.^  Die  Praxis  ist  von  dieser  Änscbannng  mehr- 
^beeinfinsst  worden.')   Die  neuere  Wissenschaft,  insbesondere 

*)  IMoB  reikennt  auch  Stein,  2.A.,  S,  159,  venn  er  zwei  Yenraltnn^pTindpieii 
fb  Dominen  onteisclieidet :  nach  dem  massgebeaden  zreiten  mOsse  die  finanz.  Ver- 
nltas  10  eingerichtet  Verden,  daas  man  den  Ueberipuig  der  Domänen  ins  Prirat- 
"Sntlinm  Torbeieite.  Letzteres  Ist  kein  allgemein  gültig  Axiom ,  selbst  nicht  ftlr 
w6eg«Dirari  A.  Smith,  HI,  20S.  iJ>»a  EinlcommsD,  Teiche»  in  jeder  cinümrtea 
«wdiie  die  Ktone  roa  den  Staatsgütern  zieht,  obschon  es  die  Burgar  nichts  za 
scheint,  kostet  doch  in  der  That  die  OesellFchafi  mehr  als  riellei^  jede  andere 
fuiina  der  Kn»e  nn  glalckar  CMfSfc"  —  Schmalz,  Staatsir^L.  Ö,  180.  — 
Latz,  m,  120.  —  Baun,  Der  Staat  n.  dw  Landbao,  S.  50.  —  Beigius,  Vioiia^ 
laeMchaft  S.  171.  — Pfeiffer,  Staats-Einnthm.  I,  112,  n.  überhanpt  die  Veitwter 

Uuchestenichteng.  Siehe  anch  oben  §.136  Amn.  2  die  einseitige  Aaffitsnug 
'  Pfeiffer,  Manrns,  dass  der  Domänenbesitz  des  Staats  wie  eine  Steuer  wiriie. 
-FltraUmä%eYeräasBernng  der  Domänen  spricht  andi  Seelig  in  Ran  n.  Haussen, 
«ckiT  der  polit  Oekoo.,  N.  Folge,  ES,  29. 

*)  Schon  Elisabeth  und  Jakoh  L  Terkaoften  allerdings  viele  Domänen,  letzterer 
«r  775,ftOO  L  St  Sinclair  a.  a.  0.,  l,  205.  232.  —  In  Oesterreich  sind  schon 
m  ntTigen  Jahrhundert,  sodann  anch  im  jetzigen  (V.  r.  7.  Octob.  1810  b.  20.  Febr. 
ISll.  fonier  nach  dem  Patent  vom  22.  Janoar  1S17)  sehr  viele  grosse  Domänenhen<- 
»ikfieD  nr  SchoMratUgang  rerftnssert  iroidan.  Der  Tokuf  bmchto  1818—1651 
».736,097  fl.  ein,  der  Ansmfiprels  tu  28.893,968  B.  oderVa  «Im  Eriösw.  Danmter 
»und  sich  die  Herrschaft  Fodiebrad  in  Böhmen,  die  18S9  fUr  1,634,050  S.  rer- 
»»crt  wuda.  Tafeb  zor  Statistik  der  Osten.  Monarchie,  Nene  F(^,  I,'  3.  Heft 
1^  !9.  Neoerdings  Ist  die  DomtaenTeräassening  in  Oesterreich  wieder  bloss  eine 
'<uge  der  nnanznoth,  ohne  ein  leitendes  rationellee  Finanzprinoip.  Dies  gielt  oamentL 
wo  dem  veifehlteo  Vertrag  Tom  18.  October  1855,  zwischen  Staat  md  Nationalbaak,  - 
«üe  Hasse  ron  Staatagfltem,  die  aof  j  56,485.000  fl..  angeschlagen  sind  and 
FUche  ron  160  g.  Qaadr.-HeiL  einnehmen,  an  die  Nationalbsiik  «Is  Dnterp&od 
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wie  sie  von  der  dentschen  historischen  Sehnle  der  Nation 
Ökonomie  vertreten  wird,  ist  solchen  Musregeln,  wenn  ne  i 
allgemeine  Forderang  der  Politik  erscheincD,  schon  akhoM,  w 
sie  mit  Reeht  die  Bedingtheit  aller*  solcher  Entst^ieideng 
durch  die  geschichäich  gegebenen  Veihältaisse  des  Volks-  ii{ 
Wlrthschaftslebens  betont  nnd  danach  eine  richtige  Entscheid^ 
nnr  von  Fall  zn  Fall  ftlr  möglich  hält,  (s.  Anm.  2).  Die  soeij 
politische  Aaffassong,  welche  namentlich  den  Einflaas.  der  ^ 
staltang  der  BesitsrerhlUtnisse  nnd'Bentrabestlge  aof  die  Vertheili 
des  Volkseinkommens  and  anf  die  sodale  Lage  der  Volksi^M 
beachtet,  mnss  sich  dem  allgemeinen  Verdict  gegen  das  werbei 
Staatseigentbmn,  besonders  gegen  Staatsgmndbesiti  eo^egimslBi 
Sie  hat  vielmehr  die  grossen  Bedenken  eines  aasschliesslioh  prfl 
tiven  Besitzes  der  Prodactionsmittel  und,  daraas  hervorgehend,  ehj 
zn  starken  Ueberwiegens  des  privatwirthsohaftliohea  Systems  i 
der  Volkswirthsohaft  hervorzobeben. 

Die  Frage  der  Beibehaltung,  Vermehning  oder  Verthmen 
der  privatwirthschaftlichen  Einnahmeobjeete  des  Staats  hängt  dak 
wiedereng  mit  den  allgemeinsten  nnd  wichtigsten  Frsfi 
der  Organisation  der  Volkswirthsohaft  nndderGeiM 
tnng  der  Besitsverhältnisse,  speciell  der  Vertheilit 
des  Eigenthnms,  namentlich  des  Grnndeigenthnms,  i 


für  du  Gathaben  derselben  roa  155  MitL  fl.  ttberlassen  vorde.  Die  Baak  M 
diese  Otiter  renraltea  irad  allnUÜig  rerlnssern  und  der  ErlM  vorde  an  dar  geurt 
Schuld  des  Staatee  a^erecluet  Für  die  Herstelhmg  der  Yslata  —  doch  Sn  2n 
dar  MasBTegd  —  war  di^r  Vertrag  oline  Eifdg  (s.  A.  Wagner,  Finaiis.  OaM 
im  StaatST.  B.  VII.  630).  (Die  Bemeric.  no  Stein  S.  165  d.  3.  A.  machea  tet«b 
ein  totes  ,  J>riiiolp^  ans  der  T»v«idnng  des  Eridses  rerkaofler  DtuInMi  zor  P^l 
geldelnlflsiüg,  —  Tie  so  oft  bei  Stein  eine  Eibebang  zafUllger  Osterr.  FiiiiKl 
regeln  znm  wiasenschafU.  Postolatl)  Li  dem  Veriuufe  ron  Eiaenbahnon  nikd  ndS 
Gegenständen  an  eine  Gesellscliaft,  ftlr  velAie  frMzöslsche  GapttalisteD  den  V«rt 
abschlössen  (1.  Jan.  1855.  far  200  Mill.  Fr.),  sind  auch  114.000  Uek(.  Uod  tU 
griffen.  Starke  VeAnssernngen,  selbst  ron  Forsten,  sind  in  neeesterZeit  in  OHM 
leidi  wieder  erfolgt  Tgl.  die  (officiOse)  Sdirift  Staatsgaterrerwahong  der  Natid 
bank.  Wien  1802.  Es  sind  daher  mit  Äasnahme  der  StaatswaldongAs  im  weMBg 
Oesterreieh  nur  wenige  Staatsgater  abrig  geblieben.  —  Im  prenss.  riiinafcMil 
waren  eine  Zeit  lang  jährlich  1  Mill.  Thlr.  tta  YsAinSt  und  AblOraagaB  ra^iM 
Bis  1830  sind  ftlr  20  HUI.,  von  da  an  bis  1840  fUr  35*^  MilL  TUr.  Kammergat«  « 
lunft  worden.  (Zweifel  ttb.  d.  Zweckmässiglc.  dieser  Maisgregel  r.  BQlov-C«nm«il 
Freasseii,  srine  Terbssang  n.  s.  w.  S.  15S.  wo  jedoch  der  Drang  der  Kriegsnifl 
die  TtAswirthschaftL  VorOieile  xa  venig  beachtet  zn  sein  scheinen.)  Im  D.  ISSl-^ 
Würden  281,834.  1660—64  1-085,  1865—69  0^54,  1874  1'642  MOL  TUr.  am  I 
Veriunfe  t.  Dominen  n.  ForstgnindstQcIteB  n.  der  AblSsnng  ron  Domteeogefimend 
genommen.  A.  f.  1879  n.  76  bez.  3  n.  S'6  Mill.  Maiit.  Einnahme  f.  TwiniMiafl 
-  aUein:  1871  1  17,  1872  2^6.  1873  209  MiQ.  M.  —  In  Belgie»  v«fte  «MM 
naeti  geaetifieher  Vorschrift  Domänen  Terteuft.  Die  Uerwu  ttsMBds  EiM<h»  t 
in  D,  1841— SO  596.960  Fr.  (Eiuelnes  Mch  Ran). 
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Prirateigenthnm  an  die  Frivatwirthsebaften  and  ab  jJffent- 
Hehfls  oder  „gesellsohaftHohes"  Elgenthnm  an  die  ZWangs- 
pDnowirÜMchflften,  als  die  Vertreter  der  Volksgemeinsohaft^  za- 
Moaen.  Jene  Frage  ist  deshalb  z.  B.  in  HinBicbt  auf  die  FeU- 
Slter  sngleicb  eine  principale  Frage  in  Besag  auf  die  Becbts- 
ordBOng  fttr  'Seo  ländlichen  (agrarisohen)  Boden. ^) 
Oiflse  Seite  der  Sacbe  hat  die  ältere  FinanzwisBensohaft  vn  wenig, 
oftub  gar  nicht  beachtet  Sie  beging  denselben  Fehler  wie  die 
hfittnhe  Oekonomie  der  Smitii'Bdben  Sebnle  in  den  volfcswirth* 
H^sfUichen  Fragen  tlberfaanpt  Danuu  ergiebt  sieb,  dass  die 
Otlide  ftlr  nnd  wider  DomftnenTerftnssernng  bei  den  älteren 
lluiiitheoretikeni ,  Ban  Uer  dngesehlossen,  nur  eine  bedingte 
Beveiflkraft  haben  nnd  mit  den  anderen  Qrtlnden  ans  dem  social- 
Hitiiehen  GenehtBpnnete  fttr  die  Kntsdieidiuig  combiairt  werden 


fflUgäter  oder  Domänen  im  ongston  Sinne  und  dingliohe  Beohte.  0 


BetMialtHBg  oder  VcrftHssenuf  der  FeMgtter. 

L  —  §.  159.  Darlegung  der  Grflnde  fttr  nnd  wider  in 
ier  bisherigen  Finanzwissensct^aft  Znr  allseitigen  Wflrdi- 
SOg  der  Frage  nnd  der  Art  und  Weise,  wie  sie  behandelt  wnrde, 
iif  es  Ewec&mässig,  zunächst  die  bisher  Übliche  BeweisfUhmng  dar- 
idsgen.  Kan  hat  die  QrHnde  fBr  nnd  wider  folgendermauMi  sn- 
ummengesteUt') 

*f  S.  ither  bes.  dio  eingehends  prtndiiietle  Erörtarang  dieser  Frag«  in  meiner 
^nMhgimg  I,  Kap.  6  AbMhn.  10—1»,  baf.  $.  941— S46,  347—801,  to  Mf  die 
«HMmlaeB  Mlum  odt  BaeUdit  genmunfln;  ferner  A.  Später,  eaaeOBoh.  n. 


*)  5i«Mr  HinpUbiefanitt  eDtoprieht  dea  §g.  94—136  der  5.  A.  roo  Bi,a  a.  den 
m  123—106  ttelner  6.  Bearbeitoiir  Manches  Ist  ens  Rais  Darstdlnng  Uer 
»gflle^eiiMamm  Vörden.  Die  betreffenden  Stellen  werden  Immer  speoiell  bezeichnet 
^^ubei  meiner  Nenbearb.  d.  6.  Ä.  ist  die  iresenttiohste  Yerlndenuig  die  Herror- 
Mug  der  sodalpdltfschen  Seite  der  Fragen. 

^  Ran,  5.  A.,  §.  94—98,  mit  Udnen  Yeriod^Bgan  m'  ntr  nach  d:  6.  A. 
Mt!  ff.  Ban  hat  Uer  noch  lein  die  flnanz.  (n.  prtntOkonom.)  Betrachtangsveise. 
^lelne  Hodificadmeii  dieser  Anffusong  habe  Idi  lohon  in  d.  6.  A.  eingeftgt  (z.  B. 

1  in  §.  123),  aber  noch  nicht  genflgend;  meine  Ansicht  wn  dem  Staats- 
py^^lgarthnm  noch  m  nngonstig.  Diese  Behandlnng  fand  schon  in  meiner  6nmd- 
«S^  in  4tn  fa  Aun.  4  de«  §.  158  gut  Stellen  die  ftothveftdlge  Berl6htl|iiiit. 


Erster  Haaptabschnitt 


1.  Ahsohttitt 
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864     2-  B.  2.  E.  1.  Ä.  Beibetultnng  oder  VerttasMnmg  d.  Feldgflter.  §.  159.  • 
Ä.  Fttr  die  Veränseerang: 

„1)  Die  Regierung  ist  wenig  geschickt,  Gewerbe  m  betrüben. 
Privateigenthllmer  benntzen  in  der  Regel  eine  Erwerbsquelle  mit 
besaerem  Erfolge  als  jene^  weil  sie  mit  grosserem  Eifer  verfahren, 
mebr  aaf  VerbessernngoD  bedacht  sind  nnd  jeden  einzdnen  Oe- 
werbszweig  schwunghaft  betreiben  kl$nnen,  was  besonders  bei  in- 
tensiverem Ackerbau  sidi  fühlbar  macht,  während  die  R^«mig 
ein  kostbares  Personal  von  miteren  and  hVbwen  Beamten  eibalteo 
mnss,  welche  minder  th&tig  and  sparsam,  als  eigene  Unternehmer, 
nnd  wieder  an  manche  lästige  Gontrolen  geband«i  sind.  Die  Er 
fahmng  lehrt  vielfach,  dass  die  Domänen  j^t  in  Privathänden 
einen  grosseren  Reinertrag  abwerfen,  besonders  wenn  die  Domlnc» 
vor  dem  Verkaufe  in  solche  Stücke  zertheilt  werden,  dass  sie  ewar 
noch  mne  reichliche  bäuerliche  Nahrang  geben,  aber  mehr  Hensehen 
als  bisher  beschäftigen,  wodurch  der  Wohlstand  der  Landbawaden, 
80  wie  die  Volksmenge  vergrössert  wird.  Selbst  wenn  der  Erlös 
nur  den  bisherigen  Domänenertrag  vergOtete,  so  hätte  der  Verkanf 
doch  in  jenen  ElUlen  eine  Vermehrang  des  Einkommens  uid  abo 
der  Steuerfähigkeit  des  Volkes  zur  Folge.*) 

*}  Nktärlicli  irUrcle  man  da  anders  artheilen  mtisseo,  vo  die  Priraten  in  der  Lud- 
virthschaft  so  w&mg  Eifer  nnd  GeschickÜcUeiC  zeigten,  dass  sie  ron  den  DomiDcci- 
Terraltem  betrUchÜich  übertroffen  wurden.  —  In  Dänemark  sollen  neneriich 
Staatsgüter  so  gat  reriumft  trorden  sein,  dass  ihr  blsheiiger  Beinertrag  nur  Vg— 1 
des  Erlöses  war.  —  Die  in  Spanien  bis  1811  verkaaften  Staatsgüter  waren  «f 
133  Mill.  Be.  geecb&tzt  nnd  es  worden  926  Mill.  erlKst  Die  bis  1865  ron  der  Be- 
gieniDg  rerkaonen  Eircbengater  brachten  einen  ErlOs  ron  17,851.000  Bealen,  wfthrend 
sie  zn  9,143,000  R.  angeschlagen  worden  waren.  —  Auch  die  nenestea  itatien. 
Beanltate  bdm  Terkanf  der  Staats-  q.  Kin^engOtar  rerxUchen  mit  deo  lililw. 
Bontea  d.  den  Taxen  günstig,  —  Geber  OestflTiaicIi  s.  d.Sdiilft  t.  J.  Sehalhoi. 
Staatsgüter  o.  Grossgrondbesitz  in  d.  Osterr.  Uml,  Wien  1862  (ziemlich  anmreriXssig) 
o.  dagegen  die  §.  158.  Note  3  gen.  Schrift  der  Baok.  la  letzteorer  wird  o.  A.  ge»ist, 
dass  man  bei  der  Teigleichnng  mit  Priratgütem  oft  den  Ertrag  der  Staatsgüter  nicht 
richtig  (nicht  hoch  genng)  anschlägt  S.  12:  „Die  Reotabfohren  kOnnm  nicht  n>T 
Orondlage  einer  vergleichenden  Bemtbeilnng  dienen,  da  ron  dem  Reinertrag  der  Staats- 
güter meist  Dor  ein  Theil  in  die  Staatscasae  gelangt"  Ea  mOchte  überhaapt  hkafiger. 
ab  bisher  anirenoramen  warde,  der  StaatsgttteArtrag  selbst  jetzt  schon  nicht  allge- 
mein (wenn  Zeit  des  Yeikanfs.  Lage,  Boden,  AbntzTerhftltnisse ,  GrOsse  d«  Güter 
o.  B.  w.  verglichen  wird)  so  sehr  hinter  dem  von  Priratgütem  zorückatehen.  Ton  nG^ 
Uchen  Terbeasmingen  in  der  Verwaltung  gar  nicht  za  reden.  Imnerfaia  rerfanne 
jedoch  aach  d.  Osterr.  Nationalbank  8  Güter  tob  zos.  61,524  ä.  mittL  Reiaertng  i» 
Anschlag  (tmter  Berückflicht  steigender  Gnltnr)  von  1*46  MilL  fl.  filr  2.630,64t  &^ 
ironm  der  bisher.  Ertrag  diso  3*357«  ^'^<  —  ^  einem  StsatBsehnldzinsftitt  vm  ' 
bis  97g.  —  In  Baiern  sind  in  denJahiea  1826—28  für  8,850,557  fl.  Domänen  n^ 
kaoft  worden,  deren  Reinertrag  bisher  54,151  1  oder  2*3  Proc.  war.  Der 
wenn  autn  noch  45,000  fl.  TorschOme  a.  35,000  fl.  Aoastinde  einrechnet,  das  43w^o 
der  bisherigen  reinen  Beste,  ond  rerönset  sich  dagegen  za  4*2  Proc.  Yerii.  r.l^'- 
Beil.  XSL  Vetterlein'B  Vortr.  §.  13.'—  Bei  den  neaesten  preoss.  Domtoenwr- 
äOBsenngen  (1874  ff,),  besond.  in  Neu-Vor-Pommern.  sucht  die  Begierang  naw 
Anr^n">S  der  Kammern  die  Domänen  in  kleinen  Stocken  za  Teriossen,  ngi  der  Ltsd- 
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rOr  und  ^ider  ])oiDlbi«nreriUiaBenuig. 


„2)  Der  Verkauf  der  Domänen  ist  ein  leiehtes  Mittel,  die 
äaatBsebnlden  abzutragen*),  besonders  wenn  man  Werth  darauf 
iegn  I011B8,  dass  dies  bald  in  betritebtlichem  Maasse  geschebe; 
iDcb  gewinnt  man  hiebei,  indem  der  Eanfschilling  gewöhnlich  so 
gross  aoafällt,  dass  er  mehr  Seholdenzinsen  erspart,  als  man  an 
ESskOnften  ans  den  DomSnen  verliert  ^) 

„3)  Der  Domänenbesitz  verwickelt  die  Regierang  in  ein  beson- 
deres PriTatinteresse,  welches  sie  manehen  allgemdnen  Verbesse- 
imgen,  z.  B.  der  Ablösung  Iftstiger  Realrechte,  abgeneigt  macht, 
odv  welches  wenigstens  wegen  der  darans  herrflhrenden  Reibungen 
nit  dem  Vortheile  Einzelner  Ideht  als  etwas  Ct^üLssiges  betraeh- 
let  wird. 

„4)  Die  Erfahrung  zeigt,  dass  zur  sichern  Deckung  des  Staats- 
ufirandes  Domänen  keineswegs  erforderlich  sind,  nnd  dass  in 
■dreren  europäischen  Staaten,  wo  die  Domänen  nur  einen  geringen 
Mtng  liefern,  doch  die  Einkünfte  reichlich,  regehnässig  and  ohne 
BtAiIckung  der  Bttrger  eingehen." 

B.  Fflr  die  Beibehaltung  der  Domänen  hat  Raa  folgende 
fiHnde  zusammengestellt:') 

„1)  Ans  dem  Gresicbtspuncte  der  Staatsklugheit  im  Allge- 
naaai  hat  man  die  Domänen  als  eine  wesentliche  Stütze 
der  erblichen  Fflrstenwtirde  angesehen,  weil  diese  aus  dem 
Bdehthume  an  Länd^eien  entsprungen  sei  nnd  also  fortdanemd 

batikerong  Gelegenheit  zum  Anluof  tob  Land  zu  gebea  und  dadurck  a.  A.  der  Aus- 
vuderung  entgegenzuwiiken.  Besonderen  Erfolg  haben  diese  Massregela  bisher  nicht  v 
Doch  kU  aach  nach  den  Ansichten  Sachrerständiger,  z.  B.  Sombart's,  nicht  in  der 
iktdgea  Weiae  vo^;«gaDgeu  verden.  Die  Sadie  oimiitt  in  solchem  Falle  abw  schofi 
dn  Chacacter  einer  socialpolitiscben  Massregel  an.  Es  wurden  im  R-B.  Stialsaiid 
%  Dunin«!  in  Parcellen  m  Dmfang  eines  Banerhofii  q.  ron  CoMithenhafim.  theils 
>li  HlosenteUen  mdstliäeteiid  za  Teik*a£aa  genwiht,  Zahlungsbedinguiig  hti  dw 
Cebetgabe,  nach  JahresfriM,  Va  bleiben  5  Jahre  lang  zinsfrei  stehen.  Geringe 
Sadi&ftge,  b^nd.  die  Ideineren  I^äceUen  konnten  mehruich  nicht  einmal  unter  der 
Tue  r^kanfi  iretden.  Vgl  Sombart,  d.  Fehler  im  ParcelUrreEfidunn  d.  prcnss. 
Stutadom&nen,  BerL  1876.   Kau,  §.  94,  Note  b,  ältere  Daten  Uber  Dom&nenrerkänfe. 

*)  Schon  im  alten  Born  geschah  dieses  bei  der  GeldTerlegenhelt  im  Jahre  ö54  Q.  c. 
ia  Anfug  des  macedooischen  KriegB.  Die  Gonsuln  tragen  darauf  an,  die  GUabiger 
▼Uten  zu  lassen,  was  der  Senat  verwarf.  Com  et  priraü  aequum  postolarent,  nec 
tuen  flolrendo  aere  alieno  resp.  esset,  quod  medium  iuter  utile  et  aeqaam 
tm,  decrererunt  £s  wurden  disponible  Staatsgüter  nach  der  Abschktzong  durch  die 
Genndn  den  GUablgem  aberiassen,  mit  einem  Zins  ron  1  as  fOr  das  jngenun,  am  ein 
5«£hea  m  haben,  wenn  d«9Stut  späterhin  die  GtUer  wieder  mnlMen  ktane.  LItIhs, 
XXXI,  13.  (Bau.) 

*)  Kann  man  z.  B.  GoteTt  weldie  1  MÜL  rein  abwerfen,  tat  SO  Wü.  rerkaofen 
Bad  damit  Schulden  alnidilen,  die  4Vi  Froc.  Zinsen  kosten,  so  erspart  man  1,350,000 
Zinsen,  also  350,000  M.  mehr,  als  man  an  Dominenertrag  aofgiebt         Note  9. 

•)  Gr.  Soden.  V,  45.  —  r.  Jacob,  I,  §.  78,  192.  —  Herxog,  Staatswiith- 
KkiMdw  Bluter.  II,  5  (1820). 
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36^   2.  B.  2.  K.  1.  A.  fiQib«lultaiig  odn  terloas^nug  A«s  1fd6gnter.  g.  159. 

aqf  ihm  rohen  mflwe.  Das  DomäaeneaDkommea  wird  femer  wegen 
seiser  Unabbftieigkeit  von  landstiUidi8cher  BewilUgnng  nod  Ober- 
haupt wegen  seiner  grösseren  Sicherheit  in  Zeiten  innerer  Unrabeo 
und  grosser  Umwälzungen  fUr  vorzltglieh  schätzbar  erachtet').  — 
Solche  Bfloksichtw  sind  hiHiptsftohUeh  bei  den  Hausdom&nen  wichtig 
(§.  97.  153.)  and  können  in  Beziehung  auf  kleinere  Staaten,  deren 
Selbsi^digkeit  mehr  gefährdet  ist,  nicht  fttr  gaoz  nabcgründet 
gehalten  werden,  besonders  wenn  schon  durch  die  Ablösung  der 
GrnndgefäUe  unvermeidlich  ein  Theil  des  Domäneneinkonunens 
hinweggefallen  ist.  Indess  gewährt  er&hnmgsgemäss  der  Dooütaien- 
besits  weder  Sieherheit  gegen  Entthronung  der  Dynasäeen  dureh 
Revolutionen  noch  materielle  Httlfe  bei  feindlicher  Vertreihmig- 
Aach  liefert  wenigstens  in  imhig^  Zeiten  und  in  Ubidcm  mit 
einer  entwickelten  Volkswirtfaschaft  die  Besteuerung  leicht  die 
,  Mittel  zur  Befriedigung  der  Staatsbedürfnisse,  und  es  wäre  nicht 
rathsam,  jene  Vortheüe  da,  wo  erhebliche  volkswir&scfaafUiche 
Erwägungen  den  Verkauf  empfehlen,  mit  einem  grossen  wirth- 
sdiaftUchen  Opfer  zu  erkaufen.  Auch  ist  es  jedenfalls  zur  Besei- 
tigung aller  Besorgnisse  genügend,  wenn  ein  solcher  Theil  der 
Domänen  erhalten  wird,  auf  dessen  Beinertrag  die  Civilliste  tage- 
wiesen  werden  kann.  Ferner  ist  auf  Eingehe  dnes  geirinen 
Geldertrages  von  Staatsgütern  nicht  bestimmt  zu  rechnen,  weil  bei 
Landgütern  mancherlei  Uniälle  vorkommen  können,  welche  sowobl 
die  Pachter  als  die  Verwalter  hindern,  die  Zahlnngen  zu  rechter 
Ztalt  XU  leisten. 

„2)  Das  Domäneneinkommen  erregt  keine  Unzufriedenheit  und 
kdn  GefUhl  der  Entbehrung,  weil  es  ans  einem  eigenen  Erwnbe 
der  Begierung  mit  Httlfe  eines  schon  längst  von  dem  Priratver- 
mSgen  ausgeschiedenen  Gmndeigenthums  herfliesst,  während  die 
Auflagen  fortdauernd  aus  den  Einkünften  der  Bürger  entrichtet 
werden  müssen  und  unTcrmeidlich  zu  manchen  Usgleichheitea 
Belästigungen  Anlass  geben.  Würden  vollends  die  Kammergüter 
unvortheilhaft  verkauft  oder  die  eingehenden  Kaufgelder  nicht  |;iit 

T.  Hallet.  —  BQdliardt,  ZoBtaad  des  E.  BaifiOk,  HI,  ST.  —  Andere  sebm 
geiade  oingflkehrt  im  Bestehen  rieler  Dom&nen  cdue  Gefahr  fttr  die  borgedicbs  Fniheit. 
SiacUir,  History.  lU,  293.  Zacbarii,  Yierzig  Bü^er  vom  Staat«,  {I,  79.  I> 
Freossen  d.  and.  Staaten  hing  öbrigens  der  Umfang  der  jeveiL  Yeräussenu)^  't'^eV 
auch  mehr  ron  politischen,  als  von  wirthschaftlichen  Zeitanaichten  ab :  keine  oder  nu 
geringe  TerAasaerongen  in  Zeiten  der  polit.  Beaction.  Dia  Extreme  berühren  neb 
Aber:  die  Socialdemokratie  als  Gegnerin  des  piiraten  Grond^entbiunB  mON  coaw^^ 
auch  die  Yerftiisswm  von  StaatacUtem  rerdammen  (wie  äcb  in  der  Ang«hg*^ 
der  Bntiuuchirdger  Staatsbalineii  scbon  zeigt«). 


Digitized  by  Google 


FOt  and  Vider  t)oin&iianT«rfoneniii^. 


d67 


afiitfae  gehalten  %  9o  müssten  sogleich  die  Steaern  erhöht  werden, 
■  den  Aosfall  in  der  fiinnuhme  zu  decken.  —  Hierbei  ist  jedoch 
n  bemerken:  Jener  Vorzog  des  Dom^niAleinkommens  dürfte  nicht 
fflbcheiden,  wenn  die  Kammergttter  weniger  ertrttgen,  als  Privat- 
lifidereien  and  somit  die  Otttererzengang  im  Ganzen  geringer  wäre. 
Nu  bei  dner  der  Privatbenatzang  nicht  nachstehenden  Bewirtb- 
sdbaftongsweise  der  Domänen  ist  dieser  Umstand  gewichtig.  Werden 
ienwi  die  Kanfenmmen  zar  Schnldentilgang  oder  einer  werbenden 
ABwendong  benutzt,  so  ist  keine  Vermehrung  der  Anflagen  noth- 
weadig;  wachsen  dagegen  ans  anderen  Ursachen  die  Staatsbedttrf- 
ÜN,  so  wttrde  auch  die  Beibehaltung  der  Domänen  eine  stärkere 
Bntnenmg  nicht  verbttten  kOnnen;  gegen  eine  Venohlendening 
oder  une  Verwendung  des  EriOses  für  lanfende  Staatsansgaben 
Iber  schtitaen  in  einem  wohlgeordneten  Staate  die  gesetzlichen 
YtikflhmngeB. 

„3)  Wenn  gleich  erfahmngsmässig  die  Staatsgüter  in  rielen 
Hb  den  FriTatbesitzungen  im  reinen  £rtrage  nachstehen,  so 
Alt  neb  doch  nicht  betiaopteu,  dass  dies  allgemein  so  sein  mttsse. 
QeflB  musB  man  in  dieser  Beziehung  die  Arten  und  Beschaffenheit 
^Staatsgüter  unterscheiden,  tbeils  lässt  sieh  die  Bewirthschaftnng 
fewcT  einrichten.   Femer  lässt  sich  nicht  rerhindemj  dass  reiche 
PrinOpersonen,  Körperschaften  oder  Stiftnqgen  die  erkauften  Güter 
ebeiifaUs  verpachten,  wie  es  die  Regierung  gethan  hat,  und  wie 
dies  flberhanpt  sehr  häufig  geschieht;  es  macht  dann  wenig  Unter- 
Khied,  ob  der  Verpächter  der  Staat  oder  eine  andere  Person  ist 

„4)  Das  Domäneneinkommeu  mnss  im  Verlaufe  längerer  Zeit- 
rSome  steigen,  weil  die  Grundrente  mit  der  Preisertitfhung  der 
Bodenerzengnisse  und  dem  besseren,  kunstgemässeren  Anbaa  der 
Undereien  erhöht  wird.  Durch  den  Verkanf  gegen  eine  Geldsamme 
seht  dieser  Vortbeil  verloren,  und  der  Schaden  ist  desto  grOsserj 
wenn  die  Verilnssernng  in  einer  Zeit  vorgenommen  wird,  wo  es 
Bodi  an  Kapitalien  und  Arbeitskräften  zu  einer  besseren  Bewirtb* 
achaftnng  dnrch  Privaten  fehlt  und  deshalb  die  Preise  der  €himd- 
■ülcke  noch  niedrig  sind,  oder,  wie  in  der  Regel,  wenn  es  in  Zeiten 
der  {Inanznotb  geschieht.  —  Diese  Betrachtung  mnss  von  nn- 
teitigen  Verkäufen  abhalten.  Doch  ist  dabei  auch  zu  erwägen, 
dtts  die  Grundrente  von  Privatländereien  Öfters  schneller  zunimmt, 
tU  von  Donübien,  —  dass  FriTateigenthttmer  zu  mühsamen  Urha^ 

^  *)  Au  (äoMF  BeBorgnl»  ist  Qt.  M«Uke  dem  Veikanib  *bgeiieisL  Ueber  dio 
Huahmaitidlem  8.  30. 
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machnngen  und  GrnndTerbessenmgen  mehr  Eifer  za  haben  pflegen, 
—  femer  dass  die  Staatseasse  auch  von  dem  grOsserai  Gnmdein- 
kommen  der  Bürger  anf  maneherlei  Weise  mittdbar  VorÖidl  rieht, 
z.  B.  in  der  G^rondstener.") 

„5)  Staatsanl^en  können  dnrch  den  Domänenbesitz  erleiclitert 
werden,  weil  dieser  den  Staatsglänbigem  eine  Unterpfandssieher- 
beit  giebt.  —  Dies  ist  jedoch,  besdnders  in  grosseren  Staaten  tod 
gntem  Personalcredit,  neuerlich  ron  geringer  Erheblichkeit,  wo  ; 
mau  bei  gut  geordnetem  Staatshaushalte  und  ^robtem  Bechtssinn 
der  Regierang  jener  Grundlage  des  Credites  selten  mehr  bedarf. 
Die  landständische  Zustimmung  ntttzt  dem  Öffentlichen  Vertrauen 
mehr  als  die  Verpfändung  der  Domänen,  die  ttberdiess  vom  Staate- 
gläubiger  schwer  zu  seiner  wiiklichen  Sicherang  geltend  zu  machen 
ist.  S.  Näheres  in  der  Lehre  von  den  Staatsschulden  im  2.  Bande. 

„6)  Einzelne  Kammergflter  leisten  gute  Dienste,  um  landwirth- 
schaftlichen  Verbesserungen  Eingang  zu  verschaffen  nnd  ron  jenen 
ans  weiter  zu  verbreiten,  z.  B.  Einf&hmng  besserer  Vlehraeen, 
Anlegung  von  Gestfiten,  landwirtbsohafUiehen  Lehranstalten  mit 
Gelegenheit  zu  Anschauungen,  Uebungen  nnd  Versuchen  u.  b.  w., 
oder  wenn  grosse  Gebäude  vorhanden  sind,  zn  Irren-  oder  Aibeit»- 
häusem,  Schollehrerseminarien  n.  dgl." 

§.160. — 0.  Nach  der  Abwägung  der  vorstehenden  einanderznm 
Theil  widerstreitenden  Gründe  gelangte  schon  Bau  (§.  98d.  S.A.) 
auch  fttr  die  Gegenwart  nicht  zn  einer  einfachen  unbedingten 
Regel,  „weil  die  Bestandthdle  des  DomänenvermOgens  selbst,  sowie 

*)  TgL  Bbq,  Tolkswiithsduitsleli»,  8.  A.,  I,  §.  220.  Schmalz,  II.  181.  er- 
zählt Toa  einem  StaatBgnte.  welches  1739  für  3300  Thlr.,  und  noch  1S05  nicht  hebet 
als  ßlr  3900  Thlr.  rerpachtet  irorden  ist,  während  der  Pachtzins  einos  buuehhaileii 
adoBchen  Gates  in  jener  Zeit  ron  800  auf  3000  Thlr.  gestio^  irar.  Tieles  kommi 
hier  jedoch  auf  die  Grundsätze  der  Verpachtung  (voigeachriebenes  oder  £reigeTihIles 
^irthschaftssystem)  an.  S.  o.  Uber  Zeitpacht  §.  173  ff.  —  Man  hat  berechnet,  daia 
die  Guter  der  im  Jahre  1542  von  Heinrich  VUL  aofgehobenen  KlAstör  gegen  273,01)0 
L.  St.  eingebracht  haben  mOgen,  und  dritthalb  Jahrbanderte  später  venigstens  6  Hill. 
Jährlichen  Ertrag  haben  bringen  können.  Sinclair,  a.  a.  O.  I,  184.  — 
Berrins,  Gmodsätze,  S.  180,  Meitzen,  Boden  PrausBen's,  HI,  408,  Stat  Jahib. 
VI,  1.  156,  brachte  du  Motten  der  preuss.  DornftneohOfe  an  PachtziiiB  1849  1-19  IUt., 
1864  1-89.  1867  211,  1875  2-76  Thlr.  Di«  Annahme  roa  der  schlechten  Beate  der 
Domänen  mnss  Oberhaupt  in  der  Allgemeinheit,  vie  sie  früher  von  Bau  o.  den  älteren 
Lehrern  aufgestellt  viude,  aufgegeben  verden.  Vgl  auch  Ueitzen,  IIL  i^^- 
meine  Grondleg.,  I,  §.  345  u.  tlberhanpt  den  §.  161.  —  Nach  Stein.  1.  A.,  S.  117. 
soll  der  Uebeigang  der  Domänen  an  die  Einzelwirtbechafi  ron  höherem  rolbwiitb' 
achaftlichem  Gesicbtsponct  auch  darum  nothwendig  gefordert  werden,  ireil  beim  Sttst 
das  veaeotUdhe  Moment  aller  guten  Wirthschaft,  die  Eapitalbildung  durch  Eispaws* 
und  AmortisatioD,  fehle.  Allerdings  vird  der  reine  Ertrag  der  Domänen  ni^  *■* 
gesammelt,  sondern  zum  Staatsaufrande  benntzt,  aber  di^Är  e^d  weniger  Stenern  nOdilg 
und  es  kann  ron  den  Steaeipflichtigen  desto  mehr  zurückgelegt  weiden.  (Ban.) 
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&  Srtlicben  and  zeitlichen  VerbftltniBse  so  verschieden  seien,  dass 
uk  flberall  nnd  zn  aller  Zeit  eine  und  dieselbe  Handlungsweise 
k  Regierung  empfohlen  werden  könne.  Der  Verkauf  aller  Do- 
Bifien,  meinte  er,  wäre  eben  so  wenig  all^mein  zn  rechtfertigen, 
ib  die  B^behaltong  aller,  vielmehr  mttsse  man  in  gegebenen  FÜlen 
neben  den  feststehenden  Zwecken  auch  anf  die  obwaltenden  Um- 
läode  Rficksicht  nehmen."  In  dieser  Hinsicht  hob  Ran  Folgendes 
ib  xn  berOcksichtigen  hervor  nnd  gelangte  dadurch  zu  einer  ver- 
teluedenen  Entscheidung  der  einzelnen  Fälle: 

„1)  Zweck  der  Benutzung.  Solche  Gttter,  die  nicht  bloss 
äres  G«ldertrftges  willen,  sondern  auch  noch  zu  einem  besonderen 
6ei)raa(^e  nützlich  sind  (g.  159.  Nr.  6.),  fallen  nicht  unter  die 
Agenden  RllckBichten  nnd  verdienen  erhalten  zu  werden. 

„2)  Znstand  der  Bewirthschaftnng  and  Ertrag  der 
Dondnen  in  Vergleich  mit  den  Gmndbesitzangen  der  Einzelnen, 
itnehr  nach  sicheren  Thatsachen  der  Unterschied  zwischen  beiden 
a Insten  der  letzteren  hervortritt,  desto  grosseren  volkswirth- 
tthiSSchen  Gewinn  verspricht  der  Verkauf.  Dies  ist  vorzttglich 
Fall,  wo  in  einer.Oegend  die  schwunghafte,  intensive. 
fiatixuBg  des  Bodens  Eingang  gefanden  bat,  oder  wo  die  Guter 
Hieher  grosser  and  schwieriger  GmndverbeBsemngen  bedfirfen,  die 
äo  Privatunternehmer  leichter  nnd  wohlfeiler  ausführt  als  die  Re- 
sierang.   Ein  Kennzeichen  solcher  Umstände  kann  man  tiieils  in 
den  hohen  Freisen  des  GrandeigenÜiamB,  der  dichten  Bevölkemng, 
der  starken  Verkleinerung  des  Grundbesitzes  in  einer  Gegend  ttber- 
laopt,  theils  in  dem  grossen  EriOse  aus  Domänenverkänfen  finden, 
L  B.  w^m  dersdbe  die  40-  oder  SOftche  Rente  betrüge.  Bei  jener 
Vagleichung  ist  auch  darauf  zn  achten,  ob  etwa  in  der  Benutznngs- 
vt  der  Staaksgtiter  eine  Verbesserung  ausführbar  ist,  die  einen 
bsheren  Reinertrag  hoffen  lässt  In  kleinen  Ländern  ist  es  leichter, 
die  Domänen  in  guter  Aufsicht  zu  halten  und  vortheilbaft  zu  be- 
virtfaschaften,  als  da,  wo  dieselben  sehr  zahlreich  und  vei^hieden- 
vtig  sind. 

„3)  Vermnthnng  Uber  den  künftigen  Ertrag  gewisser 
Oater.  Läset  sich  ein  Steigen  desselben  in  Folge  äusserer  Ereig- 
BÜse  (z.  B.  neuer  Verkehrswege)  oder  einer  besseren  Benutzung 
ueh  bei  den  Domänen  bald  erwarten  und  annehmen,  dass  der 
jetzige  Verkauf  nicht  so  günstig  ausfallen  werde,  um  das  Verzichten 
auf  diese  Ertragsvermehmng  zu  vergüten,  so  macht  dies  wenigstens 

einstweilige  Beibdudtong  rathsam. 

Wtfitr,  FimanrinawlL  I.  24 
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„4)  Besohaffenheit  der  Domänen.  Solohe,  die vid ü 
nehmnngBeifer,  Kapital  und  Arbeit  in  Ansprach  nehmen,  m 
am  EnteD  der  Betriebeamkeit  der  Priratpersonen  fibexkuMnvq 
also  die  Guter  der  inteosireren  Wirthsehafinysttme:  am  Hd 
(harten-  und  Rebland ,  wen^r  tdlgemein  Ackerland  nnd  Wk 
am  Wenigsten  Waldungen.  Fttr  letztere  kommen  tlbeifa«iiit| 
besondere  Gesichtspnnote  in  Betracht  S.  HSberes  im  4  Am 
von  den  Waldungen,  a.  §.  191.  ff. 

„5)  Geignete  Verwendung  des  Erlöses.  Sollte  es i 
lieh  an  einer  guten  Gelegenheit  fdilen,  ^e  Kanfgdder  aicu 
einträglioh  anzulegen,  so  wäre  es  bessu*,  die  Eaaimergttter  y 
Anshtllfe  fttr  spätere  Zeiten  zu  bewahren."^**)  i 

§.  161.  Benrtheilnng  dieser  Beweisfahraug.' 
letztere  ist  ein  oharacteristiBcheB  Beispiel  der  ArgmuentatioBej 
besonnensten  nnd  wissenschaftlich  unbefangendsten  Theib 
Smith'schen  Schule  in  allen  solehea  Fragen  der  Finai» 
VolkswirthsehafiBpolitik.  Die  Gründe  für  nnd  wider  tSmt 
practiscbe  Hassregel  werden  hier  objectiv  geprüft  «od  eij 
immeriiiD  schon  in  einer  der  historisdiai  Schale  ähnlichci 
ftssung  eine  a-bsolnte  Entscheidnng  abgelehnt,  den  reU 
Verhältnissen  vielmehr  richtig  Bechnnng  ge^agen.  Aber  H 
bleibt  die  BeweisfUhrung  einseitig  nnd  nnzalänglick,  id 
lieh  aas  zwei  Gründen:  I 

1)  Einmal  bewegt  sie  sich  immer  nur  in  den  Geeicbtspl 
ües  volkswirthschaftUchen  und  privatwirthsdiaftliohen  Prodneti 
Interesses  nnd  Ittsst  die  anderen  Geiiehtspanete ,  diejenigs 
Tolkswirthschaftlichen  Vertheilangs-  und  des  duait  TertwM 
socialpolitiscben  Interesses  oder  m.  a.  W.  die  Einwirl 
der  GrnndbesitzTerhältnisse  auf  das  Volksleben  —  SU 
grundeigenthnm  and  Staatsrentenbezug  im  Falle  des  Don 
besitzes  und  Beseitigung  dieser  Verhältnisse  bei  der  Dohä* 
äusseruAg  ~  ganz  unbeachtet  (§.  156); 

2)  Sodann  geht  jene  BeweisfUhrnng  doch  flbenül  nkat 
reichende  Begrttndang  von  der  Annahme  einer  natttrlicbei 
feriorität  des  Staatseigenthnms  verglichen  mit  dem  PrinI 
tham  am  Boden  und  demgemftss Ton  der  Voransseteang  ^eri 
gemeinen  and  zu  bedeutenden  Benaohtheilignng  des  tI 


■*}  Ueber  diese  Scliwieri^eit  s.  die  Scbilft:  Bemeiinii|^ii  aber  die  Venri 
der  Zoxcher'Mheii  Domlnen.  Dee.  18S1. 
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«irthschaftUehen  Prodactioasiatcrreises  bei  der  Beibe- 
Utang  der  Domänen  aas. 

Die  niLhere  Begrttndang  dieser  EiawOrfe  gegen  Ran 's  Beweis- 
ttniDg  gebOrt  nicht  in  die  Finanz wissensohaft,  sondern  theils  in 
in  grandlegonden  Theil  der  allgemeinen  Volkswirth- 
ichaftfllehre,  insbescmdere  in  das  Kaintel  von  der  wirthschaft- 
iiehen  Rechtsordnung  des  Verkehrs,  (B.I  der  ^lenbearbeitang, 
L  i\  theUs  in  die  Agrarpolitik  (B.  IV.). 

n.  —  §.  162.  Entscheidung  der  Frage  mit  ans  dem 
leeialpolitischen  Gesiohtspnncte.  Benntst  man  daher  hier 
■r  das  Ergebnis B  der  ebsehlagenden  Erörfeerangen  in  der 
GmDdlegnng^^)  fttr  eine  Entscheidang  der  Frage  der  Domänen- 
KrisBsemng  zugleich  mit  ans  dem  soeialpolitischen  Ge- 
liehtspnncte,  so  ergtebt  rieh  für  unsere  Statten  in  derGegen- 
nrt  Folgendes: 

Die  genannte,  wie  alle  Fragen,  welche  sich  an  die  Eigen- 
ftlii  iliinng  ffir  Prodnetionsmittel,  spedell  für  den  Grund  nnd 
IWa  knflpfen,  mtlBsen  stets  aus  dem  doppelten  Geaichts- 
piiete  des  volkswirthschaftlichen  Prodnctions-  nnd 
da Tolkswirthsehaftlichen  Vertheilnngsinteresses  and 
Kt  letzterem  zosammNihängeiid  des  socialpolitiBchen  Inter- 
«Ks  beortheik  werden^*).    Es  läsat  sieh  aber  nachweisen,  dass 
ia  letztere  Gesiehtspnnet  bei  der  Entscheidang  doch  den  Aus- 
KUig  geben  darf  ^ 

In  der  Dom&ienfrage,  wie  in  allen  Fragen  des  ländlichen 
Onndeigenthanus,  ist  aosaerdem  zwischen  kleinem  und  mitt- 
leren eine^  und  Groesgtlterbetrieb,  bez.  Besitz  anderseits 
a  nntendinden.'*)  Die  Entseheidnng  wird  dann  folgendermaassen 
lauten: 

1)  Handelt  es  sieh  nach  der  SaoUage  nur  darum,  die  Domä- 
oea  als  Grossgttter,  was  sie  bei  uns  meistentheils  sind,  in  die 
Binde  von  PriFaten  flbergehen  zu  lassen,  so  erseheint  die  Bei- 
behaltung aus  Toftswirtfasohaftlicben  und  soeialpolitischen,  aus 
GrOnden  des  Produetions-  und  Vertheilnngsioteresses  gerathen  und 

"1  S.  bes.  Gnindleg.  I,  Kap.  5,  Abschn.  19.  nam.  §.  341—351. 
")  Gnmdleg.  Kap.  5,  bes.  §.  340  o.  Anm.  1  S.  628.  Heine  BehaDdlnng  der 
betr.  Fragen,  lesp.  meine  Zas&tze  zo  Bau  in  d.  6.  Arag,  d.  Fiunzvias.,  ebenw  irie 
■dH  Schiift  ^b8cha£  d.  prir.  Gmudtisoatliiunf"  (1870)  betontes  das  Prodootion»- 
iBterene  noch  za  einseitig,  so  in  |.  122  M.  1  n.  d.  Anm.  dun.  Yf^  dagegen  jetzt 
■ene  (irandlec-  a-  ».  0.,  bes.  S.  659  Anm.  1,  S.  674  Anm.  46. 
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jedenfalls  aas  fiBanEieUen  GiUnden  nicht  so  al^emein  verwerflieh, 
wie  die  frtthere  Theorie  annahm. 

a)  Bei  ordentlicher  Regelnng  des  Zdtpaohtrerlüütnisses,  welche 
recht  wohl  zu  erreichen  ist  (§.  173  ff.),  wird  die  DonUlne  von 
Pächtern  ebensogut,  wenn  nicht  besser  bewirtbschaftet,  als  von 
Etgenth&meni.  Das  lässt  sich  ans  den  massgebenden  Verhältausaeo 
ableiten  und  wird  dnrcb  die  Krfabmng  bestätigt^)  Es  kommt 
auch  in  deutschen  Verhältnissen  hier  der  besondere  Vortheil  bei 
der  Facht  in  Vergleich  mit  dem  privaten  Eigenthnm  in  Betracht 
dass  der  Pächter  mit  einem  grösseren  eigenen  Betriebskapitiil 
wlrthsohaften  kann  als  der  Känfer'*),  weil  letzterer  sdn  Kapitil 
znm  grossen  Theil  fttr  den  Kanlpreis  verwenden  mnss.  Wird  du 
Ont  vom 'Erwerber  etwa  selbst  wieder  verpachtet,  so  bleibt  die 
Sachlage  im  Effect  für  das  Frodactionsinteiesse  dieselbe  wie 
bisher. 

b)  Das  Vorhandensein  eines  nnabhängigen  Gh'ossgrondbesitzer 
Stands  kann  fOr  ein  Land  in  socialer  Hinsiebt  so  werthvoll  sein, 
dass  der  private  Grnndrentenbezng  daftir  trotz  seiner  Bedenken 
mit  in  den  Kauf  genommen  werden  darf.   Fttr  die  Erhaltiog 
des  privaten  Grossgrandbesitzes  wird  die  sociale  Fnnetioo 
des  Gmndbesitzerstandes  daher  wichtig  in  die  Wagscbaale  fallen.'^ 
Aber  mit  Domänenveränsserongen,  die  schon  bei  der  mässigeB 
Zahl  noch  vorhandener  Grossdomänen  in  unseren  Staaten^")  und 
bei  der  nothwendigen  Vereinzelung  von  Verkäufen  nicht  bedeateDd 
hierauf  einwirken  können,  lässt  sich  ein  solcher  Stand  doch  nickt  i 
erst  schaffen.    Derselbe  muss  ohnehin  seine  gesebichüiche  Tra-| 
dition  haben,  um  eine  erspriesslicbe  sociale  Fonetion  anszoOben.! 
Deswegen  kommt  bei  der  Frage  der  Domänenveränsaerung  nur 
das  andere  Moment  in  Betracht,  das  mit  dem  Vertbeilnnge-  ond 
socialpolitischen  Interesse  verbanden  ist:  Die  nationale  Grundrente,' 
bez.  ihr  natftrlioher  weiterer  Zuwachs  würde  in  noch  grosserem 
Maasse  ans  der  Hand  der  durch  den  Staat  vertretenen  Volksge- 
meinschaft in  die  Hand  eines  kleinen  besitasenden  Bnichtfaeib  der 
Bevölkerung  flbergehen^^).   Das  ist  nicht  erwünscht 

c)  Das  finanzielle  Interesse  kann  allerdings  durch  den  Ver 

Ebend.  §.  346.  . 
>^  Kan,  [.  g.  377;  Boacher,  II,  §.  62. 
Gnudleg.  g.  350. 

^  Zahl  der  Domknea  in  Preiiigeo  1875  1127  (in  Bhoinland  iBhlen  degw>. 
ia  West&lea  bis  aof  4). 
^  Grandios.  I,  §.  341. 
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Domäueo  befriedigt  werden,  wenn  der  Zins  aus  dem 
erlieblicfa  höher  ist  als  die  reine  Paobtrente  and  etwa 
SeboldflD,  die  er  hoch  rminsen  muBB|  so  tilgen  kann. 
Q  die  von  Ran  in  §.  159  zusammengestellten  Qrttnde 
Gewicht  Aber  darch  richtige  Anwendung  des  Con- 
meips  iSsat  sich  die  Paobtrente  steigern.  Sie  steigt  dann 
mit  der  allgemeinen  nationalen  Grundrente,  deren 
Ilm  bei  rennehrter  BeTOlkemng  und  höherer  Entwioklnng 
uebthums  sa  erwarten  ist  (s.  o.  Note  9).  Selbst  finanziell 
Ncb  d^er,  ob  der  Staat  bei  einem  jetzigen  Verkauf  diese 
geoOgend  bezahlt  bekommt.  Gegenüber  dem  principiellen 
1,  immer  grossere  Theile  nnd  schliesslich  die  ganze  na- 
finmdrente  oder  wenigstens  ihren  Zuwachs  an  wenige 
ÜMTgeben  zu  sehen,  entscheidet  aber  eine  Zinsdifferenz 
des  Staats  in  der  Veräusserungsfrage  auch  nicht 

iiriera  liegt  die  Sache  im  Allgemeinen  bei  einer  Zer- 
>ag  der  Domänen  in  kleinere  oder  mittlere  (bttuer- 
tBeiriebe  oder  Güter.   Kann  hier  mit  Anssicht  auf  £rfoIg 
e  VeriUissemng  der  Domänen  ein  Banerstand  erhalten 
geschaffen  w^en  —  allerdings  ein  sehr  schwieriges 
—  Bo  empfiehlt  sieh  diese  Haassiegel  ans  allen  in  Be^ 
nmenden  Cresichtspuncten. 
ProductionBinteresse,  besonders  wenn  es  sich  am  inten- 
Handelsgewächse  n.  s.  w.  bauende  Cnltfuren  handelt, 
darch  das  Prirateigenthum  am  Boden  wohl  besser  geför- 
dorob  ein  hier  ohnehin  schwerer  zu  regelndes  Zeit- 

t  Der  Bezog  eines.  Theils  der  nationalen  Grundrente  in  kleinen 
darch  eine  grossere  Anzahl  bäuerlicher  Wirthe  bat  die 
vorgefaobenen  Bedenken  nicht,  oder  sie  werden  durch  den 
Vorfcheil  des  Vorhandenseins  eines  solchen  Baner 
ftt^wogen. 

)i0»8  finanzielle  Interesse  des  Staats  kann  bei  einem  Ver- 
A  zerschlagenen  Domänen  noch  besser  wahrgenommen 
Denn  bei  der  grosseren  Zahl  mitwerbender  Käufer  können 
Prnse  als  bei  der  Veränsserung  geschlossener  Domibien- 
werden,  ohne  dass  das  Plus  des  Preises  fttr  den  Klein- 

I.  8.  M7,  848. 
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Hnd  Mittellandwirtb  bei  seiner  Betriebsamkeit  nnd  seinen  Bod(ffl> 
cuhnren  drtlckend  werden  mnss. 

Das  Hanptbedenken  bleibt  nar,  ob  das  erwOnsefate  Zld  bei 
solchen  Verkäufen  erreiobt  wird.  Die  Käafer  können  dnreh  Aof- 
nähme  ktlndbarer  Schulden  leicht  von  vorneherein  in  abblagige 
Lage  gerathen.  ^e  werden  dann  nicht  immer  im  Stande  uü,' 
den  Besitz  zu  erhalten  Anderer  Gross-  oder  Mittelbesitz  saagt 
die  ehemaligen  Domttnensttlcke  auf.  Es  wird  daher  bei  der  Dnrek- 
fabrang  der  Massregel  auf  era  richtiges  Stihnldrecht  ai- 
kommen'^),  oder  statt  des  Verkaufs  richtet  der  Staat  besser  eioj 
Erbpachtsystem  ein.  Dies  kann  die  wirthsehafUichen,  finan- 
ziellen nnd  soeialpoHtiscfaen  Vortheile  der  Veränsserang  und  des 
festen  Besitzrechts  fQr  beide  Betheiligte  bieten,  ohne  die  mit  dieser 
Maassregel  leicht  verbundenen  Schwierigkeiten  und  Bedenken.  Die 
speciellen  Bedenken,  welche  gegen  die  Erbpacht  geltend  gemadtfi 
werden,  wiegen  nicht  so  schwer  (§  178  ff.),  als  dass  man  die» 
System  unbedingt  dem  Privatdgentham  des  Lafidwirths  nacbsebeo 
mUsste. 

HL  —  §;  163.  Verfahren  bei  Dom&nenveränste- 
rnngen.^^  A.  Im  Allgemeinen.  „Ist  in  einem  einzelnen  Falle 
ein  Verkauf  von  Staatsgfltem  für  natzliob  erachtet  worden,  to 
kommt  bei  der  Ansfnhrnng  dieser  Haassregel  noch  Folgesdes  in 

Betracht : 

„1)  Die  BefugnisB  der  Regierung  zu  derselben.  FrOherhrn 
war  es  in  vielen  LSnd<im  verboten  ^  Domlnoi  anders  als  mit  An^ 
scbaflfong  eines  Ersatzes  in  Gmndstttcken  gleichen  Werthes  eb 
verkaufen.  Dies  Verbot  mag  in  Zeiten,  wo  man  zur  leicbtsinnigeii 
Aufzehrung  der  Kanfgelder  geneigt  war,  gute  Dienste  gelosM 
haben  und  ist  zur  Widerrufbng  solcher  Verftnssenugen  oft  ange- 
wendet worden  **);  in  einem  gut  geregelten  Finanzwesen  ist  es 


\  Ebead.  I,  §.  822.  ' 

")  §.  168  z.  Th.  wörtlich  nach  Ran,  5.  Ausg.,  §.  99  n.  100;  meine  6.  AiBgi 
§.  127,  128. 

**)  Id  Frankreich  worden  oft  Dom&nea  auf  unrenuitw'ortliche  Weise  re^ 
schlendert,  naotentlich  indeu  mau  sie,  am  EinzeUe  zq  bwUastigeB,  densdben  gtf^ 
Eathchtoiig  einer  geringeu  Somme  perp£ELndete.  Die  &g^en  eriasseoes  GesÄa 
(£.  B.  nm  1589,  1666)  vniden  nicht  beobachtet,  auch  die  ron  Colbert  (1697) »»" 
gaofdnete  Gomniidoii .  nm  alle  VccpflndoiiKea  za  ennitt^  oad  die  Eta^bog  dcd 
Terpnndeten  Guter  (dorn,  engi^)  zn  bewirkeD.  hatte  geringen  Erfolg,  weil  um 
wenintou  die  empfiugene  Summe  hitte  erstatten  mitssen,  nid  ton  den  BealtKin  ri» 
anf  me  Güter  verwendet  worden  war  (Forhonnais,  Becherches,  II,  37S).  An» 
1724.  1777,  1781.  1790,  1799.  1820  und  1829  wnrden  Verordnungen  gegeben,  w 
ans  den  verpflndeten  Gutem  einen  Toitheil  Alt  die  Stiatscasse  z*  ziehen,  toejoaf- 


Digitized  by  Google 


yvAiam  M  der  SkntamrtaSboBenMg.  375 

UMeekmasBig,  weii  es  auch  nttzliche  VerändmngeB  Terhindert 
vi  weil  die  Verhtttamg  jener  FdUgriffe  eben  so  gat  auf  anderen 
bewirtet  werden  kann.  Es  ist  nicht  einmal  nöthig,  die 
mgingige  Zostunnumg  der  Landsttnde  so  jedem  einzehien  Do- 
dseoTeikaaf  zu  fordern,  wenn  nur  das  Geseta  gewisse  Vonuis- 
jdningen  bestimm^  uiter  denen  diese  Haassregel  inlftssig  ist"**) 
(Bas  09.) 

■(Oad.  Abth.  nnaitcM  Art  DonuLioes.  —  r.  Hook  a.B.0.  S.  27S.  —  Das  piensi. 
biKBMtx  Ton  1713  erUirt  die  ünreilTusariicbkdf  der  Domlnfis.  Ein  neueres  Hsus- 
pNto  nm  17,  Decemb.  160S  and  dM  Edict  rem  5.  Noremb.  1809.  velcbes  mit  dem 
UDtbe  ein  beruf aner  logesehener  M  Inner  (Notabeln)  ena  allen  Prorinzen  zu  Stande 
Nhub^  vmr,  (gestattet  den  Yeitanf  in  fi^en,  wo  er  für  das  gemeine  Wobl  and 
;  ■  du  InleBreaae  der  k.  Faodlie  roitbeilhaft  ist  FOr  die  1815  nea  enrorbeaen  Landes- 
'  ^  die  Verordn.  rom  9.  UArz  1819.  N&heres  bei  ROnne,  Staatsiecbt  II,  2, 
n.  (Bau.) 

*^  J)i«  badiscbe  Yerl-Dikonde  §.6S  eriaabt  die  AUOeong  ron  QrnndgefUlen, 
^aTakanf  entbehrlicher  Geb&nde  and  solche  Ver&assenuij^n,  die  die  Landescoltar 
MMerD  oder  zor  Aofhebong  einer  nacbthülifren  eigenen  Yerwaltong  dienen.  Der 
HhwB  aber  zu  neuen  Änkiofen  renrendet  oder  der  SdiBldenUlgiiiigscasM  zor 
Tiiaig  abebben  verden.  Aebnlich  dieeihem.  knrhess.  Tei£      142,  s&cbs. 
Tri  1 18.  TUrtemb.  Ter£.  g.  108.  In  diesen  beiden  Staaten  soU  der  XdSa  zor 
&MNig  Uftenr  GnudstOeke  angevendet  Verden.  Aach  In  Frankreich  ist  ein 
Tobif  oder  Aostaosch  nor  Kraft  eines  besonderen  Gesetzes  zollssig.    Nach  der 
^lit  Terf-Üik.  Tit  m,  §.  6,  7  sind  von  dem  Teiinsserongsrerbote  aasgenommen 
ät  ^  BtffOrdenmg  der  Laadescnltar  oder  aonet  zor  Wohlfahrt  des  Landes  oder  zom 
Balm  des  Staats&rars  and  zar  Aafhebang  einer  nachtheiligen  Selbstrenraltong"  ftlr 
fst  biÄndenen  YeiUafe.   Doch  ddrfea  die  LandeseinlctUifte  nicht  geschm&lert  werden 
ad  M  s(fl  als  Ersatz  entweder  eine  Domiaicalrente  bedungen,  oder  der  Eaa&chillini^ 
I  a  uoea  Errerbangen  oder  zor  zeitlichen  Aushälfe  dae  Scholdentilgangsfonds  oder 
i  0  aadtm,  das  WoU  des  Landes  bezielenden  Absichten  rerwendet  werden.  —  Grossb. 
I  t«u.  Yert-Dik.  Art.  7 — 10.   FamilimgUter  dtlrfen  nur  in  wenigen  Fillen  (entbehr- 
'  Sek  Qal^de,  Yaglelebe  zu  Beendigung  von  Bechtastreitiriniteft ,  AbUtsongui  ron 
^mtaaok  o.  s.  w.)  verkauft  werden  und  es  muss  den  Stenden  dne  Berechnung  aber 
fiiOs  and  deasw  Wiederverwendung  zum  Qrandstocke  vorgel^  werden, 
^w«  bei  den  StaatagOtem,  wenn  die  Sebalden  abbezahlt  aiad.  —  Aach  in  Baden 
Tiri  der  aas  den  Dornftnenrerbaafe  and  den ,  Ablösungen  eingegangene  und  nicht 
■iete  la  Anklnfen  verwendete,  sondern  zar  EinlOsoi^  von  Staataobligatioaen  benutzte 
Beaig  anter  dem  Namen  des  GrandatocksvermOgens  als  eine  Fonler.  des  Fürsten- 
Laases  an  das  Land  betrachtet  and  als  ein  besonderer  Bestandtheil  der  Staatsschald 
H^afUirt  (Jedoch  Bind  onter  den  verkaoften  Gegenständen  auch  wahre  StaatsgUter 
^«piffm  gewesen.)   Bis  zun  Belaufe  von  12  MilL  fl.  ist  dieses  GrundstocksvermSgaa 
meninalidi;  der  Hehrbetrag  wird  den  Dom&nencassen  aus  derSchaldentUgangscasse, 
rekhe  die  Grundstocksrechnung  fUhrt,  verzinset,  jedoch  nicht  baar,  sondern  durch 
UtMhnimg  mit  der  StaatBcasse,  am  welcher  die  Schoidancasse  ihn  Dotation  erhUt 
E*  iit  dies  nur  üne  Form ,  um  den  Bdnf  der  in  letztere  Oaase  geflossuMii  Yor- 
tub-  wd  AblOauBgsgelder  in  Erinaerang  zu  erhalten.  Darob  Anktefe  and  Grmid- 
TiMWaiiiiingiiii  von  DomSoen  wird  diese  Yena&gensmaase  auch  wieder  vermindert 
Mm  deia  Dommiial-  wird  neulich  auch  ein  Staatfr-GmadatookBramögen  an^ftthrt, 
*dchce  ans  Yeridofen  von  Beatandtbeilen  des  StaatsrermOgens  gesammelt  und  zum 
Tli«ile  wieder  zu  Ank&nfen  verwendet  wird.   Beide  Grundstocksberechnangen  werden 
jibhch  dem  stiadischen  Ausachass  zur  PrOfang  voi^e^  n.  bei  dem  Anfang  einer 
BvdgfltperiodK  dn  Ständen  mitgefteilt  —  läne  ähnbcbe  Behandhiog  besteht  in 
Vftrtsmberg.   Hier  kemoBt  ke^  Ti%n>g  von  StaatiecAnlden  aus  Mitteln  de»« 
^nmdatocks  ror,  dieser  wird  ganz  za  Ank&afen  und  Bavtea  verwendet.  Ankiitfe 
Tttdan  durch  das  ZuntokzMieK  von  einstweilen  angelegten  Summen  beetritten.  Aach 
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2)  Der  Zeitpnnot  des  Verkanfes  moss  so  gewählt  weiden, 
das»  ein  guter  Erlös  zn  erwarten  ist;  also  womöglich  politisch 
ntbige  Zeit!  Um  das  Angebot  nicht  zn  stark  werden  zn  laseeo, 
mnBS  der  Verkauf  grosserer  Massen  von  DomUnen  nur  slhnllig 
veranstaltet  werden. 

3)  Die  Verwendung  des  Erlöses  mnss  nach  den  rieh- 
tigen  Grnnds&tzen  der  Finanzwissenschaft  gesetzlieh  so 
bestimmt  werden,  dass  entweder  Schulden  getilgt  oder  Aus- 
gaben ftlr  privat-  und  staatswirthechaftliehe  Kapital- 
anlagen, eventoell  auch  fUr  andere  (eigentliche)  ausser- 
ordentliche  Ausgaben,  in  Folge  von  Kriegen  n.  s.  w.  damit 
gedeckt  werden.  Die  ausschliessliche  Verwendung  fiUr  Scholdeni 
tilgung  oder  ftlr  neue  privatwirthschaftliehe,  Beute  gebende  Kapital^ 
anlagen,  wie  es  in  einzelnen  Staaten  bestimmt  worden  ist  und  anch 
Rauves  empfahl  (§.  99  d.  5.  A.)  ist  nicht  geboten.  Viehnebr 
gelten  ftlr  die  Verwendung  des  Erlöses  dieselben  Regeln  wie  fU^ 
die  Benutzung  des  Staatscredits  zur  Deckung  des  Finanzbedsrfs 
(§.  59—63).  Es  sind  daher  nur  die  laufenden  ordentlichen  An«-: 
gaben  grundsätzlich  nicht  aus  dem  ErlOs  zu  bestreiten.'^) 

B.  Im  Besonderen.  Fttr  den  Vollzug  eines  beschloaeoeD 
Domänen  Verkaufes  gelten  dann  nach  R  au  nachstehende  Regeln*']: 

„1)  Da  für  kleinere  Abtheilnngen  von  Grundstücke  mebi 
Kauflustige  vorhanden  zu  sein  pflegen,  als  fUr  grosse  Flächen,  w 
ist  es  gewöhnlich  auch  finanziell  dienlich,  diese  zn  zertfaeilen,  nur 
nicht  soweit,  dass  die  gute  Bewirthschailung  erschwert  wHrde.  Bei 
grossen  Feldgtltem,  die  von  DOrfem  entlegen  sind,  hat  jedoch  diese 
Zerlegung  die  Schwierigkeit,  dass  fhr  die  einzelnen  Abtheilnngen, 
Hofgebäude  fehlen,  deren  Errichtung  auf  Staatskostffli  Öfters 
finanziell  nicht  vortheilhaft  sein  würde."  Dann  mnss  endgiltig: 
wieder  nach  dem  vorerwähnten  zweiten,  dem  socialpolitiscben, 

Gesichtspuncte  entschieden  werden  (§.  162  sub.  b).   Mitunter  kann 

  I 

si  EiBeabalmen  dis  Onrndstoclmnittel  rervendet  voiden.  —  In  Earbai*»^ 
mide  es  Bit  dem  Grundstock  ebcm  so  gdutten  wie  in  WOrtembet;.  —  D*  der  t^'- 
Ertrag  des  Domaniams  zn  den  lAafenden  SUstaatisgsben,  der  Erlte  u  QninditQcH>>| 
und  Ablteongen  in  eine  Gnmdstockscasse  flieset,  so  ist  die  genaue  Vottnci^''^ 
beider  Arten  you  Eionalunen  nOthig.  In  B&den  hat  die  Behaadlnng  dei  lixiit^^ 
ron  aosgerodeten  Domanialwaldongen  Schirieri^ttea  reraisacht,  weiche  dnrck  dtf 
Geaetz  r.  2.  Febr.  1851  gehoben  worden  Bind."  (Brno.) 

^)  Der  ,j:rlOs  aos  AblOsimgen  Ton  DomfaiengefUlen  und  ans  dem  Tediauf  ^ 
Domlnen-  und  Forstgnmdstad[en"  bildet  jetzt  zwar  ein  besonderes  KapUel  in  mt 
preassischen  Staatseinuahmo,  abenaOsite  stresf  geoommoi  flbeAaiVt  iloU  nattf 
der  ordentL  Einnahme  stehen. 

M)  AnsfiUuL  Tonchrifiea  bestobea  im  pEeuB.  Staat,  BOno«  «.  a.  0..  S.  1»- 


Digitized  by  Google 


Terftlinii  bei  der  DomftneDTeiftnBBerans.  377 

ii  DomänenTeränsseroiig  nnd  Zersohlagang  ein  passeDdes  Mittel 
IV  Colonisation  weniger  bertflkerter  Landstriche  oder  zor  Hebung 
da  Keabegrttndang  eines  Baaemstands  sein.'^) 

,,2)  Den  Kauf  Instigen  wird  eine  Beschreibung  und  ein 
AsBchlag  ZOT  Einsicht  vorgelegt  Es  ist  ntltzUch,  wenn  den 
KSnfern  der  Flächengehalt  genau  angegeben  werden  kann^ 
wdl  jede  Ungewissheit  Aber  den  Werth  des  käuflichen  Gegen- 
lUndes  den  Pros  eniiedrigt  Im  Mangel  einnr  guten  Vermessung 
UBB  dagegen  die  Haftung  fttr  das  ang^bene  Haass  abgelehnt 
worden. 

„3)  Der  Käufer  Übernimmt  die  Steuern  nnd  andere  Lasten 
Gates. 

„4)  In  der  Regel  soll  der  Verkauf  durch  Versteigerung 
goKheben.  Eine  Ausnahme  ist  rathsam,  wenn  die  Ueberlassung 
a  gewisse  Personen  besondere  Vortfanle  darbietel ;  dies  erfordert 
iker  Vorsicht,  um  persönliche  Begünstigungen  zu  verhindern.  ^) 

(5)  Die  Vereteigemng  wird  gehörig  vorher  in  den  öffentlichen 
filHeni  angekündigt  Unbekannte  oder  unsichere  Personen  dürfen 
■rnitbieten,  wenn  sie  eine  gewisse  Sicherheit  geleistet  haben.*") 

")  Die  prennsisclie  BegieraBg  Terordnete  1846.  dus  könftig  auf  padifios 
vadeaden  Domlnen  in  den  Provinzea  Prenssen  und  Posen,  soirie  im  B.-B.  EösUd 
ar  Veritindening  der  Änswanderangen  Stocke  ron  nngef&br  60  Hoi^a  ui  Ansiedler 
nikuit  Verden  solleo;  ähnlich  neuerdings  seit  IST4.  S.  o.  Note  3  n,  bes.  d.  Sehr. 
T.  Sombart  —  Die  österreichische  Regiemng  bot  nnter  andern  1859*ein  Gut 
ia  Gomitat  Bekes-Csenoad  zum  Tericaaf  aus,  mit  SS4,410  fl.  Anschlag.  Es  soUten 
W  Guter  za  33  Joch  und  3600  fi.  Kaufpreis,  90  Guter  zu.  15  Joch  und  1800  fl.,  40 
Hftustellen  za  1  Joch  abRegebon  Verden,  das  ong.  Joch  zn  1100  Quadn-EtafleTn  ge- 
rechnet  In  Böhmen,  Mlhren,  Galizien,  Ungarn  sind  grosse  Dominialherrschaften  mit 
TaU,  Braohiusem,  lehenbaren  Mahlen,  änndänsen  ron  deutschen  Forsten  gekauft 
vnden.  (Bau.) 

In  HordamflTikft  igt  ein  lesteT  Yerittii6prei8  m  IV4  DoU-  ^  doi  Acre 
kwHüiMt  Nach  Gesetz  r.  4.  Aag.  1854  darf  das  Land  in  einem  festgesetzten  Yer^ 
kihufls  desto  veiter  unter  diraem  Prebe  abgegeben  Verden,  je  l&nger  es  schon  aos- 
«eboten  vir,  ohne  Abnehmer  zu  finden,  z.  B.  bei  80  nnd  mehr  Jahren  für  Vs  ^oU. 
Oermütlere  Terkan&pr.  war  1856/7  O'SS  D.,  in  AAansas  insbes.  0-48,  in  Alabama  0*3 
DoH  —  Die  österreichische  Begierong  rerkaafte  31.  Dec.  1854  fdr  200  Hill.  Fr. 
Ebenbahnen,  Berg-  und  Huttenweri[e  und  eine  grosse  Fl&che  ron  L&nderelen  in  der 
Sihe  der  Bahnen  an  die  7on  Franzosen  gegrondete  StaatseisenbahngesellschafiL  —  In 
Prankreich  rerkaaft  man  die  Staatsv^dungen  durch  ein  Herabbieten,  adjudication 
M  labais.  Man  ruft  zuerst  um  das  Doppelte  des  Anschlags  ans  und  geht  dann  immer 
waitiv  henb,  Ua  Jemand  mfi :  je  prends.  Hat  dies  keilten  Eifblg,  so  vird  rersteigert. 
Einnlne  Gnndstacke  werden  Usveilen  an  Qemdndea,  z.  B.  za  Friedhofen,  „aus  der 
Hand**  Teikanft.  —  Die  Italieniaohe  Begierong  besdilosa  18&4  den  Teriunf  ihm 
StaatigQtar,  der  tob  einer  inländischen  Gesellschaft  allmllig  ausgeführt  verden  soU. 
Eine  engUsdie  Gesellschaft  gab  einen  Torschuss  von  200  lUlL  Fr.  gegen  «in  Dnter- 
^ndiedit  anf  die  Qater.  (Bau.)  Gegen  Meistgebot  tmd  ftlr  Teriwif  nach  Ta»  bei 
den  DtmlnenparceUirungen  ist  Sombart  a.  a.  0. 

**)  Preoflsen:  Der  MUbietende  hinterlegt  10  Proo.  des  Anschlags  als  Btirgsehaft. 
—  Verden  haubare  Waldheetknde  oder  bevegUche  ZnbehOiongen  (Tieh,  OetUhe^u  s.  v.) 


Digitized  by  Google 


378  2.  a  2.  E.  1.  A.  BeibflhdtuK  «d«z  TeiltaUBemng  d.  Foldgrtttet.  §.  16S,  161 

„6)  Der  Aosrnfs-  oder  Einaatspreis,  ab  Minimnm,  wird  nach 
der  VeranscblagfHDg  des  Gntes  beatimmi 

„7)  Die  Genehmigung  der  vorgesetzten  Behörde  wird  bei  be- 
trüohäichen  Verkäufen  vorbehaltenf  and  auch  bei  geringen  in  .dem 
Falle,  wo  der  Ansehlag  nicht  erreiebt  worden  ist 

„8)  Der  Eänfer  wird  nicht  eher  in  Besitz  gesetzt ,  ab  bii  er 
einen  Theil  des  Kaofschillings  abgeführt  hak  Ein  anderer  Tbeil 
kann,  wenn  es  der  Käofer  wünscht ,  einige  Zeit  Twzinfllieh  stehen 
bleiben.  Mann  kann  auch  statt  einiger  FriBtsahlangen  den  Kauf- 
preis in  eine  Zeitrente  von  längerer  Dauer  umwandeln,  wenn  nur 
der  Siobo-heit  willen  ein  Theil  der  Somme  sogleich  berichtigt 
wird.  Diese  Einrichtong  ist  da,  wo  man  nicht  auf  begüterte  Rlufer 
rechnen  kann,  zweckmässig,  am  die  Gttter  in  die  Hände  kleiner, 
gering  begüterter  Landwirthe  za  bringen.")  Bis  zar  ganzen  Ab- 
zaUang  behält  sieh  der  Staat  das  Unterfrf'aadarecht  vor."  (Ban,§.  100.) 

9)  Statt  des  Verkaufs  kann,  wie  bemerkt  (§.  162),  die 
Ueberlassnng  in  Erbpacht  grade  aach  im  Interesse  eioes 
Stands  kleiner  and  mittlerer  Landwirthe  and  insofern  zagleieh  im 
Staatsinteresse  liegen.  (S.  a.  §.  178  ff.)  Die  finanziellen  Be- 
dingungen sind  dann  entsprechend  umzuändern.  Sie  brasdieD 
nicht  nothwendig  ungünstig  zu  sein,  aber  selbst  etwas  angünsägere 
fiaaiuielle  Bedingungen  als  beim  Verkauf  können  aas  aocialpob- 
tischen  Gründen  gerechtfertigt  erscheinen. 

IV.  —  §.  164.  Die  Frage  der  Vermehrung  der  Domä- 
nen ist  nach  ihrer  ^rincipiellen  Seite  durch  die  vorausgehendes 
Erörterungen  Über  die  Domänenveränsserangen  (§.  159  ff.,  bes.  162) 


mit  dem  Liegenaoliaftea  roriumfi,  so  nwis  nodi  vettere  SichodMit  veiingt  voden, 
dan  dtt  Eiofer  nicht  darcb  WiederreitMif  sich  eine  Einnaltme  rencltailiui  ond  djuin 
du  Out  Teriissen  köDDe.  PrauB.  lastruct.  30.  Aag.  184S.  Nach  den  Ütum  ftem. 
Tonclniftea  duften  Vs  ^ahie  lang  reizinalich  itel^  bleibea,  nnob  V.  f.  14.  Ju. 
1849  wird  tot  der  Debergabe,  V4  innedialb  ainM  Jahiw.  die  andere  Hllfie  btanw 
3  Jahren  bezahlt  (Bau.) 

*^  r.  Manch,  Ueb.  Dom&nenreikiaCe.  DarmA.  1823.  Tgi  B»,  II,  g.  S&  —  I> 
Qrlechenland  wurde  nach  dem  Qeaetz  roa  1885  die  allen  FaBilienhinpteni  nga- 
doberte  Avsatattong  ron  Ltaderden  Ins  m  dorn  Betrage  raa  2000  Diaduaen  (839  A-^ 
gegen  eine  36jihrige  Zeitrente  ron  0  Proc  abgegeben.  In  Portagal  (Geaeb  nn 
1834)  wird  des  Kau&eldes  sogleich  entrichtet,  der  Best  in  16  Jahresterminen,  Bit 
2  Fioc  JahTMzins  Atr  den  noch  nicht  getilgten  Theil  der  Schnld.  -:-  Bei  dem  1855 
dnrdi  die  spanischen  Cortes  angeordneten  Ve^kafe  der  Kircheagllter  zu  Onastea  d«r 
Staatscaase  sollten  10  Proc.  nach  1  Jahre,  dann  2  Jahre  lang  8  Free,  and  hitfanf 
7  Proc.  jkhriich  abgetragen  verdeo.  (Bau.)  Uebw  die  Bedingiugen  b«  den  nentstea 
prenss.  DomftnenreiUnfen  s.  0.  Note  3.  Sombait  belOrvortet  8.  41  Vg  1»*^  Aft- 
zahluDg  nach  Taxe,  Rest  mit  Amortia.'B«ate  a.  4%  Ziusea  in  30  Mnw  zn  til|«a. 
wtvik  eigcDdich  AaerkeButuM ,  dsw  der  Yedanf  iii«ht  ubedingt  der  Er^Iiäul 
nit  thoL  BedingOMgen  TDiaaziehan. 
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k  Wesentliehen  sehon  mit  erledigt  worden.  Ans  rein  finan- 
»«Uen  Orlbtden  ist  in  der  Gegenwart  eine  Vermehrong  in  der 
legd  nieht  rathtam.  SoeialpoUtische  nnd  allgemein-Tolks- 
irirtltsehaftUohe  (Jrttnde  haben  aber  such  hier  den  Aossohlag 
n  geben.  Jedenfalls  liegt  indessen  bei  Feldgtttern  die  Frage 
ndefs  als  s.  B.  bei  Forsten  nnd  Eisenbahnen.  Bd  Iftndliohen 
Beden  kann  ftr  unsere  Zeit  wohl  von  einer  umfassenden  Ent- 
eignungsmaassregel  dem  Privatbesite,  auch  den  Grossgmnd- 
Mti  gegenüber  nidit  die  Rede  sdn^  weshalb  von  dieser  Even- 
toliat  hier  abgesehen  wird.") 

Im  Ganzen  gilt  daher  hier  noch,  was  Raa  (§.  100  a)  tlber  die 
Rtsg»  der  Vermehrang  von  Feldgtttern  (nnd  anm  Thett  anoh 
TOD  Waldungen)  sagte.  —  Mittel  der  Vermehrung  seien«"): 

„1)  Heimfallende  Bitterleben.  Der  längst  zweeUos 
EOTOideDe  Lehenverband  sollte  jedoeh  lieber  unter  HUigen  Be- 
IhiBngen  aufgelöst  und  alles  Lebengut  gegen  billigen  Ersatz  der 
Heo^ülshotfoung  je  naeh  ihrer  Nähe  oder  Entfemang  in  freies 
%aithmn  (AUod)  umgewandelt  werden:"  die  practtsch  meist  ge- 
agene  Oonseqneni  der  al%emeinen  Entwickhing  privaten  Grnnd- 
dgenthnms,  eine  Consequenz,  die  freilich  ihre  Bedenken  hat,  weil 
80  ehemaliges  Staatseigenthum  definitiv  der  Gemeinschaft  verloren 
gdiL  Eäne  Bekämptiuig  Ata  Uaesregel  ist  aber  nur  von  einem  ganz 
anderen  als  don  beutigen  sooia^fitischem  Gesiiäitspnncte  ans 
Bfiglieh. 

^)  Ankauf.  Statt  Uebenichflsse  der  Staatseinkünfte  hiezu 
anzuwenden,  wtlrde  man  besser  thon,  Schulden  abzutragen.  Doch 
können  besondere  Umstände  ansnahmswelse  den  Ankauf  solcher 
Uadereien  rechtfertigen,  die  sich  fUr  den  Besitz  der  Regierung 
»gnen;  z.  B.  anaserordentliche,  nicht  anderweitig  gut  anzulegende 
OeldznfiOsse;  oder  die  Gelegenheit,  eine  ErtragserhOhung  durch 
eine  Benntznngsweise  zn  bewirken,  die  von  den  bisherigen  Eigen- 
thflaiem  nicht  zn  erwarten  ist,  das  Hinzutreten  gemeinnütziger 
Zwecke  (wie  bei  der  Anlegung  neuer  Waldungen)  u.  dgl.**)  Die 

**)  TgL  Air  die  gtnze  Frage  wieder  die  Gnmdleg.  I,  Eap.  S,  Abaclm.  16—19. 
Veiten^heode  Ansichtea  reitritt  A.  Samter  in  b.  Gesellacli.-  a.  PrirateigeiithTiin. 

**)  B«rgins,  PoL  and  Kam.-Mag.  II,  201.  —  Deber  die  Einziehimg  der  Piirat- 
liodeieiea  ins  Staatseigenthum  in  Aegypten  dorch  Uehmed  Ali,  s.  v.  Prokesch, 
Eiinneningea  aas  Aegypten  nnd  Kleinasien,  II.  117  (1830).  (Ran). 

**)  Hieher  gehOrt  anch  die  Enreibong  standesherrlicher  Gebiete,  Todarch  die 
Bagienmg^eacbafia  rerdnfacht  Terden.  In  Wartemberg  ist  dies  mehiftcb  ge- 
■d^en.  —  In  Baden  wnrde  1839  die  Standeahensöhaft  Salm-Kcutbeini  nr 
l,tOS3T6  1  .eikaaft,  fsraer  nm  dieselbe  Zeii  die  GnndhercHihKft  Geauninnn- 
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neueren  betritcbUichen  Äblttsungen  von  DomanialgefftUen  und  der 
Verkanf  nnTortheilhafter  Bestandtfaeile  haben  in  mehreren  deotscben 
Staaten  ansehnliche  Ankäufe  veranlasst,  die  nur  jener  Vermindenuig 
gegenüber  den  Domänenbesitz  znm  Theil  ergänzen  sollten,  and 
besonders  da,  wo  dieses  Gut  dem  fllistUchen  Hanse  gehört  (§.  153) 
nnd  wo  zu  einer  anderen  gleich  sicheren  Anlegung  des  Srlöses 
Gelegenheit  fehlte,  sich  unter  gewissen  Bedingungen*')  auch  finu- 
ziell  wohl  b  Sebutz  nehmen  lassen.**)  Bei  solchen  Erwerbnngen 
mnss  eine  sorgfältij^  Brachreibung  und  Abschätzung  des  Kao^ 
gegenständes  cntirorfen  werden,  damit  man  den  muthmasshobeD 
rohen  nnd  reinen  Ertrag  ermessen  kOnne,  und  insbesondere  sind 
auch  die  auf  den  Grundstücken  mhenden  Lasten  genan  aossn- 
mitteln.  Han  mnss  sich  femer  auf  solche  Grandbesitznngen  be- 
schränken, die  leicht  und  sicher  zu  benntzen  sind,  z.  B.  wenn  m 
an  schon  vorhandene  DomftnenstOoke  angrenzen  nnd  nicht  bloss 
eine  fortdauernde  genügende  Verzinsung  des  Preises,  sondern  aoch 
eine  steigende  Beute  versprachen,' wesabalb  z.  B.  kleine  zerstreute 
Stttcke  ausgeschlossen  bleiben  sollton ,  Waldungen  aber,  wenn  lie 
zur  Bewirthschaftnng  und  Beaufsiohtigang  gut  gel^^  sind,  T0^ 
zUglich  Tortheilhaft  sind." 


**)  Beigpiele:  in  Wortemberg  wurden  16S6  — 40  5  grosse  Bittergattf  fU 
.  450,000— 410,000— 400.000— IT&.OOO  und  94.000  nnd  mehiece  kleinere,  tach  fU 
518,586  IL  einzelne  Waldnugen  angekauft.  Der  3jälirige  Betrag  der  erkauften  Dn- 
'  deteien,  Gebinde  und  Bcrechtignngen  sammt  den  nenerricliteten  Oeb&odeD  *u 
2.096,666  il.  Tod  1833  —  1841  sind  28,S70  Morgen  Wald  ervorbeo  worden;  Au- 
schnssbericbt  rom  25.  Jan.  1842,  §.  209.  Tortrag  des  Finanz-Minister,  vom  l.FeV. 
1842,  S.  14.  Bericht  Uber  die  QmDdstooksrenralfnng  von  1838 — 41  (ron  GoppeltV 
—  In  Baden  ist  1839  eine  Waldfl&che  TOn  nngefShr  1700  Morgen  fOr  226,207  1 
aikanft  vtnden;  minder  bedeatraide  Ank&ofe  mden  jihdich  statt  1845  wnrdäi  . 
567,000.  1846  510.000  fl.  fttr  Ankaufe  ron  OmndstUcken  ansgegeben.  1855  nnd  1856  I 
vurden  znsammen  2260  Morgen  mehr  gekauft  als  reikaoft.  Im  J.  .1861  wurde  ein 
Gut  auf  einer  Bheininsel  bei  Philippsbuig  znr  KnndoDg  der  schon  roriiaodenei 
Domäneostficke  tCa  40,000  fl.  erworben,  femer  fOr  222,000  fl.  Wald  nnd  zur  Bewil- 
dnng  bestimmte  Gmodstüclce.  ebenso  1862  6  Holter,  der  Morgen  m  53—174  t, 
überhaupt  23^6  Morgen  Waldgrund  für  237,550  fl.  and  für  den  Aufbau  dee  »hje-  ' 
bnnnten  Theaters  in  Earlsruhe  sind  271,000  fl.  aus  dem  Grandstock  rerwendet  worden. 
1868  wurden  for  146,394  fl.  zerstreute  Grundstücke  rerkaaft,  der  Morgen  im  D.  für'  j 
590  fl.,  dagegen  betragen  die  Ankäufe  314,761  fl.,  i.  D.  der  Morgen  zu  198  fi-,  ^ 
besseren  Bundnng  der  rorhandenen  Besitzungen  und  zur  Anlegung  nener  Waldnngeii- 
TeduuuIL  der  Stande-Teis.  von  1869.  2.  Kammer.  1,  2ST.  (Ban.)  S.  aoch  vom 
Abschn.  4. 

T.  der  bad.  DouL-Eammer  t.  31.  Jan.  1839  im  Terordn.-BL  Nr.  1 
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2.  Abschnitt 
Terwaltnnji;  und  Bewirthschaftanf  der  Feld|rflter.  ^) 

L  —  §.  165.  Die DomäneDTerwaltang flberhanpt  „Die 
foudlage  der  ganzen  Domäneoverwaltnng  ist  die  genaue  Anfzeicb- 
anng  aller  zn  den  Domänen-  gehörenden  Bestandtheile  and  Gerecht- 
suae.')  Ist  der  Umfang  der  Ländereien  oder  der  Rechte  noch 
nreifeUiaft,  so  wird  eine  sorgfältige  Untersuchung  angeordnet,  es 
werden  die  Grenzen  der  Qmndstdcke  berichtigt  and  neu  versteint. 
Die  Ergebnisse  dieser  Nachforschungen  sind  ansfübrUche  Besohrei- 
biBgen,  Verzeichnisse  und  Protokolle  Ober  die  rorgenonunenen 
Geschäfte.   Hat  man  auf  diese  Weise  eine  vollständige  Kenntniss 

zu  bewirtfaschafienden  Vomtfgensstammes  oder  Grundstockes 
eriangt,  so  mnss  fortwährend  darttber  *gewacht  werden,  denselben 
m^esehmälert  zn  erhalten  nnd  jeden  ans  widerrechtlichem  Willen 
iääielner  oder  ans  Nachlässigkeit  der  Beamten  drohenden  Verlust 
a  ien  Bestandtheilen  der  Domänen  zu  Terhindem.  Alle  durch 
Zi-  oder  Abgang  eintretenden  Veränderungen  werden  jährlich  in 
iftt  Verzeichnissen  nachgetragen."  (Bau  §.  101.) 

,J)ie  Beanfsichtignng  der  Domänenwaldongen  hat  in  dem 
Erfordemiss  gründlicher  forstwirthschaltlicber  Kenntnisse  so  viel 
Eigenthämliches ,  dass  sie  besonderen  Beamten  vom  Forstfache 
flberb'agen  zu  werden  pflegt,  während  eine  andere  Classe  von 
Beznksbearoten  (Domänen-. oder  KameraWerwalter,  Bent- 
beamte,  Kammerbeamte)  mit  der  Besorgung  der  Übrigen  Arten 
Toa  Domänen  und  gewöhnlich  auch  mit  der  Einziehang  der  etwa 
noch  vorhandenen  Gmndgeiälle  beschäftigt  wird.*)  Die  Umwand- 

■)  AbsduL  2.  —  Bau  5.  A.,  g.  101—136,  meine  Nenbearb.  g.  130,  132—155. 

*)  r.  Ifalcbos,  Politik,  II,  38.  —  Die  in  Baden  beutelienden  Vorschriften  bei 
Wehrer,  instractiOQ  fur  VenraÜangs-,  Kassen-  tud  Bechnungsbeamte,  1642,  S.  12. 
-  $.  163  wördicli  nach  Ran  6.  A..  g.  100,  101.  6.  A  §.  180. 

*)  Di«  Feldgtter  aebst  den  Bediten  auf  GmndgefUle  Verden  bisweil«)  unter  d« 
Benenoans  Kaneraldornftnen  zusainmen^fasBt,  z.  B.  in  Baden;  Begenaaer, 
Gesetze  nnd  Verordflungen  ober  die  Beirirthschaftaag  des  Grossb.  Bad.  Eameral- 
domiaui.  Earlsr.  1827.  Deas.  Der  Staatshaosbalt  des  Grossb.  Baden,  S.  288.  — 
Vebier,  Die  Kamenl-Dom&aeD-Adininistration,  lä33.  Dess.  Repertoriun  der  Ge- 
«etie,  Teierdnangea  and  Erl&üterungcn  aber  die  Bewirthschaftong  der  bad.  Eameral- 
dnainen,  1839.  Deas.  ange£  Instraction.  —  Ueber  alle  Arten  von  Dom&nen  verbreitet 
sich  G.  IL  L.  Hoffmann,  Die  Domanial-Yenraltimg  des  wQrtemb.  Staats,  Tub. 
1842.  —  Baden  bat  29  Dom&nenrervaltungsbezirke,  die  ron  ungleicher  GrOsse  sind, 
■chon  vegen  der  standesherrlichen  Gebiete,  wo  KanunergOter  fehlen,  Wartemberg 
65  KaaeraHmter,  Heckleabarg-Scbverin  27  Dom&nenimter,  Ptensicn 
Iii BtatmeMern.  and,  EaiHttbeamte  (vor  1866).  (Raa).  —  Deber  PrenssenB  Dorna* 
Hnveivilt  s.  T.  ROnne.  preoas.  Staaurecht  3  A.  II,  2.  §.  SIT  ff.,  bes.  g.  fi21, 
d«r«,  d.  DoB.-.  Font-  iL  Jagdwes.,  S.  46  £,  49S  £ 
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Inng  nnd  Ablösung  dieser  GeilLUe  qowie  die  AbsohsStang  der 
Naturaleinnahmen  und  Naturalansgaben,  fUr  welche  kostbare  Vor 
ratiisräome  nnd  Unterbediente  nöthig  gewesen  nnd  bei  denen  manche 
Verlnste  Torgekommen  ^raren,  hat  die  Gtesehttfte  der  Bezirks-  Do- 
mftnenbeamten  beträchtlich  Tcrmindert,  so  dass  viele  VerwaHnngs- 
kosten  beseitigt  sind.  Zar  Leitung  des  ganzen  Domänenwesens 
dient  eine  besondere OberbehOrde  (Kammer^  Domanenkammer] 
fttr  den  gukzen  Staat  oder  einen  grösseren  Landestheil  (Provinz), 
welche  wegen  der  vielen  verwickelten  RechtsvertiältntBse  audi 
rechtskundige  Mitglieder  in  sich  begreift.  Vom  Umfang  der  Gt- 
solütfte  hängt  es  ab,  ob  ftlr  das  Forstwesen  eine  eigene  OberbebSide 
nöthig  ist«*)  (Rau  §.  101)..  , 


*)  Der  Umfang  dea  Besitzes  an  FeldgUtern  and  demgemlsa  die  Ein- 
nahme damos  ist  in  den  enrop.  Staaten  sehr  rerschiedon,  rebrtir  am  CMwtea  noch 
in  den  deutschen  Staaten.  —  Best&nde  der  FeldgQter:  West-Oesterreicli 
1870:  aar  noch  9247  Joch  Acker,  84,177  J.  Alp-  o.  71T7  andere  Weide,  mit  1 
Ertrag.  A.  f.  d.  Boheinn.  r.  Staatsforsten  o.  Dom.  1676  4-568,  Bflinertr.  l-6iS,  bei- 
(nach  Ahzog.  d.  Aosg.  d.  Dom.-  n.  Forstdirectionen)  1*305  M.  ä.:  also  &8t  gaos  am 
Forsten.  —  Rassland  (nach  Tengoborski)  79  Mill.  DeSBjfitinen,  wovon  10*3  MiO. 
Ode.  10-2  MilL  streitig,  39  UUL  an  die  Kronbaoem  gegeben  (S4  HÜL  ^  6*94 
Qoadr.-U.  hieron  loodoetir),  daneben  aach  Güter  in  ZeiQHidbt  A.  der  BohnniL  1S7$ 
au  Pachtgeldern  im  Min.  d.StaatBdom.  5*40  H.  BU.  —  Frankreich  187«  s.fitt-. 
n.  Teifcaaf  d.  Dom.  708  U.  Ft.  loh.  —  Qi.  Britanniea  1874/7S  BrvtttflCtL  i. 
Dom.  469,000  Pf.  SL  —  Frenssen  1861:  U04.603  Morgen  in  498  Pachtnnnn 
im  D.  zu  2419  Mg.,  dazu  78,532  M.  einzelne  GrandstUcke.  S.  aach  Meitzen,  aei 
Boden  u.  die  landw.  Verh&ltnlsse  des  pr.  Staats,  I,  522.  Statist  Jahrb.  IV,  Z,  8.  156. 
In  1875  varan  rorhanden:  1127  Yonrerke,  346,760  Uect  nutzbare  FUcbe  d.  Dom.- 
Orundsttlcke,  Ertr.  d.  Domänenrorwerke  11'21  U.  M.,  Ertr.  v.  and.  Dom.-Gnmdst» 
Hohlen,  Fisdiereien  4  86  M.  M.  In  d.  Bheidpror.  fehlen  die  Dom.,  in  Vestt  ist 
ihre  Zahl  nur  noch  4  Ton  zus.  1533  Hect,  in  Fr.  Preussen  156  ron  65,000,  Brandenb. 
143  ron  55.000,  Pommern  154  ron  63,000.  Posen  80  von  28,000,  Schlesien  99  tob 
26,000,  Sachsen  153  ron  55,000,  Hannorer  197  von  37,000.  Hessut-Naasaa  132  vod 
16,000,  ScÜesv.-Holat.  2  von  92  Hect  Die  GrOsse  der  einzelnen  Dom.  rarüzt  also 
nach  ProTiuzen  sehr.  Der  Ertrag  der Domlnwenraltnng  setzt  tich  au  mandieiiä 
TeiMhifldeaaitigeB  Posten  zus.,  was  bei  YOT^eiohen  aach  m  beachteB  ist  Z.  B.  in 
Prenssen  A.  im  Etat  f.  1875:  Boheißn.  d.  Don.  (ohne  Fönten)  28*S8  M.  M» 
vormi  gmndherri.  Hebnnren  n.  Hebungen  r.  Terives.  Dom.-01itj«cten  3*62,  Dom.- 
Amortisationsrenteo  6*22.  Ertr.  r.  Dom.-Vorwerkeo  (Pacht)  11*4S,  t«  anderen  Dom.- 
ChondsL,  Mühlen,  Fisch.,  Minenlbrannen,  Badeanstalten  644,  Nttts.  des  Bemstein- 
regals  0-34  M.  M.,  Zioseu  von  Activkapital  24.780  M.,  Fettungsrerennen  0*1  M.  U., 
sonst  vermischte  Einn.  0.21  M.  M.  Daaernde  Ausg.  filr  Betriebs-,  &heb.-  wd 
Yenraltang^osten  6*1  M  M.,  demnach  Reinertr.  22*28  U.  M.  Ausserdem  l'S? 
ausserord.  Aosg.  S.  verschied.  Sonderzvedce.  S.  auch  Frants,  Prenssen's  Dominoa- 
gater.  —  Baden:  Im  J.  1830  hatten  sich  die  Dom&nen  zufolge  TW  YnÜnfea  rar 
Sdioldentilgang  auf  37,821  M.  verringert,  dann  trat  eine  Yaiii»nuig  durch  AdAile 
ein.  1661  enutielten  sie  zusammm  50,829  M.  oder  1*17  Proc  des  ganzes  Fllckea- 
iBuns.  1836  varen  61  Ho^^ot^Mude,  also  vahischebdich  «mIi  «ben  ao  vide  Hof- 
gUer  vorbanden.  Im  Lanfe  der  SO  Jahre  1860 — 60  bat  sich  mtt  Efatsdihus  der 
GrandcdEUle  die  rohe  Einnahme  nngefShr  auf  86  Proc.  der  anfSngHoh«  Summe 
(mü  die  AblQmmgsgelder  zum  ThoU  nidit  verzioslich  angelegt  wurden,  zu  Tbeil 
geringere  Zinsen  tragen),  der  Yenraltnngsanfirand  arnf  76  Pne.,  doc  BeiasitiiBg  auf 
65  Fncent  rennlndert,  die  Laiteo  sind  auf  126  Frooent  goittegen.  Rageaaiier, 
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II.  —  %.  166.  Üebersiebt  nnd  Entwieklaag  der  Sytteme 
der  Verwaltung.')  „Waa  hat  bei  den  FeldgUtem  die 
Wahl  zwischen  verscfaiedenen  Benatznngtarten,  bei  denen,  wenn 
nan  sie  in  einem  Ueberblicke  zaBammenfasst,  zwei  etnander  sehr 
catgegengesetete  £ndgHeder  dnr^  einige  Mittelglieder  T^nttpft 
werden  and  die  Erwerbsthatigkeit  der  Bttrger  in  inmer 
stärkerem  Grade  hervortritt,  während  die  Theilnahme 
der  Kegiernag  an  dem  Betriebe  immer  sobwftober  wird, 
Bnnlieh: 

Bewiithscfaaftnng  ohne  erblidie  Notxnngsrechte  rtm  Prirat- 
penuven: 

A.  Eigene  Verwaltang  anf  Rechntug  der  Regiemng. 

B.  Aafangende  Beizidinng  dea  Privatinteresses,  Qewftbrs- 
Tcrwaltnng. 


SMAsiislialt   Säte  8S9.  Nach  dem  Etat  für  1S77  betragen  die  Uodwirthschafi- 
GrandstOoke  der  b*diBch«t  DominenTemdtu^  19,132  Hecttre,  mit  einem 
Ti^iiwiliUt  iTtät)  m  1.848^  IL,  dwon  12.618  Heotar  ia  QM  vaipuktete 
Und»  mit  1,007.000  M.,  Ertrag  (Boheitng  p.  Hectu  79-86  H.),  077  Hectu 
n»  G^d  n.  Nstnnllen  rerpachtete  Gnmdstücke  mit  60,400  M.  (Bohertrag  p.  Hect 
Jm  U.).  6771  Hect.  Wiesen  in  Selbetriithscb-  mU  711,000  U.  (Rohertng  p.  Hect 
1^3  U.),  22-3  HecL  Rebland  in  SelbBtrirthacli.  mit  39,000  H.  Ertrag  (1749-66  H. 
Behotrag  p.  Hect),  Best  d.  Einnrfime  ans  Torf  n.  Nebwirataen.  —  üeber  B  ai  ern  s. 
Tseke  ia  der  Ztschr.  d.  baier.  stat  Bor.  1871,  S.  161  ff.  Der  Bestand  an  landwirth- 
schaftlicJi.  Gnmdstttcken  hat  sieb  dnrcb  fortgesetzte  Yerkftafe,  die  priucipiell  ron  den 
KimoB  gewOnscht  vnrden,  immer  mehr  rermlndert  1869  waren  nur  vorhanden  7666 
büer.  Tagwerk  einzelne  GnmdstQdce  im  Verth  ron  1-32  MiU.  fL  nnd  4927  Tagv«ic 
Oduraomiecotnpleze  im  Werth  r.  0*60  MiU.  S.   Am  wichtigsten  ist  onter  ersteren  d. 
V«i^  in  Unter&ukflB  (abenri(««Dd  veipachtet),  A.  f.  1877  Boheitng  67.990  M., 
BdBOtEW  14.540  M.    Das  eig«nTenraltata  Staat^put  SchleisBheim  ist  landwlrth- 
sdoftL  Moateranstalt  (Ä.  d.  Beioertr.  1877  c.  68,000  H.).  Hoffischerel  im  Ghienuee 
A.  iL  Bednertr.  3100  M.  —  Wartemberg:  A.  d.  Elnn.  am  StaatsgUteio  1876,  roh 
511,500  fl,,  darOD  ab  an  Gnindabgaben  33,750  fl^  £  Varwalt  o.  Malior.- Kosten 
144,070  fl.,  Gesammtertrag  der  „Cameralämter*'  673,600  fl.  roh,  47,600  fl.  rein.  — 
Sachsen:  in  M.  60er  üahren  38  Eammergttter,  wonmter  10  von  mehr  ab  3000  TUr, 
PacbbDoa,  1  von  S166  Thlr.  —  Mecklenburg  hat  von  Alteiriiar  selir  eigenthlUn' 
liehe  Yerfa&ltniase.   Die  Domänenimter  bilden  einen  Hanpttheil  des  Lsadee,  welcher 
nidit  oster  der  landsttadisohen  Verfsssnng,  sondern  allein  unter  dem  liandeaberm 
iteht  tmd  in  dem  die  im  anderen  TheUe  za  Stande  gekommenen  Gesetze  nat  gelten, 
wenn  sie  von  dem  Forsten  als  aach  tOx  das  Domaninm  gOltig  verkündet  werden, 
Dieaes  omfaast  in  M.-Schwenn  98  78  Qaadr.-MeUea  mit  206.00U  Einw.,  oder  S7  Fioc 
der  Volksmenge,  und  45  AmfsbeziAe.  von  26  Amtsb^Orden  vrawaltet,  Ali  Finanz*, 
Jvttz-  n.  FoUxeigesch&fie.   Es  sind  hier  244  grosse  Hofe  in  Zeicht,  im  D.  zo 

161  pr.  IL,  75  Erbpachthofe  zn  875  pr.  M.,  4122  BaaemgtUer  in  Zei^acht  (1.  D. 

162  M.),  1362  solche  Erbpachtgater  (D.  155  M.),  7288  KleingUter  (BUdnergUtoi)  in 
£rb]»cM  (D.  16  3  M.)  u.  2721  Häoaler  mit  oder  ohne  Garten.  Ton  der  ganz.  Fläche 
(253-44  MilL  Quadr.-Bnthen ,  deren  117  1  pr.  M.)  sind  186  Mill.  von  Zeit-  nnd 
ErbpMhtem  benutzt.  BeitrAge  z.  Statist  MeOlenborgs  IV.  Heft  1  o.  2.  1866.  — 
Balk.  DomanialverhSltniss  in  M.-Scbw,  1864.  Sie  ^nze  Einnahme  an  Zeit-  u.  Erb- 
pacht  wdr  1860/1  anf  1.458,000  llür.  angeBchlagen.  ^zebe  Uteie  Daten  nadi  Bao). 

■)  9. 166  —  Bau,  6,  A.,  g.  99,  mit  udneft  Zoslbfln.     A.^  9-  183. 
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384  1  fi.  2.  K.  2.  A.  TemltDng  der  Foldgflfer.  %.  166, 16t. 


C.  VolteOndige  Ueberlassnng  der  Bewirthsohaftimg  saf  ht- 
Btimmte  Jahre  oder  aaf  Lebenszeit  an  einen  Pachter,  Zeitpaeht 

Erbiiehes  Benutzungsrecht  von  PriTaten: 

D.  Erbpacht 

Hieran  reihet  sich  sodann  der  schon  betrachtete  Verkauf  mit 
einem  zum  Theile  stehenbleibenden  Kaa£schiUing  oder  avf  Z^- 
rent^.<'  (§.  163.)  (Bau  §.  99.) 

Geschichtlich  entwickelte  sich  in  Deutschland  nnd  den  Kacb- 
barländem  die  Benntznngsweise  im  Ganzen  ungefähr  in  der  luv 
angegebcQcn  Reihenfolge.  Die  eigene  Verwaltung  ist  die 
iUteste  Form  anf  niedriger  Wirthschaftsstofe :  bei  vorwaltrader  ! 
Abhängigkeit  des  Ertrags  rom  Natnrfoctor  and  bei  extenriTem 
Betrieb  ist  sie  allenfalls  zo^ssig;  später  treten  aber  die  specüfisehen 
Nachtheile  des  Staatsbetriebs  bei  ihr  am  Heisten  hervor.  Dano  | 
greift  man  lieber  zur  Facht.  Die  anfangs  kurzen  Zeitpacht-  ; 
Perioden  werden  aus  ökonomischen  Gründen  verlängert  (§.  174). 
Ebenso  wird  der  anfiangs  an  ein  bestimmtes  WirthsohaftssfBtem 
gebundene  Pachter  später  in  der  Wahl  des  Wirthschaftssystems 
freier  gestellt  (§.  173).  Die  (historisch  Öfters  ältere)  Erbpacht 
leitet  geschichtKcli  mehrfach  den  Uebergang  der  Domänen  ia's 
Privateigenthum  ein,  welches  letztere  auch  wieder  ans  Ökonomiaehen 
nnd  socialpolitischen  Gründen  durch  Ablösung  des  ErbpaohtkaDons 
oder  durch  freien  Verkauf  im  Interesse  intensiverer  Landwirthsehift 
bei  grösserer  Volksdichtigkeit  nnd  weiterem  Absatz  hefgestellt  wird. 

A.  —  §.  167.   Bewirthschaftnng  durch  Verwalter.')  j 

„Die  Bewirthschaftnng  anf  Rechnung  des  Staates  durch  besol-  ' 
dete  Verwalter,  welche  alle  Ueberschüsse  der  Einniüimen  tlber  die 
Ausgaben  abliefern  (Selbst-  oder  Eigenverwaltung,  Admi- 
nistration), ist  von  der  Privatwirthscbait  schon  frühzeitig  in 
das  Finanzwesen  übergegangen,  ob  sie  gleich  wegen  der  genauen 
Aufsicht  auf  die  Verwalter  umständlicher  ist  als  die  Verpaohtang.^ 

")  §.  167  —  169  im  WesontL,  grossentheils  Tftrtlich,  nach  Baa.  5.  A.,  §.  104 
bia  108.  —  Abveichangen  meist  nach  meinen  Zusätzen  schon  in  Bearb.  d.  6.  Aosg- 
§.  183—137.  ! 

')  Hallmann,  Gesch.  d.  Dom.-BeDatziiiig  in  Deutschland,  Frankt  a.  0.  1801. 
—  Ein  Theil  der  rO  mischen  agii  publici  wurde  ron  den  Sidaren  fOr  den  Stut 
renr&ltet,  unter  Anfidcht  des  Senates,  der  die  Rechnnngan  abhörte.  Bosse,  I,  76.  I>ie 
TegelmisB.  Foiin  der  Nntzbarmachnng  der  StaatdSndenlen  irar  aber  die  Zel^aclit 
gagm  Oeld,  entsprechend  der  froh  aasgebildeten  rOm.  QeldiriithschafL  Monmien, 
rüm.  Staatsrecht  n,  1,  410.  Deber  die  censorische  Verpacbtong  der  Prorlndaldoinliu) 
in  d.  Zeit  der  Republilc  s.  Marquardt,  r&m.  Staatsrerwalt  U,  241.  Bei. grosseres 
Complexen  Generupadit  mit  Separatafieri»chL  Anch  das  znrYiehireide  bestiinnite  Lud 
Tude  reipaditet,  die  Pachter  Heesen  Tleh  gegen  Veidegdd  (saiptnn)  zu,  eb.  8. 244. 
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beviithsohafttug  duicb  Teimüter. 


80  lange  die  Landwirthschaft  kanstlos,  nach  gleichfönnigen  Regeln, 
Bit  geringer  Sorgfalt  betrieben  wurde,  m.  a.  W.  solange  die  exten- 
nen  Ackerbansjsteme  in  der  Volkawiräiscbaft  noch  am  Platze 
änd,  war  gegen  jenes  Verfahren  wenig  einzuwenden,  wenn  man 
der  Redlichkeit  der  Verwalter  gewiss  sein  konnte.  Auch  späterhin 
einem  höheren  Grade  der  Intensivität  des  Ackerbaus,  kann 
der  einzelne  prirate,  namentlich  der  grössere  Grundeigenthttmer, 
du  nicht  selbst  die  Landwirthschaft  betreiben  kann  oder  will,  sich 
bn  dieser  Benutzungsweise  wohl  befinden,  weil  6r  einen  Verwalter 
UBwifalen  kann,  dessen  Persönliehkeit  seinra  Wünschen  voUkom- 
oeii  entspricht,  und  weil  er- bei  d^  öfteren  Aufenthalte  auf  dem 


Cstei  den  Kaisern  kam  die  Domloe  unter  die  Administration  des  kais.  Fiscas.  Diese 
^Ma  nrden  auch  jetzt  noch  reipacbtet,  auf  fi  Jahr  oder  l&nger;  spUer  mehr  Colonats- 
T^ihniss  (Erbpacht).  Auch  Selbstbewirthschaftung  ron  Fiscalglltern  kommt  noch  Tor. 
ViiqDsrdt.   8.  260.  251.  —  In  Athen  ailgem.  Erbpacht  oder  Zeitpacht  der 
Mt.  nicht  heil.  Gemeinde-  n.  Staatsgater,  z.  Th.  unter  Veimittlnng  ron  Genenl- 
gdtn.  Zeitpacht  r.  rerschied.  L&nge  4,  10,  25,  40  Jahre  kommen  ror.  BSckh, 
Athens,  2.  A.,  I.  416  ff.  —  Im  Hittelalter  w  ftst  allgem.  die  Admini- 
fMa  ftbUch,  und  nodi  in  der  mtte  des  Toiigen  Jahrbonderts  wurde  sie,  z.  B.  tOd 
Sclrebei,  a.  a.  0.,  Toi|^gen,  denn  man  scheute  die  Verpachtung,  um  dem  Pachter 
■i^  «iaen  Gewinn  zu  lassen,  der  der  Regierung  zugewendet  werden  konnte,  vad  um 
bcaeie  Schonung  der  L&ndereiea  zu  bewidien.  Seckendorf  (FlUsteostaat  S.  879) 
lehne  indess  schon,  dass  man  nach  den  Umständen  zwischen  Veipachtong  und  Yei^ 
^iiSjif  T&hlen  solle.  —  Es  bestand  Im  Ganzen  genommen  wenig  Ordnung  und  Aaf- 
(HttUmann,  FiD.-Oe3ch.  S.  36  ff.),  obschon  Karl  der  Grosse,  so  wie  spUer 
iüiio  Friedrich  II.  in  Neapel ,  sich  bemühte ,  die  Verwalter  durch  ansführliche  la- 
stncäoBat  zum  Fleisse  anzuhalten.   Der  Amtmann,  Vogt,  judex,  hatte  jähdich  zu 
^(■ku^ten  das  ins  Einzelne  gehende  Veizeichniss  aller  eingegangenen  Naturalien 
l^uL  de  Tillis,  Art  62)  zu  obergebeo,  von  welchen  Fastenspeisen  in  das  Hoflager 
die  Ulf  dem  Oute  zu  rerbianehenden  Vorrltbe  abgereidit  und  die  Bote 
"^bnahit  worden,  nm  allen&lb  reikuft  (Art  33)  «dar  Ungar  in  Bereitsdiaft  ge- 
■wn  za  werden.  Am  Palmsonntag  mnsste,  nachdem  die  Oeldiechnung  durchgegangen 
w,  der  Gelderlös  eingesendet  werden  (Art  28).   Dhter  dem  Amtmann  standen  die 
^fö«,  majore«,  villici,  als  Geholfen  auf  grösseren ,  und  als  Verwalter  auf  kleineren 
<<iiienL         Anton,  Geschichte  der  deutschen  Landwirthschiil,  I,  177.  —  Lange- 
<li*l,  Geschichte  der  deutschen  Landw.,  I.  118.   Hullmann  (Dom&nen-Benutzung 
^  13]  ninuiit  rilUcus  und  Judex  für  gteidibedeutend.  —  Es  Usst  sich  annehmen,  dass 
^  Venraltnngsweise  im  Laufe  mehrerer  folgender  Jahrhunderte  oidit  weiter  fort- 
^tt,  als  sie  scbcm  in  jenen  Gesetzen,  nur  ohne  dauernden  Erfolg,  vorgeschrieben 
>ir.  So  lange  die  Hofbaltong  h&ufig  ron  einem  Kammergute  zum  anderen  Terlegt 
)Mi  Festlichkeiten  eine  unglaubliche  Menge  ron  Erzeugnissen  der  Guter  rerbraucht 
*^e,  hätte  man  ohnehin  Ton  der  eigenen  Verwaltung  lücht  abgehen  können,  deren 
Xiaiein  durch  jene  Gewohnheit  zum  Theile  abgeholfen  wnide.  Der  alte  judex  und 
.  ^ulitas  lassen  sich  einigermassen  in  dem  Amtmann  und  Kästner  des  17.  Jahrhunderts 
"i^r  erkennen;  s.  die  Bestallung  beider  im  Anhang  bei  Seckendorfs  Foisten- 
^t,  Nr.  IX.  Q.  XIL   Dem  judex  scheint  der  procurator  zur  Zeit  Friedrichs  IL  in 
^^-^1  entsprochen  zu  haben-,  r.  Kaum  er, -Geschichte  der  Hoheiutanfen,  VII,  6, 
V.  Xrv.  —  In  kleinen  Ländern  leitete  wohl  der  Marschall  die  ganze  Verwaltung, 
'^sr.  Schweinichen  empfing  (;i5$9  S.)  alle  Sonntage  nach  Tisch  die  Vögte, 
^«de  berichteten,  was  eingenommen  war,  worauf  die  Geschäfte  der  nächsten  Woche 
!^^l)'«det  wurden;  H.  7.  Schw.  Leben  u,  Abenteuer,  herausg.  von  B Iis c hing,  Q. 
^3  ms).  (Meist  nach  Ran,  §.  104  Anm.  a.) 

i>Wi|B«i,nBaBnvisMuak.  L  26 
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386  2-  B.  2.  K.  2.  A.  Verwaltung  der  Feidgflter.  §-  187, 168. 

Gate  Gelegenheit  hat,  den  Betrieb)  zn  beaafoichtigen  and  tngkicii 
Uissbräachen  zu  begegnen.  Bei  den  Domänen  verhält  es  sieb 
jedoch  anders.  Die  Erfahning  hat  Uber  die  Unvortfaeilhattigkeit 
dieser  Benatzangsweise  wenigste  bei  den  Domänen  im  Allge- 
mdnen  in  der  neueren  Zeit  hinreichend  entschieden."  (Ban  %.  104.)^ 

Es  zeigen  sich  nemlieh  gewöhnlich  folgende  Kachtheile:') 
Schon  der  rohe  Ertrag  pflegt  geringer  zn  sein,  als  bei 
einer  anderen  Benutzung ,  weil  fest  besoldete  Verwalter  im  AUge- 
meinen  geringeren  £ifer  haben,  sich  nm  die  VervoUkommnoiis 
des  Betriebes,  die  beste  Benutzung  aller  örtlichen  Verhältnisse  nnd 
den  einträglichsten  Verkauf  weniger  bemühen  und  vieünebr,  au 
Scheu  vor  Anstrengung  nnd  VerantwortUohkeit  im  Falle  eines 
Misslingens,  lieber  in  dem  berkQmmlichen  Geleise  beharren.  Ibre 
Sorgfalt  ist  hauptsächlich  auf  die  Erhaltong  der  Grnndsttteke,  Ge- 
bände  und  aller  Zubehäningen  in  gutem  Stande  gerichtet  Vor 
zllglich  kundige  und  strebsame  Männer  ziehen  meistens  vor,  anf 
einem  Fachthofe  thätig  zu  sein.  Es  ist  daher  nicht  leicht  zn  er- 
warten, dass  die  landwirthsohaftliche  Kunst  in  ihrer  jedesmaligen 
Äasbildnng  auf  den  KammergUtern  gehörige  Änwen4ang  findeii 
werde.  Verordnungen  und  einzelne  Befehle  reichen  nicht  hin,  den 
Verwalter  zu  einem  zweckmässigen  Verfahren  anzuhalten,  wem  er 
nicht  eigenen  guten  Willen  hat"  Auch  die  eifrigen  und  intelti- 
genten  Verwalter  werden  ferner  dorch  die  unvermeidlichen  In- 
structionen, Einholungen  von  Erlaubniss,  dies  und  jenes  zu  tbsn, 
nnd  dnrt^  die  Controlen  wieder  so  gebunden,  dass  il^re  Tfaätigkeit 
selten  von  einem  entsprechenden  Ergebniss  begleitet  sein  kann. 

„2)  Die  Kosten  lassen  einen  zu  kleinen  Beinertrag  flbrig, 
denn  die  Verwaltung  geschieht  meistens  nicht  mit  deijenigen  Spar- 


»)  Lit  über  d.  Bewirthscli.  d.  Dom.  s.  a.  §.  173,  Anm.  30.  Auch  bei  Kletke. 
Lit  d.  Finanzrea.  d.  Preoas.  Staats,  3.  A.,  Berl.  1876,  S.  32. 

")  Sturm,  Kameralpraxis,  I,  193.  —  7.  Jakob,  I,  54.  §.  98  ff.  —  In  der 
Praxis  bandelt  man  auch  demgemäss,  z.  B.  Preussen  (BOnne,  Staatsr.  n,  t 
696),  TO  die  DomänenTeräossenmgs-Instniction  rem  25.  Oct  ISIO  n.  die  Tnstr.  L  i- 
Oberrechenkamm.  t.  18.  Dec.  1824  bestimmen,  daas  bei  den  dem  Staate  rerbleibwden 
DomSnen  die  eigene  Adminiatr.  anf  jede  Weise  mmieden  tl  aar  in  änssenten  Fodi- 
flUen  jfegen  spec.  Omehmigaog  des  KOniga  erfolgen  solle;  bei  unreimeidL  Exmia^on 
des  Pächters  auch  aar  elnstv^en  auf  kotze  Zeit  mit  Graehmigiuig  des  flnanxmlniit 
Bad.  Hofdom.  K.  Verord.  T.  2.  Mai  1826,  g.  6:  Die  Selbstbevirthscbaftnng  kann  au 
ansnabmsTeise  n.  nicht  ohne  besondere Snnftchtignng  stattfinden.  Ebenso  Wörtern* 
berg,  Hoffmann  S.  49.  —  FUr  die  eigene  Vervaltnag  spricht  die  Schrift:  Ueber 
Dom&nen  nnd  deren  Benatznng.  BresL  18S5.  Der  Verf.  sacht  zn  zeigen,  daaa  in  dea 
Hinden  sehr  geschickter  nnd  znverlftssigcr  Venratter  die  Kuomergnter  fortdaaend 
mehr  eintragen  konnten,  ab  bei  grossen  Fachtoogen.  W&re  es  nnr  lächt,  solche  Ter- 
Tidter  zo  finden  und  «nf  den  GOtem  za  «rhaltenl  (Eaa.) 
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uakeitj  za  welcher  der  eigene  Vortheil  antreibt,  weil  es  an  einem 
iDsreicbenden  Antriebe  fehlt,  mit  der  nöthigeu  Beharrliehkeit  and 
Unrerdrossenheit  trotz  des  Widerstrebens  der  Untergebenen  za 
iuodeln;  aaoh  absichÜiche  Veruntrenang  ist  nicht  ganz  za  ver- 
liUeD^o);  die  Aufsicht  der  vorgesetzten  Behörde  ist  anderseits  so 
mitijidlich,  dass  man  ein  zahlreiches  Personal  ron  Beamten  hiezn 
halten  mnss. 

jß)  Die  Regierang  wird  genöthigt,  dass  ganze  Bewirthscfaaf- 
toog^^ital,  sowohl  amlaafendes  als  stehendes,  anznschaffiBn  und 
im  Gebranche  zu  erhalten,  während  z.  B.  bei  der  Verpachtung 
SSere  ein  Theil  des  stehenden  .and  in  jedem  Falle  das  ganze 
loltof^de  von'  dem  Unternehmer  gestellt  wird  (§.  176).  Jenes 
^  Verwalter  anzurertranende  Kapital  ist  ferner  nicht  allein 
iDisehen  Verlosten  ansgesetzt,  sondern  verzinst  sich  aach  gewöhn- 
Üctt  nicht  gat."  Je  mehr  die  Kothwendigkeit  intensirerer  Wirth- 
1^  eintritt,  desto  -mehr  Kapital  ist  zur  Bewirtbachaftnng  nöthig, 
*i>  &  eigene  Administration  dann  immer  bedenklicher  macht 

„i)  Die  Einkünfte  sind  von  Jahr  za  Jahr  einem  starken 
VeM  onterworfiNi,  der  die  Begelmltesigkeit  im  Staatshaoshalte 
itOTt,  auch  kann  man  nicht  auf  ihr  sicheres  Eingehen  za  gewissen 
Zeiten  rechnen.^'  (Raa  §.  105.) 

§.  168.  Immerhin  gieht  es  jedoch  noch  jetzt  Ansnahme- 
^i\Uf  wo  „die  eigene  Verwaltong  unter  besonderen  Um- 
ständen den  Vorzog  verdient,  weil  entweder  die  Besorgniss  des 
pringeren  Ertrages  hinwegföllt  oder  andere  RflekBiohten-  diesen 
^'aelitbeil  ttberwiegen.   Solche  Fälle  sind  z.  B. : 

»1)  die  Anwendung  der  Domänenhöfe  zu  Husterwirth- 
sehaften,  landwirthschaftUchen  Lehranstalten  oder  zar  Erhal- 
fcßg  von  Stammheerden  voraüglicber  Viebrassen**).  Bei  der  Wich- 
%keit  dieses  Zweckes  kann  es  nicht  als  Abhaltangsgrnnd  gelten, 
^  solche  Wirthschaften  eitfahrungsniässig  nicht  sehr  einträglich 
n  Behl  pflegen."^')  Die  Hinnseinnahme,  verglichen  mit  deijenigen, 


,     ")  Hinfige  KUgca  ttber  die  Ootreiie  der  Verwaltung,  Höllmann,  Gesch.  der 
'  wii.-BeDDtzang,  S.  40.  —  Die  Iföuigl.  Forsten  in  England  sollen  im  Dnrchsclmitt  r(m 
1^-23  34,S19  L.  St.  getragen  and  35,733  L.  St.  Administratiomkosten  Ternraacht 
»«Eni  Din  gier,  polytechn.  Jouro.  XXXVL  407.  (Bau.) 

")  Vgl  Ban,  TolkswirthachaaspoUt.  §.  147,  168,  170,  172. 
,  Vgl  §.  160,  S.  1.  —  Stein,  1.  A.  S.  124,  nennt  Ooter,  die  zu  obigen 
**«ckeQ  dienen,  ToUswirthschaftlicIie  odet  absolate  Dom&nen.  ■ —  Bei- 
Jpiele:  Die  Türtembergisch en  Kameralhöfe  (königl.  Privateigentlinin)  Weil, 
«narahuisen  nnd  Klcinliohenheim  (Weckherlin  im  Corrcap.-Bl.  des  landir.  Vereins 
^  w.  182»,  n.  3.),  nebst  der  tandir.  Lehranstalt  zu  Gnwhobenheim  (Staatsgut).  — 

25* 
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welche  bei  4er  Bewirthschaftnng  nach  dem  blossen  BeDtabilittto- 
princip  erzielt  werden  kann,  ist  hier  eine  verhüllte  Staatsaosgabe 
ZOT  DurchfUhruDg  eines  Sfaatszwecks. 

„2)  Rebland  (Weinberge),  so  lange  man  es  llberfaanpt  als 
Theil  der  Kammerguter  erhalten  will,  z.  B.  wegen  seiner  am* 
gezeichneten  Lage,  lässt  nicht  immer  eine  Verpachtung  zu  and 
mnss  daher  in  Eigenrerwaltnng  bleiben,  unter  der  Leitung  ^es 
vollkommen  kündigen  Verwalters.") 

„3)  Abgesonderte  Wiesenflächen,  bei  denen  dieeigeie 
Verwaltung  ganz  üblich  nnd  leicht  ansfUhrbar  ist.  Die  Herstellnng 
der  Bewässerung,  die  DUngnng  n.  s.  w.  kann  leicht  von  den 
Domftnenbeamten  mit  einem  kündigen  Wiesenanfiseher  geschehen, 


Die  baierischen  Staatsgüter  Scblelsalieiin ,  Veihenstephan  und  Fuistenried  bd 
MQDchen.  Scbleisabeim  hat  angODStigen  Bodeo  und  brachte  im  Dorchscbiutt  roi 
1654—1810  keinen  Beinertrag,  sondern  kostete  noch  jährlich  6518  fl.  Znschnssl  liiiu 
begann  die  neue  EiDrichtung-,  1811—18  warf  es  jlhrlich  6972  fl-,  1819  7577  i  rein 
ab,  die  3  Gaier  gaben  181U— 27  einen  j&hrlicheD  Beinertrag  von  22,463  fl.  «der  tob 
6  Proc  des  mittleren  Gmndverthes  und  Kapitales.  Der  Bobertrag  des  Acketbuet 
stieg  irShrend  dieser  Zeit  in  Scbleissheim  roa  1  aaf  2%  ScheSel  rora  Mor^ 
zwischen  ist  jener  Beinertn«  Ton  22,463  fl.  grtaiteiiüieils  vieder  aaf  Nnbutn, 
Prionen,  Versocha,  Unterricht  n.  s.  w.  Tcnrendet  vordea,  so  dass  in  11  Ua» 
nor  35,341  1  baar  an  die  Staatscasse  abgeliefert  wniden.  TgL  SchOnlenlBer. 
Bericht  Ober  die  Bewiitlucbj^tnng  der  k.  b.  StaatsgQter  il  a.  w.  Ilüocheo,  l^t 
SchOnlentner  und  Zierl,  Jalffb.  der  k.  b.  landw.  Lehranstalten  zu  SchlösdudD, 
I,  28;  n,  38.  (1828.  1829.)  In  den  Jahren  1835—37  brachten  die  drai  Goter  jihr- 
lich  einen  Beinertrag  ron  14,813  fl.  —  Weihenstephan  hat  sehr  guten  Boden,  dennock 
varf  die  Laadvirthschaft  aof  diesem  Gute  ron  S15  Morgen  Acker,  15U  H^.Vitacfi 
and  183  Mrg.  Weiden,  Oednngen  and  Mooswiesen  im  3j&hrigen  Mittel  nur  263S  i 
ab.  Das  Betriebskapital  von  Scbleissheim  (7343  Tagv.)  luid  Weibenstephan  bereeluett 
man  183»  auf  31,163  fl.  Mateiialrorräthe ,  31,572  fl.  Viebstand,  66,868  fl.  Ger&lke, 
12,855  fl.  baare  BetriebsTorschUsse,  zusammen  142,458  fl.,  voron  der  Zins  ZD  4  Ftoc- 
schon  5698  fl.  betrSgt  Forstenried  ist  in  Zei^tacht;  Verh.  d.  E.  d.  Abg.  m  IW, 
Beil  XXIL  U.  (Graf  Butler).  Jetzt  ist  nor  Schleissbeim  in  Selbetremltasg.  E> 
hat  Bankod,  Wald,  Tor&ticb,  eine  Brauerei,  MebhnOhle,  Sagemuhle  o.  s.  v.  Bd- 
ertiag  wirkl.  1857  154341  fl.,  rein  ll),«22;  1859  Deficit  ron  12,423,  1861  dsgL  ra 
266,  1868  Rohertr.  120,649,  Beinertr.  16,471  iO.  (Tocke,  baier.  stat.  Ztscbr.  l^'l, 
S.  164.)  A.  1870  119.490  fl..  rein  13,800  fl.,  1877  bet  361,400  M.  n.  57,800  il. - 
Bei  mehreren  vom  Staate  errichteten  landwirAschaftlieben  Lehranstalten  hat  nun 
indess  neuerlich  rorgezogen,  das  Gut  dem  Vorsteher  um  einen  biUigen  Betrag  in 
Pacht  za  geben,  z.  B.  EUwangen  nnd  Ocbsenhansen  in  Wurtemberg,  Hochbnif 
bei  Emmendingen  in  Baden.  In  früheren  Zeiten  gab  es  in  mehreren  Uadem  D»* 
manial-Scbaaf  hofe ,  mit  Benutzung  der  Weiderechte  auf  Piiratl&ndareien ,  in  Selbst- 
Terwaltnng;  z.  R  in  der  Pfalz  nnd  in  Wortemberg,  Hoffmann,  Fiuaniw.  r« 
Wart.  o.  8.  w.  S.  31.  —  In  Frankreich  sind  noch  jetzt  Staatssch&fereien  n» 
3  Milchwirthsdtaflen  (raeheriea),  reiche  znsammen  224,000  Francs  einbringen  oDd 
140,000  kosten  sollen,  A.  1859.  (Bau.) 

"}  Die  sftclis.  Weinberge  brachten  im  Dnrcbschn.  1S62— 54  12,641  Tblr.  eu. 
die  Ausgaben  waren  aber  13,697  Tblr.  (nngünstige  Weinjahre!).  A.  1958— 6Ö 
17,612  Tblr.  rohe,  2009  reine  Einnahme.  —  BebgQter  in  Unter&anken  (fiaiern). 
HofkeUer  in  Wurzbnrg,  A.  1870  roh  39,000  fl.,  rein  18,000  fl.,  1871  bez.  68,000  M. 
n.  14.500  M.  —  Baden,  70  Morgen  Beben,  SjXhriger  mittlerer  Bohertrag  1863-6» 
241  fl.  35  Kr.  p.  M.  Doterrichtsanstalt  für  den  Rebbaa  in  Meenbug.   S.  o.  Am  <• 
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dam  ein  reisender  WiesenbaameUter  Beistand  leistet,  die  ein- 
vkea  Grasschnitte  aber  werden  versteigert.  Die  WiesenverbesBerung 
iitttidit  allein  für  die  Staatsoasse  einträglich,  sondern  giebt  auch 
Ür  Priratpersonen  ein  ermantemdes  Beispiel."  (Raa  §.  106.) 

Aach  die  Vorbereitung  eines  Gnts  mm  Verkaof,  die  dazu  etwa 
uforderliehe  vorherige  Vornahme  von  Verbessemngen/^)  femer  die 
Deterioration  eines  6ats. durch  einen  nnordentlichen  Pächter^*) 
oder  in  Folge  grosser  UnglOckafiUle  (Elementarsehäden  n.  a.  m.), 
kSiineD  mitunter  die  Eigenvenraltong  wenigstens  zeltwölig  iweck- 
miang  erscheinen  lassen. 

§.  169.  für  die  eigene  Verwaltung  gelten  in  solohen  FUlen 
ttn  folgende  Regeln: 

„1)  Die  Ansprilche,  welche  man  an  den  Verwalter  xu  machen 
tut,  werden  ans  einem  Anschlage  Uber  das  Landgut  beurtheilt, 
da     mittleren  mnthmasslichen  Rohertrag,  die  Wirthschaftskosten 
den  Reinertrag  ausspricht  Ist  der  Verwalter  nicht  im  Stande, 
daA&schlag  genau  einzuhalten,  so  hat  er  die  Abweichungen  von 
ilaittB»en  zu  erklären  und  zu  rechtfertigen."  Dem  Verwalter  in 
derVahl  des  landwirthschafUiohen  Systems  in  derselben  Weise, 
viejetet  passend  dem  ^i^äcbter  (§.  173),  eine  gewisse  Freiheit 
n  Im,  geht  ausser  etwa  bei  Hnsterwirthschaften  nicht  wohl  an 
lud  ist  anch  bei  der  kurzen  Dauer,  während  deren  Domänen  nnr 
in  Selbstverwaltung  stehen  sollen,  aus  Rentabilittttsrficksichten  nicht 


i)  Die  geeigneten  Männer  für  die  Leitung  der  Verwaltung  zu 
fiiuleo,  ist  natürlich  die  besonders  wichtige  Aufgabe. 

nWo  das  Landgut  zu  dem  Aufwand  fttr  einen  Geholfen  nicht 
in  klein  ist,  wird  dem  Verwalter  ein  Rechnungsführer  (Kom- 
sMber  n.  s.  w.)  beigegeben,  der  zur  Sicherung  des  Staateö  gegen 
»Ügliche  Veruntreuungen  dient 

u3)  Bs  wird  eine  ansfQhrliehe  Dienstanweisung  (Instruction) 


*^  Instniction  für  d«a  b&d.  Dom&nial-WieseDbanmeliteT  t.  2.  Kai  1850.  —  In 
^  eiudaea  Ten*mltiingiibezirk«ii  verdea  kondige  WiHSfl&ao&eber  aufstellt.  — 
wDMe  Auligen  von  Bieselvioaeo  aaf  bisherigem  Domanialvaldbuden  in  der  Provinz 
roten,  Lette's  B«richt  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  von  1855.  —  Wiesenan- 
''{e  ron  580  Morgen,  iroron  845  bisher  Domani&lirald  iraren,  auf  103,000  fl.  ange- 
KUtfen,  in  Baden,  1848  begonnen.  (Schatterrald ,  in  der  Gemeinde  Eckutsveier, 
m  KoriL)  Wiesen  in  Selbstrenr.  in  Baden  s.  Änm.  4. 

**)So  venraltete  die  Osterr.  Naüonalbank  die  ihr  Ubenries.  Staatsgüter  (§.  158 
i^tBnter  eine  Z^tlang  selbst,  am  sie  ßir  den  Terkaof  rorzabereiteo.  S.  d.  gen. 
^  StaMgUemrv.  d.  Kitionalb.,  &  42  n.  tat  FiMDzmin.-lDStE.  t.  14.  Nor.  1866. 
B.  0.  Anm.  9  «bar  PreMsen. 
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eotworfen,  welche  die  Obliegenheiten  und  Befagnisse  der  Verwaltet 
angiebtj  z.  B.  wie  sie  sieh  in  Ansehnng  eiiizelnet  Wirthschafinmige  i 
nach  landwirfhschaftUehen  Grundsätzen  en  benehmen,  bei  welchen  | 
Ausgaben  sie  höhere  Genehmigung  einzuholen,  wie  und  wtau  sie  ^ 
die  haaren  Ueberschflsse  abznilefera  haben  n.  dgl.  Da  aber  eine  , 
allgemeine  Instruction  nicht  auf  alle  einzelnen  örtlichen  Umstände  ein-  , 
gehen  kann,  so  muss  man  dem  einzelnen  Verwalter  gewöhnlteh 
noch  besondere  Vorsehriften  geben,  -z.  B.  Uber  die  Art  der  Fmdit^ 
folge,  die  Behandlung  des  Gesindes,  den  Verkauf  der  Eneog- 
nisse  n.  dgL  , 

„4)  Ausser  der  regelniftssigen  Prüfung  der  Reebnnngen  mm  , 
die  vorgesetzte  Behörde  auch  öftere  Besichtigungen  an  Ort  nnd 
Stelle  durch  abgesendete  Beamte  anordnen^  um  die  Richtigkeit  der 
erhaltenen  Berichte,  den  guten  Zustand  des  Gutes  In  allen  Beinen 
Bestandtheilen,  die  geordnete  Buohffibrung,  die  sparsame  und  sweek- 
mBssige  Einrichtung  der  Ausgaben  u.  s.  w.  zu  erproben. 

„Der  Eifer  des  Verwalters  wird  stärker  belebt,  wenn  man  dei 
eigenen  Vortheil  desselben  mit  dem  Ertrage  des  Landgutes  in  Ver- 
bindung setzt,  dem  Verwalter  also  einen  Weg  eröffnet,  ohne  Ver- 
letzung seiner  Pflichten  etwas  zu  gewinnet.  Dies  gesebieht,  indem  ^ 
man  einen  gewissen  mittleren  Beinertrag  annimmt  nnd  dem  Ver 
Walter  an  dem  aus  seinen  Bemtlhnngen  hervorgehenden  Mehrertrige 
einen  gewissen  Antheil  zusichert,  mit  einem  nach  jenem  Mefarertnge  ; 
steigenden  Prooentsatze."  Dies  ist  dasselbe  System,  welehes  in 
ähnlichen  Fällen  auf  anderen  Gebieten,  t.  B.  beim  gewöhulicbeo 
Arbeiter  in  der  Industrie,  im  Bergbau,  bei  dem  dirigirenden  Penoo&l 
(Directoren,  Vcrwaltungsrath,  auch  bei  anderen  Beamten)  der  Actien- 
gesellschaften  u.  dgl.  m.  mit  Erfolg  angewendet  wird  (TantiiDW- 
System,  industrielle  Theilhaberschaft).  „Steigt  der  Ertrag  des  Land- 
guts tlbrigens  bloss  zufolge  von  Preisvetänderungen,  so  hat  bi^ 
der  Verwalter  kein  Verdienst,  ausgenommen  die  Bemühung  nnt 
einen  einträglichen  Verkauf.    Wollte  man  jedoch  eine  genane 
Unterscheidung  von  natürlichen  und  künstlichen  Ursachen  der  er- 
höhten Einnahme  einführen,  um  nur  bei  letzteren  dem  Verwaltsr 
einen  Antheil  zukommen  zu  lassen,  so  würde  dies  zu  verwickelt 
und  kleinlich  werden  und  die  Wirkung  jener  Begünstigung  grossen-  | 
th^  vereiteln."'^) 

j 

Z.  Tb.  nach  Bau  §.  107,  108.  —  Z.  B.  d«i  Anschlag  sei  SOOO  ft,  M  kSiute 
man  tui  «iner  Temehnuig  des  Ertrages  bis  4000  A.  10  Proo.,  von  4U00  bis  45001 
16  Pnc,.  ron  4600  Ub  5000  fl.  24  Proc  o.  s.  v.  bevUligea. 
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E  —  §.  170.  Gewfthrsverw&ltang. 

„Die  nSmUebe  Absiebt,  das  eigene  Interesse  des  Verwalters 
10  Hälfe  zu  nebmen,  hat  zu  dem  Vorsohlage  eines  anderen,  ktlnst- 
lieheren  Verhältnisses  geftlbrt,  welches  zwischen  einfacher  Ver- 
nltQDg  nnd  Verpachtung  in  der  Mitte  Stöbt  Es  wtlrde  hiezn  ein 
Vemalter  angestellt,  welcher  genane  Rechnnilgen  legen  muss  nnd 
dem  von  der  Rögiernng  das  ganze  erforderliche  Kapital  übergeben 
wird.  Oerselbe  mllsste  wie  ein  Pachter  fllr  einen  gewissen,  als 
Hinirnnm  angenommenen  Ontsertrag  haften.  Dagegen  wfirde  ihm 
TOD  dem  Mehrertrage  ein  bestimmter  Antheil  bewilliget  Dies  System 
hst  man  GewährsTerwaltnng  genannt 

Diese  Bedingungen  sind  dazu  bestimmt,  die.Vortbeile  der 
Selbstrerwaltnng  mit  denen  der  Verpachtung  zn  vereinigen,  denn 
Utas  kann  anf  einen  gewissen  mindesten  Ertrag  mit  Sicherheit 
nthnen  nnd  bat  die  Auasicht,  auch  von  den  Früchten  einer  höheren 
^t^bsamkeit  einen  Theil  zn  gewinnen.   Aber  dennoch  ist  die 
Nlbfiehkeit  dieser  Anordnnng  zweifelhaft,  denn  es  wird  dem  Ver- 
nitsr  eine  lästige  Haftung  aufgebürdet,  ohne  dass  er  dafür  durch 
ife  Wvknngen  gttnstiger  Umstände  oder  seiner  besond^n  Be- 
mflbnogen  in  vollem  Maasse  entschädigt  würde.  Wer  einiges  Kapital 
Mtzt,  wird  daher  die  Zeitpaoht  vorziehen,  nnd  diese  Abneigung 
die  CkwährsTerwaltnng  mnss  die  Folge  haben,  dass  dieselbe 
Attr  mit  einem  niedrigen  Haftnngsbetrage  zn  Stande  gebracht  wird. 
£s  fehlt  bei  dieser  wenig  versuchten  Methode  noch  an  besonderen 
B^&lumigen,  ans  allgemeinen  Gründen  aber  ist  sie  kanm  em- 
p&hlenswerth."  (Rsu  §.  109.)») 


")SclirebeT.  Abh.  t.  KammerEOtern,  S.  29  and  S  137,  wo  das  Fonnulü 
sdcbea  Paclitrartnges  mitgeOieUl  irird.  Der  Qeir&hrsadmiiiistrator  soll  alle 
ans  fbitoitoB  Mf  sich  nehmen,  ausser  Brandschaden  oder  wenn  die  AmtsaDtertbanea 
besoaderer  Dni)Üle  Nachlasa  an  ihren  PikUatlonen  ^laltui;  ferner  vÜI  die 
m«nuig  Ton  Tieluterben,  Wasser-,  Frost-,  Wattenchaden  nnd  SUnsefrass  an  Feld- 
°^tm  die  Hftlße  tragen,  Venn  uldie  Terlnste  Uber  die  Hälfte  des  Tiehstaodes  od« 
w  NUzans  ausmachen.  Der  Amtmann  haftet  fOr  einen  j&hrlichen  Ertrag  v.  20.000 
ttii.  ond  erbilt  von  dem,  vas  darüber  be»^  vird,  die  Hälfte.  —  Für  diese  £in- 
riehtQDg  ist  Berlins,  Pol.  n.  Cam.  Mag.  IV.  123  (im  Einzelnen  nach  SchreberX 
-Mangelhafte  Einrichtung  dieser  Art  in  Knrbrandenburg,  1660 — 76.  Hallmann, 
^-Beo.  8.  45.  (Kaa.)  Nicht  so  ongünstig artheilt  darQber  Kiedel,  brand.  preuss. 
j^tah.  8.  16:  Die  Massregel  des  Vergehens  in  „Admodiation"  oder  des  Terpachtens, 
«ie  m  Errdchang  einer  höheren  Nntzong  möglichst  angencnnmen  imrde,  hatte  ihren 
Sotea  Erfolg,  venn  die  Darchftlhning  aach  nur  langsam  gelang  nnd  dem  Verpächter 
a  Tide  Lasten  blieben,  so  dass  nor  die  Pächter  sich  bereicherten.  Aber  die  Haapt- 
^»  var,  dass  Ordnong  geschaffen  mude.   Die  Hassregei  ist  vohl  abetbanpt  Uwa 

Deb«q[ug  znr  geröhiuLcheD  Zeitpadit  beliebt  wwden.  Es  hatte  zaf&lL  besond. 
»(tede,  dass  später  vieder  Adminisbation  «nttat,  eb.  S.  17. 
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C.  —  §.  m.  Verpsohtnng  oder  Zeitpaoht") 
1.  Beartheilnng.    „Die  Vortheile  der'  Zeitpaeht  ergeben 
sich  zum  Theile  schon  ans  des  dargelegten  Mängeln  d^r  Selbst- 
verwaltung.  Sie  sind  nach  Ban  hauptsächlich  die  folgenden*"): 

„a)  Der  Pachter  bat  einen  so  mächtigen  Antrieb,  alle  Kräfte 
auf  die  gute  Bewirtbschaftung  zu  richten  ^  dass  er  einen  grosseren 
Reinertrag  erzielt,  als  ein  Verwalter,  und  folglich  nicht  bloss  fttr 
sich  Oewinn  ziehen,  sondern  auch  einen  ansehnlicheren  Pachtzins 
geben  kann. 

„b)  Es  wird  die  Muhe  der  jährlichen  Kechnnngsabnahme  and 
der  hänfigen  Beanfsichtignng  erspart 

„o)  Die  Regierung  braucht  nicht  das  ganze  Bewirthschaftnngs- 
kapital  (§.  167.  Nr.  3)  selbst  aufzuwenden. 

„d)  Die  Pachtgelder  gehen  dem  Bedflrfniss  der  Finanzwiröi- 
Bchaft  gemäss  ziemlich  sicher  und  gleichmässiger  als  die  Reiner- 
t^e  bei  der  Selbstbewirtbschaftung  an  den  festgesetzten  Zeit- 
pnncten  ein. 

„e)  Der  Ablauf  der  Pachtzeit  giebt  Gelegenheit,  den  Pacht- 
zins zu  steigern,  wofeme  in  der  Zwischenzeit  die  Preise  der  Bodeo- 
erzengnisse  und  andere  Umstände  sich  gfinstiger  gestaltet  h&b«o." 
Der  Staat  nimmt  dadurch  im  Gesammtinteresse  auch  an  dengeDtgeo 
Steigen  der  nationalen  Grundrente  Theil,  welches  eine  Folge  der 
allgemeinen  Entwicklung  der  Volks wirthschaft,  der  steigenden  Volks- 
dichtigkeit  und  des  höheren  Volksreichthnms  ist") 

")  §.  171—177  entspricht  den  §.  189—149  ia  d.  6.  Ä.  n.  §.  110—120  in  i 
5.  A.  Das  mit  Aoführuigszeichen  B^ichnete  rllhit,  meist  wörtlicti,  von  Run  ha. 
Zeitpscht  in  Athen  s.  o.  Aom.  7  S.  385.  —  Dsgl.  ia  Rom,  eb.  bes.  Itfarqnftrdt 
—  Unter  Kaiser  Friedrich  II.  var  ein  Theil  der  KrongQter  in  Neapel  verpachtet, 
T.  Baamer,  Hohenstaufen  TIL  Bach,  6.  Haaptst,  Nr.  XIV.  —  In  Deatschland 
kimaa  dazelne  Terpaohtnugeo  schon  im  16.  Jahrh.  ror,  wie  die  von  Schreber  mit- 
feäieilten  Gooteaote  ans  der  Begtemng  des  KaiflUBten  Ai^nit  tw  ^dim  foa  1505 
Miffon.  In  Wnrtemberg  varea  sehon  zu  Anfiuig  im  16.  JahriL  Tide  Feldgttter  rer- 
paditet,  Hoffmtnn  a.  a.  0.  S.  SS.  Hlnfig»  wurde  die  Terpachtang  gegen  Ende 
des  17.  Jahrhunderts,  als  man,  om  die  Wonden  des  SOjlhr.  Krieges  m  heilen,  besood. 
eifilg  anf  Verbesseningen  bedacht  war,  namentlich  1070  in  Sachsen,  am  dieselbe 
Zeit  in  Hannorer,  1684  im  Preassischen,  wo  die  wieder  eingefllhrte  Admini- 
stration TOD  Neaem  in  Veipacbtong  auf  0  Jahre  verwandelt  wurde  (Biedel  8.  17). 
1699  in  Oesterreich,  Hitllmann,  Geediichte  der  Dominen -Benntziag,  8.  T4 
bis  86.  (Raa.) 

*^  Eine  Empfehlang  der  Verpachtung  findet  sich  schon  bei  Sechenberg. 
Diss.  de  locaüone  condnctione,  qoae  fit  a  principe,  1728  (Schreber  a.  a.  0.  S.  61) 
und  Qasser,  Einleitong  zn  den  Okon«tt.-polit  a.  Cameruwiss.,  1729.  S.  113.  Oer 
Teil  erzlhlt,  dass  bei  administrfrten  EammergQtem  Öfters  einzelne  ZabehfiroDgen  nnd 
Bereditlgiingea  redoren  gegangen  seien.  —  Fdr  die  Zd^wcht  der  LandgOtar  im  AD- 
gemeinen  Knans  in  der  Zeitschrifl  ftr  die  ges.  StaatswiSB..  I,  50.  (Bän.) 

**)  Dies  hat  dch  besondeis  In  neaaret  n.  neaestnr  Zeit  in  Prenssen  (s-  nt, 
Abechn.  Note  9),  HnnnoTer  (seitdem  es  pmuriaoh  ist  und  die  ToiÜielle  der  Gen- 
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Die  Zeitpaoht  ist  demnach  der  SelbstTerwaltang 
FHinsiehen,  wie  sie  denn  aach  bei  Läodereien  von  PriTatper- 
ma  sehr  häufig  vorkommt,  aber  dennoch  trilgt  sie  auch  JKän  gel 
u  sich. 

Die  Zwecke  und  die  dadurch  bestimmte  Handlangsweise 
des  Pachters  sind  von  denen  eines  Eigenthümers  verschieden.- 
Wihrend  dieser  das  Gut  als  eine  fortdauernde  Quelle  reichlicher 
Einkflnfte  betrachtet  und  behandelt,  sucht  jener  nur  innerhalb  der 
Puhtzeit  ans  demselben  den  grOssten  Nutzen  sn  ziehen,  und  der 
Zustand,  In  welchem  er  das  Gut  verlässt,  ist  ihm  gleichgültig,  wenn 
ibs  nicht  das  Pflioht-  und  Ehrgefühl  antreibt,  dasselbe  nicht  za 
Traehlechtem.  Es  ist  daher  in  der  letzten  Zeit  jeder  Faohtperiode 
leicht  eine  solche  Bewirthschaftung  zu  besorgen,  bei  welcher  die 
Uvdereien  erschöpft  nnd  manche  Bestandtheile  vernachlässigt 
Strien."  Dnreh  vorsichtige  Glansein  im  Pacfatcontract  nnd  dnroh 
^^ntrolen  des  Verpächters  lässt  sich  dem  schwer  Stenern,  abge- 
lte davon,  dass  solche  Bestimmungen  nn^  Gontrolen  den  Pächter 
ix  itt  Wirthschaftsfflhmng  lästig  hemmen  nnd  sonstige  Nachthefle 
^  (lefolge  haben.  „Ohne  von  dem  Stande  der  Pachter  eine  be- 
Midsn  anvortheilhafte  Meinung  zu  hegen,  mnss  man  doch  zugeben, 
die  Versuchung  zu  jenem  Verfahren  in  dem  Wesen  des  Pacht- 
fcrbSknisses  liegt,  und  die  Erfahrung  bestätigt  dieses.**)  Anoh 
*inl  ein  Pachter  immer  solche  kostbare  Grundverbessemngen 
Kbeaen,  die  sich  nicht  schon  innerhalb  der  Pachtzeit  mit  Gewinn 
tmahlen,"  wenn  man  nicht  im  Pachtvertrage  Vorkehrungen  trifft, 
i^be  m  dieser  Beziehnog  sein  und  des  Verpächters  Interesse 
vereinigen,  was  nicht  ganz 'leicht,  aber  doch  in  gewissem  Umfange 
«»gHch  ist  (§.  177). 

),b)  Die  Zeitpacht  verärsacht  zugleich  öfters  andere  Unbe- 
inemlichkeiten ,  Verluste  und  mühsame  Geschäfte,  wie  sich  dies 
der  näheren  Betrachtung  der  Pachtverhältnisse  in  Betreff  der 


Ton  der  Eegienmg  benutzt  werden ,  was  anter  der  früheren  Begierang  nicht 
apeichem  Uaasse  der  Fall  war),  Anhalt  n.  7.  a.  L.  gezeigt.  Mitnnter  sind  die 
2|*{Pi^  selbst  zn  hoch  getrieben  worden.  S.  §.  173  ff.  üeber  die  Bedentnng 
^Theilnahme  des  Staats  am  Steigen  der  Grundrente  s.  Wagner,  Grundleg  I,  K.  5, 
Absein.  16—19. 

Thaer  (Ration^e  Luidwirthachaft,  I,  80)  z&hlt  riele  Kunstgriffe  unredlicher 
Richtet  auf,  z.  B.  Anbau  itark  aosaaiigeiuler  Frttchte,  schw&chete  Düngung  und  nach- 
Bewbeituikg  in  der  let2St«i  Zeit  a.  dgL  —  Sinclair.  Grundgesetze,  S.  666 
dagegOD  Klebe  In  Futschs's  'EacfHUm.  der  gen.  Laad-  n.  Hansv.  V, 
Sn.  (lös.) 
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Nachlässe,  des  InTontariams,  der  Banaosgaben  n.  dgL  ergeben 
wird  (§.  175—177). 

„Diese  Mängel  in  voIkswirthBobaftlicher  und  finanzieller  Hin- 
sicht lassen  sich  Übrigens  durch  zweckmässige  Gestaltung 
des  Pachtrertrags  (§.  173 — 177)  vermindtim  nnd  leigon  rieh 
aach  nicht  nnter  allen  Umständen  in  gleiobem  Grade.  Die  Nacb- 
iheile  sind  am  Grössten,  wo  ein  Gut  vielerlei  Theile  in  sich  sohliesst, 
deren  gute  Erhaltung  rorzfigUehe  Sorgfalt  erfordert,  z.  B.  Geb&ode^ 
Gärten  n.  s.  w.;  am  Schwächsten  bei  Ländereien,  die  ohne  Ge- 
bäude TOTpaehtet  werden,  keiner  sehwierigen  Verbesserungen  be- 
dürfen und  längere  Zeit  in  den  Familien  zuverlässiger  Paohta 
bleiben." 

§.172.  —  2.  Formen  der  Pacht  General-  und  Special- 
pacht. „Ueber  die  Frage,  ob  man  die  Ländereien  in  grössereo 
Hassen  mit  den  zugehörigen  Gewerksanstalten,  z.  B.  Brauerei«!, 
Mtthlen,  Ziegel-  nnd  KalkOfen,  sowie  mit  den  Vorwerken  und  Ge- 
fiUlen  im  Ganzen  verpachten  —  sogen.  Generalverpaohtung 
—  oder  diese  Bestandtbeile  so  viel  als  möglich  von  einander  trennen 
solle  —  sogen.  Specialpacht  —  sind  die  Meinnngen  getheilt*^ 
Fttr  das  letztere  Verfahren  spricht  derselbe  Grund,  aus  dem  die 
kleinen  Landgüter  den  grossen  Torgezogen  werden**),  nemUeh  der 
grössere  Erfolg,  den  der  Erwerbseifer  mehrerer,  auf  einen  klein^en 
Wirkungskreis  beschränkter  Unternehmer  verspricht,  die  auch  schon 
des  stärkeren  Hitwerbens  willen  dem  Staate'  mehr  Pachtzins  dar- 
bieten werden.  Für  die  Generalverpachtnng  wnrde  geltend  gemaobt, 
dass  die  verschiedenen  Bestandtbeile  mit  einander  in  Verbindung 
stehen,  sich  gegenseitig  nnterstätzen  nnd  den  Pachter  in  den  Staad 
setzen,  einen  grösseren  Reinertrag  zu  ziehen.'^)  Femer  ist  es 
bequem  für  die  Begiemngsbehörden,  nttr  mit  wenigen  wohlhabenden 

")  Vgl  V.  Ualcbos,  I,  46. 

**)  TgL  Ran,  Volkswirthscliaflslelin,  8.  A.  §.  Sil;  W»gner,  Gnmdkyimg,  I, 
§.  319.  320. 

*^  Friediidi  ^^hdin  I.  ron  Preossen  hatte  «dne  Tortiebe  fttr  wldie  grosse  Vmcb- 
tongen,  s.  (Biclitgr)  Beitril^e  znr  Finanzgelalirthdt,  1783,  I,  103.  —  Die  GeneiBl- 
rerpachtang  wiid  auch,  toq  Nicolai  (I,  241)  fttr  Tortbeilhafter  gehalten.  —  Schal- 
hoff, der  Esterharf'sche  GeneTalp&chter  (Staatsgater  und  Groasgruodbesitz  il  der 
Österreich.  Monarchie,  1S62),  räth,  die  österreichischen  Kammei^ter  an  eine  Äctien- 
geaellschaft  auf  40  Jahre  zu  verpachten  und  erwartet,  dass  dieselbe  durch  die  Ver- 
besserongen,  die  sie  mit  Hilfe  eines  grossen  Kapitals  Tomehmeo  wurde,  in  den  Staad 
iäme,  einen  höheren  Pachtzins  (bis  4  fl.  H.  vom  Joch  oder  1*85  Thir,  vom  pr.  Morgen) 
zu  geben.  Der  gute  Erfolg  einer  solchen  üntemehmong  ist  zweifelhaft  Gegen  den 
Totschlag:  Di«  StaatsgQtenrerwaltang  der  Nationalbank,  Wien,  1862.  (Di6  In  der  Ter- 
valtnng  der  Bank  befindlichen  Guter  bringen  Tom  Jodi  6*3  fl.  Pachtiäns  und  D'M  fl. 
Beinertrag,  unter  den  abgezogenen  Eostra  sind  aber  1*49  fl.  Stemem  begrifien.) 


Digitized  by  Google 


Zeitpacbt  GeDenl-  and  Specialpacht. 


395 


hnonen  zu  thon  zu  haben,  deoen  man  frUher  zugleich  den  Ein- 
«g  der  landesherrlichen  Orandgefime,  ja  sogar  die  niedere  JnstiE 
and  Polizei'*)  anvertraute,  so  dass  sie  dnich  diese  Uebertragnng 
ueh  die  Eigenschaft  von  Staatsbeamten  erlangten,  in  Pflicht  ge- 
«nnmen  worden  nnd  Besoldungen  empfingen  (Pacfatamtlente). 
Die  GefWerbebtiDg  wird  auf  diese  Weise  allerdings  mit  geringeren 
Kosten  bewirkt"  Im  Allgemeinen  möchten  Generalpacbten  wie 
grosse  Specialpacbten  ttberhaopt  mehr  für  Länder  dünner  Berölke- 
ning,  extensiven  Ackerbau's,  Specialpachten,  namentlich  kleinere 
ifir  Länder  dichter  Bevölkemng  nnd  intensiven  Änban's  gewisse 
VoRlIge  haben  f  die  indessen  oft  genug  im  conoreten  Fall  dnroh 
ud«e  UmsOnde  aufgewogen  werden  können. 

„Die  Generalverpachtnngen  sind  vielleicht  Öfters  gegen  den 
Yoräieil  der  Staatscasse  ans  Bequemlichkeit  der  Finanzbeamten 
n  Schutz  genommen  worden.  Nur  da  Iftsst  sich  von  ihnen  ein 
p5«ercr  Ertrag  erwarten,  wo  es  viele  grosse  Güter  und  sehr 
%lterte  Pachtlustige  giebt  und  dagegen  das  Mitwerben  minder 
beglKerter  Unternehmer  fehlt  In  den  meisten  Fallen»  besonders 
^,  wo  die  Mehrzahl  der  Landleute  tiiätig  und  unternehmend  ist^ 
wird  die  vereinzelte  Verpachtung  der  Bestandtheile  weit  vor- 
Ifaeilhafter  sein,  wenn  sie  gleich  die  Aufstellung  besonderer 
Bezirksbeamten  ftir  die  Beaufsichtigung  der.Paohter  nnd  für  Er- 
bebong  der  verschiedenen  Gefälle  nOthig  machen  sollte.")  Am 
Leichtesten  ist  die  Scheidung  der  Vorwerke  von  denjenigen  Ge- 
verksvorrichtnngen  auszuführen,  welche  den  landwirthschaftlichen 
BcMeb  wenig  berfihren.  Andere  Bestandtheile,  z.  B.  die  Bier- 
brauerei nnd  Branntweinbrennerei,  greifen  mehr  in  die  Landwirth- 
ttbtft  ein.  Doch  wftre  eine  Trennung  derselben  von  dem  Land- 
ete zweckmässig,  wenn  sie  dann  in  grosserer  Ausdehnong  nnd 
iDit  mehr  Aufmerksamkeit  betrieben  werden  konnten,  was  man 
au  den  Anerbietnngen  der  Fachtlustigen  wird  abnehmen  kOnnen. 
Ana  den  landwirthschaftlichen  Verhältnissen  jeder  Gegend,  dör 
Stärke  der  Bevölkerung,  dem  mehr  oder  weniger  Intensiven  Be- 
triebe der  Landwirthaehaft  nnd  besonders  ans  dem  Eapitalbesitze 
^  Pachterstandes  kann  man  abnehmen,  bis  zu  welchem  Grade 

Bergias,  Vsg.  TO,  43.   Der  Pachter  mnsste  jedoch  die  eigentlidi  rickter- 
Qchen  Geschifte  einem  Gerichtshalter  (Justitiaritifl)  Qberlässeii. 

")  So  die  stldpreoasischen  Intendanten,  Nicolai,  I,  245.  Regl.  t.  7.  Aag.  1797. 
w  IntendHrtnnystom  noch  jetzt  in  der  ProT.  Preossen,  BOnne,  Staatsrecht,  n,  2, 
MS.  —  In  Preu88en  erhalten  i.  J.  1870  43  Pacbtef  und  72  IMener  22,765  Thlr.  ftr 
AbU).  und  CassenTenraltong. 
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es  finanziell  nlltElich  sei,  grosse  Paehtgttter  zn  Terkl^nenii  wie 
dies  in  vielen  Fällen  allm&lig  durch  Halbirang  u.  s.  w.  oder  Ab- 
trennung eines  Theiles  mit  gutem  Erfolge  geeobeben  ist*^  Neoer- 
lich  werden  viele,  sowohl  zum  Domaninm  als  der  Eirobe  oder 
Privatpersonen  gehörende  Landgüter  stOokweise  verpachtet,  wo- 
bei man  die  Hofgebände  verkaufen  kann  und  manche  mit  Hof- 
gUtern  verbandene  Mflhe  erspart,  aueh  gewöhnlich  eine  grossere 
Pachtsamme  einnimmt")  Die  bei  den  Gtttem  befindlichen  Wiesen 
werden  dann  in  eigener  Verwaltung  behalten,  §.  168.  Dies  Ve^ 
fahren  ist  nur  in  der  Nähe  volkreicher  Ortschaften,  von  deren 
Bewohnern  die  Paofatstttcke  leicht  bebaut  werden  können,  ausfuhr 
bar.  Für  Landlente,  die  kein  oder  nur  weniges  eigenes  Land 
haben,  ist  die  Gelegenheit,  durch  Fachtstfloke  Beschäftignng  za 
erhalten,  erwttnseht,  allein  der  höhere  Pachtertrag  ist  zum  Theü 

Im  prauBS.  Staate  war  1870 

Puhtöni  ft.  d.   Mittler*  OiBus    IQWonr  B^BMtnc 
Moma        «Ihm  Tonrnk«  d.  bKbbU.  AektdiM« 

Bflg.-Bez.  Wiesbaden  ...      3-9  Tbb.  315  —  TUr. 

Kassel   ....      5*8   „  463  —  « 

Ptorinz  SaclLseo     ...      8*7  1380  2*66  „ 

„       Hannover    .   .  .      3-18  „  709  —  „ 

„       Pommein    ...      2*6   „  1674  1'13  » 

Westfalen   ...      2*4   „  1429  2 

BrandeAtitg   .   .      2-2   „  1467  1*2  „ 

ScUosiflii    ....    1-9   „  1462  1*68  n 

Schleswic-Uolstein      1'8  S96  —  „ 

PoBea    ....      1-5   „  1324  0*86 

Freuseii    .   .   .      1*34  „  1K74  0*83  „ 

Die  «nte  und  zweite  Zahlenspalte  sind  ans  den  Angaben  im  Hanahaltongaetat 
I,  8.  14  bereebnet  Die  dritte  ist  aus  den  Steuersch&tznogseifebnissea  genommeD, 
Meitzen,  IV,  116.  Man  siebt,  dass  die  Facfatgatei  in  den  neven  Landesthalu 
kleiner  sind  als  in  den  alten  Prorinzen  n.  der  Pachtzins  a,  d.  Mo^en  im  Ganzen  da 
bober  ist,  TTO  auch  das  ganze  Ackerland  einen  grösseren  Keinertrag  giebL  Der  Padit- 
Zins  der  Domänen  steht  aber  dorchg&ngig  hoher,  als  der  darcbscbiiittlidie  Beinsftng 
des  Ackeis,  in  Westfalen  nnd  Schlesien  ist  er  das  l'2fache,  in  Pommem  sogar  i» 
2-3  fache  desselben.  Dies  rührt  offenbar  zum  TheÜe  ron  der  im  Pachtzins  enthalt»« 
Bente  der  Geb&ode,  zum  Tbeila  aber  auch  davon,  dass  die  PachtgUtoi  Vi^^^J*^ 
mehi  besseres  Ackeriand  enthalten,  als  der  Dnrchsiduiitt  aller  mbaadenen  Acter- 
classen  anzeigt  Es  erbeUt  aber,  dass  der  gegen  manche  andere  LSnder  niedrige 
ttig  der  preoBs.  Domänen  mit  allganei&ai  TdkiirirthsGhaMichea  VerttUmlsBeo,  ak 
S^a,  Bmien,  noch  nieht  sehr  dichte  BerOlkerong  a.  s.  w.  znsammeohlngt  (Ban.) 

")  Dies  sdüng  schon  t.  Mahrenbolz  vor,  Bergios,  Mag.  II.  216.  -  In 
Baden  trogen  1858  die  bloss  gegen  Geld  rerpachteten  lAndereieo  12  fl.  anf  des 
Morgen,  die  gegen  Geld  und  Getreide  verpachteten  nach  Mittelpreisen  8"/i  I^*" 
AbtheilQQg  begreift  nnr  Hofgäter,  die  erste  aber  gleichfalls  einen  Tbeil  deiselbeii. 
S.  Daten  f.  1877  oben  in  Anm.  4.  Nach  Veit  {Landgüterrenraltung,  III.  Anh.  5.4) 
tragen  in  Baiem  Hofgttter  2  — 6  fl.  aaf  das  Tagwerii,  einzelne  Stocke 
doppelt  so  viel.  Bei  diesen  Thatsachen  mnss  jedoch  berttcksichtigt  Verden, 
UmgOin  znm  Tbeil  abgelegen  sind.  —  In  Hannorer  trog  der  Morgen  dar  Bw' 
guter  1849  2'/,  Tblr..  der  Stacke  nur  1  Xhlr..  allein  es  bestand  die  Hüfte  derelBMli 
rerpMMeo  Stucke  aus  Torfmoor,  iroron  die  149J»11  Moigw  der  Hefgtttor  ur  » 
1  Pnc  enthalten.  (Ban.) 
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Mr  Folge  des  stärkeren  Mitwerbens  und  gebt  desbalb  weniger 
fleher  ein.   Hiezu  kommt/  dass  sieb  bei  einzelnen  Feldstücken 
j     Hhwet  auf  sebooende  Bewirthschaftnng  lunzietende  Bedingungen 
machen  lassen  and  daher  eine  Änssangnng  gegen  Ende  der  Pacht- 
'     Kit  nicht  leicht  zn  verbflten  ist."  (Raa  §.  112,  113.) 

§.  173.  --  3.  BTägeln  fttr  die  Zeitpaobtnngen.») 
Kegeln  dieser  Art  lassen  sieb  wiederum  nnr  für  bestimmte 
I     Länder,  Zeiten  nnd  Landwirthschaftssyateme  aufstellen. 
Mit  der  Veränderung  namentlich  der  letzteren  ändern 
sie  sich  daher  selbst  wieder.    Das  bat  die  Domänenver- 
waltang  nicht  zu  tibersehen.  Manche  frtlheren  Regeb,  welche  auch 
!     in  Deutschland  noch  tot  Kurzem  als  unbedingt  richtig  galten,  sind 
gegenwärtig  denn  auch  veraltet  oder  bedürfen  einer  wesentlichen 
,     Hodification  in  Folge  der  Umgestaltung  der  Verkehrs-  und  Absatz- 
vertiältnisse,  der  dadurch  bewirkten  Nothwendigkeit  anderer  land- 
imttuchaftlicfaer  Systeme  nnd  namentlich  auch  in  Folge  der  viel 
p^mreii  Leichtigkeit,  mit  welcher  sich  jetzt  eine  Aendemng  dieser 
Sjiteme  ToUiiieht  Uebrigens  gelten  fdr  die  Zeitpacht  der  Domänen 
n  allen  wesentlichen  Pnncten  dieselben  Regeln  wie  für  Zeitpaohfen 
der  Privatgüter.  Es  genügt  daher  hier,  einige  der  Hanptpuncte 
tnammenzustellen. 

a)  Die  Ermittlung  des  richtigen  Pachtzinses.  Sie 
erfolgt  entweder  allein  auf  Grund  eines  sorgfältig  ausgearbeiteten 
Ertragsanschlages  des  Gutes  oder  in  Anknüpfung  an  einen 
Mlehen  Anschlag  (als  Minimum)  durch  das  Meistgebot  bei  der 
Versteigerung  oder  unabhängig  von  dem  Ertragsanschlag  bloss 
duch  das  Meistgebot 


")  Dieser  Abschnitt  Ist  schon  in  d.  6.  A  nach  den  neaerrai  Ansichten,  bes.  nach 
dem  TL  gea.  Buche  ron  Drechsler  von  mir  groMentheits  amg^earbeitet  Totden.  S, 
6.  A.  §.  145—149,  Baa,  5.  A.  g.  114—120  (nebet  Anhang  tod  den  FachtanschlAgen 
der  EammereHter  g.  I21 — 129a,  der  schon  in  d.  6.  A.  fortgelassen  worden  ist,  s.  n. 
Änm.  SS).  Von  alterer  Literatur  ß.  TorzUgl.  Nicolai,  I,  234.  II,  156—20!».  Vgl. 
BoroTski,  Preoss.  Cameralwesea,  t,  l'iO.  —  7.  Hoastedt,  Die  Terpachtang  der 
Laadgflter,  Hannover  1S3T  (rorzOglich  von  rechtlicher  Seite).  —  r.  Pabst,  Landv. 
Bettiäulehre,  3.  A..  S.  110—18,  —  Hoffmasn  in  der  Zeitschrift  f.  die  gesammte 
Stmatnr.  1846,  IV.  S.  719.  —  Jetzt  aber  bee.  G.  Drechsler,  d.  ludvirthschafU. 
Pachtrertng.  Halle  1871.  2  B.  (D.  2.  B.  enthalt  eine  SammloDg  besteh.  PachtrertrAge 
1-  FachtbedüigiiDgen  bei  den  Domänen  rteler  D.  Staaten).  Ferner  A.  Blomeyer. 
Pachtrecht  d.  PachtrettrXge  (zugleich  Haadb.  d.  preoss.  a.  sSdis.  Pachticehts).  Berlin 
1873.  Drechsler  geht  vom  landwirthschaftl. ,  Blomeyer  vom  jorist  Standpuncte  ans. 
Beider  Ergebnisse  welchen  mehrfach  ab.  Die  Ve^leicbang  dieser  Werke  ist  daher 
i»eduntorig.  V.  der  bad.  Hof-Dom.-Kammer  v.  18.  März  1836  —  Verordn.-Blatt 
Kr.  11.  Preass.  Verordn.  r.  11.  Dec.  1862  ab.  d.  allgem.  Beding,  z.  Verpacht.  d. 
K.  DoDiineavorverke  (ezoL  B.-B.  Stralsnnd)  n.  ».  bei  Drechslet,  U,  192. 
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„Unter  dem  Anschlag  eines  Landguts  oder  Grundstocks 
▼ersteht  man  die  ansfllhrliche  Voraosbereohnnng  des  bei  einer 
gewissen  Art  der  Bewirthschaftung  mit  Wahrscheinlichkeit 
fortdauernd  zu  erwartenden  JQigebnisses  des  Ertrags.  Die  Begdn 
für  die  Veranschlagnng  sind  in  Deutschland  sehen  seit  älterer  Zeit 
sehr  ausgebildet  nnd  oftmals  dargestellt  worden.      Daa  Geschäft 
beruht  auf  Erfahrungen  im  Gebiet  der  Landwirthschaftslehre."  Die 
Ermittlung  des  richtigen  I^htzinses  mittelst  V^nschlagung,  wo*  i 
neben  dann  die  Versteigerung  nicht  ausgeschlossen  war,  ist  früher  i 
auch  in  Deutschland  die  allgemeine  Regel  gewesen. ")    „Die  i 
Anschläge  der  Kammergfiter  müssen  dabei  nach  den  besonderen  | 
Bedürfnissen  der  Finanzverwaltong  eingerichtet  werden.  In  Staaten  < 
mit  grösserem  Domänenbesitz  ist  die  Entwerfang  besonderer  6e-  | 
schäÄsanweisungen  nOthig,  um  die  Taxationen  gleichförmig  ond  i 
zuverlässig  zu  machen.   Unter  der  Leitung  der  oberen  Domänen- 
behtSrden  werden  die  Anschläge  von  Finanzbeamten  verfertigL" 
Sie  brauchen  nicht  bei  jeder  neuen  Verpachtung  ganz  emenert, 


Vorzügl.  in  Preussen.  (Nacli  Bau,  §.  121  Nota  a.)  Aeltere  Schriftea: 
Schveder,  Tiactat  toq  ÄnscUftgaD  der  Guter,  1717  n.  Ä.  1751.  —  Gass«,  >■ 
£uiIeitaDg,-Eap.  4-~-IO.  Voa  oeneren  Schriften  «.besonders:  Micblai i.lO., 
n,  1.  —  BoTOTski  &.  a.  0.,  I,  1.  —  Meyer,  Gnmds&tze  zoi Terfertigang riihtigti 
PacbtaiucliUge.  Hannor.  1809.  —  Stnrin,  Cameralpnads,.  I,  6—146.  —  Brieser, 
Oekonomlsch-cameialistische  Sdiriften,  Posen  1803—9.  III  B.  Torzo^ch  II,  49;  m, 
68.  —  T.  Flotov,  Anldtong  zur  FortigDiiff  der  Ertragsanschl&ge.  Leipzig  1820. 11 
IL  B.  (rorxnglich  gat).  —  v.  Jakob.  I.  g.  106  S.  —  t.  Malcbos,  Politik  der 
Inneren  Staatsrenraltan;,  IItB.,  die  angehSagten  Tabellen.  —  EUbe,  AnleUtuf  nr 
FeitigtiDg  der  GnmdansdiUge,  Leipz.  1828.  —  y.  Danm,  Hateiialien  zd  einer  r«r- 
besserten  Äbschätzong  des  Acker-,  Wiesen-  and  Weidebodens,  Berlin  1B2S,  4-  — 
Schmalz.  Yersnch  einer  Anleitung  znr  Veranschlagimg  l&ndlicher  GrundsWcke, 
Königsb.  1829.  —  Putsche,  Encyklop.  der  Land-  u.  Hanswirthschaft.  YII,  631.— 
Block,  Mittheilongen  landwirthschaftL  Erfahrungen,  3.  B.  2.  Ausg.  1838.  —  Dessen 
Beiträge  zur  LandgUter-Schätzungskuade,  Breslau  1840.  —  t.  Honstedt,  Anleitong 
zur  Aufstellung  u.  Beurtheilung  tajadvirthsch.  Schätzungen,  Hannor.  1854.  —  Krflissi|> 
Berichtig,  u.  naturgemSsse  Begrfindang  der  landwirthacb.  Ertragsbereduiungea  u.  s  t. 
Prag  1836.  —  t.  JordaD,  Grundsätze  Ikber  Abschltzong  der  LandgUter.  2.  A  w 
BothkOgel,  Vien  1839.  —  R.  Andre,  DarsteUong  der  roizOgUcbBten  landwiilb- 
achaftlichen  TerhäUuisse,  4.  A.  ron  Rieger,  1840.  Torzaglicfa  zu  beachten  ist  di« 
k.  sächsische  Geschäfisanveisung  zur  Abschätzung  des  Gmndeigenthums,  T.  SU.  Män 
1838  (fttr  die  Grundsteuer  bestimmt).  —  Technische  Instructionen  für  die  Ton  d.  K- 
General-Commiseion  ron  Pommern  beauftragten  Oekon.  Commissarien,  Berlin  1842.  4**. 

—  Pabst,  Landw.  Taxaüonslehre.  2.  A.,  Wien  186;t.  —  Gute  Materialien  bei  Klee- 
mann, Encyklopädie  landirirtbschaftiicher  Verhältnisse,  1845.  —  Zeller,  Lan^- 

.irirthschaia  Verhältnissknnde,  4.  Abth.18  42— 49.  —  Ebert ,  die  landv.  Verhältnisse, 
8.  A.  700  R.  Andre,  Prag  1865,  —  Krämer.  Landv.  Berechnungen,  Stuttg.  1S6Ö. 

—  Birnbaum  in  d.  Georgika  I  (1870)  üb.  BodentaxaL  u.  Ob.  landr.  TeranschUs- 

•■)  Wo  der  geforderte  Pachtzins  zu  hoch  scheint,  da  kann  von  einem  PachtlnsÜg« 
zur  Rechtfertigung  des  geringeren  Angebotes  «in  Gegeiianschlag  aolgestetlt  mrdea,  tu 
welchem  jener  die  mathmasaliahea  BlppfrhF""i  nnd  Aasgaben  nach  seiner  SohlBaaf 
aufrechnet  (Rau.) 
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Mdera  können  mitimter  durch  die  nOthigen  Veränderongen  nnr 
ia  Zeitnms^den  angepasst  werden.  Die  bezflglioben  Gmnd- 
An  sind  bisweilen  in  die  systematischen  Werke  der  Finuuwissen- 
Kloft  aofgenommen  worden. 

Die  neuere  Erfahrung  und  die  Wissenschaft  haben  jedoch  das 
LosoTeriaBsige  der  AnschUlge  des  Verpächters  in  vielen  FJSXiea 
tteruugestellt  Es  ergiebt  sich  auch  hier  wieder  die  Regel,  dass 
die  Ermittiung  des  Pachtzinses  durch  Anschlag  mehr  den  ein- 
fieheren,  stabileren  VerhiUtnissen  der  Land-  and  Volkswirth- 
Kltaft  entspricht,  dagegen  in  Ländern  hochentwickelter  Gnltnr  die 
meifltbietende  Verpachtung  wenigstens  dann  allein  zum  Ziele 
Abt,  wenn  dem  F&ohter  die  Wahl  des  Wirtfaschafts- 
ijstems  frei  gegeben  wird,  wie  es  im  Interesse  intensiverer 
oi  besserer  Gnltur  geboten  ist  ^)  Der  Anschlag  belüUt  dann 
w  die  Bedentong  eines  AnhaUspnnctes  der  Regierung  zur  Benr- 
UlBDg  der  Pachtgebote. 

Hierbei  ist  jedoch  Folgendes  zu  beachten: 

fltt)  Ein  Pachtzins,  der  so  hoch  wäre,  dass  dem  Pachter 
lidü  mehr  der  Übliche  Gewerbsrerdienst  nebst  den  Zinsen  seines 
Atiebskapitales  und  der  Vergtitnng  ifir  die  Gefahr  von  Unfällen 


In  d.  früh.  Aufl.  hat  Bau  in  §.  122— 129a  einen  Anhang  „ron  den  Pacht- 
^■■^Utgen  der  EsDime^ter"  gegeben,  der  schon  in  der  6.  Aofiaga  fortgeblieben  ist 
^  Gnmd  liegt  in  dem  im  Text  Gesagten.  Die  Bedingung  ftlr  einen  einigemussen 
&cliti{en  Anachlag*.  Voraosberechnong  bei  einer  gewissen  Art  der  Bevirth- 
icbiftmig  ist  uberhaapt  kaum  so  zn  erfüllen,  dass  die  theoret  Grundsätze  für  alle 
■*Ue  ptasea.  Mindestens  milsste  die  Darstellung  dann  eine  seht  eingehende  werden. 
''üiFiage  ist  aber  auch  eine  wesentlich  landwirthschaftliche.  In  dem  Ab- 
■u>^  ?(m  den  Grundsteuern  ist  sie  ausserdem  in  der  Finanzwiss.  zn  berubren. 

VgL  DuientL  hieraber  Drechsler  a.  a.  0.  I,  74—85.   Der  Verf.  prüft  die 
HUnn  nach  preose.  System  erfolgten  Dominenvetpaditangen  in  der  Flor.  Hannorer 
^yj^  36)  and  kommt  in  Betreff  der  AnschUge  und  Versteigerongan  zu  folg.  Er^ 
S.  6S:  „Die  Feststellong  des  angemess.  Pachtzinses  dnioh  Berechnnng 

Seiten  dee  Verpächters  ist  ansfuhrbar  1)  in  allen  Ländern,  deren  Cultor  noch 
^  auf  so  hoher  Stofe  steht,  dass  der  scbablonenmäss.  Wirthschaftsbetrieb  verlassen 
vudea  kann ;  wo  also  die  Einrichtung  des  Wirthschaftssystems  nicht  abhängt  ron 
■uibeiechenbaien  indirid.  Neignogon  and  Fähigkeiten  der  Pachter,  sondern  der  Betrieb 

segebener,  stabiler,  landesüblicher  ist;  2)  in  Ländern  hochentwickelter 
tnltar,  dann,  wenn  a)  das  dem  Pachtanschlag  zu  Gmnde  liegende  Wirthschaftssystem 
f^utractlich  eingehalten  werden  muss  oder  b)  das  dem  Fachtanschlage  zu  Grunde 
vSeode  Wiitluchaftssystem  thatsächlich  eingehalten  wird.  Wo  diese  Yorans- 
*^<u^  nicht  rorbanden  sind,  ist  eine  Berechnung  des  angemess.  Pachtzinses  durch 

Verpächter  nicht  mflgUdL  £b  bleibt  iJso  filr  diesen  Fall  ....  nor  die  meist- 
J^t^e  Verpachtung  ubUch."  In  Hannorer  konnte  der  Domänenpachter  das 
•utluehaitesystem  nur  mit  Genehmignng  des  Verpächters  ändern;  thatsäcÜidi  bestand 
ugegen  bei  den  Pachtern  Abneigung  (Drechsler  II,  83).  Bei  der  Neorerpachtong 
^pmus.  Henschaft  hat  der  Pachter  freie  Hand  in  der  Wahl  des  Wirthschaftssystems. 
^wr  d.  verschied.  Modus  der  Verpachtong  ^cL  Snbmisaion)  Blomeyer,  S.  30  IT. 
^  hlU  fu  StaatagOter  »ach  d.  Ve^pftchtang  durch  Licitatioa  für  die  beste,  S.  40. 
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ttbrig  bliebe,  wäre  nur  scheinbar  nUtzlichj  weil  er  den  Pachter  k 
zn  groBBe  VersnehuDg  setzte,  sich  durch  VerBchlechtemng  des  Gntes 
zu  entschädigen,  oder  ihm  wenigstens  Mittel  und  Neigmtg  zn 
einem  schwunghaften  Betriebe  entzöge,  oder  sogar  von  dtlr^Q 
Pachtern  nicht  sicher  eingezogen  werden  könnte.  Daher  ist  nicht 
jede  ausführbare  Steigerung  auf  die  Dauer  vortheilhafl,  wohl  aber 
eine  solche,  die  davon  herrührt,  dass  die  Pachtfitücke  in  die  Hände 
der  thätigsten  und  geschicktesten  Landwirthe  kommen.""^) 

,,b)  Die  Versteigerung  ist  als  Regel  vorzuschreiben,  dodh 
sind  hie  und  da  Änsnahmen  zulässig.  Bei  Oeneralverpachtangeo 
steht  ihr  entgegen,  dass  diese  ein  besonders  persönliches  V^rtatnen 
voraussetzen.  Auch  bei  einzelnen  Pachtgtttern  geschieht  es  nicht 
selten,  dass  ein  unzuverlässiger  Mann,  der  unerlaubte  Mittel  znr 
Bereicherung  nicht  scheut,  die  redlichen  Pachtlastigen  überbietet 
Die  Cantion,  die  man  von  jedem  Pachter  fordert,  sichert  niefat 
für  alle  Fälle.  Es  ist  daher  in  einzelnen  Fällen  rathsam,  einem 
Pachtinstigen,  der  nach  Verhältniss  des  Anschlages  oder  im  Ver- 
gleich zum  bisherigen  Pachtzinse  einen  annemlichen  Pachtzuü  bietet 
und  als  wohlhabend,  einsichtsroU,  fleiasig  und  rechtschaffen  beksnnt 
ist,  besonders  dem  bisherigen  Pachter,  der  diese  EigenBcbofteo 
gezeigt  hat,  die  Pachtung  aus  der  Hand  zuzusagen,     wenn  min 

Es  wird  hier  freilicb  rorkommen  kSnnea,  da»  gerade  bei  der  Terstogaus 
der  Fftchtzins  durch  die  Concnirenz  and  durch  das  Selbstvertraaen  intelli{ttiKi> 
wohlhabender  Pachter  zu  hoch  empor  geschraubt  werde.  In  einzdoen  PlUea  sclieiat 
es  in  neuester  Zeit  bei  norddentschen  Domänenrerpachtuageo  bo  gewesen  zu  sein. 

«)  Sturm,  Cameralpraiis  lY,  209.  —  Jacob,  I,  §.  159—161.  —  Hoffmana 
a.  a.  0.  S.  727.  —  In  Hannover  wurde  es  seit  langer  Zeit  so  gehalten,  Dbbe- 
lohde,  S.  44.  Die  Beseiiignng  dieses  Ver&hreos  ond  die  Einfuhrong  der  ptem 
Tentdgening  hat  manche  ^ntinteressen  verletzt  ond  sehr  reischiedene  Drtbidle  e^ 
fahren.  Nach  den  Aoseinandeisetzangen  Im  Text  und  In  Anm.  84  tu  dieses  V«- 
rehen  alrar  richtig.  Die  Fachtsteigerongen  bd  der  Nenrerpachfuiig  ron  DomiM 
in  Haonorer  sind  aUerdiugs  enorm:  z.  B.  bei  13  Domftnen  far  die  12jUir.  Paditz 
Ton  186»— 80  gegen  185Ö— 68  zwischen  37  nnd  121 7,,  in  7  Fällen  zwischen  TS 
und  lOSo/o-  Uan  hat  daraus  anf  viel  zn  niedrige  Fachten  der  froheren  Zeit 
geschlossen  Seitens  der  Anhänger  des  prenss.  Systems,  anf  Tiel  zn  hohe  der  Sen- 
zeit  Seitras  der  älteren  hannov'.  Landwirthe.  Drechsler  a.  a.  U.  hält  beide  An- 
sichten fttr  nnrichtig  und  die  alten  Pachtpreise  für  nicht  za  niedrig,  die  n«ien  for 
nicht  za  hoch.  Er  erklärt  sie  dorch  die  reränd.  Fachtbedingang  nnd  Wtrthsduf^ 
praxis:  im  alten  Königreich  HannovOT  stabiles  System,  wo  die  Anschläge  ndi 

SiDflgten,  in  der  nenenProTinz  rerändertes  Systran,  wo  bei  Freiheit  der  Bevegng 
D  Pachter  mehr  bieten  konnten.  —  AehnL  Bestimm,  wie  in  Haonorer  froher  >b 
Weimar.  T.  t.  SO.  Joni  1818,  Borckhard  S.  582.  —  üeber  Mecklenbiir|- 
Schwerin  bem«kte  Bau  In  einem  handschriftl.  Znsatz  t,  6.  A.:  hier  werden  dis 
grossen  Pachthttfe  rersteigert,  die  Pachtnngen  der  b&aerlichen  Wirthe  (sog.  Hans* 
wirtbe)  bleiben  in  der  Kegel  in  der  Familie  a.  gehen  in  Ermangelnng  von  SOfaseB 
anf  die  älteste  Tochter  Ober.  Der  Pachtzins  wird  nach  Verfluss  der  12— Ujlhrigäi 
Pachtperiode  ron  Nenem  festgesetzt,  aber  sehr  mässig;  im  D.  ron  der  Last  leiohteo, 
mittleren  o.  gntenBodens  30— 8&,  70—80  und  100— 180 Tlilr.,  dieLastistOfiSokeC 


Digitized  by  Google 


ZdQnblit  EEmittelBbg  Ati  PacktziaseB.  —  CaatioD. 


401 


m  nbenengt  sein  kann,  dass  dies  Verfahren  von  den  Behörden 
'  liebt  dazn  gemissbraacht  wird,  einzelne  Personen  zn  begünstigett. 
Jäh  man  ans  diesem  Gninde  das  Mitwerben  stets  fflr  nnentbehrlich, 
»  sollte  man  doch  nur  Diejenigen  mitbieten  lassen,  welchen  jene 
figenschaften  nicht  fehlen,  oder  sich  eine  Wahl  zwischen  mehreren 
Meistbietenden  vorbehalten.")  Begüterte  Pichter  sind  dürftigen 
weit  Torznziehen.  Bei  einzelnen  GrondstUcken  bleibt  jedoch  nichts 
9brig  als  die  Versteigerung."  (Ran  §.  114.) 

§.  174.  —  b)  Die  Sioherstellang  (Cantion).  „ßi»  ist 
»wohl  wegen  der  dem  Pachter  anvertranten  Gebäude  und  beweg- 
Ucheo  Gegenstiinde  (Inventarienatttoke),  als  auch  wegen  des  Paoht- 
üaes  erforderlich.  Am  Bequemsten  ist  es,  wenn  der  antretende 
P«^ter  eine  Summe  baar  oder  in  Staatspapieren  hinterlegt  Ob 
■aa  die  Zinsen  jährlich  am  Paohtgelde  in  Abzug  bringen  Iftsst 
flte  nicht,  ist  gleichgültig,  weil  im  letzteren  Falle  unfehlbar  jeder 
hchthistige  ungefähr  soviel  weniger  bieten  wird."    Von  dem 
Gmbatz  hoher  Cautionen  kommt  man  indessen  mit  Beoht  ab, 
dtsmst  das  Betriebskapital  des  Pachters  zum  Naohtheil  der  Be- 
indtschaitang  (und  deshalb  vielfach  auch  des  Eigenthttmers)  zu 
ttbr  verringert  wird.   Auch  bei  einzelnen  Grundstücken  ist  die 
Hinterlegung  einer  Summe  zu  verlangen,  wenn  auch  nicht  immer 
durchzoset^^  Die  Forderung  der  BUrgsehafksstellnng  ist  bei  der 

Aianat,  also,  den  ScbeC  za  60  Qnadr.-B.  gerechnet,  5760  Qnatr.-B.  —  49  pr.  M., 
■iAlo  vird  rom  pr.  M.  0*6—2-6  TMr.  eotrichtet  EI«iso  Baaern  luben  etvas  ireniger 
a  bezahlen.  Auf  jeden  der  4122  Uaerlii^ea  Pachter  kommen  19,252  B.,  es  be- 
itekt  aber  eine  Äbstn^g  roo  VoUbaoem  (L  D.  31,634)  bis  zu  ÄchtelhOfiaeni  (1.  D. 
10.694  B  ).  8.  a.  Beitr&ge  IV.  38.  Es  ist  demnach  keine  reine  Zeitpacht  roriianden. 
Modem  eine  herkömmliche  bedingte  Erblichkeit  der  BaneniKliter  mit  einem  rerinder- 
lichen,  aber  schonend  bestimmten  Zins.  Da  innerhalb  des  Domanlums  fast  kein  iSnd- 
Bchts  Piirateigenthnm  besteht,  so  müssen  hier  rolkswirthschaftllche  Backsichten  auf 
den  Bauernstand  vorwalten.    S.  n.  Note  77, 

In  Wortemberg  dürfen  nur  solche  Personen  mitbieten,  irelche  sich  aber 
im  Besitz  eines  gewissen  YermOgena  and  die  erforderliche  persönliche  BefiUiigang 
anweisen,  «ich  wird  bei  grosseren  Meiereien  noch  mehr  Auswahl  der  Personen  ge- 
Mtet;  Hoffmann,  8.  61.  —  Prenssen  Ist  die  Tenteigenng  („Licitafiui") 
düRhans  erfordo^eh,  der  Bietende  ist  an  sein  Oebot  gebnnden,  die  Begiemng  behilt 
«ch  aber  fifeie  Wahl  ror,  V.  t.  14.  Mai  1837,  t.  Eönne.  S.  508-  —  Ehemals  ver- 
itdgerte  man  bisweilen  hei  einem  brennenden  Lichte,  nachdem  schon  darch  wieder^ 
kaltes  Vomfen  der  einzelnen  Facbtlnatigen  nach  einander  eine  Steigemng  der  An- 
gebote bevirirt  worden  war.  Das  Erloschen  dee  Lichtes  diente  als  Znschlag.  „Man 
»Ute  nicht  meinen,  wie  die  GemDther  ron  diesem  kleinen  Lichte  manchmal  erhitzt 
«erdoi,  und  weiss  ich,  dass  in  diesem  Irarzen  Angenblicke  noch  an  die  1200  TUr. 
mehr  geboten  sein."  Gasser,  Einlelt.  S.  118.  Dieses  Verfahren  gehörte  zn  den 
Tiden  ehedem  tLblicben  rOcksichtslosen  and  nnwQrdigen  FinanzkOnateo.  —  Erbebliche 
ßrtinde  tat  die  Versteigerang  auch  bei  ganzen  LandgQtera,  Schnmacher  in  Ban 
md  Hanasen  AtcWt.  N.  F.  H.  126.  nnd  Seelig  a.  a.  0,  (Ban.) 

I>  Wamst,  riwvuwlMMuek  L  26 
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Scfawierigkdt  fttr  den  Pachter,  dnen  Btlrgen  zo  finden,  j^tiehbUi 
oft  unpractisch.^) 

c)  Die  Daner  der  Paohtzeit.  „Eine  lange  Faehtieit 
giebt  dne  grttasere  Ermnntemng  zn  bedeutenden  VerbesseniDgeii 
des  Gntes  und  des  Betriebes,  auch  lUsst  sie  die  mit  dem  Weobsel 
des  Pachters  verbundenen  Geschäfte  seltener  eintreten.****)  Die 
Uhigere  Pachtzeit  wird  namentlich  bei  höherer  IntmshritXt  der 
landwirthschaftlichen  Caltnr  nothwendig.  Die  anch  bd  den  Zeit- 
pachten der  Domänen  im  Laufe  der  lefasten  100  Jahre  nnd  daiüber 
eingetretenen  Verlängerungen  der  Pacbtzeit  finden  in  der  Notb- 
wendigkdt  und  nunmehrigen  Bentabilitftt  intensiTeren  Betriebs  ihre 
Erklärung.  Hat  femer  bei  einem  langjährigen  Pachte  der  Padite 
die  Aussicht,  im  Falle  des  Wohlverhaltens  auch  noch  länger  und 
selbst  lebenslang  im  Besitze  des  Gutes  zu  bleiben,^)  und  kana  er 
hofien,  dass  nach  seinem  Tode  anch  die  Erben,  wenn  sie  penOo- 
lieh  dazu  befähigt  sind,  die  Pachtung  fortsetzen  dürfen,  so  wird 
dies  günstigeren  Einfluss  auf  sein  Angebot  und  seine  Wirtbsohsfts- 
fflhrung  haben,  als  ein  ganz  bestimmt  fwf  Lebenszeit  geschlossener 
Contract  (Vitalpacht).      Pachter  auf  längere  Zeit  kOnnen  sseb 

")  MuL  setzt  die  Cution  ucli  den  Unutinden  inf  etwa  Vt«  Vi       'J*  ^ 


mioisterial-T.  t.  ?9.  Nov.  1836  in  der  Regel  Vi  des  Pacbtänses.  uasa  n 
Pftchter  aacti  Go^e  einzieht  Stellung  der  Gaation  in  ioUnd.  Pfiukd-  oder  Benteo- 
briefen  oder  in  nach  K.-0.  r.  S.  Mai  1S2]  n.  Nachtr.  depoaitalfUi.  lohaberpapietea 
{§.  28  d.  Verordn.  v.  II.  Oec.  1^62).  Die  Hohe  wird  jetzt  in  dem  besond.  Teitnf 
bestimmt  ~  WUrtemberg:  lVti*cher  Pachtzins  and  einfacher  Anschlag  des  In- 
renuriams,  Hoffmann,  W.  Finanzrecht  I,  240.  —  S.  Btomeyer  S.  214  S. 

")  Ueber  die  Gründe  gegen  kurze  Pachtzeiten  9.  die  bei  Drechsler  I,  5* 
angef.  Schriftsteller.  Es  gilt  anch  die  Begel,  dass  die  Facht  um  so  Unger  dueni 
moas,  je  mehr  das  Gut  im  Coltniznatand  zartlck  ist  ]2jähr.  Paditdaner  ist  boi 
Print-  nnd  bei  Domnnialg«teni  jetzt  sehr  rerbreitet  18  Jahr  ist  t  Staatsdomiau 
Tohl  am  Passendsten.  Blomeyer  S.  121.  —  £ine  sech^&hrige  Periode  ist  noct 
zu  kurz.  In  Baden  sind  9  Jahre  bei  HofgUtem  Begel,  in  Hannorer  nnd  Ent- 
liessen  12.  in  Wartemberg  18  Jahre,  in  Prenssen  sonst  6,  jetzt  12  nnd  meki 
Jahre,  meist  IS  (früher  bis  24),  Meckleobarg  bei  grossen  Höfen  20—21  J-,  bei 
Banerhöfen  12—14  J.,  in  Oesterreich  Max  9  J.  bei  Gutem  Uber  200  Joch  (n 
kurz),  event  noch  weniger,  in  Frankreich  3—9  Jahre.  Man  hat  diePachzeit  mit 
Bucksicbt  anf  die  tibliche  Dauer  der  Fmchtfolge  zu  bestimmen  rorgeechlagen,  so  dss 
sie  z.  B.  bei  der  henschenden  Dreifeldervirthsoliaft  ein  Vielfisches  ron  3  ist,  lo 
Boscber  §.  63  n.  a.  m..  was  indessen  nnnOtbig  ist,  s.  Drechsler  I,  54,  sack 
Blomeyer  S.  121. 

^  Diese  geschah  schon  im  rOm.  Beiche.  Yerordn.  der  Kaiser  Honorins  und 
Theodosins  (L.  4  God.  Justin.  XL  70):  Congnit  aeqnitaü,  nt  veteres  poasewtes 
fandomni  pnbliconun  noris  conda<^oriba8  praeferantnr,  si  &cta  per  ntios  aunenta 
SQscipiant  (wenn  sie  eben  soriel  mehr  geben).  —  Anch  in  Vtlrtemberg  wird  es  m 
gehafteo,  Hoffmann,  S.  64  nnd  in  Schottland  bei  Priratgatem  aacb  Oneis. 

^)  Für  diese  Yitalpacbt  Gr.  Soden,  V,  52.  —  In  Nassau  soUte  ron  den  Beanten 
die  Terpachtnng  anf  Lebenszeit  des  Pachters  nnd  dessen  Ehefran  rersndit  werden. 
Dominennrwaa-O.  r.  1816.  §.  IS.  Nr.  2.  Qeguk  d.  TUalpMU  Blomeyer  S.  130- 


Pachtdnsea,  anch  bis  auf  den  ganzen 
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ii  Rfieksioht  auf  die,  dnroh  Verbesserangen  des  Betriebes  and  all- 
pHÖie  Verändenugen  in  der  Volkswirthsobaft  mOglich  werdende 
AtragBeritöhnng  einen  steigenden  Paehtsins  abemehmen,  so 
duB  tat  entweder  jährlich  oder  nach  jedesmaligem  Ablanf  einer 
gewissen  Zahl  von  Jidiren  eine  vorftos  bestimmte  Zulage  entrichten/*) 
(Kaa  §.  115.) 

d)  Die  Form  des  Pachtzinses.*')  Die  Hanptrerschieden- 
i»t  ist  die  Festsetzung  des  Zinses  in  Geld  oder  ganz  oder  theil- 
wöse  statt  in  Geld  in  Naturalien  und'  zwar  aneh  in  dem  letz- 
tacn  Falle  in  einem  fllr  die Paohtdaner  unveränderlichen 
Jafaresbetrage  (im  C^egensatz  zu  der  früher  vorgekommenen 
FeatsteUnng  einer  Quote  vom  Rohertrage).  Der  Pachtzins 
bnuefat  aber  auch  alsdann  nicht  nothwendig  in  den  Naturalien 
ttlbst,  sondern  kann  alljährlich  nach  bestimoLten  Preisen 
eattichtet  werden.  Die  richtige  Wahl  dieser  Formen  des  Pacht- 
nses  bXogt  wieder  mit  dem  Gange  der  landwirthsohaft- 
lieVenCnltnr  und  mit  der  Entwicklungsstufe  der  ganzen 
VsUswirthschaft  zusammen.  Bei  reiner  Cteldwirthschaft 
ad  regerem  Verkehr  und  bei  angemessener  Freiheit  des  Paehters 
a  der  Aenderung  des  Wirthsohaflssystems  verdient  der  blosse 
Geldzins  den  Vorzug  Seitens  beider  Gontrahenten.  *<)  In  der 
Praxis  ist  denn  auch  neuerdings  der  Geldzins  der  Domänen  immer 
allgemeiner  ttblich  geworden.  Naturallieferungen  kommen  vor- 
oemlieh  nur  als  kleine  Nebenvwbindliehkeiten  des  Pachters,  und 
udi  hier  nicht  passend,  noch  vor.**)  Die  Befürwortung  der  Fest- 
aetzong  des  ganzen  Pachtzinses  oder  eines  Theils  desselben  in 
Naturalien  (besonders  in  Römern)  und  der  Entrichtung  nach  Markt- 
oder Durchschnittspreisen  in  Cteld,  wodurch  die  Schwankungen 
des  reellen  Pachtzinses  geringer  werden  sollten,  beruht  auf  einer 
Qnnehtigen  Uebertragung  einer  bloss  im  Grossen  und  Ganzen  gel- 


^  Ik  Prevssen  gaschielit  dieas  schon  Mit  längerer  Zeit,  seit  Frtedr.  Wilh.  IL: 
iamak  NomuhenBin  6  }.,  doch  alten  beT&hrten  Dom&Denpachtem  konnten  9  nnd 
lljftbr.  Perioden  gegen  einen  Znscblftg  rem  4,  bei.  12"/«  (ProlooxationsgebQhr)  go- 
«ilm  Verden.  S.  Biedel  a.  a.  0.  176,  fttr  d.  neaere  Zeit  d.  f.  23.  April  1837: 
bei  lingereo  Pachtzeiten  rom  13.  Jahre  an  j&hdich  6  Proc,,  rom  19.  Jahre  ao  noch- 
nab  5  Proc.,  alM  zusammen  jlhrlich  10  Proc.  mehr  als  in  den  ersten  12  Jahren, 
b  d.  amen  T.  v.  1862  fehlt  oieu  BeBtinmOBg,  es  ist  also  Alles  richtiger  den  be- 
■Mdenn  Contra^  lÜMriaaseo. 

^  S.  bes.  Drechsler  I,  61^74.   Blomever  8.  129  ff. 

8.  BlIlaH,  Dar  Staat  und  der  Laadbu,  3.  «6.  v.  Honstedt  a.  a.  0.  S.  Sl. 
Seelig  a.  a.  0.  Drechsler  I,  72.  Blomeyer  S.  181,  Tgl.  mit  8.  122  Ann. 

*)  Drechsler  I,  74.  Hon,  Stzoh,  Dflager,  nch  Bntter  (Detmold)  kemmt  toi 
Beb«B  Getreide. 
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tenden  £rfahrniigsregel  aaf  den  einzelnen  Fall  Die  PreiBe  Te^ 
ändern  sich  zwar,  wie  Bau  bemerkte  (§.  116),  in  amgekdrtem 
Sinne  wie  die  Ernte-Ergebnisse;  stehen  sie  hoch,  so  ist  gewlthnlicb 
nicht  viel  gewachsen  und  omgekefartj  die  ganze  Einnahme  des 
Pachters  ist  folglich  öfters  nicht  so  sehr  Tersohieden,  als  die  Vvm. 
Aber  das  Emteergebniss  auf  dem  einzelnen  Gute  ist  doch  wieder 
bftnfig  genug  vom  Ergebnisa  im  ganzen  Lande  verschieden  und 
übt  anf  die  localen  Preise  einen  nm  so  geringeren  Einfloss  ans, 
je  mehr  sich  hentezntage  der  Markt  erweitert  und  die  aUgemeinen 
Verhältnisse  der  Ernten,  der  Zu-  und  Abfuhren  den  Preis  bestim- 
men. Mindestens  in  der  Gegenwart  wird  daher  die  Lage 
Pachters  bei  einer  Festsetzung  des  Zinses  in  Geld  gesicherter  sun, 
und  auch  für  den  Verpächter  ist  ein  solcher  Zins  jetzt  Torxa- 
zieben.  *•) 

Uebrigens  kann  „die  Ansfllhnmg  des  Plans,  den  fflns  in  IIa* 
turalien  festzusetzen  und  in  Geld  nach  Preisen  zahlen  zu  lassen, 
auf  verschiedene  Weise  geschehen :  Man  lässt  entweder  einen  ge- 
wissen Theil  des  Pachtzinses  in  KOniem  und  nach  dem  jedes- 
maligen Marktpreise  baar  entrichten;*^)  dies  ist  das  einfaclate 
Mittel.  Oder  der  Pachtzins  wird  in  einem  Fmchtqnantom  insge- 
drttckt  nnd  z.  B.  von  f&nf  zn  fttnf  Jahren  naeh  dem  Darohsehütti- 
preise  der  Frtlchte  in  Geld  entrichtet")  Oder  man  stelU  eine 
solche  Regel  anf,  dass  die  zu  zahlende  Ctoldsnmme  sich  zwar 
einigermassen  nach  den  Preisen  richtet^  aber  doch  schwächer  ab 
diese  sich  vei^ndert (Raa  §.  116.) 

§.  175.  —  e)  Die  Remission.")  Auch  die  Regdoog  des 


^}  Andon  Ban  in  d.  6.  Aii£.  g.  116. 

*")  Dieser  Theil  sollte  veoiger  als  die  Hftlfte  des  Pachtziuwa ,  etwa  Vs  oder  Vi 
desselben  sein,  damit  die  Eatrichtangen  bei  sehr  hohen  tmd  niedrigen  Preisen  nicht 
za  sehr  von  einander  verschieden  sind.  —  Baden:  Yon  Hofiglltero  werden  '/■  ^  ' 
Pachtgeldes  in  Früchten   bedangen  und  nach  den  Dorchschnittspreisen  zwiscbefi 
Martini  (11.  Nor.)  and  Uchtmess  (2.  Februar)  baar  bezahlt   Y.  r.  8.  Januar  1632. 
Wenn  «s  aber  die  Mehrzahl  der  anireswdea  Faehtliutigen  TeiUagt,  m  wird 
Pudifidns  ganz  in  Qeld  bestimmt,  V.  6.  Aag.  1853.   Bai  «inzelMao  StOcItM  fodei 
nnr  dn  Geldzins  statt.   Auch  in  Warteraberg  wird  ein  Tb«il  In  Getnide  aageMtit  i 
Hoffmann,  Dom.  3.  66.  (Ran). 

Starm,  I,  219.  —  Schumacher  In  Baa  and  Ilanssen  Archir,  K. 
n.  127.  —  Pabst,  Betriebs].  §.  909. 

^  Z.  B.  60  oft  der  Preis  des  Scheffels  Fracht  am  '/<        gewissen  Mitt#niKi 
steigt  oder  fUlt,  so  wird  der  Pachtzins  um  Vb  ethOht  oder  eniiedrigt  n  s.  v. 
sei  die  PachtEamme  8000  fl.  und  der  Mittelpreis  des  Roggens  2  ol  rom  SchtStL 
Kommt  derselbe  aof  2  fi.  30  Icr.,  so  erhöht  dieas  das  Pachtgeld  am  Va  ^ 
S7Ö  fl.  —  Ein  viertes  Verfahren  erwähnt  Henstedt,  S.  SO.  (Ran.) 

Drechsler,  I,  85  ff.,  Ubbelohde,  d.  gemeinrechtl.  Lehre  r.  d.Beminion 
d«8  Fachtproisee,  Hanoov.  Jootn.  ftir  LAndwirthschaft  1S61,  1S67.  Blomeyer.  » 
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Ngen.  Nachlass-  oder  Kemissionswesens  bei  Zeitpachten 
irtnach  den  concreten  VerfaftltnisBen  von  Zeit  nnd  Ort 
od  mit  Rtleksicht  anf  die  EntwioklangBBtnfe  der  Land- 
aiid  Volkswirthschaft  nnd  anf  die  Freiheit  der  Bewe- 
gung, welche  dem  Pachter  contractlich  gelassen  ist,  verschieden 
n  behandeln.   Kleinere  Verluste  pflegen  allgemein  im  Pachtan- 
sehlage berücksichtigt  xn  werden.   Sie  finden  ihre  Ansgleichong 
in  den  grösseren  Gewinnsten  anderer  Jahre.       „Bei  bedeutenden 
Beschädigungen  aber  galt  es  froher  nnd  auch  noch  nach  Ban's 
Ansicht  fUr  billig  nnd  zweckmässig,  einen  Kachlass  (Remis- 
sion) an  der  Faehtsnmme  des  eiuz^nen  Jahres  zn  bewilligen. 
Selbst  wenn  der  Pachter  darauf  Terziehten  wollte,  so  schien  es 
nidit  ratbsam,  ihn  bei  einem  ausserordentlichen  Verluste  zu  Grunde 
geben  za  lassen.   Auch  konnte  die  Zusicherung  eines  Nachlasses 
aif  das  Angebot  des  Pachtzinses  Einfluss  aben.   Um  jedoch  die 
bdiinglichkeit  mancher  Pachter  zu  zttgeln  und  Streitigkeiten  ror- 
nbngeD,  regelte  man  das  ganze  Naohlasswesen  durch  allgemeims 
VBnrdnnngen  oder  durch  die  Bestimmungen  der  Paofatcontraote 
etn  in  folgender  Weise  :^') 

„a)  Nur  unrerschuldeter  Schaden  giebt  einen  Anspruch,  und 
Bsr  ein  besonderes  Ereigniss,  welches  einen  Theil  der  Erzeugnisse 
zerstört,  z.  B.  Hagelschlag,  aussergewOhnliche  Uefoerschwemmnng, 
Beschädigung  dnrch  Thiere,  Viebsterben,  nicht  das  blosse  Fehl- 
whlagen  einer  einzelnen  Unternehmung  oder  eines  Versuches. 

„ß)  Es  wird  festgesetzt,  bei  welcher  GrOsse  des  Verlustes  im 
Verh&ltniss  zu  dem  nnttleren  Ertrage  erst  em  Kachhws  gefordert 
weiden  kann.") 

„r)  Der  Nachlass  beträgt  den  ebensoTielsten  Theil  das  Pacht- 
zinses, als  der  Verlust  vom  mittleren  Ertrage  ausmacht  Bei  einem 

143  ff.,  151  ff.   BftD  in  §■  117  rertnt  no^  die  Uten  Anddit  vön  der  Nt^ven- 

(Bgkeit  der  aJIgem.  Eemission. 

")  Modicam  damgiua  aeqao  animo  fem  debet  colonos,  cot  inunodicnin  Incrnm 
noo  anfertar.    Gajos  in  L.  25,  §.  6    Dig.  locati  co&dncü  (XIX.  2). 

Vgl  Boroirski.  I,  144.  Nicolai,  U,  126.  Sturm,  I,  224.  —  Die  ga- 
MebrechtUchra  Bestimmtingeo  ganOgten  nicht  immer.  S.  nbrigens  Prenss.  L&nd- 
ndit.  Th.  I.  Tit  21.  g.  47&— 531. 

")  Baden:  Bei  geschtosaenen  Ofttern  von  betAchtlichei  OrSsse  ein  Schaden  ron 
Vi  *lcT  Ernte,  sonst  nnr  über  die  Hfttfte.  Bei  der  Absohltzong  soll  aosgemittelt 
veiden,  «as  der  Laodvirth  ohne  das  eingetretene  Ereigniss  an  Ermg  (mittlerem  oder 
des  einzeilig  Jahres?)  za  hoffen  gehabt  und  was  er  nnn  zu  enrarten  hat.  —  Änch 
in  Wnrtemberg  wird  nur  Nachlass  gegeben,  venn  der  wirkliche  Rohertrag  der 
Uadereien  nach  seinem  Belanf  in  Geldpreisen  anter  %  des  im  Pacht» schlage  an- 
geoommeneo  (nicht  des  im  einzelnen  Jahre  bevorstehend  fBTflBeoen)  Rohertrages  aus- 
macht, Hoffmann,  FloaDZTeeht  I,  249.  (Ran.) 
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Vtehsterben  kann  es  nöthig  werden ,  dem  Pachter  aacdi  sor  Kack- 
schafftang  der  fehlenden  Stflcke  behttlflioh  eq  sdn. 

„$)  Der  Verlost  moss  sogleich  angezeigt  werden,  damit  eine 
Unt^ucfanng  nnd  Abschätzung  an  Ort  and  öt^e  voi^nommen 
werden  kOnne."»)  (Ran  §.  117.) 

In  neuerer  Zeit  ist  es  wenigstens  bei  der  Verpaditiuig 
grosserer  Landgüter  immer  ftblichei  geworden»  den  Pachter 
TertragsmäBsig  auf  jeden  Nachlass  am  Paehtzinse  fUr  ansserge-, 
wohnliche  UnglttcksflUle  verzichten  zn  lassen.   Eine  solche  B^; 
Stimmung  findet  sich  namentlich  auch  in  den  Dom&nrapachtverl 
trägen  Deutschlands^^)  und  im  Ganzen  heutezutage  mit  Bechl 
Denn  nur  bei  geringerer  Entwicklung  der  landwirthschai^heD! 
Gnltur  und  der  Verkehrsrerhältnisse,  femer  wenn  dem  Paehtei 
contractlicb  in  den  massgebenden  Einzelheiten  des  Betriebs  diel 
Hände  zu  sehr  gebunden  sind,  ist  eine  Bemission  am  Platze.  Diel 
letztere  erfolgt  hier,  weil  es  nicht  mOglich  ist,  im  Voraus  den  Eis- 
^ss  aossergewOhnlicher  Unglttcksfälle  auf  den  Beinertrag  abso- 
messen  und  weil  es  keinen  Sohntz  gegen  solche  Fälle  nnd  kdn 
Mittel,  sie  wieder  gut  zu  machen,  giebt.  Dies  ändert  sich  nottHiscb 
auf  höheren  Entwicklungsstufen  nnd  hat  sich  in  den  letzten  Jftlu^ 
zehenten  besonders  auch  in  Dentsofaland  geändert  Das  landwiitli- 
schaftliche  Versicherungswesen  (Brand,  Hagel,  Vieh)'^)  bietet  du 
Mittel,  sich  gegen  viele  Schäden  zu  decken.  Die  Versichenug»- 
prämie  hat  der  Pachter  beim  Paehtzinse  anzuschlagen,  der  sieh 
um  ihren  Betrag  ermässigen  muss.    Dies  ist  aber  eine  bessere ! 
Form  der  Remission  als  die  frtther  Übliche.   Viele  andere  Scb&den ; 
(DUrre,  Frost,  Mäusefrass,  Insectenscfaaden,  Pfianzenkrankheiteo) 
lassen  sich  durch  intelligenten  Betrieb  wieder  gut  machen.  So 

^)  Kach  den  ümst&nden  luuui  eine  aochm&lige  ÄlMch&tzuii;  bei  der  Ente 
fordert  irenleD.  AqcIi  nimmt  man  vohl  darauf  Rücksicht,  ob  andere  NotzoogBweip 
in  dem  nimlicheii  Jahre  mehr  als  den  mittleren  Ertrag  abrarfen  und  ob  die  loAa- 
gehenden  Pach^ahre  e^ebig  iraren.  —  Nach  der  preois.  Dom&oeo'lostracüoii  loo 
1722  Milte  genaue  Ertnüdifong  angestellt  miden,  ^b  nicht  UemoUiGUdtan  dahiaur 
stecken."  (Baa.) 

Blomeyer,  S.  150.   Z.  B.  preuBB.  V.  t-  1887  §.  28.  T.  r.  1862  §.  19. 
doch  theilweiser  Ersatz  bei  r.  Feinde  eizming.  Idefenmgan.  —  In  WOrtamberg 

Siebt  nnr  Hagelschlag  and  „feindliche  Fonraginug**  Ansprach  anf  Nachlaas.  —  Bei 
an  io  der  Venraltang  der  fiaterraichiaxhen  Bank  stehenden  Gutem  wurden  too 
der  Begierung  für  3  JaJire  1,160,000  fl.  NachUase  bevili^  Teil  die  Ffcchter,  dnicli 
die  hohm  Preise  im  Krimkriege  verleitet,  zn  thener  gepachtet  hatten.  Die  StuH- 
gDterrenraltong  q.  s.  w.  S.  44.  Sonst  In  Oeeteneich  not  Nachlass,  venn  den  Ün*^ 
besitzen  ein  Stenomachlass  bewilligt  wOtde.  (Bait)  In  Baden  mehr  Fille  roa  Bs- 
mls^oo,  Drechsler,  II,  65,  I,  87. 

Wobei  allerdings  die  techu.  SchwteitjMitan  letstesar  beidan  Toiiolwup' 
zweige  gelöst  sein  mttssen. 
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ha  die  fiemisdon  in  der  Begel  fortfaUen.  Nor  ftlr  wenige  abnorme 
Hb  von  Bland,  Krieg,  grosser  Uebersdiweinmang  sind  beson- 
dere Bestimmongen  im  Vertrage  erforderltoh. ") 

§.  176.  —  f)  Das  InTentar.*^)  Die  zur  Bewirthsohaftong 
ioeiden  beweglichen  ZabehSrnngen  des  Gates  (das  Inven- 
tirinm)  sind  hauptsächlich  Theile  des  stehenden  Kapitales,  wie 
Ocridie  nnd  Vieh,  bisweilen  anch  Bestandtheile  des  umlanfenden 
Kipittles,  wie  FattorrorrtUhe.  Die  Hanptfrage  ist  hier,  wer  das 
IttTentar  liefern  soll,  der  Verpächter  oder  der  Pachter, 
fine  absdote  Antwort  gestattet  anch  diese  Frage  nidit,  denn  anch 
Imt  entseheiden.  die  gegebenen  Zustände  der  Land-  and  Volks- 
viithHhaft.  Aof  primitiverer  Stafe  liefert  der  Verpächter,  aaf 
^(beier  passender  der  Pachter  das  Inrentar.  Gehört  das  letztere 
An  Verpächter  (Staate,  also  nicht  dem  frttheren  Pachter),  so  musfl 
tt  dem  Pachter  nicht  durch  Verpachtung,  sondern  durch  Uebergaag 

Eigentham  tiberlassen  werden.  Besser  ist  es,  wenn  der 
^  ksaiL  Inventar  besitzt,  also  das  betreffende  Kapital  fittssig 
■Mit,  und  es  dem  Pachter  ttberlässt,  das  Inventar  seihst  anzo- 
ikSin,  durch  Ankaof  von  seinem  Vorgänger  oder  sonstwie.  Dies 
*int  auch  jetzt  immer  mehr  die  Regel  nnd  bewirkt  natttrlicfa,  dass 
PMhter  ein  grosseres  eigenes  Kapital  braucht   Die  eigene 
^nog  des  Inventars  setzt  daher  bereits  höheren  und  verbreite- 
lena  Volkswohlstand  vorans,  wenn  es  nicht  an  ooncarrirenden 
Fiditniehem  fehlen  soU.  Sie  ist  aber  den  Verhältnissen  der  mo- 

Land-  und  Volkswirthschaft,  welche  eine  freiere  Stellung 
^Pachters  erforderlich  machen,  angemessen  und  erscheint  hier 
ih  „nnerttssUehe  Bediognng  für  die  rationelle  Leitung  einer  Wirth- 
Klttft."U)  Eben  deshalb  sehen  wir  sie  schon  länger  in  England 
nnd  immer  mehr  auch  in  Dealsohland  verbreitet  bei  Privat-  und 
Domäneoglitem. 

Der  älteren  CtowohnheU  gemäss  „wird  das  Inventarium  dem 
Denen  Pachter  nach  einer  sorgfältigen  Aufzeichnung  nnd  Abschätzung 
DboUefert  und  am  Ende  der  Pachtzeit  wieder  auf  gleiche  Weise 
nbemommen.  Das  Fehlende  mnss  er  baar  oder  in  natura  ersetzen. 


WostmfL  nach  Drechsler.  I,  94—97;  ihnl  Blomeyer,  S.  150,  ISl. 
n  DreehaUr  I,  26  ff.;  Blomeyer  S.  62  ff.     Auf  dorn  Utereo  Standpnncte 
^»■8.  118.  —  Eb  wird  Ubrigena  aach  Fon  einem  unbeweglichen  Invenur  (in- 
raUaiimB  ulo  jnnctmn)  gesprochen  (Blomeyer  S,  85  ff.):  das  anter  K  genannte,  Ge- 
Bit  ZubohOr.  dann  Mahles.  Branaea,  Brucken,  Griben,  Wasserleitangea, 
IMut, Dtamw.  Deichfl*  Vega,Bl^e,  Hecken,  FeldbestetloBg^i.  Blomeyer  a.a.  0. 
")Dr«cli6leT  I,  29.   Aehnlicb  BUmeyer  8.  69  ff. 
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den  Uebenohass  aber  (SnperinTentariam)  nimmt  er  entweder 
mit  hinweg  oder  erhält  ihn  nach  einem  verabredeten  Ansehlage 
vergütet.  Dieses  Geschäft  ist  umständlich,  und  trotz  aller  ange* 
wendeten  Sorgfalt  bei  der  mehrmaligen  Abschätznng  lassen  sich 
Verlaste  ans  der  Werthabnahme  der  InventarienstUoke,  besonders 
bei  dem  Viehstande,  nicht  vermeiden.  Sind  diese  Gegend&nde 
durch  den  Gebrauch  verschlechtert  worden,  so  mnss  von  dem  An- 
schaffungspreise wegen  der  kttrxeren  Daoer  ein  Abzug  gemaditj 
werden.  Die  zur  Schätzung  beigezogenen  und  verpflichtete  Sacfa- 
verständigen  werden  in  Abtheilungen  (Schürze,  gewöhnlich  3) 
gesondert,  deren  jede  ihren  gntaehtliohen  Anschlag  einzehi  ab- 
giebt,  woraus  man  sodann  den  Durdwehnitt  der  anageBproehenen 
Summen  zieht"«»)  (Bau  §.  118). 

g)  Die  Wirthschaftsgebände.«^)  Die  riditäge,  den  Inte-' 
rcBsen  beider  Parteien  entsprechende  Regelung  der  Baulasten 
macht  besondere  Schwierigkeiten  und  läset  sich  nicht  gut  to 
wenigen  Sätzen  zusammenfassen.  Der  Pachter  muss  an  der  Scho- 
nung, Erhaltung,  an  billiger,  aber  solider  Reparatur  und  eben 
solchem  Neubau  interessirt,  aber  er  darf  nicht  durch  ungewkw 
und  ungemesseue  Verpflichtungen  Überbürdet  werden.  Nach  MBenn 
Erfahrungen  und  Vorsehlägen  erscheint  besonden  auch  fOr  DobImh 
Folgendes  passend. 

a)  Reparaturen:  sie  trägt  bei  den  Gebäuden,  ausgenommen 
die  durch  Brand  veranlassten,  der  Pachter,  doeh  unbedingt  Dar 
bis  zu  einer  gewissen  jährlichen  Minimalsnmme,  dartlber  binasB  | 
bis  zu  einer  Maximalsumme  zur  Hälfte  er,  zor  Hälfte  der  Ver- 
pächter, and  Uber  diese  Maximalsumme  hinaus  nur  letzterer.  Bei 
der  Ungleichheit  des  Aufwandes  in  einzelnen  Jahren  erfolgt  «ine 
Anagleichungsberechnang  am  Ende  der  Paebtzeit,  aUenfaUs  aacb 
von  Zeit  zu  Zeit  nach  mehreren  Jahren. 

fi)  Umbauten:  wenn  der  Verpächter  dazu  verpflichtet,  triigt 

Fonnuiare  hiczu  bei  Borowski,  I,  135.    Berechnungen  mit  Rflckaclit  wf 
die  renchiedene  Daner  in  SchOnlentner  und  Zierl,  Jthrb.  II,  BeiL  I— IQ-  ~  , 
Weivi  die  Jahreszeit  dos  PachtTechsels  ee  mit  sich  biiogt,  daas  der  abziehende  Fach^ 
besäetes  Land  znrUcUaswtt  mosa,  so  müssen  ihm  die  Bestellangsliosten  ron  dem  Hub- 
folgex  reiglltat  werden.  —  In  Mecklenbarg  ist  bei  den  bftneriichwi  Faclii{iiton) 
bisTeilai  du  nUhigste  InTeotu  (die  Hofirebr)  Eifwitbam  des  VeipaGlite»4 
Pachter  schafit  aber  dann  geirObnlich  noch  iraltere  Gegenstände  (öebervebr)  w 
seine  Kosten  an.  ~  In  Baden  erhfilt  der  Pacbter  den  von&tlügen  Mist  nai  eiaA 
den  Winterbedarf  deckenden  Tonftth  ron  Ken  and  Stroh  nnenlgeltlicb,  vum 
beim  Abmge  gleich  riel  xara<AIa8aai.  T.  t.  6.  Aug.  1853.  (Bau). 

*>)  TgL  den  inkilttflicben  Abiclmitt  in  Drechsler  I,  101— 14L  Btoaer«' 
88,  91  ff.  Ran  §.  119  oioht  meto  genflgend. 
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tfne,  wobei  aber  der  Pachter  die  Fahren  leistet  and  eventneU 
ii  BansoBime  veninsi  Vom  Pachter  gewttnschte  Um-  and  Neu- 
hatten  und  Verändemngeh,  die  aus  wirtfaschaftlioben  Orflnden 
crftlgen,  trilgt  der  Pachter,  nach  Genehmigang  des  Verpächters, 
nd  enielter  Vereiabarong  Uber  eine  Amortiaationsqnote  des  Baa- 
nfwandd.**) 

§.  177.  ~-  h)  Melioration  des  Gnts.*»)   „Man  pflegt  dem 
Psehter  znr  Bedingung  zu  machen,  dass  er  den  Znstand  des  Gates 
Terbeswm  (melioriren)  solle.   Wird  dies  nar  im  Allgemeinen 
gefordert,  so  ist  es  von  geringer  Wirkung  and  der  Pachter  kann 
Iciebt  durch  den  Nachw^  irgend  einer  nnbedeatenden  Verbesserang 
tieMT  Verpfliehtang  genUgen.   Viele  der  älteren  Vorschriften  be- 
rahten  auf  einer  angenfigenden  mid  anklaren  Erkenntniss  der  Be- 
&pmgen  intensirer  Gnltur.   Lange  Daner  der  Pachtzeit,  sowie 
Vermt}glichkeit  and  Einsieht  de^  Paehtere  kSnnen  zun  Theile 
^  solche  Bedingung  ersetzen,  die  jedoch  immerhin  ndtzlich 
itt,weiiii  sie  sich  aaf  gewisse  benannte  Verbesserungen  bezieht, 
fivder  Pachter  ohne  erhebliche  Kosten  ansfUhren  kann,  die  ihm 
liff  nicht  schon  während  der  Pachtzeit  hinreichend  belohnenden 
VwAeil  bringen,  z.  B.  das  Setzen  von  Obstbäamen,  das  Mergeln 
a.  8.  w."*)    Bei  kostbaren  Verbesserangen  ist  es  angemessen, 
dea  Pachter  naeh  besonderer  Uebereinkanft  einen  Theil  des  Anf- 
wades  zn  vergüten,  oder  sie  anf  Recbnnng  des  Staates  zn  tlber- 
D^men  ond  von  dem  Pachter  eben  jährlichen  Beitrag  zn  for- 
dern, oder  aoeh  die  Kosten  zwischen  ihm  and  der  Staatsoasse  za 
feaen."«)  (Bau  §.  120). 

*)  Wesenfflch,  z.  Th.  vSräieli  nach  DreclisleT,  bes.  8.  115,  141.  wo  die  dn- 
jR^esd«  BegTHodang'  nebst  Kritik  der  besteheDden  ToTschnften ,  nameadicb  lacb  in 
deo  DomäneDContracten.  Die  prenss.  Bestimmani?,  dass  der  Dom&nenpacbter  alle 
Repaiatnren  trage,  Ist  im  Princip  richtifC,  aber  nnbUIig  und  ODzreckmässig,  weil  ihr 
noe  Grenze  fehlt.  Ibre  Folge  ist  die  fibermässlg  dttrÄige  BeschaffeDheit  prenssischer 
Dominengebande,  —  freilich  irieder  nach  einer  Seite  ein  Vorzag.  ümgekehrt  grosse 
Libmlitit  nnd  —  Verschwendnng  im  ehemal.  K.  Hannorer.  S.  prenss.  V.  v.  1962 
§■  12,  13,  14B.  Anfwand  1870  in  Preossen;  645,000  Thlr.*ftlr  Gebinde,  Wege, 
BtQcien  aaf  den  Domänen,  «=  11*3  Proc.  der  Einnahme  von  Pachtgütem  n,  Geverks- 
ToirichtoDgeQ.  Viel  interess.  Data  bei  Drechsler.  Deber  Brand,  Ceberschwemm. 
1.  Krieg  eh.  I.  203 -IIS. 

*^  Tgl.  aocfa  Drechsler  I,  143  ff.,  170  ff.  passin.   Blomeyer  S.  204  ff. 

•*)  Vgl.  Nicolai,  n.  167.   Sturm,  I,  263. 

*)  Hieher  jrehBrt  besonders  die  Trockenlegung  durch  bedeckte  Abzüge,  d.  i,  das 
Drainircn.  Da  es  leine  a%eniciije  Eepel  fiir  die  dadnrch  bevirirte  Vermehrnng 
des  Rahertrages  giebt,  anch  die  Daner  einer  Drainanlage  nicht  sicher  za  bestimmeti 
>«,  so  fehlt  es  ao  festen  Anhaltspnncten  zur  Berechnnng  (bei  rieht.  Anlage  mit  gutem 
KalnM  Q.  Offenhaltnog  der  Abzugsgräben  kann  die  Dauer  nach  Drechsle'r  f.  176 
dne  nnbegrenäe  sein,  wenn  nicht  abnorm«  Dnutftnde.  Niedenchlige  aas  dem  Drain» 
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i)  Verhtttang  einer  Deterioration  der  Grundstflcke.**) 
In  den  Vertrag  werden  gewöhnlich  anoh  solohe  Bedingungen  aaf- 
genommeD,  welche  den  Staat  gegen  eine  anasaogende  oder  sonst 
rerderbliebe  Bewirtfaschaftongsw^se  sichern  sollen.  Viele  der 
Üblichen  Bestimmnngen  sind  dorch  die  nenere  Wissensdiaft-iiid 
Pram  veraltet  oder  selbst  als  unrichtig  erwiesen.  Sie  waren  aoa 
der  mangelhaften  Kenntniss  der  Pflanzenemfthmngslehre  and  der 
Hitwirknng  speciell  des  Bodens  zur  Emahmng  der  Pflanzen  her 
vorgegangen  nnd  vielfach  Folgerangen  der  älteren  Lehre  von  der 
Statik  des  Ackerbaas.  Die  nenere  Liehig'sche  Ägricaltaichemie 
nnd  die  Pflanzenphysiologie  haben  jetzt  andere  Ansichten  verbratet 
Danach  kOnnen  auch  viele  ehemals  als  nnnmgänglich  betraehtete 
Beschiiliikangen  des  Pachters  ganz  wegfallen  oder  bedeotend  ver- 
einfacht werden.  Schon  irtlher  sah  man  Übrigens  ein,  wie  Ran 
§.  120  bemerkte,  „dass  man  sich  aof  solohe  Bestimmangen  be- 
schränken mass,  deren  Nichtbefoignng  leicht  wahrzanehmen  sei 
nnd  die  den  Pachter  nicht  in  nfltzlichen  landwirthschaftUfdieD 
Untemehmnngen  hinderten;  dahin  gehörte  das  Verbot  des  Verkaift 
von  Mist,  Stroh,  Hen,  Kartoffeln  nnd  Rankelrtlben  ohne  besondere 
Erlanbniss,  und  eines  zn  sehr  erschöpfenden  Frachtweobseli,  die 
gleichmftssige  BedUngong  nnd  Bearbeitamg  der  Felder  in  Vertnit- 
dang  mit  der  Führung  von  Dfinge-,  Saat-  und  Arbeitsverzeic^uÜBsen, 
das  Verbot  von  Lohninhren,  Bestimmangen  Aber  die  Erhaltong  der 

wamr,  ländriogeti  ron  Worzeln  die  Anlage  rerderben).  Der  Pachter  kann  den 
KUiMii  AnfVand  selbst  bei  l&ngem  Fortgenasse  des  Erfolges,  z.  B.  12 — 18  Itiat  liin- 
dorch,  nicht  ganz  auf  sich  n^men,  der  ElgeDthOmer  nar  geren  eine  vom  Pachter 
zn  leistende  jäirliche  Entrichtung  für  Zins,  TUgnng  und  Geuhr  nnenrartet  irmti 
Daner,  also  tugefüir  Yon  6—8  Froc.  des  Aufwandes.  Dies  erscheint  als  d»  Zweck- 
misssigste,  vobei  die  Hohe  der  AmortisatioiiBqQote  nach  den  eoncretea  Yeihkltaitta 
zn  bestinunea  ist,  denn  eine  allgemeine  Regel  l&sst  sich  nicht  dafür  angeben.  NiouDt 
man  eine  SOj&hrige  Danar  der  Anlage  an,  so  sind  (bei  6  Proc  Zinsfuas)  S'/i  Pn>& 
Abgabe  des  Pacbteis  hinreichend,  <Se  Auslage  zn  rerziBsea  und  zn  tilgen,  dagegu 
g&be  ein  reinec  Mebnrtng  ron  9  Proc.  dem  PachteE  schon  in  9  Jalma  den  ZisiU, 
wenn  er  die  Ansgftbe  bestteltet,  vobei  er  ^ler  noch  nidits  gewinnt  Es  ist  bi% 
und  zweckatelg,  die  Veralnediing  so  zn  treffen,  daas  beide  TheUe  ihren  Voitlieil 
finden.  (Ban  g.  120,  Kote  b.)  In  Preassen  hat  der  Pachter  bisher  die  Kojtea 
nener  Örainiiöngen  ganz  selbst  zo  tragen,  ohne  Ersatzanspruch,  was  fOr  den  Staat 
wieder  das  Wolil»ilste  ist,  aber  die  Drainirangen  natOrlich  selten  machte,  zanal  in 
der  späteren  Zeit  des  Pachtcontracts.  In  Hannover  erhielt  der  Pachter  die  Am- 
lagen  wieder,  soweit  sie  bei  einer  angemess.  Absorbirangascala  noch  nicht  beia  Ab- 
lauf des  Coatracts  ersetzt  waren.'  —  Vgl.  S  e  e  1  i  g ,  Das  Yerhältniss  zwischen  GoO- 
herrschafl  and  Pachtern  bei  der  DrainiroDg.  2.  A.  Kiel  1858.  —  Hofacker  » 
Zeller's  Zeitschrift  fOr  die  landwinh.  Tereine  im  Orowb.  Hessen,  3.  1858.  —  B« 
Drechiler  I.  171  —  178,  indi  Uber  Erhaltung  der  altm  Ondninuson.  Blo- 
mever  S.  210  ff. 

namentL  wieder  Drechsler  I,  143  ff.,  bes.  214—284.  Aull  BloB*?*' 
in  Absdui.  v.  d.  Bewiithfichaft  d.  Gats,  paasim,  S.  166—201. 
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Oirtbamne  a.  s.  w."  *')  Jetzt  hält  man  too  solohea  Beachränkangen 
im  Verbot  des  Verkaufe  von  Fntter,  Stix>h  imd  Dttnger  nooh  anf- 
neht,  wenigstens  da,  wo  ee  zweifelhaft  ist,  ob  der  fioden  ohne 
SidlBÜBtdangnng  in  seiner  Srtragsfähigkeit  erhalten  werden  kOnne. 
Stitt  eines  soleben  Verbots  kann  die  contraeüiohe  Verpfliehtang 
des  PXohters,  dnrohscfanittlieh  jährlieh  eine  gewisse  Menge  Kios- 
pbors&ore  anzukaufen,  eintret^B.  ^)  „Änf  grossen  Pachtgfltem  hat 
MB  dem  Pachter  bisweilen  einen  vom  Staate  besoldeten  Aufseher 
beigaben,  um  sehädliche  Kunstgriffe  zu  rerhindem.  Rathsam 
kann  es  sein,  dem  abgehenden  Pachter,  dem  ohnehin  die  don 
Naehfolger  zu  Gute  kommende  Feldbestellung  mit  Einschlnss  der 
Aussaat  rergtltet  wird,  aneh  fttr  den  naehweislieh  noeb  rorhan- 
denen  Dflngungsstand  der  Orandstfieke  ebe  Entschädigung  zu 
geben."«»)  (Kau  §.  120). 

k)  „Andere  Vertragsbestimmungen^**)  betreffen  z.  B. 
i)die  Jahreszeit,  in  welcher  der  Antritt  des  neuen  Pachters  vor 
nih  geben  soll,'^)  ß)  das  Verbot  der  Afterpacht  ohne  besondere 
Eriubniss,  wo  nemlich  jene  landreohtlich  erlaubt  ist,  y)  die  Be- 
ilnimnng,  wer  die  auf  dem  Gute  ruhenden  Lasten  zu  tragen  habe, 
i)  die  Termine  zur  Entrichtung,  des  Pachtzinses,  «)  Bestimmungen 
den  Todesfall  des  Pachters  n.  dgL 

„I)  Die  Pachtgflter  werden  von  Zeit  zu  Zeit  sorgfältig 
durch  die  Eammerbeamten  oder  auch  durch  höhere  Beamte  be- 
richtigt'"») (Bau  §.  120). 


Sturm,  I,  223,  to  zu  viele  solche  Cantelen  in  VorscUag  gebracht  Bind.  — 
r,  Jakob.  I,  §.  170.  —  Die  Vorechrift,  welcher  Viehstand  gehalten  werden  mass, 
ackert  nicht  geou^,  weil  es  wif  die  Ftttterung  ankommt  Hoffmann  (Zeitschrift 
S.  724)  räth  daher,  die  Fnichtfolgo  and  Feldeintheilong  nach  ErwSguog  aller  flrtUchen 
YediältDisae  und  im  I^rerst&ndDiss  mit  dem  Pachter  fostzasetieB  und  diesem  dann 
ab  Richtschnur  rorcnscbreibeQ.  (Bau.) 

**)  Mach  Drechsler  I,  284.  Hier  anch  der  Vorschlag,  dem  Pachter  in  Betr. 
des  RtrohTerlcaafe  mit  Ausnahme  des  letzten  Jahrs  ganz  freie  Hand  zu  lassen ,  gegea 
die  Yerpflichtnng,  die  au  dies^  Tulcanf  eriaogte  Geldsumme  zum  Ankauf  ktküt- 
fiehtf  Dtingemittel  zn  renrenden. 

*)  Diese  Vergfltong  ist  in  Belgien  unter  dem  Namen  „paditenxegt"  auch  bei 
PriTatrerpachtnngen  QbUob  und  wird  für  sehr  ntttzlicli  j^ehältes;  de  Lareleye, 
Emi  aar  Tagric.  de  la  Belgique  1863,  S.  96. 

")  8.  fur  dies  Alles  Drechsler  u.  Blomeyer. 

Am  Uehlicbsten  ist  der  24.  Juni  (Johauni),  am  Passendsten  wäre  bei  ans 
wohl  der  1.  JauL  Wird  dieser  nicht  gew&hlt,  so  empfiehlt  sich  statt  des  24.  Juni 
dcx  1,  Joli.  am  sich  möglichst  an  die  bürgert.  Eintheilang  des  Jahrs  anzoschliessen, 
was  aach  die  Baohfohrung  erleichtert  Nur  in  Oesterreich  der  1.  Jali,  in 
Pieassen  d.  24.  Juni;  mauch&che  andere  Termine  in  einzelne  deotscben  Staaten, 
mhem  bei  Drechsler  I.  Sl— 55. 

^  Tenohiifieo  Meza  bei  Hoff  mann,  S.  68. 
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E.  —  §.  178,  Erbpacht.") 

1.  Wesen.  „Die  Erbpacht  steht  swisohen  der  Zef^iadit  ud 

dem  Verkauf  in  der  Mitte.  Der  Erbpachter  erhält  nach  bekaonten 
Reehtsgmndsatzen  zwar  nicht  das  Eigenthomj  aber  doch  m  eifa- 
liebes  Benntzangsrecht,  und  darf  das  Gat  nach  eingeholter  Ge- 
nehmigung des  Verpächters  auch  verkaufen,  nur  nicht  zerstfickeD 
oder  wesentlich  verändern.  Er  entrichtet  einen  jährlichen  Grnnd*  i 
zins  (Kanon)  und  beim  Anfang  der  Erbpacht  zugläeh  eiu 
Einkaafssnmme  (Erbbestandgeld),  welche,  wie  die  Cim-  | 
tion  des  Zeitpachters,  zur  Sicherung  des  EigenthUmers  dient  Hau  | 
kann  sich  dieses  Erbbestandgeld  als  den  einen  Theil  des  vollen  | 
Kaufpreises  denken,  dessen  grosserer  Theil  durch  den  Kanon  ver- 
zinset wird.  ^3*)  Dieses  Nutzungsrecht  des  Erbpachters  darf  nur  I 
dann  unterbrochen  werden,  wenn  derselbe  längere  Zeit  die  En^  | 
richtang  des  Kanons  unterlassen  hat ")  Uebrigena  konnten  neae 
Erbpachtsverträge  so  abgeschlossen  werden,  wie  es  volkBwirtb- 
schaftlich  und  finanziell  zweckmässig  scheint,  ohne  dass  man  ndi 
genau  an  eines  der  älteren  bäuerlichen  Verhältnisse  anzasehfieMeo 
genothigt  wäre.   Verschieden  von  der  Erbpacht  ist  die  Erbiiss- 
Verleihung,  mit  einem  niedrigen. Kanon,  der  nicht  als  Padänoa 
gilt,  sondern  nur  die  Anerkennung  des  Obereigenthnms  benredA, 
dagegen  häufig  mit  einem  Handlohn  (Landeminm)  bd  BesiUrer- 
änderongen.'^)   Diese  Einrichtung  tiilgt  so  wenig  ein,  dass  üe 
hentezntage  nicht  bei  schon  ertraggebenden  Ländereien,  sondern 
nur  etwa  bei  solchen,  die  erst  urbar  zu  machen  sind,  empfohlen 
werden  kann,"  also  etwa  als  Maassregel  der  Golonisationspolitik. 
(Bau  §.  130). 

§.  179.  —  2.  Benrtheilnng.^O   Die  Erbpacht  hat  fltr  die  | 

'»)  S.  Bau  5.  A.  §.  130—136.  6.  A.  §.  150—155.  Ich  htl»  jetzt  dieBAp«dil 
Doch  eDtschiedeber  befUnrortet. 

^'■)  Ist  z.  B.  das  Gat  auf  36,000  M.  an^cbla^en ,  so  kSnntea  davon  8000  H.  | 
sogleich  bezahlt  Verden  und  für  die  Qbrigen  28,000  M.  vurde  ein  j&hilicber  Kanon 
ron  1120  M.  (zd  4  Froc  gerechnet)  anebednogea.  (Ran.) 

")  VgL  Mittermaier,  Privatrccht.  I*  §.  498.  —  Die  badischen  Erhrtto«  i 
(Landracht,  Art.  1831  ba  ff.)  sind  keine  Erbpachte  obifcar  Alt,  da  sie  zum  Ihw  | 
nicht  aaf  alle  Erben  gehen  und  beim  Teilcaafe  ein  Handlohn'  von  höchstens  2  Fn»c 
bezahlt  vird.  (Ran.) 

")  Nicolai,  I,  253.  —  t.  JaVob,  I,  §.  180.  —  Viele  Ansiedelnngen  diew 
Art  im  prcnssischen  Staate.   Borovski,  I,  211.  —  Meitzen  I,  3S3  n.  pasnin. 

Nicolai,  I.  246.  -  Thaer.  Annalen  des  Ackerbanes,  Jnli  1806.  Nr.  In. 
n.  —  Stnrm,  I.  273.  -  t.  Jakob.  I.  §.  196.  -  Fnlda,  S.  62—50  -  Krtvte. 
National-  u.  Sfaatsökonomie  I.  351.  II,  131.  =  Bnrger,  Reise  dnrch  Oberitalien,  IL 
218  (1832).  —  BoIlbrOgge,  Das  Landvolk  im  Grtjssh.  Mecklenbnrir  Schwerin  183a. 
S.  36.  —  Gr.  Moltke.  S.  27.  (Kan.)  —  Die  Smith'sche  Nattonalökonomie  war  d« 
Erbpacht  im  Aligemtinen  abhold,  weil  sie  Uberall  ihr  Idol  „Areies  £ig«ithaffl** 
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DtmänenrerwaltOBg  manehe  Vortheile^  welche  durch  die  etwaige 
gKBUgen  finaiuielle  BraitabUttiU,  Tergliehen  -mit  der  Zei^Mwht  und 
■tt  der  Beate  des  erlösten  Kapitals  beim  Verkauf,  nicht  nothwend^t; 
to%evogen  werden.  Sie  mnss  aber  überhaupt  nicht  nnr  nach 
ihrer  finanziellen  Seite  nnd  aneh  nicht  bloss  nach  ihrer  Wirknng 
auf  die  landwirthschafitliche  Prodnction ,  sondern  unter  Umständen 
lagleieb  als  eine  wichtige  Maassregel  gesunder  Social- 
politik  betraehtet  werden.  Denn  sie  kann  zur  Erhaltung  oder 
GrOndung  eines  tttchtigen  Bauerstauds  dienen  und  auch 
kieinen  Leuten  (Arbeitern)  zu  Grundbesitz  verhelfen,  ohne 
die  Gefahr,  sie  vom  Grundbesitz  nnd  Kapital  bald  wieder  verdrängt 
n  Beben.  Die  Vererbpachtnng  der  Domänen  ist  daher  eine 
Haaasregel,  welche  ähnlich  wie  der  Verkauf  der  Domänen  in 
Ueben  Stücken  zu  benrtfaeilen  ist  (§.  162.  K.  2),  aber  Vorzüge 
vor  diesem  bietet  Dies  hat  man  neuerdings  wieder  mehr  erkannt 
Sekon  nach  der  früheren  Auffassung,  wie  sie  bei  Bau  hervortritt, 
wdie  Erbpacht  aber  günstig  zu  beurtheilen.  Bau  sagte  darüber 
iliSi  fi}f  ihre  Vortheile  seien: 

„a)  Die  Verwaltung  wird  sehr  vereinfacht,  denn  die  vielen 
iKi  der  Zei^cht  vorkommenden  Geschäfte  fallen  hinweg  und  man 
hat  neben  der  Einforderung  des  Kanons  nur  eine  oberflächliche 
Ao&icht  zu  fuhren,  um  die  Verletzung  der  Bedingungen  zu  ve^ 
knteo,"  —  also  ein  finanzieller  VortheiL 

„h)  Die  Ländereien  werden,  verglichen  mit  der  Zeitpacht,  mit 
grosserem  Eifer  und  Kapitalanfwande  bewirthschaftet,  denn  der 
Erbpacbter  ist  für  sich  und  seine  Erben  des  Genasses  der  Früchte 
^  vorgenommenen  Verbesserungen  sicher,  sei  es  nun  darch  eigene 
Benutzung  oder  einträglichen  Verkauf  des  Gutes.  Daher  wird  der 
Anbau  verbessert  und  der  reine  Ertrag  der  Grundstücke  erhöbet,"  — 
^  ein  allgemeiner  volks-  nnd  privatwirthschafilicher  Vortheil  vom 
tedpuncte  des  Productionsinteresses. 

GAatg  biingeD  in^te.  Sie  obasili  aber  nicht  nur  die  grondsUdlclten  Bedokea 
■llo  pHntra  GmndeigentbaBU ,  denen  fraUlcb  wichtige  V(ntheUe  g^mftber  itehen 
(i  V  a  g  B  er ,  Qnuidleg.  I,  K.  6,  Abscbn.  16—19),  sondeni  awdi  den  DmBUnd,  da«  ,^lei 

(inuideigentham'*  mit  seinen,  im  beatigea  Becbte  getgeheissenen  GoDseqaenzeD,  frdei 
Theilbaiieit,  VertiUBerlichkeit,  Venchnldbarkeit  (in  der  Form  der  EapiuüreiBcluildaogl 
Gmodl^.  §.  zii)  meist  bot  fictir  freies,  thatsächlich  in  Folge  d«r  VeracliDldang, 
YerpABdnng  n.  s.  w.  viel  gebandeoeres  Besttzthom  weiden  icano,  als  dasjenige, 
■elchee  der  Erbpftchter  hat   Die  BodbertQs'scheo  Lehren  (Kenteoprincip  b.  desa. 
Creditnoth  des  tirondbesitzes,  2.  A.,  1876),  die  neueren  oft  nngOnstigen  ErCahranKen 
freiem  kleinem  QmndeigeBthnm  nad  die  gOnstigen  Erfahrangen  mit  Erbpachten 
den  UecUenborg'scbeii  DoialMn  (b.  Ann.  77)  haben  jene  firuheren  einsettigeB 
^»^chten  berichtigt 
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„g)  Hieron  kann  auch  der  Begiening  wieder  em  finaimeUer 
Oewinn  sngehen,  wenn  sogleieh  von  Anfang  an  die  fflnssn  des 
Erbbeatandgeldes  nnd  der  Kanon  den  bisherigen  Seinertrag  Qber- 
steigen,  zumal  da  auch  die  Nachlasse,  Baakosten  o.  s.  w.  cnpart 
werden,  die  £rbpaehtsttteke  der  Gmndstener,  (wenn  auch  nebt 
einer  so  hohen,  wie  freies  Eigenthnm)  unterliegen,  nnd  wdl  die 
Erhöhung  der  Prodnction  anoh  eine  Zunahme  in  manchen  andeieo 
Zwdgen  des  ^taatseinkommeDS,  e.  B.  den  AnfwandiBtenem,  ueli 
nofa  zieht" 

„Die  letztgenannten  Vorthdle  werden  dann  am  Grttssten,  wenn 
die  Erbpacht  mit  einer  Zerschlagung  (Dismembration, 
Abbau)  der  grossen  DomäneuhnüB  in  kleinere  Gttter  in  Verbindung 
gesetzt  wird.  Dies  ist  da,  wo  man  die  Erbpacht  eingeführt  hat, 
wirklich  hftnfig  geschehen,^')  obschon  man  die  Zertheilung  aneb 


")  Die  Sftdtbraem  (nomiiii  di  saeco)  In  Oberitatidn.   HallmaBn,  SOdtmM. 
I,  11.   Hasse,  Coinam  nostii  aeri  popnlo  debeamns  primaa  oecm.  pabL  et iMiiäcH 

noüones.  1S28.  S.  22.  —  Bernd  r.  Arnim  machte  im  ersteo  Driuheil  dee  16.Jii> 
Imnderts  Joachim  I.  r.  Braadenborg  den  Vorschlag  zur  Zerschlagung  der  ILmaa- 
'  gatet,  jedoch  ohne  Erfolg.  Er  nimmt  als  Beispiel  ein  Vorwerk  an,  welches  gefea  II 
Wispel  (za  24  pr.  Scheffel)  Weizen  ind  Boggen,  10  W.  Hafer  u.  Gerste  glebt,  feaer 
(im  Brachfelde)  Weide  fUr  600  Schaafe  nnd  20  Kithe,  vorans  sich,  nach  Aiag  n> 
20  Thfa-.  EoBt^  ein  fieinertntg  FOn  274  Thlr,  bildet  An  44  Familien  zo  TUl. 
Abgabe  vertheilt,  bringt  diese  Fläche  792  Thlr.  ein,  ferner  kOnnen  Gebäude  a.  lamtu 
Terkiftoft  Verden.  Per  Verf.  scheint  nngef&hr  900  pr.  Morgen  Acker  angenomaea  n 
haben.)  Sein  Sohn  soll  in  Knisachsen  Ton  165Ö — 70  300  Dondoen  zeischlagoa  habcD, 
doch  ist  diese  Nachricht  nach  Hallmann's  Onteisnchongen  zweifelhaft  b.  Tielldcht 
Dor  ron  Andedehugcn  aaf  nen  urbar  gemacht«!  Lande  zD  renteheD.  1701  begw 
Im  preassischen  Staate,  nm  einen  höheren  £rtng  aas  den  Dom.  za  enieteu,  eiiie  ! 
Twerbpacbtong  der  Dom&nen guter  n,  sonst  Fertineozstadie  mit  Parzellinmg  der  Voi^  i 
weike.  Die  abereilte  Uassregel,  die  zndem  ride  polltische  Qe^er  hatte,  uieb  ohu  ' 
die  gehofilen  Besoltate  and  wnrde  deswegen  ITIO,  1711  mit  grosser  Hohe  wieder  i 
rttckg&ngig  gemacht,  Kiedel,  brand.  preass.  Staatshansh.  S.  39.  Gegen  die  KUtz-  ' 
lichkeit  der  Sache  im  Allgemeinen  kann  man  ans  diesem  KiBslingen  ktdoen  Berei> 
.  nehmen.  Friedrich  IL  zertheiite  nnd  rererbpachtete  Uber  300  Vorwerke.  Friedrick 
Wilhelm  IL  setzte  dies  bei  drei  Domänen  im  Oderbmche  fort  und  Friedr.  Wilh.  ÜL 
liess  eine  grossere  Anzahl,  besonders  in  Os^reassen,  in  Erbpadtt  geben.  In  Ans- 
bach (1757),  Baireoth  (1763),  Waldeck  (1755),  Hessen-Daimstadt  (I7T9). 
Böhmen  (1776),  der  Bheinpfalz,  fing  man  an,  diese  Beispiele  nacbzaahmen.  b 
den  dftnischen  Staaten  geschah  dies  seit  1768  in  grosser  Ausdehnung  und  nU 
gntem  Erft^  Auch  In  Mecklenburg  geschieht  ea  Uofig  n.  seit  1846,  diu  b»- 
smden  seit  1868,  wieder  in  grosserem  Haasse.  UecUenborg  Sdiwerio  hatte 
75  grossere  Ert^achtshOfe  ron  nngefUir  880  pr.  H.  mittleiw  QrOase  a.  1S20  biaeriicbe 
Erbpach^ter  lon  durchschnittlich  18,388  Qaadr.-Bath.  —  165  pr.  M.  u,  7288  Bttd- 
nerstellen  i.  D.  tou  1920  Qaadr.-Both.  »  16  pr.  K.  Beitrtge,  IV,  SO,  38.  Auf  d«a 
Schwerin'schen  Domaniam  betrag  die  Zahl  der  Erbpachtstdlen  1832  437,  1847 
8S2,  1857  1250.  1870  238S,  1872  3633  —  mit  als  Massregel  znr  Hemmung  der 
Aaswandemng  dient  diese  Einrichtang,  die  auf  den  mecUenb.  Bittergatem  sdir  zsn 
Nachtheil  fehlt  —  Vgl.  Ber.  d.  mecklenb.  Commias.  Ub.  Arbeiterreitältnisse.  Schwtf. 
1873,  d.  Befer.  r.  Schahmacher-Zarchlin,  S.  83.  —  UtlUmann,  Qescldcns 
der  Dom.-Ben.  8.  93.  —  de  Herzberg,  Hoit  dkeertations,  S.  193.  —  Berfi"i 
Magazin,  U,  207.  —  KamphOrener,  Beschrdbnng  der  benits  roUfilhrtaa  ffieAr- 
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ki  dem  Verkaufe  bewerkstelligen  kann.  Durch  die  Verbindung 
jcMT  beiden  Maanregeln  wird  der  sorgfältige  Anbau  des  Bodens 
nd  die  Zanahme  der  Volksmenge  befördert,  also  der  Wohlstand 
dei  Volkes  und  die  Macht,  des  Staates  gesteigert  Ferner  wird  die 
AbUtooog  der  Frohnen  -nnd  der  anderen,  zn  den  Donübien  gehörigen 
gotBherrlichen  Rechte  erleichtert  Die  nen  gebildeten  mittleren  nnd 
Ueioeren  Guter  können  den  Beistand  ron  Frohnarbeitem  nnd 
Waderechte  Idchter  als  die  bisherigen  grossen  entbehren,  nnd  in 
Erwignng  des  von  der  ganzen  Untemehmang  zu  hoffenden  Nntzens 
bum  man  £e  Äblösong  unter  billigen  Bedingongen  gestatten." 
(Rsn  §.  132). 

§.  180.  —  8.  Die  mancherlei  practiscfaen  nnd  principiellen 
tinwendnngen  gegen  die  Erbpacht  hat  schon  Ran  mit  Becht 
nicht  als  ausschlaggebend  anerkannt 

a)  „Im  Vergleich  mit  der  Zeitpaeht  wird  gegen  die  Erb- 
piebt  erinnert:^) 


kSBcai  kfini^  DonineDgatn  in  d«ii  Henogth.  Sdüenrig  v.  Hdstolii,  Kopenh.  176T. 

—  Beldeclien,  Briefe  Uber  das  Niaderoderbrach.  Berlin  1800.  —  Krug,  National- 
hkUl  des  preoss.  Staates,  II,  418.  —  v.  BQaae,  Domänenwesett  d.  prenss.  Staates 
S.X.~  Schwerz,  Ackerbau  der  Pfälzer,  8.  274.  (Ibwabeimer  Hof.)  —  Ueberdie 
SOWisea  Folgen  der  Yererbpacbtangen  in  Pommem  Hering,  Ueber  die  agrarische 
G«etz^b.  in  Prenssen,  1837,  S.  102.  —  Gr.  Moltke,  Einnahmequellen,  S.  27.  — 
la  SchleaTig  and  Holstein  mirden  1765 — 87  52  Domknen  von  44,S56  Tonnen 
1116,000  pr.  Mo^en)  zerschlagen.  Daron  vurdea  64S4  T.  Wald  zoiflckbebalteii.  5474 
T.  zu  Abfindangen  nnd  fOr  DOrftigo  renrendet,  32,943  in  1095  Guter  zertbeilt,  von 
1-MO  Tonnen  Grtese,  doch  meistens  zviadien  12  imd  80  Tonnen  (30—200  Moi^,). 
Der  Kanon  betrug  10M3Ö  ThJr.;,hiezQ  die  Zinsen  des  Erbbestandgeldes  ron  596,232 
TUr.  mit  2S,850  Thlr.  geschlagen,  ist  die  Einnahme  nach  der  Zerschlagung  129,889 
TUi.,  die  ToAerige  Einnahme  war  87,246  Thlr.,  also  Mehrertrag  42,643  Thlr.  oder 
50  Pnc.  des  froheren  Ertrages ,  irozn  noch  die  Einnahme  von  dem  Torbehaltflnen 
Wilde  kommt  EamphOrener,  S.  208  nnd  die  angehängte  Tabelle.  —  Ans  Nöl- 
dechtn's  Mitdieilongen  eigiebt  sich  Folgendes:  Die  3  Gater  Solikante,  Fosedin  nnd 
Wilhelmsaae,  zosammen  3C10  pr.  Morgen,  worden  unter  107  Familien  vertheilt,  in 
Stellen  ron  3  Morgen  (89  an  der  Zahl),  SO  M.  (22).  60  M,  (26).  94  M.  (5)  nnd  1  yon 

H.  Es  war  1)  Ziid  der  Menschen  aof  den  Ootem  vor  n.  nach  der  Zerscblagong 
bez.  45  o.  586,  2)  Pferdezahl  10  o.  124,  3)  Anzahl  der  KOhe  16  o.  333,  4)  Eom- 
«Riag  521  n.  1414  Wisp.,  5)  Eomrerbrancb  28  n.  439  Wisp.,  6)  rerkätiflicher  Uebe> 
Khoss  410  Q.  7&2  Wisp,,  7)  YiehMtzoDg,  Stnt,  Eier  n.  s.  ir.  7766  v.  82:^9  Thlr., 
^)  ganzer  EiiSs  aas  rerkanften  Erzeugnissen  15.587  n.  22,726  Thlr.,  9)  Einnahme  fur 
den  Staat  4077  und  öl7S  Thlr.  Benuutoh  hat  die  Mane  der  rerkäaflichen  Dinge 

46,  der  Ertrag  tte  die  Staaticaan  vm  26  Proc  zugenommen  (meist  nach  Ban, 
Not«  zn  §.  182). 

^  mfrig  gegen  die  Erbpacht  r.  Bnjanorics  im  Amtlichen  Bericht  Uber  die 
Stnttg.  landw.  Veisamml.  S.  86.  Der  Veif.  bemft  sich  anf  einen  gegebenen  F^  die 
Debetlasswig  reo  Odem  Lande  anf  dem  Gnte Zengarolo  des  Fanten  Rospigliosi  in 
der  rSmiach.  Gampagna  im  J.  1800  an  kleine  Leute  in  Emphytease,  nacJi  Sismondi. 
ttaäa  sur  l'^n,  polit  I,  118.  Die  Besitzer  dieser  kleioen  Güter  wendeten  aber  er- 
■tumUchea  Flelss  m,  friedigten  das  land  ein,  machten  Wasserabzttge,  pflanzten  Beben 
ud  Oelbinme  und  brachten  die  GmndatOcke  anf  doi  3  fachen  Votehrswe^  Die 
Stereo  niedrigen  Getreidepreise  machten  ihnen  jedoch  den  OeUgrondzins  (1*8 — l  A  fi. 
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„a)  dass  der  Staat  nicht  mehr  Uber  die  Güter  verftlgen  and 
folglich  bei  Teränderten  UmBttnden  mcht  me  andne  BenntuagB- 
weise  wählen  kann; 

jjß)  dass  man  die  Gelegenheit  verliert,  von  Zeit  za  Zeit  äen 
Fachtuns  za  steigern,  nnd  bei  ein»  Preisemiedrigang  der  edko 
Metalle  an  einem  Geldkanon  viel  einbttssen  kann. 

,,Diese  beiden  Gegengrttqde  sind  ewar  richtig,  sind  aber  den 
ervriümten  Vortheilen  der  Erbpacht  gegenüber  nicht,  entscheidend. 
Eine  Erhöhnng  der  Grandrente  zufolge  der  gestiegenen  Getreide- 
preise kann  durch  aogemessene  Bestimmung  des  Kanons  auch  fBr 
die  Staatscasse  ergiebig  gemacht  werden. 

„y)  Die  Regierung  kann  sich  immer  einen  begüterten  Z«t- 
paohter  wählen,  bei  der  Erbpacht  aber  nicht  verhüten,  dass  du 
Gut  an  einen  dürftigen  Erben  gelangt" 

„Gegen  diesen  Nachtheil,  meinte  Ran^  kann  man  sich  wenigsteiu) 
zum  Theil  schützen,  indem  mau  ein  ansehnliches  Erbbestandgeld 
ansetzt,  so  dass  der  Kanon  nicht  so  hoch  ist,  um  nicht  in  jedem 
Palie  sicher  eingehen  zu  kOnnen."  (Rau  §.  133.)  Nur  llsst  scli 
dieser  Ausweg  nicht  unbedingt  empfehlen,  weil  sonst  der  soeial- 
poUtische  Zweck  der  Massregel  leicht  vereitelt  wird,  indem  die 
Landwirthe  das  Erbbestandgeld  nicht  oder  nicht  aas  eigenen  Ifit 
teln  aufbringen  können.  Aber  das  Finanzinteresse  steht  ttberhan^ 
bei  der  VereVbpachtung  in  zweiter  Linie:  nnr  soweit  es  mit  den 
anderen  Zwecken  der  Massregel  vereinbar  ist,  soll  es  möglichst 
wahrgenommen  werden. 

Zu  diesem  Behuf  hat  man  verschiedene  Einrichtungen  der 
Erbpacht  vorgeschlagen,  so  z.  B.  die  „nach  längeren  Zwisdien- 
zeiten,  etwa  nach  33  oder  50  Jahren,  eine  Durchsicht  der  £rV 
Pachtsbedingungen  zu  veranstalten,  wobei  nach  Befinden  der  Um- 
stände der  Kanon  erhöbt  werden  könnte".^^)  Dies  hat  allerdings, 
wie  Rau  ausführt  (§.  134),  „gegen  sich,  dass  sich  die  GrundsHUe 
für  eine  solche  Untersuchung  nicht  im  Voraus  scharf  genug  be- 
stimmen lassen.  Der  Erbpachter  wird  daher  besorgen,  dass  seine 
Kachkommen  einer  willkürlichen  Behandlung,  vielleicht  einer  Ver- 
treibung von  dem  Gnte  ausgesetzt  sein  möchten.    Diese  Forcbt 

a.  dea  pr.  M.)  dmckend  and  das  £iofordem  desselbea  war  muhsuo.  Sisnvidi 
fahrt  diese  Thatsachea  an,  nm  die  Kachtbeile  sehr  grosser  GrundbeHttzoBgeB  n 
zeigen.  (Raa.) 

'»)  Z.  B.  nach  y.  Sentter,  S.  36.  —  Forbonnaia  rietli  17&8,  dufnaOtiBam 
Dcon&aen  auf  100  Jahn  za  rdipaditen,  in  kleinen  AbtheilnngeB  tod  S— WO  lir- 
Faehtiliu.  BAohcvchea  A  oonaidataaoiis,  I,  168.  (Sau.) 
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Wirde  die  Anerbietnngen  der  Pachtlnstigen  sehr  Terringem."  Än- 
goicbts  der  grossen  SteigeniDg  der  QrDBdrenteii,  welche  z.  B.  die 
ZeitpacbteD  der  Domänen  constatiren,")  und  bei  dem  Umstände, 
duB  diese  Steigerung  notorisch  znm  guten  Tbeil  nicht  auf  indivi- 
Me  Ldstnngen,  Kapitalznfahnmgen  u.  s.  w.  des  Landvirtiis, 
wodem  auf  allgemeine  Vorgänge  in  der  Volkswirthschaft, 
wie  stngender  Preis  der  Bodenprodncte,  sinkender  GeldwerÜi, 
weiterer  Absatz,  grossere  Volksdichtigkeit  a.  t.  a.  m.  snrfickzn- 
t&Kü  ist,  mnss  indessen  eine  Theilnahme  des  Staats  als  Vererb- 
pacbter  an  diesen  Vortheilen  gewünscht  werden.  Sie  lässt  sich 
wen^stens  znm  Thdl  dadurch  erreichen,  dass  der  Kanon  in  Ge- 
treide und  womöglich  auch  in  anderen  Bodenproducten  festgesetzt 
und  nach  gewissen  mehrjährigen  Durchschnittspreisen  dieser  Pro- 
daete  entrichtet  wird.*')  Die  Sachlage  ist  hier  eine  andere,  als 
bei  der  Zei^acht,  wo  reiner  Geldpachtzins  den  Vorzug  verdient 
(§.  174),  aber  wo  auch  bei  der  Erneuerung  der  Pacht  die  gestie- 
g6Be  Grundrente  dem  Staate  meistens  zufällt. 

b)  Vergleich  mit  dem  Verkaufe  wird  die  Erbpacht 
getadelt,  weil  der  Erbpachter  nicht  in  der  freien  Lage  des  Eigen- 
täBmers  sich  befinde,  z.  B.  nicht  einzelne  Theile  des  Gates  ver- 
ktifen  oder  verändern  dürfe,  folglich  weniger  Lust  und  Gelegen- 
hdt  habe,  den  Ertrag  und  sein  Einkommen  zu  vergrOssem. 
Dan  die  Lage  des  Eigenthttmers  fttr  Cnlturverbesserungen  noch 
günstiger  sei,  ist  wahr,  doch  ist  der  Unterschied  beider  Zusütnde 
nidtt  erheblich  genug,  um  da  die  Erbpacht  nnrathsam  zu  machen, 

**)  Vgl.  die  Dftfen  aoa  Mecklenburgs  in  d.  Ber.  d.  Commias.  z.  Prflfimg  der 
Bentenfheorie  t.  Bodbertns.  BerL  1871.  Befer.  r.  Schahmaclier-ZaTchliii,  S.  4  ff., 
^  die  „uifirtejigende  Bevegxmg  der  landirlttbBch.  Onmdrente."  Bei  im  Ganzen  nur 
veoig  Teiindertem  Arealbesfand  stieg  die  Auflraaft  am  Zeit-  n.  Erbpacht  t.  17S0 — 51 
«™  U4,M0  Thlr.  auf  30S,4Ul  in  1775—76,  379,278  in  1800—01,  564,359  in 
1825-28,  985,641  in  1849—50.  955,397  in  1864.  In  einem  Amte,  das  keine  wesenü. 
Vatader.  erfikhna,  war  die  ZeU-  and  Erbpacht  1750—55  i&hrl.  11,128,  1845—50 
TUr.  S.  ancli  o.  §.  159  Note  9. 

")  Im  ostpreDiBiichOB  Kanunerdepartoment:  halb  Roj^n,  halb  Gerste-,  der 
dnrchscluiittUche  Marirtpi^  dner  30jährigen  Periode  vird  während  der  folgenden 
30  Jahre  znr  Bezahlung  angeveodet ,  doch  darf  der  Mittelpreis  der  einen  Periode 
übt  Aber  das  Doppelte  rom  Preise  der  roriingehendett  Stögen.  Krag,  Nat.-Beich- 
<iiDD  n,  42.  —  Hecklenbarg,  der  in  Getreide  angesetzte  Kuion  irira  nach  20jUir. 
Diirchschnittspreisen  bezahlt.  (Ran.)  Je  mehr  die  E&mervirthschaft  hinter  andere 
f^uctionszweige  in  der  Landwirthschaft  zaracktritt,  desto  weniger  reichen  Pachtzinse 
i>  Gotreide  rar  den  beabnchtigten  Zweck  ans.  Animalische  Prodocte,  Handels- 
(»äckse  steigen  ancÄ  rielfacb  stäxker  im  Preise.  Die  allerdings  wegen  der  QnalitUs» 
^srenzMi  noch  schwierigere  Festsetzung  des  Fachtänses  od.  Kanons  mit  in  QuatitiUan 
«lieber  andrer  Prodacte  mOsste  daher  rersacht  werden. 

Z.  B.  Lötz,  Handb.  m,  lOT.  —  OUfsen,  BeitiSge  zn  einer  Uabersicht  d. 
HitiiHL-Iftd.  tu  Dinemark,  deutsch  Ton  Gliemann,  S.  104.  (1820.) 

A.Ti(iar,  PiiuinriMmiteh.  L  27 
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WO  man  ans  anderen  Grttnden  den  Verkauf  nicht  nttbsam  findet 
Die  Erbpacht  bringt  in  jedem  Falle  die  Ländereien  schon  in  die 
Hände  von  Landwirtbön,  welche  mehr  für  dieselben  than  als  Zeit- 
Pachter.  Zudem  lässt  sich  jener  Unterschied  noch  venninderD, 
wenn  man  bei  der  Zersehlagnng  Gttter  Ton  einer ,  den  Srifieben 
Verhältnissen  entsprechendeo  Grösse  bildet  ^  die  Veränderung  der 
Benatznngsart  (facies  fondi)  dem  £rbpachter  erlaubt,  einen  Theil 
des  Kanons  ablöslich  macht,  auch  den  Verkauf  einzelner  Grond- 
sttlcke  auf  Ansuchen  des  Erbpachters  gestattet,  wobei  ein  verhllt' 
nissmässiger  Theil  des  Kanons  anf  den  Käufer  ttbergeht  oder  ab- 
gekauft wird.  Im  ersten  Falle  wttrde  sich  die  Vererbpaohtnug  in 
einen  Verkauf  gegen  einen  blossen  Grundzins  nmwanddn,  der, 
wie  alle  ähnliehen  Reallasten,  ftlr  ablOsUch  erklärt  werden  konnte, 
dann  aber  anch  fflr  die  Anhänger  freien  PriTateigenthnms  am 
Boden  nichts  Nachtheiliges  mehr  in  sich  enthielte."")  (Ran  §.  135.) 

Wichtiger  als  diese  an  lieh  richtige  Beweisführung  Rsq'b 
zu  Gunsten  der  Erbpacht,  wobei  wieder  nur  das  FroductioDS- 
Interesse  beröcksichtigt  wird,  sind  jedoch  beim  Vttgleiefa  der 
Erbpacht  mit  dem  Verkauf  noch  mehrere  andre  Puncto. 

a)  Einmal  wird  von  den  Gegnern  der  Erbpacht  und  den  Ad- 
.  hängem  des  freien  Chundeigentbums  Itbersdien,  dass  der  Zweek 
des  Verkaufe  der  Domänen  an  kleinere  Landwirthe  gar  nicht 
Bieber  erreicht  wird,  weil  die  gleich  anfängliche  oder  die  B|Ater 
so  leicht  eintretende  Veischnldang  der  Besitzer  oft  zn  deren  Ent- 
eignung fuhrt   Die  Lage  des  Erbpächters  ist  viel  sicherer.**) 

fi)  Sodann  ist  selbst  das  Froductionsinteresse  bei  der  Erbpacht 
häufig  besser  als  beim  Verkauf  gewahrt,  weil  dem  Efbpächter  naeb 
Entrichtung  des  Erbbestandgelds  mehr  eigene  Mittel  ais  beim  An- 
kaufe als  Betriebskapital  bleiben."'^) 

/)  Endlich  ist  die  Theilnahme  des  Staats  am  Bezüge  der 
Grandrente  und  an  deren  Steigerung  durchaas  erwtlnscht. 

§.  181.  4.  Ergebniss.  Schon  Raa  kam  daher  zn  dem 
Resultate  (§.  136),  dass  die  „Erbpacht  nach  diesen  Betrachtsngea 
fUr  Domanial-Hofgttter  wesentliche  Vorzttge  hat" 

Ran,  Volkswirtfaschaftspot.,  §.  61,  57. 
■*)  S.  W«gner,  Gnmdl.  I.  §.  322.   Viel  lieber  Erbpichter  mU  festen  Bcaitx- 
recht  B.  festem  Kanon,  als  rerscbaldeter  EigeDttittmer  mit  kfindbaren  Hypotbekm  ud 
ireeliuliulein  Zinsfossel 

Hier  zeigt  sich  bei  der  Erbpacht  eis  ihalldier  TortheU  «ie  bei  der  ZeitpiclK, 
in  Terrieieh  mit  dem  Ankauf. 

■^S.  0.  §.  lez  0.  meine  Gnuidleg.  I,  g.*3ll  ff. 


Digitized  by  Google 


419 


„Dagegen  steht  ihr  der  in  der  heutigen  Volkswirthschaftspolitik 
ugenommene  Grundsatz  entgegen,  dass  die  Befreiung  der  Grund- 
dgenthttmer  oder  erblichen  Nntzniesser  von  allen  Verbindlichkeiten 
gegen  die  Realberecfatigten  (Gutsherren)  zu  befördern  sei."  Hieraua 
folgerte  auch  Ran:  „dass  man  kein  neues  dauerndes  bäuer- 
liehea  Verpflichtnngsverhftltniss  entstehen  lassen,  oder  ee 
wenigsteuf  sogleich  ablösbar  machen  soll,  und  dass  auch  die 
vorhandenen  Erbpachter  in  den  Stand  gesetzt  werden  mttssen, 
du  nur  mit  einem  ablGsliehen  Grundzinse  beachwerte 
Eigesthnm  zu  erlangen.  Man  wird  daher  in  vielen  Fällen, 
vo  mau  sich  sonst  zur  Vererbpachtnng,  aber  noch  nicht  zu  dem 
Verkaufe  entsofalossen  haben  wurde,  bd  der  Zei^»aoht  stehen  bleiben. 
In  L&Ddem,  wo  eine  vOUige  Veräusserung  der  Staatsgüter  noch 
nicht  zweckmissig  scheint,  hielt  Ran  die  Vererbpachtnng  für  ge- 
etgoet,  schon  eine  VwbeBsenmg  im  Znstande  der  Landlente  hervor- 
bringen. Auch  widerstreitet  es  jenem  Grundsätze  nich^  Domänen 
w  n  verkaufen,  dass  ein  Theil  des  Preises  dsbald  haar  entrichtet, 
flr  den  andern  Theil  ein  ablösbarer  Grundzins  ansbedungen  wird, 
veleher  sich  allenfalls  wieder  nach  Getreidepreiaen  regelt,  und 
deseeu  Ablösung,  wenn  sie  vom  Eigenthtlmer  begehrt  wird,  nach 
dem  darch  jene  Preise  bestimmten  Geldbetrage  des  letzten  Zeit- 
nams  erfolgt"»') 

Ran  hat  sich  hier  also  gegen  seine  eigene  Ueberzeugung  der 
prineipiellen  Vemrtheilnng  der  Erbpacht  accomodirt.  Richtiger  ist 
M  wohl,  zn  bekennen,  dass  eine  solche  Vernrtheilung  des  In- 
sHtnta  zn  weit  geht  und  die  Erbpacht  mindestens  bei  den 
Domänen  des  Staats  im  finanz  und  volkswirthschaftlichen  wie 
im  socialpoUtischen  Interesse  zugelassen  werden  sollte,  weil  sie 
sonstiger  als  die  Zeitpacht  and  als  der  Uebergang  des  Staats- 
gnmdbetitzes  an  Private  zu  benrtheilen  ist.  Namentlich  bei  einer 
Zerstfickelnng  der  Domänen  aus  Gründen  der  Landesenltur  und 
der  Socialpolitik  verdient  sie  den  Vorzug  vor  dem  Verkauf.*«) 

Die  Einrichtung  würde  hier  nach  Ran  §.  136  in  folgen'^der 
Weise  zn  treffen  sein : 

**)  Der  Onuididiis  koute  uch  wat  «in»  gsvisH  licht  za  lange  Zeit  unabtSibu 
^ucht  ▼<Tden,  oder  man  kann  auBnahmsveise  einen  höheren  AUauCsbetng,  z.  B. 
w  H^f,  oder  25&che  rerabreden.  (Ran.) 

**)  anch  hier  Sombart  a.  a.  0.  Er  kommt  freilich  ancb  nicht  zum  Vor* 
■|cUag  der  Wiedereinfllhron;  der  gerade  in  Prenssea  durch  die  Oeaetzgebuog  rer- 
wxeaea  Erbpacht  Aber  sein  Vorschlag,  dass  </■  des  Taxrertha  bau*  anzozaUea,  % 
Bit  i\  Züu  und  der  Amorti<i.-Rente  in-  30  Jahren  zn  tilgen  sei,  ericeimt  das  Be- 
«nkea,  das  dem  Veiltaif  gegoi  Baar  entgegensteht. 

27* 
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420  2.  B.  2.  E.  S.  A.  Dinglichfl  Bechte.  g.  182. 183. 

a)  „Bei  der  Zerschlagaog  grosser  Güter  sind,  je  nach  den 
Qrüichen  Umständen,  mittlere  and  kleinere  Baneiigtlter  und  nacb 
BedUrfniss  auch  kleine  Tagelöhnerstellen  zn  bilden. 

b)  „Man  sucht  die  einzelnen  Güter  möglichst  abzorondeD.") 

c)  „Wenn  es  an  solchen  Eanf-  and  Erbpachtlnstigen  fehl^  die 
aus  eigenen  Mitteln  Wohnungen ,  Ställe,  Scheunen  zu  erbauen  tot- 
mögen,  so  hat  dies  auf  Bechnong  des  Staats  za  geschehen. 

d)  „Der  Grandzins  wird  besser  sogleich  bei  der  Bekannt- 
machnug  der  Veräusserungsbedingungen  festgesetzt  und  nur  die 
anfängliche  baare  Einzahlung  (Erbbestandgeld)  dorcfa  Versteigemng 
oder  lieber  nach  der  Lage  bestimmt^) 

e)  „Ein  rechtlicher  Anspruch  auf  Nachlässe  besteht  nicht,  bei 
grossen  Unglücksfällen  sind  sie  aber  nicht  immer  zu  Termeidea." 

§.  182.  Anhang.  Landwirthschaftliche  Gewerksvor- 
richtnngen.  „Die  zn  den  Domänen  gehörenden  Qebände  nsd 
Vorrichtungen  zur  Betreibung  von  Oewerken  stehen  tbeils  vereinzelt, 
tbeils  mit  Landgütern  in  Verbindung  and  werden  dann  zagleich 
mit  diesen  verwaltet  oder  verpachtet,  z.  B.  Bierbraaereien,  BFUUit> 
weinbrennereien,  Ziegeleien,  Mahl-  und  andere  Mühlen  a.  dgl.  m. 
Bei  der  Zerschlagung  eines  solchen  Inbegriffe  von  Domftnea  ist 
es  rathsam,  jene  Bestandtheile  zn  verkaufen,  nnd  dies  gilt  in  der 
Regel  auch  von  den  abgesonderten  Gewerksvorrichtnngen."  (Ban 
§.  153).  Der  Staat  eignet  sich  meistens  nicht  zur  eigenen  Verwal- 
tung nnd  die  Verpachtung  macht  zn  grosse  Schwierigkeiten.") 

3.  Abschnitt 

IHiigUche  Bedite.') 

I.  —  §.  183.  Aeltere  Grundgefälle.  „Viele  enroiÄische 
Regierungen  waren  aus  früheren  Zeiten  her  bis  in  das  jetzige  Jah^ 

Nöldechen.  S.  117. 

Eamph  OreDer,  S.  2.  Ge^  die  Tentoigerong  in  der  Ton  ihm  befllnnrtatat 
Husaregel  Sombart,  S.  41. 

")  ZiegeXot-YeTpMtihtaag  kommt  bei  Dom&nen  fifters  ?or.  Bei  Zeitpuhten  pfc(> 
sich  die  Bestimmoog  za  finden ,  daas  es  dem  Pachter  ohne  Oenehmignng  des  Ter- 
Pachters  nicht  gestattet  ist,  andere  Gevorbe  (InchutrieUe)  ata  die  tandwiräscbaft  m 
dem  Gute  za  betreibeo. 

^)  Dieser  3.  Äbscho.  entspricht  den  g.  156— 16&  der  Ran 'sehen  5.  A.  o.  (ta> 
§.  157  —  160  meiner  Bearb.  d.  6.  A.  Manches  ist  hier  irOrtüch  aas  Bans  D»- 
stellnng  herübergenommen ,  die  princip.  Beaitheilung  aber  anders  gewordeB.  l^c 
Lehre  ron  d.  GmodgeflUen  gehört  nach  ihrer  roUiSTirthsch.  Seite  vomemlich  in  ^ 
AgTarpolitik,  s.  daher  darOber  den  späteren  B.  4  der  Neobearbeitang  a.  Bai. 
Y<dkswirth8ChaftspoIit.  §.  46  IT.,  Baacher  II,  2.  Kap.  9,  Meitzen  I,  367  S-  » 
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ködert  noch  im  Besitze  beti^chtliofaer  EinkHofte  ans  Grnndge- 
flllen,  welche  grdsstentheils  ehernes  mit  Domänen  in  Verbindung 
Btuden,  aber  anoh  nach  der  Veränssemng  derselben  beibehalten 
vnrden.*)  Sie  stehen  unter  denselben  rechtlichen  Verhältnissen, 
wie  jene  und  werden  mit  denselben  von  den  Domänenämtem  ver- 
wiltet"  Die  hieher  gehörigen  Einnahmen,  als  Zehnten,  Hand- 
l5liBe,  Gilten  und  Grandzinse  verschiedener  Art  sind  wenn 
übt  rdn-,  so  doch  vorherrBchend  privatreohüioher  Katar,  hie 
und  da,  im  Einzelnen  nicht  leicht  nnterscheidbar,  mit  alten 
ietteo  stenerartigen  Abgaben  vermisoht    „Sie  werden  vom 


dit  Ruinzwiaaenechiift  gebM  dar  Ge^enstkiid  eigentlich  visder  aar,  sovrät  der  üm- 
stud  Toa  Eioflnss  ist,  daas  der  Staat,  der  Domäaenfisciis ,  der  Berechtigte  ist. 
Stditgescliichtliches  Krant,  Grundr.  des  Priratrechts ,  g.  145 — 155,  y.  Manier, 
fiwL  d.  Pronhöfe  a.  s.  v..  pass.,  bes.  tll,  280  S.,  280  S.,  Waitz,  D.  Terfassongs- 
pith.  pw.,  be&  7,  K.  4.  8.  185  ff.  Die  Entitelinng  q.  Aasbildang  der  Orondge- 
fiSe  ita^  mit  der  Uofreihdt  v.  den  Landaberlassongea  gegen  Dienste  n.  AbKabien 
^  iDsammen.  S.  daher  andi  Wagner,  Grondlwr.  I,  S.  6,  Abscbn.  1  n.  2  o.  <lie 
doR  ao^Uhri.  angeg.  Uter.  Ferner  f.  die  Frage  der  Beseltigiing  der  betr.  Lasten 
eb.  AIischD.  20. 

*)  Baiern.  l^acli  dem  A.  fbr  1832—34  ma  die  Einnahme  aas  GrandgeflUen 
ia  D.  5,277.400  £L  rein,  die  Kosten  40  Proc.,  Lasten  5*4  Free  Die  B.  1853/4  zugt 
1471.276  fl.  Reioertrag,  der  A.  ftlr  1855—61  eine  Roheinnahme  von  5,143,849  £, 
A.  mo  322.170  fl.  altere  Gefälle,  4.300,000  fl.  neu  angesetzte  Grnndzinse  nach  Ges. 
T  i  Staä  1848,  18,130  fl.  Naturalabgaben,  zos.  4,710,000  ff..  Ausg.  88,300  fl.  A. 
IST?  7,783,600  M.  Gmndgef&IIe,  mit  201,140  M.  Aasgaben  dafttr.  —  In  Baden 
^  die  QnindgefUle  neaertich  durch  den  Fortgang  der  Ablösungen  sehr  vennindert 
«udcB.  Die  lebenbareo.  zins-  und  taUpflichtigen  Güter  trugen  1633  nnd  34  (B.) 
ID.  74,736  11  ein,  der  A.  flu  1849  ist  nur  nodi  20,512  fl.  fttr  1858  10,155,  Ein- 
ia  D.  ISfiO— 61  8854  fl.  Der  Bohertrag  des  Zelmten  war  im  D.  1833—36 
toT  iK  Ablösung  1,002,841  fl.  Derselbe  ist  jetzt  abgelöst  und  es  gingen  im  D.  1854 
uid  55  474.277  fl.  Zinsen  aus  noch  ausstehenden  Ablösungssummen  ein.  Die  Ge- 
*ckiftB  jetzt  im  WesentL  abgewickelt  —  WUrtemberg  hatte  bis  1849  noch  sehr 
nds  NatualgefUIe.  Mach  dem  A.  1845—47  var  die  Einnahme  aus  Zehnten 
li'hM6  fl.,  aus  Leben-  und  ZinsgOtem  593,712  fl.,  die  Kosten  und  Abgänge  bei 
itm  43,621  fl.,  bei  diesen  12,455  fl.  Ton  dem  Beinertrage  ron  2,013,284  fl.  müssen 
^  Doch  fiele  allgemeine  Kosten  abgerechnet  werden,  indem  die  Ausgaben  fur 
üitnalrorräthe  (34,502  fl.)  grOsstentheils  durch  die  Gefälle  reranlasst  werden.  Bei 
dv  Iteage  der  eingebenden  Bohetoffe  hängt  die  Geldeinnahme  sehr  ron  den  jedes- 
■■■ligeD  Fruchtprelasn  ab.  Aach  hier  die  Geschäfte  jetzt  im  Wes.  erledigt  —  In 
Pteassen  beliefen  sich  die  Domanialgefälle  1847  noch  auf  4,057,513,  1849  auf 
^9:tm,  185S  auf  8,134,221,  1861  auf  2,695.342,  1870  auf  1.741.172  Thlr. 
'SnodhenL  Hebongen  u.  Hebnngeit  aas  Terinss.  Dom.-Objecten"  (incL  neae  Provinien), 
WM  ans  Erb-,  Grund-  n.  Domänenzins,  Kanon  u.  Gelilrenten  für  Getreide,  die  ver- 
^gnataig  nach  wechselnden  Durchschnittspreisen  regulirt  werden,  1,551.582  Thlr., 
^iva  f.  bäaerl.  Inrentarien-  (Hofwehr-)  Geldern  2214,  für  Naturalprästationen  (entw. 
»uh  Kammertaze  oder  nach  zeitweisom  Abkommen  in  Geld  bezahlt  oder  in  natura 
(«liefen)  14S,437  Thlr..  fttr  nnbeständ.  Gefälle  38,939  Thlr.  Summa  d.  grundherrl. 
Htbvngeü  im  Et  f.  1875  3  62  Mill.  M.  Die  Domänenamortisationsrenten  betragen 
1^,049  Thlr.  in  1870,  in  1875  6*22  M.  M.  —  Auch  mehrere  Schweizercantone 
^  bOher  orhebUcbe  Einnahmen  dieser  Art,  z.B.Bern  im  A.  f&r  1846  318,878  Fr. 
I«  Zeümtea  ond  LehngeiäUen.  Neuenbürg  106,000  Lir.  (zu  40  Er.),  ZUrich 
lSIi-25  im  D.  106,750rFr.  oder  fiut  V4  der  Einnahme.  Aargaa  A.  1848  62,250  Fr. 
It  n.  nach  Baut. 
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2.  B.  2.  E.  S.  A.  BiogliGlie  Baohto.  §.  US,  IM. 


Stute  oder  von  dem  Ffiratenhaiue  in  der  Eigenschaft  eiaet 

Gateherrn  bezogen»  wie  in  gleicher  Weise  an<dt  yieAß  Privat- 
personen  solche  CteßUle  beziehen,  und  sind  in  den  reEBchiedenoi 
Landeetheilen  von  sehr  nngleidiem  Betrage." 

„Offenbar  ist  eine  Einnahme,  die  in  einem  Theile  der  Gnod- 
rente  ron  Priratländereien  besteht,  fttr  den  Berechtigten  be- 
quem und  sicher»  weil  das  Bezagsrecht  feststeht  and 
Landban  den  wenigsten  Erschfittenmgen  ausgesetzt  ist»  wozu  noeb 
bei  einem  Theile  der  Gefälle,  besonders  dem  Zehnten»  die  Aas- 
sieht  auf  einen  steigenden  Betrag  kommt.  Dagegen  haben 
die  meisten  dieser  Einkünfte  in  der  rerftuderlichen  GrOsse» 
der  lästigen  Entrichtnngsart  and  der  Hemmung  des  Fort- 
sehreitens im  Landban  Kachtheile  für  die  belasteten 
Eigenthtfmer.^)  Zugleich  ist  fUr  den  Staat  die  sehr  un- 
gleiche Grösse  der  Einnahme  von  Jabr  zu  Jahr  beaouderB 
störend'),  bei  den  Katuralgefdllen  ist  überdies  die  Erhebung 
kostspielig. 

„Daher  ist  in  den  meisten  Staaten  die  Umwandlung  dieser 
Leistungen  in  einfache  Grundzinse  und  die  gänzliche  Ab- 
lösung derselben  eifrig  befördert  worden,  so  dass  die  Ein- 
nahme aus  solchen  Gefällen  schon  groBsentheils  verschwundra  ist" 
(Bau  §.  156.) 

Die  rollständige  Abschaffung  der  Grundgefälle  war 
eine  Consequenz  der  neueren  nationaltikonomischen  Ansiebten 
von  der  Nothwendigkeit  abgabefreien  ländlichen,  speciell  b&ner 
liehen  GnmdeigenÜiams  im  prlrat-  und  volkswirthschaft- 
liehen  Productionsinteresse  nnd  zugleich  eine  Consequenz 
der  neueren  politischen  Ansichten  Uber  persönliche  Freiheit 
nnd  Eigenthnm.  Die  Maassregel  hat  anch  ohne  Zweifel  aif 
den  Ackerbau  und  die  bänerlioben  Wirthe  einen  guten  Einflo» 
geObt,  soweit  sie  zu  einer  Beseitigung  von  Qnotenabgaben 
vom  Rohertrage,  also  besonders  des  Zehnten,  fllhrte.  In 
ihrer  Allgemeinheit  jedoch  wird  sie  veraohieden  beurtbetlt 
werden,  je  nachdem  entweder  wieder  mehr  der  privatwirthschaft-' 
liehe  Geaichtspnnct  fttr  die  Benrtheilung  maassgebend  ist  und  dieser 
in  der  Obliehen  Weise  mit  dem  rolkswirdischaftUehen  identificiit 


')  S.  Bas,  TotksiriTaiBch&fbpoL,  §.  52. 

*)  In  Bsiern  iru  der  DorcbBchiuHsortrag  in  19  Jahren  ron  1819—31  5.211,636 1. 
min.  3.894*223  fl.  im  J.  1825.  nuz.  6^54.175  iL  im  J.  1831,  also  ns^  74  Hd  1» 
Prac  des  Burduchnittes. 
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wirdf  wie  in  der  ämith'sohen  Sebule,  oder  aber  der  wirklich 
Tolfcswirtbscluifitlidie  und  der  wcialpoUtiaohe  GesicbtepTuict  mit 
«atoobeidet 

£s  gilt  dann  wieder  Aebnliohes,  wie  von  der  Erbpacht 
($.  179).  In  Hinaidkt  aof  die  Prodnotiritttt  und  die  aociale 
FoDCtion  seines  Besitzers  ist  allerdings  schnldenfreies  bäoer^ 
üehes  Priratgrandeigenthnm  dem  mit  jenen  Lasten  beschwerten 
Tomifohen.  Aber  jenes  war  keineswegs  das  allgemeine  Resultat 
dtf  Äbschi^hiDg  der  Grandlasten.  Vielmehr  hat  sich  der  mit  nicht 
beliebig  vennehrbaren  Gnindlasten  beschwerte  Grandbesitz  öfters 
BBT  in  solchen  mit  kündbaren  KapitaUohnlden  belasteten 
rerwandelt:  keineswegs  darohans  eine  Verbesserung.  Femer  ist 
One  Theilnng  des  Grandertrags  iwisohen  dem  verpflichteten 
Bioer  and  dem  Privatgrandherm  aUerdiogs  mit  Becht  zn  bean- 
«taaden.  Aber  wo  der  Grandherr,  wie  bei  den  DomaDialgetällen, 
Ans  die  Gtosammtbeit  vertretende  Staat  ist,  liegt  die  Sache  wiedenim 
anders.  In  zweckmässig  regalirten  GrnndgefäUen  kann 
der  Staat ,  ohne  wesenttiche  Benachtheiligong  des  Prodaotionsinte- 
naseSf  einen  Theil  der  ihm  gebührenden  nationalen.  Grandrente 
utd  des  Zuwachses  derselben  beziehen,,  was  mit  der  gänzlichen 
Beseitigitiig  der  GrandgefiUle  anfhOrt  Damit  ist  auch  das  berech- 
tigte finanzielle  Interesse  des  Staats  beeinträchtigt  worden. 

Man  wird  daher  zwar  der  in  Mittel -t  and  Westeuropa  meist 
etfolgten  Absohaffiing  der  GrandgeftUe  manche  günstige  Wirkung 
üdt  ^sprechen  können.  Aber  richtiger  als  diese  Maassregel 
wXre  eine  Fixirnng  aller  alten  GrandgefäUe  and  eine  Verwand- 
fang  derselben  in  eine  aof  dem  Boden  lastende  nicht  ablösbare 
Geldrente  oder  in  bestimmten  Durchschnittspreisen  zn  entrichtende 
Katnralrente  gewesen,  wenigstens  soweit  der  Staat  als  doma- 
nialer  Grundherr  der  Berechtigte  ist.  ^) 

II.  —  §.  184.  Verwaltung  der  GrnndgefÄlIe  in  ihrer 
bisherigen  Beschaffenheit.   Daftlr  gelten  folgende  Regeln: 

„1)  Man  mass  fUr  die  Erhaltung  der  landesherrlichen  6krecht- 
aame  sorgen,  indem  man  genaue  Verzeichnisse  und  Beschreibangen 
derselben  zn  Stande  bringt,  jede  versuchte  Scbmälerung  beachtet 
Qod  v^hindert  nnd  den  Ausfall  der  nicht  jährlich  eintretenden 
UiBtongeo,  t.  B.  des  Handlohns,  zur  Anzeige  bringen  ISsst.') 

^  Die  tiefere  Be^rondnog  dieser  Ansicht  8.  In  meiaer  Gnutdl^.  I,  b«8.  K.  B, 
UB.  Abselm.  16—19  {v.  Ornndeigentli.}. 

*)  Hlflia  diMcn  Meldnogea  tod  dem  Tode  eines  gefUlpfliohtiKen  Banetn  darch 
Fahrer  der  Gcbarts-  und  Sterbetislen. 
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2.  &  2.  K.  3.  A.  DiDgÜdw  BeoUe.  §.  184—186. 


„2)  Die  GefUle  mttssen  von  den  Pflichtigen  naohdraekHeh 
eingefordert  werden,  nm  so  wenig  als  mö^ch  Rückstände  n 
lassen,  entscfaiedene  angenblickliche  Zahluhgsanfähigkeit  amge- 
nommeD. '0  Bei  der  Entrichtnng  von  Naturalabgaben  darf  nan 
nur  fehlerfreie  Gegenstände,  namentlich  trockenes;  gesundes  und 
reines  Getreide  annehmen.^) 

„3)  Die  Vorräthe  dieser  Art  werden  in  wohlverwahrten  and 
trockenen  Hagazinra  anteigebradit')  Zn  ihrer  zweckmässigei) 
Behandlang  (Umstechen  u  s.  w.),  so  wie  zur  Empfaugnahme  nod 
Äbliefernng  werden  rerpflichtete,  sichere  Unterbediente  (Kasteo- 
vOgte,  Hitterer)  angestdlt,  welche  ebraso  wie  die  Verwalte  m 
Tagebuch  Uber  Zugang  tind  Abgabe  von  Vorräthen  führen.*^)  Es 
mnss  hiebei  auch  der  anvermeidlicbe  Verlust  beachtet  werden, 
welchen  das  Eintrocknen»  das  Ungeziefer  a.  dgL  remraachen.  Nach 
den  gemachten  Erfahrungen  pflegt  man  gesetzlich  anszusprecheo, 
welche  Grösse  dieses  Abganges  den  Beamten  nachgesehen  werden 
solle.  Dies  darf  jedoch  nicht  so  gemissdentet  werden,  als  durf- 
ten dieselben  in  allen  Fällen  den  bestimmten  Betrag  von  Procentai 
zorttckbehaUen,  vielmehr  mttssen  die  Vonäthe  aiy ährlich  naobge- 
messen  (gestürzt)  werden. 

„4)  Die  entbehrlichen  Vorräthe  werden  in  zweckmässig  ge- 
wählten Zeitponcten  versteigert,  mit  der  Rücksicht  anf  die  Zahlimgs- 
fähigkeit  der  Mitbietenden."   (Raa  §.  157.) 

III.— §.185.  Umgestaltungen  der  Natnralgefälle.  Je 
mehr  anch  im  Staatshaushalte  die  reine  Geldwirthschaft  sich  ein- 
bürgert, desto  nnbequemer  werden  Natnralgefälle.  Der  Staat  als 
Grundherr  ist  bei  deren  Etnziehong  und  Verwaltung  ohnehin  reget 

^  Die  bftdisehen  Bezida-DomiaanbeimtaD  lurtten  die  Be&piiss.  ctieie  Gflfi&e 
so  einzDtreiben.  wie  es  Tin  den  Steuu&mtem  gasdiidit  Bad.  Eiecnt-OrdB.  tob 
13.  Decemb.  182T.  Die  Liste  der  Bestanten  Tird  dank  den  Ortnonlud  den  2iU- 
pflichtigen  zur  AnerkennaiiK  TOigeleKt;  wa  dann  jucli  14  Tigea  nicht  beztblt 
Mch  die  DiohtuiK  des  Pfudens  nidit  beachtet,  wird  3  Tigt  nachher  im  Amts- 
exeqneBten  sageiaigt  o.  b.  w. 

^  DoreiBfl  Fracht  kann  auch  auf  Kosten  der  Deberbtinger  gereinigt  werden,  dio 
dann  das  Fehlende  nachliefern  müssen.  Uebrigens  Iftsst  sich  lüum  ganz  rerhindeiB. 
dass  das  Zinsgetreide  stets  etwas  schlechter  ist  and  niedriger  Terfcanfl  wird.  >b 
das  ron  den  Landwirthen  selbst  za  Maritte  gebrachte,  etwa  om  7—10  PioceBl 
T.  Flotow,  §.  71. 

Wehrer,  Gameraldomänenadmin.,  S.  138.   Hoffmann,  Dom.-TerwalL  i» 
WUrtembetg,  S.  121. 

Sie  eriialten  eine  gedruckte  Instmction.   Büspiel  einer  solchen  in  Hoser 's 
Sanunlnng  wUrtemb.  Finanzgesetze,  III,  528. 

")  Baiern: Jährlich  Vis  Boggens,  ^  Hafon.  Baden:  glatte  Frucht 
Vm.  rauhe  Vu*  ^ea  Vh<  Stroh  Wurtemberg:  neae  Ftneht  3.  alte  1  Ffoc 
—  Ueber  Kommagazln«  U,  §.  138. 
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adnig  im  Naehtheil  gegenüber  den  priTaten  Gmndherrn.  Aach 
die  pflichtigoi  Bauern  ziehen  mit  der  allgemeineren  Entwicklung 
der  Oeldwirtheehaft  in  der  VoIkswirtfaBohaft  gewöhnlich  Geldab- 
gaben dra  Katnralabgaben  vor.  Im  beiderseitigen  Interesse  greifen 
diber  bei  der  Beibehaltnng  der  OnindgeflUle  folgende  UmgestaK 
tnngoi  Platz. 

1)  Man  Ittsst  statt  der  Nataralien  den  Marktpreis  dafllr  in 
Geld  entrichten.  Da  hiebei  die  Kosten  and  Verloste,  welche  mit 
lier  Änfbewabning  von  Getreide,  Wein  nnd  anderen  Erzeugnissen 
des  Landbanes  verkntipfl  sind,  erspart  werden  können,  Vorraths- 
lebiude  entbehrlich  werden  and  die  Verwaltaugsgeschäfte  sich 
sehr  vereinfachen,  so  kann  der  berechtigte  Staat  schon  hier  ohne 
N&ehtheil  ftlr  sich  nnd  znm  Yortheil  des  Pflichtigen  in  eine  Re- 
dBction  der  scholdigen  Leistung  willigen. 

2)  Die  veränderlichen  Gefälle  lassen  sich  passend  in 
einen  Grundzins  umwandehi,  wobei  der  vieljährigc  Durch- 
«ehnittsbetrag  der  Gefälle  zu  Grande  gelegt  und  ein  Abzug 
fir  die  Erhebnngskosten  bestimmt  wird.  Der  Grundzins 
wird  entweder  fest  in  Geld  oder  in  Producten  (Getreide)  ange- 
setzt, aber  auch  letzteren  Falls  die  Zahlung  nach  gewissen  Markt- 
preisen in  Geld  ausgemacht.^  Ueber  den  Zehnten  siehe 
§.  186—188. 

IV.  —  §.  186.  Der  Zehnte  und  seine  Erhebangs- 
formen.  Der  Zehnte  war  auch  unter  den  Grundgefällen  des 
Staates  besonders  wichtig.^')   „Die  gewöhnlichen  Arten  sind: 

„1)  Zehnten  von  Gewächsen,  und  zwar  a)  grosser  oder  Ge- 
treidezehn t?,  b)  kleiner,  Sohmal-  oder  Brachzehnte 
TOB  anderen  Feldfrflchten,  z.  B.  Klee,  Kartoffeln  n.  s.  w.  c)  Obst- 
md  Weinzehnte,  d)  Henzehnte,  der  jedoch  seltener  vorkam. 

„2)  Blutzehnte  von  jungem  Vieh.  Dieser  ist  der  lästigste 
und  seine  Umwandlung  oder  Ablösung  ist  am  Ersten  bewirkt 
worden. 

„Der  heutige  Zehnte  trug  in  den  deutschen  Staaten^*)  unver- 
kennbar das  Gepräge  einer  privatrechtlichen  Abgabe,      weil  er 

")  VgL  Ban,  Tolksirirthschaftspol-.  §  ff- 

")  Eegenaner,  Ueb«r  die  Yerwaltmig  der  landesfaerriichen  Zehntea,  Karlsr. 

—  Ueber  den  Betrag  der  Z.  ia  WQttemberg  s.  o.  Note  2.   Das  Zehntrecht 
Staats  eistreckte  sich  Uber  1,107,800  Morgen  Acker  (44  Proc.  alles  Ackerlandes). 
JMOS  UoTgoi  Viesen  (9*6  Proc.)  nnd  50,700  M.  Weinborge  (62  Proo.  des  ganzen 
w^üudes).  In  Baden  Taren  die  1522  Domanialzefanten  zd  Ende  1856  schon  sämmt- 
nck  abgeltet  flir  ein  Kapital  ron  17,390,00Ü  il. 

^  In  Griechenland  z.  B.  ist  der  Zehnte  eine  Grandsteuer. 
YB^  B»,  Volhnrizthsdiaflspol,  §.  66. 
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nach  einer  niiTeränderlichen/^  wenn  gleich  in  den  Tersohiedeoen 
Gegenden  eines  Landes  Öftere  nngleiebfönnigen  Regel  erhoben 
worde  und  die  Zebntreohte  bald  dem  Eammergnte^  bald  der  Kirebe 
oder  einzelnen  Staatsbürgern  zustanden,  Überdies  die  Zehn  trachte 
einen  Gegenstand  des  Verisehies  bildeten.  So  lange  der  DonHbieD- 
zehnte  nicht  amgewandelt  ist,  hat  man  zuvörderst  fQr  eine  genaue 
Zehntbereohnung  za  sorgen,  am  jede  Beeinträchtigang  zn  vtfh&ten." 
Die  Erhebnngsformen  sind: 

„1)  der  Zehnte  wird  aU  solcher  von  den  Zehntpflichtigen 
entrichtet  and  entweder  a)  anf  Rechnung  der  Domänen- 
casse  eingezogen,  oder  b)  verpachtet; 

„2)  die  Zehntentrichtnng  wird  durch  eine  aasbednngene 
Äbfindangssamme  ersetzt."   (Raa  §.  159.) 

„A.  Die  eigene  Einziehung  auf  Beehnnng  dea  Staats  ist 
mühsam  and  kostspielig.^^)  Man  sachte  sie  deshalb  zu  venneiden 
und  ordnete  sie  nur  aasnahmsweise  in  solchen  Fällen  an,  wo  fSM 
^eich  vortheilhafte  Uebereinkunft  mit  der  Gemeinde  oder  den 
Pachtlnstigen  nicht  zu  Stande  kam.  Hiebd  war  haaptsSehUdi 
Folgendes  zu  beobachten: 

„a)  Die  Weinlese  durfte  nicht  zu  beliebiger  Zeit,  sondern  nnr 
an  den  nach  TorgSngiger  Besiohtlgnng  dnreh  obrigkeitlichen  Be- 
schluss  fttr  jeden  Theil  einer  Ortsgemarkung  bestimmten  Tagen 
vo^jommen  werden.  Die  Erntezdt  der  anderen  Gewächse  mosste 
man  freilieh  den  Landwirtiien  freistelleo,  diese  hatten  jedodi  vor- 
her dem  Zehntherm  Anzeige  zu  machen. 

„b)  Es  wurde  eine  hinreichende  Anzahl  verpflichteter  AafBeher 
(Zehnt-Inspectoren),  welche  die  zur  Hand  gehenden  Zehntknedtfe, 
Fuhrleute  etc.  unter  sich  hatten,  aufgestellt. 

„c)  Diese  zeichneten  die  erhobenen  Quantitäten  aof  and  sorgten 
dafttr,  dass  der  Aotheil  des  Staats  nicht  geschmälert  werde,  i.  B. 
durch  Ungleiohhdt  der  Garben,")  früheres  Schneiden  ^niehier 

AuBgeDommen  die  Befngnin  der  Begjemng,  den  Zehntem  auf  Llnderdea.  die 
neu  oder  nm  neBem  aDgebaat  irerden  soUen,  cdne  Zeit  lang  .ftr  mhend  n  eriiUw. 
Bad.  Landr.  Art.  710  CQ. 

Beim  Weinzelmtrai  sind  die  Kosten,  zornal  in  scUediien  Jahren,  am  GrMei- 
Ohnehin  moBs  immer  der  Zehntrein  vegen  der  Hengnng  rencbledeoer  ^wbeu- 
sorten  von  schlechterer  Beschafienheit  sein ,  «Ig  der  ron  den  Gmndelgenthllinea  ge- 
vonn^e.  (Raa.) 

")  Das  HlnaberzShlen  ron  einem  Äcker  anf  den  andern  des  nemlicben  JÜgtif 
thOmers  ist  rerboten  im  badiscben  Landiecht,  Art.  710  cq.  (ausgenommen  vo  iu 
Herkommen  dafOr  ist,  V.  r.  29.  Joni  1828);  es  soll  rielmehr  ron  5  nnd  mehr  Gtiba 
eine  halbe,  ron  wenigeren  nichts  gegeben  werden.  In  Wflrtcmberg  i8t  das HiDObe^ 
dkhten  auf  den  Feldern  eines  und  desselben  I^genthQmen  befehloi,  Zehntordnons 
27.  Joni  1816,  Kap.  S.  (Bau.) 
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Gnitdstlcke,  Abgabe  des  Zehntweins  vom  zweiten  Ablauf  and 

„d)  Auch  b^im  Einfahren  in  die  Scheunen  oder  Keller,  beim 
Dieiehea  and  Keltern  musste  sorgfältige  Anfsioht  gehalten  and 
Ktj^itw  geführt  werden,  am  alle  Untersebleife  za  verhüten." 
(Ran  §.  160.) 

„B.  Die  Zebntverpaohtung:^) 

^)  Bs  wtlrde  eintrUglleher  sein,  sie  nor  auf  ein  einziges 
Jahr  abzoBchliessen ,  doch  machte  die  oftmalige  Absicht,  einer 
lltozliehen  Umwandlnng  leichter  Eingang  za  TersehalTen,  das  Gegen- 
teil nthsam.  Im  ersten  Falle  nahm  man  sie  erst  im  Laofe  des 
Somme»  vor,  nach  einer  Besiditigang  der  zehntbaren  Ländereien 
und  einer  Abschätzung  des  rnnthmasslicben  Ernteertrages  doioh 
Si^erständige. 

„b)  Den  PaobUostigen  wurden  die  Bedingungen  vorgelegt, 
velehe  sich  bezogen  auf  die  Entrichtungsart  des  bei  den  Frucht- 
tebuten  in  Körnern  festgesetzten  Pachtzinses,  namentlich  auf  die 
Bestimmung  des  Marktpreises, v  nach  welchem  jener  in  Geld  ab- 
lufllhren  ist,  —  auf  die  Nachlässe  bei  Unfälleo,  —  auf  die  vor- 
behahene  höhere  Genehmigung ;  indess  war  es  den  Pachtlnstigen 
«mdnnlioher,  wenn  die  unteren.  Beamten  solehe  Angebote,  die 
one  gewisse  Grenze  erreichen,  aogleich  unbedingt  genehmigen 

I    duften.  Sodann  wurde  die  Versteigerung  abgehalten."  (Bau  %.  167.) 

!  „G.  Die  temporäre  Abfindung  mit  der  zehntpflich- 
tigen Gemeinde  oder  mit  der  Gesammtheit  der  Zehnt- 
pflicbtigen  in  ihr  ist  keine  wahre  Verpachtung,  weil  der  Zehnte 
nicht  wirklich  eingezogen,  sondern  die  Abfindungssumme  unter  den 
Mitgliedern  der  Genossenschaft  nach  ihrer  Wahl  umgelegt  oder 
Bonst  von  ihnen  aufgebracht  wird.  Dieses  Mittel  war  als  eine 
Vorbereitung  zur  gänzlieben  Umwandlang  des  Zehnten  nUtzb'ch 
und  verdiente  bei  gleicher  EintHlgliehkeit  für  die  Staatscasse  der 
Verpachtung  vorgezogen  zu  werden,  erforderte  jedoch  Vorsicht, 
damit  bei  dem  Anschlage,  welcher  der  Unterhandlung  zu  Grunde 
gelegt  wird,  nicht  die  zehntbare  Fläche  und  der  Ertrag  zu  niedrig 
angegeben  werde.  Man  konnte  den  Vertrag  auch  auf  mehrere 
Jahre  hinaus  erstrecken,  nach  Massgabe  einer  Dnrchschnittsberech- 

")  MemHch  dft,  wo  der  Zehnfo  erst  nsch  dem  Kdtera,  nicht  schon  rou  den 
Tnabea  oder  toh  dorn  Ttanbenbnd  entrichtet  wiid. 

Preniien  irerden  die  reiiigea  nodi  besteh.  Nfttan^trlststioDeD  thflÜH 
iuck  Yecpachtnng  gwotzt,  theils  zur  Bduiedigoiff  von  D^ntanten  renrendat,  theila 
naObart. 


Digitized  by  Google 


428 


2.  B.  2.  K.  3.  A.  Din^e  Bochte.  %.  186. 187. 


nang.*')  Die  Summe  wird  bei  dem  Oetreidezehnten  in  Früchten 
bedangen  nnd  in  diesen  oder  in  Geld  naeb  den  ^farktpreisen  tb- 
geführt.  Da  sie  sich  anf  ansgedroscbene  Körner  bezieht,  so  mttssen 
Kwar  die  Ablösenden  die  Kosten  des  Dreschens  ttbemdimeD,  aber 
sie  behalten  daftlr  das  znr  Vermehrung  der  Dflngestoffe  nüfediobe 
Stroh."   (Raa  §.  162). 

V.  —  §.187.  Umwandlung  oder  Abschaffung  der 
Zehnten  und  anderer  Grundgef&Ue.  Die  in  dem  Wesen  des 
Zehnten,  als  einer  Quoten-Abgabe  vom  Bohertrage,")  liegende 
Erschwemng  landwirthschaftUcher  Verbesserungen,  so  wie  die 
Kosten,  Verluste  und  Störungen  bei  der  Erhebung  machen  dne 
Umgestaltung  dieser  Abgabe  wttnschenswerth,  ja  geradezu  notb- 
wendig,  wenn  eine  höhere  Intensivität  des  Ackerbans  eintreten 
soll  und  muss.'^)  Der  Rohertrag  steigt  hier  in  einem  stärkeren 
Verhftltniss  als  der  Beinertrag  der  Landwirthsehaft  Der  Zehnte 
und  ähnliche  Abgaben  rom  Rohertrage  werden  also  immer  drflcken- 
der  und  nehmen  dem  Landwirth  (Bauern)  einen  grossen  Thal 
de^enigen  Ertrags,  der  nur  dureh  die  stärkeren  Verwendoogen 
von  Kapital  und  Arbeitskraft  gewonnen  wird. 

Bei  der  Umgestaltung  nnd  eventuell  der  Anfhebnng  des  Zehnten 
nnd  anderer  GmndgeßUle  macht  nun  ein  Umstand  besondere  Schwie- 
rigkeit, nemlich  die  Rücksicht  auf  die  bezUglichen  Rechte 
andrer  privater  Grundherrn.  Beim  Staate  ist  gelegentlieb 
der  unentgeltliche  Verzicht  auf  das  Gefäll»-,  bez.  das  Zehnt- 
recht,  mindestens  das  Begnttgen  mit  einer  unvollständigen 
Entschädigung  befürwortet  worden.**)  Besteben  indessen  diese  ; 

")  In  Wartemberg  meistens  sogar  aaf  27  3.    Dther  hat  man  die  zob 
Zalmten  gehSrtgen  Sclieim«a  und  Kakau  Bchon  froher  tot  äet  Ablflsug  rertiift  ' 
Herdogen.  S.  77. 

Nicht  als  Abgabe  vom  Roherträge,  sondern  als  Abgabe,  Teiche  eine  be- 
stimmt» Qnote  des  vechselnden  Bohertrags  betragt,  ist  derZehnte  bedoDlBch, 
was  nicht  immer  unterschieden  wird. 

Raa,  TolbwirthschaftsDol.,  §.  68—68.  —  g.  187  mehr&ch  rerindert 


**)  Nach  Y.  Rotteck's  Antrag  sollten  in  Baden  die  Staatszebnten  nnentgeldicli 
aufgehoben,  PrivatzehntherreQ  mit  dem  lOfacben  des  Reinertrages  nnd  im  Falle  ein« 
erweislichen  priratrechtlichen  Titels  mit  dem  15 fachen  abgefoodeD  werden,  wosi 
der  Zehntpflichtige  das  5  fache,  das  Debrige  der  Staat  zozoschiessen  h&tte.  VertuodL 
der  bad.  2.  K.  1831,  Beil.  I,  25.  Vgl  v.  Aretin  n.  v.  Botteck's  Staatsrecht  der 
consttt  Monarchie  II,  272,  276.  —  Nach  dem  Antrage  der  Majorität  der  Zehntoom- 
mission  in  der  2.  Kammer  sollte  der  Berechtigte,  und  also  anch  die  DomänencaM. 
das  15 fache  erhalten,  woron  das  9iiadie  dem  Pflichtigui  znr  Last  fiele;  der  Staat 
schösse  bei  den  Priratzdinten  das  6&che  za.  Die  UlnoritU  iraUte  dem  Zehat- 
irflicht^en  das  19&che  des  niaen  Ertrages  auflegen  nnd  den  Zasahnss  der  Staats- 
casse  Ot  die  Printborechtigtan  auf  das  bfadie  bescliTteken.  Die  Kammer  selbat 
sprach  sich  1831  dafttr  ans,  dass  der  Berechtigte  das  ISfiwhe  edialte  n.  der  Pflichtigs 
lüeroa  */•  z*ble.  (Bau.) 
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6efSUe  einmal  zu  Becbt^  so  ist  eine  solche  Verletznng  des  Finanz- 
iateresses  dooh  möglichst  zn  verhflten,  jedenfalls  nnr  soweit  zn- 
tftssig,  als  wichtige  RUcksichten  anf  die  Entwicklung 
der  Land  wir  thscbaft  nnd  anf  die  Ökonomische  und  sociale 
Lage  der  Pflichtigen  es  rechtfertigen.  Um  der  nothwendigen 
Qleiebheit  willen  mUasen  dann  aber  die  Oefällspflichtigen  von 
Priratherren  ebenso  wie  diejenigen  des  Staats  behandelt  werden. 
Hält  masL  eine  Ermässigong  der  Last  lUr  geboten  nnd  glaubt  man 
dia  daraus  hervorgebende  Opfer  den  priTaftn  Grandherren  wegen 
der  einmal  anerkannten  Rechtsbeständigkeit  der  Gefälle  nicht  zn- 
■Btben  zu  können,  so  mnss  der  Staat  also  fttr  beide  Glassen  der 
Pflichtigen,  diejenigen  des  DomMenfiscns  und  der  Prirat-Gnind- 
herren,  die  gleiche  UnterstUtzung  gewähren. 

Unbedingt  nothwendig  erscheint  ein  solches  Vorgehen  nicht 
Denn  die  zur  Uotivirnng  angeführte  hrsprflngliche  Steaer- 
natnr  des  Zehnten  ist  keineswegs  allgemein,^)  in  der  Regel  gar 
Hiebt  rorbanden,  jedenfalls  aber  hat  sie  sich  im  Verlauf  der^Jabr- 
bniiderte  rerldten,  wo  sie  etwa  frQher  bestand.  Die  zehentbaren 
Ländereien  werden  auch  billiger  gekauft.  Das  landwirthschaft- 
liche  Productionsinteresse  verlangt  femer  wohl  eine  Besei- 
tigring  des  Zehnten  als  einer  Quote  vom  Rohertrage,  aber  mit  einer 
Umwandlnng  desselben  und  anderer  NaturalgeßUle  in  eine 
fixe  Geld-  oder  in  eine  in  bestimmten  Marktpreisen  zn 
uhlende  Getreiderente  ist  es  vollständig  befriedigt.  Eine 
Ermässigung  der  demgemäss  umgestalteten  Leistung  ist  zn- 
Usfflg  nnd  gerechtfertigt,  weil  für  den  Grandherrn  viele  und  be- 
deutende Erfaebungskosten  fortfallen.  Darttber  hinaus  ist  eine  Ver- 
Diademng  der  Leistung  aber  höchstens  in  Ausnahmefällen  geboten.") 
Besondere  Staatsbeiträge  selbst  zur  vollständigen  Beseitigung  der 
Zehnten  sind  auch  nicht  immer  erfolgt,  so  dass  sich  jedenfalls  die 
Massregel  ohne  solche  durchfllhren  liess.*^) 

*^  Bsa,  n,  §.  66  und  die  dort  angef.  Schriften  von  Zacharift,  Birnbaam. 
T.  Babo  und  Bau.  KrSncke,  Deber  Äofhebong  etc.,  S.  40,  ferner  rgl.  MSser, 
Patriot  Pbantas.  IT,  Nr.  67,  —  Lang,  Historiscbe  Entwickliuig  der  deotacben 
Sttaer - Varftssoof ,  S.  98.  —  Mittermsier,  OnuddUza  des  dentsclMn  Prir.-R. 
§.  181.  (Bau.) 

*^  So  Vena  die  Summe  der  GrandgefKUe  einen  besonders  niedrigen  Reinertrag 
1  d.  Pfliclitigen  Obrig  llsrt.  Nach  d.  preass.  Oes.  r.  2.  Mftrz  1860,  §.  68,  miUBte 

der  Ablösung  mindestens  Va  Beinettrags  dem  Pflicbtigen  bleiben,  vas  eine 
fatoprechende  Bedactlon  der  GeDUle  inrolTiit 

Einen  Beireis  lieferte  z.  B.  das  Orossh.  Hessen,  Gesetz  f.  15.  Aog.  IS16, 
in  Goldmann,  Gesetzgebung  des  Giossb,  Hessen  in  Beziehung  anf  Befreiung  den 
Otndngenthomfl  etc.,  1831.  S.  207.   Uebet  die  Wildungen  dieses  Gesetzes  s.  üold- 
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Wollte  man  »ber  ans  Gründen  der  Staatsklngheit,'*) 
wegen  YerhaBstheit  der  GnmdgenUle  n.  s.  w.  ein  Uebriges  thnn 
und  insbesondere  mit  Recht  das  Verhältniss  zwischen  Privat- 
gmndherren  und  CrefftUs-j  namentlich  Zehntpfliohtigen  Itfaen^  so 
hüte  die  allgemeine  Umwandlang  der  Geflllle  in  eine  feste,  aber 
noch  etwas  weiter  redncirte  nnablOabare  Geld-  oder  Getreide- 
rente wiederum  genQgt.  Oer  Staat  hätte  dabei  in  das  Rechtmr- 
hältniss  der  privaten  Grandherren  eintreten  and  letztere  angemessen 
entschädigen  mflssen.  Die  Forterhebang  der  Gefälle  in  der  neaen 
Form  hätte  keine  grösseren  Bedenket  gehabt^  als  die  £rhebttng 
der  alten  oder  der  etwa  nea  eingeführten  allgemeinen  Grandstener 
und  konnte  einfach  mit  der  Stenererhebang  verbanden  werden. 

Die  vollständige  AblOsnng  der  GefUlle  hat  dem  Staate 
eine  werUivolle  Emnahme  -  fflr  die  Znkonft  nnd  damit  die  berech- 
tigte Thdlnahrae  am  Beziig  der  nationalen  Grandrente  genwbt 
Die  mehrfach  erfolgten  weiteren  Beistenern  des  Staats  zur 

Ablösung  haben  nene  finanzielle  Opfer  mit  sich  gebracht**)  Du 
  ■ 

mann,  S.  45.  Audi  in  NasBan,  Sachsen,  HanaoTor,  Weimar  (Otfatx  rm 

18.  Mai  1848)  etc.,  Prenssen  (s.  Note  29)  fimd  DmTandlnnp  oder  AbtOsoii;  ohne 
Staatsbeitrag  statt  (Bau.) 

*^  Dahin  g^OR  z.  B.  die  BUcksicht  aof  den  Eindrnck  des  in  Frankreich 
1789  gegebenen  Beispiels  and  die  Verschlimmemog  in  der  Lage  des  Banernstandes 
seit  dem  Mittelalter  darch  die  Bestenerting. 

**)  In  Baden  ist  schliesslich  im  Zehntgesetze  rem  25.  Nor.  1833  der  Stsati- 
zuBchass  auf  '/^  der  AblOsungssomme  festgesetzt  worden,  der  überdies  bis  zur  be- 
endigten Ablösung  jedes  Zehntrechtes  oder  wenigstens  bis  zrun  1.  Jan.  1844,  tob 
1.  Januar  1834  an,  mit  Zwischenzinsen  za  4  Proc.  verzinst  wurde.  Die  Assg^  an 
Slaatszuschuss  für  sUmmtUcbe  Zehnten,  deren  Ablösung  40,547,000  fi.  hostete,  war 
auf  9*9  MiU.  fl.  angenommen  worden,  belidT  sich  aber  nor  asf  7,9)3,000  1.,  lör  die 
Domanialzehnten  wnrde  ein  AblOsekapital  ron  17,390,000  fl.  omittdt,  woron  aba 
3,443,000  fl.  an  Staatszaschuss  abgingen.  Regenaner,  Staatsbaush.  S.  319.  Die 
ijtst,  die  für  die  Qbrigen  StaatsbUi^er  ans  jenem  grossen  Staatsbeitrage  entstand, 
minderte  sieb  noge^hr  von  20  auf  12  Proc.  des  Kapitals,  weil  die  ZehiiQiffichtigen 
selbst  zu  den  Steuern  beitrugen  und  ungefähr  '/^  der  Aosgaben  tragen.  —  Die  Ter- 
handlangen  der  beiden  Kammern  ron  18S3  bilden  eine  aiüfuhrliche  Erl&ntenmg  des 
Zchntgesetzes,  doch  wurde  der  Zweifel  an  der  Zweclunässigkeit  jener  grossen  Staatl- 
ausgaben am  Wenigsten  beachtet.  —  Ueberblicli  ,dea  Gegenstandes  in  dem  Voitnge 
von  Bau,  Prolok,  der  1.  K-,  I,  255.  —  Aufeätze  ron  Lötz  und  Regenaner  in 
Ban,  Archiv  II,  1.  Heft.  —  Vogelmaan,  Die  Zehnt-AblQsang  im  Grossh.  Baden, 
Karisr.  1888.  —  Die  Begierong  von  Bern  hat  das  ganze  ZehntaUOsongak^rital  an 
der  Stdle  der  Zehntpfiicfatigen  bestiittoa  (Ban).  —  In  Oesterreioli  wurde  dimsh 
PatMit  r.  4.  MStz  18M,  §.  18  (ihnlioh  noch  andere  Patente  fbr  andere  Kfonhade) 
fax  die  dentscben  Erblande  bestbnmt,  dass  von  d.  berechn.  Entschäd.  des  Berechtigt«« 
fftr  rerschiedene  AbzQge  abgehen,  vom  Reste  je  (also  Vi  gezahltea)  roo 
ichtigen  und  von  iedem  Kronlande  zu  abemehmen  sei.  So  entstand  die  Grand- 
entlastUDgascbnld,  f(tr  welche  neben  den  Pflichtigen  die  einzelnen  Kronlande,  nicht 
der  Gesammtstaat  als  solcher  haftet,  E.  1869  fQr  d.  cisleithan.  Under  247*15  MiU.  IL 
N&heres  bei  Czfirnig,  Neugestaltung,  8.  486  ff.  —  Für  Prenssen  vgl  AblOsnngs- 
gesetz  V.  2.  Mäiz  1850  u.  Ges.  über  Errichtung  v.  Bentenbanken  t.  demselben  Tage; 
s.  Bonne,  Staatsrecht,  II,  2,  274  ff.   Bei  den  festen  Abgaben  Ton  Kfinera  nidt 


Digitized  by  Google 


tlavandlnng  und  AUBmng  der  Zehatett. 


43t 


sie  volle  Privateigeiithiim  des  Banern'^  mrd  aber  anf  die 
doeli  nieht  erreieht  werden,  weil  die  „VerachuldiiBgB-r  hei. 
ndingsAreifaeit"  nunmehr  um  so  leichter  tu  kflndbaren  Eapi- 
mit  weehtelndem  Zineftuse  fahrt.  Das  Endnrtheit  aber 
p»ßrandentlastang"  flUt  daher  nicht  00  unbedingt  gOnstig 
vie  frflher  angenommen  wurde.  ***) 

}.  IM.  Verfahren  bei  der  Umwandlung  und  AbiJf- 
ig  der  Zehnten  a.  s.  w. 

ffl)  Far  die  Umwandlung  des  Zehnten  in  eine  dem  Rein- 
desselben  entsprechende  Rente  (Zehntfixirnng)")  ent- 
die  Recbnnngen  der  DomänenTttrwaltungen  hinreichenden 
r,  BB  den  rohea  und  reinen  Ertrag  des  Zehnten  in  der  cur 
des  Durchschnitts  gewählten  Jahresreibe  za  erforschen. 
r£e  FeststelhUig  des  Beinertrags  ist  zn  berücksichtigen,  dass 
fZehntsebennen  und  KeltergebSnde  enä>ebrlich  werden.**)  Soll 
f«  die  Stelle  des  Zehnten  tretende  Rente  einstweilen  stehen 
I,  10  ist  es  wieder  rathsam,  sie  bei  dem  Getreidesehnten 
ia  emer  festen  Geldsumme  auszudrucken,  weit  diese  nicht- 
^ttter  dem  Einflösse  der  Veränderungen  des  Oeldwerths  steht, 
I  loch  in  wohlfeilen  Jahren  schwer  aufgebracht  wird.  **)  Eine 


[wittdtea  Marktpreisen  5%  wegen  schlechteror  BeschaSenheit  des  Zinsgetnidei 
t;  bei  Zehnten  aber  ia  der  Begel  nicht  (rgl.  §.  33  mit  g.  32  des  ersten 
•UlönDg  der  berechneten  Geldrente  baar  in  IS  Jiären,  vas  mindestens  lO'/a 
inrolrirt,  bei  Anaabine  eines  S^/oigen  Zinsfosses,  erheblich  mehr  bei  der 
eines  niedriferai  Zinsfusses.  Üoch  konnte  der  Berech^te  die  Ab- 
^  nn  SDfachoi  In  4  7«  Bentenbhefen  reriaogen  (g.  64).  Der  Staat  leistete 
I  dncten  veitena  Zosehn»,  toU  aber  Vbemahin  er  dUe  Errichtanf^  der  Reaten- 
El  f.  1675  Bit  612^  H.  Kosten)  iL  die  Garantie  dafOr.  Der  Oewinn 
f.  d.  Staat  Qbenteigt  jene  Eoeten. 
I  Diese  Aiuicht  ist  eine  Conseqaenz  der  in  der  Grandleg,  I,  K.  5,  bes.  Abtch. 
[•Uaigak^ten  ADSchaanng^en  Ober  PriTatei^nthom  an  Prodactitmimitteln.  Ran 
kt  aatartich  anders. 

>TgL  f.  i.  VexfahiMi  Bau,  VoltewirthschaflspoL,  g.  TO. 
IIa  Gfoash.  Hessen  sollen  nach  §.  4  dee  taget  Gesetzes  drei  ron  der  Uof- 
der  Gemeinde  und  dem  Jastizamte  ernannte  Sachreret&ndige  die  Sch&tznn^ 
Indess  zei^  sich,  daas  die  rorläa%ea  Dorchachnittsberechnniifen  der 
TSUiges  Zatranen  gewannen  n.  die  BesteUang  der  Sacfarentindigen 
[liAt  mehr  Terlangt  wrde.  Ooldmann,  8.  67.  —  Hnndeshagen  fZcdt- 
1.  Heft,  1833.  &  U)  macht  nf  ein  noch  nicht  baintEt«  Holbmittd  zur 
«BbieÄHUB ,  nonlich  den  frömntenchied  des  belaststeo  Jtmä-  des  zehnt- 
i;  rar  mftaMe  hiabei  anf  CSeidifBrndi^eit  der  vergUeliaien  Undereien, 
I,  Lage  a.  a.  w.,  genan  geachtet  Verden.  —  In  Baden  dnd  riele 
Toa  baiiaclien  Zehnten  auf  Grund  der  ron  den  DoB&nenranraltaageii 
Ertngsberechnangea  abgeschlossen  und  es  ist  nur  selten  Ton  dem  um- 
gerichdichan  Vernhren  Gebrauch  gemacht  worden:  Zwei  Instructionen 
a--K.  Toa  19.  Juni  1835  fhr  die  Dom&aenbeamtea  (Ban). 
\pm  VeiBzelmten  in  edne  Weinrente  umzuwandeln,  rerbietot  die  rerschiedene 
it  des  WdnM  roo  Jahr  m  Hht.   Es  bleibt  daher  nur  eine  Qeldrente 
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in  Oetreide  angesetzte  und  entweder  in  EOrnern  oder  nach 
dem  Marktpreise  za  entrichtende  Rente")  vermeidet  zwar  die- 
sen Kachtheil,  wird  dagegen  in  tfaenren  Jahren  den  Pflichtigen 
sehr  beschwerlich,  was  NaohlSsse  nöthig  machen  kann.*")  Zwisehen 
beiden  Methoden  bietet  sich  ein  Mittelweg  dar,  indem  man  zwar 
die  Bente  in  Getreide  ansetzt,  aber  nnr  einen  Theil  derselben 
nach  dem  Marktpreise  des  Jahres,  einen  andern  Theil 
nach  einem  langj  ährigen  Dar cbsohnittspr eise  bezahl« 
läast.'^)  iBt  die  Rente  sogleich  snr  Äblösnng  bestimmt^  so  braucht 
nnr  ihr  Geldbetrag  ermittelt  zu  werden. 

j^)  Der  Äbkanf  dorch  eine  Geldsumme.  Dieser  ist  nicht  m 
leicht  aosznftthren,  als  die  Umwandlang,  weil  der  Zehntpflichtige 
hiezn  beträchtliche  Mittel  nOäiig  hat  £b  ist  daher  dienlich,  beide 
Schritte  von  emander  m  trennen,  mit  der  Umwandlung  anznfangen, 
jedoch  sogleich  die  Regel  fSr  die  Äblösnng  anfznatellen,  so  dass 
diese  beliebig  von  den  Zehntpflichtigen  verglommen  werden  kann. 
Von  dem  AblOsnngskapitale  wird  ein  den  Lasten  entspreehoider 
Tfaeil  ansgeschieden  und  denen  Ubergeben,  welche  diese  Lasten 
künftig  zu  ttbemehmen  haben.'')  Die  AbiOsong  geschieht  an 
Ldchtesten,  wenn  den  Zehntpflichtigen  das  AblOsnngskapital  tot 
geschossen  und  dessen  Tilgnng  darch  eine  Zeitrente  gestattet 
wird.«")  (Ran  §.  163). 


übrig,  auch  tritt  hier  eine  Erleichtemog  zofolge  der  gtosten  AdministntionBkosten  ein.  | 
veshalb  die  dem  Beinertrage  gleichkommende  Beute  ziemlich  gering  amfiUlt  In 
Zeiten  Tiederholter  Eeh^thia  kann  eine  thdhreiae  Stnndnng  der  ^Urenta  nothweidig 
werden  (Ean). 

•*)  Angef.  Gr.  Hess.  Verordn.  §.  12.  —  Baier.  Verordn.  über  die  ümwandloas  , 
der  Zehnten  a.  9.  w.  des  Staates  Tom  Ü.  Febroar  1825.  §.  4.  —  Begenaoer.  , 
a.  ».  0.,  8.  55. 

■"j  Regeaaaer.  S.  69.  —  Baier.  V.  §.  11.  —  Eine  MiMening  liegt  freilich 
auch  dann,  dass  die  Zehntrente  regen  des  Abzugs  för  Kosten  und  Teiliiste  gniuet 
auafällt,  als  der  Zehnte  selbst.   Im  Gr.  Hessen  haben  sidi  nach  KrOncke  (Dwer 
AnfheboDg  n.  s.  v.,  S.  10)  die  Beuten  nnr  za  45  Procent  des  Zehnt-Bnttowliiits  i 
gestellt 

Ban,  Volksvirthschaftspol.,  §.  59. 

Ban,  eb.  g.  70,  Nr.  4.  —  Die  Baolaaten  bildeten  die  HanptschwierigkeU  bei 
der  bad.  ZehntablOsnng,  Adresse  beider  Kammern  in  diesem  Betreff,  rennlasst  dnich 
die  Motion  ron  Togelmann,  im  J.  1840,  s.  CommiBSionsbericht  in  der  1.  K.  BoL 
180  (ron  Ban).   Verordn.  rom  25.  März  1841. 

")  Bau,  eb.  II,  §.  60.  —  Die  bad.  ZehntscholdentUgnngscasse  lieh  den  zelmt-  ' 
Pflichtigen  Gemeinden  anf  Verlangen  das  Kapital  gegen  einen  Zins-  and  Tilgebetng' 
Pieier  nnu^  mindestens  1%  Froc.  betragen,  manche  Gemeinden  machten  ^  aber 
za  dner  jfthriicben  Abtragnng  ron  V«*  Va«  'As  n.  s.  ir.  des  Ks^tals  «nheiscUr. 
auch  mirde  oft  mehr  gezahlt,  als  die  übernommene  Verpflichtung  lOi  ein  gevivM 
Jahr  betrag,  z.  B.  1861  b.  1868  29,000  Q.  28.000  fl.  mehr.  Die  giflsste  Summe  der 
gegeboten  Dadeihen  r.  3,620,000  fl.  im  J.  1848.  Zn  Ende  1868  mnat  noch  404,4tö  t. 
aasBtehend,  seit  1874  nichts  mehr.  Das  jlhilich  besdilte  V«         Air  Vemltmgs- 
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Der  Empfang  des  Ablösangskapitais  fllr  die  Grundge- 
fiUle  (aaeh  bei  der  Amortisatioii  in  Fonn  von  Zeitrenten)  bildet 
eöie  FlQssigiDachung  eines  Theils  des  Kapitalwerthg  der  Domänen, 
h  finanzieller  Hinsicht  ist  die  betreffraide  Einnahme  daher  eine 
tasserordentlicbe,  für  deren  richtige  Verwendung  ii|^  Wesent- 
liehen  dieselben  Grundsätze  wie  fUr  die  Benutzung  des  StaatsoreditB 
gehen  mttssen  (§.  54  ff.).  In  staatsrechtlicher  Beziehung  mllssen 
£e  Grandsätze  zur  Anwendung  kommen^  welche  für  die  Yeränsse* 
lODg  der  Domänen  selbst  nnd  fttr  die  Verwendung  des  Erlöses 
daraus  gelten.") 

VI  —  §.  189.  Andere  Berechtigungen.  „Die  zu  dem 
DomänenvermOgen  gehörenden  Weiderechte***)  auf  PriratUlnde- 
raen  werden  gewöhnlich  durch  Verpachtung  benutzt.  Die  Kach- 
tbeile  solcher  Rechte  für  den  Landbau  und  die  aus  der  Ausübung 
der  Weidegerechtigkeit  henUbrenden  Strdtigkeiten  werden  sebr 
gemindert,  wenn  die  weidepflichtige  Gemeinde  selbst  als  Pachterin 
auftritt,  sie  mag  nun  auf  ihre  Rechnung  eine  Schäferei  halten  oder 
die  Weide  ganz  nihen  lassen.  Es  ist  daher  zweckmässig,  einst- 
w^en  solche  Pachtverträge  mit  den  Gemeinden  zu  Stande  zu 
bringen.  Indess  mnss  die  ans  volkewirthscbaftlichen  Gründen 
Kweekmässige  Ablösung  aller  Weiderechte  sich  auf  diejenigen  er- 
strecken, die  bisher  die  Quelle  einer  Staatseinnahme  waren,  imd 
letztere  wird  daher  allmälig  verschwinden. 

„Die  Fischereibereehtigungen  in  einzelnen  Privatge- 
wäg«€m  bilden  ebenfalls  einen  Bestandtheil  des  DomänenvermOgens. 
Sie  werden  verpachtet.  Ihr  Betrag  ist  vielen  Beeinträchtigungen 
durch  Benutzung  von  unberechtigten  Personen  ausgesetzt,  doch  lässt 

iMtot  e^b  bei  der  spanuaeo  Vemltmig  il  veil  keine  Verluste  rorkuneD,  einen 
OebcncIituB  von  1 14,000  fl.  Die  eiforderlicheD  Sommen  konnten  ^nz  ans  den  Grand- 
itocisiroldern  (§.  163,  Anm.  24)  genommen  ireiden.  Debersicht  über  den  ganzen 
Zdtnoai  ron  1636—66  in  TeihaadL  der  Stlndeversanunlong,  2.  K.,  1867,  I,  145. 
(Bin.)  —  In  Preossen  zahlt  der  Verpflichtete  bei  der  Ablösong  mittelst  Eenien- 
btiefen  an  die  BeDtenbaolen  4Vs7o  56  J.  1  Mod.  lang  oder  5%  41  J.  1  M.  lang. 
Der  Dom.-Fiflcos  eriitlt  als  Berechtigter  keine  Bentenbiiefe,  sondern  entnimmt  den  an 
Ib  In  dan.  WdM  vie  aa  die  BenteabankeB  zn  2ald.  BoHen  4%  Zinaen  a.  tilgt  mit 
in  AMtiBatiOMqnoton  oomittelbar  Staatssc&nlden  in  Reicher  HOhe.  Ifeitzen  I. 
439,  IT.  2i6,  Stat  Jahrb.  m.  74.  IV.  1,  154  (ab.  d.  Ergebnisse  d.  Bentenbanken, 
tk  S.  1&3X  2,  304.  Dar  Dom&nenfiscDs  erhielt  z.  B.  filr  Ablösung  dordi  Kapital- 
zUhuiren  1871 — 74  zns.  2*498,  f.  TÜgimgsqnoton  ron  DomlneBamortiB.-Ront«n  zas. 
H48  MilL  TWr. 

**)  Daher  in  Staaten,  vo  die  Dom&oen  als  Patrimonialgat  d.  Dynastie  gelten,  rer- 
vtclalte  AbrechnongareriiUtDiBse ,  vie  z  6.  in  Baden.  Wo  der  ErlOs  ftlr  rerlcanfte 
I^Soea  nach  dem  besteh.  Staatsrecht  z.  Schnldentüfung  dienen  moss,  folgerichtig 
«ich  die  ^che  Venrendting  des  AblOsimgakapitals. 

*)  Bau.  VotksTirtbschiätepol.  g.  72,  75. 

A.  Vafiar,  FianzwiMaHk.  L  28 
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sicfa  diesem  Unfnge  mit  Hfllfe  der  Domaaialwküdhnter  eüiigerauuaeii 
begegnen."  (Raa  §.  165).  S.  auch  §.  205—209. 

Zweiter  Haaptabschnitt 

•  Waldungen,  Jagd,  Fisclierei.  *) 

§.  190.  Etnleitnug.  „In  den  meisten  Staaten  gehört  seit 
früher  Zeit  ein  ansehnlicher  Theil  der  ganzen  Waldfläche  zu  den 
Domänen  und  wird  mit  HUlfe  eines  zahlreichen  niedere  nnd 
höheren  Foretpersonals  bewirthschaftet  Dieser  Forstbesitz  der  Be. 
giernng  war  nrsprttnglich  melir  der  Jagd  als  der  Holznatzosg 
willen  geschätzt.  Diese  trat  aber  später  bei  dem  Steigen  der  Hols- 
preise  in  immer  grösserer  Wichtigkeit  hervor  and  wurde  mit  sb- 
nehmender  Sorgfalt  behandelt^  wie  sie  denn  aaeh  in  vielen  Ländern 
eine  ansehnliche  Einnahme  in  die  Staatscasse  bringt  Daneben 
hielt  man  indess  fortwährend  die  Domänenwaldongen  aocb  ans 
TolkswirthscbafÜicben  Gründen,  namentlich  nm  die  Versorgnng  des 
Volkes  mit  Holz  Überhaupt  oder  sogar  mit  billigem  Holz  daaemd 
zu  sichern,  fttr  unentbehrlich,  und  verwaltete  sie  zugleich  mit 
Hinsicht  auf  diese  Bestimmung.  In  der  neuesten  Zeit  sind  g^eii 
die  Staatsforstwirthschaft  aber  manche  Einwendungen  gerichtet 
worden."  (Rau§.134).  Mau  hat  die  allgemeinen  Gründe  gegen  privatr 
wirthschaftlicbe  Thätigkeiten  des  Staats  und  gegen  jeden  Domänen- 
besitz  auch  in  Betreff  der  Staatswaldongen  geltend  gemacht.  Indessen 
liegt  die  Frage  fainsicbtlich  der  letzteren  doch  selbst  vom  Prodnc- 
tionsstandpuncte.aus  manchfach  anders  als  hinsichtlicU  der  Feld- 
gttter,  Bergwerke,  Fabriken  u.  s.  w.,  so  dass  sie  eine  genaue  Prlifnng 
erheischt.  Von  dem  Ergebniss  dieser  PrUfang  hängt  aber  auch  die  Ant- 
wort auf  die  Frage  der  richtigen  Bewirthschaftungsart  mit  ab  (§.  1 9€  ff.). 

4.  Abschnitt. 
Beibehaltung  oder  Veränsserang  der  Staatsforstcn. 

I.  —  §.  191.  Das  Vorhandensein  von  Staatsforsten  io 
den  modernen  Staaten  nnd  seine  Gründe.  Es  ist  offenbar 

■)  Dieser  Haoptabschoitt  entspcidit  den  §g  137—152  d«r  6.  Anfl.  Tcm  B«ii 
ist  im  Weseotlichfln  eine  Wiedergabe  meiner  eingreifandoi  Umubeiton;  der  Lehre  fw 
den  Foiaten  n.  s.  t.  in  der  6.  A.  §.  IST— 190.    Aach.  Ran  bat  in  g.  13tf  ff.. 
schon  die  Beibebiltung  der  Staatsforsteo  gegen  die  AngriUe  der  Smith'schen  Scbnle 
renheldigt,  nur  nicht  mit  dem  dorchachlagenden  Grande  and  immer  der  ilterra  Schal« 

Smftss  so,  ab  ob  an  sieb  das  PriFatgnmdeigentbiun  stets  die  Vermatbnng  fOraick 
be.  S.  dagegen  meine  Grandleg.  K.  5,  bea.  Abachn.  10—19,  nam.  g.  366. 
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kam  bkMse  bütoriscfae  ZnfölUgkeit,  dass  sich  in  vielen  europäischen 
md  namenütoh  in  allen  dentsehen  Staaten  ein  grosser  betrag 
Waldungen  bis  anf  den  heutigen  Tag  im  Eigenthum  des 
Staats  erhalten  hat^  auch  da,  wo  der  Staat  nur  wenig  Feldgttter 
mdir  besitzt.^)  IMese  Thatsache  ist  vielmehr  sehr  wohl  zu  er- 


*)  In  Deutschltnd  (Deutsches  Reicli)  ist  ein  Drittel  des  ganzen  Waldbestands 
Mch  im  Staatscdgeiithain,  aber  die  H&lfte  gehört  dem  Staate,  den  Gemeindeti,  Stif- 
tmgen  q.s.  t.  zus.,  oeoilicli  nach  Maren 's  Foiatstatist.,  Berlin  1S62,  ron  5Ü'51  Mill.  M., 
lT-38  dem  Staate,  908  den  Gemeinden,  067  Kirchen  n.  Instltaten,  23*87  MiU.  M. 
den  PnratfflL  Ffir  1873—74  wird  die  StaatsvaldMcbe  im  D,  Keiche  zu  4456,948 
HflcL  oder  9-2i%  d.  Landesfläche  angegcbeu.  Forstl,  Blätter,  1875,  S.  322.  In  den 
ösielBai  Staaten  und  den  einzelnen  Provinzen  der  grosseren  Staaten  ist  der  Staats- 
besitz an  Wald  manchfach  verschieden.  In  Preossen  ist  der  Staatsforst  6*87, 
Baiern  12*40,  Wurtemberg  1)77,  Baden  567,  Sachsen  HOS,  Elsass- 
LothriBg«!!  9-44,  in  den  lileinen  Staaten  rielfiacb  12  -16  —  20—24  Frocent  der 
GiUettUche.  In  Pr«Qssen,  alte  ProT^  sind  7*17  WH.  U.  eigentL  Staatsforsten 
loriuoden  neben  3-77  Mill.  M.  F<nstoa  der  Gemeindcii,  Institute  oder  27  tmd  14 
der  ganzen  Waldfliche  roo  26*S  Mill.  M.,  die  von  der  ganzen  Landfl&cbe  20%  ^ 
HgL  59  V«  der  Waldungen  gehfiren  also  Privaten  n.  s.  w.  Am  GrOssten  ist  der 
Afitheil  des  Staats  an  den  Waldongon  im  Ganzen  im  Osten  (B.-B.  Gnmbinnen,  z.  B. 
M'/oV  aber  mit  mimchen  Ausnahmen  (E.-B.  Posen  bloss  14,  Cöslin  15,  Liegnitz  47o); 
kmer  ist  im  AjUgemeineu  der  Staatsvald  in  den  vestl.  Provinzen  (Max.  nach  B.-B. 
25  n.  26"/«  in  Trier  u.  Aachen.  Coblenz  n.  Cöln  10,  Arnsberg  6,  Münster  27o).  Mit 
Inbegriff  der  neuen  Prov.  ist  1870  die  ganze  Staatsforstfl&che  lO'lS  Mill.  M.,  vovon 
m  IIUL  M.  irirfcL  Wald.  In  der  Prov.  Hannover  giebt  es  204  Mill.  bann.  M. 
Vild,  23*6'*/g  des  coltiv.  Areals;  daninter  (nach  Festgabe  z.  Veis.  d.  Land-  u.  FoTSt- 
TiiOe  1852)  986,781  M.  Staatsfimte,  irovon  212,960  im  Harz  n.  44,180  M.  Eloster- 
fime.  T.  Hagen,  fontliche  Verliiltn.  d.  prenss.  Staats*  BerL  1867,  S.  6,  98,  Anh. 
H.S.  39.  Meitzen,  PrenssiBcb.  Boden  IV,  553-,  StaUst  Jahrb.  III,  98,  101,  144. 
Nnste  Daten  eb.  IV,  1,  S.  200.  Danach  var  1875  der  Bestand  der  preoss.  Staats- 
rälder  2,327,740  Heotaren  an  zn  Holzzncht  bestimmtem  Boden,  der  ttbrige  Waldboden 
ilsgL  5,720,878.  Aosserdem  besass  der  Staat  272.38S  Hect.  an  nicht  zur  Holzzucht 
bMtijDmtem  Forstboden,  also  i.  G.  2,600,123  Hect,  wovon  nutzbar  als  Wege,  Gestelle, 
Stapf«,  Wasserstrecken  115,668  H.  —  Baiern,  1866  (nach* Vocke,  Baier.  Statist. 
ZätKhi.  1871,  Nr.  3),  ohne  Abrechnimg  der  damal.  Territ- Verloste  an  Prenssen: 
7,622,046  baier.  Tagrerk  Wald,  34'>/o  dos  Staatsgebiets,  davon  2,753,742  Tagverii 
StutifoTSt,  367a  des  Walds;  hiervon  2,464,518  Tagrerk  prodnctiv,  11,556  zu  besond. 
Zwecken  dienend,  277,669  onprodactiv.  In  den  einzelnen  Begierongsbezirken  ist  auch 
Ur  4a  Staalsrald  sehr  rerschieden  vertheilt,  Aosserdem  64,000  Tagv.  Salinenirald. 
nf  BstoR.  GeUete.  — Sachsen  1866:  286,000  Acker  (zo  0'&6  Hect).  —  Wttrtem- 
tierg  1874:  190,491  Hect  Staatsrald,  fost  dn  Drittel  aUerWSlder.  —  Baden  1866: 
234,M  BL  (ZD  0*36  HecL]  Stuttafont,  tther  Vs  des  WaMbestands,  irShrend  die  Hälfte 
dts  letzteren  hier  Gemeindefont  ist  Deber  d.  bad.  Doman.-Wald  s.  Beitr.  z.  innere^ 
Temlt  d.  Grossherzogtb.  H.,  19,  1865.  Ertragsfäh.  Waldfläche  der  Staatsforsten  1876 
85,900  Hect  —  Gr.  Hessen  67,900  Hect,  fast  ein  Drittel  des  Waldbestands.  — 
Brannschweig  79,953  Hect,  über  'L  alles  Walds.  —  In  den  thttring.  o.  and. 
Heinstaaten  (Anhalt  lappe-Detmold,  Waldeck  a.  s.  v.)  gehört  von  dem  reichen  Wald-* 
bestand  meist  V«— Vi  ^-  «^cm  Staate.  —  Oesterreich  1962:  5,460,000  Joch 

^h  646  österr.  oder  572  D.  Qa.-M.  --  Westösterreich  allein  1870  l,862,f>77  Joch 
Waldaäche  unter  der  Foraivcrvaltung  des  Staats,  davon  1,244,461  J.  Wald,  lOO.S'Jß  J. 
Acter  n.  Weide,  514,611  J.  aaproductiv.  —  Frankreich  nach  v.  Pannevitz  (d. 
Wilder  Fr's,  1863)  1,100,180  Hect  Staatsfont  —  Belgien  1840  34,810  Hect.  — 
Entopäisehes  Bnasland  c  123  Mill.  Desrilt  (zn  1  039  Hect)  oder  697o  der 
WaldlSche,  nach  Tengobozski  (ges.  Waldfiftohe  nach  Boscfaen  172  Mill,  De8^.\ 
—  Gioi»britannlen  c.  60,000  Acres  (zu  0*406  Hect)  Staatsforst 

28* 


Digitized  by  Google 


436  2.  B.  2.  E.  4.  Ä.  belbehiltQDg  od.  YerKnasenuiK  d.  Staattibnteii.  191,191 

klären  und  dient  selbst  wieder  der  ferneren  Beibehaltung  der  Staata- 
waldongen  zur  Reohtfertigang.  Der  Waldban  oder  die  Fontwirth- 
schafl  stellt  im  Vergleich  zum  Feldbau  eine  sehr  extensive 
Benutzung  des  Bodens  dar.  Der  Factor  Natur  behauptet  dort  vor 
den  Factoren  Arbeit  und  Kapital  einen  nachbaltiigeD  Vorrang  ver- 
gliohen  mit  der  Landwirthschaft^  und  zwar  in  ähnlichem,  wenn 
auch  nicht  in  gleichem  Haasse,  noch  auf  hohen  Stufen  der  Volks- 
wirthschaft  wie  auf  niedrigen.')   Daraus  folgt: 

1)  dasa  die  specifischen  wirtfaschaftlichen  Gründe,  welche  den 
Uebergang  des  Bodens  aus  dem  Gemeineigenthum  in  das  Prir^- 
eigenthnm  im  allgemeinen  Prodnctionsinteresse  Ökonomisch  zweck- 
mässig machen,  socialpolitisch  rechtfertigen  und  historisch  erkl&en, 
nemlich  das  Erforderniss  intensiveTer  Bodenbestellung, 
beim  Waldbau  tbeils  gar  nicht,  tbeils  nur  in  viel  geringe- 
rem Grade  obwalten;*) 

2)  dasB  die  specifischen  Nachtheile  des  Staatsbetriebs 
im  Forstwesen  bei  Weitem  nicht  in  demselben  Maasse  wie  im 
Ackerbau  nnd  in  anderen  priratwirthschafUichen  Tfaätlgkeiten  her- 
vortreten. 

Der  Staatswaldbesitz  ist  die  wichtigste  Art  des  bestehen  ge- 
bliebenen Gemeineigentbnms  an  Wald^),  woneben  Gemeinde  -  imd 
Gorporationswaldbesitz  noch  in  bedeutendem  Umfange  vorzukommen 
pflegt,  der  sich  ähnlich  erklären  und  rechtfertigen  lässt  wie  jener. 
Es  Hegen  keine  solchen  GrOnde  des  Produetionsinteresses  vor,  das 
eigentliche  Privateigenthum  am  Waldboden  ebenso  einznflihreQ, 
wie  am  Feldbodeil,  wohl  aber  sprechen  manche  erhebliche  Gründe 
dieser  Art  dagegen.  Ausserdem  gelten  die  manchfachen  GrUode 
des  Tolkswirthsehafßichen  Vertheilnngs-  und  des  socialpolitischeB 
Interesses,  welche  gegen  Privatgrundeigenthnm  (Iberhaupt  ansn- 
ftthren  sind,  noch  mehr  gegen  privates  Waldeigenthum. ^) 

*\  VgL  B»D,  Volkswirthschtftsl.,  8.  A.,  §.  883  ff.,  Volteviitlischiftspol..  §.  IM  t 
und  me  dort  angez.  Liter.  —  Roacher,  AiisicfaL  d.  yoIkswirthidi.t  nat-fikoo.  Hupt* 
princ.  d.  FontTinemcb.,  bes.  S-  88  ff.,  ders.  System  H.  §.  16S  ff.  Im  AUgenefMB 
WsfTBer.  Graadlu;.,  §.  337,  366  iL  K.  6,  Abschn.  18  n.  19. 

'}  Vgl.  Roscher  I,  g.  88,  n.  g.  191.  —  A.  Wagner,  Absohiff:  des  printt« 
Onrndeigenth.,  S.  S9. 

')  Der  Staats valdbeaitz  ist  geacbichtlicli  z.  Tb.  dnr^ih  die  st^n.  InforestimDg 
der  bisher  der  Oemeiunntzotig  anterstefaendeo  W&Ider  entstanden;  es  bildete  sich  >lso 
ein  Eigentham  des  Staats  an  den  Wäldern  der  HarkgeDOssenacludt  n.  s.  ir.,  dts  aber 
als  Staats eigentbam  eben  doch  irieder  Gemeineigenthnm  genannt  werden  mnss. 
Roscher  D,  §.  191.  Wagner,  Grundleg.  I.  §.  337.  S.  im  Allg.  Bernhsrdt. 
Gesch.  d.  Waldeigenthums,  d.  Waldwirthsch.  n.  Porstrissenscb.  fn  Dentschl,,  1.  Bed. 
1872.  2.  B.  1876.  —  T.  Maurer,  Dorfrerfass.,  I,  231  ff. 

N&h.  im  E.  6  meiner  Grnndleg.,  bes.  Hanptabschn.  2  r.  Eigentb. ;  hier  nan.  Abicbo.  19, 
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Dfese  Aoeieht  bleibt  bestehen,  aach  wenn  manche  Gründe, 
■H  denen  die  Anhänger  der  Staatsforsten  fltr  die  Beibehaltung  der 
letzteren  kämpfen,  aofgegeben  oder  in  ihrer  Tragweite  sehr  einge- 
lehr&nkt  werden  mUssen,  umgekehrt  also  inso ferne  die  fieweis- 
fUhnmg  der  O^er  der  Staatswaldnngen  zu  billigen  ist  Diese 
Gegoer  halten  nnr  mit  Unrecht  durch  Widerlegung  einiger  ansticb- 
btltiger  oder  nicht  den  Ausschlag  gebender  Argumente  zu  Gunsten 
(ter  StaatsvilUder  die  ganze  Frage  fUr  abgethan.  Einem  apriori- 
stischen  Axiom  zu  Liebe  f%llt  dann  das  Verdict  gegen  den  Staats- 
fentbesitz  aas,  ohne  Beachtung  des  geschichtlichen  Entwicklangs- 
,  gangs  und  dessen  innerer  Okonomisoher  Bereehtignng  und  ohne 
Bfleksicht  auf  die  sonstigen  durchschlagenden  GrQnde,  welche  fttr 
die  Beibehaltung  der  Staatswaldungen  anznftthren  sind. 

II.  —  §.  192.  Die  Grttnde  fttr  und  wider  die  Beibe- 
bsltung  oder  Verftnssernng  der  Staatsforsten  lassen  sich  in 
Mgender  Weise  darstellen*): 


*)  TkL  Uber  <L  Strdtfr.  die  fontL  Liter.  Im  Allg.  bei  Baa,  VoltoirirtliscltailsL. 
%.  383.  TolkswirthschaftopoL,  g.  153.  —  Eine  liemlich  voUfitKod.  Debersicht  der  ein- 
KhUg.  Litentor  giebt  Leo,  Ober  d.  BeibebalL  oder  TerSttsser.  d.  Stutsvaldtingen, 
Statt;.  tS70  (3.  Sapplem,  H.  t.  Banr's  Monatsschr.  fOr  Porst-  a.  Jagdves.)  S.  19  ff. 
Ootar  den  Gegnern  der  StaatsrSlder,  zn  denen  begreiflich  riellach  die  ladicalerem 
hnthiaiter  nntei  den  NattonalölronomeD ,  vle  A.  SmlÜi  selbst,  geboren,  rgi  besoad. 
Trink,  neuer  Plan  d.  allgem.  BerolnL  in  d.  bisher.  Forstökonomieverwaltong,  1802. 
f.  Hazii.  «cht  Ana.  d.  Wald.  n.  Forste.  Ub.  d.  GemeinsdiftdL  d.  Staatiforste.  1805. 
I  —  Ffell,  Gninda.  d.  Frastwiithsch.  In  Bez  anf  KatlonalOk.  tu  Staatsfinaozvias.  1822, 
L  924,  Tomit  aber  xo  rergleichen  H,  Ifl,  37.  —  Lötz,  Handb.  m.  134.  —  Neuere 
lUags  bea.  Bergiaa,  im  ArcbiT  d.  Landeskonde  d.  prenss.  Mon.  1S56  (^gen  ihn 
fiesein  Wilda,  laodiriithsch.  Centialblatt,  1859,  Sappl  S.  107);  ders.,  Finanz- 
vimaachaft,  S.  183  ff.  (aobedingt  für  VeAossenmg,  z.  Tb.  aach  fttr  Abholzen, 
aach  Erng,  aber  ohne  den  klimat  Qesiditspanct  aach  nar  za  eirXhnea).  —  Tiel 
nSiser  ist  die  Zahl  der  Anh&nger  der  Suiatsvälder  a.  ihre  GrQnde  viel  gewichtiger. 
8.  bea.  Hnndeahagen,  Encykl.  II,  744  ff.  d.  1,  A.  u.  d.  dort  angef.  Schriften; 
deiL  Fontpoliz.  S.  44  ff.  —  r.  Jacob,  Fin.  I,  §.  325,  339.  —  Behr,  Wiithsch. 
d.  Staats,  S.  61.  —  Kraasa,  Nat-  u.  StaatsOfcoo.,  I,  108.  —  Schenk,  Tolkswirth- 
ackaftq>flege  §.  182.  —  Malchas,  Fin.  I,  g.  15.  —  Vgl  ans  d.  neueren  Lit  o.  A. 
Mibit  Vfli^ehende  Freih&ndlai,  wie  Bentzich,  d.  Wald  i.  Haosb.  d.  Natu  n.  d. 
Telkswitthsch..  1862;  ders..  Staat  n.  Volkswirthscb .  S.  200  n.  die  Artikel  Staata- 
nldnngen,  Fontwiithscb.  in  dess.  UandwOrterb.  d.  Volkswiithschaftal.  —  Contzen, 
lina  Zdtfragen,  2.  A.,  Bea  1872.  —  Heiss,  Wald  n.  Gesetzgebong.  Berl.  1875. 
—  Ton  den  neoeren  Finanzschiiftstellem  ist  Dmpfenbach,  §  136 — 143,  für  dermal- 
einstige  Verftosswnng  der  Staatswftlder.  wenn  der  Privatbetrieb  aberlegen  sein  wird. 
crenL  für  Belegnng  der  Priratwftlder  mit  dem  Foistbann;  Pfeiffer,  L  125  ff.,  ist 
aas  B&eksicht  aof  d.  Klima,  nicht  ans  dem  cameralist.  Gesichtsponct  für  Erhaltung 
da*  Wilder,  aber  ftr  den  Uebergang  an  Prirate  nnter  weitgehender  Staatsoberaa&icht. 
■it  Verbot  des  Abetockens  der  rerkaoften  Flftche,  —  doch  alles  immer  anaOth.  Zn- 
gMlndniise  gegen  das  falsche  Dogma  ron  der  absolnlen  Snperioritit  des  Privatbe- 
triebs 8ber  den  Staatsbetlieb.  —  Darchans  richtig  ist  die  Behandlung  Steio's,  1.  A., 
&  IZS,  2.  A.  168,  Dc^engesdiichtliches,  S.  112  ff.  Vgl.  andi  noch  r.  Scheel  z. 
WaUacfaitzfirBge,  Fontl.  BUttar  1876.  S.  S81  ff.,  der  in  der  Ihm  dgeaen  prtgnanten 
Ks»  die  BedMtDog  des  Walds  tceffind  darit^t  Er  hebt,  abwelöhend  ron  mir, 


Digitized  by  Google 


I» 


438  2.  B.  2.  K.  4.  A.  Baibehaltniis  «du  Yor&assenuic  der  StattsfbzBtea.  §.  192. 


A)  Falsche  oder  doch  unsnreichende  Grttnde  flir  die 

Beibehaltung  der  Staatsforsten, 

B)  Richtige  Grande  dafiOr, 
G)  Die  Gegengrttnde. 
A.  Als  ein  falscher  oder  mindestens  nnzureichendtt 

Grand  für  den  Staatswaldbesitx  mnss  der  „camearalistiaeW 
bezeichnet  werden,  mit  welchem  bis  in  die  neneste  Zeit  in  d< 
Regel  in'der  Wissenschaft  nnd  in  der  Praxis  der  Staatsrerwd 
tnng  sowie  von  den  meisten  Forstmännern  fast  allein  zu  Goo4| 
der  Beibehaltung  der  Staatsforaten  argnmentirt  wnrde:  die  Fmdl 
vor  za  weit  gehender  Abholzang  der  ins  Prirateigenthnm  fl 
gangenen  Wälder  und  vor  schlechter,  nicht  auf  gentigende  }(i 
haltigkeit  des  Ertrags  sehender  Forstwirthsobaft  der  Privaten, 
raus  entstehe  sofort  oder  in  Bälde  ein  absoluter  Holzman 
im  Lande,  der  sich  für  lange  Zelt  oder  Uberhaupt  nicht  mehr 
machen  lasse,  mindestens  aber  ein  relativer  Holzmangel, 
sich  in  einer  Vertbeaernng  der  Holzprodncte  fUr  dit 
dustrie  and  ftlr  die  PrivaUiaashaltungen  empBndlicb  ftthlbar 
und  einen  grossen  Uebelstand  der  Volkswirthschaft  darstelle, 
jenen  Holzmangel  zu  vermeiden  und  womöglich  auch  durok-i 
geordnete,  die  Znknnft  bedenkende  Forstwirtbschaft  das  Hob 
im  Preise  za  erhalten,  sei  der  Staatswaldbesitz  wenn  nicÜ 
einzige,  so  doch  das  beste  Mittel.  Er  dtlrfe  am  so  wenig« 
ringert  oder  gar  aufgegeben  werden,  je  geringer  tiberhaopt 
Waldbestand  eines  Landes  and  je  mehr  Wald  bereits  im 
besitz  sei.^) 

Diese  Ansicht  ist  einer  ganz  bere^tigten  Beaetion  la  Gi 
der  Wälder  entsprungen,  welche  nach  langen  Devastirongen 
auf  Grand  der  abschreckenden  Beispiele  mancher  Länder  t. 
schon  seit  dem  16.  und  17.,  namentlich  aber  seit  dem  v 
Jahrbondert  eingetreten  ist.   Aber  sie  tlberschiesst  das  Zi^ 

1)  Einmal  verallgemeinert  sie  za  sehr  nnd  sacU 

znerst  Lenor,  dass  Wald  die  einzige  best&ndifa  und  mit  seHcU. 
niiTenierbare  Qaelle  von  Bau-  n.  Brenn mateilAl  ad."  IHe  anderen  Poficta, 
wegeo  der  Wald  wiclitig,  idieinen  mir  docli  noch  bedeutumer.  —  BoiBku 
Geschichte  der  8taatsfoT8twirtlisdiafkdeIire  im  19.  Jahrbnndart,  FwsU.  UHMf  1 

S.  161  ff. 

'')  Die  Furcht  vor  Holzmaogel  ist  darcbans  das  Haaptarf^ODt  der  &U«ni 
h&DRer  der  StaatsforsteD,  rergl.  auch  Malchos  I,  §.  15;  aach  ftlr  Banta" 
wirthBchaftspolitik,  §.  153  ff  n.  Fin.  5.  A.  §.  140,  g.  143  Ni.  4  bt  dieser  ' 
punct  doch  im  <^zen  der  leitende.    Gegen  dieaes  Argument  irt  die  F4 
Krug  0.  Bergins  (Fin.  186)  zutreffend,  aber  Midi  smr  g«gen  dieaes  allai&, 
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riel  zu  beweisen.  Denn  notoriBCh  bestehen  Qberall  neben  den 
Stiatsfofsten  PriTatforsten,  die  andi  ohne  staatliehes  Verbot  nicht 
derastirt  oder  ganz  abgeholzt  werden.  Die  Gegner  der  Staats- 
forsten haben  daranf  otl  lüngewiesen,  Beispiele  angefUhrt,  dass 
die  verkauften  Wälder  des  Staats  nicht  rerwttstet,  sondern  nur 
Bveekmässiger,  billiger  und  rentabler  bewirthsohaftet  worden 
und  mit  mehr  oder  weniger  Grand  die  regelmässigen  Uebelstände 
des  Privatwirtfaschaftsbetriebs  des  Staats  auch  im  Forstbetrieb 
deawiben  nachinweisen  gesncht  Die  Anhänger  der  Staatsforoten 
hsben  oftmals  zq  wenig  nnterschieden ,  den  Wald  nm  jeden  Preis 
and  fiberaU  erhalten  wollen  und  siäi  gerade  dadurch  manche  Vor- 
wfirfe  sngezogen,  daeBS  sie  sich  in  ilüen  Anfordemngen  nicht  be- 
»hri&nkten  nnd  das  Bedttrfmas  eines  fortschreitenden  Anbaus  zn 
wesig  berttcksichtigten.  *) 

i)  Die  obige  Vertheidigung  der  Stetttsforsten  ist  aber  aneh 
prtncipiell  falsch.  Wird  wirklich  das  ersehnte  Ziel  erreicht,  d.  h. 
em  grosser  Holzbestand  und  ein  biUiger  Preis  des  Holzes  erhalten, 
w  igt  die  Folge  davon  ein  anriehtiges  Verhältmss  des  Holz- 
preises  zu  den  Preisen  anderer  Bodenprodacte.")  Ein 

*)  So  Turde  in  Frankreich  durch  Ges.  t.  25.  M&rz  1831,  als  man  za  Kiiegs- 
i^ltimgen  200  MiU.  Fr.  branchte  and  nicht  billig  genng  borgen  zu  kOnneu  glaubte, 
der  Teikanf  von  SOO.OOO  Hect.  Staatsw^d  bwchlosaen,  in  5  Jahren  zn  beenden.  Oa 
tiemble,  aa^  Lafitte  (Dc^.  £.  11.  Febr.  1831)  poor  la  conservation  de  cette  masse 
de  bois,  parce  qa'on  snppose  &  tout  le  monde  la  volonte  d'abattre  et  de  däfricher. 
I  Cette  crainte  n'est  gaöre  fondfee.  In  frttherar  Zeit  habe  man  dieselbe  Be^lrchtnng 
'  nbest  bei  erfolgten  Yerkäafen  ron  Staatsfoiateii,  aher  ohne  Grand.  Presqae  tous 
fai  bois  ont  kti>  convertis  en  talllis  soqb  fatale  (Mittelwald),  ponc  £tre 
cnp6s  toDs  les  20  ans.  Iis  Bont  doreams  des  lors  nn  revann  solide,  t6galler,  facUe  h 
dinger,  et  qa'm.  graad  nambre  de  propriitaizaa  ont  leoharchi  arec  empressement 
Sait  30  Jahren  seien  nnr  90,000  Hect  ausgerodet  und  fast  ebensoviel  noa  angelegt 
vMdea.  Die  Suatoforstea  tragen  nur  2— 2Vt  Proc,  des  mUtleren  Veriun&preiBes;  in 
etn  20  Depart  bringen  Bie  nicht  einmal  den  Betrag  der  AdminiatratiiwskoBten  ein. 
Hamann,  Comm.-Ber.  24.  Dec.  1830.  Das  Ergebniss  des  beschloss.  Verkaufs  bis 
war  dieses:  vertossert  116,780  Hect.  fOr  114,297,000  Fr.  oder  Aber  den  An- 
schlag 7,264,000  Fr.  Bisher.  Keiaertrag  3,996,400  Fr.  oder  3Vs  Vo  des  Erlöses;  mit 
Befflcbichügunfc  der  neaen  Grandstoner  der  Wälder  (261,475  Fr.)  3*28  "/o-  Uebrigens 
mea  man  in  Dentschland  bei  dem  Project  der  Venvaadlang  der  Hochwälder  in  Mittel- 
and  Niederwald  an  die  vielen  Nadetw&ldar  denken,  v^he  Niederwaldwirthschaft  an- 
■SgUdi  machen:  in  Preassen,  alte  Fror.,  bestanden  die  Staatsforsten  1865  za  66-fi 
m  Kiefern  ond  Lürdien,  9*8  aua  Fichten  and  Tannen,  4*7  ans  Eichen,  10*5  aus 
BKba.  5-&  «u  Erlen  und  Biikeo,  zu.  zu  95-2  7.  ans  Hochwald  (StaL  Jahrb.  IH,  147, 
■it  RechenfeUem,  di«  hier  rerbessert).  —  Dass  indwsen  Tielftch  die  meisten  Wald- 
tiifei  8peonlaiitaii  liiid,  die  sogleich  die  Axt  anlegen ,  wird  hesWigt  in  d.  Verh.  d. 
Dq).  E.  in  fiaiein,  1822,  BdL  X,  19,  Handeshagen,  Finaozpol  8.  I0<4  (Ran). 

*)  Neuere  FbrstmftnDer  unterscheiden  daher  ganz  richtig,  ob  dleWSlder  als  Schatz- 
öder  als  ErwerbsTftlder  beibehalten,  oder  ala  Laxaswälder  auch  vom  Staate  ver- 
kiift  und  dann  erent  abgeholzt  werdea  sdlen.  S.  z.  B.  Leo  in  s.  Forstl.  BUttem, 
1875,  S.  324. 

YgL  Bergltt«  8.  187. 
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ZQ  niedriger  Holzpreis  ist  aber  kein  Vortheil,  ein  Steigen 
des  Holzpreises  kein  unbedingter  Nachtheil  fOr  die  Volk»' 
wirthscbaft.  Dieses  Steigen  bildet  vielmehr  das  sicherste  and 
wiribschatUich  richtige  PräserratiT  g^en  Holzmangel  fiberhaopt 
wie  gegen  Hangri  bestimmter  dnxelner  Holzarten.  Denn  es  fllhrt, 
besonders  was  Brennholz  anlangt,  zn  grösserer  Sparsamkeit  im 
Verbrauch  von  Holz,  za  Holz  ersparendsn  oder  guiz  ersetzenden 
Erfindungen  f  and  es  giebt,  besonders  auch  was  Nntzholz  anlaogt, 
die  Anregung  zum  Anbau  und  zu  geordneter  Waldcnltnr  und  macht 
letztere  erst,  verglichen  mit  der  Gultor  anderer  Bodenerzengnisse, 
priratwirthschaftlieb  rentabel  Erst  bei  einem  gewissen 
Preise  des  Holzes  lohnt  es  anf  den  höheren  Stufen  der  Volkswirtb- 
sohi^  fltr  den  Privaten,  Waldbau  zu  betrdben.  Die  Behanptnng 
der  StaatsforstwirthCj  dass  die  Privatforstwirthschaft  selten  eme 
gute  und  conservirende  sei,  ist  daher  zwar  thatsächUch  öfters  richtig. 
Aber  es  wird  dabei  tibersehen,  dass  der  durch  das  Staatsforstwesen 
and  durch  zn  umfangreiche  Waldconservirung  künstlich  niedrig 
gehaltene  Holzpreis  hiervon  die  Ursache  ist.'  Denn  gerade  deswegen 
kommt  das  Bestreben  leichter  anf,  durch  Massenhieb  und  Abbolzsng 
rasch  Geld  zn  machen  und  den  bisherigen  Waldboden  mit  grOsfle- 
rem  Vortheil  fUr  andere  Zwecke  zu  verwenden.  Es  ist  nicht  n 
leugnen,  dass  die  Verwaltung  der  Staatsforsten  und  auch  die 
staatliche  Forstpolitik  gegenttber  den  Privatwaldnngen  vielfach  tu 
sehr  von  dieser  folschen  Angst  vor  Holzmangel  geleitet  worden 
ist.^')  Damit  lässt  sich  weder  die  möglichste  Erhaltung  der 
Wälder  an  sich  noch'  die  B^behaltnng  des  Staats^gentbnms  an 
einem  grösseren  Tbefle  derselben  genflgend  begründen.  Fasst  man 
den  Wald  Überhaupt  nur  als  die  Quelle  der  Versorgung  eines 
Landes  mit  Holz  auf,  so  giebt  es  keinen  Grund,  den  Waldboden 
anders  als  sonstigen  Boden  zn  behandeln.  Es  ist  nicht  zn  be- 
sorgen, dass  es  an  Holz  zn  den  verschiedenen  Verwendungen 

")  Sehr  troffend  chankterisirt  das  Falsche  dieser  Politik  Hock,  Finaoznnr. 
Frankreichs  S.  223:  die  iiaazte,  Gesetzgebung  sei  geleitet  vom  Geiste  der  Bfiroranft* 
doDf^  und  des  Staatsschatzes.  Sie  „bäiand^t  das  Holz  nicht  wie  ein  GUed  in  der 
grossen  Beihe  der  Gttter,  mit  denen  die  Vorsehmig  den  irdischen  Wohnsiti  des 
Menschen  ausgestattet  hat,  wechselnd  in  seinem  Werth  vie  alle  anderes  o.  bestinint. 
rerbraacht,  vertauscht,  umgestaltet  zn  werden,  wie  es  eben  das  BedHrfniss  nnd  du 
Interesse  fordern,  sondern  sie  behütet  den  regetabU.  Brennstoff  ror  der  TerfDgong  des 
Sigenthamers  wie  vor  den  Einpiffen  der  Freradeo,  damit  er  im  Grundstock  onrendiTt 
der  Znkimft  und  jenen  berom^en  Ufinnent  Tubebalten  bleibe,  tm  dsnea  dar  Gesetz 

geber  roraossetzt,  dass  sie  allein  den  rechten  Oebranch  darai  madun  Warden.'*  A«bi* 
dl  vaint  Beunittg«  Bdtr.  z.  Fom  Ober  d.  Gmadprinc  d.  Waldbaus,  1871.  S.  IX 
ror  Debertreibiiiigen  In  Beng  auf  die  KacUialtfgkdt  des  ValdbebMii.  S.  «.  f  IW- 
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AUen  werde.  Selbst  anf  genttgeode  Einfnhr  ans  dem  Aoelande 
■t  wenigstens  faeatezvtage  bei  dem  hochentwickelten  Gommimv 
citionswesen  sogar  bei  einem  so  volaminösen  Artikel  geringen 
ipecifiBchen  Werths  wie  Hols  an  rechnen,  wenn  nnr  der  Preis  hin- 
Knglieh  hoch  steht,  wie  England  zeigt  Diese  Lage  der  Dinge 
hat  aber  keine  besonderen  Nachtheile,  denn  sie  beweist,  dass  es 
öeh  mehr  lohne,  im  Inlande  andere  Bodenprodncte  statt  des  Holzes 
ZI  bauen.  Dieses  Interesse  des  Einzelwirthsohafters  widerstreitet 
Doter  der  gegebene  VoranssetziiDg  nicht  dem  Tolkswirthsohaft- 
Beben.") 

Man  kann  demnach  die  Beibehaltang  der  Staatsforsten 
«k  Mittel  znr  GonserTirnng  der  Wälder  ans  der  Fnrcht 
ror  Holzmangel  nnd  vor  Ueberthenernng  des  Holzes 
Dieht  genügend  begründen,  weil  diese  Conservirnng  zn  diesem 
Zweeke  nicht  geboten  ist 

Die  Interessen  einzelner  Landestheile,  in  denen  sich  znfUllig 
Staatsforsten  befinden,  können  vollends  nicht  in  der  Frage  zn 
Ginsten  der  Bdb^ialtnng  entscheiden.  Denn  das  Institut  der 
Staatsforsten,  als  Pi^erratir  gegen  Hotzmangel  nnd  hohe  Holz- 
pnise  betrachtet,  wUrde  dann  den  einzelnen  Gegenden  des  Staats- 
gd)iets  in  sehr  ungleichem  Haasse  zu  Oute  kommen,  vollends 
solsDge  als,  der  Wirklichkeit  entsprechend,  der  StaatsforstbesitE 
wbr  verschiede  in  den  einzelnen  Landestheiien  ist.^) 

§.  193.  —  B.  Als  richtige  nnd  den  Ausschlag  gebende 
(rrflnde  fflr  die  Beibehaltung  der  Staatsforsten  er- 
■ebdnen  dagegen  die  folgraiden,  von  denen  der  wste  der  wich- 
tipte  ist"): 

1)  Die  Conservirnng  der  Wälder  ist  jetzt  in  unseren 


^  laflofero  Bcheint  mir  die  Tendenz  der  Scbiiften  ran  Preasler  ricbti;, 
^  bei.  dm,  Waldbtn  des  NaÜonalOkonomen.  Drosd.  1865  n.  dtraber  Helferich, 
Alt  Vkldiente  in  d.  Tllb.  Ztschr.  1807  (XXIU,  1  ff.).  Auch  Pressier,  Haaptlehr. 
<L  Pmtbetriebs  u.  seine  Einrichtan^  Im  Geiste'  der  Reinertragsschnle,  3.  Ä.,  1872; 
itn.  bk  d.  Forstl.  Blittem  1876,  S.  16  fl.,  mit  einer  hemerkensrerthen  Uittheilnnf 
an  Honwea;  der».,  d.  Hochmldaideid  (1.  HUfte  der  Hupdehreo  d.  Fontbetrtebs 
a.  T.),  9.  A.,  Lpz.  1872,  FontfinuuieohnDng  (2.  Hllfte  den.  Bachs),  Lpz.  1871. 
)ideicb,  Foratfliniieht,  Dresd.  1871.  Tgl.  aach  Renning  a.  a.  0. 

S.  0.  Note  1.  lieber  Preossen,  Stat  Jahrb.  in,  144,  UV,  1.  200. 
S.  bes.  Leo,  a.  a.  0.  8.  63  ff. —  Bau.  I,  §.  986,  U,  §.  157.  —  Roscher. 
U.  §.  192.  —  Benning,  S.  20.  —  Qr&ger,  Sonnenschein  a.  Regen.  Welm.  1870. 
—  I.  Ebermayer,  physic.  Einwirk,  des  Walds  aof  Licht  n,  Boden  n.  s.  kllmatoL 
■■  hypen.  Bedentang.  Aschaffenb.  1873.  S.  aacb  Qranert,  Waldachutz&age  n  deren 
BduBdL  Mtf  dem  Wege  Internat  Gongr.  Forstl.  BUtter  187S,  8.  97  ff.  —  Scheel, 
>■  t-  0.  8.  362.  —  Hehifacb.  bes.  f.  d.  allgem.  rolkswlrthsch.  Bedent  d.  Wilder,  ■. 
neh  Helfeiich  in  s.  2  Art  Waldrente,  Tab.  Ztschr.  1867  n.  1671. 
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Ländern,  wo  der  Waldbestand  doch  im  Laufe  der  Zeit  ohnehin 
Btark  vermindert  iet,  im  Allgemeinen  geboten,  nicht  ana  den 
im  vorigen  §.  angegebenen  Oründen,  Bondem  aas  den  wichtigsten 
Rttckfiichtcn  auf  den  grossen  Einflass  des  Waldes  auf  das 
Klinfa")  and  dadurch  direct  nnd  indireet,  sowie  aach  abgesehen 
davon  noch  sonst ,  auf  die  Volkswirthschaft  eines  Landes  im  Äll- 
gemednen. Eine  anpassende  Abholzang  oder  eine  Dera- 
stirang  der  Wlllder,  welche  der  einzelne  Besitzerin  karzsiohtigem 
Egoismns  vornimmt,  kann  daher  weittragende  schlimme  Folgen 
haben,  welche  sich  schwer  oder  gar  nicht  wieder  gut  maeheo 
lassen,  aoeh  wenn  das  Holzbedttr&iss  ans  anderen  Gegenden  oder 
mit  Hälfe  von  Ersatzmitteln  befriedigt  wird.  Znm  Zweck  der  Cod- 
servirong  aller  solcher  WlUder,  denen  jene  Bedeatang  fQr  das 
Klima  and  die  Volkswirthscfaaft  zngesehrieben  werden  moss,  ist 
das  Staats  eigentham  an  den  Wäldern  daher  im  Principe  nicht 
nnr  nicht  verwerflich,  sondern  vielfach  ain  PassendsAen.  Wo 
Staatsforsten  fehlen,  kann  ans  diesem  Gmnde  selbst  der  Ankaof 
von  Wäldern  dnreh  den  Staat  emstlich  in  Frage  kommen.  Andern- 
falls  wird  eine  mehr  oder  weniger  weitgehende  staatliche  Ober- 
aufsicht und  Controle  Über  die  Gemeinde-,  Corporations- 
und  besonden  die  eigentliehen  Privat  waldangen  namentlieh  da 
geboten  sein,  wo  schlechte,  derastirende,  nnr  die  BedQrfniMe  der 
zeitigen  Eigenthflmer  berttcksichtigende  Ansnatzung  der  Wälder 
ttblich  ist.  Jede  wMe  Einmischung  der  Regierung  in  den  Wirtb- 

NsmentUch  bewirkt  der  Wsid  eine  ^taichm&ssige  VertheilBns  det 
Feuchtigkeit  durch  das  ^anze  Jahr,  anch  venn  es  fraglich  ist,  ob  ei  die 
absolate  Begenmonge  ito  Jahre  vermehre.  Nach  Dore  hat  das  planlose  Aasrodeo  der 
Wlldtf  cdneo  oachtheiligen  Einflnss  anf  die  Tertheiltiag  dee  Bcgene  Uber  du 
Jahr.  Die  Örtlichen  Niederschl&ge  werden  iu  waldlosen  Gegenden  mehr  aof  bestiouDte 
Zeiten  beschränkt,  weil  sie  dann  mehr  nur  rom  periodischen  Wechsel  der  allgem. 
Bewegnngen  der  Atmosphäre  abh&ngen.  Grade  deshalb  im  der  einen  Zeit  Qbernilsäge 
Trodieiüieit,  in  der  anderen  Deberschwammnng,  Staa-  o-  GieBsbäohe  rerkeena  leidter. 
JMe  wird  abgeschwemmt,  die  Wiederbewaldang  erschwert  Le»,  S.  65  ff.  AnfGrod 
der  neuestes  Arbeiten,  bes.  Ebermayer's,  legt  Leo.  FontL  BUtter  1879,  S.  19t 
die  kUmatoI.  Bedeatang  des  Waldes  folgendermaswn  dar:  Der  Wald  stomi^  die  Ex- 
treme dos  Kliau's  romemlicb  in  den  wärmeren  Monaten  (Mai  Ins  Oct)  in  ttaser« 
Breiten  ab.  Die  Waldlaft  ist  stets,  bes.  im  Sommer,  feacbter,  daher  darch  Wald  eia 
feuchteres  Klima.  Der  Wald  verlangsamt  den  Wasserabflon  a.  bewiriit  gleichmiBsgsi' 
Yertbeilang  der  Bodenfeuchtigkeit  auf  die  Jahreszeiten.  Er  reriiiadert  an  V>ägta 
Bodenabscbvemmnogeii  durch  Wasser,  anf  den  Hochgebirgen  EinstOrze  a.  Laviaeo, 
in  der  Ebene  Flugsand. 

")  Bes.  kommen  gener^e  Interessen  der  Landwirthsch.,  specieUe  der  u 
Wäldern  gelegenen,  z.  B.  dorvh  sie  ror  Wind  mehr  goscbttizten  l&adL  GrnsdatadM  ii 
ßetraobt.  —  ron  der  nicht  zu  leognendeai  „etbisdun  '  oder  woialpolitisclMB  BedtaW 
der  Wilder  za  geachwelgeo.  s.  Boscher  n.  g.  18S,  Anm.  4,  u.  bea.  Biebl,  lud 
u  Leute,  Abschn.  I  ,^"0^  o.  Wald". 
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sohiftsbetrieb  der  Privaten  bat  aber  wieder  maocberlei  andere 
hoottTemenzeD. ")  Wo  daher  einmal,  wie  namentlich  in  Deotsoh- 
lud,  der  Staat  Eigenthümer  grosser  Waldmassen  geblieben  ist, 
da  enoheint  mindestens  die  Erhaltung  dieses  Zostands  durch- 
U8  als  das  Beete. Diese  Ansicht  findet  dnreh  die  folgenden 
GfOode  ihre  weitere  Unterstützung. 

2)  Mancher  Boden  ist  nnr  fttr  Wald  tauglich  (sog.  unbe- 
dingter Waldboden).")  Die  Erhaltung  des  Waldes  auf  ihm, 
ud)  wenn  der  Ertrag  dauernd  gering  ist,  erfolgt  am  Sichersten 
aad  Leichtesten  durch  die  Begiernng.  „Ist  der  Wald  aber  ein- 
mal zerstört,  so  kann  er  wegen  des  .Mangels  an  Schutz  gegen  Hitze, 
Kälte,  Wind  und  wegen  des  Abschwemmens  der  guten  oberen  Erde 
oft  gar  nicht  wieder  hergestellt  werden",  wie  sehr  das  Interesse 
des  ganzen  Landes  es  auch  fordern  mag.  Einzelne  Blossen 
ist  aber  immerhin  der  Staat  noch  am  Ersten  in  der  Lage  wieder 
n  bewalden. 

3)  Die  Forstwirthsehaft  hat  im  Vergleich  mit  der  Laadwirth- 
sckafi  mehrere  besondere  Eigenthflmliehkeiten,  wegen  deren 
sie  sieh  am  Besten  fUr  den  Grossgrundbesitzer  Uberhaupt  und 
mnal  fllr  einen  solchen  Grossgrundbesitzer,  wie  d&a  „ewigen 
Staat"  (Domänenfiseus)  eignet  Solehe  Eigenthttmli<dikeiten  sind 
die  Langsamkeit  des  Holzwnchses,  die  nothwendige  BUck- 
Biobt  auf  die  Nachhaltigkeit  des  Ertrags  („Nachhalts- 
bewirthschaftung"),  das  lange  Warten  auf  eine  Rente 
weuigstens  bei  jungen  Wäldern  bei  den  fttr  gewisse  Holzcultoren 
erforderlichen  längeren  Umtriebszeiten  (Hochwald);  die  schwierige, 
kostspielige  und  vollends  lange  auf  Ertrag  warten  lassende 
Wiederbewaldung  von  BUssen  und  Anlegung  neuer 
Wälder,  welche  der  Staat  mit  seinem  scbon  vorhandcDeu  Forst- 
pwsonal  aber  noch  am  Billigsten  ausflihren  kann ; die 

")  .Jlnhreder  musa  der  Staat  in  Norwegen  in  ganz  beträchtlicher  Mchrc 
l'ddar  aakanfea,  oder  man  nrnss  Foratgesetse  herbeischaCto ,  die  die  Wirm- 
Rlufilichkeit  dnrcli  Zwang  herrormfea,  bia  daai  die  kleinea  Waldbesitzer  klüger 
»eriML"  (Foml,  BI.  1876,  S.  16.)  Aßer  ob  letzteres  Ziel  erreicht  wird?  —  Vgl.  auch 
dniene  preass.  Watdachntzges.  r.  6.  7ali  1875. 

Dmpfeubach,  Pfeiffer  a-  a.  m.  machen  auf  einem  im  Grande  gleichen 
aiaodpimcte  daher  nnnSthige  Zageständuisse  an  die  „horrachonde  Doctrin",  s.  o.  Note  6. 

")  TgL  hiermit  Bau,  Fin.,  5.  A.,  g.  189—141.  toibiu  einige  Sätze  im  Tex» 
beibähalten.  Dieser  seihet  nach  §.  173  d.  6.  A.  ron  mir.  Deber  die  Valdwirthsch. 
t.  Ban,  TolkawirthschaitsL,  §.  5S3  S. 

*)  Pfeil,  II,  142. 

Schenk,  S.  192.  —  Kaiche  Gnmdbe&itzer,  bes.  ron  aristocratisoh.  FamiUen- 
bmaäadn,  auch  Gemeinden  legen  wohl  Öfter  neue  Waldangen  an ;  ron  den  mittleren 
nad  Heineren  Gnmdeigentham^ni  iat  dies  weniger  m  erwarten,  am  Wenigsten  die 
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GrOBse  des  stehenden  Holzrorrath«,  weldie  den  FrinI 
Idchter  in  Versacbnng  bringt,  durch  Ueberbanen  den  Wald  n  mUI 
gen;  der  Umstand,  dass  rentable  Waldwirthsehaft  metrti 
auf  grossen,  womöglich  znsammenh&ngenden  FllflU 
wegen  der  Eigenthttmlichkeit  der  Waldarbeit  betrieben  mri) 
kann;  das  Erforderniss  einer  nnr  geringen  Menge 
Arbeit  anf  einer  Waldflftche")  im  Vergleich  mit  einer  F 
oder  einem  Qarten,  aber  zogleieh  das  ErfordernisB  einer  s 
fischen  Facbbildnng  wenigstens  des  mittleren  nnd  h5l 
Arbeiterpersonals  im  Forstwesen,  wobei  jedoch  dergestalt  fi 
gebildete  Arbeiter  wieder  nur  ajnf  grossen  Fliehen  em 
ZQ  verwenden  nnd  aoszanntzen  sind,  so  dass  die  Staatsfo 
Schaft  insofern  auch  als  die  Ökonomischste  selbst 
deijenigen  anderer  grosser  Waldbesitzer  ersehet  Wem 
Private  seinen  Wald  ebenfalls  darch  Fachleate  bewirthseb 
wird  ihm  dies  oft  Uiencrer  kommen,  weil  die  Arbeitskraft 
Personen  nicht  voUstSndig  ansgenntzt  wird.  Steht  das  Pri^ 
personal  aber  in  der  Fachbildung  nach,  so  wird  es  aneh 
wirthscfaaftnng  der  Privatwälder  meistens  thnn. 

4)  Der  schon  erwähnte  Umstand  (§.  191),  dass  in  der 
wirthschaft  der  Factor  Natur  gegenttber  den  Fs 
Arbeit  nnd  Kapital  Uberwiegende  Bedentang  hat, 
dass  die  gewöhnlichen  Vorzttge  des  Privatbetrieb 
Naohtheile  des  Staatsbetriebs  hier  so  ziemliek 
schwinden.  Unter  einigen  besonderen  Schwierigkeiten  der 
arbeit  (schwere  Controle,  leichte  Unterschleife  o.  s.  w.) 
Staat  eher  weniger  denn  mehr  als  der  Private.  Aehnlieh 
für  beide  im  Oanzen  doch  auch  nm  die  Sieherang  des  Wi 
Üinms  vor  Diebstahl  n.  s.  w. 

5)  Die  Htthe  der  Waldrente  hängt  vorzngsweit 
allgemeinen  Verhältnissen  der  ganzen  Volkswirth 
ab.    Wirthschafts-  nnd  Cultnrfortschritte,  vermehrter  Wi 
grossere  Volksdichtigkeit,  Concentration  der  BevOlkerang  in 
and  der  Industrie  in  gewissen  Gegenden,  verbesserte 
tionen ,  Absatzwege  n.  s.  w.  erhöhen  die  Holzpreise  and  1 
neben  der  städtischen  kaum  eine  andere  Grundrente  so 


Anfimcbt  tutdutimminr  Fontoo.  —  In  ScliottUiid  allsfdfBgi  teit  Su.  h 
Enuiluniig(17T8)TidMDeneWaldtiiifeii(NlansBn,  Waldberiehto I,  43^ 
wÄx  ImIu)  Pnisa  des  Bfta-  o.  Kntihdiw.  —  An^^üaaag  von  Bchön  m 
ia  den  B«iHbemii  d«s  Schvtniralda  dnrdh  dl«  xaganthfloier.  (Baa) 
")  Hach  Uniidflihageii  auf  e.  MO  Uoigw  1  AiMtar. 
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die  Wftldrente.'")  Letstere  ist  hier  rornemlich  Rente  der  Lage. 
Der  Frivatbezng  dieser  Beute ^  welche  ein  Einkommen  bildet, 

du  mdstens  nicht  aaf  individuelle  Arbeit,  Kapitalrerw^dang 
oder  aach  nnr  Specolation  des  Beziehers  znrtlckgefllhrt  werden 
km,  ist  der  misslichste  Fnnct  bei  der  Rechtfertigang  des  privaten 
Granddgenthnms.  Bei  den  Staatsforsten  kommt  diese  Bente  der 
Stutscasse,  also  der  Ällgemeinheit  zu  Gnte,  was  dnrchans  nur 
10  tnlHgen  ist 

§.  194.  —  G.  Im  Verglddi  mit  den  angeftthrten  Grttnden 
räddie  Oegengrttnde  gegen  die  Bei  behalt ang  der  Staats- 
forsten  imd  die  positiven  Gründe  für  die  Veränsserang 
nerheUieh  oder  selbst  geradesn  nnrichtig.  **)  Ansser  in  Betreff 
des  ia  §.  192  besprochenen  Argoments  kann  man  den  Gegnern  der 


**)  In  {EdceodfiD  Beispieleo  ist  der  HolxeilBsfttr  die  Stutscuse,  ohne  Einiec^im; 
de  Ai^eila  der  Berechtigten  (mit  Einachhus  der  Jagden),  aber  ohne  die  Holzhuidlaiig 
«««SBbeaL  Baden.  Hdizerlte  D.  1831— S6  998,714  fl.,  1842—47/48  1,746,316  H, 
1S(0-61  2^121,711  fl^  U66-68  2,024,060  H,  1872—74  4,958.000  M.  Die  HoU- 
pitiH stiegen  1 807/9— 1841/45  nm  60—100,  1838—1859  nm  27—30  7«.  Inden 
1 J.  1872—74  w«r  d.  Holzpreis  p.  1  Featm^  Nutzholz  16-14,  18-74,  18  66.  i.  D. 
\m  Huk.  Brennholz  8*66,  9'11,  9^  l  H.  9*80  Huk.  —  Freussen,  HoIzorlOi 
lSSO-33  3.780,600  Thb.,  1845— 49  4,807,700  Thlr.,  1854—57  5,918.400  Thlr.,  1862 
I)b65  8,508,000  Thlf.  Dar  Belneitng  irar  D.  1849—50  2,827,800,  D.  1864—65 
i,mm  Thlr.  SolHnn.  f.  Holz  1875  12  505  im.  Thlr.,  wvron  anf  die  alten  Fror. 
(tbt  Ker  Dmlang)  8*962  Mill.  Thlr.  Die  mathmassL  Elnn.  mirde  aber  gegen  diesen 
S»KiaWat  hfthetr,  anf  15  25  MilL  Thlr.  im  Ganzen  veransclilagt.  Stat.  Jahrb.  IV,  1,  202. 
^Ucidiiigs  iat  aach  der  Holzertrag  selbst,  nicht  nur  der  Preis  stark  gestiegen.  Der 
CnbfkfiuB  Holz  vnrde  im  preuss.  Staate  im  D.  1S30— 33  za  103,  1862—65  zu  f72 
Sp.  reikatift  —  Baiern  Beinertrag.  D.  1826—28  1-91,  1832—34  2-87,  1835—37 
^18.  1662—56  3  79.  1861-47  7  21  Mül.  fl.  Die  baier.  Staatswftlder  haben  sich 
1861-67  gegen  1819—25  i.  D.  um  1  02o/o  in  der  Fläche  rermehit,  der  Ertrag  an 
hi>L  Hntiholz  nm  137,  «n  Scheit-  o.  KnttepeDiDlz  nm  26,  an  Stockholz  um  117, 
a  VeUML  um  38.  dagegen  die  effect  Eimuauu  Ton  3*88  anf  11*64  WSL  fl.  oder 
u  249  %  Beredinet  nach  d.  Daten  in  der  hüer.  stat  Ztschi.  1871  S.  1S4.  Der 
KsiMtng  p.  baier.  Tagv.  stteg  in  diesen  42  J.  ron  52  Kr.  anf  3  fl.  16  Kr.  Be- 
nnhensweiüi  sind  anch  die  Ver&ndenmgeQ  in  der  sächsischen  Staataibistwirthschaft. 
^  fesammte  HoUertKg  ron  1  Acker  war  im  D.  1S17— 26  1  Elafler,  1863  1  26  El., 
jbe  a  Derbholz  galt  1854  5*5  Thlr.,  1863  7*08  Thlr.,  der  Reinertrag  des  Ackers 
OB  in  diesem  Zeitnnm  ron  8  64  aof  5*96  Thlr.,  die  Ausgaben  sankeo  ron  37*2  anf 
M-8Proc  dar  Einnahme  herab.  Das  Notzholz  betrug  1817—26  17  Proc,  1854  41. 
I^S8  Proc  des  Stammholzes.  —  In  Frankreich  wurden  bei  der  Yersteigemng  des 
HolttiTOm  Hectare  im  Durchschnitt  ron  1816—20;  697  Fr„  im  D.  ron  1824—29: 
IUI  tt,  geliJst.  Zogleich  irarden  im  ersteren  Zeiträume  anf  dem  Hectare  nur  31 , 
>a»dten  aber  69Bftame  abe^haltra.  Rapport  Tab.  14.  (AelLDateo  z.Th.  nach  Bau.) 

**)  Allerdings  trtgt  die  Staatecasse  dann  aach  die  Aasf&Ue  bei  nngfinstigm  Prete- 
*^<>inKtDreB.  was  aber  ebenblls  iHditiger  ist,  als  wenn  rie  den  Fiiraten  tt^en.  Holz- 
«düi  der  badischen  Dom&nenwildnngen  1846  V4  ^  weniger  als  1847.  Der 
lUl^nia  hatte  1802—68  in  Baden  1865  das  Max.  erreicht,  16  24  il..  1867  u.  1868 
nr  er  im  D.  13-25  fl.  —  In  den  thtlring.  Forsten  sollen  in  den  letzten  Jahrra  die 
HoUpniae  durch  die  Concurrenz  des  bohm.  Holzes  gedrQckt  sein  (Ueberhanen bierl) 
~-  OUger  Ponct  TS.  5  schon  ans  meiner  6.  A. ;  rg^.  jetzt  zor  niheren  Begründung 
Amm  „sodalpofit"  Grundes  bes.  meine  QmnAeg,  I,  K.  5,  Abich.  16,  19. 
TgL  die  Deberaicht  bei  Leo  S.  61. 
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Staatsfonten  in  keinem  weseatlichen  Punete  Recht  geben.  Si« 
ftihren  hauptsächlich  die  allgemeinenGrUnde  gegen  prirat- 
wirthschaftliche  Thätigkeiten  des  Staats  an.  Aber  diese 
Grttnde  lassen  sich  hier  weniger  fast  als  in  ii^nd  welchen  aodren 
I^len  als  durchschlagend  bezeichnen.  Auch  wird  ganz  fiboscbeD, 
dass  es  doch  vor  allen  ein  staatswirthschaftlicher  Grund  ist, 
weicher  fttr  die  Beibehaltung  der  Staatsforsten  geltend  gemacht  wird. 
Unter  den  sonstigen  GegengrUnden  sind  wohl  die  wiefatigsten: 

1)  „I^s  beim  Staate  die  Forstwirthsohaft  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  geregelt  und  geführt  werden  mttsse,  daher  nie  den 
zahlreichen  Verschiedenheiten  der  BedHrfnisse  und  Ert- 
lichen Verhältnisse  bis  in  das  Einzelnste  anzapasBes 
sei  und  dass  bei  ihr  nie  die  Pflege  nnd  Benutzung  bis  aaf 
die  kleinsten  Gegenstände  ausgedehnt  werden  kOunten."") 
Dieses  Bedenken  ist  öfters  Dicht  ganz  unrichtig^  nur  kann  ibni 
durch  eine  gute  und  geschickt  geleitete  Staatsforstwirtbschaft,  die 
recht  wohl  möglich  ist,  abgeholfen  werden.  Jedenfalls  aber  wird 
es  durch  die  oben  angegebenen  GrUnde  weit  Überwogen. 

2)  Die  geringere  Ergiebigkeit  der  Staatsforsten  im 
Vergleich  mit  den  Frivatwaldungen.  „Privateigenthtlmer  würden 
dem  Waldboden  Snen  grosseren  Reinertrag  abgewinnen^  indem  sie 
im  Fall  des  Bedürfnisses  einen  Theil  der  Waldgrflnde  in  Acker- 
land verwandelten,  die  beibehaltenen  aber  besser  benntzten.  Die 
Erfahrung  zeige  den  niedrigen  Ertrag  der  Staats  Waldungen ,  wdl 
das  Personal  zu  kostspielig,  der  Eifer  der  besoldeten  Verwalter  za 
gering,  der  Geschäftsgang  unvermeidlich  zu  schwerfällig  sei,  Nebeo- 
nntzungen  vernachlässigt  wtlrden  n.  s.  w.  Der  Staat  werde  also 
im  Vergleich  mit  dem  jetzigen  Reinertrage  einen  sehr  lohnenden 
Kaufpreis  erhalten."  (Rau  §.  138).  • 

Allein  „die  behauptete  geringere  Ergiebigkeit  der  Staatsforsten 
ist  keineswegs  allgemein  erweislich. **)  Wenn  sie  in  vielen 

««)  Eb.  S.  62.  (wörtlich). 

*^  Nach  der  nenm  Abscbätzong  der  Priratirälder  in  Baden  ist  der  Stenern* 
schlag  63  fl.  aaf  den  Morgen,  woraus  sich  ein  Beinertrag  von  2'62 — .t'15  IL  re^ 
matben  Ifisst  Dom&nenwald  tr&gt  inebr,  b.  Note  30.  Nach  Leo  (FentL  BL 
S.  333)  ist  d.  Ertrag  p.  Hect  in  d.  bad.  StaabwUdem  4*2,  Gem.-  n.  Corporatioii- 
wlldem  4-2,  PriratwUd.  (nach  Gutachten  d.  StaataforstbebOrdea)  3-7  Festmeter.  —  l« 
Baiern  findet  man  den  Holzertrag  der  Staatswaldangcn  zd  0'58  Klafter,  det  Ge- 
meinde- und  Stiftoogsw.  zn  U'46,  der  PrivatwaldoDgen  za  0.47  Kl.  auf  dem  TagveA- 
Die  ForstrerwiitQag  Baienu,  1861.  &  418.  1874  p.  Hect  bez.  4-00,  3*58.  9-15  Ster.  - 
Im  K,  Bern  Abgabesttx  dsgi  5*66,  4-12,  4'29  Ster.  Leo  eb.  —  In  Belgien  >» 
der  allgemeine  Steaennsehlag  dee  Waldes  19*S3  Fn.  rein  rmn  Hectsr.  ««hrBeheiBlich 
za  niediif.  Die  Staalsirftlder  tcnseii  34*42  Fr.,  dl« Gemeindeiritlder  301  SFr.  ßtatüt 
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ÜMlneD  Fallen  stattfindet,  so  kann  sie  snm  Theile  beeeitigt 
weiden,  insofern  sie  ron  za  rerwiokelter  und  kostspieliger  Vep- 
waltoDg  oder  mangelhaften  Verwaltangfignmds&tzen  herrührt  Zorn 
TMle  ist  sie  aber  aas  Ursaehen  zu  erklären,  die  in  der  Beschaffen- 
keitond  den  besonderen  Ynhältnissen  der  Torhandenea  Domänen*- 
fönten  liegen  nnd  anter  gleichen  Umständen  auch  die  Privatforst- 
wiithflcbi^t  berühren  würden.  Dahin  gehören:  a)  die  vielen  anf 
denStaatswaldongen  tm  alten  Zeiten  rnhenden  L&sten,  denen 
die  Priratwaldungen  weniger  onterworfen  sind,  z.  B.  Abgaben  Ton 
BieoD-  und  Baoholz  nnd  Wahtetreu  an  Berechtigte,  Weidedienst- 
Wfcdten  (Servitaten)  n.  dgl^^)  Sie  haben,  die  Folge,  dass  von 

fcUBdg.  Agric.  S.  1S4.  —  Frenaseu:  Beinertn«  der Staatswaldongea  (A.  1S70) 
ViThlr.,  ammüicher  Waldoogeii  0'36  Thir.  a,  den  M.,  Meitzen  IT,  118.  —  In 
Fnikialeli  be^npte^  FaiseftB  Larknna  (BecJunhes  stat  mr  1«b  fnAte  de  1* 
Ftl629),  dass  die  Phraträldcr  wegen  dei  sdüechteren  Beliandlnng  veniger  ein- 
Hgts  au  «He  Staatsforsten.  Man  nahm  dort  1840  den  Reinertrag  der  Staatsvftlder 
a  Jl'SS,  der  Oomeinde-  nod  PäMtrJUdeT  zo  2S'95  Fr.  an.  Bei  der  BeTeehBUg 
da  Kosten  für  das  ForstpeiBonal  mnss  man  bertlcksichtigra ,  dass  dasselbe  auch  zur 
Bem&ichtigaiig  der  Priratvatdongen  mitwirkt,  wessliatb  dgentlich  die  Ansgäbe  nlcbt 
pta  den  Donftneuwaldongen  va  Lut  gcMluiabaiL  werden  kann,  nor  dasB  die  Ans* 
*liö"iiing  schwierig  ist  (.Ban.) 

")  Li  ded  meisten  Staaten  wird  nur  der  wirUiche  Gelderlös  als  Einoahme  be- 
ncLnet,  dar  ohne  Ersatz  abgegebene  Kafaibetrag  bleibt  ans  der  G^drecbniug  binweg. 
"«o  sechieht  es  z.  B.  in  Prenssen.  Der  Geidwertb  der  etatsmüss.  Holz-  a.  Toif- 
>ipbia^  an  Berechtigte  n.  Depntanten  wird  1*)75  anf  2'2Ö  Mill.  M.  berechnet  neben 
flw  etotaäflB.  Staatseiaa.  r.  42-39  (mathmuri.  6109)  M.  H.  Heitzen  beiechnit 
%  1885  418,7^8  TUr.  Veilittt  diach  nnentgeUttehe  Holzabgaban,  nach  dersn  Eln- 
W^iutiig  der  BohertEBg  dea  Hngens  sich  anf  40  Sgr.  erhSht  —  B  ai  e  r  n  moBsten 
uck  Bndhard  (Ol.  40)  Ifi'/s  Proc.  des  g^zen  Holzertrages  an  Berechtigte  unent- 
S*ltlK^  15Vi  Proc.  rertragsmissig  am  niedrige  Preiae  abgegeben  werden.  Wahrend 
dar  aittbre  (Jesaountertrag  an  7,  Klafter  (0*47)  vom  Morgen  war .  konnte  demnach 
in  Vt  Klafter  frei  reritanft  weiden.  Es  waren  1837  schon  67,500  Elafter  Bau-  nnd 
ÜBtüolz-  nnd  520,000  Klafter  Breonholzabgaben  anerkannt,  und  die  streitigen  Gerecbt- 
^*ae  sollten  nicht  viel  weniger  betragen.  In  der  Periode  1843 — 49  nahm  man  an, 
^  fti  das  Holz  939,000,  für  Nebennntznngen  310,000  fl.  ans  obiger  Ursache  weniger 
«BfeBeiiimea  würden.  Nnr  die  wiritlidi  erhaltene  Bezahlong  ist  in  die  Einnahme 
IWKbt  Die  Forstrerwaltong  Baieias,  M.  1844.  S.  101—104.  Nach  aeooreii  Aas- 
■»Öiagia  «Uid  1^95,000  Tagweric  oder  77  Proc.  der  StnatswaldiUelie  mit  Berech- 
t^nSflB  bdastet,  die  des  Staatecasse  jifariich  gegen  1,308.000  ü.  entdehen.  Im  D. 
'^2Ht  eittgingea  der  Staatscasse  deich  Berecht^fangen.  BegtUisttgnogen  and  Natih- 
»«  wegen  ZahlnngsnnftMgkeit  jihrlich  1-32  Mill.  fl.  Die  Forstw.  Baiems,  1861, 
S-  197.  333.  (Raa.)  Nach  Vocke  a.  a.  0.  war  d.  Werth  d.  an  Berechtigte  abgeb. 
'«aaase  1-608  M.  fl.  in  1861/67  jährl.  Nach  dem  A.  1870  ist  der  Verlust  dnrch 
H»b«^aben  1,503,000  fl.  =  0-67  fl.  a.  das  Tagew.  ron  prodncürem  Waldboden, 
^  tabexriffien  gaozei  Beinertrag  3*87  fl.  —  Baden.  Holzabgabe  an  Berechtigte  i.  D. 
I.  1872—74  1846  Festmeter  Uolzmasse  im  Werth  v.  10,448  M.,  dsgL  aus  Verglln- 
fJfSBg  2274  Met  £  14,961  M.  (nach  d.  Dat  im  Budget  f.  1876  —  77).  Vgl.  &hnl. 
ue»  Angaben  aas  and.  deutsch.  X4ändem  bei  Bau  5.  A.  §.  142.  Anm.  b,  6  A. 
3- 134.  Ann.  c  —  West-Oesterreich,  Verlast  wegen  der  Berechtigongen  A.  1870 
i.  0.,  aber  in  den  einzelnen  Kronländeni  ungleich  rertfaeilt,  z.  B.  in  Oe; 
oster  der  Enaa  0.  In  Kämthen  wird  der  Betrag  der  tob  Berechtigten  bezogenen 
Sataagai,  banptsSchlieli  der  Weiden  (32,756  fl.)  mdir  als  doppeU  so  hoch  angegeben 
ib  die  Xinoalime  dsaStaates  ^         IMIO  it}>  —  Aach  in  Frankreieli 
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dem  Beineitrage  der  Bewirthschaftimg  nur  ein  Theil  in  die 
Staatseasse  gelangt^  der  andere  den  Bereehtigten  znflietst 

nnd  somit  doch  auch  dem  Volkseinkommen  zn  &nte  kommt  — 
b)  Der  Umstand,  dass  die  besseren  and  die  näher  an  den 
Ortschaften  gelegenen  Waldungen  eher  von  Gemeinden  und 
Einzelnen  in  Besitz  genommen  wurden  und  daher  dem  Staate 
viele  entlegene  Wälder,  auf  Sand-  und  feuchtem  Boden 
oder  im  Innern  der  Gebirge,  auf  felsigen  Hohen  und  Ab- 
hängen, in  menschenleeren  Gegenden  verbliebra."  An  dieses 
Stellen  ist  zum  Theil  der  Holzertrag  gering,  die  Wälder  sind  zum 
Theil  schwächer  bestanden  und  der  Holzpreis  an  Ort  und  SteDe 
ist  wegen  der  beträchtlichen  Fortschaffdngskosten  gering,  so  das  oft 
„der  Erlös  nach  Abzug  der  Arbeitskosten  wenig  ttbrig  lässt"**)  — 
o)  „Die  grossen,  in  manchen  Domänen  waldangen  vorkcmunenden 
und  in  den  ganzen  Waldbestand  eingerechneten  holzleereo 
Flächen  sind  theils  anderweitig,  als  Wiese,  Wdde,  Torfstich 
u.  s.  w.  benutzt,  theils  wahre  Blossen,  die  entweder  der  so  eben 
erwähnten  schlechten  Bodenbeachaffenheit,  oder  der  sorglosen  Be- 
himdlnng  in  IrUherer  2^it  zugeschrieben  werden  mttssen.  Alle  diese 
nicht  mit  Wald  bedeckten  Stellen  sollten  bei  der  Berechnung  des 

begton  die  VeAflmineraDg  des  Faretertrages  darch  HolzbewUli rangen  und  ifß.  lAr 
frohe  und  £ukd  in  der  Geiingschitzong  des  Hobes  bei  dem  Ueberflnsse  an  WaU  äite 
BegüistigaDg.  Schon  eine  fruuEiWsche  Ordumau  nm  1878  Idut,  di«  uishaUite 
]GinBahme  »m  Staatsforsten  ati  doreh  mäch»  Sdunälernngen  rtdtiit  omuM  1  ateit 
Paatoret,  Ordonnaaces  des  raii  de  la  Fr.  XT,  85  in  der  Tonede.  —  Cabiigw 
ist  in  B^reff  der  Bearth«Utin|>  dieser  Laston  der  Staatswaldangeii  nicht  za  vapum, 
daas  dieselben  Tielfiuih  eigentlich  Reste  dea  allen  wahren  Hiteigaidtiiins  dar  XaA* 
goiossen  an  den  spkter  infimatiiten  Wildem  sind.  S.  Boscher  II,  §.  191.  {Z-Th. 
nach  Ran.) 

Vgl  Bndhart,  III,  47.  —  In  Baiern  befinden  sich  in  den  StaatswalibDseB 
noch  manche  Stelleo,  wo  das  Holz  nicht  benntzt  wird ,  veil  es  nnzngfai^eh  ist  oder 
veil  der  ^Ite  die  Kosten  nicht  rergQten  TOrde,  namentlich  in  der  Gegend  m  Kreut, 
Foratamt  Tegernsee.  Verhandl.  d.  E.  d.  Abg.  r.  18S7,  Beil.  IX,  126.  —  b  d« 
prensB.  Fromzen  Preussen  und  Foeen  be£uiden  sich  1S65  41  Proa  aller  I>oa«aj»J- 
wilder.  Dieselben  lieferten  auf  dtm  pr.  M.  im  D.  nnr  21-4  a.  2S-fi  Sgr.  rohen,  U  h 
n.  17-25  Sgr.  reinen  Ertrag,  im  B.-B.  Harienwerder  nur  171  Sgr.  leh  nnd  7*0  S. 
rein,  dagegen  in  Ata  Bheuprovinz,  weldie  bot  7*7  Pnc.  der  Staatawaldangea  haSe. 
tmg  der  Morgen  64*7  Sgr.  roh  n.  30  S.  rein.  In  den  bergigen  R.-B.  Arasberg  a, 
Oppeln  trigt  der  Uorgen  165  n.  22*4  Sgr.  rein,  im  R.-B.  Motister  557,  ia  da 
Prorinz  Sachsen  5T'5  Sgr.  —  In  Oesterreich  ist  Mihran  ohne  Staatswald,  Btbaa 
hat  nur  10,338  3.  mit  6-3  fl.  mittlerem  rohen  o.  5'5  fl.  reinem  Ertrag.  In  Oe. 
der  £nns,  and  den  Alpenländem  Salzburg,  Tirol,  Steiennailt,  Eimtheo  sind  dagega 
693,498  Joch,  tod  denen  der  Rohertrag  nnr  2-1  ü.  ö.  (in  Salzburg  nnr  l'l,  ia  KIntbw 
0-54  1),  der  reine  0-97  fl.  eoamacht,  in  Tirol  0  6,  in  Salzburg  0*47  fl.  Die  367,800  J 
in  Qalizien  bringeii  roh  0'67,  rein  0-39  fl.  ein,  im  Forstamt  Kossow  0'38  o.  012  i 
In  Galizien  weiden  181,902  Klafter  weniger  gdianoi,  als  der  Holzwnchs  MstHtA 
weU  es  an  Absatz  fehlt  Im  Forstamt  Wiener  Wald  dagegen  (47,822  JoelO  briagl 
dM  Joch  25  £.  ein  n.  nach  Abzng  der  BeOiebsfaisten  18*8  i.  rein.  (Raa.) 


Digitized  by  Google 


OrOnde  ffegm  Stutaforateit.  449 

Bofaertnigs  ausser  Ansatz  bleiben."»)  (Ran  §.  142.)  Vielfach 
weidfin  auch  solche  Blossen  wieder  rom  Staate  angebant  und 
adeie  Ansgaben  eut  Melioration  der  Forsten  ^  fQr  Anlegung  von 
Viidvegra  n.  8.  w.  gemacht  Diese  Ausgaben  werden  oft  gleich 
vom  Behertrage  abgezogen  nnd  lassen  deshalb  wieder  den  Bein- 
erlng  ni  gering  eraeheinen. 

Wenn  es  aber  anch  mitunter  richtig  ist,  dass  der  Private  eine 
WtkUäcbe  in  Ackerland  verwandeln  nnd  daraus  einen  grösseren 
Seiieitrag  erzielen  würde  als  der  Staat  aus  der  dauernden  Be- 
BBtung  des  Bodens  als  Wald  bezieht,  so  muss  das  Minus  der 
Einaihme  (ge Wissermassen  lucram  cessans)  als  eine  verhüllte 
Staatsausgabe  betraditet  werden,  welohe  der  Staat  im  allge- 
Beinen  Interesse  der  Conservirung  der  Wälder  macht. 

Ads  diesen  Qrttnden  kann  man  ans  der  Vergleichung  des 
Reinertrags,  den  die  Staats-  nnd  Priratwaldnngen  und  die 
Fönten  verschiedener  Staaten  abwerfen,  nicht  ohne  genaue  Be- 
rttduiehtignng  aller  genannten  UmstlUide  allgemeine  Folgerungen 


**)  Dar  22,000  Morgen  groese  8acbfleDTald  im  FQntentliTime  Lauenburg  tut 
mi  Uoigao  BlOaeea,  du  Amt  Scbvarzeabeck  7200  Uo^n  BLösae  auf  24,725  M. 
Vill  Niem&DD,  Waldberichte,  I,  523.  —  In  den  baieriachen  Staatswaidimgen 
üd  uMer  den  2,259,000  M.  rabrer  Waldungen  375,175  M.  Oedtug  begri£F«i,  wo- 
fta  7|  benotzt  verdau  konnte,  */.  aber  onbranchbar  sind.  —  In  Hannorer  ent- 
Uta  die  Landfoisten  Ober  15  Proc.,  nemlicb  112,097  M.  Blossen  (1820  nocb 
Mjno  M.).  die  Uarzfbnten  11,933  H.,  Lehzen  a.  a.  0.  Nach  Dbbelobde 
hIIir  BBler  deo  im  Jahre  1891  rorhandeB  gemBeiien  914.043  kaluib.  Morgen  ^ 
BhM  bestanden  haben.  —  Oeber  Prenasen  s.  o.  Note  1. 

")  Beiepiele  de«  Ertrags  t.  Staats  forsten.  Prenssen  A.  f.  1875 
TSua.  d.  Fontrerv.  51-0S6  M.  H.,  woTon  t  Holz  45*75,  Nebennntzangen  3  405,  Jagd 
0-313,  Toi^rib.  0-295,  d.  Best  auf  rerschied.  U.  Posten  (ezcL  Geldwerth  d.  Holz- 
itipbe  an  B«recht,  nnd  Depatanten);  Sninme  d.  daaernden  Ausg.  27*851,  voron 
BcKdd.  IL  and.  peisOnL  Ausg.  3*534,  allgem.  Ausg.  0*570  (Comniiinal-  a.  Beatlasten. 
AUSim^Brenten  n.  b.  w.),  andre  Venralt-  n.  Betriebskosten  23*748 ;  demnach  Ueber- 
niam  23-234  M.  H.,  d.  1.  p.  I  Hect  d.  geeammten  Forstbodens  8*93  Mark,  oder  p. 
I  Heot  d.  X.  Holzzicbt  n.  z.  and.  prodoct.  Zwecken  notzbaren  Bodens  9  35  Marie. 
^tm.  Jahr.  IV.  1,  202  ff.  —  Baden.  Wirkl.  Ertrag  i.  D.  1872—74  roh  4-38S  M.  M. 
t-  Hell,  TonuL  Hutubgabe  an  BeiechtigtB  o.  Yergnnstlgte  25*400  M.  A.  1 1876—77 
JiU.  HS  HaIz  4*478,  Nebenantningen  0*185,  Scbulenersatz  t  Waldfirerel  9000  M., 
m.  üb.  4*623  M.  H.,  Aniüs>be,  ohne  Kosten  d.  Oberrenraltong,  c.  1*723  (die  ein- 
idataPwteB  im  Etat  lehr  rerstreot,  Lasten  f.  Uolzal^aben  hier  nicht  eingerechnet), 
deuseh  rein  c.  2-9O0  M.  M.  oder  f.  1  Hect  33*75  Maifc.  —  Baiern.  Beinertr. 
okae  Berechtig,  i.  D.  r.  1819—25  1*899,  1843—4»  3  399,  1861—67  7*212  MUL  fl., 
^  den  Werth  d.  Abg.  an  Berechtigte,  oder  resp.  p.  Tagr.  52  K.,  1  S.  34  Kr., 
Sl  15  Kr.  A.  f:  1877  Boheinn.  d.  Font-,  Jagd-  und  Triftgefälle  30*236,  Kosten 
ll-ftll,  Beiaortr.  16*595  Mill.  Mark,  c.  14*5  Mark  p.  Hect  —  Oesterreich  (West-) 
A.  t  1876  (incL  d.  kL  Rests  d.  Dom.)  Beinertrag  o.  1*3  Mill.  fl.  Dm  1870  p.  Joch 
c-  0*86  fl.  rein.  —  Frankreich  A.  1876  roh  38  06.  Kosten  12*3,  Beinertr.  26*76 
ViQ.  Fr.  —  Die  Kosten  betrugen  nach  Baa  In  den  60er  Jahren  rom  Bohertfage 
Sl  Pnc  hannoT.  Harz,  64  ^nov.  Landfonte,  54  Pieossen  (auch  1876  o.  54), 

A.  WafBCT,  SlBaanriMeaseb.  L  29 
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§.  195.  —  D.  Ergebniss.  Ans  diesen  Betraohtongeii  laaen  | 
sieh  folgende  Grundsätze^')  ableiten: 

1)  Die  Staat8for8ten  sind  im  Allgemeinen,  wenigstens  in  unseren 
l4änderD  nnd  in  unserer  Zeit,  beizubehalten,  aber  prinoipiell 
ist  dies  nur  soweit  unbedingt  geboten,  als  die  in  §.  199  angefüllten  I 
Gründe  massgebend  sind.   Die  betreffenden  Forsten  dienen  dann 
als  „Schutzwälder".")  i 

2)  Selbst  eine  Eh-weiterong  der  StaatsfoMten  dueh  ! 
Ankäufe  von  Waldungen  nnd  durch  eigene  Neuanlegung  i 
kann  als  Staatsanfgabe  erscheinen,  wenn  obige  Btteksichteo  dafltr 
sprechen  nnd  wenn  es  sieh  um  die  Erhaltung  des  Waldbestands 
auf  sogen,  unbedingtem  Waldboden  handelt,  welche  durch  Frinl-  : 
besitzer  gefllhrdet  sein  kann.")   Die  bezügliche  Aasgabe  ist  eme  ' 
privat-  nnd  zogleich  eine  staatswirthschaftUche  Kapitalanlage  (§.  55).  1 
In  einzelnen  Fällen,  wo  jene  allgemeinen  Bttcksichten  weniger  j 
in  Betracht  kommen,  kann  sich  ein  Ankauf  finuuidl  empftUen,  i 
wenn  er  um  besonders  billigen  Preis  geschieht,  wenn  dadaroh 
eine  zusammenhängende,  leicht  zu  beaufsichtigende  Waldfliebe 
auch  fSr  den  bisherigen  Staatsforst  erlangt  wird,  wobei  sich  dann 
die  gesammten  Bewirthsohaftnngskosten  ermftsaigen  nnd  wenn 
Boden  in  Betracht  kommt,  „welcher  zur  Zeit  bei  keiner  anderen 
Benutzung  so  hohe  Erträge  abwirft,  als  bei  der  forstwirthsdiaft- 
lichen"  (Leo,  sog.  bedingter  Waldboden,  mit  „Erwerbswal- 
düngen").^'')    Die  Kenanlegnng  ron  Waldungen  anl'  öden  Beig- 
ilächen  ist  aus  klimatischen  Bttcksichten,  wegen  der  besseren 

46  Baiem  (1ST6  weniger,  c  41),  41  Oestoireicli,  40  Baden  (1876  c.  38),  35  WOiten- 
Wg.  36  SachseD,  21  Proc  (1876  c.  31)  Frukreich.  In  Frankreich  eridirt  steh  der 
geibige  BeUnf  der  Kosten  theils  aas  den  Teritanfe  auf  dem  Summe,  duib  an 
schwachm  FersonaL  Jetzt  schednen  hier  AendeningGO  einfetreten  n  ada.  Die  JA- 
hkngigkeit  des  Beinertrags  von  d.  Hobe  der  Hobpzeise  o.  den  allgameineB  OultBmr- 
hältnissen  ei^ebt  sich  ans  dem  Vergleich  obiger  Daten«  z.  B.  Prensseu  o.  Batow. 
und  mehr  noch  aus  dem  Vergleich  der  Beineiträge  in  den  eiurineo  Proriaxea.  la 
Baieni  rarüren  diese  z.  fi-  ron  1  :  2*5  (Max.  Ober-  n.  Dnterfirankeo,  Hin.  Obeqibll 
n.  Oberbaiem).  Ohne  d.  Kosten  d.  Centralrerwalt  ist  d.  Beinertr.  im  K.-B.  Gnmbiflaeo 
p.  Hect  3-06,  im  B.-B.  Frankfurt  a.  0.  11-21,  im  R-B.  Magdeb.  18*6  Mark. 

**}  Vgl.  Bau  §.  14S.  der  za  ühnl.  E^ebnissen,  nur  mit  z.  Th.  and.  Hotirin»« 
kam.   Leo  in  den  ForstL  BL  1876,  S.  321  ff. 

**)  Dieser  Name  passt  allgemein  £,  Waldungen,  welche  sozusagen  kümatbcke  i. 
allgerndn-ToUswiTtluch.  Fnnctionen  haben.  Er  ist  üblich  t  V&lder,  die  ab  SoMi 
gegen  Lawinen  n.  s.  w.  dienen. 

**)  IMe  Tenoehnutg  der  Staats  waldflächen  betrag  dardiscliB.  jilul  in  Freassea 
1867—73  0  19,  Baiem  1844  -68  0-24,  WQTtemberg  1861—67  OSS,  Badea 
1856—70  0-29,  Sachsen  1843—74  Leo  a.  a.  0.,  S.  322.   Ein«  weiten 

Termehrang  w&re  nothwendig,  wenn  wirklich  z.  B.  in  DeutscUaud  20**/«  der  Lndee 
fl&che  Wald  ans  allgem.  Gründen  eifoideriich  ist  Leo,  929. 

")  Leo  a.  a.  0.  S.  S22. 
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Siebernog  des  Wasgerablaafe,  wegra  der  UDgeeignetheit  solchea 
Bodms  für  andre  Gnltnren  nnd  weil  dann  später  Waldangen  in 
d(3i  Ebenen  entbehrlicher  werden  können,  besonders  rathsam. ^*') 
Soll  eine  Erweiterong  der  Staatswaldungen  im  grösseren  Umfange 
erfolgen,  so  müssra  fdr  die  Wahl  der  ansokaafenden  Wälder  in 
eriter  Linie  jene  klimatischen  nnd  allgemein-volkswirth- 
lehaftlieben  Rücksichten  entscheiden;  sodann  mag  soweit  als 
mOgfich  eine  gleichmässigere  Vertheilang  der  Staatswal- 
dungen über  das  Staatsgebiet  ins  Änge  gefasst  werden,  was 
dnnh  jene  ersten  Zwecke  ohnehm  mit  bedingt  wird. 

3)  im  Einzelnen  mnss  dagegen  objectir  die  eigene  Abhol- 
lODg  Y<m  Staatsforsten  oder  der  Verkauf  zn  diesem  Zwecke 
enrogen  werden^  wenn  der  Waldboden  ohne  schädliche 
Folgen  für  Klima  nnd  Cnltar  besser  za  anderen  Zwecken 
benutzt  wird.  Hierüber  hat  dann  der  reine  Rentabilitätsge- 
ndtteponct  zn  entscheiden:  wenn  die  roranssiohtliche  Rente 
m  der  anderweiten  Benutzung  des  Bodens  höher  als  die 
Valdrentfl  ist,  so  mnss  die  andere  Verwendung  eintreten,  denn 
Uer  liegt  kein  Grund  vor,  absichtlich  auf  einen  Theil  der  mög- 
Befaen  Rente  za  verzichten  (§.  194).  Das  specielle  Interesse  der 
Hoheonsomenten  einer  Gegend,  in  welcher  sieh  solche  entbehrliehe 
^utfforsten  beünden,  darf  von  solcher  Massregel  nicht  ablenken. 
Sonst  emp6ehlt  sich  völlige  Abholznng  oder  Verkauf  auch  bei 
Ueioen  lerstreoten,  schwer  zn  beaafsiohtigenden,  dem  Holzdieb- 
stiU  besonders  stark  ausgesetzten  Gehnizen. ") 


In  Baden  Bind  viele  hodigelegene  BaoarahOfe  in  de;  N21i6  dei  Waldangen 
ot  wuA  Preis  aogekanft  irordeD.  der  die  Dmwaodlang  in  Wald  Toithdihalt  macht, 
!■  B.  1867  4  Hofe  von  S20  M.  za  Ö5.000  iU  d.  M.  za  174  fi..  2  andeta  v.  IB'/^M. 
a  U70  JU  d.  K.  ZD  III  iL;  1868  6  HOfe  T.  481-6  U.  za  66,000  fl.,  d.  H.  z.  163  fl. 
~  h  Frankreich  nnd  IV«  MUt  HeoL  Valdgnad,  welche  erat  wieder  neu  za  Wald 
"Vkgt  weiden  müBaen.  (Bau.) 

")  Am  diesen  OrOnden  lind  in  Baiern  frohw  140,000  M.  zam  Verinnf  be- 
■äwtt  worden,  wotr.  25,000  H.  anf  0  0  MilL  gßsch&tzt,  fttr  1  MiU.  fl.  verUaft  worden. 
Rndhardt,  Ol,  48.  Viele  Teritänfe  a.  Anklnfa  anch  in  Baden  (b.  d.  jäbrL  Her. 
<L  ludst  AoaechosseB).  (Baa.)  —  Beispiele  rom  passenden  Verkaof  v.  LnxtiBWäldem 
M  Sudun  ans  Sachsen  bei  Leo  a.  a.  0.,  S.  324.  lüt  dam  hier  erzielten  hdiea 
PniM  IsBsen  Ach  dian  iwednnassige  Erwritsrangen  des  Staatswalds  an  anderen  Orten 
i«aa«a  gat  dudifUiren. 


29» 
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5.  Abschnitt. 

BewirttascIialtDiiir  imd  Terwaltans  der  Staatsfonten.  ^ 

L  —  §.  196.  Leitendes  Princip  der  Bewirthsohaf- 
tnng.  Für  die  Bewirtiischaftnng  der  beibehaltenea  Staatsforaten 
mass  das  privatwirthschaftliche  Prinoip  des  grOsBten 
nachhaltigen  Reinertrags  das  leitende  sein,  soweit  jene 
allgemeinen  Bttcksichten (§.  193) nicht  widersprechen.*) 


>)  In  d.  &.  A.  Baa'B.  g.  143,  Note  4.  g.  144—162.  inmdner  «.  A.  n6-16& 
—  Ton  g.  19?  an  im  WesentL  nach  Bao. 

*)  Yg^.  1ms.  Beuningr  a.  a.  0.,  S.  21,  Presiler's  oben  Note  11  d.  TOT.  Ahiduu 
genannte  a.  den.  Qbrige  ia  Helfericb's  Anft.  ia  d.  Tab.  Zaitada.  XXm,  1,  tat. 
geatellten  Scbiiften  n.  diesen  Aa&atz  selbst,  in  welcbem  Piessler's  Princip ,  iaaa  die 
fiewirthsch&ftniig  des  Waides  so  eiDznricbten  sei,  dass  die  Waldbodeorente  ein  Mu. 
werde,  priTatwlnbschaftUcb  geprOft  wird.  Helfeiicb  halt  dies  Piindp  fttr  pnTst* 
Okonomiscb  richtig,  meint  aber,  dass  daoüt  noch  nicht  bewiesen  sei,  es  sei  daselbe 
aacb  nationalokonomisch  richtig.  S.  a.  a.  0.  S-  6,  35,  vo  die  Resultate  zus.  gestellt  | 
sind.  Offenbar  ist  es  allerdings  nur  rom  privatrirtbacliafU.,  nicht  aber  Tom  rdb- 
TirthachafU.  Standponkte  richtig,  zu  der  Folgerang  zn  kommen,  daas  kein  Bodes  zu 
Holzcnltor  benntzt  verde,  welcher  als  Ackerland,  Wiese  oder  Weide  eine  hObere  Bodes- 
rate  ervarten  lasse,  selbst  Tenn  in  elnrai  Lande  dann  dar  ganze  Wald  TvaekMiaäM 
sollte,  —  eine  Fidgraong,  weldie  HdCsrich  mit  Becht  als  nothirendige  Conseqneu  da 
rdn  pilntwirtbschaftL  Forstbetrlel»  hinstellt,  8.  85.  Aber  abzuweisen  ist  diese  Fot* 
gwong  aacb  ans  dem  nationaUlkon.  Gesiobtipaacte  nur  mit  d«a  BUdnieliteB  aof  daa 
Uimatlschen  und  allgemein -Tolkswiithsch.  Einflosa  der  W&lder,  nicht  mit  derForcU 
vor  Holzmangel  und  hohen  Holzpreisen  (§.  192).  Ebenso  darf  die  Begel.  dass  die  ' 
Bente  des  als  Waldboden  benetzten  Bodens  rem  Fontvirth  auf  das  Maximum  ge- 
trieben verde,  nur  insofern  Aosnahmen  erleiden,  als  ein  solcher  Betrieb  allgemeii 
nachtheilige  Folgen  der  genannten  Art  befürchten  Hesse,  z.  B.  deswegen  der 
Waldbeetand  bei  kOrzeren  Umtriebazeiten  in  einer  für  das  Klima  ungttnstigen  WeiM 
t>eschr&Dkt  werden  mosste.  —  An  diesen  Sätzen  ans  d.  6.  A.,  g.  176,  Note  a,  habe  ich 
auch  jetzt  nichts  ftodem  zu  mOssen  geglaubt,  obgleich  die  wissenscbaftL  u.  prakäsche 
Controrerse  Ober  das  richtige  leitende  Wirtbschaftsprincip  im  Forstwesen  aDoh  in  dea 
letzten  Jahren  sehr  lebhaft  discntirt  worden  ist  Beistimmend  zu  meiner  Anfibamg 
in  der  6.  A.  Inssert  sich  Leo,  Foisd  BI.  187S.  S.  89  ff.   Welteree  gebOrt  la  da 

4.  B.  der  Nenbearbeitong  des  Lehrbnchs  (Forstpolitik).  Besonders  beachteoswenh  sind 
ans  der  jüngsten  Literatnr  noch:  Helfericb's  2.  Art  Waldrente  in  d.  Tob.  Ztsclir. 
1871,  XXVII,  549  ff  (natioD.-&kon.  PrOfong  der  Pressler'schen  These),  ders.  ebeod. 
XXVIU,  988  ff,  „zur  Lehre  t.  der  Waldrente"  (auch  in  den  „FoTstl  BlUtem"  1873, 

5.  4  ff).  Wagener  (ForstmeisterX  die  princip.  Aufgaben  der  Forstwirthschaft,  Tob. 
Ztschr.  187S,  XXIX,  381  ff.,  ders..  Anleitung  zur  Begelong  des  Forstbetriebs,  I87S. 
Baur  in  s.  Honatsscbr.  Air  Forst-  n.  Jagdwesen  tlber  „Forststatistik'*,  eine  Beihe  k» 
Au&fttzen  im  Jahre  1872,  —  alle  diese  Arbeiten  gegen  Pressler.  Für  denselba 
bes.  Jndeich,  Tharaodu  Jahrb.  B.  19,  20.  22,  24,  danns  der^  in  d.  T&b.  Znchr, 
1873,  XXIX,  145,  sachliche  ErBttenmnn  beldirender  Art  mit  Helfericb.  DsfL 
Bpedell  gegen  Banr:  Lehr  in  der  A%em.  Font-  nnd  Jagdztg.,  1873,  Juinnuer 
TL  folg.  —  S.  auch  Both  Ob.  Grund-  o.  Waldrente.  Fonrtl  BL  1873,  S.  225.  257- 
289.  —  Wenn  die  prirat-  u.  rolkswlrthscb.  Standponcto  liebtig  aaseinandergehaltoi 
werden,  ist  eine  Vereinigung  der  scheinbar  so  entgegengesetzen  Ansichten  nicht 
schwierig.  Die  practische  Schwierigkeit  liegt  darin ,  richtig  zu  bestimmen ,  wie  weit 
das  privatwirthsch.  Princip  der  Bewirthschwnng  Platz  greifen  darf,  ohne  Nacfatbeil  t 
die  Uimat  n.  allgemein-rolkswirtbsch.  Function  des  Waldes.  Uebertreibnng  io  der 
L&oge  der  Umtriebszeit  ist  hier  wohl  zuzogeben,  bes.  bei  den  deutschen  Sta^sforsten. 
Die  Conseq^uenz  der  Anerirenniuig  der  genaanteu  Fnnctioii  der  Wlttder  ist  dann  eot- 
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Nor  insofern  gehört  die  Einnahme  ans  den  Doipanialwaldnngen 
demgemSss  unbedingt  zn  den  priratwirthschaftlichen  Einnahmen 
des  Staats.  Die  häD6ge  Rttoksicht  auf  die  beste,  nachhaltigste  nnd 
bÖligBte  Befriedignng  des  Holzbedttrfniases  der  Bttrger  darf  dagegen 
ui  den  in  §.  193  angegebenen  Grttnden  ftlr  den  Staatsforstbetrieb 
sieht  massgebend  sein.')  Sie  führt  anch  nnr  zn  einer  ungerechten 
Be^nstignng  der  zuflUligen  Anwohner  der  Staatsforsten,  was  bei 
der  notorisch  meistens  sehr  nngleichmSssigen  Vertheilnng  dieser 
Forsten  tiber  das  Staatsgebiet  vollends  nicht  zn  vermeiden  ist 
Aneh  in  der  Bestimmung  der  verschiedenen  Holzcoltaren  muss  der 
Beirtabiüatsgefiiohtspnnct  entscheiden,  wobei  sich  freilich  die  Be- 
rteksiehtignng  der  speciellen  Holzbedtlrfnisse  der  Nachbarschaft 
öoes  Staatsforsts  oft  ohnehin  finanziell  am  Meisten  lohnen  wird. 

Die  praktische  DurchfUhrong  jenes  Princips  ist  in  einseitiger 
Vorliebe  für  den  Wald  gerade  in  der  neueren  rationellen  Forst- 
wiitfasohaft  (anch  Deutschlands)  zn  sehr  vemachlftssigt  worden. 
NuneotUch  ist  man  in  den  Fehler  gefallen,  die  Änfordernngen 
ia  Betreff  der  Naehhaltigkeit  des  Waldbetriebs  zu  Ubertreiben, 
ueht  nnr  für  den  Ersatz  eines  der  weggenommenen  Holzmasse 
gleiehen  Quantums  durch  Zuwachs  zn  sorgen,  sondern  auch  den 
i^ägen  Holzvorrath  eines  Waldes  ganz  zn  erhalten  und  die  Um- 
triebszeiten  Ober  diejenige  Grenze  von  Jahren  anszudehnen,  welche 
oatsTwissenachaftlich  nach  den  Wachsthnmsverfaältnissen  der  Wälder 
und  privatwirthsehafUieh  mit  Rücksicht  auf  die  Preise  der  Holz- 
arten verschiedenen  Alters  nach  dem  Gesichtsponcte  des  höchsten 
Reinertrags  die  richtige  fUr  die  verschiedenen  Holzcnltaren  ist 
Auf  diese  Weise  ist  die  Waldfläche  öfters  grösser  nnd  stärker  be- 
stockt gehalten  worden,  als  es  die  Rücksicht  auf  den  klimatischen 
Dodallgemein-wirthschaftlichen  Einfluss  der  Wälder  gebietet.  Femer 
ist  in  den  Wäldern  ein  unnötbig  grosses  Holzkapital  aufgesammelt 
Tofden,  welches  im  Grunde  brach  liegt  nnd  im  Interesse  der 
Ehoelwirthschaften  der  WaldeigenthUmer,  also  auch  des  Staats,  , 
nnd  in  dem  in  diesem  Falle  hiermit  identischen  Interesse  der 


««da  eine  beachrlokeade  WaldscliatzgesetzgebQDg  fUr  den  Printindd,  damit  hier 
äokt  öuettiK  die  ptiratviithscIuiU.  Betcieuveise  Tonralte,  oder  die  Debenuhme  der 
ketnIeadeB  Wilder  na  solcher  ftUgeowiaen  Bedeatung  in  du  SteatsaigeDthiim.  Hier 
Uagt  di«  Kheiob&r  rein  Crntteobniflchd  F^nge  wieder  nit  den  Fragen  rotkavirtlisclL 
Orpaiaition  a.  der  Eigenthnaordnang  zusammen  (a.  Wagner,  Grondleg.,  5. 
AkKha.  19.  boB.  g.  366.) 

*)  Ran  hatte  in  d.  5.  9.  148,  Nr.  4.  dieaea  Fiindp  noch  fastgehalten  neben 
Sinbea  naeh  dem  gtOulei  Belnettcag.  Ebenso  sdun  Ualohas  I.  %.  14. 
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ganzen  Volkswirthschaft  pasBonder  za  einem  Theil  flüssig  gemacht  ! 
werden  sollte.*)'  ! 

IL  —  §.  197.    Bewirthschaftnngsformen.    Die  allge-  | 
mein  Übliche  and  ancb  rationellste  Form  ist  die  Selbstbewirth- 
schaftang  oder  Selbstrerwaltang  der  Staatsforeten.    Sie  ; 
wird  grossentheils  durch  dieselben  Gründe  empfohlen  und  selbst 
geboten,  welche  fttr  das  Staatseigenthom  an  Wäldern  sprechen,  j 
nnd  hat  sieh  auch  vollkommen  bewährt  Die  beiden  anderen  mOg-  \ 
liehen  Formen,  Erbpacht  and  Zeitpacht,  sind  selbst  von  sod-  | 
stigen  Gegnern  des  ätaatsbetriebs  beim  Waide  selten  befttrwoitet, 
in  der  Praxis  wenig  oder  gar  nicht  vorgekommen  nnd  anch  nicht  j 
zweckmässig,  weil  dem  Zwecke  des  Staate^genthnms  an  Wäldern  i 
zuwider.^) 

^  Obires  nadi  Benniag.  bds.  S.  12,  24.fi;  (Vefetatlon  In  doi  TOnddedoKn 
AltenperioaeQ,  Abnalune  des  Zornchsee  ror  den  jetzt  mdst  IlbScIien  CFintriebsHilai, 
die  Tielfsch  ron  100  auf  70  Jahre  rerkorzt  irerden  kOnnea,  da  die  VenaiDdenuf  dv  j 
Zuwachses  nicht  mehr  dorch  genOgende  Steigernng  der  Qaalit&t  und  des  Werths  an»- 
geg'Iichen  Tird,  j^.  auch  Pressler  und  Helferich  a.  a.  0.);  &■  21—24,  vo  Beoninc 
der  jetzt  ablichen  Fünoige  eines  Jahrhunderts  fflr  ein  nachfol^des  in  der  Erhahoi^ 
der  Holzsortiineiite  entgegentritt,  während  man  doch  die  BedOrfaisse  der  Znkaofl  nicht 
kenne  {vgl  o.  Note  10  im  vor.  Abschn.  das  Wort  ron  Hock)  a.  S.  24  fOr  die  wirth- 
schafUiche  Haabajieit  eines  Waldes  die  Kegel  an&tellt :  sie  tritt  .^nit  dem  Jahre  öi, 
TO  das  ans  dem  stehenden  Holze  darcfa  dessen  Ververthong  gewonnene  Kapital  eiaeo 
höheren  Ertrag  geT&fart,  ata  die  WeithaerhOhung  desselben  durch  den  Znwachi  ist 
wenn  es  beatcÄen  bleibt;"  endüch  S.  81  iL,  vo  Benchniii^;en  über  die  Qom  des  | 
flüssig  za  machenden  rorräth.  Holzkapitals  angestellt  änd.  —  bi  den  ptenst.  Stai»- 
fiinten  (alte  Fror.)  waren  1865  rorfaandea  an  Hochwald  nm  Uber  60  Jahren  alt  t'Vt 
MilL  H.  oder  257«,  41—80  J.  aU  2'8fi  1011.  H.  oder  8fi'/«.  1—40  J.  ait  Z^IUa 
M.  oder  397o  dos  ganzen  Walds,  was  einer  ümtriebszeit  von  100— 110  J.  entspricht. 
Tfthrend  BeuDlng  nach  Barckbardfs  Tafeln  berechnet,  dass  bei  Brennholz  die  Beate 
rem  50.  J.  an  fallt,  i>ei  Nutzholz  im  TO.  J,  am  höchsten  ist;  a.  a.  S.  28—80  d.  StaL 
Jahrb.  f.  Prenssen,  III,  147.  1875  war  die  preuas.  Staatswald  fläche  7  "/„  Eichen.  16 
Bachen,  56  Eiefern,  Lärchen,  12  Fichten,  Tannen,  1  Mittelwald,  8  Niederw^d.  Die 
Hohe  des  Beinertrags  hangt  utürileh  »och  mit  diesen  GnltaieB  zusammen  m. 
Abschn.  Note  30). 

Dies  besonders  zu  begründen,  ist  eigentlich  jetzt  kaum  mehr  nothwendig.  Bas 
wies  in  §.  144  die  Eibpacht  in  folgender  Weise  ab:  ..Cm  die  YOTrateugakMtm 
zu  ersparen  n.  d.  Enrerbseifer  r.  Priratuntemehm.  zu  Holfe  zu  ntfen,  hat  man  rorge- 
achlagen  d.  Waldung,  in  Erbp.  zu  geben  gegen  einen  in  Hdz  angesetzten  Erbzins  o.  eti 
fttr  den  stehenden  Holzrorrath  Sicherheit  gewährendes  ErbbestaodgeU.  (Zaeni 
von  Jakob  I.  §.  270  ff.  ~  Pfeil,  II,  24,  39  (ist  nur  anter  manchen  EinschiünkoDgen 
fftr  diese  Maassregel).  —  r.  Seutter,  DomSnenbenntzung,  S.  66.  —  Hnndeshagen, 
Encyclop.  II.  §.  787,  hatte  den  Yerkauf  an  Gemeinden  oder  Majoratsbesitzer  g^ 
Erbzins  in  Geld  oder  Holz  gerathen.)  Wenn  gleich  ein  Erbpachter  bei  maacbei 
Nutzung  und  Ausgabe  noch  wirthschaftiicher  zn  Werke  gehen  wurde,  als  tia  t^eä 
der  Staatsfbrstbedienten,  so  ist  doch  jener  Vorschlag  erheUichen  Bedenken  aoigeeetit: 
1)  Man  mllsste  Ober  den  Pachter  genaue  Au&icht  fuhren,  am  ihn  an  einer  naBseh* 
haltigen  Behandlungswaise  des  Waides  zu  rerhindem,  es  w&re  also  dennoch  ein  nm 
Staate  angeeteUtes  Pereonal  onentbefarlich  und  die  hiedoroh  nottwandigea  Beschrla- 
kungen  worden  das  Mitwerben  der  ErbpachtlustigeB  sehr  ednengan.  Nor  beim  Nieder- 
walde,  wo  einzdne,  ron  Jahr  za  Jahr  hiubai  wecdeode  Sohlige  abgegreut  werdeo 
kooneo,  w^e  die  Besugniss  eines  fehlailiafteo  TolUirafl  sdiwloher  n.  man  bnodBs 
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IIL  —  §.  198.  „Dio  GmndsätEe  der  Staatsforatrer- 
wgltQBg^)  betreffen  theUs  die  Personen,  die  aar  Bewirthsehaf- 
taag  der  Domänenwaldangen  mitwirken  sollen  und  deren  Verhält- 
u»  zn  einander  (Organiaation  der  Staatsforstwirthschaft)^),  theils 
«fl  Geschäfte,  §.  199  ff. 

ffln  der  eisten  Hinsicht  sind  zafolge  einer  durch  lange  Er- 
£ilirangen  bewährten  Arbeitstheilnng  folgende  Wirkungskreise  zn 
naterscbeiden: 

1)  „Beschützende  Forstbediente  (Forstwärter,  Wald- 
hfiter,  WaldschUtzen  u.  a.  w.),  bei  welchen  nur  Scbnlkennt- 
Bwe  und  erprobte  Bedliehkeit  erforderlioh  sind.  Sie  rnttssen  zahl- 
leieh  genog  sein,  um  alle  Frevel  und  StOrnngen  zn  verbttten,  und 
die  Forsten  fleissig  durchgehen.^) 

ur  ain  miasigea  Xrbbestandgeld  zn  fordern.  2)  Der  Erbpacbter  kaim  «reoig  andere 
«ckebliobe  Verbtiseningea  im  Forstbetriebe  rornehm«i,  als  die  ancfa  von  der  Staats* 
iKS^emltnng  ausgeführt  veiden  können;  er  gewinnt  dagegen  anßetuilicb  znin  Nach- 
Iheil  der  Staatscaaee,  veon  mit  dem  Steigen  der  VoUismenge  die  Holzpreiae  sich  be- 
atchtUch  beben.  (Jakob  will  daher  die  Erbpacht  erst,  wenn  der  Holzpreis  schon 
haeh  ist,  g.  271,  r.  Ssatter  mngekehrt  bei  Wäldern,  die  die  Kosten  nicht  decken.) 
Dmnach  rerdient  die  Vererbpachtoag,  fUr  welche  es  üast  gar  keine  Erfahrungen  giebt 

welche  bei  HochwalduDg«t  offenbar  onausfnhrbar  sein  winde,  auch  bei  anderen 
VlUem  kaine  Srnpfehlong.  (Ein  sehr  ungünstig  aasgeiallenez  YersDch  wurde  rou 
teTomaligea  korkSlDlaohen  Uofkammer  im  jetzigen  filrstL  uembamschen  Ge- 
Uate  guucbt  Da  die  Erbpachter  den  Tertragsbedingangen  zawider  die  Wilder  rar< 
hieben,  lo  wurden  die  Waidtheüe  ron  der  Hensohah  wieder  eingezogen.  Nor  noch 
3  &bpaclU^  Bind  im  Besitze.  Sie  entrichten  beim  Wechsel  desselben  ein  geringes 
fawifiininm  o.  j&hiüch  einen  sehr  geringen  Kanon,  der  von  25  Schaaren  zu  96  rhetn. 
Qv&ith.  [iS  pr.  Morg.)  nur  6  fl.  18  kr.  beträgt,  während  der  Boden  allein  sicher  eine 
Beste  loa  26  fl.  einbringen  wllrde.  (Priratmittheilung.))  —  Auch  die  Zeitpacht  ist 
MB  Uulichen  Grftnden  wie  die  Erbpacht  nicht  wohl  in  grosserem  Haasse  anwendbar, 
da  aech  hier  wie  Controle  onentbehrlich  und  doch  za  schwierig  fta  den  Staat  und 
«■  listig  fOf  d«n  Pachter  sein  wurde.  (Fiir  dne  „nach  Gnudsätzea  der  Forst- 
«MKhafit  bediogte"  Zeitpacht  der  Wälder  anstatt  der  eigenen  Bewirüuchaftnng  bis 
m  dem  Zeitponcte,  wo  Erbpacht  mOgUch  ist,  Jakob,  §.  274). 

*)  Kadi  Bau.  %.  145.  —  läm  begreift  unter  Staatsforstwissensohaft 
(ParstdirectionBlehra)  die  winenschaftlidie  Darstellung  aller  Regeln,  nach 
i«ae&  die  Regierung  sowohl  in  finanzieller  Hinsicht,  als  aus  dem  Gesichtspunct  der 
T^wirthschafispflege  und  Sicherheitspolizei  in  Bezug  auf  die  Forstwirtlüichaft  zu 
^t*l^th  haC  Beide  Arten  von  Regeln  sind  in  den  vorhandenen  Schriften  Öfters  nicht 
seharf  gmag  von  einander  getrennt   v.  Burgsdorf,  Forsthandbuch,  2.  Band  1S05. 

A.)  —  Hartig,  tinmdsätze  der  Forstdirection,  1813,  2.  A.*—  Meyer,  Foist- 
dinctiuslebie,  2.  A„  1822.  —  Laurop,  Die  Forstdirection,  1824.  —  Pfeil  a.  a.  0.. 
—  T.  Wedekind,  Anleit.  zur  Forstverwaltang  a.  zum  Forstgeschäftabetriebe.  Darm- 
ttodt  1831.  —  T.  Berg,  Die  Staatsfontwirthschaftslehte,  1850.  (Bau.)  -  Albert, 
Iufcrik  d.  Staatsforstwissensck,  Wien  1875. 

^  Hmrtig,  Qnmdzoge  zu  einer  zweckmäss.  Foratorganisation,  in  dessen  Abband 
logw  Uber  interress.  Gegenstände  beim  Forst-  u.  Jagdwesen,  Berlin  1830,  S.  1. — 
Handeskftgen,  F.  PoL,  S.  314.  321.  —  v.  Berg  S.  350.  —  Th.  Hartig.  Syst 
I.  Anleitnng  z.  Studium  d.  Forstwirthschaftslefare,  1858,  S.  333.  (Raa  ) 

^  WaUbtttei  werden  gewöhnlich  aas  dem  Baaemstande  genommen,  sind  ansässig 
wai  niflnaon  w  beaoldet  -weidrai,  dass  sie  aaskommen  kAnnen.  In  Ftenssen  werden 
ZB  Fuit-Schntzbedioiten  Jlgcv  ans  den  linimtrappoi  graommen.  Wttztemberg 
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tß)  Verwaltende  oder  bewirthschaftende  Beamte  (Be- 
zirks- oder  Rerierförster),  von  denen  man  nenerlioh  eine 
gute  wissenschaftliche  Bildung  verlangt  und  denen  man  deshalb 
auch  eine  freiere  und  ausgebreitetere  Tbfttigkeit  anweist*)  Ihr 
Eifer  kann  in  diesem  Gteschäftszweige,  abweichend  von  den  meisten 
Staatsdienstzweigen,  mitunter  ohne  Bedenken  durch  einen  EUge- 
sicherten  Antheil  am  erhöhten  Ertrage  befördert  werden."*)  Für 

h»t  in  6  Foist&mtem  milit&iiscbe  Forstaclmtzvftcbter  nach  Art  der  Lan^S^  (Gen- 
darmen), Hoffmaan,  W.  Finaxtzreclit,  I,  273.  Angehende  Porstmftnner  sindinBenif 
aof  Dnparteiliclüieit  vad  ZarerlSasigkeit  rorzUglicfa.  mUasen  aber  besser  bezahlt  weidfln, 
Bodi  ist  es  muAtheilig,  sie  lange  in  diesem  ihrer  BiMang  nicht  eatspncluBäm  Be- 
Tüfy  za  lassen.  Die  zor  Anfenerung  des  Eifers  dienend«!  AnEdregebähnn  bei  Font- 
firereln  sind  in  Baden  dnrch  das  Forstgesetz  von  1835  angehoben  worden,  irtH  sie 
die  Qlaabwardig'kflit  der  Aussage  des  Waldhüters  scbir&chen,  ebenso  in  Oesterreich 
seit  1828,  doch  gegen  Zosichemng  einer  Belohnnng  fflr  eifrige  Waldheeer,  ms  sehr 
ziredon&üig  ist;  v.  MalinkoTski,  l,  22.  Auch  in  Prenssen  (Holzdiebstahlgcs* 
T.  2.  Jfoni  1852,  §.  34)  hat  die  Aassage  desjenigen  Forstschatzbeamten,  volchtr  eine 
Anzeigegebnhr  erhält,  keine  Beveiskraft.  —  Frenssen  hatte  1858  2467  Schntzbeamte 
(Förster,  F.-Au6eber  u.  WaldwSrter),  oder  1  anf  8240  Morgen,  1870  8658  od.  1  anf 
2360  M.,  1875  3668  (FOister,  Hegemeister,  BerierfOrster,  —  irobei  za  bemeikea. 
dass  d.  fonid.  Tilaütoren  in  DentschL  eine  bunte  Mannigfaltigkeit  zeigen,  so  diei 
„FOiBter**,  ,JEt«vieif&Tster"  Iwld  eine  nntaie,  beschützende,  bald  dne  mituere,  Tei«al- 
tende  Stelle  bezeichnet  —  3809,  WaldrSrter  359),  1  auf  634  Hect  I)iircbschBitb«eb. 
d.  Förster  etc.  983,  d.  Wald»5rter  387  Mark.  —  Frankreich  (1866)  3894  gart« 
ctoöTaoz,  btigadien,  gardea  oder  1  anf  29»  Hect  In  Baiern  1860  ein  Schotde- 
dienter  auf  1484  Tagir.,  in  Wilrtemberg  aaf  1350  M.  Domanialwald,  in  Baden 
aof  beil&nfig  700  M  —  Nach  t.  Berg  8.  263  kann  ein  Waldhüter  .nach  den  Da- 
■st&ndea  1000 — 4000  pr.  Morgen  reisten.    (Z.  Th.  nach  Bau.) 

")  TgL  Papias,  Geber  die  Bildang  des  Forstmann«,  1823.  Ehonals  nr  der 
Benerf^rster  nnr  der  GehOlfe  des  Oberftistets,  dem  die  eigentliche  Beirfrths<Aaftaiig 
oblag;  so  noch  Hartig  a.  a.  0.  —  Nenerlich  ist  in  mehreren  Staaten  den  Botttis- 
f&rstem  ein  so  aasgedelmter  Wiikong^creis  abertragen  worden,  dass  den  Forstmeisten 
ein  grosser  Theil  der  Geschifte  abgenommen  werden  konnte.  Der  BezirtefSnter  ist 
avch  zur  Mitan&icht  in  Pdratwaldongeu  bestellt  Baden  hat  in  187S  94  bidei- 
herriiche  BeztrkstftrBtar  Ton  dnrdiBchnittL  3042  U.  Gehalt  n.  217  M.  W(Aniuigsgeld- 
znschass,  aber  nur  76  derselben  haben  nach  Bau  Domanial waldangen  za  benitb- 
Schäften,  also  kommen  im  D.  g.  2650  M.  anf  einen.  Frenssen  1858  357,  IS^i 
356  Oberförster,  einer  aof  22.400  M.,  mit  4—900  Thlr.  Besoldong,  1870  ein«  uif 
12,380  M.,  1875  678  Oberförster  mit  2550  M.  dnichschn.  Besold..  1  aaf  3438  HecL 
Oestereich  om  1870  ohne  Tirol  81  OberfOister,  128  FDrster,  10  Dnterf&rster,  hb. 
einer  aaf  5910  Joch.  Die  Geschäfte  der  Forstbeamten  sind  in  rerscbiedenen  Llndsm 
80  nngleicb  rertheilt,  dass  ob^e  Zahlen  keine  genaae  Yei^leichaog  gestatten.  Frank- 
reich in  den  60er  Jahren  gegen  870  inspectears  und  sonsinspecteTus,  oder  1  auf 
8164  HecL  Die  F0Mbeamten  Frankreichs  mit  Ausnahme  der  cooserrateois  kausn 
ohne  etwas  Priratrermögen  nicht  bestehen,  t.  Paanewitz  S.  111.  —  SpocieBeni 
Uber  d.  Grtssenro'li&ltnisse  d.  DienstbeziAe  der  Staataforstbeamten  im  D.  Beicks  >• 
bei  Leo,  Forsd  BUtter,  1878  S.  10  ff.  Die  darctuchn.  OrOssa  eines  Oberfiostbeaatea- 
bezirks  in  Frenssen  ist  hier  87,414  H.,  Maz.  Brandenb.  199,910  H.,  Min.  Westfilfffi 
29,673,  dsgl.  eines  Inspectionsbezirks  20,329,  Maz.  Posen  42,842.,  Min.  West&leo 
8,478,  dsgl.  eines  Reriers  3817,  Maz.  Posen  6,855,  Min.  Schlesw.  Holst  209&  H- 
Je  anf  1  Oberforstbeamten,  1  Inspectionsbeamten  n.  1  Berlerrenralter  kam  an  Staats- 
waldfläcbe  in  Baiern  bez.  39,101,  13,034,  1819  H.,  Sachsen  165,006,  lU^ 
1278  a,  Wortemb.  94,653,  15,145,  2369,  Baden  70,008,  —  o.  3271  (Beriere).- 
V.  Berg  (S.  367)  redinet  5—6000  pr.  M.  auf  ein  Fmtrerier.   (Z.  Th.  nach  Ban.) 

")  Pfeil,  II.  67. 
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!  diese  Seamten,  bo  wie  fOr  einea  Tbeil  der  Sohabsbedienten,  soweit 
I   dieselbeD  meht  in  den  Ortsobaften  leicht  eine  Unterkunft  finden, 

md  Dienatwohnnngen  mit  Lftndereien  zn  e^ner  Benntznng 

nOUiig. 

„3)  Oberaafsebende  Beamte.  Znnäebst  tlber  den  FSrstem 
Bt^en  nach  der  älteren  Einricfatnng  die  Forstmeister;  oder,  wie 
I  «8  in  neuerer  Zeit  bänfig  angeordnet  worden  ist,  die  einem  grosse- 
ren Amtsbesiite  vorgesetzten  Forstinspectorenf  die  wieder 
einer  Landes-  oder  Provineial- Forstbehörde  untergeben  sind.^^) 
Da  die  Oberaufsicht  Uber  die  Gemeinde-,  Stiftnngs-  nnd  Privat- 
valdangen  ganz  aasserhalb  der  Finanzgeschäfte  liegt  nnd  ganz 
frei  Ton  fianziellen  Rttcksichten  ansgeäbt  werden  moss,  so  sollte 
lie  anter  der  zur  Volkswirthscfaaftspflege  verordneten  OberbehOrde 
(Uinisterinm  des  Innern  u.  s.  w.)  stehen,  doch  mit  einer  solchen 
I  Terbindnng  zwischen  beiden  forstiioben  OberbehOrden,  dass  Reibung 
verbötet,  nach  gleichen  technischen  Orondsätzen  gehandelt  und 
in  die  beiderseitigen  Maassregeln  Uebereinstimmung  gebracht  wird. 

„4)  Gassenbeamte.  IMe  Besoi^ng  der  bauen  Einnahmen 
mid  Ausgaben  (Forstcassenwesen)  wird  am  Besten  von  dem  tech- 
msehea  Forstdienste  getrennt  und  einem  besonderen  Foietcassier 
oder  einem  Domttnenverwalter  Übertragen."  (Bau.) 

§.  199.   B.  Gteschäfte  des  Domänenforstwesens. 
1)  „Forststatistik.   Zur  Grundlage  der  Bewirthschaftung 
^t  die  genaue  Eenntniss  der  Domänenwaldungen,  welche  durch 
^enzbeschreibung  nach  vorgängiger  Berichtignng  und  Bezeichnung 
(Venteinung)  der  Waldgrenzen  ,durch  Vermessung,  Kartenzeichnung 
I    od  Tollständige  Beschreibung  nach  Boden,  Lage,  Klima,  Holzbe- 
I    rtud  u.  8.  w.,  endlich  durch  Abschätzung  (Taxation)  der  vor- 
I    haudenen  Holzma^se  jedes  Alters  und  jeder  Holzart  und  des  jähr- 
Üehen  Zuwaclises  erlangt  wird.   Die  Forstabschätzung  kann  ihrer 
Umständlichkeit  willen  nur  allmälig  durch  vorzüglich  geschickte 
I    Forstmänner  bewerkstelligt  werden.^') 

I  ")  la  kleineren  Sttateo  genügt  efna  ednzisa  Domlnenbelidrde,  welche  for  die 
Feataicbea  einen  oder  ein^e  fiUhe  vom  Forst&clie  besitzt  In  Bftden  ist  neneriic^ 
&  Fontdiiecüon  mit  der  bisher.  DomäDeokammer  rerschmolzea  vorden  zd  einer 
DoBinendirectioD.  1849  wurden  die  badischen  ForstAmtei  aofsehoben  nnd  dnrch  5 
^tter  8)  Forstinspectoren  ersetzt,  die  aber  jetzt  wieder  anfgehoben  sind,  da  die  Ober- 
MiArde  durch  reisende  Mitglieder  hinreichende  Oberan&icht  fuhren  kann.  In 
Presssen  1875  126  Oberfoistmeister  n.  Fontmeister  mit  dorchschn.  5036  M.  Be- 
■MMf.  (Ean) 

;  Td.  Leo,  f^ntstatlst,  BerL  1874.  DeiB.,  Plan  £  d.  Efnricht  d.  Forstslat 

In  DariMUand,  Fontl.  BUtter  18T4,  S.  161  ff.  —  g.  199  IM  wOrtHch  naoh  Baa 
'    i  14S,  147. 
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jft)  Kach  dieser  Vorarbeit  kann  man  zar  Entwerf ung  der 
Betriebsplane  schreiten,  welche  die  Benutsangsweise  jedes 
Waldtbeües,  das  Alter  der  za  hanenden  Stämme  (Umtriebsseit), 
die  Art  des  Hiebes,  die  zo  haaende  Holzmenge  a.  dgL  aosspreohen.  : 
WUlder,  bei  denen  die  Holzart  und  das  Alter  des  auf  ihren  an-  j 
zelnen  Abtheilnngen  Torbandenen  Holzbestandes  noch  nicht  den  j 
erforderlichen  regelmässigen  (Rieht-  oder  Normal-)  Zastand 
haben,  mllBsen  nach  nnd  naeh  in  denselben  hintlbergeftthrt  werden; 
BetriebsreguHrang  oder  -Einrichtung.    Smd  diese  Plane  < 
festgestellt  nnd  die  Waldnngen  denselben  gemäss  eingwiehtet,  so  i 
wird  dann  aas  jenen  für  jede  Periode  und  jedes  Jahr  die  Vor- 
schrift fttr  die  vorzunehmenden  Geschäfte  abgeleitet  (periodischer 
and  jährlicher  Betriebsplan).   Man  moss  hiebei  bedacht 
sein,  solche  Holzarten  and  Holzsorten  za  gewinnen,  welche  fttr  den 
Boden  nnd  das  Klima  passen,  am  Meisten  begehrt  werden,  am 
besten  za  rerkaufen  sind  and  deshalb  anoh  den  Bedürfnissen  des 
Volkes  am  Meisten  entsprechen.^")   Bauholz  kann  wegen  seines 
langsamen  Wnehses  am  Leichtesten  in  den  Staatswaldungen  ge- 
zogen werden,  und  der  fortdauernd  höhere  Holzertrag  der  Hoch- 
waldangen  muss  dieselben  fttr  die  Staatsforstwirthschaft  empfehlen.") 
Die  Hiebsmenge  kann  so  lange  nicht  mit  Sicherheit  richtig  be- 
stimmt werden,  als  man  die  Stärke  des  Zuwachses  nicht  kennt", 
die  aber  darch  neuere  Forschungen  der  Forstmänner  immer  sicherer 
annährend  ermittelt  wird.^^) 


Ton  den  Niedenraldangeii  sind  beeondeis  die  zar  OevinDungr  gatM  EkAob- 
rinde  zsr  LohebereitQBg  bestimmten  ScbälvaldBogea  anf  kurze  ümtriebazöit  eistiig- 
Uch.  Der  anf  jeden  Hieb  folgende  ein-  oder  zwe^ährige  ÄntuiD  Ton  Feldgevicbsen 
naob  Tor^Q^gem  Yerbreuaen  des  Baseos  oder  des  B^igs  (Uackvaldbetiieb) 
wird  auf  einem  an  Mlneralstoffen  nicht  reichen  Boden  mehr  in  Fii?at-  als  ia  Staats- 
v&ldtmgen  gewählt  (Hau). 

")  Ygl  Bau.  TdknriifluehaOd.  §.  891. 

^)  Baden:  Hiebsmenge  fflr  1S42  und  43  jlhri.  0*58  El  auf  den  Morgen.  D. 
1S50— 56  0-66  Klafter  anf  den  Morgen  gehauen.  Das  Baa-  und  Nutzholz  betrag 
19  Proc.  der  Menge,  aber  in  den  3  letzten  Jahren  an  S8  Proc  dc6  Erlöeee,  s.  Die 
Forstrerwaltung  Badens,  Karlsr,  1857.  Man  hofft,  künftig  bis  075  KL  vom  UorK«! 
ZB  erhalten.  A.  1870  mit  Sto(^olz  142,000  Kl.  oder  auf  dön  Morgen  O-fi  KL 
60  Cub.-F.,  100  G.-F.  Derbmasse  auf  den  M.  gerechnet  In  der  Bodeaseegegend  ist 
der  Abgabesatz  0*72,  im  anteren  Kbeinthal  0'65,  im  Hochgebirge  des  SchwaizwsUtt 
0-58,  im  Odenwald  0-49  KI.,  im  Niederwald  0-64  KI.  Durohschoittlicbe  Hiefasa«n 
1872—74  372,848  Festmeter,  p.  Hect  4  34  Festmeter.  —  Preyssen  A.  1S70  19-9 
Cab.-F.  Tom  M.,  B.-B.  Bromban'  12-8,  GnmtänneB  IS,  Frorini  Sadisen  24,  B.-B. 
WiesbadeD  Sl-3  C.-F.,  1875  Natmälertr.  4*63  MUL  Cobikmeter  Derbholz.  1-55  ItUL 
C.-M.  Stock-  u.  Eeiserholz,  p.  Hect.  c.  2  C.-M.  Derbholz  und  fS  C.-M.  Stock-«« 
Bwwrhidz.  —  Baiern  1862:  Mitteler  Ertrag  der  DomaaialwaldDngut  mit  EioscUosi 
des  Beisigei  0  ä2  Klafter  ron  126  C.-F..  die  (za  70  Pioc)  SB  a-Foss  DerbsasM  e&tf 
hkit,  rlso  46-8  a-F.  »of  das  Tagewerk,  max.  0  78  KL  in  Schwaben,  0*77  ia  TBeät^ 
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1^)  Bei  der  Änlegang  neaer  Waldaagen  durch  Ssat  oder 
Pflansnng  (Cnltoren),  wenn  sie  nicht  bloss  zar  AnsfttUnng  «n- 

zelner  Blösaen  bestimmt  ist  oder  aus  den  in  §.  193  erwähnten 
Bnckmchten  erfolgte,  mnss  man  erwägen,  ob  der  künftige  Holz* 
ertrag  die  Kosten  mothmasslich  belohnen  weide.  Solohe  Wald- 
anlagen  sind  rorzdglioh  auf  Stellen  zweckmässig,  die  sich  za  einer 
«uderen  Bentttzong  gar  nicht  oder  weniger  eignen,  zumal  wenn 
zBgleteh  ftü  leichte  Fortbringnng  gesorgt  wird  (unbedingter  und 
bedingter  Waldboden).  Unternehmungen  dieser  Art  geben  einen 
Ersatz  fttr  die  Rodungen  des  zum  Feldbau  dienlichen  Waldgmndes. 

4)  „Foratsehatz.  Die  Waldungen  müssen  ror  allen  nach- 
Üieiltgen  äusseren  Einwirkungen  bewahrt  werden,  die  sowohl  von 
Nsturoreignissen  als  von  menschlichen  Handlangen,  ans  Unacht- 
samkeit oder  ans  rechtswidriger  Absicht,  entspringen  kOnnen.  Wäh- 
rend die  Untersuchong  and  Bestrafung  der  Waldfrevel  den  Ge- 
richten nicht  entzogen  werden  darf,  sind  die  unmittelbaren  Gegen- 
ao^ten  zur  Verhütung  aller  jener  Beschädigangen,  insofeme  sie 


buern.  min.  0*43  Kl.  in  deu  durcli  ilbertrieb«ie  NebeanatzoDgea  rerschladlitertea  Wil- 
dern der  baier.  P£alz,  bei  denen  auch  viele  junge  Bestände  noch  nicht  ertraggebend 
nad.  Darchschn.  r.  1861—67  anf  1  baier.  Tagv.  d.  prodacL  Waldfl&che  O'llfl  MasB^- 
Uafler  Bau-  n.  Nutzholz,  0396  Baumkl.  Scheit-  n.  Prügelholz,  0*057  dsgl.  Stockholz, 
tH)78  Hundert  Wellen.  —  Oesterreich,  Ä.  1670  (mit  Umrechnung  der  Kohlen  auf 
dici&diBo  Bmminhalt  an  Holz),  nach  Hartig  auf  dem  Joch  L  D.  1*2  KL  zu 
IM  C.-Ftiss  Derbmasse  —  120  C.-F..  insbesondere  Oeeterreicb  unter  d.  £niis  170  G.-F., 
0.  ob  der  E.  60,  Balzbarg  79,  lizol  148,  Galizlen  83.  —  Onter  Kleicheii  DmsUnden 
U  der  KUfie>£rtiBg  einer  gewissen  Fliftbe  an  hartem  Lubholz  lueinar  als  an  K«del- 
boU,  abez  die  Uitzktaß  und  der  Yeikebmrertb  der  Klafter  andi  grosser.  Die  grossen 
Ttnehiedenheiten  in  den  obigen  Zahlen  rühren  zum  Thelle  aa<^  ron  Boden  n.  Klima 
her,  doch  hat  andi  der  bessere  oder  mangelhafte  Zustand  der  Waldungen  nud  die 
■ulchtige  Normirong  der  Umtriebszeit  starken  Einflaas,  und  in  dieser  Hinsicht  zeigt ' 
Bd,  daas  die  Forstwirthschaft  mancher  Gegenden  noch  viel  zur  Erhöhang  des  Holi- 
■rtnges  thon  Icann.  Zur  Torgleichong  muse  man  die  rerscbiedenen  Landesmaasse  aof 
«B  einngee  umrechnen,  voza  folgende  Angaben  dienen :  1  preuss.  Klafter  ron  1 08  C.-F. 
uf  1  pr.  Morgen  ist  soriel  als  1*21  KI.  ron  144  bad.  C.-F.  auf  1  bad.  H.  »  1-216 
»an.  KL  Fon  144  C.-F.  auf  1  wUrt.  M.  =  1-422  baier.  KL  Ton  126  C.-F.  auf  1  baier. 
Tureifc  —  2-205  (Men.  KL  von  108  C-F.  auf  1  Joch  =  2*864  sich«.  KL  ron 
m  C.-F.  auf  1  Bichs.  Acker.   (Die  ilteien  Daten  nach  Bau.) 

In  Hannorer  radoi  in  dem  einzigeQ  Jahn  1850/1  men  11,000  Morgea 
MS  angelegt.  Teiches  77,000  Thir.  kostete.  In  Baden  sind  1850—56  21,262  H. 
bwäat  oder  bepfianzt  worden,  in  WUrtemberg  1830—53  32,287  M.  rollst&ndig,  da- 
neben wurden  267,709  M.  ausgebessert.  In  Baiern  mirden  neu  angelegt  im  D. 
1837—43  2S,57ff  Tagwerk.  1843—49  36,638,  1849—58  32,042,  also  In  18  Jahren 
583,640  T.  Die  Kosten  auf  das  T.  waren  in  diesen  drei  Perioden  6-4-7-25— 81  fl. 
fSa  Theil  des  Zunahme  der  Staatswaldangen  (s.  oben  vor.  Absdin.  Note  33)  ist  fiberall 
tat  neae  CoUnren  zurückzufahren.  —  Za  den  Arbeiten  werdra  Sträflinge ,  welche 
Rntfrevei  begangoi  haben,  zu  Hülfe  genommen.  Man  sorgt  fOr  Gewinaang  von 
fiobsaunen  and  legt  Baumschulen  filr  Setzpflanzen  an.  Aasgaben  fUr  sog.  Wald- 
nknu  Baden  1870  58,000  fl.,  1877  100,000  M.,  Baiern  1870  308.100  fl., 
PT«iai«B  1875  fttr  Cnltarai,  Terbesser.,  Halzabfühnrefte ,  VaaUmtm.  vaA  BetriaU- 
legilii.  2-56  um.  M..  ansserdem  bei  d.  GentitlvflnralL  I  II  M.  U.  (Bno.) 
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nicht  TOD  dem  einzelnen  Forstwirthe  getroffen  werden  können,  i 
Bondern  die  Mitwirkung  der  Staatsgewalt  erfordern ,  ihrem  Wesen 
nach  polizeilicher  Art,  mflssen  jedoch  wegen  des  Znsammen- 
hanges mit  den  fibrigen  Forstgeschäften  dem  Forstpersonale  fiber- 
tragen werden.^')    Der  Reiz  znm  Holzfrerel  nnd  HolzdiebBtahl 
steigt  mit  den  Holzpreisen,  mit  der  Zerstömng  der  Gemeindewal'  ' 
düngen  nnd  der  Bedrängniss  der  unteren  Olassen.   Wfirde  man 
ihm  nicht  eifHg  entgegenwirken,  so  wllrdeo  viele  Staatswaldongen  j 
durch  die  Angriffe  der  Holzfrevler  sehr  beschlldigt  werden.")  Gute  > 
Aufsieht  durch  die  bestellten  Waldhüter,  schnelle  Bestrafung  nnd 
die  Aaswahl  zwe^mftssiger  Strafarten,  Einfluss  des  Schnhmte^  ! 
richtes, ")  Unterstützung  der  Dürftigen  mit  Brennholz,")  gute  Be-  ; 
wirthschaftnng  der  Gemeindeforsten  u.  dgl.  sind  die  wirksamsten  : 
Verhütungsmittel.«  21) 

§.  200.  -—  5)  „Die  auf  den  Staatswaldungen  lastenden  Dienst-  I 
barkeiten  (Servituten)  sind  vor  Allem  nach  ihrem  Umfange  ' 
durch  sorgfältige  Untersnchung  festzustellen,  um  die  erweislich  be-  ! 
gründeten  Rechte  von  neueren  ungebührlichen  Erweiterungen  zu  | 
unterscheiden  —  ein  verwickeltes  Geschäft,  welches  häufig  nur  j 
durch  gerichtliche  Entscheidung  zu  beendigen  ist.   Für  das  Ver- 


")  Uebor  den  ForstBclivtz  s.  beeoodere  Hnndesliageii,  F.  Poll2«i,  8.  120.  j 
—  Pfeil,  FontBclmtE  und  Fvn^KtUzeilelu«,  Beriin,  1831. 

**)  Einige  ältere  stsüst  Daten  aber Holz&erel  in  Baden  n.  Baiern  s.  bei  B» 
5.  Aasg.  §.  147  Anm.  c,  6.  A.  §.  180  Anm.  c.   Solche  einzelne  Daten  sind  nicht  i 
beweisend  gennp.   Die  nenere  Eriminalstatist  enth&lt  ngdmitosig  anch  Ober  FoiEt-  j 
rergelien  genauere  Daten.    Vgl.  z.  B.  f.  Baiern  H.  XIX.  d.  Statist  Beitrige.  Ein 
Znsammenhang  der  Häufigkeit  der  Forstfrevel  mit  der  Verbreitnng  der  Wsider,  dei 
Hohe  der  Holzpreise  n.  d.  allgem.  Ökonom.  Lage  der  unteren  Classon  ist  a  priori  I 
vahrscheinlicb  nod  scheint  dnrcb  die  Statistik  bestätigt  zn  werden.   8.  f.  Baden 
Begenaaer  S.  367.  Borchardt  (Der  Holzdiebstahl ,  Berlin,  1842,  S.  91)  BcUifit  j 
den  Vwlnst  der  WalddgentbOmer  in  Prenssen  j&hilich  aaf  2  Hill.  Thlr.  an,  indes  i 
er  den  r erlernen  Zovadis  danUi  einstweilige«  LeerbleibeD  der  Stelle  dem  Betiage  dei  j 
entwendeten  Holzes  gleich  setzt 

Die  Yomrtheile  rieler  Menschen,  welche  das  nnbefngte  Hinwegnehmen  von  j 
stehendem  oder  schon  gefälltem  Holze  ab  nicht  schimpflich  darstellen,  stammen  Tiel-  i 
Idcht  ans  einer  dunkeln  Erinnemng  an  die  Torzeit,  wo  die  WSlder  noch  Qemeingnt 
gewesen.    (YgL  Wagner,  Omndleg.  L  §.  366.)    Doch  kommen  schon  sehr  fru 
Stn^esetze  ror.   Vergl.  Stisser,  Forst-  und  Jagdhistorie  der  Deatscben,  Cap-  H 
§.  24  ff. 

*>)  Z.  B.  durch  unentgeltliche  Ueberlassnng  der  WnrzelstOcke  znm  Aasgnben;  ! 
anch  der  Verkauf  von  Werkholz  in  kleinen  Quantitäten  an  Holzarbeiter  ist  nttdid,  , 
damit  diese  nicht  zu  stehlen  tetnchen,  femer,  wo  es  an  Beschäfligang  (Ot  die  Arbettn  , 
fehlt,  die  lanftahrong  der  Hack-  od«  BMenraldwirthschaft  oder  des  Feldbanszwiicha 
den  Zeilen  der  Holzgewichse  in  den  erstoi  Jahren,  wie  es  zu  Yitnhetm  (Oiwsh. 
Hessen)  geschieht  . 

Niemann,  Valdberichte,  H,  2.  —  Pfeil.  anndsUze,  H,  668.  Dos. Font- 
nohtiU,  S.  203—291.  —  Handeshagen,  ForstooÜzel,  S.  1S2.  —  Borchardt  I 
n.  a  0.      r.  Berg.  Staatifbntwirauchafisldiie  S.  164.  i 
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bslteD  der  Begierang  in  Beang  auf  die  anerkannten  Berechtigungen 
treten  dieselben  Grundsätze  ein,  welehe  bd  Priratwaldungen  zu 
befolgen  sind.")  Die  Beholzungsreclite  sind  ftlr  die  Bewirth- 
aebaftnng  weniger  nachtheilig  und  kOnnen  auch  dnrch  Abtretung 
eius  angemessenen  Waldsttl^es  leiehi  abgelöst  werden.  JDie 
Weide-  und  Streuberechtigung^')  aber  fQhrt  einen  Widerstreit 
des  foistwirthsohaftUcben  Interesses  mit  dem  landwirtfaschaftUchen 
herbei,  weil  eine  um  der  Holzzucht  willen  wfinschenswerthe  Ein- 
Kfadnknng  oder  Äbtösnng  dieser  Nebennatznngsreehte  ftlr  die 
Landwirthe  in  waldreichen  Ctegenden  und  daher  Überhaupt  für  die 
Volkswirthschaft  schftdlieh  werden  kann.  **)  Auch  sind  die  befttrch- 
tetm  forstlichen  Naohtheile  der  Waldwäde  keineswegs  in  allen 
F&nen  vorhanden.*^)  Man  muss  daher  diese  Befreiung  (Pnri- 
fiestion)  der  StaatswalduDgen  nur  mit  Vorsicht  betrüben  und 
danaf  hinwirken,  dass  da,  wo  jene  Nebennutztuigen  noch  jetzt 
f&r  die  Landwirthe  Bedtirfniss  sind,  durch  land-  und  forstwirth- 
Dchaftliche  Verbesserungen  der  Futter-  und  Streubedarf  ohne  Be- 
eiatritehtigung  des  Holzwuehses  gewonnen  werde.")  So  lange  diese 


TgL  Bau  yolluwirtbschaftopolit  g.  7S— 7»,  161—163.  Roscher  U.  §.191. 

**)  Ib  Baiern  trugen  manclie  StaatsraldnitgeD  wegen  der  aberm&ssigen  Strea- 
besntnng  nur  Vb  Vu  Kl&fter  j&hrüch,  T&hrend  der  Dnrchschnittsertrag 

(Am  Stoddtob  ood  W«Uea  Kli%er  betrog.  Man  nimmt  an,  dus  der  Uolzertrag 
ia  Ganzen  durch  di«  StreooereditigimgeD  am  11  Proc.  eniediigt  verde.  —  In 
HtnsoTer  konnten  49.418  Morgen  in  den  Landforstan ,  12,000  M.  im  Harz  vagen 

Benehtigang«!  noch  nicht  n«s  besSet  «d»  bepflanzt  vetden  uul  m  dem  Wud- 
bertude  vareo  4  Free  wegen  der  Beschädignngeo  dnrcli  die  Weide  a.  s.  w.  mit 
vesIgeT  als  der  zu  einer  ToUstftodigeQ  Bevaldnng  erforderlichen  (normalen)  Menge 
TOD  Binmen  bewtiL  (Bau)  —  Geber  d.  Bedeutung  d.  Waldstren  t  d.  Foxtt  s. 
Ebeimeyer,  Lehre  v.  d.  Waldstren  mit  Bocka,  auf  d.  ehem.  Statik  d.  Waldbaaea, 
Brf.  1876. 

**)  Vgl.  Stockar  ron  Nenforn,  Flnaozwias.  I,  335.  —  Hnndeshagen,  Die 
WiUreide  o.  Waldstren,  1830.  Desa.  Fotb^  S.  162.  —  Hartig,  Beitrag  zur  Lehre 
IM  AUasimg  ron  Holz-,  Stren-  und  Wdd-Serritnten,  1829.  S.  41,  62,  —  Pfeil, 
FmsehittK,  S.  232.  Deesen  Anleitong  zu  AblOsoog  der  WaldaeiTitaten,  2.  A.,  1844. 
—  Stuhr,  Heber  die  Abfindung  der  HQtangBbenechtlgt«n  m  d«i  Fontaa,  18S4. 
Da  StwBsaameln  in  den  Staatsforsteo  ist  hftofig  eline  erweisliche  Verbindliohkrtt, 
Uen  ab  precarium  gestattet,  aber  selbst  dann  wurde  die  plötzliche  AbschaAug  nicht 
n  hilUgett  aein.  (Bau.) 


Hiennit  stimmt  aacb  r.  Berg  a.  a.  0.,  S.  216  ff.,  tiberein. 
n  Erveitening  des  Futterbanes,  Anlegung  tod  WeidepUtzen  mit  Kopf  holz.  Erd- 
atreo  n.  dgL  —  Versnch  einer  Berechnnng  des,  ans  dem  Wegnehmoi  der  Waldstren 
fltr  den  Holzwachs  entst^enden  Nachtheils  von  G.  W.  r.  Wedekind,  in  dessen  N. 
iikb.  der  Fontkonde,  XV,  16  u.  im  Amtl.  Bericht  aber  die  landw.  VerMmml.  zn 
Karitnihe  im  J.  1838,  S.  188.  Der  Verf.  schlftgt  tot,  die  anentgeltliche  Streoabgabe 
*dn  zu  beschrbiken  and  dagegen  die  den  Gemeinden  ans  Berechtigungen  gebohrende 
StnoBeng«  za  Gunsten  der  Mi^ader  zu  rerate^n,  weil  nur  hiedunih  «ine  ^aname 
Bcutzang  der  Streu  bewidct  weidaa  kOnne.  (Bau.)  Vgl  anch  Boscher,  Ansichten 
S.  103  o.  Syst  n,  §.  191,  195.  Die  Forstvirthe  sind  oft  geneigt,  das  Interesse  der 
iMtoidbichaft  dam.  der  Fontviittuchaft  anbedii^  nnterznoraiien.   Das  ist  rom 
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venohiedenen  Berechtigtmgen  fortbestehen,  haben  die  ForstbeMBten 
darauf  zd  achten,  dass  dieselben  nur  in  den  reohtmttas^eB  Oraaiai 
und  nnter  den  rorgeflchriebenen  Bedingungen  ansgeflbt  werden, 
BD  dass  z.  B.  die  Holzberechtigong  fttr  die  Eigenthttmer  gewisser 
Häuser  nicht  auf  neue  Ansiedlangen  erstreckt  wird,  dass  bd  der 
Abgabe  von  Banholz  das  Bedttrfiiiss  eines  Baues  und  der  Hoh- 
bedarf  nachzuweisen  ist,  dass  das  abgegebene  Holz  nicht  verkaift, 
sondern  innerhalb  einer  gewissen  Frist  wirUiob  seiner  Bestimimuig 
gemäss  verwendet  wird,  TorbehaltUch  einer  Kachsicht  in  besonderen 
Fallen."")  (Ran  §.  148.) 

§.  201.  —  6)  Verwendung.  Ein  Theil  des  Holzes  wurde  sonst 
Überall  unmittelbar  an  Staatsanstalten  abgegeben,  die  sich  nicht  zn 
weit  Ton  den  Waldungen  oder  flossbaren  Gewässern  befinde  Je 
mehr  Staatsberg-,  HQttenwerke  und  Staatsfabriken  beseitigt  sind 
oder  je  mehr  die  Stein-  und  Braunkohle  als  Brennstoff  das  Holz 
verdritngt,  desto  mehr  ßUlt  ein  solches  Bedttrfniss  fort  Es  ist 
auch  besser,  solche  gewerbliche  Unternehmungen  des  Staats  und 
die  den  eigentlichen  Staatszwecken  dienenden  Anstalten  (Behörden 
u.  8.  w.)  fUr  ihren  Bedarf  an  Holz  auf  den  Ankauf  zn  verweisen, 
weil  dann  die  Nothwendigkeit  der  Erspamng  mehr  hervortritt,  als 
wenn  z.  B.  eine  festgesetzte  Holzmenge  aas  den  Staatswäldem 
abgeliefert  wird  und  von  diesen  Anstalten  verbrancht  werden  darf. 
Jedenfalls  sollte  aber  bei  der  Ablieferung  von  Holz  aus  Staats- 
forsten an  Staatswerke  n.  s.  w.  die  rechnungsmässig«  Duroh- 
ftthrung  beim  Ans-  nnd  Eingang  nach  den  Ablieben  Freisen 
erfolgen  (§.  70),  weil  sonst  die  ökonomische  Lage  der  Forsten  so 
ungünstig  nnd  der  anderen  Staatswerke  zu  gttnstig  erscheint") 

Tolksirirthach.  Standpimcte  aas  nicht  aUgemein  richtig:  Wie  hier  abzaTi|;eB  Ht, 
BoBclier  a.  a.  0.  an.  Er  want  daher  nit  Recht  dringend  m  abMtiUsr  Ab- 
g  der  WaldserritateD  n.  hält  sie  Im  Quuea  für  riel  BpUer  angezei^  ah  die  der 
Ackerbanserritaten,  Anbellten  S.  104.  —  Die  Foratinbiner  Ferkeonen  auch  lockt  die 
gwchididicho  Berechticiinp  solcher  Serritaten,  die  Öfters  Beste  des  alten,  dnth  dU 
Liforestinui;  za  Gonsten  des  Landesherm  Terdrä]ia;tea  OemeineigMithaBS  an  den 
WUdem  sind.  —  In  Baiern.  A.  1870.  Verden  jährlich  400,000  fl.  znr  AblBsrnf  t« 
Forst-Berechtijansen  rerwendet  —  In  Preossea  lt»75  1-445  M.  M. 

")  BeschrSolcangea  dea  Natznngsrechts  des  Einzelnen  anf  sein  wtikl.  Bedorijaia. 
Verbot  des  Terkau&  des  Holzes  o.  s.  ir.  schon  in  den  alten  Oemeinwitdem  der  itmt- 
sehen  Dor&ch.   S.  Manrer,  Dorfrerfass.  I.  231  £.  Wagner,  Gnindleg.  I,  §. 

*")  £s  ist  mir  deshalb  doch  fraglich,  ob  z.  B.  eine  Einrichtong  wie  die  nenertiche 
in  Baden  gua  richtig  lat.  Hier  aoU  Holz  auf  den  n  Valdvegen  benUtf« 
FUdien  nicht  mehr  in  den  Abgabesatz  eingerechnet  irerden.  was  dunit  begroadet 
wfad,  dass  bei  den  «irOhnlichen  schmalen  Waldw^an  dch  Zuwachs  n.  TomA  tilü 
im  TerhSltnisB  der  wOsse  d«i  abgetriebenen  Fliehe  miaden,  gar  nicht,  weil  dnrck 
rermehrten  lichtzatritt  der  Zowacha  an  Baadbknmen  gesteigert  wird.  Fitr  187S— 77 
ist  der  Anschlag  der  gevoonenen  Holinume  20^18  Festmeter  mit  einen  Mnflnns«l 


Digitized  by  Google 


Qenhilte  des  ftntweaw».  äobeitos.  463 

„Der  Ertös  ans  d«m  znm  Verkanfe  bestiiDmten  IlieUe  des 
flobenesgDiases  kann  dareh  folgende  Haassregeln  vergrOssert 
wnden: 

j^)  Herateilnng  guter  Fortbringnngsmittel,  wohin  inabe- 
Modere  Waldwege,  Holzleitangen  und  Flossanatalten 
g«bOreD.**)  In  n^rer  Zeit  ist  durch  Anlegung  guter  Fahrwege, 
mnn  gleich  mit  ansehnlichen  Kosten,  viel  Vortheil  bewirkt  wordeB.*<Ö 
„b)  Sorgfältiges  Anssnchen  der  verschiedeneo ,  sn  beson- 
deren Verwendungen  dienlichen  Holz  Sorten  (Sorti- 
■ente),  weldie  einen  höheren  Preis  haben  &U  Brennhob,  für  die 
.   aber  oft  erst  Absatzgelegenheit  aufgefundon  werden  mnss.  Dahin 
'   gshttren  Banholz  und  Nutzholz  sa  mancherlei  Verarbeitung, 
t.  B.  Sägeklötse,  Werkbolz,  welches  ganz  oder  gespalten  ton 
I   Wagnern,  Holzsohnitzem,  Drechslern,  Böttchern,  Bttohsenscfaäftem, 
I   Sebmaehem,  zur  Masohinenfabrikation  xl  dgL  gebraucht  wird, 
jsage  hei  der  Durohforstong  erhaltene  StiLmme  fttr  Bohnen-  und 
Hopfenban  u.  dgl.  m.'^) 

„c)  Früher  gab  man  gen  Ennuntemng  zur  Errichtung  holz- 
veneiurender  Geweike,"  mit  Becht,  wenn  „noch  aaf  lange  Zeit 


EdOs  (ohne  Abzog  der  Zarichrangskosten)  t.  225,000  M.  Diese  Sanuns  irOrde  dum 
fitr  Taldirege  mit  zur  Terfagong  stehen.  Aber  es  wird  auf  diese  Weise  die  Einnshme 
im  toMm  and  die  Aug>b6  für  W«ldv«ge  z.  Tb.  rerhidit.  Tgl.  bad.  Bndg.  ttbet 
i.  «ideiid.  Aosgabe  v.  Einnabme  t  1876—77,  Y.  Abth.,  Finanzmin.,  S.  35  Tgl.  mit 
SL  5.  —  Die  prensB.  Bestimm,  über  Abgabe  r.  Hdz  f.  Staatsbanten  s.  bei  ROnae, 
Stnte.  n,  3,  59S,  Note  2. 

*^  S.  Bau.  VolkswirthschafispoL,  g.  166. 

Im  franz.  Dep.  Landes  soll  j&hil  noch  eine  MilL  NadelbSome  ans  Mangel 
u  AMUurregea  rer&iilea.  —  Die  bad.  A.  fUr  1S58,  59  enthält  58,000  fi.  AnfVmnd 
tü  FloaaeiluichtaDgeik  o.  Fahrwege,  ap&ter  fUr  70,000  ä.  jährlich,  1876  t  215,000  M., 
loaer  den  in  Anm.  28  gen.  ErlOse.  —  Baiern,  A.  fQr  1870  383,000  fl.  fOr  Holz- 
■bfifarwege.  —  Preassen  1875  z.  Unterhalt  o.  z.  Neobaa  d.  fiffentL  Wege  in 

\    i  Fönten  120  Uill.  M.,  r.  d.  Summe  f.  9'67  MUl.  M.  f.  Forstcoltnren  a.  dgl.  m. 

'-  bt  ein  eihebl.  Theil  f.  Holzabfahnr^  bestimmt.  Aasserdem  Prftmlen  zn  Chaussee- 
boten  im  lotereese  d.  Foatraw.  anter  d.  anaserord.  Ansg.  015  Mlll.  M. 

")  Insbesond.  erfordert  det  Schiffbau  rielerld  eigenthOmllch  gestaltete  HOlzer. 

'  Hb  mt  gehBiiger  KenotidsB  To^enommene  Soitining  ist  ein  sehr  ergiebiges  Gesehlft. 
Eranse  (Compend.  der  niederen  Forstwissensch.  S.  253)  berechnet,  dais  die  Krone 
äaer  Bebe,  die  als  Brennbolz  IVi  TUr.  einbringen  wurde,  zam  Schiffbau  fttr  8  Tblr. 
retkmA  werden  kann.  Ein  za  Sftgeklfitten  rerwendeter  Baomatamm  bringt  schon  nn- 
gtüia  dreim^  so  riel  ein.  als  wenn  er  in  Scheite  zerspalten  wird.  In  Baiern  be- 
Dif  das  ans  d.  Staatsforsten  reiianfie  Ban-  n.  Natzholz  16,  in  den  60er  J.  an  25% 
te  Holzmenge;  der  Preis  ist  der  2 — 3 bebe  des  Brennholzes.  In  Baden  worden 
b  D.  1850—56  19-15  Proc.  Ban-  n.  Nutzholz.  58  27  Klafterholz,  22-66  Reissig  ge- 
vouen.  Die  Forstrerw.  Badens  S.  118,  Dnrchsclmittspreis  dee  Nutzholzes  1872 — 74 
ll-tt.  das  Brennholz  930  M.  p.  Featmeter.  —  Oesterreich  1870  22  Proc..  ins- 
taMden  Tirol  38  Proa,  Salzbarg  S  Proc.  Baa-n.  NotiliolK.  —  Preassen  A.  1870: 
21  Pnw.  Sm-  IL  Knlz-,  66  Proo.  Klafter-.  13  Pinc  Stock-  a.  Beisigbolz  (z.  Th.  nach 
Ban).  IXa  starin  Ertragssteigenng  der  Staatsfbtstni  l>eraht  z.  Th.  anf  der  Termehiton 
flmwa^  r.  Not»-  n,  Oniholz.  8.  m.  Abschn.  Note  23. 
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hinaus  ein  Ueberflnss  von  Holz  vorhanden  schien ,  fllr  doi  neh 

keine  bessere  Verwendung  zeigte.    Die  Anlage  von  EoUoeien, 
SägemUhlen,  Glas-  nnd  PorzellanOfen,  Theerofen  and  ähnlicheo 
Untemefamnngen ,  auch  durch  Privatpersonen  ^  wnrde  daher  vom 
Staate  begünstigt"")  (Raa  §.  149).    Jetzt  ist  dies  Vorgehen 
wenigstens  in  dentschen  Verhältnissen  nur  noch  ausnahmsweise  j 
zweckmässig,  weil  es  gewöhnlich  an  gentigendem  sonstigen  Holz-  \ 
absatz  nicht  mehr  fehlt,  das  Holzbedfirfniss  solcher  Untemelunangen  j 
1^  eine  rationdle  Waldwirthscbaft  leicht  zn  gross  nnd  an^  im  | 
volkswirthschaftiichen  Interesse  oil  besser  durch  Benntznng  anderen 
Brennstotib  befriedigt  wird. 

7)  Bei  dem  Verkaufe  des  Holzes  muss  die  Forstverwahuig 
den  höchsten  möglichen  ErlOs  zn  erzielen  snchen,  gemäss  | 
dem  in  §.  196  aafgestellten  leitenden  Bewiithschaftongsprincq). 

§.  202.  Bisweilen  wird  jedoch  noch  jetzt  die  cn%egengMetxte 
Änfordemng  an  die  Staatsforstwirthsohaft  ans  einer  venneintheh 
„volkswirthschaftiichen  Erwägung  gerichtet,  dass  nemlich  die  von 
alter  Zeit  her  Übliche  Holzabgabe  fär  einen  geminderten 
Preis  an  Einzelne  fortgesetzt,  oder  eine  solche  -ancfa  wohl 
neu  eingefflhrt  werde.  Man  beruft  sich  hierbei  auf  die  lästige 
Störung,  welche  eine  schnelle  Erhöhung  der  Holzpreise  auf  den 
Haushalt  unbegttterter  Familien  äussert,  und  auf  die  Verpflichtung 
des  Staats,  zur  Untersttttznng  der  Dflrftigen  oder  auch  einzebier 
Oewerbe  ein  Opfer  zn  bringen."  Die  Frage  ist  eine  ähnliche  wie 
die  in  §.  192  berührte.  Die  Fordernng  muss  abgewiesen  werden, 
weil  eine  solche  Massregel  als  eine  rereinzelte  im  privatwirtb- 
schaftlichen  System  in  unrichtiger  Weise  commnnistisch  und 
damit  ungerecht  wirkt")  Im  Einzelnen  lässt  sich  diese  Abwei- 

In  deo  Österreichischen  Staatsfoisten  vorden  (A.  1S70)  363,150  KUfter 
Kohlen  erzeugt,  die  aber  der  Staatscasse  nur  ungefähr  1  6.  für  die  Kl.  einbringeB. 
Nahe  Uflttenirerke  erleichtem  dea  Absatz,  daher  allein  in  Steiermark  1 83,000  KItfter 
Kohlen  n.  nur  37,800  KL  Brenn-  ond  Matzholz  gewonnen  werden,  in  Tirol  1 09,00«} 
KI.  Kohlen  u.  31,480  Klafter  Brenn-  n.  Nutzholz.  In  WOrtemberg  bwlorften  dis 
Staats-Huttenwerite  riel  Holzkohlen.  Man  veisteigerte  daher  das  Eoblholz  mit  den 
Beding,  dass  die  daraus  bereiteten  Kohlen  um  bestimmten  Preis  an  die  Hottenwede 
abgegeben  weiden  müssen.  Dies  ist  also  im  Grande  ein  Ueberimen  der  KOhleni  u  I 
dm  Hindestfoideniden.  Wo  Notz-  n.  Brennholz  gat  zu  rerkaafeu  Ist,  wird  nnr  du 
nicht  biezD  taugliche  Holz  reikohlt  Das  ehemalige  MagM)«  von  aUen  Saiten  Nstt* 
holz  zu  Botenfds  im  Murgtbal  (MedicDS,  Foisthandbach,  S.  648}  hat  ^  nickt 
als  Tortheilhaft  erwiesen.  (Rau.) 

")  Die  Frage  h&ngt  daher  wieder  mit  den  principiellen  Fragen  der  OrganisatioD 
der  Tolkswirthschafl  zusammen.  Fongirt  einmal  für  die  Beschafiiing  der  Befnedigungs- 
mittel  for  solche  materielle  Bod&r&isse  das  priratwirthschaftliche  .System,  so  ist  es 
folgerichtig  und  practisch  nothwendig,  dass  das  leitende  Princip  dieses  Systems  bei 
der  Preisbestlnunung  hier  zur  Geltung  komme.  Das  Vorhandensein  tchü  Stütnrildein 
bedingt  keine  Ausnahme  bierron.  Tgl.  Wagner,  Grundleg.  I,  £.  9. 
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soBg  in  Ran's  Worten  (§.  150)  noch  folgendermassen  näher  be- 
gründen.**) 

„a)  D&e  allgemeine  Holzpreis  in  jeder  Gegend  ist  die 
Wirkung  des  Hitwerbens»  also  des  Vert^tnisses  zwisehen 
dar  geBammten  Holzerzeagnng  nnd  Znfnhr  einersdts  und  dem  Holz- 
bedsfe  nnd  der  answärtigen  Nachfrage  andrerseits.  Dies  Verhält- 
niss  ist  in  jedem  Lande  nnd  Zeitpnncte  ein  gegebenes,  und  es 
s^t  nicht  in  der  Macht  der  Regierung,  es  in  kurzer  Zeit  abzu- 
ändern. Wo  das  Verhältniss  ftlr  die  Zefarer  nngUnstig  ist,  da  hat 
der  hohe  Holzpreis  wenigstens  das  Gute,  dass  er  zum  sparsamen 

j  Verbnuioh,  so  wie  zum  eifrigen  Holzanban  ermuntert  (§.  192). 
;,b)  Die  Abgabe  von  Holz  ans  den  Domanialwaldnngen  nm 

:  einen  geminderten  Preis  ist  eine  Begünstigung  der  Empfänger 
aaf  Kosten  der  Staatsoasse,  also  mittelhar  der  Steuerpflich- 
tigen, nAhr^id  die  übrigen  Zehrer  den  allgemeinen  Holzpreis  be- 
taUen  mttssen.  Je  kleiner  der  aus  jenen  Waldungen  zn  gewinnende 
Theil  des  ganzen  Holzbedarfes  ist,  desto  weniger  ^nzelne  Bflrger 
können  den  Vortheil  des  wohlfeileren  Binkanfes  geiüessen. 

„c)  Die  Aufopferung  der  Staatscasse  zu  Gunsten  eines  Theiles 
der  Bflrger  wäre  noch  eher  zu  rechtfertigen,  wenn  dabei  Gleich- 
förmigkeit Statt  fände,  was  aber  wegen  der  höchst  nngleiehen 
Veztiieilnng  der  Domänenwaldnngen  in  den  verschiedenen  Landes- 
gegenden nicht  der  Fall  ist  (§.  191  Note  1.)  In  Deutschland 
t.  B.  fehlm  diese  in  den  Gebieten  der  ehemaligen  ReichsfUraten 
(Staodesherren)  gänzlich,  die  Holzkäufer  sind  also  dort  ganz  auf 
den  Einkauf  von  Eörperschafta-  und  Priratwaldungen  beschränkt, 
nid  es  ist  anbillig,  dass  ein  Theil  der  Einwohner  jene  Bevorzugung 
«Hein  geniessL"  (Bau  §.  150). 

Der  allgemeine  Marktpreis  des  Holzes  mnss  demnach 
uch  bei  den  Holzverkänfen  des  Staats  der  Regel  nach  mass- 

I  gebend  sein.    Ausnahmen  von  dieser  Regel  sind  daher  mfig- 
liehst  abzustellen  oder  besonders  zn  begrOnden. 
Soiehe  Ananahmen  sind:»^) 

„a)  Wo  die  Zehrer  sich  an  einen  wohlfeilen  Einkauf  ans 

i  StutBwaldnngen  gewtthnt  haben  und  eine  plötzliche  Erhöhung 

i   

«5  VergL  Pfeil,  n,  89.  —  WedekUd.  S.  270. 

n  Vgl-  Vedi.  d«  baier.  K.  d.  Alw.  r.  1831,  Beil  XLIY,  250.  Gomra.  Bericht 
[nafA.  T.  Hotenhaii),  1840.  XXIL    1.  Abth.  S.  72.    XX.  B^  B. 

&U1.  (K»iL) 

1.  Wafsar,  riBunriweaKlL  L 
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sefawer  empfinden  wttiden,  da  kann  es  billig  und  zweckminig 
sein,  die  bisherige  Begtlnstigong  nicht  anf  einmal  sarOeksn- 
nehmen.  Nur  kann  man  von  keinem  Holzpreise  soUbchtweg  sageD, 
dasB  er  zu  hoch  sei,  weil  es  nur  anf  sein  VerhUtniss  in  den 
Preisen  anderer  Dinge  and  der  Arbeit,  so  wie  zn  dem  flUich«i 
Verbrauche  ankommt.  Ein  Preis,  der  wegen  seiner  Neuheit  Ar 
viele  Bewohner  anerschwinglich  ist,  wird  in  einer  andern  Gegesd, 
wo  man  sich  an  ihn  gewölmt  hat,  leicht  ertragen.")  Daher  sdlte 
man  einen  weit  nnter  dem  MarlUprekie  stehenden  sogeoamiteii 
Bevierpreis  wenigstens  allmälig  bis  zn  jenem  erhöhen. 

,,b)  Wnrde  den  Staatsdienern  die  Verabreiehiing  met 
gewissen  Holzmenge  anter  dem  Marktpreise  zagesicheit,  so  haben 
sie,  wenn  dies  aufhört,  auf  eine  Entschädigang  Ansprach. 
Es  ist  tlbrigens  häufig  besser,  ihnen  diese  zu  geben,  als  die  Xhcre 
Einrichtung  fortdauern  zu  lassen,  weil  bd  dieser  oft  weniger  qNU^ 
sam  mit  dem  Holze  un^egangen  wird. 

„c)  Häufig  hat  man  in  frflheren  Zdten  Httttenwerke  and 
andere  Fabriken  durch  wohlfeile  Holzabgabe  empor- 
znbringen  gesucht   Hier  sind  zwei  FlUie  zu  nntenohdden: 

„a)  Ist  man  durch  ertfaeilte  Znsiehernngen  fortvriUirend 
gebunden ,  aber  die  abzalassende  Menge  nicht  in  Zahlen  bestimmt, 
so  kann  sie  nach  dem  herkömmlichen  Betrage  festgesetzt 
werden.  Ist  die  Menge  in  Klaftern,  Cubikfnasen  u.  s.  w.  festge- 
setzt, so  bleibt  eine  schwierige  vertragsmässige  Abfindung  Obrig," 
eventuell  auch  eine  zwangsweise  Ablösung.'^ 

ß)  Ist  die  Holzabgabe  nur  als  Vergünstigung  anznaehen, 
so  tiiut  man  wohl,  sie  allmälig  naeh  vorausgegangener 
Ankündigung  zurückzuziehen.  Ihre  Fortdauer  hält  die 
Unternehmer  von  holzsparonden  Einrichtungen  und  d«m  Anüsacben 
anderer  Brennstoffe  ab.  Sollte  mne  solche  Umgestaltung  axefat 
möglich  sein,  so  wäre  die  Fortdauer  solcher  (}ewerke  nicht  ror- 
theUhaft  Mit  dem  Steigen  des  Holzpreises  müssen  anvermeidlicli 
manche  Unternehmungen  aufhören,  die  nur  in  holxrdohen  Bezirken 
gedeihen.  Man  kann  der  Regierung  nicht  zumnthen,  aus  Staats- 
mitteln solche  €towerke  aufrecht  zu  halten,  nur  darf  man  die  Ver- 

Mui  Iiat  1840  in  Baiara  die  Bemednnff  g«&aasert,  dw  im  Isufcreis  flbei 
HdzÜunerDDg  geklagt  verde .  t«I  die  Ekfter  tod  6  auf  9  fl. ,  tm  Regen  -  ood  U. 
Mainkreise,  veil  sie  Ton  11 — 14  auf  15~1S  fl.,  im  Rtieinkieise,  weil  sie  tob  1&~1^ 
aaf  20 — 20  fl.  gestiegen  sei.  (Bau.) 

**)  Nach  den  Qnmdsltzen  in  meiDer  Gnindleg.  I,  K.  5,  Abechn.  20  (Zvasg»- 
eatoignoDg). 
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tnderangen  nicht  zu  rasch  eintrete  lassen,  nm  tu  einer  anderen 
Verwendiuig  der  Arbdtskritfle  nnd  Kapitale  Zeit  zn  lassen.") 

„d)  Die  Versorgnng  der  Dßrftigen  mit  Brennholz  ist 
tD  (^ten,  welche  keine  Gemeinde-Waldongen  haben,  bei  einem 
bcMchtUchen  Steigen  des  Holzpreises  schon  zur  Verhfltnng  des 
Diebstahles  in  den  Domänenwaldnngen  sehr  zweckmässig  (§.  199 
N.  4).  Man  kann  deshalb  diese  Abgabe  zn  den  Kosten  zählen, 
Bit  denen  ein  grosser  ErlOs  aas  den  Walderzeugnissen  erkauft 
winL  Am  Wenigsten  opfert  man  auf,  wenn  man  den  Dfirftigen 
die  nnentgeltliohe  Benutzung  des  Raff-  und  Leseholzes 
mtd  des  Stoekholzes,  wo  das  Ausgraben  der  Stöcke  unschädlich 
iit,  IbwiXsst,  weil  diese  Holzsorten  viel  Arbeit  erfordern  und  auf 
«ödere  Weise  oft  gar  nicht  ftlr  die  Volkswirthschaft  nutzbar  zu 
Bachen  sind.")  Ansserdem  kann  es  dienlioh  sein,  Brennholz 
m  ermAssigten  Preis  an  holzarme  Gemeinden  absu- 
l*8sen,  mit  Verbtlrgung  der  Gemeindecasse  und  unter  der  Bedin- 
gung, dass  jeder  dtirftigen  Familie  ein  gewisser  Vorrath  davon 
reikaoft  werde."«")  (Rau  §.  150a.) 

§.  208.  —  8)  Form  des  Holzrerkanfs.  Man  hat  zwischen 
zwei  Arten  zn  vri&hlen:  Versteigerang  oder  Verkanf  zur 
Taxe. 

„a)  Versteigerung,  nnd  zwar 

„a)  anf  dem  Stamme,  so  dass  der  Käufer  das  Fällen  und 
Asfarbeiten  selbst  veranstaltet  Diese  in  Frankreich  bisher  übliche 
Weise")  ist  da,  wo  kein  kahler  Abtrieb  stattfinden  soU,  nicht  ein* 


^  Z.  B.  Code  fonstier,  Art  S8 :  Dia  wider  die  Utenn  Gesetze  TexUehenea  Be- 
Kbsli^aagen  dieser  Art  eiloechen  ISST.  —  Die  s&cbsisclie  Begienug  hat  in  Folge 
•ilekflr  Errtgongea  tob  1840  u  die  an  die  Hammeiweiie  abzugebende  SdbeitboU 
!■  26  Fnc  rermindert  und  eine  allgemeine  ExhObnng  der  Holztaroi  angendaet, 

jedoch  für  jene  HanunenreAe  eist  3  Jahre  spUer  eintreten  sollte.  (Ran.) 
Boaeher,  Ansichten  S.  103. 

")  AduUch  die  Tonchrlit  der  irQrt  V.  t.  30.  Her.  1836.  Die  Abgabe  erfolgt 
u  den  Berierpreis,  s.  anoh  Hoffmann,  W,  Dom.  Yenr.  8.  185.  —  In  Baiern. 
<larf  die  Taxe  zun  Yortheil  der  Armen  nOthigen&Us  nm  2fi  Proc.  gemindert  Verden.  — 
Hfliaibg.  an  Berechtigte  in  Baden  im  D.  1872—74  10,448  M.,  ans  Vergünstigung 
14^1  H. 

*^  Säeaala  nach  in  DentschUnd,  in  WOrtemberg  bis  1598,  Hoffmann, 
t.  T.  r.  W.  n  Aal  des  16.  Jhh.  S.  36.   Ordonnance  de  Loois  XVf.  soi  le  ftit 

eaox  et  fbr«ts,  13.  Aog.  1669.  Ttt  XV.  —  Code  fbrestier,  Art  17—46.  Or- 
4iuaBce  d'extention  Tom  1.  Angost  1827,  Art  73 — 96.  Die  zum  Hiebe  bestimmten 
Valdrtrecken  werden  darch  rerpflichtete  Forstgeometer  (arpeotenrs)  Termessen  nnd 
aaeb  ihrem  Holz?orrathe  abgeschätzt,  die  za  Tenehonenden  oder  auch  die  zu  schlagen- 
1^  Bfaroe  uagexeichnet  die  Bedingungen  des  Kaufes  (cabier  des  cbarges)  entworfen, 
•be  Verstdgmmg  wird  14  Tage  rorher  bekannt  gemacht.  Der  Zuschlag  erfolgt  bis- 
vaQa  Dach  altmüiamlidier  We^  durch  VeriOschNi  ^nes  Lichtes,  doch  ist  ein  Nach- 
tebot  bis  zun  fblgeoden  Mittag  e^bt,  wofeme  Vs  >»br  geboten  wird.  (Mach  der 

SO* 
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mal  bequem,  noch  weniger  aber  TortbeUhaft,  weil  die  BeMUgug 
des  Hanens  riden  Käufern  Utotig  ist  und  weil  diese  bei  einer  Ud- 
gewissfaeit  der  zn  erwartenden  Holzmasse  in  ibrem  Angebote  aof 
den  scblimmsten  Fall  rechnen;  zudem  giebt  sie  zu  vielen  Beschä- 
digungen des  stehenden  Holzes  Anlass."^ 

Nach  erfolgter  Zugutemacbnng  im  Walde,  also  , 
ohne  Aufwand  ftlr  die  Versendung.  Dies  ist  dem  rorigen 
Verfahren  vorzuziehen,"  und  das  dem  priTatwirthschafUichen  System 
der  freien  Concnrrenz  entsprechende  Verfahren,  daher  auch  neaa- 
dings  immer  üblicher  in  Staatsforsten  geworden. .  £s  hat  die  V«- 
Züge  oud  die  Httngel  des  Gonourrenzprineips  überhaupt.  »Zwar 
nimmt  ein  Tbeil  der  Holzverzehrer  an  den  Versteigenmgen  im 
Walde  nicht  Tbeil,  weil  ihnen  die  Besorgung  der  AMhhr  zu  mtib- 
sam  ist,  aber  an  deren  Stelle  treten  die  Holzhändler  —  auch 
viele  Landwirthe,  die  dabei  zugleich  mit  ihrem  Gespann  Fnbrlobn 
verdienen  wollen  —  ein,  die  das  erkaufte  Holz  in  kldneren  Mengeo 
und  in  der  den  Käufern  gelegenen  Zeit  wieder  verkaufen.  Die 
Holzbändler  können  nicht  so  leicht,  wie  das  Publicum  oft  annimmt, 
eine  weitere  kanstUche  Vertbeuerung  bewirken,  weil  die  grosse 
Masse  des  ans  Staats-  und  Privatwaldungen  feUgebotenen  Holtes, 
der  freie  Zutritt  zu  den  Versteigerungen  und  die  Zufuhr  aus  an-  I 
deren  Orten  vor  einer  monopolistischen  Beherrschung  des  Ange- 
botes häufig  genügend  schützen.  Hiezu  trägt  es  anch  bei,  wenn 
das  Holz  in  kleinen  Abtheilungen  versteigert  und  die  Verab- 
folgong  nicht  unnOthig  erschwert,  dagegen  den  Käufern  kein  oder 
nur  kurzer  Credit  gegeben  wird."  Gelegentliche  Ausbeutung  des 
Publicums  in  Folge  monopolistischer  Gestaltung  des  Holzhandeb 
oder  in  Folge  von  Preisverabredungen  der  Holzhändler  bleibt  freilich 

0.  T.  1669.  Tit  XV,  Alt.  31.  S2  vu  eben  so  luge  ein  Naduebet  n»  V«.  ^ 
cement.  und  daan  noch  ein  weiteres  um  y«,  semi-tieteement  oder  donblement,  eriubl) 
Die  Kinfer  sind  numcheriei  Beachrinknngen  und  Terpfiichtiuigen  onlenrMfen.  Jeder 
UoIzToikanf  obne  Venteigenuig  ist  bei  S— 6U00  Fr.  Stimfe  den  Fontbenmten  nntei- 
sagt  —  Beispiel  eines  cehier  de  cliarges  in  Anuales  foieet,  2.  innie.  S.  290.  — 
Der  Meistbietende  hat  noch  1'/,  Proc.  weitere  GebOhr  zn  entrichten.  (Bao.) 
über  d.  bisher.  Verhältnisse  in  Deutsch-Lothringen  Bernhardt,  forstliche 
Verb&Un.  v.  D.  L.,  BerL  1871  S.  61 ;  deatsche  Methode  bereits  eingdeitet  S.  Vogel- 
gesang,  Uolzrerkaof  n.  Holztazen,  in  d.  ForstL  Bllttem  1876  S.  129  ff.  (eing^e»] 
Ober  d.  fnozOs.  Verfahren:  franz&s.  Lastenheft  das.  S.  133  ff). 

^  Bergins,  Mag.  ni,  27S.  —  Pfeil,  II,  318.  —  Hnndeshagen,  F.  Fol 
S.  362.  —  T.  Wedellind.  S.  216.  ~-  Die  Dorchforstongen  in  jongen  Beetindso 
werden  anch  in  Franltreich  anter  der  Leitung  der  Forstbediaoten  aof  Bechnnag 
der  Forstcasse  rugenonunen;  conpes  pir  äconomie  {Selbstrawaltonf).  In  beHsd. 
Flllen  pflegt  auch  andenwe  die  Tenteigemng  des  Holzes  auf  dem  Stamm  aiuatnitt. 
z.  B.  in  Frenssen  bei  Tedinfen  zur  roU^d.  Abbolaug  einer  WaUiiohe  (wie 
im  Fall  dei  BanpenfinaseB).  (Bau.) 


Digitized  by  Google 


F«ni  dM  Hobnrbnift.  Yentägemag. 


469 


Mwesig  als  auf  anderen  Oebieten  der  priratwirtbscbaftliehen 
»faiMonennenK  i^ützlich  ans.  In  solchen  Fällen  wird  nnter 
afiodeD  trotz  der  sonstigen  Bedenken  das  Holzmagazio  des 
%ti  oder  der  Gemeinde  einige  Abhilfe  bieten  können.") 


Bftn  g.  15t  weist  die  MOgliclikeit  der  monopoüst  Aasbeatuig  der  Coiuo- 
Bbedügt  ftb,  was  za  weit  geht.  £■  gilt  hier  immer  du  ia  meiner  GrtuuUeg. 
CracDTTenz  gesagte,  s.  bes  I,  K.  3,  Äbscha.  2,  S,  5.  —  Deber  Nacbtbeife 
m  beim  AnctifHusystem  b.  Scbler  la  d.  Forst  Bt.  1873  S.  266  S.  In  rieleo 
■  iitMuifieb  dio  Yerstateenuiff  Begti  gawwden.  Die  Stftnde  in  der  preuBS. 
sSaeltseD  baten  1841  um  Abushaffong  dieses  Ter&hrens,  velcbee  darch  Bfiiiist 
T.  S.  Hin  1641  in  Sebntz  genommen  wird.  Die  Stände  gaben  zn,  daes  die 
Ue  od  da  xo  niedrig  sei  nnd  dem  „wabrea  Wertbe'*  des  Holzes  genähert 
I  MOe,  wonmter  der  lüUgemeine  Marktpreis  jeder  Gegend  verstanden  wird.  — 
«iiseB  soll  im  Winter  alle  8—14  Tage,  im  Sommer  mindestens  alle  4  Wodiea 
'usteigaaag  gehalten  wuden  (sehr  l&stigl)  Der  Debergang  zur  Veistelgenuig 
ibt  [dMzlich  geschehen,  die  Eiofer  sollen  aber  allm&lig  an  diese  gewöhnt 
Pur  besondere  FiUe  ist  der  Yerbaof  aas  der  Hand  fernerhin  gestattet,  z.  B. 
icii  lermehrtem  Bedarf,  bei  dem  BedUrfniss  eioer  schnellen  Bäumung  nach 
fdentlicben  Ereignissen,  bei  selten  gesuchten  Sorten  a.  s.  w.;  dann  ist  ein 
iWüspreis  festzusetzen.  Teikanf  naeh  der  Taxe  ist  nur  zolBssig,  wo  man 
bi,  die  Eiofer  za  begünstigen.  Die  Tondiiift,  dass  nur  15  Proc.  nach  der 
4  «bemoriel  nach  dem  Dnrchsoboittspreis  abgegeben  werden  dOrfoi,  wnrde 
«nochsweise  aufgehoben,  t.  RBnne,  Dom&nialwesen  o.  s.  S.  671.  —  In 
t  Bd  rielen  anderen  Lindem  ist  die  Tersteigerong  Begel.  —  Wtirtemberg: 
hncen  bis  za  1  Klafter  hinab;  der  Kaufpreis  ist  binneQ  ß  Tagen  zu  bezahlen, 
■MBaen  Uber  500  fl.  binnen  4  Wochen.  —  Eiae  allgemeine  Yorachrifi  Ist 
in  erkaofte  Holz  nicht  ror  Entrichtung  des  Preises  abgefohrt  und  die  Fort- 
aos  dem  Walde  nicht  yerzOgert  werden  darf,  sowie,  dass  das  rerkaofte  Holz 
des  Kinfets  an  der  Stelle  liegt  Anmahmen  von  dieser  Regel  traten  aber 
FlOot  sütnnter  ein,  z.  B.  in  Preassen  bei  grossen  Terktofen  zur  rOlL 
,  Fo  die  Fortbringnng  des  Holzes  nach  Verbtitoiss  der  AbzahluDgen  auf 
>■  Kufprois  EBgelasseD  werden  kann.  Aach  wird  wohl  die  Verkohlong  de* 
^1  VaUe  selbst  den  KSnfon  geitottet  In  Frankreich  übrigens  VeAanf 
Vechtel  mit  S — 12  monatlicher  Terfallitit  di«  Begel.   Bernhardt  a.  a.  0. 

-  Afllctang  zur  Betedmong  einer  Holztaxe  In  llejer,  Forstdlnct  §.  364  ff. 
M  Blctakht  auf  die  Uaiktprdse,  bloss  nach  der  Analogie  dessen,  was  der 
k  Acker  tragen  witrde),  r.  Wedekind,  B.  386.   Handeshagen,  F.  PoL 

—  So  lange  man  keine  Abscbktzong  des  j&hrliches  Zuwachses  Iiatte,  liess 
killig  bei  der  Festsetzong  des  Hiebsquaatams  ron  den  Anmeldungen  de« 
"  I  der  Untertbaaen  bestinuaea ,  fttr  deren  Empfangnahme  besondere  Holz- 

  ltdialten  worden.  —  In  Wttrtemberg  wird  der  Bevierpreis  aus  den 

K Tenteigeningeo  bestimmt  Er  ^ndet  aber  (T.  r.  31).  Nor,  1836,  23.  Oc- 
)  nur  noch  Aswendung  bei  den  Holzabgaben  an  holzarme  Gemeinden,  bei 
nUuIi  and  Beiaig,  femer  in  Fftllen  eines  plötzlich  eintretenden  BedOrfnisses, 
>n  etnem  Orte  nlj  idne  Holzscvte  kein  Hitwerbui  ron  Kauf  lastigen  zu  ep- 
H  Heffmann.  V.  Elnanzrecht  I,  vor.  —  In  Baiern  werden  die  TeAanfih' 
S  Iahte  nach  den  Marirtpreisen  •ingeri<^tet  In  Gegenden,  die  riele  Staats- 
haben,  wird  der  Brennheizbedarf  der  Einwohner,  kleinen  Gewerbe  und 
hbdoM^ia^e ,  sodann  Ätx  Hotten  -  und  Hammerwerke  nach  der  Foisttaxe 
Sodann  vhd  fOr  die  grosseren  Gewerbe  und  andere  Terbraucbsaiten  eine 
gakallen .  tod  der  &  Holzbllndler  aosgeschlossen  sind ,  der  Rest  wird 
:  In  den  Owendea,  in  welchen  wenig  Staatswaldangen  sind,  wird  fOr 
Bedarf  eine  versteigerang  ohne  die  Holzhändlw,  hierauf  eine  freie  ge- 
BaAoh  wird  bd  DnglOeksiiUra  und  NutEholz  an  Peisonen,  die  es  im  Kleinen 
ttch  der  Taxe  abgegebcoi.  Die  Forsttaxe  wurde  im  D.  der  14  Jahre  bis 
<  SatilMb  am  17.  bei  Bieaubolz  um  13  Proc  von  dem  Madtpreise  ober- 
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Ebenso  können  bisweilen  Verabredungen  der  Holzh&ndler  desi  Preis 
bei  der  Versteigerong  fllr  die  ForBtrerwaltnag  eh  niedrig  stdleD, 
wo  dann  der  Verkauf  zur  Taxe  Vorsflge  bietet 

„b)  Abgabe  nach  einem  festgesetzten  Preise  (HoU-  | 
taze),  ' 

„a)  im  Walde.  Dies  altttbliohe  Verfahren  war  anTortheilhaft, 
weil  man  gewöhnlich  ältere,  weit  nnter  dem  Marktpreise  bleibende  , 
PreissStze  beibehielt,  wobei  doeh  nnr  ein  Tbeil  der  Holsklnfler  | 
befriedigt  werden  konnte.   Richtet  man  dagegen  die  Taxe  immer 
nach  dem  jedesmaligen  Marktpreise  ein,  wie  er  sich  bei  Vontei-  j 
gemngen  and  anderen  Verkänfen  nnter  Privatpeisonen  heiaosstellt, 
80  ist  das  Abgeben  nach  ein^  solchen  Preise  zwar  zulässig  nod 
den  Zefarem  bequem,  aber  doch  ftlr  die  Forstrerwalter  und  die  , 
mit  der  Prttfnng  and  C^ehmigung  der  Abgabspreise  beanftragten 
Forstbeb9rden  mllhsamer.    Aach  ist  es  schwer,  einzelne  fi^ 
gflnstigangen  ganz  zu  vermeiden.    Die  Taxe  mUsste  wenigstens 
jährlich  dm'chgesehen,  anch  ftlr  alle  Holzsorten  in  ein  richtiges 
VerhiUtniss  gebracht  und  ftlr  jeden  Forstbezirk  oder  dessen  Haopt- 
tbeile  besonders  angesetzt  werden".   (8.  Note  43).   Aach  wlirde 
eine  grössere  Selbständigkeit  der  Staatsforstbeamten  bei  der  Ver- 
-wertfaung  des  Holzes  dabei  eintreten  mflssen. 

„ß)  In  Holzhfifen  (Holzgärten,  Holzmagazinen},  in 
welche  die  Regierung  die  Vorräthe  fuhren  lässt  and  in  denen  sie 
zu  jeder  Zeit  feil  stehen.  **)  Die  Betreibung  eines  solchen  Holz- 

BÜtfsm.  Stokftr  T.  Meuforn  S.  684.  Die  Fontrenraltong  B's.  S.  244,  Dei 
reistei^rto  Theil  ist  unter  der  Hälfte,  z.  B.  1837—39  in  Uatufinnkuk  48,  der 
.büer,  Pfalz  42.  in  Oberfirutken  34  Proc.  r.  RotAoli&ns  «.  Beriolit.  8.  73.  (Meist 

**)  Baiern  hat  3  Trift&Diter  und  4  Holzlkfife,  3  in  d«r  baier.  PfiJi;  dergriM« 
<io  PasuQ)  reriunße  frlüt.  jthrl  87—38,000  El.,  der  kleinste  (in  DOridieiB)  nir  IM 
bis  200.  Im  D.  1835—37  irar  der  rohe  Ertrag  538,977  die  Eorteoi  329.8)5  L, 
deE  reine  Debosckua  209,192  il.  A.  ftr  1855—61:  EbmaliiBe  607,218  &.  Anpfe 
812,070,  nin  235,135  fl.  A.  1861—67  roh  797.218  fl..  332,493.  A.  1870  B*- 
nabme  846,556  fl.,  Ansgabe  477,569  fl..  woTon  26,349  fl.  für  BeBoldtmg  Dnd  Ast»- 
koBten,  10.000  fl.  für  Holzankaof  roa  Priratpeisonen,  429.375  fl.  fUr  Zorielitiiig 
Fortbiingong  dos  Holzes.  Bein  368,967  fl.  —  Wartemberg  bat  5  Holz^Meo,  m 
denen  4  als  Filiale  des  in  Stattgart  befindlichen  anzasehea  sind.  Sie  haben  90,0901- 
Betriebskapital  Hoffmana,  W.  Finanzrecht,  I,  343—359.  A.  fOr  1858—61  j. 
Einnahme  254,841,  Ausgabe  219,241  fl.,  rein  35,600  fl.  ~  Sachsen  5  FIoräMtaltu 
Q.  mehrere  Holzhöfe.  A.  185S— 60  :  Einnahme  369,775  Thlr.,  voron  368,491  TUr. 
ans  Holzreriutof,  Ausgabe  319,775  Thlr.,  nemlich  226.451  TUr.  Holzankaof,  763?^ 
Betrieb  u.  Dnterhaltong.  16,945  Tenraltiuig,  —  rein  50.000  Thlr.  Der  Ankasfrpni^ 
ist  demnach  60  Proa  dw  Teikaa&pniseB.  A.  1861—63  34,338  TUr.  nin.  Nach 
der  Angtbe  von  1865  kommt  die  Ebfter  doreh  Ankauf  und  BetrlebdaMten  uf  S«l> 
TUr.  za  stehen  und  wird  um  22*8  TSgt.  hAer  rcdonfi.  also  mit  14  Broc  G««!»- ' 
In  Baden  lud  die  letslea  H^Iihfife  m  Kubzahe  uad  Butadt.  dl«  akh  dnth  die 
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kndels  auf  Staatsreehnimg  geschah  theils,  nm  von  einem  zum 
SlOssen  dea  Scheitholzes  braochbaren  Plnss  oder  Canal  sammt  den 
zuhörenden  Einrichtungen,  (Sammelteichen,  Schwellangen  a.  s.  w.) 
Natzen  za  ziehen,  theils  um  die  Zehrer  in  Städten,  die  von  Wal- 
dangen entfmnt  li^n,  mit  Holz  za  versorgen,  ohne  dass  sie  von 
den  Holzhändlem  abh&ngig  würden.  Da  man  das  ^r  die  Hof- 
hattong,  die  Beamten  and  die  OffiantUohen  Anstalten  abzugebende 
firBanboli  anf  Kosten  der  ^aatsoasse  faerbeisohaffen  zu  lassen  ge- 
wohnt war,  so  lag  die  Veranlassung  nahe,  dies  auch  bei  einem 
lom  Verkaufe  bestimmten  Vorrathe  zu  thon.  Die  Holzhöfe  ttber- 
nekmen  das  Brennholz  aas  den  Staatswaldnngen  nm  einen  gewissen 
Preis  und  kaufen  auch  wohl  noch  aus  Privatwaldungen  weitere 
Vorrilthe.  Wo  indessen  solche  Anstalten  ansehnlichen  Gewinn  ab- 
werfen, da  ist  derselbe  gewöhnlich  entweder  die  Wirkung  des  ans- 
KUiessUohen  Besitzes  einer  Flossstrasse,  oder  er  ist  nur  scheinbar, 
»dem  er  von  dem  niedrigen  Preise  herrttfart,  den  die  Forsteasse 
ftr  das  Holz  vergtttet  erldüt.  Steht  die  Versendung  auf  Land- 
ond  Was&erstrassen  Jedermann  Arei,  so  werden  Holzhöfe  jener 
Art  durch  das  Mitwerben  der  Holzhändler  meistens  überflüssig.'^) 
Die  Vorliebe  der  Zehrer  für  die  HoIzfaOfe  beruht  auf  der  Gewöhnung 
an  niedrigere  Abgabspreise  und  fällt  hinweg,  wenn  die  in  §.  202 
eotwickelten  Grundsätze  in  Ausführung  kommen.  Die  Kostspieligkeit 
der  Verwaknng  und  die  Grösse  des  darin  beschäftigten  umlaufenden 
Kapitals  machen  die  Aufhebung  dieser  Anstalten  zweckmässig,  die 
dum  ausfahrbar  wird,  wenn  der  Privatbolzhandel  hinreichende 
^itwicklung  gewonnen  hat,  ohne  die  vorhin  erwähnten  Nachtheile 
n  zeigen.  Damit  die  Benutzung  der  flossbaren  Gewässer  nicht 
einzdnen  Pachtern  einen  ansehnlichen  Gewinn  gebe,  welcher  der 
Stsatsoasse  entgeht,  kann  es  rathsam  werden,  dass  die  Forstver- 
wiltong  das  Holz  selbst  verflössen  —  am  Besten  in  Verding, 
mit  Festsetzung  einer  gewissen  Quote  ftlr  Abgang  —  und  dann 
smOrte  der  Ankunft  versteigern  lasse.  Die  Erriohtong  von 
Holzmagazinen,  wo  sie  örtliobes  Bedttrfniss  ist,  kann  dann  den 
Gemeinden  überlassen  werden."  (Bau  §.  151.) 


FUoeD  aaf  des  Morg  nnaspea,  1S35  aufgehoben  vorden.  Sie  tragen  1831  o.  32 
im.SK  16^0  fl.  Mtto.  S.  TmIiuhU.  d.  1.  Kunm«  m  1S33,  BeiL  IV,  110  (Com- 
^■imbeiioht  t.  Bau).  —  Gr.  r.  Sponeck,  Debw  die  Anlegung  der  H(dzglrten, 
BOMh.  1816.  —  Oeber  die  Miherige  AdnüniatnÜtm  der  Hol^fcrten  ia  Wturtembeig, 
Swtart  1821  (Bau). 

*^  Die  HolzhOfe  In  Berttn  konnten  mit  den  Hohhindlem  nicht  Preis  halten, 
f  (eil,  H.  318. 
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§.  204.  —  9)  ,;I>ie  forstUehen  Nebennatxangen,  wie  > 
Hast,  Gtrassctmitt,  Weide,  StrenBammeln,  Harzscharren,  Tor&tec^n,  i 
—  ferner  Jagd  anf  eigenem  Boden  oder  auf  Grand  von  privat-  : 
rechtlichen  Titeln  anf  fremdem  Grand  nnd  Boden,  mitnnter  aneh 
Fischerei,  von  welchen  beiden  der  folgende  Abschnitt  noch 
näher  handelt  —  mtlssen,  insofern  sie  nicht  schon  dorch  Servi- 
tuten (§.  200)  der  VerfUgong  der  Forstbehürde  entzogen  sind,  so 
weit  beschränkt  werden,  dass  sie  der  Holzgewionang  gar  nich^ 
oder  doch  nicht  so  viel  schaden,  als  sie  eintragen.**)  Innerhalb 
dieser  Grenze  verdienen  sie  eine  soigfältige  Behandlung^  weil  sie 
nicht  allein  den  Beinertrag  ftlr  den  Staat  rafaOhen,*^  sondern  aneh 
volkswirthschafüich  wichtig  werden  können.")   Die  gewlAnlictae 
Art,  sie  einti%lich  zn  machen,  ist  die  Verpachtang  aof  Zeit 
anter  solchen  Bedingnngen,  welche  den  Pachter  abhalten,  die 
Nutzung  anf  eine  selüUUiche  Weise  anszadehnen.    In  soldien  : 
Jahren,  wo  es  den  Landwirthen  an  Futter  fehlt,  ist  die  Gestattmig 
des  Grasholens  nnd  Lanbstreifens,  aneh  wohl  des  Beweidens  ilteier 
Schläge  so  wohlthätlg,  dass  man  sie  unentgeltlich  oder  gegen  ge>  ^ 
ringe  Vergtttnng  anordnen  sollte."  (Ran  §.  153). 

6.  Abschnitt 
Jagd  nnd  Flsoliercl.^) 

I.  —  Die  Jagd.  §.  205.  Die  Einnahmen  aus  der  Jagd  dnd  i 
verschiedenartig  nach  der  Gestaltung  des  Jagdrechts. 


")  Es  kommt  Mebei  viel  anf  die  Holzproiae  an.  In  eoüegeBen  Gebiigagegeoda  | 
luuu  z.  B.  das  HarzBcharren  zaUasig  sein,  Tthrend  es  bei  gatam  Absätze  des  HoIzm  j 
'wegen  seines  Bchldllehen  Sünfiaasea  anf  Sa  Gesundheit  dwr  Blnme  aa^c^gebaB  wwden  ' 
muss.  Mk  dalier  wohl  Abnahme  dex  Haizgevinnang,  z.  B.  in  Baiern  1825—31  ; 
8124  fl,.  1861—67  5897  fl..  27-i%  weniger. 

Beispiel:  Prenssen  1875  aas  NebennDtzongen  (ohneJsfcd)  S'4051Q1LK, 
Torfgr&berei  0*295,  aas  Wiesenaolagen  68,670  M-,  oder  rom  Totalertcag  der  Fontes 
zas.  c.  7-37o.  —  Baden  1876  Forstnebennutzung  durch  Verkaaf  85,714  M.,  ftstJ*/»  ' 
des  HolzeiitVses.  —  Baiern  Net>ennntzangen  1825~31  jkhii  168,000  fl.,  4  la.  f. 
Tagwerk,  1861—67  455,000  fl.,  10  kr.  p.  Tagw.    Zunahme  in  diesen  36  J.  170-6*/^  ! 
—  Aach  die  ForstnebennDtzuDgeo  wOrdoo  erheblich  grosser  sein,  ohne  die  oß  staikoD  i 
Abgaben  an  Berechtigte  nnd  VorgUostigte.   Die  Abgab«i  aas  diesen  Titehi  änd  ii  ! 
Baden  20,571  u.  30.857  M.,  wodorcb  die  Nebennutznngen  anf  137,142  U.  steigen,  j 
In  Baiern  steigtu  die  Nebtainatzangen  incL  dieser  Abgaben  aa  BeracbtigiB  «nf  i 
369,000  fl.  in  1825— Sl«  876,000  in  1861—67,  Baier.  Stet  Ztsohr.  1871,  &  156. 

**)  Dies  gilt  besondeis  ron  den  Zwischennutzungen  zom  Feldbao.  'Em  dnfttAe  i 
Segel  zur  Abwägung  der  eatgegengeeetzten  lutereasea  der  Land-  a.  Forstffiitknhsft  I 
in  Betreff  der  Waldstrea  rersocht  Roscher,  Ans.  S.  103,  aa&nstellen. 

Ban  behandelte  die  Jagd  u.  Fischerei  unter  den  Regalien,  5.      §.  W  ' 
bis  195  n.  errate  die  Jagd  anter  den  fbrstl,  NebennntmngeB  in  g.  152.  Abwefehend 
hierron  schon  meine  Behandlung  in  d.  6.  A.,  §.  187—190. 
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1)  Der  Staat  kann  die  Jagd  iJs  Grandbesitzer,  also  insbe- 
nndere  als  Domänen-  und  Forstbesitzer  baben,  wenn  Um  Jagdreobt 
entweder  Pertinenz  des  Grandeigenthams  ist  oder  eine 
gmndberrliehe  Grerechtsame  auf  fremdem  Gmnd  nnd  Boden. 

2)  Der  Staat  kann  die  Jagd  auf  Grand  eines  Regals  (Jagd- 
regal) auf  Priradaiidereien  besitzen. 

3)  Der  Staat  kann^  auch  wo  die  Jagd  Pertinenz  des  Gmnd- 
eigentbnms  ist,  die  Äasttbnng  des  eigenen  oder  des  erpach- 
teten Jagdreobts  eines  Privaten  an  seine  Erlaubniss  knttpfen 
nd  dafür  Abgaben  erheben. 

§.  2U6.  Das  Jagdreg al|  welebes  sich  von  den  gntsherrlichen 
Beehton,  die  priratreehtKeher  Art  sind,  wesentUeh  nnterscheidet,') 
trtgt  die  Merkmale  eines  Hobeitsrecbts  an  sich,  das  aber  weniger 
einen  finanziellen,  als  vielmehr  den  Zweck  hatte,  dem  Landeataerm 
äne  ausgedehnte  Jagd  zu  ermOgliehen.  Aach  war  es  nicht  immer 
nd  nicht  ttbenül  ein  ausschliessliches  Recht  des  Staats  oder 
Undesherm,  indem  „viele  Gmndeigner,  insbesondre  Besitzer  von 
SHtergatem,  sieb  von  Alters  her  im  Besitze  des  Jagdrechts  be- 
baoptet  hatten,  wenigstens  in  Ansehung  der  niederen  Jagd,  während 
die  hohe  Jagd  in  der  Regel  der  Regierang  zugefallen  ist.  Das 
Begal  erstreckt  sich  demnach  auf  diejenigen  Jagdbezirke  und  Arten 
d«  WUds,  in  denen  nicht  schon  eine  Privatperson  oder  KOrper- 
idiaft  jagdbeiechtigt  ist"')  (Rau§.  192).  In  Deutschland  „besteht 
oder  bestand  eine  gemeinrechtliche  Vermuthnng  fQr  die  Regalität 
der  Jagd  nioht,  sondern  es  hing  von  dem  einzelnen  Particnlarrechte 
ab,  ob  nnd  in  welchem  Umfange  sie  begrttndet  war."*) 

„Die  neue  EinfUhrnng  des  Jagdregals  wtlrde  als  nnnOthiger 
EiBgriif  in  das  Gmndeigenthnmsrecht  nicht  zn  billigen  sein.  Wo 
es  ünge  besteht,  ist  von  rechtlicher  Seite  nichts  gegen  den  Fort- 
bestand einzuwenden."  (Ran  §.  193).   Der  WUdstand  wird  dabei 


*)  Aach  Ton  der  Jagdhobeit  n.  dem  Wildbaane,  d.  b.  dem  Rechte  der  Leitung 
des  Jagdveseofl  ans  dem  Standponltte  der  Yolkswirthschaftspfiege  (Raa,  YoIkaTirth' 
»chtflspol.,  §.  175)  imtencheidet  sicli  das  Jagdregal  (Bau,  g.  192). 

^  In  der  EatwicUong  des  Jagdrechts  lassen  sich  3  Perioden  onteischeiden : 
1)  Auch  ab  -dis  Jagd  nicht  mehr  HaaptnahrnngsqQelle  war,  blieb  sie  doch  m  beliebt, 
dan  die  frde  PQnäi  Iwge  fortdMieite.  2)  AlLnälig  sicherten  deh  die  Grandeigner 
das  Jagdrecht  aosschliesulch.  3)  Eist  gegen  Ende  des  Mittelalters  gelang  es  den 
Ludeaherren ,  anch  in  vielen  FriTatwaldongen  das  Jagdrecht  an  sich  zu  ziehen.  In 
I^entscUand  Tertheidigtea  die  Jansteo  dieses  ausschliessliche  Jagdrecht  der  Tenitonal- 
herren  nach  der  üb<m.  Lehre  von  d.  herrenlosen  Gutem ,  welche  sie  auf  die  wilden 
Thiere  anwandten,  seit  dem  16.  Jahrhondeit.  HallmanD,  Finanzgeschidite,  S.  13. 
Hittermaier,  §.  213—215.   Beselet,  D.  Priratncät.  §.  196  (Baa). 

*)  Nach  Beseler,  S.  814. 
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mehr  geschont  werden  ala  bei  Freigebnng  der  Jagd.  Aber  gerade 
dieser  Umstand  bringt  (Gefahren  fttr-die  landwirthsehaflliohe  GnltBr 
mit  sich  und  die  im  Jagdregal  liegende  Beschränkung  der  Beehte 
des  GrandeigenthUmers  wird  später  regelmässig  sehr  lästig  em- 
pfuiden.  Deshalb  hat  man  neserdings  das  Jagdregal  in  unseres 
Staaten  sammt  alleo  Jagdrechten  ancb  privatrechtKchen  Urspnutgs 
auf  fremdem  Boden  meistens  gesetdieh  anfgehoboD/)  das  Jagd- 
reoht  in  den  neueren  Gesetzen  wieder  als  Ansflnss  des  Gnmdeigeii* 
thams  behandeltf  selbst  die  B^tellnng  des  Jagdrechts  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  als  Grnndgerechtigkeit  untersagt  die  Ans- 
ttbang  der  Jagd  aber  beschi^nkt  NamentUeh  ist  die  eigene  Aus- 
übung der  Jagd  an  eine  bestimmte  Grösse  des  Landguts  geknfipfl 
und  die  Gemeinden  sind  verhalten  worden,  sie  an  Torpachten  oder 
Beauftragte  smsDstellen.^) 

Wo  das  Jagdrega]  oder  ein  Priva^agdredit  auf  firemdem 
Grund  und  Boden  besteht,  ist  die  Aufhebung  solcher  Rechte  obse 
Entschfidigong  nicht  geboten,  ja  kaum  zu  rechtfertigen.  Die  Ent- 
schädigung, die  also  dann  auch  dem  Staate  zusteht,  kann  naefa 
den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Ablösung  dinglicher  Rechte  u.  s.  w. 
erfolgen,  §.  187  ff.  In  der  Praxis  ist  sie  freilich  bisweilen  onter- 
Uieben,  wenn  die  sehr  unbeliebten  Jagdrechte  in  pditiseh  nombiger 
Zeit  aofgehoben  worden  sind.*) 

§.  207.  Ausnutzung  der  Jagd.  Das  Jagdregal  wie  die  Jsgd 
auf  eigenem  Boden  und  aki  grundherrliehe  Gereohtsame  kano  der 
Staat  ausnutzen: 

1)  „durch  Selbstrerwaltnngj*)  indem  das  ron  den  Forst- 
bedienten  erlegte  Wild  auf  Staatsrechnung  verkauft  und  dem  Jftger 
eine  kleine  Vergfitung  (tlr  jedes  Stttck  bezahlt  wird;" 

2)  dnrch  Ueberlassung  des  Jagdregals  an  das  Forstpersoosl 
als  Gehaltsquote,  wobei  indessen  die  Gefahr  zu  stai^er  Vermi■d^ 
mng  des  Wildstands  und  zu  grosser  Abziehnng  der  Forstleute  von 


*)  AnfbebQDg  des  Jagdregals  io  Frankreicli,  11.  Aug.  1789,  in  Dentich- 
Uad  meist  164S.  Prenss.  Gesetz  t.  31.  Oct  184S:  jedes  Jagdrecht  aaf  fremden 
GnuKi  und  Boden  ohne  Entschidigiing  avffphoben.  JagdpoIizeigeB.  t.  7.  Hin  18iA- 

*)  B«fleler,  8.  815. 

*)  T^.  Ena.  TdlBwiTthschaftspoL,  g.  174.  u.  das  gen.  pniua.  Geiab. 

^  Z.  B.  in  Prenssen  nach  Oesetz  r.  Sl.  Oct  184S.  Anden  In  Sachsen,  vo 
dem  Staate  1253  ron  sammll.  5832  Jagdiechten  gehörten.  AblOsongssnune  dieHt 
Domanialjagden  188.945  Tblr.,  vogegen  der  Staat  za  allen  JagdreehtsaUOnngen  eiMB 
Zoschms  TOD  485,304  Thlr.  gab. 

")  Dafbr  in  den  Staatswaldungen  Pfeil,  II,  760. 
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ihnn  jeteigen  Hanptfoeraf,  der  Foratrerwaltong,  rerbtttet  werden 
■Btste; 

3}  dnich  Verpaohtungf  die  in  der  Regel  rortheiiliafter  ist 
nd  den  Nutzen  hat,  dass  die  Forstlente  weniger  von  ihrem  eigent- 
Hden  Berufe  abgezogen  werden;  den  Jagdpachtem  wird  die 
SehoBong  des  Wildstands,  die  BesefarlUtkang  desselben  zor  Ve^ 
kfitong  von  Feldsohttden  nnd  der  Ersatz  solohw  Besohädigongen 
nr  Pflicht  gemaeht; 

4)  ffbeim  Jagdregal  specidl  dnroh  Ueberlassung  der 
AHsflfanng  desselben  an  grossere  Grundbesitzer  aaf 
ihrem  Gebiete,  doch  mit  Vorbehalt  des  Widermfs  im  Fall  einer 
ZenMckelong  der  Besitzungen.  Dies  ist  weniger  eiotrft^eh  als 
die  Verpaehtang,  aber  sehr  elnfaeh  nnd  befreit  die  Gmndeigner 
Ton  allen  Belftstignngen,"^^) 

,^e  mehr  man  zur  Veihfltnng  des  Wildschadens  thnt,  desto 
mehr  mnss  der  Wildstand,  also  der  Ertrag  der  Jagd  abndunen. 
Zur  Sicherung  desselben  gehören  rorzHgUoh  Massregeln  gegen 
WtUdiebstahl,  die  ausser  der  Waldhut  auch  in  der  Aufsicht  Uber 
den  Handel  der  Privatperson^  mit  Wild  bestehen.  Dagegen 
mtlssen  die  mancherlei  Lasten,  die  ehemals  den  in  der  Nähe  von 
Jsgdbezii^en  des  Staats  wohnenden  Landlenten  aufgelegt  waren,^*) 
L  B.  Jagdfrohnden,  Beköstigung  der  Jllger  und  Hunde  o.  dgl.  m., 
TOlIstSndig  aufgehoben  werden,  wie  dies  die  neueren  Jagdgesetze 
aaefa  meistens  gethan  haben." (Bau  §.  194). 

^  208.  Einnahmen  ans  Jagdscheinen.  Jagdscheine, 
d.  fa.  Legitimationspapiere,  an  deren  Besitz  das  Recht  der  Aus- 
Obong  der  Jagd  für  jeden  Priraten,  auch  ftlr  den  Grundeigner, 
der  anf  seinem  eigenen  Gebiete  jagt,  in  den  neueren  Gesetzen  in 
der  Regel  gebunden  ist,")  haben  eine  polizeiliche  Bedeutung. 
Eine  dafUr  erhobene  Abgabe  kann  den  Charakter  der  Gebühr 
annehmen,  insofern  aus  dem  Ertrage  ein  Beitrag  zu  den  Kosten 

")  Ertrag  ftlr  dea  Staat:  Preaaten,  A.  ftlr  1870  (incL  amie  Fror.):  Jagd 
»7.964  Thlr.,  vor.  10,740  Beate  ftlr  abgelSstes  Jagdrecbt,  49,066  ans  Tflipadit,  38,158 
Nueig.  Administr.;  Tenraltangalcosten  der  Jagd  18,550.  1875  Ertrag  302,106  M., 
JtgdrerwiItQiigskostfla  65.650  M.  —  Baiem  A.  1870,  Jagd  roh  55,037,  r«in  27,084 
L,  TiiU.  Ertr.  1868  54,428  iL.  B«iaertng  34,436.  Der  Reiaertrag  ist  meist  aa  40% 
ita  BiMraga.  Sxn  ^  EitragB  aas  R«gle«  Vi  «■  VcKpÄchtmig.  Di«  Ver- 
pMhtDDg  mU  idt  1860  ZOT  wetdm,  mi  aber  noeb  nidit  mtiiM  ist  — 
Baden  Bobertr.  d.  Jagdea  A.  1876  24.736  H. 

")  KfliB«  Folge  dea  Bepüs,  wndm  mtist  anf  Onmd  der  Qnts-  oder  Toigtsibav 
«ckift  aotatanden.  BeseUr,  8.  815. 

*^  Zu  B.  PreTiss.  Ges.  r.  2.  Hirz  1850,  §.  3,  Nr.  6, 

")  Z.  B.  PreoBs.  6«s.  r.  7.  Mlrz  1850,  §.  14. 
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der  JagdpoUzeiverwaltnog  geliefert  wird.  Die  JagdBobeiiuü^tb^ 
lassen  sieh  andererseits,  namentlich  wenn  sie  in  höheren  SÜUzl 
erhoben  werden,  anch  alsGennssstenern  nnd  bei  bemfemlMg^ 
Jägern,  welche  vom  Ertrage  der  Jagd  ein  Einkommen  beiiebl 
wollen,  als  eine  besondere  Form  der  Gewerbestener  anffuM 
II.  ~  §.  209.  Fischeret  Anch  sie  kann  dem  Staate  i 
Eigenthtlmer  der  Domänen  und  Forsten  wie  andern  Gnu 
eigenthttmem  in  eigenen  Privatgewässem  oder  auch  auf  Onij 
eines  gutsherrlichen  Rechts  in  fremden  Priratgei^ise 
zustehen.  (§.  189).  In  Öffentlichen  Flttssen  ist  sie  noehjel 
mitunter  freigelassen  oder  steht  von  Altersher  einzehien  Gnmdhod 
oder  Ufergemeinden  zu.  Doch  wird  sie  Öfters  anch  als  Begj 
dem  Staate  ansschliesslich  zugeschrieben.^^)  „Das  Recht  (das  s| 
Wasserregal)  kann  sich  dann  auf  die  Befugniss  beziehen,  nij 
bare  Gegenstände  verschiedener  Art  ans  den  Gewässern  zu  | 
Winnen,  wobei  die  Fischerei  der  wichtigste  Fall  zn  sein  pficj 
Die  Regalität  ist  ungeföhr  wie  die  der  Jagd  zu  beurtheilen  d 
nach  dem  Beispiel  derselben  ^tstanden.'*)  Die  Fischerei 
Binnengewässern  wird  am  Passendsten  vom  Staate  rerpachs 
apart  oder  mit  anderen  Objecten,  wie  den  Feldgtttem,  unter  I 
dingnngen,  welche  die  VertUgnng  der  Fische  verhüten.  i 
Fischerei  auf  dem  Meere,  in  der  Nähe  der  Kttsten,  w 
am  Besten  den  Staatsangehörigen  frei  gegeben."  —  Die  Go' 
Wäscherei  ans  dem  Bette  der  Öffentlichen  Flüsse  gieht  in  Denti 
Und  kaum  einen  Reinertrag  mehr  und  verdiente,  frei  g;egebett 
werden.")  Die  Perlenbäche  einiger  Länder  pflegen  swar  ■ 


")  la  Preossen  miiss  jedes  Jahr  ein  Jagdschein  f&i  1  Thir.  gtdUit  ra 
deE  Ertnw  kommt  in  die  KreiscommnnalcMsa  des  Wohnorts  des  JagdscbeincAtefte 
ob.  Ges.  §.  14. 

»)  Kl&ber,  Offentl.  Beoht,  §.  456  ff.,  Mittermaier.  I,  g.  222»,  Bestl 
9.  197.  bes.  8.  822. 

^  Hittermaier  I.  §.  233.  234.  —  In  Bussland  war  froher  die  täta 
nische  FischuMi  (anf  d.  casp.  Meen  mit  Aosnalime  der  nraBsehen)  du  B«nl,  vd 
1763  segen  dne  Abgabe  von  jedem  Päd  HatUflnblase  nnd  Garlar  d«r  Ksububb 
zu  Astrachan  ttberiaasaa  vnrde;  1802  vnrde  die  Fischerei  der  allgemeiDaa  Beul 
frügegeben.   Storch,  Bossl.  unter  Alex.  I.,  X,  21— SO.  (Bau.) 

")  Bau,  Tolkswiithscbaftspol  §.  176.  —  In  Baiern  bestekt  eäno  Hofitad 
des  Staats  im  Chiemsee,  A.  1876  8053  M.  roh,  5940  M.  Ausgabe.  —  Die  l&Mgi 
d.  FiBcherei  des  Staats  sind  meist  onbedentend.   Baden  A  1876  24,735  M. 

")  Mehrere  enropAische  Flüsse  fuhren  Oold,  z.  B.  Bbein,  Isar,  län,  Ed«K,  I 
Aar.,  Emme,  Arri^ge  (aarigera),  Po,  T^o,  doch  in  wenigen  rralohnl  eioli  i 
waschen  ans  dem  FInssbette  mehr.  —  In  Baden  vird  aas  dem  Dfexsaad»  <MH 
Taschen ,  vas  jedem  Grandeigenthumer  freigegeben  ist.  —  OoUwasQliea  mm  IS 
gewfissem  oder  aus  der  Erde  der  Priratgnmdsttlde  wurde  froher  t'—Bfciftfc  i 
das  Bergregal  gestellt.  (Raa.) 
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Bflgal  ZA  seiB,  aber  ohne  Ckwinn  für  die  Staatscuse.""*)  (Ran 
§.  195).  Finanziell  wicbtiger  ist  das  in  Prenssen  beatahende  Bern- 
steinregal, das  finanziell  ancb  am  Besten  im  Wege  der  Ver- 
paefatang  an  FriTatontemehmer  nntzbar  gemacbt  wird.^^ 


Staatsberg-  und  Hfittenwerke,  Staatssalinen  und  andere 
Gewerksanlagen. 


I.  —  §.  210.  Der  Staatsbergban  nnd  die  Entwicklung 
des  Bergrechts.*)   Die  in  unseren  Staaten  sich  vorfindenden 

^  Balein  hat  eisige  FedeobSohe  in  Oberfoutken,  Oberp&lz  and  Niederbaiero, 
denn  YemltmigskoBten  den  Ertrag  übersteigen.  Es  wäre  rortbeilluiler,  das  Be- 
täebsredit  aadi  naentgeltlich  ednon  Piiratmann  zn  gebra.  JAe  Freigebnog  an  alle 
Dinbadtz«  ▼aide  die  ganze  Hotznur  zoBtOren.  —  S&cha.  PerlenfiflolierBi  Im  T<^- 
Inde,  Bceal  Mit  1621.  —  Bad.  Fadenbaoh  zu  SchBau  im  Odenvalde.  (Raa.) 

Das  Beraflteinregal  an  d.  preusa.  Kosten  war  rielen  Defirandatlonen  aasgesetzt 
nd  macbte  strenge  Strafen  sowie  fleissige  Anfiicbt  nOthig.  Es  ist  früher  allgemein, 
jelst  noch  theihreise  an  die  einzelnen  Stnmdgemeinden  reipachteL  Neuerdings  hat 
diB  Hemeler  Hans  Stantiea  und  Becker  die  Bemsteinansbente  in  einem  Theue  des 
eoiaeh»  Hafis  nnd  Nachbarschaft  gepachtet  imd  mit  SÜfe  grosser  BaggOTmaschinen 
0.  s.  w.  den  Ertrag  sehr  gesteigert,  nene  Absatzwege  im  Orient  a.  s.  w.  gesacht,  so 
dw  bfli  der  letzten  Emeaerung  des  Pachtrertrags  zwischen  diesem  Hanse  and  dem 
Staate  die  Fachtsnmme  erhebucb  gesteigert  werduk  konnte.  Ertragsaoschlag  des 
Begab  1S58  9510,  1870  22,253,  1871  aber  62,253  Tblr.,  1875  340,000  M.  Die 
Begatinrang  wird  in  diesem  spedellen  Falle  mathmasslich  zu  einer  indirecten  Ver- 
bmdabeBteaenuig  der  BenuteucooBomeaten.  Die  EdOhang  der  PaebteDinme  ttUR 
ita  Gewinn  der  Pachter  einstweilen. 

^  Die  StaatsbeigweAe  behandelte  Ran  in  dem  Abschnitt  Bergregal,  S.  A. 
3. 172—183.  Die  tironde  tax  die  reränderte  Stelhing  im  Syitem  der  EfauahmeB, 
nlche  den  Bergweriien  jetzt  gegeben  ist,  «nd  im  3.  n.  4.  Abschn.  des  1.  Kap.  dieses 
1  Bucha,  bes.  in  §,  141,  145 — 147  dargelegt  worden.  In  meiner  Bearbeitang  der 
6.  A  war  dieser  Abschnitt  schon  wesentlich  ron  mir  nea  bearbeitet  worden.  Die 
jetsgen  gg.  210—217  entsprochen  den  §§.  191—201  d.  6.  A.  und  sind  nor  in  Einzel- 
heiteii  verändert  worden.  Ich  hatte  damals  in  der  Teraosserangshage  noch  zu  ans- 
>cUi«sslich  den  Frodoctionastandpanct  betont  Aach  der  des  Vertheilongsinteresees 
iit  m  beachten  (Gefahr  monopoli^t.  Aosbentang).    Vgl.  jetzt  Wagner,  Qnmdleg.  I, 


*)  D^er  den  Uteno  SUmi  der  Lehre  TgL  Bergins.  Henea  P.  n.  Kam.  mag.  I. 
22fl  ff.  und  T.  Kancrin,  Berg -Kamerai-  n.  BergpoUzeiwiss.  1791.  —  üeber  die 
asoena  Ansidit«!  rec^.  Jacob,  I,  §.  277  K.  §.  S44  ff.  —  Lötz,  m,  156.  — 
Filda,  S.  111.  —  T.  Halchas  I,  83.  —  Hittermaier,  Priratredit,  §.  241  ff. 
-  Freiesleben,  Staat  a.Bei^baa,  heiaosg.  r.  BQlaa,  2.  A.  1839.  —  Karsten, 
Ober  d.  Dreprung  dee  Bergregals  in  Doatschland ,  1844.  —  Weisse,  Bergbau  and 
BorgiBgat,  1815.  —  Beseler,  Fiivatrecht.  §.  205,  dem  Im  Texte  der  §.  191—193 
ndirueh  gefo^  wurde.  Die  Belege  für  die  rechtMosohichtL  EntwicUang  sind  da- 
wUm  zb  finden.  —  Ebendas.  g.  202  Debersicbt  der  Qadlen  o.  Literatur  des  dents^Mn 
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Staatabergwerke  sind  theils  auf  eigenem  (domaniales  oder  flsca- 
Hsoben)  Boden  des  Staats,  tfaeUs  aof  Privaflftndereien  angelegt 
Der  Ursprnng  der  Staatsbergwerke  letsterer  Art  liegt  vielfaeh  im 
Bergregalf  {ffters,  namendich  in  neuerer  Zeit,  aneh  onabfalagig 
daron  in  der  Erwerbung  des  Bergwerkseigentbams  nach  den  Beg^ 
des  freierklärten  Bergbaas.  Das  Bergrecht  bat  nemlich  in 
Dentschland  und  znm  Tbeil  anch  in  anderen  Ländern  sehr  be-  ' 
merkenswerthe  Entwioklnngsphasen  dnrehlanfen,  im  Wesentlicben 
die  folgenden.  Man  mnss  sie  kennen,  am  anch  die  finanxielle 
Seite  des  Bergbaas  richtig  zu  wUrdigen. 

1}  Nach  ältestem  Deatschen  Beobte,  das  bis  zom  11.  Jabr- 
hnndert  in  Geltung  war,  um&sste  das  Grundeigenthom  neben  an- 
deren Zubehörnngen  auch  die  im  Boden  unter  der  Erdoberfläche 
befindlichen  Mineralien  etc.  ohne  Weiteres  mit  und  stand  daher 
nur  dem  GmndeigeDthlimer  das  Recht  zu,  diese  bergmännisch  su 
gewinnen.  Anch  landesherrliche  Bergwerke  konnten  somit  nnr 
auf  Domanialland  oder  nach  Abkommen  mit  dem  Eigentbttmer  auf 
Priratland  entstehen.  Dieses  Uteste  Recht  wnrde  jedoeh  sehon 
f^h  durch  eine  andere  RechtsbilduDg  verdrängt,  welche  xu  einer 
wesentlichen  Beschränkung  des  Grnndeigenthnms  führte. 

2)  Es  wnrde  nemlich  Jedermann  gestattet,  auf  fremdem  Boden  | 
nach  Mineralien  zu  suchen  (zu  schürfen)  and,  im  Falle  erzu^ 
solche  fand,  hier  ein  Bergwerk  auf  einem  bestimmten  Grubenfdde 
anzulegen,  wofUr  Abgaben  an  die  Staatsgewidt  zu  entrichten  wuea. 
In  den  ältesten  Bergordnungen  aus  dem  13.  Jahrhundert  ist  dieses 
Princip,  wonach  also  das  Recht  des  Grunäcigenthtlmers  beschränkt 
und  das  Eigenthnm  an  der  Erdoberfläche  von  denjenigen  an  den 
im  Boden  enthaltenen  Mineralien  getrennt  war,  anerkanntes  Reebt 
Anch  die  Landesherren  konnten  natttrlich  nach  diesem  Rechte 
Bergwerkseigenthnm  erwerben. 

3)  Wesentlich  aus  fiscalischem  Interesse  aber  bildete  sieh 
vom  12.  Jahrhundert  an  neben  jenem  Recht  des  freierklärten  Bcsg- 
baus  and  dasselbe  allgemach  einschränkend,  umbildend  und  zum 
Theil  rerdrilngend  ein  anderes  Bergrecht  ans:  die  deatschen  Kaiser 
nahmen  die  Bergwerke  and  Salinen  als  Regal  ftir  Bi(^  in  An- 
spruch (zuerst  Friedrich  I).  Die  mancherlei  Conflicte  mit  den 
Landesherren,  welche  hierdarch  entstanden,  lösten  sich  wie  ge- 

Beigrechts.  —  Achenbach,  d.  gcnefne  cleatBche  Bergrecht  n.  s.  ir.,  1.  B.  B«iüa 
1871,  mit  bee.  rekibeo  Itter,  a.  OneUemudurelsen,  S.  S  C:  4. EatvicUanc  d«Bar 
teohts  §.  21  £ 
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wOloIieh  dadorch,  dass  das  Bega!  den  liandeBherreD,  nameBtUch 
nent  in  der  Goldenen  Bnlle  den  Charfttraten,*)  rom  KaLser 
rerlieben  oder  ohne  Widereprnoh  von  den  LandeBherren  als  inte- 
ginder  Bestandtheil  ihrer  Boehte  an  sich  gezogen  wnrde.  Be- 
Mnders  war  es  der  iiHfaer  ja  aoeh  in  Deutschland  viel  ergiebigere 
Bergban  anf  edle  Metalle,  ferner  anf  Salz  (Steinsalz), 
welcher  auf  C^nnd  des  Begals  vom  Staate  betrieben  wnrde.  ^) 

*i  Aue»  bolU  c.  IX.  g.  1.  —  flbiigeu  mit  der  BnachEinkimg:  pzoat  posBUit 
sen  consnereniBt  teUa  (jon)  pcssideiL 

*i  „Tiele  «Ite,  im  Hittelsiter  and  bis  ine  1«.,  17.  Jabriinndert  bebkOte Lkfer- 
stltten  in  Dentschlud ,  nunentlich  ron  Gold  und  SQbet  im  Haiz,  Bthmea, 
Siliba^,  TbOriDgen,  Ficbtelgcbirpe ,  ^Erzgebirge  n.  s.  w.  sind  jetzt  erscbOpft  oder 
Mtmem  doch  mit  uehr  Eoeten  in  grosserer  Tiefe  gebaut  Verden,  die  HoIqnreiBe  mul 
da  Atbeitsloluii  sind  gestiegen,  uicb  bevirkeo  die  besseren  Strassen  ein  st&dieres 
Mitrerben  der  Erzeugnisse  verschiedener  Linder.  —  Im  baier.  Fichtelgebirge  waren 
n>r  AlictB  fiele  Ooldseifen-  (Wasch-)  verke,  Teil  die  an  den  tigeren  St^en  aoge- 
scbTerante  Erde  (wie  in  Galifomiea)  viele  Goldtheile  enthielt,  die  man  nur  ansza- 
wnchen  braochte.  Diess  erwähnt  schon  Otfiied  im  9.  Jahrh.,  Fischer,  (jesch. 
dü  d.  Handels,  I,  121.  2.  Atlie.  Ent  ab  dieM  kitdite  Oewiamugaart  ihr  Sude  ra- 
Kidtte,  begann  der  be^mfinnische  Betrieb,  aber  anfänglich  so  oachliasig,  daia  man 
ijdterhin  drünial  nach  anander  das  fraher  als  onnQtz  We^eworfoie  (taubes  Ge- 
■teitt,  Halden)  aamnh  (anaknttete),  DorTschmidt.  Bea^teib.  ron  Oold- 
boaach,  S.  118.  1S7.  —  Bei  dem  viel  httherw  Preise  der  edlen  Metalle  im  Altei- 
tkame,  den  niedrigen  Getreidepreisen  nnd  der  Anwendung  von  Staatssclaven  konnten 
fis  Be^^weifce  grosae  Oewinnste  gebea  «nd  zar  Madit  dw  Staaten  bedeutend  bei- 
tngeo.  Der  Beichthum  des  ErOsus  ist  von  den  GoMväschen  am  Tmolos  abzuleiten, 
so  wie  die  den  Lydiem  zugeschriebene  Erfindung  des  AosmOnzens  der  edlen  Metalle. 
Die  Silbergniben  ron  Laarion  und  die  thracisctaen  Goldbergwerice  waren  für  Athen 
Tichtig.  Aach  die  macedonischen  Ednige  and  die  Carthager  zogen  grosse  Summen 
andern  Bergban.**  (Ban  §,  172  Kote  c).  üeber  Athen  u.  Griechenland  s. 
Bsokh's  Abh.  Ober  d.  Laorisoheo  SUberbe^eriu  in  d.  Abb.  d.  BerL  Aiad.  181S; 
ders.  Staatsbaosh.  d.  Athener.  2.  A.  S.  92,  420— 42S,  Bernier,  Grecs,  S.  S04. 
BlchsenscbUtz.  Besitz  v.  Erwerb  im  griedi.  Alterthun  S.  98  ff.  Jn  Athen  war 
iet  Bfuthttmer  d.  Beifw«ric«  d.  Staat,  der  aber  nie  auf  eigene  Bechnong  betrieb, 
•oadem  die  Werke,  die  mit  Sciaven  bebaut  wurden,  in  Erbpacht  gab.  Das  Recht 
n  bsoen  wurde  f.  «inen  bestimmten  Kaufpreis  verkauft,  der  an  den  Staat  direct  zu 
laUea  nr.  Daza  kam  eine  Abgabe  v.  Vm  dee  Ertrags,  die  in  Oeneralpacbt  zur  E> 
kebmg  gegeben  war.  —  In  Born  wurden  Salzwerke  uraprUnglich  anf  Staatsrechn. 
betrieben.  Später  beätand  ein  Salzmonopol,  aber  im  Vertehrs-,  nicht  im  Finanz- 
iMensse,  wie  es  achdnt  (nach  Marquardt,  rOm^  Staatsrerwalt  II.  166,  271).  Ueber 
d.  Bergwerke  s.  eb.  S.  245,  252  S.  In  Italien  war  der  Bergwerksbetrieb  schon 
Mh  gesetzlich  sehr  beschiSnlct  Die  wichtigsten  waren  in  den  Provinzen.  Der 
äwDistmetalla,  wozuneben  Gold-, Silber-, Eisen-, Kopfergraben,  aodi  Steinbrache, 
KietdegrabeD,  Salzwerke  rdiOren.  Die  wichtigsten,  wie  die  Ooldwerke  v.  Tercellae 
ii  Qalua  transpad.,  die  Silbergraben  bei  Kencarthago  in  Spanien,  die  Gold-  und 
SSbeibei!gweri[e  in  Macadonien  —  die  nicht,  wie  Bau  gemdnt  hat,  d^nitir.  sondern 
VB  zeitweise  bei  der  Eroberung  geschlossen  wurden  —  besass  der  Staat  Die  meisten 
BBttDa  gehörten  indessen  Privaten.  Auch  wurden  Staatswerke,  z.  B.  die  Sitbeigraben 
ii&tanifai,  an  Prirate  veränssert.  Unter  den  Kaisern  wurde  der  Belgwerksbesitz 
Ol  £  dtfi  Fiscns,  th.  f.  d.  kais.  Privatrennögen  sehr  ausgedehnt,  bes.  aof  d.  besten 
1.  einträglichsten  Gruben  (auch  MannorbrOche).  Der  Botrieb  war  th.  Eigenverwaltang, 
tk  Verpachtung.  YgL  f.  dlos  Alles  jetzt  Marquardt  a.  a.  0.,  wonach  Bau  5.  A. 
§■  172,  Hote  c.  u.  6.  A.  g.  191,  Note  e.  berichtigt  wurde.  8.  sonst  noch  Burmann, 
De  veciigaL  pop.  Bom.  Kap.  6.  a  77.  —  Hegewisch,  S.  78.  —  Boase,  L  1M5.- 
Siaclalr,  History  of  the  public  rer.  m,  Append.  S.  10.  » 
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C^erade  ans  finanziellen  Grttnden,  mit  dmen  sich  ndit  i 
leicbt  zu  ttbereebende  volkswirthBchaftHoheverbuiden,  wurde  ' 
jedoch  durch  die  Begalisirnng  des  BergbatiB  das  ältere  Recht  der 
Bergbaafreiheit,  welches  keineswegs  erst  die  Gmndsätze  der  Bega-  ' 
lität  Toranssetzte/)  im  Allgemeinen  nicht  beseitigt,  sondero 
nnr  nmgestaltet  Das  Recht  des  Schurfens  wurde  an  die  obrig- 
keitliche JBrlanbniss  gebunden,  der  Finder  mnsate  mathen,  d^h.  ! 
nm  die  Verleihung  des  Rechts  znm  Bei^ban  aaf  einem  gewisaai  , 
Felde  naohsnchen  nnd  wurde  alsdann  —  seit  dem  16.  Jahrbondert 
immer  mehr  auf  Grund  des  Regals  —  mit  diesem  Rechte  belehnt  | 
Für  die  Staatsgewalt  war  diesä  Procedur  das  Mittel,  dem  finan-  '. 
ziellen  Zweck  des  Regals  gemäss,  Bergwerksabgaben  verschiedener 
Art  und  in  bedeutenderer  Höhe  als  bisher  üblich  ftlr  solche  Privat-  ' 
bergwerke  einzuführen,  so  den  Bergzehnten,  Qnatember-  j 
gelder,  Reeessgelder  n.  s.  w.   Diese  theils  ans  der  Berg-  | 
bobeit,  wie  man  das  polizeiliche  Oberanfsiohtsrecht  des  Sta^ 
Uber  den  Bergbau  auch  genannt  hat,  theils  aus  dem  eigentlichen  j 
Bergregal  abzuleitenden  Abgaben  trugen  in  anderer  Hinsieht  die 
Merkmale  einer  besonderen  Gewerbesteuer  ftlr  den  Bei^ban 
an  sich  und  sind  in  neuerer  und  neuester  Zeit  auch  vielfach  zd 
massigen  Gebähren  oder  zu  reinen  Stenern  umgebildet 
worden. 

Der  Vorbehalt  der  ansschliesslicben  Ausübung  des  I 
Bergregals  durch  den  Staat  bildet  nnr  die  Aosnahme.   ßr  kommt  j 
in  Deutschland  namentlich  für  Stdnsalz  vor.   In  Ansehung  der 
Stoffe,  auf  welche  sich  das  Gmndeigenthumsrecht  nicht  mit  bezieht 
und  füT  welche  andererseits  das  Regal  gilt,  bestand  und  besteht 
in  den  Terschiedenen  Ländern  keine  volle  Uebereinsfcimmung  und  ; 
auch  in  den  einzelnen  deutschen  Territorien  nnd  späteren  Staaten  j 
herrscht  keine  völlige  Gleichmässig^eit.   Im  Allgemeinen  urofasst  i 
das  Bergregal  „alle  auf  ihren  natürlichen  Lagerstätten  vorkommende 


Wia  Raa  in  der  5.  AntL  §.  172  anoabm:  die  Fraierkl&ning  gestatte  dea 
Priratbetrieb  unter  gewissen  Bediog^imgen ,  welche  gerade  ans  dem  Begu  abznleita 
seien.  Dies  ist  irrig,  wie  die  ältere  BeTgiechtsbildang  und  wieder  die  neaesto  zeigt 
Wenn  nur  das  Prinm)  des  beschränliten  Grondelgenthums  feststellt,  so  dass  die  Km* 
lalien  n.  s,  v.  rem  Terftigangsiecbt  des  Qnuideigners  ansgescblosten  sind,  so  Muf 
es  dorchans  nicht  des  Begalprincips,  um  die  Aolegaag  von  Be^eikea  aof  fivddea 
FriTktiude  zu  ermöglichen.  Der  Steat  bnnclif  nur  gemlss  seiner  allgem.  Hobeit»- 
rechte  das  Schorfen  o.  s.  v.  nnd  sohUesaUeh  die  Anlegnng  solcher  Bergwerke,  durch 
Vfllclte  die  dem  Gninddg«nUiOmär  nicht  gehörenden  Mlnenllen  angeägnet  #eida 
BoQen,  zn  regeln. 
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Mifieralien,  aof  welche  der  Bergbau  in  seiner  technischen  Anabil- 
doDg  herkömmlich  betrieben  zu  werden  pflegt". 

i)  Nachdem  dann  in  späterer  Zeit  die  volkswirthschaitliche 
Bedeabing  des  Bei^bans  mehr  erkannt  worden  und  der  finanzielle 
Gttichtsponot  zmUckgetreten  war^  der  Priratbergban  üoh  stärker 
eatiriekelt  hatte,  —  n.  A.  anoh  weU  die  ans  dem  Begal  abgeleiteten 
Bergveiksabgaben  bei  der  verminderten  Ergiebigkeit  älterer  Werke 
md  um  den  Beigban  zu  begünstigen  ermässigt  and  mehr  als 
eigflotUebe  Gebühren  nnd  Stenern  behandelt  wurden,  —  bereitete 
sieb  auch  im  Bergrecht  eine  neue  Gestaltung  vor,  welche  in 
neuester  Zeit  mehrfach  zu  einem  Abschlass  gekommen  isL')  Das 
Bergregal  als  Finanzregal  oder  „nutzbares  Hoheitsreeht" 
rerichwand.')  Die  Beschränkung  des  Orundeigen- 
tbnins,  die  ja  nicht  erst  durch  das  Regal  geschafflBn,  wenn  auch 
dirch  die  Begalisimng  und  deren  Verbindang  mit  der  Bergbau- 
fniheit  noch  zu  grösserer  praktischer  Bedeutung  als  durch  die 
letztere  allein  gebracht  worden  war,  blieb  dagegen  bestehen.*) 
Btmtso  blieb  die  Bergbaufreiheit  in  Geltung  und  wurde 
DU  nach  den  neueren  Bedfirfnissen  der  Volkswirthschaft  mit  Rück- 
sieht  auf  die  nothwendige  Controle  des  Staats  über  den  Bergbau 
ud  auf  die  Sicherung  der  Rechte  des  Grundeigenthttmers,  dessen 
Bodm  zum  Schtüfen  nnd  zur  Anlage  eines  Bergwerks  von  einem 
Dritten  in  Ansprach  genommen  wird,  gesetzlich  regnlirt'") 
Namentlich  wurde  aaeh  genau  bestimmt,  auf  welche  Mineralstoffe 
sie  sich  beziehe.      Es  ist  nicht  nothwendig,  dieses  neueste  Berg- 

*\  Nacb  Beseler,  S.  8&0.  la  der  tiold.  Balle  verdeo  geaumt:  aaii  et  BXgeati. 
fodiBU  atqoe  mioenB  stannl,  cnpii,  Harri,  phimbi  et  aherloB  Gqjnactuaqne  generia 
■Affid  etfam  ulis.  —  Stein-  s.  Bnankohlen  fkficD  nteh  neuerem  Rechte  nwtotena 
Ute  dn  Bagtl  odcv,  niutUiangig  nm  lebterao.  luter  (He  rom  Teifilgim^ireolit  Am 
GniddgenthOiners  amgesdilosBaien  HineralieD;  Torf  wn  Belteo  regallsirt,  Salzquellen 
BOKoa.  In  Grossbrittanlen  sind  nur  Gold  and  Silber  BegaL 

')  TgL  besonders  du  rortrefflicbe  neae  preossUche  Be^^gesetz  j<m  24.  Sani 
1^  (i.  Tb.  berobend  aaf  Gronds&tzcn  dea  franzOsiscben  Bergrechts),  welches 
<n«der  dem  baieriacben  Berggesetz  rom  20.  Mirz  1869  and  andern  in  kleinen 
Staalai  (.Braonacbweig,  Weimar,  Qotba,  Waldeck)  znm  Vorbild  diente.  YgL  Acbea- 
bach,  g.  18. 

5  Baseler,  g.  205,  VI. 

^  I»preQssi8chen  Berggesetz  ist  dies  so  ansgedrückt :  §.  1.  ,J)ie  Bacbataliend 
Tcadfibnetea  Uiseralien  sind  von  dem  Verfugangsredit  des  GrondtigentbOmers  au- 
leiGUoBsea." 

**i  In  Qeaetzeo,  vi«  den  prenas.,  werden  daher  die  (inmdsUze  anfgestdU,  naeli 
deam  <^  AnfimchoDg  n,  Gewinnung  der  vom  Verfbgongsrecbt  des  Gnmdeigners  aos- 
gcacUoBsraen  Miodi^en  erfolgen  lünn. 

Z.  B.  PioBsa.  Ges.  §.  1 :  Oold.  Silber,  OnedEBilber,  Eisen  mit  AwDabme  der 
BaitMiieMiu,  Blei,  KiqKbr,  Zinn,  Zink.  Kobalt,  Hiekel,  Aisenik,  Mangan.  Aatison 

a.Va|t*r,  ViuuwlHBBMh.  L  8^ 
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recht,  ebenso  wenig  als  die  Freierklftrong  des  BergbMs  ttb^iaiip^ 
auf  das  Bergregal  zu  gründen.  Vielmehr  ist  die  Grundlage  diesei 
Bergrechts,  neben  dem  erwähnten  Hanptprincip^  der  Beschräskong 
des  Grondeigenthams  —  also  einem  Satze  des  Privatreohts  ib 
den  allgemeinen  Staatshoheitsreehten  ansadien,  dienan 
in  ihrer  Anwendung  auf  das  Bergwesen  Berghoheit  neaiMD 
kann.'^) 

Fflr  den  Betrieb  von  Staatsbergwerken  selbst  galt  nan 
schon  früher  Öfters  das  allgemeine  Bergrecht  eines  Landes.  Dem 
neuen  Bergrecht  unterstehen  diese  Werke  gleichfalls,  wie  dies  in 
den  neueren  Berggesetzen  auch  ausdrfioklich  ansgesprochen  wird.") 
Die  NeuanU^;e  von  Staatsbeigwerken  aof  fremden  Prlvatländenieii 
ist  daher  hier  auch  an  dieselben  Beohtsformalitäten  gebunden,  wie 
die  Anlage  von  Priratbergwerken,  und  setzt  kein  Regal  mehr 
voraus.  Jene  Staatsbergwerke  treten  auf  diese  Weise,  einerlei  ob 
sie  auf  Staats-Grundeigenthnm  oder  auf  Priratlftndereien  angelegt 
sind,  wenigstens  da,  wo  das  neuere  Bergrecht  zur  Geltang  gehugt 
ist,  ganz  in  die  Classe  der  gewöhnlichen  privatwirthsebaft- 
lichen  Unternehmungen,  was  sie  früher  freilich  trotz  des 
Regals  sachlich  meistens  auch  waren,  weil  eine  ErhOhnng  des  £^ 
trags  in  Folge  der  Begalisirnng  nur  ansnahmaweise  mOgHcb 
war.  Ihre  Behandlang  in  der  Lehre  vom  Priraterwerb  dea  Staati 
im  System  der  Finanzwissenschaft  erscheint  daher  auch  als  die 
allein  richtige.  Ebenso  sind  die  Einnahmen  des  Staats  aus  PriTst- 
bergwetkeu  nunmehr  abweichend  von  Bau  (5.  A.  §.  181—183) 
systematisch  richtiger  in  den  Abschnitten  von  den  Gebühren  und 
den  Stenern  zu  besprechen. 

II.  —  §.  211.  Beibehaltung  oder  Verftusserung  der 
Staatsbergwerke.  Der  Besitz  von  Staatsbergwerken  ist  gegen- 
wärtig  in  den  europäischen  Staaten  sehr  verschieden  verbreitet 
PreuBsen  und  Oesterreich-Ungarn  haben  noch  manche  Staatsbeig^ 
werke,  deren  Entstehung  und  Beibehaltung  hier  ausser  dnrdi  dw 


u.  Schvefel,  gedieg:eu  n.  «b  Erze  —  AlMin-  n.  Titrioloxe  —  Steintdile,  Bnomkohle 
n.  Qnphit  ~  Steiosiiz  nebst  den  mit  demMlbon  uf  itn  nlodlchM  Legmamtoi  tw 
lOZBiD enden  Salzen  und  die  SoolqneUen. 

")  So  auch  Beseler,  S.  853  n.  Uotire  z.  prenssisch.  Berggesetz  t.  1865  bei 
Klostermann,  Allg.  Bergges.  for  d.  preoss.  Staaten,  nebtt  Commentar,  S.  45  S- 
~~  Ueber  d.  rolksvirthschafu.  Zireckmissigteit  des  heutigen  Bergrechts  s.  Wagner, 
Grandleg.  I,  §.  364.  "e  a 

")  Beaeler,  S.  849.  Preuss.  Berggesetze  8.  2:  ^er  Erwerb  nod  Betriefc 
ron  Bergweiten  für  Bedunog  de*  Staats  Ist  den  BesämBiingea  dieses  GeMtMS  eben- 
ullB  nntenroifen." 
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Begal  auch  doreh  den  groi8«n  Domänen-  and  Waldbeeitz  zu  e^ 
üben  ist.  Auch  in  anderen  dentschen  Staaten,  dann  in  den  nord- 
Müeben  und  in  sfldearopäischen  Staaten  (Spanien)  finden  sich 
Staatsbergwerke,  während  dieselben  in  Grossbritannien  nnd  Frank- 
reich fehlen.'*)  Die  Frage  der  Beibehaltnng  oder  VeränaseniDg 
wieher  Werke  ist  in  Deutsehland  in  neuerer  Zeit  vielfach  ertirtert 
mtd  iüuilieb  wie  bei  den  Domänen  meistens  zn  Gunsten  der 
VeräDBSerang  beantwortet  worden^  so  namentlich  von  den  Theo- 
ntikem  der  Smith'achen  Schale,  die  sich  dabei  öfters  auf  die 
schlechte  Kentabilität  der  Staatsbergwerke  berufen  konnten.^^) 
IndesBffli  wurde  hier,  wie  gewöhnlich,  die  Frage  zu  einseitig  ans 
dem Oesichtspnncte  des Productionsinteresses  benrtheilt  und  die 
priratwirthschaftliche  Bentabilität  und  die  volkswirtbsöbaftliche 
Prodoctintät  zn  unbedingt  identificirt  Daneben  ist  jedoch  das 
Tolksirirthschafiliehe  Vertheilangsinteresae  nnd  das  damit  zo- 
ttoimenb&igende  socialpolitiscbe  Moment  in  der  Frage  für 
die  Entsehddong  mit  zu  beachten.  Die  Frage,  ob  der  Staat 
ptnrad  Bei^r^rke  betreibe,  ist  dann  vollends  nicht  absolut 
21  entsdieiden.  Sie  ist  keine  rein  finanzielle,  sondern  zo- 
^h  eine  rolkswirtfascbaftliohe  nnd  allgemeine  Ver- 
waltuDgs frage,  ähidieh  wie  die  Staafsfont-  nnd  Staatsbahnfirage. 
Selbst  bl(»8  als  Frage  der  Regelnag  der  Bergbau prodnction 
lietraehtet,  kann  die  fintacheidnng  fUr  nnd  wider  Staatsbergwerke 
nr  räie  relative  sein.  Die  concreten  Verhättnisse  der  einzelnen 
Uader  kommen  dafUr  zumeist  in  Betracht.  Allgemeine  Regeln 
laaBen  sich  daher  nar  in  folgender  bedingter  Weise  aufstellen. 

§.  212.  —  1)  Beantwortung  der  Frage  nach  dem  volks- 
wirthschaftliehen  Frodactionsinteresse.  Hier  sind  nn- 
eatwickeltere  nnd  entwickeltere  Verhältnisse  der  Volkswirthschaft 
m  asterscheiden. 

a)  Anf  einer  niedrigeren  Wirthsohaftsstnfe  ist  Staatsberg- 
wesen und  in  Verbindung  damit  Staatshüttenwesen  öfters  recht 
wohl  am  Platze.  Der  Staat  oder  (Landesherr)  verffigt  hier  noch 
am  Ersten  Uber  die  meistens  za  einem  ordentlichen  Betrieb  bald 


**)  Di«  "Eian.  axa  ien  Btig-,  HOtteDveritea  d.  Salioen  hat  Herrn.  Wng^nei  in 
Kinea  finanzsUt  Uebersichtun  im  Goth.  Statist  Jahrb.  1674  S.  879  auch  nur  Itlclcen- 
ht  inaaniuttstellea  kftimeu.  In  RussUnd,  Nonreg«a,  Türkei,  GriecheolaDcl,  Spanien 
Maden  sich  aoch  bezOgL  Einnahmen.   S.  n.  Note  19. 

bes.  Bergina,  FiDanzwiss.,  2.  A.,  S.  231,  mit  Polemik  gegen  die  preosi. 
0.  UUtenrenraltang. 
Wagner,  Grandleg.  I,  §.  364.  365. 
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erforderlichen  grossen  Kapitalien,  welche  gerade  im Bergfaaa 
haaptsäohlich  in  stehenden  Kapitalanlagen  ganz  festgelegt  | 
werden  and  fUr  welche  oft  lange  auf  eine  genügende  Bente  j 
gewartet  werden  moss.   Auch  die  technisch  gebildeten 
Arbeitskräfte,  welche  jeder  etwas  fortgeschritteae  B^^bu,  | 
besonders  aach  anf  Gold, ")  neben  Tcrmehrtem  Kapital ,  besseren 
Maschinen  n.  s.  w.,  bald  'sn  branchen  pflegt^  kann  der  Staat  an  ! 
Besten  heranziehen  und  entsprechend  stellen.  Der  hänfige  grosse 
Wald  besitz  des  Staats  lässt  sieb  femer  oftmals  am  VorzflgliehBteii  I 
nnd  mitunter  gar  nicht  anders  verwerthen,  als  dadurch,  dass  grosse  i 
Holz  verzehrende  Gewerke  im  Walde  oder  in  dessen  no- 1 
mittelbarer  Nähe  angelegt  werden,  weil  bei  dünner  nnd  armer  | 
Bevölkerung,  sehlechten  Strassen  nnd  niedrigen  Holzpreisen  das  ; 
Holz  nicht  weit  weggeflthrt  werden  kann.  Zn  solchem  Zwecke 
erscheinen  aber  Bergwerke  nnd  damit  verbunden  namentlich 
Hüttenwerke,  in  denen  dieBrze  gleich  ausgeschmolzen  und  die 
Uetalle  weiter  verarbeitet  werden,  ganz  besonders  geeignet  und 
notorisch  sind  ans  diesen  Gründen  manche  solche  Staataweike 
angelegt  worden.    Das  specnlative  oder  kaufmännische 
Moment  spielt  weiter  unter  den  gegebeijen  Voraussetzungen  beim 
Absatz  der  Bergwerks-  nnd  HUttenproducte  noch  keine  so  eai- 
scheidende  Rolle,  als  später,  weil  die  Gommunicationsverhältnisse 
und  die  allgemeinen  Zustände  der  Volkswirthschaft  den  Abssti 
einengen,  die  Versorgnng  des  Loealbedarfs  die  Hauptsache  nnd  die 
Concurrenz  der  Prodncte  anderer  Gegenden  oder  Länder  wenigstens 
bei  unedlen  Metallen  unwichtiger  ist  Die  specifiscben  Mängel 
des  Staatsbetriebs  treten  ans  allen  diesen  Gründen  aoeb 
weniger  hervor.  Die  Staatsbergwerke  haben  daher  auch  io 
früherer  Zeit  oft  als  Muster  eines  geordneten  knnstmässigen  B^ 
triebs  und  als  Pflanzschulen  geschickter  Werkmeister  sehr  gnte 
Dienste-  geleitet   Sprach  auch  schon  früher  nicht  immer  ein  erheb- 
liches Finanzinteresse  für  die  Anlegung  neuer  und  Beibehaltnng 
alter  Staatswerke,  so  um  so  mehr  ein  volkswirthsehaftlichea 
b)  Diese  Verhältnisse  ändern  sieb  aber  nun  vielfach  aaf 
höheren  Wirthschaftsstnfen.   Im  Ganzen  möchte  im  Berg-  und 
Hüttenwesen  einer  der  Fälle  vorliegen,  wo  die  (oft  zu  aUgemein 

")  Die  Terh&ltiüBM,  welche  in  der  califoru.  and  anstral.  OoUgvriui^ 
nach  der  asten  kiohton.  aber  bald  enchöpfien  Goldwlscheni  ei^^etretan  dml,  to—w 
ala  typisch  tax  die  GoMpTodnction  Iteceiohaet  voden.  dto  sehr  lehn^ehe  tad 
klare  Dadefnngr  too  t.  Eiohthofen,  MeuUpxod,  CaJifoniieiis,  Mr.  14  d«r  Pater* 
nano'sdiaa  Eij^ongahefie  d.  geogr.  UittheU.  S.  18  C 
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hingestellte)  Regel  gilt,  dass  eine  in  früherer  Zeit  ganz  passende 
prirAtvirthBcfaafÜiohe  Thätigkeit  des  Staats  besser  durch  diejenige 
der  Priraten  ersetzt  wird.  Von  den  soeben  angefahrten  Gründen 
kann  später,  z.  B.  in  nnserer  Zeit  in  den  mittel-  nnd  westeoro- 
päisehen  Staaten,  keiner  mehr  als  darchschlagend  für 
Stittsbergban  gelten.  Die  etwaigen  Uebelstande  des  Privat- 
beigbaos  (hinsichtlich  der  Nachhaltigkeit  des  Betriebs,  der  Ver- 
bstnitg  gewinnsüchtigen  Raubbaus)  lassen,  sich  durch  eine  gewisse 
Obennftieht  des  Staats  meistens  verhüten.  Die  grössere  Betrieb- 
nmkeit,  Sparsamkeit,  bessere  kanfmännische  Leitung  sind  speci- 
ÜMhe  Vorzüge  der  Privatwerke,  welche  jetzt  sehr  wichtig  werden, 
vo  dureh  ein  ganz  umgestaltetes  Gommnnlcationswesen 
die  Coöcurrenz  auf  dem  Weltmarkte  fttr  den  Bergwerks- 
ud  Hdttenbetrieb  znm  entscheidenden  Factor  wird.  Die 
HDTenneidliche  Schwerfälligkeit  des  Staatsbetriebs,  die 
GeichäftsfOhrnng  durch  Beamte,  von  welchen  letzteren  grade 
die  tflobtigsten  bei  dem  jetzt  viel  höheren  Stande  der  technischen 
Bildimg  oft  besondere  Neigung  haben  werden,  mit  Staatsgeldem 
gciragt  zu  experimentiren,  wozu  der  Bergbau  so  viel  verflihrerisohe 
VersDchang  bietet,  das  starke  Hervortreten  der  kanfmänni- 
sehen  Seite  des  Oeschftfts  n.  v.  a.  m.  sprechen  daher  im 
Guten  fttr  das  Lossteuern  auf  den  Verkauf  von  Staatswerken. 

Der  genaue  Reinertrag  nnd  die  genaue  Rentabilität 
eines  Bemerke  sind  sehr  schwer  zu  ermitteln,  weil  das  Kapital, 
daw  fan  Laufe  langer  Zeit  hineingewandt  ist,  und  vollends  der 
Befrag,  welcher  von  diesem  Kapitfd  ans  den  Reinerträgen  noch 
nicht  amortisirt  ist  nnd  der  Werth,  welohen  das  Bergwerk  in 
einem  gegebenen  Zeitpnncte  repräsentirt,  kaum  annähernd  genau 
MseBtellt  werden  kann.  Die  strengen  Grundsätze  des  Rechnungs- 
wesens mit  einem  bilanzmässigen  Anlagekapital  sind  daher  bei 
Bemerken  nicht  recht  anwendbar.  Der  jeweilige  Reinertrag 
enthält  oft  neben  der  Rente  eine  Kapitaltilgnng.  Die  GrOsse 
der  letzteren  ist  aber  wiederum  vollends  von  Jahr  zu  Jahr  nicht 
niUier  bestimmbar.  Dies  sind  Schwierigkeiten,  welche  sich  auch 
im  Privatbergwerkswesen  fühlbar  machen  und  wohl  mit  Reeht 
VorzQge  der  alten  Bergbaugenossen  schalt  vor  der  Actiengesellschaft 
ak  Wirthscbaftsform  bedingen.^*)  Für  den  Staatsbergbau  folgt 
US  jenen  Schwierigkeiten  aber  vollends  das  MissUche,  dass  die 

")  Vgl  O.  Mlcliaelis,  d.  B«iKbangdiuM8enwdL  in  Faochet's  l^erteyiliiaclir.  f. 
ToDav.  tt.  CnhiiTSflSGlL  1863.  IT. 
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priratwirthschaftliche  Rentabilität  noch  weniger  als 
bei  anderen  Staatsgewerken  sio-her  zn  übersehen  ist 
nnd  somit  noch  mehr  ein  Beartheilongsmassstab  darüber  fehlt,  wie 
die  Werke  in  Ökonomischer  Hinsicht  betrieben  werden.  Im  Allge- 
meinen scheinen  die  meisten  Staatsbergwerke  in  nnseres 
Staaten  nnr  schwach  zn  rentiren,  jedenfalls  werfen  sie  nur 
(absolut)  niedrige  Beineriräge  ab,  —  immerhin  mit  bemericeiu- 
werthen  zeitlichen  nnd  ürtliohen  Ausnahmen.^*)  Auch  zeigt  eio 
Vergleich  mit  dem  Privatbergbao  keineswegs  allgemein  eine  bessere 
Rentabilität  des  letzteren,  z.  B.  wenn  Staatswerke  in  Privathände 
Übergegangen  sind.   Bei  der  entscheidenden  Macht  der  Coi\jD&ctar 


Di«  RentobilitU  tümtinm  W&cke  Usst  sich  oatorlich  rollends  nidit  be- 
ortheilen.  Venn  die  Prodifcte,  irelcbe  sie  liefern,  niclit  nach  dem  Marktproifl«,  sondnn 
Bach  iriiUUiIiolien  S&tzea  »a  andere  StaatsreTke,  bes.  aa  HUtteoirerke,  abgebeert 
werden,  allein  diesem  Debelstaode  ist  dorch  richtige  BnchfOhnuigs-  n.  Redmtmgs- 
gmnds&tze  (§.  217)  abzuhelfen.  —  Aeltere  Daten  tjber  das  Könifr.  Westfalen  bei 
Halchns,  Fin.  I,  95,  Über  <Ieii  bannoT.  Harz  bei  Lefa  zen ,  I,  ISd  C,  n.  danach.  ■ 
sowie  Uber  Sachsen,  Oesterreich,  Freossen,  Spanien  bei  Ran,  S.  AiL, 
|.  174  (a).  —  Deber  Prenssea  gab  ich  weiteres  Detail  in  der  6.  A.,  §.  195,  N-V. 
Vgl.  jetEt  aber  die  devtiche  Bergweri(8{«rodaction  die  period.  T«i^  des  Eiised. 
Stat  Amts,  so  t  1874  in  den  Vlerteyahishefien  f.  1876.  4.  Jabn?^  1.  Heft.  2.  Abth. 
Ueber  Pienssen  spec.  Stat.  Jahrb.  IT,  1,  S.  213  ff.,  aber  die  fisc  Berg-,  HUten-  ; 
0.  Salzvwke  eb.  S.  241  £  Aeltere  Daten  im  Stat  Jahrb.  m,  160  ff.  Die  Zahl  dei 
prenss.  Staatsbergwerke  war  1873  60,  1874  59  (1  Kupferwerk  a.  1  Thon-  u.  Wasck- 
erdegmbe  war  1873  rerkanft  wordeo).  Daren  17  Steinkohlengiubep,  beeond.  die  bsi 
ganz  dem  Fisons  gshOrendea  an  d.  Saar,  12,  jetzt  11  B reonkohlengruben ,  19  EiseD- 
sleingrobcn,  6  Blei-,  Silber-  a.  Knpfeigraben,  4  andere.  An  der  gewaltig  aofsteigenden 
jOngsten  ConjQnctnr  ron  1870/71 — 73  hat  der  Staat  natorlich  theilgenommeo.  an  der 
ODgUnstigeD  seitdem  nicht  minder.  Der  Gesammtwerth  der  Production  der  Stutsweifce 
war  1871—74  bez.  24  36,  33-51.  46  00,  4173  Mill.  Thlr.  Die  Betriebskosten  slkgeD 
nicht,  sanken  dann  aber  anch  nicht  in  Reichem  Maasse  —  trotz  des  ezfnbB(£a 
Steigens  dat  LObne  in  der  gtUiBt^en  Zdt  — .  so  dass  der  Beinertng  bedeutend  im 
Anschlag  ftbeisdiritt,  jetzt  war  irieder  sinkt.  Dies  Schwanken  ist  in  finaoz.  Hinsickt 
f.  d.  Staat  nicht  angenehm,  immerhin  profltirt  uch  ex  einmal  ron  den  „Ooiümictu>- 
gewinn".  Wagner,  Gmndleg.  I,  ^  76  ff.,  §.  365  n.  utteo  §■  215.  In  AjHcUage 
war  1874:  Der  Rohertrag  der  Staatsbergwerke  75  95,  die  Betriebskosten  53*73.  ia 
Reinertrag  22-22  Mill  M.,  nach  dem  Eigebniss  aber  95-92,  59-98,  35-94  HUL  V. 
Nach  dem  Ansdü.  ftlr  1875  a.  1876  BoUte  der  Bohertng  aber  nnr  76-99  o.  6S-09, 
der  Kostenbetr.  55*24  a.  54-84,  der  Reinertrag  also  nur  21-75  u.  13*25  MilL  M.  sein, 
wobei  fraglich  ist.  ob  namentl.  für  1876  diese  Ziffer  erreicht  wird.  VgL  tAa  die 
Zweifelhanigkeit  der  BuchfUmingsgnmdsitze  im  preusstschen  Berg-  o.  HttteoweMD 
Bergius,  1.  A.,  S.  115  ff.  —  Baiero,  A.  f  1877:  Bergwerks-,  Hatten- d.  Saliaen- 
gefälTe  S'68  Mill.  M.  roh,  woron  4-18  aof  Bergweriie,  Betriebskosten  1.  G.  7*23,  abo 
1*45  Hill.  M.  rein.  DataU  bis  1868  bei  Tocke  a.  ».  0..  baier.  Stat  Ztscbc.  1S71, 
112  ff  —  Sacliaen,  A.  d.  Reineitr.  d.  Berg-  n.  HottenweAe  1875  316,000  TUr.. 
1877  956,000  M.  —  West-Oesterreicb,  A.  1876.  Montanwerke Einn. 
Betriebskosten  4-45,  lein  1-24  Hill.  11.  —  BansUnd,  Beig-  n.  Httteavede  (euL 
BeigregaD  rein  1874  A.  3-58,  Ergebn.  2-90.  1876  A.  4'54  Mill.  a  —  Spanien: 
das  reiche  QaecksilbareTk  Almaden  gab  froher  einen  ansehnL  Beinertng.  welcktr 
neuerdings  (seit  den  50er  Jahren)  wegen  d«x  Gonearrviz  des  caüfom.  Que(^iUben  a. 
des  gesunkenen  Preises  abgenommen  hat  S.  Wtlllcomm.  Spanien,  fai  Sfeia* 
Wapp&us  Geoigr.  UI,  2,  S.  73,  145. 
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Ar  die  Gestaltang  der  Preise  der  Bergwerks-  und  HUttenprodticte'o) 
od  bei  der  specifisoh  ähnlichen  Betriebsweiae  wenigstens  eines 
grossen  Bergwerks  durch  den  Staat,  eine  Gesellschaft  oder  selbst 
doen  einseinen  PriTateigenthtlmer  kann  dies  kanm  anders  sein. 
Tfiniug  der  Staat  indesaen  ein  Werk  rortheilfaaft  zn  verkaufen,  so 
data  der  Erlös  eine  erheblich  höhere  Rente  trägt  lüs  bisher  der 
Bdsertrag  war,  so  sprechen  finanzielle  Grttnde  dafttr,  Gründe  des 
TsiksvirthflohaftUohen  ProdnctionBint^esses  nur  ansnahmsweise  noch 
^»gegen.») 

§.213.  —  o)  Aneh  das  Prodactionsinteresse  gestattet 
sber  die  Beihehaltnng  von  Staatsbet^erken ,  ohne  sie  unbe- 
dingt zn  verlangen,  wohl  in  folgenden  Fällen  heate  noch  bei  nns: 

«)  Bei  Bergwerken,  deren  Prodncte  einfacher  (z.  B.  ans 
gOTDga  Tiefe)  zn  gewinnen  sind,  keine  oder  keine  sehwie- 
rige  weitere  Verarbeitung  verlangen  nnd  sofort  leichten 
Absatz  finden.  Daher  sind  namentlich  Kohlen-,  Salzberg- 
werke nnd  Salinen,  welche  oft  aoch  gut  rentiren,  eher  beizn- 
behalten,  als  Krzgmben. 

ß)  Bergwwke,  deren  Prodncte  einer  Verbraachstener, 
welehe  EBnäohst  vom  Prodncenten  erhoben  wird,  unterliegen  daher 
wieder  Stizwerke,  sind  aus  diesem  Grunde  geeigneter  ftlr  Aesk 
Staat.  Wenn  die  Verbrauchsteuer  in  Form  des  Regals  des  Salz- 
hssdels  n.  s.  w.  »hoben  wird,  gilt  dies  noch  mehr. 

r)  Je  mehr  nach  der  Grosse  nnd  Beschaffenheit  der  Anlage 
utd  Betriebskapitalien  im  Bergbau  und  nach  der  technischen  Art 
dei  Betriebs  der  Staat  and  Private,  namentlich  Gewerkschaften 


VgL  (He  Dirlag.  im  Preoss.  SMiät  Jthib.  IV.  1,  282  ff.  So  wu  i.  B.  der 
Durchschiiittsvertb  f.  d.  Ceotn.  Boheisen  in  der  preoss.  Huttenprodnctlon  1875  57-!66, 
1S71  44*91,  rohe  StahlMtricate  160*29  n.  124*36  Sgr.  nnd  sp&ter  trat  noch  ein  veiteres 
^^äm  Siikea  Nack  dem  VervaltaagBbericlit  der  AcÜangeBeUsch.  Dortmauder 
OnioB  kosteten  1000  Kilogr.  dentsdies  Puldeleisen  im  Hax  1873  180—192  H..  Uitte 
1674  97.  Mitte  1875  72,  Becemb.  1876  58-60  M.  Bessemer  BohelHa  in  diesen  4 
Ttmiun  nsp.  310.  102—108,  »0—96,  76-78.  gevebnl.  EiBenbahnBcbienen  lesp. 
3».  1S6,  102,  132—138.  GassataUacbicmen  396,  255.  104^210,  138-150. 

")  Ja  Ueineren  deatschen  Staaten  hat  man  mit  Becht  den  Terkanf  ron  Berg- 
mehrfech  vorgenommen,  so  anch  noch  neaerdiogB  die  ganz  anbedentenden 
(BoRensaer,  §.  247)  in  Baden.  Das  bad.  Blei-  a,  Silberbergrerk  zn  Mtlnstertbal 
(St  Trudpert,  Amt  Staufen)  wurde  1853  an  eine  Gesellschaft  verianft:  Schätzungs- 
»nfli  27,284.  ErlÖ»  durch  Versteigerung  35,700  fl.  nebst  11.229  II.  ans  VorriUhen. 
V«  dem  y^aof  wu  Znbosse  erfordert  worden,  z.  Th.  wegen  Uoffnongsbaaten .  dia 
Hieb  hinterher  bewährten,  VerhandL  d.  1.  Kamm.  1833,  Beil.  III,  219;  1837  BeU. 
^- 126  (beide  Berv^  Bin).  Aadi  In  Prenflsen  verdea  Heinere  unrentable 
■«Iw  Ttinssffit 

Der  preosa.  Staaiabergwerksbestand  (Note  19)  entspricht  wenigstens  einiger- 
■UKB  dieser  BegeL 
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nnd  Acttengesellsohaften,  die  Verwaltong  der  Werke  Uinfieh  ein- 
riehten  mttsseD}  nm  so  mehr  treten  manche  Gründe  fttr  den  Ter 
kauf  znrttck. 

d)  Wenn  mit  Staatsbergwericen  Hüttenwerke  verbooden  ibd, 
die  Bich  nioht  wohl  von  einander  trennen  lassen,  so  wird  der  Ver- 
kanf  der  ersteren  vom  gleichzeitigen  Verkanf  der  letzteren  ab- 
hängen mtlBsen. 

d)  Eine  Verschiebnng  des  Verkauft  wird  zn  rechtfertigeB 
sein,  wenn  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  der  Reinertrag  eines 
Bergwerks  bald  steigt  oder  ein  mit  Verlust  rerbondener  Grubenbau 
(Znbassgrube)  bald  zum  Ertrag  gebracht  werden  wird.  Auch  die 
Sttcksicht  auf  die  vom  Bergbau  lebende  Bevölkerung,  deren  Verhält- 
nisse durch  einen  Verkauf  von  Staats  werken  oder  durch  das  Em- 
stellen  des  Betriebs  ron  Zubnssgmben  sn  bedenklieh  werden  kSnnteo, 
kann  mitunter  wohl  eine  Verschiebung  des  Vei^nls  oder  der  Be- 
triebseinstollung  nOthig  machen. 

§.  214.  —  e)  In  richtiger  Weise  kommt  dagegen  das  Tolks- 
wirthschaftliche  Prodnotions-  und  das  Finanzinturesse  snr  Gdtaog 
in  folgenden  Fällen.  Die  dauernde  Beibehaltung  sohlecht  ren- 
tirender  oder  vollends  eine  beständige  Zubusse  fordernder  Werke 
im  Staatseigenthmn  und  im  wirklichen  Betriebe  iSsst  sieh  nemüch 
weder  rechtfertigen 

a)  aus  Rücksicht  auf  die  Erzeugnisse:  durch  die  ver- 
meintliche volkswirthsefaafUiehe  Ntttsliehkeit  der  Gewinnung  von 
Bergwerksprodncten ,  namentlich  von  edlen  Metallen,  auch  wenn 
der  Reinertrag  gering  ist  oder  ganz  verschwindet  nnd  ZnsebOase 
nOtiiig  werden;  noch 

ß)  durch  das  Interesse  der  im  Bergbau  beschäf- 
tigten Arbeiter  und  der  sonstigen  Bevölkerung  der 
Bergbaagegend.  Denn  dies  ist  eine  Ungerechtigkeit  gegei 
die  Übrige  Bevölkerung,  ans  deren  Mitteln  (Stenern)  dann  im  Oronde 
der  Bergbau  unterhalten  bleibt,  und  eine  sohlechte  Form  der 
ArmenunterstOtzung."  Wenn  der  Verkauf  nicht  möglich  ist,  so  mau 
vielmehr  allen  Ernstes  das  möglichst  baldige  Einstellen  des  Be- 
triebs in  Aussicht  genommen  werden.  Daher  ist  ftlr  die  Ein- 
btirgerung  anderer  Beschäftigungen  in  der  BergbanbevOlkemng  und 
nOthigenfalls  selbst  fttr  die  Auswanderung  der  letztere  zu  soigen* 

Früher  ist  der  beständige  Betriet)  von  Znbussgruben  aus  volbs- 
wirthsohaiUicben  Gründen  in  Schutz  genommen  worden,  aber  mit 
Unrecht  „Wenn  ein  Bergwerk  dem  Staate  die  Kosten  des  Be- 
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triebes  nieht  mehr  ganz  vergtltet,  so  ist  es  gleichgültig^  ob  die 
Zibuse  ans  der  Aosbente  anderer  Bergwerke  oder  aas  anderen 
StaitseinkQnften  bestritten  wird.  Die  Übliche  Einrichtang,  dass 
die  Haoptbei^oasse  die  Znbossgmben  im  Baue  erhält  nnd  nnr  die 
Ueberacbfisse  des  ganzen  Betriebes  an  die  Staatscaase  abliefert, 
ändert  in  der  Sache  nichts.  Es  verhlUt  sich  hiemit  wie  mit  dnem 
Uadwirthe,  der  ans  dem  Reinertrage  seiner  besseren  Felder  die 
Bisten  zum  Anbaa.der  sehlechten  bestreitet  nnd  deshalb  nnge- 
idtet  des  grosseren  rohen  doch  einen  kleineren  Beinertrag  Übrig 
befallt  Ein  solcher  Znachoss  ist  wie  eine  andere  Staatsaasgabe 
n  betraohten  nnd  kann  nur  gerechtfertigt  werden,  wenn  er  eine 
goneinnfitzige  miknag  hat  Ehemals  verleitete  die  mercantüistiBche 
UdwBohätznng  der  edlen  Metalle  za  dem  Irrtbume,  die  C^win- 
Dang  derselben  am^  mit  Zubosse  noch  ftlr  ntltzlich  zn  halten,  weil 
Bu  die  dabei  verzehrten  GSter  für  minder  werfhroU  erachtete, 
eilte  Vorstellong,  die  keiner  Berichtigang  mehr  bedarf.  Wie  Gold 
Bad  Silber,  so  können  auch  andere  leicht  zn  versendende  Gegen- 
Bttode  d&i  Bergbaues  in  der  Regel  leicht  vom  Aaslande  bezogen 
werdeD,  wenn  üe  dort  wohlfeiler  erzeugt  werden."  (Bau  §.  175.) 

„Bei  dem  Verlassen  von  Zabassgrnben  bat  man  daher  nar 
Polgoides  zn  erwägen:  wenn  die  Arbeiten  aufhören,  so  geht  das 
in  die  Gruben-  und  Taggebftude,  Bfasohinen,  Wasserleitungen, 
Teiehe,  Dämme  n.  dgl.  verwendete  Kapital  grösstentheils  verloren, 
und  schon  eine  längere  Unterbrechung  ist  so  nachtheilig,  daes  man 
beini  Wiederbeginn  grosse  Kosten  aufwenden  muss.  So  lange  also 
noch  Hoffnung  auf  grössere  Ergiebigkeit  bleibt,  z.  B.  durch  das 
Aoffittden  reicherer  Lagerstätten,  durch  das  Heranwachsen  stärkerer 
BohbesOnde,  durch  Entdeckung  von  Steinkohlen,  Anwendung 
neuer  Knnstmittel,  Aenderung  in  den  Preisen,  Entwässerungsmittd 
IL  dgL,  so  läsBt  sich  der  Fortbau  bei  blossem  Ersätze  der  Betriebs- 
kosten, Ja  selbst  mit  einigem  Znschuss,  als  Mittel  zur  Erhaltung 
jenes  grossen  Kapitales  in  Schutz  nehmen."^)    (Bau  §.  176.) 

**)  T.  Jnsti  und  Do  lins  z.  6.  glaubten,  Gold-  und  SUberberg^rerice  mUssten 
Heb  gebaut  iranlAn,  veno  sie  Znschnss  kosten,  ^ie  darauf  gewendeten  Kosten  bleiben 
im  Lande  and  ern&bren  eine  Menge  Menseben.  Das  Land  hingegen  wiid  allemal  um 
M  Tiel  reicher,  aU  G(dd  nnd  SUbef  mit  diesem  renneintlichen  Yeriost  aoa  der  Erde 
segiabeQ  »erden."  r.  JvsU,  Staatsv.,  I,  246  (Ban). 

")  Handle  ^ben  riod  eist  nach  lancer  Zeit  ineder  einträglich  geirerdeu  nnd 
haben  dann  die  beharriiche  Foitsetzong  des  Baaes  reichlich  belohnt.  Die  Grabe 
Enitich  bei  Glaosthal  var  1794 — 1809,  zirei  andere  HarzbergTeri[e  varen  sogar  seit 
IKZ  nnd  169S  ohne  Aosbente,  man  wollte  sie  1817  rerlassen,  aber  neuerlich  ist  man 
uf  ein  reiches  Etzfeld  gekommen.  Hansmann,  Ueber  den  Zustand  des  haunor. 
Haoea,  S.  162.  —  Die  QrtÄte  Knrpiinz  bei  Fieiberg  sollt«  1816  angegeben  ireideo, 
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Aber  im  concreten  Fall  iBt  objeotiT  ohne  niasioneD  zn  entscbetden, 
ob  der  Fortban  wirklich  nach  dem  Stande  der  teofaniaoben  Keaa^ 
nisse  Aassiebt  auf  Erfolg  rerspricbt  Das  Urtb^  d^  in  der  Saefae 
behelligten  Bergbeamten  ist  natürlich  nicht  immer  nnparteüseh 
genug,  wenn  nicht  ^  wie  billig^  dafUr  gesorgt  ist,  dass  diese  au 
einem  Einstellen  des  Betriebs  (oder  aus  dem  Verkanf)  keinen  mate- 
riellen Schaden  erleiden.*")  Im  Uebrigen  ist  die  Lage  der  Berg- 
baabcTÖlkerang  in  der  Frage  nur  soweit  massgebend,  als  ToifaiD 
angegeben  wurde. 

§.  215.  —  2)  Ein  Uitsprecben  des  volkswirthsohaft- 
lichen  Vertheilangs-  and  des  socialpolitisohen  Inter- 
esses bei  der  endgültigen  Entscbeidang  Uber  die  Bei- 
behaltung und  Veräussernng  der  Staatsbergwerke  ist 
nun  mit  Rtlcksioht  anf  folgrade  Umstände  geboten;'*) 

a)  Je  mehr  die  Preise  der  Bergwerksprodacte  unter  dem  Eun- 
flass  der  modernen  Commanicationsmittel  und  des  heutigen  Han- 
delsverkehrs von  der  Conjanctnr  abhängen,  desto  mehr  wird 
der  Bergbau  in  bedenklichem  Maasse  Gegenstand  der  wil- 
desten prtvatwirthschaftlichen  Specalation,  namentlich 
bei  der  Zulassung  der  Actiengesellschaft  zum  Bei^baa.") 
Hierdarch  entstehen  ftir  die  ganse  Volkswirthsohaft  bedenkliche 
Folgen,  grosse,  Okonomiseb  anverdienta  Gewinne  im  einen,  grosse, 
Ökonomisch  unrerschaldete  Verluste  im  anderen  Falle.  Bei  Staats- 
eigentfaam  und  Staatsbetrieb  von  Bergwerken  sind  diese  Folgen, 
namentlioh  in  Verbindung  mit  anderen  tiefgreifenden  volkswiiA. 
sehaftHchen  Reformen,  wie  der  allgemeinen  Annahme  des  Staats- 
eisenbahnsystems,  immer  noch  eher  einEUschränken.  ^) 

ward  aber  doch  noch  fort^bant  and  vnrd«  später  sehr  e^ebig.  ~  In  Sachsen  ist 
der  SUberbergbaa  auf  dem  Halsbradcfloer  Gang  seit  mehr  aJu  100  Jahrai  vegw  dei 
eingedrongeoen  Wassers  eingestellt  worden,  man  sncht  ihn  aber  darch  FOhnug 
eines  tiefen  Stollens  wieder  In  An&dune  zu  bringen,  Tofttr  jihriich  36,000  TUr. 
Terrendet  werden  (Bau). 

**)  Mit  Becht  boforwortet  Berglns,  8.  42,  US,  in  solchen  Fallen  „ans 
samkeit"  die  Pensionirung  der  betheÜigten  Beamten  mit  rollern  Gehalte,  fklla  tie  nicht 
in  die  neue  Tervaltong  übergehen. 

*^  Vgl.  Grandiegang  I,  §.  365.  Die  iMere  Hotivirang  dafUr,  dass  solche 
Gesich^nncte  in  dieseu  Fragen,  neben  den  rein  finanziellen  and  den  das  ProdactloD»- 
interesse  berührenden,  mitsprecben  dürfen,  gehört  nicht  hieiher.  sondern  in  die 
Grandlogang,  auf  deren  Kap.  3,  4  o.  S  ich  in  dieser  Hinsicht  wieder  zo  ver- 
weisen  habe.  Es  zeigt  sich  im  Text  nor  an  einem  neaen  Beikel  die  weittngeadfl 
Folge  dee  Bodalpolit.  Gesichtspancts  in  der  NationalSkonomie. 

")  DafOi  bat  die  neosto  deatsche  Specolationsperiode  18T1  C  wieder  Bdcgt  ge- 
liefert  S.  tther  die  Gonjonctor  Grnndleg.,  §.  76  ff. 

'*)  Tgl.  n.  den  Has^bKbn.  5  in  diesem  Kap.  r-  läsenbahnwemi  i.  ftr  die 
eonnexe  Ftage  ofner  entsprechenden  Cmgestaltang  der  Organisation  der  TiAnifdt- 
tchftft  Grnndleg.  I,  g.  244a. 
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b)  Bei  elDz^eo  Prodneien,  wie  besonders  bei  Kohlen,  droht 
eine  monopolistische  Änsbeatnng  der  Gonsanienten 
(tnrefa  PreisverabredungeD  der  PriTatberg*werk8beBitaer  nnd 
Händler.  Bei  der  universalen  Bedentong  ron  Producten,  wie 
Kohle,  SaJZf  fllr  die  Volkswirthsehafi  kann  daher  wohl  eine 
Beibehaltung,  selbst  one  Erwdtemng  der  betreffenden  Werke 
Seitens  des  Staats  im  allgemeinen  Interesse  liegen,  um  so  mehr, 
da  auch  das  Production sinteresse  dies  niolU  rerbietet  (§.  213).**) 

c)  Aueh  das  Interesse  der  Arbeiter  kann  für  Beibehaltnng 
und  firweiterong  des  Staatsbergbans  sprechen,  sobald  niefat  Öko- 
nomisob-technische  Orttnde  den  letzteren  unthunlioh  macheu  und 
«ine  genügende  Rentabilität  gesichert  ist  Der  Staat  kann  hier 
durch  seine  Leistungen  fttr  Arbeiter  als  Hnster  fUr  Frivat-Arbuts- 
faerm  und  in  seiner  Eigenschaft  des  grossen  Arbeitgebers 
ueh  als  Concnrrent  anf  dem  Arbeitsmarkte  zu  Gunsten  der  Ar- 
beiter einen  wttnsohenswertiien  Eänflnss  aasfibeo.**) 

Nur,  wenn  keine  dieser  BUcksiohten  genommen  werden  soll, 
kann  man  sich  unbedingter  gegen  Staatsbergbau  erklären,  wie 
es  froher  meist  geschah.  Sobald  der  Zusammenhang  aller  solcher 
VerldltnisBej  wie  jetzt  immer  mehr,  richtig  erkannt  wird,  darf  die 
üntBcheidang  nicht  durohans  abweisend  lauten. 

§.  216.  —  Der  Verkauf  selbst  wird  bei  klein«-en  Werken 
mitldst  Versteigerung,  bei  grosseren  mittelst  des  schritiäiohen  Snb- 
nuBsionsrerfahrens  geschehen  kOnnen.  Dooh  sind  Verkäufe  unter 
der  Hand  bei  der  Schwierigkeit  geeignete  Käufer  zu  finden,  wohl 
nidit  immer  auszuBehfiessen.  Die  Käufer  werden  bei  grosseren 
Werken  jetzt  meistens  Actiengesellsohaften  sein,  doch  wäre  zu 
erwägen,  ob  nicht  die  Bildung  von  Froductivgenossenschaften  der 
Bergleute  zur  Uebeniafame  der  Staatswerke  zu  ermöglichen  wäre. 
Eisige  Kapitalbestandtheile  kOnnen  mitunter  für  andere  Verwen- 
dongen  gebraucht  werden  und  danach  höhere  Preise  erzielen. 
Anf  die  fertigen  verkftnfiiehen  Produete  branoht  aidi  der  Verkauf 


Gnmdleg.  I,  §.  S65. 

^  Sehr  bemerkenBverth  sind  z.  B.  die  bedeutenden  Leistnag^ea  der  fisc  preusii. 
Surkoblenirerke  filr  ArbeitenrohiiiingeD,  Vonchnsse  f.  den  Bau ,  Gev&hruDg  r.  Ban- 
piteneH  u.  8.  w,,  irodurch  ein  iMsitzender  Ärbeitentand  geschaffen  Tird.  —  Die 
Anfgabe  des  Staats,  als  CoDcurrent  auf  dem  Ärbeitstnarkt  zn  Qansten  der  Arbeiter 
M  TiAen,  wird  freilich  in  der  heutige»  Praxis,  einem  falschen  Fiscalismus  zn  Liebe 
nnd  in  Yerkennnng  der  Wichtigkeit  hoher  Lohne  und  gnter  ÄrbeitsbediogungeQ  fUr 
Aib^er,  noch  kaum  ericannt,  geschireige  erfllUt.  Ebeosovenig  Ist  sie  der  ftlteren 
ITworle  sympathisch.  Aber  mit  steigender  Erkenntniss  des  Wirthscli.-Lebens  irird  sie 
mehr  rentandeD  worden.  Orondlag.  §.  ITA. 
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des  Werks  nicht  mit  za  eratreckeD,  da  diese  sich  oft  besser  apart 
Terfinssem  lassen  werden.  Die  Hohe  des  Verkaufspreises  und  oft 
die  Möglichkeit  des  Verkaufs  selbst  wird  wesentlich  Ton  der  allge- 
meinen Geschäftslage  abhängen.  Finanziell  ist  es  freilich  vortheil- 
hafter^  den  Verkanf  in  einer  Specnlationszeit,  bei  der  Conjonetar 
anfsteigender  Prodactenpreise  vorzunehmen.  Aber  auch  fttr  die 
Wahl  des  Zeitpnnctes  des  Verkaufs  dtirfen  solche  finanzielle  RQck- 
sichten  nicht  allein  massgebend  sein^  wenn  Gefahr  vorhanden  ist, 
durch  solche  Verkäufe  das  Speeolationsfieber  noch  mehr  anzuregen 
und  dadurch  rolkswirthschaftlich  und  socialpolitisch  nachtheilige 
Wirkungen  auf  das  Gemeinwesen  und  auf  die  Lage  einzeber 
Volksclassen  aoszutlben.  Auch  dieser  Satz  folgt  ans  der  soeialpofi- 
tischen  Auflassung  rolkswirthschaftlicher  Fragen. 

IIL  —  §.  217.  Bewirthschaftung  und  Verwaltung 
der  Staatsbergwerke.  Das  Princip  der  Bewiräisohaftong 
musB  das  priTatwirthsohaftliehe  sein:  die  Erzielangdes  hSchst 
möglichen  naofahaltigen  Reinertrags. 

Die  drei  möglichen  Formen  sind  wieder:  Zeitpaoht,  Erb- 
pacht  und  Eigenrerwaltung. 

„1)  Die  erstere  erfordert  ein  geringeres  Kapital  von  Seite  des 
Pachters,  mttsste  aber  auf  lange  Zeit  abgeschlossen  werden,  weil 
sonst  der  Pachter  sieh  nioht  zu  neuen  Verwendungen  fllr  das  Werk 
entsebliessen  wttrde.  Der  Pachter  wttrde  weniger  wagen,  wenn  er 
sich  statt  eines  festen  Geld-Pachtzinses  zu  der  Abgabe  eines  ge- 
wissen Tbeiles  von  dem  Reinertrage  (Tbeilpacht,  Qnotenpaofat)  an- 
heischig machte,  oder  sich  mindestens  eine  Ermässigung  des  Pacbt- 
Zinses  in  Fällen,  wo  die  Einträglichkeit  ttber  eine  gewisse  Grenze 
hinaus  abnimmt,  ausbedingte.  Die  Aufsicht,  welche  ifie  Staatsbe- 
amten Uber  den  Privatbergban  fuhren,  bietet  wohl  Gelegenheit,  die 
wirthschaftUchen  Ergebnisse  der  verpachteten  Gruben  kennen  za 
lernen  und  also  jene  Bedingungen  zu  Überwachen."  (Rau  §.  178.) 
Aber  bei  der  Schwierigkeit  einer  Wertbabschätzung  des  Bei^:werk8, 
der  Verwendungen,  des  Inventars  läset  sich  die  Pacht  doch  nicht 
leicht  durchfuhren  und  ist  die  eigene  Regie  mit  Recht  gewöhnlich 
vorgezogen  worden.") 

2)  Die  Erbpacht  könnte  den  Uebergang  ins  Privateigenthnm, 
namentlich  die  Bildung  von  Bergbaugenossenschaften  der  Arbeiter 


Syerp&chtet  dnd  d.  A.  meisteue  die  spaaischeB  Quckiilbttbeigved»  n> 
ia  geiTflseo. 
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selbst  anbahneB,  wobei  jedoch  ein  Theil  des  Betriebskapitals  noch 
im  Staate  vorg^chossen  werden  mUsste,  weni^tens  zn  Anfang. 

^3)  Zur  eigenen  Leitung  des  Staatsbergbanes  werden  Beamte 
angestellt^  welche  gründliche  Kenntniss  der .  bergmännischen  Kunst 
in  ihrer  neaesten  Ansbildnng  besitzen,  zugleich  aber  wenigstens 
uf  den  höheren  Stufen  des  Dienstes  mit  den  Grundsätzen  der 
öffentlichen  Wirthschaftslehre  vertrant  sein  mtlssen."^)  Jeder  ein- 
leben Grabe  steht  ein  Steiger,  jeder  Hfitte  ein  Htlttenmeister 
(Hftttenrerwalter)  vor.  Ein  Schichtmeister  besorgt  den 
gewerblichen  Theil  der  Geschäfte  (Gassen-  und  Rechnungswesen). 
Ifehrere  nahe  gelegene  Werke  werden  einem  Gesehwornen, 
ein  noch  ausgedehnterer  Bezirk  wird  einem  Bergamte  nnter- 
geben.")  Dieses  steht  entweder  onmSttelbar,  oder  durch  ein  Mittet 
^ed,  eine  ProvincialbehOrde,  oder  ein  Oberbergamt,  nnter  der 
obersten  Bergbehörde.'^)  Die  Oberanfsicht  auf  den  Bergbau  der 
Priratuntemehmer  pflegt  Ton  den  nemlichen  Beamten  und  Behörden 
amgettbt  zu  werden.  Allein  sie  hat  nicht  nnr  keine  finanziellen 
Zwecke,  sondern  sie  kann  sogar  bisweilen  mit  diesen  in  Widerstreit 
gmthen,  wenn  der  Vortheil  beider  Arten  von  Bergwerken  sich 
gegenseitig  einschränkL  Es  ist  folglich  besser,  die  Beaufsichtigung 
des  Privatbergbanes,  ebenso  wie  die  der  Privatforstwirthschaft,  unter 
die,  Kur  Volkswirthschaftspfiege  berufenen  Oberbehörden  zu  stellen. 
Hiedurch  wird  die  Versuchung  beseitigt,  die  Friratuntemehmnngen 
nOnnsten  der  Staatsbergwerke  zn  beengen  oder  zu  belästigen."*^) 
(Ran  §.  179). 


'  **}  Wk  man  der  niederen  oder  Privatfoistwirtlischaftslehre  die  hfihere  oder  Staate- 
fostwikenflcbaft  (ForetdirectioDslehre)  entgegensoat ,  so  mass  man  eine  niedere  und 
ItObere  Be^banlehre  nnterstJieiden.  Letztere  kann  aoch  Staatsbei^ banknnde  oder  Berg- 

I    ToidirectioDslelire  heissen  und  zerfällt  In  einen  finanzieUoa  nnd  einen  der  VoUb- 

,  vinbecliaftspflege  mgebOrenden  Theil;  gerade  dies  bezeichnen  r.  Gancrina'  Av»- 
diteke:  Bergcamerai-  und  Bergpolizeivissenschaft  (Ban.) 

**)  Der  Vorgesetzte  eines  Bergamtes  wird  Bergmeister  genannt,  wie  derForst- 

!    «iit«r  einem  Forstamte  vorsteht;  Uberiiaopt  bat  die  iossere  Etoricbtang  beider  Zirdge 

I    AAnticUeiL  (Bau.) 

I        **)  In  Pie  aasen  sind  die  Bergilmter  1861  aufgehoben  worden,  die  5  Ober* 
I    bd^&mter  Breslau,  Hallf.,  Dortmond,  Clanstfaal  und  Bonn  stehen  unter  der  Oberbebfirde. 
Eine  Merinrlürdigkeit  bildete  bis  1B51  der  hannoverische  Oberharz,  wo  das  Ober- 
bekamt  die  meisten  Regiemagsgeechifte,  selbst  die  Bechtspflege,  besorgte  und  dieser 
Laidestbefl  fast  vie  ein  kleiner  Bergbauataat  betrachtet  ireraen  konnte.  Lehzen 
I  HlOl 

j  *)  In  Frankreich,  Belgien  and  Preassen  sind  die  Bergbanbehfirden  dem 
I  kb&isteriam  der  Gewerbe  ond  Öffentlichen  Arbeiten  untergeben,  was  in  Frankreich  bei 
I  dem  Mangel  an  StaatsbergweAen  freilich  sehr  nahe  1^.  —  Hat  das  Ministeilum  des 
I  luern,  auf  den  Vortrag  eines  Bathes  aas  der  obersten  Bergwericsstelle.  die  oberste 
Eaticbeidang  in  diesen  Cnratolverii&ltnissen,  so  wird  hiedarch  jene  so  hiafig  beklagte 
BediOcknng  der  FzintberBW^ce  doxch  dio  Stiatsbe^beamten  grflndlich  rerbfitet  £ine 
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Die  Begdn  fttr  die  Tortheilhafteste  eigene  Bewirthw^afioii 
der  Staatsbergwerke  werden  ans  der  Bergbaoknnde,  einem  TM 
der  PriratOkonomik,  geschöpft.  Sie  bezieben  sich  Tomemlkb  & 
die  technischen  Verhältnisse  des  Bergbans^  deshalb  gehOrtil^ 
nähere  Darlegung,  die  ohne  ein  Eingehen  anf  viele  £uiuQMit| 
keinen.  Zweck  hat,  nicht  in  die  Finanzwissenschaft.")  Sonj 
diese  Regeln  TolkswirthschiiftUcber  Art  sind,  müssen  oe  in  d 
VolkswirthschaftBpolitik  (B.  4  der  Neabearbeitong  des  Lehrbaa 
behandelt  werden."^) 

Von  besonderer  Bedeatong  ist  die  gute  Einrichtung  des  Be< 
nnngswesens.  In  dieser  Hinsicht  ist  zu  verlangen,  daas  » 
in  den  der  liandesvertretnng  vorgelegten  Answeasen  die  Betrien 
gebnisse  jedes  einzelnen  Werks  richtig  zu  ersehen  sind  i 
nicht  Alles  in  den  summarischen  Ausweisen  Uber  alle  Werk«  i 
wischt  wird.  Zu  diesem  Zweek  ist  es  aber  aoeh  nMhigi  daai  4 
das,  was  ein  Staatswerk  von  einem  anderen  an  Prodneten  n. 
empfängt  und  an  ein  solches  abliefert,  nach  den  Üblichen  Fra 
durch  die  Rechnungen  läuft.  (§.  70).  Denn  nur  so  erhält  bsb 
richtiges  Bild  von  der  ökonomischen  Lage  der  einieliien  Erat 
anstalten  des  Staats.'*) 

Mit  der  modernen  Verkehrsentwicklung  und  mit  der  Be0eitig| 
eigener  Hüttenwerke  des  Staats,  welche  die  Erze  and  Kohl^l 
Staatsbergwerke  selbst  verbrauchen,  wird  neben  der  teohi»i 
die  kaufmännische  Leitung  des  Staatsbergbaus  immer  wicbü 
Daraus  gehen  noch  besondere  Schwierigkeiten  gerade  ßir 
Staatsverwaltnng  hervor,  die  auch  mit  dafUr  sprechen,  Engn 
eher  aufzugeben,  Kohlen*  und  Salzwerke  mit  ihren  einfacherea 
Satzverhältnissen  der  Frodncte  beizubehalten. 

sdclie  fehlerhafte  Handlnngsveise  ist  g^elDigUch  ans  der  Voriieb«  fte  dia  I 
bergrerke  und  aas  dem  Wonsche  herro^enngea.  dieselben  ron  eioen  nackA« 
Mitwerben  zn  befreien ,  hat  aber  dem  AafSoaiinen  des  Bargbaaes  abaiaiu  g«c 
Baa,  II,  §.  38.  r.  Jakob  I,  272.  Lötz,  III,  166.  r.  Malchna,  t  91.  —  I 
dieser  Art  in  Baiem,  iro  d.  Staalsbergverke  das  Holz  um  25  Proc  ToÜfcilu  ol 
nod  durch  die  Be&eiong  tod  Weggeld  begtlostigt  TOrden,  Bodhart  I,  ISä.  { 

Baa  hatte  in  d.  6.  A.  §.  180  (ood  danach  6.  A.  §.  201)  etiüg«  niM 
mericongeu  aber  die  Einrichtoog  der  Gesohlfte  des  Staatsbugbauif  die  iadMri 
die  technische  Sute  des  Beigbaai  zu  allgemein  gehalten  mren«  nm  belducft 

Vgl  Bao.  VolbwirtliBoliaftspoL  §.  33  ff. 
*")  NamoitU^  gilt  das  Gesagte  ron  der  Verrechnung  zvischen  den  BcV 
H&ttenireiken  nnd  den  Staataforsten  nnd  dann  wieder  ron  deijeuigen  iviscil 
rerschiedenen  Hüttenwerken,  in  welchen  die  Prodncte  durch  etno  Beib»  tM^ 
beitongsstadien  hindarcb  gehen.  Auch  die  Weggeldfreiheit  darf  nickt  j 
den  Slaatswerken  gev&brt  werden,  weil  sonst  unter  dmn  Kosten  ein  BerturflM 
der  bei  den  concncrirenden  Frintverken  Torirammt  Der  Belnaitnc  endM 
JtiUutlich  za  hoch. 
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8.  Abschnitt 
Hfittenwerke.') 

§.  S18.  Die  Frage  der  ZweokmäBsigkeit  von  Staats- 
hlttCDwerken.  Aach  hier  sind  die  ZeitverhältnisBe  and 
die  Entwicklung  der  Volkswicttvehafl  za  nntersch^den. 

1)  Hüttenwerke  zur  Verarbeitong  der  Erzeagnisse  des  Bergbaas 
ukd gew(thnlioh  wegen  des Zasammenhangs  mit  den  Staats- 
bergwerken anf  jätaatsreehnang  angelegt  und  betrieben  worden, 
in  froherer  Zeit  Sfiers  auch  mit  Rücksicht  aof  Staatsforste,  um 
aaf  diese  Weise  die  gewonnenen  Uineralien  and  gleichzeitig  das 
sonst  sehwer  abzusetzende  Holz  sieher  and  Tprtheilhoft  in  mOg- 
fiebster  Nähe  der  Graben  nnd  der  Wälder  verwerthen  zn  können. 
Die  teebnischen  Kenntnisse,  welche  das  Hüttenwesen  erfordert, 
Ungen  mit  der  bergmännischen  Wissenschaft  and  Knnst  rieUach 
zssammen  and  finden  sich  daher  bei  den  Fachmännern  beider 
Zweige  oftmals  Tereioigt  Im  Ganzen  lässt  sich  deshalb  Änlegang 
and  Betrieb  von  Httttenwerken  Seitens  des  Staats  and  in  der  er- 
wihnten  Verlnndong  mit  Staatsbergwerken  and  Staatsforsten  im 
Tolkswirthschaftlichen  Prodactionsinteresse  wenigstens 
flirdie  frühere  Zeit  billigen  and  zwar  ans  denselben  Gründen, 
wie  der  Staatsbergban  anf  niedrigerer  Wirthschafbsstafe  passend 
ersebemt  (§.  312).  Viele  Erfahnmgen  beweisen,  dass  Staatshtltten- 
verke  unter  der  Leitang  wissenschaftlich  gebildeter  Verwalter  and 
urter  kundiger  Oberaafsicht  and  guter  Oontrole  der  Staatscasse 
Nntzen  gebracht  haben  and  ähnlich  wie  die  Staatsbergwerke  selbst 
ab  Vorbilder  fUr  den  Betrieb  von  Privatwerken  dienten. 

2)  In  dieser  Hinsicht  ist  aber  in  nenerer  Zeit  in  unseren 
Staaten  eine  Aendernng  eingetreten.  Die  Privatwerke  sind 
in  Technik  den  Staatswerken  gleich  gekommen,  wozu  die 
Verbreitang  der  technischen  Lehranstalten  die  Möglichkeit  bot  In 
der  ökonomischen  Fttfarnng  des  Betriebs  haben  sie  die  Staatswerke 
dagegen  vielfach  za  übertreffen  gelernt,  weil  sich  im  Hüttenwesen 
die  bekannten  Vorzüge  der  Privatbetriebsamkeit  und  die  Nachtfaeile 
des  Staatsbetriebs  leichter  geltend  machen  können.  Bei  der  jetzigen 
Aosdehnang  des  Privatbergbaus  und  der  schon  eingetretenen  and 
veiter  möglichen  Einschränkung  des  Staatsbergbaas,  bei  den 


^)  BftB  6.  A.  9*  IM  sprach  aber  die  Hattenveifce  kurz  im  A.  r.  d.  Aolkfen  i. 
(lereilibetcieb.  DfeTerUndong  mit  d.  BeisUo  ist  IndeaseD  ueh  £  d.  System  mas»- 
SeWd.  So  KlMa  6.  A.  §.  202,  303. 
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besseren  Absatzrerhältnisseii  und  höheren  Preisen  des  Hobes  and  | 
bei  der  immer  mehr  erfolgenden  Verdrängung  des  Holzes  durch  | 
die  Steinkohle  als  Brennstoff  bei  den  Schmeks-  und  Veihttttongs- 
processen  ist  daher  die  Beibehaltnog  der  noch  Torhandenen  Stuto- 
httttenwerke  in  der  Regel  finanziell  nicht  mehr  HUhlioh  and  die 
Kenanlage  von  solchen  kann  vollends  nar  noch  in  Ansnahmef&Uen  | 
gebilligt  werden,  soweit  rein  ökonomische  Rtlcksichten  des  Pro- 
dnctionsinteresses  entscheiden.  ^)  Für  die  Veränssemng  der  Hfitten- 
werke  darf  man  sich  unbedingter  als  für  diejenige  der  Bergweiie 
des  Staats  erklären,  weil  das  specalativ-kaafmännisebe 
Element  beim  Absatz  der  Hfittenprodncte  immer  wichtiger  wird  ; 
und  dieses  am  Wenigsten  Sache  des  Staats  ist  ' 
3)  In  neuester  Zeit  haben  sich  daher  auch  in  Dentseli-  j 
land  die  Staaten  bestrebt,  den  Hfittenbetrieb  ganz  einzu- 
stellen and  di^  würde  oft  noch  rascher  geschehen,  wenn  sieh 
immer  leicht  geeignete  Käufer  und  Verkanfsgelegenheiten  zu  einoD 


*)  Di«  Fn^e  der  Bentabilit&t  der  St&atshattenverice  im  YorhUtniBS  zm 
KapitaUnfvukd  und  selbst  des  blossen  Reinertrags  ist  sdiirierig  zo  beantvortflo. 
Fest  za  stehen  scheint  aber,  dass  neuerdings  nur  aosnahmaveise  eine  gate  Rente  «- 
zielt  Tird.  Wenn,  Tie  vielfach  fiblich,  zwischen  den  Staatsberg-  und  HUtenweikea 
und  Forsten  keine  ordentliche,  möglichst  anf  Gnind  der  Mark^rose  eifdsflnde  Vei> 
rechnnog  der  AbUeleningen  und  Empfänge  stattfindet  (§.  217),  so  ist  natfUÜch  gar 
kein  genaues  Drtheil  zq  gewinnen.  Äeltere  Daten,  bes.  Uber  die  saddeatscken 
Staaten,  Baiz  n.  a.  m.  bei  Raa  in  der  5.  A.,  §.  1(1  (c).  —  Neuere  Bttispiele: 
Preassen.  Die  Rentabilität  der  StaatahUtienverke  and  die  H9he  des  virU.  Bön- 
ertngs  ist  mehr&ch  Gegenstand  der  Gontrorerse  gewesen.  Vgl.  Berg  ins,  Finanz., 
S.  115 — 119.  Mach  einer  Fiiratschrift  „aber  die  Betriebsergebnisse  da  Staatahttttea- 
werke  i.  d.  Jahren  1853—60"  hUte  der  Betrieb  in  diesen  8  Jahren  2,332,143  Thli. 
Verlast  ergeben.  Nach  einer  amtlichen  Gegenschrift  anter  demselben  Titel  wire  ia 
dieser  Zeit  die  Summe  von  435,550  Tblr.  als  baarer  Oeberschoas  abgdiefert,  won^en 
der  Werth  des  Anlage-  n.  Betriebskapitals  darcb  aeua  Venrendongen  ans  dem  IMOs 
n.  B.  w,  am  1, 487,9 1<)  Tblr.,  d.  h.  von  5.567,680  auf  6,920,847  Thlr.  gestit^  win, 
00  dass  der  gesammte  Gewinn  1.923,469  Thlr.  betrage.  Dabei  sind  einige  Ansgdve- 
posten  (Antbol  an  Terwaltongsanfirand  f.  d.  höheren  Beigbehörden ,  Dntentfits.  Atr 
Beamte,  Arbeiter,  ZnschOsse  zn  den  Kn^pschafiscassen)  nicht  (dnnial  duweeknet 
Selbst  der  ganze  ofBc.  ai4«g«bene  Gewinn  betr&gt  jihiUch  nur  240,867  ^Dilr.  «dtf 
3*86  0/*  des  mnthmasslichen  mittleren  Eapitalbeti^  rm  6*244  HUI.  TUr..  der  baaie 
Uebeiscbofls  aber  nicht  einmal  0*9  %  jährlich  I  In  den  Jahren  1862 — 68  war  nach  da 
Resultaten  der  Staatsbaashaltsrechnung  das  Betriebsergebniss  der  Httttenweifce 
dorchschnittL  0*377  Thlr.,  Haz.  0-50  in  1866,  Min.  0-14  in  1868,  wo  die  nenea 
Provinzen  (Hannover)  eingeschlossen.  Sutist  Jahrb.  III.  Die  Voranschläge  gewOhnfich 
etwas  gOnstiger  als  die  Ergebnisse.  S.  weiteres  Detail  in  der  6.  A.,  §.  202,  Kote  a. 
An  der  günstigen  Conjunctor  können  sich  Uuttenweiie  des  Staats  bei  der  itothweo- 
digkeit  einer  raschen  Anpassang  der  Prodactioa  an  den  Bedarf  des  Vericehrs  nicht  so 
leicht  betheiligen,  als  einfache  Bergwerke  wie  auf  Kohlen,  A.  f.  d.  prenss.  Staat*- 
fallttan  1874:  roh  22  46,  Kosten  21  45,  rein  101,  Ergebniss  bez.  22-91,  23  42, 
0-51  HilL  M.;  A.  f.  187&:  28  S2,  21-39,  Debeischasa  192;  f.  1876  :  22-66,  20116. 
1*67  UilL  H.  —  Ceber  Hannorer  in  firOherer  Zeit  Lehxen,  L  155,  Ober  Badea 
Eegensner,  8.  386  ff.,  Uber  Wurtemberg  Herdegen,  &  114,  HoffnmnB. 
Finanzrecht,  I,  963,  aber  Baiern,  Tocke  In  der  Baier.  Stat  Ztwkr.  I8T1,  a  11$. 
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ludlidien  Preise  fänden.*)  Aacb  hier  muss  Übrigens  die  Regel 
gtkeB,  dass  ein  Hüttenwerk  nicht  längere  Zeit  Znbasse  verlangen 
lUrf  (§.  214)  nnd  dass  es  besser  ist,  sieh  mit  eisern  niedrigen 
Praee  zu  begntlgen,  wenn  die  daraus  fliessende  Itente  nnr  den 
udaseniden  Beinertrag  des  Werks  tlbersteigt  Cletrennt  ron  dem 
Verke  selbst  erfolgt  in  der  die  Verftussernng  ron  ange- 

sanunelten  Vorrätben,  in  denen  auch  oft  ein  bedeatendes  Kapital 
Uoge  brach  liegt*) 

4)  Einem  solchen  Vorgehen  stehen  auch  die  in  §.  215  geäus- 
serten Bedenken  gegen  den  Verkauf  von  Staatsbergwerken  nicht 
in  gldohem  Grade  entgegen,  zum  Theil  werden  sie  hier  in  höherem 
Haaise  durch  die  Rtteksicfat  auf  die  Schwierigkeiten  einer  Okono- 
nÜMb-technisch  genügenden  Leitung  von  Staatshttttenwerken  ttber- 
wogea.  Oer  bisherige  Besitz  von  Hüttenwerken  des  Staats  ist 
tkeiii  niemals  sehr  nm&ssend  gewesen,  tfaeils  seit  Ulnger  nicht 
mehr  bedeutend,  so  dass  die  Beibehaltung  oder  Veränsserung  wenige 
der  in  §.  215  hervorgehobenen  Wirkungen  haben  kann.  Der  Factor 
Natur  spielt  auch  bei  der  Prodnction  eine  untergeordnete  Rolle  in 
dm  Hüttenwerken,  eine  Hauptrolle  in  den  Bergwerken.  Die  prin- 
eipielle  Beseitigung  des  Privateigenthums  an  ersteren  kann 
ToDends  nnr  in  Verbindung  mit  einer  rollständigen  Umgestaltung 
der  Organisation  der  Volkswirthschaft  in  Frage  kommen  und 
wfirde  ein  ähnliches  Vorgehen  bei  den  Fabriken  voraussetzen, 
wovon  hier  abgesehen  werden  kann.^) 

5)  Ebenso  wie  bei  Bergwerken  kann  indessen  bei  Hatten- 
ffnkrä  erwogen  werden,  ob  man  nicht,  statt  die  Werke  an  einzelne 

^  So  rind  in  Baden  all«  Httttoi  des  Staate  rer&auert,  die  letzte  1868.  irobel 
^  aasdudicheT  Heil  dea  anf  enommeaen  Ka^tahrertlis  radoren  Kegeben  vexden 
DBstte.  —  Aach  in  Preaasen  ist  die  aUm&Iige  VeiHossenuip  jetzt  beabsiclitigt  nnd 
DuwotL  1870  das  gtoem  aclüea.  Werk  EOnigshatte  n.  b.  w.  f.  1,806,000  Tldr.  rer- 
tuift  Vörden.  Ihr  Belnertn;  var  1870  auf -93,160  Thlr.  im  Etat  reransctUagt.  Im 
i  1S74  vnrde  die  Eiaeagieaserei  in  Berlin  anfgeltat  1S74  beatanden  ooch  12  Hutten- 
voke,  neml.  7  Eisenbntten  mit  4  Hocliofea,  5  Blei-  u.  SUberbUten.  Das  Kopferberg- 
n-  HftttMtverk  Biecbelsdorf  (iSnger  Zubassg^abe)  ist  1873  rertnaaert  woiden.  Vritere 
^>*tni  in  meiner  6.  Ä.,  §.  203,  Note  a 

*)  Iq  PrensBen  aind  reranscblagt  aUErlOs  ArProd.,  Mater.,  Inreot.  an^gelOater 
ScutthUten  1870  810,000  (EODigsbUte),  1871  100,000  Thlr. 

^  £a  iat  nicht  ni  reigeaaen,  dass  die  ansachlieaaliebe  ZnbuHnng  von  Staats- 
bergmilHB  eine  Flage  w  Or^nng  des  EigenthnmsTerhlltQiaBflB  einer  Boden- 
^itagori«  ist  nnd  an  nnd  für  sieb  nnd  piactUch  nicht  ondnrchfahrbar  erscheint, 
Vena  aneb  Zvecfaniaaigkeilagninde  sie  rerbieteD  mOgen.  Die  gleiche  Fordentng  bei 
Unttemreiten  gebt  riei  ireiter  nnd  ist  viel  schwieriger  za  verwbUichen,  vreil  sie  die 
RecbtBoTdnong  dea  Kapitals  bethSl.  Wie  sehr  rerscUeden  aber  die  Frage  des 
prirtten  Orand-  n.  des  prirsten  Eapitaleigenthnms  zu  bebandeln  ist,  ist  in 
Bdner  Grnndleg.  I,  E.  5,  bes.  Abschn.  14  n.  Ib  (namentt.  307)  Teilchen  mit 
Abscho.  16—19,  namentL  g.  341.  342,  344,  368  ansgefOhlt  worden. 

JL  Wacsvr,  FlaunriiUBKli.  L.  32 
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fibergeben  za  lassen,  ans  dem  Htlttenarbeiterpersonal  ProdnctiT- 
assoeiationen  bilden  könne,  denen  durch  Stondnng  des  Kauf- 
preises nnd  durch  Darl^en  von  B^riebskapital  gegen  langsame 
Abzahlungen  Credit  gewährt  wttrde.  Die  Opfer  des  Staats  werdm 
dabei  oft  nicht  grösser  zu  sein  brauchen,  als  beim  bisheriges 
Betrieb^  d.  h.  auch  nur  in  zeitweise  niedrigerem  Gewinn  (taerom 
cessans)  bestefaen.  Der  nicht  zu  leugnende  Vortheü  bei  der  Ver- 
wandlung eines  bestehenden  Staats-  oder  eigentlichen  Privatwerlu 
in  ein  Actienuntemebmen,  dass  nemlich  die  Schwierigkeiten  der 
Grtlndang  nnd  Inbetriebsetzung  fortfallen,  kommt  bei  der  Ver 
Wandlung  in  solche  Associationsnntemebmen  ebenso  in  Betracht. 

So  lange  Huttenwerke  vom  Staate  noch  ^besessen  werden,  sind 
sie  in  der  Begel  nnr  in  eigener  Regie  an  betreiben.  Diese  | 
mnss  dann  möglichst  auf  kaufmännischem  Fusse  eingerichtet  j 
werden,  eine  Gfewinnb^eilignng  des  dirigirenden  Personals  kann  ' 
dazu  empfeblenswerth  sein.  Hinsiohflioh  der  Verrechnung  der  | 
Ertrüge  gilt  das  im  §.  217  bei  den  Bergwerken  Gesagte.*) 

9.  Abschnitt  ^ 
Salzwerke.') 

I.  —  §.  219.  Beibehaltung  oder  Veränssernng.  Die  : 
Salzwerke  des  Staats  haben  sieh  in  ähnlicher  Weise  wie  der  i 
Staatsbergbau  entwickelt  und  sind  namentlich  aus  dem  Bergregal  | 
hervorgegangen.  In  dieser  Hinsicht  gilt  für  ihre  Beibehattuig  ; 
oder  Vei^ussemng  und  auch  ftlr  ihre  Bewirthschaftnng  im  Ganzen 
dasselbe,  wie  für  den  sonstigen  Staatsbergbau  (§.  212).  Kacb  den 

Bemerkungen  in  §.  213  und  215  erscheint  die  Beibehaltung! 

j 

")  Die  Betriebamater.  n.  GtensUien  absorbiien  den  Uftopttheit  der  Baheiun.  bei  I 
den  HoUeoveiieD,  so  in  Preassen  A.  t  1870  (also  noch  incL  d.  scblea.  KOnis»-  i 
blUte)  bei  einer  TotaUoagabe  von  6,116,034  Thlr.  jener  Pwten  4,451,617;  fenei  die 
Brnten,  Betriebsanlagen  o.  deren  Unterhaltang  360,äS5,  die  Bethebslahne  1,064,200 
Tblr.,  kleinere  aachliche  BedOrfnisse  16,014,  ZoschUsse  za  den  Kuappschafiscusen  , 
27,365.  Abgab,  o.  Gnmdentachid.  15,294,  Besoldungen  (109  SteUen)  83,313.  andere 
peisSnl.  Aasgaben  7450  Thlr.   Die  Priraten  werden  romemlich  nnr  an  den  enten  3 
Posten  Ereparnngen  (Verbesa.  der  Technik)  zu  machen  soeben  können,  kaom  la  dea 
BasoUiiagen,  und  sonst  eben  nur  durch  An&DcheQ  ganstigaien  Absatzes  eine  htteie 
Beute  «Bolchen,  aach  hier  nidit  dauernd  mit  mdg,  vie  die  Lage  der  VetaU*. 
bes.  £isenlndo8tri«  seit  1873  zeigt. 

Raa  handelte  ron  den  Staatssalzveriten  in  d.  früh.  Aofl.  im  Abschnitt  tob 
Salzregal,  g.  184  i.  Da  letzteres  als  Besteaerongsform  za  betrachten  ist 
(§.  145).  mnss  der  GegeostsAd  hier  jetzt  getheilt  vetdoi ,  wie  schon  in  der  6.  Aug. 
%.  204—205. 
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m  Sahwerken  and  Salinen  aber  tfkonomisoh -  teotanisch 
weniger  bedenklich  nnd  mit  Raeksidit  aof  die  Gefahr  mono- 
poHstiseher  Ansbentnng  der  Consamenten  durch  Prodaoenten  und 
Stadler  bd  einem  so  onentbefarlichen  Verzehmngsgenstandj  wie 
Sili  onter  Umstanden  selbst  sweckm&ssig.') 

Die  Staatssalzwerke  nehmen  femer  vielfach  noch  eine  andere 
SteUmg  als  die  Übrigen  Bergwerke  des  Staats  ein,  weil  das  Salz 
adt  lange  einer  Verbranehstener  und  zwar  insbesondere  einer 
u  Form  eines  Regals  erhobenen  in  vielen  Ländern  zu.  nnter- 
ü^ien  pflegt  Um  dieses  Salzregal,  welches  nach  der  gewOhn- 
fiehm  Einrichtong  die  Oewinnnng  nnd  Bereitung  des  Kochsalzes 
Mwie  den  inUbidisehen  Handel  mit  demselben  im  Ofossen  begreift^ 
mSgliehst  beqnem  nnd  vollständig  als  Bestenemngsmassregel  fQr 
eioen  rein  finanziellen  Zweck  aoszannteenf  bat  der  Staate  nament- 
Hefa  m  DeatsoUandf  den  Betrieb  der  Salzwerke  sich  gern  selbst 
Torbehalten.  Anch  bei  nenentdeckten  Salzlagem  nnd  Salzquellen 
die  ihm  nach  dem  Beigregal  zur  Verfttgnng  standen,  ist  daher 
Nllea  eine  Verleifanng  an  Dritte  erfolgt*)  In  der  That  sprechen 
manche  erhebliche  Grtlnde  der  Verwaltnngs-  and  Bestene- 
rnngstechnik  dafür,  da  wo  einmal  das  Salzregal  als 
Verbranehstenerform  besteht,  die  Salzgewinnung  in 
eigenen  Werken  des  Staats  auf  Rechnung  des  letzteren 
ZI  betreiben.  Die  sonst  sehr  lästige  nnd  schwierige  Controle 
der  Privatsalzwerke  fäUt  dabei  fort  und  die  Staatswerke  schlagen 
bera  Verkauf  gleich  die  Steuer  zum  Preise  hinzu  oder  erheben 
m.  a.  W.  diese  Steuer  im  tarifmftssigen  Regalpreise,  also  mit 
billigen  firhebangskosten.  Ueber  das  Salzregal  als  solche  Ver- 
bnuiehsteuerform  ist  erst  in  der  Steuerlehre  zu  handeln,  unserer 
IHibwen  VerwerAing  der  Regalien  als  ein»  besonderen  Einn^me- 
ut  gemäss  (§.  147). 

ffier  mnss  einstweilen  die  Bemerkung  geniigen,  dass  die  Re- 
galisirung  des  Salzes  in  unserer  Gegenwart  und  in  unseren 
Staaten  indessen  jedenfalls  keine  nothwendige  und  oft  keine 
gate  Besteneningsfonn  mehr  ist.  An  Stelle  des  Regals  ist  daher 
aacb  mehrfach  eine  gewöhnliche  Salz  Verbrauchsteuer  ge- 
treten oder  das  Salz  ist  gänzlich  von  der  Stener  befreit  worden. 
Im  eivten  Falle,  von  welchem  gleichfallB  eist  in  der  Steuerlehre 

*i  YdL  Bohoa  in  Alt-Bom  die  HonopolinniDg  mit  »ns  diesem  Zwecke.  MsT- 
(Liardt  a.  i.  O.,  H,  154.  271  a.  o.  §.  210,  Kots  4. 

^  Z.  B.  Ladw^Bhin  bn  Wimpfen,  in  dner  hdss.  Ezchre  (Bau). 
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näher  zu  bändeln  ist,  liegt  kein  so  erheblicher  firnnd  wie  ' 
der  Regalieirung  des  Salzes  vor,  dass  der  Staat  selbst  Sals-  ' 
werke  besitze  und  auf  eigene  Beohnnng  betreibe.  Die 
Privatbetriebsamkeit  hat  hier  wieder  manche  Vorzfige  and'  auch 
die  zweckmässige  Form  der  Erhebung  der  Sahsteaer  ^eich  beim 
Prodacenten  erweist  sich  recht  wofal  durchführbar.   Es  sind  daher 
bei  der  Ersetzung  des  Regals  durch  eine  gewöhnliche  Steuer  öHben 
die  StaatBsalzwerke  veränssert  worden,  besonders  kleinere,  wenig 
ergiebige.*)   Bei  grossen  and  einträglichen  Werken  ist  in- 
dessen die  Beibehaltung  im  Staatseigentfaum  und  Staatsbetrieb 
immerbin  zolässig.    Von  den  in  §.  213  angeiührten  Gründen 
kommen  hierflir  besonders  die  in  Betracht,  dass  das  Salz  keiner 
weiteren  schwierigen  Bearbeitung  unterliegt,  sondern,  wie  Kohle,  | 
gleich  rei^nflioh  ist  und  dass  die  Erhebung  der  Stener  gldeh  bei 
den  Staatswerken  bequem  nnd  wohlfeil  ist 

Wo  endlich  die  Salzstener  guiz  aufgehoben  wird,  da  ist  die  i 
Frage  der  Beibehaltung  oder  Verftussemng  von  Staatssalzwerken  ! 
vrieder  wesentlich  dieselbe  wie  heim  Staatsbergbsn  tlberhas^  1 
nur  dasa  dann  um  so  mehr  der  Gesiohtspnnet  des  §.  215  zu  er- 
wägen ist 

IL  —  §.  320.  Bewirthschaftnng  der  Staatssalz-  i 
werke.  | 

1)  Bei  bestehendem  Salzregal.  Die  Verwaltung  | 
auf  eigene  Bechnung  (Eigenbetrieb)  ist  hier  die  gewOhn-  | 
liebe  nnd  gewiss  auch  die  zweckmässige  BewirthschaftungsfMm.  | 
„Die  Grösse  der  Werke  gestattet  es,  wissenschaftlich  gebildete  | 
Kunstrerständige  anzustellen,  denen  Rechnangs-  und  CassenfUhrer 
beigegeben  werden.  Eine  aus  Fach-  und  Finanzmännern  zusammeo- 
gesetzte  Oberbehttrde  kann  die  Oberleitung  der  Salz-,  Berg-  und 


*)  YeräasseniDgsabaichteii  seit  dem  das  Salzreg«!  dorcb  eine  andere  Salzrerbiuclu- 
ateaer  ersetzenden  Ges.  d.  Nordd.  Bundes  r.  12.  Oct  1867  in  Pr «aasen.  So  wüde 
die  Saline  Orb  in'  dem  von  Baiern  abgetretenen  Landstrich ,  Sülbeck  im  Hilde»- 
heimschuD  abgegeben.  Nacb  d.  A.  f.  1671  sollten  die  Salinen  za  Konigsborn  (BealiL- 
Wertbtiischl.  120,000  Thlr.)  und  Bothenfeldfl  (dsgl.  33,000  Thlr.)  im  0.  B.  A.  fi. 
Dortmund  rerkaaft  werden.  Der  Beinertrag  wsr  nach  d.  A.  f.  1S71  20.016  n.  3310 
Thlr.  Aach  znr  Zeit  des  Salzregals  mrea  schon  mehrere  PtiTstraliDen  roriuuidea. 
1666  in  den  alten  Fror.  Ton  18  ttbrahaopt  10  (Ind.  der  bess.  in  Kreuznach).  ?« 
den  Iti  bannor.  Salinen  Taren  nur  2  fiscaliscli,  die  beiden  genannten  zu  Sülbeck  n. 
Botheofelde,  1874  besass  Prenssen  noch  Ü  Salztreiie  n.  6  Salinen.  —  In  des 
anderen  deutschen  Staaten  ist  seit  der  Anfhebong  des  Saizregals  noch  weaig 
Teränderang  eingetreten,  Baden  betreibt  noch  seine  beiden  \^'erice  za  Bappenan  n. 
Darrtieim,  in  Baiern,  Wurtemberg  gebaren  alle  Salzwerke  dem  Staat«;  Sachs» 
hatte  schon  froher  koine. 
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HWe&werke  des  Staats  zugleich  führen.^)  Eine  Verpachtnng  ist 
Diefat  onaiufllhrbar,  aber  schwierig.  Die  dem  Pachter  zur  Ver- 
hütODg  TOD  tJnterschldfen  anizolegenden  Bedingangen  sind  Ulstig, 
weh  miisste  der  Pachter  in  Bezug  anf  den  Preis,  den  ihm  der 
Stut  bei  der  Ablieferang  des  Salzes  vergütet,  oder  in  Bezng  anf 
deo  Veikanf  an  PrivatperBonen  Znsiohemngen  erhalten.  leidlich 
ist  es  nicht  leiofat,  den  Pachtrertrag  so  festzusetzen,  dass  nicht 
qiUeriun  die  in  dem  Znstande  des  Regals  möglichen  Verände- 
mgen  flir  den  einen  oder  anderen  Theil  lästig  oder  schädlich 
werden.«  (Ran  §.  189.)*) 

2)  Ohne  bestehendes  Salzregal.  Der  Eigenbetrieb 
ist  anch  hier  wohl  am  Räthlichsten  und  auch  die  Regel,  zumal 
wenn  eine  beim  Prodncenten  erhobene  Salzverbrauchsteuer  existirt.') 
Die  Verpachtnng  hat  die  gewöhnlichen  Schwierigkeiten  einer  Ver- 
paebtang  von  Bergwerken,  Hutten  u.  s.  w.*)  Ihr  vorzuziehen  ist 
er^tnell  die  Veiünssemng. 

„Bei  der  Eigenverwaltung  der  Salzwerke  mnss  man 
namentlich  die  Kosten  zu  verringern  suchen.  Hierzu  dienen  ror- 
HieObaikere  Erzengnng  dnrcfa  Ckwinnnng  einer  gesättigten  Soole 


So  TOT  wi»  naoh  Aafhebniif  des Sftkr^ila  in  Freassen  (ontor  dem  Hudels- 

lÜUL),  BftieiB  TL  ».  BL 

^TgL  r.  mob.  I,  §.  209-302.  —  M&IcIiaB  I,  100.  —  Die  Tttrtemb. 
SiSh  Clfmeiiliall  wu  bis  1848  verpftchteL  (Baa.) 

0^  den  deotschen  Undeni  ror  wie  nnäi  Anfhabang  dea  Regals  tut  niu 

^  Die  beiden  Verpachtti&gen  ia  Frankreicb  riod  nicht  gut  ansgefsllea.  Die 
i>  d.  IMI.  Depart  befiodlichen  Salzreriie  (saltneB  dUst)  nnd  Steinsalzbergverke  waren 
t^m  1806  reTpacbtet,  auf  90  J^re,  doeb  mnsste  die  YerpachtDog  1S25  aafgehoben 
^trita.  Die  oach  mancherlei  Veriaderongen  in  der  Bewirthschafiongsvelse  erfolgte 
Terpacbtnng  (elnscbliessL  des  grossen  1SI9  gefundenen  Sieinsalzlagers  zu  Tic), 
cbeobOg  anf  90  Jahr  an  eine  Actiengesellschaft,  bewährte  sich  ancb  nicht.  Die 
Paclitleistnogen  sollten  ans  nngefUir  2  Mill.  Fr.  n.  59o/o  des  Belnertrags  bestehen, 
duebctt  war  die  Steuer  wie  rom  Meersalz  zn  entrichten.  Die  Gesellschaft  konnte 
(&tH  Bedingungen  nicht  erfollen,  weil  die  K&afer  das  weniger  weisse  nnd  schwerer 
Miche  Steinsalz  nicht  so  liebten,  weil  der  Absatz  nach  Deutschland  anf  horte  und 
die  Gimcnrrenz  der  neuen  Saline  (seit  ia2a)  Salzbronn  im  Moseldep.  zn  schwer  war. 
^m-  an  rot  S.  85,  114,  136-  Daher  1830  Ermässig.  des  Pachtzinses  r.  l'S  anf 
l*)  IBU.  Fr.  Q.  Herabsetznng  des  Antheils  des  Staats  an  den  ersten  300,000  Fr.  des 
BönertragB  auf  '/r  ^  dem  weiteren  Uebeischuss  anf  '/«<  doch  so,  dass  die  Action&re 
mor  i*f^  Zins  «rhaltcu.  Uacarel  I,  226,  Der  Staat  bezog  tob  diesen  Werken 
im  D.  1830—31  1*5  u.  nach  Abzug  der  darauf  ruhenden  Lasten  1'325  M.  Fr.  Be- 
Khverden  Ober  das  Monopol  der  ttsü.  Salinen,  die  das  Salz  ohne  Steuer  u.  Fracht 
in  D.  zn  11 ,  mitunter  bis  zn  13  Fr.  p.  100  Kil.  rerkaoften,  ftlbrten  später  zn  einer 
frthscren  BegUnstigung  der  PriTatconcurrenz,  in  deren  Folge  der  allm&l.  Verkauf  der 
StutBsalzwerke  beabsichtigt  wurde,  d'Audiffret,  syst.  I,  130  ff.  Versteigerung 
der  8aL  ro  Dieue  (im  jetägen  Deatsch-LothringeD)  1842  zn  6*1  H.  Fr.  (aoa  Baa, 
».186  Note  b). 
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mit  Htllfe  von  Bohrlöcbem  oder  eines  brauchbaren  Steimalzcs*), 
durch  bessere  HeiKungsart  und  ttberhaapt  VerbesBenmg  der  Technik 
der  Gewinnung.^**)  Femer  Einführung  der  wohlfeilsten  Verpaoknngs- 
und  Versendnng8art^')f  Bofeme  nicht  ab  !oco  Terkanfi  werden  kann." 


*)  See  -  'und  Steinsalx  ist  un  Wohlfeilsten  za  rewinnea.   Jenee  bildet  A6k  ii  [ 
murmen  L&adem  von  selbst,  irle  in  den  Sdzaeen  SadroBsluds,  z.  B.  der  Enm,  i 
ferner  in  den  tiefen  Buchten  (Linumen)  der  NordkOste  des  schiraizen  Heen,  wo  die  i 
mss.  Begieron;  das  Sammeln  als  Ansflnss  des  Staatseigenthiuns  sieh  rorbehik  (froher  | 
8—1,200,000  B.  j&hil),  in  den  Salzseen  von  Mineaota,  Utah  in  M.-Amer.   Aveh  ist  | 
69  leicht,  das  Meenrasser  in  seichte  Behälter  zu  leiten,  wo  dann  das  krTstaniniscJie  I 
Salz  Bich  ansetzt;  SalzsUmpfe,  marais  salans.    Beines  Steinsalz  wird  leicht  dnrch  j 
Bergbau  (z.  B.  WieÜczka  in  Galizien.  Tic  in  Lothdngen,  Stass&irt  in  PreoM.  Sacbsen,  ' 
Vilndmiuftck  bei  Schwlb.  Hall)  oder  selbst  dorch  Tagbaa  (Cardona)  gowoaneo. 
Aus  dem  SalzllH«  (Haselgebiige)  langt  man  entweder  das  beigemengte  Salz  in  grossea 
HOUflügoi  (Satewe^D)  mit  hindngeMtetem  Wasser  .aas  (Siuinan  in  d.  Alpen,  wie 
z.  R  lUlein,  H^stadt,  Aassee,  Berchtesgaden,  Hall  in  Tirol)  oder  man  legt  Bohr- 
löcher an  (Banbbanutig  nach  Alberti).  welche  eine  bOchst  reichhaldge  Seole 
geben  a.  so  das  Qradiren  ersparen.   Dies  Ver&JiTfln  hat  neaeriich  so  ertieblich  ön- 
gewirkt,  dass  manche  andere  Salzwerice,  z.  B,  Bmchsal  n.  Mosbach  in  Baden,  Salz- 
bansen  in  Oberhessen  eingehen  mossten,  weil  sie  nicht  so  wohlfeil  erz engen  konnten. 
In  Eissingen  wurde  1949  bei  1810  Fnss,  in  Stassfiirt  bei  824,  in  £lmen  (SdiSnebeck) 
1855  bei  1764  Fuss  Tiefe  Steinsidz  erbohrt,  za  Sperenberg  bei  Bamtb  mrde  ISfif  j 
bei  284  F.  reines  Steinsalz  erreicht,  in  das  man  schon  4000  F.  tief  ängedrangen  ist  | 
S.  auch  Preuas.  Stat  Jahrb.  Öl,  178.   Zur  ErOShung  des  Stelnsalzbe^pirerks  zu  Sage- 
borg  (Holstein)  sind  im  preass  B.  seit  1870  wiederholt  erbebL  Sammen  aasgesetzt, 
so  1874  wieder  875,000  H.  (viriO.  veibraacht  in  dies.  J.  207,000).  1876  lOolitB,  1S76 
S5M00  M.   (Z.  Th.  nach  Ban.) 

In  Baiern  sod  man  1852/53  mit  1  Klafter  Nadelholz  (226  CdV-F.)  2029 
(Traunstein)  bis  23  C.  (Berchtesgaden).  Verbesserungen  der  Heerde,  Phallen,  Be- 
nutzung des  Dampfs  ans  der  Pfanne  zum  Yorwlrmen  und  Trockne»  XL  s.  w.  Vgl 
B.  Wagner,  Gnmdr.  d.  cbem.  Technol..  Lpz.  1870,  102  ff.  1865  kam  auf  1  GootiL 
Holz  n.  Holzsunogat  25*03  G.  in  Berchtesgaden  oder  17'2  Kreuzer  Holz  p.  Gentner 
Salz,  in  Kissingen  17*67  oder  44*5  Kreuzer.  —  Bes.  rortheilhaft  hat  sich  die  Fort- 
leitang  der  Soole  nach  Orten,  wo  der  Brennstoff  billiger  und  die  Abfohr  d« 
S^zes  leichter  ist,  erwiesen.  Berühmte  Soolenleitongen  in  Oberbaiem  und  im  Sali- 
kammergut.  Leitung  ron  Reichenhatl  nach  Trannstein  1616  unter  KarfUrst  Max  L 
dnioh  Beifenstnhl;  Fortsetzung  1808  durch  r.  Beichenbach  bis  BoBeaheiB. 
1817  stellte  derselbe  die  sehr  kunstreiche  Terbindnng  zwisdien  Berchte^^en  nä 
Beichenhall  her,  109,000  F.  lang,  Hebung  an  der  WassersSolMimaschine  ra  Dnnf 
1218  F.  hoch.  Linge  der  ganzen  Soolenkitang  gegen  13  Udlen.  —  Leitung  m 
Hallstadt  nach  Ischl  o.  Ebensee  1757,  156,000  F. lang  (Bau).  —  Die  neuen  CoB- 
mnnicatlonsmittel,  die  Au^dong  der  grrasen  norddeutschen  Stein saldager,  ^e  Te^ 
besserte  Technik  haben  bereits  und  werden  immer  mehr  eine  Terladenug  in  der 
dentschen  Salzgewinnung  bewirken,  und  bes.  den  sflddeatsch.  Werken  die  GonoRieu 
erschweren.   S.  Note  12. 

")  Steinsalz  oder  gepresstes  Sndsalz  gestattet  eine  Versendung  in  nnrerpackua 
Blöcken.  Die  Verpackung  geschieht  sonst  in  S&ckea,  bei  wohlfeilem  Bsäz  in  hSizen» 
Geissen.  Fisc.  Fabr.  z.  VerfertigaDg  derselben  im  Grossen  za  Hallein  im  R^iiHmn'*'^ 
gut,  mit  SlgemOhlen,  ähnlich  zu  BeichenhaU.  Slcke  werden  wohl  in  Stra&Bstaheii 
gemadit,  gevBlinlich  aber  Aossohrübang  roa  Uefemagen  aadi  Hutem  n.  BestsDinf 
beim  Mlndestforderndan .  In  Baiem  rersnchsveise  eine  fiscaL  Sack&btik  ra  ScheHes- 
ben  bei  Berchtesgaden.  Jm  Bndg.  fllr  1870—71  heisst  es,  der  Begiebetzieb  dta  Sab- 
saomano&ctuz  sei  onrentirlidi  und  werde  daher,  solange  nidit  dise  Aoflassong  er- 
folgen kftnne,  möglichst  bescbxlnkt  Kosten  der  Veipackong  eines  Centn,  in  Baiern 
1852/53  I9V5  kr.,  Baden  D.  1854/55  lO'O  kr.,  Preussen,  D.  1851—56  2*1,  A 
1860  2*9  Sgr.  —  Yerbessemng  der  GnomanicationeD.    linz-Gmondener  Bahn  boa 
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(Bfti  §.  189.)  Letateres  sollte  bei  einer  Beseitigaiig  des  Regals 
ik  Beg«l  sein,  wm  ein  weiterer  Vortheil  hiervon  ist  Wo  daa 
Segai  besteht,  mfUste  der  Staat  wenigstens  darauf  hinstreben,  nm 
M  die  Kosten  fttr  die  Kiederlagen  (GebXnde,  Beamte,  Diener)  zn 
«paran.  Im  Uebrigen  ist  die  Eänriehtnng  des  Kigenbetriebs  ganz 
l^eh  wie  bd  B&tg-  nnd  Hüttenwerken. 

Die  ReinertragSTerhältnisse  der  Staatssalswerke  lassen 
neh  natdrfich  nnr  da  riehtig  und  genau  angeben,  wo  kein  Regal 
bflslefat  oder  wo  die  Betriebsergebnisse  scharf  von  den  Ergebnissen 
der  BegalTOrwaltnng,  welche  dnroh  Änssehlnss  der  Concnrrenz  den 
Sakpreis  steigert,  getrennt  werden,  was  nicht  immer  der  Fall  war 
BBdist») 


10.  Äbsehnitt 

GeweAsftHlflgeii.^) 

§.  221.  Hierher  gehören  besonders  Staatsfabriken.  Bei 
solchen  Anstalten  kttnnen  dreierlei  Zwecke  unterschieden  wer- 
den, die  aber  mitunter  bei  einer  einzelnen  zusammentreffen.  Auch 
iiD  Verlauf  der  Zeit  zeigt  sich  ein  geschichtlicher  Wechsel  dieser 
Zwecke. 

1)  Die  Anstalten  kOnnen  einen  rein  finänziellen  Zweck 
liaben,  nm  dem  Staate  eine  Reineinnahme  für  die  eigentlichen 


■it  für  SalztrsoqwTt  —  Beim  frOhenii  Bega!  mtngsmiasig«!  SalzuuUnsch  zvischen 
■ehreren  Staaten  aa  Teischiedenen  OrenzeD,  zur  Enpanmg  tod  Transportkosten,  z.  B. 
IT.  Baiem  n.  Wllrtambe^  (Bau). 

**)  Beispiele:  PreOBsen,  Salzwerice,  ßeclm.  1865  1-202  MilL  Thlr.  fioheinn., 
»7,000  Thlr.  Kosten,  504,000  Thlr.  Eeinertr.,  Toneben  d.  Salzmonopol  9  277  Mill, 
TUr.  roh  eitnur.  2'Sl  MilL  Thlr.  Kosten  machte,  alao  6*467  Mill  Thlr.  rein  e^b. 
A.  t  1871  (incL  nene  ProTinzen)  SalzTerke  Einn.  1,492,976,  Änsg.  1.010,593  Thlr., 
CetienchQSB  482,S83  Tblr.  Erhebt  Unterschiede  bei  d.  elnz.  Werken,  so  nach  Ä.  fflr 
1871 :  Saline  zn  SchOnebed:  Boheinn.  484,300,  Deberschnss  191,460,  Salzv.  zn  Sta^- 
fott  511330  n.  184.950,  SaL  za  DOrrenberx  184,270  o.  73,920.  zn  Artem  55,770  u. 
11430,  SalzT.  bei  Erfurt  59,4S0  u.  3420,  KOniKsbom  66.166  d.  20,010,  Nensalzveik 
41,34«  T93ft,  BothoBfolde  20.810  n.  3310.  Monster  a.  St  14,986  n.  4287;  Sooden 
^Htegan  bei  21,000  TUr.  Einn.  10,525  Thlr.  Znschnss,  Bodeab«-g  dsgl.  13,375  n. 
3^  TUr.  1874  Ergehn.  d.  ganzen  Satinenrerraltnng  roh  4'92,  rein  O-fil  Mill.  M., 
A.  1S75  4-S9  n.  0*75,  1876  5-16  n.  0-94  MilL  M,  —  Baden,  Herabsetzung  des  Er- 
tngiuuchlags  dei  SalinenbetriebB  1876 — 77  gegen  die  vorher.  Budgetper.  f.  961,000 
Ol  784,000  U.  Tob,  z.  Th.  veil  die  Salzpreise  in  Folge  der  Concnrrenz  erheblich 
SniAm  seieii;  Geeammtetat  der  SaUnenrenralC  rein  1875  O  S.  1876  0-153  Mill.  M. 
—  Baiern,  SaHnenrervaltung  A.  1868  n.  69  roh  1-38  MilL  1,  rein  40,000  fl.,  Er- 
pbBlu  16«8  1-43  n.  0*187  MOL  fl.,  A.  1870  n.  71  1-25  Mill.  fl.  n.  120,000  fl.  roh 
n.  i«in,  A.  18T6  n.  TT  loh  1'54T  MilL  M.  S.  Vooke  a.  a.  0.  £  die  Zeit  bis  1868, 
»Mb.  18T1,  8.  113. 

TgL  Ban,  5.  A..  g.  153.  154.    H1«T  udi  mdiier  Vmbearb.,  6.  A.,  §.  206. 
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StaatBbedflrfilisBe  zur  Veifdgung  zu  flteHen.   Nar  in  dies^  FcBe 

gehflren  sie  zu  den  privatwirthschaftlichen  Anstalten  im  strengen 
Sinne  (§.  134).  Ein  solcher  Zweek  hat  aber  kaum  je,  weda 
frttber  noch  jetzt,  bei  den  roigekonunenen  Staats&briken  aus- 
schliesslich obgewaltet  Gegenwärtig  wird  man  nnr  verlangen 
müssen,  dass  der  Gesichtspunkt  privatwirthschaftlicher  RentabUitiU 
Toranstehe.  Da  zeigt  sich  indessen,  dass  der  Staat  hier  im  Eigen- 
betrieb selten  gßnstige  Ergebnisse  erzielt.  „Auch  die  Verpach- 
tung pflegt  nicht  einträglich  und  schwer  dnrohfflhrbar 
zu  sein,  weil  das  Mitwerben  zuverlässiger  Pachtinstiger  kl«n  ist 
und  die  Erhaltung  der  Gebäude,  die  geforderten  Neubauten  vid 
kosten."  (Ran  §.  153.)  Mit  Recht  werden  daher  die  Gcwerks- 
imlagen,  weil  der  zweite  Zweck  nicht  mehr  wichtig  zn  sein  pflegt, 
lieber  aufgegeben  und  veräussert  In  einem  solchen  Falle  konnten 
mitunter  Versuche  mit  Frodnctirassociationen  in  Erwägung  kommeo. 

2)  Die  Anstalten  haben  einen  volkswirthschaftlichen 
Zweck,  und  zwar  ftlr  die  Productionsinteressen,  indem  sie  ab 
Hn  8  tera  n  st a  1 1  en  dienen  und  nene  Gewerbzweige  einftfaren 
sollen.  Diesem  Zweck  verdanken  viele  frühere  und  manche  noch 
heute  bestehende  Staatsfabriken  ihre  Entstehung,  besonders  solche 
aus  dem  Gebiete  der  Kunstgewerbe.*)  Sie  haben  mitunter 
ihren  eigentlichen  Zweck  erreicht,  freilich  vielfach  nnter  grosser 
Hintansetzung  der  Rentabilität  Insofern  sind  sie  volkswirttuchaft- 
lich  unter  den  Maassregeln  und  Ausgaben  des  Staats,  durch  welche 
mit  finanziellen  Opfern  die  Gewerbe  befördert  werden  sollen,  tn 
benrtheilen.  In  der  Gegenwart  lassen  sie  sich  in  unseren  Staaten 
wohl  meistens  entbehren.')  Sie  werden  daher  am  Besten  aufge- 
geben, da  die  sonst  erforderliche  Betreibung  nach  dem  privat- 
wirthscfaaftlichen  Rentabilitätsprincip  keinen  günstigen  Erfolg  zu 
haben  pflegt 

3)  Die  Anstalten  haben  den  Zweck,  den  eigenen  Bedarf 


*)  Bes.  PorcellftD-,  Teppich-,  Tapeteafabr.,  Glashatten,  (^Bsnulereiei,  frttber  ; 
auch  Webereien,  TDchfabrilcea  u.  a.  m.   Eiiiig:e  Anstaltea,  Tie  Glas-,  fflagelbttlA  ' 
Mühlen,  Braah&aser,  Weinlcellereien,  selbst  Wirthshioser  sind  ans  dem  landvirthscJs- 
Domatiium  mit  herror^e^gen  u.  roUends  zn  Teräasseni,  §.  182.  i 

')  Als  Geschmacksbildongs-  a.  GeschmackserhaltungsanstaltMi  kSnoen  die  fielet  < 
staatl.  Porcellanfabriken  allerdings  immer  noch  etwas  in  Betracht  kommen.  Di« 
WeiterUldnng  nach  den  Erfordendasen  der  Jetztzeit  erfo^  etn  so,  dass  Speci^koMl- 
scholen  (Haler,  Glasmaler)  damit  rerbnodw  werden  (Sirres,  Nymphenb.),  vo  dun  : 
die  Ausgabe  wieder  eine  andere  Bedentoog  erfa&It  Indessen  wird  doroh  aagemoime 
BesteUangen  des  Staats  bed  Prirat£abrikea  im  kanstüdnstr.  Intwesse  jetzt  ziemlich  dv 
selbe  ZD  erreichen  sein,  als  durch  eigme  StaattÄbriken,  ohne  dass  dabei  so  groM  ' 
Kosten  wie  bei  diesen  vom  Staate  getngen  werden.  I 
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des  Staats  an  bestimmten  Sachgdtera  zu  befriedigen.^)  Anofa  hier 
iri  die  Staatsindastrie  nor  ansnahmsweise  an  Stelle  der  Privat 
indnstrie  noeh  hentsatage  bei  uns  in  finanzieller  Hinsieht  riUh- 

Bch.  (§.  88.) 

Bei  der  oft  irrationellen  RechnnngsfUhning  der  Staatsfabriken 
lisBt  Bich  tlbrigens  nieht  immer  der  wiifeliohe  Kapitalbetrag,  der 
in  der  Fabrik  steckt,  nnd  daher  anoh  nicht  der  wahre  verhältniss- 
nutesige  Beinertrag  angeben.^) 

Jene  socialpolitischen  OesichtspTincte,  welche  fUr  die  Beibe- 
hdtnng  der  Bergwerke  im  Staatseigenthnm  mitsprechen,  kommen 

*}  Früher  Uessaa  sich  die  ForoeHan&brikea  aach  biar  mit  neimen ,  ein  veiiig 
iäbst  jetä  noch,  indem  sie  InxnriOse  EhrengeschenlEgegenst&nde  fttr  firemde  Honarchen, 
Staatnätauter  Hefcsten.  Auch  für  solche  Zveclie  nicht  die  Priratindiutiifi  jetzt  vtdHg  ans. 

^  Sehz  riele  Staatsfabriken  sind  achon  einjregaogen,  weil  sie  sich  nicht  lobten. 
Ain  Hinfigsten  sind  noch  oder  vaien  bia  m  Knrzem  die  Porcellanfabrilcen  in 
Sims,  Bertin,  (WienX  (Nymphenba^),  Heisseo,  Eopenhagen  n.  a.  v.  —  Beispiele: 
Prenssen.  PorcellanmanafactUT  Rohertrag  1865— 6S  D.  164,250,  Betrieiwkosten 
144.053  Thtr.,  Reinertrag  20,197  Thlr.,  1874  A  roh  558.000,  rein  36,000,  Ergebniss 
ST5,000  o.  42,500  H.,  1876  A.  555,000  u.  27,800  M.  Die  Anstalt  wurde  1866  in 
du  Geb&ade  der  anfgelass.  GeBundhoitsgeschirrfabrik  (die  1865  bei  103,084  Thlr.  roh 
19,357  Thtr.  rein  ergab)  rertegt,  jetzt  nach  Gharlottenbnrg  bei  Bertin,  mit  einem 
WHniid.  ^MtaBMtfnnd  ron  335,000  Thlr.  ita  1868—71.  —  «tna  finaozidl  sdnrar 
oUiiÜdie  Maassr^;d.  Ausserdem  besase  die  dem  prenss.  Staat  gehSi^  Seehand- 
bmgssodetU,  in  der  Hauptsache  ein  grossaitiges  Bankinstitat  mit  ansgedehntem  Ge- 
leliftAtflis,  uch  nach  neaeriicher  Teimlndening  ihres  BesltzeB  noch  immer  mehrere 
Fibiiken.  neml.  1871  2  Flacbsgamniaschinenspiui.  in  Schlesien,  eine  aosaer  Betrieb 
bdiiidliche  BanmvoUcnspinnerel  n.  Weberei  ebendas.,  auf  die  alle  längere  Zeit  keine 
Kiobnbote  bei  aosgeschiieb.  SnbmisBionarerfahren  erfolgten,  ein  Mtälenetabliaa.  in 
Biofflberg,  dass  gleichfalls,  sobald  die  Umstände  es  erlauben,  vffl'kaoft  Verden  sollte. 
Bachwerth  dieser  Anstalten  incl.  Dienstgeb.  n.  Leihamtsgeb.  in  Berlin  £.  1869  4'27 
UiH  Thlr^  Gewinn  anf  den  Betrieb  s&nuntL  indnstr.  Etablias.  1869  nnr  19,775  Thlr. 
Seitdem  M  die  Baumwollfabrik  u.  1  FlachsgamspiDn.  rorkaoft  worden.  Das  Institut 
Iwritzt  noch  die  Bromb.  Mühlen  mit  Dorchschnittsgew.  in  10  J.  (1864—73)  v.  T95  "/g, 
ial874 DU 4-20 Vo} dann  lFlachiig.spino.  inSchle6.niU 8-03 VoGeir.  in  1874, 9Zl%}n 
IS73r.bachmiaB.up.  —  Baiern. Poxc.-Fabr.zuIIymphenbargjahrl.  Zaschnss  1819 
MiJS  «T17,  1881—86  14,988.  1887—43  11.782,  1845—47  24,842,  1848—49  772«  fl  , 
ISSSta^efobeB.  Hoflntohaiu  in  Hänchen  A.  1861—67  212,602  fl.  roh,  16,338  fL  rein, 
viiU.  Beiaertr.  1861/62  10,660,  1864/65  44,677.  1868  39.315  fl.  (zugleich  Muster- 
braaerei),  A.  1S76  781,000  n.  112,000  M.  fSelbstTerwalt.);  froher  bestand  auch  noch 
eil  Btaahans  in  WSizbui^,  wo  jetzt  noch  eine  iisc  Hofkellerä  (in  Verbind,  mit  den 
fiscal  'Weinbeigen  in  Dnterfiranken),  1876  roh  66,000,  rein  14,500  M.  (incL  Weinberge). 
—  Sachsen,  Porcellanfab.  in  Meissen,  froher  jährl.  Zoschnss,  in  den  20»  Jahren 
38.000  Thlr.,  seit  Mitte  der  SO  er  Jahre  ergab  sich  ein  Beinertrag,  A.  1861 — 63  roh 
1^,300.  rein  13,000,  1S7S  A.  75,000  Thlr.  —  Oesterreich.  Teppichfabrik  nnd 
WoOdmckwei  in  Linz  1849  27.731  fl.  Zoschnas,  1850—51  29,561  fl.  r^,  dum  weg- 
gegdMn.  Porcellanfabr.  in  Wien  1849—51  j&hrlich  6073  fl.  Zuschnss.  —  Bäder- 
awUisemenls,  die  mehr&ch  in  Deutschland,  Frankrdcb  anf  Staatskosten  betrieben 
TcrdM,  geben  auch  OfttHTs  Einnahmen  (Vertunf  t.  MinenlwaMsr,  Qebiuush  r  Badem, 
fiidetncfln  der  Gorglste  n.  s.  w.),  wvldie  thells  hiedier,  thdls  unter  die  Gebohren  r. 
Heflaastalten  gereohnet  werden  können,  z.  B.  Balern,  Eissingen,  B.  1868  Bobeinn. 
SB,030,  rein  11.622  fl.,  A.  1871  23.850  u.  14,350  fl.  —  Nassau  1858  Erl(»s  aus  d. 
Terkaof  t.  Mineralwassa  100,000  fl.  —  Preussen  1874  roh  137,600  M..  Ausgabe 
142.700,  also  Deficit  6100  H.  Ein  Theil  dieser  Einnahmen  pflegt  bei.  Badsfonds  au- 
wflieesen  n.  zu  VersdiOnenmgai  v.  s.  v.  benutzt  zu  werden. 
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bei  den  wenigen  StaatBfabriken  nicht  wohl  in  Betracht  Hinaiofat- 
lieh  der  prineipidlea  Forderang,  Privateigenthnm  aoeh  bü  FabrflEea 
doreh  Staatseigenthttm  zu  enetieD,  gilt  das  in  §.  218  ontar  N.  4 
Gesagte. 

11.  Absehnitt 

WolmgebBnde.^) 

§.  222.  Die  Beibehaltong  oder  vollends  die  neue  Erwerbuig 
von  Qebftnden  bloss  des  Miethertrags  wegen,  also  ans  reis 
finanziellen  Orflnden,  wird  fUr  den  Staat  gewöhnlich  nnzweek- 
mässig  sein.  Denn  die  vermietbeten  Wohnnngen  machen  im  Ver- 
hältniss  zn  ihrem  Ertrage  dem  Staate  leicht  viel  Baukosten.  Es 
mttesen  daher  besondre  Gründe  hinzukommen,  nm  die  Beibe- 
haltung oder  Erwerbung  von  Wohngebttnden  zn  enqvfeUen.  Soldie 
Grflnde  ktfnnen  liegen: 

1)  in  Dienstinteressen  und  in  Staatsdienerinte- 
ressea,  in  welchem  letztem  Falle  die  Frage  zn  derjenigen  der 
Gewährung  von  Natnralwohnnng  für  die  Beamten  wird,  worOber 
oben  in  §.  81  gehandelt  wurde. 

2)  In  den  spec teilen  Verttältnissen  rasoh  in  Änfsehwnng  \ 
begriffener  Orte,  wo  die  Grnnd-  und  Hansrente  sehr  i 
steigt  Eier  kann  der  Staat  durch  Besitz  von  eigenen  GebSadea 
an  diesem  Vortheil  Theil  nehmen  und  fltr  die  hftufig  in  sokhen 
Orten  neu  hervortretenden  öffentlichen  Bedttrfoisse  eine  passende 
Boden-  und  eventuell  Kapitalreserre  für  neue  Staatsgebäade  er- 
langen —  nicht  selten  aueh  in  seinem  Finanzinteresse.*) 

3)  Anch  die  Zustände  des  privaten  städtischen  Grnnd*  und 
Hauseigenthnms  können  im  socialpolitisohem  Interersse  einen 
solchen  Besitz  wttnschenswerth  erscheinen  lassen.  Doch  würde 
hier  Staat  und  Gemeinde  in  gedgneter  Weise  sich  in  die  be- 
zügliche Aufgabe  theilen  mOssen.') 


Vgl.  Bau,  ö.  A-,  154ft.  Meine  6.  A..  §.  260.  Jetzt  ricbti«er  hleber  KflMDt 
R  n  Tortrat  die  iltere,  soldiem  BentzthoB  abgenagte  Ansicht,  wie  sie  ia  den  aatat 
SUzen  des  Texte  ansgesprocliea  wird ,  eilunte  abw  den  Fall  dev  DieMtmlMMy 
schon  an,  nicht  die  beiden  anderen,  die  hier  nea. 

*)  Aach  die  Gemeinde  könnte  und  sollte  mehr  so  TW&hren  (BetUal)* 

Vgl  N&heree  in  der  Gnadleg.  I,  §.  352--862,  bee.  369. 
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Tierter  HMLptfkbBchnitt 

Handels-,  Geld-  and  BankgOBohäfte  und  werbendes  bewegUohes 

VermSgen.^) 

12.  Abschnitt 

Handelsgesclilfle. 

§.  223.  Dem  Handel  eigenthnmlicb  ist  die  grosse  Bedentnng 
des  HomeDts  der  Speculation  and  das  Vorwalten  des  immer 
wieder  rasch  disponibel  werdenden,  also  stets  nach 
Benem  Plane  anzulegenden  nmlanfenden  (Betriebs*) 
Kapitals.  Wegen  dieser  beiden  Umstände  eignet  sich  der  flandels- 
bebieb  vorzugsweise  für  die  reine  PriTatnntemehmang,  schon  etwas 
weniger  für  die  offene  Handelsgesellschaft,  erfahrnngsgemäss  aber 
am  Wenigsten  fdr  die  Actiengesellschait  nnd  vollends  fUr  den  Staat 
Der  Betrieb  mnss  hier  mit  Beamten  geftthrt  werden,  denen  das 
«gene  Interesse  nnd  das  eigene  Risico  fehlt,  weshalb  sie  nicht 
80  vorsichtig  als  der  Privatmann  an  specnliren  pflegen,  während 
andererseits  die  unvermeidlichen  Gontrolen,  der  schwerfälligere  Ge- 
schäftsgang auch  dem  eifrigen,  geschickten  und  pflichttrenen  Be- 
amten die  Hände  lästig  binden.  Die  Betheilignng  der  Beamten 
am  Gewinn,  welche  sich  auch  nicht  immer  leicht  durchfuhren  lässt 
(Tantiämesyfttem),  hebt  einige  dieser  Uebelstände,  aber  selten  aus- 
reichend. Im  Ganzen  wird  die  Gefahr  von  Verlusten  im  Staats- 
handelsgeschäft verglichen  mit  dem  Privatgeschäft  erhöht,  die  Aus- 
sieht anf  besondere  Gewinnste  geschmälert  *)  Ans  diesen  Erwäg- 
ongen  lässt  sich  Folgendes  ableiten. 

1)  Man  hat  sich  bei  uns  im  Allgemeinen  gegen  den  Betrieb 
selbständiger  Handelsgeschäfte  dorch  den  Staat  zu  erklären. 
Ein  solcher  ist  auch  nur  ausnahmsweise  vorgekommen. 

2)  Oefters  knfipfen  sich  Handelsgeschäfte  an  andere  privat- 
wirthsohaftliche  Unternehmungen  des  Staats  an,  z.  B. 
bei  der  Eigenverwaltnng  von  Domänen  (Weinberge),  Forsten,  Berg- 
werken,*) Hutten,  Staatsfabriken.  Soweit  dies  nnvenneidlich  ist, 
ipricht  gerade  dieser  Umstand  auch  gegen  solche  Untemebmnngen 
des  Staats  (§.  212  sab  b,  218).  Erweist  sich  die  Beibehaltung  der 

M  Bd  Bau  fehlend.   Id  mftüier  Bearb.  d.  6.  A.,  §.  207—212. 
■     •)  Vgl.  Schaf fle.  CapiUHsiD.  n.  Soc.,  Tab.  1870,  S.  474. 

Handel  der  Ssterr.  R^enmg  im  ror.  Jahrhundert  mit  idibtner  QaeckBÜber, 
Vorrtthe  dam  auf  Lager  in  Amsterdun,  Genua  (uch  als  Pfand  &a  Anlehen  benatE^ 


Digitized  by  Google 


508 


2. 6.  2.  X.  12.  A.  HfendebKen^lfie.  g.  223, 224. 


letzteren  gleichwohl  ans  anderen  GrUnden  nothwendig,  so  mnss 
soweit  als  mOglich  das  specnlatiTe  Handelsgeschftft  von  dem  eigent- 
liehen  Prodnctionsgeschäft  abgetrennt  werden,  wie  dies  z.  B.  im 
Staatsforstwesen  beim  Absatz  des  Holzes  auch  mit  Kecht  erstrebt 
wird  (§.  203).  Darob  grossere  feste  Liefernngscontracte  der  Staats- 
verwaltnngsbehSrde  z.  B.  eines  Berg-,  Hüttenwerks  mit  Priratea 
lässt  sich  wenigstens  gegenwärtig  bei  ans  das  SpeonlatioDsmoment 
wesentiich  einschicken,  was  dnrohaas  anzarathen  ist 

3)  Bei  einer  Colonialhandelspolitik,  wie  der  früher  so 
allgemein  in  Earopa  herrschenden,  vollends  etwa  bei  einem 
Colonialsystem,  wie  dem  bolländiscben,  wo  die  Golonialrerwaltaog 
eine  grosse  feudale  Gmndhermnatnralwirthschaft  darstellt,  kann 
die  BetreibuDg  des  Golonialhandels,  besonders  des  Absatzes  der 
Colonialprodncte  anf  eigene  Rechnung  des  Staats  im  Mntterlande 
nnd  Überhaupt  im  Occidente,  auch  im  finanziellen  Interesse 
eher  rftthlich  erscheinen.  Aber  von  allen  principiellen  poUtischeD, 
ethischen  and  Tolkswirthschaftlichen  Einwänden  gegen  die  GoloniaV 
Politik  abgesehen,  so  empfiehlt  es  sich  auch  hier,  den  directen 
Staatsfaandelsbetrieb  in  Europa  lieber  aufzugeben  ond 
wie  es  Seitens  der  holländischen  Regierung  geschieht,  diesen 
Handel  einer  Gesellschaft  zu  Übertragen.*)  Soweit  ein  solcher 
Handel  des  Staats  mit  Colonialproducten  noch  rechtlich  (gegen- 
über dem  Inlande)  oder  auch  bloss  thatsächlicb^)  (gegenüber 
anderen  Ländern)  monopolistisch  ist,  fällt  er  übrigens  mit  unter 
den  Gesiehtspiinct  der  Bestenerang. 

')  Die  1824  gegründete  NiederUad.  Handelsgesellschaft  (HuMs- 
Maatachappij)  besorgt  d.  A.  den  Transport  n.  Yeiiaaf  der  ihr  ron  der  SegianDg  is 
Indien  gelief.  ColoDi&lprodncte  in  Holland  auf  Bechnong  der  BegtanDg  gegen  Pro- 
vision. Deber  die  Verhaltnisse  der  Colonialprodnction,  bes.  in  Jara,  s.  Brancr,  in 
Stein-Wapp»u8*  Geogr.  H,  3,  S.  317.  Nach  d.  holL-ostind.  Colon.-Bndg.  fili 
1867  war  die  Einn.  123*00  Mill.  fl.,  wovon  62  42  M.  fl.  als  mathtnassl.  Erite  ms  A. 
Goloniatvaarenrerfcanf  in  Holland,  vahrscheinL  Ueberschoss  der  Elnnalunen  aber  die 
Ausgaben,  der  dann  als  Zoschnss  der  Colon  .-Venralt.  in  dem  Eiuoahnieetat  Holluds 
steht,  14-86  UiU.  fl.  Mach  d.  A.  fOr  1876  sind  dieselben  Zahlen:  140-96,  56*79. 
lO'SS  MilL  fl.  Nach  Baumhaaer  mx  d.  Ueberschoss  ans  d.  GeUmittaln  der  GoId- 
niNi  tax  d.  Budget  des  tfatteilands  t.  1847—59  Im  D.  jihrlich  22*14  Hill  1  im 
Ganzen,  incL  j&hiL  9  8  MilL  fl.  Zinsen  für  die  anf  die  Golonien  abeitngeDeii  od. 
für  sie  aufgenommenen  Schnlden.  Dieser  üebdischius  schmuilt  sehr,  bes.  nach  das 
Conjonctoren  a.  Preisen  der  Golonialwaaren  In  Europa,  namentL  r.  Kafibe  n.  Zncker. 
Er  var  (incL  Zinsen)  z.  B.  1850  nnr  17,  1861  93-19  HilL  fl.  nach  d.  Eigeba,  1863 
nach  A.  18*57  MUl.  fl. 

^  Dies  mCchte  vom  holl&nd.  KaSeehandel  angesichts  des  grossen  Einflasses  der 
Aactionen  der  Maatschappij,  die  den  Preis  fOr  bidb  Earopa  bestimmen,  selbst  beat« 
Doch  etras  gelten.  Darob  die  monopolist  Oi^isation  eines  solchen  Handels  fcaon 
den  Consomenten  in  aaderen  Lftndem  ähnlich  vie  dnrcb  die  Erhebung  eines  Ans- 
finhiEoUs  aif  Artiliel  c^nes  Natiirmonop<da  (A.  Wagner,  Alt  Zölle,  StaaMr.  B.  H. 
9S0)  eine  Verbraochsteoer  aofgelc^  verdeo. 
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4)  Der  vom  Staate  betriebene  Handel  mit  monopolUirten 
Artikeb  (Sah,  Tabaek,  Fairer  a.  s>  w.)  im  Inlande  gehOrt  gar 
nicht  zu  deo  pmatwiTtbactiaftUchfiD  Tbätigkeiien,  sondern  ganz  za 
des  Besteaemngsformen  und  ist  daher  aus  einem  anderen  Ge- 
nefatsponcte  zu  betrachten  (§.  147). 

13.  Abschnitt 

Geld-  und  BankgesdüUltek 

%,  224.  Die  Frage  der  Rttthlichkeit  von  Staats- 
banken.^) Für  die  Betreibnng  von  Geld-  und  Bankgeschftften 
dneh  den  Staat  kann  man  sehr  beachtenswerthe  Ortlnde  geltend 
!    madien,  so  dass  solche  Geschäfte  nicht  kurzweg  wie  sonstige 
I    Handelsgeschäfte  abzulehnen  sind.   Auch  liegen  erfolgreiche  Bei- 
spiele des  Staaatsbankbetriebs  vor. ') 
Jene  GrUnde  sind  die  folgenden: 

')  In  der  6.  A.  §.  208  £   Seit  dem  Erscheinen  dieser  Ausgabe  habe  ich  die 
frtft  der  SUatobank  eiogeheDd  prindpidl  in  der  2.  Abth.  meines  Systems  der 
I     ZelteUMakpoUtik  (2.  A.  Fxeib.  1S73)  S.  594  ff.,  609—614  u.  mit  speo.  Bezieboiig  auf 
I     die  Deutsche  Reichsbaak  in  meiner  Zettelbankreform  im  U.  Reiche  (BerL  1875)  S. 
149  £  behandelt;  im  WesentL  so  wie  ia  der  6.  A.  d.  FinaozT.,  aber  im  Priocip 
noch  etwas  gfiosüger  f  Hr  d.  reine  Staatsbank.  Die  Frage  bSngt  mit  d.  allg.  BankpoL  zd- 
Ufflincn:  ob  neml.  Gentralisation  od.  Decentralis.  d.  Baukves.  n.  inbes.  d.  Bankaotenaosg. 
atkftfiBd.  MÜ.  Die  Äntwott  hierauf  kann  kaum  tinbedingtza  Goosten  od.  Ungunsten  d.  einen 
oi  udon  Systems  aiufalleu,  da  die  Toizoge  o.  Nacbtbeile  sehr  getheilt  sind,  a.  meiiw 
Zettelbankp(ditik,  S.  821  ff.  Bei  der  Gentralisation  &agt  sich  dann:  ob  Monopol-,  ob 
pririlMiito  Bank  und  in  beiden  FWen,  ob  Staats-  oder  Aotienbank.   Qenaner  irt  auf 
i     i.  credit-  o.  bankpolit  Seite  der  Frage,  bei  deren  Znsammenhang  mit  dar  gesammten 
'     Organisation  des  Credit-  n.  Bankwesens,  erst  im  3.  B.  d.  Lehrbuchs  (Veritehisvesen) 
j     (iBzufieheiL  —  Der  Text  des  §,  224  ff.  meist  nach  d.  6.  A.  d.  Finanzw. 
■         ^  Es  darf  hier  ror 'allen  auf  die  Preass.  Bank  hingewiesen  werden.  Aller- 
'     'tings  ist  dieselbe  seit  der  Bankordnnng  von  1846  keine  reine  Staatsbank  mehr  ge- 
I     wesen ,  weil  ihr  Stammkapital  grossentheils  FriratpersoDen  gehSrte.    Aber  nicht  nur 
bttte  der  Staat  noch  immer  ein  eigenes  Kapital  von  fast  2  Mill.  Thlr.  (fast  10  Va  des 
I     Printkap.}  in  ihr  stehen:   die  Terwaltang  der  Bank  erfolgte  beinahe  ganz  durch 
i     Staatsbeamte,  was  der  entscheidende  Pnnct  für  die  im  Text  behandelte  Frage 
ist  S.  A.  Wagner,  ZettelbankpoUt  S.  144—148.  —  Aach  die  Prenas.  See- 
'     kiDdlnng  kann  genannt  werden,   VergL  Uber  diese  Bergias,  Finanzwiss.,  2.  Aufl. 
j     Beri.  1871,  8.  976  ff.  n.  o.  §.  221  Anm.  5.   Der  Rdnertrag  der  Seehandl.,  grOssten- 
I     theil)  aus  d.  Geld-  n.  Bankgesch&ft,  war  j&hrlich  1660  u.  61  800,000,  1862  400,000, 
I     1863—66  500,000,  1867  600,000,  1868—71  700,000,  IbTSu.  1874  Ergebn.  I'SS,  MS, 
A  18T5  1-S3,  1876  l-15MiU.Tblr.  Im Staatshaushaltctat  sind  d.  Kosten  gleich  abgesetzt. 
!     Slheres  in  d.  Beilagen  z.  EtaL  Ende  1874  schlössen  d.  Activen  u,  Pass.  mit  87-87  Mill.  Thlr. 
i     tb,  onter  d.  Pass.  13*46  Mill  Thlr.  Kap.conto  (eig.  Kap.).  Die  Anstalt  besoi^  allein  oder  mit 
Coosortien  v.  Bankh&Dsem  neue  Emissionen  r.  Obligat,  d.  Staats,  d.  Eisenbahnen  u.  s.  w. 
Du  Misslichc  der  Seehandlang  liegt  in  solchen  Geschäften,  die  unTermeidlich  ein 
pOsseres  Bisico,  ein  st&rkeres  specolatires  Moment  mit  sich  bringen  und  leicht,  ron 
önem  Staatsinstitnt  betrieben,  einen  nachtheiligen  Einflnss  auf  die  Kapitalbewegung 
ns&bea.    Das  bat  sich  aach  in  den  J.  1871  ff.  wieder  bei  der  Seehandlung  etwas 
S«Mdgt  Diese  Anstalt  nnteriiegt  daher  ungleich  mehr  rolkawirfbschaftlichen  nnd  poli- 
tiachea  Bedenken  als  die  Preoss.  Bank. 
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1)  Das  Bedtlrfniss  der  FinahETerwaltang  naoh  einem 
Bankinstitat  aur  Vermittlaag  der  Geldgescliäfte  des  Staati 
lägst  sich  durch  eine  eigene  Staatsbank  zweckmässig 
befriedigen.  Der  Staat,  namentlich  der  moderne  Grossstaat,  hat 
z.  B.  bei  der  Aufnahme  und  Abzahlung  von  Anlehen,  bei  growen 
Öffentlichen  Unternehmungen,  wie  Eisenbahnbauten,  bei  den  Geld* 
Operationen  fllr  die  Ej'iegsfOhrung  u.  s.  w.  nnvenoeidlich  grosse 
GteldgeschilAe  auszoftihren.  Ferner  veranlasst  die  laufende  Caasen- 
gebahrung  der  Finanzverwaltung  ebenfalls  eine  Menge  Geschäfte,') 
bei  welchen  die  Vermittlung  eines  Bankinstituts  sehr  ntttalich  sein 
kann.  Die  DnrühiUhmng  dieser  Geschäfte  mit  HtUfe  der  aasge- 
bildeten  Technik  und  des  Zahinngsmechanismus  des  modernen  Bask- 
wesens  bat  grosse  volkswirthschaftliche  and  finanaielle  Vortfaeite 
und  wirft  ^en  erheblichen  Gewinn  fUr  die  vermittefaide  Bank  sfa. 
Endlich  hat  der  Staat  regelmassig  grössere  oder  geringere  Caaien- 
bestände,  welche  er  im  Augenblick  nicht  braucht  Diese  kOunen 
daher  auf  kurze  Termine  ausgeliehen  werden,  was  wiederum  ab 
regelmässiges  Geschäft  nur  durch  eine  Bank  geschehen  kann  and 
dann  nicht  unbedeutenden  Gewinn  abwirft.  Dieser  Gewinn  kommt 
statt  ganz  oder  wenigstens  theilweise  Dritten,  dem  Staate  selbst  i 
wieder  zu  Gate  und  der  Staat  wird  zugleich  zuverlässiger  and 
wohlfeiler  als  von  Privatbanquiers  oder  Actienbanken  bei  seinen 
Geldgeschäften  bedient,  wenn  er  aus  eigenen  Mitteki  eine  Bank 
als  eigentliches  Staatsinstitot  zu  diesem  Zweck  errichtet  und  anf 
seine  Rechnung  betreibt ')  Ein  solches  Institut  kann  auch  anderen  i 
Zweigen  der  Staatsverwaltung,  z.  B.  der  Post,^)  nützliche  Bflife 

*)  Z.  B.  die  Geldabertragiing^  zwischen  den  Cmen  rerscliiedeDai  Orte,  zwischea 
der  Stutsceotnl-  nnd  dem  Provlnzial-  und  LoeilcasBem  xwischeii  den  EimulueslflDea 
und  Ansgabeitellea.  Bei  einem  entwickelten  System  ron  Stenercrediton  (ftr  indincte 
Abgiben,  die  du  Ptodncunt  rorscluesst,  für  Zolle  a.  s.  v.)  entst^t  das  Bedarfiiiss< 
die  ornditirteo  Summen  darcfa  Wechsel,  welche  die  Steaerschutdiker  acceptixen,  Mket  , 
fltts^  machen  za  kSnneo,  wu  durch  DiscontiinDg  geschieht  Bei  der  so  wiclUi(;eB 
wdentlicheii  Aasbildung  des  ScbatzscheiDsyatems  als  stehender  EiniichOug 
dee  Staatshaushalts  des  Grossstaats  (s.  Ä.  Wagner,  Ordn.  d.  Osterr.  Staatshaoshslis 
S.  76—92  und  Art  Staatsschulden  im  StaatswOrterb.  X  23)  ist  die  Mitwiikonf 
Banken  faat  unentbehrlich  nnd  in  Grossbritannien ,  Frankreich,  Oesterreich  (bei  den 
sog.  Salineoscheinen  oder  Hypothekaranweisnngen)  allgemein  Qblich,  anch  in  PrewKS 
bei  der  Emission  der  preuss.  n.  uorddeutachen  Schatzaoweis.  neuerdings  in  Anspnch 
genommen  worden,  3.  A.  Wagner,  Zettelb.-PoL  S.  303—306.  I 

')  In  dieser  Weise  fnngirt  die  Bnss.  Beichsbsnk  mit.  welche  ron  den  gnWB 
Banken  die  einige  wahre  Staatsbank  ist,  da  sie  gans  im  iiigantlmMi»  des  8tai& 
Btdit  ud  ihre  Yerwaltnng  ron  Staatsbeamten  —  anter  einer  gewuaen  Mitconttole  tob 
Priratpenonen  —  besorgt  wird.  Sie  ist  insofeme  nnr  eine  etwas  aeübBtstindig  kb* 
geatdlte  AbtheiL  des  rass.  Finanzministerinnu.  Goldmann,  mss.  Fapieigeld,  S.^ 
A.  Wagocr,  mss.  Papiervfthr,  S.  223. 

^)  Namentlich  bei  der  Einrichtang  von  Post^arcasaea ;  ferner  wenn  der  Staat  dü  , 
LebensTeraicheningswdsen  selbst  nüt  in  die  Hand  nimmt 
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iNtn,  bei  AbUfvsngen  o.  dgL  m.  »Is  BeBteabank  dienen,  wo  es 
M  keiier  iNsonderen,  sonst  doch  Öfters  hierftlr  erfordeiüehen 
lipra  AnBtelten  für  solche  Sosderawecke  bedarf. 

S)  Der  Betrieb  des  gewOhnlieben  Handelsbankge- 
nllfii  md  des  Bodencieditbankgesehifts  durch  den  Staat 
htii  baaktechnischer  Hinsicbt  wohl  EnlSssig.  Einige  der 
iebea  Schwächen  des  Staatsbetriebs  werden  zwar  aaoh  im 
leicht  etwas  hervortreten:  das  PriratgeechAft  wird  vor- 
and  doch  EOgleich  energisober  betrieben  werden,  weniger 
beresokratiseher  Schablone,  mehr  mit  Rttcksicht  auf  die  Bo- 
des Verkehrs  und  deren  Wechsel.  Aber  schwer  fallen 
Kaehtheile  im  gewöhnlichen  Handelsbankgeschäft  nicht  ins 
Auch  mnss  die  Staatsbank  Tomemlich  mit  der  Actien- 
»llsohaftsbank  rergli^en  werden.  Einrichtnng  und  Betrieb 
beiden  Bankra  sind  im  Wesentlichen  nothwendig  gleichartig. 
kleineB  gegenseitigen  Vorzttge  snd  Scbwftchen  werden  sich 
sn^eichen.  Fflr  die  Staatsbank  passt  nnr  noch  weniger 
Sfeenlations-  (Credit- Uobifier-)  Geschäft,  welches  aber  von 
ichen  Actien- Handelsbanken  nnd  Actien-Bodencredit- 
ebeniaUs  aasgeschlossen  werden  mnss.*)  Die  haoptsScb- 
Actir-  nnd  PassiTgeeohftfte  der  grossen  modernen  ^utdels- 
semlich  Wechsddiscontinmg,  Lombardimng  (Beldhnng 
Faustpfänder),  selbst  ein  beschittnktes,  vorsichtiges  Actir- 
itgesehaft  einer-,  Depositen-  nnd  Passir- Contocorrent- 
Öuek-)  and  Koten-  (Banknoten-  oder  Zettel-)  gesohttft 
lits  lassen  sich  auf  ziemlich  feste,  beinahe  mechanische 
zorflckfUhren.^  Wesentlich  dasselbe  gilt  von  den  6e- 
der  Bodencreditbanken:  der  Ansleihnng  anf  Hypothek  von 
nnd  städtischen  Grundstöcken  nnd  Häusern  und  der 
von  P&ndbriefen  anf  Grand  der  erworbenen  Hypotheken, 
b  eignen  sich  alle  diese  Geschäfte  für  den  Betrieb  durch 
haften,  wie  die  Erfahrung  zeigt,  recht  gut,  aber  im 
kaom  weniger  für  den  Betrieb  durch  den  Staat  mit  seinen 
nnd  Beamten. 

9| Eine  Staatsbank  kann  nfunentlich  das  Zettel-  oder 
geschäft^)  übernehmen  und  dadurch  dem  Staate,  also 

\k  Tk^ner,  ZettelbaakpoL,  S.  410. 

nailii.  S.  270  £,  306  C  899  C,  878  3S9  ff.  Ober  die  tm  Texte  ge- 
tlMeescUfte. 

in  Text  bduodelte  Fuge  liSngt  mit  der  Bank-  and  nam.  d.  Zettelbuk- 
nniDMen,  wmxd  hkt  nfoht  mtter  ebigegugen  Terden  kann.  KÜMfes 
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der  Gesammtbeit  den  roUea  Qewinn  daraas  zafahreB. 
Dieser  Grund  ftUt  besonders  in  denjenigen  Staaten  ins  Gewickt, 
wo  die  Banknotenausgabe  nicbt  freigegeben  ist,  sondern  von  Privat- 
oder Äctienbanken  auf  Grund  eines  ^vilegs  oder  Honopob  aos- 
geflbt  wird,  —  in  onseren  Staaten  die  Regel.")  Hier  moss  dem- 
gemäss  ein  eigentliches  Notenregal  rechtlich  bestehen  oder  th 
bestehend  angenommen  werden. Mit  Beeht  soll  ein  Theil  des 
Gewinns,  welchen  die  Bank  ans  dem  Notengescbäft  zieht,  in  B<rfdua 
Fällen  dem  Staate  znfiiessen  (§.  227),  aber  statt  dieses  Theils  wUrde 
eine  Staatsbank  den  ganzen  Gewinn  der  Staatscasse  verseh^lBD. 
GentnUisation  und  Decentralisation  der  Notenausgabe  haben  speei- 
fische  Vorzüge  nnd  Nacbtheile,  so  dass  schwer  zu  sagen  ist,  weloliee 
System  vorzuziehen  ist^^)  Stellt  man  sich  aber  einmal,  vrie  die 
Gesetzgebung  der  grossen  europäischen  Staaten,  anf  den  Stand- 
ponet  der  Centralisation,  wo  eine  grosse  Oentralbank  allein")  oder 
ganz  ttberwiegend ")  die  Notenausgabe  vornimmt,  so  lässt  sidi 
wieder  behaupten,  dass  eine  Staatsbank  eine  solche  Function  ebenso 
gut  als  eine  Actienbank  in  banktechnischer  Hinsieht  ansttben 
kann.  Eine  eigene  Staatspapiergeldansgabe  ohne  bankmässige 
Deckung  unterbleibt  dann  auch  eher  g^zlich  —  ein  weitwer 
VortheiL") 

4)  Ehie  Staatsbank  kann  das  stark  hervortretende 


A.  Wagner,  Bdtr.  z.  Lehre  r.  d.  Bankeo,  Lpz.  1S57,  bes.  Kap.  4—10;  defs.die 
QeU-  0.  Cndittheor.  d.  Peel'aehBik  Acte,  Wien  1882;  den.  Ait  .  Zettelbank  im  Stadl- 
v&iteib.  XI  i  ders.  Syst  d.  ZettelbanJcpoL 

*)  Ebendas.  S.  2U  ff.  d.  2.  Ä. 

Ebendas.  2.  A.  S.  1  A.  ff.,  594.  Es  ist  ein  Mangel,  ireDn  ein  aoBscUiesiL 
Recht  der  Banknoteaaasgabe  ohne  Weiteres  t  d.  Staat  beüispnicht  vitd,  ohne  dus 
dieser  skh  auf  ein  dieses  Becbt  bwOndNides  Gesetz  der  KotearogalitJU  berafen  kira. 
An  dem  Httnzregal  folgt  ein  Banknotenregal  mit  Nichten.  £b.  S.  2  A.  d..i.  L 
Ein  dgenfL  Vattaatf^  wird  constitoiit  durch  d.  bad.  Ges.  r.  5.  Juni  1860,  Art  <. 
0.  jetzt  f.  d.  Deutsche  Beich  durch  d.  Banl:ge9.  t.  14.  März  1875. 

"}  Nasse,  PreoBS.  B.,  Bonn  1866,  S.  21;  A.  Wagner,  Th.  d.  Peel'Bchea  Actt 
S.  367  ff.  (rerind.  Anffiws.  gegen  Beitr.  Kap.  10).  Art  Zettelb.  im  StaatsrOrteibDch 
S.  S83.  System,  2.  A.,  S.  13  ff.,  60  «. 

Frankreich,  Oesterreich,  NiederUnde  n.  and.  kleinere  Staatoi 
(Baiern).  Anch  Anssland  gehOrte  hieAer,  Venn  die  Beichs-CreditbUlete  eb« 
niofat  leinw  Staal^piergeld  wlrai,  trotzdem  sie  formell  das  Faadnim  der  BeldubaBk 
bildem,  a.  Anm.  4. 

Grossbritannien,  Preassen,  jetzt  Dentsches  Beich  nach  d.  Bsnk- 
gesetz  V.  1875. 

Ueber  die  Bedenken  anch  gegen  das  nrangscnnlMe,  nomindl  sogar  mäakas 
einlOsbare,  aber  nicht  bankmissig  gedeckte  Staatspapieneld  s.  A.  Wagner,  Alt. 
Fi^ielgeld  im  Staatsv&rterb.  VII,  6$8— 662  «.  System  S.  71,  194.  Ders^,  Staals- 
pi^e^d,  ItoichscasBenscheine  a.  Banknotai,  Beri.  1874,  bes.  S.  14  ff. 
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Bedirfuiss  der  GentralUation'^)  im  Geld-  nud  Bankge- 
aoliftft  besonders  gut  untersttttzen  nnd  andererseits  doch 
dorckem  sehr  entwickeltes  Filialennetz  die  bankmässige 
Organisation  des  Credits  über  das  ganze  Land  ans- 
deknen.")  In  dieser  Hinsicht  flbertrifft  sie  leicht  noch  die  Äctien- 
Centralbank.  Sie  abemimmt  damit  eine  wichtige  volkswirthschaft- 
lieke  Aufgabe ,  an  deren  EriUUnng  dem  Staate  viel  gelegen  sein 
nuuSf  und  bezieht  doch  dafür  eine  genügende  Bente. 

5)  Dnroh  ihre  Stellung  als  Banquier  der  Finanzverwal- 
taog  kann  sie  in  erspriesslieher  Weise  den  Geldumlanf  zwischen 
deo  Staatscassen  und  dem  Publieum  vermitteln  nnd  die  Störungen 
des  Geldmarkts,  welche  ans  der  Einwirkung  der  Staatscassenge- 
Itthnrng  auf  den  Geldumlauf  leicht  hervorgehen  ^^),  verhüten. 

In  allen  diesen  Beziehungen  wird  durch  das  Staatsbanksystem 
du  Finanzinteresse  und  das  volkswirthsohaftliehe  Fro- 
doetion sinteresse  an  einem  gut  geordneten  and  geleiteten  grossen 
Cradit-  und  Bankwesen  recht  wohl  wahrgenommen.  Dazu  kommen 
aber  auch  hier  no^: 

6)  Erwägungen  ans  dem  Gesiohtspnncte  des  volkswirth- 
aebaftlichen  Vertbeilungs-  und  des  socialpolitischen 
Interesses.  Durch  eine  mächtige  Staatsbank  beschränkt  der  Staat 
in  oft  sehr  erwünschter  Weise  die  Macht  des  grossen  Privatkapitals 
und  Qbt  über  das  letztere  jederzeit  eine  wirksame  Controle  mit 
ua.  Hierin  kann  z.  B.  die  reine  Staatsbank,  welche  das  Noten- 
monopol auBttbt,  auch  noch  einen  Vorzug  vor  der  Aetien-Honopol- 
iMuik  haben,  weil  letztere  von  den  grossen  Kapitalisten  anmittelbar 
abhiUigt,  trotz  etwaiger  Hitwirkung  der  Staats  bei  der  Verwaltung.^) 

'*)  Dean  der  Gewinn  resnltirt  daram,  dass  ein  Maiinndgeadilft  mit  einet 
Uiiimulbaarreserre  betrieben  viid,  —  irohin  die  EotricUung  der  gamen  Gredltwirth- 
»daft  strebt,  A.  Wagner,  Theor.  d.  P.  A.,  S.  111  ff.,  121. 

^  Am  Meisten  ron  allen  Gentralbanlen  hat  die  Frenss.  B.  in  der  Aosdehnong 
ibm  Flfialnetz«s  gelelBtet.  was  ron  den  Handetskammem  stets  rühmend  anerkannt 
«udM  IM.   Nasse,  PreuL  B..  S.  1  IL  A.  WagoAi,  ZettelbutpoL,  2.  A.,  8.  14, 

C,  603,  60G,  634. 

")  IHe  Englische  Bank  leistet  dadurch  ao  Bedeutendes  in  der  Vermittlong  der 
ZaUoMieii  zviscfaea  dem  brlt  Sohatz  a.  dem  Fabliknm,  daas  sie  die  btit.  Staats- 
>dnld  Tocwiltet  v.  die  ZinsEahltiDg  beso^  n.  zagleidt  mit  dem  Staate  n.  mit  Privaten 
OMMtneBt  Ult  (OiliaiitL  iL  PriTatdepositoi).  Viele  ZollzaUangen  rnzden  jetit  dnzdi 
■tw  Unacdudbiuig  in  den  Baakbachani  rem  Conto  des  KanÜDOuiu  oder  Mia» 
Wiica  auf  das  des  Schatzes  und  ein  grosser  TheU  der  ZänanUungea  fOr  d.  öC 
odmU  nmgekehrt  durch  Debertragong  rom  Conto  des  Schatzes  auf  das  der  PfiratflO 
■^evedatelugt ,  so  das«  der  Gesammtbetng  der  Depositen  oft  kaiun  rer&ndert  wird. 
A.  Wagner.  Peetsche  Acte,  S.  118,  Zettelb.,  S.  385  £ 

Dieser  wichtige  Qesichtspaoct  für  Staatebaoken  fehlte  hier  noch  in  d.  6.  A., 
aber  im  folg.  §.  209  (jetzt  221)  sab  1  schon  mit  »i  Sprach«.  In  meiner  Zettel- 
A.WB|a«t,  FiannrimaKb,  I.  33 
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§.  325.  —  B.  Von  den  GegengrUndea  gegen  Staatsbanken 
haben  einige  zwar  nur  einen  relativen  Werdi,  andere  fallen  aber 
doch  erheblich  ins  Gewicht. 

1)  Das  in  grösserem  Umfange  dnrehgeltlhrte  Staatsbank- 
System  bringt  wieder  nene  grosse  Kreise  der  BevOlkerang 
in  eine  gewisse,  oft  recht  fühlbare  Äbh&ngigkeit  tob 
der  Staatsgewalt.  £in  solches  neues  Clientdverilältniss  bat  seoM 
politischen  Bedenken.  Auch  kann  die  UnparteUiehkeit  der  Credit- 
gewähmng  in  wirthscfaaftlich  naohtli^iger  W«8e  g^brdet  werden. 
Der  Staat  erbuigt  femer  mittelst  solcher  Banken  eine  grosse  Macht 
aber  den  ganzen  Geldmarkt  und  flber  die  Volkswiitbsehaft,  die  ; 
wirtbschaftlich  bedenklich  werden  kann,  weil  die  Politik  dann  leieht  i 
noch  unmittelbarer  and  stärker  auf  die  wirtliscbafUichen  Veihftlt-  | 
nisse  einwirkt.  —  Aber  auf  der  anderen  Seite  wttrde  in  demselben  ! 
Maasse  die  bestehende  Uebennaoht  der  grossen  Privat-  nnd  Aotieo-  j 
banken  beschränkt,  das  Patronageweeen  derselben  beseitigt  werden,  | 
was  seine  grossen  sooial-politischen  Vortheile  hätte.       In  dieser  | 
Hinsicht  sind  neuerdings  bemerkettswerthe  Wflnscbe  und  Bestre-  ! 
bongen  hervorgetreten.**)  Die  Creditbedürfnisse  der  kleinen  6e-  i 
sehäftslente  würden  leioht  besser,  sicherer  ^  wohlfeiler  bei  emen 
Staatsbanksystem  als  bei  dem  bisherigen  befriedigt  werden. 

3)  Eine  Staatsbank  wie  die  bisher  üblichen,  welche  als 
Zettel-  und  Depositenbank  fangirt,  beledigt  vorEngsweise  das 
Creditbedflrfniss  einselner  Geschäftskreise^  dient  daher  ' 
vomemlich  einem  Glasseninteresse.   Aach  eine  Staatsbank  —  I 
ja  sie  gerade  doppelt  —  muss  nemlich  die  erste  Regel  alles  Bank-  i 
Wesens  befolgen:  nar  ähnlichen  Credit  zu  geben,  wie  sie  selbst 
nimmt,  also  in  diesem  Falle  kurzfristigen.")    Denn  die  Gelder,  I 
über  welche  sie  im  Depositengeschäft  mit  dem  Staate  nnd  mit  j 
Privaten  und  durch  die  Notenausgabe  verfügt,  sind  sämmtlich  stels-  I 
oder  knrzfällige  Passiva.  Demgemäss  darf  sie  auch  nur  Wechsel 
discontiren,  die  kurze  Zeit  laufen,  nnd  Dariehen  geg^  Unterpfand 
auch  nur  auf  kurze  Zeit  gewähren  u.  s.  w.  In  Folge  hiervon  giebt 
sie  allerdings  vomemlich  den  Handel  treibenden  Classen  Credit: 

baokpolitilc  a.  Zettelbankreform  wird  er  mehrfach  herrorgeholMi  n.  entspricht  tt  obtf- 
haapt  den  GrnndanBchatinngen  ftber  das  printviithschanüche  Systen  in  d.  Qnmdleg- 

Man  denke  z.  B.  an  die  flberaat)  ^roeaeD  lUsabrUiche,  di«  aidi  in  Abht 
Hinsicht  frfiher  bei  d.  Oesterr.  Mationalb.  gezeigt  haban. 

So  n.  A.  Seitens  der  socialdemocr.  Arbeiterparteien.  Das  Vorlangeo.  dan  der 
Staat  den  Grossbankbetrieb  in  die  Hände  nehme,  ist  hier  schon  Often  ao^etaacbt 

Deber  dieses  erste  Bankreeetz  b.  A.  Wagner,  Art  Zettdb.  im  StmatsrOrt»- 
bnch  XI,  905. 
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kimfemef  nach  diesem  ihrem  nafcttrlichen  Wirkangskreise  be- 
nimt,  eine  Handelsbank.  Das  hieraus  gegen  Staatebanken 
i^;deitete  Bedenken  ist  jedoch  anch  nicht  durchschlagend.  Nicht 
u> irgend  einer  parteiischen  Absicht,  sondern  nach  der  Natur 
ibres  ganzen  Geschäfts  kommt  die  Creditgewähmng  einer 
Bofeben  Bank  Torzngaweiae  den  Handeltrdbenden  za  Gnte.  Wechsel 
m  anderen  Geschäftskreisen,  wenn  sie  nur  den  nothwendig  im 
Interewe  der  Sicherheit  der  Bank  zu  stellenden  Bedingungen  ent- 
ipnehen,  werden  ebensogut  disoontirt,  nur  finden  sie  sich  that- 
Widi  seltener.  Das  Lombardgeschäft  ist  allgemeiner  zugänglich. 
Die  Be&iedigang  des  Creditbedttrfnisses  der  Handeltreibenden  ntltzt 
offieh  indirect  auch  den  anderen  Glassen,  denn  dadurch  vennin- 
dot  sich  die  Conourrenz  um  Credit  bei  anderen  Ki^italverleihem 
ud  Banken. **)  Und  sohlieBslieh  wttrden  neben  soldien  Staats- 
Haidelsbanken  Staats- Bodencreditbanken  mit  Pfandbrief- 
UBgabe  banktechnisch  recht  wohl  zulässig  sein. 

3)  Ein  Staatflbanksystem,  besonders  die  Uebertragung 
der  Notenansgabe  auf  die  Staatsbank,  ffibrt  leicht  zu 
engen  Verbindung  der  Staatsfinanzon  und  des 
Qeld-  und  Oreditwesen  eines  Landes.  Daraus  können  grosse 
ireehgdMitige  Gefahren  herrorgehen,  namentlich  die,  dass  die 
Baak  ans  ihren  vom  Pnbnenm  entlehnten  Hittehi  (Noten  nnd  De- 
positeB)  dem  Staate  zu  willfährig  Credit  gewährt,  der  dann  schwer 
in  realisiren  iat,  —  was  nur  zu  leicht  zur  Zerrttttong  des  Geld- 
WMas  fllhrt:  zur  Wirthschaft  mit  uneinlttsbarem  Papier- 
gelde. Dies  wirkt  dann  wieder  auf  die  Verschlechterung  der 
^^nsaien,  höheres  Deficit  n.  s.  w.  hin.  Allerdings  können  nun 
di«ie  Gefahren  dnrob  eine  gnte  Gesetzgebung,  strenge,  auch  par- 
Umentarische  Controle  des  Finanz-  und  Staatsbankwesens,  vor- 
nditige  Beschränkung  der  statüiaften  Creditgewährung  der  Bank 
den  Staat,  bewährte  und  genau  befolgte  Deckungsrorscfariften 
f&r  die  Noten  und  die  stets-  und  kurzfdlligen  Depositen,  namentlich 
gnindaätzUchen  Ausschluss  einer  Forderung  der  Bank  an  den  Staat 
von  der  speciellen  Deckung  dieser  Passiva,  erheblich  vermindert 
werden,  —  in  Staaten  mit  sehr  gefesteten  öffentlichen  Znständen 
^  sehr,  dass  sie  wenigstens  in  Friedenszeiten  beinahe  verschwin- 

**)  Ebend.  S.  SUT.  NordduitMiie  Laidwirthe  lutben  bei  jbnm  Verlangen  nach 
Zettclbtoken  fOr  den  Bode&credit  die  enteo  QruadiStaa  ä.  Bankwesens  redunnt. 

")  S.  ZtHtdb.  poL  S.  61 2  S.  Die  Gaotelen.  Teiche  icli  Dir  eine  reioe  Staatsbank  Tor- 
PKlilasen.  —  Tonchlag  f.  d.  D.  Reidisb.  in  mtänet  Zettolbankiet,  8. 181  (Art  98). 

**}  ZettflIbMdipol,  S.  269,  410  ff.,  418  ff. 

38* 
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den.   Aach  hat  die  Erfahnuig,  noch  nenerdings  wieder,  gezeigt, 
dass  Papiergeldwirthschaft  ohne  Vermittlang  ron  Staatsbanken  roA  \ 
Banken  Uberhaupt  gleichfalls  leicht  einreisst,^)  nnd  dass  grosse  1 
Äctiencentralbaakeh  vom  Staat  ansgebentet  WOTden.**)  Deunoek 
mochte  kaom  zu  lengnen  sein,  dass  eine  eigentliche  Staatsbank  in 
politischer  Bedrängnis»,  in  Kriegsgefahr,   in  grosser  ; 
acuter  Finanznoth  des  Staats  die  Versachnng  noch  erbOb^  mittebt  | 
der  Notenpresse  den  Finanzbedttrinissen  gerecht  za  werden  and  ! 
dazu  eine  noch  bequemere  Handhabe  giebt  als  eine  Äctienbt^ 
selbst  mit  der  willfährigsten  nnd  schwächsten  Verwaltang  an  der 
Spitze. Ebenso  liegt  in  rahiger,  normaler  Lage,  wo  jede  Ge- 
fahr für  die  Solvenz  der  Bank  fem  soheint,  die  Versachnng  n&her,  < 
die  Äctiva  der  Bank  zn  verschlechtern,  nnrealisirbare  nnd  schwer  j 
realisirbare  Ausstände  zu  erlangen,  die  leicht  realisirbar  za  bal-  i 
tenden  Fonds  der  Bank  im  Staatshaushalte  festzulegen  n.  s.  w.") 
Im  Kriegsfall  kommt  endlich  immerhin  bei  feindliche  Invasion 
auch  die  Gefahr  der  Beschlagnahme  der  Bankfonds  als  Staats- 
eigenthnm  mehr  in  Betracht 

§.  226.  —  C.  Ergebniss.  Zu  einer  unbedingten  allge- 
meinen Entscbeidong  kommt  man  bei  einer  Abwägung  dieser 
Grttnde  für  nnd  wider  kaum.  In  der  neueren  europftiaehen  Praxis  i 
hat  man  sich  meistens  ans  politischen  und  finanspolitisohen  Orfindeo  i 
bestimmen  lassen,  den  eigenen  Betrieb  von  Geld-  nnd  Bankge-  i 
Schäften  Seitens  des  Staats  als  eine  doch  besser  zu  vermeidende  1 
privatwirthschaffliche  Thätigkeit  anzusehen  nnd  dessbalb  auf  reine  ! 
Staatsbanken  zu  verzichten.  So  ist  man  namentlich  in  dem  wicb-  ! 
tigen  Falle  verfahren,  wo  die  Eutscheidung  gewöhnlich  practiseb  | 
allein  vorlag:  bei  der  Wahl  zwischen  einer  privilegirten  oder  Ho-  I 
nopol -Notenbank  in  Form  einer  Actienbank  oder  einer  Staats-  ! 
bank.^)   Die  nationalökonomischen  Scbniansichten  gegen  directe  ' 


Nordamerika  im  BOrgerioie^,  frftnzSs.,  Osterr.  Fi^ieiKeldwirilw^  f» 
der  B«rolBtion8zeit,  iqsb.  im  Khmmkhoge. 

England  in  d.  fraozOs.  Berointloiiszeit,  Oesterreich       £,  1854. 
im,  Frankreieli  1870.  Italien  1866. 

Seibat  die  Oesterr.  MaÜODalbank  1848—42  U  anzoftbren. 
**)  Bemerkensverth  ist  die  Terwendoug  der  grossen  Depwiten  der  ebemiligeB  i 
rnsa.  Banken  for  die  FinauzzTecke  des  Staats  in  ganz  normuer  Zeit,   Goldmani.  ' 
nus.  Papiergeld,  S.  -60.  i 
**)  ErricktuDg  der  Oester.  Nationalbuik  1816  als  Actienbank,  BelzieboDf  toq  | 
Priratkapitalisten  und  Dinrichtong  einer  Mitcontrole  dorch  Priratpersoneo  bei  der  | 
Preasa.  B.  1846.  B.  r.  England,  ron  Frankreich  Friratinstitnte.  Umgestftltaiig 
der  Preass.  Bank  in  die  Relchsbank  n.  Wahl  der  Actiengeaellschaftfor« 
fUr  diese  1S75. 
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Staats  flbernabme  solcher  Wirthschaftsgebiete  sprachen  dabei  frei- 
lieb mit 

Die  WisseDSohaft  wird  am  KchtigateD  verfahren,  wenn  sie 
ugastehty  dass  die  allgem^en  Gründe  Ar  und  wider  nicht  allein 
entoeheiden  können,  sondern  dass  die  Entscheidung  stets  mit  nach 
der  concreten  politisch-finanziellen  Lage,  der  inneren, 
wie  der  äusseren,  des  betreffenden  Staats  nnd  Landes  zu  treffen 
ist  Drainacb  werden  die  Gründe  für  nnd  wider  ein  verschiedenes 
Gevicht  erhalten.  Fflr  die  Wahl  der  Actienbank  kommt  in 
Betracht,  daas  sich  der  Staat  bei  der  Uebertragnng  des  Rechts  zur 
Aosfibnng  des  Notenregals  hinlänglich  finanzielle  Vortheile  und 
CoDtrole  nnd  Bfitwirknng  bei  der  Verwaltnng  vorbehalten  kann, 
an  ohne  wesentliche  Bedenken  anf  eine  reine  Staatsbank  zn 
Tudehten.  Dieser  Umstand  darf  wohl  mitunter,  z.  B.  in  der 
Uge  DentsehlandB,  den  AusBoblag  gegen  eigene  Staatsbanken 
geben,  w) 

IL  —  §.  227.  Die  Geschäftsverbindung  des  Staats 
mit  Privatbanken  und  die  Gegenleistungen  der  letzteren, 
beBonders  der  Zettelbanken,  an  den  Staat")  Der  Staat 
tritt  sehr  zweckmässig  in  regelmässige  Geschäftsverbindung  mit 
eioer  Bank,  indem  er  mit  derselben  ein  Contocorrent  illhrt,  in 
velehem  er  regelmässig  der  Greditor  sein  wird  and  sein  soll :  sog. 
Öffentliches  Depositengeschäft")  Eine  solche  Verbindung 
bat  das  Gute,  dass  mttssige  Staatsgelder  fractificirt  werden  und  auch 
in  der  Zeit  von  einem  grösseren  Einnahme-  (z.  B.  Steuer-)  Termin 

*^  So  Iiftbd  ich  das  Yoigehea  in  Falle  dn  Dentschea  Seichsbank  motirirt  Zettel- 
Whefoim.  S.  149  C  Namenfl.  die  äussere  polit  Lage  spradi  hier  wohl  dafür 
Bit-  Ich  hüte  mich  aber  mit  einer  teinea  Staatsliank  anch  befreundet  YgL  Zettel- 
Ilukpolitik  S.  594 — 596.  Uebet  d.  besoad.  Einrichtaagen,  velche  eine  reine  StaatB- 
Wk  DSthig  macht,  s.  eb,  S.  609  IT.  Am  Wichtigsten  s.  d.  Bestimmangen  Uber  Oe- 
f^töe  zvbehen  der  Bank  u.  der  FiDanzrervalt..  eb.  S.  612  S.  — Anf  die  Gestaltang 
der  Tenraltong  einer  pririL  Actien-Zettelbauk  ist  hier  nicht  näher  einzegehen.  S. 
«b.  S.  596  ff.,  614  ff.  n.  d.  Beichsbantiges.  r.  ISTö.  Die  Uebertragnng  der  Leitnug 
■1-  Vervaltnng  d.  Bank  an  Staatsbeamte,  wie  bei  der  Prenss.  u.  jetzt  d.  Beichs- 
^ui^  ist  empfehlensireith  n.  nimmt  die  wichtigsten  Bedenken  gegen  den  Verzicht  anf 
aat  reine  Staatsbank  fort,  zamal  genügend  f.  d.  Finanzinteresse  des  Staats  gesorgt 
*eide&  kann,  s.  §.  227,  Die  Gautelen  gegen  eine  Ausbeutung  der  Bank  zn  Finanz- 
»eclea  des  Staats  sind  ateta  bes.  wichtig,  s.  Zettelbankpol.  S.  612,  618,  147,  meinen 
uäcnL  BanltgesetzcrntTDif  in  der  Zettelbanltreform,  s.  Art.  33,  Preuss.  Bankordn.  §.  91, 
wichsbankges.  §.  35.   Ich  h&tte  diese  Bestimmongeo  noch  etvas  schärfer  gewünscht, 

j     tt«i  so  Tie  im  Gesetz  Uber  den  ReichsinvaUden^ods  v.  2S.  Mai  1673  (ms.  §.  12). 

I        ")  Hier  wird  jetzt  nnr  die  finanzielle  Seite  der  Bask&age  betrachtet.  Alles 

I    Andere  gebiert  in  d.  4.  B.  r.  Yerkehrsvesen,  Kap.  r.  d.  Banken.   S.  vor.  Note. 

I  ,.  A.  Wagner,  Zettelbankpol.  S.  385  ff.  Grosse  EntwicUong  bei  der  EagL. 
rraniL(ancb  Rnss.)  B.;  noch  nicht  genügend  bei  der  Frenss-  a.  Oasterr.  B. 
im  1.  J.  (1876)  ne^  bei  der  Deotscben  Beicbabaak. 
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bis  zn  einem  gröiBseren  Zahlungstermin  (s.  B.  für  die  Zinsen  der  I 
Schuld)  im  Verkehr  sind.  Ans  dieser,  sowie  ans  den  weitereo  ! 
Verbindongeu  des  Staats  mit  einer  Bank  und  aus  der  Verleibnng 
von  Bankprivilegien,  insbesondere  des  Rechts  der  Aas-  . 
gäbe  von  Banknoten  in  (^emltoaheit  des  dem  Stute  znstehendeii  , 
Regals  der  Notenausgabe,  gehen  dann  Ansprüche  des 
Staats  auf  Vergtttnngen  hervor. 

1)  Da  die  Bank  aus  den  Staatsgeldem,  welche  bei  ihr  stebea  | 
und  zum  Tbeil  in  ihrem  Geschäfte  aasgeliehen  werden  könuD,  I 
nicht  anerhebliche  Vortheile  zieht,  so  ist  es  znn&chst  biltig,  dass 
sie  dem  Staate  dafür  eine  Vergtttang  gewährt.  Diese  kann^-wie  i 
im  Depositengeschäft  mit  Privaten,  in  der  kostenfreien  oder  wotü- 
feii  berechneten  Uebernahme  mancher  Dienste,  Besorgung  i 
von  Creldgeschäften,  Cassenverwaltnng,  StaatsaohaldenTerwaltaDg  I 
oder  auch  in  der  Gewährung  von  Zinsen  auf  das  Stutseonto-  i 
corrent  bestehen.  | 

2)  Wenn  keine  volle  Zettelbankfreiheit  existirt,  sondern  die  j 
Befugniss,  Banknoten  aaszageben,  einer  Bank  durch  besondere  ' 
Goncessionen,  Privileg  oder  MonopolgewBhrung  vom  Staate  ttber-  ' 
tragen  werden  moss,  so  kann  imd  muss  hierfllr  eine  Gegenki^DBg 
der  Zettelbank  ausbednngen  werden.")  Dies  ist  gerechtfertigt, 
auch  weun  sich  der  Staat  das  aasschliessliche  Recht  der  Koten- 
ausgäbe  nicht  im  finanziellen  Intere^,  daher  nicht  als  Finani- 
regal,  sondern  im  volkswirthsehaftlichen  Interesse  wegen  der 
be68ei*en  Sicherung  des  Geld-  und  Creditwesens  vorbehalten  hsL  | 
Denn  nur  fltr  letzteren  Zweck  ist  ein  Notenregal  zulässig. Die  ; 
Aasbedingung  einer  Gegenleistung  ist  sogar  geboten,  weil  von  j 
einer  solchen  Bank  ein  Gewinn  gemacht  werden  kann,  der  andern  j 
wegen  des  Ausschlusses  der  Zettelbankfreiheit  untersagt  ist  Nor  j 
wenn  das  Recht  der  Notenausgabe  auf  Grund  allgemeiner  Be* 
dingungen  von  jeder  Bank  zu  erwerben  ist,  lUso  keine  Sonderrechte 

")  Deber  die  Methoden ,  wie  aine  Bank  ihren  Deponenten  die  Deberlusong  der 
Depositen  z.  Benntznog  rergUtet,  A.  Wagner,  Beftr.  S.  öl— 56,  Art  Depositea  in 
Handvorterb.  d.  Yolksvirthschaftslehre.  Die  Engl.  a.  Franz.  B.  gev&hreo  wed« 
anf  die  Prirat-  noch  anf  d.  Staatsdepoa.  Zinsen.  Bei  der  Feetsetzang  der  finaazteHot 
GegenleistQngen  dieser  Banken  u  den  Staat  wird  jedoch  auf  den  Dmatand  Bfldsfdt 
genommen,  dass  grosse  Saldi  öSl  Depositen  frnctlficirt  veiden  kOnneo.  D.  D.  Bdt^i-  I 
mnss  nach  §.  22  d.  Ges.  r.  1ST5  nnentgeltUch  f.  d.  Beich  ZahtongeD  unehBen  vai  I 
bis  znr  Hohe  des  Reichsgathabens  leisten.  I 

**)  Hierüber  NSheies  bei  A.  Wagner,  Zettelbankpol.  S.  460—463. 

")  Mar  missbrtochlidi  kann  im  vorbehält  des  Noteorechts  ein  Finanz regal  gv-  | 
fanden  iretden,  aber  es  macht  sich  diese  Aufiassang  rerfitbreiüch  leldit  gehuid,  mu  i 
einmal  der  Staat  das  Recht  auch  bloes  aus  wirthschaftspolizeilichen  GrQnden  nffbeUelL  ; 
Eb.  S.  2  S.  (d.  1.  A.).   Andere  Anffiiasang  b«i  Stein.  1.  A..  S.  160.  j 
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eitheilt  werden,  wird  von  ein»  besonderen  Gegenleistang  türaasehen 
SM).*')  Diese  letztere  Ollt  andernfalls  unter  den  Begrift  der 
öebllhr.«) 

3)  Oft  gewährt  der  Staat  einer  Bank,  weldie  er  zur  Noten- 
aasgabe  emächtigt,  besonders  einer  hierzu  in  höherem  Maasse  oder 
aoMcfalieadioh  pitrilegirten,  noch  doi  wateten  Voitheil,  dass  ■  er 
ihre  Noten  an  seinen  Gassen  in  Zahlung  anzunehmen 
rersprieht.**)  Hierdnreh  giebt  er  selbst  der  Bank  fttr  den  duroh- 
aebnittlich  in  seinen  Caasen  befindUchen  Kotonbetrag  einen  be- 
biehtlichen  Credit,  und  macht  ausserdem  die  Noten  im  Verkehr 
Vitt  amlanisftbiger,  weil  dieselben  zu  den  Zahlungen  an  den  Staats- 
csaaen  beaatet  weiden  können.  Ftlr  die  Bank  steDt  sieh  dieser 
Noteocredit  als  unverzinslich  heraus,  soweit  sie  dafUr  nioht  Baar 
decknsg  hiUt.  Hit  Becht  wird  daher  auch  ftlr  die  Einräumung 
dieses  werthvollen  Vortheils  «ne  Gegenleistung  der  Bank  zu 
I    feidem  sein. 

§.  S38.  Form  der  Gegenleistung.   Die  Gegenleistung  Itlr 
die  einer  Bank  im  Zettelgeschäft  gewährton  Privilegien  und  Vortheile 
kann  nut  derjenigen  für  die  Ueberiassnng  der  Benutzung  der 
I    Staatsdepositen  verbunden  werden.")  Sie  ist  in  der  Regel 

1)  eine^finanzielle,'")  und  zwar: 
!        a)  entweder  ein  direetes  Darlehen  ans  dem  Stammkapital 
da  Bank,  unverzinslich  oder  niedrig  verzinslich,  während  der 
Otter  des  Privilegs  gar  nicht  oder  nur  bedingt  kllndbar.'^)  Der 
finanzielle  Werth  eines  solchen  Darlehns  bemisst  sich  in  der  Hanpt- 

"i  WMgnei,  Zettelban^l.  S.  460. 

**)  Id  d.  Beichsb.-Oes«tzg.  r.  1875  ist  auch  den  älteren  Banken  ge^anaber,  die 
du  Becht  der  Notenaaagabe  bereits  besassea  n.  behidten.  von  einer  regelm  lissigea 
Abgabe  ftlr  du  Pririlegiam,  resp.  fta  dessen  Portdaner  nach  dem  1.  Jan.  1876,  ab- 
gnäen  Tordea.  Die  so;.  Notenstener  trifft  mit  5*/^  p.  a.  nur  denjenigen  Betrag  der 
dnch  den  gesetzlichen  Baarrorratb  nicht  gedeckten  Banknoten,  welcher  den  einer 
jtita  Bank  im  Gesetze  zagemessenen  Anthellsbetiu  an  dem  sog.  üngedockten  Noteai- 
nlaof  fibersteigt  Eme  ,^teaer",  die  doch  wt&l  noch  am  Eratea  als  eine  in  dem 
bandet«  Fdl«  des  anagedehntereD  NoteiinmlM&  m  zabtende  Gebtthr  za  qnalifidreii 
ist.  als  Occe^eistaiig  tOr  diese  besoDdere  EriaubnisB  des  Staats.  ErtngsanscUag 
in  B^fÄabadg.  1 876  60,000  M.,  aber  thats&cbl.  in  diesem  Jahre  kein  Ertrag. 

**)  Zettelb.pol.  S.  49 — 46,  4&0  Ober  d.  Bedeutung  dieses  wichtigen  Umstands,  597.  Die 
bd  dm  preoss.  Banknoten  bestehende  yerpflicbtnng  der  Staatscassen ,  die  Noten  in 
ZiUtiiig  ED  nehmen,  ist  nicht  auf  die  Noten  der  Beicbsbank  tibergegangen  (Roichs- 
Mges.  Toa  1S75.  g.  2),  aber  factisch  ist  der  frObere  Zoetand  geUleben. 

*)8o  bei  d.  Engl.  n.  PranzOs.  B. 
I  **}  Nach  A.  Wagner.  Zettelbankpol..  S.  4S0  (f. 

I  ")  So  bei  d.  Engl.,  Pranztts.,  Oes  torr.,  Frankfurter  B.  Eb.  8.  461.  Nfth. 

Iber  die  renrickdten  Abreehn.  zw.  der  Engl.  B.  n.  dem  Schatz  Uber  die  Letstangen 
>.  GenoMst,  iA>.  S;  460,  Anm.  659.   Bai  dea  S  ersten  Buken  mr  es  Finanznoth 
ote  Bahm*  cdo  Anlehen  auf  (^«n  Maiite  softnncflimen ,  im  m  dem  Anleben  bei 
Rank  ffthite. 
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Sache  nach  dem  Zinsgewinn.   Jedes  »Iches  Darlehen  macht 
einen  grOseeren  oder  geringeren  Theil  der  Bankaetira  nnreaKBiibar 
oder  schwer  realisirbar,  selbst  wenn  fttr  den  Nothfall  vom  Staate 
Theilschnldrerschreibnngen  in  börsengängiger  Form  zor  erentaelleii  ! 
VeräasBerang  hinterlegt  werden.*')   Dadnnsh  kann  die  Lage  der  : 
Bank  in  Krisen  erschwert  werden.  Jedenfa[lls  wird  ihre  Leistnngs  ! 
Hihigkeit  gerade  in  solchen  Zeitpnncten ,  wo  eine  grosse  Central-  ! 
bank  am  Oftnstigsten  wirken  kann,  beeintrilchtigt  Besser  ist  daher  | 
diese  Form  der  finanziellen  Oegenleistnng  zu  vermeiden.  I 

b)  Oder  die  Bank  gewährt  dem  Staate  einen  Antheil  am  | 
Reingewinn,**)  die  passende  Form  solcher  Gegenleistung,  wobei  I 
am  Besten  deijenige  Gewinn,  welcher  eine  billig  zn  bemesseBde  1 
Rente  des  Stammkapitals  der  Bank  fibersteigt,  nach  einem  zn  ver-  ' 
abredenden  Satze  getbeilt  wird.  Je  grossere  Vortheile  die  Bank  j 
vom  Staate  bezieht,  z.  B.  je  umfassender  ihr  NotenprirUeg  ist  oder  j 
je  höher  die  Staatsdepositen  dnrchschnittlich  sind,  desto  grOner 
kann  der  Gewinnantheil  des  Staats  werden.**)  Diese  Einrichtung 
stört  den  Bankbetrieb  weiter  nicht 

Die  finanzielle  Gegenleistung  der  Bank  lässt  sich  anch  aU 
eine  Art  Pachtzins  betrachten,  welcher  fSr  die  Ueberlassnng  der 
Ausnutzung  der  massigen  Staatsgelder  nnd  bei  einer  pririlegirtes 
oder  Monopolbank  fllr  die  Gewährung  des  Rechts  der  Notenausgabe 
und  des  Privilegs  der  Annahme  der  Noten  bei  den  Staatsoassen 
entrichtet  wird.    Statt  der  Selbstverwaltung  der  eigenen  Staate- 

*^  So  bei  d.  Fraakfarter  a.  FranzSs.  B. 

So  bti  der  Prenss.,  Bet^.  Bkd.,  Oldeab..  WtlTteab.  Zettalbuk 

o.  a.  m.,  jetzt  bei  der  0.  Beicbsbank. 

**)  Bei  d.  Prenss.  B.  bezog  der  Staat  die  Hilfte  des  Bein^winiu,  weichet 
bleibt,  nachdem  er  für  sein  Äotirk^ital  3*/,.  die  Priraten  für  das  ihre  47«  Pr<x^  <^ 
balten  babeo.  Dieser  Gewinnantheil  betmg  im  D.  1858—61  913.000,  1862— 
1,356,000.  1866—69  1.601,00«,  1870  -  7  1  2-19,  1872  2-46,  1875  3-79,  1874  2"« 
Millionen  Thir. ,  incL  Zins  aof  die  Staatskap.  n.  Verzins,  o.  Tilgong  der  AnMbe  *• 
1856  (Tomeml.  zor  ElnzLebim;  r.  Staatspapiergeld).  Bei  der  Beichab.  wird  d.  Ge- 
winn X^hcT  4VgVa  ''0^  Staminkapital  roo  120  WH.  K.  hiaaoB  anch  zur  Hilft« 
zwischen  Reich  n.  Bankactionären  getheilt,  aber  der  Gewinn,  der  nach  Zahlany  eiaer 
DiTidende  r.  8%  auf  die  Actien  restirt,  Üüt  m  *U  an  d.  Beich,  zu  V4  d.  Actionin. 
—  Bei  d.  Belg.  B.  ■/«  des  Beingew.;  bei  der  Bad.  Vs  von  dem  Gewina,  der  sack 
ZaliliuV  von  ä\  Divid.  bleibt  Ein  sawOhnl.  Torwnrf  der  Gcenor  der  ZettalUakH 
ist,  dass  der  Staat  diesen  Baaken  dofach  die  Rente  aas  don  Betrag  des  BechU  d« 
Noteoansgabe,  bez.  des  oagedecktea  Theils  derselben  schenke,  also  z.  B.  bei  100  KüL 
M.  Kotenrecht  jfthrlieh  4  oder  5  WSÜ  M.  Dies  wäre  nor  richtig,  wenn  öne  Baak 
nicht  ein  eigenes  grosses  Stammkutitri  fttr  die  Fohnuig  dieses  GeschAfis  bedorfie  | 
TL  dasselbe  nicht  in  wenig  Incratiren  Anlagen  (Wechsel  n.  a.  v.)  pladren  mtuste- 
Die  4YiV«  B.,  welche  die  Actionftre  der  Belchsbaak  ronreg  aas  dem  Oeviaa  er- 
halten, wUde  du  Beich  ebenfalls  bei  einer  reinen  Sta^stwak  aofreoden  ■Mea.  dk 
mit  demselben  Stammkapital  za  dotirra  wiie.   S.  ZettelbsalqMtl.  S.  576. 
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gdder  and  des  NotonrechtB  wird  also '  gewisBermaBSeD  die  Vei^ 
ptehtang  forgezogen. 

2)  Ad  Stelle  der  finanziellen  Gegenleistung  oder  wenigstens 
eines  TheOs  derselben  kann  der  Staat,  besonders  bei  grossen 
Monopol-  nnd  Oentralzettelbanken,  mitonter  passend  anch 
eine  andere  Form  der  Gegenleistang  treten  lassen,  welche 
dem  wahren  Wesen  des  Torbehaltenen  Notenrechts  anch  besser 
entspricht  Letzteres  soll  kein  Finanzregal  werden,  seine  Begrlln- 
dnng,  Uber  die  sich  streiten  Iftsst,  findet  sich,  wenn  überhaupt,  W 
Tonemlich  in  den  iDteresses  des  Geld-  und  Creditwesens,  Uber  welche 
der  Staat  zu  wachen  hat  Demgemäss  kann  der  Staat  in  Betreff 
derHshe  der  Hetalldecknng  nnd  der  Beschaffenheit  der 
fibrigen  Deckungen  der  Noten,  femer  hinsichtlich  der  GrSsse 
des  Stammkapitals  der  Bank  Bedingungen  stellen,  welehe  die 
Sieherhelt  der  Banksolrenz  und  daher  der  Banknoten  nnd 
die  Leistungsfähigkeit  der  Bank  in  Krisen  erhlJhen.**) 
Diese  Bedingungen  laufen  aber  auf  eine  Verminderung  des 
Reinertrags  der  Bank  hinaus,  so  dass  dann  eine  finanzielle 
Eitselildigaiig  des  Staats  fortfallen  oder  dieselbe  Terringert  werden 
mtsste.  Der  dem  Staate  hierdurch  entgehende  Gewinn  (lucram 
cessans)  bildet  gleichsam  einen  Ansgabeposten  auf  dem  Conto  der 
I  Volkswirthschaftspfiege,  —  eine  der  rerbllllten  Staatsaasgaben, 
welche  bei  rein  priratwirthschaftlicher  Behandlang  des  Verhältnisses 
aOerdings  za  vermeiden  wäre. 


**)  In  den  Bezieliiuigen  zwischen  d.  En^L  B.  n.  dem  Staate,  die  ja  allein  eine 
Ibgm  Gesdiichte  haben,  tritt  ein  solches  QnanpachtrerbSltniBS  immer  mehr  herror. 
El  viid  hier  aehr  genaa  ron  beiden  Theilen  der  Werth  der  Tortbeile  a.  der  Gegen- 
liiitngea  angerechnet  Dieselbe  Enhricklnng  viid  ▼ohl  auch  ia  den  and.  Staaten 
ütretea,  velche  groBW  UoBopdzettelbanken  besitzen. 

**)  Bei  grossen  Centnlbankeii,  velcbe  Tie  die  B.  t.  England,  Frankreich  n.  mehr 
<■  mit  aaen  die  ron  Preassen  n.  jetzt  die  Reicbsbank  die  Edelmetallbehftlter 
ÜKT  Votowirthschaften  zu  srin  pfl«g«i,  ist  die  stete  Bereithaltang  eines  genügend 
Snmn  Baammtlu  lies,  Tichtig.  Letzterer  mnsa  Unrelt^ea  b«  einer  starken  Ab- 
sMbs^  des  Metalls  ins  Auslands  (in  England  z.  B.  nach  Hlasenten)  oder  bei  einer 
Bcauimichang  des  Baarfonds  der  Bank  ans  anderen  Ursachen  (rgl.  darflber  meine 
ZettdbankpoL,  S.  552  £),  ohne  dass  der  Geldmarkt  dnrcb  za  starke  Crediteinschrinkung 
°>  Hhr  erschattert  wird.  Es  liegt  daher  im  Interesse  der  Tolksvirthschaft  o.  folglich 
^  Staats,  dass  ein  starker  Baarbestand  gehalten  irird.  Eine  daranf  bezttgL  Yorscbrift 
»™  «fao.  wie  a.  A.  Tooke  rorgescblagen  hat  (bist  of  prices  II.  330,  V.  599)  einer 
vtttnlbank  ah  edne  paaaende  OegenMstang  fttr  ihre  Pririlegien  anfeilegt  Verden. 
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14.  Abschnitt  ' 

Werbendes  beweirliches  TermSj^n.^)  ' 

I.  —  ÄUgemeioe  Wflrdigang.  §.  229.  Solches  Vermögen 
anzQsammehi,  zufällig  vorhandenes  zn  behalten  and  es  verzinU 
anzulegen,  dafür  liegt  selten  ein  genügender  finanzwirthschaftUclier 
Grund  vor  und  volkswirthschaftliche  Gründe  sprechen  oft  dagegen. 
Der  nahe  liegende  Gedanke,  etwa  einen  Staatsohatz  aof  diese 
^eise  zu  verwenden,  um  den  Zinsrerlust  zu  ersparen ist  wegen 
des  Zwecks  der  Institution  eines  solchen  Schatzes  nicht  ausfahr- 
bar. (§.  65.)  Das  Vermögen  als  eine  Art  bleibenden  Depo- 
situms einer  Bank  zur  Benutzung  zu  überlassen,  empfiehlt  sich 
ancb  nicht,  weil  damit  doch  ein  annötbiger  Zinsrerlust  verbunden 
wäre  and  die  Behandlung  solcher  Gelder  etwa  als  subsidilrer 
Staatsschatz  wiederum  bedenklich  und  schwer  durchftlhrb&r  ist 
Denn  die  Einziehung  während  einer  politischen  Krisis,  wo  sie 
regelmässig  würde  stattfinden  müssen,  würde  die  Lage  noch  ver- 
schlimmem.  Die  dauernde  Verwendung  zu  gewöhnlichen  j 
Darlehen,  namentlich  auf  Hypotheken,  und  die  Anlage 
in  verschiedenartigen  Werthpapieren  (Actien,  besonders  I 
FrioritStsobligationen  von  Eisenbahngesellschaften,  Schuldverscbrei- 
bnngen  der  Selbstverwaltungskörper,  auswärtige  Staatspapiere 
u.  dgL  m.)  giebt  allerdings  in  der  R^el  einen  genügenden  Zins 
and  kann,  wenn  einmal  ein  solches  Vermögen  vorhanden  ist  und 
dasselbe  keine  zweckmässigere  Benutzung  findet,  mitunter  wohl 
am  Platze  sein.')  Aber  etwa  absichtlich  Ueberscbttsse  der  Ein- 

*)  V^.  Ban,  5.  A.  g.  ISS,  «.  A.  §.  212. 

*)  Bd  der  BiaraUinng  über  den  Deotocbeu  BeidisBchatz  im  D.  Beichstog  im  Ber- 
1871  gab  der  Abg.  Uiqnöl  zur  Erwigong,  ob  aidit  ein  Tbeil,  etn  die  Bllfle  i» 
Schatzes  zur  Zinserspamng  in  fremden,  oea.  engl  Offentl  Fonde  angelegt  wevko 
konnte.  Zu  einem  ugentl.  Antrag  kam  es  nicht.  Slir  scheint  dagegen  za  spreckee: 
1)  die  Mfiglichkeit  eines  Knegs  mit  einem  der  Staaten,  in  dessen  Fonds  das  Eapttt! 
ntacirt  ist  (eugL,  nus.,  nordamerik.  Wertbe);  2)  die  notorische  Tbatsache,  daas  ia 
Zeiten  des  Eriegsausbrcchs  alle  Fonds,  auch  die  ganz  nnbethetligter  Staaten  bkIu 
oder  weniger  stark  af^cirt  werden,  so  dass  ein  erhebt  Veilnst  doch  anrermeidÜch  ist 
Es  sanken  z.  B.  im  Juli  1S70  6%  Amer.  von  97  auf  79,  5Vs  Bo».  T-  87  auf  aHer 
SO,  mss.  PrämienanL  v.  119  aof  90  in  Berlin. 

')  Grössere  Beträge  Geld  hatten  früh.  d.  Schweiz.  Eidgcnoraenscbaft  a.mekren: 
einzelne  Kantone  anf  Zinsen  ansgelieheD.  Mathy,  in  Baus  Arch.  IT,  64.  St&mpfli. 
FinanzbDchl.  f.  d.  Bemer  Volk,  1850.  S.  73.  Veiscbiedene  iltrae  Daten  duObet  bd 
Bau.  5.  A.,  g.  155  (a).  Kleinere  Betrage  rerzinä.  Geldanlagen  kommen  rid&ck 
Tor.  Z.  B.  Prenssen:  A.  f.  1871.  AnBner  220,204  TUr.  Zinsen  n.  Dirid.  r.  d.sH 
d.  Eitng  der  Etsenbabnabgabe  ang^anften  Actien  noch  andere  399,000  Thlr.  Titm 
von  Staatsactirkapitalicn ,  nenü.  r,  7,623,697  Tblr.  (iiom.)  dir.  Oblig.  b.  Actien  o. 
1,910,400  Thlr.  hypothek.  Forder.  n.  Darleben  (anter  beiden  Posten  rerschied.  Zin*- 
8itze  Q.  kleine  nnverzinsl.  Summen),   A.  selchet  Zinsen  1875  1*3  HiU.  H.   Ancb  ia 
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uhmeD  aa  diesem  Zweck  aninsammeln ,  ist  wenigsteos  im  AUge- 
aeira  nicht  rätblich.  Das  Geld  bleibt  dann  besser  in  den  Händen 
da  Pablionms  und  eine  Steaervennindemng  oder  die  Vornahme 
wichtiger,  bisher  rersohobener  fieformen,  Änsfllhrang  öffiantUcher 
Werke  d.  s.  w.  erfolgt  statt  der  Ansammlang  ron  Ueberschttssen. 

Einnial  vorhandenes  bewegliches  VermSgen  wird  sonst  am 
Besten  entweder  sor  Scholdentilgnngf  wobei  dann  meistens 
Boch  eine  Zinsdifferens  gewonnen  werden  wird,  oder,  mitunter 
lieber  noch,  zur  Änlegnng  Öffentlicher  Werke,  BanvonLand- 
imd  Wasserstrassen,  Eisenbahnen,  zn  Urbarmachangen,  za  Unter- 
sttoongen  hei  fieallastenablösnngen  n.  dgL  m.  verwendet.  Auch 
kSteen  Provinzen,  Bezirke,  Oraieinden  fSr  gemeinnützige  grössere 
UDtemehmnngen ,  Eisenbafanges^scfaaften  ftlr  ihre .  Bauten  wohl 
daraos  ZosehUsse,  als  Staatsbeitrag  oder  vorsehassweise,  erhaUen, 
0^  der  Staat  sieh  als  Aottonär  bei  einer  Priratbahn  mit  solchen 
Fonds  betheiligen.  Danern  de  Anlage  von  Staatsacttv- 
kapitalien  im  Äaslande,  etwa  in  fremden  Staatspapieren*), 
bat  doch  ttberwiegende  politische  and  wirthschaftliche  Bedenken, 
kazn  indessen  in  AasnahmeflUton,  z.  B.  in  Ländern,  welche  stark 
an  das  Aasland  versohaldet  sind,  im  Interesse  der  grösseren  Sta- 
biliOt  des  WeehselcDraeB,  besonders  in  PapierwährangsUUidem^), 
in  Betracht  kommen. 

n.  —  §.  230.  Besondere  Beaehtong  verdienen  folgende 
iwei  FäUe:*) 

1)  Eine  besondere  Fanctioii  können  Fonds  bewegficber  Kapi- 
talien znr  einstweiligen  Anlage  grösserer  disponibler 
Geldsammen  haben,  welche  man  erst  später  bestimmten 


Etil  der  Dom&neDrenr.  kommen  Zinsen  ans  ActirkapitaL  ror  (A.  1S70  72,968,  1871 
2:,446  Thir.,  1S75  24,730  M.).  Ausserdem  baUe  der  Staatsschatz  i,  3.  1870  aas- 
Sehen  2.663,850  Thlr.  onverzinalich ,  1.174.713  Thlr.  zinstray.  n.  2.254,795  Thlr. 
nicht  zinstra^nde  Activlcap.  —  Der  chnrhass.  Staatsschatz,  der  der  Pronnz  jetzt 
>1«  FrorinzlalfoDds  Überlassen  ist,  tm^  c.  '/>  MilL  Thlr.  Zinsen.  —  Baiern,  A.  für 
1S71  Snsen  ans  StaatsactivkapiL  22,380  fl.,  wozn  etra  noch  die  EntscbSdigongsrente 
r.  d.  £roDe  Oesterreich  mit  102.083  fl.  gorecbnet  verdan  kann. 

*)  Frnher  z.  B.  Seitens  des  K.  Bein.  ~  Ein  neaeres  Beispiel  bildet  der  Ankauf 
T«  franzOt.  Beat«  Oir  c  50  MilL  Fr.  Gold  Seitens  Basalands  i.  J.  1S47,  Conr- 
ceIIe-8io«ail,  traitt  des  oper.  de  banqna,  Par.  1857,  3.  öd.  p.  226. 

")  Tonchlar  dieser  Art  for  Oesterreich  in  einer Denkscur.  d:  ObL Finaozniin. 
1S61,  fBr  finssland  mit  nUierer  Begründung  von  A.  Wagner,  russ.  Piq>ienr&hr., 
S.  264  «.  AehnL  Yonchlag  als  Maassregel  der  Bankpolitik,  einen  Theil  des  Bur- 
ftnds  in  fremden  Wechseln  anzulegen,  bei  de  ms.,  Zettelb.  S.  276  ff.,  ein  in  England, 
fnnkreich,  bei  der  iinnzta.  Enqufite  t.  I86G  S.  mehründh.  erörterter  Gedanke. 

*)  Znsatz  in  dieser  Ausg.  gegen  die  6te ,  mit  BOcksicbt  aof  die  neaen  dentscb« 
Toiginge. 
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Verwendungen  zofttbren  will  und  an  welchen  daher  Zarnnt-  \ 
Inste  vermieden  werden  sollen.  Hier  wiid  es  sich  gewtHmfieh  m 
abnorme  politische  and  finanzielle  Verhältnisse  himdeln,  welche 
ZOT  Verfügung  über  solche  Sammen  fHhrten,  z.  B.  bei  Kriegs- 
contribntionen  u.  dgL  m.  Denn  durch  Anleihen  wird  mu 
selten  flir  lange  im  Vorans  grossere  Beträge  disponibel  machen. 
In  jenen  Fällen  möchte  es  anch  zweckmässiger  sein,  die  Sammen 
einstweilen  bei  Banken  za  raässigen  Zinsen,  als  me  eigens  in  Dar- 
lehen, Werthpapieren  n.  dgl.  m.  anznlegen,  ans  dem  im  Folgenden 
angegebenen  Grande,  der  anch  hier  gilt^)  I 
2)  Solche  Fondi9  beweglicher  Kapitalien  kennen  anch  den  \ 
Zweek  haben,  zur  Sieherstellnng  ktlnftiger  finanzieller  ' 
Verpfüohtiingen  and  znr  Bestreitung  der  daraus  her- 
vorgehenden Zahlungen  mittelst  der  Zinsen  (eventnell 
unter  Mitverwendung  von  Amortisationssnmmen,  wenn  die  allmlKge 
Aufzehrung  des  Kapitals  in 'Aussicht  genommen  wird)  zn  dienen. 
Ein  Beispiel  liefert  der  Invalidenfonds  des  Deutschen  Reichs. 
Kapitalien  ftlr  solche  Zwecke  werden  wohl  anch  nur  in  abnormen 
politischen  und  finanzielien  Verhältnissen  verftlgbar  sein,  wie  in 
diesem  Beispiel.  Eine  richtige  Finanzpolitik  wird  aber  selbst  in 
solchen  Lagen  kaum  za  derartigen  Einrichtungen  eines  wesenüieh 
privatkapitalistischen  Characters  greifen.  Dieselben  bietea 
für  die  Dauer,  bei  ungünstiger  Finanzlage,  doch  keine  Sicberfa^ 
für  ihren  Zweck,  wohl  aber  ßihren  sie  fast  unvermeidlich  zu  Ge- 
schäften, welchen  eine  Staatsbehörde  nieht  gewachsen  ist  Die 
genttgenden  Cantelen  politischer  Art  sollen  getroffen  und  docb 

^  In  Deatschen  BetcU  liat  man  drei  solche  Fonds  ans  d.  (ruz.  KriegscoBtribvti« 
gegiOndet:  Den  BeichsfestaagsbuCmds,  d.  Fonds  für  d.  Beiobsta^tgebiiäe 
n.  den  f.  Beicliseisenbthnen.  For  ersteren  gUt  d.  Oes.?.  SO.  IM  1873,  Alt  HI: 
er  iflt  zuerst  mit  53  MiH.  Thlr.  dotirt  worden,  velcLe  im  Wesentl.  nacli  denselben 
Grundsätzen,  wie  die  Kapitalien  des  Inraltdenfonds,  zinsbar  an^elegl  Verden.  Di' 
Zinsen  des  Fonds  (A.  im  Etat  f.  1876  6-21  Mill.  M.)  fliessen  za  den  allgem.  Bdcto- 
einnabmen,  die  Ausgaben  f.  d.  Festnngsban  selbst  werden  aus  den  flossig  gemackten 
Kapitalbest&nden  gedeckt.  Der  bezQgl.  Betrag  wird  in  den  Jabiesetat  des  Rcicbs  go* 
setzt  (A.  1876  22-62  MUl.  MV  Das  Kapital  des  Foods  bestand  E.  1875  ans  ISI'S« 
Hill.  M.  deutscher.  4*65  Mill.  Doli,  nordamerilcan.,  930.ä5U  Pfd.  Sterl.  and.  snsUad. 
Papieren.  S.  meinen  Anfs.  Beichsfinanz..  Jahrb.  III,  146.  —  Der  Fonds  d.  Keicks- 
taräebäades  b^robt  auf  d.  Oes.  r.  8.  Juni  1873,  beträgt  S  Hill.  TUr. ,  die  zinsbar 
aimuegen  sind.  Die  Zinsen  wachsen  dem  Fonds  bis  znr  Tenrendang  des  SMfMi 
zn  (Stnd  E.  1875  27  09  HllL  U.}.  —  Der  Reicbseisenbahofbnds  bernbt  anf  d.  Gei. 
T.  18.  Jon!  1873  n.  betrag  onprfln^ch  e.  24  8  HUL  lUr.,  die  ebenso  bebaadeli 
weiden,  wie  die  Kapit^en  Ata  Festni^sbaofonds.  A.  dw  Zinsen  Im  Etat  f.  1876. 1*45 
UtU.  H.,  der  KapUatrerwendnoK  16^0  MUl.  H.  —  Etwas  AeluiHdies  bildet  die 
■XibBehafi  des  HenKtgs  Kail  t.  Bramudiweig  «m  die  BepnUik  Gent  welche  dio»  •■- 
getreten  bat 
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finanEieUe  Verlaste  verhütet  werden:  das  sind  zwei  kMUB  verein- 
bsfe  Wflnsche.  Denn  am  des  toteren  Willen  moss  die  Behörde 
freier  Terfttgen,  s.  B.  Öfter  in  den  Anlagen  wechseln  können,  wa» 
ihr  bei  jenen  Cautelen  anmOglieh  ist,  die  doch  wieder  nicht  zn  ent^ 
behren  sind.  Daher  aaoh  hier  lieber  eine  Verwendong  solcher 
KapitadieD  zur  Sehnldentilgnng  oder  zu  grossen  Offent- 
lieben,  Rente  gebenden  Unternehmungen!  wie  Staats- 
bshnen,  Staatsbanken  o.  dgL^) 

Fünfter  Hauptabschnitt. 

Qmnimniiftfttiimfl.  und  Tmuportwesen  oder  TerkehraweBOi 
(im  engeren  Siima)i  besondera  Eisenbahnen.^) 

15.  Abschnitt. 

Bu  VerbehrswcMn  und  seine  staatliche  und  finMuleUe  Bduudluig 

im  Allgemeinen. 

§.  231.  —  Einleitang.  £isenbahnen,  Ganäle  and  Schifflahrt 
aoUen  naeh  dem  Früheren  hier  nnter  den  privatwiräisohaftlichen 

*i  Ein^hende  B^roadanf  dieses  Crtbelta  In  der  Eritä  des  BeiohstnnUdeBfiMdB 
in  aeloem  Beichsfinuzres ,  Jahrb.  in,  8.  181  ff.  S.  wach  o.  §.  83.  S.  189,  Note 
19.  Das  Oes.  T.  23.  Mai  1673  doütt  den  InTslidcufonds  mit  18T  UUL  TUr.  (za  ri«! 
Ar  des  Zweck),  die  io  renchied.  Effecten  anfelegt  und,  s,  §.  2  des  Gesetzes.  Bis 
!■  Jidi  1876  dürfte  interimistisch  eine  Anlage  in  ▼^teren  Papieren  erfcdgea  {§.  3). 
El  lut  sich  aber  nicht  dorchfahiliar  erwiesen,  diese  Anlage  bis  zu  diesem  Zeltpnncte 
n  natisiien  o.  io  die  gesetzliche  des  §.  2  zu  renrandeln.  Deshalb  mosste  im  Gea. 
f.  23.  Febr.  1876  die  Frist  t  Jone  interimiBtiscfae  Anlage  bis  1.  Juli  1880  feilkngert 
veidea.  Diese  Vorginge  dienen  zur  Best&tiging  des  im  Text  Gesagten. 

')  Bau  hat  io  dtx  5.  A.  bloss  den  Staatselsenbahnen  einen  besonderen  Abschnitt, 
dis  8.  Hanptst  r.  den  Regalien  gewidmet,  indem  er  in  §.  219c  glanbte,  ein  eigenes 
Eisenbahn regal  anfotellen  zu  müssen,  eine  nicht  haltbare  Att&ssang.  In  den 
Wrt|ücheD  Eiüterangen,  velehe  eine  Efawchaltnng  za  den  eisten  Aofsgen  bilden, 
in  udi  das  Eisenbahnvesea  nnr  kon  behandelt,  der  hentigen  enormen  wlehtl^lt 
^Mselbm,  aoch  in  finanzieller  Beziehung,  nicht  entsprochend  und  ohne  Backslcht  auf 
die  lesenm  Urfidiningen  der  Praxis  and  auf  die  theoretische  Behandlong  in  der 
Utetttv.  Die  eingehenden  Darstelhug  in  Bau 's  Volkswirthsohaft^lit  II,  §.  258 
Ui  2SS,  mit  kurzer  BerOhrong  der.  Strdtfrage,  ob  Staats-  oder  PriratbahneD,  berttck- 
^tigt  die  eigentlich  staatswirthschaftUcbe  und  finanzielle  Seite  der  Frage  neben  der 
firOitenog  der  Tolkswiithschaftlichen  Seite  noch  zu  wenig.  Jene  b^den  Seiten  mOaeeB 
uthweadig  spedeller  behandelt  werden.  Ferner  ist  das  ^senbahnwesen  im  Zosammen - 
kange  mit  dem  gesammten  Veriiehrswesen  za  betrachten,  am  die  Stellong  des  Staats 
a  iku  Tmd  seine  finanzielle  Behandlung  principieller  n.  nach  einem  h&heren 
allgemeinoren  Graichtspaacte  zo  begronden.  Das  Staatseisenbahnwesen 
iitBooendem  Porstwesen  das  Haoptgobiet  des  modernen  Dominenwesens. 
Ssiae  finanrielld  Regdnng  ist  noch  Behwlsdger,  weil  volknriitbsehafi^oUtisdbe  und 
printvirthschalttidie  Gerichtsponcte  sich  noc^  manch&cher  krauen.  —  Die  Post 
b^delte  Bau  in  dw  6.  A.  auch  unter  den  Begalien,  §.  206— 219a,  de^eichen 
die  Telegraphte  §.  219b,  Heine  abweichende  Ao&ssiing  ist  schon  oben  §.  141 
b^iondet  votden.  Die  Landstinasen  stellta  dagegen  anoh  Ban  beceits  nntw  die 
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Einnahmeqaeilen  mit  b«traehtet  werden  (§.  135).  Um  diese  Biii- 
riohtiragen  ttberhaapt  ond  die  Stelhmg  des  Staats  zu  ihnen^  sowie 
die  finanzielle  Befaandlnng  derselben  Seitens  des  Staats  riehüg 
zn  benrtheilen,  müssen  sie  im  Zosammenhang  mit  dem  ganzen 
Commanications-  und  Transportwesen  oder  Verkehri- 
wesen  (in  diesem,  engeren,  Sinne  des  Worts)  betrachtet  w^eo. 
Es  ist  daher  hier  dieses  gesammte  grosse  volkswirthschaftUdw 
Gebiet  ins  Äuge  zu  fassen,  anch  wenn  manche  Theile  deeselbo),  : 
soweit  sie  Oberhaupt  bei  den  Staatseinnahmen  in  Betracht  kommen, 
nach  unserer  früheren  Scheidung  erst  bei  den  Oebuhren  za  be- 
sprechen sind.  Durch  die  nachfolgende  Erörterung  findet  die  Ueber- 
Weisung  eines  Theils  der  Einnahmen  ans  dem  Oommunioations-  | 
und  Transportwesen  unter  die  priTatwirthsehaftlioben  nnd  eines 
andern  Theils  unter  die  Gebühren  zugleich  ihre  nähere  BegrOndnng. 
TJuTermeidlich  ist  es  dabei,  auf  die  aUgemein-Tolkswirthschaiffiehe 
und  volkswirthschaftspolitische  Seite  des  Verkehrswesens  neben  der 
finanziellen,  soweit  dies  durch  den  Znsammenhang  beider  Seiten 
geboten  ist,  einzugehen.  Weiteres  gehttrt  in  die  anderen  Tfaole  | 
des  Lehrbuchs.*) 

QebsliNimrwge,  tmter  Venrerfnng  eines  Btnisaiixsgib,  g.  2S9— la  Bai's 
ToUBwirthsduotspditik  ist  das  Verkehrsvasen  —  Hentellaag  der  StruBen  §.  25$  C 
Mitt«!  zur  BeuotzODg  der  Strsnen  268  ff.  ~,  ebraa  zn  eng  und  der  »UgemQiBeB 
dütorUchea  und  TiithBchafiliclieD  Bedeutung  desaelben,'  sowie  den  kentigea  T8IU1^ 
Dissen  nicht  mehi  recht  eDtsprechend,  als  ,^leichtening  der  WajO'eafonschafiing^  bei 
der  ^fOrdwong  des  TaoscliTerkehn"  besprochen.  Auch  hier  fehlt  noch  zb  sehr  eia« 
ptincipielle  Behandlang  der  Fragen,  volche  sich  aof  die  Stellang  des  Staats  | 
zom  Yerkehnwesen  u.  anfdie  ganze  finanzielle  Begelang  beziehen.  DasYerlehis-  j 
vesen  in  seiner  modernen,  ja  noch  manchfach  in  Entwicidang  begriffenen  Gestaltui;  | 
Inldet  f.  d.  Fioanzwiss.  ein  besond.  vichtiges  o.  lehrreiches  Qemet  der  Staalsthtägteit. 
veÜ  der  gesohichtUche  Wechsel  zrischen  den  vier  leitenden  Fbiuuqpiiaeiidea  (§.  115}  j 
lud  die  Notlnrendigkeit,  die  einzelnen,  doch  so  nahe  vennndten  Öd»let«  nach  rer- 
B,chiedenen  Frincipien,  die  sich  aber  «af  ein  oboBtea  Hai^tjprincip  znOcUttiai  j 
lB8Mn.  statt  nach  einer  einzigen  SchaUonwdoctrin ,  za  behasdeln,  beaondeis  deitÜck  i 
hervortritt  —  Der  jetöge  5.  Hanptabsduiitt  entspricht  dem  6.  Hanplstft<i  des  6.  A- 
ond  rtthrt  vollstindig  in  Text  o.  Anmerk.  ron  mir  allein  her.  Er  ist  tiieilwelBe  wM- 
lich  ans  d.  6.  A.  herübergenommen  worden,  hat  aber  auch  Idune  Ab&ndcnmgeB  od 
manche  Znsitze  er&hren.    Die  Behandlong  des  Eisenbahnwesens  in  dieser  Aufil^ 
lichkeit  hier  in  der  Finanzwissensch.  kann  vom  SUndpanct  strenger  Systematik  aw 
bemingelt  werden,  wie  ich  L.  Stein  (Finanzwiss.  3.  A.  S.  2Ö5)  einrlome.  Abariie 
entspricht  ioimerhin  der  ähnlichen  Behandlaog  der  DomXnen-  and  FoistiMire  st^ee  is 
Bao's  Finanzwissenschaft    Jedenialla  habe  ich  sie  in  dieser  Anflage  des  I.  B.  da  | 
Finanzwissenschaft  noch  nicht  wesentlich  rerändem,  bez.  rerkflzzen  woUu*  wäi  der  | 
8.  Baad  des  Lehrbnclu,  das  Veikehnweien,  wddnein  die  EiseBbahBleliM  g^lit,  iKk 
aaaBteht    SpUer  wiid  rieUeiclit  eine  Aenderoag  passend  seiB. .  Saat  gilc  tiitigM 
Aber  die  HerainciehBng  solcher  Lehren,  wie  dw  üisealwhnlflliTe,  in  di«  FlnaiCTiM- 
das  ob»  §.  7  Note  2  Geengte. 

*)  Vgl  Baa,  Tolkswirthschaftspol.  II,  §.  255-272.  —  Mohl,  PoÜzeiwte.  9.  A 
Q,  fi.  174—180.  —  Bes.  Schäffle,  Naüonaldk.  2.  A.  §.  262—269,  mit  besoadeter 
Bttdidcht  aaf  Eisenbduien,  aber  mit  maacbea  treffL  ^Attwimgea  aber  Veikehnrasea 
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I.  §.  932.  Allgemeine  Bedeotnag  und  ClestaUnng 
d«i  Verkebrswevens. 

Das  Verkehrswesen  vermittelt  die  ränrnliche  Bewegung 
oder  die  Ortsverändernng  der  Personen^  Gitter  und  Nach- 
Hebten.  Diese  Ortsverändernng  bildet  die  Voranasetsnng  ftbr  die 
Erreichong  einer  grossen  M^ige  der  wichtigsten  Wirthsohafts-  nnd 
Ooltonwecke  d»  Menschheit  Nach  der  M{)gHchkeit  der  Orte- 
Twftndemng  überhaupt  sind  Sicherheit  and  Schnelligkeit, 
Regelmassigkeit  nnd  Billigkeit  die  hanptaäohlioh  an  daa 
Verkehrswesen  za  stellenden  Anfordeningen.  Haassgebend  sind 
bierbei  drei  Uomente,  der  Weg,  das  Fahrzeug  imd  die  be- 
wegende Kraft'),  sodann  die  zweekentspre^ende  Combi* 
n&tion  der  Fahrzeuge  und  bewegenden  Kräfte  anf  den  Ver- 
kehrswegen %a  bestimmten  Verkehrsgestaltnngen  oder 
Trtnsportleistnngen.  Die  Aufgabe  des  Staats  im  V^ehn- 
wesen  ist  einmal  je  bei  den  Verkehrswegen  nnd  Verkehrsgestal- 
tBDgen,  sodann  zum  Theil  auch  wieder  beiden  verschiedenen 
Arten  beider  verschieden.  Danach  ändert  sich  auch  die  finan- 
lieUe  Behandlung. 

1)  Verkehrswege:  Strassen  nnd  Plätze  in  den  Ortschaften, 
Lsndstraseen  aller  Art,  vom  einfachen  Feldweg  bis  zur  vollendeten 
KoststrasBe  (Chanssee),  Eisenbiümen,  natttrliche  und  kttnstUcbe 
Binnenwasserwege,  die  offene  See,  die  Telegraphenleitnngen,  Rohi^ 
postleitungen. 

8)  Die  Transportleistnngen  anf  diesen  Wegen.  Sie 
lassen  sich  in  freie  ond  organisirte  unterscheiden. 


!■  ABgen«lneii.  —  L.  Stein,  Y^altDngslelire  TII,  60  0*.  und  Hindb.  d,  Tennl- 
a^^ehie  Smttg.  18T0,  S.  173—224,  2.  A.  S.  384  £,  Tichtig  und  in  rider  Hindolit 
völü  mas^ebend  für  die  systemat.  Beliaiidlang  des  ganzen  Gebiets  des  Verlietirswesens. 
Im  finz^en  tat  Manches  schief,  z.  B.  gerade  die  Beliandlnng  dea  EisenbdiDveaeB» 
21ft  (die  Eisenbahnen  den  Äctiengesel^aften,  als  einer  Form  des  Teieinsiresens, 
principieli  zngcwiesen,  —  wieder  eine  falsche  Verallgemeinerung  specif.  österr. 
EifiJmingen,  wvbei  die  neueren  Bestrebungen  in  Engiland,  Amerika  fibersehen  verdenk. 
Oers.,  Pin.  1.  A.  S.  134  S.,  2.  A.  S.  1S4— 208,  3.  A.  S.  237  S.,  wo  Fest,  EUen- 
btluKB  Q.  Telegraphen  als  die  „ßegi^Üen  des  Communications vesens'*  bezeichnet 
vaden.  8.  dagegen  oben  §.  137  Note  5.  Die  Staatseiaenbahnen  rechnet  auch  Stein 
a  den  Dominen.  —  Dmpfenbach,  Fin.  ^  34 — 43  (hier  unter  den  UebtlhreD- 
zvogen).  —  Bergias,  S.  119—148  (2.  Aufl.,  §.  22— 2j,  unter  Dom.  a.  Begalien, 
itt  der  AnffiMoog  so  einseitig  manchesterlich  vie  ftuher).  —  Wagner,  Qnmdleg. 
l.  §.  361.  —  Vgl  fener  Eugal's  geiatroUe  Erörtar.  in  d.  Aa&.  ,/lie  Grenzen  des 
Erfindunonisls  im Transportvesen",  Frenss.  Stat.  Ztschr.  lf^64,  S.  113.  —  A.  Wagner. 
Art  Sdd^it  in  Bentzsch'B  UandirOrterb.  —  Hancheriei  verthvolle  Bemerl.  Aber 
VtfkdiniFesen  im  Ailgem.  auch  in  der  SpociaUiter.  Uber  einzelne  Wege  u.  Anstalten, 
bes.  ober  Eisenbahnvesen,  s.  d.  Liter.  Uber  letzteres  unten  §,  243  Note'l. 
*i  TgL  hierzB  Engel  in  d.  b«d.  Ao&atz. 
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a)  Jene  erfolgeB  so,  dass  JedermaDn  gewisse  Wege  au  belie- 
biger Benotzang,  obsohon  eventoell  unter  EifUloDg  bestimmter 
Bedingvngen,  z.  B.  der  Zidünng  einer  Gebttbr  (Weggeld),  offen 
stehen. 

b)  Organisirte  Transportleistuigen  oder  Verkehrsanstalten 
sind  dagegen  regelmässige  Transportdienste  fltr  Personen,  OBter 
und  Nachrichten  oder  für  eines  dieser  Transportobjecte  auf  be* 
stimmten  Arten  von  Wegen  zwischen  gewissen  Orten,  neben  oder 
aueh  unter  Aasschlnss  jenes  freien  Verkehrs. 

Die  wichtigsten  Verkehrsanstalten  sind:  innerhalb  der  Orte 
selbst  das  Droschken-  and  Omnibnswesen,  die  Pferde* 
nnd  hie  nnd  da  auch  die  Dampfeisenbahnbetriebe,  Tonemlieb 
ttlr  den  Personenverkehr.  Hauptsächlich  zwischen  verschie- 
denen Orten:  der  regelmässige  Botendienst  fttr  den  Kacb- 
riebten-  und  den  Verkehr  von  kleinen  Gfitermassen;  der  Fakr- 
curs  auf  Landstrassen  fUr  den  Personen-  (Diligence-)  und  den 
Oater(Fracbt-)verkehr;  die  Post  fOr  die  Kachrichten-  (Biief-), 
Omcksaohra-,  Paeket-  (Ottter  in  kleinen  Massen),  GeldUbersendug, 
auch  fttr  den  Personentransport;  der  Eisenbahn-,  besoaden 
Dampfbahnbetrieb  für  den  Personen-,  Qttter^  and  Nachriobten- 
verkehr;  der  Schifff ahrts-,  insbesondere  der  Dampfschiff- 
fahrtscars  desgleichen,  auf  Binnengewässern  und  auf  offner 
See;  der  Telegraphenbetrieb  lUr  den  Nachrichtenverkehr. 

§.  233.  —  1)  Die  Verkehrswege  stehen  als  natürlidie  GruMl' 
läge  des  freien  Verkehrs  nnd  der  Veikehrs  an  stalten  selbst 
auch  den  letzteren  im  öffentlichen  Interesse  noch  voran.  Schon 
dieser  Umstand  äussert  auf  die  Stellang  des  Staats  zu  den  Ver 
kehrswegen  nnd  auf  die  finanzielle  Behandlong  derselben  seines 
boBonderen  Einflnss.  Die  Herstellung  neuer  Wege  berflhrt 
femer  die  vom  Staate  wahrzunehmenden  Interessen  der  Gesammt- 
heit  noch  mehr  und  tiefer,  als  diejenige  neuer  VerkehrsaastaHen- 
Auch  setzt  sie  gewöhnlich  die  Gewährung  des  Zwangsent- 
eignnngsrecbts  Seitens  des  Staats  voraas.  Daraas  folgt  swsr 
noch  nicht  die  Nothwendigkeit,  dass  der  Staat  allein  die  nesen 
Wege  herstelle,  wohl  aber,  dass  die  Anlage  und  die  Benatiing 
der  Wege,  welche  mit  Hülfe  dieses  bloss  im  Öffentlichen  Interesse 
gewährten  Rechts  hergestellt  werden,  unter  der  Aufsicht  des 
Staats  erfolge.  Wo  der  fertige  Weg  mit  einer  Verkehrsanstalt 
in  einer  Hand,  vielleicht  sogar  mit  Ansschloss  anderer,  verbunden 
ist,  wie  in  der  Hegel  schon  aus  technischen  Gründen  beim  Eisco- 
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babi-  Bild  Tetegraphenwesen,  da  erweist  sich  vollends  eine  ein- 
gidfende  danernde  Stoatscontrole  onTermeidlicb. 

Die  Herstellung  der  grossen  and  kostspieligen  Eanstwege  der 
Neoieit,  der  Chansseen,  Eisenbahnen,  Telegraphen,  Canttle,  die 
Tvbessenmg  und  Sohiffbarmaehang  der  natttriichen  Wasserwege 
erfolgt  sodann  dnroh  das  Znsammenwirken  grosser  Kapita- 
lien und  besonderer  technisch  hochansgebildeter  Ar- 
beitskräfte, in  wesentlieh  gleicher  Weise,  ob  der  Staat  oder 
PriTtte,  d.  h.  richtiger  gesagt  Erwerbs-,  besonders  Aetiengesell- 
Bchaften  bauen.    Die  Verwendnng  grosser  Kapitalien  Seitens  des 
Stute  oder,  bei  den  Verkehrswegen  mehr  localer  Bedeatnng  Seitens 
der SelbstrerwaltaDgskOrper,  kann  zwar  ein  finanaielles  Risieo 
;  mä  sieb  ftlhren.    Aber  in  einem  umfangreichen  Nets  von  Ver- 
I  kdnwegen  übertragen  sidi  anoh  wieder  die  Betriebsergebnisse 
I  giter  und  scbtocbter  Honten.  Femer  hat  der  Staat  oder  ein  OflTent- 
Keher  KOrper  die  Wahl  des  leitenden  Finanzprincips 
iomer  in  seiner  Hand,  was  in  hohem  Haasse  im  Gtosammtinteresse 
liegt.  Wenn  dagegen  eine  Privatwirthschaft,  wie  e.  B.  eine  Aetien- 
gewDsehaft  solche  Wege  tlbemimmt,  so  mnss  sie  nicht  nur  wegen 
I  der  langen  Kapitalfizirong  nnd  des  hohen  finanziellen  Riuco's, 
I  lOBdem  ihrer  wirthscbaftlicben  Erwerbsnatnr  nach  das  gewerb- 
j  liehe  Finanzprinoip  in  ihrer  Verwaltnng  befolgen.   Dazu  kommt 
I  Doeh  die  Erw^nng,  dass  die  zeitliche  Kapitalverwendung  nnr  beim 
I  V<gs-,  besonders  beim  Eisenbahnbau  dea  Staats  nnd  der  Selbst- 
\  vowatbingskOrper  eine  einigermasaen  gleiehmftssige  sein  kann, 
WM  ftr  die  ganze  Volkswirthschaft  ein  Segen  ist>) 

Endliob  geniesst  der  fertige  kostspielige  Weg  (Eisen- 
Caaal)  rein  doroh  sein  Bestehen  oft,  wenn  auch  kein  recht- 
lich, doch  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  ein  factlsohes  Mo- 
,  Dopol,  weil  das  Znaammenbringen  eines  grossen  Kapitals  znr 
i  HoBtellang  eines  Conenrrenswegs  schwierig  ist  und  daher  gar 
j  Dwl^  oder  erst  nach  längerer  Zeit  erfolgt.   Kommt  aber  trotzdem 
I  ^  CoBcanenzweg  zu  Stande,  so  fahrt  dies,  je  grosser  die  darin 
'  »gelegten  Kapitalien  sind  nm  so  leichter,  oft  nnr  zu  einer  Vm^ 
ittadigang  der  beiden  Interessenten  Aber  das  Verbleiben  und  die 
IVihmg  des  Monopols,  znmal  in  dem  Falle,  dass  Weg  und  Ver 
^^hraanstalt,  wie  bei  Eisenbahnen,  iiv  einer  Hand  sind. 

*)  S.  Wagu«r.  GnmiUeK.  I.     244»*  SB?  iL  onten  %.  356. 
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Alle  diese  Umstände  bedingen  eine  weitgebende  Obeianf- 
sieht  des  Staats  Uber  das  gesammte  Wegewesen  und  reolitfiDr- 
dgen  im  Allgemeinen  eher  als  in  vielen  anderen  wirthschaft- 
liehen  Angelegenheiten  die  Uebernahme  desselben  auf  den 
Staat  nnd  die  Selbstverwaltangskörper,  daher  namentfieb 
den  Baa  neuer  Wege  auf  deren  Rechnung,  soweit  nicht  be- 
sondere Gründe  dagegen  sprechen.  Nach  den  eineeloeo 
Arten  von  Wegen  ist  die  Frage  dann  weiter  za  entseheideii. 

S)  Die  freie  Transportleistnng,  soweit  sie  tlb^topt 
Oegenstand  des  Tanschrerkefars  werden  kann,  femer  wenigstens 
amnTheil  auch  die  Verkehrsanstalt  selbst  besteht  dagegen  ia 
einer  solchen  Combiuation  ron  Arbeitsleistungen  und  Kapitalver 
Wendungen,  in  welcher  der  8taat  nnd  oft  aaeh  die  Seltetmml- 
tnngskarper  leichter  gegen  den  Privaten  und  nritnnter  auch  ge^ 
die  Erwerbsgesellschatl  zurtlokstehen.  Auch  schliedst  die  Tram- 
portleistung  h&nfig  ein  fUr  den  Staat  nnd  diese  KOrper  wemger 
geeignetes  speoulatires  Moment  ein.  Inso^rae  wird  man  ia 
Allgemeinen  als  Regel  die  Uebernahme  von  freien  Traiwp«rt- 
lelstnngen  auf  den  Staat  nnd  diese  Körper  ansschliesseii  mfisn» 
und  hinsichtlich  der  Ueb^ahme  von  Verkehrsanstalten  wird  eben- 
falls die  Vermnthung  im  Gänsen  eher  gegen  den  Betrieb  duvb 
sie  sprechen.  Im  Uebrigen  ist  aber  auch  hier  die  Entscheidoof 
nach  der  Art  der  einzelnen  Verkebrsanstalt  und  ihrer  Ver- 
bindung mit  einem  Wege  an  treffen  (§.  S36  ff.). 

IL  —  §.  234.  Die  Verkehrswege.  Die  StelluDg  d«8 
Staats  aom  Wegewesen,  in^tosondere  die  Uebernahme  von 
Wegen  ftuf  den  Staat  und  die  SelbstverwaltnogakVrper, 
und  sodann  in  dem  Fall  dieser  Uebernahme  die  finanzielle  Be- 
handlung des  Wegewesens  btsst  sieh  in  Anknttpfting  an  folgende 
Bintheilnng  der  Wege  fbstsetsen: 

1)  Unterscheidung  der  Wege  nach  ihrer  Entstefa- 
angsart:  Natur-  und  Kunstwege  und  nach  ihrer  Verkehre 
fnaction.  Im  Weeentllehen»  wenn  auch  nieht  vOUig,  flUlt  dkse 
erste  Unterscheidung  zusammen  mit  derjenigen  von  natttrlieben 
Wasserwegen,  der  See,  den  IStrÖmen,  Fltissen,  Landsera 
und  von  Landwegen  (einsohliesslich  Bisenbahnen),  Tele* 
graphen,  G an älen  andererseits.  Soweit  die  natUriichen  Wasser 
wege  durch  die.  Kunst  und  daher  dtcrch  Ktipitalanfwand  er- 
halten und  verbessert  werden,  treten  sie  indessen  in  wirthsebaft- 


Digitized  by  Google 


.  Vf^cshnvego.  —  Natnnroge.   Wego  ftlr  deu  ^eTShol.  Verkehr.  5dl 

üflher  and  &iftii«ieUer  Hiasicht  in  die  Clasae  der  Knnstwege  mit 

a)  Die  Herstellung  derjenigen  Kunstwege  and  die  Er- 
haUnng  und  Verbesserung  deijenigen  natürlichen  Wasser- 
vege,  welche  voruemiloh  dem  freien  Verkehr  und  den 
einfaeheren  („niederen")  Formen  der  Verkehraanstalten 
(Fohnoannswesen,  SchifffahrtsHttioi)  dienen  und  daher  am  Unmittel- 
barsten die  Interessen  vieler  einzelner  Staatsangehörigen  berühren, 
irtxnt  Besten  eine  Sffentliohe  Angelegenheit^  wie  seit  Uralters 
tbtB&chlieh  meistens  in  den  Gulturstaaten.  Diese  Wege  stehen 
dengemäss  im  öffentlichen  oder  Clemein-Kigentham,  welches 
dveh  daiyenige  de»  Staats  und  der  .Selbstr^rwaltungskOrper  Te^ 
treten  wird.^)  Kamentlioh  gilt  dies,  bei  uns  in  der  Regel  schon 
Mit  Altera,  v«n  den  Orts-  und  Laudstrassen  aUer  Art,  wobei 
jedoch  die  n&chstbetheiligten  Privaten,  wie  z.  B.  tfflers  bei  den  Orts- 
stnsiei,  gewisse  Tbeile  der  Strassen  anf  ihre  Kosten  heraustellen 
haben  können.  Die  „Oeffentlichkeit"  der  Wege  liefert  die 
beste  Bfifigaehaft  dafür,  das»  sich  der  freie  V»kehr  nnd  die  niederen 
Ve^hrsanstaken  anf  ihnen  in  der  den  Volkswirthschafte-  and 
Giltarintereasen  förderlichsten  Weise  gestalten.  Am  Passendsten 
ffird  die  Herstellung  und  £rhaltnng  der  Landstrassen  und 
atteafalls  aoofa  die  Erhaltung  der  natttrlichen  Wasserwege 
im  BinjienlaBde  und  an  den  Seekasten  zwischen  dem  Staat, 
<len  kleineren  räumlichen  Gemeinwirthscfaaften  oder 
SelbatverwaUnngskOrpern,  den  ProTinxen,  Kreisen,  6e- 
■einden  oder  etwa  besond^  zu  bildenden  Öffentlichen 
Wegebanvereinen  nach  einem  festgesetzten  Modus  getheilt 
Da»  KSliere  gehört  in  die  Verwaltangslehre  oder  in  die  Volks- 
vnlhschaflspolitik.'') 

b)  Die  finanzieUe  Behandlong  dieser  wie  aller  dem  Staate 
oder  öAentliphen  Körperschaften  gehörende»  Wege  kann  an  si^ 
i»oh  einem  der  vier  im  §.  133.  aufgestelUen  Finanzprincipi^  er- 
folgen. Mit  Recht  gilt  aber  gegenwärtig  in  unseren  Staaten  bei 
den  vorgenannte  Wegen  nur  noch  das  Gebührenprincip 
oder  das  Princip  der  reinen  Staatsausgabe  als  anwendbar, 
10  dass  die  Kosten  ganz  oder  tfaeilweise  durch  Gebühren  gedeckt 
werden,  oder  absiehtUch  rollständig  anf  Einnahmen  verziehtet  wird. 
Das  gewerbliche  nnd  vollends  das  Bestenernngdprincip 

*)  Vgl  Wagner,  Qrandlec.  I,  §.  25,  254  ff.,  367. 

'}  Vgl  d.  bad.  Strasseogfls.  r.  14.  Jan.  1868;  o.  §.  45,  Note  33. 

34» 
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wird  dareh  den  eigentlichen  Orand  der  Uebernahme  dea  Wege- 
wesens  aaf  den  Staat  nnd  diese  EOrper  ansgeBchlossen,  nem- 
lieh  durch  das  Öffentliche  Interesse.  Das  Gebtthrenprincip  ist 
andererseits  doch  durch  die  Kosten  des  Wegewesens,  welcbe 
sieh  durch  Beitrage  der  Benutzer  ganz  oder  Iheilweise  deckea 
lassen,  an  sich  recht  wohl  gerechtfertigt.')  Die  kostenfreie 
Benutzung,  d.  h.  m.  a.  W.  die  Kostendeckung  ans  allgemeinen 
statt  aus  speciellen  Steuern  (§.  143)  ist  jedoch  bä  dem  hohen  mut 
allgemeinen  öffentlichen  Interesse,  das  sich  an  das  gewöhnliche 
Wegewesen  knüpft,  und  bei  den  meistens  doch  nur  mässigen 
Summen  an  Ausgaben  und  Einnahmen,  um  welche  es  sieh  dabei 
fUr  den  Staat  handelt,*)  zulässig  selbst  in  Betreff  neuer  Strassen. 
Sie  wird  aber  um  so  mehr  zulässig  bei  weniger  kostspieliges 
neuen,  femer  bei  älteren  Wegen,  deren  Anlagekosten  berdto 
ans  den  Wegegebtthren  amortisirt  sind,  wo  es  sich  also  nor 
noch  um  die  meistens  geringeren  Unterhaltungskosten  handelt, 
endlich  bei  allen  Wegen,  welche  aus  laufenden  ordentlichen 
Einnahmen,  hergestellt  sind,  ittr  wetohe  also  nicht  Sehnldunteo 
den  £tat  belasten.  Auch  die  Art  der  Transportobjeote  (z.B. 
billige  Massenproduete  der  Gonsumtion),  kann  mitunter  bei  der 
Entsehddang  der  Frage  mit  berttoksichtigt  werden.  Dies  ist  wobl 
das  Princip,  welches  nach  den  Verhältnissen  des  concreteii 
Falls  wieder  Modificationen  erleiden  mag.*)  Weiteres  s.  in  der 
Oebflhrenlehre. 

Ueber  die  Herstellung  der  meistens  erst  -neaen  und  koetspteli- 
geren  Ennstwege,  mit  welchen  höhere  Verkehrsanstiüten  Terbondea 
sind,  die  Eisenbahnen,  Telegraphen,  aoch  die  GanUe  und  Uber  das 
Finanzprincip,  welches  im  Falle  der  Staatsttbemahme  dabei  maasB- 
gebend  sein  soll,  s.  §.  236,  240  ff. 

Abgaben  für  die  Benutzung  solcher  natürlicher  Wasser- 
wege, welche  keine  Kosten  maohea,  fidlen  nicht  nnter  den 
Begriff  der  Oebtthr,  sondern  der  eigentliohen  Steuer,  werden  aber 

*)  In  PreoBsea  (ehedem  aadi  in  Hannover,  EurliesBen),  Sachsen,  ita 
ThIlT.  Staaten,  Gr,  Hessen,  korz  ttberbaapt  in  Norddentachland,  in  Oefter- 
reich,  Belgien,  Niederlanden  n.  a.  m.  Tude  nnd  vird  x.  Tb-  nock  Stnatt- 
geld  (Chausseegeld)  erhoben.  In  FTe488en  ist  es  aaf  den  Staatsckaoaseeea  1875 
sofgdioben  worden. 

")  AUerdinp:  mässige  Somioen  bloss  im  VerhäUniss  za  and.  Ausg.  o.  So- 
nahmeposten.  LiPreassenz,  B.  doch  immerhin  Unterhaltong  der  Slaatschaoueeea 
A.  fOr  1871  3,691,000,  Ohansseegeldeinn.  1,567,000  Thlr.,  also  4S>4V*  der  oX« 
Summe  (ohne  Abzog  der  Erhebnngskosten^ 

*)  S.  6.  A.  d.  FiD.  §.  245  Note  d  mit  weiteren  Daten  ttber  StraBSeagoU,  die  aber 
richtiger  in  die  sptc  Gebührenlehre  im  2.  B.  geh9ren. 
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aaeh  als  solche  mit  Becht  faente  verworfea  und  bestehen  selten 
mehr.») 

§.  S85.  —  2)  Untersoheidang  der  Wege,  je  nsehdera 
sie  eine  gleichzeitige  Benatznng  zn  verschiedenen 
Transportdiensten  neben  einander  gestatten  oder  nieht 

a)  Einmeits  die  Ar  den  frmen  Verkehr,  für  Fnss^nger,  Vieh, 
Vagen  dienenden  gewöhnlichen  Orts-  nnd  Landstrassen, 
die  Binnengew&sser  (wenigstens  in  der  Regel,  etwa  von  ge- 
wiesen Fahrzeugen  abgesehen,  wobei  sie  nnter  b  kämen),  die 
offene  See,  zum  Theil  aneh  die  Oanäle  (namentlich  diejenigen 
TOD  genügender  Breite  lom  Answeiehen  in  Aea  sehlenssen- 
freien  Strecken). 

b)  AndererseitB:  dieOanKle  in  den  Sehlenssenstreeken, 
besonders  aber  die  Eisenbahnen,  d.  h.  „Strassen,  auf  welchen 
sieh  die  Fuhrwerke  nicht  beliebig  auf  allen  Stellen  ihrer  Breite, 
aondem  anf  featbestimraten  eisernen  Sparen  bewegen;"")  die  Tele- 
graphenleitnngen,  (auch  die  Rohre  der  Rohrpost  jetzt). 

Dieser  wichtige  Untersebied  bewirkt,  dass  dort  (bei  a)  keine, 
hier  (bei  b)  eine  gewisse  feste  Regelung  oder  sogar  eine 
einheitliche  Organisation  des  gesammten  Transport- 
dienst 8  anf  dem  betreffenden  Wege  noth wendig  wird,  damit 
letzterer  ttberhanpt  seinem  Zwecke  dienen  könne.")  Dadnroh 
werden  aber  leicht  faotisohe  Monopole  geschaffen,  sowohl  in 
dem  gewöhnlichen  nnd  natürlichsten  Falle,  wenn  der  Eigentbfimer 
einer  solchen  Strasse  (Eisenbahn)  selbst  allein  den  -Transport^ 
dienst  Übernimmt,  als  in  dem  anderen  Falle,  wenn  dieser  Dienst 
von  einem  Dritten,  aber  der  einheitlichen  Organisation  w^n 
mit  AnsBchluBS  Anderer,  betrieben  wird. 

Du  viclitigste  Beispiel  solcher  eigentlichen  Vasserstrasseastenera 
(TasflerzOlIe)  war  der  ehemal.  Ha.  Sandzoll.  Er  vnrde,  noch  immer  missig, 
mä  »  miL  dio.  K.  B.  Tbir.  (26.4S6.000  Thlr.  preuss.)  im  J.  1S57  abgelOet  £la 
ndem  Beispiet:  der  ehem.  hannoT.  Stadei  oder  Bronahaoaerzoll.  Ertn«  tot  s. 
AiAelng  180  bis  220,000  TUr.  Dabei  gar  keine  Gegenleistong,  irthrend Ham- 
karr  de&  Aofnad  Air  Herstdlong  des  Fahnrassers  auf  der  Dnt^be  trog.  Aach 
fte  wem.  belg.  Scheid«»-  q.  (Ue  deutschen  Rhein-,  Weser-,  Elbe-  nnd 
lad.  D.  FlnsazfiTle  irareit  nach  Ihrer  UOfae  mtia  Stenern  il»  Gebühren,  oameatlich 
rar  da  naneren^  ErmaKigongea. 

Weber's  Definition  der  Eisenbahn. 

^  Der  bekannte  g.  27  des  prenas.  Eisenbahnges.  r.  3.  Nor.  1898  (.  .  .  es 
..kAobea  zom  Tranopmtbettiebe  anf  der  Bahn  ausser  der  QeeeDschafl  selbst  aoch 
Andere  gegen  Entiicbtiuig  des  Babogelds  oder  der  zn  regalirenden  Vei^tong  die 
Befegniis  eriangen ,  venn  das  Handelamin.  angemessen  findet,  denselben  eine  Con- 
eei^  za  ertheileo")  leidet  mindestens  an  einer  bedenklichen  Dnhlarheit  und  hat 
ftften  a  IrrthOmen)  Anlass  gegeben,  wobei  die  Nothwendigkelt  der  einheitl  Organis. 

TiUfpaldieBst  uf  einer  Bduüiiil«  abenebeo  wurde. 
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Dieser  Umstand  legt  es  wieder  nafae^  die  Ansflllining  solcber 
Wege  dem  Staate  oder  in  gewiasen  Fällen  den  Selbstverwaltangs- 
kOrpern  z«  ttbertnigen.  Die  NaehtlwUe  des  betiscben  Monopote 
bei  eigener  Uebemahme  des  Transportdienstes  werden  hier  efaer 
vermieden,  weil  der  gewerbliche  Standpnnct  nicht  der  maass- 
gebende  sein  rnnss,  oder-w^  die  ans  einem  soiehen  Monopol 
hervorgebendflB  finanziellen  Vortheile  wenigstens  wieder  der  6«- 
sammtheit  zugewendet  werden.  Bei  der  Udwrtragnng  des  Traas- 
portdiensts  auf  solefaen,  dem  Staate  a.  s.  w.  gehörigen  Strassen  aa 
Dritte  kann  femer  der  Staat  noch  am  Ersten  solche  Bediagangen 
stellen,  dnrch  welche  ein  faetisohes  Monopol  wenigstens  mögliehst 
vermieden  wird.  Diese  Erwägnngen  verdienen  mn  so  mehr  Be- 
achtung, weil  ohnehin  der  Staat  im  Bau  dieser  Sbassen  und,  wie 
sidi  seigen  wird,  (§.3i8)  wegen  der  E^enthtUnlichkeit  des  Transport- 
dienste anch  im  Betrieb  der  Eisenbahnen,  Telegraphen  gegen 
Private  oder  vielmehr  gegen  Gesellschaften,  den  hier  meist 
allein  in  Betracht  kommenden  Privatwirthscbaften,  nicht  zurücksteht 

3)  Unterscheidung  der  Wege  nach  den  Transport- 
objeeten,  welche  auf  ilinen  befördert  werden  können: 
Telegraphenleitnngen  bloss  fttr  den  Kacfaricfatenverkcdir,'') 
—  alle  anderen  Wege  für  sänuntlichen  Verkehr. 

Die  Ueberaahme  der  Telegraphenleitangen  auf  den  Staat  winl 
dnrch  diese  beschränkte  Benatzbarkeit  für  eine  Verkehrsart,  welche 
ohnehin  eine  gewisse  Einheitiidikeit  der  Organisation  des  Trans- 
portdienst» verlangt,  wieder  unbedenklicher.  ' 

4)  Unterscheidung  der  Kunstwege  nach  der  Ent- 
stehungszeit:  alte,  bereits  bestehende  Wege,  wie  die  MehnaU 
der  gewöhnlichen  Strassen,. —  neue,  erst  herzustellende,  wie 
die  Eisenbahnen,  oft  die  Canäle,  die  Telegraphenleitangen,  bessere 
Chausseen  u.  s.  w.  Da  bei  diesen  neuen  Wegen  der  nothweadige 
Grand  nnd  Boden  sich  gewöhnlich  im  Privateigentiiam  l»efindet, 
so  muss  eventseil  das  Expropriationsverfohran  Platz  greifen.  Auch 
hierbei  werden  viele  Schwierigkeiten  nnd  Missstände  am  Elsten 
beseitigt,  wenn  der  Staat  selbst  die  Anlage  der  neuen  Wege  aber- 
nimmt Die  zahl-  und  umfangreichen  Eingriffe  in  das  PrivatgroBd- 
eigenthnm,  welche  namentlich  die  ungeheuere  Aasddmnng  des 
Eisenbahnwesens  erfordert,  werden  durch  volle  Entschädigung  des 
WerÜis  noch  moht  immer  gut  gemaohL   Sie  sind  ohne  Zweifd 


^  DgL  jetzt  BohipostleitufNi. 
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am  HeiBten  za  rechtfertigen,  wcqb  sie  ganz  and  gar  nicht  tt 
Gutstea  anderer  Privaten,  Bondem  bloss  za  GaQsten  des  Staats 
(imd  d^  Ueineren  läomfichenZwangAgemeinwirthsehaAen)  erfolgefi. 
Avch  diese  Erwägang  spricht  für  Staatseisenbahnen  Q.  s.  w., 
feraer  der  Umstand,  dass  die  Telegrapbenleitnngen  an  den  Bahnen 
nnd  ffffientlicben  Wegen  entlang  den  nSthigen  Bodon  schon  finden, 
nieder  fllr  UeberBahme  derselben  auf  den  Staat. 

§.  236.  —  5)  UntereeheidnDg  der  Knnstwege  nach 
der  Hohe  ihrer  Anlagekosten:  sehr  kostspielige  Wege, 
wie  vor  allen  die  Eisenbahnenj  Ganftle,  grosse  Flnss-  nnd  Seeafer- 
Correctionen  nnd  verhaltnissmässig  wohlfeile  Wege, 
wie  die  gewöhnlichen  Landetrassen,  selbst  die  Chansseen  inbe- 
gri^,  die  TelegraphenleitODgen. 

a)  Die  Uebemahme  der  Landstrassen  auf  den  Staat  und 
die  Selbstrerwaltangsk5rper  der  Kreise,  Gemeinden  n.  s.  w.,  der 
Telegraphen  auf  den  Staat  ist  aas  anderen  Gründen  passend: 
der  Kostensatz  entscheidet  in  dieser  Frage  kaum  etwas.  Ob  der 
Kapitalaufwand  fttr  diese  Wege  darch  Anleihen  oder  durch  ordent- 
fiebe  Staatseinnahmen  (Stenern)  gedeckt,  ob  etwas  höhere  oder 
etwas  niedrigere  Gebtihren  erhoben  oder  die  Landstrassen  der 
BDentgeltlichen  Benntznng  tiberlassen  werden,  ist  im  Ganzen  doch 
eise  Finanzfrage  von  nntergeordneter,  wenn  aach  eine  volks- 
«irthschaftliche  Frage  von  hober  Bedeattmg.  Denn  der  in  kurzen 
Zeiträumen  (Finanzjahren)  erfolgende  Aufwand  und  die  hierin  ein- 
gehende Einnahme  pflegt  wenigstens  verhältnissmässig  gering  zu 
sein.  Erfolgt  jedoch  die  Uebemahme  auf  den  Staat,  so  hat  dies 
den  Tortfaeil,  die  Wahl  der  fttr  die  Verwaltung  maassge- 
beoden  Finanzprinciplen  ziemlich  frei  zu  stellen. 

b)  Anders  steht  es  um  die  kostspieligen  Wege,  vor  allen 
die  Eisenbahnen.  Wenn  der  Staat  die  Anlage  dieser  Wege 
Bbeniimmt,  so  kann  er  den  Kapitalaufwand  dafUr  nicht  wohl  aus 
den  ordentlichen  Einnahmen  decken ,  sondern  muss  ansserordent^ 
liehe  Uittel  fltlssig  machen,  also  mdstetns  Staatsschulden  auf- 
sefanen.  So  lange  diese  den  Etat  mit  Zinsen  nnd  Tilgequoten 
belaat«|i,  muss  wenigstens  als  Hegel  verlangt  werden,  dass  diese 
Wege  genügende  Einnahmen  zur  Deckung  dieser  Ansgabebeträgc 
abwerfen.;  P«s  venrend^  Kapita}  wird-  bei  Eisenbahnen,  Ganä- 
len  11.  8.  w.  ans  mnlamfendem  in  stehendes  verwandelt  nn4  besteig 
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Falls  flir  den  Eigenthflmer")  nnr  langsam  in  den  Beuten  i 
wieder  disponibel  Nnr  eine  nngewShnlicfa  hohe  Rente  bietet  also 
die  Mittel  za  einer  rasehenm  Amortisation  des  Anlagekapitals,  | 
worauf  alsdann  erst  statt  des  privatwirtfaschafUichen  das  reine  Qe-  ! 
bttbrenprincip  mit  mftssigen  SKtzen  zur  Deoknng  der  Betriebskosten  ' 
anwendbar  wird. 

Diese  in  der  Natur  der  Sache  liegenden  VerhlUtniBse  kOnneo  i 
allerdings  Grttnde  gegen  die  Uebemahme  solcher  kostspieligai 
Wege  auf  den  Staat  abgeben.    Denn  die  FioflOKen  des  Staats  | 
werden  durch  den  Kapitalaulwand  lange  und  oft  schwer  belastet,  ; 
was  gewiss  seine  Bedenken  hat  Die  HOgUcbkeit,  das  Gebflhien-  ; 
princip  bei  Staatswegen  diesw  Art  anzuwenden,  welche  fttr  die  | 
StaatsUbemahme  spricht,  ist  eben  aas  finanziellen  Grfinden  doeb 
oft  eine  entfernte.   Sie  ist  ferner  auch  vorhanden^  wenn  solche 
Wege  nach  einer  ftlr  die  Amortisation  des  Anlagekapitals  ange- 
messenen Zeitfrist  ans  dem  Privatb^itz  an  den  Staat  heimfallen, 
wie  dies  ansbedungen  werden  kann  und  bd  Eisenbahnen  Öfters 
ausbednngen  worden  ist^*^) 

Trotzdem  kann  man  aber  noch  mit  besserem  Grunde  gerade 
aiis  dem  grossen  Kapitalaufwand  fUr  solche  Wege  und  ans 
dem  Umstände,  dass  das  Kapital  so  lange  Zeit  in  der  Unter- 
nehmung gebunden  bleibt,  ableiten,  dass  die  Uebemabme 
dieser  Wege  durch  den  Staat  den  Vorzug  verdient  Baut  der  Statt 
nicht,  so  müssen  an  seine  Stelle  in  der  Regel  grosse  Erwerbsge- 
sellschaften Ton  Privaten  treten.  Bei  der  Hohe  des  Kapital- 
aufwands und  der  langen  Kapitalfixirnng  haben  solcbe 
Ctesellschaften  eine  Sicherung  in  Betreff  des  Kapitals  und  der 
Rente  nothwendig.  Diese  Sicherung  finden  sie  nnr  in  dner  vom 
Staate  und  seiner  Controle  der  finanziellen  Erfolge  einigermaassea 
unabhängigen  Stellung.  Der  gewerbliche  Standpnnet  mnss 
nnvermeidlicb  bei  einer  Erwerbsgesellschaft  anwendbar  sein,  and 

**)  M&n  kuD  im  Untaischied  Iubitod  wohl  sagen,  daa  mltanter  f)r  die  galt« 
VolksTirthschaft  aelbat  bei  einer  niedrigen  fientabÜitKt  der  Balm  n.  a.  t. 
^e  Amortttation  der  Kosten  der  Bahn  erfolgt,  well  durch  letztere  andere  aatodek 
Fiodactioaskosten  (s.  maine  Oraiidleff.  ft.  88)  «qifttt  weiden  nod  eine  Temalizta  B*- 
bUdnog  ron  Kapital  ^attfindet;  Aber  hier  wire  eine  CMipensMion  nriiehcB  im  ii 
dar  £toenbabn  festgelwten  nnd  dieBea  aenai  Kapital  nur  xollsstg,  vemt  A»  Bg«- 
thOmer  beider  dieselben  rtcen,  also  i.  B.  bei  eusdillesdioh  Affeatlichea 
Kapltaldffenthnm. 

^  Vgl  Stein,  Handb.  d.  Verwaltongslehn .  8.  211.  In  Frankreich.  M 
den  neueren  Bahnen  in  Oesterreich  o.  a.  L.  n.  ngelodsilg  HeimM  der  Piint- 
hibnen.  Frist  jetit  meist  90—99  fahr.  S.  n.  %.  262. 
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DitdrUeb  am  bo  mehr,  je  grSsser  das  Risico  ist,  damit  die  6e- 
winnohance  die  Aosgleiobang  bringt   Das  GrebUbrenprinoip  wird 
diber  bei  einer  Gesellsehsft  das  priratwirtbsobaftliebe  Princip  der 
bfcbst  mCglicben  Rente  nicbt  verdrängen  kOnnen.   Gewisse  Vor- 
behalte des  Staats  in  Betreff  der  Tarifregelang,  obnebin  praotiscb 
Kbwer  durebzufttbren,  kSnnen  einige  UebelsOnde  Termindem,  aber 
I»  dorcbaos  nicbt  beseitigen.    Dnrcb  einen  Gewinnantbeil  des 
Btuts  an  einer  htfberen  Rente  oder  darch  die  Bestenernng  der 
letzteren  kann  der  finanzielle  Erfolg  der  rein  privatwirtbscbaftlioben 
Terwaltang  der  Wege  dem  Staate  nnd  also  der  Gesammtbeit  m 
dnem  Tbeile  mit  zn  Gnte  kommen.    Jedoeb  der  grosse  volks- 
wirtbsebaftlicfae  Uebelstand,  die  wicbtigsten  Verkebrswege  der  Neu- 
Mit  rein  gewerblieb,  wenigstens  wftbrend  der  Goneessionsdaner, 
tosgenntet  zn  seben,  bleibt  immer.    Die  Ooncessionszeit  rnnss 
«ber  ira  Dnrcbsehnitt  nach  der  Wahrscbeinliehkeit  znr  Amortisation 
des  Bankapitab  aosrdeben,  wenn  Mch  Privatkapitalien  znr  Ueber^ 
nähme  der  Wege  bereit  finden  sollen,  also  itaeistens  einige  Men- 
schenalter danem.   Je  ktlrzer  sie  ist,  desto  mehr  mnss  während 
ihrer  der  gewerbliche  Gesichtspnnct  allein  entscheiden  können, 
damit  dnrcb  eine  Haximalrente  wenigstens  die  Amortisation  des 
Kapitals  erleicbtert  werde.   Uebemimmt  der  Staat  dagegen  diese 
Wege,  so  wird  in  der  Regel  das  privatwirthscbaftlicbe  Princip 
(rlfareod  der  Amortisationszeit  des  Bankapitals  maassgebend  sein, 
aber  selbst  in  dieser  Zeit  wird  der  bloss  gewerbliche  Gesicbts- 
pnnet  selten  allein  hervortreten  nnd  nocb  weniger,  allein  hervor- 
treten mOssen.  Denn  jedenfalls  ist  der  Staat  in  der  Lage,  jeden 
Ai^enbliek  den  heberen  Interessen  des  Verkehrewesens  zn  Liebe 
u  Stelle  des  privatwirthsehaftlicfaen  das  Gebtlbrenprincip  zn  setzen. 
Bleibt  aber  die  rein  gewerbliche  Verwaltung  bestehen,  so  bietet  sie 
wenigstens  doreb  die  Uebencbflsse  gater  Strecken  die  Mittel,  ein 
Bahnsystem  möglichst  vollsUlndig  auszubauen  und  den  Veriust  an 
■eUeebten  Linien  zu  decken. 

Endlich  ist  wieder  bei  den  kostspieligen  Wegen  die  zeit- 
lieh gleichmässigere  Vertheilung  der  Eapitalverwendnng  im 
höchstem  Maasse  erwünscht,  wenn  eine  nacbtheilige  Verschie- 
bung der  ganzen  nationalen  Productionsflthigkeit  vermieden  werden 
soll  (§.  233).  Bei  der  unvermeidlichen  Abhängigkeit  einer  solchen 
Kapitalrerwendnng  ftlr  Wegebanten  Seitens  der  PriTatwirthschnften 
(AetiengeseDachaften)  vom  Gang  der  Speenlation  spricht  diese 
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RttcluictU;  stark  mit  fttr  die  Uebertragnng  gerade  des  kostsiaBlicen 
modernen  Wegeweaens  (Eisenbahnen)  aof  den  Staat 

§.  237.  Das  Ergebniss  der  voretehenden  Betrachtung  Ober 
die  Stellung  des  Staats  zu  den  einzelnen  Verkebisweges,  Aber  die 
Frage  der  Staatsttbemahme  und  über  die  finanaielle  Bebandloog 
derselben  im  Falle  der  Uebemahme  durch  den  Staat  Usst  neb 
Iblgendermaa^n  zusammenfassen: 

1)  Die  natltrlichen  Wasserwege  und  die  Land-Kunstwege  fUr 
den  gewöhnlichen  Verkehr  sind  vom  Staate  und  Öffentlichen  KSt- 
perschaflen  zu  Übernehmen  und  nach  dem  GebOhrenprincip  zu  ver- 
walten. Doch  kann  in  manchen  Fällen  die  kostenfreie  ^lutung 
statthaft  und  selbst  ratbsam  ma. 

Ü)  Die  We^,  welche  keine  gleichzeitige  Benutzung  zu  ver- 
schiedenen Transportdirasten  gestatten,  idso  namentlich  Eisen- 
bahnen und  Telegraphen,  fuhren  leicht  zu  einem  factischen  UonopoL 
Sie  werden  deshalb  passend  vom  Staate  (Eisenbahnen  mehr  localer 
Bedeutung,  Fferdebahseu  auch  von  Provinzen,  Kreisen  und  Ge- 
meinden) ttbemommen.  Der  rein  gewerbliche  Standpnnot  in  der 
Verwaltung  im  Interesse  der  Sache  b»ueht  hier  nicht  aosschUess- 
liob  maassgebend  zu  sein  oder  er  hat  wenn  er  gleichwohl  obwalte^ 
weniger  Bedenken. 

3)  Die  Wege,  welche  nur  für  eine  Art  ron  Transportobjecten 
geeignet  sind,  die  Telegraphen,  eignen  sich  deshalb,  auch  Süt  die 
Uebemahme  durch  den  Staat 

4)  Die  Wege,  welebe  das  E^propriaftionsTerfahren  im  grosses 
Umfange  nothwendig  machen,  die  neuzeitlichen  Eisenbahnen,  CanSle, 
werden  insofern  passend  vom  Staate  Übernommen,  als  in  diesem 
Falle  die  Eingriffe  in  das  Privatgruodeigenthnm  ganz  und  gv 
«UBsditiesslich  nur  im  öffentlichen  Interesse  erfolgen. 

5)  Die  Uebemahme  der  wohlfeileren  Kunstwege,  der  gewöbS' 
liehen  Landstrassen,  Chansseen,  TelegraphenleitUBgeQ ,  auf  des 
Staat,  tbeilweiae  auch  auf  die  Selbstverwaltungskörper,  ist  finanziell 
unbedenklich,  volkswirthschaftlich  gut,  weil  sie  die  Wahl  des  lei- 
tenden Finanzprincips  freistellt.  Die  Uebemahme  der  kostspieliges 
.Wege,  der  Eisenbahnen,  ist  finanziell  nicht  immer  ohne  BedeokwL 
Doch  kann  das  finanzielle  Interesse  des  Staats  durch  die  Annabine 
des  privatwirthschaftlichen  Finanzprindps  fUr  die  Verwaltung  sicher 
stellt  werden,  wo  dann  die  Vortheile  des  factischen  JlonopoU 
wenigstens  der  Oesammtheit  zu  Gute  kommen.  Ausserdem  blobt 
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aber  immer  der  grosse  volkswirthsehaf fliehe  Vortheil,  das  rein  ge- 
irerbtiehe  Princip  rermeidra  und  b^ebig  da«  Gebtthrenprmcip  ein- 
fllhran  zn  kOnoen.  Und  die  Verwendimg  des  Nationalkapitab  er- 
f<^  seitKch  gleichm^iger  und  dadorch  YorUieübafter  fllr  die 
ProdaetioitsiiitereBsen  der  ganzen  Volksmrthscbaft  oad  fUr  die 
HkoDomistofae  Lage  der  Terscbiedenen  BeTOlkemngaclassen ,  womit 
aidk  wichtige  -socialpoUtiscbe  Interessen,  die  sich  an  die  Kapital- 
Terwendong  im  Wegebau  knttpfen,  gewahrt  werden. 

Im  Cranzen:  die  verschiedensten  Grttnde  sprechen  bei  allen 
TmehiedeneA  Arten  von  Wegen  für  die  Uebernahaie  auf  den 
Staat  (oder  bei  einüelnen  Wegen  anf  die  kl^neren  räqmliehen 
GemeiawtrÜisehaftett)»  sowie  bei  den  wohlfeileren  Wegen  fffr 
das  Gebflhren-  and  bei  den  kostspieligeren  wenigstens  vor 
der  Amortisation  des  Anlagekapitals  fttr  das  privatwirth- 
schaftliehe  Princip,  das  aber  maaesvoU  dorcbgefttlürt  werden  kann. 

UL  —  $.888.  Die  Transportleistnngen,  insbeson- 
dere die  Verkehrsanstalten.  Die  Stellung  des  Staats  zu 
denselben  ond  ihre  finanzielle  Behandlung  im  Falle  der  Staafis- 
Bbemahme  ergeben  sieb  znm  Tbeil  als  Folgwangen-  aus  der  her- 
vorgehenden ErSrterong  tlber  die  staatliche  und  finanzielle  Behatid- 
long  der  Verkehrswege.  Zum  Theil  hängen  sie  von  besonderen, 
va  der  Nator  der  einzelnen  Transportleistangen  nnd  Verkehrsan- 
«Utten  entnommenen  Entseheidnngsgründen  ab. 

A.  Die  Uebernahme  von  Verkehrsanstalten  dnrch 
den  Staat,  Und  eveatnell  durch  die  looalen  SeJbstverwal- 
tmgskffrper. 

1)  Ee  liegt  bei  ans  kein  Grand  daza  vor,  dass  der  Staat  im 
allgemein  volkswirthsohafäiehen  oder  in  seinem  besonderen  finan- 
neVen  Intereue  gewöhnliobe  Transportleistnngen  des 
freien  Verkehrs  tlbeniehme,  za  denen  er  technisch  wenig  geeagnet 
ist  Dies  gilt  namentU^  da,  wo  die  Herstellang  des  Wc^  in 
der  Hanptsaehe  aneh  meht  Staateaacbe  ist,  also  in  Betreff  der  ge- 
wöhnliehen  freien  (nicht  als  regelmässiger  Cnrs  betriebenen)  Schiff- 
ahrt anf  natarlichen  Gewäasem,  besonders  anf  der  See;  fera^ 
wo  der  Weg  zn  verschiedenen  gleichzeitigen  Transportdiensten  be- 
liebig benutzbar  ist  (§.  235),  also  wiederum  anf  jenen  Wasser- 
ond  auf  den  gew&bnhehen  Landstrassen;  endlich  wo  die  Trans- 
.portleistong  am  Mdsten  den  Character  gewöhnlicher  gewerblicher 
Tbätigkeit  hat,  insoweit  also  aneh  bei  den  „niederen"  Verkehni- 
^aoetalten,  dem  stödtiscfaen  Fuhrwesen,  dem  Botenours,  dem  Peraoneiv 


Digitized  by  Google 


540      2.  B.  2.  K.  15.  A.  D*9  Verkehrswesen  im  AUgemeinen.  §.  158—239. 

fahr-  und  dem  Gnterfraobtcnra  anf  den  Laadstnissen  a.  s.  i 
TbatsttcfaUch  kommen  denn  anch  solcbe  TransporUeistDiigeD  n 
Verkehraanstalton  des  Staats  kanm  vor.  ' 

Etwas  anders  mnss  die  Entscbeidnng  wobl  in  Betreff  I 
SelbstverwaltnngskOrper,  namentUch  grO  s  se  rer  st&dtUefa 
Gemeinden  (GroBSstftdte)  Unten.  Die  grossen  AaUsf^ 
von  Menseben  rufen  hier  das  BedQrfniss  nach  möglichst  voUka 
menen  Anstalten  fltr  den  Personenverkehr  innerhalb  verbiltri 
mKssig  geringer  Entfemiingen  hervor.  Diesem  Bedflifniss  km 
die  moderne  Technik  entgegen.  Der  Verkehr  mnss  b&nfig,  nf 
mSssigf  rasch  ond  wohifeil  sein.  Er  verlangt  ein  eotwieka 
Omnibns-,  Pferdeeisenbatan-  und  znmTheD  bernts  Dsbi 
bahnwesen.  Das  Princip  der  Uebertragnng  der  Betnebseffl 
nisse  zwischen  Äctiv-  nnd  Passirlinien  und  Cnrsen  kommt  htflri 
ungewöhnlichem  Haasse  zur  Geltung.  Die  in  den  stSdfiMi 
Strassen  selbst  angelegten  Eisenbahnen  (bei  besonders 
Strassen  einigermaassen  seihst  die  Omnibusonrse)  haben  ein 
liebes  Monopol,  sobald  man  dem  EigenthUmer  der  Bahn  dui 
BehliessUobe  Recht  des  Betriebs  auf  derselben  giebt,  was  All 
mitunter  vom  Erwerhsunternehmnngen  ansbedungen,  wensn 
gerade  bei  Pferdebahnen  nicht  unbedingt  nothweodig  ist  i 
diese  Umstilnde  legen  es  nahe,  solche  stAdtisobe  BahnaB  nnd  J 
kehrsanstalten  den  Städten  selbst  zu  Hbertragen,  in  I 
bevölkerten  ländlichen  Districton  auch  den  Landgemeindea 
Kreisen.  Gommunale  Behörden  sind  zur  Uebemahme  diem 
stalten  in  technischer  und  Ökonomischer  Bexiehnng  s» 
bef&higt  als  zur  Uebemahme  städtischer  Gas-  und  WasserM 
und  ebenso  gut,  als  es  Actiengesellscbaften  sind.  Das  finaatll 
Interesse  lässt  sich  dabei  auch  ganz  gut  wahmehmea.  I 
gleichmllssigere  nnd  allseitigere  'Entwicklung  dieserj 
kehrsanstalten  und  die  Verhtitnng  eines  neuen  MoneM 
zu  Gunsten  des  Privatkapitals  ist  nur  so  mOgliefa.  UM 
meinden  aber  gewonnen  eine  neue  passende,  halb  privatwirttnl 
liehe,  halb  gebnhrenartige  Einkommenquelle.  ^)  | 

Diese  Auffassung  des  modernen  st&dt.  oder  locaJen  Commonii.  irtuuinj 
eine  CoDseqnenz  der  in  der  „GrandlegiiDK"  ron  mir  molirfaeli  nUiw  '■^l 
u.  begrOndeten  Lehren.  Ancb  hier  ist  Gewicht  za  legen  Mf  die  moderae  MB 
(Eisentwhnen!),  Ihnlieh  irie  hei  Qu-  und  Wisserieltoag.  Man  kun  J 
sagen,  dass  «nst  die  Pferdebahnen  mit  ihrem  anaseroraentL  "ittaaipA  vw 
metoden  anfgeVanft  werden  mOiaen,  ebenso  Tie  in  Berlin  Mhon  die 
Vgl  meine  Gnindleg.  I,  g.  142,  146.  mdn  Befer.  Qb.  Actieog^ellsdL  aiffl 
"wicialpol  €oDgT.  1 673 ,  bw-  These  5  Q.  6  n.  mdne  Anafthr.  in  Hudebr.  JthA,  XflE 
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§.  239.  —  2)  Die  PersonenfafarpoBt  and  die  Paolcet- 
p  08  t  ist  jedenfiilUi  anden  als  die  Brief-  und  GeldpoBt  des  Staats 
iB  bemthdleD  und  im  Allgemeinen  bei  nns  m^t  mehr  als  noth- 
wendig,  die  ersteren  mitnoter  selbst  nicht  als  gerechtfertigt  anzner* 
kennen.  Doch  verhält  es  sich  hiermit  auf  anderen  Wirthsohafts- 
stofen  leicht  anders  and  selbst  aaf  der  nnsrigen  lässt  sich  Einiges 
für  die  Beibehaltung  der  Personen-  and  Vieles  ittr  di^enige  der 
Faeketpost  geltend  ma(^en. 

Solange  nemlich  aaf  niedrigerer  Stofe  die  erforderliehe  Be- 
triebsamkeit der  Privaten  fehlt,  der  genannte  Verkehr  aber  eine 
grosse  allgemeine  Bedentang  beansprachen  darf,  kann  sich  die 
Ansdehnong  der  Post  aaf  die  genannten  Transportobjecte  immerhin 
empfehlen.  Das  ausschliessliche  Recht  des  Staats  auf  postmässige 
Personen-  and  Packetbef&rderang  hat  dann  den  Vortheil,  eine 
gleiehmftssige  Aosdehnang  dieser  Transportleistnngen 
Uber  das  ganze  Staatsgebiet  za  ermöglichen,  indem  der 
Üeberschass  guter  Strecken  die  Mittel  liefert,  das  Deficit  schlechter 
Strecken  za  decken.  Aach  bei  ans  kann  der  Mangel  an  Gon- 
correnz  nnter  den  Privatbeförderem  wohl  die  Beibehaltung  selbst 
der  Personen post  noch  fttr  manche  Gegenden  rechtfertigen. 
Aosserdem  wird  durch  eine  Hinzuftlgnog  dieser  Zweige,  besonders 
der  Packetpost  zur  Briefpost  auch  später  noch  and  Öfters  wohl 
aaeh  bei  ans  noch  eine  bessere  Ausnutzung  des  Betriebs- 
personals und  -Materials,  also  eine  rerhältnissmässige  Billig- 
keit des  Gesammtbetriebs  ennt^licbt,  welche  die  Uebemahme  dieser 
Zwdge  auf  die  Staatspost  passend  erscheinen  lässt. 

Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse  mitunter  bei  anderen  Ver- 
kdrsanstalten  des  Staats  oder  bei  Transportdiensten,  die  der 
Staat  fUr  seine  eigenen  Zwecke  einrichtet  So  kann  die  Verbin- 
dnng  des  Telegiaphenwesens  mit  der  Post  und  mit  Eisenbahnen 
SkoBomische  Vortheile  bieten  and  fttr  die  Uebemahme  der  Ge- 
lamntheit  dieser  drei  Verkehrsanstalten  wegen  ihres  nahen  Zo- 
samnenhangs  auf  den  Staat  sprechen.  Personen-  und  Gütertrans- 
port kann  mit  den  SehiffTahrtBcarsen  der  Kriegsschiffe  verbunden 
werden  a.  dgl.  m.>^ 

§.  240.  —  3)  Die  Uebemahme  anderer  Verkehrsan- 
stalten  auf  den  Staat,  namentlich  solcher  der  „höheren"  Art, 

")  Dies  TW  z.  B.  dar  VtH  mit  den  Ssterr.  UeiDW  KziegBduwfiBm  aaf  dea 
Italien.  Seen;  veon  idi  nicht  Irre  nnter  Lonia  Philipp  anch  mit  fran2.  Kriegsdampfen 
utdea  MUtelmeei. 
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wie  Post  (Brief-  and  Qeldpost),  Telegraphier  Eisen- 
bahnbetrieb, ist  in  vielen  Fällen  von  vornherein  nicht  nnr  nieht 
anpassend,  sondern  ans  entscheidenden  Grfinden  zweckmlssig. 
Im  einzelnen  Lande  wird  die  Entscheidang  mit  nach  den  conorctea 
Verh&kiUBsen  nnd  mit  Becht  anter  Berttcksichtigong  der  einmal 
vorliegenden  geschichtlichen  Entwicklasg  statt  finden.  Doch  busen 
sieh  folgende  allgemeine  Sätae  als  Richtschnur  anfstellen: 

a)  Die  Uebemahme  einer  Verkehrsanstalt  aaf  den  Staat 
empfiehlt  sich  namentlich  dann,  wenn  die  Gttte  der  technischen 
Leistung  einer  solchen  Anstalt  von  der  möglichst  weiten  vnd 
gleicbheitliefaen  Ansdebnang  des  regelmisaigen  Transport- 
diensts  Uber  das  ganze  Staatsgebiet  nnd  selbst  von  dw  inter- 
nationalen Verbindung  der  Verkehrsanstalt  mit  den 
gleichen  Anstalten  in  fremden  Staaten  bedingt  ist  Dieser 
Fall  liegt  bei  der  Post,  besonders  bei  der  Briefpost,  bei  dem 
Telegraphenbetrieb  und  zum  Thdl  ^ch  bei  dem  Eisen- 
bahnbetrieb vor. 

b)  Wenn  der  Transportdienst  einer  Verkehrsanstalt  nur  mittelst 
einer  fest  bestimmten,  regelmässig  organisirten  Be- 
natzangsweise  eiues  Wegs  möglich  ist,  auf  welchem  nicht  gldcb- 
zeitig  neben  einander  verschiedene  Transportdienste  stattfinden 
können  (§.  235),  so  liegt  es  nahe,  dass  der  Eigentbtlmer  des  Vftgs 
auch  der  Unternehmer  der  Verkehrsanstalt  wird:  Fall  der  Eisen- 
bahnen, Telegraphen.  Das  factische  Monopol,  welehei 
hierdurch  aoch  für  die  Verkehrsanstalt  entsteht,  verfiert 
wiederum  am  Ersten  seine  Bedenken,  wenn  der  Staat  mit  dem 
Wege  auch  die  Verkehrsanstalt  Übernimmt 

c)  Wenn  eine  Verkehrflanstalt  doreh  Private  (Einzelne  «der 
Erwerbsgeeellsobaften)  gegründet  werden  soll,  so  mass  ihr  mitanter, 
wenigstens  für  eine  Zeitlang,  selbst  ein  rechtliches  Monopol 
vom  Staate  gegeben  werdra.  Dies  ist  namentlich  in  dem  Falk 
nicht  immer  zu  vermeiden,  wenn  fUr  die  Verkehrsanstalt,  wie  bei 
Eisenbahnen,  erst  der  kostspielige  Weg  hergestellt  werden  misa 
Die  Uebemahme  der  Verkehrsanstalt  auf  den  Staat  ist  dann  eis 
Mittel,  om  die  etwaigen  Naehth^e  eines  solchen  Monopols  zo 
verhindera,  weil  der  Staat  in  der  Wahl  des  Idtenden  Fiiaas- 
princips  bei  der  Verwaltung  freier  gestellt  ist  und  ihm,  also  der 
Gesammtheit,  die  etwaigen  finanriellen  Vorthetle  des  Monopols 
zukommen:  wiederum  Fall  der  Bahnen,  Telegraphen,  anch 
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ffohl  der  Schifffahrts-,  besondera  der  Oampfsohifffahrts- 

d)  Je  raebr  der  Transportdienst  einer  Verkehrsanstalt  ans  der 
regelmftssigen  Wiederbolnng  einer  grossen  Anzahl 
gleicher  einzelner  Thfttigkeiten  besteht  und  ^oh  anf  ziem- 
Ireh  feste  meehanisehe  Regeln  zarUckfUhren  lUsst,  also  nach 
bestimmten  Schablonen  geführt  werden  kann  und  mass; 
femer  je  mehr  in  Gonseqnenz  hiervon  der  Spielranm  des  specn- 
latireti  Momrats  eingeengt  wird;  endlich  je  mehr  wegen  der 
Nator  nnd  Aosdehnnng  nnd  Grösse  der  VerkehrsanstaH  der  Betrieb 
nöttelst  eines  grossen  Beaffltenmeobanismns  darohgefUhrt 
worden  mnss:  desto  gleichartiger  betreibt  der  Staat  und  be- 
tr^>en  Private  und  vollends  die  hier  nnvermeidlichen  6  es  e  11- 
lehaften  naltlrlich^  Weise  eine  Verkehrsanstalt  nnd  desto  weniger 
rtiM  der  Staatsbetrieb  wegen  seiner  sonstigen,  Ihm  etwa  anklebenden 
MSagel  hinter  dem  Privatbetrieb  technisch  and  dkonomisiA  znrfick. 
Dagegen  kommen  der  Staatsverkehrsanstalt  die  allgemeinen  Vor- 

der  Staatsbeamtensehaft  gegenttber  der  Privatbeamtensohaft^ 
welche  ans  der  eigenthttmliohen  Organisation  des  Staatsdiensts  her- 
TorgehöD  (§.  71  ff.),  zu  Gute.  Dieser  Fall  liegt  bei  der  Post, 
beuB  Eisenbahn-  nnd  Telegraphenbetrieb,  unter  Umständen, 
wenn  aneb  selten  und  in  geringerem  Maasse,  beim  Dampf schiff- 
fahrtscnrse  vor.  Daher  ist  die  Uebemafame  dieser  Verk^rsan- 
stalten  anf  den  Staat  auoh  aus  solchen  Grtinden  wieder  passend. 

e)  Manohe  Verkebrsanstaiten  lassen  sieh  sweekmUssig  mit- 
einander  verbinden,  weil  die  in  einem  einzelnen  Dienste 
aieht  vollst&ndig  ausgenntzten  Arbeitskräfte  nnd  Kapitalien 
nm  Theil  IMeostthKtigkeiten  fltr  mehrere  solche  Anstalten  fiber- 
Dchmen  können.  Darans  ergiebt  sich  eine  grttseere  Oekonomie 
des  Betriebs.  Auch  dieser  Umstand  spricht  fflr  den  Staatsbetrieb, 
da  die  Vereinigiing  mehrerer  Verkehnuuietalten  in  Privaäiattden  zu 
hiebt  bedenkliche  faetfecbeUonopoIe  sebafit  Manchfach  bietet  sieh  für 
den  Staat  Gelegenheit,  gewisse  Post-,  Bahn-  nnd  Telegraphenftmter 
zvammenznlegen,  wodurch  der  gesammten  Volkswirthsehaft  Kosten 
eripart  und  erentuell  niedrere  Tarife  ermOgUcbt  werden.") 

Maltffuih  ist  frtber  bei  DampferllnieD  «In  UodomI  roifokoniineD ,  z.  B.  bei 
dflr  «sterr.  Donaoduiip&ditffifUiitagOBeyscli.  (U  Fo^  aar  spätere  Preigebong  der 
DnMiKhIffEi&rt  ron  d.  Meff.  RegiMung  gsgen  Eutseh&dfgtiBg  In  Form  ron  Zba^ 

^7«  kleiner  die  Post-  a.  TelegntpheDämter,  desto  iiMbireDdiger  natOiUcb  diu 
Zasaamenlejrons ,  w  z.  B.  in  d.  Schweiz,   Allsidlngi  hier  meh  Öfters  Verbindang 
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f)  Wenn  Privatverkehrsanatalten  aar  mit  HOUe  bedeutender 
finanzieller  Snbrentionen   oder  wahrseheinlioh  wirksam 
werdender  Zinsgarantieen  zu  Stande  kommen,  so  wird  oft-  ' 
mals  anch  die  direote  Staatsttbemahme  besser  als  eine  solche 
indireote  sein,  im  Finanzinteresse  wie  im  rolkswirthschaftlidien: 
häufiger  Fall  bei  Bahnen,  auch  wohl  bei  Ganälen.   Wird  aber 
80  vorgegangen,  so  gelangt  wieder  in  heilsamer  Wdse  das  Prineip  . 
der  Uebertragnng  der  Ertragsergebnisse  von  Astir- 
nnd  Pasaivonrsen  zu  practischer  Wirksamk^eit:  es  vermindert  | 
sich  dann  das  finanzielle  Bisico  fttr  deu  Staat  and  es  steigert  I 
sieh  seine  finanzielle  Leistungsfähigkeit  in  Bezug  auf  die 
Ansdehnnng  der  betreffenden  Verkehrsanstalten. 

g)  Je  grösser  die  allgemeine  Bedentang  einer  Verkehn-  - 
anstalt  fttr  das  gesammte  Goltur-  und  Wirthscbaftsleben  eines  Volks  : 
ist  and  je  gleiohmässiger  die  Vortheile  derselben  den  einzelnes  i 
BevOlkerungsclassen  zu  Gute  kommen,  desto  mehr  erscheint  wiederum 
die  Uebemabme  aaf  den  Staat  passend,  and  als  das  beste  Mittel, 
die  Interessen  der  Gesellschaft  zu  wahren.  Zugleich  bietet  alsdann 
die  mOgUcbe  Auswahl  zwischen  den  verschiedenen  Finanzprincipien  | 
den  Vortheil,  dnroh  die  differente  Kormimng  der  Benntznngq»rei0e  ' 
(Tarife)  der  einzelnen  Verkehrsanstalten  und  der  verBchiedraeB  j 
Leistungen  der  letzteren,  die  etwaige  Verschiedenheit  der  InteresBen  | 
der  dnielnen  Gesellschaftskreise  unter  nothwendiger  WahmehmuBg  < 
des  staatlichen  Finanzinteresses  richtig  zn  beriicksiohtigen.  I 

Aus  allen  diesen  Gesichtspuncten  empfiehlt  sich  die  Ueber-  : 
nähme  der  Post,  besonders  der  Briefpost  (nicht  so  unbedingtdet  ' 
Packetpost,  noch  weniger  der  Personenpost),  ferner  diejenige  der 
Telegraphen  und  zum Theilaachder  Eisenbahnen  ondCanftle  i 
auf  den  Staat,  währendderSchifffahrts-  und  auch  der  Dampfschiff-  | 
£ahrtsoani  wohl  nur  ausnahmsweise  vom  Staate  zn  ttbemehmen  ist")  | 

§.  241.  —  B.  Die  finanzielle  Behandlang  der  Ver-  ; 
kehrsanstalten  des  Staats  im  Allgemeinen.  Auf  Stasts-  , 
Strassen  und  auf  Staatsverkehrsanstalten  lassen  sich  alle  vier  I 

beider  Zveige  mit  Balui&mtem  der  Printbalmfln ,  oder  Oebertn^f  dea  Post-  «id  ' 
TelegnphendieuBta  &n  Priratbahnbeamte ,  was  aber  immer  grSssore  Schiieii^eit  ^ 
nadit,  als  veiu  alle  drei  YerkehrBanstalten  ^em  Staate  rebOren.   Aach  in  Dwäck- 
laad  jetzt  immer  mehr  ZoBammealegiuig  von  Post-  v.  Tdi^rrqAeB&mten. 

Efl  wird  hier  Manches  aaf  die  geograph.  Lage  eines  Landes  aakomnea 
und  ob  die  PrirMb^ebsamkeit  aosrelcbt    Snglaad  wird  frülich  kdner  Stull-  i 
dampfeilinien  nach  dem  Continent  bedorfeo,  aber  es  gabreottouirt  imaerhiu  die  Hai»  \ 
nach  Nordamerika  o.  s.  w.   Schvedeo.  Norwegen,  Dinemark  wwd«  ebea»  , 
gU  Staatadampfer-  als  Staatsbahnliulea  einnditan. 
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Finaniprinoipien  (§.  133)  anwenden  and  in  der  Geschichte  wie 
in  der  Gegenwart  finden  sich  Beispiele  der  Anwendung.  Schon 
dieBer  Umstand  spricht  dafttr,  daes  sich  auch  hier  nicht  ein  einziges 
Priieip  als  das  llberall  nnd  allzeit  und  tHr  alle  Verkehisanstalten 
richtige,  als  das  schieehtweg  „rationelle"  bezeichnen  läset.  Kur 
ftr  eine  gegebene  Zeit  ond  für  gegebene  Länder  auf  einer 
beitimmten  Stnfe  der  Cnltor  und  Voikswirthsohaft  kann  man  eine 
Entseheidong  nnter  Erwägung  aller  einschlagenden  Verltilltnime 
trrifeo.  Dieselbe  wird  für  unsere  Länder  in  der  Gegenwart 
etwa  folgendennassen  aasfallen: 

1)  Die  Verwaltung  von  Staatsrerkehrsanstalten  nach  dem 
reinen  Begalitftts-  oder  Bestenerungsprincipf  wo  durch 
AoBSchhiss  der  freien  Goncurrenz  ein  grösserer  Reinertrag  erziel 
werden  soll,  ist  zu  verwerfen.  Denn  sie  widerspricht  dem  Hanpt- 
gnmde,  dessentwegen  der  Staat  Verkehrsanstalten  Obernimmt,  nem- 
Iteh  dem  lülgemeinen  Verkehrrinteresse.  Sie  hemmt  die  Benutzung 
der  Verkehraanstahen  statt  sie  zu  fördern.  Sie  ftthrt  endlich  zn 
eiier  sehlecbten,  ungldehmäasigen  Form  der  Besteuerung.  Mit 
Beeht  ist  daher  dieses  Finanzprincip,  wo  es  etwa  bestand,  wie 
gelegentlich  bei  der  Post,  fast  allgemein  aufgegeben  worden.  Die 
Bemerkung  Aber  die  Porti  in  §.  242,  Nr.  1  steht  mit  dem  hier 
Gttagten  nicht  im  Widerspruch. 

ä)  Die  Verwaltung  nach  dem  Princip  der  reinen  Staats- 
asBgabe  wäre  im  Allgemeinen  ein  zu  grosses  Zageständiss  fttr 
die  Benutzer  der  betreffenden  Anstalten  gegenttber  der  ganzen 
Bevölkerung,  welche  dann  die  vollen  Kosten  ans  den  allgemeinen 
Stenern  zu  decken  hätte.  Sie  ist  nicht  gerechtfertigt,  weil  die 
Vortheile  sich  niemals  ganz  gleichmässig  vcrtheilen;  nicht  nöthig, 
wefl  die  Benutzer  einen  Dienst  geleistet  erhalten  nnd  wenigstens 
tm  Theil  sich  leicht  in  der  Beanspruchung  dieser  Dienste  be- 
KfaiSnken  können;  und  finanziell  bedenklich,  weil  nicht  bloss  die 
AnlagekoBten ,  sondern  auch  nicht  einmal  die  laufenden  Betriebs* 
kosten  gedeckt  werden,  während  diese  durch  die  unentgeltliche 
Boitttsnng  noch  steigen.  Durch  eine,  wenn  auoh  mässige  Oebtthr 
whd  die  Benutzung  auf  das  wahre  Bedtlrfniss  eingeschränkt,  Uber- 
kaapt  ökonomischer  verfahren.  Die  Finanzlage  einer  Verkehrs- 
uutalt  lässt  sich  auch  nur  bei  allgemeiner  Zahlung  aller  Benutzer 
richtig  erkennen.  Daher  ist  mit  Recht  die  Beseitigung  der  Porto- 
freiheiten, der  freien  Eisen bahnfabrt  n.  s.  w.  zu  verlangen,  und 
Beaerdings  auch  meistens  in  der  Praxis  durchgeführt.  Unent- 

i.  Wifier,  IlBunriaiMuek.  I.  ^  95 
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geltliche  BieDStleistoog  der  Staats verkehrsaastalten  sott  dem-  j 
nach  not  die  seltene  Ausnahme  bilden.  Sie  stellt  dann  eine  , 
verhüllte  Staatsansgabe  dar,  wird  aber  besser  ganz  rer- 
mieden,  im  Nothfall  sogar  gegen  Uebemabme  offener  ZaUoigeo  , 
der  Staatscasse  an  die  Benntaer,  damit  ^ese  alsdann  die  gewMm-  ' 
liehen  Gebühren  entrichten.  i 

3)  Die  Verkehrsanstalten  des  ätaats  sind  daher  j 
nach  dem  Gebtthrenprineip  and  nach  dem  privatwirth-  j 
schaftHchen  Princip  zu  verwalten.   Welehes  von  beiden 
gewählt,  wie  weit  bei  der  Anwendung  des  ersteran  anf  volle  oder 
bloss  anf  tbeUweise  Kostendeckung,  nnd  bei  der  Anwendung  des 
zweiten  auf  den  höchst  möglichen  erreichbaren  Gewinn  abgcu^  j 
werden  soll,  das  hängt  ab  a)  von  dem  Grade  der  Gemeinntttsigkeit 
der  einzelnen  Verkehisanstalt  und  ihrer  verschiedenen  Transport- 1 
leistangen,  b)  von  der  Höhe  des  Kostenaufwands  fllr  die  Anstalt 
nnd  fttr  den  etwa  mit  ihr  verbundenen  Weg,  c)  von  der  Art  lud 
Weise,  wie  der  Staat  diese  Kosten  gedeckt  hat  (durch  Scfanlduf- 
nahme  oder  Verwendung  ordentlicher  Einnahmen,  besonders  Steaan) 
und  d)  von  dem  Umstände,  ob  und  wieweit  die  Kosten  (SohiUeo) 
bereits  amortisirt  sind. 

Hiemach  wird  im  Ganzen  die  Post,  mit  Aasnahme  emidDer 
Theile,  wie  des  Personen-  nnd  unter  Umständen  des  Paekettrus- 
ports,  die  Telegraphie  unter  das  Gehtthrenprincq>,  der  nen 
erbaute  Ganal,  die  Eisenbahn  nnd  der  Schifffahrtseuri 
sowie  die  Personen-  und  eventuell  die  Packetpost  anter  das 
privatwirthsohaftliche  Prinoip  fallen.  Demgeroäss  sind  die 
Einnahmen  aus  diesen  Verkehrsanstalten  in  diesem  Werke  aidb 
in  die  Abschnitte  theils  von  den  privatwirthsehafffieben  Fiinnalnf"i 
theils  von  den  Gebühren  gereiht  worden.  (§.  135.)'^) 

§.  242.    Allgemeine  Grundsätze  der  finanziellen 
Behandlnng  der  Staats  verkehrsanstalten.  Das  Nifaeie 
Uber  die  einzelnen  Anstalten  s.  in  den  betreffenden  Ahsdmittoi. 
Die  allgemeinen  Grundsätze,  welche  bei  uns  passend  fSr  die  fiaafi-  i 
zieUe  Behandlang  der  einiehien  Anstalten  maassgebend  sein  dlrften,  ! 
müssen  aber  ans  einem  gemeinisamen  obersten  Princip  ab-  j 
geleitet  werden.  Sie  lassen  sieh  kurz  etwa  folgendermaassen  tttr 
jede  Anstalt  zusammenfassen: 

Nur  dass  da  sonstigen  Zosammonluiig«  vagen  alle  Zweige  der  Poet  im  Ab* 
schnitt  TOD  der  Postgebahr  behandelt  werden.  Ueber  Stein'a  P^emik  gtgen  Bxöite 
fiehandloDg  a,  o.  g.  135  Note  5, 
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1)  Die  Briefpoat  and  wobl  auch  die  etwa  mit  vom  Staate 
betriebene  Oeldpost  ist  nach  dem  Gebflhrenprineip,  die  Per- 
lonenpost,  onter  ÜButitsden  anch  die  Facketpost  nach  dem 
pmatwirthechaftlichen  Prinoip  zu  rerwalten.  Bä  letzterem 
Zvdge  Ittsst  flieh  aber  die  Anwendang  des  GM>tthreDprincip8  aneh 
nditSertigen. 

a)  Die  Oebtthreneinnahme  bei  der  Brief-  und  Geldpoflt  soll 
die  Kosten  md  swar  anbedingt  die  laafendea  Betriebs- 
kostea,  im  ABgemeinoi  aber  aneh  die  Zinaen  des  im  PeetweBen 
steckendes  Anlage-  nnd  Betriebskapitals  decken^  aber 
keine  Ueberaehttsee  od«r  nur  solckc,  welche  aar  TUgnng  des 
Anlagekapitals  and  aar  Ansdehnnng  nnd  Verbessmng  des  Post- 
wesens  dienen,  geben.  PertoermKssigongen,  welche  mit  erheblichen 
osd  Iftnger  dauernden  EinnahmeaasfUlen  verbanden  sind,  können 
rieh  zwar  später  in  Folge  der  Verkekrssteigerang  wieder  vtlUig 
iwisUt  maehen.  lasmeihin  wird  bei  ihnen  i*  beachten  sein,  <Ä 
od  wie  weit  sie  Toraemlich  einer  Glasse  der  Bertflkcrtmg 
mm  Vortheil  gerMchoi,  nad  awar  deijenigen,  welche  darcb  direote 
Steaem  schwer  uitspreohend  zu  trafen  ist:  dem  Handels-  nnd 
tm  ThtÜ  dem  Gkwerbestande.  In  diesem  Fidle  fehlt  da«  Merk- 
mal der  gleichmässigen  Gemeinntttzigkeit,  so  das  mindestens 
eiafl  sehr  soiigflUtige  PrttAmg  Tsriangt  werden  mnss,  ob  der  Ein- 
BabneaasCal]  nicht  doch  anf  der  Staatsoasse  wird  sitaen  bleiben. 
Dies  mass  mOgtichst  Termiedea  weiden. 

b)  Die  Personenpost  mnss  bm  ans  wohl  nnbedingt  nach 
dem  priyatwir^^uiftlichen  Prmoip  verwaltet  werden.  Es  ist  da- 
her bei  ihr  der  höchst  mögliche  Reinertrag  za  erzideo,  wie  er 
unter  den  bestehenden  GonearTensen  erreichbar  ist  Unsere  gel- 
tenden Personenposttarifstttse  mOobten  vielfach  za  niedrig  sein. 
In  der  Praxis  wird  der  Preis  ftoüich  nicht  so  hoch  steigen  dürfen, 
daaa  die  Post  oonearrensanflUig  würde,  aber  doch  so  hoch,  dass  der 
rieh  bildende  Verkehr  die  ^itaasnatzang  des  Personals  and  Ma- 
terials der  übrigen  Postzweige,  nnd  daoöt  die  ganze  Postuistalt 
mOgüebst  reatabd  macht.  Tariiredactionen  in  der  Personenpost 
mOssea  daher  immer  einen  finanziellen  Zweck  haben,  solche  in 
der  Brief^ost  kennen  auch  einem  volkswirthsohaitlichen  Zwecke 
ent^rtogen,  also  selbst  za  einer  danemden  Einbosse  am  bisherigen 
Keniertnig  fuhren. 

c)  Fflr  die  Paoketpost  liegt  die  Sache  ähnlich,  jedoch  nicht 
ganz  so,  wie  &ir  die  Personenpost,  weil  bei  ihr  wenigstens  zam 
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Theil  dieselben  Erwägungen  wie  bei  der  Brietst  in  Betracht 
kommen  können. 

Wenn  Personen-  nnd  Packetpost  dem  Staate  directen  VerinBt 
bringen,  so  mnss  bei  uns  wokl  auf  ihre  EinsteUong  hingearbdtet 
weiden.  Alsdann  sind  die  vielleicht  frttbw  im  finanziellen  b- 
teresse  eingetUbrten  etw»gen  ansschlieBslicben  Rechte  d^  Poet 
auf  den  Betrieb  der  regelmässigen  Penonen-  and  Packetbefbrde-, 
mng  cn  beseitigeUf  damit  die  Privatindnstrie  die  erforderHcbeB i 
VerkehrsaDstalten  schaffen  kann.  Nach  diesem  Gesichtsponcte  bat 
man  mit  Recht  neoerdings  manche  im  Postregal  enthaltene  Vor  ! 
rechte  aufgehoben,  so  auch  in  der  neoesten  Dentsohen  Postgeseti-; 
gebnng. 

2)  Die  Telegraphie  iat  zwar  im  Ganzen  wie  die  Post  nacli 
dem  Gebtthrenprincip  zn  verwalten,  aber  doeh  schon  mit  einer 
weiteren  Annäherung  an  das  privatwirthschaffliche  Prineq>.  Dens 
sie  dient  in  höherem  Maasse  einem  Glasseninteresse  der  Handel 
und  Gewerbetreibenden,  sogar  vornemlich  dem  Grosshandel  ond^ 
Grossgewerbe.  Daher  ist  sow^t  als  mOglich  der  Enaata  der  Be-| 
triebsanelagen  und  der  Zinsen  nnd  Amortisationsquoten  des  Anlage  I 
kapitale  sn  verlangen  nnd  em  Uebersohuss  darttber  hinaus  weBiger. 
anfeehtbar  als  im  Postwesen. 

3)  Canäle  sind,  so  lange  die  grossen  Anlagekosten,  welche 
meistens  durch  Schuldanfnahme  bestritten  werden,  nicht  amortüirti 
sind,  nachdem  privatwirthschaftlichen  Princip  zu  verwalten.: 
Der  rein  gewerbliche  Standponct  einer  höchstmöglichen  Renlel 
braucht  dabei  jedoch  selbst  während  der  Amortisations^eit  nichti 
innegehalten  zn  werden,  wegen  der  grossen  Gememntttzigkeit  Dodj 
hohen  volluwirthschaftUchen  Bedeutung  billigen  Transports  vooi 
Massenproducten  znr  Consnmtion  wie  znr  Verwendnng  in  der  Pro-! 
duction  der  Gewerke  und  der  Laudwirtbsohaft.  Es  genügt,  wennj 
ans  dem  Reinertrag  das  Kapital  verzinst  and  getilgt  werden  kton  j 
Dies  ist  aber  auch  gewöhnlich  zu  verlangen  nnd  ein  Gewinn  ds-j 
ruber  hinaus,  der  bei  mässigen  Tarifen  erzielt  wird,  iat  immerhin! 
auch  statthaft.  Später,  nach  erfolgter  Amortisation  des  Anltg^l 
kapitals  wird  bei  den  Ganälen  das  Gebtthrenprincip  um  so  eher 
eintreten  dürfen,  je  anssclüiesslicher  sie  dem  Hassentransport  dienen. 

4)  Eisenbahnen  sind  zunächst  eben&Us  nach  dem  pri  i 
vatwirthschaftlichen  Princip  zu  verwalten,  solange  das 
grosse  in  ihnen  steckende  Kapital  zn  verzinsen  and 
zu  amortisiren  ist.   Sie  dUrfen  selbst  zu  einer  grÖsstmOg- 
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liehen  Rente  gebracht  werden,  wenn  diese  nicht  dnrch  monopo- 
tisdi^e  Ansbeatongf  Ansschlnss  berechtigter  Goncnrrenzlinien  n.  b.  w., 
sondern  doreh  die  freie  Verkehrsgestaltnng  erreicht  wird^ 
wo  sie  nicht  Steuer,  sondern  wie  bei  den  Privatbahnen  Gewerbs- 
geTinn  ist  Der  Vortheil  beim  Staatsbahnwesen  besteht  jedoch 
dirio,  dass  eine  Bolcbe  Verwaltung  naeh  dem  r«in  gewerblichen 
Gnindsatz  nicht  nnbedingt  nOthig  ist  (g.  S86).  Ist  dfeser 
Gnmdsatz  gleichwohl  der  die  Verwaltung  leitende,  so  wird  die 
^lage  aber  immer  noch  nicht  schlimmer,  wie  beim  Priratbahn- 
ST8tem.  Dagegen  ergiebt  sich  der  Vortheil,  dass  die  grSsseren 
UebeischOsse  der  Staatscasse  zufiiessen  und  dann  zur  Deckung 
etviiger  Deficite  anderer  Bahnen  verwendet  werden  kOnnes.  Auf 
diese  Weise  Ifisst  sich  am  Leichtesten  ein  gutes  Bahnsystem  im 
Sanun  Staatsgebiet  durchfuhren.  Das  Streben  nach  hOchst  mög- 
Eelier  Rente  ist  um  so  weniger  bedenklich ,  wenn  es  dnrch  Tarif- 
ndoctionen,  besonders  im  Gttterrerkehr  verwirklicht  wird,  —  oft 
du  beste  Mittel  dafSr.  Ein  absichtlicher  Verzicht  auf  einen  mOg- 
Keben  Ueberschuss,  der  dnrch  Übermässige  Tarifreductionen 
bewirkt  würde,  ist  dagegen  im  Allgemeinen  nicht  nothwendig,  and 
wobl  erst  zweckmässig  nach  vollendetem  Ansbau  wenigstens  der 
Haaptroaten  des  Bahnnetzes.  Ein  solcher  Verzicht  sogar  auf  den 
roOni  Ersatz  der  Zinsen  —  also  die  Anwendung  des  Gebühren- 
pnncips  —  ist  vor  erfolgter  Amortisation  des  Baukapitals  selbst 
BogNecht  Letzteres  um  so  mehr,  je  mehr  bloss  der  Personen-, 
b^nders  der  Vergnügungsverkehr  profitir^  je  weniger  wichtig  eine 
Bäk  für  den  Gttter-,  besondenft  ftlr  den  Massenprodnctenverkehr 
ist,  und  je  ungleichmässiger  die  Staatsbahnen  sich  Aber  das  Staat»* 
gebiet  erstrecken.  Denn  hier  nehmen  die  einzelnen  Landestheile 
Qngleiefaen  Antheil  an  dem  Nntzen  der  Bahnen.  Es  gilt  dann  von 
10  billigen  Tarifen  etwas  Äehnliches  wie  im  Staatsforstwesen  von 
der  biUigen  Holzabgabe  (§.  202). 

Erst  wenn  das  Baukapital  der  Bahnen  ganz  oder 
grossentheiU  getilgt  ist,  die  Bahnen  sich  möglichst 
gleichmässig  ttber  das  Staatsgebiet  ausdehnen,  ist  das 
Oeblihrenprincip  zulässig.  Von  den  einzelnen  Transport- 
leistangen  der  Bahnen  wird  es  dann  besonders  der  Massengttter- 
^ericehr  und  der  Personenverkehr  in  den  niederen  Wagenclassen  sein, 
weleber  durch  starke,  selbst  daaemde  Einbnsse  bringende  Tarifrednc- 
^en  zQ  begünstigen  ist  (§.  368, 270, 271).  Bei  dem  sonstigen  Transport 
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wären  dagegen  Tarifrednetionra  nur  znlttBsig,  soweit  sie  den  Bd 
ertrag  der  Unteraebmang  steigern.*')  | 

5)  SohifffahrtB-,  insbesondere  OampfschifffahrtscBrj 
sind  nach  dem  piiratwirthsobaftUohen  Priadp  zu  verwalten.  II 
aof  sehr  wichtigen  StreekeD»  flir  gewisse  Transporte  darf  ■ 
dessen  das  Gebtthrenprincip  angewendet  werden.  Eine  Soid 
stellang  kann  solche  Sobifffahit  aosserdem  als  Zweig  des  Fl 
Wasens  einnehmen. 

Die  vorstehenden  Sfttze  sind  das  Resultat  einer  znsamai 
fassenden  Betrachtang  des  gesammten  VerlEehrawesens.  8 
solche  Betrachtang  nrass  der  Bespreohang  der  einzelDenV^ 
and  Anstalten  vorangehen.  Jene  Sätse  dUrfen  als  Kegel 
unsere  Staaten  gelten.  Sie  können  and  werden  mitunter  J 
nahmen  erleiden ,  alsdann  aber  mit  der  nicht  za  flbente 
Gonseqnenz  für  die  Volkswirthschaftspolitik  und  die  FinaBseo: 
Staat  betrachtet  die  Uebemabme  von  Verkehrsanstaltrai  ib  I 
so  wesentliche  Aafgabe,  dass  er  ihre  Kosten  wie  diejea 
der  meisten  Thätigkeiten  zar  DarcfafUhrang  wesentlicher  Sti 
zwecke  ganz  oder  theilweise  aas  allgemeinen  Steoen 
streiten  za  dürfen  glaubt.  Ob  diese  Gonseqnenz  richtig  ist,  i 
im  einzelnen  Falle  entschieden  werden:  im  Allgemeines 
es  zn  bezweifeln. 

16.  Abschnitt 
BIscBbahM. 

1.  Die  Syitemfirage:  Staatsbahnen  oder  Frivatbahnenl  *) 

§.  243.  Einleitang.  Das  Urtheil  laatet  nach  dem  Ergi 
der  Erörterungen  Uber  das  gesammte  Verkehrswesen  im  n 


*)  Difcttr  Umpfenbaoh'a  Amreodiing  d«  Gebltlueaprucii«  nf 
bahnen  reifiUht,  Fin.      37— S9.    Ganz  In  DebereinstimiP.  mit  Obw«  Vi 
Fnge  d.  TuiferhOh.  Jeu  1874  («ns  HÜdebnodfl  Jabrb.  XSH)  S.  31  C 

*)  Die  elBgebMkde  Bduuuflnv  der  EiieabaliDfraKe  ist  Uer  «•  dvC 
im  GÜzea  irenig  rer&ndert  bember  genommen  iroiden.  6.  A.  §.  22S  ft; 
deu  u  sich  richtigen  Einvand  vom  Staadpnncte  strenger  Systematu  am  tm 
grauere  Dari^nng  dieser  Lehre  in  der  FinanxTiseentohaft  hsb*  sfl 
mehrfach  schon  oben  geäussert  S.  n.  A.  die  Note  1  dee  ror.  AbeohnttMi,^J| 
Meine  jetzige  Behaudlong  der  Frage  ist  nur  im  Ganzen  den  Staali^Mfl 
prlncipiell  noch  etvas  gftnstiger  als  in  d.6,  A.,  wo  der bertgttdhiiB 
bereits  guiz  von  mir  lierrohrte.  Es  eridirt  sich  cUes  eiiimal  aas  im  M*asM 
fahrangen  im  EisMibahnTesen,  die  aaoh  in  der  EiBeDbalinlileratar  ted 
Zeit  eine  grosse  Beir^iang  and  eine  bemeritennrertiie  Vandelnng  tu  GaaSM 
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im  ADgemeineii  so  GnuBteii  der  Staatsbahnen, 
mens  üraohtens  mathmaaalich  die  Zukunft  gehören  wird. 


btmHfenifsii  haben;  todua  uahr  qodi  nu  der  iiniui  mebr  gevoniieiiea 
velcbe  ich  In  Ave  „GroiuUepang"  dulegte,  roa  der  Aofgabe  des  zirnnf  s- 
ilirirtbschaftlichea  Systems  und  der  rolksirirtbscliaftUch  and  social' 
"  richtigsn  Scheidaug  zrisctioD  eigentlichem  Prirkteigenthom 
nriithiehiilea  nnd  „SffantUchem  Eigentham"  ia  den  Hftaden  des 
^ttiid  der  Selbstrerw-ftltnogakorper  oder,  dies  in  meiner  Skonomischen 
in  der  Gnmdlef .  aosgedrackt,  der  Z vangsgemeiDwirthschaftea. 
I  nr  qwdell  in  dieHr  ftims  für  mich  noch  maMgebend  die  BcUttfere  Er* 
w  der  noihT«adigett  ond  berechtigten  Fonction  der  „Öffentlichen  Da- 
ucb  in  dw  materi^-wirtbachaiuichen  Sph&re,  als  eines  banptsichllchen 
rar ricktigea  Einengang deaOebieti despriTatwirthschafU. Syst überhaopt 
Actiengesellschaftsvesens  specieU.   Ich  beziehe  mich  hierfOr  auf 
Am  &W  ÄctisDgeseUschafteQ  auf  dem  Eisenacher  socialpolit  Gongr.  1873 
Feitudt  n.  Hildabrand's  Jahrb.  XXI).  Die  principiellen  Anschanangett 
Fragen  der  „OrganisatioD  der  VoUcsvirtbschi^",  welche  in  der  Hauptsache 
I  MiBer  Eisenbahnlehre  in  der  6.  Äosg.  o.  in  jenem  Beferate,  sowie  in  der 
fUg"  eotrickelt  o.  begrOndet  worden  sind,  worden  frtther  rielfach  angeghSen 
1  KU  den  Pachgenossen  rerw&ndter  Richtung  bemängelt.  Ich  kann  mit  tienug- 
j  MaAtinn.  dass  gich  jene  Anschauungen  seitdem  immer  mehr  Bahn  gebrochen 
W,  vie  dies  in  ToUowirthschaftL  Fragen  ü&ea  so  geht,  schon  jetzt  beinahe 
nhantkndliche**  sogar  bei  ehemaligen  princ^ellen  Gegnern  nlten.  Nament- 
_  die  Schwenkung  in  der  SffentL  Meinung  und  bei  rielen  StimmfQhrem  der 
'w  Freihandetsschule"  zu  Gunsten  d.  Staatsbrimsystems  sehrbemericenswerth, 
Gtsictitsponcte ,  welche  im  Text  in  der  Eisenbahnfrage  rertreten  werdeo, 
'  dem  ErBcbeioen  der  6.  Auag.  immer  allgemeinere  Zustlmmang  gefunden, 
inea  Erfahroogen  mit  dem  «GrOndongsweeen"  bei  den  jongereo  deutschen 
ibsluen,  die  In  der  ganzen  Welt  gewonnene  Einsiebt,  daas  die  „Concorrenz" 
»Uuveiea  m  kainer  Weise  die  erwarteten  FrOchte  trug,  der  Tarifwirrwarr 
tcUud,  die  &probnng  des  Staatsbahnwesens  bei  nns  —  nnd  zwar  Baa  und 
^dsrclt  den  Staat  ~  erklären  diese  Wandelang  der  Meinungen  zur  GenOge. 
bnn  eine  so  eingebende  BeweisfOhrung,  wie  sie  im  Texte  in  der  Frage 
0.  Priratbahiu^teau  erfolgt,  in  siebt  an  f«niei  Zeit  als  ein  luna  d'oeoTre 

Uiterarische  Bovegnof  in  den  Efsenbahnfhigen  war  in  den  lebten  Jahren 
'L  Wir  haben  beaondüs  verthrolle  UnteiBDdiangen  Jndicttrer  Arf  *  er« 
„das  Problem  der  Concorrenz  unter  den  besonderen  Dmstinden  des  Eisea- 
^  wo  Cohn 's  u.  gen.  Werk  hauptsächlich  herrorzuheben  ist.   Die  Be- 
Kr  Arbeit  und  einzelner  kleinerer  anderer  liegt  romemlicb  darin,  mit  dem 
chennaterial  die  Sätze  zu  belegen,  welche  nach  der  deductiven 
|uB  dem  Wesen  der  Eisenbahnantemehmong  und  der  bei  ihr  bestehenden 
der  Concnrrenz  abgeleitet  werden  kSnnen  und  wurden.  .Xinige  Lehrbnch- 
kAnnen  natürlich  die  Beweisführung  nicht  allseitig  liefern ,  aber  doch 
[cipiellen  Hanptpnncte  richtig  und  mit  genügender  Schärfe  dadegen. 
glaube  ich  meiner  Eisenbabnlehre  in  d.  6.  A.  der  Finaozwissenschaft 
aaoeren  .indacdran"  Forschungen  gegentlber  rindidren  zu  dtufan  (rgl. 
8tDBit&acea  d.  EisenbahnpoUtik.  B«iL  1874.  S.  8). 
[fwze  Broschorenfloth  hat  ^ßk  in  DeatscUand  an  zwei  jiingste  Vorginge  ia 
~  itpolitik  angeknöpft,  an  die  prenss.  Dntersnchnngsoommissioa 
EisenbabnconcessioDswesen  (1874)  und   an  das  Project,  die 
Bahnen  in  Beichseisenbahnen  zu  verwandeln.  Gross  ist  das 
lie  E^eboiss  dieser  StreitscbrifUiteratur  für  die  Ökonom.  Seite  der  Eiseii- 
[«Uu.   ^ren  uberwiegt  den  Weizen  weitaus.  Ich  fahre  sie  indessen  unten 
ig  no,  wenifistens  soweit  ich  sie  selbst  kennen  leinte,  weil  sie  immer- 
Bild  ron  dem  Principieaiuunpf  giebt  Der  Bericht  jener  (TntwsudinagB- 
komjDt  ober  Halbheitett  leider  aicht  hinaas. 
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552  2.  B.  2.  K.  16.  A.  Eisenl).  Stuts-  od.  Priratbalmen?  §.  248. 

Dieses  Urtbeil  ist  jetzt  noch  einer  PrttfoDg  bloss  nach  den 
Verhältnissen  des  EiaenbahnwesenB  an  and  für  sich 


Werthyotler  sbid  die  riel&olioii  GrOitemuen  aber  TarifpoIitU,  die  >.  Tb. 
tQch  ihr  rein  irissensohilttlches  ^toneae  tta  die  Theorie  der  PnisMlÄiiv  1*^- 

(S.  u.  %.  264). 

Endlich  beginnt  die  immer  reichere  technische  Litentar  Ober  EieenbthnvesaB 
ftUm&lig  aach  ein  wenig  die  nationalfikonomische  Seite  der  Bahnen  za  vüi^foi. 
ftcdlioh  bisher  meist  ohne  genflgende  Beherrschnng  dieser  Sdte  der  Wnfca.  Be- 
sonders herrotznhehen  sind  Uer  t.  Veber's  Suirlften,  namendich  die  BeoMtsD. 
Hier  tritt  zm  klar  die  rein  antodidactlsche  nattonalfikonomische  BUdniv  des 
Yerfassers  herror.   In  iex  ron  ihm  sehr  richtig  behandelten  Frage  der  Haapt-  oad 
Secandftrbahnen  hat  Weber  z.  B.  noch  keine  Ahnung  daron,  dsss  hier  ein  Mowr 
bedeutsamer  SpecialEall  des  aUgemeioen  Gesetzes  des  extensiven  n.  intensir«i  Bodeo-  | 
anbans  gerade  in  Bezng  auf  das  Wegeireeen  vorliegt,  nie  ich  in  der  6.  A.  §.  24fi  I 
schon  nachgewiesen  habe.  Aber  überall  kommt  Weber  doch  als  eminenter  Tedutttf  i 
und  Senner  des  EisenbahnireseDS  anf  die  richtige  Spnr  des  Nationalfikonomeo. 

Ganz  isoUrt  steht  die  sonderbare  Ansicht  ?on  L.  Stein,  der  —  im  Prirathaha-  . 
wesen,  dieser  BIttthe  des  specolatirea  Kapitatismos,  „eine  Erscheinung  des  Piiie^ 
der  Selbstrerwaltnng"  (!)  sehen  Till  and  „nicht  rersteht,  wie  man  die  letzten 
allenthalben  befördern,  aber  in  diesem  wichtigen  Theile  der  Terwaltong  gnmdsltdich 
anaschliesson  will"  (Handb.  d.  Venraltongslehre,  2.  A^  Stattg.  1876.  S.  406).  Das 
Prlndp  der  Sdbstrerwaltnng  im  Bsenbahnweseo  kann  nur  xa  Bahnen  der  Sdbitra- 
waltnngBkDrper,  der  Prorlnzen,  Kreise,  Gemeinden,-  neben  den  Staatabahoes  (sogos-  . 
Loc albahnen),  aber  doch  wahrlich  nicht  zu  Bahnen  ron  Actiengesellieliaflen  ftduei- 
Stein'«  Ansröhnng  a.a.O.,  S.  408,  scheint  mir  znr  nemllchen  Conseqnenz  gelaagei 
zn  moasen.   S.  q.  §.  262,  bes.  §.  255. 

Literatur.  Geschichte  n.  z.  Th.  Statistik  d.  Eisenbahnwes. :  StQrmer, 
(Teschichte  d.  Eisenbahnen,  1.  Th.,  Bromb.  1872,  2.  Th.  1876.  Schmeldler.  Ge- 
schichte d.  deatsch.  Eisenbahnwesens,  Lpz.  1871.  J.  Michaelis,  Dentschl  Eisen- 
bahnen, 3.  A.,  Lpz.  1863.  Behm,  d.  modern.  Terkehrsmlttel,  Er^biznngsheft  19  n 
Fetermann's  geogr.  MittheiL  Er.  X.  r.  Nenmann-Spallart  (Wien),  üebenichtea 
üb«  Prodact.,  Welthandel  n.  Yerkehrsmittel,  in  Behm's  Geograph.  Jahrb.,  das  alle  1 
bis  2  Jahr  erscheint,  so  in  B.  TI  (1877)  S.  665  C  Ober  Eisenbahnen  (diese  Berichts 
rind  TMzOg^ch  a.  sehr  dankenswarth.  Ebenso  r.  deas.  Verf.  Im  offic.  Ostur.  Be> 
rieht  aber  d.  Pariser  AnsstelL,  Wien  1867).  Dann  die  meistens  jihriichen  amdkhn 
nnd  halbamtlichen  Statistiken  des  Eisenbidinweeens  der  einzelnen  L&nder.  für 
Dentschland  bes.  die  dentsche  Eisenbahnstatistik,  heraasg^.  von  dtx  gesddA^ 
fahrenden  Direction  des  Yereins  D.  Elsenbahnrerwalt,  XXT.  JtAiTg.  t  1874,  BerÄn 
1876.  Für  Prenssen,  Statist.  Nachrichten  r.  d.  pre&u.  EisMibahnen,  heransgeg.  r. 
Handelsministeriom,  letzter  B.  f.  1875.  Beri.  1876  (die  beste  amd  EisenbahnstatisL). 
FOr  Oesterreich,  Nachrichten  y.  d.  österr.-nngar.  Bahnen,  Wien  1876.  —  Efceo- 
bahnjahrb.  v.  Oest-Dng.  r.  Kehn,  j&hrl.  —  Ftlr  d.  Geschichte  des  eagL  Eisea- 
bahnrechts  a.  bes.  f.  d.  wichtig.  Enqn^ten  d.  I.  B.  d.  n.  gen.  We^  r.  0.  Cohn. 
Der  Bericht  des  parlam.  Ansscnnsses  v.  1872  aach  bei  Dorn  a.  a.  0.  (s.  a.). 

Tolkswlrthschaftl.  n.  volkswirthschaftspolitische  (rorwaltnags- 
rechtUche)  Seite.  Knies,  d.  Eisenbahnen  a.  ihre  Wirkongen,  Brannsohw.  185S 
<noch  immer  beachtenswerth ,  richtige  Betonung  der  Relatlritlt  der  Argmeite 
fOr  n.  wider  In  der  Staats-  n.  Priratbahn&age,  S.  38  £).  0.  Michaelis,  d.  Xoaop. 
d.  Eisenbahnen,  1861,  ders.,  Haftpflicht  n.  natori.  Monopol  der  Bahn,  Tottswirthseh. 
Vierte^hrsscbr.,  1863,  U,  ders.,  Difier.  Tarife  d.  Bahnen,  eb.  1864,1,  ders.,  Etw 
bahnactionäre  n.  Interessenten,  eb.  1864,  II,  jetzt  z.  Th.  im  1.  B.  seinra^  ToIksviiA- 
Bchaftlichen  Schriften  (Michaelis  damals  in  diesen  wie  in  seinen  and.  Arbdten  tu 
typischer  Vertreter  der  ,J)ent8chen  Freihandelsschnle").  —  Schftffle,  in  s.  gsseO- 
BchaftL  Syst  menscht  Wirthsch.,  2.  A.,  §.  262  ff.,  3.  A.  H,  230  ff.  —  Jlger,  Lehre 
T.  d.  Eisenbahnen,  Mtinchen  1866.  —  Yogt,  schwelt.  Stadien  Uber  Eiseabahiweaea. 
dentsche  Ylerie^hisschr.  1859;  ders.  Ub^  die  Frage,  ob  Eisenbahnen  s.  w.  res 
Staate  oder  r.  d.  Friratindostrie  zn  bauen  in  d.  Annales  de  Tassodat  intmat  p>  U 
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so  QStenieben.  Diese  PrHfnng  moss,  wie  in  den  analogen  anderen 
fUleiif  immer  von  dem  doppelten  Standpnncte  des  volkswirtb- 


jnpiM  des  sdencds  social.  4.  sem.  (Berne),  Vst.  et  Bmx  1866,  p.  SSK— 650  (mit 
BBbedflitt  Debatte).  —  Perrot,  d.  dentsolies  Eisanb.  Boet  1870,  ders.,  dieBoform 
i.  Ei8eDbatuit»ri&  im  Sinne  d.  FenDyporto,  Bremen  1869  u.  viele  Aufs,  in  Zeitsclir., 
die  BerdsfohrDog  immer  aicb  in  gleictier  Weise  viederholend.  S.  Ferrot's  Eisen- 
hibinferai,  Rost  (1871),  ders.,  Deotscha  EiBen1»Iuipallt,  Beiün  1872.  ders.«  die 
Dfibnatialtftxife  dar  EiseDb^eD.  Beri.  1874.  —  Mehr&dhe  Verhandlongen  auf  den 
deatohoi  rolhsirirthscb.  Gongr.,  so  m  Stnt^ut  1S61,  zu  Dand;  1872,  zd  Wim  1873. 
■ft  dem  steten  Bemflben,  durch  Aafttelinng  irgend  einer  Formel  (Trennung  r.  Fahr* 
L  F^btreAehr ,  bestimmte  Tarifprincipien  n.  s.  ir.)  das  anliebsame  Zngest&ndniBs 
Toneiden  zn  kSnoen ,  dass  die  Grundsätze  des  priratwirtlischaftl.  Concnrrenzsystems 
stdi  im  Eisenbabnvesen  nnanvendbar  zeigen.  S.  anch  in  dieser  Bfcbtang:  Dorn. 
Aif^ben  d.  Eisenbahnpolit,  Berl.  1674  („nicht  Concnrrenzlinie,  send.  Concorrenz 
laf  der  Linie",  „Beseitignog  des  TractionsnlonopoLs  der  Eisenbahnen"  u.  s.  v.). 
TgL  darQber  n.  dagegen  G.  Cohn,  Streitfr.  d.  Eisenbahnptrflt,  S.  8  £,  wo  alle  diese 
VtUeiOtan  gerade  nach  den  engl  Erfahrungen,  anter  BezDgnahme  anf  Cohns  gnsses 
TeA,  abgewiesen  werden.  „Freiheit  aaf  der  Schi«ie  gilt  in  England  bei  allen  TlieUen, 
aucUiesslich  der  Agitator«!  f.  Eisenbahnreform,  als  in  der  Wirklichkeit  tiadmkbar". 
&  imA  die  nach  dem  prindp.  Standpnncte  vandelbarea  Verbandlongen  ober  Eison- 
hsbnwesen  auf  d.  dentsch.  Handebtage,  z.  B.  1871  (D.  Hasdelsbl.  1871,  Nr.  30.  21), 
■it  den  Arbeiten  t.  Alex.  Mayer  n.  A.  m.;  so  auch  sp&ter. 

Das  dentscbe  HaaptweA  Uber  Eisenbabapoliük  ist  jetzt  das  mehrfach  gmannte 
G.  Cohn,  üntersnchnngen  Ober  engl.  Eisenbahnpolit.,  1.  B.  dieEntwickl.  d.  Eisen- 
babngcaetzgeb.  In  England,  Lpz.  1874,  mit  d.  Mitthcil.  aas  d.  engl.  Eisenbabnenqnflten 
(ibes.  S.  316  ft,  321  ff.),  2.  B.  zur  Beortheil.  d.  engl.  Eisenbahnpolit,  1675.  Die 
Bestiltite  des  Yerf.  stimmen  in  den  Haaptprincipien  darchaas  mit  meiner  Eisenbahn- 
^lAn  flbereln.  Ders.  in  der  obengen.  Broachtlre  (Quintessenz  des  grossen  Werits); 
ders.  aber  eine  akadem.  Vorbildung  znm  h&beren  EiBenbahnrerwaltnogsdieDst,  Zoricb 
18T6.  —  de  Frauqnerille,  Eisenb.-Concarrenz  n.  Fasionen  in  England,  deutsch 
tai  Jhi  regime  des  trarauz  publ.  en  Angleterre")  r.  Wilke  u.  r.  NOrdling,  Wien 
I8T5.  —  Sax.  Oekonomik  der  Eisenbahnen.  Wien  1871  (unausgeflUut).  —  Handbach 
l  EbenbahBTerais  r.  Haoshofer  (B.  1,  OnmdzOge  d.  läsenbabnwe«.,  viithschaftl. 
Seile,  ombsBendes  systemat.  Ved:),  r.  Pattln«  (6.  3,  Baa  n.  Ausrast  d.  Eisoibabn.). 
1.  Schmidt  (B.  3.  Verwalt.  d.  Eisenb.  q.  Bnobfahr.  im  Eisenbabobetiieb),  Stottg. 
1875.  —  L.  Stein,  Flnaazviss.,  S.  X..  S.  260.  Handb.  d.  Tenraltnngslehre,  2.  A.. 
S.  402  ir. 

Eisenbahnrecht  u.  Verwandtes  (Expropriation):  Beyscher,  d.  Becht  d. 
Kuts  a.  d.  Bahnen,  Tüb.  1652.  Besse!  n.  Kflhlwetter,  preass.  Eisenbahnrecht. 
Kätt  1855—57.  Beschorner,  Deatsches  Eisenbahnrecht,  Erl  1856.  Koch,  D.'s 
Ebeub,  Marb.  1860.  G.  Meyer,  Becht  d.  Expropr.,  Lpz.  1866.  Ffirslemann. 
presas.  Eisenbahnrecht,  BerL  1869.  H.  BSsIer,  soc.  Verwaltungsrecht,  II.  B.,  Eri. 
1S79,  §.  419  ff  Michel.  Ssterr.  Eisenbahnrecht,  Wien  1S60.  L.  Stein,  z.£isen- 
kabniechtsbildung,  Wien  1872.  Hodges,  law  affect  railways,  5.  ed.,  London  1869. 
Sbelford.  law  of  raUways,  4.  ed.,  2.  rol.  Lond.  Falsa,  diot  Ugisl.  et  re^on.  des 
dMBlBs  de  fisr.  2.  ed^Fuis  1872.  S.  auch  meine  Gnndleg.  Ki^.  T,  A.  20  (Zwaagsentdgn.). 

Tecbafsches,  Terwattnng  im  AHgem.  z.  Tb.  schon  In  obigw  Literatur 
Uber  d.  Bkonom.  Seite  d.  Bahnen  a.  Uber  Eisenbahnrecht  Sonst  besonders:  r.  Weber. 
Schote  d.  Eisenbabnwes.  (Abriss  d.  Gesohn  Techn..  Adminlst.,  Statistik),  2.  A.,  Lpz. 
1892,  3.  A.  r.  Schmitt,  Lpz.  1873  (sehr  beachtenswerth  auch  fOr  die  Natiooal- 
Skonomen).  Dann  zahlreiche  meist  klninere  z.  Tb.  popal&re  Schriften  r.  v.  Weber: 
Die  Indiridaalitit  u.  Entwickelbarkeit  d.  Eisenb.,  Lpz.  1S75  (gelangt  zu  sehr  bedcuts. 
nat-QkoD.  Gesichtspancten ,  die  die  Techniker  und  die  Staatsverwaltong  meist  bisher 
ftbeisahen);  Popnl.  Erörterungen  ron  Eiaenb.  Zeitfragen,  4  Hefte.  Wien  u.  s.  w.  1876, 
Nr.  1,  Kormalspnr  a.  Schmabpar.  Nr.  2.  Werth  a.  Eanf  der  Eisenb.,  Nr.  3,  Praxis 
d.  Sicher,  d.  Eisenbahnbetriebs,  Nr.  4.  Frir.-,  Staats-  n.  B^chsbahnea,  alle  wioht^ 
t  d.  NattoBalOkon.  u.  Flnanzmann,  bes.  Nr.  4;  Natlonalit  Q.  Eisenbahnptäitik,  WUä 
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2.  B.  2.  K.  16.  A.  Eiseob.  SUats-  od.  Privatbahnen?  §.  243. 


scbaftUohen  ProdnctionsinteresBes  eiDe^  and  At»  allge* 
mein-Tolkswirtbsehaftlicheiif  deBVertbeiiangs-  nod  des  soeUl- 
politisehen  Interesses  anderseits  erfolgen  (§.  156,  158). 

1)  Von  dem  erstgenannten  Standpnncte  aus  ist  die  Frage  nach 
dem  Bahnsystem,  ob  Staats-,  Privat-,  oder  ob  etwa  ein  ans  Staats- 
nnd  Privatbabnen  „gemiacbtea"  System  den  Vorzug  verdiene, 

ti.  8.  w.  1876.  —  Schvabe.  üb«r  die  en^.  Eisenbabuea,  Berlin  1871.  —  Hart* 
wig,  Uber  das  Eiseabahowesea  bes.  Londons,  Berl.  1874.  —  Wehrmann,  Beiac- 
studieD  aber  Anlagen  d.  s.  w.  der  eugL  Eisenbahn..  Elberf.  1877.  —  Ferdonael, 
tniti  ^ment  d.  chemius  de  fer,  Par.  (z.  B.  3.  ed.  1865).  Goschler,  eqiloit.  d. 
chemin  de  fer,  4.  roL,  Fu.  1868—68.  —  Jacqmin,  ezploit.  d.  diomia  da  Su, 
Paris  1867,  1868. 

Eiaeabahnxeform,  Frafen  der  Staataanfilcbt  ober  die  Priratbalma, 
Deatsclie  BeicIiseUeBbahnfrase  (u  dgL  m.  Bericht  der  Speoialcoiiiminb»  t. 

Untersacb.  d.  Eiaenbahnconcassionnresens.  Hit  Anlagen.  Berlin  18T4  (Kr.  11,  Friere 
des  Haoses  der  Abgeorda.,  12.  LegisUtiir|ieriode  1.  Sees.  187S— 74).  —  Faiich«r, 
d.  allg.  Fiagebogeo  d.  UDtersncbnngacomm.  Qb.  d.  EisenbabnconcessionBwefl.  beaitr., 
Beil.  1873.  —  Enttrnrf  eines  Reicbsrnsenbahngeaetzes,  aa^estellt  im  BeicbseiseDbalu- 
amte.  Beri.  1874.  TorUafigw  EntTurf  eines  Beichseisenbahngesetzes  (2.  amü.  Eotv.). 
BerL  1875.  —  Dieser  vorl&of.  EDtwnrf,  Bearth.  r.  Ver.  d.  Privateisenb.  im  D.  Bäcba, 
Beil.  1ST5.  —  Entvnrf  eines  Gesetzes,  betr.  d.  Uebertragnng  der  Eigenth.-  n.  sonst 
Rechte  des  Staats  an  Eisenb.  auf  d.  D.  Haich,  Berl.  1876.  Bemerk,  des  Vemos  d. 
Piinteisenb.  zu  diesem  Entunirfe,  BerL  1876.  Viel  a.  reichhaltigstes  legislatirai  n. 
■tatist.  Material  za  deD  nmeren  Fragen  ftb.  EisenbAhnpoUt,  bea.  anch  aber  d.  Bdck»' 
«■anbahaftage  in  Hixth*s  AniudeD  d.  D.  Beicha,  bes.  im  Jahrg.  18T6.  — £■  Both- 
Schild,  Ideen  ttb.  Umiruidl.  d.  Bahnen  ta  B^chseitenbahnen,  BlannsehT.  1875.  —  , 
T.  BOhmert  (Gegner  d.  Beidub.).  Enqaöte  ab.  die  Beichselsenbahnfrage.  3  Liet,  | 
Lpz.  1876.  —  TariferhAhong  od.  Beicbseisenbahnen?  Von  einem  Fachmann  (£  R.-Z\ 
Beriin  1876.  —  Weizmann,  die  Deatsche  Beichsbahn,  Berlin  1876  (fOr).  (S.  ancfa 
ders.,  die  Eisenb.  als  afTentl.  Strasse.  Berl.  1875.  n.  zur  Eiaeobahnreform.)  —  Zeba 
Jahre  prevsa.  deatscber  Eisenbabnpolitilc,  Lpz.  1S76  (fQr  Beichsb.)  —  C.  Walckor, 
z.  Orientir.  in  d.  Beiobseisenbahnfrage,  1676.  —  Die  Beichseisenbahnfrage,  Beitr.  z. 
LOanng  derselben  von  einem  FachmaDoe.  1.  Heft,  Enr^b  d.  deatschen  Bahnen  dnrck 
d.  Beich,  Lpz.  1876.  — .Sch&ffle,  Hater.  z.  Eisenbahnfrage,  Tob.  Zeilschr.  1876. 
S.  352  ff.  —  A,  Wagner,  la  qnistione  delle  strade  ferrate  dell  'Impero  OetmaoiM, 
Birista  bitemationale,  Mirzo  1876,  —  A.  Held,  d.  Uebergaog  d.  deutsch.  Bahoea 
u  das  Beich  (fOr).,  Landvirthsch.  Jahrb.  1876,  S.  1065—1128.  —  Bunde,  dss 
B«iohBdMnbahnproj.,  Bnuuuchw.  1876.  —  Bodenheim,  Veilähiwege  DeolscUaadi, 
Haonor.  1876.  —  Unter  den  Gegnern  gegen  die  CentraUsatim  d.  Etjenbahnweeem  n- 
gegen  die  Beiohsbahnea:  Uor.  Hohl,  Ob.  d.  Entv.  eines  BoichseiBeBbahnges.,  Statl- 
gait  1874  a.  1875,  ders.,  die  Frage  w.  d.  Beichseiaenb.  erOrtert,  Stattgart  1876.  — 
V.  Weber  in  der  oben  gen.  Sehr.  Uber  die  Piiratbahsen  n.  a.  w.  —  ?.  Unruh  in 
der  „Gegenwart"  Ton  Lindan  1876  (altes  Manchestertham).  —  t.  VarnbQler,  Soll 
d.  Beich  d.  deutsch.  Eisenbahnen  erwerben?  S.  auch  die  Verhandl  Aber  die  BmcI»- 
eisenbahnfrage  anf  d.  Bremer  volkiwirtbEch.  Coogr.  1876  (Verh.  Beri.  1876),  mU  de« 
Beferat  t.  Bohmert  gegen  (Standpunct:  mehr  Piivatbahnsystem),  von  mir  f&r  (ab 
Gonaeqnenz  des  Staatabahnsystems) ;  in  der  Debatte  bes.  Nasse  gegen  (für  Staats- 
bahn,  aber  gegen  Beichsbahn),  Stephan  gegen  (Furcht  ror  weiteren  ConseqoeaMB). 
—  Zq  dem  BemeriEenswertbestea  fQr  Prirat-  n.  gegen  Staatsbahnen  gehören  die 
TieUMhen  Stellw  in  Stronssberg'a  ,.Dr.  Stnmsbaig  n.  sein  Wiriun",  Berlin  197& 

FQr  Oesterreich  vgl.  &  B.  Dedodir.  der  Präger  Handelskammer  (Schebekt 
Beform  d.  Eisenbahnwee.,  Prag  1874.  Bing,  Eisenbahnprogr..  1875.  Denkschr  d. 
AnaachnsseB  d.  nieder-Oeterr.  Uandelakamm«',  Wien  1876. 

Die  Tarif  fragen  werden  in  den  meisten  dieser  Sehrifien  mit  berthrt  snd  siad 
Heb  fOr  die  prindp.  Frage,  ob  Staats-  ob  Privatbahn?  mU  ron  Bedeutung.  SUp 
ßdhrlften  atu  d,  Speciatlit  unien  in  §.  264,  Note  2. 
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neist^  allein  betraehtet  worden.   Dasjenige  System  ist  hier  vor* 
uuiebeii,  welches  das  nnmittelbare  Bedttrfniss  der  Commimicatioii 
and  des  Transports,  dem  das  Eisenbahnwesen  dient,  am  Besten 
befriedigt   Grade  in  dieser  Beziefaimg  mnas  im  Voraus  die  Rela- 
tivität aller  einzelnen  Argumente  fär  und  wider  Staats-  nnd  Privat- 
bahnen  anerkannt  werden:  es  Hast  sieh  ans  diesen  Beweis- 
i    grflnden   allein   ein   allgemeingUltiges  Oesetz  oder 
i    Axiom  nicht  einmal  fttr  ein  bestimmtes  Land  in  be- 
I    stimmter  Zeit  gewinnen.   Licht  and  Schatten  sind  im  Ein- 
I    xelnen  manohfaoh  verschieden,  im  €ranzen  ziemlich  gleich  vertheilt 
Sieherlioh  ist  es  ein  Irrthnm  zn  meinen,  wie  es  von  einseitigen 
Parteigängern  oft  geschieht,  gewisse  Uebels^de  würden  mit  dem 
Weehsel  des  Systems  ohne  Weiteres  verschwinden.  Denn  dieselben 
begen  oftmals  tiefer  und  hängen  mit  dem  Umstände,  ob  die  Bahnen 
eines  Landes  Staats-  oder  Frivatbahnen  sind,  oft  wenig  oder  gar 
nicht  ZDsammen. 

Die  RelativiUlt  der  einzelnen  Argumente  hindert  aber  nicht, 
selbst  wenn  die  Frage  zunächst  nur  von  diesem  ersten  Standpuncte 
ans  betrachtet  wird,  schon  zn  einem  festen  Ergebniss  fttr  die 
Wissenschaft  und  die  Praxis  zn  gelangen.  Dieses  Ergebniss 
ist  nur  vrieder  kein  absolutes.  Zeit  nnd  Ort  sprechen  ein 
eitieheidendes  Wort  mit  FUr  unsere  jetzige  Zeit  und  fttr  unsere 
Länder,  d.  h.  in  erater  Linie  fttr  Deutschland,  dann  fttr  das  con- 
tbentale,  besonders  westliehe  nnd  mittlere  Europa,  endlich  im 
WesratUchen  fttr  die  gcsaoimte  enropäisch-uuerikanisohe  Staaten- 
welt f4%t  die  Entfioheidnng  fflr  Staatsbabnen  ans  der  Stellung 
der  Bahnen  im  Verkehrswesen  nnd  wieder  ans  der  Stel- 
Inng  des  Staats  zu  dem  letzteren.  Die  Durchsicht  der  ein- 
sehen  Beweisgrttnde  in  der  Controverse  im  Folgenden  wird  aber 
■eigen,  daas  manche  triftige  Gründe  auch  fttr  Privatl>ahnen  an- 
safahren  sind  und  manche  andere  gegen  Staatsbahnen  sprechen. 
Die  bisherige  geschiehtliehe  Entwicklung  nnd  der  gegenwärtige 
instand  des  Eisenbahnwesens,  wo  Staats-  nnd  Privatbahnen  bunt 
weebseln,  beweisen  zwar  in  der  principiellen  Frage  wenig,  weil 
notoriBch  nicht  feste  Principien,  sondern  zufällige  ge- 
schichtliche Umstände  diese  Entwicklung  bebeirsoht  haben 
(§.  251).  Sie  zeigen  jedoch  erfahmngsmässig,  dass  alle  Beweis- 
gründe nur  einen  relativen  Werth  besitzen.  An  dem  früher 
gewonnen  Ergebniss  darf  man  vornemlich  deshalb  festhalten,  weil 
die  Dsncheriei  einzelnen  Gründe  fttr  Privat-  und  gegen 
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Staatsbahnen  nicht  den  Ausschlag  geben  nnd  ihnen  stets 
andere  ebenso  gewichtige  gegenüber  gestellt  werden 
können.  Aach  diese  entscheiden  nicht  allein,  obgleich  sie  mit- 
unter sehr  beachtenswerth  sind,  jedenfalls  beleuchten  sie  die  Fr&ge 
aber  noch  von  manchen  andern  Sdten  in  erwünschtester  Weise.  | 

2)  Den  Ausschlag  fUr  Staatsbahnen  geben  jedoch  ror 
nemlich  die  Erwägungen  aus  dem  zweiten  Gesichtspuncte.  Es 
lässt  sich  nachweisen,  dass  die  Snmme  der  materiellen  In*  j 
teressen  and  daher  der  ökonomischen  nnd  socialen  Macht,  , 
welche  das  Eisenbahn wesen  in  sich  vereinigt,  zu  gross  ist,  als 
dass  die  bttrgerliche  Gesellschaft  diese  Institution  den  Privatwirtfa-  ; 
Schäften  Sberlassen  kann.   Man  steht  daher  von  vomeherrän  vor  | 
dem  Dilemma:  ein  vom  Staate  beaufsichtigtes  und  geregeltes  Pri-  | 
vatbahnwesen,  dem  im  Oesammtinteresse  wenig  Selbständigkeit, 
ein  ungemein  werthvolles  Eigenthumsobject,  bei  dem  aber  dem  j 
Eigenthttmer  wenig  „Rechte"  mehr  bleiben  dürfen,  oder  —  j 
Staatsbahnwesen,  bei  welchem  diese  Conflicte  zwischen  Privat- 
nnd  öffentlichem  Interesse  fortfallen.   Das  Staats-Eisenbahnwesea  i 
bildet  den  wichtigsten  Fall  auf  dem  Gebiete  der  materiellen  Pro- 
duction,  wo  der  Staat  passend  und  erfolgreich  das  (ohnehin  nnr  | 
dnrch  die  Actiengesellschaft  vertretene,  §.  244)  privatwirth-  j 
scbafUiche  Sjrstem  einengen  kann.    Alle  Vortheile  der  grosseii  i 
„öffentlichen"  Unternehmung  kommen  bei  ihm  zur  Geltung:  rieb-  ! 
tiger  Grossbetrieb,  dnrch  den  Zweck  geboten,  vom  Staate  so 
gut  als  von  einem  anderen  Unternehmer  dnrchznfttbren,  ohne  die  , 
volkswirtbschafllichen  nnd  sooialpolitiscben  Bedenken  des  privat-  ! 
wirthschaftlichen  Grossbetriebs;  Möglichkeit  einer  zeitlich  gleich-  I 
mässigeren  Kapitalrerwendung,  statt  der  unvermeidlich  UDgleicb- 
mässigen,  weil  ganz  vom  Gange  der  Specnlation  abhängigen  bei 
dem  PrivatbahnsyBtem ;  geringere  Gefahr  des  factischen 
Monopols  oder  bei  einer  solchen  wenigstens  der  finanzielle 
Nutzen  für  die  Gesammtheit;  hinlängliche  Sichenuig  des  finan- 
ziellen Interesses  der  Gesammtheit,  aber  dennoch  Möglichkeit, 
statt  des  reinen  Rentabilitätsstandpnnets  das  öffentliche  Inter- 
esse bei  Anlage  und  Betrieb  entsprechend  mit  zn  berttcksiohtiges^ 
Ausgleichung  der  „guten  und  schlechten  Fälle"  durch 
Vereinigung  der  guten  nnd  schlechten  Routen  in  einer  Hand  ofid 
dadurch  grössere  Fähigkeit,  mit  geringerem  Risico  das  BaliB- 
netz  auszudehnen.   Da  nun  anderseits  das  Ei^ebniss  der  Unter- 
«nobnn^  von  dem  erstgenannten  Standpmicte  ans  vindestenR 
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nieht  gegen  Staatsimbnen  ansl^Ut  and  da  sich  zeigen  Viaat,  daas 
<Be  Hänge!  der  Staatsbahnen  den  Privatbahnra  fthnlicb  an- 
kleben^  weil  es  sich  in  beiden  Fällen  am  riesige,  ähnlich  zn  orga- 
niainnde  Einrichtongen  handelt,  so  darf  mit  Recht  das  Urtheil 
allgemein  bei  uns  zu  Gunsten  der  Staatsbahnen  lauten. 
Dies  im  Einzelnen  möglichst  objectiv  zn  begrOnden,  ist  die  Auf- 
gabe des  Folgenden.') 

I.  —  §.  244.  Die  Fragskellang.  In  der  Gontroverse,  ob 
Staats-,  ob  Privatbahnen,  ist  AUem  znvor  die  schiefe  Frag- 
stellnng  zu  berichtigen.  Der  undeutliche  Ausdruck  „Privat- 
bahnen"  hat  den  Anhängern  der  letzteren  den  Anlass  gegeben,  mit 
dsD  ttblichen  Grttnden  vom  „natttrUchen"  nnd  erfahrungsmässigen 
Vorzog  des  priraten  vor  dem  staatlichen  Gewerbebetrieb  auch  in 
dieser  Frage  zn  argnmentiren.  Allein  diese  Ortlnde,  welche  ohne- 
hin oft  schon  zn  sehr  verallgemeinert  zu  werden  pflegen,  passen 
vollends  hier  zum  grössten  Theile  gar  nicht,  weU  die  sog.  Prirat- 
bahnen  eben  nicht  eigentliche  PriTatnnternehmungen  im  gewOhn- 
liehen  Sinne  sind  und  im  Eigenthnm  und  in  der  Verwaltung  eines 
oder  weniger  Privaten  stehen,  sondern  grossen  kapitalistischen 
Genossenschaften  und  Erwerbsgesellschaften,  insbeson- 
dere Aotiengesellscbaften,  ^faören  und  von  diesen  verwaltet 
werden.  Die  Fragstellung  ist  idso  nicht:  ob  Staats-,  ob  Privat- 
bahnen, sondern  ob  Staats-,  ob  Actiengesellschaftsbahnen. 

Dnrch  diese  Berichtigung  fallen  sogleich  viele  Argnmente  gegen 
Staats-  nnd  fitr  die  sog.  Privatbahnen  ganz  fort  Statt  dessen 
ergeben  sich  viele  und  sehr  bedeutende  Aehnlichkeiten  beider 
Arten  von  Bahnen,  weiche  in  der  Wirklichkeit  jeden  Augenblick 
dem  Beobachter  aufstossen  und  fast  absichtlich  flbersehen  werden 
m&ssen,  als  taothwendige  Gonseqnenzen  unverkennbarer  Aehnlich' 
keiten  des  Wirthschaftsbetriebs  des  Staats  und  der  Actiengesell- 
sehafteo.  Aus  diesen  Aehnlichkeiten  erklärt  es  sich  zum  Theil, 
dass  die  Oblichen  Argnmente  in  der  Gontroverse  ttber  Staats-  nnd 
Frivatbahnen  nur  relativ  richtig  sind.  NamentHch  zeigen  sich 
vielfach  bei  beiden  Unternehmungen  die  dem  Staats-  und  dem 
Aetiengesellschaftsbetrieb  gemeinsam  eigenen  Schwächen  ver- 

*i  Die  £iOit«iiuig  der  Fnge  ron  diesem  zweitea  Stondpancte  dts  Betrachtang 
am  fehlte  In  d.  6.  A.  zwar  nicht  in  der  Dantdlnttg  der  „einzelnen  BeTeisgriuide" 
(§■  230  E.X  Iber  sie  moss  gleich  hier  in  ihrer  princip.  Bedentnng  TorugestoUt  vwden. 
For  die  bazQgUche  GniDdanschaaang  beziehe  ich  mich  hier  un  fttr  «Uemal  Mif  m^e 
Ornndlagnng,  bes.  E»p.  3— 5  n.  speciell  »of  mein  Beerst  Ober  Actiengesellsobnfts- 
VflKft  «of  (t.  Eisen,  socialpolit.  Congtease  1873. 
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gUchen  mit  ößm  reinen  Privatgeschäft.  Endlich  treten  anefa  apeei- 
fische  Schwichen  der  Priratbahnen,  neben  kaom  wesenHicben 
Vorzfigen,  hervor,  weil  diese  Bahnen  eben  Erwerbs-  und  noch 
dazu  Actiengesellsohaftcn  gehören.  Zorn  Theil  hat  giade 
die  Eisenbahnaotiengesellschaft  ihre  besonderen  IfSngel  vor 
anderen  ÄctiengesellBchaften,  weniger  was  den  Betrieb  der  fertiges 
Bahn,  als  was  die  Grflndang  des  Unternehmens  anlangt 

Die  zahlreichen  aprioristischen  Argamcnte  gegen  Staats-  ond 
für  Privatbahnen,  welche  somit  hinfällig  werden,  sollen  dann  zwar 
oft  eine  Stütze  in  der  Erfahrung  finden.  Dabei  wird  aber  über- 
sehen, dass  in  der  Regel  ein  exacter  Vergleich  der  Erfahmogs- 
thatsachen  auf  diesem  Gebiete  unmöglich  ist  (s.  z.  B.  §.  347). 
Soweit  jedoch  ein  solcher  allenfalls  zulässig  erscheint,  ergieU  sieb, 
wie  es  sich  richtiger  Weise  schon  von  vornherein  Tennnthen  Hat, 
dass  die  Erfahrung  ebenso  oft  Yonflge  des  einen  wie  des  andern 
Bahnsystems  hinsichtlich  der  Anlage  und  der  Verwatamg  der  Bahn, 
der  Technik  und  Oekonomik  heransstellt 

II.  —  §.  S45.  Uebersicht  der einielnen  Beweiagrfinde. 

A)  Ausdehnung  des  Bahnnetses  und  Wahl  der 
Bahnlinien. 

1)  In  beiderlei  Beziehung  pflegen  den  Staatsbahnen  fdgesde 
Vorwtlrfe')  gemacht  zu  werden: 

a)  Das  Bahnnetz  wird  sich  nicht  nach  den  natürlichen 
Bedürfnissen  der  Volkswirthschaft,  wie  dasjenige  der 
Privatbahnen,  sondern  nach  der  Willkühr  der  Regierung  oder  lileD- 
falls  dieser  und  der  Volksvertretung  ausdehnen.  Namentlieh  drohen 
zwei  Extreme: 

et)  entweder  wird  das  Bahnnetz  ganz  übermässig 
ausgedehnt,  ohne  gehörige  Rücksicht  auf  die  vefsohiedene  Ver- 
kehrsentwicklnng  der  einzelnen  Landestheile,  —  one,  wie  be- 
hauptet vrird,  notbwendige  Folge  des  Staatsbahnsystems.  Dran 
der  Staat  wird  sich  den  an  ihn  von  allen  Seiten  gestelltes  An- 
forderungen nicht  entziehen,  keine  Bevorzugung  gewähroi,  keine 
Vernachlässigung  wagen  dürfen.  Dann  tritt  die  BentabUitits- 
frage  zurück,  grosse  Staatsschulden  häufen  sich  an  und  ^e  Finanzen 
werden  auf  das  Aeusserste  geföhrdet,  an  Stelle  des  privatirirth- 
schaftlichen  tritt  das  Frincip  der  reinen  Staatsausgabe  im  Stiato- 


")  Tgl.  z.  B.  Bergias,  Fin.  2.  A.  §.  23,  S.  242  iE,  d«r  mit  gerläuihto Eii- 
wltlgkeit  den  Stuidpaact  der  PriratbahiieD  rertiitt. 
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babweaen,  das  bei  den  grossen  Anlagekosten  der  Bahnen  gar 
Hiebt  dorohfUlurbar  ist*) 

ß)  Oder  das  Bahnnetz  wird  gerade  mit  Rtlcksiobt  auf  diese 
Gefahr  nar  wenig  entwickelt,  esn  bestimmter,  von  vornherein 
Ol  grttnen  Tiseh  entworfoner  Plan  wird  ausgeftihrt,  die  Herstelinng 
jeder  Concnrrenslinie  wird  gescbenf^),  —  kurz,  das  privatwirth- 
Khaftüche  Prineip  macht  sieb  (als  Fiscalismns)  geltend.  Dann 
lieht  flieh  der  Verkehr  in  Betreff  seines  wichtigsten  modernen 
ffil&mittels  beschränkt,  die  volkswirthscbafUiche  Entwicklang  stockt 
md  das  Staatsbahnsystem  verfehlt  seinra  Zweck.  ^)  Öibistigsten 
BUles  werden  dann  doch  Privatbahnen  oonoessionirt,  aber  kostbare 
Zeit  ist  darüber  verloren  gegangen^)  nnd  immer  wird  sieh  die 
Forditj  die  Bente  der  Staatsbahnen  beeinträchtigt  z«  seben,  von 
oaektbeiligem  Einfiosae  anf  die  Entwicklung  der  Privatbahnen 
emdsen. 

Im  G^ensatz  hierzu  wird  dann  hervorgehoben,  dass  bei  einer 
fibermassigen  nnd  besonders  bei  einer  sehr  raschen  Aosdehnong 
des  Privatbahnnetzes  höchstens  die  Aotionäre  und  Bahn- 
glinbiger  etwas  riskirten,  die  Volkswirthschaft  immer 
gewänne  nnd  der  Staat  ganz  oninteressirt  nrtfaeiien  kOnne, 
naaentUeh  jede  Vermehmng  von  Conenrranzlinien  nnr  zn  be- 
Sttnstigen  habe. 

Gewiss  liegt  dieser  ans  dem  Wesen  der  Sache  dedncirenden 
Bewdsfllhmng  viel  Wiüires  za  Gmnde:  d,  h.  was  hier  bdiai^tet 
vird,  ist  tbeoretiBch  recht  wohl  mdglich.  Anoh  lassen  sich  Belege 
aas  der  Wirklichkeit  wohl  fttr  j^en  einzelnen  Satz  auffinden. 
Aber  Übersehen  wird,  dass  diese  an  nnd  fttr  sich  mögliche  and 
nutonter  «thatsächlieh  eintretmde  Entwicklang  darohaas  nicht 
Dotb wendig  ist.  Bei  der  Aasdehnong  des  Staatsbahnsystems 
können  jene  beiden  Extreme  vermieden,  der  privatwirtbschaftliohe 
Gesiohtspiinet,  soweit  nathig,  beachtet,  aber  gerade  dann  anch 
IGltel  inm  Ansban  weniger  guter  Linien  gewonnen  werden.  Em 


^  Kit  dem  Hiaireis  anf  Belgien,  deutsche  Mittelstaateo  irie  Baiera, 
T«iche  nit  deffl  ganz  oder  &st  guus  aoBschUeaBlichen  Staatsbahnsystem  begonnen, 
Iber  daaseibe  doch  nicht  bitten  dorchfOhren  kSonen,  viid  dies  wohl  zu  beweisen  ge- 
Hcfat  S.  0.  Note  72.   Anch  in  d.  deoUchen  Reich sbahnfrage  bOrt  man  jetzt  wohl 

Befbrchtnngen,  wie  freilich  anch  omgekehrt  die  grade  entgegengesetzten. 

*)  uul  *)  Hinweis  anf  Verhältnisse  in  Baiern,  WQrtemberg,  Baden, 
UiuBOTfli,  auch  anf  prenssische  VoriiommniBse,  z.  B.  mit  der 8chwleri|toit  der 
Eitstehmg  von  Concoirenzlinien  der  BerliD-Sohles.  Staatsbahnen. 

Hiaweifl  aof  Belgien,  Baiern  (Ostbahnen),  Oesterreich.  S.  die  geschichtl, 
£ntvicUang  des  Eiseabahnves.  in  Note  73. 
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gutes  Staatsbahnsystem  setat  eben  wiedenun  besonders  «aot  gote 
Finanzcontrole  der  Volksvertretung  vorauB.  Beim  PrivatbahiiBystaiB 
drohen  gerade  mehr  Ltloken.  Der  Staatsbahnban  wird  zwar  ans 
finanziellen  Kttcksicbten  aaeh  nicht  immer  ganz  gjeiohmftatig  im 
Gang  bleiben,  aber  der  Privatbahnban  tbnt  das  wegen  soner 
grosseren  Abhängigkeit  vom  Geldmarkt  und  vom  Gange  der  BSraoi- 
specolation  noch  viel  weniger  (s.  snb.  b  n.  §.  246).  £ndlich  ist  die  Kapital- 
vergeadimg  bei  fibermUssiger  Cononrrenz  der  FriratbahBon  aieb 
ein  volkswirthschaftlicher  Verlost,  der  dem  Staate  nicht  gleichgfiltig 
sdn  kann,  znmal  das  Endergebniss  solcher  Coneorrenz  oft  Uom 
ein  Compromiss  der  Conenrrenten  ganz  fiber  die  KOpfe  des  Fabli- 
ooms  hinweg  ist 

b)  In  der  Wahl  der  Bahnlinien  und  in  der  Zeitfolge, 
in  der  diese  gebaot  werden,  wird  der  Staat  oft  einseitig  Spedal- 
interessen  einer  Gegend,  eines  Orts  berttcksiohtigen,*)  die  Regie- 
rang  selbst  politische  Parteizwecke  verfolgen,  so  daas  von  allen 
anderen  Bedenken  hiei^;egen  abgesehen  wieder  die  volkswirthschiA- 
lichen  Interessen  nicht  massgebend  sind. 

Auch  diese  Behanptang  kann  begründet  sein  and  iSsst  sieb 
dorch  vorgekommene  Fälle  belegen.")  Aber  nothwendig  ist  diese 
Gestaltung  der  Dinge  Frieder  nicht,  eine  gute  Volksmtrelrag 
bietet  in  dieser  wie  in  anderen  solchen  Fragen  genttgende  Bflrg- 
schaft  und  als  Regel  lässt  sieh  ein  falsches  oder  gar  parteiisches 
Vorgeben  der  Regierungen  nicht  nachweisen.  Heistens  sind  es 
dieselben  Routen,  welche  zuerst  und  welche  überhaupt  gebaut 
wurden,  die  auch  Gesellschaften  hergestellt  hätten:  eben  die  guten 
Strecken,  oder  —  die  nothwendigen,  von  der  Prtvatindnstrie 
aber  vermiedenen.  Unberechtigte  Nebeneinflttsse  bei  der  Bestimuh 
nng  der  Bahntrape  Seitens  der  Regierung  machen  sich  endlieh  in 
Folge  des  Gonoessionssystems  auch  bei  Privatbahnen  geltend.  Die 
weitere  Vergleichnng  im  Folgenden  ergiebt  gerade  in  Betreff  der 
Wahl  der  Bahnlinien  auch  besondere  Nachtheile  des  PriTatimba- 
systems. 

*)&.*)  Vonrorfe  aameatUcIi  gegen  kleinere  Staaten,  einseitige  BegUnstigiiiig  der 
Residenzen  n.  s.  v. ,  kttnstlicbe  Leitung  des  Yertehra  ron  «Iten  Booten  weg  ftber 
diese  Plitze.  Sicher  ist  dei^leichan  Torgekommen,  z.  B.  in  Baiein,  Hannorer- 
Aber  es  wSn  hier  und  ist  andeiSTo  ebenso  gut  bei  Priratbahnea  paasixt  £ist  jout 
kommt  dnrch  nacbtrAglicheo  Aosban  ron  Bahnen  aaf  alten  Hanpfaronten  äta  Yei&ehr 
wieder  in  alte  Gleise,  z.  B.  in  beiden  ehea  gen.  LAndem.  Viel&oh  wirkten  an  des 
Grenzen  aoch  specielle  Landesinteressen,  In  Deatschland  parücuL  Intoresaen  anf  £e 
Wahl  dar  Bidmlinien,  zumeist  in  den  HittalftaatOB,  besonden  in  SttddeitaelilnBd, 
Hannorer,  Braanschveig. 
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8)  ffinsicbtlioh  der  Äasdehnong  dea  Bahnnetzes  and  der  Wahl 
dw  BahnUmen  zeigen  sich  nemlich  gerade  bei  Privat  bahnen 
fo^ende  Blissstände. 

a)  E>werbsge8eU8chaiten  wählen  regelmässig  die  besten,  auch 
ffoU  die  am  Leichtesten  za  bauenden  Routen  zuerst  aus, 
nsmentlich  im  Beginn  einer  Bahnbauperiode  in  einem  Laude. 
Dagegen  ist  auch  nichts  einzuwenden,  weil  solche  Konten  oft  die 
rolkswirthschaftlich  wichtigsten  sein  werden.^'*)  Allein  die  Folge 
fiMes  Vofgehens  ist,  dass  sich  spater  titr  weniger  gute Bonten 
keine  Priratunternehmer  finden,")  dass  grosse  Ltlcken 
im  Bahnnetz  bleibeo")  und  dem  letzteren  Flanmässigkeit 
Bod  Einheitlichkeit")  fehlt  Sollen  gleich  anfangs  grosse 
Bahncomplexe  von  Gesellschalten  ttbemonunen  werden,  bevor  man 
Doeh  die  Rentabilitätsergebnisse  ans  der  Erfahrung  kennt,  so  ent- 
stehen Schwierigkeiten,  welche  oft  nor  durch  besondere  Be- 
g&nstigangen  (Subventionen,  Zinsgarantieen)  fUr  den  ganzen 
Gonplex  oder  wenigstens  fllr  sobleohteie  Bouten,  Nebenlinien, 

^  Itt  D«atBclil«nd  gehfireii  z,  B,  folgende  Flintbahnea  za  den  lltesten 
Bahnen  ttbtfhanpt,  wobei  dann  za  denken  ist,  dass  maa  anfiuigs  hei  Eisenbahnen 
nmalich  nor  aof  den  Fersonenreikehr  rechnete,  daher  Linien  zvisehen 
Kieeaen  St&dten,  iroinQ^ch  nicht  sdir  veit  ron  dnander  entfernten,  nnd  mit 
bequemen,  einen  vohlfeüen  Baa  gestattenden  Terrainrerhältnissea  vorzog.  Nombeig- 
Foitb  UregrOnd.  183S,  erOfin.  1835),  Leipzig-Dresden  (1834—35  gegr.,  erste  Strecke 
«r6C  1837),  Magdeborg-Leipzig  (gegr.  1^36,  erste  Str.  erOfih.  1S39),  Berlin-Potsdam 
igefx.  1835,  er&lfh.  1838;  Polsd.-Magdeb.  erst  1843  gegrOndet),  Bertin-Stettin  (gegr. 
\Ü5 — 40,  begoon.  1841),  Berlin  -  A^iudt  (ftlr  d.  Anschlnss  an  Leipz.  •  Dresd.  zneist 
Sm.  1830—37),  Berlin  Hamba^  (gegr.  1840—43,  begonn.  1844),  Berlin-Fraakt  a.  0. 
(1840/41  gegr.,  1842  erOffn.,  neue  Ges.  fur  d.  Baa  nach  Bresl.  erst  1843—44), 
Tianiub.  (Frankl-Wiesb..  1835—40  gegr.).  Rheinische  B.  (CObi-Aachen-Belg.  Grenze 
Cegr.  1833—1838,  tbeilv.  erOfih.  1839),  Bonn-Cöln  (1836—41  gegr.),  Cöla-Minden 
ilaf^ien  erst  1S43/44  gegr.  Aehnllche  Beispide  aas  Englaad  (Manchestet^Lirei- 
poä),  Prankreich  (Fa£- St  Gennain),  Oesterreich  (wien-Gloggnitz,  Wien-BrOnn 
B.  Wi«i-Qali<»en,  eine  der  ältesten  grosseren  Bahnanlagen,  —  K.  Feä.-Nordb.  —  aber 
oBter  Bothschilds  Aegide)  beweisen  obige  Regel  ebenfiEdls.  Ein  charakterist.  Drtheil 
ftber  Eisenbahnen  noch  ans  d.  Jahr  1843  in  d.  rassischen  Finanzminist  Kankrin 
Tag^hem  (BraooBchw.  1865,  II,  31):  in  Frankfort  a.  M.  sei  auch  wenig  Glaaben 
an  die  EiseDbabnen ;  Baron  Rothschild  meine,  die  Freqnenz  der  Personen  werde  schon 
mnklicb  geringer  mit  dem  Verschwinden  des  Reizes  der  Neuheit  n.  s.  w.! 

Z.  B.  Freass.  Ostbahnen.  Stocken  des  Phratbahnbauä ,  sowie  mehr  Kapital 
ab  nach  dem  Anschlag  gebraucht  oder  in  Zeiten  angilnst  Geldoiarkts  a.  polit  ünrohe 
\184$  C,  1873  ff.).  Daher  Öfters  nothgedrangene  Debemahme  der  begonnenen  Prirat- 
bahiea  duch  den  Staat,  z.  B.  Säcbs.  Bair.  B.  Leipz.-Hof  1645—47. 

^  Z.  B.  lange  a.  z.  Th.  noch  jetzt  in  Frankreich  (Mangel  der  Qaerbahnen  ' 
nr  Tari^ong  mi  ron  Paris  aaslaofenden  Badialbahnen),  was  sldi  im  Kriege  1870 
—71  £  Frankreich  naehtheilig  erwies.    In  Deatschland  freilich  bis  1866  anch 
ndt  L&dcen  durch  die  particoL  Staatspolitik ,  z.  B.  in  Sadwestdeotschl.  laoge  Ter- 
■aclilfarignng  der  west-öatL  Verbindangen  ror  den  sad-ndidlichcn. 

")  fiblt  wenigstens  bis  jUugat  ron  üeatschlaud,  aber  aach  mit  ans  dem  in 
>«■  Aam.  erwähnten  Groade,  dann  lange  bes.  von  England. 
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Seitens  des  Staats,  also  durch  eine  finanzidle  Belastung  ttberTonded  i 
werden  kOnnen.")  Sind  die  rentabelsten  Linien  von  Qesellflbhaften 
bereits  gebaut,  ohne  dass  den  letzteren  noch  Verpflichtoogen  Ar 
den  Ban  minder  guter  Linien  obliegen,  so  bleiben  solche  UnieB 
ungebant  oder  die  alten  Gesellschaften  oder  neue  daftlr  besonders 
zu  gründende  flbemehmen  sie  nur  gegen  eine  finanzielle  Beiblllfe 
oder  Zinsgarantie  des  Staats,  *'^)  oder  der  Staat  muss  selbst  noch 
die  Strecken  als  Staatsbahnen  bauen.       Dann  wird  natttiiicb  ; 
leicht  das  Finanzinteresse  des  Staats  sehr  verletzt,  wfthrend  die  | 
alten  Gesellschaften  vortrefflich  gedeihen.      Mit  Rücksicht  auf  die  ; 
Finanzen  kann  der  Staat  mit  dem  völligen  Ausbau  des  Bahnnetses  | 
in  solchem  Falle,  wo  ihm  vornemlich  nur  die  schleebteren  Linien  | 
bleiben,  auch  nur  langsam  vorgehen  und  muss  vielleicht  gau  : 

So  bea.  seit  d.  Eiflaibafanges.  r.  14.  S«pt  1854  ta  Oesteneich  \m  ia 
neueo  Bahnen,  meistens  57«  Bente  und  ^/g"/«  Amortisaüou  garantirt  für  ein  bestimmt» 
Hazini.  Baokapital,  vogegen  allerdings,  abgesehen  von  der  rorbebalteoen  BQckziIllinit 
der  als  (regelmässig  zu  47ii  rermaL)  VorBchnss  gelastet»  Zinszahlongen  au  da 
Garantie,  der  Gnud  a.  Boden  und  die  Banverke  der  Bahn  ohne  Weiteres  an  d.  Stul 
heim&llea,  meist  nach  90  Jahren.  Statt  d.  Garantie  io  Oesterreich  ueneidiBgi 
auch  Stenerbefreiiingen  (G«s.  r.  20.  Mai  1860).  Ganz  ahnHche  Besttmmiuigen  nid  : 
Gaiantieai  (meist  In  ders.  Hohe)  bd  den  meisten  rnss.,  z.  Th.  bei  Italien.  Bahno.  | 
§.  251,  Note  72.  —  S.  auch  o.  §.  126,  Note  15.  | 

Bes.  chaia^terist  EntwicUnng  in  Franicreich,  to  die  älteren,  mrfsteas  i 
durch  Fusion  zu  grossen  geograpb.  Eieenbahngnippen  rerbmidenen  einzelnen  Frirat-  j 
bahngesellschaften  (6  an  der  Zahl),  welche  meistens  gut  rentirten,  zn  ihrem  alten  SeH  | 
in  ihrem  Bezirk  ein  neues  Netz  Ton  Nebenlinien  ansznbanen  flbemabraen,  gegen 
4'657o  Zinsgarantie  and  Verlängerung  der  Concession  von  40  anf  9'J  Jahr;  so  1859 
u.  Ton  Neuem  1862.   Nach  einer  Convention  tob  1868  sollte  eine  neue  starke  An*-  , 
'dehnuQg  (etwa  Yerdopplong)  der  Eisenbahnen  erfolgen ,  mit  einem  angeschltg.  Al^ 
wand  ron  loy«  Millarde  Fr.,  wovon  der  Staat  aber  17  Milliarden  an  SubventioDes  | 
IQ  nbernebmen  hat   Von  den  bis  E.  1868  fert.  n.  concess.  Linien  gehören  Aber  */,( 
den  6  grossen  Gesellschaften.   Auch  jetzt  (1876)  ist  das  Verhiltnias  dasselbe,  s.  Note 
72  unter  „Frankreich".  -~  Aohnlich  in  Fronasen  z.  B.  Zinsgarantie  an  die  Bolin- 
Stett  Ges.  fti  die  ror-.n.  hinterpomm.  (incl.  GOsUn-Danzig)  Bahnen  n.  mefaiftd- 

Z.  B.  in  PrenssenBan  derOatbahn  (Beriin-Kostrin,  frfther Frankf . a d. 0. 
—  Kaatrin  —  Danzig  —  Königsborg  —  ross.  Grenze;  Erweiterung  dieses  Bdmncties 
seit  1867—68  durch  Nebenlinien  in  Westpieosscn  und  Ostoreossen,  Linie  Schnöde- 
mohl  —  Dirscban  —  Thom  —  Insterbmtg) ;  Uebenahme  der  Niederschles.-Mlit  B- 
(Berlin  —  Breslau)  auf  den  Staat  1852. 

")  Die  Entwicklung  in  Prenssen  gewährt  ein  typisches  Beispiel  in  Betreff  «fer 
Bahnen  im  mittleren  Tbeil  des  Staats  (nm  Berlin),  Die  Staatsbabnoi  (Ost-,  Niedei^ 
8chIe8.-Märit,,  WestphäL,  Saarbr.,  Berl.  Bahnh.  Verbdbahn  in  d.  alten  ProräMii)  rer^ 
Zinsen  seit  Jahren  ihr  Kapital  auch  ausreichend  (ron  d.  TorObei^efaenden  nngtostigen 
Zeit  1874  abgesehen)  n.  geben  OeberschQsse.  Aber  namentl.  die  Ostbahn  hat  Jüre 
lang  schlecht  rentirt.  1852—57  z.  B.  1— 3**/^.  Die  in  Berlin  mundenden  Prifst- 
bahnen  gaben  anf  die  Summactien  Jahre  lanr  sehr  bedeutende  Dividenden ,  die  ent 
neuerdings  bei  einigen  daron ,  b^nders  Beii-Magdeb. ,  BerL  Anhalt  wegen  itaiker 
Tennehrung  des  Actienlapitals ,  Erwelteningsbauten  redndrt  sind.  Die  ganze  Beute 
des  Totalkapitals  (Actien  nnd  Obligat)  war  z.  B.  resp.  18Q9  u.  1874  bei  Beri.>HBpl. 
11  98  n.  4-52,  Berlin.-Anh.  13-9  n.  11*21.  BerL-Hamb.  10-41  n.  9-61,  BerL-StettiB 
7-27  u.  10-07  (Stammb.),  gegen  8-24  n.  S'SO  Ostbahn,  8-52  a.  7-1)4  Niedenckl«.- 
Hirk.  Bahn.  1 
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'  Teraichten.  Dea  BedUrfnissen  der  VolkswirthBchaft  wird  ein 

selebei  PriTatbahnwesen  auch  nicht  besonders  entsprechen.  Denn 

I  es  «otviekelt  noh  naeh  znflUligen  Umständen,  oft  nach  den  Tages- 
iotweaaen  der  Börsenspecolation ,  nnd  in  den  ärmeren  und 
seliw&oher  bevölkerten  Gegenden  bleibt  es  vollends  znrttck,  so  dass 
diflse  abermals  sarttokkommen. 

Uebernimmt  dagegen  der  Staat  das  ganze  Bahnwesen,  so  kann 
V  ein  einheitliches  und  planmässiges  Bahnsystem  ent- 
werfen, die  sehlechteren  Linien  mit  den  Ueberschttssen 

I    der  besseren  tragen  nnd  das  Land  vollständiger  and  doch 

I  uoh  gleichmäBsiger  mit  Bahnen  versehen.  Selbst  wenn  das 
EisenbiüinweBen  sieh  aber  rascher  nnd  bedeutender  in  einem  Lande 
mit  dem  Privatbabn-,  statt  mit  dem  Staatsbabnsystem  entwickeln 
sollte  nnd,  wie  z.  B.  von  EngUnd,  Nordamerika,  anch  Deutschland 
wohl  behauptet  wird,  sieh  wirklich  nur  Dank  der  Frivatbahnen  in 
kmer  Zeit  so  grossartig  entwickelt  hätte,  so  wäre  dies  noch 
kein  unbedingter  Beweis  fttr  die  volks wirthschaftliche  Vor- 
xOgUohkeit  des  Frivatbabnsystems.    Denn  es  wird  dabei  ohne 

I  Weiteres  stets  angenommen,  dass  in  gegebener  Zeit  nnd  im  ge- 
gd)enen  Lande  die  Verwendung  eines  Theils  des  Kationalkapitals 
goade  im  Bahnban  immer  nothwendig  die  volkswirth- 

!  aehaftlich  prodnctivste  sei,  die  sich  denken  Iftsst  Das  ist 
in  dieser  Allgemeinheit  nicht  zu  behaupten,  um  so  weniger,  da 
nicht  daa  Frivatkapital  der  an  der  Bahn  Interessirten,  sondern 
das  Frivatkapital  vieler  anderer  Personen  gewöhnlich  nur  ans 
Speculationsrttcksichten  zum  Bahnban  herangezogen  wird. 
Wtmals  wird  daher  grade  bei  dem  Frivatbahnsystem  eine  volks- 
wirthschaftlich  nacbtheilige  Richtung  der  Verwen- 
dung des  Nationalkapitals  erfolgen.*') 

b)  Der  Frivatbabuban  hängt  viel  mehr  als  der  Staats- 
bahnban  von  der  jeweiligen  Lage  des  Geldmarkts  ab 

Die  nordOstL  Ptonnzon  Preoasens,  Ponunern,  West-  n.  Ostpreassen,  Posen 
uad  da  BeispieL  Es  igt  nicht  nngerechtfertiKt ,  dass  sie  weniger  Bidinen  imd  diese 
tfUa  bekommen  haben,  als  d.  entiriclfdtereii  u.  berfiUerteien  Mittel-  o.  Westprorinzen. 
Aker  da  Abstand  hute  nicht  so  gross  za  sein  brauchen.  Die  Ostbahn  ist  erst  seit 
1861-&3,  bez.  18&7  u.  1800  fertig. 

**)  Es  werden  hier  die  alten  einfiacheD  n.  richtigen  S&tze  der  en^.  KMioaalOkon. 

die  aDTermeidliche  Begrenzung  der  gesanunteo  nation.  Frodocüon  durch 
das  in  doem  Zeitponcte  TOihandene,  im  WesenU.  hier  eine  feste  Gr&sse  bildende 
BationalUpital Tcrgessen.  S.H111,  poL  Ok.  B.I,K^.S,g.  1.  Auch  nass  wieder National- 
laiital  a.  Priratkapital  nntcrschieden  werden,  s.  meine  Gmndleg.  I,  &  26,  287.  E» 
tat  «e  uiriohtige  Fiction,  im  privatwirthsch.  System  immer  die  rolkswirthsch. 
prednctiTste  Kapitalverweudug  ala  duich  die  Specnlatiea  erfolgend  anzonehmen, 
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nod  kommt  im  grosseren  Umfange  vornemlioh  nur  periodisch 
IQ  Speculationszeiten  in  Gang,  weil  hier  die  Agiotage  mit 
den  Actien  lebhatter  anlockt.***)  Auch  dabei  wird  voransgesetxt, 
dass  die  SpecnlatioD  nicht  gerade  andere  Unternehmungen  sehr 
bevorzugt.'^)  Daher  entwickelt  sich  das  PrivatbahnnetK  nur  spraBg- 
weise,  bald  stockt  die  Entwicklung  selbst  hinsichtlich  gvter 
Strecken,  bald  werden  durch  den  Einfluss  von  PrivatisteresBeDten 
unwichtigere  Routen  vor  der  Zeit  gebaut,  bald  z^gt  neh 
eine  übertriebene  Banwath.  Dies  entspricht  den  volkswirtfa- 
schaftlicfaen  Interessen  kein^wegs,  die  Deplacirung  der  Kapi- 
talien, die  jeder  grössere  Bahnban  bewirkt,")  wird  noch  stören- 
der. Der  Staat  kann  den  Bafanbau  viel  gleichmAssiger  in 
Gang  halten,  was  in  jeder  Beziehung  erwünschter  ist^) 

c)  Bei  dem  Mangel  eines  einheitlichen  Bahnsystems  und  bei 
der  mehr  mckweisen  Entwicklung  des  Bahnbans  entsteht  im  Prirat- 
bahnwesen  regelmässig  leicht  eine  grosse  Anzahl  selbststftn- 
diger  Bahnnnternehmnngen.'*)  Dadurch  wird  die  Verwal- 
tung des  ganzen  Bahnnetzes  weitläufiger,  nngleichmässiger, 


**)  So  bes.  die  «BcUsche  nilway-maoU  1843—47,  bes.  1846.  Toolce,  lün. 
of  prices,  T,  352,  A.  Wagner,  Beltr.  z.  L.  r.  d.  Banken,  S.  192.  G.  Cohn,  eogl 
EiMDbabnpoliL  I,  231,  259.  Dem  engl.  Pari  lagen  im  JaiL  1846  815  neue  Ebei- 
bahnprotecte  ror.  Act.  f.  ueae  Lio.,  Enreiter.  Q.  s.  T.  warden  ertheilt  1844  57  l 
805  eegl.  Miles  mit  20  5  M.  P£  St  Kap.,  1845  120  fül  2TU0  M.  mit  59  5  X.  Fl, 
1846  270  f.  4538  M.  mit  182  ö  iL  P£,  1847  190  £  1354  M.  mit  39  0  M.  K  St.  - 
AehnÜch  in  Frankreich  1852 — 56,  meine  Beitr.  S.  248,  dsgl.  in  Oesterieick 
1854—56,  nach  d.  Erlass  das  Eiäenbalmconce38.-Ges.  r.  1854  o.  der  BdtanntmafJnmg 
eines  Balionetzes,  das  aosgefabn  Verden  sollte,  r.  10.  Nor.  1854,  s.  CzQrtif. 
Nengestalt  S.  370,  ebendas.  irieder  aacb  1866  (hier  aach  Zasammenhang  mit  det 
Papiergeldansgsbe);  in  geringerem  Maasse  In  DeotscUand  1843—44  If.,  1854  S. 

Wie  z.  B.  in  Dentschland  in  d.  Specolationsper.  tob  1854—1856/57  die 
Banken  n.  Crediti-Mobiliers,  Berg-  o.  Hattenwerke,  1871  z.  Th.  ebea- 
fidls  Banken  n.  s.  t.,  z.  Th.  dir.  indnstr.  Etabli».  (Dmwandlaag  ron  Priratg«cbi6n 
in  Actienges-X  Bergwerke  a.  dgL;  in  Oesterreich  1869,  1871  S.  Bauken. 

**)  Schon  wegen  der  ümwandiang  grosser  Maasen  omlanf.  in  stehendes  Kapital ; 
rgl  z.  B.  die  engl  Spec  Per.  der  40ec  Jahn,  A.  Wagner,  Beltr.  S.  191—191. 

**)  Beginn  dM  Bans  der  nenen  Linien  der  pienss.  Ostbahn  in  1807/66,  ü 
schwier.  Zeit 

**)  Im  Verein  Deutscher  EisenbalmTerwakangen  (incL  Oesterr.  Ungarn)  befudes 
sich  1871  78  selbstand.  Verwaltungen,  die  Staatsbahnrerwaltoogen  Inbegrifien.  roa 
denen  die  prenss.  nicht  zu  einer  einzigen  centralisirt  sind.  Daren  kaaen  auf 
Deutschland  49  mit  2556  Meilen,  also  aof  1  Verw.  52  M..  auf  Oestsrr.  Dngazs  34 
mit  1309  H.,  anf  1  64  M.,  aof  Ausland  5  mit  293  M.  Die  Piiratbahnrerwaltnafta 
haben  dudischnittlich  noch  kamre  Strecken  zu  rerwalten,  nenlioh  30  Tenraltn[eo 
1088  Meilen,  also  aof  1  35  HeUen.  Im  J.  1874  gehörten  dem  TexBln  101  to- 
nltungen  u,  nend.  15  Staatsbahnrenr.  (voron  6  jrnnss.)  mit  10,702  KfL  EigM- 
Uiuma-  o.  11,080  Kilom.  Betriebidinge,  also  auf  1  Verw.  dorchschnittl.  resp.  713 
738  KlL,  4  Staatsrerwalt.  r.  Friratbahnea  mit  bez.  2,705  n.  2,720  Eil.,  d.  i  aof 
1  Verw.  676  u.  680  Kil.;  SC  PriFatbahnrerwaltnngen  mit  10,849  n.  11,060  KiL  odff 
auf  1  Verw.  301  u.  307  KU.  Ausserdem  S6  «sterr.  Verw.  mit  16,186,  bez.  16,208  Kil. 
d.  i.  auf  1  426  0.  427  KU.,  o.  8  ausländische  mit  3130  n.  3280  Kil  S.  aaoh  Kote  7i. 
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kostspieliger^  als  bei  einheitlichem  StaatsbshnsyBtero.  Diese 
UebelstAnde  lassen  sich  zwar  durch  grosse  Bahngesellscbaf- 
teD,  welche  von  vornherein  gebildet  werden  oder  ans  der  noth- 
gedrongenen  ZusammcnlegoDg  einzelner  Untemehmnngen  (sog. 
Fnsion)  faervoigehen,*^)  zum  Tbeil  beseitigen.  Aber  dann  entstehen 
m  80  eher  fac tische  Monopole  ron  Erwerbsgesell- 
sehaften.  Beim  Staate  hat  ein  solches  Monopol  viel  weniger 
Bedenken,  weil  für  ihn  der  rein  gewerbliche  Standpnnct  nicht 
gdwten  ist  oder  schlimmsten  Falles  der  Monopolgewinn  der 
Gesammtheit  zu  Gute  kommt  nnd  gerade  wieder  Mittel  znm 
weiteren  Änsban  des  Netzes  bietet 

§.  246.  —  B.  Kapitalbesohaffnng.  Diese  hat  äusserlich 
bei  Staats-  ond  Privatbabnen  grosse  Aehnlichkeit  Denn  bei  dem 
grossen  Aufwand  für  Eisenbahnen  kann  anch  der  Staat  das  Kapital 
fiut  nnr  durch  Schuld  aufnähme  beschaffen,  wie  die  Gesell- 
s^ft,  welche  meistens  sog.  Prioritätsobligationen  neben  den  Actien 
«ugiebt  Beide  fordern  das  Priratpnblicnm  zum  Zeichnen  auf  nnd 
weBdem  sieb  sonst  an  .die  Banqniers  und  die  BOrse.  Die  Actien- 
emission  bewirkt  jedoch,  dass  die  Kapitalbeschaffung  einer  Privat- 
bahn manche  bemerkenswerthe  und  nicht  gttnstige  Unterschiede 
von  deijenigen  der  Staatsbabn  zeigt  und  anch  in  der  Scbuldauf- 
nahste  tr^n  gewisse  Verschiedenheiten  hervor: 

1)  Wegen  der  Actienausgabe  wird  eine  Privatbahn  viel 
abhängiger  von  der  jeweiligen  Lage  des  Geldmarkts  als 
eine  Staatsbabn,  woraus  sich  der  vorerwähnte  Nacbtheil  ergiebt. 
Die  Actienausgabe  fUr  ganz  neue  Untemehmnngen  gelingt  oft 
nur  in  Specnlationszeiten ,  wenn  nicht  eine  ungewöhnlich  gute 
Linie  in  Aassicht  steht,  was  natürlich  mit  dem  weiteren  Aus- 
bau des  Bahnnetees  immer  seltener  wird.")   Die  neue  Actien- 

*)  Wie  ia  Fraakreich.  wo  1  der  6  grossen  GompagnieeQ  I8T0  im  D.  &8t 
400  lleilea  rerwiütete.  Ebea  hier  deim  auch  faetiacfae  Monop«^  schrofister  Art  o. 
aftden.  steike  Staats^h&ngig^eit  in  Folge  desBen  nothweudig.  Debw  d.  engl.  Fnsioiuii 
i.  Cohn,  engL  Eisenbsltnpolit.  I,  E.  5,  de  Fianqnerille  a.  m.  0-,  mit  d.  Karte, 
velcfae  zeigt,  wie  die  grossen  GesoUscliafteB  das  Land  geographisch  in  „Eisenbahn- 
pminzen"  unter  sich  rerthdlteo,  nicht  ganz  so,  aber  ähnlich  wie  in  Frankreich. 

**)  Die  Qoaeriidi  anch  in  Deutschland,  z.  B.  bei  den  Stroassberg'schen  Bahn- 
ontunehmangen  (Bcdin-Gfirlitz,  HaUe-Soraa>Gaben  a.  a.  m.)  erörterte  Fnge  über  die 
ZvUssigkeit  der  Ansgabe  von  Actien  unter  Pari,  mit  oder  ohne  Verziasang  aas  dem 
Baofbndi  w&brend  dar  Bauzeit,  weist  auf  die  Schwierigkeit  der  ActienemissioD  ftXr 
Deiie  BaluTint^ehmangen  in  der  Gegenwart  hin.  Jene  Frage  ist  zu  Goosten  der 
Zolteigkeit  ron  Dnter*Fari-Actien  za  beantworten,  zDmal  wenn  keine  Verzinsnog 
rthiead  der  Bauzeit  statt  findet.  Denn  sonst  wird  das  Actienkapital  oftmals  nicht 
zttammen  za  bringen  wAa.  Diese  Ansicht  TWtiat  ich  anch  187S  in  EiBeaach  in  der 
^tige  des  Aotienwesens.  Andi  die  pteaea.  KaenbahnnnteTsnchnnga-ComiiwiOD  ge- 
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emission  för  alte  Bahnen  hängt  vom  Cnrsstande  der  bisherigen 
Aotien  und  sonst  ebenfalls  von  der  Aussieht  oder  dem  Urtheil  Ober 
die  neue  Linie  nnd  ron  einer  specnlatiren  Tendenz  des  Geldmarkts  \ 
wesentiicb  mit  ab.   Die  Interessen  der  bisherigen  Aetionäre  sind  [ 
Öfters  einer  Vennehmng  der  Actien  entgegen,  nemlich  wenn  die  i 
neuen  Actien  etwa  nach  dem  Cnrse  (ttber  Pari)  verkauft  würden  ' 
nnd  es  fraglich  ist,  ob  der  auf  neue  Bauten  verwendete  £rlOB  eine  | 
der  bisherigen  Dividende  der  alten  Aetien  entsprechende  Rente  j 
abwerfen  wird;*')  mitunter,  wenn  die  neuen  Actien  al  Pari  oder  j 
zu  einem  billigeren  als  dem  BOrsenenrse  den  alten  Actionären  tlbe^  | 
lassen  werden,  bei  einer  hoch  stehenden  Actie  aneh  sehr  daftlr.") 
Im  ersten  Fall  unterbleibt  vielleicht  aus  einem  solchen  Öninde  ein 
volkswirthsohaftlich  erwünschter  Ausbau  des  Bahnnetzes,  wenn 
etwa  die  Ausgabe  einer  Anleihe  unstatthaft  ist,  von  der  Regierung 
nicht  erlaubt  wird  u.  s.  w.   Im  zweiten  Falle  wird  vielleicht  ans 
blossen  Speculationsgrttnden  eine  unnütze  Linie  gebaut.   In  beiden 
Fällen  entscheiden  aber  nicht  oder  doch  nicht  allein  volkswirth- 
sohaftliohe  Erwägungen  ttber  den  Werth  einer  neuen  Bahn,  sond^ 
blosse  Speculationsgrttnde  nnd  Gesichtspuncte  einer  Krwerbsgesell- 
Schaft.   In  der  Zeit  aufsteigender  (Hausse-)  Conjunetur 
Hegt  bei  dem  Eisenbahnwesen  stets  die  Gefahr  vor,  dass  raset 
auf  einmal  ein  enormer  Theil  des  Nätionalkapitals  in 
den  Eisenbahnbau  hmeingezogen  wird,  worauf  dann  später  die  Ver- 

sUad  die  bedingte  Nothvendigkeit  der  Ausübe  Ton  Actien  nntex  Pari  zu  n.  nickte 
Vorschlag  zar  Cautel  dabei,  s.  Nr.  IV,  3  ihrer  Vorschlage  u.  Bericht  S.  175.  Za- 
sammenh&Dg  der  Frage  mit  der  der  Zol&ssigkeit  der  Generaleotreprise.  S.  Stroasi- 
berg*»  Wirken,  Kap.  4. 

^  Je  besser  eine  Bahn  rentirt,  desto  günstiger  ist  natOrlich  ftlr  die  Actionlre 
ein  rel&tir  kleines  Actienkapital  gegenQber  dem  Gesammtkapital  (incL  FricHit&tssohnld  ) 
und  amgekehn.  Das  günstige  VexhftltniBs  zwischen  Actien-  o.  PrioiititakapiUl  kau 
fOr  die  Dividende  vichüger  sein ,  als  der  hohe  Nettoertrag  der  Bahn  i>er  JSxik  ruä 
der  billige  Kostenpreis  der  Bahn. 

*")  Die  Emission  ron  .jungen"  Acden  unter  solchen  Bedingungen  nun  Zveck  dei 
veiterui  Aiubaas  des  Netzes,  voza  n.  A.  oft  die  Fareht  Tor  Oonennoiz  zwingt ,  1^ 
atich  b^  d  entsohen  Bahnen  neoexdings,  UuUeh  wie  bei  ander«  ActlngenUMkaft« 
(Banken  n.  s.  t.)  eis  beliebtes  Hanoenrre.  Dabd  wird  gew.  Haasaa  ein  Tbefl  d» 
Usher.  Diridendengewinns  kapitalisirt  q.  in  dieser  Form  realiaiit,  —  Opentionn,  an 
welche  sich  dann  vieder  BOrsenspecolationen  aÜer  Art  knilpfen.  Uu  most  nick  | 
Hassregeln  aber  als  nothwendlge  Folge  des  ActienwesenB  gelten  laiMfl.  i 
Die  Emisäon  neuer  Actien,  al  pari  ra  beziehen  ron  den  dten  Actionlren,  aicbeit  die  I 
letztem  vor  sonst  oft  nnrermeidlichen  Verlosten  dnrch  das  spätere  Sinken  des  Cones  i 
der  rennehrten  AcHen.   Eine  solche  Sichemog  ist  gerechtfertigt,  zumal  wenn  nao 
sich  die  Sachlage  vergegenw&rtlgt.  dass  doch  kuneswegs  die  arspronglicbeB  Bestier 
oder  Zeichner  noch  immer  die  heutigen  Actionäre  sind,  sondern  riele  Peiwoeo  im 
Laof  der  Zeit  Actien  zur  Kapitalanlage  zo  einem  riet  hG^ereu  als  dem  Finc&m 
kauften  imd  daher  eine  fiel  Ueinere  Teraninng  ihres  Kapitals  ala  die  Boniaelle  j 
Diridonde  bezogen. 
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mindenuig  der  Eapitalverwendang  um  so  stärker  ist.  Dies  bewirkt 
Bothwendig  eine  angemeine  Störung  nnd  Verschiebung  aller  wirth- 
Bchaftlicher  Verhältnisse,  mit  weiteren  schlimmen  soeialpolitischen 
Folgen  j  wie  es  in  der  „Gnmdlegang"  (§.  244  a)  näher  darge- 
wurde.' 

2)  An  das  Eisenbahn actienwesen  schliesst  sich  das  Agio- 
tagetreiben besonders  leicht  an,  da  bis  zur  Vollendung  der 
Bahn,  also  immer  fQr  geraume  Zeit  jede  sichere  Grundlage  fiUr 
die  Rentabilitätsberechnung  fehlt  und  später  die  Rente  von  so 
vielen  EufäUigen  Umständen,  mehr  als  die  vieler  anderen  Actien- 
notenehmongeD,  abhängt  Daher  die  Eisenbahnactien  so  vielfach 
mit  die  beliebtesten  Spielpapiere  der  Börse, mehr  als  die  mit 
fester  Rente  versehenen  Obligationen  ^  die  ein  solider  Staat  fUr 
Eisenbahnen  ausgab.  Auch  der  dauernde  Besitz  von  Eisenbahn- 
aetien  führt  bei  dem  wechselnden  Geschick  einer  Bahn  bald  zu 
grossen  G^winnsten,  bald  zu  ebenso  grossen  Verlusten  an  Zins 
und  folgeweise  an  Kapital,  woraus  grosse,  in  beiden  Fällen  aber 
nngwrechtfertigte  Veränderungen  der  Privatvermögen  hervorgehen,"*) 
—  eine  volkswirthschaftlich  und  sittlich  bedenkliche  Sache,  die 
aiefa  dem  Staat  nicht  gleichgültig  sein  kann. 

3}  Die  Ausgabe  von  Frioritätsohligattonen  der  Frivat- 
bahnen  and  die  Schuldaufnahme  des  Staats  zu  Eisenbahn- 
zwecken sind  ganz  gleichartige  Operationen,  auch  wenn 
die  Staatsbahnen  nicht  ausdrücklich  als  specielles  Pfand  der 
Staatseisenbahnscbnlden  bestellt  werden.  In  beiden  Fällen  besteht 
dne  geringere  Abliängigkeit  von  der  Lage  des  Geldmarkts  als  bei 
der  Actienausgabe,  jedoch  bei  der  Staatsbahn  zu  deren  Vortheil 
für  das  ganze  Baukapital,  bei  der  Privatbahn  bloss  für  den  oft 
kleineren,  mitunter  ganz  fehlenden  Theil  des  Baukapitals,  der 
dnreh  Prioritätsobligationen  gedeckt  wird.    Sonst  ist  derjenige 

*)  An  d.  Bttdin.  BOne  z.  B.  neben  ttoterr.  SUatsb.  („Franzosea"),  Stldb.  (Lom* 
bnd«R),  Gdiz.  n.  a.  m.  r.  inl&nd.  Pap.  namentl.  Berg.-Mitk.,  Beil.-GOii ,  COln-Kind., 
ObetBdües.,  Bheio.,  Mainz-LodTigsli.  EiseabalmactieD,  luin  inl&nd.  Staatapap.  regel- 
Bikssig  zn  PrSmienschlnssea  a.  DiC-Qesch.  ranrandt 

")  Gonjanctarengewinne  uid  Yerlaste,  S.  Grundlegung  I,  §.  76  ff.  —  Das  be- 
dentend^  Beisp.  des  BentabiliUtswechsels  einer  Bahn  ist  vohl  die  bekannte  Co  sei- 
Odftrberger  (Wilbeloisbabo),  deren  Dividende  von  4%  185U  auf  12  in  1854  u. 
16'/,  in  1S55  gestiegen,  dann  von  1856  aa  Jalire  laug  MuU  Tar  u.  erst  in  dut  letzten 
Jaluen  Tieder  zam  Vorscbein  kam.  Der  Cun,  1856  noch  227,  sank  bis  £ode  1857 
atf  öaige  40Vo  und  war  J.  lang  ungef.  so.  Jener  Omscfawang  im  J.  1866  var  die 
Folge  d«  EiOffnnng  der  iakesa.  Concoimizlinie  Oderberg-K  raJuia  ganz  anf  öaterreicli. 
BeMtt.  Tibiend  dieser  Terkdit  biab«  Uber  die  Vilhelmsbahn  gegangen  var;  feiOer 
das  Baoes  mrder  oniMitaUer  Zirfligbahnea.  Eufnrmer  CDraveduelaach  1871  bei 
uadcn  deotsdien  Bahnen,  BeiL-Hagdeb.,  Hagd^.-Halbent.  v,  a.  m. 
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von  beiden,  Staat  oder  Privatgesellschaft,  in  Betreff  der  Kapital- 
beschaffting  günstiger  gestellt,  der  die  Schulden  vortheilhafter,  | 
alsö  namentlich  billiger  anftaehmen  kann.   In  dieser  Hinsicht  gilt  , 
Folgendes :  \ 

a)  Die  MSgUchkeit  oder  Leichtigkeit,  eine  Anleihe  zu  begeben,  ! 
nnd  die  jeweilige  Höhe  des  Realzinsfusses  der  Bahnschnlden  (oder  , 
des  Emissionscarses  bei  einem  bestimmten  NominiUzinsfass)  hfiogen  | 
einmal  von  der  Lage  des  Geldmarkts  ab.   Hier  wird  ehie  j 
Gesellschaft  selten  vor  dem  Staate  im  Vortheil  sein.   Ist  der  Geld- 
markt  durch  wirthschaftliche  Verhältnisse  gestört  (Handels-  i 
und  Creditkrisen,  stark  passive  Zahlungsbilanz  z.  B.  bei  IGss-  j 
ernten  n.  dgl.  m.),  so  wird  der  Zinsfnss  hoher  sein,  fUr  das  Pri-  | 
vatpapier  aber  eher  mehr  als  für  das  Staatspapier  steigen  (bei.  | 
der  Gnrs  sinken).    Auch  die  Begebung  einer  Eisenbahnanleibe 
wird  dem  Staate  in  solcher  Zeit  immer  noch  leichter  werden.  Bei 
einer  Störung  des  Geldmarkts  durch  politische  Verh&ltnime, 
namentlich  wenn  diese  den  eignen  Staat  betreffen  —  also  be- 
sonders im  Kriegsfall  —  wird  dem  Staate  die  Begebung  einer 
Eisenbahnanleibe  momentan  vielleicht  schwerer  werden  und  nur 
zu  ungünstigeren  Bedingungen  gelingen  als  einer  GeselLschaf).  Aber 
die  Erfahrung  zeigt,'  dass  sich  Cursstand  und  Anleihebedingnngen 
doch  für  die  Obligationen  beider  Schuldner  in  solcher  Zeit  ziemlidi 
gleichmässig  verschlechtem,  mitunter  selbst  ftlr  die  Privatpapiere 
noch  mehr,  —  wegen  der  geringeren  Ausdehnung  ihres  Mukts. 
Der  Fall  ist  indessen  wenig  praktisch,  denn  in  Kriegszeiten  werden 
nicht  leicht  fitr  Eisenbahnen  nene  Anleihen  aufgelegt  werden  ") 

b)  Sonst  kommt  noch  der  regelmässige  Dnrchsehnitts- 
Credit  der  Schuldner  in  Betracht  Ein  Staat  in  guter Finaiu- 
lage  erhält  für  Eisenbahnzwecke  zumal  das  Kapital  notorisch  eher 
noch  etwas  billiger  als  selbst  eine  gute  Privatbahn  auf  eine  frObe 
Priorität^')  Ein  Staat  mit  schlechten  Finanzen,  etwa  mit  starkem 
chronischen  Deficit,  mnss  allgemein  zu  viel  höheren  Zinsen  oder 

")  Die  besten  dentacbeQ  Elsenbaboprior.  Btanden  in  der  Zeit  niedriger  Guse  i> 
den  letzten  Jahren  ror  dem  firanzös.  Kriege,  ferner  vfihrend  desselben  q.  stehen  jetzt  i 
wieder  bei  dem  hohen  Gtirsstande  nach  dem  Kriege  etiras  nnglUiBtiger  als  die  pin«. 
Q.  mittelstaatl.  Staatspap.  gleichen  Zlnsfiiases.  Dabei  ist  der  Gors  der  iltereo  Prior 
dnrch  die  Tilgung  oft  noch  etwas  erhobt  Nor  die  erste  Paniqae  im  Juli  16T0  hat 
die  ptenssisch.  Staatspapiercnrse  etwas  mehr  als  die  der  FrioritUea  geworfH,  nbn  ^ 
aber  die  letsteroi  Garse  z.  Tfa.  nur  nominell  mum  nnd  eben  i^Uer  me  An^glriidns 
erf<dgte.  1 

")  Z.  B.  1877  40/,  preoss.  Staatspap.  95—96.  4Va''/t  conwUd.  AaleOe  IM  ■■  ! 
darober,  best«  4*/,*/«  Prior.  100.  viel&ch  96—08.  | 
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jiiedrigeren  Garsen  anleihen,  aach  für  Eisenbahn-  nnd  ähnlich  pro- 
dtetire  Zwecke.  Aber  dies  beeinflnsst  oft  auch  die  Bedingangen, 
im  Ztnsfnss  und  Gars,  unter  denen  eine  EisenbahngeBellscbaft 
sdnes  Landes  Gredit  findet,  so  dass  der  Unterschied  zn  Gnnsten 
der  Priratbahn  wenigstens  nicht  immer  gross  ist. ")  Papiergeld- 
wirtfasefaafl,  hohe  Gonponstenem  bedrohen  die  Sicherheit  beider 
ArteD  der  Kapitalanlage,  anch  wenn  die  Papiere  anf  A(etaIIwäb- 
nag  lanten  nnd  ihnen  Steuerfreiheit  versprochen  ist.  Regelmässig 
können  feiner  nur  gnte  PriorilätsobHgationen  von  Priratbahnen 
mit  Staatspapieren  erfolgreich  concnrriren.  Bei  einer  späten  nn- 
neheren  Priorität  nnd  bei  schlechten  Bahnen  verschlechtern  sich 
die  Anleihebedingnngen**)  oder  der  Staat  muss  die  Zinsen  garan- 
tireD.  Wird  diese  Ztnsgarantie  mnthmasslicb  praktisch,  so  wird 
neb  für  das  Bahnpapier  auch  kein  besserer  Gnrs  als  fttr  das 
Staatspapier  ergeben.  Priorißltsobligationen  stark  verschnldeter 
oder  schlechter  Bahnen  werden  aber  noch  nngünstiger  als  nene 
Eisenbabnschnlden  eines  bereits  mit  solchen  sehr  belasteten  Staats 
KO  begeben  sein.  Denn  das  ganze  Staatsbahnwesen  stellt  doch 
eise  Finanzeinheit  dar,  die  guten  wie  die  scblechten  Absehlttsse 
treffen  die  eine  Staatscasse,  so  dass  die  letzteren  leichter  zn  tragen 
sind.  Bei  den  getrennten  Finanzen  der  Privatbahnen  hängt  Alles 
von  den  speciellen  Ergebnissen  der  einzelnen  Bahn  ab.  Ausserdem 
kommt  dann  noch  die  allgemeine  Garantie  der  Staatscasse  den 
Staatsbahnen  zn  Gute. 

So  wird  den  Privatbahnen  nur  selten  ein  Vorzug  vor  den 
Staatsbahpen  in  Betreff  der  Kapitalbescbaffaag  einzuräumen  sein. 
Nur  bei  ansserordentlicher  Zerrtlttnng  der  Staatafinanzen  kann  ein 
wicher  erhebUcher  werden.  Dies  wird  dann  rieUeieht  zur  Wahl 

")  Die  uhlreichen  Osterr.  EiBembfthnprior.  stehen  stmmtlicli  edieblicli  schlochtar 
^  die  dflDtschen,  aber  doch  seit  J&bren  die  besseren  Tinter  ihnen  (Nordb.,  franzOs. 
SuMsb.)  hflhear  als  die  Stastsp^piere.  Dies  Terhiltnisa  ist  jedoch  das  Prodact  der 
fetort.  poliL  D.  Finanz^eachichte  der  letztes  20  Jahre.  In  den  50er  Jahren  noch,  also 
m  Zeil  der  grossen  EisenbabnSra  nach  1854,  waren  die  Coise  der  Staatspapiere  n. 
der  Prioht  wenig  verschieden,  z.  B.  im  Dec.  1858  (wo  Silber  üst  kein  Agio  hatte) 
3*/«igQ  Staatspap.  85—86.  selbst  Nordbahnprior.  9%  nnr  00—01,  37«  Staatsbabn- 
prior.  57*/,  Pap. 

*^  Bei  der  VorzOglichkeit  fast  aller  deatscher  Bahnprior,  ist  in  dem  Gnrs- 
stadt  der  rerechied.  Emissionen  einer  Bahn  a.  selbst  der  Priorit.  rerscbied.  Bahnen 
^amn  efai  Untraschied  za  bemerken,  der  anf  renchfed.  CreditirQidirkeit  znrockziiflüiren 
Tire.  Denn  der  Uetne  Öfters  zn  findende  Unteisdiled  —  etwas  hBherer  Gars  d.  Prior. 
&tiherer  Emiss.  und  der  Prior,  alter  Sidinen  —  erkl&rt  sich  meist  ans  der  bei  diesen 
schon  Weiter  geschrittenen  Tilgnng  a.  ans  der  noch  nicht  rolbtlndig  erfolgten  festen 
Clasaificining  der  jongeren  Papieie.  Aber  b^  fremden  Briinen  treten  die  Gnter- 
sdüede  schon  hervor,  z.  B.  Oesterr.  Galiz.  Frfor.  (1877)  1.  Em.  84—89,  2.  E.  82, 
9.  E.  79-80,  4.  E.  78—79. 
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des  Privatbahnwesens  zwingen,  wie  es  aacb  Torkommen  isf) 
Darin  zeigt  sich  jedoch  nur  eine  weitere  schlimme  Folge  der 
schiechten  Finanzlage  und  keineriei  massgebender  nnd  zur  Nach- 
ahmung auffordernder  Vorgang  fttr  die  prinoipieUe  Entsf^ieidaDg 
der  Frage,")  i 

§.  247.  —  G.  Beschaffenheit  des  Bahnbans  nnd  Bau- 
kosten.  Hinsichtlich  dieses  nnd  des  folgenden  Pnnotes  wird  tod 
den  Gegnern  der  Staatsbahnen  noch  häufig  ein  „natürlicher"  | 
nnd  „erfahrnngsmässiger"  Vorzug  der  Frivatbahn  be-  j 
hanptet,  weil  eben  in  solchen  Dingen  „immer'*  die  PriTstonter-  I 
nehmnng  besser  wirthsehafte.  Danach  sollen  denn  die  Frivatbalmeo  ! 
regelmässig  zweckmässiger  nnd  wohlfeiler  gebaut  werden  ' 
als  die  Staatsbahnen,  weil  Staatsbeamte  weniger  praktisches  Ver-  j 
stftndniss  der  Verkehrsbedttrfhisse,  um  zweckmässig,  und  weniger 
oder  gar  kein  eigenes  Interesse  hätten,  um  wohlfeil  zu  baoen.  Uil 
Staatsgeld,  „anf  Regiments  Unkosten"  werde  notorisch  immer  ver- 
schwenderischer  umgegangen. 

Diese  Behauptungen  sind  jedoch  nicht  nur  durch  die  Ek&b- 
mng  in  keiner  Weise  zu  begründen :  es  lässt  sich  auch  leicht  nach- 
weisen, dass  hier  gar  kein  innerer  „natllrlicher"  Gfond 
einen  Vorzug  der  Actiengesellscbaft  bedingt,  welcher  leteterra  goade 
in  diesen  Pnncten  die  VorzQge  der  Priratnntemehmnng  rein  ange- 
dichtet werden.  Die  Acttengesellschaft  steht  auch  der  StaaU- 
verwaltnng  hier  nicht  unbedingt  nach.  Einzelne  Erfahrungs- 
thatsachen  lassen  sich  aber  zur  Entscheidung  einer  sotehen 
Frage  schwer  rerwerthen  und  am  Wenigsten  kann  man  ans  ihnen 
eine  allgemein  gQltige  Regel  ableiten.  Biüd  ist  eine  Privat-,  bald 
eine  Staatsbahn  Uberlegen.  Land  und  Zeit  entscheiden  hierbei 
wesentlich  mit  Ans  dem  inneren  Wesen  beider  VerwaltongeD 
kann  man  aber  mindestens  ebensoviel,  ja  eigentlich  mehr  Griinde 
fttr  den  Vorzug  der  Staatsbahn  wie  der  Privatbahn  ableiten.  Der 
gnte,  zweckmässige  nnd  wohlfeile  Bau  einer  Eisenbahn  hängt  offen- 


^)  Uftuptbeisp. :  Oesterreich  seit  1855,  aacb  Italien.  DeoDoch  in 
Staatobahnban  vieder  begoaneu,  jetzt  aacb  in  West-Oesterr.  o.  Anlcaof  r.  Printbtu0 
wieder  in  Italien.  S.  Note  72. 

")  Wie  im  Grande  vieder  Stein  die  Sache  aaßasst.  Handb.  d.  Tenraltnnfslelu«. 
S.  210:  dem  Princip  nacb  solle  der  Staat  sieb  selber  seine  Babnen  baoen  n.  üeselbS 
verwaltaD.  Allein  er  könne  es  oicbt,  tbeüs  reil  die  Babnen  ein  za  grosses  Kifiw 
fbrderton,  tluUs  tbU  sie  den  Cbarakter  t.  Datemebmuiigen  hittea,  die  der  Staat  nie 
gut  renralte.   Wahr  uitireiBe in  Oesterreicb,  iinva&  in  vielen  anderen  Unden- 

")  Stroassberg  nimmt  die  Gen.-Entrepri8e  a.Aehnlidie8  inSclratz  beiPnitt- 
bftbn«!.  wegen  der  Sdiwnftlligkeit  der  Baaleitnng  einer  ActtosgeseDsclwft. 
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barron  drei  Umständen  ab:  vom  Können^  Wollen  und  Bf  ttssen 
der  den  Bau  Idtenden  and  ausfllhranden  Personen.  In  allen  drei 
Bcaiebongen  möchte  ans  inneren  Gründen  eher  noch  der  Staats- 
nrwahnng  vor  deijenigen  der  Äctiengesellscbaft  der  Vorzug  ein- 
nrlsmen  «ein. 

1)  Das  Können  hängt  vom  volkswirtfaschaftltchen  Verständ- 
nis^ von  der  Vtftraatheit  mit  den  Looal-  nnd  mit  den  Verkehrs- 
Tohltttniasen  nnd  von  der  technisdien  Kenntnis«  ab.  VieUeiofat  ist 
die  Privatverwaltnng  mitunter,  aber  anoh  dnrohans  nicht  nothwendig, 
ia  dem  zweiten,  in  der  Regel  dagegen  wahrsoheinlioh  die  Staats- 
nrvaltnng  in  dem  ersten  nnd  dritten  Poncte  eher  Uberlegen.  Be- 
NoderB  wichtig  für  die  Beschaffenheit  and  Wohlfeilheit  des  Bans 
ist  die  technische  Kenntniss  der  Beamten  der  Oberleitang  nnd  der 
BaaiHbnmg.  Wenigstens  bei  ans  (Deatscbland)  in  der  Gegenwart 
mSefate  da»  teohnisohe  Feraonalf  das  den  Bau  leitet  and  besonders 
das  ihn  anefllhrt,  ebenso  wie  das  höhere  Betriebspersonal  bei  beiden 
Venrattnngen  nor  anerhebliobe  Unterschiede  zeigen,  weil  es  im 

i  ßanien  mdstens  denselben  goten  Bildangegang  darehmaoht  Die 
teUsobaft  entnimmt  oft  ihr  technisches  Personal  aas  dem  Staats- 
dienst.  Sie  erhebt  indessen  erfahrangsgemäss  nicht  immer  ebenso 
strenge  nnd  ^eichmässige  Anforderungen  an  die  regelmässige 
j  tedmische  und  Berufsbildung  ihres  Personals,  als  gewöhnlich  der 
I  Staat  Dies  hat  fUr  sie  den  Vortheil,  auch  anregelmässig  gebil- 
deten tttehtigen,  selbst  genialen  Elementen  (z.  B.  Äntodidacten) 
leieMer  einen  passenden  Platz  geben  zn  könn^i.  Aber  es  briugt 
raeti  die  Gefahr  öfters  mit  sich,  Untüchtige  anzustellen.  Das  Per- 
sonal des  Staats  wird  vielleicht  im  Ganzen  mehr  mittleren  Anfor- 
derungen entspreohen.  Die  gute  socialpolitische  und  cnlturliche 
Folge  der  tüchtigen  gleichmässigen  Berufsbildung  und  grösseren 
allgemeinen  Bildung  einer  wichtigen  nnd  zahlreichen  Beamtenclasse 
ist  dabei  aoch  beaohtens Werth.") 

2)  Das  Wollen  hän^  vom  eigenen  Interesse  und  vom 
£hr-  nnd  Pflichtgefühl  der  Betheiligten  ab.  Es  ist  nun 
wUeohterdings  nicht  einzusehen,  wamm  die  obere  Baoleitnng  nnd 
das  aasführende  Personal  bei  einer  Actiengesellscbaft  mehr  In- 
teresse an  gutem  nnd  sparsamem  Bau  haben  soll,  als  beim  Staate. 
Deo  eigenen  Vortheil  der  Nächstbetheiligten  (z.  B.  durch  Gewäh- 

Dies«u  Pnnct  ftbersiebt  z.  B.  Ferrot,  der  sonst  einen  an  befangenen  Ver* 
BdclL  zrischeo  Stuta-  n.  FriratbalmbeMntoa,  ihzem  Büdnngswuig  d.  s.  w.  «astellt. 
&  im.  EisQBbaharefom  S.  176  C 


Digitized  by  Google 


572  2.  B.  2.  K.  Iß.  A.  Eisenh.  Staats-  od.  Prirathalinen  ?  §.  247. 

rnng  eines  Antheils  an  dem  gegen  den  Anschlag  ersparten  B^ 
trage)  können  beide  Verwaltungen  berdcksichtigen.  Der  Staat 
hat  bei  seinen  Eisenbahn beamten  die  allgemeinen  Vorthdle  ukaa 
Beamtenthnms  (§.  71  ff).  VerwaltnngBrath,  Direction  n.  s.  w.  dner 
Actiengesellschaft  haben  aber  sogar  riel  weniger  Interesse  aod  eine 
fast  nnr  nominelle  Verantwortlichkeit  gegentlber  den  Aetionäres, 
mit  einem  bestimmten  Banfonds  auszukommen,  als  die  streng  ver 
antwortlichen  Staatsbeamten.  Ja,  oft  ist  es  gerade  das  Interewe 
der  Oberleitung,  mit  dem  anfangs  aufgenommenen  Kapital  nicht 
auszukommen.  Hier  ist  unmöglich  die  gewaltige  VerschiedeDbeit 
in  der  Stellung  einer  Actiengesellsebaft  und  einer  eigentUeben 
Privatnntemehmung  zn  verkennen.  An  neue  Actien-  oder  Ankahe- 
emissionen  und  an  die  dabei  so  leicht  abfallenden  „NebengewinoBte" 
der  Eingeweihten  knttpft  sich  das  pecnniäre  Interesse  einer  Privat- 
bahnverwaltung  oftmals  bekanntlich  sehr,  ebenso  wie  an  das  id6{^ 
liehst  lange  „Offenhalten  des  Bauconto's",^)  wo  sich  so  Huebes 
leichter  als  im  Betriebsoonto  der  Controle  entzieht.  Nur  weau 
Grtlnder,  Verwaltungsrath  und  erste  Actionäre  dauernd  mit  be- 
deutendem eigenen  Kapital  an  der  Untemehmang  betheifist , 
sein  mOssten,  würde  das  pecnniäre  Interesse  sich  anders  gestalten: 
also  wenn  die  Dinge  ganz  anders  Ulgen  ab  in  Wirklichkeit,  wo 
der  Gewinn  am  Agio  durch  Verkauf  der  Actien  oft  die  Hauptsache 
ist.  Gewiss  wird  man  endlich  im  Pnncte  des  Pflichtgefllhl« 
den  Beamten  der  Priratbahn  vor  denen  der  Staatsbahn  auch  keinen 
Vorzog  einrftnmen  wollen,  nm  so  weniger  als  das  Pflieh^efllU  der 
ersteren  leicht  einer  stärkeren  Versuchung  unterliegt.  Ebensowenig 
ist  zu  behaupten,  dass  das  Publicum,  ans  wdohem  sich  der  Vtf- 
waltnngsrath  u.  s.  w.  einer  Priratbahn  besonders  xn  reeratiren 
pflegt,  das  Börsenpnblioum  a.  s.  w.,  durchschnittlich  in  Qeldsaobeo 
ein  zarteres  Gewissen  hat,  als  die  ttlchtig  gebildete,  leidlich  g^ 
stellte,  gut  controlirte  Staatsbeamtenschaft. 

3)  Das  gut  und  wohlfeil  bauen  Httssen  hängt  endlieh  nrr- 
nemlich  von  der  Controle  ab.  Die  vorausgebenden  E>flrtermigoi  j 
wiesen  darauf  hin,  dass  auch  hier  sieber  die  Priratbahn  nicht 
Uberlegen  ist  Eher  möchte  hier  wieder  ebenso  wie  im  Ponele 
der  Integrität  die  Staatsverwaltung  den  Vorzug  rerdienen.  Denn 
die  Controlinstanzen  können  hier  durch  unabhängiger  und  mehr 
ausserhalb  stehende  Behörden  und  Personen  gebildet  werden. 

Munentlicli  lange  Zeit  Missbraach  bei  manclien  Osterr.  Priratbahnen. 
Huuneiilutiig  mit  den  staatlichen  sansgarantleen  z.  1%. 
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Aieh  Werden  sie  nidtt  so  leicht  aas  Personen  bestehen,  die>  selbst 
ii  Geldsachen  etwas  lax  geworden,  mehr  Grund  haben,  auch 
Aidem  —  nnd  seien  es  Untergebene  —  gegenfiber  ein  Ange  zvt- 
odrileken. 

Mitunter  wird  in  der  Kostenfrage  selbst  der  Versnob  gemaoht, 
nütgenanen  statistischen  Vergleichen  der  relativen  Bau- 
kosten (p.  Meile)  ftlr  oder  gegen  das  eine  oder  andere  System 
etfu  zu  beweisen.  Allein  es  ist  klar,  dass  zwei  verschiedene 
Bihnen,  selbst  in  sehr  ähnlichen  Terrainverhftitniflsen,  niemids  eine 
derartige  irgend  genaue  Vergleichung  gestatten.  Denn  die  Um- 
flOnde,  welche  nachweisbar  in  erster  Linie  immer  die  Kosten  be- 
itinimeii,  sind  stets  mehr  oder  weniger  verschieden.  Ob  Überhaupt 
etwas  und  wieviel  von  dem  Kostennntersehiede  ausserdem  auf  den 
Umstaiid  der  Verschiedenheit  der  Verwaltungssysteme  zu  setzen 
ist,  läSBt  sich  schlechterdings  nicht  ermessen.  Genau  ein  und  die- 
selbe, gleich  ausgestattete  Linie  müsste  zu  derselben  Zeit  von  einer 
Gesellschaft  nnd  vom  Staate  gebaut  und  dieses  Experiment  so  und 
80  oft  wiederholt  sein,  um  Beobachtuogsfehler  und  zußlllige  £iu- 
flllBse  zu  eliminiren,  wenn  ein  solcher  Vergleich  nur  einigermassen 
Btitthaft  sein  sollte. 

Jede  eingehendere  Kostenstatistik  von  Bisenbahnen  zeigt^ 
<luB  der  Werth  des  Grund  nnd  Bodens,  die  Terrainbeschaffienheit, 
woroQ  der  Umfang  der  eigentlichen  Erdarbeiten  (Bewegung  von 
KnhnaBse)  u.  a.  ul  hauptsächlich  abhängt,  das  Vorkommen  von 
grossen  Einschnitten,  Tunneln,  grossen  Dämmen,  Viadncten,  Brflcken, 
die  TOD  der  Babufreqnenz  abhängige  Masse  des  Fahrmaterials, 
B^bstverstiUidticfa  die  Ein-  oder  Doppelgleisigkeit  der  Bahn  u.  v.  a.  m. 
die  grOssten  Verschiedenhtiten  der  Kosten  bedingen.  Ebenso  ist 
die  Zeit  des  Bahnbans  auch  in  derselben  Gegend  wegen  der  Ver- 
ändernng  der  Preise  und  Löhne  von  wesentlichem  Einflüsse.  End- 
lich ist  doch  auch  schon  jetzt  der  „Bang''  einer  Bahn  im  Trans- 
portsystem  —  ob  Haupt-,  ob  Secundärbahn  n.  s.  w.  —  von  Einfluss 
auf  die  Baukosten,  so  wenig  leider  bisher  gewöhnlich  bei  Staats-  Und 
Privatbahnen  diese  verschiedene  natürliche  Bangordnung  einer  Bahn 
nir  Anlage,  Bau,  Ausstattung  genttgend  berücksichtigt  wurde  (§.  253  ff.)« 

Auch  aus  statistischen  Durchschnittszahlen  für  eine  grössere 
Anzahl  oder  für  alle  Privat-  und  Staatsbabneu  eines  oder  mehrerer 
Länder  ist  der  etwaige  Einfluss  des  Verwaltungsmoments  anf  die 
Kosten  nicht  zu  ermitteln.  Denn  auch  diese  Zahlen  werden  gan?« 
m  obigen  Factoren  bestimmt. 
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Eine  Vergleiohang  von  angefähr  gleichzeitig  gebauten  Bahnen 
in  Kacbbancliaft  nnd  in  nngeffthr  gleichen  TerrainTerhlUnisBen 
zeigt  j  das8  alsdann  auch  die  Kosten  sich  nicht  so  rerschiedeo 
steUen.  Aber  ob  es  Staats-  oder  Privatbahnen  sind,  ist  hioflir 
ganz  gleichgnltig. 

Die  unmittelbare  Beobachtung  nnd  Prttinng  kann  im  conciden 
Falle  gewiss  oft  theneren,  verechwenderiseben  oder  einfachen, 
samen  Bau  nachweisen  nnd  zeigen,  wie  dies  hier  mit  dem  Ststte- 
oder  Priratbahnsystem  zusammenhängt  Daraus  mag  mitunter  &s 
ein  bestimmtes  Land  eine  Folgerung  in  der  Streitfrage  faemr- 
geben,  nicht  aber  für  die  principielle  Entscheidung  der  Fnge. 
Und  sicberlicb  wird  sieb  bei  der  nOthigen  zeitlichen  und  ränmlieheu 
Ausdehnung  solcher  directer  Beobachtongen  wieder  Licht  ood 
Scliatten  bei  beiden  Systemen  gleichm&ssig  vertbeilt  finden.*") 


^  Hi«  einige  Bd^ide  mu  d.  prenst.  EisanbaluHUtlstik  Ar  16fi9,  de  ui  d. 
6.  A.  lier<Lbe^;eiionmeB  iroiden,  d»  es  zireckmlssig  oncMot.  «tns  Ilten  DiMb  n 

reigleichen,  sbtt  der  Deneren,  bei  denen  die  grosse  ÜmgesUltang  der  rolksirirtliscbft- 
Heben  VerhSltnisse  toh  Einfloss  rar.  Kosten  p.  Ifdle  in  lOOOen  Thlm.  n.  in  FiocentM 
der  Geuauntkosteo ,  wobei  bier  nur  die  Haaptpostea  aoj^abrt  sind.  Die  amdicke 
StatistUc  spedfioiit  noch  etwas  weiter  (zu  d.  fidub.  worden  die  Äosg.  ftlr  Bt^tUKeB. 
Ein&iedigODgen,  WegeUberg&nge,  za  BababOfen  n.  W&rterh.  die  Signale,  zum  Anfnnd 
fttr  Verwalt.  o.  Ziosen  während  der  Bauzeit  ancb  der  für  ansserord.  Anlagen  b.  bis- 
gemein  gerechnet).  Die  Statistik  des  Vereins  D.  Eisenbabaverwaltongen  enthilt  Ha- 
uche Daten  auch  aber  die  meisten  anderen  D.  Bahnen.  Die  Daten  beider  Wob 
stimmen  Übrigens  nicht  immer  ganz  genau  Qberein.  Die  in  dem  2.  Weike  befiuUicbe 
Rubrik  .Ausgaben  für  Vorarbeiten"  fehlt  in  d.  preuss.  amtL  Statistik,  z.  Th.  befiadeo 
sieb  ancb  durnnter  Zinsen  wthrend  der  Bauzeit  In  Bezug  anf  Berechnung  der  l<u* 
tam  beitdit  tlbi^eu  anoh  muohe  Tenchiedenbeit  Bei  den  StuitibaJinei  pM» 
sie  lücbt  dngeiedinet  zu  werden ,  so  dass  die  ZaUen  fttr  diese  insofeiB  etwas  n 
niedrig  sind. 
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§.  S48.  —  D.  Betrieb,  Betriebikosten. 

1)  Betrieb.  Häufig  wird  den  Frivatbabnen  vor  deo  Staats- 
bifaien  naobgertthrat:  grossere  Rtlokaicbt  anf  BedUrfnitte  and 
Vluehe  des  PnblicnmB,  coolanterer  Betrieb,  mehr  nach  kauf- 
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[He  Kosten  der  schiefen  Ebenen ,  die  bei  d.  Berg.-Märk.  und  Bbein.  B.  Toiiommen, 
and  zn  dem  letzten  Titel  (Änsseronl.  u.  s.  w.)  gerechnet  —  VerbältoissmSasig  die 
Krtvte  Gldchbeit  des  sbatd.  und  relat.  Aafvands  besteht  jioch  beim  Oberbno 
(Sdimen,  SchwelleB.  Drahschfliben  n.  a.  w.>,  iro  die  grossere  oder  geringere  Ans- 
•ttnag  des  vwtHea  Heises,  der  Bahidio&chimeD  d.  s.  t.  (Ue  meieto  VwschiedMheit 
bniilMa  irird.  Der  st&rkste  Unterschied  besteht  in  den  Kosten  des  Betriebs- 
BSterials.  wo  selbst  fihnlich  sitnirte  Bahnen  wie  die  drei  grossen  westlichen  Unien 
in  flb.  Cebersicht  {G«ln-Hind.,  Berg.-M&rk.  nnd  Rhein.)  ti.  wie  Beri,-Anh.  n.  Beri.- 
Htmb.  einer-,  Berl.-Magdeb.  anderers.  zeigen.  FOr  die  Abh&ngigkeit  der  Kosten  von 
der  Piirat-  oder  StaatsTerwaltnng  wtre  es  nicht  ohne  Interesse,  za  sehen,  wie  die 
»g.  Qfneralentrepriso  sich  heransetellt.  Aber  aach  hier  ist  der  EiDflnss  der  einzelnen 
obifcn  Factoren  naturlich  massgebend  n.  beim  Vergleich  weiss  man  nicht,  wie  die 
Arbeit  qnalitatir  ansge&Ilen  ist  Tilsit-losterborg  mit  446,000.  Bertin -OOrlitz  mit 
4S4,OO0  Thlr.  p.  Meile  in  (ieneralentreprise  gebaut  erscheinen  nicht  eben  wohlfeil 
n.  unche  Klagen  rerlaaten  Uber  die  Banbeschaffenbeit  der  letzteren.  Die  schleswig'- 
xhm  Bahnen  Icamen  nach  diesem  System  auf  326,000  Thlr.,  fast  genau  di^be 
SsBae,  wie  fttr  Altona-Kid  (329,000  Thlr),  welobo  Linie  ron  der  Printremratong, 
■Qo^gs  frflher,  gebantwnrde.  (Tgl.  flberGenenüentreprtoe  Stronssberg  a.k.0., 
»kB.  aocb  Ober  die  Hflg^chk.  seiner  Gewinne  dabei,  wo  sich  allerdings  der  Yortheil 
^  fflr  sich  handelnden  Priratontemehment  zeigt  8.  209  ff).  —  Bemertenswerth 
ist,  daas  die  neuen  Bauten  immer  theorer  und  die  Dorduohnittskosten  p.  Meile  in 
grossen  Bahnnetzen  InuDer  hfiher  ausfollen.  Zorn  Theil  likngt  dies  wohl  mit 
Uhn-  and  PreissteigerongeD,  aach  des  Bodens,  (so  bes.  in  neuester  Zeit),  mehr  aber 
Seviss  noch  mit  der  starken  Vermehmng  des  Betriebsmaterials  und  mit  den  grosseren 
technischen  Sdiwierigkeiten  der  nenen  Bahnen  zasammen.  Denn  in  der  Gegenwart 
Verden  stJche  Schwierigkeiten  gerade  wegen  der  Fortschritte  der  Technik  nicht  mehr 
N  gescheut  wie  frlüier  b.  deshalb  schwierigere  Linien  unternommen,  aoch  in  bergigen 
TorMn  o.  s.  w.  Das  rerwendete  Kapital  p.  Heile  ist  bei  den  preuss.  Bahnen  üist 
ohne  jede  Oatert>rechang  jfthiilcb  getrtiegen,  aber  noch  stbrker  rermehrte  sieb  retatiT 
der  Gttterwigenpiric,  fran«  «ach  tue  LoconotireözsJiI,  z.  B.  per 


Digitized  by  Google 


676  2>£-  l«-^  iiaatb.  StMtt' od. PxindAhittiV  §.248. 


mäoniaober  statt  nach  bnreaiikratischer  Art,  besonden  im  Qu 
Terkehr,  grössere  Höflichkeit,  €bflUligkeit  des  Personsls  n.  i. 
Mitunter  hört  man  aber  auch  den  Staatsbahoen  in  Betreff  vüA 
Punete  den  Vorzog  geben.  Es  ist  klar,  dass  sich  keine  $Bi 
meinen  Urtheile  dieser  Art  iäUen  lassen  nnd  das  sich  weder  t 
dem  Wesen  der  Sache,  noch  aus  der  Erfahmng  ein  solclier  V 
zug  der  Staats-  oder  Privatbahpen  ergiebt  Bezeichnend  gea 
weehseln  selbst  in  kurzer  Zeit  die  Hebungen  im  PoUienn 
solchen  Dingen.  Die  Verhältnisse  der  Zeit  und  des  LudM  i 
eben  entscheidend.  Aber  flir  die  prindpielle  Frage  folgt  ans  solel 
Urtheilen  nichts. 

Eber  lässt  sich  schon  in  Ordnung  and  Pllnctlichkei^  Sid 
heit  und  Schnelligkeit  des  Betriebs,  Unparteilichkeit  und  ^i 
stechlichkeit  des  Dienstpersonals  im  Staats-  and  Privatbahnsri 
eine  characteristiBche  Verschiedenheit  nachweisen,  obwohl  aadi' 

Kapital  Locomot     FaswaDwageD  QtUervsfes. 

Stack  Stack  Stock 

1844         296.190              12  60  IIS 

1855         419,171               10  8*2  24*7 

1865         524,4S8              2-0  3*0  4r2 

1867  &4»,5ÖS              2-3  3*5  53-5 

1868  540,790  2*2  3-6  48*7 
1669  552,072  24  38  51*0 
1874          6äO/tiO               3-2  42  69  ä 

Die  ZaUeo  v.  1868  &b  iucL  naae  Promzen;  daher  die  V«rftaderaog  dex  Duickad 
groeseu.  aber  schon  1669  die  alte  Bicbtnug.  laEogland  siDd  dagageodknl 
Bankoaten  leit  25  Jahten  aar  waüg  geetlegeo.  S.  Note  72.  Es  wt  aach 
Zniiül,  das«  t.  B.  in  Freassen  die  ButchKhnitte  fili  Staats-  aad  BnnAt' 
gleich  aind,  wie  1869  p.  M.  fbr  jene  551.970,  für  diose  652,905  TUr.  oder 
82,857  Thlr.  p.  KiL  f.  d.  Staats-,  71f,289  TU.  f.  d.  Priratbahneii  in  «ig.  Tj 
(101,17»  TU.  L  d.  Priratb.  in  SUatsrerwalg.  Innerhalb  der  Stantsbahnea 
beim  Vergleich  der  onter  einer  besoud.  Yeriraltnng  stehenden  Zäoiwi  Oi 
wie  4  :  7  (Oatb.  u.  'Saarbrttcker);  innerh.  der  Privatb.  wie  1  zn  £ast  »(fibon*: 
n.  NeiSBe- Brieger)  (in  1869).  Vergleicht  man  die  einzelnen  nadi 
Koatendarchschnitten,  ao  etehen  in  1S69  in  PreDssen  die  westlichen  Bdl 
Ganzen  ob^  die  nOrdlichsD  a.  Oatlichen  onten  in  der  Keifae  der  MeilenkoMa 
mit  bemerkenawerthen  AoMuhmea,  z,  B.  unter  d.  tbeueren  die  niedeachka.^ 
(BerL-Bieel.,  ron  einer  Priratges.  gebwit}  n.  d.  Berl.-Magdeb.  Neben  den  achwi« 
Terrainrerhältoisaen ,  grOaterem  Verehr,  also  Bctriebsmateiial  sind  hoho«  Pi 
Uihne  im  Westen  daran  wohl  Schuld.  —  Debrigens  sind  alle  Schlaaae  mh  dan  1 
luMten  der  einzelnen  Bahnnntwnehmnngen  mit  Voniobt  za  adMn.  diawi  der  ä 
Dnutand,  ob  eine  Bahn  z.  B.  hier  aofhOit  oder  ein  paar  Meilen  weiter  foht.  1 
oft,  daaa  besonders  kostspielige  (z.  B.  Tonaels,  Bracken  n.  s.  w.)  oder  biUigafl 
(z.  B.  in  der  Ebene)  bald  bei  dieser ,  bald  bei  jener  Bahn  eingerecJuiet  ncii 
dorch  Bich,  vollends  bei  kürzeren  Bahnen,  die  Durchschnitte  sehr  rertatefc  j 
dies  noch  beim  Vei^leich  zwischen  Staats-  u.  Pri)rad)aluien  za  b«aohftea.  I 
zwischen  grossen  Staaisbahnnetzen  n,  kleineren  Priratlinieo.  Die  DorckatfeiH 
der  ersteren  sind  melir  wirkliche  Mittelwarthe ,  weil  der  Einfluss  tlMonr  mi\ 
Strecken,  diie  meisteos  beide  rorkommen,  hier  schon  anqgegüchen  ist.  Um  m 
z.  B.  in  dem  oben  erwähnten  kleineren  Kosteonaterschied  der  aiaie]a*aj 
btaatsbabnea  gegenüber,  dem  grosser en  der  eiueben  Printer hitn«  i 
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die  VerlüÜtnisse  in  versohiedeneD  Ländwn  sich  oft  wesentlich  nnter- 
Mkdden.  Die  allgemein  streagere  Ordnung  im  Staatediensi  giebt 
Iber  wohl  von  vornherein  eine  gewisse  Bitrgsehafk  andi  ßlr  die 
Stwtebahnen.  Wenigstens  bei  ans  wird  diese  Erwartong  nicht 
dmh  die  Eriahrnng  Lttgen  gestraft.^^) 

S)  ffiasichtUoh  der  Betriebskosten  hOrt  man  mitunter  die- 
Nlben  Lobsprtlehe  wie  hinsichtlich  der  Baakosten  den  Privatbahnen 
ertheilen,  aber  ebenso  onricbtig.  £s  sind  hier  einzelne  Bahnen 
Dsd  ganse  Bahnnetze  zn  nntersdidden. 

a)  Ein  innerer  Grand,  dass  eine  einzelne  Staatsbahn  als 
loldie  (heorer,  absdat  and  namentlich  relativ,  nemlich  za  einem 
bfiheren  Procent  der  Betriebskosten  von  der  Brattoein- 
nafame  rwwatte,  besteht  nicht  Nach  der  Natar  der  Sache  moss 
in  dem  ganaen  Meohanismns  der  Verwaltnng,  der  Betriebsleitnng 
DAd  Betriebsftthmng  zwieohes  beiden  Arten  Bahnen  eine  grosse 
fflwhartigkeit  bestehen,  was  anoh  tbatsSehUeh  der  Fall  ist  Der 
Staat  mag  hier  und  da  etwas  schwenälliger,  bareaakratischer  ver- 
valten, ein  paar  Beamte  mehr  haben.  Nothwendig  und  regelmässig 
ut  Ettch  dies  nicht'*)  Es  gleicht  sich  oft  schon  dadurch  aus, 
dasa  die  Gehalte  der  höheren  Beamten  im  Staatsdienst  etwas 
niedriger  sind  and  es  bis  zn  einem  gewissen  Grade  sein  kOnnen.") 

Denhalb  bnmch«  gawiase  Klagen  ttbor  «iBttlne  Stuäsbdmm  nicht  inuner 
iBWgnndflt  za  acdn.  Aber  daai  z.  B.  das  Ditheil  ttbw  die  T«iwdiiedenea  preme. 
Suttihthaen  nngleidi  ist,  zeigt,  dass  hier  keine  nothvendige  Inferiorität  des 
iittattbfltnebs  fgegea  den  Oeaellscliafisbetrieb  roiliegi  Am  Rhein  vird  vielfach  Klage 
stflthn  thet  die  Staatsremit.  der  Bei^.-Maik.  Bahn  rerglichen  mit  der  Privatrenralt 
'Itt  CMo-Mlodeiier  o.  namentlich  der  treulich  adminiatrirten  Rheinischen  Bahn.  Aber 
^  presM.  leidige  „Äsaeesorismas" ,  die  einseitig  prirstrechtliche  Aosbildong  der 
!itutAeuDten,  Usst  sich  doch  auch  abstellen. 

**)  Aach  dies  ist  nicht  Tohl  aas  dem  Vergleich  der  Statist.  Durchschnittszahlen, 
Mden  mr  durch  nnmittdbare  Beobachtnng  festzustellen.  Der  Bedarf  an  Beamten 
nd  liaderen  Arbeitskräften  hangt  natflrlich  oesoDders  von  der  OrOsse  des  Verkehrs, 
J^nU  dw  StaäoneB,  dmn  Bodeatang  n.  s.  ir.  ab,  «ihn  in  Betreff  der  lUgameinen 
CeAalnnraltang.  In  Freassen  kamen  1869  bei  den  Staatsb.  Beamte  und  HiÜfb- 
uMttf  bri  d.  allgun.  Vemlt  auf  100,000  Thlr.  Brottoeinn.  3*5,  bei  den  onter 
^i*ulnerr.  steh.  Ptiratbahnea  8  7,  bei  d.  and.  Priratbahnen  anch  3*7.  oder  p.  Mdle 
-5.  S'6,  2-6,  aber  in  jeder  Gruppe  erhebL  Venchiedenh^ten  bei  d  einzelnen  Bahnen. 
Oie  Diiectionen  kosteten  bei  d.  Staatsb.  p.  MeUe  164,  bei  d-  selbst  Pri?atb.  S2i  Thb. 
louras.  Statist.  Material  fOr  sonst  Ver^eiohe  s.  Prenss.  Eisenbahostatistik  fiir  186», 
^        dentsohe  ibgL  8.  128. 

**}  Die  mancheilei  kleinen  Verschiedenheiten  in  d.  Stellnug  der  eiozaben  Beamten 
«Xaveren  geaane  Veig^icbe  toq  Bahn  zn  Bahn:  Aas  den  Dnrchschnittszahlea  ist 
*Mv  za  wenig  Sicheree  zu  entnehmen.  Bei  d.  obersten  Leitong  (incl.  Verwaltongs- 
Mk)  verdoi  die  Einnahmen  der  Beamten  durch  Tantiemen  Öfters  wesentlich  eriiOht, 
L  B.  bei  manehen  Oaterr.  Priratbahnen,  auch  bei  BerL-Anh.  n.  a.  m.  Die  höheren 
SieUea  in  d.  Diiectionn  d.  preass.  Staatsb.  wuen  am  1870  meist  mit  1200  ~ 
iMO  TUr.  dotiit,  ebenao  bei  d.  pieoss.  Prifati).  unter  Staatsranr.;  bei  den  lichs. 
i^lHAb.  vma  die  Satxe  ISOO— 2S00,  der  vftrtemb.  686  (Bor.)  -  2286,  der  baier, 
a.  Vft|Bar,  FiaaBxwiHeiwcli.  I.  37 
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Eine  VerachiedeDheit  der  BetriebakosteD  wird  flieh  daher  ans  anderea 
UrBachen  erklären  mttssen.  Einen  Vorzog  hat  aber  sogar  die 
Staatsbahn  öfters  vor  der  Privatbahn  roraofl.  Ein  Thnl  der  Be-  i 
triebskosten,  nemlioh  di^j^nigen  der  allgemeinen  und  Gentraber- 
waltnng,  stellt  sich  bei  grösserer  Länge  der  Linien  und  absdiit 
höherer  CleBantmteinnahme  relatiT  günstiger.  Darans  folgen  natür- 
liche VorEfige  der  grossen  ror  den  kldnen  Bahnen  und  demgemS» 
öfters  auch  schon  der  einzelnen,  eine  längere  Strecke  T^^aUenden 
Staatsbahn  vor  der  Priratbahn.'') 

Hiervon  abgesehen  hängt  die  Höbe  des  Frocents  der  Be- 
triebskosten ron  der  Roheinnahme  wieder  von  ganz  anderen 
Faotoren  ab:  vor  Allem  die  Orösse,  Art,  Bichtong  des  Verkflhn 
selbst,  das  davon  vomemlich  bedingte  Verhältniss  des  todten  tm 
nützlichen  Gewicht,  die  Niveanverhältnisse  der  Bahn,  eelbet  du 
Klima  der  Gegend ,  endlich  die  Höhe  der  Arbeitiiahne,  der  FroBe 
dee  Brennstoffii  n.  dgl.  ra.  sind  hier  entscheidend.^)  Ans  dieMm 

91&— 1714  (ohne  Geaeraldirectoi) ,  der  ba<L  686  (Bni.)  —  1371—2285  TUr.  Di- 
gegen  z.  B.  Berl.-Hamb.  2500—6000,  B.-Q0ilitz  1800—4000,  Berl-Uagdeb.  800- 
a-Stettin  500-5000,  Hagdeb.-Leipz.  1000—4500,  Baier.  Oitb.  S429,  PfSlz.  2»' 
bis  4572  Thlr.,  indessen  lliQriDS.,  Leipz. -Dresd.  doch  vieder  in  den  Hausen  der 
Sbutsbabneo.  In  den  letzten  Jahren  sind  meist  ErhOhnngen  der  Geli&Ite  eingetreteo. 
So  bezogen  die  Mitglieder  der  obersten  Vervalt.  am  1874  bei  d.  preoss.  Staatabtbnt» 
900—3800  Thlr.,  gewöhnlich  1400-3100  Thlr.,  bei  d.  sächs.  Staatsb.  1000— 35W, 
wtat  1067—3000  Thlr.,  bei  Beri.-HuBb.  jetzt  2500—7500.  B.-GorL  2109— SOOO. 
B.-Hagd.  SUO— 6000,  B.-Aahalt  2750—8000,  B.-Stettin  1000-5500,  Magdeb.-Ualbent. 
200— SOUO,  bei  Hagd.-Leipz.  bis  8500  Thlr.:  nach  dentschen  Sta^beaBteuradült- 
niiKn  also  z,  Th.  abertrlcbene  Steigerungen  bei  den  Priratbahnen. 

**)  Die  Bechnnngen  der  einzelnen  Bahnen  sind  bes.  im  Posten  der  „aUgemeisn" 
Ausgaben  nicht  immer  genau  rergleichbar,  veil  demselben  besondere  ZahloageB,  c  B- 
fOr  Bahapacbt  (Hannor.  B.)  zugerechnet  werden.  Bei  kleinen,  selbstiadig  rennJte^ 
ToUoids  bei  wenig  firaqoenton  solchea  Printbahnen  stellt  sich  das  Procent  der  «Hg«- 
Ausg.  T.  d.  Geeanmtaiugabe  aahr  hoch,  z.  B.  1869  Tllarlnsterb.  207,  ipntas.  Sttt. 
18  9  Deatsch«  Stat),  tiberK  bei  mehreren  PriTaib.  Prenssuu  thw  10,  meiA  6— S% 
Dagegen  bei  einzelnen  groeaan  und  freqii.  Friratbahnen  auch  nutw  6%,  z.  &  Cii>- 
Mind.  4-7,  eboiso  B.-Stett.,  B.-Hamb.  nur  3  7,  bei  d.  älteren  preoas.  Staatebttaa 
5 — 67o  (vo  iiher  Inspection  inbegriffen;  dentsche  Stat  giebt  4'05— 4*31  aa),  nsr 
Ostb.  TS  (5-66).  Bad.  3-28,  Baier.  1*78,  Sfaihs.  4  09,  Wttrt  2-497o.  Im  3.  187* 
fiel  nach  d.  YereinsstaL  anf  d.  aUg.  Yerw.  bei  d.  dentschen  Staatsbahncn  4'80''/,  i- 
Gesammtansg.  (Baier.  nnr  188),  bei  d.  Piivatb.  in  eigen.  Yerwalt  5-48  CnK-InsterK 
17-44.  auch  bei  and.  kleinen  Yenralt  10— 207o). 

**)  Aach  in  diesem  Puncto  sind  die  Berechnnngea  nicht  immer  gleächaitig,  ii« 
amtL  preass.  a.  die  Statist  des  D.  Siseobahnrereins  zeigen  Abwakhongen  ia  den  . 
Procenten  der  Betriebsausg.  ron  d.  Betriebseinn.,  so  bei  d.  preass.  Staatsb.  UagUBtiga  j 
stallt  ridi  das  Ptocant  bwondon  hA  weniger  &eqa. ,  bei  memea ,  bei  Ueinai  (Ttgoi 
Hohe  der  aUgem.  Koatw  v.  geringerer  Aoenatzong  des  l^fiab),  bei  Ikerea  Bshaca.  | 
doneb  nene.  noch  wenig  freqneate  Strecken  hin sn treten.    Mach  der  prMsa.  fÜM*- 
bahnstat  fOr  1869  8.  73  war  das  Proceot  bei  d.  Staatsb.  4S-7  (Min.  Ofltk  3T^. 
Max.  Bebrfr-Hanaa,  eben  eröffnet,  63-37o),  (in  d.  bes.  angUnst  Jahre  1874  nach  4. 
VereinsUtist  S.  95  bei  allen  deutsch.  Staatsb.  7017,  Mis.  otdenb.  48-63,  wQitMib. 
&7-68,  bad.  &8'8S,  baier.  60  25,  8«chs.  62  26,  niedawiUes.  m&rk.  aU  flebiigib.  «7-«S< 
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KoBteqiroeeiit  läwt  rieh  «teo  fBr  die  Staats-  oder  Frivatbabnfrage 
Bidits  entDebmen. 

b)  Bei  einem  Vergleich  gaDser  Bahnnetze  kommt  dagegen 
m  Vorzag  des  Staatsbahnwesens  in  Betracht  Die  einbeiUiohe, 
nUnt  eentralistisehe  StaatsTerwaltnng  aller  Bahnen  eines  Landes 
ennSgücht  immerhin  eine  nieht  unwichtige  Erspamng  an  Central- 
rerwaltongakoBten,  an  Abrechnongsarbeit  o.  dgl.  m.  verglichen  mit 

ZerBpUttemog  der  Privatbabnen  in  zaUreiche  kleine  Verwal- 
tngea.^)  Viele  nnnOtze  Kosten,  z.  B.  fUr  Verwaltnngsräthe  in 
SUizen  oder  halben  Sinecnreposten,  Hessen  BitAi  A&hei  ersparen. 

3)  Die  Einheitlichkeit  des  Betriebs  bietet  auch  grosse 
anderweite  Vortbeile  für  Schnelligkeit,  Pttnetlicbkeit, 
Einfachheit  des  Verkehrs.  Eine  ähnliche  Concentration  der 
Mneo  unter  einer  PrivatTerwaltnug  ruft  dagegen  wieder  die 
grtasten  Bedenken  wegen  des  factiscfara  Monopols  hervor.  Das 
nVerbandswesen"  der  Privatbahnen,  wie  z.  B.  das  beatige  dentsohe, 
kaut  die  Uebel  der  Zersplitterung  der  Verwaltungen  nor  wenig 
beseitigen:  Verwimmg,  Ungleichmässigkeit  der  Tarife,  naehtheiüge 


Ottb.  76-32,  Fnokl  Bebra  95  207^,  bei  d.  onter  Stutsrenr.  steh.  Privatbahnen  42'6 
(ItÜL  ObencUes.  Uaoptbaha  3&'4,  (in  1874  44*58  nach  d.  VereinssUL),  M«. 
Rltein-Nabe  B.,  schinMAer  VoAehr  a.  theurer  Traosportdienst,  61-77o)  (1874  lOO'/J, 
bd  den  Belbatvenralt  Phratb.  429  (1874  59  15),  (Hin.  Bhednische  3S-9,  ferner 
niackea  37  oad  39  bei  BerL-Anh..  B.-Magd.,  GölQ-Mind.,  Magd.-Leipz. ,  Max.  die 
Bwen,  schwach  freqa.  Linien  r.  Vorpommern  8V'2 ,  Hinterpomm.  79'4,  Tils.-In8t6rb. 
M-3*/j.  (1874  BheiD.  46-11,  B.-Anhalt  51-67,  B.-Magd.  69-38,  rorponun.  B.  72-18 
meki.  TeniBiBtat)  Eine  Abnahme  des  Procents  dleee^BetriebsausgabeD  im  D. 
■Berpmiflg.  Bahnfen  bat  naoh  v.  iiadi  stattgefoDdeo;  1869  46'6.  ISfil  41*9,  1865 
in,  1868  451,  1869  44*0,  die  Stetgenins  1868  erUlkrt  Bich  aus  der  Einrachn.  der 
SihDen  der  neaea  Fror.  Dagegen  ist  das  Fiocent  aller  Ausg.  von  der  Boheinnahne, 
nach  rorttbergeb.  Absahme,  in  25  Jahren  dasselbe  geblieben:  1844  52,  Min.  1851 
46-6,  Max.  1858  59-1,  oeoee  Hin.  1862  u.  1865  48  9,  1867  54-4,  18ti9  52  1 V,.  — 
Bei  d.  s&chs.  Staatsbahnen  var  1869  d.  Procent  sämmü.  Ausg.  v.  d.  BraUoeüin. 
42-7).  bad.  51-05.  vQrt.  60-11  (riel  nene  Bouten),  baier.  63  08  (incL  PacbtzahL?), 
brannschir.  48-13.  In  d.  letzten  Jahren,  bes.  1872 — 74  ist  eine  enorme  Steiger, 
d.  Anagab«!  b.  der  Frocente  den.  r.  d.  Eion.  eingetreten.  Die  Quote  d.  Betrieba- 
asagabe  von  d.  Bruttoeinn.  irar  bei  d.  preuss.  Bahnen  tis71  44-8,  lb~i2  50.4,  187» 
»4*9, 1874  57-7.  d. Steiger,  v.  1873  auf  1874 bes. stark  bei d.  S  taatsb.  S.  u.  §.259—263. 

Seit  1869  sind  die  früher  getreoDten  säcbs.  Staatabahneo  unter  eine  Centnd- 
rmaltug  gestellt  Ftir  Aehnfidus  in  Fre aasen,  vo  nech  8  Staatsbahnrenr.  be* 
atahen.  ^idlrt  Pwnrt.  Da  hier  ränige  wicht  Priratbahnen  (Oberschles.  mit  d  non 
fnioA.  Wilhelmsb.,  Bm.-M«ik.,  Bhein-Nabeb.)  rom  Staate  ranraltet  werden,  wednrdi 
waäptena  3  inaunmenUagende  Gmppen  bestehen,  eine  weitL  (Saarbr..  Bhdn-Naha, 
Xus.,  Main-Wes.,  HannoT.,  Wostf.,  Berg.-Märt.)  und  dne  «stl.  (Ost,  Niederschles., 
Obencbles.).  so  lieasen  sich  wohl  2  Yerwalt  bilden.  Indeaaea  ist  es  fraglich,  ob 
bisrtw  nidit  eine  za  grosse  Oentralis.  eotstJüide.  Weber  u.  A.  nebmea  an,  dasa  das 
heu.  baier.  StaabAtahnnetz,  incl.  Ostbabnen,  jetzt  schon  über  3000  KiL,  das  Manmum 
der  Babnlinge  unter  einer  CeatralTerwah.  danteüt  Den  ries.  Aufwand  f.  d.  Ab- 
rechnnngspen.,  tat  VagetM^ntrote  u.  s.  w.  bei  der  Kersplilt  d.  Verwalt.  heben 
Veixmann  n.  d.  Verl  d.  „TariCerit&b.  od.  Beichseisenb.?'  (S.  18)  a.  v.  A.  m.  hervor. 

3T» 
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CoocorreDsmaoherei,  Uebertreibangen  und  anrichtige  Begdong  d« 
Differentialtarifsystems  n.  s.  w,")  Aach  die  Begierongseontrole 
der  Privatbafanen  wird  soieben  Uebelstftnden  nur  wen%  abhelfen 
können.") 

§.  249.  —  E.  Tarifwesen.  Der  wichtigste  Pnnet  in  rolks- 
wirthschaftUcher  Hinsicht  ist  die  Höhe  der  Tarifsätze  (bei  der 
Vergleichnng  richtiger  Weise  combinirt  mit  der  Zeitdaoer  des  Tnu»- 
ports)^)  und  die  Einrichtung  des  Tarifwesens.  Davon  wird 
unten  in  §.  264  ff.  die  Rede  sein.  In  der.  Frage  des  Eiseabab- 
systems  handelt  es  sieh  hier  nm  die  grössere  oder  geiingere 
Neigung  zu  Tarifermässignngen,  Tarifrei'ormen  uadznr 
zweckmässigen  Einrichtung  des  gesammten  Tarif^esens  flber- 
hanpt  Hier  kann  unmöglich  von  einem  natttriichen  Vorsug  der 
Prirathahn,  wohl  aber  mnss  von  einem  solchen  der  ätaattbahs 
gesprochen  werden.  Denn  diese  ist  wenigstens  nicht  dnreb  ihr 
ganzes  Wesen  genöthigt,  den  rein  gewerblichen  Standpunet  eio- 
zunehmen.  Dass  auch  sie  dies  oit  tbatsäohUch  thnt,  beweist  liclit 
fÜT  das  Gegentheil.  Vielmehr  zeigt  dies,  dass  ein  besonden  seh-; 
samer  Grund  gegen  Staatsbahnen,  ^'*)  dieselben  würden  nemlicb 
durch  das  Drängen  des  Publicnms  nach  Tarifermäasignngen  leioht 
nm  die  notfawendige  privatwirthschaftiiche  Rente  gebracht,  was  die 
Finanzen  Übermässig  gefährde,  haltlos  ist. 

Eine  Priratbafan  wird  freiwillig  immer  nur  solche  Tarif- 

")  Der  UanptpDiict  dSt  Klage  in  DeQtscfaUodl  Ueber  1500  Tarife  in  KnA  n.  i 
immer  weitere  Yeimehr.  and  Verwirr. ,  so  dass  im  GOtenflrkehr  Niemand  mefcr  au 
nodt  ein  weiait:  die  conseqneate  Folge  des  Piinttiduurstems,  Venn  man  nickt  n 
„Posioneii"  das  Heil  taokt,  die  in  andrer  Bezieh,  wieder  bedankUeh.  FlactiKbff 
Hauptgrond  fdr  (bs  deoteelie  Eeichseiseabaluiproject  S.  bei.  die  in  Kote  1  so- 
BroscbOren,  nam  ..TariferhOh.  od.  Keichsbahuenr",  „zehn  Jalire  pmuB.  dtschorläu- 
bahnPoUt",  VeizmsDD  a.  s.  w.,  frOber  Perrot'a  Schriften. 

«*)  Mau  hat  das  Heil  in  einem  Staats- Eisenbahoaiat  zor  Obenn&icht  a.  s.  t. 
Dachen  voUeo.  S.  ftlwr  die  wenig  ennatbigenden  eogliscben  Venrache  Coko. 
engl.  EisenbahnpoUt.  I.  Kap.  4,  aach  II.  Kap.  1  □.  4  pass.  Im  Deotscben  Beiche 
drängte  d.  Handelsstand  lange  aaf  ein  Eeicbseiflenbahnamt  hin.  Im  J.  187S  erfolgtr 
die  Errichtnng  desBelben  (a.  ,^bn  Jahre"  u.  s.  w.  S.  37  S.,  Gesetz  v.  27.  Juni  IS7S|. 
Aber  den  gehegten  Erwartungen  hat  die  neue  BehOrde  in  keiner  Weise  antaproch«. 
w^  sie  zu  maditlos  ist,  ihren  Bescblossen  Anerkennong  n.  Befotgiug  zn  reischifei 

**)  Nicht  nur,  wie  gewöhnlich,  mit  Dnterscheidong  der  ScÄndll-,  Vm.-,  gt- 
mischten  Züge  beim  FenoneaTericehr ,  des  EU-  und  Fnu;htgota  beim  tiftfemdEakr. 
sondern  aneb  noch  weiter  mit  Beradcsichtigung  der  Zeitduer  des  Tmapatta  llH^  i 
halb  jeder  dieser  Kategorien.  Wenn  z.  B.  zwei  Bahnen  för  1  Meile  p.  Pereon  IL  CL  I 
im  Schnellzag  g  Gebühren  erbeben,  die  erste  aber  p.  Stande  6—8  Meilen  lauisl 
Norddeatschland),  die  letzte  nur  5 — 6  M.  (Baiero)  transpottirt,  ao  ist  jene  offieabar  die 
billigere.  Ebenso  wären  Bequemlichkeit,  Sicherheit  bei  der  Veiicleichiuig  ni  becBck- 
»cbtigen,  femer  ob  die  Person  genothigt  wird,  eine  höhere  Classe  za  beraUen n. 

^  lUsonnement  von  Baudot,  das  Bergias  2.  Ä.  S.  244  beachtenswetA  ttCsaL 
Avick  die  Gegner  d.  d.  Beichsbahnea  haben  gelegentlich  so  geqtrodien. 
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redat^onen  vornehmen,  bei  welchen  sie  in  Folge  des  verhftlt- 
DÖnESsaig  stärker  steigenden  Verkebn  doch  eine  höhere  Itente 
etxiett.  Unter  diesen  Sfttz  herabKOgehen,  kann  sie  nnr>dnrch  den 
Staat,  wie  die  Einen  verlangen,  oder  dnrch  die  freie  Con- 
cQrrenz,  wie  die  Anderen  erwarten,  gezwangen  werden.  Beides 
Bflfsmittel  von  sehr  zweifelhaftem  Wertfae. 

1)  Oft  und  mit  Recht  pflegt  den  Priratbahnen  ein  Maximal- 
tarif ftlr  deai  Personen-  nnd  GatMrverkefar  nnd  die  einadnen 
Haoptclaasen  btider  gesetzt  zn  sein.  Dadurch  wird  eine  Grenze 
für  eine  m^liehe  monopoHstisohe  Ansbentang  nach  Oben  zn  ge- 
zogen, mehr  aber  anch  nicht  IHe  Vorbehalte  mancher  Eisen- 
Inhogesetze  und  Gonceesidtisarknnden,  dass  bei  einer  gewissen, 
sogar  recht  hoch  gegriffenen  Maximalrente  eine  Tarifrednction  eii^ 
tnten  solle,  lMU»en  sich  dagtgeB  fast  imner  als  werthlos  erwiesen. 
Selbst  solche  Tarif ermltasigungen,  welche  nur  zeitweise  die  Rente 
sehm&lem,  scheuen  Priratbahnen.  Sie  experimentifen  flberhanpt 
Dicht  gern  in  den  Einrichtungen,  in  der  Tarifpolitik,  sobald  nnr 
voQ  fem  eine  Verringerung  der  Erträge  droht")  Dagegen  kann 
eine  Staatabahn  durch  die  Gesetzgebnng  ein£adi  zn  einer 
anderen  TarifpoUtik  veranlasst  werden,  wenn  das  Gemeinwohl  es 
fordert  Experimente  nnd  Reformen  in  den  Tarifen  und  in  den 
gesanunten  Fahreinrichtnngen  sind  besonders  bei  Staatsbahnen 
Torgekonuaen.^)  In  der  mit  dem  Tarifwesen  zusammenhängenden 

")  Dies  tut  G.  Cohn  in  s.  'Werke  ftfters  gezeigt,  rgl.  U,  82  ff.  n.  uberli.  bes.  II. 
Jbf.  3  das«n>st.  Die  engliscIieD  Mftziina  sind  ohnedem  meist  so  hoch,  dass  d.  B&bnen 
in  ejnBMi  Interesse  darnnter  bleiben. 

Z.  B.  prenss.  Eisenbahnges.  r.  3.  Kot.  1838,  §.  33:  wenn  der  Beinertng 
Bich  Abzug  der  Ausgaben  n.  des  Beitrags  z.  Beserrefonds  lOVo  ^  *lem  Dnter- 
ntlunen  angelegten  Kap,  aberscbreitet ,  müssen  die  FaliTpieise  in  dem  Müsse  herab- 
Etfetzt  Verden,  dass  dies  nicht  geschieht.  Diese  Vorschrift  kann  znr  Aasdehnang 
4m  Dotemehmeas  nOth^ea,  vas  immerhin  eine  gnte  Folge  ist^  aber  err^cbt  ihren 
(i|aML  Zweck  BchTcoficL  Daich  eine  richtige  Veitheilnog  des  Anlsgakap.  anf  Aetioi 
QM  Priorititen  llsst  sidi  ftti  die  Actlon&re  eine  viel  höhere  IKrideade  als 
10*/,  edu|^,  wie  so  viele  preoss.  Mratbahnen  zeigen,  ohne  dass  eine  Tarifrednction 
DicA  ob^r  Bestimmung  nOtÜg  wird.  —  Aach  im  Osterr.  Eisenbahoges.  r.  1854 
beUlt  ai(±  die  Staatsrervaltnng  olne  billige  Herabsetzung  der  Tarife  ror,  wenn  die 
Rttte  des  Anlagekapitals  15  V»  übersteigt.  Fractisch  s^d  die  preass.,  Osterr.  nnd 
Ibiliehe  geWentlicb  in  d.  engl.  Eisenbahnacts  rorkommende  Bestimmungen  niemals 
Sworien.  Ygl  Cohn  II,  552. 

**)  Schirierlgkeiten  bei  d.  Einftthrung  einer  4.  Wagenclasse  fUr  d.  Personenrer* 
^li  in  Prenssen  bei  manchen  Priratbahnen,  z.  B.  der  Bert. -Anhalter,  die  erst 
Sehr  spU  dazQ  HbqrgiDg;  ebenso  früher  bei  der  Einfabrnng  von  HachtzUgen. 

^  Einftlhnmg  der  4.  U'agenclasse  bei  allen  älteren  prenss.  Staatsb.,  bald  nach 
der  Asneiion  anch  in  Hannorer.  Leider  haben  die  Staatsbabnen  der  D.  Mittelstaaten 
£es  Dicht  jiicbgeahmL  Bad«t  bat  sogar  die  4.  GL  irieder  beseitigt.  Die  Einftifanng 
der  4.  Q.  bei  den  Friratb.  arfidgte  in  Prenssen  ineiBt  darch  Anr^ong  odw  Dringen 
des  Stikts.  Freiwillig  ist  sie  U^er  in  and.  D.  Landen  Ton  keiner  PrivaA.  rorge- 
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2.  B.  2.  K.  iO.  A.  Eiseub.  Staate-  od.  Priratbabnen?  g.  249. 


Frage  der  Trennong  des  Fahr-  and  Frachtverkehrs  oder  der  Ab- 
nähme  des  sogen,  „natttrlichen"  Tarifsystems  haben  sich  Staats-  | 
bahnverwaltungen  entgegenkommender  gezeigt/^)  Tbatsächlich 
sind  endlieh  die  Tarife  der  Staatsbahnen  in  den  Ländern  des  ; 
gemischten  Systems  allerdings  nicht  immer  niedriger  als  die  der  i 
Privatbahnen.   Berttcksichtigt  man  aber  die  schwächere  Beate  d«r  j 
Staats-  gegentiber  den  guten  Privatbahnen,  so  erscheinen  die  ; 
gleiobhohen  oder  selbst  etwas  höheren  Tarife  vieler  der  letitNen  , 
im  Gnmde  wesentlich  höber. '^^)  | 
2)  Die  Anbänger  des  Privatbahnsystems  verlassen  sich  dem 
allen  gegenüber  stets  auf  die  günstigen  Folgen  der  „freien  Cos-  j 
oarrenz,"  welche  letztere  im  Staiatsbahngystem,  wo  der  Staat  an 

nommeo  (ausser  bei  d.  ehem.  mecUeob.).  In  Oesterreich  sind  es  auch  fut  am 
die  neaea  BahDea,  d.  4.  CL  habea,  nicht  die  grossen  alteo  Gesellich.  (Naid-. 
Sud-,  Staats-,  Westb.).  —  Belgische Tarifrefoim  im Fersoaenrerkehr  derStaatsb., 
1665,  eine  priacipiell  wicht,  venn  auch  verfehlte  Maaare^,  b.  darüber  ontoi  §. 
—  TarifredactioQen  im  UasBeuTorkehr,  z,  B.  zur  Zeit  von  Theoemigea  tü 
Vicht  Nahnmgsmittel  in  PreosseD  zuerst  bei  d.  Staatsb.  {ttbrigflns  eine  Haasep! 
Ton  zweifelhaftem  Werth). 

Nas3.  Staatsb.,  ElsaB8.-Lothr.  Beichsb.  —  Bereitwillig  anderer  Staab- 
bahnea,  nicht  der  Privatbahnen,  auf  einen  bezOgL  in  Hamborgs  auf  der  Venin»* 
versamml.  1860  gefassten  Beschlnss  einzugehen,  Perrot,  Eisenbahnref.  S.  41.  YgL 
auch  die  TerbandL  d.  Commiss.  d.  D.  Haudelstags  fttr  £i&»babnTfla>f  D.  U.  BL  ISTl. 
S.  216  (Nr.  20).    Deber  die  Frage  selbst  s.  n.  §.  269  n.  §.  270,  271. 

Die  Frage  ist  wegen  der  in  Anm.  49  angedeuteten  Umstände  niobt  so  eio&cb 
zn  entficheideD,  als  es-  sehefait  Es  kann  z.  B.  dne  Bahn  niedrifa»  PenoHBtinfe 
haben,  aber  sie  nöthigt  die  Leute  wegen  ihrer  nur  1  odee  2  Claasen  AhwdeB 
SdinellzOge,  wegen  der  geringen  Zahl  tud  der  utbe^aemen  Zeit,  des  lugMoeo 
Fahrens  der  Personenzüge,  die  höhere  CUsse  eines  theorereD  Schnellzags  za  bräatzeo. 
wie  nur  zu  sehr  aaf  verschied.  Deutschen  u.  vollends  fremden  Staats-  und  Print- 
bahnen (bes.  z.  B.  in  Baiern)  üblich,  auch  Öfters  durch  die  Eingleisigkeit  deiBib 
geboten  ist.  (Cohn  theilt  aus  England  Chicanen  d.  Bahnen  in  Betr.  der  Beftrdenog 
der  gogeo.  ParlamontszUge,  wentgtiteus  £rUher,  mit).  Bei  den  Durchschnittszahlen  dei 
Rechenschaftsberichte  Uber  die  Erträge  einer  Person  u.  eines  Centners  Güter  p-  Heil«, 
die  gleichwohl  zum  Vergleich  noch  die  geeignetsten,  eigiebt  sich  ferner  z.  B. 
Bahnen  mit  ausgedehnten  Dißerentialtarifen,  zu  denen  Massengüter  Ober  die  Baku 
gingen,  ein  nie(Si6erer  Satz  der  Frachten,  während  der  inteane  Veiieht  höhet  be- 
lastet ist  Auch  beim  Peiwnenverkehr  beginnt  das  OifferentialtarifiyBt  Platt  m 
grdfbn,  z.  B.  für  die  verschied.  Bouten  BerUn-f^uikfiut.  tLber  ThilringeD  und  Sbcr 
Kreiensen-Cassel,  für  Berlin-COhi  dsgl.,  Magdeb.  n.  Lehiter-Hannor.  Bonte.  Bedia- 
Dresden  über  die  Anhalter  und  die  diiecte  Beate.  Dadaroh  erscheinen  ofleis  die 
Tarife  kleiner  n.  mittlerer  Priratbahnen,  die  znfUUg  innerhalb  einer  Bahogrnppe  ran  | 
GoncortenzronteD  Hegen,  zu  günstig  gerade  im  Tergleich  mit  grossen  Staatsbalui- 
gnppen.  Eine  Verschiedenheit  der  TÜÜsätze  ist  endlich  anch  durch  angleiche  Bu-  1 
ko^n  and  ungleiche  Frequenz  gerechtfertigt :  hohe  SUze  billiger  Bahnen  mit  grosseo  I 
Veriiehr  u.  hoher  Beute  sind  dann  aber  besonders  Übel.  Sie  zeigen  sich  Often  bei 
Privatbahnen.  Zam  Vergleich  fur  unsere  Frage  muss  man  möglichst  ähnliche  aach- 
barliche  Staats-  u.  Privatbahnan  wählen,  wie  in  folgender  Zosammenstellnng  nacb 
der  D.  Eisenbahnstaüst  für  1S69,  Pers.  a.  Centn,  p.  Meüe.  Beim  Peno&envertiehr 
ist  zu  beachten ,  dass  in  Korddeutschi,  allgemein  50  Pfd.  Gepäck  frei  befSrdeit  wird, 
in  Süddeatachland,  theoretisch  richtiger,  ni^t,  woneben  die  Gep&cktarife  sehr  hock  su»! 
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der  firbaltons  einer  guten  Bente  interessirt  sei,  sich  niemals  lo 
gdtand  madun  kOnne.")  Die  freie  Cononnenz  wirkt  aber  that- 

Pcnran  p.  M.  flgi;  OMw  p.  C«fak  ^  K.  PI 

L       n.      m  IT.  SU-  Nora.  BmiM.  Kok-  B»U 

CteM«  Sit  grt      gid      1.0   ^jjH*^  U 

NardostdeatBche 
firappe: 

SdK  0Mb.  6-4»   4-78    1-70  1-66  9*71  ö'49   3'86    1*56     477     7  20 

.  BAdOMUeL.  .  «-27   4*28   2*48  1-51  U*39  4*97   3*24   1'09  708 

Q  Obenchlea. .  .  .  617  4*46  2-60  1-58  13  0  6-49  2  S1  1-49  605  18-28 
J  BreaL-Glog.  .  .  60  4*24  2-65  l'Sl  11-14  540  2-33  Vn  450  7  22 
.  Siebslsdia  ...  6-04  8*69  2*40  1*34  12  14  ö*88  2  40  —  671  8  32 
Prir.  BniL-Rnib.  .  544  8*36  3-36  1-42  12*51  6*54  2-52  2*05  465  8*56 
.  BerL-G&iL  ■  .  5-73  3*86  2-66  1-53  12*30  5*24  2*20  1*19  434  4*09 
.  R-Stettin .  .  .  6-97  4*88  2*57  1*69  ll'SO  5-96  8*05  1*62  529  8-42 
..    B.-HAmb. .  .  .  6-30   4*56   3-35    1-60     9  61    3*41    3-43    1-41      372  10-99 

..    B.-Anh   6-68  .4-67    2-82    1-59    11-87    5-48    2-86    1-70     359  1S'12 

..    B.-M»gd.  .  .  .  6-75   4-84    2-84    183     9  60   410    2  28    152     762  1197 
,    Hagd-Lpa. .  .  7  03    4  52    2  57    1-92    10  37    5  07    2  90   2  03     537  15-54 
Lpz.-I>resd. .  .  5-95   4  03   2*47    —     10*0     4-50   2-44   l'SO     548  8*59 
Kord  T  e  s  t- 
d«iitBclie: 

SÜ».  TUaaat   6*21    4-13   2-61    1-47     9-01    3-97    2-18    1*15     504  7-Ö3 

VertfiL  ....  6-40    4  20    2-80    1  51    10  0     5  0     2-30    I  SO     455     3  93 
U  Ber(r.-Mlrk.  .  .  5*39    3-83   2  37    1-76    10  77    5-10   2*22    1*95     814  7-39 
Pl.  Kfita-Mind.  .  .  .  6*78   4-89    2*79    1-57     9-30   468   219    l'Sl     930  9-37 
..  Rheinische  ...  7-07   8-94  2*45   1-26   11-05   4-84   3*83   ]'69     747  8-18 
Sttdwestdeatscbe: 

St.H«a  6'38    332    214    —     10-81    432    1-65    1-47     759  2*96 

U)  Bheu-Nahe .  .  .  6-28  4  06  2  61  137  10  74  5  09  1*90  1-41  1024  1*75 
»  Sutbr.  .....  6*19   3-94   2*55   1*46   12-02   5*74   2  02   219     S51  5*57 

.  Bid.  6-63   8i»0   3-16    —      9.80  i  feig.  2.2*74  l*«.Z.   618  4*fi8 

,  Wort.   5-60   8-67   2  38     -       «UsOttai:    2*75    —       596  8*47 

«  Baier.   6.56   4-01   2-80    —        „     .,      2  87    —      613  4*23 

Pr.  Tmhoi  6'3S   4*01    216    —     12  0     6*10   2-80  i  ».  z.    615     8  02 

n  Hm  L.  R  .  .  .  6  09   3-22    195    —       9  46    5  16    215     ,.       604  8-25 

M  Pftk.  B   5-83    3  07    1  95    —       8.58    429    2 17    l  Ol     915  644 

-  Fitt-I&rti   7  39    5-05    2-02     -       9*12   6-41    3  12  i  t.  z.    915     7  34 

..  Baiet  Ostb.  .  .  .  5-14  3-39  2-13  -  ül«  Oflter:  2-11  —  393  9*61 
Die  Daten  die^r  Teroinsstat  veicheo  mitunter  von  dcneo  der  amtL  prenas.  Statist 
«tns  ab.  IHe  Bahneii  mit  der  Ktunmer  am  Anfang  siad  Priratb.  nnter  Staatsrerr. 
Game  Uoterachiedo  in  den  Taiiüi&txen  finden  aicb  nicht  Bei  gleichzeitige  Ver- 
^chaog  der  Tarife,  Baukosten  nnd  Beuten  f&Ut  jedoch  das  Urtbeil  fast  anrchveg 
a  6uit»  der  StaatsbiAnen  aas :  so  bei  den  prensa.  Ostl.  Staatsbahnen  rer^cben 
mit  den  scbles.  a.  in  Berlin  moodendea  FrlTatbahnen ;  bei  den  s&cbs.  Staatsb.  gegen- 
Bber  Hagd.-Ldpz.  n.  Leipz.-Dresd. ;  obenao  im  Ganien  doch  auch  in  d.  nordvestd. 
«•  ii  d.  itdveitd.  Gruppe,  vo  die  Bentan  der  Staattibihnea  der  3  sodd.  Staaten  dmch 
Muhs  Audelauw  der  Nette  luimdiDgi  geschm&lert  AaA.  Die  neaeete  Eisenbabn- 
iWit  t  1874  idgt  in  diMen  ToEbkltniaaen  kotae  pcindp.  Teriadening. 

S.  d.  Arbeiten  ron  0-  Michaelis,  Dom  nnd  ind.  Hitgtiedem  d.  D.  Frei- 
liudebKhnle,  die  Vieles  ron  der  Trennnng  des  Fahr-  nnd  Prachtrerkehrs  emrten. 
dn  Tflnn  liberhaapt,  so  eist  noch  zu  losendes  Problem.  Scholz,  d.  prenss.  Eisen- 
bafasen  in  Bflcts.  aaf  d.  Tarif ves.  (1870,  ohne  Jahreszahl).  Andererseits  die  Schriften 
na  Perrot  n.  bes.  Q.  Cohn,  der  die  Zarersicht  auf  d.  .,freie  Goncnrrenz"  n.  die 
Mft^eUteit  der  Treonang  t.  Fahr-  n.  Fracbtrerkehr,  „Goncnrrenz  anf  d.  Linie"  v.  a-  w. 
uch  d.  engl.  Erfahmngen  abveiat   S.  a.  g.  269. 
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sächlich  gerade  im  EUrabahnweseo ,  wie  in  so  Tiden  andeno 
Fällen,  nicht  immer  so,  wie  es  eine  einseitige  Theorie  anummt 
a)  Eisenbahnen  geniessen  einmal  oft  lange  ftir  ihre  ganze 
Linie  nnd  selbst  in  einem  sehr  entwickelten  Bahonetz  beinahe  stets 
fllr  fflnen  grossen  Theil  ihrer  Linie  ein  factisoheB  Monopol, 
wodurch  sie  ganz  oder  theilweise  ausserhalb  der  Concnrrenz  andern 
Bahnen  stehen.   Es  zeigt  sich  dies  gerade  in  dem  Differentiat- 
tarifsystem,"*)  der  viel  gerahmten  „Frncht  der  Conenrresi " 
wo  die  Tarife  zwar  ftlr  grössere  Entfernungen  im  Durcbgsags^ 
verkehr  ermässigt  werden,  aber  nir  kleinere  Entfernungen,  inouü 
im  Binnenverkehr  der  Bahn,  hoch  bleiben.   Denn  hier  zwingt  die 
Concnrrenz  nicht  zn  Ermässigungen,  die  sich  sonst  vielleicht  nicbt 
rentiren.   Das  Differentialtarifsystem  in  seiner  jetzigen  Gestalt 
als  blosse  Frucht  der  Concnrrenz  hat  aber  so  viel  HissUofaes,  weil 
es  sich  durchaus  nur  nach  dem  zufälligen  Umstände  entwickelt, 
ob  mehrere  Bahnen  nicht  allzu  ungleicher  Länge  zwischen  zwei 
weiter  von  einander  entfernten  Orten  existiren  nnd  unter  versctie- 
denen  Verwaltungen  stehen.  (§.  271).   Bei  einem  allgemeinen  efai- 
heitlichen  Staatsbahnsystem  würde  der  Differentialtarif  anch  nieht 
ganz  fehlen  mttssen,  aber  er  würde  sich  rationell  nnd  gleichmässig 
nach  einem  festen  Grundsatze  entwickeln.   Der  Tarifsatz  wflrde 
nemlich  auch  hier  bei  grösserer  Entfernung  relativ  kleiner  and 
unter  Umständen  zwischen  zwei  von  einander  entfernteren  Punctra 
selbst  absolut  kleiner  als  zwischen  zwei  einander  näheren  sein 
können,  sobald  die  Selbstkosten  der  Transportleistnng  der  Bahn  sich 
im  ersteren  Fall  niedriger  als  im  zweiten  stellten,  was  oftmals  vor 
kommen  kann.")  Dies  ist  das  richtige  Differenttaltarifsystem 
und  anch  gegen  das  heutige  ist  nichts  einzuwenden,  soweit  es  aof 
diesem  Principe  beruht,  wo  es  dann  sehr  wohl  auch  im  Binnra- 
verkehr  einer  etwas  grösseren  Bahn  anwendbar  ist.  Der  Unter- 
schied zwischen  dem  Staats-  und  Privatbahnsystem  wird  daher 
darin  liegen,  dass  dort  leichter  ein  niedriger  allgemeiner  Tarif  and 

Michaelis  a.  a.  0. ,  bea.  VierteljahiBchr.  für  Tolksvirtfasch.  1864,  B.  1. 
Scli&ffle,  NaÜonalAk.  2.  A.  §.  268.  S.  Ferrot,  Eiseabahiiref.  S.  56,  o.  n.  §.  264  ff. 

■*)  Venn  z.  B.  auf  einer  Linie,  die  von  A  Uber  B  nach  C  flüirt.  dar  Teitakr 
von  A  nach  C  meistens  rolle  Wagen  giebt  und  zagloicb  rolle  BackFracht.  irikreod 
die  Wagen  nacb  B  halbleer  gehen  müssen  und  keine  E&ckfracht  find^ ,  so  wird  i* 
der  That  oft  der  Transport  zwischen  A  und  C  relatir  nnd  mitunter  selbst  abmlU 
billiger  als  zwischen  A  and  B  geliefert  werden  kOnneo.  So  ungefllhr  ist  das  Ter- 
hsitniss  zwischen  Binnengegenden  mit  starker  Gotreide-,  Bei^verk^rodacteo-  oad 
Fabrikatfliunufiihr  nach  Seeplitzen  tud  letzteren  mit  grower  Bockfhtclit  aa  Odmial* 
vaaren,  Baumwolle  a.  and.  Kohatoffen  nacb  jenen  Gerden. 


Digitized  by  Google 


Tarifresen. 


585 


dueben  ein  noofa  nülssigerer ,  aber  rationeller  nnd  ökonomisch 
rieUger  Differantialtarif,  hier  dagegen  eb  faSh^r  allgemeiner  nsd 
dauben  nor  fllr  einige  Ronten  nach  den  zufälligsten  Goncnrrenz- 
Ttriiältnissett  ein  ermllssigter  Differentialtarif  bestehen  wird. 

b)  Aach  Letzteres  gilt  aber  nur  dann  und  so  lange,  als  es 
deo  CoDcnrrenten  nicht  passender  erscheint,  sich  Aber  gleich- 
nftSBige  höhere  Tarife  zn  Tcrständigen,  was  oft  das  Ende 
d« CoBcnrrenzkunpfiB  ist,  oder  bis  etwa  die Concorrenzlinien 
direh  Fnsion  in  eine  Hand  kommen.  Hier  wird  dann  vollends 

factisches  Monopol,  mindestens  ftlr  geranme  Zeit,  ge- 
schaffen, ein  nenes  Goncarrenznntemehmen  noch  schwerer  entstehen, 
vol  es  mit  einer  noch  mächtigeren  Goncnrrentin  kümpfen  müsste, 
«od  die  Tarife  werden  möglichst  beim  Alten  bleiben. 

Die  Torhergehenden  Sätze  sind  romemUch  dednctiv  ge- 
wonnen, d.  h.  ans  dem  inneren  Wesen  beider  Bahnarten  abgleitet, 
Sie  finden  aber  durch  die  im  Obigen  schon  berührten  ErfahrnngS' 
äuUsachen  ans  Geschichte  nnd  Statistik  des  Eisenbahnwesens  ihre 
rolle  Bestätigang  nnd  werden  durch  die  vorgekommenen  Fälle 
^ser  zn  einseitig  privatwirthschafUich  oder  fiscaliscfa  geleiteten 
Stattabahnverwaltnng  nicht  widerlegt.  Denn  diese  Verwaltungsart 
ist  Dicht  nothwendig  gewerbsmässig,  wie  sie  es  bei  einer  Privat- 
)»bn  ist,  nnd  immerhin  kommen  doeh  wenigstens  ihre  finanziellen 
f^bttisse  dem  Gemeinwesen  zu  Gute. 

§.  250.  —  F.  Politische,  socialpolitische  nnd  ethische 
Seite  der  Frage.  Hier  sind  namentlich  folgende  Pnncte  ei^ 
wSgenswertb. 

X)  Ein  häufig  zu  hörender  nnd  niebt  ganz  unrichtiger  Einwand 
Ktgen  Stastseisenbahnen  ist  der  folgende.  Durch  solche  Bahnen, 
wd«be  nicht  nur  im  Eigenthnm,  sondern  in  der  Regel  —  und 
mit  Recht  (g.  257)  ~  auch  in  der  eigenen  Verwaltung  des 
Staats  stehen,  werde  ein  neues  zahl-  und  einflussreiohes  Staats- 
dienercontingent  und  auch  sonst  noch  eine  neue  grosse  Staats- 
clientel  geschaffen.  Selbst  die  Gewerbtreibenden,  welche  ftir  die 
Bahn  arbeiten,  die  Befrachter  B<^ar  geriethen  leicht  in  eine  gewisse 


n.  **)  Eb  ist  das IbtqttrudienM  des  Goba'sdiui  Veifci,  den  imiinstSfldicIien 
Er&hnmgabeveis  am  den  Thatsaclien  des  engl  EIsenliahnireBens  für  die  nicht 
u&alulteiide  Tendenz  der  Prirstbalinen  zom  Absehlnss  von  Compromissen,  GuteUen, 
Betriebsrerträgen .  zn  melir  oder  ireniger  voUstftnd^en  Fasionen  geliefert  za  beben, 
^  I-  B.  I,  Kap.  6  Deber  die  „Yencbmelzungea".  Stein,  Hnndb.  d.  Tenr.  L  2.  A. 
S-  407  Itet  die  AnfaiogOT  d.  PriTaäwluian  hier  dnich«»  Gmnd«  roibringMi.  vaMie 
Segen  die  Ei&bmng  sind. 
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Abhängigkeit,  die  politisch  bedenklieh  sei.  Eb  ist  dies  nicht  gua 
zvL  leugnen  and  Spuren  davon  haben  sich  mitunter  Bchon  ge»ngt 
Aber  auf  der  anderen  Seite  roft  auch  das  Privateisenbahnwesen 
ähnliche  Bedenken  wach.  Die  grossen  Eisenbahncompagmeen  der 
Neuzeit,  die  doch  unvermeidlich  sind,  wenn  man  die  endlose  Zer- 
splitterung der  Verwaltung  vermelden  will,  erlangen  Idofat  ose 
bedenkliche  Macht,  bilden  förmlich  Staaten  im  Staate.  Dies 
Verhältniss  hat  sich  in  kleinen  Staaten  selbst  unmittelbar  für  des 
ganzen  Staat  gefährlich,*^)  und  sogar  in  grossen  Staaten,  besonders 
bei  Gesellschaften  auswärtiger  Kapitalisten  unter  der  Oberleitung 
von  Ausländem,  misslich  erwiesen.  Auch  entwiekelt  sich  hi^ 
ein  Patronage-  und  Glientelwesen,  eine  Verwaltongsrathseoterie, 
ein  „Eisenbabnkönigthnm,"  lauter  Formen  der  unerfreulichsten  6eld- 
oligarchie  und  alles  zusammen  Dinge,  welche  bedenklicher  Bind 
und  doch  schwerer  AbhUlie  gestatten,  als  jene  politischen  Gefahren 
des  Staatseisenbahnwesens  wenigstens  in  dem  coostitntiooeUen 
Staate.  Die  grosse  Abhängigkeit  der  PhvatlMihnbeamten,  selbst 
der  höheren,  von  der  obersten  Verwaltung  hat  mit  Becbt,  unter  dem 
fiinwds  auf  die  gesicherte  und  ehrenvolle  Stellung  im  Staatedieost 
schon  wiederholt  Anlass  zu  Klagen  gegeben,  z.  B.  in  Oesterreicb.**) 
Auch  darf  Gewicht  darauf  gelegt  werden,  dass  der  Staat  ob 
grosser  Arbeitgeber  fitr  die  Handarbeiter  dami  leichter  in  der  Lige 
ist,  auf  passende  Reformen  im  Arbeitsrecht  und  auf  Verbessernog 
der  Ökonomischen  Lage  der  unteren  Arbeit^rclasse  hinzudrängeD, 
sobald  er  sdne  bezfigliche  Hission  nur  richtig  anffassi*') 

2)  In  Kriegen  sind  die  Staatsbahnen  mehr  als  die  Frivat- 
bahnen  dem  Feinde  preisgegeben.  Praetiseh  geht  daraus  romemüch 
nur  in  Betreff  des  FahrmateriiUs  eine  nicht  zu  leugaende  Oefshr 
hervor,  da  dasselbe  als  Staatseigenthnm  im  Falle  einer  feindlicheo 
Erbeutung  auch  im  Friedensscfaluss  nicht  wie  doch  wohl  meisteDs 
dasjenige  der  Privatbahnen  ohne  Weiteres  wieder  herausgegeben 
werden  wird.   Hier  wtlrden  viflkerrechtliehe  Abmachungen  wfio- 

**)  Z.  B.  in  Lnzembargl  Aelmliche  Bedenlcen  in  Belgien. 

Oeflterr.  Staate-  a.  Südb.,  italien.  Bahnen.    EOckkaof  d.  norditaL  Bita« 
ron  der  Osterr.  Sadbabngesellscbaft  in  Italien  im  3.  1876  mit  aus  dieser  BQcbiclit- 
"*)  Mehr&ch  ErOrter.  in  d.  Ztschr.  d.  Osterr.  B«uMaBV«nliis. 
»)  S.  OMine  Grundleg.  I,  §.  176  a.  JE. 

M)  Ln  öBterr.  Kriege  r.  1866  ist  voa  FieiiMen  koineriei  Bihnnatarial  zartn- 
bdulten,  du  s&oIib.,  vomnter  Stutseigentbiim,  irohl  ans  besond.  Roduichteii mKk- 

gegeben.  Auch  die  franzOs.  Ostbabn  erhieltnacb  dra  FriedensbestiBUDtmgMi tob 
VusaiUes  n.  Fraakfurt  1871  alle«  Material  znrttck.  Die  elsi!8.-lothnng.  Uai»*»» 
Bahn  sind  ausdrQcUich  ohne  Bctriebsmaterial  an  Dentschland  abgetretNi  wwAul 
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sdienswerth  und  doch  wohl  kaam  nnmöglich  sein.  Eine  Entachä- 
digang  fUr  die  BeoatzuDg  der  Staatsbahnen  durch  den  siegreichen 
Fond  iSwl  rieh  freüieh  wohl  nicht  erlangen.  Aber  aaoh  di^enige 
fUr  die  Beantznng  der  Privatbahnen  wird  doch  oft  nor  dnrch  den 
besiegten  heimischen  Staat  gewährt  werden. 

3)  Bei  der  nngehenren  Bedeutung  der  Eisenbahnen 
im  Kriege  selbst  bietet  das  Staatsbahnsystem  auch  den  Vortheil, 
dass  die  Benntznng  der  Bahnen  für  militärische  Zwecke  sich  doch 
Booh  rascher  nnd  ein&cher  wird  einrichten  lassen,  als  wenn  erst 
an  Tide  einzelne  PriTatrerwaltangen  Ordres  ergehen  and  mitunter 
doch  auch  erst  mit  ihnen  Vereinbarangen  getroffen  werden  müssen. 
Je  Dach  der  geographischen  Lage  eines  Landes  nnd  den  politischen 
Gefahren,  die  sie  mit  sich  bringt,  kann  dies  ein  wichtiger  Grund 
mehr  ftlr  Staatsbabnen  werden,  wie  wohl  in  Deutschlands 

4)  Man  hat  auch  behauptet,  das  Staats bahnsystem  gefährde 
die  politische  Unabhängigkeit  der  Bevölkerung  gegen- 
Bber  der  Regierung,  weil  eine  Gegend  oder  ein  Ort,  nm  eine  Eisen- 
bafan  KU  erlangen,  politisch  geitigig  sein  mflssten  und  würden. 
Aich  die  IntegritiU  der  Staatsbeamten  nnd  vollends  der  Volksver- 
treter werde  leicht  Versuchungen  Seitens  Derjenigen  unterliegen, 
die  eine  Bahn  wttnsobteD.  Aach  diese  Gefahren  sind  nicht  ganz 
iB  leugnen  und  einzelne  vorgekommene  Fälle  können  als  Belege 
dieneB.  Eine  Abhftlfe  liegt  in  möglichster  Oeffeatlichkeit,  in  strenger 
parlamentarischer  Controle,  in  gentlgender  Höhe  der  Gehalte  n.  s.  w. 
Jedenfalls  sind  aber  die  ähnlichen  Ckfahren  im  PrivatbalinsyBtem 
BDgleieh  grösser  und  bereits  öfters  schlimm  hervorgetreten.  Auch 
bei  einer  sehr  liberalen  Gestaltung  des  Eisenbabnrechts  möchte 
das  Concessionssystem  kaum  za  beseitigen  sein.  Die  Aof- 
stellong  blosser  Normativbedingangen,  bei  deren  ErfUllaag  das 
Recht,  eine  bestimmte  Linie  zu  bauen,  einem  Privaten  oder  einer 
Gesellschaft  ohne  Weiteres  gewährt  werden  mttsste,  ist  unthunlich 
and  nirgends  in  der  Praxis  flblioh.  Die  KothwencUgkeit  der  Expro- 
imationsbefagniss ,  die  mancbfachen  Interessen  hinsichtlich  der 
Riehtong,  Bauart,  Tarife  n.  s.  w.  machen  eine  specielle  Ge- 
nehmigang  jeder  einzelnen  Bahnanter nehmung  und 
Bahnroute  unumgänglich.   Auch  in  England  hat  man  davon 


*^  Dies  igt  ein  Haaptgrond  Tieler  Anli&ngreT  des  Reichseiaenbaluiiiiojectii,  — 
ein  durchschlagender  Dbrigens  ancli  ftlr  micli  nicht  Die  gute  Erfahrung  in  1870—7] 
ist  freilich  nicht  beweisend  genug  für  das  Ausieichen  ndt.  dem  bestehenden  Zustande, 
uer  Ilinveia  der  Gegner  des  gen.  Projecta  auf  Art.  47  der  Beichsrerf,  ebensovanig, 


Digitized  by  Google 


588       2.  B.  2.  K.  1«.  A.  Eisenb.  Stuts-  od.  PriratlMliReD  ?  §.  250.  251. 


nicht  absehen  können.^)  Unliebsame  Folgen  hiervon  sind  nicht 
zn  rerkennett,  mag  die  Goncrasion  dnrcb  RegierangsTerord- 
nnng  oder  duch  Gesetz,  dareh  eine  VerwaltnngsbebOrde 
oder,  wie  in  England,  darch  das  Parlament  ertheilt  werden.  Die 
Beamten  der  entscheidenden  Instanzen,  im  zweiten  Falle  selbst 
die  Abgeordneten  in  den  Parlamenten  werden  dann  nnr  znr  leicht 
in  die  Interessen  der  Speenlation  hineingezogen  nnd  der  Bestecbnng 
und  Gormption  ist  Thor  nnd  Thür  geöffbet  Diese  Gefahr  ist  ent  i 
schieden  grosser  als  beim  Staatseisenbahnwesen  und  der  damit 
verbundenen  Aufnahme  von  Staatsschnlden.  Denn  namentlich  in 
Zeiten  lebhafter  Börsenspecnlation  locken  grosse  Gewinnste  bei 
der  Erlangung  einer  Concession.  Solche  Gewinnste  werfen  gentig  i 
ab  ffiT  „Bestechnngsprftmien"  nnd  die  nm  eine  Concession  sich 
bewerbenden  Specalanten  sind  wahrlich  nicht  immer  die  Lente, 
die  vor  solchen  Mitteln  zarttckschenen.  Es  ist  ein  offenes  Geheim- 
niss,  dass  sich  an  das  Eiseobahnconeessionswesen  hie  nnd  da  enie  j 
schUmme  Gormption  angeknflpfl;  hat""} 

5)  In  socialpolitischer  nnd  allgemein-volkswirthschaftlicber  B^ 
ziehnng  mnss  man  «ndlich  wieder  den  grossen  Vortheil  anerkennen, 
den  die  gleichmässigere  Kapital  Verwendung  beim  Bahn-  | 
bau,  die  bewusste  Einengung  des  Gebiets  privatwirth-  i 
scfaaftliob er,  hier  besonders  leicht  extravaganten  Spe- 
enlation nnd  die  Hinttbernahme  eines  Grund-  nnd  Kapi- 
taleigenthnmobjects,  das  so  leicht  zur  Ausbeutung  Anderer 
gebraucht  und  doch  so  schwer  oder  gar  nicht  einer  Staatscontrole 
anterzogen  werden  kann,  ans  dem  Privat-  in  das  öffentliche 
Eigenthnm  mit  sich  bringt. 

So  spricht  auch  diese  Seite  der  Frage  mindestens  nicht  gegeo 
Staatsbahnen,  eher  entschieden  ftlr  sie. 

Ans  keinem  der  im  Vorhergehenden  vollführten  einzelnen 
Beweisgründe  für  nnd  wider  Staats  and  Privatbahnen  lllsst  sich 
ein  nnbedingtes  Princip  fUr  das  eine  oder  andere  System,  wie 
frtther  schon  zugegeben  wurde,  ableiten.  Aber  irgend  durchschla- 
gende Grflnde  gegen  das  Staatsbahnsystem  haben  sich  nicht 
grfnnden,  vielmehr  möchte  eher  noch  das  Gewicht  der  hier  ge- 

**)  Vgl.  das  g&Qze  Werk  r.  Cohn,  beti.  B.  I.  Die  en^.  Eisenbftluige8«tzffebv>g 
entwickelte  sich  historiscli  aas  d.  Wegpegesetzgebung. 

<")  Ancb  in  England  scheint  es  nicht  an  Beispielen  zu  fehlen.  S.  Cohn  L  214. 
Die  preas».  DnterBnrhongiiiroDiinission  hat  die  rolle  Integrität  des  preosa.  Beaalat- 
thams  klar  berauiigestellt.  Aber  es  ist  schon  der  Verdacht  UbeL  S.  Obrigem  tvch 
^troQssberf 's  Wirken.  S.  ISO  ff..  229  ff, 
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pittten  Grande,  namentlich  diese  in  ihrer  QeBammtheit  ge- 
BODmen^  zn  Gunsten  dieses  Systems  den  Ausschlag  geben. 
JedenfallB  lässt  sich  das  Ergebniss  der  frtlheren  Erörterungen  Uber 
du  gesammte  Verkehrswesen  aufrecht  erhalten.  Danach  ge- 
bBbrt  dem  Staatsbahnwesen  ^fttr  unsere  Länder  in 
der  Gegenwart  der  Vorzug.'''^) 

m.  —  §.  251.  Die  bisherige  thatsächliche  Entwick- 
Inag  des  Eisenbahnwesens.  Sie  war  in  den  Tenchiedenen 
Cdtorataaten  eine  manchfacb  verschiedene.  Wie  sehon  bemerkt 
wurde:  nicht  feste  Principien  der  Verkehrspolitik  im 
Allgemeinen,  der  Eisenbabnpolitik  im  Besonderen  haben 
M  beherrscht,  sondern  safäUige  gesohiehtliche  Umstände 
im  Leben  der  einzelnen  Staaten.  Beachtenswerth  ist  aber 
inuerbin  fltr  unsere  Frage  auch  diese  rein  thatsächliche  Entwick- 
Ing  in  folgoiden  Beziehungen. 

1)  Wo  wie  z.  B.  in  Oesterreich  u.  a.  L.  einmal  dasStaats- 
bsimsTBtem  allein  oder  neben  Privatbahnen  Platz  gegriffen  hatte, 


^}  Zd  diMem  £^boiH  waren  Minoer  der  WiBsenschaft  wie  B.  H  o  h  I  und  im 
<i»iata  uch  Knies  schon  vor  längeren  Jahren  gdangt  Solche  Stimmen  kamen  aber, 
gegennber  den  Vertretern  der  ansBcbliesalichon  Fhrattbätigkeit  aach  anf  diettem  Ge- 
biete, nicht  zur  Geltong.  Erst  in  neuerer  Zeit  begann  aach  bei  den  Practikem ,  in 
dea  BegieroDgskreisen,  itogar  tiroasbritanuicna,  der  Schweiz,  selbst  Kordamerikas,  und 
ui  dem  Tbeile  der  Otfentlichen  Presse,  welclier  sich  fon  den  Einseitigkeiten  der 
UaKbateipartei  lo^emacht  hat  n.  nidit  den  bkbsra  IntetesBUi  der  BOiMuspecalatton 
^Uflt,  ein  Umsdiwnng  einzutzetea.  Dadurch  kommt  die  Ansicht  der  „Theoretiker" 
viader  lu  Ehren.  Sell»t  die  denlsche  FraihiDdelsschalo  zeigt  viele  „Bekehrte",  nur 

Bin  hier  in  der  alten  Liebe  zur  „freiea  Goncorrenz"  Todftnfig  noch  bloss  du 
Eifeuthom  am  Eiscowege  dem  Staate  findicirt,  nicht  die  Vurwaltang,  nnd  dem 
Pi«ntom  „Concnrrenz  auf  der  Linie"  nachjagt,  die  ganze  Eisonbahnfrage  in  tl.  Tarif- 
inge  Hieben  lässt  a.  s.  w.  Uober  die  Ansichten  in  England  belehrt  uns  U.  Cohn 
loitRflBich,  Tgl.  bes.  den  Bericht  u.  die  Stimmen  im  Aua>>chu:>!i  v.  1872,  Cohn,  I.  340. 
n,  Kap.  4,  bes.  f>09.  Wenn  auch  unter  der  Aera  der  schwächlichen  gogcnvartigcn 
Sttatsmänaer  Englands  wenig  Aussicht  zu  baldiger  Vervirklichnng  des  Staatsbahu- 
sfnews  daselbst  besteht,  so  ist  doch  die  Keigang  fili  dasselbe  schon  verbreitet  genug 
Q.  bei  herrorragenden  Männern.  —  Zq  einem  dnrchaut>  halben  Resultat  gelangt  dor  Be* 
neht  dra  preosa.  Cntersncbongscommission  {S.  15&).  Er  nennt  den  anaschliesslichen 
SiaatseisenbahBbaQ  in  der  Gegenwut  nnausfOhrbar,  meint  aber  doch,  dass  „rolks- 
virthsch.  BUcksiditen  and  Gründe  anf  die  Vereinigung  aller  Eisenbahnen  in  den 
Hinden  des  Staats  als  letxtes  SQel  hinfahren."  Nar  zwingepde  finanzielle 
hauen  den  Standpanct  rerrOckt  n.  Bau  u.  Erhaltung  der  Bahnen  dem  Staate 
'«KgeDommeo  und  der  Speculation  nnd  der  Industrie  Ubergeben.  Es  mtlBse  indessen 
in  Zukunft  nicht  mehr  die  Frage  zinsgewinnender  BentabUitKt ,  aondem  unabhängig 
^von  das  BedOrfaiss  des  4identl.  Verkehrs  in  den  Vordergrund  treten.  Der  specula- 
tiren  Priratunteroehmong  solle  nar  das  Transport-  und  Befrachtungswesen  bleiben. 
Abgesehen  ron  diesem  letzten  Puncte,  wo  ein  vielleicht  unlösbares  Problem  ohne 
Weitem  for  richtig  erklärt  wird ,  muss  man  fingen :  wie  denn  die  Finanzlage  noch 
veidtit  aolle,  wenn  diejenige  Preassen-Deotsdilands  um  1873  die  Durohfuhrung  des 
fi^u  aidit  eriaabtl  Auch  gegen  das  Reicbsbahnproject  sind  die  finanziellen 
(^«geegrande  (bei  r.  Varnbale'r  u.  A.)  die  schwächsten.   Vgl  die  Bromer  Debatt«, 
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da  waren  ea  meistens  wiederum  nur  fremdartige  Gründe, 
namentlich  die  ans  ganz  anderen  Ursachen  als  etwa 
aus  der  EisenbahnpoHtik  entstandene  Finantnoth  des 
Staats,  welche  snr  Verftnssernng  der  bereits  TorhandeneD 
Staatsbahnen  nnd  zum  üebergang  zn  dem  Privatbahnsystem 
führten.  Anch  mit  diesen  Thatsachen  iKsst  sich  also  nicht  ^olg- 
reich  gegen  das  Princip  der  Staatsbahnen  argnmentiren.  In  dem 
regelmässigen  Vorbehalt  des  Heimfalls  oder  Rückfalls  der  Bahnen 
in  einigen  Ländern  (Oesterreich,  Frankreich)  an  den  Staat,  in  dem 
ähnlichen  Vorbehalt  eines  Wiedereinlösnngsrechts  bei  Terkaoften 
Bahnen  (Oesterreich),  findet  sich  das  Princip  des  StaatsbabD* 
Wesens  anch  gewahrt:  nur  vorfibergehende,  namratUch  finanzielle 
Rflcksicbten  zwingen,  dasselbe  eine  Zeitlang  bei  Seite  zu  setzen. 
Die  sogen.  Veräusserung  von  Staatsbahnen  lässt  sich  nach  der 
Fassung  der  Verträge  Otiters  sogar  mehr  als  eine  langjährige 
Verpachtung  denn  als  wirklichen  Verkauf  betrachten. 
Dies^  Gesichtspnnct  wtlrde  noch  schärfer  hervortreten,  wenn  nicht 
gerade  mehrfach  nur  die  Finanznoth  Bestimmungen  in  die  Ver- 
träge gebracht  hätte,  die  mehr  in  einen  Kauf-  als  in  einen  Pacfat- 
contract  gehören,  z.  B.  in  Oesterreich. 

Der  principielle  Grund,  welcher  auch  in  Staaten  mit 
wohlgeordnetem  Haushalt  in  neuerer  Zeit  so  oft  znr  Veränssemng 
von  Feldgütem,  Berg-  und  Hüttenwerken,  Fabriken  n.  s.  w.  ge- 
Itthrt  hat:  dass  der  Üebergang  dieses  werbenden  Vermögens  aas 
dem  Staats-  in  das  Privateigenthum  und  ans  dvt  Staatsverwaltung 
in  die  Privatverwaltnng  wänschenswerth  oder  selbst  nothwendig 
im  Volks-  und  staatswirthsohaftUchen  Interesse  sei,  —  dieser 
Grund  hat  notorisch  bei  den  vorgekommenen  Veritnssemngen  von 
Staatsbahnen  nicht  mitgewirkt  £r  wurde  hOdistens  von  eins^tig 
doctrinären  Theoretikern  nnd  etwa  von  interessirten  Kapitalisten 
und  ihrer  Presse  aufgestellt:  von  den  Theoretikern  anch  nicht  aus 
speciellen  sachlichen  Gründen,  sondern  in  richtiger  Gonseqneni 
eines  eben  durchaus  nicht  absolut  wahren  Dogma's  von  der  Notb- 
wendigkeit  möglichster  Einschränkung  der  Staatsthätigkeiten  im 
Gebiete  der  Volkswirthsohafi") 


Dies  z.  B.  der  StftDdpanct  von  Ber^ias.  In  der  2.  Hälfte  dor  SSer  Jahre. 
ÜB  die  Smilh'Bcben  theoret  AnscIuDan^ii  ia  dem  preoBsisclL  Abgeordoeteafau«  die 
Herrschaft  gewonnen,  war  einmal  eine  Gefahr  einer  solchen  lUsenbahnpoUtik  da.  Han 
TeFdankt  diesen  Einflössen  (.neben  dem  tfitwirken  fin&nneller  Momente)  die  nnrichtig« 
Aufhebung  d.  g.  6  d.  Qea.  r.  90.  Mai  1858  aber  die  Venrendang  der  Etseobahn- 
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ä)  Wo  sieh,  wie  in  DentBchlftnd,  zufälliger  Weise  ein 
gemiaebtes  System  von  SUats-  und  Privatbahnen  entwickelt  bat, 
da  neigt  ancfa  die  äuUsäcMicbe  Entwieklnng  gerade  ans  prinei- 
piellen  und  aus  der  erfahrnngsmässigen  Zweekmftssig- 
keit  geschöpften  Qrtlnden  immer  mehr  dazu  hin: 

i)  entweder  die  Frivatbahnen  Seitens  des  Staat«  zu 
erwerben, 

b)  oder  sie  wenigstens  theilweise  unter  Staatsverwal- 
tvng  zu  stellen,  welche  sich  in  solchen  Fällen  wiederholt  sehr 
^  bewährt  hat^  —  sogar  im  Interesse  der  Eigenthttmer  der  Pri- 
ntbabn, 

e)  oder  die  Privatbabnen  zu  grossen  Bshnnnterneh- 

mangen  zu  vereinigen,  sei  es  durch  Vereinigung  des 
Eigenthnms  mehrerer  Bahnen  in  einer  GeselUchaft  (Fusion) 
iFiankreicb,  England,  auch  Deutschland),  oder  durch  Betriebsflber- 
luBiiDgsverträge  u.  dgl.  m.,  sei  es  durch  Uebernahme  der  Ver- 
waltung kleinerer  Bahnen  Seitens  einer  Hauptgesellschaft,  sei  es 
eodlieb  wenigstens  durch  Einrichtung  von  grossen  Eisenbahn- 
rerbftnden  zirisoben  den  getrennten  Verwaltungen,  wie  besonders 
in  Deutschland,  (mit  manchen  günstigen,  aber  durcbaus  nicht  aua- 
roehenden  Erfolgen):  d.  fa.  man  sucht  Eigentbum,  Verwaltung, 
fietri^  mehr  zu  eentralisiren,  wie  es  die  Natur  des  Eisen- 
bahnwesens fordert,  im  Staatsbabnsystem  aber  von  vorneherein 
errdcht  ist,  und  ohne  die  bei  dem  anderen  System  dann  nicht  zu 
renneidenden  Nachtheile. 

d)  Endlich  aber  neigt  die  thatsäcbliche  Entwicklung  der  Dinge 
in  Ländern  des  gemischten  oder  des  vorwaltenden  oder  ausscbliess- 
lieben  Priratbahnsystems,  immer  mehr  dazu,  da  die  Durchführung 
der  Pnncte  a,  b  und  c  schwierig  ist  und  im  letzteren  Falle  selbst 
durch  die  thateäeblicben  Monopole  grosser  fusionirter  Privatbafan- 
geMllfichaften  neue  Uebelständc  entstehen,  die  Abhülfe  in  einer 
weitgehenden  Staatscontrole  der  Privatbahnen  zu 
Sachen.  (Einrichtung  von  Staats -Eisenbabnämtern,  s.  Kote  48.) 
Di^  Controle  ist  aber  nicht  so  erfolgreich  und  doch  wieder  in 
mancber  anderen  Hinsicht  bedenklicher  und  schwieriger,  als  das 
reine  Staatsbahnsystem.  Sie  führt,  wenn  sie  wirklich  wirksam 
werden  soll,  zu  einer  rechtlichen  Entwerthung  des  Privat- 
abgabe (§.  .18—40  d.  Elsenbaluiffes.  r,  9.  Noremb.  18S8)  zam  Aaluaf  toq  EtoeDbahn- 
ftctien  behafa  deren  Ajaortimttoa  doich  das  Gesotz  r.  21.  Mai  1859. — gegen  den 
Wuuch  D.  die  bessere  EUisiclit  der  Begiwnag.  S.  „Zebu  Jahie"  S.  11. 
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eisenbafaneigenüianu,  weiche  im  schUmmen  Sinne  commanististi 
18t  Dagegen  eraeheint  die  Uebernafame  der  EisenbalmeD  aaf  dj 
Staat  gegen  genügende  Eatscli&digang^  seibBt  wenn  sie  in  4 
Beehtsfonn  der  Zwangsenteignnng  (§.  2d2)  erfolgt,  als  gereeliter  ii 
Bocialpolitiseh  nnbedenkliefaer.  I 

3)  Wo  sich,  wie  in  Grossbritannien  nnd  Nordamerih 
das  Priratbahnwesen  am  Reinsten  nnd  Aossohtiessliclisten  entwiefcj 
hat,  haben  sieh  allmftlig  so  grosse  Schäden  gezeigt  und  die  <j 
setzgebnng  und  ätaatscontrole  zn  deren  Abhülfe  so  nnziird<dMl 
erfriesen,  dass  selbst  hier  der  Oedanice  an  die  Uebernafa 
des  gesammten  Eisenbahnwesens  anf  den  Staat  iü 
nur  anffcaacht,  sondern  schon  mehr  nnd  metir  Verbreitang  gewi 
and  Versnehe  zn  seiner  Verwirklichnng  beginnen. 

Eine  unbefangene  Wflrdigang  dieser  Tiiatsaehen  führt  di 
eher  zn  dner  Bestätigung,  als  zn  einer  Verwerfimg  desSti 
bahnsystems.  Soviel  Werth  darf  man  anf  diese  thatsäehlidke 
staltung  der  Dinge  legen,  auch  wenn  zuzugeben  ist,  daas  die 
Ganzen  principlose  geschichtliche  Entwieklimg  des  S 
bahnwesens  nicht  für  rieh  aliein  eme  prindpieUe  Entseheiduig 
Frage  gestattet  ''^) 


Uebersicht  ttber  den  Stand  dei  Eiieabnhnvesent  ud  ^] 
wicklang  der  StaittB-  nnd  Prlvatbalinan. 

TgJ.  DM.  StOrmer,  Geich,  d.  Eisenbahnen  (neneate Daten  danach  nntan. 
Welt  II,  8,  t  DentBGhL  U.  6  £),  Menmann  a.  a.  0.,  Goth.  Jaliih.  ^Jahis. 

S.  1001)  D.  öberb.  die  oben  Note  1  S.  552  gen.  bist  statistische  Litermtu:  A 
Daten,  fur  1871  meist,  in  d.  6.  A.  §.  239,  Note  k.  In  den  neueren  StallittkNI 
geir&bnlicli  die  Berechnongen  anf  die  neneu  Maasse,  Wifamagen  md  MtaiCM 
»teilt.  Die  „Intensität'*  des  EiseDbatiimetzes  pflegt  durch  eine  Ver^eicJiniig  dezl 
der  Linien  mit  d.  Flächen-  u.  BevAlkerongsgrOsse  zur  Anschanang  gebncht 
Engel  hat  (.nach  StOrmer  II.  2)  eine  „mittlere  Proportiimale"  au  d.  Qm 
aas  dem  Frodacte  der  Kilometerzabl .  velche  anf  1  geogr.  Qaadraünail« 
10,000  Einir.  kommt,  gebildet,  am  eine  „Eisen bah  DaasstattungaziSer'  zu 
doch  sehr  wiUkUTÜcb,  als  ob  sich  1  Qaadratmeile  und  10,0^  Qnv.  ei 
Wie  bei  allen  solchen  Vergleichen  erscheinen  aosserdem  auch  hierbei 
berOllL  Staaten  (z.  B.  Belgien,  Schveiz)  in  bes.  gunstigem  Lichte,  vährand  te 
Piorlnxen  gnasec  Staaten  die  Tediiltaiase  rieUeicht  ebenM  skd. 
DnrchschnittBulil  fQz  den  grossen  Staat  reischwindet  Es  war  hat.  I9n 
Stürmer,  guu  nnbedent  AbwelchTingen  im  Goth.  Jahib.): 

BdMff»      Alf  100  xiftieu. 


iBBftrMt  BaliuB   

^■L  SiLB.  KiLm. 
Europa. 

Belgien   Vi  76  8,617  657  670 

Or.-Britaon   26,870  469  786 

NiederL  u.  Loxemb.  .      „  1,895  294  478 

Deatschland   27,980  265  676 

Schirelz   2,066  275  774 

Frankreich   2U87  235  5M 
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DaDoudE  

Uitei  


itkx 


V.76 


Ptitiigal  

BmiBiem .... 
Sckmdaa  .... 

Tadü  

SualNul  

HonregeB  .... 
Cbiechealuid  .  . 
Soaju  Edto]»  , 


im  Oanxan 

KiLm. 
1,260 

17^68 
7,Tft4 
5,799 
1,033 
U3S 
4,138 
1,637 

1M88 
665 
12 

143,944 


Auf  100 
Ja.  M. 


KU.B. 
181 
158 
143 
64 
61 
56 
66 
23 
19 
9-6 
1-3 


AnflMUl. 
Bewohnei 
Bthnon 

ma. 

672 
473 
287 
366 
236 
273 
963 
183 
261 
809 
8 


P.KU. 
1000  lUrk 

100 
262 
219 
296 
172 
370 
73 

196 
75 


ini.m.  KUm. 

119,363      AnstralieB   3,079 

Asien   12,302 

6,719      AMca   2,372 

Zus.  «US.  Europa   151,805 

7,481       Vflh   294,24« 

Gm  America   133,552 

Die  Entwicklung  dee  Eisenbahnnetzefl  der  Erde  nadi  Staimer  in  KU.m.  za  Ende 
i.  J.  {t  1870  abireichend  im  Gotb.  Jalirb.,  sonst  meist  gleich): 


Ausser  Europa: 
Venin.  Stuten  

(3094  p.  1  HUI.  Mensch.) 
Btit  Noiduo.  

(1850  p.  1  Ufil.  Mensch.'* 
Uebr.  America 


1830 
1810 


3S2 
8691 


1860 
1870 
187S 


1850 
1860 

Europa 
51,644 
103,774 
142,944 


38,022 
106.886 
Davon 


1870 
1876 


311,859 
294,249 


America 

52,385 
96,898 
133.552 


DasTerliftUniBs  der  Staats-  and  Privat  bahnen  za  einander  hat  in  einigen 
Statten  mehrfach  gevechBelt,  indem  Staatsbahnen  an  Gesellschaften  rerkanfi  (bez.  aof 
lug«  JdiLK  zor  Auabeatong  oder  Katzniessong  Qberiassen) .  oder  Priratbahnen  vom 
wte  angekanft,  mltonter  aber  später  selbst  wieder  veriunft  inirden.  Der  bontesto 
Techsd  zeigt  sieb  z.  B.  in  Oesterreich.  Oefters  ist  anch  zwischen  den  YertiUt- 
UMn  des  Eigemthnms  and  der  Yervaltang  der  Bahnen  za  antenchdden  (s.  o.). 
fietttsohes  Beich.  An£  1876  (aach  StQrmez). 

KiLm.   KiLm.  KiLm.  KiLm. 

2,913 


12,616 

Firatbahnen  anter  Staafa- 

uoL  preossische  .  .  . 

4836 

renraltong  .  .  .  ^  .  .  . 

s&chflische .... 

1087 

oemLBerg.-mSriL  (pnim} 

1184 

oldaiborgische  , 

271 

Oberscblee;.  „ 

1404 

Hain-Neckar  .  . 

87 

Bhein-Nabe  „ 

122 

1152 

andre  (meist  in 

wUrtembe^iache 

1270 

203 

elaass-lothr.  .  .  . 

863 

FrivatbabnennntdrFrivat- 

baiolsche  .... 

3435 

15 

Somma 

12,610 
28,142 

Wild  die  Utnge  einiger  hier  doppelt  gerechneten  Strecken,  die  gleichzeitig  ron  zwei 
Tonlmusn  betrieben  verden,  abgazogui,  so  redncirt  sich  die  QesammtUnge  auf 
M,ö64  KU.  Davon  liegen  195  Ka  nicht  im  Beichsgebiet,  während  91  Kil.  andre 
Bihaen  im  Rüchagebiet  r.  ausländ  Yerwaltongen  betrieben  werden,  so  daas  im  Beicbigebiete 
37,980  Kit,  ausserdem  857  KiL  sog.  Indastriebahnen,  wovon  562  t  Locom.- 
'>eüd).  DiepreusB.  Staatsbahnen  stehen  bisher  noter  SYerwalt,  also  hat  einederselben 
darchschnittL  anter  sich  542  Eil,  Max.  Ostb.  1495  Eil.  Eine  Aasdehnong  erfolgte 
1b  3.  1876  durch  den  Ankauf  der  UaUe-Cassder  Privatbahn,  Bei  den  bai  er.  Staat»* 
nhua  9hid  305  KIL  Fachtbahnen,  femer  die  Im  J.  1875  angekaafirai  baier,  Ostb, 


A.  Va|sftr,  KuanriaiHMb.  L 


38 


Digitized  by  Google 


594  2.  B.  2.  K.  16.  A.  EiMDb.  Stute-  od.  PiiratbihMB?  g.  261. 


(biaher  Piintb..  1874  769  Eil)  bereite  inbegriffeo.  Die  s&cbs.  Stutebsbneit  kab« 
ücb  im  J.  1876  darcb  Ankauf  r.  Priratbahnen  (bes.  die  LeipL-Drasd.  ntU  2S5  EE) 
Docb  wüten  aosffedebnt,  aaf  1667  KiL  Aul  1877.  Bei  den  bad.  Staatsbibneii  ai^ 
eban&Bs  103  KU.  Ptchtb.  efDgerechnet  Die  PriratbalueE  in  ei^eaer  VannbBc 
xeffaUeB  in  52  idbstäadige  Oesellscbaften,  dorchschnittt  Ton  fllnei  Linge  nn  Um 
242  KÜ.  Die  grOflBten  mcanAnC  187«:  G(Un-Uind.  mit  1W4,  Bbdniiah«  ■«  lOU, 
Hagd.-Hdbent  Bit  936.  BeiL-Stettln  mit  653,  FfUser  Bahnen  nit  608,  6  oi 
BeUscbaflen  mit  4—500,  5  mit  3— 400,  9  mit  2— 300,  7  mit  100—200,  11  utetlM 
Eil.  Einige  dieser  kleinen  Bahnen  verdeo  von  anderen  GeseUschafton  mit  romltet, 
Aber  die  ungemeriH  grosse  YenraltnogszeTaplittening  Termindett  rieh  dadsich  doch  m 
wenig.   Trotzdem  hat  sich  raeist  dnrcti  FWon  n.  dgL  m.  schon  eine  BeasMmg  » 

Sben.  Die  46  la  Prenssen  von  1838—66  conceasion.  GeseUschaften  -hatten  ii<Ai.E 
)  1867  schon  anf  23  redacirt 
In  Frensaen  vnrde  dorch  d.  Ges.  v.  3.  Nor.  1S38  die  Gnudlag«  fiir  die  Eii-i 
fahmng  des  Priratbahnsystems  geschaffen.  Dorch  letrteies  sind  anob  Kide  ia 
30er  0.  bis  Ende  der  40«t  Jahre  eine  Reihe  der  besten  o.  leicht  m  bwawi«  LiiiM 
iMiSQSteUt  worden  (s.  o.  Note  10).  In  Betrieb  1844  114  3.  1847  237-9,  1890  37T«  H. 
Im  J.  1S4T  wurde  dann  zuerst  die  Anlage  der  Ostbahn  o.  4.  Snubr.  Biha  »f 
Staatskosten  beschlossen,,  1^48  begonnen ,  1849  r.  den  Kammern  geMltmi^ 
Ebenso  sind  ron  romberein  anf  .Staatskosten  gebaat  die  neaesten  Erweitonngeo  diesv 
beiden  Bahnen,  femer  die  Berliner  Verbiodangsbahn  (alte  nnd  1871  ertffa« 
nene).  Dagegen  wurde  die  von  'einer  Oesetlachaft  g^aate  Niederscbles.-ktiit 
B.  (BerL-Breu.)  1850  in  Staatererwaltong  übernommen  n.  1852  gekanft  a.  die  mit  üit 
verbondeno  Schles.  Qebirgsb.  dann  später  aach  auf  Staatekosten  gebant;  diea» 
wurde  die  Westf&L  B.  von  einer  Qesellschafl  begonnen,  noch  vor -ihrer  ToUendtni 
1850  r.  Staate  älwmommen,  1854  die  MUnster-Hammer  Bahn  dazu  gekauft  md 
sie  aaf  Staat^osten  eiweiterL  Die  genannten  Bahnen  bilden  die  Staatsbahnea  ^ 
alten  Provinzen,  i.  G.  E.  1869  268*3  M..  147-2  MIU.  Tfalr.  verwendetes  Eapttel  «kf 
p.  H.  549,000  Thlr.  Ant.  1876  betrug  ihre  L&nge  275S  KU.,  Anf.  1877  2790  Eil 
mit  721-8  im.  U.  verwandetem  Kapital,  p.  KU.  268.000  H.  In  Folge  der  1866s 
Annexionen  fielen  dem  preuss.  Staate  die  sftmmtilch  auf  Staatskosten  geturnten  hana 
(aosschliessl.  Staatebahnsystem  in  d.  ehem.  EOn.  Hannover,  womit  1841  be^fonneo - 
Linie  Branoschweig-Hannover-Uindea,  dann  Harbnrg-Lehrte-Ifilciesheim  — ,  1850  &«• 
gefohren,  Süd-  n.  westK),  die  charhess.  n.  Frank!  Streckender  Main-Veier- 
bahn  (Cassel-Frankf.  als  Staatebahn  der  3  betheUigten  Staaten  1845 — 16  begonm 
1852  vollendet),  an  die  sich  dann  die  seitdem  gebaute  Bebra-Hananer  Staabbab ' 
anschlosa,  femer  die  nassan 'sehen  Staatebahnen  zu.  Letztere  waren  von  einer  0«- 
seUschaft  begonnen,  185S  vom  nass.  Staate  tlbemonunen  und  welter  ausgebaaL  6e- 
sammüänge  der  Staatsb.  der  neuen  Prov.  1869  179  3  M.,  102'7  Hill.  Thb.  t«-, 
wendetes  Kap.,  p.  M.  573.000  Thlr.  A.  1876  war  die  Llnge  dieser  Staatsbabnea  da  i 
neuen  Provinzen  1582  KU..  Anf.  1877  (mit  Einrechn.  der  1670  ang^uftai 
Gass.  Bahn)  1802  KU.  mit  479*1  MUL  M.  verwendetem  Kwital  od.  p.  KU.  2«6^1L 
In  Schlesw.-Holst  bestanden  und  bestehen  nur  Fiiratbahnon.-  Sne  VaiaaMitiii 
von  Staatebahnen  Ist  bisher  in  Freussen  nicht  vorgekommen ;  ein  Vertng  der  Bq[ienit 
ttber  d.  Verkauf  der  westßü.  Staateb.  an  die  Berg.-Mirk.  Oes.  wurde  r.  Landtag  aidl 
genehmigt  Auch  eine  Tenralt.  v.  Staateb.  durch  Privatges:  besteht  nicht  Dasi  mm 
schon  von  An&ng  an  nicht  durchaus  d.  Privatbahnsystem  für  Immer  behalten  vdhe. 
zeigen  die  Vorbehalte  des  §.  42  d.  Eiaenbahnges.  v.  1838.  Leider  fehlt  bisher  DOch 
immereine  directe  Verbindung  des  'fistlichen  Staate-Babnnetzee  der  alten 
und  des  westlichen  der  neuen  Provinzen.  Durch  den  Erwerb  der  HaQe-Caawla 
Bahn  u,  durch  die  im  Bau  begriffene  sogen.  Berlin-Wetzhir  Bahn  wird  diese  lAi< 
endlich  ergänzt  Andere  üieUs  schon  bewerksteUigte  (Beil.  Nordb.  nach  Stnh«^ 
Fomm.  Centralb.),  th.  beabsichtigte  Erwerbungen  ron  ganz  oder  halbfertigen  Flinft- 
(Beii-Dnid.)  vüilen  binnen  wenigen  Jahren  das  Netz  der  preuss.  Staatsbdnei  ibä 
•nsdebnen  und  besser  arrondiren.  —  Dazu  kommt  Staatsbetrieb  vm  Frtrat- 
bahnen.  Die  vom  Staate  verwalteten  Priratbahnen  werden  anfBoehnst 
dar  betreffenden  GeseUschaften  geführt,  u.  wenlgstras  geraume  Zeit  mit  sehr  gtuntigo 
finanziellen  Erfolg.  Es  sind  die  (jetzt  mit  der  OberschL  foslonirte)  Vilhelmsb. 
■(Cosel-Oderberg>,  die  Oberschles.  (Hauptb.  v.  Cosel  nach  Brodaa  nebet  ZwO^ 
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firaL-^ofc-GloK.  n.  Pos.<StaiiK.  n.  jl  m..  im  0,  Auf.  1877  mit  d.  Hattaverierbalineo 
1(82  CLX  vonach  das  guze  Baltnnetz  Ostlicli  von  Berlia  (ausser  ia  der  BiclitaDg 
uch  Pommeni,  wo  aber  jetzt  die  Nordb.  binzatritt):  nach  O^reus.,  SomI,  Polen, 
ScUiüiL  Galiciu  o.  Oeat-SoUemen  anter  Staatsvervalt  steht;  femer  die  all- 
■iHlMhr  enr«itate  lAnL  1877  1X90  KiL)  BeiK.-Mtrk.  B.,  irekbe  mit  der  froh. 
im,  IMb.  Anooiit  ut,  q.  mit  dar  WeetOl.  Staatsb.  zosamraen  eine  m&cbtlge  Coa- 
tmmüa  der  CUmrWaA.  Priratb.  bildet  Darob  die  faess.  Nordbalu  iat  sie  mit  dem 
SlttttMoiyiteB  d.  Fiorüu.  Hessen,  Haiuiover,  Sachsen  n.  in  Nassait  rerbonden. 
üihA  steht  die  Bhein-Naheb.  {122  EIL)  a.  die  Kttnsteir-Ensoheder  B.  (56)  imtet 
Stalsranraltong.  Wt  Hälfe  der  enteren  kann  die  Verbindnag;  mit  der  Nmb.  Staat»- 
Uber  Blngen-Badesheim  her^estdlt  Verden,  Die  Nahebahn  sdiliesst  sich  aa  die 
Siubr.  IL  danh  diese  an  die  Ela&s8.-Lotliringr.  Beichsbahnen  (Ä.  1877  925  EiL) 
u,  welche  daa  D.  Beicb  flir  325  MUl.  Fr.  ohne  Fabrmaterial  ftbemahm.  (A.  1877 
tnaad.  Kap.  schon  S41'2  MilL  M.  od.  p.  Eilont.  397,000  M.)  So  bestehen  be- 
reila  im  Osten  o.  Westen  des  pranss.  Staate  grosse  Netze  r.  Staatsb. 
odtroBter  yerwalt..de8  Staats  stehenden  Frivatbahnen,  von  ersteren  A. 
1617  im,  roa  letzteren  3150  EiL,  zasamm.  7743  Eil.  Dies  ist  ftir  die  Goncarrenz- 
R^Uti.  0.  für  die  Beichaeisenbahnfnige  besond.  za  beachten.  Durch  d.  YoUendong 

Bfld-WetzL  Staatsbahn  wird  das  prenas.  Eisenbahnnetz  unter  St&atsrervalt.  noch 
«fchUgv.  Aach  dorch  den  Uebergang  der  brannschT.  Staatsbahnen  an  eine  de* 
Nfadäfi,  an  der  uonentL  die  Berg.-M&rlt.  Bahn  paxtidpirt,  Iftast  dch  das  ptemi. 
ftnimmteangBsyBtem  tou  Westen  noch  vriter  nach  Osten  TonchlebeB. 

In  K.  Sachsen  waren  seit  lange,  mit  Annialune  der  alten  L6ipz.-Dre6d.  Prir.- 
Biho  IL  ihrer  neaeren  YerzweigOBgen,  ferner  einiger  neueren  kleinen ,  vuäat  unter 
StMtsrerwalL  stehenden  Strecicen.  alle  Bahnen  eigentl.  Staatsbahnen.  Die  SSohs.- 
BflbiD.  Bahn  (1842 — 45  begonnen),  die  neueren  Gabiigtb,  u.  and.  m.  sind  auf  Staats- 
kotea  angelegt,  die  Sftehs.-Baier.  B.  (Leipz.-Hof)  ging  1847,  die  Chemnitz- 
Siesaer,  die  SSchs.-Sohles.  1851  ron  Oesellschafteu  rerkaufsweise  an  den  Staat 
Iber.  Im  3.  187Ö  Ist  das  eädis.  Staatsbahnnetz  durch  den  rasch  beweriistdligten  An- 
"rf  fut  .des  ganzen  Best's  der  Pnratbahnen ,  bea.  der  Le^iz.-Dresd.  (285  ^L)  sehr 
urauhrt  and  das  Staafsbahnsystem  zum  so  gut  wie  aasschlieeslteh  herrschenden  go- 
■uht  worden.  JUnge  Ant  1877  1608  SiL,  EaidtalanfWand  330*8  MUL  U.,  p.  Efl. 
(od  einige  kL  neue  Stncken)  328,000  M.  Frintb.  in  Staatsrerw.  .116  XIL. 

Die  Ueoklenb.  B.  hat  vacbsehide  Schicksale  gdiabt.  Die  Bahnen  der  ehem. 
HecUeak  Eisenbdtngesellscbaft  (1844—46  gegr.)  sind  eine  Zeit  htng  an  den  Gross- 
lutzag  r.  Mecklenb.-Schweriü  übergegangen  gewesen  im  Wege  des  Kaufe,  konnten  also 
thsn  den  Stairfsbahnen  gerechnet  werden.  Eine  Strecke  daron  liatte  schon  1844 
nf  Staatskosten  gebaut  vadta  sollen.  NeuerdingB  sind  dieeo  Bahnen  aber  an  ein« 
Adkaguellschafl  abergegangen  (A.  1S77  321  EiL,  451  MilL  M.  rerwendetes  Sap., 
h  Dl  184,000  HL).  Dieee  ROckrerwandlung  in  eine  Priratbahn  hängt  mit  den  eigen- 
ftlBL  staatsrecbtL  Teiiiiltnissen  des  Landes  zusammen. 

Dto  Oldenb.  Staatsb.  gehört  th.  dem  Staate  Oldenburg,  th.  Preussen  (Wilhelms- 
ItaftMHdenb.  n.  A.  m.),  wiid  r.  Oldenbn^.  Staat  verwaltet,  der  den  Betrieb  anf  der 
fMom.  Strede  gegen  einen  best  Aatheil  an  der  Brutto^nn.  Aihrt,  n.  Hegt  mit  auf 
ptom  1.  hrem.  QeUete.  Sie  hat  neuerdings  ErweUemuen  er&hrui,  Anf.  1877  294 
«L  tilge. 

Die  Braansohw.  Staatsbahaen,  die  schon  18S7  als  soldie  angelegt  n.  allmUlg 
n  cineai  U.  ausgebaut  worden  waren,  sind  <bircfa  Tertr.  t.  6.  M&rz  1870  an  die 
OannsL  Bank  n.  von  dieser  an  eine  GeseJlschaft  Ubergeguigen,  hinter  welcher  die 
Ba|/*HSrt.  u.  Berlin-Magdeb.  GoeUschaftea  stehen,  die  den  ganzen  Acüenbesitz  aus- 
KUtsriieb  in  Binden  haben.  KaoQireis  11  MilL  Thlr.  u.  v.  1.  Jan.  1S69  an  64  J. 
bag  dne  Annuität  ron  875,000  Thlr.  (bei  bloss  13-4  MilL  Thlr.  ursprttngL  Kosten), 
ngegen  die  Yerwaltung  t.  diesem  Zeibraom  an  schon  auf  Bechnong  der  Gesellschafi 
SWL  Zum  Yeritauf  der  trefS.  aitnirten  Bahnen  fahrten  nicht  (»incip.  QrUnde,  B«id. 
rem^  polil.  Backsichten  in  Betr.  der  Unsicherheit  der  Zakonfl  des  Landes,  das 
wh  u  einea  reichen  Prorinzialfonds  sicherte.  Guter  brannscbw.  Vervalt  steht  auch 
ehK  kL  prenss.  Qrensstrecke.  Länge  A.  1877  SSI  KU.  (nach  Starmer  A.  1876  344), 
Towead.  Eapttsl  9S*6  MUL  M.,  p.  SiL  263,060  M. 

ABssnhilb  Preossens  sind  auch  in  Korddeatschland  jetzt  nur  noch  kleine  Pdrat- 
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bthnen  TOThaudeu,  die  z.  B.  aoch  noch  pnoM.  Gebiet  botUmn.   Die  vkMnt«  tat  i 
die  Wemba^o  in  Thftringen  (A.  1877  179  HL),  Tancfededone  udcn  kMM  BakM 
hier  Q.  zTisohen  Hunbui|;  n.  LDbeck. 

Die  baier.  StutsbaJlnen  sind  gTOasteDtheib  deich  aof  Stutskoetes  ugddgl 
vwdeA.  Eine  1886  gebildete  Actiengeselisch.  fbr  d.  Bahn  llflnb.-ildis.  Gieue  f»- 
bogte  nicht  nm  Bafiu  der  Butan  b.  vorde  1840  wieder  n%ri5tt,  wnnf 
Staat  die  linie  baute.  Di«  linie  MandieD-Aiigib.  war  bto  1840  dank  aiM  ISSim 
fc^rflndele  Ges.  ^bant  woidea  a.  wurde  dieser  1844  abgekanft.  Laoge  Zeit  beriuM 
dann  im  OstL  Baiem  aoiMr  der  IL  B.  Nftmb.-Farth  nnr  Staatsbahnea,  bis  18M  £t 
Oes.  d.  Baier.  Ostbahnen  g^rOndet  wotde,  die  ihr  Metz  allmllig  staik  andablt 
(E.  1869  82-5  Heil..  1875  769  KiL).  An  dieMffl  Abgehen  r.  Staatsbahntyst  scktiM 
damals  theor.  Gründe  za  Gunsten  der  Friratb.  einen  gewissen  AntheU  gehabt  a  habcs. 
Ausserdem  sind  r.  Gesellsohaften  u.  t.  Gemeinden  eine  Anzahl  ZTeigbahaea  pbut, 
welche  die  Staatsbahn  gepachtet  hat  Nach  UUigerer  Pause  ist  d.  baier.  Stastsbito- 
system  seit  Ende  der  60er  Jahre  wieder  in  grösserem  Dmfaag  ausgedehnt  wotdei. 
Dnrdi  den  Ankauf  sImmtL  Linien  der  baier.  Ostbahngesellsch.  im  }.  1875  hat  Bilm 
in  seinem  compacten  rechtsrhein.  Gebiet  sein  Staatsfo&hnsystem ,  ähnlich  wie  Ssehw 
das  seine,  neuerdings  sehr  arrondirt  u.  nun  idlein  hemebeodeB  gemacht  {män  Am 
d.  Lndwigbaha,  Kanb^Forth,  d.  Utesten  deotscheB  Davpfb.  r.  6  KIL).  Aalagehoitei 
der  eigentL  StaatsbahMn  (ezcL  Fachtbahnen)  £.  187S  715*8  HUL  M.  od«  ^  GL , 
381,000  M.  Nach  der  Beicbsrerf.  hat  Baiem  auch  im  Eisenbahnwos.  in  der  Hüft- 1 
Sache  eine  ezemte  Stellung,  was  fhr  die  Fragen  der  daatscheu  EisenbahnpoL  vietäig ! 
ist  Die  Pachtbafanen  gebSren  mehrfach  Gemeinden.  In  der  Pfalz  worde  dsgega 
das  Priratbahasyst.  allein  beliebt  a.  bisher  erhalten.  QrQnd.  d.  Ffllz.  Lodwlgätki 
1838—1844  (£.  1869  38-2  Meil.,  £.  1875  508  KiL).  Vielleieht  wirirt«  hin  psUt 
QrOnde  in  der  getrennt  lieg.  Ftot.  mit 

Die  wQrtemb.  Staatsbalinen  sind  alle  ron  romehenin  auf  Staatskestra  s^wt 
womit  man  1842 — IS  be^^um,  nachdem  eine  18S6  gebild.  wart  Eisenbahnges. 
1688  wieder  aufgelöst  hatte.  Das  Netz  iat  in  den  letzten  Jahr,  adir  erweitert  voidea- 
Di«  einzige  Friratbahn  lit  die  kL  SlicUMimer.  KL  Qrenzstieokea  ifiid  nr.  W.  i.  Bm> 
wvcbidweiae  rerpachtet  Auf.  1877  war  die  Uage  d.  wttrt  Staalsb.  1804  la,  nr 
wendetea  Kap.  SS2-7  MUL  H.,  p.  KiL  274.000  H.  S.  r. Blecke, GtaLd.TflftT.V. 
1876.  8. 18—40.  ! 

Auch  dl«  bad.  Staatsbahnen  sind  ^eidi  anfiugi  als  sdche  angelegt,  womit  tcboB 
1888  begonnen  wurde.  SpUer  traten  einige  kL  Priratbahnen,  th.  ron  Printgo-  ^ 
V.  Semeinden  gebaot  hinzu,  werden  aber  r.  d.  Staatsbahn  mit  rerwaliet  Qnm  E^ 
Weiterung  der  Staatsbahnbauten  neuerdings.  Ausserdem  ist  eine  buer.  Gieaatnck 
gepachtet.  Unge  der  bad.  Staatsbahnen  incl.  Pachtb.  Anf.  1877  1 181  KiL  mit  l^i 
SCilL  M.  rerwend.  Kap.,  p.  KU.  293,000  IC. 

Die  groBsenth.  in  Hessen  lieg.  Main-Neckarb.  Frankf.-Heidelb.  a.  Huibaa 
sollte  uisprüngl.  ron  einer  Gesellsch.  gebaot  werden ,  die  aber  sieht  zu  Stande  fa>. 
worauf  sie  1842  anf  Kosten  der  3  betheiL  Staaten  heigeBlelU  wurde.  Ausserdem  kn 
Heown  dan  Anthol  u  d.  Main-Weserb.  Dnich  Ankauf  iat  1876  die  llea.)IofdkT 
Staate  erworben,  A.  1877  176  KiL.  487  MUL  M.  rerwond.  Kap,  277.000  M.  pKd- 
Das  Privatbahnmtem  {Uess.-Ladwigsb.)  wurde  1844—47  eingeOhrt  u.  ist  hernskeal 
geblieben  in  Sadhessen.   Umf.  der  Hess.  Ludw^b.  A.  1677  500  EiL 

haben  sonach  von  Anfang  an  fast  alle  D.  Mittelstaaten  datSlsilf* 
bahnsystem  adoptirt  u.  sind  meistens  sogar  ausschliesslich  ti*^ 
doch  weit  überwiegend  dabei  geblieben.   Polit  Gründe  mögen  dibeiB^ 

£wi^  haben.  In  neuester  Zeit  haben  sie  es  noch  weiter  ausgedehnt  aa4  n 
r  Hauptsache  zum  herrschenden  gemacht  (Baiern,  Sachsen),  wosn  jetzt  weMilicb 
politische  Momente  (Beziehongen  zum  Bdche)  mitgewirkt  haben.  Die  baieoKkes 
und  badischen  Terh&Itniase  bieten  zugleich  schon  ein  Beispiel  passender  BetbflifiK<i| 
der  SelbstrerwaltungskOrper  in  d.  Anlage  der  Bahn,  mit  Ueberlaasnng  d.  Betrieb* 
u  den  Staat  S. %. 255.  Dag^en  hat  F renssen  eist  später  u.Behrnar in  eiBZ«Ii*> 
Fftll«n,  nicht  systematisch,  das  Staatsbahnsystem  aBgeaommen.  halb  nd  ksu 
aber  doreh  Debernmhne  der  Verwaltung  grosser  n.  wichtigar  Prirsi* 
bahnen  an  den  Staat  das  Terslumte,  so  möchte  man  sagen,  gnt  zu  madwa  g*- 
iwht,  Ton  den  Vorbehalten  des  g.  42  des  Eisenbahngeeetz  r.  1888  ahgeseho.  !■> 
Usnzen  hat  schon  jetzt  das  Staatsbahnsystem  in  Deutschland  die 
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OktybftMd  n.  bat  daroh  EiovarldibQiif  Toa  FrirAtbahneu  zugenommen, 
vib«d  die  zw»i  einzigen  Beispiele  eines  Defaergaugs  Ton  Stnntsbahnan 
ai Gesellschaften,  das  bTattnaobir.  n.  mecklenb^  aicJi  ans  den  elgenttflaL 
pifiL  VediiltaiaHn  der  Linder  atkUreo.  Dorch  die  enrShaten  Enrerbungen  ron 
PtinftafaBen  Seitws  dar  einzelnen  Staaten  in  den  letzten  Jahren  n.  dordi  d.  rSstifan 
JüHbaa  des  Staat^babiutefzes  Ist  ea  dahin  jtekonunen,  daas  im  Deutsch en  Beiche.  ohne 
fiäem,  E.  IS76  die  Llnge  der  Staatsbahnui  (incL  Pachtb.)  schon  10,282  EiL,  dw 
Prtratbahnen  in  Staatsrerwalt  3189,  d.  Prlratbahnen  in  PriratTerralL  nar 
Boeh  11,536  Eü.  wv.  Immerhin  sind  aber  sehr  nichtige  Bottten  zwischen  der 
beig.  Grenze,  dem  Bhein  einer-,  der  Oder  n.  Ostsee  andererseits  anf 
pms.  Gebiete  im  Eigenth.  n.  der  Vervalt,  ron  Gesellachaften  (namentlich 
Skeia.  0.  Coln-Mind.  B.,  ThOiing.  o.  idle  Bahnen,  vekhe  mgefiUu  ron  der  Eibe  an, 
m  Sailen,  Jiecklenb.,  Ponmein  nach  Beriln  fUuen).  wihirad'  in  Stddantf  ohL 
BDiBoeh  zwei  bedsutendere  BahngeBollsohaften  «totben  (Heasfaehe  und 
Pttlzische  Lndwissbahn).  Bei  einer  BeaitheUnnc  der  LeiitiugeB  dar  dentalen 
Pnntbabnen  reij^chen  mit  ftemden  daif  man  gewisa  nicht  rergeaaen,  dasa  die  Tar- 
htatmg  dee  StaatsbahnBystens  n.  die  ducb  dieses  geschaff.  Goncurrenz  vahrBcheinlic& 
wache  anderswo  za  findenden  üebel  des  Printbahnsystems  nicht  hat  aoftommen 
Uaa;  —  freilich  ridleicht  aneh  rica  reisa.  —  Die  Stastsachald  ist  kUerdtoga 
dmch  das  Slaatsbahnwesw  sehr  rermehrt,  aber  sie  rerzinst  u.  tilgt  sich  ans  Einnahm. 
in  Bahnen.  Betrag  aller  D.  Eisenbahnacholden  1870,  nach  Herrn.  Wagner,  Ooth. 
Als.  1872,  S.  314.  57ß  UilL  Thlr.  neben  544-6  Hill.  Thlr.  sonst.  Schulden,  oemlich 
mtm  in  Prenssen  192-7,  Baiern  95*4.  Sachsen  76,  WQrt.  60,  Baden  71-7 
MÜL  Thlr.;  f.  E.  1875  wird  das  verwendete  Anlagekapital  ron  23,181  KiL  Bahn. 
\mL  Baiem)  auf  5970-4  Mill.  M.  amtlich  ang^eben,  wovon  £  8974  EiL  Staatsh. 
1413-3  UUL  K.,  260,000  M.  p.  SU.  £  2108  KiL  Ptivatb.  in  Staalannrattnng  629-8 
m  IL.  306,000  H.  p.  KU.,  f.  11,499  KiL  Prinäi.  In  Privmtnnralt  2727-2  MOL  M., 
137,000  H.  p.  KU.  —  Fht  alle  denlsdien  Bahnen  Tennachlagt  StQrmer,  n,  20. 

UngeEiL  TWirand. Kap. MllL K.  p.ElLUatfc 


£.  1850  5,856  9&6-S  163.000 

E.  1660  11.089  2138-8  193,000 

£.  1870  18,667  4100*7  220.000 

E.  1875  28.083  70488  251,000 


la  CBMBene  Phase  ist  die  Dentaehe  Eisenbahnpolitik  dorch  das  Boichs- 
eiteabahnpToject  getreten:  Uebe^ang  wenigstens  der  wichtigsten  Staats-  nnd 
PnTidiahuen  an  das  Reich.  Dorch  das  Qob.  t.  4.  Jnni  1876  ist  die  prenas.  Begierong 
codcbigt  woiden,  die  rtmmtL  in  Bao-  and  Betrieb  befindL  Staatsbahnen  nnd  alle 
BMito,  Beftagniase  n.  Terpfltohtongai  in  Bezog  anf  Prlratbahnen  gegen  angemeaaeoe 
Enischidigmy  an  daa  Beieh  zn  tkbarai^.  Die  nihan  Vordigong  des  Phuu  gehSrt 
■icht  hiefber.  8.  daraber  oben  d.  Ut  In  Hota  1,  S.  554.  M.  E.  ist  der  Plan  die 
Coaaqaenz  dea  Staatsbahnprincips  and  der  dentschen  polit  TerbUtnisse,  naoh 
valchn  das  Beleb  die  dem  Staate  gebohreodeD  An^ben  im  Yeri^ehiswesen  in 
Deatschlaod  za  obemehmen  hat  S.  die  Debatten  anf  dem  Congr.  in  Bremen,  wo  eine 
ditser  Ansicht  gegnerisdte  r<Hi  Nasse  rerfocbten  wurde. 

Oesterreich.  Hier  war  die  Entwicklong  nnter  dem  Einflasse  einer  wechselnden 
Politik  n.  sp&ter  in  Folge  der  Fiaanznoth.  die  zur  Anspannung  dea  dorch  die  Staats- 
bUuwi  repriaentirten  ^alcredits  nOthigte,  eine  ganz  andere  als  in  Dentschland.  Im 
Begiim  der  E^enbahnira,  18S7,  behielt  sich  der  Staat  das  Becht,  Eisen« 
babaen  zn  bauen  o.  ZB  betreiben,  vor,  ohne  daron  einatweilen  Ge- 
brauch Bschen  »  vollen.  Sdum  1886  war  die  K.  Ferdin.-Nordbahngee.  (Wien- 
KUea.  Grenze  o.  Galle  mit  Abzwog.  nach  Bronn)  coneess.  weiden,  1838  wnide  die 
Wien-<Hi^lpiitieT  Gea.  begründet,  aaf.  zugleich  für  die  Linie  Wien-Baab  n.  Presab. 
^^etehwoU  ging  der  Staat  1841—42  zum  Staatsbahnsys  tem  Ober,  durch  welches 
^  HanptUnian  aosgefOhit  werden  »oUten  (Wlen-Prag-siobs.  Grenze,  Wien-Triest. 
'od.  Wtoi-^em.  Venedig-M8iL-(yomo),  Dies  geschah  aach  groesentheils.  Ferner 
■mdft  1853  die  Wim-Gloggnitzer  B.  gekauft,  1851  die  KTak.-OberscbL  (1844  vom 
fnnt  Ki^aa  conceas.).  18S0  die  Uagar.  (Jei^alb.  abernommeo,  sodass  im  Beginn 
4er  50er  Jahre  alle  Hauptbahnen  mit  Ausnahme  der  wicht  Ferd.- 
Hordb.  (■.  dar  alten  Budwaia-Unz-Gmand.  Pferdebahn)  im  Elganth.  n.  Batrieb 
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(lei  Statt«  varen.  In  ckr  IDtle  dar  ftOei  JTaliTe  «vtden  dlm  tfaosa  Bikaa  j 
aber  rasch  ludi  ainander  matotaps  an  noau  n  dlaaem  Zvaoke  nai  rartni  6«- 
sallieliafteii  abgetraten,  —  in  der  Pom  gevOhnlick  für  90  Jubn  zu  A» 
baatODg  abarlasseo,  nicbt  gegen  ein  JlhrL  Fachtgäd ,  das  aar  bedingt  betn  Stdgn 
dea  B^ertragB  aber  eine  gev.  jUui  Beate  nocb  binzntritt,  aoadem  gagan  eine  Ii 
venigen  Baten  rasch  nach  einander  fklUge  Zahlnng  einet  grSeaartD  | 
Kapitals.   Dabei  imrden  die  meistens  sehr  thenren  (Sodbahn  Wien-Trieit!k  ikerj 
noch,  nicht  einmal  alle  ganz  roUendeten  nnd  erst  in  den  Beginn  ihrer  RenUbiÜtitfr 
Periode  getretenen  Bahnen  veit  unter  den  Kosten  w^egebeo,  obgleidi  aii&i{i| 
der  gOnstige  Stand  des  Goldmwkts  beim  Schloas  des  Krimmkriegs  die  TeitoBseniif  I 
gerade  um  diese  Zeit  mit  empfohlen  haben  mag.   Nnr  der  znOllige  Diutand,  äm  < 
Oestaireioh  die  Italien.  Piorinzen  bald  duanf  verlor,  Iftsst  das  Teikan&gescbifl  tu  \ 
einen  Theil  der  Linien  nidit  so  ganz  nngOnstig  oracheinen.  Awserdem  hat  lyedd  | 
die  anklage  a.  rarfrobto  Ban^wUtik  Bnicrs,  in  Folge  daran  obie  i^wd  geafigo^  j 
Totbefait  die  Baarzahlang  itm  Wiener  HflnzreitiaK  gamlaB  am  1 .  Jan.  1^9  waSg^  \ 
nomman  Verden  seilte ,  zu  einigen  dieaw  raschen  TaBaaseningen  der  Bahnen  beig«- ; 
tngMt.  ohne  Erfolr  fitr  den  Zveck.  Zaefst  vnrden  1864/55  anf  90  J.  t.  185B  m 
gerechnet  die  nOral.  (böhm.-m&hr.)  n.  sfldOstL  (nngar.)  Staatsbahnen  nebst  eiua 
«Tflesoren  Bergv.-  n.  Fontcomplez  an  die  sog.  StaatBeisenbahngesellschsft 
(Ssterr.-franzAs.,  Tnlgo  im  BOisenjargon  „Franzosen")  fOr  200  MilL  Fr.  in  EddacttO, 
zahlbar  in  36  Monatsraten  abgetreten.  Dann  folgten  1656  die  lomb.-renet  Bdwa 
fbr  92  Jahre  (bis  1948)  abgetreten,  votOi  TO  Mill.  Lire  binnen  5  Jahren  n  uUes 
varen,  erentueU  .^0  Uill.  mehr,  za  zahlen  ans  d.  UUite  dea  1%  B^ertr.  ftbutei;. 
Geirinns,  statt  Tet4^er  Summe  aocb  eine  Abfindung  des  Staats  mit  20  MilL  L  ds- 
tretan  konnte,  in  6  n.  7  J.  zur  Hiifte  zahlbar.   Backkan&red^  des  Staatt  vw  IBtt 
an,  Kemlss  dam  wirit  Eifng>  nntar  FestbaUnng  eines  Minimnm«.  EbenftBa  ISM 
wiirden  begonn.  Staatsbahnstteoken  im  mittleren  Ungarn  dvc  Thelasb.  g<s« 
Kapitalzahlang  uberlass«!.   Die  fbrt  n.  im  Baa  begriffiwon  gnli&  Bahnen  (nba- 
Dembica  n.  Zveigb.,  D«Db.-Bzescov-PnHn7Bl)  mtTden  1858  bis  z.  J.  1952  abgetreta 
fOr  13*19  MilL  fl.  G.-M.,  aber  erst  r.  1863  an  in  10  Jahresrate  za  zahlen,  abo  d 
den  Discont  niedriger  anzorechnen.   Kleine  andere  vestgalic.  Strecken  kaoAe  l^i 
die  Ferd.-Nordb.  dem  Staate  ab.    Endlich  worden  1858  nocb  d.  tb.  fort  th.  bcfou- 
sUdL  (Wien-Triest)  a.  Tiroler  Bahnen  an  die  mit  der  lombaid.  Ges.  reibimdeBai 
Sadbahages.  abgetreten,  geg^  100  M.  fl.  D.  W.,  wovon  nnr  10  Mill.  sofort,  waitat 
60  Mill.  in  rerscbiedenen  Raten  von  1859—66  a.  30  Mill.  Qbarbanpt  nnr  bedingugi- 
walsa  ans  der  Hklfte  des  etwaigen  Beinertrag  Uber  7%  ron  1870  an  zn  «otricktei 
Vuen;  von  dieser  Zahlung  httte  sich  d.  Oes.  contractllch  auch  mit  20  HUL  tlnr- 
rionalnmme,  r.  1871  an  in  4  Baten  zahlbu,  befM»  können;  über  diaaa  aveataA 
Schnld  ist  in  dem  Tertrage  rom  13.  April  1867  Art  12  Naoas  ratahndet  vordm. 
nemL  Zahlnng  von  Vm       Bmttowtiags  ab«  107,000  fl.  p.  Meile  —  Oatr.  Heb  a 
renet  Linien  —  n.  t.  V«  dsgl.  Ober  1 10.000  fl.,  oder  20  MilL  fl.  in  4  Baten  kiWÜ- 
fl.  I.  Nor.  1878—76.   Dnroh  die  Abtretung  y.  Lomb.  Tenet  an  Italien  «nd  dl« 
VeibUtnisse  verwickelter  geworden.  Concess.  dauert  bis  1054.  Vorbehalt  d.  l^edM^ 
einlOsung  d.  abgetr.  Bahnen  v.  1896  an.   Nach  lange  veq;8bl.  BemOhungaa  ist  ia  J. 
1876  eine  Trennung  des  Oslerr.  Sadbahnnetzes  von  den  derselben  Gesellsch.  gdi«ii|«B 
Linien  Im  K.  Italien  gelangen,  die  zn  neuen  Tnumactionen  zwischen  der  Merr.  B^ 
gieran;  n.  der  genannten  Qeeellscbafl  ftlbrte,  worüber  Anf.  1877  reihandelt  wttit 
—  Die  meisten  Gesdlschaften  hatten  YeipflichtangeQ  zum  Ausbau  l>estimnter  Liu* 
abernehmen  mossen.   For  fkst  alle  diese  Bahnen  hat  der  Staat  aber  sogar  noeh  eiM 
Ztasgarantia  v.  5%  Zins  u.  Amortis.  gewährt  Die  H&ha  dar  aoa  dieses  w 

späteren  Zinsgarantien  zn  zahlenden  Yorschtlsse  tot  sehr  bedeutend,  s.  die  Data  okt 
In  g.  126,  Note  15.  S.  289.  Sftmmtl.  abgatietone  Bahnan  hatten  bis  E.  1869  33«^ 
Mill.  fl.  C.-M.  gekostet  n.  waren  ftir  168-66  Hill.  fl.  a-M.  («.Th.  inSUbar)  veitaaft 
worden,  also  fast  genau  mit  507(,  Verlust  (wenn  man  von  den  spSter  nnr  eralwl 
fUligen  Zahlungen  absieht),  —  im  Grunde  noch  mit  einem  grOsseran,  da  dar  GeaiBB 
am  Agio  der  in  Metall  gezahlten  Kaufgelder  hinter  dem  Vermst  an  Discont  der  ^itcr 
na.  Summen  znmckblieb.  —  Seitdem  herrscht  in  Weet^Oestemidi  IM  sns- 
sohtieaalich  das  Priratbafan-  n.  Priratrenraltangssystan.  Ei  hsbes 
sich  aber  wesentliche  Cebelstinda  deeselben  aneh  in  finanz.  Bezietang  hnaup- 
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itdtrSokwleilgkctoii  bd  da  BBcdins  du  GMnntlmililltiiiae,  bei  d.  Debtnulim« 
iDBMgir  rorgökoiiuneaen  Betriebsdeficitfla  auf  den  Staat,  ud  bei  den  on- 
tftnlbtoa  aenereD  Piiratbahoen  noch  giOsaetü  Ringel,  indem  di«  BahneD  i.  Tb. 
Ekht  lebeasf&Mg  sind  il  dem  Bankerott  Ter&llen.  Deshalb  ist  in  nenester  Zeit  auch 
ia 0«itflireich  der  Gedanke,  di«8o  Bahnen  Seituis  doa  Staats  m  UberaebfflAn  o. 
SfMhtiitoen  m  bauen  vied«  amstUobcx  ins  Änge  gefiasst  worden,  n.  z.  Th.  in  der 
iafObnuif  befdfieo,  il  zwar  j^erade  mit  ans  fina,n^.  BQcksichten.  —  In  Ungarn 
iitBH  bald  aacb  der  wiedererlangten  fioanz.  Selbständigkeit  den  Staatsbahaban 
tatttt  ia  siemlich  eriiebL  Umfange  in  Angriff  genommen,  wie  es  scheint  xa  scbnell, 
4hw  geittgaBde  BerttduiobtlgaQg  der  moj^clieli  Rentabilit&t,  auch  ohne  richtige  Be~ 
Mtaag  dM  Pdiudpt,  dw  bei  dünner  Berftlkamng  znn&chst  die  Bahnen  nach  den 
eABMirai  Syitem  m  bauen  sind  (s.  m  g.  L&nge  der  angar.  Staattbahn 

All  tS76  1064  EiL  Anseerdem  Pnratbahnen  mit  Zinagaraotiett.  Anf.  1871  wann 
il  BetiiA  in  Gialeitiian.  86S.  in  Transleithan  4S9,  zos.  1372  geogr.  U.,  EoBtenanfir. 
Bir  M.  im  Betrieb  916  2  MiU.  fl.  0.  W.  (ob  hier  dU  arsprQngL  Baukosten 
toSiulab.  voll  geretduwt  sind,  oder  nui  die  Kaufpreise,  welche  die  Geiellschaitea 
paUt  haben?)  Anf.  1876  in  Betrieb  inol.  Looal-  o.  Montanbahnen  In  der  i^estlichea 
Baduhllfie  10,695,  in  d.  Östlichen  667S,  ma.  17.368  EiL  —  Eapitalaofw.  bis  E.  1873 
ueb  St&rmer  4064>a  Mill.  M.  (wohl  ±  m  2  U.  gerechnet),  p.  EiL  262,000  U. 

Belgien.  Hier  wurde  dorch  d.  Ges.  r.  1.  Mai  1834  ein  Staatsbahnsystem  für 
die  vicktigsten  Booten  des  Inlands  m  die  haaptsichl.  Verbindongen  mit  dem  Ausland 
^teflhrt  Q.  dorctt  Ges.  r.  27.  Uni  1837  erweit«t,  —  ein  fOi  das  Staatsbahnsystem 
>maDpt  folgeudoher  ond  au  Kachahmong,  z.  B.  ia  dem  DeDtsohen  Mittelgtaaien. 
»Mndar  Voigang;.  Bis  HitU  der  40er  Jahre  war  dies  Netz  anf  Staalsluwten  aiu- 
P^nttL  Dann  trat  eine  Stockung  ein.  Es  erfolgten  ConoesBionen  an  FriratgeBellsch., 
doek  welche  das  belg.  Bahnnetz  l&ngere  Zeit  fast  allein  weiter  ausgebaut  worden  ist 
Ent  ia  nenester  Zeit  hat  der  Staat  den  Ban  selbst  wieder  in  die  Hand  genommen, 
u&itgs  in  kkönam  Um&nge,  seit  1870  wieder  st&iier.  Auch  ist  seitdem  eine 
ptoers  Anzahl  PriratlMÜiaai,  tbeils  in  das  EigenthonL,  theils  in  die  Terwaltong  dea 
Stull  QberuomnoQ  worden.  Im  Ganzen  stellt  Belgien  daher  jetzt  ein  Land  des  ge- 
nUchlen  Systems  dar,  wo  die  Staatsbahnen  ab^  die  wichtigsten  Booten  umfassen. 
Oh  Stsatsbahnen  fast  ganz  nnd  ein  kleinerer  Theil  der  Frivatbahnen  stehen  unter 
fitutnervaltoBg,  desgl.  viele  kleine  Bergwerks-  n.  dgL  m.  Nebenbahnen,  die  abrigen 
Büioa  unter  Frintrerw„  wobei  öfters  PachtverUdtoisse  rorkommea.  Aach  einzeln« 
U>iH  StaitsbahnsMekea  sind,  wohl  der  Lage  wegen,  verpachtet  Anf.  1870  waren 
iB  Batlieb  116*3  UeiL  Btaatsb..  wofikr  243  7  M..Fr.,  o.  26S-3  M.  FriTatbahnen.  vof: 

A  1868  31&-11  UilL  Fr.  verweadet  waren.   Anf.  iS76  umfiusten  die  Slaatsb. 
die  Piintbabaen  1476.  zus.  3499  EiL  Nach  StOrmer  (U,  42)  kosteten  £; 
IS73  d.  Staats-  o.  angekauften  Privatbahnen  307  MÜL  M.,  p.  EiL  440,000  M. 

Hiederlande.  Ein  fthnliches  gemischtes  System  besteht  hier.  Man  be- 
PU  Ende  der  30er  Jahre  mit  Privatb.  (UolUnd.  B.  Amsterd.-Uaag-Botterd. ,  ardffn. 
iBS^-47,  Bfaein.  B.,  Anut-Utrecht-preoss.  Grenze,  1843 — Ö6);  eine  r.  Staat  begoon. 
StReke  (Amst-Ainbeim>  wurde  18ö'^  der  Bhein.  B.  Oberlassen.  Auch  für  die  Ver- 
'"■'higsbahnen  mit  Belgiui  worden  Gesellschaften  concessionirL  Mach  dem  Ges.  r. 
^  Aag.  1660  wurde  dagegen  ein  grosses  Staatsbahnaetz,  das  sich  namentL  anch  auf 
&  mdfistL  abgel^  Tb^e  eiströokt,  begrtlndet, .  mit  einem  Kostenanschlag  von 
IM  H.  1,  woroB  jiühii  wenigtiens  lö  Hill.  &.  rerwendet  werden  sidltm.  Dies  Net^ 
i^jebt  vellwdet  Umfang  d.  Staatsb.  Aof.  1870  108-6  H.  Kosten  107*66  M.  iL. 
>^  V.  Keile  Sicht  viel  mehr  als  im  D.  d.  deutschen  Bahnen,  E.  1875  war  d.  Staatsb. 
^  EiL  lang,  Kapitalaufwand  bis  E.  1874  155  2  M.  Hark,  p.  EU.  nur  198,000  Mark. 
^  Betrieb  auf  d.  Staatsb.  beeoi^  die  „Gesellscb.  fUr  d.  Betrieb  d.  niederL  Staats- 
'«liua'',  eine  Aoti^ges,  mit  12  Hill.  fl.  Kap.,  wovon  A.  1871  die  H&lfie  emittirt 
*v  {*■  g.  257),  Die  Pnvatbahnen  (ezcl.  Grosaherz.  Luzemborg)  biUen  jetzt  3  Gesell- 
^^>»ltM  von  zw.  (A.  1876)  551  Eil.  Länge.  Daher  Länge  im  Königreich  1541  KU., 
L  "Bl  nach  Belgien  n,  Deatschland  hineinngend,  vogagw  umgekehrt  belg<  n.  deatoche 
^•UBlMattecken  in  HoUand  liegen. 

Luxemburg.  Die  WiUi.  Lnzemb.  Bahn  von  170  KU.  Länge  ist  bis  1912 
wieB)4  zun  Bdtrtabe  der  Yarwaltung  dar  eb&Bs.-l<rthi.  Beichsbabnen  Qberlaseen  (Vertr. 
<>•  I>.JteUlM  mU  d.  Lnmb.  Begier,  r.  U.  Juni  1872,  BeichsgeB.  v.  15.  JuU  1872 
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Tl.  18.  Jimi  18TS,  s.  mein  Bdct&ifiaannm  in  t.  HoltxaDdoHEi  JiAzfc.  d.  D.  Bataki 
m,  163).  Dar  Betrieb  arfbtdsrt  hUha  Zubnae  (1874  ST«/«  der  BnttMtediB^ 
AiuBoidera  exlBtlTt  in  Lux.  die  r.  d.  belg.  Staalib.  Tenralt  Fiins-Hrfur.-'&  m 
98  Kil  L&nge. 

Sehveiz.  Bisb«  &st  «OBSohliessL  Printbi^en ,  voU  ootei  d.  Einlli« 
AnschanangaL  Aber  ancb  erst  spUe  Enhricklimg'.  Noch  1863  war  die  Uetoelime 
ZUrich-Baden  die  einsise  Sohir.  B.  Das  BoiulesKee.  r.  1852  nberiieas  den  B«  der 
Prinündosttie,  die  Concessioiürang  doo  Kantoaen,  mit  gew.  Obema&.  d.  Budti. 
Seitdem  gross.  Aasban  des  Netzes ,  Bfanmtl.  PrivatbaliBea ,  mit  Ansnaluna  der  fiener 
Staatsb.  r.  11-6  UeiL  Geeammtl&oge  1.  Jan.  1870  1S68  Kil.,  voron  &7-6  KiL  uf 
fremde  Bahnen  (38*8  anf  bad.,  3*6  anf  ebSsa.,  15*3  sof  friniBs.)  koBmen.  KmHb 
im  1821  KU.  428-9  MUL  Fr.  Unge  Mitte  1&76  2248  KiL.  atiawr  64  KfL  fte^ 
Bahnen  ediBii;.  Hehifiidi  kutooale  Beihilfen  mm  Ban.  so  issbea.  fllr  die  beabäckt 
Qotthardn.  Bratrebongen»  das  Elsenbahinreaen  an  den  Bmd  m  «bmiehiMB,  ^ 
bei  Bchveiz.  Polit^em  schon  Often  hemngetreten.  Die  in  Baa  begriffe  Gotthardt- 
babn  irird  ron  einer  Actlengeaellschafl  mit  Hilfe  ron  Beltrigea  einiger  sohweim 
Kantone,  jdann  Italiens  a.  des  Deutschen  Boichs  (Rdch  auf  s.  Bechn.  o.  Bettiige  t. 
deutschen  Baborenroltangen)  gebaut  Die  in  Baten  za  zahL  deatsche  Sabraitun  öt 
20  KilL  Fr.  (Ges.  r.  2.  Nor.  1671.)  Hit  dem  disponiblen  Bvikqyital  ach^ 
Ban  nicht  dnrcfagefOhrt  werden  ta  k&nnen.  Der  Fall  der  Gotthudtbahn  ist  lao 
princip.  Bedentong  f.  d.  EisenbahnpoUtik:  er  ze^  die  nitgenOgenda  Kraft  d« 
Priratbahnwesens  (wenigstens  bei  so  zersplitterten  Linien  wie  in  d.  Schweiz),  aakha 
gewaltige  Cntemehmongen  dorchzofithren,  sowie  die  Dnflhig^^elt  so  Ideiner 
kOrper,  wie  die  Schweiz,  n.  ao  organlairtw,  wie  der  dort.  Bondowtaat,  lolche  Aofipbai 
za  bewältigen.  8.  Geigy.  ErOrt  ab.  d.  sdiweis.  Eimbahnvea.  Baa.  1874. 

Dänemark.  Gemischtes  System,  ßtaatsb.  in  JfltL  and  FaJuwB,  A.  ISTfi 
819  KiL,  Friratb.  anf  SeeL.  UaL,  Trister  346  KiL.  zos.  1360. 

Schweden-Norwegen.  Hit  Priratbahssvatem  in  Schweden  1862  begoua. 
aiwr  ohne  genOg.  Erfolg.  Didier  die  H&npts trocken  vom  Staate  gebant,  seit  18U. 
gifloeeres  Bahnnetz  1862  entworfra.  Die  Frivatges.  haben,  z.  Th.  mit  Staatsbeihftlfi 
meistens  nur  kleine  Zweigbahnen  gebant,  nenerdiogs  sich  aber  stark  aosgedekst 
Im  Betrieb  A.  1870  105-6  H.  Staatsbahn.  Kosten  91*1  MilL  B.  D.  (zn  II  Sgr.  6-4  Pf. 
prenss.),  88-8  H.  Priratb..  ohne  U.  Strecken  Pfeideb.  A.  1876  1936  KiL  Staatsb.,  IIIS 
KiL  Priratb.,  zos.  41 S8.  E.  1874  kosteten  die  Staatsb.  145*9  H.  Mark,  f.  KL 
101,000  H.  In  Norwegen  ebenso  Staatsbahnen,  davon  '/*  schmaJspnlf.  KoMea 
E.  1873  97-4  M.  U..  p.  Kil.  breitspor.  98.900.  Schmalspur.  61,000  M. 

Franltreicb.  Ult  kl.  PfenUfilTatb.  wird  schon  1826  beganneB  (SL  fititwa- 
Aadrteleiix).  Erste  eigentl.  Dampfb.  1837  er&ffiiet.  Pariert  Genudn.  DI«  Prirat- 
indnstrie  erwies  sich  aber  nicht  ansreioheod.  Da^er  dnrch  d.  Ge«.  nm 
Ii.  Juai  1842  Eingreifen  des  Staats,  Feststellnng  eines  giOsBareo  Netzes,  u 
dessen  Ans^hning  Staat,  nach  d.  orsprOngl.  Plan  aach  Depvt.  n.  Gemeindea,  wn 
spftter  fortfiel,  n.  Gesellschaften  sich  betheUigten.  Der  Staat  stellt  den  Unterbau .  die 
Gesellsch.  den  Oberbau  n.  s.  w.  her  o.  Qbemehmen  den  Betrieb  ftr  40  J..  wonach 
die  Bahnen  an  den  Staat  zartlckfallen.  Dieses  System  war  erttigniBket- 
Bis  1848  waren  2222  KiL  fertig,  Air  797  MilL  Fr.,  woroa  der  Staat  110  MUL  ge- 
liefert hatte.  Aber  die  Entwidtl.  war  doch  ge^  die  Nachbariknder  zvOckgebUeba 
o.  gerieth  1848  ff.  wieder  ins  Stocken.  Grosser  Anfsehwnng  des  Prirtt- 
bahnsystems  nach  dem  Staatsstreich,  Teittngenug  derCmossa.  anf 
Ton  der  Begierang  begünstigte  Fosioninuv  der  kL  GeseUschafien  n.  neaar  Utfsn  wt 
alten  grossen  Gesellschaften,  Debemahme  mancher  l&sL  Badingn^tti  UnrieMk  d» 
Bat»  von  Nebenlinien  in  der  Zeit  des  gOnsL  Geldmaritts  18S2  ff.  —  1856^  Nese 
Stockung  durch  die  Geldkrisen  r.  1856  u.  67  u.  abermaL  Staatsinterrenties. 
Diese  bestand  in  dem  1869  gesetzL  und  durch  Vertrag  mit  d.  Gesellschaften  rfig»- 
fuhrten  System  ron  Zinqrarant  (4-65  für  den  Aosbau  eines  eweitea  Netzes  m 
Zwischenbahnen  durch  die  6  grossen,  meist  gut  rentir.  Gesellschaften  des  alt«,  «nto 
Netzes,  woran  sich  1863  ein  drittes  Netz  unter  fthnl.  Beding,  aaschloas.  Die  Züs- 
garant  bestanden  186S  für  4038  MilL  Fr.  Durch  ein  Ges.  r,  12.  Joli  1865  wvde 
auch  den  Depait.  Gemeinden  erlaubt.  Eisenb.  t.  loc  Interesse  za  bwan  od«  n 
snbrentioaizen.   Im  7.  1870  waren  OncL  El8.-Lodir.)  3346«  MdL  Bataen  in  Bstrieb. 
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nr.  28*1  Loeal-  o.  S8-7  U.  iBdostriel).,  3d&2  H.  im  Ouizeii.  «iaschUasal.  d.  fertig«ii, 
auMüaiit,  woroo  20S*2  M.  Loulb.  Oea.  Anfir.  bU  1867  Q1T3,  bis  1870  7039  MUI. 
tt.  r.  d.  GesellscL.  979  n.  bek.  I08S  MUI.  Ft.  v.  Staate,  i.  0. 7162  v.  bez.  8024  HUI. 
b  Sept  1871  wu  dl«  Llnge  da  MOKh.  Baknen,  obne  Eb.  iL  Lada,,  2228-fi  H. 
£i  iat  sebr  Tahncbdnlich,  dass  der  Staat  sich  finanziell  besser  nstaDden  bitte,  venn 
V  TOB  Tonberein  alle  Bahnen  ganz  allein  gebaut  nnd  betrieben  h&tte  für  eigene 
belurang,  v-lbread  jetzt  die  gnt  rentirenden  Linien  den  Priraten  gebOrui.  —  Der 
(trbebaiteiie  Heimfall  sftmmtl.  Bahnen  an  den  Staat  sichert  indessen  Frankreich 
b  der  Mitte  dos  nlohsten  Jahrhnnderls  die  onentgeltl.  TerfUgnng  ftber  ein 
bfiehst  irertbroUea  Object:  ein  Fonct.  der  auch  f.  d.  deutsche  läsenbalin- 
palit£k  beachtennrerth  ist,  weil  Frankreich,  Uinlich  irie  Oesterreich  nnd  alle  Staaten, 
tis  ridt  Heim&Il  der  Bahnen  rorbehielten ,  so  spUer  in  den  Stand  gesetzt  werden, 
eiae  Tarifvirthschaft  ganz  nach  d.  Qesicbtspnncte]^  d.  Öffentlichen 
Interesses  zn  betreiben.  —  In  d.  letzten  Jahren  ist  in  Folge  des  Kriegs  n.  seinen 
IbahvIxkDBgw  d«T  BaenbabnbM  nkbt  sehr  rasch  n>q;ert<»t.  In  Betrieb  A.  1874 
1.  1676  bez.  20.006  n.  21.701  KU.,  daron  Haoptbahnen  18,664  a.  19.784,  Localb. 
ins  B.  1803,  Indnstrieb,  163  n.  174.  Wirid.  n.  noch  zu  machenden  Anfv.  t  das 
mi  ooBcess.  Netz  (ohne  Localb.)  81108  M.  Mari^,  p.  EU.  369,009  M.  Daron 
Sttatsanbrention  1310-S  M.  M.,  votoq  bis  E.  1873  gezahlt  805-2  M.  M.  Die 
6  gnissen  Gesellschaften  amfassten  v.  d.  Hauptbahnen  E.  1875:  17,885  EU.,  neml. 
Keidb.  1762.  Stblb  3081,  Oatb.  2255,  Vestb.  2549,  Paris-Orleaasb.  4186,  Par.  Lyoa- 
Mitldmeerb.  5102  KU.,  also  letzere  mehr  als  s&nunü.  prenss.  Staatsbahnen.  Die  nbiigen 
1899  KU.  geboren  24  kleinea  OeseUschaften  (Stttrmer  II.  36,  Franc  za  80  Pfenn. 
B.-V.  ger«chnet). 

Italien.  Kleine  Friratbabnen  in  Toscana.  Staatsbahnen  in  Sudinien  (Festland). 
Atg  Bberh.  weo^  Bahnen,  zumal  aosserhalb  Oberitalien  (ein  paax  U.  Strednn  bei 
Se^Ml),  bestanden  tot  der  BUdnng  des  itaL  Staats  1869,  im  Gaonai  anssedi.  YenetieBs 
198  l^fl.  Seitdem  demL  raacber  Anfschimng,  aber  Tertosser.  lesp.  langjihr.  Ter* 
padttmg  bat  aller  Staatsbahnen  nnd  QnsgaTantiesystem ,  das  1.  A.  für  1871  37*085 
HOL  fr.  Ansgaben  macht  Im  Betrieb  E.  1868  759,  £.  1869  785  g.  M..  dazn  rOm. 
BihncD,  1869  39  H.  Yereinignng  zu  5  grossen  Gesellschaften.  In  neneater  Zeit 
(tS76)  hat  d.  Staat  aber  begonnen  Privatbahnen  ZQ  enrerben  nnd  die  rerKnsserten, 
bez.  verpachteten  Staatsbabnen  zarück  zn  erwerben :  so  s&mmü.  Linien  der  Osterr. 
Sitdbalingesellsch.  in  Ober-  n.  Mittelitalien ,  dann  die  stldital.  Bahnen.  Dazu  tragen 
Beben  politischen  (Emancipation  von  d.  anal&nd.  Einflössen)  auch  flnanz.  BQck- 
■ichten  bei.  Im  Et.  f.  1876  sind  die  Zahlongen  auf  Zinsgarantieen  auf  47*5  M.  Fr, 
Teransdilagt.  Doch  bealnichtigt  man ,  die  Unien  an  Geaellschaften  auf  kürzere  Zeit 
a  Terpacbten,  Kapitalanür.  bis  £.  1874  2302  MUI.  Fr. 

Spanien.  Eiste  B.  erst  1848,  sOiketer  Bao  in  den  60eT  nnd  OOer  Jahres. 
niifatbahw79tNn  v.  Priratbetrieb,  zi^ürriobe  zersplitL  Qntemehmongen,  aber  Staats- 
inbrentlonen.  LSnge  fertic  A.  1670  733  M..  im  Ban  273  M.  Eapltatenftr.  bis 
IS6g  746-9  Hin.  EscDdo»  (zn  2  Fr.  70  c).  £.  1875  fertig  6796  KU..  Termehr.  seit 
1$T0  nur  327  EU.   Kosten  bis  1870  1673-8  M.  M.,  iroron  308*]  M.  H,  Staatssnbr. 

Portugal.  Privatb..  (firanzOs.  Ges.  t.  1860)  n.  M.  Staatab.  Kenerdings  Aasdehn, 
d.  Staabbahoen. 

Bnminien.  Priratb.,  mit  Staataguantie,  namentl.  die  bekannte  Stronssberg'sche 
Eioenbahnnnteniehmnng,  die  nach  Aafhebong  d.  fmh.  Goncession  in  eine  Actienges. 
mrandelt  vnrde.  Daneben  eine  Staatsbahnstrecke,  Bokarest-Gioiigevo  67  KU. ,  dann 
Strecken  d.  Osterr.  Lem.-Gzernoir.  PrlTatb.  Im  Ganzen  1876  1233  EU. 

Tflrkei.  Kl^  Strecken  Gesellschaftsbahnen  sdion  Ut«;.  Grosses  Eisen- 
balnnetz  der  „OeseUsch.  d.  tOrk.  Bahnen"  mit  Staatsgarantie  Ist  jetzt  in  theU- 
«dSCT  AnflÜijang  begriffen,  TrofOr  1870  eine  FAmienanL  r.  nom.  792  MUL  Fr 
{tmD  356*6  M.)  ansgegeben  vnrde.  Ferttg  16S0  KU. 

Bassland.  Oniase  n.  bedent  Ansdehnang  bald  nach  d.  Erlmmkrieg,  bes.  in 
den  60er  Jahren  n.  in  ^emeDeater  Zeit  Fast  ansBchllesslich  Priratbabn- 
>T<tem,  aber  mit  Zinsgarant  'and  starken  Vorschfisaen  ans  d.  Staats- 
casse,  zn  vdcbem  Zwecke  Anleihen  anfgenommen  worden.  Die  wichtigote  Staatsb., 
Petenbarg-MMkao  (Nicdaib.),  ist  aos  FinanzrilcksichteD  rerkaoft  worden.  Die  ahem. 
Staatsb.  Vanohan-Merr.  Grenze  vnrde  scbm  1867  Terloisert,  bes.  auf  76  J.  rcr- 
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IV.  —  §.  252.  Grandsfttae  der  Eisenbahnpolitik.  Fft 
unsere  Staaten,  insbesondere  für  Deutschland,  weiterlün  flli  dei 
ganzen  Continent  and  im  Wesentlichen  Überhaupt  für  unsere  ginie 
europäisch -amerikanische  Welt,  sind  demnach  gegenw^tig  voU 
folgende  GrandsKtse  der  Eisenbahnpolitik  aafensteUen. 

1)  Die  vorhandenen  Staatsbahnen  sind  im  Eigen 
tham  (und  in  der  Verwaltung,  §.  257)  des  Staats  zn  be 
halten.")  Nur  besondere  Verhältnisse  einzeber  Linien  kOnira 
eine  Ausnahme  von  dieser  Regel,  aber  anch  dann  lieber  nar  efei 
Verpachtung  auf  nicht  zn  lange  Zeit,  keine  Verftnisei 
ung,  bedingen.") 

2)  Neue  Eisenbahnen  sind  auf  Kosten  des  Staats  i 

bauen  (und  zn  verwalten).  Namentlich  gilt  dies  ron  solche 
wichtigen  Linien,  welche  eme  Hauptverbindnng  hersteBi 
und  das  Bahnnetz  systematisch  erweitern;")  fener  1 
Ländern  des  gemischten  Systems  von  solchen  Linien,  welche  i 


pachtet  Die  Yorschasse  ui  Eißenbahngesallschaften  betrngea  1S75  ZOS'Q 
Kabel  Pikier  und  397*5  UUL  Babel  SUber.  Die  finnllnd.  Bahnen  (843  KB.) 
Staats  balmeo. 

GrosBbrltannien.  S.  Cobo  a,a.  0.  Beines  PriratbahnsTstem. 
Bahn  ltl30  erSShet.  dum  langsame,  zuerst  1836  stärfcere  Tennebnin;,  daruf 
nach  gUnsi  finanz.  Folgen  der  bisher.  Bahnen  grorae  Aosddinang  1845  £  Bai 
Abna£ne  der  Rente,  grosse  Faeioaimngan.  Periodisch  sehr  schwank.,  aber  im  OM 
doch  stetig  foitscbreit.  Ansbaa,  jedoch  vielfach  schlechte  Finanzla^  ood  aodM 
dem  Frivatbahosystem  zasammenhäng.  UebelstSnde.  AllmSlig  grossere  Contnl« 
Staats  aach  Uber  d.  Finanzwes.  der  Bahnen  versucht ,  aber  irenig  in  Betr.  'is 
valtnng,  Tarifa,  erreicht.  Kenerdiogs  häuf.  Erörterung  der  Frage,  die  Bai 
(wie  bereits  die  Telegr.)  auf  den  Staat  zu  Qbernehmen,  was  mit  irL  M 
beginnen  soll.  Hier,  in  Irland,  sind  auch  Sta&t&nnterstUtzanren  in  Al 
Darlehen  an  Eisenbahngesellschaften  erfolgt  (Cohn  I,  315).  Dref  viertd  dar 
Bahnen  gehftren  20  grossen  Gesellschaften,  die  meist  ans  einer  Anzahl  Amalguitfl 
entstanden  sind,  s.  Cohn,  bes.  I.  K.  5.  So  hattän  1875  8  GoeUsch.  25S3. 
2286  fiSL  Unge,  5  zwischen  1000  -  2000.  Gesammtes  Anlagekapital  S. 
Q30-2  M.  Pf.  SL,  p.  EU  1874  461,000  H.,  —  seit  25  Jnhnn  In  IhirehsAitt 
gesÜM^m  1850  p.  KiL  442,000  M.,  s.  Starmer  II,  33.   Cohn  n.  2T6. 

vereinigte  Staaten  von  Nordamerika.    Fast  ganz  Priratl 
System,  aber  mit  oibnal.  erheb!  Dnterstutzungen  der  Staaten«, 
der  Bandesregiernng  in  Land,  Geld  n.  s.  w.   Oft  sehr  nnsolide,  leiB 
yerwaltnng.  Länge  A.  1842  767,  1851  2364,  1861  6644,  1870  10;Z4S,  1811 
geogr.  HeUen.  E.  18T5  119,352  EIL.  Kosten  2513*5  Hill  DoH  bis  1871, 
1875  4674  Hill.  D. 

Brit  Ostindien.   Unge  A.  1976  10,153  Eil.,  wovon  fast  V»  Stakttl^ 
Nach  der  Debersicht  in  Note  72  ist  dieser  Grandsatz  in  DentacUaal 
nnr  bei  4«a  brannscbw.  a.  meckleub.  Bahnen  vedetzt  wordea. 

So  namentL  kleine  Grenz-  oder  Endstreolcen  in  den  Lindem 
Systems,  wie  mehrfach  in  DentscbL,  Belgien. 

**)  In  den  Denlschen  Mittelstaaten,  nenerdings  auch  in  Pr« 
fOfl  (Berrfin-Vetzlsr). 
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gairennten  Stttoke  der  Staatsbahnen  verbindeit.^*)  Um 
die  nachtheiligen  roIkswirthBchaftliohen  nnd  socialpoHtisehen 
W^irknngen  einer  sehr  nngleichm&ssigen  Verwendung 
von  Nationalkapital  im  Eisenbahnban  zu  rerbttten,  mnss  der 
Slut  einen  nrnfassenden  Banplan  fllr  eine  Reibe  von  Jahren 
entwerfen  und  jährlich  einigermassen  gleiche  Beträge  Kapital 
sar  Verwendang  bringen. 

3)  Der  Uebergang  der  vorhandenen  Priratbahnen  in 
du  Staatseigenthnm  ist  im  Princip  zu  erstreben.  Ob  und 
wieweit  dies  alsbald  verwirklicht  werden  kann,  hängt  von  den 
eoocreten  Vertiältnissen,  namentlich  von  der  Finanzlage  des 
Staats  ab.  Jedenfalls  ist  aber  Folgendes  za  verlangen: 

a)  dass  die  dem  Staate  nach  Gesetz,  Goncessionsnrknnde  oder 
Vertrag  zustehenden  Rechte  hinsichtlich  des  Heimfalls  oder 
des  Ankaufs  der  Frivatbahnen  unter  im  Voraus  bestimm- 
ten Bedingungen  und  die  sonstigen  Vorbehalte  zu 
Gonsten  des  Staats  sorgsam  erhalten,  eher  gemehrt  als 
gemindert  nnd  nieht  fttr  ablösbar  Seitens  der  Bahnen  erklärt 
werden;**) 

**)  HU  Becht  viM  iabec  z.  B.  zu  wOneclieD  gewesen,  d»ae  die  cene  dtiecte  Linie 
6^— HaoBorer  (Beriin-Lefarter  B.  £.  1871  erßffiiet)  nicht  tob  einer  QesellsclL,  d«ar 
Ibgd.-Hiibent,  BMuleni  r«m  pteaBs.  Statte  gebaut  T<wden  vftre,  vodorch  schon 
ifaaüb  zrldclieii  den  westlicheo  a.  Östlichen  preoss.  Staats-  n.  unter  Staatsrenraltnng 
«eh.  Privatbahnen  die  kürzeste  Verbindong  he^esteJlt  worden  wirt. 

'")  H eimfallsroehte  regdmkssig  in  der  Osterr.  (Gea.  v.  1854),  franzOs. 
Gesetzgeb^  nach  99,  bez.  99  (frfiher  40)  Jahren;  in  der  eisteren  so,  dass  das  Beal- 
teaiteBB  an  den  Staat  kommt,  das  Mobil- Vensteen.  Tiausportmater.  n.  s.  w.  der 
OsL  UBibL  Adialidi  anoh  stnst.  aber  keineswegs  aUgemaia.  So  kann  aaeh  d.  PiirU. 
der  Osteir.  Fflid.-Noidb.  4.  M&rz  18S6,  das  nach  50  J.  abliaft,  die  Oei.  dann  mit 
Seat-  Q,  Uobilianrem.  firei  schalten,  mit  d.  Staat«  od.  Printen  la  DnterhandL  treten 
oder  OD  T^iageniBg  oatÄsochen.  Heimfallsrechte  nach  den  besonderen  Concesslona« 
■uhndea  mitantor  auch  bei  Dotttscben  Bahuen,  so  bei  der  PfUz.  Ludvigsb.  nach 
d9  J.  (ohne  TnuaporimitteL  6eB.*06bäode,  MobUiarrenn.).  Das  preass.  Ges.  r.  1836 

kein  HeinfaUBrecht,  aber  ein  Ankanfsrecht  (s.  n.);  bei  den  preass. 
Priratbahnen  besteht  daher  ala  Begel  beständiges  Eigoath.  der  Oesellsoh. 

pronss.  Gesetz  v.  1838,  §.  42.  Nr.  4,  Ch.  d,  —  abgesehen  vom  Ankanfvor- 
Maii),  ebenso  aach  bei  der  s&chs.  Leipz.-Dre8d.  Priratb.  Doch  kommen  Adb- 
aahnen  ror.  So  bestand  ein  eigeDthUml-  VerbSltniss  des  preass.  Staats  zur  GAln- 
Mladeaet  B.,  ironach  d.  Staat  mu  den  Zinsen  «.  Dirid.  des  n»  ihn  ttbemomm. 
6UwD(ek  der  Actiui  n.  ans  denwoigen  (Isr  amortia.  Actien  die  in  Piinütiiden  b*- 
SsdK^  Actien  amortisiitB,  inton  a  den  betre&  Betrag  Actien  jUiriioh  ausloste  n. 
zu  Sttdtzahluig  al  pari  einlief.  Bei  d.  Ervdtening  jenes  Bahnantemehmens  (GMa- 
GiaMn)  gewährte  der  Staat  den  Verzicht  auf  dieses  Recht  fUr  16  J.,  Ton  185S  an. 
reitragSTeise  a.  später  entsagte  er  diesem  Bechte  gegen  üne  besond.  Eniscbidignng 
r<a  12  MUL  Thlr.  (voroa  5,704,400  Thlr.  Baar,  der  Best  in  Stammaotien)  ftlr  immer, 
Veitrag  nun  10.  Aogast  1865,  Vob^  zagleich  Seitens  der  G«b.  auf  die  älteren  Zins- 
pnntisn  reraohtet  mmte.  Aehnlich  wie  za  C.-M.  ist  das  Verhftltniss  des  Staats  zor 
ObtneU.  B.  — 

Rsekhattfaraehte.  Hierin  gehoben  zoa&chit  die  rorbehaltenon  Rttck* 
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b)  dasB  in  geeigneten  FUlen,  wenn  eine  Privmtgeadlschtft 


ksafsrechte  bei  Ter&ass.  Stafttsbkhaea  Tor  AbUaf  der  Hcirofallfrigt  So  Im* 
hielt  Bicb  Oesterreich  ein  solches  Redit  bei  den  1866  rerkaaften  lombsrd.  B. 
TOB  1089  an,  bei  den  1858  abgetreten«!  Sfidbabnen  ron  1895  an  rer,  nach  Hin- 
gabe des  Reinertrags  der  letzten  7  Jahre.  excL  die  2  schlecbtoBtea ,  n.  anter  Fest- 
setzung einea  Uinimalertrags  oder  einer  MinimalablOsungsrente  ron  5^UVtt 
lagekapltals.  Aehnliches  Becht  bei  d,  Staatsbahnges.  nach  SO  J.  n.  ii  anderes 
Fälen  mehr.  —  Femer  Eanfrechte  bei  DrsprOiiKlidien. Priratbabnen.  Auch  bei 
Deatsehen  PriratbahDen  kommen  solche  Torbebalte  tot.  Die  bess.  LadwigsbihB 
kuB  lauSk  Ablanf  t.  25  J-  nach  d.  GoocessloniiiiBg  Tora  Staate  gegen  Ecstattaif 
der  Anlagekosten,  nach  Abhnf  der  GonceBslonadwier  ron  99  Jalma  gegea 
Erstattung  des  Taxwerths  der  Bahn  und  des  Betriebsmaterials;  die  baier. 
Ostbabnen  konnten  Tom  Ablauf  der  85j&hr.  Zlnsgarantieaeit,  4.  fa.  t.  1898  ab  in  4flr 
Weiss  Tom  Staute  enrorben  weiden,  dass  das  Actienkapital  nach  dem  Frankfartei 
BOrsencnrs  der  letzten  10  Jahre  abgelöst,  im  Miaimnm  aber  der  Betrag  des 
concess.  Ban-  d.  Einrichtnngskapltals  sammt  dem  Beiaertrag  des  Ablteoag»' 
jabrs  bezahlt  wird.  —  Ganz  allgemein  beetimmt  endlich  der  wichtige  J.  42  des  prenis. 
Eisenbahngeeetz  ron  1838:  dem  Staate  bleibt  der  Ankauf  des  Eigentboms  der 
Bahn  sammt  allem  ZnbehOr  gegen  rolle  Entschädig,  rorbehalten.  Diese  E^ 
werbong  kann  auch  zwangsweise  geschehen  nach  Ablanf  ron  30  Jahren  von  da 
TiansporterOffiiong  an  (ob  die  erste  StreckenerOfihung  hier^r  dio  ganze  BahnniiteT- 
nehmiUK  entM^hridet?  Bei  eiiügaa  Bahnen  ist  dtese  F^t  r.  89  1.  alieebnfn  «An 
dem  AUanf  nahe).  Ankttndlgang  der  Enrerbsabsicht  des  Staats  mindestens  1  Jahi 
Tt^er.  Entsdiftdigong:  SSfaehes  der  jShrL  Dirid.,  die  an  sbnmtL  Actionin in 
Dnxdischa.  d.  lotsten  5  Jdire  gWEsUt  ist;  Debe^ang  der  Schnlden  an  den  Staat,  der 
sie  nach  den  contracIL  Beding,  zn  behandeln  hat;  Üebergang  alles  Eigenthnms,  aack 
des  Inrentars,  Beserrefonds,  der  Actirford.  an  den  Staat  Diese  gesetzt.  BestimmoBit 
ist  werthroll  u.  kann  ron  practischer  Bedeutung  anch  f.  die  Finanzen  werden.  Aber 
freilich  ist  die  Ablösnng  danach  sehr  theaer.  Die  4%ig«  Eapitalisirting  derSjkhr. 
Dirid.  enth&It  eine  starke  BerOcksichtignog  r.  Incnim  cessans  mit  —  Der  presmwie 
Staat  hat  neuerdings  bei  BetriebsOberiass.-Vertrigen  mit  IMratbahnen  sich  anch  dea 
Erwerb  des  Eigenthams  in  sp&teren  Perioden  Torbebalten,  so  bei  Halle- Senn- 
Gnben,  bei  Berl.-Dresd.,  anter  im  Torans  stiptiL  Bedingongen. 

Sonstige  Torbehalte  ZQ  Gunsten  des  Staats.  Dntar  Torbehalten  dieser 
Art  WMden  hier  nicht  TolkswiTthsdiaftBpolitische  in  Betr.  der  Tarifs  a.  t.  w.,  aeeden 
finanzielle  In  Betr.  der  Deben^bme  ron  Leistungen  flu  den  Staat,  —  nnenlgeUSeh 
wie  oft  hinsichtlich  der  Befftrderang  der  Post  a.  s.  w  (preuss.  Ges.  g.  36)  oder  gegei 
miss.  Mazimaltarif.  wie  auch  mitnnter  bei  der  Post,  fUr  MiÜtlr  n.  s.  w.  (grow 
Bechte  des  franz.  Staats  in  diesen  Pnoeten)  — ,  femer  andere  finanzielle  in  Bttr. 
der  Erieichterang  der  Erwerbong  der  Prirafbahnen  dnrcb  den  Staat  rerstandea. 
Hierhin  gehörten  die  wichtigen  Bcetimmnngen  der  preass.  Gesetzgeb.  aber  Eisen- 
bahnabgaben  n.  Uber  deren  Verwendung,  g.  38  des  Ges.  r.  1838  bebieltdifl 
EinfQhmng  einer  besond.  Abgabo  r.  d.  Bahnen  ror,  wogegen  die  Gesellsch.  r.  d.  Ge- 
werbsteaer  frei  blieben.  Kach  §.  39  sollte  der  Erb«g  dieser  Abgabe  z.  Eotschidig. 
der  Staatscasse  für  die  ihr  dordh  d.  Bahnen  entzogenen  Einnahmen  (wohl  an  Post  n. 
Ghansaeeg^ gedacht) Q.  nr  Amortis.  des  in  dem  Unternehmen  angelegten 
Kapitals  diotea.  Art  der  Tenrendong  btteb  roibehalten.  Nach  rdland.  AmitiB- 
mIU»  das  Dntemehmeo  so  cingeiichtet  werden,  das*  der  Ertrag  des  Bahngelds 
die  Kosten  der  üaterhalL  d.  Bahn  n.  der  Terwalt  nicht  abersteigs 
(g.  40):  also  Anwendnng  des  Gebtthrenprincips  schm  danuls  in  Anssiclrt  ge- 
nommen. Me  dnrch  Gesetz  r.  80.  Mai  1853  eingeiicht  progress.  Eisenbabna^sbe 
(s.  g.  4)  sollte  dann  zur  Amortis.  der  in  d.  Eisenbahnonteroehmen  angel-  Atäm- 
k^>italien  in  der  Art  dienen,  dass  mit  ihrem  Ertrag  n.  unter  Zuwachs  der  Zissea  «. 
Dirid.  der  erworb.  Papiere  Stammactien  frei  angekauft  wurden.  Durch  ditfes 
Gesetz,  welches  kein  Becht  schldigte,  —  die  Hohe  der  Abgabe  ist  keine  prinetp- 
Frage —,  war  also  der  allmiUgeCebergang  der  Priratbahnea  ins  fiigei- 
tham  des  Staats  vorbereitet  Späterhin  hätte  diese  Ankaufinreise  durch  Cunsteigw 
>bei  rermiiid.  Actienzahl  u.  st&tkeror  Amortis.  theaer  werden  können.  Allein  döob 
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selbst  die  Abtretung  ihrer  Linien  unter  billigen  Bedingtibgen  an 
den  Staat  wttnseht,  die  Erwerbung  erfolge;^") 

c)  daBB  an  Stelle  der  Fnsionimng  von  PiiTatbahnen,  nameotlioh 
der  Verschmelzung  von  kleinen  mit  grossen  Unternehmungen,  mög<- 
liehstf  wenn  es  die  geographische  Lage  der  Linie ,  ihr  bereits  be- 
itahender  oder  leiebt  heranstellender  Znsammenhang  mit  andere 
Stattsbabnen  irgend  erlaubt,  die  Fusionirang  solcher  Privat- 
bahnen mit  Staatsbahnen  trete; 

d)  dass,  solange  dar  Uebo^gang  in  das  Eigenthum  nicht  zn 
enielen  ist,  wenigstens  die  wichtigsten  Privatbahnlinien, 
welche  leicht  faetisebe  Monopole  erlangen,  femer  solche  Privat- 
nebenbahnen, wel^  in  Staatsbahnra  mttnden,  in  die  Verwal- 
tmg  des  Staats  fibergehen.") 

4)  Wird  gleichwohl  die  Gonoession  zu  neuen  Privatbahneii 
nech  ertheilt,  sei  es  an  alte  Gesellschaften  zur  Erweiterung  ihres 
Netzes  oder  an  neue  Unternehmungen,  so  hat  sieh  der  Staat  mög- 


T.  21.  Mai  1S59  ist  leider  diese  Amortis.  beseitigt  a.  g.  39  n.  40 
des  Gesetzes  t.  1858  anfgehobea  Tocden.  Eine  Uaaaregel  roa  miiidesteos  zweifal- 
bfiem  Tolkswirthscbaftspolit  o.  finanz.  Werth.  Seitdem  a.  auch  nach  d.  neaen  Eiaea- 
btkuteoaiMs.  y.  16.  Hkn  1867  flieset  der  £itng  der  Eiienbahnabgabe  ia  die  Staate- 
am  ZQ  aflgemeinen  Staatsaaagabea.  S.  o.  §.  251  Note  71  a.  „10  J.  prems.  D.  Eiaen- 
IwkiMlitUc",  S.  12. 

^  Hdirfiuhe  Fille  in  FrensBeo,  Sachaeo.  LangjAhr.  Wunsch  der  Actümire  der 
Bbeia-NahebahB,  aber  noch  zu  grosse  AofoidenmgeD.  Bei  den  neueren  Eisen bahner- 
«erbnngen  Baiems  (Oatbahneo),  Sachsens  (Leipz.-Dresd.)  hat  es,  bei  etvaigon  solchen 
Stbana  des  Deutschen  Beichs  TQrde  es,  bei  halbvegs  leidL  Bedingungen,  an  einer 
nli^ten  BereitTilligkeit  der  Priratbalinea,  ihr  Eigenthum  an  den  Staat  abxatreten, 
nidt  fehlen.  Die  UerabdrQcknng  der  Aciienrente,  bes.  in  Folge  der  gestiegenen  Be> 
liMsaaBgaben  in  den  letzten  Jahren,  die  schärfere  Staatscontrole  und  Goncnrrenz  der 
StMtriMhaen  erklären  dies  zur  GenOge.  FinaBSiell  kommt  in  BMiacbt,  dass  unsere 
Stuten  eine  c.  6Volge  Actienrente  (Toratusetzong  des  Paiistands)  mit  einer  c.4'/fl 
^  ^'UVt^S^  Staatsraito  kanÜBD  ktanen,  also  nicht  b«Mmde»  Uieaer  tax  deo  Staat 
«.  doch  liooh  geniig  Ar  Üe  ActiOD&EO. 

^  So  sollte  nach  Beschlttseen  w.  Herbst  1871  die  Taanusb.  mit  d.  hess.  Ludwig»* 
bahn  naionirt  werden.  Die  Tereinigung  der  eiaterea  —  Wiesbaden-Frankfltrt  —  mit 
der  USB.  u.  der  Main-Weaer-Staatsb.,  die  sie  rerblndet,  lag  wahiüch  niher  u.  rafolgte 
■ich  nach  spU.  Vertrage  d.  prenss.  Reneronr  mit  d.  kess.  Ladvlgb.  Aehnlieh  1876 
die  fiBTwleibong  der  Halle  •CaBseUrFriratbahn  in  die  im  Bau  befindUobe  Staate 
Im4ii  B^- Wetzlar. 

**)  Die  Ueberoabme  der  Verwaltung  ron  Fttratbatinen  durch  den  Staat  beroht  in 
Freussen  auf  keinem  so  bestimmten  Frincip,  als  den  beiden  im  Text  genanr^ten, 
ob^Mch  finanz.  Gesicbtspuncte  mit  massgebukd  sind.  Bei  d.  Obersohl.  Q.  hatte' 
■kh  der  Staat  die  Oebeoahme  des  B^ebs  für  den  Fall  rorbehaltea,  dasa  «t  ans  der 
Zimginntie  tin  bestimmtes  Mass  Ton  Zahlungeo  Idstea  mnase.  Die  Berg.-HSrk. 
Bskn  ging  In  Zeil  scUeohter  Finanzlage  1850  aaf  lOJ..  1868  anf  beständig  inStaats- 
retvateong  über,  die  Cosel-Oderb.  B.  nach  der  Katastrophe  t.  1856  i.  J.  1857. 
Die  Bbela-Naheb.  stand  ron  Anf.  unter  StaatsT«waltang.  Die  HBlle-Sor.-Gnbflner 
Bahn  1876  wurde,  die  BerL-Üresd.  B.  1877  soll  ia  StaatSTerwalt  ttbemommen  weiden, 
■b  Bedingung  zn  gewfthr^er  Finanz-Hilfe.  In  Beiern  n.  Baden  die  Selbetrerwal- 
nugd(«ipm  n.  kl.  Oesdlschaften  gierenden  Locaibahjten  in  Staatsbetrieb. 
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liehst  weitgehende  und  answeidentige  Rechte  hinsieht* 
lieh  des  Heimfalls  nnd  des  Ankaufs  der  Bahn  tot  der 
Heimfallsfrist  vorzubehalten,  etwa  eine  regeinülssige  luid 
nicht  Kn  langsame  Amortisation  des  £iq>ital8  (d.  h.  d«r  Actien 
ndben  den  Frioritätssohidden)  einzorichten,  nnd  anch  hier,  er- 
fin^erlichen  Falls  (Nr.  3  ade),  die  Verwaltong  selbst  zu  fibemehmeB. 

5)  Bei  der  Erwerbung  wie  bei  der  blossen  Verwaltung!- 
Übernahme  der  Frivatbahnen  durch  den  Staat  sind  wohler- 
worbene Privatreohte  sorgfältig  zu  schonen,  mOgeo  sie 
auf  dem  allgemeinen  Priratrecht  oder  auf  besonderem  Gesetz  oder 
Privileg  beruhen.  Eine  Beseitigung  dieser  Rechte  zu  Gnnsteo  dei 
Staats  ist  aber  gleichwohl  möglich  und  statthaft: 

a)  Einmal  selbstrerständlich  auf  dem  Wege  freier  Verein- 
bar nng.  Letztere  wird  im  Guizoi  am  WtüMchenswerdiestei  und 
oft  auch  bd  Privatbohnen  in  schlechter  Finanzlage  und  ohne  An- 
sicht auf  eine  bessere  Zukunft  unter  nicht  zu  Ittstigeu  finanxielleii 
Bedmgungen,"^)  bei  gut  rentirenden  nnd  zuknnfbn^iohen  Bahnen 
wenigstens  unter  Anlegung  eines  angemessenen  Kauf-  oder  FMht> 
preiscs**)  —  oder  der  Gewiseheit  guter  Staatsverwaltung,  (Wls  nnr 
diese  an  Stelle  der  Privatverwaltuog  tritt*')  —  möglich  sein. 

")  Die  Nie(]erac]ilea.-M&ric.  B.  ging  im  Winter  1851—52  vertngaweise  gegea  eiH 


feite  AcÜeniente  von  4'>/d  regelmte.  Amortifl.  an  den  Staat  Otter.   Cvn  der 

Actien  1850  meist  c  83.  Anf.  1861  dsgl.,  tnde  1851  c.  93%;  b»^  Oeselunigii« 
dea  Yertrag«  dorch  die  Begierang  97— Ö87o.  —  Die  S&ch8.-Baier.  B.  ging  1848  u 
d.  Bichs.  Staat  ttber  gegen  4  7^  Actienänsen  für  8  Jalir  (1847—54)  n.  gegen  A» 
tansch  mit  SVo  Staatspap.  alsdann.  Ctirs  am  die  Zeit  dea  VertragsabtcUmsea  TSUl 
SS,  aacb  dem«,  (i.  J.  1847)  84—90.  DiejOngateo  Enrwbongen  des  Staats  in  PreHMi 
(die  buikeiotlen,  noch  miroUend.  Bklmen:  Bert.  Nerdb.,  Pomm.  Oatralb.),  Sutetn 
(kleinen  PrintbaliDen  in  halbbankerottem  Ztutande)  sind  don  Stute  billig  gekoauM 
(1876.  1877V 

^  Die  Wieft-Gloggnitzer  B.  enrarb  der  (Merr.  Staid  185S  tn  der  Weis«,  daas  ia 
Ges.  die  B.  Wieo-Baab  rerblieb  n.  er  fur  jede  der  13,219  Acties  xa  500  1  675  i 
C.-M.  in  5%  Staatseblig.  gab.  Gura  Auf.  1S5S  155— 160%,.  nach  dem  Tertng»* 
abschloas  ITO'/o  o.  mehr,  nach  der  ümgeetaltong  noch  92  — 98  7o-  ^ 
bahnen  gingen  durch  Vertr.  r.  1.  März  1875  a.  Ges.  r.  15.  April  1875  an  den  Bai«. 
Staat  aber.  Sie  hatten  1874  nur  4V,7o  DIrid.  geben  können.  Der  Staat  afalte  Ar 
tiae  Actie  ron  200  fL  d.  1.  Emtas.  420,  der  2,  Eoubs.  410  M.,  voron  je  400  H.  in 
47«  baier.  Staatspapieien,  den  Best  baar.  —  Die  Leipz.  Dresdn.  Bahn  ging  ta  im 
»bttr  hob«  PidsB  1000  M.  in  37,ino  sichs.  Staatsrentw  fltr  die  Aotie  m 
10«  TUr.  im  }.  1876  an  den  Staat  ttber.  Zu  dem  hohen  Preise  (am  so  hOb«.  ab 
dar  Staat  die  eben  eiKgeettlizte  Blesur  Elbteaelte  ont  wieder  «if  mIm  Koate*  ff 
b«D«k  hatte)  trog  die  poUt  Sltnatten  bei  (CknsoUdfnuig  des  siehe.  StantibeloMtM 
gegenüber  der  Boicbseiaenbahncontrole  a.  dem  Reieheeisenbahnproject).  Der  Tatng 
zvlsohen  dem  K.  Italien  n.  der  5stwr.  Sadbabn  1876  ist anralcbts  derprecAi* 
Finanzlage  der  Gesellschaft  relaüv  günstig  f&r  den  Staat  aDsg:e^eiL  Seine  Dalafl* 
pnncte  Uasea  sich  hier  nicht  in  Etirze  angeben  b.  sind  olme  Eingehen  aif  die  fw 
wickelte  Lage  der  Gesellaob.  nicht  rersOndlich. 

**)  Diese  Aussicht  guter  Venraltnng  wiitte  wM  fSr  die  OeberlMmng  der  Beig.^ 
VUA.  Bahn  m  die  St»atsrenr.  mit 
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IndcHBen  gewfthrt  der  Weg  der  freien  Vereinbarong  keine  ge- 
nUgeade  8iefaerbeit,  die  Bahnen  Uberbanpt  oder  sie  sn  angemessenen 
Preisan  sa  erwerben.  Es  bedwf  daher  noeh  der  Anefkeminng 
Abb  Priacipe: 

b)  dass  Priratbahnen  anoh  zwangsweise  in  Wege  des 
KipropriationsTerfafarens  oder  eSmn  nach  dessen  Analogie 
uuiQbildenden  Reohtsverfahrens  gegen  volle  Entschädigung 
ist  Eigentfatmer  b  daa  Eigentfanm  (und  analog  in  die  Verwahong) 
im  Staats  Übergehen  kdunen.  Dieses  Princip  wird  den  Bexten 
der  Priratbabnen  gegenüber  nicht  nor  wie  im  Falle  mancher 
anderer  Priratreohte,  besonders  des  GrandeigenthflnierS;  sanetionirt 
doroh  das  aberwiegende  Offentliebe  iBteresse^  sondern 
bei  dea.  Bahnen  noeh  speeiell  dnroh  den  Umstand,  dass  sie  selbst 
bloss  der  Gewährnng  des  Expropriationsreehts  ihre 
Eatstebnng  rerdaaken.  Dieses  Verfahren  ist  b«  alten  wie 
bd  neaen  Bahaoi,  mag  es  rorbehallen  sein  oder  nicht,  statthaft. 
El  Teriangt  n«r  folgende  Beschrttnknngen  in  seiner  Anwen- 
dtng,  damit  keine  Rechte  nnd  selbst  keine  berechtigten 
Interessen  der  Bahneigenthtlma:  verletzt  wmlen  and  das  Privat- 
kipils],  wenn  es  einmal  noch  sor  Anlegung  in  Privatbabnen  is 
ADBpmoh  genommen  werden  soll,  sich  nicht  surllcksohrecken  hurae: 

o)  Die  zwangsweise  Eigenthums-  oder  Verwaltungsttber 
nahioe  von  Privatbahnen  ist  vor  demjenigen  Zeitpuncte  absolut 
DDstattbaft,  bis  zu  welchem  sie  etwa  ansdrUckUch  im  öesets 
oder  in  der  Coaoessionsurkunde  (Privileg)  ausgeschlossen  ist 
Ebenso  müssen  etwaige  früher  testgeeetzte  Bedingungen  für 
«He  Anwendung  des  Expropriationsverfahr^  genau  innegehalten 
werden.  In  Zukunft  rind.  aber  anderersdts  nur  die  nothwen- 
digen  Beschränkungen  der  Reehte  des  Staats  vorzunehmen,  damit 
die  Oeltendmaohnag  der  letzteren  zu  geeigneter  Zeit  immer 
ma^eh  sei.«*) 

ß)  Das  Zwangsv«Tfahren  gegen  eine  Privatbahn  ist  erst 
von  einem  Zeitpuncte  an  zulässig,  in  welchem  die  Betriebs- 
ergebnisse der  Bahn  ein  einigermassen  sicheres  Urtheil 
Über  die  finanzielle  Lage  des  Unternehmens  gestatten. 
Namentlich  muss  für  unrentable  Bahnen  eine  Minimalfrist 
bezeichnet  werden,  vor  welcher  sie  nicht  zwangsweise  an  den  Staat 

**)  Die  Fristsn,  mach  dcsw  AbUuf  der  Stut  du  Eigenthum  error ben  ItuiB, 
aind  in  den  bestehesdeD  Gesetzen  n.  Tertrigeo  doch  sehr  t&Dre ;  2(»,  30,  S5  Jahn  in 
D«UHUjMd  n.  Oestasniak,  ode»  «ar  $0,  90,  9ft,  neb  AMaof  der  Oonce8s.-Zeit 
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ttbergehea  darfen,  am  die  Aetionäre  möglichst  vor  Kapitahoriiiitea 
so  sichern;  s.  B.  eine  Frist  von  SO  Jahren  bei  Bahnen,  welefae  ii 
einer  bestimmten  Reihe  (z.  B.  5 — 10)  der  letst  rerfloflsraen  anfeiit- 
anderfolgenden  Jahre  ihren  Äctionären  eine  gewisse  HinimalraBte 
(z.  B.  4%)  des  Äctienkf^itals  nicht  liefern  konnten.  Bd  ren- 
tablen Bahnen  kann  diese  Frist  ohne  Gefährdung  des  Kapitals 
der  Aetionäre  rerkflrzt  werden,  z.  B.  auf  10 — 15  Jahre,  wenn  in 
den  letEtrerfloBsenen  z.  B.  5  Jahren  die  Divid^de  der  AetionXit 
einen  gewissen  Sats  (etwa  6%)  tlbersehritten  hat 

/)  Die  Entsehftdignng  der  Aetionäre  hat  nach  dea 
vollen  Werthe  des  Eigenthamsrechts  za  erfolgen,  und  zw 
naeh  dem  Taxwert  he*^)  oder,  wenn  dies  fllr  die  Aetmifac 
günstiger  ist,  auf  der  Basis  der  Kapitalisirnng  d«r  von  deo 
Äctionären  binnen  einer  bestimmten  Reihe  (z.  B.  5)  der  letstfer* 
flossenen  Jahre  bezogenen  Rente  nach  einem  für  dieAetioBlFe 
günstigen,  also  vielleicht  etwas  niedrigeren  als  dem  flblichai  Zins- 
^se  fttr  gute  äeberheit;  femer  eventneU  noch  weiter,  naneat- 
lieh  bei  der  Uebemahme  nach  dem  Tazwerthe,  aber  .seU»t  asdi 
in  dem  zweiten  Falle,  anter  Zasohlag  eines  bestimmten  Proeente 
(z.  B.  10)  zn  dem  sich  naeh  dieser  Bechnang  ergebenden  E^ntai- 
betrag.^)  Die  Abfindnng  dw  Aetionäre  mnss  in  Baarem  oder 
nar  mit  ihrer  Einwilligung  in  Staatspapieren  erfolgen. 
Die  Sebalden  der  Bahn  (Prioritätsobligationen)  werden 
anter  verbleibender  Verpfändung  der  Bahn  zn  Staats- 
seholden  and  mUssen  genau  nach  den  Anleiheeontraeten 
verzinst  und  getilgt  werden.  Aach  hinsichtlich  der  Con- 
version,  etwaiger  Zinsrednction  u.  dgl.  m.  tritt  der  Staat  ganz  in 
das  Reehtsverhältniss  der  Gksellsehaft  als  Schaldnerin  dn.") 

5)  Neben  dem  Staate  selbst  kOnnen  auch  die  anderen 
„räamlichen"  Z wangsgemein wirthschaften"  oder  die 
Selbstverwaitungskörper,  Provinzen,  Kreise  und  Ge- 
meinden das  Recht  erhalten,  auf  ihre  Beohnnng  Eisen- 

*)  So  namäntL  bei  Bahnen,  velche  Ihraa  AcÜonftxöD  gu  keine  I^Tidendfl  aUa 
konaten«  vie  z.  B.  Kbein-NahebafaD. 

")  £ina  Abl&sang  nach  dem  zakflnftigea  BöTseaeais,  wie  i.  B.  bd 
OMbalueii  stipiiUit  war,  scheint  mir  nnnJlaaig.  Denn  hier  wird  dem  BahnaigcBttaB 
jinr  dnrch  die  AoBsicbt  des  Uebergangs  der  Bahn  an  den  Staat  da 
kCatfUdi  hoher  Werth  gegeben,  wie  z.  &  Khelfr-Nahebahn  (Gan  im  Nor.  1871  39) 
zeigen  mochte.  Ansgeraem  wüide  es  dann  nicht  bo  schwer  sein,  dorch  Specnlittniea 
den  Cora  in  die  Hobe  zu  treiben.  DrgL  «^e  sich  18T<>  schon,  als  mehrbch  na 
ErwerbsalMichten  der  prenas.  Begiunng  die  Bede  war  (c  B.  bei  den  ThflnoglKha 
^ahMctien). 

«>)  So  schon  die  besteh.  BestUam.  im  prenss.  Eiienbahagea.     i2    a.  m. 
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bAhnen  sn  baneD^  wobei  jedoch  der  Betrieb  Öfters  pansend  von 
te  ¥erwaltaiig  der  StsatseiBeiibahDeii  niid  naeh  den  Gmndsatxen 
für  letztere  (auch  in  der  Tarifyolitik)  gefllfart  wird.  Auf  diese 
Wose  wird  die  EinhmtUohkeit  des  Eisenbahnwesens  gewahrt, 
ffttraad  Bahnen,  die  ri^ieht  der  Staat  noch  nicht  ausführen 
vttrde,  doch  bereits  gebant  wwden.  Die  Anlage  von  Eisenbahnen 
direii  die  Sett»stverwaltang8k(Jrper  wird  namentlich  in  Anknflpfnng 
in  eine  richtige  Unterscheidung  der  Eisenbahnen  nach 
ihrem  technischen  nnd  Ökonomischen  „Bang"  (§.  2ftd  ff.), 
io  Znkanft  immer  wichtiger  w^den,  indem  jene  KSrper  gewisse 
Stenndär-  nnd  die  Loealbahnen,  mit  Normalspsr  and  erentaeH 
MtSehmabptir,  Dampfbahnen  nnd  daneben  Pferdehahnen  Uber- 
nehmen.  Auf  diese  Art  wird  das  Prinoip  der  Selbstverwai- 
toDg  a«^  bei  diesem  modernsten  Vakehismittd  richtig  ange- 
wendet Je  Baob  der  Bedentong  nnd  Art  der  betreffisaden  Bahnenj 
kaim  dann  der  Betrieb  zwiseben  dem  Staat  nnd  diesen  KOrpera 
getMU  werdoi.») 

17.  Abschnitt 

Eteenbahnen.  Fortsetzung. 

2.  Anlage  der  Eiienbahnen.^) 

I.  —  %.  253.  Die  IndiTidaalisirnng  des  Eisenbahn- 
bsas  oder  extensiTcr  nnd  intensiver  Eisenbafanbao. 
Die  Anlage  von  Eisenbahnoa  ist  von  Anfang  an,  seitdem  man  die 
iHMtaingHfihigkeit  dieses  Gommanicationsmtttels  erkannt  hatte,  bti 
Staats-  and  Priratbidiuen  zn  einseitig  nach  rein  technischen 
Koeksichten  erfolgt,  anter  Hintansetzung  der  ökonomischen 
äote,  namentlich  ia  Besag  anf  den  erforderlichen  Kapitalauf- 
wand. Unter  den  technischen  Momenten  wurden  wieder  ein- 


")  hx  Freouea  MÜea  die  den  Pionozm  zu|;6wie8.  ChaQSSee-DoUüouaa  (§.  46, 
Kote  38)  auch  mit  fltr  den  Baa  ron  SecQnd&rbahnoa  renreudet  werden  därfeu.  — 
Hier  liwt  die  EinfOhmog  einer  rieht SelbstTWilt  im  TeikelnSiresea  ror,  nicht  in 
Sdia'«  Uen  (Hudb.  d.  Vfinr„  3.  A..  8.  406. 

*\  Du  FoJrvnde  ist  in  der  Ansftthrang  nea  in  dieser  Amg.  Einige  ntas«r 
Sebalde  Oedchtspimcte  sind  jedoch  schon  in  §.  246  d.  6.  A.  ron  mir  gegeben  voiden. 
Die  dtmoidsche  Seite  der  Fn,g6  war  mir  damals  schon  klar,  aber  Tosentlich  fbrdeite 
mich  Mitdem  bes.  f.  Weber  binsichü,  der  technischen  Seite  o-  der  Folgeningen 
dmu  £  d.  ökonomische  Seite.  S.  o.  Note  1  d.  ror.  Abschn,  8,  553,  bes.  Weber's 
Ildöidiialia  d.  Eisenbahnen  n.  Mine  Seonnd&rbahnen.  I>ie  Gostaltnng  des  Staatabafan- 
vesens  mnts  nach  den  Qesichtsptmcten  des  Teits  erfolgen.  Vgl.  auch  v.  Kabeck, 
Selba&osten  d«s  Eiseabahnbaas,  Beri.  Vieite^iahnchi.  f.  Tolkswirtbsch.  18T6. 
A.  Wif  ler,  FinannrisMaMk  L  99 
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seitig  di^enigen,  welche  die  SohoeUigkeit  d«B  Tmnaporto  er- 
nOe^chen,  ins  Ange  gefasst  Dabd  htt  tbefls  eine  Oeber- 
achätanng  der  ökonomischen  Bedeotnng  der  ScbneUigkeil, 
welche  die  ßisenbabnen  erlaabteUf  tbeils  keine  genflgende  Untei:- 
eeheidang  des  Bedttrf&isses  der  SchadUgkeit,  nach  KatogoiiieD 
yim  Traoaportobjecten  —  Personen  und  Guter,  dann  Öötu- 
arten  —  and  naeh  Zeit-  and  OrteverbttUnMsen  Btattge&nden.  Et 
wurde  übersehen,  dass  nelfaoh  der  Qkoinomisch-teehniflcbe  Qaapt- 
nntzen  der  Eisenbahnen  nicht  in  erster  Unie  in  der  SohneUigkeit 
des  Transports,  sondern  in  der  Ermögliehong  eines  Massentnas- 
ports  mit  einem  relativ  geringen  Kraftaufwand,  ioiofeni  mit  ge- 
ringen Kosten  liegt.  Und  e«  wurde  ebensowenig  beacbtat, 
die  grosse  Schnelligkeit  (die  „normalmässige",  die  ^^eisen- 
babnmässige")  im  AUgemeineo  nur  fttr  den  Personea-,  nicht 
für  den  Güterverkehr,  Bedttrfniss  ist,  ferner,  dass  schon  bei 
wterem,  vollends  bei  dem  zweiten  je  naoh  Personen-  nnd  Q^- 
kategorieen,  nach  Landes-  und  Zeitverhältniim  i^hr  ver- 
Bohiedene  Sohneiligkeitsgrade  bedurft  werden,  bez.  aus- 
reichen. Ein  andrer  Vortheii  der  Eisenbahnen,  die  mOgUobste 
Pttnctliohkeit  des  Tnuuports,  daher  die  sichere  Voran«- 
berechenbarkeit  seiner  Zeitdauer,  veiglichen  mit  anderen 
Transportarten,  besonders  mit  der  Schifffahrt,  wurde  ebenfalls  nicbt 
immer  in  seiner  grossen  ökonomischen  Bedeutang  gewürdigt 
oder,  wemi  er  erkannt  wurde,  zu  leicht  mit  dem  Sehnelligkeits- 
moment  in  Verbindung  gebracht  Eäc  besteht  aber  unabhängig 
von  letzterem  und  kommt  auch  bei  verhftltnissn^lSBig  sehr  lang- 
samem Transport  ganz  ähnlich  als  Glanzsute  der  Eiseikbabsen  in 
Betracht 

Die  Okraomisoh  naohtheiüge  Folge  war,  dass  uaaene  Ehen- 
bahnen  bis  vor  Kursem  fast  allenthalbea  naoh  einer  SdiabhiBe, 
mindestens  in  demselben  Lande  fiut  ganz  gleichartig  in  tesk- 

nischer  Beziehung,  namentlich  was  die  Beschaffenheit  des 
Bahnbaus  anbetrifft,  angelegt  worden  sind.  Man  legte  einseitig 
Werth  auf  die  Erm5gUchang  schnellsten  Transports,  den 
doch  nicht  einmal  aller  Personenverkehr  benOtfaigte.  Dieser  Bchnellfte 
Transport  bedingte  dann  aus  Sicherheitsrüoksicbten,  zumal  bei 
dem  berorzugtmi  und  früher  raeist  überwiegend  beaebtvten  Per 
sonenverkehr,  eine  entsprechende  technische  Beschaffenheit  des 
Bahnkörpers.  Daraus  ergab  sich  zwar  eine  tecbniseh  höbe 
Vollendung,  aber  folgeweise  uothwendig  auch  eipe  enorme 
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KuBtapieligkeit  des  goMmmten  BimlmhaweseBS,  besoDd«r8 

Neben  den  naehtheiUgen  Folgca  fflr  die  Volkawirthsohaft,  die 
eäflo  80  oaenneseliobeii  Theil  des  KstioBalkspitals  dem  EÜaen,- 
bahiban  znwenden  und  dadnnh  dooh  omrenDeidlicb  anderan  Pro- 
dKtMUBweeken  entziehen  mnsste,  gis^  daran»  iMtttitioh  auch  eine 
langsamere  EntmoUnag  des  Eiaenbatometgea  faerrorf  als  sie 

geringerer  KoBtB|deligkeit  des  Bahobans  mOglieb  gewesen 

Die  jetzt  vorliegesde  A«%abe  ist  daher,  mit  Weber 's  Wor- 
ten,  die  „grossere  Individnalisirnng  des  Eisenbahnbans^r  wo- 
von die  Entwickelbarkeit  des  Eifwubiüiawesens  und  die  Grösse 
aebes  ToUunrirthBohafUidien  liiotaens  weiontiieh  mit  abhängt  Dicflc 
i^Bdiridnalisirnng''  des  Büenbahnba»  ist  aber  nichts  Anderes  als 
die  Anw^ong  des  ron  v.  Thttnen  gelehrten  Gtesetses  der 
ReUtiritftt  des  Werths  der  Aekerb«itS78k«me  oder  des 
Öesetses  der  nothwendigen  Bedingtheit  des  Äekerban- 
systems  durch  die  allgemeinen  Tolkswirthsohaftliohen 
VerhMtniflse  des  Orts  nnd  der  Zeit,  aof  den  Wegeban, 
lüer  speeidl  auf  den  Eisenbahaban,  —  wie  denn  jenes  Thönen- 
Mbe  Geseti  sich  ttberhanpt  za  einem  allgemeinen  Ckmtze  des 
Bodenanbaai  erweitem  iKast*)  Es  mnss  demnach  aoeh  im 
fiiMnbahnbaa  extensiver  und  intensiver  San  und  beide  in 
itaacherlei  yerschiedenen  Graden  stattfinden,  im  Interesse 
der  ganzen  Volkswirthschaft,  namentlich  in  Betreff  der  möglichst 
prodnctiTen  nnd  mfigUchst  ^arsamen  Verwendung  des  National- 
kapUals,  wie  im  besonderen  Interesse  des  Eisenbahnwesens, 
aeiaer  weiteren  Entwioklong  nnd  soner  richtigen  ^Uong  nnd 
Faietion  im  Oommnm'raitionH-  and  Transportwesen. 

%.  354.  Die  hohe  volkswirthschaftliohe  Bedeatnng 
einer  richtigen  IndiTidnaiisirung  dias  Eiseabahnbans  tritt 
dnnh  eine  ntiiere  Betracbtang  des  Einfitissee  der  Tolkswirttisehaft- 
fiehen  Entwiokhing  eines  Landes  auf  die  Ökonomischen  Bedin- 
gimgen  des  Eisenbahnbans  und  der  Bttokwirkong  des  letzteres 
atf  die  Volkawirtfasehaft  in  folgender  Weise  hervor.') 

Nach  der  Tolkswirtfascfaaftliohen  Entwieklnng  eines  Landes 
oder  einer  Zeit  ist  nemliofa  die  ÜOhe  der  Zinsfttsse  und  der 

*)  Dies  ist  gelegentlich  schon  in  meiner  Grandlegnng  uigedentet  vorden.  Die 
lUien  AmAUmuif  n.  Beorfindeng  wird  in  2.  B.  dea  Lelu^chs  erfolg«. 

')  Das  ^ilgeBde  TOrü.  oadi  §.  246  d.  6.  A.  Ftr  d.  teohn.  MaiaeDte  s.  bw. 
Veber'i  Schab  d.  Eiaenltthnveeeiis,  3.  A.  r.  Schmitt  und  die  ia  Note  1  gea. 
Uösra  Schriften  Webers,  die  eehr  tticä  m  wicht  oatiMialftliOB. äenohtqnnctui  änd. 

39* 


Digitized  by  Google 


612  2.  B.  2.  K.  17.  A.  EisenbahneD.  Anlage  dereelben.  g.  264. 


Arbeitslöhne  versehieden,  indem  in  der  höher  entwiokdteD, 
reichen  Volks wirthsohaft  der  Zinsfnss  niedriger,  der  Lohn  hoher 
ist  and  nmgekehrt  Zngleich  macht  dort  die  Beschaffnng  eines 
grossen  Kapitals  weniger  Schwierigkeit  Dies  ftwsert  Alka 
seinen  wesentÜchen  nnd  ganz  berechtigten  Eünflnss  aaf  die  Ver- 
tbeilang  des  stehenden  nnd  nmlaufenden  Kapitals  bei 
einer  Unternehmung  und  fUUt  vor  Allem  sehwer  ins  Gewicht  hd 
stets  so  aneserordentlich  kostspieligen  Anlagen  wie  EisenbsfaiiM 
(and  manehfaoh  analog  ttberhanpt  bd  We^baaten  und  Verkehn. 
anstalten).  Die  möglichst  vollkommene  Herstellang  einer  Bahn, 
die  Vermeidnng  starker  Steigangen  —  also  mehr  £inschnitte  — 
Oarven  —  also  Iftngere  Bahnlinie  oder  bei  kllTEerer  Linie  amfito^ 
Höhere  Erdarbeiten  oder  Bantm  — ,  der  Ban  von  Tonnen,  beson- 
ders aach,  am  thenren  Granderwerb,  am  Steigangen  za  vermeiden*), 
von  eisernen  oder  massiven  statt  Hokbrttoken,  die  Ueber-  edcr 
Unterftthrnng  der  Bahn  bei  Wegetlbergängen,  statt  der  Passage  int 
Bahnniveaa,  die  Anlage  des  Bahnkörpers  fHr  zwei  Geleise,  die  Au- 
ftthniDg  des  Doppelgeleises,  die  Benatzang  schwererer  Schienen 
(breitbasiger  statt  Stahlsehienen)  oder  selbst  von  Stahlsehienen,  vm 
imp^gnirten  statt  nicht  imprftgnirten,  von  eichenen  statt  hmdicaKo 
and  kiefemen  Schwellen,  die  Einführung  eisernen  Oberbaas,  die 
Legnng  von  zahlreichen  Geleisen  auf  den  Bahnhöfen,  das  Dreh- 
scheiben- statt  des  Weiohensystems,  die  Einrichtung  grosser  Bahii- 
höfe  and  grosser,  massiver  Gebäude  u.  s.  w.  n.  s.  w.,  ^  das  AH« 
reprilsentirt  einen  relativ  grösseren  Aufwand  an  stehenden 
Kapital  und  erfordert  daher  Oberhaupt  von  vorneherein  die 
Ansetznng  eines  grösseren  Anlagekapitals  vergtieheo 
mit  einer  möglichst  räifacb  nnd  billig  gebauten  Bahn.  Bei  ktatarer 
wird  dann  aber  gerade  wegen  der  geringeren  technischen  QaaUtit 
der  Anlage  der  regelmässige  Aufwand  fttr  die  Bahnver- 
waltung unter  den  Betriebskosten  (§.  260)  relativ  grösser  smn, 
d.h.  das  umlaufende  Kapital  wird  verhältnissmässig stärker 
hervortreten.  Soll  dann  bei  einer  solchen  Bahn  die  Sicherheit 
einigermassen  gewährleistet  sein,  so  bedarf  es  —  wenigstens  bei 
Voranssetznng  sohneilen  Fahrens  —  vollends  eines  nm  so  grO»- 
seren  Aufsiehtspersonals  (Bahnwärter  u.  s.  w.). 


*)  Der  H.  C«ni»-TnnBel,  yerg^cheD  mit  der  Fell'scben  leichten  Bthn  Ober  da 
H.  Cenifl,  ist  wohl  ein  ^roBBsrtiges  Beispid  dei  Vorvii^eiu  des  tfebeadeB  Kqntab 
in  der  Bahnaotage,  v&hreiid  eifeotlich  die  ganu  FeU'sche  Bahn ,  welch«  nar  bis  m 
ErOifoan;  de«  Tnuel«  bestand,  nmlaof.  Gifital  danteHt 
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Im  Ctrossen  und  Oaneen  vertritt  das  nordamerikanische 
Bahnsystem*)  die  Kategorie  des  Kwdten,  mit  verlAltivissmSlssig 
weniger  stehendem  Kapital,  das  enropSisobe,  besonders  das 
englisehe  die  Kate^rie  des  ersten,  mehr  mit  stehendem  Kapital 
ttbeitenden  Eisenbahnwesens.  Anoh  zwischen  England  einer-,  dem 
Cootisent  andererseits,  ebenso  k wischen  Westeuropa  nnd  Tbeilen 
ron  Ost-  nnd  Nordeoropa  seigt  sich  ein  solcher  Unterschied  in 
ehrigen  wichtigen  Funeten.  Die  Folge  ist  denn  der  gleich  an- 
ringlieb  höhere  Kostensatz  Atg  engiisehen  vergtidieB  mit 
den  anderen  Bahnen  nnd  der  äasserst  niedrige  der  nord- 
amerikanisehen  und  einiger  nach  deren  Master  gebaateu  enro- 
jAiseheD  Bahnen.')  Es  würde  sich  ein  noeh  st&rkerer  Untersehied 
koodgeben  nnd  kundgeben  mUssen,  wenn  man  auf  dem  Oontinent, 
besonders  im  Osten  und  aOch  in  Tfaeilen  Ton  DeatBchland,  nicht 
ntter  Hissacfatnng  des  richtigen  ▼olkswirihsehaftliehen  Princips  die 
Bahnen  zn  allgemein  schon  anftnglioh  mit  stärkerem  Anfwand  an 
Rtehendem  Kapital  angelegt  hätte. 

CMfonbar  ksnn  man  nemlich  dem  „engUsdien"  und  dem  „ame- 
rBuuiisohen"  Prineip  keinen  nnbedingten  Vorzug  vor  ein- 
ander geben.  Vielmehr  kann  hier  nnr  Ton  einer  Relativität 
der  Vorzüge  der  Eisenbahnbaasysteme  die  Rede  sein, 
wie  sonst  bei  den  Aokerban^temen.  Das  amerikanische  System 
BteDt  extensiven,  das  englische  intensiven  Eisenbahoban  dar. 
Jedes  ist  für  seine  Verhältnisse  berechtigt.  Bei  hohem 
Zmsftuse,  geringer  Frequenz,  also  auch  geringer  Abnutzung  der 
Bahn  durch  den  Betrieb,  bei  geringerer  Bedeutung  des  Sohnellig- 
keitsmoments  im  Transport  empfiehlt  sich  das  amerikanische,  bei 
niedrigem  Zinsfiisse  and  hoher  Frequenz,  also  starker  Abnatznng, 
und  bei  grosser  Werthlegung  auf  Zeiterspamiss  das  englische 
System;  das  erstere  um  so  mehr  da,  wo  auch  die  Löhne  niedrig 

*)  Nu  dass  68  vegen  des  hohen  Arbeitslt^a  nnd  göringerer  BttokBicht  auf 
Sicbertieit  die  letzt  enrUinte  Fordenmg:  Tiel  Änftichtsperaonkl,  nicht  erftUlt.  Einige 
Baaptabel  des  nocdamer.  Bahnweaens  erklären  Bich  aas  dem  ZasanuneDtreffen  schlechten 
Bans  (voiig  steh.  Eap.)  nnd  trotzdem  geringen  Änfsichtspersonals  nnd  geringer 
SorgMt  der  Dsteihaltong  der  Bahn,  also  ^^dizeitig  zu  wenig  amlaof.  Eapit^. 

*)  Z.  E  in  Schotdand,  ScMutinariui,  Sl^nuduid.  —  Tgl.  die  vortreffL  SoUlde- 
nng  des  Cbuaoten  der  EiienbahDen  der  HaaptUnder  wa  Web  er,  Schole  d.  Xisen- 
babnwes.  1  A..  Wr.  32  d.  ff.,  z.  B.  Fr.  40,  S.  A.  Ksp.  2.  S.  32  IT.  In  England 
niedrige  Lage  der  Bahn  im  Terr^.  h&nfiger  Taonels  a.  Eiiuobnitte  als  BrUcben  und 
Dinme,  nmgeliehrt  in  DeDtscbland.  In  England  tritt  eben  in  d.  ganzen  Anlage  nnd 
iknssersn  Enchein.  der  Bahn  das  Vonralten  des  stehenden  Kap.  henror.  Weber  hat 
frilher  das  den  verschiedenen  Bahnsystemen  zu  Grande  Upende  nationaldk.  Prindp 
nicht  cfkannt,  d.  h.  er  war  noch  zn  sehr  Techniker,  ni^t  NatlonalOkonon.  In  s. 
uoeien  Schriften  üiSi  mm  grade  auch  die  richtige  Volks vlrth.  Aoffiugnng. 
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sind,  du  Istatere  da,  wo  sie  hnAi  und  und  wo  die  Coutnction  j 
der  BmhA  fllr  groBsen  Verkehr  nnd  rsaehefl  Fahraa  bei  weaiir  Aal- 
fflchtspersonal  roUends  solid  sein  KinaB.   In  dem  weniger  Ter- 
kebrareioben  Gegenden  OeotschUnda  and  aootal  det 
enropKiBcben  Oatena  btttte  man  alao  daa.amarikairianhft  SjyitBB,  | 
(auch  trotz  relativ  bOberer  Betriebskosten  füi  die  Bahnverwattasg) 
(§.  860)  bOTorzagen  und  erat  naeb  nn-d  naob  bei  rerindertN 
SnafltBsen,  LobnaStaen,  grOweier  FreqnenE,  hiAeren  Werth  der 
ZeiterspamiBB,  m.  a.  W.  bei  grösserer  Volksdiehtigkeit  aad  j 
entwickelterer  Volkawicthaobaft  aaebr  atebendea  Ka-  i 
pUal  in  die  Babnwbige  verwenden,  d.  b.  l^ater«  entepnehend  i 
«OB-  and  ambaaen  sollen.^) 

BMoodera  wichtig  in  ökonomieober  Hinaioht  ist  hier  der  Zb- 
aammenhang  awischen  der  Höhe  der  Bahnverwaltnogsaas- 
gaben,  des  zweite  Haapttbeila  der  Betriebaaosgaben  (g.  360), 
nad  der  Beschaffenheit  der  ganzen  Bahnanlage.  Es  kamt 
ein  absolut  höherer  Betrag  an  soibjben  Aaagaben  dareb  geriagen 
Besehat^hmt  der  Bahnanlage  und'  daher  doreh  grOflaera  Sepaia- 
taraasgaben  and  Beaafsiehtigangakiosten  verarsaoht  werden.  Die» 
ist  indessen  so  lange  ein  Vortbeil,  als  das  Pins  dieser  Anagabee 
aber  den  bei  teehniseh  voUkommenerer,  aber  ökenomiaeb  aeob 
nicht  nöthiger  Anlage  za  verwendenden  Betrag  kleiner  ist  ab 
der  Zins  des  in  diesem  Falle  erforderUeben  Pias'  des  Awbigefcapi- 

*)  Daa  richtige  Piiacip  gelangt  jetzt  bei  dor  Anlage  sog.  SecandSrbahM» ar 
Geltung.  Aber  man  baut  offenbar  noch  immer  za  viel  Balinen  als  PrimSr-  oder  Raop(- 
babnen  ^dch  von  Anfimg  an.  Bei  dem  jetzt  aioh  bei  ins  «folgandui  Othwgufa 
scbveieien  Sdümen,  Stidilacbienen ,  za  Doppelgeleisen,  za  einzelnen  Terlnduiif« 
der  Baimtra^e,  z.  B.  der  Beseltigang  von  Steigongen,  Cniren,  Dmiregen,  scUmB 
Ebenen,  Kopistationen,  bei  der  Eisetzang  von  UolzöouitnictHui  duch  Eteen  o. 
wird  dasselbe  richtige  Princip  befolgt  Es  ergiebt  sich  dann  aoch  eine  Tecun- 
derong  der  Bahnvervaltangslcosten ,  aber  ein  höheres  Zinserfordemiss  des  Aabfe- 
k^dOu.  Andi  mit  dieser  YMlDderug  hingt  vadimelubare  Steigeioig  <tv 
Heüenkosten  in  Dealschland  wohl  etwas  zusammen,  §.  248  Note  40,  während  das  nbtire 
Gleiohbleiben  dieser  Kosten  in  Endand  O^ota  72  «.  SoUus,  tot.  Abaclm.  S.  603' 
sich  wohl  mit  darans  eridirt,  dasa  me  Bahnen  ron  romeherein  dort  sehr  intevir  |t- 
baat  vniden.  Bei  uns  hat  im  Staats-  vis  —  aDer^ags  lom  Th«ü  in  Folge  das 
Veriangens  des  Staats  —  Im  Prlratbahnbaa  za  inseitig  der  technische  Sundpaa 
bei  d.  Bahnanlage  gehensdiL  So  war  i.  B.  die  Anlage  ron  Dontdgeleisen ,  dia  n 
Coneessionsoricandeo  mitunter  ron  vornherein  rorgesohxiebeme  Anlage  des  Bahndimu, 
der  Brücken  far  d.  Doppelspnr  aach  in  Deatschund  Often  TerfirOht,  —  ein  VflOtMs 
gegen  obige  Begel.  Nicht  ans  Deberlegong  und  ticonon.  Yeratlndnias,  sondecs  >■ 
UnteiBch&tEong  der  Teikebisentwicklang,. Uso  aas  Zufall  ist  man  in  DentioUwi 
a.  L.  wenigstens  theilweiae  bei  d.  ersten  Anlage  der  Bahnhofe  lichtig  reifahM: 
man  hat  sie  anfaogs  zu  klein  angtdegt  and  baut  sie  jetzt  am,  sparte  dadorch  &^ 
an  Ki^ital  n.  kann  jetzt  dem  BedOi&iss  gemias  baaen,  —  kein  Okoa.  Naohthsil  in 
der  Begel,  wie  man  wohl  inthomlich  mitunter  annahm.  Der  Fehler  war  mr.  dstf 
man  die  BahidiQfe  gleich  zaeist  n  bwtqialig  bante  (maaw). 
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tik.  Damit  tat  awnk  §^4ioh4eiäg  di«  vettere  Regel  «eseben»  was« 
Btti  snnBebafe  einer  KedaoUon  derBahnverwaltniigSr 
koeten.fliBe  leichtere  Bahnanlage  in  eine  Tollkommenere  Ter- 
wandelt  werden  mnse:  sobald  die  erwähnte  ZinBerapamng  kleiner 
wiri  ala  die  tob  der  Bahnbewbafilniheit  bewirkte  Sfteigemag  jener 
Kotten.  Also  bei  ateigenden  Arbeitslohn,  vollends  wenn 
damit  ein  Fallen  de«  Zinses  verbanden  ist,  nnd  bei  g^r&sserer 
Frequenz,  welche  die  BahnTerwattangskosten  leiobt  auf  dw  on- 
TslIkoniaaMMn  Bahn  mehr  steigert  oder  ans  teohnisohen  und 
Sieherhdtsgittndea  asf  ihr  etwa  gar  niebt  mdglieh  ist  ®) 

Nebea  dkeer  Individnalisinng  der  Eisenbahnen  nach  ganz« 
Lindem  vnd  Provinzen,  nach  Verhältnissen  der  Volksdichtigkeit 
■od  naeh  Stufen  der  volkswirthsehaiUiohen  Entwickhing  mnss  aber 
UDuoiehr  noch  eine  conseqoente  weitere  Individnalisirung 
der  Bahnen  naeh  Local-  and  !&eitverhältnissen  erfolgen. 

IL  —  §.  S5&.  Die  practiacbe  Durohf&hrnng  des  In- 
dividaalisirnngsprineips.  Hier  liegt  nan  die  am  Schlosse 
des  §.  252  BohoD  berührte  wichtige  Ao%abe  des  Staats  vor,  eine 
passende Coubinatiön  der  eigenen  Staatsthäigkeit  und 
itr  Tbätigkeit  der  Selbstverwaltungsk&rper  bei  der 
idage  nnd  dam  Bau  der  Bahnen  eintreten  an  lassen.') 

1)  Die  Hauptbahnen  für  den  grossen  dnrcjhgehenden 
Massonverkehr  der  Personen  nnd  Gitter  moss  der  Staat  selbst 
flbemehmen  und  sie  in  deijenigen  technischen  Vollkommenheit, 
d^ier  auch  mit  denjenigen  ökonomisehen  Kostenaufwand  herstellen 
Bsd  aosrttsten,  welche  dnrch  die  ganze  volkswirthschaftiiche  £nt- 
«ieklnngsBtafe  des  Lande»  bedingt  werden.  Anch  hier  ist  nach 
den  vorentwiokelten  Gruadrätzen  nicht  von  einer  gleichen 
tecbnisohen  Vollkommenheit  in  allen  Ländern  dicBed^ 
abo  z.  B.  nicht  der  technisch  an  sieh  mCgUehe  höchste  Grad  der 
VoDendnng  des  Bahnbans  zu  erstreben,  wohl  aber  der  jeweilig 

')  Auftb^  tot  in  Temadten  FlUöi  za  eatBoheidea.  Z.  B.  die  AulMd  dn«  Baha 
fiti  lUite  Freqocou  koate  p.  Meile  600,000  Thlr.,  roruiBakbtUch  aber  übe  die  Balm 
solche  Fm^neoz  «ist  otcb  lingerei  Zeit,  ir&brend  ainstireilea  eine  leicbtere  Anlage 
t  4ßOjm  Tblr.  aosreicbt ,  deren  Aosbaa  spUer  oaclt  SOO.OOO  Thlr.  erfordert:  dann 
itt  deanoch  die  spitere  &bn  fUi  700,000  Thlr.  billiger,  veon  bis  zum  Zeitpancte  des 
Bedci£i  dia  Zinsea  and  ZiBsesäiucn  der  anfuiga  enparten  200,000  Thlr.  mehr  aJs 
lOOJKM  Thlr.  betragen.  Qewias  ein  oftmaliger  Fall  bei  hdiem  Zinrfkuae,  z.  B. 
Ti<leii  OBdichen  TbeÜea  Eoropaa. 

*)  S.  »ach  hierfür  be».  d.  rerschied.  Schriften  ?.  Veber'a,  der  nor  za  sehr 
roaaeüMi  Vorliebe  t  d.  Pciratbahnen,  mindestens  £  d.  gemisdite  Svetem  geleitet 
vM.  Aber  leiaB  teohn.  Oan<Attpuete  mttseen  aocb  für  den  Nationtfakonomen  die 
leitenden  verden. 
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BMh  den  obwaltenden  VerhXltntesen  des  Lande«  paasend  enehai- 
nende  Vollkommenheitsgrad.    Diese  Bahnen  kOnnen  Primlr-  1 
bahnen  genannt  werden.   Bei  ihnen  ist  gleiche  Sparweite  in 
ganzen  Lande,  womöglich  anoh  ntit  den  Hauptbahnen  aller 
angrenzenden  Länder,  Hanptbedingnng  aneh  ihres  Otumo- 
iniBeben  Nutzens,  damit  das  Fahrmaterial  beliebig  verwendbar  sei")  i 
Letzteres  mnss  daher  mit  Rttoksieht  anf  diese  Verwendbarkeit,  d.  b.  i 
ihnnlich  gleichartig,  besohaffen  sein.^^) 

3)  An  die  Primftrbahnen  schliessen  sich  die  Bahsen  zweäei  I 
Rangs,  die  Seoandärbahnen  an.   Sie  aerftdlen  naeh  ihrer  B^  j 
deotung  für  den  Verkehr  wieder  in  manche  Terschiedeiie  „Rang-  > 
classen."   Die  wichtigeren  nnter  ihnen  —  bedeateikdere  Seiten- 
biüinen,  Verbindimgsbabnen  zwischen  mehreren  Babnnetzen  Q.d£^iD. 

wird  in  der  Regel  wieder  der  Staat  «n  Besten  sdbst  anlegen: 
die  Secnndärbahnen  erster  GUiMe.  Aber  er  mnss  sie  bereits  exten- 
siver bauen,  nnr  mit  gewisser  Rtteksicbt  ani  ihre  etwaige  spätere 
Umgestaltnng  zn  Primärbahnra.  Bei  den  weniger  widitigen  Secnn- 
därbahnen können  sich  die  SelbstverwaltungakOrper  neben 
dem  Staate  in  der  Anlage  betheiligen,  und  zwar  je  naeh  den 
Orade  der  Bedentang  der  Linien  für  den  Verkehr  die  Provimen, 
Bezirke  an  den  Secnndärbahnen  2.  oder  3.  Classe,  die  Kreise 
nnd  Gemeinden  an  denen  3.,  4.  nnd  weiterer  Glasse.  Die  Exten- 
sivität des  Bahnbans  kann  im  Allgemeinen,  von  besonderai  Ab- 
weichungen., welche  die  TerrainveriiaitnisBe  nOthig  machen,  abge- 
sehen, entsprechend  immer  weiter  gehen,  d.  h.  der  KapitalanF- 
wand  fUr  die  Bahnanlage  relativ  immer  kleiner  werden.  Die 
wichtige  Folge  wird  dann  sein,  dass  die  Dampf  bahnen  schfiestHcb 
in  Pferdebahnen,  eventnell  die  Normalspnr  in  Schmalspur  tlbergdil 
nnd  der  Wagenpark  entsprechend  leichter  und  wohlfeiler  gebsot 
wird.  Indessen  lässt  sieh  Ms  zn  einer  gewissen  Grenze  anefa  bei 


Auf  d.  CoDtinent  gleiche  Spunraita,  mit  Änsashme  Basslaade.  In  £ii|Iu<l 
laDge  2  Systeme  der  Spurweite  In  Kampf.  Selbst  in  diesem  Pnncte  die  Geattxgmuf 
sehr  kngfsuich  in  Betr.  d,  ToTschrif):  zn  nachtrftglicher  AeodeniDg  d.  Spanreite.  GokaL 
20S  ff.   Die  ehemals  hreitere  Spnr  d.  bad.  Staatsbahneo  vt  umgeändert  Totden. 

")  Die  weitestgehende  Generalisiiang  oder  Gleichrnftsslgkeit  aller 
Gebrancbsgegenst&Dde  rieler  Linien,  also  bes.  der  Wagen  (weniger  der 
LocomotiTes)  verlangt  auch'  r.  Weher  neben  intenfllrater  IndiridaalisiriBC 
der  Bahaanlagon,  wobei  nelleieht  dem  BabtlrititsiaiDoip  aaeh  beim  Wwfmfm 
etwas  zn  wenig  Beelinnng  getragen  wird.  lodlrid.  d.  Bahnen  8.  48,  SS  £  —  I>i> 
Signalsysteme  sind  ebenfalls  nicht  einseitig  nadi  Sicheriieitsrücksichtefi  ^eich- 
mUaig  Q.  technisch  mSgUchst  vollkommen  rorzosohreiben,  sondem  wegen  der  fTWB« 
Ko^enretsehiedenlieit  naeh  dem  Chaitctex  der  Bahn  o.  ihm  Verinhn  in  iuHridou- 
Biren,   Weber  eb. 
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dm  Seeaadfttbahnen  der  niederen  Classe  ein  etwas  giOssoer 
KqiitilaiifiRraiid  fttr  die  Bahoanlage  rechtfertigen,  wenn  dadnreb 
der  ieistangirfSUligere  Dampfbetrieb  nnd  die  Normakipor  erhalten 
und  80  der  Uebergang  des  Wagenparks  von  einer  zar  anderen 
Bahn  eimOglicht  wird.  Der  Dampfbetrieb  an  sieb  setzt  niobt  notb* 
wendig  immer  eine  techaiseh  viel  Tdlkommenere,  daher  kost' 
apiebgere  Bahnanlage  Torans,  sobald  sich  nur  mit  einem  massigen 
Maximalmaass  der  ächneiligkeit  begntfgt  wird,  was 
Tofawitthadi^lieh  oft  ganz  aosreidit.  U&tn-  dieser  VoransBetiiuig 
steigert  sich  aneb  der  Kostenanfwand  der  Nonnalspor  gegen  die 
Sdtmalqnir  nicht  so  erheblieb,  dass  nicht  der  grosse  Vortheil  der 
Uohspor  dne  hini&ngUehe  Compensation  dagegen  büdete.^') 

3)  Die  Seonndär bahnen  tieferer  Glesse  kann  man  Tertiär-, 
QDartlIrbahnen  n.  s.  w.  nennen.  Sie  dienen  wesentlich  rein 
loealen  Bedfirfinssen  roa  immer  geringer  werdender  Bedentang. 
Deshalb  sind  sie  romemlich  von  den  Gemeinden  für  deren 
externen  Verkehr  in  der  Naebbarsohait  und  besonders  für  den 
internen  Verkehr  zn  bauen.  (§.  238).  Hier  wird  die  Danq>fbahn 
oft  darch  die  Pferdebahn  zn  ersetzen  sein.  Die  Normalspur  solHe 
indessen  auch  hier  nnr  bei  wesentüchen  Vortheilen  in  Ökonomischer 
Hinsiobt  zn  Gunsten  der  Schmalspar  aufgegeben  werden.  Diese 
reisen  Localbahnen  würden  dann  das  extensivste  Bahnbaosystem 
darstellen.  Anf  ihnen  wird  die  Verwaltung  von  der  Gemeinde  zn 
(Bhna  sein,  wiUirend  die  Seonndlrbiüinen  bOhMen  Rangs  Twnem- 
lieh  von  der  Verwaitong  der  Staatsbahnen  mit  administrirt  werden. 

Diese  Dnrcbfllbnmg  des  IndiTidnalisimngsprincips  im  Eisen- 
bahnwesra  entspricht  den  heutigen  Verkebrsbedttrfnissen  und  der 
rieUgen  Anslnldong  des  Systems  Jfffentficher  Unternehmungen  auch 


^  Tgl.  rach  lii«za  W  Wel>sT,  oain.  in  d.  „SecandIrbsiMien'*  S.  S  ff.  Er 
vekt  nMi.  dass  die  Yertbeaeranff  der  Bahnen  h&aptsichlioh  dnich  die  Be- 
dinroDgeD,  Teiche  die  DorcfafQhriiDg  der  eiseab«ham&ss.  Schnelliglieit 
steOt,  dann  durch  die  VcFikehnin^n ,  irelche  der  PerflonenTerkehr  an  Constme- 
tioBai  IL  Sicherheitsnussre^D  erfordert,  bewiiit  vird.  Bei  d.  oft  gftDOgeiiden  ge- 
rioferea  SchnelÜgbeif  kOnoen  die  Bahnaolagen  &acli  bei  Normalspar  riel 
vobUoiler  a.  dodi  geoOgend  sicher  irardeo.  Hier  liegt  dann  ein  tecb.  ProUem 
Ii  d.  Coutnetion  t.  Locunotirui ,  die  anf  Kdoben  Seeandiilnhnen  sine  m&ssige 
Xazimalscbnelligkeit  haben,  z.  B.  12  EiL  p.  Stande.  S.  Weber  a.  a.  0. 
S.  11  C  —  „Onndzüge  f.  d.  Gestalt  d.  second.  EiwDlnbaen"  (r.  d.  techn.  Conuniäs. 
1  Ver.  D.  Eisenbahnen),  1870.  Weber  reranschlagt ,  eb.  S.  22,  die  Eisparnng  roa 
Anlagekoften  bei  Secnnd&rbahnen  mit  Komalspnr,  aber  langsamer  Geschvindigkeit, 
rerglichen  mit  Haaptbahnen  schneller  Geschinndigkeit  aaf  2$ — 30%  im  Flachland, 
SO— 40  im  HflgeUande,  50—60  im  Gebiq^  —  S.  aoch  Demartean,  Qedankenlese 
IIb.  d.  Fairlie  sehe  Locomotiraystom  iL  Schmalspur.  Schienenstnssea  in  Oest-Ung., 
Wien  (1874). 
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in  der  materieU-wirtbsebaßüobeii  SpUbre  statt  der  privaiwiiftbacliiA' 
Hohen,  specnhUir^nUntemelimiingen.  So  vonogeben  iat  ÖkimomiMb' 
teehnisch  mtfgtiefa  nnd  in  dieser  wie  in  socialpolitisoh«  ffiflsi^  ! 
wt&flobenswerth.  Die  Uebenretenng  der  Primärbahnen  and  der 
wiohtigeiea  Secuidttrbahnen  &a  das  BpoettlatiTe  Aotienkapital,  du 
meist  allein  für  diese  Bahnen  bereit  nUkt,  ist  ans  den  dargdegten 
Orttnden  au  rermeideB.  Die  Seonndärbahseo  niederer  Claase,  die  , 
Tertiärbabnen  n.  s.  w.  dnroh  firwerbsgesellscbaften  oder  Frivite 
berstellea  zu  lassen,  hat  einmal  wegen  der  oft  geringen  Asssiofat 
anf  Rentabilität  keinen  Erfolg,  oder  ftthrt,  wie  bei  internen  sttdti- 
scben  Pferdebahnen,  vollends  zu  einem  faotis^en  Monopol  and 
entzieht  in  principiell  nachtiieiliger  Weise  der  localen  9eUwtn^ 
wahang'  einen  für  diese  besonders  passenden  Wirkungskreis.'*) 

III.  —  §.  356.  Der  Eisenbahnban  selbst  Mit  der  Dmcb* 
ftthning  dnes  richtigen  EiaenbahBsjstenu  der  gescäiilderten  Art  M 
in  folgender  Weise  rorzageben. 

1)  Es  mosB  zonäelist  ein  allgemeiner  EisenbahnbanpltB 
(„geographisoher"  oder  „Linienplan'')  fttr  daa  ganie 
Staatsgebiet  entworfen  werden,  iinter  stet»  Berttcksicbtignng  der 
Ansdilttsse  an  den  Staatsgrenzen.  Ist  dies,  wie  Tiel&cb,  frlber 
Tersfinmt  worden  und  demgemäss  sehon  ein  grosseres  Eisenbahn- 
netz vorbanden,  so  mnss  der  Plan  („Ergänznngsplan")  dennodi 
naohträglich  entworfen  w^en,  nach  dem  leitenden  OeaiohtB- 
pnncte,  die  Lüeken  in  dem  mnäunasdiob  dann  nooh  wenig 
einheitlichen  Eisenbahnwesen  des  Landes  passend  ansurfUleiL 
Abänderungen  der  Pläne  sind  nattlrlich  fOr  die  Zukunft  nadit  ans- 
geschlossen. ") 

2)  Ein  solcher  erster  oder  Ergänznngsbaoplan  ist  bei  jeden 
Eiaenbafansystem ,  auch  bei  dem  reinen  Privatbahn-  oder  bei 
dem  gemischten  System,  no& wendig,  ohne  dase  desw^en  voo 
vorneherein  gtoau  fUr  jede  Linie  bestimmt  wird,  ob  de  der  Staat 
oder  eine  Gesellecbaft  bauen  soll.  Bei  dem  aosschlies^ch  „öffent- 
lichen" oder  Staatsbabnsystem  werden  die  Hanptlinien  dem 
Staate  vorzubehalten  sein,  andere  können  gleich  den  Selbst- 
verwaltungskOrpern  ttberwiescn  werden,  entweder  definitiv 

")  Weber  ist  Mer  du  PrlnUAUiglceit  m  eiaaeiäg  gUnstig.  Stein  i* 
Handb.  d.  Tennltimgslelire  verOitt  ia  diesen  Poncten  einen  anh&Itb*rcD  StudpnncL 
Aacli  in  England  schon  Stimmen  fOr  die  Debemalime  der  Tiamvays  Seitens  der 
Commanen.    Cohn  II,  621. 

"*)  Ein  Hauptmangel  im  deutschen ,  engl.  Eiaeubahnwesen.  —  Torschi«  einei 
solchen  Eüienbahnplans  Seitens  d.pret]ss.  EiscDbahn-Dotersnchtingscomm.  S.  157.  Entwurf 
IL  ficluuutjn.  eines  Bfüinnetzpl&us  in  Oesterreich  1S34,  Gzörnig,  Neogestalt.  S.  370. 


Digitized  by  Google 


Der  EiflenbahnWo  «elbat 


61) 


«der  so,  das«  dier  Staat  «s  dieien  KOfp«m  HbwrlHart^^e  UM« 
«tan  frflhftr  «n  bamen,  ah  er  dan  kMainon  wtfzde,  wobei  daaa 
StutBaBtenttUa«BgMi  besonders  znlässig  sind,  der  Staat  sich  aber 
di«  ^ttera  Uebanabme  der  länie  Torsabehalfien  hat 

3)  Der  Limesplaa  Ist  Baoh  dem  eotwiekettea  Prineip  der 
lodiTidaaUsirong  der  Bahoen  av&nstcUen  und  dömgemüss 
«Boh  die  Betbeilignag  des  Staate  und  der  Selbstverwattaagsk^rper 
ueh  dieses  „tedwischet  Bangciaasen"  der  Bahnen  einznridtten. 

4)  Im  Staatsbalmsyslein  ist  besondeie  duraof  zn  aobtenf  dass 
die  Verwendung  von  Kapitalien  im  Eisenbahnban  in  der  mehrfaeb 
vwähnten  Weise  tbanliehst  gleiehm.tlssig  erfolgt:  m.  a.  W. 
Btben  dem  geog^rapbiAekenoderLinienplaD  ist  ein  Zeitplan 
f&r  dea  Andbaa  der  Linien  aH&aateUen  and  mOgUchst  iane  za 
halten.  Dies  ist  grade  bei  dem  Staatsbahnbaa  aasffthrbar  OBd, 
megeaeigt^  ron  segensreicbea  Folgen  fttr  die  Volkswirtfa- 
schaft  als  Organisnas,  bisher  aber  aatdi  in  der  Praxis  des 
Staatsbahnsystems  sdten  gehörig  zur  Geltung  gekonuaen,  in  Uebei^ 
dnstimmnng  mit  der  allgemeinen  „Planlosigkeit",  welche  aaf 
diesem  Gebiete  zn  beklagen  ist  (Prenssen!).  Aach  in  finan- 
lieüer  Beziehung  ist  eine  Ueberstttrzang  des  Staatsbabnbans 
m  kürzer  Zeit  zn  vermeiden.  Jede  Bahn  pflegt  eine  gewisse  Zeit 
xor  Entwicklung  ihres  Verkehrt ,  mithin  ihrer  Rentabilität  zu 
brauchen.  Das  ftnanaielle  Riaico  vermindert  sieh  also  bei  einem 
besonnenen  Vorgehen  im  Eiseababnbau.^'^) 

5)  Die  Geldmittel  zum  Eisenbahnbau  haben  Staat  und  Selbst- 
rerwaltnngskörper}  der  Praxis  gemäss,  in  der  Regel  durch  Be- 
ootzuttg  ihres  Credits,  durch  Aufnahme  von  Anleiben  zu 
beKhafEen.  Kftberes  hierttber  im  2.  Bande  der  Finanzwissensohafl, 
im  Kapitel  von  den  Staatsschulden.  Die  gelegentlich  vorgeschlagene 
sogar  mehr  oder  weniger  ausschliessliche  Verwendung  ordent- 
licher Einnahmen  (Steuern)  zum  Eisenbahnbau  selbst  ist  jeden- 
falls nur  ausnahmsweise  passend.  Die  grossen  Summen,  um 
welche  es  sich,  hier  stets  handelt,  sind  in  der  immer  unvermeidlich 
etwas  drtlcfcenden  Form  von  Stenern  schwerer  richtig  anfzubringen, 

als  Anleihen.  Und  während  solche  Stenern  einen  ungleichen  Druck  ^ 
aoaSben,  vertheilen  sich  die  Vortheile  des  Eisenbahnwesens  eben- 


**)  In  Ungarn  zeigen  sich  jetzt  die  Folgen  dieser  NichtberOclisicIitlgimg  der 
HilEsmittel  dea  Landes.  —  In  Prenssen  hat  sich  die  so  ein&che  Erkenntnisa  ider 
Abh&ngigkeh  de«  Gangs  eines  gioasan  Th^  des  JimAMms  Ttm  Ssaabahnbav 
neb  noch  zn  wenig  Geltang  rerschafil. 
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falls  QDgleich,  nach  Gegenden  aod  VolkMlassea,  ohae  das«  diew 
beiden  Uiigleiehbeiten  sieh  compensiren.  ^)  Um  in  Zukunft  Un- 
sicbtlich  des  leitenden  Finanzprincips  bei  der  BewirtbBobaftnng  d^  i 
Staatsbahnen  freie  Wahl  zn  erlangen,  ist  inPrincip  aber  ^ 
regelmässige  Tilgung  der  Eisenbahasohiilden-ia  beArwettea,  ! 
(§.2428nb4) — abweichend  von  dem  Gmodsatze^  der  für  die  sonstige 
allgemeine  Staatsschuld  anfsusteUen  ist,  deren  regelmässige  Tilgung 
nioht  prineipiell  geboten  erscheint   Wie  diese  Tilgung  vom- 
nehmen  und  in  welcher  Form  die  betreffenden  Elsenbahnanleifaes 
aufzunehmen  sind^  das  ist  ebenfalls  -erst  in  der  späteren  Lehre  tob  j 
den  Staatssohulden  zu  hdiandeln.    Vorläufig  genttgt  die  BeI■e^ 
kung,  dass  die  Tügnng  der  Eisenbahnschniden  die  Änfiiabme  der 
letzteren  in  der  Form  sogen.  BentenschDlden  nioht  nothwendig 
ansschliesst 

Einzelne  weitere  Puncto,  welehe  Anlage  und  Bau  der  BahaeD 
betreffen,  werden  des  Znsunmenhangs  halber  im  folgenden  Ab- 
sdknitte  mit  bertthrt 

18.  Abschnitt 
Eisenbahnen,  Fortsetzung. 
3.  Die  Verwaltung  der  Staatsbahasn. 

I.  —  §.  257.  Das  Verwaltungssystem.  Die  Regel  ist  bis- 
her bei  den  Staatsbahnen: 

1)  Die  eigene  Administration  durch  Behörden  des 
Staats  selbst  Nur  diese  Verwaltungsform  ermöglicht  es  toB- 
Btändig,  die  allgemeinen  Vortheile,  welche  das  Staatsbahnsystem 
haben  kann  und  derentwegen  es  gewählt  werden  soll,  zur  Geltung 
zu  bringen.  Kur  bei  ihr  kimn  jederzeit  diejenige  Hodifieation  da 
Bewirthschaftungsprincips  erfolgen,  welche  im  TolkswirthscfaafUielieii 
Interesse  gegentlber  dem  finanziellen  etwa  geboten  ist.  Die  eigene 
Verwaltung  des  Staats  lässt  sieb  auch  technisch  und  ökonomisch 
mindestens  ebensogut  einrichten  als  diejenige  einer  OeseUschaü 

Eioea  bezQgl.  Yorschlag  machte  Perrot,  der  hier  irie  ia  anderen  Ei**' 
bahnfnigen  sehr  za  eioseitiger  Aafiass.  neigt 

Ich  Tenreise  TorUafig  auf  meinen  Art. Sta&tsschaldea  in  Bhutschli a Slaati- 
-vArterb.  X,  21  i.  diew  Fonn&aren,  aach  S.  19  für  die  TUfongsfrage.  S.  «ach  oh« 

6$  S.  128. 

')  Nach  meiner  Beaibeitiuir  in  d.  6.  A.,  g.  241  ff.   In  der  KSne  B»a.  »- 
219f  Q.  219^. 
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in  der  Haoptsache  maw  der  Betrieb  der  Eisenbahnen  nach  ge- 
viweD  gleichartigen  allgemeinen  Grundsätzen  besorgt  wenteii,  wer 
inmer  ihn  ftlhre.  Aach  erfahrnngsmässig  steht  die  Staatsver- 
wsttong  des  Betriebs  hinter  der  Gesdlsehaftsrenraltnng,  wenigstens 
bd  nns^  dnrchans  nicht  zorUck.  So  mass  die  eigene  Administetion 
dfls  Staats  als  die  grnndsätslieh  richtige  bezeichnet  werden. 

2)  Verpachtungen  von  grossen  Strecken  Staatsbahnen  sind 
mduÄefa  als  Finanzoperationen  einer  in  bedrängter  Finanz- 
lage b^ndUehen  Begiernng  rorgekommen.  Ueber  den  Inhalt  der 
Vertilg  entscheiden  in  solchem  Falle  nicht  sachliche  Erwägungen 
hiiiflichtUch  der  im  Tolks'wirthsohaMchen  Interesse  der  Oesanun^ 
hat  nnd  im  finanziellen  des  Staats  liegenden  Fnnote,  sondern  eben 
die  coDcrete  Finanzlage,  die  Nothwendigkeit^  anmittelbar  möglichst 
snwse  baare  Geldsummen  zn  erhalten  u.  s.  w.  Denn  meistens 
wild  hier  der  FaehtschilUag  auf  einmal  oder  in  wenigen  grossen 
Bsttt  im  Voraus  entrichtet,  also  kapitalisirt,  nnd  nur  etwa  fVir 
qAtere  Zeiten  dem  Staate  noch  ein  Antheil  an  denjenigen  Bein- 
ertng,  welcher  mne  gewisse  HOhe  Oberschrdtet,  yorbehalten.^ 

3)  Fttr  den  Inhalt  der  Verträge  bei  der  Verpachtung 
kleiner  Neben-  nnd  namentlich  Grenzstreoken  zur  Verbindung 
mit  anderen  Bahnen  (etwa  fremder  Länder)  sind  auch  oft  nicht 
rain  Ökonomische  Erwägungen  massgebend,  sondern  der  Wnnseh 
des  StaiUs,  durch  günstige  Bedingungen  den  Anschhus  zu  ermög- 
liebeu,  oder  selbst  Verpflichtungen,  welche  er  in  dieser  Hinsicht 
eingehen  muss  u.  dgl.  m.') 

4)  Soll  eine  allgemeine  Verpachtung  von  Staatabahneu, 
d.  b.  also  die  Ueberlassung  des  Betriebs  der  Bahn  an  einen 
Dritten,  daher  wohl  meistens  wieder  an  eine  Erwerbs-,  speciell 
ActiengesellBchaft,  keine  weeentlichen  TolkswirthschaftUchen  und 
Sasozielien  Interessen  des  Staats  t>eeinträcbtigen,  so  mSssen  wotU 
folgende  sehr  schwer  zn  erftlUende  Bedingungen  gestellt  werden, 


*)  S.  0.  Note  72  im  Absdui.  18  (Oeetan.,  IttL) 

*)  Beinlale  ron  PaclitrerlilltiiiflseB  iMi  D.  Bahnen  in  §.  2Si,  Note  72,  z.  B.  b«i 
der  Oldenb.  Bahn.  Deber  die  Pachtrerh.  bei  d.  baiex.  B.  a.  D.  Eiaenbahnitafc  186S 
8.  ist,  1866  S.  1S9.  Einn.  fOr  die  rerpaoht  Strecken  1869  349,686  iL,  A.  f.  1871 
SSS^S  iL,  Avag.  fOr  d.  gepacht  Streck«!  1869  1,087,767  fl.,  A.  1871  l.eS7,640  fl. 
BeBerkeusweTÜi  ist  die  Terpachtang  der  der  Oberschles.  B.  gehörenden  Bei^eifa- 
bahn  an  PriTatantemehmeT  auf  kurze  Termine,  1871  vieder  aaf  12  J.  aaBgeacbrieben. 
Fln  aeiures  Beikel  der  Bahnpacht  bietet  d.  Vertrag  des  D.  Reicks  mit  der  Wilh.- 
LozeabvTgbahn,  siehe  §.  2&1.  Note  72.  —  Oeftere  Bahnpachten  in  Belgien,  mit 
nadierlei  verschied entn  Stipnlationen,  z.  R  einem  gewiswn  Frocent  itt  Brattoeiun. 
>ia  PtfihtüaB  oder  ebier  fitstan  Bahnmiethe  p.  KUometei. 
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derentwegen  wiedenim  die  SeUutrenMÜtang  vor  der  VerpadbtoBg  i 
den  VoTEiig  verdient:*)  ' 

a)  Verbleiben  dner  eingehenden  Controle  Aber  den  Be- 
trieb, and  eines  Genehmignngareofats  des  Staate,  nameDtficih  i 
fttr  das  Tarifweaen  (mit  FeststeUiug  Ten  Haxinudtarifen  in 
Vertrage)  und  fUr  die  Transporteinriehtnng. 

b)  Gate  Instandhaitang  des  Bahnbans  and  der  Oe- 
bäada  n.  s.  w.  dnroh  den  Paohtor;  Ueberaahme  tod  Keabaalen 
(Geb&ade)  erentnell  dmth  ihn  gegen  EntBofa&dignng  bei  Abbif 
der  Pacbtzeit.  Stellnng  des  Fahrmatexialfl  oder  mindestens  dei 
währead  der  Paehtzeit  neu  erfordtflichen  womÖgli(^  dnroh  den 
Pachter  and  ebenste  Ueberhusang  desselbmi  an  den  Staat  gegen 
KntBch&digiing  nach  AUanf  der  Paehtzeit. 

c)  Nicht  za  lange  Paohttermine  and  IfOgUehkeit  Ar 
den  Staat,  unter  im  Voraas  grandsätslieh  festgestelitea 
Bedingungen  den  Gontraot  vor  Ablauf  des  Teraiai 
an  lösen. 

d)  Bestimmong  des  PftohtgeUes  thrib  in  einem  gvwissen  GMd- 
betrag  als  Minimum,  tfaeils  in  einem  Antheil  des  Staats  an  dem 
Beingewinn,  welchen  der  Pachter  ttber  einen  Hinimalproeealnb 
hinaas  (z.  B.  5  oder  B%)  erzielt 

n.  —  §.  258.  Die  eigene  Administration  der  Staats* 
bahnen')  anterseheidet  sieh  in  dnigen  Pnncten  von  degeBigen 

*)  Du  wichtigste  Beüpiel  der  Pnzb  ist  bidiez  die  aOgen.  Temditiuv  dar 
niederUnd.  Staatslnhoen  an  eine  „Gesellscli.  f.  d.  Betrieb  der  nieded.  Stutdt." 
auf  50  Jahre,  s.  D.  Elaenbahnstst.  18ft7,  8.  204,  Jahig.  1869,  S.  2ftO,  Jahr;.  1873. 
S.  280.  Ges.  T.  3.  Juli  1663  bestimmte  die  Bedingongen,  unter  denen  der  Betridi 
der  Staatsbabnen  dnem  Dritten  übedassen  verden  IcOnne:  alle  Tarife  ond  Fi^upUu 
lind  znror  dem  Ulnlst  d.  Innern  x.  Geodim.  vorzolegen ;  v.  allen  i^nnahmeB  iat  du 
Regierang  Bechnung  m  legen  (s.  Erl.  r.  5.  Mai  1S65);  kd&e  BeschlUfse  sind  eiueitif 
zu  fassen  Uber  Yernältnisse  der  Betriebseinn&bmen ;  die  Ges.  bat  alle  erford.  Betriebs- 
mittel, Telegr.,  A^eikzeage  za  li^em;  die  Oes.  beziebt  einen  Theil  der  BnttoriBB. 
als  BetriebsiuwteD  nach  einer  Scala,  die  im  Verb.  z.  Eino.  p.  Meile  steht,  fecuer  ro 
der  Terbleib.  Nettoeinn.  V5,  Vs  der  Staat.  Concessionsork.  v.  3.  Juli,  Stat.  t.  7.  Sept 
1898.  ünter  fast  gleichen  Beding,  abenuhm  dies.  Ges.  die  linie  Almalo-Sabbtisa 
r.  einer  and.  Ges.  Die  önanz.  Eigebnisse  onganstig.  Der  Staat  erhielt  im  Doichacha. 
nar  1"/^  Zins  t  s.  Kapital,  die  Gesellsch.  konnte  f.  d.  ihre  im  S.  1675  gleichT<Almi 
4VaV«  verthdlen.  Neaedidi  ist  d«e  TerfaUtBlss  der  Teithflilaiig  dei  Erban  nrbcheB 
Staat  IL  Gesellsch.  fta  letztere  günstiger  stipniirt  worden.  Hit  der  ganzen  Einriobtoif 
ist  man  aber  uozn&ieden  n.  giebt  dem  reinen  Staats-  oder  reinen  Priratbahnt^Mea 
dm  Torzag,  wie  dies  jtmgst  eine  franz5s.  offlo.  Dntecsatiang  des  niedeiiind.  Sjitea> 
constatirte.  —  Mehr  aas  poUtiscben  u.  doctiin&rQn  Bünden  der  älteren  Wizütiwti- 
poL  beabsichtigt  Italien  seine  neu  enrtffbenen  grossen  Bahnstrecken  za  rerpaehtes- 

^)  Tgl.  daraber  W  eber  a.  a.  0.,  Schale  d.  Eisenbahnves.,  2.  A.,  196  £.  <8.  Ä. 
Kap.  12),  danach  z.  Th.  Perrot,  D.  Eiseob.  n.  Eiseobahnref.  —  Im  Texte  ist  die 
Darstellung  toq  Weber  neben  d.  amtl.  Quellen  (StaatshandbOcbem),  Reoheoschafiri)«- 
riditen,  d.  deotschen  a.  prenss.  EisenbahnstatiBtik  benutzt  irordou;  für  Freassen 
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derFriYatbahneii  md  ist  auch  bei  den  veivehiedeoea  S^atobahiien 
Hiebt  gna  gleiohaitig  eingeriehtet  Zu  Äbweichnogeii  hat  mit- 
QQter  die  Verdnigang  des  Post^  nnd  Telegraphenwesens  mit  dem 
StajttMisenbabDwese«  den  Anbtfs  gegeben.^)  Die  Verwaltong  bat 
sioh  ABeh  iw^  nach  einem  ftsteo  Plane  ausgebildet,  sondern  bei 
der  Keoheit  der  gan^n  Einrichtoog  ist  erst  dnrch  die  allmälig 
gesammelten  Erfahrqngen  die  anfvigs  siemlioh  natnralistisebe  Ver- 
wattoogsoirganiBation  den  angetretenen  BedUrfhissen  gemäss  ent- 
wickelt worden.  In  gewissen  grossctn  Gnmdzflgen  besteht  aber 
eioe  wesentliche  Uebereinstimmnog, 

Eine  gnte  und  wohlfeile  Verwaltungseinrichtvng 
der  fifUmen  ist  von  ebenso  grosser  volkswirthschaft- 
lieber  als  fiiianzieUer  Bedeutung.  Denn  von  der  guten 
Kinriehtnog  der  Verwaltung  hängt  die  Leistungsfähigkeit  der 
Bahn  fttr  den  Verkehr,  von  der  möglichst  sparsame« 
Einrichtung  die  niedrige  Böbe  der  laufenden  sog.  Betriebs- 
ausgaben —  absolut  und  im  Verhältaias  zur  BmttoeinBt;ahme 
iMiDfssen  —  ab.  Pie  Hfiiiß  dieser  Aufgaben  ist  der  eine  Factor, 
TOB  welchem  die  Grösse  des  Beinertrags  und  der  Rente  des 
Änbigekapitals  bestimmt  wird.  Der  andere  Factor  ist  die  Höhe 
der  Brattoeinnahme  und  fllr  die  Rente  tritt  als  dritter  Factor  die 
Grosse  des  Anlagekapitals  hinzu.  Die  Höhe  der  Betriebsausgaben 
bestimmt  aber  aoch  wieder  mit  die  Hinimalhtfbe  der  Tarif- 
sätze und  insofeme  die  LeistuBgafähigkeit  der  Bahn  fttr  den  Ver^ 
k«hr  und  die  Grosse  der  Bruttoeinnahme.  Die  tbunlichste  Ver- 
miadernng  jener  Ausgaben  und  die  dem  entsprechende  Ein- 
richtong  der  Verwaltung  ist  daher,  —  selbstverständlich  neben 
möglichst  billigem  Bahnbau  nnd  daher  einem  kleineren  Erfordemiss 
sn  Zins  und  Tilgungsquote,  soweit  die  technisch  erforderliehe  Be- 
sdiaAfiobeit  des  Bahnbsns  nach  den  im  vor.  Abschnitt  dargelegten 
Gsrioht^nncten  einen  billigen  Bau  znlässt  —  die  Voransseteung 
eines  guten  Reinertrags  und  einer  gentlgenden  Rente 
sogar  bei  mässigem  Verkehr  und  niedrigen  Tarifen, 
abo  bei  geringer  Brnttoeinnahme.  Sie  steigert  Beiner- 
trag und  Rente  leicht  erheblich  bei  starker  Bruttoeinnahme 
ond  sie  bildet  endlich  eine  der  wichtigsten  Bedingungen 


uch  du  SUatsbadget  S.  ancb  rielhch  die  oben  §.  24S  Note  1  citirt«  aflgemeitte 
fjBeubaluiIiL,  daim  „d-  Organisatioa  d.  prenss.  EisenbahsveMns",  Ssaea  1873  (ron 
riMK  Betriebobeuiteit^ 

^  So  frther  in  Baden,  jetzt  nocli  in  Baiern.  (Gen,-Direct.  d.  K.  Verkehnanst,) 


Digitized  by  Google 


I 


624     2.  B.  2.  E.  !8.  A.  EiMob.  Venrahiuig  der  Stulrifalmea.  §.  258,  259. 

fttr  bedeutende  Tarifermässigangen  ohne  zn  groase  oder 
selbst  ganz  ohne  Vennindemng  des  Reinertrags.  Hit  Beefat  ist 
daher  namentlich  die  mSglichste  Vermindemng  der  SelbstltoBten 
des  Transports  alseine  hochwichtige,  rolkswirthsehaft- 
liehe  und  finanzielle  Aufgabe  im  Eisenbahnwesen  iMow- 
dings  immer  mehr  erkannt  worden.^  Hanptpancte  dabei  nad: 
richtige  Ärbeitstheilang  in  Betreff  der  Tersohiedenen 
Fnnctionen  der  Verwaltung^  genügende  BerflekBieh- 
tignng  des  Privatinteresses  der  Fanctionäre,  sichere 
and  leichte  Controle  der  letzteren,  gtlnstiges  Verh&ltnisi 
des  todten  zom  nützlichen  Gewicht  beim  Transport 

In  Bezog  aof  die  Verwaltung  des  Betriebs  der  Stiato- 
bahnen  sind  nun  folgende  einzelne  Poncte  zu  erCrtem: 

1)  Die  Organisation  der  Verwaltung  im  Allgemeinen  eod 
die  Betriebskosten. 

2)  Das  Tarifwesen. 

3)  Die  EinnahmeTerhältnisse. 

4)  Die  Reinerträge  und  die  Rente,  oder  N.  3  o.  4  »- 
sammengefasst:  die  finanziellen  flrgebnisse.  Vön  den ^itee 
drei  Gegenständen  handelt  der  folgende  Abschnitt 

m.  —  §.  259.  Die  Organisation  der  Verwaltung  nnd  die 
Betriebskosten.  Die  Eisenbahnverwaltang  der  Staats-  und  der 
Privatbahnen  pflegt  bei  uns  in  drei  grosse  Zweige  n  ler 
fallen,  in  die  allgemeine  oder  Central  Verwaltung,  einsoUiees- 
lich  der  Oberleitung,  in  die  Bahn-  and  die  Transportverwtl- 
tnng.  Diese  Eintheilung  entspricht  der  Natur  des  Eisenbahnbe- 
triebs und  findet  sich  daher  äberall  einigermaesen  ähnlieh  wieder. 

A.  Die  allgemeine  Verwaltung. 

1)  Organisation.  Die  Staatseisenbahnen  ressortiren  am 
Passendsten  zu  dem  volks  wirthschaftlichen  Ministerinm,  dem 
sog.  Handelsministerinm,^)  andernfalls  in  Ermanghing  eines  sotehes 
zn  dem  Ministerium  des  Inneren,  der  Finanzen,')  wo  dann  nur 
eine  einseitig  fiscalische  Behandlung  vermieden  weiden 
muss,  selbst  des  Aensseren.'^)  Zweckmässig  wird  da,  wo  ein  om- 


0  Vgl  z.  B.  SchUfle  a.  n.  0.,  Scholz,  S.  14  £ 

*)  Dadurch  wird,  wie  Weber  henroriiebt.  glüx^  das  roUtswitÜuchjiti.  btenw 
richtig  hetoBt  So  in  Prenssen,  Baden«  fitQier  in  Baiera. 
*)  So  in  Sachaen. 

■»)  So  in  Wflrtemberg  u-jebt,  seit  d.  E.  1871  erfolgten  AnflOnu; d.  HaBdel^ 

ninisterioma,  in  Baiern. 


Digitized  by  Google 


bie  ■IlgflBMiiiwi  Venraltlmi!. 


m 


fuBendes  Staatsbob&wesen  besteht,  entweder  eine  eigene  Mini- 
steMalabtheilnng  mit  einem  Ministerialdirector  and  der  erfor- 
derliehen Anzahl  von  Rätben  and  Htiläarbeitem^^)  für  die  Staats- 
htkaea  gebild^  oder^  wird  unmittelbar  unter  dem  Ministerium 
eine  Generaldireetion  der  Staatsbabnen")  als  besondere  Be- 
blinle  eingerichtet)  welche  zugleich  das  oberste  ausftlhrende  Organ 
der  allgemeinen  Verwaltung  der  Ötaatsbabnen  ist  und  durch  ihren 
Tontftnd  oder  eines  ihrer  Mitglieder  im  Hiniaterinm  vertreten  sein 
kasn.  Die  UinisterialabtheUnng  fdr  Staatsbahnen  sollte  dann  aber 
ueht  das  etwa  bestehende  Friratbahnwesen  unter  sieh  haben  ^  um 
InteessenoolMonen  zu  vermeiden.  Sie  oder  andersdts  das  Mini- 
steriom  mit  der  Gtoneraldirection  hat  die  Entscheidung  Aber  die 
Principienfragen  zu  fUllen.  Die  MiniBterialabtheilnng  nnd  die 
Generaldireotion  müssen  daher  ans  jaristisch  nnd  technisch 
gebildetBD  Personen  zusammengesetzt  sein,  von  denen  namentlich 
die  ersteren  aber  anoh  eine  umfassende  administrative,  na- 
tionalökottomiscbe  und  commercielle  Bildung  haben  sollten. 
Fefah  es  daran  bei  den  bemfsmftssigen  Staatsbeamten,  so  ist  wo- 
möglich durch  Herbeiziehnng  ttlchtiger,  wissenschaftlich  gebildete* 
Praktiker  Ersatz  zn  schaffen.") 

Die  Genenddirection  leitet  dann  unmittelbar  die  allgemeine 
Verwaltung  der  Staatsbahnen.  Wo  sie  fehlt,  bestehen  besondere 
Dvectionen  der  einzelnen  Linien,'*)  deren  Vorstände  am  Besten 
Teebniker,  deren  Mitglieder  theils  dies,  tbeils  Juristen  sind,  wobei 
»ber  wieder  die  nOthigen  Anfordernngen  hinsichtlich  der  volks- 
wirthschaftlichen  nnd  commerciellen  Bildung  zn  stellen  sind.  Unter 
der  Direction  steht  in  Prenssen  ein  Gentralbn  rean  fttr  die  all- 
gemeine Verwaltung,  femer  Abtheilnngen  fttr  das  Gassen-  und 
Rechnnngs-  und  Gontrolwesen  und  hier  anoh  fttr  dieBetriebs- 

So  im  FrensscQ,  früher  in  Sachsea. 

So  in  d«a  4  gxftssetea  Dentscben  Hittelstaaten,  in  Bele^ien,  früher  in 
Haanorar.   In  Baiern,  Sachseti  und  Baden  mit  dem  Titel  Goneraldirection. 

")  Im  Gaozen  geschieht  bei  dem  straigen  Abschlass  der  Bareankratie  im 
Ebmbahadep.  n.  la  ?erwandtcQ  Fällen  (Finanzen,  Hajidelsangelegenhoitcn  u.  a,  m.)  in 
ÜcQtschland  zu  selten ;  Öfters  und  nicht  zum  Schaden  in  Oesterreich  (Bruck,  Brentano 
Q-  a.  m.).  Die  leidige  Klage  Uber  den  „Assessorismus",  d.  h.  (Iber  das  Vorwalten  des 
lediglich  privatrecbtlioh  gebildeten  Juristenthtuns  ia  Freuseen ,  ist  nur  zu  begründet. 
Hier  thot  eine  Beform  an  Haupt  u.  Gliedern  Noth,  veno  das  Staatebahnsys^em  weiter 
ausgedehnt  rird. 

So  froher  (vor  1.  Juli  1869)  ia  Sachsen,  noch  jetzt  in  Freussen,  wo  in 
den  alten  Fror.  4  (Ostb.;  Niederschles.-Märk.,  zugleich  fUr  die  schles.  Gebirgsbahn  o. 
Bed.  Bahnh.-Verbindang8b.,  Westfäl.,  Saarbr.),  in  den  neuen  dsgl.  4  (HanooT,.  Main- 
Wej^  Frukt-Bebra,  Nassau). 

X.  W«(BQr  FinaDiwiiaeiiHrb.  t. 
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iaspeotion.   Diese  Emrichtongen  weichen  aber  in  den  dnzebea 
Stuten  etwas  Ton  einander  ab.") 

Je  nnifassender  das  Staatsbahnnetz  wird»  desto  nothwendigcr 
ist  nun  die  Vereinigung  der  Centralisation  and  Decentrs. 
Usation  in  dw  obersten  nnd  allgemeinen  Verwaltnng:  eineHsBpt^ 
aufgäbe  schon  jetzt  für  Prenssens  Staatsbahnm,  eine  nodi  be- 
dentsamere  bei  der  Verwirktichnng  des  Beiehseisenbahnplans.  Unter 
der  obersten  Direction  (dem  „Generalbahnmeister*')  müssen  fBr  die 
practisehe  Dorehftlhmng  der  festgestellten  Frineipien  „Eisenbahn- 
ProTinzial-Directionen"  mit  einem  soweit,  als  es  die  Eio- 
heitliehkeit  snlässt,  selbständigen  WirknngekreisebesteheiL 
Hier  wird  sieh  die  Organisation  der  Verwaltong  immerhin  TieUMh 
Ähnlich  wie  diejenige  der  Post  gestalten  ktfnnen.'*) 

2)  Kosten.  Die  Gesamntansgabe  fttr  die  allgemcine 
Verwaltong  bildet  regelmftssig  nnr  dnen  klemen  Brachthöl  aller 
Aasgaben,  bei  grSsseren  Staatsbahnen  2 — 4 — 5,  neuerdings  2  bis 
6  Procent Ersparnngen  auf  diesem  Gebiete  fallen  ab« 
finanziell  fttr  den  Reinertrag  nnd  fttr  die  Tarifrednction  , 
nicht  schwer  ins  Gewicht.  Sie  sind  aach,  da  hier  wenig  1 
saohliche  Änsgaben  rorkommen/')  fast  nnr  möglich  durch  Ver- 
minderung der  Beamten  nnd  Angestellten  (Bureauper- 
sonal), also  Vereinfachung  des  BehOrdenorganismns 
und  Verringerung  der  Arbeitslast/*)  femer  durch  gerin- 

Beispiel  der  Oqrania.  d.  allKom.  Temit:  Prenss.  Ostb.-DirectioB 
1  TozsitzendeT,  7  Uitg^er;  CeDtralbareaa  79  Eisenbfthnseczvt,  17  GuuiBiei. 

1  Eiseubahnban-  a.  Betriebsinspector,  2  Zeichner,  ä  BabncoDttolenre,  4  Bnieftiidiwer. 
Hanptcasse  1  Bendjuit,  1  Gassirer,  7  Bnchbalter,  1  Casseussist,  2  GassendiauT; 
BfllTiebBiDspection  1  Obeibetziebsfnspect,  12  BettidMiiHpaet,  1  BkhAOMtrolMr.  i 

2  Eisenbilinseer.,  82  BetiidMMcr.,  2  Btueuidiaier,  Genrnrntanfnad  für  dies  Penaul  | 
1S0.600  Thlr..  A.  für  1871. 

")  T^.  KU  d.  all;.  Eisenbabolit  u.  A.  d.  Schriften  r.  Weizmann. 

")  S.  0.  g.  246  Note  43, 44.  Die  Gehalte,  Tagender  Q.  Emolomente  in  der  allg.  \H- 
valtnng  betragen  1869  bei  den  prenss.  Staatsbahn.  p.  Meile  1488  (Max.  2356  Haift-  ' 
Wewr  B.,  Min.  1191  Nasa.)  oder  p.  100,000  Thlr.  Brattoeinn.  2046  (Haz.  3529  Bebr.-  j 
Hau.,  eben  erOfltaet,  Min.  1754  Saarb.V  bei  den  eigens  renralL  Priratb.  bez.  1352  v  I 
1918  Thlr,  also  kein  grosser  Unterschied.   Aach  diese  Aasgaben  sind,  vle  alle  per* 
sOnlichen,  in  den  letzten  Jahren  stark  gestiegen.   Sie  betrogen  p.  RIL  (also  p.  Mök 
das  7'S  &che)  in  1874,  dem  in  Betreff  der  Betriebsansgabe  (und  Finanzetgebaiwi 
DO  günstigsten  der  neueren  Zeit  im  D.  Bahniresen,  bei  d.  prenss.  Staatsb.  604,  4a 
Priratb.  1b  Staatsrerr.  661,  des  Privatb.  1d  eigen.  Tenr.  366,  t  O.  47»  TUr.  tSD 
nur  433,  1872  868  Thb.,  also  ZaailuBe  von  1878  gegen  1872  um  23*66,  nw  187S 
aaf  18T4  ui  10*62*/..  1876  dagegen  nur  460  TUr.  oder  4*08V«  vaafger  ab  16T4| 
Eine  ganz  geaane  Vei^eichiiag  ist  nicht  immer  zoUing,  da  diese  An^alwnbiW 
doch  nidit  immer  die  gleichen  Polten  nm&ast 

'*)  Bea.  nur  fOr  Draekaaehen,  Sdireibm^.,  BneanbedOtb..  Heimmg,  Bebschi 
der  LocalitUen. 

"}  Z.  B.  Vereinftchnng  im  Caaten-  o.  Bechnangsirwen,  in  d.  statnt  ArbeiMt 
(Scholz  a.  «.  0.,  Weizmann). 
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gere  Besablung  dieser  Personen.  Das  Entere  mag  mitunter 
«uflhrbar  sein,  das  Utest  sich  al>er  nnr  nach  den  conereten  Vei^ 
hähnissen  benrüieilen.  Vieles  ist  anf  diese  Weise  gewiss  nicht  zn 
errdehen  nnd  allgemeine  Vorwürfe  kennen  den  Staatsbahnen 
aolnreriieh  mit  Recht  etwa  gegentlber  den  Priratbahnen  gemacht 
vrerden,  deren  Directionen  im  Gregentheil  stärker  besetzt  zn  sein 
pflegen.  Im  Ganzen  zeigen  beide  Arten  Bahnen  in  der  Hohe 
dss  Anfrrands  ziemliehe  Gleichheit  Ersparungen  durch  vermin- 
derte Gehalte  sind  wenigstens  in  Deutschland  sicher  nnthnnlicb, 
vielmehr  mttssen  die  Gkhalte^  wie  in  anderen  Zweigen  des  Staats- 
die&Bts,  erhöht  werden^  was  gerade  in  der  Gegenwart  stark  ge- 
schieht Die  Anwendaug  des  Tantieme- nnd  Prämiensystems 
&i  die  höheren  Beamten  der  allgemeinen  Verwaltung  ist  nicht 
BDstatthaft,  aber  da  sieb  ein  Mass  dafttr,  wie  die  Thätigkeit  des 
Eiioelnen  den  finanziellen  Erfolg  der  UntemebmnDg  beeinfiasst, 
ksom  findet,  so  ist  dieses  System  im  Gebiete  dieses  Verwaltnngs- 
Kweigs  doch  voa  zweifelhaftem  Werthe. 

Im  Ganzen  lässt  sich  daher  in  der  allgemeinen  Verwaltong 
schwerlich  eine  erhebliche  Vermindemng  der  Ausgaben  erzielen, 
eine  relative  nnr  durch  Vereinigung  bisher  getrennter  Verwaltungen 
and  Vergrösserung  des  Verkehrs.  Die  etwaigen  Reformen  ttlchtiger 
Directoren  und  Techniker  können  dergleichen  aber  nm  so  mehr 
in  den  beiden  anderen  Verwaltungszweigen  zn  Wege  bringen,  weil 
hier  Ersparungen  an  sachlichen  Ausgaben  möglich  sind. 

§.  260.  —  B.  Die  Bahnverwaltnng.  Sie  nmfasst  diejenigen 
Verwaltnngsthätigkeiten ,  durch  welche  für  die  Erhaltung  der 
Bahn  selbst,  der  Gebäude,  der  Bahntelegrapben,  der 
Signale  nnd  anderer  fester  Anlagen  in  dem  fUr  den  regel- 
mftssigen  ordentlichen  nnd  gesicherten  Betrieb  erforder- 
lichen Zustande  gesorgt  wird. 

1)  Die  Organisation  dieses  Verwaltungszweigs  ist  anch 
in  Deutschland  besondera  in  Betreff  der  Oberleitung  manchfach 
verschieden.  Mitunter  steht  an  der  Spitze  der  Oberleitung  ein 
T^hniker  als  Oberiugenieur,  was  Vortheile  hinsichtiich  der  Ein- 
beiüichkeit  aller  Massregeln  bietet,  oder  es  fnngiren  Ingenieure 
fllr  einzelne  Bahnabthdlnngen  unmittelbar  nnter  der  Hanptverwal- 


D.  Scbr.  J).  Opinis,  d.  prettss.  StuUab."  klagt  Ober  die  Oeberzahl  r.  Beeret 
In  d«a  Bofsaa's  d.  Stsatsb.  (BetriebsiiupectiDn). 
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tnng.'^)  Dieser  Dienstzweig  wird  bisweilen  auch  zur  aUgemeU 
Verwaltung  gerechnet  and  besteht  dann  ^iohzeitig  mit  ftr  i 
Oberleitang  der  Transportverwaltnng.*")  | 
Die  weiteren  Thätigkeiten  der  Bahnverwidtang  zerfallen  in  I 
beiden  Haoptzweige  der  speciellen  Beaafsiohtigang  i 
Bahn,  welche  dem  sog.  Streckenpersonal  tlbeitragen  ist,) 
der  Stationsverwaltnng,  welche  dem  Stationspersonal 
heimfäUt  Znr  Stationsrerwaltong  gehört  auch  die  Biüintelegrapl 
verwaltong  nnd  die  Verwaltung  der  Bahnunt^haltnngs-  voA 
triebsmagazine,  doch  stehen  diese  Zweige  mitnnter  auch  ai 
hftngiger  neben  der  Stationererwaltung. 

a)  Das  Streokenpersonal  besteht  ans  Abtheihmg»- 
zirks  )  Ingenieuren  (Bahninspectoren),  Baumeistern,  aämmtUch 
gebildeten  Technikern,  mit  dem  nothwendigen  Haifs-  (Bon 
pereonal,  femer  ans  Bahnmeistern  (Bahnaufsehem,  OberhahnwUi 
etwa  1  auf  die  Meile,  endlich  ans  den  unter  den  3afanoieH 
stehenden  Bahnwärtern  (Bahnwäehtern),  6  —  9—12 
mehr  p.  Meile  in  Deutschland,  verschieden  nach  der  Freqneni 
Bahn,  auch  nach  der  Art  ihrer  Anlage,  dem  Signalsystem  n.  i 
An  diese  Beamten  sefaliessen  sich  etwaige  weitere  Holfsiwftiter,  < 
Tagelöhner  u.  s.  w.  an. 

b)  Das  Stationspersonal  begreift  die  StationsT<Hi 
(nuter  verschiedenen  Namen,  wie  Bahnhof inspector,  Bahnh 
Walter),  deren  meistens  zwei  Classen,  fOr  grössere  nnd  ffir  kta 
Stationen,  unterschieden  werden.  An  sie  reihen  sich  Asairii 
Stationsaufseher,  Portiers,  Nachtwächter,  femer  die  Weicheaal 
die  mitunter  auch  zum  Streckeupersonal  gerechnet  werden;  en 
die  Telegraphisten  nnd  Material-  nnd  Magazinverwaltangabea 
Letzterer  Zweig  wird  auch  bisweilen  znr  Transportverwi 
gestellt 

2}  Kosten.  Die  Ausgaben  der  Bahn  Verwaltung,  ut 
bei  den  einzelnen  Bahnen  etwas  verschieden,  je  nachdom  J 

")  S.  Weber,  Fngo  369.  2.  A.  d.  Sdiale  d.  EiKnbklinwN.,  S.  $• 
So  bei  den  prenss.  Staatsbahnen. 

Beispiel  der  OrganisatioK  der  BahnTervaltang:  Frenss.  Ostbal 
StreclceapersoDal  7  EisenbabobaameiBtcr,  S  Betrieossecr..  1  Obectotidd 
(Weichsel-  n.  Nogatbrtlclce),  66  Bahameistor  (rar  IMffn.  einiger  neuer  StääB 
79,  1  aaf  15  Meil.,  1874  120).  5  Kratuimetster,  778  Bafaov&rter  (biaW  Ttl 
Meile  6.  1874  1175),  Stationspersonal  24  Stationsroreteber  1.  GL.  IffH 
dsgl.  2.  Cl,  1874  49,  14  StaÜonsanfseher,  1874  96,  69  StattoosaHiaLj  !• 
meister,  1  Telegrapheainsp.,  1  Betriebssccr.,  8  TelegraphraaD&ehar,  62  XällM 
veiter  S04  Weichensteller  (incL  9  BrUckemrärt^,  1674  558,  17  Poiä^tÜ 
vichter.   Oesammtanfir.  A.  für  1671  413,330  Tlilr. 
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loDgen  der  Oberleitnng  aar  allgemeiiien  Vernakang  oder  untere 
DieoatKweige  xnr  Tnuuiporfcvtt^toiig  gestallt  werden,  sind  absolut 
und  relativ  riel  bedeutender  als  diejenigen  der  allge- 
aeinen  Verwaltnng,  stehen  aber  fast  immer  stark  hinter  den 
Ausgaben  der  TransportTerwaltang  zarflok.  Sie  betragen 
im  grossen  Darchsobnitt  der  prensBischen  Bahnen  früher  etwa  30"/« 
und  darüber,  rund  (einsehliesslioh  der  Betriebsinspeotion)  ein 
Drittel  sämmtlicher  Betriebsansgabenf  neuerdings  in  den 
70er  Jahren ,  wegen  des  relativ  stSiteen  Steigens  der  Aasgaben 
für  die  Transportverwaltung,  etwas  weniger  (28 — 29%),  also 
etwa  fttnf  bis  sechsmal,  jetzt  vier  bis  fünfmal  soviel  als  die  allge- 
meinen  Verw^tnogskosten  und  fast  die  Hälfte  der  Aasgaben 
der  Tran  Sport  Verwaltung .  Bei  den  einzelnen  Bahnen,  Staats- 
wie  Priratbahnen,  zeigen  sieh  aber  wieder  erhebliche  Abweichungen 
äiflser  Quoten.**) 

Die  Ausgaben  der  Bahnverwaltung  sind  theils  persönliche, 
Besoldung  der  Bahnbeamten  u.  s.  w.  (Kleidung,  Heizung  der  Bahn- 
wlrteiUlnser),  theils  sachliohe,  Unterhaltung  des  Bahndamms, 
der  Schienen,  Schwellen,  Brtlcken,  Durchlässe,  Tnnnel,  anderen 
Anlagen,  der  Gebäude,  Telegraphen,  Signale,  des  Inventars  und 
der  Arbeitsgeräihe,  Ausgaben  für  Beinignng  von  Schnee,  Fenerver- 
siehemng,  Steuern,  Boreaabedtlrfnisse  n.  s.  w.  Die  sachlichen 
Aasgaben  pflege  erheblich  höher  als  die  persönlichen  zu 
sem,  doch  äussert  das  Terwaltangssystem  und  das  oben  in 
§.  254  hervorgehobene  Moment,  der  Grad  der  Intensivität  des 
ganzen  Bahnbaus,  namentlich  das  Verhältniss  des  stehenden  zum 
ndaufenden  Kapital,  auch  seinen  Einfluss  auf  die  Relation  beider 
Posten.**)  Unter  den  sachlichen  Ausgaben  befinden  sieh  viele 
Werkrerricbtungen  gegen  Taglohn. 

**)  S.  o.  Note  50.  AbTeidmngen  uch  nach  d.  Berechmingart,  s.  B.  in  den 
und.  prenas.  o.  ia  d.  deutschen  V ereiasststist 

B«ispi«l:  Prenfli.  Oitb.  nach  d.  Beraohmuigsut in  d.  deatacheiiElniH 
Uuutatist  Gesunmte  Ausg.  in  TanMDd.  Thlr.  18Q9  (in  d.  Klammer  1874):  1188 
(314S);  daron  Besoldung  der  Bahnbeamten  incL  DiensÜdeldang  n.  s.  w.  462  (967), 
Hnzong  der  Wftrterlocale  8*T  (87)  (bei  Niaderschl.-Hailt.  84,  bez.  127.  iroratu  herroi^ 
Mt,  daM  auch  solche  Posten  nach  den  Besoldongssystemen  abweichen),  UnteriialtanK 
i.  Bahndammes,  d.  Schienen,  Schwetleo  453  (1192),  d.  BrOclcen,  DorchUsse  11*8  (37)^ 
i  Geblade  82  (259),  Telegr.  26  (51),  obrlg.  Antigen  71  (271),  Inrentariam,  (}ertthe 
U-S  (48),  Omndstener,  Fenerrenlch.  a.  s.  w.  3S  (78),  Schneereinig.  19  (59),  Bnreaa- 
Mar&naBa,  Formalare  n.  s.  w.  4*4  (11),  Sonstiges  29  (198).  Im  Ganzen  persOnl. 
AMg.  40.  sacU.  60%  (1874t  SU'T  n.  69-3);  dsgL  bei  d.  niedenchles.-mbk.  bez.  SO'S 
0.  6»7,  bannoT.  37-9  n.  621.  sichs.  Staatsb.  42  7  Q.  S7-3.  baier.  c  28  o.  72,  wW. 
19-1  IL  80-9,  bMl.  86-7  n.  SS'SVo.   Aach  bei  Priratb.  Unliebe  Scbwankangen.  2fi 

40*/*  pflegt  die  pcnOnliobfl  Anag.  tmi  den  gaa.  BabnoiTenraltangakost  mefartflns 
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Die  Höhe  der  sachliohenf  indirect  aber  aaeh  diqenige 
der  persönlicfaen  Aiugaben  lüüigt  Tonemfieh  tod  folgeadeo 
BestimiDgrtlnden  ab:  ron  Klima,  Bodenbeechaffenhat  des  Landes'*), 
durch  das  die  Bahn  fuhrt;  —  ron  der  mehr  oder  weniger  sorg- 
fältigen und  teobnisch  ToUkommenen  ersten  Anlage  nnd  seHberigen 
Erhaltung  der  Babn  n.  s.  w.;  ~  ron  der  Frequenz ,  wekhe  die 
Abnutsnag  durch  den  regeknXssigen  Betrieb  bedingt;  —  eodfich 
ron  der  Sorgfalt,  mit  der  die  Unteibattang  und  BeaitfBiohtignDg 
der  Bahn  im  eigenen  Interesse  der  Verwaltung  oder  nach  Landes- 
sitte  oder  in  Folge  von  Staatsgesetzen  geschieht  In  letzter  Be- 
ziehnug  werden  namentiieh  in  Dentschland  nnd  i.  Tb.  Oberbaapt 
auf  dem  Continente  mit  Recht  um  der  Ordnung  and  Sidi^beit  des 
Betriebs  nnd  der  dabei  beschäftigten  Personen  Willen  grossere  Ad- 
fordemngen  gemacht,  als  in  England  nnd  vollends  in  Nordamerika. 
Das  bedingt  aber  anch  etwas  grössere  Ausgaben  fOr  diesra  Tüd 
der  Bahnverwaltung,  besonders  iUr  ein  grösseres  AnfsicbtsperBonal 
(Bahnwärter  u.  s.  w.). 

Die  Höhe  der  Bahn  Verwaltungsausgaben,  besonders  der  aaeb- 
liohen,  aber  auch  der  persönlichen,  steht  nun,  wie  gesagt,  im  Zu- 
sammenhang mit  der  Beschaffenheit  der  ganzen  Bahaan- 
lage.  Im  Allgemeinen  gilt  hier  die  Regel:  der  intensivere 
B  ah  n  b  an ,  mit  grösseren  Verwendungen  für  die  stehenden  Kapital- 
anlagen, fllr  den  Bahnkörper  selbst  u.  a  w.  ermöglieht  «aen 
geringeren  laufenden  Betriebsanfwand  fttr  die  Bahnverwal- 
tnng,  nnd  umgekehrt  macht  der  technisch  unvollkommenere  wohl- 
feilere Bahnbau,  zumal  bei  einigermassen  gleichen  Anforderungeo 
an  die  Leistung  der  Bahn  (Frequenz,  besonders  Schnellig- 
keit des  Fahrens)  relativ  grössere  Babnverwidtnngskosteo. 
Vorzüglich  dem  eigenthflmlichen  Umstände,  dass  bei  den  Bahnen  du 
Sicherheitsmoment  so  vricbtig  ist  und  eventuell  von  Seiten 
der  Gesetzgebung  weitgehende  bezQgliche  Vorschriften  öfters  ^- 
lassen  worden  sind,  ist  es  zuzuschreiben,  dass  nicht  noch  grossere 
Unterschiede  in  der  BeschaffeDheit  der  ganzen  Bahnanlage 
Bahnen,  an  welche  etwa  gleiche  Ansprache  in  Betreff  der  FreqocsZ) 

m  ItctnyeD.  Die  nutar  die  McbL  Aosgtbea  gerechneten  Ta^hoe  f.  WMknafekt 
in  Gebiet  d.  BabnTenr.  erheben  lieh  Oiteis  eq  bedentoiden  Soouaen,  z.  B.  1S69  Ortk- 
]«7,  Niedenchl.  206,  Huaor.  300,  Siebs.  StMtsb.  239,  Wort.  230  Tuaand  TUr. 

*^  Schneercininiog  z.  B.  bei  d.  flst  Süd-  d  Tir.  B.  1869  60.314  TUt.  nttr 
1-81  MUl  Tblr.  Ba^TerwaltongsMuliceD,  1874  165,000  Thlr.  Boter  3  69  WIL  TUf. 
Seihst  Ktlche  Posten  stehen  mit  unter  dea  Elnflnsi  des  In  §.  254  bestock.  PiteeiPf- 
Uehr  TanoeDmiteii  im  GeUzK«,  SöhnMSGhBtavArett  (sogMi.  OsUedM)  mkoia  mt 
Venrehangv  eifiardern  aber  ewen  Tid  gritoeren  Aofirud  r.  stak.  XapttiL 
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Sdutdl^cit  v.  8.  w.  gesMU  werden,  hervortreten,  wm  natknial- 
VkoBoarisch  lehr  begreifiioh  vfiie.  Abdum  würden  sveh  nsment- 
fidi  die  BaluiTerwidtiingaanflgaben  noeh  etlrkere  Venohiedenheiten 
Higen. 

£e  Usst  sidi  nioht  allgemein  sagen,  was  Ökonomisch 
oder  finanxiell  den  Vorzug  verdient:  thearerer  Bahnbaa, 
mitfain  höheres  Anlagekapital  zu  Torainson,  nnd  geringere 
BaknrerwaHangskosten  oder  das  Umgekehrte.  Die  Wahl 
nisB  nach  den  in  §.  254  dargelegten  Qesiehtspnnoten,  besonders 
mtt  Rieknoht  anf  die  Hohe  der  Löhne,  des  Ziasfasses  n.  s.  w. 
erfolgen.  Im  Gänsen  wohl  Anfangs  mehr  extensiver  Bahnbaa 
■ad  hSbare Bahnverwaltmigskosten,  später  Ersparang  an  letiteren 
(Lohne!)  dnrofa  technisch  Tollkommenere  Aosstattnng  der  Bahn. ") 

Abgeseben  von  diceem  vielleicht  finanziell  rathsamen  Weebsel 
im  ganxen  Bahnbansystem  Ist  eine  selbständige  Ver- 
mindernng  der  Änsgaben  der  Bahnverwaltong  in  erheblioherem 
Maasse  schwer  mOglicfa.  Die  Vermtnderiing  dtr  Zahl 
der  BeamtQp  nnd  Angestellten  wflrde  bei  Hanptbabnen  grosser 
Freqeens  nnd  Schnelligkeit  meist  nar  anf  Kosten  der  Sicher- 
heit geeehehen,  was  im  Dorehschnitt  wegen  Öfterer,  Kosten  fttr 
Eatschadignng  nnd  Ifaterial  bervormfiender  UnglficksfftHe  nicht 
einmal  immer  eine  Erspamiss  wäre.  Mit  der  steigenden  Freqnens 
wnd  sogar  die  Zahl  der  Beamten  wachsen  mflssen.^*)  Die  Oebalte 
nnd  Lohne,  (in  Dentaohland  in  der  nenesten  Zeit  seit  1871  ans8e^ 
ordentlich  gestiegen  —  eine  Hanptnisache  der  Vertbenemng  des 
Betriebs  — )  gehen  in  längeren  Zetträumen  ehw  einer  ErhOhnng 
entgegen.  Doreh  Aemtercnmnlirnng  kann  nnr  eine  nnerfaeh- 
liebe  Ersparang  entstehen,  meist  gegen  das  sachliche  Interesse, 
hl  den  sachlichen  Ansgaben  lässt  sich  dnrch  technisch  voU- 


**)  Dia  BtaAe  Lohnsteigenin;  der  letsten  Jftbn  seit  dem  frutz.  Kriege  in  Deatsch- 
lud* litt  aach  hier,  rerbiutden  mit  einet  kleinen  Enn&ni^g  des  Zinsf^isses,  doa 
iatenstreren  Bahnbfta  (z.  B.  beMere  Schienen,  SUihlschlencn,  mehr  Eiaenrenrend. 
ia  Oberbui,  Deber-  oad  Dnterbnicknngen  bei  Kreoningen  mit  Straasan,  statt  der 
beoons  im  Nlraan,  SelbstaobUanen  der  Barrieren  mit  SohlagtAnmen  n.  s.  v.)  manch- 
M  inaiutell  zveckmiariger  genaebt,  bet.  hei  gestiegener  Bahnfretnienz.  ma  Kosten 
d«  BalwTflnralUiag  sind  in  den  letzten  Jahnn  in  DeatscUand  stan  geiltegui.  Sie 
batmm  1ST4  d.  preosa.  Staalsb.  p.  KiL  2079,  preoM.  Priratbahnen  anter  Staa(»< 
rvtaUMg  3502,  Privalb.  nnter  edgener  Tenralt  1815,  in  Darcfaschn.  2011  Thlr, 
tSn  digL  19S4,  1672  1713  Tblr..  also  mehr  187S  gegen  1872  12  00.  1874  gegen 
1973  3-98*/«  Im  J.  1875  war  die  Ansg.  mXssiger:  im  DarcbscfaD.  1860  Thlr.,  od. 
men  18T4  8  01%  veniger. 

*^  8e  viude  i.  B.  1869  jede  Meile  der  Ostb.  110,  der  Nied«r«ehte9.  21*7 
Uli  tSgMch  durchschnitt],  befahren,  die  StteckeBpenonal  der  etstenn  war  p.  Meile 
H,  der  zveiten  15-5,  das  Stationspenonat  bez.  4'S  n.  9*6  Maaa. 
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kommenere  Anlage  (z.  B.  bei  Schienen,  Brttoken)  Bparen.  Da- 
für gelten  die  erOrterten  Principien  über  exteD^ven  und  intauirra 
Babnban.  Fttr  gewisse  kleinere  Reparatararbeiten  nad 
dabei  verwendete  Materialien  ist  endlich  ans  ErsparniBSrHcksiohten 
ein  Prilmien-  und  TantUmesTStem  fttr  Ei^ianmgen  aa  Haterial 
anwendbar,  einmal  bei  den  leitenden  fiahningenienreoi  tbeihreiM 
auch  bei  dem  unteren  Personal. 

§.  S61.  ~  C.  Die  Transportverwaltnng.  Ihr  Oelnet 
ist  die  Ueberwaofanng  nnd  Besorgung  des  gesammtee 
Transportdienstes  der  Bahn,  welcher  in  den  Personen-  and 
eaterrerkehr  zerfUlt") 

1)  Die  Organisation  der  Transportverwaltnng  ist  wlederam 
nicht  gans  gleichmftssig.  Gewisse  Grundlage  ergeben  sieh  aber 
aus  dem  Wesen  der  Sache  nnd  kehren  daher  ziemlieh  flheran- 
stimmend  wieder.  An  der  Spitze  der  Oberleitung  nnd  Beanfsich- 
tignng  des  Betriebs  steht  das  Betriebsdirectorinm  oder  die 
Betriebsinapection,  deren  Functionen  mitunter  Uber  die  Traiu- 
portrerwaltnng  hinansgehen;  Behörden',  welche  daher  bisweiIeD 
auch  znr  allgemeinen  Verwaltung  gestellt  werden.'^)  In  der  Trans- 
portverwaltung  wird  dann  der  exeeutive  Betriebsdienst  cod 
die  Haschinen-,  Wagen-  und  Werkstättenrerwaltung, 
daneben  anch  wohl  noch  die  Materialienverwaltnug  (Hi- 
gazindienst)  unterschieden,  welche  mitunter  mit  der  Weik- 
stftttenverwaltnng  verbunden  ist") 

a)  Der  exeeutive  Betriebsdienst  zerfällt  in  den  Expe- 
ditionsdienst und  den  Fahrdienst  Der  erstere,  wekber  an 
die  Station  geknllpfl  ist,  ist,  wenigstens  an  den  grosseren  StatioBn, 
wieder  in  den  Dienst  fOr  den  Personenverkehr  (ind.  Ge- 

■*)  V«ber,  Schule,  2.  A.,  Fr.  STO.  —  Detail  d«r  BahnnnteriutkiugskoBtaB  der 
preofli.  Bahnen  In  d.  prenss.  amtL  Stat 

"*)  Kurz«  prägnante  Characteästik  d.  Fonctionea  d.  einzelnen  (hvme  der  Ttm- 
portrervaltnng  bei  Weber.  Fr.  341  ff.,  Scbtde  1  A.  (3.  A.  8.  414  ff.). 

**)  Prenss.  Staatsbahneo. 

Beispiel  der  Organisat  u.  der  Zahl  n.  Vertbeil.  dea  TransportrenraltBUgf 
peistwala:  Prenss.  Ostb.  Expeditionsdienst  (1870):  1  Obei;stiterTervalte.  1 
Eisenbahnsecr..  16  Stationscasseorend.  n,  Elnneluner,  9  G^&ckaxpedienteB,  63  GfltU' 
ezpedienten.  öti  Bodennieister  (an  12  Ualtestellen  sind  Welchenst^er  geg.  Bemaner. 
mit  dem  Billetreritaaf  betraut).  Fahrdienst  135  LocomotirMifabrer,  43  Zugftbw. 
44  Packneister,  135  Heizer.  112  Scbaffiier,  28  Schmierer.  Werkstlttenbetrlel) 
1  Obemascfainenmeister,  7  Maacbinenmeister.  6  Zeichner,  7  Eiaenbahnsecr.,  82  Bo- 
triebssecr.,  6  WerlotlttenTorst,  18  Werkmeister,  22  Wa^^einieister;  —  27  Waarhiwi- 
belzer  «ädea  bei  aader.  preus.  Staatsb.),  8  Foitien,  10  KacUwicUer;  Materlal- 
vervaltttag  «of  d.  Strecke,  0  MateriilTanraltec  1.,  7  dsgL  2.  Oaiae,  won  bdaad. 
pr.  Staatsb.  nodi  Agfteber,  Wiehter  n.  treten. 
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piok)  und  in  die  Gtttereipedition  getrennt  Das  znm  Ex- 
pediÜonBdienflt  gehSFesde-Peraomal  best^t  ans  Einnehmern  (Billet- 
rerkaafern,  Stationsoassenrendanten),  Crepäckexpedienten ,  mitunter 
Boch  besonderen  Ge[^tokwiegem,  dann  Gepäcktritgem,  nnd  etwugem 
HSlfspersonal  (Assistenten)  fKr  den  Personentransportdienst  Zar 
GUerexpedition  gehört  das  Personal  der  Guterexpedienten,  Boden-^ 
Ude-  nnd  Wiegemeister  und  das  nothwendige  Hülfsperso&al  ftlr 
Cisse,  Bnchhaltong,  Bechnnng  n.  s.  w.  Viele  gewöhnliche  Werk- 
Terrichtangen  im  GUterdienst  (Auf-  ond  Abladen»  Wagenran- 
gireD  0.  B.  w.)  erfolgen  im  Taglohn.  Das  gesammte  Gfitertrans- 
portwesen  einer  Bahn  steht  mitunter  noch  nnter  einem  besonderen 
Ober-Gtltenrerwalter.  Die  Ueberwachnog  nnd  Oberleitung  des 
Expeditionsdiensts  fällt  dem  BahnhofrorsteHer  zu,  welcher  durch 
Sehirrmeister  (Wagenmeister)  die  Zusammenstelluug  der  Zttge  be- 
sorgen iXsst 

Das  Fahrdienstpersonal  höherer  Ordnung  sind  die  ho- 
eomotirftthrer,  Zngftihrer  (Oberschafiber)  und  Paekmeister,  das- 
jeaige  niederer  Ordnung  die  Heizer,  Sohaffher,  Zugscbirrmeister, 
Bremser,  deren  Dienst  mit  dem  der  Schaffner  mitunter  vereinigt 
ist  An  dieses  Personal  scfaliesat  sich  als  stehendes  Personal  auf 
deo  Stationen  Hbr  den  Fahrdienst  dasjenige  der  Wagenpntzer, 
Schmierer,  Wagenmeister  (Schirrmeister,  Wagenrevisoren)  n.  dgl.  m., 
bisweilen  auch  besonderer  Masohinenheizer  an.  Dieses  Personal 
oder  ein  Theil  desselben  wird  mitunter  auch  zum  Stationspersonal 
(Bahn Verwaltung)  oder  zur  Wagenverwaltung  gerechnet. 

b)  An  der  Spitze  des  Werkstättendiensts  (für  Repa- 
raturen des  Fabnnaterials  u.  s.  w.,  in  der  Regel  nicht  ftir  den 
Bau  neuer  Maschinen  n.  s.  w.)  stehen  Techniker,  sog.  Maschinen- 
und  Obennasehinenmeister,  welche  Zeichner  zur  Seite  haben;  unter 
ihnen  Werkstättenvorsteher,  Werkmeister,  Wagenmeister,  ausserdem 
das  nothwendige  Bnohhaltungs-,  Bechnnngs-,  Cassenpersonal  n.  s.  w. 
Die  meiBten  Werkverrichtungen  geschehen  gegen  Tagelohn.  Auf 
größeren  Stationen  besteben  besondere  Magazine  verschiedenen 
Umfangs  fttr  die  erforderlichen  Bebiebsmaterialien  unter  Materialien- 
verwaltem,  unter  denen  Aufseher  u.  s.  w.  fnngiren. 

Die  Organisation  einzelner  Zweige  der  Transportver- 
waltnng  und  die  Zahl  des  Personals  in  denselben  hängt  be- 
greiflicher Weise  von  der  Frequenz  der  Bahn,  besonders  was 
den  Fahr-  nnd  Werkstättendienst,  und  von  der  Bedeutung 
der  einzelnen  Stationen,  was  den  Expeditionsdienst  an; 
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langte  weeeotlicb  mit  ab.")  Aaf  kleinen  Stationen  und  bei  BObwa-  , 
ehem  Verkehr  kSnnen  z.  B.  manche  Arbeiten  Ton  einem  BMVitn 
besorgt  werden,  die  sonst  getrennt  werden  mtlBsen  (z.  B.  BBIet-  i 
Terkaaf  nnd  Gepäckexpedition,  beides  and  GOterexpedition).  Einige 
Verschiedenheiten  in  der  Organisation  nnd  in  der  Zahl  des  Per-  ! 
eonals   werden  aber  im  Personenverkehr  anoh  durch  das 
Billet-  und  Controlsystem'*),  im  GttterTerkehr  dorch  das 
VerladangBsystem'^)  bedingt,  in  bdden  endlieh  dnroh  die 
obwaltende  Rflcksicht  anf  Betriebssicherheit  nnd  dorch 
den  Znstand  der  Bahn,  wo  wieder  das  im  §.  S54  herro^ 

**)  Beispiele.  P.  Meile  Bkhn  kamen  1869  in  d.  TraDsportrerraltang  vorbei 
der  prenss.  Ostb.  TD  Beamte  n.  HlÜfsubeiter,  19*6  Arbeiter,  bei  der  nieder- 
acbles.  22'1  n.  433,  vestf&l.  12-6  o.  249,  Saarbr.  20-2  11.30-9.  hannor.  11-9 
u.  231,  nass.  S'S  n.  ]3'2.  Dagegen  var  die  befOrd.  Bnittolast  auf  1  Meile  Buht 
redncirt  bei  diesen  Bahnen  bez.  25*9,  51'0,  29-0.  87-7,  32-8  n.  20*5  MiÜ.  Centner 
(sog.  Gentnermeilen,  Gevicht  der  Pen.,  Ooter^  Wagen,  Locomot.  a.  Teodw  nu.)  ntd 
die  Bruttoeinn.  p.  Meile  64,  101,  56,  104,  75  o.  43  Tausend  Tblr.  —  Bei  eioer 
Linge  TOB  122  M.  det  Ostb.  a.  ron  72  U.  der  niedsndile«.  (iael.  sdües.  OaUiitEh.) 
(bez.  T.  1899  IL  562  KU.  in  1874)  batte  die  ente  a.  xweite  bes.  13»  v.  167  (1S74 
227  n.  227)  Locomotivfubrer ,  130  d.  194  Heizer  (1874  FeDeriente  43«  a.  fi07X  39 
Q.  28  Zogfllhrer  (1874  104  n.  49),  84  v.  54  Pacbndster  (1874  76  v.  105),  101  i. 
223  (1S74  241  a.  292)  Sehafiner. 

**)  Wenn  die  Controle  und  Abnahme  der  Feisonenbillete  nnr  in  den  Wag«  e^ 
folgt,  irie  fast  allgemein  in  Deutschland,  bedarf  es  unvermeidlich  mehr  Schaffiier,  die 
dann  wenigstei»  in  den  PersonenzOgen  andi  nicht  so  onfassend  als  Bremser  alt  be- 
schäftigt sein  können,  zamal  sie  oft  im  F^ren  die  Billete  coDpiren  müssen.  Andnt 
im  Ai^and,  bes.  in  Frankreich,  vo  die  Bahnhftfe  streng  abgesperrt  sind  n.  die  Hanp*- 
controie  der  Billete  beim  Eintritt  in  s.  Aostritl  ans  dem  Bahnhof  erfolgt  Bei  dsr 
Bllletexpedition  ergeben  sich  durch  das  jetzige  System  der  zahDosen  läazelbiUete  Ar 
Honderte  ron  StMiooen,  for  reischiedene  WagenoUasen.  Zsge  v.  s.  w.  grosse  Vtft- 
lln^keiteD,  an  allen  Haaptstat  numl,  fltr  Stwpolang,  Yeriunf  der  KiMe,  Gsatf^ 
der  Einnehmer.  Das  Edmondson'sche  Billetsystfun  (die  KSrtcben  mit  blosser  Angabe 
ron  Abgangs-  n.  Bestimmungsort,  Preis  n.  FabmnmmeT  od.  Datnm,  die  Sirtchen 
werden  dann  ron  den  Schaffnem  oder  BahnhofpoitiMS  gesanunelt  n.  zor  Miteottrete 
abgeliefert),  das  auch  in  Deatscblaiid  allmälig  ganz  das  ältere  Zettelsfstem  rerdrta^ 
hat  n.  den  Tortfaeil  rascher  Stempelnng  (mit  Hülfe  bezUgl.  Maschinen  in  1  StmA 
bis  6000  StDclt)  bietet,  reicht  jetzt  immer  weniger  ans.  Eine  gross*  YenisfliehBBg 
des  Billetwesens  gestattete  das  ron  Perrot  rorgeschlag.  einfache  Tarifeystsm,  dessen 
DorchMirang  nar  problematisch  genug  Ist.  Aber  aach  bei  vesentl.  Festbaltong,  tmi 
aoeh  einiger  Vereinfachung  des  heutigen  Personentari&ystems  sind  Reform  es  ii 
dem  Billetvesen  möglich,  vgl.  z.  B.  den  Torschlag  ron  Scholtz  a.  a.  O-,  Weber. 
Schule,  8.  A.,  S.  420. 

**)  y^.hierabsr  die  Schrift  r.  Michaelis,  Ferrot,  SohoUi.  Don.  Goks 
n.  a.  m.  Die  von  manchen  Seiten  gevtlnschte  Trennung  des  Fahr-  u.  FrachtraMn 
(§.  269)  vurde  den  Gotcrezpeditionsdienst  der  Bahnen  fast  ganz  in  Wegfall  bifigSB. 
da  hier  die  Befrachter  eintreten  irOrden.  Es  ist  wohl  mö^ch,  dass  dadunsh  and  m 
Arbeitskosteo  im  Ganzen  einige  Erspamng  entsteht,  irenn  auch  keine  sehr  wesentliole. 
Auch  die  Stellung  ganzer  Wagen  zur  Disposition  ron  Belebtem,  znm  beÜek  ToD- 
laden,  die  Beförderung  ron  UasstaigtHam  in  Wagenladnngen ,  vekbe  die  BefrackW 
selbst  anfüllen,  haben  neben  anderen  Vortheilen  den.  der  Bahn  Arbeitskraft  zn  e^ 
sparen.  Bei  der  Stellung  eigener  Wi^n  dorch  die  Bef^hter  würden  sich  tOfüt 
Bahn  selbst  im  Werkst&tteudienst  ErsjWmngen  ergeben.  FragUeh  Ueibt  nnr.  wie  vsit 
solche  Refonnon  nach  der  ganzen  Tebbnlk  des  Bdinbetiiebs  ftberhaapt  dorcUHtabsr- 

Meisten  Last  in  der  Expedition  macht  ävr  Stückgtlterrerkehr. 
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bobene  Moment  in  Betracht  komnt  Die  Aufgabe  uit  hier  offen- 
bir,  dicyeoigen  Systeme  zn  wählen,  welche  ht\  aller  Sictenng  yor 
Uaterschleif  nnd  Verlast  in  rolkswirtfaschafiüioher  Hinsicht  gttnstig, 
ftf  das  Pnblieam  mögliohBt  bequem  und  fllr  die  Verwaltung  dnroh 
Vereinfaehung  des  IMensts,  Erspamng  von  ArbdtskriUten  u.  s.  w. 
afigliclist  wohlfeil  sind.  lo  beiden  Beziehungen  bleibt  noeh  viel 
n  wttnscben  Übrig. 

2)  IHe  Kosten  der  Transportrerwaltung  bilden  der  Regel 
naeh  den  bei  Weitem  stärksten  Posten  der  Betriebsans- 
ffsben,  in  Deotschland  nahezn  zwei  Drittel,  früher  etwas 
noter,  jetzt  etwas  Aber  60%,  mit  Schwankungen  nach  Bahnver- 
waltongen  von  c.  50— 75%.  Eine  Eraparnng  an  ihnen  fftllt 
daher  für  den  Reinertrag  und  für  die  Möglichkeit  der 
Tarifreduetionen  gewöhnlich  am  Schwersten  ins  Gewicht. 
Sie  ist  aber  auch  in  grösserem  Umfange  maglioh,  als  in  den  beiden 
anderen  Verwaltnngszweigen. 

Auch  die  Ausgaben  der  Transportvrawaltang  sind  theils  per- 
sSnliche,  Besoldung  a.  s.  w.  der  Beamten,  theils  saehliehe, 
bei  letzteren  einschlieBslicfa  grosser  Sommen  von  Taglohn  ftlt 
niedere  Werkrerrichtnngen.  Die  sachlichen  Ausgaben  Überwiegen 
bei  der  Transportverwaltung  die  persönlichen  noch  stärker  ab  bei 
der  Bahnverwaltung.")  Sie  zerfallen  in  die  unmittelbaren  Kosten 


Anch  v^iMi  dicMT  Umstlnde  ia  DentscbUnd  mehr  Fabiperwnil  auf 
des  SÄfen,  vle  nehr  StreokeDpersoDal  suf  der  Baho.  Hier  rechnete  man  aadi 
Veber  m  einigen  Jabren  2 — 3  PersooenTagen  aaf  1  SchaSber  oder  Bremser,  5 — 8 
OfliemigeB  a«f  1  Begleiter;  in  Xngtand  und  Prankreich  dagegen  -auf  1  FersonenzDg 
ifllten  mehr  als  1  Oberscb.  n.  1—2  Sch.  oder  Bremser.  Landessitten  thnn  hier  anch 
Ti«L  Das  deutsche  Pnblilam  verlaagt  jetzt  auch  mehr  Schaffner  n.  v&rde  das  franz. 
KOetcontrolsTitem  schveriich  berorzugeu. 

")  Beispiel  Preuss.  Ostb.  Ansg.  ftlr  ges.  Transportrervalt  1869  313] 
lim  6595)  Tausend,  voron  anf  Besoldong  etc.  496  (1505),  sachl.  Anagaben  1635 
(50M)  Taownd.  mit  Ansschlass  der  Ei^z.  d.  Betriebsmittel  1435  (4326)  ron  i.  6.. 
I9S1  (5831),  od.  pera.  A.  25-77,  (W'8)  n.  sachl.  Ausg.  743%  {U'2),  neml.  Feuening 
d.  Looomot  315  (1171),  Schmieren  d.  Masch,  n.  Tender  24  (68),  Putzen  dsgl.  53 
(128),  Schmieren  d.  Wagen  17  (136),  Reinigen  10  (25),  Beleuchtung  d.  ZOge  IT  (66), 
GUerrerlad.  71  (196).  sonst.  Kosten  102  (249),  i.  G.  Kosten  der  Zugkraft  a.  der  Z&ge 
•M  (2018);  Beparatariiosten  485  (1087),  Loc  n.  Tender  283  (606),  Personenvag.  62 
(IM).  iMtw.  138  (811).  and.  2  (20);  Heiz.  a.  Belnlg.  d.  Betriebshw.  81  (122),  Wage&- 
vä0Qt9  143  (271),  Entsddd.  im  GaterveA.  25  (35),  Drucksachen,  Bareaobed.  Sl  (88), 
SiMÜges  62  (70S)  Tausend  Thlr.  Bei  d,  niederschles.  ist  d.  Teih&Itniss  d.  pers. 
Bi  den  sachlich.  Ansg.  (ezcl.  neue  Transportmittel)  in  1869  16*5  a.  8d-5*/o,  bei  der 
bannoT.  237  n.  76*3,  s&cbs.  Staatsb.  18*4  q.  82-6,  baier.  SO'S  n.  69-5,  >rart. 
»9  TL  70-1,  b ad.  34*1  Q.  65'97o.  Ganz  gteichmiss.  Vertheilnng  der  Ausgaben  er- 
Mft  aach  hier  nicht  Nicht  nnvMentttch  Terschieden  stellen  sich  unter  dem  Ein- 
ns  der  FieqsenzreriiÜtnisse  anch  die  Eeparatnricosten  der  einzelnen  Arten  Fahrzeage, 
L  B.  1869  (o.  1874)  bei  d.  niederschL  B.  weniger  als  bei  d.  Ostbahn  fflr  Loeom.  u. 
Tender  (206  :  282  n.  428  :  606),  etvas  mehr  für  Personenwagen  (66  ;  93),  erheUiplt 
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der  Zagkraft  (Fenenmg  der  Locomotiven,  Scbmieren  and  Pokiea 
der  Haseliinen  und  Tender),  der  Zllge  (Sehmiereii  und  Beinigei 
der  Wagen,  Belenchtnng  der  Züge,  Gttterrerladnng);  in  die  Repa* 
raturkoBten  der  Fahrzeuge;  in  die  zn  einem  Theil  mitanter  sob 
den  laufenden  BetriebseinnahmeD  erfolgende  Ergftnzang  der 
Transportmittel,  also  Nenbesobaffang  (nicht  nnr  Enata) 
solcher  I  welche  indessen  richtiger  von  den  laufenden  Ansgabeo 
gauE  aosgesehlossen  wird;  femer  in  die  Ausgaben  fttr  Heizung 
und  Beinignng  der  Betriebslocalitäten;  für  Wagen- 
miethe  an  fremde  Bahnen;  fttr  Entsefaädigangen  im  Fersonen- 
und  Gttterrerkebr;  für  Drncksaehen  und  BnreanbedttrfnissB 
u.  a.  Diversa.  Diese  sachlichen  Ausgaben  lassen  sich  wieder  mit 
dei^enigen  personlichen  Ausgaben  >  welche  sich  an  die  einzelnen 
Zweige  knttpfen,  zusammenfassen,  was  fHr  einzelne  Puncto  ein 
richtigeres  Bild  gewährt. 

Besonders  wichtig  sind  die  so  gebildeten  Kosten  des  eigent- 
lichen Fahrdienstes  und  unter  diesen  wieder  diejenigen  der 
Zugkraft  Ein  Theil  dieser  Kosten,  besonders  fllr  die  Besoldaiig 
des  Fahrpersonals  auf  den  Zügen  —  zahlreicheres  AnfsichtspersontI 
bei  unvoÜkommenerem  Bau  und  Fahrmaterial — ,  fttr  Beparatorkostea 
der  Looomotiren,  Tender,  Wagen  —  etwas  leichterer,  teehsisefa 
unvollkommenerer  Ban  der  Fahrzeuge  bei  leichtem  Bahnbau  — ,  auch 
gelegentlich  für  Miethe  fremder  Wagen  —  Ersparung  an  Kapital 
fHr  Betaiebsmittel,  also  an  stebradem  Kapital,  Seitens  einer  Ermereti 
und  einfacheren  Bahn")  — ,  fllr  Entschädigungen  bei  Unfällen 
hängt  wieder  mit  den  in  §.  254  besprochenen  Principien  in  Betreff 
der  Bahnanlage  zusammen:  bei  dem  intensiven  Systeme  irird 
dieser  Kostenbetrag  kleiner  als  bei  dem  extensiven,  daher 
z.  B.  in  England  kleiner  als  in  Deutschland  sein.  Ersparnngen 
an  diesen  Kosten  hängen  also  unter  Umständen  tod  dem  Ueber- 
gang  zu  vollkommenerem  Bahnbau  und  Fahrmaterial 
ab,  wofür  das  oben  Entwickelte  gilt  Ein  weiterer  Theil  der  Kosten 
eipebt  sich  aus  der  Zahl  des  Fahrdienstpersonats,  wofür  Siefaer- 

mehr  far  Laatwagea  (2öO  :  138  Tansend;  Kohleareritehi  n.  e.  w.  auf  der  entona; 
1874  bei  beddeii  Wagenarten  476  :  461).  Gegen  Tagelohn  erfolgten  WericFenichängoi 
i.  d.  TranspoTtvenr.  bei  d.  Ostbaho  1869  £Va  472.  niedenchl.  Air  326,  hannor.  SU, 
alchl.  215,  irllrt.  275  Tausend  Thlr. 

**)  S<»ut  hingt  die  Benatzong  frunder  Wagen  iresentl.  too  d.  geogiiiph. 
Dorchfuhnwkekr  einer  Bahn.  Gr&sse  der  letzteren  ab;  dah«F  meist  TerhiltäiwnilMig 
giAnere  Beftntning  fremder  Wagen  bei  den  Fiiratbahnen   Bei  d.  Staafsk  ist  rie  W 
d.  BiedenohL,  bannor.,  vestfät.,  s&chs^  bad.  gross,  bei  d.  aod.  bed«Dtead  Udler,  beL 
d>  Tait,  b«!«'.,  nass. 
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MttrllckBiebteii,  g«8eteliche  Vorschriften  mit  massgebend  sind,  aas 
der  Hebe  der  Besoldungen,  der  Preise  des  Brennstoff  n.  s.  w., 
worüber  allgemeine  Landes-  und  Zeitrerhältnisse  entscheiden,  end- 
lidi  aas  dem  mehr  oder  weniger  sparsamen  Verbrauch  Ton  Brenn- 
stoff, Oel,  Schmier-  und  Putzmaterial  n.  s.  w.,  wo  sich  ein  ratio- 
neUea  System  von  Kokes-,  Oelprämien  u.  s.  w.  Tortheilhaft 
erviesen  hat.°') 

§.  262.  —  3)  Die  Gewichtsmasse  des  Transports. 
Todtes  und  nfitslicfaes  Gewicht. 

Im  Uebrigen  wird  die  Höhe  der  Fahrdienst  kosten 
wesentlich  mit  bestimmt  durch  die  Gewichtsmasse,  welche 
auf  den  Eisenbahnen  bewegt  wird.  Namentlich  ist  diese 
GewiciUsmasse  fUr  die  Kosten  der  Zugkraft,  der  Ztlge,  der 
Reparatur  und,  inneriialb  gewisser  Grenzen,  auch  für  die  Zahl 
desFahrdienstpersonals,  also  für  die  Besoldungssnmme") 
ratscheidend. 

Die  zu  bewegende  Gewichtsmasse  zerfällt  bei  der  Eisenbahn 
wie  bri  jeder  Transportleistnng  in  das  sog.  todte  und  nützliche 
Gewicht.  Letzteres  begreift  die  Gegenstände,  deren  Bewegung 
Zweck  der  ganzen  Transportleistang  ist,  welche  daher  derTrans- 
portentemehmung  den  Ertrag  geben:  bei  den  Eisenbahnen  mithin 
die  Personen  (Passagiere)  and  die  Guter.  Das  todte  Ge- 
wicht nmfasst  die  Transportmittel,  mittelst  deren  die  Beförderung 
des  nützlichen  Gewichts  bewerkstelligt  wird:  bei  den  Eisenbahnen 

")  Die  Kosten  der  Zngkraft  (Bes.  n.  Ltthne  d.  Maschfaenmeist,  Locomotivea- 
Akz»,  Hätz«»  Px&nieii.  Beis^elder^  ArbeitelOluie,  Bq»ntDrkmtai  d.  Loa«  Tender, 
VcdoOttaibetrieb.  Beiur.  d.  Wasserst,  Brennst,  Schmier-  n.  Patzmat)  betragfln  in 

Prenssen  bei  allen  Bahnen  1S58  29  6,  1869  '25'4Vo  sämmtl.  Betriebs-,  47'8  and 
41'3*/„  der  Traasportaas;. ;  bei  d.  Staateb.  1869  27-6  toq  allen,  45*8%  r.  letztem 
Ansf.  Auf  Brennstoff  kam  ein  Drittel  der  Ausg.  der  Zogkraft  Dorch  die  neaer- 
Ucheo  Tcrschicbangen  der  Preise  d.  LSline  haben  sich  diese  Qaoten  verändort.  vor- 
fllwrgeheod  bes.  stark  dnrch  das  abnorme  Steigen  der  Kohlenpreise.  —  Auf  d.  prenss. 
Staatsb.  Tar  1874  d.  Ausg.  f.  TransportFerw&lt.  im  Ganzen  p.  Kil.  5241,  PriFatb. 
in  Slaats\erw.  52S7,  Privatb.  in  eigener  Verwalt.  3929,  im  Durchschn.  4522  Thlr.. 
regen  4241  Thir.  in  187«,  3704  Thlr.  in  1872,  Zunahme  1871  gegen  1870  11'38. 
1872  gegen  1871  16'04,  1873  gegen  1872  14-50,  1874  gegen  1S73  6-397„.  Im  J. 
1875  sind  diese  Ansgabeo  absolnt  n.  relattr  gefallen,  i.  DnrchschD.  3914  Thlr.,  also 
gegen  1874  lS'45"/o  veniger.  —  Deb<H  die  Vortheile  des  PribnieaS7stems,  das  jetzt 
Toit  rerbreitet  ist  für  dnen  anter  dnem  gev.  Max.  bleibenden  Verbraoch  an  Brenn- 
itoff,  Oel  n.  a.  V.  s.  Perrot,  EisenbtbnreC,  S.  152  £,  157  ff.  Ersparung  bei  der 
Bhein.  B.  ves,  mit  durch  Schmieiprbnien  in  2  Jabren  32,000  Thlr.  (Verbianch  bei 
77*  MilL  AchsmeUen  1862  29,000,  bei  9»/s  MUL  1869  6723  Thlr.!).  S.  aoch  onten 
§.  363.  Weber.  Schale,  3.  A.,  8.  Abi.  Die  LoccnnotiTfilhrer  beziehen  in  Deutsch- 
Und  3£O>-900  Thir.  fest,  ebensoriei  o.  mehr  wjl  PrtanieQ,  die  Fettedeote  350—500 
a.  bez.  50—100  Fr&lüen. 

Die  ZBge  reriangen  Cut  das  ^dehe  Oienstpeisonal ,  mOgen  die  Wagen  roll 
oder  leer  sein. 
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also  das  Eigengewicht  der  Fafarzeoge,  wie  LocomotiToii  Tei^ 
Wagen,  deren  nothwendigen  Bedarf  an  Breonstol^  Waaaer,  isnm 
Gerätbe  nnd  Geschirr  a.  s.  w.,  femer  das  ZngperxmaL 

Das  sn  erstrebende  Ziel  ist  non  bei  jeder  TranspoHurtij 
eine  gttnstige  Oestaltnng  des  Verbftitnisses  destodts 
zam  nfltzlichen  Gewicht,  oder  wenn  diese  Fordentng  in ibi 
drei  einzdnen  Tbeile  zerlegt  wird:  erstens  ein  mOgliflhi 
.geringer  absoluter  Betrag  des  todten  Gewiehts,  d 
namentlich  des  Eigengewichts  der  Wagen  a.  s.  w.;  zweitens  9» 
möglichst  starke  Ladangefftbigkeit  der  Wagen,  abMl 


Hobst  grosse  wirkliche  Belastung  der  Wagen  dareb  A 
nfitzliche  Gewicht  oder  eine  dem  entsprechende  Aaanntivri 
der  Ladnngsfähigkeit  Je  günstiger  diese  drei  Pnaete 
stellen,  desto  höher  der  Reinertrag,  ancb  bei  gleiel 
Brattoeinnahme,  desto  grOsser  femer  der  Spielraamf 
Tarifrednctionen,  selbst  bei  gleichem  Frachtqaant« 
nnd  desto  leichter  maglioh  eine  höhere  Brattoeinaahl 
ganz  ohne  oder  ohne  entsprechende  Kostensteigeraafl 

Bei  den  Eisenbahnen  ist  das  StreboD  nach  jenem  Ziel  begj 
lieber  Wnse  ganz  besonders  wiohtig,  aber  seiner  Erfllllang  aM 
anch  eigeDthflmliche  Schwierigkeiten  in  den  technischen  Bedtegal 
des  Eisenbahnbetriebs,  namentlich  bei  „eisenbabnmftasiger"  Sekad 
keit  des  Transports,  entgegen.'^) 

a)  Das  Eigengewicht  der  Wagen,  einschliessUek 
Looomotiren  und  Tender,  ist  ans  technischeo  Ottadev 
ganz  enormes:  noth wendig  vorwaltende  Veiwendnng  von  BM 
grossen  Massen;  Nothwendigkett  solidester  Constmction,  mtl 
fach  wieder  starke  Eisenverwendung  bedingt;  Erfordemist  i 
erheblichen  Schwere,  am  einen  entsprechenden  Druck  aadu 
leeren  Wagen  auf  den  Schienen  anszuttben  nnd  eine  gesM 
Tragfähigkeit  and  WiderstandsOihigkeit  bei  schneller  JStam 
behidener  Wagen  zn  bieten  u.  dgl.  m.  Es  lässt  sich  daiii  J 
Fortschritte  der  Technik  eine  Vermindenuig  erzielea,  abM 
Grenzen  dieser  Fortschritte  scheinen  eng  gezogen  za  sein.  M 
Anforderungen,  welche  bei  entwickelterem  Verkehr  in  BeMl 

«)  S.  im  Alls.  W«beT'fl  Schule,  9.  A.,  Kap.  »—II,  s.  <L  gern,  ScMM 
IndiTidoalii.  d.  Bahnen  a.  Seomdiriithnen.  Dm  Gm.  der  EzteosiTitit  m. 
gilt  in  «wiBBfln  Fkllen  »ndi  bei  den  Ffthrnatefial,   was   mit  iMl 
ioinem  VeriaBgra  nach  GeBeralUirang  in  dsweHKn  nicht  gaai  S^VM 
hraehtea  icheiDt.  " 


nnd  im  Verbältniss  znm  todten 
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FahrBAterials  sUrkfir  bervortretoD,  nemliofa  grMsere  TragflLhi^eit 
der  Wagen,  grSsaere  Danpfkrsft  der  LooomotiTeii,  raseberes 
Fahren,  seltenen  Bepaistaren,  damit  das  Material  beattUidiger 
in  DieoBt  sein  kann  u.  s.  w.,  lassen  sich  theilweise  gerade  nur 
Bit  Hitlfe  gleicbaeitiger  ErhGhnng  des  Eigengewichts 
erfBUen,  tbeilwelse  verhindem  sie  wenigstens,  dass  das  £igeoge- 
wielit  in  demjenigen  Haasse  vermindert  wird,  wie  es  bei  gleieh- 
UcUwadeD  Anfordemngen  obiger  Art  mögHch  wäre.") 

b)  Di«  Stftrke  der  Ladnngsfähigkeit  und  ihr  Verhftlt- 
Di88  zum  Eigengewicht  der  Wagen  lassen  sieb  zwar  anch 
rarltessera,  aber  ebenfalls  in  niebt  sehr  weikra  Grenzen,  wie  sieb 
m  dem  Ebengesagten  schon  ergiebt  Aneh  hierttber  entsehddea 
technische  Momente,  sowohl  in  Betreff  der  einzelnen  Personen-  und 
ÖOterwagen,  als  der  ganzen  Zdge,  das  Locomotiven*  and  Tender* 
gewicht  hier  znm  todten  Gewicht  geschlagen.^) 

Beispiale  $m  d.  preass.  Eiaonbttngtrtiitik.  Dmchflchaittegewich*  eines  ptenw. 
P«rioneBvag«i»  p.  Aehia  18(9  69-6,  piofnsa.  Zmulime«  18S9  71*7,  1875  822, 
^  Fbte  S-ft.  $-9  v.  4-34  CeotBer;  KoMan  der  UrabMelulhiiig  (abo  n  lerzii».  Kap.) 
P-  Achse  1859  962.  1869  1013.  1675  HOS  Tblr.,  p.  Plitz  56*6,  64-7  a.  568  TUr. 
(T««kageh.  yeiminderang,  velche  atch  wu  rediÜtBisaiiil«.  •Orinror  Zmialimfl  der 

4.  GL  erükü).  Bei  Suata-  u.  Priratb.  g^ches  Goricht,  bei  einzelnea  BaluMn 
«M.  DDtenchied:  bei  neuen  Bahnen  grOaseies  Gevicht  (x.  B.  1S69  Bebn-Uao, 
81S  C.  p.  Achfie.  44  p.  Platz,  Ostb.  1876  bez.  901  n.  464  Centn.),  vaa  offenbar 
Bit  utideTer  anter  Baoart  u.  grOaseren  Anforder.  an  die  Leistnnf  n.  Aosdaner  der 
Vagea  zoaammanli&Dgt  —  Dorchschnittsgew.  eines  Gop&ckwagens  p.  Achse  1869 
m,  1869  72-8.  1675  79-6  Centner  (Min.  1869  nach  Bahndntchachn.  56,  Max.  85  C, 

1875  bez.  621  n.  99-7),  eines  bedeckten  GUtexw.  544,  61-6  o.  658  (Min.  188fi 
61*1,  Max.  7U-2.  Entw.  wie  bei  Peisonenir.,  1875  bez.  37  6  o.  74*8).  eines  offenen 
fiaterv.  43-2.  496  n.  534  (Min.  1869  36-6,  Max.  587,  1876  bez.  35  n.  635). 
OoRkMkiiÜtikoatea  s&mmtl.  GOtenr.  p.  Achao  1859  466.  1866  496.  1669  (InoL  aene 
Pror.)  492.  1875  500;  in  dietex  StabUitftt  des  Prdsea  bei  grosserem  Ei^gav.  wid 
I'dingsffiii^eit  (Anm.  48)  aeigt  aich  der  Einfloss  d.  techn.  Fortschr.  n.  der  Concnrr. 
der  Wiitelbaoanstalten.  —  Die  Locomotiren  hatten  1869  im  D.  221,  1869  300. 

1876  276  Pferdelmft,  das  grOssta  Eigengewicht  einer  Loc.  mit  Feuer  und  Wasser 
nx  1669  660,  1669  900,  1876  856  Centner.  Das  Gewicht  ron  Wasser  und  Kohlen 
bcitigt  50 — 100  Centner  n.  dartlber;  bei  rascherem  Fabren  u.  seltenerem  Aofentbalt 
.SchaellxO^e)  muss  dies  Gewicht  natOrlich  auch  steigen.  Die  Zahl  der  ron  einer 
Locom.  dorchscbnittl  durchlaufenen  Nntzmeilen  war  1669  2395.  1865  2882.  1873 
20413  Kotxka  (2708  MelL),  1875  18,797  (2606  MeiL),  eine  Steigerung,  die  wieder 
boKre  Arbeit  rotaussetzen  wird.  (Die  neuerl.  Abnahme  wohl  t.  Zutritt  neuer, 
tcbvadi  fnovcmt  Bahnen  zu  sdUx«D.) 

Die  LadongaiUiig^  der  Gtttervagen  ist  eriieUich  gestiegen  u.  sti^  ala 
•tie  Tiagftbi|fcit.  —  der  HauptSnztidixitL  Die  fid^  ZalUen  stdien  etwas  ont  d. 
Eiafloas  Einredm.  der  BaniiMi  d.  neuen  Pnr..  die  wirtlich  m  ver^chendon 
aad  eigentlicl)  ein  klein  wenig  ungünstiger.  Gepäckwagen  aUerdings  Ladongs- 
f^higkfit  p.  Achse  1659  46-6.  1869  53-3  Centn..  Zunahme  16-97^  dsgl.  des  I^geir. 
23-7V«.  1873  Ladnngsflhigk.  p.  Achse  56-7,  1875  53-6,  also  Gleichbleiben  d.  Laduugs- 
&higk.  bei  Zunahme  d.  Gewichts;  —  aber  bedeckte  Guterw,  1859  n.  1869  Ladt 
»4-3  n.  791  Centn.  Zun.  45*67.,  dsgL  des  eig.  Gew.  nnr  13  67^  1675  Ladf.  90-3, 
Zun.  seh  1869  14-07^  w&hrend  d.  eig.  Gew.  sich  um  6-87,  erhObete;  —  offGUtorw. 
1^  1659  o.  1869  64-6  o.  89.6  C,  Zun.  7,  38-7.  dsgL  d.  eig.  Gew.  14-87,;  1^75 
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c)  Die  AasDUtsDOg  der  LadnngsfSUugkeit  httngt  dagega 
Tornemlieh  vrai  gesellscliaftHchen  und  wirthachaftlieheB 
Umständen  ab.  Hier  bieten  sich  wegen  der  Verschiedenheit 
der  Gesellschaftsciassen  der  Beisenden  nnd  der  ver- 
schiedenen Volaminositftt  nnd  Schwere  nnd  des  Ter- 
scfaiedenen  Werths  der  Güter, ferner  wegen  der  rer- 
Bchiedenen  natürlichen  Richtungen  des  Otlterrerkehn  im 
Ganzen  und  in  seinen  Hanptarten, ")  wegen  der  Tersehiedenen 
Zeiten  im  Jahre,  in  denen  sich  Personen  nnd  Güter  nator- 
gemäSB  vornemlich  anf  den  Bahnen  bewegen  und  wegen  des  oft 
unrenneidlichen  längeren  Leerstehens  der  Wagen  anf  des 
Stationen,")  eigenthttmliehe  Schwierigkeiten  welche  die  Eimehang 

Ladf.  97  C,  Zun.  seit  1869  T6Vo^  ^  Sigengev.  5"/^.  Während  nodi  Eule 
der  50er  Jahre  ein  oS.  Goterwagen  bloss  eine  lüdungsfähigkeit  roa  c  150*/«  HÜes 
eig.  Gew.  hatte  (genaa  hatte  er  1869  j«st  die  doppelte  (gen.  181        bei  den 

bedeckten  Otttenr.  var  dasselbe  VflllUÜtiiiflB  damais  knapp  100«L  1869  128"/^  1875 
hatte  d.  off.  Gatenragen  182%  seines  Gew.  Ladf.,  d.  bedectte  137*/«.  Immeihin 
TOg  auch  am  1869  noch  ein  tiotenng  von  20  Achsrä  bedeckter,  SO  A.  off.  Gflterw.. 
mit  1  Loc.  n.  Tender  dnrchscbn.  c  8900  Centoer,  bei  einer  LadangsiaLhigk.  na  c. 
4300  C,  also  ein  Verb,  ron  0*91  :  1  des  todteo  zom  nützlichen  Gewicht  bei  ToUtr 
Ladung,  die  kaum  Torkonmit;  dagegen  Ton  2*21  :  1  bei  der  pretus.  Dorcfaschnitto- 
bdastnng  v.  4iy^  —  Bei  den  Personenvagen  ist  natürlich  das  TerhGitati«  dei 
Eigen  -  zun  nOtzl.  Gew.  viel  ongOnstiger  u.  wie  ans  Aom.  42  herroigeht,  nenerdiap 
noch  nngtlnstiger  geworden.  Eine  Achse  tmg  1659  Personengewic^t  (1^/,  G.  a.  d. 
Fers.)  25-6,  1869  27-75  (Ranmerspar.  bei  3.  n.  4.  Claase),  d.  h.  bez.  42*8  o.  $8-7  7, 
des  jeweil  Eigengewichts.  Ein  Personenzug  von  30  Achsen  wiegt  mit  Loc.  n.  s.  r. 
c.  3200  Centner,  die  Personen  in  ihm  darcbschn.  830  C,  also  todtes  zum  nütd,  der. 
wie  3*86  :  1,  t>ei  d.  prenss.  DnrchschnittsbeBetznng  von  bloss  26*3%  der  Plllze  aber 
gar  wie  14'7  :  1,  d.  h.  um  einen  Menschen  m  befBrdern,  mosa  man  L  D,  &st  d« 
lOlkche  seines  Gewichts  mitschleppen  1  Im  J.  1809  beförderten  die  prenss.  BahMi 
ein  ntltzL  Gewicht  von  East  11  Milliarden  Centn.  1  Meile  weit,  m  wdchem  Zweck 
aber  30  Milliarden  Centn,  todtes  Gewicht  mitgeschleppt  wurden. 

**)  Die  Haaptclassen  der  Gilter,  die  Bobprodacte  des  Acker-,  Forst- ,^ Bergbau, 
die  Baamaterialien,  DUogstoffe,  die  fremden  Verzehmngs-  o.  Gewerksstoffe  (Colonial- 
waaren,  Baumwolle,  FabrikstoS'e  o.  s.  w.),  die  Fabrikate  u.  b.  v.  verlange  veischiedeoe 
B&ame,  verschiedenen  Schote,  also  th.  bedeckte,  tb.  offene  n.  sonst  verschiedtB« 
Wagen,  verschiedene  Schnelligkeit  des  Transports,  was  Alles  wieder  die  Av- 
nntzong  der  Wagen  erschwert  □.  iodiroct  das  todto  Gewicht  veiftfissert  —  AehnÜcbft 
gilt  vom  Wagen  c  I  a  6  s  e  n  System  des  Personenverkehrs. 

^)  Z.  B.  fdr  die  Wagen,  welche  Getreide  aus  dem  Binnenland  zum  Eipert  vmA 
den  Seehäfen,  Kohlen  ans  den  Bergwerksgegenden  naoh  den  Indastrieritcen  biiaga. 
fehlt  die  KadifiMht  ganz  oder  theilweise,  oder  die  Colonialwaaten  a.  Fabrikate  o.  s.  w., 
die  in  der  Gegenrichtung  gehen,  verlangen  wieder  andere  Wagen.  Daher  leere  Fthn 
rttckw&rts  („Ballastfahrt").  Aebnlichc  Verhältnisse  oft  in  Seehäfen,  bes.  mit  Bolz-. 
Getreide-,  Flachsezp.  u.  mit  schwachem  Import  (Ostseehäfen,  ausser  Stettin). 

*")  Z.  B.  im  Personenverkehr  die  Wagen  in  einer  Kichtoog  stark  bes^  im  Abb* 
reise-,  u.  umgekehrt  später  im  Heimreisevorkehr;  in  d.  anderen  Bichtoog  glelek- 
zeitig  wenig  Frequenz.  (BerUÄnh,  in  d.  Kichtung  von  Berlin  im  Sommer,  nach 
Berlin  im  Herbst).  Aehnliches  im  Güterverkehr.  Das  oftmalige  Leerstehea  der 
Wagen  anf  den  Stationen,  das  mitunter  10 mal  so  lange  Zeit  währt,  als  das  Iu-6e* 
wegnng  sein,  hängt  mit  diesen  u.  mit  den  in  vor.  Anm.  erwähnten  Umstlndea,  mit 
der  zeitraubenden  Be-  v  Entladung  nnd  mit  dem  Vorhandensein  zahlreicher  Statiosea 
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dei  Ideals,  d.  b.  der  ToUet&ndigen  Äasnntiang  der  Ladnog»- 
Ülugkeit  Ündem.  In  dieser  Hinsicht  mnss  man  sieh  ror  XUnnonen 
htUen.*^)  Aber  die  Weiterentwieklnng  dea  Verkehrs  selbst 
nUut  doch  SB  einer  Ännähernng  an  das  Ziel.  Femer  kann 
die £isenbahnTerwaltung  dazu  selbst  mächtig  beitragen  doroh 
cmerichtige  Tarifpolitik,  dnreh  welche  sie  einen  gar  nicht 
ezistirenden  Verkehr  erst  berromift  and  einen  ihr  sonst 
e&tgehenden  an  sich  si^L^)  Sonst  wird  die  Ladungsfäbigkeit 
der  Wagen  nor  sn  einem  geringen  Theile  ansgenntzt  bleiben,  was 
gegenwärtig  bei  uns  noch  sehr  zn  beklagen  nnd  wenigstens  doch 
in  Etwas  noch  zn  vermindern  möglich  isf )   Das  Verhtthniss 

Ton  sehr  Tenchiedanen  Tcansponbedur&isseii  zogaiomeo  und  bewirkt  natflrlich  ein 
Todtliecen  gioeaer  KapiUlieo.  Dsher  dfe  Wichtigkeit  der  rlcfatigea  Disposition 
t bei  den  Wagenpark,  mittelst  telegraph.  Oidres,  WagoBStiafmiethe  für  Deber- 
schiflitiDig  der  Frist,  hinnen  deren  Wagen  von  einer  fremden  Yenraltnng  zarftckge- 
liefert  sein  mOssen  o.  dgL  m.  Weber.  8ec.-B.,  S.  26.  berechnet,  dus  di«  Oütei' 
ngen  kuon  10%  der  Zeit  im  Jahre  wirklich  fahren,  in  Prenssen  29,  in  Oester- 
reich S3  Tage.  Mitwirkend  in  Deutschland  die  ZerspUtterong  d.  Verwaltung ,  was 
die  hvonde  dei  Staatsbahneo  n.  des  Beichsaisuibahnplans  mit  betonen.   8.  Note  47. 

*^  Was  Perrot  nickt  genügend  tint  in  s.  Vorsdilag  der  FersouentarifiednetioB; 
%  dsuwr  auch  SchoUz  a.  a.  0.  Aach  die  AnhSnger  der  Belchsbahnen  haben  mif- 
«ntv  dio  natnrliclien,  durch  kein  VerwaliungssyBtem  za  beseitigaiden  Gründe 
öner  stets  nothwendig  unrollatSndigen  AaBnntzuog  der  LadongsfiUiigkeit  nicht 
gnog  gewitidigt,  u.  darmn  der  Zersplitterung  der  Tenrältong  zu  riel  Gewicht  bei- 
plflgt  Dies  wideriegt  Weber  dordi  einen  Teirieich  mit  dem  centralisirten  Bahn- 
lyil«  Frankreichs,  Ftir.-.  Staats-  n.  Beichsb.  S.  70. 

*^  Beides  mit  Erftdg  geschehen  in  d.  Einftlhrang  der  4.  Wagenclaase  fOr  d. 
Pflnaunra^ehr ,  im  System  billiger  Betonrbillete,  in  der  Gewfthrong  des  Pfennig- 
ukd  MeUentaiifi  für  Massenprodacte  u.  a.  w.  Aber  das  Geschehene  ist  noch  nicht 
Uanichend. 

*)  Bei^iele  der  Ansnntzung  der  LadnngafUiigkeit  nach  d.  preass.  &atistik. 
Tot  wn  Sttz-  bez.  Steh^ltzen  (4.  GL)  der  preass.  Personenwagen  aof  allen 
Bthoen  wurden  bennttt:  l8fi9  31'2.  1865  291 ,  1869  (incL  Bahnen  d.  neaen  Fror.) 
26-3, 1876  29'2V«.  >iw  sogar  Abnahme.  1869  Staatsb.  27'2  (Kin.  nass.  21'0,  Max. 
Oüb.  29*0),  Fiintb.  nnt  Staatsreiv.  2S-&,  and.  Priratb.  26  ft  (Min.  Gosel-Oderb.  14-8. 
Mix.  84*8  Beii-Potsd.-Magd.).  1875  die  3  Eategor.  bez.  21-6  (Min.  Ostb.  191, 
Max.  Testt  25-4),  260  n.  23-6*/«-  —  IHe  wirkL  Belastung  s&mmtL  Güterwagen 
Ptnwens  war  In  Piocenten  der  Mulmalbelastong  (Ladungsfählgk.)  1859  41*5,  1865 
42-6.  1869  41.  1875  41-2,  also  auch  kein  Portschritt  (d.  kleine  ROckgang  rOhrt  von 
d.  Einrechn.  d.  neuen  Bahnen  her).  1869  Staatab.  32'9  (Min.  Bebra-Hao. ,  eben 
ertfflL  18-1.  sonst  Ostb.  31*6.  Max.  Saarbr.  58  4  —  Kohlenvork.) ,  Priratb.  unter 
Staatsrerw.  46,  and.  Priratb.  39-8«/.  (Min.  18'4  Tannusb.  (Frankf.-Wiesb.),  Max.  54V, 
Hd«e-Brieg).  1875  die  3  Kat  bez.  38*8  (Min.  Frank! -Bebra  30-6,  Max.  Saarbr. 
59>M  —  50*7  _  40-9  V«.  Mach  d.  deutscbw  EisenbahnsiaL  fur  1869  u.  1874  warw 
die  FeisMienwacen  der  b&ier.  Staatsb.  an  c  20-7  n.  21*7;.  d.  bad.  zn  27*8  o.  26*4, 
d.  alcbs.  n  n*!  o.  22'4,  d.  wart  zu  27*6  Q.  24-4  V,.  d.  preun.  Staatsb.  1874  za 
19-4—24*4  (Ostb.-Sasrbr.  6.)  besetzt;  Ihnlich  bei  d.  ausserpreuss.  Priratb.,  nnr 
In  ganz  wenigen  F&llen  aber  307«,  Darchschn.  all.  D.  Priratb.  in  Staatsrerw.  1874 
25^5,  in  eig.  Terw.  28-96;  etwas  stMer.  frflher  bis  36— 36'/^,  bei  d.  Osterr. 
Bahnen,  meist  auch  unter  307^,  Darchschn.  1874  22  67,  h<dl.  Staatsb.  21*82,  Warsch.-. 
yfim  36*MVa*  Die  Guterwagen  warm  belaste  1869,  bez.  1874:  bei  d.  baier. 
StaatA.  m  0.  41-Sl.  bad.  20  v.  96-9,  alchs.  80  a.  41*3.  wOit  46*1  b.  42*77^ 
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swi0eb«n  todtem  and  nfltzHcbem  Gewicht  üt  solang«  noch  tM 
ang;ttnBtiger,  ab  es  nach  der  Natur  d«r  Biseiibahnen  ofaoehia 
mnsSf  oder  m.  a.  W.  der  Betrieb  bleibt  sn  theaer,  die  Rente 
zn  klein,  wenigstens  theilweise  deshalb,  weil  der  Tarif 
zu  hoch  ist  DemgemHss  sind  vor  allen  an  die  Staats  bahnen 
wichtige  Anfordemngen  fttr  die  Tarifpolitik  xa  stellen,  ebeMo 
sehr  im  Tolkswirtfaschaftlichea  als  im  finanzidlen  Interesse,  §.  S64  ff. 

§.  363.  —  D.  Gesammte  Betriebsansgabe  und  Mög- 
lichkeit ihrer  absoluten  and  relatiren  Verminderung. 
Fasst  man  die  einzelnen  Zweige  Aer  Eisenbahnrerwaltmig  u- 
sammen,'^)  so  ergiebt  sich  hinsichtlich  einer  Vermindern g  der 
laufenden  Betriebsansgaben  and  der  Herbeiftthnmg  eines 
gttnstigereu  Verhältnisses  der  letzteren  znr  Brutto- 
einnahme Folgendes  ;^^) 

bei  d.  abr.  dentscheD  n.  österr.  Piintb.  zlemL  dieeelben  Zuhka  wie  \hA  d.  pieius-, 
H&x.  Osterr.  Badb.  49*35  bez.  46*88,  aOdOstL  Staatsb.  49^.  A«nlg-Teplttt  B6-« 
her.  48-0*/,. 

Die  geeammten  BetriebsansgabeD  vuea  nacb  der  amtl.  preass.  Etseahthii- 
Statistik  io  1874  p.  Eil.  bei  d.  Staatsb.  7924.  Priratb.  unter  Staatsrenr.  8450,  Pdnll). 
io  eig.  Yenr.  6063,  im  BarschsduL  7012  Thlr.,  nach  ilterer  Berechntuigsmethode  6973, 

fegen  6584  TUr.  ia  1873,  5758  Thir.  ia  1872,  daher  Zanalime  1873gegea  1872  sa 
4*85,  1874  gegen  1873  un  5*91  %•  ^  J'  1S75  ist  d.  Betnebsausgab«  dagegea 
wichen  auf  6224  Thlr.  (6184),  d.  h.  gegen  1S74  11-2V,  weniger.  —  Die  Qoole  ra 
d«  Betriebsansgabe,  irelcbe  bei  allea  pcenss.  Bahnen  auf  die  3  gzossea  Vezwat 
tanfSKTeige  f&llt,  vai  in  */e : 

18591    Ton  der 
1865  Gesammt- 
1869J  aosgabe 
I869i 
1871 
1872 
1873 
1874 
1875j 

Die  aiasemd.  Gebalts-,  Lohn-  v.  FreiBstdgenuigen  seit  1871  haben  £e  BetiiebttM- 
gaben  der  Eisenbahnen  sehr  erhSht  Seit  1875  ist  aber  ein  aOnmeiner  BttcMcWig 
eingetreten,  bes.  wegen  sinkender  Preise  (Eisen  n.  s.  w.).  Das  VerhUtniSi  der  £ii- 
nahmen  zn  den  Ausgaben  hat  sich ,  trotz  der  meist  erfolgten  absoluten  and  ralatifee 
Steigerung  auch  dieser,  bei  dem  stftrkeren  Steigen  der  Betriebdnatea  nnrOuticw  c»- 
BteUt. 


TOB  der 

BetrUbs- 

augabe 


AUg.  Tenr. 

Bahnrenr. 

Tnansportrenr. 

6'2 

31-9 

61-9 

6*5 

30-9 

62*6 

8-8 

SO-6 

61-1 

6*8 

81-1 

6M 

6-2 

29^ 

63*9  • 

6-1 

29-7 

U'i 

6*6 

29-2 

64*2 

6-8 

28-S 

64-7 

7-4 

29*7 

62-9 

S.  0.  g 

.  272,  273.  Bed  allen  prenss.  Bahnen  war 

0»«.-B«lt.- 

p.  KUook 

P.NbIi- 

^darcUMll 
wiceeacl«- 

BalnU)«« 

KiL 

Hvk 

XiL  Mmm. 

1867 

97*4 

13,887 

2-15 

«•0 

1869 

134-0 

13,044 

3*08 

6-0 

1871 

178-7 

14,94« 

2*27 

6*9 

1873 

268-2 

19,752 

2-58 

6-0 

1874 

297*7 

11,086 

2-62 

•*• 

1876 

294-8 

18,673 

2-51 

6-8 

*^  Die  prenss,  amd.  Eisanbahnttattetik  geetattef  neeh  andefe  GnppinuigM  der 
gesaut  elgentL  Betriebsansgaben,  welche  für  die  Fragen  im  Texte  wiolUig  sM. 
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1)  Bei  gleichbleibender  Beschaffenheit  der  ganzen 
fiihnanlage  <§.  264)  wird  nur  in  AotnuhmeflUleBr  bei  bisheriger 
niugelhafter  VerwaltongBOEgaBlBation,  dnueh  Verminderung  der 
BetBten-  nnd  Arbeiterz ahl  and  beider  Gehalte  nnd 
Lfibneeine  ßrsparang  sn  erzieleQ  Mio.  In  derBegd  wird  dieser 
wiefatige  Ansgabepostsn  ben  steSgendem  Verkehr  und  wegen  der 
Kothwcadigkeit  der  Lohnateigeruiigen  in  der  Gegenwart  absolut 
wftcksen  und  wegen  des  letzteren  Umstände  möglicher  Weise 
selbst  relativ,  d.  h.  too  der  grösseren  Bruttoeinnahme  eine 
stärkere  Qnote  beanspraofaen,  eine  gerade  bei  uns  sehon  Ende  der 
60er  Jahre  in  Anssi^t  stehende  Mögli<^eit,  die  sich  seitdem  in 
grossem  Umfange  Terwirklicht  hat 

2)  Dagegen  wird  eine  absolute  nnd  relative  Verminde- 
rnng  der  Betriebsausgaben  anf  liegende  Weise  zu  er 
nden  sein: 

a)  Dnreh  VervoUkommnang  der  Bahnanlage  nnd 
des  Fahrmaterials  in  der  Weise,  dass  in  Folge  kost- 
spieligerer, abor  dauerhafterer  erster  Constrnction 
du  stehende  Kapital  mehr  vorwaltet,  §.  S54.  Dann  werden 

saehKehen  BahnnnterluUtangs-  nnd  die  Reparatorkosten  des 
Fshnnaterials,  femer  manohe  Beanfsiohtigungskosten  (also  persön- 
liehe  Ausgaben)  sinken.  Dieaen  Ersparnngen  ist  zwar  der  grossere 
Bedarf  an  Zinsen  fttr  das  erhöhte  Anlagekapital  gegen- 
Bber  zn  atcdlen.  Allein  es  wird  dabei  doch  schliesslich  oft  eine 
fii^Muung  Bbrig  bleiben.  Diese  zu  erriden,  ist  auch  der  eine 
HaiptEweck  «ner  stehen  Umgestaltiuig  der  Bahnanlage.  Der 
andere  Hauptzweck  dieser  Massregel,  die  Bahn  für  den  Ver- 
kehr leistungsfähiger  zn  machen,  führt  aber  zn  erhöhter 
firnitoeinnahme  nnd  damit  zngldch  wieder  zn  einem  günsti- 
geren Verhältniss  der  Ausgaben  zur  Einnahme.") 


uiHek  DMA  &m  SaMluBi  benächmr,  —  Dfäten,  Ariwtfahilfe  etc.,  —  Mataridla  Ter- 
TBbaagäkottea,  —  üntodialttng  d.  BaMutfi^eB,  ~  Kosten  d.  BahntnuspOTts,  —  DbIw- 
stimaite  Ausgab«.  —  Die  Qoote  fUr  Besoldiuig  ist  nach  T0rti1)««eIiendeB  FaUen  1870 
vie4er«o  hoch  ab  18M:  i%'2%.  Die  «acht.  Ansraben  kOnnen  oorch  dauerhaftere Gon- 
«Onctiofl  r.  Bahn  n.  Material  q.  dnrch  d.  Accoro-  n.  Fiantenfffstem  etvas  eimftsdgt 
veidcB  im  absol.  Betragre.  Belatlr  ist  die  Amg.  t.  Unterhalt,  d.  Bahnanisgen 
feaaBkea:  1867  16,  1671  lS-4,  ll-ftVo-  ^^S-  Bahntransp,  ist  zdt- 
viise  1871 — -7A  absolnt  o.  rdatir  am  Meisten  geallegeR,  jetct  wieder  bes.  stark  g:e- 
mim:  1869  17,  1871  27-«,  1878  29-7,  1874  29-1,  1875  26-9Vo. 

*")  Ans  ftatlst.  Ter^elchangen  liest  sich  der  Einfloss  der  ToUkomneaereii  Bahn- 
uUge  auf  die  absolute  n.  rel&tlre  Holie  der  Bahnonterhalt.  n.  Beparatarkosten  nicht 
mit  genO^ender  Sicherheit  erkennen.  Hier  k&noen  nur  specielle  Untersnchiin{;en  Im 
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b)  Dorcfa  ein  umfassendes,  rationelles  ÄecordTerfahren  flr 
Arbeitsleistungen  nnd  Prftmiensystem  für  sparsamen 
Materialrerbranoh  kOnnen  viele  sachlicbe  Ausgaben,  AeSs 
in  der  Bahn-,  namentlich  aber  in  der  Tran  Sport  verwattong, 
annähernd  anf  den  nnnmgänglicben  Uinimalbetrag  henb- 
gemindert  werden.  Es  gilt  dies  im  Allgemeinen  von  allen  solches 
Aasgaben,  bei  denen  dnroh  Controle  von  Oben  höchstens  die 
Innehaltnng  eines  gewissen,  nicht  zn  niedrig  gegriffe- 
nen Maximalverbranchs  an  Material  nnd  eine  bestimmte 
Durchs chnittsqaalität  der  Arbeitsleistung  enwangoi  j 
werden  kann.  Um  einen  geringeren  Materialverbraach  nnd  eine  < 
höhere  QaalitiU  der  Arbeitsleistong  nnd  die  aas  Beidem  resnltbeDde  | 
Ersparnng  zn  erzielen,  empfiehlt  sich  das  Accord-  nnd  Prämärong»- 
system  auch  hier,  weil  es  das  eigene  Interesse  der  Arbeitet  and 
Beamten,  besonders  der  Unterbeamten  erweckt  Aach  naeh  Absag 
der  Prämien  bleibt  dann  doch  eine  Ersparang  fUr  die  Verwattong 
ttbrig.  Immer  nene  Gebiete  erweisen  sich  Lesern  System  zng^ 
lieh.  Dareh  die  bessere  Qualität  der  Arbeitsleistang  kann  soUisH- 
Iteh  anch  an  Arbeitskraft,  daher  an  persönlichen  Ausgaben 
ftlr  Besoldung  n.  s.  w.  gespart  werden.  Uebrigens  darf  von  dem 
System,  wie  es  wohl  vorgekommen,  aooh  nicht  sn  viel  erwiitei 
werden,  denn  die  Summe  der  auf  diese  Weise  möglichen  Enpt- 
mngen  ist  doch  keine  für  das  Qanze  so  sehr  bedentende.^ 

c)  Den  grösBten  Vortheil  in  jeder  Hinsicht  muss  die  gttnsti- 
gere  Gestaltung  des  Verhältnisses  des  todten  zumuttts- 
liehen  Gewicht  im  Transport  und  die  absolute  Verminderang 
des  ersteren  bieten,  weil  sie  die  Selbstkosten  des  Transporte 
nnd  die  Quote  der  Ausgaben  von  der  Brutto^nnahme  venDinden. 
Diese  Frage  ist  wegen  ihres  Zosammenhangs  mit  der  Tarifpo&ik 
auch  volkswirthschaftlich,  nicht  nur  finanziell  nnd  privs^ 


einzelne  Fall  argeben,  wie  wdt  oUgs  Sit»  in  WiiUiofakett  zatreffen.  Das  Aitaiu 
Balm,  die  Uaher.  Sugblt  n.  s.  t.  Qban  ebenblb  eUw  Eiofliua  ans,  der  uu  « 
zfllnea  zu  ennitteln  ist  8.  Note  61. 

*^  &  Perrot,  EiaeDbahnref.  S.  157  ff.  a.  die  dorflgen  intereM.  IDttbeiL  m  i- 
Bar.  d.  Eh  ein.  B.  {s.  o.  Nota  39).  Hier  ist  d.  Pr&müniiigssyBtem  &a  spais.  Ytfhnack 
eiDgefahit  far  Locomotirenfubrer  il  Heizet  in  Betr.  d.  Brenaitofi  bei  LocoMfina- 
hflizDDg;  fbr  entere  L  Betr.  des  Oels  beim  Scbmieren  der  Locom. ;  för  d.  Bnmtt* » 
Betr.  d.  Oels  beim  Schmieren  der  Vagen;  für  Okoo.  Aosfüiniiig  der  Daterlnita^  1 
arbeiten  des  Oberbaus  f.  Wirter  -a-  Weichenst^er,  ArbeitsrotteafÜhrer  o.  AibdW:  I 
endl.  Accordpi^.  verl  beim  Betrieb  anf  d.  CentralfcUteistat  Cßln.  f.  d.  Wagearw^i> 
gesch&fi  JL  d.  Ladegeecb&fL  Manche  Scbirierigk.  bei  d.  EinfHlhr.,  bes.  in  Tonufbaika.  i  . 
Arbeiter;  mehrf.  Va~~Ys      g^S^       Mazimalsnmme  erzielten  £rspam.  au  d.  Beasla 
u.  Arbeiter,  die  sich  darein  nach  gev.  Quoten  tfaeilen.   Sehr  gOnst  E^lnisse. 
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wilftgehiiftHftfa  (für  die  Babmuternehmniig  oder  die  dabei  be- 
tbeOigteiL  Beamten)  £e  wichtigste.  Einer  befriedigenden  LOsung 
denelben  rnnss  daher  doch  die  AnfiuerkBamkeit  in  erster  Linie 
levridmet  sem. 

19.  Abschnitt 
BiMnbafeBeB.  tvrMsttog, 
^  TaxtfvflMn  nnd  flwanrielle  Brgebniin  der  Staatibahnen.') 

L  —  §.  864.  Tftrifwesen.^  Ä.  Uebliohe  Grundlage 
desselben.  Die  Feststellnng  des  Preises  der  Transpivtleistangen 

^  Entspricht  d.  %.  251—268  der  6.  A. 

*i  Dieser  hoclivicfatiffe,  für  Theorie  oad  Praxis  sehvlerige  Oeguutind  ist  noch 
wmg  aiDgeheiid  rom  roUtsviräischJiftL  Studpimcte  mu  anteifiiicht  vordea  und  kua 
Ms  DDT  in  den  allgemelBSteu  DmrisssD  An&ahme  fioden,  iniiss  dies  aber  «ach 
gerade  mit  BUckaicht  aof  den  Character  dieses  Werks.  Bei  den  Dombien, 
Fanten  «.  a.  prlratwirthsdi.  Einpahmezwtägcm  finden  sich  die  analoren  Abschnitte. 
T|L  ZQ  dem  Folgenden  bes.  d.  gen.  Arbeiten  von  0.  Michaelis,  Sch&ffle  (bes. 
9.  A  Syst  n,  3S9  £),  Perrot.  Scholtz  n.  dio  meialeo  Sehr,  in  fiote  1,  Abiohn. 
16,  feiflln:  Garoke,  CMDpar.  Betochnnngen  d.  Kosten  d.  Pen.-  q.  Oatotnuspcwt» 
asf  d.  Eisenb-,  z.  BenrtheiL  d.  Frage  Ober  d.  zniftss.  od.  mOgl.  Minimals&tze,  Berlin 
18S9.  —  Scheffler,  d.  Transportkosten  a.  l^rife  d.  Eisanb.,  nntersacht  anf  Grand 
i.  Betriebsrest^,  Wiesb.  1860,  ders.,  Statist  Beitrige  z.  Eisenbabntariärage,  Bnon- 
schrdg  IS73.  —  Westphalen,  Ub.  GQterbeweg.  anf  Eisenh.  o.  ders.  Erläater.  z. 
&m  Brosch.,  Beitrag  z.  LSs.  d.  Tarlffirage,  18T0,  72.  —  SchUlIer,  d.  natori.  Hohe 
d.  Bsenbahntuife,  Wiva  1S72.  —  MnUany,  Dentsdil.  Eisenbabntari&age.  Dassel- 
dorf  1874.  —  Kasse,  die  Frage  d.  TariferbSh.  auf  d.  prenss.  Eisenb.,  Jena  1874 
(US  Hndebr.  Jahrb.  XXII).  —  Gehe,  die  Tarifvirthsch.  aof  D.  Eisenb.,  BerL  1876 
(0.  aeliz&eh).  ~  Beitzonsteis,  d.  Gtttertar.  d. Eisrab^  BeiL  187S.  —  Baxyohar, 
Berechn.  ober  d.  Selbstkosten  des  BMilebs  d.  ftsterr.  EUsabeth-Westb. ,  in  der  TOb. 
Ztadr.  1878  (29),  S.  102  S.,  Bit  den  ZnsUzen  r.  Soh&ffle;  letzterer  in  i.  System 
s.a.  0.  —  t.  Biltntki,  d.  Eisenbahntarife.  Wien  1876.  —  Eiönig,  d.  Diler.- 
Tuife  d.  Eisenb..  BerL  1877.  —  Th.  Petermann.  Siebs.  Eisenbahnfütgen,  DiSex.- 
Tid&itze,  Leipz.  1876,  ders.,  die  Schattenseiten  d.  nenen  Tarifrysi  f.  d.  GuterreA., 
Löpz.  1877.  —  Vidfiube  E{Orteiiingen  d.  Tari&agen  in  den  Handelskammer- 
l>ericbten  d.  letzten  Jahre,  bes.  bei  Gelegenheit  der  Frage  der  Tariferhöb.  187S, 
1874.  Dsnn  YerhandlnngeD  d.  Deutschen  Handelstags,  rolksir.  Gongr., 
^^atacioft  d.  Beichseiaenhahnamts  il  TarifenqnSten.  Ans  allen  diesen 
Quilen  roidie  Mateiialieusamml.  in  Hirth's  Annalen.  z.  TL  mit  selbstSnd.  Terarb., 
bei  in  d.  Jahne-  1874—76,  so  Trommer,  krit  Beitr.  z.  Teistlndn.  d.  Eisenbahnv-.. 
bes.  Uber  die  Tarife,  Jahrg.  1875,  S.  569,  1067.  Jahrg.  1876,  S.  121.  —  Qntachten, 
du Tuifcnqneteconuniss.  v.  Dec.  1875.  Jahrg.  1876,  S.  463,  596.  —  üeber  d.  engl 
TsAiltalsBe  bes.  Cobn's  Werk.  nam.  B.  n.  Kup.  S  pass.,  8.  318,  Uber  d.  Tarifra.. 
t.  A  8.  4&2  Itber  die  DoaasfUirbarkait  der  Zagrsndeleganc  des  Principe  der  Selbst^ 
losten,  Uber  die  relstire  Berechtig,  des  Werthtarifprinc,  ebend.  in  Kap.  2  aber  die 
Tenrandten  Fragen  der  Trennung  des  Fahr-  n.  Frachtrerkehn,  S.  88,  nber  WagaiH 
ktbe  S.  112.  ttber  Besorg  der  An-  n.  AhfUtr  durch  die  BahnrenraU.  selbst  S.  86, 
„mnning  poveis**  S.  68.  Ich  habe  mich  z.  Th.  dnrch  Cohn 's  Veric  o.  durch 
&  Opposition  bes.  d.  deutsch.  Prir.-Bafanen  gegen  den  sogen.  „natOrL"  (elB.-lothr.) 
Tuif,  mehr  als  da  ich  die  vor.  Ausgabe  beaiMtete.  daron  oberzengt,  dass  die  Be- 
iitcle^chtignsg  der  Selbstkosten  als  Orandlage  der  Tarife  romemL  nor  rem  Staats- 
ktbnsystem  zd  enrarten  ist,  dass  aber  eine  gewisse  Berücksichtig,  des  Werths 

Vi«en  doch  avch  hier  statthaft  bleibt  (bes.  Cohn  H,  460).  Mir  scheint  aber, 
^Cobn  das  Selbstkostenprincip  za  sehr  zaraekschlebt:  ab  Ziel,  don  mau  atdi 
infflA  nnr  annibarn  kann,  hilte  UA  es  fest. 
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erfolgt  bei  den  fiteenbahoen  wie  bei  den  meisten  anderen  grancD 

Verkebrsaostolten  nicht  wie  im  gewtfhnUohen  Verkehr  in  jeden 
einz^ra  Falle  naeh  speeiellem  Ueberenkommen  der  Bahn  sad 
der  Fraehtgeber,  sondern  nach  Taxen,  welche  in  den  log.  Tsrifes 
znsammeDgestellt  und  veröffentlicht  werden.  Die  eigenthttmlicbe 
Katar  des  Eisenbahntransports,  wo  eine  Menge  Personen  und  Ver- 
schiedenen gehörende  Gtiter  Är  eine  Transportgelegenheit  (BaliB- 
sog)  Ensammengefasst  and  die  Reihenfolge  dieser  Transporte 
streng  geregelt  werden,  rechtfertigt  und  bedingt  dies  Tarif- 
wesen.  Büt  Taxe  and  Tarif  steht  die  fiisenbaimaDtemebaug 
aber  schon  wieder  anders  da,  als  eine  gewöhnliche  wirthsehafffiebe 
Untemehmong  mit  ihrer  Peeisbestimmang:  die  Einwirkung  der 
Goncnrrenz  wird  nothwendig  von  vorneherein  eine 
weniger  directe. 

Als  Grandlage  des  Bahntarifwesene  dient  bkber  and 
gegenwärtig  noch  iast  aosschUeBsUch  die  Messung  des  Werths 
der  Transportlfristongen  ftlr  den  Beanspracher  der 
letsteren,  wobei  folgende  Momente  als  massgebend  gelt^: 

1)  Die  von  dem  Transportobjeot  mit  dem  Fabrmaterial  zartfok- 
gelegte  Entfernung,  also  die  Wegl&nge.  Kur  ausnabnu- 
weise  finden  hiervon  Abweicfaongen  statt:  a)  theils  in  geringfOgign 
Fällen  zum  Zweck  der  Abrundang  der  Tarifsätze;  b)  theilfi  wegen 
der  besonderen  Kostspieligkeit  einzelner  Wegstrecken, 
indem  die  wirkliche  Weglftnge  und  die  tarifoiBss^  Lftnge  nnter- 
schieden  wird,  so  dass  z.  6.  eine  kleine  kostspielige  Wegstreek« 
im  Tarif  als  eine  längere  betrachtet  wird;  0)  theils  im  Differen- 
tialtarifsystem,  wo  die  Taxe  flir  die  Transpor^istnng  in 
Persoiien-,  namentlich  aber  im  Gtlterverkehr,  besonders  fttr  längere 
Strecken,  niedriger  angesetzt  wird,  als  es  der  Bemossang  dei 
Werths  der  Trausportleistang  nach  der  Weglänge  unter  InnehattoDg 
des  allgemeinen  Tarifsatzes  entspricht. 

3)  Auf  gleicher  Weglänge  die  Schnelligkeit  der  Beför- 
derung, atoo  die  beim  Transport  (bei  Gutem  einsoliliesrfieb 
der  Einsefaiffang  und  Ausschiffung)  verbrauchte  Zeit  Dieser 
MasBstab  ist  beim  Personen-  und  Güterverkehr  fast  sdlgemcän,  aber 
nicht  immer  ganz  consequent  in  Anwendung  (S(^nellzug,  Persooeo- 
zog,  Eilgut,  Frachtgut). 

3)  Bei  gleicher  Weglänge  and  gl»chem  Zeitverbraach  St 
Sicherheit  des  Transportebjeets  vor  Besehädigang  «.  s.  w. 
(offene,  bedeckte  Öttterwagen  etc.),  und  die  Bequemlich- 
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Mt  nad  Ann^biBli^hkeit  des \BaiMnd«i  ua  PenMHieiiTerkehr 

4)  Die  Art  and  Beschaff enbeit  des  TranBportobjeots, 
dl«  danit  Teibnodeoe  Expeditioi^s-  and  M^nipalations* 
irb#it  «id  die  Fähigkeit  de«  Transportobjects,  einen 
gswissen  Tarifsatz  %jx  ertragen:  Uattficbeidnng  von  Per- 
lepen-  ojad  Güterverkehr.  »)  Im  ersten  massg^iender 
Fuetor:  das  Individanm,  daneben  Berttokaichtigang  des  Alters 
(Kinder,  Erwachsrae),  mitunter,  aber  selten,  des  Berufs,  Standes 
Bod  der  Okpuomiseben  Lage  u.  a.  m.  (Auswanderer,  S(^tller,  Mili- 
ar), b)  2m  Güterverkehr  massgebender  Factor:  das  Gewicht, 
teben  aber BerHeksiobtigang des  Volumens  (Sperrgut),  der 
HuUpnlatioosarbMt,  dann  namentlich  des  ungefähren  Werths 
des  Gute  und  der  davon  abkUngigen  Transportabilität 
oder  der  FShigkeit,  ^em  gewissen  Tariftystem  mehr  oder 
weniger  weit  oder  eventuell  gar  nicht  versandt  werden  su  können 
(Vaarenclaesification  der  Tarife,  iosbesendere  nach  dem 
irerth  dar  Waavan;  Noimalgnt,  ermüssigte  oder  billigere 
Tvife  für  schwere  und  Waaren  niederen  Werths. —  d.  h.  „ge- 
rii^eren  speeifiseben  Werths''  —  oder  fltr  sog.  Uassenproduote). 

Der  prinoipielle  Uangel  dieser  Gfundkge  unserer  heutigen 
Bsfanterife  liegt  darin,  dasa  hier  das  eine.  Element,  welches  bei 
<ter  Werthbestimmuag  ebies  wiitfascbaltUeben  Guts  (daher  auoh 
«iacf  TraBq>or(lBistang)  in  Betraeht  kommt,  zu  ansseblieSBliob  seine 
Bertteksiobtigui^  gefunden  hat:  dasjenige  Element,  welches  die 
Greaze  des  Tausohwerths  und  Preises  nach  Oben  bestimmt, 
B«iplicb  der  Gebrauchswerth  für  den  Begebrer  und  die 
Zahlungsfähigkeit  des  letzteren.  Diese  Gestaltung  des 
EiMDbakntarifwesebs  ist  sehr  obaracteristisch  und  verräth  wieder 
äoBttioh  die  MoBopolnatuf  der  EiBenbabnunternfibmuig. *) 

Das  andere,  den  Tausebwerth  und  auf  die  Daner  den 
naefa  Unten  hin  begrenzende  Element  ist  der  vom  Anbieter 
KStrageae  Prodaetionskostensata  &kt  das  Gut.  IMeaer  Satz 
«äcd  vm»  in  den  vier  Momenten,  welohe  die  Grundlage  nnserer 


")  TgL  Co  Ii  B  H,  M7  £,  ttber  die  Hottra  der  TaiifbefitlamuBg  in  £ii^d,  uch 
des  Eoqoöteo.  Eigennutz  als  der  rorhemcbende  Factor  anerkannt  Im  Einzelnen  die 
mdactive  Beveiafohnuig  fOr  das  im  Texte  (j^egebene  Urtbeil  Die  piincipielle  For- 
niramg  ttist  dis  ve»entlich«a  Momente  doch schJürfer  hörrorteeteo.  Cohn  irill 
ia  Küer  Beactiea  gegen  die  ,^n£stelltu)g  t.  Gesetzen"  oiclit  dam  »langen,  womit 
aWr  m.  E.  mit  Unrecht  die  Ziehung  eines  (veno  ancli  nar  roiUnSgen)  nF*oit" 
«iMt  selebcB  .indvetlTen"  ITntaraoMng  niteiUeibt 
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Tarife  bilden,  etwas  mit  berücksichtigt,  aber  im  GaneeB  noch  sehr 
nngenflgend  nnd  im  Einzelnen  hScbst  wiUktlbifieh,  so  anoh  im 
bisberigen  Differentialsystem  und  in  der  bestehenden  Waaren- 
Classification  der  Otttertarife,  besonders  in  deijenigen  nach  dem 
Warthe.  Dieses  zweite  preisbttdende  fil^ent  ist  aber  wegen  der  , 
nnznreicfaenden  Wirksamkeit  des  Goncnrrensprindps  im  Eisen- 
bahnwesen nicht  ordentlich  zur  GeKnng  gelangt  Dem  kann  imd  1 
soll  gerade  dareh  das  Staatsbahnsystem  wieder  abgeholfen 
werden. 

§.  265.  —  B.  Rationelle  Orandlage  des  Tarifweseos. 
Die  Aufgabe  einer  rationellen  'Farif^Htik  der  Staatsbahnen  ist  daher 

1)  im  Allgemeinen,  d.h.  im  gesammten  Tarifvreseneme 
grossere  nnd  conseqnentere  Berti cksichtigang  derPro- 
dnctionskostensätze  oder  der  Selbstkosten  der  Trans- 
portleistnngen  fQr  die  Tarif bildnng.  Im  rolkswirth- 
schaftlichen  Interesse  ist  die  thnnliobste  Annähernng 
Tarife  an  diese  Selbstkostenbeträge,  d.  b.  an  gewisse  Minimal- 
sfttze,  statt  wie  bisher  mehr  an  Blaximalsätze  zn  rerlangen.  Der 
rein  gewerbliche  Standpnnot  in  der  Verwaltung  der  Eäseo- 
bahnen  sprieht  fttr  eine  solche  Redactton  der  Tarife  allerdings  nv 
soweit,  als  daraus  eine  mehr  als  proportionale  Verkehrsstei- 
gemng  nnd  demgemäss  gerade  eine  höhere  Rente  herrorgebt 
Dieser  Standpnnct  ist  aber  nur  fitr  eine  PriTatantemehmong,  niebt 
ftlr  den  Staat  anssohliesslieh  massgebend,  was  eben  ein  wdtanr 
Gmnd  g^n  Privat-  nnd  ftlr  Staatsbahnen  ist  Der  Staat  kam 
vielmehr  eine  Tarifpolitik  annehmen,  bei  welcher  das  volkswirtb-  | 
schaftliohe  Interesse  selbst  dauernd  anf  Kosten  des  flnanMen 
gewinnt  Ob  nnd  wieweit  dieser  Gesiehtspnnot  beim  Staatsbaho- 
system  leiten  soll,  ist  im  conereten  Fall  nnd  entsehieden  aieh 
unter  Berücksichtignng  der  Finanzlage  zn  entscheiden.  Anoh  mm 
indessen  die  Tarife  ans  finmziellen  Rttcksichten  nicht  —  oder 
noch  nicht  gleich  —  bis  anf  die  Selbstkosten  herabgesetzt  werden, 
80  kann  sie  der  Staat  denselben  wenigstens  mehr  nähern,  weil 
ihm  gewisse  VerkehrsTortheile  mit  einem  etwaigen  Torflber- 
gehenden  Einnahme-  nnd  Reinertragsansfall  nicht  zn  tfaeaer  er- 
kauft sind,  was  bei  einer  Privatuntemehmang  wegen  der  Unsicher- 
heit des  Ergebnisses  oft  der  Fall  sein  wird. 

2)  Die  Selbstkosten  der  einzelnen  Arten  von  Transport- 
leistangen sind  naturgemäss  manchfach  verschieden.   Die  : 
Proportion  der  Selbstkosten  bildet,  wenn  aaeh  nieht  die  j 
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eintige  Grundlage  der  Stnfenbildnng  im  Tarife,  8o  doch 
gleiA&Us  ein  Momeot,  das  neben  nnd  zom  Theil  statt  der 
aDderen,  bisher  zar  Gmndlage  der  Tari&tafen  dienenden  Mo- 
nente,  besonders  des  Werths  der  Transportobjeote  im  GOterrer- 
kebr,  mehr  zttr  Geltung  gebracht  werden  moss.  Dadurch  nähert 
nefa  der  Bahntarif,  soweit  das  gegen^niUtig  Tor  einer  Amortisation 
dw Bahnkapitals  schon  znlKssig  ist,  bereis  mehr  einem  Gebtthren- 
ttrif,  in  Welehem  die  HOfae  der  Eostenproroeation  Seitens 
des  Benntsers  einer  Verkehrsanstalt,  wie  bei  anderen  Oebtthren- 
zweigen,  thnnliofasi  fttr  die  Hahe  der  Qebtthrens&tze  mit  bestim- 
mend ist*) 

§.  966.  —  In  den  Selbstkosten  des  Transports  sind 
folgende  drei  Elemente  enthalten: 

1)  Ein  Zinsbetrag  fllr  das  in  der  Unternehmung  steckende 
(abo  noch  irieht  amortlsirte)  Kapital.  Dieser  mnss  mit  Rfleksicht 
aof  das  mit  der  Unternehmung  verbundene  Risico  den  ttblichen 
Snsfius  fBr  beste  Sicherheit  übersteigen,  aber,  wenigstens  bei 
Sfaatsbahnen,  nicht  nothwendig  so  hoch  sein,  mn  nooh  einen  Unter- 
nebnergewinn  zu  enthalten.  Bei  uns  wird  der  Ansatz  von  5— 6Vo 
genllgen.  Unter  Umständen  kann  indessen  anoh  eine  k&here  Bente 
als  Sei  gesteckt  werden.^) 

2)  Erentuell  ein  Amortisationsbetrag  fUr  dieses  Kapital. 
So  bei  deijenigen  Priratbahn,  welche  nach  Ablauf  der  Goncession 
ohne  Weiteres  an  den  Staat  heimßlUt  Bei  anderen  Privatbahnen 
and  heA  Staatsbahnen  vrtre  der  Betrag  unter  ümständen  entbehrlich. 
DOnfich  a)  wenn  die  Bahn  aus  den  laufenden  Einnahmen 
vollkommen  im  Stande  erhalten  wird,  b)  wenn  eine  fllr 
P.  1  gentigende  Ertragsfllfalgkeit  der  Eisenbahnen  fflr  immer 
sieher  ist  und  o)  wenn  die  Bahn  immer  so  verwaltet  wird, 
dsss  das  fttr  sie  aufgenommene  Schuldkapital  hinrei- 
ehend  verzinst  wird.  Die  erste  dieser  drd  Bedingungen  läset 
sich  erfUlen,*)  die  zweite  hängt  von  der  weiteren  Entwicklung  der 


*)  Dieser  Gericlitnnuct  ediemt  mir  bei  Cohn  &.  a.  0.  za  sehr  niackzatreteii, 
in  dam  geleg«BU.  fflnirdsen  laf  eiaen  stenerutigea  Chuictor  d«  TariftUza 
btte  StaatobdmsyBtem.   Ygl  II,  479.  hm.  480  (Versleich  der  TuUUäe  mit  Con- 
naÜMiulwabeD).    Ib  Znannft  abenns  nicht  imintelich,  ebenso  wie  ebedem  bei 
der  Poet,  f.  242. 

*)  Z.  B.  ZOT  Erzielnnf  nOBserer  DebetBcbflaM  anf  roten  Strecken,  um  dunit 
I>efieiie  schlechter  Linien  za  dedten.  Ancb  Kasse  s.  a.  0.  befttnrortet  6*/«  niit 
finrecbn.  t  Eneaer.  0*/«. 

*)  DaJtlr  viid  bei  d.  prenaa.  a.  andern  Priratbahnen  einsog.  Ernenernngs- 
londs  dotirt.  velcher  bei  den  Staatsbahnen  (aosser  d.  sachs.)  fduL  *Aitch  bei  diesen 
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Teobnik  im  CornmaniGationawasen  oad  tob  der  BnkflnfiigeD  Qtetti^ 

lang  der  Volkgwirüuscbaft,  die  dritte  von  der  immerwähreiid«D 
Aufreohthaltnag  entsprechender  Tarife  «b.  Um  Hlr  dit 
Zukunft  d«9  in  den  Bahnen  Bleckende  Kapital  nicht  zn  riakim 
and  freiere  Hand  fUr  die  Tarifregelung  zu  gewinuen 
(Einltthrung  des  Gebflhrenprincipa  mit  mäsaigen  Sätien 
§.  242),  iat  daher  die  £inreohnang  einer  mäasigen  Amor- 
tiaationsquote  fttr  dne  nicht  au  lange  Tilgeperiode  (30  bii 
50  Jahre)  unter  die  Selbatkoatea  aaoh  fttr  Staatabahnen  empfob- 
lenswerth. 

3)  Den  dritten  Bestandtheil  der  Selbstkosten  bildet  die  laa- 
fende  Betriebaanagabe,  einaohliessHcb  eines  genttgea- 
den  Ersatzes  iUr  die  Abnutzung  und  Brneaerung  der 
Bahn  und  des  Fahrmateriais,  wenn  letzterer  Posten  nidit  schon 
unter  N.  2  besonders  eingesetzt  ist  Dieses  Element  ist  nun  offen- 
bar immer  nur  fttr  eine  bestimmte  Verkehrsgestaltung 
auf  der  Bahn  (oamentlieh  n.  A.  auch  fttr  ein  bestimmteB 
Verhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht)  xb 
ermitteln  —  eine  an  sich  schon  recht  schwierige  und  mtthiai&e 
Angabe  der  Technik  und  Verwaltung.^)  Denn  die  Selbatkostao 


erfolgen  in  Freowea  «bei  nicht  nnerhebUche  Tenrondnagu  filr  GatBUchUf  ia 
Ahmizmg  u.  dgL,  selbst  für  Nenbeschaffimgen  ron  Fshmateri&l  aus  den  Uoleada 

Vgl  darQber  bes.  d.  Sduifteo  r.  Gaicke,  Scheffler,  Barycliar,  di«  Mfai 
spec.  BerechniiDgen  eothalten.  Aas  d.  amtl.  prenss.  Eisenbalmstatist  ist  tüi  etiügt 
Theile  der  BetriebsauBgabo  der  SelbstJfostenbettag  des  Trassporta  bemchnet  So  fti 
die  Kosten  der  Zagliraft.  1869  11-58  KUL  Tbli.,  aof  die  Ceatnemeiip  Batt>- 
last  0-10  Pf.,  1859  noch  021  Pf.,  per  Centaemeile  Nettolast  0-38,  bez.  070  P£ 
Letzterer  B«tiag  iriid  bei  einer  stlÄeren  DorcbaohnittsbdadnBg,  veliÄe  diese  Ai^- 
BOT  sein  venk,  die  Einnalime  bedentend  steigert,  aofozt  fiel  gQiistig«^  £i  vir  lSÜ 
z.  B,  bei  der  Ostb.  0*50,  Bebr.-Han.  0  82,  dagegen  bei  nieder8cUefl.-näHE.  onr  0*34, 
humov.  0*44  PC,  vogegea  d.  Botrag  p.  Brattocentnermelle  nur  rariiri  wie  0*13,  6*14, 
0-12.  0*14.  Bei  Piiratbalmca  mU  gtüuL  Freqn.  ti.  starker  Vedadutg  dnkt  der  Satt 
p.  NettocentDQTnieilfl  bis  auf  0*23  (Bmtio  O'l  7,  GOln-Kind.),  steigt  aber  onter  nngfUUt 
Frec^uenz  bis  aof  1*92  (Brotto  0*28  Pf.  Yorpemm.  B.).  Die  Selbstkesten  der  Zv^ialt 
vatiiren  also  hier  Saat  wie  1  :  6.  Ir  den  letzten  Jahna  Hit  1871,  begoad.  bta  1874i 
sind  die  Kosten  der  Zagkraft  bedeutend  gestiegen.  Sie  betrugen  bd  dbvd- 
praoBS.  Bahnen  in  den  neneo  Maagsen  n.  Gewichten: 
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Indern  siob  s-elbst  mit  dieser  VerkehregestaUang,  die 
ihrerseits  wieder  von  der  Tarifhobe  abhftngt,  während 
fb  die  Nonninmg  der  letiteren  gerade  der  Selbstkostensate  ein 
ffeseotlieh  oitBobeideiides  Moment  sein  soU.  Diese  gegensdtige 
AbhäBgigbeit,  in  welcber  die  Taiiflidbe,  der  Selbstkostensatx  mtd 
£e  Verkebrsgestaltnog  stehen,  ersebwert  die  An^be  der  Tarif- 
ngebmg  sehr. 

Man  wird  sieh  daher  darauf  beeehritnhen  mttssen,  so  erforschen, 
iriesioh  der  unter  bestimmten  Umständen  gefundene 
Selbstkostensatz  unter  hypothetischer  Annahme  so 
aod  so  veränderter  Tarlfsätxe,  BahnfrequenEen  der 
eiuKelnen  Transportobjecte,  todter  Gewicbtsmengen 
nd  Verbältnisse  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht, 
als  von  diesen  Momenten  abhängige  GrOsse  verändert 
md  welcher  Beinertrag  und  welche Bentabiliät  alsdann 
erzielt  werden.  JSseh  den  Ergebnissen  dieser  Untersuchung  sind 
dann  solche  TariüB&tze  zunächst  versuchsweise  sn  wählen, 
bei  denen  eine  gewisse,  hypothetisoh  angenommene  Verkebrsent- 
wiAhmg  und  demgemäas  eine  in  Aussiebt  genommene  Rente  wahr- 
seheinheh  eintreten  wird.  Von  der  Srprobnng  des  Versuebs 
bBugt  es  ab,  ob  man  die  einstweilen  angenommenen  Sätze 
dauernd  fiestbaltcn  und  ob  und  wieweit  man  mit  Rttoksicbt  auf 
des  Finanünteresse  in  der  eingesehlagenen  Bichtang  weitergehen 
oder  nmkfduen  solL*)  Die  GrOsse  der  jedesmaligen  einzelnen  Tarif- 
veränderong^  —  meislens,  aber  nicht  immer  nur,*)  einer  Tarifer- 
«Isniging  —  kann  auch  bei  den  Staatsbahnen  nicht  allein  von 
volkswirthsohaftUchen  Erwägungen,  sondern  mnss  zugleich  von  der 
Höhe  des  dabei  gelanfenen  Risicos  der  Einbnsse  flir  die  Finanzen 
ood  daher  von  der  ganzen  Finüizlage  abhänge. 

367.  Mangelnde  Uebereinstimmung  des  bestehen- 
den Tarifsfstems  mit  dem  Selbstkostenprinoip.  Die 
Analyse  der  Selbstkosten  zeigt  nun,  dass  diese  letzteren  durchaus 
nieht  immer  deiyenigen  Momenten  proportional  sind,  welche  gegen- 


*)  Aelinlicb  jetzt  Cohn.  II,  540,  gege&Uber  dea  aoascliireifeodeQ  Befomproject. 
TQo  Ptrrot  Q.  Umlicliea  in  England  (Galt.  Brandon),  irooilt  aber  die  Berttok- 
äelitignn;  äe$  Selbstkostenbetrags  nicht  aosgeschlossen  wird.   8.  o.  Note  2. 

*)  In  der  Opposition  der  geweÄUchen  Interessenten  in  Deutschland  ge^n  die 
TViferiiSbBOj^ea  der  Bahnui  187S  ff.  wird  dies  ttbersehen.   Es  ist  selbatrerat&ndlioh 
TOnUMig,  eioedei  ob  Staats-  od.  Privatbahnen  bestehen,  bei  einer  allgemeinen  Preis- 
■Mgening  altein  gewisse  Leistungen  anf  dem  froheren  Stande  zu  halten,  wie  z.  B.  di«  ■ 
^Bdn.  HlerBttmBwichinFriiic.  Nass« a.a.O.,  bet.S.  3£.  SchefHex o.  A. b«i 
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iribüg  sor  Hessnng  des  Werths  der  TnmBporttdstnng  und  sar 

Gnmdlage  unserer  Tarifsysteme  dienen  (g.  364). 

1)  Der  Weglänge,  aber  welche  ein  Object  tranq>ortirt  wird, 
Ist  niefat  einmal  a)  der  unter  die  Selbstkosten  xn  setsende  Zias- 
nnd  Amortisationsbetrag  proportional,  wegen  der  gani  un- 
gleichen Kosten  der  einzelnen  Strecken.  Gerade  beidon 
jetzigen  Strecken -Tarifsystem  —  statt  eines  etwaigen  Zonen- 
systems —  wäre  es  richtig,  diese  Ungleichheit  der  Kosten  ba  der 
Bildung  der  Tarifsätze  zu  berücksichtigen,  b)  Ebensowenig  nnd 
die  eigentlichen  Transportkosten  (einschlieaslich  der  Bahn- 
onterhaltang)  der  znrttckgelegten  Weglänge  proporti<Huü,  dorn  die 
Kosten  der  Expedition  sind  von  der  Länge  dieser  Strecke 
£Mt  ganz  anabhängig,  die  Kosten  des  Fahrdiensts,  selbst  die 
eigrafliehen  Zngfcosten,  sodann  di^enigen  der  BahnrenrahsBg 
hängen  auch  niefat  immer  vorwiegend  von  der  zurückgelegt«!  W^- 
länge,  sondern  oft  noch  mehr  von  den  SteignngsveririUtnissen,  der 
Hitflthrang  todten  Gewichts  anf  bestimmten  Strecken  n.  dgL  m.  ab. 
Die  rationelle  Tariüregelnng  nach  den  Selbstkostra  fUhrt  daher  n 
einem  wohlbegrOudeten  Differentialtarifsystem,  in  wdoheu 
die  Sätze  taicht  durchweg  den  Längen  der  znrttokgelegten  Streekci 
proportional  sind. 

8)  Von  der  Schnelligkeit  hängt  wenigstens  ein  Theil  der 
Selbstkosten  des  Transports  (Zugkraft,  Sorgsamkeit  der  Anfsiebt, 
Abnutzung  des  Materials,  Zins  desselben,  versohieden  nadt  der 
von  der  Schnelligkeit  mit  bedingten  Constmetion  u.  a.  m.)  ab. 
Die  TarifabstnftiDg  danach  ist  also  berechtigt  Sie  könnte  aber 
wahrscheinlich  sowohl  den  wirklichen  Proportionen  derSeflut- 
kosten,  als  in  diesem  Falle  auch  dem  Gebrauchswerthe  der  Leistnng 
gemäss  oftmals  richtiger  als  jetzt  durohgefHhrt  werden.  Wahr- 
scheinlich: nicht  gewiss,  weil  bei  einer  grosseren  Pretsdifferau 
zwischen  schneller  und  langsamer  Beförderung  die  Nachfrage  nack 
ersterer  so  sehr  abnehmen  konnte,  dass  die  Bahn,  wenn  sie  die 
schnelle  Beförderung  nicht  ganz  einzustellen  vermag, 
was  rehi  finanziell  oft  das  Vorthetlhaflere  sein  kann,  sich  bd  mner 
geringeren  Differenz  und  niedrigerem  Tarif  fttr  diese  Transportart 
leicht  besser  steht. 

3)  Im  Tarifolassen System  des  Personenverkehrs  und  der 
in  verschiedenartigen  Wagen  zn  versendenden  Gttter  sind 
die  Selbstkosten  des  Transports  (verschiedene  Kosten  und  Eigen- 
gewichte der  Wagen,  verecliiedene  Ansnutzung  der  Ladnngslähig- 
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k«it,  reraebiedene  Manipnlation  der  Ottter  a.  s.  w.)  etwas  mit 
berllekaiehtigt,  aber  wiederam  nicbt  durcbgr^end  noch  auf  Gnmd 
ge&BDer  BereobnangeiL  Die  Schwierigkeit  ist  nnr  auch  hier  wieder 
die  nnter  Nr.  2  angedeutete:  bei  einer  genau  den  bisherigen  er- 
Utnmgsmässigen  Selbstkosten  entsprechenden  Abstafting  der  Tarife 
nad  bei  demgemftssen  genügend  hohen  Sätse  der  bOherMi 
Cl&ssen  kann  die  Frequenz  in  letzteren  leiobt  zu  sehr  abDehmen, 
was  dann  doch  wieder  niedrigere  Sätze  gerade  dieser  Classen  be- 
dingt Im  Pei8oneDT«rkehr  l&sst  sieh  dnroh  Vereinfachnng  der 
AoBstattung  dei»  mittlereu  Classe  (zweite)  vieileicbt  ein'rich^ 
tigeres  Frequenz-  und  TarifVerhältniss  der  einseinen  Classen  zn 
onaDder  mit  herbeifllhr«n. Ein  grosser  Vortbeil  I8ge  in  der 
Beseitigung  oder  wenigstens  in  der  Verminderung  der 
Wagenolassen  im  PenonenTerkehr  (ähnlich  selbst  im  Güterver- 
kehr). Denn  das  Olasaensjstem  erhtfht  unTermeidlicfa  die  Selbst- 
kosten des  Transports,  weil  es  die  Durchschnittsmasse  des  todten 
Oewichts  steigert,  die  Ansontzong  der  Ladnngsfähigkeit  verringert 
and  das  TeriUUtniss  des  todten  zmn  ntttxlichen  Gevricht  nngttnstiger 
gestaltet  Aber  onsere  GeseUsohaftszustände  widerstreiten  dem 
O^ranch  einer  einzigen  Wagenclasse.  Vielleicht  künnte  jedoch 
Bach  der  zweckmässigen  Einfhbrung  der  4.  Glasse  die  erste  fort- 
bllen.  Im  Güterverkehr  kann  man  sich  wenigstens  auf  2  Haupt- 
Uten  von  Wagen  (offene  aod*bedeckte)  beschränken;  daneben  etwa 
Doch  Viehwagen. 

4)  Ton  der  Art  und  Beschaffenheit  der  Transport- 
objecto  hängen  gewisse  Tbeile  der  Selbstkosten  des  Transports 
ab,  weshalb  die  Berücksichtigung  dieser  Momente  in  unseren  Tarif- 
systemen ganz  richtig  ist,  so  namentlioh  die  durchgreifende  Unter 
Boheidnng  von  Personen-  und  Güterverkehr.  Innerhalb  jeder  dieser 
bdden  Verkehrsarten  müsste  aber  das  Prinoip  der  Tarüregeinng 
nach  den  S^stkosten  mehr  dnrehgeflthrt  werden.  Dies  erweist 
lieb  möglich,  ohne  dass  die  in  Nr.  2  und  3  hervorgehobenen  Be- 

^  Vsber  tadelt  mehrfi&cli  die  za  gute  Ansstattong  der  deatsclieQ  2.  Wagen- 
dHBe,  veslutlb  die  erste  so  wenig  benatzt  leL  In  der  That  ist  der  Datencliied  zTiseh. 
kidcn  duHU  In  dkaem  Puncto  toU  n  gering.  Um  so  mehr  spridit  for  eine  ^f- 
U\nag  der  1.  GL  Die  ZaU  der  Beiscoiden  1.  Q.  sinkt  bei  einzelnen  deotschea  Balmen 
utar  I*/o  der  GesammtzaU.  ist  oft  nnr  2—8,  im  D.  bei  d.  preoas.  Bahnen  1-6,  nacb 
P«BonenmeiIen  3-lVo  (1809).  1876  kamen  in  Preassen  t.  der  Gesammtuhl  der  be- 
törderteii  Personen  (ezcL  Abonnenten)  bei  den  Zogen  mit  erhöht.  Fahrgeld  auf  die 
CL  I,  in  bez.  0-4,  1-9  n.  I  IV«.  bei  den  Zügen  mit  geiröhnl.  Fahrgeld  bez.  0  5, 
i  i,  10  n.  (IT.  CL)  2fl*3,  mit  erm&ss.  Fahrgeld  bez.  0-fi,  7*8,  311»  il  1-S%,  IQlitlra 
1-97.  Von  STSO^  USa.  PeEBOMO-KUometer  kamen  im  Osumii  nor  US-S  MUL  aaf 
dieL  Owe. 
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decken  zu  störend  eingreifen ,  in  Betreff  der  antern  CSanen  dee 
Peraonen-  and  Qflterverkehrs,  also  der  vierten,  bedingt  der  drittcD 
WagenelaBse  bei  ersterem  und  der  Massenprodnete  (TomoBfieh 
geringeren  specifisoben  Werths)  bei  lefasteram.  DemgemSss  werden 
hierfttr  Minimalfatrife,  die  den  Selbstkosten  mVgJiehst  genan  cat- 
sprecben,  zu  verUngen  sein.  Durch  solche  Tarife  wird  aiieh 
die  stärkste  FreqnensEnnahme  enielt  werden  kifnnen,  indem  dadnrek  j 
ein  ganz  neuer  Verkehr  ins  Leben  gerufen  wird.  Dann  wiid  i 
auch  wieder  das  Verhälbiiss  des  todten  zum  oOtzUcben  Oewieht  | 
günstiger,  dadurch  der  Betrag  der  Selbstkoste»  niedriger  imd  j 
eTontnell  eine  nene  Tarifeindssignng  ohne  6naniielle  EiBbasse  j 
möglich.  Bei  den  höheren  Classen  des  Prasonen-  und  in  ge- 
wissen Grenzen  auch  des  GSterrerkehrs  moss  experimentell 
erprobt  werden,  wieweit  die  Erhöhung  der  Tarifsätze  deijenigen 
der  Selbstkostensätze,  verglichen  mit  den  unteren  Olaasen,  propor- 
tional sein  oder  ans  finanziellen  GrQnden  davon  nach  Oben 
oder  nach  Unten  abgewichen  werden  kann  oder  mnss.  Ein« 
solche  Abweiohnng  lässt  sich  ptinoipiell  wohl  reehtfeitigen:  nm 
z.  B.  einerseits  die  erforderliche  Oeokang  der  Selbstkosten  (m- 
sohliesslieh  der  Verzinsung  n.  s.  w.  des  Kapitals)  fbr  den  gaaiei 
Betrieb  zu  erzielen,  anderseits  aber  im  allgemeinen  Interesse  die 
untersten  Personen -Wagenclassen  and  die  Massengüter  des  allge- 
meinen  Consnms  und  der  Verarbeitung  billiger  zu  befördcn, 
kann  eine  höhere  Tarifirung,  als  die  der  Steigernng  der  Sellwt- 
kosten  proportionale,  für  die  oberen  Wagenclassen  im  Personen- 
verkehr und  fät  die  werthvolleren  GOter  wohl  statthaft  sein. 
Hiwaas  ginge  eine  bedingte  Rechtfertigung  des  Waareaelassi- 
ficationssystems  im  Gütertarif  (besonders  bei  Sttlckgtttern)  her- 
vor, aber  immer  nnter  Festhalting  des  Prineips,  soweit  als  roOgB^ 
den  Tarif  im  Ganzen  und  in  seinen  Stufen  den  Sdbstkosten  ann> 
passen.  Uebrigens  wtlrde  nur  anter  Umständen,  niebt  noth- 
wendig  allgemein  eine  absolute  Erhöhung  der  DorchscbnitlssStie 
der  höheren  Personen-  und  Frachttarifclassen  aus  der  Annahme 
dieser  Principien  folgen.  Im  Gegenthdl  könnte  eventuell  noch  bei 
ihnen  eine  Ermässigung  gegen  bisher  eintreten,  nur  das«  diesdbe 
nicht  leicht  ebenso  bedeutend  als  diejenige  der  unteren  TarifdaaieB 
sdn  würde. ")  j 

CohM  n,  468  £,  479  £,  dar  ZU  riner  bedingteo  FwthklttuiK  des  Weitb>  j 
piiadpt  komml.  —  Garoke,  ».  0.,  8.  9  und  in  den  Tab«Uan  &  87.  boreckM  ! 
die  Kosten  der  ZOge  nach  Acbsmeilen  and  theilt  die  dabei  in  Betiaclit  kowoflid«  ! 
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|.  S68.  —  C.  Anf  Gnmd  der  yorattsgeheDden  £r5rteniiig«ii 
luMB  riek  Bim  folgeode  Prineipien  d«r  Tarif regelnng 


Aogilwii  ii  9  GMMBea :  a)  soldie,  wtiobe  tob  dn  Llage  der  roo  den  Zfi^a  nirtld^ 
mkctudea  Tonrea  (d.  i.  tui  der  FahitUnge)  Tinabhtogig  sind  and  sich  direct  nuh 
Ibnr  QMavg  p.  Adismeile  bestmuDen  lusen  (oder  variabel  Dach  den  Zaggattongen 
M),  noiL  JkjTöoenmg  deo:  LecoBOtire,  Teiso^pog  denelbea  mit  Wauar,  Pntsen  o, 
&i^enn  der  Locomotire  a.  Wagen  (Arbeit  a.  Material),  Bepazatnricoiten  der  Loco- 
modre  n.  Wagen,  einschliessL  der  Unterbaltung  der  erforderlichen  Geb&ade,  Beleacbt. 
i  Zflfe ;  —  b)  KoMan,  d.  fto  einen  benimmt  begrenzten  Betrieb  r.  d.  Art  n.  Cur»- 
iim  d.  Zöge  onaUi&Dgig  sind,  neml.  Kosten  d.  AJJg.  a.  d.  Babnrenralt,  Yerzma.  d. 
Auuecap.  a.  Bestener.  (im  Haaptbeiapiel  V«  1^  «zcl.  Betriebsmat  p.  Meile 
n- 1%  nndMt);  —  o)  KMten,  wdolw  tob  der  Llnge  der  Flüirt  »bblngig  sind, 
leaL  AbBBtz.  d.  ScUmen  (vom  Vei£  ans  bei.  Grand  imt.  b  geeteUt),  -Zinsen  o.  Er- 
MiemtigskoBten  d.  Locom.  u.  Tender,  dsgt.  der  Acbsen  a.  Wagen,  Kosten  des  Zog^ 
pmoBals.  Die  Oanmmtitostan  p.  ÄdumeU«  (flu*  iidiU.  Vageoaefasen,  excL  Attbra 
T- XmcL  «.  TenderX  zn  denen  noch  ein  approzim.  Betrag  fur  Eoeten  des  Stations- 
dioaM  geschlagen  wird,  stellen  sich  nach  der  Gattung  (Scbnell-,  Fers.-,  (jQterz.), 
Stirhe  (Adsenzahl)  des  einzdnen  Zots  n.  nach  der  Bahnfreqnenz  (<£es  vegen 
d«  utat  c  genannten  Kosten)  weseatUcb  rerscbieden.  Die  Kosten  (azL  Stations- 
•bsBSt)  p.  Achsmeile  in  lÜr.  rarüxen  in  den  angestellten  BefecluinDgen  zwischen 
ttmm  QnncaB: 

bei  V«  MiU.  Xblr.         bei  V,  MUL  Tblr. 
Anlagecap,  p.  Meile  (ezcl.  Betriebsmittel) 
I.  6\  ZiM  >.  tigl.  Frequenz  rott  2mal 
6  Zogen  zu  50  Nntzachsoi. 

FahrÜ&nge 

Maxim.     BjQalm.       Maxim.  HMm. 
Scbdku  r.  30  Feii.-Waf.-AohMii  .   .   046M      0*8119         0W6  0^8670 

bei  tSgX  Acbsn.   3000  SOO  3000  300 

D:«L  T.  18  Fersonemragen-A.   ....   0-2923      0-3S82         0-3674  0-4S98 

MligL  Adub   1800  ISO  1800  180 

Penoneoz.  t.  48  Packwagen-A. ....   0-2280      0  2763         U  SOSl  0-3504 

bei  tIgL  Acbsm   3S60  336  3360  336 

I>«L  r.  12  Packwagem-A.  0-8080      O-ilOS         «'3771  0-4914 

Mi  t^L  Achsm.   840  84  840  84 

GMeteng  v.  120  Ollterw»gen-A   0-1878      o'-2574         0-2624  0-3325 

bd  tilgL  Achsm.   6000         600  6000  600 

IHgL  T.  24  Gateiwagen-A.   0*2254      0  3563         0*3005      0  4814 

bat  ti^  Acham.'   1200  130  1300  130 

Dnchichn.  SinnahHe  pneiiBB.  Fentmoai. 

p.  Acham.  1857    0-5788         —  —  — 

I>H1  1865    0-5133         —  ^  _ 

DagL  1869    0-4483  —  ~  — 

D<gl  d.  Gatermse  1867  0  2466         —  —  — 

ösrL  1865   .    0-2883  —  _  — 

Di^.  1869    0-2233  —  —  — 

Hüten  OsTcke's  Berechnungen  den  Werth  von  Durch^hnittszahlen  für  Prensaen, 
»  eigftbe  sich ,  dass  die'  Personentarife  damals  auch  bei  sehr  schWMher  Frequenz 
ntd  tnf  theurerer  Bahn  einen  erkleddichen  Uebenchnas,  die  Gttteitailfe  aber  nur  bei 
Kaller  Frequenz  anf  billiger  Bahn  einen  mässigen  Gewinn  gegebM  lifttten.  SUkrkere 
Tnifredactioinn  Im  OotareifcehT  hidgen  daher  ichon  damals  TOS  dn  Sldgorang  der 
FreqMaz  TonemUch  ab.  IHe  Vermiodorang  der  Einn.  1865  snd  1669 -gwBB  lÜT 
ciUlrt  ridi  wohl  besondera  ata  der  allgemeineren  Terbreitong  der  4.  GL  im  Fefsonen- 
reti.  Q.  der  ennlss.  Tarife  fflr  Massenproducte  n.  d^.  m.  (für  1869  wiritt  auch  die 
Einrccfan.  d.  Bahnen  d.  neuen  Fror.  ein).  —  Sehr  werthroU  sind  die  B ersehn on gen 
^  Barychar  a.  a.  0.  und  danach  die  ErOrtenmgen  ron  SchSffle  Im  Syst  IX, 
239  ft,  H4  ff.  Die  dort  gegebenen  Daten  sind  fitr  ein^«  der  im  Text  beqirodieBea 
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wenii^ns  ffir  S t aa 1 8 bahnen  aufstellen.  Die  Annahme  der- 
selben würde  sa  einer  eingreifenden  lationdlen  Tarifrefinm  fiAra. 

(I.)  PerBonenverkehr. 

1)  Eine  niedrigste  Wagenolaase  (die  bisherige  vierte)  ist  vi 
einem  den  Selbstkosten  bei  einer  gewissen  Verkehrsgestaltong  mög- 
lichst nahekommenden  Tarifsatze  einzuführen.  Anch  diese  CUaae 
sollte  jedoch  den  ans  humanen  und  sanitären  Rücksichten  notb- 
wendigen  Grad  der  Annehmlichk^  bieten  (so  namentlich  Sitx- 
statt  Stehplätze).  Die  Zahl  der  höheren  Olassen  ist  dagegen 
möglichst  auf  zwei  zu  beschränken.  Der  Tarifsatz  deiselben  mose 
zn  demjenigen  der  niedersten  Glasse  mindestens  im  VerhältnisB 
der  relativen  Selbstkosten  stehen,  soweit  finanzielle  Bfick- 
sicfaten  dies  dorchzuftUu-en  erlauben.  Eine  Erhöhung  ttber  dieses 
Maass  hmaus  ist  statthaft,  wenn  dies  znr  Erzielong  der  nothwen- 
digen  Durchschnitts-Rentabilität  der  Bahn  nOthig,  unter  Umständen 
auch,  wenn  es  zur  Ermöglichung  zweckmässiger  TarifecmässigongeD 
iUr  die  unterste  Wagenclasse  oder  im  Güterverkehr  erwünscht  ist 

2)  Die  Tarifregelung  nach  der  Distanz  bleibt  zwar  das 
leitende  Hauptprineip,  das  jedoch  nur  mit  wesentlichen  Modifica- 
tionen  durchzuführen  ist  Namentlich  sind  a)  niedrigere  Sätxe 
statthaft  und  anch  finanziell  zweckmässig  a)  zwischen  nahen  Pnneten 
mit  sehr  lebhaftem  Localverkehr  (theilwöise  erfüllt  im  System  der 
Betourbillete,  der  Abonnementskarten),  dahw vomemlich 
auch  im  biteresse  der  Decentralisation  des  Wohnungswesens  der 
Chrossstädte  und  zum  Zweck  eines  Bruchs  des  städtischen  Wohnnngs- 
bodensmonopols}")  femer  ß)  fttr  grössere  Entfernungen,  wo 
der  feste  Distanzensatz  per  Meile  verhältnissmässig  etwas,  aber 
nicht  zu  stark,  abnehmen  kann  (mässiger  Differentialtarif, 
Betourbillete^');  ReisebiUete),  jedoch  nur,  wenn  ud 
soweit  als  die  Selbstkosten  j^lelchfalU  abnehmen.")  Un- 


Tui^tobldme  uunlttonwr  zu  barafMo.  s.  B.  die  AtnraiGhiiiige&  swiicksn  <hv 
beBtehendeD  Tarif  der  Ost  Westbalut  and  tiuem  der  Leistong  pnpotäoBaltB  Tiiif 

eb.  S.  589. 

")  Bei  FiiTatbahnea  wird  danach  durch  die  staatL  Tari^iditik  hinnstiebAb 
sein.  Aber  die  Enreibanator  derselben  wird  mehr  oder  weoi^r  tmaberwindßdK 
Sdbwieriglceiten  macheu. 

")  Also  ein  wichtiger  aocialpolitischer  Geüchtspanctl  S.  meine  Gfui- 
legoDI  I,  §.  3S2  ff. 

")  Bei  denen  jedoch  die  BeechrinJning  aof  zn  karze  Zeitdauer  (wenige  Ti(t> 
oder  anf  d.  Persouenzfixe  oSt  noch  die  Bnatzbazlceit  ganz  rerdtalL  (Nenardiagt  in 
Deotacbland  noch  nuahrl) 

TM  xadifialer  aber  aodi  phantaatisdicff  aind  die  oft  m  ilun  sdioB  wieder 
holten  TonchllgB  Perrot'a,  8.  a.  B.  Stsenbahnnt  S.  191.   Matdi  Analogie  du 
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^ehrt  b)  sind  höhere  Sätze  anf  ganzen  Lfaiien  nnd  anf  einzelnen 
Strecken,  welche  theoer  zn  banen  oder  zn  betreiben  sind,  auch 


Pouniortonfonn  wird  hier  eine  BahntaiifiMform  proponiit,  mit  Zngrandlefpuig  eines 
d^Aen  ZoncHyiUaM  od«  guz  obne  Baolo.  auf  die  Entfomang.  Fflr  den  Fezamai- 
toif  sdihf  F.  aubng«  2  EntfinniuigflBtaleu,  bii  10  tud  ober  10  UeUen  ror,  mit 
Sttiea  fttr  die  S  rerbleib.  CUssen  ron  1  b.  2  TUr.  fOr  1.  CL,  5  gr.  n.  15  gr.  fUr 
1  GL,  S  n.  10  gr,  ftti  9.  GL ;  neuerdings  geht  er  oocb  ireiter  u.  plidüt  für  3  GUssen- 
HAa  bei  d.  prenss,  Stutsbehnen,  ohne  jede  Backs,  anf  d.  Entfern.,  nemL  2  Thlr., 
10  fr.  0.  6  gr.,  vas  bei  gleicher  Frequenz  vie  1869  3,324,000  TUr.  EioDaliDie  sUH 
8,7eX,000  Thlr.  gilbe.  In  der  Motiriraog  vird  richtig  betent,  dass  manche  Selbst- 
kMtati  gu  nicht  ron  der  zurückgelegten  Wegl&nge  abhingen,  bei  niedrigem  Tarif 
okne  oder  ohne  entsprech.  Steigemng  der  Selbstkosten  riel  mehr  ntltzliches  Gewicht 
Wördert,  also  eine  bessere  AoBnatzung  der  LadefUtli^ieit  erzielt  werden  nnd  die 
FiHMoz  Mssnoid.  steigen  wttrde.  WursdieiaL  ist  Letzteres,  aber  P:  schönt  die 
Wmmg  einer  Mdchen  Tsii&efbrm  gerade  im  PersonenTeriMhr  m  QbencbUzen. 
Eia  beoenlendfls  Deficit  mOchte  Ueiben.  Denn  1)  die  Kotten  der  BahnMirt  bilden 
doch  nnr  einen  —  tt.  selbst  jeut  schon  sehr  oft  nur  einen  geringen  —  Thdl  der 
Geauuitkosten  ron  Oeschifts-  n.  Yergnügangsreisen ,  nameotlich  bei  grOneier  Ent- 
feanig,  weshalb  die  Ermlssigni^  dieses  einen  Ehmäits  der  Kosten  nicht  nothwendig 
<iie  Frequenz  sehr  za  Tennehren  braucht;  n.  2)  die  renaehrte  Benntzong  der  ^sen- 
bahan  eAeischt  dodk  rai  Allem  mehr  freie  Zeit,  die  aber  fttr  Oescliftfis-  nnd 
ysTgaflgnngsreiaen  beschrtnkt  bt  Anch  hingt  immertiin  ein  wesentL  Theil  der 
SallMtkoBtai  reo  der  znrockgelegten  WeglSnge  ab.  weshalb  es  nicht  richtig  wftre, 
■heset  Moment.,  ihnlkh  wie  beim  Briefporto ,  gar  nicht  mehr  im  Tarif  zu  bertkck- 
dcbtino.  Post  und  Elsenbahn  gestatten  hier  doch  nnr  in  einigen  Functen  einen 
Vei|kicli  n.  witBnehtfklen  steh  in  anderen  sehr  wflMBdlch,  BamaBtlich  aber  gilt  dies 
ran  PeisoBenTsdMhr.  Die  Dncchfuhrang  der  F.*iehea  ToncUige  vfirde  endlich  rer- 
ualich  dem  veitenetoeoden  wohlhabenderen  PoUIciub,  besond.  aneli  den  Ter- 
pUngveiaMidn  m  Statten  kraunen,  vm  ron  nrsifelhnfier  Hlll^Mlt  wire.  — 
Wichtiger  ist  die  bedeatsame  Pefsonentari£reform  auf  die  belg.  Staatsbahnen  rom 
i.  18M,  die  alleidingB  im  J.  1871  dnrch  das  gegnerische  Ministeiiom  (Cltramont) 
wieder  rfickglngig  gemacht  wnrde.  Sie  wirft  anf  Yorschlige  wie  die  eben  erwähnten 
Mch  einiges  Licht  VgL  den  eingeh.  Ministerialboicbt  t.  10.  Dec.  1869  tlber  die 
w  1.  Mal  1866  einge^rte  Tarif^fbrm  in  d.  Sitznngsber.  d.  belg.  Bepiftsentanten- 
basMT  1869—70.  p.  63—100,  ebendas.  d.  Debatte  einer  techn.  Commfcwion  darober. 
Nlheret  darober  osd  Uber  die  ganze  Frage  der  PersonentarifermBssigtuig  (gegen 
Btnot's  Project)  in  meinen  bezQgL  Au&.  im  ,4)entschen  Economist",  1S72,  Nr.  1 
lad  3,  wogegen  dann  Perrot  polemialrte  in  s.  „Anwend.  d.  Pennyportosyst  anf  d. 
Hwhahntaitf",  Boat  1813.  Ich  habe  m  nidit  fbr  nUhig  gefkinden,  an  der  Dar- 
lUOmg  in  d.  9.  A.  (§.  25S  Note  e)  etwas  zn  ftnden.  —  Za  d.  Tarifiefwa  wude 
d.  b^  Begtonng  dnrch  Ges.  r.  1.  Jnli  1865  emkchtigt,  sie  erfolgte  dnrch  T.  r. 
20.  Mfaz  1860.  wurde  aber  rorerat  nnr  tbeilweise  dtircfageflüul  Die  Priocipioi 
wo»  diese:  an  Stelle  des  festen  Distanzenpreisea  r.  8,  6  nnd  4  cent  p.  Kilometer 
für  d.  3  GL  der  gewOhnL  Zuge  trat  ein  Differentialtarif  mit  abnehm,  Sitzen 
fir  weitere  Entfern.,  nemlich  für  d.  Linie  (zn  ä  Kil.)  bei  d.  ersten  10  Lieues  90, 
20  n.  15,  bei  d.  zweiten  10  L.  15,  10  n.  7-5,  bei  d.  21.— 52.  L.  10,  7V«  n.  5  Cent, 
üdboeiliage  mit  20%  (bisher  25%)  Erhfih.,  aber  jetzt  reisehen  mit  allen  3  Gl.  Für 

Internat  Veriehr  blieben  die  alten  Tarife  in  Kraft,  doch  war  nicht  zn  rer- 
Uaden,  dass  d.  Beisenden  TieliuJi  keine  dorcfageh.  BiUete  mehr  nahmen,  sondern 
a  den  Grenzen  d.  billigeren  Billete  des  inneren  Veriwhrs  kanften.  Beiniele  dw 
Taribttze  nach  d.  3  Tar.  t.  a  1888,  b  1856  n.  o.  1866:  BrUwel-Mechehi  die  3  GL 
>  ISO.  100.  60.  b  gewOhnL  Z.  160,  130,  85,  c  dsgl.  180,  130,  85.  BrOssel-Aut^ 
TOpea  a  300  ,  200.  126,  b  gewOhnL  Z.  350  ,  270.  185.  c  dsgL  320.  225,  155. 
Bmwd  Oent  a  450.  300,  175,  b  470,  350,  230.  c  340  ,  235,  170.  Brttssel-Ostende 
sMO.  600,  350,  b  1000,  75U,  500,  c  500,  336,  250  cent.  Die  einstweilen 
vitklich  geltenden  Tarife  r.  1866  waren  indeesen  etwas  anders  geregelt:  fttr 
tie  emten  7  Lieues  blieben  die  alt»  Sitze,  f.  die  8.— 15tä  L.  erfolgte  eine  wachsende 
BedM41oa  nach  den  3  CL,  I.  Gl.  v.  6-3— 36'7,  2te  r.  8-3-43-3,  3te  r. 9-4— 36-7*/« ; 

A.  Wmgmtr,  Fi— anriwaich.  L  43 
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volkswirthBehaftliofa  ztÜSJiag  und  mitnnter  fitianzMI  angtbruht, 
E.  B.  bei  Keeken,  wo  auch  öften  Bchon  bofaere  Stttee  in  Knft  nd. 

3)  Der  Unterschied  der  Schnelligkeit  der  Beförderung  iat 
in  der  Tarifimng  so  zn  berUckBichtigen,  dam  nicht  nur  Schnell- 
zuge thenrer,  sondern  ancfa  die  PersonenbefÖidemsg  in  Qttter- 
zUgen  (sog.  gemischte  ZUge)  womöglich  etwas  wohlfeiler  als 
die  Personenzuge  sind.^^)  Eine  Besehribiknng  der  Schnellzflge 
auf  die  obersten  Glassen  ist  thonliobst  zn  vermeideii,  mindesten« 
ist  eine  solche  nicht  bei  allen  Schnellzügen  anzuwenden.'^)  Vol- 
lends aber  darf  ein  indirecter  Zwang  znr  Benntzang  höherer  CUseen 
nicht  durch  zu  grosse  Seltenheit  nnd  unbequeme  Fahrzeit  derPer- 
sonenzflge  stattfinden. 


T.  d.  16  L.  «L  trat  die  Bednction  nach  T.  r.  30.  Uiiz  1866  eia,  neaaL  steig.  Satt 
bis  zar  52teQ  L.,  1.  GL  n.  3.  GL  S9— 6S.  2.  Gl.  4&-8— 6&-2 V»;  einige  Abvdch.  t 
Schnellzuge.  Der  Eifolg  der  Musregel  konnte  nidit  Dnzveif«lbm£t  festgostdlt  wcriA 
die  Berechiiongen  der  Begiwong  Toraen  z.  TL  als  onrlohüg  oder  dodi  mufoket  be- 
Btritten.  Ans  dem  Terrieidi  von  1868  mit  1865  sch^  mch  indesHo  zu  ogdwi, 
daas  ela  Einnahmeaasbll  t.  mindestois  600,000  Fr.  (Ändere  schltzten  ihn  au  l'/t 
bis  1*6  Mill.),  dagegen  eine  Znaabme  der  Ikngeren  Beiaeo  (V«  Hill.  Fers.)  n.  Imt 
merkbaie  KostonTennetinuig(?)  eingetretoi  ist.  Dass  die  Bafonn  sich  nor  auf  '/i  ^ 
Beisenden  (aber  10  Uenes)  a.  in  erbebL  Muse  nur  auf  V»  deraelben  (über  21  L} 
eiaireckte,  ist  dabei  za  beacbten.  Darin  lag  vohl  der  Hauptmangel.  Die  belg.  E^ 
Ekbrong  möchte  immerhin  das  Obeogesagte  bestitigen .  daaa  telbit  eine  stuke  & 
mftssignng  d6r  Tarife  für  längere  Strecken  nach  d.  Difierentialprincip  die  Fieqooi 
nicht  entsprechend  steigert   Durch  Minist -Terordn.  t.  18.  Sept  1671   vnrde  tob 

1.  Nor.  1871  an  das  DitliBrentialsyslem  wieder  rerlassea.  für  alie  Entfern ongci  10*/, 
Ermiasignsg  an  den  Tari£sn  roa  1851—54  (die  bis  1866  boatandon),  auaswAem  eiii 
gonsi^ea  fietonr-  n.  Abonnemendwtensyatem  gewählt  Die  Haasregd  hing  mit  da 
polit.  PaitaliteUnng  des  cleric  belg.  HiBisteiiums  zaaammee.  Ab  Motire  wudea 
geltend  gemacht:  die  tmgeiechto  BegOnstigang  des  weiten  vor  dem  nahra  Teikdir, 
der  reieberen  vor  den  kleinen  Leaten  im  bbher.  DiflereutialsTstem,  die  zwecklose  Bf- 
ganstfgang  der  im  Internat.  Yeikehr  das  Land  dnrchreis.  Fremden,  der  Einnahmean»- 
fall,  die  Anssicbtslosigkeit ,  dass  die  Priratbabnen  den  Staatsbahntarif  annähmen,  die 
Enchwenmg  des  —  sehr  allgemein  gewunsditen  —  BUckftaa&  der  Frint)»lin«> 
darch  den  Staat  bei  dem  nnrentablen  Differantialtan&yBtem.  Erlass  a.  Motire  ia 
Monitenr  beige,  20.  Sept  1871.  Es  wird  kaum  za  leugnen  sein,  dass  die  Haanegel 
ron  1866  in  der  Befolgong  des  Differratialprinc.  za  weit  ging.  Ueber  &hnliche  Pi«- 
jecte  wie  die  Perrot'scben  in  England  (Galt,  Brandoi^,  mit  einem  tichtigea XeA 
aber  phantast  Coaseqnenzen,  urtheilt  Cohn  II,  526—541,  bes.  540  weseotlicb obeMO 
wie  ich  iiist. 

Aach  hier  besieht  nur  wieder  die  Sdiwierig^t,  dass  dorch  bUBnre  taik 
der  PersonenbeGliderang  in  gemiachtai  Zogoi  lebtne  am  NachtheU  aea  SiMib 
übersetzt,  die  Feisonenziige  zn  sehr  entleert  werden  kOnntoL  Eine  kleine  FieisdiBfltent 
OBcheint  aber  doch  mO^ch. 

")  Engl.  n.  franz.  Frinc.  lange  Zeit  nnr  1.  GL   In  Dentscbl.  fast  immer  uch 

2.  GL,  aber  nar  in  Aasnahmef&llen ,  bes.  wieder  bei  nordd.  Staatsb..  aach  3.  Cl.  in 
Belgien  seit  1866  alle  3  Gl.  Sieberlich  trigt  die  Menge  der  Paseagieie  3.  a  dea 
Zeitreriost  in  längs.  Zogen  oft  schwerer ,  als  ee  die  wohlhabendttran  Leute  in  1. 

2.  Gl.  thon.  —  neuerdings  ist  in  England  r.  d.  grossen  Bahnen  bei  allen,  and  d. 
Schnellzügen,  d.  3  GL,  mit  gutem  finanziellen  Erfolg  bei  starker  Zanahme  da  be 
zOgliobeB  Terinhn,  also  im  eigmen  Interesse  der  Bahnen,  elngeftthit  woidaa. 
Cohn  n,  60T  ff. 
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4)  Fr»ig«päek  ist  war  fir  die  ontertfte  WagenchuMe  m 
gewihneo.  Fttr  die  Tartfinmg  des  Gepäcks  der  heberen  Clasaen 
äad  vomeailidi  nnr  finanzielle  Bttokaichten,  nioht  roUcBwirthschaf^ 
luhe  mecngebend,  man  kum  also  unter  Umstanden  bis  znm  Maxi- 
tam  der  BUgBttarife  gehen.») 

5)  Üas  Bi-lletsystem  ist  ftir  den  Expeditione-  und  Gontrole- 
dlenst  mOgficfast  tn  rereinfacben. 

6}  Nach  diesen  Grundsätzen  hat  die  Gesetzgebung  den 
Penonentarif  der  Staatsbahnen  festzustellen.  Begelmässige 
Berisionen  auf  Grund  der  gemachten  Erfahrungen 
mOssen  in  nicht  zu  langen  Perioden  stattfinden.  Im  Ver- 
ordnungswege  dtbfen  nur  proTisoriscbe  VerUndemngen  ge- 
troffen werden,  die  dann  durch  die  Gesetzgebung  zu  genehmigen 
sind.  Bei  starken  Tarifredactionen  von  zweifelhafter  finanzieller 
Tragweite  empfiehlt  es  sich,  auch  durch  die  Gesetzgebung  erst  ein 
Proräoriom  von  bestimmter  Länge  eiozuiltbren. 

Unsere  FersoBiNitarife  sind  hoch  und  von  Beginn  der  Eisen- 
bahnära  an  fast  onrerändert  geblieben,  abgesehen  von  Massregeln, 
wie  die  Einflümmg  einer  4.  Glasse  (Pnossen),  wUirend  die  Fracht- 
tarife stark  ermässigt  wurden.  Eine  Redoction  der  ersteren  lie^gt 
fflefarfoch  im  volkswirthsebafUichen  Interesse  nnd  wird  durch  das 
finaazieUe  Interesse  nieht  immer  auagesoblossen.'*) 


**)  Bflkanntlich  In  Norddentschlaad  allgomein  50  Pfd.  Freij^epkck,  in  Suddeatsch- 
lud  keinei.  Gegen  Aafhebang  der  Gepickfrübeit  Scheffler,  Tnnwortkoit,  S.  2t>, 
tnto  des  Kachweises,  dass  d«i  biMUBcIiT.  Bihneo  die  Oeplckbenidenuig  mehr 
Kbsten  sls  Einnahme  bringt 

S.  0.  8.  261,  Anm.  34  n.  bee.  Scholtz.  S.  65  C 

**)  Anf  den  prenss.  Bahneli  —  n.  ftbnlicb  vw  fast  tkberaU  in  Deatschland  nnd 
andenro  die  EntvickL  —  var  d.  Xrtng  p.  Pen.  a.  Meile  1844  S  S,  1656  3*5,  1859 
31,  1865  XL  1867  2-9,  1869  2  7,  1875  2  7  Sgr.  (od.  1875  3-6  Mark-Pfenn.  p.  SU.  m.). 
aUe  Clauen  zusammen  gerechnet;  eine  geringe  Abnahme,  die  noch  dam  der  Ein- 
fiihnug  n.  stftrlceien  Benntznog  der  4.  GL  haapts&chlioh  za  verdanken  ist.  P.  Pen. 
a.  UeÜB  ergab  sich  für  d.  1.  Gl.  1859  7  1.  186V  66.  1875  5*98,  2.  Cl  4  6,  4-3  n. 
4-48.  8.  a  3,  3-6  iL  3*02.  4.  a  16.  1-6  jl  1*60,  MUlUr  1-6.  1-4,  1*23  Sgr.  Bei  d. 
Angaben  £  1875  Bind  Uer  d.  Eitrtea  M  ga  vQhul.  Fabmld  mUgetheUt,  d.  Dnrch- 
Khutt  ▼flrde  ehras  hoher  stehen  (Terlnder.  In  d.  AnftteU.  d,  amtL  S^t).  Ganz 
anders  var  die  Bednction  der  Frachttarife:  1844  p.  Centn,  n.  Meile  Sat  alle 
Otter  i  a  71,  1856  3-4.  1859  3  4,  1861  3-2,  1865  2-6,  1867  u.  1869  2-3  Pfenn. 
Eltzag.  In  den  10  3.  1859—1869:  Eilgut  lO'S  n.  10-2  Ff.,  Frachtgut  d.  Normale!. 
9  0.  4-5,  d.  ermSas.  CL  n.  Kohlen  2*7  a.  2  Pf.  Nenerdings  ist  diese  Emlaaignng 
iet  reUtiTen  Ertrige  im  Guierreikehr  allerdings  nicht  weiter  fortgeschritten,  sondern 
die  nmgekehrte  Entwidclnng  hat  anoh  Itter  Platz  gegriffen,  entsprechend  den  staik 
{estiegeoea  Betriebsaasgaben.  Es  war  tn  den  negen  Maassen  a.  Werthen  p.  Tonne 
KiIom«(«  der  Ertrag  in  Maritpfennigen : 

42» 
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§.269. —  (IL)  Güterverkehr.  (A.)  Vorsehläge  pria- 
cipiellen  Umgestaltniigen  im  gaaeen  GttterTerketiri- 
System.  Mehrfach  sind  in  Kreisen  der  Theoretikn  nad  dw  Ytt- 
frachtenden  Gewerbetreibenden  (kaum  bei  den  teehnisohen  md 
administrativen  Practikem  des  Eisenbahnwesens  selbst)  Pliae  n 
einer  völligen  Umgestaltung  des  Eisenbahnwesens,  in  der  Regel 
mit  der  Bescbränknng  auf  den  Güterverkehr^  aafgetaacbt  and  Often 
emsdieh  verhandelt  worden.  Es  sind  dies:  der  Plan  der  Trennong 
des  Fahr-  nnd  Frachtverkehrs;  das  System  der  Wagen- 
leihe  oder  das  Becht  der  Einstellung  von  Eisenbahnwagen  Dritter 
(Privaten)  in  die  Züge  der  Bahn;  das  Recht  einer  Eisenfoahngesell- 
schaft,  auch  gegen  den  Willen  eines  anderen'Eisenbahneigenthttmerg 
dessen  Schienenwege  zu  befahren,  das  englische  sogen.  System 
der  rnnning  powers.  Die  beiden  ersten  Plftne  haben  dfe  Be- 
deutung einer  allgemeinen  Reformmassregel,  anch,  und  nach 
einzelnen  Stimmen  gerade  beim  Staatsbabnsystem.  Der  dritte 
Plan  bezieht  sieh  anf  die  Veriiftltnisse  des  nach  Eigenthumsdn- 
hfliten  zersplitterten  Privat-  oder  gemischten  Bahnsystems.''} 
Eäne  weiten  Frage  betrifft  die  Uebernahme  der  An-  nnd 
Abfuhr  der  Güter  dnreh  die  Bahnverwaltong  selbst 

1)  Die  Frage  der  Trennung  des  Fahr-  und  Frachtge- 
schäfts anf  den  Eisenbahnen,  in  der  Weise,  dass  die  Bahnrer- 
waltnng  nur  den  Weg,  die  Transportmittel  nnd  die  Loeo- 
motion  za  liefern  hätte,  die  Verfrachtnng  aber  der  Privat- 
indostrie  Oberlassen  würde,  muss  wenigstens  hinsichtlieb  ihrer 


atm  .x—,  FnoUnt  in 

la  voUm  gji^ 

ff^ff      '  «MM 

W«feml»d,  et 

T.  S  10  T. 

—  )  V16 

—  )  4-S3 

—  )  4-83 
333  4M 
3-16  4-66 
S-J8  4-79 

aach  die  Tuifttbelteo  über  d.  Horddeatschai  Elaenb.-VerbMd  in  Sfrhefflai'i 
Sutiat  Beitr.  S.  88  C  (1848—73). 

Tri.  l  alle  cHosePUae,  bet.  den  entoi.  die  ErOiteraona  r.  Hiekaelii. 
Dorn,  AI  ICeyer  n.  a&d.  MltyKeden  d.  Oeatedien  FMliaiiaelqHtrtei.  sowie  die 
VeibBOdloogen  der  unter  dem  {Ünfiosa  dieser  Partei  stefaend»  Tereioe :  Deotseher 
Handelstag,  ToUwwirthsch.  Congress  <WieD.  1873).  Die  Bdiandlnii;  des  Gegeostands 
macht  den  Eindntck,  als  ob  eigoitHch  alle  diese  problemaL  ExperboeBte  nnr  erOrteit 
werden,  um  das  „FKie-Goncnrrenz-Princip"  wenigstetiB  noch  einigennassen  hatten  zu 
kOnnea.  S.  dagegen  bes.  Cohn  II,  £a|>.  3,  auch  z.  Th.  Perrot,  dann  Schefflet 
Statist  Beitr. 
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M(%lichkeit  and  ZweckmMgkeit  nnbefangen  tod  den  StaatsbahDen 
g^rflft  werden.  Diese  Trennang  hätte  da«  Gnte^  eine  neue  ArbeitB- 
tbeilnng  dnrohznftlhren,  den  Bahnen  besondere  lastige  Oesebftfle 
ibmnehmen  und  vielleiobt  zu  einem  günstigeren  VerhäHniss  des 
todten  zum  nlitzUcben  Gewicht  zn  führen,  weil  die  Wagen  besser 
siugimtltzt  würden.  Aber  es  fragt  sieb,  ob  der  Verkehr  anf  diese 
Weise  besser  und  weniger  monopolistisch  bedient  würde, 
was  nündestens  nicht  gewiss  ist  Femer,  ob  nicht  grade  die  Natur 
der  Eisenbahnen  die  Vereinigung  jener  O^esohKfle  im  Interesse 
der  Oekonomie  rerlaogt")  Einstweilen  wird  man  für  weitere 
Vorschläge  über  das  Tarifvresen  des  Güterverkehrs  noch  von  der 
Vereinigung  des  Fahr-  und  Frachtgesohftfts  in  der  Hand  der 
B^nen  ausgehen  mflssen. 

2)  Das  Recht  der  Privaten,  die  Beförderung  eigener 
Eisenbahnwagen  mit  Frachtgütern  durch  die  Bahn, 
also  ^e  Binstellnng  fremder  Wagen  in  die  Züge  der 
Bahn  zn  verlangen,  welche  letztere  dann  nur  den  Weg  und 
die  Locomotion  (Locomotiven,  Tender,  Zugkraft  und  einen 
Theil  des  Fahrdienstpersonals)  liefern  würde,  ist  nur  eine 
l)e8ondere  Formulirung  der  Forderung  der  Trennung  von  Fahiv 
and  Frachtverkehr.  Dies  hätte  ähnliche  Vortheile  und  Bedenken 
wie  dieser  erste  Vorschlag,  ausserdem  aber  den  weiteren  Vortheil, 
das  Kapital  der  Eisenbahn  zu  verringern.  Dem  entgegen  steht 
jedoch  das  schwerwiegende  Bedenken,  dass  mit  einer  Fi  licht 
der  Bahn,  fremde  Privatwagen  in  ihre  Züge  einzustellen,  ^e  andere, 
jetzt  doch  im  Ganzen  einigermassen  anerkannte  Pflicht,  ihren 
Wagenpark  den  Verkefarsbedttrf nissen  anzupassen, 
scfaleehterdings  unvereinbar  ist  Denn  eine  solche  Pflicht 
kann  doch  nur  bestehen,  wenn  eine  Bahn  dann  auch  das  Monopol 
der  Wagenverwendong  hat,  auch  droht  die  Gefahr  eines  doppelten 
ftetiseheD  Monopols,  de^enigen  der  Bahn  and  der  Wagenbesitzer. 
So  wäre  leicht  zn  fUrcbten,  dass  der  Verkehr  im  Ganzen  unter 
dem  neuen  System  mehr  leiden  würde,  als  unter  dem  alten.  Auch 
Skherheitsrücksipfatei^  scheinen  gegeii  letzteres  zu  sprechen.'') 

*)  Cohn  n,  88  ff.,  kommt  nadi  d.  eogL  Erfithroiigeii  za  diesem  E^ebuss  vü 
videriMt  dann  treffend  die  in  DeotsdilMid  rertireit  Ansicfateo.  Scheffler  statiat. 
Beltr.  S.  17.  —  Die  preass,  EiaeDbaboiuiteisiichimgscomxaiss.  h&t  die  „ÜeberiaBanng 
de«  Tnaspott'-  v.  Bemchtongsvesetts  an  die  FriratanternehnniDg"  grade  beim  Staals- 
bahasy^m  f;  d/Znkanfi  ancb  in  Atisaicht  genommeo;  Bcr.  S.  155.  Eine  boIcIio 
SidlongnaluniB  ist  bei  der  70Uigen  Ünrdfe  dos  Proiects  mindestens  rerfrttbt. 

**)  Äacb  bier  kommt  Cobn  n,  ll'i  S.  nach  d.  engtiscben  Erfahrangen  zo  einet 
Yenrerfnng  des  Plana,  giade  ans  dem  Geaichtq>nncte  Uon.  Zveckmteal^it 
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3)  Von  zweifelhafter  DorehfHlirblufcett  Und,  irttm  diese  Bieb- 
gewieaen  werden  sollte,  von  nngewisaer  Nittslicbkeit  ist  aneb  dM 
dritte  Syitem.  Jedenfalls  bietet  das  Staatsbahnweeen  den  Yortiieü, 
dass  man  auf  solohe  probkeuitiBolie  E!xi»eri«teDle  von  TonheceiB 
Terziobten  kann.*') 

4)  Hinsichtlich  der  An-  nnd  Abfabr  der  Gflter  bei  den 
Stationen  lAast  sieh  wohl  keine  allgeiadne  Begel  anfttetten.  Bei 
grossen  Stationen  nnd  bei  gewissen  GOtem  aebeint  aber  dSe  Au- 
{Ohmog  dieser  Leistmigen  dnreh  ^  BalmTerwaltaBg  seftat  Ökono- 
misch zweckmässig  nnd  die  Entwioklnng  des  Eisenbafanweseu 
darauf  hinzudrängen:'^)  also  abermals  vermehrte  ConeentratieB 
aller  GeBohÜte,  welehe  mit  dem  Säsenbahnwesen  in  Verbiadnng 
stehen,  in  einer  Hand.  Daraus  geht  wiederum  eine  VerstArkiBBg 
des  monopolistisoben  Characlers  dieser  Anstalten  hervor, 
woraos  neue  Gründe  für  Staatsbabnen  folgen. 

§.  270.  -  (B.)  Grundsätze  fHr  die  GOtertarifbildnng. 
Bleibt  demnach  die  Vereinigung  von  Fahr-  und  Fracht- 
verkehr wenigstens  vorläufig  in  der  Hauptsache  bestehen,  was 
das  Wahrscheinlichste  ist,  so  werden  anch  einige  wesentliche 
Puncte  des  bisherigen  Tarifwesens  verbleiben.  Nu 
mOssen  diese  Pnnote  die  eiit8|ireoh«nden  HodiftoatioDeB  gemlsi 
dem  Princip,  bei  der  Regelung  der  Tarilsätse  mehr  die  Selbstkoslea 
zn  berücksichtigen,  erleiden. 

1)  Die  Unterscheidung  von  Eil-  nnd  Frachtgut  (i.  w.  S.). 
t'ttr  rasche  und  langsamere  Beförderung  ist  ganz  richtig,  nur  ist 
die  Proportion  der  Tarifsätze  eine  wÜlktlhriiebe ,  öfters  wohl  das 
Eilgut  zn  bock  tarifirt,  aach  wenn  man  auf  die  erheblich  höheren 
Selbstkosten  des  Transports  Rtteksieht  nimmt  Eine  Ermässigung 
des  Eilguttarifs,  der  aber  nicht  notb wendig  weiter  olassifiBirt  ti 
werden  braucht,  ist  daher  wohl  mitunter  zu  erwägen.^*) 

2)  Im  Fraohtgtttvei^ehr  sind  folgende  Groiidsälse  aasa- 
wenden. 


**)  CohD  H,  68  ff.  Bunnlnf  pover  bedeutet  Abä^ens  niebt  nur  ela  reaetdleta 
Znogsnolit  zum  Beftliren  einer  iremden  Bahn ,  wmdam  aach  ein  beiOipaclMi  ?er- 
tngKDlss.  Abkommen.  Eb.  S.  89. 

«)  Cohn  H,  85  ff. 

**)  Eil|^t  wild  in  Deatscblind  i.  D.  rat  2  mal  so  hoch  mls  Nomal-Fncbtgot  i. 
4 — Smal  80  hoch  als  em&SB.  Gut,  8 — lOnuJ  m  hoch  ab  Mueenfüter  nie  Kohlen 
tarifirt  S.  Note  19.  Expedition,  Muipnlation  sind  bei  £11^  mohsamer,  Atunstaf 
der  Wi^en  feringer.  Bei  einem  mtedreren  Satz  «nude  LeMerei  tioh  vtÜ  Tertuww». 
mitnnter  die  Einrichtong  boBonderer  ialfiuenuge  lentkbeL 
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%)  £iiiinal  sind  StUokgttter  (Frachtgut  i. «.  S.)  and  Mastien- 
gtter  oderWagenladangsgflter  Kunntencbeidenf  was  in  unseren 
Ttiijfen  anch  gescbieht,  ntur  meistens  zn  willktthrliob  und  zn  sehr 
Bseh  dem  einseitigen  ^messen  der  Babnverwaltang.  Statt  dessen^ 
kam  die  Bestimmmig,  in  welehe  der  beiden  Claasen  die  einselnen 
Gate  XU  reihen  sind,  im  Allgemeinen  dem  Fraohtgeber  Überlassen 
wsideii,  wenn  er  mßh  den  Bedingungen  fttr  die  Beförderung  der 
GIsBse  ftlgt  Als  Massengüter  gelten  dann  die,  welehe  in  min- 
destens einer  vollen  Wagenladung  (10  Tonnen)  aufge- 
geben oder  für  die  der  Tarifsatz  für  eine  sohshe  volle  liadung 
benfalt  wird. 

b)  Weiter  werden  die  Stttckgtlter  und  MassengOter  im  Tarife 
nseh  der  Gattung  der  Wagen,  die  zn  ihrer  Beförderung 
dienen  (also  namentlich  bedeckte  und  offene  n.  s.  w.)  unter- 
schieden. Aach  hier  aber  sollte  der  Fraditgeber  wählen  kOnnen, 
in  welcherlei  Wagen  er  seine  Ottter  befördert  haben  will. 

e)  Sperriges  Gut,  welehes  als  StUokgnt  aufgegeben  wird, 
«ffd  naeh-dnem  bestimmtiea  VerhlUtniBS  hoher  als  anderes  StOck- 
giU  tarifirt 

d)  Bei  solchen  Gütern,  welehe  bei  der  Verladung  u.  s.  w. 
grössere Hanipulationsarbeit  machen,  erfolgen  bestimmte 
FrachtzQSchläge.  Bei  diesen  muss  aber  die  Willktihr  der 
BabaverwaltUBg-anch  beschränkt  werden,  soweit  nicht  den  Fracht- 
gebem  die  Verladung  selbst  fibeilassen  werden  kann,  wenn  sie 
dias  wünschen. 

e)  Eine  weitere  Classification  der  Gttter  mit  ROoksieht 
uf  den  Werth  und  eine  Abstufung  der  Tarife  danach 
ist  in  der  technischen  Natur  der  Dienste  der  Eisenbahnen 
sieht  unbedingt  begitlndet.  Es  wörde  daher  genttgen,  alles  Stflck- 
oadHasseogut  bloss  nach  dem  Gewicht  zu  taxifiren,  jedoch  autSk 
Biir  bis  zu  einem  nicht  zn  hohen  Maximum  für  eine  Gewichtsein> 
heit  im  Fall  des  Verliists,  der  Beschädigung  n.  s.  w.  Verglltnng 
M  gewähren.  Höherer  Werth  mttsste  durch  Tarifznsehläge 
rersicfaert  werden.^') 

3)  Indessen  fragt  sich,  ob  bei  der  Anwendung  dieser  Grund- 
sätze die  genftgende  Rentabilität  der  Bahn,  oder  die  voll- 


**)  Dt»  fBb  ft-«  mfstg.  OnndiUM  v«xtl  wa  d.  S.  A.  %.  SfifL  Vm  der  Kot^ 
wdigltaH  des  fUfeukB  Znsatees. N.  8  ubeneogte  loh  micli  dnioh  Gohn'a  DBtw- 
Bcfenng'  ober  d.  ODfl.  BahMK  v.  daroh  die  n«avn  dsutichon  tadtwpiAtm  und 
Debatten. 
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ständige  Decknng  der  die  Verzinsnng  nnd  ÄmortiBatlon  des 
Kapitals  (§.  266)  mit  enthaltenden  Selbstkosten  zu  erzielen  ist  sad 
ob  nicht  zb  diesem  Zwecke  dann  die  Tarife  aller  Gfiterdassen  ; 
^80  viel  ZQ  erhohen  wären,  dass  die  Massengüter  dabei  is  | 
theaer  tarifirt  sind  und  deshalb  wieder  weniger  den  Bahntrsu- 
port  benutzen  können.  So  kann  die  Sache  Öfters  recht  wohl  liegen. 
Alsdann  wird  es  nothwendig,  doch  bei  den  Massen-  and  besoaden 
bei  den  SttlckgKtem  nach  grossen  Ornppen  der  Waarcn 
Ton  ungefährer  Werthgleichheit  einige  Werthclassen 
dem  Massengüter-  wie  dem  Stttckgtttertarif  einzofDgen.  Dadnieh 
wird  die  Differentirang  der  Tarife  in  dner  von  dem  nofhwoi- 
digen  Finanzinteresse  der  Bahn  gebotenen  Umfange  anfrechter- 
halten,  aber  doch  in  viel  engerem  Maasse  als  z.  B.  bisher  bei  der 
TarifWirthsehaft  in  Dentsehland.  Denn  immerhin  wird  aoeh  so 
die  unendliche  Verwirmng  und  Willktthr  unserer  heutigen  Tarife 
vermieden :  sie  ist  die  nachtheilige  Folge  des  falschen  Grondsataes,  . 
den  Tarif  nur  nach  dem  Werthe  der  Transportldstnng  fllr  den 
Frachtgeber,  und  diesen  Werth  meistens  bloss  nach  dem  speci- 
fischen  Werth  des  Transportobjects,  statt  wenigstens  mit  nach  den 
Selbstkosten  der  Bahn  za  bestimmen  nnd  daher  dnrdi  die  oom- 
plicirtestc  Chmification  der  Gttter  zahllos  vencbiedene  TaiifiAtae 
festzustellen. 

§.  271.  —  (0.)  Dorchftthrnng  eines  solchen  Tarif- 
Systems. 

1)  Als  nnterste  Classe  des  Gfiterrerkehrs  wird  die  Beförderung 
Ton  Massengtitern  in  offenen  Wagen  gerechnet**)  Der 
Tari&atz  („unterster  Normaltarif")  dailtr  wird  xaDlehst 
möglichst  dem  bisherigen  Selbstkostensatze  des  Transports  ange- 
nähert Eine  weitere  Beduction  dieses  Tarifo  erwust  sieh  aber 
öfters  thnnUch,  weil  gerade  bei  diesen  Gtltem  ein  niedriger  Tuif 
die  Frequenz  sehr  steigert,  —  zumal  wenn  eine  unbeschiänktBre 
Zuhusung  der  Gttter  zu  dieser  Befttrderangsart  stattfindet  ,  und 
weil  dann  das  VerhlUtniss  des  todten  zam  ntttslidiea  Gewicht  sieh 


*^  YgL  mit  diesen  schon  1871  von  mir  uifgestellten  GnudaUieD  die  hiermit 
nehrfach  abereinstimiDenden  Beschlösse  der  Tuifenqafite-CommisdoD  t.  13.  Dec.  )87i. 
Hirth's  AnoBlea  1876,  S.  463  .  596:  Anntfame  des  ein  venig  modfficirten. 
Bogen.  „natQrllclien"  („elstn-lotkr.")  Tuifeystema. 

**)  Für  gewisse  ordinire  MaaseogHter  sehr  niedrirec  spec.  Werths,  wie  lobJ«, 
Erze ,  Steine  n. «.  w.  dienen  wohl  bes.  eigene  riniiMuw  Wigm  z.  TtÜMptat,  nn^ 
noch  niedrigere  Tariftitie  erhoben  «erden  kSnnen.  Daher  denn  noch  nea/uäap  tA 
noch  Tdtu  bec  ermias.  Tuifis  fBr  Ktdilen  v.  Kokas  Mben  d.  ««.  -maam.  Ost  » 
pmus.  StMtsb.  1869  im.  D,  ^  Centn,  n.  UeUe  1*8  g^  2'2  P£). 
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bAt  Twbessert.  Versuche  in  dieser  Bicbtimg  sind  daher  nament- 
lich den  Staatsbahnen  znzamitthen. 

2)  HSg^hst  in  der  Proportion  der  steigenden  Seibst- 
koBten  des  Transports  werden  vier  höhere  Normaltarif«  Atr 
Xassengttter  in  bedeckten  Wagen,  fltr  Vieh  in  ganzen 
Ladangen  (erentnell  mit  weiterer  Üntersi^cädaDg  der  Wagenart), 
fib*  Stttekgllter  in  offenen  imd  in  bedeckten  Wagen  fest- 
gestdlt  Uitonter  wird  der  Tarif  noch  etwas  hoher  als  in  dieser 
Proportion  steige  kOnnen,  oftmals  dahinter  znrttckhleiben  rnttsBen, 
■in  das  Qnt  nicht  in  die  imterste  Noraialtarifclasse  an  dittngen. 
Ois  mus  experimentell  ermittelt  werden. 

3)  Entsprechend  dem  nnter  N.  3  des  vor.  §.  dargelegtoi  Pnnete 
wild  eine  kleine  Anzahl  Tarifclassen  nach  dem  Werthe 
der  Waaren  bei  den  StttckgUtem,  bedingt  anch  bei  den  Hassen- 
gutem  gebildet 

4)  Der  Tarif  ist  in  der  Hanptsaohe  ein  Streckentarif. 
Keben  dem  Satz  für  die  Strecke  ist  die  Erhebung  einer  Expe- 
ditionsgebtthr  dem  Prinoip  der  Selbsticosten  angemessen  nad 
im  TarilWesen  statthaft 

5)  Die  Begehiog  des  Streckentarifs  nach  der  Distanz 
bhibt  zwar  auch  im  Ottterverkehr  als  allgemeines  Kineip  he* 
Bldien,  das  aber  ebenfidls  zahlreidie  nnd  dnBohn^ende  Hodifiea* 
tionen  erleidet 

a)  Höhere  als  die  Normalsfttze  dürfen  emtreten  bei  abnorm 
bohen  Bau-  nnd  Betriebskosten  einzelner  Strecken. 

b)  Niedrigere  Sfttae  nnd  dementsprechend  richtige  Diffe- 
renilaltarife**)  smd  statAaft  in  FttUen  einer  eiheblicben  Ver- 


*^  So  m  iKt  d.  preais.  Bahnen  die  «nf  1  MeUe  BduUags  IwfBid.  CentMr- 
■■n  186S— ISnO  (in  dien«  J.  nnte  Bnredni.  der  nraen  Pnr.)  ivt^dam 
Ott  der  Bfnregnog  dec  Tuibltse: 

Fncbtr.  der         Ermlss.  Fracbts- 
NonulcL  B.  KohL  u.  Kokes 

Menge       Tarif        Menge       Tarif      Menge  Tarif 

mg     100        100         too        loo       loo  loo 

1865        140  97  96  98         242         o.  81 

1809        171  94  87  90         268  74 

")  T|;l  P.  Vm  d.  Beschlüsse  d.  Tarifcommiss.  7.  1875. 

^  Tiel  veUersehende  TonchUge  macht  aoch  hier  Perrot  a.  a.  0-,  der  ein 
ZoseBarstem  ron  S  Zonen,  Us  20,  20—60,  «her  50  Meilen  mit  TuiftUzai  per 
vigea  T.  5 ,  8  q.  12  TUr.  beftlnrortet  Auch  dies  gdit  mhl  zo  -wtit  n.  Uber  die 
Kchtigkeit  des  ganien  Prind]»  llat  sich  streiten.  ImmÜBdrin  hitta  eine  soldie  Beftam 
nehr  als  die  im  Penonanreik.  rerlangte  (o.  Kote  16)  ela»  Aussicht  auf  gflnstigen  Er- 
»Ig.  denn  tu  die  Waan  ist  der  Fn^tsatz  in  der  Hut  ein  HanptnMnuoit  der  Tnu»- 
pntfUdsMt  für  den  Menschen  nur  dn  secnndtaea. 
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miDderang  der  Selbstkosten  des  Transports,  dsharbi 
sondera 

a)  zwisoben  Pnncttfi,  welche  gttnstige  Bftekfrselit« 
geben; 

ß)  für  grössere  EatfemungeB,  äank  wfllcdie  die  Ws^i 
voll  laufen,  wobei  sich  ein  TheU  der  Kosten  gOnstiger  r«p»rtirt 

y)  ttbeihanpt  stets  da,  wo  anf  ein  besseres  Verhältnii 
des  todten  znm  nfttsliohen  Gewicht  xn  recAoen  ist,  du 
z.  B.  auch  anf  Omndlage  allgemeiner,  rerOffentUebU 
Bedingungen  naeh  besonderem  Ueberebkommen  im  einaelMa  Fl 
mit  einem  Fraehtgeber,  det  gieich  eine  bestimmte  AnsaU  voll 
Wagen  anf  einmal  befördom  Iftsst,  oder  im  besondeien  Abonol 
ment  mit  einsehien  Fraohtgebem,  welche  in  dieser  Hinsidit  gewiri 
Bedingungen  zo  «fllüen,  namenttioh  ein  gewisses  Fraehtysna 
in  regelmässigen  Perioden  zu  liefern  versprechen.  1 

c)  Differentialtarife  and  sog.  Particnlartarifs( 
gtlnstigende  niedrigere  Tarife  fllr  cinzelae  Fvaditgeb»,  wenn  «i 
bestimmte  Bahn  benntzen)  sind  nach  ais  Mittel  der  Conei 
renz  für  Staatsbafanen  solange  nnTermeidlieh,  als  es  sidi 
Oonourrenz  mit  ausländischen  Bahnen,  mit  inländiteh 
Privatbahnen,  mit  der  Schifffahrt  etc.  handelt,  am  geuM 
Fraohtqoanta  an  sich  zu  ziehen.  Differeotaaltarife  dieser  i 
daher  die  meisten  jetzt  bestehenden,  —  das  fir^dmiss  sifl 
Hg  er  Entwicklungen  hn  Eisenbahnnetz  —  würden  aber  mit  U 
wenigstens  im  Inlande  bei  der  Durchführung  des  Staatsbahsiyi^ 
grossentheils  verschwinden  nad  nor  etwa  (wie  in  £i>6M 
wegen  der  Concnrrenz  des  Seetransporte  Ue  nad  da  veriM 
mtlssen.**)  J 

6)  Die  Normaltarife  sind  durch  die  Gesetzgebaagi 
znstellen^  die  Differentialtarife  dnrdi  die  RegieraagJ 
Verordnungswege.  Alle  das  Tarifwesen  betreffende  VcrlilBj 
sind  amtlich  zu  veröffentlichen  und  durchaus  keine  gebeifl 
Begfinstigungen  einzelner  Frachtgeber,  ausser  auf  Grand  allgeaJ 
Normen  (Nr.  5  nnter  b,  bes.  /),  zu  gewähren.  Eine  BeTiaj 
der  Tarife  nach  den  gemachten  Erfahrungen  hat  in  kafl 
Perioden  (2—3  Jahre),  in  Fällen  bedeutender  Tarifrafl 
tionen  eventuell  zunächst  provisorisch  auf  eine  berilfl 
knrze  Zeit  zu  erfolgen.  ■ 


TgL  Cohn  n.  456. 
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U.  —  §;  S72.  FinAüaieUe  Ergebniase. 

1.  ErtFftge.  Die  ErtrSgii  der  Eisebbahnen  ter&Ueit  in  die 
dr^  proBBen  Grnppen  der  Eiimahmen  Mrt  dem  PersonenTer* 
kebr  (^ebtieealich  Gepftck&Acht,  meist  ftaeh-  EqnqNigeii,  Pferd«, 
Hude),  MS  dem  Ottterverkehr  (eiiseUiesBlioh  Vieb,  iäseih 
bahofabraeuge  a.  dgt.  m.)  tmd  der  äonetigen  Einnahmen, 
wortmtw  D*menttieb  Wagenmietbe  (besond^  fttr  Guterwagen), 
udfte  Pacht-  BBd  Mietiieinnahmen ,  besondere  Transporte,  Lager> 
S«ld,  PrevisioDMi,  Telegraphie  n.  s.  w. 

Naoh  deutschen  Etfabnitigen  —  und  wohl  im  AUgemeiaen 
in  Lisdem,  wo  die  Sehiff&brt  dem  Qflterverkehr  der  Büsenbahnen 
kenie  s^  grosse  Oonevrens  maoht,  und  die'  VoUu«lisbti}^keit  ud 
die  WohlstandsverlüUtnisse  ähnliche  Wie  in  Deutschland  sbid**) 
pflegt  in  ganzen  Bahnsystomen  und  anefa  bei  den  meisten  «inzdnen 
Bahnen  anfangs  die  Einnahme  aas  dem  Personenvierkehr 
SB  überwiegen,  Später  tritt  sie  in  der  Regel  mehr  und  mehr 
trote  ihrer  eigenen  Vermehrung  absolut  und  relatir  hinter  die 
Einnahme  aus  dem  Gtlterverkeht,  und  oft  sdit* betiiehtUd^ 
zorlck,  während  audi  die  diversen  Emnahmen  selbst  relativ 
iteigei.  Der  GüteiTeikehr  ist  daher  in  spfttem  Zei^  wie  s.  B. 
in  46r  C^egenwart,  gewShnlieh  aoeh  der  finanziell  wichtigste 
Tbeil  des  Eisenbahntransports.*^)  Die  Ursaeben  dieser  Shitwiok- 


")  Man  kuiD  die  deolfch«!  ErfihnuigBn  nictit  onbedlagt  fOr  typiKli  hatten,  vi« 
ick  et  in  dcK  S,  A.  §.  267  getbui.  In  Enf  Und  zeigt  sich  fortdauorod  eine  relativ 
irOtaen  Bedeatang  des  PenonenTeAehra  ftti  die  Eoheinn.  der  Bahn  «b  In  Dentech- 
Unl  Vi»  Concnnene  der  Scblffiahrt  auf  Oanuen  a.  Im.  aof  der  See  tiigt  ta  iei 
rdatir  geiiüscen  finanz.  Bedeatnng  det  Gstoneifcehn  der  Bahnen  vohl  bei  Noch 
jetzt  kommt  t>d  d.  Haoptbahnen  30— 40— 50*/o,  im  Dnrchsch.  neuerdings  (1870— T2) 
44*/«  d.  Einn.  anf  den  Penooenrericehr;  aber  abgenommen  bat  die  Qoote  docii  neh 
hi«  ituk:  von  1842—72  Ton  66  Kol  U'/^   S.  Cohn  H,  187,  631. 

^  Unsere  amtlichen  EisenbahnstatiatikiBn  enthalten  reiches  Material  znm  Beleg 
dilsw  Sitze»  s.  z.  B,  die  pteusa.  StatistilL  Bs  war  bef  staimtl.  prcnm.  Bahnea  die 
BntMntalune: 

p.  Heile  in  100  TUr.  ans  dem  in  «/o  ^  Cesammtelnn. 

^  «»^ 

1U4  201  .       101  7  809  6S-e  S2T  3>S 

Ittl  174  18«  17  8T«  46-8  49^8  4'4 

1887  200  389  29  618  828  62'0  4-6 
1882  190  40»  37  638  801  64'0  8-9 

1888  213  498  46  752  28>S  68-K  6-2 
1887  21 1  623  56  788  26*7  66*4  6-9 
1869  309  49S  64  756  276  66  8  7-1 
1874  241  616  56  914  26*4  67-3  68 

In  J.  1661  Oberstieg  znerst  die  £lnn.  ais  dem  Göterrerk.  dlejen.  aas  dem  Personen' 
rakehr.  1869  hier  wieder  iod.  Bahnen  d.  neuen  Fror.  Nitr  durch  die  EfauechnoAg 
dieser  Bahnen  reiibidert  sich  die  Bichtang  dw  Bewegung  einNi  H<nneat.   Bei  den 
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lang  sind  wohl  rornemliob :  die  Verknfipfong  volkreicher  Orte  und 
Gegenden  im  Beginn  der  EiBenbahnieit  (§.  845);  die  Aosdebmiog 
der  Linien  in  weniger  bevölkerte,  in  Ackeri>an-  nnd  Bergbaa geben- 
den erst  s[^Uer;  die  Nothwendig^eit  des  Vorhandenseins  anei 
grosseren  Bahnnetzes  fllr  die  Ansbildnng  mancher  Gttterverkdin- 1 
zweige;"*)  die  nur  aUm&lige  Veiilndernng  der  ProdnetioDS-  oitd! 
AhsatzverhUtnisse  der  Guter;  die  nach  nnd  nach  dnreh  die  Ksea- 1 
bahnen  bewirkte  grossere  locale  Coneentration  der  BevOlkennigi 
(Grossstadte), ")  welche  wieder  grössere  und  weitere  Züfniiren  von  ■ 
Gonsamptibilien  nndBohstofien  bedarf;  die  natnigemftss  beschriiDk- : 
tere  TransportflUügkdt  der  Hensehen  als  der  Gttter  (Kote  14);  die  j 
Btiikere  Tarifermässignng  im  Gtlterverkehr  (Kote  19),  die  inner  | 
mehr  Gttter  niedrigen  8peci680hen  Werths  transportflUiig  naeU 
a.  dgL  m.  Bei  Staats-  nnd  Privatbahnen  ist  diese  Entwickhmg 
begreiflicher  Weise  im  Ganzen  die  nemliche.   Das  relative  Zarfiob 
bleiben  oder  Stillstehea  der  Einnahmen  ans  dem  Personraveik^ 
nnd  die  gttnstige  Einwirkung  der  Frachttariferm&ssigungen  auf  die 
Steigerang  der  Einnahmen  aus  dem  Gffterverkehr  weisen  mit 
wieder  darauf  hin,  dass  die  Opportunität  von  TarifrednctioneB  im 
Personen-  nnd  von  wräteren  Ehnftssigangen  im  Gtiterveikehr  sack 
im  finanzieUen  Interesse  ebenso  ernstlich  zn  prtlfeo  ist,  all  in 
volkswirthsohaftlichen . 

1)  Die  Einnahme  aas  dem  Personenverkehr  rtlfart  in 
Deutschland  Im  Staats-  nnd*  Frivalbahneo  mit  sehr  seltenen  Au- 
nahmen  nur  zu  einem  ganz  kleinen  Theil  (6 — 8^/o)  vom  Verfcdir 
in  der  ersten,  zu  etwa  einem  Drittel  von  denjenigen  in  der  zweiten, 
zur  vollen  Hälfte  bis  zn  Dreifttnfteln  von  dem  Verkehr  in  der 
dritten  oder  in  dieser  und  der  vierten  Wagendasse  ber.  Die  eis- 


oliizaheB  Bahnen  UduTeiUIlnlaBTcascIiiaden.  nbn  di»  Entwidlnngitondcw  diHcOi 
Q.  am  in  den  Beltensten  Fillen,  i.  B.  bei  kMnw  Fiintb.  zwImAcb  namm  SttAat, 
die  Einn.  aas  d.  PenoDenreAeliT  jetzt  noch  BrOster  (t.  B.  Tunosb.,  Homb.  B.) 
IL  bez.  1874  wir  bei  d.  preoss.  Oatb.  d.  Eina.  aae  d.  Personenrerlf.  n  den. 
au  d.  OQterreAebr  nie  c.  2  :  3,  bez.  Wie  c.  1  :  2*1.  bei  d.  niedencU.  wie  1  :  i 
bez.  wie  c.  1  ;  8*8,  wealftliach.  1  :  fart  4.  bez.  1  :  3  7,  Saarbr.  I  :  6,  bez.  I  :  41. 
bannor.  1  :  2,  bez.  1  :  2  3,  naas.  2  :  ttber  3,  bez.  1  :  etwas  Uber  I,  Bebn-Haua  (la) 
1  :  wenig  über  1.  bez.  1  :  1-2,  Mala-Wes.  2  :  3,  bez.  1  :  etwas  Uber  2,  slelriKk 
Staatsbabn  18«9  1  :  3.  baier.  1  :  Uber  2.  wttrt  2  :  Ober  3,  bad.  4  :  5.  Vdksdicitis- 
kflit,  Dorchreiaerericehr,  Massenprodactentranspoit  (Kohlen  a.  s.  w,)  zeigen  Uer  ihn 
chaaeL  EinflOflae. 

*^  So  ergiebt  sidi  ans  d.  preasi.  Eisenbahnstat,  wie  die  Einn.  au  d.  tincha 
Güterrerl  mit  aad.  Bahnern  stiiker  ab  diej.  au  dem  Idealen  Gtunrarkebr  mlmat 
(i.  B.  69— 76  jene  r.  10  auf  24— 40-3— 7f2,  diese  t.  10  nf  16— SM--4W 
XilL  Thir.  geitiesat). 

S.  seine  Ormdlef.,  g.  .336—338. 
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xeliua  Unien,  aoch  d«r  StaatsbahneOf  zeigen  indenen  manehe 
VeneUedenheiten.  iHe  Quoten  der  Brtrttge  der  dnselnen  Clusen 

bleiben  sich  aber,  von  Neneinfllfarang  ganzer  Claasen  wie  der 
vierten  abgesehen,  im  Dnrohschnitt  aller  Bahnen  and  bei  den  ein* 
idnea  Linien  von  Jahr  zn  Jahr  ziemlieh  g^eieh.*") 

2)  Von  der  Einnahme  ans  dem  Gtlterrerkehr  rtlhrt  nur 
eine  sehr  kleine,  bei  den  hohen  Tarifen  mitontor  nook  etwas  ab- 
nehmende Quote  ans  Post-  nnd  Eitgnt  her  (3— 5'/o  meistens).  Die 
Einiuhmeqaoten  der  anderen  Tarifclassen  ändern  sich  von  Bahn 
la  Bahn  nnd  von  Jahr  zn  Jahr  erheblich  nach  den  wesentlich 
wieder  v<m  der  absohtten  nnd  relativen  Tanfhithe  jeder  Olasse 
tnd  dem  Tarifsystem  abhängigen  Frequenzen  und  naeh  der  Natur 
des  Verkehrsgebiets  der  »nselnen  Bahn.  Ans  ersterem  Grunde 
meist  zunehmende  Quoten  der  ermässigten  Tarifelassen 
ftr  Ottler  geringen  qteeifischen  Werths.'*) 

373.  —  B.  Eeinertrag,  Rente  und  deren  Verwen- 
dung. Der  entere  genttgte  bei  deigenigen Staatsbahnen,  welche 
eine  Zeitlang  im  Betridl>e  stehen,  bisher  fisst  immer,  nm  das  auf  ge- 
Domniene  Schuldkapital  zu  verzinsen  imd  eventuell  zn 
tilgen.  Genaue  Vergleiche  ittr  längere  Zeiträume  sind  nur  fttr 
die  euoefaien  Linien,  nicht  fihr  die  ganzen  Staatsbahnsysteme  za- 
Iteig,  weil  in  I^teren  sich  oft  neue  Linien  mit  noeh  unentwiek^ 

Tkl  atadst  U«texUl  Ueniber  in  d.  untL  StatisÜken.  Die  Daidudutitte  der 
1-4.  Gl  aad  dei  SOIMeb  bei  illea  prenss.  BaliBen  «rgeben  EtBaehmeqnoten  1869 
■'S— S6-a — 43*3— 10*5— 4*3.  bei  Qaotea  dw  iped£.  Penonen&equeoz  iPenoneameilen) 
Kilitlr:  31— 26*4— 48-0— 22-5;  1869  (ijicl.  neae  PmUuMi)  Eimuhmeanoten;: 
1-1-33-9— 40-6— 15-3— 8-2,  Freqnenzqiioten:  31— 22-9— 44*7— 29-3  Erheblich 
Ahn  d.  DoichachD.  ist  die  Eion.  ans  1.  Gl.  bei  d.  preoss.  Staatsb.  uor  bei  d&ss.  B, 
Iii  »,  aber  keine  4.  CL),  o.  Ostb.  8-9;  bei  den  Priratb.  bei  der  Bbein.  (26-6),  homb., 
Tauubahn.  3.  o.  Note  10.  Im  J.  1874  kam  aaf  die  4  CL  o.  HiUttr  eine  Qaote 
i  Diu.  TOB  7-2— 32-8— 40-0— IS-S—l  ö^/g.  (Die  preoBs.  Slaüst  apecialis.  diese  Daten 
Jetit  uch  nach  den  Zagarten,  gegen  erhobt.,  gewOhnl.,  ermlBS.  Fahrgeld.) 

Im  Dnrcbichn.  aller  prenits.  Bahnen  war  in  Pioceoten  der  gesanunten  Gater- 
eimkaen  1859,  1865  n.  1869  (incL  nette  Pror.)  die  Einn.  aoa  Post-  tL  Eilgat  bez. 
4-t-.S-6— 4-3,  ans  Flrac&tgnt  der  KounalcL  34-7—21-0—11-7,  JEoUen  n.  Fnobtgnt 
4«  aaiM.  CL  nn.  &«*4— 69-5— 71-7,  mu  l^elitnuport  2-9— S-4— S'S.  ans  udeiea 
Tmsp  B.  Nebeoertr.  1-9— 2-S— S  l"/«.  In  1874,  bei  etiras  andrer  OavifieatisB.  kam 
m  der  guuen  Einn.  im  GoterreAebr  0-5  7o  aof  Post-,  4-l)  anf  Eil-,  9-8  auf  Stack- 
pä  der  Mormalclaase,  InoL  d.  sperr.  Guts,  10*3  anf  StSckgot  der  ermisB.  Glass..  34*4 
■Bf  Frachtgot  in  Wagenlad.  in  QoantiL  i.  100  Centn,  a.  mehr,  32-9  aof  dacL  in  ge- 
»hlsmenen  Wagenladungen  r.  200  CentiL,  3'3  anf  Yieh,  4-8  anf  Elaenbahn&hneage, 
KettA-  u.  Bad  gut  n.  Nebenertr&ge.  Also  roud  Vi  dem  Massengnt,  Vi  aus  am 
^ibrigea  GQtertnnsporten  (hier  IncL  Tieb).  Die  eüzelnen  Bahnen  zeigen  natotlicb  hier 
PMS  [JntarBcbiedie,  z.  B.  in  1869  Einn.  ans  Kohlentiansp.  prenss.  Ostb.  1*4,  cieder- 
■^3S-3,  veatfiL  28-1,  Saarbr.  61-9,  hannor.  16-2,  Ba9S.9*7.  Bebra-Uas.  0-2,  Haln- 
«OL  8*7*/^  Aber  venn  nnr  Stück-  n.  Fracbtgvt  ontarecbiedcn  wird,  so  sind  die  Tw< 
KbedsabeBan  doch  mlssigeii  z.  B.  in  1874  bei  den  StaatriwbB.  bes.  21*2  n.  6»«*/« 
Hu.  d.  letKteiea  bei  der  Swubr;  B.  (Köhlen^  90*0,  Min.  Fnake^BeloB  50^ 
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Mn  Verkehm  befinden,  dia.  den.  Durchiduittatttiag  knbdiM 
Dm  ist  beBondcus  bei  der  VflrgiciichBns  mit  ältemi,  itddn  o 
nur  wenig  sieh  aasdehiifinden  eiiuelDen  FriTatbahnontcmchma^ 
zu  boftchtoo.  Bei  einer  raschen  Ausdehnung  des  Sfttsbahmwi 
auf  weniger  freqnente  Booten,  wie  sie  auch  in  DeatBehland(PreiM 
sHddfiVtschA  Staaten)  in  neuerer  Zeit  vorgekommen,  und  in  . e 
Periode  stark  steigender  Betriebsansgaben  (lti7L— 74)  kann  i 
hak  anoh  tan  grosseres.  Staatsaisenbahn^ysteiB  wohl  dna^ 
Deckung  der  auf  ihm  lastenden  Zinsen  und  Tilge^Hotea  der  i 
nicht,  amortisirten  und  voUends  dei*  arsprflngUohen  BanksiiÜi 
einen  Zusohoss  aus  der  Staatsoaase  bedttriea.  Dies  mnss  thoiU 
Terhtttet  werden  <§.  Es  ist  aber  anoh  mit  bklin^ 

Sicherhett,  an  verhtUen,  wann  nur  nicht  die  bess«reii  Lia 
eines  Landes. der  Privatindastrie  verhleibea,  wenn  üxua 
Staatsgebiet  entsprechend  gross  genug  ist,  um  cbbi 
glmohung  seUeofater  und  gntor  Linien  leichter  herbeinif&ktei^ 
wenn  endlieh  eine  riehtige  Tsrifpolitik  befolgt  witd. 
dauernder  Steigerung  der  Betrieb^osten  ist  hu  Staatsbabss 
wenig  als  bei  Frivatbahnen  ohne  TariferiiGhBng  eine  gentg 
Benfe  sicher  zu  gewinaen. 

Ans  dem  Beinertrage  werden,  wenn  auch  nicht  immor  fm 
80  doch  reell  xunlLchst  die  Zinsen  der  zur  Anlage  der  Bi 
aufgenommenen  Anleihen  und  die  fttr  diese  Anleihen  etwa) 
lirten  Tilgequoten  bestritten.***)  Der  Best,  welcher  bei  fortV 
tender  Tilgung  also  immer  grösser  wird,  bildet  dnen  ta 
Ueberschnss  and  eine  eigentliche  priratwirthsohafti 
Einnahme.  Dieselbe  kann  ganz  oder  theilweise  zur  weiU 
Tilgung  der  Eisenbahnsohnlden  oder  als  HttlfsmittM 
weiteren  Ausdehnung  des  Bahnnetzes  und  znr  Deel 
etwaiger  Deficite  nngttnstiger  Linien")  odar  endlU 
Staatseinnahme  znr  Deckung  eigentlicher  Staat! 
gaben  dienen.*')  Die  erste  Verwendung  ermiigUcht  eine  ÜM 

^  Elnui  ErnenenngsfoBds,  mch  Audogla  dar  Printb«lmeii,  bat  wm  AM 
Staatab.  Bai  den  aad.  BaJuea  mius  ein  ontsprach.  Betrag  ducdMoknittL  mm 
gaben  gtteduut  vardcB,  aonnit  die  b«a^  TaradUBgen  atelrt  gus  laMl 
ffi^^^  enttiltn  siad.  ^ 
Dies  im  WesantL  der  Gesiohtspiuct  in  d.  deatschan  TilMnlrtm»  J 
So  in  FreDSsan,  da  hier  bisher  tob  einer  syftteaat  AmU/M 
Stiatabaluuietzes  nicht  die  fiede  ist  EigaBtl.  daher  hier  dar  tm  MaM^fl 
Qealchtq)aitct  Durch  Yenrandlong  dar  znittokzazahL  Schuld«  in  BeMMrifl 
dnzeh  Anfuhna  luaec  EiaaBbahnschildeB  in  der  Form  dar  HaiiluiiJrtii  B 
JatEt  noch  mehr  barroc  ^ 
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AnnUfaeraDg  An  daa  öebahtenpriaoip  in  der  finanueUen 
Behaodlang  der  Staatsbahnen;^  die  zwdte  einen  immer  nm- 
fassenderen  Ansban  des  Bahnnetaes,  vrot*ni  es  bei  dem 
Staatsbahnsystem  gerade  abgesehen  ist;  die  dritte  macht  Steuer- 
eiinahmen  Überflüssig  oder  gestattet  die  Vornahme  pajMider 
nener  Staatsthätig^eiten  und  fUhrt,  wie  die  Forsteinliabmen  (§.  193), 
aoch  den  finanziellen  Nutzen  grosser  aUgoneiner  Fortschritte  deir 
Volkswirthsebaft  dem  Gemeinwesen  immittelbar  zn,  stat^  wie  beim 
Priratbahnwesen,  in  die  Taschen  einzelner  Privaten:  d«  Staat, 
abo  die  Gemeinschaft,  nimmt  an  der  Kapitid-  und  GrQ&dt«nte 
der  Kation  in  erwUnsehter  Weise  Theil,  —  anoh  eine  günstige  Wii^ 
kniig  für  die  Vertbeilnng  des  Volkseinkommens,  also  zngleich 
in  socialpolitischer  Hinsicht  Welche  Verwendnag  des  BrlOses 
statthaben  soll,  ist  mit  nach  den  concreten  VerhttltniBsen  des  ein- 
uinßa  Staats  zu  entscheiden.  Die  «ste  und  zweite  Verwendnngs- 
u1  verdienen  aber  wohl  principiell  den  Vorzug,  bis  die  Schnlden 
getilgt  und  wenigstens  die  wichtigeren  Linien  ausgebaut  sind.'') 


**)  Dies  zeigt  sich  deatUdi  z.  B.  htä.  d,  preasa.  Bahnen,  wenn  tnan  bedenkt,  dass 
ron  der  oisprOngl.  Schuld  von  226  15  H.  Thbr.  schon  33'43  M.  ThlT.  bis  £.  ISlU 
IfiemL  SiOialden  dei  alten  Landesth.  n,  neue  Schulden  seit  1866:  i.  1S9^S6  auf  142-17, 
luuaor.  r.  28*28  auf  15  66,  chuihoss.  r.  16-78  auf  15,  nass.  r.  16'69  auf  16*87, 
Fnull,  T.  5-09  auf  3-50  HL  Thlr.  herabgegangen)  getilgt  vareo. 

**)  Die  fiaanzielle  Sdte  der  Staatsbalmftage  ist  in  DentacUamd  angesidila  der 
nkcDden  JSent»  der  Babnkapitalien  in  d«i  letstan  Jalureu,  bes.'  ntob  den  on günstigen 
Eifeluissea  des  J.  1874,  etwas  ängstlich  Ton  den  Anhfti^n,  etwas  tiiampbireiul 
TM  den  Ck^ern  der  Staats-  and  speclell  der  Reichsbahnen  behandelt  worden:  wohl 
bddeneits  mit  Unrecht.  Schon  das  Eigebniss  des  J.  1875  ist  wieder  äriieblich  bebser 
atugofallen,  namentlich  in  Folge  der  wieder  ;;e3unkonen  Betriebslcosten  (Preise),  was 
jedeniklls  beweist,  dass  man  es  nicht  mit  einer  nothwendig  dauernden  Entweithung 
des  £isenbabnbesitzes  zu  thun  hat  Die  eigenthtlmliche  Ansicht,  als  ob  die  Bahn- 
tanfe  nicht  steigeu  durften,  wenn  alles  Andere  sidi  rertbeuert,  muss  ausserdem  auf- 
gegeben werden.  Die  zeltweise  schlechtere  BentabüitAt  der  bad.,  wfirtemb.  Bahnen 
beveist  nur,  dass  man  dort  etwas  zu  rücksichtslos  rasch  in  fioanz.  Beziehung  rorging 


Wer  Prorinzea  —  noch  za  klein  sind,  um  lüe  genUgende  Au^eichung  der  Qiaacen 
der  gttDst  und  nn günstigen  Fllle  zu  reibllrgen.  la  Prmssen  aber  mnss  man  nicht 
tibenehen,  das«  unter  den  heutigen  StaatsbaJineD  daselbst  einige  grosse  Linien  mltt- 
lenr  Frequenz  und  grosser  Kostspieligkeit  und  umgekehrt  nnter  den  Ptiratbahnen 
noch  ziemlich  die  Hanptlinien  grosser  Frequenz  a.  z.  Tb.  auch  billigen  Baus  sich  befinden. 
Dabei  ufolgt  noch  nicht  die  dem  alleinigen  oder  dem  sehr  ausgedehnten  Staatsbahn- 
sjKem  eigenthOmticbe  Gewinnausgleicbung  der  yerschiedenen  Linien.  Auch  bei  dem 
Beichseisenbahnproject  ist  in  finanz.  Hinsicht  zu  bedenken,  dass  das  Boich  bei  den 
SQten  PriFatbahnen  eine  Actieorente  mit  einer  4*/, — i^/^^/^m  Reichsrente 

kaofen  kann  (ein  ähnlich  wichtiger  Factor  wie  in  England  bei  einem  etwaigen  Erwerb 
der  Privatbahnen,  s.  Cohn  II,  617). 

Die  wahre  Hohe  des  Beinertraga  und  der  Bentabllit&t  ist  bei  den 
Stutsbahnen  nicht  immer  leicht  ganz  genau  zu  berechnen.  Denn  es  konuneB  unter 
^  taafenden  Ausgaben  Venrandiangea  £  d.  Termehmng  iL  Yerbeaser.  der  Betrtel»- 
"ästtl,  t.  d.  Melioration  der  Bahoanlage  tot,  die  nicht  immer  nur  Ersatz  der  Ab- 
aitiUBg,  sondOTa  t.  TL  auch  Mfinbesciiaffiiiig,  also  neue  KapitaUnUjgQ 
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•Ind,  aiao  rom  BatneitiH  nicht  »bgakes.  Aach  ffinumUiugMi  u  nte  T» 
valtODgen  a.  sinil  hie  und  da  abf;anohaet  £■  bUibt  indeHen  nidüi  Aidm 
Qbrig,  als  sich  an  die  amü.  Benchniugtai  zu  halten.  —  Die  Stdgecimg  der  Beblebi- 
kosten  hat  In  den  leuten  Jahren  anch  bei  den  Staatsbahaeii  itattgeftandeD,  sfe  rv  , 

nicht  aar  eine  absolate  (s,  o.  in  den  Noten  17,27,39,50,  des  ror.Abechn.)«  soodemuch 
eine  relative:  d.  h.  die  Betriebskosten  beanspractUea  eine  grossere  Qnote  dei  j 
Bcattoeinn.  .  | 
Prenssen.   Nach  der  preuss.  fUsenbahnstatist  var  diese  Quote  bei  allen  , 
preoss.  Bahnen  18(55  iOS,  1867  44,  1869  44,  1871  45'4.  1875  64-9,  1874  5T-7.  . 
1875  5A'&%,  edei  offlgekehit,  der  Uebeischass  auk  ron  1S71— 74  na  M-ftiaf 
4X'S«/^   Bei  den  praosa.  Staatsb.  war  er  1873—75  bez.  452,  38*8  o.  42*47^  b  ! 
dem  aaKQnBticen  Jahie  1874  war  er  noch  am  Höchsten  bei  d.  Niedaschlefl.-aliL  ' 
(luL  BdUes.  OeUigsb.)  mit  44*8*/«  der  Bntttoafau.  (1876  43-9).  an  SHediigilai  bald. 
FnuiU-Bebraer  v.  d.  BerL-Verbindiuigsb^  mit  26-07o  (1875  bez.  39*4  n.  29*4).  Dm 
rervendete  Anlagekapital  rerzinste  sich  aus  dein  Deberschnas  (bei  d.  Fiiru- 
bahnen  ohne  ütueohn.  der  Zoschusse  ans  d.  Titel  d.  Zinsgarentie)  mU  */# 


1867 

1869 

1871 

1872 

1873 

1874 

ISTS 

Staatsb. 

S-83 

5-77 

t>-61 

5-98 

4-95 

3-56 

4-78 

PriTatb,  In  Staatsrerw. 

505 

6-91 

6-31 

6-01 

4-18 

4-07 

4-41 

Friratb.  in  eig.  Yerw. 

6-79 

5-76 

6-04 

6-48 

4-63 

4-33 

4-41 

Alle  Bahnen 

5-54 

6-67 

607 

5-54 

4-64 

4-06 

4-51 

Der  an  die  Staatscasse  (incL  1  d.  Main-Weser  Bahn  an  Hessen)  abMfUute  Deber- 
schoBs  d.  vrenss.  Staatsbahnen  war  f&r  1874  11*68.  f.  1876  17  03  HilL  Thlr.  Die  Bente 
schwankt  hei  den  8  einzelnen  preoas.  Staatahahnen  1874  zwischen  U*29  (naawiarke 
1876  1*88  und  7  70*/..  (Niedencfalea.-nilit,  1875  7*46)1    Die  Oatb.  gab  1874  ■.  7S 
bez.  3*28  imd  4-41 ,  me  hannorenche  4-1 1  nnd  6-62 ,  die  westflL  1*87  und  3-96, 
die  aaaxbrttcka  2*92  nnd  4-91.  die  Main- Weser  3  61  and  4  90,  Fraakl-Bebr.  0-4!» 
and  1*85,     Das  rerwend.  Anlagekapital  der  preoss.  Staatsbahncn  war   1674  3343 
MilLTUr.,  p.  Kilometer  82,857  Thlr.   1875  bez.  366*3  und  87,193.   Maz.  1874  Beil 
Yerblndongsb.  136,306  Thlr.  p.  KiL,  Saarbr.  133,620,  Min.  Ostb.  66,697  Thlr.  Bei 
der  starken  Schnldentilgnng.  <Ue  in  Prenssen  seit  dem  franz.  Kriege  mittelst  der  Goa- 
tribntionsgelder  n.  a.  v.  erfolgt  ist,  reichte  selbst  der  geringe  DeberBchoss  der  Staat»- 
bahnen  im  }.  1874  fast  ganz  hin,  die  s&nuntlicheu  Zinsen  aller  Steatsschuldvi  n 
decken,  die  z.  B.  im  J.  1876  38*8  MiU.  M.  betragen.   Por  das  J.  1876  ist  d.  Aa- 
iohlag  t  d.  Deberachias  der  Stiatsbahnen  im  Etat  incL  Antheil  an  d.  Main-HeckaiL 
anf  63-8  UilL  H.  beteebnet  Dazn  kommen  £fam.  r.  Priratb..  an  denen  dw  Staat 
betheiiagt  ist.  o.  ein  U.  Posten  and.  Eisenbahneian.  mU  4*22  HilL  U..  anden.  Abi- 
gaben  f,  Priratb.  (inel.  Zinaznschtisse  mU  7*28  M.  H.)  flu  1-7S  MilL  M.,  dann  aoeb 
f.  d.  Centralrerv.  d.  HisenbahnwesoAs  n.  die  Eisenbahncommiasariate  1*02  M.  Hart 
Ansgabe.   Eine  ganz  genaue  Vergleich,  der  BeetabilitU  der  Staats-  n.  PiiratbabBea 
iat  Ubrigena  misslich.   Bei  den  eisten  werden  z.  B.  in  Preussen  keine  Banzinsea  anfj 
d.  Bankap.  berechnet.  Wshrend  d  Etat  f.  1877  eine  Rente  r.  6-16"/«  des  Anlagdap.: 
reranschlagt,  schUzt  ein  Aois.  in  d.  Zeitang  des  Ver.  d.  Eisenbahnrerwaltnngen  diese  I 
Bente  nur  anf  nicht  ganz  4%,  wenn  ebeoso  wie  bei  d.  PriTatbahaen  gare  ebnet  wird  i 
(d.  h.  mit  Ootat  t.  Emener.  a.  Beserrefonds  a.  mit  Steoero).   Selb«t  wenn  dies« 
Bechn.  richtig  w&re,  erklärte  sich  das  ougonst  Besaitet  nur  aoa  der  ""gn"#t.  YoitheiL 
der  gaten  Beaten  zw.  dem  Staate  o.  den  GesellschaAen.  1 
Sachsen.  Die  Staatsbahnen  habui  andaaemd  eine  reicU.  Teirinsang  gegeb«,! 
g<«en  die  Kosten  der  betr.  Staatssdinlden  l-'2>/.V,  mehr.   Pur  die  20  J.  18S6-7i  | 
wird  die  Dnrchscbnittsrente  anf  6.487»  berechnet,  für  ein  Kapital,  das  ron  99*4  1011. 
H.  in  1656  anf  330*8  Mill.  M.  za  Ende  1876  gesüegen  ist    Nor  3  mal  sank  die 
Beate  in  diesen  20  J.  unter  57,,  1858  4-37.  1659  4-41,  1866  4*59,  Max.  1865  TU  < 
XL  wieder  1871  7-07,  1872—75  bez.  5  75,  5-54,  5-87,  (i  02"/«.  Die  Anklofe  r.  Prirat-  j 
fcahnen  betreffen  die  thenere,  aber  auch  gut  rentirende  Lelpz.-Dresd.  Bahn  o.  einige 
liedae  schlechte,  aber  doch  z.  Th.  entwicklangsfäbige  n.  bllUg  erworbene  Bahnea. 

Baiern.  Hier  eine  von  der  allgemeinen  Staatsscbotd  getrennte  EisenbahnacbnR 
Ant  1876  nomin.  728*4  Mill.  M.,  meist  zu  4  d.  4'/.  7»,  mit  einem  Zins-  o.  TUge- 
arfordemiSB  t.  28-8  Hill.  M.  Der  Ueberschnss  der  Eisenbahnen  war  reransddagt  aaf 
39*8  Hill  U.  Im  J.  1874  (noch  ohne  Ostbahnen)  berechnet  sich  nach  d.  Tenlimtat 
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30.  Abschnitt 

StafttscanSle  nnd  ScUfl&hrtsdleBSte, 

§.  274.  Hinsichtlich  etwaiger  Anlage  nnd  Verwaltung  von 
Staatscanälen  und  Schiff  fahrts  Ii  nien,  insbesondere  Dampf- 
scfaifffahrtscarsen,  gentigt  es  im  Wesentlichen,  anf  die  früheren 
allgemeinen  Bemerkungen  zu  verweisen  (§.  242).  Die  Anlage 
eines  nenen  Ganalsystems  wird  in  der  Gegenwart,  wo  die  Con- 
cnrrenz  mit  den  Eisenbahnen  so  schwer  selbst  für  eigentliche  Ca- 
naUrtike],  wie  Massenprodacte,  ins  Gewicht  föllt,  kaum  anders  als 


(deren  Borechn.  bei  Preiuseii  mehrfach  von  denen  der  prenss.  Eisen  bahnstatfstik  ab- 
rdcken)  eäne  Bente  r.  4-24"/,  ans  dem  Bainertrag  f.  d.  Anlagekap.  (excl  11-43  Mill. 
Thlr.  f.  d.  repacht.  inländ.  Bahnen)  ron  153  Mill.  Thlr.  Der  Ceberschaas  ron  6  496 
^  Thlr.  bat  tlber  die  Zinsen  der  Bahnacholden  (4-755  Mill.  Thlr.)  n.  der  Til^ng 
dtiselba  (0-931  MUL  Thlr.)  immerhin  in  diesem  ongtliistigen  Jahre  ooch  779,000 
lUi.  betragen. 

W&rtemberg.  Die  in  d.  allgem.  Staatsschuld  enthaltene  Eisenbahnschnld  betrug 
IS76  c  271  MUL  U.  Nach  d.  Etat  f.  1675-76  imrde  aof  ein«  NettoeinBabma  dar 
Stubbahnen  ron  12*32  MUL  M.  gerechnet,  vomit  die  Ziosea  jenei  Sebald  vohi  ge- 
deekt  sind.  Im  J.  1874  reizbiste  sldi  nach  der  YerdnastatistUt  das  rerwendete 
%efcapital  tui  101*6  MUL  Thlr.  durch  den  D^MiBchua  T<m  3'Sfi7  WIL  Thlr.  mir 
■it  3-30  7o.   S.  auch  r.  Blecke  a.  a.  0. 

Baden.  Hier  besteht  neben  der  allgem.  Staatsschuld  eine  besondere  £isenbahn- 
idtild.  Auf.  1876  ron  275-2  Mill.  M.  oder  nach  Abng  der  Acti?a  der  EisenbahD- 
uhnldentUgangacasse  mit  4-4  MUl.  M.  eine  reine  Schuld  ron  270-8  Mill.  M.  Der 
Anschlag  der  Eisenbahobetriebsverwalt.  schÜesst  f.  1876  mit  12  64  Mill.  M.  Reiuertr. 
ab.  wozu  noch  der  Antbeil  am  Beinertrag  d.  Maia-Neckarb.  mit  0-51  Mill.  M.  kommt 
Vach  d.  Terslostatiatik  ergab  sich  1874  auf  ein  rerrend.  Anlagekap.  v.  103  4  Mill. 
TUr.  ein  üeberschass  v.  4-164  Mill.  Thlr.  oder  dne  Verzins,  v.  4*03 

BeichsbahaeQ  la  Elsass-Lothringen.  Diese  aof  Rechnung  der  franzOs. 
Cntdlntion  fax  iit  MUl.  FSr.  jedenfidls  m  theut  ttbcnHnnuaeii  ehenaL  linien  dar 
bttzOsischen  OatbahngesellBchut  sind  mit  bedantenden  Kapltalrenrendusgen  erweitert 
Vörden.  Nach  der  Yereinsstatist.  ergab  sich  1614  ein  BetriebsaberschuBs  ron  2'086 
Hill  Thlr.  oder  aof  d.  bis  dahin  renrendete  Aakgekap.  (Ind.  ioie  Somme  Ton  333 
m  Fr.)  Ton  109*1  Mid.  Thlr.  (p.  Kil.  128,387  Thlr.)  eine  Rente  von  nur  1*917^ 
Didier  kleine  Üeberschoss  vurda  durcli  die  Mehransgabe  fXtr  den  Betrieb  der  Uber- 
aMioflBen  Wiih.-tnzemb.  Bahn  noch  um  584,000  Thlr.  rermlndert  Nach  d.  Beichs- 
ctM  f.  1876  wurde  anf  eine  Beineinn.  d.  Beicbsb.  r.  9*47  MiD.  M.  gerechnet. 

Belgien.  S.  d.  Tab.  in  Mulrany,  Deutschlands  Eisenbahntarifiage.  Nach 
(f.  Bi%.  f.  1875  0.  1876  ward«  auf  einen  Deberschnss  d.  Eisenbahnverwaltung  von 

22- 4,  bez.  27-4  MUL  Fr.  gerechnet.   Das  Besnliat  f.  1874  war  ein  Dcbeischuss  ron 

23-  4  MUL  Ft.^  noch  tmer  eine  Verziiuimg  tod  fast  6% 

Niederlande.  Die  reipachteten  Staatsb.  (s.  o.  §.  257,  Note  4)  raprftsentirten 
neh  d.  daatschen  YeniuBtatiBak  1874  ein  renrend.  AiUagekap.  too  51*77  Mill.  Thlr., 
'ogegoi  der  BetriebeOberBohnss  1-586  MÜI.  Thlr.  war,  was  eine  Reale  r.  S-06*'/o  w 
^be.  Nach  Hintail^iig  in  d.  Emeueningsfonds  n.  s.  w.  blieben  1*52  Mill.  Thlr. 
Qbiig.  TOTOn  der  rertragsmissige  Änthell  des  niedcrländ.  Staate  944,136  Thlr.  war. 
Letaiterer  mnss  daher  erheblich  znschiessen.  Im  Etat  fUr  1876  stehen  die  Staats- 
bakneo  alt  1-878  Hill.  B.  Einn.,  aber  mit  6*6  Mill.  B.  Ausg.  (Zinsen). 

Ungarn.  Die  Erträge  der  Staatsbahnen  bisher  sehr  gering.  Nach  der  deotschen 
VereintttatMk  war  der  Uabenchuss  f.  d.  nOrdl.  Staatsbahnlininien  1874  721,000  Thlr. 
oder  1-64%  f.  d.  verwand.  Kap.  r.  43'9  Mili.  Thlr.  Bei  den  sQdl.  Staatsbabnlinieo 
(Eap.  22-6  Mill.  Thlr.)  ei^ah  sich  sogar  1874  ein  Betriebsdeficit  7.  88,383  Thlr., 
W  den  schmalspar.  Staatsb.  (rerwend.  Kap.  696,000  Thlr.),  dsgL  r.  13,384  Thlr. 
A.  Wagaer,  FiDuzwitienKh.  L  43 
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2.  R.  2.  K.  2it.  A.  Ganiilo.  SchifTfahrt.      2T4,  275. 


darch  den  Staat,  in  einzelnen  Fällen  dareh  Provinzen,  Kreise 
und  Gemeinden,  oder  nur  mit  erheblicbeu  Subventiones, 
Zinsgarantieen  a.  s.  w.  Seitens  des  Staats  und  der  genamiten 
Selbstverwaltungskörper  durcb  Privatnnternehmungen  erfolgen  kön- 
nen. Die  grossen  Änlagekosten  machen  dies  gleichfalls  nothwendig.') 
Wenn  femer  die  Verwaltung  von  Ganälen  und  Schifffahrtslinien 
vor  erfolgter  Amortisation  des  Anlagekapitals  grundsätzlich  nach 
dem  privatwirthscbaftlichen  Princip  geschehen  muss  (§.  242),  so  ist 
doch  nicht  zu  verkennen,  dass  diese  Forderung  in  der  Praxis 
oft  nicht  durchzuführen  sein  wird.  Denn  häufig  wird  bei 
den  entsprechend  normirten  Tarifen  der  Verkehr  zu  klein,  bei  nied- 
rigen Tarifen  (gemäss  dem  GebUhrenprincip)  aber  die  Rente  docb 
noch  zu  niedrig  bleiben.  Das  muss  wieder  zur  Vorsicht  im  finan- 
ziellen Interesse  mahnen.  Eine  eigentliche  priratwirthschaftUche 
Einnahmequelle  werden  Canäle  und  Schiffahrt  daher  nicht  leicht 
werden.^)  Ob  trotzdem  der  Staat  im  allgemeinen  Interesse  des  Ver- 
kehrs Canäle  neu  bauen  oder  Gesellschatten  dafUr  finanziell  unter- 
stützen soll,  ist  an  diesem  Orte  nicht  näher  zu  nntersuchen.  Wei- 
teres tlber  die  Frage  gehOrt  in  die  Politik  des  Verkehrswesens  im 
3.  Bande  des  Lehrbuchs.') 

§.  275.  —  Das  Schluss-Ergebniss  der  roransgehendeo 
Untersuchungen  Uber  die  Staatseinnahmen,  welche  heutzutage  bei 
uns  noch  als  priratwirthschafUiche  zu  betrachten  sind  (§.  135),  l^t 

Vgl  den  An&atz  ron  Heitzan  Ober  Canalbaa  lo  DoutscUaad,  Pnvsi.  slaüii- 
Zeitschrift  1S70,  S.  9S  fT.,  mit  KosteDberecbnongcn.  Das  bior  näher  antersnchte  NeU  , 
V.  354*5  Meil.  Can&Ie  wird  schon  damals  aaf  SÜ'420  Mili.  Tblr.  Koateo.  252,000  Tblr.p.  Ueil<- 
aB^chlagen.  —  S.  ferner  die  Pctiti<m  des  Deotacb.  FlussscblüTahrtsreieias  an  dca 
Reichskanzler,  rom  24.  März  i^ill,  DetUschcs  Uandels-BIaU  Nr.  13,  vo  zwar  du 
CanSle  wesentlich  der  PriTatindostrie  zugewioiien  verdtfi,  dennoch  aber  die  Untcr- 
stutznng  mit  Zuschüssen.  Prämien  oder  Zinsgaraalion  fOi  eine  Reihe  ron  Jahren  als 
auamlänglich  bezeichnet  wird,  obgleich  biur  meist  streoge  Oegnor  solcher  Staab- 
hulfn  sprechen.  -  Ueber  den  scblwbten  Erfolg  des  Uoaau-MaiB-GaoaU  ia  Baiem. 
0.  g.  126,  Note  15. 

Sie  drei  süddeutschen  Staaten  unterhalten  eine  Dunpfschififabrt  aaf  dea 
Bodensee,  die  jetzt  in  enger  Verbindoi^  mit  den  dortigen  Staats)>fthDon  stdit 
Bohertrag  fttr  Baiern  1S68  250,213.  rein  52,2d9  A.  für  1*>71  in  Einn.  260,395, 
Beinertr.  15,234  1).,  Ä.  1876  roh  362,000,  rein  33,400  M.  Wtlrtenb.  1&7H,  A.nA 
327,000  M.,  rein  9500  M.  Baden  roh  497,000  M.,  Deficit  c.  70.000  M.  Baien 
hatte  früher  aoch  wenig  rentable  StaatsdampfachiSfahrt  auf  der  Donau,  deren  iMatenil 
spSter  der  Ostcrr.  DonandampfschifFTahrtges.  verkauft  wurde.  —  Auf  der  Ostset 
froher -mchr&ch  preosa,,  rnss.,  schwed.  Staatsdampfschifff.  zwischen  Haopthäfen,  noch 
in  neuester  Zeit  zwischen  Stralsund  und  MalmO.  mit  erheblichem  D(^cit,  vcsbalb 
jetzt  Al^be  an  Prirate,  mit  bedentcnder  Postsnbrention  Seitens  d.  botheiL  Staaten. 
')  Vgl.  n.  A.  die  VorbandL  d.  Deutschen  Finss-  n.  t'auaischiinahrtvorBiiis. 
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daher  folgendes.  Im  Allgemeine  sind  von  den  besprochenen  ftinf 
Hauptarten  privatwirthsohaftUcher  Unternehmungen  nur  die  Wal- 
dangen nnd  die  Eisenbahnen  in  das  Eigenthum  und  zu- 
gleich in  die  Selbstverwaltnng  des  Staats  zn  übernehmen, 
bez.  darin  zn  behalten.  Auch  dafUr  sprechen  aber  nicht  in  erster 
Linie  finanzielle,  sondern  volks-  und  staatswirthschaft- 
licheund  socialpolitische  Gründe,  jedoch  spielt  das  finan- 
zielle Interesse  erheblieh  dabei  mit  Von  den  anderen 
priratwirthschaftlichen  Unternehmungen  sind  nur  einzelne  aus- 
nahmsweise Tom  modernen  Staat  zu  behalten.  Die  Domanialein- 
nahme  ist  demnach  nicht  schlechtweg  ttlr  die  Gegenwart  zn  ver- 
werfen, wie  mitunter  geschah,  sondern  sie  ist  nur  passend 
umiagestalten.  Forsten  und  Eisenbahnen  sind  die  rich- 
tigen Domänen  des  heutigen  Staats,  wie  Feldgttter,  Forsten, 
Berg-  und  Htittenwerke,  z.  Th.  auch  Fabriken  und  Banken  die- 
jenigen des  frllhcren  Staats  waren.  Die  Einnahmen  aus  jenem 
Eigenthnm  bilden  daher  auch  jetzt  noch  ein  passendes  Staats- 
einkommen  neben  den  Gebühren  und  Steuernj  welches 
mit  der  Weiterentwicklung  der  Volks wirthschaft  und  mit  fortschrei- 
tender Amortisation  der  Eisenbabnschnlden  auch  von  immer  grös- 
serer finanzieller  Wichtigkeit  wird. 
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S.  iS  Note  15.  Hinziuafagen:  t.  Scheel,  Erbscfaaftssteaem  and  Erbrechteroform, 
3.  Ansff.  Jena  167T. 

S.  47.  Bei  „PrettSBen"  liiiixiizifBsM :  G.  Sdimoller«  d.  i^KKih<n  d.  piowL 

Fhiui;9dit  Jahrb.  d.  D.  B«icte  1877  Heft  1. 
S.  49.   Bä  der  ^Schweiz"  UnzozofllieB:  G.  Cohn,  die  Finuilage  der  SchTtaz 

ZOiicb.  1877. 

S.  154.  Zum  Abscho.  „Besoldangspolitik"  hinznzDfageo :  &ber  die B«saldBiig9- 
rerhUtniase  im  prenss.  SUatodimst  (Somme  der  Gehalte  und  GrOaBeokategonea) 
s.  Preasa.  Statist  Jahrb.  lY,  2,  314,  dann  Statist  Corroapoad.  1877  Hr.  4.  In 
d.  ZtBchr.  d.  ptenss.  «tat.  Buwos.  Schiassheft  1876,  stdit  eia  Anfiatt  t.  EBgel 
Ober  die  Bestddnngiftig«  in  Aussicht 

S,  168  Note  33.  Uinznznfltgeii:  neues  Gehaltsre^Iativ  in  Baiern  yod  1876.  Hier- 
nach erfolgen  fbr  die Staatsdiener,  mit  Ausnahme  der  L  Classe.  regelm&ssige 
QQinqnennial-AIterflznlagen,  bis  znr  VIIL  Gl.  meistens  am  180  IL, 
insbes.  v.  5.  QaiaqDenniom  (21.  J.)  an  um  180  M.  Von  der  IX.  Cl.  an  aMgt 
der  Gdialt  schon  nach  3  Diens^aliren,  alsdann  rom  6.  Jahr  an  aach  nach  Qvb* 
qnenikien.  Beispiel:  L  Gl.  Hinister  10,800  M.  Gehalt,  dazu  5400  M.  Fanctisw* 
g^alt  and  S400  H.  Bqiiisentationsgelder.  —  II.  Gl.  z.  B.  MinisterialrSthe  nach 
Qninqurainien:  6660—7020—7380—7740  M.,  nach  20  J.  ISO  M.  Pias,  bis  zum 
Mai.  T.  7920  M.  —  HI.  CI.  z.  B.  OberappellrHhe :  5760— 6120— 6300— «48«  — 
dann  ISO  M.  Plus.  —  IV.  Q.  z.  B.  Appelltithe:  4560— 4920— 5280— 5460  — 
dann  180  M.  Pins.  D.  A.  ancb  feste  Minimalgehalte  für  die  Daiver- 
BitStslehrer:  ord.  Prof.  4206-4560— 4740-492O  —  dann  180  U.  Pias, 
attsseiwd.  Prof:  3180— S860— 8540— 3720  —  dann  180  M.  Pins. 

S.  554  Note.  Hfnzazofllgen:  Fancher  Ober  Beichseisenbafanen  in  s.  VierteQaluBclir. 
1876. 

656  Note  11.  Nach  neueren  amtl.  Berechnungen  tlber  die  Selbstiosten  der  Bsu- 
bahnen  in  Preussen  soll  grade  der  Personenreitehr  bei  den  beatigen  Tuiftu 
diese  Kosten  kaum  decken. 


Brockfehler. 

S.  73  Note  7  Z.  3  d.  Note  v.  o.  1.  (17-0)  st  (7  0). 
S.  127  Note  43  Z.  19  d.  Note  r.  o.  I.  Anschlag  f.  1870—71  sL  Aosg. 
S.  224  Note  20  Z.  7  d.  Note  r.  o.  1.  Canzlei  230.000  Fr.  st  130,000  Fr. 
S.  352  Note  25  Z.  5  d.  Note  r.  o.  1.  ROnne,  Staatsrecht  st  SOmer,  StMtsv. 
S.  383  Note  4  Z.  6  d.  Note  v.  n.  l  1610  pr.  M.  st  161  pr.  H. 
S.  413  Z.  11  (Text)  r.  o.  I.  rom  Grossgmndbesitz  st  r.  Gnodbedtz. 
S.  420  Z.  11  (Text)  ?.  o.  1.  nach  d.  Taxe  st  nach  d.  Lage. 
S.  477  Deberschr.  des  3.  Haaptabschn,  hinzuzufügen:  und  Wohngebinde. 
S.  489  Cebeischiifl  d.  Seite  L  An^beo  st  Ao^ben. 
S.  558  Note  Z.  6  v.  n.  1.  Indlridoalisining  st.  Indiridnalitfit. 


liednickt  M  R.  Puls  in  L«ipuf[. 
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Vorwort 

zum  zweiten  Theile  der  Finanzwissenschafifc. 


Umstände  haben  mich  genöthigt,  den  nunmehr  fertigen 
xwätm  Tbeil  in  zwei  um  l*U  Jahr  aoseinanderliegenden  Zeitponcten 
erscfaeinen  zu  lassen. 

Das  Kapitel  von  den  Gebühren  (8.  1 — 138)  ist  bereits  im  Juni 
1M8  als  ein  1.  Heft  dieses  2.  Theils  herausgaben  worden.  Ihm 
inm  erst  Jetzt  das  2.  Heft  (von  S.  139  an)  folgen,  die  „allgemeine 
Stmlehre^,  welche  diesen  Theil  des  Werlcs  abschliesst 

Je  länger  je  mehr  eigab  sich  mir  die  Nothwendigkeit  einer  im 
ffesenüichen  vollständigen  Neugestaltung  des  ursprünglichen  Rau'- 
ichen  Werks,  nach  Plan,  Methode,  Form  und  Inhalt,  im  Ganzen 
rie  in  den  Einzelheiten. 

kask  dex  Absdmitt  von  den  Gebühren  ist  von  Grund  aus  neu 
Wrb^tet  wordffli.  Er  gehört  m.  E.  insofern  zu  den  formell  schwie- 
iswen  Fartieen,  weil  die  Gebührenzweige  eben  Verwaltungszweige 
änd  und  der  finanzielle  Graichtspunct  dabei  in  zweiter  Linie  steht. 
Mieles  muss  daher  in  der  Tolkswirthschi^politik,  der  Inneren  Ver- 
'mtnngslehre  u.  s.  w.  seine  tiefere  B^^ründung  finden. 

Nach  der  Herausgabe  des  ersten  Hefts  dieses  Theils  wurde 
leine  Arbeit  an  der  Finanzwissenschaft  im  Jahre  1878  und  1879 
tngere  Zeit  durch  die  Bearbeitung  der  zweiten  Auflage  der  „Grund- 
i^ang"  unterbrochen. 

Heine  für  literarische  Arbeiten  verfügbare  Zeit  war  nach  wie 
w  dvich  meine  akademisdie  Lohrthätigkeit  eine  oft  nur  knapp 
■emessene. 

A-  W»gm«r,  nuRXwtoHuehtft.  IL  * 


Digitized  by  Google 


VI 


Vorwort. 


Mit  der  Fortführung  der  Fuuuusirissenschaft  häuften  sieb  di 
Schwierigkeiten  in  der  Bewältigung  und  methodischen  Yeiarbatut 
des  Stoffs  immer  mehr.  Ich  hsbe  nun  auch  hier  in  der  Stenerielm 
gegen  meinen  Wunsch,  aber  von  meiner  innersten  Ueberzengim 
getrieben,  eine  röllige  Neuarbeit  von  Grund  aus  Torgenomme 
und  mich  dadurch  gerade  in  diesem  zweiten  Theile  der  Finanmei 
Schaft  jetzt  eben&lls  von  Bau  ganz  emandpirt  Zur  Hotifina 
dafür  beziehe  ich  mich  auf  das  Werk  selbst,  besonders  anch^ 
manche  der  Torbemerkungen  zu  den  Abschnitten,  so  wie  auf! 
Vorreden  zur  1.  und  2.  Auflage  der  „Grundl^^ng". 

Die  „allgem^e  Steuerlehre",  welche  ich  g^nw&rtig  Toräbi 
liehe,  ist  bei  Ban  und  den  früheren  FinanzHrfiriftsteUem,  mitAi 
nähme  Stein'»,  noch  fast  ganz  unentwickelt  gelassen.  DsBdoi 
nicht  so  bleiben.  Wie  das  System  der  politischen  Oekonomie  eil 
umfassenden  „Grundlegung"  bedarf,  so  in  der  Finanzwissenad 
die  Steuerlehre  eines  eigenen  grundlegenden  Theils,  der« 
Erörterungen  tLber  die  einzelnen  Steuern  vorangehen  M 
Einen  solchen  grundlegenden  Theil  habe  ich  in 
Bande  in  der  „allgemeinen  Steuerlehre"  zu  gebsil 
sucht  Aehnlich  ist  Stein  In  seinem  grossartigen  Weck  1 
Finanzwissenschaft  —  dessen  hohe  Bedeutung  idi  bei  aller  Ks 
die  ich  mir  erlaube,  vollauf  anerkenne,  s.  S.  142  —  Tonm^Hj 
eine  höchst  werthvolle  Yorarbeit  für  mich,  von  welcher  i 
meine  eigene  Arbeit  nach  Anlage  und  Ausführung  docii  in  fim 
liehen  Puncten  unterscheidet.  Ueber  die  Abweidiungen  tob  di 
bedeutendsten  Systematiker  und  Theoretiker  der  Fiiuuizwiss»)! 
verbreiten  sich  die  Yorbemerkungen  der  Abschnitte  und  diel 
viel&ch. 

Eine  solche  „allgemeine  Steuerlehre"  lässt  audi  audj 
eine  „Theorie  der  Besteuerung"  bezeichnen,  wogegeri 
„specielle  Steuerlebre"  dann  überwi^nd  die  «Praxis 
Besteuerung"  ist  und  in  die  ftnanzgesetekunde  Biit  Ikb« 
Wenn  ich  von  der  Nothwendigkdt  und  Zwec^aniisaBgkeit 
solchen  theoretischen  Theils  der  Steuerlehre  nicht  ohneliin  i 


Digitized  by  Google 


Vonrort. 


Vir 


meine  Studien  und  durch  die  Erfahrungen  frühere  Zeit  und  anderer 
Under  Überzeugt  worden  wäre,  so  hätten  mich  die  Wahrnehmungen 
in  unserem  deutschen  Vaterlande  in  der  jüngsten  Zeit  darüber  zur 
Öenöge  belehrt  Jener  Verachtung  der  Theorie  von  Seiten  prac- 
tischer  Staatsmänner  stelle  ich  das  Wort  Roy  er-Collard's  ent- 
g^,  das  ein  so  ausgezeichneter,  freUich  ein  wissenschaft- 
licher Finanzpractiker,  wie  Baron  TonHock  als  Motto  seiner 
Sdirifi  „öffimtUche  Alchen  und  Scbuhlen"  gewählt  hat: 

Die  Theorie  als  überflüssig  erU&ren}  heisst  den  Hochmuth 
haben,  man  brauche  nicht  zu  wissen,  was  man  sagt,  wenn 
man  spricht,  und  was  man  thut,  wenn  mau  handelt 
ÜB  hat  fireiHch  auch  bei  den  „Fractikem"  seine  guten  Wege 
mit  dem  Auskommen  „ohne  Theorie^.    Die  „Theorie"  fehlt  auch 
Ümen  nicht,  nur  dass  es  vollends  eine  ganz  einseitige  und  schiefe 
^Wle  zu  sein  pflegt,  auf  die  sich  solche  Fractiker  stützen.  In 
^«c  der  wichtigsten  practischen  Streitfragen  der  Besteuerung, 
deijedgen  über  Ertrag-,  Einkommen-  und  dexgL  Steuern  einer-, 
Terbiuudisteaem  anderseits  oder  über  sogenannte  „directe'^  und 
flindirecte"  Steuern,  darf  die  Nothwendigkeit  und  Berechtigung 
der  Verbrauchsteuern  durchaus  nicht  so  verkannt  werden,  wie  es 
eine  Zeitlang  üblich  war.    Aber  die  gegenwärtige  Strömung  in 
gewissen  Kreisen  unserer  „Practiker",  möglichst  diese  Steuern 
^lamdehnen,  ist  eine  handgreifliche  Einseitigkeit  nach  der  anderen 
fiü^ttong.    Leider  zugleich  eine  verhängnissvolle,  vor  Allem  in 
3ocialpolitischer  Hinsicht  in  Bezug  auf  die  richtige  und  gerechte 
Veartheälung  der  Steuerlast  im  Volke. 

Wahrnehmungen  dieser  Art  waren  es  auch,  die  mir  zeigten, 
dass  «ne  blosse  Behandlung  der  spedellen  Steuerlehre,  wie  im 
ßanzen  bd  Rau  und  den  Früheren,  den  an  die  Wissenschaft 
»Is  neutrale  Instanz  für  die  Beurtheilung  der  Praxis  zu  stellen- 
ieu  Anforderungen  nicht  entspreche.  Nur  die  scheinbar  so  ganz 
ptbeoretische*^  allgemeine  Steuerlehre  arbeitet  hier  auch  für  die 
hajas  so  vor,  wie  es  sich  für  eine  einem  practischen  G^nstand 
Rewidmete  Wissenschaft  geziemt 
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In  der  folgenden  „aUg;emein6n  Steuerlehre"  sind  nun  mS^dist 
consequent  alle  hauptsächlichen  Frincipienfragen 
Besteuerung  im  systematischen  Zusammenhang  be> 
handelt  worden  (s.  S.  167).  Die  specielle  Steueriehre  hat  duj 
Tomemlich  nur  die  steuertechnischen  Seiten  der  einzelnQ^ 
Steuern  zu  erörtern.  ■ 

Die  eingeschlagene  Behandlung  hat  eine  erhebliche  S 
Weiterung  des  Werks  nothwendig  gemacht  Die  allgcmooie  Sta 
lehre  errichte  mit  der  Oebtlhrenlehre  den  ümfiuig  emes  fiu 
weshalb  der  zweite  Theil  der  Finanzwissenschaft  mit  ihr  ü 
schlössen  wurde.   Die  specielle  Steuerlehre  und  die  Staatsschul 
sind  für  einen  dritten  Theil  reservirt  worden.   Vieles,  was  B 
und  die  Früheren,  theilwdse  auch  noch  Stein  in  der  spräi 
Lehre  behandeln,  ist  aber  von  mir  in  die  allgemeine  Lehre  ha 
genommen  und  hier  unter  einheitlich  zusammenfassendem  OedV 
puncto  erörtert  worden,  so  u.  A.  besonders  im  4.  Hauptabn 
Ton  der  Steuerrerwaltung  (S.  566  S.).  m 

Ein  Anhang  „zur  Geschichte  und  Statistik  der  BestäM 
in  einzelnen  Ländern**,  auf  welchen  ich  S.  388  und  S.  408  TOrtl 
hat  nach  längerer  Erwägung  seinen  Platz  erst  im  dritten  9 
angewiesen  erhalten ,  wozu  mich  freilich  auch  der  äussere  8S 
den  Torii^enden  Band  nicht  einen  noch  grosseren  Umfang  ge*iW 
zu  lassen,  mit  bestimmt  hat  1 

In  Bezug  auf  die  Bearbeitung  des  ganzen  Lehrbuchs  dcc 
tischen  Oekonomie  bemerke  ich,  dass  ich  mir  die  Beendiguii 
Finanz  Wissenschaft  zur  nächsten  Aufgabe  gestellt  habe,  bev 
mich  wieder  zu  den  anderen  Theilen  wende. 

Charlottenburg  bei  Berlin,  25.  März  1880. 

Dr.  Adolph  'Wagni 
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Drittes  Buch. 

Die  erdentlichen  Einnahmen  der  FinanzwirthschafU 


Fortsetzung. 
InsbesoDdere  Gebfibren  and  Stenern.^) 

§.  276.  Einleitang.  Die  ordentlichen  Einnahmen  der 
Fifianzwirthsehaft  zerfallen  in  .finanzwiesenschaftlicher  Hin- 
sicht nach  den  Erörterungen  im  ersten  Bande  dieses  Werks ')  in 
zwei  coordinirte  Hanpiarten,  n«nlich:  die  priratwirth- 
sehaftlichen  oder  Do  man  ial  einnahmen  oder  den  Prirat- 
erwerb  einer-  nnd  die  staatswirthschaftlichen  Einnahmen 
oder  Auflagen,  oder  (im  weitesten  Sinne)  die  Abgaben  oder 
Stenern  andrerseits.   Der  Priraterwerb  ist  im  ersten  Bande  voll- 


In  Fidcenden  raden  die  neaena  Aidigen  des  1,  Bands  in  luobstdiender 
VuR  dtiit:  Die  S.  Auflage,  die  letzte  ron  Bao  (18ft4),  ala:  Bau,  Finaozriss.  I; 
die  6.  Auflage,  die  erste  in  meiaer  MealieaTbeilang  (1872),  als:  Ran-Waguer, 
Fia.  I;  die  zveite  Auflage  dieser  Neabearbeitoug  (zugleich  die  7.  des  nraprOng- 
lickea  Werks),  als;  Wagner,  Fin.  I.  W^en  der  formelIeD'  und  sachlichen 
AenikrangeD,  welche  in  der  2.  Auflage  meiner  Neabearbeitong  gegen  die  erste  erfolgt 
sind,  citire  ich  bei  Yerveisongen  regelm&ssig  die  betreffenden  SteUen  dieser  beiden 
letrten  Äoflagen,  zu  denen  der  jetzige  Band  der  Finanzwiasenschaft  den  gemein- 
samen zveiten  Band  bildet  Die  Verweisungen  aof  den  zweiten  Band  der  Ban'- 
scben  Finanzwissenschafi  beziehen  sich  regelmSssig  auf  die  letzte  Auflage,  die  fttnfte 
(1665).  Aelteie  Aaflagen  von  Bau  werden  rorkommenden  Falles  qrecieU  genannt 
Tu  den  anderen  Abtheilangen  des  Ban'sdien  WeAs  citire  ich  die  8.  O^tzte)  Aoflage 
der  „Gnudslbe  der  Tollawütlisdiafialehre'*  (2  B.  1868—69)  als  „Ban.  ToOsw.- 
sclüefare  I  nod  H",  die  S.  (letzte)  Auflage  der  „Grundsätze  der  Yolkswirthschafts- 
poBäk"  (2  B.  J862  — 63)  als  „Kau,  Volkswjch.poUt.  I  nnd  a"  Der  1.  Band 
der  Wagner-Nasse'schen  vollstäudigen  Neubearbeitung  des  Ban'schen  Lehrbuchs 
der  polit  Oekonomie  wird  bei  Verweisungen  ron  mir  „Wagner,  Grundlegung'' 
(1S76)  bezeichnet  —  Die  Faragraphenzabl  im  1.  Baude  weicht  in  der  2.  Aufl.  etwas 
TOB  meiner  1.  Neubearbeitung  ab,  indem  sie  dort  mit  g.  275.  hier  mit  §.  261  endet 
In  diesem  2.  Bande  fUhre  ich  die  Zahl  der  2.  Anfluge  fort,  bc^nne  also  mit  §.  276. 

*)  Baa-Wagner,  Fin.  I,  §.  84  iF,.  Wagnei,  Fln.  I,  §.  129  fi".  —  TgL  auch 
Bau.  Pin.  I,  §.  84ff. 

1.  Wagaer,  nnaanriiHBieluft.  IL  1 
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8.  E  Einleitan;.  §.276. 


Ständig  abgehandelt  worden.')  Das  dritte  Bach  in  diesem  zweiten 
Bande  bat  es  mit  den  Auflagen  zu  tbun,  welche  tbatsächlicb  im 
modernen  Staats-  nnd  CommnnalhansbfUt  das  Uebergewieht  babea 
und  im  Ganzen  auch  mit  Recht/) 

Die  Auflagen  theilen  sieb  in  finanzwissenBcbafUicherBeziehoog 
wiederum  in  zwei  principiell  verschiedene  Arten,  in  die 
Gebühren  und  in  die  eigentlichen  Stenern  —  oder  in 
Bpeciellen  nnd  in  die  allgemeinen  Stenern.')  Diese  Unter 
Scheidung  ist  schon  im  ersten  Bande  begründet  und  dnrcbgefthrt, 
nnd  ebendaselbst  ist  bereits  eine  Begriffsbestimmang  and  allgemeiiie 
Characteristik  beider  Arten  der  Auflagen  gegeben  worden.')  ii 
diese  Erörterungen  ist  jetzt  anzuknüpfen  und  wird  die  Lehre  von  den 
Gebtlhren  und  den  eigentlichen  allgemeinen  Stenern 
in  den  folgenden  zwei  Kapiteln  dieses  dritten  Buchs  getrennt  ab- 
gehandelt^) 


")  Raa-Wagner,  Fin.  I,  §.  117—261,  Wagner,  Fin.  I,  §.  158—275.  Die 
formellen  Abfreichangen  roa  Bau  sind  in  den  in  Note  2  citirten  Stellen  bei«idiaet 
und  begründet  Sie  bezieben  sich  yornemlich  aaf  die  Ansscheidang  axr 
eigenen  finanzwisseaschaftlichon  Abtbeilung  der  EinkQnfle  ab  ,j;iiillafie 
aus  Hoheitarechten"  (Ran,  Fin.  I,  §.  166—220).  Was  Raa  in  diesem  AhKkutt 
aebu  ist  roo  mir  thcils  beim  Priratenrerb  im  1.  Bande  abgehaadelt  (Staafeibeiir'  '"^ 
SalzTerke,  Jagd  and  Fiscberei,  Staats^senbahncn),  theils  wird  ea  in  dies^  2.  Bude 
fad  dea  Gebtilai«D  (Uonze,  Post,  TdegrapUe,  Filu>  und  Flossreolit),  QuSb  bei 
eigentlichen  Stenern  (Salzregal,  Tabakragal  n.  s.  ir.,  Ben^eritstenom,  Lotto)  eittteft 
üeber  „Begallen"  in  der  heatigen  Finanzwissaiüchan  s.  Baa-Vagner,  Ra.  I, 
§.  101,  109—116,  Wagner,  Fin.  I.  §.  141.  145—147. 

*)  Ban-Wagner  I.  g.  117,  bes.  Wagner.  Fin.  I,  §.  149  ff,  156—157. 

")  Baa-Wagner  I,  §.  95,  106.  Wagner  I,  §.  136,  143. 

*i  Ban-Wagner  I,  g.  95— 116,  Wagner  I,  g.  136—147.  la  Becensioaen dee 
1.  BuidB  ist  i^sagt  worden  (so  von  Samter  in  der  Angsb.  Allg.'Ztg.),  die  SttBuf 
dieser  Abschatte  im  System  sei  wobl  richtiger  im  2.  Bude,  ror  der  Gebahrea- 
Steoerldire.  Wegen  der  Nothwendigkeit ,  die  Classification  aller  ordentUchea 
nahmen  im  Znsammenhaog  rorzanehmen  nnd  meine  Abveichnngen  in  derAottenc 
nnd  Begrrenznng  der  einzelnen  Arten  ron  Ban,  Stein  nnd  den  FrAheren  n  ^ 
gründen,  wnrden  diese  Abschnitte  schon  in  den  1.  Band  gestellt 

^  Unmittelbarer  Anschlass  daher  an  Baa-Wagner,  Fin.  I.  g.  116a,  Wagasr. 
Fin.  I,  g.  148. 
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Erstes  Kapitel. 
Die  Gebühren.') 

^  Bio,  FiD.  I,  §.  227—246,  „EiDUtnfte  us  Oehnhien",  ab  8.  Abaehnltt  n&ch 
dem Printenrerb  (I.A.),  den  Einkünften  aas  Hoheitsrechteo  (2.  A.)  und  ror  dan  Stenern 
(4.  A)  des  2.  Buchs  .^StutseinkOofite".  Dieser  Abschnitt  Ban's  Qbei  die  Oebnhren 
gaflgt  nicht  mehr,  obrohl  Ran  mit  zoerst  das  Wasen  der  OebQhren  nnd  ihren  Dnter- 
sclded  TOD  den  Steoam  richtig  eAannt  bat  Es  fehlt  ihm  aber  die  scharfe  principi^le 
Sdeldnng  ziriachen  QebQbr  ood  Steuer  (Vericehrssteaer),  der  Stempel  wird  nicht 
dtatüch  gang  blots  ab  Erbebangsform  ron  Abgaben  ani^fasst,  in  der  Dar- 
ttoftug  werden  GebOhien  und  Stenern  vermoigt,  das  System  der  Gebahran  tot  ningal- 
bft  nnd  nnndlstindig.  Die  einzelnen  Abgaben  Verden  mebr&ch  falsch  benitbellt,  u 
dm  Begister-AbgabenTesen  (Enregiatrement.  g.  236),  die  Erbschafto„gebahr",  g.  2S7. 
Aus  diesem  Abecbditt  Bans  konnten  ^er  nnr  einzelne  wenige  Beme^ngen, 
statistische  Daten  n.  dgl.  benntzt  werden.  Er  ist  ron  Qrnnd  ans  nen  bearbeitet 
and  lehr  erweitert  wonlen,  obgleich  die  ron  Bau  hiw  mit  behandelten  Stenern  (Ver- 
kehrsstenem,  Erbecbaftastenor)  noch  fOr  die  sp&tere  Steneilehre  zn  reserriran  waren. 
Die  ron  Ran  nnter  den  Regalien  in  s.  2.  Abschn.  besprochenen  Einrichtungen  der 
Poet,  Telegraphie,  Htlnze  sind  im  Folgenden,  soweit  sie  Oberhaupt  in  die  Pinanz- 
•isBeaschaft  gehören,  in  die  Gebobrenlebre  einbezogen.  FDr  die  prlncipielle  Auf- 
baung  nnd  Scheidung  der  Gebahren  einer-,  der  übrigen  otdentlichen  Einnahmen 
■adreneits  ist  der  1.  Band  der  NenbeaTbdtnag  zu  rerpetehen:  B.-W.  1.  Abschn.  d. 
2.  Buchs,  W.  I.  Kap.  d.  2.  Bachs,  wo  nach  beieitB  die  Ansdnaadersetznng  mit  den 
IheOveiBe  aberelnatimmenden.  theilw^  abwoiclienden  Anf&unnngen  nnd  Classificationen 
■■derer  Autoren,  wie  Cmpf enbach's,  r.  Hock's,  Bisobrasoff's,  besonders 
L  T.  Stein  *s. 

Ter^.  aber  Gebahren  im  Allgemeinen  mit  weiteren  Literaturangaben :  R an- 
Wagner, Fin.  I,  8-95—105;  Wagner,  Fin.  I,  §.  187—142.—  Yen  Früheren: 
T.  Sonnanfels,  ¥ia.  Abschn.  IV,  „ron  znfiUL  Einkauften"  §.  III  ff.  (bes,  auch  Uber 
Abgaben  bei  Becht^esdiäften ,  Eigenthnmswechsel  n.  s.  w.,  —  also  Stenern,  mit 
nttDchen  rieht  Bemerk.).  —  r.  Jacob,  Fin.,  handelt  aber  das  GebObrenwesen  noch 
Bichl  in  systematiscbem  Znsunmenhang,  berOhrt  es  aber  an  rerschiedenen  Stellen  seines 
Werts.  Ihm  wie  Andern  priyndicirte  der  alte  Begalbegriff.  Vgl.  I,  §.  821—333  ab« 
fie  fieantznog  der  Jnstiz  and  Polizei  als  Finanzqnelle ;  bes.  §.  687  ff.,  wo  dn  Theil 
der  sogonanateo  Gebahren  nnd  mit  ihnen  etwa  Terbnndeaen  Verkehnstenen  ab  <dne 
^dte  Gtuse  ron  Goasnmtionsanflagen"  behandelt  wird,  mit  klarer  Herror- 
hdnsg  des  Gebobrenbegritft  nnd  des  Debei^ngs  der  Gabttbr  in  die  Steuer  in  §.  6S8. 
S.  aach  die  Erlftnter.  zu  §.  689 ff.,  S.  572  ff.  Danach  ist  Stein.  Fin.  3.  A.,  8.  269 
m  boichtigen.  Den  Stempel  ato  eine  Erhebnngsform  erwähnt  Jacob  richtig, 
tJba  nnr  ganz  kurz  in  II.  %.  1209, 1254,  in  dem  3.  Buche  ron  der  Finanzrerwaltnng.  — 
Fulda,  Fin.  §.  132  ff.  (zußilL  Eink.).  — »SchOn.  Fin.  S.  87,  Stempel  ab  der 
drei  Hanptformen  der  indirecten  Steuer.  —  r.  Malchns,  Fin.  I,  §.  31  (bei  den 
sog.  Fisdrecbten),  bes.  aber  §.  62  ff.,  wo  wieder,  wie  ron  r.  Jacob,  das,  was  wir 
heote  „Gebahren"  nennen,  ab  eine  erste  Art  der  indirecten  Simiem  bezeichnet 
vird:  „solche,  die  far  die  Benutzung  nnd  den  Genoss  a%emeiner  oder  besondrar 
öfleoäictacr  Anstalten  oder  aus  Anlaaa  von  beiden  entrichtet  werden"  (8.  299),  mit 
ii<Atiger  Spedalislrung  in  §.  63,  S.  801,  dann  §.  64,  nur  ohne  genOgende  Sch^dnng 
res  Qebuhr  nnd  Steuer.  Gleichwohl  int  angesichts  dieser  Ansfobrnngen  die  Bemeikung 
tau  Stein  a.  a.  0.:  ,4n  den  Croheren  WeAen  ron  Jacob,  Malchns,  Lötz  n.  A. 
kommt  kaum  das  Wort  (GebOhr),  geschweige  die  Sache  ror"  ganz  nnrichtig. 
J.  G.  Hoffmann,  Lehre  r.  d.  Steuern  S.  22;  bes.  8.  417  ff.  aber -„Stempelsteuern" 
fVeikehTBBtenem  n.  Gebahren).  —  Von  Neueren:  Umpfenbach,  Fin.  I,  g.  22—44, 
„die  Gebahrenerhebnng",  in  richtig  znsammenfossender  Behandlung  nnd  mit  richtiger 
KDstellnng  sogen.  Regalien,  wie  Manze,  Post  Telegraph,  in  die  Gebabrenzweige ;  Uber 
mebie  etwas  abweich.  Behandlung  d.  Eisenbahnen  s.  meinen  1,  B.  u.  die  B^erk.  im 
Mf.  1.  Kap.  —  E.  Pfeiffer.  Staatsainn.  I.  TheU  V,  S.  294—361.  sachlich  roU- 
M^tiger  aa  die  meisten,  aber  ohne  genOgondai  System  und  in  der  OetunmtaofbsBnng 


Digitized  by  Google 


4 


3.  B.  1.  Kap.  GebOhnn.  Liter.  Pänc  iL  Wesen.  §.  277. 


einseitig,  Münze,  Post,  Tele^pb,  auch  EisenlutlineD  im  ronns^heiKleiiTkidsDfei 

den  „Monopolen"  (I).  —  r.  Uocli,  Offentl.  Abgaben  §.  4,  §.  33,  34  „Estsdls  IM 
besondere  Dienste",  (eine  ron  Üock's  3  „Urstenen") ,  nnterschieden  von  dea  Iw^ 
aäclüiclien  Yerkehrssteuern .  die  er  als  „ErrerbsKebOhren"  (§.  31,  32)  beband^ - 
Laspeyres,  Art  StaatsTirtbs<^u^  in  Blnatsobli'B  StaatsvOrterbnch  X,9i. 
Bergin 8,  Fin.  2.  Ä.  §.49  (Sportein  nnd  Stempel),  g.  39  (Stenern  rersdiiedooir Ai(| 
Fost,  MUnze  n.  s.  w.  nnt«r  Bef^ien,  —  keine  Spar  i^es  wissen schaftL  SyttoK-- 
Eisenhart,  Knnst  d.  Besteaer.  (BeA  1868)  S.  9  ff.  (richtig  und  gut).  —  Lr  " 
EinkoAmcustener,  Bonn  1872,  S.  5  £  —  Maurus,  moderne  Besteaer^  HeideUi.1 
5.  Kap.  ,3estea6nuig  anf  Grand  der  Benatzong  ron  allgem.  StaataanstaltsB"  &  ] 
(Gebühren  n.  Stenern,  anch  Erbstener  zOBammen).  —  M.  Wirth,  NttL-Oek.] 
Sief.,  über  R^e  514.  —  VgL  aoch  E.  Walcker«  SeIbstT«nraIt  d.  ~ 
Berl  18fi9,  S.  6,  n.  §.  S.  —  Dann  Fr.  J.  Nenmann,  progress.  EinkonuBeatt^  i 
1874,  Kaf.  i  n.  3,  bes.  Ober  die  Besteaemng  nach  der  Ldstongsfähigkeit 
die  sogenannten  „Beiträge"  (s.  n.  §.  825).  —  AI.  Meyer,  Qbor  StempelfitesAj 
Fancher'a  volksT.  Vierteljahrschr.  1864,  III,  (VII),  51—80.  allgemeine 
Rechtfertigung  der  Stempelsteuern  als  gerecht,  veil  der  Staat  fOr  eine 
öegenleiatnng  gewähre,  also  Betonung  des  Gebuhrencharacten  dieser  St«ifli.l 
mit  einseitiger  Oeberb^ibung;  characteiistiscbe  Auffassung  der  FrühaaddaKlihij 

Die  bedeutendste  Förderung  imd  Klärung  der  GebUhrenlehre  and  der  ~ 
den  Verkehrssteaem  ist  L.  t.  Stein  zn  veManken,  bes.  die  scharfe  Treu 
Oebtthien-  und  Steoerpiincips,  die  AosscbeiduDg  der  „Verkehrsstevaa** 
Gebühren,  die  Aufilassoag  des  Stempels  bloss  als  ErhebangsCDim.  Vi 
bleibt  nur  seine  neue  Regalien  lehre  imd  die  Trennung  dieser  Bogen, 
den  Gobttbreo.   (S.  dagegen  Ban-Wagner.  Fin.  I,  §.  84  Kote  b,  |. 

L8t>  Note  a  nnd  b,  §.  96  Note  a,  §.  100  Note  g,  §.  101  Notca;  Wagnei 
130  Note  3.  §.  131  Note  5,  6,  7,  §.  137  N.  5,  §.  141  N.  19,  §.  143  S. , 
nptdifferenzpooct  unserer  finanzwiss.  Systematik.   Die  Bemerkungen  von  Si 
hehrsmittel,  Wien  1ST8.  I,  85  Note,  gegen  mich  und  fOr  Stein  erkenne  ich 
richtig  an,  nur  folgt  nicht,  wie  Sax  selbst  zngiebt,  dass  man  S  tei  n  's  Auf 
anscbUessen  müsse;  die  „regalisirten"  Tbätigkeiten  sind  Kategorieen  des 
Bechts,  aber  die  Einnahmen  daraus  keine  selbständige  finanzwissei 
liehe  Kategorie  mehr.  Meistens  gehören  sie,  wie  ich  im  1.  B.  schon  be_ 
den  Gebuhren,  sonst  zu  den,  in  besondrer  Form  erhobenen,  Stenern 
stimme  ich  Stein  bei  in  dar  Scheidung  der  GebOhren  und  (Veri(ejiis-)SteBaa^j 
weise  auch  in  seiner  Theorie  der  Verkehrssteaem.   Aber  diese  Theorie  Ul 
seitig  absolut  aufgesteUt  und  bedarf  auch  in  ihrem  an  sich  richti^ea 
Correctur,  sowie  einer  weitereu  Erg&nzung.  S.  daruber  n.  d.  Steuerichra. 
folgende  1.  Eap.  von  den  Gebühren  sind  ma  3  Abschnitte  Stein'a  za 
3.  A.  Begalien  S.  229—264,  Gebohren  265—296,  Veikebmteuer  519 — 53&.' 

Aus  der  fremden  Literatur  s.  A.  Smith,  vealth  of  natioDS,  5.  Bch., 
2.  u.  3.  Äbth.  pass.  n.  2.  Kap.  1.  Abth.  pass.  —  Mill ,  polit.  Oekon.,  Beb.  S,  i 

—  Parieu,  trait6  des  imp<JtB,  III,  165.  —  Leroy-Beaulieu ,  traitä  do  ' 
des  fin.,  Par.  1877,  I,  bes.  ch.  11,  £nregi|frem.,  Stempel  o.  s.  w.  (aber  P« 
ch.  12).  —  Garnier,  fin.  cL  10  (Euregistrem.  u.  Stempel).  Scharfe 
QebOhr  und  VcAebrssteuer  nnd  richtige  Außaasnug  der  ersten  bei  des 
nicht  erreicht.  —  L.  Gossa,  elem.  dl  scienza  delle  finance,  2.  ed.  Mii. 

—  Eine  umfasseode  worthrolle  Monographie,  mit  eingehender  Bduuidliur  d 
Statistik,  Gesetzgebnng  und  Literatur  ist  W.  Bisobrasoff,  impdts  snrta* 
den  M&moires  de  l'Acad.  de  St.  PtStersb.,  bes.  N.  1,  1866;  N.  2,  1S67, 
die  rassischen  einschlagenden  Steuern.  Richtige  Betniaag,  dass  die  £nt 
Abgaben  mit  dem  Formalism'ns  des  Bechts  Hand  in  Hand  geht. 

Die  Gesetzgebung  s.  unten  in  den  Noten  der  folgenden  Abschmtt«. 
zu  Abschn.  2.    Sie  betrifil  vielfach  nach  der  gemeinsamen  oder 
hebungsform  (Stempel  u.  s.  w.)  Gebuhren  und  Verkehissteoern  a. 
was  auch  das  wissenschaftliche  Veist&ndniss  sehr  erschwert  hat 
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1.  AbBOÜnitt. 
Princlp,  Wesen  und  Entwlcklmv  d«r  Gebfihren. 

§.  277.  Gebühren  »nd  nach  der  früheren  Begriffabestimmong 

„Abgaben,  welche  von  Einzelnen  oder  Gmppen  von  Einzelnen  als 
ein  specieller  Entgelt  eines  ihnen  vom  Staate  (Selbstrerwal- 
tongskOrper  n.  0.  w.  —  oder  allgemein :  von  einer  „Zwangsgemein- 
wirtluchaft"  *))  geleisteten  Dienste,  oder  einer  durch  sie  verursachten 
ABsgsbe  ( Kostenpro vocation)  bei  der  AasQbnng  einer  Staatsthätigkeit 
in  dner  von  der  Staatsgewalt  einseitig  bestimmten  Weise 
und  normirten  Höhe  erhoben  werden."^) 

Die  prineipielle  Berechtigung  von  Gebfihren  liegt  im 
Wesen  and  in  den  Wirkungen  vieler  Staatsthätigkeiten,  das 
tbstBächliche  Vorkommen  von  Gebühren,  die  geschicht- 
liche Entwicklung  derselben  und  die  Einrichtung  des 
GebQhrenwesens  hängen  eng  mit  den  herrschenden  An- 
Behauungen  fiber  Recht,  Staat,  Gesellschaft  andVolks- 
wirthschaft  und  mit  den  Zuständen  in  denselben  zusammen 
Dnd  wechseln  daher  mit  diesen  Anschauungen  und  ZuHtänden. 
Insofern  sind  die  Regeln ,  welche  in  der  Lehre  von  den  Gebühren 
anfzuBtellen  sind,  nicht  absolute,  sondern  seitlich  und 
Ertlich,  historisch  relative. 

Wie  bereits  im  ersten  Bande  bemerkt  wurde,  ist  indessen  die 
Lehre  von  den  Gebühren,')  daher  auch  die  Geschichte  der^ 
selben  nur  in  nebensächlicher  Binsicht  ein  Gegenstand  der 
Finanzwissenschaft  Gebühren  lehre  und  Gebfifaren- 
ßeschichte  knüpfen  vielmehr  anfs  Engste  an  die  Lehre  ond 
Geschichte  derjenigen  öffentlichen  Einrichtungen,  Anstatten  und 
Tbätigkeiten  des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  an,  welche  zur 
Erhebung  von  Gebühren  die  Möglichkeit  und  den  Aalass  gewähren, 
losbesondere  ist  daher  die  genauere  Geschichte  des  Gebühren- 

*)  WftgneT,  Grondle^r.,  Kap.  3,  Absclm.  10. 

^  RftQ-Wafoer,  Fin.  I.  §.  95.  WAgoer,  Fin.  I.  §.  IST.  —  Rav,  FId.  I. 
§.  227 :  „GebQhna  wardflii  bei  solchso  Gelegonheiten  gefordert,  wo  der  einzelne  Boiigar 
mit  einer  StaatsbeliOrde  oder  einer  resoatlicben  Staatsanstalt  (im  Gegensatz  zq  einem 
blosMD  Suttageverbe)  in  eine  gerisso  besondre  BerUhmng  kommt.  Sie  tconnea  ab 
eine  besondre  Vergütung  für  den  Aufirand  angeaeben  werden,  welchen  die  Staats- 
gewalt bei  irgend  einer  Veranstaltung  zn  machen  hat,  und  haben  insofern  mit  der 
Beohlnng  für  geleistete  PrirstdtenBte  Aebnitcblteit."  —  Stein  S.A.  S.  268  (wo  sich 
gleich  bei  der  fieniasbeatiinmang  du  GebQhr  die  Unhaltbarkeit  und  \VUIkUhr  der 
Ausscheidung  der  Begatien  ergiebi). 

*)  B,.W.  f,  §.  108.   W.  I.  §.  1«. 
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Wesens  ein  Theil  der  Oeschichte  des  Gerichtswesens,  des  Beamten- 
thnms  nnd  der  gesainftiten  Staats-  und  GommanalTerwaUnngj  n.  A. 
namentlich  im  Gebiete  der  Polizei,  des  Unterrichtsweseiu,  des  Ver- 
kehrswesens nnd  der  Volkswirthsohaft  ttberbawL  Do:  Zbbudidw- 
haog  zwischen  dem  Gebtthrenwesen  und  der  uinrichtiing  der  Ter 
waltung  ist  dabei  so  eng,  dass  sieb  die  Geschichte  des  ersteren  u 
einer  Geschichte  der  letzteren  erweitern  mnss,  damit  aber  aas  den 
Kähmen  dieses  Werks  hinansflUlt.  Es  moss  daher  hier  an  ma 
Darstelinng  in  wenigen  Grandzügen  gentigen. 

Auch  die  eigentlichen  Frincipienfragen  des  Gebükrei- 
wesens  sind  nnr  zn  einem  kleinen  Theil  in  der  Finanzwissensebift 
zu  behandeln.  Sie  gehören  vielmehr  in  die  Politik  nnd  in  die 
Verwaltnngslehre.  Denn  nach  den  Grundsätzen,  welche  in  der 
Jnstiz  nnd  Verwaltung  herrschen  und  herrschen  sollen,  ist  zu  ent- 
scheiden, ob  nnd  welche  Gebtlhren  erhoben  werden  sollen.  Kad 
der  Systematik  dieses  Lehrbachs  der  Politischen  Oekonomie  moss 
daher  die  ErQrterang  an  dieser  Stelle  auf  6m  ganz  allgemeine 
Frage  nach  der  principiellen  Berechtignng  von  Gebühren  wek 
beschränken.  Die  Lehre  von  den  anoh  finanziell  besonders  wieb- 
tigen  Rechtsgebühren,  welche  freilich  geschichtlich  nnd  that 
sächlich  in  der  Praxis  nnd  bis  auf  die  neueste  Zeit  auch  in  Aer 
Theorie  mit  gewissen  Verkehrsstenern  vermengt  sind,  gebSit 
in  die  Jastizverwaltungslehre;  die  Lehre  von  den  Ver- 
waltungsgebühren, welche,  mtask  in  der  Form  von  Stempels, 
hei  gewissen  Thätigkeiten  öffentlicher  Behörden  für  Einzelne  erbobea 
werden,  in  die  Allgemeine  Verwaltnngslehre;  die 
von  den  Cultnr-  und  Wohlfahrtsgebtthren  in  d{e  Innere 
nnd  in  die  Wirthschaftliche  Verwaltangslehre.  In 
letzterer  sind  namentlich  die  Gebühren  des  VerkehrsweseBi 
in  principieller  Beziehung  näher  zu  behandeln,  ffierfltr,  sowie 
für  einige  andere  Gebühren  der  volkswirthaohaftliohen  Verwaltimg 
ist  auf  den  dritten  nnd  zum  Theil  sneh  auf  den  vierten  Band  dei 
Lehrbuchs  (in  der  Keabearbeitung)  zu  verwdsen. 

L  —  §.  278.  Die  principielle  Berechtigung  der  Ge- 
bühren. Alle  Thätigkeiten  des  Staats  nnd  der  SdbstverwaltDDgs- 
körper  sind  nar  gerechtfertigt,  soweit  sie  ein  „öffentliches" 
Interesse  bilden.  Wenn  auch  im  historischen  Staat  gegen  diesen 
Grandsatz  vielfach  Verstössen  worden  ist,  so  geht  doch  die  Tendenz 
bei  unseren  modernen  Gultorvölkeq^  darauf  hinaus,  die  „Öffent- 
lichen Thätigkeiten"  auf  die  Fälle  ^es  „OffientUchen  Interesses" 
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xa  besefarftnken  und  sie  anderseits  immer  mehr  auf  solche  aasza- 
dehieii,  d.  h.  immer  mehr  das  Mitspielen  eines  Öffentliehen 
latereaseB  aaeh  bei  bisherigen  Thätigkeiten  der  Privat wirtbschaften 
anzoerkenneo.  Viele  solche  Thätigkeiten  berühren  aber  zn gleich 
Privat interessen,  kommen  PriTaten  in  besonderem  Maasse  zn 
Gate  oder  wurden  einzeln  von  diesen  speciell  Temrsacht.  In- 
«tfem  und  in  diesem  Umfang  sind  Gebühren  als  Entgelte 
priBeipiell  gereohtfertigt  und  nach  den  Foiderangen  der  Tertheilen- 
den  Oereeirtigkeit  zn  verlangen.  Demgem&ss  waltet  daher  hier 
der  privatwirthschafüiche  Grundsatz,  dass  der  „Leistung"  eine 
speeieUe  „Gegenleistung"  entsprechen  soll,  statt  des  gemein- 
wirthsehafUichen  Entgeltlichkeitsprinoips  ob,^)  nnr  dass  Uber  die 
Art  and  Höhe  der  speciellen  Gegenleistung  einseitig  die  Staats- 
gewalt entscheidet 

IMe  richtige  Entwicklung  der  Gebühren  mnss  mithin 
Ton  dem  Grundsatz  beherrscht  werden:  je  mehr  die  Thätigkeiten 
des  Staats  n.  s.  w.  sich  in  ihren  Wirkungen  als  diffcrentiale 
Yortheile  von  Ökonomischem  Werth  nachweisbar  zu  Gnnsten  Ein- 
zelner niederschlagen,  desto  allgemeiner,  desto  mehr  und  desto 
höher«  Gebfihren  mttesen  sieh  an  diese  Thätigkeiten  anknüpfen; 
«ad  umgekehrt,  je  mehr  das  Moment  des  Öffentlichen  Interesses 
Toransteht  und  die  Differentiimng  der  Vortheile  (and  eventuell:  der 
Kostenprovooationen)  versehwindet,  desto  seltener,  'desto  weniger 
nnd  dräto  niedrigere  G«b11hren.  Im  ersten  Falle  daher  Ueber- 
gang  des  Ctebtthrenprinoips  in  das  privatwirtbschaftliche 
oder  Gewerbsprincip,  eventuell  in  das  reine  Regalitäts-  oder 
Steuerprineip;  im  zweiten  Fall  in  das  Princip  der  reinen 
Ausgabe  oder  wenigstens  Annäherung  an  dasselbe,  Anderseits 
aber  auch  umgekehrt  Uebergang  des  Gewerbsprincips  nnd  des 
Steueiprincips  in  das  Gebflhrenprincip,  wenn  nnd  soweit  als  eine 
Thatigkeit  im  Offsutliehen  Interesse  den  Privatwirthsobaften  entzogen 
und  an  den  Staat,  die  Gemeinde  n.  s.  w.  übertragen  wird. 

Im  fortschreitenden  Volke,  dessen  Volkswirthschaft  regelmässig 
hnmer  gemein wirthsohaftlicher  oder  „communis tischer" 


■)  Wagner,  Gniadleg.  g.  U6. 

*)  Die  Soheidnng  diesef  leitoiden  Finaozprinciplon  ist  fOr  die  KlarsteUang  der 
GebOhrenlehre  besonders  wiuhtig.  S.  B.-W.  I,  §.  89—91 ;  W.  I,  §.  133.  S.  auch 
8»z,  Ytockriiniiiittel  I,  80,  S4 ,  mit  «ner  Bericbt^ang  meiaer  Theorie  in  Bezug  aof 
TerkduHweieQ,  die  ieh  theihreise  accepüre. 
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wird/)  moBs  sieb  daher  das  GebOhrenweBen  in  Staat  sod 
Gemeinde  ansdebnen,  die  Gebtthrentaze  nnd  der  6e- 
btlhrentarif  tritt  an  die  Stelle  des  GonoarrenzpreiseB, 
indem  anch  in  der  materiell  wirtbsofaafUioheD  Sphäre  gemeinwirtk- 
BchaftUohe  die  Stelle  der  priTatwirthBchaftlichen  ThKtigkeit  m- 
nimmt,  z.  B.  im  Verkehrs-,  Versicberiings-,  Bankwesen,  in  AnsUUoi 
für  locale  Gemeinbedttrfnisse  materidler  Art   Zugleich  aber  wird 
mit  dem  immer  stilrker  gemeinwirtfasohaftlichen  Chanuster  derV-oib- 
wirthschaft  die  Vertheilang  der  Vortheile  der  Staats-  mri 
Üommnnalthatigkeiten  immer  gleiehmässiger  ftlr  Alle  rad 
bei  den  Einzelnen  nomessbarer,  weshalb  das  GebtthrenweSM  tbeäb 
mehr  auf  bestimmte  Kategorieen  ron  Thätigkeiten  be- 
schränkt  und  in  seinen  Sätzen  ermässigt  wird,  theils  gani 
fortfällt.  Das  Gebtthrenprincip  muss  also  dem  Princip  der  reiocB 
Ausgabe  weichen  und  die  FinaDZwirthschaft  insofern  eben  de»- 
halb  immer  mehr  reine  Stenerwirthsobaft  werden :  doe 
finanzwirtbschaftliche  Entwicklang,  welche  die  begleiteode 
Folge  der  mehr  gemeinwirthschaftlichen  statt  der  rein  prin^ 
wirthschaftlichen  Organisation  der  Volkswirtbscbaft  ist  nnd 
durch  das  Zurücktreten  des  Grundsatzes  ron  „specieller  Leistoog 
und  Gegenleistung"  im  Steuerwesen  offenbart. 

Hit  diesen  principiellen  Postnlaten  fltr  die  richtige  Entwicklosg 
des  Gebuhrenwesens  stimmt  die  thatsftchlicheEntwicklungsgeschiefaU 
des  letzteren  auch  fiberein:  d.  h.  bei  aller  Verschiedenheit  der  ein- 
wirkenden Umstände  —  nicht  am  Wenigsten  auch  der  jewdiigen 
Finanzlage  — ,  wdche  in  einer  concreten  Zeit  nnd  bei  einem  be- 
stimmten Volke  mit  entschdden,  dringt  schliesslicii  doch  bei  des 
Cnltnrrölkem  eine  Gestaltung  der  Finanzwirthscbaft  und  speci^ 
des  GebUbrenwesens  durch,  welche  mit  obigen  Postnlaten  in  Ein- 
klang steht  Es  ist  dies  eine  Folge  der  modernen  Staatsidee 
nnd  Auffassung  der  Staatsaufgabe,  sowie  nenerdiugs  der 
organischen  Staats-  and  Wirthschaf tslehre  im  Unter- 
schied von  mittelalterlichen  nnd  antiken  Anschauungen 
nnd  ron  Lehren  der  rein  indiridualistischen  Beohts-  und 
Staatsphilosophie  and  der  Smith'schen  Nationalökonomie. 


^  FHT  tUe  diese  Fiiuuiz&agea  ist  an  die  piiitoipiellat  Uuiptfrsgea,  welche  noli 
auf  die  Or^anisatioii  der  Yolksvirtlisobaft  beziehen,  anukaOpfeB.  S.  dth« 
meine  Gnindleg.,  bei.  Kap.  8  v.  4,  z.  B.  §.  171.  Dana  meine  „Ceiuinitlsteaer- 
trtgt'*  (Leipz.  n.  Heidelb.  >wi  G  F.  Winter,  1878),  bot.  Abscbn.  II,  v.  A.  &  1»,  3^ 
Auch  nnten  g.  826. 
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IL  —  §.  279.  Das  thatsächlicfae  Vorkommen  und 
die  EntwioklangsgeBcbichte  des  Gebtlhrenwesens.^) 

In  der  antiken  und  der  mittelalterlichen  Anschanang  fehlt  jene 
eoge  organische  Verbindung  zwischen  dem  Staat  nnd  den  lodiridaen, 
in  welcher  der  Staat  als  nothwendige  Existenz-  und  Gedeihens- 
bedingang  der  in  ihm  vereinigten  bflrgerlichen  Gesellsehafi  nnd 
jedes  Kiozelnen,  als  Tbeils  dieses  Ganzen,  erscheint,  daher  auch 
fSr  diese  Gesellschaft  nnd  die  Einzelnen  Etwas  leisten  soll  and 
wiifcUeh  leistet  In  der  alten  Weit  wird  der  Staat  znm  Selbst- 
zweck emporgeschranbt,  das  Gedeihen  der  Individuen  ist  fttr  ihn 
Botergeordnet  and  wird  die  Privatsache  eben  der  Individuen.  Im 
Mittelalter  geht  amgekehrt  der  StaatsbegrUf  selbst  verloren, 
Alle>  löst  sich  in  Einaelbeziehangen  nnd  bestimmt  unter  sich  und 
lait  der  Sphäre  des  Staatsoberhaupts  abgegrenzte  Recbtssphären 
von  Ständen,  Corporationen  und  Individuen  aof.  Wo  Überhaupt 
ein  Staat,  da  ist  zwar  auch,  wenn  auch  noch  so  unausgebildet,  ein 
Recfato-  und  Machtzweck  desselben  zu  constatiren.  Aber  im  antiken 
ond  aitteldterlichen  Staat  leitet  man  daraus  noch  nicht  unmittelbar 
eineu  Anspruch  der  Individuen  aof  Schutz  nnd  Sicherheit,  welcher 
dann  eine  entsprechende  Staatstbätigkeit  zu  Gunsten  der  Individuen 
im  einzelnen  Fall  ohne  Weiteres  mit  sich  brächte,  ab.  Selbst 
ein  Coltnr-  und  Wohlfahrtszweck  wird  in  gewissen  Thfttigkeiten 
aneh  des  unentwickeltsten  Staats  erkennbar  sein.  Aber  noch  weniger 
>k  bei  dem  Rechtszweok  wird  hier  im  Volksbewnsstsein  ein  An- 
spruch des  Individuums  auf  Unterstützung  und  eine  bezügliche 
Pfliebt  zu  einer  Einzel tbätigkeit  des  Staats  dem  Individuum 
Sauber  gefolgert,  wenngleich  in  Griechenland  und  Rom  einzelne 
„Wentliche  Thätigkeiten",  wie  Schauspiele  nnd  Aehnliches,  vor 
kommeQ,  die  zwar  für  das  Volks-  und  Staatsganze  bestimmt,  doch 
den  Atomen  dieses  Ganzen,  den  Individnen  Gentlsse  bieten.*)  Wo 
im  antiken  und  mittelalterlichen  Staat  eine  Öffentliche  Tbätigkeit 
^  Individualinteresse  bertlhrt,  da  ist  das  mehr  eine  zufällige  be- 
seitende Folge,  nicht  der  eigentliche  Zweck  der  Tbätigkeit.  Wenn 
^Mse  Tbätigkeit  dann  aber  speciell  vom  Einzelnen  beansprucht  und 
^  ihn  geleistet  oder,  vrie  bei  Vergehen,  dorch  sein  Verhalten 

*)  Vgl  ftir  das  FoI)ir<»icle  die  moderne  Staatsan^ssan;,  l>emDd«T8  rom  ToDuirirdi- 
^^wUiehen  Staadpnocte  aas,  in  Wagner,  Grundlc^.  Kap.  4.  Geber  die  Staatszvecke* 
'^|>>t  §.  165  ff.    IcÄ  mnss  mich  hii^r  ia  der  Finanzvissenschaft  rielfach  auf  die 
P^äpiellfln  ErBrtento^a  in  der  GrnndlefntnK  bezieliuQ.  meine  spedetle  Ao&ssanf 
*ber  hier  unter  Bezugnahme  aof  die  GniDdlegaiig  iJs  bekannt  roransietun. 

*)  S.  meine  Graudlcg.  §.  11,  Note  7. 
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Dothwendig  gemacht  wird,  dann  ersciieiiit  auch  ein»  speeidle 
Gegenleistiing  des  IndiTidanms  selbstrentibidlioh  und  wiid  rq^el- 
mässig  verlangt Erst  das  moderne  Bewosstsein  hat  sich. oaeh 
and  nach  zn  der  principieUen  Foiderong  von  solehen  nffenffidm 
Thätigkeiten  auch  im  GesellsohafU-  and  im  ladiTidiial* 
Interesse  erhoben,  welche  ohne  speoielle  Vergtttnng  des  Ein- 
zelnen von  Diesem  frei  genoBsen  nnd  aas  den  allgemeiDeo 
Eianahmen  bestritten  werden. 

Diese  Vencbiedenbeit  der  Änschaanngen  spiegelt  sieh  in 
Zuständen  des  antiken  nnd  mittelalterlichen  Staats  einer-  nd 
des  modernen  Staats  andrerseits  ab:  jenen  Staaten  fehlt  faetiBeh 
ein  grosser  Theil  der  modernen  StaatsthätigkMt  Entweder  gjbuli^ 
indem  die  bezflglichen  Bedürfnisse  —  nanentlich  Ckmeinbedtrf- 
nisse'^)  —  nach  dem  Stande  der  Caltar  und  der  Technik  Doeh 
gar  nicht  vorbanden  waren;  oder  die  Bedtlrftiisse  werden  noch 
ganz  durch  Privattbätigkeit  befriedigt.  Nur  bat  der  engste  rinin- 
Üche  (Jemeinschaftskreis,  die  Ortsgemeinde,  mitunter  statt  des 
heutigen  Staats  intervenirt,  oder,  wenn  sie  im  WesentiSchra  lüt 
dem  „Staate"  zusammenfiel,  wie  im  Alterthnm  und  Hittelalter  h 
vielfach,  so  bildete  sich  bei  ihr  die  bezügliche  OffeDtliohe  Thftd|^t 
zuerst  als  Oommnnalsacbe  aus,  wodurch  dann  die  AnnÄhermf 
an  moderne  Gestaltungen,  z.  B.  im  Gebiete  des  Wege-,  Hatfct-, 
Schal-,  Sanitätswesens,  erfolgte. 

§.  280.  In  finanzieller  Hinsicht  erklärt  diese  Verschieden- 
heit der  antiken  nnd  mittelalterlicben  von  den  modernen  An- 
schauungen und  Zuständen  zweierlei: 

1)  Einmal  den  viel  geringeren  Umfang  der  frttheien 
Finanzwirtbschaft,  sowohl  des  Staats  als  aller  anderen  ähnlicbeB 
KOrper,  besonders  der  Gemeinde.  Da  gleichzeitig  die  privat- 
wirthscbaftlichen  Einnahmequellen  noch  relativ  bedeutend» 
waren,  so  konnte  vollends  alles  Steaerwesen  wenig  entwick^ 
nnd  die  eigentliche  Steuer  fllr  Ausnahmefälle,  wie  Krie| 
vorbehalten  bleiben. 


»)  Vergl.  z.  B.  über  Atheo:  Bttckh.  Staitehansh.,  Bnch  3,  §.  9—12.  Dwflk* 
unten  in  Note  14.  —  Die  Yerh&knisse  im  normann.  Staate  in  England  im  Hittel- 
alter varea  auf  dem  Gebiete  des  Gerichtswesens  mit  besonders  vielen  Hissbibicha 
Terbundeo.  Aber  die  ganze  Anschaaung,  welche  ia  den  ronVocke  aageflLhrtea  Bei- 
spielen sehr  prägnant  herrortritt,  ist  doch  typisch.  S.  deBsea  Gesch.  d.  bäi  StMUV. 
8.  201  £   TgL  a.  ebenfalla  Note  14. 

Grandleg.  Kap.  3,  Abschn.  6- 
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i)  Sodann  ergiebt  sich  fttr  alles  frühere  Stenerwesen,  — 
Mweit  dMselbe  die  vollberechtigten  Bürger  und  freie  Fremde  betraf, 
tl8o  picht  einfach  auf  dem  Prinoip  der  Gewalt  ttber  nnd  der  ohne 
Gegenleistong  bleibenden  Aasbentong  von  unterworfenen  Lande»- 
bewohnen)  n.  dgl.  m.  bemhte  —  im  Qanzen  ein  gebUhrenartiger 
Gbuacter  und  zwar  in  doppelter  Weise:  auch  die  eigent- 
Heben  Stenern  Termischen  sich  mit  gebUhrenartigen  Elementen, 
oder  m.  a.  W.  die  Auflegung  der  Steuer  wird  mit  nach  dem 
Cfflrioht^onete  des  GebOhreDpriiicipB  motiTirt,  ein  Gharaoterzng,  der 
noch  heute  in  dem  sogen.  Zweckstenersystem,  besonders  von 
Gemeinden  nnd  Commnoalverbttnden,  sich  eioigermassen  erhalten 
bat;  ferner  ein  eigentliches  Gebtthrenwesen  bildet  sich  ans, 
entartet  aber  vielfach  zu  eigentlichen  nnd  dann  oft  recht 
ODpassenden  Stenern  (in  Form  von  Finanzregalien  nnd 
dergleichra  mehr). 

§.281.  Die  Entwicklung  des  GebtthrenwesenB  ist  nun 
«ich  in  doppelter  Weise  vor  sich  gegangen: 

1)  Die  allmälig  sich  vermehrende  OflfentUohe  Thätigkeit  des 
Staats,  der  Gtemeinde  u.  s.  w.  bringt  einmal  in  der  neueren  Zeit 
ge^tlber  der  alten  ein  neues  Gebtthrenwesen  mit  sich, 
wdohes  zum  Theil  direct  nnd  indirect  erst  die  Mittel  bieten 
mnu,  diese  vermehrten  Thätigkeiten  ökonomisch  nnd 
fiDanziell  zu  ermöglichen.  £&  ist  vomemlich  die  Ueber- 
gangszeit  aus  dem  Hittelalter  zur  Neuzeit,  dann  die  Periode  des 
))Polizei8taat8",  wo  solches  neue  Gebfihrenwesen  sieh  Bahn 
brifiht,  zum  Theil  auch  noch  wie  in  der  früheren  Periode  die  Form 
von  Privatbezflgen  der  Beamten  bewahrt  oder  erhält.  Auch 
lücr  aber  erfolgt  dann  maD.chfach  eine  unrichtige  Anwendung  nnd 
Ausdehnung  des  GebUhrenprincips,  wiederum  eine  Entartung  von 
Gebühren  zu  eigentlichen  Stenern  und  damit  eine  Vermengung  der 
versohtedenen  Zweoke  des  Grebtthren-  und  des  eigentlieben 
^nerwesens.  In  der  neueren  und  neuesten  Zeit  und  vielfach  noch 
ii  onserer  Gegenwart  wird  daher  auch  dies  neuere  Gebührenwesen 
reformirt,  d.  h.  richtig  begründet  und  begrenzt^') 
Namentlich  wird  es  von,  der  Erhebungsform  nach  verwandten, 
*ber  dem  Wesen  nach  verschiedenen  Abgaben  reinen  Steuer- 
chsracters,  wie  besonders  den  sogen.  Verkehrssteuern,  abge- 
■ehieden,  indem  der  sogen.  Stempel  richtig  als  eine  blosse 


»)  E-W.  Fin.  I,  g.  104.   W.  Pin.  I.  §.  142. 
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Erbebnngsform  von  Gebühren  nnd  Stenern^  nidit  als  eine  Im- 
sondere  Art  beider  erkannt  wird.'*)    Das  GebahrenweBen  iriri 

femer  auf  manche  neue  Gebiete  aosgeddiat,  aber  anderseits  awli 
in  seinen  Sätsen  (Taxen)  errnttssigt  oder  selbst  jede  Gebühr 
aufgehoben:  d.  1l  das  Gebfihrenprincip  weicht  Ädlweise  oder 
ganz  dem  Princip  der  reinen  Aasgabe.  Der  innere  Rechtferttgnogi- 
gmnd  hterfdr  liegt  in  der  Erkenntniss  (oder  wenigstens  in  der 
modernen  Anschaanng),  dass  das  Moment  des  Öffentlichen 
Interesses  bei  der  betreffenden  Tbätigkeit  dasjenige  des  Individtul- 
interesses  Uberwiegt  nnd  dass  die  Differentiimng  der  Vortheik, 
welche  die  Tbätigkeit  fUr  die  Einzelnen  mit  sich  bringt,  sich  n 
sehr  rerringertj  nm  wegen  ihrer  noch  Gebühren  sn  erheben  oder 
nach  ihr  zn  bemessen. 

2)  Das  alte  gebtthrenartige  Steaerwesen  entwickelt  lieh 
theils  zn  reinem  Steaerwesen,  theils  scheidet  sieh  ans  ihm  die 
eigentliche  GebflbrenweseD  schärfer  ab.  Dort  fällt  also  der 
mitspielende  Gesichtspnnct  des  Gebllhrenprincips  fort,  das  reine 
Steaerwesen  aber  bQrgert  sich  als  regelmässige  Einnahmequelle 
ein,  je  mehr  sich  der  moderne  Staat  mit  seinen  umfassenden  und 
kostspieligen  Einrichtungen  nnd  Thätigkeiten  nnd,  diese  Gestaltang 
begünstigend,  die  moderne  Staatsidee  entwickelt  Das  verbleibende 
besondere  Gebttbrenwesen  der  älteren  Zeit  verbindet  sieh  mit  dem 
neuen  Gebührenwesen.  Es  wird  von  seinen  Missbildongen  ge- 
reinigt Es  hOrt  auch  mehr  und  mehr  auf,  direct  eine  Einnabne 
des  Beamten  za  sein:  sein  Ertrag  flieset  in  die  Staats-,  resp. 
Gemeindecasse.  Schliesslich  bildet  es  sich  dann  geschichtlicb  in 
ähnlicher  Weise  aus  und  um,  wie  diese  Gebühren  bei  neoCB 
Öffentlichen  Thätigkeiten. 

Dies  ist  in  grossen  Zügen  der  allgemeine  EntwicklnngB- 
gang.  Er  findet  unten  io  der  Note  für  einige  characteristiHobe 
Seiten  seine  speciellen  geschichtlichen  BelejEe.  Einzelne  weiise 
Ansftihrangen  folgen  in  den  späteren. Abschnitten,  z.  B.  Uber  die 
Poet  (§.  308  ff.).") 


")  Vgl.  bes.  L.  V.  Stcin's  Fin&nzwiss.  t.  a.  0.  öbor  Oebtthren  nod  Verkd»* 
Stenern,  3.  Ä.  S.  205  tf.,  619  ff.,  Ubrigena  mit  nuacfaeo  Widersprochen  und  Willko^ 
licbkciten  im  Einzelnen.    S.  uoteu  §.  '^20  ff. 

")  Znr  Geschichte  des  Gebührenweaens.     Vergl.  Stein.  Fio.  3-  A- 
S.  269  ff.  —  Wagner.  Fin.  I.  2.  B.  1.  Kap.  5.  A.  §.  149  ff.  übet  den  Chmcter  i» 
Älteren  Finanzwesens,  wo  (S.  843)  schon  auf  die  „eigenthOmliche  Gestaltung  nnd 
h&ltttissmässig  grosse  Ausdehnung  des  GebOhrenwesens  im  mittelalterL  Staate**  An- 
gewiesen D.  der  gcbuhrenartige  Cbaracter  Tieler  Xlteien  Abgaben  hmrorgefc«'»«" 
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nrdft.  YgL  ferner  Uber  die  Oebohrea  ia  der  Bechtsform  des  „BegaU"  and  die 
SeschichÜ.  EDtiricU.  der  Begalien:  Baa-Wagner,  Fio.  I,  §.  101—104  nebst  109  bis 
IIS  nnd  Wagner,  Fio.  I.  §.  141,  142  nebst  §.  145—147.  Aaf  diese  Fioauz- 
regilien  wird  im  F<^genden  jetzt  nicht  mebr  «ngegmngen. 

JSat  zaBunmoifiSBende  Geschichte  des  GebührenveaeDS  aberhanpt  oder  auch 
BOT  dnea  dnzelnen  Landes  fehlt,  iraa  rieh  ans  der  engen  Ynbindnor  dieses  Zveigä 
der  Einnabnien  mit  der  ganzcD  Tenraltong,  aus  der  Nenheit  der  Wissenschaft  des 
TeTYiltimgsrecbts  nnd  ans  der  grossen  AnsdehDong  der  Gebflhrenerhebung  Uber  fast 
ille,  oft  so  verschiedenen  Gebiete  der  Verwaltung  znr  Genttge  eriilftrt  (§.  277).  Zu 
beichten  ist  nur,  dass  die  Gescliichte  roa  Begalien,  wie  dem  Post-  und  Munz- 
regal,  einen  Theil  der  Geschichte  des  Gebflbren wesens  bildet  Stein 
Ulte  manche  willkohrliche  Goustruction  vermieden ,  wenn  er  hier  Zusammengehörendes 
>icht  getrennt  hätte. 

Deber  All-Griechenland,  bes.  Athen  s.  BOckh,  Staatshansh.  d.  Athener, 
1 A  S,  407  ff.,  passim,  beti.  461  S.  Einige  wichtigere  Pnncte  daraas  sollen  hier  Platz 
EsdoL  fiOckh  nuterschcidet  4  Hanptarten  der  ordentl.  athen,  Staatseinkünfte,  unter 
deaen  ehie  wesentL  ans  GebUhren  besteht:  die  Strafgelder  nel»t  Oerlchts- 
felderi)  (n.  Einküafien  t.  eingezogenen  GOtem).  Dieselbe  Art  Einnahmen  anch  in 
i  tod.  hellen.  Staaten.  Anch  unter  den  anderen  Einnahmen  finden  sich  aber  stdche 
S«bllhKDarUgen  Characters:  so  das  Schatzgeld,  welches  nach  kurzer  Anwesenheit 
jeder  fremde  als  Schatzverwandter  oder  Ansässiger  in  Athen  zahlen  mosste  (ebend. 
S.  445),  —  der  Idee  nach  in  der  That  eine  Gebuhr,  gerade  nach  antiker  Aoffiusnng, 
dt«  sonst  anch  bei  den  Hellenen  die  persOnl.  Stenern  „vom  Körper"  so  perhorrescine 
(S.  407).  Die  Gerichts-  and  Strafgelder  sind  finanziell  bedeutend  gewesen,  in 
Athen  bes.  durch  die  Verpflichtang  der  Bundesgenossen,  dort  Recht  zu  nehmen.  Zu 
diesen  Geldern  gehörten  die  Prytaneien,  die  jede  Partei  vor  Anfang  des  Bechts- 
bei  dem  Gerichtshof  zo  hinterlegen  hatte.  Die  verlierende  musste  sie  der 
Uder«  Futei  erstatten  (S.  463.  Hohe  d.  Abgabe  eb.l.  Verwandt  die  Parastasis 
(Tie  es  Boheint  bei  OiTentl  Klagen  zu  zahlen).  Beide  dienen  als  Lohn  der  Biebter, 
Iber  gelangen  nicht  direct  an  de,  sondern  an  den  Staat,  dar  darans  besoldet 
(eb.  476).  Andere  Abgaben  und  Leistungen  ^aiakatabole,  Epobelie)  scheinen  melBt 
oidit  dem  Staat  zugefallen  za  sein.  Dagegen  bezog  dieser  Geldbnssen  (Time- 
asta)  oder  Antheile  daran  (S.  486).  In  Privatsachen  erhUt  der  El%er,  in 
AffentL  Bechtestreitigkeiten  der  Staat  die  Busse  des  Beklagten.  Aach  an  Tempel- 
usNa  fallen  Strafen.  Beispiele  bei  BOckh  S.  494  ff.  Sehr  hohe  Geldbnssen  z.  B. 
bei  Klagen  Uber  Gesetzwidrigkeit  „Die  Unrechtlichkeit  der  Staatsmänner, 
Putöhaas  und  Lnst  am  Klagen  mosste  diese  Strafgelder  zu  einem  einträglichen  Zweige 
der  öffentlichen  Einkünfte  machen",  S.  503.  Wer  die  dem  Staate  verfallene  Geldbasse 
licht  bezahlte,  wurde  „Öffentlicher  Schnldner"  und  unterlag  nach  gewissen  Festen 
udenn  Strafen  and  Erhöhung  der  Busse  (S.  506  ff.).  Endlich  werden  die  ein- 
geiogenen  und  Öffentlich  rerkanften  Guter,  in  Fo^  der  Strafe  der 
äatereinziehung,  eine  wichtige  Elnnahmeqaelle  (S.  516  £).  Auch  in  den  Tribnten 
der  BmdesgeQOssen  n.  s.  w. ,  „bei  Weitem  der  bedeutendsten  Einnahme  des  adien.' 
Stial^,  ist  wenigstens,  was  die  Entstehung  anlangt,  der  mitspielende  Gebühren- 
eharacter  nidht  zo  verkennen  (S.  520  ff.):  „man  führte  fUr  die  Bunde^enoasen 
Krieg  and  sicherte  sie  gegen  die  Barbaren"  (S.  524),  —  dafur  der  Tribat 

Deber  Bom  s.  d.  Werke  Ober  rOm.  Bechtsgeschichte,  Procoss,  die  einzelnes  Hier* 
bergehOrige  enthalten,  so  Uber  GerichtsgebUhren ,  Strafen.    Jetzt  bes.  Marquardt, 

Staatsverwalt  (bes.  Finanzverw.),  2.  B.  (Lpz.  ]87ii)  S.  76  ff.  u.  Mommsen,  rOm. 
Stutsrecht,  B.  1  n.  2,  1.  Abth.,  Lpz.  1671  n.  74  (ich  benutzte  die  1.  Aufl.),  mit 
UBchea  Einzelheüen  ans  d.  Finanzwesen,  die  mit  GebUhren  zusammenhängen.  Auch 
IL  2.  Abth.  pasBL  Ich  beschrinke  mich  anf  die  Henrwhebang  einiger  chanctecistlscber 
Pncte. 

Leitender  Gmndsatz  war  lange:  Dnentgeltlichkeit  der  städt  Aemter,  Besol- 
dsQg  Dur  t  d.  Sabaltemen.  Der  Beamte  erhielt  aber  Ersatz  der  Kosten  seiner  Ans- 
l*fea,  z.  Th.  in  Form  von  Fanschsummen.  Später  mtwichelt  sich  allgem.  Gehalis- 
*ewn  (Marquardt  8.  98  ff.,  Mommsen  I,  236—240).  Aber  gesetzliche 
Sportein  sind  dem  älteren  Becht  völlig  fremd  und  den  höheren  Beamten  überhaupt 
oieBals  gezahlt  worden.  Erst  in  der  2.  Hälfte  des  5.  Jahrhunderts  scheinen  die 
SesetzL  GerichtsgebUhren  zu  Gansten  der  DtUerbeamten  aofgekonunen  zo 
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Bein ,  dio  dum  rasch  dne  iMdeateiid«  Hobe  emtchten  nd  dou  BeelitiiidieBdu  dae 
sclvare  Last  inirden.  (Hommsea  I,  240). 

Ein  fornllcliefl  GebQhre&veBen  findet  sich  nam«atlicli  beim  Cottoi.  der 
In  Born  Staatdnstitatlon.  Marquardt  S.  78  ff.,  Monmaen  H,  1,  S.  6$£  He 
Gebuhren  bilden  hier  neben  dem  Einkommen  aas  dem  GOttergnt  und  den  ZaUaagoi 
aas  dem  Aerttr  der  Gemeinde  (dies  z.  B.  f.  d,  Gehalto  der  Priester)  eine  dritte  lefd* 
mAssige  Einnahme  znr  Deckung  der  Kosten  des  CoUns.  Diese  Gebühren  scheina  ia 
die  besonderen  Gassen  der  einzelnen  Tempel  geflossen  zn  seio,  so  das  Antrittagdd 
der  Priester  ncd  Abgaben  für  den  Eintritt  in  die  Tempel,  Zatritt  znr  OpfetsflUe, 
Darbringnng  des  Opfers.  Die  Area  pontificnm,  eine  Art  centrale  Sacralcasse,  beng 
insbesond.  rerschied.  Bassen,  nam.  die  Frocessbassen  (sacramenta),  die  seit 
üralters  bei  der  Er&ffnang  eines  Cirilpiocesses  nach  dem  Werth  desStmt- 
gegenstands  als  Strafgeld  von  beiden  Parteien  zu  erlegen  waren.  Der  siegende  IleS 
eiUelt  seine  Einlage  zorOck.  SpSter  irird  die  rerfallene  Summe  nach  Eiiedignnc  da 
Frocessea  eingezogen.  Sie  dient  ftir  die  fiffentlichen  Opfer;  spUer  fliesst  sie  vieUmt 
In  die  Haaptstaatscasse  (Marquardt  S.  282.  Note  2). 

In  omfassendem  Haasse  bestandeii  aadi  in  Bom  noch  sonst  Strafgeldtr 
Jossen,  mnltae),  deren  Marquardt  6  Arten,  mit  den  gen.  Froceasbussra,  utt^ 
scheidet,  S.  279  fil:  als  Coercitionsmlitel ,  um  Dogehorsam  and  Widenefielichkeit  gepi 
die  Obrigkeit  zu  strafen  (s.  d.  Einzelne  paas.  bei  Mommseo  H,  1.  AUk.);  ili 
Giiminalstrafe  (Ertrag  ronrendet  zu  Spielen ,  Ban  d.  Ansstatt  r.  Tempeln ;  nicht  in 
Acrar  fliessend);  als  angedrohte  Geldstrafe  bei  Ueberschreitangen ;  als  dem  Eibea  bei 
Nichterfüllung  der  testam.  Bedingungen  angedrohte  Geldstrafe;  als  Sepulcralmulte,  d.k. 
als  Strafe,  velche  fUr  Verletzung  eines  Grabs  in  der  Inschrift  angedroht  ist.  —  Amnt< 
dem:  Einziehung  des  Vermögens  (bona  damnatorum)  bei  Kapitabtiife. 
Marquardt  S.  278. 

Anch  an  GebOhren  u.  gebuhrenart.  Leistungen  in  der  Tolksvirthach.  SfÜet 
fehlt  es  nicht  Bei  den  Landstrassen ,  die  zvar  auf  OffeatL  Kosten  (dee  Aeian. 
der  Prorinzialcassen)  hergestellt,  wird  die  Unterhaltung  auf  die  Anlieger  »kft' 
schoben  (Mommsen  II,  1,  428;  Marquardt  S.  89).  Anch  Chausseegeld  aoU 
vorgekommen  sein.  In  den  St&dten  (Bom)  die  Instandhaltung  and  Dmpflaatwoig d«g 
Pflasters  und  der  Trattoiis  anch  Sache  der  Anlieger.  Bei  Shunigknit  Um 
spiter  der  Aedil  die  Arbeit  auf  Bechnong  des  Pflichtigen  duzdi  Öntemehmer  ii 
Accord  ausfuhren  (Mommsen  IL  L  475).  Das  Wasser  der  affentl.  Wasserieia^H 
dient  zunftclut  zur  Speisang  der  OSentl.  Bronnen.  Seine  Benutamg  hier  uneatgettlkK- 
Daneben  scheint  eine  Betahlung  fUr  die  Benatzung  des  die  Ba^ins  tlbentrtmeadu 
Wassers  zu  Bädern  und  Gewerbezwecken  (Waickereien)  stattgefunden  zu  haben  (ebeai 
S.  416,  478).  Vgl.  auch  II,  2  (2.  Ausg.),  S.  1006,  1007.  Auch  ein  (Tetpacbtetui 
Standgeld  ron  Budeninhabem  enrShnt  Marquardt  S.  270. 

Ausserordentlich  lackenbaft  ist  anch  trotz  der  neaesten  Forschungen ,  der  BenntzsiiS 
des  Inachrii^en' Materials  u.  s,  w.  die  Einzeikenotniss  der  griech.  u.  röm.  Finsai- 
rerii&ltnisse  und  wohl  des  Gebahrenwesens  ganz  besonders.  Denn  hier  hat  die 
finanz.  Seite  keine  BelbstSndlge  Bedeutung  and  zog  die'  Anfmeitsamkeit  venig  nf 
At^.  Qewohaheitnecht,  Veroidnungen  unteigeordnetet  Oigane  sind  oft  die  Onod- 
la|^,  die  selbst  schon  wieder  weniger  allgemein  bekunt  und  nicht  regelmftaaig  aaf- 
gezeichnet  werden.  Es  sind  daher  Öfters  nar  ndn  znfftUig  Einzdhdtui  nnf  uns  gt- 
kommen.  Wenn  in  den  antiken  Starten  aber  so  Manches  unentgeltlich  oder  ml 
unentgeltlich  geliefert  wurde,  Spiele,  B&der,  Wasser,  Strassenbau,  so  lic^  «ich  dafiff 
der  letzte  Erkl&rangBgmad  in  der  Basis  der  antiken  Volks-  und  Staati- 
wirthscbaft:  in  der  Unfreiheit  der  Maasen,  neben  einer  Ueinea  SehteU 
Freier,  und  in  der  Ausbeutung  der  Fremden  durch  Baub.  Krieg,  Tribut,  Fn>- 
Tinzial- Verwaltung  n.  s.  w.  — 

Geber  die  einschlagenden  Verhältnisse  bei  den  germanischen  Völkern  und  ioi 
germanisch-roman.  Mittelalter  s.  die  Weriie  Uber  deutsche  Bechtsgeschiokte, 
von  denen  auch  die  Ldirbücher,  z.  B.  ron  ZOpfl,  wenngleich  z.  Th.  nur  sdir  kan. 
auf  die  Finanzen,  froher  des  DentscheD  Reichs,  spiter  auch  der  Territorien  eiogein. 
Die  lUeten  SchzlEten  r.  HflUmann,  Dsatsohe Fin.-Geaeh.  d.  Mlttdalten,  Bari.  180S. 
mit  dem  Nachtrag  dazu:  Gesch.  d.  Dnpmngs  derBsgaliea  inDeolsdü..  FraakC  180t, 
Lang,  histor.  EntviokL  der  tentschen  SteonrerfiMS.  seit  d.  foiolingani  Us  »nf  nnssR 
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IM,  Bari.  ■.  Stettin  1798 ,  sind  fonnell  sad  materiell  zwar  lidbch  vemltet  mtd  ait- 
9techen  dem  Iteot  Stand  der  histor.  Wiuensohaft  and  der  Qoellenkande  nicht  mehr, 
ibtt  lia  itod  doch  in  Ermangelung  neaerer  zasammen&aäeuder  Arbeiten,  an  die 
Mich  jetzt  ganz  andere  Ansprüche  gemacht  werden,  noch  immer  ont^ntbehrlich. 
Ilie'i  Qescb.  d.  D.  StenenrescDS  (1.  Abtb.,  Gieesea  1844)  ist  in  der  karoling.  Zeit 
ilecken  geblieben.  Beicbhaltiges  Material  ist  kritisch  rerarbätet  in  G.  Waitz' 
Denbcher  Veif.-Ge8clL,  mit  rielen  Angaben  Uber  gebtlhrenartige  Einaabmen  in 
dar  1.  Hüfte  des  Mittelalteis,  daher  ftlr  diesen  Abbchnitt  bes.  beacbtenswertb.  S.  B.  I, 
1.  A.  (Eifil  1865).  254  ff.,  906,  309  f.  d.  älteste  Periode;  B.  U,  2.  A.  (1870)  1  d. 
meranag.  Zeit  des  fränk.  Reichs,  S.  137,  bes.  Kap.  7  S.  553—645  JLeistnngen  des 
Volka  a.  Eiokanfte  des  Eonigs";  B.  [V  (1.  A.  1S61},  Kap.  6  „Yenralt.,  bes.  Finanzen" 
II  4et  CHoling.  Zeit.  Auch  in  einzelnen  aod.  Abschnitten  Hiehergehörigee,  Ober 
Bwm,  Geächtwefalle  n.  s.  v.  Leider  ist  die  Fortsetzung  des  Waitz'sdien  W^ks 
t  i  aittlere  Periode  dee  Uitldalters  (9.— 11.  Jahrb.)  noch  nicht  bis  zu  der  Dar- 
ndiasf  der  Rnanzen  gelangt.  Einzelnes  EinscUagende  passim  in  6.  6  n.  7.  —  Deber 
Zslle  a  bes.  Falke,  Gesch.  d.  Dentichen  Zollvesens,  Lpz.  1864,  mit  dem  genaueren 
Nidveis  des  gebubrenartigen  Wesens  der  ftlteren  Zolle  (Wegezölle  n.  s.  v.). — 
B«.  lehrreich  sonst  die  Sttere  englische  Fin.-Gesch.,  mit  ihrrä  fielen  gebllhrenart 
EuBibien  ond  grossen  Alissbränchen  dabei.  S.  nam.  Gneis t,  engl  VenrsJtangsrecht, 
B-  1  A)  pass.  und  V  o  c  k  e ,  Gesch.  d.  bril.  Steuern ,  bes.  „Gebohren  mit  Aasschluss 
da  Steapels",  Gerichtssporteln  n.  s.  v.,  S.  194  C  Im  Uebrigen  bis  in  die  2.  UäUle 
da  Hitteialten  in  den  bierhergeh&rigen  Abgaben  viele  Verwandtschaft  in  d.  german.- 
nmuL  Lindem,  anch  in  Frankreich,  entsprechend  der  FendalrerfiBssung.  S,  Ober 
Frankreich  die  ftltercn  Schriften  m  de  Monthion,  Bresson,  Bailly,  dann 
CUaageran,  femer  t  d.  firohere  n.  d.  mittlere  P«iode  des  Mittdalters:  Ynitry, 
^cs  rar  le  xteine  financier  de  1»  France  arant  la  rerolotion,  Par.  1878,  bes.  p,  31  C 
(Steuern  uter  i.  Uenwingem)  o.  2.  Studio,  5.  Kap..  Elnkttnfie  des  Königs  im  11.  bii 
13.  lahriL,  bes.  p.  310,  4U9  £  —  Hier  kann  nur  Einzelnes  ron  beaond.  chanct. 
Bedenuig  harroTgehoben  werden. 

Gebohrenartiges  Einkommen  des  Königs  ist  schon  fQr  die  erste  historisch 
bekannte  Zeit  der  Germanen  bezeichoend.  Dem  KOnig  als  oberstem  Richter  und 
Fiiedengbewahrer  fällt  ein  Theil  der  Bossen  zu  (Waitz  I,  306,  809).  Im  fränk. 
B^b  der  HeroTinger  bezieht  er  Scbntzgelder,  Friedensgeld,  uidere  Bussen,  bes. 
^  Oebertretnng  kOnlgL  Befehle  n.  in  ähnlichen  Fällen,  so  bei  anterlaasener  Heerfolge 
ijieerbana"  ak  Name  der  Strafe).  Dann  sind  die  Couf iscationen,  so  des  Guts 
^Ftiedlasen  und  gewieser  Verbrecher  (Landesrerrath,  Untreue)  eine  wichtige  Ein- 
"lUMBqatdle,  die  in  dieser  Periode  rielfach  gemissbraucht  wird  (Lang  S.  21,  HqU- 
■*Bo,  FiB.-Ge8ch.  S.  152,  Waitz  U,  588—596).  In  Zollen,  Wegegeldern,  Hafen- 
seldecB  eben&Us  Gebahr  enthalten:  Gesichtspnnct  einer  Vergeltang  ron  Leistungen 
Q-'Kg  S.  25,  Falke,  Gesch.  d.  Zolle,  S.  12,  15,  Waitz  IL  601  ff.).  Im  caroling. 
Böcke  Ueiben  diese  Yerii&ltnisse.  Die  GerichtsgefUle  n.  dgl.  sind  nar  z,  Tb.  schon 
OHidere  Hände,  wie  des  Grafen,  übergegangen  (Waitz  IV,  S7,  144,  S7S),  Gon- 
"■cuioDen  brachten  neues  Land,  was  freilich  rielfach  bald  wieder  vorgeben  wurde 
'fi>-  lITlf.).  Dio  Wege-,  Brucken-,  Hafengeld«  behielten  gesetzlich  den  alten  Ge- 
^'^i^cbaracter,  in  der  Praxis  immer  weniger.  Sie  gingen  auch  rielfach  an  Andere 
^r  (eb.  S.  51  ff.).  Für  die  ganze  Periode  des  früheren  MiUelalters  and  dar  vonm- 
Menden  Zeit  ist  der  Gharacter  des  Strafrechts  anch  finanziell  wichtig:  Die 
™feD  liad  nberwiegend  Geldbussen  oder  mit  solchen  verbanden.  In  den  sonst  vor^ 
^"■Mnden,  formell  und  materiell  mehr  stenerartigen  Abgaben,  z.  B.  der  Kirche, 
den  jftbrtichen  „Geschenken*' ,  die  den  Charactu  det  Freiwilli^it  im  caroling. 
8<fck  bereits  Terioren  haben,  liegt  der  Gesicbtspunct  einer  Gegenleiatong  fOr 
and  genossenen  Schutz  deutlich  ausgepi^,  also  wieder  zugleich  etwas 
(lebQhrenartiges  (Waitz  IV.  92).  Aehnlich  die  Scbntzgelder  ron  Joden.  —  Wesrait^ 
uek  Schartig  die  Gestaltung  und  Entwicklung  in  England  in  der  angelsächs. 
i^uiode.  Hier  dio  gebQhrenariigen  EinkttnRe  des  KOnigs  ans  der  Kriegs-,  Gerichts- 
^  Pokzeiherrlicbkeit  bei  Verriagcrung  des  k.  Lands  frOh  bedeutend  u.  missbräuchlich 
pifcdehnt.  Aber  anch  davon,  bes.  r.  d.  Gerichtsgefällen  riel  an  die  Gmndherren  ab 
'■ober  der  Privatgerichte  Ub^egangen.  Im  Fremden  schutzrecht,  in  dw  Ein- 
"■Mtng  des  Friedens  an  Hafen-  und  HaAtorte  und  doa  Bezug  ron  Abgaben 
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dsfQT  flbenll  Öebtthren-Oflaichtipnnct   (QaeUt.  en^  Venraltuifmckt,  l,  MC, 
59  ff.;  Vocke  8.  187). 

In  der  Triode  des  LelieiiBsta.at8  tritt  dw  OebOluencliancteT  der  GefUe  ^ 
AbgalMn,  zirar  tmrleich  in  den  einzelnen  Stuten  nach  der  Hacbtstellanir  ^  ^f'^ 
aber  im  Ganzen  doch  Uberall  ^eiehartiK  berror.  Besonders  scharf  ist  diese  E^- 
iricUung  im  normann.  Staate  Englands-  „Es  steht  in  bester  OebereinatiiBBUS 
mit  dem  wesentlich  priratrechtlichen  Character  des  Lebensstaats,  dusnck 
die  alten  EOnige  für  Alles,  was  sie  einem  Dnterthan  gewährten  und  erlanbtea, 
iMzablen  liessen.  Das  do  nt  des  und  facio  nt  des  Ist  hieranf  roIUcomm^  uveadbu 
and  es  giebt  keinen  anderen  Gesiobtspnnct  nnd  keinen  anderen  Grundsatz  ffir  di^  E^ 
kläruDg  der  GeblihroD."  Dispensationen  ron  Ge-  and  Verboten,  Ertbeilnng  toa  EiIsdIk 
nissen,  Gnaden,  Gefälligkeiten  a.  dgl.  m..  Alles  moss  bezahlt  werden  (Vocke  S.  191). 
Der  Finanzgesichtspnnct  drängt  sieb  so  in  den  Vordeigmnd,  z.  B.  bei  te 
fiechtspflege,  dass  darin  nor  eine  ftnsserst  schlimme  Entartnng  des  u 
flioh  beiechtigtfln  GebQhrenwesens  erkannt  werden  kann.  Vocke  S.  197C  Imi- 
ttbu  Gerichtssporteln  nndStrafen.  Gneist  t  182  ff,  191  ff.  JMe  Stellung  des  EtBigi 
ergab  eine  lange  Reihe  arbiti^rer  Gewalten,  Verhältnisse,  in  denen  er  bewilligeii  ods 
rersagen  konnte.  Dabei  erscheint  als  onrer&nderlicbe  Maxime,  dsas  nichts.  *u 
rersagt  werden  kann,  ohne  Geldgebubr  gewährt  wird."  Gneist  I,  & 
nnterscheidet  fines  (Gebühren)  fOr  Liberties  and  Franchises;  in  Processsachen.  jat 
Heinr.  II  onabeTBefabar" ;  fOr  Gnadenbewillignngen  ron  Acmtem,  Gilden,  DispensatiswB, 
fttr  Lehensemeaer.  o.  Veräosaer.  Grosser  Omfang  der  Verwiii.  r.  Land  u.  Venoögtt  ^ 
dnrch  Felonie;  Confiscationen.  —  Achnlich  in  Frankreich  in  dieser  Periode  (11. bis 
13.  Jahrb.),  nur  dass  hier  der  Bezug  der  Gerichts-  nnd  ähnlichen  Gefälle  mehr  tob 
EOnig  an  d.  Gnmdherm  uberg^angen.  Vaitry  p.  310£  In  Dentscbland  iitda 
Hissbnnch  dieses  Gebühren  wcaena  bd  dem  Niedergang  der  kOnigj.  Ibeht  geriigK 
wlhreid  die  Territorialherren  doch  nar  allmälig  die  Macht  zar  Aosdehnang  (Hen 
Abgaben  erringen  konnten.  Die  Schirm-  a.  Schntzrechte  führten  noch  in  Deatict 
land  zu  halb  steoer-,  halb  gebttbienartigen  Abgaben  an  den  Kaiser,  die  Landesharen, 
die  Gerichts-  nnd  Onmdherren  n.  s.  w.  fuir  Fremde,  Esaflente,  Reisende,  Jaden,  KirclK, 
geistl.  Stifter  a.  &.  w.  An  die  Wegegelder  schliessen  sich  die  GeleitsgeldeL 
Uallmanu.  Fin.-Gesch.,  1S2  C,  RegaUen  S.  42«;,  Waitz  VI,  450  ff.,  460.466. 
496,  Vn,  192,  253,  378,  383,  Falke,  Zollwes.,  S.  53  ff.,  63.  Einzelnes  aadi  bei 
Zenmer,  deotsche  Städtesteaem  i.  12.  a.  13.  Jahrb.,  Lpz.  1878.  Eine  besondai 
characteristische  Abgabe  ist  in  Deatschland  wie  in  Franb^ich  n.  England  das  „  Jsdei- 
gefälle",  Juden- Schatzgeld  a.  dgL  (kaiserL  „Kammerknedita"}.  S.  HttUmanB, 
BegaL,  S.  62,  Waitz  VI,  450  n.  a.  St,  Vocke  S.  161  ff  (Joden  „eine  Art  DomiMrj« 
Vnitry  p.  316  ff.  (Jolfe  et  Lombards  nnd  fiscal.  Massregeln  gegen  sie). 

Zar  Erklärung  and  Entscbnldigang  der  finanz.  Missbränche  bei  gebldiraaitiseB 
Abgaben  nnd  bei  den  ihnen  za  Grand«  liegenden  Thätigkeiten  der  Staataigewah  mii 
Tomemlich  die  Thatsache  des  Mangels  anderweiter  ordentL  EinkOnfte ,  bei  doch  Tid- 
£ich  stehendem  königL,  forstl.  a.  Offentt  Bedarf.  Das  eigentlich  domaniale  Bn* 
kommen  rerringerte  sich  mit  der  Vergebung  des  Domänenbesitzes  (Wagner,  Fin.  L 
%.  152).  Ein  omfassendes  einträgliches  eigentliches  Steuerwesen  fehlte  noch.  IKe 
Stenern  dieser  Art  wurden  von  den  Pflichtigen  möglichst  an  einer  Stetgernng  Bba  - 
die  herkömmliche  Hohe  nnd  an  einer  Ausdehnung  aber  die  herkömmlichen  oder  fut- 
gesetzten  Zwecke  und  Zeiten  hinaus  verhindert  Bei  neuen  Steuern  f.  ausseronleDä. 
Zwecke  u.  s.  w.  wurde  der  Standpunct:  Leistung  u.  Gegenleistung  mO^chst  bewahrt 

In  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  und  in  der  sogen.  Neuzeit 
dem  16.  Jahrb.  worden  diese  älteren  gebuhrenart  Abgaben  allmälig  ron  d.  schlimmSea 
Missbräuchen  gereinigt  und  wo  sie  an  Grundhorren  u,  s.  w.  gekommen,  möglichst  wieder 
an  den  Staat  als  solchen  n.  an  seinen  Repräsentanten,  den  KOnig,  Landesherm,  zurtck- 
genommen.  Reste  selbst  der  ältesten,  der  Straf-  nnd  Gericbtsgelder,  der  Zolle  oixl 
Qeleitsgelder,  der  Schatzgelder  sind  bis  auf  unsere  Zeit  g^gt  nnd  bilden  mit  du 
nutzbaren  Regalien  nach  allgemeinem  deutschen  SMtfsrecbt  einen  Bestandthe^  ^ 
sogen.  Eammergnts  (s.  Raa-Wagner,  Fio.  I,  §.  112  Note  a;  Wagner  L 
§.  145  Note  16).  Die  finanzwlss.  Aufgabe  diesen  Abgaben  g^e&tlber  ist  a.a.O. 
im  1.  Bande  schon  da^egt  worden.  V^.  ancb  fW  diese  spätere  Pariode  & 
gen.  Schriften  ron  Hallmann  u.  Lang  mit  einzeben  Notiztot,  Qneiit,  Tock& 
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T«  dnieloeD  finaazhistor.  Arbeiten:  Falk«,  ZoflTesen.  S.  128  ff.  (Wege- 
i«lU  o.  s.  T.  sla  Entgelt  f.  Leistoogen  in  d.  letzten  Jahriinnd,  d.  Mittelalters; 
Seleitageld,  t  d.  Landeahemo  den  zollfreien  Stidten  gegenüber  ein  Mittel,  diese 
in  anderer  Form  doch  za  treffen,  S.  136  ff.).  Oberleitner,  Fin.  Nied.-Oesterr.  im 
16.  Jährt).,  Wien,  1863,  pasa.  (n.  A.  S.  41  ein  BrackeDmaothtarif).  Hoffmans, 
Finanzrea.  r.  WOrtemb.  im  16.  Jahrb.,  Tob.  1640,  8.  40  ff.  (Begalien),  76—82  (Ge- 
bohrenart  Einnahmen).  Far  Prenasen:  Schmollei,  Epochen  d.  preuss.  Finanz- 
politik (Jahrb.  t  Gesetzgeb.  d.  s.  v.  im  D.  Reich,  1877,  S.  33  ff.),  S.  35,  66.  Isaak- 
soha, Qeach.  d.  preuss.  Beamtenthnrns,  I  (1874),  65,  87,  108,  ISl,  198  (Antheile  des 
Stadtrichtera  an  den  Bussen,  d.  GebOhren  t  einzelne  Geriehtsacte,  durch  Sportelord- 
magen  geregelt,  ao  unter  Joadüm  I.  s.  aach  S.  207,  208),  aach  H  (1878)  pasaim, 
M  (Statist),  in  IL  a.  ffl.  Biedel,  btand.-prei»B.  Staatshansh.  pasa.,  ä  6,  7,  die 
Tabdlea  d.  Beilagen  I  a.  n  n.  ff.,  mit  einzelnen  gebohrenart  Einnahmen  aiw  der 
1.  HlUte  d.  17.  Jahrb.  n.  aas  der  Zeit  des  Gr.  EorfiOrsten.  Die  rersebied.  Strafoelder 
im  Yedi.  x.  Gesammteink.  noch  bedeatend.  Ende  der  Begierang  des  Gr.  Earmraten 
Baiiclit.  einer  Stempelpapiercasse  1682  (eb.  S.  13,  S2),  Erweit.  d.  Verpflicbt., 
T(W  geetemp.  Papier  Gobranch  za  machen  1695  n.  1701,  ancb  Spielkartenstempel  1701 
ind  1703  einge^lhrt  (S.  50). 

Je  mehr  in  d.  Neazeit,  bes.  seit  d.  16.  Jabrlu  n.  dann  nach  dem  SOjfthr.  Kriege, 
die  Natoralirirthschaft  dnrch  die  Geldnirtbschaft  Tollends  rerdr&ngt  vird,  stehende 
Heere  aufkommen,  da  Offentt.  Bedarf  vlU^hst,  am  so  weniger  reichen  die  alten  Ein- 
adtBequeUen,  DomSnen,  Regalien,  Gebühren  mehr  ans  oud  bes.  indirecte,  dann  aach 
ftnde  Steaem  werden  vennehrt  and  erhobt.  Absolnt  nnd  relatir  verliert  dadarch  das 
kUeie  öefiUl-  and  Gebührenvesen  seine  BedMtong,  Neuere  Arten  GebQliien  kommen 
ta  Veibindtng  mit  Stenern  (Teikehnateaem),  mit  dem  Stempelwesen,  mit  rerbesserteffl 
Wmresa,  mit  aadem  rolksTirthacb.  Einrichtungen,  wie  z.  B.  der  Post,  aof.  So 
UJetach  «lliaalig  das  groese  Gebiet  dee  modernen  Gebahr enwesens  ans.  in 
wtkktm  aber  manche  anlte  Zweige,  wie  die  Gerichts-,  Straf-,  Wegsgelder  u.  dgL  m., 
acch  hamei  za  finden  nnd  nar  rationell  nach  den  neneren  JEtochtsaiuchaaangen  und 
viithsch.  Interessoi  umgebildet  sind.   Das  Einzelne  wird  in  den  Abschnitten,  welche 
daa  System  der  Gebuhren  daxlegen,  behandelt  Im  Grossen  and  Ganzen  tritt  freilich 
du  eigentliche  Steuerwesen  wie  gegen  die  Domänenwirthscbaft,  so  auch  gegen 
&  GebOhrenwirtfasobaft  in  allen  Colturstaaten  in  den  Vordergrund:  der  prirat- 
wiithschaftliche  Grundsatz  „Leistong  and  Gegenleistung",  der  dam 
llteren  Finanzwesen  so  characterlstiacli  ist,  weicht  den  gemein- 
virthiohftfllicben  Graodafttzen  „Beateaerang  nach  der  Leistungs- 
fUigksit"  nnd  „Anafttlirnng  der  Öffentlichen  Geaammtzweck«  mit 
des  durch  allgemeine  Steuern  beschafften  Geaammtmitteln."  Ygl. 
Mine  Qrandleg.  §.  158. 

m.  —  §.  282.  Die  Uebertragnng  von  gebtliiren- 
artigen  Einkommenzweigen  an  den  Staat  nnd  die 
Selbstverwaltnngskärper.  Wie  bei  den  privatwirthschaft- 
lichen  Einkommenzweigen handelt  es  sich  auch  bei  den  gebtlhren- 
artigen  immer  um  zwei  Fragen: 

1)  Ob  solche  Zweige,  bez.  ob  die  ihnen  zn  Gmnde  liegenden 
Einrichtungen,  Anstalten  nnd  Thätigkeiten  flberbaapt  in  den  Händen 
des  Staats,  der  Gemeinde  n.  s.  w.  sich  befinden  sollen,  also 
eventaell  ob  sie  beizubehalten,  nen  einznftthren ,  aufzugeben  sind;' 

2)  Wie  sie,  im  Falle  der  Staatsübemahme,  verwaltet  nnd 
iaanzieU  bebandelt  werden  sollen.  Ist  hier  einmal  das  Gebtlhren- 
Irincip  statt  des  gewerblichen  nnd  des  Bestenerungsprincips  an- 

Vagner.  Fln.  I.  g.  158. 
A.  Waiaex,  Vfaaanrisanaetefb  n.  2 
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genommen  worden,  worttber  wieder  mdir  allgemeine  poUtisehe, 
Tolkswirthschaftliche  und  ähnliche  Rücksiditen  als  finanüäle  ent 
Bcheiden  mflssen  (§.  277),  so  bandelt  es  sich  um  das  Maass  der 
Anwendung  des  Gebührenprincips  oder  uro  die  Bestimmang  dar 
Höhe  der  Gebühren.  S.  darüber  nnten  §.  317  ff. 

Die  erste  Frage  ist  hier  noch  näh^  sn  erörtern.  Sie  ist ii 
eminentem  Sinne  eine  Frage  der  Allgemeinen  Staats- 
lehre, der  Verwaltangs-,  Social-  nnd  .Tolkswirtk- 
schaftBpolitikj  und  zwar  in  noch  viel  höherem  Haasse  ib 
die  analoge  Frage  bei  den  Zweigen  des  Privaterwerba,  Do 
finanzielle  Gesichtspnnct  mnss  daher  hier  sehr  snrflck- 
treten.  Deswegen  ist  anch  diese  Frage  wieder  nicht  in  dei 
Finanzwissenschaft  principiell  zn  entscheiden.  Diese  bit 
Tornemlich  nur  von  der  Entscheidung,  welche  die  Oeschidite, 
gegenwärtige  Praxis  nnd  andere  Wissenschaften  oder  andere  Thdk 
der  Politiscben  Oekonomie  (die  WirthschaftUche  Verwaltongal^) 
gegeben  haben,  Act  zu  nehmen.  Alsdann  hat  sie  fSr  die  Lcte 
vom  Finanzbedarf  nnd,  wenn  die  bezüglichen  Einrichtungen  av 
inneren  sachlichen  Gründen  als  GebUhrenzweige  behanM 
werden  sollen,  fQr  die  Lehre  von  den  Einnahmen  daraus  & 
finanziellen  Folgerungen  zu  ziehen. 

Damit  ist  die  Grenze  der  Aufgabe  der  Finanzwissaiuhaft 
zunächst  iUr  das  ganze  Gebfihrenwesen  bezeichnet.  IndoseD 
ist  das  letztere  alsdann  doch  auch  in  Betreff  der  ersten  Frage  mit 
Rücksicht  anf  die  regelmässige  geschichtliche  Entwickelnng  nnseia 
Staats-  und  Gommunallebens,  in  die  beiden  grossen  Abthwlani« 
der  Rechts-  und  Verwaltungsgebühren  und  der  Cnltnr- 
und  Wohlfahrtsgebttbren  zu  trennen.")  Wie  in  der  Praxis  der 
finanzielle,  so  hat  in  der  Theorie  der  finanzwissenschaftliche  Ge- 
sichtspnnct bei  der  Frage  der  Uebemahme  von  Einrichtungen  da 
Cultur-  und  Wohlfahrtsinteresses  anf  den  Staat  nnd  die  Gemeinde  n.  a  w. 
mit  Recht  eine  grössere  Mitberücksichtignng  zu  verlangen. 

a)  Die  Frage,  ob  und  welche  geb Uhrenartige  Einkommen 
zweige ,  mithin  diesen  zu  Grunde  liegende  Elnrichtnngen  der 
Staat,  die  Gemeinde  oder  eine  andere  „räumliche  Zwangsgemdi- 
wirthschaft"  (Selbstverwaltongskörper)  besitzen  soll,  fällt  vielfach 


>•)  Ban-Varner.  Fin.  I,  §.  96  99  £;  Wagner,  Fin.  I,  &  138.  Em 
solche,  in  den  wenzgelüeten  freiUdi  streitige,  TrenunnR  ist  ein  Bedtuftiai  ^ 
Theorie  und  Praxis  des  GebUhienvesons,  worin  mich  Stein  s  abvddiende  Bduadlnaf 
nur  bestärkt  hat. 
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aiit  (kr Frage  nach  denZwecken  and  nach  dem  Be- 
lieb der  Stuts-  mid  Gommmialthlltigkeit'^  Diese  Frage  ist, 
wu  dieFeststellnng  dieses  Bereichs  im  Einzelnen 
inoter  mehr  oder  weniger  eine  historisch-  und  ört- 
b-reUtiTe.  Sie  ist  aber  in  Betraff  des  Rechts-  and  Macht- 
eks  «nd  der  zu  seiner  Yerwirklichnng  dienenden  Einrichtongen 
<W  gesehichtUcben  Entwickhing  der  modernen  Gultar- 
Ar  uns  jetzt  dalun  entschieden,  dass  der  Staat  und 
nnf  ron  ihm  in  bestimmten  Fällen  delegirt  ein  Verwal- 
r,  wie  die  Gemeinde,  diesen  Zweck  und  was  za  ihm 
Ulieis  dnrehftlhrt")  Es  liegt  nicht  in  der  Aufgabe  derFinanz- 
diese  Entscheidung  zu  erOrtem.  Sie  moss  sie  hinn^mra 
lAtfceremfach  in  der  Lehre  vom  Fioanzbedarf  die  Gonseqnenz 
^  die  Deeknngsmittel  fitr  die  Realisirong  des  Bechts- 
reckes  beschaift  werden  mttssen;")  und  in  der  Ltdire 
kh  Gebühren  die  weitere  Cousequenz,  dass  alle  solche  6e- 
velehe  sich  an  Einriofatungen  und  Einzelthfttigkeiten 
hnfipfen,  aasschliesslich  dem  Staate  oder  der 
Commune  oder  anderen  ausdrücklich  vom  Staate  zum 
rvntiehtigten  Organen  zufliessen  müssen.  Es  handelt  sich 
durchweg  um  Einriditnngen  nnd  Thätigkeiten,  welche 
der  „wesentlichen  Hoheitsrechte"  oder  der 
iCD"  (in  diesem  Sinne)  im  modernen  entwickelten  Cultur- 

\)tfö.  —  b).  Anden  liegt  die  Sache  jedoch  auf  dem  6e- 
Einriehtangen  zur  Verwirklichong  des  GuUur-  nnd 
brtszwecks.  Eine  so  allgemeine  Entscheidung  wie  auf 
iete  der  Einrichtungen  des  Rechts-  und  Machtzwecks  zu 
principiell  ausschliesslicher  Staats-  und  Commnnidthätig- 
bisher  noch  nirgends  das  Ergebniss  der  geschichtlichen 
Ung  der  Pnuds  gewesen  nnd  kann  auch  in  der  Theorie 
iebt  als  Postulat  aufgestellt  werden.  Dies  Postulat  lässt 
der  juristischen  Terminologie  nur  als  eine  allgemeine 
isirung  der  privatwirthschaillicben  Tbätigkeiten  nnd  in 
Momisehen  Terminologie  nur  als  ausschliesslich  ge- 
rirthschaftliche  Organisation  der  Volkswirthschaft 


hier  s.  daher  ■wiedtx  meine  Gmndlef.  bes.  Eap.  4,  z.  Tk  Kap.  3. 
Udkgang  §.  167. 

ttt-Wagaer.  Fin.  I,  Bnch  1,  AbBohn.  3,  §.  82  ff.;  Wagner,  Fin.  I. 
»f.  1,  Abs<^.  3. 

'  *  Digitized  by  GoO 


20         3.  B.  1.  K.  1.  A.  Prino^  Wes^  EDtvidd.  d.  GebOlina.  §.  283, 284. 


bezeichnen.  Als  eine  Frage  der  Organisation  der  VidkswirthKbift 
mnss  das  Postulat  in  der  „Tolkswirthscbaftlicheo  Ornnd- 
legang"  erOrtert  werden.  An«  diesem  Theil  der  PolitiseiMi 
Oelconomie  ist  hier  nnr  in  Ueberdnstimmnng  mit  der  Getdiiete 
and  gegenwärtigen  Praxis  unserer  Cnltorrtflker  die  Tbatsacben 
entnehmen,  dass  die  Uebertragnng  von  Cnltur-  and  Woblfikb- 
einricbtangen ,  einsehliessliob  der  Zweige  materieller  Pii> 
dnetion,  anf  den  Staat  oder  aaf  einen  SelbBtrerwaltnngskSipff 
(aaf  eine  „Z wangsgemein wirthscbaft'*)  als  offene  Frage  beWcl 
werden  mnss,  welebe  wesentlich  nach  Bflcksicbten  sodaler,  ^ 
nomischer  and  teehnisdier  Zweckmässigkeit  zu  entacheidcB 
ist")  Da  gerade  solche  Rücksichten  zeitlich  und  örtlich 
verschieden  sind,  lassen  sich  keine  allgemeinen  absoint giltigei 
Regeln  aufstellen.  Principiell  kann  jede  hiehergehdrige  Einriditiiis 
„öffentliche"  Angelegenheit  des  Staats,  der  (Gemeinde  werden,  luu 
aber  anch  jede,  anter  Umsttnden,  Privatangelegenheit  bteiboi. 

Aach  darüber,  ob  der  Staat  oder  vom  ihm  ermächtigt  m 
SelbstverwaltangskOrper  eine  solche  Einrichtung  aasscbliessliek 
an  sich  ziehen  (sie  „regalisiren")  oder  sie  nur  etwa  iii^> 
den  Privatwirthscbaften  übernehmen  soll ,  ist  nach  obigen  Zw(^ 
mässtgkeitsrttcksiofaten  za  entscheiden,  daher  doch  wieder  ieioe 
allgemeine  Regel  zu  geben.  Die  Heraosbebang  besäsimter 
einzelner  Einrichtnngen  dto  WofalCahrtsgebiets,  welche  in  ansenr 
Zeit  und  in  unseren  Volkswirthschaften  passend  dem  Stuttt 
ausschliesslich  tibertragen  werden,  als  „moderne  Regaliei*. 
wie  nach  der  neueren  Lehre  L.  Stein 's  von  den  „Re^endti 
Gommanieations-  and  des  Umlanftwesens",")  erscheint  AmuA 
auch  willkUhrlich  and  gezwangen. 

Im  Allgemeinen  tttsst  sich  nur  nachweisen,  dass  bei  den 
modernen  Gulturvölkem  immer  mehr  Einrichtnngen  dieses 
Gebiets  ökonomisch  und  technisch  für  die  gemeis- 
wirthschaftliche  Gestaltung  fähig  werden  und  ans  dn 

*°)  Meine  Gnmdleg.  Kap.  3,  über  die  OrgtniMtiOD  der  Tolkswirthscfatft, 
Abschn.  1. 

")  Stein.  Fin.,  3.  A.,  S.  229  ff.  Im  Einzelnea  rnr  «raten  Kategorie  Post,  EiK^ 
bahnen,  Telegraph,  zur  zweiten  MOnze,  Papiergeld,  Lotterie.  S.  dartbcr  n.  iff 
die  oben  In  Note  1  gen.  Stellen  des  1.  Buida.  nebst  Sax,  a. «.  0.  Vom  Staa^mi? 
der  neueren  Oemeimrirthschaftslehre  ans,  irie  ^«  Sch&ffle  in  8.  System  vad  ichi^ 
der  Qnmdlegong)  za  rertreten  anchen,  leidet  die  Stein'sche  Rcgalienlehre  nA* 
einem  prindiHeUsa  Fehler:  «le  irÜl  endgiltig  nnr  geTlsse  Elnrlohtnogen  afew- 
dingnngen  des  socialen  n.  wirthschafü,  ZoBunmenlebens  dem  Staate  obertngeo^b 
anderen  Abschnitten  seines  Werks,  so  schw  in  der  Gebfihrenlahn.  bdm  B«q;bu 
S.  21S)  kommt  Stein  denn  Mich  mit  s.  Begalienlehre  in  bestindig«  WWenprücke. 
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reraehiedensten  und  wichtigsten  ZweckmässigkeitsgrüDden  dann 
inch  dem  Staate  and  der  Commnne  übertragen  werden  sollten. 
H«farfach  selbst  anssobliesslich,  so  dass  dann  nach  dem 
poMtfTenReehte  eines  Landes  diese  Kinricbtnngen  „Regalien'* 
verdeDf  ohne  allgemein  in  der  Politisohen  Oekonomie  als  solche 
gelten  tu  mOasen.  Kamentlich  anf  dem  Gebiete  des  Verkehrs- 
veseas  i.  w.  S.,  im  Mttne-,  theilweise  im  Bank-,  Versichemngs-, 
im  Communications-  and  Transportw^n  ist  dies  die  Sachlage  bei 
uns.  Schon  im  ersten  Bande  ist  gezeigt  worden,  dass  eine  Ge- 
bfibreii'Einrichtnng  dnrcb  solche  „Regalisirnng"  sobald  letztere  nor 
den  Zweck  hat,  die  ESnriohtang  besser  ansfUhren  zu  helfen  and 
sieht  als  Mittel  xnr  Erhebung  dner  eigentlichen  Steuer  dient,  nicht 
aufhört,  zum  GebOhrenwesen  za  zählen  und  dass  daher  eine  be- 
«ondere  Einnahmeart  „aus  Regalien"  dieser  Regalisirung 
wegen  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  zu  statuiren  isL*^ 

Die  Entseheidnng  darüber,  ob  eine  Einrichtung  von  Staat, 
Gemeinde  u.  s.  w.  Überhaupt  und  ob  sie  ausschliesslich 
Ifberaommra  werden  soll,  muss  ftir  jede  einzelne  Art  von  Ein- 
riebtoogen  nach  den  VerfaUtniBBen  deiselben  erfolgen.  Aueh  hier 
l>«t  daher  wieder  die  Innere  und  die  WirtfaschaftHche  Verwaltnngs- 
läre  die  Frage  in  jedem  einzelnen  Fiüle  zu  erörtern  und  nach 
ihren  Gesiohtsponoten  tn  entscheiden,  z.  B.  ob  und  welefae  Schulen, 
Wege,  Verkehröanstalten,  Banken  n.  s.  w.  der  Staat  oder  ein  Selbst- 
ranrattnngskOrper  zu  ttbemehmen  hat,  ob  ausschliesslich  oder  ob 
Beben  den  Privaten  n.  s.  w. 

§.  384.  Allgemein  ist  dabei  aber  auch  f&r  die  Theorie  an- 
nerkennen,  dass  hei  jeder  solchen  Einzelfrage  auch  das  finan- 
zielle Ifoment  als  eine  der  zu  beachtenden  Zweckmässigkeits- 
rQ^siobten  mit  zu  sprechen  bat,  wie  denn  dieses  Moment  im 
concreten  Fall  der  Praxis  nothwendig  stets  mit  entscheiden  wird. 
Insofern  ist  denn  auch  das  Gebiet  der  Gnltur-  und  Wohlfahrts- 
gebUbren  und  der  bezfigfichen  Einriehtangen  mehr  als  dasjenige 
der  Rechts-  und  VerwaltnngsgebUhren  zugleich  mit  ein  Gegen- 
stand der  finanz wissenschaftlichen  Betrachtung,  wenn 
die  letztere  auch  nicht  die  endgiltige  Entseheidnng  liefern  kann. 

Die  Sachlage  auf  den  beiden  Hanptgebieten  des  Gebtlhren- 
«esens  ist  eben  ans  zwei  Gründen  eine  wesentlich  verschiedene: 
einmal  gelten  die  Einrichtungen  znr  Verwirklichung  des  Recbts- 


")  H»n-W»gaet,  Fin.  I,  §.  101,  116;  Vagner.  Fin.  I,^.  141,  147. 
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und  Haohtxweoks  oaeb  den  bei  Oos  herrschenden  Äiuohuaiig« 
an  sich  —  abgesehen  von  der  GestattBng^  die  der  nnzeliiai  Ein- 
richtnng  gegeben  wird  —  fllr  absolute  Existens-  und  Q«- 
deihenabedingnngen  des  gesellschaftUehen  ZosammeBlebeni 
und  der  wirthsebaflUohen  Thfttigkdt  im  Staate,  sie  mttsaen  diki 
mit  absoluter  Gewissheit  geschaffen  werden,")  was  m 
keiner  Einrichtung  auf  dem  Cultur-  und  Wohlfahrtsgebiet  m  ibi- 
lieber  Weise  zu  sagen  ist.  Zweitens  müssen  diese  Einriehtmga 
nach  unseren  Ansebanungen  nnd  in  der  That  auch  prinmpiell,  «d 
sie  die  eben  erwähnte  Bedeutung  habrai,  vom  Staate  od«Toi 
einem  durch  diesen  beauftragten  KOrper  hergestellt  nnd  «baltea, 
also  (in  diesem  Sinne)  „regalisirt"  werden:  eine  Wahl  tviBebea 
dem  Staate  n.  s.  w.  einer  und  einer  Privatwarthschaft  andentäi 
ist  grundsätzlich  ansgesohlossen.  Gerade  diese  WtU 
liegt  aber  stets  bei  den  Eänrichtnngen  des  xweiteB  Gebietet« 
Wegen  der  absoluten  Bedeutung  und  der  Nothwen(ligkeil| 
die  Einrichtungen  des  ersten  Gebiets  durch  den  Staat  su  scfaife^ 
muss  also  hier  die  finanzielle  EnHLgnng  ganz  sarficktretia 
Wegen  der  nur  relativen  Bedeutung  der  Einrichtunja 
zweiten  Gebiets  nnd  wegen  der  Möglichkeit  der  Wahl 
,,Offentlicber"  und  PrivattlüUigkeit,  gewinnt  hier  die  finamieBe 
Erwägung  eine  selbständigere  Bereohtignng. 

Für  die  finanzielle  Seite  der  Frage  kommt  nun  dreierlei 
in  Betracht:  die  GrOsse  des  Gapitals,  webhes  die  Einrichtuc 
beansprucht;  femer  die  Vertfaeiinng  des  Ciqiitala  avf  stsbeud« 
und  umlaufendes;  endlich  die  Aussit^t,  durch  wie  immorgfr 
regelte  Einnahmen  der  Einriohtnng  —  nach  den  drei  mögikJKS 
Principien:  dem  gewerblichen,  dem  Gebflhren-  und  don 
Stenerprincip  — ,  soweit  dies  nach  den  Wirkungen  der  ^ 
richtnng  geboten  oder  zulässig  erseheint,  die  laufenden  Betrieb 
kosten  ganz  oder  tiieilweise  gedeckt  zu  sehen  uad  für  dal  ia  ^ 
Einrichtung  steckende  Capital,  insbesim^re  auch  fllr  das  stebeirie 
Capital,  die  Übliche  Verzinsung  und  eTeatatell  dne  AmoitisatioB» 
quote  zu  erhaltai.**) 


**)  Dies  sagt  Stein  S.  23S  ron  selnea  Befallen,  —  ofleabu  entweder  fito- 
trübend  oder  ganz  verwandte  FlUe  ri«icher  Bedentoi^  oder  aelbit  grOsMrtf  (W«g*- 
wesenl)  irillkQhTlicb  aiuscbliesMnd.  DiJier  der  Wj^en^mcb  in  den  ibnUdieBK- 
meilniDgen  Uber  den  Bergbau  S.  218. 

**)  Sebr  willktthriicbe  .Jtegeln"  Uber  dai  Uuss,  in  irelchen  GebBhRB  ^ 
Stenern  die  Kosten  decken  sollen,  stellt  Stein  S.  268  an£  S.  o.  Abschn.  4,  Sotot- 
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Gemde  diese  Aussiebt  ist  bei  der  Katar  und  der  nar  rela- 
tiven Bedeutung  der  eiazelnen  EinriohtnngeB  des  Goltar-  und 
WohUahrtsgebieto  und  bei  der  gewöhnlich  vorhandenen  Differen- 
türoDg  der  Vortfaeile  ftlr  die  verschiedenen  Individuen  nnd  Classen 
d«B  Volks  und  ittr  die  rersehiedenen  Landeatheile  nicht  nnbeaohtet 
xn  lassen.  Die  Anwendung  des  Princips  d^  reinen  Ausgabe  ver- 
langt  hier  immer  eine  besondere  B^rttndong  in  jedem  einzelnen 
FaU.  Je  hSher  nun  das  in  der  Einricbtonsr  Bte<^ende  Capital  und 
ein  je  grösserer  Theü  davon  als  stehendes  Capital  fixirt  ist,  desto 
nothwendiger  kann  es  sein,  esne  Deckung  d«r  Betriebskosten  und 
«M  Vecziasung  des  Capitals,  sowie  eine  Amortisation  des  stehenden 
Ga|Htals  gesichert  an  haben.   Sonst  drohen  finanzielle  Gefahren 
und  ein  hier  nnrichtig«r  „Commnnismns"  reiset  ein  (§.  325),  indem 
die  Bevölkerung  ans  den  allgemeinen  Staatseinnahmen,  bez.  den 
Steuern  Eiuiiehtnngen  bezahlen  muss,  welche  überwiegend  nur 
iBterasAn  von  Theilen  des  Volks  befriedigen.  Finanzielle 
Orttsde  können  es  dann  immerhin  räthUt^  machen,  gewisse  Ein- 
rithta^gen  nicht  auf  den  Staat  oder  die  Commune  zu  abertrageui 
salbst  anf  die  Möglichkeit  hin,  dass  ue  ganz  oder  mindestens 
Ate  jetet  onausgeiUhrt  bleiben.   Oder  es  muss  wenigstens  eine 
Baihtlfe  der  nächsten  Interessenten  und  die  Freiheit  in 
der  Wahl  des  leitenden  Finanzprindps,  z.  B.  die  Möglichkeit 
jm  Gebuhren-  zum  gewerbliehen  Frinoip  ttberzugehen,  gesichert 
«sin.    Kamentlich  bei  so  aosserordratiich  kostspieligen  £in- 
dohtoDgen  mit  dooh  immer  erheblicher  Differentüning  der  Vortheile, 
IM  I.  B,  bei  modernen  Verkehrsanstalten  (Eisenbahnenl), 
Bod  awlehe  finanzielle  Rleksichten  recht  wohl  am  Platze. 

Dennoeh  sollen  diese  auch  hier  nicht  immer  den  Ausschlag 
geben.  Besondere  Interessen  der  Gemeinschaft,  z.  B.  politische, 
militärische,  könuen  neben  den  Interessen  einzelner  privatwirth- 
schafQicher  Verkehrskreise  die  finanziellen  Bedenken  ttberwiegen. 
Zu  verlangen  ist  nnr,  dass  alle  diese  verschiedenen  Seiten  einer 
Frage  und  darunter  auch  die  finanzielle  Seite  unparteiisch  er- 
wogen werden. 

§.  285.  Die  zusammenfassende  wissenschaftliche 
Betrachtung  der  Einrichtungen  des  Cnltur-  nnd  Wohlfahrts- 
Mnhrenwesens  wird  dann  nnter  Mitberttcksichtigung  des  finan- 
tisllen  Moments  doch  am  Richtigsten  in  der  Inneren  nnd  in  der 
Wirthsehaftlichen  Verwaltnngslehre  geschehen.  Demge- 
misa  werden  auch  diejenigen  Einrichtungen  des  Gebtlhretiwesens, 
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welche  llberhaapt  naeh  dem  Plane  des  Lehrbnchg  im  Syttos  der 
PoHtisefaen  Oekonomie  behanddt  werden  sollen,^  mcbt  hier  in 
der  Finanz wiBsenschaft,  sondern  in  den  anderen  AbÖieÜrageB 
des  Werks,  besonders  im  dritten  Bande  (VerkehrBweseo)  beqtroebeii. 
Hier  wird  jetzt  nur  aber  die  finanzielle  Seite  einselnNwIeUigati 
dieser  Einricbtongen  referirt  werden,  im  WesentUohen  unter  eii- 
facber  Bezugnahme  auf  ihr  thatsftohliehes  yorkommen  is 
modernen  Staat,  aber  ohne  nUieres  Eingdien  anf  die  prineipieOe 
Frage,  ob  die  betragenden  Einrichtungen  fiberbaopt  dem  Stute, 
der  Gemeinde  n.  s.  w.,  aussobliesslich  oder  nebra  den  Priratwirtt- 
scbaften,  zn  übertragen  sind,  z.  B.  was  die  Post,  das  Telepn^hen- 
wesen,  das  Wegewesen,  die  Httnze  n.  a.  m.  anlangt  Es  Ue^  b 
dieser  Behandinng  theilweise  eine  Abweichung  von  Ran,  wd(^ 
einzelne  dieser  (JegensaUide,  besonders  die  Post,  anch  in  die 
Finanzwissensehaft  hineinzog;**)  zum  Tbdl  auch  eine  Abweiebd; 
von  der  Behandinng  der  priTatwirthschafttichen  Einnahmetin^ 
besonders  des  Gommonieations-  and  Transportwesens,  im  enln 
Bande  der  Neubearbeitung  der  FinanzwissensdiafL*')  Dock 
diese  Abweichnng  systematisch  richtig  nnd  verhütet,  wenn 
nicht  voUstttndig,  was  nicht  mOglich  ist,  so  doch  thnnlichtfuS- 
thige  Wiederholungen  oder  Doppelbearbeitongen  desselben  Gtc»- 
Btandes.   Bei  den  im  ersten  Bande  b^andelten  privatwirthaäiift- 
lichen  Zweigen  ist  die  finanzielle  Seite  der  Frage  doch  such  in 
Ganzen  noch  von  grdsBerer  Bedeutung  als  im  GebtthienwaMB, 
wodurch  die  dortige  eingehende  ErOrtemng,  ob  fiberhaapt  der 
Staat  die  betreffenden  Zweige  zu  flbemehmen  habe,  wenigfteDt 
theilweise  geboten  wu^.    Für  spftter  wird  eine  parti^e  Ueba- 
tragnng  von  Abschnitten  des  ersten  Bande«  der  FinanzwissonM 


*')  Vgl  den  PUd  der  NeubeubelL  des  Bao'schea  Lehrbachs  in  der  Tomde  s 
meiner  Graadleg.  8.  Xin  ff. 

"J  Vgl.  deo  in  vor.  Note  gen.  Plan.  Baa's  Systematik  brachte  dadoich  notli- 
wendig  WiederholoDgen,  bes.  zvischen  der  Ftnanzwissenschaft  ood  der  Vidlswiitk- 
sohaftspolitik  mit  Bich.  Diese  sind  nicht  toU  ganz  zu  renneiden,  aber  tie  lasses  sdi 
remiiueni,  venn  man  die  finanzielle  Seite  ia  der  Tolkswirthschaft^oUtik  n.  di«  rtdb- 
vlrthwhaftspolitische  in  der  FinanzwissenBObafi  mehr  znrOcktreten  Hast  Vfi  b* 
die  eingehenden  Abschnitte  aber  Münze  ffi.  196— S02)  and  ToUands  Obar  PMi 
(g.  2U3— 219)  in  der  Finanzwissensehaft  Raus  I  nnd  damit  nnten  g.  299  (Hiuue)  »■ 
§.  308—812  (Poet). 

«')  Ran-Wagner,  Fin.  I,  §.  218— 259i  Wagner.  Fto.  I,  2.  Bach,  1  Kip- 
5.  Hauptabschnitt  Die  EinwendoDgen  von  Stein  o.  A.  gegen  meine  Systsmatik  to 
1.  B.  habe  ich  dort  in  der  2.  Anfl.  und  in  d.  Vorrede  zur  timndleg.  mehrbch  b«- 
n>rocheu.  Sie  treffen  nor  die  Utere  Behandlung  der  Donlnen-,  Fonttlehre  n.  i-  *- 
Ran'a  in  gleichem  Maaase  a.  sind,  wenn  aach  piind^iell  riditlg,  doch  GegeigrUdM 
aoagesetzt.  S.  z.  B.  Fin.  I,  §.  7  Note  2  (2.  Aofi.)^ 
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in  die  anderen  Bände  des  Lehrbuchs,  besonders  der  Hanpttheile 
der  Lehie  vom  Eisenbahnwesen  in  den  dritten  Band  Tom  Verkehrs- 
Wasen,  als  das  systematisch  Riebtigere ,  gleichfalls  beabsichtigt.*^ 

IV.  —  §.  286.  Der  Uebergang  von  Gebühren  in 
Stenern.*^  Eäne  Gebflhr  ist  eine  specieUe  Gegenleistung  flir 
eioen  Dienst  des  Staats  n.  s.  w.  oder  fttr  eine  Kostenvemrsachnng, 
also  »gleich  ein  Ersatz  von  Kosten.  Wo  diese  Merkmale  bei  einer 
Abgabe  ganz  fehlen  oder  wo  die  Höhe  der  Abgabe  aagensoheinlich 
io  einem  tmgUnstigrai  Ifissverbftltniss  za  der  Bedeatnng  des  Diensts 
ud  der  Höhe  der  verursachten  Kosten  steht,  da  hört  diese  Abgabe 
im  ersten  Falle  guiz  auf,  eine  Gebtthr  zu  sein,  und  ist  sie  im 
miten  Falle  nur  Ar  dnen  Thdl  ihres  Betrags  eine  Gebllhr. 
Bifl  wird  dort  ganz  und  hier  fttr  den  anderen  TbeU  ihres  Betrags 
ei&e  eigentliche  Steuer. 

Die  Oeschiehte  und  die  gegenwärtige  Praxis  der  Finanzwirth- 
Khtttder  Gnltnrstaaten  zeigen  nun,  wie  schon  mehrfach  erwähnt, 
^  Abgaben,  welche  f^Uschlich  oder  doch  nur  tbeiiweise  mit 
^tck  als  Gebühren  gelten,  während  sie  ganz  oder  grOsstenUidls 
StBoeni  sindy  im  letzteren  FaUe  also  einen  gemischten  Character 
baben.  Unbewusst  und  mit  Absicht,  so  z.  B.  bei  Uteren  Gebllhren- 
nreigeo  in  der  Form  von  Finanzregalien  (Mflnze,  Post),  bei  den 
ugeren  sogen.  Registergebtthren,  sind  solche  Verhältnisse  entstanden. 
^  Fiscalisinus  der  frtlheren  Zeit,  Finanznöthen  der  Gegenwart 
Alirten  immer  Idcht  dazn. 

Fllr  die  Finanzwissensohaflt  und  für  die  rationelle  Finanzpraxis 
ist  es  nun  die  wichtige,  in  manchen  Fällen  nicht  so  leichte  Auf- 
sähe, bei  jeder  Art  hierhergehöriger  Abgaben  festzustellen,  ob  nnd 
wie  weit  sie  Gebühren  oder  eigentliche  Steuern  sind.  Der  Gharaeter 
TOD  Abgaben,  welche  nur  das  eine  oder  das  andere  sind,  ist  ge- 
wobnlioh  nicht  schwer  zu  bestimmen,  wenn  es  auch  an  einem 
einfachen  ganz  objectiven  Kriterion  meirtens  feUf )  Sehwieriger 


")  S.  WagDer.  Fid.  I,  S.  526  Note  1. 

*^  Vgl  b«6.SteiDft.».0.  Uber  GebOhno  und  VdriwbTssteaara.  —  Die  Sätze 
S,  MT  Ober  die  Utthe  iet  Oebabr  oad  aber  den  Gharaeter  det  GebOhr  als  Veikeh». 
AMar  sind  frdUcb  ia  dieser  FonnnliraDg  niuichtig;  n.  in  Wideispradi  mit  den  andern 
iufUinngeii  ebendas.  o.  a.  and.  Stellen.  —  G»en  Ran  bezüchnet  Stein  aber  hier 
Ml  einen  wlcbdg«a  Fortschritt.  Ban  mengt  Gebllhr  undSteoer  noch  zn  sehr  anter 
«Uder. 

Stein  meint,  mit  Bezng  auf  die  h&ufige  Gebühren-  und  Stenererhebnog  in 
ftrm  des  Stempels,  „jeder  Stempel  sei  ein  Gebahrenstempel,  venn  er  ohne 
fi«iehnitg  auf  den  VerÖi ,  den  das  gestempelte  Docnment  fOr  den  Betbelligten  'bat, 
lefotdeit  verde  a.  daher  fiir  alle  betreffenden  Docomeote  gleich  sei.    Jeder  Stempel 
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ist  es  bei  den  Abgaben  gemischten  Cbanetera  zu  ennittelo,  | 
weMier  Theil  davon  QebtOir,  weteher  Steuer  ist  Da  die  äektigfl 
HaximalhOhe  einer  „Gebühr"  immer  etwas  von  snl^jeotiTem  £^  j 
messen  abhängen  wird,  jedenfalls  eine  feste  ZahleBgrense  febk, 
wo  die  GebOhr  in  die  Steoer  flberg^t,  so  mnss  man  sieh  mtHi&k 
in  Theorie  und  Praxis  mit  einer  annäherangsweiaen  Fert- 
stellong  der  beiden  heterogenen  Bestandtheile  der  Abgabe  begadgoB, 
was  aber  anch  ansreioht 

Noch  schwieriger  ist  jedoch  dann  die  weitere  finaaswisNi- 
sohaftUcbe  Aufgabe,  Aber  eine  soldie  Abgabe  ein  principielles 
Urtheil,  hinsichtlich  ihrer  Berechtigung  ta  fällen.  Denn  emB 
Abgabe  welche  nachweisbar  flberhanpt  nidit  oder  doch  nur  tkeil- 
weise  Gebtthr  ist,  ist  deshalb  als  Steuer  noch  nicht  dwchaa 
TcrwerfUch,  sondern  mitunter  sogar  gerechtfertigt,  Eweckmtaig 
und  selbst  geboten.  Die  Ldire  von  sdleben  Abgabe&y-  als  wirkM^  ' 
Steuern,  gehört  erst  in  das  nächste  Gapitel. 

Hier  ist  aber  schon  snm  Verständnis«  des  G^fihienweMi 
kurz  ansngebon,  in  welchen  Fällen  Gebflhren  in  Stenn 
übergehen  oder  letztere  fälschlich,  als  Gebühren  geiKi 
und  zu  welcher  Hauptart  ron  Steuern  diese  AbgahB>I>' 
dann  gehören. 

Oefters  ist  es  die  gleichartige  oder  ähnliche  ErhebnB|i- 
form,  besonders  die  Erhebung  mittelst  des  sogen.  Stempeli, 
welche  den  Gharacter  einer  Abgabe  als  Qebtthr  und  als  SttMi 
verwischt."')  Durch  die  Eihebnngsform  darf  man  sich  also  nie^ 
tauschen  lassen.  Die  ältere  Finanztheorie  that  dies  Öftere  und  ge- 
langte deshalb  weder  zu  einer  vollständig  klaren  ErkenntniBS  der 
Gebflhren,  noch  d«*  mit  diesen  verbundoMn  Stenern.^') 

§.  287.  Die  öffentlichen  Einrichtungen,  an  welche  sieh  Ge- 
bflhren knUpfen,  sind  in  der  Praxis  namenäioh  in  zwei  FlUefl 
dasn  benutzt  worden,  um  gleichseitig  statt  -oder  neben  der  GebUn 
emt  Steuer  zu  erheben. 


sei  «in  Stenetetempel,  wem  sr  naeli  dem  Werthe  d«8  Do(nui«nts  steigt  «du 
Diese  üntencheidiuifr  sei  selir  einfach  und  theorettsch  sehr  leicht  dnrchnMaen-'' 
S.  520.  Sie  trifil  in  der  That  oft  zd,  aber  nicht  immer.  Man  k»aa  den  Stempel  ki» 
nicht  roQ  der  diiecten  Einziehung  (s.  n.  g.  321  ff.)  trennen.  Eine  nach  dem  V«tt 
abfestnfte  Abgabe,  z.  B.  bei  gnindbQcherilehes  Kntngongen,  TerUert  den  Gebthrco- 
charscter  nicht  darcb  die  ÄbstnfaDg  an  sich.  Denn  diese  letztere  kuin  Mch  <b 
nothvendiges  Mittel  sein,  die  Decknng  der  Gesammtkoitsn  der  Karlohtiiny  a  riehen 
und  besser  auf  die  Interessenten  zd  rertheilen. 

Ean-Wagner.  Fin.  I,  g.  97.   Wapner.  Fin.  I.  139. 
**)  Dias  gut  doch  anch  noch  von  £aB.  Fin.  I,  g.  227  S. 
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1)  £8  wild  die  BenntzoDg  einer  StaatseinriditaDg  befohlen 
nd  zwar  in  Fallen,  wo  ein  saohlieher  Grand  dasn  nieht  voiv 
U^,  sondern  wo  nur  im  Finanzinteresse  die  Gelegenheit 
fliÄrgenoaunen  wird,  aof  diese  Art  eine  Abgabe  zo  erheben.  Hier 
wird  nnthis  eine  Leistang  des  Staats  fingirt  oder  nnnßthig 
sofgoKwnngen  und  dadarch  der  Abgabe  nur  der  änssere 
Sekein  der  Gebtlbr  rerliehen.  Fälle  dieser  Art  liegen  im  System 
der  öffentlichen  Bücher  and  in  dem  damit  rerbnndenra 
Begisterwe  sen  mitunter  vor  (§.  393).  Anoh  die  Vorschrift, 
dui  Urkunden  oder  gewisse  Arten  daron,  geldwerthePapiere 
H.  8.  w.  eine  Abgabe  in  Form  eines  Stempels  zahlen  mttssen,  ge- 
hört hierher,  wenn  sie  in  der  dnrohans  nicht  allgemein  zutreffenden 
Wttse  gerechtfertigt  wird,  dass  der  Staat  durch  den  Schatz,  eventuell 
Ml  die  gerichtliche  Erzwingbarkeit,  welche  er  den  betreffenden 
Votngnebliessnngen  in  Aussicht  stellt,  hier  stets  einen  speciellen 
Dieutleiste,  dem  jene  Abgabe  als  Gebtthr  entspreohe.^^  Meistens 
^  ditse  Abgabe,  wenn  tlberhanpt,  so  nur  als  Steuer  gerecht- 
werden. 

iS)  Es  wird  zwar  eine  wirkliche  Gebtthr  erhoben,  aber  die 
bMfende  Abgabe  wird  absichtiich  so  hoch  normirt,  dass  sie 
Bich  in  eine  Steuer  verwandelt.  Dieser  Fall  ist  in  der  Finanzpraxis 
Mbr  häufig  vorgekommen,  und  leicht  begr^fiich,  weil  die  Massregel 
eioftch  dnrchznlUhren  ist  und  der  FiscaHsmus  hier  einer  starken 
Vonnehnng  ausgesetzt  wird.  Die  älteren  Finanzregalien,  die 
Begisteigebtthren,  manohe  sogen.  Stempelabgaben  sind  die  wich- 
ügBten  Beispiele. 

Ob  nun  in  diesem  und  im  ersten  Fall  die  Steuer  gerecht- 
fvtigtistj  das  moss  nach  den  Grundsätzen  der  Besteuerung 
totschieden  werden.  Es  kommt  namentlich  darauf  an,  wie 
die  Abgabe  als  Steuer  wirkt  und  zu  welcher  Kategorie 
von  Stenern  sie  daher  nach  ihrer  Wirkung  zu  rechnen  ist  Alsdann 
iBt  der  Werth  dieser  ganzen  Steuerkategorie  and  der  Um- 
stand zu  beachten,  ob  diese  letztere  durch  Hinzutritt  der  betreffenden 
Abgabe  nieht  selbst  eine  andere  Bedeutung  gewinnt  Endlich 
fragt  es  sich  im  concreten  Fall,  bei  einer  Abgabe  in  einem  be- 
•timmten  Lande  mit  dem  und  dem  bestehenden  Steuer- 
lystem,  ob  nach  der  Beschaffenheit  dieses  letzteren  die  Abgabe 

")  Dies  d«r  Stuidponct  ^wisser  extrem«  Blobtnogen  der  aacli-smitliisdiaii  Nxt- 
Otkai.,  2.  B.  eiozelner  deutscher  Freihändler,  via  AL  Heyei  in  d.  An&>  Stempel- 
neuen)  in  FaQclier's  Vierteljahrfichr.  1864. 
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als  Steoer  za  billigen  ist  Die  ErOrternng  wird  also  immer  vi 
einem  reUtiven  Urtheil  abschliessen  mttSB^ 

§.  288.  Beschränken  wir  uns  hier  jetzt  anf  die  aU^etnA 
Betrachtung  der  Stenerwirkangen  einer  Bolchen  Abgabe,« 
kann  die  letztere  zu  denVerbranohsstenern  nnd  in  den  Er 
tragsstenern,  spectell  zn  derjenigen  Unterart  denelbeD,  wd^ 
Buin  neuerdings  den  Namen  „Verkehrssteaern"  gegeben  U 
g^Oien. 

1)  Die  VerbranchBStenern  schUessen  sich  an  dieAettfl 
in  welchen  das  Einkommen  zum  Behuf  der  Befriedignng  derd 
sOnlichen  Bedttrfnisse ,  also  bei  der  Verausgabung,  zvmM 
schein  kommt  Mancherlei  Clebtlhren  kOnnen  bei  einer  bestiMfl 
Höhe  zugleich  mit  als  solche  Verbrancbsstenem  ftingiren, 
Wegegeld  (bei  Vergnügungsfahrten),  das  Briefporto,  dieTeiegn 
gebflhr  (bei  der  Gonespondenz  fttr  rein  persItDliche  Zwedu^^ 
Unterschied  von  Erwerbszweeken  — ),  Abgaben  für  LegitimS 
papiere  im  Reiseverkehr  (fttr  Pässe)  u.  a.  m.,  mOgficher  ■ 
selbst  Schulgeld.  Ueber  die  einzelnen  Fälle  ist  nach  den  Om 
pnncten  der  Verbranchsbesteuerung  zn  urtheilen.  J 

2)  Die  Ertragsstenern  schliessen  sich  znnäch4^H 
grossen  Ertragsquellen,  sodann  an  die  einseln«^! 
durch  welche  Erträge,  bez.  Einkommen  erwOTben  oder 
realisirt  werden,  an.  Im  letzteren  Fall  kann  man  aie  VerW 
steuern  nennen.^)   Sowohl  die  oben  genannten  scbeiall 
„Gebfihren"  als  auch  wirkliche  Gebflhren  eines  höher« 
maasses  sind  vielfach  als  solche  Stenern  zu  charaeta 
Viele  Stempel-  und  ähnliche  Abgaben,  die  meisten  Begii 
btthren"  in  dem  ttblichen  hohm  Betrage,  die  Abgaben  von 
gang  von  Eigenthnm  und  Forderungen  unter  Lebenden,  § 
dahin.    Aber  auch  höhere  Abgaben  für  Verkehnanstattl 
Post,  Telegraphie,  Strassen  können  zu  Ertrags-  bes.  Verkebn 
werden,  indem  die  einzelnen  Fälle,  in  welchen  sie  za  eri 
sind,  gewissermassen  als  Bedingung  der  Gewinnti 
Ertrags  und  zugleich  als  Merkmale  gelten,  ans  denen 

**)  Ich  scUiMse  mich  <U«Mr  TermiiicJogie  L.  r. Steins  an,  trotz  d«d 
ei^beoden,  etwas  sbweichendea  Begrandang  o.  Be^renzanx  dieser  Alt  m 
S.  StetD,  Fix.,  S.  Ä..  S.  519.  Der  Äasdrack  In  einemaem  Stein'sclMi 
gleichen  oder  doch  ähnlichen  Sinn  bat  sich  auch  in  der  Theorie  (x.  B.  bl 
und  selbst  in  ActenstQcken  der  Practiker,  s.  B.  in  den  deutsche  buM 
Conunissionsbericbton  aber  Steiopfl  o.  s  w.  einfcebttigeri  Za  den  Ertrag 
weiteren  Sinne  rechne  ich  diese  „Verkehrsstencm"  ttbrigent  doch. 
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HSfae  des  Ertrags  (Umsatzes  ii.s.w.)  mit  geschlossen  werden 
darf.*^)  Ueber  das  Einzelne  ist  nach  den  Ctesichtspnnoten  des 
Ertragstenerwesens ,  speciell  der  Verkehratenem  zn  ortheilen. 
Näheres  daher  onten  in  der  Stenerlehre. 

2.  Abschnitt 

Das  System  der  CeMIhrcn. 

1.  Sie  Beehtt-  und  Terwaltongsgebühnn.^) 

Bau,  Fin.  I,  g.  230  ff:  h&t  ein  System  der  Gebohren  «ofgestellt.  das  zwar 
nicht  fomul  anrichtig  ist,  aber  materiell  an  der  Vennengung  von  Gebühr  a.  Steuer, 
in  der  nngeoQgeodeit  Änf&tssung  des  Stempels  s.  io  der  DarchfObraiig  anch  an  grosser 
DuToUstündigkeit  leidet,  aucb  abgesehen  Ton  der  Auascheidaug  regalislrter  Ge- 
bOhrenzTeige.  Kan  nnteracheidet:  Ä)  in  allen  Z ureigen  der  Staatsrerwaltang  vor- 
bKffleade  Gebühren:  Stempelge^e.  Taxen  t.  Amts-  a.  WordenertheUimgaii;  B)  ein- 
seben  Zweigen  der  Begierungsgeschifie  angehörende :  1)  ans  der  Bechtspflege,  2)  ans 
der  Sckntzpolizef,  8)  ans  d.  StaatBTertbeidigQng  (Gebähten  bei  d.  Entluüug  «na  dem 
VsSendienste),  4)  ans  d.  Votkswirthscbaftspßege  (.Strassengeld.  Wassorzoll.  Abgaben  r. 
Gevabnrerleihnngen,  r.  Erfindnngspatenten,  Befbrst. -Kosten,  Gonsnbttsgeb.) ,  5)  ans  d. 
Volbbtldngssorge  (kirchl.  Dispen8.-Acte,  Schalgeldei  n.  s.  w.). 

Stein  trifft  der  Vorrarf  iregen  der  Begalien  auch.  Mit  Becbt  bat  er  aber  dem  * 
ftbo&reosystem  das  System  der  Verwaltung  zu  Grunde  gelegt  (S.  274)  n.  sieb  dabei 
an  seäa  giOneree  Werk  Uber  Yenraltungslehre  angeschlossen ,  anf  das  auch  ich  mich 
iMSoodets  for  die  Innere  Venraltung  zumeist  beziehe.    S.  den  Abrlss  in  Stein's 
Haodb.  d.  Veriraltungslehre,  2.  A.,  Stuttg.  1876.   Er  trennt  5  Uaaptgobieta  der  Ver- 
nltang  n.  des  Gebühren vesens :  Äeusseres,  Krieg,  Finanzen,  Rechtspflege,  Inneres, 
\ä  letzterer  wieder  Verwalt  des  phys.,  geist,  wirthsch.  a.  geseUsch.  Lebens:  hier 
im  Einzelnen  Manches  sehr  subjecü?  nnd  willkubrlich.    Bei  Stein  wie  bisher 
{evOhnlich  fehlt  die  Eintheilnng  der  Gebühren  in  die  beiden  Haaptclasseu :  Becbla- 
a.  TerwUtnngs-  n.  Caltai^  o.  Woblf.-Gebtthren,  s.  Ban-Wagner,  Flu.  I,  §.  U6,  bes. 
Rote  a,  Wagner,  Fin.  I,  S  197,  bes.  Note  5.  Durch  diese  Eintheilnng  eriangt  nun 
(Cit  die  Tichtige  Stellang  znm'OebOhienweaen  n.  zn  der  rerschiedenen  finanz. 
BehamUaDf  doselben.   Der  Gedanke,  den  Stein  bei  seinen  «Jlegalien**  rerfolgt,  giU 
■nt  mat.  fUr  meine  ganze  1.  Cl.  Gebuhren.    Ein  anderer  Mangel  Stein's  scheint 
mir  za  sein,  dass  er  in  der  Gebohrenlehre  nicht  weiter  innerhalb  der  Terwaltnngs- 
gmppeo  anf  die  Art  der  Leistungen,  bez.  der  Olfentl.  Thätigkeiten  eingeht.  Dadurch 
ge^ne  ich  den  eigentlich  ökonomischen  Gesichtspnnct  für  die  finanz.  Regelung 
der  Gebobren  n.  ihrer  Höhe.   Die  S&tze  Stein's  S.  267,  3.  Ä.,  tlber  die  Hohe  der 
G<Äahr  sind  m.  E.  freilich  unhaltbar  u.  die  Auffassung  der  Gebuhr  als  Verkehrssteuer 
stebt  in  Widerspruch  mit  der  sonstigen  Lehre  des  Verfassers.  S.  o.  Abschn.  4,  Kote  1. 

YgL  sonst  Pfeiffer,  Staatseinn.  I,  294  fl.,  dessen  „System"  ich  nicht  so  zu 
loben  rermag,  wie  Stein  es  thut.  Hock  a.  a.  0.  §.  31—34  (gute  pract.  Bemerk., 
aber  onrollst&nd.  System).  Dmpfenbach  I,  g.  22—44.  M.  Block  in  Fancher's 
n»Ibw.  Yierteyahrscbr.  187S,  I  AL  Meyer  «bendas.  1864»  Hl,  S.  51  ff.  Bes.  aber 
Bisobrasoff  a.  a.  0. 

Die  Gesetzgebung  aber  Gebohren  ist  nattkrUch  eine  ungemein  ausge- 
dehnte. Debet  Stempel,  Registergebtlbrea  und  Verwandtes  bestofaen  ge- 
wAnUch  besondere  Gesetze,  Afters  ^  oder  wenige  Haoptgesetze  mitspU^n 


**)  Dunit  wird  nicht  wieder,  wie  Stein  «e  tbnt  S.  267  (s.  o.  Abschn.  4  Note  1), 
ia  jeder  Gebtihr  ab  solcher  der  Ghaiacter  der  Veikelinsteaer  gefunden,  —  im  Wider- 
apmcb  mit  Steins  sonstiger  AuQ^ssong. 
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Korellen  and  zalUloBeD  VoUzqgnnatracüonea,  auihentiscIiAD  latwpteUtioiwii  «ls-t. 
Dies  Bechtsgcbiet  vird  dadurch  in  einzclneD  Staaten  fitst  nnUbersehbar,  die  £;esetd 
Bestimmungen  sind  eine  rndts  indigestaqoe  molee,  wie  nnr  je  eine  in  der  Geeetzgebimg 
rorgekommen,  so  bes.  in  Frankioicli,  wo  das  sogen.  Eareig;istiäm«Dt  auf  210  legialiL 
Verfügungen  beruhen  and  seit  1790  an  2500  Instructionen  der  Verwaltung  an  Üw 
Agenten  darüber  ei^angen  sein  sollen  (Leroy-Beaalien,  I,  487)!  Es  ist 
auch  tüi  die  finanzviss.  Theorie  zn  beachten,  weil  sich  darin  eine  sehr  bedenk- 
liche Seite  dieser  Abgaben  zeigt:  es  fehlt  an  Einfachheit,  Sicherheit  imd 
Bestimmtheit  der  Besteuerung.  Aof  d^  GeUete  des  Stempels  n.  der  BegistN- 
gebuhren  hat  man  es  vornemlich  mit(Verkehrs-)Steuera  zuthon,  abeteigeat- 
uche  GebOhrea  laufen  mit  unter.  Dies  erschwert  die  DanteUang  u.  das  TosOiäBiss 
Tiwienun.  Diese  Abgaben  knüpfen  sich  an  die  Tencbiedensten  privatm  Rechts- 
geschftfte.  Daher  werden  oft  die  schwierigsten  o.  feinden  Fragen  des  Priratnchts 
aabü  berührt,  —  was  dieser  Materie  z.  B.  in  Frankreich  die  Zoneigong  der  Jnristeo 
zugezogen  hat,  v&hrend  es  bei  uns  noch  an  eingehender  juristischer  Behandlung  fehlt 
Baa  dtiite  schon  eine  oft  in  Frankreich  angefilhrte  Bemerkung  von  Trop  long  (DicL 
de  I'adm.  franc.  v,  Block,  p.  760)  in  §.  236a:  „La  loi  sur  1  enregistrement  est  ponr 
noiis  aatres  lögistes  la  plus  noblü,  ou  ponr  mieuz  dire.  la  seule  noble  entie  tostä 

les  lois  fiscales.   Qaand  le  fisc  veut  perceroir  un  droit  d'enregistr.  il  faut  prcsqn'ü 

se  fesse  docteur  ös  lois ,  afin  de  p^nfitrer  dans  l'infinie  rariitfe  des  actes  de  la  ne 
cirile."  Aehnliches  ersieht  man  aus  dem  u.  gen.  Bericht  der  bondesrithL  Steaptl- 
stenercommission  t.  1877.  Fragen  des  Stempelwesens  o.  der  Registei^bohren  woaa 
80  leicht  zu  verwickelten  Friratrechts&ageD  n.  dadurch  auch  Ba  die  Unuiz^axis  d. 
finanzwissensch.  noch  schwieriger:  gewiss  kein  Toizog  dieser  Abgaben,  wie  aA 
Bau  betonte,  n.  wieder  ein  Umstand,  der  tui  Vorsicht  bei  der  Aoadehnimg 
Systuiu  rUh ,  wie  nun  sich  ans  den  Berathungen  der  dentscben  bandesrithL  Ow- 
nlflsionen  r.  187S  XL  1817  tkberzengen  kann. 

Das  althistoiische  Gerichtskostenwesen  ist  nenerdings  gewöhnlich  neagflitiw 
a.  das  bezügliche  Bechtsgebict  codificirt  worden.  Ist  es  dadurch  auch  leioftVA 
ubersehen  tl  verständlicher,  so  bereitet  es  durch  seine  nahe  Beziehung  mmProcessv-i-T- 
doch  wieder  fttr  die  practische  Anwendung  n.  für  die  wissenschafÜ.  BeartheilungTW' 
Schwierigkeiten.  Mehrfach  besteht  aoch  wieder  eine  Verbindung  mit  dem  Stemptl* 
und  Eegisterwesen,  welche  die  Klarheit  stört.  Man  hat  es  nur  bei  den  Gerichtskost» 
mehr  mit  Gebühren,  als  mit  Stenern  zu  thun.  Eine  Ausnahme  bildet  z.  Th.  die 
freiwillige  Gerichtspflege,  bes.  das  mit  ihr  gewöhnlich  verbundene  RegisteT- 
wesen,  wo  in  der  Abgabe  der  Steuorcharactcr  ror  dem  Gebührencharacter  stuk  m 
überwiegen  pflegt  oder  auch  allein  Torhanden  ist. 

Die  Gebühren  der  einzelnen  Zweige  der  Inneren,  der  Unterrichts-, 
der  volkswirthsch.  Verwaltung  sind  nur  ausnahmsweise  in  besonderen  Gesetzen 
festgestellt  Gewöhnlich  bestimmen  die  bezüglichen  allgemeinen  Verwaltongweaetu 
und  erentücll  anch  nnr  Verordnungen  das  Nähere  übef  Art,  Erhebong,  Hohe  oei  be- 
trefi^den  Gebuhren  zugleich  mit  der  Regelung  der  Sache  salbst  Anch  ans  djaten 
Grunde  kann  hier  io  der  Finanzwissenachut  nicht  in  das  legislatiTe  Detail  eiu^ugai 
werden.  Im  Ganzen  ist  auf  die  Werke  über  Yenraltungslehre  m  rerweisen.  Einzela« 
aber  die  Gebühren  speciell  wird  unten  bei  der  Debersicht  der  Gebühreozweige  uwüi^ 
aber  auch  mehr  nur  als  Beispiel.  Beachtensworth ,  auch  in  finanz.  Beziehung,  iA> 
dass  in  den  modernen  sogen.  Verfassungsstaatcn  die  Mitwirkung  der  Volksrer- 
tretnng  immer  mehr  auch  auf  die  Regelung  dee  Gebührenwesens  der  eiuelaen 
genannten  Verwaltnngszweige  ausgedehnt  wird,  z.  B.  im  Tarifwesen  der  Veikebs- 
anstalten  (Post,  Telegraph)  u.  s.  w.  In  den  einzelnen  Staaten  ist  dies  Piindp  aber 
noch  ungleich  durchgeführt 

Bei  dem  engen  Zusammenhang  von  Rechts-  und  Verwaltungsgebahrrai  mit  Ttf* 
kehrssteuern  in  der  Praxis  und  bei  der  für  beide  vielfach  gemeinsamen  Erhebungsfon 
im  Stempel  ist  die  bezügliche  Einnahme  daraus  ebenso  wie  die  Gesetzgebung  darüber 
nicht  wohl  zu  trennen.  Die  Gesetze  betreffen  meist  beide  Abgabeartes  in  bunter  Ys' 
mengung.  Die  folgenden  Angaben  geboren  daher  zugleich  zu  dem  späteren  Absckaitt 
von  den  Verkehissteuern,  finden  aber  doit  nodi  dne  Eigtozang  in  Einzelheit^ 

DenVeisadi  einer  xaBammenf  aasend  an  Behandlung  o.  Vergleiehaat 
der  bezOgliohen  Oesetzgebung  der  wichtigeren  Cnltarstaaten  hat  Bis«* 
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brisoff  a.  ft.  0.,  Ims.  In  der  1.  Abtfa.  iKbei  die  impdts  snr  Ie3  actes  iremaclit  Die 
iweitB  flD&Slt  eine  Monographie  der  betr.  rnes.  Abgabra.  Deber  das  Finanz- 
■tktistUche  Tgl.  sonst  r.  Gzflrnig,  Osterr.  Budget,  II,  470.  Ceber  die  Geaetz- 
Kebnng  der  einzelnen  Staaten,  mit  meist  dürftiger  Daistelhing  der  geschicbd. 
Oitwicklang  (die  gewShnlich  ihrer  wisBenschaft].  Behandlang,  in  Terbindong  mit  der 
illgem^en  Verwattangsgeschichte  des  einzelnen  Staats  noch  harrt),  s.-  die  Werice  tiber 
das  Finanzvesen  and  die  Besteaernng  der  einzelnen  Länder  (Ban- Wagner, 
fin.  L,  g.  23.  Noten,  Wagner,  Fin.  I,  §.  28,  Noten);  mitunter  aoch  diejenigen  Qber 
du  Tervaltnugsrecht  oder  Überhaupt  Uber  das  Öffentliche  Becht.  Einen 
werdiroUoo  Beitrag  z.  rergleichendea  Finanzgesetzinmde  aber  eine  Haaptart  r.  Abgaben 
lieferte  r.  GzOrnig  (jonior)  in :  .J).  Abgaben  t.  d.  DebMtngongen  nnberegl.  Efgen- 
tkfltf*,  Triest  1809.  tOesterr.,  Frankr.,  Preoss.,  Engl.,  RtusL,  Baien,  Schweiz.  Cantone). 

Die  in  Stempelform  erhobenen  Abgaben,  die BechtsgebuhT«n  u.  di« Tarinbts- 
itMem.  sind  romemlich  mit  der  schriftlichen  Bearknndnng  ron  Bechta- 
Sodi&ftea  rerbnnden  n.  kommen  bei  lebhaftem  Geschiftsrerkehr,  h&ofigem  specnlatiren 
£ig«atham9irechsel,  entwickeltem  Cieditrerkehr  a.  s.  w.  am  Meisten  ror.  Sie  sind 
dabsr  begreiflicher  W^SB  in  hoch  entwickelten  TolksTirthschaften  von  grosser 
Tolbdichti^eit;  intensiTem  Vorkehr,  ausgedehntester  Arbeitstheilfuig ,  stark  ansgebil- 
detem  StUtewesen,  gewaltiger  Industrie  n.  grossem  in-  wie  ausländischen  Handel  be- 
mäm  staik  entwickelt:  im  Weeten  Europas  am  Meisten,  in  der  Mitte  weniger,  im 
Osten  am  Venigsten.  Im  Einzelnea  freilich  mit  vielen  Unterschieden,  welche 
>ieb  au  der  ganzen  geschichtlicbeQ  Oestaltang  des  Finanzwjes^,  dra  Tenchiedeoen 
Hb)w  der  Ausg^bai  (absoL  n.  relaL  Grosse  des  Aufwands  f.  d.  O&entL  Schuld ,  £  d. 
lUBitr),  dem  ToriiandeDsein  oder  Fehlen  von  Fdraterwerb,  der  AnsUldnng  der  llbrigen 
S*mni,  der  mehr  oder  w^miger  fiseaUschen  Tendenz  der  Terwdtang,  enoUich  —  nicht 
^  thwichtigste I  —  aus  dem  „PoTmalismns"  des  PriTatrechts  erklären,  d.  b.  aus 
'Jafermellen  Vorschriften  -ttber  die  Form  und  Giltigkeit  der  Ver- 
■fige  oder  Uber  gewisse  Becbtsvortheile,  welche  mit  einer  bestimmten  Form 
nad  Oßentlicdien  Bearkondung  verbunden  sind  (SchriftUchkeit,  Öffentliche  Registrining, 
^  im  franzOs.  Becht  u.  dgL).  Diesen  Umständen  mOchte  es  zuzuschreiben  sein, 
im  die  genannten  gebuhies-  und  stenerartigen  Abgaben  finanziell  wichtiger  in 
i'rankreich  als  in  Grossbritannien,  in  Oesterreich  als  vielüach  in 
DestBchland  sind,  während  man  nach  der  Tolkswirthschaftlichen  Entwicklung  alldn 
du  Oagekdiite  erwarten  sollte.  Im  Umfang  und  in  der  Gestalt  der  bezQgiichen 
Qeietzgobnng  wid  in  der  Gesammtelnnahme  am  diesen  Abgaben  spiegeln 
^  diese  Ebdusse  wieder. 

Eine  genanere  finanzalatirtiadie  Vergleidmng  ist  hier  nicht  m&fj^cb  a.  erforderte 
dtsEiogelien  tat  alles  Detail.  Aber  ron  der  ungefähren  Bedeutung  und  Ent- 
TickluDg  dieeer  Einnahmequelle  im  Haushalt  der  einzelnen  Staaten  liefern  die 
Ugcuden  Daten  doch  ein  hinreichmd  zUTeriässiges  Bild.  Man  muss  nur  mit  weiteren 
odihtssen  duaus  vorsichtig  sein ,  weil  Acb  die  Summen  ans  zq  T«rschiedenen  Com* 
ponenten  zusammensetzen  n.  weil  der  Steuer-  u.  der  GebtUirenchuacter  in  diesen  Ab* 
pba  in  den  einzelnen  Lindem  zu  reischieden  aasgebildet  ist. 


Franicreidi. 
B.  f.  1877 
Mill.Fr. 


Italien. 
B.f.  1877 
MilL  Fr. 


Belgien. 
B.  f.  1877 
MiU.  Fr. 


Holland. 
B.  f  1877 
MiU.  FL 


154.2 


466.4 


37.4 


19.7 


1.  Somma  .  620.S 
IMncte  Steoem  u.  s.  w.  .  423.ft 
udincte  Stenern  (brutto)  1807.6 


124.8 

362.8 
429.1 


50.2 
4S.8 
49.8 


19.7 
23.3 
38.9 


n.  Somma   .  2352.1 


916.7 
18.6 


148.8 
84.9 


81.9 
24.0 
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Gr.-Britann. 

W«B(»8terr. 

ÜBganL 

BMlni 

AbMhl.  18T6/1T 

&  1 1877 

B.  1 18T7 

MuL  rX  Ett. 

KlUFL 

MilLn. 

ULI 

Einrogistrinmff  o.  s.  w. 

7.TI 

(Geb.  T.  EochtafMCb&ft6D) 

Kit 

Olli 

17.8 

8.0 

IIJI 

fall»         ftaiil  im  ■■! 

R  (19 

ob«B  iobegr. 

oben  iocL 

i/m 

1.  oomma  . 

11.18 

22.9 

Diiecte  Steaern  n.  b.  v.  . 

7.89 

87.8 

86.6 

1S3J1 

lodiiecto  Stenern  a.  a.  w. 

48.45 

313.8 

66.6 

zn.li 

TL  Snnuu 

67.47 

462.1 

166.7 

3Tin 

Hiem»  N.  I  ia  7,   .  . 

16.6 

11.2 

13.6 

Ml 

Pmuseo. 

Baien. 

Saduan. 

B.  f.  1877 

R  1  1877 

B.  1 1877 

MilLU. 

MULM. 

Mtll  M. 

MilJ 

GerichtBkostai    .   .   .  , 

41.1      (Tu.)  14^8 

[1876  3.64] 

^^^^  ri 

Stempelstener    .   .   .  . 

21.6 

1.61 

1.66 

Beichsvechsjstat.c.     .  . 

4.24 

QerMhreib.  (Goln)  .   .  ■ 

0.96 

—  (BMitanrwk».|UI 

ErbsoliafiKteaer     .   .  . 

4.8 

oben 

I.  Summa   .       72.59  c  16.3  — 

Ditecte  Stenern     .   .   .  151.0  20.3  13.2 

Indir. Stenern (incL L Reiche)  179.7  ^ohneBeieh)23.0^ohaJteich)2.»  (ohn-l 

n.  Snmma  .  4033  —  — 

HietTon  N.  I  In  •/<,    •   ■      18  0  —  — 

Znr  ErUnternng  dieser  Tabelle.  Es  sind  hier  absichtUcb « 
posten  der  bezOglicben  sonstigan  Sienerulen  znaammengestellt ,  was 
genden  Zweck  genttgt,  nnd  rorznziehea  rar,  weil  in  mancherlei 
noch  mehr  Venchiedenheit  besteht   Die  Etats  sind  lanter  Brnttoetamt 
Erbebungdkosten  (,s.  Wagner,  Fin.  I,  %.  91).  mit  Ananahme  Sscbsei 
nnd  «tvas  den  Vei^eieh  stAnnd  war  die  EiitwtzDng  des  TabakmoBop«!^ 
brntto  in  Frankreich  nnd  OeateReicb,  netto  in  Italien,  bei  dea  ia£i 
Das  Lotto  (Italien,  Niederiuide,  OMterreich,  Dngan,  Preamu),  die  PH 
graphie.  Foozirnng  n.  dgi.  m.  ist  allgemein  fbitgelaueB.  —  Bei  Fia 
ist  zn  dm  4  grossen  diracten  Stenom  die EinkommeiMteiier  tod  beve^^ 
nicht  die  den  directea  Steaern  aasinüL  Spoc-Tazen  gesetzt,  zu  d«a  ia41 
die  inlAnd.  n.  d.  Zdlle.   H&glichst  ebenso  dem  Princip  nach  erfol|;te 
setznog  der  Kategorieen  bei  den  andern  Staaten.   B«i  FrenBaon  ist  ieti 
den  Roichsstenem  eingestellt ;  bei  Oesterreich  nnd  Ungarn  die 
Zolleionabme  rerhältoissmässig  rertheilt.   Wegen  der  VerqDiclmng  to& 
Staatsfinanzen  ist  in  Preussen  nod  bee.  in  den  anderen   deatsn^en  " 
Vei^leichbariteit  mit  anderen  Staaten  nicht  immer  herzostellen. 

Di«  ausserordentlich  grossen  Einnahmen  (absolnt  n.  relativ)  ans  d« 
abgaben  (ron  gemischtem  GobOhren-  n.  Stenendiantcter.  aber  abenrtogoBd  i 
in  Frankreich  n.  In  den  L&ndem  Reichen  oder  Ihnlichen  Reditn 
sofort   Man  eri^eont  aber  anch .  dass  in  Frankreich  die  relatir  geringe . 
der  directen  Stenern  mit  der  Obermftsalg  starten  Aosbildnng  dieser  AI 
Stempels  zDsammenhftngt  nod  dadurch  mit  gerechtfertigt  wird.  V^iftx 
Erg&nznng  utatt,  —  vas  anch  die  Tlieorie  oft  abeisehen  hat.  J«ike 
Stempel  müssen  in  mancher  Hinsicht  mehr  zn  den  directen  als  —  wie 
statistischen  Vergleichen  und  Öfters  in  den  Bndgets  gesdiieht,  —  XB 
Stenern  gerechnet  irerden.   Aehnliches  vie  ron  Franicreich  gilt  in  Betreff  j 
h&ltnifis«  FOD  Oroesbritaonien. 

In  Frenssen  besteht  der  Unterschied  gegen  andere  L&adw,  daM 
kosten  nidit,  wie  sonst  meist,  in  Stempelfbm,  sonden  direet  von  d< 
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nfdeo.  Venn  nu  du  niobt  berOckächtigt,  erscheint  die  Eianahme  «na  den  bezOg^ 
Udien  Abftben  sehr  klein  im  Ye^ieich  mit  widern  Stuten. 

Ueber  DeatschUnd  liefen  der  unten  gta.  bondesr&thliche  CommissionBbericbt 
na  1877  sehr  sobUzbaree  n.  nteh  bestimmten  Gnndsitzen  zert^edertee  grappirtes 
QDd  dsdnrch  leidlich  reigleichbar  gem&dites  statistisches  Material  In  den  einzelnen 
Stuten  0.  z.  Th.  in  den  Prorinzen  eioee  n.  desselben  Staats  (Preosseo,  Baiem,  Gebiete 
<l«a  fnnzMi  Rechts)  bestehen  froese  Teischiedenheiten.  Die  Gesammteinnahme  der 
Feseiülch  ttenorartlgea  Alchen  wird  im  Dorchschnttt  von  1874 — 76  beiechiMt: 

£igentl.  Stempel-  Sporteki 

ab;.  T.  üriinnden,  (gemischt  Ge-       Erb-  Spiel- 

UntatiODen,  Ind.  bllbr  a.  Steaer     schafts-  kuten- 
Tax,  n.  Ein-       oder  reine         steoer  Stempel 

registr.-Ctobahren  Gebahien) 

um.  H.         Hill.  U.         IdLU.  HÜLM. 

Bdch   61 8.94  9.89  1.21 

lAnssenlem  Reichnrecluebtempel  .       1.9)  —  —  — 

DsTon: 

Prenssen   27.06  —  4.58  0.70 

Baien   16.04  0.046  0.62  0.24 

Sacksen   1.69  —  —  0.18 

Vtmemberg   2.02  1.02  0.14  0.028 

Biden   2.13  2.60  0.42  — 

Bttsi-Uthringeii   7.15  0.164  2.17  — 

Baun   1.26  0.018  0.88  0.010 

Itabnig   8.14  —  6.76  0.069 

ftnea   0.75  —  6.24  0.06T 

Die  Kleinheit  dieeei  Erträge  im  Vergleich  mit  den  oben  gen.  auswirtigea  Staaten 
^ucL  Bssdand)  springt  in  die  Augen.  DafOr  ist  die  directe  Staats besteaemu;  bei 
Ui  niatir  mehr  als  in  den  roman.  L&ndem  und  als  in  Grossbritannion  entwidielt. 

Au  der  Geeetzgebang  aber  Rechts-  nnd  VervaltnagsgebahreD,  die 
duUtBMauaenhftiigenden  Verkehrs  Stenern,  das  gesammte  Stempelwesen  n.  8.  w. 
>(t  die  französische,  dann  die  englische,  die  Österreichische.  schliaisUeh 
•Ue,  uch  dem  Gesagten  an  Wonigsten  ausgebildete  prenssisch-deatsche  besonders 
^  die  finanzwiss.  Anfgaben  bemerkenswerth.  Die  allgemeinen  Gesetze  werden 
)>ier  gleich  fOr  den  späteren  Abschnitt  roa  den  Teckehrssteoem  mit  citirt,  da  sie  sich 
Mfatens  auf  dies«  und  aof  gewisse  GebOhreB  zosammea  beziehen. 

Frankreich.  Geselzgeb.  ttber  Enregistrement  n.  Stempel  Ans  dem  ancien 
t^e  hentammeod  (Ende  des  17.  Jahrh.)  ist  das  Enregistrement  in  d.  Revolutions- 
idt  beibehalten,  rerladert,  dann  namentlich  erweitert  worden.  Ges.  r.  19.  Dec.  1700. 
äinptgeaetz  r.  12.  Dec.  1798  (22.  Frimaire  an  VII)  (bei  Stein  S.  283  mehrere 
Me  Angaben).  Aasbild.  bes.  dnrch  d.  Gesetze  r.  26.  Mai  1799  (6.  Prair.  an  VII), 
JJ<  Veu.  IX,  26.  Apr.  1810,  27.  Apr.  1831,  21.  Apr.  1832,  18-  Juni  1850  (Erleichter, 
«nh  Oes.  T.  16.  Juni  1824,  spUer  z.  Th.  wieder  zai;ackgenommen).  Femer  14.  Juli 
1855  ,  2.  JnU  1862.  27.  Joli  1870,  28.  Ang.  1871,  26.  Febr.  1872,  SO.  Agg.  1872, 
19>F«br.  1874  u.  a.  m.  Qeber  Stempel  Hanptgesetz  v.  9.  Vendöm.  an  VI 
(30.  Sept  1797)  und  13.  Brom,  an  VII  (3.  Nor.  1798):  eratores  f.  d.  Verbrauchs-, 
''^üistti^  f.  d.  Crknndenstempel  Dann  zahlreiche  Nachträge  Ver&ademngAn.  So 
Qta.  T.  16.  JdU  1850  u.  17.  Febr.  1852,  5.  Jnni  1850,  18.  Hai  1650,  23.  Jani  1857, 
11.  Jua  1850,  2.  JnU  1862,  13.  Mai  1868,  8.  Juni  1864,  23.  Aug.  1871,  27.  Nor.  1871, 
M.Mirz  1872.  30.  Apr.  1872.  25.  Mai  1872,  24.  Juli  1872,  20.  Dec.  1872.  21.  Dec. 
1^73,  26.  Nor.  1873,  29.  Dec  1873,  19.  Febr.  1874,  18.  Juni  1874  n.  a.  m.  Die  Oe- 
Hchtigebahren  (droits  de  greSe)  beruhen  auf  d.  Ges.  r.  21.  Vont.  an  VII  (11.  M&iz 
^)  n.  den  Nachträgen,  die  Graadbuchsi^b.  (Hypothfiqnes)  aof  dems.  Oes.  tu 

I.  21.  Sept.  1810  n.  28.  Apr.  1816.  Die  ganze  Gesetzgeb.  ein  ongehenerer,  onaber- 
Ijkarer  Waat.  Die  obigen  Ütetea  Angaben  meist  nach  r.  Hock,  die  neuesten  (nach 
"MiEriege)  nach  Dejean,  eode  aunoti  des  nonr.  imp.  2.  ed.  Par.  1876.  So  weit, 
*^  mir  M«t«tial  znstMid,  habe  ich  Torj^oben  <bei.  d.  a.  gen.  Wert  r.  Roger  n. 
Ssrel)  0.  ntir  die  wi^tigeren  Gesetze  iL  Decrele  herrorgehoben,  auch  die  Datoma 
wtOeMde,  die  vielfKA  fklsch  angegeben  (so  z.  Tb.  bei  Stein),  lecüfioirt  Aber 
i-  Wacaar.  FinaBiwisMauUn.  IL  8 
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Irrtltttmei  sind  znmil  d«m  Fremdaa  laam  rennaidlieb.  TgL  C  d.  giaie  grosse 
(bei  Btu.  FiD.  I.  ia  d.  Not«n  m  %.  2S4,  236,  237  etnEelne  Angaben)  Steia,  Fu. 
3.  A..  S.  275.  283,  5:10.  Bu.  aber  j.  Hock,  Flu.  Fnuikr^  177  C,  193  ff.  Mb«- 
troffea  klar  in  d.  scliTieT.  Hateiie,  wie  ea  nni  ein  so  irissenacbafUicli  doichgebiUktti 
Vnctikst  erreichen  viid);  de  Parle«,  imp.  HI.  165  (1.  A.  1863),  Bacbß  imp.  iL 
aotes;  Batbia.  prteia  du  eou«  da  dnät  pnbL  et  administr.  (4.  ad.  Paris  1876)p.37U 
IC.  Block,  diotionn.  de  radministr.  baue.  2.  ed.  Far.  1877;  systemat.  Artikel  «1« 
Eoregistrement  (r.  Gnenot  et  Verpy  mit  nm&sa.  BiUiegrapbie)  und  timbre  [m 
Cbardon).  Am  ToUstiUuligBten  d.  geltenden  Gesetze  a.  s.  v.  in  Codes  et  1<^  mtüts 
(bis  1875}  f.  A.  Boger  jl  A.  Sorel,  Far.  1875,  im  Supplement  die  neuesten  GteOu. 
Leroy-Beaalien,  Fin.  I,  ch.  9,  S.  479  £  (neueste  Phase  d.  scbarfe  Kritik  ioiX 
Ueber  den  Stand  d.  Gesetzgeb.  im  Einzelnen,  bis  z.  Kriege,  unterrichtet  nun  öd 
gnt  in  ElsBSS-Lotbringen,  TgL  dafhr  d.  tabellar.  Zasammenstell.  d.  BestinuDDn;« 
d.  deutschen  Gesetze  in  d.  bnndesrithl.  Gommiss.-Ber.  t.  1877,  S.  87  ff.  Seit  des 
Kriege  bedenteade  Erhobong  dieser  Abgaben  in  Frankreich,  durch  d.  oben  gen.  GeeeOt 
AnschL  im  Et.  t.  1870  (also  incl.  EIsass-Lotbringen)  Enregistr.  362.8,  ^pel8S.T. 
zns.  446.6  Hill  Fr..  Et  t.  1S77  bez.  466.4.  154.2.  zns.  620.6  MilL  Fr..  —  K*k 
mehr  trotz  der  TetniindeT.  des  Gebiets  I  INa  directen  Stenern  slad  anr  vm  IfiJ. « 
indirecten  Stenern  z.  Th.  noch  stftrker  gesteigert 

Grossbritannien.    S.  bes.  Tocke.  brit  Stenern,  2.  Tli..  3.  n.  4.  Alack 
Gebahren  (bes.  Geiichtsqmrteln  o.  Strafen),  dann  Stempel.  S.  199—256.  Gneiit,  MfL 
Tonr.recht  pass.,  bes.  II  (2.  A.).  812  aber  Stempel,  1225  Itber  GerichtsgebOhiea, 
1216,  1263  Uber  Sporteh.  1352  ttber  Gehalte  der  Cirilbeamten.   0.  Hflbaer, 
d.  stat  Centr.-Arcb.,  Nr.  2,  Lpz.  1858,  S.  24  £   Noble,  qneen's  taies,  Loni  ISM- 
p.  91  ff.,  III  £  Tennant,  people's  btoe  book,  4.  ed.,  Lond.  1872.  p.  269  £ (EoA'-- 
In  den  Berichten  der  Commissioners  of  Inland  Be?enae  neben  der  Statistik  ««^^ 
gäbe  der  erfolgten  gesetzL  Terändemngeu.  Das  Detail  der  zahllosen  älteren  liiiw« 
Gesetze  entzieht  sich  hier  der  DarsteUnng.   Einzelnes  später  in  der  Stoneriak»« 
bei  den  Verkehmtenem  nnd  der  ErfaedutflasteDer.    S.  die  knize  DebersitAt  ■ 
Stempelgesetze  bei  Gnelat  n,  812  bes.  V^erholie  Consolidationen,  »vM 
(65.  Qeorg  III,  c.  184),  183S  (2.  o.  S.  WUL  IT,  c.  120).  dann  jetzt  bes.  4. 
Ges.  r.  1870  (SS  n.  34  Yict  c.  97).  Debersioht  d.  wichtigsten  SUze  z.  B.  im  Oüu*- 
laTyar.  24.  ed.,  Lond.  1877,  p.  555  ff.   Die  GebOhren  bd  d.  Reichsgerichten  ro» 
seit  1866  durch  adhlsife  Stempel  beziAlt  (Commmi  Law  Goort  Feee  Act  t.  ise». 
28.  29.  Tict  c.  4h).    ,Jha  firohere  System  der  Bamnneratloa  der  Beamten  iuu 
Sportein  ist  mit  geringen  Aosndimen  im  Staatsdienst  besdtigt"   Gneist  DL  1!^ 
8.  übrigens  nnten  §.  291.  Details,  anch  ans  d.  Statistik,  reich  n.  TorzOgHdi  hti  Voeit- 

Oesterreich.  Vgl  Stein,  Fin.,  S.  581;  0.  Htibner,  Ber.  d.  statlsL  Centr- 
Arch.,  Lpz.  1860.  Nr.  6,  8.  73  ff.;  r.  Ciörnig,  «aterr.  Neagestalt  (Srtttg.  im 
S.  143  £;  ders.,  d.Osterr.  Bndg.  II,  173—181;  Dessary,  fisterr.  Fii).geBinBd«(l^< 
8.  56  «.  pass.;  Cysar,  Handb.  d.  Ssterr.  GebOhrenwes.  (1856).  AUgem.  St«*P^ 
Tazges.  (exd.  ongar.  Landr.)  r.  27.  Jan.  1840,  nene  B^elnng,  bes.  aodi  der  iBp- 
meinen  BeBitZTaTlDd.-Al^be  durch  die  Gesetze  t.  9.  Febr.  n.  2.  Aug.  1850  flu  «i 
ganze  damal.  Reich,  proris.  Ges.  r.  6.  S^.  1860  (aber  Abg.  t.  S|äelkairten,  EaleMlen. 
ansl&nd.  Zeitongen,  Ankondig.  n.  Inseraten).  Terordn.  t.  23.  Oct  1857  (inliadiKbe 
Zdtnngsstempet).  CnteiBcheidong  v.  Stempd  n.  „nnmittelbaren"  Gebühren  f.  BeckB- 
gesch&fte  in  d.  Gesetzgeb.  r.  1850,  s.  unten  §.  321  Note  7a.  Ges.  r.  28.  Min  iSÜ- 
Gesetzl.  Bestimmungen  Ober  rerschied.  andere  Taxen  s.  bei  r.  CzOrnig,  fisterr.Bi^ 
n,  1T9.  Erhöhung  der  Sitze  der  Stempel  u.  Gebühren  1659.  Verordn.  r.  17.  Ha. 
Ab&ndemngen  der  Gesetze  s.  Tarife  r.  9.  Febr.  u.  2.  Ang.  1850  dnrch  Reiche» J- 
IS.  Dec  1862  (darQber  Verordn.  d.  Fin.-Hin.  r.  20.  Dec.  1862,  im  Beicbsns.^ 
8.  347),  femer  durch  Rdchsges.  r.  29.  Febr.  1864.  Alle  diese  Gesetze  damak 
ganze  Monarchie,  also  Ungarn  eingeschlossen.  Seitdem  Ist  letztraes  in  Folg»^** 
Ausreiche  mit  (Sskithaoien  anch  anf  diesem  Grtlete  selbsUadig  geworden.  Abw^ 
has.  t  Wechsel  n.  s.  t.,  £  West^Oesterr.  dordi  Ges.  r.  S.  Hin  1876.  S.  Ender  *» 
Hallenaa,  Ost  Wediselstempel,  \neii.  18T6.  Wlntarsyarffar.  Kachsohlsg^ 
IIb.  d.  Stempel-  n.  OebtUuentu.  (bis  Ende  Mal  1S76),  Wien,  1876. 

Italien.  S.  Rizzari,  condiz.  deUa  fii.  Ital.  Pisa,  1865,  p.  226  £  Itt» 
economica  1S73  (2.  A.,  Roma  1874).  p.  642.  Reiehhalt  FSnania tatist.  in  d.  ^ 
Annoario  del  ministero  delle  fioanze.  Vock  amCMauidn'  ia  d.  Stat  flnanaaris,  fio** 
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1677,  p.  2ft  C  (aaeh  ksrtognph.  DustelL).  Dnificirang  der  Gesetze  aber  die  ttne 
sBgb  dorch  d.  itaL  Oes.  r.  21.  Apr.  1862.  Tertnder.  mehz&di,  bes.  Den.  t. 
14.  JoH  1866,  Gel.  t.  19.  JbU  1S68.  U.  Äug.  1871. 

Belgien.  8.  d.  Statist  Debeniclit  mit  Angabe  der  betr.  Gesetze  in  Statist  gto6r. 
d«  Tecetles  et  des  d^emes  1640—70,  Bmx.  1874.  Qnudlage  meist  noch  d.  franzOs. 
Oesetagelwag  aus  i.  BerolotioBszeit,  aber  mit  rieleo  Verlader.,  nun.  beim  Stempel. 
Oeber  Enregisin  Ges.  r.  32.  Frin.  Vn,  Ges.  r.  2S.  Deo.  1842,  &.J11H  1860.  1.  Joli 
1869  (ErfascbäftaBteaa  de»  entaii  Oos.  «rsetit  direh  Ges.  t.  37.  Dee.  1817. 17.  Deo.  1851). 
Ceber  Stempel  d.  Ges.  r.  9.  Tendemu  Tl.  6.  Pi^.  TII  n.  nUieicbe  ^Uere 
iL  a.  O.  S.  bl). 

Bvssland.  b.  B&sobrasoff,  2.  Abbaadl.  In  d.  Mim.  de  l'Acad.  de  St 
E.  Valeker,  Selbstrerralt.  S.  390  ff.   Stein,  Fin..  3.  A.,  S.  633.    Statist  in  d. 
jattt  jahri.  Annnairas  des  fin.  mses  t.  Yesselorsky  (franzOs.).    Neues  Stempelgea. 
I.  17.  Febr.  1874. 

Vereinigte  Staaten  r.  Nordamerika.  8.  v.  Hock,  Fin.  d.  Yer.  St  S.  279  ff. 
Die  jiluL  Bep.  of  tbe  Secretary  of  tbe  treasrnr.  so  f.  1676  (Washingt  1876)  S.  107  ff., 
mit  Statistik.  —  EigenthOml.  Ansdehnong  des  Stunpelsystems  auf  die  Besteaemng  der 
QaHnke  *.  des  Tdbaki.  Nlbuea  In  d.  splterea  Kapitel  t.  d.  Steuem. 

Demtickes  Beiek.  Wied^olte  Anllnfe  znr  Blnfthning  ein«  nmfiManderen 
Sjitams  T.  Beicbagebfllifeii  a.  TeAebnstoaem  in  StempeUcom  za  Gmuten  der  B^diB* 
came  Usber  nicht  geinten.  Vgl  die  bnndesr&tU.  GommisBionsberathnngen  a.  Vor- 
soU^e  T.  1873  in  d.  Anlagen  d.  4.  Sess.  d.  Beichstaga  1873,  IV,  605  ff.,  anszogs- 
wetae  i&  A.  Wagner.  Beichafin.ires.  im  Jafarb.  f.  Ge8.geb.  d.  D.  Beichs,  3.  Jg.  1873, 
S.  Vifi.  Dam  bes.  d.  Bericht  d.  C<HamiBS.  z.  ErOtter,  d.  EinfOhr.  einer  Beicbsstempel* 
n.  EtbKbaftBstenei:  finadesrathapapiere  Nr.  98  Sess.  1877/78  (gr.  4*>,  424  S.),  mit 
irfctkal(»tem  Material  ftbcar  d.  Ges.geb.  o.  d.  finanz.  Erträge  in  d.  Ei^izelstaaten, 
niUb  Ol  die  letzteren  hier  darauf  ganz  allgemein  za  renreisen  ist  Die  geringen 
fi|ebaisse  der  Beiathangen  zeigen  die  enonnen  Schvierlgkeiten  der  Finanzordnong  im 
D.  Jtaid,  wtaa  —  der  gate  Wille  der  Etnidstaaten  fehlt  Ein  Theil  der  Materialien 
in  i.  BdcfaitagSBcten,  Beil.  Seas.  1878.  Anszttge  In  d.  A11&  Ton  r.  Scheel  im  Jahrb. 
d.  D.  Beichs  1878,  I  ttber  Enata  d.  Hatria-Beltrlge.  Im  Folgwdea  dieser  Ber.  als 
famdtifitU.  GomBtas.-Ber.  t.  1877  dtlrt.  So  besteht  Msher  nnr  die  Beich»-Vecbsel- 
4eBpelBteii«r  t.  10.  Jnni  1869  (s.  Wagner,  Beiobsfin.,  Jahrb.  d.  D.  Beichs  I,  1871. 
S.  621)  Q,  d.  (einmaL)  SlempeUbg.  f.  fremde  PiAmieascheine  r.  8.  Jnni  1871  (eb. 
S.  624.  Band  3  S.  208).  Mateiiatien  ttber  die  entere  in  Hirth's  Annalen.  —  Von 
dm  Voischlägen  der  bandeeräthl.  Gommlas,  r.  1$77  scheint  (März  187S)  kaum  einer 
(■geaTirtiff  GeMtteskrafl  za  erlangen,  nicht  einmal  sicher  der  Beicba-Splelkarten- 
itenpeL  Das  als  Entvarf  dem  Beichstae  1878  vorliegende  Gesetz  Ober  Gerichts- 
ksston  gilt  f.  d.  einzeistsatL  Gerichte  q.  f.  d.  Obeiste  Reichsgericht  S.  not  Note  17. 

Prenaseo.  Liter,  über  d.  bezflgi  Ges.geb.  s.  bei  Kletke,  Ut  Ob.  d.  Fio.vei. 
d.  D.  Beichs  a.  d.  Bnndeaataaten ,  II.  Abth.  Prctissen,  3.  Ä.,  Berl.  1876,  S.  299  ff. 
Gommentnre.  Sammhuigen  o.  s.  ir.  ?.  Schimmelfennlg  (1858),  Hoyer  (2.  A. 
187S— 75)  n.  A.  m.  Hoffmano.  Lehre  r,  d.  Stenern,  S.  417  ff.  pass.  Bergins. 
Fte.wioL.  2.  A.,  S.  568.  r.  Bosne,  presss.  Staatsrecht  9-  A.,  II,  2,  S.  684  B.  Ober 
d.  Steapobt,  S.  610  tiber  d.  GerichMosten.  Grotefend,  allg.  Fotizeileztcon,  1877, 
Alt  Stranpelitaier.  Hanptgesetz  Uber  die  sogui.  nStompelstener"  t.  7.  Hftrz  1822. 
noch  kttzt  giltig,  abges.  r.  Abinderangen.  Die  zahlreichen  dazu  gehfir.  Instnictioaen. 
(ämlare  s.  t.  a.  bei  Grotefend,  Gmndr.  d.  Verf.-  n.  Verwalt-Becbts  im  Nordd. 
Bade  n.  Prwm.  Staate,  Amsb.  1870,  S.  232—246.  Ges.  r.  2.  Sept  1862  Uber  Ge- 
brauch T.  Stempelmarken.  Mehi&cbe  Ver&nder.  im  Tarif  schon  ror  1848  darch  ligl. 
OiUnetaordres.  Die  alteren  Gesetze  Uber  Kalender-  n.  Zeitnogsstempel  aofgeboben. 
Qca.  Uber  Staiqielrteser  r.  Spielarten  r.  23.  Dec.  1867.  Die  Erbschaftsstener  jetzt 
T.  Stempolvesen  getrennt  a.  besonders  geregelt  darch  Ges.  7.  30.  Mai  1873.  —  In 
tei  nenen  1806  errorbenen  Luidestheilen  ist  die  Stempelgcactzgebung  durch  Verord- 
irngm  r.  19.  Juli  1867  t  Haonorer,  GhnrhesBen.  Nassaa,  o.  and.  Verordn.  t  d. 
Uta  Lande  (so  7.  Aug.  1867  f.  Schlenrig-Holstein),  dann  durch  Ges.  r.  5.  Mirz  1868 
i  Ii.  Febr.  1869  mtwSchst  mit  der  «löireosa.  in  Deberelnstlmmnng  gebracht  Der 
And  das  Stei^elluiB  um  1S67  ergl^  ^  ans  dem  der  Verordn.  r.  19.  Jnli  1867 
iMdmfagten  Tarit  Fikr  Ftankfort  a.  M.  gilt  d.  bes.  prenss.  Ges.  r.  27.  Jnni  1875. 
iHolumzdlem  d.  Ges.  r.  22.  Jimi  1875.  Seit  d.  gttnstlgea  Finanzlage  nach  d.  f^anzOs. 
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Kriege  «ind  einige  StempeUbgftben  M^ehobeo  votden,  so  f.  GesiadebOcfeer  (0«s.  r. 
21.  Febr.  1872),  f.  eine  Auabl  Terscbledeoer  P&Ue  darck  Oes.  r.  26.  Mtiz  187S.  Die 
BestimmiiageD  Uber  die  anzafertigeiidea  ood  zu  TnfeufeBdea  Stein pelaortoi  abarUat 
d.  tiea.  T.  18.  Febr.  1877  dem  Hn—yniiBlitar  zn  tceffiML  JMe  MengeMattm;  viehtir« 
Prir«tncht8TerhiÜni»e  bat  ia  den  Ittzton  Jahren  Mick  n  OBiodemagea  in  8tmp«l- 
Q.  Uebahienvesen  auf  den  betr.  Specialgebiaten  gefllbrt  S.  bea.  des  Koitentaiif  Air 
QrnndbachsaoheD,  der  der  Gnudbachonlntuig  t.  S.Mai  1872  beigefBgt  int,  nabst 
d.  Oes.  T.  6.  Mai  1872  betr.  die  Stempelabgaben  r.  geviisen  beim  Grnndbocbamt  aozv- 
bringendeo  Anträgeo.  Ferner  d.  Ges.  betr.  Kosten,  Stempel  n.  Gebobrea  ia  Vor- 
mnndscbaftssachen  t.  21.  Juli  1875.  —  Das  Gerichtsicosteniresen  beruht  tia 
den  giOssten  Thell  des  Staats  (ezcL  HofaenzoUem  n.  Colner  AppelL-Oer.-Beziifc)  aof 
dem  allgem.  Oes.  r.  10.  Mai  1^51  (nebst  Tarif)  oud  den  dies  Oes.  abändemdeo  Gea. 
r,  9.  Mai  1853  o.  r.  9.  Mai  1854.  Andere  Abändernngen  in  Eiazelbeitea  darch  «Im 
Anzahl  weiterer  Gesetze,  s.  dieselben  bei  r.  Bfinne,  Staatsrecht,  S.  A.,  U,  2.  S.610  Hote. 

Für  die  Qes.geb.  der  abrigen  Staaten  des  Dentschen  BelcbB  s.  bei.  d.  boodes- 
rätU.  CommisBionsber.  t.  1877,  mit  d.  tsbell.  Oebeisicht  der  gehenden  BtsttMMtmgan 
Ober  ^empi^  b.  s.  w. 

Baiern.  S.  PBzl.  Vervaltrocht  §.  240—245,  Stokar  S.  521 C,  Tvcfca.  die 
baier.  Stempelnnmen,  MOrdL  1855.  Dera.  in  d.  ZtKhr.  d.  baier.  statM.  Bor..  1870. 
S.  174.  Uanptgesetze  Uber  Stempel  v.  18.  Dec  1812,  U.Sept  1825,  21.  Jani  1870. 
In  d.  Pfalz  g^t  f.  Stempel  d.  Enregistrement  im  WesentL  noch  d.  franzOn.  Ges.geb. 
Ftir  die  streitige  Girilrecbtspdege  geiten  noch  Tazordnnngea  atis  d,  ror.  Jahrii.  Ftr 
d.  fraiwilL  Gerichtsbarkeit  d.  Taxregtilatir  r.  28.  Hai  lb62.  In  der  LandtagascMt 
1878  ist  in  Baiern  eine  Erhohtiog  der  Taxen  o.  s.  v.  genehmigt  vordeo.  —  Sachsea. 
Nenea  Gea.  tlber  Drlnmdenstempel  f.  13  Not.  1876.  —  WQrtemberg.  Allgem. 
Sponeltarif  v.  23.  Juni  1828.  Ges.  r.  18.  Joli  1824.  —  Baden.  Ges.  r.  21.  Joni  1874. 

Dec.  IbU,  Aluisorda.  r.  4.  Jan.  1812.  —  Die  Uaaptgesetze  der  Ueinraeo  StoatM 
s.  in  d.  l^beUe  des  gao.  Comm.-Bericshti. 

Im  Fdgenden  Itöniieii  die  Moten  imma  nur  Beispiele  geben,  wdete  tbei^ 
wiegend  ans  der  dentichen,  bes.  praoss.  GeatfzgaboBg  gewiblt  werdanänd.  Für 
einzelne  lltere  Notizen  rgL  die  Noten  in  Ban'a  Awcbn.  über  Gebtlhran.  bes.  1.  ISl 
bis  2S6.  Alles,  was  reu  Abgaben  in  Stuipelform  d.  sogenanntea  fieebtsgufthim 
aberwiegend  oder  aasst^ebslich  den  (Jbaracter  eigentlicher  Steuer  (VeikehnilBDei) 
hat,  gehfirt  erst  in  das  spUeie  Kiqiitel  t.  d.  Slenem:  ein  tieächtspnnot,  der  «Mb  tat 
die  Angabe  tob  Daten  in  den  Noteo  d«  leitende  war. 

§.  289.  Einleitnng.  Das  System  der  Gebtthren,  mitiiui  die 
genauere  Classification  der  beiden  Hauptarten  der  GebOhren, 
der  Kechts-  und  Verwaltnngs-  and  der  Gnltnr-  und  Wohl- 
fahrtsgebflbren,  wird  ratloneUer  Weise  darob  das  System 
der  Verwaltung,  innerhalb  der  letzteren  dnrcb  die  Art  der 
gebtthrenpflicbtigen  Leistangeu,  bez.  die  Art  derTbätig- 
keiten  der  Verwaltang  bestimmt  Wie  die  allgemeine  Be- 
gründung des  Gebttbrensystems,  so  gehört  daher  auch  die  ge- 
nauere DarchfUhrnng  desselben  in  die  Verwaltnngslebre.  In  dea 
einzelnen  Staaten  werden  die  Gebtthrensysteme  nach  den  bestehendei 
Einrichtungen  der  Verwaltung  mehrfach  verschieden  sein  mSswM. 
Bei  einer  allgemeinen  Classification  fUr  die  Zwecke  der  Ünaat- 
wissenschall  moss  die  Art  der  Leistung,  welche  der  Einzelne 
in  Ansprach  nimmt  oder  nöthig  macht,  immer  besonders  mit  be- 
trachtet werden,  weil  von  ihr  die  principielle  Rechtfertigung  der 
Gebühr  und  die  ungefähre  Höhe  der  letzteren  bedingt  wird.  Die 
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Erhebnngsform  der  Gebühren  wird  nnten  noch  besonders  be- 
sprochen (§.  390  ff.).  Das  nach  ihr  safznstelleDde  Gebflhrensystem 
ist  ein  formales,  neben  dem  materiellen,  nach  dem  System 
der  Verwatomg.  Dieses  materiette  Oebflhrensystem  ist  doch  anch 
ftr  die  Finanzwissensohaft  das  wichtigere,  weil  es  mehr  in  das 
innere  Wesen  der  Oebllliren  und  in  ihre  Beg;rflndnng  Einblick 
gewährt 

Neben  dem  GeblfareDsystem  des  Staats  sind  ancb  diejenigen 
der  SelbstrerwaltnngskOrper,  daher  besonders  der  Oe- 
meinde,  zo  beachten.  Das  Gebttbrenwesen  des  Staats  ist  ge- 
wöhnlich viel  ausgedehnter  and  Reehts-  und  Verwaltnngsgebtlbren 
kommen  meistens  nur  bei  Ihm  oder  nnr  im  delegirten  Wirkungs- 
kreise bei  einem  dieser  ESrper  vor.  Die  Onltnr-  und  Wohlfahrts- 
gebfihren  für  Provin<»al-,  Kreis-  and  Gemeindeernrichtnngen  sind 
lahhnieher  nnd  ebenfalls  finanziell  wichtig,  verlangen  jedoch  nnr 
anenafamsweise  eine  besondere  ßetraehtang,  da  diese  Einriobtangen 
nnd  Gebtthren  mit  denen  des  Staats  oft  ganz  übereinstimmen. 
Bise  AnsiHihme  biUen  z.  B.  einige  Anstalten  für  locale  Gemeinbe- 
tfflrfoisse  materieller  Art  (§.  314).  Unter  den  Erhebnngsformen 
irt  dfcgenige  der  „Beiträge"  wohl  in  den  kleineren  Verbänden 
wiehriger,  als  im  Staatsverband  selbst  (§.  385).  In  der  folgenden 
Darstellnng  des  Gebttbrensystems  wird  anf  die  Gebttbren  jener 
Verbände,  soweit  nOthig,  mit  ROcksicht  genommen.  Diese  Dar- 
stellaag  selbst  mass  sieh  aber  im  Ganzen  auf  eine  Uebersieht 
der  Kategorieen  besofarUnken ,  wobei  nnr  einige  finanzwissen- 
flchafUiche  Bemerkangen  eingeschaltet  werden.  Bloss  einige  Ge- 
bühren der  volkswirthsehaftlichen  Verwaltnng  w^en  noch 
etwas  näher  behandelt 

§.  290.  Die  Rechts-  und  Verwaltnngsgebtthren.*) 
Sie  kommen  in  den  beiden  grossen  Gebieten  der  Verwaltnng,  bei 
der  Inneren  Verwaltnng  and  bei  der  Rechtspflege  vor. 

L  Gebtihren  der  Innern  Verwaltung. 

1.  Gebühren  fllr  die  Mitwirkung  von  öffentlichen 
Behörden  in  Angelegenheiten  des  persönlichen  Lebens 
der  Bevölkerung.    Von  dieser  Mitwirkung  ist  entweder  die 

•)  In  d.  J.  Aufl.  Heiner  NenbeaTbeitung  des  I.  B.  der  Fin.  war  in  §.  98  schon 
^  Uebersiclit  dieser  GebQhren  gegeben.  Dieselbe  gehört  aber  systematiscb  richtiger 
eat  bieher  in  die  spec.  Gebuhrenlcbre.  Sie  ist  di£er  in  der  2.  Aufl.  d.  1.  B.  weg- 
g«Uidb«o.  Im  Folgenden  ist  sie  ridilicb  Ter&odeit  n. rerrollstflndigt.  S.  aach  Stein, 
3.  A^  S.  2S4  ff.,  ron  dem  leb  im  Einzelnen  oft  n.  vesentlicb  abveiche. 
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Rechtsgtlltigkeit  von  geviesen  Thatsaiohen  and  Handhiigeii 
der  Personen  bedingt,  oder  es  werden  dadnrch  Tfaalaachen  reofat- 
Hob  constatirt  nnd  amtlieb  beglaubigt.  In  baden  F&Uu 
fnngirt  der  Staat,  oder  in  seinem  Auftrag  die  Gemeinde  u.  s. 
als  oberstes  Organ  der  Reehtsordnong.  Die  wichtigsten  bierher 
gehörigen  Gebühren,  welche  fr^ch  mehrCach  in  Steuern  Oba^ 
gehen,  sind: 

a)  Gebnbren  fOr  die  reohtsgttltige  EfaeaehlieisnBg 

ror  staatlichen  oder  als  solebe  gldehzeitig  mit  fungirenden 
kirchlichen  Organen;  femer  Gebühren  fUr  die  Gewäbrong  d« 
Rechts  der  Ehesoheidnng.') 

b)  Gebuhren  fUr  Givilstandsämter  oder  der  als  solebe 
dienenden  kirchlichen  Organe:  eventuell  schon  ftlr  die  TOIe^ 
schriebenen  Eintragangen  Ober  Geburt,  Ehesebliessong,  EbeseheidoBg 
und  Tod  in  die  Standesregister;  regelmässiger  für  die  ErtbeOnn; 
von  amtlichen  Anssflgen  aus  diesen  Registern  und  Air  Geirib- 
mng  der  Einsiobtnabme.*)  Dieee  Auszttge  dienen  dann  als  reoliti- 
gültige  Beglaubigungen  der  betreffenden  Thatsache.  Das  Merkottl 
der  Gebühr,  nnd  zwar  der  Rechtsgebtlhr,  triitt  bei  mftssi;«^ 
fixen  Sätzen  hier  durchaus  eu,  da  auf  dem  System  der  nffesdnlMi 
Standesregister  eine  Menge  der  wichtigsten  peraSnliehen  BmMi^ 
Verhältnisse  beruht 

o)  Gebtlhren  fUr  die  Mitwirkung  von  Behörden  bei  der  Aendenng 
der  ReohtsrerhlUtnisse,  welche  den  Erwerb  und  Verlust  der 
Staats-  nnd  der  Gemeindeangehörigkeit  betreffen  oder 
sich  an  den  Wechsel  des  Wohnsitses  (Domicils)  und  Aufent- 
halts knfipfen.  Gebflhren  sind  die  betreffionden  Abgaben,  wob 
sie  (direct  durch  Baarzahlung  oder  meistens  in  Stempelform  erhobeo) 
fUr  die  beanspruchte  Thätigkeit  der  Behörden  eintreten,  daher  etwi 
die  Urknnden  treffien,  welche  Uber  die  bezüglichen  Thalsadieo 
aasgestellt  werden,  in  massigen  festen  oder  naoh  der  sDge- 


Bezügliche  Gebüliren  f.  d.  EbescIilieBsnBg  bOdoi  regehnlssig  doen Bestwd- 
theil  der  kirchlichen  sogea.  StolgebUhreD.    Die  ireltlichen  CinbtMiW*^ 
hab«n  ia  Deutschland  die  Begister  UDd  die  darauf  bezüglichen  Yeriiaiull^ 
kosten-  und  stempelfrei  zu  ßihrea.   Beichsgesetz  r.  6.  Febr.  1S76  oberSf' 
famdnng  d.  PetsoneiutaDds  o.  a.  w.  §.  16,  preuss.  Ges.  r.  9.  USn  1874  §.  lt> 
♦)  Nach  d.  Gebnhrentarlf  dra  gen.  Eeichsges.  v.  1875  sind  fttr  Vorlegnii? 
Register  I—IV,  M..  f.  AtmOge  V,  H..  eveat  bis  2  H.  zu  eiheben.  Gebtibrcii&«il^< 
foi  UnremOgeiule.    Nadi  d.  preuss.  Ges.  t.  1874  fiiessm  diese  Gebshnn  ii^ 
Oemeindecaase.  Die  bnnde^LtU.  Commis^n  von  1877  schlag  t  Auszüge  au  ^ 
Standesregittem  einen  Belchsstempd  (also  f.  d.  Beichscasse)  ron  50  Fl 
In  England  I  p.  Stempel  t  Geb.-,  Thni-,  Sterbeschelae. 
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fähren  HtLhewaltang  der  Behörden  abgestnften  SKtsen. 
Wild  die  Abgabe  als  EDtechädignng  fttr  die  Vortheile  er- 
hoben,  welche  der  BetrefileDde  daroh  dea  Erwerb  eines  Becbts  er- 
huigt,  z.  B*  bei  der  Aufnahme  in  den  Staats-  nod  namentlich  in 
dn  CtomdndeTerbandj  so  treffen  die  Merkmale  der  Gebühr  nicht 
immer  genau  so;  jedenfalls  wird  die  Abgabe ,  besonders  bei  einer 
gewissen  Htthe  des  Satzes,  Öfters  aar  Steuer.  Eine  solche  Staats- 
abgabe kann  diejenige  fUr  Ertheilnng  der  Nataralisation  sein. 
Commnnale  Abgaben  dieser  Art  sind  die  Bürgerrechts-,  die  Ein- 
zugs-, die  Hdmaäisgelder'n.  dgl.  m.  Schärfer,  obgleich  anch  nicht 
rein,  eraobeint  der  Oebafareneharacter  einer  Abgabe  fOr  die  Za- 
lassong  znr  Theilnahme  an  Nutzungen,  z.  B.  des  6e- 
meineigenthnms  der  Commune.^)  Wird  die  Abgabe  wesentlich  nur 
diför  erhoben,  dass  der  Staat  das  bezflgliche  Recht,  z.  B,  der  Ein- 
imd  Auswanderung,  Oberhaupt  gewährt,  so  hat  sie  mehr  einen 
leinen  Steoercbaraoter,  so  das  alte  Abzngsgeld  bei  der 
WtMibme  des  Vermögens  des  Auswanderers.') 

d)  Gebtlhren  (meistens  der  Polizeibehörden,  dann  der  Verwal- 
(og  des  Auswärtigen,  der  Consolate,  in  Gemeinden  der  Behörden 


Dm  GebOhrenwesea  auf  dieseiB  Gebiete,  —  ob  a.  welche  d.  za  wessen  Gunsten 
Geb&hren  erhoben  werden,  —  hänget  eng  mit  der  Gestaltung  der  Becbtsordnong  fOr 
Ein-  D.  Aaswandemog,  Fremdenrerkebr,  Heimathwesen  n.  Zai^echt  zusammen.  Daher 
naueitUdi  oft  ForÜiUl  oder  ErtnAaiigiing  toq  GebQhrea.  VgL  bes.  Stein,  Yerwl 
(WO  ObrigetiB  d.  fioanz.  Seite  kaum  berührt  wird),  n,  nnd  Handb.  d.  Verw.L,  2.  A., 
S.  t3I  ff.  Dana  Wagner,  Gmndleg.,  4.  Kap.,  Abscbn.  6— S.  —  Beispiele.  Natn- 
ralisationaa.  S.  üomm^Ber.  1S77,  &  400.  Gram  VencUectoidMtt  in  d.  «inzefaieii 
danbaliea  Staatea:  Fteussen  nur  d.  aOg.  Bteoqwl  f.  Aasfert  v.  V/^JL\  Sachsen 
Geb.  7.  6  H.  nebat  Geb.  v.  S  — 10  M.  f.  d.  roransgeh.  Verhandl.;  Hessen  34  M. 
30  Ff;  Wtlrtemb.  20  M.  f.  1  Hann,  10  K.  f.  1  Fiaa,  6  M.  f.  1  Kind  anter  14  3.; 
Baiern  6  V.  Stempel  Q.  307  M.  80  Pf.  Taxen  (!);  Baden  16  M.  50  Pf.  Stempel 
Q.  Sportein.  100  M.  Taxe  f.  jede  Person  (d.  In  räterl.  Gewalt  stehenden  Kinder  in  d. 
Familie  frei);  Hamborg  Taxe  jl  Geb.  90  M.,  aiuserd.  £.  stidt  Bttrgorbrfef  30  11. 
Die  CommisaloQ  schlag  eine  Reichsgebohr  r.  100  M.  f.  d.  Drknnde  vor.  Viel  zn 
hoch!  —  Ueber  Einzngsgelder  n.  s.  w.  s.  z.  B.  d.  prenss.  Städteordn.  f.  d.  Ostl. 
PiDT.  r.  30.  Hai  1853,  §.  52:  ZoUssigk.  r.  Einzagsgeldem  f.  EriaabnisB  d.  Ntederiass., 
dsgl.  Tou  Eintritts-  n.  Hansstandsgeldem  ron  Nenanziehenden  n.  GemeindeaogehOrigen 
bei  BegrUnd.  eines  Haasstands  n.  znr  Theilnahme  am  BQi^errecht;  dflgL  ron  Einkaoft- 
geld  (oder  jfthrL  Abgabe)  z.  Theilnahme  an  d.  Oenaindenntztugen.  Mftheres  aber  das 
itAdt  Einzags-,  Bttigerreckts-  a.  Einkaofigeld  im  GaB,  r.  14.  Hai  1S60.  Maximum  d« 
Xhizngsgelds  in  Stadtgemeinden  nadi  d.  OrtifrOsse  3 — 20  TUr.  Anfheb.  dieser 
Abgabe  f.  Uledeiiass.  (nicht  f.  Btlrgerrecht  u.  t  Theilnahme  an  d.  Gemeindenatz.) 
dttreh  Ges.  t.  2.  Hin  1867.  Das  norddeutsche  Ges.  Ob.  Freizagigk.  r.  1.  Nov.  1867 
§.  8  rerbietet  allgemein  die  Ethebnng  t.  Gemeindeal^ben  der  neu  Abziehenden. 
VesratL  EinfloSB  dieser  Gesetzgeb.  anf  die  finanz.  Ijtge  der  Gemeinden  aach  deswegen. 
ÖTORae  Bedeat  dieser  a.  ähnL  Abgaben  froher  in  Saddentschland.  —  Die  ErtheUang  der 
iBfnabmenrliande  an  die  Angehörigen  eines  deutschen  Bondeestaats  in  einem 
«deren  Btntdesstaat  kostenfrei  nach  Beicfaages.  r.  1.  Joni  1870,  g.  24. 
*)  &  Wagner ,  Gnndleg.  §.  245. 
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der  letzteren)  fttr  die  Ansetellnng  von  LegUimationspapierefl 
aller  Art  (Pftsse,  WaDderbQcher,  HeimathBoheine).  Gebahren  lind 
diese  Abgaben  anter  der  VoraaseetEong,  dus  der  Private  das  Bedtt 
bat,  die  ThatBaehe,  derentwegen  er  das  Papier  witnseht,  i.  B.  die 
Reise,  den  Domioilweohsel,  frei  vorsnoebmen  nnd  keinem  Zw  sog 
nnterliegt,  ein  solobes  Papier  za  nehmen.  Anderenfalls,  also  %.  B. 
wenn  jenes  Recht  selbst  erst  dnrch  die  Abgabe  erworben  werdes 
mnss,  wird  die  letztere  eine  Steuer.^) 

2.  Gebtthren  ftlr  die  Ertheilnng  besonderer  Rechte, 
wodurch  m  Gunsten  des  Einzelnen  eine  Ausnahme  vob 
allgemeinen  Recht  gestattet  wird.  Auch  diese  Abgaben  sisd 
freiliob  nar  tbeilweise  Gebtthren,  anderen  Theils  eigentliche  Steoeni: 
Ersteres,  soweit  sie  eine  Kostenrergtttong  fttr  die  beansproebte 
Thtttigkeit  von  Behörden  darstellen.  Darttber  hinans  tritt  d« 
Steaercharacter  herror.   Hierher  geboren  zwei  Fälle: 

a)  Gebtthren  fttr  die  Ertheilnng  besonderer  Rechte,  etwas 
zn  thnn,  was  das  gemeine  Recht  nicht  von  selbst  gestattet  oder 
woran  es  die  Mitwirkung  von  Behörden  knttpft,  oder  was  es  im 
Allgemeinen  verbietet.  Im  Einzelnen  daher:  Gebtthren  fttr  Frir^- 
legien,  Certificate,  Approbationen,  gewerbliche  nnd  aita« 
Concessionsgebtthren,  Patent  gebühren  n.  s.  w.  Die  meUtea 
dieser  Gebtthren  gehnren  nach  den  Ökonomischen  Wirkungen  da 
Thätigkeiten,  an  welche  sie  sich  knttpfen,  zn  den  volkswirthscluA- 
liehen  Gebtthren  (§.  315)  oder  gehen  in  diese  mit  über.  Auch  die 
nnter  der  vorigen  Nr.  1  erwähnten  Fälle  von  meist  stenerartigen 
Gebühren  fttr  Ans-  and  Einwandemngserlaubniss  u.  s.  w.  gehören 
hierher. 

b)  Gebtthren  für  die  Exemtion  von  bestimmten  allge- 
meinen Rechtssätzen  und  daraus  hervorgehenden  Verpflieb- 
tungen  des  Einzelnen,  also  fttr  die  Erlaabniss,  etwas  za  unter- 
lassen, was  die.  aUgemdne  Rechtsordnong  vorsehreibL  Dabin 


^  Aneh  hier  oiger  ZiunmaealuaiK  mit  dar  Oettaltimg  cL  Zug-,  Reis»-,  FremdeB- 
redilB  n.  s.  w.  S.  Stein  Q.  meine  tiniodleg.  m.  &.  0.  Hohe  PssssteDeni,  im  Zo- 
Mmioenhiuig  mit  dem  Zngrecbt,  der  comorantlen  Steneriisft  £  die  K<^&teiier  d.  Stut: 
bea.  noch  in  RosBltnd.  S.  Wsicker,  Selbstrenr.  d.  Steaenres..  8.  278  ff.  Bise- 
br&Boff,  imp.  B.  I.  «ctcB  I,  21  n.  Tab.  am  Schlnss.  Ann.  d.  fin.  ross.  par  A.  VesH- 
loreky,  5.  Jahr.  F6t  1876,  p.  8.  Qe8.-£ina.  ans  Pftssen,  meist  d.  8og«D.  Buea- 
pSssen,  jetzt  2.5—2,7  Mül.  R,  in  d.  20er  Jahren  über  4  Mill.  R.!  Tarifproben  b« 
waicker.  Aaslandspass  &  R.  n.  f.  je  V«  veitere  Abiresenh.  3  B.,  PUcatpSsse  dei 
Bauern  f.  V,  J.  85  Kop.,  1  J.  1  R  45  Kop.  —  In  Dentschland  Max.  £  1  PKS 
ao  AuBfot  D.  Stempel^b.  nach  Beiohwes.  r.  12.  Oct  1867  3  M.  Vorechlig  aws 
Beichsstempels  r.  1  M.  £  d.  Fass,  60  F£  £  Pankuten  im  Ber.  d.  Commiai.  r.  1871. 
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kmon  D.  A.  auch  eine  Abgabe  fllr  die  Erlangung  der  Berechtignng 
%um  kllTseren  HiKtardienst  (Institution  der  sogen.  Einjahrig- 
Freiwilligen),  femer  das  sogen.  Webrgeld  oder  die  Abgabe 
ftlr  die  Befreiung  Tom  Militärdienst  und  Aebnliehes  ge- 
reehnet  werden,  welehe  freilieb  auch  nnr  ein  gebtthrenartiges 
Moment  enthält,  soweit  neralich  eine  besondere  Mühewaltung  der 
Behörden  (in  Bezug  aof  Feststellung  der  Thatsaohen  o.  s.  w.)  da- 
dorob  TergoHen  werden  soll.") 

3.  Oebflbren  fBr  eine  im  nothwendigen  allgemeinen  oder 
im  speeiellen  Interesse  eines  Einzelnen  nud  auf  dessen 
Verlangen  erfolgende  Thätigkeit  einer  Verwaltungsbehörde 
in  den  Angelegenheiten  dieses  Einzelnen,  bez.  QebtlbreD  ftlr  die 
Inanspruchnahme  dieser  Thätigkeit.  Dahin  gehören  die  meist 
in  Stempelform  erhobenen  Abgaben  fUr  Eingaben  an  und 
Beseheide  von  öffentlichen  Behörden  in  Privatangelegenheiten. 
Bei  mässigen,  gleichen  oder  nach  ungefährer  Mdhewaltong  abge- 
■toflen  Sätzen  trifffc  das  Merkmai  der  Gebühr  hier  zu.*) 

4.  Gehttbren  fttrBeglanbignngs-  und  ähnlich«  Thätigkeiten, 
Ar  obrigkeitliche  Besoban,  fttr  Anfsichtstlbang  a.  dgl.  m. 
Es  ist  der  Staat,  der  hier  durch  seine  oder  im  Übertragenen  Wir- 
kottgskreise  durch  Commnnalorgane  als  Vertreter  der  Beehtsordnong 
lod  als  oberste  An  orität  diese  Fnnoti(»ien  ausüben  lässt  Das 
Merkmal  der  Gebähr  liegt  vor,  wenn  im  nothwendigen  allge- 
meinen Interesse  eine  solche  Thätigkeit  erfolgt,  die  aber  auch  dem 


*)  Tri.  Ria-VagDer,  Ffn.  I.  g.  748  ttber  Wehmld.  Zontx  von  Ban.  Ib  der 
2.  Anll.  d.  Neoburbeit.  irefgobliebcn.  Die  bumlesrtiu.  Commlseion  v.  1877  scbllgt 
f.  Scheine  ober  d.  Berreiung  Militärpflicbtig^er  r.  d.  activen  Diuimtpflicbt  (Aasscliliesbtings-, 
ADBinustenings-,  ErAareserre- ,  Seowebncheinc,  ron  denen  1.  D.  von  1674—76  zos. 
215.000  Stack  j&brL  Miagesiellt  wurden)  eine  Reicbsstempelabgsbo  ron  20  M.  vor; 
ebenso  t  Bercchtigaiigsscbeine  z.  froivill.  Dienst  20  In  Baiern  bestand  seit  1828 
£  KiliUreDtlass.-  u.  Freiscbeine  ein  Stempel  v.  &.,  seit  lb68  v.  10  fl.  (Ertr.  1871 
IL  72  i.  D.  155.000  iL);  in  Wurtemb.  süt  1868  eine  Abgabe  r.  22  fl.  für  nicht  aoa- 
frehobene  Kriegädieoilpflicbtise.  Mit  d.  Einfuhr,  d.  Boichümilttftrgesetze  wurde  dies 
HeMitigt  —  In  Prankreich  zahlen  die  Einjährig-- Frei  willigen  1500  Fr.,  wwcff^en  sie 
aber  LOhBimg,  Kleidung.  Verpflcgong  n.  Wohnnng  wie  jeder  andere  Soldat  erhalten. 
B.  f.  1H77  Betr.  d.  EinzaU.  15  Hill  Fr.  —  Beisp.  anf  and.  tiebietea  sind:  Ertbellaog 
T.  ZHspensationeo,  z.  B.  bd  Ehebiudemiasen,  bei  Gewihrang  der  nnU  aetatis,  bei 
HjöorenniOtserUir.  (in  Preatsen  6  M.). 

*)  Vgl  Ban,  Fin.  I  (5.  A.),  §.  231  snb  1  n.  2,  nebst  Beispielen  in  den  dazn 
gebOr.  Koten,  wo  aber  die  Schreiben  o.  Bescheide  in  Verwaltnngs-  n.  in  gorichU. 
Sacbea.  die  GebQhren  u.  d,  VerkefarDSteaem  nicht  nnteiscbieden  werden.  —  Bei- 
spiele: PrensseB.  Eingaben.  Gesuche  u.  9.  w.  fVttber  6  Sfi;r.,  Beacfaeide,  Ausfer- 
t^^ngen  n.  a.  w.  15  Sgr.  Stempel,  seit  1S73  beide  Stempel  aufgehoben.  Baiern 
Hngaben,  BesolntioDen  im  AUgem.  9  Kreuzer,  Oesterreich  V«  Va  ^-  iitempel. 
Bassland  Claaseastempel  r.  20,  40,  70  Eop.,  1  B.  p.  Blatt  t  Eingaben  D.  Be- 
scheide in  Priratsachen. 
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Einzelnen  Betroffimen  Vortheile  gewShrt  oder  uden  Koetea 

erapart  Der  Uebergang  in  die  Steuer  ist  leicht  und  geecbiobtUdi 
nicht  nnwirhtig  gewesen  <Hllnze).  Viele  dieser  GebObren  haben 
nach  den  Wirkungen  der  bezU^ichen  Leistangen  die  Bedeatnng 
von  Wohlfahrtsgebdhren  (s.  §.  298  ff.,  §.  315). 

5.  Gebühren  fflr  die  Ertheilang  von  Ebren  und  Wttrden 
(Titel,  Ordens-,  Adelsverldbungstaxen  n.  dgL).'") 

6.  Gebühren  für  den  Änfentbalt  und  die  Verpflegung 
der  Sträflinge  und  Gefangenen  in  den  ätrafanstaltea  und 
Gefängnissen.  Naittrlich  ist  die  Erhebung  von  den  Vermögens- 
nmatttnden  der  Einzelnen  abhängig. 

Bei  allen  diesen  Gebühren  der  Inneren  Verwaltung  handelt  es 
sieh  um  Thätigkeiien,  welche  mit  dem  Beohts-  und  lfachts««ek 
zusammenhängen.  Das  scbliesst  aber  nicht  ans,  dass  mehrere 
dieser  Tliätigieiten  auch  Gebiete  des  Coltur-  und  Wohlfahrtssweeks 
und  speeiell  privatwirthschafüiche  Interessen  der  GebtthrenaaUar 
berflhren.  Besondeis  gilt  dies  von  manehen  Gebühren  der  dritten, 
vierten  und  fttnften  obiger  Rategorieen.  Bei  der  WQrdigung  dieser 
Gebttliren  und  bei  der  Bemessang  ihrer  Höhe  ist  das  zu  beachten 
Je  nachdem  bei  der  Classification  der  Gebtlhren  das  Homeat  der 
ÄustlbuDg  allgemeiner,  dem  Staate  speoifisch  eignender  Verwtltang»- 
tiiäiigkeiten  oder  das  Moment  der  Forderung  auch  individneUer 
Cnltur-  und  Wirthschaftsintereseen  mehr  betont  wird,  wird  man 
einzelne  Gebühren  mehr  zu  der  ersten  oder  zo  der  zweiten  Claase 
zählen.  Hier  ist  das  erste  Moment  voran  gestellt  Zur  VervoU- 
stäodignng  s.  unten  §.  297  ff.,  wo  mehrere  dieser  Gebühren  etwas 
näher  behandelt  werden. 

II.  —  §.  291.  Gebühren  der  Rechtspflege.")  Auf 
diesem  Gebiete  ist  das  Gebtthrenwesen  seit  Alters  vorzugsweise 

")  Baa,  Fln.  I,  g.  233,  rovarf  diese  AI^CBben,  flowoit  de  nicht  Uimb  ferisge 
Ve^fOtang  f.  d.  Ansfeitl;.  sind.  —  HitaDter  aar  die  allgem.  Oebabr  1  Aasfetti«aig«« 
a.  dkl.  Baiera:  GlaaeeDStempd.  t  Verleih,  d.  Orafeadtds  130,  Erbeb,  ia  Poraiea* 
ftand  200  fl.  —  Bedeatong  dieser  Absabea  ia  Baeslaad,  Addaredeihang  173. 
FOistenslanderhebao^  1085  B.,  ezd.  d.  GebOhrea  f.  Wappea  o.  Eopieeo.  Daan  die 
Bangsteaer  (Tschio),  die  aber  z.  Tb.  aar  eiae  (aapass.)  Form  der  Beioldaa^s- 
steoer:  Tschingebtthr  v.  90  Kop.— 607,  B-  bei  MiÜtär,  t.  1  E.  5  Kop.— laO»/,  B.  bei 
Ciril,  daza  noch  Stempel,  bei  Clrll  6—36  B.,  eodlich  1  Monatsgage.  Walcker, 
Selbstvenr.  294.  Neaerdiogs  Ver&ader.  eingetreten.  —  Im  Princip  sind  Gebobis 
f.  Ehren  a.  a.  ir.  irohl  zd  rechtfertigen.  Anders  sind  die  Abgaben  bei  Anstellaagai 
r.  Beamten  (Stempel  f.  d.  Ansfcrtig.  d.  Patente  a.  b.  w..  ancb  (jebaltaabzOge  bei  d« 
1.  Aastell.  n.  bei  Tttbeaaer.)  aBfin&nen ,  velche  im  Allgem.  nioht  aagaiaeaaaa  liad, 
tüaalA  ob  der  Ertnf  ^fitch  in  die  Staatooane  odetinPansicBB-,  WlüwwcawsB  m.i.T. 
kommt 

")  Vgl  Stein,  3.  A,  S.  370  IT. 
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fliagebflrgert,  bat  aber  bis  in  die  Neuzeit  vielfache  formelle  und 
materielle  geBebiehtliche  Wandlnogen  erfahren.  HiesbrUnchliGhe 
Äusdehnnng  der  Qebtlhren  za  anpassenden  Stenern  war  hier  von 
jeher  Öfters  »  rtt^  und  fehlt  anch  gegenwärtig  noch  nieht  In 
frSberer  Zeit^  beeonders  im.  Hittelalter  in  einzelnen  Ländern,  hat 
die  Beobtepflege  aof  diese  Weise  fast  mehr  den  Cfaaracter  eines 
Finaniregals  als  eines  weseetliehen  Hobeitsrecbts  gehabt^*) 

Die  „Oebtthren"  sind  femer  nicht  immer  oder  nar  theilweise 
in  die  Casse  des  Öericbtsherm,  sondern  mit  in  diejenige  der 
Biobter  nnd  der  Verwaltnngsbeamten  bei  dem  Gerichte 
geflossen  (ISporteln).  Diese  Personen  bezogen  in  diesen  Abgaben 
die  OegeoleiBtnng  fUr  ihre  yon  einzelnen  Privaten  in  Änspmoh  ge- 
nommene nnd  dann  kraft  ihres  Amtes  ansgeflbte  Function.  Die 
£ÜBahme  diente  ihnen  an  Stelle  oder  znr  Ergänzung  des  Qebalts 
oder  der  Unterhaltsmittel^  welche  sie  dbeot  vom  Geriehtsherm  be- 
logen. Diese  Abgaben  waren  auch  wegen  dieses  Privatbezngs 
■inchen  AÜssbräncben  ausgesetzt,  wennglflich  regelmässig  nach 
fisrkommen  oder  später  nach  Gesetz  als  feste  Taxen  normirt 
£TSt  in  der  neieren  Zeit,  wo  anch  die  Gerichte  immer  ansachlieBs- 
licber  landesfUrstlieiie  werden,  also  die  Patrimomaljnstiz  be- 
seitigt wird,  bQrgert  sich  immer  mehr  der  Grundsatz  ein,  die  Ge- 
riditsgebtthren  aller  Art  ansschliesslioh  der  Gasse  des  Ge- 
rieh tsherrn  znznftlhren  nnd  nur  in  einzelnen  Fällen  den 
fierichtsbeamten  noch  einra  kleinen  Antiieil  davon  zn  belassen 
oder  Ben  dnznränmen:  eine  Entwickelnng,  wdehe  aber  noch  nicht 
ttberall  nnd  in  den  einzelnen  Ländern  za  verschiedener  Zeit  and 
«ach  in  verschiedenem  Umfange  znr  Geltang  kommt,  mehrfach 
«st  in  der  IGtte  dieses  Jahrhnnderts.") 


^  Vgl  Vooke,  brit.  Steueni,  197  ff. 

^  Tgl.  prenss.  Ges.  aber  Gerichtskosten  vom  10.  Mai  1S51,  §.  18:  Die  aas 
•cbHenl.  »der  anch  nar  theüveise  Änireis.  einzelner  Beamteo  aof  sel^t  verdiente  Ge- 
tekioD  ftatt  Besolct.  findet  mit  Aasnahme  d«r  CalcalatoreD  niclit  mehr  statt  Im  Badget 
t  1876  stehen  an  „Einnabmen.  die  als  Emolameote  der  Beamten  z.  Tenrend.  kommen" 
1^1  HiU.  M.  beim  Jnstizmin.  (rhein.  Gerichtssprengel).  —  Nach  der  neaeo  Kaicbs- 
GedchtBordnong  tritt  d.  Institst  d.  Gericbtsrollzieher  ein,  f.  welche  dem  Beichstag 
In  i.  Setdon  187S  der  Sotwnrf  eine;  GebahnBordnong  vorgelegt  ist  (Acten  d.  Session 
1878,  S.  844  £).  —  Ib  Frankreich  sind  die  sogen.  Greffieis  neben  dem  Gehalt 
nf  QebUhren  in  der  Form  von  Antheilen  an  den  droits  de  greffe,  den  Ge- 
tiehtigebiUiren,  o.  A.  nam.  an  den  EiDtragaBgagebDbren  (fttr  d.  Gintragong  der 
Proceese  iL  s.  t.  in  die  GerichtsioUen)  a.  an  den  Aasfertigongsgebuhren  ange- 
Viesen:  Anttieila  tob  10  7^  enteren,  50%  (erent.  20  7a)  *^  letzteren.  Diese  An - 
flielle  veoden  rom  Gr^ffier  r^leich  einbehalten,  der  aber  Commis  aod  Canzlaipersooal 
RQteitaako)  a.  107«  des  Betrags  (so  wenigstens  Anher)  an  den  Staat  abfahren  wm. 
S.  Hock,  Fin.  Frankreichs  S.  201  S.  ~  Nirgends  wo  var  das  SportelweseD  zn  Oonstoft 
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Urafusende  Tarife  ftlr  die  „Geriofatsko«ten"  werdea 
dura  anfgestellt")  Die  Einbürgerung  des  Stempelwcsens  sdt 
Ende  des  17.  Jafarfaonderts  gab  den  Aalass,  manche  gerichtliche 
Tbätigkeit«!  in  der  Form  von  Stempelabgaben  besablen  a 
la»en,  indem  fllr  die  Eingaben  nnd  SdiriftBtOeke  nnd  fttr  die  Er 
^nntttisse  der  Oebranch  von  Stempelpapier  Torgeschrieben  wird. 
Aach  an  diese  Binriebtung  knOpf^BQ  sieh  aber  wieder  öfters  HiM- 
br&ncbe:  Die  bezüglichen  Abgaben  worden  ans  Oebtthren  fflr  be- 
stimmte Hfihewaltnngen  zn  nnpaBsenden  Steoeni.  In  andercD 
Fällen  dagegen,  besonders  bei  der  freiwilligen  Geriobtebarkei^ 
nahmen  sie  tfaeilweise  gleichzeitig  den  Gharacter  von  Verkebn- 
stenem  an,  welche  an  sich  nicht  immer  nnriehtig  waren.  Koek 
jetzt  ist  in  der  Praxis  der  Gebtthrencharacter  und  der  Stener 
character  auf  diesem  Gebiete  oft  vermengt,  was  fllr  die  wisseo- 
sehaftliohe  Benrtheilang  nnd  fllr  die  formelle  Darstdlong  ßohwicrif- 
keiten  macht 

In  neuerer  Zeit  sind  die  Gerichte  (hie  nnd  da  aneh  besondere 
VerwaltungHbehOrden),  znm  Theil  in  Anknflpfeng  an  nnd  in  Fort- 
Inldnng  von  einzelnen  filteren  ähnlichen  Einriehtangen  der  sopa 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  ttftersmit  der  Pflbrnng  Öffentlich« 
Bflcher  oder  Register  beavftragt  worden,  in  welche  gewiM 
Rechtsgeschäfte  und  Rechtsverhliltnisse  regelmässig  eingeti«gei 
werden  mflssen  oder  können.  Entweder  hängt  die  GaltigkeH  dieeer 
Reohtsgescb}lfte  nnd  Verhältnisse  hiervon  ab  oder  gewisse  Rechte- 
vortbeile  knüpfen  sich  an  die  Eintragung  an.  Die  EinriebtoDg 
dient  daher  hier  znr  Sicbemng  and  Begtanbignng.  Sie  entspridt 
allgemeinen  Interessen  der  Gesammtheit,  indem  sie  Anforderoogeo 
an  die  Reehtssicberheit  nnd  an  die  formelle  Richtigkeit  der  Ge- 
schäfte n.  8.  w.  erfüllt,  and  gleichzeitig  speciellen  Interessen  dtf 
einzelnen  Personen,  um  deren  Rechtsverhältnisse  nnd  Geschäfte  es 


dar  Beamten  bei  den  OffestL  BehOrdeo  n.  insbes.  »cb  bei  dfln  Oericbt«  M  uup- 
dehnt,  bo  mit  Missbriochen  o.  Dberboben  Sktzen  rerbnodea  n.  ist  tio  spit  eine  iaMf 
noch  nicht  ^dz  Tolbtlnd^e  Seform  dagetreten  wie  in  EDflud.  T(cl.  Mwr  die  lebt 
rervickelien  Verblltnisse  Dich  dem  Stande  um  18SS  Oneist.  eofl.  YenrjBdit  AnL 
II,  ]2ir>,  1224,  1353.  Vocke,  brit  Stenern  S.  205  ff.  209  ff  Mei^t  jetzt  BefloMoD;« 
fizirt.  bes.  f.  d.  Burcanpardonal  (clcrca) :  Zablnn;  derselben  tos  fiebdbren.  Die  Debir 
sobOäse  der  Gebühren  an  d.  Staatscanc.  Im  J.  1876/71  Bind  763,000  Pt  Si.  Sport* 
verschiedener  Aemter  dm  consolidirten  Fonds  zogaflosien.  —  8.  «ach  Ban,  ti»-*- 
§.  235  snb  4. 

**)  Ein  wicht  Beispiel:  das  in  vor.  Note  erwähnte  prenss.  Ges.  v.  1831.  » 
aber  f.  Hohenzollem  xl  f.  den  Olner  GerichtaapreDgel  (fransOB.  Beoht)  mcht  ttit 
Dazn  die  Novelle  r.  H.  Mai  1S53  n,  9.  Hai  IBM.   Jetzt  der  fiitwnrf  ^«  6ebÄi- 
kostengeietzeB  für  das  Deatsohe  £eicb  (BeichstagMesMon  lb78). 
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Bich  im  eoncieten  Fall  handeh.  An  diese  EinricbtiingeD  knttpft 
■ich  daher'  mit  Recht  ein  nmfassendes  Gtobflhrenwesen ,  dasjenige 
der  n^en.  Begister-  oder  £intragangBgebühren.  Aach 
wenn  die  Eintragung  nnabhingig  vom  Willen  des  oder  der  Be- 
theiljgten  auf  Grand  eines  allgemeinen  gesetEliohen  Gebots  erfolgen 
masa,  raüert  die  Abgabe  den  Gharaoter  der  Gebühr  nicht,  falls 
nothwendige  sachliche,  nicht  finanzielle  (^iohtspanote 
jenes  Gebot  rechtfertigen  and  falls  die  Abgabe  nach  ihrer  Art 
und  WBbß  im  riefatigen  Verh&ltniss  zo  den  Kosten  der  Einrichtung 
und  2nm  Nutzen  des  betheiligten  Privaten  steht.  Das  System  der 
öffentlichen  Bücher  und  der  Begisterabgaben  stinunt  indessen  mit 
diesen  Voraussetzongen  nicht  immer  tlberdn.  Insoweit  sind  die 
betreffenden  Abgaben  nur  theilweise  Gebühren,  in  manchen  Fällen 
reine  Stenern  aas  der  Gattung  der  Verkehrssteuern.  (Haopt- 
faU:  Das  Enregistrement  Frankreichs).  Ob  und  wie  weit 
«e  als  solche  Stenern  zu  rechtfertigen  und  selbst  zn  verlangen 
sind,  ist  in  der  Stenerlehre  zu  erörtern. 

§.  292.  Die  Gebühren  ans  der  Rechtspflege  lassen  sich  im 
Anschluss  an  die  Art  der  richterlichen  Thätigkeit  und  demnach 
an  die  Art  der  Leistungen  in  PriTatangelegenheiteD  in  vier  Classen 
eintheileo:  Gebühren  der  streitigen  Civilgerichtsbarkeit; 
der  Criminalgerichtsbarkeit;  Vermögens-,  besonders  Geld- 
strafen;  Gebühren  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit, 
insbesondere  BegistergebUbren.^^) 

1)  Gebühren  der  streitigen  Girilgerichtsbarkeit. 
Hierher  gehören  die  in  der  Regel  vom  unterliegenden  Theile  oder 
nach  der  näheren  Bestimmung  des  Richters  von  beiden  Parteien 
za  bezahlenden  Gerichtskosten  (Sportein,  Taxen,  theil- 
weise in  Stempelform  erhobene  Abgaben).  Sie  stufen  sich 
regelmässig  ganz  passend  nach  dem  ungefähren  Umfang,  der 
Schwierigkeit  der  richterlichen  Thätigkeit,  daher  nach  den  Arten 


")  Vgl  Bau,  nn.I  (5.A-).  §.  234,  235.  —  Diese  EintheUanip  schlieset  sich  an 
das  preoe^h-deatsclie  System  der  Gerichtskostcn  ao,  ist  aber  auch  sacblich  begrüudot 
Die  DorchfOhrung  gestaltet  sich  oatürlich  nach  dem  im  eiozeliiüQ  Lande  geltenden 
Bechl,  boa.  auch  nach  dem  Proccssrecbt,  manchfach  verschieden.  Das  Detail  ist  gross. 
Im  FolgendcB  Verden  nur  Einzelheiten  ans  dem  prenss.  n.  aas  dem  neacn  dcntschea 
GebUbiengcsetz  (bez.  Entwarf)  als  Beispiele  angeführt.  Ueber  die  anderen  Länder 
S.  die  ia  d.  Vote  1  dieses  Abschnitts  angegeb.  Gesetze  u.  Literalnr.  Die  Gericbts- 
kosteo  Bind  bes.  bei  kleineren  Objoctea  and  wenn  sie  sich,  vie  bei  gorichtl.  Ver- 
bnfen,  mit  Besitzvechselabgaben  a.  dgL  m.  vcrbindea,  io  einzelnen  Undern  tiner- 
McUcbkoch,  w z.B.  In  Frankreich,  s,  Note  17.  Debet  Grossbritaonien  s.  bes. 
Tffcke.   Bei  Bau  filtere  Angaben  Uber  Baden. 
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der  Processen  nach  dem  Bang  der  Q«ricbte  (Instamen),  aber  aaak 
nach  dem  Werthe  des  StreitgegeiutandB  ab.   Aucb  im  letsterai 

Fall  sind  diese  Abgaben  Gebühren,  wenngleich  sie  lüer  geBclüeht- 
lich  Öfters  zu  eigentlichen  Stenern  dnroh  ihr«  Hohe  anaarten.  Die 
Abstafnng  der  Oebtlhr  naeh  der  Hohe  des  Werths  det  Strdtgegea- 
Btands  ist  zwar  gewöhnlich  nicht  der  Htthewaltnng  des  Geriebts 
proportional,  wohl  aber  einigeimasBen  dem  Kntzen  der  geriehtlioheB 
Leistung  fltr  den  Proeessirenden.  Die  Degrestion  der  Oebfllff 
(als  Quote  rom  Werth)  mit  steigendem  Werth  erseheint  nicht  vn- 
bedingt  geboten  (§.  324).  Von  diesen  wie  von  anderen  Gerichte- 
kosten  werden  nnter  gewissen  Umständen  notorisch  UmvennSgende 
befreit^*)  Die  Bezahlung  der  Gerichtskosten  durch  die  Pro- 
eessirenden wird  auch  practisch  nothwendig,  am  der  ProcesssQckl 
Torsnbengen.  i^e  volle  Deckung  der  Kosten  dieser  Gerichtsba^^ 
durch  die  Oebflhren  ist  aber  nicht  geboten  und  nicht  dnmal  ob- 
bedingt  erwünscht,  weil  die  Institation  als  solehe  dar  gesammtci 
Bevölkerung  zu  Gute  kommt 


^  Vgl.  preoBs.  Ges.  t.  1861  §.  5. 

")  Beispiel.  Fieassen,  Ges.  r.  1851  n.  1854,  nebst  daza  peh&r.  Tan£  b 
A%em.  BemesBiiDg  der  Gobuhren  nacb  d.  Eapitftiverth  des  Objects;  bei  G<p»" 
Bt&nden,  die  keioei  Scb&tzung  nach  Geld  fähig,  in  der  Begel  wie  bei  GegenstlaAa 
T.  400  Thlr.  Werth,  bei  wichtigeren  t.  1000—5000.  bei  nnbedeatendercn  f.  60  I» 
100  Thlr.  Werth.  Dann  UnterBcheidnng  nach  den  einzelnen  Momeoteo  im  ProcM» 
nach  dem  Ver&hren  n.  den  Procesaarten ,  z.  Th.  nach  den  Inatapzen.  TL  B. 
zurOckgewiea.  Klagen,  Rechtsmittel,  Beschwerden  n.  s.  w.  bis  zn  100 Thlr. 
von  je  10  Thlr.  2%  Sgr..  aber  nicht  unter  6  Sgr.;  rom  Mehrbetn««  bis  200  nür. 
von  je  10  Thlr.  IVi  ^-i  vom  Mehrbetrage  von  je  50  TUi.  2\  Sgl.,  Us  s.  Ibz. 
Ton  4  Thlr.  —  2)  Im  Mandatsrarfahren:  rom  Botrage  Ina  Ind.  20  TUr.  TtHnthlb 
1  Sgr.  (8VtVo)<  1-  6-  nicht  unter  6  Sgr.;  vom  Hehrbetiaga  U»  ISO  Thlr.  nnja 
10  Thtr.  6  Sgr.  (l'/s%);  rem  Hehrbetr.  bis  zo  200  TUr.  tob  io  10  Thlr.  2ViSp< 
(VsVo)^  Tom  Mehrbetr.  bis  zu  500  Thlr.  von  je  50  Thlr.  7%  Sgr.  (V»7o); 
Mehrbetr.  bis  zn  1000  Thlr.  von  je  100  Thlr.  10  Sgr.  (Vj%);  Mehrbetr.  tod  je 
100  Thlr.  2Vs  Sgr.  ('/«  "U}  —  3)  ProccsBO  mit  Ansschlnss  gewisser  besondrer  Proca»- 
arten:  z.  B.  bei  Beendig,  durch  Contumazialbescheid,  ÄgnitionsresolDt, 
Vergleich,  vom  Betr.  bis  60  Thlr.  incL  voa  je  1  Thlr.  IV»  Sgr.  (SVa),  nicht  mW 
5  Sgr.;  vom  Mehrbetr.  biß  150  Thir.  ron  ie  10  Thlr.  10  Sgr.  (3'/,Vo):  Tom  Mehrb«. 
bis  500  Thlr.  von  je  50  Thlr.  1  Thlr.  (27J;  vom  Mehrbetr.  bU  1000  Thlr.  von  y 
100  Thlr.  1  Thlr.  (l'/o);  vorstehende  Sätze  (Qr  jede  Inatanz.  Vom  Mehrbetr.  M 
20,000  Tblr.  in  1.  Instanz  von  je  200,  in  höherer  Instanz  von  je  500  Thlr.  1  Tbb. 
(Vt.  bez.  Vs7o);  ^om  Mehrbetr.  in  1.  Inttaaz  von  j«  1000  Thlr.,  in  hOheier  tob  j( 
2000  TUr.  1  Thlr.  (Vu.  bez.  V»  V«)*  "den  welteroi  Abinderangfin  bd  sooHigw 
processaal.  Voi^ängen  (s.  Ges.  r.  1864,  Art  7  bis  9).  —  4)  In  SnbhastatiMM 
Processen  für  das  ganze  Verfahren  einschliessl.  der  bd  dem  UTpothekeebM 
zu  Toranlassenden  Eintragungen  und  Ausfertignngen ,  bis  zur  Abfassnng  der  Adjar 
catoria,  diese  ausgeschlossen:  vom  Betr.  des  Werths  des  Grondstttcks  bis  100  Thlr. 
incL  von  je  1  Thlr.  1%  Sgr.  (5  Vo);  Tom  Mehrbetr.  bb  500  Thlr.  von  je  10  TW. 
V/t  Sgr.  (2Va7J;  vom  Mehrbetr.  bis  2000  Thlr.  von  je  50  Thlr.  15  Sgr.  (I*/Ji 
vom  Mehrbetr.  bis  20,000  Thlr.  von  je  100  Thlr.  10  Sgr.  (V,  %);  vom  Mehrbelr.  na 
je  100  Thlr.  5  Sgr.  (Ve7o).  Dann  für  die  Adjudicatoria  o.  alle  aaf  Grand  detsellM 
zu  eiiaasendea  VerfQgaDgen,  aosschliesslich  der  znr  Kaofgelderbdegoog  gdtOrigBo: 


OebtlliTeii  der  ttnU.  CirÜ-  n.  6.  Crin^-buk.  47 

2)  Gebttbren  der  Griminalgeriobtsbarkeit  Im  Falle 
äer  VerartheUmig  bat  der  Venrtbeilte  regelmUssig^  anch  Abgaben 
eines  gebfihrenartigen  Gbaracters  zur  Deckung  der  Kosten  des 
U&torBnebnogSTer&hrens  za  zahlen.  Die  Höbe  dieser  Abgaben 
riehtet  sieh  naeh  der  Art  der  Verbrechen  nnd  Vergehen,  der  Höhe 


lom  Betr.  bis  200  Thlr.  ron  je  1  Thir.  1  (3Va7<i}:  nm  Mehrbetr.  bis  1000  Tblr. 
Ton  je  10  Thlr.  5  Sgr.  (l'/iVo);  vom  Mehrbetr.  bis  20.000  Thlr.  von  je  100  Thlr. 
IV«  Thlr.  öd«  l'/fl  7„;  Tom  Mehrbetrage  Ton  je  100  Thlr.  1  Thlr.  oder  1  %.  —  Die 
DegMflsioo  dieaei  Slöe  und  dadurch  die  remiTe  BegiUutiping  dee  Groesbesitzes 
imd  GroBslfapitals  gegenOber  dem  Kleiobesilz  ist  erheblich.  Z.  B.  stellen  sich  bei 
SabhastaflniqirocesseD  Ind.  Adjadicatorien  die  Oebtlhreii  nach  diesem  l^rif: 


Werth  dMObjects 

GebQhr 

in  7. 

100  Thlr. 

6  Thlr.  — 

5 

500  ,. 

23    „     10  Sgr. 

4.67 

2,000  „ 

68          10  „ 

2.916 

20,000  „ 

328    „     10  „ 

1.6416 

30,000  „ 

438          10  „ 

1.4611 

Dieselbe  Kegel  der  Degressioo,  nar  mit  viel  st&rlceren  SUzen  Uberhaopt,  zeigt  sich 
hl  folge  der  onreheoreD  Stempel  n.  a.  t.  In  Frankreich.  Mach  einem  amtL  Bericht 
CLeroy-Beatiliea,  Fin.  I.  511)  Gilten  sich  im  Jahre  1873  bei  gerichtlichen 
TerllD/en: 


daase  nach 
Werth 

Zahl  der 
Yerklnfe 

Mittlerer  Betrag  in  Fr. 
des  Zuschlag-  der 
Preises  Kosten 

%  der 
Kosten  rom 
Preise 

Bi9  500  Fr.    .  . 

1307 

286 

S&3 

123.29 

500— JOOO  Fr.  . 

1814 

764 

388 

50.76 

1001—2000  Fr.  . 

3326 

1480 

417 

28.1& 

2001—5000  Fr.  . 

6479 

S390 

477 

14.08 

6001—10,000  Fr. 

476S 

7112 

564 

7.92 

Deber  10,000  Fr. 

660S 

43.702 

979 

2.24 

Ihircbschnitt   .  . 

14,457 

609 

4.21. 

Ib  EntTDrf  des  deutschen  Gerichtskostengesetzes  werden  in  bilrgerlicben  Bechts- 
streitigkeilen  die  GebUhren  nach  den  Werth  des  Streitgegenstands  vie  folgt  erhoben; 
hia  20  H.  Werth  1  IL  GebtUir;  21—80  M.  W.  2.4  H.  Geb.;  61—120  M.  W.  5.2S1  Geb.; 
121—200  U.  W.  9  M.  G.  ;  201—900  U.  W.  13  U.  G.  ;  901—450  M.  W.  18  H.  G.; 
451—650  M.  W.  24  M.  G.;  651—000  M.  W.  30  M.  G.:  901—1200  M.  W.  96  H.  6. 
ud  so  veiter,  8201—10,000  H.  W.  98  M.  G.;  dann  für  je  2000  H.  W.  10  M.  Gebühr 
laehr  (^/«7aX  1^6  rolle  Goicbtsgebuhr  wird  erhohen  fiir  die  coDtisdictorischc  münd- 
liche Verhandtong  (VerhaDdlnagsgebUbr).  fur  die  Anordnang  einer  Beveiaaufnahme 
(BovflisgebShr).  1  eine  andere  ^tscheidaog  (Entscheldangsgebübr).  In  der  Berafangs- 
iaetau  erhOhoi  sich  die  Gebührensätze  am  '/^i  i»  der  Berisionalostanz  um  Vs-  Bei 
nichtrermSgensrechtlichen  ÄDSprtlcben  wird  der  Werth  des  Streitgegenstands  zu  2000  U., 
aunahmsweiae  za  200,  600,  10,000  n.  50,000  M.  angenommen.  —  Statist.  Daten  Ober 
die  Einnahme  bei  den  einzelnen  Arten  der  Cirilprocesse  in  Prenseen  s.  in  den 
Beilagen  der  Beichstagsacten,  Sesa.  v.  1878,  S.  617  ff.  Im  Geltungsbereich  der  Verordn. 
r.  2.  Jan.  1849  var  d.  SoUeinnahme  f.  d.  2.  Semester  1875  7.158,802  M.  In  Baiern 
■echti  d.  BbeiDS  1876  in  Cirilproc.  239,467  M.  Stempeltaxen  o.  564Jt61  M.  Taun. 
Anaserdem  rin  niAt  genau  m  bodfiemder  Betrag  von  Einnahmen  aus  Stempel- 
papier  {u.  Marken).  In  Saohaen  SoUeinn.  an  allen  Gerichtsgeb.  3.64  Hill.  M. 
in  1875,  wovon  nach  Massgabe  des  Dresd.  Grengels  41.4  */o  ^on  hOrgerl.  Bechts- 
Mreitigkeiten.  4.2  ron  Goncarsen,  8.5  ron  Strafsachen,  45.9  '/o  ron  Geechäften  der  frel- 
viUigeo  Gerichtsbariceit  Wortemb.  Oerichtssportelo  r.  I^rilproc  n.  Concarsproc 
103,887  M.  Baden  dagl.  c.  600,000  M.  und  ca.  100,000  M.  Stempel.  Hanbuig 
aa^arilproc.  n.  GfloeiuwB  1S70  «■  Geiiditsgeb.,  ^portdn,  Taxen,  Stempd  n.  s.  w. 
277,000  IL 
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der  erkaDnten  Sfrafeo,  ftvch  mttnnter  nach  der  Oattang  der  Ge- 
richte and  nach  den  Instansen,  vor  denen  darlbw  verhaiM 
wurde.  PrinoipieU  ist  die  Ercielnng  roUer  Kostondeckug  der 
Criminalgerichtebarkeit  dorch  die  Gebfihren  statthaft^  praeüseh 
aber  wegen  der  Ärmnth  der  mdsten  Vemrtfaeilten  nicht  sa  erreidmi.*') 

3)  Vermögens-,  besonders  Geldstrafen  (einBcbliessBeh 
sogen.  Ordnungsstrafen  bei  Verstössen  g^n  gesetzliche  Vor 
Schriften),  welche  von  Gerichten  (mitantw  in  Folge  gesetxlieber 
Anordnung  von  anderen  Behörden,  besonders  der  PoÜEei)  aafsrlegt 
werden,  neben  oder  statt  anderer  Strafen  oder  direct  ah 
solche,  lassen  sich  auch  unter  den  Gebflhrenbegriff  bringen,  wenn 
sieh  auch  andere  Eigenthttmliohkeiten  mit  ihnen  verbinden.*^) 

§.  293.  —  4)  Gebuhren  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit, besonders  Rcgistergebtfhren. 


")  fieispieL  PreiiBs.  Ges.  r.  3.  Hai  1858  (in  Stelle  der  wa^hiAeM  B»- 
atimmiugda  lUs  Ges.  t.  1851  getreten):  bei  einftudiflB  HobdielistalilB-  n.  diesugldtfe- 
gostellten  Sachen,  irenn  die  Stnfe  in  contumadun  oder  auf  sofiut.  £ingeswii> 
erfolgte,  nach  dem  StrafiniuBe  äne  Gebühr  von  V><  Vi.  Ii  iVi*  3  Twr.;  wai 
die  AnscholdigUDg  bestritten  worden:  das  Doppelte  düeser  Sitze.  Im  Ges.  r.  18H 
waren  onterschiedeD :  die  gericbtl,  Untereacb.  vor  Einzelricbtem ,  mit  GebQbrm*^ 
dem  Str&fmaass  von  2,  5  a.  10  Tblr.,  vor  Drei-RichteT-CoUegien  in  1.  Idsl  25fiit- 
ror  Schwurgerichten  nach  Strafinaass  ron  50,  100,  200  Tblr.,  in  den  2  bJlhA 
Instanzen  die  UiUfte  dieser  S&tze.  Nach  d.  Ges.  r.  1 S53  wird  zwischen  den  Gencin 
bei  der  Feststellong  der  GebOhren  nicht  uaterschiedeo.  Die  S&tze  variiren  in  12  Stute 
nach  dem  Strafmaass  von  1 — lOü  Tblr.  —  Nach  dem  Entwarf  d.  deutschen  Geridl>- 
kostengesetzes  bildet  die  recbtskriftlg  eriLannte  Strafe  den  Maassstab  for  die  Hftbd  du 
Gericht^buhr  aller  Instanzen.  In  1.  Instanz  rarüren  die  ~ Gebühren  in  II  Sttte 
EWiscbfln  5  D.  300  M.  —  Prenssen  1874  an^wend.  I»ub  Aodann  an  (M^m^* 
kosten  4.75  Hill.  H.,  an  Oerlchtskoeten  rereinnahmt  848,747  H.  f  acl.  der  aiBgelnacktti 
haaren  Aaslagen  (c.  10  <l«r  Kosten?}.  —  Baiern  ans  Strafproc.  1876  eiipi< 
501,000  M.  und  aasserdem  Stempel  —  In  Wttrtemb.  bestehen  Sporteln  in  Soi^ 
Sachen  nicht   In  Baden  1876  Einnahmen  dafor  c.  130,000. 

Geldstrafen,  TennOgenBConfiscatioaen  im  Ältertbnm  n.  Mittelalter  sehr  reifareiM 
XL  Öfters  eine  Haupteinnahmeqnelle  d.  FnrstMi.  So  in  d.  Anthdlen  an  d.  BnssoL  Dogs 
Zosammenhang  mit  dem  klteren  Strafrecht  n.  seinem  Ereatz  r.  Leibes-  n.  Lebeustnua 
durch  YerralVgenBstTafea.BQSBeD.  S.o.Notel4.  Absobn.!.  In  der  Gegenwart  wiedw  in  da 
Praxis  in  grosserer  Ansdehnong  begritt'en,  m  Verbindong  mit  neom  PeÜxelgeaatlBfc 
FinaDzgesetzen  (Stenerweseu),  aber  aach  mit  dem  allgem.  Straf  recht  g.  der  Zntuwwr 
Freiheits-  in  Geldstrafen  zn  rerwandaln  odtf  auf  eisten  aar  ia  DnrmnOgeBsblle  a 
eitennen.  Die  uhlreiehen  EinzelfUle  Im  Stra^^esetebnch  and  in  VenrdtnBgsgsBaiM 
können  hier  nicht  einmal  bertthrt  werden.  —  Die  Gesanrnteioiuikne  ans  Strafen  (mW 
den  „retschiedenen  Einnahmen"  der  Etats,  aaeh  wohl  Im  Jnstizetat  specfell  an^^itUf 
z.  B.  in  Prankreich  A.  1877  f.  8.4  Mill.  Fr.,  in  Preassen  i.  Jnstizet  A.  1877/11 
1.675  Mill.  M.  —  Die  Einnahmen  aas  Geld-  oder  Verml^ensstrafen  werden  ron  d* 
Systematikem  verschieden  aofgefasst  nnd  danach  rangirt.  Ran,  Flu.  I.  §■  237 
w4hnt  die  Geldstrafen  bei  deo  Gebahren,  gleich  nach  d.  Erbscbafb,*ebahr*.  Eb«» 
Hock  bei  d.  Gebnhren,  Abg.,  S.  250.  Stein  rechnet  die  Gel^trafen  n.  Bnsseii  « 
seiner  Kategorie  der  „Gef&lie"  S.  228.  Laspeyres.  Art  SlaatswirÜisckaft  >" 
Blnntschli's  StaatswOrterb.  X,  104,  stellt  die  Strafen  den  Stenern  g^;enBber  ab  dl« 
beiden  Arten  der  zwangsweise  erhobenen  Einnahmoi  des  Staats.  Die  nahe  Teibisdwg 
der  Strafen  mit  der  Rechtspflege  rechtfertigt  wohl  die  Einreihnng  hier  an  dieter  Slw» 
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Die  gesefaichllioh  nnd  noefa  nach  dem  gegenwärtigen  Recht 
4er  meuten  Staaten  enge  Verlnndnng  dieser  Ckbllhren  mit  Ver^ 
Itehrsateaem  erschwert  die  Darstellung  nnd  Benrtheilung  anch  in 
der  Theorie  sehr.  Das  Merkmal  der  Gebühr  liegt  vor  —  unter 
der  allgemeinen,  hier  beionden  wichtigen  YoranuetKnng  mässiger, 
^  Hflhewaltnng  des  Gerichts  nnd  dem  nnterlanfenden  Interesse 
des  Privaten  entsprechender  Hohe  — ,  wenn  die  Thätigkeit  des 
ßericbtB  ganz  freiwillig  beansprucht  wird  oder  wenn  es  sich 
DIU  PriTatrechtsrerhältnisse  bandelt,  deren  amtliche 
Cognition  nnd  formale  Regelung  im  Interesse  der 
Sache,  d.  h.  wegen  der  Sicherheit  und  Ordnung  der  bestlg- 
fidwn  Verhältnisse  Toigesehrieben  ist.  Hier  hängt  nun  sehr  Vieles 
vom  FormalismuB  des  geltenden  Rechts  ab.  Die  einzelnen 
PriTatarechtssysteme,  z.  B.  in  der  Gegenwart  das  graneine  (römische) 
Re^,  die  versehiedenen  oodificirten  Rechte,  das  Osterreichische, 
preosradte,  französische  vertreten  hier  hinsichtlich  der  formellen 
ABfordeningen  für  gewisse  Rechtsverhältnisse  und  Beohtsgeschäfte 
Teiwhiedene  Grundsätze,  z.  B.  in  Bezug  anf  Schriftliehkeit  oder 
jffimUichkeit  der  Vertragsachliessnng ,  Eintragung  der  Verträge  in 
öffentliche  Bticher,  amtliche  Anthenticirung  bestimmter  einzelner 
Thatsachen  im  sachlichen  Interesse,  Uebertragnngsform  des 
^enthnms,  besonders  des  Grandeigenthums,  Form  der  hypotheka- 
risehen  Belastung  des  letzteren,  Verwaltung  des  Mtlndelguts,  Ge- 
staltung des  ehelichen  Güterrechts,  des  Erbrechts,  Regelung  des 
Kacblasswesens,  u.  s.  w.*^)  Je  nach  der  verschiedenen  Behandlung 
aller  dieser  Verhältnisse  im  formellen  Recht  ist  eine  Mitwirkung 
TOtt  GwiehtsbehOrden  bald  geboten,  bald  frei  gestellt,  bald,  wenn 
sie  im  ersteren  Fall  unterbleibt,  mit  Reohtsnachtfaeilen,  bald,  wenn 
rie  im  letzteren  Fall  erfolgt,  mit  Rechtsvortheilen  verbunden,  z.  B. 
bei  den  Begistrirungen  der  Verträge  im  französischen  Re<^t  be- 
bnfii  Anthentieimng  des  Datums,'^)  nnd,  bald  im  grösseren,  bald  im 


**)  Sehr  Idimich  ist  in  dieser  Bezielmn^  der  Bericbt  d.  bondearithl.  Commissioa 
?im  1877.  TgL  z.  B,  die  Darlegung  der  Verschiedenheiten  im  Becht  S.  12  dieses 
Berichts  (auch  bei  r.  Scheel,  Jahrb.  d.  D.  Beicha  1878,  S.  71),  voraus  sich  die 
SdwiöiglH^ten  der  gemeinsamen  Gesetzgebung  Uber  UrknudöisteBiipel  im  Eeich  ergebeo. 

Code  dril  Art  1328.  Beohtsoritanden  erhalten  hier  Dritten  gegenüber  durch 
Anmeikong  denelbeB  in  K^wisBeft  O&ntl.  Büchern  ein  sicheres  Datum.  Damit  rer- 
kiidet  lieh  ein  Einregistrinuigszirang  mit  .cirilrechtlichen  und  StraCoachthrilen  für 
<B  Dntariaamng:  vesentlich  eine  Masst^el  fiscalischer  Politik,  in  Anknüpfung  an 
dhu  Ciiibecht.  S.  den  bundesrlthL  CommiesioDsbeT.  t.  1877.  &41;  r.  Hock,  «ffentL 
Abs-,  S.  248. 

A.  Wasser,  FiaaiinriBiaischaft.  II.  4 
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geringeren  Umfange^  fiblioh,  bald  auch  nicht  ttbtioh.  Statt  der  Ge- 
richte selbst  können  mehrfach  aneh  Notare  und  KfanKohe  Penonea 
mitwirken.  Das  Gebtthrensystem  der  freiwilligen  Geriebtsbarkeit 
and  speciell  das  Begistergebtthrensystem  lltost  sich  daher  genaaer 
nur  in  Verbindung  mit  dem  Privatrechtssystem  des 
Landes  beurtbdlen  und  darstellen.  Hier  mnss  es  geattgen,  ftr 
nnsere  gegenwärtigen  Cnltorstaaten  gewisse  gemeinsane 
PriTatreehtsverhältnisse  hervonnheben,  bei  weldien  uah 
der  wenigstens  im  Gtanzen  gemeinsameii  BeehtsansohanoBg  imd 
nach  dem  zweckmässigen  Formalismns  des  faentigen  Beehb 
eine  gerichtliche  Mitwirkung,  bez.  Eintragung  inOffeat- 
liehe  Bflcher  nothwendig  oder  wenigstens  sehr  passeid 
erscheint  und  immer  allgemeiner  fiblioh  wird.")   Dies  ist 

a)  im  Allgemeinen  da  der  Fall,  wo  sich  an  die  gehörige 
formale  Ordnung  und  Sicherheit  eines  Privatreehtsverh&ltnisM 
ein  grösseres  allgemeines  Interesse  anschliesst^  weiches  erfaendit, 
dass  die  betheiligten  Privaten  in  ihren  Rechten  mttgliohst  gesickert 
seien,  dass  aber  aneh  Uber  den  genanen  Umfang  nnd  InhslttUr 
Rechte  möglichst  jeder  Zweifel  von  vornherein  aasgesdiloMS 
sei;  nnd 

b)  im  Besonderen  sind 

a)  Öffentliche  Bücher  (Register)  sn  ffthren  fOr  dit 
Grnndeigenthnm  and  fttr  alle  darin  vo^henden  Eigenthint* 
Wechsel  (GrondstOcke,  Gebäode,  —  Grundbücher);  fttr  die  Con- 
stituirnng  dinglicher  Rechte,  wie  Reallasten,  Servi- 
tuten n.  s.  w.  am  Gmndeigenthnm  and  fttr  die  Verpfändoog 
desselben  (Hypothecirnng,  —  HypothekenbQeher).") 

^  Vgl  Bao,  Fin.  I,  §.  234—237.  der  den  SteoerchancteT  dar  nsüten  "je». 
Eintrags-  oder  Registergebohren  irohl  erkennt,  aber,  da  er  nnr  rom  Standpande  d«r 
Gebühr  aoa  artheilt,  diese  Abgabe  zd  allgemein  fenrirft.  Die  sachliche  WiMi* 
guDg,  wie  sie  im  Text  reancht  wird  (z.  B.  in  Betr.  der  QrundbftGhei)  fehlt  b« 
Umgekehrt  ron  Baa  Stein,  der  ron  seinem  an  sich  richtigereD  Standponcte  aosdaci 
die  Abgabe  zn  veit  billigt  Deber  die  Unertrl|^chkeit  des  Eoregistnmeat  in  sriv 
heutigen  Einrichtong  n.  HQhe  in  Frankreich  s.  Leroy-Baanliea,  Fin.1.  ch.9.*' 
Nlhoa  erst  w^iUt  in  der  Steoeriehie,  bei  den  VeAeanstetmn.  Da  in  der  Fn» 
nach  der  Art  and  H&he  der  betreff.  Abgaben  die  letzter«!  ttboviegend 
wenn  auch  etwa  mit  gebabreDartigen  Elementen  rerbanden,  sind,  M  gehört  ifite 
geaanerD  DarBtellaog  a.  Beoitheilnng  aach  erst  in  die  Steaedehra.  Im  Folgenden  aar 
einige  Beispiele  ron  Alchen  reinen  oder  ttbenriegonden  GebfthreDchuactan. 

*^  Die  Gintragangen  in  die  Ornnd-  nnd  HypothekeabUcher  geKhebea  »uh  f> 
Deutschland  regelmissig  gegen  Oebtthren.  Z.  B.  Prenssen  Uypothekeniachn 
(GB8.T.  1851):  f.  d.  Berichtigung  des  Besitxtitels,  deveo  EintragnagiM 
alle  dabei  rorkofflmenden  Nebengeachifte  rem  Betrage  bis  xa  200  Thlr.  ron  je  2AlUr.: 
10  Sgr.  dV.V»);  Tom  Mehrbetrage  bis  zn  1000  Thlr.  Fon  je  100  Thlr.:  WÄP- 
('/,%>:  rem  Mehrbelr.  von  je  500  Thlr.:  15  Sgr.  {.^/„V,);  SiU  jede  definitire 
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Ferner  Register  für  die  SteUnng  anter  besondere  Seebts- 
sjsteme,  wie  anter  das  Handetsrecbt  (Handelsregister), 
OBler  das  Cknossensehaftsreoht  (Genossenschaftsregiater) 
Q.  d^^.  m.;  fttr  die  E^werbnng  der  Reobte  eines  einzelnen  be- 
sonderen  Recbtsi&stitnts,  wie  das  Urbeberrecht  und 
seiner  drei  Kategorieen,  des  literarisoben  Autorrechts,  des  Patent- 
rechta,  des  Mnstersehntzrecbts  (Register  dafllr)  n.  s.  w.  Aach  für 
die  obligatorischen  Eintragungen  in  di^  Register  sind  Ge- 
blliren  gerechtfertigt,  ebenso  fttr  die  amtUcbeii  Anszttge  aas 
den  Registetn.*^)  Und  EwarAdls  feste  Gebühren,  welche  wesent- 


Eiatrftgnsg  md  alle  dabei  rofkcnnmeDdeB  NebeBg«eoUlfie  bis  m  200  vaA  rnp^ 
1000  Thir.  Weithbetiag  «benffeaanotea  Sitae  (alM  1  *fo  Q-  V«  7»)  \  r»»  TiUßia- 

betrage  über  1000  Tblr.  derselbe  Satz  wie  rorhiD.  Fttr  jede  LOscliDag,  einscUirasl. 
der  BetndiäoD  des  Docoments  und  tütt  dabei  BOnst  roiiomineikden  Nebeagesch&fte, 
die  Hilfte  der  SUze  f.  d.  Xintn^niig.    Jetzt  gilt  die  preaaa.  GraadbDchoTdunng 
T.  5.  Hai  1872  mit  ihrem  gcsetzl.  Tarif.  Proben  des  letzteren:  nach      1  desa.  ft^ 
fie  XstraeimaliiBe  der  Aaflasiangserkl&rang  n.  fUr  die  auf  Grand  derselben 
bewiikte  Eintrag,  des  Eigentb tfmers  n.  s.  w.  o.  s.  w.:  rom  Betr.  bis  200  Tblr. 
ra  je  25  Tblr.:  77^  Sgr.  (1  '/(,};  vom  Mehrbctr.  bis  1000  TUr.  von  je  100  Tblr.; 
^/«  %>••  (V*'/o);  rom  Mebrbetr.  fon  je  500  Thir.;  7'/,  Sgr.  {V«7o)".  nach  §.  2  des 
T»ab  t  jede  endgiltlge  Eintracttag  in  d,  2.  od.  3.  Abtheil.  o.  s.  w.  iUi  di« 
ebeogenaiuiteD  3  Stofen  bez.  4,  5  und  T*A  Sgr,  oder        V«  und  VmV«-  —  Ueber 
Fraikreich  e.  Hook,  Fii.  Frmkreicbs,  S.  204  ffl  Die  grandlegenden  Slteren  Ges^ 
1  Gnadbacber  u.  f.  die  Gebuhren  bei  Sintrigangen  sind  d.  Ges.  r.  21.  rentöse  VQ 
I.  r.  21.  Sept.  ISIO.  Der  Grondbuchnihrer  bezieht  ftir  sich  fixe  Gebuhren,  Antheile 
u  den  Oebtthren  des  Staats  n.  Taxen  f.  Macbaachnngen  in  den  BUchem.  Die  normale 
SlaatigebtUir  ist  1  Promille  f.  d.  Eintragung  v.  Fordernngen  o.  für  d.  lOjähr.  Emeoe- 
rang  deraelbeo ,  dazu  neuerdings  Zuschläge  (meist  20  "J^,    Ein  gleichm&ssiger  Pro- 
portioaalsatz,  statt  des  degressiven  in  Prenssen,  nikhert  die  Abgabe  zwar  etwas  mehr 
der  Steuer,  rertbeilt  aber  die  Kosten  des  Grondbachweeens  doch  wohl  gerechter  mit 
aof  die  Schaltern  der  reicheren  Classen.  —  Bei  den  Verpfändungen  beweglicher 
Sachen,  fwner  bei  Mieth-  und  Pachtrertrigen  ist  die  Eintragung  in  Öffentliche 
Bacher  im  Allg emeinaQ  jedenftlls  nicht  sacbUcb  geboten.    Daher  nehmen  Abgaben 
daflkr  fiel  nehr  den  Ghanctei;  der  reinen  Stenw  an.  (FranzOs.  Suegistrement;  Stempel 
Toa  8<dchen  TerHgen,  z.  B.  rou  Lombaxddarleben).   Dasselbe  gilt  von  ähnlichen  län- 
mgongen  reo  und  Abgaben  für  andere  Verträge.   Den  GrondbUohem  ähnlich  sind 
da^^n  die  Schiffsregister  (D.  Haud.geB.b.  Art  432  If.). 

Beispiele  solcher  Bogistergebtthren  in  Dentechtand.  Die  erstmaL  Ein- 
tragnngen  eines  Vaarenzeichens  und  nach  d.  Reichsges.  r.  30.  Nor.  1S74  mit 
einer  Gebühr  t.  &0  M.  f.  d.  Landoscasse  belegt  Die  Baodesraths-Commiss.  r.  1877 
scUag  ausserdem  einen  Beichastempel  r.  fO  H.  dafor  vor.  Fllr  gewisse  Eintragongen 
tber  das  Drheberrecht  an  Schriftwerken  bat  der  Stadtmh  in  Leipzig  eine 
Belle  zn  ftüiren  (Reichsges.  t.  11.  Jimi  1870).  Filr  jede  Eintragung,  Eintngsschein 
nnd  Anazag  bezieht  er  eine  Gebtthr  tob  15  Sgr.  AehnL  nach  Ges.  r.  U.  Jan.  1S76 
tber  d.  Urheberrecht  an  Werken  der  bildenden  Knnst  Die  gen.  Gommiasion 
sdUäft  £  jede  Eintrag,  in  d.  Leipziger  Bolle  eine  Beicbsgebohr  r.  60  M.  ror.  Einen 
Gebtthmataitf  (mit  Sitiea,  die  roa  1  auf  2  a.  3  M.  steigen)  t  d.  Eiatiagnana  o.  •.  v. 
in  dem  reo  döi  GoiebtNi  za  fiArenden  HnsterTegister  bat  das  Reii^sges.  rom 
tL  Jan.  1ST6,  b^.  das  Urheberrecht  an  Mastern  und  Modellen.  Jene  Gommission 
iHatiagt  weitere  Seicbsgebohren  r.  2  u.  5  M.  Die  Eintragungen  in  d.  Genossen- 
sehaftsregister  (nach  Belobtes,  r.  4.  Joli  1868  kostenfrei)  soUen  nach  gleichem 
Tonchlage  mit  Gebtüüren  t  d.  Beieh,  r.  &  n.  1  M.,  di^jen.  in  d.  Handelsregister 
difL  mit  Beichageb.  ron  10  (AcUea-  a.  (^onunandit-Actieoges.)  a.  5  H.  (andere  Firmen), 

4» 
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Uefa  als  ein  Beitrag  zur  Koatendeckong  der  Einriehtnngen  er- 
Bcheinen;  theib  Gebtlhren,  welehe  sieh  naeh  dem  Werthbetrag 
ricbten,  so  bei  Wechsel  des  Qmndeigenthams,  VerpAndtuig  des- 
selben, anderweiter  dinglicher  Belastung.  Eine  dem  Werthbetrag 
proportionale  (Qaoten-)  Gebtihr  rechtfertigt  sich  dnreh  die 
Rtlckslcht  anf  den  Nutzen  des  Privaten  and  auch  durch  die  bessere 
VerAeilnng  der  Kosten  auf  die  an  der  Einrichtnng  Interesnrten 
(§.  324),  Freilich  geht  gerade  hier  die  Oeblihr  leicht  in  eine  — 
oft  indessen  ganz  passende  —  Verkehrsstener  Aber,  welche  %.  B. 
bei  Progressirslltzen  der  Abgabe  vorliegen  würde. 

ß)  Femer  sind  im  Besonderen  Gebtthren  gerechtfertigt 
bei  der  nothwendigen  Mitwirkung  derOeridite  inNaehlass- 
regnlirnngen;  in  Vormund schaftssachen;  bei  der  ge- 
richtlichen Erlfffnung,  eTontnell  auch  Aufbewahrung  (kaum 
nnbedingt  bei  der  Errichtung)  von  Testamenten;  bei  der 
Mortificirung  von  Schaldarkunden ,  insbesondere  von  ( auf 
Namen  oder  anf  Inhaber  lautenden)  Actien  und  Obligationen  n.a.  w.^ 

In  diesen  ond  in  ähnUehen  FftUen  finden  sich  auch  gewtHudieb 
Gebühren  in  der  Praxis ,  oft  nach  der  Höhe  der  Sätze  nnd  nad^ 
der  Art  der  fiereohnong  auch  abergehend  in  oder  Terbondeo  mit 
Verkehrsateuem.  In  zahlreichen  anderen  Füllen,  z.  B.  htä  StempeV 
ond  Ähnlichen  Abgaben  für  Urkunden,  namentlioh  Schnldorkimden 


andate  auf  Anlzag  «ifotceiute  EintrafiugMi  nif  1  IL  bel^  verdau;  ADsxtce  aai 
der  Leipz.  Boll«,  d«a  Hudeb-,  QenoeMDicluftB-,  Mosteiregistem  mit  je  1  IL:  Uatcc 
Abgaben  ron  wenigstens  dt^velser  Gebflhrauutar. 

")  Die  Begehmg  der  betr.  Gebttbren  lichtet  eich  nstOifich  wieder  rielbeh  awA 
dem  FonaaliBiniu  dee  geltmden  Beebts.  —  Bd^iel;  prensa.  Qn.  w.  1891,  bei.  tSM. 
NachlassresaliriinKeD  (g.  S4  d.  Ges.  r.  1861  u.  Ajt  18  d.  Oea.T.  1854.—  o&aa 
ErbtheiliiDK):  t.  VemOgen  bis  100  TUi:  r.  jedem  TUr.  l'/a  Sgr.  (6"/.),  nicb  nMor 
16  Sgl.;  r.  Mehrbetr.  bis  200  Tblr.  von  je  10  Tblr.  10  Sgr.  (3Va*/o);  Mehrbetr. 
bis  1000  Tblr.  von  je  50  Tblr.  20  Sgr.  (1'/b7o):  Mehrbetr.  bis  6000  Thlr.  rem  je 
100  Tblr.  20  Sgr.  ("/.  V»);  r.  Mehrbetr.  ron  je  500  Thlr.  20  Sgr.  (Vi»  Bei  geiicbd. 
Erbtheihiag  diese  Sätze  um  die  Hilfte  erhobt  —  FOr  d.  TormandscbaftsweaeB 
gilt  jetzt  im  Allg.  d.  prenss.  Ges.  t.  21.  JoU  1S75,  betr.  Kosten,  Stempel  o.  GebUhns 
in  YomondschanssacbeQ  (Norelle  z.  Ges.  t.  1851).  Duach  z.  B.  „bei  den  z.  Wnhr- 
nehmnng  einzelner  OeschUle  eingeleiteten  PflegBchaflen  nnd  im  Falle  der  Beatelluf 
eines  Gegenrormiuids  neben  d.  geeetzL  Vonnund"  immer  Vs  M.  von  je  60  M.  bte  sa 
500  M.  (1«/J,  r.  je  ISO  U.  t.  Mehrbetr.  bis  zd  600  M.  (Vs7o)<  t.  je  300  M.  fwa 
Mehrbetr.  bis  za  1500  M.  (V.  Vo).  je  M.  r.  Mehrbetr.  bis  n  9000  H.  V*X 
r.  je  1000  M.  r.  Mehrbetr.  bis  za  13,000  M.  (V,o%);  dann  je  S  M.  tck  HahifaeiE. 
bis  za  30,000  nnd  bis  zo  60,000  M.  und  6  M.  rom  Mehrbeträge.  Andere  Sit»  M 
and.  Pfleg-  n.  Vormondschafton.  Ansserdem  r.  d.  Berennen  deq.  VeraiOgens,  Ob« 
dessen  Tenraltong  dem  Gericht  Bechnnng  gelegt  werdwi  mnss:  30  Pf.  ron  je  30  IL 
(1  'U)  bis  za  300  M.,  von  je  30  U.  des  Mehrbetr.  bis  za  600  M.  (V,  %),  t.  je  80  M. 
des  Mehrbetr.  bis  za  1600  M.  ('/s"/»)  vad  ron  je  130  M.  des  MelriMtiaga 
Ueberau  bedeutend  geilnfere  SU»  des  giOeseien  TemBgens. 
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Bberiutopt,  fltr  Wechsel,  Äotien,  andere  Inhaberpapiere,  fltr  Lombard- 
dulehen,  fttr  kanfnUUuiiBefae  BOeher,  ftir  Qnittangen  n.  dgL  m, 
liegt  dagegen  keine  gebtthrenartige  Abgabe,  sondern  eine  reine 
Steuer  vor.  Anoh  wo  UrknndeD,  deren  Ansstellaog  ohne  Hit- 
wirknng  der  Gerichte  saohUeh  betrachtet  recht  wohl  snlKsBig  ist 
and  nach  dem  geltenden  Recht  auch  zugelassen  wird,  nicht  an  sieh 
steoer-,  hez.  stempelpflichtig  sind,  kann  die  Bestimmung  bestehen, 
dassdie  Urkondebei  Prodncirang  vor  Gericht,  also  nament- 
lich als  Beweismittel,  eventnell  nachti^Uch  zn  stempeln  ist  Eine 
Abgabe  dieser  Art  AüU  dann  unter  die  Elategorie  der  Ckrichtskosten 
md  insofern  unter  die  Gebühren,  vorausgesetzt,  dass  ihre  Hohe 
and  Bemessnngsart  ihr  nicht  doch  auch  so  den  Character  der 
Steaer  wenigstens  theilweise  verleiht'*) 

§.  294.  Die  Einnahme  ans  der  Gesammtheit  der  Gebühren 
der  Rechtspflege  ist  begrenzt  durch  die  Hohe  der  besitglichen 
Sttttsausgaben,  also  besonders  des  Jnstizwesens.  Geht  sie 
dslber  hinaus,  so  nehmen  die  Gerichtsgebtthren  insoweit  den 
Stonereharacter  an.  Richtiger  bleibt  jene  Einnahme  wegen  der 
allgemeinen  Bedeutnng  des  Gerichtswesens  hinter  den  Kosten 
des  letzteren  znrtick.  Bei  der  Regelung  der  verschiedenen  Gattungen 
und  der  einzelnen  Sätze  der  Cteriohtsgebfibren  wird  Hauches  mit 
RSeksicht  auf  das  Ziel,  einen  gewissen  Gesammtbetrag  der  Einnahme 
za  erlangen,  einzurichten  sein:  m.  a.  W.  die  einzelne  Gebtthr 
ist  ein  Glied  m  einem  System  und  muss  daher  mitunter  etwas 
anders  nonnirt  werden,  als  wenn  sie  rein  ftlr  sich  allein  zu  regeln 
wäre  (§.  319).  Eine  finanzstatistische  Vergleichung  zwischen  den 
Kosten  der  Gerichte  und  den  Einnahmen  ans  den  Gtebtthren  der 
Rechtspflege  ist  nicht  einmal  annähernd  genau  dorchzuftthren, 
veil  sich  jene  Kosten  nicht  sicher  auf  die  bestimmten  Leistungen 
der  Gerichte,  an  welche  sich  Gebtthren  knfipfen,  znrflekflihren 
lassen  und  weil  die  Geriehtsabgaben  der  Praxis  mit  Verkebrsstenem 
Dnd  in  Stempelfoim  erhobenen  reinen  Stenern  vielfach  ganz  nn- 


**)  Eine  B«ibe  von  Tenraltnngs-  a.  gericbtlichea  FoncÜonen  ist  bei  den  Gon- 
■nUten  rereinlgt.  Fllr  die  manchÜgichen  ThUigk6ite&  äet  letzteren,  vetche  eine 
SntHe  Anzabl  der  einzelnen  oben  anigeAüirtea  Thitiskeiten  der  „Inneren  Yenraltong" 
ond der  „Recbtspflege"  betreffen,  bestehen  mitunter  allgemeine  Gebflbrentarife. 
So  ftar  das  Deatsche  Beicb  jetzt  der  dem  Oes.  y.  I.  Joii  1872  «igehftngte  Tarif, 
a  einzelnen  Fillen,  wo  dieser  Tarif  keine  Bestimmung  bat,  für  die  mit  Gerichtsbarkeit 
nnebenen  Coamün  d.  prenss.  Tarif  r.  24.  Oct.  186^.  —  Stein  S.  277  (mit  etva» 
ibvddMBdu  ClasBificatlon  der  GebOkrengelidel«). 
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nnterscheidbar  Terbond«!!  sind.*^)  Ueber  die  aUgememen  Regeln 
fitr  die  Hohe  der  Geriohtsgebllhren  b.  n.  §.  817  —  319. 

3.  Abschnitt 

Du  Syrtm  der  flcbthren.  WvtiaBlamg, 

2.  Die  Cnltnr-  nnd  Wohlfahrt«-,  besonders  die  Oeböhren  der 
Tolkswirtfaichaftlichea  Verwaltung. 

§.  295.  Die  Cnltar-  and  Wohlfahrtsgebtthreo  konmu 
auf  den  Gebieten  der  Innern  Verwaltung,  der  Verwaltung  d« 
Unterrichts-  und  Bildungswesent  nnd  der  (materiell-) 
volkswirtfascbaftUchen  Verwaltung  (L  e.  S.)  vor  und 
gliedern  sich  hier  vrieder  nach  den  einselnra  Abtheilungen  der 
Thätigkeit  auf  diesen  Gebieten  sowie  nach  der  Art  der  LeiBttHtfr 
Manche  dieser  CtebUhren,  welche  hier  noch  etwas  genauer  spedfr 
Usirt  werden,  geboren  hierher  nur,  weil  sie  Tommnlich  sad 
individnelle  Cultur-  nnd  Wirthschafteinteressen  fördere,  in 
anderer  Hinsicht  gehören  sie  zu  den  oben  schon  behandelten  Becto- 
gebflhren  (§.  290).  Einige  sind  auch  zu  den  Begistergebflhrei  n 


^  Bau ,  FiD.  I,  g,  2M,  mit  eiidnB  iltaien,  tAm  aoi  den  angagAeneii  Gfbte 
zum  Taigleicli  anzareichendan  statiaL  Jhrfeii  aber  Emnabme  n.  fibden  der  Jnitii- ' 
Uelwr  die  letzteren  b.  Ben-Wagner,  Ein.  ^  §.  69  n.  Veener,  Fin.  I.  g.  103.  - 
Etozelne  intereaa.  Daten  in  d.  Blatfst  Tabellea  des  Beitokta  der  StempebteBeroMinDis- 

.für  1877.  So  z.  B.  IQ  Baiern  rechts  des  Bheina  Stempel  u.  Tuen,  die  olw- 
Tiegeod  Stenern,  in  einzelnen  Titeln  aber  zagleich  GebOhren  f.  obrigkeitl.  FonctioDen 
sind,  in  1876:  in  d.  streitige  Bechtspfiege  1.30,  in  der  nichtstreitigen  9.48,  ii  dn 
Verralt.  1.18,  zus.  11.87  MUL  U.,  neben  „ErlOs  £.  re^nfle  StempeLnateriaUeo"  tob 
1.45  M,  M.  In  d.  baier.  Pfalz:  StempelgebUbren  0.259,  Einregistrirangssebthreii 
1.91  M.  U.,  loscriptseb.  f.  Hypotlulmter  18,C51  U.,  Gerichtsschreibereigeb.  32,795  K. 
woron  9368  M.  als  Antbeile  der  Gericbtsschreiber  abgeben.  Der  Et  des  baiet.  Jntii- 
ministerii  {ohne  Strafanstalten)  war  1877  10.13  Mill.  M.  —  In  Wartemberg  nr 
der  Elttag  der  „Sportein"  1876:  1.081  H.  M.,  woran  auf  aolcbe,  w^che  dieils  ik 
Steuer,  theüs  als  Gebühr  anznsetsan  (f.  Jagdkarten.  Tanzerianbnisa,  YeriataftgewhM" 
gnng  u.  s.  V.)  90,391 ,  f.  reine  Gebühren  der  Best,  nemL  Gerichtaaporteln  212,000. 
8p.  in  Ehesachen  18.295,  Kotuiitssp.  607,000,  Venraltsp.  14S,000  U.  £t  d.  Jvstt 
den.  1S17/78  3.44  KU—  Baden.  Ertrag  1876  an  Gerichtasporteln  «64,000.  Ve^ 
w^tongssportehi  422,000.  Geb.  f.  d.BechtBpolizeirenralt.  1,592,000  M..  ms.  2,678.000  ä 
Kosten  der  Gerichte  (anss.  d.  Minist,  selbst)  im  Et  r.  1877  3.35  M.  M.  In  W&ittB- 
berg  Tie  in  Baden  daneben  noch  .XiegenscfaaÄsacdse"  (Gmndbesitzweckselstenat). 
Erbsch.-  n.  Schenlc-Stener.  —  Weitere  Datem  in  d.  Beilagen  z.  Entwurf  d.  Deatacha 
Gericht^ostengesetzes  1878.  S.  oben  Note  17  o.  AotenstOcke  des  Beichslsgs,  Sesaa 
1878,  S.  636  ff. 

Eine  korze  Debersicht  gab  Bau-Wagner.  Flu.  I,  §.  100,  in  d.  2.  Aul- ^ 
Neubearbeit  fortgeiallen.  Bau ,  Fin.  I  (5.  A.),  §.  290,  238—246  in  d.  Gebobrenlehie. 
wo  nur  Einzelnes  erw&hnt  wird ,  etwas  eingehender  nur  das  Stiassengeld.  Dann  )> 
Abscbn.  v.  d.  Begatien  aber  Münze,  Post.  S.  sonst  bes.  Stein,  Pin.  8.  A..  S.  281 C 
u.  d.  Abschn.  v.  d.  Begalien,  d.  v.  Hock,  Umpfenbach  n.  Pfeiffer  a.  a.  0. 
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reobnen  oder  stehen  mit  diesen  in  näherer  Verbindung,  wie  z.  B. 
die  Fotentgebflbren.  Ob  und  welche  Gebnhren  sich  an  die  einselnen 
beiflglichen  Einrichtungen  des  Staats  and  der  Gemeinde ,  Gfters 
«och  der  Übrigen  SelbstrerwaltongskOrper  kndpfen  soUen,  ist  nach 
dm  sachlichen  Verhältnissen  dieser  Einrichtungen  va  beuräieilen, 
worauf  hier  nach  dem  frtlher  Bemerkten  nicht  näher  eingegangen 
wird  (§.  277,  385).  Die  folgende  Uebersicht  hat  daher  theilweiso 
mehr  nur  einen  statistischen  Gharacter,  ohne  auch  in  dieser 
Hinsicht  auf  absolute  Vollständigkeit  des  Details  Anspruch  zu 
machen.  Bei  einigen  geschichtlich  und  noch  gegenwärtig  finanziell 
wk^geren  oder  strittigeren  Emrichtnngen  werden  jedoch  auoh 
einige  principielle  Erörterungen  angestellt  Fttr  das  Genauere 
ist  anf  die  Innere  Verwaltungslehre  und,  was  die  (nrnteriell-jvolks- 
wiithschaftlichen  Einrichtungen  anlangt,  auf  die  Wirtbschaftliche 
Vsrwaltoagatehre  tn  verweisen  (§.  285). 

I.  Gebtlbren  der  Innern  Verwaltung.')  Hierhin  ge- 
bOnn  etwaige  Gebtlbren  im  Gebiete  der  amtlichen  Statistik.*) 
Hemer  die  Gebtthren  des  Gesundheitswesens,  welche  von  den 
Interessenten  bei  der  Inanspruchnahme  von  Einrichtungen  und  An- 
stalten des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  zu  entrichten  sind,  z.  B. 
fllr  Impfung,  Desinfieimng,  Untersuchung  Prostituirter,  Revision 
von  Apotheken,  Todtenbesobau  n.  dgl.  m.  Endlich  Gebühren  fttr 
die  Benutzung  öffentlicher  Kranken-,  Gebär-,  Irren-, 
Altersversorgungsanstalten,  (weltlicher)  Begräbniss- 
plfttze  n.  s.  w.,  daher  oft  im  Gommnnalfinanzwesen.  Das 
Merkmal  der  Gebnhr  liegt  bei  Abgaben  dieser  Art  regelmässig  vor, 
doch  erfolgt  auch  allgemein  —  z.  B.  bei  der  Impfung,  wie  nach 
der  Reiehsgesetzgebung  in  Deutschland,  —  oder  theilweise  —  bei 
nachgewiesener  Armnth  —  unentgeltliche  Leistung:  also  Ersetzung 
des  Gebflbrenprincips  durch  das  Princip  der  reinen  Aasgabe;  öfters 
mit  BechL  Statt  und  neben  solchen  GebQhren  kommen  noch  Ge- 
bnhim  fttr  die  mit  der  Austtbung  der  betreffiraiden  Ldstnngen  he- 


*)  S.  in  der  Lehre  von  dea  Ausgaben:  Ran-Wiener,  Fio.  I,  §.  78,  Wagner 
l  §.  125. 

*)  So  die  kleine  DeclaratiODSsebahr  im  ansr&rt.  Handel,  so  nach  Ges.  vom 
12.  Jui.  1872  Alt  S  in  Frankreich:  „droit  de  statistiqne",  um  die  Kosten  der 
HudelsMatvtik  zu  decken,  10  cent.  p.  Kollo,  oder  p.  1000  KiL  oder  p.  StQdi  Vieb  n.  s.  w.. 
M  Ein-  uid  AoBgang.  —  Jetzt  (iS78)  auch  im  Dentschen  Beich  beabsichtigt, 
a  £itwuf  in  d.  Sesi.  r.  1678  dem  Beichstag  rorgelegt,  mit  Sltzcu  Ton  5  PI  Air 
1  EoUo.  T.  10  TL  f.  1000  KUgr..  r.  10  Pt  £  1  Stank  grtMereB.  r.  5  Pf.  £  1  Stack 
UÄwre»  Vieb. 


Digitized  by  Google 


56  3.  B.  1.  K.  8.  A.  SyslM.  Cflllar-    WoUfiArtigebltbieo.  g.  m 

trauten  Personen  in  der  Form  von  Taxen,  derra  Höbe  die  Ver- 
waltODg  festsetzt,  ror. 

II.  —  §.  296.  Gebühren  in  der  Verwaltung  des  Unter- 
richts- nnd  Bildungswesens  (erentoell  eiaschlieeslieh  da 
Öffentlichen  CnltnsV)   Hierhin  gehttren: 

1)  Die  Schal-  und  Unterricbtsgelder  an  öffentUoben 
Scholen  jeder  Art  des  Staats^  der  Gemeinde  n.  s.  w.,  inbegnfm 
die  etwaiges  Einsohreibe-  nnd  Abgangagebfibren  beim  Gintritt  md 
Anstritt  aus  der  Schule.  Das  Schulgeld,  welches  an  Offentlicbeii 
Anstalten  kaum  Je  in  einer  stenerartigen  oder  gewerbsgewinnartigcB 
Hohe  vorkommen  wird,  hat  dnrcbans  die  oharacteristischen  Hofk- 
male  der  Oebtthr.  Es  ist  im  Princip  bei  allen  Sohnlen,  ueh 
bei  den  Volkssohnlen  und  hier  auch  im  System  der  aUgemeiBen 
Schalpflicht,  gerechtfertigt  nnd  zu  Teriangen  von  allen  Peraonen, 
deneir  es  nicht  aosdrtlcklich,  nm  sie  m  begünstigen,  im  Fall  naeli- 
weisbaren  geringen  Einkommens  erlassen  wird.  Nur  wird  wegen 
des  allgemeinen  Interesses,  das  sieb  neben  dem  SpeoialinteicBK 
an  die  Schale  knüpft,  das  Schalgeld  bloss  so  hoch  anzosetnen  am, 
dass  es  einen  Beitrag  zu  den  Gesammtkosten  liefert  Ueberdi* 
letzteren  sind  die  Bemerkungen  im  1.  Bande  zu  vergleichen. 

Das  Seholgeld  stuft  sich  passend  naeh  den  Gattongen 
Schulen^)  ab  nnd  steigt  mit  dem  Rang  und  mit  dem  Zweck, 
welchen  die  Schale  für  das  practische  Erwerbsleben  verf(%t  Aseb 
bei  dem  Bernfsseholwesen  ist  fttr  die  Dürftiges  UnentgeUHehkei^ 
zu  gewähren,  aber  nar  (im  Unterschied  von  der  Volksschnle)  bei 
gleichzeitig  nachgewiesenem  Fleisse  des  Besuchers. 

Das  Schulgeld  bildet  Jedenfalls  eine  Einnahme  des  Stasb 
oder  desjenigen  SelbstverwaltangskOrpers,  welcher  die  Kosten  der 
Schale  finanziell  ti%t  Aaeh  wenn,  wie  vielfach  tlblioh,  dasselbe 


*)  B»n-Wagi»«r.  Fin.  I.  §,  50.  Wagner  I,  §.  127.  Über  die  Ains»be  «f 
diceem  Gebiete.  Ohne  Eingdhea  auf  die  Einzelheiten  ist  BUtisL  Uaterial  hier  reitU» 
Dabei  mnss  anf  die  Inn.  Venraltungslehre  dafor  renriesen  ■werden.  Ausserdem  wi 
die  Specialirerke  Uber  DnteiricbtnreseD  einzelner  LSndor.  velche  h&ofig  aacb  ^ 
finanz.  Seite  mit  behandeln.  Vgl  z.B.  Beer  o.  Hochegger,  Fortschr. d.  Dntot'- 
«as.  in  d.  Gnltiurstaaton  Xhuopu,  1.  B.,  Wien  1867  (Tnakt.,  Oeeteir.),  2.  18» 
(ROssL,  Belg.);  Wiese,  d.  höhen  Schnivea.  in  Prensaen,  I  (BerL  1864).  S.  3S.ft99C 
609  (Scholgdd),  U  (1869).  13,  627  £,  646  (Schulgeld).  HI  (1874).  23  fl.,  420  C 

*)  Ob  auch  in  der  Sdnile  nach  der  Glasse  (z.  B.  hfihen«  Seholgeld  in  den  obei» 
als  in  d.  unteren  QaMea  des  Gymnaaiiims),  viid  nicht  allgemein  za  beantmtoi  «*■ 
In  Deatschland,  wie  es  echeiot  erst  neuerdings,  mehr  Tendenz  zu  gUich" 
SUzen  £,  alle  Ctassen,  Toiaof  riellelcht  die  Ueberftülang  der  öntereD  and  mitotf^ 
CUasscn  wegen  du  Eriangong  des  Bechts  nun  Eii^iig-Fieiwilligen-MiliUidiaB't 
Ton  Einflnss.  Beispiele  hei  Gymna^n,  Wiese  I,  611, 
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«Ib  äpeeialeinnahme  der  ächale,  neben  deijenigra  aas  dem 
SelmlrerinOgen,  ans  öffentlioher  Dotation  b.  s.  w.,  bdumdelt  und 
sofort  für  die  Kosten  der  Schnle  mit  verausgabt  wird,  sollte  es 
gnmdsXtalieh  als  Einnahme  nnd  Ausgabe  mit  dareh  die  Beohnnngen 
des  Staats  nad  der  Gemeinde  lanfen,  was  aber  oioht  allgemein  der 
Pall  iat 

Das  ältere,  ehemals  bei  vielen  Beh^Irden,  besonders  bei  den 
Gerichten  galtende  Frindp,  dase  die  Gebühren  ganz  oder  thefl- 
wgAae  Ton  den  Beamten  fitr  ihre  Htlhewaltnng  statt  oder 
ndten  dem  Gehalte  bezogen  werden*  hat  sich  auf  dem  Gebiete  des 
Unterrichtswesens  länger  nnd  aasgedehnter  nnd  vielfach  bis  in  die 
Gegenwart  erhalten.  CksehichtUch  leicht  erklärlich,  wie  bei  den 
Schnien  eorporativen  Gharacters  (Universitäten,  Gollegiengeld, 
Honorar)  ist  die  Fortdaner  dieses  Verhältnisses  nach  der  Eigen- 
tUbaUehk^t  des  Schnlwesens  aoeh  wenigstens  nicht  allgemein  nnd 
nkfat  imbedingt  prioeipiell  abzolehnen.  Denn  wenngleich,  äbnlieh 
wie  bei  Gerichten  and  Verwaltnngsbehdrden,  der  practiscbe  Grand, 
des  Beamten  eine  genflgende  Snstentation  im  Schalgeldbezag  zn 
geben,  auch  bei  den  Lehrbeamten  mit  Becht  wegen  Gewäbrong 
genttgenden  Gehalts  immer  mehr  fortfällt,  so  ist  doch  die  specifische 
Lehrleistang  im  höheren  Grade  als  fast  jede  andere  Leistung 
eines  Staatsdieners  eine  individaale,  am  90  mehr,  je  höher  die 
Gattung  und  der  Rang  der  Schnle  ist.  Dies  kann  wenigstens  den 
privaten  Seholgeldbraog  rechtfertigen.  Dorchaos  notbwendig  ist  der- 
sdbe  andeiseits  nicht,-  znmal  nicht  bei  den  nnteren  and  mittleren 
Schalen,  wo  er  anoh  immer  mehr  beschränkt  oder  abgesohafit 
worden  ist  Der  ansschliessliche  Bezog  des  Honorars  Seitens  der 
UniversitiUBlehrer  hat  noch  mehr  fttr  sich,  erhält  sich  aber  gegen- 
wärtig wohl  mehr  dnrch  die  Tradition  als  dass  er  sich,  namenÜich 
in  seiner  hentigeQ  Gestaltang,  rationell  genttgend  begründen  lässt. 
JedenlaUs  thäten  eingreifende  Reformen  des  Staats  noth,  deren 
nähere  Darlegung  und  Motivirong  hier  aber  nicht  erfolgen  kaun.^)  — 
Unbedingt  wäre  zu  verlangen,  dass  auch  das  vom  Lehrer  persön- 
lich bezogene  Schulgeld,  Honorar  a.  s.  w.  als  Einnahme  and  Aus- 
gabe durch  die  Rechnungen  des  Staats,  der  Gemeiude  läuft.  Denn 
immer  ist  z.  B.  auch  der  Bezug  des  Collegiengelds  des  Universitäts- 
lehrers auf  Grund  einer  öffentlichen  Amtsthätigkeit  erfolgt. 
Dieser  Forderang  wird,  scheint  es,  noch  nirgends  nachgekommen, 

*)  YgL  cUiOber  d.  BemeriL  in  Wagner,  Fin.  I,  §.  74,  Note  21,  z,  Th.  gegea 
L.  Stein,  Lehifank.  WiaMneeh.  o.  Cciilec.gel<l,  Wien,  1875. 
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obgleich  sie  eine  ganz  analoge  wie  bei  gerichtlichen  Beamten  oad 
dtxea  Oeblihren  (Frankreich)  ist  nnd  hier  wenigstens  thsihraiM 
eritUlt  wird.') 

Alle  mit  dea  Scholen,  besonders  den  UnirersißUen  nnd  ähi- 
lichen  Anstalten  verbandeoen  allgemeinen  Ein-  nnd  Anstritto- 
gebttbren  n.  dgl.  m.  lassen  sich  vollends,  wenn  llberfaaapt,  so  bot 
als  Öffentliche  Einnahme,  höchstens  mit  einem  missigen  fix« 
Antiieil  des  beschftfkigten  Unterrichtsbeamten,  rechtfertigen.  Ai 
den  dentschen  Universitäten  bestehen  hier  noch  manche  gesdiidit- 
lioh  ttberkommene  Verhältnisse,  wdche  bei  anderen  OfiiBntyekD 
Anstalten  mit  Recht  längst  als  Hissstände  beseitigt  sind. 

2)  Prttfnngtaxen  aller  Art,  besonders  «n  LehnnstBltm. 
Vielfach  flblich,  sind  sie  aach  principiell  in  aagemesBenen 
Sätzen  als  Gebttbren  gerechtfertigt  Der  hier  noch  Öfter  als  bdn 
Schalgeld  bestehende  Privatbezog  ist  bei  sachgemäaser  Ordang 
in  derselben  Weise  wie  dort  zn  billigen.  Die  Verrechnung  in  den 
Staatsrecfannngen  ist  aach  hier  «a  verlangen,  anch  mehrfach  flblich.  - 

Die  Zengnisse,  Diplome  n.  b.  w.,  welche  auf  Gmadte 
Prüfungen  fiber  Fäbigkeits-  und  Kenntnissnachweis  ansgeilBlIt 
werden,  nnterliegen  häafig  noch  neben  der  Prttfnngstaxe  emerAb- 
gabe,  z.  B.  in  Form  des  Stempels.  Diese  ist  GebOhr,  Bowdt  hin 
eine  neae  MUbewaltiing  einer  BebOrde  oder  eines  Beamten  voiiif^ 
gehört  aber  dann  zugleich  in  die  Kategorie  der  allgemeinen  Vff- 
waltangsgebtthren  ftlr  Beglanbigangs-  nnd  dgL  Thätigkeaten. 
Sie  kann  aber  aach  einen  Steaercbu*aeter  annehmen,  was  dus 
nach  den  besonderen  Veiiiältnissen  des  einaelnen  Falls  cn  ent- 
scheiden ist*) 

3)  Gebuhren  (Eintritts-,  Benatznngsgelder)  fUr  den  Begoch 
und  die  Benntznng  öffentlicher  Kunst-  und  wissenscfaafUicber 
Samminngen,  Mnseen,  Bibliotheken  n.  s.  w.  Häafig  ist  hier  der 
imentgeltliche  Besuch  zur  Regel  geworden,  was  nicht  allgemdn 
boten  nnd  nicht  einmal  immer  zweckmässig  erscheint*) 

4)  Wenn  Staat  oder  Gemeinde  als  solche  die  Kirche  and 
ihre  Diener  nnterhalten,  sind  die  verschiedenen  „KirohengebflbreD" 


*)  Notizen  Uber  Baiern  nach  d.  dort  antl.  Statist  s.  Wagner,  Fin.  I,  §. 
Not«  22. 

")  In  Frenssen  der  allgem.  Stempel  f.  amtL  Atteste  ron  15  Sgr. 

So  bat  ein  ganz  beiechtigtea  nenee  Italien.  Gesetz  von  1875  Uber  die 
trittspreise  in  Offenti.  Sammlangen  n.  s.  v.  (mit  einzelnen  onentgoltl.  Tagen)  nel  Ai* 
fechtnnp  ron  Beiaenden  erfahren,  aber  dqt  die  Neigung  de«  wohDxabendeB  BetM* 
pablicums  für  einen  ihm  zu  Gate  kommendeo  „CoBUBnniBatu*'  reiraüua. 
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fBr  die  BMintenng  kirchlieher  Anstalten  und  Einrichtangen  (Kirehen, 
auch  Kircbhdfe)  und  fOr  die  (eventuell  selbst  gebotene)  ßean- 
sprachnng  kirchKcher  Amtshandlungen  (Tanfen,  Tramingen,  Be- 
erdigung, Gonfinnation,  Belebten,  Abendmablreicbnng  a.  s.  w.)  hier 
mit  unter  den  öffentlichen  Gebtthren  zn  erwähnen.  Aoch  bei  dem 
lUiohen  knoten  Bezng  Seitens  der  einselnen  kirehUcben  Organe 
sind  sie,  wie  in  dem  obigen  Fall  des  Schulgelde,  als  öffentlicher 
Kostenbeitrag  znm  Kirehenwesen  zn  betraehten.  Bei  voller  Selbst- 
stitodigkeit  der  Kirehe  und  finanzi^er  Unabhängigkeit  derselben 
von  Staat  und  Gemeiode  fallen  jene  Gebtthren  unter  einen  anderen 
Genehtspunct.  Sie  werden  zu  frei  geregelten  Einnahmen  des  Ver- 
eins wesens. 

m.  —  §.  397.  Gebtthren  der  Tolkswirthschaftlicben 
Verwaltung  i.  e. S.,  d.h.  in  der  materiellen  Wirthschaftssphäre. 

Fttr  dieses  geschichtlich  und  gegenwärtig  besonders  wichtige 
Gebiet  des  Ctebtthrenwesens  gelten  Tomemlich  die  ErUrtemngen  im 
ersten  Abschnitt  §.  277,  382  ff.,  bes.  §.  283,  284.  In  ßnanzgeschicht- 
Ueher  Beziehung  ist  der  Uebergang  der  zn  Grande  liegenden  Ein- 
richtungen in  Finanzregalien  und  demnach  der  Gebtthren  in 
Stenern  gerade  hier  vorgekommen.  Die  grossen  Kategorieen  der 
älteren  Finanzregalien  und  die  meisten  einzelnen  der  letzteren  ge- 
hören hierher,  wofür  auf  die  Darlegung  im  1.  Bande  zu  ver- 
weisen üt'^ 

Die  beiden  Hauptfragen  allen  Gebtthrenwesena  (§.  282),  nemlich 
einmal,  ob  der  Staat  oder  ein  Selbstverwaltungskörper,  insbesondere 
die  Gemeinde,  die  bezflglichen  Thätigkeiten  ttberhauptfibernehmen 
und  zweitens,  im  Bejahungsfälle,  welches  Finanzprincip 
in  der  Verwaltung  zur  Anwendung  kommen  soll,  sind  hier  besonders 
wichtig  und  strittig.  Die  erste  Frage  specialisirt  sich  dann  noch 
weiter  in  die  beiden  Unterfragen,  ob  die  „öffentliche"  Uebemabme 
ausschliesslich  (insofern  als  ein  „Regal"  des  geltenden 
Reehts)  oder  inConcurrenz  neben  den Frivatwirthschaften  er- 
folgen soll.  Und  in  diesen  beiden  Fällen  femer:  ob  die  Ver- 
waltung der  öffentlichen  Einrichtung  alsdann  von  dem  betreffenden 
öffentlichen  Körper  (Staat,  Gemeinde)  selbst  zu  führen  („eigene 
Regie",  Selbstbetrieb)  oder  einer  Priratwirthschaft  pacht- 
weise oder  in  einer  anderen  Rechtsfonn  zu  Übertragen  sei 

B>a-Wtffiier,  Hii.  I.  §.  101,  109—118.  Vagaer.  Fin.  I.  §.  141, 
U^— 147. 
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(„delegirter*'  Betrieb).")  Alle  diese  Fragen  haben  mit  dei 
analogen  auf  dem  Gebiet  der  privatwirtbBehaftliehen  Erwerbszwdge 
des  Finanzwesens  viele  Aehnliohkeit  und  innere  Verwandtschaft 
In  manchen  FUlen,  wenn  das  Finanxpiinoip  in  der  VerwaltBBg 
strittig  ist  nnd  das  privatwirdischaftliehe  oder  gewerbliche  prindpieU 
oder  Üiatsächlioh  mit  in  Frage  steht,  wie  z.  B.  bei  den  Verkdifs- 
anstalten,  kann  die  einzelne  Einricfatong  in  der  Lehre  von  PriTat- 
erwerb  so  gni  als  in  der  Gebtihrenlehre  ihren  Platz  erhalten.  !■ 
Folgenden  wird  mn  die  frflhere  Seheidang  der  GegenstSode  an* 
geknttpft.^2) 

Die  genauere  sachliche  Erledigang  der  einzelnen  Einrichtnngei 
des  volkswirthschaftUchen  Gebttbrenw^ens  gehört  in  dra  3.  nnd 
4.  Band  des  Lehrbuchs  (Wirthschaftliehe  Verwaltnngslebre).") 
Hier  ist  nur  auf  einige  allgemeine  Seiten  dieser  Ein- 
richtungen anfaierksam  zumachen,  welche  für  die  finanzielle 
Behandlung  wichtig  sind. 

Sowohl  bei  einzelnen  geschichtlich  unter  den  CultnrrSlken 
Überkommenen  „öffentlichen"  Anstalten  dieser  Art  (Strasseor 
Post,  MOnze),  als  auch  bei  ganz  modernen  Zweigen  (Telegr^i^ 
Eisenbahnen,  —  gewisse  städtische  Anstalten,  Gas-,  Wassenrüfce) 
sind  es  recht  eigentlich  GrUnde  der  möglichst  zweekmftsBigen 
Organisation  der  Yolkswirthschaft,  welche  diese  Ehthdt 
tungen  anssohliesslich  oder  nebenbei  dem  Staate,  der  Gemeinde 
tibertragen  Hessen.  Einmal  bewährte  sich  das  privatwirthsohaftliehe 
System  in  der  Herstellung  der  betreffenden  Leistungen  hier  nicht 
oder  fungirte  spontan  gar  nicht;  die  privatwirthschaftlicbe  Con- 
currenz  war  mangelhaft,  factische  Monopole  drohten  oder  selbst 
Rechtsmonopole  waren  nicht  zu  vermeiden  u.  dgl.  m.  AndendlB 
erprobte  sich  gerade  das  durch  den  Staat,  die  Gemebde  vertretene 
gemeinwirtbschaftliche  System.    Der  erforderliche  grosse  Kapital- 
aufwand war  dadurch  besser  als  dnrch  Erwerbsgesellsohaften  zu 
beschaffen,  die  Gewinnchance  fiel  dem  öffentlichen  Körper  zn,  das 
Risico  war  nütesig.   In  Ökonomisch -technischer  Beziehung  aber 

")  Yg^  hierüber  die  ancli  f.  d.  allgemein  ea  Lehren  vichtlsen  a.  varOmlln 
Ertrtenmgea  von  Sa x.  Vertehrsmittel  I.  62  ff.,  bes.  77  C 
'2  Bau -Wagner  I.  §.  93,  94,  Wagner  I,  §.  155. 

")  Kaa's  ToIk3T.sch.politiI[  5.  Aufl.  kann  grade  in  diesen  Foncten  v^en  ihier 
abweichenden  Aoffassong  und  Bebandlong  nur  tbeilveise  ab  Ersatz  dienen -,  ebevo 
j^enUgt  die  Befaandl.  in  s.  Finaoziriss.,  soweit  diese  sich  mit  diesen  Fragen  beachifttgt. 
nicht  mehr.  Gleiches  gUt  v.  B.'  r.  Hohl's  P<dizeiwi8s.  TgL  dagwen  mehr:  L.  t.  Stein'* 
Uaodb.  d.  TerwJdire  aad  H.  BfiiUr's  Denlsoh«  Tamltndit,  bM.  I,  Bach  2 
n,  Bach  4. 
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stand  die  Gemeinwirtiischaft  hinter  der  PriTatwirthschaft,  zanuü 
der  hier  meist  allein  mSgliohen  ActiengesellBohaft,  nicht  znrtfck. 
Gerade  die  moderne  Technik  und  die  Grossbetrieb s- 
tendenz  brachten  das  zn  Wege  (Verkehrswesen^  stlUitische  An- 
stalten). Die  wirkliche  Beibehaltung  alter  oder  die  Uebertragnng 
nener  priTatwirthschaftUcher  Zweige  der  Prodaction  auf  den  Staat 
and  die  Gemeinde  erfolgte  dann  mit  Bttoksicht  aaf  diese  Verhält- 
nisse im  Öffentlichen  Interesse.") 

Dadurch  war  aber  anch  das  Ziel  fllr  die  finanzielle 
Verwaltung  gesteckt:  das  Stenerprincip  war  im  Allgemeinen 
and  als  Begel  ganz,  das  gewerbliche  grDsstentheils  ausge- 
schloBsen,  jedenfalls  letzteres  nur  soweit,  als  noch  ein  grosses 
Kapital  der  Einrichtnng  zu  verzinsen  und  zu  amortisiren  war,  und 
daher  doch  meist  nur  etwas  modifieirt,  zugelassen,  wie  bis 
jetzt  bei  den  Eisenbahnen.")  Im  Uebrigen  mnsste  das  Ge- 
btthrenprincip  leitende  Richtschnur  sein:  denn  nur  da- 
bei war  das  „Öffentliche  Interesse"  zu  befriedigen  und  in  der 
tfOglichkeit  der  Wahl  dieses  Verwaltnngsprincips  lag  einer 
der  treibendsten  Grfinde,  die  £inriehtnng  llberhaapt  zu  einer  „Öffent- 
lich«!" zn  machen. 

In  Bezug  auf  die  Normirung  und  Hohe  der  Gebühren 
stellte  das  öffentliche  Interesse  wdtere,  nadi  den  einzelnen  Gattungen 
der  Anstalten  verschiedene  Anforderungen.  Selbst  der  Uebei^ang 
zun  Princip  der  reinen  Aasgabe  war  Öfters  ms  Auge  zn  fassen. 
Ob  nnd  wie  weit,  kann  wieder  in  der  Finanzwissenschaft  nicht 
entschieden  werden.  Jedenfalls  moss  aber  diese  und  mit  ihr 
die  rationelle  Finanzpraxis  fttr  das  ganze  grosse  Gebiet  der  volks- 
wirtbsebaf^chen  Gebtthien  beachten,  dass  die  Verwaltung  nach 
dem  Gebtthreoprincip  hier  durch  den  inneren  Grund  der 
Öffentlichen  Uebernahme  der  bezflglichen  Einrichtungen  fest- 
gestellt ist  und  Abweichungen  von  diesem  Princip  deswegen 


")  For  alle  diese  Pmcte  and  für  die  bier  rratrefene  Gmndanscbaiiimg  Uber  die 
richtig  OrfiniMtion  der  Volknrirdisch.  moss  ich  ndcÄ  avf  meine  nOrondlegong" 
beziehen,  bes.  Kap.  3  u.  4.  Eine  massgebende  Bedeatong  gewinnt  die  Dmgestal- 
tnng  der  Technik  o.  die  AnsbUdang  ron  Individnid-  za  GemeiubedurfhiaBen  anch 
in  der  materiell-TiiUuchaftUchea  Sphire.  S.  bes.  Kap.  3,  Abaehn.  6  in  d.  &und* 
hfang,  auch  §.  158  eb. 

^  Ran-'VagDcr.Fin.I,  §.  227,  Wagner,  Pin.  I,  §.  242,  Sai,  Veriehrsmittel 
1,  S,  84  (Note),  irelcber  die  Einnahme  ans  den  ron  ihm  sogen.  „öBuitlicheD  Unter- 
Mhmnngen"  weder  als  rein  priratrirthschaftliche,  noch  als  GebtUiEeneiDnalunen  be- 
trachtet, sondern  sie  in  die  Mitte  zriscben  .beiden  stellt:  zwar  formell  ein  kleiner 
OateiscUed  r.  meiner  Behandlung,  sachlich  kaam. 
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mehr  nach  unten  in  (reine  Anagabe)  als  nach  oben  in 
(gewerbliches  oder  Stenerprinoip)  statthaft  erscheinen. 

§.  298.  System  der  Tolkswirthschaftlichen  Ge- 
bttbren.  Unter  Anssohloss  der  bereits  im  1.  Bande  beim  PriTSt- 
erwerb  behandelten  nnd  erentnell  anch  mit  anter  die  Qebfihrenaweige 
zu  stellenden  Einrichtungen  (daher  besondera  der  Etsenbahneo) 
lässt  sich  fUr  die  Cnlturrölker  unserer  Geschichtsepoche  etwa 
folgende  Uebersicht  der  wichtigem!  ^seinen  Tolkswirthachafiiiebeii 
Gebuhrenanstalten  des  Staats  und  der  SelbstrerwaltungskOrper, 
besonders  der  Gemeinde,  geben.  In  diese  Uebersicht  sind  anch 
einige  oben  sehon  bei  den  Rechts-  nnd  Verwaltnngsgebtthren  ge> 
nannte  Zweige  mit  aufgoiommen,  weil  diesdben  nach  ihm 
tikonomischen  Wirkungen  angldeh  in  die  zweite  Gebtlhreochuse 
gehören  (§.  290).  Vollständigkeit  im  Detail  würde  hier  tu  w«it 
ftlbren  und  ist  auch  fttr  die  Zwecke  der  FinanzwiBsensohaft  nicfat 
geboten.  Nur  bei  einigen  Zweigen  kOnnen  hier  wegen  deren 
grösserer  finausieller  Bedentang  weitere  Erdrtenmgen  prineipieUer 
Art  eingefiigt  weiden.  Im  Uebrigen  ist  auch  fUr  die  Frage  der 
Normirungder  Gebühren  ebenso  wie  flir  diejenige  der  Uebemabae 
durch  den  üffentlicben  Körper  auf  die  WirthschaftUche  VerwaUisgt- 
lehre  sn  verweisen. 

Die  volkswirthsehaftlichen  Gebühren  theilen  sich  in  lyit'i 
Hanptclassen,  die  erste  wieder  in  zwei  grössere  Uattr* 
olassen\  nemlioh: 

A)  Gebühren  für  die  private  Benatznng  „öffentUeher" 
Einrichtungen  und  Anstalten, 

1)  solcher,  welche  ansschliessHch  (als  „Regal"  des  geltendes 
Rechts)  dem  Staate,  einem  SeibstrerwaltungskOrper  oder  einer  tob 
diesen  delegtrten  Privatwirthschaft  zustehen; 

2)  solcher,  welche  neben  den  gleichen  Einrichtungen  nnd  An- 
stalten des  privatwirthschaftiichen  Systems  ezistireD,  vieUodrt 
thatsächlich  das  Gebiet  beherrschend  (§.  299  —  3U). 

fi)  Gebühren  tUr  die  Mitwirkung  des  Staats  oder  eines 
Selbstrerwaltnngskörpers  in  den  wirdischaftUohen  AngelegenbeiteB 
von  Privaten,  besonders  in  den  Verhältnissen  ihres  privi^wirth* 
sohaftlichen  Froduotionsbetriebs  (§.  315  u.  316). 

Die  erste  Kategorie  dieser  Gebühren  kann  nach  dem  grossen 
Gebiete,  auf  welchem  sie  vomemlieh  vorkommt,  als  Gebühren  dei 
Verkehrswesens  (i.  w.  S.),  die  zweite  als  Gebühren  der  sogen. 
Volkswirthschafts-Pflege  beseiohnet  werden.  Doch  passt  dct 
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«nte  Name  genau  nnr  ftlr  das  Gros  dieser  Oebllfaren  und  wird 
Uer  mir  danaoh  (a  potiori)  nnd  mit  Rtteksii^t  anf  die  Kllne 
des  Ansdnioks  gewählt  Das  Gebiet  der  bezflglichen  £inrichtangen 
erweitert  sieb  ans  teehnischen  and  sodalpolitisoben  GrOudeD  gerade 
neuerdings  immer  mehr,  besonders  in  der  Gtoeinde  (§.  314).  Der 
iweite  Name  ist  im  Ansehlnss  an  die  gebrttaohliche,  Übrigens  aneh 
ux^i  dnrchaoB  oorreete  Terminologie  gewählt  worden  (g.  315). 

§.  299.   Ä.  Gebtthren  des  Verkehrswesens. 

Zu  den  hierh«rgehOiigen  anssobUesslicb  Torbehaltenen 
Eänrichttuigen  nnd  Anstalten  (Regalien  des  Rechts)  zählten  nach 
dem  geltenden  Recht  der  früheren  Zeit  unserer  CDltorrÖlker  alle 
älteren  Finanzregalien,  sowdt  dieie  naeh  dem  Gebtthren* 
prineip,  nieht  wie  freilich  meistens,  nach  dem  Besteneningsprincip 
mwattet  wurden.  In  der  Gegenwart  giebt  es  eine  Reihe  von 
Eimiebtongra,  welche  sieh  der  Staat  aus  Okonomisch-tech- 
niBchen  Gründen  im  öffentlichen  Interesse  ansschliess- 
Ueb  Torbehalten  bat  und  welche  er  gewöhnlich  auefa  selbst 
rerwaitet,  —  also  Verbindung  Ton  „öffentlichem"  Eigen- 
tiiDffl  mit  „Öffentlichem"  Selbstbetrieb.  In  der  Gemeinde 
BDd  bei  den  anderen  Selbstverwaltnngskörpem  ist  ein  Rechts- 
priDcip  ansBobliesslicben  Vorbehalts  gewisser  wirtbscbaftlicber 
Hinricbtongen  bis  jetzt  nur  ausnahmsweise  dnrchgedrangen,  aher 
die  thatsächlicbe  Entwicklung  ftlhrt  auf  einzelnen  Gebieten 
inr  factiseb  ganz  oder  fast  ganz  ansscbliessUcben  Commnnal- 
thätigkeit») 

Im  Einzelnen  ist  zu  nennen: 

1.  Das  Mttnzwesen.^') 

*)  Der  lettend«  Oesicbtspimct  tta  die  folgende  Dantellaog  ist,  dieselbe  so  riel 
als  raftgiich  uf  die  rein  finanzielle  Seite  der  besprochenen  Qebßhrenzvelge  zu 
besdiri^en,  ir&brenci  allee  Andre  anf  des  S.  d.  4.  B.  recschoben  irird.  Bei  denn 
tmgtm  Zmammanhang  aller  Seiten  der  Sache  iässt  sich  dies  freilich  nicht  absolut 
fpaan  dnrchAUiran.  Auch  aus  der  Specialliteratnr  o.  Gesetzgebung,  wie  aas 
der  Geschichte  werden  hier  jetzt  nor  einzelne  Angaben  gemacht. 

")  TgL  Bau,  Fin.  I  (5.  A.\  5.  Hanptetück  der  „EinküDfte  aus  Uoheitsrechten", 
d.  MOnzregal,  §.  196 — 200,  wo  gleichfalls  nur  uoterducbt  wird,  „in  wiefern  das  MUnz- 
weaen  ab  ^e  Quelle  ron  StaatseiakUoftea  benutzt  werden  kOnne".  Dana  Bau,  Volks- 
wirthsduftspolit.  &.  A.  I.  §.  232—246  (Liter,  bis  An£  d.  60er  Jahre  daselbst  §.  232 
Kote  b);  Hb»  SchUgachatz  daadbst,  §.  241.  —  Stein,  Fin.  3.  A.  S.  257  IT.,  Handb. 
d.  Tsnr.L  2.  A.  S.  437  ff.  H.  Boslar,  yerw.Fecht  II,  325  ff.  Ffeiffei,  Sta^seinn. 
1,  223  ,Jffinzm«iop(d".  Hein  Art  MUnzweaen  in  Blnntschli'a  Staatsw.b.  YIL  — 
Xanche  Daten  Uber  Prkgekostan  a.  s.  w.  in  Sotbeer's  zahlreichen  edelmetall- 
«atist  Arbeiten,  z.  B.  in  d.  Beitr.  Q.  Mater,  z.  Geld-  u.  Bankfragen«  Hamb.  1855,  in 
d.  MOnz-,  Maasa-  a.  Gewlchtabttchera  r.  Noback,  Nelkenbrecher.  Bes.  ioteress. 
Material  Uber  die  Kosten  einer  groasen  Monzreform  sowie  Ober  die  Gewinne  dabei 
in  d,  amtL  Berichten  aber  die  dentaolie  Hnnsrefonn  in  d.  Belagen  z.  d.  Beichfr- 
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Es  besteht  seit  Alters  and  aaob  jetst  noch  mit  Beefat  regel- 
mässig in  allen  Coiturstaaten  als  Staatsanstalt  and  zwar  ab 
Regal  (Mtinzregal).  Der  Staat  hat  danach  ansschliesslich 
das  Becht,  Httnzen  zu  prägen.  Die  früher  rielÜBch  rorgekonuBene 
nnd  zu  grossen  Hissbribiohen  ftthiende  Veileihang  der  Aaa- 
Qbnng  dieses  Regals  an  Dritte  ist  jetzt  allgemein  abgeeteilt  (Ge- 
wöhnlich hat  der  Staat  anch  den  Fabrikationsproeess  der 
Hunzen  ansscbliesslieh  in  ^  Hand  geBommen.^") 

Die  Einnahme  ans  dem  Mttnzwesen  oder  ans  dem  sogen. 
Schlagschatz,  d.  h.  „dem  Unterschied,  am  «welchen  das  in 
einer  gewissen  Hfinzmenge  enthaltene  Metall  wohlfdler  erlangt 
wird"  (Raa),  ist  bei  den  jetzt  allgemein  befolgten  and  in  den 
Mttnzgesetzen  (Münzordnongen)  feststellten  rationellen  Ornnds&taen 
der  HttnzpoUtik  eine  sehr  beschiilnkto,  auf  deren  Höhe  der  Staat 
nar  in  geringem  Maasse  selbst  einzuwirken  vermag.  £s  folgt  dies 
ans  drei  leitenden  Grandsätzen  der  Mttnzpolitik: 

Erstens,  dass  der  Staat  möglichst  vollwichtige  HOazeB 
prägt,  insbesondere  die  unbedingt  als  V&hrnng  oder  gesetsliebei 
Zahlmittel  geltenden  Mttnzen  vollwichtig  prägt,'*)  soweit  dies  iigend 
technisch  möglich  ist,  also  abgesehen  von  dem  sogen.  Remedii* 
oder  der  gesetzüoh  vorbehaltenen  Fehlergrenze,  welche  aker  nur 
das  Prodnct  des  Zafalls  sein,  d.  h.  nicht  absichtlich  la 
Gunsten  des  Staats  herbeigeführt  werden  darf,  sieh  daher  in  der 
Masse  der  raie  (wegen  der  kleinen  Abweiohangen  naek  obea 
and  anten)  einigermaassen  aa8gleioht;'<0 

tagaveriiADdL  N&herea  Uber  uns.  Münziefona  moss  aof  d.  Abschiitt  r.  MQbetcmb 
im  3.  B&ade  reischobeu  weiden.  Die  deatscheo  H&nptg^esetze  der  aesann 
Zeit  sind:  Wiener  MOnzvertr.  rom  24.  Jan.  1867,  danach  prenas.  Monig;«!.  t. 
4.  Hai  1857;  Beichsgesetze  r.  4.  Dec.  1871  n,  9.  Juli  187S.  Dan  CommeBtar  «.  a.  t. 
T.^SOtbeer,  Erl.  1874/76:  o.  d.  T.  .JOenfsche  Httnxreifius.»'  (mu  ^  GcMl^ah.  A. 
D.  Beidu",  berstugeg.  t.  Bezold). 

Du  Gegentbeil  reibot  der  Wiener  MQnzrertr.  der  deatscfaen  Staatea.  Sep. 
Art  IT  N.  1.   In  Frankreich  anders.   S.  Ban,  Fin.  I,  §.  202,  bes.  Note  d. 

^  Daher  roUvichtige  MQnzstaclie  möglichst  weit  herab,  sogen.  ScfaeidefflOnze 
möglichst  wenig  weit  hlnaof :  ein  Grundsatz  bei  allen  Uetallw&brangen.  nur  reiachisdea 
bei  den  einzelnen  W&hmngen  durchgeftthrt.  Nach  dem  Wiener  Munzrertr.  UeinstM 
vollwichtigefl  Silberatück  („Courant")  Vo  Thlr.  n.  Fl.  öst,  grösstes  Silberscheid«- 
mODZstflck  gleich  Vi  des  kleinsten  Coorantstacks,  Vu  °-  Vu  ^  der 
neuen  deutschen  MOnzgesetzgeb.  noch  goldene  6  M.-Suicke,  ftbei  auch  sUberoe  &  IL- 
Stücke  als  Scheidemünze  (zu  hoch !),  SUberscheldomlUue  bis  herab  auf  U.  GtOartBi 
mckelstodt  10,  grosstes  KupfersMck  2  Pf.  So  wird  die  Sntnm«  der  alt  OevSn 
geprägten  ScbeidemOnze  im  Ganzen  lelatiT  gering. 

■0)  Beispiele.  Wieo.  MQnzrertr.  Alt  10  Bemed.  im  FeittgeL»U  b&chstew 
S  TaaMDdstef,  im  Gevicht  bei  Thlr.  4,  DoppeltUm.  3**/«,.  Nach  den  deatscte 
HonzgesetzaD  r.  1871  o.  1878  Ui  den  GoIdmOaxoB  Bemedinn  hodtttaiit  2'/»**/«» 
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Zweiteos:  dasB  die  unterhaltige  sogen.  Scheide mttDze, 
w^ehe  gesetzlicb  zu  einem  igeringeren  aU  dem  Mttnzfnss  ent- 
sprechenden Feingehalt  geprägt  wird,  daher  dem  Staate  einen  Ge- 
winn im  Betrage  dieser  Differenz  giebt,  nur  in  festbegrenzter 
mäasiger,  d.  h.  dem  VerkebrsbedUrfniss  mOgliefast  genau  ent- 
sprechender Menge  ausgegeben  wird^^)  und  dass  die  Unterwerthig- 
keii  der  Seheidemttnze  einen  mttssigen  Betrag  nicht  ttbersteigen 
darf,  wobei  aosserdem  die  grösseren  Prftgekosten  der  Scheidemfinse 
den  erlaubten  Gewinn  noch  einschränken;") 

Drittens:  dass  die  Prägung  fttr  Rechnung  Prirster 
im  Interesse  der  Volkswirthschaft  und  des  Geldunolanft  erfolgt, 
aber,  wenn  sie  stattfinden  soll,  nur  sehr  mässige  Mttnsge- 
btthren  erträgt,  und  um  sie  zu  begfinstigen  selbst  noch  geringerer 
Gebtthren,  als  sieb  rechtfertigen  und  durehfUhren  liessen,  zu  Theil 
wird,  ja  mitunter  ganz  oder  so  gut  wie  ganz  unentgeltlich  ge- 
sdkieht^')  Der  Betrag  der  wirklichen  Frägekosten  wird  daher 
durch  die  Httnzgebtthren  wenig  oder  gar  nicht  tiberschritten. 


9  IL-Stacken  4  ^/^)  im  Gewicht,  2  '^jg^  in  Feingehalt,  bei  d.  SilbermOnzen  im  Feia- 
feliilt  hOchatens  3,  im  Gewicht  (excl.  d.  20  Ff.-StUcke)  bis  lO*^/».  Auch  bei  den 
äilbeimiliizeD  moss  in  d.  Masse  Norm&lgew.  d.  Normalgehalt  innegehalten  werden  {Oes. 
T.  1873.  §.  1). 

Wien.  UonzTertr.  Sep.-An.  bestimmt  f.  d.  Under  der  Thlr.-  o.  d.  Ost  FL- 
Wttr.  «n  SehflUemODze  höobsteiia  Thlr.  od.  IV4  FLp-  Kopf  z.  Pluwig.  Dentsdm 
M&ugwetx  Ton  18T3  Art.  4  und  5  im  Uubanm  ut  SilbencheldemtMiie  neliea  der 
GoIdmfUue  10  11  p.  Kopf  det  BelchsberOlkenuui  (Anf.  1878  mit  424  MUL  H.  h»t 
onicht,  aber  zn  rlel  5  M.-Stacke  dmbei.  nemL  71.7  M.  II.).  2Vi  M.  dsgl.  an  Nickel- 
ond  KapfermtlDze,  iras  zu  rlel  reranschlagt  gevesen  za  sein  schkoL  Denn  nachdem 
bis  1877  f.  35.16  M.  Nickel-  n.  f.  9.60  M.  Eopfermilnzö  gepiSgt  gewesen,  zos.  fOr 
44.66  H.  M.  oder  wenig  Uber  1  M.  p.  Kopf,  sind  diese  Frägongen  vorläufig  ein- 
geeteUt,  da  man  den  Bedarf  für  gedeckt  hilt.  In  den  L&ndem  des  lateia.  Munz- 
reitrags  t.  1865  p.  Kopf  6  Fr.  SUberscheidemunze  (2  Fr.  bU  Vs  ~  Bilbemen 
ä  Frv^tacke  noch  roUwichtig).  Da  diese  Scheidemünze  nur  in  begrenztem  Betrage 
gesetzL  Zablmittei  (d.  i.  „Wfthrang'*)  ist,  (in  England  bis  40  Sh.,  Frankreich  a.  s.  w. 
bis  50  Fr.,  DeotschL  bis  20  M.,  Knpfer  n.  Nickel  bis  1  M.)  a.  da  der  Staat  sie  auf 
Vedangea  gegen  vollwichtiges  Geld  einlösen  mnss  (Wiener  Htknzreitr.  Art,  15  sab  c, 
Deataches  Ges.  r.  1873  Art.  9,  latain.  Uonzrerto.  Art  8),  so  sind  weitere  Cantelen 
gegen  Znrielansgabe,  damit  abrä  aadi  weitere  Schranken  des  Gewinns  ans  der  Pr&gong 
der  Scheidemünze  gegeben. 

")  Der  Wiener  Mllnzrertr.  erlaubte  bei  SÜberscheidemUnze  höchstens  eine  Ei^ 
leicbtemng  des  MUnzfosses  am  15  7^  (d.  h.  34Vt  "^blr.  statt  30  Thlr.) ,  bei  Kapfer 
die  Prftgong  za  112  Thlr.  p.  Gentner  (Werth  c  40  Thlr.);  das  deutsche  Gesetz  von 
1878  bestimmt  eine  Ausprägung  det  Silbomiinze  (auf  Qnmd  des  Werthrerhältnisaes 
roA  Gold  ZD  Silber  wie  1  : 16.5  req^ohen)  sutt  za  bloss  90  M.  zu  100  H.  p.  Pfund 

t  s.j:§.  1). 

**)  Die  Frage,  ob  MUnzgebUbreD  erhoben  werden  sollen,  ist  erst  in  d.  Volksw.- 
■di.politik  za  erledigen.  Im  Deatschen  MUnzgesetz  t.  1871  war  eine  Pr&gong  auf 
Baeuimg  Prirater  nicht  roiq^eheo,  in  d.  r.  1873  Art  12  ist  dagegen  PciTa^iWBUiea 
dH  Becbt  ertbeUt.  auf  den  MUnzsOttea,  weldie  sich  zur  Prägung  auf  Reichsrechnung 
bantt  fliUlrt,  20  U,-^cke  C  ihn  Bechnung  Ach  prägen  za  lassen ,  soweit  diese 
MouBtättea  Dicht  für  das  Beich  beschäftigt  sind,  —  gegen  eine  vom  Beiche  festzu- 
A.  Waf  nei,  FiaanswlsseBuhaft.  II.  5 
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Während  diese  VerfalUtnisBe  schon  die  Roheinnafame  der  Mtti»- 
▼erwaltong  sehr  besehrlbikrai,  wird 'der  Beinertrag  noch  dnreh 
andere  Umstände  herabgedrttckt  In  technischer  Hinsidit  mflsaai 
die  Mtlnzen  immer  benser^  soi^^tiger  und  mit  geringst  mögliche 
Bemediam  geprtlgt  werden.  Anoh  Ersteres  ist  ohne  Kostrasteigenuig 
meist  nicht  za  erreichen.  In  Conseqnenz  richtiger  mtlnzpoli&ehef 
Grundsätze  mnes  femer  die  Httnze  nicht  nur  möglichst  richtig  au- 
gegeben,  sondern  anoh  so  im  Umlauf  erhalten  werden.  Daher 
hat  der  Staat  bezügliche  Controlen  auszaflben  and,  mit  Recht  ge- 
wöhnlich anf  seine  Rechnung,  die  Ober  ein  geringes  Maass  hinaos 
abgenutzten  Mttnzen  wieder  einzuziehen,  was  natOrlicb 
neue  Kosten  machf  )  Auf  die  Daner  kann  so  der  Beinertrag  trote 

stellende  QebUlir  r.  hSchstens  7  M.  p.  Ff.  f.  G.  (.fast     %  I  Zq  hocli  I).   Die  Diffanu 
nrisehen  dieser  Gebahr  n.  der  Yer^tong,  welche  die  Mflozanst&lt  f.  d.  AnspTipm; 
ia  AiiS|Nnidi  nisunt,  flieset  in  et  ReichaMSse.   DuHber  eine  Verordnaiig  des  Belch»- 
kanzlers  v.  8.  Jnni  1875,  wonach  fOr  2  Proben  3  M.  zq  zahlen  sind.    Da  mm  äis 
Bankgesetz  r.  1875  Art  14  die  Reicbsbank  Terpfllcbtat,  ttu  Barrengold  1392  M.  in 
Noten  ZD  geben,  bo  ist  thats&ciiliok  die  DlSerenx  dieser  ZaU  n»  1396,  «dcf  tm 
Zahl,  welche  nach  dem  MUiugesetz  aus  1  F£  f.  G.  za  prSgen  ist,  der  Piigefcori«- 
betrag  fitr  Private:  also  3  U.  p.  Ff.  f.  0.  oder  c.  3.15^/^.  Für  die  Frage,  «b  m  | 
Priraton  Qbeilianpt  PrSgekosteo  zq  erheben  (jetzt  bei  nns  thateäehlich  Toroeir^  m 
der  Beichsbank),  ist  aadi  mit  zq  beachten,  ob  der  Staat  oder  die  Priraten  des  Veibsi 
an  den  abgeoatzten  Hänzen  tragen.  In  Deotscbland  Üiat  dies  das  Beich.  T|(tAa 
Alles  SO t beer,  Deutsche  Monzrerfass.  S.  89  ff..  4S2  S.  —  Das  Beicli  rergttotuck 
eisMn  die  früheren  BestimmtiDgen  etwas  abändernden  Beschlnss  des  BandeeradB  tub 
22.  Mai  1875  den  prftgenden  MUnzsUtten  der  Einzetstaaten  für  1  Pf.  G.  in  20  V.- 
Stacken  2.76  M.  (froher  4),  in  10  H.-StQcl[eD  4.75  H.  (frtther  6),  in  5  H.-Sttches 
6.75  M.:  dann  fUr  Silber  Tom  Nennwerth  in  6  M.-Stack6n  in  2  U.-SL  lY/,',. 

in  1  ÄL-St.  l%7o,  in  V.  M.-SI.  2'/, 7«,  in  %  M.-St  Für  Nickel  in  10  H-St 

ia  6  Pf.-St  6V0  T.  Nennwerth,  f.  Enpfer  in  2  Ft^t  19  o.  in  1  Pl-St  39% 
Hop.  SMbeer.  eb.8.431.' —  En  Orossbritannien  bestdit  nominell kdae Frige- 
geMhr  f.  Frivste,  aber  diese  trsgen  den  Ueinen  fflnsrerintt  wthiend  der  Frtgng 
Faotiach  stellt  rieh  anch  hier  der  Ftigesatz  fOr  sie  anf  dfe  DUfereu  iwiMkao 
„Mttnzpreis"  und  „Baakpreis" :  die  Baak  von  England  moss  f.  die  Dnze  Standard  OeM  1 
("/h  fein)  3  Ff.  17  Sh.  9  P.  in  Noten  (also  in  M&nze)  geben,  wUirend  die  Uftu- 
anstalt  darao»  3  Pf.  17  8h.  lO'/a  F.  prftgt  In  Frankreich  ist  die  Unnzgehohr  fki 
Gold  l  Priwite  6  Fr.  70  c.  p.  Kil.gr.  V,o  f.  Goldes,  woran»  3100  Fr.  geprt^  werden, 
also  c.  2.16'*'/«;  fflr  Silber^Vo-  Gegen  die  unen^eltKche  Prägung  fttr  Printe 
TW  Bau.  Fin.  I,  §.  197. 

••)  Wiener  Mflnzrertr.  Art  13,  20,  15  (f.  alle  Sorten  Mttnze).  Beich^.  r.  1S71 
§.9:  f.  GoldmOnzen,  onter  Feststellnng  eines  Maximalrerloats:  d.  h.  wenn  die  Mtuan 
mehr  als  Ö'^/og  vom  gesetzL  Nonnalgewitdit  rerloren  habon,  sind  sie  anf  Beichs- 
rechnoBg  einzuziehen.  Diese  Abnutzoi^oiaBte  den  zofUUgen  letzte«  Besttm 
der  HüBze  zozavalzen,  bei  dem  aie  als  unter  das  sogen.  Passirgewicht  (zaliss.  ]Cn.- 
Teriust)  gesunken  bei  der  Controle  mgeftanden  werden,  wie  in  Giossbritaniden,  «- 
fldieint  onbillig.  Da  die  neuere  rationdle  UttnzgesetzgebQDg  ansdra<^lich  eöne  Hanh- 
setzQng  des  Nennwerths  behufs  der  Eiazidinng,  daher  bes.  bei  Scheidemtuue,  rerUeM 
(Art  13,  15  d.  Wien.  MUnzrertr.),  so  ist  au<^  der  froher  oft  bedeutende  Qewinu  ans 
solchen  and  fthnlichen  Operationen  (Vermfung,  Dcvalration)  ansgesdiloaBcn.  Oebet 
striche  Massregeln  und  Uber  geheime  MUnzverschlechterungen ,  mit  Beiap.  a«  ^ 
fi«nz8s.  Q.  deQtschen  Uunzgeschichte  Bau,  Fin.  I,  §.  199,  200.  Doch  beduf  ^ 
kaom  mehr  einer  Wideriegong.  Jm  Debrlgen  gehBit  die  Sache  mehr  ia  die  VcB^ 
▼irthschaftopoUtik. 
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des  Gewinns  an  der  Prägung  der  Scbeidemflnze  fast  verschwinden, 
ja  selbst  ein  Deficit  eintreten:  d.  h.  das  MUnewesen  wird  ans  einer 
fiinnabmeqnelle  eine  einer  wichtigen  Staatsaoigabe  dienende,  den 
Staat  finanziell  belastende  Einrichtung.  DasPrineip  der 
reinen  Ausgabe  kommt  zur  Cteltung:  eine  Kntwii^uog,  zn 
welcher  das  Mflnzwesen  der  modenien  Staaten  hinneigt*^) 


■*)        Bh,  Fin.  I,  §.  301.  Note  c,  wo  ilteie  Statut  Dateo      den  50er  Jahren; 
meist  Schoo  Mehrausgabe  oder  nar  kleiner  Qewins.   Je  nach  dem  Cm&ng  der  aeaea 
Pr&i^geD,  der  Teräeilaog;  derselben  aof  rollwichtige  and  Scheidemünze,  den  Ope- 
tttioiMii  dar  EbLEldiiiDg  alter  Manzen  n.  s.  w.  scbwankea  die  Bdi-  wid  Reinertrtge 
nd  etwaigen  Defidte  der  muurerwaltnng  j&hriich,  in  neuerer  Ut     recht  bedeatend. 
Bd  Cnterschied  besteht  andi  zwisohen  L&ndem  der  Gold-  und  der  Silber- 
Mhning.   In  let^eren  giebt  ea  nur  kleine  Beträfe  SebeldenOnze;  in  mteren,  w^  die 
slamtL  Theilmtinaen  unter  der  Goldmünze  aas  Silber  n.  s.  w.  minderhaltig  gepr&gt 
werden,  ist  dn  betrichtlicher  Theü  des  Geldumläufe  ScheidemOnze,  also  mit  Gewinn 
zn  prtgML   Dies  ist  anch  finanziell  wichtig  fOr  die  seit  1872  in  DnrcbiUhrang  be- 
(Eriffeae,  nech  onndlendete  deutsche  Unnzreform.   Die  424  Milt  H.  neatt  deatscber 
Mlbemanze  enthalten  nach  dem  jetzigen  ßcheidemUnzfiiss  nar  4.24  MilL  Pfand  Silber, 
wlkrowl  sie  nach  dem  früheren  Mttnzfiiss  4.71  Mlll.  Pfand,  also  470,000  Pfand  f.  S. 
«ehr  afwderteD.  Letzterer  Betrag  ist  also  (abzU^ich  der  Prlgekosten)  bei  der  Dm- 
piigOBg  der  alten  in  die  neae  Silbermunze  giewonnen,  oder,  das  PL  jetzt  za  80  M. 
Geld  goechnet,  ein  Betrag  tob  97.6  Mill.  M.  Gold,  am  welchen  sich  lüe  Tnlnste  us 
der  Abmtnng  des  alten,  nach  seinem  Nennwerth  eligezoguiea  Gelds  and  aas  den 
Teifanl  des  gegm  QoM  stark  gesankenen  Silben  nrmindeni.  Freilich  kein  definltfm 
Gewinn,  weil  die  mlnderwerthige  Silberm&nze  eTeotneü  nach  itm  Nennwerth  wieder 
«bznäeben  ist 

Eine  mUstSndigere  Debersicht  n.  Beortheilong  der  Gewinne  o.  Kosten  der 
denisohen  Munzreforn  bleibt  aach  ans  dnn  Grande  passender  flftr  den  S.Band 
des  Löhrbachs  (Verkehrswesen)  rorbehalten,  weil  bis  za  dessen  Erschednen  aach  die 
Manzrefenn  ziemlich  abgeschlossen  sein  wird.  Die  Daten  1  eine  soldie  Berechnung 
enthalten  die  amtlichen  „Denkschriften  Uber  d.  Ansfuhrang  der  MUnzgeeetzgebang" 
in  d.  BeichsUgsactea  (jetzt  N.  6  in  d.  Äctenstacken  f.  1678,  N.  15,  S.  304  £).  Die 
firtiwren  aach  in  Uirth's  Annalen.  Die  Goldbeechaffang  ist  in  d.  ersten  Jahren  bei 
fUMtieen  Wecinelcarsen  —  unter  dun  Einflnss  der  fitnzDi.  Contribation  —  vohl- 
Mlar  geweaen.  In  neuerer  Zett  hat  die  Immer  niohar  m  rieh  gehende  Einzlehnng 
4tr  nltai  SiUarBtlDM  wegen  deren  Abnatzung,  dann  der  Yei&Muf  den  Silben  wegen 
dan  hei.  Mit  1874  erfolgten  stufcoi  Sinkens  des  SUben  gegen  Gold  bedeotonde  Korten 
gaaacht,  die  indessen  Üsher  durch  die  anderwdton  Oewinne,  bes.  ans  der  Prignug 
der  Silber-  and  sonstigen  ScheidunUnze  noch  mehr  ab  w^  gemacht  dnd.  For  den 
Beat  der  Operation  stehen  noch  grOSKre  Ausgaben  bevor,  wenn  das  Silber  nicht  in 
J.  1878  wieder  gegen  Gold  st&ricer  steigen  nnd  der  Betrag  der  vedoren  gegangmm, 
daher  nicht  mehr  mit  Verlust  einzuziehenden  Vt  ^  V«  Thlr.-Stdoke  nicht  doch  nodi 
ffOaror  sein  sollte,  ab  jetzt  angenommen  wird.  Beide«  trotz  der  amede.  .^bnbUl** 
niofat  sehr  wahrscheialich. 

Nach  der  9.  Denkschrift  stellt  sich  rorl&ofig  folgende«  £rgebniss  der  Nea- 
pragangen  Itir  die  ganze  Periode  der  Münzrefonn  (Dec.  1671)  bis  Sl.M&iz  1877 
bataH<in.MiD.  IL): 


Anschaffangs- 
verth 


Demnoh 
Brutto* 


Goldmflnzen  .  .  .  . 

SUbermttnzen  .  .  . 

Niakefananzen  .  .  , 

Ki^iiBniQnzen  .  .  . 


1364.122 
408.629 
35.160 


1256.016 
369.005 
15.277 
6.490 


9.596 


39.625 
19.883 
4.105 


Summa 


1717.707 


1646.787 


71.920 
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Die  beim  Münzwesen  rorkommenden  Einnahmen  sind  in  finuu- 
wiBsensofaaftlicher  Hinsieht  verscfaiedenen  Choraeten: 

a)  bei  der  Prägang  aaf  Staatsrechnnng  ist  der  Gewian 
wesentlich  eine  privatwirthschaftliofae  Einnahme,  so 

a)  wenn  der  Staat  das  rohe  Metall  (oder  die  fremden  Mflnteo} 
auf  dem  Markt  oder  durch  LiefernngSTerträge  mit  Berg-  and  HfitteD- 
werkeuj  Edelmetalihändlem  etwas  billiger  kaoft,  als  er  es  awb 
dem  Mfinzfass  der  vollwichtigen  Mflnasen  prttgt  nnd  aosgiebt;**) 

Bei  den  GoldmUnzeB  ezcL  PilgiinK  auf  PriT^rechniuig.  Der  Brattogewino  Ü 
hier  mit  dem  NenDVerth  berecluiet,  deckt  sich  also  nur  bd  Gold  ailt  dem  UetiQ- 
Werth.  Bei  Silber  ist  er  ia  Gold  nmgerecfanet  am  Uber  20  7«  kleiner,  Teil  SaSba 
c  10%  leichter  geprft^  wird  a.  gegtn  Qold  jetzt  10  "/g  a.  mdir  beim  Yeiknf  (g«a 
die  Norm  ron  1  :  16.5)  reriiert  Noch  grosser  ist  natimiah  die  Diffiereiiz  bei  Hiod 
imd  Kupfer.  Ton  dem  Qewinn  gehen  dum  die  FiigekoBten  ab.  Teiche  du  Sock 
den  Monzstitten  der  EinzeUtutea  rerglitat 

Die  Einilehnngen,  Affinirnngen  ud  Einaohmelzoagen  n.  s.  t.  ds 
JUteren  LandesBllbermunzeD  lieferten  bis  Ende  1877  fblgendes  Ergetmlw:  m  Ts- 
arbeitung*  renruidt  543.836  mil.  H.  oder  za  90  M.  p.  Pfand  f.  S.  gerechnet  6.043  HA 
Pf.  f.  S.,  mit  einem  Schmelzergebniss  ron  bloss  5.824  MiU.  FL  f.  S.  Daher  Vedmi 
an  £  S.  218,486  Pfand  (=  6.55  MilL  Thlr.  SUbergeld  des  Mherw  FaBsee).  Di- 
gegen  wnide  eine  Ve^tang  für  das  in  den  ilteren  Silbermunzea  enthaltene,  jetd  ka 
der  Affinimng  geronnene  Gold  im  Betr.  ron  1,674,238  M.  enielt,  ein  OeTini,  ^ 
sich  nach  Abzog  ron  Affinir-  n.  Schmelzkoeten  aof  1,215,165  M.  röducirte. 

Die  Bechnong  der  Beichsmnnzrenralt  t  die  Zeit  r.  1.  Jan.  1876 — 31.  MlnlS'* 
ergiebt  einen  BrattomUnzgevinn  (fast  ganz  f.  Scfaeidemonze)  ron  29.58  HilL  M. 
eine  Gesammteinnahme  (exd.  den  rechnnngsmfisaig  mit  einzostellenden  HQnzttbcad<° 
r.  27.9  MilL  M.  ans  1875)  Ton  30.6  MilL  M.  (totoa  o.  A.  11^  UtA  fieichsuthd 
an  den  Prlnebtihrea  fOr  das  anf  PiiTatceduniDg  gnolgte  Gold).  Die  Gesamat- 
anmbe  beUnfilch  aof  82.88  HilL  H.  (Tontn  6.18  lOIL  H.  Fngakoatenreigflnf 
u  d.  HOBZStittea  der  Eiuiebtaaten,  dann  26.14  UUL  H.  Tednat  ans  Atmotxnng  n.  i  w. 
[7.21  MiD.  M.1  Q.  bes.  ans  MindereriM  beim  Verkaaf  r.  1,861.569  P£  £  S.  ia  SUber- 
harren  ans  SilbermOnzen  im  Nennwerth  v.  174.75  MilL  M.).  Daher  in  dies^  V« 
bereits  ein  Deficit  ron  2.38  Hill  M.  Der  MUnzUbencfaoss  ans  den  froheren  F«iodea. 
dar  im  J.  1875  noch  um  13.4  Mill,  M.  gestiegen  war,  ist  tun  dieses  Deficit  gesnakeii 
nnd  beträgt  noch  25.51  MiU.  M.  Da  die  Silber-,  Nickel-  nnd  Rnpfeiprlgang  in 
WesentL  beendet  ist,  ist  f Ur  1877/78  n,  C  ein  immer  grosseres  Deficit  der  Reichs- 
mOnzTerwaltnng  ans  dem  Yericanf  n.  s.  w.  des  alten  Silbeis  za  erwarten.  Für  das  bis 
Ende  1877  nach  dem  Nennwerthe  eingezogene  Silbe^eld  stellt  sich  der  Selbstkostea- 
preis  p.  Pf.  f.  Silber  anf  93.37625052  M.  (aber  90  M.  Tegm  d«  AbOBttnnc,  Sckaelz- 
iustea  and  der  Mlnderbaltigkeit  der  alten  Schddemttue  o.  s.  t.)  and  nr  das  1» 
daUn  reiksafte  SUber  der  ErlOs  p.  Pf.  1  8.  anf  80.91  M.  Aof  5.104,462  PC  n^ 
kanfies  Silber  Ist  «in  Veriast  too  68.51  HUL  H.  «riitten,  Tona  anf  die  AbmtnVt 
bftz.  nicht  roQwerthige  Prägung  17.28,  anf  d.  Entrerth.  des  Silbers  46.21  MULM,  n 
rechnen  ist  Schätzt  man,  dasa  noch  fur  100—150  MU'.  Thlr.  älterer  Silbeisflue 
oder  f.  SV(— 5  Mill.  Pf.  t  S.  einzaziehen  u.  za  reriiaafen  sein  wOrde,  so  ergäbe  Bcb 
bei  einem  Abontzongs-  and  Verkaafsrerlast  ron  12 — 15  Mark  Gold  p.  Pf.  noch  ei> 
Yerlast  von  40 — 50,  resp.  ron  60 — 75  MilL  M.  u.  ein  Endrertnst  der  ganzen  Miuu- 
reform  ron  c  25—50  MilL  M.  Nicht  nnbedeatend  ist  seit  der  MOnzrofoim  der  Beio- 
ertrag  der  Munzrerwalt  d.  Einzelstaaten,  z.  B.  AnschL  f.  1877/78  in  FtensssB  ki 
1.087  MilL  M.  Einn.  498,000  M. 

**)  Aeltere  Daten  bei  Baa,  Fm.  I,  §.  19S  Note  b.    Nach  dem  Betriebsplan  da 
prensa.  Monze  fOr  1871  z.  B.  Beschaffung  des  Mtlnzsilbers  dorch  Lieferaateo 
29  Thlr.  257,  Sgr.  a.  29  Thlr.  23  Sgr.  f.  d.  Ff.  t  S.   Jetzt  bei  der  Geldwähmf 
hängt  der  Gewinn  der  Hunze  wesentl,  vom  Stande  der  Wecbselcaise  u.  daher  ron 
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fi)  der  Gewinn  ans  minderhaltigen,  aber  zn  einem  den 
Hetallwertb  Übersteigenden  Nennwertfa  aasgegebenen  nnd  nm- 
lanfenden  Scheidemünzen  ist  weder  Gebttbr  noch  eigentliche 
Steuer.  Niemand  bezaldt  diesen  Gewinn  ans  seinem  Einkommen. 
Er  kann  zur  priTatwirthBchaftlicfaen  Einnahme  gerechnet  werden, 
wol  er  wesentlicb  ans  dem  nnverzinslichen  Credite  herrOhrt, 
welcher  gewissermassen  dem  ausgebenden  Staate  vom  gesammten 
Verkehr  in  der  Annahme  der  SoheidemOnEe  snm  vollen  Kennwerth 
gewährt  wird. 

b)  Oer  Gewinn,  welcher  bei  der  mehrfach  vorgekommenen 
Zwangsabliefernng  von  Qold  und  Silber  aas  Privatwerken 
zn  einem  billigeren  Preise  an  den  Staat  gemacht  wird,  hat  die 
Nstor  einer  Bergwerks ten er  besonderer  Art") 

c)  Nur  die  Abgabe,  welche  der  Private  dem  Staat  fllr  die 
Mgong  des  tiberreichten  Metalls  als  „Prägekosten"  („Hfinz- 
kosteD",  „Prägegeld",  „Mttnsgebtlhr'S  „Scfalagscbatz")  n.  s.  w.  zahlt, 
hat  cBe  Natnr  der  Gebttbr.  Diese  gehört  in  einer  Hinsicht  zn  den 
vogoL  Beglanbigangsgebflfaren  (§.  290,  315). 

§.  300.  —  2.   Das  Banknotenwesen. 

Wo  die  Banknotenausgabe',  wie  mehrfach,  ansdrttcklicb  durch 
Gesetz  dem  Staate  ausschliesslich  vorbehalten  ist,  besteht  ein 
Notenregal.  Dasselbe  kann  vom  Staate  selbst  mittelst  einer  eigent- 
lichen (reinen)  Staatsbank  aosgettbt  oder  zur  Ausnutzung  Dritten, 
namentlich  ErwerbsgeBellschaflen,  ttbertragen  sein,  einer  einzigen 
(„private  Monopolbank")  oder  mehreren.  Die  Einnahme  ans  einer 
Staats -Zettelbank  hat  ttberwiegend  den  Charaeter  einer  privat- 
wirtbschaftlioheo  Einnahme.  Der  Ckwinn  der  Bank  aus  den 
sogen.  Activgeschäften  oder  Anlagen,  in  der  Form  von  Zinsen 
(Discont)  n.  dgl.,  wird  anter  der  Concnrrenz  anderer  Banken  and 
privater  Creditgeber  (Disoontirer)  erlangt  und  hängt  in  seiner  Hohe 
davon  ab.  Die  finanzielle  Gegenleistung  von  Privatbanken,  welchen 
die  Ansnntznng  des  Notenregals  ttbertragen  ist,  bat  dagegen  den 
Charaeter  einer  Gebtthr,  wenngleich  nicht  rein,  sondern  mit 
privatwirthschafUichen  Elementen  verbunden,  wie  es  schon  die  meist 
vertragBweise  Festsetzung  der  G^enleistung  mit  sich  bringt  Die 


BcCTggpreige  des  Ooldea  ans  dem  Auslud«  ab.  la  den  enten  JaliTen  der  MQozreform 
deshalb  gcOMerer  Gewinn  als  jetzt   S.  aneb  tot.  Kote. 

")  S.  duaber  Ban,  Fin.  I,  §.  1S3  (L  Abschn.  t.  Bergverksregal).  Sogeo.  Toi- 
kavfsrcelit  der  Be^emng  bei  den  Friratbetgreiften ,  auch  mitanter  für  unedle 
Metalle  (Haiz).  In  Sadisen  noch  in  neuem  Zdt  bei  den  Gold-  n.  Silberbergirerfcen. 
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guize  Frage  des  Bankgeschäfts  in  finansieller  Beriehnng  ist  bereits 
im  1.  Bande  behandelt  worden.*^) 

Die  Ausgabe  von  einlVsbarem  Staatspapiergeld  iit 
der  Banknotenaosgabe  nahe  verwandt.  Sie  ist,  ebenso  wie  die 
Ausgabe  von  nneinläsbarem  Papiergeld  ohne  Zwangscnrs  und 
von  solchem  mit  Zwangscnrs  („eigentliches"  Piqu^geld)  <nt 
später  in  der  Lehre  von  den  Staatssehnlden  zn  bebandeb.  Oku 
ansdrUekliches  Gesetz  steht  dem  Staat  nur  die  Ausgabe  des  eigent- 
lichen, nicht  der  beiden  anderen  Eategorieen  von  Papiergeld  tv- 
sehliessUch,  also  als  Regal  za.^')  Die  (rerhttUte)  Einnahme  (bo. 
ersparte  Ausgabe),  welche  ans  dem  Zinsgewinn  des  nicht  baar  ge> 
deckten  Theils  des  Papiergelds  hervorgeht,  hat  bei  dem  einlösbareB 
oder  zwangscnrslosen  Fapiergeld  den  Charaoter  einer  privatvirtb- 
Bchaftlichen  Eännahme  ans  Greditgeschftften.  Bei  demeigeBt- 
liehen  Papiergelde  ist  theils  dieser  Gharacter,  theils  derjenige  nur 
Art  indirecter  Besteaernng  vorhanden,  letzteres  nameotheb,  so- 
weit die  Entwerthnng  and  Werthveimindening  dieses  Papiergddi 
den  Privaten  ökonomische  Opfer  auferlegt^ 

3.  Ohne  ansschliessende  Vorrechte  worden  und  verda 
von  Staaten,  Gemeinden,  Commnnalverbänden  n.  s.  w.  mahiftd 
Bankgeschäfte  verschiedener  Art  betrieben.")  UntemebmmgBB 
dieser  Art  fallen  finanziell  meistens  allein  oder  ttberwiegend  utv 
den  Q«siohtspnnot  der  privatwirthsohaftlichen  ErwerbsasstilL 
Doch  kommen  dabei  wohl  einzelne  Oeschäfte  gebührenartigen 
Gharacters  vor.'')    In  banktechnischer  Hinsicht  steht  emer  Ans- 
dehnong  besonders  des  commonalen  Bankwesens  (HypothekMi-) 
Lombard-,  Wechsel-,  Depositen-,  Pfandbriefgeschäft)  nichts  Weseal- 
liches  entgegen.   In  socialpolitlscher  Hinsicht  spricht  Vieles  daflir. 
Dann  wUrde  der  Gebflhrencharacter  der  Zahlungen  fttr  maocbe 
Dienste  noch  mehr  hervortreten.  —  Der  Gtowinnanthdl  an  Offent- 
liohen  Sparcassen  hat  mehr  privatwirthschaftliohe  Natur.'*) 

*)  Bav-Wftgner,  Fin.  I,  §.  209—211,  Wagner,  Pin.  E.  |.  224— 22S.  Dk 
bier  in  S.  227  Note  37  enrihote  „Notaiuteaer"  (t  d.  DebemslirBitiiBr  d«  ^MtatMo 
„tmgedeckten"  Noteobetraga)  ial  bisher  nur  in  einzelnen  wenigen  F&llea  ru  »U* 
geresen  v.  hat  im  Jahre  den  Ertng  ron  einigen  1000  M.  nicht  flberschrttten. 

■»)  Ä.  Wagner,  Zettelb.poHt,  2.  A.,  S.  1  A  ff. 

*>)  YgL  A.  Wagner,  Abh.  Papiergeld  in  BlantachÜ's  Staatsvörterb.  VIL 

■<)  Preuss.  Seehandlnng,  s.  Wagner,  Fin.  I,  §.  224  Xote  2.  Stadtbitf 
der  Stadt  Breslau  {aach  mit  Notenrecht,  Jabreageninn  2— S00,000 M.).  Cobmb^ 
Kt&ad.  Bank  der  preoas.  Oberlatuitz  o.  a.  m.  , 

")  Z.  B.  die  Gebiihren  der  Beichabank  f.  offene  (im  AUg.  V«**/«. 
Werth)  D.  renchloesene  Depositen. 

**)  Erist  dne  Art  Tergotnng  f.  die  Debonahme  der  Garantie.  Kchägei 
dieser  Gewinn  wohl  direct  u.  indirect  den  Interessenten  der  Sparcasw  ta  Gate  p- 
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§.  301.  —  4.  Das  VersicheTOngswesen. 

In  einzelnen  Zvreigen  ist  es  geechicbtlich  dem  Staate  oder 
einem  SelbstverwaUongskdrper  (Provinz,  Landschaft,  Gemeinde) 
aosscbliesslich  rorbehiüten  gewesen,  besond^  die  Fener- 
Tersicbenmg  nnd  hier  wieder  die  Im  mo  biliar  Versicherung.  Hier 
nnd  da  ist  diee  noch  so  geblieben.  Hän%ei  ist  die  Concorrenz 
von  privaten  Oegenseitigkeits-  oder  apecnlativen  Versichenuigs- 
anstalten  (besonders  Äctiengesellscfaaften)  neben  den  etwa  noch 
bestehenden  „Öffentlichen"  zugelassen  worden.  Mitunter  sind  anoh 
letztere  ganz  aufgegeben.  Umgekehrt  hat  aber  auch  der  Staat 
etwa  neben  den  Privatversicherungsanstalten  eigene  neu  be- 
gründet, z.  B.  auf  dem  Grebiete  der  Lebens-  und  Bentenversioherung. 

Gewöhnlich  sind  vom  Staate  oder  dem  SelbstverwaltnngskÖrper 
besondere  Anstalteui  als  vom  Staatsfisons  oder  CommnnaUbrar 
aparte  juristische  Personen,  für  das  öffentliche  Versicherungswesen 
emditet,  demgemäss  mit  eigenen  Einnahmen  und  Ausgaben, 
weut  auch  eventuell  mit  Garantieen,  Dotationen,  Znaohtlssen  zur 
Deekong  von  Aosßlllen  Seitens  des  Staats,  der  Gemeinde.  Die 
Fersiohemngsprämien  („Brandstener"  des  Öffentlichen  Immobiliar- 
Feuerversiehemngswesens)  haben  auch  hier  wie  Im  direeter  Leitung 
der  Sache  durch  den  Staat  regelmässig  den  Gharacter  von  Ge- 
b Uhren,  zur  Deckung  der  Kosten  der  vorgekommenen  Schäden, 
der  aUgraieinen  Verwaltungskosten  und  eventuell  zur  Ausstattung 
von  Reservefonds.  Wird  ein  Ueberschnss  erzielt,  welcher  in  die 
Staats*  oder  Communalcasse  fliesst,  so  nimmt  die  Abgabe  pro  tauto 
den  Character  einer  Steuer  an,  soweit  der  Ueberschuss-Bezug  nicht 
als  eine  Entschädigung  fUr  Beihilfen  und  Garantieen  mehr  einer 
privfUwirthschaftlichen  Einnahme  gleicht. 

Das  Versicherungswesen  eignet  sich  wenigstens  in  manchen 
Zweigen  (Feuer-,  Lebens-,  Rentenversicherung,  auch  Hagel-  nnd 
Viebrersicherung)  ökonomisch -technisch  recht  wohl  zur  directen 
Uebemahme  auf  den  Staat  und  die  Communalverbände  oder  zur 
Betreibung  durch  selbständige,  aber  Öffentliche  Anstalten.  Das 
specnlative  Versichernngswesen  hat  in  einzelnen  Zweigen  (Lebens- 
versicherung) viele  tlble  Seiten  offenbart  Ein  grossartiges  öffent- 
liehes  Gtebtthrenwesen  wttrde  sieh  dann  hier  aasbilden.  Die  etwaigen 
Ueberschtlsse  dabei  zu  Gunsten  des  Staats  und  derCommunen 
lasBen  sich  in  einer  Hinsicht  wieder  als  eine  privatwirthschaftliohe 

tncht  —  Aduilieb  Gdwinne  aas  OffentL  LeihtmterD.  Ygl  aber  diee  Alles 
£.  Brncli,  in  d.  ODtacliten  z.  CoinmuiJteii«i&age,  Lpz.  1877,  S.  37—39. 
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Einnafame  auffassen,  so  im  Fall  einer  Garantie,  fBr  welche  sie  | 
eine  EntschädfgDng  bilden.   Sie  haben  aber  anch  etwas  von  dtx  i 
Natnr  einer  Steuer  an  sich,  wären  jedoch  anch  in  diesem  Falle  | 
ebenso  zn  rechtfertigen,  wie  der  jetzige  grosse  Gewinn  der  Erwerbs- 
Versichernngsanstalten.") 

§.  302.  —  5.  Das  Verkehrswesen  L  e.  S.  d.  h.  das  Gommn-  j 
nications-  and  Transportwesen:  Offentliehe  Wege  aller  Art 
nnd  VerkehrBanstalten.*^) 

Dieses  grosse  nnd  wichtige  Gebiet  ist  bereits  im  1.  Bande 
znsammenhängend  besprochen  worden,  hinsichtlich  der  beiden  ent- 
scheidenden  Pnncte,  der  (eventnell  ansschiiesslichen)  Uebernahme  ! 
auf  den  Staat  nnd  die  SelbstverwaltnngskSrper  nnd  der  leitenden 
Finanzprincipien  der  Verwaltung.")  Dort  sind  anch  dieGrttnde 
dargelegt  worden,  wamm  ein  Theil  der  Wege  nnd  VerkehraanstaltBO,  ! 
namentlich  die  Eisenbahnen,  mit  als  priTatwirthschaftlicbe  Erwerbs-  I 
zweige,  daher  in  der  im  1.  Band  enthaltenen  Lehre  vom  Print- 
erwerb, ein  anderer  Theil  dagegen  als  Gebühren- Einrichtangeo, 
daher  jetzt  an  dieser  Stelle  behandelt  werden.  Es  sind  nameatiici 
Rflcksichten  auf  die  Hohe  des  in  den  verschiedenen  Wegen  umf 
Anstalten  steckenden  Kapitals  und  auf  dieNotbwendigkeit, 
die  Verzinsung  nnd  erentnell  die  Amortisation  dieses  Kt^tils 
sicher  zn  stellen,  welche  jene  Scheidung  veranlasst  haben.  Ünter 
Verweisung  auf  die  Änsftlhmngen  im  1.  Bande,  besonders  auf  die- 
jenigen in  dem  Abschnitt  über  „das  Verkehrswesen  und  seine 
staatliche  und  finanzielle  Behandlung  im  Allgemeinen",")  wo  den 

'*)  Die  Fnge  ist  in  der  VoUtswirthschal^poIitik  za  erledigen.  Die  einseitige  Be- 
f^ilnsti^ng  dos  „speenlativeD"  VereichenuigBwesenB  in  der  neueren  Theorie  (Smiu'i^e 
Schale)  nnd  in  der  Praxis  hat  gerade  in  Deatschland  in  neuester  Zeit  vieder  einer 
richtigeren  Wurd^^g  des  „flSentlicheu"  Versichenugavesens  Platz  genuclit  Vgl 
die  Berichte  Uber  d.  preass.  OfTentl.  Feaerrersicheningsanstalten  in  Engel's  PreoM. 
Stat  Ztschr.  (bes.  t.  Brftmer),  die  Mittheil.  d.  Vereins  d.  oSentL  FenerrerBchenngt* 
anstalten  u.  A.  m.  Der  mehr  gegnerische  Standponct  gut  bei  Makowizka.  Abk. 
Versich-Tos.  in  Blnntschli's  StaatswOrterb.  XI.  Anrogong  der  Idee,  das  Feoer- 
Tersicherongsvesen  aof  das  Beich  zu  Ubertragen,  dnrch  den  Socialdemokratea  Bittiag- 
baasen.  Grosse  Vetschiedoihdt  der  Gesetzgebung  n.  des  Znstaods  dei  Yeniebenuifi- 
veseos,  bes.  gegen  Fenersdiaden,  In  den  deutsdian  Staaten. 

*)  Seit  dem  Erscheinen  des  1.  B.  meiner  Fin.viss.  in  d.  2.  Aofl.  ist  jetzt  das 
vorziiglicbe  Werk  y.  £.  Saz,  d.  Verkehrsmittel.  B.  1,  Wien  1S7S,  ver&fientlicht  worde«. 
In  allen  Hanptpuncten  (mit  theilveiser  Ausnidime  der  „delegirten  OffentL  Dnteniehmang* 
von  Sax)  bebide  ich  mich  in  OebtfeinstimmQng  mit  diesem  Wei^e,  vie  sich  au 
B.  1  der  Fin.wiss.  ergiebt  Fi)r  die  principiellen  ErOrtenmgen,  welche  erst  in  der 
Yolksw^ch. Politik  anzustellen  sind,  beziehe  irh  mich  hier  aaf  Sax.  Aach  in  d«i 
finanz.  F^en  (Wahl  der  Finanzprincipien ,  Tarifresen  bei  der  Poet,  TelegiapUe) 
stünmeo  vir  meistens  Uberein. 

**)  Raa- Wagner.  Pin.  I,  §,214—219.  dann  i20-228  u.  224— 227;  Wagner. 
Fin.  I.  233— 2S7,  dann      2.18—240  o.  241,  242. 

Die  in  ror.  Note  gen.      'Abschn.  16  der  2.  Aufl.).  , 
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beztigHcfaen  GebSbren-Einrichtnngen  schon  ihre  prmcipiell  richtige 
Stellnng  gegeben  und  die  allgemeinen  GmndslUze  fUr  deren 
finanzielle  Verwaltung  anfgeBtellt  worden  sind,  ist  hier  jetzt  nur 
noch  ebe  nähere  Behandlung  dieser  finanziellen  Seite  oder 
der  Einrichtnng  der  Gebttfaren  erforderlich,  und  zwar  fllr 
folgende  Zweige  des  Gebnbrenwesens: 

a)  Die  Sffentliehen  Wege,  namentlich  die  Knnststrassen 
(Ghansseeen). 

b)  Die  Brücken. 

c)  Die  öffentltehen  natHrliehen  WasBerstrassen, 
besonders  die  Flttsse. 

d)  Die  Einricbtongen,  welche  mit  den  Wasser-  and  Landstrassen 
fik  die  Zwecke  des  Transports  n.  s.  w.  in  Verbindang  stehen: 
Schifffahrtszeichen,  LeaebtthOrme,  Hftfen,  Qa|is, 
Krahne  n.  dgl.  m.  Dann 

e)  die  den  vorigen  nahe  verwandten  Einrichtungen  fllr  den 
Handel,  fHr  den  Mess-  und Harktrerkehr,  wie  Verkauf spl ätze, 
Liden,  Niederlagen,  Entrepots,  Waagen  u.  s.  w. 

f)  Loeale  Verkehrsanstalten,  kleine  Dampfbahnen, 
Pferdebahnen,  auch  OmBibnswesen. 

g)  Die  Post 

h)  Die  Telegraphie.») 

In  den  ftlnf  erstgenannten  Zweigen  erfolgt  vielfach  Staats-, 
Provincial-  nnd  Kreis-  und  Gemeindethätigkeit  neben  einander. 
Daher  Staats-  nnd  Communal gebtthren.  Die  finanzielle 
Regelung,  die  Erhebung  von  Gebühren  Oberhaupt  und  die 
Höhe  der  Gebtthren  hängt  anf  diesen  Grebieten,  besonders  anf 
den  drei  ersten,  eng  mit  der  ganzen  geschichtlichen  Entwicklung 
nnd  dem  Verwaltnngsrecht  des  Wegewesens  u.  s.  w.  zusammen. 
Dafür  mnss  auf  den  3.  und  4.  Band  des  Lehrbuchs  (Wirthschaft- 
liche  VerwaltnngBlehre)  verwiesen  werden.  Im  Folgenden  wird 
möglichst  nur  die  finanzielle  Seite  behandelt,  aber  die  volle  nnd 
eingehende  Begründung  anch  fUr  die  dabei  vertretene  Auffassung 

**)  Die  ÄbtheUangen  sub  d  and  e  werdea  gevfihBÜch  nidit  hierhoi  gez&blt,  ge- 
höreo  aber  hierher.  Baa  behandelt  a  bü  d  korz  bei  den  Gebühren  (§.  238  —  244, 
b.  A.),  etns  eingehender  nnr  das  Straflsengeld  (g.  239  iF.),  dann  onter  den  Regalien 
die  Post  §.  206— 219a  (z.Th.  in  Verbind,  mit  der  volksvJcb.poIit  Seite,  die  ich  im 
Folgenden  möglichst  gegen  die  finanzielle  zortlcktieten  lasse),  den  Telegraphen 
219b.  S.  auch  Ran,  yolksvjch.polit  U  (5.  A.),  Uber  „HerstelL  d.  Strassen" 
Jt.  25S— 267  IL  aber  „HHt«!  s.  Benmz.  d.  Strassen'*  9.  366— 212a,  wo  wob  die  Post 
Inn  erwüat  S.  sonst  R.  v.  Mohl,  Foazdvifls.,  Stein,  Handb.  d.  VenrJ.,  2.  A. 
H.  BOsler,  soc.  Venrjocht  II  a.  d.  in  Kote  39  Mgeg.  SteUen. 
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kano  erst  in  den  gonannten  Bftnden  stattfinden.  Dasselbe  gilt  von 
den  wieder  vielfuh  anders  als  das  Wegewesen  stehokden  VeAehn^ 
anstalten  der  Post  nud  der  TeUgraphie.") 
§.  803.  —  a)  Die  Wege. 

Seit  Alters  sind  die  fttr  die  allgemeine  Benntsnng  bestinuDtei 
Wege  öffentliche,  d.  h.  vom  Staat  oder  einem  antonomen  Loeal- 
kOrper  hergestellte  nnd  verwaltete.  Es  handelte  sich  dabd  vob 
jeher  um  eine  mit  bedeutenden  finanziellen  Lasten  verband«» 
Aufgabe,  deren  Durchführung  von  der  zweckmässigen  Auf briogniig 
dieser  Lasten  mit  abhängig  war.  Die  Erhebung  einer  besonderen 
Abgabe  von  den  Benutzern  (Ur  dies^i  Zweck  in  der  Fum 
eines  Wegegelds  hat  zwar  auch,  wie  in  andern  ähnlichen  nüba, 
zu  Missbränchen  geführt,  so  in  der  Aufstellung  eines  „Strassen- 
renale",  das  ein  Finanzregal  sein  sollte.  Aber  tOr  die  HOho 
jener  Abgabe  war  gewöhnlich  durch  das  Verkehisbeditrfniss  siM 
Grenze  gezogen,  welche  nicht  leieht  überschritten  werden  konnte.**) 
Nnr  ausnahmsweise  haben  daher  die  Einnahmen  aas  dem  Wege- 
geld n.  dgl.  wenigstens  in  'neuerer  Zeit  einen  wirkliohen  UdM^ 
schnss  Uber  die  Kosten  ergeben  und  damit  dem  Wegegeld  lia 
Character  einer  Wegestener  verliehen.  In  der  Regel  lieAA 
das  Wegegeld  nur  einen  Beitrag  zur  Kostendeoknng,  oft  nvn 
den  Kosten  der  Erhaltung  des  Weges  nnd  hat  damit  die  Hitv 
der  Gebahr  behalten.") 

**)  Ran's  Beh&ndlang  entspricht  dem  heoL  Staude  der  Lelite  r.  Yeikehrswewi 
i.  e.  8.  nicht  mehr  ganz,  ebensowenig  B-  r.  Hohl  In  s.  PoUzüwiss.  n  (3.  A.). 
Ms  160.   Vgl.  danireft  L.  Stein,  Hudb.  d.  VenrJdue,  i.  A.,  &  S48— US  «<  , 
H.  Ettaler.  D.  Vonraltreoht.  D,  |;  405-442,  beide,  bes.  Kttsler,  aaeh  f.  d-  Gmä-  i 
gebnng.   Dann  Sax  a.  a.  0. 

^}  Die  Zolle  im  froheren  Mittelalter  aind  aberwicfend  gebfthreaartip 
Abgaben  für  die  Beoutzimg  a.  AbnaUung  der  Woge  n.  s.  w.  gewesen,  waren  dah«  1 
als  Wiedererstattang  eines  gemachten  Kostenaufwands,  als  Bezahhing  einer  eiiingW  ' 
FördeniDg  gedacht.   So  im  fränkischen  Eeiche,  TgL  Falke,  Gesch.  d.  dentBcIiei  j 
Zollwesens  (Lpz.  1869),  S.  15,  21.    Früh  aber  fand  eine  Entartung  lu  unrichtig«  , 
eigentlichen  Steuern  statt :  th.  durch  Erhöhung  der  S&tze,  th.  n.  bes.  durch  Vermehmg 
der  ZoUstfttten,  Zwang  zur  Benutzung  ron  Strassen,  Brucken,  th.  dnrdi  £ikeboBg  m 
Abgaben,  deneu  gar  keine  Gegenleistung  mehr  entsprach,  wie  bei  rielen  FhUSdUM* 
Vergebens  kSmpfi  die  kais.  Macht  dagegen,  sie  hilt  aber  an  dem  GebOhienprin^  v 
Wegewesen  n.  s.  v.  noch  spät  fest,  z.  B.  unter  Sigismund.  Friedricli  HL  » 
15.  JahdL,  Falke  8.  53,  56  iL 

")  S.  Ober  die  Ausgaben  ftr  Weg«  u.  s.  w.  Bau-Wagner,  Fin.  l,  §■ 
bes.  Note  g,  Wagner  t,  §.  126.  Weitere  SUtistik  s.  in  d.  Tolksw.sch.polit.  (B.  s> 
Die  Einnahme  aus  den  Cbausseegeldem  des  Staats  war  in  Preussen  in  den  letzten 
Jahren  For  der  Aufhebung  (1875)  c.  1.5  Mill.  Thlr.  Die  Dnterhaltung  der  StM*- 
Chausseen  (ohne  grossere  Umbauten,  die  mit  Neuliauten  zaBammenh&ngeo)  kotfef 
c  4.5  Mill.  Thlr.,  also  das  Dreifache.  Äeltere  Daten  bei  Bau,  Fin.  I,  §.  239  Ko^ 
Ohne  genaue  Unterscheidung  der  Arten  der  Kosten  (Neubau,  grösserer  Untoa  - 
Beides  gewtthoL  in  einzelnen  Jahren  »t&rker  wechselnd  —  gevtthnL  Unteihaitnnp' 
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Das  Wegiegeldwesen  steht  daber  auch  geschichtlich  und  im 
hentig«B  Verwaltnogsrecht  in  enger  Verbindnng  nut  der  Regelung 
der  Wegelasten,  d.  h.  mit  der  gesetzlichen  Regelung 
der  Anfbringung  der  Mittel  für  den  Bau  und  die  £r- 
haltnng  der  Wege  und  ist  nur  eine  der  Formen  neben  anderen 
m  diraem  Zwecke*  Von  besonderer  Bedeutung  wird  diese  Regelung 
ra  folgenden  drei  Fallen:  bei  der  ersten  Herstellung  neuer 
Wege,  bei  technisch  wegen  der BodenrerlülltniBse  schwierigen 
Wegestreoken  und  neuerdings  besonders  bei  den  teehniaeh 
Tollkommeneren  Wegen,  also  bei  den  eigentlichen  Kuuststrassen 
(Chausseeen)^  welche  einen  viel  grösseren  Herstellungs- und  £r- 
haUangsanfwaiid  maoben. 

Die  Tolle  Uebernahmo  dieses  Aufwands  anf  die  Casse 
der  Gemeinde  oder  des  Kreises  oder  vollends  der  Provinz  und 
dtB  Staats  nnd  damit  der  unbedingte  Wegfall  jedes  Wege- 
gelds der  Benutzer  ist  jedenfalls  nicht  allgemein  grundsätz- 
lich EU  verlangen.*')  Denn  wenn  auch  das  Wegewesen  und  specieü 
eiD  Kanststrassennetz  im  allgemeinen  Öffentlichen  Interesse  liegt  nnd 
wegen  des  letzteren  mit  Recht  zu  einer  öffentlichen  Angelegenheit 
in  den  Händen  des  Staats  oder  eines  Selbstverwaltungskörpers  ge-. 
macht  wird^  so  knUpfen  sich  an  die  Wege  und  Kuuststrassen  doch 
ausserdem  gewöhnlich  nachweisbare  nnd  selbst  einigermassen 
messbare  ökonomische  Sonderinteressen  einzelner  Gruppen  oder 
Indiridnen  der  Bevölkerung  an.  Dieses  Sonderiuteresse  an  einer 
Strasse  stellt  eine  Leistung  des  Wegewesens  fttr  bestimmte 
Kategorieen  von  Personen  dar,  welche  anderen  Personen  nicht 
oder  nicht  in  demselben  Maasse  zu  Oute  kommt  Deshalb  ist 
principiell  ^e  specielle  Gegenleistung  in  solehem  Falle 
nnd  als  eine  Form  dieser  Gegenleistung  auch  dasWegegeld  gerecht- 
fertigt Diese  Auffassung  wird  nicht  dadurch  widerlegt,  dass  man 
mit  San  das  Wegegeld  in  Ansehung  seiner  Tolksvrirthfichaftlichen 
Wirkungen  als  einen  Theil  der  Frachtkosten  ansieht,  welche  in  der 
Regel  vom  Käul'er  in  den  Waarenpreisen  vergtttet  würden.  Denn 
wenn  anoh  zuzugeben  ist,  dass  nnter  freier  Concnrrenz  eine  be- 
zflgliohe  Tendenz  vorliegt  und  beim  Wegfall  des  Wegegelds  alle 
Bewohner  des  Landes  durch  den  niedrigeren  Preis  Tieler  Guter  Nutzen 


kosten)  Bind  Ter^eiche  zwischen  Einnahme  and  Kosten  misslich.  Slaats-Maothen  in 
Weit-Ofliterreich  1877  Ä.  2,657,00011,  Belgien  1»7T  A.  BrOcIwa-,  Gaoal-  und 
VegeKolder  1.8  Ulli.  Fr. 

^)  So  mit  Becbt  Sax,  I,  131. 
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haben  können^  so  besteht  hier  doch  ein  langsamer  and  schwieriger 
Ueberwftlznngsprooess  nnd  jener  Nutzen  ist  nnsiehw  und  u- 
gleiehmSssig.^ 

§.  304.  Die  Aufgabe  bei  der  Regelung  der  WegeUatei 
ist  non,  zn  bestimmen: 

a)  einmal,  welcher  KOrper,  Staat,  Provinz,  Kreis,  Gemeinde 
den  betreffenden  Weg  Übernehmen,  nnd  eventaell  daftlr  die  Kosten 
tragen  oder  welches  gemeinsame  Zusammenwirken  von  zwei  oder 
mehr  dieser  KOrper  dabei  eintreten  soU; 

fi)  sodann,  ob  und  für  welchen  Äntheil  dieCasse  soleber 
Kffrper  die  Kosten  zn  tragen  habe,  daher  ob  and  wie  weit  d» 
Frincip  der  reinen  Ausgabe  oder  das  Frincip  von  „Leistssg 
and  Gegenleistnng",  m.  a.  W.  das  Oebtthrenprinoip  an- 
zuwenden sei; 

/)  endlich,  wenn  letzteres  b^aht  wird,  wie  dies  Prinsip  n 
verwirklichen  sei,  daher  anch,  ob  nnd  wie  weit  äch  £e 
Erhebung  von  Wegegeld  statt  oder  neben  anderei 
Formen  dafllr  empfehle  und  wie  dies  Wegegeld  dann  zu  noimirenaeL 

Die  beiden  ersten  Aufgaben  betreffen  allgemeine  Principi«- 
fragen  der  Wegeordnung,  welche  hier  in  der  FinanzwissenseUt 
nur  soweit  zu  bebandeln  sind,  als  von  ihrer  Entscheidung  diib* 
ledigung  der  dritten  wesentlich  finanziellen  Aufgabe  ablAngt 

a)  Die  erste  Frage  ist  nur  historisch  und  Örtlich  relttii 
zu  beantworten.  Die  CrrOsse  des  Staats,  die  Entwicklung  des  ge- 
sammten  Strassenwesens,  namentlioh  einschliesslich  der  Eisai- 
bahnen,  die  Politik,  welche  der  Staat  in  Betreff  der  letsteren 
verfolgt,  —  daher  ob  Staats-,  ob  Privatbahnsystem  — ,  die  grossere 
oder  geringere  allgemeine  Bedeutung  bestimmter  StrassenzOge 
nnd  bestimmter  technischer  Strassenarten  fUr  die  BevOlkenmg  des 
ganzen  Staatsgebiets  oder  gewisser  Abtheilnngen  desselben,  saeb 
fttr  das  eigene  Staatsioteresse  selbst,  z.  B.  fltr  das  militärische 
Interesse,  der  Wohlstand,  daher  die  ökonomische  und  finaniielle 
Leistangsß&higkeit  der  verschiedenen  Gebietstbeile  u.  a.  dgL  m.  sisd 
die  für  die  Entscheidung  massgebenden  Factoren.  In  Mittel-  ssd 
Kleinstaaten  wird  man  daher  etwa  Staats-,  Kreis-  und  Gemeiodfr 
Strassen  unterscheiden,  in  Grossstaaten  kann  an  die  Stelle  dt» 
Staats  die  Provinz  treten.   Wünschens werth  ist  aber,  hinsichtlici 

•»)  Raa,  Ein.  I  §.  240,  auch  in  Bezog  auf  dlo  Fage  der  Zweckmlfißi^eijdef 
Aofhebung  ohne  festes  Priocip.  Sax  bringt  diese  Frage  mit  Becht  in  ^^"^LV 
mit  dem  Intensirit&ti^nd  des  Wegenetzes.   S.  d.  %.  904,  d.  Aoafidir.  nb  ^  o.  $.3w- 
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derTragang  der  Kosten,  einZasammenwirken  der  rersohiedenen 
Körper  hmnsteUen,  etwa  so,  dass  der  grössere  Körper  sabsid^ 
eintritt,  wenn  die  Lasten  fQr  die  nächst  kleineren  in  einem  gewissen 
Zeitraun  einen  bestimmten  absoluten  oder  relativen  Betrag  über- 
steigen oder  so,  dass  gewisse  technische  Leistungen  von  dem  einen, 
andere  von  dem  anderen  Übernommen,  z.  B.  die  Lasten  der  ersten 
Herstellung,  Haaptreparator  and  laufenden  Erhaltung  verschieden 
verihdlt  werden.**) 

ß)  Die  zweite  Frage  ist  dahin  zu  beantworten,  dass  die  Ver- 
mnthnng  gegen  vollständige  Uebemabme  der  Kosten  des  Wege- 
wesens auf  den  Öffentlichen  Körper,  also  gegen  Wegfall  jeder 
Gegenleistung  der  Interessenten  spricht.  Im  conoreten  Fall  mnss 
der  Beweis  für  diese  Forderung  erst  geführt  werden.  Er  ist  aber 
anter  Umständen  zu  führen  und  zwar  unter  Berttcksiehtigang  der 
unter  der  vorigen  Chif&e  a  angegebenen  Momente.  Bei  hoher 
und  gleichmässiger  Änsbildang  des  Wegewesens  (incL  der  Eisen- 
biduen)  im  ganzen  Staatsgebiet  anf  Staatskosten  lässt  sich  der 
Fortfall  der  Gegenleistung,  auch  des  Wegegdds,  wohl  auf  Staats- 
strassen billigen  und  analog  auf  den  Wegen  der  anderen  Körper. 
Es  wird  dann  die  „differentielle"  Wirkung  des  Wegewesens  an 
Bedeutung  so  znrücktreten,  dass  sie  unbeachtet  bleiben  kann.  — 
Nach  denselben  Gesichtspuncten  ist  die  verwandte  Frage  zu  be- 
antworten, welcher  Theil  der  Kosten  des  Wegewesens  auf  eine 
Öffentliche  Gasse  zu  ttbeniehmen  und  welcher  durch  Gegenleistong 
der  Interessenten  zu  decken  ist.  Mit  der  allgemeinen  gleichmässigen 
Aasdehnung  des  Wegenetzes,  der  Kunststrassen  und  (Staats-)Eisen- 
bahnen  wird  es  sich  rechtfertigen  lassen,  den  öffentlichen  Beitrag 
immer  mehr  za  vergrOssem. 

Die  Gesehichte  des  Wegewesens  und  der  Wegelasten,  speciell 
des  Wegegelds  auf  Kunststrassen  ist  natürlich  von  manchen  ver- 
sehiedenen  Umständen,  namentlich  von  der  Gestaltung  des  par- 
tionlaren  Verwaltungsrechts  und  von  der  Finanzlage  der  öffentlichen 
Ktfrper  abhängig  gewesen.  Die  Entwicklung  geht  aber  vielfach 
auf  das  oben  angedeutete  Ziel  hin. 

**)  z.  B.  das  badische  Strasseogesetz  r.  14.  Jan.  ISßS  (darllber  Baa- 
Wapii«r,  Fin.  I,  §.  38d  Note  a.  Wapner,  Fin.  I,  §.  45  Note  33).  Das  prOQSB. 
Ges.  r>  S.  Juli  1875  ,  vodnrch  n.  A.  den  FroFiazialv&rbILDden  n.  e.  w.  Dotatiooeo  ans 
Staatsmittelo  f.  d.  Neabau  r.  chauBsirten  Wegen  u.  f.  Duterstiltzimg  des  Gemeinde- 
MoA  KretaregebaTis  (§.  4  d.  6es.)  gewährt  u.  dorcfa  §.  18  S.  die  Tenraltuas  and  Unter- 
baltong  der  Staatachausseea  unter  weiterer  DotlroDg  mit  19  MiU.  M.  ma  StaatamittolD 
abertragen  imrde.  Eine  allgemeine  Wegeordnnog  ist  ih  Freiusen  Docb  Immer 
»icht  ZQ  Stande  gekommen. 
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§.  305.  ~  y)  Die  Annihine  des  Giiuidsfttaeg  Ton„Lei8tang 
und  Gegenleistung"  im  Wegewesen  ist  in  den  frflheren  V«^ 
hältnissen  des  Verkehrs  gewöhnlich  sehr  wohl  begründet  und  ge- 
schichtlich nachweisbar  oft  eine  Voranssetznng  dafür  geweaen,  Am 
tther])aiq>t  erheblichere  Verwendungen  fttr  Herstellang  and  Yer- 
bessening  der  Wege  möglich  waren  and  geschahen.  Bei  den 
Druck  eines  in  kurzer  Zeit  erfolgenden  grtfnseren  Äufwuids  und 
bei  der  differentiellen  Wirkung  des  Nntzens  der  Wege  auch  vä 
gutem  ökonomischen  Grunde.  Diese  Verhältnisse  ändern  sich  mit 
der  allgemeinen  Entwicklung  des  Verkehrs  und  des  Wegeweteoa 
Aber  auch  ^nn  gestattet  und  verlangt  oft  selbst  der  Gmndsati  von 
Leistung  und  Gegenleistung  noch  seine  Anwendung,  um  die  Wege- 
last möglichst  gerecht  und  ökonomisch  zweckmässig  zu  vertheUea 
nnd  dadnrch  auch  die  Ansdehnnog  und  Verbesserang  des  Ketin 
zu  erleichtern. 

Je  nachdem  nun  rerschiedene  Gruppen  von  Interessenten  und 
diese  auf  verschiedene  Weise  zu  den  Lasten  herbeigezogen  werden, 
ergeben  sich  verschiedene  Arten  der  Vertheilung  der  Wege- 
lasten oder  des  WegegebUhrenwesens,  denn  unter  da 
Gebflhrenbegriff  fallen  alle  diese  Beisteuern  zur  Tragung  der  Weg»- 
lasten,  welche  auf  einer  Herbeiziehung  wegen  besondeien 
Vortheils  und  wegen  besonderer  Kostenverarsachung  (dareli 
Abnutzung  des  Wegs)  beruhen,  wenn  diese  Momente  auch  niclit 
allein  dabei  mitspielen.  Die  verschiedenen  Systeme  können  anch 
gleichzeitig  neben  einander  bestehen,  wie  in  Wirklichkeit  frllher 
nnd  jetzt  vielfach. 

(1)  Im  einen  Fall  hält  man  sich  an  diejenige  Personen  nsd 
kleineren  Local-Gemeinschaften,  welche  durch  ihren  Wohnsitt 
ein  näheres  Interesse  an  dem  Wege  haben,  ihn  auch  gewOhnÜd 
in  Folge  ihres  Berufs  am  Meisten  be-  und  abnutzen.  Uater 
diesen  heben  sich  wieder  die  Grundbesitzer,  mitunter  such 
andere  Gewerktreibende  mit  besonderen  grösseren  Vor- 
theilen  und  zum  Theil  Abnutzungen  des  Wegs  heraus.  Die  ersteren 
erlangen  leicht  auch  noch  den  weiteren  Vortheil,  dass  ihr  Grund- 
besitz im  Werthe  steigt  in  Folge  des  besseren  Absatzes, 
grösseren  Menschenzudrangs  n.  s.  w.  Neben  die  BUeksicbt  anf 
den  Sonder  vortheil  tritt  aber  mehrfach  der  Gesichtepnnct  einer 
öffentlichen  Pflicht  des  Einzelnen,  itlr  die  Zwecke  der  6e- 
meinsohail,  zu  denen  das  Wegewesen  einmal  gehört,  mit  beisotragen. 
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iDesbalb  haben  die  geforderten  Leistongen  znr  Tragnng  der  Wege- 
Jastea  den  gemischten  Charaoter  der  Gebfihr  nnd  der  Stener. 

Die  einzelnen  wichtigen  Formen,  in  denen  sich  die  Betheilignng 
Tollziehtj  sind  Wegefrohnden  der  Ortsbewohner,  speciell  der 
Grundbesitzer;*^)  unentgeltliche  Materiallieferungen  fUr 


Vgl.  Bau,  Fin.  I,  §.  243.    Er  sagte  u.  A.  darüber:  „Die  Strassenfrolindeii 
ir«nleB  entweder  Mose  auf  die  Beifuhr  der  Matehaliea  for  den  Strassoibaa  beschr&nkt 


arbeiten  des  ügentlicbea  Strassenbaas,  sowohl  oei  der  enten  Änlegaog,  wie  hei  der 
jUirUclwa  Önterlialtang.  Öer  oft  «ugeaprocheDe  Grund,  daas  die  I^odbewohner  Zeit 
gcang  ßbrif  hätten,  Tun  zn  dem  Bane  der  ihnon  vorzO^Uch  ntltzlichen  Straseeo  mit 
za  arbeiteo.  ist  bei  einem  guten  Betriebe  der  Landvirtbschaft,  wo  es  fUr  jede  Jahres- 
zeü  o.  Witterung  Geschäfte  gi«bt,  nicht  richtig.  Die  Landwirthe  sollten  nicht  aUnn 
belastet  werden,  denn  alle  Besitzer  von  Zagrieh,  alle  Erwerbsleate  selbst  alle  Zehrer 
in  den  benachbarten  Ortschaften  empfinden  den  Vortheil  der  Strassen.  Die  Befreiung 
der  laadwirthscbafU.  Fahren  vom  Straasengeld  ist  fOr  die  grosse  Beschwerde  der 
Frohnden  ein  nozareicbender  Ersatz:  in  Baden  wurde  diese  Befreinng  auf  20,000  fl., 
der  Belauf  der  Frobnden  auf  mindestens  200.000  fl.  angeschlagen.  Die  Frohnden  rer- 
fiMcn  aacb  durch  die  Verlegung  auf  die  Zeit,  wo  die  Fetdarbeiteii  grOsstentbeils  rohen, 
k^Mnregs  ganz  ihr  Lästiges,  znmal  da  es  der  WUlkohr  der  Beamten  Uberlaasen  bleibt, 
ctt  sie  entferntere  Gemeinden  beiziehen  wollen  [was  sich  freilich  gesetzlich  o.  durch 
TaMdRungen  regeb  Hesse,  W.],  aacA  die  Leistong  in  einer  schwach  bevölkerten 
fiegud  für  jeden  Einzelnen  weit  stäriter  wird,  als  da,  wo  längs  der  Strassen  viele 
Ottschaften  Uegon.  (Vgl.  bad.  Landtagsverbaudl.  1828,  Ht.  26—77).  (Wirklich  auf- 
geboben  worden  die  Strassen&ohBden  ük  Baden  1831).  Könnte  eine  solche  Beihilfe 
ZB  den  Kosten  des  Strassenbaiu  nicht  entbehrt  werden,  so  wäre  es  angemessener,  allen 
Gemeinden  in  der  Nähe  der  Strassen  eüien  Geldbeitrag  au&ulegen  (Zachariä, 
in  d.  bad.  Verhandl.  v.  1828,  III,  67),  etwa  mit  der  Unterscheidung  mehrerer  Glassec 
nach  d.  Entfemong  n.  mit  der  Erluibniss,  die  Geldleistong  abzaverdienen.''  —  Die 
Strassenfrohnden  sind  wie  andere  Frohnden  des  Öffentlichen  Rechts  (Burgfrohndeu  und 
dei^.  mehr)  geschichtlich  aus  den  älteren  Verhältnissen  vorwaltender  Maturalwirthschail 
und  ooentwickeltea  Galdstenerweaens  zu  erklären  und  waren  tax  ihre  Zeit  ganz 
zwe^mässig.  Uebermässig  wurde  die  Last  vornemlich  mit  dem  Untergang  der  Gemein- 
firaUieit  der  I&ndtichen  Bevölkerung  a.  später  hie  u.  da  im  Zeitalter  des  fttistlicheti 
AbsokUiBmos  (17.  n.  18.  Jahrb.).  Vgl  im  Allg.  Saz,  S.  109,  bes.  201  ff.,  v.  Maurer, 
Gtach'  d.  FrohnhOfe  o.  s.  w.,  III,  627  (Zusammeohang  dor  Frohnden  zum  Brticken- 
nd  Vei^Hui  mit  dea  sogm.  Kriegslirohnen ;  orspninglich  die  OffentL  Wege  blosse  Ueer- 
Btrassen  gewesen  u.  aodi  so  genannt).  —  In  der  aWiIutist.  Periode  besondre  Au»- 
dehniing  der  Wegefrohnden  mit  vieleo  Missbräuchen  in  Frankreich,  namentl.  im 
1».  Jahrb.,  ein  HaaptangriSäpnnct  der  Physiokraten.  S.  Sax,  S.  203.  DeLavergne, 
«eonomistes  fnnc  du  XVIII.  sitele  (Par.  1870),  p.  260  ff.  aber  Targot's  Versuch, 
die  W^eÄrohnden  (Corv^es)  aofzoheben  n.  dafür  eine  Steuer  auf  die  Grondeigeuthtlmer 
■nfiEolegen,  1776.  Ton  Neuem  1787  diese  Massregel  vorgenommen.  Die  beabsichtigte 
EiuatJlaoer  in  Geld  in  der  Revolatioasperiode  nicht  dorchgefOhri  Neue  Begelang 
dieser  Verhältnisse,  nach  vencbiedenen  Einriditongen  wäluraid  der  Berolations-  und 
KaiaeneU,  dorcb  Ges.  v.  38.  JuU  1824,  nebst  Ges.  v.  21.  Mai  1836.  S.  die  guteBai^ 
sidluig  von  V.  Braach,  d.  Gemdnde  n.  ihr  Finanzwesen  in  Frankreich,  Lpz.  1ST4, 
S.  97  ff.  In  AUgen.  kann  von  jedem  Muine  zwischen  18  n.  60  Jahren  in  der  O»- 
■winde  eine  Stägige  ArbeitsIeistaBg  gefordert  weiden,  deren  Umwandlung  in  Geld 
Dach  einem  Tarif  aber  jederzeit  dem  Pflichtigen  erlaubt  ist  Gleiche  Verpflichtung  fltr 
die  Beritzer  von  Karren  u.  Wagen,  Last-,  Zug-  u.  Beittfaieren.  Guter  Ertolg  fsr  den 
Aoaban  o.  die  Erhaltimg  der  Wege.  S.  aoch  d.  Gutachten  in  d.  Gommnnalsteuerftage, 
-1^  1877,  V.  Metz,  S.  248  o.  von  v.  Reitzeostein,  S.  187,  bes.  S.  143  ff.  — 
Yerpfiichtong  der  Einwohner  der  an  der  Strasse  liegenden  Gegend  zur  Arbeit  mit 
Hand-  0.  Spanndiensten  bei  d.  Onterhalt.  a.  Benening  der  Wege  nach  preuss.  Laad- 


bestehen  auch  iu  Hand- 
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den  Strassenban,  Seitens  der  anliegenden  Omndbeaitsef;'') 
Äasf Abrang  einzelner  Strassentheile  dorch  die  letzteren 
selbst  oder  ganz  auf  ihre  Kosten;'^)  ,,paa8chalirte  Qebtthren"  in 
der  Form  ron  Sonder-Beiträgen  Seitens  der  Grandbesitzer  und 
einzelner  andrer  Personen,  z.  B.  Wald-,  Bergwerk-,  Hüttenbeatier 
n.  dgt.  m.,  welche  von  der  Strasse  eiaen  ansnahmsweise  bedentendra 
Vortheil  haben  oder  sie  nngewOfanlich  stark  abnutzen,  —  wo  der 
Beitrag  z.  B.  ortsstatntariseh,  eventuell  anch  durch  Verabradmig 
festgestellt  werden  kann;^)  endlich  ähnliche  Beiträge,  eventoeQ 
solche  Geldsteaern  oder  Zuschläge,  welche  den  Grund-  ond 
Hausbesitz,  den  Gewerksbetrieb  n.  s.  w.  speciell  oder 
in  höherem  Betrage,  als  die  allgemeine  Bevölkerung  treffen,'*) 
und  welche  dann  hier  mit  als  Gebühren,  d.  b.  als  Entgelte  Ar 
specieUe  Leistungen,  fnngiren  (§.  325). 

Je  nach  Umständen,  nach  der  Gattung  der  Wege,  der 
administrativen  —  Staats-,  Provinz-,  Kreis-,  Gemeindeweg«^ 
Strassen  ausserhalb  und  im  Orte  —  ond  der  technisehea 
GattUDg  —  gewöhnlicbe  Wege  nnd  KuDStstraBsen  (Chausseen) 
nach  der  Einrichtung  der  Communal-  nnd  Staatsbesteuernng  vM 
bald  die  eine,  bald  die  andere  dieser  Formen  oder  auch  oK 
Gombination  mehrerer  zu  wählen  sein  nnd  anch  in  der  Pnoi 
gewählt 

§.  306.  —  (2)  Im  anderen  Fall  sucht  man  speciell  die  Be- 
nutzer des  Wegs  zu  den  Lasten  herbdzuziehen,  ihren  Vortheil 
nnd  ibre  durch  die  Abnutzung  des  Wegs  bewirkte  Kostenrer- 
ursachung  zum  Massstab  der  Höhe  der  Gebühr  zn  machen. 
Dies  kann  einmal  durch  die  besondere  Besteaerung  der  Besitier 
von  Zugvieh  und  Wagen,  sodann  durch  das  Wegegeld  ge- 


recht TL  n,  Tit  15,  §.  13.  —  Yf^  Uber  PreusaeD  t.  BOAne,  Slutn«)^  U,  1 
S.  444  iF.  D.  <L  grOasete  Wert  ron  r.  Bönne,  Wef^nKzei  o.  Wegmcbt  d.  Pnae- 
StaiUs,  BraL  1862. 

*^  Solche  Bestimmaagftn  findea  rieh  in  Bezag  auf  FeldstdiM,  S«od,  Kias  L  dN 
Chaasaeebao  in  Preasaen  nach  K.-0.  r.  11.  Jani  1825,  r.  Bönne,  Staatanck. 
II.  2,  452,  I,  2,  112  (gilt  Ubrig^ena  oor  in  gewisaen  ProTinzen). 

*'')  Altea  dentschee  Recht  irar,  dass  fUr  Wege,  D&mme,  Brücken  a.  a.  v.  ^ 
so^D  mnssten,  die  bei  ihrer  Anlage  oder  Unterhaltung  ein  unmittelbares  InteraaK 
oder  nach  alter  Geirohnheit  die  Verpflichtong  dazn  hatten.    S.  0.  Waiti,  Destscbe 
Veif.-6esch,  IV,  25  ff.  —  Verpflichtungen  dieaer  Art  in  den  modernen  Sttdteo  t 
Haoabesitzer  and  A^jacenten. 

^  Z.  B.  badiache  Wegeordn.  t.  14.  Jan.  1868,  TiL  2,  §.  4  (bei  aogeoaiut«! 
Qemflindeiregen). 

In  Aussicht  genommen  ganz  allgemein  bei  Gemeindeabgaben  „zb  Yeikehn- 
anlagen"  in  Bezog  wf  ZnsohUge  zur  Grand-  a.  GebKadestener  In  dem  Eitnrf  des 
prensB.  ComnuuTalstenergeaetzea  r.  1877,  S>  2. 
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acfaehen.  Die  «nte  FonOf  welche  hier  darchans  Gebtthi  (abo 
nicht,  wie  mehrfiMdi,  Lnznsstener)  ist,  enehdnt  prUieipiell 
ineht  nagereoht  and  nicht  onzwecfcmäsügf  aber  ihre  technische 
Dvehftthning  bringt  wenigstens  bei  den  Landstrassen  viele 
Sehwieiigkeiten,  Belästigungen  und  haun  ganz  so  vermeidende 
Ungleiohmässigkeiten  niit  sieh,  —  Naehtfaeile,  welche  aocb  nach 
vodifigendea  £r£shniBgen  schwerer  wiegen,  als  die  wohl  angefahrten 
Votdieile  dieser  Form  vor  dem  Wegegeld,  z.  B.  die  ein&efaere  und 
InUigere  £rfaebang.'^)  Za  erwägen  wftre  sie  dagegen  wegen  ihrer 
leichteren  Aosführbarkeit  wohl  ernstlicher  ftlr  die  Anfbringong 
eines  Thieüs  der  Pflasterangskosten  in  den  Städten  dnrch 
die  Beeitaer  von  Hietb-  nnd  besonders  von  Fuhrwerk  som  ogenen 
ä«hraaoh.»V 

Fttr  die  Landstrassen  verdient  das  Wegegeld  den  Vor- 
lag. Fflr  dasselbe  spricht  im  Vergleidi  mit  den  vorerwähnten 
FoDMU  [anter  (1)],  dass  man  mit  ihm  mehr  die  wirklichen  Be- 
nitMar  md  Afonntzer  des  Wegs  nnd  nach  Massgabe  der  Be- 
Bsd  Abnntsnng  treffen  kann:  also  dem  Wesen  der  Oebtthr  ge- 
mäss. Etwas  lästig  durch  Anfräthalt  n.  s.  w.  ist  die  Übliche  £r< 
bebang  an  Sehlagbänrnen,  die  Gontrole  der  Beoutzer  nnd  der 
Wegegelderbftbw.  Aber  principiell  ist  das  Wegegeld  nicht  so  sa 
bemängeln,  wie  es  in  der  heutigen  Zeitströmnng  geschieht,  die  in 
der  Forderang  seiner  anbedingten  Aaf  hebnng  hier  einem  anrichtigen 
Commnnismns  huldigt,  damit  die  grossen  Lasten  des  Wegewesens 
Afters  ungerecht  verthetlt  und  statt  historisch  nnd  Örtlich  relativ  zu 
entscheiden,  wieder  unrichtig  absolut  verfährt^') 

Raa  stellte  fUr  die  Regelung  des  Strasscngelds  Folgendes  auf:") 
1)  „Der  Tarif  ist  nach  dem  Grade,  in  wetehem  jede  Art  der  Be- 

**)  Im  GaozAO  «beolalk  kblshnend  £&a,  Fin.  I,  §.  291.  Er  fuhrt  als  Beiapial 
»D  die  baierische  Zagriehsteaer  als  Weggeldsorrogat  (Uaaptreroidnang  rom 
IS.  Aag.  180S).  Anigahoften  in  Folge  der  Ludtagsiitziuig  tod  1822,  wo  a%emQln 
dsrtUwr  geUagt  bea.  iregen  zu  starker  Balaatang  der  Ackerpferde  o.  OchMD.  Ertrag 
ISUt— 20  455.000  i.  —  Neaazei  Vorschlag  r.  J.  Faacher,  r.  WegezoU  a.  s.  Ersaü, 
Tvlkiv.  Vierte^jabnchr.  B.  25,  Daruber  n.  dagegeo,  Sax«  t  138,  143. 

£U  bwcOgUcher  Piaa  vin)  jetzt  (Aiübsg  1S77)  in  Berlin  enrogen:  eine 
Abgabe  Ten  30  M.  £.  das  Pfiad  nnd  f.  d.  Jahr,  am  die  bedenienden  Kosten  einer 
Wwiaraa  Pätftenutg  mit  za  decken.  Auf  tiroud  Ton  VergLeiohen  mit  nndwen  Oiten, 
be«.  zviKben  den  Kodteu,  der  Daner,  der  Abnutzung  ond  dem  Bestverth  der  Herde 
der  Beriin»  and  der  Puiaer  OnmibBsgeselLidiafi,  Wechnet  man  die  £isparniss  der 
fUnrecbbttitur  bei  duckveg  gntw  Pflaster  aaf  IIS— 120  H.  jüuüch  aof  das 
Pferd.  SM  gnles  Beispiel,  nm  die  innen  Barechtigang  nu  gebtthrenutigen  Abgaben 
diaier  Gattung  n  enreisek. 

■^^  TgL  bM.  8ax  a.  a.  0.,  bes.  &  181  tt,  137  iL 

fi»Q,  Fin.  1. 1.  242: 
A  Wagaar,  FUuswiaMiMkaA.  IL  6 
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natmng  die  StrasBen  v«nob!ecfatert,  «bsnstnfeB,  aber  sngUdb  in 
Ganzen  billig  ansnseUen."  Letzteres  hängt  aber  roa  der  Eat- 
wicklnng  des  Wegewesens,  der  techaisehen  Art  der  BtnuWi  dem 
Verkehr,  dem  Zweek  der  Fahre  (LnxBS-  nad  gewerbfiehe  fthm) 
u.  8.  w.  ab.  In  der  Regel  wird  in  unseren  Staaten  Wegegeld  Uber- 
faaapt  nur  avf  Kimststrassen  (Ghaosseen)  erhoben.  —  fß)  Fabo, 
fllr  welche  die  Geblihr  ans  aner  Staateeasse  besaUt  weiden  oMMe, 
werden  von  derselben  befreit,  z.  B.  Hof-,  MUitah'-,  Post-Fahns, 
Dienstreisen  der  Beamten,  mit  der  nOUiigen  Vorsieht  gegen  Min- 
brauch,  anoh  gewöhnlich  Armen-,  FenertOsoh-,  Leichen-,  Dflugtr 
fahren."  Ueberhanpt  wobl  hmdwirtfasohafiliche  Fahren  ia  eiäcai 
gewissen  Umkreise  des  Dorfs  oder  Hofs.  Je  nachdem  es  neb  ob 
Staats-,  Commonalstrassen  a.  s.  w.  handelt,  wird  etwas  renebiedtD 
in  Betreff  dieser  BefVeiangen  so  verfobren  s^  —  „8)  Die  Eb- 
nehmer  erhalten  eine  nach  der  Menge  ihrer  VerriehtangeB  abge- 
messene Belohnang.  4)  Die  Qnittaagen  fUr  gesehefaene  Entriehtng 
dienen  aar  Ueberwacbnng  der  Einnehmer.  Diese  QaittongeB  dImb 
daher  entweder  regelmässig  abgeliefert  (z.  B.  von  den  Fnhrlentes) 
oder  wenigstens  den  Beisenden  Uofig  abgefordert  werden."^) 

Die  Frage  der  Aaf  bebnng  des  Wegegelds  ist  naiA  teehvNkai 
and  administrativen  Gattungen  von  Wegen  verschieden  xi  ben- 
tteilen.  Es  ist  nicht  nothwendig,  dass  der  Staat  and  die  SdtaM- 
verwaltongskOrper  hier  ganz  gleiohmässig  vorgeben.  Vielsa  *M 
immer  nach  demW  egerecht  und  nach  den  danach  EaUsaigen  aotocs 
Formen  einer  Herbeiziehnng  der  Interessenten  aar  IVagong  der 
Wegeiasten  za  entscheiden  sein.^*^) 


•*)  Sax,  I.  144.  YoB  Wiohtfgkett  rind  41a  atauHnpo&nUkhea  Tanehrifi«  ibir 
die  Coutnction  n.  Bdwtmi;  der  Wann,  Aber  die  IGidmIbniten  d«i  BSder  b.  i.  v^ 
womit  zur  BegOnstiKniig  too  Folmren  v.  Bidera,  dis  die  Stamm  veoinr  abaUiei. 
eine  entaprackende  Abstnfiug  der  V«seg«Uer  vwbQDdan  veidMi  Im».  Beta^  W 
8 AK,  I,  159. 

BftO.  Ein.  I.  240  Note  c  giebt  folgende  Daten:  Frankreiob.  AnfkeboV 
des  StrasMDK^^s.  nach  der  WtederelnfDbr.  y.  1797,  i.  J.  tSOS  auf  iüafmim 
langen  der  Depaitettentsrltfae,  t,  Erieichter.  d.  Landvirtbacb.  Ertnig  roiher  16  ICD- 
France.  —  Baden.  Aufheb.  dorcb  d.  proris.  Voordn,  t.  22.  Apr.  1890,  geaelwift 
r.  d.  Kammern  1831.  Das  StrasieDgeld  batte  2  Kr.  p.  Stoode  ntd  Pftid  betn««. 
also  bei  einer  Udong  r.  20  Centn,  p.  Pferd  anf  1  Geatner  bei  10  Standen  1  Mx.- 
Der  ZoUrertrag  nrischen  Baiera  ■.  Wortemberg  roa  183S  seMe  bat,  dm  dM 
Wegegeld  beim  inneren  Terfcdir  aofbOren  and  nnr  noch  bei  dar  £1^  ud  AnnhM' 
durch  einen  EoUnacUag,  tmm  TOn  Baisenden  beim  Eintritt  in  dm  VentegekM 
afboben  werden  »Ute.  Anfhebnng  dteaes  Zaachlagi  ia  Wtrtaab.  iaS4.  Kaehd« 
bnier.  Oes.  r.  1.  JnU  18M  wird«  daa  Wegegeld  getrennt  T.  ZeD  b«te  Eintritt  In  dM 
Land  erhoben,  tmd  zwar  t.  d.  ge<^r.  Stonde  Ton  Ifaatftahnn  bat  4  oder  veniger  Sag" 
tbieran  1%  v.  jedem,  bei  fi  n.  6  TUaran  ly.  Kr.  y.  jedem,  lad  ro«  SüUmi» 
8  fl.  f.  d.  Pferd,  doch  mit  BttcknigtttnDg.r.  8  Kr.  f.  jad«8tnnd^      din  dar  und- 
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§.  307.  Uaber  die  weiteren  oben  in  §.  302  nnter  b— f  ge- 
BMmten  Efairiolitangen  des  Verkehrswesens,  an  w^fae  sich  Ctobtthren 
koOpfen,  kann  man  hier  knra  sein.  Zar  Offenüiehen  Uebernahme, 
bez.  Aosftlbrang  und  Erh^tung  eignen  sie  sieh  alle  und  ist  dieselbe 
Mch  in  der  Praxis  seit  jeher  vielfach  ttbliqh.  Doch  kommen  öfters 
auch  Einriohtnngen  dieser  Art  als  Erwerbsmittel  der  Frivi^twirth- 
Schäften,  Gesellschaften  vor. 

b)  Die  Brucken  sind  nach  analogen  Grandsätzen  im  Ge- 
bflhreiisystem  an  behandeki,  wie  die  Wege.") 

c)  Bei  den  Öffentlichen  natOrlichen  Wasserstrassen") 
und  Abgaben  fttr  die  Benntsang  flberhaapt  nar  soweit  znlässigi 
alsEosten  fttr  diese  Wasserwege  aufgewendet  werden  müssen. 
Nor  dann  vnd  nar  in  der  dem  entspreohendeii  Höhe  sind  die  Ab; 
gaben  Ckbttbren,  sonst  Stenern,  welche  als  solche  selten  za  billigen 
iDtd.  Statt  oder  neben  einer  anmittelbar  vor  der  Sehifffahrt 
(nd  Flösse rei)  erhobenen  Gebühr  (Flusszölle)  können  wieder 
fie  anderen,  bei  den  Wegen  in  §.  805  erwähnten  Methoden,  die 
Interessenten  zor  Kostentragang  herbeiznziehen,  Anwendung  finden. — 
Abgaben  ftlr  den  Gebrauch  von  Wasser  Öffentlicher  Fltisse  ftlr 
landwirthschaftliche  und  industrielle  Zwecke  sind  ebenfalls  nur  als 
Ersatz  eines  Kostenaufwands  (für  Kanäle  a.  dgl.)  Gebühren.  Das- 
selbe gib  von  den  Abgaben  für  Fähren ,  welche  auf  Grund  eines 
frflherai  „Fährregals"  mehrfach  noch  heute  bei  ans  fiscaliscbef 
dann  vom  Fiscua  verpachtete  Einrichtungen  sind. 

d)  Die  verschiedenen  Einriebtangen  zur  Förderang  des  Trans- 
portwesens, besonders  der  ScbifiTahrt,  eignen  sich  gut  zur  Aas- 
fnhmng  Seitens  der  nächst  betheiligten  Gemeinschaften,  so  der 
Hafenstädte.  Die  Erhebung  von  Gebühren  von  den  Benutzern 
dieser  Anstalten  in  der  Form  von  Tonnengeldern  (nach  Mass* 

gelegte  Weg  unter  60  Stauden  betrag.  Nach  spUeren  Emässignogeti  fiel  das  Weg- 
g«ld  bei  der  Einfabi  weg  a.  betrag  Mi  d.  Darcbfobr  12'/)  Kr,  vom  CeotDer.  Ertrag 
1834/85  101,000,  1835/S7  jähri.  73,700  fl.  SpUere  Anfhebang.  —  Nassau  Anf- 
hebnng  1850,  HesseD-Darmstadt  1865.  ~  Frenaaen.  Nach  ChaQaseegeldtarif 
T<Hi  1840  p.  Meile  a.  Zngthler  bei  Pnhrwericen  zqid  Fortschaffen  t.  Personen  1  Sgr.'. 
na  Fortschaffen  r.  Lasten  je  nach  Art  n.  Last  1  Sgr.,  '/••  Va  ^E^-i  imangespuintea 
TUeren  im  Allgem.  Vati.  Vs^>  Anfhebmig  anfdnStaatBclMasseenr.  1.  Jan.  1875 
«■  dneh  Oetetz  r.  2T.  ItU  1874.  —  Oesterreiob.  wlt  1821  im  AUgem.  anf  den 
anr. StfaiMii  Wcgsg«ld  r.  1  Kr.  K.M.  p.  HeO«  a.  Stuok  Zogrieh.  S.  oberBShmea, 
Sttz,  t,  ISl. 

**)  Vri.  Baa,  Fin.  l.  §.  24Sa.  —  Bedentang  der  Fttnorge  tsu  Brttckenbia  im 
caiottng.  ieicb,  s.  Waltz,  Terf.-^ch.  IT.  28.  SO. 

")  Ban ,  fin.  I,  §.  344,  mit  nicht  genogendw  Ontmcheidang  des  tiebohran-  u. 

StranrpilMips  bei  den  sogen.  Ftaaszulen.  3.  Beispiele  eigeatlicher  Steaera  dicsec 
Alt  In  Bau.  Wagner,  Fin.  L  g.  215.  Note  e,  Wagoer,  Fin.  L  §.  234,  Note  10. 

6» 
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gäbe  des  BamninhaltB  der  Schiffe)  u.  dgL  ist  Kweckmftsmg.  Die 
Herbeiiiehnng  zur  Koftentragimg  Usst  »idi  aber  ueh  noeb  Mf 
andere  Weise  bewei^stelligen,  z.  B.  in  der  Form  kleiner  Ein-  iin^ 
Aasfahr-WerthzOlle,  mitunter  wohl  ganx  passend.**)  Wo  der  Staat 
selbst,  wie  viel&eh,  die  beKflgUeben  Einriehtniigen  sdiaflt,  wiri 
er  natürlich  aaeb  die  Einnahme  ans  den  Crebtihren  besieben.") 

e)  Die  Eiarichtangen  {br  den  Handel,  den  Hess-  nnd  Harkt- 
Terkehr  sind  mit  Recht  seit  Alters  regelmässig  eine  Gommnnal- 
angelegenheit  JUm  ausnahmsweise,  bei  einzelnen  besonders 
kostspieligen  Objecten  und  in  modernen  Grosastädten,  hat  man 
hier  die  PriTatontemehmeng,  aber  alsdann  gewöhnlich  mit  Votb^ 
halt  einer  Mitwirkung  der  Offenäichen  Behörden  bei  der  Fecteetsung 
der  Tarife  n.  s.  w.,  zugelassen,  z.  B.  bei  Anlagen  von  Entrepots, 
Viehhofen  u.  dgl.  m.  In  solchen  Fällen  sollte  wenigstens  ein  Rfiek- 
fallsrecht  oder  ein  BtlckkaafiBrecht  zn  im  Voraus  generell  bestiminteB 
Bedingungen  fllr  die  Commune  ansbedungen  werden.  Die  Gemeinde 
hat  TOD  den  Benutzern  C^blifaren  zn  verlangen,  dorch  welche  die 
VerwaltnngskoBten  sieb  decken  nnd  sich  das  Kapital  der  Einiiek- 
tuDgen  verzinst  und  amortisirt.  Je  nach  Umständen  erscheint  ie 
Anstalten  von  wirklich  grosser  allgemeiner  Bedeutung  die  Uoöer 
nähme  eines  Beitrags  zur  Kostendeckung  anf  das  allgemeine  Baiset 
der  Gemeinde  aber  nicht  ausgeschlossen.  Doch  wird  hierbei  nüt 
grosser  Vorsicht  vorzugehen  sein,  weil  die  Ermässigung  der  (}ebQhr 
leicht  nur  dem  Händler  oder  dem  einen  vor  dem  anderen  Händla 
{%.  B.  bei  Verkanfeständen  in  Markthallen)  im  Gewerbsgevino, 
nicht  dem  Publicum  im  Preise  der  Waaren  zn  Gute  kommt  Ueber- 
schasse  Uber  die  Kosten  nehmen  den  Character  der  Steuer,  z.  B. 
der  Gewerbesteaer  an,  und  sind  wohl  nur  statthaft  als  Form  einer 
nieilnabme  der  Gemeinde  an  monopolistischen  Gewinnen  ebzefaier 
Gewerbtreibender. 


")  So  deckte  früher  Hamborg  seine  grossui  Tenrendongea  für  du  Fi^ 
wisset  Q.  8.  ir.  durch  solche  niedrige  Zolle,  roa  denea  ftber  immer  mehr  Wa>m 
wegen  der  GoDcorrenz  andrer  Hi^en  wsgenommen  worden.  Aafhebniig  diaset  Ab- 
gabon  in  Folge  der  nenen  Beichsgesatzgebnng. 

FrUher  rielfiaclie,  nocb  jetzt  thailweiee  BaaatxnDg  der  TonneogcUer  a.  dgL  tsm 
Schutz  oder  zar  BegOnstigang  der  nationalen  Bhedetel  und  SdiifflUirt,  iutem  die 
heimische  Flagge  kehie  oder  geringere  Gebtthren  als  die  fremde  zahlt.  —  Fr&ftk- 
teich  AnschL  f.  Schifiahitsahgabeo  im  B.  £.  1877  4.71M00  Fe:;  Vest-Oestet- 
reieh  Uafengebohren  d.  Staats  A.  1  1BT7  420,000  ä.;  PraasseA  A.  1  I877/TS 
Bradea-,  Fahr-,  Hafengelder,  Stnw-  v.  OualgsOUs  2  MÜL  M..  Mieaedage^  Kfahn- 
«.VaameU  100,000  K.;  Rftmbnrg  1877  Toudogeld  4Sa,«N)M.;  Bi«a»  IST« 
SchiCabg.  224300  H. 
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f)  Looale  Verkehrsanstalteo,  wie  kleine  DampfbahneD, 
PfyrMtimm  und  OmnibosweBen,  tignen  sieh  alle  ftlr  die  Ueber- 
uhme  auf  die  GemeiDde,  besonders  aof  die  städtische,  zumal 
grossstftdtische,  oder  aof  den  Kreis.  Die  nähere  Begründung  Me^ 
Ar  ist  schon  in  den  ErOrteningen  des  1.  Bandes  Aber  das  Ver- 
kehrswesen gegeben."*)  Diese  Anstalten  schliessen  sieh  an  die 
Secnndär-  and  Tertiärbahnen  an.*^)  Das  wichtige  Prinoip  der 
Uebertragnng  der  finansieUen  Verwaltongsergebnisse  der  gflnstigen 
and  nngttnstigen  Linien  und  Corse  kommt  bei  solcher  Uebemahme 
mehr  als  bei  der  Ansftlhrong  durch  die  specnlative  Erwerbsgesell- 
sebaft  im  Interesse  des  Pablicnms  snr  Geltang  nnd  ermöglicht  die 
allseitige  Aosdebnang  des  Netzes.  Oekonomisch- technisch  ist  die 
Gemeinde  and  der  Kreis  znm  Bau  and  Betrieb  solcber  Anstalten 
mittelst  besonderer  Behörden  im  Allgemeinen  ebenso  fähig  als  die 
Aetiengesellscbaft.  Ein  allen  späteren  Anforderangen  entsprechendes 
Pfficfatenbeft  der  letzteren  kann  man  aber  doch  im  Voraas  nnr 
Mihi  schwer  richtig  aafstellen.  Das  finanzielle  Risico  lässt  sieh 
besehränken,  wird  durch  die  Gewinnchance  aufgewogen  und  ist 
liehtiger  von  der  Commune,  d.h.  der  Gemeiuschaft  der  Interessenten, 
statt  von  einer  fremden  Gesellschaft  zu  laufen.  In  Grossstädten 
bietet  die  Uebemahme  und  der  zweckmässige  Ansban  und  Betrieb 
eines  solchen  Netzes  von  Verkebrsanstalten  ein  gntes  Mittel,  das 
Bodenmonopol  der  gtlnstigen  Lagen  zu  beschränken. 

Das  Gebohrenwesen  dieser  Anstalten  ist  ähnlich  wie  das 
TarifWesen  der  Eisenbahnen  für  den  Personenverkehr  einznriohteo, 
nit  möglichster  BegOnstigang  der  unteren  Glassen.  Uebersohtlsse 
aber  die  Verwaltaags-,  Zins-  and  Amortisationskosten  sollten  gmnd- 
sfttzlieh  zur  Erweiterung  oder  Verbesserung  der  Anstalten  oder  znr 
Ermässigung  der  Tarife,  daneben  auch  etwa  znr  Verbessernng  der 
allgemeine  Wege  dienen.*') 


S.  bes.  Wagaer,  Tin.  I,  g.  238. 
«>  Eb.  8.  255. 

")  Es  ist  Tohl  nicht  dana  zn  zweifeln,  dan  gerade  hier  in  nicht  ferner  Zaknnft 
die  specnlMiTe  EnrerbsgesellscbAft  allgemein  dorch  die  gemeinviithschaftliche  ThUig- 
keit  der  Gemeinde  selbst  ersetzt  werden  wird.  Mit  dem  Gelde  der  Steuerzahler  werden 
dann  die  Aclion&re  der  Pferdebahnen  n.  s.  w.  mitunter  wieder  theuer  genng  zn  ent- 
schidigen  seini  (BerlinI).  Hier  Dad  da,  wird  man  einwenden,  sind  diese  Bahnen 
dann  vielleicht  aach  billiger  zu  erwerben.  Aber  aoch  dies  ist  nicht  das  Richtige  und 
Gwechte,  zumal  gewOhaUch  gewisse  Speculantenknise  auch  hier  Gewinn  gemacht 
haben  werden  und  weniger  geriebene  Leute,  Ueio«  and  mlttl«re  KapitaUsten,  bei. 
Actionire,  die  endgUtig  bescbSdigten  sind. 
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§.  808.   g)  Die  Post«) 

Sie  hat  sich  in  den  modernen  Caltoretaaten  gesebiditiieli  T0^ 
nemlich  als  Btaataanstalf  und  zwar  als  Regal  entwiekelt,  be- 
sonders der  Hanptzweig,  die  Briefpost  Der  Staat  hat  dks 
Regal  auch  meistens  selbst  ansgeBbt  Wo  dies  nloht  der  FaH  war 
and  wo  gewisse  Zweige  nicht  zum  Postregat  geborten,  tritt  in  der 
Gesobiefate  regelmässig  die  Tendenz  hervor,  die  Verleihaiig  des 
Regals  an  Dritte  zar  Ansabong  zBrttcknmehmen  find  die  Staatspost 
anf  andere  passende  Zweige  anszndehnen.**) 

**}  Dmbssenden  Bebandlnng  dea  FostveBens  wird  für  den  3. Bund  desLdi- 
bvchB  (Vutdusvesen)  Torbalialten.  Dm  avob  tat  aShen  AiMt*bfla  ttber  dis  UtanMV 

nnd  die  Oesetzgebong:  des  Gegenstände.  —  Ban,  Fin.  I.  g.  205  —  219a.  PortragaL 
Toliswirtbsclupolit.  LI.  §.  268,  268  a,  —  nicht  mehr  genügend,  in  den  AnschannngaD 
noch  der  Periode)  vor  dw  Eisenbahnen  angehOlig.  B.  T.  Uohl,  PohzeiwiBB.,  S. 
II,  §.  179.  Hier  Tie  bei  Baa  Utere  Uteratnr.  H-  BOsler,  Tenraltnngsreclil,  II. 
§.  432—439,  mit  vielem  Material  ans  d.  Beichsgesetzgebang.  L.  v.  Stein.- HaodK 
der  Venraltmgslehre,  2.  A.,  8.  388— 402.  Jetzt  nameutUch  v.  rolkswirdiKk  Stiad- 
poncte  aas:  Saz,  Verkehrsmittel  I,  S.  211  £,  mit  Äbriss  der  Entwicklongsgeachkikte 
der  Posten,  S.  313  ff.  Holzamer,  z.  Gesch.  d.  Briefportoref.  n.  s.  w.  in  d.  TlK 
Ztsehr.  1878,  L  Deber  Pienssen  s.  bes.  Stephan,  Getcb.  d.  preasi.  Post,  BiiL 
1869.  —  FflE  das  Deutsche  Beich  d.  BdclurarlMB.  r.  1871,  Abschn.  8.  Itoiclwp» 

ttber  d.  Postiresen  r.  28.  Oct.  1871,  aber  d.  PosttaxreseD  t.  28.  Oct  1871.  P  sTir 

nm  Dimbach,  Barl.  1872.  Ges.  t.  17.  Mai  1879,  betr.  Ablndor.  d.  Gu.  nKA^ 
tuiresen  t.  28.  Oct  1871.  Ges.  r.  30.  Dec  1876,  betr.  Abind.  den  g.  4  d.  Ga-r. 
28.  Oct.  1871  Ober  Postwesen  (Bezieb.  z.  i.  Eisenbahnen).  Beiches  Mateiial'Ac 
GesetzgeboDg,  Statistik  n.  s.  v.  de«  Reichspoetvesens  in  Hirth's  Annalen.  IiW- 
nationaler  (Welt-)PostTertrag  zn  Bern  r.  9.  Oct  1874  (s.  Deatschefi  Beids- 
gesetz-Bl.  1875.  S.  223;  Saz,  I,  368;  Hirth's  Annalen  1875,  S.  451  £}. 

0*)  S.  d.  bistor.  Notizen  bei  Ban,  Fin.  I.  §.  205  Note  b,  bei  Bflsler  g.  4« 
Note  I,  bes.  Saz  a.  a.  0.  Bes.  vichtig  war  bei  den  eigwüitlml.  politischa  Ter- 
hkltuisien  DeatscUands  die  Entvickfamg  der  Thnrn  n.  Tazis'sdien  Pott  neben  ods 
statt  der  Landespostan ,  worüber  N&beres  im  3.  Bande.  Nach  den  Napolooniscb« 
Eriken  worden  die  Gerechtsame  des  Hauses  Thum  u.  Tazis  durch  die  denls^ 
Bandesaete  wieder  ueAauit  doch  bEeb  gegen  I^tschftdiguig  aaoh  in  6m  G^Aetm, 
wo  es  das  Fostrecht  besasy,  die  Anlegung  von  Landosposten  rorbebaltea  Die  soMm 
grosseren  Staaten  haben  letztere  gehabt  (vor  1866  15).  Das  Haus  Thnrn  und  Taxb 
hatte  zuletzt  noch  ein  Postgebiet  von  17  lAoAm  mit  3.8  Mill.  Einw.  guz  oder  thefi- 
weise  für  sich  (s.  dieselben  bei  v.  BOnne,  preuss.  Staatsrecht  2,  478).  Eb  -ist 
nicht  zu  verkennen,  dass  in  Ermangelung  eüier  andenreiten  Einheit  die  Tazis'sche 
Post  diese  in  den  Kleinstaaten  ersetzte  and  so  gewisse  Vortbeile  f.  d.  Genefanrei» 
hatte.  Preussen  verwaltete  die  Post  in  Anhalt  u.  Waldeck,  K.  Sachsen  in  Altettbug. 
In  Hamburg  bestanden  nicht  weniger  als  7  Postverwaltungen  neben  einander  (Stadt- 
post,  hanuov.,  preuss.,  mecklenb. ,  tazis'sche,  dän. ,  schwed.).  Den  Ereignissen  von 
1 866  ff.  ist  die  grossere  Einheitlichkeit  im  deutschen  Fostweseu  zu  verdanken;  Frevsen 
erwarb  durch  einen  Vertrag  mit  dem  Forsten  von  Tb  am  u.  Taxis  vom  28.Jid.  1967 
(preuss.  Ges.  v-  16.  Febr.  1867)  die  Postgerechtsame  dieses  Baases  In  allen  dentsckei 
Gebieten  f.  3  MilL  Thlr.  v.  1.  Juli  1867  an.  Dnrch  die  norddeatsdie  BandeirerfiHUg 
worde  die  Post  Bandesangelegenheit  und  Baodesanstalt  an  Stelle  aller  einzdstudida 
Posten,  waä  namentüch  in  den  Hansest&dten  zu  erheblichen  Befonnen  fOhrte.  Baien 
and  Würtemberg  haben  sich  bei  ihrem  Anschlass  an  das  Deutsche  Beich  noch  Iii 
eigenes  Postwesea  vorbehalten.  Doch  untersteht  auch  dieses  in  den  «ichtigsta 
Pancten  der  Beichsgesetzgebung  (Art  52  der  Beichsrerfass.  v.  1871).  For  das  ganu 
übrige  Reichsgebiet  besteht  die  Reichspoet  als  einheitliche  Staatsveikehnanstalt  Debei 
die  Einnahmen  u.  Ausgaben  dieser  Post  wird  durch  den  Finanzetat  des  Reichs  Be- 
stimmung getroffen.  —  Die  deutüilicn  Staatqwsten  haben  sät  Alter»  nfben  der  Bdef- 


Digitized  by  Google 


Dia  Post  als  StutnnsUlt  PoBtreg»]. 


87 


Die  gegenwärtig«  Sachlage  in  den  GaltnrBtaaten  ist  Überall: 
•elbitTerwaUetes  Postregrai  <Ies  Staats  and  Bezi^ang 
desselben  in  erster  Linie  auf  die  Briefpost  Daneben  kommt 
abor  aach  vielfftch  eine  Zeitnngs-,  Geld-,  Faeket-  ondFer- 
•osen-Staatspost  vor.  DieseZweige  waren  jedoch  gewöhnlich 
adion  früher  nnd  sind  voUends  jetzt  nicht  in  gleichem  Umfange 
wie  die  Brieipest  dem  Begal  unterworfen.  Entweder  fehlt  letiteres 
dabei  gftnzUoh  nnd  die  Staatspost  betreibt  diese  Zweige  in  Gon- 
oorreiz  mit  Privaten,  wenngleieh  rieUeioht  thatsäehlioh  ganz  oder 
£ut  ganz  anssohlkssUch,  oder  das  Begal  bezieht  sieh  nur  auf 
einzelne  Zweige,  z.  B.  die  Paoketpost,  nnd  unterliegt  auch  hier  be- 
stimmten gesetzUeben  BeschränknngeD  zu  Gtmslen  des  firmen 
Verkehrs.») 

Ob  ttbwhanpt  die  Poet  Staatspost  sein  soll  nnd  welehe  Ein- 
*^*J'*"«e  und  Ansdduiimg  der  Staatspost  zweckmttssig  ist,  das  ist 
hier  in  der  Finanzwissensehaft  nicht  zu  erörtern.  Historisch  nnd 
tefficb  telatir  zn  beantworten  ist  im  Einzelnen  natttriich  Vieles. 
Dk  Post  als  selbstrerwaltete  Btaatsanstalt  nnd  zwar  als 
Ol  gewissem  Umfang  regalisirte  Anstalt  hat  sich  im  Ganzen 
darehaus  bewährt  Die  inneren  Grtinde,  welehe  t$i  die  Staatspost 
qirechen,  sind  schon  im  1.  Bande  dargelegt  worden.**)  Nament- 
lieb  die  Briefpost,  bedingt  anch  andere  Zweige  der  Post,  empfehlen 
neb  als  Staatsanstalt.   Dies  ist  eine  beute  in  Thetme  nnd  Praxis 

po8t  die  Geld-,  Packet-  und  Penoneopost  cnlthiit  Ausserhalb  DeatschUnds  ist  die 
FanoBenbafiMening:  onr  «uDalunsireise  eis  Zwtag  der  Stut^MWt  (so  in  der  Schweiz, 
Oesterreich,  Scaodinarien  o.  th.  v.  in  BnsBleod).  Die  PacketbefOrdenug  bttiigert  sich, 
vSe  es  scheint,  jetzt  im  AnsUiid  tncb  als  StaatqiostZTaig  mit  ein,  so  bes.  die  Bücher- 
fottt  wie  laaf«  scbwi  die  Zeltongqiost  n.  i.  w. 

**)  Die  gevohnUebeii  Torrechte  der  Post  in  der  ersten  HlUte  und  Ub  über  die 
mtte  des  19.  Jihdranderts  hat  Ban,  Fin.  I»  §.  206  Kota  a  lolgeBdmnassen  zn- 
wiiiHiMliilH  1)  Briefe  n.  versiegelte  Paekete  unter  einem  gewissen  Qevloht 
dtxCn  aar  von  der  Poet  gewerbsmissig  beateilt  werd^  Dieses  Gewicht  (doch 
nur  auf  Poststrwsen  n.  £.  Zeitungen,  Zeitsi^riften  jl  Papiere)  war  in  Frankreich  2  Pfd. 
(bei  150—300  Fr.  Strafe);  in  Dentscb-Oetterreich  10.  Hannorer  15,  Sachsen,  Brann- 
schweig  20,  Baden  und  rielen  anderen  Lftndera  2&,  Prenssen  40  Pfd.  —  2)  Land- 
kotschea  o.  Lohnkntscher  dnrflen  sich  nidit  der  naterlegten  Pferde  bedienen  ^ferde- 
wechsd).  —  S)  Wer  mit  Extrapost  ankommt,  durfte  eist  nach  Verknf  dner  gewissen 
Zelt  mit  Kutscheipferden  Weiterreisen  (nach  bad.  Verordn.  v.  1812  nach  48  St,  in 
Mem  nach  24  St).  —  4)  Verpflicbtong  der  Lohnkntsdier,  ron  jeder  F^ut  etwas  an 
du  PfMtcaese  zd  zahlen,  in  Hannover,  dmAeiaeB.   In  FnusBea  ehemals  1  Sgr. 

S Meile,  Eitr.  60,000  Thir.,  an^^obrai  durch  K.  0.  r.  10.  Dec  1841.  Abgabm 
eeer  Art  dann  auch  zn  einer  Steuer  erweitert  wie  in  England  f.  d.  Stage  cMches 
(s.  Bau,  Fln.  I,  §.  212,  Note  aX  in  Frankreich  (ebendas.).  —  Die  Omgestaltnngen 
des  Veriiehrs,  besonders  seit  den  EisoibahfleD,  haben  manche  dieser  Torrechte,  wenn 
täit  nicht  schw  aufgehoben  waren,  obsolet  werden  lassen  oder  nndnrchftihrbar  ge- 
dacht Q.  meist  Ist  uch  das  fiscalische  Interesse  der  Poet  selbst  daran  veischwondeo.  — 
Ceber  den  jetzigen  Umfang  des  Fostr^^  s.  Note  69. 

Bait-Wagner,  Fin.  I,  §.  231—223.  Wagner.  Fin.  I,  g.  239,  210. 
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kaum  irgend  mebr  bestrittene  Ansicht  Am  Enten  ist  in  einem 
Lande  mit  entwiekdtem  Veikdnr  die  Stuts-Penotttnpost  tm 

entbehren.") 

Die  genanere  Beantwortnng  der  Frage,  ob  nnd  in  wvlobem 
Umfimg  dn  Fostregal  beibehalten  wraden  soll,  gehttrt  ebeirfUh 

niefat  hierher,  sondern  in  die  Volfcswirthsobaftspolit^  Hier  ist  jetat 
nur  xn  constatiren,  dass  wenigstens  fttr  den  Hanptxweig  der  Post, 
die  Briefpost,  das  fogal  nidit  gssx  entbehitieh  ist,  und  swar 
anch  ans  finanziellen  Grttnden.  Nnr  darf  das  Regal  aicfat 
als  Finanxregal  anfgeüssst  werden.  Es  soll  rielmehr  nsr  soweit 
bestehen,  als  dies  dnreh  die  Anforderangen  bestmOglicber 
Technik  nnd  Oekonomik  der  Posteinricbtnng  bedingt  wird. 
Znr  Ökonomischen  gehOrt  aber  auch  die  finanzielle  Seite.  Die 
Post,  z^mal  die  Briei^ost  mns  das  ganze  Land  mOgUebst  iatensiT 
mit  einem  Netz  von  Postänrtem  nnd  Postonrsen  aberziehen.  Daarik 
dies  geschehen  ktfnne  nnd  nicht  zu  kostsiuelig  werde,  mnss  der 
Staat  im  Wesentlichen  ohne  Concnrrenz  die  Post  in  den  Terkeba- 
reichen  Tbeilen  seines  Gebiets  nnd  auf  den  gnten  Linien  betreibes. 
Nnr  dann  ist  er  fähig,  anch  in  den  anderen  Thailen  die  Poeleis' 
richtoog  —  im  Oesammtinteresse  —  ordentlich  zn  entwiAd^ 
Denn  die  geringen  fiinnahmea  oder  Znschasse  hier  werden  dc^ 
durch  die  UeberschtlBse  dort  er^zt  Die  Regalisimng  ermSgti^ 
dnrch  zweekmttsdge  CoaeentratioB  der  GesoUläe  auch  eias 
Oekonomie,  welche  ein  wichtiger  volkswirthschaftlicher  Gewinn 
ist  nnd  im  priratwirthschaftlichen  System  nicht  in  gleichem  Grade 
erreicht  werden  kann.**)  Die  Wabrnehmnng  des  Finanzinteresses 
in  diesem  Umfang  dnrch  das  Postregal  verfolgt  daher  keine 
Oscalische,  sondern  nnr  die  Tendenz,  die  Fostanstalt  in  ihrer  Go- 
meinnUtzigkeit  zn  heben  nnd  die  Deckung  ihrer  Gesanmtkostea 
sicherer  zu  stellen.  Im  Allgemeinen  wird  es  in  unseren  Staaten 
gegenwärtig  genttgen,  die  Stastspost  gegen  gewerbsweise 
triebene  Briefbefördernng  von  Privaten  zwischen  verschiedenen 
Orten  zn  schtltzen;  eventnell  in  der  Packetpost  die  Privaten  wtm 
der  gewerbsmässigen  Versendung  kleiner  Packete  au8zuBchIie88e% 
obgleich  ein  solches  Vorrecht  des  Staats  von  einer  tttchtigai,  einmal 

")  Die  BeveisftlhniD;  Baa's  ia  d.  Fin^wii«.  I,  208  —  211,  heu.  in  Betr.  «1« 
Briefpost,  zn  Gonstea  der  Stft&tspost  ist  jetzt  vohi  nicht  mehr  aothTeaJig.  Dtt 
ünudumog  zo  Gonstea  der  gemeiairinbsch&fU.  Th&tigkeit  (Sta&tspost)  ititt  der 
priTfttwirÜiscbaftlichen  iit  m  TtJlständig,  dus  die  Znadiiebniig  der  BeiräiibM  ilcb 
gendezaningdxbrtlut  Ein  in  mekr  alt  einer  Beziehnng  sehr  IwBMiteluveitlierVaiiaaci 

•)  Vgl.  S»i,  I,  74,  225  ff. 
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eiagcMtogerten  ätaatspost  kam  bedurft  wirdf  vie  neueete  deotaehe 
Erfatunagcii;  b6wei»eB.  Die  Änfhebnng  von  Vorreehten  in  Betraff 
4t9  PenBoneBbefördernng  liegt  meist  ebenso  sehr  im  'Verkduv- 
Interesse  eines  entwickehen  Landes  als  im  Fostinteresse  nnd  sogar 
im  postalisehen  iflnansiBteresse  selbst,  weil  die  oft  Znscbttsse 
fordernde  Staats- Personenpost  dann  leichter  nnd  ganz  wünschens- 
ip«rth  diireh  Priratanstalten  ersetat  wird  nnd  eingesefarftnkt  oder 
^fgegeben  -werden  kano.^) 

§^  309.  Die  wetteren  VerhXltnisse  der  Post,  welche  hier  in 
der  FinanzwisseDSchaft  zn  berUliren  sind,  betreffen  die  Regelung 
der  Postfinanzen,  namentlich  das  Postgebtthrenwesen. 
Die  genanere  BegrQqdnng  flir  das  Folgende  gehOrt  wieder  in  die 
VoIksivIrtbschaflspoHtik. 

Bs  sind  zwei  Pnnote  hier  zn  unterscheiden:  die  Feststellnng 
d««  leitenden  Finanzprineips  in  der  Post  ond  die  Durch- 
ftthrnng  des  angenommenen  Princips  im  Einzelnen, 
4ahar  die  Regelung  des  Posttaz-  oder  Portowesens. 

a)  Als  das  leitende  Finanzprincip  der  Post  in  unseren 
iwBtigen  Cnlturstaaten  ist  bereits  im  1.  Bande  im  Allgemeinen  das 
OebUhrenprineip  feetge^llt  worden.^^)  Abweichungen  hierron 
sikd  fVttber  die  Regel  gewesen,  indem  das  Postregal  als  Finanz- 
reifAl  ind  danit  die  Post  gleiehzeitig  mit  als  Bestätterangs- 
m Ittel  behandelt  wurde.  Davon  vst  jetzt  gewtthnlidi  mit  Recht 
abzoseben,  wenn  auch  nicht  zn  iängnen  ist,  dass  durch  eine  Porto- 


*)  Me  ikkA  bestehenden  Pottrorrfobte  in  Däntscblkad  siehe  bei  H.  BSsler, 
Verwj;  n,  §.  433.  r.  B«noe,  pns.  StutBr.  II,  2,  §.  473.  —  Baichspostges.  t.  1S71 
§.  1 :'  im  WescotL  ein  aasacbUeasI.  BefOrdierangsrecht  der  Post  ffir  alle 
v«nnde9«I(en ,  zogenUitBii  odw  awiBt  TOscbloeseDen  Briefe,  dann  fttr  aUe  iioliL 
ZeitiiQK«a,  velcbe  Öfter  ab  1  mal  vScbentüch  erscbeinen,  gesea  Bezablnng 
(also  z.  B.  exclns.  uoentgeltl.  PriratbofOrdernng  r.  Briefen,  Hitfluiren  v.  Empfeblonsa- 
Wiefoa  Q.  dgL  —  ein  UnteEschied  gegen  Mher)  von  Orten  mit  einer  Foatanstalt 
Mcdi  anderen  OQen  mit  einer  Fostanstalt  des  In-  ond  Aashocles.  also  nicht 
innerhalb  desselben  Orts.  Für  Packete  kein  Vorrecht  mehr;  dsgL  nicht  mehr 
für  PeisoDenbefMmng,  die  fOr  Private  nach  dem  narddentscben  Oesctx  über 
das  Poetveaen  f.  2.  Nor.  1S67  g.  1,  irenn  sie  „gewerbsmissig  anf  Landstrassen  geg|ni 
Bezahlang  mit  regelmässig  festgesetzter  Abgangs-  oder  Ankaoftszeit  a.  mit  ontenregs 
gewecbaeitea  TruspwtnHtela"  «ifolgt,  noch  der  Geadimlgong  der  Fostrerwaltong 
bedulla,  falls  znr  Zelt  der  Eniehtnng  der  Fob^wuiheit  eine  vralgateni  tlj^ch 
m^:«lieiide-  Peraonenpoat  bereits  bestud.  —  Dem  Vorrecht  der  Poit  aaf  die  gen. 
Saadngen  tßMpMA  die  Verpflicfatang  der  Poet,  dieaelben  anzmwbmui  und  zn  W- 
fSrdem  (Oes.  r.  18Tt  §.3).  —  DerVoraeh  ti»  Piivat-Fi^bef&rdenugsuistaltec 
in  CoDcnrrenz  mit  der  Post  scheint  in  DentacUand  miadongea  zn  sein.  Freilidi 
hommrä  der  Post  ihre  Bechte  gegenQber  den  Eisenbahnen  hier  sehr  zo  Qote.  • 

^  Ban-Wftgner,  Fin.  I,  g.  22«,  Wagner,  Fin.1,  g.  242.  Im  Ganzen  ist  anch 
K«ii,  fta,  I,  g.  213  dieser  Behandhmg  der  Post  mgene^  MOSt  «och  hl«  b«. 
S«x  a.  a.  C  namentL  I,  246  ff. 
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nonninmg  naeh  Steiuignindslttien  nituiter  die  haadd-  lad  g»- 
werbotraibeiiden  OUsbcb,  besonders  die  Ckompeartlfte,  weMie  äek 
enderan  Besteneningfuten  leichter  enttiehen,  mit  bestenert  werdti 
k5imeo  (abo  Porto  zugleich  ahi  Fonn  einer  agendiehea  Btoocr 
Augiiend).  Bexttgliehe  ErwSgongen  werden  idcht  immer  gmad- 
säislioh  abzoweisen  sein,  z.  B.  bei  Fragen  der  Reform  miee  «tmi 
mit  als  Steuer  wirkenden  Portotarife.  Femer  sind  die  Zweige 
der  Post  za  nnterscbeiden:  Die  Brief-  and  eventaeU  die  Zeitnngs-, 
Geldpostj  fraglicher  schon  die  Paeketport  sind  nach  dem  Ort- 
bohrenprincip,  die  Personenpostf  erentnell  aneh  noch  die 
Packetpost  mehr  nach  dem  priratwirthsehaftliohen  Prinoip 
an  verwalten,  wie  dies  sehen  im  1.  Bande  begrttndet  wurde.  Ge- 
schichtlich hat  das  privatwirthsohaftliche  Prinoip  (oder  das  ^l^ABn'' 
Hebe  Untemehmnngsprinoip'^  8az's>  frttber  aUgemeitter  in  der 
Postrerwaltang  gegolten  und  aof  tsntr  Stofe  „extensiver''  Verk^is- 
entwicklimg  z.  Tb.  mit  gutem  Grande.  Das  debtthrenprineip  irt 
erst  bei  „intensirem"  Verkehr  allgemeiner  berechtigt  oad  dueb- 
gedrungen. 

In  finanzieller  Beziehnng  sind  dann  noch  zwei  Puseis 
wichtig)  welche  die  Gesammteinnahme  der  Post  und  dsm 
Verhftitniss  zur  Ausgabe  betreffen.  Erstens  fragt  «k: 
welche  Hohe  der  Gesammteinnahme  soll  man  erstrebet? 
Zweitens:  ist  die  Staatspost  mit  beständigem  Betriebs- 
deficit  noch  zu  re^tfertigen? 

aa)  Hmsichtlich  des  ersten  Pnnctes  mnss  die  volle  Kosten- 
deokungf  d.  b.  die  Deckung  der  laufenden  Betriebskosten  und 
der  Zinsen  und  Amortisation  des  Anlagekapitals  erstrebt  werden, 
nieht  nur,  wie  Im  Schulwesen  und  bei  den  Geriebten,  ein  mehr 
oder  weniger  hoher  Beitrag  zu  den  Kosten,  wobei  aber  auf  die 
Leistungen  der  Post  fttr  die  Staatsverwaltung  selbst  mit  Btteksiefat 
zu  nehmen  ist.*^)  DemgemXss  mnss  namentüeh  eine,  vielfteb 
fehlende,  Rechnung  Uber  das  Anlagekapital,  das  in  dea 
Gebäuden  und  Einrichtungen  des  Postwesens  steckt,  stattfinden.") 
Vollends  in  dem  Falle,  dass  dieses  K^tital  nieht  frttber  ans  den 

")  Eb  koBunt  diber  &  B.  duuf  an,  ob  dte  imtUchea  FwlBe»diiiiKUi  frei  ote 
gegen  Poitoberedmong  befDrdert  verden.  Im  entea  Fall  aulnte  ancli  R«« ,  dM  tkk 
Zuchttue  der  StaatsciBse  zor  Post  Tertfaeidigeo  liessen,  §.  218.  BicUlger  kim,im 
und.  Verkehr  portopflichtig  zu  machen,  s.  o.  §.  812. 

^  So  ist  es  mit  Becht  bei  der  Berathnng  dea  Etats  des  Deaticheo  Beichi  m 
1B7&— 79  dnrch  eine  Ite«ditio&  dea  Beicbstags  tCa  die  Zakonft  reria^  vnidaa. 
Anschlag  desGebfaidekapilalB  in  Baden  IMl  237,700  flMd«tVflfk»ag»,Q6iithe9.i^T* 
217.000  fl.  (Baa). 
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Betriebseinnahmen  der  Post  bestritten  worden  ist,^')  gehört  eine 
Angemessene  Summe  fttr  die  Verzinsung  nndTilgnng  in 
^  Jahresabreehnnng  der  Post 

Die  mOgliebst  volle  Deckung  aller  dieser  Kosten  ist  wegen 
des  immer  doeh  stark  differentiellen  Nattens  der  Post- 
leistnngen  fllr  die  TerscMedenen  Kreise  der  BerOlkemng  zn  vor- 
langen.  Bei  der  Normirang  der  Porti  n.  s.  w.,  besonders  bei  Porto- 
tar^formen  darf  daher  dieses  Ziel  der  rollen  Eostendeoknng  der 
Anstalt  in  dem  bezeiehneten  Umfiuig  nioht  ausser  Aeht  gelassen 
werden.  Jedenfalls  sind  an  sich  vermeidbare  dauernde 
Fostdeficite  wirklich  sn  vermeiden,  daher  finanziell  nnr 
solebe  Reformen  zn  billigen,  welche  einigermassen  sichere 
AsB^cbt  anf  baldigen  Ersatz  eines  vorfibergehenden  Defioits  er- 
geben. Diese  Gesichtspnnkte  sind  nenerdings  in  Folge  einer  eb- 
e^tigen  AnlTassnng  der  Frage  in  der  Öffentlichen  Meinung  und  in 
den  leitenden  Postverwaltnngskreisen,  mitunter  wohl  etwas  zn  sehr 
ZBTflekgetreten :  das  fOhrt  aber  leicht  zu  einem  falschen  Commn- 
ninoos  unter  dem  Torwand  des  Uffiontliefaen  Interesses. 

Dauernde  Uebersohflsse  der  PostTerwaltOng  Uber  jene 
richtig  bereohneten  Kosten  hinaus,  welche  nicht  nur  Ersatz  frllherer 
Deficite  sind,  haben  finanziell  den  gemischten  Character  von 
Oewerbsgewinn  und  Steuer.  Naoh  dem  oben  Gesagten  ist 
wegen  des  iuneren  Grandes  der  Uebemahme  der  Anstalt  auf  den 
Staat  wohl  nnr  ausnahmsweise  ein  solcher  Uebersohnss  zu 
bffigen :  wenn  nemüeh  die  Post  alle  begründeten  BedOrfnisse  sehon 
befriedigt  und  ein  mitspielender  Bteueroharacter  des  Porto  sich  recht- 
fertigen l%8Bt,  oder  —  allerdings  ein  sellener  Fall  —  der  Ueber- 
whnss  ans  Zweigen  benUhrtj  welche  naeh  dem  privatwirthsohaft- 
liehen  Princip  verwaltet  werden  dUrfen,  wie  Packet-  und  Personen- 
post Sonst  sind  gerade  Ueberschflsse  zu  weiterer  Ans- 
dehnung  und  Vervollkommnung  der  Einrichtung  und 
schliesslich  zu  passenden  Tarifermässigungen  zu  benutzen. 

bb)  Ein  beständiges  Betriebsdeficit  ist  aber  nach  den 
Er&hmngNi  maneher  Linder  mitunter  nicht  zn  vmneiden,  einerlei 
wie  man  dag  Portowesen  einrichte.  Denn  bei  der  Abhängigkeit 
des  Postrerkehrsi  daher  der  Posteinnahme  von  der  Hohe  der  Ge- 


^  IH«a  ist  dlerdiDss  Uafig  der  FiD.  bes.  bei  gevisseii  UeSncmh  KapltalMiIaffen. 
Nach  richtigen  BacUtlhning»-  und  Re^HORgsfiaiKUtun  muB  aber  jede  soldie  Ton 
vendiuf  »HS  der  BetriebsaBulune  als  MetioratiOB  betradttot  und  Uiolit  TOm 
Belnertr^:  dee  Jakttm  abgezogeD  irerdei. 
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b&hren,  itlhrt  eine  Steigerang  der  letzteren  oft  nicbt  zn  einer 
grosseren  Etanahme,  sondern  selbst  znr  Verminderang  des  Verkehn,  j 
somit  leicht  zn  einem  nngfinstigeren  Verhältniss  von  Betrlebseia-  I 
nfthme  und  Aasgabe.  Der  Spielraam  ittr  eine  experimentelle,  naeb 
voller  Kostendeckung  strebende  T«ri<potitik  ist  daber  oft  nur  kleii. 
So  namentlich  in  Ländern  weiterer  Dimensionen,  thenerer  Commn-  j 
nioation,  geringer  Volksdichtigkeit  und  relatir  schwachen  Postrer  j 
kebn,  besonders  wenn  alle  Kosten  der  Post  wirklich  von  tieser 
getragen  nnd  nicht,  wie  z.  Th.  bei  ans,  dnrch  nnentgeUlich  odsr 
gegen  geringen  Entgelt  za  flberaebmende  Leistungen  Dritter,  wie 
der  Bisenbahnen,  aof  diese  mit  Itberwaizt  werden.**)   Aveh  ia 
solchem  Falle  wird  gleichwohl  die  Staatspost  wegen  ihrer  all- 
gemeinen Bedentang  für  Cnltar  nnd  Volkswirthscbaft  and  für 
den  Staat  als  solchen  selbst  zu  rechtfertigen  sein.  Die  Einriobtnoi 
tritt  dann  pro  tanto,  fSr  den  Betrag  des  Deficite,  anter  die  AnstaMes, 
welche  finanziell  nach  dem  Princip  der  reinen  Ansgabe  vMWslIet 
werden  und  zur  ErfHUang  wichtiger  Staatszwecke  dienen.  Das  ist 
aber  nnr  ein  onvermeidlieher  tbatslUshlicher  Zastand,  bedingt  dvnk 
geschichtliche  und  Ortliche  Verhältnisse,  keineswegs  ein  aUgemeiaa 
Ziel  der  finanziellen  Behandlung  .der  Post  Zwischen  dieser  Beekt- 
fertignng  mner  Staatspost  mit  bestlUidigem  Betriebsdefioit  md 
obigen  principiellen  Forderung  voller  Kostendeckung  der  Post  be> 
steht  daher  auch  nur  ein  scheinbarer  Widerspruch.    Eün  wen 
noch  ftlr  jetzt  nicht  zn  beseitigender  Uebelstand  Üegt  in  dem  enta 
Fall  namentlich  auch  darin,  dass  viele  einzelne  Privatinteiewea 
theilweise  ans  öffentlichen  Mitteln  befriedigt  werden.") 


")  TypiBche  Beiwiele  sisd  natei  den  Grossstuteo:  KassUnd  und  N*Td- 
america.  Im  ersteren  Staat  iit  nAnerdings  ein  kleiner  Debenchass  erreicbt  vndeB. 
Nach  «iDer  amü.  österr.  ZasatDraeBateUaDg  bei  Sax  S.  3S7  irar  1874  die  BdwiPMhMc 
der  Post  in  Bonland  16.093,000  Ü.,  der  DebendiiiM  261.000  IL  StekeBde  RoheiB- 
Bahue.  w  1670  1874  10.4S  MiU.  R.,  Badg.  £  1877  10.95  Hül.  a  üebtf 

Nordamer.  b.  Hock,  Fin.  d.  Tee  Staaten  S.  389.  Tor  dam  Ba^okrlcg  gtfJtdMhii 
actiT,  Weiten  imd  Säden  pisdr.  ^elni»  1875—76:  E&U.  20.18,  Aatg.  S3JS. 
Deficit  4.08  HÜL  D. 

*^  Ueber  die  Finaoznsnltate  der  Poat  in  amtp.  Staaten  IlteM  Daten  hei  Raa. 
Pin.  I,  9.  206  Noten,  nenere  f.  U74  bei  Saz.  I.  2»T.  Für  dis  neaefto  Zttk  osMt 
nck  fllr  einige  HanptUndn  Folgendes: 


'Einnalnne   Ausgabe  Reioertrag. 


GnsabritaDDien  1876/77  USL  Pf.  6.021 


1874        ..    .,  — 
Fcaokteich  1877  .   .   .   MilL  Fr.  116.1 
„        1874.   .    .      „  „115.7 
Deatocb.  Boich  1877/78 ,. 
(inclna.  Telegr.)    .  MilLH.  124.7 


U8.0 


7U 
71.1 


44J»  AhcU. 
42.5  Eigebo. 


AnscU. 


Digitized  by  Google 


Poat&luzen.  Poettuweseo.  Stnftntazit 


93 


§.  310.  —  ß)  Die  Regelnng  des  Posttaz-  oder  Porto- 
weaens  mvss  je  nach  Wahl  des  leitenden  Finanzprineq»  etwas 
Torschieden  aasfallen.  Im  Folgenden  wird  das  Gebtthren- 
princip,  mit  gewissen  Modificationen  in  einzelnen  Fällen,  als 
Biehtsehnttr  angenommen.  Der  wichtigste  Pnnct  der  Gebllhren- 
Ordnung  betriffit  alsdann  die  Wahl  zwischen  den  zwei  Haoptoystemen 
des  Tarift,  dem  sogen.  Stafentarif  mit  höheren  Sätzen  and 
dem  mehr  oder  wemger  eonseqnenten  nnd  in  den  Sätzen  mässigen 
Einheitstarif  in  den  nach  dra  Beförderungsgegenständen  unter- 
seMedeuen  Postdienstzweigen.  Die  anderen  Fragen  der  GebUhren- 
ordnottg  beziehen  sieh  auf  Nebenpnnote,  welcfa«  an  dieser  Stelle 
keine  genauere  Erdrtemng  bedürfen.^*) 

aa)  Der  Stafentarif  stuft  das  Porto  (die  Postgebühr)  nach 
swel  Hanptmomenten,  der  Entfernung  des  Bestimmungsorts 
(erentodl  unter  Bertteksichtigang  derBesohaffenheit  der  Beute) 
bei  allen  vier  Haaptobjecten  der  Post,  Briefen,  Geld,  Packeten, 
Personen^  und  nadt  dem  Gewicht  bei  den  drei  ersten,  bei 
Geld  ausserdem  nach  dem  Werth,  bei  den  Personen  naeh  der 
2ahl  ab.   Dies  ist  an  und  filr  sidi  rationeU. 


Deabeh.B^  1676 
Baiem  lEtTT  .  . 
WOrtemb.  1877/78 
Wcat-Oflsferr.  1877 
1875 
lutliea  1877  . 
Sokweiz  1876 . 
ScliwedeD  1678 
1875 

Konregea  1875 


HilLK.  il7.Ü 

..     ..  8.60 


MilLFL 


Ansgabe 
109.4 

9.05 


7.65  Eigebn. 


0.55 
0.30 
0.05 
0.29 
7.8 
0.1 
0.0 
0.5S 
0.1 


Anschl. 
Auschl. 
Anschl. 
Er^ebn. 
Aiuchl. 
£iK«bo. 
Anschl. 
E^ebo. 


15.0  14.95 
„  ,.  14.66  14.96 
MilLFr.  27.0  19.2 
MflLFr.  14.64  14.74 
MUl.  Krön.  4.8  4.8 
„  „  4.02  4.56 
„  „  1.36  1.46 
Dar  zrdte  AnagalMpostoa  bei  C^DSsbiiteonien  betriffl  den  Postpacketdieost  (Schill- 
füai).  Im  Deatecheo  Reich  ist  i«nt  Post-  und  Teiegraphendlanst  rerebiigt  Am 
Otkattigsten  iit  du  TerkSltniss  der  Einuhmeo  zu  den  Aosgabflii  und  zaguich  am 
Höchsten  dw  absolute  Reioertiag  Tie  den.  p.  Kopf  io  Grosabritannien  n.  Frankreich : 
dort  c  1.19.  hior  c.  0.97,  im  Seatseben  Reich  (to  man  den  Reinertrag  im  Wesent- 
Ucheo,  nach  froherer  ErfUiniDg,  aof  die  Post  reohoeD  dacf)  o.  0.32  Mark  p.  Kopf. 
Dieaer  Unterschied  ist  romenUich  auf  die  Uebernahmü  dur  kostspioligeo  sogenannten 
Fsbrpost  (Packete,  Peisonen)  in  Deutschland  zurückzufahren,  die  in  den  beiden 
Weststaaten  im  Ganzen  fehlt  Daraas  etkllrt  sich  aaoh  der  angOnstige  Abschlnss  mit 
in  Oesterreich  a.  in  d.  Schweiz.  Im  Vergleich  mit  andern  L&ndom  virkt  in  Frankreich 
und  Orossbrftannien  die  inteosinite  VerkehrsentwicUang  gttostig  ein.  In  Frankreich  In 
aber  die  fiaealisclie  Tandeu  der  P«at  aacb  mich  anagepiigter  n.  nadt  domlotit«n 
Kri«ce  rezschtrft:  bes.  im  Ges.  Ober  die  Foattaxoi  r.  24.  kag.  1871. 

^  Bau,  Ftn.  I.  §.  216—217,  mit  Dnterscheid.  des  Biie^,  Packet-  a.  Goldtarib. 
J«tzt  bes.  Sax,  I.  AbsduL  S  der  Abthölang  vom  Postwesen  (a  261  £),  rergL  mit 
Abschn.  2  a.  4,  u.  A.  eine  roczügliche  Teigleichuug  von  Post  ü.  Telegraphie  in  Betreff 
ihrer  Gleichartigkeit  u.  ihres  Cntorschltids.  Fdr  die  nShere  Begründung  der  einzelneu 
Pnnct«  des  Texta  beziehe  ich  mich  aof  Saz,  mit  dem  ich  Cut  ganz,  nch  ta  den 
Bazelhdten,  a.  besonders  in  der  Aofiassong  des  Poüttaxiresens  ab  einer  historisch 
o.  örtlich  rerschiedea  zu  ordnenden  Sache  ttbereiastimme. 
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Wie  bei  allen  Od>flliren^  so  sind  auch  hier  zwei  sieh  er^iende 
Cknchtspnnote  za  beachten:  einmal  der  desWertbesderLeiatang 
für  den  Interessenten,  sodann  derjenige  der  Kosten  der 
Leistnng  ftlr  die  Postrerwaltong.^^)  Beide  Gesiohtspnnote  hmben 
bei  der  Regelung  des  Portowesens  mehr  oder  wenig«  mitge^ielL 
Bei  beiden  besteht  die  Schwieriglceit  der  Messung  des  Weiti» 
und  bes.  der  Eosten  der  I^istong.  Diese  Sohwiwigkeit  ist  aber 
dem  Weräi  gegenflbcr  grOtaer,  wml  die  mitspielenden  Honraito 
für  die  Verwaltung  meist  unbekannt,  auch  viel  veränderiicher  sind. 
Die  Feststellung  des  Werths  wird  daher  besond««  leicht  willkflr- 
lioh  nnd  schabloneohafti  a.  B.  bei  der  Annahme,  daas  sieh  der 
Werth  der  Leistung  ftlr  den  Interessenten  immer  genau  naeh  der 
Entfernung  vom  Bestimmungsorte  riehte.  Die  Kosten  tasseo  sieh 
anoh  nnr  schwer  ganz  genau  ermitteln,  besonders  weil  ihre  Whß, 
auf  die  einzelne  Leistung  zurtlokgefthrt,  sdbst  wied«  naeh  Art 
nnd  Umfang  des  Verhörs  sehr  verschieden  ist  Aber  in  tiner 
fllr  die  Verwaltung  genllgenden  Weise  ist  der  Kostenbetrag  doeh 
uanKhemd  zu  ermitteln. 

Man  fand  nun  in  derEntfernung  and  im  Gewicht  Haa^ 
momente  ftlr  die  Bestimmung  der  Hohe  der  Kosten  und  legte  rit, 
neben  den  anderen  genannten,  unter  Zuschlag  eines  angemesMaea 
Betrags  f^r  die  allgemeinen  nnd  die  Expeditions-  uad 
Manipnlationskosten,  dem  Tarif  an  Grunde,  hielt  aber  m 
letzterem  im  Ganzen  an  hohen  Sfttaen  feA, .  nm  so  die  erforder 
liehe  Gesammteinnahme  zu  erzielen.    Einigermassen  wurde  aber 
auch  der  Werth  der  Leistung  fllr  den  Interessenten  nach  denselben 
beiden  Merkmalen,  Entfernung  nnd  Gewicht,  bemessen.  Daher  er- 
schien denn  ein  Postgebtlhren-  oder  sogen.  Portotarif  ftlr 
die  vier  Haoptarton  der  Poatobjeeto  als  Entfernnngs-  und  bes. 
Gewichtsstnfentarif  in  doppelter  Hinsicht  rationell  begrltndet 

Dieser  ehemals  allgemein  verbreitete  Stufentarif  mit  höheren 
Sätzen  ist  in  der  That  auch  geschichtlich  fUr  gewisse  Entwicklungs- 
stufen des  Verkehrs  im  Ganzen  der  richtige,  was  gerade  snm  Ver- 
st&ndniss  der  Berechtigang  des  neuesten  Tarifsysteras  beachtet 
werden  mnss.  Bei  unvollkommenem  Communications-  nnd  Trans- 
portwesen, geringem  Postverkehr  Oberhaupt  nnd  einer  sttrkeren 
Beschribiknng  desselben  auf  gewisse  Volksclassen,  bei  der  Notb- 
wen^keit,  in  Ermangelung  anderweiter  Verkehrsanstalten,  durch 

anch  die  bezOgL  Abschnitte  sas  d.  EisenbiliBlabre  im  1.  Bude.  Ban- 
Wsrner.  Fin.  I.     251  ff.  n.  Vagner,  Fia.  I,  8.  264  £ 
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&  Post  oder  gans  aUein  auf  d«reQ  Koflten  den  Transport  dei 
Fofltgefenstinde  besorgen  %n  lassen,  mit  einem  Worte  bei  ex- 
tensirem  Verkelir  ist  ein  solcher  Tarif  wohl  der  relativ  ange- 
moBBenste.  Der  Werth  der  Leistung  richtet  sich  hier  wirklich 
w«aeDtUeb  mit  saeh  Entfernung  and  Gewicht  Die  Kosten  der 
Verwaitong  werden  dadurch  erheblich  bestimmt  Der  erwfthnte 
Zuschlag  fltr  aUgemdne  Kosten  n.  s.  w.  mnss  nor  verbältniss- 
mtssig  bedeutend  sein,  daher  im  Ganxen  hohe  Tarife, 
weil  die  genannten  weiteren  Kostenbestandtheile  bei  geringem  PoBi> 
verkehr  relativ  stärker  sind  nnd  jedes  einzelne  Otyect  absolut 
hSher  tie&o.  Bei  einem  zweckmttsögen,  nattlrtich  filr  die  einzelnen 
Beförderungsobjecte  manohfach  verschieden  normirten  Stofentarife 
wird  daher  die  GtesammtleistUDg  der  Post  unter  diesen  Verhältnissen 
wohrecheinlioh  am  Angemessensten  bezahlt  und  das  Finanzinteresse 
im  nöthigen  Umfange  gewahrt 

§.311, — bb)  DerEinheitstarif  sieht  im  allgemeinen  innerhalb 
des  Postgebiets  —  nnd  bei  internationalen  Verträgen  selbst  darttber 
Unnas  —  von  der  Entfernung  thmiweise,  sddieeslich  in  ge* 
wissen  Fällen  ganz,  vom  Gewicht  in  w^terem  Haasse  als  der 
Stnfentarif  ab.  Er  ist  also  öftets  dooh  nur  em  relativer,  kein 
absolater  Einheitstarif  vergehen  mit  dem  Stnfentarif,  so  in  der 
Uebergangsform  zwischen  beiden,  dem  sogen.  Zonentarif.  Hehr 
oder  weniger  erhebliche  Unterschiede  bestehen  dabei  nach  den 
Kategorieen  der  Befördernngsot^^eete.  Bd  der  Personenpost  bleibt 
der  Stufiontarif  mdst  ganz  bestehen.  Bei  der  Packetpost  wird  er 
weniger  und  langsamer,  bei  der  Zeitungs-  und  Geldpost  mehr,  bei 
der  Brielpost  vollständig  was  die  Entfernung  nnd  immer  weiter 
was  das  Gewicht  betrifft,  in  den  Zonen-  und  schlieselieh  in 
den  Einheitstarif  hinttbergeleilet,  endlich  dnrch  diesen  ersetzt 
Die  Tendenz,  die  ehemals  entscheidenden  Momente  für  die  Tarif- 
bildong  immer  weniger  zu  berOeksichtigen,  tritt  in  der  neuesten 
Zeit  bei  der  Portoregeinng  für  alle  Ol^ecte,  mit  Ausnahme  der 
Personen,  immer  schärfer  hervor.  Zogleich  wird  das  Porto  ftll- 
gemein  ermässigt  Eine  Entwicklang,  welche  sieh  in  deo 
einzelnen  Ländern  etwas  verschieden  gestaltet,  aber  bei  dem 
kosmopolitischen  Character  der  Post  in  den  Gultnrstaaten  immer 
^ichmässiger  faeraosbildet,  z.  Tb.  in  Folge  oder  unter  dem  mit- 
wirkenden Einfluss  internationaler  Verträge. 

Ein  solcher  Einheitstarif  entspricht  nun  im  Ganzen  den  Ve^ 
hftltnissen  boohentwickelten  sogen,  intensiven  Verkehrs,  mit  dem 


Digitized  by  Google 


96 


3.&  i:k.3,A.  Syatd.n)Ik8irirthMli.6MniL  g.311. 


er  in  ^er  gewiBteo  Wechselwirknng  steht  Bei  gritaaerw  Volk»« 

dicfatigkeit,  allgemeiner  Verbreitung  der  ElemeDtürbfldaiig,  viet- 
fachstem  Örtlichen  Weehsel  der  BeTölkeroBg,  aoageddintain  in-  wtä 
aoflUndischen  Handel  wird  da»  BedOr&lsa  nach  den  -Dieaeten  der 
PoBt,  besonders  der  Brief-,  aber  ancb  der  Packet-  ond  G«ldpoet, 
grösser  and  gleichmässiger.  Die  Entwicklung  gnter  Commniü- 
cationen,  die  Benntzang  der  Eiseabahiien,  DaxnpfochilEB  mit  fta 
den  Postdienst,  vielleicht  nach  dem  geltenden  fiisenbahnzeeht  un- 
entgeltlich oder  gegen  geringen  Entgelt  Seitens  der  Post,  macht 
die  Entfemnng  zu  ^em  die  Kosten  wenig  mehr  bestimmendea 
Factor.  Die  GrOsse  des  Verkehrs  vermindert  die  aUgemeinen  wbA 
die  Expeditione-  und  Manipnlationskosten  relativ,  also  ittr  die 
einzelne  l^eistang  absolut  Die  Vereinfachung  des  Tarift  und 
die  Portoerhebang  in  der  Form  von  Stempeln  (Harken) 
wirken  gerade  bei  grossem  Verkehr  in  derselben  Bicbtnng.  So 
rechtfiertigt  sich  ein  ermftssigter  Einheitstarif,  welcher  dann 
wieder  die  Bedingungen  seiner  Berechtigung  durch  däe  EntwicUng 
des  Verkehrs,  die  er  begtlnstlgt,  selbst  immer  mehr  ansdehat 
Denn  man  kuin  nnn  von  der  Differentiirang  des  Werths  der 
Leistimgen  der  Post  für  die  Interessenten  mehr  absehen,  weilM 
wirklich  unbedentender  wird,  und  die  Differentiimng  der  Koatea 
der  einzelnen  Leistungen  wird  thatsächlioh  auch  immer  minimskr. 

Alles  dies  tritt  bei  der  Briefpost  am  Meisten  hervor,  dabv 
hier  auch  der  niedrige  Einheitstarif  am  VoUstandtgäten  berechtigt 
wird.  Das  Festhalten  an  einem  nicht  gar  za  niedrigen  Maximal' 
gewicht  des  zur  Normaltaxe  zu  befördernden  Briefe  erfolgt 
ans  Orttndea  der  Oekonomie  der  Post,  ohne  dass  das  PobÜeiui  d»> 
runter  leidet  Indem  fnr  schwerere  Briefe  der  Gewiehtsspielraaa 
bedeutend  erweitert,  die  Taxe  aber,  wenn  auch  hoher,  so  doch 
massig  gehalten  und  vom  Stnfenporto  nach  dem  Oewieht  aneh  hier 
im  Uebrigen  abgesehen  wird,  erfahren  alle  berechtigten  IntercMen 
ihre  Befriedigung.  Die  Wahl  der  denkbar  einfkchsten  ErhebuAga- 
form  der  Briefpostgebtthr  in  dem  Stempel  (Brietearke,  BntS- 
eouvert)  vermindert  gerade  hier  die  Expeditionsarbeit  aoaser- 
ordentlich.'Bj 

Von  epocIieiDftdiiaadar  Bedeuttm^  wu  die  buruhmt«  ron  Kavlftad  Hill  m- 
reregte  Portoreforat  bei  Briefen  (sogen.  Fennypöilo)  in  Giossbritnoaiea  1S3Sl 
8.  daraber  Raa  §.  21S,  bw.  Hol«  d,  §.  31Sa.  Saz.  1,  S46  C.  Mcb  SM  C  Tis 
finanridlaa  Studpanate  ans,  «9  laoga  die  Post  adwUicliw  üabsBohttM  müim 
soll,  mala  die  eagliache  Bafona  fiu  etrai  za  abrupt  n.  za  nAcd  bezde^net  voidaa. 
Immerhin  ist  ab»  zu  1»«iibbten,  im  der  Relneitrag  cwir  vAt  lel,  lAer  doch  Mcft 
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lange  kein  Defidt  «dntnt  Li  GrosbriUimion  bestond  for  1840  ein  sehr  hoher  Ent- 
fenmigs-StafBiipoitoterit;  du  mltdexe  Biie^rto  vn  7~7V,P.  a  Hill  schlDK  nnn 
in  einer  Schrift  ISST  vor,  einen  mUdnn  EinheitsUrif  einznfthrea.  IHe  Winde 
mum:  diss  du  biiherige  thenere  Porto  den  Yeriiehr  hemme  n.  auch  fioenziell  nacb- 
theibg  sei;  allerdings  var  der  Reinertrag  der  Post  von  1816 — 37  fast  nicht  gestiegen, 
Datchscfan.  1,422,154  Pf.,  Max.  1826  1.539,  Hin.  1822  1.325  Hill.  Pf.;  dass  die 
bestehenden  PosteinrichtODgen  ohne  vesentL  Kostensteigening  die  BewXlütrnng  eines 
fiel  grOsBeien  Briefreikehrs  gestatteten  (du  27  ÜKhe  nach  Hill) ;  dass  das  Gewicht  der 
Gessmmtheit  der  bezahlten  Briefe  klein  im  Yerhältniss  za  dem  Gewicht  aller  Sendangen 
sei  (16  7o  bezahlte,  9%  unbezahlte  Briefe,  75  7a  Zeitongen);  dass  die  Kosten  nur 
zum  kleinen Theil  von  den  eigentlich«!  BefOrderangskostcD  herrührten,  nnr  zu  Vb< 
auf  den  einzelnen  Brief  weniger  als  Vi«  davon  k&me ;  dass  die  BefSrdemngskosten 
aloht  nlt  der  EntCuming  pnpoitional  stiegen .  wndran  von  anderen  Umständen, 
BflKbaflfonhtft  der  Boote  und  des  Truiqxfftmittds  n.  s,  w.  abhingen,  bes.  bei  aoage- 
bildeten  sonstigen  CommonicatioDswesen  (Eisenbahnen,  Damp&chiffe  1):  dan  die  Eosten 
dar  Expeditkn  o.  Huipnlaäon  der  Briefe  die  Haoptsache  seien,  sich  aber  sehr  rer 
liBgem  lieasen,  wenn  der  Briefveikehr  st&rk^  n.  du  Briefmarkonsystem  angewendet 
werde.  Hill's  Yoiscfallge  worden  durch  du  Gesetz  r.  17.  Aug.  1839  (2.  q.  S.  Tict. 
c  53)  angenommen.  Am  lU.  Jan.  1840  wurde  du  Porto  aUgemein  aaf  1  P. 
inländische  Briefe  emtlssigt  Der  Briefrerkehr  stieg  sofort  stark  a.  steetig  wmter,  aber 
nicbt  so  bedeutend,  als  Hill  rermathet  hatte:  er  war  nicht  in  Kurzem,  eondem  erst 
WMCüi  12  Jahren  der  Sfache,  der  frühere  Bobertrag  wmde  erst  nach  10,  dar  alte 
Bieinertrag  erat  nach  30  Jahren  erreicht  Die  starke  Vermehrong  der  Kosten  ist  nar 
z.  Th.  der  Zonahme  der  Briefe,  z.  Th.  anderen  Ursachen  (Bezahlong  der  Eisenbahnen, 
PMlMikiffe)  mcnschidben.  Ban  hat  fOr  die  Zeit  bis  1662  folgende  Tabelle  zosammen- 
geMdk  (g.  213,  Note  d> 


BiAortr. 

Terli. 

Bednertr. 

Verh. 

Brle&aU 

Teih. 

MUL  P£ 

MULPC 

HÜL 

1836/S9  . 

2.37 

100 

1.60 

100 

75 

100 

1840   .  . 

1.36 

57 

.41 

25 

169 

225 

1842    .  . 

1.68 

66 

.48 

29 

208 

278 

1844    .  . 

1.71 

71 

.61 

38 

242 

322 

1846   .  . 

1.98 

83 

.72 

45 

300 

400 

1860    .  . 

2.50 

105 

1.06 

66 

347 

462 

1856   .  . 

2.87 

121 

1.21 

75 

478 

637 

1862    .  . 

3.78 

159 

1.24 

77 

605 

806 

1870  .  . 

4.93 

208 

1.50 

90 

865 

1158 

1676   .  . 

6.02 

254 

1.95 

122 

1019 

1860 

(Audi  in  den  letzten  Jahren  die  Brie£eaU  ohne  die  Poäkarten).  Die  allmftligexe 
Portorefom  ancb  für  Enriand  ist  denn  aach  öfters  der  HÜl'schen  gegenüber  befOr- 
Tortiet,  z.  B.  Ton  H'GnlToch:  noch  nenesterZeit  hat  G.  Cohn  in  s.  engl.  Eisenbahn- 
flCadien  Aehnllches  graagt 

Die  enorme  fOnnlich  cnltnrgescliichtliche  Bedentnng  der  HÜl'schen  Portorefonn 
ist  deshalb  doch  unbestreitbar.  Li  allen  Gnltnrstaaten  ist  man  nach  nnd  nach  diesem 
engliseheD  Vorgang  gefolgt,  nur  meist  mit  der  Zwiscbenperiode  eines  Zonentarifs. 
In  Oesterreich  1842  6  Kr.  bis  10  Meilen,  12  Kr.  darOber  hinaus,  1849  jener  Satz 
auf  S  Kr.,  dieser  auf  6  Kr.  redocirt,  1861  inländ.  Einheitssatz  v.  5  Kr.  0.  W.  (Local- 
porto  3  Kr.).  —  Preussen  hatte  für  den  einfachen  Brief  nach  dem  Regniatir  ron 
1834  folgende  SUze:  bis  2  Meilen  1  Sgr.,  2—4  M.  i%  Sgr.,  4—7  M.  2,  7—10  M. 
3>/,,  10—15  M.  8,  16—30  H.  4.  20—80  H.  5  Sgr.  n.  nr  je  10  weitere  Meilen  1  Sgr. 
tBehr.  Im  J.  1844  wurden  bei  gleichbleibeDdra  Portis  die  Zonen  erweitert:  anf  5, 
10,  15,  20,  30,  50,  100  Meilen.  1849  wniden  3  Zonen  gebildet  von  bis  10  M., 
10 — 30  M.  n.  Uber  20  M.,  mit  resp.  1,  2,  3  Sgr.  Porto.  Diese  Sätze  ^r  den  ein« 
fachen  Brief  ron  jetzt  bis  an  1  Loth  Qbenialun  der  dentsch-Osterr.  Postrereiu 
(1850)  f.  d.  Toreinsrerkehr,  woneben  in  mebrerai  Staaten  andere,  ntedri^re  iolftnd. 
PoTtL  Im  Norddeutschen  Bunde  dann  durch  Gca.  r.  4.  Nor.  1867  Einheits- 
satz r.  1  Sgr.,  ebenso  nach  Ges.  r.  1871  im  B.  Reich,  Vertragsweise  gilt  dies  Porto 
«nch  zwischen  Deutschland  u.  Oesterreich.  Nach  der  Ennässigung  ron  1844  sank  der 
Reinertrag  in  Preossen  ron  1.4  auf  1  UUl.  Tblr.,  1652  wurde  er  auf  S60.000  Thlr. 

A.  Wa(a«T,  FiiiBaxwiaaeiiKliari.  II.  7 
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Temuchbgt,  1866  Khoii  vieder  «of  1.42  1011.  TUr.  Die  Fmtflcefm  la  Horid. 
Bunde  wäta  rodlbergehead  zo  einem  Betriebsdeficit  Nub  dem  Asscbtu 
fOr  1808  mur  die  Ehuuluue  22.966,  dieAasgabe  20.691,  der  DeberschiuB  2.274 
Tbiler;  Btatt  dessen  nach  dem  Ergebniss  bes.  20.616,  20.655  nod  Deficit  ?eB 
138.621  Tbir.  Der  Ausfall  war  beim  Brief-  Q.  s.  ir.  Porto  1.69  UiU.  Thlr.  1861-U 
wurde  der  Deberschuss  der  Post  fUr  die  norddeutschen  Staaten  auf  S.7  HilL  lUr. 
berechnet  Hirth,  Annaten  II,  226,  243.  In  1869  war  der  Debeischnss  nach  im 
Aaschlag  548.519,  nach  dem  Ergebniss  262376  Thlr..  1872—75  war  derNetu- 
aberachasB  der  Beichspostrerwaltong  bez.  1 3.2,  8.2.  6.S9,  8.23  MilL  M. ,  worui  ab« 
5 — 6  MiU.  M.  ans  der  Auf  hebong  der  amtL  Porto&eiheiten  benrtthieiL  —  Aeknliche 
Entwicklnng  la  anderen  LBndem,  Bltere  Daten  bei  Ban,  ancli  Saz.  In 
Frankreich  war  das  Einheitsporto  fOi  den  fMUch  nor  e.  halb  so  schweren  Bcitf 
(bis  7Vs  Or.)  ab  in  England  o.  Dentschland,  seit  1M8  20.  1649  35.  1854  SO  ecot, 
nach  Ges.  r.  24.  Aug.  1871  (fOr  bis  10  Gramm)  wieder  25  cent  Neueete  Embög. 
1878.  —  Der  Weltpostrerein  hat  dann  das  Porto  fOr  den  einfachen  Brief  ron  15«. 
allgemein  auf  V«  Fr.  oder  20  Pf.  deutschen  Gelds  innerhalb  dieses  Vereins  fiiiit 

Das  Maximalgewicht  des  sogen,  einfachen  Briefs  hat  mehrfach  gegen  frther 
eine  Erhöhung  nnd  zwischen  verschiedenen  Staaten  eine  Ausgleichung  erfUuen.  £b 
war  froher  in  Preassen  '/<  Lotb,  in  England  7,  Unze  (15.55  Gr.),  spiter  in 
Deutschland  n.  Oesterreich  bis  1  Loth  ^16Vi  Gr.),  ist  jetzt  (in  DeotschlaBd 
nach  dem  Beichsgesetz  von  1871|  15  Gr.;  dies  auch  der  jetzige  Weltpostsatz.  An 
L&ngaton  verfahr  Frankreich  hier  eng  fiscalisch.  —  Far  hSheres  Gewicht  stieg 
fraher  das  Porto  meist  proportional  mit  dem  Gewicht,  also  für  2-,  d&ches  n.  s.  w. 
anf  das  2-  o.  Sfache,  bis  zoi  Qmm  des  eiianbten  Brie^ewichts.  In  Deutsch* 
Und  jetzt  nni  das  3£udie  Poito  fttr  Uber  15—250  Gr.  (V,  Pfand).  Im  Weltpost- 
verein Immer  f.  je  15  meta  der  ein&che  Satz  mehr.  In  Frankreich  ud 
d.  Ges.  V.  1871  bis  mit  10  Gr.  25  a,  aber  10—20  40  c,  20—50  Gr.  70  c,  Qhar 
50  Gr.  fOr  jede  weitere  50  Gr.  oder  einen  TheU  dam  ein  Zoschlag  von  50  e. 

Bei  der  Geld-  and  Packetpost  kann  die  Entvricklang iv 
eine  analoge  wie  bei  der  Briefpost,  keine  ideqtjsche  tdo. 
Denn  die  Werthhohe  Bteigert  das  Risico  der  Post- und  die  Ge- 
wichtsmenge sowie  die  Entfernung  bleiben  bei  ider  Packet- 
post nnvermeidlicb  immer  in  höherem  Grade  Factoren,-  welche  die 
Kosten  steigern.  Vollständiges  Einheitsporto  wie  bei  der  Brie^o^ 
erscheint  daher  hier  nicht  rationell  und  bei  der  Packetpost  ohne 
die  ÄbDormität  einer  fast  nnen^eklichen  Hilfsleistang  der  Eisen- 
bahnen kanm  dorohführbar.  Zonentarife  mit  Vermindemng  d^ 
Gewichts-  und  der  Entfemnngsstafen,  selbst  der  Fortfall  der  letzteren, 
und  die  allgemeine  Ermässigang  der  Sätze  rechtfertigen  sich  in- 
dessen anch  hier  dorch  die  immerhin  geringere  Bedeutung  tdq 
Gewicht  und  Entfernung  fUr  die  Kosten  bei  gut  entwickeltem 
Communications-  und  Transportwesen  und  durch  die  wohlfeilere 
Expedition  und  Manipulation  bei  grösserer  Einfachheit  des  Porto- 
systems und  lebhafterem,  dnrch  niedriges  Porto  begttnstigtem  Poat- 
verkehr,  wo  sich  die  Kosten  fltr  die  Einheit  der  Leistung  billiger 
stellen.") 


*^  Ran  §.  217  mit  älteren  Daten  tOwr  Taxen  der  Packet-  n.  Geldpost  Frflher 
hielt  man  besonden  aof  ein  Minimalgewicht  briefiutlgeT  Paelcete  (3  LoA  in  FnosiaB. 
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Die  Benrtheiliiog  der  modenien  PortMysteme  darf  daher  im 
CUnsen  günstig  ansfUlen,  wenn  man  anoh  vielleieht  hie  nnd  da 
zn  weit  in  der  Errnftssigong  und  Änsgleichong  der  Sätze  gegangen 
ist  Der  Tarif  eines  einzelnen  Landes  moss  nach  den  angegebenen 
Momenten,  welche  die  Errnftssigong  nnd  Einheit  des  Porto  re<^t- 
fertigen,  geprüft  werden. 

Im  finanziellen  Interesse  sind  aber  sehr  plötzliche  nnd 
starkePortorednetionen  nidit  so  allgemein  zn  billigen,  wie 
ea  Theorie  und  Praxis  nenerdings  gethan  haben.  Denn  sie  führen 
doch  mitunter,  wenn  nicht  zn  Betriebsdefioiten  so  zn  stOrenden 
Bfindereinnahmen  von  längerer  Daner.  Entwickelt  sich  anch  ein 
grösserer  Verkehr,  so  doch  nicht  immer  ein  solcher,  welcher  den 
AosfiiU  der  Tarifrednctlon  sofort  deckt  Der  Einflnss  der  Bednotion 


8  ia  Baden,  4  im  deatsch-Osterr.  FostTerein)  der  Ftcketpoet,  am  Dmgelmiigea  des 
UtlwreB  BrieftMitos  mittelst  BenatzoDi^  der  Fahrpost  zu  rerhUeD.  System  der  Tjudnug 
Bick  sOKMi.  Tazqaadrfttea,  so  im  daatielHMerr.  Postrertrag  r.  185T:  du  Pftaiu 
sd  4  IfiaUen  je  %  Sgt.,  Minimum  Ms  8  H.  2  Srr.,  8—16  H.  S  Sp.,  16—24  U. 
4  S^.  B.  s.  v.,  doch  mit  d.  Ermiasig.,  dua  StQcke  bis  1  Pf.  a.  bis  4  H.  nnr  1  Vg  Sgr. 
cms.  Bis  za  20  IL  Entfoinang  BerechnnDg  der  Fracht  nach  dem  geraden  Abstand 
dar  Orte.  For  weitere  Entfemong  EiotheUiing  des  Yereinsgebiets  in  Tazqoadrate  von 
4  M.  Seitenlinge.  AHe  ia  einem  Qoadrat  liegenden  Puncto  behandelt,  au  ob  sie  im 
JCittelpnncte  Ugen.  Sendong  dum  tarifirt  nach  der  Entfemong  der  Mittetpimcte  der 
resp.  Quadrate.  Tabellen  zor  schnellen  Berechnung.  Beibehaltung  des  Systems  der 
l^tzqnadrate  im  norddeatschen  Postges.  r.  4.  Not.  1867,  Quadrate  von  2  M.  Seiten- 
Iftage,  Porto  p.  1  Zollpftuid  2  Pfennig  &  je  5  Sl  bis  30  U.,  für  ie  10  M.  bis  100. 
Air  je  20  K.  Ober  100  U.,  Hinim.  2,  8,  4,  3,  6  Sgr.  nach  d.  Entfemong.  Umge- 
staltung d«  Paeketportosystems  im  Oea.  r.  17.  Mai  187S:  fitr  kleinere 
Facketo  bia  6  KUogr.  ein  zweistnfigea  Porto  ohne  Backet  auf  das  spec.  Gewicht: 
25  Pt  BekhnrUiT.  bis  10  M.,  50  Pf.  damber;  fttr  sclverere  Facketo,  bis  5  ^ 
diese  Sitze,  für  jedes  veltere  Eilogr.  ein  Zoschlag  nach  einem  EntfbninngsstiifuHatz, 
bis  10  H.  6  PfT,  10— 2U  U.  10  Ff..  20—50  M.  20  Pf.,  50—100  VL  SO  Pf. 
100—160  U.  40  Pt,  150  H.  SO  Ff, 

Auch  das  Porto  fUr  Geldsendongen  ist  in  den  neaeren  Posttazgesetzen  sehr 
eim&ssigt  nnd  rereinfacht  irorden.  DsgL  das  Porto  fttr  Packete  mit  Werthangabe. 
Nach  d.  Deutschen  Ges.  v.  1873  f.  Briefe  mit  Werthangabe  ohne  RQcksicht  auf  Gewicht 
bis  10  ML  2  Sgr.,  Uber  10  ML  4  Sgr.,  Yersichernngsgebtlhr  Vi  ^P-  f>tr  je  100  Thir. 
(Ve  Fermille).  neaeren  Commonicationsmittel  mit  ihren  regelmässigen  Postcarsen 
(ELseobahnen)  gestatten  aoch  solche  mftssige  Tarife  iregen  Yerringerong  des  Bisicos. 
giOMoror  Leichtigkeit  der  Controle  o.  s.  ir.  —  Barch  das  System  der  sogen.  Post- 
anTflisungen  (seU  1838  in  Groaibiitannlan)  viid  der  kleinere  Qeldreriuhr 
zwischen  rencUedeiien  Orten  noch  mehr  oMchtert  lud  wohlfeil  gemacht,  was  die 
Foitrerwaltoag  ngea  dm  geringen  Bi^coi  nnd  der  meist  mfiglichen  Termeidong  der 
Baarsendang  linsten  kann:  es  findet  Im  WesentL  bot  ein  Abrechnungs-  o.  Ans- 
gleichangasyetem  statt.  Da  beliebig  nele  Amreisongen  desselben  Absenders  an 
aenselben  Adrerärten  gleichzeitig  erfolgen  können,  bat  die  Beschi^lrang  auf  ein 
Maximom  keine  andere  practische  Bedeatnng,  als  auf  die  for  grosse  Summen  wohl- 
feilere Baarsendong  hlnzuleiten.  Jetzige  deutsche  Sfttze:  bis  100  Mark  20  Pf.,  bis 
200  M.  .^0  Pt,  bis  300  M.  40  Pf.  Im  J.  1875  bei  der  Beichspost  eingezahlt  auf 
23,776,839  Fostanveis.  1118.67  Mill.  M.,  mit  4.038  MilL  M.  GebQhrenertrag,  p.  Stack 
bei.  47.06  Mark  Zahlungsbetrag  nnd  0.36  M.  Gebahr.  In  Grossbrit&nnien  1876 
Betrag  der  Fostanweis.  im  Inlande  nur  27.4  Hill  Ff.  (548  Mill.  M.).  —  Durch  inter- 
nationale  Totrtge  Äosdehntuig  des  Anweisungsrerkebrs  rielfach  anu  AosUmd. 
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auf  die  Steigerung  des  Bedürfnisses  ist  hier  Öfters  überschätzt 
worden,  ähnlich  wie  in  verwandten  Fällen,  bei  den  Eisenbahnen, 
Telegraphen,  bei  Zöllen  nnd  anderen  Verbranohstenem.  Ein  lang- 
sameres Vorgehen  nnd  die  Beibdialtnng  einzelner  Fnncte  ans  den 
älteren  Stnfentarifeystem  empfiehlt  sich  daher  Öfters  mehr.  (Siehe 
Note  78). 

§.  312.  Von  weiteren  Panoten  des  Postgebtthrenwesens  sind 
noch  zu  erwähnen:**') 

(1)  Die  Erhebung  eines  Bestellgelds  vom  Empfänger  der 
Sendung  ist  möglichst  zu  beschränken,  bei  Briefen  aufzuheben,  — 
anch  im  Interesse  der  Oekonomie  der  Postverwaltung  selbst^') 

(2)  Besondere  Begflnstigangen  in  ermäsaigtem  Porto  ge- 
niessen  meistens  Zeitungen,  Drucksachen,  Circnlare  n.  s.  w.,  Prob«i 
nnd  Muster,  jetzt  ofiene  Postkarten.  Ob  in  dem  bestehenden  Um- 
fang ganz  mit  Recht,  wäre  mitunter  erst  näher  zn  iiDterBUcheD. 
Doch  fuhrt  solches  Porto  der  Post  öfters  erst  einen  Verkehr  u, 
der  ohne  wesentliche  Kostensteigernng  mit  zu  bewältigen  ist  nnd 
eine  bessere  Ansnntzang  des  Personals  und  Materials  bewirkt 
Daher  auch  die  gttnstigen  Erfahrungen  mit  den  offenen  PostkartcD.'^ 

(3)  Ein  aHgemeiner  Grundsatz  mnss  bleiben,  dass  die  Posta 
Fällen,  welche  naeh  der  Einrichtung  des  Diensts  die  Kosten  ii* 
nöthig  steigern,  nnd  fHr  besondere  Leistungen,  welche  ebo- 
falU  Extra-Kosten  machen,  Porto-Zuschuss  erhebt  Jenes  findet 
statt  bei  der  Unterlassung  der  Frankirung,  wo  der  allgemeiii 
Übliche  Zuschlag  indirect  auf  die  im  Verwaltungsinteresse  ge- 
legene Verallgemeinerung  der  Frankirang  einwirkt  Die  oben  ge- 
nannten neueren  Stufen-  nnd  Einheitsporti  bezieben  sich  daher 
grandsätzlieh  nnr  auf  vom  Absender  frankirte  Briefe  u.8.  w. 
Besondere  Leistungen  macht  die  Post  bei  der  Einschreibung 
der  Briefe  und  bei  der  Werthdeolarirnng  der  Briefe  and 
Paekete,  wo  auch  ihre  Garantie  erweitert  wird,  nnd  in  einigeii 
anderen,  minder  wichtigen  Fällen. 

")  Beispiele  anzageben  ist  bei  der  Bekanntheit  dieser  Paocte  toU  nicht  nödiig- 
Aelterea  Hateiid  bei  Bau,  neueres  bei  Sax. 

Bei  Briefen  in  Deatschluid  jetzt  beseittgl«  das  Landbriafbestellgdd  id  i» 
Reich^es.  r.  18T1  anf  Wonscb  des  Reichstags,  gegen  die  finanzielleQ  Bedenkea  der 
Regierung. 

■»)  Vgl.  Em.  Hermann.  MinUtorbilder  d.  Wirthsch.,  Halle  1872,  9.  71— IH 
Die  Priorität  gcbubrt  Oesterreich  1869  (nach  and.  Behaoptnog,  für  bescbrintta 
Verkehr,  Belgien  1S67),  Zalassnng  in  Dentschl.  1870  za  dem  ^efporto  ron  1  Sk^- 
1.  Juli  1872  auf  V>  Sgr.  herabgesetzt.  Zahl  im  internen  Verkefar  des  Reichipost- 
gcbieta  1872—76  bez.  7.73,  24.95.  42.56.  56.67,  «6.69  MUL  Stück,  in  OnBsbrftaanieD 
1876  !t3  Mill..  Westosterreich  1S76  21.4  Mill.,  Ungarn  8.3.^  Mill. 
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(4)  Um  richtige  Oekonomie  in  der  Benutzung  der 
Post  zn  bewirken  und  am  die  Finanzergebniese  der  Post 
richtig  tibersehen  zn  kOnnen,  ist  es  geboten,  im  Allgemeinen  alle 
Portofreiheiten  gewisser  privilegirter  Privaten,  (z.  B.  Par- 
lamentsmitglieder) and  selbst  der  Öffentlichen  Behörden, 
anfsnheben.  Dies  ist  neaerdings  anch  mehrfach  geschehen.") 

§.  313.  —  h)  Die  Telegraphie.")  Anch  sie  eignet  sich 
im  Allgemeinen  gnt  zor  Staatsanstalt,  aas  den  im  1.  Bande 
dargelegten  Orttnden*')  and  hat  sich  auch  in  vielen  Caltarstaaten 
von  Tomeherein  als  solche  entwickelt  Wo  dies  nicht  der  Fall 
war,  haben  sich  manoheriei  Uebelstände  ei^ben^  welche  den  Ueber- 
gang  an  den  Staat  rftthtich  encheinen  lassen.  Er  ist  anch  xnr 
ADsfDhmDg  gebracht  worden.  (England).^*) 

o)  Die  förmliche  Creirong  eines  Telegraphenregals,  analog 
dem  Postregal,  kann  erentneU  «weekmftssig  sein.  Unbedingt  noth- 
wendig  ist  sie  kanm.  Die  Natur  der  Sache,  die  Herstellang  der 
Telegrapbcnleitungen,  macht  die  Mitwirkung  de.s  Staats  doch  un- 
entbehrlich. Ein  Telegraphenregal  mttsste  sich,  ebenso  wie  die 
Staatsanstalt  ftlr  Telegraphie  überhaupt,  auf  die  Benutzung  von 
Telegraphen  ttlr  den  Öffentlichen  Verkehr  beschränken.  Da- 
neben mOssen  Telegraphen  bloss  fflr  den  Dienst  einer 
Privatunternehmang  selbst,  z.  B.  der  Prirateisenbahnen,  grossw 


In  England  ein  Princip  der  Hill'schen  Poetrefonn.  Früher  grosser  Mlss- 
bprmocb  der  Portofireiheit  der  ParbuneQtsmitgUeder.  Anfhebong;  der  Portofreiheit  fllr 
die  aiDtlicbo  Correepondeoz  der  Einzelstaatea  n.  aller  anderen  Portofreiheiten,  mit 
Aasnabmfl  der  regierenden  Forsten,  deren  Gemablinoen  n.  Wittwen,  durch  d.  nord- 
deutache  Oes.  v.  6  Jaoi  1869.  Entsch&dignog  gewftbrt,  wenn  dies  landeagesetzlich 
wegen  der  za  Grunde  Uegeaden  listigen  Frivatrecbtstitel  notbTeudig.  Die  Forto&eihdt 
der  Correspradenz  in  Baadesdienstaapelegenhciten  blieb  ertulten. 

M)  Raa.  Fin.L§.  219b.  B.  t.  Mobl,  PolizeiiriaB.  U  (3.  A.),  §.  180.  H.BOsler. 
Verv.recht  U,  §.  440,  441.  L.  r.  Stein,  Handb.  d.  Yerw.Techts.  2.  A.,  S.  426  £ 
Beide  letztere  f.  Liter,  n.  Gesetzgebang.  Knies,  d.  Telegr.  als  Terkehrsmittel,  Tab. 
1837.  Jetzt  bes.  Sax  I,  211  ff.  (Post  n.  Tel^r.  zus.).  t.  BOnne,  preass.  Staatsr., 
3.  A.,  II,  2,  §.  477.  Telegr.-Ordn.  f.  d.  Deutsche  Reich  vom  21.  Juni  1872. 
I>eiitscfae  Verordn.  v.  22.  Dec.  1875.  betr.  Trennung  der  Vervalt.  des  Post-  b.  Tele- 
rnpbenireeeas  t.  Reichskanzleramt  o.  deren  Vereinigang  anter  d.  Generalpostmeister. 
Dentsche  Verordn.  betr.  Abänder.  n.  s.  w.  d.  Telegr.-Ordn.  r.  1872  r.  24.  Jan.  1876, 
betr.  bes.  Einführ.  d.  sogen.  Worttarifs  t.  1.  MSrz  1878  an.  S.  darüber  Hirth.  Ann. 
1876  S.  761  ff.,  eb.  1S77  S.  1088  ff.  Sax  a.  a.  0-.  S.  501  ö.  Ich  rnnss  beim  Telegr. 
noch  mehr  vie  bei  d.  Post  f.  alles  Nähere  auf  d.  „Verkehrswesen"  (B.  3)  renreisen. 
IfaDcberiol  Statut  Material  bei  Sax  sehr  instractir  rerwerthet.  —  Deutsche  Veroidn. 
aber  (^ebiflireDfirele  BefBrd.  r.  Telegr.  r.  2.  Jani  1877. 

"»>  Ran-Wagner,  Fin.  I,  §.  222—226;  Wagner.  Fin.  I,  §.  240—242. 
Einlnsang  der  Prirattelegraphen  in  England  1S69.    S.  bes.  Sax,  I,  230  ff., 
der  mit  Recht  bemerkt,  dass  die  Torl&ofig  anbefriedigenden  Ertisgsrerlükltnisse  nicht 
3«iD  System,  »ondem  Qberstflrzteia  Vorgehen,  mancherlei  Fehlgriffen  in  der  O^nl- 
sation  und  ttWhanpt  den  ÜebergiDgsgtadiQBi  zozosehreiben  (S.  235). 
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Fabriken,  Bergwerke,  angelegt  anf  dem  eigenen  Boden  der  Unter- 
netamiing,  ohne  W^teres  und  nach  dem  Conceuionflprineip  aaA 
auf  fremdem  Boden  zugelassen  werden.  Als  berecktigte  Ausnahme 
kann  die  Einriohtang  privater  Telegraphen  fltr  den  Offentliehea 
Verkehr  bei  grösseren  nnterseeischen  internationalei 
Verbindungen  statthaft  sein,  bisheriger  Praxis  entspreeh^id,  welobe 
freilich  manche  Uebelstttnde  aufweist") 

ß)  Als  leitendes  Finansprincip  der  Telegraphie  ist  sehoa 
im  1.  Bande  das  Gebflhrenprineip,  aber  mit  einer  weiteren 
Annäherung  an  das  priratwirthsohaftliche,  hingestellt  | 
worden.   Demgemäss  ist  roller  Kostenersata,  einschliesslieh 
der  Kosten  fllr  Zinsen  and  Amortisation,  su  entreben,  daher  aaf 
die  Abstellung  der  Betriebsdeficite,  welche  neuerdings 
wieder  manche  Staatstelegraphenverwaltnngen  anweisen,  eifrig 
hinxnarbeiten.    Es  ist  dies  noeh  nothwendiger  als  bei  der  Pos^ 
weil  letztere  viel  allgemeiner  benutzt  wird  als  die  Telegraphier 
welche  weit  me^r  einem  Olasaeninteresse  der  Handel-  und 
Gewerltetreibenden,  xanud  des  Grosskapitals,  dient")  Bei  der  d- 
vermeidlichen  Rückwirkung  der  Hohe  und  der  Einrichtung  d« 
Tarifs  auf  die  Benutzung,  mithin  wieder  auf  Einnahme  and  KoMi 
und  deren  Verhftltniss  zn  räumder,  sind  sweokmSasige  Tarif- 
experimente  gerade  hier  geboten,  um  die  finanzielle  Seite  j 
Telegraphenw^ens  richtig  zn  behandeln.   Wenn  trotz  allem  ca 
Betriebsdeficit  bleibt,  so  kann  freilich  deswegen  der  Staat  den 
Telegraphen  nicht  aufgeben,  weil  seine  eigenen  Interessen  ihn  ver 
langen.  Aber  eine  Gestaltung  und  nOthigenfalls  eine  Einschränkung 
des  Betriebs  ftlr  Private,  wodurch  sich  wenigstens  die  BetriebsdefieHe  ■ 
mindern,  kann  nicht  mit  Hinweis  auf  ein  „Ofientliohes  Interesse",  ! 
das  aberwiegend  privates  Glasseninteresse  ist,  abgelehnt  werden. 
Unter  den  Uitteln,  welche  die  Anstalt  allgemeiner  zugänglich  and 
nfltztioh  raachen  und  zngldch  die  Kosten  mindern  helfen,  emp6^ 
sich  die  Vereinignng  der  Post-  und  Telegraphenämter 
und  der  obersten  Verwaltung  beider  Zweige,  wdche  auch  mehrfach 
in  der  Praxis  besteht») 


Die  sabmarin«n  Kabel,  bes.  die  frossan  (tEundaaU  gvu  Obetrias*«^ 

ron  der  Priratindnstrie  (GesetlscbafteD')  uinlwt  o.  DeÜebnr  1877  f« 
i  0.  63,989  SeemeÜen  69.547.    Sax,  I,  236  £ 
")  Gut  nachgewiesen  ron  Saz,  I,  250  iL 

"*)  Daten  Uber  den  Ertrag  bei  Saz  S.  258.  Dm  Betriebsdeficit  der  TeJefiapbie 
im  Denlscben  Reich  var  mit  ein  Anlas»  zni  YereinigiuiK  der  Tdtft.-yvnnkaaf  ^ 
der  Post  Jetzt  llsst  sich  die  Finaozlage  dw  Telagr.  nicht  gaaz  gwaa  CsiMeDeii,  soll 
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/)  Das  G-ebtthrenwesen  oder  der  Telegraphentarif  bietet 
in  seiner  £ntwieklnng  and  gegenwärtigen  Einriobtnng  sowie  in  den 
Pnncipienfragen  vielia(^e  Analogie  znm  Posttarif.  Aach  hier 
handdt  es  sieh  am  die  Wahl  eines  höheren  Stafentarifs, 
efaies  ermlBsigtenZonentarifs  and  ^es  wohlfeilen  Ein- 
heitstarifs. Die  Btnfen,  bez.  Zonen  werden  nach  der  Ent- 
fernung, sodann  —  entsprechend  dem  Gewicht  bei  den  Briefen 
und  Faeketen  —  nach  dem  Umfang  des  Telegramms  gebildet 
Letzteres  bisher  gewöhnlich  anter  Zogrondelegang  einer  sogen. 
Einheitsdepesche  von  einer  nütosigen Haximalzabl  Worte  (ge- 
wöhnlich £0),  mit  Steigerang  fUt  fbste  ZnwQebse  TOn  so  and  so 
viel  Worten^  neuerdings  aaeh  (wie  schon  länger  bei  Bubmarinen, 
transoeeanischen  Kabeln)  ganz  nach  der  Zahl  der  Worte  eines  be- 
stimmten Huimalomfangs  ron  Sylben  oder  Bnehstaben  anter  Bei- 
fttgnng  einer  festen  sogen.  Grund taxe  fUr  jedes  Telegramm 
(neaer  deotscher  sogen.  Worttarif).  Die  Entwicklung  war  auch 
lüer  dem  Einheitstarif  ohne  oder  dem  Zonentarif  mit  geringer 
Bttekdcht  auf  die  Entfernung  günstig.  Dies  entspricht  theilweise 
dem  Selbstkostenprincip,  weniger  dem  Princip,  in  der  Tarifnormirnng 
dem  Werth  der  Leistang  fUr  den  Interessenten  Rechnang  zu  tragen. 
Denn  dieser  Werth  iriUsfast  hier  mit  der  Entfernung  stark.**)  Die 
analoge  Entwicklang  hinsichtlich  des  Absehens  vom  Umfang  der 
Depeschen  wäre,  auch  entsprechend  der  Einrichtung  in  der  Brief- 
post, ein  Einheitstarif  für  eine  einfache  Depesche  eines  massigen, 
aber  meist  genügenden  Umfangs.  Der  strenge  Worttarif  stellt  in  seiner 
Festhaltang  des  Stufenportos  eine  entgegengesetzte  Entwicklung 
dar.  Er  wird  mit  dem  Selbstkostenprincip  und  mit  dem  Grundsatz 
hOehst  möglicher  Oekonomie  in  der  Beanspruchung  der  Leistang  ge- 
rechtfertigt. Ob  ganz  hinreichend,  ist  wenigstens  nicht  unzweifel- 
haft*^) Hinsichtlich  dieser  Puncto  und  mehr  noch  hinsicbüich  der 


sich  aber  gelMMcft  haben,  z.  TL,  uch  amtL  Annahme,  ontei  dem  Einfloss  des  Wort- 
terife.  —  Orossbritannien  Einn.  1876/77  1.63,  Ausg.  1.12,  Deberschass 
0.498  MiU.  Pf.  —  Fiaakreicb  Einn.  1876  17.46,  AnschL  f.  1877  16.6,  AnschL 
d.  Ausg.  16.12,  Cebersch.  0.4S  MiU.  Fr.  —  West-OeBterrei ch  1876  Einn.  2.94, 
Ansg:.  ord.  3.48,  ansserord.  0.23,  Deficit  lesp.  0.554  odei  0.888  MilL  Fl.  —  Dcgara 
1876  Einn.  1.18,  Aueg.  1.4S,  Deficit  0.245  Hill.  Fl.  —  Baasland  1875  Einn. 
16.04  MilL  Mark,  Aosg.  f.  Betrieb  13.43  MUl.  M..  Deberschass  2.61  Mill  M. 
(?  Bach  d  Goth.  Almaa.  1S78).  —  Deutsches  Reich  (auch  hier,  vie  bei  d,  Post, 
ohne  Baiem  q.  Wurtemb.,  die  ihre  eigene TeUgr.-Vemlt.  haben)  Elan.  1875  10.59, 
1876  11.51  MiU.  M. 

G«t  eEltatert  ron  Sax.  S.  270. 
*^  BMoerkensTeitb  sind  bfia<  die  ElnvlDde  von  Sax,  S.  301.  Beiatiaunend 
Seh&ffle.  Tttb.  Ztscbr.  1878,  S.  423  C    S.  die  g&nstige  offideUe  BenrtheÜong  in 
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allgemeinen  Hohe  der  Tariftfttee  mm»  sidt  aber  Vidtt  nadi  den 
eoncreten  Verhältnissen  des  Landes,  der  Eztensivititt  nnd  Inten- 
sivitfit  des  Verkehrs  n.  s.  w.  richten,  nnd  zwar  namendich  anoh, 
am  das  finanzielle  Interesse  im  richtigen  Umfange  in  «icibBn. 
Elf  her  e  Sätze  sind  dordi  dies  Interesse  wohl  mitunter  gebotea, 
ohne  dass  man  immer  wegen  der  etwaigen  Abnahme  des  Vor- 
kehrs  eine  noch  grössere  Einbosse  fUrchten  mflsste.*') 

814.  —  6.  Andere  Zweige  der  materiellen  Pro- 
dnction.  Ansser  den  bisher  ^besprochenen  kommen  in  unseren 
Staaten  nnd  Gemeinden  numche  ältere  Prodacti(Hisiweige  vor, 
welche  rom^lich  oder  bisher  ansseUiessli^  priTatwirthsebafllieh 
behandelt  werden,  aber  doch  nnter  Umstilnden  zugldch  naier  einer 
BerncksichtigaQg  der  Interessen  von  Gmppen  von  Privaten.  Darin 
liegt  eine  Annähenmg  an  das  Gebflhrenprincip,  z.  B.  bei  der  Forst- 
Verwaltung,  wenn  an  bestimmte  GonsnmentenkFeise,  etwa  an  die 
städtische  Bevölkemng  aas  dem  Stadtwald,  HoU  zn  einer  mässigco 
Taxe  geliefert  wird. 

Wichtiger  ist  aber  eine  andere  Reihe  von  Fällen  wesenttieli 
moderner  Art,  besonders  in  den  Städten,  namentlich  des 
Orossstädten,  hier  nnd  da  auch  in  Abtheilnngen  des  Laad- 
gebiets.**)  Hier  entwickelt  sieh  fttr  gewisse  locale  materielle  „Ge- 


Hirth,  Ann.  1877  S.  1088  ff.    Di«  dtucliichiiitä.  EiiiuluM  fftx  ein  aa^emOm» 

StibUhrenpflichü^es  Teleg^r.  im  intemea  T«rkehr  nr  1876  ludi  dem  Vortbim  (MO. 
1675  BMctt  d.  Zoaentarif  0.82  Mark,  die  ducliscliBittL  VortaU  nup.  UM  «.  ISJt 
Worte  (nach  d.  untL  fier.  f.  1876). 

Es  erklärt  sich  dies  aas  dem  Vorwalten  der  Gescliiftüdepesdiat,  beid^en 
grossere  Gevinne  a.  Yertaste  aof  dem  Spiele  Btahen,  als  dass  die  Hohe  des  TtaA  — 
innerhalb  {^visser  Grenzen  —  die  Zahl  bo  beeinflussen  sollte.  —  Beispiel  der  Eat- 
TickloDg  des  Tarifwesens:  Preussen-DentschL  (Sax,  l,  365).  Erster  preoss. 
Tar.  V.  1849  20  P£  1  d.  Depesche  ron  20  Worten  p.  Meile,  BesteJIgcU  ron  5  Ü%U 
t  10  Worte  %  i.  GeblLhr  mehr.  Dresd.  Yertr.  t.  1850:  Zonensystem.  1.  Zone  bis 
10  Meilen  20  Sn.,  2.  bis  25  M.  4U,  3.  bis  45  iL  60,  4:  bis  70  M.  80,  5.  bis  100  M. 
100  Sgr..  f.  die  Depesche  r.  20  Worten.  Im  J.  18S7  in  i.  Zone  13  Sgr.,  1859  deigL 
10  Sgr.  n.  in  jedn  wetteren  Zone  10  Sgr.  mehr.  1861  ff.  mehr&che  Aendenige*. 
schliessL  3  Zonen,  bis  10.  bis  45,  Ober  45  U.  mit  8,  10  o.  16  Sgr..  1867  aof  5. 10 
und  15  Sgr.  redncirt  und  Berechnong  nach  einem  System  der  Taxqoadnte.  Taa 
1.  Mälz  1876  an  Einheits -Worttarif:  Gnmdtaxe  von  20  PC  Beichswfthr.,  fBr  jed« 
Wort  5  Pf.  —  Einheitstarif  in  kleinen  L&ndem,  in  Frankr.,  ItaUen,  Spanien,  England, 
Oesterr.-Dngam  (Sax,  367). 

^  Hier  berdhren  sich  die  Finanzprobleme  wieder  mit  den  pllg^mwinft^  Orgui* 
sationsfragen  der  Volkswirtfaschaft  nnd  Principienfragen  der  wirthscbafUichui  E&chts- 
ordnong.  Ohne  Erfcenntaiss  dieses  Znsammenhaogs  kann  auch  die  Finaazwisseoschafl 
nicht  weiter  schreiten.  Es  zeigt  sich  hier  wieder  die  Berecbttgang  des  Standponcts. 
den  ich  in  d.  Fin.  I,  g.  26,  27  als  f.  d.  neaeste  Entwicklang^hase  der  Finanzwissea- 
schaCt  massgebend  bezelehaete.  Die  Onfi]ii|^eit.  eine  tolelie  piiBci|delle  n.  abstracte» 
FormnliroDg  der  rolksTiithach.  n.  finanz.  PnUmift  auch  nor  n  Mcrufoi.  ist  finlidi 
noch  weit  rerbreitet  (TgL  z.  B.  Prof.  t.  Treitichko,  Fteoas.  Jihn.  Ulndtaft  1878: 
..Phantastereien  doctainfirer  Sdbettbeiliebnng^).  An  sdelifln  oonmtM  Befa^fata  «i" 
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ffleinbedttr&uae'*  eioe  Beihe  von  „OffBOtUoben  Unternebmnngen" 
dar  Oemeinde.**)  ZaUrmcbe  Reiche  IndmdnalbedKrftiiBBe  ffioBMo 
•onuagen  in  ein  solches  GemeinbedürfiiiBS  zusammen.  Es  wird 
wflDsebeB8weräi|  fHr  die  Befriedigung  desselben  ron  der  prirat- 
nirthschaftlichen  Specolation  noabhftDglg  ta  sein.  Die  Entwieklimg 
der  Prodoctionsteebnik  and  -Ökonomik  gestattet  die  Uebernahme 
and  Venraltong  der  betreffenden  ProdoetionsEweige  auf  die  Ge- 
BMinde,  wekbe  mittelst  der  „Offlentlieben  Unternehmung"  die  Sacbe 
anafBbrt  Es  walten  dann  bier  ganz  ähnlicfae  Gesichtsponote  ob 
wie  bei  den  oben  betracbteten  6«btthrenzweigen ,  z.  B.  dem  Commn- 
Bseations-  nnd  Transportwesen.  Das  G«bUhrenprincip  selbst  wird, 
mutet  Umständen  mit  einer  AnnKherong  an  das  priTOtwirtb8diaft> 
liebe  nnd  anch  an  das  Stenerprinoip,  das  leitende  fUr  diese  Unter- 
nebmnngen,  wobei  sieb  alle  betheiligten  Interessen  richtig  befriedigen 
hsaen,  aiieh  die  finansiellen  der  Oemeinde. 

Oeffentliohe  Untemehmnngen  dieser  Art  ron  wesentlich  localem 
Gharaeter  mochten  ans  mancherlei  Gründen  eine  grosse  Zukunft 
haben  und  sieh  immer  mehr  ausdehnen,  worauf  schon  jetzt  die 
fSotwicklung  bei  den  ColturvOlkem  sichtbar  binansgeht  Die  Oon- 
oeatration  der  BeTOlkemng  in  grosseren  Stttdten,  techmschef 
Okonomiache  und  socialpolitische  Grflnde,  ungenttgende  Leistungen 
des  priTatwirthsehaftlichen  Systems,  wirken  zusammen  in  dieser 
Biehtnng,  wenn  auch  im  Einzelnen  das  Ob  nnd  Wie  nach  Local- 
reih&ltnissen  verschieden  beurtbeilt  werden  muss.  Das  Resultat 
ist  die  Ausdehnung  des  gemein  wirthschafttichen  auf  Kosten  des 
priratwirthschaftlichen  Systems  der  Production  und  der  Bedttrtbtss- 
befriedigong,  und  hiermit  verbunden  die  Begelnng  zwischen  Leistung 
inid  Gegenleistmiig  nach  dem  Gebühren-  statt  nach  demPrinoip 
der  privatwirthschaftlichen  Preis -Goneurrenz:  eine  grosaartige  und 
flberwi^nd  segensreiche  nationalOkonomische  und  socialpolittsche 
Entwicklung,  durch  welche  Privateigenthum  der  Privaten  b  „Offient- 
licbes"  Eigenthnm  verwandelt  nnd  Benteneinkommen  aus  Besits 
den  Privaten  entzogen  wird."*) 


den  im  Text  besprocbeoeo  wird  ein  etwat>  beeiieräii  YerstiDdiiiika  vielleicht  leiditer 
«ireckt,  —  Vgl.  fUr  die  ganze  Frage  des  Texta  Schäffle's  Schriften  and  meine 
Gnmdleg..  bea.  Kap.  3  (bes.  Abschn.  1,  6,  9,  10)  n.  Kap.  4  (u.  A.  §.  176).  S.  anch 
d.  (aoci^t  Ztschr.)  „Zukanft",  uW  d.  Gewerbebetrieb  d.  Commonen,  U.  9  n.  12. 
•*)  GmndlegTmg  g.  189,  141,  142. 

**■)  Aach  dieser  ZnaammeDhug  der  genannten  Probleme  mit  den  höchsten  Fragen 
der  SägenthnmBordnnng  lat  bisher  nlteo,  genug  Tentaodoi  vordM.  S.  mdne  Onndleg. 
Ixp.  5,  Huiptabschn.  2. 
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Die  wiehtigsten  buberigen  Fälle  betreflflen  die  WasaerTer- 
■orgnng  dnrch  WasBorieitangen,  die  LiebtrerBorgnng 
dareh  Oasfabriken  nnd  Gasleitungen,  die  Beseitigimg 
AnssoheidangB-  und  Abfallprodacte  doieh  Ganali- 
Bationen;  anehdaBFenerlOBchweBen  iBt  hier  mit  za  BenoeD.**) 
Andere  verwandte,  aber  auch  den  frttfaer  anfgesählten  fthnliebe 
Fälle  Bind:  städtiBohe  Viehhofe,  Markthallen  n.  dgL  m.  Nech 
wdtere  Fälle  beginnen  wenigstens  bereits  Gtogenstand  der  theoretiBehen 
DisooBBion  sn  werden,  wie  die  Uebemahme  grosser  Gewabe  anf 
die  Commnne,  nm  bessere,  OBrerfSUBcbte  Prodncte  zn  angemesBenem 
Preise  dem  Pnblienm  zn  bieten.  Hier  wtlrden  sieh  grosse  neoe 
Ctebähren  zweige  entwickeln,  denn  der  Preis  wflrde  vomemlich  nach 
GebUhrenprincipien  festgesetst  werden  mflssen,  gerade  im  Offient- 
liohen  Interesse.*^ 

Näher  anf  das  Fflr  nnd  Wider  dieser  Entmeklong  einang^en, 
iBt  hier  nicht  der  Ort  In  finanzieller  Hinsicht  steht  bei  licfatiger, 
recht  wohl  möglicher  Organisation  nnd  Verwaltung  prineipteU  nicht» 
entgegen,  iriüirend  aaeh  in  dieser  Beziebnng  Maoohes  dafitr  spricht 
Für  jede  Art  der  Unternehmungen  wird  eine  besondere  Rechnosf 
nnd  im  Allgemeinen  eine  genügende  Verzinsung  nnd  Amortisalioi 
des  Kapitals  zn  verlangen  son.  UebersehOsse  darflber  hinans  äad 
aber  nicht  unbedingt  auBzusohliessen,"'')  zumal  wenn  sie  zur  Vo" 
voUkommnnng  der  Einrichtung  dienen.  Auch  Uebertragnngra,  bes. 
Ansgieiehnngen  der  finanziellen  Ergebnisse  zwischen  mschiedeaei 
Unternehmungen  kOnnen  in  Betracht  kommen.  Der  Uebersehoss 

Ygl.  Brach,  ia  d.  GommoiuJsteiiei^taditen  (Lpz.  1877),  S.  21  ff.  Hftck. 
WasBervereo^.  d.  Stadle.  Tab.  Ztschr.  1878. 

*^  Mehrfftcli  ganz  licbtige  AnregiutgeD  Seitens  deatsdter  SocUUsteo.  aooh  Socäi- 
demokraten,  so  in  d.  in  Note  93  gea.  Aufs,  in  d.  ,^akiuift".  Es  wird  uor  ia  da 
DiscDssion  ani' dieser  Seite  leicht  yergesseo,  dass  alle  solche  Dinge  sich  nar  allmili; 
geschichtlich  entwickeln  kennen,  nnd  die  richtige  Eotschoidong  vom  Stande  der 
Oekonomik  u.  Technik  abhängt  Die  allgemeine  sociale Bedeutang  können  nu 
die  verkennen,  wdcbe  in  Fragen  der  Gewerbeordnnng  noch  ÄUes  ron  Begelang  des 
AibeitBreitngs,  OewericnreiiiBn  n.  dgi  m.  arvarten,  wie  die  KatbedenodafisM  dff 
liistor.  Bichtong  (Schmoller  n.  a.  dl).  Diese  Seite  der  Frage  saclite  mein  Amm- 
demrat  zur  Gewcarbeotdnongs-Befotin  nif  d.  8oc.-polit  Cuignss  EoBedin  (1877)  ho- 
Torzoheben:  .JHe  gewerbL  Yeili&ltnisse  rerlangen  aesser  einer  Befom  der  Geverbe- 
gesetzgebong  auch  eine  andenreite  planroUe  Begelnng  der  materiellen  Prodnctiu 
dadnrch,  dass  auch  aof  diesem  Gebiete  die  prlratwirtbscb.  Specalation  soweit  ala  <s 
technisch  mOglich  durch  eine  zweckmftss.  Aasdehnong  der  Staats-  jl  CommonalthUigköt 
eingeengt  wird."  Oder,  wie  es  im  Programm  der  cbristL-soc.  Arbeheipaitei  heisst: 
,vA.rbeiterfFcandlicher  Betrieb  des  vorhandenen  Staat»-  und  CommonaleigeodiiUDS.  tiad 
Ansdehnang  desselben,  soweit  es  Ökonomisch  rathaam  u.  technisch  znUaaig  ist"  S.  auh 
meine  Commonalatenerfrage  (Lpz.  1878).  S.  63. 

'^y  Hit  Recht  rem  Bruch  d.  Verbot  der  Erzielung  r.  DeberschOssen  (Ober  5*/« 
Zins  Q.  1  %  Amort)  der  ttffenü.  Schlachtbäaser  (18.  H&rz  1865)  getadelt  A.  a.  0.  S.  24- 
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bat  eineraeits  die  Natur  einer  Gewerbsrente,  wie  bei  einem  Privat- 
nntemehmen,  anderseits  unter  UmsOnden  Stenercharacter ,  wie 
.denn  solche  Anstalten  mitnnter  aU  Hilfsmittel  der  Verth  eilnng  von 
Gewerbe-,  Lnxnssteaem  wohl  mit  dienen  können.^)  Das  Commn* 
nalfinanzwesen  wird  dnrch  solche  Entwiokinng  ähnliche  Umge- 
staltungen erfahren,  wie  das  Staatsfinanzwesen  dnrch  die  Staats- 
eieenbahnen :  Die  Rückwirkung  einer  mehr  gemetnwirthschaftliohen 
Organisation  der  Volkswirthsehaft  auf  die  Finauzwirthscbaft  und 
kein  „entferntes  Ziel"^  mehr  fUr  den  Heferblickenden,  wenn 
wir  auch  noch  im  Beginn  dieser  Entwicklung  uns  befinden. 

%.  315.  —  B.  Gebühren  der  sogen.  Volks wirthschafts- 
pflege.  Die  richtigere  Bezeidmung  dieser  Gebtthren  wltre:  Ge- 
bühret für  die  fördernde  Pflege,  welche  einzelnen  Angelegen- 
lieiten  der  Frivatwirthschaften  (§.  298)  Seitens  des  Staats  oder  eines 
SdbstverwiUtungskSrpeis  zu  Theil  wird.  £s  gehttren  hierhin,  nach 
der  Seite  ihrer  ökonomischen  Wirkungen  betrachtet  (§.  290), 
aneh  einige  Ctebührenzweige,  welche  in  anderer  Hinsicht  ob^ 
sebon  zu  den  allgemeinen  Verwaltnngs-  and  Rechtsgebühren  gestellt 
wurden.  Das  System  dieser  Gebühren  der  Volkswirthschaftspflege 
bildet  sich  nach  der  Art  der  Dienste  und  nach  den  Zweigen 
der  Prodnction,  denen  diese  Dienste  zu  Gute  kommen.  Unter 
Vermeidung  des  nnwiehtigeren  Details  und  unter  Hinweis  auf  die 
WirthschafUiche  Verwaltungslehre  für  das  Nähere  in  Bezug  auf 
einzebie  hier  aufgeführte  Ctobiete,  ergiebt  sich  folgende  Uebersioht:"^) 

1.  Beglanbigungsgebühren: 

a).  Eichgebühren,  für  die  amtliche  Beglaubigung  der  von 
der  Priratfabrik  gelieferten  Maasse  und  Gewichte  dnreh  Staats- 
behörden. Solche  Beglaubigung  ist  im  Offentlicfaen  Interesse  geboten. 
Es  Hesse  sich  rechtfertigen,  sie  unentgeltlich  zu  leisten.  Doch  sind 
m&ssige  nnd  zweckmässig  abgestufte  Grcbühren,  welche 
in  der  Kegel  der  Benutzer  (Ctoschäftsmann)  tragen  wird,  zulässig. 
Sie  wirken  wie  eine  Art  Gewerbesteuer  und  tragen  überhaupt  nicht 
immer  den  reinen  Ctobtthrenoharacter.^*^^) 

"*)  Enrlgnng.  eine  Steuer  auf  den  Qucmsnm  dra  Printen  einzofUhien,  in  Bedin 
(Ani:  1878). 

**)  A.  Held,  SodalinuiU  Q.  f.  v.  (Lja.  1878),  S.  156. 

Bei  Bau,  I,  g.  238.  245,  246  nur  einzelne  wenige  FUle.  Auch  sonst 
diee  GebtUirengebiet  in  d.  systemat  Fin.wiss.  u.  moD<^pIiiach  noch  irenig  bearbeitet 
TgL  Stein,  Flu.,  3.  A,  S.  285  ff 

"*)  YgL  Kau,  Volkswjch.polit,  Uber  Maassvesea,  §.  830  £f,  Deutsche  Ech- 
gebOhientaxe  r.  12.  Dec  1869,  mit  mehreren  Nachträgen.  Die  EichgebOhren  fliessen 
in  die  Caaae  der  Einzelstaaten,  da  die  Eichaogstoler  diesen  angehören.    Anf  dem 
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b)  Gebuhren  fllr  die  amtliche  BegUnbigong  des  Feingefaalts 
der  Gegenstände  ans  edlen  Hetallen  (Ponxining).  Die 
principielle  Frage  des  Zwangs  zn  einer  solchen  B^lanbigong  ist 
streitig.  Besteht  der  Zwang  oder  werden  Objeote  anf  Wnusch  ge 
prüft  und  der  Feingehalt  begUnbigt,  so  sind  miarige  Gebflhren 
gerechtfertigt"») 

c)  Ctobtihren  für  die  amtliche  Beglaabignng  der  Qualität 
von  Prodneten,  speciell  von  Fabrikaten  („Linnenleggen^').  Die 
freihändlerische  Doctrin  ist  solchen  „Einmisohangen"  der  Obrigkeit 
abholdf  die  Praxis  hat  sie  meistens  aafgegeben.^**)  Die  Erfahrangen 
neuerer  Zeit  mit  der  Verscblechtemng,  Verfälsohong  and  gesnndheits- 
widrigen  Beschaffenheit  vieler  Nahmngs-  nnd  Genossmittel  nnd 
anderer  Artikel  (z.  B.  Gewebe)  sind  der  obligatorischen  oder  facnl- 
tatiren  EinfQhmng  einer  Controle  der  Verwaltnng  wieder  gOnstigw. 
Die  obrigkeitliche  Besehan  ron  Nahrangsmitteln,  um  die  Ab* 
Wesenheit  ron  zufälligen  (natarlicfaen)  Schädlichkeiten  zn  con- 
statiren,  schliesst  sieh  an.  Eine  Erhebung  Ton  Gebttbren  fOr  die 
amtUcben  Leistungen  ist  dann  billig.  .  Diese  werden  etwa  wie 
eine  Gewerbesteuer  mit  wirken.  Manche  der  betreffenden  Thai^r 
keiten  werden  passend  von  GommnnalbehSrden  au^iefibt,  die  ßt- 
bithren  dann  auch  CommnnalgebObren  werden.  Einige  dieser  6^ 
bllbren  gehen  in  die  folgende  Kategorie  mit  Aber. 

2.  Anfsiobtsgebflhren.  Sie  haben  ihren  Platz  da,  wo  im 
Öffentlichen  Interesse  Uber  PriTatwirtbschaftsbetriebe  eine  amtlidie 
Aufsieht  geführt  wird,  nm  Fährlichkeiten  zu  verfaflten,  das  Arbeits- 
personal  vor  Nacfatiieilen  zu  sofafltzen,  die  technisch  richtige  und 
Ökonomisch  sparsame  Ausnutzung  von  Naturschätzen  Seitens  privater 
Eigenthömer  nnd  Bewirthschafter  zn  verbQi^n  n.  dgl.  m.  Das 
Ob  und  Wie  dieser  staatlichen  „Einmischnng*'  ist  Öfters  strittig, 
aber  mehr  im  Einzelnen,  als  im  Prinoip.  Das  Gebiet  gewinnt  auch 

Etat  des  Beichs  daher  d.  NonDaIeichangscomiDis!>ioa  nur  mit  Äas^ben  (.1^77/7$ 
71,738  M.  im  OrdiD.).  Die  Reform  des  Maass-  o.  Gewichts»esens  hat  zeitwciliB  die 
Einnahme  aas  d.  Eicbg«bQhren  in  Deotschl.  ziemlich  eihSht,  z.  B.  in  PrensBen  (nekct 
wgescbloss.  Theilen)  1S70  41,S11,  ISTl  S20.803.  1872  378,414.  1S73  136,27». 
1874  145,134  Thlr.  (amü..  Pias.  H.-Arch.  1876  I,  620).  —  r.  Hock.  öff.  Abg.S.  2« 
(CimentiTaDntaxeD). 

Vgl  A.  V.  Stndnitz,  paetiL  Beg«L  ä.  FeiDgdults  r.  G<^d-  a.  Silbemarea, 
Pfonh.  1872,  2.  A.,  mit  reichem  lepislat.  Material.  Ertrag  der  „Pnnzirnng"  in  Vest- 
Ocsterreich  Anschl.  f.  1877  Brutto  196,700  R,  >Ietto  117.200  Fl  Franlreich 
ftr  Verific.  d.  Gew.,  Maasse,  Ponz.  n.  s.  w.  1877  A.  3.44  MilL  Fr.  Italien  dsgl 
zus.  1877  1.75  MilL  Fr.  Ber&th.  eines  bezng;L  OesetzeDtwiii6  üher  B^ohigimr  des 
Feinj^ehalts  im  D.  Beicb,  Sess.  1878. 

In  Westfalen  bestehen  norh  Llnnenleggen.  Jahresberichte  darnber  v.  A- 
im  PreQss.  fL-Arch. 
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nach  Deaeren  Erüahnuigen  wieder  an  AoBdehnimg.  Die  nnentgelt- 
liehe  Leistoiig  der  Aufsieht  kommt  vor  (z.  B.  bei  den  Fabriken). 
Gebnhren  sind  aber  allgemein  znr  Kostendeckong  der  Einrichtung 
gerochtfertigL   Wichtigere  Beispiele  sind: 

a)  Apothekenrevisionen  und  Gebfibren  dafür.  Aebnliehe 
Revision  von  Privatheilanstalten  n.  dgl.^***) 

b)  Dampfkessel-Proben  nnd-Revisionen  und  Gebühren 
dafür.  Auch  weiter  Controlen  besonders  gefUirlioher  Betriebe 
(Explosionsstoffe  n.  dgl.  m.),  Kisenbahn-Besichtigaogen  4i.  s.  w. 

o)  Fabrikanfsicht,  am  zu  sehen,  ob  nnd  wie  die  sogen. 
Fabrikgesetze  darchgefllbrt  werden.  Gebühren  zor  Eostendeckong 
dieser  Anfsicht  Sdtens  der  Fabrikanten  sind  meht  flblich,  aber 
wohl  zn  billigen. 

d)  Gebühren  für  die  Aufsicht  von  Privat-Bergwerken 
(AnsUbnng  der  „Berghoheit"  in  diesem  Sinne).  Im  Interesse 
der  Sicherheit  des  Betriebs  nnd  dauernderer  Betriebsfähigkeit  des 
Werks  ist  solche  Aufsicht  gesohiehtlich  vieltiach  vorgekommen,  hat 
sieh  modifioirt  meist  bis  in  die  Gegenwart  erhalten,  ist  aueh 
jHincipiell  gerechtfertigt  und  war  dann  und  ist  zum  Theil  noch 
jetxt  mit  Gebuhren  verbanden. 

e)  Gebühren  fftr  die  Aufsicht  von  Privat-,  Oorporations-, 
Gemeindeforsten  dorch  den  Staat  (Ansttbang  der  „Forsthoheit" 
in  diesem  Sinne).  Von  dieser  Aufsicht  gilt  Aehnliches  wie  von 
dojenigen  fUr  Bergwerke.  Besonders  kommt  die  Gefahr  leicht- 
fertiger and  gewinnsüchtiger  Abfaolzung  oder  zu  grosser  Aushohong 
Seitens  der  Privateigenthttm^  in  Betracht  Ctobtthren  ftlr  diese 
Aufsicht  sind  zulässig.^*") 

f)  Gebühren  für  die  Aufsieht  Ober  die  Ausübung  der  Jagd 
nnd  Fischerei,  um  die  Innehaltang  der  Schonzeiten  sicher  zu 
stellen  n.  s.  w.  Die  „Jagdscbeingebühren^*  können  gleichzeitig 
hierfür  mit  dienen. 

§.  316.  —  3.  ErlaubnissgebOhren:  fUr  die  Gewährung 
der  behördlichen  Erlaubniss,  privatwirthscliaftliche  Unternehmungen 

FOr  Vidtatioo  d.  Apotheken  im  franzöe.  Etat  285,000  Fr. 
'"•)  ZuunmailiaDg  mit  eigentL  Bergwericsteaen,  s.  im  iolg.  Kapitel  Bau,  Fin.  I, 
§.  183.    Naclt  preaas.  Ges.  r.  12.  Mai  1851  eine  Aofsichtutener  von  !*/•  des 

^)  Näheres  im  4.  Bande  (Agrar-  n.  s.  v.-Politil[).  Uieher  auch  die  ,3ef&rBte- 
rangsgebühr"  fttr  die  Mitbevirthscbaftang  der  Gemeinde- nnd  Süftnngs- 
nldoDgen  darch  Staatsfontbeamte.  Raa,  Fin.  I,  §.246:  Nach  d.  französ.  Coda 
brestier  Art.  1806  j&hrl.  durch  d.  Fin.-Ges.  besUmmt  il  nach  d.  OiiUMiBteiw  aaf^«gt 
S.  unten  in  §.  316  sab  4. 
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herziisteUeii  und  m  betreiben ,  einielne  Thfttigkeiten  Tonnnehmen, 
gewisse  Berofe  aaszattben  n.  s.  w.^  —  (anofa  Go&oessionsge- 
bübren"  za  nennen),  —  unter  zwei  Voranssetznngen:  daaa  nicht 
das  gemeine  Recht  hier  allgemeine  Freiheit  der  Bewegung  gewährt 
(§.  890  snb  2,  a)  and  dass  die  Abgabe  nach  Massstab  und  Hohe 
nur  den  Zweck  verfolgt,  für  die  nothwendige  Mdhewaltnng  nnd 
Kosten  der  Behörde  Ersatz  oder  Beitrag  zum  Ersatz  za  leisten. 
Je  nach  der  Gestaltnng  des  Gewerberechts,  derEnttpfiing  des 
Rechts,  einen  Beruf  auszuüben,  an  den  Nachweis  der  Fähig- 
keit —  wo  dann  auch  Uberale  Berufe  in  Betracht  kommen  — 
hat  dies  GebQhrengebiet  dnen  verschiedenen  Gharacter  utd  eiiie 
rerschiedene  Ausdehnung.  Principiell  ist  es  bereohtigL^")  Wichtigere 
Beispiele  aus  der  Gegenwart  sind: 

a)  GebOhren  fttr  die  Abiegung  des  Ffthigkeitsnaeh- 
w  eis  es  vor  öffentlichen  Behörden.^**^ 

b)  Specielle  Concessionsgebflhren  für  das  Recht,  eine  gewiaee 
Unternehmung  einzurichten  oder  so  und  so  zu  betreiben  n.  s.  w., 
wo  die  Behörde  begutachtend  und  beaufsichtigend  mitwirken  mBM: 
z.  B.  Gebtthren  für  Concessionen  von  Eisenbahnen,  Canälen,  Strassei^ 
Sohififafartsbetrieb,  von  Fabriken  hinsichtlich  der  Beschaffenheit  der 
Gewerbsanlage  u.  dgL  m. 

c)  Gebühren  für  das  Recht  der  Ansttbung  der  Jagd 
(Jagdscheine).^«») 

d)  Lioenzgebtthren  fttr  die  Erricfatang  und  den  Betrieb 
von  Gast-  und  Schankgewcrben,  Lotterien  u.  dgL  m. 
Diese  GebOhren  haben  mit  den  unter  b  (Goneessionsgebtthren)  and 
unter  2  (Anf^ichtsgebtthren)  Verwandtschaft,  indem  Me  als  BeiCnig 
zur  Kostendeckung  besonderer  Ueberwachung  u.  dgl.  dienen.  Vor- 
nemlich  stellen  sie  aber,  zumd  in  hohen  Sätzen  (England), 
eine  Art  specielier  Gewerbesteuer  nnd  mehr  noch  indireoter 
Verbranchsatener  dar  und  sind  daher  nach  anderen  Rfleksioktea 
zu  benrtheilen.^^®) 


^  Deber  d.  Znstmmenluui;  mit  d.  Gewerberecht  s.  Kihera  im  4.  Bude. 
Z.  B.  Prüfangsgebahien  der  Seeschiffer  f.  d.  ScUff«^  v.  "tiiirrmanM 
pTOAukg  (5,  bez.  f.  d.  Prüf.  z.  grossen  Fahrt  10  Tblr.),  nach  reicbsres.  BeetiBm.  w. 
SO.  Mai  1870  in  DenbcUand.  Der  Ertrag  fliesst  in  d.  LandeccaaMn.  Die  boBdvUU. 
Commias.  j.  1877  beantragte  eine  Beich^bubr  daneben  r.  10  Ü.,  ferner  £  AfprA.* 
Scheine  der  Aerzte  a.  Apotheker  t.  20  M. 

^  Ban-Wagner  I.  §.  189.  Vifner  I,  §.  206. 

"*)  S.  folg.  Kap.  Ertr.  d.  Licenzen  r.  Verkauf  r.  Consomptibilien  Ii  EngUsd 
1878/77  1.958  HOL  PI  St  AehnUch  die  Ucenateuer  im  nuk-aaeiik.  Sniea  d« 
Tabak-Fabrikatsteiier. 
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e)  PatentgebUhren.  Hier  sind  genau  genommen  zweierlei 
Arten  von  Abgaben  zu  imterBoheiden:  einmal  eigentliche, 
meiBtens  fixe  Gebühren,  als  Beitrag  zur  Eostendecknng  des 
dffentlicben  Patentwesens  oder  als  Ersatz  fUr  die  Mttbewaltang  der 
Behörde  bei  der  Erledigang  dör  Patentgesoohe;  sodann  Abgaben 
in  meist  mit  der  Daner  des  Patents  st  eigenden  Sätzen,  welche 
wesentlich  eine  Vergatnng  fUr  die  Verleihung  des  Patentrechts  als 
Bolcben  bilden  sollen  und  nicht  den  Cfaaracter  der  reinen  QebQhr, 
sondern  den  einer  Stener  haben.  Die  erste  Art  der  Abgabe  ist 
als  Gebühr  dnrchaos  gerechtfertigt  Die  zweite  empfiehlt  sich 
grondafttslich,  und  zwar  anoh  in  den  tlblichen  progressiven  S&tzen, 
nach  dem  Wesen  des  ganzen  Patentrechts,  was  indessen  hier  nicht 
näher  begründet  werden  kann.'*^)  —  Unter  der  erstgenannten  Ab- 
gabe kann  auch  noch  eine  besondere  Begistergebllhr  vorkommen, 
ähnlich  wie  Gebühren  die  Eintragungen  in  die  (literarischen) 
Urheber-,  in  die  Mustersohntz-  und  die  Markenschutz- 
register.  Ihrem  Wesen  nach  sind  diese  Begistergebtthren  von  der 
eigeatlichen  Patentgebttfar  verschieden.^^*) 

4.  Gebuhren  für  die  Mitwirkung  des  Staats  oder  anderer 
Öffentlicher  Körper  bei  der  Durchführung  von  Schutzmassregeln 
gegen  Wassersgefahr,  von  landwirthschaftlichen  Reformen, 
von  Bodenmeliorationen  u.  dgl.  m.,  beim  Betrieb  der  Forst- 
wirthsohaft,  des  Bergbaus,  derGewerke  der  Privaten  n.8.w. 
Die  Mitwirkung  kann  in  der  Einrichtung  von  Behörden  zur  Leitung 
und  AnsfUhrnng  der  Massregel  oder  in  der  Bereitstellung  von  Staats- 
beamten fttr  die  Zwecke  der  Privatbetriebe  bestehen.  Die  bezOg- 
licben  Fälle  kennen  aueh  in  solche  tibergehen,  wo  der  Staat,  der 
SelbstverwaltungskSrper  eine  Schatz-  oder  Nntzmassregel  fUr  sich 
selbst,  bez.  im  allgemeinen  öffentlichen  Interesse  ansfllbrt,  aber 
wegen  der  Bewirknng  eines  gleichzeitigen  separaten  Privatnatzens 
specielle Privatinteressenten  zu  Beiträgen  mit  henuigezogen  werden 
(Wasserbaubeiträge,  Meliorationsbeiträge  von  Grund-  und 
Hausbesitzem,  ganzen  Gemeinden,  Kreisen,  Provinzen  zuStaats- 

'^')  S.  Band  4  (Qewerbepolit).  Die  Frage  der  PateDtgsb&hreii  hängt  eng  mit  der 
ganzen  Einridttang  des  Patentwesens  tl  mit  gevissen  principieUen  irirthBchwUchen  n. 
rechtUcben  Poncten  desselben  zauunmen.  Vgl.  z.  B.  die  Gebabreos&tze  in  einigen 
Hanptataaten  bei  Klostermann,  Patges-geb.,  3.  A.,  Bert  1876,  S.  175  ff.  Nach 
dem  deutschen  Iteichsgca.  üb.  Patente  v.  25.  Mai  1S77  sind  bei  der  Anmeldung 
eines  Fatan^ASUc&s  Jüt  d.  Kosten  des  Verfahrens"  20  M.,  dann  fUr  d.  Er- 
thfliloBg  des  Patents  30  IL,  im  2.  uud  jedem  folgenden  Jahre  bis  xom  AUaof  des 
Patents  (Max.  15  J.)  50  H.  zu  zablaa. 

*ü)  8.  oben  AbBclin.  2,  Note  24. 
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nntemehmiuigen  dieser  Art).  Die  Notbwendigkeit  und  prineq»ieDe 
Berecbtigimg  solcher  Mitwkknngen  kann  im  Allgemeinen,  aller  ge- 
schichtlichen Erfahnuig  gegenüber,  nicht  wohl  bestritten  werden. 
Im  einzelnen  Fall  wird  aber  vorsichtige  ErwUgong  aller  Verhftlt- 
nisse  geboten  sdn,  wie  dies  in  der  WurthsehafUicben  Verwattmigs- 
lehre  näher  zn  erOrtem  ist  Wo  sich  aber  irgendwie  die  Sache 
Anrichten  lässt,  sind  Gebtthren  and  Beiträge  der  PrivatinteresseBteB 
zn  erbeben,  im  Einzehien  nach  der  Art  d^  HUle  manohftch  in 
Form  und  Höhe  Terscbieden.'")  S.  anch  §.  325. 

5.  Gebtthren  itlr  die  Benntznng  Ton  öffentlichen  Anstabea 
nnd  Einrichtongen,  welche  fllr  einlebe  Zweige  der  materietteB 
Produotion  dienen,  Seitens  der  Privaten,  z.  B.  Gebtthren  in  Staats- 
gestuten,  Prodnctengammlnngen,  Banmschnlen  n.  dgL  m.^)  An  oA 
gerechtfertigt,  können  diese  Gebtthren  doch  mitunter  absicbflich  so 
niedrig  angesetzt  oder  ganz  erlassen  werdoi,  am  im  allgemmnen 
Tolkswirtl^haftiichen  Interesse  die  bessere  Entwieklang  ftiimJtiwf 
Prodactionszweige  za  begünstigen.'''^) 

4.  Abschnitt 

Hdhe  und  EriubmgsfSBm  der  fiebUmn« 

I.  —  §.317.  Allgemeine  Grundsätze  fflr  die  Höhe  der 
Gebühren  ergeben  sich  fUr  die  einzelnen  Kategorieen  der  Ge- 
bühren ans  der  Betrachtnng  des  Verhältnisses,  in  welchem  bei  d«r 
betreffenden  öffentlichen  Thätigkeit  das  allgemeineöffentliche 
nnd  das  Privatinteresse  Einzelner  steht  Natttriioh  mnaa 
man  steh  hier  in  der  Begel  mit  ungefähren  Vergleichoogen  und 
Abwägungen  begnflgen,  welche  aber  fiBr  den  Zweck  auch  ana- 
reiohen.  Die  Dnrcfaftihniiig  der  allgemeinen  Grundsätze  innerhalb 
der  einzelnen  Kategorieen  des  Gebtthrensystems  wttrde  hiv  xn 


"*)  Wastarbavbettrlge  lo  Baden.  Delcbabgaben  sind  mcMEIuuiku 
der  beaimderen  DeichTerblnde, 

"*)  NSh«re8  Im  4.  B.  (Agrarpolitik  n.  b.  v.).  S.  oben  B»n-Va;D«T,  Flu,  I. 
§.  79a  Note  e  uod  Wagner  I,  ^.  126  Note  18. 

Stein,  S.  A.  S.  376  hat  noch  eine  bes.  Eat^ite  „GebOhron  der  Pinaas- 
rerwaltong:",  in  3  Formen:  Depositengeb.,  Zastetlnngsgeb.  (bei  Hahnnngeci  t. 
Stenereinüüü.) ,  VerwaUnngsgeb.,  nam.  bei  Zöllen  ab  Aasfertignngsfcb. 
Die  letzteren,  wichtigsten,  sind  aber  eigentlich  nur  Zoltzaschllge.  Dia  zv«itt* 
hingen  mit  d.  ganzen  Stenerweeen  eng  zasammen.  Beide  Kategorieen  baben  keineB 
eigentL  GebUhrencharacter.  Sie  Verden  im  folg.  Kapitel  mit  berQhrt  Die  D^wslM- 
gebtthr  (Auf  bevabrnngogebahr  f.  Gelder  Einzelner)  ist  mehr  eine  printwliÄMb.  KU- 
nähme.  Sie  kommt  bei  d.  Gorichteo  mit  ror  n.  gebort  dann  zu  den  fimlrhtunhrtrf 
So  entfUU  dieM  GebOhtenabtheilong  hier. 
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weit  filirai.  Diese  Ghwids&lxe  selbst  geben  dafür  Imüänglicbe 
Anhaltspoocte  aa.  Manehe  Fingerzeige  enthalten  aneh  bereis  die 
ABiDÜmmgen  in  den  vorhergehenden  Abschnitten. 

Absolnte  Ömndeältze  für  die  richtige  Hohe  der  Gebflhren 
lassen  sich  wieder  nicht  anfstellen.  Denn  nach  den  Zeit*  und 
lAndesTerhiltniBsen,  nach  den  herrschenden  Anschannngen  vom 
Beoht  and  von  der  Nothwendigkeit  der  FOrdemng  der  Cnltor  and 
VolkswirtiufMt  dnrcfa  die  directe  Mitwirknng  des  Staats  nnd  der 
{öffentlichen  Körper  ist  das  massgebende  Verhältniss  zwischen  Öffent- 
liekem  and  Frivatiateresse  bei  einer  Ofifentliehen  Tfafttigkeit  selbst 
TecBeUeden  oder  —  was  aaf  dasselbe  hinanskommt  —  wird  es 
vera^aedea  benrtheilt  Kan  moss  sich  daher  hier  darauf  beschiünken, 
Ar  die  heatigen  Cnltarvölker  solche  ömndsätze  aafznstellen. 

Ueberau  in  der  Praxis  spricht  aber  gerade  in  der  Frage  der 
BOhe  der  Gebühren  auch  die  geschichtliche  Entwicklung 
md  die  bestehende  Finanzlage  mit  ond  berechtigtermasseni 
immer  dn  Spielraum  iUr  die  Hohe  der  Sätze  zugegeben 
wtfden  kann.  Man  wird  daher  anf  eine  richtige  Höhe  der  Gebühren 
hinwirken,  aber  fUr  die  Umgestaltongen ,  besonders  ftlr  solofaei 
welohe  mit  einer  Verminderang  der  öffentlichen  Einnahmen  ver- 
banden sind,  Zeit  gewähren  und  passende  Gelegenheit 
wahrnehmen  müssen.  Die  zn  starke  Hintansetzung  vorhandener 
Finanzinteressen  im  Gebtthrenwesen  Seitens  der  Theorie  wird  nur 
in  leieht  Beformen  in  der  Praxis  hemmen. 

Da  in  manchen  Fällen  der  Uebergang  der  Gebtthr  in  einen 
privatwirthschaftliehen  Preis  and  Gewinn  und  in  eine 
Steaer  priuoipiell  zolässig  ist,  so  wird  aach  eine  dementspreefaende 
Habe  dieser  Abgaben  nicht  unbedingt  abgewiesen  werden  dUrfen. 
Nor  moss  die  Wissenschaft  den  verschiedenartigen  Gharacter  einer 
den  Namen  „Gebflhr"  führenden  Abgabe  hervorheben  and  in  der 
Praxis,  d.  h.  in  den  Finanzrechnangen  nnd  in  der  Finanzstatistik, 
moss  nach  Möglichkeit  eine  Trennung  der  verschiedenen  Bestand- 
theile  erfolgen.  Welche  Schwierigkeiten  hier  vorliegen  und  bei 
welehen  sogen.  Gebithren  solche  Versftltnisse  vorkommen  und 
eventuell  berechtigt  sind,  ist  in  den  vorausgehenden  Abschnitten 
mehrfach  berührt  worden.^) 

■)  Tel  Stein,  PUl  S.  A.  S.  267  ff.,  mit  riel  WiUkUbriicbem  aad  —  Hotz  der 
MgoathaiUgw  VtfaioheninK  der  „Khihdir*  —  mit  viel  DnkUrem  in  der  Beuurortong. 
Sie  HOe  der  GebOlir  solle  weder  nach  dem  Verlli  der  Leistung  f.  d.  Gebttliren- 
fAchtigea.  Mtäi  nteh  den  Kosten  derselben  f.  d.  B^ierong  bemessen  weiden,  tlieUs 
weil  man  beides  nicht  berecknen  kOnne,  theils  weil  dte  Kosten  mit  dem  Werth  fQr  den 
A.  WacMCT.  ViMuwiBMuebA  IL  S 
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§.  318.  Die  einzelnen  Grandafttze  sind  die  fönendem:*) 

1)  Am  Niedrigsten  sollen  im  Ganzen  die  Rechts-  and  die 
allgemeinen  Verwaltnngagebtthren  sein.  Denn  hier  handelt 
es  sich  immer  am  die  Vwwirkliehong  dfir  —  namwlMeh  vom 
modernen  Bechtsbewusstsein  ~  als  die  wesentlichsten  ano^ 
kannten  Autgaben  des  Staats:  am  die  praotiscbe  Dorohitthnuig  und 
Aufreohterhaltang  der  ganzen  Beohtsoidiumg.  Das  OesagamtintdreMe 
steht  hier  voran,  aach  wenn  dem  JSinzelnen  ein  specieller  Vor 
theil,  z.  B.  in  einer  Anerkenonnsr  eines  bestrittenen  BeehtSr  u  Theil 
wird.  Nor  wo  Jemand  dorch  seine  Sobald  eine  StaatathMig^eit 
nöthig  macht  (z.  B.  in  der  CrinünaljostiB,  bei  leichtsinnigen  Civil- 
Processen)  oder  wo  die  öffentliche  Thtttij^eit  fUr  den  Nnttnieaaer 
schon  einen  genaner  bestimmbaren  Skjonomisohen  Werth  hat,  wie 
auf  manchen  Gebieten  der  aUg«neinen  VerwaUongsg^Qhrea,  sind 
höhere  (jrebUfaren,  eTentaell  bis  znm  Betrage  der  KostendeciMBg^ 
statthaft^  mitunter  selbst  geboten.   (§.  290—294). 

2)  Nächst  dem  sind  die  Gebühren  im  Gesandheits  weseB, 
soweit  sie  Überhaupt  zulässig  erscheinen,  möglichst  niedrif 
anzusetzen.   (§.  295). 

3)  Aach  die  Gebühren  im  Unterrichts-  and  BildungsweM* 
sind  thuDlich  niedrig  zn  halten,  und  zwar  am  so  niedriger,  je 
niedriger  der  Bang  der  betreöenden  Schule  and  je  erwttnsohtar 
die  Verbreitung  eines  MdangsnütteU.  Daher  hie  aod  da  Uaeot- 
geltlicbkeit  statt  Gebühr.   (§.  296). 

4)  Höher  dürfen  im  Allgemeinen  und  müssen  mdstens  die 
Gebtthien  der  volkswirthschaftlichen  Verwaltung  aeiH 
(§.  297  ff.).  Denn  hier  handelt  es  sich  grossentiieUs  nm  materielle 
Leistungen  des  Staats  und  der  anderen  öffentlichen  Körper,  oft  er- 
heblichen Kostenbetrags,  ~  Leistungen,  deren  ökonomisoher  WeiA 
vielfach  ein  mehr  individueller,  für  den  Einzelnen  eher  zu  bestimmen 
ist,  während  die  Leistung  Itlr  das  Ganze  nicht  immer  eine  wirk- 
lieh  allgemeine  Bedeutung  hat  Auf  diesem  Qebki  liegt  aoch  keiB« 

EioMbMD  Sicht  in  YerhUtnias  tOnden.  Die  Oebohr  hftba  rielnehr  dm  Qunetcr  dar 

Yerkehrssteaer  (I  irihrenct  Stein  gende soiut stron; OebOhr n. diese StnerOBl»- 
scheidet),  die  Hobe  der Gebfllir  sei  ein  Stenerfass,  irsa  estveder nichtasi^d M 
oder  etvaa  ganz  Falsches  sagt.  Dabei  die  unerfUlban  Forderung,  da«  die  6ebalr 
durch  ihre  Höhe  den  Einzelnen  nicht  ?on  dem  mit  Gebühr  betegten  Veiftehnaei 
Chatte.  Ganz  willkuhilich  ist  die  Forderang,  daas  bei  „Ertlichen  AolagaD"  Vcntusaff 
und  Amortisation  des  Anlagekapitals  am  den  Gebobren,  die  Eoatea  dw  Venratai^ 
ans  den  Stenern  gedeckt  werden  sollen. 

■)  Theüweise  schon  in  itaa-Wagaer,  Fin.  I.  §.  m,  in  d.  2.  Auif.  §.  14S 
fortgelassen,  auch  richtiger  an  die  jetzige  Stelle  gehfirend. 
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80  principieU  nothwendige  und  so  bestimmt  begrenzte  Aufgabe 
des  Staats  o.  s.  w.  vor.  Der  Wechsel  zwischen  Privat-  nnd  öffent- 
licher Thätigkeit  ist  geschichtlich  häufig.  Im  Fall  der  FriratfOr- 
wrge  fltr  die  Leistmig  hat  der  Einzelne  dann  ohnehin  den  privat- 
viräischaftlichen  Preis  zu  entrichten.  Unter  den  verschiedenen 
ToIkswirthschaftUchen  Gebühren  müssen  diejenigen  am  Niedrigsten 
sein,  welche  sich  an  Thätigkeiten  von  erheblichem  allgemeinen 
Interesse  nnd  an  dem  Staate  als  solchem  besonders  oder  aasschliess- 
Uch  eignende  Functionen  knüpfen;  dicjjenigen  am  Höchsten,  wo 
das  individnelle  Interesse  ganz  überwiegt  und  die  Uebemahme 
der  Thätigkeit  durch  den  Staat  oder  dnrch  einen  Selbstverwaltungs- 
ktfiper  weniger  nothwendig  ist  Daher  in  Betreff  der  einzelnen 
Kate^rieen,  unter  Bezugnahme  auf  manche  Bemerkungen  in  den 
Abschnitten  über  das  System  der  Gebühren,  etwa  folgendermsssen : 

a)  Sehr  niedrig,  mit  eventuellem  Uebergang  des  GebUtiren- 
principB  in  oä&c  Annähemng  an  das  Frincip  der  reinen  Ansgabe: 
di» meisten  Beglaubigungs-  (dnschliesslieh  der  unter  denselben 
^cbtspunct  fj^lenden  Münzprägegehüfar),  Beschau-, 
Aofsichts-,  Erlaabnissgebühren.   (§.  315,  316,  299); 

h)  Auch  niedrig,  aber  imter  Umständen  etwas  höher  als 
in  der  vorigen  Kategorie:  die  Wegegelder  auf  gewöhnliehen 

und  Knnststrassen  bei  intensiverer  Verkehrsentwicklang,  For^ 
fall  des  Wegegelds  anter  Umständen  vorbehalten.   (§.  303—306); 

c)  Höher,  nach  dem  Zielpnncte  völliger  oder  fast  völliger 
Kostendeckni^,  im  Allgemeinen  unter  die  Kosten  auch  die  Zinsen 
nnd  Tilgungsqnoten  des  Anlagekapitals  gerechnet,  indessen 
Zuschüsse  nicht  unbedingt  ausgeschlossen:  Versichernngs- 
gebflhren,  Gebühren  fUr  dieöffentlichen  Verkebrsanstalten, 
besonders  die  Post   (§.  301,  307-  312); 

d)  So  hoch,  dass  Zuschüsse  aas  anderen  Mitteln,  also  in 
letzter  Linie  ans  allgemeinen  Steuern,  möglichst  vermieden, 
selbst  UeberschUsse  erzielt  werden:  Bank-,  Telegraphen-, 
Gebühren  fUr  locale  Verkehrs-  und  sonstige  Commanal- 
anstalten,  für  Beihilfen  an  einzelne  Productionszweige 
und  für  Leistungen,  welche  Einzelnen  vomemlich  zu  Gute  kommen. 
(§.  800,  307,  313,  3U). 

5)  Am  Höchsten,  mit  Uebergang  in  eine  eigentliche 
Steuer:  Gebühren  für  die  ErtheiUng  von  Ehren  und 
Würden. 

8* 
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Diese  GnmdBätze  Bind,  in  der  Praxis  bei  den  unter  Kr.  2—4  ge-  ^ 
nannten  Gebtthren  auch  immer  mehr  zur  Geltung  gelangt,  wenn 
auch  in  einigen  Fällen  nur  sehr  allmälig  and  nach  manchen  vom 
Fiscalisrons  bewirkten  Abwegen,  z.  B.  bei  der  Post,  Mttnze.  Bei 
den  Rechts-  und  den  allgemeinen  Verwaltungsgebtlhren 
herrseht  das  fiscalische  Princip  noch  öfters  mehr  vor,  als  sieh 
rechtfertigen  lässt.  Die  Verbindung  der  bezIlgUcben  Gebtthren  mit 
an  sich  mitunter  zu  billigenden  Verkehrsstenem  bei  gewissen 
Öffentlichen  Leistungen  fttr  Einzelne  gestattet  indessen  nicht  ünmer 
ein  sicheres  Urtheil. 

§.  319.  Fttr  den  Staat  oder  den  sonstigen,  Gebühren  erhebenden 
öffentlichen  Körper  handelt  es  sich  in  finanzieller  Beziehung 
schliesslich  um  den  Gesammtertrag  einer  Gebtthrenkategorie 
-und  des  ganzen  Gebttbrenwesens.  Die  Hohe  der  einzelnen 
Sätze  muss  daher  mit  ßttcksicht  anf  den  zu  erzielenden 
Gesammtertrag  festgestellt  werden.  £igentUeh  sollte  u 
diesem  Zwecke  zuTörderst  nach  den  einschlagenden  politisdMif 
socialen,  volkswirthschafUichen  Erwägangsgrttnden  das  Verhftlt* 
niss  bestimmt  werden ,  in  welchem  die  Einnahme  aas  einer  0»^  i 
btthrengattung  zu  den  Kosten  der  betreffenden  Einriebtang  stata 
soll.  Hierbei  sprechen  dann  wieder  finanzielle  Interessen  nit) 
namentlich  die  Höhe  der  geschichtlich  überkommenen  GcbühieB- 
einnähme,  die  Schwierigkeit,  diese  Einnahme  anderweit  zn  er 
setzen  n.  dgl.  m.  Nur  sollen  solche  finanzielle  Interessen 
auf  die  Daner  womöglich  nicht  entscheiden.  Da  sich  bei 
der  erstmaligen  EintUhrung  einer  Gebührenart  oder  bei  erhebliebereD 
Veränderongen  in  der  Einrichtung,  Erhebungsform  and  Höbe  der 
Gebtthren  und  in  den  Verwaltungsthätigkeiten,  an  wdche  sich  Ge- 
btthren knttpfen,  das  finanzielle  Endergebniss  nicht  inunei 
genau  oder  anoh  nur  luinähemd  Toransbereehnen  lässt,  so  sind 
dann  Experimente  in  der  Form  von  zunächst  provisorischen 
Gebtthrentarifen  geboten,  um  in  der  Wirklichkeit  ein  bestimmtes 
Verbältniss  der  Einnahme  zur  Aasgabe  zo  erreichen.  Besondere 
Schwierigkeit  macht  hier  öfters  die  Rückwirkung  der  Höhe  der 
Gebührensätze  auf  die  Inanspruchnahme  Öffentlicher,  gebühieo- 
Pflichtiger  Thätigkeiten  und  Anstalten,  daher  wieder  auf  Kob- 
und  Reinertrag  der  letzteren.  Hier  bestehen  natttrlicb  viele  Vw- 
schiedeuheiten  zwischen  den  einzelnen  Zweigen.  Mit  der  allgemeinen 
„Regel",  dass  eine  Ermässigung  der  Sätze  finanziell  ünmer 
vortheilhalt  sei,  ist  nicht  nnr  in  dem  Gebiete  des  Verkebisweseai 
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viel  Missbraucb  getrieben  worden.  Oftmals  kann  hier  nur  die  £r- 
fahrang  entBcheiden.') 

Leider  gestattet  der  enge  Znsammenhang  verschiedener  Zweige 
des  Gebtthrenwesens  nicht  immer  eine  genaue  finanzstatistiscbe 
Sebeidnng  der  Ausgaben  und  der  ErtrSge  einer  einzelnen  Kategorie. 
Bei  der  Krhebnng  verschiedenartiger  Gebtthren  in  der  Form  des 
Dsmlioben  Stempels  nnd  bei  der  Verbindung  mancher  Oebtlhren 
mit  Tei^ehrBBteaem  steigert  sieh  die  Schwierigkeit  nooh.  Ohne 
ein  Eingehen  bis  in  das  kleinste  Detail  ist  vielfach  vollends  kein 
sicheres  statistisches  Ergebniss  zu  erlangen.  Das  mnss  man  nament- 
Heh  bei  Vergleichnngen  verschiedener  Perioden  und  Länderbeachten/) 

II.  ^  §.  320.  Die  Erhebnngsform  der  Gebtthren.  Die 
bezüglichen  Fragen  sind  zum  Tbeil  die  nemlichen  wie  bei  der  Er- 
hebung der  eigentlichen  Stenern.  Daftlr  ist  anf  Früheres^)  and  auf 
den  späteren  Abschnitt  der  Stenerlehre  zn  verweisen.  Znm  Theil 
lind  diese  Fragen  dem  GebUbrenwesen  dgenthtlmltch  oder  kehren 
DO  bei  bestimmten  Stenerarten,  besonders  bei  der  sogen.  Verkehrs- 
Ksaer,  weil  diese  anch  vieifjtch  in  Ht«mpelform  erhoben  wird, 
ibnlieh  wieder.*)   Der  Znsammenhang,  welcher  durch  die  gemein- 

*)  tn  der  Pnuüs  daher  z.  B.  bei  Abftnderaag  dea  Gericbtsrerfahreos  and 
M  EinftthmiiK  n«ner  tierichtskoBteatarif«  mehrfach  der  Qnmdsatz  befolgt, 
ZDnIchst  einen  proyisorischen  Kosteatarif  aafznstellen,  dessen  etwaige  ÄbKnderang 
boonden  mit  RUcksicbt  auf  die  finanziellen  Ergebnisse  rorbehatten  wird.  So  in 
Preossen,  wo  der  Tarif  von  1851  im  J.  18S4  Abinderongen  erfohr.  Ebenso  ist 
<ler  Gericht^ostentarif  des  Dentschen  Reichs  r.  J.  tS7S  ansdrOcklich  als  proriso- 
rlseher  anzaseben.  Anscbl&ge  der  mathmaasl.  Ergebnisse  nach  dem  Verglich  mit 
den  bfihec  EibliniiigeD  in  den  Beili^ea  zd  den  Motiren  des  GeiietokaetengesetieB 
(Aoenstacke  d.  BeiehBt,  Sets.  1878.  S.  61S  £>. 

*)  Es  ist  nicht  mB^di,  hiet  in  einem  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft  aof 
selche  nailBt  DntaiaclHingeo  n&her  einzagehen.  Sie  wurden  bei  der  eifordoUehen 
Spedaliainittg  anch  zu  rid  Baom  beanspruchen.  Raa  hat  einige  bezugliche  Versuche 
K<BMht,  z.  B.  bei  den  Gehöhten,  aber  die  Schwierigkeiten  der  Vergleichnng  wohl 
nicht  genogend  gewürdigt.  Soweit  als  mOglicb  und  in  diesem  Werke  znlissig:,  ist  im 
1.  Bande  bei  den  Äosgaben  q.  in  den  roransgehenden  Abschnitten  bei  den  einzelnen 
tiebobrenzweigen  Statist.  Material  gegeben  worden.  Ueber  d.  Gerichtskosten  rgl, 
bet.  d.  Beilagen  z.  Entwurf  d.  dentechen  neuen  Gesetzes  a.  a.  0.  —  Dia  fioanzstatist 
Werke  von  r.  Beden,  r.  GzOrnig  bieten  hier  aacb  wenig  QenQgendea  oder  Veraltetes. 
Nur  die  StaatsbehStden  selbst  w&ren  Im  Stande,  dieeen  Mangel  grOssten- 
Ihell«  zn  heben:  vollst&ndig  bei  der  notrennbaren  Verbindang  Tkler  rerschtedm- 
Mtiger  Ausgaben  (z.  B.  fQr  die  leitenden  obenn  Behörden)  n.  bei  der  in  der  Praxis 
mefatens  brätebenden  Conftandining  von  Gebtthren  and  (Veikehrs-  n.  s.  w.1  Steaem. 
Mwie  bei  der  Benntzang  des  Stempels  f.  d.  Erhebung  verschiedenartiger  Gebuhren 
AQch  nicht  einmal,  wie  d.  amtlichen  Berechnnogen  der  Gerichtskosten  a.  a.  0.  zeigen. 

')  Vgl.  bes.  den,  in  dor  1.  Ausg.  der  Nesb^rbeitanK  des  Lehrbuchs  fehlendeo, 
Abecha.  4  toq  Bnoh  1,  K^.  4  im  1.  B.  von  Wagner,  Fin.,  nam.  §,  94,  95. 

*i  Rau-Wagner,  F^n.  1,  §.  97,  Wagner  1,  §.  139,  Stein,  Fiii.  3.  A.  S.  273, 
M9;  dann  d.  Abschnitt  1  diese«  Kapitels,  worin  wiederholt  betont  wurde,  dass  der 
Stempel  keine  Steuerart,  sondern  nur  eine  Steuer-  o.  Gebdhrenerhebnngsform. 
8.  auch  T.  Hock.  öff.  Abgaben,  S.  298  &'.  —  Ran  hatte  nur  einige  bierher^hOrige 
BeneTkongen  in  g.  231. 
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Same  Erhebnngsfonn  des  Stempels  zwischen  gewissen  Gebtthren 
and  Stenern  herbeigeführt  wird  und  die  Quelle  vieler  MissvenUbid- 
nisse  in  der  Theorie  und  vieler  Missgrifie  in  der  Praxis  war,  macht 
es  nothwendig,  im  Folgenden  diese  Erhebungsform  als  solche  zn 
besprechen.  In  der  Stenerlehr«  ist  dann  daranf  znrHckeaweiMn 
und  sind  nur  einzelne  Ergänzungen  hinznznfBgen. 

Fttr  die  Erhebung  von  Gebühren  wie  von  Steuern  sind  eine 
Reihe  von  Fordemngen  zu  stellen,  welche  sich  ans  Wesen,  Zwedi 
nnd  Wirkung  dieser  Abgaben  ableiten  lassen.  Diese  Fordemngen 
krenzen  sich  zum  Theil  nnd  haben  nicht  alle  dieselbe  Bedentnng, 
so  dass  ein  Oompromiss  zwisohen  ihnen  oft  unvermeidlich  ist 
Diejenige  Erhebangsform,  welche  den  verschiedenen  Fordemngen 
am  Meisten  entspricht,  ist  ceteris  paribus  die  vorzftgtiehste  snd 
erstrebenswertheste.  Im  finanziellen  Interesse  sind  namentliefa 
möglichst  geringe  Erhebnngskosten  nnd  einfache  oad 
sichere  Controle  der  Erhebung,  im  Interesse  der  Geb  nhrenz  ahler 
Einfachheit  und  Bequemlichkeit  der  Erhebungsform  ttad 
leichte  und  sichere  Feststellnng  des  schnldigen  Be- 
trags zu  fordern. 

Zu  unterscheiden  ist  nun  ftUr  die  Erhebung  der  GebQhren 

1)  die  Anknüpfung  der  Qebnhren  an  die  einzelnen  Aflie 
der  privaten  Inanspmchnahme  oder  der  Benutzung  tiffentlicher  Gin- 
richtungen  nnd  Anstalten.   Die  Form  der  Erhebung  ist  hier 

a)  entweder  die  directe  Einziehung  des  nach  Masagabe 
des  GebUhrensatzcB  von  der  Behörde  berechneten  Geld- 
betrags, also  die  entsprechende  Baarzahlung  des  Gebtihren- 
pflichtigen  an  die  mit  der  Einnahme  betraute  Casse,  (die  sogen, 
„unmittelbaren  Gebühren"  von  Rechtsgeschäften  in  Oester- 
reich) oder 

b)  die  Benutzung  vorgeschriebener  öffentlicher  Werthstempel 
Seitens  des  GebUhrenpflichtigen. 

2)  Die  Erhebung  der  Gebühren  in  Form  von  „Beitragen", 
welche  zu  den  Kosten  der  Einrichtung  von  den  Interessenten  eto- 
gezogen  werden. 

Es  ist  üblich,  bloss  bei  den  unter  Nr.  1  genannten  Fällen  von 
„Ckbtthren"  zu  sprechen.  Doch  fügen  sich  auch  die  „Beitrilge*' 
unter  diesen  Begriff  nnd  erscheinen  als  einefaesondereGebühren- 
Bereehnungs-  und  Erhebnngsform.^) 

>)  Vtgaer,  Fin.  L  §.  110. 
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§»  821.  —  1)  In  finftniieller  Bezieliniig  hat  die  directe 
KiBziehnng  vor  der  Erbebnng  mittelst  Stempels  den  Vorzug 
dar  fast  absoluten  Sicherang  des  Eingangs  der  Oebfihr. 
Dadnreb  werden  alle  Oebfllirenpflicbtigen  auch  dem  Gesetae  ge- 
mlss  gleich  behanddt  Der  Finanzetat  Jedes  Verwahnngssweigs 
ttast  sich  genan  herstelleu.  Es  braucht  deshalb  nicht  jeder  Zweig 
flioe  besondere  Cassenrerwaltimg  zu  haben,  sondern  die  Eioziehnng 
der  Gebfifaren  (nnd  der  verwandten  Verkehrssteoem)  kann  fttr 
mehrere  Zwei^  dnreh  eine  gemeinsame  Casse  geschehen.  Die 
Cootrole  dem  Pablicnm  gegenober  vereinfacht  sich  wesentlich  oder 
flUIt  ganz  fort. 

Diesem  Vi^rzng  der  direoten  Einziehmig  steht  der  finanzielle 
Naehtheil  eines  im  Ganzen  fast  onvermeidlieh  grosseren 
VerwaltBBgspersonals  imd  weitlänfigeren  Gassen- 
BDdRechnnngswesens,  veigliohen  mit  dem  Stempel  wesen,  gegen- 
Iber.  Denn  die  Arbeit  der  Berechnnng  der  Gebtlhr  nnd  der 
Slisiehang  fSUt  der  Verwaltung,  beim  Stempel  die  erstere 
md  die  der  zweiten  analoge  Arbeit  und  Mtthe  der  2iahlnngslei8tung 
dem  Pnblicnm  zur  Last  Die  Buchführung  muss  —  wenigstens 
gewShnlieh,  Ausnahmen  z.  B.  bei  Baarzabfamgen  an  die  Post- 
oad  Tdegraphraämter  —  jeden  einzelnen  Act  einer  Zahlung  des 
eiazelneB  Gebtlhrenpflichtigen  registriren,  wahrend  sie  sich  beim 
Stempel  anf  die  Eintragung  der  Aete  von  StempelaUieferungen  der 
obersten  Stempelverwaltnng  an  Behörden  nnd  an  Stempeiverkänfer 
beschrtlnken  kann.  Die  Verringerung  behördlicher  Mani- 
pulation, die  Vereinfachung  desCassen-,  Kechnangs-, 
Buchungswesens  und  die  daraus  hervorgehende  Vermind  er  nng 
der  Erhebungskosten  war  finanziell  der  Hauptgrund  der 
Einführung  und  Verbreitung  des  Stempels  wie  der  heutigen  Bei- 
behaltung dieser  Erhebungform  statt  der  direoten  Einziehung. 
Dieser  Vortheil  gilt  finanziell  für  wichtiger  als  die  öfters  zuzugebende 
leichtere  Gefahr  der  Hioterziehnng  der  Gebühr  bei  dem  Stempel 
und  als  die  dadurch  gebotene  Specialoontrole  Ober  den  wirklichen 
und  richtigen  Gebrauch  des  vorgeschriebenen  Stempels. 

Das  Publicum  oder  die  Gebohrenpflichtigen  sind  bei  manchen 
Gebühren  im  Fall  der  direoten  Einziehung  vor  Irrthümern  und 
deren  Rechtsfolgen  gesichert.  Hie  and  da,  besonders  bei 
grösseren  Zahlungen,  ist  diese  Erbebungsform  für  sie  auch  be- 
quemer als  der  Gebrauch  des  Stempels.  Mdstens  ist  der  Stempel 
aber  fOr  den  Zahlungspflichtigen  eine  sehr  einfache  und 
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beqn  eme  Gebttbren-  (iindSteiier)Erhebnng8fonnr  welebe  meinieln^ 
Verwaltnngszweigen  (Post)  itlr  das  PnbKcam  kaom  weniger 
zweckmässig  nnd  nneDtbebrUch  erscheint,  als  fllr  die  Verwaltang.'*) 

Im  EiDKeinen  ist  dann  etwa  folgendermafisea  zu  «ntsebeideD. 

§.  322.  —  a)  Die  directe  Einziehnng  der  6«bfihreabe- 
tiäge  statt  der  Erhebung  der  Gteblthr  in  Stemp^onn  empfahlt 
sich  im  Interesse  beider  BetbeiUgten  der  FinanzreiwaltaBg  «od 
des  PnbUcnms,  überall  da,  wo 

a)  die  za  vergeltende  Leistung  sich  ans  ein^  Reihe  roo 
einzelnen  gebflhren Pflichtigen  Acten  zneammen seilt, 
fUr  welche  eine  schwierigere  Berechnang  der  Gebühren  nteh 
dem  Tarife  erfolgen  mnss.  Hier  ist  die  Bereehnnog  am  Besten 
der  Behörde  selbst  zn  übertragen,  weil  das  PobUcnm  zq  kieht 
Irrtbümer  begeben  würde  und  weil  eine  amtiioh  ematrolirende 
Nachrechnnng  doch  stattfinden  müsste.  Aach  ist  es  zweekmSssii;« 
nnd  Ökonomischer,  sowie  ftlr  die  BeTülkerang  bequemer,  wenn  die 
Erhebung  der  Gebühren  auf  einmal  in  dner  grosseren  Snmne^ 
als  wirklich  für  jeden  einzelnen  Act  erfolgt  Die  directe  Einuehiu; 
ist  daher  besonders  bei  den  Gerichtskosten,  zumal  bei  Giiil- 
und  Griminalprocessen,  auch  bei  Tiden  Thfttigkeiten  der  freiwiUipi 
Gerichtsbarkeit  and  bei  Verkehrssteuern,  wdche  sich  u 
VermOgensttbertragnngen  n.  dgL  anknüpfen,  paasend  lai 
in  der  PRuds  mitunter  allein  näßr  fiberwiegend  ttbUeh,  d.  k 
der  Gebrauch  von  Stempeln  ansdracklioh  ansgeseUoesen,  selW 

Am  Coiisec|aentest«ii  und  Klarsten  sind  die  beiden  Formen  der  GebflhnB' 
erbeboDg  in  d.  flsterreieh.  Gesteh.  MsgebÜdet   TgL  r.  CKtfrnig,  (Merr.  Btdfsl 
n.  174  ff^  Dessary,  tMerr.  Ffji«uge8.kDiul«  (Wien,  1865)  S.  55.  Utmgelbui  da» 
dai  ältere  Gesetz  t.  27.  Jan.  1S40  (f.  sAauntL  Osten.  Lande,  ezcL  Ungarn  o.  SabeB- 
btt^),  dum  d.  Gesetze  t.  9.  Febr.  v.  2.  Aug.  1850.    Die  OebOliTen  nm  Becki»- 
gflsui&fien  B.  s.  w.  zer&llen  hier  in  Stempel  n.  unmittelbare  Gebahren.  Boidt 
,^nd  ibrem  Wesen  nach  gTeichartig  n.  nur  der  Form  nach  darin  rer- 
sebieden,  dass  beim  Stempel  sieb  die  Partei  ante?  ihrer  Yerantvortnog  di« 
Steuer  selbst  bemisst  o.  sie  mittelbar  darch  Venrendnng  t.  Stempelüätf 
(sdt  1.  Not.  18^4  in  Oesterreich  anss c hliesslich,  statt  Stempelpapiers,  in 
brauch,  höchste  Marte  2U  Fl)  entrichtet,  vfthrend  bei  den  „nnmittelbaren"  6»- 
bahren  die  Bemessung  amtlich  and  die  Bezahlnng  unmittelbar  erfolgt. 
Czörnig  II,  175.   Et  f.  1877  in  West-Oesterr.  Stempelertr.  brutto  17.8iIiIlFl. 
Erhebaogskosten  958,700  FL  oder  2.01*/,,  Gebühren  von  Rechbgewbiftan  a.  t. 
33.7  Mill.  Fl.,  Erhebongskosten  429,500  FL  oder  1,31  7^  Also  etwas  gelingen  ditode 
Erhebnngakosten  hier,  vas  mit  der  Erhebnng  darchschnittlioh  höherer  SteaeriBBUM" 
in  Einem  Acte  zosaaunenUbigeD  irird.   In  der  Form  der  unmittelbaren  GeUti 
Verden  nameatL  erhoben  die  Gebahren  von  Debertragnngen  des  Eigeothnais,  Fracht' 
genasses  oder  Gebrauchsrechtes  unbewegU  Sachen,  ron  nnentgeltL  DebertisgnDfet 
(Scheakangeu,  Erbsdiaften),  Ton  bQcherl.  Eintragungen  anderer  Art  n.  roi  gericra. 
Erkenntnissen  aber  einen  höheren  Werth  (tlber  200  FL),  durch  welche  eine  TemAp»^ 
Ubertiagnog  entschieden  wird.   Aach  Stempelgebühren  aber  melir  als  20 FL k0>M> 
unmittelbar  oitrichtet  werdw. 
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ffenn  er  bei  ähnlichea  anssecgerichtliehen  Fällen  vorgeschrieben 
is^  oder  wd  bestimmte  eioselne  Acte  beschrankt 

If)  Aach  wo  die  in  der  Gebühr  zu  bezahlende  öffentliche 
LeistDng  wirklich  o<ler  der  Annahme  nach  ein  mehr  indlvidaelles, 
ron  Fall  zn  Fall  Tersehie^denes  Gepräge  hat  und  der 
G^hrentarif  sich  demgemSss  abstuft,  ist  die  directe  Erhebung 
vonnzieben.  Andi  hier  bietet  die  Berechnung  mehr  Schwierigkeiten 
and  mehr  Anlass  zn  Irrthllmem  nnd  erfolgt  deshalb  passend  dnrch 
die  Behörde.  Die  Controle  ist  bei  Stempelgebranch  ebenfalls  zu 
8dbr  erschwert.  Von  den  Gebühren  der  Inneren  Verwaltung 
nnd  der  Rechtspflege  gehören  manche  hierher,  besonders 
lel^  welche  in  Stenern  (Verkehrsstenern)  Übergehen 
Dfid  niobt  in  festen  Sätzen  oder  in  wenigen,  einfach  zn 
naterseheidenden  Stnfensätzen,  sondern  in  Sätzen,  welche 
naeb  der  Werthhohe  des  in  Frage  kommenden  Objects 
wechseln  (pr<^ortiona],  progressiv  oder  degressiv  dazn)  oder 
nsth  ^em  sehr  complicirten  Stnfentarif  erhoben  werden. 
So  bei  einzelnen  Beglanbignngs-,  Anfsiohts-,  Erlanbnissgebtihren, 
dann  wieder  bei  Gebühren  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
färprotocoUariflche  gerichtliche  Erklärungen  n.  dgl.  m.,  bei  Register- 
gebuhren  (nnd  damit  verbundenen  Verkehrsstenern)  des  Gmndbnch- 
ud  Hjpothekenwesens.') 

Je  mehr  aber  hier  bei  einer  Abgabe  der  reine  Gebühren- 
diaracter  bewahrt  od&r  wieder  hergestellt  wird,  je  mehr  der  Ge- 
sichtspnnct  Geltung  erlangt,  die  Gebührensätze  nach  dem  Kosten- 
ssfwand  der  Verwaltung,  nicht  nach  dem  Werth  der  Leistung  für 
den  Interessenten  zu  bemessen,  je  mehr  die  Leistungen  sohablo- 
nisirt  werden,  desto  mehr  fallen  die  Grttnde  fBr  directe  Berechnung 
nnd  Erhebung  der  Gebühren  fort  and  wird  die  Erhebung  in 
Stempelfona  fttr  beide  Betheiligte  zweckmässiger.  Die  moderne 
Entwieklnng  neigt  dahin  nnd  hat  sich  deshalb  auch  diese  zweite 

*)  Dies  die  zw-eckmäsaige  Einrichtnag  ia  Preaaseo  bei  Oerichtskoaten. 
Nich  §.  16  des  Gerichtskostengwetzes  rom  10.  Mai  1S51  ,Jam  der  Qebnnch  dee 
Stemp^Mqiien  bei  den  Gerichten  »nf.  Die  Stempelbetr^e.  deren  Erhebnng;  der  Tarif 
noeb  beibehftlt,  vorden  wie  Geiichtskosten  vcirpchnet,  auch  in  allen  flbrigen  Be- 
Kiehnngeii . . . .  «h  Gerichtskosten  behandelt  Wo  der  Tarif  nicht  snsdrQckUch  die 
ErhBbnng  ron  Stempelbeträgen  anordnet,  findet  eine  solche  nicht  mehr  statt"  In 
«Mieren  L&ndem.  Frankreich,  z.  Th.  Oesterreich  n.  s.  w.  werden  die  gericht- 
lichen ScbriflstQdce  anders  behandelt,  d.  h.  sie  mUsseji  gestempelt  sein,  ireshalb 
hier  ein  Theil  der  <TerichtskoBtonertrige  in  den  Stempelertr&gen  steckt  Auch  dies 
hindert  die  seoanere  Ve^leichnns  der  betr.  Erttftge  xirisohen  Staaten,  ▼eiche  nicht 
feaan  dieedben  Erhebongsformen  haben.   Ueber  Oeaterreich  s.  ror.  Note. 

*)  Beispiele  oben  in  den  Noten  za  §.  293. 
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firhebnngsform  nnmer  mehr  verbreitet  Wäre  nicht  die  Veibindwig 
mit  VerkehrBstenem,  so  wOrde  das  wohl  noeh  mehr  der  Fall  wSm.  ' 

Von  deo  Gebühren  der  Gnltnr-  und  Wohlfahrtsephäre,  { 
besonders  der  (materieU-)Tolkswirth8chaftiieheB  Verwaltoi^} 
haben  manche  nnd  hatten  fWlher  noeh  mehrere  den  Charäeter  einer 
Abgabe  fUr  eine  mehr  indiridnell  gestaltete  Leistong  oder 
Eostenprovocation.  Daber  insoweit  aaoh  hier  die  directe  £rhebimg: 
so  im  VersichernngB wesen,  bei  den  Wegegeldern,  bei 
Localanstalten  fUr  materielle  Bedürfnisse  (§.  125),  bei  den 
Gebühren  der  sogen.  Volks  wirthschaftspf  lege  nnd  namentlieh 
bei  der  Post  and  der  Telegraphie  anter  der  Herrschaft  des 
Stnfentarifs.  Mit  dem  Eintritt  der  oben  {§.  311)  dargelegt» 
Bedingnngen  eines  einfachen  Zonen-  oder  ein^  vollen  Ein-  i 
heitstarifs  ist  dagegen  die  Erhebangsform  des  Stempels  aneh  | 
hier  eingebürgert  worden.  Sie  hat  sieh  in  der  Post  aoBserordeat- 
lich  bewährt  und  kann  hier  fast  als  conditio  sine  qua  bob 
fttr  die  moderne  Postentwioklung  gelten.  Die  Leistangea  ' 
der  Post,  besonders  der  Briefpost  —  naeh  der  Seite  ihres  W<erAi 
ftlr  die  Interessenten  nnd  ihres  Eostenaofwands  für  den  Staat  be- 
trachtet —  haben  aber  aach  immer  mehr  das  individoeDe  Geprig« 
verloren  and  lassen  sieh  schablonisiren.^^)  Beim  Telegnphen  mii  < 
in  gleichem  Maasse:  daher  hier  anch  directo  Zahlang  in  grPsDofa  I 
Umfange  bleibend.^')  I 

y)  Die  directo  Zahlung  ist  femer  am  Platze  bei  Gebtthrra, 
welebe  in  einer  verhfthnissmässig  doeh  nnr  kleineren  Zahl  -von 
Einzelfällen  nnd  etwa  zugleich  in  relativ  grosseren  Betrftgoa 
erhoben  werden.  Hierher  gehören  wieder  manche  Fllle  der  Beoto-  i 
und  Verwaltnngs-  nnd  der  volkswirthschaftliohen  Qebflhran;  im  | 
Einzelnen  besondere  Stenern  von  derUebertragangnnbcweglicben 
Vermögens,  dann  Taxen  fttr  Ehren  nnd  Wflrde&,i  Geld- 
strafen, Schalgelder.  Früher  andi  z.  Th.  die  Postporti, 
jetzt  noch  z.  Th.  die  Telegraphengebfihren. 

Mit  der  HiH'schen  Fostiefom  io  EngUnd  (§.  310,  Sil)  vai  dieEinfuhnu« 
des  Stempels,  d.  i  der  sogen.  Briefmkrkeii,  als  Portoerhebangsförm  veTbondea: 
eine  Eioiichlong ,  welche  dann  aaclL  die  Tour  tun  die  Welt  gomacbt  hat  EbeoM 
gestempelte  Biiefconretts.  Seit  der  VereinCMdmag  des  Packettarifii  asck 
hier  das  MarlieBsystem  mit  in  Anwendong. 

")  Telegraphenmarken  neaerdings  aach  atlremeiiier;  EinfiUmiag  ia  Noid- 
Deutsohland  durch  Ges.  rom  16.  Mai  1869.  Schoi  nlatW  gulBge  Betheiligng 
des  allgemeinen  Poblicaiiu  an  der  tetegr.  Coffwpwwlwi  wellt  du  MarieoiyMea 
hier  weniger  aothweodig. 
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6)  Endlich  hängt  die  Wahl  zwischen  directer  Zahlung  ond 
Stempel  auch  von  der  Einrichtnng  des  Gassen-,  Bechnnngs- 
nnd  Gontrolwesens  ab.  Wo  auf  getrenntes  Gassen-  und 
Recbonngswesen  einzelner  Verwaltungszweige  Werth  zu  legen  ist, 
moBS  ein  allgemeiner  Staatsstempel  vermieden  werden,  während 
em  speoieller  Stempel  für  den  einzelnen  Zweig  nur  ausnahms- 
weise —  auch  aus  Ökonomischen  Grflnden  ~  zweckmässig  ist, 
nemlich  bei  sehr  ausgedehntem  Gebrauch  und  niedrigem 
Betrag  des  einzelnen  Stempels,  wie  in  der  Po  st  Verwaltung,  theil- 
welse  als  Steuererhebungsform  bei  den  Spielkarten,  bei  der 
Tabak-Fabrikatsteuer.")  Die  Gontrole  über  die  wirklich  er- 
folgte Entrichtung  der  Gebühr  läset  sich  beim  Stempel  mit  völliger 
Sicherheit  nur  fuhren,  wenn  jeder  stempelpflicbtige  Act,  bez. 
jede  bezügliche  Urkunde,  jeder  Gegenstand  u.  s.  w.  einer  Behörde 
nach  dem  Lauf  des  Geschäftsgangs  vor  Äagen  kommen  muss, 
90  z.  fi.  bei  Eingaben  an  Behörden,  bei  allen  Papieren,  welche 
vor  Gericht  producirt  werden,  bei  der  Post.  Werden  in  anderen 
FlUen  Gebühren  (oder  Yerkehrssteuem)  erhoben,  so  kann  man 
oMist  nur  in  der  Form  der  directen  Zahlung  Defraudationen  ver- 
fetten, etwa  mit  der  Ausnahme  solcher  Fälle,  wo  die  Gebühr  sehr 
niedrig,  die  Defrandationsstrafe  und  sonstige  BechtsnaehtheUe  sehr 
gross  sind  nnd  die  Gefahr  einer  Entdeckung  der  Unterlassung  des 
vorgeschriebenen  Stempelgebranchs  leicht  unabhängig  vom  Thun 
ond  Lassen  des  Defraudanten  eintreten  kann.^')  So  erklärt  sich 
die  MOgliehkeit,  mit  Stempeln  bei  Wechseln  und  ähnlichen 
Schuldverschreibungen  leidlich  auszukommen,  namentlich 
venu  auf  die  Unterlassung  des  Gebrauchs  des  Stempels  etwa  gar 
der  Verlust  des  Klagerecbts  oder  der  Benutzung  einer  Urkunde 
als  Beweismittel  im  Process  vor  Gericht  gesetzt  ifit.")  Unbestreit- 

Baisiacli-atDericaniBches  T&bakstöaerByBtem  (BanderoUeD),  wo  dw 
Verkelir  selbst  die  Gontrole  ia  Betr.  Aei  erfolgten  Steuereutrichtang  mit  ausUbea  mass, 
indem  nur  geatempelte  Packete  u.s.w.  in  den  Verkehr  treten  dürfen.  Die  Sache 
liegt  biet  vso  etwas  anderä  als  bei  den  sonstigen  Stempeln.  Eine  Würdigung  kann 
eist  erfolgen  in  d.  Steuerlehre.  Vgl.  Uber  Baasland:  Walcker,  Selbst?erwaU.  S.  315, 
(>■  Hayr.  Deutsches  Beleb  und  Tabakmonop.  (Stuttg.  187S)  S.  79  S.,  Dentscbes 
HudelsbL  1878,  Nr.  9,  5;  Ober  America  bes.  Felser  in  HilUt's  ÄnnftleD  1678 
(auch  selbattndig  eiscliieaeQ). 

^  So  liegt  die  Sache  bei  dei  ross.-americ.  Tabaksteuer,  to  aber  auch,  bes.  in 
Amric»,  ein  drskonlBches  Strafsystem  hinzukommt  ond  trotzdem  Defraa- 
datienco  im  grossen  Um&ng  voriiomiinen  sollen.  Aehnlicbe  Sachlage  bei  unserem 
SpielkarlensfempeL 

")  Di»  engUsch-franzfis.  Gesetzgebung  ist  hier  mit  Becbt  mit  der  TerUbigong 
solcher  Recbtsnachtbeile  energischer  rorgegangen  ab  die  deutsche,  irelcbe  geirOhn- 
lich  Dor  Strafen  eintreten  l&sst. 
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bar  kommen  trotzdem  in  solchen  Fällen  oft  DefrandationeD,  d.  h. 
Niditgebranch  des  Stempels  vor. 

f)  In  denjenigen  Verwaltnngszweigen,  welche  nicht  Special» 
Stempel  iUrsich  tUhren  (bisher  gewöhnlich  nnrPostaodTelef^pbie), 
war  Irtther  die  direete  Einziehang  der  Gebttbren  ancfa  wegen  da 
Mangels  der  fiscalischen  Casseneinheit  der  einzelnen  Ver- 
waltangen  vielfach  geboten.  Jeder  Zweig  hatte  seine  eigenen  Eis- 
nahmen  und  Angaben,  oft  waren  letztere  direet  ans  enteren  n 
bestreiten  oder  die  Gebohreneinnahmen  kamen  unmittelbar  den 
Beamten  zn  Gote  (Sportehi  fttr  Gerichte).  Die  Abstellnng  dieser 
Verhältnisse  ist  der  Einf&hrang  der  Stempel  günstig  gewesen. 
Stempelwesen  nnd  fiscalische  Casseneinheit  haben  sich  in  einem 
gewiss«!  Znsammenhang  seit  Ende  des  17.  Jahrhanderts  entwickelt. 

§.  323.  —  b)  Die  Erhebung  der  Gebfihren  in  Form  des 
Stempels. 

Wohl  allgemein  ist  bisher  die  Anwendung  des  Stempels  fit 
die  Erhebung  von  Gebühren  und  Steuern  auf  Staatsabgabeo  b^ 
schränkt  Im  Prinoip  stände  gegen  Commnnalstempel  n.  i.  v. 
nichts  im  Wege.  Aber  die  falsche  Auffassung  der  Stempel  ib 
einer  eigenen  Steuerart  (^^StempelsteDern")  liess  drä Stot 
auch  zum  Gebrauch  dieser  blossen  Stenererhebnngsart  iImi 
berechtigt  erscbeinen.  Gegenwärtig  fUrchtet  man  wohl  Verwed» 
Inngen.  Wichtiger  sind  aber  die  sachlichen  Grttnde,  welche  die 
Stempel  auf  den  Staat  beschränken  nnd  nnr  die  direete  Ein- 
ziehung bei  der  Commune  vorkommen  lassen:  diejenigen  0fr 
btthren,  bei  welchen  der  Stempel  passend  als  Erhebungsform  bennlst 
wird,  fehlen  der  Commune  meistens  nnd  die  Gründe  der  Bequm- 
lichkeit  nnd  Verwohireilemng  dieser  Erhebungsform  fallen  gewttbiliek 
ansserhalb  des  Staatsfinanzwesens  fort. 

In  Bundesstaaten  kommen  in  entsprechenden  Fällen  Reichs 
oder  Bundesstaats-  und  Einzelstaatsstempel  fUr  Gebahreii 
nnd  Verkehrssteuem  wohl,  wie  in  Deutschland,  neben  einander, 
aber  in  verschiedenen  Verwaltungszweigen  vor.  Selbst  die  Erheboog 
von  Reichs-  nnd  Staatsstempeln  bei  ein  nnd  derselben  Thäbgkeit 
wäre  nieht  ansgescblossen.  Es  ist  nicht  unmöglich,  dase  die  E&t- 
wioklnng  dieser  Dinge  in  Deutschland  dazu  f)lhrt.  Der  Einwand, 
dass  IrrthHmer  nnd  Verwechsinngen  leicht  mOglioh  seien,  wenn 
doppelte  Stempel  benutzt  werden  mttssen,  wiegt  nicht  so  schwer.") 

Die  TorecbUge  der  buadesrlthlichen  StempelsteoercommliBfoii  r.  1877  p»t» 
anf  EiDfUhning:  von  Reichsstempeln  neben  Ltndesstempeln  im  grSsserco  DnMfc 
hinftv«.   Doch  wurden  die  Bedenken  In  den  Berathnngwi  mebrfiteh  berrorfebobca. 
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Das  Gebiet,  wo  die  GebQhrenerhebang  in  Stempelfonn  zweck- 
mässig ist,  ergiebt  sich  aus  den  voraosgehendea  Erörterungen  ttber 
die  directe  Einziehong.  Hier  sind  daraus  jetzt  nur  die  positiven 
Folgerongen  za  ziehen. 

Der  Zweok  der  Stempel  als  Oebtthren-  and  Stenererhebnngs- 
form  statt  der  directen  Einziehung  ist,  beiden  Betheiligten 
die  Berechnung  und  Zahlung  der  Abgabe  möglichst 
einfach  and  bequem  und  der  Finanzverwaltang  zu- 
gleich möglichst  wohlfeil  und  sicher  zu  machen  und 
ihr  andere  Controlen  zu  ersparen. 

Im  Allgemeinen  ist  daher  der  Stempel  besonders  zweck- 
mässig, wo  Ton  speciellerer  Berechnung  des  Werths  der  Leistnng 
Ar  den  Interessenten  und  der  £oBtenproTOoation  iUr  die  Verwaltung 
im  einzelnen  Falle  abgesehen  werden  kann  und  die  Abgabe  den 
Gharacter  einer  gleichmässigen  oder  nach  einfachen  Merk- 
malen abgestuften")  VergOtung  lllr  eine  öffentliche  Leistung 
oder  eines  Kostenbeitrags  annimmt  Wenn  hier  zalüreiehe,  ungefähr 
gldeh  zu  erachtende  Gebflhrenf ftlle  rorliegeu ,  so  wäre  die  direete 
fiinziebung  des  Gebtthrenbetrags  fUr  beide  Betheiligteu  unt^uem 
und  iüt  die  Verwaltung  kostspielig.  Vielfach  ist  est  erst  im  ent- 
widcelten  Staats-  und  Wirthsebaßsleben  so.  Kann  dann  eine  einige^ 
massen  ausreichende  Controle  ttber  den  wirklich  erfolgten  Ge- 
brauch des  Ötempels  stattfinden,  oder  ist  die  Abgabe  so  niedrig, 
daas  sie  nur  wenig  Beiz  zur  Umgehung  mit  sieh  fllhrt,  so  empfiehlt 
sich  diese  Erhebangsform. 

§.  324.  Im  Einzelnen  sind  etwa  folgende  FäUe  zu  nennen:"^) 

a)  Einfache  sogen.  Fiz-Stempel,  als  Gebühren-  und  als 
Stenererhebungsfonn.  Sie  treten  mit  dnem  festen  Geldbetrage 


**)  Es  ist  bexeichiieiid.  d&ss  man  bei  dem  rnssisch-Mnehc.  Tabaksteoeisystem  die 
BeiflcküchtigiUjr  des  Werths  der  Waare  wieder  fallen  lassea  muaste,  weil  sich  die 
CoDtiole  Uber  die  richtige  Stempelung  aach  Werthstufen  nicht  dorchTtUiieu  Hess.  So 
erfolgt  nach  d.  rass.  Ges.  r.  6./1S.  Joni  1877  t.  Aul  187S  an  nor  eine  gleich- 
■iftSBige  StempeloDg  {von  einer  oidin.  Sorte  abgeeehea)  d.  in  America  bräteht^  jetzt 
ein  QeTichtB-Sat>  fOi  Baachtabak  n.  für  Cigarrea  (rrap.  hier  ein  Einbeitaaatz  fUr 
1000  Stock).  £ia  Pnnct.  der  bei  der  Ve^Ieichuig  zwischen  Monopol  und  Fab^ika^ 
Steuer  für  ersteres  spricht,  weil  dabei  eine  Abstnfong  der  Steuer  nach  dem  Werth 
der  Waare  mfig^cb  and  Qblieh  ist:  zugleich  ein  Beweis,  dass  diese  Fragen  der  Er- 
hebangsfom  im  Steaerwecien  eine  sehr  grosse  inactische  Bedeatnng  haben. 

Sehr  einfache  Gmadsätze  wieder  in  d.  in  Note  7a  gen.  Osterreich,  tieseti^ 
gebnng.  Fixstempel  £  Eingaben  an  Behörden  a.  s.  w.,  f.  Zeugnisse,  1  Handels-  u. 
GewerbebQcher.  f.  gew.  amtL  Protok.  o.  Aasfertig.,  t  Bechtsuikanden,  die  ein  nicht 
schitzbares  Recht  betreffen:  Stnfenstempel  nach  d.  Werth  bei  Debertrag.  d.  £igen- 
tboms  bewegl.  Sachen  nnd  dea  betr.  Orkonden  (Wechsel  —  and.  stempelpflkhL 
Dikouden). 
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für  die  dnEelne  in  Anspruch  genoamene  OffimÜiche  Leiataag  regä- 
m&Bsig  in  der  Form  des  diesen  Geldbetrag  bezeichnenden  Steanpd 
papiers  oder  der  jetzt  allein  oder  Überwiegend  ttblicben  Stempel- 
marke  ein.  Beispiele  aus  der  allgemeinen  VerwaUang  nsd  die 
Stempel  fllr  Eingaben  der  Privaten  an  nnd  Bescheide  ron  BebSrden 
in  Priratsachen,  ohne  BScksicht  anf  den  Inhalt  Femer  die  Harkea 
des  Postverkehrs,  der  Telegn^hie.  Im  VerkehrsstesenyfltaB 
kommen  solche,  regelmässig  niedrige,  Fixstempel  ebenialis  Tt^,  bei 
Fnichtscheinen,  Bechnnngen,  Schlasseettein,  Qoittangen. 

ß)  Eine  weitere  Äasbildnng  erfährt  der  Fixstempel  im  System 
der  sogen.  Classenstempel.  Hier  treten  nach  gewissen  neb 
bietenden  Uerkmalen,  wie  der  ungefähren  Bedeutung  der  Sache, 
der  ungefähren  Kostenprovoeation . —  nicht  nach  d^  GeUbetng 
eines  Docnments,  sondern  in  FäUra,  welche  sidi  nicht  agendiek 
in  Geld  schätzen  lassen  —  Fixstempel  verschiedener  HShc 
ein,  es  besteht  also  ein  Classentarif.  Der  Stempel  statt  der 
direeten  Einsiehung  kommt  hier  wohl  noch  hie  und  da  bei  Thitig- 
ketten  der  freiwilligen  Gkrichtsbai^eit  vor,  also  in  ünem  Gebflhi» 
gebiete.  Ein  Analogon  solchen  Glass^tarifs  ist  der  Stnfcntsitf 
der  Post  und  Telegraphle.  Eine  wichtigere  Bolle  spielt  jener  Tv^ 
im  Verkehrsstenersystem,  wo  er  sich  an  die  Art  der  besteseAs 
Rechtsgeschäfte  anschliesst") 

y)  Der  sogen.  Dimensionsstempel  lässt  den  Oeb&^- 
oder  —  der  hänfigere  Fall  —  den  Steuerstempel  steigen  nach  det 
Ausdehnung  der  Acten  im  Process,  um  danach  die  Gebfibren  n 
berechnen,  femer  nach  der  Ausdehnung  der  besteuerten  Olyccte, 
wie  z.  B.  der  Zeitungen,  der  kaufmännischen  Bttchv.  Die  oft 
complieirte  Berechnung  und  die  Nothwendigkeit  der  Controle,  sowie 
die  Möglichkeit,  von  einem  einzigen  Pflichtigen  die  Abgabe  Ar 
viele  Einzelfälle  in  einer  ebzigen  grösseren  Summe  einintieheB 
(Zeitungen  u.  dgl.),  giebt  der  direeten  Einziebnng  hier  indemen 
meistens  den  Vorzug  vor  dem  Stempel  oder  die  Behfirde  behilt 
sich  die  Stempelnug  selbst  vor  (ebenfalls  Zeitungen,  kanflnftnnisdM 
Bttcher  u.  s.  w.).>'') 

")  Fix-  bez.  eiafacher  CUaseDStempel  ist  ftoch  der  gtaauiote  TalHk- 
Fabrikatitenpel. 

So  bei  letetena  Beispielen  io  Oesterieich.  Bee.  uagedehotiitdarDiaeB- 
BionBttempel  udi  der  üiOaso  des  für  doe  Drimnde  nbimnditeo  Papiers  i> 
Frankreich:  vobl  das  äasRerlichste  Merkmal,  an  daa  naa  sich  haüao  bu' 
T.  Hock.  Fio.  Ftankr.  S.  IM;  Leioy-Beaalian,  I,  £06;  Raa.  K«.  I,  g.  231 
Kote  f.   Die  ftlteren  S&tze  sind  nacb  der  GrOsse  des  Papiers  (die  nicheogrOaK  peM 
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i)  Der  eigentliche  Werthstempel  (Gradations-,  Pro- 
portionalatempel^**))  —  im  engeren  Sinne,  denn  im  weiteren 
ist  jed«r  Stempel  Werthatempel  —  richtet  sich  nach  dem  Geld- 
wertbbetrage  eines  mit  einer  Abgabe  belegten  Documents, 
bes.  BechtagesehftftB  oder  eines  Gegenstands,  Aber  den  ein 
Bechtsgeschäft  abgeschlosseii,  eine  gerichtliche  Eintragung  vor- 
genommen oder  im  Streitfälle  gericbtlicfa  entschieden  wird.  Die 
betreflted«,  im  Stempel  erhobene  Abgabe  stellt  nnr  aasnahmsweise 
eine  reine  Gebtlhr  dar,  meistens  eine  reine  oder  doch  Überwiegend 
eine  Steuer  (Verkehrssteuer).  Kosten  der  freiwilligen  nnd  streitigen 
Gerichtsbarkeit,,  wdcbe  nach  dem  Werthbetrage  des  Objects  ab- 
gestuft werden,  —  Abgaben  fttr  die  Eintragungen  in  die  Register, 
die  Grund-  und  Hypothekenbflcher,  fUr  die  Entscheidung  ron  Giril- 
pio«fissea  —  bOren  aUenüngs  nicht  dadurch  auf,  rmne  Gebnbien 
X«  sein,  d^  sie  sich  so  abstufen.*")  Sie  werden  Steuern  nnr  bei 
eiaer  eine  Uebersteigung  der  Rostendeokung  bezwecken.- 
dea  Hohe  der  Gesammteinnahme  daraus.  Aber  die  Erhebno^- 
fomi  dieser  Gebtlhren  ist  selten  der  Stempel,  sondern  mit  Becht, 
besonders  bei  Beohtsgeschäften,  die  sich  auf  EigenthamsUbergang, 
VeipfättdujQg  unbeweglichen  Vermögens  besiebeUf  die  directe 
Berechnung  nnd  Einsiehnog.  Stempel  von  Vertragen  (Kauf, 
Tausch,  Miethe,  Pacht  n.  s.  w.),  Documenten  des  Creditverkehrs 
(Weehsel,  Sohnldverschreibungen  aller  Art,  Inhaber -Papieren, 
Aetien  u.  s.  w.)  stufen  sich  giewOhnlich  nach  dem  Werthe  ab  und 
sind  meistens,  wenn  nicht  eine  behördliche  Mitwirkung  im  sach- 
lichen Interesse  von  vorneherein  gebotm  ist,  reine  Verkehrs- 
Stauern.*^) 

Der  Werthstempel  kann  ein  genauer  sein,  welcher  sjoh 
nach  Procenten  des  Betrags  richtet.  Die  Erhebung  der  Abgabe 
wird  dann  aber,  schon  weil  der  Satz  nicht  immer  auf  runde  Summen 
lauten  wird,  meistens  nicht  mittelst  Stempels  geschehen  können, 

Hock  genaa  an)  1816  fiziit  auf  36,  7U,  12ö,  150,  200  c«aL  EritOhltng  dnrcb  Ges. 
Tom  2.  Inli  1862  n.  nach  den  l«txteit  Kriege,  Oes.  r.  2S.  Avig.  1871 :  jetzt  60,  120. 
ISO,  240,  360  Cent  AffieheB  firater  5.  10,  15,  20,  jetzt  6,  12.  IS,  24  cent  Der 
5sme  timbre  de  dimenaioa  ist  in  FrankTeich  oräciell,  w&hrend  der  eigentL  Werth- 
Stempel  timbre  proportlonnel  heisst 

")  Letzterer  Name  beeser  renniodeo,  veil  er  lieben  auf  eine  beBtimtite  Art 
der  H&beDbemeesimg  bescbr&akt  bleibt    S.  q. 

***)  Eben  deshalb,  wie  schon  oben  einmal  bemedit  (Abschn.  1  Note  ÜO),  St« in 's, 
Fin.  S.  520,  Cntencheidung  zwischen  Gebtthrra-  u.  Steaarstempel  nicht  genau  haltbar. 

Beispield  n.  b.  w.  gehören  eist  in  die  Steaerlehre.  S.  iitere  bei  Bsq  ,  Fin.  I, 
§.  2dl  Kote  £  Für  Deatachlaud  reiches  Material  aus  der  Qesetzgeb.  aller Einzel- 
atuten  in  d.  bnndesriUbl.  CommissiDnflber.  r,  1877,  S.  46—109. 


Bigitized  by  Google 


128  S.  B.  1.  K.  4.  A.  Sfliebiuigsfoni  d.  äebahtau.  g.  334.  S25. 

soDdern  es  erfolgt  („unter  amtUcber  Casnroi^  des  Stempels  nnl 
Vidirang  der  Urkunde")  bei  einer  Behtfrde  bsare  Einxahlnog.  Der 
Werthstempei  kann  aber  aach  anter  Abrandang  sdner  Proeeatböbe 
in  bestimmten  festen  Beträgen  für  gewisse  „Clasiea" 
des  Werths  eintreten,  —  „GUssen-  oder  classificirter  Werth- 
Stempel"  ~  nnd  dann  von  den  Partien  selbst  angebracht  werdes, 
wie  z.  B.  beim  Wechsel.") 

Je  nachdem  der  Werthstempel  einigennassra  gleich  mit  d«ii 
Werth  des  Objeots  oder  stärker  oder  schwächer  steigt,  kann 
er  als  Proportional-  (im  engeren  Sinne,  s.o.),  Progressir- 
oder  DegressiT-Werthstempel  bezeichnet  werden.  DerSteae?^ 
Stempel  ist  bisher,  gemäss  dem  leitenden  Gtoichtsponcte  unserer 
modernen  Bestenerung,  ein  Proportional-,  wenn  nicht  gar  ein 
DegressivstempeL  Der  Gebührenstempel  (bez.  der  direet 
eingesogene  Gebfihrenbetrag)  ist  meistens  degressiv,  dem  Um- 
stände entsprechmid,  dass  ,die  Kosten  der  Staatsthätigkeit  uekt 
mit  dem  Werthe  des  Objects  proportional,  sondern  sehwiUte',  wm 
Überhaupt,  wachsen,  so  bei  den  Eintragnngsgebtthren  —  somit 
diese  eben  Gebfihren  und  nicht  Stenern  — ,  bei  anderen  Acten 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  in  der  streitigen  Geiichtsbartf 
bei  den  Gerichtskosten.  Dem  Character  dieser  Abgaben  als  ^ 
bUhren  widerspricht  in  mancher  Hinsicht  der  Werthstempel  Qb^ 
haupt  und  erscheinen  Fix-,  C lassen-  und  etwa  passend  normiite 
Dimensionsstempel  richtiger,  wenn  man  anf  das  Moment  der  Kosfes- 
provocation  als  den  Grund  der  Gebührenerhebung  sieht  IndesB« 
dient  der  Werthstempel  doch  zu  zweekmässigerer  und  auch  die 
Verhältnisse  der  Interessenten  gerechter  bertlcksiehtigender  Ver- 
theilnng  der  Gesammtkosten  der  bezüglichen  Einrichtungeo, 
namentlich  der  Gerichte.  Es  ist  sogar  fraglich,  ob  die  Degressios 
der  Abgabe  bei  den  höheren  Werthbeträgen  der  Objeete  nielit 
passend  der  proportionalen  Abgabe  Platz  machte.  Um  so  mebr, 
da  diese  „Gebühren"  doch  leicht  mit  als  Steuern  fongiren;  nod 
mitunter  nicht  mit  Unrecht,  weil  sie  vornemlich  die  besitzende.ii 
Giasseu  und  unter  diesen  sogar  solche  (in  den  Gerichtskosten)  b^ 
sonders  treffen,  welche,  wie  Gewerbe-  und  Handeltreibende,  tod 
dra  anderen  Steuern  nicht  immer  gentlgend  getroffen  werden.'*) 

^  Btiispiel:  Deutschaa  Wechselätempelges.  r.  lU.  Jani  1S69:  im  Allgsm.  da 
S«tz  T.  Va"7M>       ^-  Oarchftütran;.  (Ubb  Wechsel  bis  n.  unter  50  Thlr.  1  Sgr^  ober 
50— -lOU  Xhlr.  IVi  Sgl.  and  flir  jede  reiteieit  Tdlea  oder  angeEugenai  100  Tm 
lY^i^.  mehr  u  Stempel  zahlen.    Also  cnn  fenener  eisend.  ProportioMbwmp«. 
3.  schon  ölten  %.  2«3  u.  Kote  17  dun. 
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Hitanter  kommt  statt  der  directen  Einziehung  von  Gebttbreu 
(nnd  Stenern)  ^)  bei  jedem  einselnen  Falle  oder  statt  des  Stempels 
auch  eine  Abfindung  zwischen  der  Finanzverwaltung  und  einzelnen 
Abgabepflichtigen  Uber  eine  ganze  Reihe  von  Acten  in  der  Form 
einer  ^nmaligen  oder  periodisohen  Oesammtsahlong  vor,  z.  B.  mit 
Banken  fltr  deren  sonst  im  Ansohluss  an  die  einzelnen  Geschäfte 
und  Urkunden  zu  zahlenden  Stempel Auoh  ^ei  der  Post  fehlen 
selbst  j^st  noch  aoaloge  Oestaltimgen  nicht  ganz.")  Fttlle  dieser 
Art  nähern  sich  schon  dem  sogleich  zu  besprechenden  System  von 
f^itrttgen".  Kann  man  die  Höhe  des  Abfindungsbetrags  richtig 
bestimmen,  namentlich  eine  —  ungerechte  and  andere  Concorrenten 
verletzende  —  Begünstigung  verhttien,  so  ist  im  Interesse  beider 
Theile  selche  Abfindung  wohl  zu  empfehlen. 

§.  325.  —  2)  Beiträge.") 

Die  Zwecke  der  GkbUhrenerhebung,  nemlich  die  Interessenten 
in  richtigem,  ihrem  Interesse  einigermassen  entsprechenden  Ver- 
UUtaiss  zur  Kostendeckung  Öffentlicher  £inrichtuDgen  und  Anstalten 
hfiriieizaziehen  nnd  diese  Kostendeekong  —  ganz  oder  bis  zu  einer 
beabsichtigten  Quote — sicher  zu  stellen,  werden  bei  der  Ankntlpfung 
derQ«btthren  an  die  einzelnen  Acte  der  privaten  Inanspruchnahme 
oder  Benotiung  dieser  Einrichtungen  zwar  gewöhnlich,  aber  doeh 

**)  EnriltDt  m«g  Doch  Terdea,  dass  mitunter  Zvischeapersonen,  b«3, 
Nottre  u.  Unliche,  die  Gobuhren  u.  9-  einzunehea  haben,  wie  auch  umgekehrt 
der«n  GebOhrea  iNotariatstaxea  a.  a.  w.)  auch  mit  dea  OlTeDtL  GebQhren  voa  der 
SttalsbehOrde  (Gericht)  bisveüen  erhoben  werden  o.  dum  eine  gegenseitige  Abrech- 
mmff  o.  Deberweianug  erfolgt.  So  haben  in  Baiern  die  Notare  die  Taxen,  welche 
dem  Staate  von  den  bei  ihnen  behandelten  Geschäften  gebühren,  unter  Aufsicht  der 
nnaizbehOrden  zu  erheben  and  abzaliefera,  etwaige  KQckstänae  aber  zai  Zwangs- 
beitreibong  dem  Bentamt  m  QberveiMD.  Bair.  Ges.  r.  lu.  Nor.  1S61.  PdzI.  Venr.- 
lecht.  a  556  (3.  A.). 

■>)  Bo  zahlt  die  Bank  von  England  ein  StempelpaoEchalo  ron  60,000  Pf.  St. 
(ridl^dlt  jetzt  erhöbt?).  Etwas  Anderes  sind  die  sogen.  GebahrenäquiraleBte 
in  Oesterreich,  welche  bei  dem  Besitz  der  todten  Hand  als  Ersatz  der  hier  fort- 
Eülenden  Besitzwechselgebohren  eintreten.  Darüber  in  der  Steneriehre. 

^  So,  wenn  das  Porto  gewisser  Sendungen  (z.  B.  ron  Stadtpostbriefen,  Circularea) 
sich  ermäsfiigt,  wenn  eine  bestimmte  grossere  Anzahl  Stücke  auf  einmal  aufgegeben 
wifd,  —  eine  zweifelhaft  berechtigte  BegUnstigung  der  Giossgeschiiftaleute  und  der 
WoliUiabenderen  Oberhaupt. 

*•)  S.  Wagner,  Fin.  I,  8.  140  und  bes.  Neumann,  progr.  Eiukommensteuer, 
S.  4Q  ff.  Auch  Einzelnes  in  a.  Communalsteaergatachten  des  Vereins  f.  Socialpolitik 
Ibes.  Broch,  8.  20  ff.,  mit  den  Gebobren  zosammeu.  Nasse  S.  272);  r.  Bilinski, 
Oemeindebesteoer.,  Lpi.  18T8,  S.  19  ff.,  der  die  Beitrage  mit  rerwandtcn  Abgaben 
rergisiclit,  aber  bei  der  eigenÜ.  Gebühr  auf  d.  Moment  der  Freiwilligkeit  zu  tiel 
(hwidit  legt  Eine  „besondere"  EinkommenqueUe  im  Comm.-Badget  itiod  die 
„Bidtr^e"  ib.E.  nicht,  sondern  eine  besondre  Form  der  Gebuhren,  die  Tor- 
Demllch  in  der  Gemeinde  n.  ähnlichen  KOrpeni,  veniger  im  Staate  roriutmml. 

Jl.  Wacaer,  riaufwIaMaMkaft.  U.  9 
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nicht  immer  in  genügender  Weise  und  G^auigkeit  erreicht  Die 
hierhergehOrigen  Angnahmen  nmfasBen  manche  Terschiedene  FlUe, 
welche  sich  in  der  Hanptsache  anter  folgende  drd  KategoriecD 
bringen  lassen. 

a)  Dnrch  die  gewöhnlichen  Benntinngsgebtlhren,  welehe 
nach  allgemeinen  Massstäben  in  generellen  Tarifen  jl  s.  w. 
festgestellt  werden^  sind  die  einzelnen  Benotser  dodi  nicht  immer 
in  dem  zur  Kostendeckong  erforderlichen  and  namentUdi  ni^ 
ihrem  Vortheil  entsprechenden  Umfange  zn  treffen.  Beispiele  liefen 
die  Wegegelder,  wo  recht  wohl  ein  einzelner  Interessent, 
welcher  eine  Strasse  ansnahmsweise  stark  be-  and  abnitst, 
i.  B.  der  Besitzer  eines  Forsts,  eines  Berg-,  Httttenwerks  o.  dgL, 
durch  die  Oebtlhr  weder  seinem  Sonderrortheil  noch  der  dorek 
ihn  bewirkten  Abnntznng  der  Strasse  gemäss  getroffen  werden  kam 
(§.  305,  306). 

b)  In  anderen  F&llen  femer  kann  neben  dem  direotes, 
ans  der  Benatsnng  einer  Öffentlichen  Einriohtang  herroi^gehendes 
and  in  der  fiblichen  GebShr  riehtig  bezahlten  Vortheil  eines  nd 
desselben  Interessenten  einindirecter  Vortheil  fllr  ihn  rorkonmen, 
der,  weil  aof  diese  Einrichtnng  zorttckznfllhren,  aach  dareh  «it 
angemessene  Vergütung  als  Kostenbeitrag  daia  elnigemuMS 
compensirt  werden  sollte.  So  zieht  namentlich  der  Besitzer  be- 
stimmter Arten  des  Grand  nnd  Bodens  and  derGebände, 
der  Betreiber  eines  bestimmten  Gewerbes  a.  A.  m.  fflr 
sein  Eigenthnm  solchen  indirecten,  in  WerthsteigernngeD  und 
Prodnctionskosten  -  Verminderongen  hervortretenden  Vortheil 
mancherlei  Öffentlichen  Einricfatangen,  besonders,  aber  keineswegs 
allein,  ans  solchen  des  Wege-  nnd  Transportwesens. 

c)  Endlich  kommen  solche  Fälle  indirecten  Nntzens  dieser  Art 
aber  auch  noch  bei  solchen  Personen  vor,  welche  direct  dieEio- 
richtang  gar  nicht  benutzen  und  dnrch  die  fiblichen  6e- 
bühren  gar  nicht  getroffen  werden  kOnnen.  Namentlich  ist 
es  der  Grundbesitz  an  sieh,  besonders  der  bestimmt  ge- 
legene, welchem  so  dnrch  die  „Okonomisoheii  Zasammen- 
hänge"  d.  i.  dnrch  die  Conjunctnr  nicht  speciell  vwliente  nnä 
nicht  in  Abgaben  vergoltene  Gewinne  in  Form  von  Werth-  nitd 
Rentensteigerungen  zuwachsen.  Dies  trifft  besonders  in  städtisehes 
Verhältnissen  zu,  wo  die  Gesammtheit  der  gefonbrenpflicbtigen 
Einrichtungen  (Strassenreinigung,  Sanitätswesen,  Wasserleitmigr 
Beleuchtung,  Sehnlen  n.  a.  m.)  und  wieder  speciell  einzelne  Eis* 
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richtnngen,  z.  B.  des  Verkehrswesens  Werth  steigernd  auf  den 
Gnmd-  nnd  Gebändebesits  wirken.") 

Anf  diese  nnd  ähnliche  Verhältnisse,  wie  sie  gerade  die 
moderne  Volkswirthschaft  characterisiren,  hat  anob  die  all- 
gemeine eigentliche  Bestenerung  Rfloksiobt  zn  nehmen 
and  zwar  viel  mehr,  als  sie  es  gewöhnlich  bisher  that.  Besonders 
fär  die  Gommunalbestenerung  liegen  hier  wichtige  Aufgaben  vor.^^) 

Alles  Erforderliche  in  dieser  Beziehung  kann  aber  auch  die 
Besteuerung  nicht  leisten.  Vielmehr  bedarf  es  dazu  noch  neben 
oder  statt  der  gewöhnlichen  Gebühren  Öfters  besonderer  Beiträge, 
am  zwischen  Vortheilen,  welche  Einzelne  von  öffentlichen 
Anstalten  ziehen,  nnd  Kosten  dieser  letzteren  überall  ein  möglichst 
richtiges  Verhältniss  nach  dem  Grandsatz  von  „Leistung 
nnd  Gegenleistung"  herbeiznftthren. 

Ein  wichtigeres  Finanzinteresse  wohnt  diesen  Beiä%en 
oamentlicb  dann  bei,  wenn  sonst  die  Beschaffung  des  Anlagekapitals 
dar  Öffentliohen  Einrichtong  sowie  die  Deckung  der  Zinsen  n.  s.  w. 
difllr  und  der  laufenden  Betriebskosten  weder  durch  die  anderen 
Gebtthren,  noch,  soweit  dies  zulässig  ist,  durch  allgemeine  oder 
besondere  eigentliche  Stenern,  noch  (was  die  Kapitalbeschaffung 
anlangt)  durch  den  Credit  gesichert  sind.  Durch  die  Beiti%e 
sfaid  die  Interessenten  aller  Art  zn  diesen  Zwecken  herbeizuziehen. 


»*)  S.  ober  d.  Conjuncrar  Wagner,  Grundleg.  §.  76—81. 

**)  NUieies  ent  in  d«r  Stonerlehre.  Ich  rerweise  einstweilen  uF  mein  Refent 
Ober  Gommaiubtaaflrftage  »nf  d.  socialpotit  Confrress  in  Berlin  1877,  in  d.  amtl. 
Tahudl.  S.  6  ff.  nnd  uugeubdtet  selbsUndig  enchienen,  Lpz.  bei  Winter.  8.  &ncb 
K.  Friedberg,  BeBtenar.  d.  Gemdnden,  bes.  S.  8T  ff.  Dann  d.  Interess.  ¥nfB  der 
HJ^herbestfioernng  des  in  Baustellen  Obergehendeo  Laodee  in  der  Dmgegend  von 
Bremen;  s.  darober  Hanssen*8  formell  richtiges,  sber  rein  negatives,  die  be- 
nchtigte  Seite  des  Bremer  Veraachs  llberseheades  Ontachten  (als  MsDOscr.  gedruckt 
Bremen  1877)  nebst  den  Soperarbitrien  verschiedener  deutscher  Practiker  n.  Theore- 
tiker, eb.  1877.  Ich  habe  dabei  aaf  die  Kicbtigkeit  des  Princips  einer  HOher- 
oder  Eztrabestenenmg  der  Baostellen  werdenden  Aecker  hingewiesen.  S.  auch  meine 
Gon)m.sL^,  S.  39.  Der  Gang  der  Verhandlungen  aaf  d.  gen.  Congrees,  die  Änfiass. 
von  A.  Held  daselbst  o.  in  s.  „Socialismns  n.  s.  w."  haben  freilicb  gezeigt,  dass  der 
sogen.  Kathddeisocialismas  aach  diese  nahe  liegenden  Dinge  noch  zu  den  „fernen 
Ztelea"  lacbnet  oder  wie  Herr  Prot  t.  Troitsohke  sagt  zu  den  „Phanta^ereien 
doctrinirer  Selbstüberhebung",  denen  diese  Herren  freilich  auf  den  aosgeirotenen 
Gleißen  der  ilteren  Wirthschafts-  und  Finanztb«(»ti6  oder  der  leichten  Abart  dieser 
Theorie,  welche  der  Verein  fur  Socialpolitik  darstellt,  sorg^tig  ans  dem  Wege  gehen. 
Die  scharfe  Logik  nnd  das  wissenschaftliche  AbstractionsvermOgen  (die 
leider  in  der  „histor.  lUchtnng  der  Nationalökonomie'^  etwas  vemachUssigt  nnd  bei 
manchen  Anhängern  dieser  Richtung  fast  in  Misscrodit  geratfaen  sind,  —  ein  Fehler, 
den  man  jetzt  selbst  einzusehen  beginnt,  s.  Roscher,  im  Lit  Centr.-Bl.  18T8  Jao. 
aber  Bicardo)  der  deutschen  „Man^estenn&oner",  bes.  eine«  J.  Faucher,  haben  auf 
diesem  Gebiete  der  Besteuerung  seit  liager  OBgleioh  bessa  nnd  folgerichtiger  das 
Wahre  zu  entwickeln  gewusst 
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Es  lassen  sich  dadurch  die  Kosten  der  Anlage  ganz  oder  tb^hreise, 
soweit  nicht  andere  passende  Mittel  und  Wege,  eventnen  namenäteb 
der  Credit,  zn  diesem  Zwecke  zor  Verfügung  stehen,  oder  auch 
Theile  der  Betriebskosten  und  Zinsen  aufbringen.  In  leteterem 
Falle  brauchen  die  Beitrilge  mitanter  auch  nur  snbsidiftren 
sein,  welche  in  Ermangelung  anderer  genügender  Einnahmen  fällig 
werden,  so  dass  sich  die  Herbeiziehnng  der  weiteren  oder  indiiecteo 
Interessenten  auf  die  Ueberoahme  einer  Garantie  beschrinkL 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  solche  Beiträge  mehr 
im  Finanzwesen  kleinerer  Localgemeinscbaften,  besonders 
der  Kreise  und  Gemeinden,  als  im  Staats-  und  selbst  als  im 
Prorincialfinanzwesen  vorkommen,  ohne  hier  nbrigens  zu  fehlen. 
Ebenso  kOnnen  Kirchen  und  andere  Körper  zu  solchen  BeitrSgen 
greifen.  Im  Einzelnen  wird  sich  mancherlei  nach  den  concreten 
Fällen,  um  die  es  sich  handelt  und  nach  der  Organisation  der 
Selbstverwaltungskt^rper  richten  mtlssen.  Aber  das  Princip  selbst 
und  seine  Berechtigung  sind  wohl  klar. 

Näher  anf  diese  Beiträge  einzugehen,  wttrde  hier  zn  weä 
führen.'*^)  In  den  früheren  Bemerkungen  tlber  die  Regelung  dff 
Wegelasten  (§.  303  ff.)  sind  solche  Beiträge  als  eine  Form  da 
Aufbringung  dieser  Lasten  erwähnt  worden.  Das  Wegewesen  ist  1 
auch  wohl  eines  der  practisch  wichtigsten  Beispiele  des  VoriEommrau  | 
von  Beiträgen.  Verwandte  Fälle  sind:  Deichbanten,  WasserbanteD  < 
Uberhaupt,  Localanstalten  wie  Canalisimng,  Wasserleitung.  Ancii 
öffentliche  Bauten  fUr  kirchliche  und  Scfanizwecke.  Selbst  die 
laufenden  Kosten  des  Kirchen-  und  Schulwesens  lassen  sich 
unter  Umständen  passend  mit  durch  Beiträge  decken.  Je  mehr  z.  B. 
die  Kirche  aufhört  „Zwangsgemeinwirthschafl"  zn  sein  nnd  je 
mehr  daher  eigentliche  Kirchenstenern  schon  begrifflich,  voUends 
in  der  Praxis  fortfallen,  desto  mehr,  wie  uns  England  nnd  Nord* 
america  zeigen."')  Die  Bestimmung,  dass  einzelne  Interessenten  oder 
Interessentengruppen,  eventuell  die  Gemeinde  als  solche,  zn  dea 
localen  Kosten  gewisser  öffentlicher  Einrichtungen  des  Staats,  t.  B. 
des  Post-,  Telegraphen-,  Bank-,  Schulwesens  n.  a.  m.  einen  ein- 
maligen oder  periodischen  Zuschuss  liefern  oder  gewisse  Bestand- 
theile  dieser  Einrichtungen,  z.  B.  die  Geschäftsrilome,  von  sioh  au 

*")  Das  Beste  ia  Ktlrze  darüber  bei  Neomana      «.  0. 

»')  Wagaer,  Grnadleg.,  §.  155  sob  3;  nn.  I,  §.  127  Kr.  8,  bes.  Kol«  24.  ! 


Digitized  by  Google 


Beitr&ge.  —  Anlwii;-  Herrenlos.  VenfiSgen.  133 

aof  ihre  KoBten  herstellen  müssen,  beruht  auf  dem  Beitrags-Principe 
and  ist  Öfters  ganz  zweckmässig  and  gerecht.*') 

Ud>erh8apt  ist  ein  gut  eingerichtetes  nnd  passend  aus- 
gedehntes ßeitragssystem  eine  richtige  Ergänzung 
sowohl  des  gewöhnlichen  G^ebUhrenweaens  als  der  eigent- 
lichen Besteuerung  nnd  damit  ein  geeignetes  Mittel,  den 
communistisohen  Gbaracter  des  Staats  und  der  SeIbstve^ 
waltangskörper  zu  beschränken.  Wo  dies  prinoipiell  zulässig 
nnd  practiscb  durchfuhrbar  ist,  mass  es  geschehen.  Das  ist  eine 
FoFdemng  der  vertfaeilenden  Gerechtigkeit  im  „zwangsgemeinwirth- 
aehafUichen  System"  (§.  284).*^)  Sie  rnnss  hier  um  so  mehr  zu- 
gegeben werden,  je  weniger  der  unrenneidliehe  und  berechtigte 
»CommnniBmns"  dieses  Systems  gerade  in  der  modernen 
socialen  und  wirthscbaftHchen  Entwicklung  theoretisch  abzuweisen 
Qod  praotisoh  abzulehnen  ist.*') 


Anhang. 

GlnRahme  ans  herreDtomni  TennSgeii. 

§.  326.  Nach  den  ErOrternngen  Aber  die  „Einkünfte  ans  Hoheits- 
rechten" im  1.  Bande  bilden  diese  keine  besondere  finanz- 
wissenschaftliche  Kategorie  von  Einnahmen,  bis  auf  einen 
Fall:  den  Erwerb  ans  dem  Hoheitsrecht  an  herrenlosem 


")  Freilich  nicht  immer!  Wenn  z.  B.  xas  Gemeindemitteln  Loc&lit&tea  fttr 
Bankfilialen,  T^egr.-Aemter  a.  B.  v.  beectuifin  oder  Beiträge  dazu  geleistet  verdeo,  so 
vird  Afters  nur  ein  enges  Clasaeninterefise  mit  den  Mitteln  der  grosseren  Gemein- 
schaft bestritten,  —  eine  der  bei  ans  gar  nicht  seltenen  Formen  eines  schlechten 
Commonismiia.  Dagegen  würde  z.B.  der  Beitrag  ron  Handelskammern  für  solchen 
'ivick  —  richtig  auf  die  einzelnen  Mitglieder  repartirt  —  sich  wohl  billigen  lassen. 

**)  Dies  der  richtige  Geaichtspanct  —  bei  vielen  üebertreibongen  in  der  Folgerung 
«larans  —  in  den  Stenertheorien  der  deutschen  freib&ndicrischen  Yolbswirthe ,  bes. 
Fancher's  (Staata-  n.  Gomm.-Bndgets,  Volksw.  Vierteljahrschr.  1663,  IL),  K.  Braun's 
'Staats-  D.Gem.-Stenern.eb.  1666,  II.)  n.  A.  m.  Vgl.  Friedberg.  Best.  d.  Gem.,  S.  46  ff. 

**)  Eine  von  der  liberalen  Wirthschaftsschnle  mit  Unrecht  bekämpfte  Entvicklong, 
S.  d,  1877er  VcrhandL  Uber  die  Commonalstfr.  auf  d.  BerL  Congress  u,  mein  Refer^ 
bes.  S.  15  (dar  Sqiu.-Ä(ug.)  betr.  die  Rechtfertignug  des  Ausdracks  „Commtuismos** 
Dod  dar&her  auch  meine  Grondlegong  §.  l'l.  Ich  halte  es,  im  Unterschied  ron 
Tiel«i  „Eathedersocialisten",  nicht  fOr  richtig,  den  Yorortbeilen  der  grossen  Menge 
das  Zagest&ndoiss  zo  machen,  einen  richtigen  n.  bestimmten  Ausdruck,  der  die  Sache 
deckt,  zn  vermeiden,  unter  dun  füachen  Vorgeben,  mu  lolle  nicht  „prorodrende" 
Aosdracte  brucboi. 
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VermÖgeiL*)  Daraber  sind  hier  im  Anhang  inr  Lehre  von  dcD 
GebOhren  noch  «imge  Bemerkongen  erfoideriich.') 

Vin  hesflgliches  HobeitBrechtf  wonach  herrenlose  Gfiter  aiu- 
sohliesslich  an  den  Staat  oder  an  seinen  finaniiellen  Bepiftsentantes, 
das  Aerar,  bez.  an  den  Fürsten  und  seinen  Fiscns  fallen  oder  wo> 
nach  wenigstens  dem  Staate  ein  Äntheil  am  Warth  soloher  Güter 
gebtthrt,  findet  sich  sehr  allgemein  in  verschiedenen  Bechtssystemen, 
vom  Älterthnm,  durch  das  Hittelalter  bis  in  die  Gegenwart 
Ein  Bolohes  Vorrecht  ist  anch  sachlich  gut  begrOndet,  was  keSaee 
näheren  Beweises  bedarf.  Die  finanKielle  Bedeutung  desselben 
hängt  wesentlich  von  dem  Umfang  ab,  weichen  die  Bechtoordiumg 
dem  Begriff  „herrenloses  VermOgen"  giebt;  ferner  von  den  Becfats- 
ansprächen,  welche  sie  dritten  betheiligten  Personen,  x.  Bu  des 
Findern,  ersten  Occnpanten,  den  Gmndeigenthltmem,  an  diesem 
Gate  gewährt;*)  endlich  von  der  TheUnahme  an  diesem  Gsle, 
welche  Anderen,  insbesondere  Öffentlichen  Kttrpem,  wie  Gemeixiden, 
milden  StiftnngcD,  neben  oder  statt  des  Staats  eingerilnmt  wird.*) 
Die  practische  Bedenttmg  des  Rechts  wird  anch  von  allgemeiaa 
Zeit-  and  LandesverhSltnissen  mit  bedmgt,  z.  B.  in  Betreff  des  fr 
trags  vom  Schatzfinden.*) 


')  B«ii-V»git«r,  Fin.  I,  6.  118;  Wa^aer  I.  9.  147  «a  ScUoh. 

Baa  enrlhnta  die  Eimulime  Iran  in  Fis.  84,  anch  237  Note  h.  Tm 
Malclias  I.  §.  Sl,  S.  145.  Dmpfe Ubach,  Fiii.  U,  §.  155— 1S9  paai.  Steia,  Fta. 
a.  A.  &  323:  „Erwerb  dwcli  AnChll". 

")  Am  den  rOm.  Becbt  gehOiea  buhcr  die  BMtimmaiifeB  Ober  bona  ncwtia. 
erUose  Gflter,  die  nacb  d.  L.  JaHs  an  d.  Aerar,  spUer  an  d.  Fifcna  fielen  (Pvcbta, 
Instit  §.  327);  Obeo*  Antheil  des  Fiscns  aa  dem  geftudenen  Schatz  (theBaanü),  (eb. 
§.  291).  Im  iltereD  deDtscben  Becbt  das  oispTtlngL  kOnixL,  spUer  landeibMiL  J 
Becht  anf  erUoee  Gater.  der  Antheil  des  Geriobtshem  an  genndoien  Sachen .  Vor- 
»chhfien  ober  den  Schatz  (s.  BeseleT,  D.  Priratreebt,  §.  150,  §.  89).  Ana  moderaea  I 
Bechten  z.  B.  die  sehr  eingehenden  Bestimmnngen  des  preass.  Landrechts  ftber 
erbloee  Verlaasenschafian,  Tb.  II,  Tit  16,  Abschn.  3,  Ober  gefondene  Sacbea,  TV  L 
Tit  9,  Abschn.  2.  Ober  den  Schatz,  Tb.  I,  TiL  9,  Abflchn.  3  §.  85,  88,  102,  103. 

*)  Geoane  Bestimmongen  darQber  bes.  beim  Scbatze,  so  im  lOm.  Becbt.  vo  <&f 
fiscaliacbe  Tendenz  zeitweise  sehr  zar  Geltnng  kam.  DntencbeidBDK,  ob  nftffiy 
gefonden  oder  absichtlich  geancht  wird;  in  letzterem  Fall  Yenriifcnng  der  Becbla  d« 
Finden ;  dann  Dnttancheidnng,  ob  anf  dgttwm  oder  fremdem  Bodan  geftadea  a.  a.  w. 
Aatheil  des  Fiscns  vechselnd,  zeftreiBe  alle  SdiAtu  dem  F^acoa  riadiciit  Du* 
BestimmoDg  Hadtian's  eridelt  der  Eigenthiimer  des  fremden  Bodens,  anf  dem  d.  Sciak 
irefiuden,  —  Princeps  od.  Steat  Stadt  od.  Prir.pera.  —  die  HUfte;  unter  Tbeodosi«  l 
«in  Viertel   Pacbta,  InsUt  n,  688  ff. 

')  GeTUunng  ron  Antheilen  am  Fandgewino  bei  Fanden  hoberen  Werths  aa 
Armencasse  des  Orts  in  Prenas.  Landrecht,  TL  I,  TlL  9,  §.  45.  46.  Erblose  Ter 
lassenscbaften  nach  deolscbem  Futicnlairecbt  Öfters  allgemcdn  oder  tn  gewisifln  FiDb 
an  die  Stadtgem^den. 

*)  Grosse  Bedentnng  in  der  spUeren  Zdt  des  lOm.  Weltreicbs,  in  Uittelallai; 
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§.  3S7.  Die  wiehtigateii  hierher  gehörigen  Fälle  BiBd: 
1)  Erblose  VerUssenschaften.   Sie  fielen  and  fallen 
ngefanfissig  dem  Staate  oder  seinem  Vertreter  (Forsten)  zu,  ans- 
nahmsweise  nach  Gewohnheitsrecht  oder  Privileg  anderen,  wie  dem 
Gerichtsberm,  der  Gemeinde,  welcher  der  frühere  Eigenthtimer  an- 
gehorte oder  wo  er  wohnte,  der  Armencasse  u.  dgl.  m.  Die  Hohe 
des  Ertn^  hängt  hier  ganz  besonders  von  der  Gestaltung 
des  Erbrechts  ab.  Wo  namentlich  die  gesetzliche  Intestaterb- 
folge eine  aof  önen  gewissen  Kreis  näherer  Blatsverwandten  be- 
schränkte ist,  wie  z.  B.  im  älteren  deutschen  Erbrecht,  steigert  sich 
die  Bedentang  dieses  Bechts  des  Staats  wesentlich.')  Eine  solche 
Beschränkong  kann  soeialpolitiseh  and  nationalOkonomisch  recht 
vobl  gebilligt  and  selbst  gefordert  werden,  wie  dies  neuerdings  auch 
mehrfach  gesobeben  ist    Die  ganze  Frage  hängt  aber  mit  der 
Frage  der  Gestaltung  des  Erbreofats  zasammen,  welche  in  der 
„volkswirthschaftlichen  Grundlegung"  principieU  zu  erörtern  ist. 
in  finanzwissenBchiUUioher  Hinsicht  ist  die  Frage  auch  mit  dem 
Systeme  der  Erbschaftssteuern,  das  freilich  selbst  wieder  in  Ver- 
bindnng  mit  der  Regelang  des  Erbrechts  gebracht  werden  muss, 
in  Beziehong  zu  setzen  und  wird  daher  besser  im  folgenden  Kapitel 
im  Abschnitt  von  der  Erbschaftssteuer  erledigt")   Finanziell  kann 
die  Einnahme  aus  erblosen  Veriassenschaften  bei  der  vollends  in 
1er  modernen  Welt  zulässigen  engeren  Besofaränkung  des  Intestat- 
erbrechts recht  wichtig  werden,  während  sie  jetzt  meist  sehr  un- 
bedeutend ist")  Der  Anfall  an  den  Staat,  statt  an  die  Ge- 
mdnde,  Armencasse  u.  s.  w.,  erscheint  gerade  in  der  Gegenwart 
als  das  principieU  Richtigste.  Die  grandsätzliche  Verwendung  der 
Einnahme  zu  gesetzHeh  bestimmten  Zwecken  ist  wenigstens  bei 
beweg^ohem  Vermögen  (ineL  Forderungen  a.  s.  w.)  nicht  passend. 

')  TgL  Beaeler,  D.  Priratredit,  §.  150. 

^  TgL  bes.  T.  Scheel,  Erbreclitsre£  xl  Erbschaftssteaern ,  2.  A..  Jena,  1877. 
4jwh  Ümpfenbach,  d.  Yolkes  Erbe,  Beri.  187'i. 

*)  Im  pteaas.  Etat  ftlr  1877—78  ist  eine  Einnabtne  r.  116,620  M.  ans  benea- 
loeen  Erbschaften  reranschlagt.  Die  Stadt  Berlin  bezog  ans  herrenlos.  Erbsch.  1875 
13,446  H.,  mit  3666  M.  Ausgabe,  1876  2962  M.  mit  9210  M.  Ausgabe,  also 
Deficit  (Stat.  Jahrb.  T.  Beri..  4.  Jalw.  1878.  S.  226).  In  Frankreich  nadi  San 
1859  700,000  Fr.  (grOBserer  Dm&ng  dleBes  Erbreclits  des  Staats),  in  Belgien  1863— 5T 
$4^0  Fi.  —  Frtther  b^udcD  mitnnter  Eänricbtongen,  die  die  Einnahme  t  d.  StMt 
bfldeatMideT  Btaditen,  so  du  H^estolzenrecht,  wonach  gewisse  gesetzliche  Erben  der 
Hagestolzen  zn  Qnnsten  des  Staats  ausgeschlossen  waren;  das  Erbrecht  des  Fiscns  an 
den  Hadüais  des  im  Lande  verstorbnen  Fremden  (das  spkter  sogen.  Albanasrecht, 
droit  d*aabaine),  u.  an  Stelle  der  onebeL  Kinder  (,3wtard&ll").  S.  ZOpfl,  Becbtsgesch. 
in,  239.  266.  —  V(m  riel  grosserer  Wichttgkut  war  in  der  Zeit  der  Lehensverfassang 
der  Badi&dl  dar  Lehen  an  den  KOnig  il  a.  w..  bei  beschilnkter  Soceessi«)  In  die  Lehnt. 
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Vielmehr  hat 'die  Einnahme  zur  ordentlichen  za  zählen  ond  iBt  föt  1 
die  Deckung  der  laufenden  allgemeinen  Ausgaben  verwendbar. 
Bei  Anfall  von  Grundvermögen  Ueesen  sich  gesetzlieb  bestimmte 
Verwendungszwecke  eher  venliliren.^**) 

2)  Gefundene  bewegliehe  Sachen,  (indus.  MetaI^  und 
Papiergeld j  Banknoten,  auf  den  Ueberbringer  lautende  Werth- 
papiere  u.  dgl.),  deren  EigenthUmer  nicht  wieder  zu  emüttehi  ist 
Vielfach,  und  mit  Beoht,  besteht  hier  eine  Pflicht  fttr  den  Fmder, 
den  Fund  bei  einer  Behörde  anzuzeigen.  Der  Fund  pflegt  dann 
dem  Finder  zuzufallen,  aber  Öfters  hat  der  Staat  den  Ansprncli 
auf  einen  Antbeil  am  Werth  oder  der  Staat  gevriihrte  der  Gemeinde, 
einer  Stiftung  n.  s.  w.  einen  solchen  AntheU:  im  Princip  wird  üdi 
dies  rechtfertigen  lassen.  Aber  von  grosser  practischer  Bedeataiig 
ist  die  Sache  nicht  und  kann  sie  nicht  wohl  sein,  da  der  Antbeil  i 
des  Finders  nicht  sehr  verringert  werden  darf,  am  die  Verheis-  | 
lichung  des  Funds  nicht  zur  Regel  zu  machen.") 

Aetmliches  gilt  von  dem  zeitweise  praotisoh  wichtigeren  Fall: 

3)  dem  Schatzfinden.  In  rechtsnnsidieren  Zeiten  od 
Ländern  wird  oft  in  grossem  Umfange  „theaaurirt",  d.  h.  Otts 
hohen  specifiscfaen  Werths,  besonders  Metallgeld,  Schmuck,  Geitf 
aus  edlem  Metall  wird  vergraben  u.  s.  w.  Das  Wiederauffinte 
solcher  „Schätze"  durch  Dritte  erfolgt  dann  durch  Zufall  oder  selM 
durch  planmässiges  Nachforschen  später  vielfach.  Niebt  selten  iii 
hier  vom  Reehte,  wie  dem  Eigenthttmer,  auf  dessen  Boden  der 
Schatz  von  Dritten  gefunden  wurde,  so  auch  dem  Staate  ein  An- 
theil  zugesprochen  worden:  im  Princip  ebenfalls  wohl  zu  billigen, 
meist  auch  eher  durchzuführen,  da  sich  das  Schatzfinden  uicfat » 
leicht  verheimlichen  lässt^')  { 

4)  Endlich  könnte  noch  ein  specifisch  modemer  Fall  hierher 
zählen:  der  Gewinn  aus  Papiergeld  und  Banknoten, 
welche  bei  derEinrufnng  nicht  zurück  kommen  und  oacb 
einem  Präclnsivtermine  werthlos  werden.  Diese  Scheine  Unteo 
auf  den  Ueberbringer  und  dienen  an  Stelle  der  Münze  als  Uis- 
hrafsmittel.  Regelmässig  geht  davon  ein  Betrag  verloren,  besouden 
von  den  kleineren  Wertfagrössen.  Diesem  Betrag  entspricht  ein 
Activum  des  Emittenten,  das  dadurch  disponibel  wird,  z.  B.  bd 


Vgl.  die  weitrreifendeo  Pl&ne  tob  Umpfeabach  lüier  TanrendBDS  ^ 
Ertrags  an  Etbschafbabs&ben  ia  „des  Volkes  Erbe'*. 

>*)  S.  die  sehr  casvJst.  Bestimmoogea  des  preass.  Landrechb  a.  a.  0. 

S.  die  Bestimm,  d.  rOm.  Beclita  u.  des  preasa.  Laadrechta  (obea  Note  3  a. 
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einer  Bank.  Es  Uesse  sich,  znmal  bei  dem  System  der  Verleihung 
des  Rechts  der  Notenansgabe  an  Banken  Seitens  des  Staats  —  im 
Unterschied  vom  System  der  Bankfreiheit  —  nach  der  Function 
dieses  Umlanfsmiltels  im  Öffentlichen  Verkehr  recht  wohl  billigen, 
das3  dieser  Gewinn  gesetzlich  dem  Staate,  nicht  dem  privaten 
Emittenten  (der  Actienbank  o.  8.w.)  zafiele:  das  Aetimm,  welches 
der  Note  znr  Deckung  diente,  ist  durch  Verlorengehen  der  Note 
gewissermassen  „herrenloses"  Gut  geworden.  Unter  Umständen 
kann  der  Gewinn  bedentender  sein.'") 

Auch  hier,  wie  in  den  anderen  Fällen,  zeigt  sich  daher  der 
Znsammenbang  der  „Einnahme  aus  herrenlosem  Vermögen"  mit  be- 
stimmten Normen  des  Priratrecbts  ttber  die  Eigenthumsordnnng  n.  s.  w. 

§.  338.  Abweichend  von  diesen  Fällen,  aber  doch  verwandter 
Art  ist  schliesslich  noch 

5)  Das  Heimfallsrecht  (richtiger  gerade  hier:  dasAnfalls- 
lecht)^^)  des  Staats  und  anderer  öffentlicher  Körper,  wie  der  Cte- 
meinde,  in  Bezug  auf  Anstalten  und  Unternehmungen,  welche  ans 
Priratkapitalien  hergestellt  worden  sind,  nach  Ablanfetner  bestimmten 
Zdtfrist,  —  ohne  Entschädigung  oder  gegen  eine  im  Voraua  be- 
stimmte, hinter  dem  Werth  zurückbleibende  Entschädigung.  Es 
handelt  sich  hier  nm  Anstalten,  welche  zweckmässig  in  den  Händen 
des  Staats  n.  b.  w.  sich  befinden,  aber  ans  technisehen,  ökonomischen, 
finanziellen  Grttnden  von  der  Friratwirthschaft  (Gesellschaft)  er- 
richtet und  eine  Zeit  lang  betrieben  werden,  —  etwa  so  lange,  nm 
das  Mheingesteckte  Kapital  mit  einiger  Sicherheit  ans  den  Betriebs- 
äberschttssen  amortisiren  zu  können.  Dergleichen  Fälle  sind  auch 
frQher  wohl  schon  vorgekommen,  z.  B.  bei  Brücken.  Eine  grosse 
practische  Bedeutung  hat  ein  solches  Recht  bei  Verkehrsanstalten, 
besonders  bei  Eisenbahnen,  in  den  nächsten  Menscbenaltem, 
kralt  des  beztlglichen  Vorbehalts  in  den  Concessionsurknnden  der 
Privatbahngesellschaften.  Von  der  Zweckmässigkeit  dieses  Vorbe- 
halts ist  schon  im  1.  Bande  geredet  worden.'^)  Aehnliche  Be- 
stimmungen lassen  sich  in  gleichfalls  passender  Weise  in  Bezng 
anf  locale  Anstalten  Air  gewisse  Gemeinbedürfnisse  treffen:  auf 
Pferdebahnen,  Wasserversorgung,  Gasfabriken,  auch  ganz  allgemein 


S.  A.  Wasner.  Syst.  d.  ZeUelb.poIit.  S.  59,  593,  675.  Bei  d.  preuss.  Prirat- 
bankeu  ist  dieser  tiewinn  für  mildth&tige  Zwecke  za  venrenden. 

'*)  VoD  Stein  in  Bezog  auf  d.  Eisenbahnea  erwähnt  S.  224,  ohne  dasa  weitere 
Conseqaenzen  daraus  gezogen  werden. 

^)  S.  Ran-Wagoer,FiD.I.§.  240  n.  Note  e,  Wagner,  Fin.  Lg. 252  n.  Note  77. 

A.  Wagner,  FinwzwNacuaclikft.   II.  g* 
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auf  gewisse  grössere  Gebände.  Es  darf  wohl  angenommen  werden, 
dass  gerade  solche  Verhältnisse  in  nicht  ferner  Zukunft  inimer 
häufiger  werden.  Neben  der  grossen  finanziellen  Bedeutung  für 
den  Staat,  die  Gemeinde  n.  s.  w.  hat  dies  auch  eine  nicht  geriage 
socialpoUtische  and  volkswirthschaftUche  Wichtigkeit,  indem  aber- 
mals das  priratwirthschafVliche  Gebiet  durch  das  gemeinwirthscbaft- 
liehe  und  das  Privatkapital  und  damit  verbundenes  Privat -Omad- 
eigenthnm  durch  „öffentliches  Eigentbnm"  in  grosserem  Maasse 
ersetzt  wird.") 


Auch  hier  dalier  irieder  der  enge  Zosunmenbaiif  zvisdien  Fiauzfxagen  nad 

den  aUgemeiasteD  Fragea  der  rolksvirthscliafüicheB  Oi^aoisatioa  und  EMbtsordmiDj. 
Vgl.  Wasaer,  Grnndlei;.  S.  Kap.  Abschn.  1,  4.  Kap.  Abschn.  3,  5.  Kap.  g.  307,  SfiS. 
Im  Veiiehrsiresen  l&sst  sicli  der  Uebergang  roa  der  Priratontemebmiing  zar  OffentL 
Unternehmoog  n.  von  dieser  zar  Offe&tl.  Anstalt,  nacb  der  Tennioologie  von  Saz^  mit 
dieser  Einrichtoog  eines  An&Usrecbts  ia  Terbindoiig  bringen.  Vgl  Sax,  Veitehis* 
mittoU  I,  80  ff. 
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Zweites  iCapiteL 
Die  Besteuerung. 

Orientirende  Torbemerkong  and  Litaratnrnachireia. 

Die  BesteMEOiiK  ist  der  wichtigste  and  schwierigste  Tbeil  des  neaerco  Finanz- 
resens  geworden.  Dem  entspricht  ihre  Stellong  in  der  FiouizwissenschAft  nnd  in  der 
litentur.  Ds  sie  sich  mit  den  verschiedensteu  Verb&ltoisaon  des  Volks-  ond  Staats- 
lebena  berObrt,  so  bietet  sie  anch  die  rerschiedenstes  Soiteo  der  Betrachttug.  Die 
Literatur  Uber  sie  ist  daher  nicht  nur  eine  aaaserordontlich  grosse,  sondern  auch  eine 
tthx  reracbiedenartige,  in  eine  Beihe  von  ^\  issenschaften  hinübergreifende  oder  aas 
diesen  berrOhrende.  Znr  finanzwissenschaftlichen,  bez.  nationalokonomi- 
■chen  tritt  die  rechtsphilosophische  nod  theoretiach-politiache  Literatur 
9ha  BesteaeroDg.  Dann  reiht  üoh  die  geschicbtUche.  statistische,  finanz- 
rflcktliehe  in  Bezng  aof  du  Stenenreaen  einzelner  Zeitrftnme  und  Linder.  Die 
allgemeine  Literatar  Ober  die  gesammte  Bestenernng  als  Theil  des  Finanzwesens 
vird  dnrch  die  monographische  ergtnzt.  Die  Specialliterator  tiber  einzelne 
Steoera  tritt  binzn.  In  welcher  bei  dem  engen  Zusammenhang  der  Dinge  ein  Eingehen 
uf  die  allgemeineren  und  principiellen  Fragen  meist  nicht  za  rermeiden  ist  Keichstea 
Mftterial  enthalten  die  neaeren  Begierangsrorlagen  Uber  Steuern,  mit  ihren 
Motiren,  die  Commiasionsberichte  and  die  Verhandlangen  der  parlamentarischen 
Kfliper.  In  Summa:  eine  nnQberw&itigbare,  kaum  Qbeischaabare  Literatar,  die  nur 
eigene  umfiusende  Bibliographieen  einigermassen  rollHt&ndigor  zusammenstellea 
können.   Diese  fehlen  aber  bisher. 

Ancb  nur  als  solche  bibliographische  Hilfsmittel  empfehlen  sieb  die  in 
Vagaor,  Fin,  l,  S.  44,  45  genannten  Werim.  S.  bes.  d.  Katal.  d.  Biblioth.  d. 
K.  Statiat  Bor.  zu  Beriin,  Abtb.  h  fierL  1874.  8.  384  £.  849  ff.  il  die  jetzt  encUenene 
Abth.  U,  Herl.  1879,  ,.udi  Staaten  geordneT',  wo  bei  den  einzelnen  Staaten  n.  d. 
R-  „Finauzvissenscb."  betreffi  Finanz-  o.  Staaeriiter.  angeßihrt  ist,  ans  der  neuest eo 
Zeit  woU  ziemlich  roUstindig,  Ein  brauchbares  bibliogr.  Wert  ist  a&cb  far  die 
Sesammte  Steaerliter.  Kletke,  lAt  Ub.  d.  Hn-wes.  d.  prenss.  Staats,  3.  A..  Berl. 
IS76.  Sonst  ist  für  die  Biblir^.  d.  Besteuerung  auf  die  meisten  Lehr-  u.  Hand- 
bücher Uber  Finanzen  und  Steuern,  &lterer  wie  neuerer  Zeit,  zu  rcrweisen.  welche 
gewöhnlich  die  Hanptschriften,  dann  etwas  rollstindiger  ihre  zeitgenössische  Literatur 
znsammeaetellea. 

Danof  muss  sich  noüiwendig  auch  dieses  WeA  beechrtnken,  wobei  an  dieser 
Stelle  fUr  einen  grossen  TbeU  der  Literatar  aaf  die  „Bibliographie  der  Finanz- 
wissenacbaft**  im  1.  B.  rerwiesen  werden  kann.  Vgl.  den  1.  B.  der  Wagner*- 
scben  Nenbeaxbeitang  von  Baa'a  Fin.viaB.  S.  25  C  n.  bes.  die  2.,  als  selbttind.  Werk 
bearbeiL  Anfl.  S.  45  £  Sdtdem  die  dortige  Znsanuaenstdlung  gemacht  wurde  (Anfang 
1S77),  ist  nur  wenig  Neueischienenes  hiimizufagen.  Doch  ist  hier  der  Ort,  auch  Uber 
einig«  der  dort  genaiiaten  Schriften  einige  orlentinnde  Bemerkungen  in  Bezug  aof 
ihre  Bedentong  &  die  Steuerlehre  zn  geben.  Sonst  handelt  es  sich  biet  darum,  die 
frühere  ZosammensteUnng  nach  der  Seite  speciell  der  Stenerliteratur  zu  ergtnzen; 
feiner  aber  die  m.  £.  richtige  Behandlnngsweise  der  Steuedehre  zu  orientiren. 
Auch  was  in  letzterer  Hiinicht  n  lagen  ist,  fügt  lidi  an  die  einzdban  Zweige  der 
Literatar  paaeend  an. 
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3.B.  2.  K.  Bwteaeniiif.  Yoriwm.  Utentnr. 


L   Die  Stenerldhre  in  den  mUgemeineB  Werkea  Qbar  FoUtiicke 

Oelonomie  QberhanpL. 

S.  Bau,  5.  Aufl.,  t  21,  Ran-Wagner  I.  25,  Wagner  I,  45.  Bei  dem  bis  in 
die  Gwenvait  binein  rorbandenen  Hanget  einer  selbstindifen  Ausbildung  nad  liter. 
Behaoolong  der  FInaozwisMnschaft  in  der  fremden  Litentor  ist  lutüriidi  ancb  die 
Stenerlebre  zu  korz  gekommen.  Der  einseitig  indiridaaliatiache.  irenig  staatB- 
frenndliche  Standpnnct  der  pbysiokraL-Smitb'achen  Nat-Oekon.  binderte  nel&ch 
die  roUe  a.  richtige  principielle  Wordignng  der  Bestenening.  Docb  sind  die  Tolks- 
virtbscbaftt.  Wirkangen  der  Stenern,  die  Fng«i  betr.  Wahl  der  Steaerqoelle, 
Debenrilznug  gnt  bebandelt  vorden  (Ricardo)  and  die  AnfbteUnng  sogen,  obeitter 
Steoeiprindiäen  bei  A.  Snitb,  —  ebTohl  eigentUcb  nnr  tbeils  tbeoretiscb  selbst- 
renUndllebe,  bloss  practisch  schwierig  zn  Tcnriridicbende  Klngfaalnngebt  in  Bezog 
auf  die  SteaerTerwahnng,  tbeils  GraediÜ^tspostBlate  nacb  den  AuehuB^n 
nnd  dem  steh  bfldenden  Stenerrecht  der  „staatsbocgeriichen'*  Periode  (&  n.  d.  Yoriwm. 
znm  2.  Hanptabscbn.),  ~-  habui  einen  nachhaltigen  Einflnss  anf  die  SteneHehre  tns- 
geubt  So  ist  doch  anch  hier  an  Smith  (vealth  ot  aaL,  bes.  B.  T,  Kap.  2,  Abtk  2, 
Asber's  Debersetz.  II,  346  If.)  nnd  an  Ricardo  (princ.  c  8—18,  29)  inznknflpfea. 
DarQber  ist  aber  die  fremde  nnd,  wenigstens  bis  anf  die  jüngste  Zeit,  ein  groaeer 
Thedl  anch  der  dentschen  oatokon.  n.  finanzriss.  Liter,  (im  WesentL  bis  anf  Rai. 
diesen  noch  eingeschlossen)  nicht  hinansgekommen.  Den  gerade  hier,  irie  fibenll, 
TO  er  den  Zusammenhang  ron  Staat  n.  Volksirirthscb.  berührt,  riel  za  engen  Gesidrf*- 
pnncten  n.  öfters  ftlschen  GrondaDSchanungen  ron  Smith  ist  die  engl.  n.  franzSs. 
Liter,  sogar  iast  sclarisch,  selbst  in  Betr.  der  formellen  Behandlong,  gefolgt  So 
genttgt  die  Steneridue  des  Anslaods  n.  der  filteren  dentschen  Theuetiker  bes.  in  den 
allgemeinen  Principienpnncteo  („allgemeine  Stnwlelire")  nicht 

Ans  der  filteren  allgem.  nattton.  Liter.  Ist  andi  fix  gewisse  Ponete  der  Steter 
lebro  Hermann  dnreb  s^ne  Lehre  r.  Einkommen  n.  s.  w.,  die  dann  «pocieD  is 
TonQglicber  Weise  für  die  Stenertbeorie  ron  Scbmoller  wütw  assgebild^  wurde 
wichtig.  Hermann,  staatsw.  Dntersnch.,  2.  A.,  bes.  S.  682  ff.;  Schmoller.  L.  t 
Eink.  in  ihrem  ZasJumg  mit  d.  Grandprinctl.  Stenerlehre,  Tob.  Ztschr.  1863,  XIX.  i 
hier  ancb  Dogmengeschichtlicbes.  Er  knfipft  zngleldi  an  eine  rortreffUche  Arbeit  m 
Schftffle  in  d.  Dentschen  Yiertelj^chr.  1861  iL  4  an:  .^ensch  n.  Gnt  in  d.  Yolto- 
Tirthsch.".  worin  ebenfolls  d.  Gmndprincipien  d.  Besteller,  reridirt  werden.  S.  darttai 
Schfiffle's  Note  in  SchmoUer's  Anis.  S.  61. 

Die  mangelhafte  Bebandinng  der  Bestenening  bei  den  frflhenai  nationalfik«. 
Theoretikera,  noch  Ran  und  seine  meisten  (anch  jüngeren)  Zeitgenossen  elBgeschlssHa. 
war  die  nothwendige  Folg«  der  einseitig  priratwirthscbafUtohen  Anrassnng  dar 
YolkswirtbscbaA:  ta  Grande  genommen  eine  IdentfSdnmg  der  Yolkswirflucban  mit 
dem  pri?atvirthschafüichen  System.  Erst  dnrch  die  neuere  Staats-  nnd  Gesellschafts- 
nnd  durch  die  Yerwaltnngslehre,  daher  bes.  dorch  L.  Stein,  ist  hier  anch  in  die 
Steneriehre  eine  andere  tiefere  nnd  riebtigere  Bettmchtnng  eiagedmngen.  Aber  eist 
dnrch  die  Lehre  von  der  Organisation  der  Yolkswirthschaft  nnd  tod  der 
Gern  ein  wirtbschaft,  namentücb  der  Zwangsgemeiowirthscbaft,  wie  sie  von  Schfiffte 
and  mehrfach  im  Anschlnss  an  ihn  ron  mir  in  der  „Grundlegung**  entwickelt  wnrde, 
erb&lt  m.  E.  mit  der  ganzen  Flnanzlefare  auch  die  Stenerlehre  ihre  feste  Basis. 
Dadurch  wird  der  Ansgangspnnci  für  die  Ableitung  der  Stenorprinci^en  nnd  für  £e 
Anfirtellung  des  Steuersystems  nnd  der  ScblQssel  fftr  das  tiefert  Verstftndniss  itt 
Steueigeschicbte  gewonnen.  In  der  1.  AbtheiL  dieses  Kapitels,  in  der  „allgem.  Stenern 
Idire"  rind  daher  Tielbch  anch  nor  Conseqnenzen  ans  den  bozQ^.  prindp.  ErOttBmngsB 
in  der  „Grnndlegnni**  za  sldien,  auf  wddie  loh  midt  für  die  ganze  Bebandinng  der 
Steneriehre  ansdrildlldi  berafe.  8.  meine  OrnndtH*.  1.  Aufl.  Kap.  S  n.  4.  bes. 
§.  118.  150,  1S4  ff..  158,  2.  Aufl.  Abth.  I,  Kap.  3  n.  4.  speo.  dIeselbaB  §§■ 
Schfiffle,  gesellscb.  Syst  2.  Aufl.  §.  176  ff.,  198  ff.,  274  ff.;  S.  Anl  passiffl,  asm. 
n,  397,  403  ff. ;  passim  auch  im  Soc.  Körper,  so  lY.  224  ff. 

Gerade  die  Besch&ftignog  mit  der  Steneriehre  hatte  mich,  wie  ich  im  Vorwoit 
zu  1.  Aufl.  meiner  Gmndleg.  sdion  ansge^rochen  habe  (S.  YI),  zn  der  Debenenganf 
gefObrt,  dass  sieb  diese  Lehre  „ohne  tieferes  Eingehen  auf  die  allgemeioea 
Principien  der  PoÜt  Oekonomie"  nicht  genOgend  behandeln  lasse.  In  dieser 
Debeizengnng  bin  ich  jetzt  wfihrend  der  Ansarbdtung  der  ^nerlehre  nnr  anf  SchiM 
nnd  Tritt  best&rkt  worden.  Die  „(rrundlegang"  wnrde  von  mir  mit  am  der  Steseriskre 
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Villea  Tonngescbickt.  In  ihr  liogt  daher  anch  die  Begrandong  für  die  principiellen 
Pnocte  und  Anftassiingoii  im  fönenden  Kapitel,  bes.  in  dessea  1.  Abtheil.,  ia  der 
sonpu.  allgemeioea  Stetterlebre.  Nnr  in  diesem  Zasamraenh»Dg  der  Stener- 
MuB  Bit  der  Pdit  Oelcon.  ist  es  m,  E.  möglich,  zur  Klarheit  äach  in  den  prindpiellen 
CoDtnrenen  der  Besteaemng  zu  gelangen  und  dieselben  zu  schlichten.  Aber  ea  ist 
fw  Allem  die  GomeinwirtbsehaftsIdiTe,  nicht  die  Lehre  rem  priratwirdiseb. 
Sj^em,  an  welche  man  anknöpfen  mosa.  Jene  fehlte  der  Smith'schen  NationalOkon., 
deshalb  DOtzte  es  ihr  auch  nicht  soriel.  als  sonst  za  erwarten  gevcsen  wire,  dass  aio 
die  Steiierfragen  zogleich  als  nationalakonomiscbe  Fragen  behandelte. 

ZI.  Die  SteDerlehre  in  den  selbständigen  Werken  Uber  Finanz- 
«issenschaft 

Solche  siod  bis  auf  einige  neuerdings  erst  sich  mehrende  Ansnahmen  bisher 
romemlich  nnr  in  der  dentscben  Fachliter.  Torbanden.  S.  dieselben  an  den  oben 
S.  ISS  gen.  Stellen  der  verschied.  Anfl^n  des  B.  1.  Uebcr  die  Froheren  s.  Ran, 
5.  A  L  19,  R.-W,  Neabearb.  I,  23.  bes.  in  d.  2.  An«.  S.  34  fT. 

Bes.  henrorzoheben  sind  aas  der  cameralist.  Liter.per.  d.  vor.  Jahrhond.  r.  Jnsti 
(S.  Wagner  I.  36)  o.  r.  Sonneafelf  (eh.).  Letztraer  hat  in  dem  1.  Kap.  s.  Werin 
(T.  FinanzsystemX  S.  42  ff.  d.  6.  Aul,  m&ncberiei  noch  hente  Beachtensverthas  Ober 
Pnncte  d.  öligem.  Steneilehre  n.  Uber  die  Gontroreraen  am  B^inn  der  staatsbargeri. 
Periode;  Km.  V  S.  260  ff,  dann  Uber  d.  einzelnen  Stenern.  Ana  der  deutschen 
änanzviaa.  Liter,  der  neueren  Zeit,  Tor  San.  sind  die  beiden  wichtigsten  Werke  anch 
L  i.  Stuieriehre  r.  Jacob's  u.  v.  Malchns'  Fin.viss.  Der  eratere  bewährt  sich 
uch  hier  als  fUcbtiger  Sjrstematiker,  nach  dem  wissenschaftl.  Standponct  seiner  Zeit- 
gaimea.  Seine  allgemeine  Stenerlehre  ist  aber  diesem  Standpnnct  gemäss  dUrfüg 
Q.  Teraltet:  IL  365  ü'.  (1.  A.).  r.  Malchns  ist  hier  wie  immer  der  tttcfatige  wissen- 
schaftlich durchgebildete  Practiker,  dessen  StäriK  ahw  mehr  in  d.  spec  als  allgemeinen 
Straeriehre  liegt   Bes.  L  148  ff.  , 

Einen  erheblichen  Fortschritt  gegen  alle  seine  Voigänger  und  Zeitgenossen 
bezeichnet  anch  in  der  Stenerlehre  Bau,  in  Bezug  auf  Systematik,  in  der  Betncbtnng 
der  Steuern  im  Zoaammenhang  der  TolkswirthacbaftUcben  Verh&ltnisse  nnd  an  Keich- 
tbun  des  Materials  ttbertilfil  er  alle  weit  Die  elgenthamlichen  Vorzüge  Rau's  treten 
Dberhaopt  wohl  in  seiner  Finanzwissensch^  noch  mehr  wie  in  den  anderen  Theilen 
seines  grossen  Lehrbuchs  herror  nnd  die  Steueäehre  macht  davon  keine  Ausnahme. 
Die  alte  cameralwisscDschafUiche  Tradition  wirkt  anch  hier  nach,  in  den  speciellen 
Lehren  nicht  znm  Schaden  des  Werks.  Ueberall  klare  Disposition,  einfache  Ein- 
theilungen  der  Stenern,  welche  bei  aller  Rücksicht  auf  die  Praxis  und  deren  Termi- 
nolagie  doch  mit  Recht  an  die  tieferen  Unterschiede  anknüpfen  —  so  in  der  Hanpt- 
einthülnng  aller  Stenern  in  „Schätzungen"  nnd  „Anfvandsstenem",  statt  in 
..directo"  nnd  „indirecte",  worin  unten  im  Text  Ran  im  Wesentlichen  beige- 
stimmt wird  — ;  Überall  nQchtem  rerst&ndige  Anffassnng.  In  formeÜer  Hinsicht  Ist 
die  Ran 'sehe  Stenerlehre  hier  noch  heute  ein  Muster  nnd  im  speciellen  Thdl  bietet 
sie  anch  in  sachlicher  Hinsicht  noch  immer  viel  Werthvolles. 

Aber  die  Mingel  können  doch  andettetts  jetzt  nicht  mehr  TeAannt  werden.  Es 
sind  dieaelben  wie  in  Ran's  ganzem  Ldifbnch  and  wie  in  der  Nationalökonomie  sdner 
Blathezeit,  in  den  1820er  bis  50er  Jahren ,  überhaupt  Die  historisch-relative 
B^nchtungsw-eise,  die  Etnsidit,  dass  anch  die  Bestenemng  etwas  geschichtlich 
Bedingtes  ist,  dass  man  sie  nicht  nberatl  und  allezeit  nach  demselben  Massstab 
benrtbeilen  nnd  einrichten  kann  nnd  darf,  fehlt  bei  Ran  noch  fast  ganz.  Diese 
Betrachtungsweise  ist  aber  auch  hier  geboten,  sie  darf  nur  nicht  dazu  führen,  Steuer- 
Geschichte  nnd  finanzwissenschaftliche  Stenerlehre  zn  verwechseln.  Sie  steht  anch 
licht  in  Widerspruch  mit  der  Forderang  an  die  Theorie,  ein  eigenes  Steuersystem 
inizotfellen,  nnr  muss  der  historisch-  und  Örtlich  relative  Oharacter  desselben  aner- 
kannt werden.  Obgleich  nun  die  unhistorische,  rein  rationalistische  Behandlung  des 
itofb  Bnn  und  andere  Fochgenoasen  seiner  Ztit  gende  zur  Anstellung  eines  eigenen 
keaenyatenu  fblgerichtig  bitte  fahren  mtlssen,  fehlt  doch  im  Grunde  ein  solches. 
De  t^kg  hier  in  der  Theorie  wie  in  der  Praxis:  vm  einem  wirklichen  ^System" 
st  nicht  die  Bede.  Statt  dessen  bringt  anch  die  Theorie  nnr  eine  Kritik  der  hestehen- 
len.  enphemistisch  „System"  genannten  Bestenemng.  mit  einzelnen  Verbessemngsvor- 
chligen.  Die  Erklärung  bierAr  liegt  vor  Allem  in  der  nngeutlgenden  „allgemeinen" 
iteaerlehxe.  der  Mangel  der  letzteren  folgt  aber  wieder  ans  dem  Fehlen  einer  Gemein- 
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wiiOKhafl^lira  imd  der  eimeMg  priratviitbsekaJUleheii  Atfbasuag.  Die  ejgwfflAea 

principielten  StreitfragCD  Uber  die  richtige  Steaerqnelle.  tber  die  Allseineiiikeit  imd 
tileichminigkeiuder  Besteaerun^,  über  den  Steuerfnas  a.  d^  werden  rid  za  nebes- 
ttkchlich  behandelt  Weau  auch  die  NothweDdigieit  enpfondan  wird,  gera^  in  önet 
wissenschaftlichen  L«bre  von  der  Besleoening  den  Zasammenhang  der  Stew». 
das  Veriiillniss  gegenseitiger  Ei^ioznng  and  des  Ersatzes  zu  beachten,  so  werde« 
darana  doch  keine  wesentlichen  practischen  Folgeningen  ia  Bezog  anf  das  Steoer- 
üyBtem.  die  Wahl  und  Einrichtung  der  einzdum  Steuern  gezogen.  Hier  Ueibt  rie^ 
mehr  Alles  kritische  Paraphiase  der  Praxis,  deren  Mängel  woU  erkannt,  aber  wieder 
nicht  genügend  ans  den  massgebenden  Verhältnissen  erkl&rt  werden.  Die  allgeBeine 
äteuerlehre.  welche  in  ihrer  zu  knappen  Beschiänkung  auf  die  Hiii«**ilMff  ridbd 
strittiger  SÜze,  mit  Omgehimg  mancher  eigeatiidien  Streiipniikte,  anch  insKrlidi  in 
einem  gewissen  HissrerhlltDiiis  za  der  speciellon  Lehre  stehen  mOehte  (in  d.  5.  Aal. 
1,  3S3— 446.  letztere  II,  1  —316),  genQgt  daher  wohl  ia  keiner  Weise  mehr.  Ick 
habe  daraus  fast  nichts  in  mein  Werk  herüber  genommen  und  meiner  Debenngaag 
nach  nicht  anders  rerfahren  können.  Aach  in  der  spccietlon  Steueriehie  ünd  a 
nicht  die  prlneipiellen  Erörterungen,  sondera  die  steaertechnitehea  Eiazel- 
heiten  and  das  fleissig  und  sorgsam  gesammelte  Material,  ia  denen  m.  £.  gegea- 
wärtig  noch  der  Uaaptwerth  des  Bao'schen  Werks  liegt 

Unter  den  finher  im  I.B.  angefiohrten  deotschen  allgemeinen  finanzwinens^afip 
liehen  Werken  der  50er  and  60er  Jahre  sind  neben  Bao  noch  Dmpfenbach  oid 
r.  Hock  herroizabeben  aad  Bergias  und  Pfeiffer  za  aeonen.  Ümpfeabachs 
Lehrbnch  ist  aach  in  den  Abschnittea  von  der  Besteaeroa;  ein  biaachbares,  ktar 
geschriebenes  Compendiom,  das  iwar  im  Quzen  in  den  Gnudaaschainngui  mit  Kai 
übereinstimmt  dessM  stoflichen  Beiehtfanm  es  gar  nicht  entcebt,  in  einigeo  Pondea 
aber  doch  schon  zo  mehr  principieller  Behandlang  fortstschreiten  sacht ,  nameBfliek 
in  d.  Abschn.  I,  102—171,  von  den  „allgemeinen  Gmndsitzen'*.  —  r.  Hock's  „AffeolL 
Abgaben  ond  Schulden"  sind  mehr  als  eine  Monographie  der  allgemeinen  SteaeriehR, 
sie  bringen  die  Besteuerong,  wie  die  finanzwissenschafUicfaeo  Werke,  in  ZosamoMr 
luing  mit  dem  ganzen  Einnahmewesen.  Uebwall  ruräth  sich  der  grosse ,  wiss» 
bchaftlicb  durchgebildete  und  deshalb  die  Theorie  achtende  Practiker.  Aach  wm 
man  Hock's  Steuersystem  nicht  for  richtig  b&lt,  kann  man  nicht  leugnen,  dan  ]at 
wenigstens  em  beacbtenswerther  Versnch  zur  AafstcUinig  eines  ögeoot  theud 
Steuersystems  vorliegt,  der  vor  Stein  eigeotlich  bei  allen  Finanztbeoretiken  SrÜL 
Viel  VuzOgUches  bieten  die  ErOrterongen  Uber  die  Steneiprineipien,  dann  bes.  ihr 
Verblltnisse  der  Stenerrerwaltang.  In  letztem  Hinsicht  rerdaafca  ich  ihm  nuadi 
Bdehmng  and  kenne  kein  VMZQgUcberes  wissen schaftL  Finaazweric  Ober  solche  Panofe. 

In  Bergias'  Fin.wtss.  ist.  wie  tiberiiaapt,  so  anch  in  der  Stsoeridue  von  eiaam 
..System"  kdne  Etede.  Dia  allgemeinen  ErOrtoongen  im  AnsoUnss  an  Smith  and 
Mill  (2.  Aafl.  S.  404)  sind  hOchst  dürftig,  die  einzdnen  Stenern  gehen  beliebif  doT^ 
einander,  der  Standpunkt  ist  der  des  eztranen  nergelnden  Mancbesterthama.  Aber 
die  HineinflechtQug  der  Kritik  preass.  Steuerrerl^tmsse,  mit  manchen  rtchtigea 
Bemerknngeu  neben  riel  Einseitigkeit  des  Drtheils,  giebt  dem  Bach  doch  einen  gewissen 
Wenh.  —  Pfeiffer's  „Staatseinnahmen"  behandeln  im  B.  2  in  dervelben  ^aa- 
populären  Weise  nach  dem  Standpunct  des  Okonomiflcheu  a.  politisdiea  Liberal^mai 
vulgaris  die  Besteuerung,  wie  im  1.  B.  die  anderen  Einnahmen.  Im  Eiazehea 
manches  Branchbare,  auch  im  Material,  im  Ganzen  aber  ohne  eigemfiche  wisaw 
schafOiche  SelbsOndlgkeit 

Der  weitaas  bedeatendsto  wtesenBchafllielie  Fortscliritt  der  ganzen  Rmbzvbsbb- 
ächaft  and  speciell  der  Steneriefare  aber  Bau  hinaus  knüpft  sich  an  L.  t.  Stein  an, 
dessen  „Lehrbuch  der  Pinanzwissensch.  fOr  Staats-  und  Selbstverwahnng.  Mit  Ver- 
(^eich  der  Liter.-  und  Finanzges.geb.  t.  Engl,  Frankr.,  DeoCschL,  Oesterr.,  ßoasl.  a, 
Italien"  nunmehr  bereits  in  4.  Aufl.  (jetzt  in  2  Binden .  Lpz.  1878)  rorii^  Idi 
kann  nicht  nmhin,  in  sehr  viel«  einzelnen  und  mandien  Hanptpnncten  v.  Stein  abzu- 
weichen and  gegen  vide  seiner  willkoriicfaen  Gonstraotionen ,  Definitioaeo,  Ei»' 
theilungen  n.  s.  w.  zn  polemisiren,  in  der  Steuerlehre  wie  ia  den  TorausgahendM 
AbschMttcQ  der  Finanzwissenschaft  Dm  so  mehr  mOchte  ich  hier  ansdrOcUich  her- 
vorheben, dass  ich  Stein's  „FinanzwissensehafV',  diese  als  Ganzes  betrachtet, 
v(dler  Ceberzeagong  den  weitaas  höchsten  Bang  In  der  geaammten  wisMnschalttiden 
Finanditeratnr  bereitwillig  einrituae.    Stein  hat  hier  die  FlnanzwiSBenschaft  in 
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selbea  Moasse  und  ia  Folge  derselben  Methode  und  Aullässang  Ober  Raa  hinaus 
gebncbt,  wie  die  Innere  Venraltongslehre  Uber  B.  t.  MobL  Sein  Lehrbuch  der 
Finanzwissenschaft  reiht  sich  vtudig  seioem  bedentendsten  Werke',  der  Verraltongs- 
lehre,  an.  In  beiden  tritt  nicht  wie  in  anderen  dogmatifichen  Werken  Stein's  die 
Hegei'sche  Dialectik  stOrcnd  benror.  In  die  Stenerlehre  hat  Stein  richtig  die  historische 
Beöachtang  eingeführt,  wenngleich  er  hier,  wie  sonst  so  vielfach.  Im  Einzelnen  will- 
knbrlich  constmiit  and  Uber  seine  „stausbfii^erliche'*  Periode  hinam  keinen  rechten 
Fortsduitt  sieht,  so  dass  seine  ganz  richtigai  Bemerkungen  Ober  daa  anfiaodiende 
„sociale"  Moment  in  der  Besteaernng  zu  keinem  Abschlase  kommen.  Er  macht  nicht 
hloes  den  Vensnch,  sondern  ihm  gelingt  es  auch  zuerst,  ein  rollständiges,  ans  dem 
Wirthschaftsleben  abgeleitetes  Steaersystem  aaCmstellen,  das  er  geistvoll  nach  allen 
Seiten  b^rOndet.  ^es  System  enthilt  wohl  wesentliche  IrrthQmer  ond,  wie  so  oft 
bei  Steia,  sabjective  Willkuriicbkeiten.  Es  bembt  auf  seiner  rieUacb  der  Bericli- 
tigiing  bedorftigen  Anfiassnng  der  Volkswirtbschaft.  Seine  schiefe  Lehre  fom  Ein- 
kommen ood  den  Factoren  seiner  Bildang,  bes.  rom  Kapital  fuhrt  hier  zn  nnbaltbaren 
Folgemogen.  Aber  das  Steaersyütem  Stein's  ist  aus  einem  Gasse  und  als  Ganzes 
betrachtet  trotz  dieser  Fehler  hDcbst  bedeutsam.  Einzelne  Pancte,  wie  die  Verkehrs- 
stetiertbeorie,  die  ron  Stein  willkohrlich  als  „indirccte"  bezeichnete  Besteuerung  der 
Aibüt,  sind  ^inzeade  wissenschaftliche  Leistungen,  so  sehr  auch  hier  die  Aos- 
ftthmngen  wieder  der  Berichtigung,  Ergänzung,  Ausdehnung  bedürfen.  Bei  Stein 
erst  ist  In  Folge  der  onzen  Anfiassung  die  M^Hgemelne"  Steoeriebre  zu  ihrem 
Rechte  gekommen  and  der  Schwerpnnct  ans  der  specfeilen  T^hre  dahin  verlegt  worden. 
Die  specfeile  Kicbtong  Stein's  brachte  es  dann  mit  sich ,  dass  er  das  Hnanz-  nnd 
Steaerrecht  als  Theil  des  Verfassungs-  und  Verwaltungarechts  riel  mehr 
in  den  Vordergrund  schiebt  M.  E.  fuhrt  dies  leicht  zn  einer  zu  grossen  Verdrängung 
der  finaazwissenschaftlicben  und  politisch-ökonomischen  Behandlung  der 
Probleme.  Aber  in  hohem  Maasse  dankenswerth  sind  auch  diese  Particen,  mit  denen 
ich  in  meinem  eigenen  Werke  am  Wenigsten  wetteifern  konnte  und  wollte.  Endlich 
hat  Stein,  zumal  in  der  letzten  Äufi..  das  Finanz-  und  Steaerwesen  der  Selbstver- 
waltung mehr  und  mehr  zu  einem  integrironden  Glied  der  Finanzwissenschaft  neben 
den  Staatsfinanzen  za  machen  verstanden,  was  ebenfalls  wieder  einen  wesentlichen 
F^Htscbritt  gegen  die  frühere  Behandlung  bezeichnet,  dessen  principieUe  Berechtigung 
sucli  mir  unzweifelhaft  ist  (s.  Wagner  I,  §  13).  Lanier  hoch  hedentende  Verdienste, 
neben  denen  die  zahlreichen  kleinen  Fehler  im  Detail,  die  der  Specialist  so  gern  und 
so  selbstzufrieden  an  Stein  rOgt.  doch  nicht  so  schwer  ins  Gewicht  fallen.  Meine 
eigenen  vielfältigsten  Abweichungen  von  Stein  werden  oft  genag  im  weiteren 
Verlanf  hervortreten.  Die  WeiterAlhrnng  der  Fin.wis8.  auch  tiber  Stein  hinaus  und 
E^änznogen  von  Stein's  Auffassung  sind  m.  K.  in  mehr  als  einer  Hinsicht  noth- 
vendig.  Stein  selbst  zeigt  darch  seine  vielfachen  Aenderungen  in  neuen  Anflagen, 
dass  seine  eigene  Systematik  nicht  als  endgiltige  erklärt  werden  kann.  Seine  häufige 
Polemik  gegen  mich,  bes.  in  d.  4.  Aufl.,  kann  ich  mit  bestem  Willen  selten  zutreffend 
finden.  Stein  zeigt  in  diesem  wie  in  anderen  Werken  geringe  Fähigkeit,  —  oder 
liegt  es  an  der  Neigung  und  Aufmerksamkeit?  —  sich  in  den  Gedankengang  Anderer 
kisein  zu  versetzen.  „Unklar"  ist  sein  beliebtestes  Stichwort  wider  Äiuersmeinende 
und  die  eigene  Meinnng  bezeichnot  er  mit  Vorliehe  als  ,Jdar",  während  gerade  vielen 
seiner  &firternrigan  dies  Epitheton  von  Anderen  gern  und  nicht  selten  mit  Becht 
ftbgeq>Tocben  winl.  Aber  auch  solche  EigenthUmlichkeiten  dürfen  einem  Manne  wie 
Stein  woh^zn  Gute  gehalten  werden.  Mich  wenigstens  kann  das  Alles  nicht  hindern, 
seine  hom  Verdienste  um  die  eigentliche  „Verwissenschaftlichung"  der  Disciplin 
offen  anztieH^ennen.  Stein  fordert  sehr  oft  zur  Kritik  heraus,  aber  er  regt  auch  über- 
all ziun  Kachdenken  an.  Er  neigt  leicht  dazu,  alles  Wirkliche  für  rernllnRig  zu  halten, 
aber  er  verfällt  lücht  in  den  Fehler  unserer  historischen  NationalökonomeD.  Er  zeigt 
nnr  den  radicalen  Doctrinären,  dass  das  Wirkliche  meist  einen  vemUnftigeu  Kern  und 
jedenfalls  historisch  erklärliche  Grllnde  hat,  mit  denen  allein  oft  es  sich  rcrändurn  kann. 

Ans  der  fremden  finanzwissensch.  Literatnr  (s.  I,  43  2.  Aufl.)  ist  namentlich 
ein  wichtiges  nnd  nmEasaendes  französisches  Werk  in  neuester  Zeit  h^zn  gekommen: 
P.  Leroj-Beaulien,  traiti  de  la  science  des  finances,  2  starke  Bände  (746  nnd 
606  S.),  Far.  1877,  3.  vennehrte  Aofl.  1879.  Zugleich  eine  Art  kriL  Commentar  des 
franzOs.  Finanxveaens,  mit  Ezcursen  in  haadelspolit  Fragen  iL  dgl.  m.  In  die  Stener- 
lehre gehört  derl^pttheil  d.  1.  Bands,  p.  108  ff.   Allgemeine  piindp.  Erörterungen 
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Uber  Steuern  gehen  roran  and  leiten  auch  die  Abschnitte  Uber  die  einzelnen  Steuere 
ein.  Sie  enthälten  viel  Treffendea,  aber  im  Ganzen  erheben  sie  sich  docb  wenig  Obw 
das  Niveau  der  älteren  ähnlichen  Betrachtungen  roo  Smith,  Say  und  ihren  Nach- 
fotgem.  Von  der  .socialen"  AaSassong  der  Besteuerung  ist  keine  Rede  (z.  B.  bei 
der  Erbschaflssteoer.  I,  48S),  die  Beweisführung  in  den  nationalflkon.  Pnncteo  bew^ 
üch  ginz  im  Gleis  der  engen  priratwirtbsehuU.  Betrachtung  der  VoIkswirthiclwL 
Hier  und  sonst  zeigt  dch  docb  dentlich  der  Mangel  einer  principiellen  Eiftrtenag 
nod  eines  vmfuseadea  lystemat  Aofbaos,  wonach  die  neaero  deutsche  Wissen- 
schaft strebt  Die  reichhaltigsten  Materialsammlapgen  and  Spedalonteimchungea 
verlieren  sonst  einen  grossen  Theil  ihrss  Werths.  —  In  grOsstcr  Kurze,  «btf  klar  und 
scharf  behandelt  die  Stenerielire  Cpssa.  primi  dementi  di  scieott  della  finaaze,  2.  ed. 
HiL  1876  p.  52  ff. 

III.  Die  monographische  finanzwissenschaftlicbe  Literatur  Uber  die 
Besteuerung  im  Ganzen  und  Uber  die  allgemeine  Steuerlebre  oder  ober 
principielle  Hauptpancte  derselben.  Mancherlei  tbeoretiicb - principielle 
Erörterungen  enth&tt  auch  die  Speciallitor.  Uber  d.  Finanzwesen  einzelner  Lbider, 
bes.  Uber  die  sogen.  Stcuerreforinfragen  in  denselben.  S.  Bau,  &.  A.  I,  22  C, 
It.-W.  I,  27  ff.,  2.  A.  I,  47  ff.,  u.  unten  unter  Nr.  C,  5,  S.  147. 

A.  Aeltere  Literatur  bis  auf  Bau  (meist  nach  Ban's  ZnsAelL  6.  A.  I,  SU. 
mit  cin^:cn  verwandten  Schriften).  Ueber  manche  der  llteren  Autoren  orieatirt  te 
aller  Kurze  trefflich  Koscher  in  s.  Gesch.  d.  NatSk.  Mehrfach  vollständigere  Aog^ea 
in  filteren  fiuanzwissensch.  Weriien.  Vergl.  bes.  Uber  d.  filtere  Liter,  d.  Stenerweseas 
Pfeffinger,  Vitriarii  Institut,  jur.  p.  illustr.  III,  383.  —  Ziocke,  CamenÜstea- 
biblioth.  S.8S8— S68.— Bergias,  Camer.bibUoth.  S.&64  (1762).—  Hatl,  Haadb.  I.4M. 

C  Klock,  tract  de  contributionibus,  Francof.  1655.  FoL  (mehr  z.  dentschen  Staati- 
recht  als  z.  Fin.wi3s.  gehörig,  so  wie  die  vielen  Dissertationen  aus  jener  Zeit).  — 
(J.  D,  Enlner),  pracL  Vorschläge,  welche^estalt  Steuer  u.  Contribution  .  .  .  eii- 
zurichten  seien.  1721.  2.  A.  mit  Benenn,  d.  Verf.  Harb.  1741.  4"  (ohne  ibeor.  Uater- 
BBcbungen),  —  CA.  Broggia,  tnUtato  de'  tribad,  Nap.  1743  =  Claas.  itaL,  paA 
antica  IV  (llteste  geordnete  Steaertheorie).  —  J.  W.  v.  d.  Lith,  polit  Betrachia|(s 
ober  d.  verschied.  Arten  d,  Stenem,  Beel  17&I;  dess.  neue  Abhandt  t.  d.  Steico, 
Ulm  1766.  —  (Strelin)  Efnleit  In  d.  Lehn  r.  d.  Auflagen.  NOnUiwea  1778;  desi. 
Bevisitm  der  Lehre  r.  Auflagen,  XrL  1821  (mit  d.  Namen  d.  Verf.).  —  F.  W.  r.  Dlmcn* 
stein,  VersDch  einer  .  .  .  Einleit  in  d.  Lehre  d.  deutschen  Staatsrechts  r.  Simen 
u.  Abgaben,  Erlangen  1794.  —  C.  G.  Pr&torias,  Versuch  Ober  d.  Besteaer.wesea. 
KOnigsb.  1802.  —  K.  KrOncke,  d.  Steuerwesen  nach  s.  Natur  tL  s.  Wirkuageö. 
Darmst  1804;  ders.  AusfObrL  Anleit.  z.  Regulirung  d.  Steaera,  Giessen  1810,  II; 
ders.  Uber  d.  Grundsätze  einet  gerechten  Beteuerung,  Heidelb.  1819.  KrOncke 
gehört  noch  beote  zu  den  beachtenswertberen  der  filteren  Steuertheoredker,  s.  Ober 
ihn  Boscher,  Gesch.  S.  662.  —  de  Montbion.  quelle  Influence  ont  tes  divMsei 
cspfeces  d'impOts  sur  la  moralitä,  l'activitä  et  rindostrie  des  peaplaa?  Par.  ISOS. 
Deutsch  V.  Zimmermann,  Giessen  1814.  —  (Hofer)  Ideen  z.  einer  leicht  au^Tolir- 
buen  Steaeiperfiquation  in  einem  Staate  wie  das  Grossberz.  Baden,  Karisralie  18U8.  — 
D.  G.  U.  Esehenmaier,  Vorschlag  z.  einem  einfitchen  Steoersysten.  Heidelb.  1809. 4*. 

—  Seeger,  Teisudi  ober  d.  vorzi^llcbste  Al^besyslem.  Heid.  1810,  2.  A.  1811.  — 
J.  P.  Karl,  Handb.  d.  Steuerregulir.  E^gen  1814, 1816.  H.  (2.  Aufl.  Held.  182?—?}. 

—  Christian,  des  impositions  et  de  leur  influence  sur  Tindustrie  agricole,  maan&ct. 
et  commerc.  et  sur  la  prosperite  pubt.  Par.  1814.  —  A.  Krehl,  d.  SteuÄysL 

d.  Grundsätzen  d.  Staatsrechts  a.  der  Staatswirtbscb.  Erl  1816.  —  U.  Creme, 
d.  Steuerwcs.  nach  rechü.  Gesicfatsponct  betrachtet.  Hildesb.  1817.  —  H.  Kessler. 
Abgabcukuode,  Tüb.  1818.  —  A.  S.  v.  Kremer,  DarstelL  d.  Steuerwes,  Wien  1831,11. 
2.  uuveränd.  A.  1825.  —  A.  L.  r.  Seutter,  d.  Besteuer.  d.  Volker,  Speier  1828.  — 
V.  Delecourt,  dispuL  oecoii.  polit.  de  tribntis  ac  vectigalibos,  Loran.  1SX9.  — 
<>.  K.  van  Hogendorp,  lettre»  sur  la  prospcr.  pubL  Amsterd.  1830,  IL 

B.  Literator  der  neueren  Zeit,  während  Ban's  banptsfichL  Wirk* 
samkeit  S.  auch  Wagner,  Fin.  I  (2.  A.)  S.  46.  E.  Ph.  t.  Sansbarg,  Idee* 
ober  einige  Probleme  im  Steuerwesen,  Heid.  1831.  —  K.  Marhard»  Theor.  u.  PeUt 
d.  Besteuer.,  GOttiogen  1 834.  ,^in  Handb.  f.  Staatsgelehrte,  Volksvertreter  u.  Oescklfb- 
männcr'  (seichter  Smithianismus,  Uber  ihn  treffend  Roscher,  Gesch.  S.  846^  — 
Ueber  rerfaälmissmiss.  Besteuerung,  oder  wie  jeder  Staatsangehörige  nach  der  GrOse 
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aeinex  finaozieUen  Kraft  za  den  AUgemeinluteD  beilngea  wtadv.  Leipzig  1894.  — 
F.  K.  T.  f  ttld«.  Ober  d.  Witknogr  d.  Tonehied.  Alten  d.  Steneni  «nf  d.  Menlitit, 
d.  Flein  IL  d.  Indmtrie  d.  Volks.  StnUg.  1637.  —  J.  0.  Hoffmann,  d.  Lehn  r. 
d.  Stenetn,  ala  Anleit  z.  grOndL  ürtheUea  Ober  d.  StonenreseD,  mit  bes.  Bezieh,  aof 
d.  prain.  Staat,  Bed.  1840.  Der  ansgezeichDete  pnaas.  Practiker  tritt  in  den  Einzel- 
heiten dieser  Schrift  anch  hier  hervor,  aber  die  wiasenschafUiche  Bedeotong  derselben 
ist  doch  beschrinkt,  die  Schrift  auch  in  ihrer  groaaen  Formlosigkeit  veit  entfernt  Ton 
einem  System,  vaa  bei  Hoffmann  selbst  n.  bei  seinen  Anh&ngem  rielleicht  als  Yorzag 
gilt,  aber  mit  Dnrecht.  So  ist  das  Bach  doch  eigentlich  nor  eine  theoretische  Glosse 
ZOT  prenss.  Praxis,  oder,  rle  Roscher  treffend  mtheilt:  „Uoffmanu's  Finanztheorie 
ist  im  Guten  «ie  im  Bosen  fast  aar  ein  Abbild  der  gleichzeiügen  prenss.  Staatspraxia." 
(Gesch.  S.  740).  Die  eigenthUmliche  Auffassnng  der  dtrecten  und  indirecten 
Stenern  als  Stenern  auf  dem  Besitz  ond  anf  Uandlungeu  ist  gezmiagea  o.  schief 
(S.  69).  Mit  der  Abneigang  gegen  die  Einkommensteuer  und  der  Vorliebe  ßlr  eine 
nach  socialen  n.  s.  w.  Momenten  an^s^Iegte  CUssenstener  (S.  140  ff.)  reikennt  U.  dl« 
BedttrfnliM  seines  eigenen  Zeitalten  dorchaas.  Die  VerartheUnng  der  Grundsteaer 
enthält  etiras  Bichtiges,  ist  aber  zu  pessimistisch  und  Qbersieht  wesentliche  Puncto 
(S.  94  £).  Ich  kann  mich  nor  dem  Urtheil  Boscher's  aber  Hoffmann  a.  a.  0. 
aosdiliessen.  —  M.  r.  Prittvitz,  Thcor.  d.  Steuern  a.  Zölle,  mit  bes.  Bezieh,  anf 
Preussen  n.  d.  D.  Zollverein.  Stnttg.  1842.  —  H.  L.  Biersack,  ab.  Bestencr.,  ihre 
Gmndsätzo  n.  Ansfahr.,  Frankf.  a.  M.  1850.  —  K.  Arnd,  d.  natu^mSsse  Steuer. 
Frankf.  a.  M.  1854. 

Ana  der  fremden  Lit  bee.  J.  B.  M'Cnlloch,  trestlse  on  the  princ.  a.  pract 
inflnence  of  taxat  a.  the  fand.  syst.  Lond.  1845,  9.  A.  Ediab.  1869.  —  E.  de 
Girardin.  de  l'impöt,  Par.  1852,  6.  ed.  —  Bw.  Esqniroa  de  Pariea,  traitö  des 
impöts,  Par.  1862  If.,  2.  ed.  1866—67,  4  ToL  Brich  an  Stoff,  Backsicht  anch  anf 
denbcbe  Liter,  u.  Verhittnisse,  aber  in  wissen scbafti.  Hinsicht  noch  mehr  ab  daa 
oben  gen.  Weik  r.  Leroy-Beanliaa  zn  bemingdn:  mehr  in  den  specieQen  als  in  den 
aÜgemeiuen  Lehren  genügend. 

G.  Literatar  der  neueren  nnd  neuesten  Zeit,  bes.  seit  der  bannenden 
schirferen  kritischen  Stellnng  der  deutschen  natfik.  Wissenschaft  gegen  den  Smithia- 
nismos  a.  seit  dem  Hervortreten  socialer  Gesichtspnncte. 

Die  fortgesetzte  wissenschaftliche  Arbeit  Im  Gebiet  der  Nationalökonomie  hat  in 
Dentscbland  la  Verbindung  mit  den  Ereignissen  von  1848  und  den  neuen  StrOmongen 
des  Öffentlichen  Lebens  auch  in  Betreff  der  Besteuemng  zu  einer  sch&rferen  Auffassung 
und  Formalirang  der  principiellen  Fragen  gefuhrt  Diese  Fragen  beziebeu  sieb 
nameniBch  auf  den  leitenden  rolkswirthschaftlichen  Geslchtspunct,  nach 
welchem  die  Besteuening  eingerichtet  werden  soll:  Besteuerung  nach  dem  Princip 
ron  Leistung  and  GegenleUtnng  oder,  wie  man  es  neueidings  wohl  genannt 
hat.  nach  dem  Interesse,  oder  Besteuerung  nach  dtv  wirthschaftlichen 
Leistnngsffthigkeit?  Das  erste  Pclndp  hat,  getreu  ihrer  ftkononischen  Grand- 
anschsQttng,  namentiidi  die  Smith'sche  Schafe  der  Doctrln  der  freien 
Goncorrenz,  InDeotschland  z. Tb. die  sogen,  dentsche  Preihandelsschale,  mit 
mehr  oder  weniger  Ansschliesslicbkeit  in  der  Staats-  ond  vollends  in  der  GommonaU 
l)e8(eaerang  vertreten.  Das  zweite  fand  bei  einem  Tbell  der  Gegner  dieser  Schule, 
bei  Nationalökonomen  der  aeacrdings  sogen,  socialpolitiscfaen  Richtung  (Meu- 
mann -Tübingen  u.  A.  m.)  Biliigang,  wenn  es  auch  nicht  zur  alleinigen  Richtschnar, 
nam.  nicht  in  der  Communalbesteuerung ,  gemacht  warde.  Dazwischen  stehen  dann 
die  vermittelnden  Ansichten  (A.  Held,  Nasse).  Weitere  solche  neuerdings  erst 
tiefer  erfasste  mit  der  eben  genannten  in  Zusammenhang  stehende  Principienfragen 
betreffen  die  Aoslegang  der  „Gerechtlgkeitsprincipicn",  d,  b.  der  Grundsätze 
der  Allgemeinheit  u.  der  Oleichm&ssigkelt  in  der  Bestenemag,  im  Einzelnen 
daiier  die  Fragen  der  „Freiheit  des  Ezistenzmlnlmams",  des  proportto- 
Bftlen,  gleichqaotigen  oder  des  progressiven  Steuerfnsses,  des  ver- 
sehiedeaen  Steaerftasses  für  das  Arbeits-  und  daa  Besitz  einkommen  a.  dgl.  Alle 
solche  Fragen  hängen  mit  Grnndfragon  der  Volkswirtbschaftslehre  nnd  der 
virthschaftlicheu  Rechtsordnung  zusammen.  Die  Entscheidung,  welche  sie 
erbliren,  kann  nicht  nur  nach  finanzwissenschafUichen  Gesichtspancten  erfolgen, 
sondern  mass  die  richtige  Conseqoenz  aas  allgemeinen  volkswirth- 
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sckaftlicheo  aud  socialOkonomiBchen  PriDcipiea  aeia.  We^^  der  Ver- 
keunon^  dieser  Thatsache  sind  die  gegneriscben  Ansichlen  in«i6tons  gar  nicfat  mo- 
zngleicbeo  ^wesen,  da  die  Streitenden  sich  ml  einem  gMZ  rerschiedenen  Bodes 
bewegen.  Ein  gegenseitiges  Ventehen  ist  erst  mOglicb,  wenn  eboD  die  UOglichkeit 
zweier  rerschiedener  principieller  Standpanete.  deqenigea  des  System« 
der  freien  Goncorrenz  und  des  entgegeogesetzten  einer  Begelnng  der  freien  Conctureai 
nach  Gemeinfichaftsinturessen  zag^ebeo.  die  GrOnde  für  and  wider  diese  beiden 
Staadpnncte  rcrglicbea  and  alsdann  untersucht  wird,  welche  Cooseqaenzea  anf  den 
finanziellen  Gebiete  ans  beiden  abzuleiten  sind.  Danach  wird  die  Enischflidnnf  ab« 
die  genannten  principidleu  Streitfragen  aber  aas  der  Finanzwisseoscfaaft  hinaos  in  den 
grundlegenden  Theil  der  Allgemeinen  Volkswirthschaflslehre  zu  verlegen  Min.  Die 
Fragen  selbst  werden  zuittckgefUhrt  aof  den  Gegensatz  des  indiridnalistischeB 
and  des  socialen  oder  Gemoinschaftsprincips  in  der  Volkswirthschaft.  Aach 
die  Steuertheoretikcr  der  neaeren  socialpoUtischen  Bichtung,  wie  Neumann,  Held 
haben  das  m.  £.  nicht  richtig  erfasst  Ich  beziehe  mich  ausser  auf  die  unten  folgeadc 
„allgemeine  Steuerlehre",  bes.  die  Abschnitte  Uber  die  7o]ks«irth8chafUichen  and  die 
Gerechtigkeitsprincipien  der  Besteuerong,  namentlich  wieder  auf  die  Erörterungen  in 
der  ,.Grand]egnng'%  speciell  Uber  die  Oisanisation  der  Völkswirthschaft,  den  Staat 
und  das  wirthschaftliche  Veiiehrsrecbt. 

Aas  der  Literatur  kommen  mcbrCach  die  Verhandlungen  Uber  Steuerpnncipieo 
n.  dgL  in  den  Versammtongen  volkswirthscbaftl.  Vereinigungen  in  Betracht 

1.  Liberal-indiTidnalist  Bichtnng.  S.  d.  Au&il»  aber  Bestenang 
und  efnzehie  Stenern  in  Bentzach'  Handw&rterb.  d.  VolkHwiithHli.lebre,  mäst 
r,  Emminghans.  Am  Schirfsten  u.  CharacteristisclMtea  J.  Fancher,  Staats-  n. 
Gommonalbudgets  in  s.  rolkswlrthsch.  Vierte^^hrift  1863,  II,  184;  —  AL  Meyer, 
aber  Stempelsteaera,  eb.  1864,  III,  Kl  ff.;  —  C.  Braun,  Staats-  u.  Gemeinde^wn 
im  Zas.hang  mit  Staats-,  Heeres-,  Commnnal-  o.  Agranrerlass.,  eb.  1866,  II,  1;  — 
Yerhandl.  d.  Tolkswirthsch.  Congrcsses  zu  Hambarg  aber  d.  CommanaistenecftigB. 
1867,  in  d.  gen.  Ztschr.  1867,  IIL 

2.  Socialpolitische  u.  verwandte  Bichtongen.  Die  beiden  wicfatigsw 
grosseren  Schriften  sind  AiHeld,  die  Einkommenstener,  fioanzwissensch.  Stadien  ■ 
Reform  d.  direclen  Steuern  in  Deutschland,  Bonn,  1872  u.  Fr.  J.  Me am ajin  (Tabing«^ 
die  progressive  Einkommensteuer  im  Staats-  u.  Gemeindehaoahalt,  Lpz.  1ST4  (ziighwä 
B.  yiU  d.  Schriften  d.  Vereins  f.  SocialpoUtik). 

Die  Held'scbe  Schrift  giebt  wesentlich  mehr  als  der  Titel  besagt  Sie  enäUi 
eine  werthrolle  umfassende  kritische  Bension  der  allgemeinen  Steneriebre,  mit  grOwem 
Utenriach- kritischen  Aus^hnngen.  Auf  letztere  sei  hier  bes.  für  die  Specialliter., 
nam.  d.  ältere,  verwiesen.  Der  Verf.  bat  n.  A.  nam.  das  Verdikt,  im  Anschloss  an 
die  neuere  orguiiache  Staats-  u.  Bechtelehre  die  Anffiusung  der  Steuer  als  „Taasch*~ 
des  Einzelnen,  dann  folgerichtig  du  Princip  von  ..Leistung  u.  Gogenleistong"  ta 
bekftmpfen.  Er  fasst  auch  ganz  richtig  jedes  Einzeleinkommon  als  Antheil  an  dem 
durch  gesellschaftL  Cooperation  entstehenden  Gesammteinkommen  auf  o.  trigl 
socialpolit  Rücksichten  in  Bezog  auf  d.  Besteuerung  der  Aermeren  Rechnung.  Aber 
er  geht  m.  E.  nicht  immer  scharf  geang  auf  die  Frindpienfragen  ein  o.  neigt  zd  aAi 
zu  Gompromissen  nach  Rechts  n.  Links,  was  mindestens  in  der  Theori  e  onlerbleibeB 
sollte.  Mit  seinen  Besaiteten  nimmt  Held  eine  Art  vennittelnder  Stellong  tm. 
womit  man  fUr  die  Praxis  rieh  vielfach  einverstanden  eriülren  kann.  Die  piiDci- 
pielle  Nothvendigkeit  von  Ertragsstenem  neben  Einkommoutenem  wird  uwr  wohl 
zu  wenig  beachtet  und  das  Streben  nach  einem  „rationellen  Steoetsysttan**  mit  Dnredt 
verworfen  (s.  Held,  Sociidism.,  Lpz.  1878,  S.  127).  Von  Held  ist  noch  zn  nenntti: 
z.  Lehre  v.  d.  Deberw&lzung  d.  Stenern,  TUb.  Ztschr.  1868  S.  421  n.  kleinere  Brfaate 
u.  dgl,  in  Hildebr.  n.  Conrad's  Jahrbüchern  f  NatOk.,  so  1878,  II,  2S6  zur  neoerea 
Literatur  Uber  die  Commonalsteuerfrago. 

Neamann's  auch  an  legislat  d.  statist  Material  bes.  reiche  Schrift  strebt  woU 
mit  Recht  noch  mehr  als  Held  nach  princip.  Bdiandtong.  Sie  leistet  Erheblicbt^ 
für  die  KlarsteUnng  des  Gegensatzes  der  beiden  Principien  der  Bestenenug  „nach 
dem  Interesse"  u.  nach  d.  Leistongsi^igkeit  n.  für  die  Feststelloiig  der  FÜIe,  in  denen 
einee  von  beiden  angemessen  ist  Sie  bat  m.  £.  in  den  Ausführungen  gegen  Held  n.  A. 
meifltoos  Recht  In  ihrer  BefOnroctnng  der  ProgresslrhMtenemng  stimme  ich  ihr  bet 
Aber  es  ranss  doch  wohl  auch  hier  noch  weiter  auf  die  Rechtsprincipien  in 


Digitized  by  Google 


Neoere  Utentnr. 


U7 


der  VolksirirthBoliaft  aberbtnpt  zurockregaagea  varden,  bb  eine  feste 
BogtOBduig  für  die  Progiesurbesteuenuig  zo  maogeu;  femer  mttsun  oocli  weitere 
CooMqaeozeB  lünsichtlich  der  Behudlonf  der  Btatenerung  als  eines  berechtigten 
Mittels  zur  BeeinJoasong  der  EijitonimenTertlieÜQng  gezogen  irerden,  ins  Neumann 
(S.  99)  abweist  Von  ihm  ist  nocb  zu  oeonen :  daü  kritisdie  Kefent  Uber  die  nnten 
fen.  Gntichten  aber  d.  Gomman&lst.fr.  in  r.  Holtzendorff-Brentano's  J^b.  d, 
D.  Seichs  1677,  H.  3,  8.  132  ff.;  dann  „Ertngssteaem  oder  persAnL  Stenern  roa 
Einkommen  o.  Vermögen?"  (mit  bes.  Bezieh,  anf  Baden),  Freib.  i.  Br.  1876, 

Ferner:  Gutachten  Uber  Personalbesteaemng  (Schriften  d.  Voreins  f.  SocpoL  III, 
Lps.  1873),  alle  beachtenswertb,  l>es.  d.  von  Nasse,  mit  d.  richtigen  ZarQckdringiing 
der  Frage  gerechter  SteDervertheünng.  Im  Anschloss  daran:  Verhandl  aber  Ein- 
konmensteoer  in  d.  3.  Versamml.  d.  Ver.  t  Socpol.  zu  Eisenach  1S7&,  B.  XI  der 
Verjchrifiea,  mit  d.  Beferaten  r.  Oansel  n.  Held.  —  Sodann  ^Die  Gommitnal- 
üesetficage",  10  Gntachten,  Schriften  d.  gen.  Vereins.  B.  XU,  1877,  ebenfaUs  alle 
baaehtenawerth,  bes.  d.  r.  £.  Meier,  r.  Beitzenstein,  Nasse,  letzterer  scharf  den 
gslnogenen  Nachweis  fahrend,  dass  in  der  (Tommanalbesteaemng  aach  Ettrags- 
steoeiB  nothwendig  seien,  eine  Fordenmg  des  Problems  auch  aber  Nenmanns  letzte 
Arbeit  hinam.  Dann  aukottpfend  die  VerhaDdl.  auf  d.  Vereinsrersamml.  in  Berlin 
1877,  mit  d.  Referaten  von  mir  Q.  Wegner  über  Commonalbesteaer.,  Schriften  des 
Vereins  B.  XIV.  Mein  Referat  uberarbeitet  u.  weiter  aosgefOhrt,  anch  mit  Noten, 
selbständig  n.  d.  T.  »Die  CommtmalsteDerfrage",  Leipz.  q.  Heidelb.  1878.  — 
F.  Scheel,  progress.  Besleaer.,  Tab.  Ztschr.  1875.  B.  31,273;  dera.,  d.  Erbschafts- 
stettem  s.  X^brechtsreform.  2.  A.  Jena  1877,  beide  principiell  schart  —  ).  Baron, 
z.  Erbtch^teaer.  Hildabr.  Jahrb.  B.  26,  27&.  —  r.  Bilinski,  Lnzaasteaer  als  Correctir 
1  EinLstener,  Lpz.  1875.  —  S.  Olattstern.  Steuer  r.  Einkommen,  Lpz.  1876  (Diss.). 
—  E.  Schmidt,  Steaerfrub.  d.  Exi«t.min..  Lpz.  1877  (Diss.).  —  0.  Pencker.  aber 
dia  Befreinng  einer  gew.  Glasse  r.  Sta^boigeni  t.  d.  persönt.  Besten«.  (Diss.),  QitL 

1877.  —  B.  Friedberg,  BOrsanstener,  Bert  1876.  —  Ontachtliche  Äenssernngen  (26) 
über  d.  Gntachten  Hanssen's  betr.  d.  Brem.  Grandstenerrerh&ltniBse ,  Bremen  1877, 
eine  wichtig«  Frage  socialpolit.  Bestenemog,  der  „Baustellen"  n.  dgl-,  betr.  —  J.  Lehr, 
krit  Betracht  d.  Grande  ftlr  n.  wider  d,  progress.  Stenerfoss,  HUdebr.  Jahrb.  29, 
1.  193.  Ders.,  Kapitali8.8t,  Zinsrentenst  n.  Doppelbestooer.,  Tflb.  Ztschr.  1877,  193. 

In  den  Schriften  ober  Commanalbesteaemng,  zn  wichen  ein  Theil  der  ge- 
nannten schon  mit  gebOrt  sind  bes.  neuerdings  die  Prindpienfragen,  welche  sich  auf 
den  Unterschied  von  Staats-  u.  Communal-.  Einkommen-  n.  Ertrarssteuem 
beziehen,  behandelt  worden.   So:  S~  Friedberg,  d.  Besteuerung  d.  Gemeinden,  Bert 

1878,  sohaif  n.  klar,  in  den  Besultaten  im  Ganzen  viel  RiehtigM.  r.  Bilinski,  die 
GeBdudebestanenug  u.  deren  Reform,  Lpz.  187S,  sehr  reichhaltig,  aber  in  dorYar^ 
tretong  d.  Grondsntzes  d.  Bestenemng  nach  d.  LeistangsfUügkeit  In  d.  (Tommone  zu 
wdt  gehend  n.  in  ihrer  bes.  Empfehlung  der  Miethstener  als  Comm.Btener  ra.  E.  verfehlt 

3.  Andere  neuere  Schriften  u.  AbbandL  aber  Steaerwesen,  die  in 
iidne  der  beiden  genannton  Bichtungen  genao  mit  einznreihen  sind:  E.  Laspeyres, 
Art  Staatswirtbsch.  in  Bluntschli's  StaatswOrterb.  B.  10  (ans  1866).  —  CVtnst  Bössler, 
(iesichtsponcte  d.  Steuerpolitik,  Berl.  1S6S.  —  Eisenhart,  Kunst  d.  Bestener.,  Bert 
186&.  —  C.  Walcker,  d.  Selbstverwalt  d.  Stenerwesens  n.  d.  russ.  Stenerrefonn, 
Beri.  1 869  (nbertriebeuer Gneist'scher Standponct).  —  H.Maarus,  moderne  Beetener. 
a.  Beetener.reümn  f.  Standp.  d.  gemeinen  Rechts,  Heid.  1870.  (Viel  Originelles,  aber 
mit  radicalem  Doctrlnarismns  und  willkahrL  (^rästroction  eines  „gemeinen  BecJits" 
verbunden). 

4.  Ans  der  fremden  Liter,  u.  A.  nodi  Frondhon,  thöorie  de  l'impAt,  Bmz. 
1861.  —  H.  Henschlf  ng,  l'impAt  snr  le  iev«in,  Far.  et  Brüx.  1873.  —  Usniar, 
thter.  et  appUc  de  l'imp.  snr  le  capital,  Par.  1B74.  —  Cliffe  Leslie,  finnne. 
refonn,  in  d.  Cobden  Club  Essays  1871—72,  D.  v.  BiOmel,  Bert  1872  (gute  kiit 
Bemerk.  Ober  die  wirthsch.  Störungen  durch  die  Verbrauchsbesteuemng). 

&.  Literatur  der  Steuerreformfragen.  Manches  Beacbtonswertbe  findet 
sieb  auch  Uber  allgemeinere  stenertheoret.  Puncto  in  Gelegenbeits-  u.  ähnlichen 
Schriften,  welche  schwebende  Stenerfragen  einzelner  L&nder  de  lege  ferenda  behandeln 
oder  neue  Steuergeselze,  mit  Backsiebt  anf  die  daraber  gefohrten  Parlamentär.  Ver- 
handhingen ,  kritisch  beleuchten.  Hierher  gehören  aus  neuerer  Zeit  u.  A.  folgende, 
mir  bekannt  gewordene,  aber  die  beza^  Liter,  nicht  erschöpfende  Schriften  (mit 
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BMdkrtDk.  anf  DeatscU.  d.  Oesterr.).  In  Betreff  der  EinkommeBSteiieTti  io 
DentBchland  and  allgem.  Deutscher  Steaerreformfrafeo  Tccschied.  stoffreiche 
Anfiltie  v.  Hstolialsammlangeii  in  Hirttt's  Annalen  d.D.Beidis,  bes.  t.  Bnrkart. 
3g.  1876,  1977.  —  Geffckes,  Befortn  d.  Deatscbea  Bdchssteaem,  Heilbroon  1879. 
—  Mein  Äafs.  Ober  d.  scbvebeaden  D.  Finaoz&a^,  Tub.  Ztscbr.  1679.  S.  6S.  — 
(G.  Mayr)  d.  D.  Beich  n.  d.  Tftb.inoDop(»I,  Stattg.  1878,  t.Stndie.  —  üeber  Preaasea 
spec:  Kries.  ab.  d.  preoss.  EinkommeDsteaer  u.  s.  v.,  Tab.  Ztschr.  1S55,  1856.  ~ 
Nasse,  Bemerk.  Uber  d.  prenss.  StenerBystem,  Bonn  1861.  —  Boasart,  Befonn 
des  Systems  d.  direclen  Steocni  in  Preossen  n.  Deutsch].,  Huioor.  1872  (beachteni- 
vorth).  —  r.  Gzndnocbow'ski.  Steaerreform  n.  s.  w.  in  Preossen,  BerL  1873  (gut 
gemeint,  aber  ganz  unklar).  —  Held,  ab.  d.  nmm  fream.  Steaergeset»  in  Hildenr. 
Jahrb.  fi.  20.  —  a  Gneist,  Steaerreform  in  Fr.,  BerL  1878.  —  Geber  Baiern: 
Uelferich,  Ref.  d.  dir.  Stenern  in  Baien,  Tob.  Ztschr.  187S,  2  Art.  —  VerscUei. 
Artikel  r.  Vocke  Uber  d.  baaptsichl  dir.  Stenern  Baiems  in  d.  Tab.  Ztschr.  1864. 
«5,  68,  73,  74,  75.  —  Krit.  Belencht  d.  baier.  Steaerreformfrage,  Landsb.  a.  L.  1877 
(ganz  onbraacbbar).  —  Geber  E.  Sachsen  a.  seine  neae,  principiell  a.  practibch 
vichtige  Keform  der  directen  Stenern:  AnfsStze  r.  J.  Gensei  in  Births  Annalea 
1874,  75,  76,  krit.  Kernen  darüber  v.  Conrad  in  HUdebr.  Jahrb.  B.  16.  21,  32.  — 
Üeber  Baden:  schon  die  ältere,  noch  beute  sehr  beachtensirertbe  Abhandlao;  von 
Helferich  Ub.  d.  EinfDhr.  einer  Eapitalstener  in  Baden,  Tab.  Ztschr.  1846.  Daao 
Uber  d.  vichtige  neueste  Beireg.  z.  Reform  d.  directen  Steuern:  neben  Neumsnn'i 
oben  gen.  Sehr.  üb.  Ertragssteuem  bos.  Hecht,  d.  bad.  Steuerref.  u.  s.  w.,  MuinL 
1874,  ders.  in  Hlldebr.  Jahrb.  B.  27,  ders.  in  Ifinh's  Annalen  1876  (hier  nebst 
and.  Mater,  daraber).  —  Deber  Wartemb.  Gemdndesteoenefbrm  Hack  in  d.  Tab. 
Ztschr.  1872.  —  Deber  Grossh.  Hessen  Vortrag  t.  Stenernuh  Raa  üb.  d.  Refora 
d.  dir.  Steuern,  Damst  167T.  —  Deber  Oesterreich:  G.  HOfken,  z.  Stenerrd 
in  OesL,  Wien  1864;  ders.,  Piinc  d.  Steaerreform,  Referat  (Schriften  d.  GeaelbcL 
Osterr.  Volbwirthc),  Wien  1875.  Debatten  daraber  auf  d.  1.  Coogr.  Osterr.  Volksvirdte 
in  Wien  1875,  Verhandl.  S.  5  ff.  —  K.  Talir,  ab.  d.  Reform  d.  dir.  Stenern  .  . . 
nach  d.  Anträgen  d.  Regier.,  Prag  1874.  Ders.,  einige  Gedanken  Ober  d.  prorii 
Regelung  d.  dir.  Bcstener.  in  Oest.,  Prag  1877. 

IV.  Rechtsphilosopbische  und  theoretisch-politische  Literati: 
ttber  Besteaernng. 

S.  Raa,  6.  Ä.  I,  22;  Rau-Wagner,  I,  27;  Wagner.  I,  46  snb  4.  Was  die 
Recbtspbilosophieen  für  die  Begrandung  der  Bestenemng,  bez.  der  Steeer- 
Pflicht  des  Einzelnen  geltend  machen,  folgt  aus  ihrer  Aufiassung  des  Wesens  des 
btaats  XU  seines  Verbältoiraes  tat  fierOU^nng.  Die  nenere  organische  Staatslehre, 
im  Dnterschied  roa  der  Theorie  des  ehemaL  Natarrechts  Uber  den  Staaisrortrag  o.  dgL. 
hat  hier  das  Riditige  gefunden.  Die  AasfUhrangen  d^  Rechtsphilosophen  ab»  die 
Besteuerung  und  bes.  Uber  die  Sleoerrerthdlnng  sind  aber  sehr  durfüg  q.  entbehren. 
Tie  so  otk,  der  schärferen  nationalQkon.  BegrOndong.  Vgl.  z.  B.  Ahrens,  Natrecht 
6.  A.  II,  466  (Prine.  d.  Besteuerung:  alle  Bürger  nach  dem  Verhältnis!  ilirea  Eäa- 
kommens;  mässig  progressire  Besteuer.  gerechtfertigt,  da  die  Steuerfthi^cil  st&iker 
als  d.  Einkommen  »äcbst);  —  Trend  elenborg.  Natrecht  2.  A.  S.  SfiO  (Bestcner. 
Aufgabe  d.  distribut  Gerecbtigk.,  Haass:  zuerst  d.  LcistnogsfähigL  der  Einzelneu. 
mit  einigen  veitercn  sehr  allgemein  gehaltenen  AnsfahmngcD).  —  Stahl.  Bechtiphil. 
2.  A.  II,  2,  S.  419  ff.  (Doch  am  Besten:  Bechlsgrand  d.  Steoem,  schlechthin  die  Unter- 
tluDeoachaft ;  doppeltes  Prioc.  d.  Besteuer.:  sie  sei  bestimmt  dnrcb  das  Verhältnis 
der  Termögenerzeageuden  Societät  als  eines  organischen  Ganzen  a.  dorch  d.  Verhähniss 
des  Einzelnen  als  berechtigter  Persönlichkeit,  tue  ttbenll  salbst  Zveck  sei;  OkononüscA 
Unklares  aber  d.  Maassstab  d.  Besteuer.,  S.  422 ;  Polemik  gegen  die  r.  d.  „rationaUst. 
Staatslehre"  als  die  remunftgemässe  aufgestellte  Vermögens-  u.  reine  Eintsteuer, 
S.  425).  Vgl.  auch  d.  eporad.,  aber  geistvollen  u.  m.  E.  richtigen  Bemericnngen  aber 
Besteuemng  nach  socialen  Gesichtspnncten  in  v.  Ihering.  Zweck  im  Recht.  L  520. 

Aach  die  iSchriften  aber  Theorie  derPolitik,  allgemeines  Staatarecht  n. 
dgl.  beschäftigen  sich  mit  der  Begründung  der  Besteuemng  o.  mit  Aufetollong  allge- 
meiner Grundsätze  dafür,  bleiben  aber  gewöhnlich  ebenfalls  zn  sehr  bd  einige  all- 
gemeinen, wenig  sagenden,  verschiedenster  Anslegnng  fähigen  Sätzen  stehen.  S.  s.  B. 
Bluntschli,  allg.  Staatsrecht  5.  A.  S.  518  £  (Anerkenn,  d.  Grundsatzes  d.  Offentl. 
rechtL  Steoerpflicht;  Uber  Allgemeinh.,  Gleichmässigk- ;  pn^ress.  Besteaer.  nicht  unbe- 
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dingt  »bgdelmt,  wenn  maa  rom  Becbte  des  Staats  ausgehe,  S.  527).  la  dca  „pract" 
Politiken  irinl  mehr  Ton  SteaerbeiriUigDngsrecbt  gehandelt,  so  z.  B.  ron  Escher, 
n,  241 ,  iroinit  dum  der  Debergang  zur  folgenden  Kategorie  von  Schleen  gebildet 
Tird.  Der  Mangel  einer  I^hre  r.  Staat  a.  s.  t.  als  eines  HanptotgUB  gemain- 
Tiitbsch.  FunctioDen  macht  sich  m.  G.  in  allen  bisherigen  Schiuttm  der  Politiker, 
Bechtsphilosophen  d.  s.  v.  dentlicb  fDhlbar. 

T.  Staatsrechtliche  Literatar  aber  Bestenernng.  Das  Staatsrecht  kommt 
fQr  die  FinaDzvissenschaft  romemlicb  in  zveiarlei  Beziehungen  in  Betracht:  einmal 
▼eil  das  positire  Steaerrecht  ein  Bestandtheil  des  öffentlichen  Bechts 
eines  X^andes  ist;  sodann  veil  die  concreto  Gestaltung  der  Besteuerung  mit  der  poli- 
tischen Landesrerfassang,  dem  St&ndcTesen,  dem  Steaerbe  villignngs- 
recht  des  Volkes  oder  seiner  Vertreter  eng  zusammenhängt.  Auch  in  allen  stener- 
politischen  Erftrteningen  de  lege  ferenda  muss  die  Finanzwlssenschaft  regelm&ssig  an 
das  bestehende  Steaerrecht  anknüpfen  (Vgl.  a.  §.  363  S.).  Für  uns  bandelt  es  sich 
Tome milch  ma  das  deutsche  Staatsrecht,  für  reiches  auf  die  betreffenden  Lehr- 
bücher and  Systeme  zu  renreisen  ist.  Von  diesen  werden  hier  nnr  einige  ron  mir 
Uten  Sfters  angefahrten  genannt:  H.  Ä.  Zaobaril,  das  Staats-  and  Bandesrecht, 
n,  472  ff.  (in  d.  ron  mir  gebrauchten  2.  A.  G&tt.  1S5S),  mit  reichhalt,  liter.  Noten 
ttber  d.  Liter,  d.  Steoerrechts,  —  r.  ROnne,  Staatsr.  d.  0.  Reichs,  2.  A.  Lpz.  1877. 
U,  65  ff.  —  Laband.  d.  Flnanrrccht  d.  D.  Beichs,  in  Hirth's  Ann.  VI,  405  (ron  8. 
deutschen  Staatsrecht  fehlt  der  3.  Band  noch,  der  d.  Fin.vesen  mit  behandeln  soll).  — 
(Manches  Bezügliche  auch  in  meinen  Aufs.  d.  Beichs- Finanzwesen ,  in  r.  Holüen- 
dorffs  Jahrb.  d.  P.  Beichs  I,  561,  UI,  60).  Ueber  Preuasen  t.  Bönne,  Staats- 
Techt  S.  A.  1.  1.  Abih.  S.  438  ff.  IL  2.  A.  S.  617  ff.  —  Ueber  Baiern,  PSzl,  baior. 
Vemltjecht,  S.  A.  S.  544  ff.  —  Deber  d.  beatme  englische  Budgetrecht,  Gneist, 
eogL  Terwaltrecht,  2.  A.  IL  §■  68  S.  832.  —  Vgl  nach  Frieker,  Natur  d.  Stenern 
nrwilligDns,  TtLb.  Zlschr.  1861  S.  636. 

VL  Literatur  tlher  Geschichte  der  Bestenernng  n.  des  Steuerreohts. 
Oie  gesdiichdiche  Xntwickinng  der  Bestenernng  hängt  von  einer  Reihe  rerschiedmer 
Factoren  ab,  wie  dies  in  der  Steneriehre  nnten,  bes.  in  d.  1.  AbtheÜ.  näher  darge- 

werdoi  wird.  Unter  diesen  Factoren  stehen  die  wirthschaftlich-technischen 
oben  an,  was  aber  die  bisherige  allgemeine  Gescfaichtsschreibiiog  ebenso  wie  die 
specielle  der  Finanzen  n.  Steuern  gewöhnlich  kanm  beachtet  bat  In  der  Aufdeckung 
dieses  Zusammenhangs  hat  sich  wieder  Bodbertus  ein  besondres  Verdienst  erworben. 
S.  dessen  in  diesem  Puncto  classischen  n.  noch  viel  zu  weni^  gewürdigten  Aufsätze 
Ober  d.  röm.  Tribotslenem  in  Hildebr.  Jahrbttchem  IV.  341,  V,  135,  241,  VIII,  81, 
385,  auf  deren  AuSassung  ich  In  d.  Stenerlehia  vlel&di  Beznc  nehme.  8.  bes.  nnten 
§.  332  u.  Note  84  dazu. 

Die  wichtigsten  hierher  gehörigen  Schriften  und  sonst  die  im  1.  Bande  genannten 
aber  die  Finanzgeschldite  u.  das  Finanzwesen  einzelner  Länder.  S.  Ran  6.  A.  I, 
22  £,  Ran- Wagner  L  27  ff.  u.  bes.  2.  A.  I,  46  ff.   Hinzuzufügen  siiul  noch: 

üeher  das  alte  Rom:  Vocke,  d.  directen  Stenern  d.  BOmer,  Tab.  Ztsohr.  1859 
(nach  den  grosseren  bist.  n.  Fachwericen). 

Deber  d.  enrop.  Mittelalter  o.  d.  Uebergangszeit  r.  16. — 18.  Jahrhundert: 
Von  G.  Waitz'  Deutscher  Verfas8.gesch.  bringt  der  inzwischen  erschienene  Bai^ 
Vin(Kiel  1878)  eine  aiuserordentUoh  reichhaltige  Znsammenstellang  u.  kritische  Ver- 
arbeitung des  Materials  Ober  d.  Deutsche  Finanz-  u.  Steuerwesen  f.  d.  Perioile  von 
850—1150,  S.  216  ff.  —  K.  H.  Lang,  bist  Entwickl.  d.  deutschen  Steuerrerfass.  seit 
i.  Carolingem,  Bert.  n.  Stettin  1793,  worüber  noch  ein  neuester  Historiker,  d.  u.  gen. 
Zeumer,  urtheilt:  „d.  Werk  enthält  neben  vielem  Verkehrtem  manches  Treffliche."  — 
L.  F.  Ilse  Gesch.  d.  Deutschen  Steuerwesens .  1.  Abth.  1.  Per.  Gieraen  1844.  — 
T.  Thaoa,  BeiduzoUreeht  z.  Zeit  d.  Sachsjtpiegds,  Hildebr.  Jahrb.  XII,  26.  —  Ans 
den  reichs-  n.  rechtsgesohlchtL  Hanobuchem  ist  immer  noch  auch  fttr  diese 
Verhältadase  das  Elcbhorn'sche  das  reichhaltigste;  s.  im  Index  s,  t.  „Stenern". 
Walter  n.  ZOpfl  sind  sehr  dürftig.  —  Etng<Aender  aber  d.  geschichtl.  Entwickl. 
d. Besteuemngsrechts  In  Deutsch].  H.  A.  Zachariä,  d.  Staatsr.  H,  479.  K.  Zenmer, 
d.  deutschen  Städtesteoen ,  insbes.  d.  städt  Refchssteuem  im  12.  u.  13.  Jahrb.  (in 
SchmoUer's  Forsch.  1,2),  Lpz.  1878;  behandelt  roniemlich  die  r.  d.  Städten  dem 
Könige  oder  einem  anderen  Herrn  entrichteten  directen  Steuern,  geht  aber  auf  manche 
allgemeinere  Fragen  der  älteren  Steuergeschichte  ein  nnd  reridirt  die  bisherigen  An- 
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sicliteii  darüber,  so  diej.  aber  dea  Ursprung  der  Steaem,  S.  S6  fL  Woiteree  bes.  ftber 
sUdt  SteDerrerbältnisse  in  Arnolds  Verf.ge8ch.  d.  deatscben  Freistidte.  Goüia  1S54; 
r.  Haorer's  Gracb.  d.  StSdtererfus.  Erl&n^n  1870,  71.  Scb&rfe  prlncipidle  Beur- 
ÜMiliing  der  gnchlchd.  Entricklang  des  Stenenresens  in  d.  Stkdtan  ron  Gierke  In 
8.  deolscliea  GciKWMnschjecht  II,  §.  27,  29  pass.  (BerL  1873).  —  Eine  Teseotlicb  die 
Steaerreifalhnisse  einer  wicbtigea  mitteUlteii  Stadt  bebaodelnde  lebr  genaoe  Spedal- 
srbdt  iat  6.  ScbOnberf^'s  FinauTerbKlUiiase  d.  Stadt  Basel  im  14.  ü.  16.  Jibih. 
T&b.  1879,  bes.  über  d.  YennOgens-  o.  FetBonalsteDeni,  so  eingebend,  wie  vir  nocb 
keine  andere  Schrift  über  dgl.  besitzen  a.  von  allgemeiner  Bedeotnng  f.  du  Ver- 
st&ndnisB  des  mittelalteiL  stut  Stenenreeeoa.  —  Vgl.  aach  Boscfaer,  Gesch.  d. 
NationalokoDooiie  §.  39  vnd  Ober  das  Begalienveeen  Bav-Wacner,  L  §.  101, 
Wagner  I,  §.  Hl. 

Znr  Gwchichte  des  ilteren  preoss.  Steaenresens  (aosser  den  in  Wagner  I,  40 
gen.  Scbnften):  G.  Scbmoller,  d.  Epochen  d.  preass.-Fin.polit  in  v.  Holtzend.-Breo- 
tano*s  Jabrb.  d.  D.  Reichs,  1877,  S.  83  R.  Bes.  über  d.  17.  Jahrb.  ff.  Unterscheid,  r. 
4  Epochen,  ron  denen  die  erste  n.  zweite  wohl  aach  zos.  gefaast  werden  kSanea. 
Veithnill  aa<äi  für  die  allgemdne  Theorie  der  8tenaentwi<«]nng.  —  r.  Inama- 
Stern  egg,  d.  Acdsestrelt  Deutscher  Fin.thooreäker  im  17.  a.  18.  Jahrb.  (Uter.gcsch.), 
Tab.  Ztschr.  1865,  S.  515.  —  Gliemann.  Einfuhr,  d.  Accise  in  Prettssen.  eb.  1S7S, 
S.  177.  —  Kries,  bist.  EntwickL  d.  Steuerrer&sa.  in  Schlesien,  BreaL  1842  (tehr 
instmctir  in  Bezog  anf  d.  Entsteh,  neaer  Steaem  n.  der  ständ.  Mitwirkong  dabei).  — 
(Br.  Uildebrand)  Yennögenssteaer  o.  SteaerrerHass.  r.  Alt-Hessen  im  16.  b.  17. 
Jahrb.,  in  Hild.  Jahrb.  XXY,  297.  —  Garnap,  üb.  d.  Ursprung  d.  Steaem  in  Jülich, 
Berg  a.  s.  w.,  Tüb.  Ztschr.  1858,  8.  348  (onselbst&ndig). 

Ueber  Sachsen :  Stenerbewitl.  d.  Landsttnde  in  Kar-Sachsen  bis  Änf.  d.  18.  Jaluh. 
Tab.  Ztschr.  1874  S.  895,  1875  S.  114.  (Sehr  breit,  aber  auch  lehr-  a.  inhaltsreich.) 
—  Ueber  Sltere  Steaerreihiltnisse  in  Würtemberg.  Baiern,  Oesterreich  a.  i. 
Wagner  I,  46. 47, 48  gen.  Schriften.  —  Ueber  Wttrtenb.  noch:  d.  dlrecten  Btma 
V.  Ertr.  Q.  Eink.  r.  Blecket  WorL  Jahrb.  1879  S.  77  S.  Ueber  die  ilteren  Grmä- 
Stenern  In  OeBtoTTeich  sdirkonlSiniges  in  d.  Utaleit  S.  Zl£  der  Tafeln  nr  StatM 
des  StenenreBens  hn  Oeterr.  KaiserstaaL  Wien,  1858. 

Ueber  England  s.  auch  Gneis t,  engl.  Yerwalt.recht.  a.  bes.  das  rorzügUde 
Werk  Ton  Yocke,  Gesch.  d.  Steaem  d.  brit.  Bdcbs,  Lpz.  1867.  —  Ueber  Frank- 
reich n.  A.  noch  Yaitry,  itades  snr  le  regime  financ  de  ta  France  araat  ht 
riTol.  Par.  1878. 

Hieran  würde  sich  nun  noch  eine  Cebeiaicbt  über  die  Literatur  des  gegen- 
wkrtigen  Stenenresens  der  Cnitarstaaten  nnd  Ober  die  Stenergesetzgebsag 
reihen  kfinnen.  Diese  Uebersicht  wird  aber  reiscboben  auf  die  Yoibemennng  xar 
speciellen  Steaeriehre,  für  welche  sie  von  besonderer  Wichtigkeit  ist  Zom  Thefl 
kann  aber  aach  schon  anf  die  allgemeine  bibliographische  Uebenlcht  im  1,  Baad« 
a.  s.  0.  rerwiesen  werdw. 


fifadcitav,  besMdcn  Tflmiaotofie. 

I.  —  §.  329.  Begriff  der  Steuer,  i)  Die  Stenern  bilden 
nach  dem  Frttheten  die  zweite  Hanptart  der  Auflagen.  Sie 
worden  im  ersten  Bande,  mit  BOeksioht  anf  die  beiden  Zweeke, 
welches  sie  dienen  können,  den  rein  finanziellen  nod  den  soeial- 
politischen  Zweck,  als  Zwangsbeiträge  der  Einzelwirthsohaflen 
tfaeils  zur  Deckung  der  allgemeinen  Staats-,  bez.  der  „öffent- 
lichen" Ausgaben  (wenn  die  anderen  Zwaogsgemeinwirthsdiaftea 


•)  Vgl  Bau,  Pin.  l,  g.  247,  5.  Aufl. 
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neben  dem  Staate  gleich  hier  bei  der  BegriffsbestimmQng  mit  berüek- 
sichtigt  werden),  theils  zur  Herbeiftihrang  einer  rerUnderten  Ver- 
theilnng  des  Volkseinkommenfl  bezeichnet') 

Selbst  wenn  der  socialpolitische  Zweck  nicht  aosdrUcklioh 
beabfliehtigt  oder  nioht  klar  erkannt  wird,  so  haben  die  Stenern 
wenigstens  thatsftchlich  sehr  oft  eine  solche  socialpolitische  Wirkung 
für  die  Vertheilnng  des  Volkseinkommens.  Mit  Rttcksicht  darauf  ist 
es  aogemesseD,  von  romherein  bei  der  Besteuerung  die  rein  finan- 
zielle und  die  socialpolitische  Seite  zu  unterscheiden.  Die  gmnd- 
Bltzliehe  Berecfatignng  einer  Einwirkung  der  Besteuerung  auf  die 
VerÜieilnng  des  Volkseinkommens,  bez.  des  VolksrermOgens  ist 
im  ersten  Bande  bereits  herrorgehoben  worden  und  wird  im  weiteren 
Verlauf  noch  mehrfach  bwtlhrt  werden.  Auch  wran  diese  Berech- 
tigung, insbesondere  in  der  zu  befürwortenden  Richtung  einer 
günstigeren  Vertheilung  des  Volkseinkommens  and  VolksrermOgens 
nach  Unten  zu,  aber  bestritten  wird,  muss  man  sich  über  die 
bezügliche  Wirkung  vieler  Stenern  nicht  täuschen,  wie  namentlich 
gewisser  Erbschafts-  und  Verkehrssteuero,  eines  gewissen  Stenerftisses 
bei  Einkommen-  und  Vermögensteuem.  Solche  Stenern  sind  daher 
stets  zugleich  mit  nach  diesen  Wirkungen  zu  beurtheilen  und 
eventuell  eben  wegen  derselben  folgerichtig  zu  verwerfen.  Gteschieht 
dies  in  Theorie  und  Praxis  gleichwohl  nicht,  so  bewegt  man  sich 
in  inneren  Widersprüchen  oder  gesteht  impUcite  doch  die  Berech- 
tigong  einer  solchen  socialpolitiBchen  Wirkung  der  Steuern  mit  zu. 

Die  richtige  Auffassung  der  Bestenening  hängt  femer  von  der 
scharfen  grnnda&tzlichen Unterscheidung  zwischen  Stenern 
und  Gebühren  ab.  Hierfür  ist  jetzt  ganz  auf  Früheres  zu  ver- 
weisen, theils  auf  die  kurze  allgemeine  Characteristik  dieser  beiden 
Arten  von  Auflagen  im  1.  Bande''),  theils  auf  das  vorausgebende 
Kapitel  von  den  Gebttbren.  Als  Ausgangspunkt  und  Richtschnur 
ftlr  alles  Weitere  kann  folgender  Hauptsatz  in  der  früheren  Fassung 
dienen:  „das  Unterscheidungsmerkmal  zwischen  Gebühren  und 
Steuern  liegt  in  dem  Moment  der  speciellen  Entgeltlicbkeit  und 
Kostendeekong  besonderer  Staats-  (bez.  „öffentlieher")  Leistungen 


^  Wagner,  Fin.  I,  §.  143;  Erreitenug  der  Begri&bastimmiing  gegen  Ean- 
Wagner,  FiD.  I,§.  106,  mit  BttokslGlit  uf  den  sodalpeUt.  Zweck,  den  die Bestenerung 
fleidueitig  reiflidgea  kün,  s.  Wagner,  Fia.  I,  §.  26.  t.  Zhering,  Zweck  im 
Beoht,  I«  S20. 

")  Baa-Wagner,  Fin.  I,  g.  95  £  und  106  it;  Wagner,  Fin.  I,  §.  187 ff., 
143  ff. 
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nud  der  generellen  EntgeHIiehkdt  nnd  Kostendeckung  der  »11- 

gemeinen  sonstigen  Staatsl^fltnngen."*) 

Die  Lehre  von  den  Stenern  zerfällt  nach  einem  einfachen, 
keiner,  näheren  Begrtlndnng  bedfirfligen  Princip  in  einen  all- 
gemeinen and  einen  speeiellen  Theil.  Im  ersten  sind  die  den 
einzelnen  Steuern  wesentlich  gemeinsamen  Pnncte  zu  behandln. 
Dieselben  lassen  sich  in  folgende  vier  Gruppen  bringen,  denen 
die  vier  Hauptabschnitte  der  ersten  AbtheUung  dieses  Kapitals 
gewidmet  sind: 

1)  Frinoipi  Wesen  und  Entwicklung  der  Bestenerang 
Überhaupt; 

2)  Die  obersten  Grundsätze  der  Bestenemng; 

3)  Das  Steuersystem  und  die  Hanptarten  der  BesteueniBg 
sowie  die  Entwicklung  dieser  Steuerarten; 

4)  Die  allgemeinen  Grundsätze  der  Steaerverwaltang. 
Danm  reiht  sich  in  der  zweiten  Abtheilnng  dieses  Kapitels  die 

specielle  Steuerlehre,  d.  h.  die  Lehre  von  der  Dnrchfahrang  der 
BestenemDg  im  Einzdnen  nnd  von  den  einzelnen  Steuern.') 


*)  In  den  beiden  gen.  Anflagen  bez.  g.  106  n.  g.  143. 

")  Diese  Systematik  weicht  ron  Ran  (dessen  fQnfte  AqA.  im  Folgenden  Ttf^ 
mSssig  gemeint  ist)  wesentlich  ab.  Doch  hat  auch  er  die  Lehre  ron  den  Stenea 
nach  demwlben  OMtchtspnnct,  via  ich  hier,  in  zwei  AbtMlnngen  gebXBiOlit  Die 
ganze  Lehre  bildet  bei  ihm  den  4.  Abschnitt  des  3.  Bachs  roa  den  „StaatsetnltaaftM'' 
nnd  zeiftUt  in  die  l.Abth.  „das  Steoerwesen  im  Allgemeinen",  §.  247 — 262,  —  der 
Sehl 088  des  1.  Bands  der  Fbanzwisi.  — ,  nnd  in  die  2.  Abtfa.  „die  einzelaeD  Aitm 
roa  Stenern",  §.  297—462,  die  erste  grössere  Hälfte  des  2.  Bands  dos  Werb.  In 
der  1.  Abth.  behandelt  Ran  nach  einer  sehr  Icorzen  Einleitnng  die  allgemeine  Steoei^ 
lehre  in  4  HaoptstDcken :  Entwicldnog  der  obersten  Bestenenrngsgrondsitze  §.  IM 
bis  267,  die  rolkswirtbachaftL  Wirkungen  der  Stenern  (namentlich  ron  d.  DeberwSlzniig) 
.  26S — 2TS,  Einricbtang  des  Stenerwcsens  (Zusammenhang  a.  AnsflihmDg  d.  Steraem) 
.  276—290,  endlich  Eintheilang  der  Stenern  §.  291—296.  Bei  Bau  wie  bei  aU«i 
Aclteren  treten,  wie  in  d.  Vorbem.  oben  S.  141  S.  niber  ansgefQbrt  wurde,  die  „aÜge- 
meinen  Lehren"  hinter  die  speeiellen  sehr  znrOck,  weil  der  priratwirthschaftlichQ  und 
teduische.  hier  besonders  der  stenertochnische  Standpnnct  die  ErOrterong  ganz  W- 
henscht  Der  Zasanmenhaag  mit  den  Fiageo  der  ToUnwirthsdiKfU.  OmnisauoB  wU 
mit  dem  ganzen  Tolks-  ond  Staatsleben  wird  dab^  zu  wenig,  oft  nSerhanpt  kum 
rerfotgt  Von  meinem  in  der  „Gmndlc^g**  nnd  im  1.  Bande  der  Fla.  entviokaHna 
Standpnncte  ans  ist  dies  ein  Fehler.  Aach  filr  die  Besteacmng  sind  in  der  „allge- 
meinen Lehre"  eine  Baihe  ron  principiellen  Fancten  höchster  Bedentong  zoeral 
zu  erörtern.  In  der  spec  Lehr«  handelt  es  sich  dann  mehr  nni  um  die  weitere  A«*> 
fahrnng  der  Dnlersnchnng,  wie  die  festgestellten  Frincipien  im  Einzelnen  za  rei^ 
wirklichen  sind.  Hier  ist  das  stenertechttische  Detail  die  Hanptsache.  Im  CnterscUed 
ron  Baa's  Werk  wird  daher  die  allgemeine  Steneriehre  im  Folgenden  riel  umCaag^ 
reicher  nnd  behandelt  eine  Menge  Pnncte,  welche  Ban  noch  kanm  berabrte  oder  doch 
nicht  im  Znsammenhang  mit  den  rolkswirthschafUicben.  politischen,  socialen  \etMh- 
nisaen  nnd  mit  der  ganzen  geschichd.  Entwichlnng  des  Volk»-  n.  Staatatobens  bnchtai 
Namentlich  die  Unterinchongen  des  folgenden  1.  Hanptabschu.  der  ].  Abth.  Müm 
daher  bei  Ban  Üut  gua,  bis  auf  ein  paar  dnschlagende  BemerlniRgea  !■  nlMr 
EinMtDBg  §.  247—249. 
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II.  —  §.  330.  Vorlänfige  Festätellnng  einiger  Haupt- 
pnncte  der  Terminologie.  Diese  steht  in  Theorie  nnd  Praxis 
nicht  endgiltig  fest  und  bietet  manche  Schwierigkdt,  weil  sie  mit 
den  Prineipien  der  Bestenerang  selbst  zusammenhängt.  In  späteren 
Abschnitten,  besonders  in  demjenigen  vom  Steuersystem  nnd  den 
Steneraiten,  wird  daher  aueh  genauer  auf  einige  der  GontroTersen 
der  Terminologie  nnd  der  Classification  der  Stenern  einzugehen 
Bein.  £s  ist  jedoch  unvermeidlich,  schon  hier  dnige  Hauptpunkte 
der  Terminologie  vorlttufig  fiBstzustellen,  um  im  weiteren  Verlauf 
Ton  bestimmten  technische  Ausdrücken  Gebranch  machen  zu 
können.  Zu  diesem  Zwecke  werden  hier  die  Begriffe  Steuer- 
quelle  und  BemesBungsgrnndlage;  dann  verschiedene 
technische  Änsdrttcke  des  Steuerwesens  wie  Stenersubject, 
•Object,  -Einheit  oder  -Fuss  und  damit  zusammenhängende;  endlich 
der  Begriff  „Steuersystem"  erläutert  nnd  werden  die  wichtigeren 
Eintheilangen  der  Stenern  vorgefilhrt  und  characterisirt  *) 

A.  Stenerqnelte  und  Bemessnngs-  (Umlegungs-,  Ver- 
tiieilungfl-,  auch  Veranlagungs-)  Grundlage  oder  Steuer- 
object  (in  diesem  Sinne)  s.  nnten  §.  370  ff. 

Stenerqnelle  ist  deijenige  Gflter-  bez.  Werthbetrag,  aus  dem 
die  Steuer  reell  entrichtet  (gezahlt,  getragen),  Bemessnngs« 
gnmdlage  dagegen  die  Tbatsaehe  bez.  das  Objeet,  nach  welchem 
die  Steuer  umgelegt  wird.  Steaerquelle  und  Bemessnngsgmnd- 
lage  könn-en  identisch  sein,  sind  dies  aber  nicht  nothwendig. 
Ersterea  ist  z.  B.  der  Fall  bei  der  gewöhnlichen  Einkommensteuer, 
wogegen  bei  den  ttblichen  Vermögensstenem  zwar  das  Vermögen, 
bei  den  Verbranchsstenem  der  Verbrauch  die  Bemessungsgmndlage, 
aber  das  Einkommen  die  Steuerquelle  ist 

1)  Aufldrflcke  wie  „Vermögenssteuer",  „Kiqyitalstener"  haben 
daher  eine  wohl  zu  nnterscheidende  Doppelbedentnng:  sie  können 
ebensowohl  Stenern  bezeichnen,  bei  denen  das  Vermögen,  das 
Kaintal  die  Steoerqnelle,  als  ^  Bomessnngsgmndlage  ist  Meistens 
bedeuten  sie  letzteres,  d.  h.  es  handelt  sich  om  nominelle 
(scheinbare)  Vermögens-  nnd  Kapitalstenem,  die  nur  nach  dem 

*)  TgL  Baa,  I,  §.  2M,  281  S..  291  ff.,  mit  dem  ich  in  terminülogischen  Puncten 
mehr  ab  Id  priBotoieUaiL  Obeidnstiinnie.  Stoin,  4.  AuS.  I,  433  ff.,  der  gerade  in 
der  Termioologie  aelit  willkOliriich  ist  lud  nnn&üiig  von  der  bisberigea  ibveicliL 
Beachtenswerth  ancli  Hock,  Abgaben,  §.  14  u.  passün.  Eine  Aaseioandeisetzang 
mit  Stein  v.  A.  Uber  einzelne  technlscbe  Bezeichnungen  vird  absicbtlleh  anf  die 
ipUerea  Abschnitte  Terschoben.  In  dltaea  etfblgt  aacb  die  Begründung  deqenigen 
terminelogischen  Pnncte,  velche  mit  ist  Anfstelloilg  des  Stenetaystenu  in  Trabindnng 
•tehe». 
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Vermögen  aufgelegt,  aber  in  Wirklichkeit  BinkommenstenerD  sind. . 
Im  CJnteraohied  davon  l&sst  sich  eine  VermOgewi-  oder  Kapitab- 
stener  der  erBten  Art  als  eine  eigentliche  (wahre,  reelle) 
bezeiclmen,  die  wirklich  aas  dem  Vermögen  einer  Person  o.  b.  w. 
entrichtet  wird,  dasselbe  vermindert.  Ob  eine  nominelle  Ver- 
mttgenaatener  zn  einer  reellen  oder  eine  Einkommensteuer  zu  einer 
eigentlichen  Vermögenssteuer  wird,  hängt  öfters  von  der  speeiellet 
Art  der  Steuer  and  von  der  Erhebnngsart  (z.  B.  bei  Erbschafis- 
steuem,  Besitzwechselabgaben),  femer  namentliob  von  der  HOfae 
des  Steuersatzes  ab.  FQr  die  richtige  endgiltige  Rnbricinmg  einer 
solchen  Steuer  ist  die  thatsächlicbe  Wirkung,  nicht  die 
Voraussicht  oder  Absieht  des  Gesetzgebers  massgebend. 

ä)  Mehrfach  ist  hier  auch  wieder  die  strenge  Scheidung  des 
Volks-,  and  des  einzel-,  bez.  privatwirthschaftlichen  Stand- 
punets  zur  richtigen  Beurtheilung  des  Wesens  von  Stenern  gleSdua 
Namens  geboten,  so. besonders  bei  den  Vermögens-  nnd  Kapita^ 
steuern.  Eine  solche  Steuer  kann  einzel-  oder  privatwirthsehaftUeh 
vielleieht  eine  reelle  Vermögenssteuer  sein,  wdche  ans  dem  Ver 
mögen  einer  Person  entrichtet  wird:  so  die  meisten  Erbschate- 
Stenern,  manche,  besonders  sehr  hohe  Besitswecbselabgabeii  s.  & 
bei  Verkäufen  von  Grundeigenthum.  Damit  ist  diese  Steuer  ate 
noch  nicht  nothwendig  eine  eigentliehe  VermOgensstaoer  im  volks- 
wirthschafdichen  Sinne,  welche  zugleich  das  gesammte  Volksve^ 
mögen  vermindert.    Sie  überträgt  vielmehr  möglicher  Weise  nar 
Vermögen  von  einer  Wirtbscbaft  an  andere,  direot  oder  indineL 
So  kann  die  Wirkung  von  Erbschaftssteuern  sein,  wenn  ihr  Ertrag 
dem  Staat  oder  der  Gemeinde  zu  Kapitalanlagen  dintt  oder  all- 
gemein, wenn  eme  solche  oder  ähnliche  Stener  nnr  znr  ErleiehtenaiK 
der  Steuerlast  Dritter,  z.  B.  Aermerer,  führt  und  von  diesen  Ter 
hältnissmässig  mehr  eigenes  Kapital  erspart  wird. 

B.  —  §.  831.  Versehiedeae  teohnisehe  Auadrtteke 
des  Steuerwesens.   S.  bes.  unten  Hauptabschn.  4  d.  1.  AlrtkasL 

1)  Steuersubject  oder  Steuerpfliehtiger  ist  diejenige 
Person,  von  welcher  reehtlieh  die  Stener  zn  zahlen  ist  In 
Gegensatz  dazu  ist  Steuere bject,  in  einem  dem  im  vorigen 
erwähnten  ähnlichen,  aber  nicht  gleichen  Sinne,  der  Umstjtnd, 
dessentwegen  und  insbesondere  die  Sache,  für  welche 
(wegen  des  Besitzes,  Verbrauchs  derselben  u.  s.  w.)  die  Stener 
zu  zahlen  ist,  z.  B.  der  „Einkommenbezug",  der  „VermOgensbesits^r 
das  Haus,  das  Grundstflck,  der  Huud,  die  and  die  einzelne  Waaie. 
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2)  Steaer Zahler  ist  der,  welcher  als  Steaersnbjeot  die  Steuer 
xnersf  entrichtet  oder  ansiegt,  also  im  Kormalfall  derGeld- 
stener  sie  ans  seiner  Kasse  bestreitet,'  Steuerträger  der,  welcher 
sie  esdgiltig  ans  seinem  Eick  ommen  oder  Vermögen  deckt 
Stenerzahler  nnd  Stenertifiger  können  identisch  sein  nnd  sollen 
das  mitunter  nach  der  Absicht  oder  wenigstens  nach  der  Vorans* 
sieht  des  Gesetzgebers,  wie  bei  den  nnten  zn  erwähnenden  sogen, 
„directen"  Stenern  (§.  338,  388)  anch  sein.  Sie  können  nnd 
sollen  eveutnell  aber  aaoh  verschieden  sein,  wie  bei  den  sogon* 
„indireoten"  Stenern.  Verkehrsprocesse ,  welche  man  ids 
„Ueberwälznng"  znsammenfasst  (§.  382  ff.)  bewirken,  dass 
rielfaeh  der  Stenerträger  ein  anderer  als  der  Stenerzahler  wird. 

3)  Steuereinheit  ist  das  einzelne  Steuerobject  nach  Zahl, 
Maass,  Gewicht  n.  s.  w.  bestimmt,  nach  welchem  die  Steaer  be- 
messen wird,  z.  B.  der  „Kopf",  oder  der  „m&nnliebe  Kopf*,  oder 
der  „Kopf  des  und  des  Alters",  oder  die  „Familie",  wonach  Kopf- 
und  Pamilienstenem;  „ein"  Gewerbebetrieb,  „ein  Hundert"  Ertrag 
von  Grundstöcken,  Hänsem,  Gewerben,  rom  Einkommen,  vom 
Vermögenswertb,  nach  welchen  Ertrags-,  Einkommen-,  Vermögens- 
steuern; „ein  Eimer"  Maische,  nach  dem  Branntweinsteuern;  „ein 
Centner"  Gewicht,  nach  dem  Zolle  und  Aceisen;  „dn"  Gontraet, 
Vollmacht,  Urkunde,  wonach  Verkehrsstenem  in  Stempeifonn  be- 
messen werden. 

Steuersatz  ist  dann  der  Betrag,  welcher  von  der  Steuereinheit 
als  Steaer  ertioben  wird,  z.  B.  2  Rubel  vom  Kopf,  4  vom  Hundert 
des  Hausertrags,  3  rom  Hundert  des  Einkommens,  I  Thaler  von 
einer  Vollmacht,  20  Mark  vom  Gentner  Kaffee  n.  s.  w.  Mit  dem 
Begriff  des  Steuersatzes  ist  eigentlich  der  des  SteuerfuBseB  gleich- 
bedentend.  Doch  wird  letzterer  Ausdruck  auch  wohl  auf  die  Fälle 
beschränkt,  wo  die  Stenereinheit  in  ^em  Geldwerthbetrag, 
wie  bei  Einkommen-,  allgemeinen  Vermögens-,  den  meisten  Ertrags- 
stenem,  auch  vielen  Verkehrsstenem  besteht,  im  Unterschied  von 
den  Fällen,  wo  die  Steuerdnheit  eine  Person  selbst  oder  ein 
GesehäAsbeCrieb  oder  eine  Sache  ist  nnd  wo  man  dann  nur  vom 
Steuersatz  spricht 

4)  Stenerkataster  nennt  man  insbesondere  bei  den  sogen. 
Real  Stenern  des  Ertragssteuersystems  die  amtliehen  Sammlungen 
der  Thatsachen  zur  Feststellang  der  Steuersubjecte  und  -objecte 
sowie  zur  Ermittlung  der  individuellen  Steuerschuldigkeiten  der 
^nzelnen  Steuerpflichtigen.  So  spricht  man  namentlich  von  Grund-, 
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Gebäude-,  Gewerbesteuer -Kataster.  Analog  iKsst  sich  aber  aaeh 
bei  anderen  direeten  Stenern,  e.  B.  den  Leihzins-,  VermSgens-, 
den  LnxQSSteaem,  selbst  bei  gewissen  indirecten  Verbraochssteueni, 
nemlich  bei  deigenigen,  weloliesich  an  denBetiieb  eines  inländisdien 
Untemebmens  Itntlpfen,  von  Stenerkatastem  reden. 

5)  Steaerr ollen  oder  Steaerl ist en  sind  die  namens  weisen 
lUntlichen  Verzeichnisse  der  Stenersubjecte  mit  Angabe  des  schul- 
digen Steaerbetrags  eines  Jeden.  Sie  kommen  specieU  bei  den 
sqgen.  direeten  Stenern  ror,  ergeben  sich  bei  manchen  davon  ab 
Auszüge  ans  den  Katastern,  werden  aber  auch  wohl  selbständig, 
z.  B.  für  Kopf-,  Einkommensteuern  aufgestellt. 

6)  Steuert arife  sind  die  amtiichen  Verzeichnisse  der  Straei^ 
einheiten  und  Steuersätze  immer  je  fQr  eine  Reihe  einzelner  Stener- 
objeote,  welche  zu  einer  bestimmten  Steuergattnng  geboren.  Sie 
finden  neh  speciell  bei  den  sogen,  mdireeten  VerbranohsstenenL 
So  die  Zolltarife,  mit  der  Gliederung  in  Ein-,  Ans-  und  Dnrdh 
fohrtarif;  die  städtischen  Thorstenertarife,  die  Verkehrs  Steuer 
tarife,  die  Stempeltarife,  wie  anderseits  die  verschiedenen  Ge- 
bflhrentarife,  z.  B.  för  Leistungen  der  Post,  Telegraphie,  dsr 
Gerichts-  und  Verwaltungsbehörden  u.  s.  w. 

Zahlreiche  wtitere  technisehe  Ansdrflcke  des  Stenerwesen 
beziehen  sich  mehr  auf  Einzelheiten  der  Stenerverwaltiing  md 
können  hier  noch  übergangen  werden.  Dartiber  wie  auch  Über 
Fragen,  welehe  sieh  an  die  erläuterten  Begriffe  anscblieasen, 
Näheres  im  4.  Hauptabschnitte  der  1.  Abtheilung  dieses  Kaphds. 

G.  —  §.  332.  Steuersystem  and  Steuerarten. 

Ersteres  bezeichnet  den  Inbegriff  der  verschiedenen  Steners, 
dnroh  welche  die  Bestenerong  im  erforderlichen  Umftmg,  daher 
mit  dem  gebotenen  Gesammtertrage,  unter  Bertlcksiohtigasg 
der  obersten  Besteuerungsgrundsätse  durehgeftlhrt  wird  oder 
werden  solL 

Die  einzelnen  Steuern  bilden  nach  gewissen  gemeinsanea 
Merkmalen  Stenerarten  oder  -Gattungen  oder  Steaerkate- 
g  0  r  i  e  en.  Mao  kann  hierbei  drei  Eintheilungsprincipien  benataea : 
nach  der  verschiedenen  Stenerquelle,  der  verschiedenen  Be- 
messnngsgrnndUge  und  der  verschiedenen  ErbebangaarL 

1)  Nach  der  (einzelwirthschaftHchen)  Stenerquelle  täaA 
Vermögens-,  bez.  Kapital-  und  Einkommensteuern  sa  ontw- 
scheiden.  Zu  letzteren  gehören  hier,  wenigstens  nach  ihrer  meiateas 
beabsichtigten  und  gewöhnlich  auch  allein  eintretenden  WirkoBg, 
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ausser  den  den  Namen  Einkommensteuern  führenden  Stenern  die 
nnten  OTWftbnten  sogen.  Ertrags-,  Verbrauchs-  nnd  die  meisten 
Verlcehrssteaem. 

Die  im  Folgenden  dargelegte  Eintbeilang  d^  Vermögens - 
nnd  Kapitalstenem  nach  dem  Ursprung  nnd  Umfang  der  besteuerten 
Wertbbetrttge  lässt  sich  anch  aaf  die  eigentlichen  VermOgens- 
stenemf  bei  denen  das  Vermögen  die  Stenerqnelle  ist,  anwenden: 

§.  333.  —  8)  Nach  der  Bemessnngsgrnndlage  sind  ver- 
sehiedene  Eintheilungen  der  Stenern  möglich,  insbesondere:  a)  Ver- 
mögens- (Kapital-)  nnd  Einkommenstcnem;  b)  Erwerbs-, 
Besitz-  nnd  Gebranchsstenem;  c)  Personal-  nnd  Real- 
stenem;  d)  Schätzungen  nnd  Verbrauchssteuern;  e)  all- 
gemeine oder  eigentliche  Ertrags-,  specielle  Erirags- 
oder  Verkehrs-  nnd  Einkommenstenem.  Mehrfach  sind  diese 
Eäntfadlnngen  mit  einander  zu  eombiniren  oder  geben  selbst  in 
einander  tlber,  wie  die  unter  Obiffre  b  nnd  d  genannten  Stenerarten. 

a)  Vermögens-  und  Einkommensteuern. 

Die  hierher  gehörigen  Vermögenssteuern  sind  die  nominellen. 
Bei  ihnen  dient  der  Besitz  einer  Person  an  Werthobjecten  als 
Bemeasnngsgrnndlage  der  Bestenerung:  insofern  gehören  sie  anch 
sn  den  in  %.  334  genannten  Besitssteuem.  Einkommenstenem  im 
gegensätzlichen  Sinne  -zu  Vermögenssteuern  sind  dann  solche 
Stenern,  bei  denen  ddl  irgend  wie  ermittelte  Einkommen  (der 
Erwerb)  oder  Thatoachen,  ans  wdchen  auf  das  Einkommen  rUck- 
geschlossen  wird,  die  Bemessnngsgrnndlage  bilden.  Hier  bandelt 
es  sich  daher  wesentlich  um  die  in  §.  334  besprochenen  Erwerbs- 
nnd  Gebranchsstenem. 

Je  nach  dem  Ursprung  der  bezUgliehen  Werthbetrilge  nnd 
nach  dem  Umfang  der  Besteuerung  ergiebt  sich  fltr  die  (nomi- 
nellen wie  reellra)  Vermögenssteuem  weiter  folgende  Eintbeilang: 

a)  Die  Steuer  kann,  was  den  Ursprung  des  Besitzes  anlangt, 
sich  richten,  einmal  nach  dem  „normalen"  Werthbetrag,  den  eine 
Person  ans  ihrem  selbst  erworbenen  Einkommen  in  ihrem  Ver- 
mögens- bez.  Kapitalbesitz  ,^anlegte";  oder  zweitens  allein 
oder  mit  nach  demjenigen  Werthbetrag,  der  zn  diesem  Besitz 
ohne  ihre  persönliche  Leistung  „zufällig"  hinzugewachsen 
ist.   Im  letzteren  Fall  entstehen  Stenem 

aa)anfdeD  Werthzowachsan8„Gonjunctnrengewinnsten"(Gmnd- 
eigenthum!),  sowie  ans  reinen  Spielgewinnsten  (Lotterie)  (§.  462  ff.). 

bb)  auf  den  Anfall  aas  Erbschaft,  Legat,  Geschenk  (§.  468). 
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ß)  Nach  dem  UmfaDg  sind  za  nnteracbeiden: 

aa)  Allgemeioe  VermOgeDSSteaern,  welche  das  gesammte, 
wie  immer  beschafTene  Vermögen  einer  Person  (Gebrauohsvermögen, 
insbesondere  Natzrermögen,  wie  Kapital,  Immobil-  wie  MobUm- 
mOgen)  treffen  (§.  473),  and 

bb)  partielle  Verm&genBStenem,  welche  eine  bestimmte  Kstt 
gorie  des  Vermögens  einer  Person  oder  selbst  nur  Tbeile  einer 
solchen  Kategorie,  s.  B.  nur  das  Kapital  oder  nor  das  Notirei- 
mögen,  nur  das  Immobil-  oder  nnr  das  MobilvermOgen  oder  gewisse 
Bestandtheile  jeder  dieser  Gattungen  belasten.  Einzelne  der  sogen. 
Laxnssteaem,  B.  auf  den  Besitz  Ton  Wagen,  Gold-  and  Silber 
geschirr  a.  dgl.  sind  Beispiele  von  ganz  speoi^en  partiellen  Ver- 
mögensstenem  (§.  474  ff.). 

§.  334.  —  b)  Erwerbs-,  Besitz-  und  Gebraachsstenern. 
Diese  Eintheilang  der  gesammten  Stenern  wird  in  der  späteres 
Untersuchung  tlber  die  finanzwissenschaftliche  Bildung  des  Steeer- 
systems  genauer  erörtert  werden  (§.  438  ff.).  Sie  ist  in  dieser  Weise 
ongewOhnlich ,  möchte  aber  fttr  die  Fragen  des  Stenersyatems  be^ 
sonders  passend  sein. 

Auch  diese  Unterscheidung  ist  eine  solche  nach  der  h- 
messnngsgrnndlage  (§.330).  £rwerbBSteaem  in  diesemil^ 
gemeinsten  Sinne  (im  engern  Sinne  kommt  der  Ausdruck  m^* 
fach  in  Theorie  und  Praxis  vor,  z.  B.  fltr  Verallgemeinerte  GeweriK- 
steuern,  Einkommensteuern)  shid  Steuern,  welche  das  EinkoBBV 
und  Vermögen  eines  zu  Besteuemdeu  im  Erwerb,  d.  h.  Id  der 
technisch -ökonomischen  und  rechtlichen  Entstehung  bei  ibOi 
als  „sein"  Einkoramen  oder  Vermögen,  aufsuchen.  BesitssteBero 
sind  di^enigen,  welche  das  Einkommen  oder  Vermögen  des  Eiozel 
nen  in  dessen  Besitz  verfolgen.  Gebrauchs  steuern  endlicii 
sind  Steuern,  welche  sich  an  den  Gebrauch  von  EinkoiaiBeo 
oder  Vermögen  oder  Theilen  davon  anknitpfen,  daher  namentlicb 
bei  der  Verausgabung  von  Einkommen  (im  arbeitstheiligen 
Verkehr),  bez.  beim  „Verbrauch"  nnd  bei  derBenutzung  voo 
Vermögensobjecten  Seitens  dner  Person  vorkommea.  Practiscli 
und  theoretisch  am  Wichtigsten  ist  die  erste  tmd  zweite  Gattoog- 

a)  Die  Erwerbssteaem  zerfallen  in  di^enigen  aof  dei 
bernfsm&SBigen  Erwerb,  auf  den  Erwerb  durch  einzelne  Acte 
oder  Rechtsgeschäfte  und  auf  den  Erwerb  durch  AnfsH 
(wie  Erbschaft,  Geschenk)  und  durch  Werthzuwacfas  oboe 
eigene  wirthschaiUiche  Leistung  des  Erwerbers  (§.  441  £). 
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aa)  Die  Steaeru  anf  den  berafBin&ssigeD  Erwerb  sind  wieder 
entweder  Snbject-  oder  Objectsteaem.  Jene  knüpfen  sich  an 
die  Person  des  Erwerbers,  welche  Einkommen,  Erträge,  Vermögen 
in  sich  als  in  der  Rechtspersönlichkeit  zosammenfasst.  Dahin 
gehören  namentlich  Kopf-,  FamUien-|  aUgemeine  Vermögens-, 
besooders  die  nominellen  sogen.  „Einkommensteuern".  Die  Object- 
steaem halten  sich  an  die  Erträge  gebenden  oder  doch  Ertrags- 
fähigkeit besitienden  Obj  ecte  aU  solche,  ohne  nähere  Ettok- 
sicht  anf  die  die  Erträge  mit  bewirkende  und  sie  beziehende  Person. 
Solche  Stenern  sind  die  unten  genannten  „Ertrags steuern."  Diese 
Snbject-  und  Objectsteuem  bilden  einen  Haupttheil  der  in  §.  336 
besprochenen  sog.  „Schätzungen",  Tind,  wegen  ihrer  üblichen, 
übrigens  nicht  allein  vorkommenden  Erhebungsform,  der  sogen, 
„directen"  Steuern  (§.  338,  442  fif.). 

bb)  Die  Steuern  auf  den  Erwerb  durch  einzelne  Acte 
oder  durch  die  bezüglichen  Rechtsgeschäfte  im  Verkehr  kann 
man  mit  Stein  (übrigens  nicht  ganz  in  demselben  Umfang  und 
nieht  mit  ganz  derselben  Begründung  wie  er)  Verkehrssteuem 
nennen.  Sie  werden  vielfach,  wie  gewisse  Gebühren,  in  Stempel- 
form erhoben,  denn  der  Stempel  ist  keine  Stenerart,  sondern 
eine  Steuer-  und  Gebtthrenerhebnngsform  (§.  320),  verbinden 
sich  auch  Öfters,  im  einzelnen  Fall  untrennbar,  mit  Gebühren.  Sie 
werden  gewöhnlich  zu  den  „indirecten"  Steuern  gerechnet, 
meistens  mit  Unrecht,  da  sie  vielmehr  in  der  Regel  „direete" 
sind,  d.  h,  den  Steuerzahler  auch  als  Steuerträger  tre£fen  oder 
doch  treffen  sollen.  Sie  haben  nur  auf  der  anderen  Seite  mit  den 
sog.  Verbrauchssteuern  darin  eine  Aehnlichkeit,  dass  sie  nur  in 
Folge  bestimmter,  mehr  oder  weniger  vom  Willen  einer  Person 
abhängiger  Handlungen  oder  Vorgänge  im  Verkehr  eintreten.  S.  u. 
§.  337,  463  ff.  \ 

co)  Die  Stenern  anf  den  Erwerb  durch  Anfall  und  durch 
einen  vom  Betreffenden  ökonomisch  nicht  „verdienten"  Werth - 
zawaebs  sind  Stenern  auf  Spielgewinnste,  auf  Erbschaften 
und  Geschenke  und  auf  den  specnlativ  eratrebten  oder  ganz 
zufälligen  Conjuncturengewinn.  Die  betreffenden  Steuern  ge- 
hören als  selbständige  Stenern  zu  den  directen  nnd  meist 
zn  den  Schätzungen.   S.  u.  §.  459  ff. 

ß)  Die  Besitz  steuern  können  auch  als  Formen  der  vorher- 
gdienden  Steuergattung  vorkommen.  Es  gehören  von  selbständigen 
jSteuem  dabin:  aUgemeine  Vermögenssteaers,  partielle 
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Vermögenssteuern  von  Eategorieen  von  VennOgenaobjecten 
und  Steuern  von  einzelnen  Objecten  des  NntzvermOgenB,  wie 
die  sogen,  directen  Lnxnssteuem,  die  anderseits  wieder  6 e- 
branchssteaOTn  sind.  Alle  diese  Stenern  sind  gewöhnlich  direet« 
Stenern  und  znm  Theil  Schätzungen.   S.  n.  §.  471  ff. 

y)  Die  Gebranchsstenem  zerfallen  in  die  Verbraucbs- 
steaern  von  einzelnen  sachlichen  Consamptibilien  und 
in  die  Stenern  von  Nutzungen  des  NatzvermOgens,  bez.  räisdiKr 
Objecte  desselben,  sowie  von  gewissen  persönlichen  Genttsses. 
Die  Verbranchsstenern  sind  meistens  die  praotisch  wichtigste  Steuer- 
gattnng  der  modernen  Staatsbesteaerang  geworden.  Sie  sind  es, 
welche  man  häafig  schlechtweg  als  „indirecte"  Stenern  bezeichnet 
(§.  338),  weil  sie  im  heutigen  Verkehr  gewöhnlich,  aber  nicht  ans- 
schliessÜeh,  indirect  erhoben  werden.  Sie  sind  den  Sohatznngen 
gegenüber  zu  stellen.  Die  Nutznngsstenern  sind  auch  Gebraachs- 
stenem,  werden  aber  regelmässig  direet  erhoben  nnd  erschmi 
zugleich  als  Besitzstenem  nnd  als  Schätzungen.  S.  u.  §.  4761 

Einige  weitere  Bemerkungen  Uber  die  Erwerbs- ,  Besitz-  vd 
Gebranchssteoem  schon  in  §.  336, 337,  eingehend  darttber  in  §.  410ff 

§.  335.  —  c)  Personal-  und  Realstenern. 

a)  Ganz  allgemein  genommen  bezeichnen  beide  Ansdrfltie 
ziemlich  dasselbe  wie  die  im  vor.  §.  erwähnten  Snbject-  oA 
Objectsteuem:  Personalsteuem  sind  solche,  welche  sich  d»Ii 
persönlichen  Verhältniasen  des  Steaeipflichtigen  oder  nachEio- 
kommen-  nnd  Vermögens  Verhältnissen,  welche  in  ihm 
jectir")  znsammengefasst  werden,  richten;  Realsteuem  da 
gegen  solche,  welche  sich  an  die  vom  berechtigten  Indiridansi 
getrennt  betrachteten  („objectivirten")  Vermögensverhäit- 
nisse  knüpfen.  Personalsteuem  sind  daher  die  Kopfsteuern,  die 
Familienstenem  (auch  wohl  reine  Personalsteuem  genannt,  wem 
auf  Vermögenslage,  Art,  GrOsse  des  Einkommens  dabei  gar  keine 
Rücksicht  genommen  wird).  Personalsteuem  in  diesem  Sinne  sind 
aber  auch  die  allgemeinen  Einkommen-  und  VermOgenssteoero, 
welche  nach  einer  auf  genereller  Abschätzung  oder  Selbstangabe 
beruhenden  Bemessung  des  gesammten  Einkommens  oder  Vermögens 
einer  Person  aufgelegt  werden.  Realsteaern  dagegen  sind  Steoern, 
welche,  ohne  Rücksicht  auf  die  sonstigen  persönlichen  Verhältnis 
des  Eigenthttmers,  auf  VermOgensobjecte  als  solche  gelegt  werden, 
z.  B.  auf  den  Grund  nnd  Boden,  die  Gebäude,  auf  Theile  der 
bewegliehen  Prodnctionsmittel  (des  Kapitals),  des  NntzrennOgei» 
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nnd  nach  Anzahl,  Umfang,  Werth  n.  s.  w.  dieser  Objecto  bemessen 
werden. 

ß)  In  verwandtem,  aber  etwas  speciellerem  nnd  noch  mehr 
äuBserlichem  Sinne  nennt  man  anch  einige  besondere  Stenern, 
nemlich  die  Grund-  nnd  Hansstener,  mitunter  auch  die  Qewerbe- 
stener  Real  Stenern,  znm  Unterschied  von  Lohn-,  Besoldnngs- 
steaem  nnd  den  verschiedenen  Formen  der  Einkommenstenern, 
als  den  Personalstenern,  Diese,  Übrigens  nicht  feststehende  nnd 
ftlr  die  Gewerbesteuer  aneh  nicht  ganz  zntreffende  Terminologie 
wird  n.  Ä.  bei  den  einzelnen  Stenern  des  hernach  za  erwähnenden 
(modernen)  Ertragsstenersystems  gebraucht 

g.  336.  —  d)  Schätzungen  nnd  Verbravchsstenern. 
Diese  schon  in  §.  334  nach  einer  Seite  behandelten  Stenern  ver- 
langen  nooh  eine  andere  vorläufige  Erörterung  zur  Characteristik 
ihres  Wesens  nnd  ihrer  Erscheinnugsformen. 

a)  Unter  dem  etwas  altertbümtichen ,  im  heutigen  Sprachge- 
brauch selten  gewordenen,  aber  ganz  gnten  Kamen  „Schätzungen" 
bon  man  mit  Ran  (I,  §.  S92)  diejenigen  Stenern  zusammenfassen, 
welche  bestimmten  einzelnen  Personen  aufgelegt  werden  auf 
Gniod  bestimmter  Thatsachen  ihrer  individuellen  Lebens-, 
Besitz-  und  Erwerbsverhältnisse  nnd  der  in  diesen  That- 
sachen sich  äussernden  Stenerfähigkeit  Nach  Thatsachen 
der  Lebensverhältnisse  ergeben  sieh  allgemeine  oder  partielle  Kopf- 
stenem  (z.  B.  bloss  für  die  männliche  oder  itlr  die  Bevölkerung 
Aber  einem  gewissen  Alter),  Familien-,  Herdstenem,  reine  Personal- 
Bteuem.  Nach  Thatsachen  des  Besitzes  oder  Erwerbs,  Einkommens 
D.  s.  w.  werden  Sehatzungen  unter  dem  besonderen  Namen  von 
allgemeinen  nnd  partiellen  Vermögens-,  Kapital-,  Gmnd-,  Haus-, 
Gewerbe-,  Ertrags-,  Einkommen-,  Erbschaftssteuern  aufgelegt  In 
vielen  der  letzten  Fälle  knflptt  die  Besteuerung  an  den  Process 
de«  Erwerbs  oder  der  Gewinnung  des  Einkommens,  der 
Prodnction  des  einzelwirthschaftlichen  Reinertrags  an.  Hit  Rttck* 
sieht  darauf  lassen  sich  Schätzungen  dieser  Art  anch  wohl  wie  in 
§.  334  Erwerbs-  (allenfalls  auchProductions-)  Steuern  nennen, 
im  Gegensatz  zu  der  folgenden  Kategorie. 

ß)  Verbrauchssteuern  (auch  Verzehrnngs-,  Gonsnm- 
tions-,  Aufwands-,  Verwendungs steuern  genannt),  richtiger 
indessen  znnächst  noch  genereller  als  Gebrauchssteuem  zu  be- 
zeichnen, sind  nemlich  nmgekehrt  Steuern,  welche  sich  an  den 
Process  der  Verwendung  oder  Benutzung  des  Vermögens 

A.  Wagnftr,  FinanxwiiBeBicliafl.   IL  11 
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filr  Zwecke  der  BedOrfaissbefriedigang  nod  namentlich  &d  die 
Veransgabnng  des  Einkommens  knüpfen.  Sie  treffen  dab» 
nicht  im  Voraus  bestimmte  einzelne  Personen,  sondern  jeden  Be- 
liebigen dann,  aber  auch  nar  dann,  wenn  er  eine  bestimmte 
Verwendung  oder  Benotsnng  des  Vermögens  oder  eine  beatimmle 
Ansgabe  macht,  an  welche  das  Gesetz  eine  Stener  anseblieest. 
Wichtigere  Beispiele  sind:  die  Wohnnngs-  (Mieth-)  steaer  dei 
Hansbewohners,  die  sogen.  LnxnBStenem  fttr  einen  Besitz  oder  flr 
eine  Einkommenrerwendnng,  welche  einen  gewissen  grosseren  od» 
aparten  Aufwand  darstellen  (Wagen-,  Schmnck-,  Hunde-,  Bedienten- 
stenem  n.  dgl.  m.);  besonders  aber  die  im  engeren  Sinne  passend 
allein  sogenannten  Verbranchssteuem  auf  Kahrnnga-  and  Genoss- 
mittel,  wie  Hebl,  Brot,  Fleisch,  Salz,  Getränke,  Tabak,  Zucker  und 
andere  Golonialwaaren ,  sowie  auf  einige  andere  Artikel,  auch  aaf 
Roh-  und  Hilfsstoffe  zur  Verarbeitung,  wie  Brenn-  and  Baamaterii], 
auf  Artikel  fttr  höhere,  selbst  fOr  geistige  BedUrfoisse,  wie  Papier, 
Kalender  n.  v.  a.  m. 

In  einem  theils  gleichen,  theils  sehr  äbnllchen  gegenaätxliefaea 
Sinne  werden  Öfters  in  der  Praxis,  im  populären  Sprachgebrattck 
and  anch  von  einzelnen  Theoretikern  statt  der  Ausdrucke  „Schatz»- 
gen"  und  „Verbrauchsstenem"  die  Angdrtteke  „directe"  and  „ia- 
directe"  Stenern  gebraucht  Das  unterbleibt  aber  besser  (§.  338i 
nnd  wird  anch  nicht  genfigend  dadurch  gerechtfertigt,  düass  die 
Schätzungen  zumeist  (aber  nicht  ausschliesslich)  nach  der  £r- 
hebnngsart  directe,  die  Verbranchsstraem  gleichfaUs  nur  zameiBt 
indirecte  sind. 

§.  337.  —  e)  Ertrags-,  Verkehrs-  und  Einkommen- 
steaem.  Auch  diese  schon  in  §.  334  b^Uhrte  Unterscheidung  ist 
hier  noch  etwas  weiter  za  cbaraoterisiren. 

Die  Eintheilnng  beruht  auf  der  Verschiedenheit  des  Ver- 
fahrens, welches  man  einschlägt,  am  die  Steuerscbnldigk^tea 
richtig  za  ermitteln,  d.  h.  rerhältnissmässig  oder  den  Erwerbsw* 
hältnissen  entsprechend. 

a)  Bei  den  (allgemeinen)  Ertragsstenem  geht  man  uf 
die  Hanptquellen  der  einzelwirthschaftlichen  Beinerträge  zurfiok 
und  sucht  im  Anschluss  an  diese  Qnellen,  als  die  Objecte,  oboe 
Rücksicht  auf  das  wirthschaflende  Sabject  nnd  dessen  spccielle 
Thätigkeit,  jedesmal  den  Totalbetrag  des  Reinertrags  einer  aoleheo 
Quelle  in  einer  einzelnen  Wirihschaft  za  ermitteln,  auf  mancherlei 
rerschiedene,  in  der  modernen  Besteaernng  oft  anf  aasserordenäielt 
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oompUeirte  Weise.  Wegen  dieses  Anschlusses  an  die  Objecte, 
wekhe  den  £rt»g  geben,  kann  man  diese  Steuern  anoh  Object- 
Stenern  nennen.  In  der  älteren  wie  in  der  modernen  Bestenerang 
gehören  namentlich  drei  solebe  Öteaem  hierher:  die  Grundsteuer 
(besonders,  aber  nicht  aussehliesslich,  von  landwirthsehaftUeh  be- 
nutztem Boden,  als  Theil  von  ihr  oder  auch  als  besondere  Steuer 
eine  Wald-,  eine  Hansfläehen-,  anoh  eine  GefiUlstener  von  den 
Zehent-  und  ähnlichen  Gefällen  des  Grondherm),  die  Gebände- 
oder Hanssteaer  des  Eigenthttmers  (im  Unterschied  von  der 
Hans-  oder  Wobnungssteuer  des  Bewohners),  die  Gewerbe- 
steuer (woneben  auch  eine  besondere  Bergwerk-,  Actienge- 
sellsohafts-,  Bisenbahnstener  vorkommt).  Ihnen  reiht  sieh 
als  eine  vierte  allgemeine  firtragsstener  die  Leihzinsstener  (von 
der  Beute  verliehener  Kapitalien,  anoh  im  engsten  Sinn  „Kapi- 
talstener"  genannt),  femer  mitunter  auch  eine  Arbeits  Steuer  anf 
den  Reinertrag  der  Arbeit  schlechtweg  (directe  Lohn-,  auch 
Besoldungsstener)  an.  Doch  liegt  hier  derUebergang  zur  Ein- 
kommensteuer nahe  und  ist  die  Lohn-  und  Besoldungssteuer,  wie 
auch  die  Steuer  vom  Ertrage  der  Arbeit  in  selbständigen  Uberalen 
Berufen  und  wie  die  Leihzinsstener  ttfters  nur  als  ein  Glied  der 
EUnkommensteuer  vorhanden. 

ß)  Die  Yerkehrsstenem  (L.  Stein)  sind  den  eben  be- 
sprochenen Ertragssteuem  verwandt  nnd  können  neben  ihnen 
wohl  s  p  e  0  i  e  1 1  e  Ertragsateuern  genannt  werden.  Sie  suchen 
BMnlieh  ebenfalls  ohne  Rücksicht  auf  die  sonstige  Lage  des  wirth- 
schaftenden  Sobjects  nach  dem  „Reinertrag"  und  fahren  ihn  anf 
die  einseinen  Acte  des  Verkehrs  oder  Erwerbs  zorttck,  dnrch 
welche  er  entsteht  Sie  treffen  daher,  in  dieser  Hinsicht  älmlich 
wie  die  Verbranchsstenem ,  jeden  Beliebigen  alsdann,  aber 
auch  nur  dann,  wenn  er  einen  bestimmten  solchen  einzelnen  Act  zu 
E^erbszweoken  nnd  dabei  dann  mnthmasslich  entweder  unmittelbar, 
oder  mittelbar  einen  Gewinn  macht,  der  einem  Ertrag  analog  ist. 
Die  Verkehrssteuem  knttpfen  sich  destialb  namentlich  an  die  ein- 
zelnen Geschäfte  des  Verkehrs,  besonders  an  die  Verträge 
nnd  die  damit  in  Verbindung  stehenden  Urkunden,  an  Kanf 
und  Verkauf,  Creditgeschäfte  n.  s.  w.  an.  Han  hat  sie  auch  als 
„Stenern  fflr  den  Erwerb  von  Rechten"  (v.  Hock)  be- 
zeichnet, ein  in  der  Regel  zutreffender  Name. 

y)  Die  Einkommensteuern  endlich  snehen,  dem  Ökonomischen 
Begriff  and  Wesen  des  Einkommens  gemäss,  die  Besteuerung  un- 
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mittelbar  an  das  (gesammte)  ,;£inkoinmen"  eines  Sabjects  anza- 
knflpfen,  das  Beinertriige  o.  s.  w.  ab  seto  Einkommen  insammeD- 
fasst  Sie  sind  insofern  recht  eigentlich  Personal- nnd  Snbject- 
Stenern.  Die  allgemeinen  Einkommensteaern  troffen  gewöhnlich 
jede  Art  Einkommen,  einerlei  welches  sein  Uispmng.  ^  nod 
EiDkommenstenem  im  strengeren  Sinne,  wenn  das  Einkommen  in 
seinem  Betrage  wenigstens  angeiUhr  beziffert  wird  (in  Geld  o.  s.  w.), 
am  die  Stoner  nach  der  Htthe  des  Einkommens  nrnznlegen;  im 
weiteren  Sinne,  wenn  die  Ökonomischen  VerhältniBse  der  Peraooeo 
naeh  gewissen  allgemeinen  Uerkmalen,  der  gesammten  Lebenslage, 
des  Berufs,  Stands  n.  s.  w.  festgestellt  nnd  danach  abgestnfto  Steoer- 
betrfige  aufgelegt  werden  (sogen.  Klassen  steuern). 

§.  838.  —  3)  Nach  der  Erbebungsart  oder  nach  dem  Ver- 
fahren, welches  man  anwendet,  um  von  den  zu  bestenendea 
Personen  die  Steuer  wirklich  zu  erlangen,  nnteneheidet  mu 
directe  nnd  indireete  Steuern. 

a)  „Richtet  sich  die  Forderung  geradezu  an  die  Fersonei, 
welche  man  belastra  will,  so  sind  solche  Stenern  nnmittelbv 
erhobene,  directe.  Hier  ist  der  Stenerzahlende  ngleich 
Belastete." 

b)  „Werden  Stenern  ron  Personen  gefordert,  die  sie  naoh 
Absiebt  (oder  der  Voraussicht)  der  Staatsgewalt  nicht  selbst  trag« 
Bondem  von  den  zn  Besteuernden  sich  eraetzen  lassen  sollen,  » 
sind  es  mittelbar  erhobene,  vorgeschossene  oder  in- 
direete Stenern.  Man  setzt  hierbei  voraus,  dass  derjenige,  wdebef 
die  Zahlung  an  die  Staatscasse  leisten  muss,  im  Stande  sein  werde, 
die  wie  einen  Vorschnss  entrichtete  Summe  auf  diejenigen  fibens- 
wälzen,  welche  man  zu  besteuern  beabsichtigt  Wenn  der  Ver- 
käufer einer  Waare  eine  Steuer  vorschiesst  nnd  den  Vorschnss  in 
dem  um  die  Steuer  erhöheten  Preis  wieder  einzieht,  so  tritt  er 
zwischen  die  zn  besteuernden  Einzelnen  nnd  die  Staatfeasse  in  die 
Hitte  nnd  erscheint  als  Werkzeug  der  Steuererhebung."  (Ran,  §.  293-) 

Die  Schätzungen  werden  meistens  direot  erhoben,  die  Ver- 
branchsstenem  dagegen  grOsstenthöls  indirect,  weil  es  sich  hier 
um  eine  Besteuerung  von  Waaren  zn  bandeln  p6egt  nnd  es  dabei 
„gewöhnlich  leichter  ist,  die  Steuer  von  den  Verkänfem  (bez.  Pro- 
dnoenten)  als  von  den  viel  zahlreicheren  Käufern  entriehten  xi 
lassen.  Es  ist  daher  üblich  geworden,  die  Verbrauchssteuern  in- 
direete, die  Schätzungen  directe  zu  nennen.  Dies  ist  jedock 
nicht  riobtig,  denn  es  giebt  Fälle,  in  denen  diese  Namen  mM 
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zatreffend  sind.  Man  kann  Schätzungen  nachweisen,  welche  indirect 
erhoben  werden,  z.  B.  wenn  der  Pachter  und  Hiether  die  Grund- 
aod  HaaSBtener  fttr  den  EigentbUmer  auslegt  nnd  sie  bei  der  Zins- 
zablnng  abrechnet,  nnd  es  können  bei  einer  nnd  derselben  Schätzung 
beide  Erbebnngsarten  vorkommen ,  z.  B.  bei  der  GefUlI-  and  Zins- 
renten- oder  Leihzinsstener,  die  bald  beim  Gläubiger,  bald  beim 
Schuldner  erhoben  werden  kann.  Noch  häufiger  sind  Beispiele 
direct  erhobener  Verbrauohssteuem,  z.  B.  die  Wohn-  oder  Hieth- 
stener  des  HaasbewobnerB  (die  man  umgekehrt  auch  indirect,  nem- 
lich  durch  Vermittlung  des  Hauseigenthflmers  erheben  kann),  ge- 
wisse Luxusstenem,  Steuern  auf  Hunde,  Pferde,  Wagen,  Abgaben 
Tom  Weinkanfe,  beim  Schlachten,  beim  Einbringen  zoll-  oder  accise- 
Pflichtiger  Waaren  für  den  eigenen  Hansgebrauoh  n.  s.  w."  (z.  Th. 
nach  Raa  §.  294). 

Die  wichtigsten  Arten  indirecter  Verbrauchastenem  sind  die 
Greuzzölle  (besonders  die  Einfuhrzölle);  die  in  Form  von 
Thorabgaben  n.  dgl.  beim  Eingang  in  die  Gemeinden  (Städte) 
auf  Staats-  wie  auf  Communalrechnong  erhobenen  Steuern  von 
mancherlei  Artikeln  (Octrois,  Änfschläge,  Accisen, 
„Uauthen");  die  meistens  beim  inländischen  Prodncenten 
eihobenen  Steuern   („inländische  oder  innere  Verbraucbs- 
stenem",  im  Unterschied  von  den  Einfuhrzöllen,  ebenfalls  Aocisen, 
Aufschläge,  genannt)  von  Getränken  (Wein,  Bier,  Branntwein, 
auch  beim  Wirth  erhoben),  von  Mehl,  Fleisch,  Salz,  von 
Zneker,  Tabak  und  Tabakfabrik&ten,  frtther  von  vielen 
anderen  Artikeln;  diB  in  Form  von  Monopolien  erhobenen 
Steuern  (Salz,  Tabak,  Pulver).   S.  unten  §.  478  ff. 
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Allgemeine  Stenerlebre. 

Vgl  Ran,  Fln.  I,  %.  247—296.  —  Wesentlicb  Ton  denelbm  Gnuduiclia»! 

aus  wifi  ich  hier,  wenn  aach  mit  manchfach  abweichender  Behandlung  und  rerscbie- 
denen  Resultaten,  hat  nur  L.  v.  Stein  in  seiner  Fin.Tiss.  die  allgemeiDe  Stniff- 
IcÄire  ebenfalls  starii;  in  den  Vordergrand  geschoben,  in  d.  3.  Aufl.  bes.  S.  29T— 4M 
{„allgemeiner  Theil'*,  dem  dann  auch  der  „besondre"  ron  den  einzelnen  Steuen 
handelnde  Theil  folgt),  4.  A.  I,  396,  431,  d.  spec.  Steuerlehre  jetzt  io  B.  II.  Ick 
vermochte  mich  Stein'«  SchematlsmeQ  und  Eategorieeo,  sovie  seiner  gerade  hier  tlboui 
kunstlichen  und  m.  E.  oft  wiUkahrlichen  und  irreführenden  Terminolt^e  nicht  ofi 
anraschliesBen.  Dabei  verkenne  ich  jedoch  auch  hier  nicht  die  grosse  Anrngni. 
volch«  Stein  in  a.  allgem.  Stenerlehr«  Air  eine  tiefere  AußiaBsnBg  der  BesteaeraK 
gegeben  hat,  and  die  vielfachen  geistroUen  Bemerkungen  Aber  die  Znsammcnhlip 
der  Besteuernnic  mit  den  geschiclitlichen,  politischen,  gesellschaftlicbeii  Yeililltai— 
Unsere  Uauptdiffereoz  liegt  wohl  in  der  Auffassung  der  Volkswlrtbscbait  und  da  3f 
zu  Grunde  Uegeaden  Rechts.  Mir  scheint,  dass  der  bahnbrechende  Verfasser  i> 
„Social,  u.  Commonism.  im  heut  Frankreich"  hier  in  seiner  Theorie  der  Volksrirtiii 
noch  nicht  die  gerade  seiner  eigenen  Lehre  m.  E.  mit  Nothwendigkeit  eatq>iin|<sii 
AnfbssUDg  der  heatigen  Volksvirthschaft  a.  ihreü  Privatreditsaystems  gewonnen  bL 
Auch  ihm  geht  die  Volbwirtbsch.  noch  zu  sehr  im  privatwirthsch.  System  aof,  ^ 
die  Privateigenthums-  und  die  gesellschaftL  Glassenordnung  noch  etwas  zd  AbsobtH 
(vgl  Fin.  3.  Aufl.  S.  314  ff.,  321  £).  Sein  Kapitalbogriff  ist  m.  £.  eben&lls  nnhaltbu- 
Ich  beäehe  mich  fttr  alle  solche  Differonzpuncte  auf  die  Erörterungen  in  dobm 
^Gnmdlegang". 

Die  tibrigen  SystenutÜHiT  der  F1n.wiBs.  stehen  in  d^  formeUen  fiebuidloDf 
Gegenstuids  Rau  nahe.    Herrorzoheben  w^en  gater  Beme^ngen  in  der  altsea- 
Steuerlehre  sind  r.  Halcbns,  Ein.  I,  g.  92— S8  (auch  1  Uteie  Liter.),  Capfes- 

bach,  Fin.  I,  g.  45—74,  v.  Hock,  OfientL  Abgaben,  §.  1—18,  dem  ich  mich  mehrftcb 
angeacblossen  habe.  Von  Aelteren  sonst  z.  B.  r.  Jacob,  Staatsfin.vis3. 1,  g.  451—514: 
Fulda,  Fin.  §.  136—152;  Schön,  Gnmds.  d.  Fin.  Kap.  5  n.  6;  Pfeiffer,  Staatseiu. 
II,  Tbl.  6;  BergiuB,  Fin.  2.  A.  §.  36;  Garnier,  Fin.  ch.  4  u.  IL;  Lcroy 
Beaalien,  Fin.  I,  livre  2,  ch.  2  n.  ff.  —  Aas  der  Liter,  über  Bestcneniag:  Murhard. 
Besteuer..  1.  Abth.  J.  G.  Uoffmann,  Lehre  r.  d.  Stenern,  Abschn.  L  S.  1—94. 
Maurus,  med,  Besteoer.,  bes.  Kap.  1,  pass.  auch  7  u.  8.  Pariea.  impfit  toL  L 
Jetzt  bes.  A.  Held,  EinLstener,  Kap.  2,  4— -6;  Fr.  J.  Neamanä,  progress.  EinLsteoer. 
paasim.  Auch  die  Gutachten  des  Vereins  f.  SocpollL  Uber  Penonatbeeteuer.  (Schnftea 
Nr.  3.  1873),  bes.  dasj.  r.  Naiae,  passim.  —  S.  ferner  den  Abrias  in  Sobkffl«'* 
geseÜscli.  System,  2.  A.  S.  531  ff..  8.  A  II,  S.  403  ff. 

In  allen  Arbeiten  aber  Besteoemng  im  AUgem.  spielen  die  sogen.  GroidregeU 
für  die  (moderne)  Besteuemog  eine  grosse  Bolle.  Gern  hat  sich  die  ErOrtening 
die  Formulimng  dieser  Regeln  durch  Ad.  Smith  (wealth  of  nations,  b.  V,  ch.  1 
Sect  2)  angeschlossen.  Die  fremde  nat.Okon.  Q.  finanz.  theoret  Literatur  ist,  wie  schM 
bemerkt  wurde,  bes.  in  ihrer  allgemeinen  Steuorlebre  Itber  eine  Paraphrase  dieier 
Smith*schea  Sxtze  kaom  hinausgekommen.  Vgl.  z.  B.  selbst  J.  St.  Hill,  polit  Odwu 
B.  V,  ch.  2.  —  Dass  die  Regeln  theilweise  auch  nicht  absolnte  sind,  loaden  n* 
historisch  -  relativen  Verhältnissen  abh&ngen,  wurde  nicht  immer  geoflgw 
beachtet.  Ein  einseitiger  Rationalismus  hat  hier  oft  das  RIsonnemcnt  der  Tbcoittibf 
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m  sehr  beliemclit.  £beaM  wurde  altera  abersehea.  duss  mit  der  eiD&cbea  axioma- 
ttscben  HiasteUaog  der  Bwela,  Damentlich  der  Gerecbti^eitspostalate  der  A%emeinlieU 
und  GleichtnSssigkeit  der  Stenern,  venig  gevonnen  ist.  Dlo  tbeoretltche  Schwio- 
tigteit  beginitt  erst  bei  der  Feststeilnog  des  fi^rifiä  eines  Bolchen  Ansdracks,  wi« 
„AUgemeinbeit"  und  „GteicbmMsigkeit"  nnd  die  in  der  Theorie  za  ontersncbende 
prtctische  Schwierigkeit  beginnt  erst  bei  der  Torwirldichnog  des  bezQg^ichen 
Postulats  in  der  Stfloerprazis,  Deswegen  rerlangeD  gerade  solche  B^In  eine  sehr 
ctDgehendo  Erörtemng.  Dabei  iat  wieder  der  ZusammeDhang  mit  anderen  Fancten 
der  sllgemeineo  Stenerlebre  festzahalten,  was  auch  meist  nicht  genügend  geschehen  ist 

For  diesen  Theil  der  Steaerlehre  ist  im  Debrigea  entscheidend  die  Aaf- 
fsssnug  ron  der  Volkswirthscbaft,  ihrer  Organisation,  ihrer  Bildung  erst 
darch  das  piirat-  nnd  gemeinwirthschaftliche  System  zusammen,  die  Anffassung 
des  wirthsduftlicfaen  Yerkebrsrechfs,  oameBttich  des  Elgenthumsrechts  tl  s.  w.  Ich 
beziehe  mich  daher  aach  hier  Tomemlich  anf  die  Schriften  desjenigen  Aators,  mit 
den  ich  mich  in  Betreff  dieser  entscheidenden  Pnncte  am  Keisteo,  nnd  aberiiaapt  fast 
dnrdtweg,  in  SinUaar  befinde,  Sch&ffle's,  namentlich  sein  geeollscb&ftL  System 
(o.  A.  bes.  2.  Anfl.  §.  200 — 220),  n.  nanmebr  auch  auf  manche  Fartieen  seines  neneo 
grossen  Werks  „Bau  n.  Leben  des  socialen  Kt^rpers",  speciell  z.  B.  IV.  224  ff.  Meine 
«gene  Anffassnng  der  einschlagenden  Puncto  aas  der  allgemeioea  VoIksw.sch.lefare 
s.  bes.  in  meiner  „Grnndlegung",  namentl.  Kap.  3  u.  4 ,  auch  5  passim.  Ich  moss 
diese  Anffassang  gerade  fur  die  allgem.  Steuerlehre  hier  als  bekannt  voraussetzen, 

rieifach  nur  Consequeazen  daraus  für  das  Stenerwesen  zu  ziehen  sind. 

In  der  folgenden  ersten  Abtbeiluog  sind  nun  möglichst  consequeot  alle  haupt- 
licblichen  Principienfragen  im  systematischen  Zaeammenhang 
bekandrit  worden.  Dadurch  wird  auch  Manches  Torweg|;enommen ,  was  Andere, 
mehrfach  auch  R»n ,  erst  in  der  neciellen  Lehre  erfirtem.  Der  Ton  mir  eingescbk- 

Weg  hat  m.  E.  «ch  In  formeUer  Hinsicht  den  Vorzug.  'Et  ist  aber  nach  meiner 
As&asoog  der  Sache  aot  inneren  Gründen  notbwenaig  geboten.  Denn  nnr 
BO  ist  es  möglich,  die  Entscheidung  der  Streitfragen  tiefer  zu  begrOnden,  indem 
man  diese  Fragen  eben  selbst  in  Zasammenhang  mit  den  Gnmdrerh&ttDissen  der  Volks- 
wiithsehaft  and  der  Rechtsordnung  bringt  und  die  rerschiedene  Entscheidung  als  eine 
Folge  der  Verschiedenheit  dieser  Verhältnisse  nachweist.  Wie  wenig  Ran  noch  eine 
solche  Einsicht  gewonnen  hatte,  ergiebt  sich  z.  B.  ans  der  Bemerk,  in  g.  259,  Note  d : 
dasB  die  Streitfrage  Uber  progreasire  Steuer  n.  s.  w.  „bei  der  atlgOB.  Einkonunenstenot 
(im  spec.  Theil)  abgehandelt  werie,  well  man  gende  bei  dieser  Schätzung  jene 
Steigerung  bes.  empfohlen  habe". 


Erster  Hauptabschmtt. 
Princlp,  Wesen  nnd  Entwicklung  der  Besteneruns. 

§.339.  Einleitaog.  Die  bierhergebtfrigen  Gegenstände  sind 
folgende  vier: 

1)  Die  Beziehungen  der  BesteneniDg  znr  ganzen  Organisation 
der  Volkswirthscbaft,  daher  anch  zDrEigenthnmsordnang, 
besonders  soweit  diese  die  sacbfichen  Prodnctionsmittelj  den  Boden 
nnd  das  Kapital,  betrifft,  sowie  znr  Erwerbsordnnng. 

2)  Die  Beziehungen  der  Besteaemng  znr  politischen  Ver- 
fassnng,  znr  Bechtsordnnng  zwischen  Staataoberbanpt  oder  Re- 
gienmg  und  Volk,  nnd  znm  politischen  Ständewesen. 

3)  Die  Beziehungen  der  Bestenemng  za  den  wirthschaft- 
liehen  Interessengruppen,  nnd 
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4)  diejenigen  zu  den  geselUcbaftliohen  oder  soeitlen 
Klassen,  insbesondere  za  den  besitzenden  nnd  nioht-be- 
sitzenden. 

Diese  vier  verscbiedenen  Beziebnngen  umfassen  alle  Kämpfe 
der  Praxis  um  die  Bestenerong,  alle  geschichtliehen  Entwickhmgen 
nnd  gesetzlichen  Veränderungen  der  letzteren  and  alle  theoretischen 
Controversen  Uber  äe.  Ans  jenen  vier  Beziehongen  ergeben  sieb 
dann  viererlei  Einflttsse  aaf  die  Beetenerong  und  deren  EntwicUnng. 

Sowohl  diese  Einflüsse  wie  jene  Beziebnngen  hängen  aber  je 
nnter  sich  znsammen.  Verändernngen  auf  der  einen  Seite  werden 
regelmässig  bewirkt  dnrch  solche  auf  einer  anderen  Seite  und 
wirken  ihrerseits  wieder  auf  letztere  zurQck.  Die  allgemeinste  aod 
dngrelfendste  Bedeutung  ftlr  die  Gestaltung  der  Bestenerang  bat 
wohl  die  Organisation  der  Volkswirthschaft  nnd  die  Eigentbrnnf- 
und  Erwerbsordnnng.  Dadurch  wird  wesentlich  die  Ökonomische, 
sociale  nnd  politische  Structnr  des  Volkslebens  selbst  wieder  be- 
dingt Verändernngen  in  dieser  Organisation  führen  nothweudig 
zu  entsprechenden  Veränderungen  der  inneren  politischen  Lage 
nnd  der  socialen  Verhältnisse.  Aber  auch  hier  besteht  eine  Wecbsd- 
Wirkung :  die  innere  politische  Verfassong,  die  Grnppiruog  der  wiitk- 
schaftliohen  Interessen,  die  sich  daraus  entwickebde  Parteinng  ni 
der  Interessengegensatz  der  besitzenden  nnd  nicht-besitzendeD 
Klassen,  d.  b.  der  eigentlich  sociale  Gegensatz,  wirken  ibrerwiti 
wieder  auf  die  volkswirthschaftliehe  Organisation  und  anf  £e 
Eigenthnms-  und  Erwerbsordnung  zurück.  Das  Verständoiss  der 
Geschichte  der  Bestenernng  nnd  die  Aufstellung  richtiger 
Entwicklungsziele  der  letzteren  in  bestimmten  G^hichtsperiodeB 
hängen  von  der  Erkenntniss  dieser  Zusammenhänge  ab. 

Die  Besteuerung  ist  hiernach  auch  keine  blosse  FinanzaIlg^ 
legenheit,  am  Wenigsten  bloss  eine  Sache  der  Finanzteebnik.  Sie 
ist  Tielmebr  zugleich  stets  eine  socialpolitische,  politische  nnd  volks- 
wirthschaftliehe Angelegenheit  höchster  Bedeutung  und  hängt  mit 
der  öffentlichen  und  mit  der  Privatrechtsordnung  enge  zusammen. 
Das  darf  auch  die  Finanzwissenschaft  niemals  ausser  Acht  lassen') 

In  den  folgenden  beiden  Abschnitten  werden  von  diesem  Stasd- 
puncte  der  Auffassung  aus  die  beiden  ersten  der  genannten  Bfr 
Ziehungen  und  Einflösse  behandelt  Die  Beziehungen  der  Besteae- 
mng  zu  den  wirthschaftlichen  Interessengruppen  —  vomenlicb 


*)  S.  Wkgner,  Fin.  I,  9.  2«. 
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innerhalb  der  besitzenden  Klassen  seibat  —  und  za  den  socialen 
Klassen  treten  besonders  in  den  einzelnen  Arten  der  Besteuemng 
hervor.  Sie  werden  deshalb  besser  erst  im  zweiten  und  dritten 
Hanptabschnitt  näher  mit  verfolgt  werden. 


1.  Abschnitt 

Die  Besteneraag  in  ihren  Beziehungen  zur  Organisation  der 
Tolkswlrtlisehaft,  sowie  zur  Etgenthnms-  und  Grwerbsordnung. 

Ein  entsprechender  Abschnitt  fehlt  bei  Raa  n.  den  bisher.  Finanzschrißstellem. 
Auch  bei  Stein  Inum  einzelne  hierher  g^örige  sporadische  Bemerlmngen.  Der 
visnenschaiUiche  Socialismns  hat  dagegen  diesen  Zusammenbang  zriachcn  Besteaernng 
and  Organisation  der  ToUtsvirthschaft  wohl  erkannt,  so  u.  A.  Rodbertas.  S.  o.  S.  192 
Kota  34.  DeigL  SohSffle,  der  ron  der  Steaenrixthschaft  mit  Bedit  sagt,  de  viegt  in 
der  liberalen  Periode  ror,  wUrend  die  „vnmittelbare  Vorvegnahme  des  finanq^esMzliek 
bestimmten  Staatsbedarfs  ans  dem  Ertrage  gesellschaftlicher  Goilectivprodtiction  den  Haas- 
faalt  dfls  Tollflodetaa  SodaUsteutaatos  cluneferisiien  mOsst«'*;  Socialer  KOiper  IT,  224. 

§.  340.  Fttr  diese  Beziehongen  ist  das  Recht,  Stenern  zu 
erheben,  die  wirkliche  Dnrchfflhrnng  der  Besteuemng  nnd 
die  Entwicklung  der  letzteren  za  unterscheiden.^) 

L  Das  Recht  der  Besteuerung  an  sich,  d.h.  das  Recht, 
in  den  Steuern  Zwangsbeiträge  fUr  allgemeine  „Öffentliche" 
Zwecke  und  Aufgaben  des  Staats  und  der  Selbstrerwaltungs- 
IcOrper  —  oder,  in  der  Tolkswirthsohafllichen  Terminologie,  der 
„Zwangsgemeinwirthsehaften "  —  von  den  untergebenen 
Einzdwirthschailen  zu  erhebeui  findet  seine  principielle  Be- 
grflndung  in  der  absoluten  Kothwendigkeit  und  damit 
im  Existenzrecht  des  Staats .  und  des  z  wangsgemein - 
wirtbschaftlichen  Systems.  Daraus  folgt,  dass  die  Begrün- 
dung dieses  Rechts  gar  nicht  in  die  FiDanzwissenschaft,  sondern 
nach  der  Ökonomischen  Seite  nnd  nach  dem  Zusammenhang  mit 
der  Eigenthums-  nnd  Erwerbsordnnng  in  die  volkswirthscbafüiche 
Gmndl^nng,')  nach  der  politischen  und  Öffentlich  rechtlichen 
Seite  in  die  allgemeine  Staatslehre  und  Politik')  nnd  nach  der 
philosophischen  Seite  in  die  Rechtsphilosophie*)  gehört  Hier  im 
System  der  politischen  Oekonomie  ist  der  Znsammenhang  des 

Nor  der  erste  Pnnct  wird  gewöhnlich  in  den  Finanzwericea  bertthrt. 
*)  Tgl.  Gnmdlegang  g.  158. 

*)  Ygl.  z.  B.  Blantschli,  allgem.  Staatsrecht  an  d.  in  d.  Yorbem.  S.  148  gen. 
Stellen.  K.  A.  Zacharii.  D.  Staats-  n.  Bondesrecht,  2.  Anfl.  GOtt  IBM,  II,  g.  218. 
Gierke.  Genossj.  II,  g.  27,  29. 

*)  VgL  z.  B.  Stahl.  Trendelenbarg.  Ahrens  an  den  in  der  Totbemorimnc 
S.  148  gen.  Stellen. 
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Besteuernngisrechts  nnd  der  Dnrohftlhnmg  und  EntwieUnng  der 
Bestenernng  mit  der  OrgaDisation  der  Volkswirihschaft  nnd  be- 
sonders mit  der  Aiuibildnng  und  Fanction  des  zwangsgemeinwirtfa- 
scbaftlichen  Systems  am  Wiehtiggten.  Änf  die  Erörtemngen  hier* 
aber  im  1.  Bande  des  ganzen  Lehrbaebs,  in  der  „Gmndlegnng", 
ist  daher  hier  Bezug  zn  nehmen.  Was  dort  entwickelt  wnrde,  ist 
aber  hier  als  bekannt  roranszosetzen.'') 

IL  —  §.  341.  Die  wirkliche  Darchfflhrnng  der  Beeteoe- 
rung.    Sie  wird  zunächst  nnd  zumeist  ron  der  jeweilig  be- 
stehenden Organisation  der  Volks wirthschaft,  namentlich  von 
der  jedesmaligen  Combination  des  privat-  nnd  des  gemein- 
wirtbschaftlichen  Systems  bestimmt.   Mit  einer  jeden  Organisation 
der  Volkswirthschaft  nnd  mit  einer  jeden  solchen  Combination 
dieser  beiden  Hanptsysteme  —  neben  welchen  abrigens  anch  die 
Function  des  sogen,  „caritativen"  Systems  gerade  hier  von  Be- 
deutung ist**)  —  hHngt  eine  bestimmte  Gestaltnng  der  Rechts- 
ordnung, insbesondere  der  E igenthnmsord nnng  ftir  <Ue 
sachlichen  Prodnctionsmittel  —  Boden  und  Kapital  — 
und  eine  bestimmte  Vertheilnng  der  letzteren  als  eigentlich» 
Privateigentham  an  die  Prtvatwirthsehaften  und  als  „öffent- 
liches "  Eigenthnm  an  die  Zwangsgemeinwirthsohafiten  (Statt, 
Gemeinde  u.  s.  w.)  zusammen.   Daraus  ergiebt  sich,  ob  nnd  in 
welchem  Umfange  eine  Besteuerung  überhaupt  eintritt  oder 
m.  a.  W.:  ob  die  Kosten  der  eigenartigen  Prodnotionawirtfa- 
schaft,  welche  der  Staat  and  jede  andere  Zwangsgemeinwirthschaft 
als  Hersteller  Ton  Leistungen  u.  s.  w.  repräsentirt,  überhaupt  in 
der  Rechtsform  von  Steuern  erscheinen. 

Solche  Froductionskosten  des  Staats ,  der  Gemeinde  sind 
selbstTerständlich  bei  jeder  früheren  nnd  künftigen,  bei  jeder  denk- 

^  Yorneml.  aaf  Kap.  S  u.  den  dort.  Abschnitt  10  r.  zirangsgemeinTiitbsclL  Systea, 
dann  aof  Kap.  4  der  Gnndlef.  1.  Anfl.  o.  dieselben  Partieen  in  Abth.  1  der  3.  Aul 
ist  za  rerveisen.  —  Vgl  Stein,  Fin.  3.  Axdi.  S.  397  £  Die  correlativa  B^rfindur 
der  Steoerpflicbt  des  Einzelnen  bat  ancb  die  FinanzUieorotiker  bescb&fUgt  Sie 
haben  gevOhnlicb  die  bemcbende  Lehre  vom  Staat  dabei  rerverthet;  so  wird  frtther 
diese  Pflicht  aof  die  Vortbeile  im  Staatsrerband,  nam.  anf  den  Schatz  des  Staats 
fUr  (Person  ond)  Eigenthnm  zarückgefulirt,  das  „Ässecnranzprindp",  oder,  in  rer- 
wandter  Anschauung,  die  Auffassung  der  Steuer  als  „Tausch"  des  EinzelneB. 
Diese  Auffaas.  ist  mit  Becbt  auch  in  der  Fioanzviss.  jetzt  ziemlich  beseitigt  Dtf&bei 
unten  im  Äbschn.  r.  d.  „Gleichm&ssigkeit  der  BesteueruDg"  §.  419.  S.  bes.  Heid. 
£inl[.sL  Kap.  II,  nebat  d.  Utom^eschichtL  Nachveisen  S.  39  fl^ 

*)  dies  Syatem  s.  Grondleg.  g.  119,  147  ff.    Die  caiitaL  Leistungen  i.  B. 

der  Kirche  kltnnen  „Öffentliche"  DnterstOtzang  mit  „Offentlicbra",  d.b.  darch  Sieiöi 
bescbaSten  Mitteln  in  grossem  Dmfang  entbehrlich  machen,  wie  dies  die  lithoäscw 
Kirche  des  Hittelalteis  nnd  selbst  der  Neozeit  bewust   S.  unten  §.  341. 
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bares  OrgaoiBation  der  Volkswirthschaft  rorhanden.  Sie  sind  inso- 
fern „natflrliehe"oder  „yolkswirthschaftliche"  Kosten,  — 
eine  absolute,  rein  ökonomische  Kategorie  des  Wirthsohafts- 
lebens  nnd  speciell  der  FinanzvrirthschaÜ  Bloss  als  Steuern 
kommen  diese  Kosten  aber  nur  in  bestimmten  gescbicbtliohen 
Phasen  der  Organisation  der  Volkswirthscbaft,  der  Rechtsordnung 
fttr  die  Bachliohen  Prodnotionsmittel  nnd  der  Vertheilang  der 
letzteren  vor.  Nemlieb  nur:  wenn  der  Grund  nnd  Boden  nnd  die 
Materialkapitalien  ansscbliesslich  im  Privateigenthnm  der  Prirat- 
wirtbscbaften  stehen  und  demnach  die  Organisation  der  Volks* 
wirthscbaft  in  der  materiellen  Wirthschaflssphäre,  bei  der  Prodnction 
der Sachgfiter,  eine  rein  privatwirthschaftlicbe  ist  Je  nachdem 
eine  bestimmte  Volkswirthscbaft  mehr  oder  weniger  diesen  Be- 
dingungen entspricht,  also  z.  B.  in  grt^sserem  oder  geringerem 
Umfange  Öffentliches  Grund-  nnd  Kapitaleigentbnm  (älteres  und 
oeoeres  Domaninm ,  Privaterwerbsanstalten  und  GebUhrenzweige 
dei  Staats)  vorhanden  ist,  erscheinen  jene  Kosten  der  staatlichen 
Froduetionswirtbschaft  anob  in  anderen  Reehtsformen,  nemlieb  als 
Priraterwerb  aus  Renten  n.  s.  w.,  als  Gebühren.  Danach  richtet 
sieh  dann  der  relative  Um&ng  der  Bestenemng,  im  Verhältniss 
inm  Gesammteinkommen  des  Staats. 

Die  Besteuerung  ist  daher  keine  absolute,  keine  rein 
Ökonomische  Kategorie  des  Wirtbsehaftslebens  und  der  Finanz- 
wirthscbaft,  sondern  dne  bistorisch-reobtliche  Kategorie.  Die 
Voraussetzung  wirklicher  Bestenemng  oder  das  Princip  des 
Bezugs  von  Stenern  Seitens  der  Zwangsgemeinwirthschaften 
üt  das  Rechtsinstitnt  des  Privateigenthnms  an  sach- 
lichen Prodnctionsmitteln,  besonders  am  Boden,  nnd  der 
thatsäehlich  ganz  oder  doch  Überwiegend  erfolgte  Uebergang 
des  Bodens  und  des  Materialkapitals  an  die  Privatwirth- 
schaften.  Die  Erkenntniss  dieses  Zusammenhangs  der  Besteuerung 
mit  den  Organisationsfragen  der  Volkswirthscbaft  nnd  den  Eigen- 
thamsverbältnissen  ist  zar  Klarstellung  der  einschlagenden  Ökono- 
mischen, finanziellen  und  socialen  Probleme  entscheidend.^)  Es 
wird  dadurch  auch  der  SchlBssel  zum  Verständniss  einer  wichtigen 
Seite  der  Entwicklungsgeschichte  der  Besteuerung  geliefert. 

Diese  Aufiassoog  ist  dem  wisscnscliaftl.  Soci&lismas  zn  rerdaaken  a.  findet  sich 
kesondeiB  bei  Rodbertus  u.  SchSffle.  Bei  Stein,  Fin.  8.  A.  S.  310  ff.  tritt  sie 
in  den  Abscboittrai  Uber  die  gescbicbtl.  Epocben  der  Besteaoning  nicht  faerror,  voraus 
sich  seine  za  enge  Fassang  der  „socialen  Gestalt  der  Steuerfrage"  in  der  Jetzigen 
fpocbo,  S.  821  ff.  mit  eiilärt   Ebenso  noch  in  der  4.  Ä.  I,  414  ff. 
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III.  —  §.  342.  Die  Entwioklang  der  Besteaerang. 
Aach  sie  wird  in  deo  grossen  Onmdzflgen  vorherrschend  von  der 
Entwicklung  der  Organisation  der  Volkswirtbsehaft,  der  Gombination 
des  gemein-  nnd  priratwiTÜisehaftUoben  Systems  nnd  den  damit 
zusammenhängenden  Pnncten,  der  Eigenüianuordnimg  und  da 
Vertbeilnng  des  Grand-  und  Kapitaleigendinms  an  Privat-  nnd  aa 
Zwangsgemein wirthschaften,  bestimmt.  Die  inneren  potitiBcben 
Verhältnisse,  die  LandeBverfassnng  nnd  das  StlndeweseOr  die 
Kämpfe  der  wirtbschafttichen  Interessengruppen  des  privatwiitb- 
scbaftlieben  Systems  -nnd  die  socialen  Klassenkampfe  der  Besitaen- 
den  nnd  Nichtbesitzenden,  beherrschen  die  Entviekinng  mehr  wa 
im  Einzelnen,  in  den  Phasen,  nnd  begtlnstigen  oder  erschweroi 
diejenige  Entwicklung  der  Bestenerung,  welche  von  den  Entm<^- 
Inngstendenzen  der  Organisation  der  Volkswirthschaft  gwade  ver- 
langt wird.  Aber  auf  die  Dauer  machen  sich  doch  diese  letiterea 
Tendenzen  stets  geltend,  wenn  fiberhaupt  ein  Fortschritt  erfolgt 

A.  In  primitiven  Volkszuständen ,  im  „anentwickelten" 
Staate  und  in  der  Überwiegend  naturalwirthschaftlicben 
Phase  der  Volkswirthschaft  fehlen  Steuern  ganz  oder  fast  gan^ 
Sie  erscheinen  nur  etwa,  wie  in  der  älteren  germanisehen  Geschichte^ 
als  „freiwillige",  wenngleich  vielleicht  dnreh  die  Sitte  schon 
mehr  oder  weniger  gebotene  „Beiträge"  an  das  Oberhaupt,  den 
Fürsten  u.  s.  w.,  anfangs  meist  nur  bei  besonderen  Gelegenheit^ 
als  Ehrengaben  bei  Festen  n.  dgL  m.,  als  Beihilfen  io  Nothlagen. 
Ausserdem  kommen  bei  schon  etwas  entwickelteren  Verhältnissen 
Stenern,  nnd  zwar  auch  Schätzungen  der  Bürger  nnr  etwa  als 
ansserordentlicbe Einnahme,  ftlr besondere Bedfirfiiiase,  nament- 
lich Krieg,  vor,  wie  das  Tributum  in  Rom.   Das  Fehlen  all- 
gemeber  nnd  erheblicher  Steuern  als  einer  regelmässigen 
Einnahmequelle  erklärt  sich  in  dieser  ftHheren  Periode  der  VOlk^- 
gesohichte  ans  den  obwaltenden  Verbältnissen  nnd  Bedürfiiissen 
nnd  wird  nicht  als  Mangel  empfunden.  Die  Volkswirthschaft  ist 
in  dieser  naturalwirthschaftlicben  Phase  ganz  Überwiegend  privat- 
wirthschaftlioh,  die  Staats-  nnd  sonstige  „SffenÜiohe  ThSti^eit", 
wie  die  „Öffentlichen"  und  die  Gemeinbedttifnisse,  nnd  damit  auch 
der  Finanzbedarf  sind  äusserst  geringfügig.   Soweit  letzterer  aber 
vorliegt,  kann  er  leicht  ohne  Stenern  bestritten  werden,  deren  Er- 
hebung ohnehin  bei  vorherrschender  Katuralwirthschaft  technisch 
besonders  schwierig  ist  Noch  ist,  wenn  auch  vielleicht  Prirst- 
eigenthnm  an  Boden  sich  schon  eingebürgert  hat,  ein  erbefalieher 
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Theil  des  Bodens  „öffentliches"  Eigentham,  zar  YerfQgong  des 
Flinten }  der  Stammes-,  Siedelongs-  Gemeinschaft,  der  Stadt  nnd 
des  Stadtstaats  n.  s.  w.,  oder  der  Fflrst  hat  selbst  grosseres  Grund- 
eigentham.  Theils  aas  der  Eigenbewirthschaftnng  dieses  Bodens, 
tb^  ans  der  Vergebnng  desselben  an  Private  snr  Notzung  gegen 
Dienste  and  Naturalabgaben,  später  ancb  schon  gegen  Geldabgaben, 
wird  ein  fUr  gewöhnlich  ansreichendes  Einkommen  zur  Bestreitung 
des  „Öffentlichen"  Aufwands  gewonnen.  Der  Rest  des  Finanzbedarfs 
wird  durch  mancherlei  gebuhrenartige  Einnahmen,  fUr  die  richterliche, 
polizeiliche  Thätigkeit,  durch  Yermögensstrafen  u.  s.  w.  gedeckt.  Die 
regelmässig  besonders  wichtige  Finanzlast  des  entwickelteren  Staats, 
di^enige,  welche  ans  dem  Wehrwesen  h^orgeht,  fehlt  ursprüng- 
lich in  Friedenszeit  oder  wird  von  den  einzelnen  Dienenden  grösten- 
theils  selbst  direct  getragen.  Man  kann  diese  älteste  Finanzepoche 
daher  wohl  als  die  vorherrschend  domaniale  bezeichnen.^ 

")  Debet  die  aisprQnglicheit  Finanzrerhältmsse  da  aatikea  SUatea  ist  fast  nichts 
bdumt,  Teil  die  gascbiclitliclieiL  AafzeicbnuDgen  erst  roa  Perioden  bericliten,  in 
talchen  Iwielts  dne  gntaBere  Eatwickltmg  eingetreten  ist  Die  „domaninle**  Periode, 
in  Telcbor  Öffentliche  Ländereien  des  Staats,  der  Gemeinden  nnd  Tempel,  Viehweiden, 
FoTBten,  anch  Äckerland,  H&nser,  Salzweilce,  Geirfisser,  Bergireilce  durch  Verpachtung 
antzbar  gemacht  werden,  ragt  in  den  griech.  Staaten,  spec.  in  Athen,  in  die  spätere 
Keachichüicb  bekannte  Zeit  hineia.  S.  B&ckh,  Staatshaash.  d.  Ath.,  2.  A.  S.  4t4 
Ober  den  Gharacter  der  StaatseinkUnfte  der  griech.  Freistaaten  im  Allgem.  eb.  S.  40S  ff. 
Bei  Anlage  ron  Golonieen  n.  bei  Erobeningen  fremden  Gebiets  wnrde  wohl  ein  Theil 
des  Bodens  fUr  den  Staat  znruckbehalten  und  dann  verpachtet.  S.  Buchsenschutz, 
Bes.  n.  Erwerb  im  griech.  Alterth.,  S.  63  ff.  —  In  Rom  waren  zur  republikao.  Zeit 
die  sogen,  rectigalia,  d.  h.  die  Abgaben  ron  dem  in  Staaiseigenthnm  befindlichen 
Boden,  die  Hanpteinnahme  des  aenrinm,  auf  welche  der  zegelmässige  Etat  basirt  war. 
Bri  den  Eroberungen  wnrde  die  Domftue  immer  wieder  rennehrt .  indem  ein  bedeu- 
tender Theil  (m^  anch  '/j,  *lg  und  selbst  AUes)  des  eingezogenen  Lands  za  ihr 
Keachlagen  woide.  Hierron  wurde  wieder  eiif  Theil  tax  dok  Staat  reserrirt  nnd  ron 
ihm  eigens  verwaltet  oder  verpachtet.  In  Italien  ist  indessen  beim  Schlnss  der  repnbl. 
Zeit  die  ital.  Domine,  soweit  sie  in  cnlttr.  Ackerland  bestand,  in  Privatbesitz  Uber- 
g^angen,  da  die  Einkünfte  aus  den  Provinzen  die  ältere  Einnahme  aus  dieser  ital. 
Domäne  entbehrlich  machten.  Eine  directe  Steuer  für  die  regelmäss.  BedUifoisse 
fehlt  in  der  repabL  Zeit  Nach  Marquardt,  z6m.  Staatsverwalt.,  IL  166,  157,  145. 
147  ff.  Ueber  den  älteren  Gharacter  des  tcibntnm  als  ansserordentl.  VermSgenseteaer 
der  rOm.  Borger  f.  ansserord.  Bedürfnisse,  wie  Kriegskosten  n.  Tmppensold.  s.  eb. 
S.  157.  —  Bei  den  Germanen,  in  d.  ältesten  ans  bekannten  Zeit  bezieht  der  ESnig 
bereits  jährliche  „Gaben"  des  Volks.  Diese  haben  sich  dann  ftti  die  freien  Volks- 
genossen in  die  spätere  Zeit  hinein  erhalten.  Im  titak.  Buch  der  Merovingar  nnd 
noch  in  die  caroUng.  Zeit  hinein  brinnm  die  Gane,  die  Grossen,  die  Urchl.  Inunnni- 
täten  in  be^immten  Zeiten  im  Jahre  dem  Könige  Ehreugaben,  den»,  aber  welche  in 
der  carol.  Zeit  schon  Vereinbarungen  mit  dem  Kflnig  enolgeo,  so  dass  der  Gharacter 
der  Stener  mehr  hervortritt.  Dobor  diese  im  Einzelnen  n.  in  d.  Entwicklung  vielfach 
nnücheren  Verhältnisse  s.  bes.  G.  Waitz,  D.  Verf.ge8ch.  II,  2.  Anfl..  S.  553  C,  Über- 
haupt das  Kap.  7.  Danach  ist  Einzelnes,  was  in  den  Lehrb&diero  der  Recbtsgescbichte, 
Mich  von  Eichhorn,  aufgestellt  wird,  zn  berichtigen.  Anch  Waitz  vermag  aber 
viel&«h  nur  nachzuweisen,  dass  die  bisher.  Annahmen  unsicher  oder  gewisse  Thesen 
zu  sehr  verallgemeinert  sind.  Zu  festen  Besnltaten  kommt  er  nicht  immer.  Ftlr  die 
nach-caroL  Zeit  r,  9.— 12.  Jahrh.  s.  Waitz,  VIII,  223  ff,  377  ff   VgL  sonst  Eich- 
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B.  —  §.  343.  Die  Weiterentwickinng  ist  aber  bei  alko  ' 
wirklioh  fortschreitenden,  daher  sn  bttherem  Staafsleben  gelangenden 
Ttflkem,  zumal  bei  eigentlichen  GnltnrvOlkem,  wie  denjenigen  des 
antiken,  mittelalterlichen  and  modernen  Europas  —  und  mit  diesui 
and  ihren  Abkömmlingen  in  anderen  Welttheilen,  Ameriea  Tono, 
haben  wir  es  hier  im  Weiteren  allein  zu  thnn  —  dieselbe:  immer 
mehr  „Gtemeinbedtb-fnisse"')  treten  herror,  werden  als  „OffentUche"  i 
anerkannt;  immer  compUoirfere  Verhältnisse  des  piiratwiitliBcbait- 
lichen  Verkehrs  entfiüten  sich  und  verlaogen  nicht  nur  eine  Controle 
und  Regelnng,  sondern  immer  mehr  eine  UnterstUtzong  des  Staats, 
der  Gemeinde  nnd  ähnlicher  Körper;  immer  höhere  und  ngleüsb 
schwieriger  zu  erfüllende  Anforderungen  werden  in  Bezug  aaf 
Rechtsschütz  ron  Person,  Eigenthnm,  Verkehr,  auf  nationale  und 
staatliche  Sicherheit  und  Selbstfindigkeit  nnd  selbst  in  Bezog  aif 
das  Gefühl  dieses  Rechtsschutzes  nnd  dieser  Sicherheit  gestellt,— 
ein  neues  und  wahres  „Cnlturbedörfniss".  Alles  dieses  filhrt  » 
einer  sich  regelmässig  auch  Terwirklichenden  Tendenz  nach  Aits- 
dehnung  und  intensiverer,  feinerer  Gestaltung  der  „Öffenäiehfls" 
Thätigkeit  des  Staats,  der  Gemeinde  n.  s.  w.,  m.  a.  W.:  die  Oe-  i 
meinwirtfaschaft,  dnrch  diese  wichtigsten  Glieder  vertretOi  I 
ringt  sich  zn  immer  grösserer,  vielfältigerer  nnd  reiferer  Thfttigkeii 
durch,  indem  sie  ganz  nene  Aufgaben  ausführt  oder  alte  Gebiete 
der  Frivatwirtbschaft  an  sich  nimmt  Darin  vollzieht  sich  eine 
Veränderung  in  der  Organisation  der  Volkswirthscbaft 
nnd  in  der  Gombination  des  privat- nad  (zwangs-)  gemein- 

horn,  D.  Staats-  nnd  Rechtogeach..  5.  Ä.,  I,  675  ff".,  tlberh.  §.  171.  Walter. 
D.  Rechtogescb.,  2.  Aufl.,  I,  132.  ZOpfl,  D.  Bechtsgesch.,  4.  A.,  II.  230.  In  &U\. 
Reich,  anter  d.  Carolingeni  n.  sp&ter  im  D.  Reich  ist  die  domaDiale  Epocbe  dmchaM 
TOrhenschend.  Das  liOnigl.  Domanialgat  liefert  den  grOssten  Theil  der  Eiaktofie 
(Eichbora  a.  a.  0.  f.  d.  Endo  d.  ».  Jahrhond.).  Im  ehemal.  rOm.  Beichigebiet 
erhalten  Bich  aber  die  r9m.  Steaem  anch  unter  den  german.  Uemchem,  bes.  die  rfta- 
Gnmdsteaer.  Sie  scheint  meistens  zn  einer  Beallast  gevorden  zo  sein  ond  traf  du> 
auch  den  fiodeo,  der  ron  Romanen  an  Deutsche  geluigte.  Aach  hier  ist  ab«  Tid« 
sehr  unsicher.  Vgl.  Waitz,  U.  504  ff..  A79  ff.,  bes.  Ober  die  Terwickdte  Frage  <to 
Foitdaaw  der  rthn.  Steneco.  Die  Kopfeteoer  traf  nur  die  Bomanen.  Yemche,  w 
Franken  aoszadebneo,  fehlen  nicht,  scheinen  aber  rereitelt  zn  Verden.  Waitz,  IL  »T»- 
Steoerart  n.  grnadherri.  Abgaben  verschmelzen  rielbch.  so  dass  der  Gfaaracter  qtiteM 
Gnudzinse  d.  s.  t.  oft  nicht  genau  zu  bestimmen  ist  —  In  den  Gemeinden,  sock 
den  Stftdten  hingt  die  Entvicklnog  der  Steuern  mit  der  Entsteha  ng  der  (i^ 
meinde  oder  Stadt  zusammen.  Alte  deutsche  Dorfgemeinden  haben  regelmftssig  Geaoa- 
eigenthnm  an  einem  grosseren  oder  geringeren  Theil  des  fiodens  n.  Natzungen  ditan 
auch  für  diu  Uemeiudezvccke  selbst  Daher  bedarf  es  hier  keiner  oder  eist  sfita 
der  Steaem.  Anders  in  solchen  SUtdten,  die  sich  nicht  am  der  Dorfgameixfa 
wickelten.  Eia  ioteress.  Beispiel  ist  Basel,  dessen  Gemeindevirthsc^  ron  Aa&f 
an  Tfls^tUch  aof  Steuereinnahmen  basirt  var.  SchSnberg,  Basdi  nB.Tark  S.  tit 
*)  Ueber  diesen  Begriff  s.  Grandlegong  g.  13»  £ 
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wirttucbaftUehen  Systems,  absolut  and  relativ  za  Gunsten  des 
letstecen.'")  Die  finanEielle  Folge  dieser  Veribidemng  ist 
aber  dne  Steigerang  des  Finanzbedarfs  and  die  Deckang 
desselben  wird  die  Voraassetzang  lUr  die  VerwirkUohnng 
dieser  GestaUnngen.  (§.  345) 

Besonders  wichtig  auch  fttr  die  finanzielle  Seite  dieser  Verhält 
nisse  sind  zwei  Momente:  Die  Wehrverfassang  und  der  mehr 
oder  weniger  natural-  oder  geldwirthschaftliche  Zustand 
der  Volkswirthschaft 

1)  Von  ersterer  hängt  nicht  nur  die  Höhe  des  Finanzbedarfs, 
sondern  auch  der  Umstand  ab,  ob  und  wie  weit  das  Wehrwesen 
ttberhanpt  den  Finanzbedarf  und  speciell  den  regelmässigen 
Finanzbedarf  berflhrt.  Letzteres  geschieht  im  Wesentlichen  nur 
bei  eigentliehen  Soldherren  oder  in  Zeiten  der  Soldzahlang  (im 
Kriege  selbst  n.  s.  -w.),  also  nicht,  wenn  die  Mannschaft  sich 
selbst  unterhalten  mass  oder  wenn  Dritte  (Lehensträger  ihre  Leute, 
Contingentssteiler  ihr  Contingcnt  n.  dgl.  m.)  für  die  Unterhaltung 
statt  des  Staats  eintreten.  Auch  spedell  der  Stand  der  militäri- 
schen Technik  —  selbst  wieder  ein  wichtiges  Moment  für  die 
Gtestaltong  der  Wehrverfassung  —  in  Betreff  des  Personals  und 
Materials  ist  von  Einflnss:  nur  bei  besonderer  längerer  Sohnlang 
der  Leute  und  bei  der  Äusstattnug  der  Heere  u.  s.  w.  mit  künst- 
licheren Angrifib-  und  Vertheidigungswaffen  and  Mitteln  (maschi- 
nelle Technik  a.  dgl.  auch  hier)  führt  das  Wehrwesen  zu  einem 
eigenen  grosseren  regelmässigen  Finanzbedarf,  aach  schon 
im  Frieden.  Bekannte  Verhältnisse  im  entwickelteren  altrömischen 
und  seit  der  Erfindung  des  Schiesspalvers  im  modernen  Heerwesen 
dienen  als  Belege  hierfür.  Der  finanzielle  Einfluss  grade  des 
modernsten  Heerwesens,  das  selbst  wieder  zugleich  ein  Product 
modemer  Technik  ist,  wurde  schon  im  1.  Bande  dargelegt:  Er- 
örterungen, welche  auch  fttr  die  Entwicklung  des  Finanzbedarfs 
und  der  Besteuerung  wichtig  sind.^^) 


w)  Qnmdkgang  §,  UO,  §.  IM  fi.,  bes.  Kap.  4,  Abscho.  3  vom  „Gesetz  der 
Taduenden  AnadehD.  der  Stai^thäti^^teB*'.  Ancli  du  eb.  im  Abscho.  4  erOrterto 
Yorvalten  des  PrftroDtivpnadps  im  entvickelteo  Staat  iririct  in  der  Blchtong,  d«Q 
Finanzbedarf  regelmässiger  zu  machen  und  ihn  zu  steigern,  irodnrch  Ti^er  die 
Kotbw^digkeit  entsteht,  dass  die  BesteiieruQg  aus  einer  unrogelmissifen,  z.  B.  nur 
in  Khagsl&Uea  erdffaeteo,  zo  einer  regelmässigen  Einiuhme  wird. 

Wagner,  Fin.  l,  §.  111—120  über  UilitirOkonomik.  —  Den  Einflnss  der 
Wehnrer£assang  anf  das  Finanz-  and  Steaenresco  hat  namentlich  Lang  in  s.  histor. 
EotviddaDg  der  teatschen  Sleverrerfassong  seit  den  Carolingern  bis  aof  unsere  Zeit 
(179S)  nacbznireisen  gesadit   Er  stellt  den  Satz  auf:  .,jede  YerSndemDg  im  System 
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2)  Im  naturalwirthschaftlichen  Zustande  der  Volks- 
wirtbsobaft  ist  eine  umfassendere  Thätigkeit  der  staatüoben  and 
commanalen  Gemeinwirtbschaft  weder  Bedürfniss,  noch  finanriell 
angemessen  darchzofafaren.  Erst  die  Geldwirthsohaft  wird, 
wie  innerhalb  des  priratwirthBobafUiehen  Systems,  so  zwischen 
diesem  und  dem  gemeinwirthscbaftlichen  die  ökonomisch-tecbniscbe 
Gnindlage  der  Arbeitstheilnng.  Denn  unter  d^  Gesiehts- 
punct  der  letzteren  muss  auch  jede  Combinatlon  zwischen  diesen 
beiden  Systemen  anfgefasst  werden,  wenn  die  Arbeitstheilnng  sieb 
hier  auch  nicht  „frei",  sondern  „zwangsweise"  entwickelt 
Hit  der  Geldwirtbschaft  treten  immer  mehr  GemebbedOrfiiisse  auf 
and  wird  die  Nothwendigkeit  wie  andrerseits  die  Möglichkeit  dtf 
Dazwischenknnft  der  Oemeinwirthschait  in  das  priratwirthsdiaft- 
licbe  System  and  die  theilweise  Verdrängung  des  letztere  dor^ 
jene  immer  allgemeiner.  Damit  wird  die  Geldwirtbschaft  also  ent 
die  Voraussetzung  jener  dargelegten  Veribiderang  in  der  gunei 
volkswirtbschaftUchen  Organisation. 

C.  —  §.  3i4.  Einfluss  Ton  Gentralisation  und  Decei- 
tralisation  im  gemeinwirthscbaftlichen  System.  Die« 
typischen  Grundztige  der  Entwicklung  lassen  sich  in  der  Geaohidk 
aller  fortschreitenden,  aller  GulturrOlker  naehweisen,  insbesondoe 
in  der  Geschichte  der  Volkswirthschaft  und  der  gesammten  Öffost- 
iichen  Verwaltung.  Sie  treten  natürlich  nur  nicht  immer  gleieb- 
mässig  deutlich  hervor  und  die  einzelnen  Vorgänge  gestalte  sieh 
nach  Zeitaltem  und  Völkern  mauchfach  verschieden.  Einen  %mm- 
lieben  Hanptunterschied,  welcher  auch  fSr  das  Finanzwesen  und 
speciell  für  die  Besteuerung  wichtig  ist,  macht  die  tlberwiegaid 
oentraUstisohe  oder  decentralistische  Biehtnng  im  Ge- 
meinwesen, 

1)  Wo  die  erstere  vorwaUet,  lassen  sich  jene  typischen  Grund- 
zttge  der  Entwicklung  leichter  erkennen,  so  im  altrOmiachen  Staat 
der  späteren  Zeit  der  Republik  und  unter  den  Kaisern,  und  in  des 

der  AnfU^  oder  dem  Stenenresen  ist  zuerst  in  einer  rorusg^uigeneiL  Verindsmc 
des  Kriecsweseas  ganz  sicher  za  sachen",  S.  4,  und  nntencheidet  diu  die  Bjtkm 
des  Ueen>&nns,  der  Lelieomiliz,  der  besoldeten  HanstroppeD,  der  besoldeten  Betofef 
armee,  der  beständigen  Kreis-  und  EzecntionseeldAten.  Die  EiU&niDg  f&r  dieses  b- 
sammenhang  findet  er  in  dem  gemeinsamen  Uanptzveck  Ton  Soldaten  nod  Swosw 
Sicherheit.  Schon  a  priori  ist  ein  solcher  Zusammenhang  im  AUgemünen  vohl  am- 
geben.  Der  Militäraafwand  ist  immer  eine  der  wichtigsten  Staatsansgaben.  nnbedbft 
die  wichtigste  ror  der  höheren  Entfaltnng  des  Coltar-  nnd  Wohlfabitawecb.  !■ 
Einzelnen  wird  aber  die  EatvicUang  doch  noch  Ton  anderen  Factoran  bestlBBt,  wm 
bei  Lang  om  seiner  These  Willen  zu  sehr  znrQcktritt. 
Qrondlegong  §.  162. 
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modernen  europäischen  Staaten  seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters, 
inbegriffen  die  deutschen  Territorien.  Hier  ist  es  namentlich  die 
Staatsthätigkeit,  welche  von  allen  „OffeDtlichen"  Th&tigkeiten 
extensiv  und  intensiv  am  Meisten  wächst,  nnd  der  Staatsfinanz- 
bedarf nimmt  daher  auch  am  Meisten  zu. 

2)  Wo  eine  grossere  Staatsbildung  anterbleibt,  oder  wo  im 
Staate  die  Centralisation  nicht  so  stark  zur  Ausbildung  kommt, 
da  treten  jene  GmndzUge  der  Eotwicklong  weniger  scharf  und 
sichtbar  hervor,  sie  fehlen  aber  doch  auch  hier  nicht  So  bei  den 
Hellenen,  wo  diese  Entwicklung  auf  die  Einzelstaaten  im  Wesent- 
lichen beschränkt  bleibt  nnd  auch  hier  nicht  Überall  weit  gedeiht 
So  ttberfaanpt  im  ganzen  Mittelalter,  in  welchem  man  das  Vor- 
handensein einer  solchen  Entwicklung  und  schon  einer  solchen 
Entwicklungstendenz ,  bekannten  geschichtlichen  Erscheinungen 
gegenüber,  wohl  selbst  bestreiten  möchte.  Dennoch  wäre  das  ein 
Inthnm.  Allerdings  lösen  sich  die  grossen  Reiche,  voran  das 
fränkische  und  in  einem  tansencyährigen  geschiohtiichen  Process 
das  Deutsche  Reich,  das  charaoteristischste  Beispiel  hierfür,  in  eine 
lose  Verbindung  fast  selbständiger  antonomeif  grosserer  nnd  kleinerer 
Territorialherrschaften  auf.  Diese  übernehmen  fllr  länger,  wie  hei 
üDB  nnd  in  Italien,  füt  kürzer,  wie  in  Britannien,  Frankreich, 
Spanien,  die  „ffffentlichea"  Functionen  des  „Staats".  Dem  ,3eiohe" 
bleibt  zeitweise  davon  wenig  oder  nichts,  daher  auch  wie  im  alten 
Deatschen  Reich  eigentlich  gar  kein  Finanzbedarf  des  Reichs  als 
solchen  mehr.  Aber  innerhalb  der  einzelnen  Territorien,  auch  in 
Deutschland  immer  mehr  seit  dem  Ansgang  des  Mittelalters,  dann 
in  den  Städten  vielfach  schon  von  noch  froherer  Zeit  an,  macht 
sich  dieselbe  Entwicklungstendenz  vermehrter  und  reicherer  Öffent- 
licher „gemeinwirtfaschafllicher"  Thätigkeit  geltend. 

Es  wflrde  dies  schon  im  Mittelalter  noch  mehr  der  Fall  gewesen 
sein,  wenn  nicht  damals  die  eigentbOmlich  grossartige  Stellung 
und  Function  der  Kirche  und  der  kirchlichen  Anstalten 
(Kloster,  Stiftungen  n.  s.  w.)  dem  „caritativen  System"  eine  unge- 
wöhnliche Ausdehnung  verschafft  hätte  und  dadurch  ein  erheblicher 
Theil  des  nationalen  Bodens  nnd  Kapitals  gewissen  Offentliehen 
Zwecken  nnd  Gemeinhedtirfnissen  in  der  Reehtsform  des  kirchlichen 
Vermögens  zur  VerfUgnng  gestellt  worden  w^.  Mit  der  Sprengung 
der  mittelalterlichen  katholischen  Kirche  durch  die  Reformation 
nnd  die  sie  begleitenden  Ereignisse  mnsste  denn  auch  im  16.  und 
17.  Jahrhundert  gleich  auf  einmal  eine  fOrmlich  sprungweise  grosse 

A.  Vtugn^t,  PinannriiiaKnwhiift.  II.  12 
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AuBdehnung  der  „öffentlichen"  Tbätigkeiten  der  Staaten,  Territorien^ 
Gemeinden  erfolgen  (Polizei,  Armenwesen,  Seholwesen  n.  a.  m.). 
am  Meisten  natfirlich  zunächst  in  den  protestantischen  Ländern. 

Die  allmäUge  Vergrössemng  der  Territorien,  ihre  Aoebildmig 
zu  eigentlichen  Staaten,  die  Unterdrttcknng  der  loealen  aatonomen 
Körper,  die  neue  Webrverfassnng  n.  A.  m.  haben  dann  auch  hier 
die  Centralisation  mehr  hervortreten  lassen.  Der  Finanzbedarf  fttr 
öffentliche  Zwecke  nahm  die  Form  des  Staatsfinanzbedarfs  an. 
Dnrcb  die  Bildung  neuer  Staatsformen  wie  des  einhmüichen  Italiens, 
des  Deutschen  Reichs  hat  diese  Entwicklung  in  unseren  Tagen 
auch  hier  dieselben  Erscheinungen  politischer  und  finanzieller  Art 
wie  schon  länger  in  den  anderen  Staatsgebieten  Eoropas  he^  | 
vorgerufen. 

3)  Koch  jetzt  besteben  aber  nach  der  verschiedenen  poHti- 
sehen  Organisation  der  Beiche  ond  Staaten,  besonders  nach  dm  ' 
Maasse  der  Entwicklung  der  Selbstverwaltung  der  kleineren  ränra- 
licben  Körper  bemerkenswerüie  Verschiedenheiten  im  Wirknngi- 
kreise  der  einzelnen  Glieder  des  swangsgemdnwirthsohaftUcbeB 
Systems,  woraus  sich  dann  entsprechende  Verschiedenheiten  d«f  , 
Finaozbedufs  und  der  Besteuerung  ergeben.   Die  Verhältnisse  dv 
Boichs-,  Landes-  oder  Staats-,  Prorinzial-,  Kreis-,  Oemeindefinanto 
n.  8.  w.  und  die  darauf,  besonders  die  auf  das  betreffende  Stenc^  , 
wesen  sich  beziehenden  Streitfragen  finden  dadurch  ihre  Erklärung. 
Bei  strafferer  Centralisation  im  ganzen  Staatswesen  und  geringerer  | 
Entwicklung  der  Selbstverwaltung,  daher  beschiilnkterer  Spbin  | 
der  Selbstverwaltungskörper  betrifft  die  extensive  ond  intensive 
Entfaltung  der  öffentlichen  Thätigkeit  und  folgeweise  die  Steige- 
mng  des  Finanzbedarfs  mehr  den  Staat  als  die  anderen  Körper: 
daher  der  characteristische  Unterschied  zwischen  Einheitsstaat  and 
Bandesstaat,  zwischen  Frankreich  und  den  meisten  continentalra 
Staaten  einer-,  Grossbritanoien  andrerseits,  zwischen  der  bisherigeo 
Lage  in  den  deutschen  Staaten',  besonders  in  Preossen,  und  der 
demnächstigen  nach  erfolgreich  durchgeführter  Decentralisation  der 
Verwaltung  und  nach  Herstellung  vermehrter  Selbstverwaltang.  Je 
nachdem  kann  hier  bei  einem  einzelnen  Gliede  der  Reihe  aach 
wohl  in  Folge  von  Uebertragnng  gewisser  Functionen  auf  ein  | 
andres  Glied  statt  der  üblichen  Ausdehnung  eine  Einschränkung 
der  öffentlichen  Thätigkeit  und  des  daraus  entstehenden  Finaax- 
bedarfs  eintreten,  z.  B.  für  die  Einzelstaaten  bei  der  ersten  Bildung 
und  allmaligen  Erweiterung  eines  Bundesstaats,  so  im  neuen  Dent-  i 


Digitized  by  Google 


Ei&flnai  des  remiehrten  Finaozbedarfs.  179 

soheD  Reich, ")  oder  fttr  den  Staat  bei  der  Oigaoisation  der  Selbst^ 
Verwaltung.  Aber  ^e  Fonctionen  des  ganzen  xwangsgemeinwirtb- 
schaftlichen  Systems  nnd  damit  der  Finanzbedarf  für  dasselbe 
erweitern  sich  dennoch.  Und  das  ist  hier  das  Entscheidende. 

D.  —  §.  345.  Einwirkung  des  Tormehrten  Finanzbe- 
darfs anf  die  Art  der  finanziellen  Deckung.  Die  somit 
nachgewiesßDe  Entwicklung  ist  an  die  Voranssetzang  gebunden, 
dass  der  vermehrte  Finanzbedarf  seine  richtige  finan- 
zielle Deckung  finde  (§.  343).  Diese  Voranssetzung  ist  eine  am 
so  unbedingtere,  je  mehr  der  zwangsgemein wirthschaftliche  Bedarf 
eben  Finanz  bedarf  wird,  d.  b.  nicht  oder  nicht  mehr  durch  anent> 
geltliohe  oder  von  Dritten  unentgeltlich  gestellte  (Katnral)-Dienste 
gedeckt  wird,  wie  in  älteren  Wehrverfassungen,  im  Efarenamts- 
system  0.  dgL  m.  Die  Entwicklung  der  Volkswirthschaft,  die  An- 
forderungen an  die  Bescl|a£fenheit  der  Leistungen  des  gemein- 
wirüischaftlichen  Systems  (berufsmässige  Ausbildung,  technische 
Öohulnng  der  Arbeitskräfte  n.  s.  w.)  machen  diese  directen  Dienst- 
leistungen fttr  den  Staat,  die  Ctemeinde  unznl&ngUeh.  Es  ver- 
wandelt sich  daher  der  „OffentUche  Bedarf'  immer  vollstilndiger 
in  Finanz  bedarf. 

Auch  die  Deckung  des  letzteren  U&ngt  dann  wieder  eng  mit 
der  Organisation  der  Volkswirthschaflt,  der  Eigenthnmsordnnng  und 
der  thatsächlichen  Yertheilnng  des  nationalen  Bodens  und  Kapitals 
zwischen  den  Privatwirthscbaften  und  den  Zwangsgemeinwirth- 
sohafken  zusammen.  Die  allgemeine  Entwicklung  besteht  darin, 
dass  fttr  den  getigerten  Bedarf  die  alten  Einnahmequellen  nicht 
mehr  ausreichen,  um  so  weniger,  als  diese  Quellen  sich  selbst 
meistens  sehr  vermindert  haben,  weil  der  Boden  immer  mehr  in 
das  volle  Frivateigentbnm  der  Privatwirthscbaften  Übergegangen 
iet  nnd  diesen  die  ErwerbsttüUigkeiten  in  der  materiellen  Wirth- 
sehafissphäre  fast  allnn  ttberkusen  sind,  ihnen  daher  dann  auch 
das  Haterialkapital  der  Kation  immer  ausschliesslicher  gehört. 
Diese  Entwicklang  zeigt  sieh  im  Altertham,  im  Hittelalter  uad  in 
der  Kenzdi  Sie  tritt  im  Finanzwesen  des  Staats  und  der  kleineren 

^  Di»  lint  flieh  «ich  finanzflUtfittBch  rerfolgen  «n  dem  WkchiÜiiim  des  Ebts 

des  Norddeatscben  Boodes  and  des  Dentscben  Kelchs  eiDer-,  der  Einzelataaten  aoderer- 
aeits.  Letztere  sind  ¥on  grossen  Aofgsbezvei^CD  eotbOrdet  vorden ,  namendicli  vom 
Militiretat.  o.  htbea  gleichzeitig  einen  Tbeil  ihrer  alten  Bedeclnmgsmlttel,  bes.  ZOUe 
n.  iimere  yerbranchsteaern,  an  das  Reich  abgetreten :  nur  der  finaoi^eUe  Ansdmclt  für 
die  stAricere  politische  CentraUsatioa.  Aehnlich ,  nur  in  geringerem  Gnde ,  die  Ent- 
TicUong  in  der  Schiruz  and  ihren  Kantonen. 

12» 
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Körper  in  der  absolnten  und  relativen  Abnahme  des  älteren  Prirat- 
erwerbs  dentlich  bervorj  trotz  steigender  AoBgabeOi  wie  dies  im 
1.  Bande  bereits  dargelegt  worden  ist.") 

Die  anderweite  finanzielle  Deckung  wird  dann  stets  flber- 
wiegend  oder  selbst  aasscbliesslich  in  der  Bestenerang  gefunden: 
diese  ist  das  Hanptmittel  znr  ÄusfÜbmng  der  sich  immer  mehr 
erweiternden  Zwecke  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems 
bei  vorwaltend  rein  privatwirthsohaftlicher  Organi- 
sation der  materiellen  Prodnction  nnd  bei  der  hiermit 
verbundenen  Vorherrschaft  des  Privateigenthnms  der 
Privatwirthscbaften  an  Prodnctionsmitteln.  Die  Entwiek- 
lung  der  Besteuerung  wird  daher  regelmässig  durch  zwei  wirth- 
sebaftliche  nnd  rechtliche  Momente  bestimmt:  die  Ent- 
faltung des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems  und  glddi- 
zeitig  die  Verdrilngnng  der  Öffentlichen  Körper,  besonders  da 
Staats,  aus  dem  Eigenthnm  an  Productionsmitteln,  vor  Allem  an 
Boden,  nnd  ans  dem  Gebiet  der  SachgUterproduction.  Wo  dieaei 
letztere  Verhältniss  besteht,  da  ist  es  wenigstens  auf  die  Daicr 
stets  unvermeidlich,  dass  die  Ausdehnung  des  gemeinwirthscha# 
liehen  Systems  mit  vermehrter  Bestenernng  verbunden  iS- 
Die  Finanzepoche  vorherrschender  oder  fast  aUeiniger  Stenet- 
wirtbsühaft,  welche  fUr  die  moderne  staatsbfirgerliche  oder  lib^ 
rale  Periode  characteristisch  ist  nnd  an  die  Stelle  der  domaniaka 
Epoche  rttckte,  hängt  daher  auch  mit  dem  Uebergang  fast  aHe» 
Bodens  ins  volle  Eigenthnm  der  Privaten  nnd  mit  dem  fast  ait- 
schltessUoh  privaten  Gewerbebetrieb  eng  zusammen.  Die  unge- 
heure Vermehrung  der  Besteuerung  ist  in  dieser  Hinsicht  die  Cob> 
seqnenz  des  indtvidnalistisehen  Wirthschaftssystems  nnd  sdaer 
Rechtsbasis. 

£.  —  §.  346.  Auswege  statt  der  Besteuerung.  Wo  die 
Besteuerung  ans  anderen,  besonders  politischen,  socialen,  reobt- 
lichen  Gründen  aber  nicht  oder  nicht  entsprechend  vermehrt  werdea 
kann,  und  dennoch  der  Drang  nach  Entfaltung  der  Gemeinwirth- 
Schaft  vorhanden  ist,  da  zeigt  die  Pinanzgesehichte  zwei  Aus- 
wege: entweder  verschafft  man  dem  Staate  n.  s.  w.  wieder 
mehr  Eigenthum  an  Productionsmitteln,  damit  Gelegenbeii 
zu  neuem  Privaterwerb  oder  znr  Einrichtung  gebttbrenartiger 
^  Zweige;  oder  man  sucht  ansserordentliche  HUfsqueUeo  n 

Wagner,  Fin.  I,  Bach  2,  Ktp.  1,  Abacbn.  5  S.  340  IT..  im.  g.  IM,  1^7. 
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eröffnen  and  behandelt  deren  Ertrag  aU  regelmässige  (ordent- 
liche) Einnahme. 

1)  Der  erste  Weg  ist  in  einem  besonders  wichtigen  und 
interessanten  Falle  im  Regalienwesen  des  späteren  Mittelalters 
und  der  Uebergangszeit  des  16.  bis  18.  Jahrhunderts  beschritten 
worden,  besonders  in  der  Form  der  gewerblichen  Monopole 
im  Wohlfahrts-  and  Polizeistaat  dieser  letzten  Periode.  Aehnliche 
Tendenzen  kehren  neuerdings  hier  and  da  wieder  anter  dem 
Drange  steigenden  Finanzbedarfs  and  bei  besonderen  Schwierig- 
keiten, letzteren  dnrch  gewöhnliche  Stenern  zn  decken  (deutsches 
Tabakmonopol-Project).  Die  Ansbildnng  grosser  moderner 
Wirtbsehaftsanstalten  im  Gebiete  des  Verkehrswesens 
and  sonst,  welche  dann  nach  dem  privatwirthschaftlichen  oder 
nach  dem  Gebtihrenprincip  verwaltet  werden,  gehört  ebenfalls  mit 
hierher,  wenn  sie  auch  zanäeHst  and  zameist  aUgemeine  volkswirth- 
Bchafiliche,  nur  nebenbei  finanzielle  Zwecke  verfolgt.  Die  syste- 
matische Entwicklang  des  ganzen  Gebtthrenwesens  endlich  geht 
aodi  mit  ans  dem  finanziellen  Streben  hervor,  die  einmal  als 
Dothwendig  erkannten  gemeinwirthschaftlichen  Zwecke  ohne  oder 
mit  nur  theilweiser  Zuhilfenahme  der  Besteaernng  ausfllhren  zu 
können.  Die  Ausdehnung  des  modernen  Gebührenwesens  und  die 
Einriehtang  neuer  Wirtbsehaftsanstalten  der  gedachten  Art  (Staats- 
Eüsenbabnen !)  ist  mit  einer  Ucbertragung  von  Grund-  und  Kapital- 
eigentham  in  bedeatendem  Maasse  an  den  Staat  und  an  die  S^bst- 
verwaltongskOrper  verbanden.  Die  wichtigen  socialpolitischen  und 
finanziellen  Folgen  davon  sind  klar.  Alle  bezüglichen  Seiten  der 
Frage  sind  in  früheren  Abschnitten  dieses  Werks  aber  bereits 
behandelt  worden.  lieber  das  ebenfalls  schon  frtther  berührte 
Regalienwesen  ist  dagegen  hier  noch  Einiges  hinzuzufUgen  (§.  347). 

2)  Der  zweite  Weg,  die  Eröffnung  ansserordentlicher 
HU&qnellen,  erscheint  in  der  Finanzgeschichte  wieder  als  ein 
doppelter:  man  wälzt  einmal  die  Last  des  heimischen  Staats- 
wesens möglichst  anf  Fremde,  entweder  in  der  Form  von  Con- 
tributionen>  Tributen,  Beiträgen  a-  dgl.  anf  sonst  wenigstens  nominell 
nnabhängige  Völker,  auf  „Bundesgenossen"  u.  s.  w.,  oder  mittelst 
ansbeutender  Proyinzialverwaltung  auf  die  dem  eigenen  Staate 
angegliederten  Provinzen :  Beides  besonders  im  Alterthum  mehrfach 
an  einem  förmlichen  „System"  ausgebildet,  namentlich  im  römischen 

3.  das  rorige  Kapitel  ron  den  Oebtthren  in  diesem  Baade  und  die  Lehfe  rom 
PriratWTerb.  bes.  vom  Conuniuicatioi»-  nod  Tnnsportresen  im  1.  Bude. 
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Reiche.  Sodann:  man  hilft  sich  solange  als  mOglicfa  mit  Staats- 
sohnldeiiTermebriing  statt  der  erforderlichen  Stenervermehrnng, 
—  die  moderne  Methode,  welche  dann  im  Fall  von  Buikerott, 
Zinsredaction  n.  s.  w.  bei  auswärtigen  Schulden  anf  die  ältere 
Methode  dner  Abwälzung  der  heimisehen  Finanslasten  anf  die 
Fremde,  bei  einheimischen  Sebalden  anf  die  Aasbentang  eines 
Theils  der  besitzenden  Glassen  zu  Gunsten  des  Staats  hinaus- 
kommt")  S.  §.  349. 

§.  347.  —  1)  Das  Finanzregalienwesen  ist  berdts  im 
1.  Bande  nnd  in  der  GebUhrenlebre  bertthrt  worden.  Die  BegaH- 
simng  dient  naoh  den  früheren  Erörterungen  vielfach  als  Be- 
stenernngsform  und  ist  in  dieser  Hinsieht  später  noch  besonders 
zu  untersuchen.  Auch  wenn  man  sich  frtther  in  der  Praxis  nnd 
Theorie  nicht  Uber  diese  Wirkung  eines  Regals  als  Steuer  klar 
war,  so  ist  dieselbe  impl leite  in  der  Verwaltung  der  Regalien, 
besonders  der  sogen,  gewerblichen  (Finanzmonopole)  regelmäsng 
beabsichtigt  gewesen  und  auch  wirklich  eingetreten.  Denn  bei 
der  Selbstverwaltung  wie  bei  der  Verpachtung  dieser  Regalien,  bes. 
Monopole  war  die  leitende  Richtschnur,  die  Preise  der  Produdi 
in  der  Art  der  Monopolpreise  höchstmöglich  anzusetzen,  d.  h.  ■ 
hoch,  dass  die  Verwaltung  den  grOssten  Gesammtgewinn  bezog. 
Der  Zweck  der  Regalisirang  oder  Monopolisirung  war  darauf  gt 
richtet,  durch  Ausschluss  der  Concurrenz  andren  Produeenten  diei 
zn  ermöglichen.  Der  Gkwinn  sollte  so  Uber  die  Hohe  des  gewöhn- 
lichen, freien  Gewerbsgewinns  gesteigert  werden.  Dies  wurde 
auch  regelmässig  erreicht,  and  dieses  Pins,  dieser  dem  Vorrecht 
oder  Aussohlussrecht  zu  verdenkende  Extragewinn  ist  Steuer. 
Selbst  wenn  beim  Ansatz  der  Preise  der  Monopolartikel  anf  eine 
gewisse  Schonung  der  Consumenten  Rttcksicht  genommen  und 
die  Preise,  welche  ohne  eigenen  Nacbtheil  des  Fiscns  etwa  noch 
hätten  gesteigert  werden  kOnnen,  absichtlich  unterhalb  des  mOg^ 

")  Man  konnte  etwi  noch  «Ii  u  einen  dritten  Aaswog  u  dia  athenisebaB 
Litnrgieen,  die  rOmischen  Anfvuidniigeit  dei  bOhneii  Beamten  für  OffiaBtUcke 
Zwecke,  wie  Spiele,  Baaten  o.  s.  w.  denken.  Indessen  fiüla  die  ersteren  dotdi  anter 
den  Stenerbegiiff.  Sie  stellen  eine  Art  ExtnbesteDenmg  der  Beicheien  du,  weail 
sich  der  Gesichtsponct  einer  zugleich  ehrenroUen  Leistong  fQr  du  Gemeinwesen  wiAl 
Tflitrftgt  Vgl.  BSckh,  Staatshaashalt  Athens,  I,  593  ff.;  eb.  S.  700  Uber  die  «nw 
ordenuiche  Litargie,  die  Trleiarcbie,  d.  h.  die  KOstunc  und  Besorgung  der  Kriegs- 
schiffe auf  Privatkoeten,  abw  meist  mit  BotheiligtiDg  des  Staats.  Die  IdiDciscbeo  nnd 
ähnliche  Terwendnngen  in  Bom  hingen  mit  wm  Ehienamfachnncter  des  BesmteB- 
thoms  zusammen. 

Ean-Wagner.  Fin.  I,  §.  101  ff..  109  ff.;  Wagner,  Fin.  I.  §.  Ul.  145-M7. 
Dann  oben  Kap.  1,  §.  282.  283.  EU  aber  Hönze  §.  290ff.,  Post  g.  308  ff.,  Telegr.  §.313. 
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liehen  Maumnms  gehalten  wurden,  wie  allerdings  vielfach  beim 
Salz,  BO  sollte  doch  der  Monopolpreis  hoch  genug  bleiben,  um 
^en  Bxtragewinn  erzielen  zu  können,  welcher  immer  noch 
als  Steuer  erscheint.  Insofern  kann  die  Finanzregalisimng  nicht 
als  ein  Ausweg  bezeichnet  werden,  den  man  zur  Vermeidung 
der  Besteuerung  beschritt  Bei  allen  Begalien  mit  wirklieber 
Stenerwirkang  —  also  mit  Aussehloss  der  Regalien  im  Ge- 
b  üb  rengebiete,  wo  die  Regalisü^ng  nur  dazu  dient,  die  Vor- 
nahme der  Leistungen  durch  den  Staat  zu  erleichtern  and  die 
gnia  Beschaffenheit  dieser  Leistungen  zu  verbttigen,  —  ist  diese 
Steaerwirkung  so  sehr  das  die  Sache  Characterisirende  und  regel- 
mHasig  auch  das  *praotisch  Wesentliche,  dass  die  AufTassung  der 
betreffenden  Einnahmen  als  Stenern  wohl  richtig  ist  nnd  dem- 
gemftss,  nach  den  früheren  genaueren  Erörterungen  im  1.  Bande, 
die  Behandlang  dieser  Einnahmen  im  finanzwissenschaftliohen  System 
in  die  Stenerlehre  gehört.'") 

Hiermit  steht  es  aber  nicht  in  Widerspruch,  einen  gemischten 
ökonomischen  und  rechtlichen  Character  der  6  esammt einnähme 
aas  einem  gebtthrenartigen  nnd  steuerartigen  Regal  anznerkennen: 
ein  Theil  des  Reinertrags  ist  priTatwirthscbaftlicbes  Ein- 
kommen fttr  den  Staat  als  Rechtssubject  der  betreffenden  [Jnter- 
nehmungen,  vornemlich  Zins  nnd  Rente  aus  Kapitalien  und  Grund- 
besitZf  anoh  Gewerbsgewinn.  Aach  ist  es  bei  der  Einriebtang  nnd 
Fortfühmng  eines  Finanzregals  der  mehr  oder,  weniger  klar  be- 
wnsste  Zweck,  vermittelst  der  Reg^irung  zugleich  solches  privat 
wirthscbafttiche  Einkommen  dem  Staate  zu  tibeitragen.  Es  ist 
gelegentlich  selbst  die  Idee  vertreten  worden,  dass  dies  die  Haupt- 
sache oder  sogar  die  alleinige  Wirkung  des  Regals,  bez.  Monopols 
sei,  z.  B.  beim  Tabakmonopol,  wobei  also  die  Stenerwirkang  ganz 
verkannt  oder  nur  als  geringfügig  erachtet  wird.^*)  ISo  einseitig 
und  meistens  annchtig  dies  ist,  so  sind  es  doch  solche  Anffassungen, 
welche  geschichtlich  in  der  Entwicklung  der  Finanzregalien  mit- 
wirkten nnd  selbst  heute  noch  bei  ihrer  Empfehlnng  mitsiMden. 


Rao-Wagner,  Fin.  I,  §.  116;  Wagoor,  Fin.  I,  §.  147.  Anders  Raa,  der 
die  „EÜakQnfte  aas  Hobeitsrechten"  inclaa.  der  gewerbl.  Finanzregalieo ,  Tie  Salz, 
Tabak,  als  selbständige  Einnahmeart  neben  den  Friratenrerb,  die  Gebühren  und 
die  Stenern  stellte.  Die  eingehende  Begründang  der  Abweichnng  roa  Raa  gab  ich 
im  1.  Bande,  bes.  in  d.  2.  Aufl.  Bach  2,  Kap.  1,  Abschn.  1. 

Diese  Aaffassong  deutlich  bei  Forst  Bismarck  in  den  BeicIutagsdebatteB  tob 
1878  aber  die  XAlukbestenoniag:  die  aocialistische  IdentiScinmg  ron  Steoer  n.  Kapital- 
n.  Doteraehmergewino. 
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FOr  das  richtige  Verstäudniss  des  Znsammenbuigs  soldier 
Finanzfragen  und  speciell  der  Entwicklnngsgeschicbte  der  Ein- 
nahmen mit  der  Organisation  der  Volkswirthsobaft,  mit  der  Eigea- 
thoms-  und  Erwerbsordnnng  and  mit  der  Vertlidlnng  des  Eigen- 
thnms  an  Prodactionsmitteln  unter  Privat-  und  Öffentlichen  Wirtin 
Schäften  sind  selbst  solche  einseitige  Auffassnngen  beachtenswerth. 
Der  richtige  Kern  darin  ist  aber  von  allgemeiner  Bedentong  für 
das  Verstäudniss  der  Finanz-  und  Stenergeschichte  nnd  der  Ge- 
schichte der  Volkswirtbschaft. 

§.  848.  Soweit  jene  älteren  FinansregatieD  wirklich  Torwiegend 
oder  allein  finanzielle  Zwecken  dienten,  bildet  ihre  Entwicklimg 
den  Uebergang  von  der  älteren  vorherrschend  dom»- 
nialen  zu  der  neueren  Periode  vorherrschender  Steaer- 
wirtbschaft  des  Staatsfinanzwesens.  Die  grnndherr- 
schaftlichen  Regale  entwickeln  sich  zuerst,  in  Verbindung  mit 
gewissen  Anschauungen  des  Patrimooial-  und  Feudalstaats  in 
Betreff  des  ganzen  Bodens  des  Landes.  Die  Regalien,  welche 
sich  auf  die  Benutzung  der  Gewässer  beziebeuj  scbliesaea 
sich  an.  Die  gewerblichen  Realien  nnd  Finanzmonopole 
folgen  besonders  seit  dem  16.  und  17.  Jahrhandert,  nach  bedeater 
derer  Entwicklang  des  Gewerbewesens,  des  Volks-Einkommem 
daraas,  Überhaupt  des  Verkehrs,  nnd  in  Znsammenhang  mit  den 
Ideen,  RechtsansprQcben  und  bald  auch  Rechten  der  Staatsgewalt 
in  der  absolutistisehen  Uebergangsperiode  vom  FeadaUtaat  snm 
modernen  Staate. 

Die  treibende  Potenz  war  die  Entwicklung  der  OffentUdmi 
Thätigkeit  des  Staats,  —  m.  a.  W.  das  Hervordrängen  der  Gemein- 
wirthachaft.  Der  Weg  der  Finanzregalien  wurde  aber  durch  den 
Umstand  gewiesen,  dass  Boden,  Kapital  nnd  GewerbsthStigkeit 
grossentheils  private  geworden  waren.  Der  Weg  der  eigentlichen 
Besteuerung,  welcher  allerdings  ungeföhr  gleichzeitig  mit  dieser 
Entwicklung  der  Regale  auch  immer  mehr  nnd  immer  conseqnenter 
beschritten  wurde,  bot  fttr  die  Deckung  des  ganzen  erforderiioben 
Mehrbedarfs  noch  za  viel  Schwierigkeiten.    Die  besonders  flir 


*0)  DeD  Einflaas  auch  der  wirthschafUichen,  finanzielleii  n.  poliL  TheomtUcer,  dum 
der  Eomaßistea  auf  diese  Entirlcklaiig  veist  Koscher  in  s.  Gräch.  d.  D.  NatOt  oSher 
Usch,  Kap.  S,  v.  Eindrfttigen  des  vilschen  Begalismos,  bes.  §.  39  S.  159  (s.  d.  GtU 
aas  BoBcber  in  Wagner,  Fid.  I,  §.  141  Note  19).  „In  die  deutschen  Finanxen  ist 
der  Begalismns  viel  später  und  im  Ganzen  auch  weniger  tief  eingedrongea"  (als  in  die 
fremden).  Eh.  8.  164.  Es  hingt  dies  auch  mit  der  z.  Th.  dem  Stiadeireflen  zd  rer- 
dankenden  grtaseren  Erhaltung  des  terriftnialen  Domanioms  tnaammen. 
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direote  Stenern  erforderliche  Mitwirkung  der  Stände,  die  Opposition 
der  berorreoliteten  Stände  nnd  die  Pririlegien  der  letzteren  in 
Bezng  auf  Stenerfreiheit,  die  Autonomie  der  Städte  und  deren 
Zoll-  und  ähnliche  Privilegien  mehr;  namentlich  aber  auch  die 
eigentlich  steaertecbnischen  Schwierigkeiten  bei  der  Anlegung 
directer  and  indireeter  Stenern,  welche  man  aus  Mangel  an  £r- 
fahmngen,  an  tttchtigen  Beamten  und  bei  der  allgemeinen  Unvoll- 
kommenheit  des  BehOrdenwesens  noch  nicht  zu  ttberwinden  wnsste; 
ferner  die  Consnmtionsrerhältnisse  der  Bevölkerang,  besonders  der 
unteren  Classen,  welche  die  Erhebung  allgemeiner  Verbrauchs- 
abgaben reichlichen  Ertrags  nnr  erst  theilweise  gestatteten,  dies 
Alles  hemmte  vom  16.  bis  18.  Jahrhundert,  hier  mehr,  dort  weniger, 
die  genttgende  Entwicklung  der  eigentlichen  Besteaemng. 

Um  so  mehr  half  man  sich  dnrch  das  Finanzregalsystem, 
später  besonders  dnrch  die  gewerblichen  Regale  nnd  Finanzmono- 
pole,  Oestaltnngen ,  welche  ohnehin  der  bevormundenden  Wirth- 
achaftft-,  besonders  der  Oewerbepolitik  nnd  der  allgemeinen  inneren 
Politik  des  sich  emporringenden  absolutistischen  Staats  und  des 
Wohlfahrte-  und  PoUzeistaats  entsprachen.    Durch  Ueberlassnng 
der  Ansnutenng  der  Regale  an  Dritte  gegen  Abgaben  oder  dnrch 
Verpachtung  Aeae  Finanzmonopole  tiberwand  man  die  Schwierig 
keiton,  welche  sich  ans  der  UnvoUkommenheit  der  Staatsverwaltung 
«gaben.   Mehr  nnd  mehr  bildeten  sich  aber  dann  diese  Regalien 
zu  Formen  der  Besteuerung  ans,  z.  B.  die  Abgaben  beim 
Bergregal  zu  Bergwerkstenern,  die  Finanzmonopole,  z.  B.  das  Tabak- 
monopol  zu  Formen  der  indirecton  Verbraaehsbestenemng  u.  s.  w. 
In  dieser  Hinsicht  werden  wir  den  Regalien  später  in  verschiedenen 
Abschnitten  der  Steaerlehre  wieder  begegnen. 

Hier  genUgt  es,  die  vrichtige  Stellung  characterisirt  zu  haben, 
welche  die  Finanzregalien  in  der  Entwicklnngsgeschichte  des 
Finanzwesens  der  neueren  Vfilker  einnehmen.  Indem  sie  sich 
zwischen  die  domaniale  nnd  die  reine  Steocrperiode  schieben, 
vereinigen  sie  Elemente  beider,  daher  des  Frivaterwerbs  nnd  der 
Stener,  letzteres  später  immer  mehr,  in  sich.  Sie  sind  aber  stete 
sogleich,  wenn  auch  zunächst  finanziellen  Zwecken  dienend,  von 
bemerkenswerthem  Einfluss  anf  die  Organisation  der 
Volkswirthsehaft  und  anf  die  Rechtsordnung  und  die 
Vertheilnng  des  Eigenthnms  an  Prodnctionsmitteln, 
daher  anf  das  private  Erwerbsleben.  Denn  in  ihnen  liegt 
implicite  zugleich  der  Versuch,  Ibeito  hemmend,  theils  rttck- 
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bildend  in  die  Entwicklang  rein  privatwirthsciuifUicher  O^aoi- 
sation  der  Saohgttterprodnction  and  in  den  damit  insammenhüngen- 
den  Uebergang  alles  Bodens  nnd  alles  Materialkapitals  in  das 
volle  Privateigenthnm  einzugreifen.  Inßofera  entbSlt  in  der  Tbat 
jedes  Regal  nnd  Finanzmonopol,  neben  sdnen  finanuelien,  beson- 
ders seinen  Stenerwirknngen,  „ein  gutes  Stück  Principienfrage" ") 
fttr  die  TolkswirÜischaftliche  Organisation  und  für  die  allgemeine 
wirthiBohaftliche  Rechtsordnung,  besonders  fttr  die  EigenthoiBi- 
ordnuDg:  ein  selten  genügend  beachteter  ZasammenhaDg.  H.  a.  W. 
die  Regalisirnng  ist  bei  ihrer  ersten  Einftlhrung  eine  Form 
der  Entziehung  von  FriTateigenthum  an  Productionsmittohi  and 
von  dem  damit  verbundenen  Einkommen  ans  Renten  nnd  Ctewerbt- 
gewinn  zu  Gunsten  gemeinwirthschaftlioher  Entwiddnngj  bei  ihrer 
Fortdauer  wird  die  Regalisirnng  ein  reohtlioher  Vorbehmlt 
von  Eigenthum  an  Productionsmitteln  und  von  daraus  fliesaendem 
Einkommen  flir  den  Staat  zu  Ungunsten  der  privatwirthschaß- 
liehen  Entwicklung,  daher  auch  des  Privatkapitals.  Deshalb  aoeli 
die  Feindschaft  der  Smithischen  Nationalökonomie  gegen  die 
Regalien,  denn  diese  stemmen  sich  den  „wirthschaftefreiheitliches' 
Forderungen  der  Schule  und  der  „liberalen  Periode"  noädii? 
entgegen. 

§.  349.  —  2)  (S.  0.  §.  346.):  Ausserordentliche  Hilfs- 
mittel zur  Deckung  ordentlicher  Ausgaben.  Die  AusfÜbnuig 
grosser  Offentlieher  Ausgaben  des  Staats  ohne  entqtrechende  Zn- 
hilfenahme  der  Besteuerung  ist  eine  so  bemerkenswerthe  geschicht- 
liche Thatsache,  dass  der  zweite  der  oben  erwähnten  Anawege, 
die  Benutzung  ansserordentUcher  Hilfsmittel,  hier  noch  dne  beson- 
dere Betrachtung  verdient. 

a)  Die  erste  Form,  im  Wesentlichen  also  das  System  der 
Ueberwälzung  der  einheimischen  Staatslasten  auf  die 
Fremde,  erscheint  nach  unseren  heutigen  politischen,  sittHehen 
nnd  rechtlichen  Anschauungen  freilich  vielfach  fast  ähnlich  ver- 
werflich wie  etwa  das  Institut  der  Unfreiheit  Die  Okononusebea, 
socialen  und  finanziellen  Folgen  sohsher  Verhältnisse  woDui  deshalb 
aber  doch  unbefangen  geprtlft  werden.  Sie  sind  in  so  wichtigeo 
weltgeschichtlichen  Beispielen,  wie  etwa  im  Tribntsystem  des 
athenischen  Staats")  oder  vollends  in  der  pronn^alen  Ass- 

")  S.  P i e T s 1 0 rf f  Uber  die  TsUkstenetUter.  ia  HUdebraads  Jahrb.  1 878  I.  S.  S2». 
BOckh,  Steatshansh.  d.  Ath.  I,  520,  Tribote  „die  bei  Weitem  bedeatendste 
Einnahme  des  ath.  Staats".  S.  oben  S.  IS. 
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bentang  des  römischen  Staats  bedeutsam  genug. ")  Konnte 
doch  dank  diesem  System  und  trotz  der  nngehenren  Staatstbfttig- 
keit,  ja  der  förmlichen  Ernährung  und  Unterhaltung  des  ärmeren 
Tbeils  des  römischen  Volks  dnrch  den  Staat,  der  rOmische  Btlrger 
und  bald  ganz  Italien  von  directen  Stenern  im  Wesentlichen  Jahr- 
bnnderte  lang  befreit  bleiben.'')  Auch  im  Mittelalter  und  in  der 
Neuzeit  haben  aber  wenigstens  zu  Zeiten  solche  Verhältnisse  nicht 
gefehlt  und  Tribute  besiegter  VOlker,  Abgaben  unterworfener  Neben- 
länder n.  dgl.  immer  wieder  die  practisch- finanzielle  Bedeutung 
des  Vae  viotis  bewiesen.'^)  Am  Meisten  System  gebracht  wurde 
in  solche  Beziehungen  zwischen  dem  leitenden  Hanptrolke  eines 
Staats  und  den  abhängigen  Völkern  dnrch  ansbentende  Golo- 
nialverwaltung,  wie  sie  im  modernen  Colonialwesen  selten 
ganz  gefehlt  hat.  Wenn  auch  gewöhnlich  nicht  directe  Stener- 
beitrSge  der  Golonieen  bezogen  wurden,  so  fand  doch  auch  eine 
finanzielle  Ausbeutung  dnrch  Handels  -  und  ZoUpoliük  des 
Hotterlands  statt  oder  die  Colonie  ward  wie  ein  grosses  Doma- 
oinm  bewirthsohaftet,  wobei  es  ohne  solche  Ansbentnng  anch  nicht 
abging.  Ein  wichtiges  Beispiel  liefern  noch  jetzt  die  indischen 
Golonieen  der  Niederlande.*^)  Endlich  bieten  auch  solche  Ver- 
baltnisse Aehnliohkeitf  wo  die  Vertheihng  der  Staatslasten  in 
einem  grösseren  Staatogebiete,  z.  B.  prorinzenweise,  sehr  ungleich 
ist:  die  ttberbUrdeten  Prorinzen  erscheinen  hier  für  den  Betrag 
der  Ueberlastung  auch  ökonomisch  und  finanziell  zu  Gunsten  der 
übrigen  aosgebentet  Daran  ändert  sich  nichts,  wenn  eine  solche 
Versohiedenheit  der  Belastung  auoh  nicht  bewnsste  Absicht  ist^ 


*)  Harqaardt,  rOm.  Staatsrenralt  II.  175  £ 

**)  £b.  S.  171  ff.  Michterhebang  das  Btkner-Tributom  seit  167  vor  Chrutos, 
gleiche  Steaer&eiheit  für  ganz  Italien  seit  89  t.  Chr.  So  Marquardt  mit  Sari^ny, 
Hnschke,  Rndorff,  Uommaen  o.  A.  m.  Anderer  Ansicht  Walter  a.  nam. 
Bodbertns  in Hildebr.  Jahrb.,  der  zu  wesenüich  andien  Besultaten  gelangt.  Ksch 
ihm  ist  das  Burgertribut ,  nach  allerdings  länger  bestandener  g&nzl.  Steuerfreiheit  der 
BAmer.  L  J.  711  d.  St.  (45  v.  Chr.)  wieder  eiogefthrt  worden.  Z.  Geech.  d.  Tribot- 
stenem ,  bes.  Jahrb.  lY,  408  ff.  Am  Ende  d.  S.  Jabrhund.  oacb  Christas  wurde  das 
ProTinzialtribatoin  in  ganz  Italien  eingeführt  Deber  die  GetreiderertheilDng  u.  deren 
Kosten  t.  a.  A.  Marquardt,  II,  106  ff.  Die  Ansichten  tob  Rodbertns  über  den  Zn- 
suBmnbtng  mischen  itaL  Luidbao,  Entstehonf  des  Colooats,  Getreidaeinfbhr  n.  b.  t. 
weichen  von  denen  der  phUoIog.  Hfstorilwr  Tiel&ch  ab.  Endgittig  entschieden  sind 
alle  diese  Fragen  Tohl  noch  nicht   YgL  Grandlegong  2.  Anfl.,  g.  211.  Note  12. 

Deckung  der  franzOs.  Eriegskosten  unter  Napoleon  I.  regelmls^g  durch 
Contribntionen  n.  s.  w.  S.  z.  B.  Ober  die  Leistongen  des  besiegten  Prensien  an 
Pnnkreich  Duncker,  Ztschr.  f.  Preiw.  Gesch.  1871,  anch  in  der  FreosB.  Statist 
Ztscfar.  1671  S.  974. 

**)  Im  nlederUnd.  Budget  fUr  1876  sbid  an  «^nchüssen  der  Golon.Tenralt*' 
TennscUagt  10-85,  1877  9-»7  M.  fl. 
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sondern  nar  aus  dea  tbatsftcblicheD,  geschicbtticb  fiberkommenen 
ätenerverhftltmsBen  hervorgeht 

Dem  Grade  nach  sind  natürlich  die  Ökonomiscben  and  finu- 
ziellen  Folgen  in  diesen  verschiedenen  Fällen  rerschieden,  im 
Princip  sind  sie  gleichartig.  Die  wirthscbafttichen  Gflter,  die  Arbeits- 
prodncte,  welche  alle  solche  „Beiträge"  n.  s.  w.  BchliessUcli  dar- 
stellen, nehmen  für  das  empfangende  Gemeinwesen  and  Volk  ganz 
oder  theilweise  —  letzteres  nnter  Abrechnnng  der  staatÜchen  Geg^ 
leistangen,  welche  die  tributären  Länder  von  dem  herrschenden 
doch  meistens  in  mancheriei  Form,  vor  Allem  in  der  Gewähr  der 
Beohtsordnang,  erhalten  —  die  Natar  von  „freien"  GOtem  an.**) 
Die  Vertheilang  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögena  des 
ganzen  betreffenden  Gebiets  wird  sich  dabei  gewöhnlich  sehr  xn 
Gansten  des  empfangenden  and  zam  Nachtheil  des  gebenden  Landes 
gestalten.  Zugleich  wird  die  gesammte  wirtbscbaftliohe  Arbritabst 
in  derselben  Weise  verschoben.  Die  Folge  ist  ein  wenigstens  rda- 
tives  Zorflckbleiben  der  Wirthschafts-  and  Caltarentwioklnng,  seibat 
eine  VeriEttmmerang  hier,  eine  raschere  and  bedentendere  Eat- 
wicklang  dort,  namentlich  ein  grösserer  Anfschwong  der  eigetf- 
Hohen  feineren  Cnltnr,  freilich  aber  anoh  eine  bedenklichere  Yer- 
geilang  and  VerUppigang  des  öffentlichen  and  des  Friyatld»en, 
vor  Allem  nnter  den  Glassen,  welche  an  der  Spitze  des  Staate 
stehen,  ttberhaapt  aber  anter  den  besitzenden  and  bisweilen  selbet 
bis  herab  zn  den  anteren  Glassen  des  herrschenden  Volks.  Atiwa 
and  Rom  sind  für  die  Glanz-  nnd  Schattenseiten  solcher  Znatände 
die  ewig  typischen  Beispiele.  Unverkennbare  Analoga  finden  aicfa 
in  den  Matterländem  grosser  Golonialreiche  (Grossbritannien !)  ond 
in  Staaten  mit  systematischer  Ansbeatang  der  Provinzen  (Ttlrkei!) 
auch  in  der  modcmen  Welt.  Die  Folgen  selbst  solcher  vorttber- 
gehender,  aber  wegen  ihrer  Grossartigkeit  gewaltig  einwirkender 
Ereignisse,  wie  der  „Ftlnf  Milliarden-Gontribntion'f  Frankreiehs  an 
Deatscbland,  bieten  ebenfalls  einige  Aehnliohkeif) 

Mindestens  Sparen  solcher  Verhihnisae  In  den  meisten,  tUmllig . dmdi  Tef^ 
bindaog  Tencbiedener  Gebiete  entstandenen  Grossstuten.  selbst  wenn  sp&ter  allgouäe 
StencrKformen  dnrchgefQhrt  worden  sind.  So  sind  z.  fi.  mehrfach  die  znfUligtt 
alten  Grnndstenerscbaldigkeiten  noch  in  den  nenen  Katuteisystemeo  mit  berttcfcsicbtigi 
Vörden,  selbst  in  Frankreich.  Prorindelle  Ans^^dntng  der  Gnndsteaer  in 
PreDBsen  erst  1861. 

**)  Wie  mit  Rücksicht  anf  solche  Verhältnisse  der  Begriff  „freies"  nnd  „wirth- 
scbaftliches"  Gat  Uberhaapt  ein  relatiror  ist.s. Grondleg.  §.9 („sociale"  Aottusang). 

**)  Darlegung  a.  Kritik  dieser  Folgen  in  Wagner.  Beichsfin.vosen,  in  Holaen- 
dorff'fl  Jahrb.  d,  D.  Reichs,  III,  236  ff.  (1874).  S.  anch  mein  Referat  aber  d.  Litmon- 
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Auf  die  Daner  mGchte  es  kaum  zweifelhaft  sein,  dass  die 
Ökonomischen,  socialen  nnd  finanziellen  Folgen  solcher  Versohiebung 
der  Kosten  oder  Lasten  des  heimischen  Gemeinwesens  auf  die 
Fremde  auch  für  das  empfangende  Land  und  Volk  flberwiegend 
naehtheüig  sind,  die  Bestenentng  daher  doch  den  Vorzug  verdient 
Ohnehin  ist  die  Grundlage  solcher  Verhältnisse,  die  überlegene 
Macht,  naturgemäss  eine  unsichere  und  nicht  allzu  dauerhafte.  Mit 
ihrem  Zusammenbruch  fehlen  die  Deckungsmittel  des  Bedarfs, 
während  die  Bedürfnisse  zunächst  meistens  geblieben  sind.  Die 
eigene  Besteuerung  im  erforderlichen  Umfange  ist  selten  möglich, 
jede  Vermehrung  der  Besteuerung  schon  höchst  druckend.  Nur  zu 
leieht  wird  daher  das  ganze  Staatswesen  xusammensttlrzen. 

§.  350.  —  b)  Die  zweite  Form  der  ausserordentlichen  Hilfs- 
mittel zur  Deckung  ordentlicher  Ausgaben  ohne  Besteuerang,  das 
beständige  Sehnldenmachen  ftlr  „chronische  Deficite" 
auch  in  der  „ordentlichen  Gebabmng"  verbietet  sich  mit  der  Zeit 
freilich  von  selbst,  weil  es  nicht  mehr  dnrchznfllhren  ist  Vom 
Sttndpnncte  der  Finaazwissenschait  und  rationeller  Finanzpolitik 
mnss  es  nach  den  Erörterungen  im  1.  Bande  unbedingt  verworfen 
werden.  Dennoch  spielt  es  leider  in  der  Praxis  der  modernen 
W^t,  zumal  der  neuesten  Zeit,  eine  nur  zu  grosse  and  zu  verhäng- 
nissvolle Rolle,  selbstverständUch  nicht  im  eigentlichen  Sinne  „be- 
ständig", aber  doch  verhältnissmässig  längere  Perioden  hindurch. 
Bei  einigermassen  solider  Finanzverwaltung  wird  wenigstens  die 
Vermehrung  der  Besteüemng  zum  Behofe  der  Zinszahlung  möglichst 
in  gleichem  Schritte  gehen.  Aber  selbst  dies  ist  nicht  immer  leicht 
zn  erreichen  und  öfters  in  der  Finanzgeschichte  neuerer  Staaten 
lange  Zeit  hindurch  unterblieben  oder  doch  nicht  genttgend  ge- 
schehen. Mitunter  aber  hat  es  selbst  an  emstlichen  Versuchen  in 
dieser  Jäichtung  gefehlt,  so  dass  sich  bis  zo  dem  nnvermeidlichen 
Znsammenbmch  die  öffentliche  Schuld,  zumal  die  Papiergeldschuld, 
schliesslich  lawinenartig  vermehrte,  allerdings  meistens  in  Kriegs- 
nnd  Revolutionszeiten,  aber  nicht  ausschliesslich,  sondern  wirklich 
mit  zur  Deckung  ordentlicher  Ausgaben,  wie  1848  ff.  in  Oesterreich, 
1859  ff.  in  Italien,  in  der  Türkei.»*)   Längere  Zeit  Hess  sich  dies 

betr.  die  franzOs.  KriegskosteneDtBchädi^QD^  (BambergeT,  Sstbeer  n.  A.  m.)  in 
IlUdebr.  n.  Conrod's  Jahrb.  f.  Nat.Okon.  1874. 

Wichtigere  Bfliapiele  aas  der. neaeren  Finanzgeschichte  sind:  Frankreich  in 
der  ersten  Zeit  der  Revotntion  während  der  Assignatenwirthsctaaft;  die  Vereinigten 
Stuten  Ton  Nordamerica  während  dc9  BorgerkhegB  1861— 6ö  (s.  r.  Uock,  atnet. 
Fin.  S.  437  S.;  eb.  S.  301  tf.  Uber  das  schliesslich  ganz  zuaanunenbrecbende  Pinanz- 
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wohl  dnrcbfUbreD,  eiomal  einfach  dnroh  Vermehnmg  des  Staats- 
oder Bankpapiergelds,  das  nndnlOsbar  geworden  und  den  Zwang»- 
cnrs  führte,  bis  zur  rettungslosen  Entwerthnng  desselben.*^)  Dau 
aber  anoh  nnter  leidiger  specnlativer  Vermittinng  des  modernen 
BankUiums  durch  die  VehnehruDg  der  versinsliehen  Schuld-  Die 
Aussicht  auf  grossen  Provisionsgewinn  nnd  auf  andere  materielle 
und  „ideelle"  Vortfaeile  war  fttr  dieses  Baukthnm  lockend  genug.  Und 
die  Möglichkeit,  in  geeigneten  Zeitponcten  die  neuen  Staatspapien 
trotz  lUles  Hisscredits  im  Publicum,  selbst  mit  Gewinn  gegen  den 
Uebemahmscurs,  abzusetzen,  stellte  sich  lange  genug  immer  wiedtf 
ein  oder  ward  durch  künstliche  Manoeurres  hervorgerufen.  Die 
Oesehiehte  der  tttrkisohen,  Sgyptisohen,  mancher  sfld-  und  mitte)- 
americanischeu  Anleihe-Emissionen  anf  dem  enrop&iaehen  Harkt 
liefert  eine  FttUe  interessanter  Tfaatsachen,  wie  solche  Staaten  Uire 
„Öffentlichen  Aufgaben"  auch  ohne  Besteuerung  Jahre  lang  finauiell 
zu  bestreiten  wussten."') 

Man  muss  in  solchen  Fällen  freilich  die  eigenthttmliche  Lage 
berOeksicbtigen ,  in  welche  gerade  in  unserer  Zeit  die  Staaten  der 
kleineren  nnd  ärmeren  Völker  versetzt  sind.  Sie  machen  ui 
selbst  ähnliche  Ansprache,  wie  die  Staaten  grosser  und  reidff 
Völker  nnd  werden  durch  die  internationale  Goncurreiu  in  pdt 
tiscben ,  militärischen  Dingen  und  in  Cnlturbestrebnngen  fast  ge- 
nOthigt,  möglichst  gleichen  Schritt  in  den  „Öffentlichen  Anfvot- 
dnngen"  zu  halten.    Ihre  eigene  volkswirthscbaftliche  Leistongi- 


wenm  d«r  BOdstaatl.  ConfMentioQ);  Oeatezreich  in  d.  AanzSa.  BeT(d.Mit  Ub  tSIl 
und  Wied«  181S— 1816  (s.  Wagner,  x.  Gesch.  d.  Kritik  d.  Osterr.  Bancooettelptfiode- 

'füb.  Ztschr.  1861  u.  1863.  o.  A.  Beer,  Fin.  Oesterr3,  Png  1877,  Kap.  1— S),  dum 
wieder  1848  —  1868  (s.  Wagner,  Art.  OesterreichB  Staatahatishslt  in  BlonttcUit 
Staatav-Qrterb.  VII,  dera.  Oesterr.  Fin.  seit  d.  Frieden  r.  Villafranca  in  „Uns.  Zeit' 
1863,  Beer  a.  a.  0.  Kap,  6—9);  üngarns  Fin.  seit  1868  {a.  Horn,  üngarns  fi«. 
Wien  1 874) :  Italiens  Fin.  seit  I S59  bis  in  die  letzten  Jahre  (s.  d.  Annoar.  fioucJ: 
Rassland  bes.  im  Krimkri^e  (s.  Goldmann,  d.  rass.  Fapie^eld,  Biga  l^- 
Wagner,  d.  mss.  Pap.v&hr.,  Biga  1868,  bes.  Kap.  8)  nnd  wieder  im  letzten  oneot- 
Kriege  (fur  denselben  an  500  Uill.  Bnbel  neues  Papiergeld  „zeitveise"  emittiit,  n 
730  Mill.  B.  altem,  meist  noch  aus  dem  Krimkriegs  herrObrenden  hinzagetreW}: 
Spanien  seit  langer  Zeit;  die  Tarkei  seit  dem  Pariser  Frieden  ron  1856  bis  n» 
letzt«)  Kriege  (darüber:  d.  tttA.  fin.  bis  18TS,  Beil.  1873,  —  nicht  im  BacUBnM| 
Der  Werth  des  Cmif&deratiODsp^ieigeldes  in  America  schwand  scblia«ii" 
gänzlich  dahin.  Aber  auch  in  irenlger  eztremoii  FiUen  erweist  sich  die  Deckung 
Ausgaben  mit  Papiergeld  schliesslicb  anthnnlicb,  wenn  der  Cois  immer  mehr  weictt- 
Ctaaract.  Beispiel:  österr.  Baucozettei  1808—11.  Dia  Menge  stieg  ?on  500  auf 
MÜI.  fl.,  der  Cars  ron  224  auf  800—960  fl.  B.  Z.  f.  100  fl.  S.1 

")  S.  G.  Cohn  in  d.  Tüb.  Ztschr.  1876  n.  1877  Ober  d.  answJW-  Anleihen  w 
d.  Londoner  BOrse,  „ein  Beitrag  z.  Lebre  r.  Untemehmnvewinn'*,  bes.XXXU,4l4£. 
bes.  Uber  sttdameric.  Emissionen.    Deber  Aegypten:  Ust  fia.  de  l'figTPtB 
Said  Pascha  1854—76,  Par.  1878. 
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Fähigkeit  ist  dazn  aber  za  geriog.  Die  nnvermeidliohe  Folge  ist 
dann  das  Sebnldeonuuibeii  fast  um  jeden  Preis,  so  lange  es  gelit, 
namenttieh  die  Aufnahme  auswärtiger  Sebalden.  Die  neuere  Finanz- 
geachichte  mancher  oat-  und  sfidenropäiseben  und  sfid-  und  mittel- 
americaniscben  Staaten  findet  bierin  theilweise  ihre  Erklärung  und 
immerhin  einige  Entschuldigung. 

Die  finanzielle  and  volkswirthschaftliche  Beurtheilang  dieser 
Staatsscbuldenpolitik  gehört  erst  in  die  spätere  Lehre  von  den 
StaatSBchnlden.  In  dem  practisch  besonders  wichtigen  Falle  der 
auswärtigen  Anleihe  sind  die  Folgen  (tir  das  abborgende  Land 
ähnliche  wie  bei  der  obigen  Ausbeutung  des  Auslands  durch  Tribute. 
Zeitweilig  wird  eine  kttnatliebe  Blflthe  erreicht,  die  aber  gewöhnlich 
schon  schlimme  Seiten  genug  zeigt,  Verschwendung  Offentlieher 
Gelder  n.  s.  w.  Mit  der  Stockung  der  Zinszahlung,  welche  letztere 
oft  nor  ans  neaen  Anleihen  bestritten  wnrde,  erfolgt  der  Zasammen- 
bmch,  welcher  dem  weiteren  Scbaldenmachen  freilich  zunächst  ein 
jähes  Ende  macht.  Das  Ausland  hat  dann  das  Kachsehen,  einen 
definitiven  Kapitalverlust,  der  leider  zumeist  die  Mittelclasaen  trifft, 
welche  sich  die  ft^den  Papiere  haben  aufhängen  lassen  oder 
durch  die  Reolame  veranlasst  wurden,  sie  zu  kaufen.^")  Die  Folge 
ist  alsdann  gleichzeitig  eine  ungünstigere  Vertbeilnng  des  Volks- 
vennOgens  anter  den  ökonomischen  BevOlkerungsclassen  des  aus- 
leihenden Landes.  Ein  besonders  cbaracteristisches  Beispiel  liefert 
das  Schulden wesen  der  Türkei  seit  dem  Pariser  Frieden  von  1856. 

F.  —  §.351.  Die  scbliessliehe  Nothwendigkeit  eigent- 
licher Besteuerung.  AUe  diese  Auswege  zur  Vermeidung  der 
Besteuerung  bei  einer  Vermehrung  der  Öffentlichen  Bedürfnisse 
bilden  naob  dem  Vorausgehenden  nur  Ausnahmen  in  der  finanz- 
gescbichtlichen  Entwicklung.  Sie  können  nur  zeitweise  anter  be- 
sonderen Umständen  beschritten  werden  oder  geben,  wie  im  Fall 
der  Fbanzregalien,  in  Besteuerung  tiber.  Insofern  tritt  schliesslich 
doch  stets  die  Nothwendigkeit  eigentlicher  Besteuerung,  bez.  einer 
Vermehrung  der  letzteren,  dn,  soweit  nicht  etwa  grosse  neue  privat- 
wirthachafUiebe  und  Gebtlbren zweige  gegrtlndet  werden  kennen, 
weiche  dem  Staate,  der  Gemeinde  n.  s.  w.  direct  Einkommen  aus 
Gmnd-  und  Kapitaleigenthum  und  au»  gewerblichen  Thätigkeiten 
zuführen. 

Die  Entwicklung  der  Bestenernng,  namentlich  die  That- 
sache,  dass  Überhaupt  und  in  immer  grosserem  Umfange  Stenern 

S.  Cohn  a.  ».  0. 
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eintreten  mttssen,  ist  demnach  in  der  That  nrsftchlich  zarttck- 
znftthren  anf  die  Entwicklungstendenz  des  (xwangs-) 
gemeinwirthschaftlichen  Systems  bei  ansBchliesslichem 
oder  stark  TorwaltendemPriTateigenthnm  derPriratwirth- 
schaften  an  den  saeblichen  Prodnotionsmitteln  (§.  345).  j 

Or.  —  §.  352.  Die  Art  und  Weise  der  Entwicklnng  der 
Bestenemng  oder  die  Ansbildnng  des  practischen  Steuer- 
systems und  der  Stenerarten.  Sie  bängt  zunächst  auch  wieder 
von  der  Gestaltung  der  Volkswirthsofaaft  und  zwar  nnoni^ 
speciell  von  deijenigen  des  privatwirtbschaftliohen  Systems 
ab.  Diese  Gestaltung  aber  wird  wieder  durch  rechtliche  Homente. 
die  Einrichtung  der  PriTateigeuthnrns-  und  Erwerbsord- 
nung und  der  ganzen  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  ftlr 
jenes  System  bedingt  und  steht  mit  der  Vertheilung  des  Eigen- 
thums an  sachlichen  Productionsmitteln,  Boden  nad 
Kapital,  nnter  den  PriTatwirthschaften  selbst  in  enger  Verbindung:. 
Davon  hängt  dann  wieder  die  Vertheilung  des  Volkseinkomroe» 
nnter  den  PriTatwirthschaften  wesentlich  mit  ab. 

In  Folge  dieser  Zusammenhänge  und  GauaalreriilUtniBse  m«r 
anf  eine  Veränderung  in  der  Gestaltung  des  privatwirt^ 
schaftlichen  Systems  regelmässig  eine  Veränderung  in  kt  ' 
Art  der  Besteueniog  folgen.    Bezügliche  Tendenzen  zeigt  £c 
Stenergesohichte  auch  allgemein.   Dies  kann  aber  erst  unten  nn 
3.  Hauptabschnitt  (§.  438  ff.)  näher  nachgewiesen  werden.*') 

Den  inneren  Zosammeahang  zwischen  den  Veränderongen  im  priratviztfaick. 
Syatem  nnd  den  Arten  der  Bestenemng  hat  besonders  Rodbertus  in  s.  Aa&itzec 
zur  Goscfatcbte  der  rOm.  TribntsteiierD  dargelegt,  —  ein  sonst  kaam  beachteter,  mmtk 
TMi  den  Historikem  gewOhDlich  ftbenehener  Oesichtaininct  Bodbertns  zei^,  tk 
die  AnflOenng  der  alten  Wirthscitafiseinhelt  des  Oikos  dnrch  vermehrte  A^bQit:^- 
theilnng  bei  eintretender  freier  Goncorrenz  nnd  beginnender  schiifeier  Trenniu^  w 
st&dt  Q.  ländl.  Arbeit  onächUch  auf  Vor&ndenugen  in  den  Steuern  einiritkte.  Er 
fuhrt  den  Unterschied  zwischen  antiken  u.  modernen  Steaerprincipien  anf  den  Unt^- 
schied  in  den  privatvirthschaftlichen  Teriialtnisaen  znruck.  S.  bes.  Hildebr.  Jahiii. 
IV,  342  £ — 35ß,  403  fl'.  (vegcn  der  Verbindung  r.  Fabrikation  mit  der  Bohprodoctioa 
in  derselben  Wirthschaft  ist  das  prorinz.  Bodentribut  keine  reine  Gmadsteoer. 
sondern  zngleich  eine  Bestenernng  des  gewerbl.  Kapitalgewinns,  S.  407):  V.  137  <!■ 
(,.Verl«ll  des  Oikos,  AoflOsung  des  einen  sich  selbst  genOgeoden  antiken  Haniihaftg  u 
eine  mehr  qnalitatire  Vertheilung  des  Nationalvermögens",  unter  dem  Hinfloss  des 
Freihandels  bei  voller  „Buhe  u.  Ordnung"  in  d.  bUrgerl.  Qesellsch.  in  den  erste»  Jmhr- 
hunderten  der  Kaiserzeit,  S.  139),  268  E,  280  fi'..  291,  297,  2U9ff.,  307  (nothweadigei 
Hinzutritt  andrer  Stenern  zum  Bnrgertribot.  als  sieb  die  „productionswiiüiich.  Emlidt- 
des  Hauses"  auflöste  und  das  eine  Bo^rtribut  nicht  mehr  ,jdle  TenchiedeDaitlgai 
VermOgensbestandtheile  n.  Enrerbszweige"  traf,  S.  311),  VIII,  83  £,  125,  3S7  ^Be- 
förderung der  localen  Scheidung  der  RohproducÜons-  u.  FabriLarbeiten  durch  das  zar 
Blatbe  kommende  Colonatsystem ;  Einwirk,  auf  d.  Besteuer.  S.  388:  besondie  UAeie 
Bestenemng  des  FabrikaüonskapitaJs  durch  ein  höheres  trlbatnm  capitis  f.  d.  utifices. 
Ei.  393,  395,  als  Via  gewöhnliche  Hans-  und  Feldsclcren). 
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Nicht  nur  in  die  Entwicklang  der  Besteuerung  ttberhanpt, 
sondern  auch  in  diejenige  der  Stenerarten  greifen  femer  die 
wirthschaftlichen  und  die  socialen  Parteiungen  mehr  oder 
weniger  entscheidend  ein.  Es  entstehen  dadurch  in  der  Praxis 
nm  gewisse  Steuerarten  wirthschaftliche  nnd  sociale  Steuer- 
kämpf e^  deren  jeweiliges  Ergebniss  dem  ganzen  Steuersystem 
oft  das  characteristische  Gepräge  aufdruckt.  Näher  wird  anch 
hierauf  erst  später  einzugehen  sein.  Zur  vorläufigen  Orientirung 
mögen  folgende  Bemerkungen  genttgen. 

1)  Unter  dem  Einfluss  der  Entwicklung  des  privatwirthschaft- 
Uchen  Systems  nnd  der  Erwerbs-  und  Besitztheilung  desselben 
bilden  sich  wirthschaftliche  Interessengegensätze  der 
verschiedenen  Erwerbs-  und  Besitzkreise  der  besitzen- 
den Classen  aus.  Dahin  gehören  namentlich  die  Gegensätze 
zwischen  Gmndb^tz  nnd  beweglichem  Kapitdbesitz  und  zwischen 
Land  und  Stadt;  zwischen  Gross-  und  Kleinbesitz  dort,  Hausbesitz 
und  Gewerbebetrieb  hier;  zwischen  Bentenbezug  aas  Verpachtung, 
Vermietbung  und  Verleihung  ron  Kapital  nnd  selbst  erworbenem 
Oewerbsgewinn ;  zwischen  Gross-  und  Kleinindostrie,  Fabrik  und 
Handwerk;  zwischen  Handel  und  Gewerbe;  zwischen  materieller 
Froductiott  und  liberalem  Beruf  (Beamte  n.  s.  w.)  und  ähnliche 
Fälle  mehr.  Es  ist  hier  immer  die  Veränderung  der  Arbeits- 
theilung  und  der  damit  stets  zusammenhängenden,  theils  zu  ihr 
fllfarenden,  theils  wieder  durch  sie  herrorgerurenen  Theilung 
der  Besitzkategorieen  und  Einkommenarten  mitbestimmend 
fflr  die  Arten  der  Besteuerung  und  fUr  die  Veränderungen  darin. 
Jeder  ökonomische  Erwerbs-,  Berufs-  and  Besitzstand  nnd  jeder 
daraus  hervorgehende  politische  „Stand"  sucht  die  Steuerlast  dem 
anderen  Stande  zuznwälzen,  indem  er  solche  Stenerarten  begtlnstigt, 
welche  nicht  ihn,  sondern  diesen  anderen  Stand  vorzugsweise  treffen: 
der  Städter  ist  der  ländlichen  Grundsteuer,  der  Landmann  den 
stadtischen  Stenern,  der  Gewerbe-,  Kapitalrenten-,  Einkommen-, 
BOrsenstener  n.  s.  w.  gOnstig.  So  ergeben  sich  zwischen  diesen 
„Ständen"  die  wirthschaftlichen  Steuerkämpfe,  welche  einen 
gössen  Theil  der  Steuergeschichte  der  Völker  bildeu.  Diese  Kämpfe 
berQhren  sich  vielfach  mit  den  eigentlich  politischen,  zwischen  den 
verschiedenen  politischen  Ständen  geführten  (§.  359  ff.)  und  mit 
den  socialen  Stenerkämpfen ,  decken  sich  aber  mit  beiden  nicht 
völlig.   Auch  in  Betreff  ihrer  ist  der  enge  Zusammenhang  mit  der 

A-  WafDQT.  Fiiian<wiM«ii3ch»ft.  II.  13 
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GestaltaDg  des  priTatwirthschaftlicheu  Systems^  seiner  Rechtsordnung 
fUr  Erwerb  aod  Besitz  und  seiner  Einkommen-  nnd  Vermögens- 
vertlieilnng  nicht  za  übersehen. 

2)  Vielfach  noch  schärfer  treten  sich  die  Interessen  der 
besitzenden  und  der  nicht-besitzendenClmssen  gegenüber. 
Jene  Classen  suchen  auf  diese  die  Steuerlast  besonders  in  der 
Form  der  sogen,  indirecten  Verbrauchsbesteuerong  von  Gegen- 
ständen eines  allgemeineren  Verbranchs  in  der  ganzen  Bevölkerong 
und  in  den  unteren  Ständen  zn  wälzen,  sobald  diese  Kreise  in 
etwas  verbesserter  Lebensweise,  namentlich  im  Gonsnm  von  sogen. 
LuxusnabmngsmiUeln  und  Getränken,  einigermassen  eine  grossere 
wirthschaftliche  Leistongsfäbigkeit  zeigen.  Und  nmgekebrt  tritt 
mit  der  Emancipation  der  unteren  Classen  bei  diesen  das  Strebes 
faervor,  diese  Verbrauchsteuern  zu  vermindern,  weil  sie  die  kleinen 
Leute  relativ  schwerer  als  die  wohlhabenden  Classen  belasten; 
sowie  durch  stärkere  Besteuerung  des  Besitzes,  durch  direete 
Steuern,  progressive  Einkommensteuern,  Erbschaftssteuern  n.  s.  w. 
der  grösseren  Stenerfähigkeit  der  besitzenden  nnd  der  CUssei 
höheren  Ginkommens  die  Steuerlast  zuzuwälzen.  Um  so  mefar 
und  um  so  bewnsster  tritt  dies  Streben  hervor,  je  mehr  äck 
Privatreichthum  ausbildet  und  bei  Einzelnen  concentrirt  nnd  je 
mächtiger,  neben  oder  statt  eigenen  Ökonomischen  Verdienste, 
„Conjunctur"  und  „Glttck"  hierbei  eingreifen.  Diese  Interessen- 
gegensätze führen  dann  zu  den  eigentlich  socialen  Steuerkämpfen, 
welche  begreiflicher  Weise  in  nnseren  Tagen  schärfer  als  noch 
je  in  der  Geschichte  hervortreten. '^J  Auch  hier  ist  jetzt  nnr  daran 
zu  erinnern,  dass.  diese  Kämpfe  in  volkswirthscbaftlicher 
Beziehung  eben  das  Prodnct  der  Entwicklung  des  prirat- 
wirthschaftlichen  Systems,  seiner  Rechtsordnung  nnd 
der  auf  dieser  Grundlage  sich  Tollziehenden  Einkommen-  und 
VermSgensvertheilung  sind.'") 

^}  Vgl  Schmoller  in  HoltzentL-Brentanos  Jahrb.  18T7,  S.  113.  Stein,  Fin. 
II,  414  ff.,  4.  A. 

^)  Die  geächichlliche  Entvicklnng  der  Besteufinmg  Überhaupt  nsd  der  J^tniflifiB 
Steucrarteu  liiäat  sich  nicht  wohl  weiter  trennen.  »Is  es  hier  gesdiehen  ist  Genauere» 
daher  erst  im  3.  UauptabachDitt,  Abschn.  2  §.  438  H'. 
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2.  Abschnitt 

Die  Bestenernng:  In  ihrer  Beziehung:  zur  inneren  Verfossany  and 
zom  politischen  Stftndewesen. 

Ein  bezOglieher  Abschnitt  fehlt  bei  Rau.  Einzelne  BemeiioDgen  passim,  z.  B. 
§.  249  Note  a.  Bei  dem  en^en  Znsanunenhang  der  Entricklnag  der  Be^nerong  mit 
der  pollL  Yerfassung  ist  ein  solcher  Abschnitt  aber  auch  ia  der  Finanzwisseiiscbafi 
unentbehrlich.  Vgl.  Stein,  Fin.  3.  A.  „Recht  d.  Steuer  n.  Gesch.  d.  Steaenresens" 
S.  310  ff.,  4.  A.  I.  402  ff.,  500  ff.  Vomemlich  gehOrt  die  Literatur  der  Geschichte 
des  Offentl.  Rechts  xl  diejenige  des  positiren  Staatsrechts  hierher,  nament- 
lich die  deutsche  (s.  oben  S.  149  die  Citate  in  Rubrik  V  n.  VI);  ans  jener  Geschichte 
bae.  die  Entvicklnng  der  Parlamente  in  den  eigentL  Staaten,  der  Landstände  in  den 
deutschen  Territoileii,  des  phriam.  u.  ständ.  SteDerbewilligungsrecbts  qtecielL  Im 
alten  Deutschen  Reich  sind  auch  die  Wahlcapittüatioaw  zu  erw&hnen.  8.  z.  B.  ober 
die  deatscben  YerbäUnisse:  Eichborn,  D.  Staats-  n.  Bechtsgesoh.  5.  Anfi.  q.  A. 
II,  g.  306,  lU,  §.  423  ff.  (ttb.  d.  Entsteh,  der  landst&nd.  Teiiiass..  Lit  daraber  S.  227), 
§.  427,  438,  IV,  g.  477  (WahlcapiL  Eari  V.,  Beicfassteaem  nicht  ohne  Bewilligung 
der  6  Kurfllrsten  ausschreiben),  §.  537;  g.  546,  547  (landständ.  SteuerbewilL  in  den 
Territorien  im  16.  u.  17.  Jahrb.);  §.  595,  596  (landstäad.  Steuerbevill.  vird  nach  d. 
SOj.  Kriege  durch  die  steigende  Macht  der  Land^boheit  herabgedruckt);  §.  616  (Ver- 
fasaong  der  I>.  Lande  nach  ÄuflOs.  d.  Reichs).  —  Walter,  D.  Rechtsgescb.,  2.  Aufl., 
Bonn  1857.  §.  127,  289  ff.  304  ff.,  359.  366,  370—372.  —  Zöpfl,  D.  Rechtagesch., 
4.  Aofl..  1872,  IL  §.  40  (bes.  Nr.  III,  S.  220),  §.  50,  g.  54  (d.  Landtage  in  d.  TerriL 
bis  z.  14.  Jahrb.;  über  Steuerbewill.  S.  288),  §.  75.  —  G.  Waitz  pass.  in  den  Ab- 
schnitten Uber  Finanzireseo  in  s.  D.  Verf.gesch.,  bes.  n  (2.  A.  1870)  Kap.  7  (meror. 
Zeit),  IT  (1.  A.  1861)  Kap.  6  (g«ioI.  Zeit),  VIII  (187S)  Kap.  15  (9.— 12.  Jahrb.).  — 
K.  A.  ZachariS«  D.  Staats-  d.  Bondesrecbt.  2.  A.,  bes.  r.  d.  landständ.  Veiiaaning 
d.  Dentschen  Baodesstaaten  I,  536  ff.  (Lit.  daselbst) ;  dann  It.  474  ff.  tod  d.  Stenern 

0.  d.  BesteQMungsrecht  in  d.  D.  Staaten,  bes.  ober  d.  geschichtl.  EntvicUong  dieses 
Rechts  S.  479  S.  —  Aus  d.  Speciallit.,  wiche  die  Entwicklung  der  Steuern  in  Verbind, 
mit  d.  OffentL  Recht  genauer  behandelt,  s.  die  oben  S.  149  ff.  genannten  Monographieen 
resp.  Ao&fttze  t.  Krles  (Schlesien),  Hoffmann  (Fin.wes.  v.  WUrtemb.  z.  Anf.  d. 
16.  Jahlh.,  Tab.  1840),  Falke  (Kur-Sachsen),  Zeumer  (Städtesteaern) ;  auch  die 
Schriften  r.  HOtlmann,  Lang,  die  Aufs.  v.  Vocke,  G.  Schmoller  (d.  Epochen 
d.  prensB.  FlQ.polit.):  dsgl.  die  Werife  Uber  d.  Gesch.  d.  Landstände,  so  Unger,  Gesch. 
d.  D.  Landstände,  2  B.,  Hann.  1844,  u.  a.  m.  (SpecHt.  darüber  f.  d.  einzelnen  D.  Staaten 
bei  Zacharift  a.  a.  0.,  537  ff.).  Ueber  Preussen's  jetz.  Off.  Recht  der  SteuerbewUlig. 
(mit  Rtickbl.  auf  d.  alten  landst&nd.  Verfassungen)  r.  ROnne,  pras.  Staatsrecht,  3.  A. 

1.  §•  3,  4,  g.  68—70.  Deber  d.  geltende  Reichsfinjecht  t.  Rönne,  Staatsrecht 
d.  D.  Reichs,  2.  A.,  II,  1.  Abth.  S.  65  ff.  a.  in  d.  zu  erwartenden  3.  B.  r.  Laband's 
Stulsr.  d.  D.  Reichs  (ders.  darüber  in  Hirth's  Ann.  d.  D.  Reichs,  VL  405).  Dogmat. 
n.  prindpiell  üb.  d.  Natur  der  Stenerrerwillig.  u.  des  Finanzgesetzes  Frickcr,  Tüb. 
Ztachr.  1861,  XVII,  636  ff.,  üb.  d.  posit.  D.  Recht  daselbst  S.  681  ff.  —  üeber  Eng- 
land s.  Gneist,  engl.  Verw.recbt  2.  A.  I,  g.  12  (normaon.  Zeit),  S.  277,  287  (magna 
Charta).  S.  280,  326  ff.  (reichsständ.  Zustimmung  z.  d.  Steuern);  heut  Recht  II,  §.  62. 
63,  68.  —  Im  Text  handelt  es  sich  nicht  um  die  Darstellong  des  Stenerbewilligungs- 
recfats  D.  seiner  geschichtl  Entwicklnng  an  u.  fQr  sich,  sondern  nur  am  die  Darlegung 
dea  Zosammenhaags  dieses  Rechts  mit  der  Entwickloi^  der  B^aemng. 

I.  —  §.  353.  Die  Änordnang  der  Bestenerang.  Die 
Besteaemog  als  eine  Zwangsleistang  von  Sachgtttern  oder  Geld 
Seitens  der  BerOlkening  an  den  Staat,  im  die  Übrigen  Öffentlichen 
Körper  oder  deren  Repräsentanten  (Fürst,  Regierung,  Obrigkeit) 
erhält  ihr«  formelle  Regelang  durch  die  innere  politische 
VerfaBBnng.  Unter  letzterer  wird  hier  zunächst  das  anerkannte 

13» 
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RechtsTerbältnisB  zwischen  der  Staatsgewalt  nnd  der  BeTOlkemng 
des  Landes  rerstanden,  weiter  auch  die  rechtlich  anerkanote 
(politisch  )  ständische  Gliederung  der  Bevölkerang.  Nach  dieser 
VerfassQDg  richtet  sich  die  Rechtsform,  in  welcher  fiberhaopt  eine 
Bestenemng  fllr  „öffentliche  Bedürfnisse"  angeordnet  wird, 
aber  von  der  Verfassang  hängt  auch  der  Begriff  „öffentliches 
BedUrfniss"  ab.  Die  Verfassang  ist  daher,  nach  der  Organis^oo 
der  Volkswirthscbaft,  ein  weiteres  entscbrädendes  Moment  fttr  die 
Entwicklung  der  Bestenernng  und  ftlr  die  Gestaltung  der  letzteren, 
daher  auch  für  die  Ausdehnung  der  Besteuerung  unter  der  Be- 
völkerung,  fllr  das  Steuersystem  nnd  die  Stenerarten.  In  diesoi 
Beziehungen  ist  die  verfassangsmässige  ständische  Gliedernng 
besonders  wichtig. 

Sncht  man  zunächst  die  ausserordentltche  Mannigfaltigkeit 
der  geschichtlichen  Verhältnisse  in  Bezug  auf  die  Anordnung 
der  Besteuerung  auf  typische  Grandzüge  znrftckzufttbren,  so  la^e 
sich  deren  nach  den  massgebenden  politischen  Verfassungen  wohl 
drei  Hauptformen  unterscheiden.  Nur  kommen  diese  Fonnes 
natürlich  selten  ganz  rein  zur  Erscheinung ,  sie  gehen  in  einer 
Menge  von  Varietäten  in  einander  Uber.  Immerbin  tritt  aberi 
den  zn  einer  jeden  dieser  Hauptformen  gehörigen  Fällen  tn 
leitendes  Princip  hinreichend  deutlich  hervor,  welches  dse 
solche  Eintheilung  zu  machen  gestattet  In  Kürze  lassen  sich 
diese  drei  Rechtsformen  der  Anordnnng  der  Besteuernng  bezeichnen 
als  „Auflegung"  der  Besteuerung  Seitens  der  Staatsgewalt, 
als  „vertragsmässige  Regelung"  und  als  „verfassungs- 
mässige Bewilligung"  der  Besteuerung. 

A.  —  §.  354.  Die  Auflegung  der  Besteuernog.  Die  Ver- 
fassungen sind  einmal  solche  mit  politischer  Rechtlosigkeit 
der  Bevölkerung.  Hier  erfolgt  die  Anordnnng  der  Bestenernng 
einseitig  durch  Auflegung  Seitens  der  Staatsgewalt  (des  Fürsten). 
Die  Steuern  können  hier  in  einem  engeren  Sinne  des  Worts  Auf- 
lagen genannt  werden.  Hierhin  gehört  die  Besteuerung  in  eigent- 
lichen Despotieen,  wie  besonders  denen  des  Alterthums  nnd 
asiatischer  Reiche  von  Altersher  bis  in  die  Gegenwart  (Türkei). 
Femer  die  Besteuerung  in  absoluten  Monarchieen,  wie  denen 
des  modernen  Europas  nach  der  Besiegnng  der  Stünde  und  der 
Beseitigung  der  ständischen  Mitwirkung  bei  der  Besteuerung  seit 
dem  17.  Jahrhundert  bis  in  unsere  Tage  bmein.  Partiell  hat 
denselben  Gharacter  die  Besteuerung  poUtisch-reohtloBerProvin- 
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eialbevölkeraog,  wie  z.  B.  im  altrttmischen  Reiche ,  oder  der 
ColonialbevölkemDg  Seitens  des  Mutterlands.  Dass^be  gilt  von 
der  Bestenening  politiseh-rechtloaer  Volksclassen,  neben  solchen 
Classen,  welche  etwa  rechtlich  steuerfrei  sind,  oder  nach  einem 
der  beiden  andern  Systeme  der  Anordnung  besteuert  werden,  z.  B. 
TOD  der  Bestenemng  der  unteren  Landberalkerung  im  Unterschied 
von  Adel,  Geistlichkeit  und  Städten  im  europäischen  Hittelalter 
nnd  in  der  Uebergangszeit  seit  dem  16.  Jahrhundert,  wenn  auch 
die  häufig  bestehende  Abhängigkeit  dieser  Landbevölkerung  (Hinter- 
sassen) TOD  den  bevorrechteten  Ständen  etwa  ftlr  die  letzteren 
wieder  zu  einer  Mitwirkung  bei  der  Staatsbestenerung  ihrer  Unter- 
gebenen geführt  hat.^) 

Diese  einseitig  „aufgelegte"  Bestenemng  bringt  natürlich  leicht 
besondere  Gefahren,  der  Härte,  des  Uebermaasses,  der  Ungerechtig- 
keit mit  sich.  Die  schlimmsten  Missbränohe  solcher  Art  zeigt  die 
Öteuergeschiefate  auch  bei  diesen  „Auflagen".  Indessen  sind  solche 
Missbränche  doch  nicht  unbedingt  die  nothwendige  Folge  dieses 
Systems  der  Anordnung  der  Besteuerung.  Wo  sie  besonders 
schreiend  gewesen  sind,  wie  in  Despotieen,  in  ausgebeuteten  Pro- 
vinzen, ist  weniger  diese  Art  der  Anordnung,  als  der  allgemein 
mangeihafte^chtszustand  daran  schuld. 

In  geordneten  Staaten,  wie  sie  die  neuere  absolute 
Monarchie  darstellt,  verdankt  man  dieser  „Auflegung"  der  Be- 
stenemug  sogar  grosse  Fortschritte.  Diese  Staatsform  war  es 
Tomemlieh,  welehe  in  den  letzten  Jahrhunderten  die  beiden  grossen 
Grundsätze  der  Gerechtigkeit  in  der  Besteuerung  (365,  396  ff,),  die 
Allgemeinheit  und  die  Gleichmässigkeit,  mehr  und  mehr 
verwirklicht  bat,  wenn  auch  die  geschichtlich  fiberkommene  Steuer- 
Verfassung  des  ständischen  Staats  und  das  herkömmlich  Bestehende 
hier  noch  vielfach  Schwierigkeiten  in  Bezug  auf  Steuerfreiheiten 
und  Privilegien  machte,  welche  die  absolute  Monarchie  noch  nicht 
▼ollständig  überwinden  konnte.*)  Die  letztere  hat  sich  auch  hier 
öfters  grosse  Verdienste  um  die  unteren  Classen  durch  die  Durcfa- 
fHhrung  des  Grundsatzes  der  staatsbürgerlichen  Gleichheit  erworben. 
Der  ihr  oft,  wenn  auch  nicht  selten  mit  Uebertreibungen,  nach- 
gerahmte  Vorzug,  dass  sie  kein  Interesse  habe,  eine  Volksclasse 

>)  Eichliorn  n,  S.  460. 

*)  .Vgl  SchmoIIeir  a.  a.  0.  S.  56  fl*.,  nunentlich  S.  59  abar  dea  Ganaralhafea- 
•ehoaa,  der  nntn  Friadr.  Wilh.  L  in  Ostpreosson  an  d.  Stella  der  bisherigoii  t.  platten 
Lande  gezahlten  Steaen  trat  und  schon  damals  za  „einer  relattr  gerechten  gleieh- 
mtoigen  Stenerbelegnng  dar  lindüchen  Wirthsehifien"  fahrte. 
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vor  der  anderen  zn  begünstigen,  bewährte  aich  hier.  Und  selbst 
eine  gewisse  Schonung  der  allgemeinen  Stenerkraft  ist  im  eigenen 
Interesse  der  Monarchie  wohl  erfolgt. 

Anderseits  sind  wieder  in  Despotieen  bei  der  „Anflegong" 
der  Besteuerung  die  Grundsätze  der  Allgemeinheit  und  Oleieb- 
mässigkeit  nicht  immer  massgebend  geworden.  Auch  bei  völliger 
politiacher  Rechtlosigkeit  des  ganzen  Volks  und  demnach  fUr  alle 
Glassen  fehlendem  Recht  der  Mitwirkung  bei  der  Besteuerung  ist 
doch  gewöhnlich,  wenn  auch  nicht  dem  Despoten  selbst  gegenttb«, 
so  doch  in  der  Bevölkerung  eine  ständische  Gliederung  durch  Recht 
und  Sitte  anerkannt  gewesen  und  hier  auch  vom  Herrscher  geachtet 
Die  höheren  Stände  wurden  bevorrechtete  und  haben  anch  in  der 
Stenerverfassnng  der  Despotie  Befreiungen  und  Begfinatigungen 
erfahren,  die  eben  nur,  zum  Unterschied  von  dem  folgenden  System 
der  Anordnung  der  Besteuemng,  kein  „Recht"  dem  Despoten  gegen- 
über bildeten.  Bei  der  grossen  Macht  der  „Sitte"  auch  in  solcha 
Ländern  und  bei  der  vielfachen  Interessengemeinschaft  des  H^n 
nnd  der  bevorrechteten  Stände  bedeutete  der  Mangel  eines  soleha 
„Rechts"  indessen  nicht  so  viel.  Die  Stenerbegtlnstignng  war  doet 
von  nachhaltigem  Werth. 

Unter  den  geschichtlichen  Beispielen  dieser  Ai^rdnnng 
Besteuemng  in  der  Form  der  „Auflegung"  Seitens  der  Staatsgewalt 
allein  nimmt  neben  der  Steuerverfassnng  der  modernen  Monarch 
diejenige  des  altrömischen  Reichs  in  der  Kaiserzeit  die 
Aufmerksamkeit  auch  für  die  Finanzwissenschaft  besonders  in 
Anspruch.  Diese  Stenerverfassung  nähert  sich  durch  die  allgemeine 
Ausdehnung  der  directen  Personal-  und  Grundsteuo:  nnd  doi^ 
die  Art  ihrer  Anordnung  immer  mehr  den  Stenerverfassungen  der 
orientalischen  Despotieen.  Aber  sie  verwirklichte  doch  anch  die 
Grundsätze  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  mehr  und 
mehr  und  erinnert  mit  ihren  Eatastrimngen ,  Steuerrollen  und 
Erhebungsarten  an  die  Steuerreformen  des  modernen  „anfgeklärtoi 
Despotismus"  seit  dem  17.  nnd  18.  Jahrhundert,  wo  anch  Alles 
möglichst  „rationell"-  gestaltet  wird.  Hier  wie  in  so  Manchem  ist 
das  altrömische  Kuserreich  ein  Vorbild  der  modernen  Grossstaaten.  *) 


')  S.  Marquardt  II,  198  ff.  Hb.  d.  Stenerreformen  aater  Angtistos,  n.  217  £  unter 
Diocletiao  q.,  auch  hier  riel&ch  abveicbeod,  Bodbertas  aber  d.  rOm.  Thbntstenern 
in  Hild.  Jahrb.  a.  a.  0.  Das  Streben  nach  gleichmäasigerer  VertheUim^  der  Sieaortast 
unter  die  einzebea  Gnmdbesitzer  und  Bewohner  ist  Idtendes  PriodpL  In  Einielaoa 
Vieles  ansicber,  auch  von  Rodbertas  iroU  nicht  immer  das  Bicbtiga  getroffisB. 
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B.  —  §.  355.  Die  vertragsmässige  Regelung  der  Be- 
steneroDg.  So  läset  sich  wohl  richtig  die  Anordnung  der  Bestenernng 
in  Verfassnngszuständen  bezeiobnen,  wie  sie  dem  ständischen  Staate 
des  germanisch  -romanischen  Mittelalters  eigen  waren.  Ein  öffentlich- 
rechtliches  Moment  in  der  Bestenernng,  eine  Verpfiichtnng  des  Volks, 
Stenern  za  leisten,  fehlt  zwar  aach  hier  niemals  völlig.  Aber  es 
tritt  das  Alles  zarttck  gegen  die  gewissermassen  privatrechtliche 
Aoffiissnng  und  Behandlung  der  Beziehungen  zwischen  der  Staats- 
gewalt (dem  Fürsten)  und  dem  Volke.  Die  Vermtschnng  des 
Staats-  nnd  Hof- Hanshaltes,  die  Verpflichtung  des  Landesherm, 
diese  beiderlei  Ausgaben  zunächst  aus  seinem  Domanium  und  aus 
den  gebtthrenartigen  Einnahmen  bei  der  Ansflbung  der  Hoheits- 
rechte zu  bestreiten,  Hessen  eine  klare  Pflicht  zur  Steuerzahlung 
nicht  leicht  aufkommen.  Reichen  die  gewöhnlichen  Einnahmen 
ans  diesen  Quellen  nicht  aas  oder  treten  besondere  Nothfälle  n.  dgl., 
wie  Krieg,  Gefangenschaft  des  Landesherrn,  ein,  so  wird  zwar 
eine  Verpflicfatnng  des  Volks,  Stenern  za  gewähren,  von  der  Staats- 
gewalt geltend  gemacht  and  vom  Volke,  bez.  von  den  Ständen 
auch  in  gewissem  Umfange  anerkannt  Darin  Hegt  das  auch  hier 
mitspielende  öffentlich-rechtliche  Moment,  welches  dann  in  weiterer 
Entwii^klang  zu  der  dritten  Anordnnngsform,  der  verfassangsmässigen 
BewiHigung,  geführt  hat.  Aber  sogar  in  Zeiten  der  Kriegsnotfa, 
wo  hei  deatlicb  mit  vorhandenem  Interesse  des  Volks,  bez.  der 
Stände  selbst  noch  am  Ersten  dieser  öffentlich-rechtliche  Character 
der  BesteueruDg  hervortritt,  erfolgt  doch  die  Anordnung  der  letzteren 
zvrischen  der  Staatsgewalt  einer-  nnd  den  Ständen,  dem  Adel,  der 
Geistlichkeit,  den  Städten  andrerseits  wie  in  einem  freien  Vertrage, 
and  vollends  in  anderen  Fällen, .  wo  es  sich  mehr  nm  die  Deckung 
normaler  Aasgaben  oder  unbestritten  um  fürstliche  Angelegenheiten, 
z.  B.  nm  Tilgung  und  Verzinsung  von  Schulden  handelt  —  deren 
Aufnahme  im  oder  mit  im  Land^interesse  etwa  nur  ein  Motiv 
der  Stenerforderung  abgiebt  —  wird  wie  zwischen  zwei  freien 
Vertragschliessenden  Uber  die  Gewährung  der  Steuer  zwischen  dem 
Landesherm  nnd  den  Suinden  verhandelt.  So  wird  ansdrttcklich 
eine  Verpflichtung  der  Stände  abgewiesen,  die  Steuer  nur  als 
Zeichen  des  guten  Willens  hingestellt,  dies  Rechtsverhältniss  und 
diese  Auffassung  auch  vom  Landesherm  anerkannt  und  fttr  die 
Steuer  gedankt.  Die  Steuer  wird  nach  Umfang,  Art,  Zeitdauer 
genau  bestimmt  und  als  vorflbergehende  Massregel  bezeichnet. 
Bedingungen,  wie  Bestätigung  von  Rechten,  Oewährung  von  Privi- 
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legien  and  Freiheiten,  werden  geatellt  und  zngeeagt,  Venpreehuij;« 
anBbedungen.  Der  Zweck  wird  festgesetzt,  wenigstens  im  Al^ 
meinen,  wenn  auch  der  Ertrag  der  einmal  bewilligten  Steuer  nuti 
dem  fttr  die  Ansgabenverwaltnng  bestehenden  Finanztecht  da 
Zeit  dem  Fürsten  mitunter  ohne  weitere  Gontrole  zu  verwendeii 
überlassen  wird.  In  Allem  der  Vertragagesicbtspanct  des  do  nt 
des,  keine  Identität  zwischen  Staats-  nnd  Volksinteresse  and  keise 
eigentlich  rechtliche  Verpflichtnng  zar  Stenerleistong  behab 
Deckung  des  ganzen  Finanzbedarfs.') 

Die  politische  Voraussetzung  einer  solchen  Anordnung  der  66 
Steuerung  war  ein  noch  wenig  entwickeltes  Staatsleben,  daha  ein 
geringer  Finanzbedarf.   Die  ökonomisch-finanzielle  Vonuusebiiiie 
war  das  Vorhandensein  andrer  Einnahmen,  aus  Domänen  n.  s.  w., 
Gebühren,  welche  wenigstens  fQr  gewöhnlich  in  der  HanptBtäie 
ausreichten.  An  einzelnen  Einnahmen  eigentlichen  SteaerehuaGten, 
welche  von  dieser  verb-agsmässigen  Gewährung  unabhängig  wäre, 
hat  es  dabei  auch  nicht  immer  gefehlt:  ältere  feste  Stenern  no 
Grund  nnd  Boden,  vom  Hause,  welche  ein  für  allemal  zu  IdM  ' 
waren  und  als  eine  Verpflichtnng  von  Altersher  anerkannt  wnida  | 
aber  welche  hinaus  dann  aber  am  so  weniger  eine  StenerpiUt  | 
bestand. 

Im  Einzelnen  sind  die  Verhältnisse  manchfach  verschia^ 
der  ganze  mittelalterliche  Beichthnm  an  individuellen  Gestalttusei 
tritt  auch  hier  hervor.  Je  nach  der  Stellung  des  KOnigthams  nn 
Land  und  Volk,  nach  der  Entwicklung  des  Lehenswesens  und  der 
Ausbildung  mehr  oder  weniger  selbständiger  Territorialherrschafiei 
ans  dem  arsprttnglichen  Patrimonialgebiet  und  dem  damit  ver- 
wachsenden Lehensgebiet  treten  weitere  Unterschiede  nach  Land 
und  Zeit  hervor.  Der  Uebergang  zur  dritten  Anordnungsfonn  der 
Besteuerung,  zur  verfassungsmässigen  Stenerbewilligung,  gestaltet 

*)  S.  einzelne  Beispiele  ans  Brandenb.  1342,  Salzb.  IS27,  Oberbaiem  1302.  IW< 
bd  Bau,  Fin.  I.  Note  a  zo  §.  249.  —  Eichhorn  II,  §.  306  (bes.  Uber  d.  Baiel 
ni,  g.  426,  IV,  547.  DeboT  d.  Begriff  „Bede"  oder  „Bitte"  s.  bes.Zenmera.a.0. 
S.  S6  ff.;  Ton  „bitten"  herrahrend,  froh  mit  Steuer  identisch,  auf  den  Dispnu;  dtf 
Bestenemng  in  d.  Territorien  hinireisend  (die  AUratong  des  Voita  r.  bieten,  gebirttt. 
bei  Lang,  oder  ron  Bäte,  gleich  Hülfe,  bei  MOser,  ist  aof^geben),  Ut  pTeosni. 
precaüo,  precatnra,  petitio,  s.  Waitz.  Verf^esch.  VIII,  394  ff.  Nach  Zcnmer  aml 
die  Beden  n.  Stenern  Uberh.  nicht  wesentlich  zn  unterscheiden,  sie  ir&reo  oi^amielidi 
meist  prirate  Unterstatzangen  der  Herren  gewesen,  sp&ter  durch  VerimQpfiuig  mit  dei 
Gerichtsbarkelt  n.  Landeshoheit  öffentlich-rechtlicher  Natnr  geworden,  eine  An&asniif. 
die  Waitz  VIII,  398  nicht  allgemein  billigt  ~  Bes.  lehrreich  sind  die  VerhandhufeB 
io  Sachsen,  bei  Falko  a.  a.  0.,  nnd  in  Schlesien,  bei  Eries  a.  a.  0..  l  B. 
Kries  S.  5,  23  ff.  (die  Bicrstener  v.  1546  soll  nach  Ablauf  d.  bestinunteD  Zdt 
todt  II.  alle  sein"),  wo  die  Belege  far  die  leitenden  GmndzQge  der  Gestaltaog  im  Text 
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sich  danach  verschieden.  Die  Reichs-  und  Landesstenern  erhalten 
frtther  und  deutlicher  den  öffentlich- rechtlichen  Character  aufge- 
prägt,  als  die  Territorialstenem.  Jene  werden  aber  auch  nament- 
lich in  Deutschland  mit  dem  Verfall  der  Reichsgewalt  unwichtiger, 
letztere  mit  der  Ausbildung  und  Verselbständigung  der  Territorial- 
herracbaften  immer  wichtiger  und  h&n6ger,  so  dass  bei  ihnen  jenes 
vertragsmassige  Feilschen  nm  die  Gewährung  der  Stenern  praotisch 
erklärlich  wird. 

§.  356.  Besonders  characteristisch  erseheint  diese  zweite  Form 
der  Anordnong  der  Besteuerung  im  Steuerwesen  der  deutschen 
Territorien.  Hier  entwickelt  sich  im  engen  Zusammenhang  mit 
den  Bedürfnissen  und  fürstlichen  Gesuchen  nach  Steuern  und  mit 
den  Verhandinngen  darüber  die  landständische  Verfassnng.  An- 
fänglioh  und  in  manchen  einzelnen  Fällen  noch  bis  ins  17.  und 
18.  Jahrhundert  hinein  zeigt  sich  hier  deutlich  das  geschilderte 
VeifaältDiss  der  vertragsmässigen  Regelung  der  Stenern,  zu  deren 
Bewilligung,  wenn  überhaupt,  so  nur  sehr  unbestimmt  eine  Art 
öffeotlich-i«chtlioher  Verpflichtung  anerkannt  wird.  Nur  soweit  es 
sich  in  den  Territorien  nm  reichs-  und  kreisverfassungsmässige  oder 
auf  den  Reichstagen  bewilligte  Steuern  handelt,  wird  im  Allge- 
meinen, wenn  auch  mit  mancheD  Weiterungen,  eine  solche  Ver- 
pflichtung Seitens  der  Landstände  zugegeben  nnd  besteht  sie  auch 
wenigstens  formell  nach  dem  Reichsrecht  ^)  [Der  Haupttheil  der 
sogen,  nothwendigen  Stenern  des  älteren  Reicbsreohts.*)]  Bei 
der  Schwäche  der  Reiohsgewalt,  der  Verwickelthdt  nnd  Strittigkeit 
des  Reichsrechts ,  der  oftmaligen  Renitenz  der  LandesfUrsten  und 
städtischen  Obrigkeiten  selbst^)  hatte  diese  öffentlich-rechtliche  Ver- 
pflichtung auch  in  diesen  Fällen  nicht  immer  die  erforderliche 
practische  Bedeutung.  Um  so  weniger  -aber  wurde  darttber  hinaus 
ftlr  die  eigentlichen  Terntorial-  nnd  fOr  die  landesherrlichen  Be- 
dürfnisse eine  Verpflichtung  zur  Steuerbewilligung  eingeräumt, 
wenn  es  auch  nach  der  Landesverfassung  gewöhnlich  einige  sogen, 
nothwendige  Steuern,  wie  z.  B.  die  Fräulein-  oder  Prinzessin- 
»tener  fttr  die  Ausstattung  sich  vermählender  fltrstlicher  Töchter, 
gab.   Die  tibrigen  Stenern  fttr  die  LandesbedOrfnisse  waren  daher 


«)  Eichhorn  IV,  §.  537,  547;  Zacharift  II,  §.  219,  S.  482,  483, 
*)  Zacharift,  g.  221. 

^  So  1.  B.  machen  in  Sachsen  ae  Stinde  Schwierigkeiten,  selbst  die  TOrtra- 
stehei  in  d.  Form  des  ,.cemeine&  Pfenalgs"  zu  zahlen,  wdl  ihr  Knrfttnt  diese  Hilfe 
nicht  selbst  nUbaviUigt  habe.   Falke,  Tab.  ZIschr.  B.  31  S.  117. 
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sogen,  „freiwillige".*)  Für  sie  hat  sich  jene  vertragsiiüLsaige 
Regelung  zwischen  FUrat  nnd  Ständen  länger  erhalten.*) 

£r8t  mit  dem  immer  weiteren  Verfall 'des  Reichs  und  dem 
Uebergang  von  Staatsfanctionen  von  ihm  auf  die  Territorien,  mehz 
noch  mit  der  onrermeidlichen  Änsdehnong  der  öffentlichen  Thätig- 
keit,  welche  die  Folge  der  Entwicklnngen  vom  15.  bis  17.  Jahr- 
hnndert  war  nnd  den  Finanzbedarf  nngemein  steigerte,  tritt  du 
öffentlich-rechtliche  Moment  in  der  Bestenernng  vor  jenem  privit- 
rechtlichen  Moment  immer  mehr  hervor.  Danüt  kommt  die  dritte 
Form  der  Anordnung  der  Bestenernng  zum  Darchbrnch.  Aber  wie 
die  dentschen  Territorien  Überhaupt  doch  bis  znm  Unteigang  des 
Reichs  noch  immer  nicht  ganz  volle  Staaten  geworden,  so  bfid> 
auch  der  landständischen  Stenerverfassnng,  wo  dieselbe  nicht  d& 
tHrstlichen  Omnipotenz  gewichen  war,  etwas  von  dem  alten  Cha- 
racter  gewahrt.  Die  Besteuerung  war  in  der  Theorie  der  dentscheo 
Cameralisten  des  18.  Jahrhunderts  immer  noch  eine  anomale»,  one 
Ansnahme  bildende  Einnahmeart  und  in  der  landständisches 
Praxis  nicht  minder,  obwohl  sie  meistens  schon  regelmässig  bestas^ 
nnd  die  Bewilligong  auf  Zeit  immer  mehr  zn  einer  FormaBit 
herabsank. 

Aach  in  manchen,  tlbrigens  in  den  verschiedenen  Tenitonn 
öfters  verschiedenen  und  im  Laufe  der  Zeit  sich  verändenida 
Einzelheiten  der  älteren  landständischen  Verfassung  tritt  der  Cha- 
racter  einer  quasiprivatvertragsmässigen  Regelung  der  Bestenening 
Öfters  besonders  p]%nant  hervor.  So  wenn  jeder  Stand  fUr  sich 
eine  Steuersnmme  bewilligt,  keine  Majorität  von  zwei  Gnrien  g^ies 
die  dritte  entscheidet,  die  Stände  vielmehr  durch  Factireik  anter 
einander  sich  bewegen,  die  Last  in  bestimmtem  Verhältniss  auf  siä 

Zacharifi  II,  499.  —  In  England  aach  d.  magna  Charta  Znatinunureclit  s&ouatL 
Kronvasallen  znm  ,JLebenliil£ig;eld",  aaziliam,  mit  Aussahme  der  3  heriiOmmL  Ehra- 
u.  Notbßlle  (Ritterschlag  des  Sohns,  Aasstatt  d.  Tochter,  AnslOs.  ans  Gefang:eascli.l 
(ineist  I,  280. 

')  Noch  nach  dem  SOj&hr.  Eriefe  war  das  Strebeo  nach  reichsgesetzlicher  Auer- 
kennang  eines  unbeschränkten  BestenemnKsrechts  der  Landesberrschafl ,  voaaci 
dia  Landstäade  u.  Dnterthanen  anch  die  Mittel  zur  Bestreitung  der  eigentlichen  Landes- 
ausgaben  in  grOsstem  Umfang  «nf  Begehr  darzabriogen  schädig  sein  sollten,  nicht 
dnrcbziisetzeD.  Der  Kaiser  verweigerte  einer  bezuglichen  Aosdehnong  des  Beich;»- 
abschieds  r.  1654  §.  ISO  in  einer  Besolutioo  r.  1671  sdne  ZosÜmmung.  S.  duabrr 
Eichhorn  lY,  §.  547,  Zachariä  II,  g.  219  S.  485. 

So  sagt  z.  B.  JiiBti.  Syst  d.  Fin.wes.,  Halle  1766.  S.  349,  350.  aDerding!> 
wesBQti.  ans  einem  polit  Standpuncte  ortheilend:  Abgaben,  Steneni,  Schitzaagen 
sollten  dem  Forsten  nicht  anf  beständig,  sondern  nur  juiriich  bewilligt  we^va.  Sie 
seien  deshalb  ,4m  eigentL  a.  anpntngl  TerBtindfl**  nicht  m  den  oidenä.  EinkttniteB 
des  Staats  za  rechnen. 
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KD  nehmen;  wenn,  wie  gewöhnlich,  ohne  landesherrliche  Organe 
die  Erhebung  der  Steuer  erfolgt,  und  dann  jeder  Stand  seine  fiber- 
nommene  Schuldigkeit  selbst  repartirt  und  den  Glesammtbetrag 
abführt. 

Gewöhnlich  sind  es  Schätzungen  oder  sogen .  d i r e c t e 
Stenern,  Personal-,  Einkommen-,  Vermögen-,  Grundsteuern ^  bei 
welchen  die  ständische  Mitwirkung  unentbehrlich  ist.  Bei  mimchen 
sogen,  indirecteo  Verbrancbsteuem,  im  heutigen  finanzwissenschaft- 
licben  Sinne  des  Worts,  namentlich  bei  den  verschiedenen  Arten 
Zöllen,  weiche  bald  mehr  Gebühr,  bald  mehr  Steuer,  bald  Beides 
vereint  sind,  gingen  die  selbständigen  Befugnisse  des  Landesherm 
weiter  and  wurde  das  Becht,  solche  Abgaben  aufzulegen,  auf 
kaiserliche  Ermächtigang  zurfickgefUhrt  oder  ans  den  idigemeinen 
Hobeitsrecbten  des  Landesherm  abgeleitet. ")  Doch  findet  wenig- 
stens allgemeinen,  auch  im  Territorium  selbst  erhobenen 
indirecten  Verbnnobstenem^  wie  bei  den  seit  dem  15.  und  16.  Jahr- 
hundert häufigeren  allgemeinen  Tranksteuem  und  „Ziesen"  (Äcci- 
seo)^')  auf  verschiedene  Lebensmittel,  Gkigenstände  des  gewöhn- 
lichen Marktverkehrs  und  Eaufmannswaaren,  besonders  in  froherer 
Zeit  eine  ständische  Bewilligung  statt. ")  Die  Territorialberrschaft 
bat  aich  aber  hier  mehrfach  früher  und  vollständiger  als  bei  den 
directen  Stenern,  besonders  nach  dem  30jährigen  Kriege,  bei  diesen 
Abgaben  von  dieser  sUlndischen  Mitwirkung  frei  gemacht;  mit  ein 

")  Das  ZoUiedit  wind  fn  der  filteren  AnflknauK,  wie  lie  im  deotschen  Reichs- 
staalsrecht  rechtliclie  AneAennun;  gefonden,  nicht  zum  Bestetterongsrecht  gereelinet 
£s  bildete  bis  1806  eia  luiis.  ^erratrecht,  das  nur  Imft  kaiserl.  TerleLbang  oder 
DorordeDklicheD  Herkommens  ron  Reichsstäaden  und  anderen  Berechtigen  aas^ubt 
w-erdeQ  konnte.  Zacbarift  II,  §.  229  S.  547.  Ver^L  indessen  die  Streitigkeiten 
zwischen  dem  Landesherm  u.  den  Ständen  Schlesiens  Qber  d.  Einfuhr,  dea  GreozzoIIs 
1556  Q.  ff.  in  Schlesien,  Eries  S,  72  ff.  Geuaaeres  bei  Falke,  Gesch.  d.  Deutschen 
Zollwesens.  S.  anch  f.  Thüna.  ßeichszoUrecht  znr  Zeit  d.  nach  d.  Grandsätzen  des 
Sachsenspiegels.  Hildebr.  Jahrb.  XII.  lS6y,  S.  26.  Der  Ertrag  der  Zolle  u.  des  Geleits 
gehörte  znm  landesherrl.  Kammergnt.    Zachariä  II,  g.  209  S.  421. 

Der  Käme  stammt  ron  incisio,  incisura  ah  a.  deutet  auf  die  uralte  Verrech- 
nongsart  des  „Kerbens".  Incisio,  aach  tallia,  frllher  für  Bede  gebraucht,  also  far  eine 
directe  Steuer,  später  fOr  eine  Consumtionsabgabe.  Vewl.  Näheres  bei  Hullmann, 
D.  Fia-gesch.  im  Mittelalter,  S.  I!t4  ff.    Auch  Waitz,  VIH,  395. 

^  Z.  B.  atänd.  Bewilligung  einer  Biersteuer  in  Schlesien  an  den  KOnig  im 
1 6.  Jshrh.,  aber  bei  der  Verwaltung  ron  romherein  die  stand.  Mitwirkung  beschränkter 
als  bei  den  sogen.  Schatzungssteuem.  Kries  a.  a.  0.  S,  63  ff.,  mit  näherer  Ausfuhr, 
aber  d.  Entwickl.  u.  d.  Verlost  des  ständ.  EinSosaes  bei  dieser  Steuer.  —  Bewillig, 
einer  sehr  ausgedebBtea  Ziese  (Getränke.  Getreide.  Feld-  d.  GartenfrUchte.  Marktrieh, 
alle  Erzeugnisse  und  Arbeitsstoffe  der  Handwerke)  SeiteDs  der  Stände  in  Sachsen, 
Falke  (Tab.  Ztschr.  30,  400  ff.),  in  1438  u.  später  mehrfach,  bes.  Tranksttaer  (Wein, 
Bier);  im  16.  Jahrb.  desgleichen. 
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Grand  für  die  nuDmehrige  grossere  Entwicklung  der  -indirecten 
Verbrauchsteuern.  **) 

C.  —  §.  357.  Die  verfassungsmässige  Steaerbewilli- 
gung.  So  wird  hier  die  Anordnung  der  Besteuerung  genannt, 
wenn  die  BerSlkerung  persönlich  und  politisch  frei  and  dazu  be- 
rechtigt ist,  das  Stenerwesen  selbs^dig  oder  in  Verbindung  mit 
der  Staatsgewalt  zu  regeln,  aber  wenn  anderseits  auch  im  Bedarfs- 
fall eine  öffentlich-rechtliche  Verpflichtung  zur  Steaer- 
bewiUigung  anerkannt  ist  and  eigentlich  ftlr  selbstrerstftndUch  güt, 
nnr  dass  auch  das  Vorhandensein  des  Bedarfsfalls  selbst  dabei  der 
Entscheidung  der  BerOlkerung  unterliegt  Die  Voraossetznng  dieser 
Art  der  Anordnung  der  Besteuerung  ist  die  im  VolksbewoBBtsrai 
anerkannte,  im  Offentiichen  Recht  zur  Geltang  gelangende  Iden- 
tität des  Staats-  und  Volksinteresses  und  daraus  resaltueiHi 
einer  Steuerpflicht.  Die  Besteuerung  erscheint  hier  als  no/ät 
wendige  Bedingung  der  ErlUUnng  der  Staatszwecke  und  damit  der 
Lebensaufgaben  des  Volks  selbst.  In  der  Besteuerung  schafft  und 
gewährt  sich  das  Volk  also  seine  eigenen  Lebens-  und  Gedeihea»- 
bedingungen.  Eben  hierin  liegt  auch  der  Grund  zu  einer  Sfof- 
licb-rccbtlichen  Verpflichtung,  die  einmal  erforderlichen  Steu^nit 
bewilligen,  und  die  Unzulässigkeit  eines  eigentlichen  Steuer rei- 
weigerungsrecbts  in  einem  anderen  als  formellen  Sinne. 

Die  verfassungsmässige  Steuerbewilligong  ist  die  Form  der 
Anordnung  der  Besteuerung  bei  freien  GnlturvOlkem  mit  entwickel- 
tem oder  doch  sich  entwickelndem  Offentlicbeo,  insbesondere  Staats- 
leben. Ihre  specielle  Form  ist  nach  der  Form  der  politischen  Ver- 
fassung verschieden.  Aber  der  Gredanke,  dass  die  Beateoerang 
frei  anerkannte  Bedingung,  nicht  des  Staatslebens  an  sich,  sonders 
des  letzteren  um  des  Volkslebens  willen  und  deswegen  eine 
Öffentlich- rechtliche  Verpflichtung  des  Volkes  gegenüber  dem  Staate 
sei,  gebt  tiberall  erkennbar  hindurch'.  Die  Städte-Republiken  des 
Aiterthnms,  besonders  die  Demokratieen,  die  modernen  Staaten  mit 
republikanischer  und  constitutionell-monarchischer  Verfassung  sind 
die  wichtigsten  Beispiele  von  verfassungsmässiger  Steuerbewilligung. 

'*)  TgL  r.  Isftak-Sternegg,  Acdsestieit  im  17.  n.  18.  JahA.,  Tttb.  ZiKki: 
XXI.  515  £,  S27.  —  Gliemann,  ^nfOlir.  d.  Acdse  in  Fienssen.  «b.  187S.  ItS. 
In  Bn&d«Db.  1641  allgem.  Aecise  nocli  naoh  L&DdtagsbescIiIius,  eK  S.  195.  Naeb 
zeihreiL  Anfhebong  WiederelnftUir.  a.  Nenordnoog  16ä8,  1667,  16S0,  im  WeseatL  mt 
immer  weiterer  ZnrOckdt&Dgnng  der  st&od.  MiMming  dabei,  aach  in  Betr.  der  Ter- 
Ttltong,  die  in  den  SOdten  ans  dtx  stidttachen  mehr  zur  landeaftUiUiclMi  vifd. 
Gliemann  S.  208. 
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Die  mittelalterlichen  selbständigen  städtischen  Gemeinwesen 
bieten  verwandte  ErscheinaDgen.  Der  reichssföndisehe  Staat  des 
Mittelalters  und  das  Territorium  mit  landständiscber  Verfassung 
sind  regelmässig  auf  dem  Uebergang  von  jener  älteren  mehr  pri- 
vatreohtlichen  Regelung  zu  dieser  neueren  verfassungsmässigen  Be- 
willigung der  Besteuerung  begriffen.  Die  Entwicklnngsgeschicbte 
der  ständischen  Mitwirkung  an  der  Besteuerung,  namentlich  auch 
in  den  deutschen  Territorien,  bildet  daher  einen  besonders  belehren- 
den Fall  der  hier  mitspielenden  Factoren. 

Im  Princip  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  das  ganze  Volk 
unmittelbar  die  Stener  bewilligt,  wie  mitunter  in  reinen  Democra- 
tieen,  oder  ob  dieses  verfassungsmässige  Recht,  wie  die  sonstige 
Mitwirkung  an  der  Gesetzgebung,  durch  Vertreter  ausgeübt  wird; 
ebenso  wenig,  ob  Volkssouveränetät  im  vollen  Sinne  anerkannt  ist 
oder  die  Staatsgewalt  als  ein  selbständiger  Factor  neben  dem  Volk 
oder  der  Volksvertretung  steht;  auch  nicht,  ob  die  Verfassung  eine 
republikanische  oder  constitutionell-monarchische;  noch  ob  sie  eine 
ständische  ist  und  der  Besehluss  von  Volkstiieilen,  z.  B.  politisch 
bevorrechteten  Ständen  oder  von '  Volksvertretungen ,  welche  auf 
Grund  eines  Wahlcensns  (Vermögen,  Steuer)  gebildet  sind,  das 
ganze  Volk  bindet.  In  allen  diesen  Fällen,  von  der  :dten  land- 
ständischen Verfassung  mit  ihrer  späteren  Entwicklung  des  Steuer- 
bewillignngsrechts  an  bis  zu  den  modernen  Verfassungen  mit  all- 
gemeinen directen  Volkswahlen  und  bis  zum  schweizerischen  Refe- 
rendumi  ist  der  obige  Gedanke,  dass  die  Besteuerung  Staats-,  weil 
Volksinteresse  und  deshalb  eine  allgemeine  Pflicht  sei,  der  leitende. 
Er  ringt  sich  z.  B.  in  der  älteren  deutschen  landständischen  Ver- 
fassung trotz  aller  Schwierigkeiten,  welche  die  eigenthttmliche  Ver- 
wickeltheit  der  politischen  Verhältnisse  bietet,  und  aller  Cautelen, 
mit  welchen  die  Stände  den  älteren  Standpunct  der  „freiwilligen" 
Gewähr  der  Stener  festzuhalten  Sachen,  dennoch  hindurch.  Das 
ältere  Steuerverweigerungsrecht  wird  practisch  obsolet  und  eine 
blosse  Formalität 

„Der  Durchbruch  des  Gedankens  der  Steuerpflicht  ist  ehi 
nngeheorer  sittlicher  und  geistiger  Fortschritt  Welche  Abstraction, 
einem  unpersönlichen  Wesen  ohne  jede  genaue  Abrechnung  im 
Einzelnen  einen  freiwilligen  (?)  Antheil  an  allem  Einkommen  der 
Staatsbürger  zu  gönnen!  Welch  sittliches  Vertrauen,  welche  com- 
plicirte  Organisation  setzt  das  voraus.  Kein  Wunder,  dass  die 
Völker  Jahrhunderte  lang  gegen  diesen  Gedanken  sich  gesträubt, 
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dass  sie  ihn  jetet  noch  entfernt  nicht  ganz  begriffen  haben  and 
daher  bo  vielfach  noch  mit  den  finanziellen  Mitteln  und  Fonuea 
älterer  Zeiten  wirthschaften  mUsBen"  (G.  Schmoller).^^) 

§.  358.  Die  Entwicklang  dee  landständischen  Stener- 
bewilligangsrechts  in  Deutschland  zeigt  sieb  zutaeat  in 
mancherlei  tbatsächlichen  VerhältDissen ,  nacb  und  nach  auch  in 
der  Gestaltung  des  Öffentlichen  Rechts  selbst  Die  gewährtea 
Steuern  bfirgem  sich  immer  mehr  als  bleibende  £inrichtang  ein. 
Eine  eigene  Verwaltung  and  ein  besonderes  Gassenwesen  wird  für 
sie  geschaffen  nnd  wird  eine  bleibende  Institution :  die  Und- 
ständische  Stenerverwaltung,  bei  gewissen  Stenern  auch  die  ständi- 
sche Erhebung,  ständische  Ausschttsse  zur  Controle,  ständische 
Schatzcollegienj  eine  besondere  Landesstenercasae,  in  w^he 
unter  sülndiscber  Verwaltung  die  StenerertrSge  fliessen  und  aos 
welcher  die  bestimmten  Ausgaben  bestritten  werden,  neben  der 
Kammercasse,  welche  die  Domanial-  und  Regaleinnabmen  be- 
zieht."} Die  speciellen  Bedingungen  bei  der  Steuerbewilfiginn^ 
werden  zwar  lange  nach  Möglichkeit  von  den  Ständen  in  der 
früheren  Weise  beibehalten,  aber  nicht  nur  wegen  der  Schwächo^ 
der  ständischen  Macht  gegentlber  der  Regierung,  sondern  nacb  ^ 
Natur  der  neaen  Staatsverbältnisse  werden  sie  practiscfa  bedentoi^ 
loser  und  von  der  Regierung  mit  Erfolg  bei  einer  immer  grOeseita 
Reihe  von  Ausgaben,  welche  eben  Öffentliche  Zwecke  betreffn, 
bekämpft.  Sie  werden  eine  Formalität  und  verscfawinden  endlicb. 
Es  bildet  sich  schliesslich  die  Anschauung  einer  Verpflichtung  snr 
Steaerbewilligung  aus  und  findet  auch  im  öffentlichen  Recht  ihre 
Anerkennung.  So  wird  namentlich  seit  dem  17.  Jahrhundert  in 
den  deutschen  Territorien  den  Ständen  ein  Recht,  die  in  Emoange- 
lung  andrer  Einkünfte  zur  Deckung  der  Laudesbedfirfnisse  noth- 
wendigen  Steuern  zu  verweigern,  mehr  and  mehr  abgesprocfaeo. 

Scbmoller  im  Jahrb.  d.  D.  Reich,  1877  S.  112.  Vgl.  Uberhuipt  hier  des 
Schlnss  dieser  Abhandl.  S.  104 — 114.  —  Ueber  d.  Entvickl.  d.  BeeteueniDg  in  6em 
mittotalterl.,  bes.  deatschea  städt  Gemeinwesen,  als  ei&er  «afarh&h  OffeDtlich- 
Tochtl.  Abpabeart  s.  Gierke  a.  a.  0.  II.  69S  u.  ff.,  bes.  in  d.  Citat  bei  Schoo  berg. 
Bas.  Flu.  S.  11.  Vgl  iiberhanpt  (iierke'a  ganzes  Kap.  4  in  B.  II,  Uber  die  StaA- 
parsOnUchkeit.  bes.  §.  27,  2S,  29.  Bei  dem  engeren  Interesseokreis  Aa  Stadt  war 
natarüch  die  Anerlcenaong  eines  „OBiontlicliea**  BedUi&iasflS  nnd  einer  Öffentlich- 
rechtlichen  Steaerpflicht  Iiier  Tie!  leichter  nnd  ist  firoher  erreicht  vordea  ab 
im  Staide. 

Dayon  ist  schon  im  1.  Bande  bei  der  Domäneolehre  gehandelt  Ban  5.  Ami. 
§.  92,  98,  Bia-Wagner  §.  130,  121,  Wagner  g.  154.  S.  aacb  Zachari» 
II,  g.  210,  220«  bes.  S.  496.  g.  227.  Eiehliorn  UL,  366. 
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Die  Reichsgerichte  sollten  in  solchem  Fall  die  Einwilligung  er- 
gänzen.") 

Den  vorläufigen  Abschlnss  hat  die  Entwicklung  des  Steuer- 
bewüügnngsrechts  in  Deutschland  in  den  neuen  landständi- 
schen Verfassungen  dieses  Jahrhunderts  erhalten.  Im 
Einklang  mit  der  hier  dargelegten  Auffassnog  gehen  „alle  neueren 
Yerfassnngsurkunden  von  dem  Grundsätze  aas,  dass  die  Unter- 
tbanen  und  resp.  die  Stände  die  Mittel  zur  Deckung  der  Staats- 
bedUrfnisse  zn  gewähren  rerpflichtet  seien,  insoweit  sie  nicht 
aas  den  vorhandenen  dazu  bestimmten  Mitteln  (StaatsgOtern, 
Domänen)  zu  bestreiten  sind.  Sie  erkennen  daher  kein  Steuer- 
bewilligungarecht  in  dem  Sinne  an,  dass  die  für  den  Staatsbedarf 
noth wendigen  Steuern  auch  willkttrlich  verweigert  werden 
könnten  and  sprechen  dies  meistens  indirect  auch  dadurch  ans, 
dass  sie  den  Stilnden  verbieten,  die  Bewilligung  der  Steuern  mit 
einer  Bedingung  zn  verbinden,  welche  nicht  den  Zweck  und  die 
Verwendung  derselben  selbst  betrifft"  (H.  Ä.  Zacbariä.)*^)  Die 
Voraussetzung  für  die  Steuerbewilligung  ist  dann  aber,  in  Uebe^ 
einstimmnng  mit  dem  jetzigen  deutschen  Staatsrecht,  dass  zuvor 
das  Bedtirfniss  anerkannt  sein  muss,  d.  h.  dass  die  Aus- 
gabe als  nothwendig  und  andere  Decknngsmittel  als  nicht  vor- 
handen oder  als  nicht  ausreichend  nachgewiesen  werden.  Das 
Stenerbewilligungsrecht  steht  daher  hier  mit  der  Vorlage  des  Aus- 
gabe- and  des  gesammten  Einnahmeetats  an  die  Volksvertretung 
in  Verbindung.  Namentlich  haben  die  deutschen  Ständekammern 
demnach  auch  bei  der  Feststellung  der  Domanialein- 
nahmen  aller  Art  mitzuwirken  and  verschwindet  in  derConse- 
qaenz  der  modernen  Staatseinheit  und  Finanzeinbeit  die  ehemalige 
Trennnng  zwischen  Kammer-  und  Landessteaercasse,  wie  dies  im 
1.  Bande  schon  erörtert  worden  ist.^*) 

Dem  richtigen  finanzwissenschaftlichen  Begriff  der  Steuer  ent- 
spricht es  auch,  dass  sich  das  Stenerbewilligungs-  nnd  Mitregulirungs- 
recbt  des  Volks,  bez.  seiner  Vertreter  auf  alle  unter  diesen  Be- 
griff „Steuer"  fallenden  Arten  von  Abgaben  bezieht, 

")  Zacbariä  II,  222  S.  502,  freilich  in  einem  gewissen  Widerspruch  mit 
der  kaiserL  Besolotion  v.  lO'l,  s.  o.  Note  9. 

»)  Zacharlä  II,  g.  222  S.  5Ü5. 

Ad  d.  in  Note  Iii  gea.  Stellen.  Ueber  die  Besteuerang  nach  neuerem  und 
jetzigem  Uentscben  Staatsrecht  a.  Uber  den  Umfang  des  Steuerbewilligiuigsiechts  der 
L^dsOade  s.  Zachariä  U.  g.  222  n.  323.  Deber  du  <z.  Th.  etvas  abiroiohende) 
prea  s8.  Terfus-mSsB.  Becbt  r.  ROnno,  pretiss.  Staatsr.  I,  T.  Abth.  §.  69,  70. 
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daher  nameDÜich  nicht  nur,  wie  früher  öfters,  anf  die  sogeo. 
directen  Stenern,  sondern  aneh  anf  alle  die  versebiedenen  in- 
directen  Steuern,  darunter  solche,  welche,  wie  das  Zollrecbt, 
nach  dem  älteren  Rechtsbegriff  nicht  zum  Steaerrecfat,  sonden 
znm  sogen.  Kammergnt  geborten.  Das  ist  im  neueren  dentseba 
Staatsrecht  auch  anerkannt***)  Am  Langsamsten  nnd  wenigstesc 
in  der  Praxis  noch  heute  nicht  immer  vollständig  ist  dieser  Grund- 
satz bei  den  Geblihren  und  Regalien  zur  Geltung  gelangt 
Es  erklärt  sich  dies  auch  aus  dem  rechtsgeschichtlichen  Zusammen- 
hang des  Gebttbrenwesens  und  der  Begalien  mit  dem  Kammergnt 
nnd  mit  der  Ausübung  von  Hobeifsrecbten  nnd  heute  noch  ans  der 
Verbindung  dieser  Einkünfte  mit  der  allgemeinen  Staatsrerwaltung. 
Im  Princip  ist  aber  auch  hier  stets  die  Bewilligung  der  Volksrcr- 
tretung  zu  verlangen  und  in  allen  wichtigeren  FiUlen,  bei  den 
Gerichts-,  Verkehrsgebtthren  (Posttazen,  Eisenbahntarife,*^)  Td^ 
grapbentaxen),  bei  den  Regalien,  welche  nur  Stenerform  sind  (Sak, 
Tabak)  erfolgt  auch  die  Mitwirkung  dieser  Ver^tung  bei  der 
Regelung  der  Taxen.  In  allen  anderen,  auch  den  zahlmeha 
untergeordneten  Fällen  bei  einzelnen  Verwaltongszweigen  mnss  dv 
Recht  zur  alleinigen  Regelung  der  Taxen  im  Verordnnngsvqse 
dureh  die  Staatsgewalt  anf  Ermächtigung  der  VolksTertretnng  o: 
rflckgeffihrt  werden. 

Es  bedarf  keiner  weiteren  AusfÜbmng,  dass  die  verfassnagB- 
mässige  Stenerbewillignng  für  unsere  Rechts-  nnd  Cultnrstaaten  die 
einzige  zulässige  Form  der  Anordnung  der  Bestenemng  ist.  Aueb 
die  Finanzwissenschaft  hat  zn  betonen,  dass  diese  Form  die 
relativ  grOsste  Bürgschaft  fllr  die  gute  Ordnung  des  Staatshaas- 
haltes and  für  die  richtige  DurohfUhmng  der  Besteuemng  biel^ 
mehr  wie  auch  in  der  besten  absoluten  Monarchie  die  Form  der 
„Auflegung".   (§.  354.)«) 

Die  Handhabung  der  verfassungsmässigen  SteuerbewiUignit^ 
hängt  von  der  speciellen  Verfassungsform  ab.  Sie  ist  daher  naefa 
letzterer  sehr  verschieden  nnd  von  verschiedener  practiscber  Be- 
deutung fUr  die  Finanzen.  Darauf  näher  einzugeben,  ist  hier  in- 
dessen nicht  die  Angabe. 

*>)  ZacbftrU,  n,  612. 

^)  Es  sind  hier  mehr  ronraltoogsteclialsche  Verhältnisse,  bes.  im  Gatenreitehr. 
welche  in  der  Fnuds  H&em  noch  die  Begelung  der  Taxen  im  VeroidDangs-  statt  m 
(iesetzesTege  beibehalten  lieasen.   Deber  Post  n.  Telegraphie  s.  d,  roriga  JCapiieL 

»)  S.  Wagner,  Fin.  I,  §.  9,  H. 
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IL  —  §.  359.  Die  Beatenernng  and  die  ständische 
Gliedernng  der  fievOlkeraiig.  Der  Aasdmck  „atiindische 
GUedernng''  wird  hier  im  weiteren  Sinne  genommen  nnd  nmfasst 
daher  sowohl  die  PersonaUtandsverhältnisse,  die  Unfrei- 
heit mit  ihren  renebiedenen  Abstoftingen  nnd  die  Freiheit,  als  auch 
die  politischen  StandesrerhältnisBe  unter  den  Freien.  Nament- 
lich sind  die  Terschiedenen  hevorreohteten  Stände  von  der 
ttbrigen  BeTölkernng,  sowie  besonders  die  Stände,  welchen  allein 
eineMitwirknng  bei  der  Bestenernng  zusteht,  von  den  anderen 
Volksdassen  zu  nntersoheiden. 

Ä.  Unfreie  im  rollen  Sinne,  Sclaren,  sind  als  onpersOn- 
lieh  nnd  ohne  rermögensrechtliche  Fähigkeit  nicht  anmittelbar 
steuerpflichtig.  Wohl  aber  kann  ihr  Herr  für  sie  besondere  Stenern, 
nach  ihrer  Zahl  nnd  Gattung,  zn  entrichten  haben,  wie  dies  vor- 
gekommen ist.^) 

B.  Unfreie  minderen  Grads,  Leibeigene,  Hörige,  Schollen- 
pflicfatige  n.  s.  w.,  können  doch  der  Staatsgewalt  gegenüber  zngleich 
ab  Unterthanen  gelten  nnd  dann  anch  direct  gegen  sie  stener- 
pdichtig  sein.  Sind  sie  auf  dem  Boden  des  Grundherrn  angesiedelt 
und  diesem  zu  Diensten  nnd  zu  Grandabgaben  von  dem  ihnen 
Ubwlasaenen  Boden  verpflichtet,  so  nnterliegen  sie  gewöhnlich  nur 
mittelbar  der  Öffentlichen  Bestenernng.  Die  letztere  trifft  zunächst 
den  Grundherrn  als  solchen  nnd  dieser  vertheilt  die  X^st  weiter 
aof  seine  HOrigen  oder  erhöht  deren  sonstige  Abgaben  zu  diesem 
Zwack.») 


**)  In  Athen  „scheint  eine  Besteaentng  der  Sdarea  selbst  stattgeftanden  za 
hAben;  diese  väre  dann  die  einzige  unmitteibaTe  ti.  regelmässige  Besteaenuig  von 
einean  Theile  dos  Yermögens  der  Bttrger  ausser  den  Litnixien*'.  BOckh  I,  44S.  — , 
Aach  in  Born  hat  der  Herr  fUr  den Sdaven  za  zahlen  n.  zwar  —  venigstens  in  der 
späteren  Zeit  —  keine  gleiche  Kopfabgabe,  sondern  eine  nach  dem  Werth  der  Solaren 
ftb^Nrtiifte,  Marqaardt.rOn.Staatsrenralt  11,229;  Bodbertns in  HÜdebr.  Jahrb. 
VUI,  393.  —  In  Nordametica  sind  Bteoem  anf  dieSelaran  auch  dtu^  die  Union 
beabsichtigt  gewesen  1789,  s.  Adams,  Tob.  Ztschr.  1879,  S.  728. 

"*)  LatitenB  Tertialtnias  sclwint  in  der  spUeien  Eaiserzeit  in  Bom  bestanden  zd 
haben,  vo  die  Colonen  den  wichtigsten  Theil  der  KopfMenerpiliobtiKea  bildeten, 
ihn  Sopfstener  rom  Herrn  des  Guts  zof^eich  mit  der  Grondstener  eingezahlt,  aber 
wieder  tod  ihnen  eingetrieben  wurde.  Marquardt  Q,  236.  —  Im  mittelalterl  stSnd. 
Staat  werden  die  Dn&eien  (ein  damals  ohnehin  so  schwankender  Begriff,  mit  manchen 
Abstufungen  I)  wie  andre  „Dnterthanen**  mitbestenert  Der  Reichs  bestenernng,  z.  B. 
im  15.  Jiärh.  dem  „gemeinen  Pfennig"'  nnterliegen  auch  die  Dnterthanen  derReichs- 
stande  unmittelbar  (Eichhorn  III,  168,  320).  Mit  der  steigenden  Entwicklung  der 
Territorialgewalt  werden  aber  nar  die  Reichsnomittelbaren  bestenerL  Ihr  sogen.  Sab- 
collaotationsrecht  gilt  dann  gegenaber  allen  ihren  Date^ebenen.  Zacharia  II,  482. 
BeiB^ele  allgemeiner  Vermögens-  a.  Peisonalstenem  (mit  Abstofung  nach  StSnden) 
siBd  die  Beichasteuer  des  „gemeinen  Pfimnigs"  ron  14S1  (ISjähr.  Leute  1  Bli^hart 

A.  WkKBar,  FinuiwiaHurbaft.  IL  14 


Digitized  by  Google 


310        2.K.  I.A.  AIIe.SteiierL  1.H.-A.  3.A.  Bezieh. z. StSodeveaen.  §.SS9,3fiu. 

C.  Unter  den  Freien  seheiden  sich  zunächst  wieder  die 
Einbeimischen,  dieBttrger  oder  Unterthaoen,  von  denFrendeB. 
Die  Stenerpfliefat  betrifft  als  stsatsbOrgerliche  Pflicht  nv  die 
enteren.  Die  Besteaemng  wird  aber  in  der  Fonn  von  Sehsti- 
geldern n.  dgL  auch  gern  aof  die  Fremden  ansgedebnt,  sobtU 
dies  nach  den  thatsächlichen  Verhältnissen,  daher  vor  Allem  ucb 
der  Zahl  nnd  dem  Wohlstand  der  Fremden  praetisch  ist  [t.  B. 
griech.  AlterUmm*^)].  Im  Laufe  der  modemeo  SteneientwicidoBg 
hat  sich  dne  immer  allgemeinere  und  vollständigere  Bestenems 
der  Fremden  aasgebildet,  wie  nuten  bei  der  ErOrtemng  des  GsnA- 
satzes  der  Allgemeinheit  der  Besteaemng  näher  naehgewiescD 
weiden  wird  (§.  408).») 

D.  —  §.  360.    Am  Wichtigsten  ist  fllr  aas  wieder  die  B^ 
trachtang  des  mittelalterlichen  ständischen  Staats 
smner  Fortsetzung  in  den  Uebergangstaatsformen  bis  znr  6cg» 
wart,  speciell  in  den  deutschen  Territorien.*')    Bi&r  tritt 
namentlich  der  Gegensatz  der  mit  dem  StenerbewiUignngsneU 
aasgestatteten  Stände,  —  gewöhnliefa*,  aber  nicht  immer  die 
kannten  drei,  Prälaten,  Ritterschaft,  Städte*")  —  za  den  „Hislr 
Sassen"  dieser  Stände,  vor  Allem  ihren  Banem,  daan  zo  is 
„Kammerbanem"  anf  den  landesherrlichen  Domänen  nnd  n 
etwaigen  sonstigen,  meistens  in  den  Landständen  nicht  vertretoa 
„freien  Leaten",  Banerscbaften")  n.  s.  w.  aach  fllr  das  SteiB' 
Wesen  als  praetisch  wichtig  hervor.  Einige  Analogie  bietet  äeh 
in  dem  SteaerbewillignDgsrecht  eines  Volks  nicht  nur  fllr  sicii, 
sondern  aach  fttr  unterworfene  Länder  (antike  Staaten),  fttr  Odo- 


Kopfgeld,  T.  200  fl.  n.  darOber  Vi  fl-.      1000  fl.  n.  darttber  1  1  Steuer)  o.  sptter. 

die  „Türkensteuern"  d.  16.  Jahrh.    VgL  Lang,  180;  Palke,  Tab.  Zbclit  IB- 

408,  430  (Sachsen,  1481,  1542);  Ofaerleit&er,  fistor.  Fio.  a.  Kriegswe^  mt« 

Ferdin.  I.,  Wien  1859,  S.  16  (TOrkenst  r.  1523).   Ib  deo  SOdtea:  s.  Schftibeif. 

Basel's  Fin.,  ganz  generelle,  alle  Stände  nmftwMida  Pwanihtanani,  TeAwd" 

mit  VenuOgenssteaera,  z.  B.  1446,  S.  202.  207. 

**)  So  du  atheniiehe  and  aDoh  toU  sonst  in  grioclL  StSdten  rakttB«^ 

Metoikion  oder  Schntzgdd  der  ansliBigen  Eiernden,  das  jedw  fVemde  nach  aan 

bestiminten  Zeit  dee  AuenÜialts  zahlen  mnsate;  in  Athen  12  Dnctoes  jäkili^ 

Befreiongea  kamen  ror.   BOckh  I,  446—448. 

*^  Wichtiger  als  für  die  Staatebesteuening  ist  die  Frage  der  Besteoeraif 

„Fremden"  („Foreosen")  noch  fOr  die  Gemeinden.   S.  §.  410.  Ursprünglich« 

scbränkoDg  der  Steaerpflicht  in  den  Stidten  saf  die  sOdtischen  Borger,  dieae  PÜcti 

eine  Folge  des  BOrgerrechts.   Gierke.II,  698. 

*^)  Vgl.  bes.  Eichhorn  und  Zach&ri&  an  den  in  der  Vorbem.  gen.  SteOen- 
«)  Vgl,  Eichhorn  m,  247.    ZacharÜ  I.  548.   In  Tirol  z.  B.  4  StSadt 
**)  Solche  freie  Leute,  bes.  ganz  freie  Basmchafiten,  konnten  ucht  wiflktr» 

besteuert  verden,  z.  B.  in  Holstein.    Fttr  sie  hatten  die  Laodstlnde  keift  SteKf- 

bevilligungsrechL   Zachari&  L  549,  n,  495. 
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nieen  a.  dgl.  m.  (e.  B.  ehemalige  schweizerische  ^^gemeine 
Herrschaften"). 

Anch  die  älteren  politischen  Standesverhältnisse*")  haben  regel- 
mftssig  eine  Okonomls-che  Basis:  wirthsohalUiche  Verhftltaissej 
namentlich  Besitz-  nnd  firwerbsrerschiedenheiten  der  BerOlkerang 
and  bezügliche  Satzungen  der  wirtfaschaftlichen  Rechtsordnung, 
der  Eigentbnms-  nnd  Erwerbsordnang  liegen  ihnen  mit  zn  Qmnde. 
Und  nmgekehrt  diese  politischen  Standesrerhftltnisse  fithren  wieder 
zn  verschiedenen  wirthschaftlichen  Berufen  nnd  demgemäss  znr 
Dirergens  der  wirthschaftlichen  Interessen. 

Die  bevorrechteten  Stände  speciell^  zunächst  der  erste  nnd 
zweite  Stand,  h^Jhere  GeistHohkdt  nnd  Adel  im  älteren  ständischen 
Staatswesen,  sind  in  Ökonomischer  Hinsicht  vorwiegend  die  Eigen- 
tbQmer  des  nationalen  Grund  and  Bodens,  besonders  der  ländlichen 
GroBiBgflter,  die  Bezieher  der  Grund-  und  Kapitalrente.  Die  Grund- 
rente iUlIt  ihnen  auch  vermittelst  des  Zehnten  nnd  anderer  Grnnd- 
abgaheo  von  dem  ihnen  nicht  rein  privateigenthflmtich  gehörenden 
Beden  mit  zu.  Die  Kapitalrente  beziehen  sie  ans  Leihkapitalien, 
welche  sie  aas  ihrem  Renteneinkommen  bildeten  nnd,  wie  die 
Geisttiohkeit)  durch  Schenkungen,  Stiftangen  n.  s,  w.  erhielten. 
Der  dritte  Stand,  die  Städte  des  HittelalterB  und  der  folgenden 
Jahrhunderte  bis  auf  unsere  Zeit,  nehmen  wenigstens  in  ihren 
bevorrechteten  Classen  (Patriciat,  Geschlechter)  nnd  in  ihrem 
VoübUrgerthum  (zttnftlerische  Handwerksmeister  n.  s.  w.)  ebenfalls 
an  dem  Bezug  der  Grund-  nnd  Kapitalrente  Theil,  als  städtische 
Hans-  nnd  auch  als  ländliche  Grundbesitzer,  als  Kapittiverleiher. 
Sodann  haben  sie  ein  mehr  oder  weniger  umfangreiches  Beehts- 
mosopol  and  mindestens  ein  faetisches  Monopol  des  Gewerbs- 
betriebs, des  Handels,  des  Geldgeschäfts  and  beziehen  daraus,  im 
WesentHchen  ausschliesslich,  den  durch  die  monopoUstische  Stellung 
oft  gesteigerten  Gewerbsgewinn  nebst  der  durch  die  eigene  Ver- 
wendung des  Kapitals  im  Geschäft  erworbenen  Kapitalrente.  Die 
drei  Stände  des  älteren  ständischen  Staats,  welche  gewGhnKeh 
alldn  das  SteuerbewiUignngsrecht  haben,  sind  daher  die  Haap^ 
reprttsentanten  der  „besitzenden  Classen"  jenes  Zeitalters, 
namentlieh  der  reichere  nnd  in  jeder  Hinsicht  unabhängigere 

"«)  Tgl.  Schäf  fle.  Socialer  KSrper  I,  299  ff.,  UI,  9U  fT.  Er  fatst  das  Stäode- 
veeea  als  Schichtons  nach  Beni&imterschieden,  das  C^aasenvesen  als  Schicbtang  nacli 
Besitz  a.  Mcbtbesitz,  innerhalb  des  BesitMS  nach  Besit^fMBe  n.  Beeitzart  ant  Die 
AufEiiaaang  im  Text  steht  damit  nicht  in  Wideispnich. 

14* 
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Tfaeil  dieser  CUssen.  Die  beiden  ersten  Stände  rertretes  dann 
wieder  vomemlich  das  Interesse  des  ländlichen,  besonders  des 
Grossgrnndbesitzes  and  der  ländlichen  Bohprodnction,  der  dritte 
Stand  da^enige  des  mobilen  Kapitals^  der  Stol^eredlong  osd 
des  Handels. 

Den  drei  Ständen  stehen  die  Banem,  die  Hintenasseo  auf 
den  Gtttem  der  bevorrechteten  Stände,  die  Eammerbanein'*),  dsoD 
die  eigentlichen  nnteren  „arbeitenden  Classen",  welche  keinen  Grund- 
besitz in  Land  und  Stadt  nnd  keinen  selbständigen  städtischen  Ge- 
werbebetrieb haben,  die  Masse  der  Tagtöhner  n.  s.  w.,  gegCDQber. 
Die  Bauern  auf  eigenem  und  selbst  die  gegen  Dienste  nnd  Abgaben 
anf  fremdem  Boden  angesiedelten  Banem  lassen  sich  zwar  noch  u 
den  „besitzenden  Classen"  der  Periode  des  ständischen  Staats  rechm 
Aber  ihre  Grundrente  theilen  sie  im  Zehnten  and  den  mancberiei 
Abgaben  mit  dem  Grundherrn  und  der  Kirche  und  die  kleineren 
Banem  sind  Überwiegend  nur  noch  Bezieher  von  selbst  verdiei^ 
Arbeitseinkommen.  Letzteres  ist  in  der  Form  des  rertragsmässieeii 
Arbeitslohns  die  alleinige  Ökonomische  Basis  des  TaglOhnerstanA 
nnd  der  Gewerbsgeseilen  n.  s.  w.  Die  nicht  mit  dem  Steaork 
willignngsrecht  ansgestatteten  Stände  sind  daher  doch  die  Haft 
Vertreter  der  „nicht-besitzenden"  Glasse  oder  des  ärme» 
nnd  abhängigeren  Tbeils  der  besitzenden  Glasse  des  Zeitalten- 

Der  Gegensatz  zwischen  „besitzenden"  nnd  „nicht- besitzenden" 
oder  zwischen  vomemlieh  Benteneinkommen  und  Arbeitslohn  be- 
ziehenden Classen  ist  die  eigentliche  Grundlage  des  socialeo 
Glassengegensatzes.  Dieser  letztere  tritt  aber  im  ehemaligen 
ständischen  Staatswesen  Oberhaupt  und  auch  auf  dem  Besteaemngs- 
gebiet  nur  ausnahmsweise  als  solcher  hervor.  Man  muss  nur  nicht 
Ubersehen,  dass  sowohl  dieser  sociale  Gegensatz  vne  d»jenige  der 
wirtbscfaaftiichen  Bernfs-  nnd  Erwerbsinteressen,  des  ländlichen 
Grundbesitzes  und  des  städtischen  Kapitals  hinter  dem  die  Zeit 
noch  fast  allein  beherrschenden  p oliti sehen  Glassengegensatz 
schon  verborgen  liegt.  Die  Stenerkämpfe  haben  daher  zwar  noob 
kaum  einen  socialen  Anstrich  und  auch  nooh  nicht  so  dentiieb 
aasgeprägt  den  Oharacter  des  wirthschaftlichen  Int^-essenkunpä 
zwischen  Stadt  und  Land,  Grundbesitz  und  mobilem  Kapital,  Roh- 

Id  dfiQ  alteren  deatschen  landständ.  VerfassDDgen  kommt  den  Landständen  ein 
StouerbewiUigUDgsrecht  fOr  diese  Insassen  der  laadeslierTL  Aemter  nicht  za.  Meiiteof 
hftagt  aber  auch  hier  die  Bechtmässigkeit  der  Besteoenug  daron  ab,  dass  die  S&aäi 
allmmda  die  Nothirendjgkeit  der  Steuer  aueriianiit  hatten.  Zachariä  I,  g.  li^  » 
Schlass,  S.  550. 
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prodoction  und  Stoffveredlang,  sondero  sie  tragen  vorwiegend  einen 
politischen  Charaoter.  Sie  drehen  sieh  am  die  von  der  R^e- 
rnng  zngemnthete  Uebemahme  ron  Stenern  flberhaupt  und  nm 
deren  Vertheilang  anter  die  berorrechteten  Stände.  Diese  suchen 
Bich  dann  die  Last  gegenseitig  sazaschieben,  wobei  jene  wiräi- 
schaftlicben  Interessengegensätze  doch  schon  mehr  hervortreten. 
Im  Uebrigen  gilt  es  allen  drei  Ständen,  namentlich  den  zwei  ersten, 
PriUaten  and  Ritterschaft,  als  selbstverständlich,  dass  die  vom  Stande 
Ub^ommene  Steuer  alsdann  möglichst  mit  anf  die  eigenen  Unter- 
thanen,  Hintersassen,  die  Bauern  n.  s.  w.  gewälzt  wird.  Dies 
wird  auch  im  Sffentlichen  Recht  anerkannt:  nachdem  in  Deutsch- 
land die  rechtsgeschichtliche  Entwicklung  dahin  gefUhrt  hatte,  die 
Reichssteuem  nur  auf  die  Reichsunmittelbaren  zu  legen,  erhielten 
diese  die  Befngniss,  ihre  Untertfaanen  entsprechend  herbeizuziehen 
(„SabcoUeetatbnsrecht"  der  Reiohsstände),  nnd  wesentlieh  ebenso 
ging  es  bei  den  Landstftnden  in  Betreff  der  bewilligten  Landes- 
steuem.  '*) 

Die  Besteaerong  des  ständischen  Staats  hat  dadurch  doch 
schon  eine  wichtige  socialpolitische  Wirkung,  indem  sie 
die  nichts  oder  wenig  besitzenden  Classen  besonders  be- 
lastet, die  besitzenden  Glassen  TCrbältnissmässig  schont. 
Nur  hat  diese  Periode  diese  Wirkung  theils  nicht  voll  erkannt, 
theils  als  nothwendig  nnd  berechtigt  hingenommen.  Erst  die 
folgende  Periode  des  modernen  Staats,  in  welcher  wir  noch  mitten 
inne  stehen,  hat  die  volle  Erkenntniss  dieses  Sachverhalts  gewonnen 
und  in  der  Theorie  schon  vielfach,  wenn  auch  noch  nicht  allgemein, 
in  der  Praxis  wenigstens  hie  nnd  da  begonnen,  daran  Änstoss  zu 
nehmen  und  nach  Verbessernngen  zu  suchen. 

In  der  älteren  ständischen  Periode  des  Steuerwesens  geht  das 
Streben  dann  auch  vornemlich  nur  etwa  darauf,  zwischen  den 
bevorrechteten  Ständen  die  Grundsätze  der  Allgemeinheit 
und  der  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  mehr  zu  verwirk- 
lichen: wenn  der  eine  Stand  mitstenert,  soll  es  auch  der  andere, 
nnd  möglichst  in  richtigem  Verbältniss,  wobei  aber  immer  das 
Herkommen  eine  Richtschnnr  mit  abgiebt ")  In  der  späteren  Zeit 

**)  Zftcliariä  II,  §.  219,  S.  482,  483,  Eichhorn  IV,  306.  Die  Ritterticbaft 
erhilt  ihre  Stetterfreiheit  um  so  leichter,  je  bereitwilliger  sie  das  ihr  zugemathete 
Steaerqnaatum  roa  ihren  önterthauen  einhebt   S.  Zachariä,  II,  526. 

")  Allerdiags  bezieht  sich  das  Verlanen  der  Beichsgesetze,  dass  bei  der  Vet 
theUnng  der  Steaer  anf  die  ünterthanen  „Gleichheit  gehalten"  werde  (z.  B.  B.  A.  ik 
1542  bei  d.  Turifensteaer,  bei  Eichhorn  IV,  306)  nicht  oar  auf  die  TeitheUnng 
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der  absolaten  Monarchie  werden  beide  Gnind«fttze  lelu«  wia 
indiTidnalistisofa,  nemlieh  in  Bezog  anf  die  einzelnen  Steoer 
Pflichtigen,  zo  Terwirklichen'  gesacht  ^)  In  der  neueren  asd 
neuesten  Zeit,  in  der  socialen  Epoche  der  Besteaerang,  wie  biso 
sie  nennen  kann,  bestrebt  man  sich,  die  richtige  VerhftltnissmSssigk«! 
der  Bestenemng  mit  Btlcksicht  anf  die  individuelle  Leistong«- 
fähigkeit,  welche  vom  Besitze  und  von  der  Art  desErwerbi 
mit  ablmngt,  herbmznfllhren  (§.  425  ff.).  Mit  saeh  diesem  Oesidili- 
panct  erfolgt  jetzt  die  Prttfong  der  bestehenden  Stenern  anf  ibn 
Wirkungen  und  die  Forderung  von  Beformen  im  Stetterwesen:  eis 
Gtosichtspunct,  der  dem  stihidisohen  Staate  noch  fehlt 

£.  —  §.  361.  Steuerfreiheiten  — als  Folge  von  Staodw- 
verhältnissen. 

Die  stibidisohen  Verhftltnisse  der  Berttlkemng  tanA  sehr  hUi; 
auch  die  Ursache  von  Steuerfreiheiten  gewisser  Stände,  daher  ibrer 
Mitglieder,  von  der  Besteuerung  ttberhaopt  oder  von  bestinuntoi 
Arten  von  Steuern  gewesen. 

1)  Hierher  gehört  schon  derFaU,  dass  der  vollfreie  BUrger 
wenigstens  von  directen  persönlichen,  d.  h.  anf  der  Periu 
als  solcher  haftenden  Abgaben  frei  bleibt  Es  entspricht  js 
der  AnffS&Bsung  von  der  persflnliehoi  Freiheit  in  vielen  ZeiteltiB) 
so  im  classischen  Alterthum,  bei  den  Orie^n  und  BGmem,  vi 
im  Hittelalter,  besonders  bei  den  Deutschen.      Die  PersonalstiaBr 

DBler  den  drei  SOaden,  sondein  auch  auf  di^enige  unter  den  OnteitLanen  der  Stiide. 
Aber  in  der  Praxis  hing  die  AoBfilhmng  doch  ganz  von  den  St&nden  seibat  ab.  Aw^ 
bei  den  Landesstenem  var  es  ebenso.  Eine  nnmitteibare  Beetenenug  der  HintflWMi» 
der  St&nde  dnrdi  die  Landesregienmg  Uess  sich  kaum  darchfObna.  Zacbatii 
n,  524.  bes.  die  Koten.  —  Deber  die  Entwicklnng  der  „Stadtsteoem",  welche  ^ 
Stftdte  dem  KSnig  zn  leisten  hatten,  in  Dentacbland  s.  Qterke  II,  71t  o.  Zeiaer 
a.  a.  0.  S.  5S  ff.  Die  Stadt  als  EfiiperBchaft  wird  besteaert,  die  TertheÜoag  ^ 
Steuer  auf  ihre  Bürger  ist  ihre  innere  Angelegenheit. 

**)  Sa  bei  d.  GrondateaeiieCDnaea  des  IS.  Jabzh.,  z.  B.  in  OestemidL 
„Unter  alloi  Abgaben  Tidortreiten  aidit  nur  in  AOgem,,  soodank  «ncfa 
den  GrandsUzen  der  Alten  keine  mehr  dem  GefOhl  der  Freihdt  als  petBOnliehe  Steuii: 
in  Athen  var  es  anericannt,  dass  nicht  rm  EOrper,  aonden  vom  Termöfea  geslaatfi 
weiden  mttsse:  aber  aoch  das  YermQgen  der  Boixer  wnrde  nur  im  Nothull  besteamt 
oder  nnter  einer  ehrenvollen  Form."  Bö  eich,  I,  407.  —  Aehnlich  in  Born  dit 
persOnL  Abgabe  ein  Zeichen  der  (poUt)  Dnfreibeit,  am  SobimpftiohsteB  die 
Kop&tenei  der  asiat  Den>otieen.  Alle  Provinzialen  zahlen  im  rOm.  Reich  ein  trikatn 
capitis,  das  als  Zeichen  ihrer  Un&eiheit  gilt  Marquardt,  n,  791.  —  Aoch  ,M 
Dentschen  erschien  die  Verpflichtung  zur  Eop&teoer  als  eine  Hindenmg  Aa  penMl- 
Freiheif.  „Es  gehört  zom  Wesen  der  wahren  Freiheit,  dass  einer  nicht  ia  d>  tSaii- 
SteoemUea  steht;  es  wird  ansdrilcklich  als  eine  At^hebong  derselbeo  beiddut*- 
wenn  er  dem  fifenU.  Tiibnt  nnterworfw  wiid,"  So  in  d.  neror^.  Zeit  i-  Mit- 
Baicbi.  Vaits,  n,  577.  Andi  im  caxoL  Belob  galt  ^er  Oiudsatt,  da«  d«  FtNü 
^eder  von  sdnem  Lande ,  noch  na  idner  Fem»  eina  Sffentf.  Abgabe  n  «tritt» 
habo,  als  Bogel".   Waitz,  IT.  90. 
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gilt  ab  Merkmal  der  Unfreiheit  oder  doeh  des  fehlenden  vollen 
Staatabtirgeirechts,  wie  im  Fall  der  Besteaemng  der  ProTinzialen 
im  rtfmiBchen  Beiohe,  der  Bomaaen  in  den  älteren  germanischen 
Reichen  aaf  ehemals  römischem  Beichsgebiet  Das  Streben,  anch 
Freiheit  von  Grandabgaben  fUr  den  in  vollem  Eigenthom  des 
freien  fidrgers  stehenden  Boden  zu  erlangen  oder  zu  erhalten,  ist 
eine  mitnnter  gezogene  weitere  Conseqaenz  dieser  Änffassnng  der 
persönlichen  Freiheit'^) 

3)  Eine  zweite  Art  Steuerfreiheiten  bezieht  sich  auf  die  be- 
vorrechteten Stände  anter  der  freien  BevSlkemng.  Diese  Steaer- 
freiheiten  spielen  wiederum  im  ständischen  mittelalterUohen  Staat 
and  in  den  ans  ihm  hervorgegangenen  Staatswesen  der  Uebergangs- 
periode  bis  zar  Gegenwart  eine  wichtige  Rolle.  Es  ist  dabei 
aber  nach  dem  rechtliehen  Urspmng  und  der  Ökonomischen  Be- 
dentnng  dieser  Freiheiten  ein  Unterschied  zu  beachten. 

a)  Die  Steuerfreiheit  kann  eine  solche  des  Standes  als 
solchen  nnd  eine  wahre  (reelle)  Stenerireiheit  von  Anfang  an 
sein,  der  keine  andere  ökonomisch  messbare  Leistong  des  Standes 
and  der  zn  diesem  gehörigen  Person  entspricht:  anch  im  ständischen 
Staat  mehr  ein  Ansnahme&ll.  Beispiele  sind  die  Personalfreiheit 
der  Geistlichen  von  allen  öffentlichen  Lasten  schon  seit  der  christ- 
lichen Zeit  des  altrömischen  Reiche;*^)  die  Zollfreiheit  von  Rittern, 
Pfaffen  nnd  deren  Gesinde  im  dentschen  Reich  im  Mittelalter 
(Sachsenspiegel). 

b)  Die  Stenerfreiheit  kann  sodann  zunächst  nur  eine  schein- 
bare („nominelle")  sein,  indem  sie  als  Gompensation  fttr  ander- 
weit zn  leistende  öffentliche  Dienste  gewährt  ist  Dahin 
gehört  der  practisch  wichtigste  Fall:  die  Stenerfreiheit  der 
Bitterschaft  auch  iUr  ihr  Vermögen,  besonders  für  ihren 
Or  nnd  besitz  im  sOndischen  Staat,  weil  die  Bitterachafl  persön- 
lich nnd  mit  ihren  Knechten  den  militärischen  Dienst  selbst  leisten 
rnnsste.   Diese  Steuerfreiheit  war  an  sich  berechtigt,  sohuige  der 

**)  .jlncli  edne  Steuer  t.  eigenen  GniDd  n.  Boden  ist  den  Deatschea  nrsprängUcb 
anbekjinnt"  Daher  fraglich ,  ob  d.  rOm.  Grundsteuer  im  fr&ok.  Reich  auf  deutsche 
Grandbegitzer  angevandt  worden.  S.  darttber  Näheree  bei  Waitz  II.  579  ff.,  Eich- 
horn I,  676,  ZOpfl  n,  220,  Walter  I,  131.  —  Uebet  die  „Allgemeinheit" 
fltadL  PenoDalsteuem  in  Basel  &  SchOnberg  a.  a.  0. 

*■)  Tgl  Eichhorn  I.  §.  95.  114,  n,  §.  S29.  III,  420.  IV.  547;  Zachari& 
II,  §.  225,  226.  Er  antersehcidet  SteoeifralheiteB  unter  Berofong  auf  gewisse,  dem 
gemeinen  Becht  entnommene  Exemtionsprivilegien,  femer  solche,  welche  sich  auf 
andere  schon  begründete  ali  Aequiraloit  geltende  Terpflichtongeu  sttltzen,  endlich 
solche,  welche  anf  ipecieller  Zuächernng  öder  YerieUuing  der  i^eiheit  beruhen. 
In  Terschiedonem  Umfang  znr  Geltung  gelangt   S.  Eichhorn  a.  ».  0. 
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Ritterdienst  wirklich  geleistet  wnrde^)  and  die  Ökononusche  Lut 
desselben  ungefähr  der  Steneriast  der  andren  Classen ,  nsuAi  der 
nicht  persönlich  dienendrai  Unterthanen,  glddi  kam.  Sie  wnrde 
nur  öfters  schon  nicht  ans  diesem  Reditsgmnde,  aondeni  ali  Adda- 
rorrecht  möglichst  weit  and  übertrieben  aasgedebnt^)  Eimger- 
massen  analoge  Fälle  fehlen  ttbrigens  auoh  in  der  Kenieit  nicht, 
so  die  Steaer&^heit  oder  die  Vergtlnstigangen  QffenÜieker  Beamte 
bei  gewissen  Steaem,  namentlich  Personalstenem  [E^inkommes- 
Steuer")];  gewisse  Steo^reiheiten  des  actiren  HiliOrs.**) 

c)  Eine  Stenerfrdheit  der  voraosgehenden  Art  kann  eadlieb 
ganz  oder  theilweise  eine  wahre  werden,  wenn  die  ihr  als  Com- 
lat  and  innerer  Berechtignngsgnmd  dienende  anderweite  Ofienflielw 
Leistang  ganz  oder  theilweise  aafgehoben  oder  obsolet  wird.  So 
ist  es  in  Folge  der  Umgestaltung  der  Wehrverfassnng  mit  dv 
alten  ritterschaftlichen  Steaerfreiheit  gegangen:  die  Bitt«di«B8tc 
hörten  anf ,  die  Steuerfreiheit  blieb  trotzdem  bestehen  oder  es  Int 
wenigstens  nicht  die  volle  sonstige  Bestenernng  ein.  Erst  dadird 
worde  die  Heohtsgleichheit,  der  Grundsatz  der  Allgemeinh^  md 
Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  verletzt^  jene  Stea6r&eih«t  9 
wahres  Fririleg.  Daher  die  lebhafte  Opposition  gegen  die  Gns^ 
Steuerfreiheit  der  Rittergüter  besonders  in  der  neueren  libeniB 
Periode  der  staatsbttrgeriicfaea  Gldchheit:  Steuertüünpfe,  welelic 
in  Deutschland  bis  in  die  unmittelbare  Gtegenwart  hineinragen 
gewöhnlich  mit  der  gesetzlichen  Aufhebung  dieser  alten  Steser- 
freiheiten  endeten.  Ein  Hanptbeispiel  noch  aus  jüngst  veigangener 
Zeit  ist  die  preussisohe  Grundsteuerregelnng  von  1861.^) 

Uebrigens  kann  eine  solche  ehemals  scheinbare  Steuwfreihat, 
auch  wenn  die  ihr  entsprechende  anderweite  Leistung  besteten 
bleibt,  unter  Umstilnden  wenigatens  theilweise  au  einer  vabna 
werden,  nemlich  in  dem  Falle,  dass  diese  Leistung  unveriUidsilirii 


"*)  Und  nicht  eine  piiratrechtl.  Veipflichtang  «u  dem  Lehendienstvftrhitoii» 
Zaeh»ri&  II,  527. 

«>)  Aach  die  fiittondufi  hat  dch  aidd  immev  tob  Steomt  baihalMi  Uw^ 
bes.  TW  anssaiord.  Stenern,  die  aber  dann  roUeiids  den  Qwtacter  der  FrawilBpM. 
als  donam,  behalten  sollten.    Bettele  bei  Falke  a.  a.  0.,  Eichho»,  ÜL  2n,  , 
IV,  368.  Penonalbestenenuig  auch  der  Edlen  in  St&dtea  s.  ScIiOnberg  *•  ^  ^  ' 

")  So  in  Prenssen  im  A%.  nnr  Belegung  der  AffentL  Beaate«  mit  der  Ivm 
ConuniutalsteDer. 

**)  Nach  d.  Dentschea  ReichsmiliLges.  r.  2.  Mai  1874  ist  das  Milit&ieinl'<i^ 
der  Personea  des  Dnteiofficier-  o.  Gemeinenstands  (im  actiren  Heer)  o.  im  F*I< 
Mobilmachung  das  Milit&reinkommea  aller  Angehörigen  des  act  Ueera  bei  d.  VeW* 
lagnu.  bez.  Ediebnng  ron  Staatssteoera  aosser  Bericht  zo  lassen,  g.  4S.  , 

^)  Nftheres  o.  im  Abschn.  r.  d.  AQgemeinhtit  der  Besteoemng,  §.  416. 
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iat,  während  die  ihr  nrsprttngUch  entsprechende  sonstige  Besteue- 
rang  immer  grosser  wird.  Diese  Entwicklang  tr&t  schon  im  16.  and 
17.  Jahrhundert  ziemlich  allgemein  ein  und  bewirkte,  dass  die  wegen 
der  Ritterdienste  gewahrte  Steuerfreiheit  schon  damals  zu  einer  par- 
tiell wirklichen  Steuerfreiheit  wurde. 

Im  modernen  Staat  sind  die  älteren  persönlichen  Standes- 
pririlegien  im  Steuerwesen  und  die  sonstigen  wahren  Steuerfrei- 
heiten immer  allgemeiner  beseitigt  worden  und  grundsätz- 
lich werden  keine  neuen  gewährt:")  eine  Consequenz  des 
politischen  Princips  der  staatsbürgerlichen  Gleichheit,  das 
in  der  Besteuerung  in  den  beiden  „Postulaten  der  Gerechtigkeit", 
in  den  Grundsätzen  der  Allgemeinheit  and  Gleiohmässigkeit  der 
Besteuerung  zur  Geltung  gelaugt  Bei  der  Erörterung  namentlich 
des  ersten  dieser  Grundsätze  wird  von  den  Steuerfreiheiten  noch 
weiter  zu  bandeln  sein  (§.  404).  Auch  den  scheinbaren  oder  nomi- 
nellen Steuerireiheiten ,  welche  an  sich  nicht  mit  der  Forderung 
der  Allgemeinheit  der  Besteuemug  in  Widerspruch  stehen,  ist  die 
Oc^nwart  aus  politischen,  steuertecbnischen  und  Ökonomischen 
Grflnden  meistens  abgeneigt,  so  dass  auch  sie  immer  mehr  ver- 
sehwinden (Beseitigung  von  persönlichen  Portofreiheiten,  Aufhebung 
oder  Beschränknng  der  Steuerfreiheiten  der  Beamten  n.  s.  w.). 

F.  —  §.  862.  Verschwinden  der  politischen  and  Her- 
vortreten der  wirthschaftlichen  und  socialen  Steuer- 
kämpfe.  Aach  in  allen  anderen  Beziehungen  sind  im  heutigen 
Staate  der  modernen  GnltnrvOlker  absiebtliohe  directe  BegOnsti- 
gODgen  ohnehin  ja  meist  verschwundener  persönlich  und  politisch 
berorreehteter  Stände,  aber  auch  etwa  noch  vorhandener  Beste  von 
sudfAea  im  Steuerrechte  weggefallen.  In  dieser  Hinsicht  ist  der 
Grnndsatz  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  im  Wesentlichen 
durohgeftihrt  Damit  ist  der  ehemalige  grosse  Einfluss  der  Per- 


N&hens  über  d.  Anfbeboog  der  Steaer&eibeiten  in  Dentacfaland  bei  Zftcbariä, 
II,  g.  226.  Aach  Uber  d.  Verfahien  dabei  n.  über  d.  Entschidigriuigsfinigfl  s.  a.  §.  416. 
GewiBse  Vorrecbte  blieben  nacb  der  Deutschen  Buadesacte  den  Mediatisirten  (aucb 
n»ch  1866  noch).  ParticrechtL  sind  frei  die  Mitglieder  d.  regierenden  Familie  r.  d. 
peraoBaistenem  (so  ia  Preossen  t.  d.  Einkommenstener).  —  Die  Stonerfreibeit  dei  fttr 
öSend.  n.  vohlthit  Zwecke  dienendea  VermOgeDa,  der  Kirchen,  Schalen  etc.  ist  anders 
m  benrtheileQ.  Auch  besteht  nicht  aUgemeio  mehr,  z.  B.  nicht  immer  ftr  di« 
Bealstenem.  Ihre  Oevälming  ist  eigentlich  ein  (rerhuUter)  Staatsbeitrag  f.  d.  Zwecke 
jener  Anstalten.  S.§.413.  —  DieBesteneniDgderTerbendeQ,  Ertrag  g:ebenden  Staat^ter 
unterbleibt  gewöhnlich,  ist  aber  ans  GrüDden  des  Bechnongsweseas  zn  billigen,  s.  n. 
§.  418.  Schwleri^eiten  macht  bei  diesen  Gutem  n.  bei  denen  der  anderen  Uuüichen 
Körper  (Gemeinde  n.  s.  w.)  die  Anseinandersetzon^r  zwischen  Staat  und  Commanen 
and  deren  Stenersystemeo.  S.  n.  §.  412,  414, 
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sonalstands-  and  der  politischen  Standesverhftltnisse  auf  die  Be- 
stenernng  und  besonders  auf  die  VertheUang  der  SteuriMt  be- 
seitigt and  das  politische  Princip  der  staatebfirgerlicfaen  Gleichheil 
aller  Angehörigen  des  Volkes  hier  wie  in  den  meisten  pfriitiacheD 
Verhältnissen  znm  Siege  gelangt  Eine  wichtige  Epoebe  de 
Steaergescbichte  ist  abgeschlossen. 

Um  so  mehr  treten  aber  jetzt  erst  die  wirthsehaftlicbeB 
ond  die  socialen  Stenerkämpfe  in  den  Vordergrund.  Psycbdo- 
giscb  ond  politisch  begreiflich :  denn  nadi  der  Herstellnng  der  per- 
sönlichen  und  politischen  Gleichheit  der  Bev^ilkenuig  eatÄkt 
vollends  jede  Ungleichheit  der  Bestenenmg  als  Unrecht,  wlfeeod 
dieselbe  früher  mit  der  Ungleichheit  der  ständischen  Voli&ltmsM 
in  einer  gewissen  Uebereinstimmnng  gestanden  hatte.  ^)  Die  1» 
stehende  Bestcnerang  wie  jedes  neue  Steaerproject  werden  daha 
jetzt  eifrig  von  den  wirtbscbaftlichen  Interessengruppen  ond  tu 
den  socialen  Parteien  darauf  hin  geprßft,  ob  sie  nicht  thatsäeb- 
lieh  dem  Rechtsgrondsatz  der  Allgemeinheit  nnd  Gleichioäasigkdi 
der  Besteaemng  widersprechen.  In  den  theoretischen  CoBtroTeoBB 
wie  in  den  practischen  Stenerkftmpfen  tritt  der  Streit  am  die  Steier- 
arteuj  directe  und  indirecte,  Einkommen-  nnd  Verbranchsbesl» 
rang,  einzelne  Arten  der  Ertragsstenem  u.  s.  w.  immer  seblifB 
hervor.  Denn  diese  verschiedenen  Steuerarten  verwirklichen  ji 
erst  die  Besteaemng.  In  ihnen  alsdann  Verstösse  gegen  die  Allge- 
meinheit nnd  Gleichmässigkdt  zn  vermeiden,  ist  die  practische  Aif- 
gabe,  deren  richtige  Lösung  auch  bei  voller  Anerkennong  jen«  G«- 
rechtigkeitspostnlate  so  schwierig  und  so  strittig  ist  (§.  451  ß.). 

Wir  stehen  gegenwärtig  in  Theorie  nnd  Praxis  in  dieMe 
Kämpfen  noch  mitten  inne.  Ueberwiegend  sind  es  bisher  nocb 
die  Streitigkeiten  uoter  den  wirthschaftlichen  Interesseo 
gr Uppen  der  besitzenden  Classen  selbst  ~~  eine  Art  häa«lich«i 
Streits  der  letzteren  — j  welche  dem  Kampf  ihr  Greprige  anf 
drtlcken:  Interessengegensätze  von  Stadt  nnd  Land,  Grandbesitz 
und  mobilem  Kapital  n.  s.  w.,  wie  sie  oben  (§.  352)  skizziit  wurden. 
Die  ländliche  Grundsteuer  einer-,  die  Besteaemng  des  mannigfacbea 
städtischen  Erwerbs  andrerseits,  die  Ertragsbesteuerung  nnd  die 
Einkommenbestenernng  stehen  hier  im  VordertrefiFen  der  Dis- 


Auch  hier  ist  der  Einflnss  der  erniDgenea  politischen  Gleichboa  «tf  die 
ForderuDg  grosserer  wirthschaftücher  n.  socialer  Gleichheit  onTerlcennbAT.  Eine 
der  soc.  Frage,  die  namentlich  v.  Scheel  in  s.  Soc.  Frage,  Jena  18T2,  herroriiebt. 
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cassion.**;  Schon  jetzt  aber  fehlt  es  nicht  an  Anzeichen,  dass 
diese  Fragen  bald  hinter  jene  eigentlich  socialen  Steuer- 
Probleme  mehr  znrflck  treten  werden,  welche  mit  der  Wahl 
zwischen  directer  Einkommen-  und  indirecter  Verbranchsbestene- 
nmg  zosammenhäpgen  nnd  Proportionalität  oder  Progression  des 
Steuerfiisses,  Oleich-  oder  Höfaerbestenemng  des  fnndirten  Ein- 
kommens, Vermögens-  und  ErbBchaftsbestenernng  neben  der  Ein- 
kommenbesteoemng  betreffen:  die  „sociale  Frage"  will  anch 
auf  dem  Stenergebiet  zmn  Anstrag  gebracht  werden.  Eine  eigent- 
liefa  sociale  Epoche  der  Bestenemng  beginnt*^) 

Auf  alle  ^ese  Poncte  wird  im  zweiten  und  dritten  Hanpt- 
atocbnitt  mit  einzugehen  sein. 


^  Die  ümgeitaltimff  in  ptintirirthsch.  System  ist  tta  dies  Alles  entscheidend. 
S.  ob«m  §.362  und  daMbst  in  Note 34  aber  die  Anfraniing  r.  Rodbertns.  Diese 
findet  z.  B.  in  der  neueren  eorop.,  «ach  speciell  der  deutschen  Geschichte  der  directen 
Stencm  ihre  voÜe  BestUignng:  melir  n.  mehr  tritt  neben  d.  «Iten  Grondstenem  eine 
selbstindige  Haas-,  Geverbe-,  Kapitalrenten-,  Einkonunenstener  d.  s.  w.,  ireil  sich  eben 
die  ehemals  ronralteade  Wirthschafiseinheit  des  IkndL  GnindbesltzeTS  anflost  oder 
Mbea  ihr  andere  Wirthschafts-  a.  Errerbseinheiten  entstehen.  Aehntiche  Entrit^lnng 
rennathlich  jetzt  in  Bossland.  iro  die  haapts&chl.  directe  Steuer,  die  Ki^tener, 
eben  Uberwiegead  eine  btaediche  Gnudeinkonunen-Bestenening  ist  Mlheree    438  ff. 

«)  In  Kgebnin  abeuo  Stein  3.  A.  B.  821  £,  4.  A.  I,  414  C  Schmollar, 
Ep«elieB  d.  preoss.  FiB.poL  S.  IIS. 
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Oberste  OnmdsMse  der  Bestenenus- 

Vgl.  B»Q  I,  §.  230—266:  .Jlntirickeliiiig  der  obersten  Besteaenmg^imdsitie'. 
Ableitung  der  Begel  der  Altgemeinbeit  nnd  GleicbfOnnigkeit,  dann  das  Begrüß  ie 
Stenerfäb^keit,  Erörterungen  Uber  die  Steaenioelle.  Die  fehlende  UntcTscbeidnic  de 
rein  finanziellen  und  des  socialpolittscben  St&ndpnncts,  dann  des  einzel-  mi  Tot- 
wirthscb&fUicben  pr&jadicirt  den  Resultaten  der  Erörterong.  Darauf  nntersucht  Bii 
die  „rolkswiitbsch.  Wirkungen  der  Stenern",  §.  267—275,  danmter  bes.  dü  Oebs' 
välznng,  d.  h.  I^ehien,  die  iint«i  bei  den  „rolkswirthsch.  Straerprincipien"  noHT 
bdiaoddt  Verden.  Einzebes,  was  ich  in  die  üntersachong  Uber  die  Stoieipiiic^ 
zidie,  findet  sich  bei  Bao  andi  in  Absclin.  von  der  .JÜnzidiL  d.  8te«mi^ 
und  im  2.  Bande  in  den  Einltitongen  zu  den  Stenorgattongen. 

Die  HaaptroUe  in  den  finanzviss.  EiOrternngen  aber  me  Stenerpibiei]da  qid* 
seit  lange  die  rier  ai^n.  Stenemgeln  oder  GnmdsStze  (nuudaiB)  r.  A.  Snitk  Se 
lanten  im  Original  (B.  Y  cb.  2  part  2  im  An£uig): 

1.  Tbe  snbjects  of  ererr  atate  oDfcht  to  contribnte  tovards  the  snppoit  dii 
goremment  as  nearly  as  possible,  in  proportion  of  their  respectiTe  abilKti- 
tbat  i3,  in  proportion  to  tbe  revenue  wbicfa  they  lespectirely  e^ioy  nada^ 
protection  of  the  State.    Also  Bestenerang  der  Untertbaaen  im  Yerb&ltniss  za  ^ 
Leistangsfähigkeit  (wie  Asher  II,  346  wobl  nicht  unrichtig  abersetzt),  ii-^- 
ihrem  Einkommen,  das  sie  nnter  dem  Schutze  des  Staats  geniessa:  es 
firandsatz  für  die  gerechte  Steuertertbeilnng  oder  die  sogen.  R^el  der  Glaitk' 
mässigkeit.   Letztere  wird  hier  ohne  Weiteres  in  der  TerhÜtnisam&ssigai  Bcitett- 
mng  des  Einkommens  gefanden,  aoch  der  Grtind  dafür  sogleich  in  dem  JSt^ 
des  Staats  für  das  Einkommen  angegeben.  Mit  diesem  sogen.  Grundaatz  w«rd«  w 
die  Schwierigkeiten  nnr  theils  nmgaagen,  theib  dnrchlmien,  nicht  gdost,  er  ei^ 
aosserdem  in  seiner  Erläutemng  eine  blosse  petitio  prtnciidi.    Dennoch  ist  N  <a 
zahllosen  Kachfolgem  immer  einfach  angenommen  lud  paraphrasirt  worden! 

2.  The  tax  wMcb  eacb  indiridoal  is  boond  to  pay  ooght  to  be  certain  ud  ^ 
arbitrary.  The  time  of  payment ,  the  manner  of  payment,  the  qnantity  to  be  H 
oagbt  all  to  be  clear  asd  piain  to  the  contribator  and  to  erery  other  penoi:  ^ 
sogen.  Grundsatz  der  „Bestimmtheit"  der  Bestenerong. 

3.  Eyery  tax  onght  to  be  leried  at  the  time  or  in  the  manner,  in  which  it^ 
most  likely  to  be  cooFcnient  for  the  contribntor  to  pay  it;  der  Grandstti  «f 
„Bequemlichkeit".  , 

4.  Erery  tax  ought  to  be  so  contrired  as  both  to  take  oot  and  t«  keep  >■ 
the  pockets  of  the  poeple  as  little  as  possible,  over  and  abore  vhat  it  biä«s  ii^ 
die  pabUc  treasnry  of  the  State:  der  Grandsatz  der  „billigen  Erheb nngs kostet, 
unter  letzteren  die  unmittelbaren  nnd  mittelbaren,  die  eigentlichen  and  nBeigenllicw> 
Kosten  (s.  Wagner,  Fin.  I.  §.  94,  95)  verstanden. 

Die  drei  letzten  Grundsätze  sind  solche  der  rationellen  Steuerrerwaltnog 
wie  man  sie,  eine  treffende  Bezeichnung  r.  Hock's  etwas  yerallgemeinemd  (ÖB»"- 
Abgaben  S.  27)  nennen  kann:  es  sind  Grundsätze  der  Logik  im  SteaenreseD. 

Vgl.  Uber  diese  Sätze  z,  B.  Mill.  poL  Oek.,  B.  5.  K.  2;  Leroy-BeiolK» 
I,  131  IT.;  Sergius  S.  404  tf.  (er  nennt  die  Eegela  mit  Mill  „classisch");  Stein 
I,  423,  4.  Aufl.,  der  Follkommen  richtig  sagt:  die  4  Hegeln  seien  nicht  w  9«t  i» 
System  des  Stcuerwesens  begründet,  als  eben  die  erste  Formalimng  des  staatsbÄtS* 
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ficbeo  Stevetsystems;  aacb  „dürfte  es  ixam,  etwas  Ünklazeres  cebeD,  als  tu  Smith 
ia  seinem  eisteo  Satz  sa^";  am  Eiogeheadstra  nocli  neoerdinga  A.  Held,  Hinkommea- 
fteser  S.  98  der  mit  Becht  nor  bei  der  eisten  Smith'scheo  B^el  theoret.  Sehwierig- 
keiteo  aneriteont  u.  dann  die  in  dieser  Begel  geforderte  „proportionale  Besteuerong  des 
Hinzeloinkommens"  kritisirt  o.  berichtigt,  den  Gnmdaatz  der  „AUgemeinheit'*  der 
Bestenernng  aus  Smith 's  Satz  ableitet,  aber  das  Verlangen,  daas  die  Steuer  des  Einzelnen 
in  gleicher  Proportion  za  der  GrOsse  seines  Einkommens  stehen  müsse,  nicht  geredit- 
fertigt  findet  Bei  Held  S.  121  ff.  auch  eine  gnte  Debeisicbt  Uber  die  Literatur  der 
Stenerprincipien,  mit  dem  Nachveis,  dass  Smith  auch  hier  TorUnfer  In  der  Auf- 
stallnog  solcher  Begeln  hatte  (Josti,  Brrgins,  Tanban)  and  speciell  ab»  die 
Beortheiinng,  die  Smith'a  Regeln  in  d.  Liter,  gefunden.  Vj^  Uma  noch  Nenmann, 
pni^.  EinlLsteuer,  8.  HS. 

Die  aeoere  dentsche  Wissensehafi  ist  dun  auch  ttbw  A.  Smith  hinwis  geschritten, 
indem  de  das  Problem  der  Stenerrertheilnng  tiefer  «rbsste  a.  giandUdbeT  bdaa- 
delte  TL.  den  ersten  Smith'schen  Grundsalz  als  rlel  zn  rag  n.  zweideutig  eriunnte.  Denn 
das  gerade,  was  A.  Smith  hier  ohne  Weiteres  als  selbstrerstindlich  annimmt,  Ist  so 
fcaglich.  Bes.  wichtig  sind  Held  a.  Neumanu  a.  a.  0.  Ersterer  S.  95  tC,  136  ff. 
fonnulirt  drei  Begeln  der  Steuenrertbeilong  (S.  121):  L  „Allgemeinheit  der  Stenern, 
d.  h.  Jeder,  der  ein  Einkommen  hat,  soll  Steuer  zahlen",  mit  richtigen,  aber  noch 
nicht  aosreicheuden  Ausführungen  Uber  die  Schwierigkeiten  der  Verwinlichnng  dieser 
scheinbar  so  einfachen  Begel  n.  mit  richtiger  UntMscbeidung  der  Staats-  n.  Commnnsl- 
stenem  dabei.  —  II.  „Gleichheit  der  Stenern,  d.  h.  das  Einkommen,  das  in  verschie- 
deneo  Frodoctiouazweigen  urworbeo  wird,  soll  ohne  Biickächt  anf  die  Art  seiner 
QueUe  ^ejchmteig  besteuert  werden",  —  ein  riel  zn  Tager  o.  in  dieser  Form  kaum 
haltbarer  StO.  lU.  „Möglichste  Schonung  des  Nationalwoblstands  und  seines  Anf- 
adiwungf  durch  bestündiga  BOcksicht  auf  die  emporstrebenden  ärmeren  CSassen  nnd 
aaf  die  kspitalTermehranden  reidieren  Stände",  welche  Kegel  mit  der  „socialen  Frage" 
zusammenhänge  S.  143  ff.:  gewiss  eine  richtige  Auffassung,  die  aber  Heid  in  seiner 
Veigoog  zu  Gompromissen  auch  in  der  Theorie  nicht  zu  den  richtigen  Consequenzen 
Terwerthet,  bei  mancheo  treffenden  ÄnsfUhroogen  im  Einzelnen,  Ftlr  meine  nelfachea 
Abweichnnicen  von  Held  mnss  ich  mich  auf  den  Text  selbst  beziehen.  Ich  kann 
u.  A.  anch  Heidts  Abstinenz  in  Bezug  aof  das  Streben  nach  „gerechter"  Besteuerung 
nidit  ftlr  richtig  halten.  S.  darüber  auch  noch  s.  Qntachten  Uber  Personen  besteuerung 
(in  d.  Sehr.  d.  Ver.  t  Socpol.  lU).  Das  ist  nur  eine  Einseitigkeit  in  entgegengesetzter 
Bichtnng  von  der  bisherigen,  wo  fast  nur  die  „Gerechtigkeit"  erstrebt  wurde. 

In  der  principiellen  Erörterung  m.  E.  sch&rfer  nnd  klarer  als  Held  nnd  in  der 
Polemik  K^ea  deuelben  meistens  im  Becht  hat  Neamann  das  Problem  der  Stener- 
Tertheifang  «ich  in  Ganzen  wohl  erheblicher  gefitidert  als  Hehl.    S.  nam.  Stip. 


SMumtet  Foimlo^eit  and  grossem  Mangel  der  Systematik,  was  auf  die  Klarheit  der 
i^^bnisse  Öfters  nachthdlig  eingewiriit  hat  Bes.  wichtig  n.  im  Wesentlichen  gewiss 
ri<^tig  ist,  dass  Neumaon  die  Principien  der  ,3esteuerung  nach  den  Vortheilen" 
(dem  „Interesse")  und  ,juch  der  Leistungsfähigkeit"  beide  als  relatir  berechtigt 
anerkennt  Das  zweite  Prindp  ist  das  massgebende  fOr  die  eigentliche  Besteuerang, 
das  erste  für  das  Gebührenwesen  n.  Verwandtes.  Neumann  vertheidigt  jenes  geschickt 
gegen  Schmoller.  Nasse,  Held  n.  A.  und  beweist,  dass  dies  Princip  nicht,  wie 
Smith  meint,  in  der  Besleuemng  nach  dem  Einkommen  anfgeho  u.  dass  in  der  Praxis 
der  Staats-  und  Conunonalbestenerung  andere  die  Loistongafähigkeit  beeinflussende 
Momente  schon  ?iel£ach  berttcksichtigt  wurden.  Er  zieht  dann  aas  dem  Princip  der 
Leistan^fihigkeit  den  Schlnss  zn  Gunsten  der  Progression  des  Steuerfssses 
und  einige  weitere  Conse<|aeazen.  In  den  Besultaten  stimme  ich  grossentheOs  mit 
XTenmaan  flberein,  in  der  Motirirung  nur  theilweise.  Auch  bei  Nenmann  fehlt  die 
UnteradieidDng  des  einzel-  n.  rolkswirthsch.  Standpuncts  (die  Polemik  in  dieser 
Beziehnng  gegen  Hdd  ist  rerfehlt,  S.  102)  n.  des  rein  finanziellen,  der  „staatsborger- 
lichen**  Wirthsch^ts-  nnd  Bechlsperiode  entsprechenden  einer-,  des  socialpolitisdien 
Standpnncta  anderseits,  eine  Unterscheidung,  ohne  welche  man  nicht  zur  Klarheit 
kommt  Sie  hängt  aber  mit  den  Grundfragen  der  Rechtsordnung  in  der  Volkswirthschaft 
zusammen,  aber  die  anch  Neumann  hinweg  sieht  Vgl.  Ober  Neumann's  Buch  auch 
Ueld's  Becenaion  in  Hildebr.  Jahrb.  B.  24  S.  62  S.,  deren  AnsfOhmngea  gegen  N. 
ich  nur  zum  kleinsten  Theil  fUr  richtig  halten  kann. 
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Unter  der  sonstigen  bi«her  ^hSri^fen  neneren  Literatur,  die  sich  am  die  Klitus 
der  Piiocipieaj&ageu  Verdienste  enrorben,  ist  bea.  nodi  Kasse  io  s.  GotichteD  ttba 
PeiMaalbesteaer.  ro  neaneo,  dem  ich  In  der  Znrttdcstellang  des  PriAcips  gneclila 
Stenerrertfaeihnig  (S.  2)  beiatimiDe,  irorla  kein  Widersprach  mit  der  obigen  Benoricn; 
gegen  Held  hegt 

Am  Selbstindigstcn,  aber  gerade  hier  oft  nicht  glucklich  hat  vleder  Stein  du 
bezagUchea  Fragen  behandelt,  s.  4.  A.  I,  346  ff.,  442  ff.  Richtig  bleibt  bemnden  & 
historisch-relative  Aufiassnag  der  Steaeiprincipien  u.  Postöl^  Aber  in  mki 
an  sich  ganz  berechtigten  Neigong,  die  Praxis  zn  rechtfertigen,  gelangt  Steia  adbi 
der  doch  Immer  nach  prindpieUer  Erftssong  strebt,  hier  darefams  nicht  n  Um 
Piincipien.  Was  er  z.  B.  Ober  socide  Besteoentng  sagt  (S.  44S  K) ,  ist  ganz  lichts 
(trotz  der  ängstUchen  Venrahmng  gegen  einen  Missbianch  mit  dem  progieMba 
Stenerfnas  S.  462),  aber  die  Pormaliiiing  8.  450  bleibt  mir  oBretttiodlfcb,  die  Xoiin- 
rang  dieser  Formel  schief:  die  „hftchst  rage  Voistellang  rem  progressireB  Steaerte 
müsse  oemlich  in  die  ganz  bestimmte  (?!)  Formel  anfjfrelOst  Verden:  dass  die  Pry 
greaalon  des  Stenerfosses  identisch  sein  soll  mit  derjenigen  Progression  derK^itt)- 
büdnngskraft  jeder  Kapit&lseinheit,  welche  durch  die  Yernelßütigimg  der  httoa 
enengt  wird/' 

Natcrlich  hat  äch  bat  jede  theoret  Aibe&t  ttber  Bestenerong  «ich  mit  den  Idta- 
den  obersten  Gnmdsfttxen  beschäftigt.  Die  genannten  enthalten  mhl  das  Wicktigtt 
darttbw.  Zn  neanen  sind  ausserdem  etwa  noch:  r.  Jacob,  Fin.  g.  460  S.  ^toi- 
sStze  d.  Qerwditigk.,  —  q.  A.  (Hetehli.  oder  Ebenmaan  in  <L  Venlidliiu  so, 
Jeder  in  dem  Maasse  mit  Alchen  hdei^  vird ,  ab  er  an  dem  GemdnTou,  da  ie 
Staat  dadurch  heirerbrlngt,  Theil  nimmt  — ;  ferner  der  Nationalökonomie  —  laaat- 
Hch  nur  reine  Einkommenb<steaeniBg  — ;  endl.  der  Fbi.wissenschaft).  —  r.  Malch». 
I,  g.  33  ff.  (Postnlate  der  aostheilendea  Gerechtigkeit:  Allgemelnh.,  äeichh-,  Qitm).' 
Mnrhard,  Bestener.  67  ff..  87  ff.  —  J.  0.  Hoffmann,  Steuern  pass.  S.  19L 
37  ff.  —  Dmpfenbach,  Lehrb.  I,  106  ff.  (Grundgesetz:  Jeder  nach  Seiner  Bdnp' 
f&higkeit,  ms  die  Anforderungen  der  Allgemelnh.,  Gleichm&sigk.,  Vertheil.  d.  Sw» 
nach  d.  reinen  Einkommen  enthalte).  —  Laspeyres,  Art  Staatsvirthach.  imb*- 
wftrterb.  X,  106 £  —  r.  Hock.  öff.  Abgaben  §.  1  ff.  (riel  Treffendes).  —  Ei«v 
hart,  Kunst  d.  Best.  S.  5S.  —  Maurus,  Best  Kap.  7.  —  Ferner  Schmoll«* 
d.  Abb.  aber  EinlwBunen  in  d.  Tab.  Ztachr.  1863;  eine  bes.  für  d.  Tolkavirtksri 
Principlen  der  BeBtaaerang  wichtige  Arbeit,  die  anderen  Gnmdsatze  w«vdea  v 
gelegentlich  berohiL  Endlich  die  veiBdiiedeneB  Gntatäiten  Ober  PeiBOBaBMKK- 
rang  (1873). 

Die  Abweichungen  in  meiner  eigenen  folgenden  Darstellung  ron  Bau  nad 
A^ren  a.  auch  ron  Stein,  Nenmann,  Nasse,  Held  u.  anderen  Keuerea  (»t* 
treffen  zum  Theil  die  Steuerprlnclpien  sdbst  n.  die  daraus  —  bes.  für  du  Strtff- 
sptem  —  abzuleitenden  Folgerungen,  zum  Theil  n.  im  Ganzen  mehr  nodt,  b» 
auch  gegentlber  den  genannten  neueren  Theoretikern,  die  Motirirongen  dar 
gestellten  GrundsIUze  u.  Poetulate.   Der  Grand  der  Abweichung  11^  in  der  tob 
mr  nothwendig  gefundenen  ZnrflckfOhrang  der  Stenerprinciplen  tut 
Principlen  der  wirthschaftlichen  Bechtsordnang  und  ia  der  daaiit  ti 
Verbindong  stehenden  Dnterscheidung  des  einzel-  und  des  Folksvirth- 
schaftlichen  sowie  des  Staadpancts  des  Systems  der  freien  Coscirre» 
eiaex-,  dner  „socialpolitisehen"  Begolang  der  freien  ConeurreaK 
der  TermOgens-  n.  Elnkommensvsrtheilang  anderseits.  Heiner  wfedo- 
hoh  hervorgehobenen  Aufihssung  gemSss  tot  ein  scdehes  Tetgehen  auch  In-dtf  Waat 
wissensch.  und  speciell  in  der  Steaerlefare  ^boten.   Die  Begründung  dafar  a.  sät- 
hin  für  Vieles  Im  folgenden  Hauptabschnitt  hegt  daher  auch  wieder  üi  meiner  „ffä>- 
wirthsch.  Grundlegung" ,  auf  die  ich  mich  hier  ron  Neuem  beziehe  (bes.  Kap.  M 
d.  1.  Abth.  d.  2.  Ausg.). 

Die  einseitige  Betonung  gerechter  Steuerrertheilnng  haben  schou  Ntne. 
Held  u.  A.  mit  Recht  der  bisherigen  Lehre  ron  den  SteQerprindpläi  zum  Vortvi 
gemacht  Die  ron  mir  sogenannten  finanzpolitistihen,  aber  auch  die  TflHa- 
wirthschaftlichen  Steuerprincipien  müssen  ridmebr  den  Bttckslchten  aufgcmkic 
StenerreräieiluDg  rorangehen.  Denn  bei  jenen  handelt  es  eich  um  die  BetfiägvsT' 
ftb-  die  Existraz  n.  fQr  das  Qeddhen  der  Gemeinschaft,  bd  der  SCenaiTettkBäBV 
Tor  Allem  um  das  Interesse  der  Einzelnen.   Die  GemcÄnaehaft:  ist  das  HBhere- 
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Es  ist  ancb  nidit  Qblicb,  in  der  Weise,  wie  leb  os  thoe,  von  ,JnaazpoUtiscbeit*' 
IL  von  „Tolknriithni^bafiUdieD"  8teiiw,,priucipien"  zaspredien,  welohe  nebea  die- 
jaügea  dar  Gencht^eit  v.  der  Venrutnng  treten.  Aber  hier  luit  wohl,  vie  Sfteis, 
nw  die  u  A.  Smith  anlmapfende  Traditioo  Bubgewiikt  n.  eine  andere  formelle  Be- 
handloDg  rersnlasst.  £a  liegt  kein  Gmad  vor,  die  Lebren  tü»er  die  richtige  voUcb- 
TL  einzelwirthscbaftl.  SteaerqaeUe,  Uber  die  Wabl  der  Stenerarten  q.  die  Oebenrilzang 
nicht  aaeh  zb  Stenerprincipien  zu  formnlireB.  Erst  dadurch,  daas  daa  geschieht  n. 
dass  gleichialla  die  zwingenden  Anforderungen  der  Finanzwirtbadtaft  an  das  Stener- 
vesen  &bnlich  als  „Principien"  gefssst  werden,  welche  fär  die  Kinricbtang  der  Be- 
atastfong  mit  bestimmend  sein  mossen,  rocken  ancb  die  (terechtigkeats-  n.  die  Ter- 
waltongapriucipien  in  die  richtige  zweite  Stelle. 

In  Betreff  der  „Gerechtigkeit"  in  der  Bestenening  befinde  ich  mich,  was  die 
Oxnndanscbaanng  n.  die  Motirimng  anlangt,  mit  aHen  bisherigen  Tbeoretikem  in 
Wideisproch,  auch  mit  Stein,  Neamann.  Hier  gilt  es  eben  m.  £.  die  historische 
Auchannng  in  die  Beweisflihrnng  hinein  za  tragm  a.  demgemiss  za  zeigen,  dass 
<H«  „gaxedite  SteaerrertheiiaDg^  sieh  nothwendig  ludert  mit  den  Bechtagrund- 
lagen  der  VoUswirthschafi  n.  der  Gesellschaft  o.  mit  der  Beartheilong  dieser 
Oraadlageo  im  Tolksbewusstsein.  Die  „Gleichmässigkeit"  der  Bestenening 
wird  dmialb  anders  verstanden  in  der  ..st&Adiscben",  anders  in  der  „staats- 
bürgerlichen", andets  in  der  beginnenden  „socialen"  Epoche  des  Stener- 
wescois,  n.  ganz  folgerichtig.  Nur  bei  dieser  Auffassnng  lassen  sieb  die  end- 
ksen  Streit^jteiten  aber  proportionale  n.  progressive  Beetenemng,  gleiche  oder  ver^ 
sdüedene  Bestenening  des  fondirten  n.  nicht  fondirten  Einkommens,  Steuerfreiheit 
des  „Eziatenzminimoms" ,  indirecte  Yerbraacbs-,  Kapital-,  Erbscbaftsstenem  n.  s.  w. 
nbeiiuapt  schlichten;  weil  nar  so  die  getrofTene  Entscheidung  auf  die  Principien 
-der  Becblsordnung  zniOckgeAlhrt  wird.  ^  dem  bisber^en  Verfahren  der  Beweis- 
fhhrang  aberzengt  ja  audi  Niemand  den  andern  and  Bdiauptnng  steht  gegen  Be- 
haaptang,  s.  B.  daas  nur  die  pnportioiule  oder  nur  die  progressire  Besteaenng 
die  „gläebmlsiiige"  sei,  die  Alle  wollen.  Gerade  Stein  lag  es  besonders  nahe,  zu 
dieser  AoSässnng  zu  gelangen,  aber  er  bleibt  eben  Uberbanpt  (trotz  der  Ausfuhr.  I, 
414  ff-)  doch  zu  sehr  in  der  Idee  stecken ,  als  sei  die  „staatsbo^^licbe"  Periode 
das  Endglied  der  socialen  u.  (ikonoinischen  Entwicklung  der  clrilisirten  Volker. 
Auch  Held  D.  selbst  Nenmann,  sogar  v.  Scheel  (progress.  Besteller.  TUb.  Ztachr. 
B.  31 ,  S.  273),  wdcher  letztere  dieier  meiner  Anfiassong  am  N&cbsten  steht  und 
bereits  von  einem  „socialpoUtischen"  Maassstabe  der  Besteuerung  spricht,  dem 
der  „rechnerische"  weichen  müsse  (S.  292).  wären  zd  festeren  Ergebnissen  gelangt, 
v«ui  flie  diese  .Jdstorisd»"  *Mp-*>«miqg  gehabt  hitten.   S.  nam.  nntoii  g.  396  ff. 


1.  Abschnitt. 
ElnleitoDgr. 

i.  —  §.  363.  Bedeutung  solcher  oberster  Grundsätze 
der  Besteuerung.  Als  Richtschnur  fttr  die  Einrichtung  der  Be- 
stenerang  hat  die  Finanz wiBsenschaft  eine  Reilie  von  obersten 
Ornndsätzen  aufzustellen,  welche  dann  zu  practischen 
Pofltulaten  der  Steuerpolitik  werden.  Sie  mnss  dabei  eine 
doppelte  Rücksicht  nehmen,  einmal  auf  die  Bedürfnisse 
der  Finanzwirthschaft,  des  Staats  wie  der  übrigen  öffentlichen 
Körper  (Gemeinden  n.  s.  w.X  sodann  auf  die  zu  besteuernde  Be- 
Tttlkernng.  Jene  obersten  Grundsätze  hat  die  Wissenschaft  da- 
her mit  ans  dem  Wesen  der  Finanzwirthschaft  nnd  aus  den 
Wirkungen  der  Bestenenug  auf  die  Bevölkerung  abzuleiten. 
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Solche  Grnndsätze  lassen  sich  aber  schon  ftlr  die  Tlieorie 
nicht  immer  als  absolute  hinstellen.  Mehrere  von  ihnen  sind  vid- 
mehr  wesentlich  zeitlich-  und  Örtlich-relativer  Art  und 
hSngen  mit  den  gegebenen  Gnltnr-  and  WirthschaftsverhUltniiwen, 
mit  den  jeweiligen  Volksanschanangen  and  mit  dem  Znstendc 
des  Rechtsbewusstseins  und  des  öffentlichen  Rechts  znsammeD, 
verändern  sich  daher  anch  mit  diesen  Momenten:  sind  mit  einca 
Worte  zam  Theil  nicht  rein  logische,  sondern  historische 
Kategorieen.  ^)  Das  ist  von  der  Wissenschaft  nicht  immer  genfigend 
beachtet  worden.  Nicht  jeder  einzelne  Grundsatz  femer  luuui 
inmier  ftlr  sich  allein  ^  getrennt  von  den  anderen  massgebend  sem, 
sondern  verechiedene  derselben  sind  oft  neben  einander  zu  be- 
folgen. Daraas  ergiebt  sich  aber  dann  gewöhnlich  die  Notiiwendig- 
keit  einer  Modification  des  einzelnen  Pxincips  bei  seiner  Anwendung. 
Aach  darauf  hat  schon  die  Theorie  Rücksicht  zu  nehmen  und  deshalä 
von  vornherein  die  Znlässigkeit  solcher  Modificationen  zozogeben. 
Es  folgt  daraus  abermals,  dass  die  obersten  Bestenerangsgnmdtftie 
meist  nnr  eine  relative  Bedeutung  besitzen.  Aach  hier  hat  siek 
die  Finanzwissensohaft  nicht  immer  vor  einem  zu  weitgehendB 
Absolatismas  ihrer  Forderungen  gehütet 

Einzelne  Grundsätze  ergeben  sich  so  sehr  aus  dem  Wesen  de 
Sache  und  ans  den  notorischen  Steuerwirkungen,  dass  sie  in  der 
Steuerpraxis  niemals  ganz  unbeachtet  bleiben  konnten,  lange  voc 
jeder  theoretischen  FormoUruDg.  Der  Fortschritt  hat  dann  nnr  in 
der  Ableitung  dieser  Grundsätze  als  ausdrückliche  Richtschnur  Hb 
die  Praxis  und  in  dem  Bemtthen  dieser  letzteren  um  eine  strengte 
Befolgung  dieser  Richtschnur  bestanden.  Mit  der  Entwicklnng 
der  Finanztheorie  sind  die  Grundsätze  zur  genaueren  Formulirong, 
tieferen  Begründung  and  schärferen  Bestimmtheit  gebracht,  und  io 
dieser  Beziehong  immer  wdter  zu  gelangt,  ist  die  Aufgabe  der 
fortschreitenden  Wissenschaft.  Dadurch  wurden  und  werden  jene 
Principien  immer  geeigneter,  der  Praxis  zur  Ldtnng  zu  dimeiL 
Die  bestehende  Praxis,  daher  namentlich  die  geltende  SteneigeselK- 
gebung  und  deren  Wirkung  auf  die  Bevölkerung  ist  an  ihnen  n 
prüfen.  Die  Grundsätze  selbst  sind  aber  anch  ihrersdts  stets  toi 
Neuem  auf  ihre  Bewährung  und  —  aof  ihre  Durchführbarkeit 


*)  Hier  wie  so  oft  rerdMike  ich  dea  Anregungen  der  Sodbertas'adieA  Be- 
traelitaagsireise  des  Wirthscliafis-  n.  Geeellschaftslebens  die  m.  E.  richtige  Anfiusiuvt: 
einer  der  irahrhaft  ,4iistoriBcheD"  Nationftbkonomen.  der  nicht  in  der  Weise  eii- 
seitigeT  Speciilistea  den  V«U  ror  laater  BInnuft  abeideht. 
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an  der  Praxis  zu  prttfen.  So  allein  erfolgt  die  erapriessUche 
Weehselwirknng  EwUcben  Wissenschaft  und  Praxis  und  wird  das 
Ziel  einer  gerade  hier  bei  der  Anfstellnng  oberster  Besteaemngs- 
gnmdsätze  für  die  Praxis  arbeitenden  Wissenschaft,  wie  der 
FinamwissiBnsohaft^  soweit  als  mOglich  erreicht  Angesichts  der 
in  der  Praxis  sich  oft  kreuzenden  Anfordernngen,  welche  ans  den 
einzelnen  Grundsätzen  herrorgeheni  und  der  Grösse  der  im  Leben 
m  Überwindenden  Widerstände  moss  die  Wissensehafl  sich  nnr 
abermals  in  ihren  Ansprüchen  anf  Verwirklichung  ihrer  Postniate 
bes^ieideo:  sie  kann  jene  Grundsätze  nur  als  Ziel  hinstellen,  dem 
man  sich  in  der  Praxis  möglichst  nähern  soll.  Wie  weit 
letzteres  gelingt,  das  hängt  oft  gar  nicht  von  finanziellen  Momenten, 
wie  z.  B.  der  Einrichtung  des  Steuerwesens,  der  Steuerarten,  dem 
Erbebungsmodus  u.  s.  w.  ab,  sondern  wieder  von  den  gegebenen 
Wirthschafts-,  Cnltnr-  und  Rechtsverhältnissen.  Nur 
mit  der  meist  tou  ganz  anderen  Factoren  bedingten  Veränderung 
dieser  Verhältnisse  lassen  sich  dann  gewisse  Steuerprincipien,  z.  B. 
das  der  Allgemdnheit,  der  Gleichmässigkeit,  der  geringen  Er- 
hebnngskosten,  Überhaupt  oder  besser  verwirklichen.  Jene  ge- 
gebenen Verhältnisse  des  Lebens  sind  sogar  nicht  selten  so  mächtig, 
dasB  sie  zu  Einrichtungen  der  Bestenening  nOlhigen,  welche  an  sich 
nnvenn^dlicb  einen  grosseren  Verstoss  gegen  bestimmte  Stener- 
jnineipien  mit  sieh  bringen,  als  andere  Einrichtungen,  die  aber 
erst  eine  ganz  andere,  höhere  Cnlturstufe  des  Volks  oder  Entwick- 
Inng  ~  des  Rechtsbewnsstseins  voraussetzen.  Man  muss  z.  B.  viel- 
leicht eine  Stenerart  wählen,  welche  höhere  Erhebnngskosten  macht 
und  nngleichmässiger  die  Volksclassen  und  Einzelnen  belastet,  weil 
in  der  gegebenen  Lage  nur  so  der  erforderliche  Steuerbetrag  auf- 
zubringen ist  (Fall  der  indirecten  Verbrauchsteaer  statt  directer 
Eiokommensteoer)  oder  weil  andre  Schwierigkeiten  bei  andren 
Stenern  nicht  zu  Uberwinden  sind,  z.  B.  die  richtige  Ermittelung 
des  Einkommens  bei  der  Einkommensteuer. 

Mit  solchen  Zugeständnissen  verlieren  die  obersten  Steuer- 
prinoipien  der  Finanzwissenschaft  nicht  ihren  Werth  und  wird 
natflrlieh  auch  nicht  ein  „Princip"  sanctionirt,  dass  die  Abweichung 
von  jenen  obersten  Sätzen,  weil  oft  unvermeidlich,  auch  unschädlich 
sei.  Es  wird  vielmehr  nur  den  gegebenen  Lebensverhältnissen  als 
einem  einmal  immer  mitsprechenden,  mitunter  entscheidenden 
Factor  Rechnung  getragen.  Die  Finanz  Wissenschaft,  speciell  die 
Stenerlehre  hat  auch  dies  nicht  immer  genügend  gethan.   Das  ist 

A-  Wniinr,  FiiunrwiiiinMliatl.  II.  15 
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ihr  mit  Keeht  nicht  sehen  von  d«r  Praxis  vorgeworfen  woMeo: 
sie  erselüen  dieser  zn  dootriBXr.  Andersdto  darf  aber  die  Thewie 
auch  verlangen,  dass  man  in  der  Praxis  die  Abweichnag 
obersten  Steaergmndstttzen,  deren  Richtigkeit  allgemein  anerkaaBl 
wird,  nicht  so  leicht  nehme,  wie  es  oft  geschieht  Manenffieti 
spricht  die  Praxis,  wenn  sie  gewisse  Postalate,  z.  B.  du  der 
Gletebmässigheit,  verwirklichen  soll,  oft  ohne  genlgeaden  Bewes 
von  „unüberwindlichen  Schwierigkeiten",  während  vieUeiefat  n 
deren  Besotignng  gar  kein  emsüicher  Versuch  gemacht  woito 
ist  oder  ans  andren,  nicht  oder  nicht  ansrdchend  gerechtfert^ 
Rücksichten  ein  solcher  unterbleibt  Im  moderaea  Rechts-  ud 
Golttirstaat  sollte  und  in  der  bereits  beginnenden  „socialen*'  Epoek 
des  Steoerwesens  wird  anch  ein  derartiger  Vorvand  immer  nekr 
abgewiesen  werden.*) 

So  hat  sich  die  Tlieorie  allerdings  vor  dem  Doofrinarimv 
absoluter  Principien  and  Postolate  der  Praxis  gegenfiber  zn  Utes- 
Sonst  verliert  sie  ihren  Einflnss  anf  die  Praxis,  FiscaliBmos 
Roatine  grassiren  nm  so  m^.  Die  Praxis  aber,  welche  ote 
Kotb  die  obersten  Steaergrandsätze  vernachlässigt,  erachwcrtÜ* 
eigene»  Aufgaben  nnd  smkt  zn  gemeiner  Ronthte  herab.') 

II.  —  §.  364.  Die  Stenerprineipien  nnd  das  SUW- 
System.  ~  Die  obersten  Stenerprineipien  haben  die  praotaf^ 
Steuerpolitik  namentlich  bei  der  Wahl  der  einzelnen  Stcoen 
und  bei  der  Aufstellung  des  ganzen  Stenersystens  n 
Idten.  Jede  Steuer  ist  an  diesen  Prineipien  m  prttfen  and  nfig- 
liebst  diejenige  zu  wählen,  welche  unter  den  gegebenen  Umefila^ 
die  meiste  Aussieht  bietet,  den  biennch  zn  stellenden  Anlonlt 
rangen  am  Besten  zu  entsprechen  oder  —  womit  mtm  sich  nor  v 

*)  Eia  Beispiel  liefert  oft  die  EinkommeDatener,  deren  richtige  Gesultiu: 
Uben'haupt  oder  deren  progressirer  Steserfass  veafgsteiu  fQr  „nndarchnferbu^  fi^ 
Völlige  Genauigkeit  vird  mita  fr«Uicb  nicht  erreicbeo.  Ab«r  eine  hiBlia(lidie  nk. 
sobald  man  eben  nicht  ÄDStand  nimmt,  b^.  den  wohUiabenden  CUssen  gtgeDtbr': 
mit  ;dem  Zweck  auch  die  Mittet  za  woDen  n.  die  sieb  bieteodeD  IDKel. 
strenge  Controle,  auch  beim  £rbgang,  Declar.zimg,  Strafen,  OeSeatlicUait  <r^^ 
anzQvenden.  WidersprOche,  wie  z.  B.  in  der  predss.  Steaerpnzis,  möglichst  riuW 
das  Einkomnen  sohitien  za  sollen,  aW  ,jiiclit  in  die  penönL  Yerhilttisse  etodriMf' 
23)  dor&n  —  irasch'  mir  den  Peli,  »ba  mach'  mich  nicht  nua  —  ilnd  tm^ 
nnhaltbar.  Aber  Steoerergebnisse  einer  solchen  Praxis  sind  ancb  kein  fiewdt  f» 
die  Undarofafflhrbarkeit  eines  Steaerprindps  oder  oiner  Stenerart. 

■)  Kein  Geringerer  ais  Hock  bat  seinem  W^k  Ober  die  OffeotL  Abgabe« 
Motto  vorgesetzt,  das  gerade  in  der  G^enwart  anf  diesem  Gebiete  den  lliwlenöö 
practischen  Verächter  der  Theorie  unter  den  StaatBnUumem  eatgegragtiuftn 
kann,  das  Wort  Royer-Collard's:  „Die  Theorie  als  UbwflOssig  elitären  heiat  d|ei 
Hochmuth  haben,  man  brauche  nicht  zu  wissen,  vas  man  sagt,  Venn  man  spnai 
und  vas  man  Ihat,  vcan  n»n  handelt." 
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oft  begnUgoi  moss  —  am  Wenigstui  za  wideraprecben.  Wegen 
der  Versehiedenheit  dieser  Änforderongen  and  wegen 
der  practischen  Seh wierigkeit,  dieselben  mit  einander 
zu  vereinen,  erweist  sich  mach  eine  einzige  Steuer  zar 
Aafbringnng  des  ganzen  Steaerbedarfs  tob  vorneher- 
ein nicht  geeignet,  viebnehr  ersoheiid  eine  zweckmässige 
Verbindung  mehrerer  verschiedenartiger  Stenern  oder 
eüi  eigentliches  Stenersystem  hier  richtiger,  mit  dem  leiten- 
den Gesichtapanct,  dadurch  dem  Ziel  einer  möglichstoi  Verwirk- 
lidrang aller  massgebenden  Postolate  nahe  zn  kommen. 

Grosse  Sehwierigkeiten  liegen  hier  stets  vor.  Die  gesehicht- 
Ueh  flbe^ommene  Bettenening  unserer  CulturstaateB  setzt  sich 
regelmässig  aas  einer  grösseren  Anzahl  einzelner  Stenern  zn- 
sasomen.  Von  der  Verwirklichung  aHvr  obersten  ^enerprincipien 
ist  darin  gewObnKeh  keine  Rede,  wenn  aoeh  Öfters  einz^e  Ver- 
änderungen oder  „Reformen"  vorgenommen  worden  sind,  um  eines 
oder  das  andere  Postulat  zn  verwirklichen,  z.  B.  um  die  Allge- 
meinheit oder  GleichmSssigkeit  besser  herzustellen,  gewisse  volks- 
wirtfaschafttifih  nachtheilige  Wirkungen  einzelner  Stenern,  z.  B. 
Vorkehrsstörangen,  Hemmungen  techniscber  Fortschritte,  zu  be- 
seitigen, Erbebungskosten  zu  vennindem  u.  dgl.  m.  £in  Steuer- 
system stellt  diese  Bestenemng  trotzdem  nicht  du,  wenn  man 
unter  diesem  Ausdruck  eine  richtige  Combination  von  verschiedenen 
Steu^  zur  VerwiikHehung  der  obersten  Besteuerungsprincipien 
versteht  In  der  Begel  begnfigt  sich  die  Praxis  damit,  dass  ihre 
Bestenemng  das  wichtigste  Postulat  erfUllt,  den  Bedarf  zu 
decken,  und  nicht  gar  zu  arg  gegen  die  andren  Postolate  ver- 
stfisst,  mindestens  nieht  so,  dass  in  dieser  Hbsicht  zu  laute  Klagen 
der  Bevölkerung,  z.  B.  wegen  verletzter  Gleiehmäaeigkeit,  ertSnen. 

Die  Theorie  wird  dann  zwar  mit  Recht  weitere  Verbesserungen 
angeben  »d  VOThingen  mOssen  und  die  rationelle  Praxis  wird  die 
Berechtigung  dazu  nicht  Ulngnen.  Jedoch  hat  die  Theorie  hierbei 
zweieriei  £inwftnde  zu  beaehten,  welche  die  Praxis  oftmals  erhebt. 

1)  Eimnal  kann  die  Bestenerong  in  ihrer  urspritnglichen  An- 
lage sehr  mangelhaft  sein  und  riehtigen  nnd  wichtigen  Postniaten 
widersprechen.  Aber  der  lange  Bestand  hat  hier  doch  vielleicht 
viele  Mängel  ansgeglichen.  Man  hat  sich  an  die  Besteuu'ung  ge- 
wöhnt nnd  das  thut  hier  viel.  Es  kann  auch  wirklieb,  nemlieh 
mittelst  der  sogen.  Ueberwälznng,  eine  genügende  Ausgleichung 
der  ursprttngUchen  Ungleichmässigkeit  eingetreten  sein.   Oder  es 

15* 
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ist  dies  vermeintlich  geschehen,  in  den  Aogen  der  Betheüig 
ten,  was  die  Offisotliche  Meinnng  auch  bemhigt  Hu  wird  adi 
deswegen  in  der  Praxis  Öfters  mit  Recht  bedenken,  an  einem  lU  I 
bestehenden  Stenerwesen  viel  zu  rütteln.  I 

2)  Anderseits  bringen  such  die  besten  n«Qen  Steuem: 
selbst  wenn  sie  nicht  den  Gesammtbetrag  der  Stenern  a4i6hea 
sondern  nur  anders  vertheilen  sollen,  nnvermddlich  neae 
StSrnngen,  einen  neuen  Drnck  mit  sieh.  Dies  selbst  in  deat 
Falle,  dasB  sie  in  der  That  gewisse  Postolate,  z.  B.  die  Gleicih 
mässigkeit,  genauer  verwirklicben.  Um  so  mehr  aber  in  dem  viel 
häufigeren  Falle,  dass  die  entgegenstehenden  Schwierigkeiten,  der 
Eigennutz,  die  Unbildung  der  Besteoerten,  die  faeschriinkte  LeiBtongi-  j 
fähigkeit  der  Steuerbehörden  n.  s.  w.,  doch  wieder  nicht  genflgend  | 
Überwunden  werden  können.   So  ist  abermals  die  Theorie  zur 
siebt  bei  ihren  Beformfordemngen  „behofs  besserer  Verwirklidno; 
der  obersten  Stenerprincipien"  zu  ermahnen. 

Es  ergiebt  sich  hieraus  die  freilich  auch  wieder  nur  relative 
Richtigkeit  des  oft  angeftthrteu  Satzes:  „jede  alte  Steuer  ift  i 
gut,  jede  neue  schlecht"')   Ein  Satz,  welcher  in  ¥<äf  \ 
einer  zu  grossen  Werthlegung  auf  die  Ueberwälzung  in  der  Pis> 
öfters  missbrancht  worden  ist  (§.  383  ff.),  aber  doch  einen  beachte» 
werthen  Kern  enthält 

Ftlr  die  Finanzwissenschaft  folgt  ans  dem  Vorausgehaida 
von  Kenem  die  Lehre,  die  practiscbe  Bedeutung  mancher  an  lieh 
durchaus  richtigen  obersten  Besteuerung^rnndsätze  nicht  doetri^ 
zu  überschätzen ,  weil  eben  die  Verwirkliehung  dieser  Gmndsltt« 
im  Stenerwesen  zn  schwierig  ist 

211.  —  §.  365.  Uebersicbt  der  Principien.  —  Die  oba 
sten  Grundsätze  der  Besteuerung  und  practischen  Postnlate 
Steuerpolitik,  welche  in  den  nächsten  Abschnitten  erörtert  werden, 
sind  neun  an  der  Zahl  und  bilden  naeh  den  fttr  rie  massgebcB- 
den  Gesichtspnncten  vier  Gruppen.  Die  Erläuterung  der  te^ 
nischen  Ausdrucke,  welche  im  Folgenden  fttr  die  einzelnen  Pn»- 
ciinen  gewählt  sind,  findet  in  den  betreffenden  Abschnitten  stitt 

1.  Finanzpolitische  Principien: 

1)  Ansreichendheit  der  Besteuerung. 

2)  Beweglichkeit  der  Besteuerung. 

*l  So  namentl.  zuerst  fonnuiirt  ron  Canard,  Gmnds.  d.  poUl.  Oeton.  »o* 
Kruzfls.  T.  y&lk,  Angsb.  1S24,  S.  174,  is  Terbindtuis  mit  eioer  riel  zn  w«tgd«<l^ 
Theorie  der  SteuerüberwälzoDg,  wie  ähnlich  ?.  Prittwitz,  Theorie  d.  Steoern,  S.  iW- 
Weiteres  Uber  Canard's  Lehre  bei  Rau  in  d.  Noten  za  Fiu.  I,  §.  270  ff- 
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II.  Volkswirthschaftliche  Principiea: 

3)  Wahl  richtiger  Steaerqnellen,  d.  h.  insbesondere Er- 
örtemng  der  Frage,  ob  die  Besteaemng  nur  aus  dem  Einzel-  und 
Volkseinkommen  oder  auch  ans  dem  Einzel-  and  Volksver- 
mögen, bez.  -Kapital  schöpfen  darf  and  ob  und  wie  hier  volks- 
Dnd  einselwirthschaiUicher  Standpnnct  zu  unterscheiden  sind. 

4}  Berücksichtigung  der  Wirkungen  der  Besteuerung,  ins- 
besondere der  rerschiedenen  Steuerarten  auf  die  Steuer- 
zahler und  generelle  Untersuchung  der  sogen.  Ueberwttlznng 
der  Stenern. 

III.  Principien  der  Gerechtigkeit  oder  der  gerechten 
Steueryertheiinng. 

5)  Allgemeinheit  und 

6)  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung. 

IV.  Stenerrerwaltungsprincipien  (oder  Principien  der 
Logik  im  Besteuerangswesen). 

7)  Bestimmtheit  der  Besteuerung. 

8)  Bequemlichkeit.derselbeo. 

9)  Streben  nach  möglichst  geringen  Erbebungs- 
kosten  der-Stenern. 

Die  finanzpolitischen  Principien  folgen  ^ub  den  Bedürfnissen 
der  FinanzwirtbschafL  Es  ist  nicht  Üblich,  sie  unter  die  obersten 
Besteoerungsgrundsätze  za  stellen,  aber  es  ist  dies  durchaas  noth- 
wendig  und  sie  gehören  sogar  an  die  Spitze,  namentlich  auch 
vor  die  Principien  der  Grerechtigkeit.  Gewöhnlich  hat  sich  die 
FiDanzwissenschaft  in  dieser  Lehre  nur  mit  diesen  letzteren  und 
mit  den  Steuerverwaltungpaprincipien  befasst.  Dieselben  eutsprechen 
im  Wesentlichen  den  von  Adam  Smith  aufgestellten  Stener- 
regeln  (s.  o.  S.  220).  Die  Principien  der  Gerechtigkeit  sind  Grund- 
sätze für  die  gerechte  Vertheilung  der  Steuerlast  im  Volke. 
Auch  die  volkswirthschaftiichen  Steuerprincipien  beziehen  sich  mit 
auf  das  Problem  richtiger  Stenervertheilnng  den  einzelnen  Besteuer- 
ten gc^nenttber.  Sie  betreffen  ausserdem  aber,  was  noch  wichtiger 
ist,  weil  es  sich  dabei  um  Interessen  der  Gemeinschaft,  nicht 
nur  der  Einzelnen  handelt,  Gmndfhigen  des  Verhältnisses  der  Be- 
Btenemng  znr  Volkswirthschaft.  Die  Stenerverwaltungsprincipien 
folgen  ans  Begriif  und  Zweck  der  Besteuerung  und  geben  fflr 
Fragen  der  Einrichtung  and  AasiUhrang  derselben  mit  die  Richt- 
schnnr  an. 
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Die  anfgefUhrten  Prineipien  haben  zum  Theil  die  Natar  m 
Axiomen,  wie  besonden  die  drei  GinndstttKe  der  BestimnUmt, 
Bequemlichkeit  nnd  des  Strebens  nach  magUcfast  geringen  Et- 
hebnngslcosten,  d.  h.  sie  sind  eigentlich  mit  Begriff  and  WeKs 
der  Besteoernng  gegeben,  ohne  wwtere  Begrflndong  tn  bedöifcü 
Von  den  beiden  Prineipien  der  Allgemeinheit  nnd  Gleichmluigkeii 
gilt  dies  zwar  nicht  unbedingt,  weil  die  Ansichten  über  das,  wi^ 
hier  „gerecht"  ist,  nicht  absolute,  allgemein -menschliche  osi 
sondern  seitlich  nnd  örtlich  Tcränderliche,  wechsehid not 
den  Gnltur-  und  Rechtsyerhältnissen  des  Volks.  FUr  das  hetitigt 
Zeitalter  persönlicher  Freiheit  and  „staatsbfiigerlieher"  (poUtiichei< 
Gleichheit  and  ftlr  das  in  demselben  waltende  VolksbewnsttseiE 
nehmen  aber  auch  diese  beiden  Prineipien  die  Natnr  von  AxiomeE 
an,  die  mit  dem  Begriff  der  persönlichen  und  politischen  Freiltea 
und  Gleicfahdt  gegeben  sind.  Sie  kamen  daher  anoh  mit  des 
Dnrcbbmch  der  „liberalen"  staatsbürgerlichen  Periode  in  der 
Theorie  sofort  (A.  Smith),  in  der  Praxis  allmählich  immer  al)E^ 
meiner  nnd  schärfer  zur  Geltung.  ^) 

Die  Aufstellung  nnd  Formniirung  dieser  axiomatiscben  ^ 
dpien  und  practischen  Postnlate  ist  deshalb  auch  leicht  Ubv 
weniger  darf  sich  die  Theorie,  vollends  wenn  sie  der  PraxBlo 
Weg  weisen  will,  damit  begnflgen.  Die  Schwierigkeit  fäng^ 
erst  an,  wenn  das  einfache  Frincip  nnd  Postulat  in 
Theorie  seinen  genanen  nnd  klaren  Inhalt  nnd  Urnfto: 
erhalten  and  in  der  Praxis  dnrchgeftthrt  werden  soll 
Hier  mnss  die  Finanzwissenschaft  viel  mehr  specialisiren  oo^ 
casnistisch  verfahren,  als  sie  bisher  gewöhnlich  getfaan  hat,  wem 
ihre  Lehre  von  den  obersten  Stenerprindpien  wissenBchaftKcb  ut 
practisch  werthvoll  werden  soll.  Sie  setzt  sich  sonst  dem  Vorwor 
der  Änfstellnng  blosser  Trivialitäten  oder  Selbstverständliehkeita 
nicht  mit  Unrecht  aus.  Kommt  sie  aber  dieser  erweiterten  svf 
dann  zum  Tfaeil  ziemlich  schwierigen  Aufgabe  nach,  so  kann  it>R 
Lehre  von  den  Steuerprincipien  als  ein  sehrwichtigerTh^ 
der  ganzen  Steaerlehre  zn  gelten  den  Ansprach  machen.  In  f<^ 
dieser  unserer  Auffassung  von  der  hier  vorliegenden  wissenscM 
liehen  Anfgabe  nehmen  freilich  die  folgenden  ErÖrterongeD, 
sonders  über  die  Prineipien  der  Volkswirthschaft,  der  Oerecbdg^^ 
nnd  der  Steuerverwaltung,  eine  viel  grössere  Aasdehnnng  an,  tls 

')  Vgl.  Stein  I,  407  ff.,  411. 
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in  den  meistSB  Aeoretiaehen  Bebaodlnngeo  dieser  Pnncte^  Ran 's 
Kjehrbncfa  inbegriffen. 

Die  drei  ersten  der  obigen  Kategorieen  und  die  sechs  ersten 
Frincipien  werden  in  den  folgenden  Abschnitten  dieses  Hanptab- 
schnitts  erörtert.  Ans  den  genannten  drei  Steoerverwaltnngsprin- 
oipien  folgen  fUr  einen  wesentlichen  Theil  der  gesammten  Btener- 
verwalbing  die  Normen.  Bei  dem  engen  ZusammenhajQg  aller 
Verhältnisse  und  Einrichtungen  der  Steuerrerwaltnng  erscheint  es 
zweckmässig,  die  nähere  Erörterung  der  Grnndaätxe  7—9,  insbe- 
sondere der  aas  ihnen  hervorgehende  Consequenxen,  mit  der  Be- 
hondlnng  der  allgemeinen  Grundsätze  fOr,  die  Stenerverwaltang  im 
vierten  Hauptabschnitt  zu  Terbinden. 

2.  Abschnitt 
I,  Die  fiaanzpeiitlschen  SteoerprineipieD. 

Die  richtige  Wflxdigang  dkser  Prioo^ilai  Ist  ron  der  richtigen  kaiüjmag  des 
Staats  ab  des  IUiipton;aiu  der  Gemeinvirthschaft  abhisgif.  Auch  hier  hat  die 
Finaozwlsseo Schaft  an  ue  grundlegenden  Lehren  der  NationalUonomie  anznknftpfen, 

s.  meine  Grondleg.,  1.  Abtfa.  Kap.  5,  bes.  §.  IIS,  140  E,  150,  154—160  ff.  n.  Ki^.  4. 

£i3t  In  der  oeaereD  orgaDischen  Staatdehre,  im  Gegensatz  zq  der  froheren 
iDdiridaalistischen  and  zur  Theorie  vom  Staatsrertrag  Ist  es  mOg^ch,  wie  das 
Staaerrecht  selbst,  so  auch  die  Bedeutung  der  finanzpolitischen  Principien  nnd  deren 
Vorrang  ror  allen  anderen  richtig  za  begrundeu.  Vgl  die  zutreffenden  AnsfUinuigeu 
Too  A.  Held,  Einlest.  Kap.  2,  bes.  S.  25  IT.  Ttnd  Nasse  in  dem  Gutachten  IlW 
PeisonalheeteBeniog  im  Auang.   Aach  onten  %.  418,  419. 

Die  folgenden  Erörterangen  sind  zngleidi  eine  richtige  Consequenz  der  im 
1.  Bande  der  nn.wiss.  g^ebenen  Theorie  der  Deckang  des  Finanzbedarfs, 
R*v-Wagn«z,  &  198  £  n,  bea.  2.  AaA.  SO  £  Dia  Bagrilndang  für  daa  Folgende 
ist  daher  aneh  z.  TL      dielen  Stellen  achon  gegeben. 

L  —  9.  366.  Stellung  dieser  Grundsätze  an  der 
Spitxe.  Die  finanzpoUttsohen  Steuerprincipien  der  Ansreichend- 
belt  nnd  Beweglichkeit  der  Besteuerung  folgen  ans  dem  Wesen 
der  Finaniwirthsohaft  und  ans  dem  obersten  Postuhit,  welches  fHr 
öffentliche  Haushalte,  insbesondwe  fitr  den  Staatshanshalt,  aufzu- 
stellen ist:  dass  nemlich  die  Einnahme  durch  die  Htthe  des  Bedarfs 
bestimmt  nnd  letzterer  durch  jene  gedeckt  werden  moss.^)  Sie 
sind  auch  an  die  Spitze  aller  theoretischen  Steuerprincipien  und 
der  Stenerpostnlate  der  Praxis  zu  stallen.  Denn  nicht,  wie  die 
Smith'sche  nationalOkonomiscbe  Schule  ihrem  indiridnalistischen 
Standputtct  gemäss  lehrt,  „Gerechtigkeit  gegen  den  Einzelnen", 
nicht  der  Grandsatz  der  Allgemeinheit  und  der  Gleichmässigkeit 


>>  S.  Band  I.  1.  Aufl.  g.  82,  2.  A  g.  51. 
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der  Bestenening,  sondern  Erfüllung  der  Bedingongen  dei 
im  Staate  und  den  tlbrigen  Öffentlichen  KOrpern  er- 
folgenden Geipeinachaftslebens  ist  die  oberste  Regel: 
„Besobftffäng  der  Mittel  fllr  die  Erhaltung  des  Staats  and  fllr  die 
Erftlllang  seiner  Zwecke  — "  (Nasse).*)  Die  BegrUndang  dieser 
AnfiiEWsang  liegt  in  der  Lehre  von  den  Zwangsgemeinwirtbachaftea 
nnd  speciell  von  der  höchsten  Form  derselben,  vom  Staate,  woAr 
hier  anf  die  ErOrtenmgen  in  der  „Gmndlegang"  Bezog  zn  nehmen 
ist  DieÄnffassnng  von  „höheren  Recht  der  Gemeinsehaft" 
ist  in  letzter  Linie  ebe  Consequenz  der  soeialreehtUchen,  statt  der 
individnalrechtlichen  Behandlang  der  Wissenschaften  ron  Beeht, 
Staat  und  Wirthschaft. 

Es  bandelt  sich  aber  bier  keineswegs  um  einen  principieUra 
Ponot  von  bloss  theor^cber  Bedeutang,  sondern  am  einen  Ponet 
von  grosser  Tragweite  auch  fllr  die  Praxis,  wie  sich  sofiHt 
ans  der  näheren  Erörterung  der  beiden  6nanzpolitischen  Gnisd- 
sätze  ergiebt. 

IL  —  §.  367.  Sinn  nnd  Bedeatang  der  beides 
Principien. 

1)  Unter  dem  Grundsatz  der  „Äusreichendheit"  der  fc- 
steuernng  ist  zu  verstehen^  dass  die  letztere  den  in  einer  Finaai- 
periode  gegebenen  Finanzbedarf  muss  decken  kOnaem 
soweit  anderweite  Deckungsmittel  daftlr  fehlen  oder 
anzolässig  sind.  Die  Bestenernng  hat  ihre  Aufgabe  gegenObcr 
der  ordentlichen  Ausgabe  erst  nach  dem  Privaterwerb  and  des 
Ueberschüssen  der  Gebtlbrenzweige :  sie  muss  den  Rest  dieser  Aus- 
gabe, welcher  nach  der  Benutzung  dieser  beiden  anderen  ordut- 
liehen  Einnahmen  noch  ttbrig  bleibt,  decken.  Die  etwa  sonst  in 
Betracht  kommenden  Mittel,  nemlicb  die  Eingänge  aus  Verilusaening 
von  Offontliehem  Vermögen  nnd  aus  der  Benutzung  des  Grediti, 
sind  nach  der  im  1.  Bande  entwickelten  Theorie  der  Bedarfsdecknag 
principiell  zur  Bestreitung  ordentlicher  Ausgaben  aasgeschlossea.*) 
Bei  ausserordentlichen  Ausgaben  sind  diese  beiden  Btittd 
zwar  bedingt  zulässig,  soweit  dies  von  der  Natur  und  den  Wn- 
kungen  der  Ausgaben  abhängt*)  Aber  die  wirkliche  Benutnng 

*)  Gatachten  ab.  Pers-besL  &  2,  zoi^Ii  mit  der  lichtigea  Betchiiak.  dw  SatM. 
Aehnlich,  aber  za  weitgehend  in  d.  Ztirackschieb.  des  GerecbtigheitspoitDUls  Held, 
«b.  S.  24,  vogegen  wieder  Nenmann,  pngr.  Steuer  S.  106,  ta  ituk  reariit,  wmi$ 
9t«xis  wenn  seine  Ausdrucke  TOrtlich  Kenomm«  Terden.  Die  ricbtige  Mitte  Ult  Sasse. 

*)  B.  I  1.  A.  §.  82  £,  2.  A.  §.  69. 

*>  EbeDdaaelbsl. 
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Dameotlich  des  Gredita  ist  doch  auf  bestiinmte,  praotisch  nicht 
immer  vorliegende  FttUe  za  boBchrttnken.  Dann  rnnss  aneh  die 
f^OBreichendheit"  der  Besteaemng  mit  znr  Deckung  der  ausser- 
ordentlichen  Ausgabe  einer  Finanzperiode  verlangt  werden.*^) 
Endlich  ist  aneh  hier  der  im  1.  Bande  behandelte  Fall  in  Betracht 
zu  ziehen,  dass  der  Staatscredit  gegenüber  Äusgaben,  für  welche 
er  eventuell  benutzt  werden  darf,  nicht  willfährig  genug  ist  oder 
zu  theaer  kommt.  Hier  hat  nach  dem  Früheren  einmal  der  Staats- 
schatz seine  berechtigte  Function,  sodann  aber  muss  anf  „Eztra- 
steoem",  wohl  besonders  auf  gewisse  Einkommensteuern  und  Ve^ 
fflSgenssteuern  (allenfalls  in  Form  von  Zwangsanleihen),  namentlich 
auf  solche,  welche  die  vermögenderen  Classen  treffen,  zurttek- 
gegriffen  werden  kßnnen.  Die  Besteuerung  muss  daher  so  einge- 
riehtet  werden,  dass  sie  eventuell  auch  fttr  diesen  practisch  wichtigen 
FaU  (Eriegszeitenl)  „ausreichend"  ist.*) 

3)  Der  Grundsatz  der  „Beweglichkeit"  der  Besteuerung 
bedeutet,  dass  die  letztere  mindestens  solche  Bestandtheile  oder 
Arten  enthalten  muss,  welche  sich  dem  Wechsel  des  Finanz- 
bedarfs  bez.  dem  Wechsel  der  von  diesem  durch  Steuern  zu 
bedeckenden  Quote  anpassen  und  die  etwaigen  Ausfälle 
anderer  Stenern  und  anderer  Deckungsmittel  (wie  nament- 
lich der  privatwirthschaftlichen  Einnahmen)  ersetzen  können. 
Gegenüber  dem  „Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung  der  Staats-, 
bflz.  der  öffentlichen  Thätigkeiten"^)  mnss  nach  diesem  Grundsatz 
namenÜich  die  Fähigkeit  der  Besteuerung,  steigende  Erträge 
za  liefern,  verlangt  werden.^)  Gegenüber  den  Schwankungen 
des  Finanzbedarfs,  des  Reinertrags  der  privatwirthschaftlichen  und 
der  OebUhrenzweige  nnd  des  Ertrags  einzelner  Stenerarten,  sowie 
gegenüber  dem  vorher  erwähnten  Falle,  dass  die  Benutzung  des 
ätaatscredits  unmöglich  oder  zu  thener  ist,  mnss  die  Bestenerung 
femer  die  Fähigkeit  der  Anpassung  an  diese  Verhältnisse  be- 
sitzen.")  Fehlt  ihr  die  erforderliche  Beweglichkeit,  so  kann  ent- 

*)  Eb.  —  BearOnd,  in  d.  fidv.  S§. 


^  Eb.  1.  A.  §.  1  Note  a,  2.  A.  §.  36  n.  bes.  Grnndleg.  1.  d.  2.  A.  Kap.  4  Abschn.3 
(in  d.  2.  Anw.  Kap.  4  in  d.  1.  Abtta.). 

*)  Gesetuich  ganz  stabile  Stenero,  z.  B.  Gnindsteaem  nach  dem  System  des 
stiUleB  KjttBBten  (Frankreich,  Oesterreich)  oder  für  nnbegreazte  Daaer  im  Gesammt- 
«rtngQ  ftnrtfl  Stenern  (prensa.  OmndsteDet  ron  10  Hill.  TÜr.  fUr  die  alten  Piorinzflo. 
fett  „oontinffeDtirte'*  GlasaensteuAr  ron  42  Hill.  H.)  sind  daher  im  Widersprach  mit 
dem  obigcD  Qmndsatz. 

")  Die  neueste  FiDanzgeacbichte  der  dentachen  Staaten  mit  ihrem  p^en  alten 
und  Denen  Domaniom  liefert  In  Folge  des  Einflosses  der  politUcheu  n.  irirthschaflL 
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weder  der  Finansbedarf  nicht  die  vom  Sfaalaleben  veriangtB  Gtitilt 
annehmen  oder  er  wird  anf  eine  schädliche  Weise,  nameilfieb 
dareh  Scfaaldanfnabme  gedeckt.^")  Raaoh  wachsende  ohroibokt 
Deficite  sind  dann  die  anvermeidlicbe  Folge.")  Der  Staatsbaskfr 
rott,  d.  b.  die  Abschttttelnng  der  Zinsen  der  Sebald  oder  eiaet 
Tbeils  davon,  ISast  sich  schliesslich  nicht  immer  vermeiden.^ 

III.  —  §.  368.  Anwendung  der  finanzpolitiseken 
Principien.  Die  Grundsätze  der  Aasreichendheit  und  Bewc|^ 
keit  der  Bestenemng  mttssen  daher  bei  der  Einriobtang  der  6t 
sammtbestenemng  besonders  beachtet  werden.  Die  Anfordenug«, 
wekihe  in  dieser  Hinsieht  ans  ihnen  abzuleitan  sind,  gortshBO 
nach  den  gegebenen  VerhiUtnissen  eines  öffentlichen  HauhalB 
verschieden;  so  nach  der  Hohe  des  Bedarfs  ttberhanpt,  nach  dis 
Vorhandensein  and  der  Beschaflbnheit  anderer  Einnahmea,  sid 
der  Sicherheit,  den  Öffentlichen  Credit  benotaen  xn  kOraen  iLav 
Die  Deckung  des  ganzen  Steaerbedarfs  dnrch  eine  einzige  Steuer 
mehrfach  als  theoretisches  Postulat  aufgestellt,  widontreitst  ntt 
anderen  Besteuerangsgrundsätzen,  namentlich  denen  derOemU? 
keit:  sie  steht  aber  ebenso  mit  den  beiden  finanzpoliii^ 
sehen  Grundsätzen  in  Widerspruch.  Die  letzteren  sindfe 
die  Anordnung  des  Steuersystems  und  die  Wahl  der  St» 
arten  und  selbst  ftlr  die  Erhebungsformen  und  den  Ver»- 
lagungsmodns  bei  einer  einzelnen  Steuerart  besonders  widt)?' 
Dabei  werden  sich  leicht  Confliete  mit  anderen  Steoerprineipitt- 
so  mit  denen  der  Allgemeinheit  und  Gleiohmttssigkeit,  mit 

Vo^finge  seit  1S70  auf  deu  Ertrag  einzelner  SteneraiteD  u.  Zveige  des  Piiratarrtf^ 
(Berg-  n. .  Hüttenwerke,  Forsten,  Eisenbahnen)  reiche  Belege  für  diese  Sitze.  Om^ 
anserem  grossen  staatlichen  Privatenrerb  gegenüber  ist  anser  StenerBTStem  riel  n 
nobeireglicb.  So  war  z.  B.  im  preus*.  HAOshalt  nach  dem  AnichUj.J;^ 
immer  mit  Rucksicht  anf  die  Ergebnisse  des  oder  der  rorausgeheoden  Jahre  aol^dto- 
vird,  der  Ertrag  der  „Stempelsteuer"  (incl.  Erbschaftsst,  die  frtlher  dwit  fwliiii" 
1870—76  u.  1.  Apr.  1877~6():  Hill.  H.  20-33,  21-0.  21-0,  SO'O,  SOi)  (^eenlatiM^ 
27  0,  27  0,  26-3.  26*3,  26  0,  iroroa  in  den  letzten  Jahren  noch  ein  wachseader  Aiftc 
auf  d.  Erbschaftssteuer  kam.  Der  Voranschlag  t  d.  Beinertr.  des  B^gr--.  BUI*' 
n.  SaUnenvesens  Prenssena  war  1870  —  76:  13-4.  lS-2.  16-6.  21'3.  27-6,  28-«. 
I.  Apr.  1877  — SU  la-8,  13-4.  11*9  MilL  M.:  gaas  die  Cur«  der  GMUOettr « 
betr.  Indostrie:  Die  wirklichen  Erträge  schwankten  sogar  noch  melr:  187S  ^ 
1873  57.  1S79  9  MÜI.  M.! 

">)  Selbst  in  Preussen  trat  diese  Nothvendigkeit  seit  1S79  sofort  ein!  CaA  «' 
tinanz.  Hemmnisse  fDr  die  EntwicUniig  des  Staatslebeaa  (VeiscUebnig  der  Pnj«^ 
der  „Terstaatlichang"  ron  FriratbabDra.  Unterrieht^esetz  mit  aeiaer  TaraoMtV! 
bedeutender  Staatszoschtisse)  machten  sich  wen  igst  eoa  zeitweteo  ebeaftUi  gtltt*'> 

")  Das  lehrt  die  Finanzgeschichte  Oesterreichs  von  1B48  an,  wo  ■«* 
Stenern  dem  Bedarf  nicht  folgen  lassen  konnte,  z.  Tb.  wegen  dar  inUralw  SHM* 
des  directen  Steaeisysten». 

")  Mittel-  n.  Bttdameric.  Staaten  a.  die  TtUkei  lieftm  meamta  Btitf/ixk. 
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Onudsatz  niedriger  Erbebangfskosten  and  mit  den  voUuwirth- 
sohaftKefaen  Poitnlaten  ergeben,  In  lolehen  Fällen  sind  nach 
Mög^ehkeit  die  erforderlichen  Rfieksicbten  zn  nehmen,  Compromisse 
bei  der  Einrichtnng  dee  Stenerwesens  und  der  Wahl  der  Stener- 
arten  nnd  Erbebnngsfonnen  einzugehen.  Die  Nothwendigkeit  der 
Deckung  des  Bedarfs  wird  indessen  den  finanzpolitischen  Prinoi- 
pien  doch  die  entseheidende  Bedentang  Terschaffen. 

Bei  der  Betracbtang  der  einzelnen  Stenerarten  nnd  Erbebnngs- 
formen  n.  s.  w.  ist  später  näher  darzulegen,  wie  weit  dieselben 
den  Gmndsfttzen  der  Ansreichendfaeit  und  Beweglichkeit  der  Be- 
stenerong  entsprechen.  Einige  Bemerkungen  darüber  sind  zur 
Orientirnng  schon  hier  am  Platze.  Sie  besehribiken  sich  aber 
aaf  die  Haaptkategorieen  der  Besteuerung. 

1)  Die  sogen,  indirecten  Verbrauchssteuern  auf  Qegen- 
sttnde  de«  Hassenoonanms  wachsen  im  Ertrage  im  €huizen  mit 
der  Vermehrung  der  Bevölkerung  ^  dem  steigenden  Wohlstande 
aad  der  Verbreitung  der  betreffenden  Gonsnmtionssitte.  Sie  eignen 
sieh  insofern  fttr  die  Ftnanzwirthsehaft  fortsDhreitender  CnltorrOlker, 
deren  Finanzbedarf  stetig  wächst.  Aber  sie  schwanken  im  Ertrage 
naeh  den  Verhältnissen  dee  Volks-  und  Staatslebens  nnd  nach 
wirthschaftlichen  Coigunctnren,")  entsprechen  daher  in  einzelnen 

")  Die  folfeodea  SStze  sind  deducür  und  fndnctir  gevonDeii.  In  letzterer  Hin- 
sicht tut  namentlicti  die  Finanzstatistib  Dienste  za  leisten.  Kur  kann  man  Boch 
Mer  mit  ihr  allein  nicht  zn  bianchharon  Besnitaten  kommen  n.  moss  sich  hUtcn, 
die  Ezfahrnugen  eines  Landes  oder  einer  Periode  zq  sehr  zq  Terallgemeinem.  Die 
einzelnen  Sätze,  z.  B.  aber  die  indirecten  Verbrauchssteuern,  sind  femer  noch  weiter 
aadi  einzelnen  Arten  der  Steuern  u.  nach  Steuerobjecteo  zu  speciaUsiren.  So  muss 
cüe  Bevegnng  der  Zolleinnahmen  naturlich  ctvas  rorschieden  sein,  je  nachdem  es  sich 
nm  Zolle  aof  vichtige  Nabmngsmittet .  auf  Colonialvaaren ,  auf  feinere  Luxusartikel 
kudfllt;  feiner  je  nachdem  in-  und  ausländ.  Froducte  (Tabak,  Zucker)  neben  u.  statt 
einander  consumirt  u.  versteuert  Verden.  Zur  genaueren  Prüfung  der  folgenden  Sätze 
bedurfte  es  eines  grossen  stattst  Apparats,  dai  znsammenznbiingen  die  Aufgabe 
dner  eigenen  finauzstatist.  Uonographie  wäre.  Bis  jetzt  fehlen  systematische  statis^die 
UnteiBQchiuigen  dieser  Art.  deren  Ausführung  namentlich  jai^ren  Priratstatistikem 
hiermit  empfohleD  werden  mag.  Bei  der  Yerschiedenheit  der  Prodactions-  und  Gon- 
DQmüonsreniäUuiese  der  einzehien  Länder  sowie  der  Bestenomog,  der  Hohe  der  Steuer- 
sitze D.  s.  w.  selW  dürfen  nur  die  für  ein  Land  gefündenen  Thatsachen  u.  statistischen 
Begelmässi^keiten  („Gesetze")  nicht  ohne  Weiteres  auf  ein  andres  Land  abertragon 
Verdes.  Gewisse  allgemeine  Ergebnisse  vermag  die  vergleichende  Statistik  aber 
immeHiin  festzustellen.   Im  Folgenden  handelt  es  sich  nur  um  Beispiele. 

")  Bei  einer  genauen  Statist.  Untersuchung  muss  natorlich  den  Veränderungen  in 
den  betr.  Tarifen,  z.  B.  im  Zolltarif  Itechnung  getragen  werden.  AmtL  Statist 
AAeitea  dieser  Art  existiren  z.  B.  für  Engtand,  ."Utere  Datw  daraus  u.  A  in 
Porter  s  progr.  of  the  nation  (Ausg.  v.  1847,  S.  49S  ItX  Neuere  in  d.  Statist,  ab- 
stracts.  z.  aln  d.  Zus.steU.  t  1861—73,  Lond.  187»,  p.  15  S.  Die  rohe  ZoIIoinn. 
Gr.-Brit  u.  Irlands  schwankte  zw.  1861—75  zw.  24-03  Mill.  Pf.  St.  in  1863  u.  19-8 
ia  1875,  nur  bei  grösseren  Tarifänder.  um  mehr  als  5*/o  jährlich.  In  dieser  Periode 
stad  für  14-57  Ulm.  Pf.  Zflllo  aufgehoben  oder  ermässigt,  nur  für  26,000  Pf.  neu  auf- 
gelegt ~  Viel  stärkere  Schwankung  im  Deutscheu  Zollverein.   Hier  hftn^  die 
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ZeitpUDoten  dem  Grundsatz  der  Äusreichendheit  nicht  und  rätd 
auch  nicht  beweglich  genug,  plötzliche  AnsflUle  in  andren  Ein- 
nahmen  nnd  plötzliche  stärkere  Steigerungen  des  Bedarfs  u 
decken.  Gerade  fUr  solche  FlUle  bednrfea  sie  daher  der  Er- 
gänsung  dnrch  andere  Stenern,  beBOBders  dnroh  EinkommeQ* 
and  eventnell  dnrch  Vermögenssteuern.^*) 

2)  Die  sogen,  allgemeinen  Ertragstenern  liefern  nub 
den  Quellen,  die  sie  treffen,  und  nach  der  Art  ihrer  Veranlagug 
bei  mässiger  Höhe  eine  besonders  sichere  Einnahme  und  ^enen 
insoweit  gut  zu  Fundirang  eines  Tfaeils  der  öffentlichen  AnsgabeB. 
Aber  sie  sind  ihrer  Katar  naeh  sehr  schwer  beweglich,  Ter- 
tragen  nach  ihrer  Veranlagung  häufig  keine  einfache  procentwräe 
Erhöhung,  weil  sie  dann  zu  einer  reellen  Kapitatbesteuemng  u 
iUhren  drohen,  and  eignen  sich  daher  nicht  als  Hanpteinnalue 
von  Finanzwirthsehaften  mit  rasch  wachsendem  Bedarf.  Ebo» 
wenig  zar  Deckung  plötzlicher  Aasfälle  an  andren  Einnahnes 
oder  plötzlichen  Mehrbedarfs.  Sie  mfiasen  deswegen  hier  diock 
andere  Steuerarten  ergänzt  werden.^') 

Bewegung  der  BUbeimicbeTproduction  und  Steuer  mit  der  Zolleinnahme  &iis  Zodff 
etwu  zosammsD.  Die  Brattoeionabme  an  Zöllen  war  1S69 — 77  in  MilL  M.:  Tf'^ 
Sä-5,  93-7.  122-5,  134'U,  115-3.  120*8,  121-1,  107  {kleine  Abweich,  d.  Zahlen  n. 
provis.  n.  defin.  Abrecbn.).  Auch  hier  deutlich  der  Einfluss  der  aofäteigenden  Caa- 
junctur  n.  der  Krise.  Dabei  seit  1SS71  der  Beitritt  v.  Els.-Lothr.  Da  die  ühebanj»- 
losten  a.  s.  w.  ziemlich  subil  bleiben  (c.  11*5  itUl.  U.},  so  schTMiken  die  Netto- 
ertr&ge  natHiUch  noch  mehr.  Vergleidie  zw.  clirecten  U  iBdiretden  Steuern  in  Bern 
auf  die  Elasticitüt  u.  s.  v.  der  Einnahmen  daraus  stellt  Leröy-Beavlien  u 
[,  ch.  4,  bes.  p.  220  S*.  Die  Schlüsse  S.  227,  dass  die  Erträge  der  iodirecten 
in  kritischen  Zeiten  abnebmeD,  aber  nicht  so  riel  als  man  meint,  enthalten  schon  eine 
zu  grosse  Generalisation  u.  werden  dnrch  die  Daten  nicht  genügend  belegt.  —  Teber 
Oesterr.  Daten  in  de  Mulinen,  fin.  de  I'ABtr.  f.  1868—71.  —  Stft^er  Kbwviü 
nnter  d.  Eiofluse  des  Wechsels  der  Kubenemte  u.  der  Handelsconjancturen  derEitru 
der  Rabenzuckersteuer.  S.  d.  reicbhalt  stat  Daten  und  Tabellen  in  r.  KaofmsDD. 
die  Znckerind.,  Berl.  1S7S.  Im  D.  Zollverein  war  z.  B.  nach  den  Monatsheften  der 
Reichsstatistik  der  Bruttoertrag  1872-76  37*9,  44*f»,  57-7,  51-C,  68*3;  1.  Apr.  181« 
bis  78  57-1,  65*5  MiU.  M.,  wogegen  begreifl.  Weise  der  Ertrag  der  inländ.  SdatMcr 
des  Reichs  nur  um  wenige  Procente  schwankte  in  1872—76  zw.  S3*l  u.  S4*4  MilL  Ü- 
Einmal  nemlich  sind  aus  mancherlei  Gründen  sofortige  Taiifkndenmgoi  bei 
ZtUlen,  Accisen  o.  s.  w.  misslich  n.  sodann  ntttzen  sie  aacli  ai<£t  immer  mit  Siebertia! 
sofort  Denn  die  Spccolatlon  anticipirt  z.  B.  ErhShnngen  nnd  ftthrt  noch  lasch  nad 
dem  alten  Tarif  Waaren  ein  (wie  im  grossen  Drafaag  im  J.  1879  in  Deutsch!.,  Mcb 
in  der  Schweiz)  u.  da  der  höhere  Finanzbedarf  oft  in  kritische  Zeiten  fällt,  wo  Haadd 
nud  Consum  abnehmen,  ntttzt  die  Erhöhung  auch  sonst  nicht  entsprechend. 

^  Das  hat  z.  ß.  Kussland  in  den  letzten  Jahren  zu  seinem  Schaden  walu^ 
genommen,  als  der  orient.  Krieg  n.  der  schlechte  Curs  des  Papierrabels  die  Snfiibr 
und  die  ZoUeionahme  zeitweise  sehr  verminderte,  gerade  in  der  Periode  hOcbstM 
Bedarfs.  Bei  den  deutschen  Stenerreformpllnen  des  Forsten  Bismarck  wird  ^ 
eben^ls  viel  zu  sehr  übersehen. 

")  Belege  liefert  die  Finanzstatistik  in  der  grossen  Stabilität  der  EinnahB» 
aus  den  Ertragstenem  in  unseren  Staaten,  hei  ^dch  Udbendem  Sfenersatt. 
Frankreich,  Oesterreich  und  den  deutschen  Staaten.   Zwischen  den  verBchiedenea  I^ 
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3)  Die  eigentUcheii  Einkommenstenern  (and  ähnlich  all- 
gemeine VermSgensstenern)  bieten  besondere  Schwierigkeiten 
fUr  die  gleichmässige  Feststellung  der  Stenerschnldigkeiten 
der  einselBen  SteoeipflichtigeB.  Äbsolnt  sehr  grosse  BetrSge 
Uffentlichen  Bedarfo  lassen  sieh  daher  mit  diesen  Stenern  schwer 
erheben^  weil  die  Ungleichmässigkeit  in  der  Belastung  der  Einzel- 
nen bei  dem  dann  erforderlichen  hohen  Stenerfuss  bald  unerträglich 
wird.  Aoeh  wird  der  Stenerdmck  bei  solchen  Sätzen  Idcht  m 
empfindheh.  Hiernach  eignen  sich  diese  Stenern  finanzpolitisch, 
wenigstens  fttr  den  gegenwärtigen  sittlichen  Zustand  unserer  Gultnr- 
vOiker,  mehr  nur  zu  Ergänznngssteuem,  bleibend  neben 
anderen  Stenern,  welche  den  Hanpttheil  des  Bedarfs  decken,  zeit- 
weilig,  wenn  andere  Hilfsmittel  versiegen,  als  Ersatz  letzterer. 
^  entsprechen  dann  recht  wohl  den  beiden  Qntuizpolitischen 
Prineipien,  namentlich  dem  Grundsatz  der  Beweglichkeit  und 
bilden  passend  das  mobile  Element  im  Steuersystem  mit  einem 
SteDerf^D8S,  welcher  nach  dem  Bedarf  wechselt  So  können  mit 
ihnen  plOtzHehe  Bedarfssteigemngen  gut  gedeckt  werden,  wo 
die  etwaigen  Ungleichmässigkeiten  und  das  Gefühl  des  Steuer- 
drucks weniger  Bedenken  erregen,  weil  die  Hohe  des  Satzes  selbst 
l^ht  veritndert  werden  kann  und  etwa  nur  ein  vorübergehender 
Eztrabedarf  vorliegt  Diese  Stenern,  besonders  allgemeine  Ver- 
mögenssteuern der  wohlhabenderen  Theile  der  besitzenden  Classe, 
sind  daher  namentlich  auch  in  Staatsnothlagen,  Kriegszeiten 
n.  dgL  passend,  um  hier  als  „Extrastenern"  die  mangelnde 
oder  die  zu  theure  Hilfe  des  Staatscrcdits  zu  ersetzen,  die  Deckung 
des  Bedarfs  sicher  zu  stellen  und  die  Last  auf  die  kräftigsten 
Schnltem  zu  legen.      Eventuell  dflrfen  sie  in  solchen  Fällen  die 

tragsstenera  bestehen  aber  wieder  Ideine  Unterschiede  in  dieser  Hinsicht.  Die  agrarische 
Grundsteser  reiner  Ägricnltarstaaten  a.  der  Exportlftnder  ron  Agrerprodacten  achvanlft 
io  ihren  Ergebnissen  femer  mehr,  unter  dem  Eiaflass  der  Ernte,  der  Handela- 
coiijiuictDreo,  ZQmal  wenn  die  Steuer  hoch  isL  Da  bleiben  dann  grössere  Rückstände. 
"Ein  Beispiel  liefert  ein  Dnearn. 

**)  So  wird  «8  mit  der  Einkmunantener  pnncipieU  mit  Becht  in  England  ge- 
halten.  Zwischen  1S61— 75  sind  fast  jibiUdi  YeräDderiuigfln  des  SteueifoBsea  erfdgt 
Er  war  für  das  toU  besteuerte  Einbuomen  1861—63  9  d.,  ^ater  6.  4.  5,  znletzt  3 
und  2  d.  pr.  PH  Sl,  also  resp.  zwischen  3'75  nnd  c  0-83  "/g,  der  Ertn^  sohwanlOe 
zriseh«!!  10*92  o.  4'11  Mill.  Ff.  Auch  in  der  preuäs.  Einkommen- a.  Classensteaer 
(soweit  letztere  bleibt)  ist  wohl  nach  einem  solchen  wechselnden,  im  jedesmaligen 
Etat  festgestellten  Stenerfuss  zu  streben.  Schon  jetzt  sollte  doch  wenigstens  das  kleine 
Deicit  im  Ordinarinm  durch  Zuschläge  zur  Einkommeosteaer  d.  bes.  zu  deren 
hobsrea  Stufen  gedeckt  werden ,  statt  dass  man  andi  daÄr  Sebalden  anftiimmt  nnd 
dauernd  die  Fiwuzen  mit  deren  Zinsen  belastet 

^)  Zu  dieser  Motirirnng  der  Einkommenetenem  u.  s.  w.  anf  die  Besitzenden 
geUngt  auch  Held,  £ink.st.  Kap.  6  u.  7.   Dsgl  Neumann  passim. 
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Form  von  Zwangsanieiben  annehmen.  Als  fester  Bettaodtheil 
dM  SteuNTsyttemB  geben  iie  bei  forttehreiteftden  Velken  tteigcade 
Erträge,  weil  BevClkemng,  Volks-  and  E^xeleinkommen  nad  Va- 
raOgen  wachsen  and  der  Steaermeehanifinos  aich  aUndhlieh  ver- 
beaserL*")  Gleiehea  UUnt  sieb  mAllgememeB  tob  der  Erbsehafti- 
steaer  sagen. 

4)  Die  sogen.  Verkebrssteaern,  vom BeaitEwccbsel  a.B.w., 
Öfters  in  Stempelform  erhoben,  atoigea  im  Ertrage  ebenfalls  nii 
der  Enkwicklnng  der  Volkawirtbschatt  Sie  ackwanken  darin  aber, 
mitanter  noch  naebr  als  die  Verbraaebsateaem,  nadt  wirtfasehaft- 
liehen,  politischen  Goi^nnctaren.")  Es  fehlt  ihnen  daher  £eg^ 
nOgende  Beweglichkeit,  sieh  den  Weebsel  des  Finansbedufi 
anzupassen. 

Auch  je  nachdem  es  sieh  nm  Staatsstenem  nnd  am  Coa- 
munalsteaern  handelt,  ergeben  sich  bei  den  erwähnten  einzcben 
Steuerkategorieen  einige  Unterschiede  in  Bezog  aaf  die  nach  da 
beiden  finanKpolitischen  Principien  za  fordernde  Anpassaag  n 
den  Bedarf.  Stenern,  deren  Ertrag  stark  von  wirtliSchafUiciM 
Co^anctaren  beeinflusst  wird,  sind  z.  B.  als  Haaptbeateoetuf 
für  Commnnen  noch  weniger  geeignet  als  fttr  den  StiA 
Denn  in  letzterem  wird  der  stOrende  EUnfiass  einer  nngHwitfiB» 
Goqjnnotar  gewöhnlich  mehr  als  in  einer  Commane,  z.  B.  OM 
Indastriestadt  (Bestenerong  der  ActiengeseUschaften!)")  dsrcbis- 
derweite  gttnstige  Verbältnisse  aosgegUchen  werden. 

Der  grosse  Einfinss  der  Erhebungsform  auf  die  Höbe  des 
Ertrags  and  daher  anf  das  Haass,  in  welchem  die  „Aasreishesdr 
heit"  der  Steuer  erreieht  wird,  zeigt  sieh  namentlich  bei  gewisin 
Verbrauchsateuem,  z.  B.  bei  der  Zucker-  und  KunntweinbestCfUtfong. 
je  nachdem  Robstoff-  oder  Fabricatbestenernng  besteht,  bei  der 
Tabakbesteuerung,  je  nach  der  Besteuerung  in  Monopolform  oder 

DafUr  liefern  die  Ergebnisse  der  preuss.  £iiilu)inineiistener  (vom  Eialoas«'' 
Ober  SOOO  U.)  auch  in  dea  letzten  Jahren  den  Beleg.    Im  Etat  v.  1875  (dem  eßta 
nach  der  Steaerref.  v.  1873  in  Bez.  anf  Mahl-  u.  SchUchtsteaer  u.  s.  ».)  sbutd  & 
class.  Einkjt.  mit  28-05,  in  d.  v.  1.  Apr.  1878—79  mit  SO'SÖ,  und  IST9-SI) 
31-35  MiU.  M. 

")  S.  die  Daten  Uber  Ptenssea  in  Note  9  oben.  Auch  der  Ertrag  dar  Bäick^ 
Weclu&lstempelsteuer  iat  in  d«n  letzten  Jahren  gestukea. 

*^  Das  hat  sich  z.  6.  in  den  rheiniscltftn  SOdten  in  den  letzt«  Jtkn* 
gezeigt,  WQ  die  schlechte  Lage  der  QssoUschafian  dezen  Steneicrtiäge  vtsaia^^ 
was  dann  mitunter  um  so  mehr  die  dlrcct«  Baateaerung  der  BefiUkemg  m  "UbM 
znag.  V^.  d.  atatiat  Daten  bei  Weener,  Terh.  d.  Ver.  t  So&peL  18T7.  i- B. 
Witten  S.  72. 
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mittelst  andrer  Steuerformen. **)  Aehnlioh  ist  die  Veranlagung 
bei  direoton  Einkommen-  nnd  VermSgensstenem  anf  den  Ertrag 
von  EhifluBS,  z.  B.  ob  Schätzung  dnroh  Dritte  oder  Selbstsohätzvng 
mit  entsprechenden  Controlen  und  Strafbestimmangen  (sogen. 
Declarationszwang).  AUe  diese  Honente  verlangen  bei  der  Ein- 
richtQDg  der  Bestenemng  anfmerksamste  Beachtung,  was  soviel 
besagt,  als  dass  die  beiden  finanzpolitischen  Principien  stets  mit 
nr  Richtschnnr  dienen  mttssen. 


3.  Abschnitt 
IL  Die  volkswirtluseluftUchen  PrlMlpieB. 

A.  Wahl  der  SteaerqneUe. 

Hlw  zeigt  sich  vor  Allem  der  Uangel  einer  streng  folgerichtigen  Unterschoiduug 
des  einzel-  n.  des  rolksvlrthscfa.  SUDdpnncls  in  Bezug  stif  die  Erörterungen  Uber 
die  Wthl  der  StenertjiaelU,  Eink.-  n.  TemOgensbesteaer.  r.  iUnfliua,  »ach  noch 
bei  den  neaesten  o.  besten  Autoren  wie  Stein,  Nenmann,  Held,  die  im  Ganzen 
voltl  wichtigste  hierhergehOrige  Arbeit,  diejen.  von  Schmoller  In  der  TQh.  Ztschr. 
1863  nicht  anigeniuiimen.  Nenmann  veist  hier  aogax  den  Begriff  Nationftl- 
einkonuBen,  Nationalkspital  als  etwas  Selbständiges  ab.  progr.  Eink^  102  if.. 
was  die  Klftrang  der  einschlagenden  Fragen  der  Volkswirtlischaftstehie  u.  hier  spcciell 
daStatmlek»  nioht  fSnteit  Ich  sohüesic  mich  aach  hier  wieder  der  Betrachtai^ 
veise  Ton  Bodbortns  an.  Ohne  abstr&ctes  Denken  ist  gerade  in  diesen  Poncton 
iler  Steneriebre  nicht  zur  Klarheit  zo  kommen.  Für  die  tirandbcgrifie  „Ertrag",  „Ein- 
kanaien",  „Veraögos",  Volks-,  Einzel-,  Prirateink.  n.  Venn.  n.  s.  w,  beiäebe  ich  mich 
auf  meine  „Gmndlegang",  §.  23—31,  82— 8S. 

Für  Dogmengeschichtlicbcs  a.  Principiclles  s.  namentl.  Schmollcr  a.  a.  0.,  bes. 
ä.26fl'.  Ans  d,  allguB.  natOli.  Liter,  sind  be8.H«rmann  n.  Ricardo  für  die  Ein- 
knnneolehre,  Preis-  u.  Kostentheorie,  die  damit  zosammeubäDKende  UcberwälzDogs- 
dieoTie  wichtig.  S.  sonst  die  literar.  Nachweise  an  der  Spitze  dieses  Haoptabschnitts 
&  130  if.  Speätll  haadelt  rom  Gagonsteod  des  folgenden  Abschnitts  B  a  n ,  1,  §,  254  ff.. 
r.  Hock  |.  9,  Stein,  I,  S96  AT.,  43b  ff.,  481  IT.,  bes.  A.  Held,  EinLsL  Kap.  4,  passim 
aoeh  die  fol^den  Kapitel;  ebenbUs  passim  Nenmann,  progr.  ISnkoamensteQer. 

L  —  §.  369.  Einleitung.  Stenerqaelle  ist  nach  der 
früheren  Begriffsbestimmung  (§.  330)  deijenige  Güter-,  bez.  Werth- 
betragr  ans  dem  die  Steuer  reell  entrichtet  (getragen,  gezahlt) 
wird  nnd  genau  zu  unterscheiden  von  der  Bemessungsgrundlage 
oder  dem  Steuerobject. 

Möglicher  Steuerqoellen  giebt  es  drei:  das  Einkommen, 
bez.  der  Ertrag  (Reinertrag);  das  als  Productionsmittel  dienende, 
bei.  das  Rente  gebende  Vermögen,  d.  h.  das  Kapital;  endlich 

")  Bei  der  Tabakbestenernng  h&ngt  die  Ergiebigkeit  fast  in  erster  Linie  ron  der 
Stenerform  ab.  Mit  dem  Monopol  wetteifert  nur  die  americ.  Stempel  -  Stenerfonn. 
V;l.Mayr.Tab.mon.;M.  Moht.  Beicbstab.regie.  1S7S ;  Felse  r  In  Uirth  nAnn.  1978. 
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das  Crebranchsvermögen:  aoB  den  zu  jeder  dieser  drei  Kite- 
gorieen  gehörigen  SacbgUtem,  bez.  den  beim  Ab»atz  ihn  SUfle 
vertretenden  Oeldstumnen  kann  möglicher  Weise  eine  Steaer  ii 
der  Art  entrichtet  werden ,  dass  sich  der  beBttgliche  GSter  oder 
Werthbetrag  um  die  Steuer  vermindert 

Für  die  richtige  Wahl  zwischen  diesen  drei  StenerqueUea  iit 
es  nan  von  prineipaler  und  trotzdem  meistens  abersehener  Be 
dentnng,  auch  hier  streng  zn  unterscheiden  den  einxel-,  ba. 
privatwirthschaftlichen  nnd  den  rolkswirtbschaftlichen  Stand- 
pnnet  der  Benrtheilung,  besonders  in  Bezug  auf  die  Kapitalbertene 
mng;  ferner  den  rein  finanziellen  nnd  den  sooialpoliti- 
schen  Gesichtspnnct  in  der  Bestenernng;  endlich  ist  auch  auf  des 
Zweck  der  Verwendung  des  Stenerertrags  ROcksieht  zn  nehmcB. 
Manche  Irrthtlmer  nnd  einseitige  Urtfaeile  nnd  Forderungen  der 
Theorie  wären  vermieden  worden,  wenn  man  diese  Unterscheidongoi 
beachtet  hätte.  Manche  Streitfragen  lOsen  sich  einfach,  wenn  man 
in  der  hier  näher  dargelegten  Weise  unterscheidet  nnd  sngleidi 
Stenerqnelle  und  Stenerobject  oder  Bemessungsgmndlage  sebsif  i 
auseinander  hält 

II.  —  §.  370.  Die  volkswirthschaftlichen  Stenti 
quellen..  Die  normale  volkswirthsehaftliehe  Stenerqudle 
das  Volks-  oder  Nationaleinkommen,  d.  h.,  dem  allg& 
raeinen,  auch  hier  anwendbaren  Begriff  des  Einkommens  geaiB- 
der  einem  Volke  in  einer  Periode  (Jahr)  zur  Verflignng  stebende 
Güter-  bez.  Werthbetrag,  welcher  allenfalls  in  dieser  Periode  toD- 
ständig  verzehrt  werden  könnte,  ohne  dass  das  frühere  Natiooai- 
vermOgen  vermindert  wird.  Auf  die  Daner  kann  nnd  darfdie 
Besteuerung  nur  aus  dieser  Quelle  des  Volkseinkommens  schSpfen- 
Ein  öfteres  oder  vollends  ein  beständiges  Zurückgreifen  auf  da^ 
Volksvermögen  oder  das  Kationalkapital  würde  siek 
wegen  der  eintretenden  Verminderung  des  letzteren  bald  von  selbst 
verbieten.  Mit  den  betroffenen  Einzel-  oder  PrivatwirthscbdteB 
wUrde  auch  die  ganze  Volkswirthschaft  zurückkommen  und  schliess- 
lich ruinirt  werden,  die  Volkszahl  abnehmen. 

Eine  Bestenernng  des  Kationalkapitals,  d.  b.  des 
(werbenden)  Vorraths  an  sachlichen  Prodnctionsmittebi  oder  Aes 
Kapitals  im  rein  ökonomischen  Sinn  im  Gegensatz  zum  Kapitat 
besitz  im  historisch-rechtlichen  Sbne,^)  iUhrt  sothwendig  zn  einer 
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Einsohränkang  der  Prodaction  und  zu  einer  harten  Reduction  der 
Bedttrfnissbefriedignng  des  Volks.  Solange  solebe  Folgen  nicht 
wirklich  eintreten,  wird  auch  der  hier  angenommene  Fall  nicht 
Torliegen,  d.  h.  die  Besteoerang  wird  eben  noch  nicht  das  Kational- 
kapital  reell  tretifen,  sondern  ans  dem  Volkseinkommen  gedeckt 
werden.  Regelmässig  werden  die  unteren  arbeitenden  Glassen  den 
schwersten  Druck  empfinden,  in  nnrermeidlicher  Lobnrerkftrzung, 
welche  nnr  etwa  dadurch  etwas  wettgemacht  wird,  dass  die  Ver- 
wendung des  Stenerertrags  z.  B.  für  Kriegszwecke,  Tmppenunter- 
baltong,  auch  diesen  Classen  wieder  zu  Gute  kommt  Dann  wird 
sieh  aber  hinterher  um  so  mehr  die  Lage  derselben  verschÜDunem. 
Auch  die  Ergänzung  and  Neubeschaffoog  stehenden  Kapitals  mnss 
ins  Stocken  gerathen,  was  dann  weiter  die  Production  lähmt 
Practisoh  wird  eine  solche  Bestenerong  zunächst  nnr  das  um- 
laufende Kapital  treffen.  Würde  sie  gar  auf  das  stehende 
Kapital,  einschliesslich  des  im  Boden  steckenden,  fallen,  so 
wäre  dasselbe  von  seinen  Eigenthttmera  zu  Schleuderpreisen  zu 
veiäossem,  um  Zahlungsmittel  zu  erlangen.  In  irgend  grösserem 
Umfang  Hesse  sich  dies  nicht  einmal  erreichen,  es  mttsste  denn 
etwa  an  Ausländer  verkauft  werden,  was  in  solcher  Sachlage 
auch  nur  in  Ausnahmefällen  zu  erwarten  ist  Die  Flocht  der 
Besteuerten,  das  einfache  Verlassen  von  Grund  und  Boden,  Haus 
and  Hof  und  Werkstatt,  die  Verödung  von  Land  und  Stadt 
wäre  die  unansbleibfiohe  Folge  (Golonenflaeht  im  späteren  Alter- 
tbnm!). 

In  dieser  Weise  wttrde  eine  Bestenerong  wirken,  welche  an- 
daaernd  das  National  kapital  mehr  oder  weniger  mit  trilfe. 
Die  formelle  Einrichtung  ond  Veranlagung  dieser  Besteuerung  ist 
hier  gleichgültig.  Es  wird  sieh  dabei  nicht  sowohl  am  eine  nomi- 
nelle Vermögens-  oder  Kapitalbesteuerung  handeln,  obwohl  die- 
selbe vielleicht  auch  vorliegt,  als  vielmehr  um  die  Oesammtbe- 
steoerung  in  ihrer  schliesslichen  Wirkung  nach  der  Höhe,  die 
sie  im  Ganzen  erreicht,  vielleicht  in  der  Form  hoher  Einkommen-, 
Ertrags-,  Verkehrs-,  Verbranchsbesteoemng. 

Die  „Schonung  des  Vermögens  und  Kapitals",  das 
Verdict  gegen  (eigentliche)  Vermögens-  und  Kapital- 
Stenern  ist  denn  auch  ein  allgemeiner  richtiger  ond  hochwichtiger 
Satz  der  neuem  Steuertheorie  —  uud  ein  Postulat  der  rationellen 
Praxis  seit  der  Entwicklung  der  Wissenschatt  der  Politischen 
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Oekonomie  und  der  ErkenntnisB  der  Function  dht  KapitolB  in  der 
VolkBwirthsehaft,  speciell  im  Prodactionsproceas. ') 

Aber  zweierlei  darf  doch  nicht  übersehen  werden,  wie  ea 
meistens  geschehen .  ist  Einmal  hat  aach  schon  die  Theorie  die 
Berecbtigang  von  wirklichen  Ausnahmefällen  von  d» 
Regel,  dass  das  Nationalvermögen  und  Kapital  nicht  mit  zu  be- 
steuern sei,  anzuerkennen.  Und  zweitens  darf  n ich t,  wie  gewSha- 
lich  geschieht,  eine  reelle  Besteaemng  desEinxel-  oder  Privat- 
kapitals,  —  in  der  Form  nomineller  Vermögens-  oder  Kapital- 
steuern  oder  iu  der  Form  anderer,  aber  in  der  Wirkung  auf  reefie 
VermOgenabestenernng  hioanskommtfnden  Stenern  —  ohne  Weitera 
mit  einer  reellen  Besteaemng  des  Nationalkapitals  identifi 
cirt  und  mit  den  Grflnden,  w^che  gegen  diese  letztere  sprecho, 
abgewiesen  werden. 

A.  ~  §.  371.  Reelle  Besteuerung  des  Volkaver- 
mOgens.  AnsnahmeßUle,  wo  auch  die  wirkliche  Mitbesteuemg 
des  VolksvermOgens  und  Kapitals  gerechtfertigt,  weil  nnvermeü 
lieh  sein  kann,  liegen  in  grossen  Staatsnothlagen  vor,  wk 
z.  B.  in  gewissen,  ftlr  das  Volks-  und  Staatsleben  gebotenen  Kriega 
(„Befreiungskriege",  „Einigungskriege",  —  die  ooncreten  Beiqni 
der  Geschichte  sind  bekannt).  Wie  hier  „ein  Volk  sein  Alles  aettt 
an  seine  Ehre"  nnd  den  letzten  Mann  stellt,  so  wahrlich  aaoh  des 
letzten  Groschen.  Die  Rücksicht  auf  die  Schonung  des  Volksttr 
mOgens  muss  hier  ebenso  wie  diejenige  auf  die  Sehonung  des 
Bodens  der  einzelnen  Volksangebörigen  selbst  den  höheren  Rttdi- 
sichten  auf  die  Erhaltung  der  Existenz,  der  Selbständigkeit  nnd 
der  Ehre  des  Volks  nnd  Staats  weichen  ~  und  ist  bei  Vsliken 
nnd  Staaten,  welche  des  Erbaltens  werth  waren,  auch  immer  g^ 
wichen:  „Gut  und  Blut"  wurde  rücksichtslos  geopfut,  aber  saci 
bereitwillig  dargebracht. 

Nur  kann  nnd  darf  eben  ein  solcher  Zustand  der  Bestenem^ 
nicht  andauern,  nicht  normal  werden,  so  wenig  wie  der 
Kriegsznstand.  Vermag  ein  Staat  anf  die  Dauer  nicht  ahme 
eine  Besteuerung  der  geschilderten  Wirkung  auszukommen,  so  be- 
weist er  dadurch  die  Unmöglichkeit  seines  BegiernngsaysteBs. 

■)  So  auch  Bao  I,     255:  „Schonung  des  Kapitals  dnei  Talks  ist  iIm  ^ 
aetkwendiei  Anfordenug  tm  Jedes  SUHiersyiiteB.**   neUch  ftberdelit  asck  Ra« 
Aunahnenile  u.  identifictrt  «ie  last  alle  bisher.  Schriftsteller  Prirat-  o.  NatioBalUpitol 
s:  a.  Note  8. 
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oder  selbst  seine  Lebeosanfähigkeit,  mindesteDS  aber  die  Uii< 
haitbarkeit  seiner  Finanzlage.  Die  finanzielle  Radioalcor  ist 
dann  im  letzteren  Fall  unvermeidlich  ein  wenigstens  partieller  Staats- 
bankerott,  von  dem  es  freilich  auch  zweifelhaft  bleibt,  ob  er  noch 
genttgend  hilft.  Ijeider  ist  nieht  zn  Iftngnen,  dass  die  beständige 
Schulden  Vermehrung  für  Zwecke,  durch  welche  nicht  wieder 
ein  Renteneinkommen  des  Staats  beschafft  oder  wenigstens  die  Pro- 
dnetiTitttt  der  nationalen  Arbeit  wirklich  gesteigert  wird,  in  vielen 
Staaten  zn  einer  bereits  ausserordentlichen,  sich  immer  noch  steigern- 
den Höhe  der  Gesammtbestenemng  geführt  bat,  um  jene  Sebalden 
ZQ  verzinsen.  30,  40,  50  Procent  der  ordenttiohen  Einnahmen  sind 
dann  vielleicht  hieritlr  zn  verwenden,  während  die  eigentlich  pro- 
dactiven  Staatsthätigkeiten  gleichzeitig  etwa  nur  kttmmerlich  erfttUt 
werden  können.  Eine  Besteuernng  solchen  Umfangs  für  solche 
Zwecke  droht  allerdings  auch  zur  Besteuerung  des  Nationalkapt- 
tals  zu  werden,  wenn  etwa  die  Staatsgläubiger  noch  grossentheils 
Ausländer  sind  und  in  der  Fremde  die  Rente  beziehen.  Symptome 
solcher  Verhältnisse  ztigen  sich  wohl  mitunter  in  Nothzoständen 
des  Grnndeigenthnms  in  Land  und  Stadt,  bei  enormer  Hohe  der 
Ertrags-  and  Verkehrssteuem.*) 

B.  —  §.  372.  Nothwendige  Unterseheidnng  zwis.ohen 
reeller  Besteuerung  des  National-  und  des  Einzel- 
kapitals. Die  Verwerfung  der  Bestenerung  des  National- 
kapitals  schliesst  nicht  ohne  Weiteres  diejenige  der 
Besteuerung  des  Einzel-  oder  Privatkapitals  in  sich. 
Es  ist  ein  verhängnissvoller  Fehler  der  meisten  Finanztheoretiker, 
dass  sie  hier  nicht  genügend,  oft  gar  nicht  unterscheiden.  Dieser 
Fehler  war  aber  freilich  die  nothwendige  Folge  davon,  dass  der 
Doppelbegriff  von  VermSgen  und  Kapital,  der  rein  ökonomische 
und  der  historisch-rechtliche,  verkannt  oder  allgemeiner  ausgedruckt, 
der  Tolks-  und  einzelwirthschaftliche  Standpunct  hier,  wie  auch 
sonst,  vermengt  wurde.  Die  Folgen  dieses  Fehlers  wurden  noeh 


*)  Tgi  sdtoQ  die  ÄoaftthniQs  im  1.  Baade,  Raa- Wagaer  1.  Aufl.  I.  36—31» 
uad  2.  AniL,  §.  64  über  das  VeriiUtoiss  dm  Fia&nzbedarfs  Volkseinkommen.  — 
"Es  ist  scbver  zu  sagen,  ob  die  Klagen,  velche  bes.  in  angUnstigen  Zeiten,  bei  ge* 
dmctaM  Fndacteapniscm  a.  dgi..  in  Theilen  ron  Oeoterreieli,  Italien  über  die  „Dnet^ 
nii^BcIikalt"  dM  Stonetdracks  toU  erWnt  sind ,  ?oUe  BagiQndnDg  haben.  Die  ernst- 
licbsle  Enr&gang  verdienen  sie  jeden£&IU,  znmal  wenn  die  Stenern  in  so  hohem  Betrage 
fQr  Scbnldzinsen  des  Staats  venrendet  werden  müssen.  In  WestOsterreich  sbsorbirt 
der  jÜcL  Scbaldetat  (ohne  die  Zinsanbreutionen  der  Eisen  bahnen  tk  s.  w.)  jetzt  wieder 
c.  40*/'p  der  gesammten  ordentL  Kettoeinnabme,  in  Italien  de^L  c.  44*fo. 
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dadurch  verschlimmert,  dass  zogleich  bei  AuBdrBcken  wie  „Vn- 
mOgensstener'S  „Kapitalstener''  die  Steuer  quelle  und  das  Stew- 
object  Cfters  verwechselt,  also  die  Doppel bedeatuDg dieserAos- 
drttcke  fiberBehen  wurde;  femer  weiter  noch  dadurch,  dassucb 
der  wenigstens  mögliche  Doppelsweck  der  Beatenemng,  dtr 
rein  finanzielle  und  der  socialpolitiscbe ,  übersehen  oder  ohne  g^ 
naaere  Begrflndnng  nur  der  erste  fBr  zulässig  befunden  und 
lieh  der  Zweck  der  Verwendung  des  Steuerertrags  gtai 
unbeachtet  gelassen  wurde.  Kur  diese  logischen  Verstösse  erklSra 
es,  dass  mitunter  ohne  Weiteres  die  Vermögens-  and  Kspibl^ 
besteuerung  mit  solchen  Grtlnden  verworfen  worden  ist,  weldie  üb 
gegen  die  reelle  Besteuerung  des  volkswirthschaftlichen  Kapitilf 
gelten,  z.  B.  die  Erbschafts-  und  gewisse  Verkehrssteneni,  oini 
dass  sich  ttberhaupt  in  der  Behandlang  dieser  Pancte  viel  Vtr 
winung  in  der  Theorie  und  unsicheres  Schwanken  in  der  Pnü 
einstellte. 

1)  lieber  die  Verwechslung  von  Steuerqaelle  und 
bemessungsobject  braucht  nach  dem  Frtthereii  (§.  330)Bieb 
Weiteres  gesagt  za  werden.  Die  meisten  in  der  Praxis,  zamili 
normalen  Zeiten,  vorgekommenen  Vermögens-  oder  Kapitdsteio 
dieses  oder  eines  ähnlichen  Kamens  sind  nur  nominelle,  niebi 
reelle  Stenern  dieser  Art  und  sollen  jenes  in  der  Regel  aosdrUft 
lieh  nach  der  Absicht  des  (Gesetzgebers  auch  nur  sein.  Sie  äii 
meistens  nur  Formen  der  Einkommenbestenemng  nnd  saA 
als  solche  zu  würdigen.  Es  kann  sich  also  bei  ihnen  nur  dsrP 
handeln ,  festzustellen ,  ob  sie  nicht  doch  unter  Umständen  ds^ 
ihrer  Veranlagung,  Erhebung,  Höhe  und  sohliesslichen  WirfcoK 
in  eigentliche  Vermögens-  und  Eapitalstenem  flbergehea.  D* 
wird  bei  allgemeinen  nominellen  Vermögenssteuern  schon  wegs 
der  tiblichen  Niedrigkeit  des  Satzes  selten  der  Fall  sein,  äe» 
wirken  vielmehr  in  der  Regel  als  Einkommensteuern,  eventDell  ^ 
etwas  höhere  für  Renteneinkommen  u.  dgl.  m.  Dagegen  wirfcei 
Erbschaftsstenern,  gewisse  in  Stempel-  und  ähnlicher  Form  er- 
hobene Besitzwechselabgaben  und  einzelne  andere  Verkehrsstanen 
nach  ihrer  Veranlaguogs-,  Erhebungsart  und  oftmals  vorkomoo 
den  Höhe  (Erbschaftssteuer  fQr  die  entfernteren  Verwandten,  bok 
Steuer  von  Uebergängen  des  Grandeigenthums  im  Kauf)  allerdin^ 
häufig,  vielleicht  sogar  regelmässig  als  Besteuerung  des  einzel-  ode 
privatwirthsobafUiehen  Vermögens,  bez.  des  Kapitals  derjenigen 
Wirthschafl,  welche  diese  Steuern  zahlt   Ob  und  wie  weit  w 
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trotzdem  zu  billigen  sind,  daa  hängt  dann  von  den  folgenden  £r- 
wBgnngen  ab»  welche  zugleich  ergeben,  dass  die  Verwerfung  solcher 
Stenern  noch  keineswegs  in  derjenigen  der  oben  beBprochenen 
Vermögenssteuern  nothwendig  enthalten  ist  Ffir  die  Entscheidung 
im  concreten  Fall  der  Praxis  kommt  auch  der  Cbaracter  des 
ganzen  Steuersystems  (Anerkennung  socialpolitischer  Gesichts- 
pnnote  oder  nicht)  and  die  Stellung  dieser  Steuern  in  diesem  System 
mit  in  Betracht  Soweit  endlich  nach  dem  FrOheren  in  Äusnahme- 
nUlen  ttberbanpt  reelle  Steuern  auf  das  Nationalvermögen  ge- 
rechtfertigt sind,  können  Vermögens-  und  Kapitalstenem  der  genann- 
ten Art,  welche  eventaell  solche  Wirkung  haben,  sogar  eben  des- 
wegen eine  passende  Stenerform  sein. 

2)  Das  allgemeine  Verdict  gegen  Vermögens-  und  Kapital- 
steaem,  z.  B.  gegen  Erbschaftssteuern,  weil  sie  „das  Vermögen, 
dag  Kapital  angriffen",  ist,  auf  Steuern  dieser  Art  bezogen,  welche 
zimttchst  das  einzelwirthschaftliche  Vermögen  u.  s.  w.  treffen,  des- 
halb Bicfat  richtig,  weil  eine  solche  Steuer  noch  nicht  nothwendig 
mit  dem  Einzelkapital  auch  das  Hationalkapital  vermmdert,  sondern 
eventaell  nur,  direct  oder  indirect,  ein  (Privat -Eigentbums-)  Recht 
SD  Partikeln  des  Nationalvermögens  von  einem  auf  andere  Wirth- 
sebafls-  und  RechtsBubjeete  Überträgt  Ob  und  wieweit  dies 
tbatsächlich  geschiebt,  hftngt  einmal  von  der  Verwendung 
des  Stenerertrags  ab,  zweitens  von  den  directen  und  indirecten 
Weiterwirknngen  der  betreffenden  Besteuerung,  namentlich  für  die 
Vertheilnng  des  Volkseinkommens  auf  die  Einzelnen  und  fUr 
die  Bildung  von  Privatvermögen  oder  Privatkapital,  welche  diese 
Einzebien  vornehmen.  Ob  und  wieweit  durch  Stenern  eine  solche 
Vermttgensflbertragnng  bewirkt  oder  selbst  als  Ziel  der  Steae^ 
Politik  hingestellt  werden  darf,  das  hängt  von  der  Beurtheilung 
der  bestehenden  Vertheilnng  des  Volkseinkommens  und  Ver- 
mögens, daher  besonders  von  der  Beortheilang  der  Rechtsord- 
nang  ab,  auf  welcher  sieh  diese  Vertheilnng  vollzieht,  —  fllr  die 
Cregenwart:  das  moderne  System  der  freien  Ooncnrrenz.  —  Da- 
nadi  richtet  sich  auch  wieder  das  Urtheil  darüber,  ob  und  wie 
weit  es  zulässig  oder  selbst  geboten  ist,  durch  die  Besteue- 
rting  in  die  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  einzugreifen, 
m.  a.  W.  ob  neben  dem  rein  finanziellen  (fiscaKsohen)  auch 
ein  socialpolitischer  Zweck  der  Besteuerung  anzuerkennen 
iBt.  Alle  diese  zuletzt  bertthrten  Fragen  sind  nicht  in  der  Finanz- 
wissenschaft,  sondern  im  grundlegenden  Theil  des  Systems  der 
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Politiflchen  Oekonomie  zn  entscheiden.*)  Die  FisanzwisseDsehaft 
oder  die  Stenerlehre  hat  nnr  die  bezttgliefaen  Ergebnisse  lierilba 
zn  nehmen,  and  zwar  nnr  znm  Tbeil  hierher  in  die  ErOrterasf 
Ober  die  TolkswirthschafUicfaen  Principien,  znm  grosseren  Theil  is 
die  Ernrtemng  über  die  Grundsätze  der  Oerechtigkdt  im  Stestf 
wesen  (§.  397  ff.).  Die  Frage  einer  Bestenemng  mit  socialpoHtiscbei 
Wirkungen  oder  selbst  mit  solchen  Zwecken  ist  zwar  eine  volb 
wüthschafUiche,.  auch  das  ProdnctionBinteresse  berOhrende  Fnge 
von  grosser  Bedentnng.  Aber  noch  mehr  ist  sie  doch  eine  Fnge 
der  Bestenernngs-Gkrecbtigkeit 

C.  —  §.  373.  Frage  der  reellen  Besteaernng  des 
EinzeWermtigens.  Eine  eigentliche  Vermögens-  nnd  Ki^itsl- 
stener^  welche  reell  das  private  Vermögen  des  Besteaerten  tiiffi, 
also,  wenigstens  zeitweilig,  es  vermindert'  —  einerlei  wieder  ob 
zugleich  eine  nominelle  VermOgensstener  ist  oder  ob  eine  uAbi 
Art  Steuern  einzeln  oder  im  Ganzen  diese  Wirkung  hat  —  vennf 
nun  in  der  That  unter  Umständen  wohl  das  NationalwmUpi 
in  seinem  Betrage  nnverftndert  zn  lassen  und  nnr  dessen Ver- 
theilung  umzugestalten. 

1)  So  wenn  der  Steuerertrag,  naoh  der  im  1.  Bande  in  (hi 
Lehre  vom  Öffentlichen  Bedarf  festgestellten  Terminologie,  fli 
privatwirthschaftliche,  aber  anch  fUr  staatswirthschtft 
liehe  Kapitalanlagen  verwendet  wird.^)  Ankäufe  von  Feldgiten. 
Forsten,  Bergwerken,  Eisenbahnen,  Neuanlagen  von  letzteren  mi 
von  einzelnen  Anstalten  des  GebOhrenwesens,  LandesmelioiationeD. 
Wegebauten,  Hafenbauten,  Flnsscorrectionen  n.  s.  w.  n.  s.  w.,  welch 
aus  Steuerfonds  bewerkstelligt  werden;  Reformen,  Orgui» 
tionen  im  Gebiete  der  verschiedenen  Zweige  der  Öffentlichen  Ve 
waltnng  (Neabewafinung  des  Heeres,  Schiffsbauten ,  „Retablist^ 
ment"  nach  Kriegen,  Bauten  aller  Art  n.  A.  m.),  welche  gleicfa£dl> 
aus  Steuern  bestritten  werden,  sind  bekannte  Beispiele  im  modflroei 
Staate.  Wenn  wir  Staatseisenbahnen  in  gleicher  Weise  ans  orfeni- 
liehen  Einnahmen  oder  Stenererträgen  herstellten ,  wie  es  mit  den 
Landstrassen  grossentheüs  geschehen  ist,  so  wttrde  sich  htnil- 
greiflich  zeigen,  dass  eine  privatwirtfaschafUloh  als  Kapitalstefler 

*)  Das  habe  ich  auch  in  meiner  Gnmdlegnng  zn  thon  rersacht,  in  Kap.  3^ 
1.  Aufl.  8.  94  —104,  und  Doch  schärfer  ond  principieller  in  der  2.  Änl  i»  «■ 
5.  H&opüibachD.  S.  134  ff.   „Der  Bedarf  oder  die  fänkommenlehre  vom  Verthoüin^ 
staadpoact  betrachtet."    Im  Text  oben  Tird  ui  dieie  ErOrtenutgen  aogekBOpft. 
Mlbeu  kfiDDOD  aber  hier  nicht  viederholt  Verden. 

<0  B.  I  1.  Anfi.  §.  41  b  &  72.  2.  Aull.  §.  55. 
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aufedtasMode  ficstenerang  volkswirtfaachaftlich  diesen  Character 
Dicht  nothwendig  an  sich  trflge.  Die  neara  Stsatshahnen  repittsen- 
tirten  el>en  aar  eine  andere  Änl  age  des  Nationalkapitals,  eben- 
so wie  neue  Priratbahnen,  welche  mit  privatkapital  gebaut  sind, 
dies  tbon. 

2)  Die  gleiche  Wirkung  einer  blossen  Uebertragnng  von 
PriratvermOgen  oder  Priratkapital  zwischen  den  Einzelwirthsohaiten 
einer  Volkswirthscbaft  kann  nun  wenigstens  auch  die  Besteuerung 
des  Privatvermtigens  u.  s.  w.  haben,  wenn  daraus  ^e  entsprechende 
Verfindemng  der  Höhe  der  Privateinkommen,  speciell  nach  der 
Hohe  der  darin  enthaltenen  freien  Einkommen^  nnd  der  Stärke 
der  Sparf&higkeit,  welche  wieder  von  der  Hohe  des  freien  Ein- 
kommens abhängt,  hervorgeht   Eine  solche  Wirkung  wird  um  so 
leichter  ermöglicht,  wenn  etwa  gleichzeitig  mit  dem  Ertrage  dieser 
Steoem  Leistungen  hergestellt  werden,  welche  fiberwiegend  den 
unteren  ärmeren  Glassen  zu  Gute  kommen,  deren  wirthschaftliehe 
Leistungsfähigkeit  erhöhen  n.  s.  w.  (Schulwesen!).   Wurde  z.  B. 
eise  hohe  und  schwer  empfundene  tiohnbestenemng  (in  der  Form 
directer  Arbeitslohnstenem  oder  indirecter  Verbrauchssteuern  auf 
Massenconsnmptibilien)   durch   eine   VermOgensbesteuerung  des 
reicheren  Theils  der  besitzenden,  flberwiegend  Grund-  nnd  Kapi- 
talrenten und  Conjnnctnrengewinne  beziehenden  Classen  ersetzt, 
so  ist  es  sehr  wohl  möglieh  nnd  sogar  wahrscheinlich,  in  einigem 
Umfange  selbst  gewiss,  das«  durch  die  hier  eintretende  Verände- 
rung der  freien  Einkommen  und  der  wesentlich  durch  diese  be- 
dingten Sparfähigkeit  trotz  dieser  VermÖgensbesteuernng 
theilweise  wenigstens  keine  proportionale,  vielleicht  Uber- 
haapt   keine  Verminderung   des  Nationalvermögens, 
sondern  nur  eine  veränderte  Vertheilung  desselben  ~  mehr 
kleine,  weniger  grosse  Privatvermögen  ~  sich  ergeben  würde. 
In  die  Sparcassen  wttrde  etwa  fliessen,  was  sonst  an  die  EffiBCten- 
bOrse  zur  Anlage  oder  zur  Specnlation  gelangte. 

Die  Beurtfaeilung  eines  solchen,  wenigstens  möglichen, 
Resohates  einer  Vermögenssteuer  hängt  nun  freilich  ausser  von 
Erwägungen,  welche  vom  Standpnncte  der  Gerechtigkeit  ans  an- 
znst^len  sind,  auch  noch  von  weiteren  volkswirthschaftlichen 
Erwägungen  ab.  Allgemein  in  der  Theorie,  wie  im  concreten 
Falle  in  der  Praxis  genfigt  die  blosse  Möglichkeit  eines  solohen 

*i  Deber  diwea  Begcift':  Gruiullflgiu«  g-  65;  Boscber,  Syst  I.  §.  145. 
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EigebniBSes  nicht,  es  mase  vielmehr  anoh  der  Grad  der  Wabr- 
scbeinliohkeit  an  ermitteln  gesncht  und  mit  danaeh  das  Ffir 
oder  Wider  entschieden  werden.  Femer  ist  auch  vom  volkswirth 
schaftlichen  Standpnnct  ans  der  weitere  Eindnss  einer  solcbeo 
Besteaemng  auf  die  allgemeine  VenuQgens-  and  KapitalbOdsi^ 
nnd  -Vertbeilung  zu  beachten ,  die  Rflckwirknng  aaf  die  Lage  der 
reicheren  Classen  und  wiederum  die  Bückwirknng  dieser  Ligc 
anf  das  wirthsohafUiche  nnd  persönliche  Verhalten  dieser  ClaSKi.  j 
Es  können  Bedenken  anftanchen,  ob  eine  solche  Bestenernng,  ; 
sie  in  die  einmal  bestehende  VermOgensvertheilung  eingreife,  nieU  1 
reehtiich  und  socialpolitiscfa  nachtheilige  Consequenzen  mit  sich 
bringe,  welche  anch  im  Gesa  mm  t  Interesse  des  Volks  nnd  der 
Volkswirthschaft  zn  scheuen  sind.  Alle  solche  ErwSgnngen  lenken 
vielleicht  mit  Recht  von  solchen  Stenern  ab.  Aber,  was  ftr  tuuere 
jetzige  Betraohtnng  das  Entscheidende  ist,  ans  solchen  änderet 
Orflnden,  nicht  ans  dem  gewöhnlich  allein  betonten  sogeDanntes 
„rein  volkswirthschaftlichen"  Grande,  dass  die  VermOgcae- 
steaer  verwerflich  sei,  weil  sie  „das  Nationalvermögen  (Kapitif' 
angriffe."  Denn  das  ist  wie  gesagt  nicht  immer  ihre  nothmr 
dige  Wirkung. 

Aach  abgesehen  von  der  Frage,  ob  sich  principiell  emEia- 
griff  in  die  Vertbeilung  des  Vermögens  durch  Stenern  recht- 
fertigen lasse,  darf  endlich  doeh  nicht  Übersehen  werden,  dass  dff 
gewöhnliche  Ursprung  des  PrivatvermOgens  and  Kapitals  in  dea 
früheren  Einkommen  des  Eigenthflraers  liegt  und  dass  hierin 
Grunde  genommen  die  Bestenerung  des  privaten  Ein kommeD! 
ebenso  in  die  Bildung  und  Vertbeilung  des  Privat  vermSgeo! 
eingreift  wie  die  VermOgensbestenerung.  Wenn  z.  B.  eine 
stimmte  Person  oder  Kategorie  von  Personen  nach  dem  bisberig» 
Steuersystem  rechtlich  oder  nach  der  mangelhaften  Ansflibnu^ 
der  Bestenerung  factiseh  keine  oder  keine  genflgendes 
Stenern  zahlt,  oder  wenn  überhaupt  die  GesammthesteDeniD^ 
rechtlich  nnd  factiseh  ungleich  die  Einzelnen  trifft  —  nifl 
wo  nnd  wann  that  sie  es  nicht!  —  so  wird  dadurch  natllriieb  die 
Hohe  der  freien  Einkommen  der  Einzelnen,  folgeweise  wieder  die 
Sparfl&higkeit  und  schliesslich  die  GrOsse  der  neu  gebildeten  Privat 
vermögen  und  Privatkapitalien  beeinflusst.  Im  einen  Fall  wird  sich  i 
ein  Hinns ,  im  anderen  ein  Plus  ergeben ,  welches  gerade  aaf  die 
das  Einkommen  als  Steuerqaelle  treff'ende  Beatenemng  zurfickm- 
ftthren  ist.  Auch  darnach  erschebt,  von  allen  anderen,  aus  den 
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Wesen  der  priTatwirthschaftlichen  Einkommen-  und  Vermögens- 
Tertheilang  entnommenen  Recbtfertignngsgrfinden  abgesehen,  die 
Vermögen Bbestenerang,  welche  nnn  in  dieses  Pins  and  Hinns 
corrigirend  eingreift,  rein  ans  dem  Besteaernngsgesichtspnncte 
betrachtet,  sehr  wohl  zulässig.^) 

D.  —  §.  374.  Ergebniss  in  Bezng  auf  die  Wahl  der 
Stenerquelle.  Aus  den  bisherigen  Erörterungen  folgt:  die  nor- 
male rotkewirthschaftliche  Steuerquelle  bildet  das  National- 
einkommen, rorbehaltlich  gewisser  Ausnahmetälle,  in  welchen 
auch  auf  das  NationalTcrmOgen  bez.  Nationalkapital  zorOek- 
gegriffen  werden  muss  und  darf,  welches  sonst  möglichst  zu  schonen 
ist  Ans  leteterem  Satz  folgt  aber  noch  nicht,  dass  auch  die 
Besteaenmg  des  Einzel-,  bez.  PriratrermOgens  oder  Kapitals 
nur  in  jenen  Ansnahmeföllen  zulässig,  mithin  im  Uebrigen  auch 
nur  das  Einzeleinkommen  die  richtige  Stenerquelle  sei.  Viel- 
mehr ist  zwar  das  Einzeleinkommen  allerdings  auch  die  haupt- 
sächliche, aber  selbst  vom  bloss  rolkswirthschafttichen ,  ge- 
schweige, wie  sich  zeigen  wird,  vom  socialpoUtischen  und  Ge- 
rechtigkeitsstandpnnote  nicht  die  allein  normale  Stenerquelle, 
wie  dies  wohl  vom  Nationaleinkommen  gesagt  werden  kann. 
Neben  dem  Einzeleinkommen  darf  auch  das  EinzelvermSgen 
oder  Privatkapital  als  eine  normal  berechtigte  Steuerquelle 

^  Ein  pracüscfaes  Beispiel,  velches  dem  im  Text  hypotlietisch  an^ommenen 
geiUQ  entspricht,  liefert  die  nenere  Geschichte  der  preass.  directen  Einkommeo- 
botenening.  Bis  zur  EiDfOhrang  der  classificirteo  EinkonuneDstener  im  J.  1851  bestud 
ia  Preassen  als  directe  Personalsteoer  des  Staats  nar  die  Classenstener,  deren  höchste 
Steuers&tze  in  der  obersten  Glasse  48,  96  n.  1 44  Thir.  für  den  Haoshalt  iruen.  Die 
reichste  Familie  zahlte  nnr  ein  solches  niedriges  Mazimnm.  Oorch  die  Reform  vom 
)•  ISÖl  (Oes.  T.  1.  Hai)  trat  die  Einkommensteuer  hinzu,  die  alles  Einkommen  über 
1000  Thlr.  mit  annähe md  3"/«  belegte.  Angenommen,  eine  Familie  hatte  von  jetzt 
an  100  Thlr.  mehr  an  Elnkooimeosteser  zu  zahlen,  als  in  den  ToraoBgegangeaen 
30  Jahren  an  CUssensteaer  n.  veitor  angenommen,  sie  hatte  diese  bisher  jlhiUch  »n 
Steuer  ersparten  100  Thlr.  regelmässig  kapitaüsirt.  so  ist  es  klar,  dass  sie  dos  dei- 
maasen  ersparte  „Kapital"  nnr  dem  Mangel  in  der  bisherigen  Gesetzgebnng  zn 
verdanken  hatte.  Von  1851  an  hätte  man  dann  rom  Standpnnct  dieser  Familie  aas 
der  neaen  Einkommensteuer  auch  den  Vonrarf  machen  kOnnen,  dass  sie  im  Gmnde 
aof  das  Kapital  der  Familie  falle,  weil  sie  dessen  bisherige  regelmässige  Zunahme 
mn  100  Thlr.  rerhindere.  —  Im  Gesetz  v.  1S51  blieb  noch  ein  festes  absolntes  Steaer- 
maiirnnm  Ar  alles  Einkonuneo  aber  240,000  Thlr.  hinaas  mit  7200  Thlr.  bestehen. 
Erst  durch  die  Norelle  von  1873  wurde  bestimmt,  dass  für  jede  weitere  20,000  Thlr. 
Einkommen  hieraber  hinaus  je  600  Thlr.  Steuerplos  zuwachsen.  Im  J.  1876  sind 
12  Penonen  hierron  betroffen  worden,  die  607,000  M.  Stenern  zn  zahlen  hatten,  gtwen 
2$9.200  ac  nach  den  Ges.  r.  1861.  Dieses  Plus  tod  807,800  H.  Tita  Termathlleh 
•oittt  dem  „Kapital"  dieser  Penonen  hinzngevadisea,  jetzt  wnrde  die  Summe  airf  den 
Slut  ttbertngw.  Kennte  man  hier  nicht  nach  von  dem  „Naohlheil"  der  Kapltal- 
stener  reden! 
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beseicbnet  werden,  fllr  deren  znlttssige  Beanspmohung  dann  an 
die  FSHe  genauer  naohsaweuen  sind.*) 

III.  —  §.  375.  Weiteres  in  Bezug  auf  reelle  Be- 
steuerung des  Einzelrermfigens.  Auf  die  Frage,  in  wekbea 
F&llen  das  Einzel verm&gen  als  Steuerqnelle  benutzt  weiden  dirf 
und  werden  sollte,  geben  die  vorausgehenden  Erörterungen  theil- 
weise  schon  eine  Antwort.  Diese  Antwort  wird  im  weiteren  Vw- 
laufe,  besonders  in  den  Abschnitten  yon  den  Grundsätzen  der 
Gerechtigkeit  und  vom  Steuersystem,  vervollstilndigt  werden.  Die 
reelle  Vermögensbestenernng  ist  in  einer  Hinsieht  verwandt 
mit  der  sogenannten  Progressivbesteuerung,  d.  b.  der  reUtiv 

")  Dies  E^bniH  viderspricht  der  bisher  Üblichen  Lehre  »UerdiogB  veModirl. 
aad  ganz  begreiflich,  da  diese  Lehre  Prirat-  n.  NatioDalkamtal  gevOtmlicfa  identifidrt 
So  sagt  z.B.  Jacob  I,  §.  462;  „die  NationalOkoDomie  rertange,  daas  weder  die  guie 
Snmme  der  zu  forderndea  Abgaben  das  Stamm-  oder  werbende  Vermt^en  der  Naäti. 
noch  die  jedem  Einzelnen,  aufgelegte  Abgabe  dessen  Stamm-  »itt 
iferbendes  Vermdgen  antaste,  sondern  dass  sie  ron  dem  reinen  Einkoaaei 
bezahlt  weiden  klHuen.'*  —  Breite  AasfQbrung  gegen  die  BesteDemiig  des  Sluw- 
rennOgeaa  mit  Uerbdiiehong  einer  Menge  anderer  Antorea  bei  Mirbmid,  Bartwn 
S.  196  ff.  Ebenn  abweichend  Ran  I.  §.  255  iP..  aber  mit  einor  Bowelsflihnuig,  £t 
eben  wat  in  Bezug  anf  das  Nation alkapftal  richtig  iBL  Hock,  Sff.  Abg.  %. 
kennt  nicht  die  bedingte  Zulissigkeit,  auf  das  NationalrermOgen  in  der  Besteoenif 
zarfickzngreifen ,  aber  hillt  dem  Einzelnen  gegenllber  daran  fest,  daas  die  Stener  tv 
ein'en  Theil  seines  freien  Einkommens  betragen  dUrfe.  S.  S3.  Dmpfenbacb  I.  S.  W. 
1  ]  1  ff.  nnbedingt  gegen  Steuer  auf  das  StammvennSgen.  Held,  EinlLaL  S.  ii  ff..  Kl 
giebt  auch  eine  reelle  Besteuerung  des  Einzelkapitals  zu,  geht  aber  auf  die  fof 
nicht  genauer  ein.  Neumann,  progr.  Eink.Bt..  weist  bei  seiner  Empfehlaug 
Vermögenssteuer  zum  Zweck  stärkerer  Besteuerung  des  fundirten  Eiokommenf  dk 
oberflächlichen  Tiraden  ron  Murbard,  Lötz,  M.  Wirth  ab,  aber  doch  am,  indes 
er  sagt,  eine  nach  dem  Vermltgen  bemessene  Steuer  brauche  noch  keineswegs  das 
VnmOfensatDcke  entnommen  zu  werden  (S.  189  C).  HU  dieser  BepUk  ist  der  fa^ 
aber  noch  nicht  Genüge  geschehen,  was  fl^ch  such  nicht  mOg^ch  int,  weea  XJmw 
Scheidungen  zwischen  National-  und  Privatkapital  u.  s.  w.  fOr  massig  erklArt  wwdea. 
Sehr  richtig  weist  dagegen  Schmollor,  Tob.  Ztschr.  XIX.  32  ff,  44  nach,  dass 
<jebot  dar  uirenehrten  Ki^italerhnltuog  keine  Begel  Air  die  VertheilaDg  dar  Steaen 
gebe"  und  dass  man  obeitaupt  (wie  auch  Mill  bemeriit.  der  B.  5,  Kap.  2.  g.  7  mein 
dass  Steuern,  welche  auf  das  Kapital  fallen,  an  sich  nicht  uothwandig  rarwerflKk 
seien),  gar  nicht  bestimmen  kOnne,  ob  eine  Stener  ganz  auf  das  Einkonuaen  und  gu 
nicht  auf  das  Kapital  falle.  Auch  Scbmolter  ti^t  aber,  im  Anschlusi  an  smw 
Untersuchung  Uber  das  Einkommen,  daran  fest,  dass  „die  Gesammtsununa,  weicht  dtf 
Einzelne  an  rerschiedenen  Steuern  zahlt,  angefihr  seinem  Einkommen  antspracha  siIL 
nicht  die  ainzelne  Steuer,  sondern  das  Steuersystem  solla  sein  Uaas«  am  Cii- 
kommen  haben".  S.&4.  Wird  dies  wortlich  genommen,  so  ist  im  Piia<äB<Ke  xaelU 
Besteaerang  des  PriTatraraOgans  aoHMchlossMi.  wann  mu  Ja  $ack  Schmallcr. 
Scbiffla  u,  A.  ganz  darin  bestimmen  kann,  wie  flüssig  EinionuMn  TemBg* 
im  VeAAltniss  zu  einander  seien.  —  Stein's  Stellung  lu  diesen  Ftigea  ist  miriicki 
klar  geworden.  Seine  wiUkttrlicb  abweichende  Terminologie  und  seioe  aoBdertart 
AuffiüsuBg  des  Kapitals  hindern  ihn  jedenfalls,  zu  der  Uaraa  Ontarachaiduag  m 
National-  und  Priratki^ital  za  kommen  nnd  die  Bestfloerung  all  ein  dach  weatpM* 
mögliches  fwenn  anch  riallaicht  zu  reTwarfandes)  MittJ  dar  Baga^Dg  dar  v«t- 
tbeilnng  des  Nationalkwilals  »n  dia  Eimelneo  scharf  mit  ins  Aoc«  n  bmm. 
S.  1.  4S8  ff,  458  ff. 
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höheren  Besteaerang  des  grosseren  Einkommene  and  mit  der 
stärkeren  Bestenemng  des  sogen,  fbndirten,  aas  Besitzrenien  her- 
rührenden Einkommens  und  bildet  namentlich  in  einem  „soeial- 
poHtischen"  Steuersystem  ein  drittes  coordinirtes  Glied 
dieser  beiden  Steaerarten.  Sie  findet  dann  ihre  Rechtfertigung 
und  richtige  Anwendung  im  Rahmen  eines  solchen  Systems  nach 
den  für  dasselbe  massgebenden  Gesichtspuncten.  Darauf  wird  in 
den  Toi^nannten  Abschnitten  mit  eingegangen  werden,  besonders 
in  dem  Abschnitt  vom  zweiten  Gmndsatz  der  Gerechtigkeit,  von 
der  Gleichmässigkeit  (§.  417  ff.).  An  dieser  Stelle  genügt  es  yot- 
Iftnfig  Folgendes  hervorzuheben. 

FUr  die  Frage  der  reellen  VermOgensbestenerung  —  Letzteres 
beisst  jetzt  and  im  Weiteren  regelm&ssig  die  Besteaernng  dea 
Einzel-  oder  PrivatvermOgens,  im  Unterschied  von  derjenigen 
des  Volk 8 Vermögens  and  amfasst  begrifflich  die  Kapital- 
besteaeroDg  mit  —  ist  nun  öfters  der  Ursprung  des  Vermögens, 
sodann  der  Zweck  desselben,  endlich  auch  wohl  wieder  die  Ver- 
vendan g  des  Steaerertrags  zu  unterscheiden.  Danach  gestaltet 
siehaaoh  vomStandpunctedes volkswirthschaffliehen Prodactions- 
interesses  das  Urtbeil  Uber  die  Vermögensbestenerung  verschieden. 
Schlüsse  und  Forderungen,  welche  vom  Standpunote  des  volks- 
wirthsehafUiohen  Vertheilungs-  und  socialpolitisohen  Inte- 
resses aus  gezogen  werden,  werden  dadurch  theils  untersttttzt, 
theils  berichtigt 

A.  —  §.  376.  Die  Vermögensbestenerung  und  der 
Ursprung  des  Vermögens.  In  Hinsicht  des  Ursprungs 
des  PrivatvermOgens  erweist  sich  gerade  auch  für  Steaerfragen, 
zumal  für  solche  der  Vermögensbesteuerung,  die  frflber  schon 
hervorgehobene  Untersebeidnng  zwischen  dem  im  eigentlichen 
Sinne  „Ökonomisch  verdienten",  aus  eigener  Arbeit  und 
Ereparang  henithrenden  und  dem  ohne  eigene  persönliche  Leistung 
„zuf&Uig"  erlangten  Vermögen  oder  Vermögenswerth  so  wichtig 
(§.  333.). •)  Besonders  ist  bei  der  zweiten  Kategorie  der  Con- 
joncturengewinn,  der  Spielgewinn  und  die  Erbschaft 
auch  iUr  die  Steaerfragen  hervorzuheben. 

1)  Gerade  im  Werthe  des  Privatverraögens  (Grund- 
ond  Hauseigenthnm,  stehende  Kapitale  der  Froduction, 

*)  Di«  genanei«  BegrOndnng  diflset  UatorschddBiig  In  meioer  Grandlw.,  bes. 
in  d.  2.  Aafl.,  §.  9^%t.  oder  2.  HaoptatbwbD.  ^d.  Laben  der  SliuelvlraiiGli,  in 
der  Volksirinbscb.",  S.  SO  IT. 
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Werthpapiere)  kommt  die  Conjunctnr  eminent  zur  Gdtans: 
häufig  und  andauernd  anch  Werth  erhöhend.    Der  ihr  zu  ver- 
dankende Werthznwachs,  ebenso  wie  der  Spielgewinn  und  die 
Erbschaft,  sind  an  sich  nnd  ihren  Beträgen  nach  oft  besoodm 
geeignete  Stenerquellen.   Ob  und  wieweit  sie  als  solche  benaUt 
werden  sollen,  wird  sich  mit  Recht  in  erster  Linie  nach  der  B^ 
urtheilung  der  socialOkonomischen  Bedeutung  jener  drei  VerhSlt 
nisse  richten.  Nach  der  in  der  „Gruodlegang"  näher  begrandetea 
Theorie  bildet  namentlich  der  Coiyiinctnrengewinn  ein  Olg'eel, 
welches  durchaas  nicht  als  Stenerquelle  unbenutzt  gelaasen  werden 
darf.     Auch  das  volkswirthschafüiche  FrodnctionsintereBse  spriel^ 
nicht  gegen  eine  Bestenerang  dieser  Quelle.    Bei  dem  ConjoiK- 
tnrengewinn  macht  allerdings  häufig  die  Ausscheidung  desselben 
von  dem  „normalen",  der  hineinverwandten  eigenen  Arbdt  und 
dem  hineingesteckten  eigenen  Kapital  entsprechenden  Werth  hn  6^ 
sammtwerth  eines  Werthobjects  (Grundsttlcke,  Oebände)  Schwi^ 
keiten.  Diese  lassen  sich  aber  mit  der  für  alle  solche  Verhältnisse 
genügenden  Genauigkeit,  einzeln  ftlr  jedes  Object  oder  nach  Sehe 
matra  kategorieen weise,  lOsen,  um  den  ungefähren  Betrag  des 
Coiyunctnrenwerths,  welcher  als  Stenerquelle  (und  eventaell  xugldch 
als  Bemessnngsgrundlage)  gelten  muss,  festznstdlen. 

2)  Beim  Spielgewtnn  (Lotterie)  gelegentlich,  bei  der  Erb- 
schaft allgemeiner  bat  die  Praxis  dirae  Quellen  auch  bereits 
besteuert.  Die  Theorie  kann  dies  nnr  rechtfertigen.  Sie  hat  die 
Aufgabe,  die  Erbschafitssteaer  noch  principieller  socialOkonomiMti 
zu  begründen,  indem  sie  sie  in  organische  Verbindung  mit  dem 
ganzen  Erbrecht  bringt  und  in  ihr  eigentlich  nnr  einen  Erbantheil 
des  Staats,  als  höchsten  Vertreters  der  Volksgemeinschaft,  siebt, 
Mrie  dies  in  neueren  wissenschaftlichen  Arbeiten  mit  Erfolg  g^ 
schiebt*^)  Die  Einwendungen,  welche  vom  Standpunct  des  Pro- 
ductionsinteresses  häufig  gegen  die  Erbschaftssteuer  gerichtet 
werden,  weil  dieselbe  vermeintlich  die  Bildnng  des  „Kapitals" 
gefährde,  sind  wenigstens  einer  solchen  Steuer  gegenüber  hinftlBg, 
welche  sich  bei  der  gerechtfertigten  principiellen  Festhaltnng  de£ 
Erbrechts  selbstverständlich  in  vernünftigen  Sehranken  halten  vai 
angemeraen  geordnet  sein  muss.    Sie  beruhen  ausserdem  Qftei« 

FQr  die  CoignDctnreiigevlime  habe  ich  das  in  der  Gnuidlegf.  schon  lasg^fBbL 
g.  76  Note  8  in  beiden  AafU^en.    S.  unten  §.  47S  ff. 

Tortreffl.  bes.  in  r.  Scheel's  Erbschaftssteoem  n.  Erbrechbreform ,  1  A>f 
Jena  1878:  9.  ancb  dess.  Tolbwirtbsoh.  Beneit.  z.  Befora  de« Ertnechts.  la  Hirtfes 
AnnaJea  1877  S.  97. 
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wieder  auf  der  anrichtigen  IdeDäficinuig  von  National-  and  Privat 
ki^ital.  Von  mässigen  Erbschaftssteaern,  anch  bei  Erbschaften 
unter  nächsten  Verwandten,  und  zum  Theil  gerade  bei  ihnen, 
läset  sich  sogar  annehmen,  dass  sie  die  Sparsamkeit  eher  befördern. 

B.  —  §.  377.  Die  VermOgensbestenerung  nnd  der 
Zweck  des  Vermögens.  Nach  dem  Zweck  des  Vermögens 
ist  vor  Allem  wieder  Gebrauchsvermögen  und  Kapital,  in 
ersterem  eventuell  weiter  Verbrauchs-  und  NutzvermÖgen,  in 
letzterem  umlanfendes  and  stehendes  Kapital  auch  fSr  die 
Steuerfragen  zn  unterscheiden. 

Nach  dem  richtig  erweiterten  Einkommenbegrifir  moss  über- 
haupt der  „Grenass"  bez.  selbst  die  blosse  „GenusBrndglichkeit", 
welche  aus  dem  Nutzvermögen  gezogen  werden  können ,  mit  im 
„Einkommen"  angeschUtgen  werden.  Das  fllhrt  folgerichtig 
Mch  bei  blosser  Einkommenbesteaemng  zn  einer  entsprechenden 
B^cksichtignng  dieses  „Einkommentheils"  in  der  Steuer. 

1)  Eine  Vermögensbesteaernng  des  Gebranchsvermögens  ist 
soDst  gewöhnlich  nur  eine  Form  der  Einkommen-  (eventuell  der 
progressiven  Einkommen-)  Besteaemng,  wobei  das  Vermögen 
beabsichtigtermassen  nnd  thatsächlich  nicht  Steaerquelle,  sondern 
Stenerobject  (Bemessnngsgrundlage)  ist  ÄnsnahmefilUe,  wo  eine 
solche  Steuer  eine  eigentliche  Vermögensstener,  das  Vermögen 
Stenerquelle  wird,  sind  indessen  nicht  unmöglich  und  z.  B.  in 
Kriegssteuem  auf  oder  aus  Silbergeräth  vorgekommen.  Auch  kann 
eme  Besteuerung  des  Gebraucbsvermögens,  speciell  z.  B.  wieder 
des  Nutzvermögens,  vrie  etwa  des  Bodens  von  Parks,  Jagdgrflnden, 
wohl  die  Tendenz  verfolgen,  als  eigentliche  Vermögenssteuer  oder 
wenigstens,  was  ja  annähernd  dasselbe  ist,  als  besonders  hohe 
Eiokommenstener  mit  zu  wirken,  um  eine  im  allgemeinen  Interesse 
gelegene  nutzbarere  Verwendung  des  Vermögens  (Bodens)  herbei- 
zuftlhren.  Die  Berechtigung  und  Zweckmässigkeit  einer  solchen 
Steuer  ist  wieder  nach  allgemeinen  socialOkonomischen  Gesichts- 
pnncten  zu  prUfen. 

2)  Für  eigentliche  allgemeine  Kapitalsteuem,  welche  dnen 
Theil  des  Privatkapitals  und  zwar  des  wirklich  „eigens  erwor- 
benen" Kapitals  einer  besteuerten  Person  auf  den  Staat  Ubertragen, 

Grandleg.  §.  84.  Nam.  Sclitnoller,  Lehre  r.  Eink.,  TQb.  Ztschr.  1863  S.  53. 
Hält  man  diesen  Eink.begrifT  fest,  so  ist  Neamanns  Motirinmg  besonderer  Ver- 
mageiUBtenem  znr  Besteaening  von  YermSKensanlsgen  in  Luxo^cben  ti.  dgl.  keine 
ausreichende  princip,  BegrUndimg,  progr.  Eink.8t.  S.  188.  236.  Mau  Icbod  sich  dafür 
udi  auf  die  steuertechniscbe  Opportunität  berufen. 
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ist  aaf  die  früheren  Benierkungen  Aber  die  bedingte  Berechtigoitg 
Mich  solober  Stenern  Bezog  eh  nehmen.    Die  im  nlUshsten  ^  fol- 
gende Äosftihrang  Uber  eigentliche  Besteoening  des  PriTatvermOgtiis 
bei  gewissen  Zwecken  der  Verwendung  des  Steaerertrags  hethlfl  , 
vomemlteh  diese  „Kapitalstenern". 

3)  „Partielle"  VermOgenssteaem  (§.  488  ff.),  welche  anf 
einzelne  Theile  des  CtebraachsvermOgens  (Laxnsartikel)  oder  | 
des  Kapitals  oner  Wirtiischaft  gelegt  werden,  sind  sonst  wiedemm 
regelmässig  nar  nominelle  Vermögens-,  reelle  Einkommen- 
(Ertrags-  u.  s.  w.)  Steuern.  Auch  sie  kttnnen  eveatneU  die  Tendeu  1 
verfolgen,  die  Einkommenverwendung  und  die  VermSgensaiüise  i 
TOD  gewissen  Richtungen  abzulenken. 

G.  —  §.  378.  Die  Vermtfgensbestenernng  und  die 
Verwendungszwecke  des  Stenerertrags.  Nach  solebeo 
Zwecken  sind  fHr  die  rolkswirthscbaftliche  Benrtheilnng  der  Zn-  | 
lässigkeit  der  eigentlichen  Vermdgensbesteuemng  wohl  folgende 
drei  zu  unterscheiden:  die  Verwendung  zur  Deckung  der  laufen- 
den 5ffentUehen  Ausgaben,  besonders  des  sogen.  Ordisi- 
riums;  die  Verwendung  zur  Deckung  von  Ausgaben  für  ausser- 
ordentliche Staatskatastrophen,  besonders  fllr  Kriege; 
die  Verwendung  zu  Ausgaben  fttr  grosse  Reformen  im  Stuti- 
und  Wirthschaftswesen,  besonders  fltr  solche  zur  Hebung  der 
unteren  Ciassen  des  Volks. 

1)  Ftlr  den  ersten  Zweck  wird  stets  zuerst  und  zumeist  die 
Einkommenbesteuerung  dienen  müssen.    Die  Mitbenutzung  tos 
eigentlichen  Vermögenssteuern  hierfür  wird  sieh  nach  dem  Chanefer 
und  der  Znsammensetzung  des  ganzen  Steuersystems  zu  riebtei  . 
haben,  namentlich  wieder  danach,  ob  und  wie  weit  sociiUpoIitisebe  I 
desichtspunct»  in  der  Besteuerung  anerkannt  werden. 

2)  Für  Kriegs-  und  ähnliche  Zwecke  darf  dagegen  dieVer  | 
mttgensbesteuerung,  besonders  der  reicheren  Ciassen,  nutindei 
Vordergrund  geschoben  werden.  Durch  sie  kann  hier,  wo  es  sieh 
regelmässig  um  schwere  materielle  Opfer  des  Volks  handelt,  die 
Last  derselben  sehr  passend  auf  die  kräftigsten  Schulten  gelegt 
werden.  Diese  Kreise  vermögen  auch  den  wirklichen  Bttck^ug 
ihres  Vermögens  noch  leichter  zu  verschmerzen  und  ihn  bei  ihreo 

>■)  Die  ganze  Frage  bat  einige  Aehalicbkeit  mit  der,  ob  Btatt  gawShoL  Steieni 
Staatascholden  zur  Dedrang  des  Finai)zbfl(Ur&  beuDUt  werdea  dorfea.  Aacb  kitf  W 
lucb  der  Venrendoog  der  Ausgabe  zn  Hpeciilisicen.  Die  dritte  im  Text  gMUMc 
Venretidiiiig  kano  unter  denBegri&'eiBwsltatsvIrthscti.Kqiitalanliife  fallen.  S.  tiMUX'. 
I.  1.  A.  §.  4t  a  IT.,  g.  $2e  ff.,  2.  A.  §.  66,  58  C 
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höheren  Einkommen  und  ihrer  günstigeren  ökonomischen  Lage 
dnreh  vermehrte  Sparsunkeit  nnd  grlhwere  Prodnotiritftt  noch  am 
Ehesten  wieder  aoszagleicheo.  Namentlich  kann  hier  die  Ver- 
mOgensheBtenerang,  ebenso  wie  eine  hohe  Einkommenbesteaerung, 
aoch  in  witnsehenswerther  Weise  die  Äofnabme  von  Staatsschnlden 
entbehrlicher  machen.") 

3)  Ebenso  wUrde  der  dritte  Verwendungszweck,  wenn  er 
von  entsprechendem  Erfolge  begleitet  sein  soll,  gerade  reelle  Ver- 
roögensBtenem  auf  die  Besitzenden  rechtfertigen.  Es  würde 
dadurch  Öfters  nur  ein  Theil  dessen,  was  diese  Glassen  l^r  sich 
dnreh  Druck  auf  die  Lohne,  durch  Ansnntznng  von  Co^juncturen, 
die  ihnen  gewöhnlich  allein  mttglich  ist,  an  Vermdgen  (Kapital) 
erworben  haben,  auch  häufig  nur  ein  Theil  dessen,  was  aus  Zeiten 
andrer  Rechtsordnung  (der  Unfreiheit  des  unteren  Volks,  der  Privi- 
legien, der  BesohräDkung  der  freien  Concurrens  in  Ungunsten  der 
Arbeiter  o.  s.  w.)  herrtthrt,  den  unteren  Glassen  in  solcher  Form 
zarttckgegeben. Eine  reelle  Verminderung  des  Nationalver- 
mögens brauchte  bei  richtiger  Verwendong  solchen  Stenerertrags 
zn  Reformen,  welche  die  Frodnctionskraft  nnd  Prodnctionslust  jener 
Classen  beben  und  ihnen  durch  veränderte  Vertheilnng  des  Ein- 
kommens grössere  freie  Einkommen  nnd  damit  vermehrte  Spar- 
ffthigkeit  znftthren,  durchaus  nicht  die  Folge  einer  solchen  Ver- 
mttgensbesteuemng  zn  sein.") 

IV.  —  §.379.  Das  Einkommen  als  Stenerqnelle.  Die 
hauptsächliche  normale  einzelwirthscfaaftliche  SteuerqueUe 
bleibt  indessen  doch  immer  das  Einzel  ein  kommen.*^)  In  der 
reellen  Besteuerung  desselben  verwirklicht  sich  auch  meistens  zu- 
gleich die  richtige  Benutzung  der  normalen  volkswirthschaftlicbeu 
SteoerqneUe,  des  Nationaleinkommens.    Wie  zn  diesem  Zweck 

")  Held'B  BeveisfUlir.  f.  hobcro  Besteller,  der  rdcheien  Glusea  statt  der  Anf- 
luhme  ron  Staatssdmlden  gilt  hier  spedell  auch  fUr  den  im  Text  besprochenen  Fall. 
S.  8.  Einlest  S.  150  ff. 

**)  Hier  hängt  die  Frage  mit  den  Yeriiftltnissen  der  geschichtlichen  Bildung  de» 
Priritkapitals  ood  des  pmaton  Ünindeigenthnnis  zusammen.  S.  meine  Grnndleg. 
8.  300  ff.,  815  ff. 

**}  Stein's  (l,  S99)  Betonung  der  oothTendigen  BeprodactLrität  aller  Steaem 
in  den  LeistriDgen  des  Staats,  —  eine  Lehre,  wäche  ftlr  nns  keiner  besondem  Ans- 
lUmmg  bedart  da  sie  eine  blosse  Conseqaenz  unserer  Anf&ssong  dor  Volksviithsohalt 
»is  der  organischen  Verbindung  der  Gemein-  n.  Privatvirthscbaft  ist,  — -  lässt 
üdi  hier  specieli  anf  den  im  Text  besprochenen  Fall  anwenden. 

")  So  auch  Ran,  1,  g.  257,  ,^ie  Stenerfthigkeit  d.  Bürger  berabt  hanptslcblich 
Mif  UireiB  Einkommen  a.  d.  Stenern  sollen  soviel  als  möglich  nacb  d.  Ven&hn.  des 
Ehikommeos  rertheilt  Verden"  — :  Eau's  dritter  Uanptgnudsati  des  Stenenresens 
Auh  der  „AUgemeinbeit"  and  „Oleichfltrmigkelt". 
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der  Einkonimenbegriff  zn  lassen  ist,  das  hat  die  FinaoBwissensohaft 
aus  der  theoretischen  Nationalökonomie  zn  entnehmen.^  Die  Con- 
seqnenzen  fUr  die  Einrichtnug  derjenigen  Bestenemng,  welche  die 
Benutzung  des  Einzel-  und  Nationaleinkommens  als  SteoerqneUe 
durahftthren  will,  sind  alsdann  in  dem  späteren  Hauptabschnitt 
vom  Steuersystem  und  von  den  Hanptarten  der  Besteoemog  und 
in  der  speciellen  Steuerlehre  zu  ziehen. 

An  dieser  Stelle  ist  aber  noch  auf  einen  verlühignissToUn 
Irrthum  hinzuweisen,  welcher  in  der  Steuertheorie  in  Bezug  auf 
das  „Ginkommen",  insbesondere  auf  das  Nationaleinkommen  ab 
Stenerquelle  wieder  namentlich  in  Folge  der  unklaren  Vennengitne 
des  einzel-  und  volkswirthschaftlichen  Standpuncts  entstanden 
ist  Auch  Ran  ist  davon  nicht  frei  geblieben.  Die  BerichtigaBg 
dieses  Irrthums  ist  bereits  in  der  „Grundlegung"  vorgenommeD 
worden,  auf  deren  nähere  Ausführungen  Uber  Ertrag,  Kosten  nad 
Einkommen  und  Uber  die  Anwendung  dieser  Kategorieen  auf  die 
Einzel-  und  die  Volkswirthschaft ,  den  Einzelnen  und  das  Volk 
hier  Bezog  zu  nehmen  ist**) 

A.  —  §.  380.  Das  Einzeleinkommen  als  Steoer- 
qnelle.  Zunächst  hat  man  ein  „reines  Einkommea"  da  ' 
Einzelnen  constmirt,  welehes  wenigstens  da,  wo  das  EinkonuMa 
aus  Lohn  und  Gewerbsverdienst,  im  Unterschied  zn  Gnud- 
und  Kapitalrente,  herrtthre,  sich  erst  nach  Abzug  des  nolk-  i 
wendigen  („körperlichen")  und  sogar  des  „standesmässigen"  Unter  I 
haltsbedarfs  ergebe  (Ran).  Auch  dieser  Abzugsposten  wurde  n 
den  „Erwerbskosten*'  gerechnet  und  erst  dies  „reine"  Einkoman 
sollte  die  Stenerquelle  sein:"*)  eine  Theorie  der  sogen.  „Ueber- 
sohnssbesteuemng",  wie  sie  Neuere  dagegen  polemi^rend  ge- 
nannt haben.  Jenes  „reine"  Einkommen  wtbrde  beim  Lohnaibeiia 
und  kleineren  Ckwertomann  oft  Null  oder  fast  Null  betragen.  Be 
dem  Renteneinkoiumen  wird  von  Ran  und  Anderen  die  Znltai; 
keit  eines  solchen  Abzugspostens  dagegen  bestritten.  Indeasoi  itf 
gegen  diesen  Abzug  auch  bei  dem  Einkommen  aus  Lohn  and  Ge- 
werbsverdienst  einzuwenden,  dass  an  und  für  sich  auch  dir 
Steuerzahlung,  die  Bedingung  ftlr  die  Leistungen  der  Zwaag» 
gemeinwirthsohaften,  vor  Allem  des  Staats,  zum  noäiweiidigca 

S.  Note  12. 

")  Aach  hierober  bes.  Schmoller '■  gen.  Abb&ndL,  mebe  Gramlleg.  $.  9i — sfr 
*^  S.  KftQ.  Pin.  I,  g.  2&9  ff.  and  die  BepUk  gegen  Schftffle  und  SehasUci 

eb.  S.  447.   Asch  Rnn,  Volknr.«sbX.  b.  Aal.,  §.  246  ff.    DtcegM  meine  Owdlif. 

8.  83.  üb,  Schnollei  a.  a.  O.  S.  S8. 
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Aasgabebetrag  gehört  and  diese  Leistnogen  mit  in  den  „noth- 
wendigen  Unterhaltangsbedarf'  jeder  Person  eingerechnet  werden 
mttssen.  Ob  den  Personen  mit  blossem,  zumal  niedrigem  Arbeits- 
einkommen, speciell  den  blossen  Lohneropf^gem  (Arbeitern)  trotz* 
dem  Steaerfreiheit  oder  eine  Erleichtenmg  in  der  Bestenenmg  zn 
gewähren  ist^  mnsa  nach  anderen  ßUcksichten  entschieden  werden: 
principiell  aas  dem  Wesen  der  reellen  „£inkommen"bestene- 
rang  folgt  es  nicht. Es  hat  sieh  wohl  namentlich  danach  en 
richten,  ob  neben  dem  rein  finanziellen  ein  sooialpolitischer  Gesichts- 
panct  als  berechtigt  anerkannt  wird.  Als  Frage  vom  ,,steaerfreien 
Existenzminimum"  und  von  der  richtigen  Gleichmässigkeit  der 
Besteaemng  wird  darauf  in  den  Abschnitten  von  den  Postalaten 
der  Gerechtigkeit  mit  eingegangen  werden  (§.  405). 

Hier,  wo  es  sich  am  Feststellung  der  Stenerquelle, 
noch  nicht  am  die  Regeln  fllr  die  Steuerrertheilnn g  handelt 
ronss  das  ganze  Einkommen  einer  Person  als  die  richtige 
(e i n s e  1  wirthschaftliche)  Stenerquelle  bezeichnet  werden.  Dies 
ist  aach  beim  Arbeiter  und  Gewerbsmann  bereits  „reines"  Ein: 
kommen  (eine  beim  „Einkommen"  fiberhaopt  besser  zn  vermeidende, 
aa(  den  „Erteag^'  als  Gegensatz  zum  Rohertrag  zu  beschränkende 
Unterscheidung).  Dies  Einkommen  besteht  vomemlich  in  dem 
Reinertrag  der  bezüglichen  Ertragsquelle  (Arbeit,  Unternehmung, 
Besitz),  d.  h.  in  dem  Werthrest  des  Rohertrags,  welcher  nach 
Abxng  der  Gewinnungskosten  bleibt  Diese  „Kosten^  nmfoasen 
die  „natürlichen"  oder  „volkswirthscbaftlichen",  welche  fllr  Nie* 
manden  ein  Einkommen  bilden,  and  die  das  Einkommen  solcher 
Dritter,  welche  mit  ihrer  Arbeit  oder  ihren  Prodactionsmitteln 
bei  der  Ertragsgewinnung  betbeiligt  sind,  bildenden  „Kosten". 
Diese  letzteren  „Kosten"  sind  aber  dann  wieder  die  Stenerquelle, 
weil  eben  das  „Einkommen"  dieser  dritten  Personen  nnd  in  der 
That  nur  (einzelwirthschaftlich)  „Kosten"  fUr  Jenen,  welcher  sie 
aus  dem  Ertrage  seiner  Unternehmung  u.  s.  w.  bestreiten  muss, 
nioht  im  Tolkswirthschaftlichen  Sinne  „Kosten"  fär  das  Volk 
ab  Ganzes.") 

B.  —  §.  381.  Das  Volkseinkommen  als  Steuerquelle. 
Wegen  Mangels  dieser  Unterscheidungen  sind  nun  noch  grössere 


So  uch  Schmoller  t.  a.  0. 
**)  Ueber  di«  „Kosten"  nach  diesen  venchied.  Oesicbtspnncten  Gruadleg.  §.  S2, 
83,  bes.  In  der  2.  Auflage. 

*.  Wagner,  PiUMviaNiMkaft.  It.  17 
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Irrthümer  hinsichtlich  der  StenerqneUe  ensUnden,  welebe  im 
Volkseinkommen  liegt.  Die  wahre  Stenerqaelle  ist  hier  der  du 
Volkseinkommen  bildend  e  Rein  ertrag  der  Volks  wirthselaft, 
welcher  sich  nach  Abzog  bloss  der  natttrlicheD  oder  volks- 
wirtbschaftlichen  Kosten  Tom  fiohertrage  ergiebt  Man  hit  ibei, 
in  Gonsequenz  der  soeben  berichtigten  Anffassung  des  „mner 
Einkommens  als  dnzelwirthschaftlicher  Steawqnelle,  aach  fai»  «a 
„reines"  Volkseinkommen  oonstrairen  nnd  dies  lUs  Stew- 
quelle  bezeichnen  wollen,  welches  sich  erst  nach  Abzug  de 
Lebensbedarfs  (körperlichen  und  staadesgem&ssen  Unterbalti- 
bedarfs)  der  Arbeiter  und  Unternehmer  ergebe. 

So  entsteht  implieite  wieder  die  Lehre  von  jener  „Ueber 
schnssbesteaernng",  wo  die  volkswirthschaftliche  Stenerqnäle 
wesentlich  nnr  in  Zins,  Rente  nnd  (höherem)  UntemehmergewiiiB 
der  Einzelwirthsohatten  bestände.  Die  Gonsequenz  dieser  Ännclii 
wäre  z.  B.,  dass  bei  einem  sehr  aligemeinen  and  erheblieben 
Steigen  der  Arbeitslöhne  und  der  ähnlichen  Einkommen  der  kleineo  i 
Unternehmer  auf  Kosten  des  Kapital-  und  sonstigen  Untemehise 
gewinns  jene  Tolkswirthschaftlicfae  SteaerqaeÜe  immer  geringe  i 
würde.  Und  ein  solches  Steigen  ist  doch  als  möglich  zozigebea; 
es  handelt  sich  ja  bei  „Lohn"  nnd  „Kapttalgewinn"  aberkaapi 
nnr  am  die  Formen,  in  welchen  sich  der  volkswirthschsfffielK 
Reinertrag  als  Einzdeinkommen  anter  die  bei  der  ProdsetiMi 
betheiligten  Personen  nnd  Eigenihtlmer  der  Productioninüttel  w- 
theilt  In  jener  hier  angegriffenen  Lehre  wird  aber  selbst  dtf 
„standesgemässe"  Unterhaltsbedarf  des  Arbeiters  nnd  GewerhsmaiiBi 
als  Abzngsposten  angesehen.  Die  hier  gezogene  Gonaeqnens  leifi 
practisch  die  Unhaltbarkeit  der  „Uebersohnssbesteaemng". 

Auch  wissenschafUich  ist  die  ihr  zu  tirunde  liegende  Aü 
fassung  aber  nach  dem  Entwickelten  unrichtig.  Gerade  das,  m 
hier  als  Abzngsposten  zar  Gewinnung  ebes  fälsehliob  so^ 
nannten  „reinen"  Volkseinkommens  betrachtet  wird,  istnonDslder 
Hanptposten  des  Volkseinkommens  selbst:  eine  um  so  bOhcK 
Quote  desselben,  je  weniger  ungleichmSasig  sieb  das  Volkiein- 
kommen  und  Volksrermögen  (Grundbesitz,  Kapital!)  im  Volke 
vertheUt  Die  practisobe  Unmöglichkeit,  diesen  Haaptpoeten  ^ 
Volkseinkommens  ganz  steuerfrei  zu  lassen,  zeigt  sich  u.  A.  i> 
der  bei  den  modernen  Völkern  allgemein  verbreiteten  hohen  Ver 
brauchsbesteuerung  wichtiger  Lebens-  und  Genussmittel.  Es 
nur  eine  Inconsequenz  der  Vertreter  der  UeberscbnssbesteberRn;, 
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wenn  sie  solche  Stenern  von  ihrem  Standpnncte  aus  nicht  anbe- 
dingt  verwerfen,  was  sie  meistens  nicht  tbnn,  aber  eigentlich 
thnn  mttssten.") 

4.  Abschnitt. 

II.  Volkswlrthschafitliche  Prinolplen. 

B.  Beraekiichtignng  der  Wirkungen  der  Beitenenuig,  intbetondare 
der  Tariohiodenen  Stenerarten,  auf  die  Steaersahler  und  allgemeine 
Lehre  ron  der  Steneräberwfilnmg. 

Wie  im  Text  gezeigt  wird,  hat  man  es  hier  TOinemlicli  mit  Probleman  zn  thnn, 
velohe  SpeeiaUiUe  der  allgemeiDan  oatiotial&konomiscbßa  Lehreo  ron  der  Verthei- 
iBDg  des  Nationaleinkommens  als  Einzeleinkommen  an  die  Sobjecte  der 
EUnzelwiithschaftea  und  ?on  der  Bildong  der  Kosten  ond  Preise  der  Sach- 
gater  d.  Dienstleistangeo  betrelten.  Es  ist  daher  zns&cbst  auf  die  bezügliche 
Literatsr  zd  rerreisen.  Die  bedootendsten  bierbergebOiigea  Arbeiten  über  Eiokommeu- 
TeitbeiliQg.  Kosten-  n.  Preiatbcorie  rubren  rou  Ricardo  d,  Hermann  her,  deren 
beztgUcbe  Lehren  ein  blühender  Geviiui  dar  aaUk.  Wissenschaß  gevoideo  sind. 

bes.  Bicardo,  Ptina,  Kq».  1  n.  2:  Hermann,  ttaatswirthsch.  Ontersach.,  2.  A. 
Abb.  C— 9.  Wenn  noch  mit  einzelnen  Modificationsn,  so  doch  im  Ganzen  ubwein- 
sümaeed  mit  diesen  Autoren  haben  die  neoenn  Theoretiker  diese  Lebten  dirgelegt. 
S.  n.  A.  Mill,  Grands.  B.  2,  Kap.  3,  4.  U— 16,  Bach  a,  Kap.  1—5.  —  San,  Volks- 
wirthacbaftslehre,  8.  Aufl.  I.  S.  m  ff.  oder  ü.  Bach:  ..Vertbeilnng''.  —  Boscher. 
System  I,  14.  Aaä.  B.  2.  Kap.  2  n.  B.  3.  —  Sch&ffle,  gesellscb.  Syit.,  3.  AaQ.  I, 
§.  91  ff.,  II,  §.  -Ib^a:  —  V.  Mangoldt,  Grandr.,  2.  Aafl.  v.  KleinT&chtei,  §.  62 
bia  74.  ^.  8£»—  133.  —  Ansserdem  auch  paasim  Schäffle,  Theor.  d.  ansschlieesenden 
AbaatzrerbUtniase ,  Tüb.  Ztschr.  1S67  o.  selbständig.  —  Ceber  das  ganze  Verthel- 
Inngaproblem  mit  Bucksicht  auf  die  Bechtsbaüiä,  aof  der  es  sich  realisirt,  und 
auf  die  socialpoliL  Seite  a.  ebenralls  Schäffle.  passim  aoch  im  Soc.  o.  KapitaUsm. 

0.  im  Boc  Kitrper,  dann  Bodbertos,  z.  ErkMintn.  ans.  staatswirthscb.  Ziut&ade  u. 
,;Sociale  Frage"  1S75,  u.  meine  Grundleg.,  bes.  Kap.  2  o.  3  (in  der  2.  Aofl.  in  der 

1.  Abth.)  Q.  Kap.  5  (eb.  Abih.  2).  Han  mass  sich  fOr  die  tJeberrftlzongslehre  die 
Becbtsbasis  des  Verkehrs,  bei  ans  heutzutage  also  die  „freie**  Eigentbonu-  und 
VartragMrdnang,  beständig  ebenso  vergegoiwäitigeB.  wie  die  technisclien  und  Okmo- 
n^icbea  Bedingongen  der  Prodaction. 

Die  Anirendang  derLdiisätze  der  theoret  Nationalfikoaomie  Uber  Vertheilong, 
Kosten  n.  Preis  auf  die  einschlagenden  Puncte  der  Steaerlehre,  d.  b.  vor  Allem  ia£ 
den  HaDpttheil  der  Uebervälznngalehre  ist  in  der  Literatur  tbeils  vieder  In  den  allge- 
meinen natOk.  Werken,  theils  in  den  besonderea  Schriften  Uber  Finuizirissenscbaft 
und  Besteaeraog  erfolgt  Aas  dem  ersten  Zireige  sind  bes.  za  nennen:  A.  Smitji, 
Wealtb  of  nationB,  b.  V.  ch.  2.  part  2.  —  Bicardo,  Princ,  ch.  9  — IS  a.  29  (das 
Scfaftrftte  ond  Bedeutendste  in  Bezng  aaf  Debenrälzongsrahlllnisse).  —  Mill,  b.  V, 
cb.  3 — 5.  Diese  Tie  riele  andere  englische,  franzOs.  u.  Italien.  Autoren  behandeln  in 

Ran  war  ein  Hanptrertreter  der  liier  berichtigten  Steaertheorie.  Er  hat  die 
Anffassong  ron  Schäffle  a.  Schmoller,  welcher  letztere  sich  namentlich  an  den 
Hermann'achen  EinkommenbegrifT  anschloss  u.  dusseu  Cktnseqaenzen  fUr  die  Steaer- 
lehre am  Schärfitteo  zog,  in  d.  Bemerk.  S.  447  der  S,  Aafl.  nicht  vlderiegt  S.  anch 
rar  die  ganze  Streitfrage  noch  Held,  Eink^st  Kap.  4.  —  Das  rolle  Verständniss  fttr 
alle  diese  Pnncte  oibUt  man  erst,  wenn  man  mit  Bodbertas  vom  Begiiff  des 
NationalelDkommens  aasgebt  nnd  in  Lohn,  Zins,  Bente  nnr  die  durch  das  Becbt 
bestlminten  Anthelle  an  diesem  Einkommen  eriiennt.  Tgl.  Bodbertas,  zur 
£rkenntnts8  unserer  staateirirthsch.  Zustände,  1842. 

n* 
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ibrea  Untefsneliiu>gen  über  Beslenerong  nnd  bes.  Uber  die  einzelnen  Stenemtak  mit 
Voriiebe,  mitunter  fast  «isscbliesslich  die  Oeberv&Uangsfimgen.  So  n.  A.  ucb 
CansTd  a.  «.  0.  S.  145. 

Die  fiauizirisB.  SchrifleD  berühren  natOrL  die  Oebenr&lztmg  alle,  nu  molir  oda 
weniger  acbaxf  d.  eingehend.  Uerrorzuheben  sind:  Kan,  I,  g.  267 — 274,  bes.  Uli 
Q.  in  den  Resultaten  vohl  richtig.  —  Pfeiffer,  Staataeionahmen,  II,  78— 9S.  - 
(iar  zu  dürftig:  0nipfenbach  I,  g.  6ti.  —  Eine  gute  Terminologie,  die  ich  pMsa- 
tbeils  angenommen  habe,  n,  treffende  BemeAnugen  bei  Hock,  Abg..  §.  15  o.  16.  - 
J.  G.  Uoffmaun,  L.  r.  d.  Steaeni,  S.  57  ff.  —  Farien.  imp6t,  I,  60  ff.  (gnt^  - 
Leioy-Beaalien.  Fin.  I,  190,  722  («^;en.  Inddence,  r^percnasion,  diffosion). - 
Die  umfassendste,  mir  bekannt  gewordene  noiere  Arbeit,  ebte  kritische  Berisiaa  ie 
ginzen  Lehre,  ist  A.  Held's  Anfe.  „z.  Ldire  r.  d.  U^ienrllz.  d.  Stenem'*,  Tok 
Ztscbr.  1868  (XXtT),  S.  421—495.  Held  beginnt  nur  mit  einer  m.  E.  nicht  zntreffa- 
den  Polemik  gegen  die  Lehre  toq  den  Prodnctionskosten  als  der  Gnmdlage  der  Proe- 
and  Ueberwälzongstheorie  (wie  Shol.  sonst,  s.  B.  in  seinem  Gnudriss  2.  A.).  Ei 
trachtet  aach  nnr  die  eine  Seite  der  Frage:  die  Ceberwälzang  in  der  Bichtonf 
Hentellong  grosserer  Gleicbmissigkeit  der  Besteaerong.  Sie  kann  aach  in  rnngebhitri 
Weise  wirken  (§.  887).  Darin,  dasa  Stein  doch  im  Grande  nichts  Neaes  kiliK. 
femer ,  dase  die  Lohnbesteaernng  meist  nicht  aberwilzbar  sei ,  stimme  ich  mit  äs 
UbereiD.  Tgl.  darüber  auch  Held,  £ink.st,  8.  145.  Das  Besnltat  Held's  in  demAi& 
ist  weseDtlicb  negativ,  wie  er  selbst  sagt,  S.  495'(aach  455):  wenn  das  GestäulDia. 
man  Ünne  eine  bestimmte  Antwort  nicht  geben,  einer  bestwunten,  aber  fidscheo  Aat- 
wort  nicht  roizazlebai  w&re.  Diese  Keaignatlon  geht  doch  etwas  zn  veit:  fUr  gtihxt. 
den  Verhältnissen  der  Praxis  anransste  hypouetlsche  FiUe  lassen  dch  imsedii 
gewisse  allgemeine  Kegeln  anbtwen,  ftkr  deren  Modificationai  man  viederan  dK 
wicht^eren  Voraassetznogen  formoliren  kann.  —  Einzdne  BerOb rangen  der  Üeba- 
w&lzangq>robleme  rielfoch  in  den  Schriften  Uber  Stenern,  aach  b«8chmoUet  a.aU.  i 
in  dem  rorzüglicben  An&atz  Ton  Helferich  Uber  die  bad.  Kapitalrentensteaer,  Tsb.  | 
ZIschr.  1846. 

Eine  besondere  Stellang  nimmt  endlich  wieder  Stein  in  diesen  Lehren  eiL 
I,  499  ff.  Nach  ihm  ist  „die  Lehre  ron  der  sogenannten  Ueberwälzong  der  Stesea 
eine  der  wunderlichsten  Begiiffbrerwirmngen,  die  es  wohl  je  in  der  Wissenscbifi  f^- 
geben  hat",  S.  497.  Han  konnte  geneigt  sein ,  mit  diesem  nemlichen  Satze  SleiB'> 
ogene  Lehre  zn  characterisiren.  Stän  rechnet  die  Stenern  za  den  £iMehnn^i«ta 
jeder  Prodoction ;  jeder  Einzehie  zahle  daher  im  Kaofobject  Stenern,  welue  ä6- 
selbe  dem  anderen  kostete.  So  trete  an  die  Stelle  der  onklann  D^wnrUzaag 
Steuern  der  klare  Begriff  der  Prodaction  derselben.  Tgl.  unten  g.  394.  Stein  ibe> 
aidit  hier  nur  ganz  das  eigentliche  Problem  bei  der  Ueberwftlzung.  Der  tAivk 
Satz,  dass  die  Gesammtsomme  aller  Stenern  alljährlich  als  Hehrweith  rom  ?oßt 
wirklich  prodacirt  werden  muss  und  der  an  sich  richtige  and  bedenlsame, 
gar  nicht  hierhergehflrige  Satz,  dass  der  Werth  der  Tervendang  der  Steuer  (der  \ 
waltuDg)  wieder  gMch  sein  muss  dem  Betrage  der  Steuer,  diese  beiden  Sitte  b»beii 
mit  der  Deberw&lzangsfrage  gar  nichts  zu  thnn.  Die  ganze  Theorie  Stein's  dietu 
sich  hier  im  Kreise  henun  n.  nimmt  Möglichkeiten,  dass  eine  Steuer  nm  IÜim 
auf  den  Anderen  Uberwälzt  wird,  sofort  für  Wirklichkeiten  (S.  498,  494,  4M 
womit  das  eigentliche  Problem  umgangen  wird.  Dies  besteht  darin,  die  BedinguBf<i 
festzastellen,  unter  denen  ttberhaupt  n.  in  dem  iL  dem  Maaase  eine  Uebervilnog  m 
Stenern  zwischen  rerschledenan  Steuer^,  Wirthschafis-  n.  BeddamlQeotea  eintreten  bh- 
Dabei  hilt  alcb  Stein  nicht  auf.  Aach  die  Kritik  8.  497-- 498  Ist  ongewOhnBeh  Am- 
fl&chlich.  Er  wirft  z.  B.  dem  auch  hier  sehr  klaren  Hock  Gonfusion  ror  und  fi*gL 
was  man  sich  bei  seinen  Begriffen  von  FortwSlzung,  Abw&lzong  u.  s.  w,  «igoUlick 
denken  könne.  Doch  gewiss  mehr  als  bei  dem  „grossen  (sie)  Resoltate",  dass  „j(de 
Steuer  von  Jedem  auf  Jeden  überwälzt  werde",  S.  494! 

So  leicht,  wie  Stein  es  thut,  darf  die  Deberw&lznngsfrage  nicht  genonunen  werden- 
Darin  liegt  ancb  ein  gefährliches  Präcedens  der  Theorie  gegenüber  der  Praxis  o.  de» 
Optimismaa  der  besitzenden  Classen.  In  unseren  neueren  SteQerrefonnpI&nen  qöeii 
die  Ausdehnung  der  indirecten  Terbranchssleaeni  auf  Massenconsnmptibilieo  eioe 
M'ichtige  Itolle.  Die  Ueberwälzungsfrage  ist  hier  von  grSsster  practiacber  Bedeatotf- 
Leider  ist  sie  in  weiten  und  maasgebenden  Kreisen  ai^serordentlich  optimistisch 
gefasat  worden,  in  einer  Weise,  wie  jedenfalls  die  objective  Wisaenscbaft  tsüdi 
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bilUgea,  sondern  mit  ihren  wohl  begrüDdeten  S&tzcn  leicht  viderl^en  liann.  Der 
grteste  Theil  der  sachlichen  ÄasfUhrangeD  Lassalle's  in  a.  Vertheidigungsredo 
„die  indirecte  Steuer  n.  die  Lage  der  arbeitenden  Glassen"  (ZQrich,  1863)  ist  nur  zu 
b^rOndet,  als  daaa  man  ihnen  mit  solchen  „Beweisfuhrangen",  wie  denen  Stein 's, 
oder  mit  den  blossen  .rAjinahmen'^  der  alle  Theorie  rerachtenden  „Practiker"  etiras 
anhaben  konnte. 

Exacte  statistische  Unteisachungen  auf  diesem  Gebiete  fehlen  fast  ganz, 
Sie  sind  aber  auch  sehr  schwierig  u.  bei  der  Fülle  der  einwirkenden  a.  sich  kreuzen- 
den  Einflüsse,  die  eliminirt  u.  isolirt  werden  müssen,  kaum  in  dem  Grade  der  VoU- 
knnmenheit  nfl^itA,  der  in  methodischer  Hinsicht  fttr  einen  wirklichen 
Erfahrnngsbeweis  gefordert  werden  mOsste.  DieAaiisabe  ist  aoch  liier  dieulbe 
ne  in  Bezog  aof  die  statistische  Terfolgang  des  Zosammenhangs  zwischen  Preis 
and  Kosten.  Doch  ist  jetzt,  wo  man  Seitens  der  Statistiker  diesen  ProUemoi  mehr 
AabieikBamkeit  zn  widmen  beginnt,  vielleicht  einiger  Erfolg  zu  hoffen,  so  bes.  was 
die  Attfdeckang  des  wirklich  im  concreteu  Fall  eingetretenen  Einflnsses 
na  Veiinderongen  im  Steuersätze  ron  Verbrauchssteuern  auf  die  Waarenpreise  an- 
langt Zu  nennen  ist  schon  jetzt  die  sorgf&Itige  u.  methodisch  feine  Arbeit  des  auf 
diesem  Gebiete  ao  verdienten  EL  Laspeyres  Uber  den  Eiufluss,  welchen  die  Auf- 
hebung der  preuss.  Mahl-  and  Schlachtsteuer  in  schlesischen  Städten  gehabt,  in  der 
Oesterr.  StatisL  Monatschr.  1 87T,  wo  ein  g  0  n  s  t  i  g  e  r  Einfloss  dieser  viel  besprochenen 
Bfassregel  auf  die  Preisbewegung  ermittdft  wurde. 

IrRbOmUch  ist  es  abrigens,  aus  dem  Mangel  exacter  ErfUiningsbeweise  in  der 
CebenriizBngsleliie  tkberhanpt  einen  Schlnss  gegen  die  Beweiskraft  der  dedoctir 
gevoBneneD  Sit»  dieser  Lehre  abznleit«),  z.  B.  in  der  Frage  der  Lohnbesteoerong  a.  dgl. 
Eine  sdcbe  Statist  Dnteisocbung  kann  vielleicht  zeigen,  dass  in  einem  gegebenen 
Falle  die  Erscheinungen  andere  als  nach  der  Deberwälzangstheorie  sind  und  datütroh 
beweisen,  dass  man  in  den  Hypothesen,  unter  welchen  man  dedncirte.  oder  in  den 
Schlüssen,  welche  man  zog,  in  diesem  Falle  Fehler  gemacht  hat,  woraus  dann 
such  far  andere  F&lle  die  Nethwendigkeit  einer  Berichtigung  des  Verfahrens 
folgt  Aber  das  richtige  methodische  Verfahren  der  Deduction  Ifisst  sich  auch  unab- 
hlngig  von  sfdcher  Controle  recht  wohl  feststellen  u.  ausfuhren  u.  die  dabei  gewonnenen 
SUze  dürfen  auf  Anerkennung  Anspruch  machen.  Jedenfalls  muss  derjenige,  der  sie 
abeäuupt  oder  der  ihre  GUtigkeit  im  concreteu  Falle  bestreitet,  die  Beweislast 
ubenehmen  o.  sich  nicht  auf  ganz  unmetbodiaohe  .Beobachtungen"  oder  auf 
UosBe  optünistiacbe  „Annahmen"  berufen,  die  beide  hier  gar  keinen  Werth  bähen. 

I.  —  §.  382.  Einleitung.  Nar  die  Bestinunnng  der  6e- 
raessnngsgrandlage  oder  des  Steoerobjeets  (in  diesem 
Sinne)  und  demgemäss  die  Bestimmnng  der  Person,  welche  zn- 
Däcfast  die  Steuer  auslegt  (zahlt),  des  Stenerzahlers,  liegt  in 
der  Macht  der  das  Stenerrecht  ansObenden  Öffentlichen  Gewalt; 
gar  nicht  —  bei  ganz  freiem  Verkehr  —  nnd  ancb  nnr  in  be- 
grenstem  Haasse  —  bei  gewissen  rechtlichen  Beschränknngen  des 
Verkehrs  —  die  Bestimmnng  der  Stenerqnelle  oder  derPerBon, 
welche  die  Steuer  schliesslich  ans  ihrem  Einkommen  oder  Ver- 
mögen trägt,  des  Steuerträgers.')  In  Betreff  dieses  letzteren 
kann  die  Öffentliche  Gewalt  nnr  Wflnaehe  hegen  oder  Voraus- 
setzungen machen  nnd  durch  die  Einrichtung  der  Besteuerung, 
besonders  durch  die  Wahl  der  Stenerarten  und  Steuerobjecte  darauf 
hinzielen,  dass  sich  diese  Wttnsehe  nnd  Voraussetzungen  mit  mehr 


*>  Hoffmann,  Steuern.  159  IT. 
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oder  weniger  Wahrscheinlichkeit  erfüllen.  Welches  Einxelein- 
kommen  oder  Vermögen  and  in  welchem  Maasse  dasBelbe  aber 
schliessKch  die  eigentliche  Stenerqaelle  einer  bestimmten  Steuer 
oder  m.  a.  W.  welche  bestimmte  Person  und  in  welchem  Betrage 
dieselbe  schliesslich  Steuerträger  wird,  das  entscheidet  sich  durch 
Verkehrsprooease,  weldie  man  unter  dem  Namen  „Steuer- 
ttberwälzttng"  zusammenfasst  — 

II.  —  §.  383.  Wesen  der  StenerUberwälzung.  Letztere 
ist  die  Wirkung  einer  Reaetion  der  erfolgten  oder  zugemathela 
Stenertahlnng  auf  den  Stenerzabler.   Dieser  wird  vielfach  strebeot 
die  Steuerlast  wegznwälzen,  indem  er  sein  Einkommen,  daher 
regelmässig  seine  Productionsthätigkeit  erhobt  oder  die  aus- 
gelegte Steuer  anf  Andere  schiebt.   Dies  Streben  rerwirklieht 
sich  dann  im  Verkehr  als  Steuerüberwälzung  und  diese  äussert  | 
sieh  in  gewissen  Veränderungen  der  Produetion  und  VartheUnap  ' 
in  der  ganzen  Volkswirthscbaft.   Die  Besteaerung  selbst  aber  m- 
tfaeilt  sich  alsdann  schliesslich  nach  Stenerqnellen  und  Steaer- 
ti^lgem  vielfach  ganz  anders  als  nrspränglich  nach  Steuerobjectes 
und  Stenerzahlem.    Diese  schliessliche  Vert heilang  ist 
das  Wesentli  che.   Sie  eben  soll  den  richtigen  volkswirthschaft- 
lichen  und  den  Grandsätzen  der  Gerechtigkeit,  hier  speeieU  der 
Gleichmässigkeit  entsprechen.    Die  wichtige  Aufgabe   fllr  die 
Theorie  und  Praxis  der  Bestenernng  besteht  daher  darin,  inOgliebsi 
sicher  zu  ermitteln,  welche  Wirkungen  ein  Steuersystem  nnd  ein- 
sehe  Steuerarten  in  Bezug  auf  diese  durch  die  UebervriUzimg  er- 
folgende Vertheilnng  der  Stenerlast  austtben.   Mit  nach  dem  Er 
gebniss  dieser  Ermittlung  mnss  dann  wieder  die  Einriehtun^  dcc 
Steuersystems,  die  Wahl  der  Steuerarten  nnd  Stenerobjecte  g» 
troffen  werden,  — -  immer  innerhalb  der  frtther  besproeheaci 
Grenzen  (§.  363) ,  in  welchen  ttberhaapt  auf  diesem  Clebiete 
stimmte  Prineipien  nur  znr  Ricbtschnar  genommen  werden  kdimea. 
Denn  andere  Prineipien,  wie  namentlich  die  finanzpolitischen  wai 
solche  der  Stenerverw^tung  nnd  sonstige  Umstände  machen  « 
vielleicht  nothwendig,  sich  Uber  die  Bedenken  auch  in  Betreff  der 
Ueberwälznng  bei  bestimmten  Steuerarten  hinweg  zn  setien.  W« 
dies  geschieht,  mnss  man  sich  aber  wenigstens  dieser  HuUsaehc 
und  ihrer  Folgen  bewnsst  werden,')  nnd  um  dies  zu  tfaim,  «be 
Ergebnisse  der  SteuerflberwUzung  kennen. 

*)  D&B  ist  doch  uch  du  Mindeste,  wu  in  Bezog  auf  die  iudirectoa  Vartomacfc- 
ateuern  za  fordern  ist,  wsa  »ber  leider  ein  bequmer  Optimiivus  remeidet 
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III.  —  §.  384.   Theoretischer  Character  der  lieber- 
wSlzongsprobleme.    In  den  wichtigsten  ilUlen  der  lieber- 
wälxang  handelt  es  sich  nun  nm  einige  Grnndprobleme  der 
allgemeinen  Lehre   von   der  Vertheilung  und  vom 
Preise.   Preise  von  Sacbgtttem,  Dienstleistungen,  Ertrags-  nnd 
Eiokommenbeträge  erfahren  gewisse  Veränderungen  durch  Ver- 
änderungen, welche  die  Bestenemng  unmittelbar  oder  mittelbar  in 
den  bezüglichen  Verhältnissen  von  Angebot,  Nachfrage  nnd  Pro- 
daetionskosten.  hervorruft   Die  Theorie  der  Ueberwälznng  der 
Steoem  wird  hier  zur  Einkommen-  nnd  Preistheorie  in  bestimmtem 
Fall,  unter  den  durch  die  Veranlagung  der  Besteoerung  gegebenen 
Voranssetznngen.  Die  betreffenden  Pnnete  der  Theorie  und  hier 
au  der  allgemeinen  Volkswirthschaftslebre  in  die  Finanzwissen- 
Bchaft  hertlber  za  nehmen.   Auch  die  allgemeinen  Vorans- 
setsungen  in  Bezng  auf  die  wirthsohaftUche  Reehtsordunng  sind 
fttr  die  Ueberwälzungstheorie  zunächst  dieselben  wie  für  die 
Theorie  der  Einkommenvertheilung  and  Preisbildang:  es  wird 
Privateigenthnm  anch  an  den  Prodnctionsmitteln  (Boden 
und  Kapital),  Vertragsfreiheit  nnd  freie  wirthschaft- 
liche  Concurrenz  vorausgesetzt  Die  vielfachen  Äbweiohnngen 
der  geschichtlichen  wirthschafUichen  Rechtsordnung  von  diesen 
Annahmen  sind  nnr  anch  bei  den  Fragen  der  Ueberwälznng  nicht 
za  vei^essen.    Um  den  Einfloss  einer  Steuer,  welche  in  eine  be- 
stimmte (Gestaltung  der  Prodoction  und  Vertheilnng  in  der  Voiks- 
wirthsobaft  neu  eintritt^  zu  verfolgen,  wird  ferner  zunächst  von  der 
Voraussetzung  eines  erreichten  Gleichgewichtszu- 
stands der  Gewinne,  Löhne,  Preise  n.  s.  w.  auszugehen, 
daher  n.  A.  Öfters  anch  anzonehmen  sein,  dass  die  frtthere 
Bestenemng  durch  Ueberwälznng  bereits  gleichmässig  ge- 
worden sei.') 

In  der  Üeberwälznngslehre  sind  dann  zunächst Oestaltnngs- 
tendenzen  naoh  der  Methode  der  Dednotion  abzuleiten.  Wie 
auch  in  der  Einkommen-  nnd  Preislehre  mflssen  darauf  zur  Er- 
gänzung, Gontrole  nnd  Berichtigung  Beobachtungen 
angestellt  werden:  einmal  in  Bezug  auf  die  Voraussetzungen, 
von  denen  man  bei  der  Deduction  ausging,  ob  und  wie  weit  sie 

■)  S.  obea  i.  Torbem.  S.  260.  Die  £fnv&ade  Held's  Tub.  Zlsdir.  XXIT.  423 
sind  hier  nnrichii;,  v-ährend  ümpfenbacli  I,  153,  Kote,  ron  der  FiunnriflBenscbaft 
a  Ttfll  PualTiHt  Teriangt 
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zatreffen,  sich  modifioireo  a.  8.  w.,  z.  B.  was  die  Bechtsordnnag 
anlaogt;  sodann  in  Besag  auf  die  abgeleiteten  Wirkungen,  also 
auf  die  Ueberwälznngstendenzen,  ob  and  wie  wdt  diese  sieh  Aat- 
sächlicb  realisirt  haben. 

Gerade  in  den  UebenriUzongsßragen  begegnet  man  hier  aber 
ganz  besonderen  Schwierigkeiten.  Auf  die  wirkliche  Verthnfang 
der  Steuerlast,  daher  auf  die  wirkliehe  UeberwUznng  Aussen 
zabhmebe  verschiedenartige  und  complicirte  VerhUtnisse  als  U^ 
Sachen  oder  Bedingnngen  ihren  Einflnss.  Diese  Verhältnisse  Isssm  i 
sich  nicht  alle  genügend  ermitteln  noch  ihr  Einflnss  in  Vorsw  ' 
feststellen,  so  dass  die  Grundlage  des  dednctiven  Verfahrens  inner 
eine  mehr  oder  weniger  mangelhafte  bleibt  Die  betreffende  thai- 
sächliche  Verkehrsgestaltung  in  Bezng  anf  Preise,  EinkonuDeA-  | 
beträge  n.  s.  w.,  welche  als  Wirkaug  aufzufindender  Umachea 
beobachtet  werden  mnss,  ist  das  Product  aller  der  mitspieleiidea 
Momente,  von  welchen  die  Steuer  nur  eines  ist  Auch  die  uv- 
fasseudsten  und  sorgfiUtigsten  Beobaehtangen  gestatten  Uoas  ciie 
mangdhafte  Isolirung  der  dnzelnen  Ursachen  und  vollenda  eine 
ODsichere  Messung  des  Einflusses  einer  jeden,  auch  der  Steoer. 
Die  Grundlage  des  inductirOD  Verfahrens  bleibt  daher  ebenialb 
sehr  mangelhaft  Wie  so  oft  machen  sich  aber  die  Anhänger  6a 
Dedaction  und  Induction  diese  inhärenten  Mingel  ihres  Verfahreac 
nicht  immer  unbefangen  klar.  Die  Nothwendigkeit  einer  Er- 
gänzung beider  Operationen  bei  allen  Problemen  des  prac- 
tisehen  Steuerwesens  und  der  Steuerpolitik,  bd  welchen  es  liek 
um  mnthmasslich  eingetretene  oder  eintretende  Ueberwälsmgea 
handelt,  ergiebt  sich  eben  ans  diesen  Hängein.  Nor  darf  nua 
sich  nicht  darflber  täuschen,  dass  auch  eine  Vereinignng  dsi 
dednctiven  und  inductiven  Verfahrens  die  Schwierigkdten  ni 
theilweise  löst  Vielfach  mnss  man  sich,  wie  in  der  Nationalöko- 
nomie llberhaupt,  in  der  Praxis  und  vollends  in  der  allgemeiaeB 
theoretischen  Untersnchung  mit  der  Dednction  nothgedmngen  be- 
gütigen, d.  h.  gewisse  Gestaltungstendenzen  unter  den  und  des 
VoranssetEungen  ablöten:  nicht,  weil  dies  an  und  fttr  sieh  mm- 
reichte,  sondern  weil  man  bei  diesem  Verfahren  doch  mit  dem 
universellsten  psychologischen  Factor,  dem  wirth> 
sehaftliohen  Selbstinteresse,  rechnet  und  weil  die  Sehwierig- 
ketten,  zu  sichereren  „positiven"  Ergebnissen  zu  gelangen,  si 
gross  sbd.    „Exacte  Forschung"  im  strengen  Sinne  ist  swar 
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aach  hier  die  Aufgabe,  aber  —  nur  soweit  sie  möglich  ist  und 
sie  ist  nur  annähernd,  in  begrenztem  Umfange,  in  einzelnen  Fällen 
möglich.  *) 

IV.  —  §.  385.  Die  Ueberwälzang  als  Mittel  znrHer- 
Bteilang  der  Gleichmässigkeit  der  Bestenernng.  In 
Being  anf  die  UebervälzaDg  macht  sieh  ziemlich  allgemein  eine 
eigenthttmliche  optimistische  Illusion  geltend,  wenn  diese 
auch  denen,  welche  sich  ttbrigens  vollkommen  bona  fide  verfahrend 
derselben  schnldig  machen,  gewöhnlich  nicht  klar  wird.  Sie  zeigt 
sich  besonders  in  dem  Satz,  der  ja  einen  richtigen  Kern  <enthält, 
dass  „jede  alte  Steuer  gut,  jede  neue  schlecht  sei"^)  und  in  der 
Beruhigung,  welche  man  in  Bezug  auf  ein  mangelhaftes,  ungleioh- 
mftssiges  Bestenemngssystem  in  der  Annahme  findet,  dass  sich 
die  Mängel  und  Ungleichmassigkeiten  desselben  schon  durch 
Ueberwälzung  ausgleichen  würden.  Man  nimmt  nemlich  als  sicher 
all}  durch  Ueberwälznng  werde  eine  „gleichmässige",  insofern 
eine  „gerechte"  Besteuerung  hergestellt,  setzt  daher  Überhaupt 
nur  bei  ongleichmässiger  Besteuerung  (nach  der  ersten  Anlage) 
eine  umfassende  Function  der  Ueberwälznng  voraus  und  sieht 
diese  Function  nach  mnthmassUch  hergestellter  Oleiohmässigkeit 
der  Besteuerung  fttr  beendet  an.  Eine  solche  Auffassung  hängt 
mit  gewissen  optimistischen  Annahmen  der  Theorie  der  freien 
Concurrenz  in  Bezug  auf  die  Vertheilung  des  Einkommens  und 
die  Preisbildung  zusammen:  als  ob  die  freie  Concurrenz,  und  nur 
rie,  aber  sie  in  der  That  ausreichend,  eine  richtige  und  gerechte 
Vertheilung  u.  s.  w.,  eine  den  ökonomischen  Leistungen  der  Be- 
tbeiligten  entsprechende  Vertheilung  verbürge.  In  den  wichtig- 
sten Fällen  der  Ueberwälznng  handelt  es  sich  gleichfalls  um  eine 
solche  Ausgleichungsfnnction  der  freien  Concurrenz  im  Process  der 
V^theUnng  der  Steuerlast,  und  die  Annahme  ist  nun,  das  die 
Concurrenz  hier  nur  in  der  Richtung  auf  gleiohmässige 
Vertheilung  dieser  Last  hinwirke. 

Allein  man  muss  hier  doch  scharf  unterscheiden.  In  einer 
wichtigen  Kategorie  von  Fällen  hat  die  Ueberwälzung  allerdings 
die  Tendenz ,  unter  den  im  privatwirthschafllichen  System  wirk- 

*)  S.  Mdi  oben  Vorbem.  8. 261.  Anf  diese  Fregeu  komme  idi  ent  im  2.  Bsiide 
meiner  ÄUgem.  Yolksirirtlucluiftelebie,  ia  dem  Kuitel  ron  der  Methode,  ofther  zn 
sprechen.  Ich  beziehe  mich  Toriäufig  auf  mebie  Aoh.  „Statistik*'  im  Blnntsohli'schen 
Stutew&rterbach  B.  lU. 

S.  oben  §.  S64,  Bftu  I,  g.  274.  Canard  S.  174. 

^  Grandleg.  §.  126  ff. 
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Samen  ImpnUen  aaf  eine  gldchnütosige  oder  doeh  gleiehmisaigCR 
Vertheilang  ungleiehmäBsiger  Stenern  hin  zn  wirken.  Aber  te 
Kategorie  nmfasst  keineswegs  alle  vorkommenden  Fälle.  Vielmebi 
giebt  es  eine  andere  Kategorie,  wo  die  UeberwXlzung  mOglieber 
Weise  gerade  nach  den  Verfaältnissen  des  privatwirthsefaaffliebi 
freien  Verkehrs  vorhandene  Ungleichmässigkeit  der  Besteaenu; 
noch  steigert  oder  vorhandene  Gleich mässigkdt  aufhebt^ 

A.  —  §.  386.    Hinwirken  der  Ueberwälzang  «if 
Gleichmässigkeit  der  Besteuerung.   Die  erste  Reihe  m 
Fällen,  die  von  der  Finanztheorie  in  der  Üeberwälznngalelire  meut 
allein  beachtete,  begreift  alle  diejenigen,  in  welchen  mit  eimger 
Sicherheit  eine  Einwirkung  des  ökonomischen  Gesetzes  der  6e- 
winnansgleichnng  vorausgesetzt  werden  kann.  Unter  ABnahoe 
freier  Concnrrenz  besteht  das  Streben  nach  dieser  Gewinnt» 
gldohnng  in  den  verschiedenen,  frei  zugänglichen  UnternebmaigeB 
in  der  That    Es  verwirklicht  sich  durch  Ab-  und  ZnfloBi  der 
Kapitalien  aus  und  in  die  Unternehmungen ,  eventneU  unter  Ver  | 
mittinng  des  Credits,  dtirch  entsprechende  Einsehritaikung  vbA 
Ausdehnung  der  Prodnction  und  Consnmtion,  des  Angebots  nd  i 
der  Nachfrage  und  durch  die  daraus  resultirendra  BeactioneB  «nf  | 
die  Preise.  Eine  ungleichmässige  Besteuerung  tritt  nun  ab  m 
Dcnes  Element  in  diesen  Frocess  der  Gewinnaosgleichang,  stW 
die  bereits  erfolgte  Ausgleichung  und  fordert  gewissermassen  die 
Ansstossung  dieses  Elements  durch  jene  Reihe  von  Verkehnror- 
gängen,  durch  welche  schliesslich  wieder  eine  GewinnMugMehut 
herbeigeführt  wird. 

Bei  den  allgemeinen  Ertragssteuern,  regelmässiger  bti  d« 
Üblichen  Verkehrs-  und  Verbrauchssteaem  und  einigen  andem 
welche  einzelne  Steuerobjecte  ans  einer  grosseren  Anzahl  hertn» 
heben,  tragen  sich  solche  Verkehrsvorgänge  xa.  Die  indirectei 
Verbranehssteuera  auf  einzelne  Gonsumptibilien,  wie  z.  B.  die 
inländischen ,  beim  Produceuten  erhobenen  Steuern  auf  G^riake, 
Salz,  Mehl,  Fleisch.  Tabak,  Zueker  o.  s.  w.,  ferner  die  Zolle  aa^ 
besonders  wichtige  Beispiele.  Hier  wird  denn  ancb  der  Udw 
wähnngsprocess  in  der  Regel  nur  bis  dahin  andauern,  dass  durch 
entsprechende  Preissteigerung  der  besteuerten  Artikel  a.  s.  w.  die 


Das  ist  auch  in  der  Literatur  der  Frage,  soweit  icli  aefae.  gua  anbeackW 
g;eblieben.  In  der  NsdoBalokoiiomie  der  Theorie  dez  freien  CoBcomu  fidUek  nieti 
zu  rermiitdem. 
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Gewinnsätze  besteuerter  und  nicht  besteuerter  oder  ungleich  be- 
steuerter Gewerbe  sich  ausgeglichen  haben. 

Allein  selbst  bei  dieser  ersten  Beihe  von  Fällen  wird  die  Aus- 
gleichung der  Steuerlast  durch  den  Process  der  UeberwUlznng  und 
GewinnaoBgleichung  nur  unter  einer  Voraussetzung  eintreten:  dass 
nemlieh  die  in  Bebwrht  kommenden  Conenrrenten  sich  einiger- 
massen  wirthschaf tlich  an  Kräften  gleich  stehen  und 
in  ähnlicher  Lage  sind  namentlich  in  Bezug  auf  die  prac- 
tische  Möglichkeit  und  Leichtigkeit,  die  Unternehmung 
einzuschränken,  aufzugeben,  Kapital  und  Arbeitskraft  herauszu- 
ziehen. Diese  Voraussetzung  trifft  niemals  genau  zu:  eben  des- 
wegen wird  die  Ueberwälzung  nicht  immer  zu  wirklich  gleich- 
mÜBStger  Stenerrertheilnng  führen.  Namentlich  sind  es  oft  die 
schwächeren  Elemente,  welche  im  Conen rrenzkampf  die  Steuer 
behalten  werden,  die  die  stärkeren  zu  Uberwälzen  vermSgen.  Mit- 
unter wird  sich  femer  nur  dadurch  eine  Ausgleichung  der  Gewinne 
and  der  Besteuerung  vollziehen,  dass  der  betreffende  Verkehrs- 
process  zu  definitiven  Wertheinbussen  oder  Werthherabsetzungen 
besonders  der  stehenden  Kapitale  um  den  Betrag  der  kapitalisirten 
Steuer  führt  und  alsdann  diese  redncirten  Kapitalwerthe  der  Be- 
rechnung zu  Grande  gelegt  werden.  So  kann  es  besonders  bei 
den  allgemeinen  Ertragssteuem,  der  Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-, 
aoch  bei  gewissen  Fällen  der  Leihzinsstener  (Couponstener)  kommen, 
sowohl  in  Bezug  auf  Ungleiohmässigkeiten  dieser  Steuern  unter 
einander,  als  auf  solche  bei  den  einzelnen  Steuerobjecten  und 
Steuerzahlern  inn^hiUb  jeder  dieser  Steuern.  Der  neue  Erwerber 
(Käufer,  Erbe)  ist  dann  nioht  mehr  ttberstenert,  weil  beim  Kauf 
und  Erbgang  eine  solche  Neuregelung  der  Kapitalwerthe  erfolgt 
ist  Aber  desto  bedenklicher  ist  die  Wirkung  der  Besteuerung 
auf  die  Rechtsvorgänger :  es  vollzieht  sich  hier  eben  eine,  meist 
ganz  nngleichmässige  reelle  VermSgensbesteuernng. 

B.  —  §.  387.  Hinwirken  der  Ueberwälzung  auf  Un- 
gleichmässigkeit  der  Besteuerung.  In  einer  zweiten 
Kategorie  von  Fällen  fehlen  aber  überhaupt  die  bei  der  ersten 
doeh  mehr  oder  weniger  zutrefibnden  Voraussetzungen  fBr  eine  wirk- 
lich auf  Gleiehmässigkeit  hinwirkende  Steuerüberwälzung  grSssten- 
theils  oder  gänzlich.  Die  unter  dem  Druck  der  Concurrenz  sich 
geltend  machende  Ueberwälzung  ftthrt  entweder  nur  durch  höchst 
bedenkliche  Vorgänge,  ähnlich  wie  bei  dem  eben  erwähnten 
Beispiel  der  Ertragssteuem,  welche  zu  Vermögenssteuern  werdeu, 
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ZU  einer  Gleichmässigkeit  der  BesteaeroDg;  oder  statt  der  Glekb- 
mäseigkeit  ergiebt  sich  nur  eine  verstärkte  Ungleiebm&iBig- 
keit  aus  einem  niemals  endenden  Ueberwälzungsprocesse.  B«de 
Erentoalitäten  droben  besonders  bei  einer  Bestenernng  der 
unteren  arbeitenden  Glassen  darch  directe  Lohn-  (Ei^ 
kommen-)  nnd  dnrcb  indireote  Verbrauchssteaem  anf  Hassen«» 
snmptibilien.  Die  Fälle  werden  dann  den  vorhin  schon  erwäbnla 
äbnliob  und  es  ist  ancb  dasselbe  Regulirnngsprincip,  das  sich  di- 
bei  geltend  macht:  die  im  Concnrrenzkampf  schwächeren  Ek- 
mente  verm{}gen  die  Stenern,  dnrcb  welche  sie  zunächst  getroin 
werden,  nicht  zu  ttberwälzen  nnd  erhalten  eher  von  den  Steoen 
Andrer,  der  S^keren,  noob  etwas  auf  sich  tiberwälzt  Vim 
Wirkungen  aber  können  sich  durch  die  gewöhnlichen  Verkebn* 
processe,  welche  bei  freier  Concurrenz  die  Vertheilnng  nnd  Freit- 
bildnng,  daher  hier  speeiell  die  Lohn-  nnd  Ctowinosdinhe  und  die 
Preise  der  besteuerten  Artikel  regeln,  recht  wohl  vollziehen.  Du  . 
hat  die  Theorie  viel  zu  wenig  beachtet  nnd  das  eben  ist  die  obn  I 
gertigte  optimistische  lUnsion.    An  dem  wichtigsten  hierfaflrg^ 
hörigen  Falle,  an  der  hohen  Besteuemng  des  gewöhnlichen  Arbeits- 
lohns, wird  später  dargelegt  werden,  wie  gransam  hier  der  Opti- 
mismus ist,  sich  anf  „gerecht  ansgleichende"  Wirkung  der  Ueber 
wälznng  zu  verlassen :  entweder  erfolgt  die  letztere  hier  überiiaiipt  i 
trotz  der  darauf  hindrängenden  Verkehrsgestaltnngen  nicht  oder 
sie  erfolgt  anter  Vorgängen,  welche  schlimmer  als  das  Uebel  der  i 
nngleicben  Bestenemng  selbst  sind.  S.  §.  510  ff.  I 

V.  —  §.  388.  Etntheilung  der  Stenern  mit  Rticksiekt 
anf  die  Ueberwälznng.  Eine  solche  Eintheilnng  ist  die  in  de 
Einleitung  Uber  die  Terminologie  (§.  338)  schon  besprochene  Ii 
directe  nnd  indirecte  Stenern.*) 

">  Ich  halte  an  dieser  üblichen,  auch  ?on  Ran  vortreteoea  Atüttasnng  ds  tt- 
griffe  „directe"  und  „indirecte"  Stenern  fest.  Anders  Hoffmann,  Steaem,  S.  691 
and  wieder  gtnz  rerschieden  L.  Stein.  I,  455  ff.  Ersterer  nennt  Stanen  anf  ^ 
Besitz  directe.  auf  Haadlnngen  indirecte:  gezwängt  und  gegen  dea  Sfocb- 
braneh,  auch,  wie  Hoffmann's  Daricgnng  zeigt,  nur  mittelst  renäifedeoer  FlolfiMa 
doTobflUabar.  Sein  SUnwand  gegen  die  ubll^  Anffiusang.  daM  dcmUcIi  bik^ 
sogen,  indirecto  Steuern  direct  getragen  worden ,  z.  B.  die  nun  ConstuneMea  mDS 
gcaahlte  Verbrauchssteuer .  beruht  anf  der  eben  nnznlssaigen  Idenüficirug 
indirecten  und  Verbranchasteuem:  —  es  giebt  nur  „rorwiegend  iadireot  er* 
hoben e  Verbrauchssteaem".  Stein  nennt  vJ)Uig  wiUkUiücb  directe  Steoara  &. 
deren  Snbject  der  Besitzer  eines  bestimmten  Kapitals,  deren  Object  dai  tM 
K^)ital  getreiut  und  selbständig  dastehende  u,  berechnete  EinItoinBwn  aoa  deaMlk« 
oder  die  selbständig  gesetzte  SteoerqDelle  ist,  die  hier  als  finaodeUer  Rtiamag 
Kapitals  erscheint  (S.  4ö8>;  indirecte  Steuern  nnd  ihm  dagegen  die  auf  die  Arbeit 
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1)  Directe  Steuern  sind  solche,  wo  nach  der  Voraussichtf 
bez.  nach  der  Absicht  des  Ctosetzgebers  der  Stenerzahler  auch 
der  Steuerträger  ist,  wo  also  eine  Ueberwälzung  auf  Andere 
nichtToraasgesetzt  oder  gar  gewflnscbt,  mitunter  selbst  gesetzlich 
verboten  und  mit  Strafen  bedroht  wird. 

ä)  Indirecte  Steuern  sind  umgekehrt  solche,  wo  der  Steuer- 
zahler Toranssetzungsweise  nicht  der  Steuerträger  ist  oder  selbst 
absiehtlieh  es  nicht  sein  soll,  sondern  wo  eine  UeberwlUznng  auf 
Andere  vorausgesetzt  und  gewünscht,  ja  ebenfalls  wohl  selbst 
darcli  Ctebot  zu  erreichen  gesacht  wird.* 

In  beiden  Fällen  frägt  es  sich,  ob  nnd  inwieweit  diese  Voraus- 
setzungen, dort  die  wirkliche  Belastung  des  Steuerzahlers  und 
die  NichtUberwälznng ,  hier  die  Nicbtbelastung  des  Steuerzahlers, 
die  Ueberwälzung  und  damit  die  reelle  Besteuerung  Dritter  erreicht 
werden.  Wenn  auch  die  indirecten  Stenern  aberwiegend  und  öfters 
vollständig  fiberwälzt,  die  directen  häufiger  nicht  ttherwälzt  werden, 
so  kommen  doch  in  Folge  der  Vielgestaltigkeit  der  Wirkungen 
der  Besteuerung  auf  den  Verkehr  mancherlei  Ansnahmen  vor.  Der 
Gesetzgeber  darf  sich  daher  nicht  dabei  beruhigen,  dass  die  directen 
nnd  indirecten  Stenern  schon  von  dei^enigen  getragen  werden 
wflrden,  welche  er  besteuern  will.  Er  muss  vielmehr  auch  hier 
die  allgemeine  Theorie  der  Ueberwälzung  berHcksichtigen  und  die 
Sätze  dieser  Theorie  an  der  Erfahrung  im  concreten  Fall  zu 
prtlfen  suchen.  Er  darf  aber  auch  ebensowenig  die  Wechs^fäUe 
des  Ueberwälzungsprocesses  ganz  ignoriren  und  es  dem  Verkehr 
kurzweg  flberlassen,  die  Steuerträger  zu  bestimmen:  eine  ganz 
principlose  Routine. 

VI.  —  §.  389.  Arten  nndFormen  der  Ueberwälzung. 
r>ie  Ueberwälzung  nmfasst  zwei  Hauptarten,  von  denen  die 
zweite  wieder  in  zwei  besondere  Fprmen  zerfällt.  Dieselben 
lassen  sich  mit  technischen  Namen,  welche  von  Hock°)  herrtihren, 
bezeichnen  als  A  b  wälzung  einer  - ,  Fort-  nnd  R  U  c  k  wälzung 
andrerseits.  In  beiden  letzteren  Fällen  kann  auch  noch  von 
Weiterwälznng  gesprochen  werden,  d.  h.  von  einer  Fort-  oder 
Rlickwälznng  Seitens  dessen,  auf  welchen  eine  Steuer  zunächst 
fort-  oder  rttckgewälzt  worden  ist,  auf  Dritte,  Vierte  n.  s.  w. 

in  ihrer  ConsamtiOD  (S.  464),  —  wo  er  dum  gleich  selbst  mit  sich  in  Widerspruch 
kommt,  wenn  er  die  „Genosssteaem"  &ls  die  inhren  indirecten  Stenern  anf  die 
BMltaeBd«B**  aa^sst  (S.  468). 

*)  Hock.  Qfi'.  Abgaben  S.  96  ff.   Meine  AnsfUhrung  z.  Th.  etns  abireichend. 
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A.  AbwälzDDg  ist  der  wirtbschaftUche  Prooess,  dnroh  wekben 
ein  bestimmter  Stenerbetrag  anf  eine  grössere  Anzahl  Steoerobj«tt, 
einen  grosseren  £rtrag,  ein  grösseres  Einkommen  oder  Vetmllgtl 
vertheilt  and  dadnreb  wenigstens  relativ,  im  Verhftltni»  m 
Einkommen  n.  b.  w.  verringert  wird.^")  Sie  gebt  daher  beä 
Einzelnen  und  im  ganzen  Volke  ans  grösserer  Prodactioni 
tbätigkeit,  welche  durch  die  Besteuerung  selbst  angeregt  wiii 
hervor,  kann  aber  auch,  unabhängig  von  solcher  Anr^nng',  blw 
die  begleitende  Folge  allgemeiner  technisch-  Ökonomischer  Pn- 
dnedonsfortscbritte,  mitunter  selbst  von  blossen  Preisverändeniasti 
der  besteaerten  Objecte  bei  stabilen  Stenersätzen  sein.  Bei  det 
Abwälzung  werden  also  die  Steuerzahler  und  Stenertrilger  « 
leichtert  und  zwar  nicht»  wie  in  den  folgenden  Fällen, 
Kosten  andrer  Steuerträger. 

B.  Fort-  und  Rückwälzung  sind  dagegen  Ueberwälzonges, 
durch  welche  Steuerzahler  und  eventuell  bisherige  Steuertiigcr 
ihre  Steuer  ganz  oder  theilweise  Auf  Dritte  schieben.  Hier 
wird  dann  der  Unterschied  zwischen  Steuerzahler  und  Steaertripr- 
Stenerqnelle  und  Stenerobject  practisch  wichtig. 

1)  Die  Fortwälznng  ist  nun  die  Ueberwälzung  in  der  Bieb- 
tnng  vom  ersten  IStenerzahler  und  eventuell  ersten  Steuertriger 
zu  einem  anderen  Steuerträger.  Sie  geht  daher  regelmässig  ^ 
sich  vom  Angebot  zur  Kachfrage,  vom  Prodnooiten  eines  bestew- 
ten  Artikels  zum  Gonsnmenten,  bez.  überhaupt  dem  Käufer 
selben,  vom  Unternehmer  einer  besteuerten  Unternehmung  tu 
Kunden  der  letzteren  oder  zum  besehäftigten  Arbeiter,  vom  direit 
besteuerten  Arbeiter  zu  seinem  Arbeitgeber  oder  zam  Käufer  d« 
Arbeitsproducte.  Fortwälzung  wird  demnach  voraus g esetn 
bei  den  indirecten  Steuern,  z.  B.  bei  den  EinfahrzOlleD,  da 
inneren,  beim  Prodncenten  erhobenen  Verbranebsstenem;  es  ftSf- 
sich  wieder,  wie  weit  diese  Annahme  richtig  ist.  FortwÜluuf 
erfolgt  eventuell  aber  auch  gegen  die  Voranssetsang  bei 
directen  Stenern,  so  bei  gewissen  Ertrags-^  auch  bei  PersoBil- 
nnd  Einkommenstenern. 

Die  Fortwälznng  wird  zur  Weite rwälznng,  wenn  die  SW^ 
von  denjenigen,  auf  welche  sie  fortgewälzt  worden  war,  nau  Dritt» 

Hock  bezeicbDtt  ab  die  eüie  Foxm  der  Abvtlzniig  den  Scbtnaffd-  >>> 
die  zweite  Foxm,  d.  Abv.  im  engeTeo  ^ne,  die,  iro         Stenar  asf  iV*^ 
uBpersOnltebea  Element  abertngen  wird ,  m  daw  rie  ift  ihreo  Wiiknngfln  ^ 
VolkseiGliommen  ganz  vencbwindet".    Sie  sei  bei  aUen  Steaem  nüt  Auoah** 
KinlEommenstcaer  dnrcbznftthrcn.   S.  9S,  99. 
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von  diesen  Vierten  a.  s.  w.  zugeschoben  wird,  z.  B.  der  Zoll  wird 
TOffl  GroBskanfinann,  welcher  die  Waare  einfuhrt,  gezahlt  und  im 
Preise  aaf  den  Zwischenhändler,  von  diesem  ebenso  anf  den  Klein- 
händler,  von  diesem  aaf  den  Gastwirth,  von  diesem  aaf  den 
Gast  gewälzt 

2)  Die  Rttckwälzang  erfolgt  umgekehrt  in  der  Richtung  von 
der  durch  fortgewälzte  Steuer  erst  zum  Steuerträger  gewordenen 
Perzon  zurück  auf  den  ersten  Fortwälzenden  (und  eventuell  durch 
diesen  und  wegen  dieser  Rückwälzung  auf  Andre).  Sie  geht 
daher  vor  sich  von  der  Nachfrage  zum  Angebot,  vom  Consumenten 
des  im  Preise  entsprechend  gestiegenen  Artikels  zu  dessen  Produ- 
eenten,  vom  Kunden  und  Arbeiter,  auf  welche  Steuern  fortgewälzt 
worden  waren,  zum  Unternehmer,  vom  Miether,  dem  eine  Haus- 
Steuer  des  Vermiethers  zugewälzt  war,  auf  den  Vermietber  u.  s.  w. 

Stehen  zwischen  dem  ersten  Fortwälzenden  und  dem  RUck- 
wälzenden  mehrere  Zwischenglieder ,  wie  z.  B.  zwischen  dem 
Örosskanfmann  und  dem  Consumenten  eines  bezollten  Artikels, 
so  kann  die  Rückwälzung,  welche  sich  vom  Rtlckwälzenden  zu 
seinem  ersten  Vordermann,  von  diesem  zum  nächsten  u.  s.  w.  voll- 
zieht, wieder  als  Weiterwälzung  bezeichnet  werden. 

FOr  alle  diese  Arten  der  Ueberwälzung  lassen  sich  nün  einige 
allgemeine  Regeln  deductiv  aus  der  Untersuchung  der  Wirksamkeit 
der  im  Verkehr  einwirkenden  Umstände  ableiten  und  durch  die 
Erfahrung  bestätigen.  Diese  Regeln  specialisiren  nnd  modifidren 
sieh  dann  fUr  die  einzelnen  Arten  der  Steuern,  z.  Th.  auch  der 
Stenerobjecte,  der  Srhebungsformen  n.  dgl.  m.  Hier  handelt  es 
sich  nur  um  die  Aufstellung  der  allgemeinen  Regeln.  Die  Ver- 
hältnisse der  Ueberwälzung  bei  einzelnen  Stenern  werden  dabei 
nur  als  Beleg  und  Beispiel  angeführt  Weiteres  darUber  gehört 
in  die  specielle  Steuerlebre. 

VII.      %.  3dO.   Regeln  fttr  die  Ueberwälzung.") 

A.  Abwälzung.  In  Bezug  auf  sie  gilt,  dass  die  Besteuerten, 
„woui  und  sow«t  es  ihnen  gelingt,  ihre  Einkttnüte  durch  ver- 
sttriite  LeistUDgen  im  Gebiet  der  Erwerbsthätigkeit  um  den  Stener- 
betrag  oder  um  einen  Theil  davon  zu  vergrVssem,  keinen  anderen 
l^aehtheil  von  der  Steuer  haben,  als  dass  sie  mehr  Zeit  und  Kraft 
aufwenden  müssen."")  Führt  die  Besteuerung  selbst  zu  einem 
solchen  Streboi  nach  Abwälzung,  so  kann  sie  einzel-  und  volkt- 

")  Tgl.  aaam  Baa  §.  267  IT.  n.  Hock  bes.  Fariea  I.  6!i. 
**)  Raa  I,  §.  268. 
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wirthsohaftlieh  sogar  Vortheile  mit  sich  bringen,  vorausgesetzt,  da» 
Zeit  nnd  Kraft  der  Bestenerten  nicht  Übermässig  angespannt  od» 
anderen  berechtigten  nioht-wirthsohaftlichen  Interessen  nicht  zu  sebr 
entzogen  werden.  Gewisse  Steuern  haben  nan  in  der  That  die 
Wirkung,  zu  ökonomisch-technischen  Productionsfortscfaritten  die 
Besteuerten  (Stenerzahler)  anzuspornen.  Wenn  dann  Producte  itf 
einem  geringeren  Aufwand  von  Arbeit,  worein  sich  schliesslich  aHt 
Kosten  auflösen,  besonders  mit  kleineren  „nattlrlichen"  Kosten*^ 
gewonnen  werden,  so  kann  die  Abwälzung  einzel-  und  Tolkswiitb- 
schtUUich  ein  erheblicher  Gewinn  werden,  der  bei  dem  Urtbel 
ttber  eine  Steaerart  und  Erhebnngsform  sehr  wohl  mit  berflck- 
siebtigt  werden  muss. 

Die  Abwälzung  kann  vor  sich  gehen  durch  VergrSssernsg 
und  Verbesserung  des  Products  bei  gleichem  Arbeits-  BBd 
Kapitalaufwand  oder  bei  einem  solchen,  welcher  in  geringerem 
Grade  steigt  als  sich  das  Product  vergrtfssert  und  verbessert;  fenur 
bei  gleicher  Menge  und  Gttte  des  Products  durch  Ersparoog 
am  Arbeits-  und  Kapitalaufwand,  mithin  an  den  Pro- 
dnctionskosten  oder  durch  grössere  Ersparung  hieran  als  einer 
etwaigen  Verminderung  der  Menge  und  Gute  des  Products  ent- 
spricht Es  hängt  dabei  von  dem  Verhältniss  ab,  in  welchem  ndi 
Kosten  und  Preise  der  Producte  proportional  verändern  oder  nickt, 
wie  sich  alsdann  die  Vortheile  der  Froductionsfortschritte  zw^bea 
dem  Besteuerten  einerseits  und  der  ate  Käufer,  Arbiter  u.  s.  Ir- 
an der  Production  und  an  der  Gonsnmtion  der  Producte  dirett 
und  indirect  mitbetheiligten  Bevölkerung  anderseits  vertbeileB: 
jedenfalls  hat  die  Volkswirthsohaft  als  Ganzes  betrachtet 
einen  Gewinn.  Der  Besteuerte  aber  vermindert  relativ  fttr  nd 
und  fttr  die  Gesammthmt  des  Volks  die  StenerUst 

Hierher  gehörige  Fälle  kOnnen  sein: 

1)  Hinwirkungen  der  Gesammtbestenerung  der  Emzebia 
wie  des  ganzen  Volks  auf  gesteigerte  Thätigkeit  nach  den  bddei 
vorhin  genannten  Richtungen,  besonders,  wenn  solche  BesteoernBC 
hoch  und  etwa  auch  drttckend  veranlagt  ist  (VermOgenssteaer^ 
Bei  der  Verwickeltheit  der  einschlagenden  Veihältnisse  ist  friäaä 
ein  genauer  Beweis  fttr  eine  solche  Wirkung  der  Besteuerung  oi^ 
mals  mdglioh,  aber  es  lassen  sich  doch  Thatsachen  feststen») 
welehe  diese  Wirkung  mehr  oder  weniger  wahrscheinfieh  mtc^ 


")  ßrnndlegr.  §.  83. 
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können.  Von  vorneherein  ist  dieselbe  auch  nicht  anwahrschein- 
lich unter  gewissen  Umständen  und  ihr  thatsKcUiches  Vorhanden- 
sein ist  hie  nnd  da  behauptet  worden. 

2)  Wichtiger  sind  solche  Fälle,  wo  eine  bestimmte  einzelne 
Steuer  oderStenererhebnngsart  notorisch  zn  gewissen  Pfo- 
dnctionsfortBchritten  antreiben,  durch  welche  die  Last  rermindert 
werden  kann.  Hier  Iftsst  sich  das  Ob,  Wie  nnd  Wie  riel  der 
eingetretenen  Abwälzung  anch  Öfters  ziemlich  sicher  controliren 
nnd  anf  ganz  bestimmte  ökonomisch-technische  Fort- 
schritte, sei  es  bei  derGewinnnng  eines  grösseren  nnd  besseren 
Products,  sei  es  bei  der  Ersparung  an  Kosten,  zorttckftthren. 
Derartige  Fälle  liegen  vor  Allem  heä.  solchen  indirecten  Verbranchs- 
stenem  vor,  welche  beim  Prodncenten  nach  derMengedesRoh- 
stoffe  oder  nach  Betriebsroerkmalen,  ans  denen  anf  die 
RobstoffiDieuge  geschlossen  werden  kann  und  im  Stenerreoht  ge- 
schlossen wird,  erhoben  werden.  Die  wichtigsten  Beispiele  der 
neueren  Stenerteohnik  liefern  gewisse  Formen  der  Branntwein-, 
Bier-,  Znckerbesteuemng.*^)  Verwandt  sind  ähnliche  Ersehei- 
nnngen  bei  Ertragsstenern,  besonders  bei  solchen  mit  fest- 
bleibenden  (stabilen)  nnd  hohen  Steuersätzen,  welche  ebenfalls 
dazn  anreizen  kSnuen,  die  Steuerlast  durch  Steigerung  der  Er- 
träge verhältnissmässig  zu  rermindem.^") 

An  und  für  sich  kann  eine  solche  Wirkung  der  Besteuerung 
dem  Staate  nur  erwttnscht  sein,  denn  auch  der  eigentlich  volks- 


H*Ciillocli,  tKution,  p.  SIT.:  ebne  den  franzOs.  Erie;  und  dte  eiliSliet« 
Dartenemas  würde  du  KaidUl  der  Briten  nicht  grosser  geworden  sein,  ils  es  unter 
diesen  CmstSnden  geworden  (?,  Handelssoprematie ,  Fortschritte  der  maschinellen 
Technik  o.  s.  w.  haben  doch  wohl  mehr  geleistet). 

^)  Näheres  in  d.  spec  Stenerlehre.  S.  Hock  S.  100.  Deber  Zocker,  r.  Kanf- 
DiAiin  Zocberiadastrie.  Nach  Hock  nahm  man  in  Oesterreich  1836  an,  dass  ans 
einem  Eimer  Maische  mehliger  Stofie  (Getreide,  Kartoffeln)  SVi"  Alkohol,  1649  4^ 
18&e  5*,  1862  in  grossen  got  geleiteten  Brennereien  7 — 7*/,"  erzeugt  werden.  Bei 
der  BObenznckerproduction  ging  man  nm  1 840  in  Deutschland  ron  der  Annahme  ans : 
aas  20  Centner  fHscber  Ituben  1  Centn.  Bobzncker.  Durch  Bau  zackerbaltigerer 
Bobon  0.  durch  tediniscbe  Fortschritte  in  der  Fabrication  sank  der  erfordeniche 
Betrmc  an  Bohatoff  immer  mehr,  jetzt  braucht  man  11 — 12  Cmtn.  d.  noch  weniger. 

'*)  Hier  sind  fireUich  andere  Umstände,  (s.  g.  391)  die  mit  der  Bestennnng 
Dicht  znaammen  hftngen ,  wie  allgemeine  Verftadernngen  der  Preise ,  Absatzverbilt- 
nisse.  Coltorsysteme,  dann  specielte  techn.  Fortschritte  nocb  wichtiger,  so  in  den  andi 
Toa  Hock  angeführten  Beispielen:  engl.  Landtaxe  t.  1696  war  anfangs  20^«.  Mitte 
de«  19'  Jahrb.  'Jt— 5**/,  rom  Beinertrag  (U'Gnllocb  S.  68);  die  französ.  Grand- 
stener  sank  reell  in  diesem  Jahrb.  v.  20  auf  8*>/q  (Hock,  Fin.  Frankr.  S.  142);  die 
Asterr.  Onmdsteaer,  im  Nonnalsatz  r.  16*>/o  (1824)  wurde  um  1860  darcbschnittlich 
oar  »of  6*/a  angenommen;  die  neue  preussische  von  1861  ff.  ron  nominell  Uber  9*/, 
jHt  reell  wohl  nur  höchstens  halb  so  hoch  im  Durchschnitt.  In  solchen  FiUea  tpidt 
al>er  BQch  die  gleich  asflnglicb  zn  niedrige  Einschfttznng  mit. 

A    ^Agnor,  FiniuinriMHiieliift.  II.  18 
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wirthsohaftlicbe  Reinertrag  steigt  dadurch.  Aber  in  einer  ffin- 
eicht  hat  die  Sache  auch  ihre  Bedenken.  Dasn  im  Staudt 
eine  solche  Abwälzung  zu  bewerkstelligen,  sind  die  Steneiubler, 
z.  B.  die  Frodncenten  jener  indirect  bestenerten  Artikel,  dnrcbue 
nicht  in  gleichem  Maasse.  Sie  gelingt  allein  oder  wenigrta 
vorzüglich  nur  den  ,,befähigteren  Elementen^',  namentlich  aoM 
den  wirklich  Ökonomisch  und  technisch  geschickteren  und  tii&tigait 
Stenerzahlem  deigenigen  von  ihnen^  wdohe  ttber  grossere  Kapi- 
talien rerfUgen  nnd  alle  erforderlichen  technischen  Vei^ 
rangen  des  Betriebs  leicditer  durchfuhren  können.  Im  Ganien  i> 
daher  der  Grossbetrieb  besonders  im  Stande,  solche  Abwllnopi 
zn  bewirken.  Ja,  ein  gewisser  grosserer  Umfang  Betrid»  ^ 
mitunter  die  Voraussetzung  des  Erfolgs  der  BetriebsändeniDga 
in  dieser  Richtung  nnd  die  Beetenemng  begünstigt  daher dk 
ohnehin  vielfach  bestehende  Tendenz  zum  Grossbetrieb.'^» 
Dies  hat  nun  aber  nicht  nur  manche  andere  Nadhtheile;  es  fUnt 
auch  zn  einer  reellen  Ungleichheit  der  Bestenerong.  ^ 
Kleinbetriebe  werden  verdrängt  oder  müssen  einen  Theil  der  Steiff* 
die  sie  vielleicht  nur  auslegen  nnd  fortwälzen  sollten,  wirUiek 
anf  sich  nehmen.  Eine  solche  Wirkung  in  Bezug  aof  die 
steuemng  kann  nur  durch  eine  beständige  Neuregelung  der 
Grandlagen  der  Steuer,  wobei  jedem  betreffenden  ProdactioBsffflt 
schritt  sorgfältig  und  casnistisch  nachgegangen  wird,  coupeit 
«irt  werden.  Allein  ein  solches  Verfahren  hat  wieder  auuek 
andere  Bedenken  nnd  tbatsächlich  meist  unüberwindliche  steotf 
tei^ische  Schwierigkeiten.  Wie  so  oft  im  Stenerwesen  bringt  dibff 
auch  die  Abwälzung  wieder  manches  neue  Dilemma  mit  sieh."} 
3)  In  zahlreichen  Fällen  endlich  kann  der  Stenerdmek  t 
Abwälzungen  gar  nicht  tühren,  so  wenn  Zeit  und  Arbeitskni 
schon  hinlänglich  angespannt  sind  —  wob«  man  es  freOidi  ^ 
ansserordentlich  elastischen  Verhältnissen  zn  tbnn  hat  — ; 
wenn  es  an  Kapital  für  dne  rergrOsserte  Prodaction  oder  an 
satz  für  mehr  Prodncte  fehlt;  oder  wenn,  wohl  oder  übel,  ^ 
Mehrzahl  der  Bestenerten  einmal  nicht  zu  den  erforderlichen  F# 


")  Grundleg.  §.  1S7.  Bei  der  Spiritiu-  n.  ZnckerindiisCrie  be^OBBtifU  ^ 
gewisse  Steuerfonnen  den  Grossbetrieb  «otschieden. 

.  ")  Die  hier  sich  e^beaden  Miasrerhältnisse  h»t  outn  mitunter  selbst  im  Su»*- 
recht  beMckrichtigen  nOBsen.  So  zaUen  nach  d.  Borddetttscfaen  JteuntwaiBilMe- 
MMbtRabung  Usine  ISndUdie  Brauienien  ■ater  gewiam  B9ßnga»gtn  oit  *'■ 
NoEB«B8t»8  der  ^eoer. 

'*)  Dts  irird  T.  Hock  n.  A.  nidit  gwOgnid  bertteksichHgt 
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schritten  befUhigt  ist  Man  wird  sich  namentlich  in  Ländern  mit 
starker  Anspannung  der  Steaerschraabe}  vollends  wenn  die  Steuer- 
ertriige  grossentheils  zur  Verzinsung  von  Staatsschulden  (etwa  gar 
im  Ausland  befindlicher)  und  zur  Bestreitung  des  Militöranfwands 
dienen,  httten  mllssen;  sich  hier,  wie  es  wohl  geschieht ^  anf  den 
„Sporn"  der  Besteuerung  zur  Abwälzung  zu  verlassen.  Die 
Steuer  kann  hier  auch  umgekehrt  bei  den  kleben  Leuten  (länd- 
lichen Grundbesitzern  u.  s.  w.)  vollends  jeden  Sohaifensmuth 
lähmen,  den  Stumpfsinn  noch  steigem  und  somit  die  Production 
eher  noch  vermindern.  „Uebersteuerte"  Länder  und  Volksclassen 
zeigen  wohl  solche  Symptome  der  Wirkungen  der  Besteuerung. 

g.  891.  Hit  der  voraosgehend  erörterten  Abwälzung  ist  eine 
andere  Art  derselben  nicht  zu  verwechseln,  wenn  dieselbe  auch 
im  Effecte  das  gleiche  Resultat  fttr  den  Besteuerten  mit  sich  ftthren 
kann:  nemlioh  die  ihatsäofaliohe  Abwälzung  stabiler  Steuern 
in  Folge  allgemeiner  reeller  Vermehrung  der  dergestalt  besteuerten 
Erträge  (Einkommen  n.  s.  w.)  oder  in  Folge  gewisser  Preis- 
eibohnngea  der  für  den  Cteldwerth  der  Erträge  und  Einkommen 
massgebenden  Produeto.  Hieher  gehören  namentlich  gewisse  Vor- 
gänge bei  rechüioh  oder  thatsäohlioh  stabilen  Ertragssteuem, 
besonders  bei  der  Grund-  und  Gebäude-,  auch  bei  der  Ge- 
werbesteuer, wenn  feste  Steuersnmmen  anf  die  Ertragsquellen 
gelegt  sind.  Die  Ertragssteigerung  mit  oder  ohne  Mitwirken  des 
besteuerten  Rechtsinhabers  der  Steuerqnelle  (Steigen  des  land- 
wirthschaftliohen  Bodenertrags,  der  Grundrente,  der  Miethrente)^ 
die  Preissteigerung  der  Bodenprodnote  (Getreide,  Vieh)  ftthren  hier 
ftlr  den  Besteuerten  zu  einer  reellen  relativen  Verminderung  seiner 
Steuerlast,  d.  h.  zu  einer  tbeilweisen  Abwälzung  der  Steuer.  Bei 
älteren  Grundsteuern  und  selbst  bei  neueren  nach  stabilem  Kataster 
ist  diese  Wirkung  Öfters  in  grossem  Umfange  eingetreten,  was  bei 
der  Benrtheünng  solcher  Steuern  ins  Gewicht  fällt  Im  ganzen 
Stenersystem  entstehen  alsdann  gerade  durch  diese  Art  der  Ueber- 
wäUnog  Ungleiohmässigkeiten,  welche  ihre  Abstellung  in 
Reformen  der  betreffenden  Stenern  oder  in  anderweiten  Ergänzungen 
und  Umgestaltungen  des  Stonersystems  finden  mflssen.") 

***)  S.  die  Beispiele  in  Not«  16.  St&rkere  Veräademngea,  bez.  Ena&asifungen 
der  reellen  Stenersfttze  treten  in  relativ  kurzer  Zeit  noch  bei  Gebäudestenem  mit 
einer  Veruüs^Bgsart  wie  z.  B.  die  preusaische  in  rasch  fortschreitenden  Stidten  ein, 
Dadarch  wird  dann  diese  Steuer  alü  Staatssteoer  sehr  angleicbmässig:  niedrifer 
in  Stedten,  die  im  An&chwiing  begriffen  sind,  als  in  Btagwenden  Orten  oder  als  anif 
itim  platten  I^nde,  wie  man  in  Preussea  sieht 

Ib* 
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B.  —  §.  392.  FortwäUang.")  Hierfttr  gilt  die  Begd:  | 
die  Steuer  wird  vom  Stenenalüer  oder  erstem  Stenerti^er  dann 
und  in  dem  Maasse  nnd  am  so  leichter  fortgewlUzt,  als  dn- 
sdbe  bei  dem  in  Betracht  kommeDden  Angebot  eine  Ein- 
sehränkuDg  Tomehmen  kann,  in  Folge  deren  ein  nunmdir 
kleineres  Angebot  der  gleichen  Nachfrage  gegenüber  steht.  Bfe 
Stenern,  welche  vom  Vorstand  einer  Untemehmnng  gezahlt  werdes. 
handelt  es  sich  daher  nm  eine  entsprechende  ProdnctionseiB' 
schränknng,  die  voranssichtlich  nicht  sofort  von  anderer  Seite 
durch  •  grössere  Frodnction  oder  Zufuhr  wieder  aufgewogen  wird. 
Bei  Fersonalsteuem,  wie  z.  B.  auf  den  Arbeitslohn  entscheidet 
sich  die  Fortwälznng  danach,  wie  das  Arbeitsangebot  reell  ver- 
mindert wird. 

Massgebend  sind  nun  hier  dreierlei  Reihen  von  UmstJbideB: 
ökonomisch-technische  Verhftltnisse  der  betheiligten  Unter- 
nehmuDgen,  Gewerbe,  Ertragsquellen  u.  s.  w.;  persönliche  mgi 
persönlich-ökonomische  Verhältnisse  der  betfaeiügten  Steuer- 
zahler; endlich  die  Verhältnisse  der  wirthschaftliehen  Rechts- 
ordnung in  ihrem  Ginflnss  auf  die  HOglichkeit  einer  reellen  As- 
gebotsverminderung. 

1)  Nach  ihrer  ökonomisch-technischen  Einrichtung  sind 
diejenigen  Unternehmungen  u.  s.  w.  begttnstigt,  welche  vomemlid 
mit  umlaufenden,  diqenigen  in  ersehwerter  Lage,  welche  vor- 
nemlich  mit  stehenden  Kapitalien  (wozn  hier  auch  Crrnnd- 
stttcke  und  Häuser  zu  rechnen  sind)  produdren.  Daher  iA 
die  Fortwälznng  leichter  und  sicherer  —  von  vorObergehefr 
den  Coignncturen-Rflcksohlägen  abgesehen  —  im  Handel,  aneb, 
wenigstens  soweit  dieser  Punct  entscheidet,  noch  im  Handwerk 
schwerer  in  der  Fabrikation,  vollends  in  der  Bodenpr«^ 
duction,  beim  Grund-  und  Hausbesitz.  Wichtig  kann  dabo 
auch  noch  die  specifiseh  technische  Natur  der  saehliebei 
Prodnctionsm Ittel  (Kapitalien)  nnd  die  ökonomisch-techn^die 
Natur  der  Froducte  selbst  werden.  Die  Fortwälzung  ist  nm  se 
schwerer,  je  mehr  ein  Produotionsmittel  nur  zn  einer  oder  weaigeB 
bestimmten  Prodnctionen  dienlicb|,  daher  je  fester  es  an  die  Iw- 
herige  Production  gebunden  ist,  z.  B.  im  Falle  von  Hascfaineo. 
von  Gebäuden  für  bestimmte  Betriebe  (Fabriken,  HlUilen),  von 
Grundstücken  fttr  bestimmte  Einzelzwecke  (Bergwerksboden),  nnd 

")  Zum  Tbeil  im  Aiuoliliiss  an  Pariea  a.  a.  0.  Baa,  I,  g.  260  £.  H«ci 
S.  91  IT. 
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amgekehrt  Die  Fortwälzang  ist  ferner  um  so  schwerer,  je  weniger 
local  gebunden  die  Prodnctioo  ist,  je  leichter  sich  der  Bedarf 
andere  woher,  eventnell  zam  alten  Preise,  versorgen  kann,  je  mehr 
das  betreffende  BedUrfniss  eine  Einschränkung  verträgt,  anfscfaieb- 
bar  ist,  sich  durch  Sarrogate  befriedigen  lässt,  je  tnuisportfähiger 
nach  ihrer  Beschaffenheit  nnd  ihrem  Werthe  die  Prodncte,  je 
besser  die  Commnnicationsmittel  sind,  and  amgekehrt   Eine  For^ 
wälzong  Ton  Stenern  wird  daher  z.  B.  dem  Landwirth,  Bergmann, 
Forstvirth  besonders  schwierig,  zumal  bei  technisch  hoch  ent- 
wickeltem Commnnicationswesen  (Dampf!).       Die  Fortwälzung 
hängt  endlieh  noch  ab  von  der  nach  den  einzelnen  Betrieben  sehr 
veisobiedenen  Schwierigkeit  oder  Leichtigkeit,  nnter  den  Prodn- 
centen  ein  gemeinsames  gleichartiges  Vorgehen  in  Bezug 
anf  die  Begelnng  der  Prcdnction  nnd  des  Angebots  zn  bewirken. 
In  der  Landwirthschaft  kann  davon  bei  der  gewöhnlichen  Lage 
der  Besitz-  and  Betriebsverhältnisse  kaum  jemals  die  Rede  sein, 
fast  ebenso  wenig  im  Handwerk,  eher  in  einzelnen  in  grossen 
Untemdkmnngen  concentrirten  Fabrikations-  nnd  Handelszweigen. 
Oefters  werden  aber  aneb  hier  die  wirthschaftlich  kräftig- 
sten Unternehmer,  welche  am  Leichtesten  die  für  eine  nm&ssende 
ForMÜzong  erforderlichen  Massregeln  dorcbfUhren  könnten,  geiade 
eine  Sonderstellnng  einzonehmen  für  das  ihnen  VortheUbafteste 
halten.   Die  etwaige  Productionseinschränknng,  zn  der  Ändere 
greifen  oder  genöthigt  werden,  kommt  ihnen  dann  noch  zn  Gute. 
Die  besteuerten  Arbeiter  vermögen  vollends  selten  der  Bestenernng 
gegenüber  ein  gleichartiges  Verfahren,  das  die  Fortwälzung  der 
Steuer  gestattet,  einzuschlagen  (§.  511).  Da  nun  immer  alle  diese 
k^erscMedeneo  Momente  zusammen  wirken,  in  derselben  Kehtnng 
>der  sich  kreuzend,  so  ist  ein  bestimmtes  Ergebniss  der 
^ortwälzungstendenz  a  priori  kaum  festzustellen,  a  posteriori  ans 
1er  Erfahrung  bei  der  grossen  Verwickettheit  solcher  Processe 
liebt  sicher  zu  oonstatiren.   Um  so  weniger,  da  die  zweite  nnd 
Iritte  Kategorie  von  Umständen  gleichzeitig  mitwirkt 

2)  Aach  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Steuerzahler 
lind  von  bedeutendem  Einflasse,  weil  sieh  danach  grossentheils  die 

Die  pracdschea  Verlebter  der  Tbeoiie  in  tinseren  g^eDTirtice>  Stoner- 
lebstMn  babea  trotzdem  die  eigene  Theorie  ftofgestellt,  dase  bei  ans  der  Preis  der 
kMlenpiodncte  durch  —  die  GnmdsteDer  geäteigert  verde!  Du  ,3odenlose"  dieser 
rheone  vaist  Conrad  im  Vorwort  zu  Kremp,  EinlL  d.  Emteua&Us,  Jena  1S79 
.  TV.  mit  Recht  scharf  ab. 

**}  Bau  I,  g.  209  hebt  dies  bes.  benror.  ' 
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Äoanbrbarkdt  einer  EiiuobiiLnkiiiig  des  Angebote,  uner  AeiidenBs 
des  Gewerbes,  Bemfs,  der  Kapitalanlage  n.  8.  w.  riditet  SowoU 
der  allgemeine  Bildnngsstand  als  die  specielle  Bemfs-  oder  Fict 
ffthigkeit  der  BeUieiligten  kommt  in  Betracht,  ermöglicht,  ednehtoi 
erschwert  den  Wechsel  des  Bemi^  n.  s.  w.  oder  macht  ifan  > 
möglich.  Aoch  die  persönlich-ökonomische  Lage,  die  Fili^ 
keit,  länger  oder  ktirzer  oder  gar  nicht  den  lanfenden  Erwoi 
(Einkommen,  Lohn)  zu  entbehren,  n.  a.  dgl.  m.  spidt  dabei  oi 
Die  Arbeiter,  die  „kleinen  Lente",  die  kleinen  G«werbetreibeiida 
sind  ancb  in  dieser  Beziehang  ftir  den  Concnrrenzkampf,  äs 
dieser  wie  jeder  Ueberwälzungsprocess  darstellt,  meist  sdileclii 
ausgerastet  (§.  511). 

3)  Endlich  ist  die  wirthschaftliche  RechtsordnnogT« 
wesentlich  mit  entscheidender  Bedentnog :  so  z.  B.  im  Gewerbe, 
and  wie  weit  Gewerbefreiheit  oder  ein  beschrKnkendes  Geweri» 
recht,  ZnnftweseD,  Realgerechtigkeiten,  Concessiooswesen  o.  s.*- 
besteht;  wie  es  sich  mit  dem  Zngrecht  nnd  dem  Nieder 
lasBQngsrecht  yerhSlt,  auch  mit  Ans-  nnd  Einwanderos^i 
recht;  wie  das  Vertragsrecht,  Zinsrecht  n.  s.  w.  gestaltet 
Denn  danach  richtet  sich  grossendieils  wieder  die  Ul%liebkat 
diejenigen  Hassregeln  vorzunehmen,  von  denen  die  FortiriUxiu 
abhängt.  Das  frei  ere  Gewerberecht  erieichtert,  das  besehrlskei 
dere  erschwert  diese  Hassregeln. 

Man  mnss  sich  alle  diese  Umstände  vej^egenwärtigeD,  wd^ 
sich  im  practischen  Leben  ja  noch  taosendfach  compUdrea,  n 
das  sichere  Vertrauen  auf  dicFortwälznngTon  Stenert 
in  der  in  Aassicht  genommenen  Weise,  s.  B.  bei  i)^ 
indirecten  Verbranchsstenem  schKesslioh  auf  den  GonsnmeBten,  anr 
destens  als  ein  oft  wenig  begründetes  bezeichnen  zn  kOnnen,  roUei» 
das  Vertranen  darauf,  dass  so  eine  „gerechte'',  „gldehntai^ 
Besteuerung  bergesteUt  werde.  Man  wird  nur  zugestehen  klW 
dass  wenigstens  nach  den  ökonomisch -technischen  nnd  den  Bedfl^ 
Verhältnissen  in  der  modernen  Volkswiithscbaft  die  richtige  n>^ 
vollständige  Fortwälzung  von  indireeten  VerbranehssteserB 
der  tblichen  Art,  Einfbhrzöllen,  inneren  Stenern,  Accisen  n.  &  ' 
immer  noch  leichter,  daher  wahrscheinlicher  ist,  abtÜ' 
Fortwälzung  von  Stenern,  welche  den  Arbeitslohn  treffen,  roi 
Ertrags-,  Einkonunenstenem.  Die  Grundsteuer  wird  votü 
ganz  ansnahmsweise  durch  Steigerung  des  ProductenprdNS 
den  Gonsumenten  fortgewälzt  werden  können. 
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C.  —  §.  393.   Räckwälzang.")  Im  AllgemeiDea  erscbeiaen 
bn  ihr  dii|)enigen  Unutände  als  gflnatig,  welche  sieh  fllr  die  Fort- 
wälaang  als  nngQnstig  erwiesen,  and  umgekehrt   In  Ueberein- 
stimmong  hiermit  ist  die  Regel  aufzustellen:  die  Rückwälzung 
gelingt  dann  und  in  dem  Haasse  und  um  so  leichter,  als 
die  dabei  in  Betracht  kommende  Nachfrage  eine  Vermindernng 
erlaubt  und  verträgt^  so  dass  nunmehr  eine  kleinere  Nachfrage 
einem  gleteben  Angebot  gegenüber  steht    Im  Einielnen  zeigt 
sich  hier  wieder  Allee  von  Einfluss,  was  vorher  bei  der  Fort- 
wftlzong  dargelegt  wurde.    Speciell  mag  noch  hervorgehoben 
werden,  dass  bd  den  für  etwaige  Rfickwälznng  typischen  raien 
der  Besteuerung  einzelner  Verbranchsgegenetande,  durch  Zölle, 
ianere  Stenern,  directe  sogen.  Lnxnsstenem  u.  dgl.  m.,  von  Seite 
des  Consomenten,  daher  der  Nachfrage,  wesentlich  die  Natur 
des  betreffenden  Bedürfnisses,  die  Ersetzbarkeit  des  einen, 
besteuerten  Befriedigungsmittels   durch  andere  nicht  besteuerte 
Artikel  (Surrogate)  mit  entscheidet  Die  Steuer  auf  nothwendige 
and  nicht  ersetzbare  Consumptibilien  wird  schwerer,  die- 
jenige auf  entbehrliche  und  ersetzbare  leichter  rttckgewälzt 
Daher  z.  B.  öfters  eine  leichte  Rückwälzung  gewisser  Luznssteuem 
auf  den  Producenten  der  betreffenden  Objecto.  Ob  und  wie  weit 
dann  der  betreffende  durch  die  Rückwälzung  getroffene  Prodncent 
die  Steuer  endgUtig  tragen  mnss  und  welches  tlberbanpt  die 
Weiterwirkungen  solcher  rUckgewälztea  Steuer  sein  werden, 
daftir  sind  wieder  alle  die  Umstände  mitbestimmend,  welche  die 
Fortwälzung  mit  regnliren.   Eigenthflmlich  kann  sich  bei  Hänser- 
stenero,  die  auf  den  Hiether  fortgeii^lzt  werden,  der  Rttckwälzungs- 
process  gestalten.     Besonders  schwierig  wird  gewöhnlich  die 
Rückwälzung  von  Steuern  Seitens  der  Arbeiter  und  der  „kleinen 
Leate"  überhaupt  sein  (§.  511):  die  Bedingungen  dafür,  also 
z.  B.  für  die  Rttckwälznng  von  indirecten  Verbranchsstenem,  welche 
aaf  diese  Glassen  fortgewälzt  sind  (Salz-,  Tabak-,  Bierstenem, 
manche  Zölle),  sind  die  nemlichen  wie  fUr  die  Fortwälznng  directer 
Lohn-  nnd  dgl.  Steuern.   Anch  hier  achätzt  man  die  Schwierig- 
keiten für  die  Rückwälzung  der  Besteuerung  des  Arbeiters  auf 
Arbeitgeber  und  auf  (wohlhabendere)  Consumenten  der  Arbeits- 
prodncte  oft  viel  zu  gering  nnd  bewc^  sich  in  einem  bequemen, 
aber  unzulässigen  Optimismus,  oder  —  will  sich  darin  bewegen. 

Hock  &  96  ff.  Pftriea  a.  a.  0.  Ban  dgl 
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obgleich  gerade  hier  die  Theorie  recht  wohl  im  Staade  ist,  die 
Umstände  anzugeben,  welche  vorliegen  mOssten,  wenn  eine  b^ 
hanptete  Rttckwälznng  erfolgen  sollte,  nnd  sich  leicht  nachwfliM 
läSBt,  wie  wenig  wahrscheinlich  oder  wie  bedenklich  äxx  Antritt 
dieser  Umstünde  ist.  Barttber  Näheres  unten  in  §.  511. 

D.  —  §.  394.  Auch  für  die  Weiterwälznngen  endHeh,  n 
welchen  sich  die  Fort-  wie  die  Rtlckwälzong  gestalten  kin, 
Usst  sieh  eine  allgemeine  Regel  anfetellen:  je  mehr  nenM 
die  ganze  Lage  desjenigen,  anf  welchen  eine  Steuer  fort-  oder 
rttckgewälzt  worden  ist,  der  Lage  des  ersten  Fort-  nnd  BSek- 
wttlsenden  gldoht,  desto  wahreoheinlicher  nnd  gleiohartigei 
ist  die  betreffende  Weiterwälznng  nnd  so  fort.  In  dieser  Weise  wW 
fdso  z.  B.  die  Weiter-  FortwSlznng  von  Einfuhrzöllen  auf  die 
verschiedenen  Nachmftnner  des  einführenden,  xoUbesablendti 
Grosskaufmanns  bis  schliesslich  zum  Consumenten  des  b»oBtca 
Artikels  ziemlich  gleichmässig  zu  erwarten  sein.  Im  Uebriga 
gestalten  sich  diese  Weiterwälznngen  ganz  nach  Haassgabe  der 
Umstände,  welche  bei  der  Fort-  und  Rückwälzung  zur  Spnek 
gebracht  worden  sind.  Sie  fuhren  dazn,  dass  die  Wirkungen  vaa 
Steuer  in  immer  weiteren  Kreisen  von  Personen ,  welche  i^pendwie 
im  Verkehr  mit  dem  ersten  Steuerzahler,  als  ConBumenteo  der  { 
Producte,  Leistungen  desselben  u.  s.  w.,  stehen,  sich  in  erfaOfato" 
Preisen  dieser  Producte  geltend  machen.  Oer  ursprfloglkbe 
Stenerbetrag  eines  Steuerzahlers  kann  sich  anf  diese  Weue  int 
unter  in  immer  kleinere  Theile  aof  lösen,  die  sich  wie  Prodnctioi» 
kostenpartikel  auf  die  Preise  der  Sachgttter  nnd  Leistongen,  uf 
die  Sätze  der  fflns-,  Hieth-,  Fachtrenten  n.  s.  w.  zn  legen  snchea  , 

Ob  nnd  wie  weit  dies  freilich  in  Wirklichkeit  gescUebt 
lässt  sich  nicht  allgemein  angeben.  Die  Verhältnisse  der  C» 
cnrrenz  und  alle  die  manchfachen  Umstibide,  welche  im  Von» 
gehenden  berflhrt  worden  sind,  bestimmen  dies  mit  Hau  kiai 
die  Möglichkeit  einer  solchen  allgemeinen  Weitervi^ung  eisir 
Menge  von  Stenern  im  freien  Verkehr  und  die  Tendenz  dain  bei 
den  meisten  einzelnen  von  einer  Steuer  betroffenen  Personen  nieU 
bestreiten.  Es  lässt  sich  hieraus  auch  ein  gewisses  Hinstrtfea 
des  Verkehrs  auf  gleichmässige  Vertbeilnng  der  Steuerlast  abWiea 
Aber  viel  znweit  geht  eine  neuere  Doetrin,  dass,  w«l  jeder 
steuerte  ein  solches  Streben  verfolge  nnd  seine  Stenern  all  Pre- 
dnotionskosten  seiner  Guter  nnd  Leistungen  auffasse,  nun  mc^ 
daraus  das  sichere  Besnltat  hervorgehe:  »jede  Steuer  «ade 
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von  jedem  anf  jeden  ttberwftlzt,  indem  jeder  die  Stenern^ 
die  er  zahlt,  nur  fttr  den  anderen,  der  aein  Prodnct  brancbt,  aus- 
legt, om  sie  ihm  in  ii^ead  einer  Weise  anfznrecfanen/'  (L.  Stein). 
Dabei  wird  einfach  die  Unsnmme  von  practischen,  aber  in  der 
üieorie  wenigstens  kategorieenweise  grossentheils  Idcht  aafzn- 
findenden  Schwierigkeiten  übersehen,  die  sich  einer  solchen  „all- 
gemeinen UeberwälzuDg"  entgegenstellen.  Durch  die  „gesammte 
wirthschaftliche  Thätigkeit  einer  Nation"  mnss  selbstverständlich 
die  „Gesammtsnmme  aller  Stenern  wirklich  prodncirt"  werden. 
Das  Volk  oder  die  Volkswirtbscbaft  als  Ganzes  ist  nnter  allen 
Umständen  (von  Besteaemng  des  Aaslands  abgesehen)  die  Trägerin 
dieser  Stenerlast  and,  wie  immer  die  erste  Änl^fong  der  Steuer 
erfolge,  wer  immer  erster  Steuerzahler  sei:  durch  den  Verkehr 
tritt  erst  die  endgiltige  „Stenervertheilnng"  unter  die  einzelnen 
VolksangehGrigen  ein.  Aber  dieser  „stenenrertheiiende  Verkefars- 
process"  ist  nichts  Anderes  als  die  von  jener  Doctrin  seltsamer 
Weise  selbst  „begriffiich  abgethane"  Steuerttberwälzung.  Von 
dieser  nun  güt  das  frtther  Gesagte.  Wäre  es  anders,  wamm 
sollte  sich  Theorie  und  Praxis  auch  um  die  Wahl  der  Steuer- 
arten  und  Stenerobjecte  sonst  so  abmtlben? 

VIII.  —  §.  395.  Das  Ergebniss  der  ErSrterungen  Qber 
die  Ueberwälznng  ist  demgemäss  das  folgende:  dieselbe  ^olgt 
in  der  That  im  Verkehr  vielfach,  aber  doch  häufig  nur  anter 
grossen  Schwierigkeiten,  weiche  mitunter  gar  nicht  zu  Uberwinden 
sind.  Aach  ist  es  nicht  möglich,  die  Wirkungen  im  Voraus  all- 
gemein sicher  festzustellen  oder  nachträglich  zu  ermitteln.  Eine 
Bargschaft  dafür,  dass  durch  Ueberwälzung  eine  nacfatheilige 
and  nngleichmässige  Bestenerung  sich  richtig  vertheile, 
wenn  auch  erst  nach  und  nach,  lässt  sich  daher  nicht 
geben.  Eine  Rechtfertigung  alter  Stenern  gegenüber  neuen  mit 
dem  Hinweis  anf  die  günstigen  Folgen  eingetretener  UeberwftlEung 
ist  somit  nicht  allgemein  möglich  und  auch  im  speoiellen  Fall 
Wegen  der  Verwickeltheit  des  Cansalnexus  anf  diesem  Gebiete 
sehr  schwierig  und  unsicher.  Man  darf  desshalb  in  Bezng  auf 
gewtlnschte,  gemuthmasste  und  selbst  auf  wahrschebliche  Uebe^ 
wälzungen  nicht  zu  optimistisch  sein.  Vielmehr  bat  man  die 
Aufgabe,  die  Besteuemng  von  vorneherein  möglichst  so  einzu- 
richten,  dass  sie  den  Grundsätzen  der  Volkswirtbscbaft  nnd  der 
Oerechtigkeit  entspricht 

S.  «bea  Vorben.lc.  S.  260  Ober  ütein'a  Lohre. 
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Dies  ErgebiÜM  ist  besonden  fttr  die  Bildong  des  Steuer- 
Bystems,  die  Wahl  der  eisselnen  Stejiern,  Stenerobjeete 
nnd  SkeQererhebQDgBarten  wichtig. 

5.  Abschnitt 
lU.  Die  Frind^ieii  der  Ciereeht^ett  «der  der  irmMoi 

A.  üeber  gerechte  Stenerrertheilnng  im  Allgemeiiiea. 

ä.  obeo  die  VorbemeTkniigeii  zu  diesem  ganzen  HanpUbachn.  S.  ' 
ia  Bezog  sof  d.  Litentnr,  tof  deren  Kritik  u.  «if  die  AbTeicbnogeB  meiaes  ägmt 
Sbuidptacts  «.  der  BehaBdtaBgmreise  iet  Stnitftegen,  vdeba  dum  kaiwgefct 

In  der  amdracUichen  Eioriomimc  des  Torr»Ag>  der  fiiiiiu|»olit  o.  aaek 
volkswirtlucluftlidieii  Stenerprincipien  ror  denjenigen  der  Gerechtigkeit  stimae  iA 
Bit  Masse,  Held  it.  A.  Obegrain.  D»nna  fo^  aber  niebt,  wie  Held 
scheint,  dass  die  „Gerecbti^eit"  in  der  Besteaening  Obeibaopt  ein  onterg»ort»e» 
Moment  sei.  Das  vird  auch  nicht  dadarcb  b^rundet,  dass  es  „ein  ednÜclM  ^ 
gemein  anerkanntes  d.  allgemeia  anveodbares  Princlp  der  OeicoUg^  nicht 
wie  schon  der  nie  zu  schlichtende  Streit  darüber  bewdse.  ob  dem  Stsnenrila  <■ 
Ganzen  die  Proportion  oder  die  Progression  zn  Grande  Hegen  moase"  (Held,  Gn- 
Achten  Ober  Pen.bräteaer.  8.  24.  vg^.  aqch  ders.  In  Conrad's  Jahrii.  ISTK,  D- 
->36£.  a.  aber  „Gerechttgkeir  in  d.  Volkswirthsch.  aberhMpt  in  s.  Gnndii»  t 
Vöries.  Ub.  NaLOb.  2.  A.  S.  71).  Ganz  richtig  sagt  dagegen  Nasse  (GntacfcL  A. 
S.  2):  ,4)araas  (dass  nemL  die  goechte  Stsnerrwnalug  nicht  der  «rate,  ■!« 
Andere  beherrscheode  Gesichlspanct  sei)  darf  man  aber  freilich  nicht  andeisaitt,  «v 
es  weh  in  neuerer  Zeit  nicht  seifen  geschehen  ist,  die  Fotgernng  zieheu.  dasidcr 
Gesetzgeber  der  Bticksicht  auf  gleichmftssige  Steoerrertheilug  sieh  entaddagea  dtifr 
n.  dass  die  Frage,  was  ist  gleichmissige  Steaerrertheilong .  eine  massige  sei.  Viel- 
mehr sind  wir  durchaus  der  Ansicht,  dass  aber&Il,  wo  nicht  die  Erhaltnng  «da 
die  Zwecite  des  Staats  bestimmte  Fordeningeu  stellen  —  [aneh  hier  rinnt HeU. 
Gatachl.  S.  24,  zn  viel  ein,  wenn  er  Sagt,  die  Frage  nach  den  wirthschaftürka 
Interessen  der  Gesammtheit  der  Unterthuen,  der  einzeben  Stände  (?)  o.  desHsci^ 
mosse  immer  in  den  Vordergmnd  gesohobea  werdea".]  —  Gleiohmisaigktii 
in  der  StenerTcrtheilnng  herrschen  mass  D.  weisen  daher  die  Frage  uct 
dem  Frineip  gleichmässiger  Steaerrertheilnng  keineswe^  ron  uns  ab,  dam  oki'  . 
einen  solchen  festen  Ricfatn&gspnnot  wurde  nicht  abanehen  asiB,  wi*w>  { 
eine  bodenlose  VillkQr  vermeiden  wdlte."  S.  aach  Nenmann,  pif- 
ElnkJt  S.  106,  wo  mit  roUstem  Hecht  in  Bezog  auf  das  Gerechtigkeit^nbleB  l 
Held's  EiBVlnde  ges^tt  wird:  „was  der  Gesetzgeber  von  us  reriMgai  kan, 
dass  wir  ans  aas  principieUen  Gründen  für  bestimmte  principielle  Ziele  t»- 
sprechen.  Die  Änsfahrnng  bleibt  natürlich  Sache  derjenigen,  die  das  U aa«  de 
Aisftthrongsmegliohkeit  nach  den  betreffenden  Teriit^iissea  benrtfaetten  kM» 
Aber  in  der  Idee  das  Ziel  soeben,  das  Ideal  construiren,  das  ist  ans  fd.  ^ 
der  Theorie]  oberiassen  n.  daran  haben  wir  fort  n.  fort  zu  arbeiteo.** 

Was  Held's  weiteren  Einwand  mit  dem  Hangel  eines  einfach«!  aamkamM 
and  anwendbaren  Princips  der  Gerechtigkeit  anlangt,  so  ist  es  eben  hier  die  Ab^ik. 
die  den  „historischen"  Nationalokonomea  bes.  nahe  liegen  mosste,  alle  diese 
der  gerechten  Steaerreitheilaiig  ans  dem  historischen  Standponcte  antebsM,*' 
ferner  das  Problem  gerechter  Steaerreitheilnng  in  Zasammenhanf  mit  ^««jttfl^ 
gerechter  Verthetlnng  des  Nationaleinkommens  ta  bringen.  Ich  beliebe  »c* 
nr  den  ersten  Pnnct  aof  die  Torbam.  oben  S.  229,  für  den  «weiten  aaf  die 
für  die  Steueriehre  grundlegenden  Erörtemngen  in  meiner  „Grundlegnng",  !>** 
2.  Kap.  (d.  1.  Aosg..  Kap.  2  d.  1.  Abth.  d.  2.  Anw.)  aber  „den  Bedarf  &  Eb- 
k<nnmenlehre  roa  TertheUangsstandpancte"  g.  94  £.  aber  die  „Cnünnctai**  §•  » *- 
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ober  die  ElgenthninMadnug;  n.  Uber  E^ttl-  o.  Gnmdelgeutliiim  im  6.  Kqi.  (oder 
3.  AbtL  der  2.  Anig.).  Dazcb  dieee  AafEusiuig  ergiebt  sich  eine  tbeibreise  rer- 
scbiedene  HotivIriiDg  z.  R  der  Steaeiprogression ,  der  höheren  Besteaerang  des 
fandiiteii  Eiakomineiis,  der  erentaellea  Freilassong  des  „ExisteoDnininiaiiiV',  abireicbend 
aacb  Ton  Aatoren,  wie  Noamaon,  sogar  r.  Scheel,  mit  denen  ich  sonst  rieUach 
QbeTdoatimme.  Nar  diese  Auffassung  ermöglicht  es  aber  m.  E.  auch  zu  einer  tieferen 
a.  festeren  Begrttndang  gevisser  GerechtigkeitspoBtalate  u.  deren  Conseqnenzen  in  der 
Berteuernng  za  gelangen  u.  Heids  u.  A.  Vorwurf  der  Willkör  abzuweisen.  Für  den 
Kemponct  der  folgenden  Abschnitte  beziehe  ich  mich  daher  auch  anf  die  genannten 
Farttoen  meiner  „Qmndlegang",  was  ich  u.  A.  gegenQber  der  Kritik,  welche  dieee 
Abschnitte  finden  mftgen,  aosdrUcklich  berrorhebe. 

Die  Rechtsphilosopben,  die  gerade  die  Gerechtigkeitsprincipien  in  der  Be- 
stenamiig  tot  Allem  UUten  kUrön  nttBsen,  kommen  auch  biar  ftbei  nee  AOgemon- 
heiten  lücbt  hinaus  und  vertatben  ttberall  den  Mangel  nationalokon.  VerstAndnissea. 
S.  die  liter.  Angaben  oben  S.  14S.  Die  Vertreter  der  tbeor.  Politik  haben  die 
Fragen  gleiehfaus  nicht  erheblich  gefordert,  diejenigen  des  positiven  OffentL 
Becbts,  dum  die  Historiker  berUiron  b&chstens  einmal  eine  solche  Principienfrage, 
deren  genaaere  ErOrterang  ja  aacb  aosserhalb  ihrer  Aufgabe  liegt. 

Die  NationalOkonomen  und  Finanz-  oder  Stenertbeoretiker  haben  sich 
zwar  regelmässig  mehr  oder  weniger  eingehend  und  scharf  mit  diesen  Fragen  ausein- 
andergesetzt, aber  bei  der,  ihnen  (mit  wenigen  neuesten  Ausnahmeo.  wie  znmTheil 
Stein,  Scbmoller,  r.  Scheel)  mangdnden  histor.  Auffassung  u.  bei  der  gleich- 
falls felüeaden  Behandlang  dieser  principiellen  Fragen  der  Steuerlehre  im  Zosunmen- 
hing mit  der  Lehr«  ron  der  Einkommenvertheilung  und  der  wirthschaftl. 
Rechtsordnung  rind  sie  nicht  zu  festen  Ergebnissen  gelangt  GewOhnHoh  steht 
fieluuq>tung^  gegen  Behaaptong,  &  B.  in  der  Controreree  in  Bezog  auf  die  „Oleicbhdt 
der  Opfer".  Ava  d.  natsk.  Utor.  kann  ich  daher  Gut  nur  anf  Scbmoller's  Gmndfr. 
r.  Becht  n.  Yolksirirthsch.,  bes.  Abschn.  IT,  aocb  Y  {8.  94)  Tenr^n,  wo  fireilicb 
die  ErOrterang  zn  aphoristisch  bleibt   Vgl.  sonst  noch  Mill,  B.  5,  E.  2. 

Ans  der  finanz.  Lit  s.  die  Citate  in  d.  Vorbem.  zu  den  früheren  Abschnitten, 
spedell  bes.  Bau  I,  g.  250  S.  (mit  liter.  Daten  aber  einige  Autoren  in  den  Noten): 
Umpfenbach  I,  104,  118£;  Pfeiffer,  Staatseioo.  II,  16,  dannKap.  7; 
Stein  I,  402  ff.,  414  ff.,  447  ff.  4SI  ff.;  Held,  Eiok-st  Kap.  5  o.  bes.  d.  Litor.rerue 
daselbst  S.  121  ff.;  Menmann,  progr.  Eiak.Bt  Kap.  4;  Kasse  u.  z.  Th.  die  anderen 
(iatachtea  über  Feisonenbesteueruug  passim;  v.  Scheel,  progress.  Best,  Tub.  Ztscbr. 
fi.  31  S.  273;  SchmoUer,  preuss.  Fin.poL  im  Jahrb.  d.  D.  Beicbs  1877  B.  110. 
114  ff.;  der  eonseqaente  Standpnnct  der  TheonUker  des  Systeme  d.  fMen  CkmcoireaK 
naa.  bei  Faneber  n.  anderen  deatschen  Freihändlern .  s.  o.  S.  146.  Anch  neaesto 
fhmzOs.  Antonn,  irie  Leroy-Beaalien  1,  181  ff.,  wissen  d. Theorie  d. Fn^ressfr- 
Btaaer  nor  ab  oiae  „«antimentale  et  non  pas  mttondle'*  zo  cbanwterisireD. 

§.  396.  Einleitnng.  „Was  ist  das  Oerechte?"  Diese 
Urirage  des  denkenden  Menschen  kOnnte  anch  an  die  Spitze  der 
Erörternngen  Über  die  Principien  der  Gerechtigkeit  in  der  Be- 
sten^iing  gestellt  werden.  Sie  eingehend  philosophisch  za  beant- 
worten, dazn  ist  natürlich  hier  nicht  der  Ort.  Es  ist  nnr  daran 
zn  erinnern,  dass  alle  Schwierigkeiten  der  Beantwortung  jener 
allgem^nen  Frage  hier  in  der  ErOrtenmg  der  speoiellen  Frage 
wiederkehren.  Merkwürdiger  Weise  ist  dies  selbst  in  der  Wissen- 
schaft nicht  immer  empitanden  worden.  Es  wären  sonst  nieht 
manche  sehr  bestreitbare,  mindestens  nnr  sehr  relativ  wahre  Sätze 
über  die  „gerechte"  Bestenerung  ohne  Beweis  anfgestellt  und  dann 
mit  diesen  Sätzen  wie  mit  Axiomen  nnd  unmittelbar  in  der  Praxis 
anwendbaren  Lebren  operirt  worden.  Man  hatte  in  Streitfragen 
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anoh  öftere  eiogesehen,  dass  man  sich  nicht  reretändigen  kOime, 
weil  maji  schon  im  Aosgangspunct,  in  der  Chundanschannng  be- 
züglich der  „Gerechtigkeit"  in  der  Bestenemng  differire  und 
halb  nothwendig  in  den  Conseqaenzen,  in  der  Anfstellnng  bestinunter 
„G«reehtigkeitsfoxdemngen"  fitr  die  Bestenenmg  glexdifalls  aus- 
einander gehen  mttsse.  Fttr  unsere  Zwecke  in  derFinanzwissenscbaft 
nnd  in  der  Stenerlehre  ist  es  nun  vor  Allem  nothwendig,  genl^ 
es  aber  ancb,  sich  Uber  folgende  drei  Poncte  klar  zu  werden: 
nemlich  einmal  über  die  historische  Relativität  der  „Stener- 
Gerechtigkeit",  femer  Uber  die  Abhängigkeit  des  Ortfaeils 
bezüglich  der  letzteren  von  dem  Urtheil  Uber  unter 
priratwirthschaftliches  Concarrenzsystem  (§.397—399)  j 
and  endlich  Uber  den  Einfluss  von  Arbeitstheilnng  nnd  TeehDik 
anf  die  Anwendung  der  Gerechtigkeitspostnlate  (§.  400). 

1.  Relativität  der  Stener-Gerechtigkeit. 

Auch  das  „Gerechte",  wie  alles  „Sittliche"  überhaupt,  I 
ist  nichts  Absolutes,  sondern  etwas  zeitlich  (historiscb) 
nnd  Örtlich  Relatives,  durch  die  Cnltnr  des  Volks  Bedingtes.*) 
Von  der  „Gerechtigkeit"  in  der  Besteuerung  gilt  das  in  besond^ 
Maasse.  Wir  dürfen  daher  auch  nicht  unsere  moderne  AnschauiE 
zum  allgemein  giltigen  Haassstab  anderer  Zeiten  und  Volker  ndmet.  , 
Die  ehemaligen  ständischen  Steuerfreiheiten  und  Privilegien  l  6. 
stehen  im  Einklang  mit  den  gesammten  Rechtsverhältnissen  jeiet 
Zeit,  mit  der  eigenthllmlicheQ  ständischen  GUedemng  der  B^ 
völkerung.   Sie  sind  ftlr  jene  Periode  nicht  kurzweg  „ungerecht" 
zn  nennen,  selbst  in  dem  Falle,  wo  es  sich  nm  wahre  Steo^- 
freiheiten  (§.  361)  handelte.  Wir  fassen  jetzt  die  Frage  der 
rechten"  Besteuerung  nur  für  unsere  moderne  Cnltur-  nnd  Bechts- 
periode  ins  Auge.   Hier  können  wir  in  der  That  die  GrondsSlze 
der  Allgemeinheit  nnd  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  als  Axiome 
der  Gerechtigkeit  in  unserem,  modernen  Sinne  betrachteOf 
welche  mit  unserem  Begriff  der  pereönlichen  nnd  politisebeu 
(staatsbürgerlichen)  Freiheit  und  Gleichheit  gegeben  sind.  Abs 
nicht  nor  bleiben  auch  hier  grosse  Schwierigkdten  bei  der  An- 
wendung dieser  einfachen  Axiome  auf  die  practischen  Steuer 
Probleme  bestehen:  es  ist  öfters  auch  in  der  blossen  Theorie 

Für  die  BegrUadoDg  dieser  „These",  die  mit  der  herrschenden  Ethik  »llenling 
In  directem  Wideraprnch  steht,  eriaabe  ich  mir  auf  den  in  Aussicht  stehend«  2.  B» 
T.  Ihering'g  „Zweck  im  Bacbt"  za  renreisen.  Diese  „historische"  ^^^^^ 
ist  m.  £.  Mch  eine,  fireUich  roa  AI.  r.  Ottiosen  nicht  gen^e  Ck>D»«qOMi  da 
„Social-Ethik'*  statt  der  blossea  Individ aal -Ethik. 
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schwierig^  die  richtige  and  conseqaente  Anwendung  zu  bezeichnen. 
Ja,  noch  mehr,  anch  wenn  die  ,.Glerechtigkeit"  der  beiden  Axiome 
an  sich  für  nnsere  Periode  feststeht,  kann  sich  doch  noch  häufig 
ein  Streit  darttber  erheben,  welche  Anwendung  der  Sätze  nun 
die  „gerechte"  sei.  So  bei  dem  immerhin  noch  einfacheren  and 
leichter  anwendbaren  Princip  der  Allgemeinheit,  vollends  aber  bei 
denjenigen  der  Gleichmassigkeit  Bei  diesem  fragt  sich  eben 
wieder:  was  ist  die  „gerechte"  GleichmBssigkeit?  Worin  die 
Ansichten  in  mehr  als  einer  Hinsicht  auseinandergehen  nnd  nicht 
ohne  tieferen  Grund.  Von  besondrer  Bedeutung  ist  auch  hierbei 
namentlioh  der  folgende  Pnnct 

n.  —  §.  397.   Die  gerechte  Stenervertheilung  im  Zu- 
sammenhang mit  der  Fanction  des  privatwirthschaft- 
lichen  Goncurrenzsjstems  betrachtet    Das  Urtheil  Uber 
das,  was  „gerechte"  Besteuerung  oder  Steuerrertheilung  sei  und 
was  diese  dann  verlange,  daher  auch  Aber  die  richtige  Anwendung 
der  Qrandsätze  der  Allgemeinheit  und  Gteichmässigkeit  der  Be- 
stenening  wird  nemlioh  wesentlich  bedingt  von  der  Benrth^ong 
der  bestehenden  Einkommen-  und  VermOgensrertheilung, 
wie  sie  sich  unter  dem  geltenden  Rechte  der  freien  Gon- 
cnrrenz  im  privatwirthsehaftlioben  System  bildet:  daher 
bei  der  heutigen  persiJDlichen  Freiheit,  bei  dem  nicht  ausschliesslich, 
aber  wmt  Überwiegend  vorhandenen  Privateigenthnm  der  Privat- 
wirtfaschaften  an  den  sachlichen  Prodactionsmitteln,  an  Boden  nnd 
K^ital,  und  bm  der  Vertragsfreiheit. 

A.  Wer  dieses  System  als  das  unbedingt  richtige  und 
aliein  gerechte  betrachtet,  wie  die  liberale  Oekonomik  der 
physiooratisch-Smith'schen  Schale  es  thnt,  der  muss  folgerichtig 
auch  die  bestehende  Einkommen-  und  VermSgensvertheilung,  das 
Ff«»daot  dieses  Systems,  als  ganz  allein  richtig  und  gerecht  an- 
sehen, —  ^e  Gonsequenz,  welche  die  schärfereo  Deoker  der 
Schale  auch  gezogen  und  bestimmt  formulirt  haben.*)  Ffir  den, 
der  also  urtheilt,  ist  aber  dann  auch  die  bestehende  Einkommen- 
nod  Vermt^ensverUieiltmg  eine  nicht  weiter  zu  disontirende  That- 
äache,  welche  an  sich  nnd  mit  allen  ihren  ökonomischen  und 
socialen  Consequenzen  hingenommen  werden  muss.  Eine  dieser 
Conseqaenzen  ist  non,  dass  ein  nnd  derselbe  Ansgabehetrag  den 
Personen  mit  verschiedener  Hohe  and  verschiedenen  QneUen  des 

•)  Grondleg.  §.  UT.  121  ff.,  126.  129,  1S4,  mit  d.  Uter.  Notea.  bes.  in  d.  2.  Aal. 
S.  22S.  240. 
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Einkommens  und  Uberhaupt  in  verschiedener  Ökonomischor  Lage 
ttnen  venehiedenen  Dmck  Tenuueht  oder  mngekehrt,  das  die 
LeittnngsflUiigkeit  dieser  Pwsonen  nach  diesen  Okonomisehen  Mo- 
menten dem  gleichen  Äosgabebetrag  gegenüber  verschieden  iit 
Für  die  Besteaerang  ergiebt  sieh  dum  die  Oonseqnenst  dm 
sie  an  der  als  richtig  and  gerecht  geltenden  EiakommeD-  nd 
Vermtfgensvertheilnng  an  sieh  möglichst  nichts  ändern  soll  Die 
Besteaerang  wird  daher  hier  folgerichtig  anf  den  Zweck  der 
Deckung  des  Finanzbedarfs  streng  beschickt  and  der 
früher  hervorgehobene  und  in  diesem  Werk  gerechtfertigte  „soeisl- 
politische"  Zweck  der  Besteaerang  wird  abgewiesen. 

Die  Conseqnenzen  dieses  Standpnncts  für  die  Aoffassani;  der 
„Gerechtigkeit"  in  der  Besteaerang  and  fllr  die  Postnlste  der 
Allgemeinheit  and  Gleichmässigkeit  sind  dann  in  Kflne  die 
folgenden'): 

1)  Die  Allgemeinheit  wird  wörtlich  genommen^  dakr 
ist  insbesondere  jeder  Staatsangehörige,  einerlei  ob  senk  £ii^ 
kommen  gross  oder  klein,  ob  Benten-  oder  Arbeitseinkommen  a.Lv. 
im  Frincip  steaerpfliohtig.  Keine  Steuerfreiheit  des  sogen,  fiiislev- 
minimnms  (§.  405). 

3)  DieOleiehmftssigkeitwird  als  „gleiche  VerhftHBiii' 
mäaaigkeit  der  Steuer  zum  Einkommen"  aaigefasst,  d.K 
im  Princip  soll  ein  Jeder  die  gleiche  Qnote  Steaer  ni 
seinem  Einkommen  entriehten :  „Proportional"  - BestNoag 
oder  der  gleiche  Procentsats  von  allem  Einkommen,  aho 
Abweisung  der  „Progressiv^'-Bestenerang  d.  h.  des  st&rker 
als  das  Einkommen  steigenden  Steuerfasses  fitr  grösseres 
Einkommen.  Aach  gleiche  Besteaerang  dee  Arbeits-  sod 
Renteneinkommens  und  Schonung  des  einzelwirthschaftUek» 
Vermögens-  und  Kapitalbesitzes,  daher  Beschränkung  der  fi^ 


*)  Am  ChanoteriBtiBchstoii  n.  am  Meisten  pointiit  treten  diese  GoimqiaiiHB  witi 
hü  eiiucelDen  Bednetn  anf  den  ToUsTlrthaoliaftL  Coogreaian  berror,  M  bä 

FanclLer,  Michaelia,  Wolff  a.  Ä.  m.  die  Debatten  im  7.  Congr.  1967  n 
Hambiirg  Uber  Staats-  n.  Gemeindeatenen,  in  d.  TOlkav.  Vieite^-acbr.  1B67  B.  3, 
Danzigei  Congr.  1872  über  Schulgeld,  eb.  1872,  B.  3.  Die  bloase  (selbst  propoiti«- 
nale,  nicbt  progressire)  Einkommensteuer  wird  hier  gelegentlich,  val  sie  eäae  Ttf* 
letznng  des  Principe  ron  I^istnng  und  Gegenleiatnng  sei,  ala  „eoBaBniatilcb" 
oder  ala  „dicht  an  die  Grenze  dea  Commnnismus"  atrelfend  besaichneL  AehaliiA  in 
Frankreich  (selbst  nach  1871  nochl)  Thiera.  S.  die  gut  ausgewUiltea  OiUte  bei 
Nenmann  S.  66  ff..  212  £  Nenmann  flberaieht  nur,  daas  dieae  AnadwonN" 
streng  conaeqnente  auf  dem  Boden  der  BechtsordnuDg  der  „staatsbtl^taliclMa'' 
Periode  o.  nach  dar  Theorie  der  fireieo  Concarrenz  sind.  —  Die  einzelaea  SUk 
in  Text  finden  ihre  EiUntenng  und  Kriük  in  den  apttenn  Abachnittu. 
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steoennig  auf  die  Qaelle  des  Emzel-Einkommens.  Vermögens- 
nnd  KapitaUteaern  (wenigsteos  als  Regel,  also  von  abnonneo 
ZeitrerhSltiüssen  abgesehen)  daher  nicht  als  eigentliche  (reelle) 
solche  Steoem,  welche  das  Vermögen  bes.  Kapital  des  Einzelnen 
verminderD,  sondern  nnr  erentnell  als  nominelle  Vermdgens- 
stenem ,  welche  bloss  Formen  der  Einkommen stener  sind. 
Streng  folgerichtig  auch  die  Ablehnung  jener  Begründung  der 
Progressivbestenemng  des  grosseren  Einkommens  und  der 
bfiheren  Bestenerung  des  Renteneinkommens  mit  dem  Hinweise 
auf  die  „grossere  Leistungsfähigkeit"  der  Bezieher  dieses  Ein- 
kommens oder  auf  den  „geringeren  Druck'',  das  „kleinere 
Opfer",  des  gleichen  Steuerbetrags  fttr  diesen  EUnkommenbezieher 
im  Vergldoh  zum  ärmeren:  denn  diese  allerdings  unbestreitbaren 
Thatsacben  der  grosseren  Leistungsfähigkeit  und  des  geringeren 
Steaerdmoks  sind  wieder  nur  Consequenzen  der  bestehenden 
Einkommen-  und  VermOgensvertheilung ,  an  welcher  nichts  ver- 
ändert werden  soll  und  darf,  eben  solche  Conseqnenzen  wie  die 
merwlhnte,  dass  der  gleiche  Ausgabebetrag  Personen  ungl^eben 
Einkommens  verschieden  trifft*)    Die  Progressivbestenemng  und 
die  höhere  Besteuerung  des  Benteneinkommens  ist  vielmehr  hier 
nicht  prineipiell  an  sieh,  sondern  nur  zur  Ausgleichung 
etwuger  umgekehrt  progressiv  wirkender  Besteuerung  des 
kleinen  und  des  blMsen  Art»eitseinkommens  (z.  B.  in  Folge 
tterker  VOTbrauohsbestenerang)  zu  rechtfertigen,  —  fteilieh  hier 
auch  vom  Standpunct  „gerechter",  d.  b.  hier  wahrer  Proportio- 
nal besteoening  zu  verlangen. 

Der  mit  diesen  AnsfHhmngeu  vorUlufig  wohl  genOgend  er- 
läuterte Geeiohtsputtct  bei  der  Bestenerang  mag,  zum  Unterschied 
von  dem  folgenden,  der  rein  finanzielle  oder  fiscalischc 
genannt  werden.  Die  Qerechtigkeit  der  gezogenen  Folgemngen 
für  die  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkelt  der  Bestenerung  ist 
nicht  anznfechten,  wenn  man  die  Prämisse  zngiebt:  die  Richtig- 
keit  and  Gerechtigkeit  der  Einkommen-  und  VermOgensvertheilnng 
im  priTatwirdnehaftUohen  System  der  freien  Concnrrenz.  Die 
Ccmseqnenzen  stehen  und  fallen  mit  der  Prämisse. 

B.  ~  §.  398.  Wiederum  bloss  unter  Bezugnahme  auf  die 
eingehenden  Erörterungen  Uber  dieses  System  der  freien  Con- 

*)  Eben  deshalb  encheiDt  »ach  mir  Fon  diesem  Sundponcte  ans  Neumann'i, 
Scheel*«  n.  A.  „BegrOndaag"  der  Pmcieasirbeitsacniiig,  iw  richtig  sie  «a  sich  ist, 
nicht  bevddariftig  imd  der  Eimrud  der  Gegner  nicht  anrichtig. 
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correnz  in  der  „6riindl^;aDg",  ErÖrteniDgen ,  welche  loa  mefat 
wiederholt  werden  können,  ist  jedoch  diese  PrftmiBse,  jedeoblb 
wenigstens  in  dieser  Allgemeinheit,  wie  die  liberale  Ökonomik  ne 
aofisteUt,  nicht  als  richtig  anzoerkennen.  Die  Behasptnng  der 
Schale,  dass  die  bestehende  Einkommen  -  nnd  VermOgensTerdieiliDC 
richtig  nnd  gerecht  nnd  allein  richtig  und  gerecht  sei,  weil  »e 
das  Prodnct  der  freien  Concarrenz,  ist  eines  Theils  eine  petitio  i 
prineipii,  anderen  Theils  ignorirt  sie  ^Ollig  den  Einflnss  der 
geschichtlich  überkommenen,  in  das  System  der  fröes 
Ooncnnenz  als  „wohlerworbene  Rechte"  herüber  genonnseiKi, 
aber  anf  ganz  anderer  BeehtsbasiB  entstandenen  Privat -Boib- 
verhUltnisse.  ^)  Die  Gonseqaenz,  welche  fttr  die  Bestenerung  g^ 
zogen  wird,  dass  jene  Einkommen-  nnd  VermOgensrertheihuig  cii 
Noll  me  längere  sein  mOsse,  ist  daher  in  dieser  priBci|mfla 
Allgemeinheit  unrichtig.  Es  darf  vielmehr  noch  ein  zweiter 
Oesichtspnnct  neben  dem  rein  finanziellen  fttr  die  Bestoiera^  i 
aufgestellt  werden:  der  socialpolitiscbe,  kraft  desses  dk 
Steuer  nicht  nur  Mittel  zur  Deckung  des  Finansbedarb,  souda 
zugleich  ein  solches  Mittel  dazu  ist,  welches  in  die  bei  fircsr 
Goncorrenz  entstandene  Einkommen-  und  VermOgensvertheiloF 
corrigirend  mit  eingreift.*)  Es  hat  dies  namentlich  in  k  i 
Weise  zu  geschehen,  dass  zwischen  ökonomischem  „V er dienei" 
und  „Gewinnen  ans  Gonjuncturen"  mttglichst  nnterscUeda 
wird  —  ein  practisch  schwieriges  Problem  bei  der  FlOssigkeit  dff 
Grenzen  dieser  zwei  Erwerbe,  aber  ein  in  dem  practisch  genflgei- 
den  Maasse  nicht  unlösbares  Problem  (§.  473  ff.).  Es  ist  femer  sock 
im  gewöhnlichen  ökonomischen  Erwerbsprocess  der  Erweib  sn  ^ 
Arbeit  und  der  Rentenbezng  (Grund-  nnd  Kapitrirente)  nebr  , 
zu  uDterscheiden  nnd  die  Thatsache  zu  berQcksichtigen ,  dau  der  I 
grössere  Erwerb  und  die  Vermögensbildung,  welche  er  ermOgliobt 
regelmassig  nebai  der  persOnliohen  Leistung  das  Mitspielen  dei 
Factors  „Glück"  im  grösseren  oder  geringeren  Maasse  bedingt 
Weiter  kann  erst  von  diesem  socialpoUtisohen  Standpuncte,  nidil 
schon  von  dem  finanziellen  ans,  jene  an  sieh  unbestreitbare  Tbit- 
Sache  der  grösseren  Leistungsfähigkeit  des  h&heren  vor  den 
geringeren  ebenso  wie  des  Renten-  vor  dem  Arbeitsein- 
kommen in  der  Besteuerung  gerechte  Beachtung  finden.  Und 
endlich  rechtfertigt  sich  von  diesem  Standpuncte  aus  aneli  die 

>)  tirnndleg.  §.  124,  126.  299  ff..  313  £,  369  If. 
')  UnindleK.  §.  9»,  105,  bes.  in  d.  2.  Anil. 
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principielU  Begünstigung  der  Classen  mit  kleinem  ond 
nnsieherem  nnd  blossem  Arbeitseinkommen  in  der  Be- 
steaeniDg,  z.  B.  mittelst  gewisser  Stenerbefreinngen;  Hassregeln, 
welche  dann  notbw^dig  anf  eine  hohe»  Besteaemng  der  wohl- 
habenderen Classen  fabanslanfen ,  aber  socialpoUtisch  ebenso  ge- 
rechtfertigt sind,  wie  die  bereits  so  vielfach  erfolgende  Herstellang 
öffentlicher  Einrichtungen  für  die  unteren  Classen  (z.  B.  im  Schul- 
vesen)  ohne  deren  entsprechende  Belastung,  nur  aus  allgemeinen 
Öffentlichen  Hittdn. 

Die  Consequenzen  dieses  socialpolitischen  Standpuncts  fUr  die 
Postolate  der  Allgemeinheit  nnd  Qleichmassigkeit  sind  im  Einzelnen 
etwa  die  folgenden. 

1)  Die  Allgemeinheit  wird  nicht  wOrtlich  genommen,  auch 
nicht  iUr  die  Staatsangehörigen.  Es  kann  vielmehr  die  Befreiung 
der  Personen  mit  kleinem^  namentlich  Arbeitseinkommen  von  Steuern 
überhaupt  oder  von  gewissen  Stenern  (z.  B.  directen  Einkommen- 
steuem)  eintreten  (sociale  Forderung  der  Steuerfreiheit  des 
Existensminimums).  Und  zwar  wird  eine  Stenerf^iheit  hier  nicht 
oor,  wie  selbstverständlich  ist,  zur  Ausgleichung  anderer  höherer 
Steuern,  sondern  an  sich  gerechtfertigt,  um  die  ,|kleinen  Lente" 
Ökonomisch  reell  zu  entlasten. 

2)  Die  Qleichmässigkeit  wird  hier  verstanden  als  i,Be- 
stenernng  möglichst  im  Verhältniss  zu  der  in  stärkerer 
Progression  als  das  absolute  Einkommen  (und  Vermögen) 
steigenden  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit."  Da- 
her hier  die  principielle  Forderung  der  Progressivbestene- 
ruDg  des  höheren  Einkommens,  d.  b.  der  stärker  als  dies  Ein- 
l^oromen  steigenden  Bestenemng  nnd  Abweisung  der  blossen 
^roportionalbMteuerung.  Femer  höhere  Besteuerung  des 
nndirten  oder  Renteneinkommens  (oder  kurzweg  des  Besitz- 
iinkommens)  als  des  Arbeitseinkommens.  Zn  diesem  Zweek 
lemnach  abermals  eventnell  Progression  mit  Unterscheidung  der 
äinkommenqneUe,  oder  neben  der  sonstigen,  insbesondere  auch 
ler  gewöhnlichen  Einkommenbestenemng  noch  ergänzende 
igentliche  Luxus-  oder  allgemeine  Vermögens-  bez.  Kapital- 
teaem,  diese  zunächst  als  Formen  höherer  Einkommenstener. 
Leiter  Streben  nach  solchen  Steuern  oder  naeh  solcher  Einriehtnng 
Jlgemeiner  Steuern,  mittelst  deren  die  Extrabesteuerung  des  zu- 
äUigen,  persönlich  ökonomisch  „unverdienten",  ans  „Gonjnne- 
urengewinnen"  n.  s.  w.  herrührenden  Erwerbs  getroffen  wird 

A.  WaKB*r>  riUBSwlMWiiMkifL   II.  19 
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(gewisse  Besitz wechselsteaenif  Bdrsenstenorn  Q.dgl.  §.473£).  Streng 
genommen  erscheint  auch  die  Erbschaft ssteaer  mr  von  diesem 
zweiten,  socialpolitischen  Standpancte  aas  gentigend  gerechtfertigt 
Denn  die  ganze  Eigenthoms-  und  Erbordnnng  wird  hier  nicht  ab 
etwas  äelbstrersüLndliches,  vom  Staate  im  Grande  Unabhäng;igei 
angesehen,  wie  in  der  Grandanschauung  der  liberalen  Oekonomtk, 
sondern  wesentlich  als  Product  der  rechtsbildenden  ThäÜfj^eU  dn 
im  Staate  repräsentirten  Volksgemeinschaft  Endlich  können  hier 
auch  eigentliche  (reelle)  Vermögens  -  und  Kapitalsteuen. 
welche  nicht  bloss  das  Einkommen  treffen,  ernstlich  in  Frage 
kommen,  wie  denn  die  Erbsohaftasteuer  schon  eine  solche  ist 

Die  grundsätzliche  Rechtfertigung  dieses  socialpolitiscba 
Bestenerangsgesiohtspancts  nnd  seiner  practischen  Conseqoeiueii 
ftlr  die  von  ihm  ans  „gerechte"  Einrichtang  der  Besteneraog  gt 
hört  nicht  in  die  Finanzwissenschaft,  sondern  in  den  grand 
legenden  Theil  der  National-  oder  Socialökonomie. 

§.  399.  Für  die  hier  behandelte  Frage  von  der  „Gereditif 
keit"  der  Besteuerung  oder  genauer  gesagt  der  Stenervertheiluf 
ist  nun  besonders  zu  beachten,  dass  es  von  jedem  der  beidei 
Gesiohtspuncte  ans,  dem  rein  finanziellen  und  do 
socialpolitischen,  eine  „gerechte"  Besteuernng  gi^l 
die  sich  freilich  wesentlich  verschieden  gestaltet  Viele  wich^ 
Streitfragen  wurden  sich  sehr  vereinfacht  haben,  wenn  man  sä 
darüber  klar  gewesen  wäre.  Von  jedem  dieser  Gesichtspancte  10 
gelangt  man  daher  auch  zu  einem  zwar  verschiedenen,  ftbef 
einheitlichen,  streng  logisch  folgerichtigen  und  ratio- 
nellen, der  Gerechtigkeit  entsprechenden  Stenersysten. 

Unser  bestehendes  Steuerwesen  in  den  Culturländem  ond 
unsere  bisherige  Steuertheorie  stehen,  dem  Charaeter  nnserei 
„staatBbflrgerlichen"  Periode  gemäss,  im  Wesentlichen  auf 
dem  rein  finanziellen  Standpuncte,  aber  —  doch  schon  nicht  mebr 
ausschliesslich.  Vielmehr  finden  sich  bereits  in  der  Praxis  einige 
Einrichtungen,  welche  eigentlich  in  Widersprach  mit  diesem  Staad 
puncte  sind,  z.  B.  gewisse  Rücksichten  auf  angleiche  Leistong» 
fähigkeit  auch  b^  gleichem  Einkommen,  Progressivscalen  (oder 
wie  sie  neuerdings,  ans  Sehen  vor  dem  Princip,  wohl  gauaat 
werden :  Oegressivscalen)  bei  Einkommensteuern ,  Spielgewiniut- 
steuem  und  Aehnlicfaes,  sehr  allgemein,  aber  einzeln  mancbfach 
verschieden  Erbschaftssteuern.  Aach  in  der  Finanzwissensdiaft 
sind  solche  Einrichtungen  gebilligt  und  öfters  verlangt  worden- 
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indessen  die  oonsequenteren  Practiker  ond  Theoretiker,  welche 
dm  System  der  freien  Goneiurreiis  elDmal  anhängen,  haben  sich 
dagegen  verwahrt  and  z.  B.  gewisse  Folgerungen  ans  dem  Princip 
der  Besteoentng  nach  der  Leistungsfähigkeit  als  ungerecht  und 
als  „Etappen  zum  Socialismus  nnd  Gommnnismns"  verworfen. 
Wenn  trotsdem  Praxis  und  Theorie  solche  „socialistiscbe  Vellei- 
tftten"  immer  mehr  begehen,  so  liegt  darin  impUcite  die  Aner- 
kennung, dass  der  rein  finanzielle  Stenergesichtspunct  allein  fSr 
sich  nicht  mehr  haltbar  ist,  sondern  einer  Berichtigung  durch  den 
socialpolitischen  bedarf.  Diejenigen,  welche  dies  bestreiten  nnd 
doch  fUr  Progressivbesteuerong,  Erbschaftssteuern  n.  dgL  m.  prin- 
cipiell —  also  nicht  nur  zum  Ausgleich  umgekehrter  Progressiv- 
besteuerung  der  unteren  Classen  durch  Verbrauchsstenem  u.  s.  w.  — 
pUidiren,  müchten  sich  der  Conseqnenzen  dieser  ihrer  Forderungen 
nicht  ganz  klar  geworden  sein.  ^)  So  rdeht  s.  B.  die  BegrOndnng 
der  Progressivbesteuernng  des  höheren  Einkommens  als  eine  Forde- 
rung der  Gerechtigkeit  nicht  aas,  wenn  sie  nur  mit  dem  Hinweis 
auf  die  grossere  wirthschafUiche  Leistungsfähigkeit  dieses  Ein- 
kommens, aof  den  höheren  Betrag  des  „freien"  Einkommens,  auf 
die  Thatsaohe  geftthrt  wird,  dass  bei  höherem  Einkommen  eine 
kleinere,  bei  niedrigerem  eine  grossere  Qnote  auf  den  nothwendigen 
Bedarf  des  Einzelnen  oder  der  Familie  verwendet  werden  mnss: 
Alles  ganz  richtige  und  wichtige  Facta,  aber  für  die  Besteueruogs- 
frage  nicht  entscheidend,  weil  sie  blosse  Consequenzen  der  be- 
stehenden Einkommen-  und  VermOgensvertheilnng  and  des  privat- 
wirthschaftlicben  Verkehrssystems  sind. 

Richtiger  ist  das  offene  Zugeständniss,  dass  dersocial- 
poli tische  Standpnnct  auch  hier  in  der  Besteuerung 
principiell  berechtigt  ist.  Er  ringt  sich  aber  auch  unabhängig 
^on  der  Stellung  der  Theorie  im  Volksbewusstsein  und  daher  in 
der  Beeteaerang  zur  Geltung  empor,  wie  sich  ans  manchen  An- 
seichen  ergiebt.  Es  bestätigt  sich  dadurch  nur  wieder  der  Eintritt 
siner  neuen,  der  „socialen  Phase"  der  Besteuerung,  welche 
Inreh  die  ganze  moderne  Gntwicklong  der  GulturvOlker  bedingt 
8t.  UnvenneidUch  erlangt  dadurch  die  Frage,  was  in  der  6e- 
iteaernng  „das  Gerechte"  sei,  eine  andere  Antwort,  als  in  der 

^)  So  doch  auch  selbst  Neamann,  wenn  er  auf  der  anderen  Seite  gej^eo  Held 
md  dewen  (allerdings  mit  dessen  sonatiger  Steuertbcorie  kaom  rereinbäten)  These 
olemisirt ,  dass  durch  die  Besteuerung  der  Gegensatz  zwischen  den  socialen  Ständen 
0 mildert  werden  solle.   Progr.  St.  S.  99  (womit  S.  104  nicht  in  Einklang). 

19» 
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bisherigeo  „Periode  der  staatsbürgerlichen  Freiheit  und  Gleichheit^, 
in  welcher  die  Antwort  auf  jene  Frage  selbst  wieder  anders  all 
in  der  rorhergehenden  „ständischen  Periode"  lautete.  Dergioze 
Begriff  der  „Gerechtigkeit"  verändert  sich  und  offen- 
bart sich  damit  Überhaupt  wieder  als  ein  historischer 
Begriff.  Je  mehr  es  geschieht  und  im  Volksbewusstsein,  d^r 
im  RechtsgefUhl  der  Nation  zur  Geltung  kommt,  desto  grOBWc 
Vei^nderungen  in  der  Besteuerung,  bez.  in  der  SteaerTertheUne 
werden  eintreten,  am  die  Postulate  der  Allgemeinheit  nnd  Gldcli- 
mässigkeit  in  der  neuen  Weise  zu  verwirklichen,^ 

In  den  folgenden  Abschnitten  Aber  Allgemeinheit  und  GMA 
mttssigkeit  der  Besteuerung  wird  wie  schon  in  den  frilherea  Er- 
örterungen dber  Einkommen-  und  (eigentliche)  KapitalbestcQennf 
der  Abschnitte  von  den  Tolkswirthschaftlichen  Stenerprincipia 
stets  der  rein  finanzielle  und  der  socialpolitische  Gesidft 
punct  fQr  die  Verwirklichung  der  Gereditigkeit  in  der  BestenenK 
nnteiBchieden  werden. 

III.  —  §.  400.  Der  Einfluss  der  Entwieklnng  der 
privatwirthschaft liehen  Arbeitstheilung  und  der  Terl 
nik  auf  die  Anwendung  der  Principien  der  Allgeme*- 
heit  nnd  Gleiehmftssigkeit  der  Bestenerung.*) 

Bei  der  practischen  Verwirklichung  der  beiden  Postnlatei« 
Gerechtigkeit  moss  endlich  auf  die  eintretenden  Verändemnges  i> 

*)  S.  Stein  I,  414  ff.,  Schmoller,  pieoM.  Finanzepochen  &  113,  dieanbali 
die  Flage  m.  E.  noch  etvas  za  klein  und  nur  in  BeziebuDg  anf  einzelne  StcK 
ftafen  ^tenerfreiheit  des  ExistenzminimtiiDS,  Kampf  ge^n  indir.  Besteaer.,  pnp^ 
Stenerftass),  nicht  im  Zas-hang  mit  dem  ganzen  Process  der  EinkommeareiAeiiBf 
und  der  historischen  Veränderang  der  Bechtsbasis  dafür  auifassen.  —  Ganz  scbT>^ 
u.  nnnissenachafüich  ist  es  Dalurlich.  mit  dem  grossen  Hänfen  blinder  AatisociilHt^- 
die  „bedenklichen"  Steuerfordernngen  in  Bezng  anf  indirecte  TerbiucbsdesHi^ 
Stenerprogrcssion ,  Vermagenssteuor  u.  s.  w.  dem  „Socialismos"  zur  „SchnW"^ 
schieben,  etwa  gar  einzelnen  .^ocialisten"  n,  deren  „Agitation".  Vielmebr  baode^ 
es  sich  eben  auch  hier  wie  im  Socialismas  ttberhanpt  nm  gewisse  AnscbaiiiugeB 
Forderungen,  die  mit  der  geschichtlichen  Entvicklung  der  Besitz- ■*<■ 
EiTerbsTerhältnisse  und  nicht  minder  mit  der  waclisendai  I^cbt  ia  k> 
Zasammenhang  der  OkonomlKhen  Dinge,  nun.  anoh  in  deiyeidnn  tod  »Beehr*  w 


.^Doctiinarisnras*'  de^enlgen,  vdche  den  „nnbedentenden  Lasten**  der  indiiedea  T^^ 
branchssteoem  Nachtheile  zaschreiben  und  Abhilfe  in  gewissen  StencarefivBieo 
langen ,  gerade  so  berechtigt ,  wie  etwa  die  Klagen  es  wären ,  daas  die  gevoDD^ 
Einsicht  der  modernen  Naturforscher  Uber  die  Gefahren  der  „im  Kleinen,  aber  <*FJ« 
trirkenden"  elementaren  Lebensbedingungen  der  BerOlkernng  (Luft,  Wasser.  Lii»; 
Nahmngsmittel-Qualität)  immer  wieder  ron  Neuem  die  Linere  YerwaltUD;.  ^pecicu 
die  Sanit&tspolizei.  zn  „unbequemen"  Beformmassregeln  nfttbigen. 

")  Ein  bisher  noch  Rehr  wenig  beachteter  Ponct.    Am  Besten,  SchirftM 
Geistrollsten  wieder  Rodbertus  in  a.  AuMtzon  Uber  NatJ^on.  des  cU«.  AJietthw^ 
S.  0.  §.  852  Note  34.  Näheres  erst  im  3.  Hauptabschnitt  Tom  Stenerapteni.  §.4»t 
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der  ArbeitstfaeiUng  and,  vielfach  im  ZaaammeDhaDg  damit, 
in  der  Technik  der  Productioo  Rücksicht  genommen  werden. 
Die  Besteuerung  hat  sich  demgemäss  immer  zu  verändern,  am 
gerecht  zu  werden  oder  zu  bleiben:  eine  besonders  schwierige 
Aufgabe.   Wie  za  diesem  Zweck  zu  verfahren  ist,  moss  in  der 
Lehre  von  der  Bildung  und  Entwicklung  des  Steuersystems  und 
der  Steaerarten  näher  erörtert  werden.   Hier  genttgt  es,  einige 
Haaptponcte  mehr  beispietoweise  hervorzuheben.  £b  ist  diUiei  an 
den  Satz  in  §.  552  anzuknüpfen,  dass  das  Steuersystem  mit  der 
Grestaltung  des  privatwirthschaftUchen  Systems  zusammenhängt 
Je  einfacher  die  Wirthschaftsverhältnisse,  je  weniger  entr 
wickelt  die  Ärbeitstheilung,  je  mehr  eine  einzige  oder  wenige  wirth- 
scbafWche  Beschäftigongen  von  allen  Familien  betrieben  werden 
and  je  gleichmässiger  dabei  die  Technik  ist,  desto  einfacher  kann 
auch  die  Besteuerung  sein,  ohne  gegen  die  beiden  Grundsätze  der 
Gerechtigkeit  wesentlich  zu  Verstössen.   Gleiche  Personalstenem, 
gliche  Grondstenem  fttr  gewisse  agrarische  Einheiten  entsprechen 
hier  einigermassen  diesen  Grundsätzen.   Die  Einkommen-  und  Ver- 
mffgensverschiedenheit  ist  nicht  so  bedeutend  bei  der  Masse  der 
berechtigten  Volksgenossen.   Ausser  dem  Ackerbau  werden  kaum 
andere  Gewerbe  selbständig  berufsmässig  betrieben;  Rohstoff- 
erzengnng  und  Verarbeitung  („Fabrikation")  sind  in  Einer  Wirth- 
schaftseinheit  verbanden  (antike  Oikenwirthschaft,  mittelalterliche 
and  noch  neuere  Baaerawirthschaft,  ehemalige  Frohnhofwirthsohaft). 
Die  Productioustechnik  ist  im  Ganzen  bei  Allen  die  gleiche,  z.  B. 
im  Ackerbau,  daher  eine  wesentliche  Verschiedenheit  des  Verhält- 
nisses von  Roh-  und  Reinertrag  in  den  einzelnen  Wirthschaften ; 
nur  nach  Bodengttte,  was  leichter  annähernd  berücksichtigt  werden 
kann.   Das  Nationaleinkommen  vertheilt  sich  noch  in  verhältniss- 
znlUsig  einfacher  Weise  als  Einzeleinkommen.   Namentlich  kann 
eine  rohe  allgemeine  Grundsteuer  diese  Einkommen  relativ  leich^ 
sicher  und  genttgend  gleichmässig  treffen.   Die  weite  Verbreitung 
solcher  Steuern  (neben  etwaigen  Personalsteuem,  die  sich  bei  ge- 
wissen GlassenabstufungCD  ndt  der  Grundsteuer  verbinden  können) 
in  älteren  Zeiten  und  in  Ländern  aof  der  Stufe  des  „Agricnltur- 
staates",  die  lange  Dauer  dieser  Steuern  ohne  wesentliche  Ver- 
änderung und  das  Fehlen  anderer  directer  Stenern  erklärt  sich 
^wias  auch  mit  daraus,  dass  eine  derartige  Besteuerung  nicht  all- 
zu sehr  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  widerspricht 
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Hit  der  AnfUtoang  der  alten  WirthBchallsrerhältnisse  und  mit 

der  Entvricklting  der  Prodactionstechoik  wird  das  anders.  So  im 
Alterthnm  mit  der  Auflösung  der  agranseh-indnstriellen  and  se^ 
-mercantUen  Wirthscbaftseinheit  des  Oikos  (mit  Sclavenbetrieb), 
damals,  im  Mittelalter  mid  vollends  in  der  Neoseit  mit  der  Trenming 
ländlicher  und  städtischer  Arbeit,  mit  der  Trennung  von  Rohstoff 
gewinnnng,  Stoffverarbeitaog  nnd  Handel  und  mit  der  Ausbildng 
selbständiger  Berufe  dafür  sowie  mit  der  weiteren  Bem&arbeiis- 
theilnng  innerhalb  der  Gewerbe,  des  Handels,  mit  dem  Empor 
kommen  selbständiger  liberaler  (Erwerbs-)  Berufe,  auch  mit  da 
Scheidung  von  „Kapital  nnd  Arbeit".  Hier  wird  neben  der  eo- 
facfaen  alten  Grundsteuer  eine  weitere  Reihe  von  directen  ErtngE^ 
nnd  Personal-  oder  Einkommenstenem  nnd  selbst  von  indhcetn 
Verbrauchssteuern  nothwendig,  um  das  Einkommen  anderer  Clusn 
als  der  Gmndeigenthtlmer  nnd  Banem  zu  treffen.  Das  verlangt 
auch  die  Gerechtigkeit,  denn  jetzt  zersplittert  sich  ^ 
Nationaleinkommen  in  immer  mehr  verschiedenartigere  Einzde» 
kommen,  es  differenzirt  sich  qualitativ  und  quantitativ  sti^ff 
Die  Geschiebte  der  Steuerarten,  z.  B.  im  altritmischen  Eaiseno' 
wie  in  der  Neuzeit,  liefert  anch  den  Beleg  far  diese  Tendenz 
Specialisirnng  der  Besteuerung  in  Folge  der  Speeii^ 
sirung  der  Erwerbsbernfe.  Die  Entwicklung  der  TediÄ 
nnd  die  verschiedene  Technik  in  ein  und  demselben  Gewerix- 
namentlich  auch  beim  Ackerbau  (Ackerbausysteme) ,  bei  v0 
schiedenen  Wirthschaftem  macht  aber  femer  die  eine  einfadK 
Steuer,  z.  B.  die  alte  Hnfensteuer,  oder  die  Flächen-Gnudsteier 
unzulässig,-  gerade  ancb  vom  Standpunete  der  vertheilendeii  6fr 
recfatigkeit  aus.  Daher  hier  die  Stenerreformen,  z.  B.  die  feioerei 
Katastersysteme  der  Grundsteuer,  der  GhissenBcbematismiis  ^ 
Gewerbesteuer. 

Je  weiter  diese  ökonomische  nnd  technische  Entwicklung  getiL 
desto  weniger  reicht  daher  eine  einfache  Besteuerung,  etwsgtf 
durch  eine  „einzige  Steuer"  aus,  um  die  beiden  Postnlate  der  6^ 
rechtigkeit  zu  erfllllen ;  desto  mannigfaltiger  und  wechselnder  nio^ 
vielmehr  die  Bestenerung  werden.  Die  Steuergeschichte  bestlü? 
diesen  Satz  auch  durch  ihre  Thatsachen.  Derselbe  ist  im  wtlirefi 
Sinne  des  Worts  „realistisch"  begrttndet.  Er  steht  freilieh  a 
Widersprach  mit  manchen  modernen  Anschauungen  and  Fordfr 
rangen  in  Bezog  auf  möglichste  „Einfachheit"  der  Besteoenmg- 
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Eine  solche  Einfachheit  Bcheitert  ohnehin  an  den  steaertechnischen 
Schwierigkeiten  nnd  am  Finanzbedarf  des  entwickelten  Gemein- 
wesens. Sie  würde  aber  vollends  in  unserer  heutigen  Gestaltung 
des  privatwirthschafUiohen  Systems  aach  der  Gerechtigkeit 
nicht  entsprechen. 

6.  Äbsehnitt. 

IlL  Die  Princlpien  der  Gerechtlgrkett  oder  der  gerechten 
SteuerrertheUang. 

B.  Sie  Allgemeinheit  der  Bestanernng. 

Die  „Allgemeinheit"  der  Besteaeniag  ist  roa  den  ueDaren  Fiiiaaztbeoretikem 
gewShoUdi  aiudrucklicb  nebeo  der  „Gleichmässigkeit"  als  Princip  und  Postulat  der 
(ierccbtigkeit  aufgestellt  vordea,  z.  B.  von  Raa  I,  §.  250,  voo  Umpfeubacb  I,  105. 
Aber  meistens  bat  mau  sich  bisher  damit  begnügt,  die  n&chst  liegenden  Gonseqaenzen 
für  die  Besteuerong  aller  Staatsbtl^er  aus  dem  Princip  za  ziehen,  ohne  sieb  der 
weiteren  grossen  Schwierigbeitän  einer  consequenten  DurchfUhning  desselben  schon  in 
der  Theorie,  geschireige  in  der  Praxis,  auch  nur  Idar  bevnsst  zu  werden.  So  wird 
denn  nur  etwa  die  gesetadiche  Steuerfreiheit  berorrechtetei  Stände  rerworfsn  o,  deren 
gesetzliche  Beseitiguig  reriaogt.  Aach  dabei  wird  aber  nbeTsehen,  dass  man  ea  hier 
gende  nur  mit  einer  Rechtaforderung  ia  der  „8taatd>tligerL  Periode"  beim  Debergang 
aas  der  „st&ndischen"  zu  tbun  hat  Ebenso  wird  etwa  die  Frage  der  Freibdt  der 
inneren  Glassen  von  gewissen,  namentlich  von  directcn  PerwnalsteQem  aus  dem 
Gflsichtsponct  der  BiUigIceit  u.  der  steacrtechn.  Zweclim&saigkeit  erOrtert  Eine  tiefere 
Anffiiasaug  dieser  Frage  rom  historischen  u.  socialpolitiscben  Standponcte  aas  unter- 
bleibt gleichfalls.  In  der  „allgemeinen"  Steaerlobre  fehlt  somit  bisher  eine  genügende 
DoterBuchung  des  Princips  der  Allgemoinbeit  grOsstentheils.  selbst  bei  den  neuesten 
and  besten  Autoren,  wiu  bei  Stein.  Das  ist  aber  ein  Mangel,  welcher  dorch  das 
gelegentliche  Eingehen  auf  die  Frage  bei  einzelnen  Stenern  in  der  „speciallen" 
Stanerlebie  nicht  gehörig  ersetzt  wird. 

Begrüflich  wird  dieser  Mangel  in  der  Theorie  allerdings  ducli  die  Sachlage, 
welche  bis  ror  Kurzem  in  der  Praxis  bestand,  wie  dies  im  Text  des  g.  401  näher 
dargelegt  wird.  Erst  in  specifisch  modernen  YerhUtnissen  wurde  die  rationelle 
nnd  consoqnonte  Dorchfuhrnng  des  Fiincips  so  schwierig  a.  strittig.  Erst  jetzt  1^ 
dalier  bier  ein  eigentliches  Problem  auch  für  die  Theorie  ror.  Namentlich  der 
internationale  Personenverkehr,  das  Erwerbsgesellsahaflswesen ,  der  locale  Fersonen- 
rerkebr,  die  AoflOsong  der  alten  Gemaindeordnungen,  die  eigonthumliche  Stellung 
der  „Forenseu",  der  jaristischen  Personen  in  der  Commune  u.  A.  m.  führten  hier 
Fragen  der  richtigen  Besteuerung  mit  sieb,  welche  aach  in  der  Theorie  oft  schwierig 
^oog  zu  entscheiden  waren.  Ohne  Zweifel  kann  nun  Manches  nur  im  concreten  Fall, 
für  (Uc  Besteuerung  eines  bestimmten  Landes,  q.  nur  fUr  bestimmte  einzelne  Steuern 
endgiltig  ricbtig  entschieden  werden.  Es  bat  deshalb  auch  seine  gaten  Gründe,  dass 
Docb  gegenwärtig  bezugliche  Erörterungen  meistens  nur  in  der  speciellen  Stener- 
lehre  n.  namentlich  für  gewisse  besondere  Verhältnisse,  wie  für  das  Commanal- 
stenerwosen  und  in  Bezog  auf  die  Gesellscb^fton.  angestellt  werden.  Ein  Ter- 
sacb  ainer  eingehenderen  zusammenfassenden,  principiellen  Bebandlong 
aller  einaohlagenden  Fragen  in  der  allgemeinen  Steuerfehte,  wie  ich  ihn  in  diesem 
AiMchoitte  nntomebme ,  ist  m.  W.  bisher  in  d. '  finanzwiss.  Systemen  noch  nicht 
aogesteUt  worden.  Im  jetzigen  Stadium  der  Entwicklung  der  Wissenschaft  u.  der 
Stenerprazis  darf  er  aber  m.  E.  nicht  mehr  unterbleiben.  Es  handelt  sich  dabei 
dann  aber  in  der  That  um  die  folgerichtige  Dorchfitbrnng  des  Princips  der  „All- 
gemeinheit", unter  das  alle  jene  Elnzelfragen  zu  subsamlren  sind. 

Ton  diesem  Gesichtspunct  aus  ist  mit  Recht  A.  Held  in  b.  EiaLst.  S.  137—143 
an  diese  Fragen  benngetreten,  indem  er  dabei  die  Staats-  a.  die  Comuunalbesteae- 
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rang  md  renchiodene  K&(egoiie«n  roa  Staaenobjeeton  in  jeder  von  böte  ate- 
sohddet  Der  Zweck  seines  Veiks  brachte  eine  eingehoideie  Erftrtemg  dieut 
Puncto  nicht  mit  sich. 

Sonst  ist  bes.  auf  die  CommnnalsteneTliteratar.  nanu  aaf  die  Schnfttn  tbs 

das  CommuaalstQuenresea  einzelner  Ltader  n.  Uber  die  Einrichtung  eiözdoer  directa 
Stenern ,  wie  der  Ertrags-  und  EUnkommeosteuem  für  die  Commune ,  ferner  aaf  Sit 
ErOrterongen  Ober  die  Bestenernng  der  Erwerbs-,  nam.  der  Actiengeaellicliaft«! 
in  d.  Literatur  zu  rerweiaen.   In  der  Commune  (der  Ortsgemeinde  wie  den  gOmetet  1 
Selb8tverwa]t.k0rpem.  Kreia,  Bezirk,  Prorinz)  ergeben  sich  bei  der  Dorchfulmiag  in  \ 
Ertrags-  n.  der  Einkommensteuern  Conflicte  mit  anderen  Commnnen  o.  fOi  dai  Bt- 
steuerteu  droht  Doppelbesteuerung.    Bei  der  Actiengesellscbaft  ist  die  Yc^ 
schiedenheit  des  Domicils  der  Gesellschaft  a.  des  Wohnsitzes  der  Actionire,  ibu 
das  Toriumdenasin  rw  Zweicniederiassnngen  Dnach«  schwieliger  Gontcof«iea 
Bestenexang.  Stein  behanddt  aafbUendeT  Weise  diese  Fragen  in  s.  allg.  TheiLis 
„Stenerwesen  der  Selbstrerwaltnng"  (I,  547—568)  nicht,  nur  harz,  mit  Bciflkr.dff 
Frage  der  Besteoer.  der  OeseDsobaften  n.  Vereine  ia  s.  Ldue     Stesersnbject,  i  A. 
I,  484  ff.   Bes.  lehrreich  sind  manche  AnsfUhningen  in  den  Zehn  Gniachten  des  Vo- 
eins  f.  Soc-poUt.  Ober  d.  „Communalsteaerfrage" ,  (fir.  Xn,  Lpz.  1877),  z.Tb.a 
näherer  Anknttpf.  an  d.  preass.  Terh&ltnisse,  wo  nach  der  Gestaltung  desStub-i 
Commonalsteuerrechts  die  Streitfragen  Uber  Besteoer.  d.  Forensen,  jurisL  Penaa 
einschliesslich  d.  Gesellschaften  u.  s.  w.  bes.  verwickelt  sind.  Am  WertbroUstoi  t  & 
priocipielle  Seite  der  Controrenen  ist  das  rortreffl.  Gutachten  t.  Nasse,  S.  tUt 
Uber  d.  prenss.  Terh&ltnisse  auch  das  t.  Emst  Meier,  bes.  S.  100  ff.    Ich  kibeii 
den  Thesen  meines  Referats  fiber  d.  Gomm.st.frage  Stellong  zu  den  Fragen  geiuuns- 
8.  d.  VeAandl.  d.  Ter.  f.  Socpolit  in  1877,  (Kr.  XIV)  These  12  (S.  24>.  n.  du*" 
im  Beferat  S.  17 ,  eingehender  in  d.  selbstKÖd.  Anmbe  meines  anuearh.  Bdiofc 
„Die  CDmm.st.frage"  (Lpz.  1878)  S.  SS  unter  Nr.  Tin.  S.  anch  das  Befent  * 
damaL  Corref.  Bürgermeister  Wegner,  VerhandL.  bes.  S.  50.   Ueber  jene  Gutidis 
auch  in  Betr.  des  hiehergehOr.  Puncta,  Neumann,  im  Jahrb.  d.  D.  Boichs,  tf~  I 
S.  589  ff. ,  bes.  aber  Nasse  S.  597.   Aus  d.  Liter,  ab.  Commanalbest  s.  sud^ 
piindpiell  scharfe  Sehr.  r.  B.  Friedberg,  d.  Besteuer.  d.  Gemeinden,  Bad.  I^' 
V.  Bilinski's  Gem.besteuer.  Lpz.  187$,  den  prenss.  GonununalsteuergesetieidvC  i 
T.  1877,  nebst  begleitender  Denkschr.  (darüber  u.  A.  Friedberjr.  a.  a.  0.  S.  9SC 
z.  B.  in  d.  Änsgabe  r.  0.  Kotze,  Berl.  1877.   Anch  d.  anonyme  Sehr.  ^i.  Ei"  ' 
eines  (res.  üb.  Comm-sten.  n.  a.  w.",  Lpz.  1878.  —  Ueber  „die  Bestener.  d.  ActUi-  | 
gesellschaften  in  Terbind.  mit  d.  Gem.bestener.",  s.  E.  Dietzels  Schrift  nn: 
diesem  Titel,  KOU,  1859. 

Im  folgenden  Abschnitt  kommt  nar  der  Standponct  der  allgemeines  Sttati- 
lehre  zur  Gdtnng,  daher  handelt  es  rieh  wieder  nur  am  die  principielle  & 
Srterang  derFtagen,  nicht  nm  die  Entscheldong  derselben  in  dOTbiAeiigeD  0««"' 
gebung.  Daraaf  wird  anch  hier  nur  gelegentlich  u.  beispielsweise  öngegu^ 
Weiteres  darüber  gehSrt  nach  dei  Systematik  dieses  Werks  erst  in  d.  specitti- 
Stenerlehre.  In  principieller  Hinsicht  ist  dann  wieder  die  Ontencheidong  des  reia- 
finanziellen  u.  des  socialpolitlschen  Standpuncts  ron  öfters  dnrchgreifeodu 
Bedentang,  se  in  der  Frage  von  der  Steuerfreiheit  des  „Existenzminimums".  Heki- 
&ch  ist  im  Folgenden  auch  an  Abachn.  3  Uber  d.  Stenerquelle  anEoknapÜ». 

I.  —  §.  401.   Das  Problem.  Der  Grandsatz  der  AUgeoeiB^ 

heit  der  Besteaemng  wird  jetzt  ftlr  die  gegenwärtige  Zeit  Ae 

modernen  CnltorvOlker  in  Betraohtnng  gezogen,  also  fllr  die  nStut'- 

bllrgerliche"  Periode  der  persönlichen  und  politischen  FVwbai 

und  Gleichheit  der  ganzen  BeTSlkerung,  im  Unterschied  tob  der 

früheren  „ständischen"  Periode.    Es  ist  dabei  aber  flbenti 

Bezug  auf  die  Conseqnenzen  des  soeialpolitischen  BesfeoeniBgi- 

StandpanctB  nnd  aof  die  „sociale"  Epoche  der  Besteuenmgn 

nehmen,  in  die  wir  eintreten. 
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Der  Grnndsatz  der  Ällgemeinheit  erscheint  in  der  staatsbürger- 
lichen Periode  flir  die  Staatsangehörigen  (Staatsbürger)  selbst  als 
ein  keines  weiteren  Beweises  bedItrftigeB  Axiom.  Bei  der  An- 
wendung des  Frincips  kann  daher  der  Ansgangspnnct  in  dem 
Satse  genommen  werden,  dass  die  Bestenerang  eine  allgemeine 
staatsbQrgerliclie  Pflicht  sei  und  als  solche  zunächst  die 
(selbständigen)  physischen  Personen ^  welche  Staatsbürger 
srad,  treffen  mitese.  Dieser  Satz  ist  auch  der  Kern  des  modernen 
ßestenemngsrechts.  Bei  der  Durchführung  des  Prineips  der  All- 
gemeinheit muss  die  Besteuerung  aber  gerade  um  t^gereobf  *  zu 
sein  and  um  sieh  den  verwickelten  VerhiUtDissen  des  Lebens  an- 
zupassen, Q.  A.  namentlich  auch,  um  die  Bedingungen  wirthschaft- 
iicher  Concurrenz  möglichst  gleich  zu  stellen,  vielfach  Uber  jenen 
Kreis  von  Personen  hinausgreifen.  Mehr  und  mehr,  theils  aus 
ßsoalischer  Tendenzi  theils  in  der  Gonseqaenz  des  Prineips,  ist  das 
Besteuerungsrecht  auch  so  vorgegangen.  Anderseits  verlangt  das 
practische  Leben  hie  und  da  anoh  Einschränkungen  der  Be- 
stenerang innerhalb  des  Kreises  der  staatsangehVrigen  physischen 
Personen,  also  insofern  einen  mehr  oder  weniger  weiten  Verzicht 
auf  die  DorchfÜbrung  des  Grundsatzes  der  Allgemeinheit^  theils 
ms  steaertechnisehen  Rflcksicbten,  tiieils  aus  politischen  nnd  wirth- 
ichaftlichen  Gründen,  mitunter  auch  um  der  Gerechtigkeit  willen. 
3a8  moderne  Bestenerangsrecht  ist  auch  solchen  Fordemngen  mehr- 
ach  naehgekommen.  Insbesondere  kann  der  socialpolitiache 
^tenergesichtsponct  zu  gewissen  Einschränkungen  der  All- 
;emeinheit  der  Besteuerung  führen,  namentlich  zu  einer  Steuer- 
ieiheit,  wenigstens  von  gewissen  Steuern,  fUr  die  unteren  nicht- 
>esitzenden  (arbeitenden)  Glassen,  im  Interesse  der  ökonomischen 
jcbonnng  derselben.  Anforderungen  dieser  Art  haben  sich  in  der 
Vissenschaft  schon  mehrfach  gezeigt  und  hie  and  da  auch  im 
tteaerrecht  bereits  Gteltung  erlangt  Sie  werden  in  der  Zukunft 
ouner  mehr  hervortreten,  wenn  die  Berechtigung  des  sociidpoliti- 
cben  Standpuncts  im  Volksbewusstsein  mehr  zum  Durchbrach 
lommt  and  die  „sociale"  Epoche  der  Besteuerung  neben  der  „staats- 
bürgerlichen" Platz  greift. 

Ans  dem  GessEgten  ergiebt  sich  von  Neuem,  dass  die  wissen- 
ehafüiche  and  practisehe  Schwierigkeit  in  der  richtigen  und 
erechten  Anwendung  des  Grundsatzes  der  Allgemeinheit  liegt 
nd  mit  der.  blossen  Auf-  oder  Hinstellung  desselben  noch  wenig 
-ewonnen  ist  (§.  363.)  Unvermeidlich  muss  bei  der  Anwendung 
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casnistisch  verfahren  werden.  Das  Princip  der  AUgemeinbeit 
ist  aaf  die  einzelnen  Kategorieen  von  FSllen,  welche  nach  den 
gegebenen  Wirthschafts-  and  nach  den  allgemeinen  LebensTahllt- 
nissen  nnserer  heutigen  Cnttarvölker  gebildet  werden  mfisseo,  mit 
logischer  Gonseqnens  anzuwenden.  Dabei  mass  anf  die  praetisdia 
Schwierigkeiten  nnd  anderweiten  Bedenken  nnd  aaf  die  berechtigt 
erscheinenden  socialpolitischen  Forderangen  bei  der  Darchfttbniie 
gebUhrend  Bttcksicht  genommen  werden.  Jede  Abweichnog  m 
der  an  sich  logisch  richtigen  Gonseqaenz  des  Princips  ist  den- 
gemäss  genagend  zn  begründen. 

Die  Theorie  nnd  die  Praxis  haben  sich  bisher  diese  nkr 
schwierigen  Änfgaben  zn  leicht  gemacht.   Die  erstere  hat  gewfila^ 
lieh  nur  den  Grundsatz  der  Allgemeinheit  hingestellt  und 
der  nächst  liegenden  Gonseqaenzen  daraus  gezogen  j  wobei  dam 
auch  wohl  diese  oder  jene  in  Frage  kommende  Ansdehnang  oder 
Einschränkung  der  Anwendung  des  Princips  erörtert  wurde.  Der 
Mangel  einer  scharfen  Unterscheidung  des  rein  finanziellen  iiii 
des  socialpolitischen  Standpancts  hat  hier  meistens  gebindert,  nr 
Klarheit  zu  kommen.   Geschichtlich  erklärt  und  entschuldigt  exf 
die  ungentigende  Behandlung  des  Problems  in  der  Theorie  indcM 
einigermassen  ans  den  Verhältnissen  des  Lebens.  Vor  der  gro* 
modernen  Personenbewegung,  wesentlich  mit  der  Folge  der  nna 
Commnnicationen,  bei  der  ehemaligen  weit  grosseren  Stabilitit  dei 
Menschen,  vor  der  Entwicklung  des  internationalen  Personen- 
Kapitalien  Verkehrs,  vor  der  neueren  Entfaltung  der  Industrie, 
Bildung  der  Erwerbsgeseliscfaatlen,  vor  der  Umgestaltung  der  slta 
festen  bürgerlichen  Ortsgemeinde  in  eine  blosse  Einwohnergemeiit<it 
von  lose  oder  gar  nicht  mit  dem  Wohnort  näher  verbundenen  Per 
sonen  u.  s.  w.  handelte  es  sich  eben  vomemlich  bei  der  Dnrc^ 
führung  des  Princips  der  Allgemeinheit  in  Staat  und  6emfliii<!f 
nm  die  Besteaemng  der  im  Inland  and  in  der  Heimathsgemdsile 
lebenden  physischen  Personen,  bez.  Staats-  nnd  Gemeindeu- 
gehörigen. 

Die  Praxis  zeigt  ein  bnntes  Chaos  von  Bestimminigte 
ohne  festes  und  richtig  durchgeführtes  Princip, 
Staatssteuer-  wie  im  Commnnalsteuenecht  Neuerdings,  eni 
sprechend  der  grösseren  Verwiekeltheit  des  Wirthsehaftslebaii) 
namentlich  in  Staaten  mit  starkem  Finanzbedarf  und  drofaendm 
Deficit  offenbart  sich  die  dentliche  Tendenz,  die  Staats-  nnd  Goot 
manalstenerpflicht  möglichst  weit  anszndehnent  snf 
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erreiohbaren  physischen  Personen,  WiiÜischaftsartenj  Einkommen. 
So  z.  B.  die  immer  energischere  Bestenerang  der  Änsländer  im 
Staate,  der  Fremden  (Forensen)  in  der  Gemeinde,  des  aas  dem 
Aaslande  kommenden  tmd  mehr  noch,  weil  leichter  zu  ermitteln, 
des  in  das  Ansland  gebenden  Ginkommens  (Gonponstener!),  der 
Erw^bsgesellschaften  neben  den  physischen  Personen  u.  s.  w. 
Aber  bei  dieser  Änsdehnnng  leitet  oft  mehr  der  blosse  Fiscalismns, 
als  das  Gereohtigkeitspostnlat  der  Allgemeinheit  und  als  die  strenge 
Conseqnenz  in  der  DurchfUhrnng  der  einmal  bestehenden  Stenern. 
In  der  Praxis  fehlt  es  denn  auch  nicht  an  schwierigen  Contro- 
Versen  auf  diesem  Gebiete,  selbst  bei  der  Anwendung  der  Öfters 
maer  Terschiedenen  Anslegnng  fähigen,  weil  sn  allgemein  gehaltenen 
Brntimmangen  derStenergesetze,  vollends  beiFragen  de  lege  ferenda, 
z.  B.  tlber  die  Binrichtung  der  Oommanalbestenernng,  tlber  die 
Vermeidong  sogen.  Doppdbesteaemng  der  Ausländer  und  Forensen, 
über  Besteuerung  der  Erwerbsgesellscbaften  n.  A.  m. Der  Mangel 
genttgender  theoretischer  Vorbereitung  dieser  auf  die  Anwendung 
des  Grundsatzes  der  Allgemeinheit  sich  beziehenden  Fragen  macht 
sich  fühlbar. 

Angesichts  dieser  Sachlage  und  der  fehlenden  wissenscfaaft- 
Hehen  Vorarbeiten  ist  die  Aufgabe  in  diesem  Abschnitt  materiell 
nnd  formell  eine  besonders  schwierige,  zumal  eine  monographische, 
ganz  ins  Einzelne  gehende  Behandlung,  welche  eigentlich  nöthig 
wäre,  an  diesem  Ort  ausgeschlossen  ist.  Manches  kann  auch  erst 
in  der  speciellen  Stenerlehre  ertfrtert  werden.  An  dieser  Stelle 
bandelt  es  sich  um  einen  Versuch,  die  hauptsächlichen 
Folgernngen  aus  dem  Grundsatz  der  Allgemeinheit 
systematisch,  ohne  zn  grosses  Detail,  zn  entwickeln  und 
dieselben  zn  möglichst  bestimmter  principieller  For- 
mulirung  zu  bringen.  Dabei  wird  derjenige  Zustand  zum 
Ansgangspanct  genommen,  welcher  sich  im  persönlichen  Leben 
nnd  in  der  Volkswirthschafl;  unserer  heutigen  Cnlturvölker  im 
privatwirthschaftlichen  System  der  freien  Concurrenz,  daher  unter 
dem  Einfinss  der  modernen  liberalen  Social-  nnd  Wirthsohafls- 
gesetzgebnng  gebildet  hat.  Mehrfach  ist  bei  der  Erörterung  der 
Folgerungen  ans  dem  Grundsatz  der  Allgemeinheit  die  Staats- 


Vgl.  Q.  Ä.  die  ControverseD  in  Preassen,  in  vielen  ErOrterangeo  der  in  der 
Vorb^.  erwähnten  Literstni.  bes.  im  Äüschlnss  an  d.  dort  genannten  Entwurf  eines 
Coflun-steoergesetzes. 
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nnd  die  OommoDalbesteoemiig  la  ODtencheiden.  Im  Folgendeo 
werden  die  betreffenden  Fragen  vomemlich,  aber  nicht  aosschliess- 
lieh,  iUr  die  erst  er  e  untersucht  Manches  Einzelne  in  Betreff  der 
Communalstener  moss  fUr  spätere  Abschnitte,  besonders  SUr  die 
specielle  Stenerlehre  zurückgestellt  werden. 

II.  —  §.  402.  Schematismus  der  Durchführung.  Den 
Erörterungen  Uber  die  Anwendung  des  Grundsatzes  der  Allgemein- 
heit IftBst  sich  folgendes  Scbema  zu  Grande  legen: 

A.  Die  Staatsbesteuemng  der  physischen  Personen  ode 
ihrer  Wirthschaften:  der  Indiridnal-  und  Familienwirth- 
Schäften,  bez.  der  selbstftndigen  Wirtbschaftsh&aptei, 
d.  i.  der  Familienhänpter  und  der  fttr  sich  lebenden  Ein- 
zelnen.  Hier  sind  zu  unterscheiden: 

1)  Staatsangehörige. 

a)  Im  Iniande  lebende,  bez.  regelmSssig  wohnende. 

b)  Im  Auslande  wohnende. 

2)  Ausländer^  welche  im  InUnde 

a)  wohnen,  d.  h.  sich  dauernd,  oder 

b)  reisen,  d.  h.  sieb  vorübergehend  anfhalten. 

Ein  analoges  Schema,  mit  Unterscheidung  der  „Einheiai- 
sohen"  („Ortsangehörigen",  „DomicUirten'O  ond  der  Ortsfremden 
lässt  sich  fUr  die  Communalbesteaerung  aofetellen.  Die  Scbci- 
dang  der  Kategorieen  wird  aber  durch  die  Gestaltung  des  besQg- 
tiohen  Ortsbttrger-,  Heimaths  -  und  NiederlassnngsrechtB  beeinfloBBt, 
daher  etwas  veränderlich. 

B.  Die  Besteaemng  anderer  Wirthschaften,  nenUich  vm 
juristischen  Personen,  gewissen  Erwerbsgesellsehailen ,  be- 
sonders Actiengesellsohaften,  Gorporationen,  gewissen  Ver^neo, 
auch  der  Zwangsgemeinwirthscbaften  selbst,  nemlich:  de» 
Staats  in  der  Commnnal-,  der  Gemeinde  in  der  Staats-, 
Provinzial', Kreisbesteoemng  und  indeijenigen  der  anderen 
Gemeinde  n.  s.  w. 

FOr  die  Staatsbesteuemng  sind  auch  hier  mitunter  in-  nnd 
ausländische  solche  Wirthschaften  (z.  B.  Actiengesellsehaflen)  za 
unterscheiden.  Ebenso  für  die  Gommunalbestenerung  (L  w.  S.) 
orts-,  bez.  kreis-,  provinzialangehörige  und  fremde,  d.  fa. 
solche,  welche  anderswo  ihr  Domicil  haben. 

C.  Die  Besteuerung  des  Einkommen»  der  Personen  sehlecfat- 
weg,  mit  folgender  genauerer  Casaistik: 
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1)  Das  £mkoinnien  der  im  Inlande  wohnenden  (bez. 
domicUirten)  Staatsangefadrigen  ane  dem  Inlande,  —  der 

Normalfall. 

2)  Das  Einkommen  derselben  Personen  ans  dem  Aus- 
lände, —  z.  B.  Zinsbezng  ans  der  Fremde  (internationale 
Werthpapiere!). 

3)  Das  Einkommen  der  im  Ausland  wohnenden  Staats- 
augehOrigen  ans  dem  Inlande,  —  z.  B.  Bentenbezng  des 
eiDheimischen ,  aber  „absentiistischen"  Grundbesitzers  (Irland, 
England,  Rassland!). 

4)  Das  Einkommen  der  im  Aasland  wohnenden  Staats- 
angehörigen aus  dem  Aaslande,  —  z.  B.  des  deutschen 
Kaufmanns,  der  in  America  etablirt  ist,  aber  RetchsangefaSriger 
blieb. 

5)  Das  Einkommen  der  im  Inlande  wohnenden  Ausländer 
aus  dem  Inlande  —  z.  B.  der  eben  erwähnte  Fall,  vom  america- 
nisehen  Standpuncte  aus. 

6)  Das  Einkommen  derselben  Personen  ans  dem  Aus- 
lande,  —  z.  B.  der  Fall  englischer  und  rassischer  „Absen- 
tüsteo"  bei  uns. 

7)  Das  Einkommen  der  im  Auslände  wohnenden  Aus- 
länder aus  dem  Inlande,  —  z.  B.  der  inländische  Zinsbezng 
solcher  Fremden  aus  unseren  Staatspapieren. 

Alle  diese  Fälle  spielen  im  neueren  Bestenerungsrecht  eine 
Rolle.  Mehrfach  hat  man  nach  allen  diesen  Seiten  die  Besteuerung 
aaszndehnen  gesacht.  Es  bleibt  nur  der  Fall  Übrig:  Besteuerung 
des  Einkommens  der  im  Ausland  wohnenden  Ausländer  ans 
dem  Auslände,  —  ein  Einkommen,  das  die  heimische  Be- 
steuerung gewöhnlich  nicht  trefTen  kann,  aber  doch  mitunter  zu 
treffen  sacht  und  gelegentlich  wirklich  trifft,  z.  B.  wenn  Einfnhr- 
zSlle  von  ausländischen  Waaren  theilweise  vom  fremden  Produ- 
zenten oder  Verfrachter  (Eisenbahn,  Schiffer)  getragen  werden.*) 

FUr  einzelne  Stenern  ist  diese  Casnistik  mitunter  noch  weiter 
zu  führen,  z.  B.  in  Bezog  auf  „Reisende". 

*)  In  den  oeaesten  deutschen  Zollreformen  spielte  eine  solche  MOKÜchkait, 
ileren  Verwirklicbang  unter  i^ewisaeii  Dmstinden  nicht  unbedingt  zu  bestreiteD  ist, 
■^gw  eine  gewisse  Rolle  in  der  BewoisfDhrung ,  so  bei  der  Frage  des  Getreide-,  bes. 
<le8  Roggenzolls,  Seitens  der  BegierongsTertretor  in  d.  parlament.  Debatten  ?.  1878—7», 
wibst  in  uatL  ActenstUcken.  So  heisst  es  in  dem  Bismuck'schen  Finanzprogr.  y.  15.  Dec 
1878:  in  gewissen  Fällen  verde  der  aosUndische  Fcodncent  den  Zoll  ganz  odertheil- 
vetH  anr  sich  nehmen  mttssoi. 
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Ein  analoges  Schema  lässt  sich  wieder  ffir  die  GommBnil- 
bestenemiig  anfiBtellen.  Es  ist  practiseh  oft  noch  wichtiger,  mil 
der  Personen-  und  Kapitalienrerkehr  innerhalb  des  heimiBcbes 
Staats,  zwischen  den  Prorinsen,  Kreisen,  Gemeinden  gewQbolieh  i 
noch  lebhafter  als  der  betreffende  internationale  Verk^  i>t 
Einige  der  schwierigeren  Controrersen,  z.  B.  über  die  Beatenenng 
der  „Forensen",  liegen  gerade  hier. 

D.  Besteuemng  der  inländischen  ErtragsquelUo  fUr 
die  Erträge,  welche  wirklich  oder  vermeintlich  ans  ihnen  fliessen 
oder  fliessen  kOnnen.   Hier  hat  man  es  mit  den  sogen.  Ertrags  ! 
Stenern  za  thnn,  wo  die  Rücksicht  auf  die  den  Ertrag  beziehende 
Person  ganz  oder  grossentheils  znrttckzntreten  vermag.  Bei  den  | 
beiden  reinen  Real  steuern  dieses  Systems,  der  Grund-  und 
Gebäudesteuer,  ist  die  Allgemeinheit  der  Steuer  in  der  StaaU 
bestenerung,  einerlei  ob  es  sich  um  In-  oder  Ansländer  haodeli.  | 
und  gewöhnlich  auch  in  der  Communalbesteuerung,  mQgen£c 
EigenthUmer  Ortsangehörige  oder  Ortsfremde  sein,  kaum  stri^ 
Zur  Frage  kann  die  Steuerfreiheit  kleiner  Ertragsquellen  {i.^ 
bei  Grundbesitz,  namentlich  bei  Häusern)  kommen.   Ffir  die  6^ 
werbe  Steuer  gestalten  sich  die  Verhältnisse  zwar  nicht  gff  | 
gleich,  aber  doch  ähnlich  wie  bei  den  genannten  Realstenta  ' 
Schwierigkeiten  entstehen  ftlr  die  Communalbesteuerung, 

bei  einem  Gewerbebetriebe,  welcher  sich  Über  mehrere  Cremeindn 
erstreckt,  dann  bei  dem  Gewerbebetrieb  durch  Actiengeseit 
Schäften  n.  dgl.  m.  Bei  der  Kapitalrentenstener  ist  es  leichter, 
anzugeben,  welche  Anwendung  der  Grundsatz  der  Allgemeinlieit 
principiell  finden  sollte,  als  diese  Anwendung  nun  dnrchzQflthRD  { 
Bei  der  Staats-  wie  der  Commnualbestenerung  ergeben  sich  \äer 
dem  „fremden"  EigenthUmer  der  Renten -Ertragsquelle  gegenüber 
manche  Schwierigkeiten. 

Statt  oder  neben  diesen  Ertragesteuem  kann  aber  sncb 
noch  eine  Einkommensteuer  bestehen,  welche  die  Ertrfige  liei 
den  diese  als  Einkommen  beziehenden  Personen  treffen  will 
Dann  kommt  wieder  das  unter  0  aufgestellte  Schema  von  nUen 
zur  Anwendung. 

E.  Endlich  ist  noch  die  (nominelle  wie  reelle)  VermOgeBS- 
besteuerung  hervorzuheben.  Soweit  das  Vermögen  hier  in 
Ertragsquellen  besteht,  jedenfalls  die  practiseh  wiebtigsteii 
Fälle,  trifft  das  unter  der  vorigen  Rubrik  Bemerkte  za.  1^ 
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Besteoernng  des  blossen  Qebraacfasvermßgens  ist  zu  untergeordnet, 
als  dass  sie  hier  noch  besonders  berOcksicfatigt  werden  mUsste.') 

Im  Folgenden  werden  nun  der  Beihe  nach  die  Fälle  der 
ersten  und  damit  gleich  in  Verbindung  diejenigen  der  dritten,  da- 
rauf die  Fälle  der  zweiten  Kategorie  erSrtert.  Die  Fälle  der 
vierten,  bez.  fUnften  Kategorie  kommen  nur  nebenbei  mit  zur 
Sprache,  was  fQr  unsere  Zwecke  an  dieser  Stelle  gentigt 

III.  —  §.  403.  Die  Durchführung  des  Princips  der 
Allgemeinheit  der  Besteuerung. 

Das  vorausgehende  Schema  deutet  bereits  an,  wie  das  Princip 
der  Allgemdnheit  nicht  darchgeftibrt  werden  kann,  nemlich  nicht 
vermittelst  einer  einzigen,  wie  immer  denkbaren  Steuer,  mag  es 
sich  um  die  Staats-  oder  um  die  Gommunalbesteuerung  handeln 
(§.  380).  Eine  solche  „einzige  Steuer"  kann  sich  vollends  nicht 
der  heutigen  Personenbewegung,  dem  Landes-  und  Ortswechsel  der 
Menschen,  den  modernen  wirthsohaftlichen  Verhältnissen,  der  Ver- 
vncklong  der  Eigenthumsvertheilung  und  der  manchfachen  obliga- 
torischen Verbindungen  anter  den  einzelnen  Bewohnern  eines 
Landes  and  dieser  wieder  mit  Ausländem  anpassen.  Sie  wtlrde 
daher  ebenso  sehr  den  Forderungen  der  Gerechtigkeit  wie  den- 
jenigen der  Volkswirthschaft  widersprechen.  Es  ist  wichtig,  dies 
auch  hier,  wo  es  sieb  um  die  Verwirklichung  eines  Postulats  der 
Gerechtigkeit  handelt,  zu  constatiren. 

In  der  Staats-  wie  in  der  Gommunalbesteuerung  kann  viel- 
mehr eine  auch  nur  annähernde  Verwirklichung  der  „Allgemein- 
heit" —  und  damit  muss  man  sich  in  der  Praxis  stets  begntlgen  — 
bloss  durch  eine  Combination  verschiedenartiger  Stenern 
za  einem  einheitlichen  Steuersystem  erreicht  werden. 
Letzteres  muss  sich  der  grossen  Beweglichkeit  des  Personen-  und 
Kapitalienverkehrs  im  heutigen  „privatwirthschaftlichen."  System 
der  Volkswirthschaft  anpassen,  sich  demgemäss  auch  immer 
wieder  entsprechend  verändern.  Zu  dem  Zweck  hat  es  namentlich 
ans  Steuern  zu  bestehen,  welche  sich  einerseits  mehr  an  das 
Subject,  an  die  Einkommen  beziehende  und  Ausgaben 
machende  Person,  anderseits  mehr  an  das  Object,  an  die  Er- 
tragsquelle, daher  namentlioh  an  die  verschiedenen  Besitz- 
arten,  welche  Renten  geben  —  Boden,  Häuser,  Gewerbe,  Leih- 
kapitalien —  anknüpfen.    Eine  Combination  von  sogen.  Er- 


*)  Im  folg.  Hftaptobsohn.  r.  SteiWEB]nteBi  konint  lie  zur  Sprache,  §.  488,  489,  494. 
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trags-,  namentlich  ReaUteaern  mitPersonal-,  Einkommen- 
und  Verbranchsstenern  ist  daher  andi  znr  Dnrehfflhrnnf 
des  PoBtnlats  der  Allgemeinheit  (wie  nieht  mmder  da 
Qleicbmlissigkeit)  der  Besteuerung  geboten.  Ein  solches  «»• 
plicirtes  Stenersystem  hat  freilich  viele  Mängel,  wdche  m  etfr 
iaches  nnd  vollends  eine  einzige  Steuer  nicht  bes&sse.  Äbervk 
es  allein  geeignet  ist,  den  ganzen  wachsenden  Staats-  nnd  GonuBUut 
bedarf  zu  decken,  so  ist  es  auch  dnreh  die  Gestaltung  siiBeRr 
Volkswirthschaft,  unserer  Besitzverhältnisse  nnd  unseres  PersMi» 
Verkehrs  nnvenneidlieh  geworden  nnd  immer  noch  das  leidUehge^ 
rechteste.  Darflber  mnss  man  sieh  ancb  in  der  Theorie  Uv 
werden. 

A.  —  §.  404.  Die  Staatsbestenerung  der  physisehen 
Personen.     1)  Insbesondere   der  im  Inland  wohnen dei 
Staatsangehörigen,  nnd  zwar  unter  Voraussetzung  deseraUi 
Falls  der  dritten  Kategorie  des  Schemas:  die  Besteuenrag ds 
^im  Inland  erworbenen  Einkommens  dieser  Personen. 

Die  Besteuerung  aller  Staatsangehörigen  ist  ftlr  unsere  „stufr 
bflrgerliche"  Periode  im  Princip  und  in  der  Praxis  entscbiedB 
die  Besteuerung  ist  anerkannte  nnd  möglichst  befolgte  Regel.  ^ 
Theorie  hat  die  Besteuerung  hier  gegenüber  den  geschichtllehlt 
kommeuen  Steuerfreiheiten  gewisser  bevorrechteter  ClasBen  ^ 
Personen  der  ständischen  Periode  gefordert  und  begründet*)  ^ 
Praxis,  d.  h.  das  »ffentliehe  Stenerreoht  bat  das  Postulat  im  Wm^ 
liehen  dnrchgefllfart  und  die  alten  StenerMheiten  an^ebobo-' 

*i  So  impUcite  in  Smith'st  erster  St«oen«g^  Schoo  fiodinns,  de 
]).  974,  sagte  von  solchen  Befreiung^en :  quid  eBim  abunrdias'?  (Bei  Bao  §> 
Note  d).  Characferistisch  für  Zeit  n.  Land  Soanenfels'  scharfer  ÄnfrilF  «f" 
Steuerfreiheiten  des  AdeU  u.  bes.  der  „Klerisei".  Grunds.  III,  167  S.  S.  186:  M 
Schluss  ans  Allem  ist,  dass  es  von  Seite  des  Kleras  eine  Dngerochti^k.  ^ 
Staat  n.  die  Borger  s.  wurde,  die  Steuerfreiheit  zu  fordern :  von  Seite  des  Staats  ^' 
eine  Verletzung  des  allen  Bu^em  gleichschuldigeQ  Schutus,  solchen  F«ilan>(C 
tiehOr  zu  geben."   S.  auch  Biersack,  Besteuer.  Anhang  S.  241  (ans  ISSä). 

Deber  die  Missrertilltnisae  nnd  Schwierigkeiten  im  eheoi.  DoitsebBi  lUa 
Putter,  histor.  EntwicU.  d.  heut  Staatarerbn.  d.  t  Beicfas  II,  200.  —  Ceb«^ 
neueren  Aufhebungen  v.  Steuerfreiheiten,  eine  Folge  des  „Strebens,  den  theoretisch 
allgemeia  anerkannten  staatsrechdichen  Grundsatz  einer  gleichen  Vertfaeihti? 
Staatslasten  auch  zur  practischen  Anerkennung  zufuhren",  s.  K.  A.  Zackan*- 
D.  Staats-  und  Bundesrecht,  2.  A.  II,  531  ff.  In  fetschied.  Rheinbnndst«»t«= 
erfolgte  d.  Auf  heb.  der  Steuerfreiheiten  durch  landesherrl.  Edict  v.  ohne  EBt«W*f 
1806  fl.  In  Preusseu  wurde  durch  d.  Edict  y.  27.  Oct.  1810  das  Princip  nieiw 
Besteuer.  n.  der  ünzulässigk.  fon  Exemtionen  ausgesprochen.  Von  1819  m  k»"" 
dann  „d.  neueren  Verfassungen  den  Grunds,  gleicher  Besteuer. 
.-uierkannt  u,  in  Folge  davon  d.  Aufheb.  d.  frUher  gesetzl.  bestandenen  SWMu^ 
beiten,  sowie  die  Cnznlissigk.  neuer  (selbst  gesetzlicher)  ExemtiCHien  amge?'»'^ 
oder  die  schon  früher  geschehene  Aufhebung  bestAtigt-"    ZtohariS  S.  äSl.  **  ^ 
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Zu  anterscheideo  sind  wieder,  wie  oben  in  §.  3t}l,  wahre 
(reelle)  Steuerfreiheiten,  denen  keine  andere  einigermassen  der 
•Steuer  ökonomisch  gleich vrerthige  öffentliche  Leistung  entspricht 
Dod  scheinbare  (formelle),  bei  welchen  dies  der  Fall  und  wo 
daher  eine  anderweite  öffentliche  Ausgabe  erspart  werden  kann. 

a)  Bei  den  wahren  Steuerfreiheiten  ist  die  Nothwendigkeit 
der  Aufhebung  nach  unserem  heutigen  Keohtsbewusstsein  nicht 
strittig.  Es  kann  sieh  nnr  fragen,  ob  und  wie  weit  eine  wahre 
Steuerfreiheit  vorliegt  und  wie  bei  deren  Beseitigung  vorzugehen 
ist  Bei  der  ersten  Frage  handelt  es  sich  um  objective  Feststellung 
des  Thatbestandes,  was  kaum  Schwierigkeiten  bietet,  da  die  That- 
sache  einer  der  fehlenden  Steuer  gleichwerthigen  anderweiten  öffent- 
lichen Leistung  offenkundig  sein  mnss.  Nicht  prineipiell,  aber 
wohl  in  Betreff  der  Durchführung  bieten  nur  die  Fälle  mehr 
Schwierigkeit,  wo  eine  einstens  scheinbare  Steuerfreiheit  durch 
W^all  der  Compensations- Leistung  oder  durch  Verminderung  des 
Werths  der  letzteren  oder  durch  allgemeine  anderweite  Stenerer- 
höhuag  ganz  oder  theilweise  zu  einer  wahren  Steuerfreiheit  ge- 
worden ist.  Hier  kann  die  lange  Dauer  des  Verhältnisses  aus 
politischen  und  sonstigen  Grttnden  etwa  eine  gewisse  BerUck- 
sicfatigang  verlangen,  freilich  nnr  nach  Grundsätzen  der  Billigkeit, 
nicht  des  strengen  Rechts. 

Praotisch  wichtig  ist  meistens  nur  die  alte  ätenerfreibeit  des 
einst  wehrdienstpflichtigen  ritterschaftlichen  n.s.w.  Grundbesitzes 
nach  Fortfall  der  Wehrdienstleistung.  Hier  handelt  es  sich  weBen^ 
lieb  um  eine  Frage  der  vierten  der  obigen  Kategorieen ,  der 
Ertrags-,  bez.  Realbesteuerung  und  um  die  Allgemeinheit  der 
G^rundstener,  denn  die  Steuerfreiheit  ist  eine  reale  geworden, 
n:elehe  auf  dem  Boden  ruht,  keine  personide  mehr,  welche  sich 
lach  dem  Eigenthttmer  richtet.   Davon  unten  in  §.  416. 

Die  zu  verlangende  Beseitigung  wahrer  Stenerfreiheiten  bat 
triacipiell  im  Wege  des  gesetzlichen  Zwangs,  nicht  des 
'^ertrage  zu  geschehen,  da  es  sich  um  unzweifelhaft  ÖffentUch- 
ecbtliche  Verhältnisse  handelt  Die  Entschädigungsfrage  ist 


Mr.  VeTf.aTtikoI  citirt  sind.  Ueber  Preassen  s.  Verf.ark.  Art  101,  t.  Bönae. 
reoM,  Staatsr.  3.  A.  I,  1.  Abtb.  S.  444.  2.  Abtb.  S.  239  ff.  Giazlich  befreit  voa 
taatsstttDera  a.  Abgaben  sind  d.  Mitglieder  d.  K.  Hauses  a.  d.  hohenz.  FaratenfauiUie. 
Claas.-  n.  EiniLit  die  Mitglieder  der  1S66  entthnmtaa  Drnastieen.  Ferner  bestanden 
■dl  d.  Dealachen  Bandesacte  r.  Itflä  n.  nach  pattic.  Gesetzen  im  AnscUosa  dann 
erreiaagaii  f.  d.  ehemal.  Madlatlsirten.  worin  splter  aber  Veiinderungen  ein- 
xtrtatßu  aiBd.  S.  RAnae  a.  a.  O.  S.  24U  ff.  Zaohariä  U,  596  tt: 
A.  Wkcaat,  FlunnrliMiiMlMfL  IL  3U 
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mdat  aach  nur  bei  der  ErtragabesteaeroDg  pracäscb.  Bei  der 
AafheboDg  etwaiger  Persoaalstener-  und  Verbranehssteoer-Freibeiteo 
wird  auch  aas  blossen  Billigkeitsgrttnden  nur  aosuafamsweise  dav« 
die  Rede  sein,  z.  B.  5ffentlicbea  Beamten  gegenüber,  welehe  Cob 
manaUtonerfreifaeit  gemessen,  wo  CMialtserfaöhiuig  rar  Fraft 
kommen  kann.'O 

b)  Scbeinbare  Stenerfreibeiten,  welchen  eine  der  soostiga 
Steoer  Sqniralente  Leistmig  entspricbt,  sind  aacb  in  onserer  staite^ 
bürgerlichen  Periode  principiell  nicht  verwerflich.  So  z.E 
als  Belohnnngsform  fflr  öffentliche  Verdienste,  als Bezablnngt- 
oder  Oehaltsform  fttr  Öffentliche  Beamte,  als  Beitragsform  tm 
Zweck  der  Unterstützung.  Sie  finden  sich  auch  noch  bis  in  die 
neueste  Zeit  hie  und  da,  besonders  bei  einzelnen  Arten  von  Steoen 
nnd  Abgaben,  z.  B.  Einkommensteuerfireibeit  der  Beamten,  MiliOn. 
Taxfreiheit  oder  Taxennässignng  bei  der  Benutzung  OffeatUcfaff 
Anstalten  (Post,  Eisenbahnen)  fUr  gewisse  Kategorieen  von  PenoMs 
(Beunte,  Abgeordnete  zn  den  Volksvertretungen). 

Indessen  sind  solche  Privilegien  gewöhnlich  nicht  zweck- 
mässig.   Sie  bilden  ebe,  wenn  auch  nur  scheinbare  Dnz^ 
brechung  des  Grundsatzes  der  Allgemeinheit  der  Besteaen^ 
welche  nütnnter  in  den  Kreisen  der  fiestenerten  missverstaita 
wird  nnd  Anstoss  erregt.   Finanziell  erscheint  weder  die  Offentfidht 
Einnahme  noch  der  Fiuanzbedarf  im  wahren  Betrage,  was  n 
Täuschungen  Anlass  giebt  Die  Oekonomie  der  Benutzung  Offest^ 
lieber  Anstalten  n.  s.  w.  l»det  leicht  anter  der  Taxfreibeit  Zwiaeba 
der  Steuerfreiheit  and  der  Compensationsleistung,  z.  B.  des  Bemmtea. 
ist  auch  die  riehtige  Verhältnissmässigkeit  schwer  hercnsteUeo  vaä 
noch  schwerer,  w^n  der  eintretenden  Veränderung  aof  beida 
Seiten,  zu  erhalten.   Daher  sind  auch  die  scbei  nbaren  Stener 
freiheiten  mit  Recht  immer  meh  r  beseitigt  worden,  z.E 
die  Portofreibeiten  gewisser  Chissen  and  Personen,  die  Einkomnen- 
steuer- Freiheiten  der  Beamten.^) 

Die  Staatsbesteaemng  der  Staatsbeamten  darch  Unter 
Stellung  der  letzteren  unter  die  allgemeinen  Steuern  oder  durch 
Bildung  besondrer  Stenern,  bez.  Abtheilungen  von  Stenern  für  sie 

In  staatBrechtl.  Beziehong  ist  eine  &%em.  SteoerfreilL  ganzer  St&nile. 
«eil  hier  nicht  rom  Begriff  eines  woUerworbenen  Recbts  an  reden  ist,  ohae  Eu- 
schidig.  gerechtfertigt,  uden  bei  eioeB  spedali  titalo  fOr  dn  beätaiatet  Salyert 
begründeten  wirkl.  Pririleg.   ZachariA  II.  535. 

In  Deoiseblaad  hat  die  Bevaguug  r.  1648  mdr&ch  danuif  ait  .hiaceviiki. 
so  in  Betr.  der  BeKbrankaagen  der  Freiheit  ron  d.  (^asMiiiteiier  in  Frenwa. 
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(Besoldnngsstener)  findet  nicfats  desto  weniger  mitnnter  noch  jetzt 
aas  Opportnnitätsgrttnden  und  selbst  priDcipiell  ihre 
AnfechtODg:  es  sei  zwecklos  and  vermehre  nur  die  Geschäfte 
nnntitz,  mit  der  anderen  Hand  wieder  zn  nehmen,  was  man  mit 
der  einen  gegeben,  ja  es  sei  rechtswidrig,  den  stipnlirten  Gehalt 
dnrch  die  Steuer  zn  kürzen.  Der  erste  Einwand  kann  eine 
gewisse  Berechtigang  haben,  aber  dnrch  Abzug  der  Steuer  gleich 
von  der  Ctehaltsrate  bei  deren  Auszahlung  lUsst  sich  die  Sache 
sehr  vereinfachen.  Auch  kann  eben  doch  die  Steuer  nicht  immer 
stabil  bleiben,  was  bei  der  Gewähmng  der  Freiheit  in  richtigem 
Haasse  angenommen  werden  mttsste.  Der  zweite  Einwand  beruht 
aber  auf  einem  vOlHgen  Hissverständniss:  die  Gehaltszahlung  und 
die  Besteuerung  erfolgen  auf  Grund  ganz  verschiedener 
Rechtstitel,  dort  handelt  der  Staat  als  Arbeit^ber  nach  dem 
Staatsdiener -Vertrag,  hier  als  Finanzgewalt  gegenüber  dem  Staats- 
bürger. An  diesem  Verhältnias  ändert  sich  dadurch,  dass  hier  der 
Arbeitgeber  und  die  Finanzgewalt  in  der  Staatspersönlichkeit 
ZDsaounmenfaUen ,  nichts.^)  Zu  bemerken  ist  Übrigens  noch,  dass 
die  Begünstigung  des  Staatsbeamten  durch  niedrigere  Besteue- 
ning,  z.  B.  im  Steueranschlag  für  die  Einkommensteuer,  nicht  noth- 
wendig  ein  Steuerprivileg  enthält,  sondern  oft  sogar  principiell 
verlangt  werden  muss,  wdl  das  Ginkommen  des  Beamten  offen 
^em  ganzen  Betrage  noch  vorliegt,  das  der  anderen  Bürger  nicht, 
Dnd  letzteres  daher  gewöhnlich  nicht  zum  vollen  gesetzlichen  Satze 
getroffim  wird. 

Anch  die  Aufhebung  formeller  Steuerfreiheiten  hat  in  der 
Regel  im  Wege  des  gesetzlichen  Zwangs  zu  geschehen,  je- 
doch ohne  unbedingt  Verträge  darüber  anszuschtiessen.  Eventuell 
mdssen  die  Grundsätze  des  Enteignungsrechts  dabei  befolgt 
werden.  Namentlich  kann  eine  Entschädigung  geboten  sein,  z.  B. 
bei  der  Aufhebung  von  Steuerfreiheiten  der  Beamten,  wenn  die 
Tbatsache  der  Steuerfreiheit  als  eine  (wenigstens  stillschweigende) 
Vertragsclausel  gelten  muss.  Besondere  Schwierigkeit  würde  in 
unseren  Staaten  wohl  nur  die  Aufhebung  vertragsmässiger 
Hteuerfreiheiten  fUr  Staatssohuldzinsen  machen,  da  sich  hier  der 
^taat  im  Anleibeoontract  auch  als  Finanzgewalt  gebunden  hat. 


*)  Gleichwohl  bat  —  FUist  Bismarck  im  Parlament  die  StaatabestenemDg  der 
Barnten  noch  neuerdiogs  angeKrifTen  a.  sie  sogar  mit  der  Couponsteuer  der  Staats- 
gl&nbiger  verglichea.  —  die  abrigens  anch  principiell  za  rechtfertigen  ist  (§.  409). 

au» 
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§.  405.  Insbesondere  von  der  Stenerfreiheit  dessog. 
Existenzminimnms.  Eine  Darehbrechang  des  Grandsatzes  der 
Äl^meinbeit  der  Besteaemng  kommt  bei  nns  sonst  nar  noch  fBr 
Personen,  bez.  Familienhäupter  mit  einem  Einkommen,  da«  eraeo 
gewissen  niedrigen  Betrag  nicht  fiberschreitet,  zqt  & 
wägang:  die  Frage  der  sogen.  Stenerfreiheit  des  Existem 
Minimums.  An  ihr  lässt  sich  gat  die  Nothwendigkeit  der 
Unterscheidung  der  beiden  Steuer-Gesicbtspnncte,  da 
rein  finanziellen  nnd  des  socialpolitischen,  zdgen,  weii 
man  zur  Klarheit  kommen  will.*) 


*)  Diese  Fnce  hit  seit  länger  n.  bis  b  d.  neueste  Zeit  in  der  Tbeorienf: 
Stanb  »nij^eirirbelt,  —  rielleicht  mehr,  als  sie  Werth  wi.   Sie  vird  daher  in  ^ 
Deneren  Arbeiteu  Ober  Steuerprincipien  ?on  Schmoll  er.  Held.  Neumann.  Stei- 
a.  A.  m.  berUhrt.    Eine  eigene  kleine  Monographie  darüber  ist  d.  Letpi.  Dt»T 
V,  H.  Schmidt  ans  Livland:  „die  Stenerfreiheit  d.  Ezistenzmimmiuna.  Bs  Ben 
z.  Theorie  d.  Eink.8teuern" ,  Lpz.  1877.   S.  in  dieser  fleiss.  Arbeit  d.  SpecialliteiKi 
der  Frage.    Das  Krgebniss  ist  S.  73 :  „das  steuerfreie  Existenzminimum  erscbeöt  ir 
die  nothwendige  Couseqnenz  des  in  einem  höheren,  wahrhaft  ethischen  StutilpK» 
begründeten  Princips  der  Besteuemog  nach   d.  wiiU.  Leistungsfähigkeit. 
materielle  Aosdrack  fttr  diesen  höheren  ethischen  Massstab,  als  d.  Mittel  z.  urik» 
der  EneichunK  einer  wahtliait  gerechten,  „opfi^leiohen"  Bastenennff.**  HAti 
pract.  Aowend.  eb.  S.  74,  wo  denn  n.  A.  die  indireeten  Steaera  räf  unM** 
Doteriialtsmittel  ganz  folgerichtig  rerworfen  werden.   Speele  ist  d.  Frage  nem^ 
bes.  bei  d.  Reformen  der  Eiakoauneostener  In  Preossen  u.  Sachsen  mitM 
auf  eine  Freiheit  gewisser  kleiner  Einkommen  ron  dieser  Steuer  (in  Preosd^ 
GasseoaL)  erSrtert.  Darüber  z.  B,  die  früher  gen.  GOtt.  Diss.  tod  P  e  u  c  k  e  r .  GW. 
Resultat  ders.:    ,4)ie  Steuerfreiheit  gewisser  Staatsbürger  bei  der  Personalsteas  ^ 
h&cbst  TUnscbenswerth  u.  notbwendig."  S.  42.   InPreussen  sind  denn  anekle's 
d.  Ges.  T.  25.  Mai  1S73  die  Personen  mit  einem  Einkommen  v.  140  Tbl.  ^ 
Ctassensteuer  befreit  worden.  —  In  diesen  wie  in  den  anderen  Arbeiten  stAt 
wieder,  wie  so  oft,  fiehanptang  gegen  Behauptung,  ohne  dass  der  Eine  d«  KiA^- 
Uberzeugt,  weil  man  die  Frage  nicht,  wie  es  doch  den  histor.  NationaMoMO:^ 
(Scbm oller,  auch  Stein,  Neomanu,  Heid)  nahe  gelegen  httte,  eben  bistsriic: 
aaflasBt  n.  sie  demgemäss  rerschieden  Tom  verscfaieduiea Bechts^andpawi ^ 
und  nach  der  diesem  letzteren  zu  Grande  liegendes  Oeeammtanschammg  rm  Vtiit 
scfaafialeben  entscheidet  In  der  st&ndischen  Periode  war  gerade  die  Besteif- 
rnng  der  „kleinen  Leute",  als  eines  Theils  der  miscra  contribuens  plcbs.  d«s  paat" 
gent  correable  et  taiUable  nach  den  Anschanungen  n.  dem  Recht  der  Zeit  ftMe^ 
In  der  staatsbürgerlichen  Periode  war  diese  Besteaerung  ebenfalls  eine  äckv 
Consequenz  der  staatab&rgerl.  Freiheit  u.  Gleichheit  o.  zugleich  der  an  sich  richtij^ 
Auffassung  des  Staats.   In  der  socialen  Periode  bleibt  diese  AnCEusnng  besefc* 
aber  die  nicht  bloss  proportional  rerscbiedene  wiithEchafUiche  LeiiAoir* 
fähigkeit  der  vurscbieden  hohen  Einkommen  wird  erkannt  und  daraus  wird  dias^ 
die  Besteaemng  die  Consequenz  gezogen,  gewisse  kleine  Einkommen  steuerfrei'' 
lassen  oder  sie  niedriger  und  ue  grosseren  Einkommen  progresair  m  beiW- 
Die  Frennde  und  die  Gegner  der  Steuerfreiheit  des  Existenzminimums  stebea  ^ 
wenn  andi  in  der  Regel  ohne  sich  dessen  Idar  bewnsst  zn  sein,  aaf  TeTSchieden" 
StandpuQcten  der  Rechtssnschannng.  treffen  sich  aber  gernde  deswegta 
Einwürfen  nicht.    Sie  versäumen  es ,  ihre  principielle  Entscheidung  der  Fra^ 
nur  als  eine  Consequenz  dieses  rerschiedenen  Standpuncts  hinzustellen.  Ich  kans  ^ 
diesem  Vorwurf  selbst  Stein  n.  Schmoller  nur  theilweise  ausnehmen.  Enteier » 
s.  Fin.wiss.  I,  41S,  Letzterer  in  d.  Aufs,  über  d.  Epochen  d.  prenss.  FiD.pi-  »f 
Scblusa  (noch  nicht  in  d.  Auls,  in  d.  Tab.  Ztscbr.  über  Einkommen^.  Neu 
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In  DDseren  geschichtlich  ttberkommenen  compUcirten  Steaer* 
«ystemen^  wo  eine  Reihe  ganz  verschiedener  Stenern  verbunden 
sind,  ist  die  Frage  tHr  gewisse  Stenern  Überhaupt  in  der  Praxis 
mitssig,  nenüich  füt  die  indirecten  Verbrauchssteaern. 
Die  Einrichtung  und  Technik  derselben  lässt  persönliche  Be- 
freiungen jener  Art  nicht  zu.  Soweit  die  betreffenden  Personen, 
selbst  die  ärmsten,  Überhaupt  die  besteuerten  Artikel  consamiren 
(Salz!),  werden  sie  mit  bestenert,  müssen  nur  eventuell  in  Almosen 
oder  Lohn  die  Entschädigung  dafllr  mit  enthalten.  Die  prinoipiellen 
Anhänger  der  Stenerfreibeit  des  Existenzminimnms  in  der  Theorie 
mQssten  vor  Altem  dann  die  das  kleine  Einkommen  treffenden 
indirecten  Verbrauchssteuern  verwerfen ,  wozu  sie  aber  nur  selten 
den  Mntb  gefasst  haben. 

Bei  den  anderen  Steuern  sind  die  Personal-,  besonders  die 
Einkommen-  nnd  anderseits  die  Ertrags  steuern  zu  nnter- 
schüden.  Letztere,  als  zunächst  auf  dem  Object  haftend,  gestatten 
auch  nur  schwierig  Befreiungen,  doch  kommen  dieselben  wohl 
für  gewisse  Minimalerträge,  bez.  Werthe,  z.  B.  der  Häuser,  des 
Kentenbezngs ,  vor.  Practisch  wichtig  and  Überhaupt  ernstlich 
strittiger  ist  die  Frage  nur  bei  den  Person alsteuem,  besonders 
solchen,  welche  nach  ihrer  Anlage  das  kleine  persönliche  Ein- 
kommen mittreffen  können  und  hier  meistens  mit  als  directe 
irbeitslotmstenern  fungiren.  An  dieser  Stelle  handelt  es  sich 
licht  nm  die  stenertechnische  Zweckmässigkeit  solcher  Steuern, 
neben  oder  statt  deren  iudirecte  Verbrauchssteaern  in  Frage 
:ommen  und  in  der  Praxis  meistens  bestehen),  sondern  um  die 
irincipielle  Benrtheilung  ans  dem  Gesichtspunct  der  Ge- 
eohtigkeit 

Aach  wenn  die  Frage  nur  vom  rein  finanziellen  Gesichtspunct 
etrachtet  wird,  kann  sie  bloss  mit  BUcksicht  auf  das 


eweüftilir.  (progr.  £ink.itt  Kap.  S)  ist  hier  Tie  sonst  durduiii  zatteffend,  aber  den 
HKQcr,  £.  fi.  die  folgerichtigen  Denker  der  Deutschen  FreihaDdelaschalc,  die  Faucher. 
[ichaelis  nicht  Oberzengend.  veil  diese,  von  ihrem  Standpnnct  ans  mit  Recht,  in 
liehen  „itocialen"  Rücksichten  einen  Widenprach  mit  Principien  der  Eigentbums- 
id  Erwerlwrechtsordnang  der  staatsbUrgerl.  Periode  finden.  —  Bei  dieser  Unklarheit 
tr  Theoretiker  hat  auch  die  specielle  ErU&mng  des  Einzelnen  {fegen  oder  for  die 
reiheit  d.  Eiiät.min.  keine  besond.  Wichtigkeit.  Ich  ferweiae  auf  Schmidt  a.  a.  0. 
id  bemerke  nur.  da^  Kau  [,  §.  25*^.  25!l.  wenn  auch  in  Consequenz  einer  falschen 
inkommenlehre,  implicite  für  die  Freiheit  bei  Lohn-  u.  (iewerbsrerdienst  ist;  auch 
mpfenbach.  I,  121  tl.  für  Freih.  des  ExtsLminim.,  Hill  B.  V.  K.  2  §.  2  &'.  dgl. 
c^en  diebe  Freiheit  SchiuoUor,  TUb.  Ztschr.  B.  1»  a.  a.  0.  pass..  bes.  S.  »5  If., 
e  Id,  Eink.st.  S.  104  ff..  Nasse,  (intacht.  S.  &.  —  Bei  Neun  an  n  S.  H!t  ff.  manches 
{L^iUtire  Material  Uber  die  Entadieidni^  der  Frage  in  der  Fnuds. 
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ganze  beetehende  Stenersystem  beantwortet  werdoi.  Wem 
die  „kleinen  Lente"  sobon  durch  Verbranchsstenern  getroffsn  wwden, 
was  Ton  der  Art  der  letzteren ,  von  ihren  Wirkungen,  der  Ueber 
wälzang  n.  s.  w.  abhängt ,  so  kann  eine  Freilassung  von  dinetec 
Personalstenem  vielleieht  deswegen  nothwendig  sein,  um  dif 
Gleiotunässigkeit  in  der  Gesammtbestenerong  zwischen  dieseo  noii 
den  wohlhabenderen  Personen  herzostellen.  Hassgebend  für  die 
Entscheidung  der  Frage  ist  daher  auch  die  HShe  der  venetät 
denen  Stenern.  In  Steuersystemen^  welche  nothwendige  GonsaiB|v 
tibilien  der  unteren  Glassen  (Salz!)  und  verbreitete  Gennssmittd 
derselben  (Getrftnke,  Kaflfee,  Tabak  n.  s.  w.)  bestenem,  mfieto 
daher  die  Personalsteaerfreiheit  dieser  Classen  meistens  gerecbi 
sein,  gerade  auch  nach  dem  Verbältniss  blosser  Proportional 
bestenemng,  wie  sie  vom  rein  finanziellen  Standpnnct  «u  n 
fordern  ist  (§.  397).  Oder  aber,  wenn  ausserdem  die  ontm 
Classen  directe  Personalsteuem  zahlen,  so  muss  um  so  mehrä 
progressive  Personal-,  bez.  Einkommenbestenemng  der  mkt 
habenderen  Classen  verlangt  werden,  wiederum  nur,  um  im  Guiei 
wenigstens  die  Proportionalbestenerung  zu  verwirklichen. 

Rein  abstract,  ohne  Beziehung  zur  sonstigen  Besteocii 
benrtheilt,  ist  dagegen  vom  rein  finanziellen  Standpnnelit 
principielle  Steuerfreiheit  des  kleinen  Einkommens  abic 
lehnen.'  Ancb  die  Steuer  gehOrt  nach  richtiger  AuAvn; 
des  Staats  und  der  OffentUehen  ThStigkeiten  zu  den  „nothvei 
digen  Ausgaben",  oder  zum  „noth wendigen  Productioo) 
aufwand",  die  der  „kleine  Mann"  so  gut  als  andere  solcbt 
Ausgaben  zu  bestreiten  hat  Es  ist  dann  nur  die  Steuerfreiheit 
der  eigentlich  Armen,  d.h.  der  OffentUehen  Almosenempfios^ 
zu  gewähren. 

Wesentlich  anders  muss  dagegen  die  EntscheidoDf  <ier 
Frage  von  dem  zweiten  Stenergesichtspanct,  vom  socialpoü 
tischen  aus  lauten.  Hier  darf  aus  Rücksicht  auf  die  gerisgat 
ökonomische  Leistungsfähigkeit  n.  s.  w.  das  kleine  EiokomD^ 
personalstenerfrei  sein,  um  die  Leute  zu  schonen  —  ^ 
wäre  selbst  eine  weitere  Freiheit  von  anderen  Steuern,  wenn 
nur  durchführbar  wäre,  zu  rechtfertigen.  Je  mehr  sich  die  B^ 
rechtigung  des  socialpolitischen  Standpnncts  im  VolksbeffaBStseui 
Bahn  bricht,  also  die  „sociale"  wirklich  anstelle  der  „statte 
bürgerlichen"  Periode  tritt,  desto  mehr  wird  die  Freiheit  def 
kleinen  Leute  wenigstens  von  directen  PersontlsteHni 
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erfolgen  ond  das  Verbraachssteneisystem  nach  aolchen 
Slicksiehten  verändert  (Anfhebong  von  Stenern  anf  nothwendige 
Lebensmittel!)  und  durch  andere  Stenern  anf  die  besitzenden 
Cfassen  ergänzt  werden:  gerade  weil  dies  jetzt  als  ge- 
recht erscheint  (§.  528—530). 

£in  SpeeialfiUl  der  allgemeinen  Frage  ist  die  Freiheit  gewisser 
Personen  „wegen  Armath"  von  gewissen  Gebühren.  Sie  besteht 
oamentKch  ftlr  Clericbtskosten  und  lässt  sich  hier  allgemein 
rechtfertigen. 

§.  406.  —  2)  Bestenemng  der  im  Inland  wohnenden  Staats- 
angehörigen fttr  ihr  Einkommen  ans  auslündischen  Quellen 
(Nr.  2  der  Kategorie  G.  in  §.  402).  Dieser  Fall  ist  das  Gorrelat 
des  hernach  anter  Nr.  4.  zn  betrachtenden.  Es  handelt  sich  regel- 
mässig um  Beuten  -  Einkommen  ans  Kapitalanlagen  in  der 
Fremde^  in  Grundbesitz,  Ctowerbebetrieben,  Werthpapieren,  u.  s.  w. 
Im  Inlande  ist  dies  Einkommen  möglichst  dnrch  die  heimische 
Steuer  zn  erfassen  und  zwar  fttr  den  Betrag  nach  Abzng  der 
etwaigen  fremden  Stenern.'^  Der  heimische  Staat  hat  gewöhnlich 
mindestens  kein  besondres  Interesse,  diese  Kapitalanlagen  seiner 
Angehörigen  im  Aasland  zn  begünstigen.  Nnr  ist  die  Aufgabe 
tenertecbnisch  schwierig,  weil  schon  die  Thatsache,  vollends  der 
ktrag  solches  Einkommens  sdiwer  zn  ermitteln  sind.  Verbrauchs- 
tenem  sind  zur  Erfassung  mit  geeignet.  Wenn  hier  eine  Do ppel- 
lesteuerung  erfolgt,  so  ist  es  eher  Sache  des  Aaslands,  als  des 
nlands ,  im  Interesse  des  Besteuerten  und  des  Hereinsiehens  von 
Lapitalien  die  Steuer  zu  erlassen:  auch  nur  eine  Klngheits-,  keine 
rerechtigkeitofordemng.  In  Betreff  von  Vertiilgen  Über  Vermeidung 
on  Doppelbesteuerang  gilt  das  unter  Nr.  4  Gesagte. 

§.  407.  —  3)  Besteuerung  der  im  Ausland  wohnenden 
taatsangehOrigen,  —  mit  Voraossetzung  des  gewöhnlichen 
'alles  (Nr.  4  der  Kategorie  G.  in  §.  402),  dass  sie  dort,  also 
US  ansländi sehen  Quellen,  ihr  Einkommen  erwerben. 

Die  Frage  ist  wesentlich  nur  fQr  eine  Art  Stenern  praotisch:  fHr 
ie  Personal-,  bez.  Einkorn menbesteuerang  solcher  Personen. 


Zu  weit  geht  dalier  in  der  Fr^lus.  z.  B.  d.  pieiUH.  Einlutges.  t.  1.  Mai  1S51 
17,  wonach  daa  £iak.  prenss.  StaatsangehOiiner  ans  ilumn  im  Aashuid  gelegenen 
nndeieenthnm  ron  d.  cbssif.  Einlcstener  ganz  frei  ist,  Vena  d.  Nachveis  geführt 
rd,  aass  nie  wegen  jenes  GrandeigenthomB  im  Ausland  einer  gleichartigen 
eaer  uDterliegen.  Aehnlich  geht  za  weit  das  bad.  Kap.renLst.gei^,  wenn  ea  das 
I  AasUnd  besteeerte  Üinkommen  ans  Kapitalien  lalso  z.  B.  doidi  d.  öeterr.  Coiqwn- 
ioer)  frei  läaet. 
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Eine  solche  Besteneraog  lässtsieh  priDcipiell  reehtfertigei 
and  besteht  hie  and  da  aaeh.  Denn  die  betroffenden  Skutiu- 
gehörigen,  welche  nnter  dieser  Bedingung  der  Steaenahlim^ 
freiwillig  ihr  altes  Staatsbtirgerrecht  beibehalten ,  werden  dies  w 
Vortheil  oder  ans  Patriotismas  than  and  kSnnen  ^n  tvch  der 
Steneipflicht  nnterliegen. ") 

Aber  nnbedingt  za  fordern  ist  die  Bestenerang  hier  doeb 
niobt  Eher  mOchte  in  der  Regel  der  Verzieht  anf  sie  deoi 
heimischen  Staate  zu  empfehlen  sein.  Denn  einmal  wird  sma 
Doppelbestenemng  derselben  Person  meist  nicht  vermieden  nid 
leicht  besondere  hart,  wenn  der  fremde  Staat  ftbnliche  StoKfli 
erhebt  und  den  Ausländer  hierbei  mit  Recbt  nicht  frei  lässt  Usd 
sodann  fehlen  dem  heimischen  Staat  gewöhnlich  die  Mittel,  lUt 
seine  steaerpflicbtigen  Angehörigen  im  Aaslande  aufzufinden 
vollends,  sie  gleichmSssig  za  besteuern.  Die  Besteuerang  wiitl 
daber  anf  diese  Personen  sehr  ungleich  ausgedehnt  werda 
Völlcerrecfatliche  Verträge  zwischen  den  betbeiligten  Staaten  übe 
die  Bestenerang  soleber  Personen  könnten  io  Frage  kommen,  ^ 
beide  Staaten  vielleicht  daran  interessirt  sind,  diese  Persona > 
ihrem  Aufenthalt  nnd  Erwerb  nicbt  durch  die  Steuer  empfini' 
za  stOren. 

4)  Bestenerang  der  im  Ausland  wohnenden  Staatsangt 
hSrigen  in  Bezog  anf  ihr  Einkommen  aus  inländischen  Qodta 
(Fall  3  der  Kategorie  C.  in  §.  402.):  das  Correlat  von  obiger  Kr* 
(§.  406).  Dies  Einkommen  ist  regelmässig  Rente  ans  einheimiseks 
Grund-  nnd  Kapitalbesitz,  eventuell  auch  Oewerbsgewinn  bddtr 
Betheiligung  von  inländischen  Unternehmungen,  incl.  Erwerbsgeselt 
schatten,  femer  Rnbeg ehalt  a.  dgl.  von  pensionirten  BeamtcA 
Wittwen.  Der  seltene  und  practisch  schwer  greifbare  Fall,  daß 
dies  Einkommen'  gewöhnliches  Arbeitseinkommen  ist  (z. 
sobriftstellerischer  Thätigkeit),  kann  hier  unbeachtet  bleiben. 

Die  Besteuerung  Seitens  des  heimischen  Staats  ist  hier  wicbtigfr 
nnd  practisch  leichter  za  verwirklichen  als  im  voransgehendeD  Fill 
Sie  besteht  auch  vielfach  und  hat  in  der  Neuzeit  bei  der  Grt«t 
des  internationalen  Personenverkehrs  nnd  bei  vermehrtem  „Abwfr 
tüsmns'*  von  Grundbesitzern,  Kapitalisten,  Actionären,  PensioiiinB 

")  So  ist  die  Steuerpflicht  normirt  in  §.  16  des  preoss.  (resoUes  ?.  1.  M«  1^' 
fUr  die  Eink.st:  u.  zrar  einerlei,  ob  d.  Eiok.  ms  io-  oder  «isl&od.  Qaellen 
S.  die  Fin.iniD.reacripte  bei  Meitzen,  Vonchrifteii  Ober  die  a.  s.  w.  EinLsL.  Vea- 
1879,  S.  41  tl'. 
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im  Aiuland  öftere  zn  Erörternngen  und  schon  zu  einer  eigenen 
gesetzlichen,  bez.  völkerrechtlichen  Regelung  geführt  Denn  gerade 
hier  trat  leicht  Doppelbesteuerung  seitens  der  beiden  be< 
theiligten  Staaten  ein,  daher  Interessenconflicte  zwischen  ihnen 
and  Beschwerden  des  Besteuerten.  Ein  einfaches  Prinoip 
läBSt  sich  aber  nicht  aufstellen.  Zwischen  den  betreffenden 
Staaten  erscheinen  aach  nicht  einmal  immer  unbedingt, 
sondern  nur  unter  gewissen  Umstanden  Compromisse, 
daher  Verträge  tlber  die  Besteuerung  solcher  Personen  erwtlDScht 
Der  einzelne  Staat  wird  sich  nemlich  zu  dieser  Frage  verschieden 
stellen  je  nach  seiner  Auffassung  des  „Absentüsmns"  and  sich 
dann  von  der  einheimischen  Besteuerung  dareh  die  Beschwerde 
Uber  Doppelbesteuerung  seines  Angehörigen  anch  nicht  immer 
abhalten  lassen  dürfen.  Im  Uebrigen  wird,  wenn  Doppelbesteuerung 
vermieden  werden  soll,  nach  Steuerarten  za  unterscheiden  sein. 

Die  Abwesenheit  der  Absentiisten  hat  für  das  Inland  öko- 
nomische und  sociale  Nachtheile.")  Eine  besondere  Rücksicht 
auf  diese  Personen  doroh  Oewährong  von  Steuerfreiheit  ist  schon 
deswegen  nicht  geboten,  auch  nicht,  wenn  denselben  dann  wegen 
der  auswärtigen  Steuer  Doppelbesteuerung  droht  Umgekehrt  kann 
sogar  eine  specielle  Besteuerung  wegen  des  Absentiismns  ernst- 
lich in  Frage  kommen.  Dies  um  so  mehr,  weil  der  beimische 
Staat  immer  einen  Steuerentgang  erleidet,  nemlich  an  Verbrauchs- 
steuern, auch  an  manchen  Verkehrssteuem  und  Gebühren.  Rück- 
sichten auf  die  Besteuerten  zu  nehmen  hat  weniger  der  ein- 
heimische Staat,  welcher  einen  Theil  seines  Volkseinkommens 
von  den  besser  situirten  Ctassen  seiner  Angehörigen  im  Ausland 
verzehrt  werden  sieht,  als  der  fremde  Staat  zu  nehmen,  welcher 
am  Aufenthalt  solcher  Personen  in  seinem  Gebiet  ökonomisch 
interessirt  sein  kann, 

StaatsvertrSge  aber  die  Besteueniag  dieser  Personen  werden 
daher  anch  eigentlich  nur  in  zweiter  Linie  aus  Rücksicht  auf 
die  zu  Bestenemden,  in  erster  Linie  aus  einem  allgemeinen 
Interesse  der  betheiligten  Staaten  hervorgehen.  Sie  sind  deshalb 
kaum  altgemein  zu  erwarten,  sondern  nnr  zwischen  Staaten,  welche 
sich  als  eine  Gemeinschaft  betrachten  oder  welche  Grund  haben, 
gegeneinander  besondre  Rücksichten  zu  nehmen.  So  Hegt  die 
Sache  in  Bundesstaaten  und  hier  sind  daher  Vertrüge  der 


")  S.  ttber  die  Fnge  ueiuc  lirundleg.  iö'i. 
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£mzdstaaten,  bez.  Bondesgeaetze  Uber  die  Doppelbesteneroag  u- 
gebi«chi  Ein  Beispiel  baben  wir  aas  Deatsofaland  in  dem  CM 
des  Korddentschen  Bandes  vom  13.  Mai  1870.  Es  ist  kaam  in 
erwarten j  dasB  sich  die  Gmndsätee  dieses  Gesetzes,  welche  ffir 
Deatsehland  wohl  die  richtigen  sind  und  bei  VertrilgeD  Aber 
Doppelbesteuerung  angesichts  unserer  Steuersysteme  k«UD  anden 
gefasst  werden  können,  aligemeiner  zwischen  ganz  fremdes 
Staaten  einbürgern.  Ein  Land  ohne  entwickeltes  Ertragsstener 
System  und  mit  vielen  reichen  Absentüsten  wfirde  sich  sonst  ia 
einer  ttblen  Lage  befinden. 

Nach  dem  leitenden  Princip  des  genannten  dentscben  Gcsette 
ist  bei  einer  vertragsmilssigen  Regelung  der  Besteuerung  iwisebn 
zwei  Staaten  die  persönliche  und  die  Realbesteuemog  n 
anterscheiden.  Jene  richtet  sich  im  Wesentlichen  nach  da 
Wohnort  —  also  Bestenemng  nur  seitens  des  „Auslands"  n 
diese  nach  der  Lage  der  betreffenden  Ertragsquelle,  —  li* 
Grund-,  Kapitalbesitz  und  Gewerbebetrieb  nur  im  Inlande 
steuert.  Gewisse  weitere  Hodificationen,  bei  EinkommenbesteittOf 
neben  der  Ertragsbesteuernng,  bei  der  Bestenerung  von  Zahlmp 
ans  Staatscaasen  (Pensionen  n.  s.  w.),  werden  sich  wie  in  DeQ# 
land  nach  den  concreten  Verbältniasen  richten  müssen.") 

§.  408.  —  5)  Besteuerung  der  AnsUnder,  welche  im  1>- 
lande  wohnen. 

a)  Halten  sich  dieselben  des  Erwerbs  wegen  in  Inlande 
(zugleich  der  Fall  5  der  Kategorie  G.  in  §.  402),  als  Arbeiter,  G^ 
werbetreibende  (Unteraehmei)  n.  s.  w.,  so  ist  hier  ihre  BesteaemB^ 
und  zwar  speciell  auch  ihre  directe  Einkommen-  und  Ertrag 
bestenerung,  wesentlich  ganz  in  gleicher  Weise  als  wenn  sie  Is- 
länder wären  geboten :  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit,  auch  der 
Gleichstellung  in  der  Concurrenz  halber.  Eine  etwfUge  Doppel- 
besteuerung hätte  höchstens  ihr  Heimathstaat  durch  Stenercrbs 
zu  vermeiden.   Die  Regelung  solcher  Doppelbestenenmg  AvA 


")  Das  ^n.  Gesetz  gilt  nach  spftteren  Bestimm,  jetzt  im  gtmea  D.  Beidbe.  ^ 
§.  1  darf  tan  Deutscher  nur  in  dem  Bondesstute  zu  den  directen  S^**"*"^ 
henngezogen  Verden,  in  velcbem  er  seinen  Wohnsitz  tut.    Aha  ntch  §.  3  *vi 

Grundbesitz  u.  Gewerbebetrieb  sowie  das  aus  diesen  Qnelleo  hermhi«»!" 
Einkommea  nur  ron  dem  Bundesstaat  besteuert,  wo  jene  lieg^;  oadi  §.  4 
Pension,  Wartegeld  nur  in  dem  Staat,  der  die  Zahlung  leistet.  Zinsbeza;  «b^" 
Sachsen  wohnenden  Preussen  aus  preuss.  Staatspapieren  oder  aus  prenss.  Hypot^^" 
ist  danach  in  Sachsen  steuerpflichtig.  Bei  der  bloGsen  £inkommeBbtft«ei^ 
dieses  Einkommens  wohl  richtig,  bei  einer  Kapitalrentensteuer  kann.  WAneiBii 
verschied.  MinisLerlassen  bei  Meitzen  a.  a.  0.  S.  108  fi'. 
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Stsatsrertrilge  kann  in  Frage  kommen,  wenn  das  Inland  und  das 
AnslaDd  beide  an  dem  Aufenthalt  dieser  Personen  in  der  „Fremde" 
ein  Interesse  haben. 

b)  Andere  im  Inland  wohnenden  Ansländer,  also  regelmässig 
solche,  welche  ihre  Renten  hier  verzehren  (Fall  6  der  Kateg.  C.  in 
§.  402),  werden  selbstTerständlich  and  nnvermeidlich  von  der  Ver- 
braachsbesteuemng  getroffen.  Wie  weit  auch  von  der  inländischen 
directen  Einkommen-  und  Ertragsbestenerung  (z.  B.  der  Kapitai- 
rentenstener),  hängt  von  den  Erwägungen  ab,  welche  unter  Nr.  4 
im  vorigen  §.  bertthrt  worden  sind.  Das  Inland  hat  meistens  ein 
Interesse  am  Aufenthalt  solcher  Personen  und  kann  sie  durch 
Steuererlass  begünstigen.  Nothwendig  vom  Staodpnnct  der  Ge- 
rechtigkeit ist  dies  indessen  nicht,  lieber  Verträge  in  Bezug  auf 
Doppelbesteuerung  gilt  das  im  vorigen  §.  Gesagte. 

6)  Besteuerung  der  Ausländer,  welche  im  Inlande  reisen. 
Die  lUlein  fragliche  directe,  namentlich  Personal-  und  Einkommen- 
bestenerang und  Gewerbebestenerung  wird  die  Reisenden  an  ge- 
irerhliohen  Zwecken  („Handelsreisende")  treffen  dllrfen 
und  mOssen.  Doch  sind  hier  Staatsverträge  zur  Regelung  dieser 
Beteuerung,  eventuell  znm  Erlass  gewisser  Steuern  nach  dem 
Grundsatz  der  Reciprocität  in  den  heutigen  Verkehrsverhältnissen 
nicht  immer  unangemessen.  Bei  den  Übrigen  ausländischen  Reisen- 
den wird  eine  Zeitfrist  des  Aufenthalts  zu  bestimmen  sein,  von 
wo  an  sie  zur  „Wohnbevölkerung"  zählen  und  eventuell  nach  den 
unter  Nr.  5  angegebenen  Gesichtspunoten  der  Staatsbestenerung 
des  „Wohnstaats"  unterliegen.^*} 

§.  409.  —  7)  Besteuerung  des  Einkommens  der  im  Ausland 
wohnenden  Ausländer  ans  dem  Inlande.  Dieser  siebente 
Fall  der  dritten  Kategorie  des  §.  402,  welcher  sich  mit  den  Fällen 
der  ersten  Kategorie  nicht  wie  die  6  anderen  deckt,  soll  gleich 
hier  erledigt  werden.  Er  ist  z.  Th.  identisch  mit  der  Frage  der 
Besteuerung  der  Ertragsquellen  (Kateg.  D.  des  §.  402),  wenn 
der  Ertrag  an  den  auswärtigen  Eigentfattmer  n.  s.  w.  geht 

Dieser  Fall  ist  in  der  Neuzeit  mit  der  grossen  Entwicklung 
des  internationalen  Kapitalienverkehrs  praetisch  besonders  wichtig 

Z.  B.  ia  Preussen  Verden  AuHlünder  nach  cinjähr.  Aufenthalt,  ansstir. 
Wenn  sie  sich  des  Erwerbs  wegen  im  Inlande  aufhalten,  Ton  d.  Clasaenst.  a.  classif. 
Eink-st  getroffen,  g.  5  a.  18  d.  Ges.  v.  1.  Mai  1851  bez.  25.  Mai  1873.  —  Vgl.  auch 
Han  I,  §.  266,  wo  wegen  eiuea  zu  engen  Begrilik  der  Steuer  (Abgaben  der  Staats- 
Hiirger)  in  der  Beateuer.  der  Ausländer  eigentlich  etwas  Anomales  gesehen  wird. 
Die  jetügea  VeritehisrerbUtni!>fle  sind  hier  auch  m  wenig  berücksichtigt 
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geworden.  Die  EntscbeidoDg  wird  von  der  OkonomiBchen  ud 
der  RechUform  der  Betheilignng  des  fremden  Kapitalsten  u 
inländisofaen  Kapitalaolagen,  —  namentlich  ob  als  Unternebaet, 
Eigenthttmer  o.  8.  w.  oder  anderseits  als  Gläabiger  —  so^ 
dann  von  der  Art  der  inländischen  Besteoemng:  oh  sie  oai  Ei- 
trags-  oder  nur  Ein  kommen  bestenerong  oder  ob  sie  Beides 
und  in  welcher  Verbindung  —  mit  abhängen.  Die  Bttcksicht  uf 
das  inländische  Interesse  an  der  Hereinziehnng  fremdei 
Kapitals  nnd  an  einer  etwaigen  Vermeidung  der  Doppelbesteiu^ 
rang  des  Iremden  Kapitalisten  —  hier  and  ia  seiner  Heimatb  - 
kann  eine  Steoerbefreiung^  welche  von  der  Gerechtigkeit 
nicht  nothwendig  verlangt  wttrde,  aas  Gründen  der  Volkf 
wirth Schaftspolitik  riUhlich  machen.  Doch  kann  nmgekebt 
die  Bestenerong  auch  gerade  aas  Gereohtigkeitsgrftndu 
geboten  sein. 

a)  Bei  einer  Betheüigang  des  fremden  Kapitalisten  a&  ii 
ländiscfaen  Gewerben  als  verpachtender  oder  sich  veitnto 
lassender  Unternehmer,  Socias,  als  stiller  Gesellschafter 
Actionär,  als  GrundeigentfaUmer  mass  derselbe  die  gleicbei 
Krtragssteuern  wie  der  Inländer  entrichten,  schon  dem  Cbanir 
der  Ertragssteaer  als  Objeotsteaer  gemäss,  aber  auch  ans  pm 
cipiellen  volkswirthschaftlichen  Gründen:  weil  hier  Theile  da 
Volkseinkommens  vorliegen,  die  nicht  anbe^eaert  bleiben  ösHtt 
wenn  die  richtige  Steaeiquelle  getroffen  werden  soll  and  mek 
minder  aus  principiellen  Gründen  der  gerechten  Steaener 
theilnng,  weil  sonst  die  Inländer  nur  am  so  höher  bestencA 
werden  mttssten.  Erfolgt  die  Besteaerang  des  Ertrags  dieser  Objecte 
zugleich  in  der  Form  einer  Einkommensteuer,  so  wird  aac^ 
letztere  vom  Ausländer  ebenso  wie  vom  Inländer  zu  tragen  sein-*'; 
Eine  entgegengesetzte  Entscheidung  führte  in  andern  Fällen  n 
anhaltbaren  voIkswirthscfaatUichen  Consequenzen  und  zu  etntf 
angerechten  Ueberlastnng  der  Inländer,  wie  sich  leichter 
giebt,  wenn  man  sich  einen  etwa«  extremen  Fall  vorstellt,  s* 
dass  heimische  Ertragsquellen  (Grundbesitz,  Gebäade,  Bergwerke) 
in  grossem  Umfange  Ausländem  gehören.  Da  das  bezQgticbe 
Einkommen  mit  Recht  auch  der  Besteaerang  in  der  üeimslli  de« 
Ausländers  unterliegt  (§.  406  Nr.  ä)f  so  erfolgt  DoppelbesteiK^ 
rang,  die  hier  nicht  wohl  za  vermeiden  ist   Die  Steuerbefrei>u>£ 


So  z.  B.  in  PtCDiiaeu  naidi  d.  gaa.  ties.  §.  Ib. 
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des  Ansländers  im  Inlande,  im  Interesse  der  HereinKiehnng  fremden 
Kapitals,  wtlrde  Öfters  auch  die  GoncnrrenzbedingangeD  der  rer- 
schiedenen  Unternehmungen  angleich  stellen,  zn  Ungunsten  des 
Inländers,  ausserdem  aber,  wie  gesagt,  aach  eine  bedenkliche  Ent- 
ziehnng  der  beimischen  Stenerqnellen  fttr  die  inländische  Bestene- 
rnng  (Grundstener  beim  Uebergang  ron  Gmndbesitz  an  Aasländer !) 
mit  sich  führen,  wie  sich  im  Mittelalter  so  vielfach  gezeigt  hat, 
wenn  steaerpflicbtiger  Grandbesitz  dnrch  Eigenthomsttbergang  an 
stenerfreie  Exemte  (Stifter  n.  s.  w.)  steuerfrei  wurde.  Die  in- 
ländische Besteuerung  des  Ansländern  gehörigen  Besitzes  und  des 
daraas  fliessenden  Ertrags  und  Einkommens  besteht  auch  wohl  als 
Regel  in  den  Cnltnrstaaten.  Das  Gegentfaeil  wtlrde  eine  grosse 
Schwäche  des  Staats  oder  eine  ansserordentlicbe  Abhängigkeit  vom 
fremden  Kapital  anzeigen. 

b)  Der  heute  practisch  wichtigere  und  schwierigere  Fall  ist 
derjenige  der  ßetheilignng  des  ausländischen  Kapitalisten  als 
Gläubigers  aus  Darlehensgeschäften,  daher  die  Frage  der 
Besteuerang  von  Zinsen,  welche  an  Ausländer  hinausgehen. 
Die  Frage  wird  sich  im  Anschluss  an  die  Art  der  bestehenden 
Bestenerung,  die  Formen  der  Feststellung  der  Steneischuldig- 
keiten  (bei  Einkommen-,  Zinsrentenstener)  n.  s.  w.  öfters  wieder 
Dach  den  Arten  der  Darlehensgeschäfte  specialisiren,  nament- 
lich ob  es  sich  um  „unversicherte"  und  „versicherte" 
Pfand-^  besonders  hypothekarische  Darleben,  nm  Darlehen 
bandelt,  fHr  welche  ein  börsengängiges  „ Werthpapier"  (auf 
den  Inhaber  oder  auf  Namen  lautend)  ausgestellt  ist,  ob  in  diesem 
Fall   der  bestenemde  Staat  (Staatsschnldenobligation)  oder  ein 
Dritter  (besonders  eine  inländische  Gesellschaft,  z.  B.  bei  den 
Obligationen  der  Eiseabahngesellschaften)  der  verpflichtete  Schuldner 
ist  u.  s.  w.   Der  practisch  wichtigste  Fall  ist  gerade  diese  Be- 
stenerung  der  Zinsen  von  Wertbpapieren,  welche  sich  im 
Anslande  in  ansländiscbem  Besitz  befinden  und  hier  dann 
wieder  der  Staatsschuldzinsen,  die  sogenannte  „Coupon- 
besteuerung",  wie  sie  nach  der  Form  der  Besteaerang  mittelst 
Abzugs  des  Steuerbetrags  an  dem  fälligen  Coupon  bei  der  Ans- 
KsUilnng  genannt  wird.^^) 

")  S.  Hock,  OR:  Abg.  S.  Itf.  220;  meine  „Ordn.  d.  österr.  StoabluiMbAltes", 
Wien  1863.  S.  1(^7—203,  mit  bes.  Beztehan;  auf  Oeaterrelch,  aber  auch  principteU 
1.  z.  Tb.  auf  die  im  Vorbergebenden  be^iDcbenen  F&Ue  eiogebead. 
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Einerlei  ob  eine  besondere  Kapitalrentensteaer  als  eine  Art 
der  Ertragsstener  oder  ob  neben  oder  statt  ihr  eine  Einkommen- 
Steuer  besteht,  welche  dieses  Zinseinkonimen  treffen  soll:  im  Frin- 
cip  ist  die  Besteaerang  der  ins  Ausland  gebenden  Zinsen  elmu 
wie  di^enige  der  im  Inland  bleibenden  zo  verlangen.  Aoek 
hier  führt  dik  entgegengesetzte  Enteoheidung,  wie  man  sich  wit 
demm  an  extremen  Fällen  leicht  klar  macht,  zo  volkswirtt 
sehafUich  nnhaltbaren  Oonseqnenzen  und  zn  UngerechtigkeiteD  ßr 
die  Inländer.  Ist  nicht  etwa  ein  ansdrückliches  Versprechen 
seitens  des  Staats  ertheilt  worden,  jene  Zinsen  nnbestenert  n 
lassen,  so  kann  auch  bei  der  erstmaligen  Einftthmng  einer  sokbea 
Besteuerung  nicht  ron  einer  Rechts  Verletzung  des  fremda 
Gläubigers  ,die  Rede  sein.  Das  Bestenerungsrecht  des  Staats  I» 
steht  ihm  gegenüber  in  derselben  Ausdehnung  wie  dem  Inlindcr 
gegenüber.  Nicht  Uber  die  Besteaerang,  sondern  nur  Uber  eiu 
höhere  Besteuerung  konnte  sich  der  Ausländer  besch werden. 

Auch  eine  Steuer  auf  die  vom  Staate  selbst  gezahlten  Stsiti 
sohnldenzinsen  ist  nicht  ungereofat,  kein  Reebtsbrnch,» 
bald  nicht   gegentheilige  ausdrückliche  Zusagen  vorli«ga  , 
Oegen  eine  solche  hie  und  da  vorgekommene  Auffassung  \ 
Conponsteaer  ist  derselbe  Einwand  wie  gegen  eine  fthnlicbe  k  1 
siebt  in  Bezug  auf  die  Besteuerung  der  Staatsdiener-Gehalte  n 
erheben  (§.  404):  es  handelt  sich  bei  der  Zinszahlung  and  beite 
Besteaerang  derselben  dnrch  den  Staat  um  zwei  ganz  ver- 
schiedene Rechtstitel.    Der  Anleihevertrag  enthält  keine 
stillschweigende  Zusage  einer  Beschränkang  des  Bestenenug» 
rechts  in  Besag  auf  die  Zinsen  der  Staatsschold. 

Za  einer  Rechtsfrage  wird  die  Besteuerung  hier  wie  in 
anderen  vorgekommenen  Fällen ,  z.  B.  bei  der  Steuerfreiheit  der 
Zinsen  von  Obligationen  u.  s.  w.  der  EisenbahngeseUschaften,  onr, 
wenn  der  einheimische  Staat  ein  ausdrückliches  Venprediei 
der  Steuerfreiheit  ertheilt  bat,  das  einen  Theil  des  betreffsodo 
Vertrags  bildet  Hier  hat  er  sich  rechtlich  in  Bezog  auf  die 
Ausübung  seines  BesteuerungsrechtS' gebunden. 
Steuerfreiheit  bildet  ein  wohlerworbenes  Recht  und  kann  in 
der  Regel  nicht  einseitig,  sondern  nur  vertragsmässig  f^' 
gehoben  werden;  aasnahmawräse  einseitig  wenigstens  nor  naeh deo 
Rechtsregeln  der  Enteignung,  dann  gegen  Entschädigung.  ^ 
solche  zugesagte  Steuerfreiheit  bezieht  sich  an  sich  auf  jedes 
Gläubiger,  In-  wie  Ausländer.  i 
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Mit  der  ErtheUang  solcher  Zusagen  sollte  der  Staat  am  seiner 
finanziellen  Znknnft  Willen  sehr  znrttckhaltend  sein.  Wenn  die- 
selben trotzdem  in  neuerer  Zeit  in  stark  verschuldeten  Staaten, 
nelcbe  eine  Betheilignng  des  Kapitals,  besonders  des  fremden, 
vänschen,  fast  die  Regel  geworden  sind,*')  so  ist  dies  eben  nur 
ein  schlimmes  Zeichen  der  finanziellen  Lage  und  der  dadurch 
bedingten  Abhängigkeit  vom  Privatkapital.  Die  hier  angerufenen 
Opportnnitätsrlloksiehten  ~  nerolich  auf  den  Staatscredit  und 
auf  die  Nothwendigkeit,  neue  Anleihen  aufzunehmen  —  sind  kaum 
so  bereehtigt,  als  es  meistens  dargestellt  wird.  Denn  es  wird 
hierbei  zu  einseitig  die  Lage  des  Moments,  zu  wenig  die  Zakonlt 
beachtef )  Verlangt  die  Entwicklung  des  Finanzwesens  wie  ge- 
wöhnlich später  immer  grossere  Einnahmen,  daher  höhere  Ge- 
sammtbesteuerung,  so  ist  eines  der  steuerfähigsten  Objecte, 
die  Zinsrente,  in  grossem  Umfang  der  Besteuerung  entzogen, 
die  übrige  Besteuerung  moss  also  um  so  stärker  wachsen.  Darans 
drohen  mit  der  Zeit  wahrhaft  unerträgliche  volkswirtbschaftlicbe 
and  sociale  ZnstUnde  hervorzugehen,  wovon  sich  schon  jetzt,  be- 
u)Dders  in  den  Verhältnissen  von  stark  ans  Ausland  verschuldeten 
:>taaten  and  Volkswirthsohaften  znm  aosländischen  „mobilen  Kapi- 
al",  dentliohe  Symptome  zeigen. 

Auch  ohne  sich  in  dieser  Hinsicht  vertragsmässig  za  binden, 
■ann  der  einheimische  Staat  aus  Opportanitäts-  und  Billig- 
eitarttcksichten  die  ins  Aasland  gebenden  Zinsen  wohl  steaer- 
rei  lassen.  Dies  mag  unter  Umständen  eher  statthaft  sein,  obgleich 
i  prinoipieil  vom  Standpanct  der  Gerechtigkeit  nicht 


NsmentL  ist  Oesterreich-Ungarn  so  rorgegaogen,  oaclidflin  aUerdinj^  die 
laponsteaererhObnag  in  Folge  des  staatsrechtl.  Ausgleichs  mit  Ungarn  sehr  stark  (bis 
f  16  %  durch  d.  Oes.  v.  20.  Juni  1S68)  geworden,  aacb  ?ifll  bOsc»  Blat  gemacht  faaUe. 

Das  zeigt  Hock  a.  a.  0. 

Es  ist  n.  A.  anch  nniichtig.  anzanehmeD,  dass  eine  Goaponstener  Qberhaapt 
d  Ttälenda  im  Verhältoiss  ihres  ganzen  Betrags  zu  einer  Kapifalstener  tOi  den 
trotCoaen  B«Bitzar  eines  Werthpq^ws  TerdM  mflsse,  veU  der  Kars  entsprechend 
tken  werde.  Einmal  kommt  es  hierbei  darauf  an,  ob  andere  analoge  Kapitalanlagen 

B.  in  Hypotheken,  anch  in  GrandstQckcn ,  Hänsem)  ebenso  bestenert  worden, 
dann  eiii  allgemeiner  Einfloss  anf  den  Kurs  sich  nicht  so  stark,  mitanter  gar  nicht 
Itend  macben  Kann.  Die  einscbiftgigen  feine»  Fragen  der  Ucberwälzong  bebandelt 
trefflich  Uelferich  in  d.  Aafs.  Ubor  d.  Kapitalst,  in  Baden,  Tab.  Ztschr.  1S46, 
).  S.  511  tr.  Sodann  h&ngt  gerade  der  Knrs  der  Werthpapiere,  bas.  der  Staats- 
piere von  einer  Menge  Terachiedener  Factoren  ab,  unter  diesen  aber  kann  die 
Qponsteaer  sogar  selbst  rieder  ein  nach  einer  Seite  gunstiger  sein,  weil  sie 
Finanzlage  rerbessert  Einigermassen  var  es  wohl  1S6S  IT.  so  in  Oesterreich, 
za^Ieich  der  Ausgleich  mit  Ungarn  als  politisch  gonstiges  Moment  gut  auf  den 
ats^edit  wirkte.  Daher  die  Erachdanng,  dass  die  österr,  Staatspapiere  nach  der 
rmen  Erhfihnng  der  Goapoostetier  oft  besser  ab  vorher  standen. 
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geboten  ist.  Der  fremde  Gläubiger  erlangt  aber  hier  kein  „ii<M 
erworbenes  Recht"  ftlr  sich  nnd  muss  gewärtigen,  sogar  wenn  das ; 
Gesetz  etwa  selbst  die  Bestenerong  auf  im  Inland  bleibeod« . 
Zinsen  beschränkt  bat,  eventnell  dnrch  ein  neues  Gesetz  der 
Bestenemng  doch  mit  unterzogen  zu  werden.  Die  Unterscbeidmg 
von  in-  nnd  ausländischen  Gläubigem,  Werthpapier-Inhabem  a.  s.  v 
bei  der  Besteuernng  fllbrt  ohnedem  leicht  zur  Umgebung  des 
setzes.   Auch  deswegen  empfiehlt  sich  möglichst  die  allgemeiBC 
Bestenernng  alles  Zinseinkommens,  einerlei  ob  der  Bezieher  An» 
oder  Inländer  sei,  im  In-  oder  Auslände  wohne.  (Vgl  n.  §.  4591^ 

B.  —  §.  410.  Die  Dnrchfahrnng  des  Princips  der 
Allgemeinheit  der  Besteuerung  der  physischen  Per 
sonen  im  Stenerwesen  der  SelbstvCrwaltungskOrper. 
besonders  der  Gemeinde,  oder  in  der  GommnnalbeBteee 
rung  i.  w.  S. ") 

Alle  die  zahlreichen  Fragen,  welche  im  Vorausgehente 
(§.  403—409)  in  Bezug  auf  die  Staats  bestenernng  erörtert  wards 
spielen  nun  auch  zwischen  den  Tersohiedenen  Selbstrerwaltuf^ 
körpem  eines  Staats.   Ja,  sie  werden  hier  practisch  wegen  ^ 
noch  viel  umfassenderen  nnd  innigeren  Personen-  nnd  Kapitatr 
vei^ehrs  innerhalb  des  Staatsgebiete  noch  viel  wichtiger  nnd* 
wickelter.  Gleichwohl  sind  sie  leichter  zn  lösen,  denn  die  souvtM 
Macht  des  Staats  kann  die  Oonfiicte  zwischen  den  einzelnen  KörpA 
und  in  Betreff  ^waiger  Doppelbesteuerung  gesetzlich  schliß 
Auch  lösen  sich  die  Interessenconflicte  der  verschiedenen 
wieder  mehr  in  dem  einen  Staatsinterease  anf,  wählend  diese  Co» 
flicte  zwischen  verschiedenen  Staaten,  von  Bundesstaats-  und  1k 
liehen  Verhältnissen  abgesehen,  bestehen  bleiben  nnd  nur  dor^ 
Compromisse  beigelegt,  nicht  eigentlich  ausgeglichen  werden  kSim^ 

Anch  für  die  Communalbestenerung,  ja  zum  Tbeil  für  sie  ooci 
mehr  gilt  das  im  §.  403  Gesagte:  sie  lägst  sich  weder gf 
recht,  noch  wirthschat'tHcb  richtig  durch  eine  eint'H* 
Steuer  oder  durch  ein  ganz  einfaches  StenersjsieB 
durchführen.  Vielmehr  ist  gerade  auch  bei  ihr  eme  C&i 
biuation  verschiedenartiger  Steuern  geboten,  besondeR 
von  Ertragsstenem,  welche  an  das  Object,  die  £rtrig< 
quelle,  nnd  von  Personal-  nnd  Einkommensteuern,  wekb« 

Im  veiteren  Sinn  heis9t  Comm.beat.  Bestener.  aller  Selbstrenr^fttp''-  ' 
bes.  d.  zehn  (iuuchten,  nam.  Nasse.  Heine  Comni.stftage.  Aach  oben  AbKfc^' 
n.  unton  Haupteb^cho.  3  ?om  Steuersystem. 


Digitized  by  Google 


Du  Priacip  der  Allgemfliiilieit  io  d«r  Coouttiiiulbesteaerang.  321 

an  das  Snbject  and  sein  Einkommen  anknüpfen.  Anstelle  der 
letzteren  Steuern  oder  neben  ihnen  kOnnen^  soweit  nicht  andere 
stenertechnische  n.  dgl.  Grttnde  gegen  diese  Steuerart  sprechen, 
auch  in  der  Commane,  ebenso  gut  wenigstens  als  in  Staate,  — 
eine  freilich  nur  relative  Rechtfertigang!  —  Verbrancbs- 
steuern  fungiren. 

Eine  solche  Com bination  von  „Objectstenem"  und  „Sabject- 
steuem"  ist  in  den  Gommunen  nothwendig,  weil  vielfach  durch  die 
Eotwicklung  des  Greditwesens,  des  Pacht-  und  Mietfaweseus, 
der  Erwerb sgesellschaften,  Actiengesellachafteu  n.  s.  w.  der 
W^ohnort  der  Personen  und  der  Sitz  der  ihnen  gehörigen 
Ertragsquellen  verschiedene  werden.  Wo  das  nicht  der  Fall 
ist,  könnte  man  an  und  für  sich  je  mit  Objeot-  oder  Subject- 
steaern  allein  in  der  Gommune  auskommeo,  soweit  dies  Steuer- 
technisch  Uberhanpt  möglich  ist.  Solange  jene  Entwicklung  des 
Creditwesens  und  der  gewerblichen  Untemehmungsformen  noch 
unbedeutend  war,  lagen  die  Dinge  gleichfalls  noch  anders.  Jetzt 
aber  ist  es  häuflg  so  —  besonders  in  Fällen,  wo  es  sich  nm 
grösse  re  Ertragsquellen  und  wohlhabendere  Personen 
bandelt,  —  dass  ein  Eigenthttmer  von  Ertragsquellen,  ein  Gmnd- 
and  Hansherr,  Kapitalverleiher,  Gommanditist,  Äetionär  a.  s.  w. 
30  einem  anderen  Orte  wohnt  und  sein  Einkoromen  ans  jenen 
k^uellen  verzehrt  als  da  wo  der  Sitz  dieser  letzteren  ist  Die 
blosse  Sabjectbestenerung,  z.  B.  durch  Einkommensteuer,  würde 
lann  nnr  im  Wohnort  der  Person,  die  blosse  Objectbestenerung, 
lurch  die  tlblichen  Ertragsstenem ,  nur  im  Sitz  der  Ertragsquellen 
irfolgen.  Das  führte  zu  volkswirthschafUich  und  finanziell  nnhalt- 
laren  und  der  Gerechtigkeit  widersprechenden  Verhältnissen,  wie 
ich  sofort  ergiebt,  wenn  man  sich  etwas  extreme,  aber  schon 
leute  annähernd  wirklich  vorkommende  Fälle  vorstellt 

Es  handle  sich  z.  B.  um  zwei  Gemeinden.  In  der  einen, 
inem  „Fabrikdorf",  befindet  sich  verpachteter  Grossgmndbesitz 
nd  verschuldeter  Kleingrandbesitz,  die  Wohnhäuser  gehören  eben- 
üls  Kapitalisten  oder  sind  an  diese  verscholdet,  die  grösseren 
ewerblichen  Unternehmungen,  Fabriken,  Hüttenwerke  besteben 
1  der  Form  von  Actiengesellschaften.  In  der  andren  Gemeinde, 
inem  schönen  „Bade-  und  Villenorte",  wohnen  die  wohlhabenderen 
erpachtenden  und  vermiethenden  Grund-  und  Hansbesitzer,  die 
[ypothekengläubiger  der  ersten  Gemeinde,  die  Actionäre  der  in 
ieacr  betriebenen  Gesellschaften,  und  zwar  sollen  diese  der  Än- 

A.  WayiiAr.  FinuHwiuaiwk&ft.  U.  21 
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nähme  nach  als  Rentenbesieher  in  der  zweiten  Gemeinde 
zur  Miethe  wohnen.  Die  blosse  Subjectbesteaernog  wUrde  in  der 
ersten }  der  „armen"  Gemeinde,  die  Steoeriast  fast  ganz  aof  die 
„kleinen  Leute",  die  verschuldeten  Hans-  und  Grundbesitzer,  die 
Arbeiter  legen,  was  ebenso  ungerecht  als  wirthscbaftUch  nnthanlkh 
wäre,  znmal  wenn  mit  den  Steuern  wichtige,  gerade  jenen  „fit 
sitzenden"  nutzende  Ausgaben,  z.  B.  für  Wegewesen,  gemaebi 
wtirden.  Die  blosse  Objectbeateuerung,  rollends  die  reine  Reil 
besteuerung  wäre  ähnlich  unrichtig  in  der  zweiten,  der  „reiches" 
Gemeinde,  wenn  sie  auch  kaum  ebensolche  Bedenken  wie  die 
ättbjectbesteaerung  in  dem  Fabrikdorf  hätte.  Denn  die  Reahtätes 
besitzer  des  Badeorts  würden  doch  eme  Menge  Vortheile  aus  dca 
Aufenthalt  der  Rentner  ziehen. 

Hier  liegen  also  wichtige  Interessenconflicte  zwisohen  du 
betheiligten  Commnnen  vor.  Dieselben  lassen  sich  nur  dadoret 
leidlich  lösen,  dass  die  obige  Forderung  einer  GombinatioG 
von  Ertrags-  und  Personalsteuern  erfüllt  und  womSglici 
auch  gewisse  Steuern  mit  gewissen  Verwendung« 
zwecken  in  der  Commune  combinirt  werden.") 
Regel  wird  man  dann  verlangen,  dass  die  Personen  da  fflrt 
Einkommen  (oder  ihren.  Verbrauch)  besteuert  werden,  wo  i 
wohnen,  die  Erträge  da,  wo  die  Quellen  derselben  liegei 
Handelt  es  sich  um  ein  und  denselben  Ort,  so  erledigt  sich  alk^ 
Weitere.  Andernfalls  aber  sind  noch  specielle  Bestimmungen  n«^ 
wendig,  am  Besten  wohl  so,  dass  das  Einkommen,  welches  au 
Besitz  herrührt  oder  Rentenbezug  ist,  einer  formelles 
Doppelbesteuerung  nnterliegt,  mittelst  Ertrags-  und  Einkomnefr 
steuern  und  dass  in  den  angedeuteten  Fällen  einer  Betheiligu^ 
mehrerer  Gemeinden  u.  s.  w.  die  Gemeinde  der  Ertragsquelle 
auch  an  der  Einkommensteuer  der  Person,  welche  andenro 
wohnt  und  an  ihrem  Wohnort  für  das  aus  jener  Quelle  fliesseade 
Einkommen  steuert,  in  einem  gesetzlich  oder  zwischen  den  b6 
theiligten  Gemeinden  vertragsmässig  festzusetzenden  VerhäHoitf 
participirt  Hierin  liegt  eine  gewisse  Begttnstignng  der  Gemeinde 
der  Ertragsquelle  (der  „Objectgemeinde")  vor  derjenigen  des  per- 
sönlichen Wohnorts  (der  „Subjectgemeinde") :  in  unseren  heatigen 


S.  darflber  die  Voraclüägo  in  meinem  Referat  aber  die  GommjLfiife.  ia  ^ 
nlbsUnd.  AuBgabe  S.  2  ff.  (Thesen),  S.  30  ff.  Nichts  Andres  kann  Stein  I,  S» 
meinen.  Was  er  hier  andeutet,  habe  ich  nar  schon  rorher  a.  a.  0.  an^eftihrt.  *«- 
halb  Steiu's  Abveisung  S.  568  rielleicht  hStte  nnterbloiben  kOanen. 
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Verhältnissen  immer  noch  der  relativ  richfigste  and  gerechteste 
Answeg,  der  ancli  ebe  sodalpoUtische  Bedeutung  hat.  Eveptuell 
wird  dabei  der  Rentner  anch  im  Ganzen  efiectiT  höher  besteuert 
werden,  was  sich  aber  einmal  hier  wie  stets  socialpolitiscb  recht- 
fertigen Iftsst  und  femer  eben  die  Folge  des  von  seinem  IVillen 
abhängigen,  meist  durch  seine  besonderen  Vortheile  veranlassten 
doppelten  Stenerorts  ist. 

Wird  die  Sache  volkswirthschaftlich,  statt  bloss  einzel-  und 
priTatwirthschaftlich  betrachtet,  so  wird  es  vollends  klar,  dass  die 
Communalbestenerung  zur  Verwirklichung  des  Postulats 
der  Allgemeinheit  eventuell  neben  oder  statt  der  Personal- 
besteuernng  eine  Ertragsbestenerung  verlangt.  Auch  in  der 
Commune,  wie  im  Staate,  liegt  die  normale  rolkswirthschaflliche 
Steuerqaelle  im  Reinertrag  der  Volkswirtbschaft  und  zwar 
in  jeder  Commune  in  denjenigen  Theile  dieses  Reinertrags, 
welcher  in  ihr  gewonnen  wird.  Dieser  Ertrag  wird  direct  und 
indirect  mit  Hilfe  der  Leistungen,  welche  diese  Besteuerung  er- 
möglichte, producirt.  Die  Besteuerung  gehört  zu  seinen  („gesell- 
schaftlichen'') Prodnctionskosten  und  letztere  sind  billiger  Weise 
auf  seinen  ganzen  Betrag  zu  repartiren.  Erst  der  dann  ver- 
reibende Rest  kann  als  ein  wahrer  Reinertrag  betrachtet  werden, 
ier  sich  alsdann  privatwirthschaftlich  als  Einzel-  oder  Privatein- 
kommen an  die  mit  Arbeit  und  mit  ihren  eigenen  Productionsmitteln 
u)  der  Production  betheiligten  Personen  vertheilt,  d.  h.  Lohn  oder 
Kente  wird. 

G.  —  §.  411.  Die  Staatsbesteuerung  andrer  Wirth- 
ichaften,  von  juristischen  Personen,  Erwerbsgesell- 
ichaften  u.  s.  w.  (zweite  Kategorie  des  Schemas  in  §.  402).**) 

Solche  andere  Einzelwirthschaften  können  nicht  kurzweg 
lenjenigen  der  physischen  Personen  (ludividual-  oder  Familien- 
rirthschaften)  in  der  Besteuerung  gleich  gestellt  werden.  Das 
'rincip  der  Allgemeinheit  lässt  sich  daher  nicht  ohne  Weitres  nach 
Ier  Richtschnur  der  vorausgehenden  Erörterungen  (§.  403  ff.)  hier 
nwenden.  Auch  nur  etwas  allgemeinere  Regeln  kann  man  ohne 
enane  Unterscheidnng  der  Haaptarten  solcher  Wirthschaften  nicht 
nfstellen.    Innerhalb  einer  Hauptart  wird  mitunter  eine  weitere 

**)  S.  Held,  £ink.st.  S.  137  IT.  (nicht  ausreichend):  Stein  I,  435  ff.  (in  Yeibind. 
lit  s.  Lehre  Tom  Vereinaveseo)  (za  apodictisch  a.  zn  wenif  casuistisch) ,  Ran  I, 
.  26S — 265,  (riet  zn  dUiftig).  Dietzel's  oben  gen.  Schrift.  For  die  Verhiltnlsse  d. 
ommtuca  d.  Gutachten  n,  mein  R«fwal. 

21* 
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Unterscheidung  nothwendig  werden.  Die  folgende  ErOrterong 
beschränkt  sich  auf  einige  der  practisch  wichtigsten  nnd  theoretiMli 
schwierigeren  Fälle. 

Auch  hier  ist  zunächst  wieder,  wie  bei  der  Bestenening  der  phv 
sischen  Personen  (§.  403,  410),  die  Unmöglichkeit  anznerkenneo. 
durch  eine  einzige  Steuer  oder  durch  ein  ganz  einfaches  Steov 
System  die  Allgemeinfaeit  der  Besteuerung  richtig  dnrchznflihren.  Dir 
Verhältnisse  des  wirthschafüicheu  Lebens  sind  dalUr  viel  zu  tct 
wickelt.   Neuerdings  hat  besonders  die  Entwicklung  der  Actien 
und  andrer  Erwerbsgesellschaften  diese  Verwickeltheit  in  einer  fBr 
die  Staats-  wie  t^r  die  Gommunalbestenerung  sehr  lästigen  Weist 
noch  erheblich  vergrössert.     Die  Aufgabe  wird  dadurch  iraner 
schwieriger.  Sie  lässt  sich  wiederum  nur  ganz  annähernd  löseo. 
unbedingt  aber  nur  durch  ein  System  mannigfaltiger  Stenern. 

1)  Die  Actiengesellscbaft,  mit  der  Abart  der  Commandit- 
gesellschaft  auf  Actien,  ist  die  wichtigste  der  hier  zu  betrachtendrc 
Erwerbsgesellschatiten.  Falls  dieselbe  nicht  gerade  als  Actien 
nnternebmen,  wie  das  schon  in  der  Gesetzgebung  vorgekommen  ^ 
und  öfters  empfohlen  worden  ist,  einer  besonderen  Besteaernn^ 
unterliegen  soll,  welche  die  Tendenz  verfolgt,  diese  Form  der 
Gesellscbaften  als  solche  ungünstiger  zti  behandeln  —  anch  eiof 
Art  „socialpolitischer"  Gesichtspunct,  Uber  den  sich  wenigste«- 
bei  Actienonternehmnngen  tHr  gewisse  Zwecke  discutiren  lässt  — 
sondern  falls  die  Actiengesellschaft  wie  jedes  andre  Erwerbsante; 
nehmen  angesehen  wird,  was  wir  hier  voranssetzen,  so  kann  dies« 
Oesellschatit  nicht  ohne  Weiteres  als  eine  „selbständige  wirthscfaaft 
liehe  PersöDlichkeit"  der  Besteuerung  unterliegen.")  Vielmehr  mB<i» 
auch  die  Besteuerung  das  ökonomische  Wesen  der  Actieogeseb 
Schaft  beachten,  welches  darin  liegt,  dass  dieselbe  nur  ein  Mitte 
zu  Erwerbszwecken  fttr  ihre  Actionäre  ist  Die  Besteuerung  der 
Actiengesellschatt  mnss  daher  mit  derjenigen  der  Actionäre. 
d.  h.  der  Regel  nach  physischer  Personen,  welche  ihrerseits  eine: 
Besteuerung  unterliegen,  in  Zusammenhang  geb  rächt  werdea 

Bei  einem  System  der  Einkomroenb es tenernng  hat  nur 
die  Wahl,  entweder  die  Actiengesellscbaft  als  solche  ganz  im 
zu  lassen  und  nur  das  Einkommen,  welches  sie  an  Dividende  dec 

*^  Z.  B.  in  Preussen  nach  Ges.  v.  18.  Nor.  ISST,  aaf|^liol)eii  dorcfc 

V.  19.  Sept.  1S61. 

Dies  verlangt  Stein.  1.  Aufl.  S.  173  d.  noch  4.  AaS.  I.  43j:  ..die  (mm£ 
Schäften  sind  virthaRhaftliuhe  Einheiten  onbcdingt  Steuersobjecte  ^iai  rrchd  ä«^ 
in  allen  ihren  Arten."   Andurs  u.  richtiger  Dietzel. 
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ÄctioDären  (nnd  an  Zinsen  ihren  Obligationären)  gewährt,  bei 
diesen  zu  bestenern  oder  aber  das  ans  der  GeseUschaft  her- 
rührende Eiokommen  bei  diesen  Personen  steaerfrei  zu  lassen 
und  es  im  Oanzen  gleich  bei  der  Gesellschaft  zn  besteuern. 
liCtzterer  Weg  ist  der  einfachere  nnd  sicherere,  setzt  aber,  wenn 
man  nicht  ein  sehr  weitläufiges  Stenerrestitationsverfabren  anwenden 
will,  einen  gesetzlich  gleich  hohen  Steuersatz  fUr  alle  Einkommen 
voraas,  da  hier  die  Dividende  bez.  der  Zins  aller  Äctionäre  bez. 
Obligationäre  um  den  gleichen  Betrag  durch  die  Steuer  der  Ge- 
sellschaft verkürzt  wUrde.  In  der  Praxis  besteht  mitunter  die 
Einkommenbesteamtng  gleich  bei  der  GeSellsohaft,  bei  den  Obli- 
gaHoDsinhabern  nimmt  sie  die  Form  der  Conponsteuer  an.'^) 

Gerade  bei  der  Actiengesellschaft  wUrde  aber  die 
E inkomme nbestenemng  selten  ausreichen,  weil  der  Ort  der 
Wirksamkeit  dieser  Gesellschaft  (nnd  ihrer  etwaigen  Filialen) 
und  die  Wohnorte  der  Äctionäre  meistens  verschiedene  sind. 
NamentUcb  für  die  Regelung  der  Commnnalbestenemng  der 
Actiengcsellscbat'ten  ist  diese  Thatsache  wieder  sehr  wichtig.  Hier 
gilt  deshalb  das  im  §.  410  Gesagte:  man  mtlsste,  wenn  sie  nicht 
ohnebin  vielfach  schon  bestände,  mit  Rflcksicht  auf  die  eigentfatlm- 
licfaeu  Verhältnisse  der  Aetiengesellschaften  eine  Ertragsbesteuernng 
verlangen.  Hier  muss  die  Actiengesellschaft  dann  nach  der  Art 
ihrer  Unternehmung  nnd  ihrer  Eigenthumsobjecte  getroffen  werden, 
daher  von  den  bezüglichen  Grund-,  Häuser-,  Gewerbe-,  ßergwerks- 
atenem  n.  s.  w.  principiell,  wenn  sie  anderen  Unternehmungsformen 
gleichgestellt  sein  soll,  mit  den  allgemein  gütigen  Steuersätzen.  Dem 
Cbaracter  unserer  Ertragsateuem  als  Objectsteaern  gemäss  ist  dies 
auch  die  Regel. 

Besteht  neben  der  Ertragssteuer  noch  eine  Einkommen- 
stener,  welche  die  bereits  an  den  Quellen  besteuerten  Ertrilge  als 
Kinkommen  einer  Person  noch  einmal  bei  dieser,  formell  also 
doppelt  besteuert,  so  ist  es  nur  folgerichtig,  auch  die  Divi- 
dende dieser  Äctionäre,  die  doch  schon  um  den  Betrag  der 
von  der  Gesellschaft  gezahlten  Ertragssteuern  gekürzt  ist,  noch 
der  Einkommensteuer  zu  unterwerfen ,  —  entweder 
beim  einzelnen  Actionär  oder  gleich  in  dei- vorhin  angegebenen 
Beisein  Summa  bei  der  Gesellschaft,  welche  dann  abermals 
die  Dividende  verhältnissmässig  kürzen  mttsste.    Der  Actionär 

Instnictir  Ut  bes.  d.  österr.  tiesetzgeb.,  worüber  in  d.  spec.  Lelire. 
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beBndet  sieb  hier  nicht  in  ungünstigerer  Lage  als  der  Grund-  und 
Haasbesitzer  nnd  Gewerbetreibende,  welcher  nacli  Entrichtong  da 
betreffenden  Ertragsstenem  noch  einmal  fUr  diese  Reinertriige,  ak 
sein  Einkommen,  die  Einkommenstener  zahlen  mnss  (Prenssen)."^: 

§.        —  2)  Die  Selbstverwaltungskörper  (,,AaniM( 
Zwangsgemeinwirthschaften")  rollftlhren  wie  der  Staat,  theils  b 
Anflrage  desselben,  theils  selbstlUidig,  öffentliche,  gemeinwiitlt 
schaftliche  Aufgaben.   Die  sachlichen  Mittel  dazu  entnehmen  &t 
ihrem  Finanzhaashalt.    Es  liesse  sich  so  die  Staatsstenerfreibot 
für  ihr  ganzes  Einkommen  wohl  rechtfertigen,  selbst  ftlr  des 
Ertrag  ihrer  priratwirthdehaftlichen  Anstalten,  welcher  ja  pro  taoto 
eine  Commanalbesteuerang  entbehrlich  macht.  Indessen 
zweier  Umstände  ist  die  Stenerfreifaeit  des  commnaalen  Print 
erwerbs  doch  misslich  und  besteht  sie  daher  anch  in  der  Pnse 
meistens  nar  ftlr  das  Steaereinkommen  and  fUr  die  nnmitteBnr 
im  öffentlichen  Dienst  gebrauchten  Gebäude  u.  s.  w.    Theils  nr 
langen  die  ConcnrrenzTerhältnisse  nemlich  eine  Gleicbstelluf 
communaler  und  privater  Untemehmnngen,  so  dass  namentlich  6» 
Exemtion  der  Commune  ron  den  Staats-Ertragssteuem  leicht  xnlt 
convenienzen  führte.  Theils  ist  der  Privaterwerb  and  der  bezttglii 
Besitz  (Grandbesitz,  Gebäude,  Gewerbe,  Geldkapitalien  n.  s.  w.)  * 
einzelnen  Commanen  zu  angleich,  absolut  und  im  VerhSltnii» 
zum  Steaereinkommen,  so  dass  die  Befreiung  von  Staatsstenen 
sehr  ungleich  wirken  würde.  Folgerichtig  unterliegt  der  geoaaift 
Ertrag  der  Commanen  auch  deo  Ertragssteuern  des  Staats  va^ 
mUsste  wohl  auch  solchen  Einkommensteaem  unterliegen,  w^be 
diesen  Ertrag  noch  ausserdem  treffen.    Sonst  wird  immer  dk 
gesammte  Steuerlast  im  Staate  sich  nngleichmässiger  rer 
theilen:  die  Bewohner  der  an  eigenem  Besitze  „reichen"  Com 
munen  wttrden  im  Ganzen  niedriger  besteuert  ab  die  der 
„ärmeren". ") 

Auch  hier  führen  daher  die  Gonseqaenzen  gerechter  Steuer 
rertheilung  wieder  zur  Forderung  eines  Ob jeet Steuersystems,  vie 
es  die  Ertragsstenem  darstellen,  und  zwar  in  diesem  Falle  sack 
für  die  Staatsbesteuerung. 

§.  413.  —  3)  Vereine  als  solche  sind  in  der  Besteucran? 
nicht  ohne  Weitres  als  selbständige  wirthschafUiche  Persönh'chkeitN 

S.  Uber  d.  schwierigen  Verhältnisse  iu  Preussen  d.  Vorschlige  das  f«- 
Gouunuaalsteuer-Gesotzeatwurfs  v.  1877  u.  des  aenea  v.  1S79,  daon  d.  GoUcfcteB  « 
Ver.  t  Socpol. 

AehnUch  Held  S.  138. 
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za  behandeln.^)  Wenn  sie  nur  ein  Einkommen  ans  Beiträgen 
ihrer  Mitglieder  beziehen,  so  wird  dies  in  der  Regel  nicht  besonders 
als  „neues"  Einkommen  zu  bestenem  sein.  Einkommen  ans 
eigenem  Vermögen  (Renten  aus  Grund-,  Hansbesitz,  Kapitalien) 
ist  dagegen  allgemein  der  etwa  bestehenden  Ertragshestenerung 
zu  anterzieben,  welche  wieder  fUr  solche  Fälle  zu  verlangen  ist, 
and  der  mit  ihr  in  Verbindnng  stehenden  Einkommenbesteaerong. 
Im  Uebrigen  können  die  Zwecke  des  Vereins,  so  ob  derselbe 
mehr  den  persönlichen  Zwecken  seiner  Mitglieder  oder, 
wie  bei  Wotalthätigkeits-  und  dergl.  Vereinen  den  Zwecken 
dritter  Personen  dient,  in  Betracht  kommen.  Im  ersten  Fall 
wird  die  Sachlage  ähnlich  wie  bei  den  Äctiengesellschailen,  auch 
wenn  die  Vereinszwecke  nicht  Erwerbs-,  sondern  Genusszwecke 
der  Mitglieder  sind.  Im  zweiten  Fall  handelt  es  sich  vielfach  nm 
öffentliche  oder  quasi -öffentliche  Zwecke,  ähnlich  wie  bei  den 
SelbBtrerwaltongskörpem.  Dann  kann  eine  Befreiung  von  der 
Staatsbestenemng  wie  für  das  Stenereinkommen  jener  Körper 
gerechtfertigt  und  zweckmässig  sein,  selbst  von  gewissen  Ertrags- 
stenem,  z.  B.  von  der  Gebändestener  fUr  die  den  Vereiusz wecken 
dienenden  Gebände.  Das  Stenerrecht  hat  solobe  Befreiungen  bei 
kirchlichen,  Humanitäts-,  Ärmenanstfüten  a.  s.  w.  Öfters  gewährt. 

4)  Stiftungen,  ftlr  kirohliohe,  Unterrichts-,  Annenzwecke 
n.  dgl.  m.,  sind  theils  wie  die  SelbsWerwaltungskörper,  theils  wie 
Vereine  zu  behandeln.  Da  ihre  Zwecke  vielfach  den  Character 
öffentlicher  Zwecke,  nach  ihrem  Wesen  oder  doch  nach  dem 
Landesrecht,  haben,  und  ihr  Einkommen  ans  dem  Stiftungsver 
mögen  dann  dem  Staat,  der  Gemeinde  oder  dem  Gommunalverband 
eigene  Ausgaben  erspart,  so  lässt  sich  eine  weit  gehende  Steuer- 
freiheit rechtfertigen.  Doch  kann  auch  hier  aus  den  bei  den 
SelbBtrerwaltnngskOrpem  angefUhrten  Grtinden  die  Steaerzahhng 
fUr  das  Einkommen  aus  dem  eigenen  Vermögen,  besonders  die 
Zahlung  der  Ertragsstenera,  and  ans  den  bei  den  Staats-Erwerbs- 
antemehmnngen  angeführten  Gründen  wenigstens  die  rechnnngs- 
mässige  Durchfuhrnug  der  Stenerzahlang  und  die  Wiedererstattung 
derselben  rätblich  werden.*^) 

^  Auch  Stein  I,  435  scheidet  die  „Verwaltungsveieine"  f.  diese  Fragen  in 
Classen.  Za  Controrersen  in  Theorie  n.  Praxis  hat  neuerdings  d.  Bestendrang  der 
modernen  Erwerbs-  a.  Wirtbscfa.genossenschafteo  geirrt,  z.  B.  in  Oesterreich. 
S.  Osterr.  Oekoaombt  187»  Nr.  42,  43. 

*"}  Rav  I,  §.  264.  Er  rerianrt  im  AUgem.  eine  Befreiung  der  Stiftiugen  t. 
denjen.  Stenern,  weldie  gciadezn  auf  Personen  nach  Massgabe  ihres  ansgemtttclten 
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5)  Staats  -  Erwerbsnnternehmnngen  (Anstalten  de« 
PriTaterwerbSf  anch  mitnnter  Oebflbren-Anstalten).  Da  der  Steuer- 
fiBcns  und  der  DomänenfiscDB  n.  s.  w.  scbliesslich  die  eine  Pmon 
des  Staatsfisens  darstellen,  so  hat  natürlich  eine  wirklielie 
Staats bestenemng  solcher  Untemehronngen  und  Anstalten,  dv 
Feldgfiter,  Forsten,  Bergwerke  des  Staats  n.  s.  w.  finanziell 
keine  Bedentang.  Dennoch  sollte  die  Besteaernng  die  Regel 
bilden : 

a)  Einmal  wenigstens  die  rechnnngsmässige  Dnrck- 
ftthrnng  der  Besteaernng,  weil  sonst  die  wahre  finanzielle 
Lage  dieses  Staatsbesitzes  n.  s.  w.  nicht  richtig  ersehen,  die 
Frage  der  Beibehaltnng  oder  Veränssernng  dieses  Besitzes,  soweit 
sie  eine  rein  finanzielle,  nach  Rentabilitätsverhältnissen  zn  besr- 
theilende  ist,  nicht  sicher  entschieden  werden  kann.") 

b)  Mitnnter  aber  ist  aach  die  wirkliche  Darchfnbmng  der 
Bestenerang  geboten,  nemlich  in  Fällen,  wo  die  Staatsanstaltes 
sonst  dnrch  den  Stenererlass  einseitig  in  der  Concnrrenz  gegen  b& 
atenerte  Privatanstalten  begünstigt  werden  konnten.*^)  Solehe 
Fälle  können  in  der  Verbranchsbestenemng,  (anch  in  GebOhres^ 
zweigen,  z.  B.  bei  Wegegeld)  vorkommen,  namentlich  „bei  SteMn, 
welche  sieb  genan  nach  der  Menge  von  Erzengnissen  richten  vaA 
den  Kostensatz  derselben  in  einem  feststehenden  Verhältniss  er 
höhen"  (Ran).  Wenn  der  Staat  auch  dnrch  Sich-begnflgen  mit 
kleiner  Rente  oder  dnrch  directe  Znsohflsse  ans  anderen  Staaii- 
mitteln  die  PriTatconcurrenz  dennoch  Überwinden  kann,  so  bat  d» 
Unterbleiben  der  Bestenerang  doch  bisweiten  grössere  Bedenken. 
Es  tritt  ancb  bei  erfolgter  Bestenemng  das  wahre  SaebverhSltiiiM 
besser  hervor. 

D.  —  §.  414.  Die  Commanalbestenerang  gegenflber 
dem  Staate  and  anderen  SelbstverwaltongskOrperD." 

Einkommens  gelegt  werden.  Bei  Anstalten,  velche  ein  Ortlich  oder  sonstwie  begicuie 
BedOrffaiss  beben,  solle  eber  in  jedem  eiozelaen  FaU  der  Nachweis  Tnlaagt  w«te. 
dasB  die  Einkünfte  ans  eigenem  Termdgen  den  zur  Erreichang  dieser  Zwecke  er 

Forderl.  Bedarf  nicht  uberstoigun.  Da  Letzteros  schwer  zo  ealscheiden,  rerlaagt  Hel- 
allgemein  Steoerfreih.  fOr  solche  Stiftungen,  S.  ISÖ.  In  d.  Gesetzen  vird  «Aa* 
die  Steaerfreiheit  vom  Nachweis  des  BedQrfiüsses  oder  vom  Nachweis,  daas  d.  BeHeW' 
rang  die  ErfoUung  der  Zwecie  hindere,  abhiugig  gemacht  So  ia  Gr.  Uessca 
Baiero  (Eapitalrentensteaer). 

S.  ober  Bergwerke  Wagner,  Fin.  l,  S.  494. 
■>)  So  mit  Recht  Rau  I,  §.  265.    Anders  Held  S.  ISb.  —  Rau  erwihnt  a«-k 
dasü  bei  einer  Trennong  der  Kammer-  n.  Stenercasse  (s.  B.  I,  2.  A.  §.  IM)  » 
wirkt.  Besleoemog  der  DomäneneinkUnfte  zu  Gunsten  der  Steuercaase  nethwiwdK 
sein  kann. 

S.  d.  gen.  Schriften  n.  s.  w.  tlber  Gommonalbesteoeiang. 
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Die  Frage^  ob  nnd  wieweit  hier  der  Grundsatz  der  Allgemein- 
heit darchznÄlbrett  sei,  ist  ähnlich  zn  beantworten,  wie  die  analoge, 
oben  behandelte  Frage  naoh  der  Staatsbestenerung  der  Selbstrer- 
waltongskörper.  Ginge  man  nnr  nach  den  Zwecken,  welchen 
das  in  einer  Commane  erlangte  Einkommen  des  Staats  und  andrer 
Gommnnen  dient,  so  liesse  sich  principiell  nnd  allgemein  die 
Steuerfreiheit  alles  dieses  Einkommens,  aoch  desjenigen,  welches 
ans  Besitz  and  ans  Erwerbsanstalten  herrflhrt,  rechtfertigen. 
Aber  anch  hier  ist  auf  die  nngleichmässige  Vertheilang  be- 
sonders des  zumeist  hier  in  Betracht  kommenden  staatlichen  Grund- 
ood  Hansbesitzes  nnd  der  Erwerbsanstalten  (Bergwerke,  Fabriken, 
Eisenbahnen,  hie  nnd  da  Gebtlfarenzweige)  Über  die  Gommanen  des 
Staatsgebiets  Rfloksicbt  zu  nehmen.  Wurde  z.  B.  eine  Doroftne, 
ein  Bergwerk  des  Staats  in  einer  Gemeinde  gar  nicht  stener- 
pflicfatig  sein,  so  stiege  die  Steaerlast  fär  die  Privaten  leicht  sehr 
stttk  nnr  wegen  dieses  Umstands,  der  vieUeicht  in  der  Nach- 
hargemeinde  fehlt.  Dazu  kommt,  dass  gerade  solcher  Besitz  nnd 
solche  Anstalten  (Forsten!  Bergwerke!)  manche  Communalausgaben, 
z.  B.  fllr  Wegewesen,  Armenwesen,  herbeiführen  können,  deren 
Bestreitung  im  Interesse  des  betreffenden  Besitzes  und  seines  Er- 
trages liegt  and  eigentlich  zu  den  auf  letzteren  mit  anzurechnen- 
den PFodnotionskoBten  gehOrt.  Man  wird  deshalb  im  Ganzen  die 
Communalsteuerpflicht  des  Staats-  und  fremd-com- 
mnnalen  Besitzes,  besonders  soweit  derselbe  zu  Erwerbs- 
zwecken dient,  als  Regel  aussprechen  müssen,  so  dass  also 
z-  B.  nnr  die  Gebäude  für  den  Öffentlichen  Dienst  stenerfrei 
blieben  (nnd  anch  diese  nicht  immer  unbedingt).  Object-  oder 
Ertragsstenem  erweisen  sich  daher  auch  hier  wieder  noth- 
wendig  (§.  465). 

E.  —  §.  415.  Abscfaluss.  Nothwendigkeit  von  Ob- 
jectstenern.  Hiermit  sind  die  Fälle  des  Schemas  in  §.  402, 
soweit  sie  sich  auf  die  Bratenemng  der  physischen  Personen  und 
ihrer  Wirthschaften ,  dann  der  sonstigen  Wirtbscbaflen  und  des 
Einkommens  beziehen ,  erledigt  Zugleich  wurde  dabei  auf  die 
fiestenerung  der  inUlndischen  Ertragsquellen  für  die  aus  ihnen 
fliessenden  Erträge  wiederholt  Rflcksicht  genommen.  Und  was 
von  dieser  Besteuerung  gilt,  das  gilt  wesentlich  anch  von  einer 
Vermögens bestenemng,  welche  jene  Ertragsquellen  als  die 
vrichtigsten  VermOgensobjecte  treffen  wollte.  Von  besonderer  Be- 
deutung fUr  die  Stenerichre  ist  dabei  das  mehrfach  im  Voraus- 
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gehenden  gewonnene  Resnltat,  dass  eine  objectire  Ertrags-, 
bez.  Ertrags  qnellenbesteuerung  (einerlei,  ob  dieselbe  als  redle 
Einkommen-  oder  als  reelle  VennögensbeBtenerang  fungirt)  gerade 
aach  vom  Standpuncte  der  Gerechtigkeit  oder  der  All 
gemeinheit  der  Steuer  betrachtet  zu  fordern  ist  Dies 
PoBtnlat  ist  zugleich  eine  ConBeqnen«  der  früheren  Lehre  von  der 
Wahl  der  richtigen  volkswirthschaftlichen  Stenerqnelle  nod  wird 
von  grosser  practischer  Bedeutung  in  der  Entwicklung  des  mod^nei 
Wirtbschafts-  und  persönlichen  Lebens^  wo  sich  Besitz  und  dgw 
prodoctive  Verwenduug  von  sachlichen  Productionsmittetn  (Boden 
und  Kapital),  Wohnsitz  der  Eigenthflmer-Ferson  und  Sitz  der  Ei- 
tragsqu^e  so  vielfach  trennen.  Man  kann  den  Grundsatz  da 
Allgemeinheit  gegenüber  den  Staatsangehörigen  und  den  Oifr 
bewohnem  gar  nicht  richtig  durchfuhren  und  kommt  auch  u  n 
haltbaren  volkswirthschaftlichen  Consequenzen  in  der  Staats-  dhI 
Communalbesteuernng,  wenn  man  nicht  die  ansländischen dbJ 
ortsfremden  Besitzer  von  Ertragsquellen  durch  ein  Objeet 
und  Realsteuersystem  fUr  ihr  dem  Inland  und  der  betrefft 
Ortsgemeinde  entspringendes  Einkommen  mit  belastet.  Von  die» 
Resultat  ist  daher  vorläufig  auch  ftlr  die  Fragen  des  Stenff 
Systems  und  der  Wahl  der  Steuerarten  Act  zu  nehmeo.  b 
ist  selbstverständlich  f&r  die  Bildung  des  Stenersystems  sehr  wid«; 

F.  —§.416.  Anhang.  Aufhebung  von  Grundsteuerfrei 
heiten.")  Es  erübrigt  dann  nur  noch  die  Erledigung  einest^ 
noch  zurückgestellten  Punotes  j  eine  Aufgabe,  welche  nach  des  ■ 
Vorausgehenden  gewonnenen  Ergebnissen  nunmehr  aber  auch  eä^ 
fach  ist:  Wie  sollen  Grnndsteucrfreiheiten  behandelt  wenkL 
insbesondere  solche,  welche  aus  nominellen  durch  Fortfall  der 
Compensationsleistung  wahre  geworden  sind? 

Die  Antwort  kann  nicht  zweifelhaft  sein:  sie  mttssen  vai 
Gründen  der  gerechten  und  der  volkswirtbschaftlie^ 
richtigen  Stenervertheilang  fortfallen,  ebenso  wie  sndtit 
persönliche  und  reale  wahre  Steuerfreiheiten  (§.  404).  Schwierig« 
ist  nur  die  Entscheidung  darüber,  wie  bei  der  an  sich  d«n  Stute 
unzweifelhaft  rechtlich  zustehenden  Aufhebung  solcher  Steaerfr& 
heiten  vorzugehen  ist.  Denn  hier  sind  besonders  für  die  HMpi- 
frage,  ob  und  welche  Entschädigung  an  die  bisher  Berechtig- 
ten zu  gewähren  sei ,  die  nicht  immer  genau  und  sicher  ib  er 

»«)  S.  Hoffm»nn  L.  v.  d.  Stenern  S.  112  ff.,  Baa  Fin.  H.  §.  316.  bes.  Ssx^ 
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mittelnden  Rechtstitel  der  Stenerfreibeit  und  die  wirthscbaft' 
liehen  Folgen  der  bisherigen  Freiheit  and  der  Aufhebung  der- 
selben für  den  Werth  des  Grundbesitzes  zu  berücksichtigen. 
Wegen  der  Verschiedeoheit  der  Rechtstitel  ist  die  Frage  nicht  all- 
gemein auf  die  gleiche  Art  zu  entscheiden  und  eben  deswegen  so- 
wie wegen  der  genannten  wirthscbaftlichen  Folgen  können .  die 
nach  strengem  Rechte  begründeten  Massregeln  aus  Billigkeits- 
rScksichten  und  damit  aus  socialpolitischen  Gründen  eine 
Aenderung  erfahren. 

Liessen  sich  die  Rechtstitel  der  wahren  Steuerfreiheiten 
aberhanpt  und  speciell  der  Grundateaerfreiheiten  genau  feststellen, 
so  wttrdim  wohl  diejenigen,  welche  privatreohtlicfaer  Art  sind 
and  ein  wohl  erworbenes  Recht  darstellen,  gegen  volle  Ent- 
schädigung, alle  anderen,  also  namentlich  die  öffentlich- 
rechtlichen, ohne  solche  aufzuheben  sein.   Nun  sind  die 
Bechtstitel  aber  nicht  immer  genau  zu  ermitteln  und  in  dem  prac- 
tiscfa  wichtigsten  Falle,  wo  es  sich  um  eine  allerdings  auf  öffent- 
lichem Rechtstitel  beruhende  Steuerfreiheit  handelt,  welche  ursprtlng- 
iich  ein  Gorrelat  andrer  Leistungen  war  und  erst  durch  deren  Fort- 
fall eine  wahre  Steuerfreiheit  wurde,  wie  bei  der  Grundsteuerfrei- 
beit  ehemals  zu  Ritterdiensten  verpflichteten  Grundbesitzes,  kommen 
dann  jene  {ökonomischen  Folgen  der  Stenerfreibeit  und  der 
Aufhebung  der  letzteren  iüv  den  Werth  des  Grundbesitzes 
in  Betracht    Bestand  die  wahre  Steuerfreiheit  einmal  lange,  so 
wird  dies  gewöhnlich  in  einem  entsprechend  —  also  ungefähr  um 
den  Betrag  der  kapitalisirten,  sonst  muthmasslich  zu  tragenden 
Grundsteuer —  höheren  Kapitalwertb  verglichen  mit  bestenertem 
Gmndbesitz  zum  Ausdruck  gelangen:  bei  Verkäufen,  Verpfän  dangen, 
in  Erbregnlirangen  u.  s.  w.   Wie  überhaupt  jede  wahre  oder  schein- 
bare Steuerfreiheit  rechtlich  der  Aufbebung  unterliegen  kann, 
so  vollends  eine  solche,  wie  die  hier  besprochene.   Wenn  dann 
etwa  ausserdem  noch  die  Rechtsbeständigkeit  der  Steuerfreiheit 
schon  früher  zweifelhaft,  vielleicht  die  Aufhebung  der  Freiheit 
bereits  in  Aassicht  gestellt  war,  so  wird  zwar  ein  Recht  auf 
Entschädigung  nicht  zuzugestehen  sein.    Und  auch  aus  ökono- 
miBchen  Billigkeitsgründen  ist  hier  mitunter  wenigstens  eine 
volle  Entschädigung  nicht  in  Frage,  weil  bei  solcher  Sachlage 
schwerlich  eine  WertherhOhung  um  den  ganzen  Betrag  der  kapi- 
talisirten Grundsteuer  eingetreten  sein  wird.    Indessen  sind  das 
c^naestiones  facti.   Eine  gewisse  Wertherhöhung  des  steuerfreien 
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Besitzes  ist  bei  längerem  Bestände  der  Freiheit  nnd  bei  ma 
UngewiBsheit  darüber,  ob«  wann  und  wie  dieselbe  etwa  gesetiUch 
beseitigt  wird,  wahrscheinlich.  Der  jeweilige  Besitzer,  Erbe  od» 
Ränfer,  wird  dann  rnnthmasslich  bei  einer  Besteaerang  eine  Weitt 
Verminderung  seines  Besitzthnms  um  einen  freilich  nicht  immer 
genau  der  vollen  kapitalisirten  Grundsteuer  entsprechenden  Betrag 
erleiden;  die  Grundsteuer  wirkt  vollends  hier  wie  eine  Reallaei 
Die  neoe  Grundsteuer,  für  die  bisher  steuerfreien  Grondstttcke- 
ein  Fall,  der  in  seinen  Wirkungen  nebenbei  bemerkt  UbrigeDS 
mit  den  Wirkungen  der  allgemeinen  EinfQhmng  einer  neaes 
Grundsteuer  identisch  ist  —  wirkt  dann  mehr  oder  weniger  fli 
ihn  als  reelle  VermSgensstener.  Daraus  ergeben  steh  EMIgimgen. 
welche  es  billig  erscheinen  hissen,  eine  Eotschädigan^ 
zu  gewähren. 

Die  letztere  wird  am  Besten  allgemein  gesetzlich  g«t^ 
Wegen  des   fehlenden  oder  zweifelhaften  Rechtsanspruchs  au 
Entschädigung  nnd  wegen  des  Interesses,  das  auch  der  GmAr 
besitzer  an  der  Bereinigung  solcher  immer  etwas  missUchen  V« 
hältnisse  wenigstens  in  der  modernen  „staatsbtt^erlichen"  Stew 
Periode  hat,  empfiehlt  es  sich,  den  EntschädigungscoSfßcieDteD  ^ 
die  aofzulegende  Grundsteuer  nicht  zo  hoch,  namentlich  et« 
niedriger,  als  dem  landesQblichen  Zinsfuss  entspricht,  aniuBeta» 
z.  B.  höchstens  mit  dem  15  — 20fachen  zu  kapitalisiren, 
dieser  Zinsfuss  4— 4V«  Procent  ist.   Dabei  wird  dann  aber 
weiter  nach  den  Bechtstiteln  zu  unterscheiden  sön:  ba 
nachweislich  privatrechtlichen  Titeln  ist  eine  höhere,  1»^ 
zu  dem  eben  genannten  Maximum,  bei  anderen  Titeio 
niedrigere  als  diese  Entschädigung  zu  geben. 

So  ist  denn  auch  mehrfach  in  der  Neuzeit  unter  dem  Impnb' 
der  Gesichtspunete  der  „Gleichheit"  in  der  „staatsbürgcrficbeii" 
Periode  verfahren  worden:  auch  die  Grundsteuerfreiheiten  affi 
gefallen,  ohne  oder  mit  geringfügiger  Entschädigung  in  revohtH^ 
nären  oder  politisch  wenigstens  erregteren,  mit  grösserer,  «b« 
doch  gewöhnlich  nar  partieller  Entschädigung  in  rulügen  ZeücD- 
doch  auch  hier,  wie  namentlich  in  dem  wichtigsten  Beispiel' 
demjenigen  Prenssens,  mit  verschiedener  EntBchädifiiBf 
nach  den  Rechtstiteln.'") 

")  Die  VergUtong  war  (Rao,  §.  316  Note  a)  in  Braunschw.  IS21  roÜsäsj^ 
in  Weimar  1821  Vj,  in  Hannorer  1828  'J^,  in  Sachsen  1834  '/s-  in  Meiningen  1^6  - 
ÜeberPreasseu:  Ma»chor,  (iriintUt.r8gel.in  Pr.  auf  Grand  d.  Gea.  t.  22.  Mu 
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Damit  ist  die  DurcbfUhrang  des  grossen  Princips  der  Ällge- 
meiDheit  der  BesteoeroDg  zam  Äbschluss  gelangt  nnd  ein  Markstein 
in  der  (beschichte  der  Bestenernng  gesetzt  worden. 


7.  Abschnitt. 

III.  Die  Princlplen  der  Gereehtifi^kelt  oder  der  perechten 
Stenerrerthelliiiifr. 

C.  Die  Oleiebmäsiigkeit  der  Bestenernng. 

S.  für  die  principielle  Behaudlong  ood  fQr  die  Litentnr  dieser  Frage  die  Vor- 
)j4:uierkangfln  zq  diesem  ganzen  Haaptabschn.  S.  220  fT.  a.  zu  den  beiden  letzten  Ab- 
ärbnitten  S.  2S2  u.  295. 

Erst  in  der  neuesten  dentsclicn  Literatur  sind  die  einschlagenden  Fragen  prin- 
i'jpielleT  u.  schärfer  behandelt  worden,  indem  man  sie  mit  der  Lehre  rom  Staate 
und  mit  der  Frage  nach  dem  tieferen  Rechtsgrund  der  Besteuerung  über- 
haupt in  Verbindung  gebracht  hat  Dadurch  ist  es  namentlich  gelungen,  die  An- 
sichten aber  die  Steuer  als  einer  Art  „Tausches"  des  Einzelnen  gegen  die  ihm 
vom  Stiate  a.  s.  w.  znfliesscnden  „Genüsse''  und  Uber  die  rcnneinöich  als  allein 
jrereclit  zu  fordernde  Vertbeilong  der  Steuern  nach  dem  priratwirthsch.  Frincip  von 
..Leistnog  nnd  Gegonleistnng"  grdndlicher  zu  viderlcgen.  Hier  hat  besonders 
A.  Held  die  Dntersuchnng  zu  einem  gevisseo  Abschluss  gebracht.  S.  dess.  Einlust. 
Kap.  2  u.  Liter,  u.  Kap.  5  n.  Lit.  dazu.  Ncumann  hat  dann  scharf  und  in  der 
Ilaaptsache  wohl  richtig  jedem  der  beiden  Hauptprincipien  der  Beeteuemag,  nach 
(lern  Interesse  u.  nach  der  Leistungsfuhigkeit.  die  richtige  Begründung  u.  Begrenzung 
gegeben  u.  ihre  Anerkenaang  in  der  bisher.  Praxis  der  Staats-  n.  Communalbesleue- 
rnng-  nachgewiesen.  Auch  hat  er  (S.  61  ff.)  richtig  gezeigt,  dass  die  Opfertheorie  u. 
(las  Princip  der  Leistungsilhigkeit  sich  wesfentlich  decken  und  „erst  durch  BerQck- 
»ichtignng  der  auferlegten  Opfer  der  Massstab  der  Leistungsfähigkeit  bestimmle 
(iestalt  erhält  u.  fur  das  Stenerireseo  brauchbar  wird/'  S.  progress.  Eink.st. .  bes. 
Kap.  2  Q.  3.  mtk  4,  mit  d.  liter.  Noten  im  Anhang.  Mehr  oder  weniger  beschäftigen 
sieb  dann  die  Gutachten  d.  Vereins  f.  Soc.polil.  auch  mit  diesen  Fragen  gerechter 
Sten  errertheilang. 

Oer  prindpielle  Gegensatz  der  Ansichten  zeigt  sich  namentl.  in  der  Anfiassnng 
«•iazelner  Anhänger  der  deutschen  Preibandelsscbale  u.  der  neueren  social- 
polil.  Richtung  der  Nat.ökon.  S.  darüber  die  oben  S.  146  gen,  CoDgressrerband- 
lungen.  bes.  Uber  Commnnalsteuem,  in  Hamburg  1867  (votksv.  Congr.),  in  Berlin  ib" 
(  Ver.  f.  Socpolit.).  Durch  die  Erörterung  des  Communalstenerwesens,  das  hier  wie 
»onst  in   der  früheren  deutschen  Liter,  bei  solchen  Principienfragen  der  allgem. 


f>otsd.  1S62.  S.  132  a:  US  ff.  (auch  Uber  KOoigr.  Sachsen  daselbst  S.  154),  v.  KOnne. 
]>renss.  Staatsr.  3.  A.  II,  2.  Abth.  S.  ti31  ff.,  636.  Gerade  in  Preussen  lag  die  Sache 
>>o.  wie  im  Text  angenommen:  es  war  wiederholt,  so  in  d.  Edicten  t.  27.  Oct.  181U 
II.  !•  Sept.  1811,  Im  Eingang  z.  Gesetz  t.  30.  Mai  1S20,  in  der  Verfius.  r.  1850 
.^rt.  101,  im  Ges.  r.  24.  Febr.  1^56  die  Aufhebung  der  Grandsteuerfreiheiten  in  Aus- 
sicht gestellt  worden.  Nach  vergeblichen  Versuchen  (so  1853,  wo  die  Hegiening  vor- 
treschlagen  hatte.  ^1,  des  Steuerbetrages,  den  die  bislier  befreiten  Grundstücke  zu 
trag'en  haben  wurden,  mit  dem  20  fikchen  Kapital  zu  rergUten,  was  die  Stände  nicht 
rinnsbmen),  kam  es  zu  einer  Einigung  im  Gesetz  v.  21.  Mai  lt>Cl.  Hiernach  er- 
folge eine  Entschädigung  im  20  fachen  Betrage  der  mehr  zu  zahlenden  Steuersumme 
^ei  bisheriger  Befreiung,  bez.  Berorzugimg  auf  Grund  lästigen  Vertrags,  speciellen 
I  "ririlegs  oder  anderen  priratrechtl.  Titels,  im  13*/,  fachen  Betrag,  wo  kebi  specidUer 
Cecbtstitel  geltend  gemacht  werden  konnte. 
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Stenerltihrc  Unin  berohit  worden  war,  sind  numche  neue  Gencb^Hucte  luh  fu 
die  Fragen  des  folg.  Abschnitts  gewonnen  worden.  Ich  bin  mehrneh.  bes.  ia  du 
§.  419.  422—424,  42S,  z.  Tb.  wörtlich,  meinem  Befent  Ober  die  ComiLStinr 
(Leipz.  1878,  in  d.  Belbstlnd.  Aasg.)  gefolgt,  da  ich  i^end  wesentliche  Aeodenug«* 
nlc^t  fQr  geboten  hielt 

Die  Behaadl.  in  den  älteren  LehrbQchem  a.  Systemen  genOgt  sschl.  n.  fomd 
n,  nun.  nach  der  Motirirang  nicht  mehr,  aoch  bei  Raa  nicht,  der  aber  innerluft 
Oes  Rahmens  der  rein  finanz.  BusteoeniRg  das  Richtige  getroffen  bat  n.  bes.  k 
(ienasstbeoric  schon  abweist  S.  die  liter.  Deberaicht  a.  Kritik  bei  Held  EiaLi 
S.  12t— i35,  Bau  I,  §.  251—254.  Jacob  461.  y.  Malchns  I,  §.  S4.  Mnrkiii. 
Besten.  S.  87  ff.,  Umpfflnbach.  I,  §.  46,  52  ff.  (sehr  einseitig  gegen  Prognasia. 
¥.  Hock,  öll'.  Abg.  §.  3—5,  13.  14  (immer  beachtenswerth),  Pfeiffer.  D.  16-M. 
Manrns,  Bestener.  K.  S  passim.  Stein  I.  414  ff.,  447  ff.,  481  ff.  paas.  —  Pariei, 
imp.  I,  cb.  4,  Garnier,  Ftn.  ch.  7  §.  2,  ch.  13  §.  1,  Leroy-Beanlien I.  Hmt 
ch.  2.  —  A.  Smith  in  d.  ersten  Steneiregel  s.  o.  S.  220.  Hill,  B.  5.  K.  2,  §.  2-5.- 
Coasa,  Fin.  p.  53  ff. 

Sachlich  stimme  ich  im  Folgenden  in  Bezog  aof  die  Begründang  d.  Steuer  ms 
Held,  in  Bez.  aof  die  VertheilaDg  ders.  mitNenmann  grossentbeils  Oberein.  Abtf 
in  der  Motirirang  weiche  ich  anch  von  letzterem  mehrfach  ab.   Die Entscbeiduf 
za'ischen  den  zwei  Steuerpriocipien  mnss  einmal  wohl  in  Zasammenhaog  mit  d.  gujei 
histor.  Entwicklung  der  Uemeiowirthscb.  gebracht  werden  (s.  n.  §.  421)  n.  die  Eb'- 
ücheidnog  Uber  die  Art  der  Durchfuhr,  des  Princips  der  Leistangsfähi^eit,  dike 
Uber  Proportionalit  u.  Progressirit.  des  Stenerfasses  n.  s.  w.  h&ngt  m.  E.  vieder 
zusammen  mit  der  ganzen  priucipiellen  Auffassung  der  Volkawirthsch.  n.  des  print- 
wiithäch.  Systems  u.  seiner  Rechtsordnung.   Hier  wie  aocb  zur  tieferen  BegrliBdai 
der  BeBteuerung  selbst  —  eine  mit       Frage  der  Gleichmfaai^.  sehr  eng  oaaa^ 
Frage  —  ist  es  m.  £.  wieder  nnrenneidlicb,  auf  die  allgemeinen  Fragen  derOrgsai- 
sation  der  Volkswirtbsch.  zoruckzngchen.   Ich  beziehe  mich  daher  hierftir  uc 
wieder  auf  meine  (intndleg.,  bes.  Kap.  S  v.  d.  Organis.  d.  y.w.3ch.  a.  daaelbat  §.  iUf-  i 
Uber  d.  Zwangsgcmeinwirtbschaften ,  wo  in  §.  1 58  aacb  schon  die  Folgemngen 
die  Steuerprincipien  gezogen  worden. 

Ein  Pnoct  der  im  Folgenden  erörterten  Fragen,  nemlicb  die  etwaige  TenE- 
gemeinerung  des  tiebubrenprincips  auch  für  die  eigentliche  Bestenemng,  ist  scboa  i* 
1.  Bande  behandelt  worden.  Die  Fordening  worde  dort  abgewiesen.   Dann  ist  kitf  ; 
jetzt  weiter  anzuknöpfen.  S.  Ran-Wagner  I.  g.  107,  108  n.  2.  Aaft.  g.  144. 

I.  —  §.  417.  Das  Problem.  Anch  dieser  Grundsatz  wti^ 
hier  für  die  gegenwärtige  Entwicklnngsperiode  unserer  CDltarrttUer. 
tHr  die  „staatsbttrgerliche"  erörtert,  aber  wiederam  oster 
Mitberttoksichtigang  des  social  politischen  Standpnncts  fBr  tmt 
beginnende  „sociale"  Steuerepoche. 

Die  Gleichmässigkeit  der  Besteuernng  im  Sinne  einer  giekli 
niässigen  Vertheilang  der  Steuerlast  unter  den  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen ist  ein  Axiom  unserer  Zeit  und  folgt  als  Recbtsgrnndssti  ' 
aus  dem  Princip  der  staatsbürgerlichen  Freiheit  und  Gleichheit  ^ 
Staatsangehörigen  und,  was  Fremde  anlangt,  aus  der  vOlkerrecb 
lieh  Üblich  gewordenen  Gleichstellung  derselben  mit  den  Einha 
mist^en.  Für  die  practische  Steuerpolitik  lässt  sieb  ät 
gleicbmässige  Besteuerung  aber  wieder  nur  als  ideales  Zict 
binsteUen,  dem  man  sich  soviel  als  möglich  nähern  soll,  das  nv 
aber  wegen  der  practischen  Schwierigkeiten  niemals  Tollständi; 
erreichen  kann. 
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Mit  der  blossen  Aufstellung  des  theoretischen  Princips  und 
praotischen  Postulats  der  Gleichmässigkeit  ist  aber  zunächst  wieder 
uocb  nicht  viel  gewonnen.  Denn  die  weitere  Frage  lautet  sofort: 
was  ist  oder  worin  besteht  diese  GleichmässigkeitV  Darauf 
Jttsst  sich  keine  ganz  einfache  Antwort  geben.  Die  Beantwortung 
selbst  bietet  auch  für  die  Theorie  erhebliche  Schwierigkeiten.  Es 
ist  unvermeidlich,  die  ganze  Frage  tiefer  zu  erfassen,  indem  sie  in 
Verbindung  mit  anderen  Fragen  der  wirthschafUichen  Rechtsordnung 
und  des  Wesens  der  Besteuerung  überhaupt  gebracht  wird.  Die 
verschiedenen  Stenerprincipien ,  durch  welche  man  die  Gleich- 
mässigkeit  hat  verwirklichen  wollen,  sind,  richtig  aufgefasst, 
Gonsequenzen  bestimmter  Theorieen  von  Volks wirtfaschaft,  Staat 
imd  Steuer  überhaupt.  Man  kann  sich  über  sie  nicht  einigen, 
weit  man  in  diesen  Theorieen  auseinander  geht.  Nothwendig  ist 
es  femer  wieder,  die  Wahl  der  beiden  hauptsftcfalioh  in  Betracht 
kommenden  Principien,  die  Besteuerung  nach  dem  Interesse  und 
□ach  der  Leistungsfähigkeit  nicht  nur  rationell  zu  erörtern,  sondern 
in  historische  Verbindung  mit  der  Entwicklung  des  Gemein- 
wesens und  der  Volkswirthschaft  zu  bringen;  ferner  bei  der  An- 
wendung des  zweiten  Princips  den  rein  finanziellen,  und  den 
Bocialpolitischen  Staudpnnot  zu  unterscheiden.  Sonst  kann 
man  nieht  zur  Klarheit  kommen. 

II.  —  §.  418.  Principien  und  Theorieen  für  die  Ver- 
wirklichung der  Gleichmässigkeit  der  Besteuern ng. 
Zur  Lösung  dieses  Problems  hat  man  zwei  Principien  aufge- 
stellt, welche  mit  zwei  allgemeinen  Theorieen  der  Besteue- 
rung in  Verbindung  stehen  und  durch  dieselben  ihre  Begründung 
nnd  zugleich  ihr  Maass  finden. 

A.  Das  Princip  der  Besteuerung  „nach  dem  Interesse" 
»ier  „nach  Leistung  und  Gegenleistung",  welches  man 
wegen  der  Herübernahme  dieses  hauptsächlichen  Grundsatzes  des 
privatwirtbschaftlichen  Verkehrssystems  auch  das  „privatwirth- 
ichaftliche"  Besteuerungsprincip  nennen  kann.  Hier  hält  man 
lieh  an  die  Beziehungen  zwischen  dem  Besteuerten  und  dem 
iteuerempf angenden  Staate  (bez.  der  betreifenden  Zwangagemein- 
virthschaft  überhaupt)  und  sucht  die  Besteuerung  so  zu  vertheilen, 
has  die  Leistung  der  Steuerzahlung  sich  in  ihrer  Hohe  bemisst 
nach  dem  Gegenwerth,  den  der  Besteuerte  in  den  öffentlichen 
Uistnngeo  des  Staats  u.  s.  w.  geniesst.  Dieses  Steuerprincip 
lernht  auf  der  Annahme,  dass  der  tiefere  Rechtsgrund  der  Be- 
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stenernng  ttberhanpt  in  den  ,,Gentt6Beii",  Vortheilen  n.  s.  «. 
liegt,  welche  der  Bestenerte  in  der  Staateverbmdniig  n.  s.  w.  erlangt 
und  dass  es  die  Aufgabe  gleichmässiger  Besteaemng  sei,  „nach  den 
Grade  des  Mitgennsses  an  diesen  Vortheilen"  (Raa)  die  Stenerlul 
unter  die  diese  Vortheile  Geniesseoden  zu  vertheilen.  Es  hmnddt 
sich  dann  darum,  diese  Genüsse  für  die  einzebien  Besteuerten  fe* 
zustellen  und  zu  messen,  nm  letztere  nach  diesem  Massstabe  n 
besteuern.  Man  denkt  dabei  namentlich  an  den  Schatz ,  weite 
auch  an  die  allgemeine  Förderang,  welche  der  Einzelne  fllr  seilt 
Person,  sein  Eigenthum,  geinen  Erwerb  u.  s.  w.  durch  den  Stut 
und  dessen  Anstalten  und  Leistungen  geniesst  Man  kann  die 
bezügliche  Theorie  zur  Begründung  der  Besteuerung  und  znr  Her 
Stellung  ihrer  Gleichmässigkeit  als  „Genasstheorie",  wenn  mu 
sich,  wie  es  öfters  geschehen  ist,  vomemlich  an  das  Moment  da 
Schutzes  tllr  Person  und  Eigenthum  hält,  auch  als  „Aste- 
curanztheorie"  bezeichnen  und  in  Bezug  auf  die  Verwirklichng 
der  Gleichmässigkeit  von  einem  „Genussprincip",  bez.  „Asse- 
curanzprincip"  sprechen.  Practisch  mttsste  sich  die  Stea«- 
vertbeilung  hier  so  gestalten,  als  wenn  das  Gebtthrenprineif 
ganz  verallgemeinert  wUrde.^) 

')  Diese  AufTassuag  vertreten  im  Altgem.  die  Smith 'sehe  Schule  n.  die  ikr  m»U 
siehendca  Kecbupbilosophon  und  Politik«'.  So  A.  Smith  nlbst  in  s.  eisten  Staer 
regel  venigülens  implicite:  Stenern  in  proportion  of  tbe  rerenne,  vhicfa  tbey 
subjccb)  enjoy  ander  tbe  protection  of  the  state.    J»cob,  Fin.  I,  §.  461:  )eie: 
inuas  ntOglichät  nach  dem  Maaase  mit  Abgaben  belegt  werden ,  als  er  ui  dem  äe- 
mcinvobl,  das  der  Staat  dadnrch  hervorbringt.  Theil  nimmt,  d.  i.  nach  demMaasse  aeiitT 
Kräfte  o.üuter,  welche  den  Schutz  d.  die  wohltbätigen  Einrichtnogen  des  Staats  geiüe«ea 
Krehl,  Steaersyst.  §.  13,  KrSiiclie,  Grunda.  S.  4.  v.  Kremer  I,  70,  Lötz.  Hiiri^ 
m.      131.  F.  Rotteck.  Staatar.  d.  consüt.  Mon.  II.  324,  ders.,  ök.  PoÜL  S.  I?' 
liaruier,  Fin.  p.  16:  Unterscheid,  zwischen  der  irirU.  Stener  u.  der  ,.ration«Ilci 
wie  siu  bestände ,  wenn  die  Staatstb&tigkeit  richtig  redocirt  wäre ;  hier  wtti^ 
Steaer  sein :  le  priz  des  Services  rendos ,  bes.  le  priz  du  serrice  de  secuitfc  ««  • 
prime  d'assunnce  payee  pour  la  ganntie  de  ht  socuritä.    Ebenso  die  doit  <ätini 
fianzOa.  Autoren  Üu  Puynode,  de  Girardin.  Aach  in  MontesqnUi's  Aafia 
im  Gmode  der  oemlicbe  Gedanke,  espiit  des  lois.  liv.  XIII,  cb.  1 :  les  reweABf  * 
IV'-lat  sont  nue  portioa  qoe  chaqne  clloyen  donne  pour  aroir  la  sOreti  de  I'katre.  « 
ponr  en  jooir  agräablement.    S.  die  Zns3teII.  weiterer  Auffaas.  der  Stener  sdlMl  iri 
der  FordernngüD  in  Bez.  auf  Gleichmässigkeit  bei  Held,  Einkjtt  S.  40  ff^  1X1  C  - 
<iegcn  diese  Ansichten  u.  A.  Schon,  Grands.  S.  61  H'.  (mit  weiteren  Iii  ingih* 
Zachariä  K.  S.,  Staatswiss.  S.  411,  auch  Hill  B.  5.  K.  2,  g.  2.    Dana  hm.  En 
I.  g.  252  a.  die  von  mir  schon  im  1.  B.  2.  A.  S.  329  Note  7  gen.  SihriftmJ« 
Held  a.  a,  0.    An  dieser  Stelle  des  I.B.  wird  zwischen  der  VeraJjgemein«rBaf 
(iebubrenprincips  u.  dem  Princip  von  Leistung  u.  Gegenleistunr  oinei^.  dem  ^^^^ 
priucip  anderseits  noch  etwas  unterschiedeo.    Es  lässt  sich  das  wohl  recktCotifA 
indem  dort  mehr  an  deu  Maassstab  für  die  Vertheilong  der  Steuer.  Uer  M  ^ 
lieferen  RAchlsgmnd  der  Besteuerung  gedacht  wird.  Indessen  hingt  Beidoi  doch  «afc 
eng  znsunmen.  so  da«  es  mir  richtiger  erschienen  ist,  die  betfgUchan  TkaMM 
hier  nor  aU  eine  einheitliche  einzige  hinzustellen.    Die  radicalen  SattbiaMr  »■ 
fiutiattsner  der  DeutM-hen  Fr^ihandefssrhule  haben  zwar  manchmal  noci  «lieap  Ife^ 
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B.  Das  zweite  Princip  ist  die  gleiohmäsaige  BesteueruDg  nach 
dem  Verhältniss  der  wirthschaftlichen  Leistungsfähig- 
keit der  Bestenerten,  eine  gewisse  Steuer  zu  tragen,  oder  nach 
ibrer  sogen.  Stenerfähigkeit  (Beitragsfähigkeit,  Ran).  Hier 
sacht  man  ateo  das  Maass  der  Besteuernng  nach  Beziehnngen 
zwiseben  der  Stenersnmme  des  Besteuerten  und  seiner  ökono- 
mischen Lage  festzustellen.  Die  Begründung  der  Besteuerung 
b'egt  hier  in  der  Natur  des  Staats  und  der  übrigen  Zwangsgemein- 
wirÜiBchafteii  und  in  dem  Verhältniss  der  Bestenerten  zu  diesen 
KiJrpern,  woraus  sich  die  Besteuerung  nicht  als  eine  specielle 
Gegenleistung  fttr  Genüsse  oder  Vortheile  in  der  Staatsrerbindung, 
sondern  als  eine  Pflicht  des  Glieds,  zu  der  Erfüllnng  der 
Kiisteoz-  und  Gedeihensbedingungen  des  Ganzen,  dem  es  an- 
gehttrti  und  dadurch  implioite  seiner  selbst  beizutragen,  ergiebt 
Man  kann  das  zweite  Princip  mitRttoksieht  hieranf  das  gemein- 
wirtb schaftliche  (staatswirthscbaftliche)  Steuerprincip 
nennen.  Die  Steuer  wird  hier  ferner  für  deo  Betroffenen  als  ein  • 
Opfer  oder  als  eine  Entbehrung  aufgefasst,  die  sich  als  ein 
Druck  für  ihn  fühlbar  machen.  Die  Gleich mässigkeit  soll  dann 
ladurch  hergestellt  werden,  dass  die  Steuern  nach  Verhältniss  der 
)pfer  rertbeilt  werden,  welche  sie  fHr  die  Bestenerten  im  einzelnen 
""all  mit  sich  bringen.  Die  bezügliche  Theorie  kann  man  kurz 
Opfertheorie",  das  Princip  zur  Verwirklichung  der  Gleich- 
aässigkeit  das  „Opferprincip"  nennen.  Die  Aufgabe  besteht 
Isdann  darin,  die  Opfer,  welche  in  der  Steuertragung  fUr  die  Be- 
teuerten liegen,  fttr  die  Einzelnen  festzustellen  und  zu  messen 
od  nach  diesem  Massatabe  die  Besteuerung  zu  vertheilen.  ^) 

aitftssuog  in  Bez.  auf  Be^tlndang  n.  Vertlteiluag  der  Steuer  rertreten;  aber  wenig- 
ens  iD  Betreff  der  StaatBbesteuer.  nicht  mehr  darcbaua.  Auf  d.  Congr.  in  Hamburg 
i(>7  hatte  K.  Braun  eine  These  Torgeschlagen,  die  aber  nicht  angenommen  vnrde: 
'i  der  Aafbringung  der  for  den  Staat  noÜiireDdigen  Mittel  müsse  die  Leistungs- 
higkeit,  bei  der  Beschafinng  der  für  Gemeindezwecke  erforderlichen  das  Verhältniss 
Ischen  Leiatnng  und  tiegenleistosg  massgebend  seilt. 

So,  Tenn  auch  in  anderer  Formolirung  u.  gleich  mit  einem  speciellea  Schluss 
Betreff  der  Alt,  wie  die  LdstongsfUiigkeit  bemessen  werden  soll,  auch  Bau,  1, 
25S,  254.    Et  bezdchnet  die  Abatufong  der  Stener  nach  den  YormOgensumst&nden 
r  Staatsbürger  als  die  gleichfttrmigste  und  gerechteste  Belastong.    Die  ,4n  dem 
tnoOgenazostande  einer  Person  begrOadete  Möglichkeit,  ohne  Nachtheil  fUr  die  Btt- 
ed^Dg  der  dringendsten  Bedüifaiase  Stenern  za  geben",  nennt  er  Steuerfihig- 
it  oder  BeitragsfihigkeiL   Schon  fruher  ist  das  Princip  der  Leistungsfähigkeit 
iltr  oder  weniger  klar  a.  scharf  rertreten  worden,  so  von  Bodinns  de  rep.  p.  974: 
»  sing^oloniiD  ucnltatibus,  ebenso  Besold,  de  aerario  p.  10,  bes.  Bozhorn,  iostit 
i  Üb.  I  c.  10  §.  18  N.  LX:  in  tribntis  aeqnalitatis  mazima  habenda  ratio,  qnae  in 
potissiiniiin  versatur,  ut  par  sit  eorum  ratio,  ac  paria  hic  oaera  sentiaot,  quorum 
diretsis  rebus  positae  sitaeque  sunt  opes.  —  Bestimmt  fUr  die  Opfertheorie  von 
A.  Wngn»r,  FiunswiMwisehaft.  U.  22 
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III.  —  §.  419.   Beortheilong  dieser  Theorien  ui 
Principien  and  Wahl  zwiseben  letzteren.  FlrdieKiiA 
ist  es  wesentlich  zu  beachten^  dass  hier  theib  reehtsphiloeopliiMk 
BegrOndaagen  der  fiesteoenuig  nnd  Steaerpfficht  flbohaift 
th^  Massstäbe  flir  die  Vertheilong  der  Stenerlast  aafgatd 
werden.   Die  Geniustheorie  nnd  die  Opfertbecnie  sind  ia  dioE, 
Hinsicht  nicht  genaue  Correlate.   Die  entere  will  ziuiiehst  m 
Begrflndnng  der  Bestenemng,  dann  ancb,  freilich  in  ZnsainiBrabK 
damit  nnd  in  Conaeqnenz  davon,  ein  Hassstab  fttr  die  VenM 
lichang  der  Gleichmäßigkeit  sein,  die  zweite  nor  letztem,  ik 
Correlate  eraeheinen  dagegen  das  privatwirthschaftlicbe  Siae 
princip   „nach  dem  Interesse"  nnd  daa  gemein wictbachaMUti 
„nach  der  LeistangsHlhigkeit" ,  die  beide  znglaeh  Prineipki  t 
die  Begrttndnng  nnd  fttr  die  Vertbeilnng  der  Besteoenng  « 
Bei  dem  Zosammeobang  zwischen  den  Fragen  naeh  der  ^  | 
theilang  nnd  der  Begrttndnng  der  Besteuerung  ist  es  geboten,  c  | 
*  genannte  Theorie  nnd  die  beiden  PrincipieD  hier  aach  is  ^ 
zweiten  Beziehung  zu  kritisiren ,  wodurch  dne  oben  (§.  340)  ^ ; 
behaltene  Ergänzung  früherer  Bemerkungen  erfolgt   Das  Renkt 
der  Kritik  ist  aber  aneh  fllr  die  Beortheilnng  des  betrefl^' 
Princips  als  Hassstab  der  Besteuerung  wichtig. 

A.  Begründung  der  Besteuemng. ') 

1)  Die  Gennsstiieorie  und  das  Princip  der  Besteuenn^  wi 
dem  Interesse  begründen  die  Bestenemng  anrichtig,  ind»"' 
dem  priTatwirthsehaftlicben  Entgeldicbkeitsprineip  eine  oudMf 
Ausdehnung  auf  die  Verhältnisse  des  Staatslebens  oder  der  6t 
meinwirthschaft  geben.    Hier  liegt  nur  wieder  die  oageb^ 

Neaerc  Hill  a.  &.  0.  §.  2,  3  und  eine  grössere  Annhl  deutscher  Fiiumztb«««^ 
z.  6.  Cmpfenbach  I,  105:  jeder  Staatsan^liMKe  sei  mit  ^eidier  S(AnK ' 
treffen.  Jedem  ein  solches  Opfer  an&aeriefen,  dass  Keiner  flue  stirkere  B«ci»* 
empfinde  als  der  Andere.  "Ea  ist  nur  nicht  za  begreifen ,  wie  tob  Bolcho)  iii  * 
liehen  SStzen  ans  Raa,  Umpfenbach  n.  A.  m.  znr  proportionalen  Biitatf* 
bestenerong  gelangen  Tolleo.  Ban  kommt  in  §.  253  mit  äoh  selbst  in  ViäiBfl* 
s.  Q.  g.  427  fi.  Anders  Nenmann,  progr.  St  S.  61  ff-,  der  aas  der  Oirf^OeMK* 
Progression  a.  s.  w.  richtig  aUeitet.  Gegen  die  O^utheorie  Held,  EiakA^'^ 
130,  der  nur  mit  Becht  bestreitet,  daas  lieh  ans  deiaellMii  die  PnH^oiiieHfi*  * 
Steuer  nicht  ableiten  lasse.  Ancb  Leroy-Beavlien  I,  L  2,  eh.  3  woiat  dielW 
ab,  um  die  ProgresalvBtener  alnrdsflii  zu  können.  , 
*)  S.  die  in  d.  Vorbem.  gen.  Stellen  meiner  Gnindleg.  o.  Held  a.  a.  Ü.  • 
der  nur  nicht  scharf  genug  unterscheidet,  daas  die  Genuratheorie  nnd  die  ^"^^ 
der  Steuer  als  „Tausch"  ddt  fOr  die  Beeiehungen  zwischen  dem  Eiitelaei  i- 
Staat  anznl&ssig  ist,  v&hrend  zwischen  der  Gesamntheit  der  StaatstämigM 
der  tiesammtheit  der  Steuern  auch  in  Skonomisdier  Beziehnng  ■fltfc*f_^ 
(Gebrauchs-)  Werthcorrespondenz  erzielt  werden  mnss.  Grundleg.  §.  lÜ.  '' 
u  unten  §.  420.    Durchaus  richtig  Neumann,  progr.  St.,  Kap.  2. 
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Ideatificinmg  der  Volkswirthschaft  mit  dem  privatwirthscbafitUchen 
Syitem  und  die  Verkennang  des  Wesens  gemein-,  besonders  auch 
EwaogsgemeinwirthscbafUicher  Organisation  vor.  Es  ist  zwar  ganz 
richtig,  dass  die  Bestenerten  ans  der  Staatsrerbindnng  Genüsse 
uid  Vortheile  ziehen,  von  einer  Art  and  in  einem  Grade,  wie  es 
uf  gar  keine  andere  Weise  möglich  wäre.  Aber  in  diesem  Saoh- 
rerhalt  liegt  nicht  die  tiefere  Begründung  der  allgemeinen  Stener- 
pflicht,  wenn  gleich  man  auf  denselben  auch  dem  einzelnen 
Besteuerten  gegenüber  zur  Bechtfertignng  seiner  Steuerlast  mit 
ünweisen  kann.  Es  ist  sogar  richtig  und  nothwendig,  wo  die 
i^erlUUtnisse  so  lie^n,  wie  es  hernach  bei  der  Erörterung  über 
äennss,  Vortheil  oder  Interesse  an  und  durch  Öffentliche  Leistungen 
ds  SteuermasBstab  dargelegt  wird,  die  Besteuerung  in  den  ge- 
eigneten Fällen  in  Gemässheit  der  Genusstheorie  und  des  prirat- 
frirthsehaftlichen  Stenerprineips  mit  zu  rertheilen.  Aber  auch  hier- 
lorch  werden  diese  Theorie  und  dieses  Princip  nicht  geeignet  zu 
einer  allgemeinen  Begründung  der  Besteuemng. 

2)  Diese  Begründung  liegt  vielmehr  in  den  Gesicbtspnncten, 
velche  in  dem  gemeinwirthschaftlichen  Steuerprincip  „nach  der 
Leistungsfähigkeit"  enthalten  sind.  Hier  geht  man  mit  Recht 
ron  der  ökonomischen  Natur  der  Zwaugsgemeinwirth- 
ichaft  aus.  In  der  letzteren  handelt  es  sich  zwar  anch  um 
nteressen,  Vortheile  and  Genüsse  des  einzelnen  theilnehmenden 
HiedSj  aber  znrörderst  und  stets  Uberwiegend  um  Existenz- 
ledingungen  der  Gattung,  um  Gedeihensbedingnngen  der 
Gemeinschaft  und  des  Einzelnen  nur  als  Glieds  derselben. 
)er  Einzelne  wird  regelmässig  in  diese  Gemeinschaft  hineingeboren 
ind  gehOrt  ihr  ohne  seme  Einwilligung  an:  von  einem  „Vertrag" 
9t  keine  Hede.  Auch  wo  er  durch  Wahl  des  Wohnorts  u.  s.  w. 
rei  zu  handeln  scheint:  er  muss  nach  solcher  Wahl  der  einmal 
«stehenden  Rechts-  und  Wirthschaftsgemeinsohaft  angehören  und, 
rie  vielfach  ohne  seinen  Willen  an  den  Vortfaeilen,  so  ohne  seine 
^willignng  an  d^  Lasten  derselben  theilnehmen.  Die  Stener- 
sistong  des  Einzelnen  ist  danach  anch  nicht  als  eine  Gegen- 
eistung  fOr  oder  als  eine  Art  Tausch  mit  öffentlichen  Leistungen 
n  betrachten,  nicht  in  dieser  priratwirtbschaftlichen  Auffassung 
Dnerlich  recbtsphilosophisch  begründet,  sondern  sie  ist  eine  aus 
leo  naturgegebenen  Beziehungen  zwischen  dem  Einzelnen  und  der 
iwangsgemeinwirthschaft,  der  er  angehört,  notbwendig  folgende 
Pflicht. 

22* 
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B.  —  §.  420.   Die  Vertbeilnog  der  Bestenerang. 

Kann  die  Bestenerang  nicht  allgemein  nach  den  Genehtt- 
pnncten  der  Gennsstheorie  und  des  Princips  von  Leistong  xd 
Gegenleistung  begründet,  so  anch  nicht  allgemein  danach  reitiiä 
werden.  Auch  hier  folgt  vielmehr  ans  dem  Wesen  des  Staats,  dr 
Commune  u.  s.  w.  ats  Zwangsgemeinwirthschat'tea  nnd  ib 
der  Beschaffenheit  der  meisten  öffentlichen  Leistungen  dieser  K&ps 
dass  eine  allgemeine  Vertbeilung  der  Besteuerung  naeli  da 
individuellen  Gennss  oder  Interesse  ebenso  piinoipiell  falseh 
practisch  undurchführbar  wäre.    Kann  und   muss  man  aaclii 
Ökonomischer  und  finanzieller  Hinsicht  verlangen,  dass  zwiscki 
der  Summe  der  Besteuerung  des  ganzen  Volks  und  der  SaiK 
der  öffentlichen  Leistungen  eine  möglichst  richtige  Wertbcont 
spondenz  bestehe  —  ein  in  unseren  Staaten  besonders  doreliit 
constitntionelle  Budgetwirthschaft  zu  lösendes  Problem  — ,  sei , 
ein  solches  Postulat  in  Bezug  auf  die  gesammte  Bestenenc 
schlechterdings  falsch  and  ohnehin  undurchführbar  für» 
Verhältniss  zwischen  den  öfientlicben  Leistungen ,  an  denen 
Einzelne  geniessend  tbeilnimmt,  und  der  Besteuerung  desselb» 
Vielmehr   macht  es  der  tief  begründete  „communistiscbr' 
Character  des  Staats  nnd  der  Selbstrerwaltangskörper  Bothmid? 
von  einer  solchen  speciellen  Verrechnung  zwischen  der  Finas 
wirthschaft  und  dem  Einzelnen  wenigstens  in  der  grossen  Hehniii 
der  Fälle,  bei  den  eigentlich  typischen  Öffentlichen  LeiBtaagct; 
grundsätzlich  und  practisch  ganz  abzusehen.   In  den  Zvrsa?  I 
gemeinwirthschaften  wird  nach  ihrem  Wesen  mit  den  Mittehi  All? 
mit  vereinten  Kräften  für  die  Zwecke  Aller,  des  Ganzen  n&d^f 
Einzelnen  als  seiner  Glieder,  gewirthschaftet ,  werden  „Offeniltc^ 
Leistungen  producirt",  aber  gerade  ohne  die  hier  verlangte  specici 
Verrechnung.   Auch  wo  der  Einzelne  aus  diesen  LeistuDgeo  Vcf 
theile  zieht,  geschieht  dies  in  der  Regel  in  ganz  anmesshtKij 
Grade ,  wie  bei  der  grossen  Masse  der  Leistungen  zur  Venrin  | 
Hebung  des  Rechts-  und  Machtzwecks  und  ^uch  bei  so  ^id« ' 
Leistungen  im  Gebiet  des  Gnltnr-  nnd  Wohlfahrtszwecks.  „IntowK' 
„Genuss",  „Vortheil"  des  Einzelnen  sind  also  nicht  nnrkei'l 
Kechtsgmnd  seiner  Besteuerung,  sondern  anch  kein  allgeneiD'^ 
Massstab  ftir  seinen  Antheil  an  der  gesammten  Steneilasl,  ^ 
sie  theils  fehlen  und  nur  von  einer  Pflicht  des  EiozelDCo  o 
reden  ist,  theils  nnmessbar  sind  nnd  sich  somit,  auch  vean  i»'* 
wollte,  gar  nicht  als  Massstab  brauchen  Hessen.   Demnach  a»'* 
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nach  einem  anderen  Massstab  gesucht  werden  nnd  dieser  kann 
fifr  die  Besteuerung  im  Allgemeinen  nnr  in  der  „Leistungs- 
fähigkeit" der  Einzelnen  liegen:  ein  Steuerprincip,  das  mit  Noth- 
wendigkeit  ans  der  Okonomisoh-technischen,  „communistischen" 
Katar  znmiU  der  modernen,  entwickelten  Zwangsgemeinwirth- 
schaft  folgt:  hier  wird  „mit  vereinten  Kräften"  fUr  Gcmeinschafts- 
zwecke  gewirthschaftet  und  mnss  billiger  Weise  Jeder  nach  dem 
Maasse  seiner  Kräfte  in  Anspruch  genommen  werden. 

C.  —  §.  421.  Die  Besteuerung  nach  dem  Interesse 
oder  nach  Leistung  nnd  Gegenleistung.  Mit  dem  Cresagten 
ist  dies  Steuerprincip  und  die  ihm  zu  Gründe  liegende  Genass- 
tiieorie  jedoch  keineswegs  vtfllig  verworfen,  sondern  nur  in 
die  richtigen  Grenzen  gewiesen.  Ein  absolates,  ausschliesslich 
uizQwendendes  Stenerprincip  zur  Herbeiftlbmng  der  Gleicbmässig- 
^eit  ist  auch  die  Besteuerung  nach  der  Leistangstfthigkeit  nicht 
ind  auch  in  der  Praxis  niemals  gewesen.  Vielmehr  handelt  es 
sich  in  der  Theorie .  daram ,  zunächst  den  geschichtlichen 
V^echsel,  welcher  erst  mit  der  Entwicklung  der  Volkswirthachatl 
md  des  Staats  in ,  der  Combination  nnd  in  der  relativen  Be- 
«cbtigang  beider  Principien  eingetreten  ist,  richtig  zu  verstehen, 
lud  abdaoD  weiter  auch  für  die  Gegenwart  dem  anderen 
'rincip  seine  ihm  noch  jetzt  gebührende  Stellung  anzuweisen. 

1)  Der  geschichtliche  Wechsel  der  beiden  Steuer- 
rincipien.  *)  In  geschichtlicher  Hinsicht  entspricht  die  Be- 
:euerQng  nach  Leistung  und  Gegenleistung  mehr  den  früheren  Ent- 
icklnngsperioden  der  Volks wirtbscbafl  und  der  noch  schwachen 
emeinwirtbschaftlicben  Organisation,  des  in  seinen  Zwecken  und 
eistangen  noch  „unentwickelten"  Staats.  Das  Princip  der 
estenernng  nach  der  Leistungsfähigkeit  ist  der  richtige  Haupt- 
assstab der  Steaervertheünng  im  „entwickelten",  in  seinen 
Bistongen  immer  reicher  werdenden  Gemein  wirthschafts-  und 
imentlich  Staatslebens.  Die  relativ  grosse  Bedeutung  des  Ge- 
tbrenwesens  und  verwandter  Abgaben  im  mittelalterlichea  und 
ich  im  späteren  ständischen  Staat,  der  etwas  gebtthrenartige 
laracter,  welcher  im  älteren  Staatsstenerwesen  nnd  noch  heute 
der  Communalbestenernng  (§.  423)  hervortritt,  sind  Belege  für 

*)  Aoch  die  „bistohschen"  Natiooalökonomcn  haben  die»  noch  nicht  KenOgend 
lebtet.  M.  E.  erweist  sich  gerade  for  solche  Hanptpnncte  der  geschichtl.  Ent- 
ckluDg  (üb  zasammenf asttende,  auf  die  Friacipiea  der  Entirlcidung  zurtick- 
iiende  BebaDdlnng  Dothwendig.  Sonst  droht  immer  wieder  die  Geflahc,  vor  lauter 
Urnen  (des  Spedidatudiums)  den  Wald  flicht  zn  sehen. 
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das  Gesagte.  Solange  nicht  gewisse  Fonctionen  des  Staats 
der  Commune  anf  dem  Gebiete  des  Becfatsschntzes,  der  Coltar-  mk 
Woblfahrtsfördemng  als  selbstTerständiicbe  Äofgaben  „n 
Öffentlichen  Interesse"  gelten,  unterbleibt  eine *eDt8preehai 
Thätigkeit  entweder  ganz  oder  groraentheils,  oder  sher  ne  Molr 
nnr,  wenn  diejenigen,  wdche  sie  wUnschen  oder  daran  i&terenr 
sind,  za  den  Kosten  beitragen  oder  selbst  die  Staatsgewalt  si 
durch  Gaben  n.  dgl.  znm  Eingreifen  willig  machen.  Sogsr£i 
Gewährung  des  gewöhnlichen  privaten  Rechtsschutzes  gilt  dis 
nicht  ohne  Weiteres  als  Pflicht  der  Gemeinschaft  nnd  ihrer  Exen 
tirorgane  nnd  als  Recht,  das  der  Einzelne  sogleich  beanspntW 
kann,  sondern  sie  mnss  erst  erkauft  werden  durch  Gid>eii,  Be 
träge  nnd  Stenern.  Aebnltche  Gesichtspnncte  walten  fiberfai^ 
bei  jener  Anordnung  der  Bestenemng  ob,  welche  oben  (§.  355)  < 
„vertragsmässige  Regelung",  besonders  im  älteren  ständischen  S* 
bezeichnet  wurde.  In  der  dort  gegebenen  Characterisinmg  e 
einschlägigen  Verbältnisse  trat  nberall  das  Piincip  von  LeMB 
und  Gegenleistung,  das  do  nt  des  wenigstens  zwischen  derätf 
gewalt  und  den  stenerbewilligenden  Ständen  deutlich  hemr.  ^ 
wenn  sich  im  Volksbewnsstsein  Staat  und  Gemeinde  als  sdfaitiDdi? 
Wirthschafts-  und  Rechtspersönlichkeiten,  denen  der  Einzelne 
seinem  ganzen  Sein  und  seiner  ganzen  Habe  angehört,  ben» 
gebildet,  wenn  zugleich  diese  Gemeinschaften  allgemeine  Ab- 
gaben and  Leistungen  im  Interesse  ihrer  selbst ,  als  der  Ots» 
Schäften,  nnd  damit  der  Einzelnen,  als  ihrer  Glieder,  an  sieb  bei* 
gezogen  haben,  wenn  m.  e.  W.  das  „öffentliche  InteresK; 
tieferer  Grund  nnd  treibende  Kraft  in  „Öffentlichen  Tbitiij 
keiten"  wird:  alsdann  reicht  die  privatwirtbscbaftliche  AoffiuH 
der  Beziehnngen  zwischen  der  Gemeinschaft  und  dem  EinxelK 
nicht  mehr  ans;  alsdann  tritt  notiiwendig  anch  das  Stoiopriv* 
von  Leistung  und  Gegenleistung  zurtick  und  das  wahrhaft  gemV 
wirthschaftliche  der  [jeistangsfähigkeit  bricht  sich  allg^einir  fii^ 
Es  ist  das  practisch  nothwendig  nnd  principiell  richtig,  weil'^ 
die  meisten  nunmehrigen  öffentlichen  Leistungen  gar  nicht  DKfc| 
als  Vortheile  des  Einzelnen  auffassen  und  noch  waigv"! 
messen  lassen.  Es  entspricht  aber  anch  der  erreichten  Entm^ 
lang  des  öffentlichen  Lebens  und  der  gemeinwirthBchaßfe^ 
Organisation:  jene  Leistungen  Übernimmt  die  GremeinschafttlBi^ 
eigene  Angelegenheit,  zu  der  sie  ihrer  ganzen  Aufgabe, 
jetzigen  Wesen  nach  verpflichtet  ist    Man  muthet  daher  ^ 
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Einzelnen  I  dem  diese  Leistungen  als  einem  Gliede  der  Gemein- 
schaft eventuell  mit  zn  Gate  kommen,  auch  nicht  mehr  zu,  dass 
er  dafttr  besonders  zahlenji  d.  h.  nach  dem  Princip  von  Leistung 
und  Gegenleistang  steuern  soll.  So  in  Betreff  des  allgemeinen 
Rechtsschutzes  von  Person  und  Eigentham  (selbst  was  „Fremde" 
anUngt),  des  Genusses  zahlreicher  öffentlicher  Anstalten^  z.  B.  des 
Bildungs-,  Unterrichts-,  Verkehrswesens,  wo  freilich  etwa  Gebtthren- 
erhebong  and  in  dieser  das  Princip  der  Besteuerung  nach  Leistung 
und  Gegenleistang  bleibt,  aber  ein  immer  grösserer  Theil  der  be- 
zIlgHchen  Kosten  auf  den  allgemeinen  Staats-  oder  Ck>mmunal- 
Säckel  genommen  and  dann  eventuell  durch  Steuern  bestritten  wird, 
welche  wesentlich  nach  dem  Princip  der  LeistungsfUbigkeit  um- 
gelegt sind:  weil  es  sich  eben  um  „öffentliche  Angelegenheiten" 
im  „dffimtUchen  Interesse"  handelt  und  dies  Moment  der  eigentliche 
Grand  der  Uebemahme  dieser  Leistungen  auf  das  Gemeinwesen 
ist  Es  ist  daher,  historisch  betrachtet,  auch  der  wachsend 
„eommunistisohe"  Gharacter  der  Volkswirthsohaft  und  in  ihr 
der  hauptsächlichen  Gemeinwirthschaftsorgane,  des  Staats  und  der 
Selbstverwaltnngskttrper,  welcher,  —  beduagt  durch  die  ganze  Ent- 
wicUiing  der  Technik,  Oekonomik  und  CuHur  der  fortschreitenden 
Völker,  bezeugt  durch  die  wachsende  Ausdehnung  der  Öffentlichen 
Thätigkeiten  und  die  immer  allgemeinere  Anerkennung  von  ge- 
wissen Interessen  als  „öffentlicber"  —  auch  die  Besteuerung  nach 
der  Leistungsfähigkeit  immer  mehr  in  den  Vordergrund  schiebt 
Nur  dies  Princip  lässt  sich,  zumal  im  Staate,  in  der  grossen 
Mehrzahl  der  Fälle  practisch  anwenden  und  nur  dieses  entspricht 
dem  Wesen  entwickelter  Gemeinwirthsohaft.^) 

Es  fehlt  auch  nicht  an  SeitenstUcken  zu  dieser  Gestaltung  der 
Dinge.  Ganz  analog  ist  es,  wenn  in  der  entwickelten  Gemeinwirth- 
schaft  dem  Einzelnen  nicht  mehr  zugemnthet  wird,  Leistungen, 

*)  Die  Motirirang  neaester  Vorgänge  liefert  eine  abennalige  deatUclie  BestStigoog 
dieaer  AüBassaag,  z.  B.  bei  Gel^nheit  der  .«VerttutlichiiDg"  der  PriTitbahnen  in 
IJectschlaiid.  Die  BegiUndmig  (Nor.  IST9)  wird  Tonemlich  im  Offeatt.  Interesse 
gesncht  Q.  die  fiasnzielleD  Bedenken  verden  mit  dem  Hinveis  anf  dieses  zoriick- 
gewieseo.  Auch  beim  Betrieb  der  Bahnen  soll  das  «filmtUche  Interesse,  nicht  die 
Beote  Bicfatschnar  nnd  Zielponct  sein,  nach  den  Reden  der  Begiernngsvertreter  im 
pranas.  Landtag.  Damit  wird  also  selbst  auf  diesem  Gebiete  schoa  das  Prindp  von 
indiridneller  Leistong  v.  Gegenleistui^r  zurückgedrängt  Denn  wenn  z.B.  Bahnen 
4*5  Bente  kosten  aad  nur  3'5'*fo  tragen,  so  mnss  1  anf  den  allgemeinen 
Steaerfonds  genommen  Verden.  Es  bleibe  dahin  gestellt,  ob  dies  in  diesem  Falle  richtig 
(oder  schon  richtig)  ist  das  Anerkenntniss  des  „commonistischen"  Charactera  modemer 
Oflentlicher  Leistnngen  kann  nicht  deutlicher  gegeben  Verden.  Wer  das  bestrdtet. 
rennag  nicht  oder  vagt  nicht,  eine  concrete  ISfaasregel  der  Wirthscbaftspolitik  aaf 
das  ihr  zn  Gnnde  liegende  aocialokonomische  Princip  znrQckzafQhTen. 
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welche  in  erster  Linie  im  „Sffenäiehen  Interesse"  geseheben,  aBeil 
zu  Übernehmen  oder  die  Opfer  daftlr  allein  za  tragen.  FOrjat 
Leistungen  und  Opfer  erfolgt  vielmehr  nun  aacb  eine  Entschi 
dignng  ans  den  Mitteln  der  Gemeinschaft  oder  die  UebmukK 
der  gesammten  Leistungen  auf  diese.  So  ist  es  z.  B.  io  do 
practisch  so  wichtigen  Falle  des  Wefarweseos  gegangen  (lltcff 
Heerbann  mit  SelbstansrAstung  und  Selbstrerpflegnng,  neosb 
Militärwesen);  ähnlich  bei  der  Gasernirong  der  Truppen  statt  de 
Einquartierung,  bei  der  Entschädigung  ftlr  naturale  „Knt^ 
leistungen"  n.  s.  w. 

§.  4S2.  —  S)  Das  Gebiet  der  Bestenerang  nach  dti 
Interesse  im  modernen  Stenerwesen.*)  Auch  hieristdie«^ 
Princip  in  gewissen  Fällen  noch  richtig  und  practisch  anwesdbi: 
und  zwar  im  Wesentliohen  Uberall  da,  „wo  öffentliche  Ldstupi 
wirklich  für  gewisse  Personen  oder  fUr  gewissen  Besitz  Sosdfr 
vortheile  bewirken  und  wo  sich  zugleich  die  GrOsse  dieser 
tbelle  ungefShr  messen  lässt.  Nur  ein  solches  „Ungefähr"  istfilff 
hanpt  möglich,  aber  anch  für  den  Zweck  genllgend." 

a)  Nach  diesem  leitenden  Gesichtspnnct  erfolgt  die  Anwesdnc 
dieses  Stenerprincips  vollkommen  richtig  und  noch  heute  in  grossn 
sogar  wieder  vielfach  wachsendem  Umfang  in  dem  System  tob 
Gebühren  und  Beiträgen,  Uber  welches  im  ersten  Kapit^ 
dieses  Bands  gehandelt  wurde. 

b)  Weiter  hat  man  ftlr  die  Frage  die  S  t  a  a  t  s  -  und  dk 
CommunalbesteueruDg  (i.  w.  S.)  zu  unterscheiden. 

a)  In  ersterer  ist  eine  Mit berUcksichtigung  des  Priodp^ 
immerhin  auch  noch  in  einigen  anderen  Fällen  statthaft,  wo  s 
der  Hauptsache  die  Besteuemng  nach  der  Leistungsfähigkeit  PI» 
greift  Es  kann  sich  nemlich  auch  hier  ergeben ,  dass  die  p- 
sammte  Entwicklung  des  staatlichen  Gemeinwesens  und  di^^ 
gewisse  Verwendnngen  desselben,  welche  ans  aUgemeineo  Eu 
nahmen,  auch  aus  Steuern  bestritten  werden,  bestimmten  LiiMk^ 
theilen^  Volksclassen,  Personen  und  namentlich  Besitskategorie« 
in  besonders  hohem  Maasse  zn  Gate  konunen.  Dies  gilt* 

")  8.  bes.  Nenmanii,  Kap.  2,  aacb  f.  Gesetz^b.  Braun 's  Refer.  auf  d.  ^ 
ToIliBw.  Goni!;r.  1667  o.  s.  Anft.  IIb.  Staats-  n.  GemeiDdest  iä  d.  roftsw.  Tiefte^ 


in  d.  gen.  Viert^j-schr.  1863.  II.  Heine  Gomm stenerfraee,  Tbesen  n.  Befcni.  w' 
das  Torausgehende  1.  Kapitel  r.  d.  Gebtthren  n.  Beiträgen  (§.  925.  auch  Pin.  L$-I|^ 
Mancbes  in  diesem  §.  und  den  folgenden  nach  meinem  gen.  Referat.  ^'"^^^ 
Stein,  Fin.  1,  &ÖS  H'.  (mehrfach  abweichend,  aber  in  einigen  Pnncten  im  Weeotli«^ 
dieselbe  VorschUgo). 


1866.  II:  aacb  d.  Debatten  auf  jenem  Con| 


Digitized  by  Google 


Moderne  Besteuerang  Dach  dem  Interesse. 


345 


AilgemeiDen  vom  Grundbesitz,  mitunter,  z.  B.  bei  gewissen 
Verkehrsanlagen,  Landesmeliorationen,  Wasserbauten  n.  dgl,  von 
dem  da  und  da  gelegenen  Besitz,  Gewerbebetrieb  n.  s.  w.  Hier 
kann  es  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit  sein,  solche  Umstände  auch 
imAasmaass  allgemeiner,  sonst  nach  dem  Princip  der  Leistungs- 
fähigkeit umgelegter  Stenern,  namentlich  gewisser  Ertrags-,  Ver- 
mögens-, Verkehrs-,  unter  Umständen  selbst  im  Steuerfuas  von  Ein- 
kommensteuern zu  berücksichtigen.  Ein  höherer  Steuerfuss  der 
Real  steuern,  namentlich  der  Grund-  und  Gebändesteuer,  als  der 
Personalsteuem,  ebenso  des  fandirten  Einkommens  als  des  Ärbeits- 
einkommens  läest  sich  auch  mit  nach  dem  dargelegten  Gesichts- 
pnnet  öfters  rechtfertigen.  Der  vielfach  in  der  Praxis  bestehende 
höhere  Fuss  der  genannten  beiden  Realstenern  erklärt  sich  zwar 
gewöhnlich  ans  der  historischen  Entwicklang,  er  ist  aber  auch  nach 
dem  Gesagten  häufig  principiell  berechtigt,  was  die  Gesetzgebung, 
ohne  sich  dessen  klar  bewnsst  sein  zu  mflssen,  durch  die  neue 
Bestimmiuig  oder  Beibehaltung  des  höheren  Stenerfusses  auch  selbst 
mit  anerkannt  hat  In  modernen  Verhältnissen  mit  ihrer  raschen 
Entwicklung  kann  namentlich  die  Forderung  einer  Besteuerung  des 
Conjnnctnrengewinns  am  Grund-  nnd  Gebäudeeigenthnm  auch 
durch  diesen  Hinweis  auf  das  Princip  von  Leistung  nnd  Gegen- 
leistung nicht  selten  mit  nntersttttzt  weisen,  —  auch  fUr  die  Staats- 
besteuemng  (§.  462  ff.). 

§.  423.  —  ß)  Im  Steuerwesen  der  Selbstverwaltungs- 
kOrper,  nnd  zwar  um  so  mehr,  je  räumlich  kleiner  der  betreffende 
Körper  ist,  daher  in  steigender  Richtung  in  der  Provincial-,  Bezirks-, 
Kreis-  nnd  am  Meisten  in  der  Besteuerung  der  Ortsgemeinde 
bleibt  das  Gebiet  der  Anwendung  des  Prineips  von  Leistung  und 
Gegenleistung  viel  umfangreicher  als  in  der  Staatsbesteuerung. 
Auch  die  Gemeinde,  geschweige  die  räumlich  grosseren  genannten 
Körper,  ist  zwar  kein  „reiner  WirthschaftskOrper"  im 
Sinne  eines  privatvrirthschaftlichen  Interessenkreises,  in  welchem 
Alles  „natni^mäss"  nach  dem  Princip  der  speciellen  Entgeltlichkeit 
von  Leistung  und  Gegenleistung  geregelt  werden  mttsste,  oder,  bei 
einiger  Entwicklung  jener  Körper,  auch  nur  so  geregelt  werden 
konnte.^)   Auf  einem  grossen  und  wachsenden  Thätigkeitsgebiete 


^  Diese  nnricht  Auffass.  bes.  in  der  dcutscLeii  Freibaiideläschule,  bei  Faucher, 
ßraan  u.  s.  w.  S.  Note  6.  Aliirefs.  dieser  Ansicht  in  meiner  Co[nin^.fr.  .S.  10  fl'.. 
17  tr.  Aach  liier  spielen  wieder  die  aUgemeioon  Fragen  der  volkövirthschaftlichen 
OrgaDisatioD  hinein. 
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besteht  zwischen  dem  Staat  and  diesen  Körpern,  anch  der  GcBeöAe, 
kein  specifischer,  quiUitt^rer,  sondern  nur  ein  gradweiaa',  quati- 
tativer  Unterschied.   Je  grJ^sser  die  Aehnlichkeit  wird  and  in  d» 
Art  der  Leistangen  sieb  zeigt,  je  mehr  nach  den  Fordenmgea  des 
Volksbewnsstseins  z.  B.  auch  diese  kleineren  Körper  wahre  Cattv 
aufgaben  im  „öffentlichen  Interesse"  (Schnlwesen!)  aberaehao, 
desto  mehr  ist  anch  hier  die  Besteuening  nach  der  LeistangstiUn^uä 
geboten :  sehen  jetzt  bei  nne  wohl  meisteiiB  Uberwiegend.  Aber  ii 
grossem  Umfange  kommen  gleichwohl  hier  Leistungen  vor,  beecmden 
anch  materiell -wirthschaftlioher  Art,  deren  Wirkungen  sieh  in  ds 
That  fllr  einzelne  PersonenkreiBe  and  Besitikategorieen  differei- 
ziren  and  sich  nachweisbar  nnd  einigermassen  messbar  als  Wotb-  i 
znwQchse  im  Eigentham ,   besonders  im  Gnmdeigentham ,  ab  ' 
Prodnotionsförderangen  and  Lastenrermindemngra  in  des  print 
wirthschaftUehen  Betrieben,  als  persönliche  Genüsse  and  Kovteaer- 
spamngen  anch  im  Privatleben  and  im  Privathanshalt  niederBclilagei. 
Deshalb  ist  es  nothwendig  and  hier  auch  im  grOasOT^  Um&ngt 
möglich,  bei  der  Deeknng  der  Kosten  der  Gommnoaltliiligkeil 
mithia  bei  der  Besteaemng  diesen  Einflass  des  Bestehens,  Wakens 
nnd  Wirkens  der  Gommane  aaf  die  Ökonomisohe  Lage  des  Eiosebec  | 
zn  berttoksichtigen.  Dies  hat  wiederum  dnroli  Hodi6oatioiieB  der  I 
Einrichtang  and  besonders  des  Aasmaasses  oder  Steaerfnsses  Aa- 
jenigen  Steuern  zu  geschehen,  welche  auch  die  Commime  ia 
Uebrigen  nach  dem  Princip  der  Leistungsfähigkeit  vertbeilt, 
sonders  bei  Ertrags-  and  etwaigen  Vermögensstenem.    In  der 
Ortsgemeinde,  zomal  in  der  Stadt,  ist  namentlich  die  stlikcR 
Belastung  des  Grundbesitzes,  in  der  Stadt  vor  Allen  des 
Haus  besitzes,  dem  direct  and  indirect  so  viele  Commnuil^  i 
leietangen  Sondervortheile  gewähren  und  als  Werth  zawaohsea. 
zum  Zweck  einer  solchen  Besteuerang  mit  nach  dem  IntnesM 
angemessen. 

§.  424.  Zar  DarchfUhrung  dieses  Stenerprincips  in  ds 
gesammten  Communalbestenerang,  d.  h.  in  deijenigen  aller  Selb* 
verwidtnngskörper  (Provinzen,  Kreise  n.  s.  w.)  namentlieh  abtf  ii 
der  Besteaemng  der  Ortsgemeinde  erscheint  alsdann  im  Anschtan 
an  verbreitete  Verhältnisse  der  geschichtlichen  Entwicklung  nnd  der 
bestehenden  Einrichtung  dieser  Besteuerung  eine  methodiseh« 
Scheidung  der  Aasgaben  der  Commune  nach  gewissen  Merk- 
malen zweckmässig,  ja  fast  nothwendig.  Es  empfiehlt  sieh  fener, 
wenigstens  fllr  unsere  deutschen  Verhältnisse,  eine  gesetiliebr 
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Combination  zwischen  gewissen  Ansgabekategorieen 
aod  denjenigen  Stenerarten  eintreten  zn  lassen,  welche  znr 
Verwirklichnng  der  beiden  Steaerprincipien  dienen.  Änf  diese 
Weise  lässt  sich  das  Gtobiet  jedes  der  letzteren  itlr  die  Commnnal- 
bestenemng  richtig  nnd  practisch  branohbar  bestimmen.*) 

Diese  Scheidung  der  Ausgaben  wird  passend  etwa  in  folgen- 
der Weise  vorgenommen: 

(1)  Allgemeine  Aasgaben,  wohin  zn  rechnen  sind  die  Aus- 
gaben fUr  ganz  allgemeine  Gommunalangelegenheiten,  so  ftir  die 
neiflten  der  vom  Staate  der  Gemeinde  u.  s.  w.  speciell  flbertragenen 
Aufgaben,  für  allgemeine  Verwaltnngsthätigkeit,  für  viele  Theile  des 
Polizeiwesens  (auch  Sanitätswesen  n.  s.  w.),  in  der  Regel  fUr  das 
Armenwesen.  Ferner  werden  hierher  die  Reste  der  Sonder- 
ausgaben und  die  Ausgaben  zweifelhaften  Gharacters  zu 
stellen  sdn. 

(2)  Besondere  Ausgaben,  bei  denen  gleichzeitig  deutlicher 
und  messbar  ein  Specialinteresse  Einzelner  nnterläuft,  mit 
der  zweckmässigen  weiteren  Unterscheidnng  in 

(a)  Cnltnr ausgaben,  wesentlich  fllr  Onltur-  und  verwandte 
Zwecke,  Schulwesen  u.  dgl.; 

(b)  (materiell-)  wirthsehaftliche  Ausgaben,  namentlich 
fUr  Wegewesen  nnd  Überhaupt  ftlr  Alles,  was  die  Bewohnbar- 
keit und  die  Benntzbarkeit  einer  Gegend,  besonders  einesOrts 
zu  gewerblichen  Zwecken  verbessert  (Be-  nnd  Entwässerung, 
Wasserleitung,  Canalisimng,  Strassenreinigung,  Beleuchtung  u.8.w.). 
Gerade  diese  Ausgaben,  wenngleich  auch  sie  nicht  ganz  allein  (auch 
Schulwesen,  Kunstsammlungen  köunen  so  wirken)'),  schlagen  sich 
in  der  Regel  als  specifische  Vortheile  des  Gewerbebetriebs  und 
besonders  des  Grundbesitzes,  Werth  erhöhend,  Kosten  vermindernd, 
nieder.   Diese  Wirkung  ist  in  der  Besteuerung  zu  berflcksichtigen. 

Mit  diesen  Aosgabekategoiieen  sind  nun  die  Stenerprincipien 
richtig  zu  combiniren.  Im  Wesentlichen  so,  dass  ftlr  die  allge- 

1)  8.  These  5,  R— 11  In  meinem  gen.  Referat  u.  d.  Ansfahr,  daza  S.  22,  30  £ 

Die  im  1.  B.  der  Fin.  gegebene  Scheidang  der  Ausgaben  der  Setbstrenralt.kOrper 
(2.  Aosg.  §.  45)  in  specidl  Überwiesene,  generell  überwiesene  u.  facnltatire  ist  anderer 
Art.  Doch  werden  die  speciell  Überwiesenen  meist  zn  den  „allgemeinen"  Ansgaben 
in  Sinn  des  Texts  gebAren. 

')  Uan  denke  an  die  Ökonomische  Budeatnng  von  Universit&ten  für  kleinere 
Städte,  ftir  den  Werth  des  Onind-  und  Hanseigenthoms  daselbst:  oder  an  das,  was 
XOncben,  Dresden  den  Kanstsammlongen  a.  s.  w.  jetzt  Ökonomisch  f erdanken, 
wobei  eei  Hieb  freilich  meSetens  am  Vervendiugen  aus  Mitteln  de«  Staats  oder  der 
Dynastie  handelt. 
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meinen  Ausgaben  die  Besteoerung  nach  der  Leistongsfähig- 
keitf  fUr  die  besonderen  Ansgaben  znnttchst  wenigstens  die 
Besteaemng  nach  dem  Interesse  eintritt.    Hierbei  mnss  vom 
Standpnnct  gerechter  Stenervertbeiinng  ans  intfgliehst  rerfantet 
werden  j  dass  für  die  allgemeinen  Zwecke  die  wirthschaftUebei 
Kräfte  einzelner  Kategorieen  von  Personen  zn  stark  in  Anspruri 
genommen  nnd  umgekehrt  fttr  Sonderzwecke,  wenn  dieselben  auch 
ein  Moment  Öffentlichen  Interesse's  enthalten,  die  GesammUieit  mdir 
als  gerechtfertigt  belastet  wird.'°)  Um  gerade  hier  leicht  drohende 
Glassenkämpfe  oder  den  tibermächtigen  Einflnss  einzelner  CUsses 
der  Bevölkerang  zn  vermeiden,  empfiehlt  es  sich,  gesetzlich  die 
allgemeine  Regel  anfznstellen,  welche  Steuerarten  fttr  die  einzehie 
Ansgabekategorie  in  erster  Linie  zn  verwenden  nnd  bis  zu  welcher 
Maximalquote  diese  Ausgaben  eventuell  dnrch  andere  Steuerartei 
zn  decken  seien.  Die  Cultnr-  und  die  wirthschaftlichen  Ansgmbeo 
werden  dann  znnächst  durch  Gtebtlhren  nnd  Beiträge,  die  Reste  der 
ersteren,  weil  hier  immer  auch  in  höherem  Maasse  ein  aUgemeiDei 
Interesse  bertthrt  wird,  wie  die  allgemeinen  Ausgaben  durch  Steoen, 
welche  nach  der  Leistungsfähigkeit  auf  die  ganze  Bevölkenm^ 
umgelegt  sind,  daher  besonders  dnrch  Einkommen-,  Verbrmaehs-, 
allgemeine  Vermögenssteuern  bestritten  werden  mflssen;  nur  mehr 
ausnahmsweise  in  einer  mässigen  Maximalquote  durch  Real-  imd 
ähnliche  Stenern  auf  Grundbesitz.   Die  Reste  der  wirthsehafüiebet 
Ausgaben  dagegen,  welche  vomemlich  dem  Immobiliarbesitz  nd 
allenfalls  auch  dem  Ctowerbebetrieb  direct  und  indirect  mit  sn  Gite 
kommen,  sind  hauptsächlich  dnrch  die  betreffenden  Ertragssteuen 
und  durch  Steuern  auf  das  immobile  Vermögen  zn  decken;  air 
ausnahmsweise  bis  zn  einer  gleichfalls  mässigen  Haximalqoote 
dnrch  allgemeine  Einkommensteuern  n.  dgl. 

Auf  diese  Weise  wird  ancb  in  den  Gemeinden  ein  falscher 
„Gommnnismus"  am  Besten  vermieden. 

D.  —  §.  425.  Die  Besteuerung  nach  der  Leistnagf 
fähigkeit.  Sie  ist  nach  dem  Vorausgehenden  die  hanptoic^ 
liehe,  namentlich  im  modernen  Steuerwesen  nnd  hier  wieder 


S.  dsrttber  die  BestimtDiingen  in  §.  2  des  Entwurfs  f.  d.  preass.  C«uMMf- 
beateaerung  (1877). 

")  S.  bes.  Nenmann.  Kap.  3  a.  4,  wo  nur  ganz  die  Zortd^fUhraa;  da  &rat 
fragen  anf  die  zwei  vemchiedenen  Kechtspriacipien  fehlt.    Seine  Aasf)diriu|eB 
nur  beweisend .  venn  man  den  von  ihm  abgiewieseneo  Schritt  (.S.  99)  tfcn  mi  ms 
socialpolitische  Function  der  Besteuerung  gegenüber  der  EiBkommeo-  and  VM»Sf»» 
vertheilnng  aneriiennt   Sachlich  stimme  ich  ihm  sonst  grOsstentheils  beL 
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besondere  iu  den^eoigen  des  Staats.  Als  Massstab  für  die 
gerechte  Vertbeilnng  der  Steu^last  oder  fKr  die  Dnrchftihrnng  des 
(rrondsatzes  der  Gleicfamäseigkeit  betrachtet  ist  indessen  das  Priocip 
der  Bestenerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  wieder  erat  einer 
genaueren  ErUlntemng  bedürftig.  Darttber  enthebt  auch  die  Za- 
hilfenahme  der  „Opfertheorte"  nicht.  Die  Antwort ^  dass  die 
Oleichmässigkeit  der  Besteuemng  diejenige  nach  Massgabe  der 
Opfer  seif  welche  eine  Steuer  dem  Besteuerten  auferlege,  ersetzt 
eigentlich  nur  die  eine  Frage  durch  eine  andere  Frage,  gerade 
80  wie  die  „Genusstheorie",  wenn  sie,  von  ihrer  principiellen 
Unrichtigkeit  abgesehen,  die  Gleichmässigkeit  in  der  Besteuerung 
nach  Massgabe  oder  Verhältniss  der  „Genttsse"  findet  Denn  wie 
„misst"  man  hier  die  Gentisse  und  dort  die  Opfer,  welches  sind 
„gleiche"  Genttsse  und  Opfer,  das  ist  die  sofort  auftauchende  Frage. 
Die  Üblichen  Beweisführungen  drehen  sich  hier  nur  zu  oft  im 
Kreise  herum  und  laufen  auf  blosse  Behauptungen  hinaus. 

Das  lässt  sich  nur  vermeiden,  wenn  auch  hier  wieder  bei  d^ 
Besteuerung  naeh  der  Leistungsfähigkeit  der  rein  finanzielle 
und  der  socialpolitische  Standpunct  nntwschieden  und  offen 
anerkannt  wird,  dass  die  ,fOpfertheorie"  folgerichtig  zu  den- 
jenigen Consequenzen  fahre,  welche  auch  als  solche  der  soeial- 
politischen  Besteuerung  zu  ziehen  seien.  Hier  dient  diese  Theorie 
dazu,  genauer  den  Weg  zu  weisen,  wie  die  Gleichmässigkeit  der 
Besteuwung  durchzuführen  ist  .  Im  rein  finanziellen  Stenerwesen 
kann  man  dagegen  mit  der  Opfertbeorie  gar  nicht  argumentiren. 
Entweder  ist  man  hier  logisch  incousequent  in  der  Anwendung 
dieser  Theorie,  um  nicht  zu  Folgerungen  zu  gelangen,  welche 
mit  der  Einrichtung  dieses  Stenerwesens  in  Widerspruch  stehen. 
Oder  man  zieht  zwar  die  richtigen  Folgerungen  in  Bezug  auf 
progressive  Steuer,  höhere  Steuer  des  fundirten  Einkommens  n.  s.  w., 
aber  man  vergisst,  dass  damit  hiel*  noch  niofats  bewiesen  wird,  weil 
die  allerdings  unbestreitbare  auch  relativ  grössere  Leistungs- 
fähigkeit des  höheren  Einkommens  u.  s.  w.  gegenüber  der  Steuer- 
zahlung wie  allen  anderen  Zahlungsleistungen  der  betsreffenden 
Binzelnen  eine  Consequenz  ist,  welche  mit  dem  einmal  rechtlich 
bestehenden  Eigenthums  •  und  Erwerbssystem  hingenommen  werden 
ninss  (§.  397  flf.). 

Demnach  wird  im  Folgenden  zunächst  entwickelt,  was  „Be- 
steuerung nach  der  Leistungsfähigkeit",  richtiger  nach 
der  „ wirthschaftlichen"  LeistungslUhigkeit  Überhaupt  be- 


Digitized  by  Google 


350  3.B.  2.K.  I.A.  AUg.SteauL  2.H.-A.  7.A.  GlaleluiMgkait.  g. 426. 427. 

deatet;  8odaDn,  wie  eine  solche  Besteaerang  zum  Zweek  der 
Gleiebmftssigkeit  dnrchzDftthren  ist  oder  wie  hioliei  die 
Ijeistangeföhigkeit  einen  Massstab  abzugeben  hat  nnd  zwar  oi- 
mal  vom  rein  finanziellen,  sodann  vom  socialpolitiaches 
Standpnnote  ans. 

§.  426.  —  1)  Bedeatang  der  Besteuernng  sach  der 
wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit  Hier  igt  theib  a 
Lehren  der  theoretisohen  Nationalökonomie,  welche  hier  als  bekaart 
vorauszusetzen  sind,  theils  an  die  Erörterungen  im  3.  Abeebaitt 
Uber  die  Wahl  der  Stenerqoellen  anzuknüpfen  (§.  375.  ff.). 

Die  wirthsohaftliche  Leistangsfähtgkeit  einer  Person  liegt  ein- 
mal in  ihrer  Arbeitsfähigkeit,  ihrer  Gelegenheit,  ibie 
Arbeit  ökonomisch  zu  verwerthen,  in  der  Art  nnd  Hohe 
des  aus  der  Arbeit  fliessenden  Einkommens,  sodann  im 
Vermögensbesitz  der  Person,  in  dessen  Art  nnd  Hohe  mi 
in  der  Hohe  des  daraus  fliessenden  Einkommens.  Da  et 
sich  bei  der  Besteuerung  nur  ausnahmsweise  um  die  Letaton; 
unmittelbar  persönlicher  Arbeit  oder  Dienste  bandelt  —  was  b.  K 
bei  Offentliehen  Bauten  ( Wegefrohnden)  vorkommen  kann,  —  sondon 
in  der  Regel  um  Entrichtung  von  Sachgfltern  oder  Geld,  w 
ist  bei  der  Bestenernng  nach  der  wirthschaiWehen  Leistongsflbig- 
keit  die  hauptsächliche  Steuerqnelle  das  Sach-  oder  Geldein- 
kommen einer  Person,  das  wieder  als  Arbeits-  oder  als  Renten- 
oder als  gemischtes  Arbeits-  und  Renteneinkommen  berrortritt. 

Das  („reine")  Arbeitseinkommen  erscheint  vomemlieh  bei 
demjenigen  Personen,  welche  in  einem  Dienstrerhältniss  ihn 
Arbeit  verwerthen,  wo  daher  das  Einkommen  die  Form  des  (meiatew 
vertragsmässig  ausbedungenen,  allenfaUs  aneh  des  taxmässi^  reg» 
lirten)  Lohns  annimmt  Wenn  auch  bei  aller  sogen,  „qnaiifieirtes'- 
Arbeit  und  dem  ihr  gewöhnlich  zufallenden  höheren  Loha  ii 
dem  Arbeitseinkommen  Bestandtbeile  eines  Rentenänkommens  ge 
funden  werden  konnten,  welche  sich  auf  die  zur  AnsbUdong  der 
Arbeitsfähigkeit  verwandten  Kapitalien  zurttokfhhren  üeMeo,  » 
mau  doch  bei  der  Unausseheidbarkeit  dieser  Bestaadtfaeile  dtf 
Arbeitseinkommen  als  ein  Ganzes  betrachtet  werden.  Nor  lamn 
sich  diese  Rentenbeetandtheile  bei  verschiedenartigeim  nnd  venefaiadM 
hohem  Arbeitseinkommen  immerhin  als  Elemente  berflcksichtigea. 
welche  die  in  dem  Einkommen  zu  Tage  tretende  wirthschatticbe 
Leistungsfähigkeit  beeinflussen.  Das  („reine")  Renteneinkomif 
fliesst  ans  dem  Privateigenthnm  solcher  sachlichen  ProductioBSBiMl 
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Kapital  nud  Boden,  welche  daroh  Creditverträge  an  Andere 
snr  Aosnatznng  gegen  Entgdt  UberlaAsen  sind:  daher  voraemlich 
aas  rerliehenen  Kapitalien,  ans  vermietheten  Gebäuden  und 
aas  verpachteten  Gmndstflcken.  Das  „gemischte"  Arbeits- 
and Benteneinkommen  endlich  ist  Einkommen  der  mit  eigenen 
sachlichen  Prodnctionsmitteln  selbst  mit  arbeitenden  oder  sich  in 
der  Arbeit  persOnUch  vertreten  lassenden  Unternehmer:  das 
mitunter  sogenannte  „gewerbliche"  Einkommen. 

Die  Bestenemng  nach  der  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit 
wird  daher  zunächst  reelle  Einkommenbestenerung  sein, 
d.  h.  im  Einkommen  der  Personen  die  Steuerquelle  finden 
mOssen  (§.  380.).  Soweit  aber  reelle  Vermt^gensbesteaerung 
nach  dem  Frttberen  Überhaupt  in  Frage  kommen  kann  (§.  375.  ff.), 
hat  die  Besteuerung  nach  der  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit 
such  im  Ver mOgensbesitz  der  Besteuerten  ihre  zulässige 
Steuerqnelle. 

§.  427.  —  2)  Rein  finanzielle  gleichmässige  Be- 
steuerung nach  der  wirthschaftlichen  Leistungs- 
fähigkeit.'«) 

Das  Princip  der  Gleichmässigkeit  führt  hier  zu  einer  gleich 
hohen,  aber  ganz  niedrigen  Besteuerung  der  erwerbenden 
Personen  und  vomemlieb  zu  proportionaler  reeller  Ein- 
komraenbesteuernng. 

a)  Die  erste  Forderung  lässt  sieh  zugleich  mit  nach  einem 
richtigen  Gesichtspanet  der  Gennsstheorie  begründen,  ebenso  wie 
die  Allgemeinheit  der  Besteuerung :  eine  absolut  gleich  hohe 
äteoer  aller  wirfhsehaftlich  Leistungsfähigen  und  wirklich 
tHr  die  eigene  Leistung  oder  ans  Renten  ein  Einkommen  be- 
ziehenden Personen,  ohne  Rücksicht  auf  Art  und  Höhe  des 
Ebikommens  und  auf  VermOgenabesitz,  aber  in  einem  absolut  so 
niedrigen  Betrage,  wie  er  der  Leistnngefähigkeit  der  ärmsten 
Classe  von  Personen  mit  selbständigem  Erwerb  noch  entspricht. 

Diese  Forderung  kann  auf  zweierlei  Weise  verwirklicht  werden: 
durch  niedrige  direete  allgemeine  Personalsteuem  (Kopf- 
oder Familien  -,  besser  durch  solche  Steuern  bloss  auf  die  Erwerbs- 
fähigen  und  Selbsterwerbenden);  femer  durch  gewisse  indirecte 

**)  Hier  hat  Hock,  6ff.  Abg.,  ein  Steaeisysten)  entvorfeo,  <Us  beachtenswerthe 
EigtoiUiflBUclikaiteB  a.  Hotirirangen  enthSU,  bes.  g.  3.  14.  14.  Er  «teilt  als  die  „drei 
Ontenen**  mt  eine  Feraoiial-,  eine  Ein  komm  enstener  d.  einen  Gomplex  roa 
Stenern  far  besondre  Dienste.  Sr  hunmt  dazu  allerdings  ron  der  Oenasstiieorie 
HB.  »M  aber  snnen  AasfQhruDgen  den  Werth  nicht  nimmt. 


Digitized  by  Google 


852    3.B.  2.K.  I.A.  AUff.Steaeri.  2.H.-A.  7.A.  Glaklinlnigkeit  §.437. 


VerbraachsBteaern,  besonders  anf  Artikel  des  nothwendiga 
Bedarfs,  welche  ron  allen  Classen  nnd  Einzelnen  siemlidi  ^fk^ 
mässig  verzehrt  werden.    Die  geeignetste  Steuer  ftlr  einen  der 
gestalt  beacbiänkten  Zweck  ist  vielleicht  die  SaUsteo«. 
ihr  KO nächst  die  Brotsteuer.  Solohe  directe  wie  indireete  Steilen 
sind  gleicbmässig,  soweit  es  sich  eben  nur  um  die  Person,  nic^ 
uoi  ihre  ökonomische  Lage  handelt.   Das  Hauptbedenken  gega 
sie  ist  die  meistens  fehlende  Beschränkung  auf  die  erwerbi 
fähigen  Personen,  was  am  Deutlichsten  bei  reinen  Kopfstenm 
und  bei  Verbrauchssteaem  wie  den  genannten  hervortritt,  wehk 
die  Familie  nach  der  Kopfzahl  belasten. ")   Der  hierin  liegodt 
Verstoss  gegen  die  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  nach 
wirtbschaftlicben  Leistangsßlhigkeit  verlangt  dann  auch  bei  eiw 
rein  finanziellen  Besteuerung  eine  Gorrectnr  in  den  änderet 
Theilen  des  Steuersystems.  Aber  soweit  tiberhaupt  ein  selbständigei 
wenn  auch  kleines  Einkommen  einer  Person  vorliegt,  moss  od' 
darf  dies  von  diesem  ersten  Steuerstandpnncte  aus  besteuert  werden 
Die  Person  trägt  dadurch  ihren  schuldigen  Antheil  zn  dea  Kosta 
ihrer  eigenen  Existenz-  nnd  Gedeihensbedingnngen,  welche  ihr 
der  Staat  mit  schafift.  hei  <§.  405.). 

b)  Nach  den  Personen  fttr  sich  ist  es  die  Skonomiieht 
Lage  derselben,  welche  die  rein  6nanzieUe  gleichmässige  Bestese 
rung  zu  berttcksichtigen  hat.  Hier  gilt  nun  das  früher  Entwickelte: 
die  gegebene,  bez.  geschichtlich  gewordene  Einkommen-  und  W 
mögen  svertheilung  im  Volke  mnss  an  und  ftlr  sich  von  der  Bf 
Steuerung  als  eine  Thatsache  hingenommen  werden,  welchem 
ihr  nicht  absichtlich  verändert  wird.  Die Consequenz  istdau 
die  früher  gezogene:  die  Besteuerung  muss  möglichst  nur  reellf 
Einkommen-,  nicht  Vermögensbesteuerung  und  darf  oor  pro 
portionale  Einkommenbesteuemng  sein.  Denn  wenn  aachHSlK 
nnd  Art  des  Einkommens,  Gewinn  durch  Gonjunctnr  nnd  ErweHi 
durch  persönliche  Arbeit,  Besitz  nnd  Nicht-Besite  a.  s.  w.  die 
SteuertUhigkeit  der  Einzelnen  beeinflussen,  die  „Opfer"  der  St^ 
verschieden  schwer  machen,  so  sind  diese  Tbatsaehen  eben  nif 
Consequenzen  der  Einkommen-  and  Vermögensverthei 
luttg  und  der  Rechtsordnung,  auf  welcher  diese  Vertbeiln? 
sich  bildet  und  beruht.  Ganz  fo^richtig  gelangt  man  rom  rei» 
finanziellen  Standpnncte  aus  dann  zn  der  Forderung,  dass  die 

<°i  Die  neuetdlDgd  beliebte  PetToleomstener  hat  in  dieser  Hionckt 
Bedenken. 
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wirthscbafüicbe  LeistangslUbigkeit  aasachliesBlicb  an  der  abso- 
Inten  GrdBse  des  Einkommens^  welches  der  Eünselne  im 
StaatBverband  zu  erwerben  and  zu  gemessen  vermag,  gemessen 
wird.  Die  Gleicbroässigkeit  der  Bestenernng  nach  dieser 
Leistnngsflthigkeit  aber  wird  in  der  gleichen  Proportion  der 
Steuer  znm  Einkommen,  also  eben  in  der  proportionalen 
(im  Gegensatz  znr  progressiven)  oder  in  der  „gleicbqnotigen" 
Einkommesbestenernng  gefnndra.  Indem  einem  Jeden  die  gleiche 
Quote  seines  Einkoiümens  durch  die  Steuer  abgenommen  wird, 
zahlt  er,  (auch  der  Idee  der  Gennsstheorie  entsprechend  wie  bei 
eiuer  Ässecnranz,  was  hier  trotz  der  principiellen  Unrichtigkeit 
dieser  Theorie  keinen  Grund  zur  Abweisung  der  Forderung  ab- 
giebt)  wirklich  die  verhältnissmässig  gleiche  Steuer  und  die 
Emkommen-  und  VermSgensverthcilung  bleibt  relativ  unverändert. 

Die  herrschende  Stenerlehre  der  ,,Theorie  der  freien  Concur- 
rent"  oder  des  Smithianismus  and  das  moderne  Steuerrecht  nach 
imm  leitenden  Gesichtspunct  verlangen  in  der  That  diese  Pro- 
portionalbesteaerang.")  Die  vielfachen  Abweiebnngen  in  der  Praxis, 


")  So  Smith,  Bau  n.  die  meiiten  Neneren.  S.  (I.  Litreme  bei  HeldS.  121  ff. 
Ebeoso  die  theoret  Politiker.  In  der  Praxis  konunea  zwar  bei  einzelnen  StaatsStenem 
B.  preass.  Classenst.)  a.  roUends  bei  Commanal-EinkommensteQcm  Progressionen 
Tor  (rgi  Neamann  a.  a.  0.  mit  reichem  Material),  aber  hier  erfolgt  doch  yomemlicli 
DDr  eine  Compensatiou  gegen  die  umgekehrt  progresüre  Wirlning  andrer  Stonero.  Die 
PiogrealoD  erreicht  aach  regelmbsig  nur  eia  m&ssigoa  Maximum ,  so  dass  der  be- 
treffende Steaefflatz  dann  eist  ab  der  nonnile  enctaeint,  den  die  Fenonen  mit  Uel- 
nerem  EinkommeD  nicht  voll  zu  zahlen  haben.  Daher  die  insofern  berechtigte  Aaf- 
lusong  der  Scala  des  Steuerfusses  als  einer  Degreasivscala  (Sachsen,  Gensel). 
Die  Fraiheit  kleiner  Einkommen  von  d.  Einkommenat  (England.  Frenasen)  n.  der 
Abzog  eines  stenerfireien  Betrags  anch  ron  etras  höheren  Einkommen  (England, 
jetzt  bia  400  Pf.  St.  mit  Abzog  von  120  Pf.)  ist  aach  kein  bewnsster  Brach  mit  der 
I'roportbestener. ,  sondern  nur  eine  Gonceseion  an  den  Gedanken,  dass  erst  bei  einer 
^eirissen  Höhe  dea  Einkommens  theils  diese  Form  der  (nominellen)  Einkommenateaer 
iiintreten,  theils  erst  bei  einer  noch  grosseren  Hohe  des  Einkommens  der  volle  Steuer- 
satz err^cht  werden  solle.  Mehr,  wie  Stein  mit  Becht  herrorhebt.  zeigt  sich  in  der 
Verbranchabestenernng  schon  l&oger  eine  benuate  Tendenz,  die  reiäieren  CHassen 
itirker  zu  besteuern,  indem  deren  Consnmtibilien  einem  höheren  Steneraatz  anter- 
liegen,  als  ike  MaaseneattnmtibUlen  der  nntoren  dusen.  AehnUche  Tendenz  in  den 
üncten  sofcn.  Lnzuasteaem.  Aber  mm  Th^  schon  mgan  der  stoawtechniBcheD 
jchvieri^eiten  sind  diese  Tendenzen  doch  nur  in  schwachem  Grade  wirklich  zur 
jfeltang  gelangt,  anch  fahren  sie  gewöhnlich  nur  dazn,  dass  bloss  die  DnteTfltenenmg 
1er  h&faeren  Classen  durch  die  wichtigsten  Verbrauchssteaem  wieder  etwaa  ansge- 
^cben,  d.  b.  immer  erst,  besten  Falls,  die  Froportional-Bestenerong  für  diese  Clawen 
Erreicht,  aber  noch  keineswegs  in  die  Progressiv-Bestenerong  hinUbergeftthrt  wird. 
Die  gewöhnlich  höhere  Bestenernng  des  Einkommens  aus  Gmnd  n,  Boden,  Häusern, 
iDch  Gewerben,  mittelst  bezüglicher  Ertragssteuem ,  im  Vergleich  mit  der  dirocten 
lestenening  des  unfandirten  Einkommens  wirkt  zwar  zum  Theil  in  der  Kichtong  einer 
■Oberen  BMteuening  des  Besitzeinkommens.  Aber  anch  dies  wird  gerade  neuer- 
lings rielfsdi  beanstandet,  femer  ist  es  meistens  die  Folge  der  zufälligen  geschichtL 

A.  W  nffn«r,  FniDXwiiHtiiisi'liaft.  II.  23 
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welche  gleietawohl  bestehen,  erklären  sich  ans  der  venchiedeo- 
artigen  geschichtlichen  Entwicklung  ond  der  nicht  geal^iend  ucl 
dem  Princip  veränderten  Einrichtnng  der  Bestenerong,  ans  da 
grossen  Schwierigkeiten,  (auch  rein  finanüeller  Art,  nemlich  m 
dahei  den  erforderlichen  Bedarf  zn  decken),  die  PropoitUHut 
bestenerang  dnrchznftlhren  nnd  endlich  ancb  aas  manchen  n 
bewnssten  nnd  absichtlichen  Abweichnngen  vom  rein  finauielle: 
and  ebenso  viel  Annftherangen  an  den  sodalpolitiseheD  Standpuul 
Am  Stärksten  steht  diejenige  Bestenerang,  welche  aas  pra^stb 
finanziellen  Gründen  gewöhnlich  im  modernen  Staatshanshaite  ix 
ansgedebnteste  nnd  wichtigste  ist,  mit  der  Proportional-EinkoiiDiia 
besteoemng  in  Widerspmch:  die  indirecte  Verbranchssteor 
auf  verbreitete  Nahrangs-  nnd  GennssmitteL  Denn ie 
Consnm  der  letzteren  steigt  nicht  genau  mU  dem  Ankomme»,  A 
Stener  nnterscheidet  in  der  Regel  QualitiUen  der  Artikel  mcbt> 
dass  sie  aach  deswegen  die  Vermögenderen  nicht  entsprechend! 
lastet,  sie  trifft  die  Familienrorstände  nicht,  aach  nicht  rdi^ 
nach  ihrer  wirthsohaftlichen  LeistnngsfUhigkeit,  sondern  na^  ^ 
Kopfzahl  der  Familie,  nnd  auf  Ausgleichung  dieser  Ungleicbmä»; 
keiten  ist  nicht  genügend  zu  rechnen.  Daher  ist  dieee  Bestenmt: 
folgerichtig  angefochten  nnd  ist  za  Gunsten  der  directen  (noni 
nellen)  Einkommensten»  vielfach  auch  von  den  Anhängen  ^ 
rein  finanziellen  Steaersystems  ebenso  wie  von  deigenigen  d^ 
Bocialpolitischen  and  Progressivsystems  plaidirt  worden.")  ^ 
ersteren  konnten  nur  durch  das  Verlangen  von  directen  Scbatzon^ 
als  Ansgleichungs-  und  Ergänzangssteaem  neben  des  Vtr 
branchssteuem  leichter  die  Möglichkeit  nachweisen,  der  Fordern: 
der  Proportional-Einkommenbestenerung  doch  einigermassen  ntck 
zakommen,  und  dadarch  den  Widersprach  dieser  Steuer  nüt  ilut 
Theorie  der  Verwirklichnng  des  Gleicbmässigkeitsprincips  milden 
wenn  anch  in  der  Praxis  nicht  genSgend  beseitigen. 

Absolut  gleich  hohe,  aber  im  Betrage  sehr  niedrig 
allgemeine  Personal-  oder  als  solche  wirkende  Vei 


I^twicl[hiDg  der  Bestencntng,  namentlicb  des  Umstuides,  dass  man  es  UernU  kliere' 
Steaem  höheren  Fasses  za  tbaa  hat  und  endlich  machen  sicA  diese  höheren  Stad* 
fur  den  jetzigen  Grand-  and  Hausbesitzer  gar  nicht  immer  als  Steuurn  hk>V 
weil  sie  bei  ErbesQberaahmc,  Kauf  u.  s.  v.  im  Verthe  des  Objects  selbst  tai^tÜ^ 
sind.  So  darf  man  in  der  Tbat  sagen,  dass  der  leitende  Gesichtspnnct  imi»>iif^ 
Steuerrecht  noch  die  Proportional-Besteueruiig  ist 

"')  S.  die  Zas.steU.  von  Citateo  in  Lassalle  d.  indir.  Slea«r  n.  d.  Lafe  d, 

tenden  Classen.  'AHnch  S.  14  H'. 
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brancbsstenern  und  eine  oder  mehrere  andere  Stenern, 
welche  deo  übrigen  Hanpttheil  des  Stenerbedarfs  nach  dem 
Frincip  proportionaler  reeller  Einkommenbestenernng 
decken,  sind  bemerkenswertber  Weise  die  richtig^  Consequenz 
auch  der  Gennsstheorie,  wenn  letztere  nicht  ganz  fallen  ge- 
lassen, sondern  das  in  ihr  mit  enthaltene  richtige  Moment  den 
Stenerzahlern  gegenüber  geltend  gemacht  wird. 

Man  hat  wohl  auch  die  proportionale  Einkommenbestenernng 
als  die  richtige  Conseqnenz  des  leitenden  Gesichtspuncts  in  der 
Opfertheorie  hinstellen  wollen:  wie  Ran  (I,  §.  252)  im  Wesent- 
lichen für  diesen  Fall  sagt:  „es  werden  Alle  einen  gleichvielsten 
Tbeil  (Qaote)  der  zu  ihrer  Verftlgnng  stehenden  GOtermenge  un- 
gefähr gleich  leicht  oder  schwer  abgeben  können."  Hier  waltet 
jedoch  ein  entschiedener  Irrthnm  ob.  Gerade  die  Opfertheorie 
moBS  auerkennen,  wie  dies  Ran  einige  Zeilen  vor  diesem  Satze, 
des  Widerspruchs  sich  nicht  bewasst  werdend,  selbst  thnt,  dass 
„beil&ufig  eine  gewisse  Geldsumme  itlr  den  Besitzer  einen  desto 
bsheren  Werth  hat,  einen  je  grosseren  Tbeil  seines  ganzen  ver- 
wendbaren Gtttervorraths  sie  ausmacht  und  einem  je  grösseren 
Th^l  des  ganzen,  ihm  za  Gebote  stehenden  Gtltergenusses  sie 
folglich  entspricht''.  M.  a.  W.  das  Opfer  des  absolut  gleichen 
Stencrbetrags  und  der  nemlichen  Steuerquote  rom  Ein- 
kommen wird  um  so  schwerer,  je  kleiner  letzteres  ist  und  um- 
gekehrt Die  Opfertheorie  fuhrt  daher  folgerichtig  tnr  Ver- 
werfung der  proportionalen  und  zur  Stfltzung  der  progressiven 
Einkommenbestenernng.  Aber  mit  der  Opfertbeorie  läset  sich  eben 
in  der  rein  finanziellen  Bestenemng  doch  eine  solche  Fordemng 
aas  den  angeführten  Grttnden  nicht  genügend  rechtfertigen.  Die 
herrschende  Theorie,  Praxis  und  Gesetzgebung  sind  hier  gfuiz 
folgerichtig  in  der  Verwerfung  jeder  anderen  als  der  proportionalen 
Einkommenbesteuemng. 

§.  438.  —  3)  Socialpolitische  gleichmässige  Be- 
steuerang  nach  der  wirthscbaftlichen  Leistungsfähig- 
keit") 


S.  bes.  NenmaDa,  progreas.  Sl  Kap.  3  n.  4.  dem  ich  in  den  AuafitbrongMi 
sagen  Held  meistens  beistimme.  Held  rerzichtet  anf  die  An&teliang  eines,  wie  er 
es  nennt,  „reclineriscben"  Hasasstsbes  for  die  gerachte  oder  gleichm&ssige  Steuer- 
Tenhoilang ,  womit  aber  anf  die  Anfstellnng  fester  principieller  Ziele  uberbanpt  ver- 
zichtet wird,  sobald  der  Aasdruck  „rechnerischer  MaassslaV*  eben  in  dem  hier  allein 
zoUssifen  Sinne  einer  bestimmten  principiellea  Bichtschnnr  für  die  Steuer* 
Tttrtheiiung  verstanden  wird.    Ich  rermag  daher  anrh  den  positiven  Forderungen 

23* 
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Hier  erleiden  die  TOiausgehenden  Sfttze  Uodificationen 
in  Cremftsslieit  der  hier^  aber  anch  nur  hier  anwendbares  Opfer- 
theorie, weil  der  bei  der  Anwendung  der  letzteren  nnrermeidlkhe 
Eingriff  in  die  bestehende  Einkommen-  nnd  VermögensvertheUimg 
hier  nicht  von  vorneherein  principiell  abgelehnt  wird.  £b  ^ 
daher  hier  davon  Act  genommen,  dasa  die  absolat  gleiche  Beatese- 
rang  der  Personen  als  solche,  wenn  aneh  dorch  noch  so  niedrige 
Stenern,  nnd  die  proportionale  Einkommenbestenerang  absolnt  osd 
relativ  angleiche  Opfer  ftlr  die  Personen  verschiedenartiges 
Einkommens  (nach  den  Quellen  nnd  Erwerbsarten  desselben) 
and  verschiedener  Einkommen  höhe  mit  sich  bringen,  insofern  die 
Besteuerten  also  anch  nicht  gleichmässig  nach  ihrer  wirth 
schaftlichen  Leistungsfähigkeit  treffen.  Die  letztere  und  das  Opfer, 
das  die  Steuer  auferlegt,  vei^dert  sich  nicht  proportiosil 
der  blossen  Höhe  des  Einkommens.  Hierans  ergeben  nA 
folgende  Postnlate. 

a)  Es  darf  hier  und  vom  socialpolitischeo  Gesiehtspunete  Iw- 
trachtet  muss  hier  der  Grandsatz  der  Allgemeinheit  der  Besteoe- 
rnng,  welcher  in  diesem  Fall  zugleich  deiyenigen  der  GleichmSBS^- 
keit  in  sich  sehliesst,  zu  Gunsten  gewisser  Hinimaleinkommen, 
besonders  (aber  nicht  unbedingt  nur)  aus  Arbeit,  dorch 
brochen  werden  gerade  um  der  Gleichmässigkeit  willen  (§.40$). 

b)  Femer  sind  bd  der  wirklich  erfolgenden  Besteuerung  drei 
weitereUmstände  grundsätzlich  zn  berücksichtigen:  die  Quellt 
des  Einkommens,  die  absolute  Hohe  desselben  nnd  anderveite, 
ceteris  paribus  die  Leistungsfähigkeit  beeinflassende 
Momente. 

a)  Nach  der  Quelle  ist  vor  Allem  „unfnudirtes"  ns^ 
„fundirtes",  Arbeits-  und  zum  Theil  auch  gemischtes 
(gewerbliches)  einer-  und  Besitz-  oder  Bentenelnkommen 
anderseits  zn  unterscheiden.  Letztres  ist  unter  übrigens  gleiches 
Umständen  „leistungsfähiger".,  also  sßü'ker  zu  besteuern.  Deut 
das  Rentendnkonunen  lässt,  in  der  Begel  wenigstens,  noeh  dk 
ganze  Arbeitskraft  frei  ftlr  den  Erwerb,  während  dieselbe  bäO 
Arbeits-  und  gewerblichen  Einkommen  ganz  oder  grosseothä^ 
schon  absorbirt  ist  Nothwendige  Auslagen,  bez.  Rttddagen  mOueo 
femer  beim  Arbeitseinkommen,  nicht  durchaus  beim  Benteneia- 

Held 's  in  Bezug  aaf  SteuervortheilUD^  (s.  seiae  E»p.  5 — 7),  soweit  sie  roo  ibi  1> 
Text  gezoreneii  Conseqaen^  abweichen,  —  wu  ätteRlings  nur  theilwebe  der  FUl 
ist  —  Dlcfat  befzutreteiL   S.  auch  rneiae  Üomm.!ttJV.  S.  20  ff. 
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kommen  erfolgen,  jedenfalls  bei  ihm  grösser  als  bei  diesem  nnd 
aach  als  beim  gewerblichen  Einkommen  sein,  um  sieb  tUr  die  Zn- 
knnlt,  fUr  Krankfieit,  Alter  a.  8.  w.  za  sichern.  So  erscheint  ein 
kleinerer  Betrag  von  jenem  als  wirklich  freies,  streng  genommen 
überhaupt  erat  als  „Einkommen".  Äehnlich  kann  auch  wieder 
der  Erwerb  aus  Conjnnctnren,  ohne  oder  ohne  entsprechende 
persönliche  Leistungen,  unterschieden  und  als  stenerfähiger  selbst 
im  Vergleich  mit  dem  Renteneinkommen  ans  eigens  ersparten 
Kapitalien  bezeichnet  werden.  Auch  von  diesem  Gesichtspnnct  ans 
1388t  sich  eine  besondre  Besteuerung  solchen  Erwerbs,  wie  endlich 
nicht  minder  diejenige  aus  „Anfall",  durch  Erbschaft,  Geschenk 
rechtfertigen  (§.  459  ff.).  In  allen  diesen  Fällen  stellt  dieselbe 
Qaote  vom  Einkommen,  Erwerb  nicht  ein  gleiches,  sondern  ein 
beim  Arbeits-,  beim  gewerblichen  Einkommen  und  bei  der  Rente 
des  ersparten  Kapitals  schwereres  „Opfer"  dar,  als  bei  dem 
fandirten  Einkommen  nnd  beim  Gonjuncturengewinn. 

Wie  diese  Forderung  anszunihren  ist,  ob  durch  einen  höheren 
äteoerfuss  der  (nominellen)  Einkommensteuer  fUr  fundirtes  als  fUr 
anfandirtes  Einkommen,  ob  durch  Verbindung  dner  Ertrags-  oder 
einer  VermSgensbesteuerung  fUr  die  Ertragsquellen  oder  Vermögens- 
objecte,  aas  denen  das  fnndirte  Einkommen  fliesst,  mit  der  nomi- 
nalen Einkommen-  nnd  Verbranehsbestenemng,  also  mittelst  einer 
absichtlichen  Doppelbestenemng,  das  ist  erst  in  der  Lehre  von  der 
richtigen  Bildung  des  Stenersystems  zu  untersnchen  (3.  Haupt- 
abschnitt). ") 

ß)  Dasselbe  wie  von  fnndirtem  gegenflber  unfhndirtem  Ein- 
kommen ^It  ceteris  paribns  bei  verschiedener  Höhe  des  Ein- 
kommens. Denn,  selbst  statistisch  einigermassen  nachweisbar, 
stdgt  die  Leistungstäbigkeit  stärker  als  das  Einkommen,  weil  von 
letzterem  eine  immer  grössere  Quote  als  „freies"  Einkommen 
äbrig  bleibt,  welches  nicht  durch  Bestreitung  des  nothwendigen, 
sogar  qualitativ  viel  schlechter  befriedigten  Subsistenzbedarfs  ge- 
bunden ist  So  wird  für  Nahrung  und  Wohnung  bei  kleinerem 
Emkommen  regelmässig  eine  steigende,  bei  grösserem  eine  sinkende 
Quote  verwendet  (sogen.  „Oesetz  der  Kormalconsnmtion"). Da- 


'0  Die  Frape  der  (nonünellea)  VermSgenasteQer,  «if  di«  bes.  Noamann  riel 
<>evicht  legt,  ist  daher  keiae  Frincipiea-,  aondem  eine  steaertecluiische  Zweck- 
niasigkeits&mge.   §.  485  fF. 

")  Ueber  d.  Terminologie  .i'reies".  „gebundenes"  Einkommen  s.  Gmndleg.  §.  85. 
t  eber  ^Nonnalconaumtion"  s,  Engel,  s&chs.  stat  Ztsclit.  1857  S.  170.  aber  d.  matire 
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her  wächst  das  „freie"  Einkommen  progressiv  mit  der  steigenden 
and  sinkt  es  degressiv  mit  der  fallenden  Höhe  des  ganzen  Vm- 
kommens.  Hit  dem  frden  Einkommen  steigt  and  fftlU  wieder  ui- 
meist  die  AnsammlangstUhigkeit  oder  Kapitalisirbarkeit  des  Ein- 
kommens  nnd  umgekehrt  bewegt  sich  die  Schwere  des  Opfen 
welehes  diese  Operation  dem  Betreffenden  in  der  BeschiinkiuE 
seines  Consams  auferlegt  Das  freie  Einkommen,  nicht  bloss  d» 
gesammte  ist  ttberhanpt  regelmSssig  der  Fonds,  aaf  dem  die  äteui 
lastet,  ans  dem  sie  bestritten  wird.  Die  proportionale  Besteaerus 
des  ganzen  Einkommens  ist  eine  Degressivbestenernng  des  frCMO 
Einkommens:  eine  bedenkliche  Seite  unsres  bestehenden  Stener- 
Wesens  der  „staatsbürgerlichen"  Periode,  weil  so  nnverrnddlidi  <k 
besonderer  Draok  auf  die  kleineren  Einkommen  im  Widerspnicti 
mit  der  Theorie  der  Gleichheit  der  Opfer  erfolgt. 

y)  Anderweite  Umstände,  welche  auch  unter  sonst  gleichet 
Verhältnissen ,  also  namentlich  bei  gleicher  Quelle  and  Hohe  da 
Einkommens  die  Leistungsfähigkeit  beeinflussen,  «nd 
z.  B.  der  Gesundheitszustand,  die  Kinderzahl,  das  VorhandeoKin 
sonstiger  civilrechtlicher  Untersttttzangspflichten ,  Vencholdniig. 
aussergewöhnliche  UnglfioksfUUe  n.  s.  w.  Solche  Umstände  werden 
hie  and  da  schon  in  der  Gesetzgebung  bei  gewissen  P^fosil-. 
Einkommensteuern  berOoksichtigt")  nnd  die  neuere  Steuertheorie 
bat  das  mitunter  principiell  gerechtfertigt.***)  Letzteres  ist  audt 
hier  nur  wieder  richtig  in  der  Gonseqnenz  des  socialpolitiseheD 
Standpanots.  Es  mnss  dann  aber  als  allgemeiner")  Gmndsxti 
aufgestellt  werden,  welcher  in  verschiedener  Weise  bei  ver8clli^ 
denen  Arten  von  Steuern  zur  Anwendung  zu  kommen  hat,  nicbt 
nur  in  der  angedeuteten  Weise  bei  den  Personal-  und  Einkommen 
steaem,  sondern  auch,  soweit  als  möglich,  bei  VerbraucbssteoeriL 
z.  B.  mittelst  einer  geeigneten  Wahl  der  steuerpflichtigen  Artik«' 
und  eines  höheren  Steuerfasses  der  Gennssmittel  der  woblhabee 
deren  Glassen:  Ausschluss  deijenigen  Artikel,  welche  von  aHn 
Familienköpfen  ungefUhr  gleich  stark,  Wahl  solcher,  welche  von 
Einzelnlebenden  und  Familien  etwa  in  gleichem  Betrage  coim- 


(irOsse  des  WoliDangeaafvaiids  nach  der  Höhe  des  absol.  EiDkommeDs  Scbvftbe  id^ 
Brach  im  Beil.  Stadt.  JabrU  186S  uod  1869,  La^peyres  mehrfach,  w  nth.  U*^ 
ZiBchr.  1876. 

")  Preuss.  Geä.  v.  25.  Mai  1873,  §.  7,  23. 

*0  Nenmann  S.  176. 

")  So  mit  Recht  Stein  e;e^en  Neumann.  I,  452. 
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mirt  werden.  Danach  Bind  Salz-,  Brot-,  Kaffesteuern  unpassender 
als  Getrtlnke-  (Wein-,  Bier-,  Branntwein-),  Tabaksteaern. 

Alle  diese  Gesichtspnnote  gelten  im  Wesentlichen  in  gleicher 
Weise  für  die  Staats-  und  die  Communalbesteuerong. 

§.  429.  -Rechtfertigung  and  Einwände.  Die  letzte 
innere  und  tiefere  Rechtfertigung  eines  solchen  Vorgehens  znr 
DorchfUhnuig  der  Gleicfamässigkeit  io  der  Besteaerong  liegt  im 
Wesen  der  Einkommen-  und  VermögeusvertheUnng  auf  der  be- 
stehenden Rechtsgrundlage  des  privatwirthschaftlichen  Systems  der 
freien  Concnrrenz.  Nach  den  in  der  „Grundlegung"  entwickelten 
Cresiohtspnnotea  darf  und  muss  in  diese  Vertfaeilung  auch  aus 
Crränden  der  Gerechtigkeit  eingegriffen  werden.'^)  Dadurch 
sind  die  Wirkungen  von  Glttok  and  Unglttck,  gttnstiger  and  an- 
gttnstiger  Gonjooctur  und  anch  von  wirklich  persönlicher 
Ungleichheit  der]  Leistung,  welche  eben  dann  eine  ungleiche  wirtb- 
scbaftliche  Leistnngsföhigkeit  in  Bezug  auf  die  Besteaerung  bedingt, 
mit  auszugleichen. 

Das  ganze  System  socialpoUtisober  Besteuerung  ist  bisher 
nicht  so  aufgestellt,  daher  auch  nicht  specieU  kritisirt  worden. 
Gegen  dasselbe  wird  man  die  nemlichra  Einwände  geltend  machen, 
wie  bisher  schon  gegen  die  Steaerprogression.'^)  Man  wird  ein 
solches  System  ebenfalls  „ungerecht"  „nnOkonomisch"  and 
„unlogisch"  oder  „wiUktthrlich"  nennen.  Diese  Einwände 
sind  aber  weder  dort  noch  hier  darchschlagend. 

a)  Der  Vorwurf  der  Ungerechtigkeit  läaft  wieder  nur  auf 
die  alte  petitio  principii  hinaas,  dass  allein  die  proportionale 
und  ttberhaapt  die  rein  finanzielle  Besteaerung  „gerecht'' 
sei.  Hier  wird  die  Einkommen-  und  Vermögensvertheiluog  unter 
dem  EinflnsB  der  freien  Goncarrenz  einfach  hingenommen,  nicht 
in  ihrer  Entstebang  noch  an  ihren  Wirknngea  geprflfL  Und  ttber 
offenbare  Thatsachen,  wie  die  Ungldehheit  der  Opfer  bei  dieser 
Besteaerang,  wird  sich  einfach  hinweg  gesetzt. 

b)  Der  Vorwurf  des  Unökonomischen  (oder  des  Anti- 
ökonomischen),  die  Behaaptang,  dass  eine  solche  Besteaerung  eine 


*^  Bes.  2.  Aufl.  §.  99— lOr. 

»)  S.  «.  B.  üinpfenl)ach,  I,  §.  SS;  Mill.  B.  5,  K.  2,  §.  3  n.  4;  Pfeiffer. 
II  27  ff.;  LeToy-BeftQlieu,  I,  1.  2.  ch.  '2;  Naaso,  (iutacliten  S.  9:  ge^en  Pro- 
gression und  Frincip  der  Leistangsfähigkeit ,  aber  für  höhere  Steucrpflirht  des  aus 
VennAgensnDtmngen  als  des  ans  ÄrbeitsleiBtnngen  fliessenden  Einkommens.  Eingehender 
Uber  Fun.  Wider  d.  progreas.  Stenerfass  Lehr,  Hildebr.  Jahrb.  1877,  II,  S.  1  IT.,  190  ff. 
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„Strafe  tiltr  den  Fleiss  and  die  Sparsamkeit"  sei,  ttberoiefat  glücb- 
falls,  dass  der  Brwerb  and  die  Sparfähigkeit,  samal  im  heatigeo 
Wirthschaftssystem,  dnrchaos  nicht  nur  anf  persönlicher  Leustong 
beruhen;  ferner,  dass  die  sooialpolitiBche  Besteaernng  vieUacb  nur 
die  SparAhigkeit  vom  Einen  anf  den  Anderen,  im  Ganzen  ii 
erwünschter  Richtnug  gleichmässigerer  Vermögensvertheilnng  über- 
trägt, TolkswirthschafUich  gar  nicht  anbedingt  vermindert 

e)  Der  Vorwarf  des  Unlogischen  and  der  WiUkttr  besieht 
sich  aaf  zweierlei 

a)  Einmal  aaf  die  za  treffenden  Zahl-  und  Maassbe- 
Stimmungen.  Dieser  Vorwarf  ist  in  Etwas  begründet,  beweist 
aber  nichts  in  der  Sache.  Selbstverständlich  leiden  Zahlenbe- 
stimmangen  für  VerhältnisBe,  welche  sich  ihrer  Natar  nach  nicht 
genau  in  Zahl  and  Maass  fassen  lassen,  stets  an  einer  gewinn 
Willkür,  z.  B.  wenn  der  Stenerfnss  fttr  Benteneinkommen  so  nnd 
so  viel  hoher  als  für  Arbeitseinkommen  oder  für  steigendes 
Einkommen  die  and  die  Progressivacala  des  Steuerfosses  fest- 
gesetzt wird.  Fttr  Theorie  and  Gesetzgebung  kann  es  sieh  hier 
natürlich  immer  nur  am  die  Gewinnung  von  Näherungswerthen 
handeln,  von  Scalen,  welche  ungefähr  angeben,  in  weldwm 
Maasse  naeh  Quelle,  Erwerhsart,  Hohe  des  Einkommens  nnd  nad 
den  genannten  anderweiten  Umständen  die  „Opfer*'  des  absolut 
gleichen  oder  proportionalen  Stenerbetrags  und  die  wahren  indiri- 
duellen  wirthscfaaftliohen  Leistangsfähigkeiten  ungleich  wradea. 
Bei  der  Feststellung  solcher  Nähernngswerthe  ist  das  Moment  des 
Willkührlichen  von  ganz  nntergeordneter  Bedeutang.  In  einer 
Menge  analoger  Fälle  des  practischen  Lebens,  wo  es  sich  um 
Zahlenbestimmungen  handelt,  ist  derselbe  Uebelstand  vorhanden 
und  muss  als  einmal  anvenneidlich  mit  hingenommen  werden. 
Aach  in  der  rein  finanziellen  Besteaernng  liegen  dieselben  Schwierig- 
keiten bei  der  Bestimmnug  der  SteuerfUsse  u.  dgL  (z.  B.  für  Eis- 
kommen-,  Ertrags-,  Verkehrs-,  Verbrauchssteuern)  vor.  Die  be- 
sondere  „Willkühr"  bei  Zahlenbestimmungen  in  der  socialpolitischeo 
Besteuerung  ist  endlich  auch  immer  noch  kleiner  füs  diej^iige 
Willktthr,  welche  die  Proportionalbestenerung  mit  ihrem  Absehen 
von  allen  Unterschieden  im  Druck  der  Steuer  nnd  mithin  in  der 
wahren  wirthscbafUichen  Leistungsfähigkeit  mit  sieh  führt 

/i)  Sodann  wird  etwa  aaf  extreme  Fälle  hingewiesen,  wo  bä 
fortgesetzter  Progression  der  weitere  Zuwachs  des  Einkommens 
nnd  Vermögens  durch  die  beständig  steigende  Steuer  scUiesdieli 
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rerscfalangeD  wttrde.  Das  ist  aber  bei  langsamer  und  mässiger 
Steigeraog  des  StenerfiuseB  eiue  ganz  entfernte,  practisch  ge- 
nommen nnwesentUche  Gefabr,  deren  Eintritt  nicbt  einmal  ent- 
scheidende Bedenken  hätte.  Diese  Gefahr  lässt  sieb  indessen  anch 
durch  eine  kleine  Modification  des  Princips  fUr  wen^e  extreme 
Fälle  vermeiden. 

Die  Verwirklichung  der  gleichmässigen  Bestenernng  nach 
der  LeistongsfUhigkeit  im  Einzelnen  vom  rein  finanziellen  und  vom 
aotnalpolitischen  Standpmicte  ans  ist  ün  folgenden  Haaptabschnitt 
vom  Steuersystem  mit  zn  behandeln. 
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Diu  HteuersyMtem  iiiid  die  Hniiptarten  der  Stenern* 

„So  uinfasseud  auch  diti  BevcgoDg:  d.  Literatur  Ubor  die  Steuerlcbrc  ist,  x 
deuiiocli  gerade  in  Bezieh,  auf  das  „System"  der  Stonera,  dessen  Bedeutung  mu 
uicht  erkannte,  nur  wenig  geleistet",  sagt  Stein  mit  Recht  (I,  479),  Kaum  »enij!« 
als  für  das  Chaos  von  Steuern  in  der  Praxis,  kein  einziges  I^d  »usgeoommeB.  sa 
aacb  im  (iniodo  in  der  Theorie  der  Ausdruck  „Steuersystem"  ein  sehr  nozutieScn- 
der  Enphemismus.  Denn  vu  die  Theorie  hier  s^ben  hat,  ist  selten  meluib 
eine  mehr  oder  Troniger  glückliche  krttische  Gloue  zu  der  geschichtlich  flbeifcomMCBei 
D.  zu  Rechte  bestehenden  Bestenemng  der  Praxi».  Hier  rerden  vohl  einige  Foidr 
rangen  in  Bezog  auf  Beseltigong,  Abändeni&g,  Ergftnzong  dieser  Besteaerong  gestdli 
tbeils  allgemein  n.  priacipielli  indem  man  die  ErSrterung  aa  die  allgemeiaen  »^ 
bältnisse  der  modernen  Bestenerung  in  den  Culturstaaten  ankntlpft,  tbeils  f&r  bestiBiil' 
einzelne  Länder  u.  Zeiten ,  wie  natürlich  ror  Allem  das  Vaterland  o.  die  Zeit 
einzelnen  Autors.  Diese  Forderangen  werden  auch  als  Conseqnenzen  der  zuTor  ^ 
handelton  obersten  Steuerprincipien  abgeleitet  und  letztere  dienen  Qberbaapt  der 
Kritik  zur  Richtschnur.  Aber  Emst  wird  eigentlich  auch  in  der  Theoiie  eba* 
wenig  mit  der  Yerwirklichang  dieser  Principien  gemacht  wie  in  der  Pr&xis.  Du 
ein  am- 80  grösserer  Fehler  der  Theorie,  weil  dieselbe  doch  die  Bedeutuag  der  (ie- 
recfatigkeitfi-  und  der  volkswirtbschaftlichen  Principien  so  hoch  stellt  nnd  ros  de» 
berechtigten  Vomag  der  von  nas  sogen.  „fiauzpoUtischeo"  Ftindpien  bisher  aiclft 
ausgegangen  ist 

Man  kann  anch  nicht  einwenden,  die  Theorie  sei  sich  mit  einer  solches  Sdbft- 
bescheidung  nnr  ihrer  wahren  An^be  liohtig  bowusst  n.  überschätze  ihre  Knfi 
nicht.  Sie  habe  auf  diesem  Gebiete  so  wenig  us  auf  anderen  des  pnctischeo  Lebd; 
eine  tabula  rasa  ror  sich ,  auf  der  sie  kühn  ein  grosses  systematisches  Gebinde 
fuhren  könne,  das  aber  ohne  Zusammenhang  mit  der  geschichtlichen  Entwicklung 
Besteuerung  in  der  Luft  schwebe  und  nar  eine  Gedankenspiclerei  des  Doctrinuisicf 
sei.  So  liegt  indessen  die  Sache  nicht  und  so  bescheiden  auf  kritische  Glossinui^  de 
Bestehenden  beschränkt  ist  die  Aufgabe  der  Theorie  mit  Nichten. 

Gewiss  soll  die  bestehende  Bestenemug  in  ihrer  geschichtlichen  EntwicUuni^  I»- 
griflen  and  als  das  einmal  Bestehende  geachtet  ond  zum  Aosgangsponct  pnctM^i 
Reformen  genommen  werden.  Gerade  die  streng  systematisch-principidle  Behandh»: 
der  SteaerTehre  liefert  erst  zu  einer  richtigen  WQrdignng  der  G^chichte  nnd 
geltenden  Rechts  der  Bestenerring  die  nOthigen  Anhaltspnncte.  Nor  sie  führt  zu  rä« 
tieferen  Veiständniss  der  Praxis  u.  ihrer  Einriebtangen  n.  deckt  denn  auch  in 
Bestehenden,  indem  sie  es  erklärt  u.  auf  seine  arsächlichen  Verhältnisse  zurtickfiU^t 
das  wenigstens  nach  gewissen  Seiten  Berechtigte  auf.  Dadurch  wird  eine  oit  TKt 
leichte  n.  an  sich  auch  nicht  unrichtige  Kritik  einzelner  Puncte,  gewisser  SteneruW- 
Erbebangsformen  u.  s.  w.,  erst  auf  die  wahre  Bedeotong  reducirt. 

Aber  die  Theorie  hat  doch  noch  eine  weitere,  h&here,  eine  schwierigere  ai^ 
zugleich  practisch  wichtigere  Aufgabe,  nemlich  durch  die  AafstellnDg  ^i"'' 
Stencrsystems  ein  bestimmtes  principielles  Ziel  der  Stenorentwicllns?' 
wenn  anch  immer  nar  für  gegebene  Entwicklangsperioden  der  Volkswirtbsciudt.  ^ 
Rechtsordnung  u.  des  Volkslelwos  ttberhupt,  aounrichten.  DafOr  ist  die  ^'^^ 
der  obersten  Slenerprincipien  eine  nnvomeidliche  werthrolle  Vorubeit.  tba 
nur  eine  Vorarbeit  Nicht  ohne  Weiteres  an  diesen  Principien,  sondern  ai  ^ 
diesen  letzteren  möglichst  entsprechenden  theoretischen  Steuersystem  mass  die  »- 
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ateoeniDg  d«r  Pruis  gemessen  verdeii,  vcnn  luaii  in  ihr  zd  durchgreifenderen 
Reformen  gdangeu  und  dafür  die  liicIitscbnQr  und  d&s  Ziel  erhalten  vill.  ÄUes, 
WAS  die  Lohre  von  den  einzelnen  Steneiprincipien  liervorfördern  kann,  sind  doch  erst 
disjecta  membra,  ein  „Lied"  wird  auch  in  der  Theorie  daraus  erst  dnrch  Zusammon- 
faäsnng  aller  gevonnenen  Grundsktze  in  einem  streng  systematischen  Auf-  und  Ausbau 
der  Besteuening.  Bei  einem  solchen  wird  uberall  wieder  an  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung nnd  an  den  practischen  Bestand  de«  Steaerwosens  anzuknüpfen  sein ,  aber 
es  muss  dabei ,  auf  Gmnd  .der  Erörterungen  Uber  die  Steuerprincipien ,  nun  gezeigt 
werden,  wo  die  bestebeode  Besteaening  Lücken,  M&ngel  nnd  Unrichtigkeiten  enthält, 
derentvegen  de  k«in  oder  nur  ein  sebi  nnToUInnnmenes  Steaeimtem  darstellL 

Allerdings  wSie  es  eine  Ueberhebnog  der  Theorie  n.  ein  fiOscIior  Boctrinarismns, 
den  man  mit  Recht  abweison  inQssto,  venn  nnn  ein  solches  tbeoretiscbes  Steueraystem 
der  Prujs  ohne  Weiteres,  ohne  Rucksidit  anf  die  geschichtlich  überkommenen  Ver- 
biltnisse,  auf  die  etoer  Venrirklicbung  entgegenstehenden  Schwierigkeiten,  auf  ge- 
drängt werden  soOte.'  Daren  ist  aber  keine  Rede.  „Gompromisse"  zwischen 
idealen  Anforderungen  u.  practischen  Lebensverhältnissen  werden  in  der  Praxis  immer 
BOthwcndig  und  deshalb  immer  zulässig  sein.  Das  kann  »nch  die  Theorie  ron  rorne- 
liereio  gern  anerkennen,  nur  soll  sie  nicht  selbst  das  Compromiss  and  die  Principien- 
losigkeit  zum  Princip  erheben.  Das  von  ibr  aafzustellcnde  Steuersystem  soll  for  die 
rationelle  Praxis,  nnd  mit  dieser  allein  hat  man  es  hier  zu  thun,  Wegweiser, 
Kichtschnur,  Ziel  sein,  am  in  Bezug  auf  Reformen,  mit  denen  die  Praxis  gerade 
nach  iltrcn  eigenen  Bedurfnissen  tind  nach  denen  des  ganzen  Lebens  beständig  be- 
Kh&ftigt  ist,  nicht  im  Blinden  umher  za  t»ppen,  nicht  Alles  noch  riel  willkürlicher, 
ungerechter,  unOkonomischer  zu  machen,  als  es  gewöhnlich  schon  ist:  nm  mit  einem 
'%'orte  aus  der  gemeinen  Routine  beraoszukommen.  Das  rermag  sie  nnr 
unter  der  Pabmog  der  Wissenschaft,  —  einer  Wissenschaft,  von  welcher  freilich  die 
Pniis  stndlrt,  die  in  dieser  liegende  Erfabrnng  rerwerthct  werden  moss,  welche  aber 
nicht  in  der  Darstellung,  Erläuterung  nnd  Kritik  der  Praxis  dui  Abschloss  ihrer  Anf- 
^be  oder  vollends  ihre  Peinige  Aufgabe  za  finden  hat 

Bei  allen  Systematikem  der  Finanzwissenschaft,  wie  auch  der  Steaerlehre  spectell, 
vor  Stein  fehlt  nnn  ein  solcher  systematischer  Aufban  der  ganzen  Besteuerung  v&llig 
oder  <s  werden  wenigstens  kaum  mehr  als  einige  angenDgende  Anaätze  zur  LQsung 
dieser  Aufgabe  gemacht.  Auch  Rau  kann  dai-on  nicht  ausgenommen  werden.  (S.  o. 
S.  141).  Er  Btält  sich  diese  Anfgabe  gar  nicht  a.  was  er  in  s.  allgem.  Steneriehre 
Ober  die  verwandten  Fragen  vom  „Zusammenhang"  u.  v.  d.  „Eintheilnng"  der  Stenern 
§■  276  if.,  291  ff.  gleht,  genOgt  In  keiner  Weise  mehr.  Manches  BezO^icbe  kommt 
dann  bei  ihm  wie  bei  andren  Theoretikern  in  der  spee.  Stoneriehre  (B.  2)  vor,  aber 
hier  ohne  riehligen  Zusammenhang  und  nur  in  Yerbindnng  mit  SpeciaJfragen  der 
Bestenemng.  Es  ist  dnrcbaus  nothwendig,  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  einen 
Bolchen  systematischen  Aufbau  der  Besteuerung  der  Lehre  von  den  einzelnen  Stenern 
in  zusammenfassender  Darstellang  vorangehen  zu  lassen,  um  auch  für  die  specielle 
Stenerlehre  erst  den  richtigen  Standpanct  zu  gewinnen.  Rsn's  Vorgänger,  Zeit- 
genossen nnd  Nachfolger  haben  abelr  die  Sache  nicht  anders  gemacht  als  er,  z.  B. 
Jacob,  I,  §.  514,  vgl.  mit  §.  465  iT,  v.  Malchus,  l,  §.  88,  Mnrhard,  Bestener. 
S.  67  pass.,  Ümpfenbach.  l,  §.  65,  Pfeiffer.  Staatseinn.  L  64  ff..  70  ff.,  Leroy- 
Beanlien,  L  1-  2  in  den  ersten  Kapiteln.  Deberall  nur  ein  paar  Worte  Uber  die 
Ehitheilong  der  Steuern  and  eine  Te^Ieichnng  der  Hanptarten,  so  nam.  auch  bei 
Leroy-Beanliea,  aber  keine  conseqnente  BUdong  eines  Steuersystems,  nach  dnr 
Ricbtscbnnr  der  aufgestellten  Steuerprindpien.  Auch  Hoffmann  giebt  nnr  Materialien, 
kein  System  selbst,  in  Betr.  der  Ausfuhrnng  der  „directen"  u.  ..indireclen"  Steoem, 
in  der  ron  ihm  diesen  Ausdrucken  beigelegten  Bedentang.  S.  auch  Stein 's  (übrigens 
iQ  Bezug  auf  Rau's  richtige  Ünterwheidnng  ron  Schätzungen  n.  Anfwandstenem  nicht 
zutreflende)  Bemerk.  I,  479  ff. 

Neben  Stein  verdient  m.  E.  nnr  Hock  för  sein  Streben  nach  Bildung  eines 
eigenen  Steuersystems  Anerkennung;  Öff.  Abg.  §.  4.  14.  Er  stellt  die  oben  §.  427 
^'ote  12  gen.  3  Uratcuern  u.  dann  als  deren  Snrrogate  auf:  die  Verbrauchsabgaben, 
EittagBSt.,  Erwerbs-  a.  Ueberiragnngsabg.  n.  s.  w.,  Zölle,  besond.  Einkommensteuern, 
£n%eite,  die  sich  mit  einander  zq  einem  die  Drsteaem  rertretenden  Steaersystem 
vereinigen  lassen.  S,  S5.   Hier  bleibt  manche  Lücke  and  Manches  «ach  in  der  An»- 
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fUhraujr  Q.  Begründung  zu  bemäogeln,  aber  es  wird  doch  dü  finanzvisseitsch&lUklK 
Angabe  richtig  erfust 

Oeber  alle  seine  Vorgänger  erhebt  Bich  dann  aber  Stein  gerade  durch  die  Be- 
handlung dieser  Aufgabe  weit:  eines  seiner  Tielen  grossen  Verdienste  am  die  As^ 
bildung  einer  wiridichen  Finanzwissenschaft  (s.  o.  S.  143),  wie  ich  abermals  gm 
berrorhebe,  trotz  meiner  vielfachen  Abweichung  ron  Stein  gerade  auch  in  Bezog  arf 
sein  Steuersystem  und  auf  einzelne  Olioder  dewelben.  Alles,  was  die  Theorie  bisbar 
in  der  allgemeinen  Steu erleb re  an  rereinzelten  Gesichtspuncten  und  an  Bnichitttekaa 
fttr  die  Bildnag  dnes  Systems  der  ganzen  Bestewnng'  hie  und  da  gebotea  hat,  ifl 
durch  Stein's  LeMung  jeden&Us  weit  überholt,  so  daas  es  genOgt,  sich  an  Slöi 
alleiD  za  lulten. 

,J)as,  worauf  es  ankommt,  ist  doch,  —  so  sagt  Stein  mit  Recht,  L  45S  — , 
dass  man  irgend  eine  Anschauung  des  ganzen  Systems  eines  Steuervesens  za  Gnade 
legt,  ehe  man  zur  einzelnen  Steuer  Ube^eht,  und  dann,  dass  man  den  Be^rifi'  rm 
Kapital,  Arbeit  und  Einkommen  als  oif^anischo  Theile  Eines  wiithschafU.  Lebea*- 
genusses  (?)  ansehe  und  sie  nicht  ans  ihrer  lebendigen  Verbindung  heraoascfaDetde.' 
In  letztrer  Hinsicht  verweist  er  auf  seine  „VoUswirthschaftslehre"  (2.  A.  187^». 
tieiade  in  der  Zurttckführong  seines  Steuersystems  auf  seine  eigenthtlmliche.  ahc 
nnklue  nnd  falsche  HieoHs  der  YoIkswlTthtthaft  kann  ich  Stein  nicht  boistiiuM*. 
Abw  sein  Aosgangspimct  bleitrt  richtig.  Giebt  man  Stein  sodann,  wie  ich  es  w 
th^veiae  thnn  kann,  seine  virthschamidiaD  Theorieea  Uber  die  „Ftactoren  dos  lia- 
kommens"  am,  so  eriiebt  rieh  sein  Steaers^trai  aaf  Ateser  Ba^  streng  folgozichtig. 

Er  bezeichnet  als  die  S  Factoien  des  Einkommens  das  Kapital,  die  Arbeit 
n.  die  wirthschaftL  Individualität  (I,  457).  „Aus  dem  eisten  Factor  entaldMa 
die  directen,  ans  dem  zweiten  die  indirecten,  aus  dem  dritten  die  EinkoBsm«!- 
steoem.  Zum  organischen  System  werden  diese  (Steuer^)  Arten,  indem  jede  der  iia 
Arten  innerhalb  des  Steuerwesens  wieder  ihre  besondere  Function  empfluiigt.  Die 
directen  Steaeni  geben  dem  Steuerwesen  seine  Sicherheit,  die  indirecten  seane  All- 
gemeinheit, u.  die  Einkommenstener  bildet  das  Gebiet,  in  welchem  die  Harmoaic 
zwischen  dem  ..finanziellen'*  u.  dem  „wirklichen'*  Einkommen  hergestellt  wild." 

Hier  ist  leider  nur  die  Terminologie. willkOrlich  a.  so  abveicfaeod  nmis 
tLblichen,  dass  Irrthomer  n.  MissveisUbidniase  kaum  za  renneiden  sind  (s.  schoa  aha 
Notes  zu  g.  388).  Dieser  Tonrurf  trifil  aber  das  St  ein 'sehe  Steuecsysteni  uchtsaft«. 
Die  willkürliche  n.  m.  E.  anch  gezwungene  n.  nnpassende  Anwendung  der  Avaättd» 
«directe"  u.  ,4Qdirecte"  Steuern  für  di^enigen  Steaermrten,  welche  Steü  dabei  m 
Sinne  hat,  kann  man  fallen  lassen  nnd  verändern,  womit  in  der  Sache  nichts  vo> 
ändert  wird.  Der  sachliche  Hangel  liegt  in  der  AuSassnng  des  »Kapitals**,  u 
der  Annahme  einer  ganz  selbständigen  „Productivität**  desselben  n.  in  Stein 's  LakK 
vom  Vcrhältuiss  der  Arbeit  u.  des  Kapitals  zu  einander.  Anch  ist  in  formeller  Hi>- 
aicht  wohl  nicht  zu  läugnen,  dass  eän  oft  gegen  Stein  erhobener  Vorwurf  gerade  hiv 
(bes.  in  den  Erflrter.  aber  die  „eigentl.  Einkommenstener  n.  ihr  System"  S.  4*1  £.3 
zutreffe:  er  complicire  nemlich  dnrch  eine  nene  Terminologie  o.  Formgebaag  mr 
fisdie  Dinge  ganz  unnötbig  n.  komme  auf  Umwegen  zu  altbfikaimtwi  SitzMi,  ja  lelhc 
wieder  zu  einer  za  weit  gehenden  Reditfertignng  der  geschiditlich  iibetfcoäaeaea 
bestehenden  Besteaernng,  woran  es  ja  bei  dem  HweUaner  nicht  an  Analofieea  Mb 

Eine  genauere  Kritik  des  ganzen  Stein'schen  Systnns  witrde  znw^t  ftUuea.  S» 
lie^  implicite  in  meinem  nnten  ao^estellten  eigenen  Steuersystem  u.  in  iemem  Br- 
grondung.   Wo  ich  dabei  von  Stein  abweiche,  geschieht  es  in  bewosster  Absicht 

Eine  kurze  Uebersicht  Uber  Stein's  System  ist  die  folgrade  (I,  458  £):  LH» 
directen  Steuern  (oder  die  ,3estenening  des  Kapitals  u.  seiner  Prodactiritii" 
müssen  selbst  wieder  ein  System  bilden,  das  drei  Gebiete  omfisst:  1)  die  Er- 
tragsateueni  (.Grund-Häuser-,  Beuten  Steuer),  fur  „vom  Besitzer  rdlatiladigto- 
geschiedene"  Kapitalien;  2)  die  persOnlicbe-n  Erwerbsatenem  (BesoldBags-. 
Berafs-,  Gehaltastenem),  durch  welche  das  „als  Kenntniss  oder  GeachictfidnC 
erworbene,  sein  Einkommen  (Gehalt,  Lohn,  Honorar)  erzeugende  pssflnliche  Kafil^ 
getroffen  wird;  endlich 3) diegewerblicheoderGewerbesteaer,  aoehErwathiK 
steaer  genannt,  fOr  die  Bestenerung  des  geverUichan  Kapitals,  mit  Bemean^f 
der  Kapitalsaalage  oder  dem  K^talrerkehr,  wo  dann  wieder  S  Ariea  «■Mwijfc 
Gewerbest.,  Dnteraehmiingsst  n.  (bei  einzelnen  Acten  desE^MdnflUn 
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n  ErverbszwAcken)  die  VeikehrBBt  —  II.  Die  indlrectea  Stenern  (oder 
Besteneran;  der  Arbeit  und  ihrer  Coasomtion"),  dum  Steaerobject  die 
„Sninme  der  TerzehraDgtgeireiiBtftDde  der  arbeitendea  (sicl)  FmOnDch- 
kflit"  ist.  Eiotheilniig  in  l)  „ VerzehrangBst"  n.  2)  „Gennasst.";  Object  jener 

Gesammtheit  aller  deijeni^n  Gegenstände,  velche  zar  Erhaltung  jedes  (?) 
persfinl.  Lebens  a.  damit  der  persOoL  Arbeitskraft  aberbaapt  nothvendi^  sind" ;  Object 
der  zweiten:  die  besonderen  Genüsse  der  Besitzenden  (worin  ein  unverkennbarer 
Widerspruch  mit  der  Anffasanng  der  indirecten  Stfenar  Uberhanpt  bei  Stein  liegt).  — 
HL  Die  eigentL  Einkommensteuer,  welche  den  Dntenchied  des  finanziellen 
Ertrags  (ein  unklar  bleibender  BegrilT)  u.  des  wirklieben  Einkommens  principiell 
n.  für  jeden  einzelnen  Fall  einer  der  directen  o.  indirecten  möglichst  gleichartigen 
Besteaemng  onterziehen  soll  (?);  mit  Eintheilimg  1)  in  Gesammteink.-  oder  Fer- 
seaaleinlüt  o.  2)  in  eigentL  (iDdiridaelle)  EinkommensL,  vorttber  Stein's 
Erörterungen  mir  wenigstens  sehr  unklar  zD  sein  scheinen  a.  Ein&ches  in  nnleidlichec 
Weise  complicirt  wird.  — 

NachStein  sind  noch  Heid  u.  Neumann  hier  kurz  zu  erw&hnen.  Holdver- 
säumt,  wohl  absichtlich,  aber  mit  Unrecht,  die  Ao&tellang  eines  Steuersystems, 
kritisirt  aber  die  Elemente  eines  solchen  in  s.  Kap.  7,  freilich  zo  aphoristisch.  Er 
Selugt  dabei  anch  fttr  die  Staatsbesteaemng  zu  einer  zn  einseitigen  Herrorhebang 
der  Personal-  u.  Einkommensteuer  vor  den  Ertragsstenem  a,  will  ausser  jener  nur 
einige  auf  entbehrliche  Gegenstände  allgemeinen  Yerbranchs  gelegte  indirecte  Steuern. 
Ein  solches  Steuersystem  wlre  zu  einfach,  nm  den  richtige  u.  durchfuhrbaren 
OrondsUzen  der  Tolkswirtbscbaft  o.  der  Gerechtigkeit  zu  entsprechen;  beiqiielsweise 
bttäbt  hier  for  di«  vichtige  u.  nothwendi^  Function  der  Yeikehrsstener  kdn  Platz 
übrig.  8.  Heid*«  £lak.8t  das  ganze  Kap.  7  bes.  am  Schlnss  S.  198.  ~  Neumann 
hitte  m.  £.  doch  auch  in  sdne  wichtigen  u.  richtigen  Erörterungen  aber  die  Fiin- 
cJpiw  „Letotong  u.  Q^oileistaDg'*  u.  ,,Lei8tBngsfUiigkeif '  n.  Uber  Ertrag»*  o.  Eia- 
tomnenstenem  —  wesentliche  Vorarbeiten  for  die  Anfetellnsg  eines  Systems  der 
Schatnmgra  oder  Erwerbs-  u.  Besitzsteaem  —  die  Fragen  der  Terbraachsstenem 
mehr  hinein  ziehra  mDssen.  Manche  Streitponcte  der  directen  oder  Erwerbsbräteue- 
roDg  sind  nur  im  Znsammenhang  des  ganzen  Steuersystems  u.  mit  steter  HOclisicbt 
Bof  die  Verbranchssteuem  zn  lOeen ,  so  die  Foncte  betr.  Steuerfreiheit  des  Ezistenz- 
minimums,  proportionalen  u.  progressiven  Steuerfuss,  höhere  Besteuerung  des  fnndbten 
Einkommens  u.  s.  w.  Es  zeigt  sich  auch  hier  Stein's  Au&ssnng  richtig,  dasa  man 
nm  Steuersystem  aus  zu  den  Fragen  der  einzelnen  Stenern  Übergehen  muss.  — 
S.  ?oa  Neueren  sonst  noch  Laspeyres,  Art  Staatswlrthsch.  in  Bluntscfali's  Staats- 
wAiterb.  X.  128  C;  Eisenbart,  Kunst  d.  Bestener. 

Noch  sei  bemerkt,  dass  dieser  Hauptabschnitt  ochUesdieh  nach  ganäner  Enrtgung 
dem  fj^enden  rierten  ron  der  Steuerrerwaltung  vorangestellt  worden  ist.  Anch  iQr 
die  umgekehrte,  in  einer  Hinsicht  systematisch  richtigere  Beibenfolge  beider  Haupt- 
absdinitte  sprechen  GrQode.  Aber  Ui  beiden  F&Uen  ^d  wechselseitige  Bezugnahmen 
Bothweadig  u.  in  d.  jetz.  Anordnung  doch  noch  etwas  weniger.  I>a8  gab  den  Ausschlag. 
Vomemlich  za  diesem  Hauptabschnitt,  aber  nicht  allein  zn  ihm,  gehört  auch  der 
historische  Anhang  am  Sddnsa  dieses  Bandes. 


1.  Abschnitt 

Me  CeberebutimmiiBff  itB  Stenersystens  nit  den  8tea«rprliielplett. 

I.  —  §.  430.  Das  Problem  des  Stenersystems.  Die 
litsherigea  £rörteraiigen  haben  wiederholt  von  verschiedenen  Ge- 
ächtspnncten  der  Betrachtung  ans  zn  dem  Ergebniss  geflibrt,  dass 
eine  einzige,  wie  immer  geartete  Steuer  nicht  dazu  geeignet 
ist,  den  grossen  Bedarf  eines  entwickelteren  Gemeinwesens,  nament- 
lich des  Staats  selbst  in  den  verwickelten  Besitz-  nnd  Erwerbsver- 
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hlUtnissen  der  modernen,  ttberwiegend  privatwirthschaftiicli  orgui- 
sirten  Volkswirthschaften  zu  decken,  wo  sich  das  VolksHokommeo 
in  den  Einzeleinkommen  so  ansserordentlich  nicht  nnr  qnantiUtiT, 
sondern  aach  qualitativ  dif ferenzirt')  Es  folgt  dies  nott 
wendig  ans  der  Erwägung  der  Aufgaben,  welche  die  Besteaenn^ 
zu  erfüllen  hat.  Sie  soll  nach'  den  zuvörderst  massgebenda 
finanzpolitischen  Grundsätzen  den  Öffentlichen  Bedarf,  soweit  dsfti 
nicht  andere  Mittel  vorhanden  uud  zulässig  sind,  mit  Sicherheit  s 
decken  gestatten,  aber  nnter  möglichster  Bertleksichtigung  da 
Tolkswirthschaftlicben,  der  Gerechtigkeits-  und  der  Grundsätze  dtf 
Stenerrerwaltung.  Das  vermag  eine  einzige  Steuer  sehweifiA 
Uberhaupt  je  zu  thun,  jedenfalls  nicht  in  der  entwickelten  Vo^ 
wirthschaft  auf  der  Grundlage  unserer  Rechtsordnung.  W^r- 
acheinlieh  liesse  sich,  auch  wenn  alle  andren  Baeksichten  zoifick 
träten,  ein  irgend  grösserer  Bedarf  durch  eine  einzige  Steuer 

Das  Streben  der  Physiokr&tea  aixh  dorn  impüt  imique,  der  einzig^ea 
meinen  Gmndstener,  war  die  Conseqnenz  ihrer  einseiti^n  Lehre  rom  prodnit  att  w 
in  der  Bodenarbeit.  S.  Baa,  Vol]csw.8ch.l.  8.  Aufl.  X,  §.  41.  Ueber  die  Vasackt^ 
Venrirklichong  der  physiokr.  einzigen  Gntodsteoer  in  einigeii  b^discheo  Dirf« 
8.  r.  Drais.  Baden  anter  Karl  Friedr.,  £,  S15;  Schlettvein,  AfgIüf  lU,  4S0,  IV- 
264,  V.  34  und  neaerdings  Emmiaghaas  in  HiMebr.  Jidirb.  XIX,  1.  Oelfflseas 
haben  die  Pbysiokraten  ulbst  nicht  allgemein  dleee  Steier  rintretra.  Miraben 
p6re  reilangt  z.  B.  in  s.  thcorie  de  rimpOt,  1760  fltr  Frankreidi  2  directe  Steacn. 
eine  Grondsteoer,  die  eine  EiDkommensteaet  nach  Fenonen  u.  Feoerstellen.  ^ 
^/b  des  Bedarfs  aafbriogen  solle,  v.  Scheel  in  a.  Artikel  Uber  Torgot,  Tub.ZtKb 
1868  S.  255,  bemerkt  aacb  nicht  nnricbtif.  die  physiokr.  einzige  Steaer  reiÜeie  m 
Von  ihrer  Sonderbarkeit,  irenn  man  aicb  die  physiokr.  Ordnung  Uber  die  ganze 
verbreitet  denke.  Beleucht.  des  physiokr.  Satzes  durch  Canard's  phnc.  d'^oon- K 
und  Jacob,  FiD.Ttsa.  II,  §.  502  ff.  —  Des  Planes  einer  einzigen  Mahlsteaa 
einem  spauischeu  Fiaanzmann  enr&hnt  Baa  §.  278  nach  Delecoart,  de  Uib. » 
recüg.  p.  CO.  —  In  nenerer  Zeit  ist  eine  „einzige  allgemeine  EinkooiBei- 
steuer"  von  Einzehen  jl  von  ganzen  politischen  Parteien  wohl  befttrroitet  wtgit^ 
,nm  mit  dem  gsschiehtUdien  abecbommencn  Cihaoa  roa  Stenan  aofirariliima,  duci 
fliiM  solche  „einfache^  Stener  an  Venraltongs- und  EriielnuigskosteD  zn^uun^' 
wtSl  man  spöciell  nnr  so  eine  gerechte  Stenerrertheilnng  beweriratdligen m kOnss 

Sbnbte.  Indessen  konnte  nnr  der  finanztheoretische  DUettantismos  eine  solche  f^^ 
erang  stellen.  Näheres  darober  in  d.  spec.  Lehre,  bei  d.  £ink.st.  Die  Schvitfir 
keiten  der  richtigen  Festcetzung  der  indirldnellen  Einkommen  verd«i  hier  giu 
schätzt.  Sie  sind  aber  noch  viel  grOaser  als  jetzt,  wo  besten  Falles,  wie  in  Prew*; 
etwa  ein  Fünftel  des  gesammten  Stenerertrags  durch  diese  Steuer  (Clasaen-  u.  BbU.' 
^eokt  wird,  weil  die  Fehler  der  Vertheilong  dann  nnerträgUcb  wttrden.  Viehofi 
noch  ist  der  Einwand,  dass  sich  das  Nationaleinkommen  vor  Allem  aach  qnalitit-' 
mit  der  Entwicklung  der  7olkswirthschaft  so  aosaerordeDtlicb  differeaziit  (BodbeitBi- 
£ine  einzige  allgemeine  Einkommenatener,  selbst  auf  Grand  richtiger  Feslsetnag« 
Hohe  der  Einkommen,  wttrde  deshalb  ganz  nnzoteicbMuI  sein.  Aack  die  Secii'' 
democratie  bat  dies  fOUig  ubersdien,  wenn  sie  fttr  die  „üebeigMgSEBit  kr 
stehenden  wirtluchaflL  Rechtsordnung",  beror  man  im  „reinen  Sociabtaate*  bl«i' 
Arbeitseinkommen  habe,  fQr  eine  solche  Stener  mit  progressirem Steawfws pW«»'- 
Eine  nach  ihren  ,#>ciali8tiscben  Grandsätzen"  gerechte  Besteooning  wuda  i»^^ 
nicht  erzielt  werden.  —  Oeber  den  Plan  einer  allgem.  TerhraDcb^dener  i* 
Stelle  zahlreicher  einzelner  Steuern  bei  Pfeiffer  9.  a.  §.  491. 
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überhaupt  nicht  bestreiten,  keine  irgend  denkbare  Steuer  sieb  dar 
ntr  entsprechend  ergiebig  machen.  Jene  genannten  anderen  Rttck- 
sichten  dtlrfen  aber  immer  nnr  so  weit  znr&cktreten ,  als  es  zur 
Deckung  dfi»  Bedarfs  unvermeidlich  ist.  Die  Verbindung  mehrerer 
Steuern  zn  diesem  letzteren  Zweck  ist  geboten,  weil  dann  jene 
RO^ichten  leichter  zn  nehmen  sind  und  doch  zugleich,  ja  gerade 
deswegen,  der  finanzielle  Zweck  der  Besteuerung  leichter  nnd 
sicherer  erreicht  wird. 

So  muBS  denn  die  Theorie  grnndsätzlich  das  fordern,  was 
die  geschichtliche  Entwicklung,  wenn  schon  den  für  die  Bildung 
des  Steuerrechts  massgebenden  Factoren  vielfach  nur  halb  bewusst, 
auch  Überall  bei  steigendem,  anderweit  nicht  gedecktem  Öffentlichen 
Bedarf  nnd  in  complicirteren  Wirthsehaftsrerhältnissen  mit  sieb  zu- 
bringen strebt:  die  Verbindung  einer  Anzahi  verschieden- 
artiger Stenern  zu  einem  Steaersystem,  d.  h.  einer 
solchen  Combination  von  Stenern,  welche  dieDeckung 
des  Bedarfs  anter  gleichzeitiger  Berücksichtigung 
aller  obersten  Beste uernngsgrundsätze  sichert  (§.  333). 

Die  rationelle  Praxis  der  Stenerrechtsbildnng  und  der  Aus- 
fllbmng  der  Besteuerung  in  der  modernen  „staatsbürgerlichen" 
Periode  hat  dieses  niemals  ganz  fehlende  Ziel  nnr  mit  immer 
klarerem  Bewasstsein  nnd  imm«r  grösserer  Folgerichtigkeit  auf- 
gestellt. Die  Theorie  muss  ihr  in  der  Lösung  dieser  Aufgabe  zu 
Hilfe  kommen.  Sie  muss  aber  zugleich  diejenigen  Forderungen  in 
Bezog  anf  das  Steuersystem  ver^ten,  welche  aus  der  Anerkennung 
der  social  politischen  neben  der  rein  finanziellen  Besteuerung  folgen 
und  auch  in  der  Praxis  oder  im  Steuerrecht  in  der  beginnenden 
„socialen"  Epoche  der  Bestenemng  bereits  mehrfach  zn  einer,  wenn 
auch  noch  schtlchtemen,  Anerkennung  gelangen. 

Das  Streben  nach  einem  Steaersystem  in  Theorie  und  Praxis 
ist  somit  nicht  Etwas,  das  nur  in  der  willkürlichen",  „fehler- 
haften" geschichtlichen  Entwicklung  und  jetzigen  Gestaltong  der 
Besteaemng  begründet  wäre  und  mit  der  Verwirklichung  einer 
„einzigen  Steuer"  seinen  Zweck  verlOre.  Gerade  eine  Hehrheit 
nnd  selbst  Vielheit  und  eine  Verschiedenartigkeit  der 
Stenern  ist  eine  nothwendige  Folge  der  Entwicklung  des  Ofi^ent- 
lipben  Bedarfs  nnd  des  (wenigstens  relativ)  steigenden  Mangels  an 
anderen  Einnahmen  einer-  und  der  Entwickinng  der  Volkswirth^ 
f^cbaft  anderseits.  Und  das  Streben,  eine  solche  Reihe  von  Stenern 
zn  einem  Steaersystem  richtig  zu  verbinden,  ist  wieder  die  noth- 
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wendige  Folge  der  waehisenden  Einsicht  in  den  Znsammenhaog 
der  wirthschaftlichen  Dinge,  der  Btdgenden  Fähigkeit,  steo»- 
technische  Schwieriglceiten  za  Itfsen  und  dea  EinflnsBes  der  Ge- 
rechtigkeiteideen  nnd  Rechtsanscbauangen  Ober  Stea erverthefloBg. 
Nach  diesen  Momenten,  namentlich  nach  den  letztgenaantcB, 
wechseln  denn  auch  wieder  die  Anforderangm  an  das  Stnierayatea 
Dieses  ist  etwas  Organisches,  sich  stetig  Fortbildendes,  das,  «k 
der  OffentUehe  Bedarf  nnd  das  Wirthschaftsldben  selbst,  daher 
aach  niemals  einen  endgiltigen  ÄbsehlasB  seiner  EntwidElang  er- 
reichen kann. 

II.  ~  g.  431.  Die  obersten  Stenerprineipien  als 
leitende  Richtschnur  fttr  die  Bildung  des  Steuersystems. 

A.  Das  Steneisy Stern  mnss  zunächst  den  frOher  aufgestellten 
beiden  finanzpolitischen  Grundsätzen  and  prmctMchea 
Fostalaten  entsprechen:  es  mnss  im  GesamuU^rtrage  der  Stenns, 
aus  denen  es  besteht,  ausreichend  nnd  es  mnss  bewegliek 
genug  sein  (§.  367).  Diese  Anforderungen  an  das  Steuersystem 
sind  allen  andern  voran  zn  stellen  nnd  sind  von  weseDtUeben 
Einfiass  auf  die  Wahl  der  Steuergattungen,  der  einzelnen  Stenern, 
der  E^hebnngssjsteme  und  Veranlagnngsformen. 

1)  Der  Vorrang  der  beiden  finanzpolitischen  GrUBdsItee 
auch  vor  den  volkswirthschaftUchen  und  selbst  vor  den  Prineipi^ 
der  gerechten  Steuervertheilnng  ist  frQher  schon  begründet  worden 
(§.  366).  Die  praetische  Kothwendigkeit  dieses  Vorrangs  ist  ust 
bestreitbar  und  wird  ffberall  von  der  Geschichte  der  Besteuenu^ 
bestätigt.  Sie  lässt  sich  aber  anch  wissenschaftlieb  voUkomraea 
rechtfertigen,  —  freiHch  unter  einer  Voraussetzung,  welche  jedoch 
für  alle  wissenschaftlichen  Erörterungen  Uber  Finanzwesen  gemacht 
werden  mnss,  speciell  fttr  die  hier  mitspielende,  bereits  im  1.  Bande 
entwickelte  Theorie  der  Deckung  des  Finanzbedarfe.  *)  Es  ist  ne» 
lieh  nothwendig  von  der  Annahme  auszugehen,  daas  dieser  Bedarf 
nach  seiner  Höhe  und  naefa  der  Zeit  seines  HervortreteM 
„richtig"  festgesetzt  und  dass  andere  Deeknngsmittd  niekt 
verfügbar  oder  principiell  nicht  zulässig  seien.  Aladann 
bildet  die  Deckung  dieses  Bedarfs  oder  der  betreffenden  Quote 
desselben  ein  erstes  Bedttrfniss  der  Staats-  und  Reehtsordnun^  mmA 
der  gemeinwirthsohaftliehen  Organisation  der  VolfawirthBchafl^ 
welches  in  der  That  allen  anderen  Rücksichten  versa  geht 


>)  1.  Aufl.  §.  82  IT..  2.  A.  §.  50  £ 
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Vollständig  klar  ist  dies  nur  za  erkennen,  bedarf  dann  aber 
anoh  gar  keines  weiteren  Beweises^  wenn  das  Wesen  nnd  die 
Fonction  dra  gemeinwirthscbaftlichen  nnd  insbesondere  des  zwängs- 
gemeinwirthschafUichen  Systems  in  der  Volkswirtbschaft  richtig  er- 
&s8t  wird.  Hier  hängt  diese  Lehre  ftradamentalster  Bedentang,  die 
OemehiwirthschaftsIehreT  mit  der  Stenerlehre  eng  zusammen.  An 
dieser  Stelle  moss  es  gentigen,  auf  die  Darstellang  jener  Lehre 
in  noserer  „Grandlegung''  und  aof  die  Bezugnahme  darauf  noch 
im  vorigen  Abschnitt  (besonders  §.  419)  zu  verweisen.  „Das  Ganze 
ist  ror  nnd  ttber  dem  Theil",  das  ist  ein  Satz,  welcher  hier  seine 
Conseqnenaen  zeigt  Es  handelt  sich  bei  der  Bestenemng  um  die 
Erftfllong  einer  der  wesentlichen  Existenzbedingungen  des  Ganzen 
nnd  damit  freilich  auch  des  Einzelnen ,  als  Glieds  dieses  Ganzen. 
Oiese  Bedingungen  sind  nur  zu  erftUlen,  wenn  der  Vorrang  der 
finanzpolitischen  Stenerprincipien  vor  fülen  anderen  anerkannt 
wird.  Davon  ist  eben  deswegen  bei  der  Bildung  des  Steuersystems 
ausangeben  nnd  demgemäss  sind  solche  einzelne  Stenern  zu  wählen, 
welche  vor  Allem  diesen  finanzpolitischen  Grundsätzen  entsprechen. 

Dieselbe  Auffiissung  des  Zusammenhangs  schwebt  eigenüioh 
bei  einer  scheinbar  ganz  anderen  Forderung  vor,  nemlich  dass  die 
Besteuerung  in  der  richtigen  Verwendung  ihres  Ertrags 
ibre  innere  principielle  Rechtfertigung  und  zugleich 
ihre  Begrenzung  finde  oder  m.  a.  W.  dass  die  Prodnctivi- 
tät  der  Besteuerung  zu  veiiangen  sei,  diese  hänge  aber  ron 
der  Prodnctivität  der  Verwendung  ihres  Ertrags  ab. »)  Werden  die 
Aosdrttcke  „richtige  Verwendung"  nnd  „Produotivität"  hier  im 
richtigen  Sinne  genommen,  so  kann  es  sich  um  nichts  Andres 
handeln,  als  um  die  Anerkennung  der  Thatsache,  dass  der  Steuer- 
ertrag die  unbedingt  erforderliche  ökonomische  Grund- 
lage der  vom  Gesammtinteresse  verlangten  gemein- 
wirthsobaftlichen  Functionen,  namentlich  des  Staats, 
bilde.  Indem  diese  Functionen  auch  die  Voraussetzung  nnd  das 
fördernde  Hilfsmittel  aller  einzelwirthschaillichen  produetiven  Thfttig- 


'}  Stall  betont  ron  Stein,  so  I,  399,  470  (hier  mit  zweifeUiaft  richtiger  An- 
VNtdBng  ftof  die  Verzehrangssteaer  der  arbeiL  GUsse.  indem  der  Staat,  venigsteas 
hentf,  dafür  £ntaprecheudes  durch  die  Terwaltong  fQr  die  Arbeiter  thue,  —  womit 
maa  anf  einem  Dmirege  zar  „Gennsstheoritf'  lu  zum  Priocip  ron  „Leistung  n.  Gegen- 
leiMnag"  zorttcUOme,  obwohl  Stein  S.  469  Letzteres  bestrritet).  Betnebtet  mao 
eben  ue  Volksviithschaft  als  eine  Combination  des  prirat-  u.  gemein-,  bei.  aach 
zwmgBgemeiiiwIrthsch.  Systems  (Gmadleg.  §.  116.  120).  so  folgt  der  im  Text  ent- 
«ic]^eh«  Gedanke  ab  GoiMeqaens.  Im  Kern  ist  Stein*«  AnfEuBtuif  hiermit  idratisch. 
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keit  nnd,  schafft  sich  dann  anoh  der  Einzelne  in  seiner  S^er 
gleichzeitig  die  Bedingungen  seiner  Prodactivifät   Der  Fehler  ist 
nnr,  dass^  wenn  Ton  der  Prodnctiritftt  der  Bestenemng  die  Rede 
ist,  diese  Öfters  in  einem  zu  engen,  auch  zn  materiellen  Sinne 
nommen  wird. 

Es  Terschlägt  nichts,  dass  in  der  WirkUcbkeit  frmlich  A 
Verwendung  des  Stenerertrags  oder  die  Feststellnng  des  Fiout 
bedarfs  nicht  immer  die  „richtigen",  in  dem  dargelegten  Sb» 
„prodactiren"  sind.   Gegen  das  Vorkommen  unpassender  Ofiit- ' 
licher  Thätigkeiten,  zn  grosser  Kostspieligkeit  derselben  n.  s.  t. 
sind  die  Garantieen  anderswo  zn  snchen,  im  UffentUchen  Reebi 
Bndgetrecbt.   Der  grundsätzliche  Vorrang  der  finanzpofili- 1 
sehen  Principien  wird  durch  Hänge!  auf  diesem  Crebiete  nicbt 
aufgehoben.   Selbst  im  concreten  Falle  der  Praxis  wflrde  ABtt 
noch  schlimmer,  wenn  neben  einer  uniichtigen  Regelnng  der  öffi» 
liehen  Ausgaben  zugleich  eine  unzureichende  Besteuerung  eiaber 
ginge  and  in  Folge  davon  die  Finanzlage  sich  verschlecfateite. 

2)  Die  Geeignetheit  u.  s.  w.,  den  beiden  finanzpolitischti 
Grundsätzen  zu  entsprechen,  ist  oben  (§.  368)  schon  fllr  eim^ 
Hauptarten  der  Steuern  characterisirt  worden.  Weitere  bezQgliclK 
Ausfttbrangen  erfolgen  später  in  Verbindung  mit  der  AnfstellnDf 
des  Steuersystems  selbst  (§.  438  ff.).  In  Bezug  anf  die  Bildnu 
des  letzteren  ist  hier  nur  hervorzuheben,  dass  die  Verbindung  rer 
schieden  artiger  Steuergattnngen  und  Ertiebnngs-  und  Ver 
anlagnngssysteme  n.  s.  w.  gerade  auch  wieder  zur  BicfaereDBB^ 
zweckmässigen  Deckung  des  Finanzbedarfs  geboten  ist  Di 
die  einzelnen  Steuern  und  die  genannten  Systeme  auch  in  diesa 
Pnncten  verschiedene  VorzHge  nnd  Mängel  besitzen,  sieh  s.  &  * 
verschiedenem  Maasse  der  dauernden  Richtung  nnd  der  zeü 
liehen  Schwankung  des  Finanzbedarfe  anpassen,  so  moss 
auch  bei  der  Bildung  des  Steners3r8tem8  eines  eonei«ten  Staais  p 
bübrend  bertlcksichtigt  werden.  Die  Theorie  hat  daflir  die  erfonlff 
liehen  Fingerzeige  zu  geben,  indem  sie  zeigt,  wie  Schatsnng?> 
und  VerbranchssteuerD,  Ertrags-  und  Einkommensteiei% 
Personal-  und  Realstenem,  directe  nnd  indirecte  Besteue- 
rung n.  s.  w.  der  gegenseitigen  Ei^nznng  nnd  der  Ans^eiebuf 
ihrer  Mängel  bedtlrfen,  was  auf  die  Kothwendigkeit  einer  pawesdef 
Gombination  dieser  Stenern  im  Steuersystem  hinweist 

B.  —  §.  432.  In  zweiter  Linie  kommen  die  voIkswirU' 
schaftlichen  Grundsätze  ftlr  die  Bildung  des  Steners^-stenfl in 
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fietracht  Letzteres  mnss  danach  so  eingerichtet  werden,  dass  die 
Besteaening  die  riehtige  voiks-  und  einzelwirthschaftUche 
Steaerqnelle  trifft  and  die  Umstände  berücksichtigt,  welche  ftir 
die  Ueberwäiznng  mafisgebend  sind;  dass  femer  die  Pro- 
dnction  nicht  mehr,  als  es  dttreh  die  Bestenemng  einmal  nn- 
vermeidlich  ist,  beeinträchtigt  nnd  die- Vertheiinng  desPro^ 
dnotionsertrags  nicht  in  volkswirthschaftlich  na  cht  heiliger  Weise 
beemflnsst  wird. 

1)  Das  richtige  Steuersystem  znr  Belastung  der 
wahren  Stenerqnelle. 

Die  normale  volkswirthschaftliche  Steaerqndle  ist  nach  den 
froheren  Erörtemngen  (§.  370  ff.)  der  Reinertrag  der  Volks- 
wirthschaft  oder  das  Volkseinkommen  fUr  die  Staats- 
bestenemng,  die  betreffende  Quote  jenes  Reinertrags  im  einzelnra 
Landestheil  für  die  Commnnaibestenemng.  Knr  ausnahmsweise 
und  vorübergehend  kann  das  Kationaiv  er  mögen  daneben  mit 
als  Stenerqnelle  in  Betracht  kommen.  Das  richtige,  den  volks- 
wirthsehaftliehen  Stenerprincipien  entsprechende  Stenersystem  muss 
daher  vor  Allem  der  zu  treffenden  TolkswirthschaftUchen  Stener- 
qnelle, regelmässig  also  dem  Reinertrag  der  Volks-  (oder  Volkstheil-) 
Wirthsehalit  nachgehen. 

Auch  zn  diesem  Zwecke  ist  wieder  die  Verbindungmehrerer 
Dnd  verschiedenartiger  Stenern  im  Stenersystem  nothwendig. 
Denn  der  Reinertrag  der  Volkswirthschaft  oder  das  Volkseinkommen 
ist  zwar  ein  ökonomisches  Ganzes  oder  eine  ökonomische 
Einheit  (nicht  bloss  eme  begriffliche  Abstraotion) ,  aber  bei  uns 
kein  rechtlich  Ganzes  oder  Eines,  sondern  er  zerfällt  in 
eine  nnendliohe  Anzahl  von  qualitativ  und  quantitativ  verschiedenen 
Antheilsrechten  Einzelner.  Diese  Antheilsrechte  bernhen  auf 
dem  Arbeitsantiieil  der  Einzelnen,  welche  das  Volkseinkommen 
producirten,  als  Arbeiter  jeder  Art,  als  Unternehmer  u.  s.  w.;  femer 
auf  dem  (Privat-)  Recht  der  Einzelnen  an  den  sachlichen  Pro- 
dnctionsmitteln  (Boden  und  Kapital),  welche  bei  der  Production 
des  Nationaleinkommens  mitwirkten.*) 

Fflr  die  Änfgabe  eines  volkswirthschafUich  richtigen  Steuer- 
systems zeigt  sich  daher  hier  wieder  die  Rechtsgrundlage  der 


*)  Aach  Mer  sind  boa.  RodbertQB*  historische  Annannngea  und  principieUe 
RrOrtemngen  za  beachten.  S.  oben  S.  192  Note  34  DDd  Dntea  Abschn.  2.  Auch 
Kodbertns,  Normalarbeitsta^ ,  Tub,  Ztschr.  1878  S.  3S1.  Gelegendich  ähnliche 
iedanlien  in  ScbSffle's  neoeren  Schritt«!. 
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Volkswirthschaft  von  entscheidender Bedeatang.  Knrin 
einer  streng  sooiftlistisohen  oder  —  ein  hierin  bemerkeu- 
werth  ähnlicher  Fall  —  in  einer  rein  deapotistischen  Volks- 
wirthsohaft,  mit  voller  Unfreiheit  der  gesammten  fievOlkerong  nnd 
ansacfaliessUchem  Grand-  nnd  Kapitaleigenthnm  des  HenscheK 
wQrde  der  volkswirthschafUiche  Reinertrag  anch  ein  ,,rechtlLchei 
Ganzes"  sein.  Der  Aufwand  iUr  Öffentliche  Zwecke,  oder  das, 
was  anter  solchen  Verhaltnissen  denselben  darstellte,  würde  faia 
sofort  durch  einen  Äbzng  an  diesem  Totalertrag  bestritten  nnd 
dieser  Abzngsposten  wäre  das  Analogon  unserer  Besteaening.  Bei 
Volkswirtbscbaiten  mit  einer  freien  gnindbesitzenden  nnd  geweri)^ 
treibenden  Volksschieht^  neben  einer  unfreien^  fremden  Boden  b^ 
bauenden  Volksmaase,  theilt  sieh  das  Volkseinkommen  zwar  schoä 
in  eine  grosse  Anzahl  verschiedenartiger  Einzeleinkomuora  der 
Freien,  Besitzenden  und  Herren.  Es  lässt  sich  aber  bei  diesen 
verhältnissmässig  leichter  faaseD,  weil  vielfach  Gmnd-  und  Kapital- 
rente noch  nicht  getrennt  sind,  grosse  Grandherrschaften  (Frohn- 
hOfe)  vorwalten,  Creditgesehäfte  noch  wenig  vorkommen  und  dai 
Emkommen  (richtiger:  der  zugewiesene  oder  als  Erwerbsrest  be- 
lassene Consnmtionsbetrag)  der  Unfreien,  wenn  ttberhanpt,  so  beim 
Herren  besteuert  wird,  da  es  rechtlich  zu  dessen  Einkommen  ge- 
bort So  ist  denn  auch  eine  volkswirtbsohaftlich  richtige  fi^ 
Btenerong  in  der  antiken  Welt  wie  im  mittelalterlich-ständi- 
schen Staat  einfacher  und  leichter  zu  verwirktiehen. 

Die  Schwierigkeit  wächst  dagegen  ansserordentlich  ii 
der  weiter  entwickelten,  der  modernen  Volkswirtfasckafi 
mit  ihrer  ganz  veränderten  Rechtsgrandlage  nnd  ihra 
ausgebildeten  Arbeits-,  Besitz-  nnd  Erwerbstheilnng, 
ein  ökonomisch-technisches  nnd  ein  Rechtsmoment,  welclK 
sich  gegenseitig  bedingen.  Denn  die  persönliche  Freihat  der 
ganzen  Bevölkerong,  das  Private^enthum  an  den  sachlicbcoi  Pro- 
ductionsmitteln  oder  das  private  Grund-  nnd  Kapitaleigenthnm,  die 
Creditgeschäfte,  Darlehen,  Facht,  Uietbe,  die  Arbeitstheilong  xwiacfaea 
Stadt  nnd  Land,  die  Trranung  der  agrarischen,  indostriellea  waA 
mercantilen  Thätigkeit,  die  Theilung  jedes  dieser  Zweige  in  zahl- 
lose einzelne  Unternehmungen,  kurz  alle  die  bekannten  modemes 
Rechts-  und  Wirthschaftoverhältnisse  unserer  Uberwiegend  privat- 
wirthschaftlich  organisirten  Volkswirthschafiten  zerlegen  das  Eine 
ationaleinkommen,  die  wahre  und  hauptsächliche  volks- 
wirthschafUiche Stenerquelle,  in  eine  unendliche  Anzahl  recht- 
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lieh  selbständiger  Etnzelein kommen,  oder  den  Einen 
voUcBwirthschaftlichen  Reinertrag  in  eine  Masse  versctiieden 
grosser  nnd  auf  rerschiedenen  Frivatreoh'tstiteln  be> 
mhender,  insofern  auch  qualitativ  yerschiedener  Antfieils- 
rechte  Einzelner  daran.  Eben  deshalb  wird  anch  die  Durchführung 
des  Ornndsatzes  der  Ällgemeinh^  der  Bestenerang  gerade  in  der 
modernen  Volkswirthschaft  so  schwierig  (§.  403  ff.). 

Für  die  Bildung  des  volkswirthschaftlich  richtigen  Steuer- 
systems ist  nun  die  ökonomische  Einheit  des  Volksein- 
kommens zum  Äusgangspnnct  zu  nehmen.  Daher  mttssen 
iu  diesem  System  solche  Steuern  vereinigt  werden,  welche  die 
Einzeleinkommen  oder  die  einzelwirthschafUichen  Erträge,  als  An- 
theile  am  Volkseinkommen,  so  treffen,  dass  dies  letztere  wirklieb 
Tollständig  als  Steuerqnelle  in  volkswirthschaftlich  berechtigter  Art 
und  Umfang  fnngirt 

a)  So  zunächst  im  Staats  Steuersystem.  Da  die  Volkswirth- 
schaft eines  Landes  oder  besser  gesagt  eiues  Staates  kein  ab- 
geschlossenes Ganzes  ist,  sondern  durch  eine  Menge  von  Besitz- 
verhältnissen, Greditgeschäften  und  Arbeitsverbindungen  herttber 
and  hinüber  mit  den  Angehörigen  anderer  Volkswirthschaften  eng 
verknüpft  ist,  so  muss  eben  zur  Erfüllung  je6er  Forderung  anch 
im  Staat 8 Steuersystem  vor  Allem  eine  zweifache  Art  von 
Stenern  verbunden  sein:  Obj  ectstenem,  welche  die  Quellen  der 
Erträge,  bez.  diese  letzteren  selbst,  ohne  Rücksicht  anf 
das  Rechtssnbject,  dem  der  Ertrag  als  Einkommen  zufällt,  nnd 
S ab ject steuern,  welche  das  Einkommen  bei  dem  dasselbe  be- 
ziehenden Rechts-  nnd  Wirthschaftssubject  treffen.  Als 
Steuern  der  ersten  Art  ersokeinen  die  Real-,  die  Ertrags-  nnd 
die  Verkehrasteuem  (letztere  zum  Theil  in  Anschiuss  an  oder 
verknüpft  mit  Gebühren  oder  halb  gebühren-  halb  steuerartigen 
Abgaben,  §.  286,  289  ff.);  als  Stenern  der  zweiten  Art  die  Per- 
sonal-, die  eigentlichen  nominellen  Einkommen-  and  etwaigen 
(gleichfalls  nominellen)  Vermögens  steuern  nnd  dieVerbranchs- 
Btenem.  Je  mehr  sich  die  Volkswirthschaften  wirklich  durch  immer 
regeren  Personen-  und  Wirthschaftsverkehr,  besonders  auch  durch 
internationale  Greditverhältnisse  zu  einer  neuen  Wirthschafts- 
einheit  in  der  Weltwirthschaft  entwickeln,  desto  zwingender 
wird  ans  rolkswirthschaftiichen  Gründen,  am  die  wahre  volks- 
wirthschaftliche  Steuerquelle  richtig  zu  benuteen  (und  zugleich  ans 
Gründen  der  Gerechtigkeit,  nm  die  Steuer  nach  den  Principien 
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der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  richtig  zn  rerthdlen)  eiit 
aolches  ans  pbject-  and  Snbjectstenem  combinirtes  SteaNsystem, 
das  dann  in  seiner  speclellen  Oeatdtnng  nur  wieder  dem  Wechid 
der  berührten  Verhältnisse  folgen  mnss. 

b)  So  aber  in  noch  höherem  Maasse  im  Commnnalstenff 
System,  weil  hier  vollends  die  Veikettong  der  Besitx-,  Credit-  ni 
Arbeitsverhältnisse  eine  so  innige  zwischen  den  Terschiedena 
Landestheilen  and  Gemeinden  ist  and  in  der  mod^nen  Yoikt 
wirthschaft  bei  steigender  ArbeitstheUnng,  indostrieller  EntwieUmig, 
Aosdehnnng  des  Pachtbetriebs  aaf  dem  Lande,  des  Miethwohnm^ 
Wesens  in  den  Städten,  des  Creditwesens,  bei  Freizügigkeit  und 
Wanderung  der  BevOlkernng  immer  inniger  wird.  Nnr  dk 
rationelle  Verbindung  von  Snbject-  and  Objectstenen 
fuhrt  hier  za  einer  volkswirthschaftlich  haltbaren  ond  gerecbta 
Besteaerang,  wie  dies  frtther  in  der  Lehre  von  der  Ällgemeinheii 
der  Besteaernng  an  Beispielen  ansgefUhrt  worden  ist  (§.  410). 

Nach  ähnlichen  Gesichtspancten  ist  das  Stenersystem  einxiK 
richten,  wenn  es  sich  aasnahmsweise  einmal  nm  eine  reelle 
stenerang  des  VoIksvermOgens  als  Steaerqaelle  handelt 
solche  Besteaerang  mnss  mit  ans  Objectstenem  bestehe,  nm 
ihre  Aufgabe  za  lOsen. 

§.433.  — 2)  Das  volkswirthschaftlich  richtige  Steuer- 
system zur  Besteaerang  der  richtigen  Steuerträger, 
d.  h.  der  Personen,  welche  nach  den  volkswirthschaftlichen  und 
den  Ckreohtigkeitsprincipien  die  wahren  Steuerträger  sein  soUei. 
Hier  treffen  Anforderungen,  welche  aus  diesen  beiderlei  PrinciiHK 
für  die  Bildang  des  Steuersystems  abzuleiten  sind,  zusammen. 

Das  Steuersystem  mnss  hier  nach  Möglichkeit  der  Stener 
Überwälzung  Rechnung  tragen:  d.  b.  den  allgemeinen  Regdi 
(§.  390  ff.),  welche  sich  für  die  hier  vorhandenen  Tendenzen  aif 
stellen  lassen,  und  den  speciellen  Umständen,  welche  im  concrd» 
Fall  nach  den  Verhältnissen  der  Zeit,  der  Volkswirthschaft  imi 
der  Rechtsordnung  mit  dardber  entscheiden,  ob  und  wie  weit  jene 
Tendenzen  sich  nun  auch  verwirklichen.  Soweit  es  die  imm« 
vorangehende  Rücksicht  auf  die  Deckung  des  Finanzbedarfs  r* 
lässt,  muss  daher  bei  der  Bildung  des  Steuersystems  nach  solehes 
Steuer-  und  Steuererhebungs-  und  Veranlagangaartes 
gestrebt  werden,  welche  mit  thnnlichster  Sicherheit 
denjenigen  auch  wirklich  treffen,  der  in  Gemässheit 
der  volkswirthschaftlichen  und  Gerechtigkeitsprinci- 
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picn  getroffen  werden  soll,  nnd  in  dem  Verhältniss, 
wie  es  hiernach  richtig  ist 

Wenn  demnach  im  Steuersystem  aus  Rücksicht  auf  die  noth- 
wendige  Deckung  des  Bedarfs  sich  Steuern  finden,  welche  gewisse 
Classen  and  Einzelne  von  Tomeherein  oder  mittels  Ueberwälzungs- 
vorgängen  stärker  belasten,  als  der  Gleichmässigkeit  oder  der  Höhe 
des  Antheils  entspricht,  welchen  dieselben  vom  Volkseinkommen 
beliehen,  00  rnttssen  nothwendig  andere  Stenern  in  das  System 
aafgenommen  werden,  welche  eine  Ausgleichung  herbeiführen. 
So  verhält  es  sich  namentlich  in  dem  practisch  vrichtigsten  Falle 
der  indirecten  Verbraacbsstenern  auf  rerbreitetere  Gegen- 
stände des  Gonsums.  Diese  Stenern  fallen  durch  Ueberwälzung 
meistens  aaf  den  Consumenten  nnd  werden  nur  sehr  schwer  und 
Qnsieher  von  ihm  wdter  fort-  oder  rttekgewälzt  Sie  beanspmchen 
dann  eine  grössere  Quote  vom  Einkommen  des  „kleinen 
Mannes",  als  von  denjenigen  des  wohlhabenderen.  Können 
sie  trotz  dieser  nnd  ihrer  sonstigen  Mängel  nicht  entbehrt  werden,  — 
und  so  liegt  die  Sachlage  in  Wirklichkeit  regelmässig  —  so  ver- 
langen sie  auch  bei  der  Froportionalbestenerung  eine  Er- 
gänzung im  Steuersystem  durch  Aufnahme  von  anderen,  nament- 
lich directen  (nominellen)  Einkommensteuern  mit  steigenden 
Sätzen  fttr  das  grössere  Einkommen.  Wird  das  socialpoli- 
tisehe  Princip  anerkxbnnt,  so  muss  die  Ergänzung  finanziell  unent- 
behrlicher Verbrauohssteuem  der  genannten  Art  durch  Einkommen- 
and  ähnliche  Stenern  mit  noch  entsprechend  höheren  Sätzen 
erfolgen. 

Femer  sind  für  die  Bildung  des  richtigen  Steuersystems  nament- 
lich die  directe  und  indirecte  Besteuerung  sorgfUItig  zu  prüfen: 
80  ob  bei  jener  die  nicht  beabsichtigte  oder  wenigstens  die 
nicht  vorausgesehene  Ueberwälzung  nioht  doch  vorkommt 
und  ob  die  gewollte  und  gemuthmasste  Ueberwälzung  bei 
dieser  anch  wirklich  eintritt,  nnd  in  beiden  Fällen,  in 
welchem  Maasse;  wie  es  sich  mit  der  Weiter wälznng  verhält 
D.  s.  w.  nnd  wer  daher  nnd  in  welchem  Maasse  Jemand 
schliesslich  wirklich  Steuerträger  bleibt  oder  wird.  Da- 
nach sind  dann  wieder  Modificationen,  oder  wenn  diese  nicht 
möglich  oder  nicht  ausreichend,  entsprechende  Ergänzungen 
des  Steuersystems  durch  andere  Stenern  erforderlich. 

Im  Ganzen  wäre  immer  möglichst  nach  einem  solchen  Steuer- 
system in  streben,  welches  nioht  erat  durch  eine  verwickelte, 
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in  ihren  Wirkungen  stete  luuicbere  UebenriUsnng  volkawirthacliaft- 
Uch  richtig  und  gleichmttssig  werden  rnnss.  Leider  erlauben  die 
finanziellen  Rflcksichten  nur  nicht  den  Aosschloss  der  groBsen  in- 
directen  Verbranchssteaem  mit  ihrem  complicirten  Ueberwälznngi- 
prooesB.  Damm  muss  wieder  daB  ganze  Stenersystem  selhs 
viel  verwickelter  werden^  weil  nnn  gerade  aasgleichende  vd 
ergänzende  BestandtheUe  anfzonehmen  sind.  Aber  je  sorgHUtiga 
die  Wahl  der  letzteren  aiufällt,  desto  mehr  wird  doeh  das  gaan 
Steaersystem  auch  den  Tolkswirthsohaftliehen  Anforderangen  ent- 
sprechen. 

§.  43i.  —  3)  Die  Bildung  des  Steuersystems  mit  Bflek 
sieht  auf  die  Prod actione-  und  VertheilnngsintereaseB 
in  der  Volkswirthscfaaft. 

a)Das  einzel-  und  das  volkswirthsehafflicheProductioni- 
Interesse  föUt  freilich  nicht  immer  zusammen.  Daher  ist  ni^  ^ 
jeder  Einwand  gegen  eine  Steuer  wegen  der  Verletzung  eine» 
einzelwirthscbaftUchen  Productionsinteresses,  z.  B.  gegen  den  nad 
den  Zoll  oder  die  und  die  vom  Prodncenten  vorznschiessende  Vc^  | 
brauchsstener  oder  gegen  die  specielle  Einrichtung  einer  Steuer  < 
beweiskräftig.  Auch  muss  selbst  ein  triftiger  Einwand  oft  Tcr- 
stummen,  weil  eben  keine  andere  Steuer  den  finanziellen  Zweck 
erfllllt.  Aber  in  vielen  Fällen  deckt  sich  doch  auch  das  einzig 
und  das  volkswirtfaschaftliohe  Productionsinteresse  und  steht  kcis 
entscheidendes  finanzielles  Bedenken  in  Bezug  auf  die  gewünadite 
Aufhebung,  Ersetzung  oder  Abänderung  einer  Steuer  im  Wege. 
Hier  wird  mit  vollem  Rechte  eine  entsprechende  Umgestaltung 
im  Steuersystem  hinsiohtlieh  der  Wahl  oder  der  Erhebangs- 
nnd  Veranlagnngsart  u.  s.  w.  einer  Steuer  als  volkawirtb-  i 
sohaftUch  begründet  erscheinen.  Nach  diesem  Gesichtspnnct  sind 
namentlieh  oft  bei  Zöllen  und  inlftndisehen  indirectes 
Stenern  Beformen  geboten,  sowohl  in  der  Wahl  der  besteuer- 
ten Artikel,  wie  im  Verfahren  bei  der  Feststellung,  Er- 
hebung u.  s.  w.,  z.B.  um  die  Entwicklung  der  Technik  derPie- 
duction  nieht  unnöthig  zu  hemmen ;  ähnlich  mitunter  auch  bei  des 
Ertrags-  und  Verkehrssteuem.  Endlich  haben  auch  die  zu- 
nächst bloss  etnzelwirthschaftliohen  Productionsinteresaen  einen 
begründeten  Anspruch,  soweit  beachtet  zu*  werden^  als  es  obae 
Widersprach  mit  den  leitenden  Grundsätzen  der  Bestenerung  mögüch 
ist:  so  wiederum  öfters  bei  den  eben  erwähnten  Steuerarten  und  hei 
manchen  einzelnen  Pnncten  der  inneren  technischen  Einriehtong; 
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Anf  die  thnnlichste  BerOckBicbtigang  der  Productionsinteressen 
Isafen  zum  Theil  aaob  die  Anfordenrngen  hinans,  welche  nach 
den  Principien  richtiger  Stenerverwaltung  an  die  Bestenernng  zn 
Btellen  sind  (§.  365,  582  fT.).  Der  Gmndsatz  der  Bestimmtheit 
and  mehr  noch  der  der  Bequemlichkeit  der  Besteuerung  ttlhrt 
hier  mehrfach  m  Folgerangen  and  Forderangen,  wie  die  vorhin 
angedeuteten. 

b)  DaM  die  Bestenerong  endlich  nicht  in  einer  den  Prin- 
cipien der  Gerechtigkeit  widersprechenden  Weise  in  die 
Vertheilnng  des  Volkseinkommens  .(^o^  implicite  des  Volks- 
vermfigens)  eingreife,  ist  immer  zugleich  auch  ein  wichtiges 
votkswirthschaftliches  Interesse.  Denn  der  hierbd  etwa 
entstehende  Druck  der  Steuer  hemmt  die  richtige  Befriedigung  der 
Bedürfnisse,  damit  die  gesammte  Entwicklung  der  also  geboffenen 
Besteuerten,  lähmt  die  Erwerbs-  und  Sparthfttigkeit ,  verletzt  das 
^htsgefllhl  und  ttbt  dadurch  direot  und  indirect  nachtheilige 
Wirkangen  auf  die  Volkswirthschaft  ans.  So  wird  es  uch  nur  za 
leieht  mit  schweren  Verbrauohsstenem  auf  Massenartikel  ver- 
Iialten  (§.  428.).  Nur  darf  wieder  nicht  übersehen  werden ,  dass 
„Gerechtigkeit  in  Steuersacben"  eben  etwas  Relatives  (§.  396.)  ist 
nnd  sich  namentlich  verschieden  gestaltet,  je  nachdem  der  sooial- 
poHtische  Gtesichtspanct  anerkannt  wird  oder  nicht  Der  ttbliohe 
Einwand  gegen  diesen  letzteren,  dass  ein  Eingriff  der  Besteuerung 
in  die  bestehende  Einkommenvertheilong  volkswirthschaftUch  notfa- 
wendig  nachtbeilig  wirke,  ttberschiesst  das  Zid.  Es  wird  dabei 
das  Interesse  der  Volks-  und  der  etwa  betroffenen  Einzelwirth- 
Bchaften  ohne  Weiteres  identificirt  und  das  Interesse  der  absichtlich 
begnnstigten  Einzelwirthschaften  hintangesetzt,  das  hier  voraus- 
sefemngsweise  gerade  das  volkswirthsohaftliche  Interesse  darstellt 

C.  —  §.  435.  Die  Gerechtigkeitsprincipien,  welche 
fQr  die  Bildung  des  Steuersystems  mit  als  Bichtsohnnr  dienen 
mtlssen,  hängen  mit  den  richtigen  volkswirthschaftlichen 
(rnindsätzen  der  Bestenerong  vielfach  zusammen  and  kOnnen  dann 
gleichzeitig  mit  denselben  berficksichtigt  werden,  wie  dies  in  den 
voraosgehendra  Erörterungen  geschah.  Kamentlioh  ist  das  Princip 
lutd  Postulat  der  Allgemeinheit  der  Bestenernng  in  seinen 
*iithschaftliohen  Gonseqnenzen  wesentlich  identisch  mit  dem  Grund- 
satz der  vollständigen  Bestenernng  der  richtigen  volkswirthschaft- 
lichen Stenerquelle,  des  Volkseinkommens,  wo  dann  die  Aufgabe 
darin  besteht,  das  letztere  in  allen  Kanälen,  in  welche  es  sich  im 
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Verkehr  vertheilt,  zo  vertonen,  d.  h.  es  in  der  Form  des  fiinxel- 
Mnkommens  anfzasnehen.  Der  Gnmdsatz  der  Crleiobm&Bsigkeit 
ferner  lässt  sich  nach  der  einen  nnd  der  wichtigsten  Seite  nur  is 
Anknüpfung  an  den  Begriff  der  wirthschaftlichen  Leistnogs- 
fäbigkeit  verstehen  nnd  dnrcbfitthren  (§.  425  C).  Za  da 
Behnfe  mnss  dieser  Begriff  analysirt  und  gezeigt  werden,  wie  laä 
der  Art  nnd  Höhe  des  Einkommens  und  nach  der  ganzen  Erwertt 
art  u.  s.  w.  diese  Leistungsfähigkeit  verschieden  ist  Man  hit 
es  daher  bei  den  beiden  Principien  der  gerechten  StenervertheUuie 
immer  auch  mit  SkonomischenPostnlaten  und  Problemen  zatha 

Soweit  jene  Principien  aber  eine  selbständige  Bedentug 
beanspruchen  dfirfen,  kann  ihnen  doch  nur  eine  Stelle  in  dritter 
Linie,  nach  den  finanzpolitischen  nnd  den  volkswirthschaßli^ 
Steuerprincipien,  für  die  Bildung  des  Steoersystems  zugestanden 
werden.  Ein  Satz,  der  wiederum  wegen  seiner  inneren  KoA- 
wendigkcit  die  Praxis  wohl  ancb  immer  anerkannt,  den  aber  die 
Theene,  gerade  auch  in  der  neueren  Wissenschaft  seit  A.  Smitli, 
Öfters  Übersehen  hat.  Zuerst  hat  das  Steuersystem  mit  absohlef 
Nothwendigkeit  seinen  Zweck  zu  erfüllen :  den  Finanzbedarf  m 
decken,  und  zwar  möglichst  nach  richtigen  volkswirthschafilieboi 
Grundsätzen,  wovon  die  sichere  Erreichung  jenes  finan^eUeo 
Zwecks  and  die  hierfür  erforderliche  Nacbhaltigkeit  der  natio- 
nalen Steuerkraft  mit  ablUUigt.  Hier  liegt  ein  primäres  Intercsie 
des  Ganzen  vor.  Erst  danach  kommen  die  Ein zelinteresseo 
in  Betracht,  welche  gerechte  StenervertheUung  erheiBohen,  aher 
mit  Recht  nur  soweit,  als  sich  dies  mit  der  finanziellen  An»- 
reichendheit  und  der  volkswirtbschaftlichen  Richtigkeit  des  Steuer 
Systems  verbinden  Ifisst  (§.  366). 

FUr  die  Bildung  dieses  letzteren  folgt  hieraus,  dass  es  äat 
unrichtige  theoretische  Forderung  ist,  allem  voran  „gerechte" 
Steuervertheilnng  zu  verlangen  und  auf  den  Grundsätzen  der  ilt 
gemeinheit  und  Gleichmässigkeit  das  Steuersystem  aufbaaea, 
nach  diesen  Grundsätzen  in  erster  Linie  die  Steuergattungo 
nnd  die  einzelnen  Steuern  wählen  und  deren  teohnischt 
Einrichtung  bestimmen  zu  wollen.  Vielmehr  muss,  wie  sack 
Ausweis  der  Steuergesohichte  es  auch  die  Praxis  stets  getban  kai 
und  unvermeidlich  thut,  der  Aufbau  des  Stenersystems  nach  da 
finanzpolitischen  und  volkswirthschaftlichen  Princ^ 
erfolgen  und  kann  erst  —  und  muss  freilich  auch  —  der  Aoibaii 
dann  nach  der  Richtschnur  vor  sich  geheUi  welche  die  Gerechtig- 
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keitsprincipien  angeben.  Demgemäss  sind  die  Haaptsteaern 
des  Systems,  die  eigentliehen  Grandpfeiler  desselben,  zu 
wählen  und  sind  dieselben  technisch  einzurichten  nach 
den  Gesichtspnncten ,  welche  sich  aus  den  finanzpolitischen  und 
volkswirthschafUiohen  Grundsätzen  ergeben.  Alle  weiteren  An- 
forderungen, welche  vom  Standpunct  der  Gerechtigkeit  ans  zn 
stellen  sind  und  nicht  schon  durch  die  Erftlllung  der  volkswirth- 
schaftlicben  Postulate  von  selbst  mit  befriedigt  werden,  mUssen 
sieh  darauf  besohzänken,  in  dem  dergestalt  aufgebauten  Steue^ 
System  Modificationen  in  den  Steuern  und  Stenereinrichtungen 
desselben  nnd  abermals  Ergänznngen  durch  weitere  einzelne 
Stenern  n.  dgl.  m.  eintreten  zu  lassen. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Besteuemng  zeigt  auch, 
dass  dies  der  Guig  der  Dinge  bei  GnlturvOlkem  war,  welche  wirth- 
schaftlioh,  politisch  nnd  socialpolitiscb,  daher  auch  in  den  Rechts- 
anschauungen vorwärts  schritten. 

Die  älteren  roheren  Steuersysteme  sehen  wesentlich  nor 
auf  die  Gewinnung  des  Steuerertrags,  mit  oberflächlicher  Rtlcksioht 
auf  die  volkswuihsehaftlichen  Wirkungen  und  Voraussetzungen  der 
Besteuerung,  anf  gerechte  Steuervertheilung  und  auf  stener-  oder 
verwaltungstecbttiscb  zweckmässige  Einrichtung  der  Stenern.  Dann 
werden  allmählich  mit  der  Erkenntniss  der  volkswirthschaftKchen 
Dinge,  mit  derAenderung  der  politischen  Lage  und  Classenordnung 
der  Bevölkemng  und  mit  dem  Fortschritt  des  Rechtsgefllbls  jene 
andren  Rttcksiehten  mehr  genommen  und  treten,  auch  unabhängig 
von  dem  Zwang,  ftlr  einen  erhöheten  Finanzbedarf  zn  sorgen, 
Reformen  des  Steuersystems  oder  eben  ein  „Ansban"  desselben  ein, 
wobei  der  leitende  Gedanke  ist:  keine  oder  nor  nebenbei 
eine  Erhöhung,  sondern  eine  volkswirthscbaftlich  rich- 
tigere und  gerechtere  Vertheil  nng  nnd  technisch  zweck- 
mässigere  Einrichtung  der  Bestenerung. 

Wie  diese  tbatsächlicbe  Entwicklung  aber  es  auch  belegt  — 
namentlich  die  ttberall  auf  der  Tagesordnung  befindlichen  „Steuer- 
reformen" unseres  Jahrhunderts  bezeugen  es,  —  so  schaflFt  dann 
gerade  auch  die  Steigerung  des  Volkseinkommens,  die 
Folge  der  verbesserten  Prodnctionstechnik,  die  Ökonomische 
Möglichkeit  einer  gerechteren,  d.  h.  dem  veränderten  und 
entwickelteren  Bechtsgeflllü  der  civUisirten  Welt  entsprechenderen 
Steuervertheilung.  Hier  gilt  för  letztere  etwas  Aehnliches,  wie  auf 
höheren  Wirthschafts-  nnd  Bildungsstufen,  bei  grösserem  Volks- 
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reichthom  fUr  die  Vertheilang  des  Volkseinkommens  SberbupL 
Die  tiefere  ökonomische  BegrIlDdnng  und  Reehtfertignng  einer  Hb 
ungleichen  Vertheilung  nnd  derjenigen  Gestaltung  der  Rechtsord^ 
nnng,  welche  mit  ihren  Rechtsinstitnten ,  wie  der  SclaTerei,  U 
eigenschaft,  der  Gmndherrschafl,  den  gewerbtiehen  nnd  mercKutila 
Privilegien  and  Honopolen  n.  s.  w.,  die  Gmndlage  dieser  Ungleiebbai 
der  Vertheilang  ist,  liegt  eben  in  der  Kleinheit  des  Volksm- 
kommen»  und  in  der  geringen  Ansbildnng  der  Technik.  Ser 
kann  Ökonomtsoh  erst  ein  Wandel  eintreten  mit  entsprechenden 
Fortscbritten  nnd  darf  anch  ein  solcher  erst  dann  geford«1 
werden.'^)  Ebenso  verhält  es  sich  mit  der  „gerechteren" 
Stenervertheilnng  im  Steuersystem:  eine  Verbeeserong der 
ökonomischen  Lage  der  Hassen  des  Volks  gestattet  es  bei  grCssenr 
Volkszahl  und  Volksdichtigkeit,  auch  dnrch  kleine  Stenerbeitri^ 
des  Einzelnen  (z.  B.  in  einem  System  passender  Verbranchssteaeni 
in  Verbindnng  mit  anderen  Stenern  fUr  die  Sichemng  der  Deckoug 
des  Finanzbedarfs  genügend  zu  sorgen  nnd  nnnmehr  gerade  du 
Steuersystem  so  „anszubanen",  dass  es  die  Steuerlast  geieebtef 
vertheilt.  Auf  solchen  höheren  wirthschaftlichen  Entwicklnngsstofn 
ist  dann  auch  die  Ökonomische  Möglichkeit  und  damit  die  riditi^ 
Zeit  nnd  Rechtfertigung  einer  socialpolitischen  Besteaenn? 
gekommen:  jetzt  erst,  aber  jetzt  aacb  wirklich  ohneB^ 
denken  ftlr  die  Entwicklang  der  Volkswirthschaft  und  Cnltur.  Dts 
fuhrt  dann,  wie  unsere  Zeit  auch  lehrt,  zu  veränderten  Recbtfr 
ansohaunngen  Uber  gerechte,  gleichmftssige  Besteuerung  und  kindrt 
in  der  „Volksseele"  den  Eintritt  der  socialen  Stenerepocbe  u. 

436.  Soweit  nun  die  beiden  Grnndsätze  der  AUgemeinbeil 
nnd  GleichmUssigkeit  im  Steuersystem  znr  Geltung  kommen  könnei 
und  sollen,  werden  im  Einzelnen  die  Anforderungen  zu  stellen  oixl 
im  concreten  Fall  zn  prUfen  sein,  welche  in  den  frflberen,  dieea 
Principien  gewidmeten  Abschnitten  erörtert  worden  sind.  Besonden 
wichtig  ist  dann  wieder  die  theoretische  nnd  practische  Untersachiu^ 
der  Ueberwälzang.  Je  nach  dem  Ergebniss  dieser  Untersnchooi 
sind  Beformen  des  bestehenden,  wenn  auch  finanzpolitisch  erproMea 
nnd  sonst  volkswirthschaftlich  richtigen  Steuersystems  vorzsnehiseii, 
und  zwar  in  verschiedenem  Umfange  and  in  verschiedener  Mi 


")  S.  die  bezttgL  Ausfuhrongen ,  nam.  Uber  don  Eiolhus  der  Technik,  ^ 
zweiten  Aufl.  meiner  Grandleg.  g.  104  ff.,  and  dbertwapt  den  ganien  dani^ 
ä.  HftQpubschnitt  S.  134  IT. 
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vom  rein  finanziellen  and,  wenn  er  ttberfaanpt  schon  für  znlässig 
gelten  darf,  vom  socialpolitischen  Standpnnete  ans. 

Ist  es  nach  gebtlhrender  Rücksicht  anf  die  finanzpolitischen 
Grundsätze  nnd  im  conoreten  Fall  auf  die  speotelle  Finanzlage 
erlanbt,  so  kann  bei  bisher  thatsächlicb  relativ  stärkerer  Belastung 
der  unteren  Volksclassen  anch  in  der  rein  finanziellen  Be- 
Bteaerung  eine  Erleichterung  derselben  in  der  Steuerlast  vor- 
genommen werden,  wenn  gleichzeit^  die  besitzenden  oder  die 
Schichten  höherer  £inkommenbezttge  den  etwaigen  Aas- 
fall im  Gesammtertrage  der  Steuer  zu  decken  vermögen,  —  denn 
von  einer  absoluten  Verminderung  des  letzteren  kann  bei 
der  regelmässigen.  Entwicklang  des  Finanzbedarfs  und  der  sonstigen 
ordentlichen  Einnahmen  nur  ausnahmsweise  die  Rede  sein.  Jene 
Erleichterung  Ifisst  sich  erzielen  durch  eingeschränktere  An- 
wendung des  Prinoips  der  Allgemeinheit  nnd  der  Gleiohmässig- 
kelt,  indem  z.  B.  die  unteren  Glassen  von  gewissen  directen 
Schatzangen  befreit  oder  darin  ermässigt  oder  die  Ver- 
branehsstenem  fttr  gewisse  Massenartikel  beseitigt  oder 
herabgesetzt,  dagegen  die  höheren  Glassen,  um  wenigstens  die 
proportionale  Einkommenbesteuemng  wirklich  herzustellen, 
durch  strengere  Durchführung  nnd  angemessene  Pro- 
gressiTsätzeder  (nominellen)  Einkommenstenem,  Einfügung 
von  Ertrags-  und  Verkehrssteuern,  Ausdehnung  der  Ver- 
brauchssteuern und  Erhöhung  ihrer  Sätze  fHr  Genussmittel 
dieser  Glassen  u.  a.  m.  stärker  belastet  werden. 

Wird  die  socialpolitische  Besteuerung  bereits  fUr  gerecht- 
fertigt nnd  durchführbar  gehalten,  so  ist  in  der  eben  angedeuteten 
Riehtang  der  Erleichterung  naeh  nnten  zu  nnd  der  stär- 
keren Belastung  nach  oben  zu  nur  noch  consequenter 
fort  zu  gehen,  wie  es  früher  dargelegt  wurde,  um  im  Ganzen 
die  Progressivbesteuerung  herzustellen.  Daber  Wohl  namentlich 
hier  noch  grössere  Einschränkung  der  Allgemeinheit 
der  Besteuerung  durch  Freiheit  aller  Personen  unter  einem  gewissen 
Betrage  des  Einkommens,  speciell  des  Arbeitseinkommens  von 
directen  nominellen  Einkommensteuern;  Verminderung, 
wenn  nicht  Ausschluss  der  Verbrauchsbestenemng  noth- 
wendiger  Lebensmittel;  ferner  nur  leichtere  Belastung 
von  Volks-Genussmitteln,  in  solcher  Auswahl  nnd  mit 
solchen  Sätzen^  wie  es  z.  B.  auch  nach  Rtlcksichten  anf  das 
öffentliche  Gesundheitswesen,  die  Sittlichkeit  u.  s.  w.  zweckmässig 
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erseheiot.  Dagegen  ftlr  die  höheren  Glasseo  verstärkte  Ane- 
bildnng  nnd  stärker  steigende  Sätze  der  Einkonmei- 
stener;  grössere  Entwicklung  solcher  Ertrags-  ondVeT- 
kehrsstenern,  welche  überwiegend  den  Besitz  nnd  <wv 
den  grosseren  Besitz  treffen  (Kapitalrentenstener,  BOiiei- 
Stenern  n.  dgl.);  Umgestaltnng  der  Verbranchssteaeni  i 
Stenern  vornemlioh  fHr  Gennssmittel  der  Wohlhabendem 
oder  Verbindnng  solcher  Stenern  mit  Lnxnssteneri: 
Erhöhang  oder  Einftlhrnng  allgemeiner  Vermögene 
Stenern  nnd  Erbscbaftsstenem,  besonders  fttr  das  grossere 
Vermögen  n.  s.  w. 

Änch  hier  ergiebt  sich,  dass  es  sieb  bei  der  Befolgnngda 
Grundsätze  der  Allgemeinheit  nnd  Gleichmässigkeit  im  Stener 
System  —  vollends,  aber  durchans  nicht  allein,  in  einem  socUl^ 
politischen  —  keineswegs  bloss,  und  gewöhnlich  nicht  einnulii 
erster  Linie,  um  die  Wahl  der  Stenergattnngen  nnd  einsebef 
Haaptstenern^  sondern  nur  am  die  speciellere  EinrichtiBg 
einer  Steuer,  um  die  Wahl  der  Artikel  nnd  Stenersätse  bei 
der  Verbranohsbesteaemng,  der  einzelnen  Stenern  im  Schatzoogs^ 
oder  Ertrags-  und  Verkehrsstenersystem  nnd  um  die  Hohe  des 
Stenerfasses  in  diesen  nnd  in  nominalen  Einkommra-  vbA 
VermOgensstenem  handelt  Das  Verlangen,  ganze  Stener- 
gattnngen ans  „Gründen  der  Gerechtigkeit*  principiell  »tf 
dem  Steuersystem  ansznschliessen,  selbst  wenn  etwa  steoertee^ 
nisehe  oder  Gründe  der  Steuerverwaltang,  wie  es  leicht  der  FtS 
sein  kann,  ebenfalls  dafür  sprechen ,  z.  B.  die  Forderung  der  es- 
fachen  Aufhebung  der  Verbranchsstenem  oder  Hanptarten  denelbei 
femer  der  Ertragsstenem ,  der  Verkehrsstenem  oder  wenigstes! 
gewisser  Haaptbestandtfaeile  dereelben  (Gewerbe-,  Grund-,  H«b 
Immobilien -Besitzwechselsteaer  n.  s.  w.),  —  ein  solches  Veriugn 
scheitert  meistens  schon  an  der  unerbittlichen  Kothwendigkeit,  dea 
Bedarf  zn  decken  und  an  der  Unmöglichkeit,  ihn  wenigstens  ro^ 
ständig  dnrch  andere  Stenern  decken  zn  können;  ferner  an  des 
Umstände,  dass  mannnr  so  die  volkswirthschafUicbe  Stenerqoefle 
richtig,  d.  h.  vollständig  in  Contribation  setzt,  z.  B.  durch  die 
Ertrags-  und  Verkehrsstenem  als  Oi^ectstenera.  Jenes  VerisQgtf 
entspricht  aber  auch  gar  nicht  einmal  immer  der  Ge- 
rechtigkeit, die  im  Gegentheil  z.  B.  bei  einfacher  unentgeltGcba 
Anfhebung  lange  bestehender  Erb*agBstenem  von  Immo^es 
radezu  verletzt  würde.  Was  dagegen  unter  den  gemachten  VefSB»- 
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setzDDgeD  allerdlDgs  zulässig  und  dann  im  Interesse  gerechter 
Stenerrertheilnng  zu  verlangen  ist,  das  ist  die  Hodificatioo 
innerhalb  einer  Stenergattung,  in  der  Einrichtung  einer 
einzelnen  Steuer,  in  denStenerobjecten,  Sätzen  nnd  Fttssen 
die  Eliminirang  eines,  die  Einftignng  eines  anderen  Glieds, 
um  so  im  Ganzen  das  gestellte  Ziel  der  rein  finanziellen  oder 
der  socialpolitischen  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  der  Steuer 
zn  erreichen.  Dass,  nebenbei  bemerkt,  eine  solche  Beschränkung 
des  fflels  auch  in  der  Praxis  richtiger  ist  als  die  radicale  Um- 
stUrzung  eines  ganzen  Steuersystems  und  zugleich,  dass  nnr  sie 
einer  gesunden  geschichtlichen  Entmcklnng  entspricht,  bedarf 
keines  Beweises.*) 

Ans  dem  Vorausgehenden  folgt  auch,  dass  die  bislang  meistens 
allein  dbliobe  Erörterung  Aber  proportionale  and  progressive  Be- 
Btenening  bloss  als  ttber  eine  Specialfrage  der  (nominellen)  Ein- 
kommenstener  den  Standpunct  der  Betrachtung  viel  zu  eng  und  zu 
niedrig  nimmt  Hau  bat  es  bei  dieser  Frage  vielmehr  mit  einer 
ganz  allgemeinen  Grandfrage  des  Steuersystems  zu  than.') 

D.  —  §,  437,  Die  „logiseben"  Principien  der  Stener- 
verwaltnng,  speciell  die  Postnlate,  dass  die  Besteuerung  mög- 
lichst bestimmt,  bequem  und  mit  möglichst  kleinen  Er- 
bebungskosten  verbunden  sei ,  sind  fttr  die  Bildung  eines 
Bteuertechnisch  richtigen  Stenersystems  natürlich  ebenfalls  sehr 
wichtig.  Aber  sie  stehen  im  Rang  der  leitenden  Principien  auch 
hier  doch  woU  erst  in  letzter  Stelle,  soweit  sie  eine  selbständige 
Bedeutung  verlangen  nnd  nicht  schon  ohnehin  im  finanziellen, 
volkswirthschafüichen  and  im  Interesse  gerechter  Steaervertheilong 
mit  befolgt  werden.  Sie  ergeben  sich  so  nothwendig  aas  dem 
Wesen  nnd  den  Wirkungen  aller  Besteuerung,  dass  ihre  Befolgung 
»soweit  als  möglich"  selbstverständlich  ist,  weil  sie  die  Zwecke 
der  Bestenening  sicherer  und  leichter  za  erreichen  gestattet  Aber 
in  den  Worten:  „soweit  als  möglich"  liegt  eine  starke  Schranke 
der  Befolgung  dieser  Grundsätze  in  der  Praxis,  eine  Schranke, 
welche  auch  die  Theorie  beachten  moss,  indem  sie  in  den  Steae^ 
verwaltnngsprincipien,  namentlich  in  Betreff  des  Verlangens  nach 

*)  Die  ÄosfiiliTaDgm  im  Text  stimmen  im  Wesentlichen  mit  denjenigen  Stein'a 
in  9.  Lelire  rom  Steuersystem  überein,  behandeln  aber  absichtliclt ,  wie  es  m.  £. 
«ftnscbensverth  ist,  an  sich  ganz  einfache  n.  leicht  verständliche  Puncto  des  Steuer- 
srstems'aach  einfacher,  als  ea  Stein  hier  thuL   Vgl.  bei  ihm  bes.  I,  447  ff^  464  ff. 

'')  Hierin  stimme  icli  Stein  a.  a.  0.  z.  B.  S.  452  gegen  Neumann  nnd  alle 
bisherigen  Autoren  ganz  bei.   S.  o.  Vorbem.  S.  364. 
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mQgUohster  Beqaenüichkeit  und  nach  Niedrigkeit  der  EMop- 
kosteOf  zwar  selbstrentKodliche  Khigheitaregein  anerkennoi,  ibet 
ihnen  doch  nnr  eine  nntergeordnete  selbständige  Bedeutang  ffe 
die  Bildung  des  Stenersystems  einräomen  wird. 

Denn  die  vorangehenden  finanzpolitischen,  volkswirtta^ 
liehen  nnd  Gerecfatigkeitspostalate  lassen  sich  eben  vidfadi  nick 
genügend  erfttUen,  ohne  Hintansetznng  von  stenerverwaltnfi 
technischen  Forderungen ,  wenn  auch  eine  Harmonie  dieser  ■ 
jenen  ohne  Zweifel  das  Stenenystem  vollkommener  macht  vi 
seine  Leistungsfähigkeit  steigert 

Je  einfacher  das  Steuersystem  and  die  Einriehtang  «kr 
Ctesammtbestenernng  nnd  der  einzelnen  Stenern,  desto  glIn8tigcT| 
im  Allgemeinen  die  Lage  der  Stenerverwaltnng;  desto  be- 
quemer, wenigstens  in  manchen  Pnncten,  das  Steuerweseo  Ar 
das  Volk;  desto  leichter  die  scharfe  Bestimmtheit  iß 
einzelnen  gesetzlichen  und  Ansftthrungs-Vorschriftei; 
desto  niedriger  mitunter  aach  die  Erhebnngskosten.  Aber 
die  finanzielle  Rücksicht  auf  die  Deekong  des  Bedarft,  & 
volkswirthschaftliche  auf  richtige  vollständige  Belastung  der^ 
wahren  Steuerquelle,  die  Rücksicht  auf  gerechte  Stenerrer- 
theilnng  bedingen  gerade  ein  ans  mehreren,  seUil 
ans  vielen  nnd  verschiedenartigen  Stenern  znsammei- 
gesetztes  Steuersystem.  Diese  Stenern  verlangen  ans  d« 
selben  Rücksichten  oft  wieder  eine  complieirte  EinrichtiiBf 
in  Bezug  auf  Veranlagung,  Erbebang  n.  a.  m.  Da  nOm^ 
denn  die  Rücksichten  auf  die  vortheilhafteste  verwattangsteehaiscbt 
Seite  der  Stenern  zurttcktreten. 

Diese  Schwierigkeiten  wachsen,  weil  die  einsdneo  AaM 
rangen  stenertechnischer  Art  öftere  selbst  mit  einander  in  Wider 
Spruch  stehen,  ja  sich  wohl  direct  ansschliessen.  Besonders  „beqoei' 
ist  z.  B.  nach  dner  Seite  wenigstens,  eine  Steuer,  welche  der  It^ 
stenerte  nicht  unmittelbar  fühlt,  wie  etwa  die  Verbrauchnteiff- 
die  er  im  Preise  eines  Artikels  mit  bezahlt  Aber  eine  aoktt 
Steuer  entbehrt  eben  deshalb  des  Merkmals  der  festen  BesÜBS'- 
heit  und  ihre  Erbebung  macht  oft  besonders  hohe  Kosten  ondBt 
lästlgungen.  In  diesen  Beziehungen  hat  eine  feste  direete  ^hmt. 
z.  B,  eine  Ertragsstener,  Vorzüge,  aber  sie  wird  oft  für  besoidei» 
unbequem  gelten. 

An  den  Hauptarten  der  Steuern  und  der  Systeme  der  fr 
hebung  und  Einrichtung  (Veranlagung  u.  s.  w.)  lässt  sieb  hi'^  : 
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zeigen,  wie  die  und  die  Forderung,  welche  aus  finanziellen,  volks- 
wirthschafUichen  nnd  GerechtigkeitsgrOnden  an  das  Steuersystem 
gestellt  wird,  mit  einer  oder  melireren  rerwaltangstechnisclien 
Forderangen  in  Widersprach  geräth.  Die  indirecten  Ver- 
braochssteoem  auf  verbreitete  Consnmptibilien  bedürfen  wir  am 
ihrer  unersetzlichen  Ergiebigkeit  Willen,  auch  weil  sie  gewisse 
steuerfäbige  and  mit  fiecht  noch  steuerpflichtige  Theile  des 
Volkseinkommens  allein  oder  am  Besten'  besteaem.  Aber  solche 
Stenern  erheischen  unvermeidlich  einen  grossen,  kostspieligen 
Dud  fttr  den  Verkehr  wie  fttr  die  Besteuerten  oft  ausser- 
ordentlich lästigen  Erhebungs-  und  Oontrolapparat,  so 
dass  die  Kegel  der  Bequemlichkeit  und  der  niedrigen  Erbebungs- 
koBten  gewöhnlich  sehr  verletzt  wird.  Jene  Steuern  Verstössen 
femer  stark  gegen  den  Grundsatz  der  GleichmSssigkeit 
Deswe^n  muss  das  Steuersystem  wieder  durch  andere,  entgegen- 
gesetzt wirkende  Stenern,  wie  z.  B.  directe  Einkommensteuern,  er- 
^tozt  werden.  Dadurch  wird  es  aber  fllr  die  Verwaltung  wieder 
complicirter  und  kostspieliger.  Objectstenem,  wie  die 
Ertrags-  nnd  die  Verkehrssteuem,  sind  nothwendig,  um  die 
volkswirthschailliche  Steuerqnelle  richtig  zu  treffen.  Sie  machen 
aber  wieder  manche  Sohwierigkeiten,  die  Ertragssteuem  besondere 
Kosten,  die  Verkehrssteuem  besondere  Belästigungen,  und  zwar 
am  so  mehr,  zumal  die  ersteren,  wenn  sie  „gerecht"  vertheilt 
werden  sollen,  was  umfassendste  Aufnahmen,  Katasterarbeiten  n.  s.  w. 
voraassetzt. 

Man  winLdaher  bei  der  Bildung  des  Steuersystems  die  Postulate 
der  Steuerverwaltung  nach  Möglichkeit  bertteksiohtigen 
mdssen,  aber  sich  keiner  Täuschang  darttber  hingeben  dfirfen,  dass 
sie  gerade  hierbei  ziemlich  in  den  Hintergrund  treten. 
GewQhnlich  werden  sie  nur  unter  ttbrigens  gleichen  Um- 
ständen fttr  oder  gegen  eine  Steuer  oder  Steuereinrichtnng,  Er- 
hebung u.  s.  w.  den  Ausschlag  geben  können,  besonders  wohl  öfters 
das  Gewicht  sonstiger  Grtlnde  fUr  oder  gegen  steigern  oder  ver- 
nuadem.  Darüber  hat  sich  die  Praxis  begreiflicher  Weise  auch 
stets  viel  weniger  getäuscht,  als  die  nach  der  „besten"  Steuer 
suchende  Theorie. 

In  zweierlei  Hinsicht  ist  die  Frage  naeh  der  Berück- 
sichtigung der  Postulate  der  Steuerverwaltnng  aber  auch  wieder 
eine  durohaos  historisch-relative.  Einmal  nemlich  ermög- 
lichen oft  erst  die  Fortschritte  der  Volkswirthschaß,  besonders  der 

A.  Wngiar,  Finunrlnenirbatl.  IL  25 
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Prodnctionstechnik,  des  Öffentlichen  Wohlstands,  dann  fiberhanpt 
wissenschaftliche  nnd  sonstige  Fortschritte  solche  stenerteehniMlie 
Verhessernngen  in  den  Stenerarten  and  Stenereinrichtnngen,  welcba 
frtther  etwa  andere  Bedenken,  wie  die  (Gefahr  Terminderten  Ertngi 
unrichtiger  Vertheilnng  der  Steuerlast  o.  s.  w.  entgegenstanda 
In  solchen  Fällen  müssen  gerade  im  Interesse  besserer  Stene 
technik  die  betreffenden  Beformen  verlangt  werden.  Dergleiebei 
kommt,  wie  sich  in  der  speciellen  Stenerlehre  zogen  wird,  '. 
selten  vor  nnd  auf  verschiedenen  Gebieten  des  Stenerwesens.  Hn ! 
macht  s.  B.  Fortschritte  im  Vermessnngs-  nnd  Abschitsnngsnr- 
fahren  nnd  kann  dann  die  Ornndstenem  reformiren  öder  ratioBcie 
Gmndsteaem  erst  einführen,  oder  man  erfreut  sich  eines  gestdge^ 
ten  Becbtsgeftthls  und  einer  höheren  Bildung  der  BevOlkenug  voi 
kann  daher  zu  einfacheren  und  wohlfeileren  Steuern,  z.  R  zn  Eifr 
kommenstenem  greifen  oder  diese  im  Steuersystem  ansdehnea 
Am  Bemerkenswerthesten  sind  wohl  gewisse  technische  Fortscbritte 
im  Stenerverfahren  selbst  bei  gewissen  indirecten,  im  AnBcbl&M 
an  die  Prodnction  aufgelegten  Verbrauchssteuern,  wodiiti 
ans  rein  steuertechnischen  Grttnden  Äenderungen  mOgÜct 
oder  selbst  im  Interesse  der  Production  nnd  der  gleichmlssigefi 
Steuervertheilnng  geboten  werden,  so  b^  der  Besteuerung  dal 
Branntweins,  Znckers  u.  a.  m. 

Sodann  bringt  es  umgekehrt  die  Entwicklung  der  Volb 
wirthsohaft,  des  Communicationswesens,  des  Verkehrs,  des  OSeK 
liehen  Lebens  u.  s.  w.  aach  wohl  mit  sich,  dass  gewisse  Steiten 
oder  Steuereinrichtungen,  Erhebnngsformen  u.  dgL  aiHserordest- 
lich  lästig  werden,  besonders  zur  Defraude  anregen,  * 
auch  steigende  Kosten  machen,  unergiebiger  und  nngleicV 
mässiger  werden.  So  kann  es  z.  B.  mit  directen  Personalsteoen 
auf  die  unteren  Classen,  mit  gewissen  Arten  von  Zöllen,  mit  stiUti- 
sehen  Thorstenem  (Octrois),  mit  gewissen  Verkehrssteuem  gefaa 
Da  bei  einer  solchen  Entwicklung  der  Dinge  Ersatz  durch  andere 
passende  Steuern  gewoholich  nicht  sehr  schwer  sein  wird,  dBrfa 
hier  wohl  die  steuertechnischen  Rttcksichten  ffir  sich  den  An- 
schlag gegen  solche  Stenern  geben:  ein  Gesichtspnnct,  weteber 
bei  neueren  Steuerreformen  nicht  selten  massgebend  war.') 


")  So  sprechen  z.  B.  die  Schvieriffkeiten  der  Erhebung  der  preuss.  (3>3aeB*Hf 
In  den  unteren  Stofoo,  die  Legion  der  MahauDgon,  Execationen .  die  Kotfan.  dH» 
erregte  Odium  heute,  bei  Fr^gi^eit  a.  s.  w.,  TresentUch  mit  filr  die  Aaf bcM^ 
dieser  Steuer  fUr  kleinere  Einkommen. 
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2.  Abschnitt 

Vebersleht  Aber  die  GrandzQ^  der  g^eseUchtUchen  Entwlcklanip 
des  Steaersystcms  uid  der  Stenenirten. 

Ein  bezQglicheT  Abschnitt  fehlt  bei  Raa,  einzelne  hierher  gehfirige  Notizen  in 
seiner  spec  Steaerlehre.  Aoch  Stein  giebt  I,  402  C  in  s.  „Elementen  der  Geschichte 
des  Stenenresens*'  nor  eine  Ueberaicht  Uber  die  Entwicldong  der  üesammt-BesleneniDg 
unter  Herrorhebang  der  leitenden  Principien  in  den  Hanptperioden,  velcbe  er  unter- 
scheidet. Erst  in  der  spec.  Stenerlehre  finden  sich  dann  bei  jeder  einzelnen  grösseren 
Steaei^ppe  Skizzen  ihrer  geschichtl.  Entwicklang.  Die  Aufgabe  dieses  Abschnitts 
ist  eine  andere:  es  soll  gezeigt  Verden,  wie  die  fortschreitende  quantitatire 
und  ^namentlich  qaalitatir.e  Differenzirang  des  Nationaleinkommens 
n.  Vermageiis  bei  den  Eiozalvirthschafteii,  iresentUdt  die  Folge  vaehaen- 
dern.  immer  feinerer  Arbeltstheiln&g,  mit  NothTendigkeit  zq  einer 
immer  stärkeren  n.  rationelleren  Specialisirnng  der  BcsteoenuiE  a.  aar 
EDtricUnng  eines  complicirten  Steaersystems  führen  mnss,  Toflir  eben  die 
geschichtlichen  Thataachen  die  Belege  bUden.  Wie  stets,  so  hat  aocb  hier 
die  „Geschichte"  ror  Allem  die  Aufgabe,  für  die  nach  der  Methode  der 
Dednction  abgeleiteten  „allgemeinen  Sätze"  oder  „Gesetze"  als  Gontrolmittel  und 
VeriftcationsTerfahren  zu  dienen  und  sodann  im  Einzelnen,  namentlich 
da,  wo  die  Dednction  wegen  der  Gomplicirtheit  der  Verhältnisse  schwieriger  anzu- 
wenden wird,  das  Material  zu  Inductionsachlossen  zu  liefem,  durch  welche  ans 
deuThatsachen  selbst,  als  den  Wirkungen  von  hypotbetiscb  angenommenen 
oder  unbekannten  Ursachen,  das  „allgemeine  Frincip"  der  Entwicklung  der 
Steneiarteo  „inducirt"  wird.  Es  liegt  aber  nicht  allein  an  der  UnvoUkommenbeit 
ier  bisherigen  gesdiichtlidien  Unteisa<£angen,  bei  denen  kaom  auch  nnr  auf  ein 
solches  altgemeines  Ökonomisches  and  Mdiales  Entwicklangspriucip  das  Augenmerk 
j:elenkt  witrde,  sondern  im  Wesen  dieses,  wie  alles  naüonalokonomiscben  „Stofis**, 
fass  die  Dedaction  dauernd  auch  hier  den  Vorrang  behält.  Die  Gefahr  falscher 
jeneralisationen  ist  dabei  hier  wie  sonst  auf  dem  Gebiete  der  Volkswirthschaftslehre 
licht  zu  Uagneo.  Man  rermeidet  sie  freilich,  wenn  man  sich  bloss  auf  die  Stotf- 
uihiofung  und  Zasanunenstellang  beschränkt,  aber  mit  jener  „Gefahr"  fällt  auch  die 
Kläglichkeit  fort,  zu  allgemeineren  Ergebnissen  zu  gelangen,  aof  die  es  schliesslich 
n  der  Wissenschaft  allein  ankommt. 

Die  einzige,  aber  freilich  höchst  bedeutende  Vorarbeit  fUr  die  Losung  der  be- 
eichneteo  Aufgabe  sind  Rodbertns  classische  Arbeiten  Uber  altröm.  Steoergescbicbte. 
i.  bes.  oben  S.  192  Note  34.  Dieser  gedankenreiche  „historische"  National- 
ikonom  liefert  für  das  lim.  Kaiserreich  den  Beweis  im  Einzelne,  den  ich  im  Folgen- 
len  Air  die  Beatenorang  fortschreitender  Cnlturrttlker  llberhaupt  m 
iringeo  suche.  Die  erste  Anregung  rerdankt  dieser  Venadi  somit  Bodbertas. 
>tein  hat  die  ganze  Aufgabe  woIU  nur  au  sich  Torbdgehen  lassen,  weil  er  diese 
istorische  und  zugleich  principielle  Auffassung  des  Wirthschaftslebens ,  wie 
ie  RodbertDS  rertritt,  tlberhaupt  nicht  gewonnen  bat.  Auch  bei  Schmoller  in  dem 
chOnea  Anf^  Uber  die  Epochen  der  preuss.  Finanzpolitik  fehlt  doch  zu  sehr,  neben 
er  rein  historischen,  die  national  Ökonomische  Behandlung  der  einschlagenden 
'ragen ,  so  dass  nur'  einzelne  Boaeriningen  von  ihm  in  den  Rahmen  der  fblgendea 
'rOrtarungen  fallen. 

Eine  allgomeiae  Steuergeschicbte ,  in  rergloi cheuder  Weise  gearbeitet, 
Uilt  noch  ganz.  Die  specielle  Stenergeschichte  einzdner  Staaten  und  Zeiten  ist 
elbst  noch  za  venig  ausgebildet,  am  ToUst&odiges  Material  zum  Beleg  a.  zur  Coutrole 
Dr  die  Untersacfaung  in  diesem  Abschnitt  zq  bieten.  Sie  liefert  aber  immerhin  schon 
aanchoi  bvaachbaren  Steif.  S.  die  betreffenden  Schriften  zur  Finanzgencliiohte  ftber- 
uuipt  D.  zur  SteneigescMdite  speciell  im  1.  B.  1.  Anfl.  S.  27,  3.  Aufl.  S.  49  d.  oben 
>.  149.  Die  Belege  fOr  die  einzelnen  Ausführungen  u.  Sätze  im  Text  lassen  sich  aus 
'er  Steuorgeschichte  der  in  Betracht  kooimenden  antiken,  mittelalterlichen  n.  modernen 
'fliker  unschwer  zusammenstellen,  liefern  aber  doch  den  förmlichen  Beweis  dafor 
icht  genügend,  weil  man  sich  dabei  unrenneidlicb  auf  die  mehr  notizenartige 
[crrorfaebnng  einzelner,  wenn  andi  characteristiscber,  Thatsacfaen  beschränken  muss. 

25  • 
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Ich  liabe  08  TorgozogeD,  in  einem  A&hftng  am  Schloss  dieses  Budes  in 
Steaenresen  einiger  widttigereii  Lftnder  and  Perioden  in  einem  konoi  löstoäte 
UebeiUick,  aber  doch  im  Zosanunenhang,  TOizofnhren.  Dadurch  »erden  Bekg*  U 
das  im  Text  Entwickelte  geliefert  n.  zugleich  andere  finanzrisBenschaftUdu  n.  fiut 
statistische  Inteteasen  besser  befriedigt,  als  darch  das  Herannelssaa  einzelner  stess- 
geschichtlicber  oad  steaersUtiatischcr  Thatsachen  aus  dem  Znsammenhug-  Di* 
Anhang  gehOrt  daher  anch  za  der  ganzen  „atigemeinen  SteaeTlehre'%  fDr  deren  r 
scbiedene  Abschnitte  er  manches  Ustorische  Material  ram  Beleg  nnd  znr  E^äBS 
liefert  Specielle  Belege  in  Noten  sind  deshalb  im  folg.  Abschnitt  oDterbüebeB. : 
WiederholoDgen  zu  rermeiden.   Weiteres  in  der  speciellen  Stenerlehre. 

I.  —  §.  438.  Die  Aufgabe.  Bevor  vom  nSchsten  (3.)A^ 
schnitt  an  die  Aufgaben  untersucht  werden,  welche  fitr  die  Fima 
Wissenschaft  in  Bezug  auf  die  Bildung  des  Steuersystems  BfA« 
vorliegen,  soll  in  diesem  Abschnitt  die  geschichtliche  Ent 
wicklnng  des  Stenersystems  in  den  GrundzfigeD  Tat 
geführt  werden.  Es  handelt  sich  dabei  um  die  Gewinnmig  ^ 
wisser  allgemeiner  Sätze  (oder  „Gesetze")  der  Entwickli^ 
wie  sie  ans  dem  Wesen  der  Volkswirthschaft  and  der  wirthscbaft» 
den  Menschen  einer>  aus  den  geschichtlichen  Thatsachen  im  Ld« 
von  fortschreitenden  CultnrrOlkem  andrerseits  zu  abstrahiren  ao^i 
Ein  solches  Verfahren  der  „Generalisation"  nnd  der  „Abstrutürl 
ist  auch  hier  geboten,  und  zwar  zunächst  im  Interesse  der  wisse 
schaftlichen  Erkenntniss  und  des  Versülndnisses  der  dnzehieaet 
scbichtlichen  Vorgänge,  die  in  der  Wissenschaft  der  Politisch 
Oekonomie,  daher  auch  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  scboQi^ 
solche,  sondern  nur  als  Symptome  und  Belege  der  gesetzmtoie<i| 
Entwicklung  und  des  Typischen  der  Erscheinungen  in  Betnäi 
kommen;  sodann  im  Interesse  der  besseren  Lösung  der  theoi« 
sehen  und  practischen  Aufgaben  für  die  Bildung  eines  richtige: 
Steuersystems  selbst,  weil  dabei  immer  möglichst  an  die  geschieb 
liebe  Entwicklung  anzuknüpfen,  die  bestehende  Besteoemiig  dihe 
nicht  nmznstossen,  sondern  eventuell  nur  zu  reformiren  ist 
Wiederholungen  von  Functen,  welche  in  diesem  Abschnitt  hei^- 
werden,  lassen  sich  bei  dieser  Behandlangsweise  in  den  folgevla 
Abschnitten  nicht  ganz  vermeiden.  Die  Betrachtungsweise  ist  ^ 
bei  aber  eine  verschiedene:  jetzt  ist  vornemlich  nur  die  Eat^i^ 
Inng  selbst  in  ihren  Grundztlgen  darzulegen,  nm  festinateOc^ 
„was  ist"  und  „was  nnd  wie  es  geworden  ist",  wobeiä 
Beartheilung  der  Zweckmässigkeit  zwar  zum  Behuf  der  £iiIlrQf 
nicht  immer  ganz  zn  vermeiden  ist,  aber  in  zweite  Linie  tritt  ^ 
den  Abschnitten  von  der  finanzwissenschaftlichen  Bildung  deeäeier 
Systems  handelt  es  sich  dagegen  um  die  Beantwortung  AetFngt^ 
„was  sein  soll"  nnd  „warum  es  sein  soll",  ^ 


Digitized  by  Google 


Aafgabe.  —  Abhäugigkeit  der  Stenerentwicklang.  389 


Stenersystem  theoretisch  richtig  and  practiscfa  braachbar 
und  in  möglichster  Uebereinstimmung  mit  den  obersten 
SteaerpTiDcipien  sei.  Der  Hinweis  aaf  die  geschichtliche  Ent- 
vicklong  and  aaf  die  bestehende  Kinrichtnng  des  Steaerwesens 
hat  dabei  aber  öfter  mit  zn  Zwecken  der  Beweisfthrnng  %n  dienen. 

Die  hier  angeschlagene  Behandlangsweise  ermäglicht  dann 
aoch  wohl  in  formeller  Beziehung  eine  bessere  Uebersicht  sowohl 
der  Entwicklung  der  Bestenening  als  der  za  lösenden  Steaer- 
probleme.  Bei  dem  grossen  Umfang  der  Aafgaben  in  Bezog  anf 
die  finanzwissenschaftliche  Bildung  des  Steuersystems  wtlrde  es 
sonst  nicht  leicht  sein,  den  Faden  der  geschichtlichen  Entwicklnng 
ies  Straers^stems  immer  im  Äuge  zu  behalten. 

n.  —  §.  439.  Äbhängigkeitsrerhältnisse  der  Steuer- 
3  D  t  w  1  c  k  1  n  n  g.  Die  geschichtliche  Entwicklung  des  Steuersystems 
oder  m.  a.  W.  der  einzelnen  Stenerarten,  welehe  practiseh  als  ein 
solches  System  —  wenngleich  vielleicht  nur:  wohl  oder  ttbel  — 
fangireo,  hängt  regelmässig  mit  den  frlther  besprochenen  inneren 
politiseben  und  mit  den  socialen  Verhältnissen  zusammen, 
t/eberwiegeud  ist  sie  aber  stets  durch  die  Entwicklung  der 
i^olkswirthsohaft  selbst  bedingt:  direct  ond  indirect,  daher 
etzteren  Falls  wieder  dnroh  das  Medium  der  inneren  politischen 
ud  socialen  Verhältnisse,  die  sich  ihrerseits  unter  dem  Einflnss 
ler  Tolkswirthschaftlichen  Entwicklung  umändern.  Namentlich  die 
laf  dem  Princip  vermehrter  und  fein  erer  Ärbeitstfaeilung 
emhende  Entwicklung  des  privatwirthschaftlichen  Systems 
Q  der  Volkswirthschaft  und  seiner  Rechtsordnung  ftlr  Besitz 
Eigenthum)  nnd  Erwerb  ist  der  entscheidende  Factor  auch 
Qr  die  Entwicklnng  des  Steuersystems  und  der  Stenerarten. 
1b  ergiebt  sich  hier  eine  immer  grössere  nnd  mannigfaltigere 
aantitative  und  auch  qualitative  Differenzirang  des 
Volkseinkommens  nnd  VolksvermOgens,  der  sieh  die  Be- 
teuerung durch  ihre  Specialisirnng  und  systematische 
tusbildnng  anpassen  mnss  und  factiscb  anpasst 

G^ewisse  gemeinsame  GrrundzUge  in  der  Stenerentwick- 
iQg  fortschreitender  Culturvölker ,  bei  ^er  Verschiedenheit  im 
linzeinen,  sind  daher  von  vornherein  wahrscheinlich  und  werden 
urch  die  Erfahrong  bestätigt.  Denn  sie  gehen  ans  der  relativen 
rleichartigkeit  der  volkswirthschaftlichen  und  der  damit  zusammen- 
ängenden  rechtlichen  und  technischen  Verhältnisse,  der  Arbeits-, 
Irwerbs-  und  Besitztheilnng  hervor.   Die  öffentlichen  Ge- 
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meiDwirthschaften  entwickeln  sich  und  steigern  Uirea  Finau- 
bedarf,  zugleich  am  so  mehr,  je  mehr  die  KatnralwirttiMhafi 
im  Verkehr  durch  die  Geldwirtiischaft  verdrängt  wird  und  de» 
nach  auch   unmittelbar  verlangte   und  geleistete  DieniU 
(Wehrweaenl)  durch  sohshe  Dienste  ersetzt  werden,  Uber  weUi 
erst  mit  Hilfe  von  Geld  oder  wenigstens  von  natnrftlet 
Sachglitern,  die  zur  Zahlungsleistung  dienen,  verfügt  «iii 
Erst  hier  wird  der  öffentliche,  besondeis  der  Staatsbedvf 
immer  mehr  Finanzbedarf.   Zur  Deckung  desselben  reicbeo  &t 
oft  sogar  absolut  sich  vermindernden  Domanial-  und  gebfifam 
artigen  Einnahmen  nicht  aus:  die  Stenerwirthschaft  muas  skii 
entwickeln.  Diese  kann  aber  ihre  Zwecke  nur  erreichen,  yrm 
sie  wenigstens  einigermassen  der  quantitativen  und  qnalitatircB 
Differenzimng  des  VolksvermOgens  und  Volkseinkommens  ffilgt 
Daher  muss  sich  die  Besteuerung  selbst  entspreehcBd 
differenziren:  ein  Process,  den  man  das  „Gesetz  derDiff^ 
renzirung  des  Steuersystems"  nennen  kann. 

Nur  scheiobar  steht  damit  eine  bekannte  andere  Wahrnehmniif. 
die  besonders  im  europäischen  Mittelalter  und  von  da  bis  in  die 
Neuzeit  hinein  hervortritt,  in  Widerspruch:  nemlieh  das  Vor- 
handensein zahlreicher,  ja  fast  zahlloser verschiedeB- 
artiger  Abgaben  verschiedensten  Namens^)  gerade  ii 
früheren  Zeiten  unter  unentwickelteren  Staats-  undWirtiisch^ 
Verhältnissen  und  die  allmähliche  Aufhebung  oder  ZusammeB- 
ziefanng  dieser  Abgaben  in  einige  wenige  allgemeine  HaoptsteDcn 
oder  die  Ersetzung  jener  durch  letztere:  also  gerade  eine  Ver 
einfaohung  des  Steuersystems  als  Prodnct  der  geschichtüciia 
Entwicklung.  So  weichen  z.  B.  die  unzähligen  Grandabgabei 
verschiedenen  Ursprungs,  Art  und  Namens  der  einen  einheitli^ 
Grundsteuer,  die  mancherlei  Abgaben  der  Ge werke  der  eisen 
allgemeinen  Gewerbesteuer,  die  verschiedenen  Bergwerks 
abgaben  der  einen  allgemeinen  Bergwerksteuer,  die  mdir 
fachen  Personal-,  Kopf-  und  ähnlichen  Stenern  der  eiaei 
allgemeinen  Einkommensteuer.  Allein  dies  find  eben  nur  steoer 
technische  Vereinfachungen  in  der  Steuerverwaltnng  ond  Ai< 
Scheidungen  von  Abgaben,  welche  keinen  oder  keinen  reüMS 
Steuer  character  besitzen.  Zn  den  älteren  nuuinigfachen  Gm^ 
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and  Gewerbeabgaben  waren  neben  BtenerrecfaUichen  grnndherr- 
Uohe  und  gebflhrenartige  Elemente  verBchiedenster  Art  ent- 
halten, wie  sie  firttheren  politischen  nnd  wirthschafiUohen  Bechts- 
oFdnnngen  entsprachen.  Diese  Elemente  werden  grossentbeils 
beseitigt  and  dadurch  entsteht  schon  eine  grössere  Einfachheit 
In  den  tlbrigen  versdiiedenen  Abgaben  wird  aber  das  Gleich- 
artige erkannt  und  sie  werden  demgemHss  zn  einer  Hanptsteaer, 
z.  B.  der  Grandstener,  zweckmässig  vereinigt  Aber  gerade  da- 
bei wird  es  dann  nm  so  ersichtlicher ,  dass  gewisse  Einkommen, 
Erträge,  VermOgensobjecte  n.  s.  w.  wegen  der  eingetretenen 
Entwicklung  des  priTatwirthscbaftlichen  Systems 
dnrefa  die  bisherigen  Stenern  nnd  deren  neuere  Stellvertreter  nicht 
oder  nicht  gdnOgend  getroffen  werden:  daraus  entspringt  dann 
wieder  nm  so  mehr  die  zwingende  Nothwendigkeit  einer  Diffe- 
renzirnog  der  Besteuerung  und  der  Ausbildung  eines 
eigentlichen  Steuersystems.  Diese  Erscheinung  kann  also 
recht  wohl  gleichzeitig  mit  einer  Vereinfachung  der  historisch  Aber- 
kommenen ,  ans  zahlreichen  Spielarten  einer  Steaergattnng  be- 
stehenden einzelnen  Stenern  hervortreten,  wie  dies  in  der  neueren 
Steuergesohicfate  der  europäischen  Volker  anch  der  Fall  war.  — 

Die  folgende  Skizze  sohliesst  sich  an  die  früher  gegebenen 
Eintheilungen  in  Erwerbs-,  Besitz-  und  Gebrauehssteuem 
oder  in  wesentlich  direct  erhobene  Schätzungen  und  meist 
indireot  erhobene  Verbrauchsteuern  an  (§.  334ff.  u.  u.  §.  452 ff.). 

A.  —  §.  440.  Schätzungen.  Primitive  Verhältnisse. 
Birecte  Grund-  und  Personalstenern. 

Die  directe  Schätzung  entspricht  den  einfachen  Verhältnissen 
der  unentwickelten  Volkswirthscbaft  bei  geringer  Arbeitstheilung. 
Sie  bildet  daher  auch  regelmässig  einen  der  Ausgangspnncte  der 
Besteuerung,  nur  dass  gewisse  theils  gebSfarenartige,  theils  steuer- 
artige indirecte  Abgaben,  wie  namentlich  Zölle  und  Marktgelder, 
(§.  445  ff.)  bei  einzelnen  Völkern  wohl  öfters  vorangehen. 

1)  In  primitiven  Zuständen  des  Volkslebens,  jedoch  die 
Sesshaftigkeit  und  den  Uebergang  zu  regelmässigem  Acker- 
bau bereits  als  erfolgt  vorausgesetzt,  finden  sich  namentlich  ge- 
wisse Object-  und  Real  steuern  (wenn  auch  nicht  immer  gleich 
scharf  des  rein  realen  Characters),  besonders  Grandsteuem. 
Dazu  treten  aber  nidit  selten  frflh  Fersonalstenem,  kopfstener- 
artige,  wie  Heerd-,  Familiensteuem ,  oder  eigentliche  Kopf- 
steuern. 


Digitized  by 


392         2.K.  I.A.  AIlg.StflDeri.  3.H.-A.  2.A.  GeschichO. EntwicU.  §.410.141. 

a)  Die  Grnndsteaern  sind  nicht  immer  reine  Steaem,  Sooden 
fifben  verbunden  mit  oder  hervorgegangen  ans  grandherrHcbea 
und  ähnlichen  Abgaben f  welche  an  die  Gemeinschaft  oder  dem 
Vertreter  (KOnig^  Fttnt)  als  Entgelt  fttr  die  Ueberiusoig 
von  Offentliohemf  Gremein-,  fürstlichem  n.  s.  w.  Boden  rar  Natzing, 
entrichtet  werden  (mittelalterliches  Grundzinswesen).   Ganz  all- 
gemein sind  Abgaben  vorwaltend  letzteren  Gbaracters  in  nnt«i- 
w Offenen  Ländern fUrdienrsprtlngliehenLandesbewohner, 
die  im  Grandbesitz  belassen  worden,  nnd  anf  erobertem  Bodes, 
(wie  im  deutschen  SGttelalter,  in  der  zweiten  Hälfte  desselben  Ik^ 
sonders  anf  dem  slawischen  Boden  Sstlich  der  Elbe)  ftlr  die  nenei 
Ansiedler,  denen  Gmndstncke  zom  Anbau  ttberlaaaen  weida 
(„KOnigszins"  n.  dgl.).   Dem  Freiheitsbegriff  in  den  älteren  ger- 
manischen Verhältnissen  widersprach  aber  anch  eine  Grnndstssa 
vom  dgenen  Boden  des  Freien.  Bei  der  wesentUehen  GleieUdt 
der  Ökonomischen  Lage  nnd  Landvertheiltmg,  der  landwirtiisduft 
liehen  Gate-  und  Bewirthscbaftnngseinheiten  (Hnfen)  nnd  des  Aeka- 
bansystems  unter  ganz  extensiver  Landwirthsehaft  sind  die  vm 
den  einzelnen  selbständigen  Besitzern  zu  zahlenden  Grnndabgtba 
nnd  Grandstenem  meistens  gleich  hoch.  Sie  pflegen  sich  dun 
aneh  als  feste  Lasten  oder  Renten  zn  fixiren  nnd  stellen  so  doa 
bleibenden  Antheil  des  Staats  n.  s.  w.  am  Grandertrage  dar.  A«i 
in  den  Wohnplätzen  selbst  (Dörfern,  Höfen,  dann  später  in  da 
Städten)  finden  sich  solche  Gmndabgaben  ähnlicher  Art  nnd  E« 
wicklang.  Ans  ihnen  entsteht  wohl  mitunter,  aber  gewOhnlidi 
spät,  eine  besondere  Hanssteaer,  welche  an  die  Stelle 
Gnmdsteaer  oder  selbst  neben  sie  tritt   Der  Ökonomischen  Tbt 
Sache,  dass  das  Gmndeigenthum  und  seine  Bewirthschaftnng  A 
wesentlichste  Erwerbsquelle  des  Volks  in  diesen  Zeitaltem  ist,  est 
spricht  diese  vorherrschende  oder  alleinige  Grundbesteaeraog 
kommen. 

b)  Personalabgaben  als  solche  sind  bei  freien  Völken 
überall  besonders  missliebig.  Sie  finden  sich  daher  anfas^ 
gewöhnlich  nur  in  ausserordenHiefaen  Nothfällen,  s.  B.  zur  66 
wältigong  einer  Kriegsnoth,  zur  Äbzablnng  eines  Kriegstribnts  d« 
Staats  oder  Volks  an  die  Fremde,  nicht  als  bleibende  EinriclitB^ 
Als  letztere  kommen  sie  am  Meisten  bei  unterworfenen  Vl^ken 
oder  bei  Volksclassen  vor,  denen  die  volle  Volksfreiheil 
fehlt.  Die  Form  einer  gleichen  Heerd-  oder  Familien^e«r 
oder  einer  wirklich  allgemeinen  oder  auf  gewisse  Fer- 
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soaen  männliche,  erwachsene  —  beschränkten  Kopfsteaer  ist  in 
nrsprflngliohen  Verhältnissen  (s.  B.  den  älteren  asiatischen  Des- 
potieeo  der  antiken  Welt)  vielfach  zu  finden  und  durch  die  relativ 
gleiche  Ökonomisohe  Lage  auch  bedingt  und  gerechtfertigt. 

§.  441.  —  2)  Fortbildung,  Einkommen-,  VermOgens- 
Htenern,  Censns.  Eine  Fortbildung  derGmnd-  und  nament- 
lich der  Personalabgaben  zu  mehr  einkommensteuerartigen, 
bez.  zu  abgestuften  Personalstenem,  speciell  der  Grundstenem  zu 
eigentliehen  Vermögenssteuern  ist  mit  der  weiteren  Entwicklang 
des  Volkslebens  und  der  Volkswirthschaft  Öfters  eingetreten.  Oder 
68  kommen  auch  solche  Stenern  als  neue  neben  den  festen 
alten  Stenern  auf,  zunächst  etwa  als  Mittel  zur  Deckung  ausser- 
ordentlicher Bedürfnisse,  dann,  bei  der  geringen  Ergiebigkeit 
nnd  bei  der  rechtlichen  und  Ökonomischen  Schwierigkeit  einer  Er- 
höhung der  alten  Grand-  nnd  Fersonalabgaben,  auch  als  bleibende 
ordentliche  Einnahme. 

Auf  solche  Entwicklung  drängt  theils  diewachsendcDiffe- 
renzirung  der  Ökonomischen  Lage  der  Einzelnen  und  der  Familien, 
theils,  in  Wechselwirkung  hiermit,  die  rermehrte  Arbeitsthei- 
lang  hin,  welche  schon  in  die  Bodenbestellung  eindringt  und 
neben  dieser  andere  Erwerbsberafe  hervorraft  Sind  die  beror- 
recbteten  Stände  nicht  reehüicfa  von  der  direoten  Besteuerung 
tiberhanpt  befreit,  so  muss  auch  deren  regelmässig  gttnstigere 
Ökonomische  Lage  bei  der  Bemessung  der  Steuern  berücksichtigt 
werden. 

So  bilden  sich  Steuern  auf  Grund  eines  Geusas  des  Vermögens, 
Einkommens,  des  Standes  n.  s.  w.  Begreiflicher  Weise  gern  nnd 
öfters  znerst  in  Städten  oder  Stadtstaaten,  wo  die  volks- 
wirthschaftliche  Entwicklung,  die  Arbeitstheilung  und  die  EKffe- 
renzirung  der  Ökonomischen  Lage  immer  am  Frtthesten  nnd  am 
Vollständigsten  Platz  greift  (antike  Republiken,  besonders  Dem<v 
kratieen,  mittelalterliche  SUldte).  Daraus  erklären  sieh  die  Vorgänge 
im  städtischen  Stenerwesen  und  die  Abweichungen  auch  in  der 
Staatsbestenerung  von  Stadt  nnd  Land,  wenn  der  Staat  (FUrst) 
dort  direct  landesherrliche  Steuern  erhebt  Dies  ist  nicht  immer 
der  Fall,  sondern  die  Stadt  findet  sich  mit  dem  Herrn  auch  wohl 
Uber  einen  Gesammtstenerbetrag,  als  ihre  „Schuldigkdt" ,  ab  und 
bestreitet  ihn  aus  ihren  ^genra  Einnahmen  (dentsche  mittelalterliehe 
Städtestenem).  Eventuell  erhebt  sie  die  Steuern  dafür  nach  ihrem 
eigenen  System.    Also  eine  Art  Matricnlarumlage. 
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§.  443.  —3)  Besondere  Stenern  aaf  andere  Erwerbs- 
arten neben  dem  landwirthsehaftliehen  Erwerb.  Er- 
tragsstonersystem.  Neben  solchen  allgem eineren  kneten 
Stenern  auf  Vermögen,  Einkomuien  n.  s.  w.  ün|  entwiekeltem 
Gemeinwesen  flQhrt  die  fortschreitende  Arbeitstbeilnng  iwtseha 
Bodenbestellang  nnd  Robstoffgewionnng  einer-,  StofiVerarbatai; 
anderseits,  —  wie  sie  (im  Gegensatz  znm  Alterthom)  dem  Hittd- 
alter  and  der  Nenzeit  und  deren  Besitz-  and  Erwerbsordnnng 
eigen  ist,  nnd  wie  sie  sieh  sonst  anoh  innerhalb  der  Stildte  seUiet 
entwickelt,  —  za  nenen  besonderen  directen  Stenern  als  Seites- 
Stack  znr  landwirthsehaftliehen  Gmndstener.  Die  VerselbstiUidignBg 
nnd  wachsende  Bedeutung  der  Gewerksarbeit  (Industrie;  Hui> 
werk,  später  Fabrikation)  und  ihres  Ertrags  bedingt  dies.  Diexst 
neuen  stenerfähigen  Zweige  werden  besondere  Abgaben  aufgelegt 
Anfangs  gebflhrenartige,  welche  gleiohzeitig  oder  ttberwiegnd 
specieller  Entgelt  flir  specieile  öffentliche  Leistnngen  an  die 
Gewerktreibenden  sind,  aber  doch  schon  etwas  von  dgentüchs 
Steuer  an  sich  haben;  femer  verwandte  Abgaben,  welche  fttr  Ge- 
währung von  Rechten,  „Freiheiten",  Privilegien,  Vergünstigaogeo, 
Exemtionen,  Goncessionimng  n.  s.  w.  zu  entrichten  sind;  so  nuum^- 
faltig  im  Mittelalter.  Schliesslich  aber  gehen  aus  solchen  Abgaben 
gemischten  Characters  reine-  Stenern  hervor  oder  treten  alf 
wichtigere  besondere  Abgaben  hinzu:  eigentlic he  Gewerbe- 
Stenern,  fUr  kleinere  und  grössere  Gruppen  von  Gewezken,  bü 
der  Tendenz,  allmäblicfa  alle  die  letzteren  zn  umfassen.  In  fthnliebir 
Weise  entwickeln  sich  Abgaben  nnd  schliesslich  eigentliche  besoi^ 
dere  Stenern  fOr  die  Handeltreibenden,  zuletzt  aneh  fDrdk 
Angehörigen  der  liberalen  Professionen,  oder  die  „Gewwrbt 
Steuer"  wird  auf  sie  als  „Erwerbstener'^  oder  dgl.  m.  mit  ansgeddat 
In  den  städtischen  Steuern  kommt  diese  Entwicklung  snerä 
zum  Dnrchbmch.  Das  Staats Stenersyatem  folgt  nach.  Schon  die 
alte  Welt  zeigt  in  ihren  Stadtstaaten,  das  spätere  Hittelalter  b 
seinen  Städten,  nach  grösserem  Aufschwung  von  Gewerk  nsd 
Handel,  deutliche  Sparen  einer  solchen  Gestaltung.  Immer  folg^ 
richtiger  und  bewusster  tritt  sie  im  Staatsstenerwesen  der  Nenieit 
zumal  seit  der  Beschrilnknng  der  finanziellen  Autonomie  der 
Städte,  hervor. 

Die  Ausbildung  des  modernen  „rationellen"  „Ertrag88tette^ 
Systems"  ist  der  einstweilen  letzte  Ausläufer  dieser  Bew^vBf- 
Das  „System"  ist  hier  vervollständigt  durch  Kapitalreoten- 
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Stenern  für  die  nene  ökonomische  Glasse  von  ZiDsrenten  lebender 
„Rentiers";  hie  und  da  anch  durch  „speoielle  Einkommen- 
stenern" von  Beamten  and  Lohnarbeitern.  Auch  die  Grand- 
stener  wird  reformirt,  weil  die  alte  Veranlagung  bei  der  einge- 
tretenen Veränderung  der  Bodenvertheilung  nnd  der  nunmehrigen 
Versohiedenheit  in  der  Aekerbantechnik  oder  im  Bewirthschaftnngs- 
system  nicht  mehr  genügt  nnd  einfache  Erhöhung  der  alten  Sätze 
zu  ungleich  trifft  Daher  die  neneren  „rationellen"  Grondstenem 
auf  der  Basis  amfassender  Bodenkatastrimngf  —  ein  Hauptglied 
im  Ertragsstenersystem. 

Die  wirthschaflliche  Grundlage,  anf  welcher  sich  diese  ganze 
Entwicklang  vollzieht,  ist  aber  doch  die  Verselbständignng, 
immer  weitere  Differenzirung  und  immer  grosser  werdende 
Bedeutung  derjenigen  Zweige  des  Volkseinkommens  (oder  des 
Ertrags  der  Volkswirthschaft),  welche  nicht  aus  landwirthschaftlicher 
Bodenbenutzung  herrühren.  Die  ausgebildete  Berufs -Arbeitstheilang 
fuhrt  zur  Bildung  ökonomischer  Besitz-,  Erwerbs-  und  Arbeits- 
ciassen,  an  welche  sich  das  Volkseinkommen  vertfaeilt  and  welchen 
die  Steoerkategorieen  entsprechen. 

§.  443. —  4)  Ergänzende  Steuern,  von  Besitzwechsel, 
Erbschaften,  Verkehrssteuern.  Eine  zum  Tbeil  schon  ältere 
f^gänzuDg,  welche  in  neuester  Zeit- nur  systematischer  durchgeführt 
wird,  finden  diese  verschiedenen  directen  Stenern  in  mancherlei 
Abgaben  oft  sehr  verschiedenen  Ursprungs  bei  Gelegenheit  des 
Besitzwechsels,  von  ganzen  Vermögen,  wie  bei  Erb- 
schaften, oder  von  einzelnen  Vermögen  sob  je  cten,  besonders 
von  Immobilien,  beim  Verkauf  und  dgL  m.  Uitanter  liegt  der 
Ursprang  solcher  Abgaben  in  grandherrlichen  nnd  ähnlichen  Ve^ 
hältnissen  (Obereigenthnm).  Die  Abgabe  erscheint  hier  als  eine 
Art  Gebühr  fUr  die  Zulassung  des  betreffenden  Rechtsgeschäfts, 
Bigenthnmsttbergangs,  Erbflbergangs  u.  s.  w.,  oder  sie  ist  ein  Zeichen 
•der  Anerkennnng  des  Obereigenthams  Seitens  der  Pflichtigen.  Mit- 
unter hat  die  Abgabe  in  anderer  Beziehung  einen  Gebtthrencharacter, 
indem  sie  für  die  Hitwirkung  eines  Öfflentlichen  Organs  (so  z.  B. 
schon  in  merovingischer  und  caroling^her  Zeit  ein  Zehntel  der 
Erbschaft  an  den  König  fQr  die  Schlichtung  von  Krbstreitigkeiten), 
fDr  die  Gewähmng  des  Reohtssohntzes  erfolgt  Mit  der  Veränderung 
der  zu  Grande  liegenden  Rechte  and  Ansohauangen  schwindet  dies 
Gebtthrenelement,  aber  die  Abgabe  bleibt,  wird  mehr  reine  Steuer 
nnd  wird  umfassender  ausgebildet,  besonders  durch  Ausdehnung 
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auf  analoge  Fälle.  So  geschiebt  es  in  der  Neuzeit  seit  dem  17.  Jahr* 
hnndert  im  Gebiete  des  „Stempelwesens",  dessen  mannigbUige 
Kategorieen  gebtthrenartige  und  TOTkehnsteneiartlge  Elem^ 
vereinen. 

Auch  hier  zeigt  sich  nun  die  Fortentwicklung  der  Volks 
wirthscbaft  nnd  des  Verkehrs  von  Einfloss.  Neue  GestaltnngeE 
darin,  im  Handelsbetrieb,  in  den  Greditgeschäften,  geben  die  äasseit 
Möglichkeit  und  öfters  den  Anlass  zu  solchen  „VerkehrE- 
steuern".  Hier  lassen  sich  aber  auch  Erträge  und  Gewinne 
voraussetzen,  welche  einem  neuen  Stadium  der  Arbeits- 
theilung  entsprechen  und  durch  die  bisherigen  Steuern  niebt 
genügend  getroffen  werden.  Bei  aller  gerade  auf  dem  Gebiet  des 
Stempels,  der  Verkehrastenem,  Besitzwechselstenem  voi^kommeDes 
superfiscalischen  Tendenz  and  rohen  DurchfÜhrang  der  Besteaenug 
konnte  diesen  Abgabeformen  daher  auch  eine  gewisse  innere  B^ 
rechtigang  nicht  abgesprochen  werden.  Erst  die  neueste  Phase 
der  Finanz  Wissenschaft  hat  dies  freilich  erkannt  and  weiss  es 
näher  zu  begründen  und  zu  begrenzen  (§.  469  ff.).  Damit  sind 
aber  auch  diese  Stenern  in  den  Znsammenhang  mit  der  nenereii 
Entwicklung  des  volkswirthschaftlichen  Verkehrs  und  Erwerb«^ 
Systems  gebracht  Gerade  diese  Entwicklang  machte  die  ältere 
Besteaerung  lückenhaft,  ungleichmässig  und  ergänzungsbedfirftig 
und  rechtfertigt  und  verlangt  eine  Ergänzung  derselben  dorefa  ein 
Verkehrsteuer  System. 

§.  444.  —  5)  Modern©  Einkommen-  und  Vermögens- 
besteuerung. In  gleicher  Weise  steht  auch  die  neueste  Ten- 
denz in  der  directen  Besteuerung  mit  abermaligen  Veriüidemngeo  im 
privatwirthscbaftlichen  System  der  Volkswirthschafl,  seiner  Teobnil} 
seiner  Eigenthums-  und  Erwerbsordnnng  and  seiner  Vertheilaog  da 
Grand-  nnd  Kapitaleigenthums  unter  die  verschiedenen  Kat^oriea 
der  Frivatwirtbschaften  in  ursächlichem  Zusammenhang.  Freilick 
machen  sich  gerade  hierbei  neuere  sociale  Ideen  in  dersdbci 
Bicbtung  besonders  mit  geltend:  es  tritt  das  Streben  naoh  allge- 
meinen Einkommenstenern  in  Theorie  and  Praxis,  theilwo« 
auch  nach  allgemeinen  Vermögensteaern  hervor.  DieM 
Stenern  sollen  ergänzend  neben  die  älteren  Ertragsstenem,  tm 
Theil  auch  als  Ersatz  statt  derselben  eintreten,  also  eine  Ge- 
staltung, welche  insofern  auf  frühere,  dem  ausgebildeten  Ertnr 
Steuersystem  vorangehende  Steuerformen  zarUekgreÜt  Das  seboiD- 
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bar  AufiEaUende  dieser  Tendenz  findet  aber  in  der  Tbat  in  neueren 
Veränderungen  des  Erwerbslebens  seine  Tollständige  Erklärung 
nod  Begründung. 

Das  moderne  Ertragsteaersystem  hat  seine  „rationelle"  Ans- 
and  Dnrchbildnng  eigentlich  erst  zu  einer  Zeit  erfahren,  wo  es  der 
privatwirthschaftlicben  Organisation  und  Erwerbsordnnng  schon 
nicht  mehr  recht  entsprach:  seit  dem  vorigen,  vielfach  erst  im 
Laufe  des  jetzigen  Jahrhunderts,  wo  die  neue  Technik  and  die 
neuen  politischen  und  volkswirthscfaaftliehen  Ideen  die  ohnehin 
theilweise  schon  überlebte  alte  Erwerbsordnung  sprengten  und  das 
„System  der  freien  Concnrrenz"  in  allen  Productionszweigeu  durch- 
drang. Jenes  Ertragstenersystem  beruht  auf  zwei  Voraussetznogen, 
einer  wirthschafUicben  und  wirthschaftspolitischen,  und  einer  tech- 
nischen, welche  beide  schon  zur  Zeit  der  Ausbildung  des  Systems 
nur  noch  theilweise  bestanden:  es  setzte  einmal  eine  gewisse  feste, 
wirthschaftlioh  begründete  und  selbst  im  Erwerbs-  und  Bemfsrecht 
einigermassen  fixirte  Arbeitstheilung  zwischen  den  grossen 
Zweigen  der  Production,  besonders  zwischen  ländlicher  and  städti- 
scher Arbeit,  Landwirthschaft,  Industrie,  Handel,  liberalen  Berufen 
and  den  einzelnen  UntemehmuDgsgrnppen  jeder  dieser  Abtheilnngen 
nnd  es  setzte  sodann  eine  relativ  stabile  Technik  in  den  ein- 
zelnen Productionsgebieten  voraas.    Alsdann  Hess  sich  mit  ihm 
der  Zweck,  die  einzelnen  prodnctiven  Classen,  die  zu  einer  jeden 
gehörigen  Untern^mungen  und  Personen  leidlich  gleichmässig  zu 
besteaem,  ebigermassen  erreichen.    Aber  diese  Voraassetzangen 
zerfielen  mit  dem  Untergang  der  alten  Wirthschaftsordnnngeu,  der 
Agrar-,  Gewerbeverfassung  (Zunftwesen)  u.  s.  w.  und  mit  der 
neuen  landwirthsohaftlichen  und  gewerktiehen  Technik,  dem  neoen 
Communicationswesen  immer  mehr.  Das  Ertragsteuersystem,  welches 
auf  eine  relative  Festigkeit  nnd  Dauer  dieser  Verliältnisse  berechnet 
war,  wurde  daher  schon  bei  gleichbleibender  HQhe  der  Besteaerung 
immer  mangelhafter.    Denn  die  wirthschafUiche  und  technische 
Entwicklnng  der  Froductionszweige  war  sehr  verschieden  und  auch 
bei  demselben  Zweige  QrtUch  sehr  angleich.  Der  Finanzbedarf  fttr 
den  Staat  und  die  Selbstverwaltangskörper  wuchs  aber  immer  mehr. 
£ine  einfache  Erhöhung  der  Sätze  erwies  sich  nunmehr  doppelt 
nnansfUhrbar,  ohne  die  grössten  Härten.   Für  eine  anderweite  Ver- 
theilang  des  Steuerbedarfs  fehlte  aber  in  dem  Ertragsteuersystem 
der  SchiUssel  nnd  auch  Reformen  dieses  Systems  fltbrten  anmOglich 
zum  Ziele. 
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So  drängte  Alles  aacb  einem  andren  System  directn  B^ 
stenemng,  einem  beweglieheren,  w^hes  sich  den  steeten 
Verschiebungen  zwischen  den  Prodnctionszweigen,  zwwAcb 
Gross-  und  Kleinbetrieb,  nnd  den  ewigen  Veränderungen  der 
Technik  mehr  anpasste  oder,  m.  a.  W.,  von  den  obigen  Von» 
Setzungen  mehr  absah:  das  ist  die  m  oderne  Einkommen-  niii 
VermOgensbestenerang,  auf  die  sie  wirthschaftlich  nnd  tec^ 
nisch  bedingenden  Momente  zurttckgefllhrt 

B.  —  §.  445.   Die  Verbranchsbesteaernng. 

1)  Primitive  Verhältnisse.  Eine  Bestenemng,  welche 
einzelne  Verbranchsgegenstände  trifft  oder  sich  an  Verbrauchsaete 
anschliesst,  fehlt  in  primitiTen  Verhältnissen  regefaiülflsig  solange, 
als  nicht  ein  gewisser  Handels-  nnd  Marktverkehr  ond  die 
ihn  bedingende  Arbeitstheilung  eingetreten  ist.  Voiden 
mangeln  dafttr  ancb  die  nothwendigen  stenertechnischen  Be- 
dingungen, nemlich  ein  geeigneter  Erhebnngs-  nndControI- 
apparat  NamentUoh  aber  ist  mit  der  vorheirschenden  Natnral- 
wirthsehaft,  d.  h.  hier  der  fast  ansschliessUehen  Eigenprodnctioa 
für  den  eigenen  Consnm,  eine  solche  Besteuemng  sogut  wie  mm 
einbar.  Machen  sieh  doch  auch  später  bei  solcher  Natnralwirthscbaft 
fast  nnflberwindliche  Schwierigkeiten  der  Verbranchsbesteaenms 
noch  geltend  (bei  der  Wein-,  Bier-,  Tabaksteuer  u.  s.  w.). 

2)  Die  erste  Entstehung  der  Verbranchsbestenerang 
daher  regelmässig  an  die  Voraussetzung  einer  gewissen  Entwieklung 
der  Arbeitstheilung  nnd  des  Marktverkehrs  gebunden.  Hier, 
wo  sich  Prodncent  and  Gonsnment  trennen  und  wo  eint 
Ortsveränderung  der  Sachgttter,  zunächst  der  landwirthsdu/t- 
lichen  Erzengnisse  nnd  gewisser  Handelswaaren  (Fabrikate,  Prodncte 
fremder  Zonen),  eintritt,  auch  jene  ersteren  Güter  eben  „Waino*' 
werden,  die  auf  einen  „Markt"  gebracht  werden,  sehen  wir  ttb* 
allgemein  Abgaben  entstehen,  aus  wichen  sich  mit  der  Zeit  unmcf 
reiner  eigentliche  Verbranchsstenem  entpuppen.  Denn  anfängt 
haben  diese  Abgaben  letzteren  Gharacter  nicht  odo-  nur  ihb 
Tb  eil  und  sollen  ihn  wohl  auch  absichtliob  nicht  haben.  Sie  sind 
vielmehr  sehr  verschiedenartig.  So  finden  sich  Abgabe  in  der 
Form  von  Passage-  (Transit-)  und  Wegczöllen,  welche  thih 
für  die  Erlaubniss  des  Transports,  der  FortfHhrung  ans  dem  fn- 
ductionsort,  und  des  Reohts  zum  Handelsbetrieb,  tfaeils  fttr  die  Ge- 
währung von  Rechtsschutz,  theils  fUr  die  Benutzung  des  WegsD.&*- 
entrichtet  werden  und  somit  Uberwiegend  geh  Uhrenartiger  Ka^ 
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sind  oder  wenigstens  sein  sollen.  Oder  die  Al^aben  werden  als 
Harktabgaben  bei  der  Znfahrnng  zam  Uarktort,  bei  der  Ein- 
bringung in  die  Stadt  (Thorabgaben) ,  bei  der  Benutzung  des 
Marktplatzes  und  der  Marktstände  entrichtet  und  sind  theilweise 
oder  sollen  sein  Entgelte  fftr  die  Gewährung  des  Bechts,  in  ein 
fremdes  Marktgebiet  Waaren  einznitlhren,  Marktschatz  zn  geniesseui 
£inriebtangen  des  Markts  zn  benutzen  o.  a  w.:  also  auch  wieder 
„Qebühren".  Die  wenngldch  schon  nicht  immer  mehr  zutreffende 
Voraussetzung  bei  der  Auflegung  solcher  Abgaben  ist  auch  oftmals, 
äass  sie  ron  den  Personen,  welche  sie  zunächst  zahlen,  endgiltig 
gietragen  werden,  dass  sie  also  deren  Erwerb  nnd  Gtewinn,  nicht 
die  Consnmenten  treffen. 

Im  Wesentlichen  beruht,  bei  manchen  sonstigen  Abweichungen, 
nnch  die  Entwicklung  ron  Zollabgaben  fltr  Waaren  im  Verkehr 
mit  der  Fremde,  bei  der  Ein-  nnd  Ausfuhr,  auf  denselben  Grund- 
sätzen. Hier  kommen  dann  nur  zugleich  auch  allgemeine  Grund- 
sätze des  älteren  Fremdenreohts  zur  Geltung,  indem  die  Fremden 
^  solche  wohl  schon  fttr  das  Becht  des  ungestörten  Handels- 
>etriebs  Abgaben  erlegen  müssen,  directe  Steuern,  welche  mehr 
line  Art  Schatzgeld  sind,  Abgaben  ron  den  ein-  und  ausgeführten 
ittttem,  welche  sieh  den  indirecten  Verbraachssteuem  nähern.  Da 
ler  auswärtige  Handel  noch  roher,  „barbarischer"  Völker  anfangs 
fters  rorzngsweise  von  Angehörigen  wüthschaütUch  höher  stehender 
^dlker  besorgt  wird,  so  bietet  sich  hier  auch  schon  frtlh  die  selten 
eraänmte  Grelegenheit  zu  einer  Besteuerung  dieses  Verkehrs  in  der 
'orm  von  Zollen.  Um  so  mehr,  weil  dieser  Handel  hänfig  feinere 
rodncte,  Fabrikate,  Lnxnsconsumptibilien  dem  noch  unentwickelten 
iland  znftlhrt 

Die  vollständige  Durchführung  der  Geldwirthschaft 
ient  zur  grossen  Erloichtcrnng  nnd  Begünstigung  der  Erhebung 
}n  Verbrauchs-  und  ähnlichen  Abgaben.  Aber  die  Voraus- 
3tznn^  dafür  ist  sie  nicht  Denn  diese  Abgaben  können  nnd 
erden  tbatsächlich  auch  in  gewissen  Geschichtsperioden  in  natura 
■hoben,  d.  h.  gewisse  Quoten  (Stacke  n.  s.  w.)  der  naturalen  Pro- 
icte  werden  als  Abgabe,  als  Marktgeld,  Zoll  u.  s.  w.  entrichtet, 
ies  genügt  in  Zeiten  der  Naturalwirthschaft  auch  für  die  Deckung 
»  Finanzbedarfs,  ebenso  gut  wie  die  Katnraleinnahme  ron  Do- 
änen  n.  »-  w. 

§.  446.  —  3)  Weiterentwicklung.  Städtische  Zolle, 
andes-OrenzzOUe.  Neben  dem  Durchdringen  der  Geldwirth- 
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Schaft  and  der  Benatznng  besserer  GommDiiicatioiismittel  woda  ' 
solche  Abgaben  auf  höheren  Stufen  der  volkswirüisehaftfiehei 
Entwicklung  besonders  durch  die  Bildnng  eigenttich  st&dtisebei 
(Gemeinwesen  und  politisch  zu  strengerer  Einheit  abgeschlosMMr 
Staatsgebiete  begfinstigt     Dort  bildet  rieh  ein  Systei 
städtischer  Zolle,  welche  bei  der  Einfuhr  „ftemder"  Wtui 
in  die  Stadt  zum  Consnm  erhoben  werden,  namentlich  ia  k 
Fonn  der  Thorstenern  (Oetrois,  Aecfsen).    Im  StaatagfüR 
entsteht  ein  förmliches  Grenzzollsystem  in  der  dreifseka 
Form  von  Ein-,  Aus-  und  Durch fnhrzSllen.    Die  Er 
hebangs-  und  Gontroleinrichtnngen  sind  hier  in  der  i\- 
geschlossenen  Stadt  und  in  der  oft  ohnehin  beanfsichtietec 
Grenzlinie  des  Staats  leicht  anzubringen.  Die  genannten  rtiAt^ 
sehen  Abgaben  sind  ffir  die  städtischen  Finanzen  bestimmt  Wi 
rieh  aber  die  Stadt  zum  Stadtstaat  und  zum  eigentlichen  Stiii 
entwickelt  (Alterthum,  zweite  Hälfte  des  Hittehüters),  oder  wo  m  j 
ihre  autonome  Stellung  mehr  oder  weniger  verliert  und  anter  laodflt- 
herrliche  Gewalt  kommt,  wie  seit  dem  16.  und  17.  JahibuDdoti 
immer  mehr  bei  uns,  da  werden  diese  städtischen  Abgaben 
mit  zu  Staatsabgaben  und  namentlich  in  der  letstgeuaniM  | 
Periode  mehrfach  ein  Mittel  der  Staatsbesteuerung  der  sOdtiiekB 
BerOlkemog  („Accisesystem"). 

Uebrigens  sind  auch  diese  städtischen  Zölle  und  die  Gnv- 
zOlle  nach  ihrer  Tendenz  und  der  ihnen  wenigstens  beigememMi 
Wirkung,  besonders  im  früheren  Entwicklnngsstadinm,  noch  nkk 
immer  reine  Verbrauchssteuern  nnd  selbst  nicht  immer  rav 
Steuern.  Sie  enthalten  auch  jetzt  noch  gebtthrenartige 
mente  in  sich,  als  Entgelt  fttr  Leistnngen,  fUr  Benutzung  Ofa*, 
lieber  Einrichtung,  für  Schatzgewährung  (Zasammenhang  de«  Zoft 
mit  dem  „Geleitsgeld"),  für  die  Gewährung  gewisser  Reehte  da 
Handels  n.  s.  w.  Soweit  sie  aber  Steuern  sind,  sollen  säe  4a 
kaufmännischen  Gewinn,  eventuell  den  Erwerb  den  Prt 
ducenten  treffen.  Aber  mehr  und  mehr  treten  dann  diese  Srii*! 
des  Verhältnisses  zurttck  und  nach  Tendenz  and  lhilil< 
Wirkung  werden  diese  Zölle  immer  mehr  eigentliche  T«t 
brauchssteuem,  die  schliessliob  den  städtischen  ConasB«' 
ten  und  bri  den  Grenzz9llen  den  Landesbewohner  im.  Vni' 
aufschlag  belasten.  Dazu  trägt  auch  ihre  Erhöhung  bej*  A 
einerseits  hieranf  hinwirkt,  andersdts  dadurch  erst  ennOgüeiit  «ifi 
Es  ist  in  den  Städten  die  Entwicklung  hOherei  Wehl 
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Stands  durch  Gewerbe  and  Handel^  Bildnng  von  Kapital  a.  s.  w., 
welche  eine  grössere  Steuerfähigkeit  bewirkt  nnd  daraof  hinftthrt, 
die  letztre  gerade  durch  Verbraachssteuern  in  Contribation  zu  setzen. 

Die  einzelnen  Artikel,  welche  einer  solchen  Bestenerung 
onteiliegen,  sind  aof&nglich  sehr  mannichfaitig  und  zahl- 
reich. Die  Stadtabgaben  betreffen  romemlich  alle  Arten  laud- 
wirtbschaftlicher  roher  Erzeugnisse  des  Marktrerkehrs 
and  Verwandtes,  z.  B.  ordin&re  Gewerksprodnote  des  platten  Lands, 
soweit  diese  ttberhanpt  hier  producirt  nod  dort  eingefllhrt  werden 
dQrfen,  femer  Wein,  und,  soweit  die  Bereitung  nicht  auf  die 
städtischen  Gewerke  beschränkt  ist,  Bier.  Die  GrenzzOlle  umfassen 
wie  die  älteren  Passage-  und  WegezOlle  im  Allgemeinen  alle 
Handelswaaren,  welche  Uber  die  Grenzen  ein-  nnd  ausgehen, 
im  ersten  Falle  einerlei,  ob  zum  inUlndiscfaen  Consum  oder  zur 
Durchfuhr  in  andere  Länder,  femer  sowohl  die  zum  Consum 
ab  die  znf  Verarbeitung  dienenden  Waaren,  und  sowohl  Nahrungs- 
mittel, Roh-  nnd  Hilfsstoffe  der  Gewerke,  als  Halb-  und  Ganz- 
fabrikate. Daher  sind  die  älteren  Tarife  der  städtischen  Thor- 
accisen  nnd  der  Grenzztflle  sehr  umfangreich,  oder  sie  schreiben 
g;enerell  von  allen  Waaren  oder  von  ganzen  grossen  Kate- 
l^orieen  einen  Zollsatz  (z.  B.  eine  Werthquote)  vor. 

Die  Fortentwicklung  besteht  regelmässig  in  einer  grossen 
^Vereinfachung,  d.  h.  in  der  Verminderung  der  Zahl  der 
Utze  solcher  Tarife.  Auch  dieses  hängt  mit  allgemeinen  volks- 
virthschaftlichen  Verhältnissen  zusammen.  Der  Consum  einzelner 
Voducte  oder  Handelswaaren  ist  in  früheren  Perioden  nach  der 
Sinkommen-  und  Vermögensvertheiluug  der  Bevölkerung  gewOhn- 
ich  nicht  gross  genug,  um  durch  die  BezoUung  weniger  Haupt- 
Artikel  ein  gentlgendes  finanzielles  Ergebniss  zu  erzielen.  Ein 
fassenconsnm  von  Quasi-Luxusartikeln  (Colonialwaaren !)  fehlt 
och.  Nur  etwa  der  Wein-,  Bier-  ond  Branntweinconsum  ist  in 
inzelnen  Gegenden  (Weinbau!)  schon  erheblicher,  erträgt  aber, 
benso  wie  der  Consum  anderer  Waaren,  nach  Volkssitte  und 
Vohlstandsverhältnissen  noch  keine  hohen  Steuersätze.  So  muss 
ich  die  Bestenemng  auf  eine  grosse  Anzahl  Artikel  erstrecken. 

Soweit  aber  die  besteuerten  Gegenstände  wirklich  Luxusartikel 
es  Consnms  der  reicheren  Classe  betreffen  (feinere  Fabrikate, 
ropiscbe  nnd  ähnliche  Gennssmittel),  werden  auch  die  Steuer- 
ätze gern  hoch  gehalten.  Luxuspolizeiliche  und  Gesichtspunote 
er  mercantilistischen  Handelspolitik  wiriien  dabei  zumeist  mit. 
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Aber  anch  daa  Finanzinteresse  wird  so  am  Besten  gewahrt,  da 
die  Verthenenmg  des  Artikels  den  Consam  in  dem  kleinen  Kreise 
reicherer  Lente  nicht  vermindert  und  bei  dem  an  sieb  geringftlgigeD 
Consam  doch  nar  solche  Sätze  etwas  eintragen.  Aach  das  ZoU^ 
nnd  AcoisetarifweBen  Ändert  sich  diüier  nadi  der  Anzahl  imd 
Höhe  der  einzelnen  Stenersätze  wieder  mit  der  ganzen  volks- 
wirthschaftliohen  Lage. 

§,  447.  —  4)  Erhebung  von  Verbranchssteaern  bein 
Prodacenten.  Bei  einem  gewissen  Stadium  der  Arbeite 
theilang  nnd  der  technischen  Entwicklang  kommen  dann  riet 
fach  auch  noch  andere  Formen  der  Verbranchsbesteaenrng  auf 
besonders  die  Bestenernng  beim  Prodncenten  selbst  nnd 
Bttcksicht  auf  oder  anch  genau  nach  der  Menge  des  bestenerta 
Prodaets  oder  Fabrikats.  Stenern  dieser  Art  knttpfen  sich  ftir 
Hehl  an  die  Mühlen  der  Bemfs-MflUer,  ftlr  Bier  an  die  Bier 
braaereien,  für  Wein  an  die  Weingewinnnng  der  Weiobauer,  ßr 
Salz  an  die  Salinen  nnd  Salzbergwerke,  am  hier  nur  die  wichtig- 
sten Fälle  za  nennen.  Die  Voraussetzung  einer  derartigen 
steoernng  beim  Prodacenten  ist  eine  gewerbliche  and  technische 
Entwicklung,  bei  welcher  die  Herstellang  solcher  Artikel  niciit 
mehr  bloss  natoralwirthschaftUch  in  der  eigenen  YPirthschaft  d« 
Consumenten  iür  seinen  eigenen  Bedarf,  sondern  schon  mehr  oder 
weniger  überwiegend  oder  selbst  ansschliesslich  Verkehrs-, 
bez.  geldwirthsohaftlich  in  demnach  auch  verhältnissmSss^ 
grösseren  Productionsbetrieben  fUr  den  Absatz  an  Andere  erfolgt 
Hier  kann  dann  auch  der  za  dieser  Bestenerang  erforderliche  £r- 
hebungs-  and  Gontrolapparat  leichter  eingerichtet  werdo. 

Die  Entwicklang  dieser  Stenern  ist  im  Mittelalter  und  in  du 
ersten  Jahrhunderten  der  Neuzeit  durch  eigenthttmliche  Ver- 
hältnisse der  wirthschaftlicfaen  Rechtsordnang  nod  dmk 
das  System  der  Finanzregalien  befördert  worden. 

In  ersterer  Hinsicht  führten  die  Principien  des  Bannreclits 
(BannmUhlen,  Bannbäckereien,  Bannkeltern,  Bannbrauereien  a.  s.  v.) 
and  der  Realgerechtigkeit  a.  dgl.  m. —  Verhältnisse,  wekhe 
mit  dem  ganzen  System  der  mittelalterlichen  wirthschaftlicken 
Rechtsordnung  in  Verbindung  stehen,  sich  übrigens  recht  vobl 
anch  ans  der  Gestaltung  der  damaligen  Volkswirthschaft  and  Tech- 
nik erklären  und  vielfach  rechtfertigen  lassen  —  ohnebin  «is  der 
hanswirthschaftlichen  mehr  in  die  verkehrswirthschaftiicbe 
dootion  und  zugleich  za  einer  stärkeren  Concentration  der  letileiflB 
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auf  eine  kleinere  Anzahl  Betriebe.  In  den  Städten  wirkte  die 

zQoiUerigche  Gewerbeordonng  bei  einzelnen  etwa  fUr  solche  Stener- 
zwecke  in  Betracht  kommenden  Gewerben  in  derselben  Richtung. 
Abgaben  der  Personen,  welche  ein  Bannrecfat  n.  dgl.  iHr  ihren  Be^ 
trieb  geniessen  oder  eine  bezügliche  OffienÜicfae  Einrichtang  benutzen, 
kommen  oft  vor. 

Die  Regalisirnng  hat  wesentlich  dieselben  Folgen  gehabt 
und  legelmftssig  den  Anlass  zd  Abgaben  von  demjenigen  privaten 
tJntemehmem  gegeben,  welchen  die  Ansnatznng  eines  Regals  Über- 
lassen wurde  (Bergwerkregal,  Erlanbniss  zur  Anlegung  von  Mtlhlen 
ui  fiffentliehen  Flflssen,  gelegentlich  förmliches  Mtthlenregal). 

Zu  eigentlichen  Verbranchssteuem  wurden  solche  oft 

sehr  alte  Abgaben  auch  erst  allmählich,  aber  doch  häufig.  Eine 
reodenz,  die  Abgabe  im  Preisaufsehlag  auf  den  Consnmenten  zu 
Iberwälzen,  bestand  von  vorneherein.  Bei  den  Ansschlussrechten 
leg  Gewerbetreibenden  war  sie  auch  nicht  schwer  zu  verwirklichen, 
^her  bei  Abgaben  in  festen  und  meistens  doch  nur  kleinen  Be- 
rägea  war  dies  practisch  unwichtig.  Erst  wenn  die  Abgabe  nach 
lern  ungefähren  Umfang  des  Geschäfts  nnd  schliesslich 
ach  der  genauen  GrOsse  der  Prodnction  nnd  des  Absatzes, 
aher  besonders  wenn  sie  nach  Mengen-Einheiten  dieser 
itzteren  beiden  bemessen  wurde  (Gewicht-  oder  Volumeneinheiten 
■  s.  w.)j  wnrde  sie  ihrem  Zweck  und  ihrer  Wirkung  nach  eine 
Igentliche  Verbrauchssteuer. 

So  ist  die  Entwicklung  in  Hauptfällen,  wie  den  angeführten, 
ewesen,  bei  Mehl-,  Bier-,  Wein-,  Branntwein-,  Salzstenern  u.  a.  m. 
'"^enn  der  Staat  selbst  ein  Finanzregal  betrieb,  wie  besonders  das 
alzregal  (Gewinnung  und  Verkauf  des  Salzes),  war  der  Ueber- 
ing  znr  Verbrauchssteuer  mittelst  Regelung  des  Verkanfpreises 
^sonders  leicht  zu  machen.  Die  neueren  Fioanzmonopole,  welche 
it  dem  17.  Jahrhundert  entstanden,  namentlich  das  Tabak- 
onopol, sind  dann  auch  gewöhnlich  gleich  zum  Zweck  eigent- 
:her  Verbranchsbesteuerung  eingeführt  und  demgemSss  eingerichtet 
Orden. 

§.  448.  —  5)  Die  Fortentwicklung  solcher  „beim  Pro- 
icenten  erhobener"  (bez.  „von  ihm  vorgeschossener") 
erbrancbsstenern  hing  wieder  mit  der  Entwicklung  des  Ge- 
^rberecbts,  der  gewerblichen  Technik  und  der  Gestaltung  des 
idtischen  Thorsteuer-  nnd  des  GrenzzoUwesens  zusammen. 

26* 
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Mit  der  BeBeitigang  von  FiDanzregalen  und  Finanmosopob 
worden  die  in  dieser  Form  besteuerten  Artikel  entweder  iteneifici 
(kleinere,  finanziell  an  wichtigere  Regale)  oder  einer  oeaeo  Ver 
brancbsstenerform  nnterzogen  (Rohstoff- ,  Fabrikatbesteaenrng,  - 
Salz,  Tabak).  Die  Aafhebnng  von  Bannreehten,  Realgereditif- 
keiten  nnd  anderen  Beschränkungen  des  älteren  Gewerberecblf 
hatte  dieselben  beiden  Folgen.  Blieb  die  Besteaemng  bestska 
so  traten  nnr  grössere  Schwierigkeiten  der  Erhebung  und  Controlt 
ein :  es  waren  mehr  und  an  rerschiedenen  Orten  gelegene  Pr» 
dnctionsstätten  zu  Überwachen  (Aufhebung  der  rechtUcheo 
sohränkung  gewisser  Gewerbe  auf  die  Städte,  faotische  Verbreitnu 
derselben  Uber  das  platte  Land,  Vermehrung  der  Anstalten  nutet 
dem  EinflusB  der  Qewerbefreiheit),  was  dann  wieder  zur  WiU 
bestimmter  Steuerformen  nöthigen  konnte. 

Die  Veränderungen  der  gewerblichen  Technik  hatten  diot 
letztere  Wirkung  gleichfalls  öfters.  Namentlich  die  Rohstoff 
und  Fabrik atbesteueruDg  wechselten  und  innerhalb  jeder  tntd 
Veränderungen  mit  aus  tecbnisehen  Ortinden  ein  (Bie^,  Bniiat 
wein-,  Zucker-,  Tabakbesteuerung  u.  s.  w.). 

Da  endlich  derselbe  Oegenstand  vielfach  direct  heimprt 
raten  Producenten,  dann  in  Form  von  städtischen  Tbot 
accisen  und  von  OrenzziJllen  besteuert  wurde  und  nach  ^ 
Prodnctions-  nnd  Bezugsverhältnissen  besteuert  werden  mosste,  « 
waren  diese  verschiedenen  Stenern  in  ein  gewisses  System  o 
bringen.   Namentlich  galt  es,  eine  relative  Gleichmässig^''' 
in  der  Bestenerung  herbeizuführen ,  um  fHr  die  Finanzen  aod 
einzelne  Produceuten  nnd  Prodnctions  orte  nachtheilige  WiriEsn^ 
der  Verschiedenheit  der  Besteaemng,  besonders  des  Steuem&ff 
auf  die  Bedingungen,  welche  für  Prodnction,  Absatz,  Ein-  and 
fuhr,  Preis  massgebend  sind,  zu  beseitigen.  (Beziehung  der  „innerei' 
Verbrauchssteuern  zu  den  Einfuhrzöllen  und  zur  Ausfuhr,  bei 
Spiritus  und  Branntwein,  Zocker,  Tabak,  Salz;  Beziehung 
städtischen  Thoraccisen  fOr  eingeflihrte  Artikel  zn  den  beim 
dncenten  in  der  Stadt  erhobenen  Steuern,  bei  Wein,  Bier,  Branii^ 
wein,  Mehl,  Brot,  Fleisch).  i 

Auf  diese  Weise  wurde  die  Weiterentwicklung  der  städtiseltf 
Tborabgaben,  der  GrenzzQlle  nnd  der  beim  Producenten  erhöbe»* 
Steuern  nothwendig  in  einen  engen  Zusammenhang  gthru^ 
Oewissen  Veränderungen  in  einer  dieser  drei  typischen  Tof^ 
der  Verbrauchssteuer  mussten  aus  Rücksicht  auf  das  betheilif , 
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FinaDzioteresse  und  aaf  die  Verb&ltnisse  der  wirthscfaafüichen 
Gonemrenz  angemessene  Veränderangen  in  den  anderen  Formen 
entsprechen.  Die  neuere  Steaergeschichte  zeigt  immer  mehr,  dass 
die  Gesetzgebung  solche  Rficksichten  nimmt,  weil  sie  die  Wecbsel- 
wirknngen  erkannte.  Aach  nnterblieb  wohl  eüte  Besteuerung  in 
der  einen  Form,  weil  sie  solche  in  den  anderen  nothwendig  ge- 
macht hätte  und  dagegen  technische  oder  ökonomische  Grllnde 
sprachen.  Dadurch  wachsen  die  steaertechnisoben  Schwierigkeiten 
rationeller  Verbraachsbesteuerung  erheblich. 

§.449.  —  6)  Die  moderne  Gestaltung  der  Verbranchs- 
bestenerung.  Die  Verbrauchsbeateaerong  in  diesen  drei  typi- 
schen flaaptformen,  einschliesslich  der  Regalisirnng  oder  Mono- 
polisu'ang  als  einer  Abart  der  Besteuerang  beim  Prodacenten, 
erfordert  nun  unvermeidlich  viele  Controlen  und  ist  meistens 
weitläufig  und  kostspielig  zu  erheben,  wodareh  sie  den 
persönlichen  nnd  den  Güterverkehr  stört  und  nicht  selten 
die  Technik  des  Betriebs  des  Frodncenten  hemmt  Daraus 
erklärt  sich  eine  yolkswiithschaftspolitlsehe  Reaction 
§egen  diese  Besteuerang,  welche  in  der  Neuzeit  wieder  zu  manchen 
Umgestaltungen  im  Umfang  nnd  in  der  Einrichtung  derselben  ge- 
Hlhrt  hat  Diese  Bewegung  wurde  durch  volkswirthsohaftliehe 
Vorgänge  und  durch  Fortschritte  der  Technik  in  der 
Production  nnd  im  Commanicationswesen  unterstützt,  welche  ins- 
^esammt  Veränderungen  im  Consam  der  besteuerten  oder  fttr  be- 
ionders  zur  Verbrauchsbesteuerung  geeignet  geltenden  Artikel  in 
1er  Bevölkerung  bewirkt  haben.  Dazu  kamen  endlich  Rücksichten 
iBf  die  ungleiche  Belastung  der. verschiedenen  Gonsumenten- 
ueise  durch  manche  gerade  der  wichtigsten  Verbrauchssteuern, 
TOS  ebenfalls  zu  Reformen  in  der  Praxis  und  mehr  noch  zu  einer 
ttarken  Reaction  gegen  diese  Stenern  in  der  Theorie  geführt  hat, 

a)  Die  specieUen  städtischen,  besonders  in  der  Form  der 
rhoraccisen  erhobenen  staatlichen  und  communalen  Verbranchs- 
iteuem  zerrissen  das  einheitliche  inländische  Marktgebiet,  hemmten 
ien  Verkehr  zwischen  Stadt  und  Land  und  widersprachen  aneh 
lern  Grundsatz  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  der  Be- 
fteuerung.  Sie  trafen  ausserdem  besonders  wichtige  Lebensmittel, 
leren  Steuerfreiheit  als  nothwendig  im  Interesse  der  ärmeren 
i^lassen  und  der  Arbeitgeber  selbst  erkannt  wurde.  Sie  sind  daher 
nelfach  dem  Streben  nach  freier  wirthschaftlicher  Bewegung, 
wenigstens  im  inländischen  Verkehr,  gewichai. 
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b)  Die  Aasdehnung  des  Welthandels^  die  VermehniDg 
des  Wohlstands  und  neue  Gonsnmtionssitten,  zum  TbeS 
in  Verbindung  mit  neuen  besseren  Prodactionsmethoden ,  wekbe 
einzelne  Gennssmittel  wohlfeiler  herzustellen  gestatteten,  fUhrten  c 
einem  weit  verbreiteten  Gonsmn  ron  „Colonialwaaren",  vn 
denen  man  zwei  besonders  wichtige,  Tabak  nnd  Zocker  anrli 
im  Inland  zn  gewinnen  lernte.   Man  konnte  so  ohne  VerletiBc: 
des  Finanzinteresses  die  Verbranchsbestenerung  in  Form  der  Eb 
fnhrz&lle  nnd  der  inneren  beim  Prodncenten  erhobenen  Stenern  ic 
eine  kleinere  Anzahl  wichtigerer  Artikel,  besonders  solcbt 
eines  relativen  Lnxusbedfirfnisaes  nnd  doch  gleichseitige; 
Hassen consnmtion,  beschränken:  auf  die  Artikel  der  Golonitl 
waarenbranche  und  einige  verwandte  („Südfrüchte"  u.  dgl.)  mi 
anf  die  Getränke,  Wein,  Bier,  Branntwein.   Durch  eine  sokit, 
Vereinfachong  des  Steuersystems  fielen  manche  Gontrolen  nnd  Ver 
kehrshemmnngen  fort  und  vereinfachte  sieb  auch  wieder  die  Ac 
gäbe  der  Ansgleichnng  zwischen  Grenzzoll  nnd  innerer  Sbena 
Die  Vermehrung  des  Gonsnms  erlaubte  gleichzeitig  eine  Ermäs^n: 
der  Steuersätze  nnd  wurde  durch  eine  solche  öfters  selbst  wie^ 
begünstigt  and  daher  absichtlich  anch  wohl  im  FinanzintCRsK 
mit  vorgenommen  (England).    Die  neueren  liberalen  hawkl^j 
politischen  Tendenzen  wirkten  in  derselben  Richtung  der  Von' 
fochong  der  Tarife  und  der  Ermässigung  der  Zollsätze,  iadr: 
namentlich  Schntzzölle  fortfielen  oder  verringert  wurden.  Asa 
die  Honopolisirnng  als  Steuerform  wich  vielfach  vor  Ar 
liberalen  Verkehrspolitik  oder  wnrde  durch  andere  Stenerfi»«: 
ersetzt  (Salz).   Die  Bestenemng  beim  privaten  Froducenten  ai» 
erfuhr  unter  dem  Einfluss  veränderter  Prodnctionstechnik  imm', 
wieder  von  Neuem  Aenderungen  (Zncker-,  Branntwein-,  Biersteaer ' 

Speciell  die  GrenzzttUe  wurden  mehr  nnd  mehr  auf  £ic 
f nhrzOlle  beschränkt,  da  die  volkswirthschaftlichen  Interessen  odr 
die  Ansichten  dartlber  die  Durchfuhr-  und  Ausfuhrzölle  nniSthfirt 
erscheinen  liessen  nnd  die  Finanzinteressen  bei  deren  Forterbetaf 
nicht  mehr  erheblich  betheiligt  waren,  vollends  nach  der  riimrf 
eingetretenen  geschichtlichen  Entwicklung,  in  Folge  deren  m»A 
diese  Zölle  sehr  vereinfacht  und  ermässigt  worden  waren,  wUttac 
die  EinfkihrzOUe  den  AusfoU  ersetzten. 

c)  Die  Berflcksichtigung  der  Stenerfähigkeit  4e 
einzelnen  Volksclassen  nnd  der  gerechten  Steuervertbeilaif 
kam  in  der  Verbranchsbesteuerung  einigermassen  znr  OeltMg  ■ 
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der  Änssoheidang  der  nothwendigen  Lebenamittelf  dann 
in  der  entsprechenden  Answah!  der  einzelnen  besteuerten 
Artikel  nnd  in  der  Höhe  ihrer  Steuersätze.  Aber  das  finanzielle 
Interesse  hat  hier  eingreifendere  Beformen  meistens  verhindert 
Des  erforderiichen  Ertrags  wegen  besteuerte  man  doch  vor  Allem 
die  Artikel  weit  verbreiteten  Gonsams.  Eine  dem  Grundsatz  der 
Gleiehmässigkeit  angemessene  Vertheilung  der  Steuerlast  wurde 
dabei  nicht  erreicht;  auch  wenn  man  die  nothwendigen  Lebens- 
mittel (Brot,  Fleisch)  wenigstens  grossentheils  ausschied^ —  eine 
wichtige  Aasnahme  bildet  Salz  —  nnd  mehr  gewisse  Luxus-Massen- 
artikel d^Genussmittel")  zu  treffen  sachte,  dabei  Branntwein  nnd 
Tabak  auch  trotz  der  vom  Standponct  der  „Gleiehmässigkeit"  sich 
bietenden.  Bedenken  ans  consnm-  und  sittenpolizeilicben  Rück- 
sichten mit  hohen  Sätzen  (England,  Frankreich,  Russland).  Aach 
bot  gewöhnlich  die  Bertloksiehtigung  der  Qualität  bei  ein  nnd 
demselben  Artikel  ftlr  die  Bestenerung  steuertechnisch  zu  viel 
Schwierigkeiten,  so  dass  meistens  ein  einziger  Steuersatz  von  allen 
Qualitäten  nnd  Sorten  erhoben  wurde,  was  abermals  die  Gleieh- 
mässigkeit verletzte  (Einfuhr-Finanzzölle,  innere  Steuern  auf  Ge- 
tränke, Zncker,  Tabak).  Durch  eine  entsprechende  Gestaltung  der 
duecten  Einkommen-  nnd  Ertragssteuem  bat  man  diese  Wirkungen 
der  Verbrauchsbesteuenmg  nur  hie  und  da  and  in  sehr  beschränktem 
Maasse  auszugleichen  gesneht  Auch  durch  die  sogen,  directen 
Lttxusstenem  auf  einige  specielle  Verwendungen  der  reicheren 
Classen  ist  eine  solche  Ausgleichung  nnr  in  einzelnen  Fällen  nnd 
nicht  in  gendgendem  Grade  erfolgt 

G.  —  §.  4d0.  Vorläufiges  Ergebniss  der  Entwicklung 
des  Steuersystems.  Der  tiberall  steigende  Finanzbedarf,  speoiell 
derjenige  für  die  Verzinsung  der  öffentlichen  Schuld,  die  Vermehrung 
des  gesammten  Volkswohlstands,  die  Ausdehnung  des  Gonsums 
gewisser  Genussmittel  in  allen  Schichten  des  Volks,  die  Entwicklung 
der  Productionstechnik,  des  Gommunioationswesens,  des  auswärtigen 
flandels,  die  politischen  Rücksichten  und  der  Wunsch,  den  Druck 
der  Steuern  nicht  unmittelbar  so  dentlieh  empfinden  zu  lassen,  nicht 
am  Wenigsten  auch  die  wachsenden  steaertechnischen  Schwierig- 
keiten, welche  die  qualitativ  nnd  quantitativ  immer  stärkere  Diffe- 
renzimng  des  Nationaleinkommens  und  Nationalvermögens  für  die 
richtige  Auflegung  directer  Einkommen-  nnd  Ertragssteuem  bei 
den  einzelnen  Einkommen-  und  Ertragsbeziehem  und  Vermögens- 
besitzem  schuf  —  dies  Alles  ftlhrte  dann  zu  dem  Ergebniss,  dass 
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die  meist  indirect  erhobene  VerbrauchabesteaeniDg  gegen- 
fiber  der  meist  direct  erhobenen  Einkommen-,  Ertrags- und 
sonstiger  ähnlicher  Bestenemng  wenigstens  im  Staatsstener- 
System  nnserer  Geschichtsperiode  stark  vorwiegt  In  den  w- 
Bcbiedenen  Staaten  freilich  wieder  in  nogleicbem  Haasse,  was  sie^ 
weniger  ans  der  Befolgung  rerscbiedener  stenerpolitiscber  Sek 
als  ans  der  ganzen  geschiohtliehen  Entwicklung  des  Staatalebm 
sowie  ans  der  Höhe  und  den  Verwendnngszweoken  des  gesamirta 
Finanzbedarfs  und  ans  der  Ergiebigkeit  sonstiger  Ebnahmeqnella 
erklärt.  Die  finanzstatistischen  Vergleichnngen  leiden  ttbrigw 
hänfig  an  der  nngenanen  nnd  ungleichartigen  BegriffiBbestimmait; 
der  einzeben  Stenerarten.  So  besonders  bei  der  ttbliefara  G^es- 
ttbersteHong  der  ,,directen"  und  „indireoten"  Bestenerang;  andi 
bei  der  verschiedenen  Anffassnng  des  Ertrags  der  Staatsmonopok 
(Salz,  Tabak),  als  Steuer-  oder  als  gewerbliche  Einnahme;  ferner 
bei  der  verschiedenen  Behandlung  der  „  Verkehrs steuem'^ 
(Stempel  u.  s.  w.,  Besitzwechsel-  and  Registerabgaben, 
sogar  Erbschaft sstenem)}  deren  streng  genommen  fiberlunii 
nicht  unbedingt  zulässige  Einreihung  unter  die  „directen"  oder  die 
„indireoten"  Stenern  oder  die  hiermit  fälscblich  identifieiilei] 
„Schätzungen"  nnd  ,,Verbraoch88tenem  dann  vollends  die 
Vergleichbarkeit  rerschiedener  Staatshaushalte  beeinti^btigt  Hu 
kann  daher  nur  im  Grossen  und  Ganzen  von  dem  lieber- 
wiegen  der  Verbrauchs  bestenemng  sprechen. 

Im  Commnnalstenersystem  ist  das  Ergebniss  ein  andres. 
Hier  sind  die  Verbranehsstenem  —  selbsOndige  sowie  conunnile 
Zuschläge  zu  den  Staatssteuem  —  vielfach  verschwunden  oder  M 
seltener  geworden,  was  zum  Theil  mit  der  steuertechnisebeD  Um- 
gestaltung der  inneren  Verbrauchsbesteuerung  (Wegfall  der  Hör- 
accisen)  zusammenhängt  Die  directe  Ertrags-  nnd  Einkominei- 
besteuemng,  dnrch  selbständige  Gommaualstenem  oder  dwtä 
Zuschläge  zu  den  Staatssteuem,  nberwiegt. 

Ein  Blick  in  die  concrete  Gestaltung  des  Steuersystems  eini^ 
grösseren  Staaten  wird  am  Schluss  des  historischen  Anhangs  sb 
Ende  dieses  Bandes  geworfen  werden. 

Die  Benrtheilung  dieses  vorläufigen  Eigebnisses  der  geschkbt- 
lichen  Entwicklung  nnd  die  finanzwissenschaftliehe  Anfttelln^ 
weiterer  Zielpnncte  fUr  das  moderne  Steuersystem  findet  in  das 
folgenden  Abschnitten  mit  statt 
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3.  Absohnitt. 

Me  fintHzwlssfiisclMftliehe  BiMuof  des  Steversystems.  Einlettang;. 
InbesoBdere  I.  die  Erwerbs-,  namentlich  A.  die  Befiteumuv  des 
l»erafem&sstf en  Erwerbs, 

Mit  diesem  Äbsctmitt  beginnt  die  eingehende  Entwicklung  des  Stenersystetos : 
wesentlich  eine  principielle  Untersnchnng,  die  der  speciellen  Steaeilehre  tot&d- 
gehen  muss,  am,  venigstens  znnXchsl  in  der  Theorie,  zn  einem  «iriclichen  Steuer- 
system zu  gelangen,  das  als  Richtschnar  nnd  Massstab  ftlr  die  Praxis  dienen  kann. 
tia  Verden  dabei  uberall  die  virtbscbaftlichen  and  socialen  Verh^toisse  Diuerer 
modernen  Gultorr(>lker,  insbes.  der  mittel-  n.  voBtenropaischen  in  der  Gegenwart  zun 
Ausgangspnuct  genommen:  also tioe Periode,  to  das  „staatsbargerliche" Steuer^ 
wesen  im  Wesentlichen  dnrcbgedningen  ist  and  eine  „sociale"  Epoche  beginnt. 
Die  p»cli«oliea  Einzelheitea  des  po8itf?en  Steaerrechts  ^od  dabei  im 
Interesse  strenger  nnd  conseqaenter  Systematik  möglichst  ausgeschieden .  sie  gehören 
erst  in  die  specielle  Steaerlehre.  In  letzterer  rereiofocbt  sich  aber  dafUr  auch  die 
Aufgabe,  veil  alle  Haoptponcte,  voldie  Principiea&agen  tud  den  richtigen  Anf- 
a.  Ansbau  des  Stenersystema  betreflen,  jetet  hiü  in  zosammenbängender  BcAudliug 
Tonreg  genommen  werden. 

äe  Literatur  bietet  für  die  im  Folgenden  gestellte  Aufgabe,  mit  Ausnahme 
Ton  Stein,  nur  in  Bezng  auf  die  einzelnen  Steoergattnngen,  nicht  in  Bezug 
inf  das  ganze  System  die  wunschenswerthe  Hilfe.  Ich  Terreise  in  dieser  Hinsiebt 
auf  die  bezttglicben  Bemerkongen  an  der  Spitze  diesee  ganzen  Kapitels  S.  199  ff.  and 
dieses  Hauptabschnitts  S.  362  ff.  Aa  letzterer  Stelle  sind  andi  die  sonst  in  Betracht 
kommenden  Schriften  genannt  Bei  dieser  Ltlcke  in  der  Fachliteratar  können  die  nur 
spirlicben  Bezugnahmen  auf  ibohmSnnische  Ansichteo,  ron  Theoretikom  wie  Prac- 
tiiem,  in  den  folgenden  Abecbnitten  nicht  aaffallen. 

Beim  Aufbau  des  Steuersystems  wird  an  die  oben  in  §.  334  anfgestellte  Eiotheilang 
der  Steuern  in  Erwerbs-,  Besitz-  n.  Gebrauchastenem  angeknüpft,  welche  im 
Text  nunmehr  näher  erläutert  u.  begründet  wird.  Die  Zugrundelegang  dieser  Ein- 
theilong  empfiehlt  sich  m.  E.  mehr  ah  die  Beoutzoog  der  Eintheilnng  in  Schätzungen 
und  Verbrau  cbssteuem  fur  diesen  Zweck.  Beide  Eintheüungen  berühren  sich  aber 
Tiellach.  wie  sich  im  Text  genauer  zeigen  wird. 

Meine  Abweichungen  von  dem  bedeutendsten  Steaersystematiker,  fou  Stein,  sind 
ranoBlioh  «tf  Abweichungen  In  der  Anffassong  Tolkswirlbschaftlicher  Ver- 
hältnisse a.  Begriffe  zurflckzuflUiren.  In  dieser  Hinsicht  beziehe  ich  mich  wieder  auf 
meine  Grundlegung,  bes.  Kap.  1  —  S  der  1.  Abth.  (2.  A.},  und  auf  die  dortigen 
Erörterungen  ober  Grundbegriffe:  Erwerb  durch  e^^o  wlrthschafUiche  ThStigkeit. 
durch  Redite.  durch  Conjunctur  u.  s.  w. 

Specieli  fUr  die  im  folg.  Abschnitt  mit  berührte  Frage  ron  den  Einkommen-  und 
den  Eitragstenem  s.  auch  die  gen.  Schriften  ron  Held,  Neumann,  die  socialpolit. 
GBlacbten  lud  Verband! ungen  ron  1875. 

L  —  §.  451.  Die  drei  Wege  zur  Erfüllung  der  Auf- 
gaben des  Stenereystenis.  Das  Steuersystem  kann  die  Auf- 
^ben,  welche  ilim  nach  den  Erörterungen  im  1.  Abschnitt  obliegen, 
nur  dadurch  annähernd  richtig  insen,  dass  es  das  Nationaleinkommen 
und  Nationalrermtfgen,  die  eigentlichen  letzten  Stenerqneüen,  überall 
im  Einzeleinkommen  und  Einzelrermttgen  aufsucht  nnd  erfasst. 
Zm  Erreichung  dieses  Ziels  bieten  sieb  regelmässig  drei  Wege, 
(reiche  jeder  allein  für  sich  oder  alle  zugleich  neben 
ainander  beschritten  werden  können.    In  der  Steuergesctuchte 
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and  im  positiven  Steuerrecht  sind  sie,  wie  sieh  mos  dem  Tonii- 
gehenden  Abschnitt  ergiebt,  im  Lanfe  der  EotwicUmig:,  je  ndr 
bei  steigendem  Stenerbedarf  die  vier  Reihen  oberster  Stenerfnad- 
slUze  zur  Anertcetonnng  gelangten,  immw  eonseqneoter  gfekhie^ 
mit  einander  beschritten  worden.  Gerade  dadurch  haben  ix 
modernen  Stenersysteme  der  Praxis  ihr  characteristisches  Gcpiip 
erhalten  and  sich  immer  mehr  im  eigentUchen  Wortsinne  n 
„Systemen"  entwickelt 

Anf  dem  ersten  Wege  verfolgt  man  das  Einkommen  od 
Vermögen  des  Einzelnen  in  dem  Erwerb,  derGewinnong  okt 
der  technisch -ökonomischen  nnd  rechtlichen  Entstehung  bei 
ihm;  anf  dem  zweiten  Wege  in  seinem  Besitz;  anf  dea 
dritten  Wege  in  seinem  Gebrauch,  daher  in  der  Verans 
gabang  fttr  Einkäufe  von  Sachen  and  i)ir  Vornahme  von  Geninet 
(im  arbeitstheiligmi  TanschTcrkehr!)  nnd  in  der  Benntsnng  rte 
Vermögensobjecten.  Im  ersten  Fall  wird  Einkommen  and  Ve 
mögen  also  in  der  anf  ihre  Bildung  (beim  Einzelnen)  hinndei^ 
den  Bewegung;  im  zweiten  Fall  im  Bnhepnnet  und  Uo«  ■ 
Bezug  auf  die  in  ihnen  liegende  Fähigkeit,  zu  wirthschafUtcba 
Zwecken  der  Production  nnd  des  Gonsnms  za  dienen;  im  dciOei 
Fall  endlich  wieder  in  der  aaf  ihre  wirkliche  Benntznng  nr 
BedUrfnissbefriedigung  hinzielenden  Bewegung  ins  Ange  ge£ua 
Zwischen  den  beiden  ersten  Fällen  besteht  eine  nähere  Benehin^ 
darin,  dass  der  Besitz  desjenigen  Vermögens,  welches  zu  Fr*- 
dactionszweckcn  dient,  d.  h.  des  (privaten)  Kapitals  o' 
Bodens,  im  zweiten  Fall  schon  nach  seiner  Fähigkeit,  Ertrsgf^ 
quelle  zu  sein,  im  ersten  Fall  nach  seinem  (wirklichen 
mnthmasslichen)  Ertrage  selbst  fHr  das  Einkommen  eii^ 
Person  und  nach  der  Bewegung  seines  Werths  (CJonjanetarti' 
für  das  Vermögen  derselben  in  Betracht  kommt  Aehnlioh  besät 
eine  besondere  Beziehung  zwischen  den  beiden  letzten  FsQeo  ^ 
Schemas  darin,  dass  der  Besitz  von  Gebrauchsvermögen  G^ 
nnssmöglichkeiten  constatirt,  welche  dann  bei  dem  Ve 
brauch  des  Verbranchsvermögens  und  bei  der  Benntin» 
des  Nutz  Vermögens  Üiatsächlieh  verwirklieht  werden. 
eigenthflmlichen  Beziehungen  zwischen  dem  ersten  und  iw«* 
nnd  wieder  dem  zweiten  und  dritten  Fall  sind  auch  filr  die  fi^ 
Steuerung,  wie  sich  zeigen  wird,  wichtig.  Sie  bewii^ray  daff'' 
sich  an  den  Besitz  anlehnende  Bestenernng  nur  eine  gv^P 
selbständige  Ausbildung  erfährt. 
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II.  —  %.  452.  Die  drei  grossen  Stenergrttppen  des 
Steuersystems.  An  diese  drei  Wege  knüpft  sich  nun  eine  drei- 
fache Gruppirnng  ron  Stenern  oder  Hauptarten  der  Stenern 
an:  eine  Unterscheidung  nach  der  Bemessnngsgrnndlage  (oder 
den  „Stenerobjecten"  in  diesem  Sinne),  nicht,  was  damit 
leicht  verwechselt  wird,  nach  der  Stenerquelle.  Dirae  itit  vielmehr 
in  allen  drei  Gruppen  regelmässig  das  Einkommen  des  Einzelnen, 
als  Theil  des  Nationaleinkommens,  ausnahmsweise  das  Vermögen 
des  Einzelnen.  Leider  fehlen  passende  und  unzweideutige  tech- 
nische Namen  für  jede  dieser  Gruppen.  Diejenigen,  welche  man 
etwa  brauchen  kann,  haben  in  der  Theorie  und  Praxis  gewöhnlich 
schon  eine  andere,  engere  Bedeutung.  Da  es  indessen  unver- 
meidlich ist,  die  betreffenden  Steuern  kurz  in  einem  Kamen  zu- 
sammen zu  fassen,  so  mnss  man  wohl  oder  ttbel  solche  sonst  in 
einem  anderen  Sinne  gebräuchlichen  Namen  herttbemehmen  und 
ihnen  hier  die  entsprechende  Bedeutung  geben. 

Die  Steuern,  welche  Einzeleinkommen  und  Vermögen  in  der 
Entstehung  beim  Einzelnen  anfsuehen ,  können  Erwerbs- 
steuern;  diejenigen,  welche  sie  im  Besitz  aufsuchen,  können 
Besitzsteuem;  diejenigen,  welche  sie  im  Gebrauch  verfolgen, 
Qebrauchsteuem  genannt  werden.  Die  einzelnen  Stenern  der 
beiden  ersten  Crattungen  gehören  grossentheils  (aber  nicht  immer) 
zn  den  „Schätzungen"  und  stehen  als  solche  der  Hauptart  der 
dritten  Gattung,  den  Verbranchsstenern,  auch  in  manchen 
äasserlichen  oder  formellen  Puncten  der  Einrichtung  und  Erhebung 
gegenüber.  Die  drei  Gruppen  sind  die  Hauptglieder  wenigstens 
eines  entwickelten  Steuersystems  und  müssen  darin  in  die  richtige 
Verbindung  mit  und  Stellung  zn  einander  gebracht  werden,  damit 
das  Steuersystem  den  obersten  Stenerprincipien  entepreohe  und 
theoretisch  richtig  und  practisch  branchbar  sei. 

Allerdings  ist  die  Beschränkung  des  Steuersystems  auf  bloss 
eines  dieser  Glieder,  namentlich  auf  die  Erwerbs-  oder  die  Ge- 
branchsbesteuerung,  wenn  die  zn  einer  jeden  Gruppe  gehörigen 
Stenern  passend  eingerichtet  werden,  nicht  andenkbar  und  practisch 
nicht  unmöglich.  Die  Geschichte  zeigt  auch,  dass  bei  geringem 
Stetlerbedarf  und  einfacheren  Wirtbschafts-  und  Rechtsverhältnissen, 
daher  im  Allgemeinen  in  früheren  Perioden  das  Steuer„8y8tem", 
soweit  hier  von  einem  solchen  überhaupt  schon  gesprochen  werden 
darf,  wirklich  sich  derartig  beschränkt  hat.  Aber  je  mehr  der 
Bedarf  wuchs  und  Arbeits-  und  Eigenthnmstheilung  sich  ent-  und 
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verwickelten,  ferner  je  mehr  eben  die  TolkswirthschaftUcben,  die 
Gerechtigkeit»-  nnd  die  VervraltnDgsgnmdsfttxe  in  der  Besteoermg 
als  SichtBchnnr  mit  anerkannt  wurden,  desto  mehr  bildete  sich  du 
Steaersjatem  thatsächlich  nach  jenen  drei  Seiten  coneeqaent  ans 
nnd  mit  Reeht:  die  steigende  Gofnplicirtheit  and  Kfinst- 
licbkeit  des  StoncTsystems  ist  eine  nothwendige, 
dnroh  die  Entwicklaog  der  Volkswirthschaft,  die  Ans- 
dehnnng  des  gemeinwirthschaftlichen  nnd  die  reichere 
Entfaltung  des  privatwirthschaftlichen  Systems,  in- 
sofern selbst  „ent wioklnngsgesetzlich"  begründete 
ConseqnenZj  wie  wir  im  vorigen  Abschnitt  gesehen  hab^. 

Dies  zeigt  sich  denn  auch  besonders  wieder  innerhalb  jeder 
der  drei  grossen  Stenergrnppen.  Hier  giebt  sieb  der  Einflnss  davos 
knnd,  dass  eine  Menge  ökonomisch-technischer  und  recht- 
licher Specialisirnngen  im  Erwerb,  Besitz  nnd  Gebrauch  dt» 
Einkommens,  bez.  des  Vermögens  sich  ausbilden,  in  immer  grosserer 
Zahl  nnd  Mannichfaltigkeit,  je  mehr  sich  Arbeitstheilnng,  Eigen- 
thnmstheilnng,  Greditverkehr  o.  s.  w.,  ttberhanpt  je  mehr  sich  die 
Volkswirthsehaft  entwickelt   Dadurch  werden  für  die  LOsong  der 
Aufgaben,  welche  einer  jeden  der  drei  grossen  Stenergrappen  ob- 
liegen, wieder  vielfach  besondere  einzelne  Stenern  in  jetter 
Gmppe  nnd  ebenso  verschiedenartige  Einrichtungen  einer 
Steuer  notbwendig.  Oder,  m.  a.  W. :  die  Erwerbs-,  Besitz-  usd 
Gebraucbsbestcuerung  mnss  jede  in  sieb  wieder  eil 
besondres  Steuersystem  bilden.^)   Auch  dies  beruht  nicht 
auf  Willkühr,  Zufall,  „Fiscalismus"  oder  technischer  UnvoUkomnwfi- 
beit  der  Steoerverwaltnng,  sondern  auf  d^selben  entwicklnngs- 
gesetzliehen  Bedingungen,  wie  die  Ansbildnng  des  ganzen  Stooer- 
systems  nach  den  drei  genannten  Seiten.   Es  dttrfte  und  konnte 
nur  anders  sein,  wenn  man  sich  mehr  auf  den  Ueberwälzongs- 
process  nnd  auf  die  sichere  Herbeiführung  einer  volkBwirtbfl<diafkiici 
richtigen  und  einer  gerechten  Steuervertheilung  durch  denselba 
verlassen  könnte,  als  es  nach  dem  Froheren  (§.  383  ff.)  statthaft 
ist.   Entwickelt  man  das  Steuersystem  im  Ganzen  nnd  in  seiaa 
drei  Hauptgruppen  nicht  angemessen,  so  bleiben  onvermeidliek 
LUcken  nnd  Härten  bestehen,  welche  Verstösse  gegen  die  voUei- 
wirthsi^ftlichen  nnd  Gerecbtigkeitsprincipien  bilden.  Freilieh  kaao 

')  Stein  hebt  das  I,  461  nur  fur  seine  sogen,  diiecte  BeBteDenmg  betror.  dif 
„durch  die  Natnr  ihres  Objects  selbst*'  vieder  zu  einem  System  Verden  Dfine.  Du 
gilt  aber  ebenso  for  die  indirecte  YerbnuchsbesteaanuiK. 
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man  das  ideale  Ziel  der  Besteaerong  anch  mit  dem  roUkommensten 
practisch  möglichen  Steuersystem  nicht  erreichen,  sondern  mass 
man  sich  stets  mit  eioer  Annähernng  an  dasselbe  begnUgen,  wie 
bei  der  ErOrtemng  der  Stenerprincipien  schon  zagegeben  wurde 
(§.  363).  Aber  die  möglichste  Annäherung  an  dieses  Ziel  darf 
die  Theorie  von  der  Praxis,  also  rom  Steuerrecht  rerlaugen  und 
eben  deshalb  hat  sie  anf  die  Nothwendigkeit  immer  weiterer 
Specialisirnng  der  Stenerarten,  einzelner  Steuern  und  Steuer- 
einrichtungen im  Steuersystem  bin-  und  die  Ursachen  dieser 
Entwicklung  in  den  genannten  Wirthsehafts-  und  Reohtsrerh&lt- 
nissen  nachzuweisen. 

m.  —  §.  453.  Die  Erwerbsbesteuernng  gliedert  sich 
wieder  in  drei  grössere  Abtheilungen  nach  den  drei  Arten, 
anf  welche  sich  der  Erwerb  von  Einkommen  ond  Vermögen  Seitens 
einer  Person  im  Verkehr  znrttckftthren  lässt:  derbernfsmässige 
Erwerb ;  der  Erwerb  d urch  einzelne  Acte  oder  einzelne 
Rechtsgeschäfte;  schliesslich  der  Erwerb  durch  Anfall  und 
durch  Werthznwachs  ohne  eigene  persönliche  wirthschaftliche 
Leistung. 

Diese  drei  Erwerbsarten  bilden  Ökonomische  Eategorieen 
in  Volkawirthschaften,  welche  wesentlich priratwirthschaft- 
lich  organisirt  sind,  wie  die  unsrigen,  wo  daher  Prirateigenthnm 
an  Productionsmitteln,  freies  Vertragsrecbt,  Erbrecht  und  Kecht  des 
£igenthtlmers  anf  den  ganzen,  wie  immer  sich  bildenden  Werth 
seiner  Eigenthnmsobjecte  und  wo  in  Wechselwirkung  mit  dieser 
Rechtsbasis  Arbeitstbeilnng  besteht.  Die  Unterscheidung  dieser  Er- 
werbsarten hat  aber  eine  sehr  verschiedene  geschichtliche  oder 
praetisehe  Bedeutung  je  nach  dem  Orade  der  Ausbildung  des 
privatwirthschaftlichen  Systems  und  seiner  Recbtsbasis.  Erst  in 
der  modernen  Volkswirthschaft  mit  ihrem  Ökonomisch  und  recht- 
lich stark  individualistischen  Gepräge  nnd  ihrer  hochentwickelten 
Arbeits-  und  Eigenthamstbeilung,  ihrem  regen  Greditverkehr,  ihrem 
leitenden  Wirthsehafts-  und  Rechtsprincip  der  freien  Goncnrrenz, 
der  ToUen  Beruft,  Verkehrs-,  Eigenthnms-,  Vertragsfreiheit  treten 
Jene  Erwerbsarten  auch  thatsäohlich  voll  in  den  ihnen  prin- 
cipiell  inne  wohnenden  characteristischen  Gegensatz.  Sie  lassen 
sieb  dann  anch  erst  hier  änsserlich  leichter  unterscheiden, 
was  für  die  Anknüpfung  der  Besteuerung  an  sie  wichtig  ist. 

IV.  —  §.  454.  Erste  Hauptart  der  Erwerbsbesteue- 
rnng: der  berufsmässige  Erwerb  und  seine  Besteue- 
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rnng.    A.   Characteristik  dieses  Erwerbs  and  seiner 
Verbindung  mit  den  zwei  andren  Erwerbsarteo.  Der 
bernfsmässige  Erwerb  beruht  auf  der  ökonomischen  und  reeltt- 
liehen  Stellung,  welche  der  Erwerber  oder  Bezieher  durch  tmt 
regelmässige  wirthschaftliche  Thätigkeit  im  Organiasans 
der  TolkswirtbschaMichen  Arbeitsgliederong  und  durch  mna 
(materiellen)  Besitz  in  der  Vermögeusvertheilung  der  Volkswiitb- 
Schaft  einnimmt   Diese  Besitzrerhältnisse  des  Einselnen  kODnes 
dann  in  der  Besitz besteuernng  noch  zu  besonderer  BerGck 
sichtigung  kommen,  sie  greifen  aber  auch  immer  in  den  Erwerb 
und  speciell  in  den  berufsmässigen  Erwerb  ein,  weshalb  sie  doch 
romemlich  in  der  Erwerb  sbesteuerung  selbst  ihre  riehtige  SteUnsK 
erbeischen. 

1)  Fttr  die  Besteuerung  ist  nun  die  Tbatsache  wichtig,  da» 
nicht  nur  der  weitaus  grOsste  Tbeil  des  Volkseinkommens  lud 
Volksrermögens  von  den  Einzelnen  „berufsmässig''  erworben, 
producirt  wird,  sondern  dass  sich  auch  die  Vertheilung  da 
Volkseinkommens  und,  davon  meist  abhängend,  des  Volksrermögei» 
zunächst  und  practisch  in  der  Regel  überwiegend  auch  auf  die 
Dauer  in  Gemässheit  des  berufsmässigen  Erwerbs  gestallä 
(„ursprüngliche"  Vertheilung).  Daraus  folgt,  dass  die  Bestest 
rung  doch  immer  vor  Allem  diesen  Erwerb  zu  treffen  oder 
m.  a.  W.  die  Steuervertheilung  nach  demselben  einzurichten  sueben  ; 
muss.  Dies  geschieht  auch  durch  gewisse  Arten  der  Erwerbs-.  I 
Besitz-  und  Verbrauchsbesteaerung  in  erster  Linie. 

2)  Die  Vertfaeilung  des  Volkseinkommens  und  VolksTermOgeos,  j 
wie  sie  sich  durch  den  berufsmässigen  Erwerb  bildet,  wird  ab«  | 
dann  mehr  oder  weniger  umgestaltet  durch  die  beiden  andera  i 
Haupterwerbsarten.   Theils,  aber  im  Ganzen  in  geringerem  Uusst  | 
so,  dass  gleichzeitig  die  Grösse  des  Volkseinkommens  und  Ver- 
mögens selbst  oder  wenigstens  des  davon  dem  Volke  zur  Ver  i 
jtlgnng  bleibenden  Theils  eine  Veränderung  erleidet;  theils  oml  j 
Uberwiegend  so,  dass  jene  Grösse  gleich  bleibt,  aber  die  GrCsK 
der  An th eile  der  Einzelnen  daran,  mithin  die  absolute  Grösse 
der  einzelnen  Einkommen  und  VennOgen  sieh  verändert.  Bddef 
ist  im  Steuersystem  zu  beachten. 

a)  Fälle  der  ersten  Art  und  zwar  des  Erwerbs  dnreb 
einzelne  Acte  Hegen  vor,  wenn  Volksangehörige  durch einzelae,  i 
gewöhnlich  nicht  zu  ihrer  Berufsthätigkeit  zählende  Acte  neb 
und  dadurch  der  Volkswirthschait  einen  „Werth"  erwerben,  s-  6- 
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durch  ÄufGndimg  anbekannter  Natorscbätze,  wie  Lager  von  Mineral- 
stoffen, oder  einst  vergrabener  Metallschätze  n.  dgl.  Spielt  hier, 
wie  oftmals,  rein  der  Zufall,  so  würde  der  betreffende  Erwerb 
tmter  die  dritte  Haapterwerbsart,  zum  Erwerb  durch  Anfall  u.  s.  w. 
gehören.*)  PraetiBch  und  deshalb  auch  fttr  die  Besteaernng  nn- 
gleich  wichtiger  sind  aber  die  Fälle,  wo  es  sich  um  VermSgens- 
Qbertr agangen  zwischen  verschiedenen  Volkswirtb- 
Bebaften  oder  „Stenergebieten"  durch  die  zweite  und  dritte 
anserer  Erwerbsarten  handelt.  So  greifen  namentlich  gegenwärtig 
bei  dem  regen  internationalen  Personen-,  Geschäfts-  und  Kapitalien- 
rerkehr  einzelne  Acte  im  internationalen  Werthpapiergeschäft,  der 
Erbgang  ond  die  werthbestimmende  Co^junctnr  öfters  bedeutsam 
in  die  Vertheilung  des  „Welteinkommens"  und  „Weltvermögens" 
zwischen  verschiedenen  Ländern  ond  Völkern  and  den  zu  diesen 
gehörigen  Einzelnen  ein.  Darauf  hat  die  Besteuerung  thunlich 
Rücksicht  zu  nehmen,  indem  sie  besonders  die  Verkehrs-,  Erb- 
Bchafts-,  Ertrags-  und  Einkommensteuern  zweckentsprechend  ein- 
richtet*) 

b)  Noch  weit  mehr  kann  aber  und  wird  thatsächlich  auch 
UQter  den  obwaltenden  Verkehrs-  and  Rechtsverhältnissen  in  der 
modernen  Volkswirthscbaft  die  ursprüngliche  Vertheilung  des  in 
der  Grösse  unverändert  bleibenden  Volkseinkommens  und  Ver- 
mögens nach  dem  berufsmässigen- Erwerb  rein  innerhalb  der 
beimischen  Volkswirthsohaft  durch  die  zweite  and  dritte  einzel- 
wirtbschafUtche  Erwerbsart  verändert.  Einzelne  Verkehrsgeschäfte 
Bpecalativer  Art,  wo  auf  voraussichtliche  and  gehofifle  Werth- 
und  Erbvgsdifferenzen  absichtlich  „speculirt"  and  derentwegen  das 
Gi^cbäft  vorgenommen  wird,  aber  auch  nicht-speculativer 
Art,  wo  solche  Werthveränderangen  eintreten,  Spiel,  dann  Erbgang, 
Cocjanctur,  welche  hier  Wertbzuwachs,  dort  Werthvermin derong 
des  Einzelvermögens  bewirken,  greifen  nach  allen  Seiten  in  die 
arapränglicbe  Vertheilung  ein.  Diesen  Veränderungen  zu  folgen, 
ist  steuertechnisch  schwierig,  kann  auch  solange  allenfalls  auf  die 


')  Die  Abgaben  beim  Bergregal,  beim  Scbatzfinden  (s.  o.  §.  326  ff.)  sind 
uderer  Art  n.  haben  eine  andere  historische  BegrUudotig  als  entsprechende  Steaern 
»>[  einen  solchen  „zufälligen"  Enrerb.  Sie  lassen  sich  aber  mit  ans  dem  Gesichts- 
ponct  einer  solchen  Besteuemng  begronden. 

*i  Die  BOnenoperaÜonen  in  intemationalen  „Spielpapieren"  Qbertragea  Öfters 
Sroasa  Veitbsnmmen  zwischen  rerschieddoen  Tolksviithschanen,  bald  als  Oevinn.  bald 
«■  TerioBt.  Die  BOrsoiblfttter  wissen  daron  za  roden.  Hier  liegen  Lttdwn  Im  Stener- 
'Kht  wr,  die  zu  beachten  sind. 
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leichter  zn  berücksichtigenden  FäHe  beschrilnkt  oder  aelbst  {Pö- 
lich unierbleibeo ,  (wenn  aach  stets  mit  entsprechend»  HiotaB- 
Setzung  oberster  Steuerprineipien),  als  thatsäohlich  einzelne  Vv 
kehrsgeschäfle  nnd  Goiynnctnr  noch  einen  geringeren  Einfinss  flbts. 
Aber  gerade  mit  der  Kntwicklang  der  VerkehrstechnU 
(Gommnnicationswesen!),  der  Verkehrsökonomik  (AusbUdw 
von  Handel,  Bankgeschäft,  Betheiligang  der  Privatkreise  aa  da 
SpecnUtion  anf  Werth-  nnd  Ertragadifferenzen  des  Grand-,  Bi» 
eigenthams,  vollends  der  börsengängigen  Werthpapiere  n.  s.  w.!t 
and  des  Verkehrsrechts  („freies"  Eigenthum,  in  den  Fomei 
immer  einfacheres,  inhaltlich  immer  „freieres"  Vertragsreebi,  ap^ 
cnlativer  Besitzwecbsel  anch  in  Folge  dessen !)  —  mit  der  Ert 
wicklnng  dieser  drei  massgebenden  Factoren  wird  es  immer  b» 
znlSssiger,  bei  der  Besteaenmg  sich  nnr  an  den  beraftmiMiga 
Erwerb  nnd  an  den  ans  „eigener  Arbeit"  nnd  ans  „ErspanBS" 
herrührenden  „angelegten"  Werth  des  Besitzes  zn  halten.  Avi 
die  rationellste  Verbrauchsbestenerung ,  selbst  diejenige,  wekk 
höhere  Leistangsfähigkeit  darch  höhere  Bestenerung  der  feioera 
Gennssmittel,  dnrch  Lnxusstenem  n.  dgl.  m.  zn  treffen  weiss,  reiekl 
für  die  hier  vorliegende  Anfgabe  volkswirthscbaftlich  richtiger  bb^ 
gerechter  Bestenemng  darchans  nicht  aas.  EHer  mnss 
mehr  tbeils  schon  innerhalb  der  Bestenemng  des  bernfsmistiga 
Erwerbs  and  des  Besitzes  selbst  durch  besondre  einzelne  Stescn. 
Stenereinrichtnngen  nnd  Regelang  des  Stenerfnuei 
tbeils  dnrch  richtige  Ausbildung  der  Verkehrs-,  (BSrseBi' 
Erbschafts-  nnd  der  Bestenerong  der  Spiel-,  äpeonlattoii 
nnd  Conjanetnren gewinne  das  Steuersystem  in  richtige  Ücbo 
einstimmang  mit  den  Stenerprincipien  gebracht  werden. 

B.  —  §.  455.  Die  Besteaerang  des  „berafsmftssigei' 
Erwerbs  gliedert  sich  im  Anschlass  an  eine  doppdte,  ein 
„snbjective"  und  eine  „objective"  Anffusang  desselben,! 
eine  Snbject-  nnd  eine  Objeetbesteaernng.  Jene  hSlt  s^i 
an  die  erwerbende,  Einkommen  beziehende,  Erträge  in  lettters 
und  dann  in  sieh,  ebenso  Vermögen  in  sich  znsammenfasies^ 
Person  als  das  steaerpflichtige  Rechts-  nnd  Wirthschafti- 
sabject;  die  zweite  an  die  Objecte^  welche  als  ErtragsqiellM 
fähig  sind,  der  rechtlieh  Uber  sie  verfBgenden  Person,  daher  p- 
wöhnlich  dem  Eigenthümer,  Erträge,  d.  i.  einzelwirthscbafffick 
Reinerträge,  mithin  Einkommen  zn  gewähren  nod  welche  itgc^ 
mässig  auch  wirklich  einen  Ertrag  liefern. 
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1)  Bei  der  SabjectbesteaernDg  des  beraÜBmäsBigen  Er- 
werbs wird  letztrer  ab  ein  Ganses,  Okonomisohe  (and  zwar 
eittzelwirtbschaftlicbe)  and  rechtliche  Einheit  betrachtet  nnd  so 
za  ermitteln  nnd  zu  erfassen  gesucht  Hierftlr  bieten  sieh  wieder 
drei  Wege,  welche  das  Stenerrecht  auch  nach  Aosweis  der  Ge- 
schichte theils  nach  theib  neben  eioander  za  beschreiten  pflegt. 
Sie  ftlhren:  der  erste  zar  reinen  (directen)  Personal-  (auch 
Kopf-,  Familien-,  Heerd-)  und  C lassen stener,  auch  wohl  zu 
gewissen  Formen  allgemeiner  Vermögens-,  Grund-,  Hans- 
stenem;  der  zweite  zur  nominellen  (directen)  (Gesammt-)  Ein- 
kommensteuer, auf  Grund  einer  dies  Einkommen  als  Ganzes 
auffassenden  generellen  Schätzung  oder  Declaration  des 
Steaerpflichtigeo ;  der  dritte  zu  einer  solchen  Einkommensteuer 
auf  Grund  einer  Snmmirung  der  einzelnen  geschätzten  oder 
genauer,  besonders  durch  die  Formen  der  Ertragsbesteuemng 
festgestellten  Erträge. 

a)  Auf  dem  ersten  Wege  hiüt  man  sich  an  gewisse  That- 
saehen  and  Merkmale^  besonders  solche,  welche  augeußülig  oder 
leicht  zu  ermitteln  sind,  und  schliesst  aus  ihnen  auf  einen  gewissen 
lersdnlichen  Erwerb  oder  wenigstens  auf  persönliche  Erwerbs- 
Uhigkeit  Überhaupt  und  mitunter  zugleich  auf  einen  Erwerb  in  nn- 
;efUhr  der  und  der  Grösse  and  Art  Fflr  die  Auswahl  solcher 
rhatsachen  hat  man  einen  gewissen  Spielraum ,  entscheidende 
IweckmäflsigkeitsgrÜnde  verengen  aber  die  Anzahl  der  emstlich  in 
tetracht  kommenden.  Die  richtige  Wahl  selbst  hängt  wieder  eng 
itt  der  ganzen  geschichtlichen  Entwicklung  der  Volkswirthschaft, 
>er  Arbeitstbeilung,  der  Besitzverhältnisse  u.  s.  w.  zusanunen. 

a)  Die  vieUaeh  gesehichtüch  älteste,  im  Ghinzen  roheste  Form 
ind  reine,  nicht  weiter  abgestufte  allgemeine  Kopf-,  Familien-, 
[ausStands-,  Heerdsteuem  oder  ähnliche  Steuern,  welche  sich 
uf  die  männlichen  oder  aof  die  erwachsenen  Köpfe  der 
anzen  stenerpflichtigen  Bevölkerung  beziehen.  Steuertechnisch 
infach  amlegbar  sind  sie  auch  nicht  Tolkswirthschaftlich  und  vom 
tandponct  der  Gerechtigkeit  aus  betrachtet  so  mangelhaft,  solange 
ie  Besohäftigung  and  daher  die  ökonomische  Lage  der  Einzehien 
eist  dieselben  sind,  oder  das  Nationaleinkommen  sich  quantitativ 
id  qualitativ  im  Einzeleinkommen  noch  wenig  differenzirt  (§.  440). 

fi)  Auch  allgemeine  Grund  Stenern  gehören,  besonders  in 
Qhen  Perioden  der  Volks wirthschaft  hierher,  fungiren  zugleich  als 
aus-  und  Hofsteuer  oder  haben  eine  solche  noch  neben  sich.  Bei 

\,  Wai^nf  r,  FinBncwiNMneclisft.  IL  27 
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noch  fast  aiuscbliessUeh  agrarischer  Thttttgkeit,  ungefährer  QAsatAt- 
heit  der  Landloose  oder  der  Quoten  derselben,  wie  sie  primitiTet 
Anbaorerhältnissen  nnd  Besiedelnngen  entspricht,  bei  wes^itlieb 
gleicher  Technik  des  Betriebs  nnd  bei  fast  fehlender  VerseUntindi- 
gong  von  Stoffirerarbeltang  nnd  geringem  Handel  dad  sokhe  Onmd^ 
Stenern  relativ  genttgend  (§.  440). 

y)  Eine  Äasbildnng  erfolgt  durch  Abstufung  der  W 
treffenden  Stenern  nnd  dnreb  GlaBsenbiidnng,  indem  man  nck 
an  Merkmale  hlüt,  aus  welchen  sich  die  Differenzirnng  da 
Art  nnd  der  GrOsse  des  Erwerbs  ei^ebt.  Solche  Herknak 
finden  sich  im  Stand,  Bernf,  in  der  Besitsgattnng,  Beaiti- 
grOsse,  wo  dann  implicite  auch  schon 'die  Art  des  Einkommtu. 
Arbeits-  oder  Rente  neinkommen,  unterschieden  wird.  Eiv 
solche  Ausbildung  ist  geboten  und  tritt  denn  auch  meistens  m 
mit  der  vermehrten  Arbeits-  nnd  Besitztheilnng,  der  Trennng 
agrarischer  und  stoffveredelnder  Arbeit  zu  selbständigen  Bernte, 
woraus  dann  in  Stadt  und  Land  auch  eine  locale  Trennung  wiii 
nnd  mit  der  Folge  dieser  VerlUiltnisBe  fttr  die  Vraiheilnng  da 
Nationaleinkommens,  der  generischen  und^quantitatiTen  DiffiEm 
zirung  desselben  (§.  441, 442).  Solange  das  bewegliche  Kapittl 
und  der  Creditverkehr  dabei  nicht  sehr  ausgebildet  tiai 
bieten  sich  im  sichtbaren  oder  leicht  nachweisbaren  VermSgei 
der  Einzelnen  wohl  genügende  Anbaltspnncte  fttr  die  Aofttelln^ 
allgemeiner  Vermögenssteuern,  welche  wesentUeh  alt  ib 
Stenern  des  berufsmässigen  Erwerbs  fnngiren  können;  eventMl 
auf  Grund  von  Selbstschätzungen,  welche  unter  diesen  Vota» 
Setzungen  noch  leidlich  genau  sein  werden,  da  sie  nicht  tSkt 
schwer  zu  controliren  sind.  In  der  Bestimmung  des  Stenemtia 
als  Quote  vom  Vermögen,  wobei  die  Art  des  letztere,  der  Stisd 
und  Beruf  und  die  davon  mit  abhängige  gesammte  OkoBoaads^ 
Lage  einer  Person  sich  ebenfalls  berllcksichtigen  lassen,  hat  am 
dann  das  Mittel  einer  ausreichenden  Abstufung  der  Steuer. 

Sonst  aber  bietet  die  Ausbildang  von  Classenstenern,  nttr 
Gombination  Ökonomischer  nnd  socialer  Momente,  das  eifuidwBih 
Hilfsmittel.  Hier  werden  nach  dem  Ökonomischen  B^nf,  nadi  da 
ungefähren  Dnrchschnittslage  in  Bezog  auf  Elinkommen  and 
mögen,  nach  dem  socialen  und  potitisofaen  Staad  Clawen 
annähernd  gleicher  Steuertähigkeit  gebildet,  mit  bestimmten  fofti 
steigenden  Stenersätzen.  In  diese  Classen  werden  daaa  dto 
Einzelnen,  namentlich  etwa  die  SelbstthKtigen  oder  die  »eXb$t$a£gm 
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Personen  nach  den  betreffenden  Änhatteponeten  eingeschätzt.  Unter 
eiBÜwheivn  ErwerbsrerhäUniBB^  wie  ^e  ttbrigens  in  dem  wichtig- 
sten neueren  Beispiel,  der  prenssisehen  Classenstener,  bereits  nicht 
mehr  vorhanden  waren,  kann  eine  solche  Steuer  für  leidlich  ge- 
nUgend  zur  Besteaemng  des  berafsm&ssigen  Erwerbs  gelten.  Sie 
bildet  schon  einen  Uebergang  in  die  folgende  Kategorie. 

§.  456.  —  b)  Diese,  die  nominelle  directe  (Gesammt-) 
Einkommensteuer,  einerlei  zunächst,  welche  Mittel  und  Wege 
ZOT  FeststeUnng  dieses  fiinkommens  ergriffen  werden,  wird  offen- 
bar statt  jener  roheren  Steuerformen,  einschliesslich  selbst  die  eben 
diaracterisirte  Claesenstener,  immer  nothwendiger  unter  drei 
Voranssetzungen:  wenn  einmal  das  Nationaleinkommen  sieh 
mit  fortschreitender  Entwicklung  des  privatwirthschaftlichen  Systems 
immer  mehr  qualitativ  und  quantitativ  differenzirt;  wenn  zweitens 
dar  Mbntliche  Bedarf  nnd  besonden  der  durch  diese  Steoer  zii 
deckende  Theil  desselben  immer  mehr  wächst,  so  dass  Ungleich- 
beiten  der  Steuer  iUr  die  Einzelnen  empfindlicher  werden;  und 
Venn  drittens  die  volkswirthschafklicben  nnd  die  Gerechtigkeits- 
principien  mehr  erkannt  werden  und  im  Volksbewnsstsein,  daher 
bei  der  gesetzgebenden  Gewalt  mehr  zur  Geltung  gelangen.  Die 
Steaergesehichte,  zumal  der  modernen  Zeit,  zeigt  auch,  wie  mit 
dem  Eintreten  dieser  Voramsetzungen  das  BedOrfniss  nach  einer 
förmlichen  Einkommensteuer  anstelle  der  früheren  Formen 
berrortrat  (§.  444).  Die  Anerkennung  der  persttnlichen  Freiheit 
und  staatsbürgerlichen  Gleichheit  im  Volksbewnsstsein  nnd  im  Recht 
der  „staatobttrgerlichen"  Periode  hat  zur  Consequenz  die  Beseitigung 
von  Stenerprivilegien  and  die  Anerkennung  gleicher  Stenerpflicht 
alles  Einzeleinkommens,  -  ans  welcher  Erwerbsart  es  auch  her- 
rühre, wer  immer  es  anch  beziehe:  daraus  mnsste  sich  wiederum 
die  Forderang  auch  der  förmlichen  Einkommensteuer 
als  einer  Hanptart  der  Besteuerung  berufsmässigen  Erwerbs  er- 
geben (§.  362,  404). 

Sobald  man  soweit  gelangt  ist,  tritt  dann  nothwendig  die 
Frage  nach  der  Ermittelang  dieses  Einzeleinkommens  in  den 
Vordergrund.  So  entstehen  dann  die  beiden  Arten  förmlicher 
(Gesammt-)  Einkommenhestenemng. 

Die  erste  Art  ist  an  sich  die  einfachste  und  nächstliegende: 
man  seh  ätzt  durch  Organe  der  Steuerverwaltung  oder  durch 
Commissionen  der  Besteuerten  selbst  das  Einkommen  eines  Jeden 
oder  man  nOthigt  ihn  (direct  oder  indirect)  zu  einer  Selbst- 

27* 
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scbätznng  oder  DeoUration  Beines  EmkommenS}  nit  dm 
Recht  der  Controle  ftlr  die  Stenerverwaltang  oder  ifir  Stcoer 
commissioaen.  Zu  jener  amtlichen  Schätzang  wie  zn  dieser  Contnk 
bedarf  es  der  Anhaltsponote,  welche  sich  wiedemm  in  Thabaeha 
und  Merkmalen  f  wie  den  bei  dem  eisten  Verfahren  erwihnteo. 
femer  unter  Umständen  auch  bereits  in  den  Grundlagen  bcstebot- 
der  andrer  Stenern,  wie  namentlich  der  Ertragssteuem,  ergebei 
Im  letzteren  Falle  nähert  sieh  diese  Art  der  EinkommensteoB 
schon  der  folgenden.  Bei  der  nnrermeidlichen  Unsicherheit 
amtlichen  Schätzung  und  bei  dem  Mangel  an  sieheren  ThatsaclM 
zur  Controle  der  Declarationen,  ferner  bei  der  häufigen  Abneigs^ 
vor  schärferen  sich  etwa  bietenden  Controlmitteln  Seitens  ^ 
Gesetzgebung  und  der  Stenerrerwaltnng  selbst  führt  diese  oti 
Art  der  Einkommensteuer  aber  auch  heute  noch  wie  frttber, ; 
wegen  der  viel  stilrfceren  Individnalisirang  der  £änkommenTefid 
nisse  heute  mehr  als  jemals  frtlherj  nur  zn  wenig  genBgendei 
Ergebnissen,  wenigstens  für  grosse  Länder  mit  sehr  nrl 
schiedenen  Wirthschafts-,  Sodal-  und  GnltnrrMliältnissen,  ni| 
Unterschied  ron  einzelnen  Städten  und  kleineren  Ländm. 
die  mitunter  ein  günstigeres  BUd  zeigen.  Diese  Erfahrang  . 
eSf  neben  anderen  Umsttnden,  nahe,  bei  der  Einkommensteoer  doj 
dritten  der  obigen  Wege  einzuschlagen: 

§.  457.  —  o)  Man  bildet  nemlich  dnrch  ein  Sammiraigj- 
ver fahren  eine  Einkommensteuer,  indem  man  mOgliehst  auf  dit 
einzelnen  nnterscheidbaren  Ertragsquellen  des  Einkomnits 
zurückgreift,  deren  wirkliche  Erträge  dnrch  ein  ins  Dt»! 
gehendes  amtliches  Schätznngs-  und  Berechnnngsrer ! 
fahren,  unter  etwaiger  Zuhilfenahme  Ton  Selbstscbätznig" 
oder  Declarationen  des  Steuerpflichtigen  für  einzelne  ^ 
kommenposten  oder  Ertragsarten,  zu  ermitteln  sucht  und  dm 
eventnell  die  einzelnen  Posten  addui  oder  vom  Steneipfliehtis* 
selbst  (mitunter  in  dessen  Interesse)  addiren  lässt:  die  Einkonst^ 
Steuer  als  ein  „System  der  Ertragsbesteuerang'S  wie* 

*).Bes.  lehrreich  sind  die  neaeron  Eifslinmgeii  toit  der  Eiakommen-  (ijicLf^ 
Clasaen-)  Steuer  einmal  in  Preosden,  sodann  im  K.  Sachsen,  in  Hamborg- 
hat  man  allerdings  zn  viel  Rflcksicbt  aof  die  Scheu  der  Steuerpflichtigen  f»*"* 
ihre  EinJcommenrerhUtnisse  darzulegen  oder  den  SchätzongscommissiQnen  geiflCf'** 
Einblicke  zu  gew&hreu.  Mit  daher,  aber  nicht  alleiQ  deshalb,  die  lo  "^.^^'/l' 
und  zu  ungleichen  Geeammt-Einschatzungen  in  Preussen,  reiglichea  mtSaa^ 
S.  H.  A.  Ä.  Sötbeer,  Umfang  u.  VertheiL  d.  Volkseiak.  in  Preusen  18T2-7S.^ 
1^79,  dessen  Schlüsse  in  Betr.  Pieossena  aber  anfechtbar  sind.  S.  apec  StMdi 
Abschnitt  ron  der  Eiakommeosteuer. 
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England  allgemein^)  nnd  wie  theilweise  aüch  in  den  con- 
tmentalen  Einkommenstenern ,  soweit  sieh  dabei  wenigstens  mit 
auf  die  Daten  der  Ertragsbesteaening  gestutzt  wird. 

Hier  erfolgt  daher  eine  nähere  Verbindung  der  Snbject- 
bestenernng  mit  der  Objectbestenerang.  Gewisse  Mängel 
dieser  beiden  Besteaemngsarten  lassen  sich  anf  diese  Weise  be- 
seitigen oder  wenigstens  vermindern.  Aber  andre  dieser  Object- 
besteoerang  inhärente  Mängel  bleiben  bestehen  und  werden  durch 
diese  Verbindung  nun  aueb  in  die  Subjeetbesteuerung  %inttber  ge- 
tragen. Was  die  Einkommensteuer  daher  durch  dies  „objectivere" 
Verfaluren  zur  Feststellung  der  steuerpflichtigen  Einkommen  ge- 
winnt, geht  ihr  leicht  auf  der  andren  Sdte  gerade  durch  die  Aus- 
scb^dnng  des  „snbjectiTen"  Moments  wieder  mehr  verloren.  Dies 
ergiebt  sich  schon  aus  der  folgenden  vorlänflgen  nnd  nothwendig 
noch  ganz  allgemein  gehaltenen  Betrachtung  der  Objectbesteuemng; 
schärfer  noch  aus  der  Untersuchnng  der  einzelnen  Ertragssteuem 
in  der  speoiellen  Steueriehre. 

§.  458.  —  2)  Die  zweite  Haaptart  der  Besteuerung  des 
berufsmässigen  Erwerbs  im  Erwerbeteuersystem  ist  die  eben 
genannte  Objectbesteuemng  oder  die  Besteuerung  der  vom 
wirthschaftenden ,  bez.  Rechtssubject  losgelösten,  verselbständigten 
Ertragsquellen,  aus  denen  jener  Erwerb  ganz  oder  in  Theilen 
fliesst  Als  Besteuerung  der  Ertragsquellen  fllhrt  sie  passend  den 
Namen  Ertragsbesteuerung. 

a)  Die  ältere  Ertragsbesteuerung'  Die  wichtigste' 
einzelne  hierher  gehtirige  Steuer,  die  Grundsteuer,  vomemlicb 
von  dem  landwirthschaillich  benutzten  Boden,  ist  eine  der  ältesten 
und  verbreitetsten  Steuern.  Sie  stellte  sich,  wie  im  vorigen  Ab- 
schnitt sehen  gezeigt  wurde  (§.  440),  leicht  begreiflich  überall  da 
gern  wo  das  Volk  bereits  sesshafl  geworden  war  und  regd- 
mässigen  Ackerbau  trieb,  aber  noch  wenig  weitere  Arbeitstheilong 
t)e8tand,  vielmehr  die  grosse  Mehrzahl  nnr  die  eigenen  landwirth- 
schafüiehen  Prodncte  verarbeitete  nnd  selbst  verzehrte.  Sie  blieb 
lann  aber  in  der  alten  Gestalt  oder  mit  gewissen  Veränderungen 
>MteheD,  nahm  mehr  oder  weniger  den  Character  einer  Reallast 
in  nnd  wurde  etwa  nur  mit  der  Weiterentwicklung  der  Volkswirth- 
icfaafi^  der  Entstehung  städtischer  Wohnsitze  und  Berufe  und  selb- 
ttänd^^r  Btoffveredelnder  Gewerbe  durch  andere  ähnliche  Ertrags- 

*)  S.  Uber  diese  AuCE^.  d.  engl.  Einkommeiisteaer  bes.  Yocke,  btit.  Steuern 
552  und  i*  d«-  ^edettsn  Lehre. 
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ateaern,  wie  Haassteaern,  Gewerbestenera  erbost,  Steaen, 
welche  dann  ebenfalls  wieder  den  Gbaraoter  von  Objeet-  nd  & 
tragsqnellenstenern  an  sich  trngfen,  das  Hans,  den  Hof,  den  FUti. 
den  einzelnen  Qewerbebetrieb  als  solchen,  ohne  jede  oder  dotl 
ohne  nähere  Rficksicht  aof  den  wirklichen  Ertrag  und  anf  A 
innehabende  nnd  wirthschaftende  Person  belasteten.  Die  Bestenenit 
verwandter  Urprodnetions-Qaellen,  des  Waldes,  der  Fischerei 
gründe,  war  mit  der  nrsprttnglichen  agrariscbra  GranditiM 
gldoh  verbanden  oder  trat  anoh  wohl  noch  besonders  fainzn.  Diti 
Bestenernng  der  Bergwerke  konnte  zwar  ebenfalls  ans  iltr 
Grundsteuer  hervorgehen,  hat  stob  aber  wohl  meistens  selbstfa^e 
in  Verbindung  mit  dem  Bergreeht,  besonders  mit  dem  Berg 
regal  entwickelt   Die  Besteuerung  der  Handelsgewerbe  gi^l 
ans  einer  Ausdehnung  der  Gewerbesteuern  hervor,  wenn  der  Haaä 
sich  von  der  Gewerksarbdt  trennte.    Die  Sohank-,  Gast-  vi 
ähnliche  Gewerbe  fttr  persönliche  Dienstleistungen  wnrda^ 
mit  ihrer  Verselbständignng  ebenfalls  der  Gewerbesteau  vats^ 
werfen,  aber  auch  wohl  sehen  frtlh  nnd  hftnfig,  besondere  die  enta 
apart  mit  Steuern  belegt,  welche  als  Gegenleistung  ftlr  die  Coneeano 
zum  Betrieb,  itlr  Privilegien  nnd  Rechte  etwas  GebtlhrenartigM  s 
deh  haben  (wie  Shnlich  z.  B.  speeiell  die  Hahlenbestavennc 
oder  auch  wohl  Keime  indirecter  Verbraucbsbestenerung  entWtn 
Solche  Ertragsstenem  finden  sich  in  den  älteren  nnd  mitfos 
Wuthschaftsperioden  der  Völker  fiberell  mit  hervorsteeheite 
Character  der  Objectsteuer  und  demgemäss  etwa  nur  mit  rofcci 
Olassenstufen  nach  der  nngeOlhren  GrOsse  und  Ertragsflfai^ 
keit  des  Bodens,  des  Gewerbes,  unter  Vemaehläesiginig  der  i# 
jeetiven  Momente,  welche  vom  leitenden  Rechts-  nnd  Wirthaehifrj 
snbject  ausgehend  den  wirklichen  Ertrag  der  Quelle  qnafittf' 
und  quantitativ  so  stark  beeinfinssen.  Nicht  selten  stehen  die  aka 
Gmnd-,  Hans-  und  einzelne  Gewerbesteuern  in  Verbindnif  ai 
ähnlichen  grundherrlichen  Abgaben,  die  einen  traten  xad« 
anderen  hinzn,  vermischten  sich  auch  wohl  später,  so  6m  ii 
Einzelnen  der  Ursprung  oft  nicht  sicher  naehzoweisen  ist  Nar* 
Princip,  nicht  immer  im  concreten  Fall  blieb  die  steuMartige 
gäbe  veränderlich  nach  einfacher  Anordnung  der  Staatagsaal 
neben  der  unveränderlichen  grundherrliehen  Abgabe,  sa^ 
dies  Moment  kein  unbedingt  sicheres  Kriterion  ist  Aseh 
rein  privatrechtUche  Lasten ,  wie  Zinsen  und  Gfliten  ans  öeÄ 
geschäften  (Rentenkanf),  gebUhrenartige  Abgaben,  wie 
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und  VogteigeldeTf  kommen  neben  den  genannten  Stenern  und 
gmndberrliehen  Abgaben  bei  Hof,  Hans  und  Ghrnnd  vor  nnd  bilden 
mit  ihnen  eine  oit  sehr  alte  nnd  nicht  selten  ziemlich  hohe  6e- 
sammtbelastnng  des  Omndbesitzes,  welche  trotz  ihres  verschiedenen 
gesehiohdiohen  Ursprungs  s|Ateren  Gesehleebtem  als  ^ßestenernng*' 
dieses  Besitzes  erschien  nnd  in  die  moderne  Besteuernng  mit  Über- 
ging, selbst  bei  Steaeneformen. 

§.  459.  —  b)  Die  neuere  reformirte  und  ausgebildete 
firtragsbesteuernng.  Rationelle  Reform  der  alten  Er- 
tragssteuern.  Die  Fortentwicklung  der  alten  Ertragsbesteuerung 
in  den  Cultnrstaaten  war  dann  wieder  die  Folge  der  Entwicklung 
der  Volkswirthschaft  nnd  der  Erkenntniss  der  richtigen  Bestenemngs- 
gmndsfttze.  Sie  ist  daher  überall  ziemlich  ^eichmässig  in  der 
Periode  des  au%eklärten  Despotismus  begonnen  nnd  in  der  staats- 
bfligerUchen  Periode  durehgefihrt  wordra,  nnd  zwar  in  doppelter 
Riebtnng.  Einmal  suchte  man  die  geschichtlich  ttbw-kommene 
Ertragsbestenernng  gleichmässiger  zu  machen,  selbst  wenn  es 
Bloh  nicht  nm  Erhöhung  des  Oesanmitertrags  der  Steuern  handelte, 
vollends  wenn ,  wie  gewöhnlich ,  diese  Nothwendigkeit  vorlag ; 
lodann  dehnte  man  jene  Besteuerung  systematisch  ans  und 
ir^änste  sie  durch  Steuern  auf  einzelne  bisher  nicht  oder  nicht 
^nflgend  besteuerte  Erträge  anderer  Ehlragsquellen. 

o)  Gerade  die  Öfters  absolute  und  stets  relativ  sehr  grosse 
Itabilität  der  Uteren  Ertragsstenem  musste  eine  grosse  Ungleich- 
leit  der  letzteren  mit  der  Zeit  herbeifllhren,  sowohl  zwischen  den 
inzelnen  Stenerkategorieen,  der  Grund-,  Hans-,  Gewerbestener  u.  s.  w., 
rie  zwischen  den  Steuern  der  emzelnen  Steuerobjecte  einer  Kate- 
wie.  Vorkommende,  in  gleichen  oder  in  willktlhrlich  g^^ffenen 
Quoten  erfolgende  Erhöhungen  der  Steuern  mnssten  diese  Ungleich- 
eit  noch  steigern  und  noch  druckender  machen.  Mit  dem  Nieder- 
ing  des  ständischen  Patrimonialstaats,  mit  dem  Zurttektreten  der 
an  ZQ  Gmnde  liegenden  Ideen  von  der  Berechtigung  der  scharfen 
indischen  Gliederung  der  Bevölkerung,  mit  der  gleichzeitigen 
teigemng  des  Steuerbedarfe  »mussten  jene  Ungleichheiten  immer 
lerträgUcher  werden.  Die  verschiedene  Entwicklung  des  Verkehrs, 
3r  Technik,  die  Betriebsänderungen  in  der  Landwirthschaft  wirkten 
derselben  Bichtang.  So  musste  die  der  ständischen  Macht  sich 
itringende  Staatsgewalt  in  ihrem  eigenen  nnd  des  Staats  wie  im 
iteresse  der  Bevölkerung  auf  eine  grossere  Gleichmässigkeit 
ir  ßrtragsbestenernng  hinzielen,  wie  es  besonders  im  vorigen 
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Jahrhondert  herrortritt  und  onTerroeidlich  war,  wenn  mmn  Bber- 
hanpt  den  steigenden  Bedarf  decken  wollte.  In  der  rieb  ut- 
schliessenden  modernen  Btaatsbfirgerilchen  Periode  wirkten  jok 
nor  dieselben  Umstände  in  verstärktem  Maasse  weiter,  es  maditen 
sich  DOn  auch  die  neuen  politischen  nnd  volkswirtiwwhaftHfthw 
Ideen  Uber  richtige  Stenervertheilnng  geltend. 

So  entstand  jene  Bewegung,  die  namentlich  in  der  enta 
Hälfte  unseres  Jahrhunderts  und  darttber  hinaus  anfeine  „Befon 
der  alten  Ertragsstenern"  mittelst  „rationeller**  Katastei- 
Systeme  Dir  die  Grund-,  Haus-  nnd  Gewerbesteuer  abzielte 
bei  letxterer,  nach  der  Okonomisehen  Katar  des  Geweri>ebetriebi 
sehr  begreiflich,  selbst  die  mehr  individuellen,  sabjeetirn, 
dieHShe  des  wirklichen  Ertrags  (nicht  nur  die^objectire" 
Ertragsfähigkeit)  bedingenden  Momente  Öfters  mit  rn  berld- 
sichtigen  suchte.  Das  Resultat  war  die  Bildung  des  modenei 
Realsteuersystems,  das  aus  drei  grossen  Gliedern,  der  „nt» 
nellen"  Grund-,  Hans-  und  Gewerbesteuer  besteht  Es  wurde  1» 
sonders  in  Deutschland,  Oesterreich,  wie  znm  Tlieil  schon  frltlier 
in  Frankreich  entwickelt,  als  Grundlage  und  Hanpttheil  der 
directen  Staats besteuerung  und  begegnet  uns  ähnlich  anckn 
anderen  continentalen  Staaten,  besonders  in  Folge  des  dinAo 
nnd  indirecten  Einflusses  der  französischen  Gesetzgebung.  Di  die 
Oommunalbestenemng  seit  Alters  ebenfalls  vomemlich  an  diese 
Stenern  sich  anlehnte,  so  wurde  das  Bedlirfhiss  nach  nner  grifssera 
Gleichmässtgkett  der  Ertragsstenem  nur  noch  dringender. 

§.  460.  —  fi)  Systematische  Ausdehnung  nnd  £i- 
gänznng  der  Ertragsbesteuerung.  Die  vermehrte  AriMä>- 
nnd  Besitztfaeilnng,  die  schärfere  qualitative  nnd  quantitative  Difr 
renzimng  des  Nationaleinkommens  bei  der  Trennung  von  Sbä 
nnd  Land,  Urproduction  tind  Gewerk,  materiellen  und  Hboiki 
Bemfen,  Kapital  nnd  Arbeit,  Hand  in  Hand  hiermit  die  Entwick 
lung  des  Greditverkehrs  ~  das  Alles  bewirkte  aber  nun,  dass  uei 
die  alten  nnd  selbst  die  reformirten  neueren  Grund-,  Hans- 
Gewerbestenem  Überhaupt  nicht  mehr  ein  ansreiehendes  Ertngi- 
stenersystem  bildeten.  So  mnsste  sich  denn  eine  zweite  grosse 
Reformbewegung  auf  diesem  Gebiete  entwickeln:  eine  syste- 
matische Ausdehnung  und  Ergänzung  jener  dr«^]rpiKheB 
Hauptstenem  und  zwar  wieder  in  doppelter  Weise,  entspreebeod 
den  obwaltenden  Verhältnissen,  wie  dies  die  Steuergesehidite  abff- 
mals  ziemlich  gleiehmässig  in  verschiedenen  CnltoriänderB  tarvf» 
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zeigt:  die  älteren  HanptBteoeni  werden  nemlich  ffir  gewisse 
Ertr&ge,  weldie  sie  xwar  im  Prindp  bereits  belasten,  aber  für 
die  sie  in  ilirer  allgemeinen  Form  nicht  mehr  recht  passen,  specia- 
lisirt  nnd  neue  Ertragsstenem  treten  fttr  gewisse  andere  Ertrftge, 
bez.  Ertragsquellen,  welche  bisber  von  den  alten  Steoem  niebt 
getroffen  worden,  hinzu. 

aa)  Die  erste  Entwicklung  ist  eigentlich  nnr  eine  Fortsetzung 
einer  älteren,  welche  ans  der  nrsprtlnglich  aUgemeinen  alleinigen 
Groodstener  zn  besondem  Hans-  und  Oewerbesteuem  geffthrt  hatte. 
Die  völlige  Trennung  der  Grund-  und  Haussteuer  ist  selbst  in 
unseren  Staaten  noch  nicht  überall  oder  erst  jüngst  vollzogen 
worden.  Sie  ist  eine  richtige  Oonsequenz  der  speoifisehen  Diffe- 
renzirung  der  Grundstücke  nach  Zwecken  der  Benutzung  (agrarische 
und  Bauplatz-firautznng),  weshalb  namentlich  in  den  S^ten  be- 
sondere Hanssteuem.  Dasselbe  Prinoip  der  Differenzirung  der 
Besteuerung  nach  deijenigen  der  Bodenbenutzungsarten  zeigt  sich 
in  der  Beschränkung  der  eigentlichen  Grundsteuer  auf  den  land- 
inrthsohafäioh  benntzten  oder  so  benntzbaren  mid  nnr  ans  Neben- 
gründen  nicht  wiiklich  so  benntzten  Boden  und,  —  das  Gorrelat 
bierzn  ~  in  der  Ausbildung  aparter  Grundstenemormen  fUr  den 
Wald  nnd  sogar  ganz  selbständiger  Waldsteuem,  femer  in  der 
Kntwicklung  der  Bergwerksteuem,  und  —  der  nenestf  Fall  — 
der  Eisenbahnsteuem,  fttr  den  Ertrag  der  Eisenbahn,  neben 
denen  freilich  noch  Grundsteuern  ftlr  den  Boden  der  Bahn  vor- 
kommen können.  Bei  den  Hans  steuern  besteht  die  analoge  Ent- 
wicklung in  der  Verschiedenheit  der  Steuemormen,  nach  der 
Lage  (Grösse  der  Orte),  der  Beschaffenheit  und  dem  Zweck  der 
Gebände,  wo  sieh  dann  ancb  wohl  ftfrmlioh  verschiedene  selbstän- 
dige Hanssteuem  ausbilden  (Hauszinssteuer,  Hausclassensteuer, 
Oesterreich;  ähnlich,  aber  im  Bahmen  einer  Steuer,  in  Preussen). 
Aehnlioh  in  der  Gewerbesteuer  eine  immer  grössere  Speeiali- 
sirnng  nach  Arten,  Technik,  Umfang,  Standort  der  Gewerbe  and 
die  Ausbildung  aparter  Gewerbesteuem  für  gewisse  Gewerbe,  von 
denen  auch  hierher  der  Eisenbahnbetrieb,  Bergwerksbetrieb,  sodann 
dasAetiengeseUschaftswesen  mit  ihren  vorkommenden  Sonderstenera 
zo  rechnen  sind. 

§.461.  —  bb)  Die  zweite  Entwicklung  desErtragsteuersystems, 
die  Entstehung  eigener  neuer  Stenern  fUr  bisher  nicht  be- 
stenerte  Erträge  oder  Ertragsquellen,  tritt  deutlich  erst  in  der 
neueren  nnd  neuesten  Zeit  der  modernen  Gnltnrvölker  hervor,  was 
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sieh  auch  ans  den  Social-  und  WiithsebaftsrerhättiiiflKn  leiekt  v- 
kttren  Usst  Von  NebenaSeUiehem  abgesehen  sind  et  TonodU 
drei  nene  ErtragBStenern,  mit  denen  man  es  hier  ra  thnabit:  dk 
Steuer  auf  den  Ertrag  der  Arbeit  der  liberalen  Benfe,  somU 
der  lelbstftndig  ab  der  in  einem  DienstrerhäUniss  sugcSblai 
(im  letzteren  Falle:  BoBoldnngsstener  des  „Beamten''  n.  l  «.). 
die  Steuer  anf  den  Ertrag  der  gemeinen  Handarbeit  ud  ds 
sonstigen  niederen  Arbeit  (materielle,  „illiberale"  Aibeit  iUb 
Art,  Qesindearbeit)  oder  die  dir ecte  Lohnsteuer;  endbehdie 
Leihzins-  (Kapitalrenten-,  „Kapital"-)  Steuer  auf  denErtag 
des  Torliehenen  nmlanfenden,  besonders  des  Geldkapitals. 

aa)  Die  beiden  ersten  Stenern  anf  den  Ertrag  der  y^:^ 
bilden  das  Personal  Steuer-Element  des  modernen  ErtiagSBtestf 
Systems  neben  dem  Realstener-Element,  der  Grand-  und  Hav- 
steuer.  Sie  führen  leidit  in  die  ftfmüiehe  Subjeetbesteaenis, 
die  Einkommensteuer  hintlber,  da  die  Lostrennung  des  Ertnp 
der  „blossen  Ertragsquelle",  hier  der  „Arbeit  als  solcher"  tos 
arbeitenden  Subjeet  natOriicfa  noch  misslieher  ist  and  aoefa  o 
sicherere  Fictionen  bedingt,  als  dies  Verfahren  bei  den  aadcra 
Ertragsstenem,  wo  Ertragsquelle  und  wirthschaftende  Person  iniKi' 
hin  nicht  so  eng  verbunden  sind.  Daraua  erklirt  es  sieh  aiA 
dass  miftanter  auch  jetzt  noch  in  Ländern  mit  einem  sonst  cot 
wickelten  Ertragsstenersystem  die  Besteuerung  des  Arbeitsertnp 
nicht  durch  besondere  Ertragastenern ,  sondern  nur  mit  durch  & 
Einkommensteuer  (bes.  Glassenstener)  erfolgt  Die  selbstiodi; 
zu  Erwerbszwecken  ausgeübten  liberalen  Berufe  (Arzt,  AdTooä 
Priratlehrer,  Schriftsteller,  Kflnstler,  Teehniker  u.  a.  w.)  stehet  it 
Uebrigen  Okonomiach  den  gewOhnliohen  Gewerben  nKher  und  kOsv 
daher  auch  wohl  durch  eine  Änsdehnnng  der  Gewerbesteaer  tf 
sie  mit  besteuert  werden.  Die  Besoldungen  u.  a.  w.  liberaler  Bei^ 
„diener"  sind  ökonomisch  eine  Art  Dienatlohn,  nur  do^ 
Dauer,  Sicherheit,  Zahlungstermin,  Hohe  vom  gewShnUcben  Aibö» 
lohn  unterschieden.  Sie  kOnnen  mit  diesem  durch  eine  gemenstff 
„Lohnsteuer"  oder  „Arbeitssteaer"  (dann  etwa  mit  in 
Gliedern,  fUr  „Gehalt"  und  „Lohn"  l  e.  S.)  getroffen  werdeu. 

ßß)  Die  Leihzinsstener  reiht  sich  der  Grund-  nnd  Bi* 
Steuer  am  Nächsten  an,  .soweit  auch  diese  den  Ertrag  tob  Ma 
„aus  Besitz"  treffen.  Wie  beide  genannte  und  die  GewerbeileH 
aber  in  noch  höherem  Maasse  als  diese,  selbst  als  die  ihr  V 
Meisten  ähnliche  Hausstener,  kann  sie,  weil  bei  dem  Luil**j 
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Ertrag  der  Ei&flnss  des  sol^ectiven  Homents,  des  Wirthschafts- 
snlgeets  noch  geringer  ist  als  bei  einer  der  anderen  Ertragsarten, 
ABch  in  der  Form  einer  Besitzstener,  z.  B.  einer  Vermögenssteuer 
nach  dem  Kapitalwerth  des  verliehenen  Betrags  erhoben  werden. 
Die  besondere  Leihzinsstener  ist  so  ziemlich  das  geschichtiioh 
spateste  Glied  des  neueren  rationellen  Ertragsstcnersystems  und 
fehlt  noch  bente  vielfach,  indem  der  Leihzinsertrag  entweder  als 
eine  Art  „Fersonaleinkommen"  nar  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer unterworfen  oder  selbst  gar  nicht  besonders  als  solcher 
(wenn  anoh  etwa  nebenbei  mit  durch  gewisse  Verkehrsstenem) 
besteuert  wird.  Diese  unzulängliche  Besteuerung  der  Leihzinsen 
steht  ausser  mit  den  gleich  m  enTtthnenden  historischen  OrOnden 
wohl  wesentlich  mit  den  grossen  steuerteohniachen  Schwierigkeiten, 
das  Vorhandensein  und  die  Höhe  des  Ertrags  verliehener  Kapitalien 
riefatig  ta  Besteuemngszwecken  zn  ermitteln,  in  Znsammenhang. 

§.  46S.  Das  Fehlen  dieser  wie  der  beiden  anderen  neuen 
Ertragsteuem  erklärt  sich  im  Uebrigen  geschichtlich  einfach  aus 
den  früheren  Verhältnissen  der  Volkswirthsohaft  und  der  Rechts- 
ordnung, specieU  der  älteren  Personalstands-  und  poUtnehen 
Standesordnnng. 

Die  liberalen  Berufe  wurden  noch  wenig  zu  Erwerbs- 
zweeken  nnd  ttberwiegend  von  Angehörigen  der  privilegirten,  ohne- 
hin'steuerfreien  Stände  sowie  als  Ebrenamtsdienst  ansgeflbt.  Das 
Beamtentbum  war  viel  geringer  entwickelt  nnd  fllr  sein  Dienstein- 
kommen stenerfreL  Erst  die  moderne  Auffiusung  der  Allgemein- 
heit der  Steuer  fllhrte  daher  zu  dem  Verlangen,  dass  auch  der 
Ertrag  der  Arbeit  in  solchen  Berufen  zn  besteuern  sei.  Die  Idee 
der  allgemeinen  Einkommensteuer,  eine  Folge  dieser  Anffhssnng, 
wirkte  in  derselben  Richtung.  Wo  aber  eine  solche  Einkommen- 
steuer fehlte,  war  es  nur  conseqnent,  wenigstens  eine  neue  Ertrags- 
stener  gerade  fttr  den  Ertrag  dieser  Arbeit  einzuführen  oder  eine 
der  alten  Ertragsstenem  entsprechend  auszudehnen,  z.  B.  die  Gt^ 
werbestener  zn  einer  umfassenderen  „Erwerbsstener^^  zu  machen. 
Die  practische  Nothwendigkeit  einer  Besteuerung  des  Ertrags- 
Uberaler  Arbeit  aber  wuchs  mit  der  allgemeinen  Steigerung  des 
Stenerbedarfs  und  der  grosseren  Anzahl  und  wirtbsehafllicben  Be- 
dentnng  der  Angehörigen  dieser  Bemfe. 

IHe  untere  arbeitende  Classe  hat  in  den  häufigen  Kopf - 
und  ähnlichen  Steuern  für  den  Ertrag  ihrer  Arbeit  gesteuert  Im 
Zustand  der  Unireiheit  oder  ähnlicher  Abhängigkeit  zahlte  der 


Digitized  by  Google 


428  3.B.  2.K.  I.A.  All«. Steaerl.  9.H.-Ä.  3.A.  Berafemiss.Erw.best  9.«2,4(ix. 

Herr  tUr  sie.  Hit  dem  Wegfall  allgemeiner  Kopfsteuern  aml  mit  da 
Entwicklung  des  Tagldhnerwesens  auf  dem  Lande,  des  Handwerks- 
gesellenthnmg  und  roUende  des  gewerblichen  OroMbetrieba  in  da 
Städten  trat  dann  erst  die  Nothwendigkeit  einer  besonderen  Be- 
stenemng  dieser  GlasBen  mehr  hervor.  Die  indireetoi  Veritnud» 
Stenern  haben  auch  dazu  mit  gedient,  bewusstermassen  snerst  ii 
den  Städten,  später  auch  in  den  Territorien  und  Staate  Nack 
der  TOlligen  poUtisohen  Emancipation  des  Arbeiterstands  war  a 
dann  unter  dem  Einfluss  der  Idee  der  staatsbürgerlichen  Gki^ 
heit  wieder  nur  consequent,  jetzt  auch  den  Ertrag  der  gewOhnlicln 
Handarbeit  direet  zn  besteuern,  wiedemm  entweder  mit  doreh  «fit 
allgemeine  Einkommensteuer  (Classenstener)  oder  darch  eine 
sondere  neue  Arbeitsstener,  bez.  mittelst  einer  Ausdehsnng  da 
Grewerbe-  oder  Erwerbsstener.  In  den  deutschen  Ländern  nii 
stärker  entwickeltem  directen  und  Ertragsstesersystem  und  schwSciher 
gebliebenem  Verbrauchssteuerwesen  ist  man  auch  so  rorgegangeiL 
Der  Ertrag  verliehener  Oeldkapitalien  ist  schon  frllber. 
so  in  Städten,  in  Notbzetten  bei  Extrastenem,  wohl  dordi  sD- 
gemeine  Vermögenssteuern  grundsätzUob  mit  besteuert  worda. 
Eine  besondere  Ertragsbesteuernng  daitir  war  vor  der  erhebUebereii 
Entwidmung  des  Creditwesens  kein  so  grosses  BedttrfhiBS  nnd  bot 
immer  steuertecbnisch  besondere  Schwierigkeiten.  Als  in  der  Nes- 
zeit  aber  Uberhaapt  das  Ertragssteuersystem  rationell  ansgeUldei 
wurde,  war  es  nur  consequent,  einen  so  eminent  steuerflUiigeB  Er 
trag  wie  den  Zinsertrag  auch  besonders  zn  besteuern.  ObwoU 
nun  Rücksichten  auf  „Schonung  des  Kapitals",  Befürchtungen, 
„das  Kapitfd  nicht  durch  Steuern  ans  dem  Liande  zu  treiben",  1» 
und  da  anch  die  Idee,  dass  dieser  Zinsertrag  durch  Ueberwälzaif 
anderer  Ertragsstenem  auf  ihn  wenigstens  in  einem  alten  Ertrif^ 
Steuersystem  von  Grund-,  Hans-  und  Gewerbesteuern  schon  reell 
mit  besteuert  sein  könnte,")  vor  Allem  aber  die  handgreifliek 
steuertechnische  Schwierigkeit,  gerade  diesen  Ertrag  richtig  in  et- 
fassen,  ein  zaghaftes  Vorgehen  erklärlich  machen,  so  hat  man  äeh 
doch  mit  Recht  mehrfach  (so  in  deutschen  Staaten)  entsebloeseB. 
eine  besondere  „Kapital"-  oder  „Kapitalrentensteoer"  ds 
iUr  einzuführen.  Erst  dadurch  ist  die  nothwendige  Vervoll- 
ständigung des  Ertragsstenersystems  erfolgt  nnd  wenigatess  sb 
Prindp  das  „mobile  Kapital"  (abgesehen  vom  StenerAus) «bease 

'}  S.  aber  dies  Alles  Uelferich  in  dem  Aofiatz  aber  die  EiniiikiVff 
JUpitelrentensteaer  in  Baden,  Tab.  Ztscbr.  1846. 
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gestellt  worden,  als  das  Ittngst  besteaerte  „immobile",  Gmnd 
and  Boden  nnd  Qebftnde.  Die  ein&cbe  UntersteUnng  des  Zins- 
ertrags anter  die  allgemeine  £inkommen8teaer  (Prenssen)  reicht 
ZOT  HerbeifUhnmg  dieser  GleiohsteUnng  nicbt  ans,  wenn  das  Ein- 
kommen aas  Gmnd,  Gebäuden  and  Gewerben  doppelt,  dorcb  die 
Ertragsbestenerong  und  die  Eünkommenstener,  getroffen  wird.  Für 
die  fiüdang  des  ganzen  Steuersystems  ist  nur  von  der  nnbestreit- 
buen  Thatsache  Act  ku  nehmen,  dass  der  Leifaunsertrag  auch 
dareh  die  rationellste  directe  Ertrag»-  und  Einkommensteuer  regel- 
mässig nur  viel  unsicherer  und  wohl  fast  immer  anvoll- 
ständiger getroffen  wird,  als  der  durch  andere  Ertrags-  nnd 
durch  die  Einkommensteuer  besteuerte  sonstige  berufsmässige  Er- 
werb.  Daraus  folgt,  dass  es  sich  gerade  jenem  Ertrag  gegenüber 
darum  handelt,  ihn  noch  durch  ganz  andere  Steuerarten, 
als  etwa  bloss  die  Verbranchsbesteuerang,  zur  genügenden  Be- 
steaerung  heran  zu  ziehen.    Dazu  dienen  namentlich  die  Ver- 
kehrsstenern. Es  liegt  hier  eine  Aehnlichkeit  mit  dem  Erwerb 
dmh  einzelne  Acte  und  durch  Anfall  vor,  die  schon  hier  hervor- 
gehoben werden  mag. 

§,  463.  —  c)  Allgemeine  Benrtheilnng  des  Ertrag- 
Steuersystems.^)  Die  dargelegte  Entwicklung  derObject-  oder 
Crtragsbeflteaemng  ist  eine  durchaus  consequente  und  rationelle, 
iie  zur  annähernden  Erreichung  des  Ziels  volkswirthschaiUich 
ichtiger  and  vollständiger,  sowie  leidlich  gleichmässiger  Bestene- 
nng  aller  Theile  des  bern&mässigen  Erwerbs  unvermeidUoh  war. 
)ie  Ertragsbestenerung  mit  den  genannten  sechs  Gliedern  (Grund-, 
laus-,  Gewerbe-,  dann  liberale  Beru£s-,  Lohn-,  Leihzinssteuer)  und 
»en  Unterarten  und  Specialisirungen  verdient,  als  zusammen- 
ehörige  Stenergruppe  betrachtet,  auch  mehr  als  irgend  eine  andere 
rnppe  den  Namen  eines  „Systems". 

Aber  noch  abgesehen  von  defl  diesen  Steuern  allen  gerade 
s  Objectsteuern  anklebenden  Mängeln  hat  dies  Ertragssteuersystem 
>ch  wesentliche  Schwächen:  es  besteht  ans  sehr  ungleichen 
iementen  von  sehr  verschiedener  Erfassbarkeit  Dies 


*)  S.  u.  A.  Ndanaiiu  in  d.  Sehr.  EctniptBt  oder  penfiul.  Steneni  u.  uberiiaapt 
aeueato  Liter.,  irie  Held,  die  Gatachten  d.  Ter.  t  Socialpolit  a.  die  Yerhandl. 
d.  VeisanunL  t.  1875  u.  1877.  Aof  der  Versammlang  v.  1875  worde  Gensel'a 
tse  angenommen  (Behebt  S.  6S):  ^ie  ' bisher  noch  in  eiuer  Mehrzahl  deutscher 
Ifen  bestehenden  sogen.  Eitntgasteneip  enreisen  sich  bei  gesteigertem  Bedarf  als 
areicheud."  In  der  spec.  Steaerlehre  die  genaneren  thatsäcfalicbeo  Belege  für  die 
elata  Saue  im  Text 
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bindert  schon,  grosse  Quoten  eines  grossen  and  wachtea- 
den  (Staats-  and  Conunonal-)  Stenerbedaifs  dadnrcli  in  decksi, 
was  sich  Überall  bald  als  anmOglich  erwiesen  hat  ^  so  in  Oeitoi- 
reich,  Frankreich  and  in  den  deatschen  Staaten  in  nenerer  ZeiL 
Namentlioh  bringt  dieser  innere  Fehler  des  Ertiagssteaenystem 
grosse  Ungleichmässigkeiten  der  Belastong  mit  sieh,  tnb 
aller  entgegengesetzten  Bemttbongen,  sowohl  zwischen  den  ObjedN 
(bea.  den  dafUr  Steuerpflichtigen)  der  Terschiedenen,  ib 
zwischen  deqjenigen  einer  und  derselben  Ertragsetener. 

a)  Die  reinen  Realsteuem  des  Systems,  die  Grand- und 
mehr  noch  die  Gebändestener  bieten  den  Vortheil,  dass  sich  du 
Vorhandensein  und,  wenn  auch  bei  der  Grundsteuer  auf  setir 
complicirte  Weise,  wenigstens  innerhalb  gewisser  Grenzen  doefa 
auch  die  ungefähre  Höhe  der  Ertragsfäbigkeit  und  des  Rein 
ertrags  selbst  leidlich  sicher  ermitteln  lassen.  Bei  der  Gewerbe 
Steuer  einsoUiesslich  der  Steuer  der  selbständig  ansgettbten  liberale 
Berufe  liegt  die  Sache  wesentlich  ungünstiger.  Vorhandenseia  und 
Höhe  des  Ertrags  von  Leihzinsen  entziehen  sieh  leicht  gaai 
derControle,  während  wieder  der  Ertrag  der  liberalen  Dienst 
arbeiten  (Beamte)  nnd  der  niederen  Arbeitsarten  an  sieb  naä 
in  seiner  Höbe  leichter  zu  ermitteln  ist.  Daraas  droht,  wie  vk^ 
die  Erfahrung  bestätigt,  eine  Ueberlastnng  des  immobilen 
Besitzes  und  seines  Ertrags  hervorzugehen,  zumal  hier  g^ 
wöbnlieh  eine  hohe  alte  Besteuerung,  die  freilich  vom  jetzigen 
Besitzer  nicht  mehr  immer  als  Steuer  angesehen  werden  k$ja, 
geschichäich  tiberkommen  ist.  Und  auch  der  Arbeitsertrag  dnk 
schwerer  sogar  durch  diese  directe  Besteuerung  getroffen  zn  werden 
als  der  gewerbliche  Unternehmergewinn  und  vollends  ab 
der  Leihzinsertrag.  Der  Ertrag  von  Gebäuden,  besonden 
von  städtischen,  regelmässig  im  Wege  der  Vermiethang  Ix- 
nutzten,  ist  besonders  leicht  richtig  zu  ermitteln,  der  nahe  rer 
wandte  Ertrag  von  Ldhkapitalien  oftmals  gar  nicht,  meiitai 
schwer  (Werthpapiere!). 

Innerhalb  des  Gebiets  einzelner  Stenern  ethAm 
sich  nicht  geringere  Schwierigkeiten,  besonders  bei  der  Granit 
der  Gewerbe-  and  der  Steuer  der  selbständigen  liberahi 
Berufe,  auch  bei  der  Leihzins«teaer.  Nach  den  laaAwA- 
schaftlichen  Betriebssystemen,  den  Verkehrs-  und  AbmliiisMl 
nissen  u.  s.  w.  ist  der  steuerbare  landwirthschaftliche  Bdatkir 
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des  Örofid  nnd  Bodens  ansserordentlich  verschiedeu  und 
unter  dem  steten  Wechsel  der  zahlreichen  einwirkenden  Ursaeben 
nach  Ort  nnd  Zeit  sehr  veränderlich:  mit  der  höheren  £ntwick- 
laog  der  Volkswirthschaft  (intensiTer  Anbaa,  Commnnicationen!) 
iD  immer  hOfaerem  Haasse.  Dies  macht  die  umfossendsten  zeit- 
nnd  geldranbenden  Operationen  znr  Feststellong  des  Reinertrags 
oothwendig,  die  gleichwohl  nicht  einmal  für  den  Moment,  ge- 
schweige für  längere  Zeit  den  Zweck  erreicheDf  dass  man  nun  die 
GrunästeaeT  wenigstens  unter  den  einzelnen  Grundbesitzern 
gleiohmäBsig  an&nlegen  vermöchte.  Bei  den  einzelnen  Ge- 
werben, denn  Ertrag  die  Gewerbesteuer  belasten  will,  ist  wieder 
die  Erfassbarkeit  nicht  nur  nach  der  hier  besonders  massgebenden 
Persönlichkeit  des  leitenden  Rechts-  und  Wirthschaftssnbjects  — 
ein  wie  bei  allen  Objectstenem  auch  hier  gar  nicht  oder  nur  wenig 
berflcksichtigtes  Moment  ~,  sondern  auch  nach  den  Gattungen, 
dem  Umfang,  der  technischen  Natur  der  verschiedenen  Gewerbe 
ganz  ungleich:  bei  den  Handels-,  vollends  den  Bank-  nnd  ähn- 
lichen Gewerben  mdst  viel  schwieriger  riUs  bei  den  Gewerken, 
beim  Grossbetrieb  schwerer  als  beim  Kiembetrieb,  bei  der  Fabrik 
als  beim  Handwerk.   Und  in  welchem  Grade  dififerirt  wieder  die 
Brfassbarkeit  des  Ertrags  nnd  seiner  Höhe  bei  den  einzelnen 
gewerblichen  Unternehmungen  auch  des  nemlichen  Zweiges! 
Aehnliohes  gilt  von  den  verschiedenen  liberalen  Bernüsarten.  Nicht 
Binder  aber  ist  der  Leihzinsertrag  je  nach  der  Kapitalanlage 
;anz  verschieden  erfassbar:  bei  Hypotheken  in  Grundbüchern,  un- 
ersicfaerten  Privatschulden,  Wertbpapieren ,  in-  und  ausländischen 
'apieren  u.  s.  w.    Die  immer  grössere  Künstlichkeit  und 
'ostspieligkeit  des  Ertragssteuersystems  ist  die  notfa- 
'endige  Folge  dieser,  gerade  in  der  modernen  Welt  ans  wirth- 
haftlichen,  technischen  und  socialrechtlichen  Gründen  steigenden 
shvrierigkeiten,  die  einzelnen  E!rtrttge  einigermassen  richtig  zn 
fassen:  daher  jene  staunenerregenden  Werke  der  ,jrationellen" 
*aiidsteaerkataster,  jener  riesige  Classenschematismus  neuerer  Ge- 
irbestenem.  Aber  man  kann  sich  nicht  verhehlen,  dass  das  Pro- 
tm  volkswirthschaftlich  richtiger,  vollständiger  und  gleichmässiger 
BtenemDg;  durch  das  Ertragssteuersystem  auch  in  dieser  relativ 
{kommensten  Ausbildung  doch  nnr  sehr  nnvoUkommen  nnd 
der  immer  grösseren  Individnalisirung  und  Beweglichkeit  aller 
.rirkenden  Momente  sogar  wachsend  nnvollkommener 
ist  wird. 
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§.  464.  —  y)  £me  besondere  Schwiraigkeit  madit  im  fiitngi-  ' 
steaersjstem  das  Scbnldenwesen,  uamentlicb  die  BeUitang 
der  Bealttäten  mit  Scbnlden.   Diese  Schwierigkeit  wächst  n  \ 
practischer  Bedentang  mit  der  Vermehnmg  dieser  Verscholdnng,  ' 
weldie  in  der  neneren  und  neuesten  Zeit  sichtbar  ist  and  hier  nit 
ganz  modernen  Verhältnissen,  namentlich  mit  der  neueren  Hbent 
indiridaalistischen  Bechtsordnnng,  der  freien  Veränsserliehkeit  ni 
beliebigen  Verscholdbarkeit  des  Grundbesitzes  nnd  der  firbtheibic 
unter  den  Gescbwistem  zusammenh&igt.    Dadurch  entsteht  itie 
Masse,  vielleicht  die  Hauptmasse  aller  Gmndschulden  in  Folge 
der  Bdaatnng  des  fiodens  mit  Bestkanfgeldem,  mit  Darldien,  webk 
ein  Käufer  nur  zum  Zweck  des  Ankaufs  eines  Grund-  oder  Ba» 
besitzes  aufgenommen  und  mit  ErbantheUen.  ^  Die  BeUstong  der 
Zinsen  fUr  solche  Schulden  mit  dem  aliquoten  Tbeil  der  Grani- 
und  Haussteuer  ist  gewöhnlich  nicht  durchzufahren,  selbst  wen 
das  Gesetz  sie  Torschreibt  oder  begflnstigt  *)    Der  Besitzer  wird  ' 
vielmehr  genOthigt,  damit  ihm  das  fremde  Kapital  geliehen,  oder  | 
das  dnmal  eingetragene  Kapital  (das  bei  Restkau%eldem  und  Erb- 1 
antbeilen  nach  Rodbertus'  richtiger  Auffassung  allerdings  girj 
nicht  „Kapital"  ist,  sondern  durch  die  Rechtsform  der  Verscfait 
dung  nur  als  Kapital  erscheint  und  vielmehr  mnen  GatBanthcil 
repräsentirt)  —  nicht  gektlndigt  wird,  die  ganze  betreffende  Steuer 
auf  sich,  mithin  auf  den  Rest  des  Reinertrags  zn  nebao. 
welcher  ihm  nach  Abzug  der  Schnldzinsen  bleibt  Dadurch  wiri 
der  verschuldete  Besitzer  besonders  schwer  gedrflekt  nnd  stellt  üA 
wieder  eine   grosse  Ungleicbmässigkeit  in  der  Stewr 
belastung  zwischen  schuldenfreien  und  verschuldeten  toi 
unter  leteteren  zwischen  den  in  verschiedenem  Maasse  ver- 
schuldeten Besitzern  heraus.  Das  Stenerrecbt  pflegt  «ach 
drUcklich  bei  der  Grund-,  Haus-  und  ähnlichen  Steuern,  als  Object- 
steuern,  welche  die  Grtragsfähigkeit  des  Otgects  ate  wkkm 

*)  FUr  die  ganze  Frage  ti.  Bodbertus,  „Ztir£rklär.  u.  Abhilfe  d.  heio.  Gc«^ 
BOtb  des  Grundbesitzes",  der  in  Bestkanfgeldem  it.  ErbantheUen  bei  ana  däa  TieUi|v 
Tenchnldangsaruche  sieht  TgL  anch  Gnudleg.  g.  S22. 

")  Das  kommt  vor,  z.  B.  in  dem  System  der  Ertragsbeäteaerukg  in  der  •*f 
Eink ,  aber  auch  auf  dem  Continent  bei  eigentlichen  Ertngssteuem.  So  vtf  ■ 
Oesterreich  das  Eiolionuneu  aus  Gmndstacken  n,  tiebftaden  nach  den  Eiakj*^ 
V.  29.  Oct  1849  in  der  Form  des  Zuschlags  von  einem  Drittel  des  OrdiMi>* 
(16  •/•)  der  Grund-  u.  Gebäudest.  erhoben,  doch  hat  dafür  der  Grund-  u.  Haa^^* 
du  Beeilt,  &\  von  den  hypothek.  Zinsen  u.  s.  w.  seinem  Glinbiger  ia  A'*''!'? 
bringen,  —  vas  factisch  vobl  sehr  selten  geschieht  Beeil  liegt  Uer  Alte  ■*> 
nur  die  entsprechaide  ErhObtrag  der  Gnmd-  und  Gobändotener  tot.  Vj|^.  CfclVfV 
dir.  Sten.  Oesterr.  8.  Anfl.  S.  Itil. 
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besteaern  sollen,  anf  den  Umstand  der  Venohaldong  gar  keine 
Rücksicht  zn  nehmen,  es  dem  Verkehr  fiberlassend,  ob  nnd  in  wie 
weit  der  Eigenthttmer  des  Objects  die  Steuer  auf  den  Gläubiger 
Uberwälzen  kann:  in  der  That  die  Consequenz  der  reinen  ,,0b- 
jecf-fiestenerong. Qegentlber  den  Verhältnissen  des  wirth- 
Bchaftlichen  Lebens  rächt  sich  aber  diese  Ignoriraog  der  Verschnl- 
daog,  iDdem  namentlich  eine  hohe  Besteoernng  des  Realbesitzes 
and  vollends  eine  weitere  Steigerang  derselben  wegen  der 
j^ssen  Härte  und  Ungleiohmäasigkeit  der  wirklichen  Belastung 
^nz  unhaltbar  wird. 

Trotz  aller  dieser  inhärenten  Mängel  sind  die  Ertragsstenem 
u  der  Staats-  und  vollends  in  der  Gommnnalbesteuerung  nicht 
mtbehrlich.  Man  wird  sie  nur  immer  wieder  von  Neuem,  a.  Ä. 
incb  durch  Specialisirnng,  zn  verbessern  suchen  mtlssen.  Aber 
hre  Stelle  wird  wohl  namentlich  in  der  Staatsbestenerung  eine 
relativ  beschränktere  werden,  indem  andere  Stenern,  be- 
londers  ftlr  die  Deckung  eines  vermehrten  Finanzbedarfs,  neben 
tie  treten.  Eine  einfache  Aufhebung  lange  bestehender  Real- 
tenem,  besonders  der  Grund-  nnd  Gebändesteuem,  zum  Theil  aber 
iQcb  gewisser  Gewerbesteuern,  wäre  anderseits  durchaus  nicht 
ogebracbt,  selbst  wenn  die  betreffenden  Steuerpflichtigen  dann 
Qgemessene  Einkommenstenem  statt  der  erlassenen  Bealsteuern 
ahlten.  Eine  solche  Massregel  wäre  ein  ungerechtfertigtes 
beschenk  auf  Staats-  und  Gemeinschaftskoaten  an  die  bisherigen 
«alittttenbesitzer,  nicht  nur  im  Betrage  der  Stener,  sondern  im 
etrage  des  Kapitalwerths  der  Steuer.")  Eber  empfiehlt  sich 
ie  Ueberweisung  der  Staats-Realsteuem  oder  eines  Theils  davon 
n  die  SelbstrerwaltungskOrper,  besonders  die  Ortsgemeinden,  wie 
»eh  neueren  preussischen  Plänen,  i') 

Nur  innerhalb  der  im  Vorausgehenden  gezogenen  Grenzen 
ird  man  demnach  auch  die  allgemeine  directe  Einkommen- 

I&  den  Onrndstfloergesetzen  ihrd  es  vohl  besonders  «osreqtrocheD ,  dus  die 
bniden,  auch  die  uf  den  foondstoekai  hypothekuisdi  haftflnaen,  onberacksiohtigt 

liben. 

")  Hiermit  Qbereiiutimmaid  d«t  Bescfalnss  des  Tereins  C  Socpolit  anf  Antrag 
nsel's  und  Nasse's  ia  Bet  uf  Stenern  auf  nnbewegliche«  VermOfW,  die  aeit 
«er  Zeit  in  einer  die  ttbligan  Ertcagsateneni  veaentlich  ubeiiteigendeii  Höhe  be- 
Ddeo  haben.  S.  auch  daselbst  die  feinen  Noancirang  dieser  These  durch 
nmann.    Ber.  S.  69. 

**)  Vgl.  anch  tiaeist.  Steuerrel  in  Fieassen,  BerL  187H,  S.  2i,  wo  die  Postulate: 
ie  Bealsteuern  der  Gemeinde,  die  Peraonaluteoem  dem  Staate,  die  Yerbranchs- 
aem  dem  B^he"'  nur  etwas  m  sehr  zogespitzt  irerden. 

A.  Wk^Bsr,  FinuKwItBftDseliftft.  11.  3S 
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Steuer  als  die  passeode  haaptsächlicheSchatzangaaddirecte 
Staatsatener  der  Zakonft  ins  Ange  fassen  dttrfra.") 

Dies  Ergebniss  der  allgemeinen  Beurtheilnng  des  Eitragsstenei 
Systems  findet  dnreh  die  vergleichende  Gegenü berstellang  der 
ject-  nnd  Snbjectbestenemng  des  berafsmässigen  Erwerbs  in  Folge 
dem  seine  Bestätignng. 

C.  —  §.  465.  Noth wendige  Verbindung  derSnbjeci 
und  Objeetbestenernng.  Eine  ToUstSndige  Besteaenmg 
bemfemässigen  Erwerbs  wttrde  sich  unter  zwei  Voraussetsanga, 
einer  practtschen  und  einer  principiellen,  sowohl  dnreh  die  So^ 
ject-  und  Einkommenbestenemng  allein  als  durch  die  Objeet-  vi 
Ertragsbestenemng  allein  erreichen  lassen:  einmal,  wenn  es  p- 
länge,  die  Schwierigkeiten  zu  Überwinden,  welche  sich  einer  strenf 
conseqnenten  DarchlUhniDg  einer  jeden  dieser  beiden  Beste» 
mngsarten  entgegenstellen;  sodann,  wenn  die  dorch  die  Arbeift 
und  Besitztheilung,  den  Greditverkehr  und  die  locale  nationsle  vie 
internationale  Personenbewegung  bewirkte  Complioation  der  £r 
werbsverhaitnisse  eben  nicht  grundsätslieh  eine  Olyect-  vd 
Snbjectbestenerung  neben  einander  fttr  den  Staat  nnd  mehr  aoet 
flir  die  Commune  verlangte. 

1)  Die  Ueberwindung  jener  Schwierigkeiten  ist,  wie  im  Vbraa- 
gehenden  schon  mehrfach  angedeutet  wurde,  erfahmn^^BgemSss  mät 
möglich.  Deshalb  erscheint  von  vorneherein  wieder  eine  Combi- 
nation  von  Snbject-  und  Objeetbestenernng  (wie  nek 
beider  mit  der  Verkehrs-  nnd  Anfallbesteuemng^  der  Besitt- 
Gebraucbsbestenerung)  zweckmässig,  um  auf  verschiedenen  Wegv 
von  verschiedenen  Ausgangspuncten  aus  das  Ziel  zu  erreicbea. 

2)  Auf  die  principielle  Nothwendigkeit  einer  Vcr 
bindung  von  Objeet-  nnd  Salyectbestenemng  hat  die  Untersaeküf 

")  Auf  diea  Fostnlat  läuft  im  WesenÜ.  Held 's  Sehr,  über  d.  EinkA.  hi>^ 
s.  bes.  Kap.  7,  aua.  am  Scbloss.   In  d.  VersammL  r.  1S7&  iiabm  d.  Ver.  t  Soc^'> 
die  Tfaese  in  Held's  FfeBsnng  an:        empfiehlt  sich  daher  (d.  h.  wegoo  dvi** 
zordcheodheit  der  Eitngaeteaera ,  a.  Note  7  oben)  eine  in  den  nateien  Slite  p 
grewire  allgemeine  Sänkommenst  in  Verbindung  mit  einw  aUgemeinen  Vauilp* 
zur  hanpts&chlicbsten  directen  Steaer  (sc.  des  Staats)  zn  machen."  —  l>e^*' , 
ErtragsstenerD  u.  a.  v.  in  der  Commiinalbesteuaning  s.  die  Thesen  o.  m^inBafei^i 
in  der  Vers.  d.  Ver.  f.  Socpolit.  v.  1 877  o.  ttber  z.  Tb.  abweidiende  Aidbamf* 
Naase's,  Held's  u.  A.  die  dortige  Debatte.    In  den  abgeschwichten ,  ^^^^^ 
promiBsen  herrorgegangenen  Resolutionen  vurden  in  St&dten  nnd  L>adgeB«w^ 
..Realstenern,  ham.  von  Grand  u.  Boden  n.  Gebäuden",  o.  zwar  ..nnibÜ'ig^^ 
äbnlicben  Staatssteaem".  femer  ,J>eTSonaIstanem  ron  allen  in  d.  Gommine  Mewt* 
ökonomisch  selbständigen  physischen  Personen",  and  zvar  diese,  bes. 
steuern  im  Anschluas  an  die  entsprechenden  StaatsstoneiD"  tat  geboMa 
Utiricbt,  S.  105.  ' 
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t'rflher  bei  der  Erörtemog  der  Tolkswirthachaftlichen  und  der  Ge- 
rechtigkeitagmndsätze  in  der  Bestenerang  wiederholt  hingefithrt 
(s.  bes.  §.  411,  414,  415). 

a)  Die  Staatsbestenemng  vermochte  mit  jeder  der  beiden 
BesteaernngBarten  allein  nur  unter  einer  nicht  zutreffenden  nnd 
gerade  im  modernen  Wirthscbaftsleben  immer  weniger  zutreffenden 
Voraussetzung  auszukommen :  wenn  nemlich  die  heimische  Volks- 
wulbschaft  als  eine  ganz  abgeschlossene  angesehen  werden 
kSnnte,  die  Bewohner  des  Inlands  kein  Eigenthnm  und  Erträge 
daraas  in  der  Fremde,  die  Fremden  keines  im  Inland  besässen, 
und  Überhaupt  die  internationale  Personen-  und  Kapitalienbewegnng, 
die  „weltwirtbschaftliche"  Verbindung  fehlte.  Frflher,  vor  der  gross- 
artigen modernen  Entwicklung  dieser  Verhältnisse,  blieb  zwar  bei 
einem  blossen  Einkommen-  oder  E^tragssteaerajstem  die  Lücke 
principiell  dieselbe,  aber  praotisch  hatte  sie  viel  geringere  Be- 
deutung. Jetzt  wUrde  bei  einer  reinen  Snbjectbestenemng  ein 
grosser  Tbeil  des  Beinertrags  der  Volkswirtbschaft,  welcher  in 
Folge  von  Eigenthnms-  und  obligatorischen  Bechten  an  fremde  Be- 
sitzer fainans  geht,  nicht  getroffen  werden.  Dies  führte  namentlich 
in  stark  an  das  Ausland  verschuldeten  Volkswirth- 
sebaften  und  in  solchen,  deren  Grund  nnd  Boden  (Grossgtlter!) 
imd  Gewerksanlagen  (Bergwerke,  Fabriken)  in  grosserem  Um- 
liuige  ansländischen  Eigenthfimern  (eventuell  Actionäreo)  ge- 
i9ren,  zu  einer  grossen  Einbnsse  der  Steuercasse  und  indirect 
lothwendig  zu  einer  um  so  stärkeren  Belastung  der  heimischen 
Bevölkerung.  Umgekehrt  würde  in  einem  Lande,  dessen  Bewohner 
iedenteode  Kapitalanlagen  in  der  Fremde  haben  und  daraus  Renten 
>eciehen,  die  reine  inländische  Objeet-  oder  Ertragsbestenerung 
lieses  „Einkommen"  nicht  genügend  treffen.  Die  Verbindung 
leider  Bestenerungsarten  muss  daher  verlangt  werden, 
ie  reicht  noch  nicht  einmal  zur  richtigen  Gestaltung  der  Gtesammt- 
esteaeroog  aus.  Vielmehr  sind  gerade  wegen  der  erwähnten 
erhältnisse  noch  ganz  andere  Stenern,  besonders  Verkehrs- 
od  Verbrauchsstenem,  principiell  nothwendig,  am  mög- 
ehat  jeden  Theil  des  heimischen  Volkseinkommens  irgendwie  zn 
estenem. 

b)  Alles  Gesagte  gilt  in  verstärktem  Maasse  noch  von  der 
ommnnalbesteaernng.  Denn  die  einzelne  Commune  (Gemeinde, 
reis,  Provinz)  ist  noch  viel  mehr  mit  anderen  Communen  durch 
apitaltenrerkehr,  obligatorische  Verhältnisse,  Personenbewegung  etc. 

28» 
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verkettet.  Man  gelangt,  nach  den  früheren  Ansfllhningeii,  xi 
ganz  anhaltbaren  Znständen,  wenn  man  hier  nicht  Subjed 
und  Objectbesteaerong  rationell  verbindet  Von  solchen  ZtuQüidtt 
kann  man  sich  gerade  in  Dentscbland  (Preussen!)  im  gegeowSttiga 
Commanalsteaerwesen  ein  Bild  machen,  obgleich  hier  nach  keiv 
der  beiden  Seiten  die  volle  Gonseqnenz  gezogen  werden  konnte 
Sonst  würde  die  Sachlage  einen  noch  deutlicheren  Beweis  li^m 

D.  —  §.  466.  Vergleichung  der  Subject-  ond  Ob^ 
jecfbestenerung.  Einen  weiteren  Einblick  in  die  Nothwendig 
keit  einer  Combination  von  Subject  und  Objectbesteuerung,  wk 
Anhaltspuncten  für  die  Art  und  Weise  der  Dnrchftlhmng  di(K 
Verbindang,  ergiebt  eine  vergleichende  Betrachtung  beider  Bestnt 
rnngsarten  nach  ihren  VorzUgen  und  Mängeln.  Diese  ßetrachtai^ 
muss  sich  aber  hier  in  der  allgemeinen  Stenerlehre  auf  einige  p- 
meinsame  Hanptpnncte  beschränken. ,  Weiteres  Einzelne  gehörtet 
in  die  specielle  Stenerlehre. 

Die  Snbjectbesteuerung  hat  den  Vorzug,  dass  sie  )J> 
jenige  Moment  in  den  Vordergrund  schiebt,  welches  die  Objef 
bestenerung  meistens  ganz  unbeachtet  Iftsst:  die  Persönlichkei' 
des  leitenden  Rechts-  und  Wirthschaftssnbjecta.  dvs 
ist  in  der  Regel  von  wesentlichem  Einfluss  auf  die  Art  ond  H9bf 
des  Einkommens  oder  der  dasselbe  bildenden  einzelwirthschailEcks 
Reinerträge.  Je  mehr  dies  der  Fall  ist,  desto  richtiger  vcrfthrts 
Princip  die  Subject,  desto  unrichtiger  die  ObjectbestenemDg.  Ti 
aas  diesem  Satze  die  Folgerungen  fOr  Theorie  nnd  Praxis  derBt 
Steuerung  zu  ziehen,  muss  man  dann  unterscheiden:  eioici 
die  zeitliche  oder  geschichtliche  und  örtliche  Eotwit^ 
lung  des  Wirthscbaftslebens,  zweitens  die  Kategoricc* 
des  Erwerbs. 

1)  Bei  grosserer  Individaalisirung  der  EinzelwirthschiüB 
wie  sie  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  1^ 
haupt  nnd  besonders  in  der  modernen  Zeit  nnd  in  vorgeschrilW* 
Ländern  mit  sich  zu  führen  pflegt,  wird  die  Object-  nnd  Erlrif 
besteuernng  nothwendig  mangelhafter,  die  Sabjcf- 
nnd  Einkomm enbesteuerang  passender.  Die  erstere  kaai 
muss  mehr  nach  Durch  Schnitts verbältnissen  gehen,  sich  ddf 
scfaabloneohaft  gestalten.  Das  ist  zulässig,  solange**'^ 
im  Wirthschaftsbetrieb  Gleichmässigkeit  der  Technik,  derfr 
schicklichkeit,  der  Bezugs-  und  Absatzverhältnisse  vorherrwM  ^ 
etwa  vollends  noch  von  der  Rechtsordnung  vorgeschrieben 
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So  ist  es  in  dem  gescbicbtUcb  wichtigsten  Falle,  bei  der  Bestene- 
rang  der  Landwirtbe.  Bei  extensivem  Betriebe  and  anter  den 
älteren  Agrarverfassangen  (Flarzwang!),  bei  bäuerlicher  Wirtb- 
scbaft  und  fast  ausscbliesslicher  Selbstbewirthscbaütung,  also  Iden- 
tität von  Eigentbümer  nnd  Landwirtb,  bei  fehlender  VerschuIduDg 
reicht  die  Object-  and  Ertragsbesteuerang  in  der  Form  einfacher 
(xniadstener  ziemlich  aus.  Aehnlicbes  gilt  von  einer  Gewerbe- 
steuer des  Handwerks  unter  Zunftordnangen.  Die  indivi- 
doelle  ökonomische  Lage  der  einzelnen  Steaerpflicbtigen  ist  hier 
nicht  verschieden  genug,  richtet  sich  vornemlicb  nach  Grösse,  Güte, 
Lage  der  Grandstacke ,  nacb  der  Art  des  Gewerbes,  —  lauter 
Momente,  welche  auch  eine  einfache  Grund-  and  Gewerbestoner 
mit  Stafen  and  Classen  UDSchwer  berücksichtigen  kann,  —  so  ge- 
nügt die  Ertragssteuer.  Das  ändert  sich  mit  der  Umgestal- 
tung nnd  Individualisirung  der  Technik,  der  Betriebs- 
art, und  —  Wirkung  und  wieder  Ursache  davon  —  mit  der 
Veränderung  der  bezüglichen  wirthschaftlichen  Rechts- 
ordnnng,  in  der  modernen  Welt  daher  mit  dem  Zeitalter  der 
freien  Concnrrenz.  Hier  drängt  Alles  darauf  hin,  die  Erträge 
der  Einzelwirthscbaften  za  differenziren.  Dem  vermag 
lie  Objectbestenerung  nicht  genügend  zu  folgen,  wesbalb  nun 
ivenigstens  zur  Ergänzung  die  Subjectbestoaerung  noth- 
vendig  wird.  Diese  Entwicklung  ist  mit  ganz  allgemeinen  Vor- 
fängen nnd  Erscheinungen  des  socialen  Lebens  in  Einklang:  das 
individnnm  gelangt  za  selbständigerer  Geltung,  was  nirgends 
inberflcksichtigt  bleiben  kann. 

Im  Ganzen  lässt  sieb  daher,  in  Uebereinstimmung  mit  der 
'Erfahrung,  resnmiren:  die  Objectbesteaerang  passt  mehr 
Ur  frühere,  einfachere,  schablonenhaftere  Verhältnisse 
ler  Technik  und  mehr  unter  den  älteren  wirtbscbaft- 
ichen  Recbtsordnnngen,  die  Snbjectbesteaerung  mehr 
ür  die  moderneTechnik  and  für  die  Gestaltungen  des 
rivatwi rthscbaftlichen  Systems  unter  dem  Rechts- 
rincip  freier  individueller  Concurrenz. 

2)  Andrerseits  lässt  sich  eine  Subjectbesteuerung  in  der  Form 
mer  Personen-,  Classeu-  oder  directen  Einkommen-  und 
llgemeinen  Vermögensteuer  doch  auch  in  der  modernen  Zeit 
ur  schwieriger  leidlich  richtig  gestalten,  als  unter  jenen  ein- 
icheren  Verbältnissen  der  Wirthscbaft  und  Technik  and  unter  den 
Iteren  Rechtsordnungen.    Die  Entwicklung  des  Creditverkehrs, 
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namentlich  die  Belastnng  des  Realbesitzes  mit  Schnldea,  die 
TrcDonog  von  Eigenthamssabject  and  Wirthschaftssabject  (Facbt-, 
BfiethverblUtiuSBe),  die  Verdnignng  veracbiedenartiger  Ertrige  n 
Einkommen  einer  Person  u.  A.  m.  rafen  immer  nene  und  rer 
schiedenartigere  Erwerbskategorieen  hervor  and  e 
schweren  dadurch  jetet  die  Aufgaben  der  Snbjectbesteaenmg  Beb 
So  mnss  man  ans  stenertechnischen  Gründen  neben  ds 
Snbjectbesteneniog  gleichwohl  auch  jetzt  eine  Obje  et  beste» 
mng  haben  oder  behalten,  ja  fttr  die  DorcbfQhrang  der  entoa 
fast  nnvermeidlioh  mit  auf  Thataachen  znrtickgreifen,  welche  ncli 
einigermassen  znverl&ssig  nur  durch  die  Objectbester 
mng  ermitteln  lassen,  z.  B.  f^r  die  Einkommenbestenerong  lies 
Landwirths  and  ländlichen  Grundbesitzers  braucht  man  wieder 
Daten  ans  dem  Katasterwerk  der  Grundsteuer.  Es  zeigt  sieb  diä 
auf  den  beiden  Wegen,  auf  welchen  man,  wie  oben  dargele^ 
wurde,  die  direote  (allgemeine)  Einkommenstener  heretellt  (§.  45€). 
Auf  dem  zweiten  der  genannten  Wege  (§.  457)  tritt  es  nur  nod 
offener  hervor. 

Um  aber  wieder  die  Objectbestenerong  aach  den  techniielKii. 
Betriebs-  und  Rechtsverhältnissen  der  Neuzeit  einigermassen  u 
znpassen,  mttssen  die  Ertragsstenem  eben  jene  geschilderte  Ent 
Wicklung  nach  der  Richtung  grösserer  SpecialisiraB^ 
nehmen.  Dadurch  wird  auch,  wenigstens  etwas  und  indirect,  das 
„individualistischen"  Moment  Rechnung  getragen.  Das  cov 
plicirte  Eatasterwesen  der  modernen  Grundsteuern  ist  ein  Hsupt 
beispiel  hierfUr.  Wenn  es  auch  entfernt  nicht  die  Schwierigkeilfi 
der  richtigen  und  gleicbmässigen  Besteuentng  der  Landwiithselu^ 
bei  stark  intensivem  und  immer  individualistischerem  Betrieb, 
stets  complicirter  und  variabler  werdendem  Zusammenwirken  n» 
Natur,  Arbeit,  Kapital  und  Üntemehmerthätigkeit  völlig  m  lOM 
vermag,  so  fasst  es  doch  die  schwere  Aufgabe  richtiger  auf. 

Ans  allem  Gesagten  folgt  auch,  dass  Ertragetenem  des  Stasi* 
unvermeidlich  mangelhafter  als  solche  der  Oommnnen  vni 
Kreise  u.  s.  w.  sind.  Denn  hier  wird  immer  den  indiridnellerei 
Gestaltungen  noch  leichter  zu  folgen  und  werden  dieselbcD  wk 
nicht  so  verschieden  als  im  Staate  sein.  Man  kann  feniff,  v 
dann  freilich  auch  nicht  unterbleiben  sollte,  die  Grundlageader 
Ertragsstenem,  besonders  auch  der  Grund-  und  CteblndeateHn 
leichter  nnd  Öfter  revidiren  und  durch  ein  RepartitiooBsteuf- 
system  sogar  den  persönlichen  Momenten  etwas  RecfaonngtngA 
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im  Staate  ist  schon  der  nngeheaere  UmfaDg,  die  Kostspieligkeit 
and  die  Zeitdauer,  z.  B.  eines  ordentlichen  Grondstener-Kataster- 
werkSf  za  grosSj  als  dass  man  dnrcfa  Revisionen  den  vor  sich  gehen- 
den Ertragsändernngen  irgend  gentigend  folgen  konnte.  Hiernach 
moss  aaob  die  Selbständigkeit  commnnaler  Realsteaem,  nicht 
die  unbedingte  Anlehnung  an  die  betreffenden  Staatsstenern  in 
Fonn  von  ZnschUgeni  als  das  Richtige  erscheinen. 


4.  Abschnitt. 

Die  finanzwissenschafUiche  Bildang  des  Steoersystems.    I.  Die 
firwerbsbestennraiif .    B.  Die  Bestenerang:  einzelner  Erwerbsacte 
oder  ReehtsgescliSfte  (Terkehnbesteaemng:). 

In  der  früheren  Literatur,  im  WeseatL  bis  aof  Stein,  fehlt  das  Verstiadnisü  fiir 
diese  principiell  berechtigte  aad  in  gevissem  Um&ng  notbirendige  und  practiscb 
vichtige  Beeteoeniugsart  fast  ganz.  Iheila  bat  mau  dieselbe  mit  gevissen  QebObren 
20S8mmengeirorfen,  mit  denen  trie  in  der  güschichtlicben  Entwicklong  und  in  der 
StenerpraidB  allerdings  im  sogen.  Stempel-  und  Registerabgabenwesen  in  enger 
Tabindnng  stand  a.  steht,  tbeils  hat  man  zwar  eine  theoietisdie  Scheidaug  entrebt, 
aber  ohne  diese  Besteoening  in  ihrem  Wesen  richtig  za  oüusui.  Als  GeDDhx  lieas 
sie  sich  nicht  oder  nar  gezwungen  in  einzelnen  FtUen  rechtfertigen.  Aber  anch  venu 
dies  eingesehen  wurde,  rermochfe  mau  dch,  'gegentlbeT  der  Yorbreitong  in  der  Praxis, 
liebt  zn  einer  vom  Standptmct  des  OebUhrenveflens  fblgotichtigeo  Venrerfong  za  eut- 
ichliesten.  Zu  dieser  hKtte  man  jedoch  i^angen  müssen,  venn  man  diese  Besteaening 
licht  in  andrer  Weise  durch  Zartlckfbbnuig  aaf  ein  allgemeines  Princip  and  darc£ 
Eotdeckaug  einer  richtigen  Stellang  im  Steaersystem  za  begrOnden  Termochte.  Dazu 
fehlte  es  mangeln  richtiger  principieller  n.  systematischer  Behandlung  der  allgemeinen 
iteaerlehra  meistens  sogar  an  Versachen,  jedenfalls  an  gelnngenen  Versneben.  Auch 
itan  ist  ron  diesem  Torwarf  im  Grande  genommen  nicht  aoszunebmen.  S.  s.  Lehre 
.  §■  227  ff.  Dmpfenbacb  erkennt  das  Wesen  der  Gebühren  richtig,  aber  rer- 
virit  die  Stempelabgaben  zn  einsuti?,  indem  er  sie  zwar  mit  Recht  nicht  tinter  den 
ieb&hreubegritf  reibt,  aber  eine  andre  Aoffassong  nicht  findet,  I,  §.  23  ff. 

^nt  durch  Stein's  Lehre  ron  den  „Verkehrsstenern**  (s.  bes.  d.  1.  Anfl. 
412  £,  2.  A.  S.  280,  466  ff.,  S.  A.  S.  S9S,  619  ff.,  eine  seltsame  Preisgebang  seiuer 
Uerdings  nor  im  Kern  richtigen  Theorie  dagegen  in  der  neaesten  4.  Aufl.,  £,  463, 
es.  n,  ISO  ff.  a.  n.)  ist  der  richtige  Weg  znr  Beseitigung  dieses  Mangels  nnd  zur 
.tufOUang  dieser  Lücke  im  theore^chen  Steneraystem  eingeschlagen  worden.  Seine 
iTiffaiwnng  bildet  den  Ansgangspunct  die  neue,  tiefere  and  klarere  Behandlang 
ieser  ganzen  Gattung  ron  Stenern,  fur  ihre  Abtrennung  ron  den  Rechts-  and  Ver> 
altonge-Gebtlhren  und  für  den  damit  zosammenh&ngenden  Punct,  die  Betrachtung 
3s  Stempels  als  Erhebangsfonn  von  Gebühren  and  Steuern,  nicht  als  selb- 
&ndife  Stenerart  Alle  diese  Verhältnisse  sind  aber  schon  früher  in  diesem  Werke 
ihandelt  worden,  auch  mit  BOcksicht  aof  die  Ltteiatar,  s.  bes.  Fin.  I,  1.  Aufl.  §.  95  ff. 
id  2.  A.  §.  137.  139,  dann  nam.  oben  Kap.  I.  S.  3  if.,  27,  29  IL.  42,  49  ff.,  117  ff. 

In  der  BegrOndung  n.  Begrenzang  des  ganzen  Gebiets  dieser  Bestenening  weiche 
h  aber  von  Stein  ab,  in  Folge  dessen  auch  in  Bezog  aof  die  AosfOhning  oder  auf 
e  dnzdnen  hierhergehören  Steoeru  n.  deren  Xänriditang.  Dass  Stein  in  s.  bis- 
trigen  Theorie  selbst  ni^^t  ganz  richtig  rorgegangen  ist,  u.  zwar,  weil  seine  Theorie 
n  den  Factoren  dee  Einkommens  schief  ist  u,  ihm  eine  allgemeine  Erwerbstheorie 
der  „Theorie  der  Eingänge'*  in  eine  Wirthsch.)  fehlt,  beweist  wohl  die  meikwOrdigo 
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0.  m.  E.  vieder  riel  za  ireitg^bende  Preisgebnng  io  d.  4.  Aufl.,  die  nicht  eusal  tb 
solche  FOD  Stein  bes.  berro^ehobea  wird.  la  d.  1.  Anfl.  (S.  412)  beuidiMSuu 
die  Verk^oent  oder  „indirecten  Einkommenstenero"  als  „die  Abstben,  vekktra 
den  eiozelDen,  den  Debergang;  der  Kapitalien  io  irgend  einer  TOBituMv 
Acten  erhoben  werden**.  Ein  „Debergang  eines  Kapitals  oder  eines  Bechtt  Mi  »xk 
denkbar,  ohne  dass  dabtd  ron  der  einen  oder  anderen  Seite  ein  wirklicher  XelneiT 
gewonnen  wird.  Dieser  Hebrwertli  ist  mithin  ein  selbständiger  Beiiiertng,  im  ma 
mehr  auf  der  Prodnction,  sondern  bloss  aof  dem  üeberga&g  des  Kapitab  benhi  s 
der  durch  die  Acte  dieaus  Uebergangs  Termittett  wird.  Der  Gewinn,  der  dirin  Is. 
ist  die  Stenerqoelle  der  Verkehrssttener  ..."  In  der  2.  Anfl.  S.  467  wird  diessSur 
dann  in  der  ÄasfUhmng  des  fraherca  Gedankengangs  richtig  folgendermasseo  b^itifc 
„Da  die  Erwerbsteoer  bereits  alte  Prodacta  einer  Dnternehmnng  nach  ihrem  Ernf 
besteuert  [?  unklar],  so  kann  es  nar  noch  Ein  Stenerobjoct  geben,  das  durch  (Üaäy 
als  nicht  besteuert  erscheint  Das  sind  diejenigen  Verkehrsgescbäfte,  nkk 
nicht  durch  die  Natur  der  Production  des  botreffenden  Ontemehmens  gi-gcbeaiui 
sondern  als  selbständig  neben  derselben  stehend  betiachtet  w^den  bob» 
und  dadurch  einen  selbständigen  Beinertrag  neben  dem  regelaisrigan  Ew»^ 
darbieten.  Dies  nan  Ist  nur  da  dor  Fall,  wo  der  WerthTeikehr  eintritt,  d.  L  nie 
bestimmte  Verth  in  Dmlaof  gesetzt  nnd  an  demselben  ein  Gewinn  smä 
wird.  £s  ergiebt  sich  daraas,  dass  die  Verkebrsetener  za  ihrem  Objecte  nnrWcr^ 
erwerbungeo  im  weitesten  Sinne  haben  kann  u.  dass  die  Stenerquelle  derd^ 
stets  der  Werthgewinn  ist,  der  bei  jedem  Werthgesehkft  rorhanden  sein  ubI' 
sei  es  bei  Geber  oder  Nehmer,  da  sonst  das  Gescb&ft  nicht  gemacht  werden  wV^' 
Dieser  im  Kern  richtigen  BegrOndung  fehlt  nur  die  allgemeine  theoretische  Bki 
einer  richtigen  Erwerbstheorie  und  mit  in  Folge  dessen  eine  richtige  Begreaiiu 
der  Verkehrssteuer.  War  es  dies  Gefühl,  das  Stein  bestimmte,  in  «.  5.  Ali]« 
Motivirung  u.  allgemeine  Umzeichnnng  des  Gebiets  fortzulassen?  In  d.  4.  Anl  sdicr 
Stein  aber  sogar,  wenn  ich  ihn  richtig  renteh«,  seine  &iÜ)öreBegrandiuig|iBiii^ 
zageben  ^d  schliesst  eine  ErOrtemng,  in  der  er  den  engen  Zosammeohw  J> 
einzelnen  Terkehrsacis  mit  dem  gesammtea  ErwaibqnDceaB  betont,  mit  dea  Sn 
„Es  ist  daher  geradezu  unmöglich,  die  Yerkehrsatener  jemals  ritiiiel' 
zn  begründen,  möge  sie  nun  erscheinen,  wie  sie  willl"  ,J)ie  TerLsL  kiHi>^ 
durch  die  Wissensch.,  sondern  nur  dnrch  das  BedUrfniss  des  Staats  erüirt  woto' 
„Alle  Behandinng  der  VeriiehrBBteuem  muas  daher  mit  dem  Satze  beginnen,  äM  it- 
selben  an  und  ftlr  sich  falsch  sind."  II,  152.  Das  heisst,  die  Theorie  viifi« 
Flinte  ins  Korn.  Eine  ganz  nnhallbare  Stellung,  zu  der  man  auch,  unter  Festkilns 
des  Kerns  ron  Stein's  älterer  Theorie,  gar  nicht  genOthtgt  ist  Von  SteU's  a(>c( 
Standpuocte  aus  mUsste  man  eigentlich  in  der  Theorie  die  ganze  VerkehrsbesteM*! 
verwerfen.  Das  ist  aber  theoretisch  falsch  wie  es  practisch  iin«8cii=' 
ist  Die  Praxis  hat  sich  in  der  Ansbildnng  dieser  Besteaerang ,  anch  ohne  Sl»^ 
Uber  die  principielle  BegrUndong  n.  Begrenzong  derselbcHi,  ron  einem  gau  wAci* 
„GefOhl"  leiten  lassen. 

Die  Verkehrsbestenerung  ist  begrOndet,  wo  nach  d«r  Katar  a.  ganzen  iSaifa^ 
der  sonstigen  Erwetbsbe^aemng  (Ertrags-  nnd  Einkommensteaer)  gevii«r<^ 
dnzdne  Verkehriacte  oder  Bechtsgescb&fte  realisirter  Erwerb  (Gewisn)  nickt  r 
troffen  werden  kann  oder  tbats&chlich  nicht  oder  nor  ganz  unsicher  u.  noKWt^ 
getroffen  wird.  Es  ist  also  einmal  darauf  zu  sehen,  ob  und  welche  Lnckes* 
sonstige  Besteuerong  hat,  zweitens,  wo  ein  solcher  nicht  oder  nicht  aosreicieKl^ 
stenerter  Erwerb  oder  Gewinn  vorkommt  Hier,  wie  ao  oft  im  Steaerwesea.  kn* 
es  sich  dabei  freilich  nm  die  Ermittlung  ron  DarchschnittsrerhUtnissa  n.  dtrc^ 
schnittlichen  Wahrscheinlichkeiten.  Damit  wird  zugleich  das  GeUel  ^ 
Besteuerung  richtig  begrenzt,  was  auch  in  Stein's  froherer  Tlieotie  4a1b^ 
war.  D<mn  es  ist  unhaltbar,  bei  jedem  Verkohrsact  einen  solchen  Gcnax* 
eine  Lucke  in  dar  sonstigen  Bestenemng  anzunehmen.   S.  nnten  S-  ^ 

Auster  Stein  s.  noch  t.  Hock,  öff.  Abg.  §.  31,  32.  BAsobrasof.  iaft** 
les  actes,  1.  parüe,  Pötersb.  1806  (M^m.  de  I'Acad.  X.  Nr.  11),  der  die«  ^ 
noch  zn  sehr  als  eine  gebohienartige  Abgabekategorie.  VergUtong  fOr  den  «flt'*'''* 
prilTontiren  Bechtsschnlz  o.  b.  w.,  ansieht  Aaf  diesem  Stnndponcte  atobt  ifie  ^""^ 
FreiliandeLnchal«  (Faacher,  AI,  Meyer,  s,  deaaen  Aofr.  Stenpelit.  in  l  ^ 
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Vierteljahr.  1869,  6.  3,  S.  51  ff.).  Hier  wird  der  alte  „Assocuraii2"-Standpauct  und 
das  Steuerprincip  roa  Lelstan^  und  Geg^eoleistnn;  wieder  hervorgeholt,  am  za  einer 
allfemeioereD  priocipiellea  RedttfertigaDg  der  ,^tempel9teaero"  za  gelangen. 
Dieser  Anagangspauct  ist  iber  falsch  (s.  o.  §.  419)  u.  die  AmreDdong  des  gen.  Piincdps 
auf  die  StaapeUlenem  ist  höchst  wUIkflhriieh  u.  gesirongeu,  irofBr  der  Aus.  Heyer's 
den  Beleg  liefert  AehnUche  Oesichtspancte  bei  Leroy-Beaaliea,  I,  L  2,  ch.  II. 
S.  anch  noch  Tocke,  biit  Stenern  S.  217,  22S,  der  die  „Gebühren  in  Stempelform" 
und  die  „Verkehrssteaem  in  Stern  pol  form"  hier  für  England  scharf  trennt  Dann 
r.  Bilinski,  VermOg.-  a.  Verkohrsat  im  Steu.8T^t,  Hirth's  Annalen  1876,  S.  719  ff. 

Die  einzige  beachtensverthe  die  Wissenschaft  fördernde  dentscbe  Arbeit  zur 
Theorie  dieser  Steaergattaog  ist  aosser  Stein's  Lehrbach  der  Aals,  „zur  Theorie  der 
Stempelsteaem"  ron  Dr.  Roh.  Friedberg,  in  Hlldebrand's  Jahrb.  1878  B.  31  S.  6S  ff., 
vomit  20  rergleicban  dess.  Verf.  „die  Börsensteaer",  Berl.  1875.  Friedberg  polemisilt 
in  dem  Auia.  ganz  richtig  gegen  die  frühere  Theorie  Stein's  (S.  76  ff.)  a.  wirft  es 
dem  letztereil  ror.  dass  er  gerade  von  seinem  Standpuncte  aus  nicht  zu  einer  Vcr- 
werfong  vieler  Verkehrstonera  der  Praxis  gelanst  seL  Er  bezeichnet  dann  ebenfalls 
die  Erzieiung  eines  Gewinns  bei  jedem  Geschäft  als  eine  Fiction  und  rerlangt  die 
Verkehrsbestenerong  als  selbständige  Steaerart  neben  den  (eigentlichen  oder  all- 
gemeinen) Ertrags-  n.  deo  i^ommenstenem.  Fried  berg  leitet  daraof,  im  Aoschluss 
an  meine  Lehre  t.  Einkommen  u.  ron  den  „Eingängen"  a.  s.  w,  in  d.  Graadleg.,  die 
VeikebiBsteBem  als  die  Steuern  ron  einem  ausserhalb  des  gewohnlichen  Erwerbs 
erfolgenden  Erwerbe  ab,  S.  81.  Er  kommt  dann  dabei  zar  Besteaerang  realisirter 
Conjonctorengewinne,  femer  der  Erbschaft  n,  Schenkung.  Davoa  handle  ich  erst  im 
nächstfolgenden  Abschnitt  ohne  den  Zusammenhang  zwischen  dieser  u.  der  Verkehrs- 
besteoerung  zu  vericennen.  In  diesen  Erörterungen  stimme  ich  Friedberg  bei,  aber 
ich  pUdire  aach  noch  far  die  Auffassung  der  Verkehr-  oder  Stempelsteuern  als  ein 
-Mittel  zur  Ergänzaug  der  bestehenden  Einkommen-  und  Ertragssteuem  für  Theile 
des  regelmässigen  Erwerbs,  die  man  durch  letztere  Steuern  nicht  sicher  trifft 

For  die  theoretische  ünterscheidang  der  Erwerbsarten  u.  s.  w.  beziehe  ich  mich 
lof  die  Gmndle^ng,  bes.  g.  63— ^fi.  Die  Ton  Einzelnen,  z.  B.  von  Held,  benrei£elte 
praet  Bedeatang  der  bl«r  gegebenen  CnterscheidoBg  der  „Eingänge"  n,  s.  w.  bewährt 
Dich  in  diesem  und  dem  nächsten  Abschnitte  doch  wohl. 

I.  —  §.  467.  Entwicklang.  Das  Eingreifen  des  Erwerbs 
durch  einzelne  Acte  in  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und 
Vermögens  unter  die  Einzdnen,  wie  sie  sich  dttreh  den  berafs- 
mässigen  Erwerb  ursprünglich  vollzieht,  ist  oben  dargelegt  worden 
(§.  454).  Fttr  die  Frage  der  Besteuerung  jenes  Erwerbs  durch 
einzelne  Acte  ist  die  Thatsacbe  wieder  besonders  wichtig ,  dass 
dieser  Erwerb  nach  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Volks- 
wirthsohait  und  des  Verkehrs,  daher  auch  in  verschiedenen  Ländern 
und  Volkskreisen,  eine  sehr  verschiedene  Ausdehnung  und 
Bedeutung  hat.  Seine  Besteuerung  ist  grundsätzlich  immer 
EU  verlangen,  um  die  reelle  Besteuerung  allfs  Volkseinkommens 
im  Einzelein  kommen  durchzusetzen  und  die  Besteuerung  gerecht 
m  vertheilen.  Aber  sie  ist  gewöhnlich,  oft  sogar  ausserordenüich 
schwierig.  Sie  wird  femer  practisch  immer  nothwendiger 
irst,  je  mehr  mit  der  Entwicklung  des  Verkehrs  dieser  Erwerb 
änrch  einzelne  Acte  an  Bedeutung  gewinnt,  aber  gleichzeitig  wird 
üe  dann  auch  Bteuertechnisch  gerade  wieder  schwieriger.  So  ist 
38  begreiflich,  dass  sich  diese  Besteuerung  erst  spät  entwickelt. 
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ihr  früheres  Fehlen  ist  anch  practiaoh  nach  der  Lage  der  Dinge  ' 
nicht  sehr  bedenklich  gewesen,  während  es  später  eine  empfind-  i 
liebe  Lttcke  im  Steuersystem  darstellt. 

In  der  C^esetzgebung  nnd  Praxis  waren  besondere  Stenern  itf 
einzelne  Verkehisacte  oft  in  Verbindung  mit  beztlglichen  Gebflhra 
gelegt  worden  (§.  286  ff.)  oder  sind  nach  der  Art  der  Veranlago]^ 
der  Gelegenheit  der  Erhebung  und  der  Höbe  der  Sätze  die  Gf 
btthren  thatsäcblich  in  Steuern  Ubergegangen.  Dnrch  diese  Yer 
mischnng  von  Abgaben  verschiedenen  Characters  ist  manche  Ter- 
wirmng  entstanden,  welche  auch  fUr  die  Theorie  verhängnissToE 
werden  sollte.  Entweder  zwängte  man  die  betreffenden  Abgabes 
nnznläBsig  unter  den  Gebtlbrenbegriff,  am  sie  venneintUdi  so  n 
rechtfertigen,  was  aber  gerade  auf  diese  Weise  nicht  gesehsk. 
Oder  man  sah  Letzteres  ein  und  verwarf  sie  principiell,  weil  st 
gar  nicht  Gebühren  wären,  indem  man  Übersah,  dass  sie  sieh  im 
nicht  allgemein  und  nicht  immer  in  der  in  der  Praxis  bestehenda 
Art  und  Höhe,  aber  doch  Öfters  in  andrer  Weise  als  walir« 
Steuern  rechtfertigen  nnd  selbst  verlangen  liessen.  Ei 
genflgt,  fflr  diese  beiden  Irrthtlmer  anf  die  Erörterungen  m  der 
früheren  Gebllhrenlehre  zu  verweisen. 

In  den  älteren  einfacheren  Verbältnissen  der  VolkswirthMkif: 
und  bei  festen  bernfsständiscben  Ordnungen,  wie  sie  frOher  in  dr 
Agrar-  und  Gewerbeverfassung  fOr  die  ländliche  und  städttseki 
Arbeit  vorlagen,  war  ein  Erwerb  durch  einzelne  Acte  des  Verkefcn 
welche  nieht  zn  deqjenigen  des  berofsmässigen  Erwerbs,  also  t.  R  i 
zu  den  hierbei  regelmässig  vorkommenden  Käufen  und  Veriütafis 
gehörten,  selten.  Hier  konnte  daher  das  Einkommen  einer  Pen« 
durch  eine  richtige  Einkommen-  oder  Ertragsbesteuemng  genflgeiC 
besteuert  werden.  Wenn  sich  trotzdem  auch  hier  in  bewndera 
Besitzwechselabgaben,  z.  B.  bei  dem  Verkauf  von  Grundeigentboi 
Abgaben  finden,  welche  den  neueren  (Verkehrs-)  Steuein  diev 
Art  zn  vergleichen  und  mehrfach  anch  wohl  deren  historische  V«r 
ganger  sind,  so  war  doch  Ursprung  nnd  innere  BegrUndung  soictar 
Abgaben  gewöhnlich  anf  einem  anderen  Gebiete  als  de^joiees 
der  Besteuerung  zu  suchen.  Die  betreffenden  Abgaben  warea  M 
bäuerlichem  nnd  ähnlichem  Grundbesitz  grundherrlicher  Natn  «Ar 
standen  bei  diesem  und  anderem  Besitz  mit  gerichtsbuil»**  j 
Rechten  des  Landesberm  oder  allgemeinen  Hoheitsiechtn  4* 
Staatsgewalt  in  Verbindung,  hatten  daher  auch  wohl  etwa*  j 
btthrenartiges  an  sich  (f^r  die  Gewährung  der  Erlaubnisi  ^ 
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die  Znstimmang  znr  VeräuBseroDg  u.  dgl.  m.).  Die  betreffenden 
Abgaben  gehörten  deshalb  aach  staatgrechtlich  za  den  Einnahmen 
ans  der  Grnndherrlichkeit  (znm  sogen.  „Kammergtit"),  oder  aus 
Hoheitsrechten,  nicht  zn  den  Stenern,  die  der  ständischen  Mit- 
wirkung unterlagen,  und  fioanzwirthschaiUich  wurden  sie  ebenfalls 
nicht  als  Stenern  angesehen. 

Zuerst  war  es  dann  die  Entwicklung  des  Creditverkehrs 
and  des  speculatiren  kaufmännischen  Geschäfts^  welche 
einen  Erwerb  anzeigten,  der  sich  mit  dem  berafsmässigen  Erwerb 
nichf  völlig  deckte  oder  doch  dnrch  die  Stenern  auf  denselben 
nicht  genügend  getroffen  wurde,  schon,  weil  er  sich  zu  sehr  in 
seiner  Existenz  nnd  vollends  in  seiner  Höhe  der  Oontrole  entzog. 
Dies  musste  darauf  führen,  entweder  die  Einkommen-  und  Ertrags- 
bestenerung  des  berufsmässigen  Erwerbs  entsprechend  zu  reformiren, 
was  aber  eben  wegen  der  Schwierigkeit  des  Nachweises  des  Er- 
werbs aus  Greditgeschäften  oder  ans  Speculation  sehr  schwierig 
blieb  und  deshalb  selten  genUgend  geschehen  konnte;  oder  man 
dehnte  die  Verbrauchs-,  die  Lnxusbrateuerung  aas,  um  den  Erwerb 
vollständiger  zu  treffen:  kein  anricbtiger,  aber  ein  ebenfalls  noch 
unzulänglicher  Weg;  oder  man  griff  endlich  zu  besonderen 
^Stenern,  um  jenen  besonderen  Erwerb  noch  apart  zu  treffen. 
Dies  geschah  durch  die  Anknfipfong  der  Steuer  an  die  Bechts- 
geschäfte  und  besonders  an  die  sie  formulirenden  schriftlichen 
Urkunden,  welche  meistens  zur  Beurkundung  von  Greditgeschäften 
oder  von  Kauf-  and  ähnlichen  Geschäften  in  Bezog  auf  Grund- 
eigentbom  dienen  oder  im  kaufmännischen  Verkehr  vorkommen. 
Die  hauptsächliche,  einfache,  beliebte  und  in  der  That  vielfach 
■^M  praetische  Form  bierfSr  war  die  Vorschrift,  jene  Urkunden 
mit  einem  Steuerstempel  zu  versehen,  oder  auf  gestempeltes 
Papier  zu  schreiben  oder  die  betreffenden  Rechtsgeschäfte 
mter  Mitwirkung  öffentlicher  Organe  (Gerichte,  Notare) 
abzuschliessen  und  auch  wohl  sie  in  öffentliche,  von  den  Ge- 
richten oder  anderen  Behörden  ohnedies  aus  rechts-  und  verwal- 
^ngsteohnischen  Gründen  geftlhrte  BOcher  (wie  die  Grund-  und 
Hypothekenbttcher)  oder  in  erst  nea  nnr  für  Finanzzwecke  za 
diesem  Behuf  eingeführte  Bücher  eintragen  zu  lassen:  Register- 
nnd  EintragnDgs„abgaben",  tbeils  gebührenartiger,  theils 
steuerartiger  Natur  (§.  298).  Das  Unterbleiben  der  Stempelung 
oder  Eintragung  wurde  dann,  ausser  mit  fiscalischen  Strafen,  auch 
mit  ßechtsnachtheilen  ftlr  die  Gontrahenten  oder  wenigstens  die 
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erfolgte  Eintragang  mit  Rechtsvortheilen  in  Betreff  der  Gilüsktit 
des  Oeschllfts  n.  s.  w.  rerbanden. 

Dieses  Abgabewesen  wurde  nun  freilich  wegen  seiner  Ver 
miscbaog  mit  Gebühren  und  wegen  seiner  Erhebnngsform  tbm 
tisch  bis  in  die  Clegenwart  hinein  rielfaob  falsch  anfgefisit  ■ 
practiscb  nnrichtig  behandelt.  Das  kann  aber  nicht  hiodeni,  in  ik 
ein  an  sich  ganz  richtiges  nnd  bedeutsames  Glied  eines  modenn 
Steaersystems  zn  erkennen.  Seit  dem  17.  Jahrhundert,  bemeAefr 
werther  Weise  mit  zuerst  nnd  am  Umfassendsten  in  Holland,  diu 
bis  in  die  Neuzeit  hinein  tlberhaapt  am  Meisten  in  Länden  dü! 
grossem  kaufmännischen  und  Creditrerkehr  (England)  dehnt  ää 
diese  Bestenernng  immer  mehr  ans. ') 

II.  —  §.  468.    Unrichtige  Gestaltung  in  der  Pnxk 
Gerade  diese  Bestenerong  war  indessen  nach  ihrer  einfachen, 
qnemen  Erhebungsform  und  nach  den  Gelegenheiten,  an  welch 
sie  sieb  knttpfte,  besonders  geeignet,  einseitig  fiscaliseb  xsf 
gefasst,  auf  unrichtige  Fälle  ausgedehnt  nnd  in  zn  grossei 
Hohe  aufgelegt  zn  werden.    Die  gewöhnlichen  Credit 
geschäfte,  das  Darlehen  ohne  Pfand  oder  auf  beweg 
liehe  Pfänder,  dann  die  Kaufgeschäfte  des  HaDdels  ü 
Bezug  auf  bewegliche  Sachen  hätten  zwar  Ton  solchen  Ste«n: 
grundsätzlich  besonders  getroffen  werden  mflsaen,  weil  sie  auf  Eit; 
kommen  oder  Erträge  hinwiesen,  welche  sich  der  sonstigen  dim» 
Besteuerung  besonders  leicht  entziehen.    Sie  wurden  daher  ut^ 
vom  Steuergesetz  wohl  mit  aufs  Korn  genommen.    Aber  ^ 
Geschäfte  vermögen  sich  nach  ihren  Rechtsformen  anch  1^^ 
einer  solchen  besonderen  Steuer  in  Form  des  Stempels  oder  dtr 
Registerabgabe  zn  entziehen,  trotz  der  etwa  drohenden  Beckfr 
nachtheile.  Andrerseits  ist  der  Besitzwechsel  von  Immobilie^' 
der  Verkauf,  die  Vermiethung,  Verpachtung  nnd  sind  iät 
hypothekarischen  Creditgeschäfte  der  Natur  der  Sache  bh 
dem  betreffenden  formellen  Rechte  nach  viel  leichter  zu  controlire& 
So  erklärt  es  sich,  dass  gerade  die  Becbtsgesohäfte,  welche  ik^ 
anf  Immobilien  beziehen,  vorzugsweise  von  solchen  Steop«^ 
nnd  Eintragungssteuern  getroffen  wurden.    Einmal  knüpfte 
hier  Öfters  an  ältere  Abgaben  an  und  lag  die  Versachong  Ar 
Staatsgewalt  zu  nahe,  bei  der  Ausbildung  solcher  Steoen  ^ 

»)  S.  obcD  in  der  Vorbem.  S.  4»9  die  Stellen  im  1.  B.  o.  in  der  d^füm'^' 
Leber  die  EinfQhniDg  dieser  Abgaben  in  Holland:  Fln.  I,  2.  A.  S.  SV  >^ '  ' 
)D  England:  Vocke,  brit.  Steuern  S.  215  C 
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Jtechtsgescbäflte  in  Bezog  auf  Immobilien  wegen  der  dabei  be- 
sonders in  Aussiebt  stehenden  Ergiebigkeit  der  Bestenemng  deAi- 
gemäss  im  Steuerrecht  ins  Auge  za  fassen.  Sodann  aber  wurden 
die  stenerpflichtigen  Rechtsgeschäfte,  bez.  die  darüber  abgefassten 
Urkunden  hier  auch  in  Wirklichkeit  viel  sicherer  erfasst,  als 
die  Rechtsgeschäfte  des  sonstigen  Creditverkehrs  nnd  in  Bezug  auf 
ICanf  u.  9.  w.  von  Mobilien,  welche  ohnehin  regelmässig  formloser 
nder  in  einfacheren  Formen,  unbeschadet  ihrer  rechtlichen  Giltig- 
keit  und  thatsäehliehen  Sicherheit  ^  sich  vollziehen.  Da  bei  den 
Rechtsgeschäften  in  Bezug  auf  Immobilien  ausserdem  der  Natur 
1er  Sache  and  dem  geltenden  Rechte  nach  eine  Mitwirkung,  wenig- 
stens eine  Notiznahme  Öffentlicher  Behörden,  Gerichte  erfolgen,  itlr 
liese  Geschäfte  öffentliche  Bdcher  (Grand-  und  Hypotheken btlcher 
1.  dgl)  geführt  werden  mussten,  wo  dann  Gebtthrenhebung 
^nz  am  Platze  nnd  auch  in  der  Regel  vorgeschrieben  war,  so 
entwickelte  sich  durch  die  Verbindung  der  Steuer  mit  der  Gebtihr 
poUends  leicht  das  neue  Abgabewesen  gerade  hier. 

In  Folge  hiervon  ist  die  Besteuerung  der  Acte  oder 
Rechtsgeschäfte  oder  die  sogen.  Verkebrsbesteuerung  aber 
"ielfach  in  ganz  falsche  Bahnen  geratben,  schon  rechtlich, 
loch  mehr  nach  ihrer  factiscben  Wirksamkeit:  es  ist  tlber- 
riegend  das  Immobiliarvermögen,  der  Grund-  und  Hans- 
lesitz,  welcher  auch  diese  Steuern  trägt,  weit  weniger  das 
(obiliarvermOgen,  das  bewegliche  Kapital.  Nach  der  ge- 
chichtlichen  Entwicklung  der  Besteuerung  und  nach  deren  neuerer 
■ortbildung  in  den  Realsteuern  des  Ertragsstenersystems  war  aber 
as  Immobiliarvermögen  ohnehin  schon  stärker  belastet  und  konnten 
eine  Erträge  thatsächlich  von  den  bestehenden  Stenern  auch  leichter 
rfasst  werden,  als  das  bewegliche  Vermögen,  der  gewerbliche 
ntemebin  ergewinn,  der  Arbeitsertrag  n.  s.  w.  So  wurde  vielfach 
urch  die  an  sich  durchaus  richtige  Verkehrsbesteuerung  die  ge- 
ammte  Erwerbsbesteuerung  nur  noch  ungleichmässiger 
Dd  nicht  selten  wirklich  auch  vom  volkswirthscbaftlichen  Stand- 
uncte  ans  schädlich,  statt  die  ihr  zukommende  Ausgleichungs- 
inction  zu  erfüllen,  namentUch  in  den  hohen  Steuern  vom  Eigen- 
inmswechsel  des  G r u n d eigenthums  unter  Lebenden,  von  Ver- 
Tändangen,  Vermiethungen,  Verpachtungen  desselben  (französisches 
nregistrenaent).  Besonders  der  ländliche  Grundbesitz, 
elcher  gleichzeitig  hohe  Staats-  und  Communal-Grundsteuern  trug, 
urde  ia  Wahrheit  oftmals  tiberlastet,  die  Städte,  als  Hauptsitz 
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des  mobilen  Kapitals^  der  Gewerke,  der  liberalen  Berufe,  wenigstent 
relativ  begttnBtigt  Die  Verkebraeteaem  worden  bei  QesehXfiea 
in  BezQg  anf  Immobiliarvermögen  nicht  selten  in  bedenkUdicf 
Weise  zu  reellen  Vermögenssteaem. 

Die  Schuld  hiervon  lag  aber  nicht  in  einem  an  nnd  Ar 
falscbenPrincip  dieser  Bestenenmg,  sondern  in  der  fälschet 
einseitig  fiscalischen  Darchftthrnng  eines  richtig» 
Princips.  Aoch  darf  man  nicht  Übersehen,  dass  die  Wirkung  dioa 
Bestenemng,  wenigstens  in  fortschreitenden  Volkswirthschafien. 
sogar  neben  hohen  Realstenem,  in  der  Wirklichkeit  doch  fllr  da 
drondbesitz ,  diesen  als  Ganzes  anfgefasst,  dnrch  einen  andon 
günstigen  Umstand  gegenüber  dem  mobilen  IÜ4>ital,  den  Gewerbes 
und  den  Bemfen  mit  Arbeitseinkommen  einigermassen  aosge^^iGbei 
wnrde,  vollends  wenn  jene  Realstenem,  wie  so  hftnfig,  lange  Zes 
stabil  waren:  dem  Gmnd-  nnd  Haasbesitz  vrachs  in  solchen  Volk»- 
wirthschaften  auch  Inder  steigenden  Rente  immer  wieder  (to 
oder  ohne  entsprechende  neue  persönliche  Leistungen  oder  Kapüii- 
verwendungen  seiner  Eigenthttmer  ein  grösserer  Ertrag  nnd,  znau 
bei  sinkendem  Zinsfass,  höherer  Kapitalwerth  zu,  von  des 
der  Staat  gewissermassen  in  der  Besitzwecfaselabgabe  o.  s.  w.  obt 
seinen  „gesellsohaiUichen  AntheiP  nahm.^ 

III.  —  §.  469.  Begründung  und  Begrenzung  der 
Verkehrsbesteuerong.  Soll  nun  die  Besteaemng  der  Aett 
ein  richtiges  Glied  im  ganzen  Steuersystem  werden,  so  moss  mm 
sie  richtig  begründen  und  begrenzen,  letzteres  in  dap 
pelter  Weise,  nach  den  Kategorieen  von  Fällen,  mm 
eintritt,  nnd  nach  der  Höhe  der  Steuersätze.  Mit  dieser  Arf 
gäbe  hat  sich  denn  auch  die  neuere  finanzwissenschafUiche  llieoiit 
zu  besolülftigen  begonnen,  weniger  bisher  noch  die  Praxis,  ms 
auch  die  Klagen  nnd  Agitationen  der  überlasteten  Internst 
besonders  der  ländlichen  Grundbesitzer,  immer  dringlicher  BefonMs 
verlangen. 

A.  Auch  noch  neuerdings  hat  man  gelegentlich  fttr  diese  Bt 
Steuerung  der  Acte,  bez.  der  Rechtsgeschäfte  eine  falsche  BegrSa- 
dnng  versucht,  nemlicb  die  alte  nach  dem  Grundsatz  tob 
Leistung  und  Gegenleistung.*)   Die  Abgabe  erscheint  A>v 

«)  Grundleg.  §.  78,  Hl.  . 

")  S.  die  in  d.  Vorbem.  gen.  Arbeiten  ?.  Faacher,  bes.  AL  Mer«r,^^» 
L«roy-Beaaliea  n.  uberfa.  die  Fnnzosen,  B^sobrasof.   Difegeo  Fri«dW^ 
a.  ».  0.  S.  78.  —  Meyar  Till  hier  2  Fiuctionea  stutUclMr  TlitigUt 
Bcditsfebiete  ontencheideu,  einmal  Oidoiuig  u.  Nom  n  gelwa,  wb  &  /«ctl'*** 
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als  Gegenleistung  fttr  den  RecktsschutZi  den  der  Staat  dem 
Reohtsgesohaft  gewlthrt  and  wird  daher  nach  Analogie  einer  Gebühr 
gerechtfertigt.  Allein  diese  Begründung  ist  unhaltbar,  soweit  die 
Abgabe  eben  nicht  wirklich  Gebühr,  aondem  Steuer  istf  also  nicht 
speciell  Kosten  ersetzt  oder  Dienste  vergütet  Oefters,  z.  B.  bei 
grandbücherlichm  Eintragungen,  hat  eine  an  ein  Rechtsgeschäft 
geknüpfte  Abgabe  diesen  Character,  aber  eben  nur  in  bestimmten 
Fällen  und  namentlich  auch  nur  bis  zn  einer  gewissen,  mit  dem 
Werth  des  Diensts  oder  der  Grösse  der  Kostenverursachung  in 
Einklang  stehenden  Höbe.  Darüber  hinaus  ist  sie  nicht  Gebühr, 
Bondem  Steuer,  welche  dann  eventoell  verworfen  oder  auf  eine 
andere  Weise  begründet  werden  muss.  Bei  jedem  Rechtsgeschäft 
einen,  gewissermassen  latenten  „Dienst"  des  Staats,  wegen  des 
in  Aussicht  stehenden  Rechtsschutzes  vorauszusetzen,  das  ist  eine 
anzutreffende  Fiction.  Auch  kann  bei  den  dnroh  die  Verkehrs- 
bestenerung  meistens  getroffenen  Rechtsgeschäften,  z.  B.  den  Credit- 
gesebäften,  den  sonstigen  Geschäften  in  Bezug  auf  Immobilien, 
nicht  ohne  Weiteres  von  besonderen  „Kostenverorsacbungen", 
ron  einem  besonderen  andersartigen  Rechtsschutz  die  Rede  sein. 
Selbst  bei  Specialrecbten,  z.  B.  beim  Wechselrecht,  nach  welchem 
ein  Geschäft  abgeschlossen  wird,  ist  diese  AnfTassuDg  unzulässig. 
Es  handelt  sich  zunächst  immer  nur  um  ein  Vorgehen  der  Contra- 
henten  auf  dem  Boden  des  Eigenthums-  und  Vertragsrechts  bei 
äen  Rechtsgeschäften.  Die  allgemeinen  Kosten  der  gesammten 
Rechtsordnung  sind  durch  die  allgemeinen  Stenern  zu  decken,  zn 
vrelchen  letzteren  eventuell  auch  die  auf  andere  Weise  zn  begrün- 
denden Verkehrssteuem  gehören  können.  Und  ftlr  die  specielle 
Rechtshilfe,  welche  der  Staat  z.  B.  bei  Rechtsstreiten  durch  die 
Gerichte  gewährt,  sind  dann  erst  nach  dem  Gebübrenprincip  in 
ieo  Gerichtssporteln  u.  s.  w.  specielle  Gegenleistungen  am  Platze. 

B.  Die  allgemeine  Begründung  der  Verkehrssteuern 
iegt  darin,  dass  man  die  letzteren  als  richtige  Consequenzen 
ins  den  obersten  volkswirtbschaftlichen  und  Gerech- 
:igkeitsprincipien  für  die  Einrichtung  und  Vertheiinng 

ierrtcihaft  in  Beeht  zn  renrandebi:  dafor  die  Stempelsteudm;  soduin  deu  in 
W  ersten  Fnoction  sngedrohten  Zvsng  wirklich  anaza führen:  dafür  die 
jerichtskoBten.  ,J}er  rohe  Barren  thatsächlicher  Gewalt"  wird  so  „in  die  ge- 
sr&gte  MUQze  anerkannten  Rechts"  renrandelt.  Das  sei  eine  wirthschafUiche  Lei  stu  ng 
les  Staats,  die  durch  die  Stempelsteuer  bezahlt  verde.  S.  57 — 59.  Om  das  Princip 
m  retten,  das  nach  diesem  sp&testen  Äusl&nfer  der  Smith 'sehen  Schale  in  der  VoUcs- 
rirthflchaft  das  allein  richtige  ist  und  überall  herrschen  muss,  ist  diese  Begrtlndaog 
tnlacbL   S.  oben  Ober  das  Princip  ron  Leist,  d.  Qegetileifit  in  d.  Best«nening  g.  410. 


Digitized  by  Google 


448  S.B.  2.K.  I.A.  AUK.Stoiteii  3.U.-A.  4.A.  VeitebisbesteDer.  §. 469, ITH. 


der  Steaern  nachweist  aod  sie  ans  der  BeschaffeBbeit 
des  gesammten  Stenersystems  als  dessen  notbwendigt 
Ergänzungen  and  Ersatzmittel  ableitet. 

Jene  Principien  verlangen  die  gleicbrnftssige  Beetenemiig  ili» 
einzelwirthscbaftUchen  Erwerbs.  Wenn  dieser  nun  dnrch  die  Obji 
und  SabjectbesteaeruDg  des  berafsmässigen  Erwerbs  nicbt  n 
ständig  oder  nicht  immer  im  richtigen  Maasse  getroffen  tk 
dann  moss  nnvermeidlich  eine  Lücke  im  Steuersystem  anerknt 
werden. 

Eine  solche  liegt  in  zwei  Fällen  vor:  einmal  wenitde 
berafamässige  Erwerb  dorch  die  fUr  ihn  bestimmte  Besteierot 
nicht  ausreichend  getroffen  wird,  und  wir  haben  gewbti 
dass  weder  dnrch  die  Einkommen-  noch  durch  die  Ertragsbotts^ 
rang  dies  Ziel  richtig  erreicht  wird;  sodann,  wenn  eben  nebt: 
dem  berufsmässigen  Erwerb  ein  Erwerb  dnrch  einzelncAeti 
vorkommt,  anf  den  sich  jene  andere  Besteuerung  auch  principi(>^ 
gar  nicht  bezieht  Im  ersten  Falle  tritt  die  Verkebrsbeslc« 
rang  ergänzend  binza,  um  mit  der  Einkommen-  und  Ertn^ 
besteueruDg  vereint  möglichst  die  volkswirthschaftlich  richöp 
und  die  gleicbmässige  Besteuerong  alles  berufsmässigen  Erweib 
zu  bewirken,  d.  h.  hier  auch  denjenigen  Tbeil  des  letzteren  u 
treffen,  welcher  sich  thatsächlich  wegen  der  (vermeidliobea oöe 
unvermeidlichen)  Mängel  der  tHr  diesen  Erwerb  zunächst  bestimaHi 
Stenern  dieser  dennoch  entzieht.  Im  zweiten  Falle  sucht  die  Vir 
kehrsbesteaerang  speciell  denjenigen  Erwerb  durch  einzebe  Aca 
auf,  welcher  im  berufsmässigen  Erwerb  gar  nicht  enthalten 
daher  Überhaupt  von  dessen  Besteuerung  principieU  ^ 
rechtlich  gar  nicht  getroffen  werden  soll.  Hier  tritt  die  Va 
kehrsbestenerung  als  Ersatz  der  Einkommen-  und  Ertne^' 
besteuemng  ein.') 

§.  470.  Die  Verkehrsbesteuerang  als  Ergänzung 
als  Ersatz  der  sonstigen  Erwerbsbestenerung. 

1)  Den  ersten  Fall  anhiugend,  so  ist  hier  auf  das  Basf^ 
nehmen  f  was  frUher  Aber  die  in  den  dnzelnen  Bemfen  nodG^ 
Schäften  so  verschiedenen  Schwierigkeiten  gesagt  wurde,  die  ptf- 

*)  Friedberg  a.  a.  Ü.  erkennt  nur  die  zweite,  nicht  die  ersle  Foncb» 
Verkehrsbesteaerong  an.    Seine  Einweadnngen  gegen  Biliuski  S.  90  kODsies^ 
gegen  diese  erste  Function  angefahrt  werden.    Indessen  gehen  dieselben  i 
weit  u.  berücksichtigen  nicht  die  inhärenten .  schwer  oder  gar  nicht  zu  beseing»*  , 
Mftnget  der  Ertrags-  und  Eiokommenbesteaerong  u.  die  Möglichkeit,  hier  ilnek  i 
geeignete,  nicht  unmögliche  Verkehrsbesteoetang  passend  einzngrafaL 
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söfilicheD  Einkommen  im  Beruf  oder  die  Erträge  bestimmter  Er- 
werbsqnellea  richtig  zu  ermitteln. '  Besondezs  der  Ertrag  von 
Credi^eschUften,  Bchon  das  Vorhandensein  solchen  Ertrags  hei 
allen  Oesohäfken  des  Mobiliarcredits,  dann  der  Ertrag  der  Handels- 
gescliftfte  des  Kanfmanns  sind  nur  sehr  unsicher  zn  controliren, 
weil  äussere  Änhaltspnncte  dafltr  grossentheils  fehlen.   So  kommt 
es,  dass  die  Einkommenbesteaemng  der  Rentiers,  Banquiers,  Eanf- 
leate  und  ähnlicher  Glassen,  die  Ertragsbestenerung  der  Leihzinsen 
and  aller  Gewerbe  mercantiler  Natur  so  wenig  zutreffend  zu  sdn 
pflegt  Bei  diesen  Glassen  und  Ertragsquellen  kommen 
nun  aber  jene  Rechtsgeschäfte,  welche  zu  einem  Er- 
verbe durch  einzelne  Acte  fuhren,  wieder  besonders 
häufig  vor.   Sie  werden  hier  selbst  wieder  „berufsmässig" 
voTgeaommen  und  ihr  Gesammtertrag  soll  allerdings,  wenigstens 
im  Princip,  schon  durch  die  Einkommen-  und  Ertragsbestenerung 
getroffen  werden.   Da  dieses  Ziel  aber  nicht  genügend  erreicht 
wird,  ist  es  ein  zwar  immer  ziemlich  rohes,  aber  grund- 
sätzlich riehtiges  und  practisch  angemessenjBB  Verfahren, 
welches  deshalb  wieder  den  finanzpolitischen  Stenerprincipien  ent- 
spricht, mittelst  der  Verkehrsbesteuerung  den  wirklichen 
oder  muthmasslichen  Erwerb  des  einzelnen  Rechtsgeschäfts 
)der  Vwkehmcts  zn  besteuern.   Das  geschiebt  mit  Erfolg  durch 
Abgaben  von  den  Urkanden  der  einzelnen  Gredit-  nnd 
äandeisgeschäfte  in  Stempelform,  dnrch  Besteuerang  der 
tanfmftniiiBchen  Bttcher,  der  Noten  u,  s.  w.,  in  denen  diese 
Geschäfte  schriftlich  verzeichnet  werden  n.  dgl.  m. 

S)  Indem  solche  Geschäfte  dann  allgemein  besteuert  werden, 
aUt  freilich  Jedermann,  welcher  ein  solches  schliesst,  nicht  bloss 
er  Kaufmann,  Banqnier  u.  8.  w.  die  Steuer.  Hier  trifft  dann  die 
[leben  gegebene  Uotivimng  nicht  mehr  zu,  aber  um  so  mehr  die- 
nige, welche  fttr  die  Verkehrsbestenemng  als  Ersatz  der  Ein- 
ommen-  nnd  Ertragsbestenernng  gilt:  es  werden  eben  hier  öfters 
rwerbe  vorkommen,  welche  durch  die  sonstige  Erwerbsbestene- 
\Dg  des  Beziehers  rechtlich  gar  nicht  mit  getroffen  zn  werden 
legen  nnd  ohne  solche  besondere  Verkehrsbesteuemng  daher  mit 
ireoht  steuerfrei  blieben. 

Allgemeiner  finden  sich  solche  Erwerbe  oder  „Gewinne"  sowohl 
['  den  Handels-  nnd  gewissen  Bankgeschäften,  als  bei 
nz einen  Geschäften  der  verschiedensten  Berufskreise  nun  be- 
iders  beim  specnlativen  oder  mehr  zufälligen  nnd  ge^ 

A.  Wscnar,  FiuuwlHtiDfekRft.  H.  29 
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legentlioben  Besitzwecbsel  von  wirAscbaftHehettOtltaiilkt 
Art,  wo  in  Folge  von  Werthdifferenzen  gegen  denAnkuf 
beim  Verkanf  ein  Gewinn  realisirt  wird.  Der  Ertrag  des  Haaitli 
mit  W  a  ar  e  n  (beweglichen  Sachgtttem)  bestebt  wesenüieb  in  Bokla 
Gewinnsten.  Er  wird  im  Prineip  durch  die  betreffende  diredefr 
tragflstener  oder  dnreh  die  Eizikommenstener  des  Eanfmanu  p 
troffen.  Die  besondere  Verkehrsbesteaenuig  tritt  hier  iriedo 
nur  ergKnsend  binzn  und  Utost  sich  dem  Handel  gegenAs 
gmndsätzlich  anch  nnr  rechtfertigen,  wenn  nnd  soweit  all h 
mit  der  Ertrags^  oder  Einkommensteiier  xasammen  eise  tsI 
stftndige  und  gleicbmässige  Besteaerong  des  Handds  verglidn 
mit  andren  Gewerben  herbeiführt.  Ancb  diejenigen  Untemduniu^ 
welche  das  Bank- and  BOrsengescbäftin  Fonds,  Weebieli 
n.  8.  w.  (Arbitrage)  bernfsmüssig  betreiben,  beliehen,  wiete 
Handel,  ihre  Erträge  wesentlich  mit  aus  solchen  WerthdiffiBfem 
Die  Verkebrsbestenemng,  welohe  die  einzelnen,  von  wdehB 
Untemehmnngen  geschlossenen  OescUUlte  n.  s.  w.  bestenef^  ist« 
unter  derselben  BeschrtLnkang,  wie  sie  soeben  bdm  Waanahudf: 
anfgestellt  wnrde,  richtig.  Dagegen  wird,  wenn  Personei  u> 
anderen  wirthscbafUicben  Berufen  durch  solobe  einzelne Ges^ifit; 
welche  nicht  zu  ihrem  gewöhnlichen  Berafskreise  g«hOrai,  Qewiw 
machen,  hier  die  Verkehrsbestenemng  unbedingt  zu  Terboga 
sein.  Es  ist  daher  wieder  die  steuerteehnische  UdtoII 
kommenheit  der  Ertragsbesteuerung  fttr  Handels-,  Bank-  n' 
verwandte  Geschäfte  nnd  der  Einkommenbestenemog  der  B«to 
subjecte  dieser  GesclüLfte  einerseits,  das  Vorkommen  von  sokktf 
einzelnen,  ans  der  Realisirung  von  WerthdiffereiiM 
Gewinn  bringenden  Geschäften  in  allen  Kreisen  des  Volb 
andrerseits^  welche  Umstände  auf  die  Entwicklung  einer  besenfcf 
Besteuerung  gewisser  RechtsgestAäfte  eben  wegen  der  dst« 
gemachten  nnd  durch  die  sonstige  Erwerbsbesteuerm 
nicht  oder  nicht  genügend  getroffenen  Gewinne  bindrtiC* 
Wesentlich  sind  es  hier  nun  wieder  ganz  moderne  Ge*t*i 
tungen  des  Verkehrs,  deuen  das  Steuersystem  BechaBg  ' 
tragen  bat:  der  häufige,  oftmals  rein  specnlatire  Eigenthia^ 
Wechsel  des  Grund-  und  Gebändeeigenthnms  imKaif*' 
Verkauf  and  das  Differenzgescbftft  in  Werthpapier» 
an  den  Fondsbörsen.  In  diesen  beiden  Fällen  geht  daSi 
erfolgreiche,  Streben  aaf  Realisirung  von  Gewinnci 
Werthdifferenzen.  Diese  Gewinne  werden  durch  die  sstf^i^ 
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ErTrerbsbeBtenerang  nicht  oder  nicht  genttgend  besteuert.  Die  be- 
sllgUohen  Geschäfte  kommen  auch  immer  mehr  oder  immer  häufiger 
anter  den  „nicht-geschäftlichen"  Ghissen  vor,  je  mehr  sich 
das  BOrsenspiel  n.  s.  w.  aasdehnt  Hier  ist  daher  dne  be- 
sondere Bestenerangj  welche  gerade  diese  Gewinne  zn 
erfassen  sacht,  in  Gemässheit  der  volkswirthsehaftliohen  and  der 
QereohtigkeitBprineipien  der  Bestenernng  durchaus  geboten. 
Die  Ertrags-  und  EinkommenbeBtenernng  kann  dies  bei  den  Be- 
rofselassen,  welche  solche  Geschäfte  „berufsmässig"  betreiben  — 
rrenn  man  dergleichen  überhaupt  fttr  zulässig  hält^  was  beim  Grand- 
itttckrerkehr  selbst  nach  der  heutigen  liberal -indiridnalistisehen 
Keohtsordnung  mindestens,  noch  zweifelhaft  ist^)  —  nieht  hin- 
länglich, bei  den  Angehörigen  anderer  Berufe  gar  nicht  er- 
reichen. Die  Gebranohsbesteaerung  ist  zu  diesem  Zwecke 
aben&Us  nnznlänglieh:  nur  die  Verkehrsbestenernng,  als 
Besteuerung  der  einzelnen  bezüglichen  Rechtsgeschäfte  möglichst 
nach  Massgabe  der  dabei  realisirten  Gewinne,  vermag  wenigstens 
Bunähemd  ^  dem  Steuersystem  hier  vorliegende  Aufgabe  zu  lOsen. 

IV.  —  §.  471.  Auswahl  und  Höhe  der  Verkehrs- 
iteuern.  Hiermit  ist  das  Gebiet  bezeichnet,  auf  welchem  die 
ITerkehrsbeBtenerung  principiell  am  Platze  ist  Die  Einrichtung 
lersdben  bietet  auch  dann  immer  noch  besondere  Schwierigkeiten, 
lowohl  was  die  richtige  Auswahl  der  einzelnen  Eategorieen 
ron  Fällen  als  was  die  richtigen  Normen  ittr  die  Bemessung 
md  die  Höhe  der  Steuer  anlangt.  Die  Gesetzgebung  ist  auch  hier 
neistens  noch  zu  fiscaltsch  und  zu  schablonenhaft,  ohne 
genügende  Unterscheidung  der  Fälle,  vorgegangen.  Die 
rheorie  bat  sich  entweder  auf  rein  negativen  Standpunct  gestellt, 
Kler  die  Bestimmungen  des  SteuerrecbtB  ohne  genauere  Kritik  hin- 
^onunen,  oder  sie  wieder  in  viel  zu  weitem  Umfang  allgemein 
iu  rechtfertigen  gesucht') 

Kach  dem  Vorausgehenden  hat  die  Verkehrsbesteuemng  eine 
loppelte  Aufgabe:  sie  soll  ergänzend  eintreten,  wo  that- 
iäohlieh  durch  die  sonstige  Erwerbsbestenerung  der  Erwerb  nicht 
leuUgend  getroffen  wird  und  sie  soll  solchen  Erwerb  durch 
anzelne  Rechtsgeschäfte  oder  Verkehrsacte  treffen,  welcher  steuer- 

^)  Za  den  „Handelsgesdiäflen"  im  recht!.  Sinn  gehfirt  der  specnUtire  An-  and 
Toiktaf  ron  GnindBtQcken  jedenfalls  bei  uns  noch  nicht.  D.  HandelBgea.b.  Art.  271. 272. 

Dieeer  Vonnirf  trifii  doch  anch  Stein,  jetzt  wie  bOhet  (a.  VOTbem.).  Hit  Beeilt 
«zi^chnet  Friedberg  S.  76  a.  a.  0.  die  Systemiainmg  der  VeriKhnateitem  hei 
t ein  als  eine  „Copirong  der  Ceblerhaften  Praxis". 

29» 
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rechtlich  nnter  die  Einkommen-  and  Ertragsbesteaerong  nicht 
fällt  und  gewöhnlich  auch  nicht  wohl  fallra  kann. ')  Die  Pnxii 
and  die  sich  ihr  einfach  anschliessende  Theorie  begehen  non  oft- 
mals den  Fehler,  jene  factische  L ticke  in  der  sonstigen  Enrot»^ 
bestenenmg  und  diesen  Erwerb  oder  Gewinn  bti 
einzelnen  Geschäften  immer  gleich  ohne  Weiteres  allgemein  li 
vorhanden  anzunehmen.  Damit  wird  der  Knoten  der  hiora 
liegenden  Schwierigkeit  dorchhanen,  aber  nicht  gelOst  nnd  die  Vv- 
kehrshestenenmg  zn  weit  ausgedehnt    Alsdann  droht  letztoi 
gerade  wieder  die  GleichmSssigkeit  der  Steaerrertheilong  im  StMff- 
system  zn  stören,  statt  sie  zn  verbessern.   Die  rationelle  Verkdn- 
bestenerong  moss  also  solche  Lttcken  nnd  solche  (Extra-)  Ge 
Winne  aufsuchen  nnd  nachweisen  und  alsdann  in  zwed- 
entsprechender  Weise  eintreten,  indem  sie  die  einzelnen  Fille 
richtig  auswählt  nnd  dem  Steuersatz  tine  richtige  Utkt 
giebt    Die  Auswahl  sowie  diese  Bestimmung  der  HOlie 
hängen  daher  von  der  Gestaltung  der  tlbrigen  BesteoerBi^ 
und  von  der  Hohe  der  realisirten  Gewinne  ab. 

A.  So  wird  der  Erwerb  aus  manchen  Arbeitsarten,  ansder 
Unternehmerthätigkeit  im  Gewerbe,  aas  der  Benotnag 
des  mobilen  Vermögens  (Kapitals)  schwer  darofa  dk  & 
trags-  und  Einkommensteuern  richtig  und  genttgend  getroffen,  ös 
Erwerb  aus  der  Benatzung  von  Immobiliarvermögen  (Gnid- 
and  Gebäudebesitz)  immerhin  leichter.  Daher  mflssen  mch  Ter 
kehrssteuem,  gerade  umgekehrt  wie  in  der  Praxis,  imAIt 
gemeinen  mehr  an  einzelne  Rechtsgeschäfte  oder  Verkehrzarte 
die  bei  dem  erstgenannten  Erwerb  vorkommen,  weniger  an  aokk 
bei  dem  zweiten  Fiül  anschliessen.  Dies  ftthrt  z.  B.  zu  niedrigem 
Steuern  tHr  Geschäfte  des  Immobiliarcredits  und  des  entgift 
liehen  Besitzwecfasels  des  Grundeigenthums  und  an  all 
gemeineren  (wenn  auch  in  den  Sätzen  niedrigen)  Steoen  fr 
Geschäfte  des  Mobiliarcredits  ond  des  Verkaufs  u.  s.  w.  i« 
Werthpapieren,  („Börsensteuern"),  beweglichen  Saehea 

B.  Ein  Gewinn  femer  ist  nicht  ohne  Weitere  bei  «I* 
Besitzwechsel  von  Grund-  und  anderem  Eigentfanm  im  Wege 
Kaufs  u.  s.  w.  zu  muthmassen,  sondern  nachznweUca 

£■  Ikut  aicb  dies  aucb,  wie  von  Friedberg  geschieht,  noch  etw»  ^* 
aiü  TOB  mir  im  Vonoageheodea  geschah,  «bleiteo,  aemlich  indem  mu  na 
Anidrocken  .^Eiokommeo"  nod  „Ertrag"  uugeht  imd  zeigt,  dns  daraiC«t  " 
..dOQStige"  Enrerb  nicht  fUlt,  nam.  auch  eicht  nach  d.  geartiL  MritfMj^ 
AtudrOcIce  in  dea  Eiokommeii-  nad  Eitngttette^eHtxen. 
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Ohne  Bolchen  Nachweis  wäre  eine  allgem^e  Besitzwechselabgabe 
eigenäieb  tu  beanstanden ,  principiell  und  practisch  jedoch  auch 
hier  wohl  in  geringer  Höhe  znzalassen  fOr  die  zahlreichen 
Fälle,  wo  Sich  die  Bemessung  der  HSbe  des  Gewinns  der  Stener- 
controle  entzieht,  z.  B.  im  Fonds-Börsengeschäft,  wo  aber  auf  einer 
von  beiden  Seiten  ein  Gewinn  zu  mnthmassen  sein  wird.  Das 
Besetz  kann  hier  bestimmen,  wer  der  Steuerzahler  sein  soll;  wer 
der  Querträger  von  den  beiden  Parteien,  das  richtet  sich  doch 
Dach  den  fUr  die  Ueberwälznng  massgebenden  Factoren.  Jeden- 
falls dürfte  aber  eine  Besitzweehselabgabe  nicht  von  romherein 
ime  grossere  Hohe  bei  Immobilien  als  bei  Mobilien  haben,  — 
»her,  ans  den  wiederholt  berührten  Grttnden,  umgekehrt.  Dagegen 
ässt  sich  in  dei^enigen  Fällen ,  wo  die  Hohe  des  realisirten  Ge- 
mnus  wenigstens  einigermassen  sicher  zu  ermitteln  ist,  principiell 
sine  höhere  Verkehrssteuer  (Besitzweehselabgabe)  rechtfertigen, 
nelehe  eine  Qnote  dieses  Gewinns  in  Anspruch  nimmt  So 
besonders  beim  Besitzwechsel  des  Grnnd-  nnd  Gebändeeigen- 
thniDs.  Das  positiTe  Steuerrecht  begeht  hier  nnr  den  Fetaler,  eine, 
loch  dazu  meistens  absolut  und  im  Verhältniss  zu  ähnlichen  Steuern 
mm  Besitzwechsel  von  beweglichen  Gutem  nnd  Werthpapieren 
'.iemlich  hohe  Steuer  vom  ganzen  (Kapital-)  Werth  des 
jnmdeigentfanmSf  anf  das  sich  das  Rechtsgeschäft  bezieht,  zu  er- 
leben, nicht  nur  von  der  Differenz  des  Werths,  welche  den 
Gewinn  gegen  den  Ankaufspreis  n.  s.  w.  darstellt  Eine  solche 
testenernng  artet  zor  reellen  VermOgensbesteuemng  aas, 
rolleuds  wenn,  wie  nicht  selten,  von  einem  besonderen  „Gtewinn'* 
>ei  dem  Geschäft  gar  nicht  die  Bede  ist  Denn  die  stete  Voraus- 
letzung  eines  solchen  Gewinns  bei  jedem  solchen  Verkehrsgeschftft 
Besitzwechsel)  (L.  Stein)  beruht  anf  einer  Fiction  und  steht  mit 
len  Thatsachen  des  wirthschaftlichen  Lebens  in  Widersprach. ')  — 
Im  Ergebniss  ftlhrt  diese  Untersuchung  der  Yerkehrsbesteue- 
nng  daher  zu  der  Forderung  von  Stenern  auf  die  einzelnen 
)reditgeschäfte,  Handelsgeschäfte  and  vielfach  anf  den 
besitzwechsel  von  Eigenthnm  anter  Lebenden  Uberhanpt 
)aza  dienen  Urknndenstempel  und  Register-  oder  Ein- 
ragangsabgaben  verschiedener  Art,  wie  sie  nach  dem  modernen 

*)  Deber  die  DaTchflÜinuig  dner  YeriMhisbestflnenuic  nach  dem  Oevinn  ans 
ioen  BttitzirschBel  Ton  GnudÄlgentlitim ,  niolit  nach  dem  ganzen  Verth  des 
ttzteren  s.  tuten  g.  479.  Aach  meine  „CmmMlca^  S,  S9  C  und  beMmnund 
Tiedberg  8.  84,  93. 


Digitized  by  Google 


454    3.B.  2.K.  I.A.  Allg.Steiuri.  S.H.-A.  4.A.  TeAdusbestauer.  g.«n. 


Steaenecht  vielfach,  aber  oft  zu  ausgedehnt,  Ib  nnriehtigtB; 
FKlIen,  naeh  falschen  HasBStftben  und  in  sn  hohenSltieij 
e^oben  werden.  Fttr  die  richtige  Gestaltong  des  Verkehmtne 
syitems  im  Einzelnen  nnd  ftlr  die  Kritik  des  SteneirsehtB  a 
Detiül  ist  auf  die  spedelle  Steoerlehre  sn  yerweisen. 

V.  —  §.  472.  Die  Stellung  der  ersten  beidenHaoft 
arten  der  Erwerbsbestenerang  gegenüber  der  dritm 
Die  im  Vorausgehenden  erörterten  beiden  Haaptarten  der  Ermi» 
bestenenmg,  die  Besteaemng  des  berufsmässigen  Erwerbe dnä 
die  Sabject-  und  Object-,  d.  h.  im  Wesentlichen  dnrelidit 
Einkommen-  und  Ertragsbestenenmg,  mid  die  Begteocm? 
des  Erwerbs  dorch  einzelne  Acte  oder  BechtsgcBohlfu 
dnrch  die  VerkehrsbeBtenernng  mttsste  in  der  angegeboQ 
Kobtang  wenigstens  in  der  entwickelten  modernen  Volkswirtfaidt^ 
ausgebildet  werden ,  dnerlei  ob  man  rieh  prindpiell  anf  den  reii 
finanziellen  Standpnnct  in  der  Besteaemng  beschrftnkt  ode' 
den  socialpolitisohen  mit  berttcksichtigt  Ctoelueht  LetitW 
so  kann,  naeh  den  fMiheren  Untersachnngen  ttber  die  Steoerpi^ 
cipien,  die  Freiheit  gewisser  kleiner  Einkommen,  ein  veraehiedeifl 
Stenerfnss  von  Arbeits-  und  von  Bentenmnkonuneni  anch  vonb^ 
mfsmässigem  und  von  Erwerb  doroh  einzelne  Aete,  endliefa 
grosserem  und  kleinerem  Einkommen  (proportionale  oderprogn»" 
Besteaemng)  in  Frage  kommen.  Danach  gestaltet  sich  dam^ 
Einriobtang  dieser  beiden  ersten  Haaptarten  der  Erwerbsbesteaem 
im  Einzelnen  verBohieden.  Aber  die  Grandlagen  der  Wae 
bleiben  die  nemlichen. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  dritten  Haaptart  der  Erwerb 
besteaemng  (§.  453):  diese  gehOrt  folgerichtig  nur  in  ein  Stm 
System,  welches  den  socialpolitischen  neben  dem  lein  ^ 
zielten  Standpunct  in  der  Bestenerang  ane^ennt  Eine  'Aua 
nnd  Praxis,  welche  den  ersten  Standpunct  verwerfen,  ^eieMI 
aber  doch  Steuern,  wie  die  Erbschaftesteaera,  Spielgewinoststeseo: 
0.  dgl.  m. ,  wenigstens  in  gewissen  raien  und  in  gewissen  t» 
fiug,  billigen,  kommen  mit  sieh  selbst  in  Widerspmeh:  sienMa 
nun  auch  solche  Stenern  verwerfen.  Wenn  sie  das,  gtf 
mit  Beeht,  nicht  thnn,  so  liegt  in  der  zugestandenen  BoteUfBf 
dieser  Stenern  implicite  auch  die  wenigstens  bedingte  AneikatfV 
der  Bereohtigang  des  socialpolitischen  Standpnneta  in  der  B«**" 
mng  enthalten.  Darüber  sollte  man  sich  nicht  täuschen  ' 
nicht  täuschen  wollen.   Die  Verbreitung  von  Erbschalta-  lox^  ^ 
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gewimutoteaeni  in  der  Präzis  oder  im  Steuerreoht  nnd  die  wachsende 
Propaganda,  welche  fUr  solche  Stenern  in  der  Theorie  gemacht 
wird,  sind,  richtig  ausgelegt  nnd  anf  den  grundlegenden  Gedanken 
zorflckgefUhrt,  nur  Symptome  der  „socialen  Epoche"  der  Be- 
steaerong,  in  welche  wir  taa  der  „staa  tsbttrgerliclien"  Epoche 
hinflbertreten. 

5.  Abschnitt. 

Kt  fiiiaiiKwl88eiiseluiftll«he  BlUnnf  des  Stencnystenu.    I.  Me 
Erwartehesteaerung:.     C.  Die  Bestenernsip  des  Erwerbs  dnreh 
inftU  nnd  doreh  Werthxnwacbs  ebne  eigene  persOnllehe  wirth- 
schaftttche  Leistang  (ConJanetareHgewinns-  und  Erbscbafts- 

besteacrnng). 

Auch  in  den  tbeoreüfchan  Stenenyitemeii  findet  sich  eine  rationelle  foIgedditiKe 
DoKbAüiniDg  dieser  Beeteuenuig  bisher  noch  nicht.  Die  Praxis  tappt  mit  ihren 
Steoem  »f  Lotteri^viniute,  ihren  Erbtcbafts-  xl  Seheakanguteaem  u.  dgl  m.  noch 
neolidt  plinlofl  ohne  festes  piiacipiellee  Ziel  umher.  Der  einzige,  wegen  Heiner 
falschen  Einziohtang  mit  B&cbt  vieder  ausgegebene  Versach  einer  Art  Besteaerong 
da  GoojanctnrengewinnB  an  stAdtischen  „BtaBtellen"  ist  meines  Wissens  in 
Bremen  erfolgt.  In  anderen  grossen  Stidten  (Berlin,  Wien)  war  vohl  Ton  einer 
£ztntbeetenenuig  der  onbebant  liegen  bleibenden  Baustellen  die  Bede«  doch  hat  man 
sich  dazu  noch  nicht  entechliewen  können. 

Zn  imterscheiden  und  namentlioh  die  Steuern  anf  Conjnnctuiengewinne 
und  aof  Erbschaften. 

Die  Begriindnng  fbr  die  ersteren  liegt  In  der  ganzen  Lehre  von  der  Cou- 
jiiBCtur,  einer  Frucht  des  vissenschafUichen  Socialismns  (bes.  Lassalle),  velche 
in  die  aUgaadne  MattonalAluHiomie  ao&iuehmen  ist  Dies  ist  in  meinsr  „Gnmd- 
legang'*  geadiehen  nnd  dort  auch  ein  8<doheB  Toigehen  niher  erlftntnt  lUd  motiriit 
»Orden.  Was  daselbst  da^egt  irnrde.  moss  ich  hier  als  bekannt  roraoBsetzen. 
S.  §.  76 — Sl.  Die  Forderung  einer  rationellen  Besteuerung  der  CToiguactarengewinnste 
ist  die  Gonseqvenz  der  An^usnng  der  Cfu^imctar  im  Wirtbschaftsieben,  nam.  innerhalb 
der  Rechtsordnung  des  priTatwiräsch.  Systems  der  £reien  Coacnrreoz.  Sie  l&ast  sich 
steaartechnisch  aus  Opportnnit&tsgiOnden,  wegen  der  Schwierigkeit  oder,  wie 
büius  gew&hnlich  Ober  derartige  Pläne  georthrilt  worden  ist,  wegen  der  Unmög- 
lichkeit einer  geutigenden  Äusscheidang  des  Coi^anctnrengewinns  angreifen:  nach 
meiner  Ansicht  aber  nicht  mit  durchschlagenden  GrOinden.  Die  Einrichtong  and 
Dorchfllfazbaikeit  wird  unten  (g.  478  £)  zu  zeigen  rersacht,  etwas  eingehender,  als  es 
streng  genommen  in  die  aUgem^e  Steoeriefan  gebOrt  Da  es  sich  aber  htor,  im 
Datenemed  joa  der  ttbrigen  Beateaenug,  wo  dl«  beziM[Ucben  Fragen  in  die  spetäelle 
Lohn  TorwiflBen  sind,  nm  eine  ecstmwge  Benttndong  dieser  ganzen  Aeaenattnng 
bandelt,  war  ein  solches  genaoens  Eingdaen  sdioa  in  diesem  Abschnitte  wohl  noth- 
vendig.  Principiell  liest  tich  Uber  diese  Btäteuemng  nur  urtheüen,  wenn  sie  im 
yiBsammenbang  mit  der  Lehre  ron  der  Coiynnctur  nnd  rom  „Leben  der  Einzelwirth- 
whait  in  dex  Yolkswirthsc^iafi"  (Qrandleg.  zweite  And.  S.  80  ff.)  aofgefasst  and 
vftrtert  wird.  Die  Kritik  wird  sich  daher  gegen  diese  ganze  Lehre,  nicht  gegm  ihre 
blosse  CoQseqnenz,  wenden  mossen,  wenn  Me  irgend  zatrefiieind  sein  soll.  In  der 
^dlegong  (bes.  §.  76  o.  Note  10  u.  §.  80  d.  2.  A.)  habe  leb  anch  bereits  die 
['nnction  einer  Besteaerong  der  GoQjanetareoMwinDe  festgestellt  Die  dort  für  den 
2.  Band  der  Finoox  Tais^ofikene  gananere  EriMenug  erfolgt  nanmehr  in  diesm 
ilhsehnifte. 

Eine  BefUrwoftong  solcher  Bestenenug,  nebst  korzei  AnsfObnug  tiber  di«  Ein- 
äditoBg  In  dem  pradboli  wiehtigsten  Falle,  bd  du  Beattainng  ron  Gewinnen  aas 
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Yedmf  nm  GnmdstQcken  nnd  Gebbidai ,  eifblKt«  beteUs  ladeotuigiveNe  ii  mim 

B«de  ZOT  Wohnonssfaige  snf  der  1.  SiseoacheT  soci^polit  YeTSUBml.  1872  (Beiiek 
S.  241),  dum  nun.  in  meinem  Referat  Aber  die  Commonilstfrase  anf  der  Bediacr 
Teisamnd.  d.  Ver.  t  Socpolit  im  J.  1877;  s.  Her.  These  9  sab  c  o.  8. 1«,  ervdtm 
in  d.  selbat&nd.  Ansg.  jenes  Referats  S.  39,  40.  Gegen  die  Pordenuig  soleto 
Steaem  auf  d.  BarL  Veraamml.  1877  Held,  Ber.  S.  SS,  dagegen  meine  BepUk S.  19».  i 
S.  anch  Held  in  d.  krit  Referat  Uber  neuere  Com  man  alsteaerliter.  in  Gonrftd'i  1 
Jahrb.  1878  U,  236.  Held  Ubersieht  den  wesentL  Unterschied  zvischen  Grnti- 
und  bevegL  Eigenth.  in  dieser  Frage.  S.  dagegen  die  treffenden  AnafldiniigB 
r.  Friedberg,  z.  Tbeorie  d.  Stempelst,  Gonr.  Jalirb.  31,  83.  Priedberg  trn  a 
diesem  Aafs.  «neb  mdner  Theorie  d,  Besteller,  d.  Gonjanctgewiiine  W  n.  bebudit 
die  ganze  Frage  in  beachtonsrerther  Weise. 

In  Bremen  war  dnrch  ein  Gesetz  t.  13.  Hirz  1873  (in  der  Bltttbenil  4a 
groMttdt  Baustellen-  ond  Bangesch&fts)  eine  eigenthtkmliche  höhere  laufende  Sc  i 
steoenug  von  gevissen  Gnuidsttl(Aen  eingeführt  vorden,  welche  aos  der  liadEcke 
(agrariacoeD)  Benutzung  in  diejenige  zu  städtischen  Baustellen  ia  der  Nibe  dcc  SoA 
Qber^gen  (s.  u.  g.  481).   Sie  ontertagea  dieser  Steoer,  selbst  wenn  sie  wirkltti 
noch  landvirthscbaftlich  fortwüirend  benutzt  wurden.    Darans  haben  öA  1 
schwere  Missstinde  o.  begreifliche  Klagen  der  Besitzer  ei^ben ,  zumal  ah  die  Ca-  ' 
janctur  rttckschlug  u.  die  bisher  in  Aussicht  stehoide  Verwendong  jener  Grondnftcü 
ZD  BsQstellen  vorerst  far  absehbare  Zelt  nicht  eintrat,  sondern  die  bisbenge  M- 
wirtbscbafUiche  Benatzong  andauerte.    Ein  in  dieser  Angelegenheit  ■*"f*'»***"  Ck- 
achten  Haussen'«  rerurtheilte  denn  anch  ans  dem  Geaichtspnncte  der  EitnpRNs 
heiMU  diese  hshere  Bestenenug  dnrcliaiu.  Die  darüber  eingehdtan  36  &ipeiiiMias 
andrer  fhenet  xl  pract  Fachminner  traten  Hussen  bei.  Das  meintga  ^  34  d.  mm 
gen.  Sehr.)  allein  hat  geltend  gemacht,  dass  dem  betreff!  bremisch ea  Gesaa  ai 
richtiger  Gedanke  zu  Grunde  liege,  der  nnr  in  ganz  bischer  Weise  dorchgeMut  n. 
eben  der  Gedanke  einer  Extrabesteneroug  des  grossen  Gewinns,  der  durch  iet 
Debeigang  ron  agrarischen  GrundstOckea  in  Baustellen  in  der  Kibe  sich  wwtiuait 
Stidte  ohne  irgend  eine  pers&nliche  Leistung  des  Eigenthlimars  ron  £«ks 
letzteren  erzielt  werde.    Ich  pUdirte  dahu,  wie  Haussen  und  die  Ubrigeo  QntseMs. 
fUr  die  Aufhebung  des  Gesetzes  in  Bezug  auf  wirklich  noch  landwirih- 
schaftlich  benatzte  Grundstöcke,  die  nur  ron  der  gewtkhnlichen  GnadMear  : 
getroffen  werden  sollten,  aber  ich  beflkrwortete  zug^ch  eine  laufende  Extt*- 
bestenerung  der  onbenutit  liegen  bldbenden,  bloss  auf  die  au&teigeada  Bu- 
^  conjunctur  wartenden  Banrtellen  und  eine  hohe  BesUzwechsdabgabe  (eveat  Eibsefc^ 
Steuer)  auf  den  Gewinn,  welcher  am  Kapitalwerth  solcher  GrandstbdEe  fltiur  *4ff 
splter  wegen  ihres  Oebergangs  zur  Benutzung  fOr  Bauten  erdelt  wOrd«.  S.  Ü. 
den  übrigen  Gutachtern  wird  der  tiefere  Grund  jenes  Gesetzes  nur  lir""*» 
berOhrt,  so  nam.  ron  Helferich  S.  23,  der  diese  Besteuerang,  die  der  jodaBiCiK^ 
conununistischen  Anschanuag"  entsprangen  sei,  ablehnt,  aus  mich  nicht  abeneagcads 
GrOnden.    Jenes  brenn.  Gesetz  wurde  in  diesem  anstOssigen  Puncto  beseitigt  iad 
Ges.  T.  11.  OcL  1878  iGesetzbL  Bremens  1678  Nr.  19).    S.  Uber  die  sehr  iatM 
Frage  das  rortreffliche,  eingehende,  aber  eben  ganz  einseitig  auf  dem  Stant^Mict  4r 
gewIthnlicheD  Ertraasbesteuerung  stehende  Gutachten  Haussen 's  t.  Dec  1S7I 
Hsc  gedruckt)  an  a.  LandwirthscLkammer  in  Bremen  (in  d.  Anlagen  Abdruck  d.  kB 
Qttet»).  Dann  die  „(hiiachtlichen  Aeuaserongea  Ober  das  Gutachten  TTsiwm'i 
d.  brnn.  Omndstnriilltiüsse",  Bianen  18T7.  — 

Auch  die  sdt  lange  weit  rerbieitete  u.  practisob  in  einigen  Lindem,  b«iMl* 
in  Grossbritannien,  Frankreich  sehr  wichtige  Erbschaft sbesteuanag  Jittf 
in  jttngster  Zeit  ron  deutschen  Theoretikern  unter  dem  richtigen  OfjsiLblif^  I» 
trachtet  worden,  nemlich  im  principiellen  Zusammenhang  mit  der  |M* 
Erbrecbtsordnung.  Das  Intealat-Familienerbreoht  wird  dabei  anch  ganz  ifeMl 
als  Gorrelat  gewisser  Yerpflicfatungen  der  Untersttltzung  u.  a.  w.  aa  Ti^ 
wandte  anf  Grund  des  Verwandtschaftsrerh&ltnisses  ai^gefust  Hit  dem  Viftf 
dieser  Verpflichtungen  und  deren  Debeigang  an  Staat  und  Gemeinde  mMs  ^ 
folgerichtig  auch  jenes  Erbrecht  Indem.  Diese  und  ähnliche  Geaiobtspoacte  iMtf 
namentlich  die  wichtigste  hierhergehOrige  Arbeit:  H.  t.  ScheePs  .XrbachsteMB 
and  Erbreehtnefotm".  2.  Aufl.  1878  (s.  daselbst  auch  Liter,  u.  GeswtignbJ;  In' 
T.  Scheel's  Aufi.  in  Hiith's  Annalen  1877.  S.  97:  ToUswiithsch.  Biiiiniltn  " 
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Beform  d.  £ri>iecht8  o.  J.  Baron  in  HÜdebr.  Jahrb.  B.  26  S.  275  n.  d«rs.  Angriffe 
aaf  d.  Erbrodit,  Beri.  1877.  Die  Conseqaenz  des  uged«Dteten  rechtlichen  öesichts- 
pnncts  iit,  diw  die  ErbBehftftsBteaer  eigentlich  den  C3iuacteT  einer  Stener  reriiert 
inid  ale  ein  gesetzlicher  Erbantheil  dee  Staals  o.  s.  v.  erscheint  Aaf  der 
Anderen  Seite  fUhrt  aber  die  Betrachtung  des  Erban&Us  als  ein  Errerb  ohne  per- 
sSnliche  Leistung,  der  die  Leistungsfiüiij^eit  erhöht,  nicht  minder  zn  einer  rich- 
tigen piincipieltea  Be^pundong  der  Erbschaftarteiur,  znmal  vom  Qestchtspnnct  des 
Stenerprincips  der  LeistungsfUhigkelt  aas  n.  in  nnserer  modernen  Zeit  bei  der  geringen 
pTactischen  Bedentoog  des  Familienrerbands  n.  des  Familienvermögens  im  Dnter- 
üchied  Tom  IndividaalrermOgen.  Von  ganz  rerschiedenen  Seiten  gelangt  man 
daher  zur  Fordernng  eines  umfassenden  Systems  der  Erbschaftssteaern. 
Der  Mangel  eines  solchen  ist  eine  der  empfindlichsten,  viedemm  romemliiA  den 
voUhabeDdereD  besitzenden  Glassen  za  Gate  kommenden  Lttcken  des  dentschen  Be- 
■teoernngsrechls.  S.  das  bezngL  Material  darüber  in  d.  oben  S.  35  gen.  bnndesrftthl. 
GoBfflisdonBberidit  Nr.  98  von  187T.  Auch  die  deutsche  Finanztheorie  ist  aber  in 
Bezsg  auf  die  Erbschaftssteuern  anssentidenülch  dorftig,  sogar  Stein  eingeschloasen, 
der  äe  gar  nicht  genauer'  behandelt,  irobl  Teil  sie  in  sein  Steaenystem  nldit  recht 
passen,  rergL  I,  475.  Bau  handelt  ron  ihnen  noch  als  ron  „Erbschaftsgebühren". 
([,  %.  237,  womit  II,  §.  405  za  vei^leiehen,  wo  er  hei  d.  idlgem.  YermOgenst  ron 
d.  £rbsch.abgabe  spricht):  ein  ganz  unhaltbarer  Standpnnct,  man  mosste  denn  die 
Conseqnenz  ziehen  wollen,  dass  die  Erbschaftssteuer  eine  Art  specieller  Entgelt  fttr 
die  Gewihrnng  des  Erbrechts  selbst  sei. 

In  der  geschichtlichen  EntwIcUung  u.  im  geltenden  Becht  stehen  die  Erbscbafts- 
stenem  mit  den  Besitzwechselabgaben,  den  in  Form  von  Stempel  u.  dgl. 
erhobenen  Stenern  in  engem  Zosammaihang,  so  dass  die  betr.  gesetzlichen  Bestimmungen 
^ftm  gar  nicht  in  eigenen  Gesetzen,  sondern  in  denen  tuier  Stempel*  a.  Beglater^ 
abgaben  enthalten  sind.  S.  oben  S,  26,  SS  ff.  n.  spec  Sten^ehia.  Aos  der  Gesetz- 
gebung ist  die  eagliache  n.  fraozösiache  hei.  wichtig.  S.  Aber  jensTooke. 
brit  Stenern  S.  228  £.  tther  diese  Leroy-Beanlien  t  489  ff.  (kritisdi,  ahnt 
Gewiuung  des  riohtigan  Sttadpnncto  ni  der  Frage).  Kurze  Debers.  d.  Gesetsgeb.  bei 
r.  Scheel  a.  a.  0. 

L  —  §.473.  Gharaoteristik  des  hierher  gehörigen  Er- 
werbs. Das  VerstäDdniss  dieser  Besteaemng  und  ihrer  Berechtigung 
hängt  von  der  richten  Ökonomischen  Wttrdignng  des  Erwerbs  ab, 
welchen  sie  treffisn  soll.  Dieser  Erwerb  IKsst  sieh  aber  nur  im  Zn- 
sammenhang des  ganzen  rolkswirthschaftlichen  Getriebes 
nach  der  Stellong,  welche  die  Einzelwirthsehaft  darin  einnimmt, 
richtig  würdigen  nnd  Überhaupt  nnr  so  verstehen.  Es  mnss  daher 
hier  anf  die  betreffenden  Ernrtemngen  in  der  allgemeinen  Volks- 
wirthschaftslehre ,  namentlich  in  der  „Grundlegung"  Bezug  ge- 
nommen werden,  wie  hiermit  ausdrücklich  geschieht.  An  dieser 
Stelle  mnss  es  genfigen,  aus  jenen  ErOrtemngen  einige  ftlr  die 
Besteuemngsfrage  besonders  wichtige  Fnnote  in  kurzer  Recapi- 
talation  hervorzoheben. 

„Jede  Einzelwirthsehaft  führt  ein  zweiseitiges  Leben,  d.  h.  sie 
wirkt  zweckbewnsst  auf  die  Anseenwelt  ein  nnd  sie  unterliegt 
anabbängig  von  ihrem  Willen,  Thnn  nnd  Lassen  den  Einwirkungen 
der  Anssenweli*'   Dies  gilt  specieÜ  anch  ittr  den  Erwerb  der 

S.  die  in  d.  Vorbem.  gen.  Stellen  der  Grondleg-,  nam.  in  d.  2.  Ausg.  S.  80  S» 
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fiinzelwirthscbaft  im  Arbeitstheilnngsprooess  und  im  VerkdmsyBbea  ' 
der  Volks wirthschaft,  an  sich  stets,  in  sehr  verschiedenem  Gnde  | 
aber  nach  der  geschichtlichen  Entwicklang  der  Volkswirthsehafi. 
d.  h.  nach  dem  Stande  der  Verkehrstechnik,  Verkehrsökonomik  iu£ 
des  Verkebrsrechts.  Die  vollen  GonBeqaenzen  des  doppdseitiga 
Lebens  der  Einzelwirtbschaft  im  Erwerbssystem  treten  erst  in  de 
modernen  Volkswirthscbaft  mit  ihrer  fein  ausgebildeten  Arböfr 
und  EigenthnrnstbeiloBg,  ihrer  wesentlich  privatwirthschaftlidta 
Organisation  und  ihrer  liberal- individaalistischen  Reehtsordmn; 
hervor.   Erst  hier  ist  daher  gerade  auch  für  den  Zweck  volki- 
wirttischafüich  richtiger ,  vollstttndiger  und  gerecht»  Erwerti- 1 
bestenemng  immer  schärfer  zu  unterscheiden  zwischen  den^enigs 
Erwerb  einer  Einzelwirthschaft  (bez.  ihres  Rechts-  tmd  Wirtt 
schaftssnbjects) ,  welcher  anf  bestimmte  Thätigkeiten  dioer 
Wirthschaft  mit  einem  bewnsst  erstrebten  wirthscbaftliehefi 
ErgebnisB  zurückzuführen  ist,  and  denjenigen  Erwerb,  wekhtf 
ihr  ganz  oder  jedenfalls  grtfsstentheils  unabhängig  hiervon  dnrck 
allgemeine  Ursachen  oder  Vorgänge  nach  der  Gestaltnng  de; 
allgemeinen  wirthschaftlichen  Rechtsordnung,  namentlich  derEiges- 
thnms-  nnd  Erbrechtsordnung  zußLUt  Der  Erwerb  der  erstesi 
Art  gliedert  sieh  in  einer,  wie  sich  zeigte,  auch  fdr  die  Bestenem^l 
wichtigen  Weise,  in  den  berufsmässigen  und  in  den  Erweri 
durch  einzelne  Verkehrsacte  oder  Rechtsgeschäfte.  De, 
Erwerb  der  zweiten  Art  lässt  tkth  Ökonomisch  näher  als  Erwttt ; 
durch  Anfall  und  durch  Werthzawachs  ohne  eigene  per 
sOnliche  wirthsohaftliche  Leistung  des  Erwerbers  k- 
zeichnen. 

n.  —  §.  474.  Nothwendigkeit  der  Besteaerais 
dieses  Erwerbs.  Dieser  Erwerb  ist  ntm  ein  Object,  wekba 
zum  Zweck  der  volkswirthscbafüioh  richtigen  und  der  gere^ta 
Steuerrertheilung  bei  dem  Erwerber  —  zumal  in  einer  gati 
individualistischen  Erwerbsrechtsordnnng,  wo  das  Individua«. 
nicht  die  Familie  als  „Ganzes"  oder  der  Stanun,  dem  der  Eiaselv 
angehört,  das  anterste  selbsttndige  dnzelwirthachaftlidie  Glied 
ist,  —  besteuert  werden  muss. 

Die  Besteuerung  des  berufsmässigen  Erwerbs  kann  amx 
so  eingerichtet  werden,  dass  sie  jenen  Erwerb  nnter  VmgOidda 
mit  trifft,  aber  sie  thut  es  gewöhnlich  nicht,  niemals  geDflgend. 
was  auch  seine  guten  theoretischen  und  practischen,  z.  B.  bei  dtr 
£mkommen8teuer  mit  Begriff  und  Wesen  des  „Einkommsos" 
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sammenhttiigQnden  Grttnde  hat'  Die  BeBtenenmg  des  Erwerbs 
durah  einxelne  Acte  oder  Rechtsgesohäfte,  dieVerkebrs- 
kestenenmg  trifft  jenen  Erwerb  dnrch  Anfall  oder  dorcb  ökonomisch 
nnverdientett  Wttihznwaehs  leichter  imd  principieU  and  practisch 
mit  Beeht  mit,  nemlich  wenn  derselbe  mit  dem  Erwerb  dnrch 
Specnlation  anf  Wertfadifferensen  in  Verbindung  steht  and  durch 
diesen  letzteren  Erwerb  realisirt  wird,  was  nicht  selten  der  Fall 
ist  Aber  sie  nimmt  sodann  eigentlich  schon  einen  anderen  Cfaaracter 
an  ood  moss  aaf  besondere  Weise  begründet  und  mehrfach  ab- 
weichend eingerichtet  werden.  Es  liegt  daher  in  diesem  Fall  die- 
selbe Aufgabe  wie  bei  einer  aparten  Besteuerung  dieser  dritten 
Hanptenrarbsart  vor,  d.  h.  es  güt^  die  Verkehrsbesteuemng  hier 
nicht  nur,  wie  es  oben  grachehen  ist,  fQr  die  Besteuerung  des 
Erwerbs  dnroh  einselne  Acte,  sondern  zugleich  als  eine  Form 
der  Bestenerung  des  Erwerbs  durch  Anfall  und  durch 
Werthzuwachs  zu  behandeln  und  sie  als  solche  zu  begrün- 
den. Es  bleiben  aber  immer  noch  Fälle  fibrig,  wo  diese  letztere 
Besteuerung  nicht  mit  der  gewöhnlichen  Ve^ehrsbesteoening 
zniammentrtSk,  sondern  nooh  besonders  neben  ihr  aosgebildet 
werden  muss. 

Die  tiefere  Begründung  einer  Besteaenmg  des  Erwerbs 
durch  Anfall  oder  dnroh  Werthzuwachs,  mag  sie  nun  mit  in  der 
Form  der  Einkommen-,  der  Ertrags-,  der  Verkehrshesteuerung  oder 
durch  besondere  neue  Steuerarten  geschehen,  liegt  in  dem  schon 
angedeuteten  VerbKltniss  des  Individuums  un^d  der  Einzel- 
wirthschaft  zur  Volkswirthschaft  Es  ist  eine  unbestreitbare 
Thatsache^  dass  der  Einzelerwerb  im  berufsmässigen  und  im  Erwerb 
durch  einzelne  BechtsgesohlUte  oder  Aete  mit  beiwusst  bezwecktem 
wirthsdiaftlichen  Ergebniss  nicht  aufgeht,  zumal  nicht  in  der  ent- 
wiekeltra  Volkswirthschaft  Aueh  ohne  eigene  Arbeitsleistung  oder 
neue  Kapitalbildung  wächst  dem  Einzeben  dnrch  Gonjnnotnr, 
Spiel  und  Erbgang  Vermögen  hinzu.  Der  ökonomische  Gha- 
raeter  des  „Coignncturengewinns"  ändert  sich  auch  nicht  irgend 
wceenüieh  dadurch,  dass  dieser  Gewinn  Öfters  absichtlich  (»spe- 
cnlativ")  erstrebt  und  durch  eine  besondere  Handlung, 
ein  Verkehrsgeschäft,  z.  B.  den  Verkauf  eines  im  Preise 
durch  die  Gonjunctur  gesti^nen  Objects  realisirt  wird,  ebenso 
wenig,  wie  der  Gharacter  des  Spielgewinns  dadurch,  dass  es  zu 
de«  letzteren  Erlangung  des  bewnssten  Eingehens  anf  das  Spiel 
und  s^e  Ghanoen  bedarf,  oder  der  Gharaoter  des  Erwerbs  aus 


Digitized  by  Google 


460  S.B.  2.K.  I.A.  Alls.SteaerL  S.H.-A.  3.A.  Boten. d. Gngnaetgvir. 

Erbschaft  nnd  Legat  dadurch,  dass  der  Erbe  o.  s.  w.  „annefaffleo", 
also  einen  WiUensact  od^  eine  Handlang  ansOben  rnoM,  oodi  im 
einzelnen  Fall  selbst  dadurch,  dass  der  testamentarische  Erbe  oder 
Legatar  sich  beim  Erblasser  etwa  gerade  Eom  Zweck  der  Bcrtck- 
sichtignng  im  Testament  hat  zn  insinitiren  gewnsst  Denn  du 
eigene  Wollen  and  Thon  des  Erwerbers  ist  in  alki 
diesen  FttUen,  im  Unterschied  vom  berafsmftssigen  and  rom  Erweib 
dorch  einzelne  Acte,  meistens  gar  nicht,  jedenfalls  in  gm 
secandärer  Hinsicht  das  cansale  Moment  des  Erwerbs,  bOeb- 
stens,  and  aach  nicht  nothwendig  and  nar  selten,  das  begleitende 
Das  bedingt  den  dnrchaiis  verschiedenen  tfkonomiBchen  Charaeter 
nnd  auch  die  versehiedene  Stellnng  dieses  Erwerbs  gegenüber  der 
Besteaerang. 

III.  —  §.  475.  Beschränkung  dieser  Besteaerang 
auf  den  Fall  des  socialpolitlschen  Steaersystems.  Ii 
letztrer  Hinsicht  ist  nun  ein  Punct  wesentlich:  der  Bezug  tob 
Conjuactarengewinn,  wie  umgekehrt  die  Tragang  de« 
Gonjunotarenverlosts,  and  der  Erwerb  aus  Erbsehaft 
sind  integrirende  Bestandtheile,  im  einzehien  Falle  Coa- 
sequenzen  der  geltenden  Eigenthums-  und  Erbreekti- 
Ordnung.  Selbst  mit  dem  Spielgewinn  verhtit  es  sieh  ebeme, 
wenn  einmal  das  Spiel  rechtlich  Überhaupt  gestattet  ist  Sldh 
man  sieh  nun  auf  den  rein  finanziellen  Standpnnet  in  der 
Besteaerang,  nach  welchem,  gemäss  den  fiHberen  ErÖrl)»nrag(a 
(§.  397),  in  dift  auf  Grund  der  Rechtsordnung  einmal  „gewordear 
Vertheilang  des  Volkseinkommens  und  VolksrermOgens  als  Eiuct 
einkommen  nnd  Vermögen  nicht  eingegriffen,  sondern  diesefte 
möglichst  intact  belassen  werden  soll,  so  ist  es  in  der  Hü 
wieder  nur  folgerichtig,  diesen  Erwerb  nnbesteuert  zu  laan 
and  sich  mit  der  Besteaerang  der  beiden  andren  Hanptartea  d» 
Erwerbs  zu  begnügen.  So  ist  die  Praxis  auch  bisher  mtittm 
verfahren.  Die  grundsätzliche  Besteuerung  der  Conjunctarea- 
gewinne  ist  kaum  auch  nar  noch  versaeht  worden  und  nickf 
allein  wegen  der  stenertechnischen  Schwierigkeiten  tnterUiefe«- 
Die  Spielgewinnstbestenemng  ist  gleichfalls  erst  im  BcfiM 
ihrer  Entwicklung.  Erbschaftssteuern  sind  zvrar  eiaielB  Mte 
frflher  vorgekommen  und  in  der  neaereo  Zeit  allgemeiBer  0t- 
worden.  Aber  schttchtem  nnd  zaghaft  ist  man  doch  aoeh 
ihnen  bisher  nur  vorgegangen,  besonders  in  den  praetiseli  iM- 
tigsten  Fällen,  in  denen  es  sich  aber  eben  andi  am  DeaÜMilM 
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am  eine  Veränderang  der  individiieUen  VermögensvertheUang  bloss 
nach  der  Erbrechtsordnimg  handelt^  nemlich  bei  Erbschaften  unter 
den  nächsten  Verwandten.  Und  nicht  minder  hat  die  bisherige 
uationalttkonomische  nnd  finanzielle  Theorie^  wofal  nicht  ohne  Beein- 
flassang  dnrch  die  Ansichten  in  joriBtisoben  Kreisenj  jene  Besteue- 
rung noch  nicht  allgemeiner  empfohlen,  selbst  die  Erbschaftssteuer 
nicht  recht  in  den  Vordergrund  zu  schieben  gewagt  Auch  die 
NationaUfkonomen  und  FinanzmKnner  sahen  vielmehr  in  solchen 
Steuern  einen  leicht  Terhängnissvollen  „ersten  Schritt  zum 
SocialismuB  und  Commnnismus",  einen  ,,Angriff  auf 
Eigenthum  nnd  Erbrecht",  die  „Grundpfeiler  der  socialen 
und  wirthschaftlichen  Ordnung",  wo  es  mit  Recht  heisBe:  principiis 
Dbstal  Sie  scheuten  solche  Stenern  ausserdem  ans  wirthschaft- 
lichen  Grttnden  als  reelle  Vermögens-  oder  Kapitalsteuem,  in  der 
gewöhnlichen  Identifioimng  des  einzel-  nnd  des  volkswirüischaft- 
lichen  Standpnncts  in  dieser  Frage  (§.  372). 

Der  letztere  Einwand  bedarf  nach  dem  Frflheren  kdner  Wider- 
mehr.  Denn  eine  Steuer  auf  das  einzelwirthachafUiche  Ve^ 
nCgen  oder  Kapital,  nicht  bloss  auf  den  Erwerb  oder  das  Ein- 
tommen,  lässt  sich  unter  Umständen  rechtfertigen  und  selbst  ver- 
argen und  ist  keineswegs  nothwendig  immer  eine  Steuer  auf  das 
^olk 8 vermögen.  Aber  der  principielle  Einwand  gegen  die 
Infall-  and  Werthznwacbs-Besteaemng  mochte  nur  dann  für  unzu- 
Inglich  zn  erklären  sein,  wenn  man  die  bestehende  Priratrechts- 
rdnnng  und  die  anf  ihrer  Grundlage  sich  vollziehende  Vermögens- 
nd  Einkommenrertheilung  Oberhaupt  nicht  als  Noli  me  ta^gere 
etrachtet,  d.  h.  wenn  man  sieb  in  Volkswirthschafl,  Recht  und 
»esteaenin^  auf  den  socialpolitischen  Standpnnct  stellt.  Hier 
immt  man  dann  Act  davon,  dass  der  Erwerb  von  Einkommen 
ud  Vermögen  so  vielfach  nicht  anf  persönlicher  wirthschaftlioher 
eistong  beruht  und  zieht  die  Consequenz  daraus  auch  ftlr  die 
estenerung,  indem  man  gerade  den  Erwerb  ohne  solche  Leistung 
ütODM  des  Einzelnen  als  ein  bei  ihm  besonders  steuerAhiges  und 
ich  Tolksvrirthschaftlichen  sowie  nach  den  Principien  gerechter 
enervertheilung,  namentlich  nach  der  richtigen  Auslegung  des 
incips  der  Besteuerung  „nach  der  Leistungsfähigkeit"  noth- 
andig  besonders  zu  besteuerndes  Object  ansieht  Hau  recht- 
irtigt  und  verlangt  aber  ein  solches  Vorgehen  vollends  m  der 
odernen  Volkswirthschaft  mit  ihrer  tiberal-indtvidualiati- 
ihen  Verkehrsrechtsbasis.    Denn  hier  erst  spielt  die 
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Coajnnotnr  eine  so  entscheidende  Bedentnng  fttr.  dieVv- 
th^ng  des  Volksvermögens t  Hier  erst  sind  es  so  sehr  sHgc- 
meine  gesellschaftliche  Entwicklungen  nnd  Zasammenhiige, 
welche  Einzelnen  Gewinne  kraft  des  blossen  Eigenthsmi- 
reehts  znfllhren,  namentlich  den  Werth  gewissen  privatM 
Grandhesitzes  und  gewisser  öeb&nde  so  regelmXssig in f«t 
schreitenden  Gemeinwesen  steigern.  Hier  erst  verbindet  liehn 
systematiseh  die  Specnlation  mit  der  Ausbeatmig  der  Coiga» 
tnren,  ohne  dass  der  betreffiende  Erwerb  dadurch  seinen  Chsneto 
des  Ökonomisch  nicht  durch  eigene  Leistungen  ia 
Beziehers  verdientem  irgend  weseotlieh  veribidm  Hier 
auch  erst  ist  die  bürgerliche  Gesellschaft  so  durchaus  vom  Friocip 
des  Individualismus  durchsogen  und  die  penOnbehe,  wirthsM- 
liehe  und  rechtliohe  Bedentnng  des  Famitienverbaads  so  geriag 
fttgig  geworden,  dass  das  PriratvermOgen  in  allen  Hauptbeiiehimga 
als  Individual-,  nicht  als  Familienvermögen  aoch  Okononiaeh 
erscheint,  wie  es  lange  schon  rechtfieh  diesen  Ghameter  trigt 
Damit  aber  entfällt  auch  ein  Mhat  viel  gewichtigerer  Einwaii 
gegen  Erbschaftssteuern. 

Während  demnach  Spielgewinnst-  und  Erbsehafti- 
Btenern  in  einem  rein  finanziellen  Steuersystem  als  etw» 
Abnormes  erscheinen,  weist  ihr  Vorhandensein  eben  d«k 
darauf  hin,  dass  ein  solches  Steuersystem  nach  demReehti 
bewuBstsein  der  Zeit  nieht  mehr  streng  anfreefat  kb  er- 
halten ist  Hit  der  offenen  Anerkennung  des  socialpoliti 
sehen  Gesicbtspnncts  in  der  Volkswirthschaft  und  im  Seeht 
namratUeh  auch  im  Privatreoht,  ist  es  dagegen  nur  conseqMt 
auch  ein  socialpolitisches  Steuersystem  zu  postulirei 
In  diesem  muss  dann  eine  rationelle  Ausbildung  der  Stenen  v 
den  Erwerb  ans  Anfall  und  ans  Weräuntwaehs  ohoe  persSafi^ 
wirthscbaftUche  Leistungen  erfolgen.  Das  ftthrt  in  der  HawptBwfc 
zu  drei  Steuern:  nemlich  auf  den  eigeutliehen  Spielgewisi. 
auf  den  Conjuncturengewinn  und  auf  den  Erwerb  sti 
Erbsehaft 

In  welcher  Weise  alsdann  diese  Steuern  im  Einzelnen  citf 
richten  sind,  das  ist  erst  in  der  speciellen  Steuerlehre  iliiislifs 
Schon  an  dieser  Stelle  erseheinen  aber  bei  der  biriierigen  BkStf 
auch  der  Theorie  zn  diesen  Fragen  noch  einige  heaaadm^ 
fuhmngen  über  die  Besteuerung  der  Conjnnctarengewiai> 
und  ttber  die  Erbschaftssteuern  am  Platze,  thtils  nooh  * 
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ffeiteren  Begrttndang  and  zur  Widerlegadg  Ton  Eiowänden,  theila 
znr  Skiuirnng  der  steuertechnisohen  Grundlagen  für  diese  Stenera. 
Denn  auch  vom  steuertechnischen  Opportnnitätsstandpnncte 
hat  man  gerade  die  Bestenemng  der  Gonjnnctarengewinne 
angegrifiiBn  und  Belbet  iHr  gaoz  onmOgUeh  erklärt 

IV.  —  §.  476.  Die  Bestenernng  der  Gonjnnctnren- 
^evfinne. 

Die  Einwände  gegen  diese  Bestenerang  sind  principieller 
ind^enertechnisclier  Art:  eine  solche  Bestenemng,  faeisst  es, 
)ei  dn  Brach  in  die  bestehende  und  nothwendig  auch  im  Ge- 
iammtinterease  des  Volks  und  seiner  Wirtfasohaft  streng  aufrecht 
;d  haltende  Reehtsordnnng;  sie  komme  auch  in  Widerspruch  mit 
len  Verliältnissen ,  wenn  sie  nicht  von  eaner  Entschädigung  bei 
Jonjuncturenrerlasten  begleitet  sei;  sie  lasse  sich  endlich,  selbst 
renn  man  sie  prineipiell  zu  rechtfertigen  vermöchte,  nicht  irgend 
iCBllgend  steaertechnisch  einrichten  und  dorchfbhren,  woraus  sieh 
laon  wieder  grosse  Ungleichmässigkdten  ergeben  mttssten. 

Diese  Einwände  sind  gewiss  beachtenswerth,  aber  doch  nicht 
urchachlagend,  wenigstens  nicht  in  den  Verhältnissen  der  modernen 
olkswirthschaft  und  wirthschaitiichen  Beobtsordnung. 

A.  Ein  Eingriff  in  die  Bechtsordnung,  speoiell  in  die 
jgenthnmsordnung  liegt,  wie  schon  zugegeben  wurde,  allerdings 
er  vor.  Nach  dieser  Ordnung  sind  es  die  Eigenthffmer,  welche 
e  Werthschwankangen  ihrer  Eigenthumsobjecte  nach  der  günstigen 
ie  nach  der  ungQnstigen  Bichtang,  als  Gewinne  und  Verluste 
Igen.  Ein  socialOkonomischer  VortfaeU  hiervon  auf  für  das  ge- 
mmte  Wirthschaftsleben  soll  auch  gar  nicht  bestritten  werden, 
irade  wegen  dieses  Tragens  der  Chancen  der  Werthsehwankungen 
rd  der  Eigentbümer  nicht  bloss  in  seinem  eigenen,  sondern  mehr 
er  weniger  auch  im  Gesammt  Interesse  sein  Eigentbom  richtig 
behandeln,  zu  verwalten  suchen.  Viele  der  practischen  Zweek' 
ssigkeitsgrttnde,  welche  tlir  die  Institution  des  FrivateigeDtbums 
srfaaopt  mit  grosserem  oder  geringerem  Becht  angefUhrt  werden, 
ten  aach  fllr  die  Verknüpfung  des  Beehtssatses  mit  diesem 
^thiiiD>  dass  der  Eigenthttmer  die  Werthschwankungen  des 
;enthtunsobjects  trägt.  Aber  es  ist  doch  nicht  zu  Qbersehen, 
a  diese  Begrtindung  prineipiell  und  vomemlich  auch  prac- 
ch  nur  zutrifft,  wenn  das  eigene  Thun  und  Lassen 

*)  Vgl.  Grundleg.  §.  76—81,  99—107,  dann  d.  ganze  Abtheil.  v.  Volksw.sch.  n. 
it,  bes.  VemOgeimeclit  (1.  Aufl.  Kap.  5),  nua.  in  d.  2.  AtiA.  S,  343  ff. 
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des  Eigenthfimers  das  cansale  Moment  jener  Wertb- 
sohwaoknngen  ist 

In  Betreff  der  durch  die  Gonjnnctar  bewirkten  Weitb- 
sohwanknngen  liegt  die  Saehe  wesentUoh  anders.  Dafllr  kann  hier 
wieder  nur  anf  die  Lehre  von  der  Goignnctnr  im  grandlegeoda 
Theil  der  Allgemeinen  Volkswirthschaf^ehre  verwiesen  werda 
In  der  werthbestimmenden  Coi\jnnetiir  verschwindet  der  peraOn&k 
Einfinss  des  EigenthOmers  oder  tritt  er  doch  ganz  xnrflf^.  Eba 
deshalb  fehlt  fitr  den  Privatbezng  des  Gonjonctorengewinns  du 
Moment  des  individnellea  Ökonomischen  Verdienen 
Nun  steigt  aber  der  massgebende  Einflnss  der  CoDjnnctor  gende 
in  der  modernen  Volkswirthschaft  nach  der  Technik,  Oeko- 
nomik  nnd  dem  Recht  des  Verkehrs.   Die  VertheUong  des  Voftft- 
vermOgens  nnd  Einkommens  richtet  sich  weniger  als  frtlher  nicfc 
der  persönlichen  wirthschaftlichen  Leistnng,  nach  Fieiss,  TOchtig- 
keit,  Sparsamkeit   Ein  neaer  Uebelstand  tritt  hinzu,  indem  £e 
Ansbentnng  der  Conjnnctnr  zun  Gtegenstand  der  Specs- 
lation  wird.  Dadurch  nimmt  der  wirtfaschafUiche  Verkehr  av 
immer  mehr  den  Gharacter  des  Spiels  an  nnd  wird  vielfach  wii 
nnlanteren  Öeschäftspraotiken  verquickt  Von  einem  „Oko- 
nomisehen  Verdienen"  des Goiganctnrengewinns,  welcher  dsrcfa 
Speculationen  erzielt  wird ,  kann  daher  auch'  doch  hOchstena  asi- 
nahmsweise  nnd  nur  in  geringem  Maasse  gesprochen  werdca 
Eine  Menge  tiefer  wirthschaftUoher,  sittliche  und  socialer  Schidca 
sind  die  Folge  dieser  Verhältnisse,  namentlich  der  Ansdehnaa; 
des  SpecnlatioiismomeDtB,   Man  braucht  nur  auf  das  Geschlft  « 
den  Fondsbörsen  (Differenzgescbäft),  auf  viele  Vorgänge  im  Waare» 
handel  nnd  anf  den  speculativen  Besitewechsel  im  Qrund-  nnd  Ge- 
bäudeeigenthum hinzuweisen.   Nach  den  vorliegenden  Erfahnugei 
erscheint  dann  eine  Besteuerung  der  Goigunctorengewinne  genii 
auch  als  ein  Mittel  zur  Beschränkung  der  Speealstiei 
erwünscht,  der  Eingriff  in  die  Rechtsordnung  aber,  wel^ 
eine  solche  Besteuerung  enthält,  durch  die  mangelhafte  Fmac- 
tion  dieser  Reehtsordnnng  in  unserer  Zeit  sogar  geboten 
Die  Rechtsordnung  ist  eben  nichts  Unveränderliches,  sondern  mmt 
sich  der  Umgestaltung  der  Technik  und  Oekonomik  aapaatt 
Anf  dieses  dnrchaus  gerechtfertigte  Verlangen  läuft  die  prinaipiili 
Forderung  einer  BesteueruDg  der  Go^junctureugewinne  Umk 
Durch  eine  solche  erreicht  man  auch  andere  wichtige  wutf 
Ökonomische  Vortiieile:  einmal  den,  dass  alsdann  sehr  erWUrii 
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Einwände  gegen  das  ganze  priratwirtfaschaftliclie  System  nnd  seine 
grandlegenden  Bechtsinsütate,  besonders  gegen  das  Priyateigentham 
an  Kapital  and  mehr  noch  an  Boden  ^  hinweg  fallen  oder  doch 
sehr  rermindert  werden;  sodann  den  weiteren  Vortheil,  dass  nun 
der  Uebergang  zum  gemeinwirthsohaftlichen  System  nicht  aach 
□och  ans  Grtinden,  welehe  in  den  Schäden  der  privatwirthschaft- 
lichen  Specolation  nnd  der  Coi^nnctarenverhältnisse  liegen,  so 
dringliob  wird.  Gerade  die  Anhänger  der  priratwirthsclüfUichen 
Organisation  der  Volkswirthschani  hätten  daher  Gmnd  genug,  die 
Eventnalität  der  EinfUhrang  einer  solchen  Bestanerang  emstlich 
zu  erwägen. 

6.  —  §.  477.  Das  Tragen  der  GonjnnoturenTerlaste 
durch  den  Eigenthttmer  oder  doreh  das  Wirthscbaftssubject 
ist  ohne  Zweifel  bei  der  steigenden  Bedentnng  des  wertbbestimmen- 
den  Einflusses  der  Conjunctur  in  der  modernen  Volkswirthschaft 
ebenfalls  eine  missliche  Folge  des  erwähnten  Rechtssatzes.  Die 
Notbwendjgkeit,  diese  Folge  lUr  den  einzelnen  Betroffenen  nach 
Möglichkeit  gut  zu  machen,  wird  aber  auch  anerkannt  und  durch 
practische  Institutionen,  wie  dag  Versicherungswesen,  wird  dem 
Einzelnen  Hilfe  in  einigen  Fällen  gew^rt  Die  Unfall-Versicherang 
im  weitesten  Umfang  beruht  auf  demselben  Prindp  wie  die  hier 
geforderte  Bestenerung.  In  beiden  Fällen  sind  es  „Gemein- 
)chaften'%  welche  hier  gewisse,  vom  Thun  and  Lassen  des 
Sinzelnen  unabhängige  Werthsehwankungen  fUr  diesen  letzteren 
)araly^en  nnd  auf  sich  selbst  nehmen.  Solche  Unfälle  sind  et- 
vas  der  ungünstigen  Conjunctur  Aehnliohes.  Ein  weiteres  £in- 
reten  von  Gemeinschaften  bei  Verlusten  aus  der  Coqjnnctnr  ist 
licht  principiell  unzulässig,  sondern  nur  bisher  nicht  practisch 
iarchfUhrbar.  Auch  bei  der  Besteuerung  der  Goiynnctarengewinne 
3t  es  dieser  letztere  Umstand,  nicht  die  Fraglichkeit  des  Princips, 
reicher  eine  nmfassendere  Ansdehnang  and  damit  ein  weiteres 
Antreten  der  staatlichen  Gemeinschaft  hindert. 

Der  Einwand,  dass  eine  allgemeine  Bestenerung  der  Con- 
inctorengewinne  ohne  eine  allgemeine  Uebemahme  der  Conjunc- 
arenrerluBte  auf  das  Gemeinwesen  selbst  ein  Widerspruch  in  sich 
nd  eine  Ungerechtigkeit  gegen  den  Besteuerten  sei,  trifft  aber 
Dcb  nach  Lage  der  practischen  Verhältnisse  häufig  gar  nicht  zn, 
amentlicb  nicht  in  den  Fällen,  wo  es  sich  um  diese  Besteuerung 
ornemlich  bandelt.  Die  Steuer  hat  regelmässig  fflr  den  bereits 
ealisirten  Gewinn,  also  z.  B.  nach  dem  Verkauf  eines  im 

A.  Wayner,  FinuiwUseueluft.  II.  30 
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Preise  gestiegenen  Objects,  ferner  ftlr  den  in  gewiBBcn  Zeitpaieta 
(z.  B.  beim  Erbesllbergang)  in  einem  Object  hOhw  gestiegenes 
Werths  steckenden,  noch  nicht  realisirten,  aber  jeden  Angenblid 
realisirbaren  Gewinn  einzatreten:  so  in  dem  principieU  md 
practisch  wichtigsten  Fall,  bei  Ornnd-  und  Gebändeeigenthu 
das  dnrch  die  Conjnnctnr  j  namentlich  durch  den  Fortsehritt  A 
Gemeinwesens  an  Volkszahl ,  Reicbtbam  n.  s.  w.  im  W^lhe  oin 
die  entsprechende  Hitwirknng  des  Bigenthflmers  gestiegen  i& 
Hier  hat  im  ersten  Falle  eine  bestimmte  private  KapitaUila§i 
Dank  der  Coqjanctnr  mit  einem  Gewinne  ftir  den  Interessenla 
abgeschlossen  und  kann  sie  dies  im  zweiten  Falle  sofort  ttn 
Ein  Conjancturenrerlnst  wtlrde  hinterher  bei  demselben  Ista& 
senten  ein  andres  Object  oder  bei  demselben  Object  tma. 
anderen  Interessenten  treffisn,  was  kein  Gnind  ist^  die  Bestenenii 
für  den  früheren  Gewinn,  znmd  im  letztgenannten  Falle,  c 
nnterlassen.*)  Namentlich  bei  Grand-  und  gewissem,  besonder« 
städtischem  Gebändeeigenthnm  geht  aber  die  ConjutctB 
trotz  gelegentlicher  Rückschläge,  regelmäss^  in  werthsteiffemde: 
Richtung.  EHe  Gesellschaft  nimmt  hier  durch  die  gaumiK 
Besteuerung  nur  gerechtfertigt  Antheil  an  der  ihren  Leistangca. 
ihrer  Entwicklung  sumeist  allein  zu  verdankenden  Werth- 
Rentensteigerung  des  Bodens.  Es  ist  namentlich  wieder  die  Gruni 
rententheorie,  welche  dieser  Besteuerung  allgemeiner  und  priott 
pieller  zur  Reohtfertigang  dient 

G.  —  §  478.  Die  practische  Einrichtung  and  Duret 
ftthrung  der  Besteuerung  der  Conjnnctnrei^winne  macht  erhek 
liehe  Schwierigkeiten,  besonders  auch  um  die  Allgemeii  i 
heit  und  Gleicfamässigkeit  dieser  Besteuerung  in  all^  mar 
sie  gebührenden  Fällen  zu  erreichen,  sobald  sie  einmal  im  Friarfi 
angenommen  ist  Dieser  Schwierigkeiten  wegen  siud  io  der  Piaö  | 
wieder  Compromisse  in  Betreff  der  strengen  Dnrch 
fUhrung  mit  dem  Princip  nothwendig,  was  aber  so  wen%  gegci  I 
diese  als  gegen  andere  Stenern ,  wo  die  Sache  meist  ebenso  tiect ' 
ein  durchschlagender  Einwand  ist  Unter  Voraassettnng  eines  sokka  < 
Zugeständnisses  sind  die  Schwierigkeiten  schon  zu  Überwinden,  ww  | 
es  nur  an  dem  energischen  Willen  dazu  nicht  fehlt 


")  &  Friedberg:  in  den  Jahrbllcbeni  B.  31  S.  SS,  M,  wo  nun.  uf  äeACüv 
schied  zwischen  den  CoigtuictureDgewinnen  iin  Handel  u.  bei  der  VerinsenngM 
(•randstacken  hingewiesen  n.  bei  d.  letzteren  g^ezeigt  wird,  wie  die  TrSger  da  <fewiw 
nnd  Terlnsts  verscliiedene  Feisonen  sind. 
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Es  bieten  sich  za  diesem  Zweck  rier  Wege^  welche  gleich- 
zeitig neben  einander  eingeschlagen  werden  mttssen:  einmal  ist 
die  Einkommen-  und  besonders  die  Ertragsbestenemng  des 
berofsmftssigen  Erwerbs  so  einzorichten,  dass  sie  Coiyanctaren- 
gewinne,  welche  sich  mit  dem  Einkommen  oder  den  Erträgen  Ter- 
binden,  möglichst  mit  trifft;  zweitens  hat  die  Verkehrsbestenemng 
der  einzelnen  Acte  oder  Rechtsgeschäfte  in  den  geeigneten  Fällen 
speciell  diese  (Gewinne  mit  zn  treffen;  nnd  drittens  mttssen  letztere 
mitmiter  noch  anf  besondere  Weise  erfasst  werden,  zn  welchem 
Zwecke  namentlich  der  Besitzwechsel  beim  Erbes  Übergang  za 
rerfolgen  und  eventnell  die  Erbschaftssteuer  angemessen  ein- 
suicbten  ist;  endlich  ist  in  einem  wichtigen  Specialfall  eine 
iparte  Bestenernng  einznleiten,  nemlich  bei  dem  Gewinn,  welcher 
larch  den  Uebei^ang  des  in  Prirateigenthnm  stehenden  Bodens 
ms  einer  Ökonomischen  Benntzongskategorie  in  eine 
ipecifisch  andere,  rentablere,  ohne  dgene  Leistung  des 
gigenthamers  ittr  diesen  abfällt 

1)  Die  Ertragsbestenemng  hat  nadi  ihrer  ganzen  Yet- 
mlagnog  nnrermeidlioh  einen  etw^  stabileren  Gharacter  nnd 
ermag  nicht  wohl  jeder  kleinen  Verändemng  des  Ertrags  einer 
inzelnen  Ertragsquelle  zn  folgen.  Besonders  gilt  dies  von  der 
^rnnd-  nnd  Gewerbesteuer,  weniger  von  der  Gebäude-,  der 
'Cihzins-  nnd  der  Arbeits  Steuer.  Die  Ertragsbestenemng  kann 
aber  gewöhnlich  nur  solchen  Conjunctnrengewinnen  einigermassen 
)Igen,  wddie  sich  als  etwas  dauerndere  ErtragserhOhungen 
iederschlagen,  so  namentlich  als  Erhöhungen  der  Grund-  und 
tebäuderente.  C^rade  diese  Gewinne  aber  sind  von  der  Steuer 
nmeist  zn  erfassen,  denn  eben  sie  sind  regelmässig  Uberwiegend 
llgemeinen  gesellschaftlichen  und  volkswirthschaftlichen  Fort- 
jhritten  mit  zu  verdanken.  Daher  mnss,  wie  ans  anderen,  in  der 
leciellen  Steuerlehre  nachzuweisenden  Grfinden,  so  auch  zum 
weck  einer  Besteuerung  der  Coiü^iic^i^^^^iii'^^  regel- 
ässige Erneuerung  der  Ertragsermittlnngen,  nach 
elcher  die  Grnnd-,  Gebäude-  und  Gtewerbestener  umgelegt  wird, 
nicht  zn  langen  Perioden  erfolgen.  Diese  Perioden  mttssen 
Q  so  kflrzer  sein,  je  rascher  die  Erträge  nnter  dem  Einflnss  der 
>njnnctnr  steigen  nnd  je  mehr  es  gerade  die  letztere,  nicht  die 
trsönliche  wirthsohaftliche  Leistung  des  Ertragsbeziehers  ist,  welche 
!n  Ertrag  steigert:  daher  sind  namentlich  in  rasch  sich  ent- 
ickeloden  Städten  Bevisionen  der  Grundlagen  der  Gebäude- 

30* 
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Steuer,  selbst  in  jäbriichen  Perioden,  zu  verlangen,  am  die  steigenden 
Natzungen,  bez.  die  Mietiiertrtlge  sofort  zu  treffen.  Die  Grondstenei 
kann  immerbin  länger  unverändert  bleiben.  Im  Einzelnen  iriii 
sich  hier  ^eles  nach  dem  Tempo  des  Fortschritts  und  Keufr 
Steigens,  nach  den  Localrerhältnissen  und  der  Verschiedenheit  de 
Entwicklung  bei  den  verschiedenen  Ertragsquellen  (auch  bti  da 
verschiedenen  Bodennutzungen,  z.  B.  bei  Acker-  und  Waldboda 
richten  mtissen.  Aber  das  Princip  selbst  und  das  SSd  ist  wall 
klar  und  gerade  in  dem  wichtigsten  Fall,  hei  der  GebäudestCH^ 
sind  die  steuertechnischen  Schwierigkeiten,  das  Ziel  der  Besteoenu 
der  in  der  Rente  steckenden  Coqjuneturengewinne  zn  eneicbA 
gar  nicht  so  gross. 

Die  Einkommenbesteuerung  ist  ihrer  Natur  nach  bewe; 
lieber,  als  die  Ertragsbesteuemng  und  kann  sich  daher  deoEa 
flQssen  der  Schwankungen  der  Gonjonctur  auf  die  Höhe  des  &j 
kommens  leichter  anpassen.  Das  ist  nun  auch  wieder  principiel>l 
zu  verlangen.  Bei  günstiger  Conjunctnr  (bei  steigenden Prräo; 
der  Bodenprodncte  im  Fortschritt  der  volkswirthscbaftlicheu  Est  I 
Wicklung,  daher  meist  andauernd;  in  SpeculationszeiteD  ibcIiI 
der  Fabrikate,  daher  mehr  vorübergehend)  müssen  deshalb  ät 
Einkommen  der  Personen,  welche  notorisch  hier  besondere  Vor- 
theile  ziehen,  m{5glichst  rasch  entsprechend  ftir  die  Steuer 
angesetzt  werden,  so  bei  den  Hausbesitzern,  den  ländlichen  Gnod 
besitzen! ,  in  gewissen  Zeiten  bei  den  BeigweriubesHxMii,  da 
Fabrikanten,  auch  bei  den  Angehörigen  solcher  liberaler  henk 
denen  eine  Hausse-  and  Speculationsperiode  (oder  hier  aodi  db 
gekehrt  eine  Erise)  zu  Gute  kommt  (Advocaten,  Notare!),  endliei 
auch  bei  den  Vertretern  der  gewöhnlichen  Handarbeit  in  TiäUx 
steigender  Löhne.  Die  revidirten  Grundlagen  der  ErtragasteiKiE | 
können  mitunter  zum  Zweck  der  Einkommenbesteaerung  mit  ^ 
nutzt  werden.   Bei  Rückschlägen  der  Coignnotar  (bei  gewti^ 
liehen.  Credit-,  Bankrisen,  steigender  Goncurrenz  fremder  Boda 
producte  nach  Verbesserung  der  Communicationsmittel,  bei  Stocks 
dem  Erwerb  und  sinkenden  Löhnen)  wird  dann  billiger  Weise  W 
gerade  in  den  Anschlägen  des  Einkommens  für  die  Einkomma 
bestenerung  eine  Ermässigung  eintreten.    Das  entsprieht  aber  nv 
der  allgemeinen  Forderung,  dass  die  Bestenerong  den  EinAnB  drr 
Conjnnctnren  berücksichtigen  müsse. 

§.  479.  —  2)  Die  Verkehrsbesteuerung  erscheint  mehifret 
besonders  geeignet,  mit  zu  einer  rationellen  Besteoerang  der  Gm^ 
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jonctarengewinne  za  dienen.  Das  ergiebt  sich  schon  aus  der  früheren 
Begründung  nnd  Begrenzung  dieser  Stenergattnng  (§.  469  ff.).  Grerade 
durch  Rechtsgeschäfte  des  Verkehrs,  besonders  durch  den 
Verkauf  zu  einem  höheren  Preise,  aber  auch  durch  die  Gredit- 
anfnahme  in  höherem  Betrage  mittelst  Verpfändung,  durch 
die  Vermiethuttg,  Verpachtung  zu  einer  höheren  Rente, 
werden  Gotyuncturengewinne  von  dem  Berechtigten  vomemlich 
realisirt  An  diese  Geschäfte  knUpfen  sich  die  VerkehrsBtenem. 
Hier  bietet  sich  die  Möglichkeit  am  Ersten,  nicht  nur  die  Tbat- 
sacbe  des  Bezugs  eines  GonjunctureDgewinns,  sondern  auch  in  den 
practisoh  wichtigsten  Fällen,  nemlich  bei  Geschäften  in  Bezug  auf 
Immobilien,  die  Hohe  dieses  Gewinns  festzustellen.  Nachdem 
Früheren  (§.  471)  soll  hier,  namentlich  bei  Besitzwechselsteuem, 
die  Abgabe  nicht  nach  dem  ganzen  Kapitalwerth,  sondern  nach 
dem  Gewinn  an  letzterem  bemessen  werden.  Wo  nun  z.  B.  dieser 
im  Verkauf  realisirte  Gewinn  nicht  auf  nachweisbare  neue  Arbeits- 
l^itangen  und  Kapitalyerwendnngen  (bei  Gebäuden,  bei  Meliorationen 
in  der  Landwirthsohafl  n.  s.  w.)  zar&ckzuftthren  ist,  erscbrant  er 
wesentlich  als  Frucht  der  Gonjunctur,  wenn  auch  eventuell  einer 
solchen,  welche  durch  eine  Speculation  absichtlich  mit  auszubeuten 
gesucht  wurde.   Gerade  dieser  Gewinn  moss  das  Object  der- 
jenigen Verkehrsstener  werden,  welche  als  Besteuerung  der  Con- 
Jonctnrengewinne  fnngiren   soll.     Die  Formidien  der  Vertrag- 
schUesBong  bei  Immobilia^geschäften  und  die  tbeils  bestehenden  — 
Grund-  nnd  Hypothekenbttcher  ftlr  den  Verkauf  und  die  Verpfän- 
dung von  Immobilien  — ,  theils  leicht  einzurichten4en  Öffentlichen 
Bücher  oder  Register  — •  so  etwa  fttr  Facht-  und  Mietbgeschäfte  — 
bieten  auch  die  steuertechnischen  Grundlagen,  eine  solche  Verkehrs- 
besteuerong  der  Goxguncturengewinne  ebenso  gut  einzurichten  und 
80  sicher  durchzuführen,  wie  die  meist  schon  bestehende  Verkehrs- 
besteuemng  auf  ihrer  viel  irrationelleren  Grundlage  und  mit  ihrem 
viel  härteren  Druck  (Steuerbemessnng  nach  dem  ganzen  Eapital- 
werth  des  Grundstücks  n.  s.  w.  beim  Besitzwechsel  I). 

Auch  ein  grosser  Theil  der  sonstigen  Verkehrsbestene- 
rang,  welche  namentlich  Handels- und  Mobiliarcreditgeschäfte 
in  der  Form  von  Urknndenstempel  u.  dgL  m.,  dann  Fonds- 
börsen geachäfte  trifft,  kann  mit  als  Besteu^ng  von  Conjunctnren- 
gewinnen  dienen.  Allerdings  steuertechnisch  unvollkommener  als 
in  den  vorausgehenden  Fällen,  aber  kaum  unvollkommener  als 
diese  Bestenemng  flberhaapt  auch  ihrer  unmittelbaren  Aufgabe 
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dient.  Der  Hangel  ist  hier,  dass  gewöhnlich  das  VorhudeaMn 
von  Erti%en  nnd  Gewinnen  fOr  den  DorohBchnitt  Bolober  Gescblfte 
nar  gernnthmasst,  nicht  ge&an  nachgewiesen  nnd  noch  «eoiger  die 
Höbe  der  Erträge  nnd  (Gewinne  festgestellt  werden  kann,  wenn 
man  nicht  zn  einem  sehr  weitgreifenden  nnd  onvenn^düeh  «ehr 
lästigen  Zwang  der  Öffentlichen  Registrimng  n.  dgl.  greifen  wiU 
So  fehlt  es  an  festen  rechnerischen  Gnmdlagen  für  die  Verkeh» 
besteaemng.    Man  hat  sich  aber  gleichwohl  in  der  PiaziB  ui 
Theorie  dadnrch  nicht  ron  dieser  Bestenemng  abspAnstig  naeha 
lassen j  nnd  mit  Recht  nicht,  wenn  dabei  nnr  den  offenknndigei 
Schwierigkeiten  dnrch  zweckmässige  Kormining  der  stenerpftiet 
tigen  Objecto  (d.  h.  hier  der  betreffenden  Acte  oder  BechtsgeeehlAe 
nnd  der  StenersHtze  thonUch  Bechnnng  getragen  wird.  Denn  mu 
darf  sieb  immer  sagen,  es  mflssen  hier  Erträge  vorkommen,  som 
wtlrden  die' Geschäfte  nicht  regelmässig  gemacht  werden,  nnd  e 
sind  dies  Erträge,  welche  dnrch  die  Ertrags-  nnd  Einkommen 
bestenemng  nicht  genügend  erfasst  werden.    Ein  grosser  TW 
dieser  Geschäfte,  so  im  Handel,  bei  Creditanfhahmen ,  im  BOrsa  | 
geschäfl,  znmal  beim  Differenzen -Spiel,  bezweckt  nnn  aber  notorM 
die  Specttlation  aof  die  Conjnnctnr:  im  Einzehtea  bü 
nnsicherem,  jedenfkUs  wechselndem,  im  Gänsen  aber  doch  süt  des 
tbatsächlichen  Erfolge,  dass  anf  diese  Weise  vielfach  mehr  ods 
weniger  erhebliche  €rewinne  realisirt  werden.  An  diese  lliateck 
hält  sich  die  Bestenemng  und  knttpft  sieh  daher  vomemlieh  aa  ^ 
gpeculativen  Handels-  nnd  Börsengeschäfte  nnd  an  di^eoigci 
Credit-  nnd  Kanfgeschäfte  (von  Wertfapapieren  n.  dgl.)  aa,  dvcb 
welche  eine,  mdstens  verzin^ohe,  zngleich  aber  den  Gtowina  w 
Gonjnnctnren  mit  ins  Ange  fassende  Kapitalanlage  bewwkstcffif: 
wird.    Diese  Auffassung  liegt  Urkundenstempeln  fHr  Kaof-  wd 
Hobiliarcreditgeschäfte,  „Börsenstenera"  anf  Sohlnsszettel,  Bett 
nnngen  nnd  anf  Wertbpapiere,  allgemeinen  Quittangsstempehi  «.f.* 
zu  Grande,  soweit  diese  Abgaben  mit  als  Stenern  auf  GoigiiBetv» 
gewinne  in  Betracht  kommen. 

§.  480.  ~  3)  Die  Verfolgung  der  GonjUDeturengewiB» 
beim  Erbesttbergang  n.  dgl.  In  den  vorausgehenden  hm^ 
Fällen  wird  der  Gonjuncturengewinn  getroffen  entweder  im  Ertrsf 
nnd  Einkommen  Älr  den  ihm  zu  veidankenden  (laufenden)  Z*- 
wachs  dieses  Ertrags  und  Einkommens,  daher  namentlich,  mmi' 
er  als  Rentenerhöhnng  ersoheint;  oder  zweitens  indenFlä* 
wo  er  dnrch  ein  Verkehrsgeschäft,  hauptsächlich  einen  Vafci^ 
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als  Kapitalwerth-Znwacha  einer  Sache,  besonders  eines  Rente 
gebenden  Objects  (Grund-  and  Eaosbesitz,  Werthpapier)  specteU 
realisirt  worden  ist  Nun  bleiben  aber  noch  Fälle  Übrig,  wo 
eine  durch  die  Conjanctar  ermöglichte  Preis-  und  Rentensteigemng, 
z.  B.  die  betreffende  Pacht-  oder  HietherhOhnng  ganz  oder  theil- 
weise  unterblieb,  so  dass  die  laufende  Ertrags-  und  £inkommen- 
bestenemng  nicht  erhöht  wurde;  femer  Fälle,  wo  wenigstens  der 
eingetretene  Kapitalwerthznwachs  nicht  durch  ein  Verkehrsgeschäft 
realisirt  wurde,  indem  kein  Besitzwechsel,  Verkauf  n.  s.  w.  eintrat 
Solche  Fälle  sind  bei  der  speculatiren  Mobilisirung  fast  allen  Be- 
sitzes, selbst  des  ländlichen  Grundbesitzes,  heute  seltener  als  früher, 
aber  sie  fehlen  doch  gltleklieher  Weise  durehaUB  nicht  und  nehmen 
besonders  beim  Grundbesitz  noch  immer  einen  grossen  Raum  ein. 
Dazu  treten  dann  gewisse  Fälle,  wo  es  sich  um  Kutzvermögen 
(z.  B.  Sammlangen  von  Kunstwerken)  bandelt,  das  vom  Besitzer 
regelmässig  dauernd  besessen  wird;  endlich  Fälle  einer  recht- 
lichen Gebundenheit  des  Besitzes,  z.  B.  bei  Ftdeicommii^n, 
benn  Besitz  der  todton  Hand.  GoigunctureDgewinne  wachsen  nun 
aach  hier  überall  hinzu,  ohne  in  höherem  Ertrag  oder  in  realisirten 
Gewinnen  beim  Verkauf  u.  s.  w.  zum  Vorschein  za  kommen.  In 
1er  gestiegenen  Ertragsfähigkeit  und  im  höheren  Verkanfswerth 
»ttd  sie  latent  enthalten.  Eine  Besteuerung  ist  daher  auch  hier 
^boten,  nnr  mnss  dieselbe  auf  andere  Weise  eingerichtet  werden. 

In  den  meisten  Fällen  wird  sie  an  den  Erbestibergang  der 
>etreffenden  Eigenthnmsobjecte  geknUpft  werden  können.  Die 
)hnehin  grnndsätzlich  zu  fordernde  Erbschaftssteuer  wäre  dann  nnr 
;erade  aach  zu  diesem  Zweck  der  Besteuerung  der  Coiguncturen- 
»ewinne  entsprechend  einzurichten.  Dies  bietet  hier  geringere 
icbwierigkeiten  als  die  Besteuerung  dieser  Gewinne  bei  Verkehrs- 
;eflchäften  unter  Lebenden.  Zum  Zweck  der  Erbschaftssteuer  moss 
»hnedem  eine  Feststellung  des  Werths  aller  Objecto  stattfinden, 
robei  dann  aus  einem  Vergleich  mit  dem  Werth  bei  früheren 
Läufen,  Erbesttbergängen  and,  soweit  dergleichen  nicht  mehr  fest- 
ustollen  ist,  aus  der  Sehätzong  der  während  der  oonstatirton  oder 
latbmasslicben  Besitzzeit  eingetretenen  Werthsteige'rung  die  Höhe 
es  zu  besteuernden,  der  Conjunctur  zn  verdankenden  Zuwachses 
um  Kapitalwerth  zu  ermitteln  ist.  Der  Stonersatz  wftrde  nicht 
Sr  alle  Fälle  der  gleiche  sein  können,  sondern  sich  nach  Perioden 
er  Besitzzeit  abstufen  mttssen.  Der  Erbesttbergang  der  üfntzungen 
on  Fideicommissen  pflegt  schon  durch  die  bisherigen  Erbschafts- 
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steuern  getroffen  zu  werden.  Er  IXsst  sich  fUr  den  hier  Toi^^oda 
Fall  ganz  analog  wie  der  ErbesObergang  des  EigentinmiB  seite 
bebandeln.  Beim  Vermögen  der  todten  Hand  aber  inbe  im 
Ersatzstener  mich  in  Bezog  auf  die  Besteaemng  des  ConjoK- 
tarengewinns  an  diesem  Vermögen  zn  verlangen ,  wie  sie  gnmd 
sätzlich  flir  die  sonstigen  BeBitzwechBelabgaben^  die  bei  dieea 
Vermögen  wegfallen,  zn  fordern  ist  ond  mehrfach  besteht  (OeriP 
reich,  Frankreich). 

§.  481.  —  4)  Es  ist  endlich  noch  der  besondre  Gewiu 
ins  Änge  zu  fossen,  welcher  bei  privatem  GrQndeigentbni 
durch  den  Uebergang  des  Bodens  ans  einer  Benntzangf 
kategorie  in  eine  andere  specifisch  verschiedene  na 
rentablere,  öfters  in  nngewöhnlich  hohem  Haasse,  Ar  da 
Eigenthtlmer  ohne  irgendwie  nennenswerthe  eigene  wirthschafiSäi 
Leistong  des  letzteren  hervorgeht  Der  practisch  wichtigste  Fl 
ist,  besonders  in  den  VerhlUtnissen  der  Gegenwart,  die  Verwui 
Inng  bisherigen  „agrarischen",  bez.  Gartenbodens  in  „Bu 
stellen",  welche  theils  einstweilen  als  solche  ohne  Wechsdilfi 
Eigentbtlmers  liegen  bleiben,  um  die  ans  der  Eatwicklong 
Stadt  hervorgehende  Werthsteigerang  „anfznsangen",  theils  n^i 
grossem  Gewinne  sofort  znm  Zweck  der  Specnlation  in  BsasteU^; 
oder  der  Bebanong  veräassert  oder  vom  Eigenthttmer  selbst  ib:\ 
Banten  besetzt  werden.  Andere  mehr  oder  minder  wichtige  fu^c' 
sind  der  Uebergang  von  bisher  anderweit  benutztem  oder  gar  itii^ 
benutztem  Boden  in  Bergwerksboden  in  Folge  der  AnffindUt; 
von  Hineratien  oder  in  Boden  für  Öffentliche  Wege  in  Fol^l 
neuer  Wegeanlagen. 

Alle  diese  Fälle  sind  besonders  characteristische  nnd  pnetiiet 
wegen  der  Hobe  der  Gewinne  oft  besonders  wichtige  Beispidf 
Go^juneturengewinnen,  welche  dem  KigenthQmer  nur  kraft  seiir» 
Eigenthumsrechts  znfallen  als  Folge  einer  bestimntrc 
Entwicklung  des  gesellschaftlichen  nnd  wirtfasehif> 
liehen  Lebens  und,  wie  bei  Bergwerksboden,  in  Folge  da -- 
oft  auch  nur  zufälligen  oder  von  Dritten  gescheh«ida  - ' 
Anffindens  von  Naturschätzen,  welche  der  Boden  znfällig  tnri!^ 
Die  Behandlang  dieser  Fälle  im  Recht  Oberhaupt  und  sptad 
dann  im  Steuerrecht  wird  sieh  folgerichtig  wieder  mit  ntfk  der 
principiellen  socialokonomischen  Auffassung  des  privaten  Ora^ 
eigenthums  richten  mttssen.    Dafür  ist  hier  abermab  ui  & 
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£rOrternngen  in  der  „Grundlegung"  Bezog  zn  nebmen.')  Nach 
da-  dort  begründeten  Aaffassang  rechtfertigt  es  sich  nnd  ist  es 
sogar  zn  verlangen,  anch  (ja  gerade!)  bei  der  nothwendigen  Fest- 
baltang  der  Institution  des  privaten  GmndeigenthnniB  solche  be- 
sondere Gewinne,  welche  dem  Eigenthtlmer  nur  durch  Zufall  oder 
dopßb  die  gesellschaftliche  Entwicklung  znTheil  werden, 
möglichst  für  die  Gesellschaft,  bez.  den  Staat  in  Anspruch 
20  nehmen.   Das  setzt  freilich  wieder  eine  Modification  des 
bestehenden  Reehts  TorauB,  fOr  welche  es  indessen  schon  im 
älteren  Reeh^  nicht  an  bemerkenswerthen  Analogieen  fehlt:  eine 
Hodifieation,  welche  nach  den  ökonomisch-technischen  und  socialen 
Verfaftitnissen  der  Kenzeit  practisch  viel  notfawendiger  geworden 
ist  und  ttber  welche  man  nur  umhin  käme,  wenn  der  Grund  und 
Boden  Überhaupt  nicht  im  Prirateigenthnm,  sondern  ansschliess- 
lieh  im  „Öffentlichen''  Eigenthnm  stände.  Unter  Voraussetzung 
der  BilHgnng  des  „socialpolitischen"  Gesichtspnncts  im  Finanz-  und 
Steoerwesen  erscheint  es  alsdann  insbesondere  geboten,  durch 
die  Bestenernng  den  gesellschaftlichen  Äntheil  an  diesem 
Coiyanetiirengewinn  zn  realisiren. 

a)  Aeltere  Analogieen  hierftir  liegen  in  fiscalischen 
Antheilen  an  dem  Gewinn  ans  der  Auffindung  von  „Schätzen" 
nnd  ans  deijenigen  von  Mineralstofflagern  nnd  der  Anlage 
ron  Bergwerken  zum  Zweck  der  Förderung  dieser  „Katur- 
schätze".  Die  specielle  Bechtsbildung,  z.  B.  im  römischen  Recht 
n  Bezug  anf  Sehatzfinden,  (z.  Th.  von  da  in  neuere  Rechte  tlber- 
^egangen,  8.  o.  §.  326,  327)  oder  in  der  Entwicklung  des  mittel- 
ilteiüchen  nnd  neueren  enropäischen ,  besonders  des  deutschen 
^rgrecbts,  kann  dabei  ja  sehr  wohl  ganz  oder  theilweise  von 
üdeven  Oesichtspuncten  ausgegangen  sein.  Sie  war  etwa  die 
■onseqnenz  bestimmter  allgemeiner,  im  Begriff  gewisser  Hoheit9- 
»bte  enthaltener  Rechtsprincipien.  Die  tiefere,  wenn  auch  nicht 
nmer  klar  znm  Bewusstsein  kommende  BegrUndnng  solcher  Reehts- 
isprUche  der  Staatsgewalt  lag  jedoch  anch  hier  in  dem  Okono- 
i sehen  Ghar acter  des  privaten  Erwerbs,  in  dem 
angel  oder  der  Geringfügigkeit  eigener  wirthschaft- 

*y  S.  Grondl«;.  §.  308—386  (Eip.  4  n.  6  d.  2.  Abfh.  d.  2.  Aufl.)  ttber  das  piirate 
indeiffenCb-  d.  ZwuigBestei^ong,  vomit  zu  reigleiclieD  d.  Abschnitte  ttber  die 
eorieen  z.  BegrtDdan;  des  EtKenthoms  eb.  §.  2S4— 262.  Bes.  vichtig  für  die 
ige  im  Text  Bind  die  Verhältnisse  des  st&dt  timnd-  n.  Hauseigenthums  („Woh- 
iKsboden**),  bei  ihm  die  Entwicklang  von  „Conjunctaren-SpringTrerthen"  am 

ilr&ten  bexrortritt   S.  darQber  eb.  §.  352  ff.  mit  d.  mancherlei  Statist  Daten. 
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lieber  Leistung  des  Intereseenten,  im  Mitspielcfi  des  Zo- 
falls o.  dgl.  m.  Eben  deswegen  erscbien  es  billig,  an  dem  Ekffotb 
dem  Vertreter  der  Gemeinschafl  einen  Äntheil  zu  gewähren.  Ent 
dem  Zeitalter  des  reinen  ökonomischen  IndiTidaaliamas,  in  weh^ 
selbst  das  Gmndeigentbnm  sieb  immer  absoloter  zu  Oansten  ilei 
Privateigners  entwickelte ,  sind  solohe  Gesichtsponcte  nnr  zn  sek 
verloren  gegangen.  Sie  sind  aber  an  sieb  richtig,  wenn  aadi  ofr 
mals  zu  einseitige  fiscalisohe  Folgerungen  ans  ihnen  abgoMMt 
worden.  In  den  oben  genannten  Fällen  des  Uebergangs  der 
Ökonomisch  minderwerthigen  in  die  höherwerthige  Bodenkat^;sR 
mttssen  sie  mit  Recht  wieder  zur  Änerkennnng  gelangen. 

b)  Die  Bestenerong  dieser  (Gewinne  lässt  sich  nnn  dnnil 
wieder  durch  die  Ertrags- und  Einkommenbestenerong,  sodua 
durch  die  Verkebrsbesteuerung  nnd  die  Erbschaftssteuer 
bewirken.  Ersteres,  wenn  der  Oonjnnctnrengewinn  bei  demselba 
Eigenthttmer  wesentlich  im  höheren  Ertrag  realisirt  wird,  n 
z.  B.  beim  Betrieb  eines  Bergwerks  auf  bisher  landwirtfasohafficl 
benutztem  Boden  oder  bei  der  Anlage  von  Wohngebäuden  aif 
letzterem.  Die  Verkehrsbestenemng  trifft  in  der  Form  der  Benti- 
wecbselabgabe  den  Gewinn  anoh  an  Kapitalwerth,  wdeher  iMi 
der  Veränsserung  des  betreffenden  Grundstfleks  gemacht  wnde. 
die  Erbschaftssteuer  den  Gewinn,  welcher  zur  Zeit  des  Erbet 
Übergangs  noch  in  dem  unveräussert  gebliebenen  Objecte  ste^ 
Hier  wtlrde  es  dann  nur  die  Aufgabe  sein,  etwa  durch  abweiite^ 
Normimng  des  Steuerfusses  gerade  den  hier  besproehenen  Co^imt 
tnrengewinn  besonders  stark  zu  besteuern. 

c)  Aber  durch  diese  Steuerarten  lässt  sich  die  hier  voriiegeBik 
Aufgabe  nicht  in  allen  IWen  genügend  lösen,  so  nweilbt 
nicht,  wenn  Boden  als  „Baustelle"  länger  unbenutzt  lieg» 
bleibt,  um  „Werth  aufzusaugen",  und  wenn  Boden  so  üHtui 
liehen  Zwecken,  besonders  zu  Wegeanlagen  (atftdtiscb 
Strassen,  Eisenbahnen)  erworben  werden  muss. 

a)  Die  „Baustelle"  trägt  hier  voriänfig  keine  höhere,  vieUtiA 
gar  keine  Rente.  Sie  würde  also  ohne  besondere  Bestimmung  vtk 
stärker  zur  Ertragsbesteuerung  herangezogen  werden,  als  ^wa  ba 
ihrer  bisherigen  landwirthscfaaftlichen  Benutzung,  —  ein  ScU*. 
den  die  bisherige  Gesetzgebung  auch  meistens  gezogen  hat.  Gen* 
dadurch  aber  wird  es  nur  um  so  leichter  möglich,  in  einer  tV 
das  Gemeinwesen  sogar  nachtheiligen  Weise  den  Bei» 
„aas  dem  Markt  zu  halten"  und  anbenutzt  li^eo  so  Isai* 
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ond  wird  daher  von  demselben  nnr  noch  mehr  Werth  aufgesogen 
werden  können.    Bei  dner  endliehen  spätcven  VeriinBeernng  oder 
einem  firbesttbergang  würde  dieser  gestiegene  Werth  dann  zwar 
von  der  Stener  getroffen  and  bei  endlicher  Bebannng  dnrch  den 
Eigenthttmer  selbst  anch  der  Ertrag  oder  die  höhere  Bodenrente. 
Aber  es  wird  sich  Tielfach  nothwendig  erweisen ,  anch  in  der 
Zwischenzeit  bis  dahin,  den  —  einstweilen  latenten  —  Renten- 
ond  Kapital werth-Znwachs  zn  bestenem,  sowohl  ans  finanziellen 
Gründen,  um  TollsOndiger  und  sicherer  als  dnrch  die  sp&ter  eb- 
tretenden  Stenern  den  Staat  (erentnell  gerade  in  diesem  Fall  die 
Gemrinde)  an  dem  Gewinn  theilnehmen  zu  lassen,  als  anch  ans 
soeialpolitischen  und  OkonomisoheD  Gründen,  nm  eine 
solche  Specnlation  zn  erschweren  nnd  den  Boden  der  ge- 
sellschaftlich nothwendigen  Verwendung  früher  znzn- 
fübren.  Zn  diesem  Zweck  empfiehlt  sich  eine  lanfende  Extra- 
bestenernng  solchen  Bodens  durch  ein  starkes  Hnltiplnm 
der  agrarischen  oder  sonstigen  gewöhnlichen  Grund- 
steuer, eventuell  nach  einem  Anschlag,  in  welchem  der  Ertrag 
nach  der  Höhe  des  Zinses  ans  dem  jeweilig  beim  Verkanf  zn 
Seienden  Kapitalwerth  geschätzt  wird.'^) 

ß)  In  dem  Falle,  wo  Frivatboden  zn  öffentlichen  Zwecken 
erworben  werden  muss,  liegt  regelmftwrig  dne  besonders 
^8%e  „Gonjnnctur^*  fOr  den  EigenthOmer  vor,  mn  einen  hohen 
Sxtragewinn  am  Kapitalwerth  solchen  Bodens  zn  erziele.  Dieser 
Jewian  trägt  in  eminentem  Haarae  den  Gbaracter,  welcher  im 
'''oransgehenden  als  dem  Conjnncturengewinn  eigenthümlich  nach- 
lewiesen  worden  ist  ond  dem  PrivatintereBsenten  möglichst  ent- 
zogen Vreden  moss.  Das  wird  hier  aber  nieht  aJIdn  ond  nament- 
ich  nicht  unmittelbar  durch  die  Besteuerung,  sondern  dnrch 
ine  riofatige  Gestaltung  des  Expropriationsrechts,  besonders 
1  Bezug  anf  die  Entschädigung,  zu  erreiehen  sein.  Die  letztere 
•t  hier  so  mftssig  za  normiren,  dass  sie  möglichst  den  Oon- 
inetnreii gewinn  überhaupt  ansschliesst    Eine  solche 

In  dem  in  d.  Voibemeii.  S.  456  beqtrocheiiNi  BremischeD  Gesetz  v.  187S 
IT  die  h  Oh  ere  laufende  Ertragsbestenerong  der  eveatnell  in  Baustellen  flbe^henden 
idUahen  GrundatOcke  (im  sogen.  „Geltungsgebiet"  am  Bremaa  hemm)  d&dorch  etzldt 
>rdon,  dus  bei  der  Schfttzting  behnfii  der  Bestenenmg  der  Terkanfsirertli 
I  Grandsttlcke  zu  Grunde  gelegt  mirde  (§.  2  d.  Ges.).  S.  darüber,  1mz.  dag^en 
ansaen's  S^-  GDtachten,  S.  10  ff.  Dadarch  varde  rom  gegenwärtigen  Er- 
ag  dieser  GrandstOcIie  als  Ackerland  abgesehen,  was  far  das  noch  ferner 
gelmässig  landwirthschaftlich  benutzte  Land  za  Härten  fOhrte,  bei 
irklicli  mUssig  liegendem  Banstellea-Laad  aber  nicht  ongeiechtfertigt  war. 
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Einrichtung  des  Zwangsentdgnnngsrechts  ist  finanzieU  betnelitflt 
ein  Gorrelat  der  besprochenen  Besteaemng:  letztere  flihrt  dw 
Staat  eine  Einnahme  zn,  jene  Einrichtung  erspart  ihm  eine  A» 
gabe,  in  beiden  Fällen  ohne  dass  der  prirate  Interessent  sich  Ober 
„Verletznng"  beklagen  kann,  da  er  dort  nnr  erntet,  hier  sr 
geemtet  haben  würde,  wo  er  nicht  gesät  hat^)  — 

In  dieser  Weise  ist  die  Einrichtung  der  Besteaemng  der  C» 
janotnrengewinne  in  den  Grandzttgen  sn  denken.  Die  stoKt 
technischen  Aufgaben  dabei  sind  nicht  gering,  aber  doch  oidi 
grosser  als  bei  manchen  anderen  lange  bestehenden  Stenon,  tl- 
den  Ertragssteaem.  {!in  hochwichtiges  Bocialpolitisobes  Ziel  «U 
aber  durch  eine  solche  Besteuerung  erreicht,  welche  mehr  als  ik 
meisten  anderen  Stenern  die  richtige  Ctleichmässig^dt  in  ^ 
„socialen  Epoche"  des  Stenerwesens  zn  rerwirkliehen  helfen  wliit 

V.  —  §.  482.  Die  Erbsehaftsstener. 

A.  Die  tiefere  BegrUndang  derselben  kann  nnr  im  Zt- 
sammenhang  mit  der  principiellen  socialökonomischen  Untersachof 
des  Erbrechte  nnd  geiner  Ordnung  geUefwt  werden ,  daher  Iber 
haapt  nicht  hier  in  der  Finanzwissenschaft,  sondern  nur  io  ^ 
Allgemeinen  Volkswirthschaftslebre  und  zwar  in  deren  gmndkigc» 
dem  Tbdl.^)  Die  Erbsehaftsstener  erscheint  dann,  nach  dnerSöK 
betrachtet,  als  nothwendiges  Glied  der  ganzen  Erbordanii ! 
gar  nicht  unmittelbar  als  eigentliche  Steuer.  Ihr  Ertrag  steDt 
Antheil  am  VoIksvermOgen  dar,  den  der  Staat  als  Vertreter  dei 
Volks  (oder  delegirt  vom  Staate  etwaige  beantheiligte  Selbstm 
waltungskörper)  kraft  seines  Erbrechts  ans  den  im  Erb» 
tibergang  begriffenen  EinzelvermSgen  bezielit    Diese  Aaffimtit 
ist  auch  der  Betrachtung  der  Erbschaftssteuer  in  der  FinaoiwiM» 
Schaft  mit  zu  Grunde  zu  legen.    Vom  Gesichteponete  der  II« 
Steuerung  aus,  und  specieU  in  Gemässheit  des  „Ptinei]»  m 
Leistungsfähigkeit"  ist  aber  dann  noch  hinzasnfllgeD,  im 
die  Erbschaft  ftir  den  Erben  (bez.  das  Legat  für  den  Legat» 
einen  Erwerb  oder  Vermögensanfall  darstellt,  welcher  deoiKik 
ohne  Gegenleistung   zaftUt   nnd  die  wirtfaschaftlieb 
Leistungsfähigkeit  des  neuen  Besitzers  steigert    In  eiia 
Zeitalter  des  Individualismus,  wie  dem  unsrigen,  IM* 

*)  S.  Gmndlegong  §.  385. 

^  In  d.  Fortsetz,  der  grandlegaideD  Erfirterugen  im  3.  Bude  maiMC 
VolkflwjchJehro"  wird  diei  geedielien.  &  bes.  die  Arbeitea  r.  t.  Sek««!  «■  Bl--4 
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auch  auf  diese  Weise  die  Fordernng  toq  Erbschaftssteuern  mit 
begründra. 

1)  Im  Einzelnen  sei  nur  auch  hier  noch  ans  der  „Ornndlegung" 
faerrorgeboben  (bez.  anticipirt),  dass  privates  Erbrecht,  wenn  auch 
Überall  im  reohtsgeschichtliohen  vnd  positiT-reehttiohen  Zosammen- 
hang  mit  dem  Prirateigentbofn,  das  durch  das  Erbrecht  tibertragen 
wird,  doch  nicht  als  nothwendigerBestandtheil  des  Frirateigenthums, 
wie  das  „Gtebraachs'S  das  „Vertrags"-,  das  „Schenkongs"- Recht 
erscheint.  Es  ist  vielmehr  ein  „selbständiges  (absolutes) 
Priratrechtsinstitnt  neben  dem  Eigenthum."")  Auch 
als  solches  und  nach  Ausweis  der  Rechtsgeschicbte  kann  es  vollends, 
and  in  noch  höherem  Haasse,  wenigstens  noch  offenbarer  und 
ürecter  als  das  Privateigenthum  selbst,  als  Prodnct  des  Staats- 
friUens  bezeichnet  und  den  Bedürfnissen  des  Volkslebens  gemäss 
gestaltet  werden.*) 

Die  Entwicklung  der  Familie  ^nnd  ihres  Vermögensrechts  ist 
es  nun,  welche  in  der  neueren  Zeit  bei  unseren  Colturvölkem  eine 
Beschränkung  des  Familienerbreehts  and  eine  Aus- 
lehnung  des  Staatserbrechts  in  der  Form  der  Erbschaftssteuer 
'richtiger :  der  „öffentlichen"  Erbbetheiligung  neben  der  „privaten" 
ler  „Familie")  grundsätzlich  nnd  piaetiseh  in  immer  weiterem 
tfaasse  rechtfertigt  So  lange,  wie  in  früheren  Geschichtsperioden 
inch  nnsrer  Völker,  die  „Familie"  im  engeren  oder  im  weiteren 
iinn,  das  Geschlecht,  grössere^  privatrechtliche  Verpflichtungen 
^  ihre  Angehörigen  trägt  and  der  Einzelne  überhaupt  wesent- 
ich  nur  als  Glied  solchen  Verbands  auch  im  öffent- 
ichen  Leben  erscheint,  ist  es  folgerichtig  und  auch  erfabrungs- 
□ässig  der  Rechtsordnung  entsprechend,  das  Erbrecht  strenger  auf 
Uesen  Verband  zu  beschränken.  Das  Privatvermögen  fuugirt  hier 
iberhanpt  überwiegend  als  „Familienvermögen",  nicht  als  Einzel- 
ennögen,  was  auch  im  Rechte  selbst  anerkannt  sdn  kann,  so 
lass  eigentlich  das  einzelne  Geschlechts-  oder  Familienbaupt  nur 
lie  Nutzung  des  Vermögens  hat  und  innerhalb  gewisser  Grenzen 
iloss  die  Regelung  dieser  Nntzong  fna  bestimmen  kann.  Einer 
olchen  ökonomischen  sei  es  factischen,  sei  es  rechtlichen  Stellung 
es  FrivatvermOgens  widerspricht  im  Ganzen  ein  „öffentliches" 
irbrecht  mehr.  Je  geringer  dagegen  die  rechtliche  und  practische 
tedentung  nnd  namentlich  die  privatrechtlichen  Verpflichtungen 

•)  Gnmdleg.  §.  286. 

•)  Grondleg.  §.  277—279. 
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des  FamiHenrerbandB  gegen  den  einzelnen  F«ni]ieiiangeh5rigeB 
werden  f  je  mehr  letzterer  sich  von  der  Familie  ,,emaneipiit",  je 
reiner  das  PrivatvermOgen  rechtlich  als  IndiridnalTOTnögen  ^ 
nnd  ökonomisch  factisch  als  solches  fungirt,  je  mehr  gewisse  Ver- 
pflichtnngen,  der  Uilfeleistang,  Armennntersttttzung  n.  s.  w.,  n 
Oansten  des  Einzelnen  an  öffentliche  Verbände,  an  Gemeinde  ni 
Staat  Übergehen,  m.  a.  W.  je  mehr  statt  der  strengen  FamOitt 
and  Ctesohleohterordnang  der  IndiTidnalismus  im  Volkddbei 
Platz  greift:  desto  begründeter  im  Prineip,  desto  nothwes- 
diger  und  gerechter  in  der  Praxis  wird  eine  Betheüigiis 
der  öffentlichen  Körper,  besonders  des  Staats,  an  dei 
Erbschaft,  daher  desto  gerecäktfertigter  ein  System  ansgedehilo 
Erbsehaftssteoem. 

2)  Wie  vom  Standpnnete  der  Eifooidnang  ans  Usst  rieh  aber 
auch  gerade  in  einer  solchen  Entwicklang  der  Verhältnisse  die 
Erbschaftsstener  billigen  nnd  sogar  fordern  in  der 
Conseqaenz  der  früher  dargelegten  Aaffassnng  de» 
„Erwerbs  durch  Anfall  oder  ohne  eigene  wirthschaft- 
liche  Leistung"  des  Erwerbers.  Das  IndiTidnanii  da» 
hier  nunmehr  das  hauptsächliche  selbstiUidige  unterste  ökonomische 
und  sociale  Glied  statt  der  Familie  geworden  ist,  erwirbt  in  diotr 
Weise  das,  was  ihm  durch  Erbschaft  oder  Legat,  ab  intestn» 
nach  der  allgemeinen  Erbordnung  oder  nach  den  testamentaiischei 
Bestimmangen  des  Erblassers  zi|fällt  Fttr  diese  Znlaasang  hat « 
in  der  Erbschaftssteuer  dem  Gemeinwesen  einen  Antheil  abzntoetei. 
was  dem  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der  wirthschaftlirhw 
Leistungsfähigkeit  and  der  Forderang  gerechter  SteoerrertlMilDf 
entspricht 

B.  —  §.  483.  Einwände.  Nach  dem  Voransgdienden  ist 
1)  der  eine  der  bdden  haaptsttchliohen  Einwände  gegeo 
schaftssteaem,  der  rechtliche  (oder  „rechtspolitische**),  da« 
diese  Stenern  ein  „Eingriff  in  das  Erbrecht"  seien,  unhaltba:. 
Die  Erbschaftssteuer  hat  diesen  Character,  aber  das  beweist  ni^ 
gegen  sie,  sondern  für  die  Nothwendigkeit  einer  richtigai  aocisl- 
ökonomischen  Gestaltung  des  Erbrechts.  Und  die  Einfllhraif 
dieser  Steuer  ist  wieder  eine  Coosequenz  des  socialpolitiate 
Gesichtspancts  im  Steaer-  and  FinanEwesen  aberhanpt 


»)  S.  BaroD  in  Hildebr.  Jsbrb.  B.  26,  S.  282  ff.:  ..VtiUlta.  d. 
mm  Erbrecht",  S.  28»;  r.  Scheel,  ErbscLstener  2.  Anl,  S.  31,  3T  £.  MC 
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2)  Der  zweite  Hanpteiawaod  ist  ökonomischer  Art:  man 
rieht  iD  der  Erbschaftssteuer  eine  „Vennttgens-'S  eine  „Kapital- 
Steuer".  Das  ist  sie  allerdings  nominell  immer  und  reell  ftir 
den  betroffenen  Einzelnen  gewöhnlich  ebenfalls.  Jedoch 
anch  dies  beweist  noeh  nichts  gegen  die  Znlt^ssigkeit  der  Stener, 
da  eine  Eapitalstener  im  einzelwirthschaftlichen  Sinne  nicht  noth- 
wendig  eine  solche  im  TolkswirthschaitUchen  ist  und  sich  der 
£iogriff  in  die  private  Kapitalrertheilnng  soeialpolttiBch  rechtfertigen 
lässt  Hierfür  ist  anf  die  früheren  Erörterungen  ttber  die  obersten 
rolkswirthschaftlichen  Principien  der  Bestenerang  Bezug  zn  nehmen 
(§.  373—378). 

C.  —  §.484.  Auch  die  Einrichtung  and  Durehfttfarnng 
der  Erbschaftssteuern  im  Einzelnen  steht  mit  der  prin- 
ciptellen  socialökonomischen  Auffassung  des  Erbrecbts  in  enger 
Verbindung.  Wird,  wie  es  nothwendig  ist,  an  dem  privaten  Erb- 
recht innerhalb  einer  gewissen  Verwandtscbafls-  und  Famüiengruppe 
TOD  Personen  und  am  testamentarischen  Erbrecht  mit  gewissen 
Beschränkungen  auch  im  Gesammtinteresse  festgehalten, 
in  UebereinstimmuDg  mit  dem  überall  bestehenden  Recht  und  mit 
der  socialökonomischen  Rechtfertigung  des  privaten  Kapital-  und 
ßrandeigentbnms  neben  dem  Privateigentiiam  an  Gebrauolisver- 
mügeo ,  so  ergeben  sieb  ffir  das  „  öffentliche "  Erbrecht  des 
Staats  u.  s.  w.  oder  fUr  das  System  der  Erbschaftssteuer  folgende 
Hauptsätze,  deren  principielle  Begrttndung  in  der  „Grundlegung" 
ind  deren  weitere  finanz-  bez.  stenertechnisohe  DnrohiUhning  in 
1er  speciellen  Steuerlehre  zu  erfolgen  hat. 

1)  Das  Intestaterbrecht  ist  mit  einem  nicht  allzu  fernen 
i^erwandtschafts grade  abzuschliessen,  tl^ber  welchen 
linaus  die  Erbschaft  unter  den  Begriff  der  „erblosen  Ver- 
assenschaft"  oder  hesser  direct  des  „öffentlichen"  Erb- 
ecbts  des  Staats  fällt") 

2)  Einerlei,  ob  ab  intestato  nach  der  gesetzlichen  Erbfolge 
der  in  Folge  testamentarischer  Bestimmung  Vermögen  Übergebt, 
mmer  treten  im  Princip  Erbschaftsstenern  ein,  auch  fUr 
ie  nächst  verwandten  Erben.  Nur  ftlr  ganz  kleine  Erb- 

")  S.  7.  Sctie«!  a.  a.  0.  S.  32.  Vod  modernen  Codiflcationen  des  Erbrechts 
:lil)e33t  z.  B.  der  Code  Napol6on  Art  755  mit  d.  12.  Grad,  d.  Osterr.  bUi^rl  Ueaetz- 
uch  §.  751  mit  d.  5.  Parentd  das  gesetzt.  Ertjrecht  ab  mtestato  unter  Verwandten 
1.  Die  Uteren  deutschen  Hechte  schliessen  d.  gesetzl.  Erbrecht  der  ebelicheo  Sipp- 

baft  da,  wo  die  canonischeu  Eheverbote  wegen  Blulsrerwandtschafi  nicht  mehr  Flatx 

eifen.    Vgl.  Beaelor,  D.  PriT.recht  §.  150. 
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Bofaaften,  Blrbantheile  oder  Legate  ist  es  ans  socialptAtiKlHi  ud 
ans  practischen  steaerteohniBchen  Qrflnden  statthaft,  die  Staser  u 
erlassen. 

3)  Die  Höhe  der  Erbschaftssteuer  richtet  sich  einmtl  nick 
dem  Verwandtschaftsgrade,  sodann  nach  der  abBoUtei 
flöhe  des  Erbantheils  oder  Legats.  Die  ErfoschftßeD  lule^ 
den  nächsten  Verwandten  und  Familiengenossen  (Ascendeuten  oi 
Desoendenten,  Ehegatten)  werden  daher  zwar  aneh  beBtnen 
aber  mit  niedrigen  Sätzen,  die  entfernteren  hoher,  die  vA 
gesetzlich  erbberechtigten  entferntesten  abermals  höher  ond  is 
testamentarisch  eingesetzten  Nicht -Erbberechtigten  am  HOebsta 
der  ttblichen  gesetzlichen  Einrichtung  entsprechend.  Die  groflst: 
Erbschaften,  bez.  (und  richtiger)  die  Eh-bportionen  feiner  b&hti 
als  die  kleinen,  eine  Einrichtung,  die  in  der  Praxis  zwar  nkk 
mehr  immer  gänzlich,  aber  grösstentheils  noch  fehlt,  jedoch  da 
Wesen  des  socialpolitischen  Steneraystems,  dessen  Glied  die 
schaftsstener  bildet,  entspricht") 


6.  Abschnitt 
Die  finanzwissenschaftUehe  BUdmig  des  SteMrsrstew. 
n.  Die  BesUzbesteaemng. 

Die  iu  der  neueren  Theorie  ziemlich  venuchllsägten  and,  wo  äe  hthii-- 
wurden,  eher  sbgetehnten  „allgemeinen  VermOgeDsstcnerD"  (s.  Bin,  !!•§-'-'- 
bis  404,  im  Oanzen  »bveisend,  ältere  Vorschule  r.  KrAncke.  AoML  S.  21 
Ueber  ^nds.  einer  gerechten  Besteacr.  Abh.  1;  Mathy,  VoischUgfl  aber  die  EaRg 
einer  gerechten  Verm^st  in  Baden,  Karlsr.  1S31)  sind  in  neuester  Zeit  in  dv  dctt*^- 
Theorie  wieder  mehr  und  sympathisch  besprochen  worden.   So  befftrrotet  mt » 
Nenmann  in  d.  progr.  EinK-st  und  z.  Th.  wohl  in  Folge  der  Ton  ihm  nHfAa'^i 
Anregungen  auch  Andere,  so  Gutachter  d.  Ter.  f.  SocpoHt  u.  QbeA.  diaer  TöS 
in  d.  Eiseu.  Yeraanunl.  1876  in  d.  VerhandL  Uber  d.  EinkommenstaiUT.  S.i.^ 
«ensel's  Gutachten  („Pers-besteuer.",  Schriften  d.  Ver.  f.  SocpoL  Nr.  3,  IS73,  S.4" 
(„sobald  d.  EinLst.  ein  gewisses  Haass  erreicht  hat,  werde  man  genSdiigt  srä. 
mit  einer  VermOgenst  zu  combiolna^X  Dotb.  in  8.  Thesen  zu  s.  Betüit  m*' 


Der  practische  Hauptmangel ,  der  die  geringe  Eintr&glichkeit  mKW 
»chaflsstenem  wesentlich  mit  erklärt ,  ist  die  in  den  deutschen  Gesetzen  (uck  ^-^ 
dem  preussischen  rom  30.  Mai  1873)  Übliche  Erbschaftssteueifreiheil  derD«« 
deoten  und  Ascendenten,  während  in  England,  Frankreich,  Oesterreich  tudMO^-f 
Ausland  gewöhnlich  aucli  die  nächsten  Verwandten  steuerpflichtig  sind, 
mit  dem  kleiusteu  Satze,  meist  IV  Vgl  die  l^;islat  Matertaliea  beiScbcelä»^ 
In  England  sind  Erbschaften  unter  20,  bez.  bei  unbeweglichem  Gut  IM  K  SL.  ' 
Preuaseu  Beträge  unter  50  Xhlr.  frei. 

In  EngUnd  bestehen  ziemlich  willkohri.  SteqeiBttae,  im  Alb«,  firff^ 
ErbBchaAen  sogar  niedrigere  ab  fOr  kleinere.   In  Pienasm  sind  Batfp*"' 
300  TUr.  stenerfoi  bei  Huustandsgonessen  in  ^em  DiautreihSitua. 
zahlen  1"/«. 
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TemmaloDg  ron  1873  Nr.  2.  o  and  in  d.  Referat  sdbtt  S.  21,  26  d.  b«tr.  Betidits 
iTerli&ndL  r.  1875,  Nr.  11  d.  Schrinen,  Lpz.  1875).  Aebnlicli  Held,  ab  Gonaf., 
eb.  8.  36  These  2  a.  S.  32.  Ebeadas«lbst.  etwas  abweichend  Nenmann,  S.  46  ff.. 
Nasse  S.  52.  BeacUossaQ  wvide:  „eine  in  d.  unteren  StaÜui  pn^r^asire  aUgemeino 
EinLst.  in  Verbindung  mit  einer  allgemeinen  YerDiOgeasst  ab  havpts&eh- 
iichste  diiecte  (Staats-)  Stenei^'  zu  empfehlen.  S.  69. 

Anf  diese  StrOmong  zn  Gonsten  der  Vermögenssteuer  bat  wobl  eingewirkt:  in 
stenertecbniscber  Hinsicht  das  ongtlnstige,  ^erdings  tbeilweise  begrttndete  Urtbeil 
aber  die  Ertragsstenem  n.  die  Misslichkeit,  anderswie,  z.  B.  darcb  höheren  Steaerfoss 
des  Benteneinwmmena  oder  darcb  Loxnssteaein  den  Besitz  passend  in  Qemftssbeit 
seiaer  grosseren  Liidstangsfähigkeit  zn  trefieo;  in  piincipieller  Htosfcht  die  Hin- 
a^gang  zur  Näheren  (progressiven)  Besteaerong  des  grösseren  und  nan.  dw 
RrtsaeieB  Besitzunkomineiu.  Idi  stiiiuDe  in  beiden  Beziehnngen  dem,  was  man  zn 
Gmuten  gerade  dra  TermOgenabestenerang  ansgefUut  bat,  im  Ganzen  bcL  Nur 
iann  ich  die  stenertecbniscben  Vorzüge  nicht  ganz  so  hoch  schUzen  n.  meine,  dass 
die  principielle  Bechtfertigiing  einer  höheren  Bestenerung  des  Besitzeinkommeos 
als  des  Arbeitseinkommens  mittelst  der  VermOgenssteaer  eben  tod  der  Annahme  des 
äocialpolitiscben  Besteaenmgsstandponcts  Qberhaapt  abhängt    Vom  Standpunct 
der  Befürworter  der  Vermögensst.  aas  (Nenmann  n.  d.  Andren)  scheint  mir  die  ganze 
Frage  folgerichtig  zu  einer  Frage  der  steaertechnischen  Zweckmässigkeit  zosammen- 
schrompfen  zu  mUssen,  was  aber  nicht  immer  dentlicb  herrorfiritt   Aosser  den  Qe- 
nanaten  s.  anch  Haarns,  Freih.  in  d.  YoUDnrMb.,  Heidelb.  187S,  8.  179  £  nn^ 
deia.  Besteaer.  S.  lU  ff. 

In  der  Piaxla  hat  die  Vermtaenut  im  Alterfliom,  im  Hittehdter,  bes.  in  St&dteo 
[i.  d,  interesB.  Bdspiele  aiu  Basel  in  ScbOnberg's  Bas.  Fin.),  hie  d.  da  aach  in 
nenerer  Zeit  als  Extrastener,  z.  B.  in  FinanznOlben  eine  Bolle  gespielt  (s.  die  Noten 
in  Raa  II,  402;  Weiteres  in  meiner  spec.  SteneiL).  Nicht  anwichtige  Beispiele  der 
aeaslea  Zeit  liefbm  die  Gantone  der  Schweiz  a.  die  Einzelstaaten  der  nordameric. 
Union,  Vorbilder,  welche  aach  anf  die  neneste  Bevegang  in  der  dentschen  Theorie 
w<^  mit  Ton  XÜnfloss  viu«n.  S.  Patten,  Fln.we8ea  amer.  Staaten  n.  St&dte  in 
Conrad's  Samml.  r.  Abbandl.  1878. 

VermOgensstenem  anf  spec i eile  einzelne  Vermögensobjecte,  bes.Bogen.  directo 
Luxassteoem  sind  in  der  neaeren  Theorie  ebenfalls  wohl  mitunter,  aber  seltener 
empfolilea,  überhaüpt  sehr  wenig  genaner  behandelt  worden.  S.  Eaa  II,  g.  423. 427 
(Daten  in  d.  Noten).  Eiae  allgemeinere  Befiirwortong  findw  Loxossteaent  als  Con- 
sQmtionsabgaben,  jedoch  unr  ansnahmsweiae  ab  directe  Aafwandsteoem  in 
ier  Äeissfrai  tind  nmaichtigen  Monographie  roa  j.  BlUnskl,  die  Laznsateaer  ab 
Uorrectir  a&e  I^ommensteoer,  „finanzwissensrJiafiL  Beitrag  zur  Lftsong  der  socialen 
Phige",  Lpz.  1875;  s.  das.  S.  141  ff.,  wo  nnr  4  dir.  Loxosst  (auf  Wobnnng,  Bedienten, 
Equipagen  u.  Pferde,  Hönde)  rerlangt  werden.  Debei  BiÜnski's  sonstige  AnfGus.  a. 
^ordenmgen  s.  d.  Notra  zn  den  späteren  Abschnitten  r.  d.  Gebranchsbestenerang. 
Eine  gate  und  reichhaltige  öebersicht  Uber  die  bisherige  literar.  Erörterung  giebt  B. 
i.  30  ff.,  im  Anfange  s.  Werks  aach  Uber  d.  Luxasst  in  d.  Praxis.  FUr  umfassende 
lesteaer.  des  Verbrauchs  der  Artikel  des  Genasses  u.  Luxus  aach  Maurus,  Besteuer. 
.  319  IT.,  Eisenhart,  Besteuer.  S.  169,  181  ff.  Hier  geht  dann  die  Frage  wie  bei 
ilinaki  in  diejenige  der  Gebraachsbesteaemng  Ober.  Darüber  aaten  §.  494.  Ich 
son  principieil  die  Loiussteuem  (aach  die  directen)  ebenso  wie  die  VermOgens- 
e«em  billigen,  steaertechnisch  sind  mir«  directe  Laxassteoem  ron  zweifelhaftem 
'^erth,  jeden£aUs  ron  massiger  practiBcber  Bedeatnng.   S.  g.  489, 

X.  —  §.  485.  Nominelle  and  reelle  Besitzbestenerang, 
le  Besitzbesteuening  kommt 

A.  einmal  als  ein  Mittel  zar  reellen  Besteuerong  des  £in- 
>mmeiis  in  Betracht,  ist  also  dann  eine  nominelle  oder  dient 
B  Bemessnngsgnmdlage  der  Bestenerung:  als  stenertech- 
isches  Hilfsmittel  der  Erwerbsbesteaenmg  zar  Lösung  der 
ifgaben  derselben  mittelst  eines  anderen  Verfahrens,  indem 

A.  Watfa"'  FIoaanrlHuisehaft  IL  81 
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vom  Beeite  anf  den  Erwerb,  die  ErwerbsfSlügkeit  und  die  SIbb«- 
fähigkeit  zurückgescblossen  wird.  Mit  Ansnahme  des  Falb  der 
ErbschaftsBteoer,  welche  auch  zu  den  nominellen  Besitzsteoen  g^ 
bSrt,  ist  die  Besitzbesteaemng  in  der  Regel  nnr  dne  solche  noni- 
nelle  nnd  soll  das  gewöhnlich  auch  nnr  sein.  Hit  ihr  haben  vir 
nns  im  Folgenden  Tomemlich  zn  beschäftigen. 

B.  Doch  kann  sie  absichtlich  oder  unabsichtlich  eine  reell« 
werden,  wo  der  Besitz  die  eigentliche  Stenerqnelle  wbi 
So  die  Erbschaftsstener,  in  gewissen  Fällen  die  VerkehrBBteief 
(Besitzwechselabgabe),  die  Steuer  auf  den  GonjancturengewinB. 
80  aber  auch  allgemeine  VermOgensstenem  in  dem  aUci- 
dings  sehr  seltenen  Fall,  dass  eine  solche  Steuer  nach  ihrer 
deutenden  Höhe  nnd  auch  wohl  nach  ihrer  Veranlagnngs-  nd 
Erhebnngsart  nicht  aus  dem  Einkommen  entrichtet  werden  kaaa. 
Anch  eine  Besitzsteuer  als  reelle  Vermögenssteuer  ist  nach  d» 
Frtlheren  nicht  schon  an  sich  immer  nnznl&ssig.  Deas 
eine  reelle  Besteuerung  des  einzelwirthsehaftlichen  VermOgons  iti 
nicht  anbedingt  eine  solche  des  volkswirthschafUichen  Vermögen* 
nnd  lässt  sich  in  Staatsnothlagen  und  anch  sonst  unter  UmsOadei 
(§.  373 — 376)  vom  sooialpolitiBChen,  wenn  auch  nicht  vom  leii 
finanziellen  Bestenerungs-Standpuncte  (§.  398)  ans  billigen.  Fener 
kann  aTisnahmsweise  auch  eine  reelle  Besteuerung  des  Volki- 
Vermögens  vorkommen  (§.  371).    Nothwendig  wird  aber  imaer 
sorgfältig  zu  prüfen  sein,  ob  die  stets  seltene  Eventaalitttt  ciacr 
reellen  Vermögenssteuer  wirklich  vorliegt,  was  im  Allgemeinen  im 
in  Betreff  der  schon  betrachteten  Fälle  der  Erbschaftseteoer 
der  Bestenemng  von  Spiel-  und  von  gewissen  GoiguoeturengewinMa 
welche  dem  angelegten  Vermögenswerth  hinzu  wachsen,  zu  sagn 
ist;  sodann,  ob  die  nominelle  Besitzsteuer  nicht  wider  die  AbM 
des  Qesetzgebers  zu  einer  reellen  wird,  was  nattlrlich  möglict« 
verhütet  werden  mnss. 

Die  nominelle  Besitzbestenerong  ist  als  stenertecbniscbes  Hüfr 
mittel  der  Erwerbsbesteuernng  schon  in  den  vorangehenden  A> 
schnitten  ausdrttcklich  oder  implicite  mehrfach  mit  berOhrt  word» 
Es  sind  aber  noch  einige  weitere  Ausführungen  Ober  sie  ztr  fr 
gänzung  an  dieser  Stelle  nothwendig,  welche  namentlich  etnittcfc 
sollen,  ob  nnd  welche  steuerpolitisohen  Zielpunete 
sie  sich  etwa  zweckmässig  erreichen  lassen. 

Die  Untersuchung  Uber  die  reelle Besitzbesteuerung  ist  mit* 
fraheren  Erörterungen  Uber  die  Wahl  der  SteuerqueUe  (fi.  3S»  fti 
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Iber  die  Anffaasnng  der  Gerecbtigkeitsgnindsätze  der  Bestenemng 
Tom  Bocialpolitischen  Standpancte  aus  (§.  398  ff.)»  dann  in  den 
etzten  Äbsehnitten  in  den  Betrachtungen  Uber  die  Verkehrs- 
g.  467  ff.),  die  Coiütmctarengewinns-  (§.  473  ff.)  and  die  Erb^ 
icbaftsstenern  (§.  482  ff.)  im  Wesentlichen  schon  geführt  worden. 

IL  —  §.  486.  Formen  der  nominellen  Besitzbestene- 
nng.   Dieselbe  kann  in  vier  Formen  vorkommen. 

A.  Einmal,  indem  sie  die  Gesammtheit  des  Besitzes  einer 
Person  (Wirthschaft)  ins  Auge  fasst:  dann  .erschemt  sie  als  all- 
gemeine VermtIgensBtener. 

B.  Zweitens  kann  sie  den  ererbten  Besitz  im  Aogenblick 
les  Erbestibergangs,  bez.  der  Erbesantretnng  treffen:  dann  nimmt 
lie  die  Gestalt  der  Erbschaftsstener  an. 

G.  Oder  sie  knttpftsich  drittens  an  gewisse  Kategorieen 
les  Besitzes,  nemlich 

1)  an  das  ProdactivvermCgen  (Kapital)  oder  an  das  Ge- 
braa chs  vermögen  einer  Person  je  in  seiner  Gesammtheit  oder 

2)  an  die  einzelnen  Ertragsquellen,  welche  das  Pro- 
loctiwermOgen  nmfasst,  insbesondere  an  den  Boden,  die  Ge- 
)äiide,  das  bewegliche  oder  das  Geldkapital,  and  von  den 
teiden  Abtheilongen  des  GebranchsvermOgens  speciell  an  das  Nntz- 
rermdgen:  dann  fnngirt  sie  als  partielle  VermOgensstener  immer 
e  für  eine  dieser  Kategorieen  oder  deren  Unterarten. 

D.  Endlich  viertens:  sie  trifft  ganz  speoielle  einzelne 
)bjecte  des  Natzvermögens :  so  namentlioh  als  sogen,  directe 
^jososstener,  aber  gelegentlich  auch  in  dem  einen  oder  anderen 
lonstigen  Falle. 

A.  —  §.  487.  Die  Besitzbestenernng  als  allgemeine  Ver- 
nögenssteuer.  Hier  wird  die  Stener  nach  dem  Werthe  detf 
i^ermOgens  bemessen  und  dieser  Werth  durch  Anschläge  oder 
nif  Gnnd  von  Declarationen  festgestellt.  Stenern  dieser  Art 
lind  schon  früher,  z.  B.  in  Städten,  vorgekommen,  finden  sich 
LOch  neuerdings  wieder  in  der  Praxis  (Nordamerica)  und  sind 
aitontw  in  der  Theorie  gerade  für  moderne  Verhältnisse  empfohlen 
Vörden  (Nenmann). 

1)  Durch  eine  solche  Steuer  lässt  sich  im  rein  finanziellen 
iteuersystem  die  allgemeine  (nominelle)  Einkommen- 
itener  in  Bezng  auf  die  besitzenden  Glassea  mit  durchführen, 
ndem  man  aus  dem  Vermögen  auf  das  Einkommen  zurflckschliesst 
n  Fällen,  wo  das  Einkommen  schwer  zu  ermitteln  ist,  kann  eine 
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allgemeine  Vermögensstener,  fttr  welche  man  wenigstens  gewine 
Anhaltsponcte  Öfters  leichter  gewinnt,  z.  B.  in  der  Art  und  Grösse 
des  NatzTcrmOgens,  wohl  erwUnscht  Hilfe  gewähren.  Aber  iät 
einzelnen  VermOgensobjecte  sind  doch  in  sehr  ungleichem  Grad« 
schwer  oder  leicht  zu  ermitteln  nnd  der  Rttckschlnss  anf  das  Ein- 
kommen bleibt  ebenfalls  oftmals  misBlich.  Eine  allgemeine  Ver- 
mögenssteuer als  allgemeine  Einkommensteuer  der  Besitzendes 
möchte  daher  doch  nur  ausnahmsweise  räthlich  sein.  Neben  ostf 
solchen  macht  sie  doppelte  Mtlhe  nnd  empfiehlt  sich  wohl  nur  ratv 
Umständen  im  folgenden  Falle. 

2)  Sie  kann  nemlich  im  socialpolitischen  Steuersystes 
neben  einer  allgemeinen  Einkominenstener  zum  Zweck  der  hSheret 
Besteuerung  der  besitzenden  Classen  in  Betracht  komma. 
Hier  erfüllt  sie  dieselbe  Aufgabe  wie  die  directen  Luxasstenen 
und  wie  Verbranchssteaem  (eventuell  mit  entsprechend  hOherea 
Steaerfasse)  auf  Qennssmittel  der  Wohlhabenderen  und  princi 
piell  besser,  weil  sie  gleichmässiger  als  diese  Steaen 
wirkt  Auch  dieselbe  Angabe  wie  ein  System  der  Ertragt 
besteuernng,  mit  dem  die  Renteneinkommen  etwa  noch  besoDder 
besteuert  werden;  im  Qanzen  zwar  wohl,  trotz  der  Mängel  der 
Ertragssteuem ,  kaum  besser  ^  aber  doch  so,  dass  diese  allgeme9t| 
Vermögenssteuer  mitunter  vor  solchen  Steuern  VonOge  habet 
könnte.   Ein  Vorzug  ist  es  z.  B.,  dass  sie  das  sonst  leicht  m.  | 
besteuert  bleibende  Nutz  vermögen  mit  trifft,  welches  Petsoss 
höheren  Wohlstands  öfters  auch  in  relativ  grosserem  Betnp. 
besitzen.   Namentlich  muss  dieser  Weg  der  höheren  Bestenenc! 
der  Besitzenden  aber  mit  dem  anderen  sich  bietenden  verglicfaa  | 
werden,  diese  Personen  durch  einen  höheren  Stenerfuss  dt: 
allgemeinen  Einkommensteuer  fOr  das  „Einkommen  tf 
Besitz"  stärker  zu  belasten.    Wenn  man  bei  letzterer  Sftesn 
dem  richtigen  Einkommenbegriff  gemäss,  eine  „fictive  Beit«' 
des  Nutzvermögens  zum  steuerpflichtigen  Einkommen  schlägt,  "i 
hat  der  erste  Weg  der  Vermögenssteuer  keinen  principiell« 
Vorzug  vor  dem  anderen.  Aber  in  der  Praxis  kann  er  V»t 
theile  bieten  nnd  gerade  der  Schwierigkeit,  eine  solche  Bcf** 
sichtigung  des  Nntavermögens  bei  der  Einkommensteaer  imwM^ 
bar  eintreten  zu  lassen,  wird  man  dabei  Uberhoben.   Wird  eii^ 
das  socialpolitisch  richtige  Princip  angenommen,  Renten- 
Besitzeinkommen  höher  als  Arbeitseinkommen  zu  beste«««,  * 
darf  daher  wohl  die  Verbindung  einer  allgemeineu  VenuBf*"! 
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stener  zu  diesem  Zweck  mit  der  Einkommensteaer  ernstlich  erwogen 
werden. 

3)  Eine  allgemeine  VermSgenssteaer  lässt  sich  theilweise  mit 
als  Objectbesteaentng  wie  die  Ertrags-  oder  Ertragsqnellen- 
besteoerong  behandeln.  Sie  vermag  dann  Aufgaben  zn  iSsen,  fttr 
welche  die  Einkommenstener  als  Subjectbestenemng  nicht  aus- 
reicht and  sonst  Ertragsstenem  nothwendig  wtLrden  (§.  410,  415). 
Sier  kann  es  dann,  namentlich  wenn  diese  letzteren  fehlen,  in 
Präge  kommen,  ob  man  nicht  statt  ihrer  auf  eine  solche  Ver- 
nögensstener  recurrirt,  da  diese  stenertechDiBch  vielleicht  einfacher 
kerzostellen  nnd  bei  ihrer  Aosdehnung  auf  alle  Vermögensbestand- 
beile, auch  im  NntzTermOgen,  mitonter  noch  geeigneter  ist,  als 
)bjectbestenerang  zn  dienen.  Besässen  wir  in  unseren  Staaten 
licht  meistens  aasgebildete  Ertragssteaern,  so  würden  gewisse  Be- 
Ittrfhisse  der  Staats-  nnd  mehr  noch  der  Commonalbesteaerong 
mf  solche  VermOgenssteaern  hindrängen,  so  in  den  practisch 
läufigen  and  wichtigen  Fällen,  dass  der  Ort,  wo  ein  Vermögens- 
»bject  (namentlich  eine  Realität)  Hegt  and  wo  der  Eigenthamer 
Fohnt,  verschiedene  sind  (§.  410).  — 

In  Bezug  auf  die  zweite  Form  der  Besitzsteaer,  die  Erh- 
eb afts  Steuer  kann  auf  das  Frtthere  verwiesen  werden  (§.  482  bis 
84),  80  dass  wir  uns  gleich  zur  dritten  Form  wenden: 

B.  ~  §.  488.  Die  Besitzbesteaerung  als  partielle  Ver- 
lögensateaer.  Auch  hier  wird  die  Steuer  nach  dem  ermittelten 
rertb  der  Kategorieen  von  Vermtfgensobjecten ,  aufweiche  nch 
ie  Besteaerung  beziehen  soll,  bemessen. 

1)  Bei  dem  Prodnctivvermögen  einer  Person  oder  Wirth- 
shaft,  welches  durch  die  Stener  in  seiner  Gesammtheit  oder  in 
ezag  auf  die  einzelnen  Ertragsquellen  umfasst  werden  soll, 
ird  dann  wieder  von  dem  WerÜi  aaf  den  Ertrag  geschlossen, 
ie  Besitzsteaer  erscheint  hier  als  das  indirecte  Verfahren  der 
rtragsermittlung  im  Gegensatz  zu  dem  directen  Verfahren  in  der 
iwöhDÜchen  Ertragsbesteuerung.  Bei  der  Grand-,  der  Gebäude- 
id  der  Zinsrenten-  oder  der  i.  e.  S.  sogenannten  „Kapitalstener*', 
Ibst  bei  der  Gewerbesteuer  kommt  jenes  indirecte  Verfahren 
itnnter  vor,  theils  selbständig,  theib  zur  Eigänzung  des  directen 
srfahrens,  wie  dies  in  der  speciellen  Steuerlehre  näher  angegeben 
arden  wird.  Die  Besitzsteaer  kann  hier  vor  der  directen  Ertrags- 
mittlang  Vorzüge  haben,  so  z.  B.  beim  Grund  nnd  Boden  den 
:v  einfacheren  nnd  sichereren  Feststellung  des  Werths  („Verkehrs- 
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werUiB'')  als  des  Beinertrags,  znm  Theil  deslialb,  w«0  man  nek 

dort  an  objective  Momente,  an  Thatsachen  des  Verkehn  selbet, 
weiche  nicht  so  schwer  zu  ermitteln  sind  (Eanipreise),  hält  Abe 
das  Missliche  bleibt  immer  der  Schluss  vom  Werth  auf  den  Er- 
trag, wie  sich  gerade  beim  Gmndstflck,  anch  bei  GeldkapitaSa 
(Werthpapieren  n.  dgl.)  am  DentUchsten  zeigt  Im  Ganzen  win 
die  Besitzsteaer  hier  doch  wohl  nur  aligemeiner  empfohlen  weria 
können,  wenn  es  an  einer  sorgfUtigen  Erlragsstener  fehlt;  sodin 
eben  als  Hilfsrerfafaren  (eTentnell  als  Hanptver&bren)  ni 
Einrichtung  der  Ertragsstener. 

2)  Bei  dem  NotzmmSgen  einer  Person  oder  Wirthsdult 
hat  die  Besitzsteaer  dagegen  eine  grossere  Bedentang,  ans  dn 
oben  schon  angedeateten  Gründen  (g.  487  sab  2).  Denn  bier 
kommt  kein  reeller  Ertrag  im  gewöhnlichen  Sinne  vor,  senden 
nar  jene  „fictive  Rente",  welche  allerdings  in  den  Genfissen  ood 
Gennssmöglichkeiten  des  NntsvermOgens  liegt,  aber  sich  rechne- 
risch nnr  ziemlich  willktthrlioh  bestimmen  iXsst  Der  Wertfa 
dieSM  NntzrermOgens  ist  dagegen  etwas  Goncretes  and  nicht  aflii 
schwierig  zu  ermitteln.  Aach  im  rein  finanziellen  Stenn- 
system  ist  nun  die  Mitbesteaemng  des  Einkommenstheils,  wdclKs 
die  Genüsse  n.  s.  w.  des  NntZTermSgens  darstellen,  in  der  aoM 
politischen  Besteaerang  sogar  die  Höherbesteaerong  dieses  Theil» 
als  eines  aus  Besitz  herrtthrenden  Einkommens  geboten.  Hier 
kann  daher  eine  Besitzsteuer  auf  das  NativermOgen  ein  Terhlli- 
nissmässig  einfaches  and  zweckmässiges  Mittel  nebei 
der  Einkommensteaer  zur  Erreichnng  dieses  Ziels  sein.  Man  wird 
dadurch  mitunter  die  reicheren  und  reichsten  Classen  fttr  die  ii 
ihrem  grossen  und  verschiedenartigen  NutzTcrmfigni 
liegende  Steuerfähigkeit  recht  passend  zur  Besteuerung  hau- 
ziehen.  Nicht  zu  tlheraehen  ist  ttbrigens,  dass  die  Besituteaer 
vom  Nutz  vermögen,  von  dem  gesammten,  wie  hier,  oder  na 
einzelnen  Objecten,  wie  in  der  folgenden  Form,  eigentlich  zngleieb 
eine  Gebrauchs bestenerang  ist,  welche  eventuell  auchduicboM 
andere  Form  dieser  letzteren  verwirklieht  we^en  kann.  Die  B^ 
sitzsteuer  erscheint  aber  auch  von  diesem  Gesichtspnnct  aas 
trachtet  nicht  angeeignet 

G.  —  §.  489.  Die  Besitzbesteuerang  als  Steuer  aufeinieJne 
Objecto  des  Nutz  Vermögens,  besonders  als  directe  Lnxus- 
Steuer.  Hier  werden  diese  Olyecte  beim  Besitzer  mit  periodiscli 
(jähilich)  wiederkehrenden  Steaersfttzen  belegt    Gerade  biertta 


Digitized  by  Google 


Partielle  yemOgeiuBteiier.  —  Directe  Lazosstener. 


487 


ersfiheint  die  Steuer  als  Gebrancfasstener.  Die  Erörterungen  in 
den  folgenden  Abschnitten  beziehen  sich  daher  auf  sie  mit  Prin- 
cipiell  Utsst  sie  steh  sowohl  vom  rein  finanziellen  als  vom 
Booialpolitischen  Standpuncte  aus  billigen,  soweit  Überhaupt 
eine  Gebranchsbestenerung  einzelner  G^enstände  zu  rertreten 
ist  Practiscb  nnd  steuerteehniBoh  mOohte  sie  nur  ans- 
nafamsweise  räthlioh  sein. 

1)  Der  Besitz  von  einzelnen  solchen  Objecten  weist  anf  Ein- 
kommen, daher  auf  Stenerftthigkeit  hin,  deijeuige  bestimmter  Arten 
solcher  Gegenstände  („Lnxnssachen")  anf  höheres  Einkommen, 
and  in  beiden  Fällen  liegt  Besitzeinkommen  vor.  An  nnd  fOr  sich 
kann  man  daher  die  rein  finanzielle,  proportionale  nnd  die  social- 
politische,  progressive  und  das  Besitzeinkommen  höher  belastende 
Einkommen  besteuerung  dnroh  eine  solche  Besitzstener  verwirklichen. 
Ob  und  wie  weit  genügend,  das  hängt  von  der  richtigen  Aus- 
wahl der  Objecto  und  der  richtigen  Höhe  der  Steuersätze 
ab.  In  beiden  Hinsichten  ist  eine  ziemlich  weitgehende  Willktthr 
anvermeidlich.  Deshalb  scheint  uns  eine  andere  Besteaerong, 
welche  demselben  Ziel  der  Einkommenbestenemng  zustrebt,  zweck- 
mässiger, mindestens  die  vorerwähnte  Form  der  Besitzstener  des 
ganzen  Nntzvermögens. 

2)  Stenertechnische  Gründe  führen  zu  demselben  Ergeb- 
nisfl.  Jene  Willkühr  in  der  Änswahl  der  Stenerobjecte  nnd  in  der 
Höhe  der  Steuersätze  ist  stenertechnisch  ein  grosser  Uebelstand. 
Die  Besteuemng  verlangt  ein  leicht  besonders  lästiges  Eindringen 
in  die  Privatverhältnisse,  das  nicht  einmal  durch  ein  günstiges 
imanzieUes  Resultat  beschönigt  wird.  Denn  wegen-  der  Willktthr 
in  der  Wahl  der  Objecto  nnd  wegen  der  leicht  drohenden  Ein- 
schränkung des  betreffenden  Besitzes  sind  hohe  Steuersätze,  des- 
wegen und  wegen  der  meist  geringen  Verbreitung  solchen  Lnzns- 
consums  ist  wieder  ein  hoher  Steuerertrag  ausgeschlossen. 

Es  steht  an  nnd  für  sich  nichts  im  Wege,  auch  einzelne  Gegen- 
stände des  Pro dnctiv Vermögens,  z.  B.  gewisse  Bestandtheile  der 
Betriebseinriehtongen,  Haschinen  u.  dgl  mit  Steuersätzen  zu  be- 
legen. Auch  dies  ist  eine  Form  der  Besitzsteuer,  welche  gelegent- 
lich vorgekommen  ist  und  anch  wohl  noch  vorkommt  Eine  solche 
Steuer  erscheint  dann  aber  wieder  nur  als  ein,  meist  ziemlich 
rohes  Verfahren  znr  indirecten  Ermittlung  des  Ertrags 
einer  Unternehmung,  indem  aus  dem  Besitz  solcher  Objecto 
auf  den  Umfang  des  Geschäfts  n.  s.  w.  znrttckgeschlossen  wird« 
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Die  weitere  BeartheiloDg  kann  auf  die  Darstellung  der  Eitnp- 
bestenerang  in  der  speciellen  Stenerlehre  verschoben  werden. 

Es  ergiebt  sich  ans  dem  Voransgebenden ,  dass  die  selb 
ständige Bedentnng  der  nominellen  Besitzbesteaernng 
doch  im  Ganzen  nur  gering  ist.  Bloss  als  allgemeine 
Vermßgensstener,  welche  in  Nothzeiten  als  Extrastener  dienl, 
dann  im  socialpolitischen  Steaersystem  and  als  partiellt 
Vermögenssteuer  des  gesammten  Nntzvermögens  ancb  ie 
rein  finanziellen  Steuersystem  würde  sie  grVssre  Wiohtigkeh 
erlangen. 


7.  Abschnitt 
Me  finanzwissenschaftUehe  Bildnng  des  SteDersystcms. 
m.  Die  Gebranohsbestenemnii:.   A.  Ihre  Arten  und  FormoL 

Die  Flnuztliflorie  hat  bisher  in  ihrer  Beortheiloiig  der  Verbraucbstenen 
des  Hupttheils  der  toh  mir  sogen.  Gebnnehsbestenenuig.  geirAhnlich  zvä  nik 
liegende  Fehler  nicht  genogend  Temieden.  Diese  Steuern  sind  edniul  lek^  A 
unentbehrlich,  wenigstens  dn,  wo  es  eich,  wie  in  unseren  modernen  Staaba.a 
die  Decknng  eines  grossen  Stutsbedarfii  hiadeK,  nachzaTeisen  und  nicht  säaie 
lassen  steh  bei  ihnen  schirere  Verstösse  gegen  die  obersten  St«««- 
principien,  besonders  gegen  die  gerechte  Steoerrertheilang onschver aofdedo. 
namentlich,  wenn  man  Bi(£  an  die  Üblichsten,  und  aas  practischen  Gründen  w-eaigs&v 
in  gewissem  Umfang  nothwendigsten  Arten  dieser  Stenern  h&lL  Der  eine  ¥di\a  ia 
Theorie  liegt  nun  darin,  dass  man  sich  mit  der  Praxis  w^n  der  CnantbehriicUc' 
dieser  Steuern  aber  jene  TeratAsse  hinwegsetzt  oder  sich  doreh  optimistische 
nahmeo  in  Betreff  der  aosgleichenden  Wirkung  der  CeberwUzong  duliber  üasde 
oder  —  t&uschen  will  und  so  namentlich  das  Ziel  gerechter  Steaerrertheilong  groea- 
theils  uod  jedenfalls  riel  mehr,  als  es  nOthig  ist,  ans  den  Aogen  Terliert,  Der  irat 
Fehler  besteht  in  der  Hinwegsetznng  Ober  die  Cnentbehrliimkeit  vod  über  die  » 
wicldnngsgesetzmissige  BegrOndnng  dieser  Steoeigattong  in  der  BH)daiien  Veit,  iida 
aas  jenen  Verstössen  gegen  die  Stenerprincipien ,  bes.  gegen  die  geiechte  StWB- 
rertbeiliing  ein  nnbedingtes  Verdict  gegen  die  ganze  Gattung  abgeleitet  wM.  1^ 
Neigung  zu  dem  erstgenannten  Fehler  .findet  man  in  der  soit-disant  pnct  Biehoif 
mancher  neueren  edecHsdieü  FinanEtheoretilEer,  in  Deutschland  auch  bei  Raa.  *s(E. 
implicite  wenigstens,  bei  den  „SocialpoUtikem",  bes.  bei  Held,  aber  im  letzten Gini 
selbst  noch  bei  Stein,  trotz  der  scheinbar  sehr  abweichenden  Aaflassnngea  ^ 
letzteren.  Der  zweite  Fehler  tritt  bei  jenen  theoretiscben  Nationalokonomeo  kene. 
welche  die  Verbrauchsteuern  allein  für  sich,  ohne  Zasammenhang  mit  der  Btutstift 
Besteuening  u.  ohne  Rachsicht  auf  die  geschichtlichen  Bedingungen  der  EntwtdUif 
dieser  Steuergattung  beartbeilen :  er  findet  sich  schon  vor  den  Fh^^lnten  n.  A.  Sadl 
bei  einzelnen  Thesretikem,  dann  bei  nelen  o.  bedentenden  MatipaalOkonomett  n.  Fbw- 
Bchrifistellem  der  Smith 'sehen  Schale,  aosserdem  bei  radicalen  Politikem  o.  aeaenüip 
daher  besonders  bei  den  Socialisten.  Ein  Hauptrertreter  letzterer  Bichtiaf  c 
Lassalle.  Seine  Auffassung  ist  bei  aller  ihrer  Einseiti^eit  viel  tiefer  Q.  gnasuti^ 
als  diejenige  der  sonstigen  Gegner  der  Verbranchateuem.  Sie  steht  in  ZngaaMWkMf 
mit  einer  bedentsamen  gescbicbtsphilosophiBchen  Betrachtang  des  ganzen  StenemitK 
die  zwar  auch  sehr  einseitig,  aber  keineswegs  schlechtweg  unrichtig  ist  Didvct 
wird  es  gerechtfertigt,  Lassalle  als  den  bedeutendsten  neneren  Gegner  der  Ttf- 
brauchsteuem  anzasehen  u.  auf*  ihn  mehr  Gewicht  als  aaf  irgend  einen  audenu  Gope 
dieser  Stenergattung  zu  legen.  Er  fasst  dabei  anch  so  ziemlich  Alles  zusaaaea.  n 
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die  KationalOkonomea  n.  Politiker  rem  Standponct  der  Gerechtigkeit  ans  gegen  diese 
Bestenenuig  einwenden.   Warom  bat  Stein  Lassalle  gar  nicht  berücksichtigt? 

Es  handelt  sich  hier  namentlich  am  zvei  literar.  Äoslassongen  Lassalle's.  Er 
hat  zaeist  in  einem  Yortrag  im  Berl.  HandTorkerrereia ,  der  q.  d.  T.  „Arbeiter- 
programm. Ueber  den  besond.  Zas.hang  der  gegenv&rL  Gescbichtsperiode  mit  der 
Idee  des  Arbeiterstaods"  in  Zoricb  1S63  ersctüencn  ist,  die  Frage  der  indirecten 
Stenern  kurz  bertlhrt  (S.  26  ff.).  Wegen  dieser  Aosfuhraogen,  ^  geatgaet,  „die 
beätslosea  Glassea  zom  Hass  n.  z.  Tencht  gegen  d.  Besitzeiulen  öfibntt.  angereizt  zn 
haben",  gerichtlich  angeklagt  n.  In  1.  Insüou.  rerartbeilt,  hkJt  er  dum  in  derAppell.- 
instanz  vor  dem  K.  Eammergeridit  in  Beriin  eine  YaUieidjede,  die  n.  d,  T.  ,J>io 
indiidcta  Steuer  nnd  die  Lage  der  ub^tenden  Glassen"  ebenfklls  in  ZOrich  1663  er- 
schienen ist  (136  S.).  Diese  Sdutft  ist  bei  aller  tendenziösen  u.  gatgUnbigen  Ceber- 
treibiiDg,  die  ihr  den  Character  einer  Parteischrift  giebt,  doch  von  erheblichem 
Werth.  Sie  ist  zugleich  mit  einem  nm&ssenden  geschichtlichen  n.  namentlich  literar- 
geechichü.  Material  aasgestattet,  so  dass  sie  in  lebEtrer  Hinsicht  vohl  das  vollst&ndigste 
Repertoriam  von  AasfUhrnngen  herrorragender  NaÜonalOkoDomen  d.  Finanztheoretiker 
D.  Politiker  ron  Bodin,  Boisgailbert,  Forbonnais  u  bis  aaf  die  neaeste  Zeit 
gegen  die  Yerhrauchsteuern  bildet  (S.  14  ff.). 

Lassalle  bringt,  nngleich  tiefer  ah  ii^nd  ein  anderer  Gegner  oder  Anh&nger 
der  Yrabraachstenem.  die  Eotvicklnng  der  letzteren  in  Zosammenhang  mit  der  Ent- 
vid^g  derGasehiehte  der  modernen  Oesellsohaft  n.  ihrer  GUtsen.  Einzeln 
freilich  schon  früh  Torkommend.  bes.  in  den  Stftdtes,  in  den  letzten  J^ubonderten  sidi 
ausdehnend,  im  17.  n.  18.  }ahrhnnd.  ron  d,  absoluten  Staatsgewalt  des  nnanfireUftiten 
tiad  aafgeklärten  Despotismus  weiter  entwickelt,  sind  sie  in  der  „staatsbUrgerl. 
Periode"  oder  in  der  Skouomischen  Periode  der  „Yorherrschaft  des  beweg- 
lichen Kapitals"  (der  ,3onrgeoisie")  zn  einem  Hanpttheil  der  practischeo  Staals- 
bestenernng  anu^ebildet  worden.  Oder  wie  Lassalle,  allerdings  bereits  über- 
treibend, wOrUich  in  s.  1.  Rede  (S.  27,  2te  Bede  S.  6)  sagt:  der  Betrag  aller 
indirecten  Stenern  [wie  er  mit  vielen  Anderen  die  YerbrancÜst  nennt],  statt  die 
Individaen  nach  Yerhftltnlss  ihres  Kapitals  and  Einkommens  za  treffen,  (wird)  seinem 
bei  Weitem  grOssten  Tbeüe  nach  von  den  Unbemittelten,  von  den  inneren  Glassen 
der  Nation  gmhit.  Non  hat  zwar  die  Bourgeoisie  die  indirecten  Stenern  nicht  eigent- 
lich etfonden;  sie  ezistiiten  schon  frSher.  Aber  die  Boo^eoisie  bat  sie  erst  zu  einem 
nn erhörten  Systeme  entwickelt  u.  ihnen  beinahe  den  gesunmten  Betrag  der  Staata- 
bedOrfhisee  anfgebdrdet"  Letztere  Uebertreibong  erklärt  sieb  z.  Th.  daraus,  dass 
Lassslle  in  anzollssiger  Weise  (bei  der  Grundsteuer  unter  Hinweis  auf  eine  hier  irrige 
Lehre  Bicardo's)  auch  die  Gründet,  als  eine  „auf  den  Getreidepreis  abgewälzte  nnd 
somit  definitiv  von  den  Getreideconsnmenten  bezahlte"  [die  oben  S.  277  Note  22  er- 
wähnte, in  officiellen  Kreisen  bei  uns  vertretene  Theorie!],  ferner  die  Gewerbest., 
die  gesammtcn  Justizkosten  (anter  Absehen  vom  Gebuhrenelemente  darin)  zu  den 
„indirecten"  Steaem  rechnet  (Gerichtsrede  S.  7,  97),  ma  dann  an  der  preass. 
Steaerstatistik  aasgefnhrt  wird. 

Der  richtige  Kern  in  Lassalle's  Aaflassnng,  für  den  ihm  der  „Antoritäten- 
beweis"  aoch  vollständig  gelingt,  ist,  dass  dardi  die  wichtigsten  der  Obticheo  Yer- 
brauobsteaem  etaie  relativeStener-Deberlastaag  der  unteren  Glassen  herbeigeftthrt 
wird,  welche  sieb  durch  Üeberwtlznng  in  keiner  Weise  genügend  aus- 
gleicht (Ger.rede  S.  S6  ff.).  Darin  liegt  eine  anbestreitbare  Verletzung  der 
GleichmSssigkeit  der  Bestenerung.  Yon  diesem  Gesichtspunct  atis  haben 
auch  so  zahlreiche  National&konomen  gegen  diese  Steaem  Bedenken  geäussert  and 
mitunter  die  Boseitigang  dieser  Abgaben,  bez.  die  Ersetzung  derselben  durch  directe 
Schatzongen  u.  dgl.  venangt.  Bei  Lassalle  a.  a.  0.  finden  sich  hier,  allerdings  mit 
bewnd.  Änswafal  der  polemischen,  seinem  Zweck  dienenden  Kraftstellen  der  Aatoren, 
reichere  liteiar.  Aasweise  als  sonst  irgendwo,  S.  14  ff.  S.  auch  Bau  II,  g.  406. 
Note  a;  Stein  Q,  200  ff.  Die  NationalOkonomen  beben  dabei  gewöhnlich  auch  die 
sonstigen  Nachtheile  der  Verbr.Bteuem ,  ihre  Verstösse  gegen  die  volkswirtbschaftl. 
Interessen  und  gegen  die  Grandsätze  richtiger  Steuerverwaltnng  hervor.  Die  Physio- 
kraten.  vie  Qaesnay  selbst,  mossten  schon  von  ihrem  princip.  Standpancte  aus 
vi^endg  die  Yerbr.-  oder  Indir.  Steuern  verwerfen.  A.  Smith,  b.  Y,  ch.  2,  aect  2. 
in  einem  Absehn.  d.  4.  Artikels  („laxes  upon  coosunmble  commodities")  (Asher 
n,  399  £)  nrUieilt  streng  ober  diese  Steoen,  wann  er  ihren  Einflusa  anf  die  noth- 
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wendigsten  Lebeomittel  mit  dem  EinHots  eiies  anfrneUMrai  Bodeas  «4er  om 
seUecbten  EUmu  r^leicht  and  fiber  die  l^eherwüzaag  dtmkt  er  ia  dea  pncAii 
wichtigsten  Falle  nicht  optiiBistiscIi.   Tt»  einer  Steuer  uf  die  roa  flu  sogca.  va-  i 
series  of  life  nimmt  er  an,  dus  sie,  wie  directe  Lolinsteaen,  wenigstcBS       tm^s  ' 
Zeit  zn  einer  LoliiierIi0l»ug  s.  schlieaslicfa  zd  hfiberon  Wearen^ösen  fbr  dei  C» 
muneotea  fahre.    Steven  «of  udere, 

bewiriuD  nach  Iba  aber  nidit  aoütweu^  dne  EAdhiug  des  AiMtdoui.  ^auiUri 
Citate  ans  SmiÜi,  Isdfr.  St  S.  21  C,  o»ch  d.  fianiaa.  UebonetEOg  r.  Garaiet  d 
etVM  tendenziös  heraasgesaebt).  ).  B.  Say  bebt  d«  stsrk  angefcebrt  prefi» 
Cbaractor  der  Verbrancbst  sobazf  bemr  (coon  ctwpL  d'icon.  fem.  TIQ  putie  cLI. 
Ibnlidi  Sismondi  in  s.  noor.  princ.  n,  L  6,  cL  6  (2.  ed.  p.  210  C  .je  lidieidifa 
k  praqne  tons  lee  impAts  sor  sa  eonsommation;  rAdoire  tou  1»  inpdto  i  eeU  « 
la  eonsommation  c'est  ramener  le  systfime  föodal,  oft  le  oMß  et  le  riebe  ne  fipe 
»  riea**,  ans  d.  Table  aoalyt  n.  485).  Aehnlieb  auch  Deotsche.  So  bea.  scbaif  Im 
Handb.  m.  175  (Enftstelleo  bei  Lassalle,  lad.  St  S.  35  C).   Ton  Utacea  fimt 
schrifteteDem  Escbenmaier,  Qb.  d.  ConsomtioiHsL  Heiddb.  1813.  KrQncke,  OnA 
N.  3,  r.  Liecbtenstern,  Apborism.  n.  Notizen  Ober  wichtige  Zweige  d.  Fn-n. 
Alteab.  1821  6.  81,  r.  AlmeDsteio,  üb.  d.  TorzOge  n.  Mingel  d.  iadir.  BmUK. 
Daaseld.  1831.  Ton  Menem  s.  Pfeiffer.  Slaalseiun.  n,  343— S«7,  dar  Typn  ^ 
liberalen  Oekonomfk  in  dieier  Finge:  bes.  ge^  die  Teibrjstaaen  die  wi^äAi 
Belastnng  des  Einzelnen,  die  theore  EriiebnBg,  die  Beizo^  zur  Dmgekmg  gdhil 
gemacht  n.  im  ScUossortbeU  „»ab  dtscUedeoste  die  Atfraebing  6et  Tamad* 
Q.  bes.  der  indirectm  unter  ihneQ"  reriangt  <8.  364),  —  freilieh  nur  als  Ziel,  At| 
Dicht  sofort  zu  erreicbeD  sei 

Jener  anderen  Kichtnng  in  der  Literatur  o.  in  der  Praxis ,  welche  deh  ait  da 
yeitrauchsteaem  mehr  oder  weniger  gut  abfindet  oder  sich  selbst  mit  ihnen  befti»!» 
Q.  dieselben  bes.  befQrwortrt.  moss  man  den  Yorwxuf  machen,  dass  ne  die  httnt 
gehobene  Schattenseite  dieser  Stenern  zu  leicht  nimmt  nnd  nicht  genSgead  ixf  ^ 
gleicbtingsmittel.  bes.  im  Gebiet  der  diiecten  Erwerbsbestenenng,  sinnt  Das  Uder 
Uegt  andi  hier  in  der  Mitte  zwischen  den  Ansichten  o.  Forderung«!  der  nabedime: 
Gegner  und  d«  za  willflhzigen  nnd  zn  optimistisdten  Anhinget  dieser  Steua 

Man  wird  nendieh  Laasalle's  und  der  Socialisten  AofEHsang  der  fiAiwtt 
TerbraaehfllenMn ,  als  deijenigen  Stevetform ,  dar6h  welche  die  bebende  Omt  ■ 
Zeitalter  der  Toriienschafi  des  mobil«i  Kapitäk  die  formell  an^ccdmie  t.  gas«** 
anfgehobeae  Steaerfrdheit  reell  im  WosentllcheD  wieder  berst^,  doch  mr  iaW 
achr&nktem  Maasse  als  richtig  zageben  können,  aach  wenn  man  nicht  n 
Anhftngem  der  Optimist  Ueberwilzongstheorie  der  indiiecten  Lohnsteaera  giMi 
Lassatle  selbst  impntlrt  der  „Bourgeoisie'*  nicht  den  bewnasten  nackten  EgoiSBBi  s 
diesen  Dingen.  Er  macht  nor  mit  Recht  geltend,  dass  jede  anf  die  Staattgct* 
gehnng  Ei^oss  gewinnende  Glasse  gleichsam  instinctir  ihr  Classeninttrosse  mck 
nnd  deshalb  den  Besitzenden  hentzatage  die  Yerbraachsteaera  riel  symptOisete  ■ 
directe  Einkonunen-  il  ähnliche  Stenern  sind.  In  diesem  Dmbng  ist  die  Ailbmcf 
wohl  richtig  nnd  psychologisch  begrOndet,  anch  durch  manche  Tliatadum  baitfB( 
(Fraakreichs  Sieueipolitik,  bes.  aodi  seit  18711  Günstige  BenrtheUug  der  T# 
braDcästeaem  in  Deotschland  sdt  16781  Ea  ist  dieselbe  Ersdieinug,  ab  vcb  * 
nidit-beritzeoden  (Saasen  progress.  Einkommensteaera  n.  dgi  wüucbe*  (s.  o.  |.  V 
über  „social«"  Stenerkimiue). 

Aber  Lassalle's  geschichtliche  BegrOndong  der  EntwicUsag  der  T» 
branchsteaem  ist  eine  einseitige  und  seine  ganze  Theorie  enthltt  daher  asdi* 
wesentliche  Lücke.  Der  Eridärongs-  and  Bechtfertigongagrond  der  Zmahaai  dr 
Gesammtbestenemng  n.  der  absolateo  a.  relatlTen  Venuehnrng  der  VerbmadtaMM 
Uegt  in  der  Steigenng  dee  OfFentlichen  Bedarfe  o.  des  NationaleinkomneoB,  Mwifft 
einer  derartigen  Differenzirong  des  letzteren,  dass  auch  den  enteren  arbelWt- 
den  Classen  ein  Betrag  daron  zafäUt.  welcher  bei  der  erforderlicie«  P*"*^ 
GesammtbesteaeniBg  nicht  unbedingt  nnbestettert  blähen  kann.  Das  ISiäammmm 
einzelnen  „Arbeiters"  ist  für  die  Besteaenuig  uweMnilich .  das  Etot— » 
Qesammthett  der  unteren  Classen  bildet  aber  eine  so  grosse  Qaote  vvb 
Ankommen,  dass  ea  in  der  Bogel  mit  bestenert  werden  mvas.  Das  Eiiüa—— j<* 
grossen  Zahl  von  Peisoneo  n.  Familien  der  nnteren  Cflawe  endhilt  aacb  tium  gt^^ 
wenn^eich  klonen  Betrag  „freiai'*  Eii^mmms,  wie  sich  gende  ■«  Cet 
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snmfioDSTerhkltniHeii  mit  e^ebt  Dieser  Betrag  laaa  nach  dem  PriDcip  der 
LeistnsgsfUiigkeit  mit  besteaert  veiden.  Oboe  dass  ferner  hier  die  froher  abgewiesene 
falsche  Anvendmig  des  Friucips  ron  Leistung  n.  Gegenleistung  stattfUnde  (s.  §.  419), 
ist  doch  in  der  Frage  der  Verbranchsbesteuernng,  als  eines  Haaptmittels  znr  Bd- 
stenening  der  unteren  Classen,  aof  den  inneren  Grnnd  der  Zunahme  des  Finanz- 
bedarä  hinzuTeisen,  aos  der  wieder  die  Nothwendigkeit  höherer  Bestenerong  herror- 
geht;  die  Oemeinwirthschaft  übernimmt  immer  mehrlh&tigkeiten  n.  führt  sie 
immer  beeser  aas  n.  zwar  wesentlich  auch  mit  im  Interesse  der  unteren 
GUssen.  Ein  Ftmct,  der  von  Lassalle  ganz  bei  Seite  gesetzt,  dag^en  DameatU<A 
Too  Stein,  nur  in  etwas  abweiobendei  Foimallniiig,  aacuich  aber  tlbeteiiutimmend, 
mit  Reoht  fitr  die  Fn»  der  Yerbmohsbesteaening  als  wichtig,  ja  als  entscheidend 
bemogehoben  wird:  Stein  (it  172  n.  a.  a.  Stellen)  rerlangt  mit  Recht  als  Ersatz 
der  Steaeizahlnng  die  BeprodDctivit&t  der  Stener  in  den  Leistungen  der 
Verwaltung.  Hier  ist  non  auch  fOr  die  unteren  Classen  an  alles  das  zn 
erionem,  was  gerade  der  moderne  Staat  n.  seine  Gommnnen  direct  n.  indirect 
für  die  ganze  Bevölkerong  o.  Tielfacfa  speciell  für  die  anteren  Classen  leisten:  Unter- 
richt, Suiit&ts-,  Armen-,  Verkehrswesen  n.  s.  w.,  aber  anch  „Sieberheitsweseo" 
kommt  in  Beträcht,  wenn  mui  nnr  bedenkt,  in  welchem  Maasse  die  innere  u.  &usaere 
Sicherheit  im  Staate  gegenüber  den  Gewoltthaten  nnd  Kriegszdgen  froherer  Perioden 
auch  dem  „Arbeiter"  zn  Gate  Icommea.  Der  moderne  Staat  hat  diese  Anfgaben 
an  sich  genommen,  er  brancht  dafür  Mittel  znr  Kestendednug  nnd  wenn  er  selbst 
durch  eine  manches  Unbillige  enthaltende  Veihraachsbeetennang  diese  Uittel  tnch 
den  nateren  Classen  mit  awimmt,  so  rorbeasem  diese  durch  eine  aolobe  rechtliok 
teeordnete  regelmässige  Contiibatitm  ihre  Lage  immer  noch  wesentlich  gegen  froher. 
Uta  darf  nicht  Obersehen,  dass  hier  vielfkch  nor  ein  Theil  der  iüteren  Ahnden  ond 
Omndabgaben ,  Schatzgelder  a.  dgL  for  die  Schatzgew&hrang  an  den  Grand- 
nnd  Schatzhem  in  die  neue  Fonn  der  Staatssteoer  Tenrandelt  wird.  Zur  Berieh- 
tigong  ond  zar  Erg&nznng  ron  Lassalle'a  AvfEuaong  ist  es  nothwendig,  dies  sehr 
zn  beachten. 

Von  dem  hier  gegen  Lassalle  rertretenen  Geslditspanct  aus  mAchte  die  Ter- 
branchsbesteaerong  ond  zwar  gerade  eine  solche  ron  sothweadigen  Ärbeiter- 
consamtibilien  (Salz,  Petroleam!)  sogar  noch  ein  besonderes  lülfsmittel  bieten, 
am  wichtige  ökonomische  Probleme  der  Arbeiterfiage  leichter  ihrer  Lftsnag  entgegen 
zn  fahren.  So  eischeint  z.  B.  selbst  die  Salzsteoer  (ähnlicb  die  Branntwein-  and 
Schanksteaer)  sofort  in  andrem  Lichte,  wenn  man  etwa  aas  ilüem  Ertrage  die  Mittel 
m  Gaisntie  nnd  Dotation  eines  nmfassenden  Arbeiterrersichenmgswesens  zar  Yer- 
fQgnng  stellte,  ein  Plan,  den  ich  mir  anderswo  weiter  zu  verfolgen  rorbehalte.  Der 
»teaertechnische  Vomig  der  „indlrecten"  ror  IMr  „directen  Erhebong*'  Hesse  sich 
dabei  einmal  nnmittelbar  in  einer  Angelegenheit  fundamentalsten  Arbeiterinieresses 
trerwerthen. 

Statt  aber  in  der  obigen  oder  in  ähnlicher  Weise  die  entwicklangs- 
gesetzm&ssige  BegrOndnng  der  Yerbranchsteaem  zu  liefern,  haben  die  Anhänger 
der  letzteren  dde  gar  nicht  zn  bestreitenden  Mingel  dieser  Steuerart  beschönigt  oder 
igttoiirt  und  es  so  rersinrnt.  die  richtigen  Forderangen  znr  Erginznng  des  ganzen 
StonenyBtems'  o.  rar  Ansgleichnng  jener  M&ngel  zu  stellen.  Der  blosse  Hinweis 
rnf  die  „practische  Unentbehrlichkeit"  ist  keine  genügende  wissenschaftliche 
BegrOndang.  Die  BeweisfUhrang  der  mehr  oder  veniger  bedingten  oder  anbedingten 
^hloger  der  Verbraachstenem  bedarf  deswegen  ebensowohl  eine  Einschrinkong  als 
liejenige  der  G^er.  Von  Froheren  s.  z.  B.  Sonnenfels,  Fin.  §.  165  £,  Jacob, 
Pin.  L  §•  683  ff.  (geht  t.  d.  pract  Unmöglichkeit  ans,  mit  d.  Einkonunenst.  allein  bei 
tarlcen  OffentL  B^Orfhissen  aoszureichen).  Fulda  §.  202  ff.;  r.  Malchus,  Fin.  I, 
(.  60,  61,  S.  283—299  (Vorftlhrong  der  GegengrOnde  gegen  Yerbr.steueni  u.  Veraach 
ier  Widerlegung,  aber  bei  manchem  Richtigen  gewiss  nicht  mit  dem  von  Stein 
I.  201  gertlhmtMi  Erfolg,  dass  „seit  dieser  Zeit  kein  emstlicher  Zweifel  gegen  diese 
iteaem  mehr  erhoben  worden  sei";  der  alte  bequeme,  aber  grossentbeils  nuichtigs 
Terla»  aal  UeberwUzung  auf  die  Reichen  (s.  u.  §.511)  ist  aach  Maldios*  Einwand 
regen  den  Vorwarf  einer  üebeilastang  der  unteren  Classen  durch  die  Terbrjrtendm. 
i.  289);  Hoffmann,  Steu.  S.  245  ff.  (sehr  kurz  nnd  ohne  inindp.  Be^cOndnng); 
il'Callocb,  tazation  p.  148;  MiU.  priac.  b.  Y,  ch.  4  u.  6. 
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Äoch  die  Beveisfiüinuig  tou  Ban  a.  udons  ii«aeren  FinanzthMtetikera  befriedigt 
nicht  Ban  (II,  g.  406 — 124)  sidit  in  daa  vui  ihm  mit  Todiebe  aogso.  AifTu4- 
Btenern  nur  einen  aadenn  Vag  mr  Beatenenuig  des  Einkommana ,  ab  aittabt  ia 
Scbatzangeu  (§.  406).  Ia  der  Erörterung  Ober  d.  Vo'hilbi.  d.  Steuer  zu  den  lü- 
ktuißea  (§.  407)  tritt  ein  klares  Drthail  nicht  harror,  dodi  ist  Bao 's  roisidiägt 
ZttrQckhaltaog  in  der  gOnst.  Beortheilong  dieser  Steueni  nicht  za  retkennea.  h 
achlieast:  „. . .  es  ist  nicht  zu  erwarten,  dass  auch  die  sorgfUtig  abge&aatea  Gesetzt 
aber  die  Anfwandstenem  eine  roUkommea  gleiclif&rmige  Belastang  aller  FamiliNi  ntd 
ihrer  Steaerfftbigkeit  bewirken."  Nach  verschiedenen  ErOrtenugen  Ober  d.  Tolbvirtlud 
u.  finanz.  Wiikongen  d.  Verbranchsteaem,  wobei  kaum  haltbare  Meinungen  flbei  da 
Zusammenhang  zwischen  der  Verbr.bestener.  n.  dem  Sparen  n.  KapitalbUden  (§. 
unterlaufen,  kommt  in  g.  415  gleichwohl  das  Ergebniss:  ,J}ie  Er&hmng  hit  di; 
Uoschädlichkeit  der  nach  gel&uterteu  GrondsUzen  angelegten  Aufwandsteuen,  ik 
Verträglichkeit  mit  den  Fortschritten  des  Wohlstands  n.  ibre  Zweckmässigkeit  in  da 
meisten  Staaten  daigethaD."  Nicht  sdten  ron  den  practiscben  Anhtagem  die« 
Stenern  gelosserte  ijuicbten,  Äat  schlechterdings  so  gar  nicht  za  btnrasawie  SUx. 
Bau  meint  dann  in  %.  416:  „bei  den  gegenwärtigen  Zast&nden  im  Steaerwasea  sa  t 
nUtzlicfa,  die  Aufwaadstauem  neben  den  Schatzangen  bestehen  zn  lassen,  um  ioA 
eine  Verbindung  bäder  Gattungen  die  unTarmeidlichen  Fehler  und  Nachtheile  eist* 
jeden  zn  rerri^em".  Darauf  kommen  g.  4t 7  ff.  einige,  im  Ganzen  richtige,  ilba 
nicht  ausreichende  Grunds&tze  f.  d.  Einrichtung  der  Anfwandsteaem.  In  Bed.  da 
UeberwUzung  urtheilt  auch  Bau  g.  421,  422  skeptisch,  selbst  in  Bez.  auf  Stenen 
auf  die  nOthigen  Lebensmittel  u.  meint,  dass  auch  da,  wo  die  Deberwilzung  gt^sp- 
sie  nicht  ohne  bedenU,  Folgen  sei.  Diese  ganze  Behandlung  der  wichtigen  Fnife 
ist,  wie  Stein  II,  201,  richtig  bemerkt,  bei  ^em  Zutreffenden  u.  BeacfatenswenkA 
das  sie  enthält ,  doch  dnrcliaas  ohne  festes  Princip  über  das  Wesen  and  die  *ikie 
SteueniaeUe  dieser  Steaerait  Äehnlicbes  gilt  von  der  auch  sonst  nichts  Beneik»- 
Warthes  bietenden  Behaodlang  Ton  Umpfenbach,  I,  g.  99  C,  worin  Qbar  die  Be- 
danken In  Betr.  der  ungleichen  Belastung  hinweg  gegangen  wird.  —  Hock  betaacku 
die  Verbr.steuQm  nur  rom  Staudponct  der  steuertechn.  Zweclcmlssigkeit  ans  ils  eine 
Ersatz  der  Personalateuer  der  unbemittelteren  n.  als  eine  Ergänzung  der  Einkomoa- 
steaar  der  wohlhabenderen  Classen  (S.  82,  1S2),  ganz  richtig,  aber  ohne  ausreickeid! 
principielle  Begründung  u.  anders.  Begrenzong  des  VerbrauchsteoersystMus. 

In  Hineicht  auf  die  principielle  BegrUndung  liegt  nun  wieder  ein  dir-'- 
kennbarer  Portschritt  in  dem  Kern  der  Stein'schen  Ansicht  (bes.  U,  170  £),  du  . 
„die  indirecte  (worunter  er  hier  trotz  seiner  abweichenden  Terminologie  wosatürl 
die  Verbr.8t.  versteht)  Steuer  die  Besteuerung  der  Arbeit  sei."  Nur  hat  Steil  I 
eigentlich  ziemlich  einfache  AuiTassong,  die  von  keinem  anderen  Aofor  oder  PrsctäN 
ganz  reiiannt  werden  konnte,  in  unnOthig  weitläufiger  Weise  mit  einem  Anfru' 
schwer  rersUlndlicher  u.  doch  ganz  entbehrlicher  Diaiactik  entwickelt,  so  daae 
sachlich  rieliach  richtigen  Fartieen  in  formeller  Hinsicht  zn  den  schwerst  ganienbarc 
des  ganzen  Werks  gehfiren.    Hier  wird  wlrtlldi  Einftches  bOcbst  oiuotz  compliir 
(s.  0.  S.  143).   Für  sachlich  falsch  u.  bedenklich  hatte  ich  ferner  Steia'i  eba- 
falls  noch  zu  weitgehende  Hinwegsetzung  Ober  den  Einwand  der  „Dngleichmiaagter 
und  der  Deberlastung  der  unteren  Glassen.    Die  an  sich  richtige  Ansbildiui;  dt: 
„Genusssteuer",  die  Auswahl  der  Steuerobjecte  und  die  rationelle  Bestimmnuf  de: 
StenerfllsBe  helfen  nicht  allein  ab.  zumal  Stein  selbst  wiederholt  die  UnmOglkU'^ 
zugestehen  muss,  durchgreifend  zwischen  den  Artikeln  zu  unterscheiden,  wekb«  de 
„Verzehmngssteuer"  auf  Nahrungsmittel  n.  der  „Genusssteuer"  angehOrtm  (II.  ISIi 
anders.  179).    Vielmehr  muss  gerade,  soweit  Verbrauchsteuern  fQr  die  Deekuni  d* 
Finanzbedarfs  unemtbehrlich  sind  u.  eine  üeberlastung  gewisser  dassen  u.  Fewoa 
CFamilienl)  durch  sie  anzunehmen  ist,  ohne  da»  man  sich  aaf  Debarwälzang  rediM  I 
kann,  eine  Aasglcichung  durdi  Masnregeln  in  dar  Erwerbs-  n.  BasitzbeBtooenv 
im  Stenerftiss  der  Sänkonunansteaer  u.  s.  w.  erfolgen  (s.  o.  g,  SSO).    FOr  steier 
technisch  unrichtig  nnd  aacb  principicll  nicht  geboten  Mite  ich  f»iierSteji> 
wiederum  dialectisch  abgeleitete  Consequenz,  dass  die  Verzehmngssteaer  dorck 
directe  Classensteucr  (die  „directe  Form  der  indirecten  Bestenaning  als  Qiibva«^ 
Steuer"  — !  wie  sie  Stein  in  der  Consequenz  seiner  absonderlidiea  Tamu^' 
nennt!)  ersetzt  werden  müsse,  wo  denn  der  preuss.  Vorgang  besondeii  pepu*" 
wird  (II,  189  ff.,  207,  231  ff.).  Die  prouss.  Erfahrung  spricht  nicht  hieiftt  Stti^ 
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wtenohibt  8.  389  ff.  die  straertechn.  SchwieiigjL  «iner  soloh«ii  directea  Steoer  der 
Arbtit  nliebiioh.  S.  nnt^  §.  600«  bes.  Note  9. 

Uotei  neuesten  Schriften  Uber  Stenerwesra,  welche  Ach  n&her  mit  der  Ver- 
bntDchsbestenenmg  besdiiftigen ,  verdient  ancb  wegen  einer  elgenthOmUchen  prin- 
cipi eilen  BegTttndnnr  nod  Empfehlnng  gewisser  Arten  ron  Verbraacbsteneni, 
nemlich  der  hohen  Branntwein-  n.  Tabaksteuer,  die  rorzO^tche  vergleichend- 
Soanzstatistische  Arbeit  von  Ph.  Gerstfeldt,  Beiträge  z.  ßeicbsstenerfrage,  Lpz.  1879 
trotz  ihres  vomemlicb  practischen  Inhalts  hier  in  der  allgem.  Stenerlehre  bes.  herror- 
gehoben  zn  werden.  Gentfeldt  stellt  keine  nene  Ansidit  auf,  sondern  eine  bes.  in 
Betr.  der  Bnnntweinstener  Öfters  von  der  Gesetzgebong  angenommene,  aber  er  fuhrt 
sie  beachtensweith  ans.  Er  sneht  die  Yerbranchstenerobjecte  nach  ihrer  grosseren 
IL  geiingeren  Schädlichkeit  u.  Unschädlichkeit  zn  classificiren  a.  verlangt  eine 
mO^ichste  Freigebong  anentbehrlicher  Ohjecte  (Salz),  eine  nur  niedrige  Bestenemng 
absolnt  unschädlicher  Qenusamittel  (Zucker,  Kaffee,  Theo),  eine  hObere  der  relativ 
uQschldlichen  (ffier,  Wein)  und  eine  sehr  hohe  der  „relatir  schädlichen" 
i,Bianntwein  n.  Tabak).  Bei  einer  Vergleichung  der  Bestenerong  Deutschlands  u.  des 
Atulandi  wird  dann  namentlich  die  bisher  so  tiberaas  lüedrige  deutsche  Tabak-  und 
Branntweinbesteuerung  beklagt  Indessen  beruht  jene  Classification  do(^  etwas  auf 
üubjectiver  Auffassung  und  behandelt  auch  den  Braontwelnconsum  zu  unbedingt  als 
schädUcb,  wie  von  Conrad  (Jahrb.  1879,  II,  307)  mit  Recht  entgegnet  wird.  Nament- 
lich aber  wird  der  sittenpolizeiliche  Gesichtspunct  hierbei  za  einseitig  betont  n. 
übersehen,  dass,  selbst  wenn  er  ganz  richtig  a.  das  dabei  erstrebte  Ziel  ganz  sicher 
erreidibar  wäre,  hier  immer  doch  eine  bedenkliche  Verletzung  der  Gleich' 
mässigkeit  der  Bestenerung  bei  der  hohen  Tabak-  a.  Branntweinsteuer  bleibt: 
ein  von  Gerstfeldt  mit  Unrecht  ganz  bei  Seite  gesetzter  Gesichtaponct.  MOglich  sogar, 
dasB  bei  der  sehr  hohen  Branntweinsteuer  der  Säufer  sich  nicht  nur  physisch  und 
psychisch,  sondern  zugleich  auch  Ökonomisch  ruinirt,  gerade  wegen  der  Steuer. 
Die  einsdüge  Hervoibebang  des  Bittenpolizeil.  Qesichtspuncts  ia  diwen  Dingen  hat 
ndh  sonst  ihre  Bedenken,  bei  aller  partiellen  BichtigMt  S.  u.  g.  603s. 

In  der  sonstigen  neueren  u,  neuesten  deutschen  Finanzliter,  ist  die  Yerbranchs- 
besteaening  meistens  nui  in  Betr.  steuerteohnischer  Einzelheiten  genauer  be- 
handelt worden.  Ein  Hangel  bleibt  in  dea  Untersuchungen  über  Elnkommenst,  Ter- 
mOgenst.,  Steuufoss,  dass  dabei  auf  das  Nebenhergehen  (und  In  welchem 
Haassei)  der  Yerbr.steuern  wenig  oder  gar  keine  Rtlcksicht  genommen  wird. 
Das  ist,  worin  ich  Stein  ganz  beistimme  (II,  175,  202),  auch  den  Schriften  von  Neu- 
in an  n  n.  Held  voizuwerfen:  Was  Letztrer  in  dieser  Üiosicht  im  7.  Kap.  s.  Eink.st. 
^iagt,  reicht  bei  Weitem  nicht,  auch  von  dem  Standpuncte  seines  speciellen  Themas 
nicht  aus,  um  die  wichtige  Frage  der  Verbr.steuem  u.  die  connexe  der  angemessenen 
Einrichtung  der  Gesammtbesteuening  dadurch  zu  erledigen:  jene  Stenern  stOrten  and 
beschädigten  zwar  die  Production,  seien  aber  den  Gonsumenten  aus  den  niederen 
Ständen  gegenober  die  einzig  mögliche  Art  der  Besteuerung.  Damit  ihre  Vortheile 
aberwOgen,  müssten  sie  auf  entb^rliche,  aber  allgemein  consumirte  Artikel  gelegt 
sein  und  duften  nicht  auf  Kosten  der  dlrecten  Stenern  uunOthig  ausgedehnt  werden, 
S.  176  £,  wo  die  Frage  der  gerechten  Steuerrertheilong  aber  ganz  znrQdrtritt  und 
was  „unnOthige"  Ausdehnung  der  directeo  Steuern  sei,  fraglich  bleibt.  — 

Der  StAudpunct  unserer  neuesten ,  der  Entwicklung  der  yerbranchstenem  so 
gunstigen  deutsdien  Praxis  wird  am  DeutlidiBten  von  Forst  Bismarck  selbst  ver- 
treten, bes.  in  s.  Beden  im  Beicbstage,  1878,  1879,  z.  B.  in  d.  Sitz,  am  28.  Febr.  1878, 
Heichstagsverhandl  stenogr.  Ber.  S.  142.  Was  andere  Practiker  u.  Theoretiker  neaer- 
Jings  in  ähnl.  Richtung  geleistet  haben ,  läuft  auf  eine  Paraphrase  dieser  Bismarck'- 
scben  Steuerpolitik  hinaas.  Vgl.  darüber,  in  einer  Hinsicht  beistimmend,  in  andrer 
ergänzend,  berichtigeDd  n.  ablehnend,  meinen  Aufs,  über  d.  schwebenden  deutschen 
Fin.fragen  in  d.  TUb.  Ztschr.  1679,  S.  92  ff.,  auch  Conrad's  gen.  Anzeige  von 
Gerstfeldt  und  ebendaselbst  vim  Geffcken. 

Aus  der  fremden  Liter,  verweise  ich  aaf  die  vielfach  zutreffende  Kritik  von 
Cliffe  Leslio  in  s.  financ.  reform.,  nam.  aber  auf  die  zwar  wieder  der  principiellen 
Erfassung  der  Probleme  entbehrende,  aber  vom  Standpnnct  der  pracu  Zweckmässigkeit 
u.  der  Steuertechnik  aus  gut  die  Frage  behandelnde  eingehende  Erörterung  von  Leroy- 
Beaolieu,  ch.  4.  II,  210  ff.  Uber  d.  dir.  u.  indir.  Stenern.  Die  „inductiven"  Beweis- 
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f  ahnugea  sind  frdÜGh  aach  bier,  wie  gewOhsIidi,  bot  mähr  od«  radg«  nbtSait, 
im  GMuen  fUr  sich  nicht  riel  beveiBaiide  slatiatiiehe  Belage  dedncttr  gawauaan  Situ. 

In  den  fol^den  Abediaitten  werden  die  Terinandutenem  romüüidi  als  solck«, 
mehr  nur  nebüibei  als  indirecte  antenneht.  JBigtainmgen  ia  lottüst  ffiondta 
Havptabacbnitt  4. 

Die  renrandte  Frage  der  NntzrermAgeos-  a.  LazDastener  s.  oben  in  §.  489  n 
anten  in  g.  494,  nebst  der  Note  5  in  §.  49!1  ober  fiilinski'a  Theorie. 

Mit  BQcksicht  auf  die  Yoraofigehende  Ungie  literar.  Note  sind  die  Qtate  ia  da 
Noten  der  folgenden  A1»chnitte  m&glichst  knapp  gehalten  worden.  Die  Anfolunt 
einzelner  Ansichten  hat  aach  nur  reliüren  Werth,  da  dieaelben  im  ZosammohaagB 
der  ganzen  Aaffbasnitg  eines  Anton  beortheiU  weidok  mttaaea. 

I.  ~  §.  490.  Die  StelUng  der  Oebranchsbestene- 
rung  in  der  Gesam mtbestenernng  und  ihre  Formel 
Die  Gebrauchch}  namentlich  die  im  engeren  Sinn  sogenannte  Vo^ 
branctasbestenerang  ist  nach  der  geschichtlichen  Entwicklung 
zweite  grosse  practisch  wichtige  Hanptgrappe  der  Besteuemnf 
neben  der  Erwerbsbestenerang,  da  die  Besitzbesteaemng,  wie  skii 
xeigte,  nur  eine  untergeordnete  Bedeatong  erlangt  bat  Nach  dtr 
Grosse  ihres  Antheils  vom  Ertrage  der  Gesanuntbestenemn^ 
wenigstens  der  staatlichen,  nimmt  die  Gtobranchsbesteueraog  » 
gar  die  erste  Stelle  ein  (§.  450).  Die  eigentliche  YerbrandiE^ 
bestenemng  ist  zugleich  fast  ganz  sogen,  indirecte,  dieEr- 
werbsbestenemng,  dieser  Hanpttheil  der  Schätzungen,  zogleid 
grossentheils  directe.  Es  bandelt  sich  hier  jetzt  dämm,  Alt 
Geeignetheit  der  Gebranchsbestenernng  zn  prflfeo, 
unter  möglichster  Bertlcksichtigang  der  o berstet 
Steuerprincipien  statt  und  neben  der  Erwerbsbestene 
rung  zn  einer  richtigen  reellen  Besteuerung  des  Ein- 
kommens der  stenerpflichtigen  Personen  zn  fttlireB- 
Denn  davon  hängt  das  Urtheil  tlber  die  Stellang  dieser  Stenei 
gattung  im  Steuersystem  ab  und  sind  dann  entspreehende  ^ 
fordemngen  an  die  Einrichtung  des  Systems  zu  stellen. 

Die  Gebrauchsbestenemng  kann  nun  möglicher  Weise  folgendt 
drei  Formen  annehmen: 

Ä.  Erstens  kann  sie  eine  allgemeine  Verbrauchsst^ 
sein,  ein  SeitenstQck  zur  allgemeinen  Einkommensteuer,  indem  R 
denGesammtverbranch  einer  Person  an  wirthschaftliehen  Gflteni, 
bez.  an  Geld  in  einer  Wirthschaftsperiode  (Jahr)  in  einer 
summe  (Geld)  veranschlagt  und  besteuert,  wobei  folgerichtig  ein* 
Quote  fUr  die  Abnutzung  des  NntzvermOgens  einzurechnen  sein  wSide- 

B.  Zweitens  kann  sie  eigentliche  oder  Verbrancbaslettr 
im  engeren  Sinne  sein,  indem  sie  gewisse  einzelne  Steb 
guter  (Artikel)  des  Consums,  welche  vor  erfolgtem  Coiibdd. 
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momentaiL  wenigstens,  wesentlich  zum  Verb  ran  chsTermOgeD  ge- 
hören, belastet:  der  weitans  wichtigste  Hanptfall  der  Ctebranchs- 
bestenemng. 

C.  Drittens  endlich  kann  sie  sich  an  das  NntzrennOgen 
knüpfen  und  dessen  Nntznngen,  sowie  gewisse  persönliche 
Genüsse  treffen.  Hier  wird  sie  dann  meistens  wieder  eine 
partielle  Vermögensstener  oder  eine  Lnxasstener,  mithin 
nach  der  froheren  Terminologie  eine  nominelle  Besitz  Steuer. 

II.  —  §.  491.  Eine  allgemeine  Verbranchsstener  ist 
statt  der  Einkommenstener  principiell  gefordert  worden,  weil  sie 
mehr  als  diese  der  Qereohtigkeit  nnd  richtigen  wirthschaftliehen 
Grandsätzen  entspreche  nnd  steuertechnisch  leichter  ond  sicherer 
aniznlegen  scL^)  Diese  Begründung  kann  aber  nicht  fUr  zu- 
trefifiend  gelten.  Die  ansdrflcklich  beabsichtigte  Gonsequenz  wäre, 
dass  das  Einkommen  einer  Person  nicht  vollständig,  sondern  ver- 
schieden  nach  seiner  Verwendung  besteuert  wttrde:  nur  der  ver- 
branohte,  nicht  der  „ersparte"  Theil  wtlrde  zom  Haassstab 
fBr  die  Stenerrertheilnng.  Abgesehen  von  der  Schwierigkeit  der 
practischen  Dnrch^hrung  einer  solchen  Trennong,  welche  bei 
Dumchem  „Verbrauch",  z.  B.  fttr  Erziehung  nnd  Unterricht  der 
Kinder  in  der  Familie,  überhaupt  kaum  mOglioh  ist,  da  dieser 
jVerbranch"  hier  eigentlich  eine  Kapitalanlage  darstellt,  —  so  ist 
luch  das  Frincip  selbst  unhaltbar.  Unter  dem  Anschein  einer  ge- 

■}  S,  diesen  Yondilag  bei  Pfeiffer,  StaatseionaluneD  II,  588—554.  Erzel&ngt 
lCQ  Schluss  seiner  Er&rteöriuigea  über  Besteuerane  d&ZQ,  indem  er  den  Vortheu  einet 
inzigeo  Steuer  gegentib«'  der  Qbliohen  Viwieit  der  Abgaben  auf  diese  Welse 
rreicbeo  will.  Die  Steaer  soll  „nach  der  Gesammtsnmme  der  Ausgaben  eines 
eden  bemessen  werden,  nicht  nach  seinen  Einnabmen"  (S.  540).  Pfeiffer  rubmt 
einem  Pluie.  der  so  einfach  sei,  daas  man  sich  mmdeni  weide,  wie  man  erst  so 
p&t  danuf  komme,  lauter  YorzDge  nach  n.  widerlegt,  in  wenig  genügender  Weise, 
ie  dagegen  zu  machenden  Etnw&nde.  Schon  die  Prämisse,  dasa  „allein  darch  eine 
iozige  Stener  die  Gleichmlssiglceit  der  Bdastong  aaf  die  Dauer  denkbar  sei" 
3.  036)  ist  iMch  unseren  froheren  Erörterungen  unhaltbar.  Die  kiatorisehe,  ent- 
'icklnngsgesetxUch«  Nothir«idlglMit  der  Differeaiirang  des  Stenenresens 
trd  dabei  guu  redunnt  Die  eiudge  aUgemelne  Verbraacha-  oder  richt^ 
Lasgabeatener  wttrde  aber  noch  besondere  Bedenken  haben  n.  am  Wenigaten,  wie 
BT  Yerf.  S.  543  meint,  dem  Prineip  der  Gleichheit  der  Opfer  entsprechen.  Der  Vor- 
:hla^  k&nn  in  einer  Hinsicht  als  eine  Conaeqnenz  der  einseitigen  Theorie  der  neueren 
atiooalOkonomie  in  Bezug  auf  die  Bildong  dee  ,J£apitals"  dorch  „Erspamng"  gelten, 
r  bemht  anch  aof  der  Annahme  einer  „sittllclien"  Leistang  des  Einzelnen  hierbei. 
.  dagegen  meine  Gründl^,  g,  287  aoch  306.  —  Aehnlicher  Vorschlag  übrigens 
<  d.  Sehr.  ,,Ueber  d.  billigste  Vertheilregel  d.  Stenem",  Berl.  1850  (nach  Kan  II, 
.  406  Note  a):  die  Steuer  soll  nur  nach  den  Ausgaben  der  Bürger  angelegt  n.  die 
osgaben  sollen  in  Steuereinheiten  ansgedrDckt  werden,  welche  in  dem  geringsten 
inkommen  einer  Familie,  auf  den  Kopf  ansgeschlagen,  besteben.  Aehnlich  der  Yor- 
:hlag  Ton  J.  Berans,  a  percentago  tax  on  domestic  ezpenditnre  to  sapply  the  vhole 
'  the  public  lerenue,  1847,  bei  Mill,  B.  6,  E.  S.  §.  6. 
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rechten  nnd  wirtbBOluiUioh  richtigen  BegUnstigniig  des  jßfssm"  j 
und  „Kapitalbildens"  fttfarte  es  nar  zn  einer  BegflnstigDiig  d» 
Personen  mit  höherem  and  mit  Besitzeinkommen,  deroi  Spu 
fUhigkeit  absolot  nnd  meist  auch  rehitir  viel  grosser  als  di^enigt 
der  „kleinen  Lente"  ist.  Äoch  die  Ermittlang  des  wirklichen  6t 
sammtverbranchs  einer  Person  oder  Familie  mOchte  nnr  aosnahiD» 
weise  leichter  als  diejenige  des  Einkommens  sein.  Wo  man  da 
Verbranch  oder  HanpttheUe  desselben  (z.  B.  den  Wohnnngsaafwaitd: 
erforschen  kann,  lassen  sich  die  Daten  auch  fHr  die  Einkommen 
steaer  verwerthen.  Wo  Einkommen  and  Verbraaofa,  wie  bei  da 
Masse  der  Bevölkerung  ziemlich  identisch  sind,  veHlndert  der  Vor 
schlag  an  der  Sachlage  nichts.  In  vielen  Fällen  wird  die  Enuitt' 
Inng  des  Einkommens  gerade  das  leichtere  sein ,  man  denke  de: 
an  die  grosse  Schwierigkeit  der  AnfoteUnsg  der  Statistik  der  HaD^ 
hiütansgaben ! So  darf  wohl  von  der  allgemeinen  Verbrancbt 
bestenerung  abgesehen  werden.  Einige  Vorztige  hätte  sie  allti 
dings  vor  den  gewöhnlichen  (Sonsnmtionssteaem :  sie  triUe  dit 
Einzelnen  nicht  so  willkfihrlich  and  nngleichmässig nut 
der  zufälligen  Art  des  Gonsnms,  und  dem  Vorwurf,  dast  n» 
sich  durch  Regnlirong,  bez.  Einschittnkong  seines  Consonu  d« 
Besteuerung  mehr  oder  weniger  entziehen  kOnne ,  wäre  sie  wÜ  \ 
in  gleichem  Grade  ausgesetzt.  Aber  diese  Vorzüge  hätte  sie  ws, 
weil  sie  eben  in  der  Hauptsache  doch  wie  eine  allgemeine  fit 
kommensteuer  fnngirte. 

HI.  —  §.  492.  Die  eigentliche  Verbranchsbesteoe 
rang  einzelner  Consumptibilicn.  Zur  besseren  Uebersie)! 
lässt  sich  fttr  diese  Steuern  folgendes  Schema  bilden,  das  gleif^ 
zeitig  die  Erhebnngsformen  veranschaulicht,  daher  aach  fQr  & 
Frage  der  directen  nnd  indirecten  Bestenemog  und  fttr  die  sonstiga 
Stenerverwaltungsfragen  wichtig  ist") 

*)  Em  in  so  speciellen  Arbeiten  Tie  den  in  d.  Tab.  Ztschr.  1ST9.  S.  U*' 
(Anagabea  einer  Familie  ron  6  Peisonen  aaf  einer  adilenr.-hdst  Hallig)  a.  eb.  1^ 
S.  1S3  (Wirthschaft  einer  schir&rzwälder  OhrmtcIier-FuiijBie,  tob  G.  Schnipr" 
trer&fl'entUchtea  ersieht  man  die  rolle  ScbTierigkeit 

■)  Vgl  Eau  II,  §.  424.  Er  onteracheidet  nur :  unmittelbar  erliobeae  oder  dire"' 
Anfvandsteueni ;  mittelbar  erhobene  oder  indlrecte,  nemlich  von  Watiea,  ^t" 
Innefea  des  Landes  im  Verkehr  sind,  Accise  oder  Aufschlag  and  ron  Vv» 
welche  die  Grenze  des  Staatsgebiets  abeischreiten ,  GrenzzOUe  od«  Z6lle  i> 
eigentl.  Sinne.  Eine  feinere  CasniBtik  ist  «ach  hier  in  der  allgem.  Steoeridure  sei* 
nothirendig.  Die  ETbebnngsarten  erörtert  Bau  dann  nur  Je  bei  den  eiaitlx' 
Accisen.  Sie  lassen  sich  aber  bei  den  rerschiedenen  Accisen  vieder  aof  allgeB*if' 
Typen  zarUckf Uhren ,  die  sich  dann  nur  wieder  bei  den  eijizelnen  Stenern 
lisiien.  —  Solche  generelle  Betradit.  der  Erhebongaarten  in  TonQgL  VeiK 
Kock,  öff.  Abg.  S.  155  ff.   S.  sonst  ancb  hier  Stein,  0,  I70      210  C 
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A.  Unteracbeidnng  der  Verbraacbsstenern  nach  der  Art  der 
Erhebung. 

1)  Steuern  auf  die  in  der  eigenen  Wirthschaft  des  Con- 
samenten  selbBt  erzeugten  Guter.  Hier  ist  die  Erhebung  noth- 
wendig  regelmässig  eine  dir ecte,  indem  der  Consnment  selbst 
die  Steuer  zahlt,  so  z.  B.  wenn  der  Weinbauer,  Bierbrauer  ftlr 
seinen  eigenen  Wein-  and  Bierconsum  besteuert  wird. 

2)  Stenern  auf  die  in  einer  anderen  Wirthschaft  erzeugten, 
vom  Consnmenten  zum  Zweck  des  Gonsums  erst  eingekauften 
Guter  oder  m.  a.  W.  auf  solche  Guter,  welche  als  Waaren  zum 
Verkauf  an  Dritte  bestimmt  sind.  In  diesem  schon  nach  der 
l'rttberen  geschichtlichen  Entwicklung  und  nach  dem  heutigen  Steuer- 
recht der  Culturvölker  praotisch  weitaus  wichtigsten  Fall  wird  die 
Verbniochsbesteuemng  regelmässig  indireete  Besteuerung.  Ihre 
Formen  sind  mehrfach  verschieden,  fUgen  sich  aber  in  der  Haupt- 
sache unter  folgende  fttnf  Rubriken. 

a)  Stenern  anf  Artikel,  welche  im  Inland  von  privaten  Pro 
ducenten  erzeugt  werden  und  wo  die  Steuer  gleich  bei  dem 
Prodncenten  erhoben  wird.  Letzterer  schiesst  sie  also  vor, 
unter  der  Voraussetzung,  sie  durch  Fortwälzung  vom  Käufer,  bez. 
Consnmenten  wieder  ersetzt  zu  erhalten.  Diese  Stenern  bilden  regel- 
mässig einen  Hanpttheil  der  sogen,  „inneren"  Verbrauchsstenera. 
Man  kann  bei  ihnen  wieder  zwei  Formen  unterscheiden,  in  denen 
sie  bemessen  und  erhoben  werden:  Formen^  welche  nieht  nur  fltr 
die  slenertechnische  und  administrative  Seite,  sondern  auch  fUr  die 
principielle  Beurtheilnng  der  Verbrauohsbestenerung  zu  beachten  sind: 

a)  Bemessung  der  Steuer  nach  dem  Rohstoff,  ans  welchem 
der  steuerpflichtige  Artikel  hergestellt  wird,  wobei  wieder  ent- 
weder die  Menge  des  Rohstoffs  direct  genau  bestimmt 
oder  nach  Betriebsmerkmalen  des  technischen  Prodnc- 
tionsapparats  ermittelt  wird.  Ersteres  z.  B.  bei  der  RUben- 
zuckerstener,  wenn  sie  nach  der  Menge  der  rohen  RUben,  letzteres 
bei  der  Branntweinsteuer,  wenn  sie  nach  der  GrOsse  der  Maisch- 
bottige  bemessen  wird. 

ß)  Bemessung  der  Steuer  möglichst  nach  dem  stenerpflicbtigen 
fertigen  Product  (Fabrikat)  selbst:  „Fabrikatstener",  ent- 
weder genau  nach  der  Menge  und  Güte  des  Products  oder 
doch  nach  Merkmalen  während  des  Verarbeitnngs- 
processes,   aus  denen   mit  annähernder  Sicherheit  auf  die 

A.  WkfDar,  FiunnrlHenicluft.   IL  33 
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Quantität  und  Qualität  des  Products  gesehlossen  werden kaim. 
So  bei  gewissen  Formen  der  Getribike-,  Znckerstenem. 

b)  Verbraachwteuem  in  Form  eines  beimischen  S t aats- 
monopols,  wo  die  Verwaltung  des  letzteren  zn  den  Prodaetioi» 
kosten  einen  Stenerznschlag  im  Yerkaofspreise  macht  So  in  de 
beiden  heute  wichtigsten  Fällen  des  Salz-  nnd  Tabakmonopok 
Das  Monopol  (Regal)  hat  gerade  wesentlich  den  Zweck ,  eioa 
solchen  Stenerznschlag  zu  ermöglieben  nnd  ist  vor  Allem  Bc- 
stenernngsform,  wenn  anch  im  Reinerb-ag  des  Monopols  K^Htil^ 
zinSf  gewerblicher  Gewinn  und  Steuer  zusammen  enthalten  aad 
(§.  347,  Der  Consnment,  welcher  unmittelbar  von  da 
Monopolverwaltung  kauft,  zahlt  die  Steuer  hier  eigentlich  dired 
In  dem  regelmässigen  Falle,  dass  der  Verkehr  zwischen  der  Va 
waltung  und  den  Consnmenten  durch  besondere  Personen,  wekk 
freilich  eine  Art  halbamtlicher  Stellnng  einnehmen  können,  rer 
mittelt  wird  (Tabakverschleisser  u.  s.  w.),  tritt  wie  bei  der  gewillit 
liehen  Verbrauchsbesteuerung  der  Character  der  indirecten  Steoer 
auch  bei  der  „Honopolstener"  herror,  indem  diese  ZwisehengUede 
den  Steuerznschlag  im  Uebemahmsprdse  (Taxe)  vorachiessen  oitd 
beim  Verkauf  wieder  ersetzt  erhalten. 

c)  Verbranchsstenem ,  welche  beim  Umlanf  der  steneipflitt 
tigen  Artikel  auf  dem  Wege  derselben  vom  Prodncenten  zun  Händler 
und  Consnmenten  erhoben  werden.   Hierhin  gehören  dru  Fälle: 

a)  Bratens:  Die  £infahr-GrenziOlle  fttr  anslftndiscke 
Waaren,  welche  zum  Consnm  im  Inland  bestimmt  sind.  Naeb  der 
Art  der  Bemessung  sind  sie 

aa)  specifische,  inabesondere  GewichtszOUe,  welche  nad 
Haass-  und  Ge.wichtseinheiten  der  Waaren, 

bb)  Werthzitlle,  welche  nach  dem  Werth  der  Waaren  bt 
m^sen  werden. 

Nach  dem  Hauptzweck,  fttr  den  sie  aufgelegt  werdea 
sind  sie 

aa)  Finanz-(Steuer-)ZOUe,  welche  eine  Verbranchaatewr 
in  Zollform  darstellen, 

bb)  Schutzzölle,  welche  in  erster  Linie  die  Concurrenz  de 
ausländischen  Production  auf  dem  heimischen  Markte  etsehweres 
sollen,  sonst  aber  auch  eine  Verbrauehsstener  bilden. 

*)  S.  auch  I,  1.  Aufl.  §.  86  Note  a  und  2.  Aull.  g.  130.  131  Note  6.  Ba& 
Stein  acharfe  AnfEusong  dea  Monopols  ala  Besteaernogsform,  won  tmcb  ^ 
znent  bei  ilim.   S.  anch  Hock,  Abg.  S.  165  ff. 
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ß)  Zweitens:  Die  bei  der  Einfttfarang  von  Waaren  in  ab- 
geschlossene kleinere  Gebietstfaeile,  insbesondete  fflr  Staats-  nnd 
CommuDalzwecke  beim  Eingang  in  die  Städte  erhobenen  Yer- 
brancbsstenem :  „Thorsteaern",  „Thoraccisen",  Octrois 
nnd  dergleichen. 

y)  Drittens:  Die  sonst  beim  Transport  der  Waaren  er- 
hobenen VerbrancbBstenem,  wie  sie  hie  nnd  da^  z.  B.  beim  Wein- 
Tersand  vom  Prodncenten  and  Händler  an  den  Wirth  und 
Consamenten,  vorkommen. 

d)  Verbrancbsstenern,  welche  unmittelbar  an  den  eigent- 
lichen Gonsnmtionsact  angeknüpft  werden,  namentlich  in  der 
Weise,  dass  der  private  Consament  in  Betreff  seiner  Vorräthe 
des  steuerpflichtigen  Artikels  controlirt  und  fuT  die  zn  seinem 
eigenen  Gonsum  bestimmten  Mengen  besteuert  wird  (z.  B.  bei 
Wein)  nnd  dass  der  gewerbsmässige  Kleinverkäufer 
(Debitant,  Wirth)  ähnlich  fflr  die  durch  seine  Vermittlung 
zum  Consam  gelangcBden  Mengen  die  Steuer  zu  entrichten 
bat  (,,Zapfgebtthr"  bei  Wein  a.  s.  w.).  Diese  Form  kann  mit 
der  vorher  unter  /  erwähnten  verbunden  werden  oder  letztere  ganz 
in  sie  Übergehen.  Auch  steht '  sie  wohl  mit  der  folgenden  in 
Verbindung. 

e)  Verbrauchssteuern  in  der  Form  von  Licenz-Abgaben^ 
indem  diejenigen  Peraonen,  welche  gewisse  Gegenstände  produciren, 
damit  Handel  treiben  nnd  namentlich  sie  im  Kleinverkehr  an  die 
Consumenten  absetzen  (Wirthe)  fUr  das  Recht,  diese  Geschäfte 
zu  betreiben,  eine  Abgabe  entrichten  müssen.  Diese  kann  zwar 
zugleich  als  eine  S  p  e  c  i  a  1 -Gewerbesteuer  gelten,  aber  auch  in 
diesem  Fall  und  bei  ihrer  häufig  bedeutenden  Hohe  fnngirt  sie  doch 
im  Wesentlichen  als  eine  indirecte  Verbrauchssteuer. 

B.  —  §.  493.  Unterscheidung  der  Verbrancbssteaeru  nach 
der  Art  der  Gegenstände,  welche  sie  treffen.^)   Hier  bieten 

VergL  Stein  I,  464  ff.,  II,  211  if.,  236  IT.  Seine  NebeneiaaadersteUong  tou 
VetzelTTaDps-,  Genassstener  nad  Zoll  ist  insofern  anlo^ach,  als  dies  nicht 
coordlDirte  Gueder  sind  nnd  hier  recschiedene  Eintheilangsprincipien  benntzt  werden. 
Auch  die  Art  u.  Welse,  Tie  Stein  II,  211  tf.  zwischen  Vetzelirongs-  q,  Granssstenera 
unterscheidet,  l&sst  sich  bei  der  von  ihm  selbst  zugegebenen  flüssigen  Grenze 
zvischen  Nahrongs-  u.  üennssmittela  bemängeln.  Die  Yerzehmngsst.  theilt  Stein  in 
•Üe  aaf  Pflanzen-,  Fleisch-  und  mineral,  Nahnmg,  die  Geoosssteueni  sind  ihm  die 
(ictränke-  (Wein,  Branntwein,  Bier),  die  Zaclter-,  die  Tabak-,  die  Zeitungsst.,  letztere 
als  BesteneruQg  des  geistigen  Consnms.  Mehr  wie  anf  die  physiologische  Unter- 
ächeidung  ist  zom  Theil  wohl  auf  die  „sociale",  durch  die  Volkssitte  a.  dgl.  be- 
stimmte Gewicht  zu  legen.  S.  auch  Geratfcldt's  iu  der  Vorbem.  gen.  Sr.hrift.  — 
Vgl.  aosserdcm  r.  Bilinski's  Schrift  über  Luxussteaer  i,s.  oben  Vorbem.  zu  Abschn.  t> 
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ich  mebrere  Unterscheidniigs-  oder  Classificakionsiaerk' 
male,  nach  denen  sich  aber  die  einzelnen  bestenerten  Aitikd, 
bei  dem  engen  Zusammenhang  der  wirthschaftlichen  Zwecke  und 
Verweudaogen ,  nicht  immer  absolut  genau,  sondern  nor  im 
Grossen  und  Ganzen  mbriciren  lassen. 

1)  Unterscheidung  nach  dem  nächsten  Zweck  der  Y«- 
Wendung  der  Güter: 

a)  Verbranchsstenem  auf  Artikel,  welche  regelmässig  an 
mittelbar  znm  Zweck  der  BedUrfnissbefriedignng  selbr 
erworben,  besessen  und  verzehrt  werden:  „fertige"  Artikel,  welcU 
das  letzte  Stadium  der  Verarbeitung,  nur  mit  etwaiger  Ausuahnx 
der  Zubereitung  im  Haushalt  selbst,  zurtlckgelegt  haben  od« 
„Genussmittel'^  in  diesem  (von  dem  unten  zu  erwähneodeD 
unterschiedenen)  Sinne.  Die  betreffenden  Steuern  kann  man  datier 
wohl  als  Verbrauchssteaem  im  engsten  oder  wOrtlichBtei 
Sinne  bezeichnen.  Hierhin  zählt  die  grosse  Mehrzahl  sämmtUcber, 
namentlich  der  modernen  Verbrauchsstenern.  Die  meisteo  va 
folgenden  Kategorie  gehörigen  Ausnahmen  von  diesem  Sabe 
fanden  sich  früher  und  finden  sich  tbeilweise  noch  beiden  stidti 
sehen  Thorsteuern  und  besonders  bei  den  Einfuhrzöllen. 

b)  Verbrauchsstenem  auf  Artikel,  welche  sich  noch  in  einw 
Ver ar bei tungs Stadium  im  Verkehr  befinden,  daher  mdstem 
auch  noch  nicht  „fertig"  für  den  unmittelbaren  Consnm  sind 
Diese  Artikel  sind  also  eigentlich  noch  Bestandtheile  der  VtoAv 
tionsmittelvon^the  oder  des  Kapitals,  nicht  des  Gebraoelfr 
rermifgens.  Bilden  sie  den  einen  Hauptstoff  (VerwandloDgs 
Stoff)  der  Production,  wie  z.  B.  die  Rübe  ftlr  den  Zucker,  so  licgi 

S.  4SI).  Er  nimmt  das  Wort  „Luzussteuer"  in  einem  Tesentlich  veiteren  ab  d» 
üblichen  Sinn,  indem  er  diese  Steuer  als  drittes  Glied  eines  »llgemeiDen  Syst«*' 
der  Consumtionsstenem  neben  die  Steuern  von  „nnentbehrlicben"  nod 
„entbehrlichen"  Gefreaständen  stellt  (S.  107),  Die  Lazasst  ist  dem  Verf.  <1ib 
nothwcndig  zur  uatUrl  u.  logischen  Vervollständi^ng  des  Systems  der  CoosoBtiae- 
steuem  u.  zugleich  zur  Gorrectur  der  Einkommensteuer  (S.  118,  120  ff.,  133).  AkI 
betrachtet  er  sie  als  logiscb  unentbehrliche  Voraussetzung  eines  ratiooeUen  ZoUsystess- 
S.  124.  Diese  Aaf&ssiiag,  velche  durch  eine  eingehende  allgeindne  thecmäKk« 
ErOrterun;  tlber  das  Steueisystem  zu  begründen  gesucht  vird,  enthUt  mtDcliflB  fiSt^tir- 
Aber  die  Tom  Verf.  befürworteten  Gedditspaocie  der  Luzusbesteoenuig  foUta 
schon  bisher  in  den  Positionen  tu  Steaerftissen  der  Zolle  n.  Accfsen  nidiL  £b  sckiK 
mir  wenigstens  nicht  nothwendig,  die  Laxusst  so  besonders  berrortreten  ro ItfH 
Auch  wird  bei  der  immer  unvermeidlich  villkahrlichen  Aasvahl  ron  ^seraitä''' 
doch  der  alte  Mangel  gegenüber  einem  progreasiren  Stenerfuss  und  eioen  bsban 
Steuerfuss  des  fundirten  Einkommens  oder  gegenüber  der  Verbindung  einer  Vtf- 
mfigensteuer  mit  der  Einkommenst.  bestehen  bleiben :  nemlich  der,  dass  eben  and  ^ 
rationellste  Verbrauchs-  und  Luxusbestonenng  einzelnor  Objecte  nur  ttoe 
ungleichmässige  Besteuerung  bewirkt. 
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hier  mituDter  nnr  ein  bestimmtes  Verfahren,  das  oben  er- 
wähnte ^  für  die  Besteuerung  desjenigen  fertigen  Artikels,  welcher 
bestenert  werden  soll,  vor.  In  anderen  Fällen,  wo  noch  weitere 
Verarbeitongsstadien  zs  darchlanfen  sind,  der  besteuerte  Artikel 
nur  einer  der  Hanptstoffe  oder  bloss  ein  Hilfsstoff  ist,  gestaltet  sich 
das  Verhältniss  aber  doch  anders,  z.  B.  bei  dem  Octroi  anf  Ban- 
ond  Brennmaterial,  bei  den  Zöllen  auf  Rohstoffe  und  Halbfabrikate. 
Die  betreffenden  Stenern  werden  zu  Verbranchsstenern  für  den 
Consnmenten  durch  ihre  eventnelle  Vertheiinng  auf  die  Preise  aller 
der  fertigen  Producte,  zu  deren  Herstellung  die  besteuerten  Artikel 
rerwendet  werden  mnssten.  Hier  entstehen  daher  auch  viel  rer- 
wickeltere  Verhältnisse  der  Ueberwälzung  n.  s.  w.  Die 
Steuern  sind  zunächst  eigentlich  „Pro ductions "steuern. 

2)  Unterscheidung  der  Verbrauchssteuern  nach  der  nattlr- 
lichen  („physiologischen")  und  socialen,  d.  h.  durch  die 
Sitte  bestimmten  Stellung  der  besteuerten  Artikel  in  der  Gon- 
Bumtion.  Hier  handelt  es  sich  nm  die  vorher  erwähnten,  „zum 
Consam  fertigen"  Gttter.  Die  Rubrieirang,  welche  bei  der 
Veränderlichkeit  der  Gonsnmtionssitten  geifade  hier  nur  eine  rela- 
tive Richtigkeit  erreichen,  deshalb  genauer  nnr  fttr  bestimmte 
Zeiten  and  Völker  erfolgen  kann,  mnss  sich  an  die  ökono- 
mische Rangordnung  der  Bedürfnisse  anknüpfen,  denen 
die  betreffenden  Güter  dienen.  Sie  wird  alsdann  doch  fllr  di» 
socialökonomisehe  Beurtheilnng  der  einzelnen  Verbrauchssteuern 
wichtig.  Hält  man  sich  an  die  Verhältnisse  unserer  heutigen  Cultur- 
vOlker  Europas  and  theilweise  Ämericas  und  beschränkt  man  sich 
aaf  die  wi^tigeren,  bis  in  die  neueste  Zeit  noch  vorkommenden 
E^uerobjecte  (daher  mit  Auslassung  der  zahlreichen  früheren  Accise- 
artikel),  so  ergiebt  sich  etwa  folgende  Eintheilung.  ^) 

a)  Artikel  zur  Befriedigung  der  Existenzbedfirfnisse 
ersten  Grads:  Salz,  Brot  (Mehl,  Getreide),  meist  auch  Fleisch; 
andre  heimische  ordinäre  Agrarprodacte  zur  Ernährung  (Gemttse); 
Brennstoffe;  Beleuchtungsstoffe  (Petroleum);  Reinigungsstoffe  (Seife); 
ferner  Wohnung,  welche  sachlich  hieber,  ans  formellen  Steuer- 
technischen  Gründen  zur  dritten  Hauptform  der  Gebrauchs- 
bestenerung  (§.  494)  gehört. 

b)  Artikel  zur  Befriedigang  der  Existenzbedttrfnisse 
zweiten  Grads:  mitunter  ist  Fleisch,  femer  feineres  Brot 


*)  B.  ttber  die  Eintheil.  d.  BedttrfiiiSEie  Onmdl^.  g.  96. 
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(Weizen)  erst  hieher-zn  stellen;  meist  Bier  in  Nicht -WeinUnden, 
Wein  in  Weinländem;  Kaffee  oder  je  nachdem  Thee;  Zucker  sebon 
ziemlich  allgemein;  aoch  bisweilen  einselne  ordinb^  andere 
Cülonialwaaren  (grobe  Gewtlrze),  gewisse  Sfidfrtlchte  o.  dgl  m 
Fraglich  bleibt,  ob  Tabak  bieher  oder  zar  nächsten  AbtheUong  n 
rechnen  sei. 

c)  Artikel  znr  Befriedigung  von  rdativ  entbehrlichen  Bedfiif 
nissen  eines  höheren  und  feineren  materiellen  Lebens 
genuBses  oder  von  gewissen  Lnxnsbedttrftiissen:  WeininNiclfr 
Weinländem,  Branntwein;  Tabak,  erentuell  hieher  znstdicn;  feinat 
Colonialwaaren  oder  Prodncte  südlicher  Länder;  Teischiedene  (am 
Esswaaren  („Delicatessen")  n.  dgl.  m. 

d]  Artikel  zur  Befriedigung  gewisser  geistiger,  gesellige' 
Bedürfnisse :  Zeitungen,  Kalender,  auch  Papier,  Inserate  In  Print 
angelegenbeiten  o.  s.  w. 

Hieran  wfirden  sich  dann  Stenern  auf  die  Befriedigung  ^ 
wisser  persönlicher,  nicht  oder  nur  indirect  durch  SachgQter  tk 
mittelter  Genttsse  reihen,  wie  die  in  §.  494  unter  der  dritten  Hup( 
form  der  Gebrauchsbestenerung  aafgefllhrten. 

Uebersieht  man  nicht  das  durchaus  ßelatire  und  Flttssigeii 
der  Unterscheidung  und  das  Schwankende  im  Spracfagebraneh, » 
kann  man  wohl  auch  um  eine  kurze  Bezeiehnung  za  erlangen, 
Verbrauchssteuern  auf  relativ  nothwendige  GonsomptibOien n 
sammenfassend  (mit  L.  Stein)  Verzehrungsstenem  und  diejeaigR 
auf  relatir  entbehrliche,  mehr  nur  zum  Gennss  dieneBi 
Artikel  G e n u s s steuern  nennen.  Sieht  man  von  den  wenigerwick 
tigen  einzelnen  Artikeln,  welche  früher  und  vollends  jet2t  mtk 
nur  ausnahmsweise  in  die  Verbrauchsbesteuerung  eingereiht  ward« 
ab,  so  kann  man  unter  den  übrigen,  den  Hauptartikeln,  die  Steoei 
auf  nothwendige  Lebensmittel,  besonders  ftlr  die  Erni^ 
rung  (namentlich  nach  der  durch  die  Volkssitte  gegebea« 
Weise),  denjenigen  auf  Lnxus-Nahrnngs-  und  Reizmittel  bdc 
auf  Getränke  gegenüber  stellen.  Die  ersteren  sind  bei 
meistens  inländischen  Ursprungs,  die  Luxnsnahmogs-  nndBtf 
mittel  gewöhnlich  Prodncte  fremder  Zonen  und  Klimate  („Cokwiit 
waaren  und  Südfrüchte"),  wenn  auch  hie  und  da  ihre  Prodwö® 
ins  Inland  verpflanzt  worden  ist  (Zucker,  Tabi^).  Unter  den  Gt 
tränken  kommt  der  Wein  als  solches  fremde  Prodnet  in  Umkit 
ohne  oder  mit  wenig  Weinbau  in  Betracht,  wogegen  Bier  otf 
Branntwein  Überwiegend  heimisches  Product  za  sein  pflegen, 
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die  Beartheilang  der  betreffeDden  Verbraachssteaern  smd  diese 
Unterschiede  nicht  unwichtig. 

Die  kritische  Prtlftang  der  hiermit  sohematisch  vorgeführten 
zweiten  Hanptform  der  Gebranchsbestenemng,  der  Verbrancfasstener 
von  einzeüien  Sachgtltem  des  GonsuDSf  kann  sich  passend  zugleich 
auf  die  dritte  Hanptfonn  mit  erstrecken,  weshalb  hier  zunächst 
aueh  von  den  zq  dieser  gehörigen  einzdnen  Stenern  eine  Uebersieht 
gelben  wird. 

IV.  —  §.  494.  Die  Bestenernng  von  Nntznngen  des 
NatEvermögens  nnd  von  persönlichen  Genttssen.  Im 
ersten  Fall  liegt  augenscheinlich  auch  eine  Gtebrauchsbesteuernng 
TOr.  Im  zweiten  Falle  ist  von  einer  solchen  zu  sprechen,  weil  die 
Vornahme  solcher  Genttsse  einen  specifisehen  Gebranch  des  Ein- 
kommens (bez.  Vermögens)  einer  Person  in  sich  schliesst,  wegen 
welches  Gebrauchs  eben  die  Steuer  aufgelegt  und  nach  welchem 
sie  bemessen  wird.  Sachlich  ist  die  Einreibung  der  Stenern  auf 
persönliche  Genttsse  an  dieser  Stelle  daher  wohl  zu  rechtfertigen, 
wenn  auch  dem  Sprachbrauch  nicht  ganz  entsprechend.  Die  hieher- 
gehSrigen  Nntzongs-  und  peisönliohen  Gennssstenem  werden  regel- 
mässig von  demjenigen,  der  sie  tragen  soll  und  muthmasslicb  trägt, 
auch  gleich  gezahlt,  sind  daher  directe,  worin  ein  weiterer  Unter- 
schied von  den  meisten  eigentliohen  Verbranehsstenem  liegt  Doch 
kommt  auch  indirecte  Erhebung  durch  Vermittlung  Dritter  vor, 
so  z.  B.  mitunter  bei  der  Wohanngssteuer  des  Bewohners. 

A.  Die  Besteuerung  der  Nutzungen  von  KutzvermOgen  ist 
gewöhnlich  identisch  mit  einer  betreffenden  Besitz  bestenernng  in 
Bezug  auf  dies  Vermögen.  Hier  wird  auf  die  durch  das  Besitzen, 
dort  auf  die  durch  das  Benutzen  documentirte  Steuerfähigkeit 
gesehen.  Die  Identität  tritt  völlig  hervor,  wenn  man  beachtet,  dass 
es  sich  häufig  practiscb  für  Jemanden  nur  darum  handelt,  Etwas 
durch  den  Besite  fttr  etwaige  Benutzung  blos  zur  Verfügung 
za  haben.  Es  kommt  dabei  gerade  in  dem  wichtigsten  Fall,  bei 
der  Wohnung,  auch  gar  nicht  nothwendig  der  Besitz  des  Eigen- 
thflmers  allein,  sondern  des  Bewohners  als  solchen,  speciell 
des  Hiethers  in  Betracht.  Die  hauptsächlichen  hiehergehorigen 
Fälle  sind  nun: 

1)  Die  eben  genannte  Besteuerung  der  Wohnung  für  das 
Besitzen  oder  Nutzen  derselben,  als  Beweis  und  zugleich  als 
Maassstab  fUr  eine  entsprechende  Stenerfähigkeit,  welche  in 
dieser  Nutzung  oder  in  der  daf^r  zu  leistenden  Ausgabe  liegt. 
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Hier  tritt  die  sacfaUche  Gleichartigkeit  mit  den  eigeotlkha 
Verbranchssteuem  hervor.  Die  formelle  Verschiedenheit 
erklärt  sich  aus  der  ökonomisch -technischen  Eigenartigkeit  da 
Befriedigang  des  Wohnnngsbedflrfnisses.  Eine  solche  Wohnnngi- 
Steuer  trifil  daher  den  Eigenthümer,  weil  er  und  fitr  den 
Umfang,  in  welchem  er  einen  Wohnangsgranss  hat,  und  des 
Miether  in  derselben  Weise.  Sie  ist  principiell  verschieden  tos 
der  Gebändestener,  welche  der  Eigenthttmer  (Ur  den  Ertrag  au 
dem  Hanse  zahlt.  Streng  genommen  femer  gehart  hierher  nnr  die 
Steuer  auf  die  Priratwohnung.  Wo  sie  gewerbliche  B&oi» 
D.  dergl.  mit  trifit,  ist  sie  pro  tanto  eigentlich  eine  Erwerbs-,  speöä 
eine  Gewerbesteuer.  Bei  der  häufigen  practischen  VermeDgan? 
oder  Verbindung  von  Räumen  beiderlei  Art  hat  die  WohnungS8te«T 
oft  einen  gemischten  Character. 

2)  Gewisse,  meistens  unter  dem  Namen  „Lnxns steuern" 
sammengefasste  Stenern  auf  einzelne  Objecte  des  bewegliches 
Kntzvermögens ,  bez.  ftlr  die  daraus  6iessenden  KntznngsgestlsK. 
wo  dieselbe  Motivirung  wie  im  vorigen  Falle  zutrifft.  Auch  hier 
liegt  eine  Gebrauchs  Steuer  eigentlich  nnr  beiObjecten  vor,  weld» 
ausschliesslich  dem  persönlichen  Gennas  dienen.  Werdea 
dieselben  zu  Erwerbszwecken  mit  benutzt,  so  geht  die  Steuer  ii 
eine  Erwerbs-,  Gewerbe-  n.  dgl.  Steuer  Aber.  Beispiele  sind:  a 
Zeiten  der  persönlichen  Unfreiheit  Steuern  auf  HaussclavenfllT 
persönliche  Dienste  (analog  den  anter  B  erwähnten  Dienstboteie 
Stenern).  Femer  in  unseren  Zeiten :  Stenem  auf  Hunde,  Pferdt, 
Wagen;  gelegentlich  anf  andere  „Lnxussachen",  wie  Gold- und 
Silbersachen,  Pianos,  Billards  u.  dgl.  m.,  wo  die  Steuer  regefanlss^ 
vom  Eigenthümer  zu  zahlen  ist. 

Hieran  reiht  sich  nun  noch 

B.  Die  Besteuemng  persönlicher  Genttsse,  welche  obM 
oder  nur  secnndär  durch  Mitwirkung  von  Sachgfitern  verwirUieli' 
werden.  Der  innere  Grand  der  Steuer  ist  hier  das  „Aufwsod 
machen"  oder  das  „Sich  einen  änsserliehen  Prunkes 
lauben"  oder  das  „Sich  einem  Genuss  oder  Reit  hin- 
geben", was  durch  eine  Steuer  getroffen  werden  soll  Nefaea 
dem  Gesichtspnnct  der  Besteuerang  eines  specifischen  GebrtKk 
den  man  von  seinem  Einkommen  macht,  spielen  hier  mtantti 
andere  Momente  mit,  socialpolitische,  sittenpolizeiliche,  haodelt- 
politisohe  (bei  ansländiscfaen  Waaren)  und  gelegentlich  ninnt  dir 
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Steaer  anch  wohl  etwas  Gebtthrenartigee  mit  an:  sie  wird 
Bezahlnng  fOr  eine  im  gemeinen  Recht  vorenthaltene  speciellc  Er- 
lanbniss  zn  einer  persönlichen  Thätigkeit  n.  dgl.  Die  einzelnen 
hierher  zu  zählenden  Stenern  sind  daher  trotz  der  inneren  Ver- 
wandtschaft anter  einander  nnd  mit  den  vorerwähnten  Lnxnsstenern 
doch  nicht  ganz  homogen.  Zu  den  Lnxusstenern  pflegt  man 
mehrere  von  ihnen  übrigens  ebenfalls  zu  rechnen.  Beispiele  sind: 
Stenern  anf  Dienstboten^  besonders  Bedienten  (genauer:  auf 
das  im  Halten  von  Dienstboten  sich  zeigende  Gebranohen  des  Ein- 
kommens), auf  Führung  von  Wappen,  auf  Brauchen  von  Haar- 
pader  (Alles  drei  in  England);  anf  Spielkarten  (genauer:  anf 
den  im  Spiel  mit  Karten  liegenden  Gennss);  anf  Betheiligong  an 
sonstigen  Glücksspielen  (Stempel-  nnd  ähnliche  Besteuerung  von 
Lotterielooseuj  Promessen  n.  s.  w.);  Stenern  für  Jagdkarten,  für 
ClDbs  nnd  ähnliche  gesellschaftliche  Vereine  n.  dgL  m. 

V.  —  §.  495.  Bestimmung  der  Aufgabe.  Mit  dieser 
ziemlich  vollständigen  Uebersicht  der  eigentlichen  Verbrauchs- 
Bteuern  and  der  Steaem  anf  Natzungen  des  Nntzvermögens  und 
anf  persönliche  Gtonttsse  könnte  der  speciellen  Stenerlebre  schon 
vorgegriffen  zu  sein  scbeinen.  Indessen  ist  diese  grössere  Specia- 
livirnng  des  Gegenstands  iHr  die  Erörterungen  über  die  Gebraucbs- 
stener  aacb  hier,  in  der  allgemeinen  Stenerlehre  geboten,  weil 
dabei  unvermeidlich  neben  der  Gesammtheit  dieser  Stenern  auch 
die  wichtigeren  einzelnen  Kategorieen  nnd  deren  Unterarten  zu 
antersnchen  sind,  am  zn  einem  begründeten  Urtheil  über  diese 
ganze  Stenergattung  zn  gelangen.  Man  würde  sonst  zn  sehr  in 
Allgemeinheiten  stecken  bleiben,  was  gerade  hier  bei  der  durch 
die  Erfahrung  gelehrten  finanziellen  Unentbehrliohkeit  der  Go- 
brauchsbesteuemng  vollends  vermieden  werden  muss.  Wie  die 
folgende  kritische  Prüfung  ergeben  wird,  unterliegt  diese  Besteue- 
rang  im  Ganzen  wie  in  Bezug  anf  viele  ihrer  üblichen,  im  obigen 
Schema  vorgeführten  Glieder  manchen  schweren  Bedenken,  für 
sich  selbst  betrachtet  nnd  im  Vergleich  mit  der  Erwerbsbestenerung. 
Sie  verstösst  mehr  oder  weniger  gegen  die  Principien  der  Allge- 
meinheit nnd  Gleichmäasigkeit,  gegen  die  volkswirthscbafttichen 
Stenergrnndsätze  und  gegen  diejenigen  rationeller  Stenerverwaltung. 
Aber  —  sie  erreicht  notorisch  den  ersten  Zweck  aller  Besteuerung, 
die  Deckung  des  Finanzbedarfs,  ohne  dass  ihr  Druck  so  empfindlich 
als  derjenige  der  haaptsäohlichen  Steuern  der  Erwerbsbesteaenug 
gefUUt  wird. 
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Bei  dieser  practiscben  Unentbehrlit^eit  der  Verbraadube8tea^ 
rang  gilt  es,  die  bedenklichsteD  Glieder  ans  ihr 
znsoheiden  and  die  verbleibenden  so  ansznwihlea 
und  einzurichten,  dass  die  Bedenken  gegen  sie,  wenn 
nieht  ganz  wegfallen,  was  kaum  mOglioh  ist,  so  doch 
erheblich  vermindert  werden.  Die  hier  vorliegende  Auf- 
gabe lässt  sich  dahin  zasammenfassen:  die  Gebrancbsbesteoe 
rang  mnss  in  sich  ein  rationelles  System  bilden  und 
wieder  mit  der  Erwerbs-  (ond  erentoell  der  aelbstSndiga 
Besitz-)  Bestenerang  zasammen  zu  einem  rationellen 
Gesammt-Stenersystem  combinirt  werden.  Zar  LöBug 
dieser  positiven,  wie  der  ihr  vorangehenden  kritischen  Aufgabe  in 
es  aber  erforderlich,  aach  in  der  allgemeinen  Stenerlehre  sehog 
mehr  ins  Detail  der  Verbraachsbestenerang  einzugehen,  in 
grosserem  Haasse  als  dies  bei  der  Uotersncbmig  der  Erwerbs- 
besteaernng  nothwendig  war. 

Die  Aufgabe  des  Folgenden  ist  dann  zunächst  eine  kritiscbe 
PrHfnng  der  gesammten  Gebrauehsbesteuernng  als  Ganies, 
dann  einzelner  wichtigerer  Glieder  derselben.  Auf  da 
Character  dieser  Steuern  als  indirecter  wird  dabei  nur  soweit  dt 
gegangen,  als  es  der  Zusammenhang  mit  sich  bringt.  Eine  Ver 
gleichnng  zwischen  Gebrauchs-  und  Erwerbsbestese- 
rung,  welche  gleichzeitig  noch  zur  Ergänzung  der  frflhereD 
kritischen  Betrachtung  der  letzteren  Anlass  giebt,  wird  sich  mit 
der  Prttfhng.  der  Verbranohsbestenemng  verbinden.  Ans  dieser 
Vergleichnng  ergeben  sich  dann  die  positiven  Schlflsse  nml 
Forderungen  fttr  die  Bildung  des  ganzen  Steaersystens, 
mit  deren  Formnlirnng  der  voriiegende  Hauptabschnitt  seinen  Ab- 
schluss  findet 

8.  Abschnitt 

Die  finanzwissenschaftliche  Btldiuf  des  Stooersystou. 
III.   Die  Gebraachsbestenernng.    B.  Kritische  Prflfiiaf. 

§.  496.  Eine  so  allgemeine  geschichtliche  Erscheinung  wie 
Entwicklung ,  die  grosse  Ausdehnung  und  der  allen  Angriftn 
trotzende  Bestand  der  Verbrauohsbesteuerung  bei  den  Cnltnrvit&en 
muss  tiefe  innere  im  Volksleben  ruhende  Grtlnde  haben,  weld» 
darch  eine  bloss  negative,  die  Bedenken  gegen  diese  Besteoensff 
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wennschon  ganz  richtig,  aufdeckende  Kritik  noch  nicht  widerlegt 
und  oft  eigentlich  kaum  berührt  werden.  Denn  man  kann  die 
Richtigkeit  der  Kritik  zageben  and  doch  an  der  VerbranchsbeBteue- 
mng  festhalten  —  ans  dem  Ausschlag  gebenden  practischen  Grunde, 
dass  sie  das  Ziel  aller  Besteuerung,  die  Deekong  des  Pinanz- 
bedarfs,  am  Sichersten  und  doch  immer  noch  verhältnissmftssig 
am  Leichtesten  erreicht.  An  dieser  Bebaaptung  der  Anbänger  der 
Verbraacbsbesteuerung  ist  aber,  bei  aller  unterlaufenden  Ueber- 
treibnng,  theite  wirklich,  theils  nach  dem  Stande  der  Volksmeinung, 
wie  diose  nun  einmal  empfindet  und  urtheilt,  etwas  Wahres. 

Die  folgende  Erdrterung  soll  zuerst  (I)  die  relativ  richtigen 
allgemeinen  ErklUrungs-  und  Rechtfertigungsgrflnde, 
dann  (II)  die  speciellen,  aber  überwiegend  falschen  derartigen 
Gründe  (§.  501  ff.),  endlich  (III)  die  principiellen  und  practi- 
schen Mängel  der  VerbranchsbeBtenemng  (§.  505  ff.)  behandeln. 

I.  Die  allgemeinen  Erklärung»-  und Rechtfertignngs- 
gründe  liegen  wohl  einmal  (A)  in  den  besonderen  Schwierig- 
keiten der  Vermehrung  der  directen  Erwerbsbesteuc- 
rnng;  sodann  (B)  in  dem  zu  Gunsten  der  Verbrauchs-,  zu 
Ungunsten  der  Erwerbsbesteuening  mit  spielenden  psychologi- 
schen Moment;  femer  (G)  in  der  Nothwendigkeit  oder  doch  dem 
Wunsch  massgebender  Kreise,  gewisse  Theile  des  National- 
einkommens, welche  sich  der  directen  Erwerbsbestenerung  leicht 
entziehen,  aber  nicht  nnbesteuert  bleiben  können  und  dürfen 
oder  wenigstens  —  nicht  so  bleiben  sollen,  doch  ü.berhaupt  zu 
besteuern  und  in  der  specifischen  stenertechnischen  Ge- 
eignetheit der  Verbraucbsbesteuernng  hierzu;  weiter  (D)  in  ge- 
wissen Tolks-  und  eittzelwirthsohaftlichen  and  technischen 
Entwicklungsverhältnissen,  welche  die  Einrichtung  und  Dnrch- 
Itlfamng  der  Verbrauchsbestenerung  erleichterten,  während  sie 
mitunter  gerade  diejenige  der  Erwerbsbestenerung  erschwerten; 
endlich  (E)  in  einem  practiscb  in  der  That  nicht  unwichtigen 
Unterschied  zu  Gunsten  der  Verbraacbsbesteuerung,  dass  nemlich 
bei  dieser  die  effective  Steuerzahlung  einer  consumirenden 
Person  in  zahlreiche  kleine  Tbeilzahlungen  zerlegt  werden 
kann  and  vielfach  auch  zerlegt  wird,  wozu  noch  eine  gewisse 
Freiheit  in  der  Wahl  der  Zeitpnncte  der  Zahlung  kommt. 

A.  Die  Schwierigkeiten  der  Vermehrung  der  Er- 
werbsbestenerung. Ueberblickt  man  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung der  Verbrauchsbesteuerung,  wie  sie  oben  in  den  Grund- 
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Kfigen  gkizzirt  wurde  (§.  438  ff.)^  so  lassen  sich  ja  die  UnutSade  i 
and  Verhältnisse,  welche  hier  niBttehtich  ein-  oder  dodi  mitirirktu,  I 
unschwer  feststellen.  Der  steigende  Finanzbedarf  mnsste  gedet^ 
werden.  Die  directe  Erwerbs-,  besonders  die  Ertrags-  und  Ei^ 
kommen-  und  Vermögensbestenemng  Hess  sich  aber  ans  politi- 
schen Grtlnden  und  bei  dem  anter  allen  Staatsformen  mehr  oder 
weniger  massgebenden  Einfluss  der  besitzenden  Clasaen  gewOho 
lieh  nicht  einmal  soweit  in  der  Praxis,  bez.  im  Stenerreeht  loi 
dehnen,  als  es  Ökonomisch  und  steaertechniseh  mög&eli 
gewesen  wäre.  Die  wachsende  qualitative  nad  quantitative  Diffe 
renzirnng  des  Nationaleinkommens  und  Vermögens  im  Volke  b^ 
reitete  jedoch  aach  wirklich  immer  mehr  stenertechnischt 
Schwierigkeiten,  die  doch  meiBtens  noch  stärker  wuchsen,^ 
die  steaertechnischen  Hilfsmittel,  sie  za  überwinden.  Bei  der  D<rtb- 
wendigen  grosseren  Hohe  der  gesammten  Besteoenmg  mnsste  feracr 
jede  doch  so  unvermeidliche  Ungleichmässigkeit  der  Steaerr« 
theilttog  härter  empfanden  werden.  Die  unteren,  nicht  oder  «cnif 
besitzenden,  meist  nur  anf  Arbeits-  und  kleines  gewerbliches  Eit 
kommen  angewiesenen  Classen  boten  nach  ihrer  OkonomiselieB 
Lage  and  ihrer  Stimmung  noch  besondere  steuertecbniscfae  Sehwierig 
keiten  fltr  die  directe  Erwerbsbestenerung,  mehr  noch  in  Beug 
auf  die  Erhebung  als  auf  die  Veranlagung  derselben.  So  kaa 
man  immer  bald  an  die  Grenze  dessen,  was  bei  den  höheren  lud 
niederen  Classen  an  directen  Erwerbsstenem  anfzalegen  nrilglieh 
war  oder  —  fUr  möglich  galt  Denn  gewiss  ist  diese  Grenie 
meistens  nicht  wirklich  erreicht  worden,  wie  schon  die  beständigt 
nnd  rasche  Zunahme  aoch  dieser  Stenern  in  kurzer  Zeit  in  maocba 
characteristischen  Beispielen  gezeigt  hat 

B.  —  §.  497.  Mitspielendes  psychologisches  Momeol 
Aber  man  hatte  hier  in  der  Praxis  eben  auch  mit  einem  wicfatjges 
psychologischen  Moment  zu  rechnen,  das  namentlich  gnoe 
Staatsmänner,  welche  für  die  Erftlllung  der  Staatsanfgaben  „m^ 
Geld"  brauchten,  begreiflich  immer  besonders  beachtet  haben:  oü 
dem  psychologischen  Moment,  wie  die  Lente  noh  anmittelb«  tsi 
meist  directen  Erwerbs-  nnd  zur  meist  indirecten  Verbrauch 
besteuerung  in  ihrem  Gemttthe  verhalten.  Da  ist  es  denn  dkÜ 
zu  leugnen,  dass  fast  allgemein  nnd  flbenll  die  erstere  Besteoem? 
unangenehmer  empfanden  wird  als  die  zweite,  denn  „die erstem 
sieht  man,  die  zweite  sieht  man  nicht",  auch  wenn  sie  vortuuidefl 
und  im  Grande  viel  höher  als  die  andere  ist   Bei  der  entcn 
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zahlt  man  anmittelbar,  den  und  den  ziffennttssig  bestimmten  Geld- 
betrag^ an  den  und  den  Terminen,  wie  irgend  eine  andere  Äns- 
g:abe,  aber  mit  dem  Unterschied,  nicht  wie  bei  dieser  eine  specielle 
äegenleistnng  za  empfangen,  höchstens  mit  dem,  den  Meisten  ohne- 
hin anbekannten,  Bewosstsein,  eine  wichtige  sittliche  und  Recbts- 
pflicht  gegen  das  Gemeinwesen  erftlUt  zn  haben,  and  hCchBtens  in 
der,  den  Meisten  wiedernm  unbekannten,  oft  auch  nnerftlllbaren, 
immer  nnsicheren  Hofifhnng,  die  gezahlte  Steuer  auf  Andere  fort- 
wälzen zn  k&nnen.  Die  Verbranchsstener  verschmilzt  mit  dem 
Preise,  sie  hat  ihn  vielleicht  stark  gesteigert,  aber  Preisschwankungen 
kennt  der  Consnment  ohnedem.  Die  Aasgabe  für  den  Kaaf  einer 
besteaerten  Waare  hängt  in  gewissen  Grenzen  vom  Willen  des 
Consnmenten  ab,  er  kann  sie  eventuell  unterlassen,  zu  einer  anderen 
Zeit,  in  anderem  Betrage  vornehmen.  Macht  er  sie,  so  erlangt  er 
im  Besitz  oder  Genuss  der  Waare  unmittelbar  eine  Gegenleistung, 
um  die  es  ihm  ja  bei  seiner  Handlung  ttberhaupt  nur  ankommt. 
Diese  Gegenleistang  ist  am  den  Betrag  der  Steuer  verkleinert. 
Aber  in  vielen  Fällen  weiss  der  Käufer  das  gar  nicht,  nnd  „was 
er  nicht  weiss,  macht  ihn  nicht  beiss",  in  den  meisten  entzieht  es 
sich  setner  genauen  Berechnung  nnd  immer  wird  ihm  die  Pein  der 
Zahlung  versUsst  durch  den  Genuss,  den  gewünschten  Gonsum  vor- 
nehmen  zu  können.  So  ist  dieses  psychologische  Moment  sicher- 
lich ein  Haupterklärungsgrund  fttr  die  relativ  geringe  L'npopularität, 
um  nicht  zu  sagen  fttr  die  förmliche  PopalariWt  der  Verbraucbs- 
bestenerong  nnd  fttr  die  Vorliebe  der  „practisohen  Politiker''  fttr 
diese  Steuerform,  selbst  solcher,  welche  die  Einwände  dagegen 
kennen  nnd  zu  wttrdigen  suchen,  geschweige  derer,  welche  sieh 
darüber  ohne  Weiteres  als  tlber  „dootrinäre  Bedenken"  hin- 
wegsetzen. 

Gewiss  ist  es  nun  hier  wie  ttberall  und  allezeit  die  Aufgabe  der 
Theorie,  der  Wissenschaft,  nach  der  Parole  „was  man  sieht  und 
was  man  nicht  sieht"  —  aber  sehen  sollte,  den  Cansalzusammen- 
hang  der  Dinge  nachzuweisen  nnd  die  Bedenken  der  Verbrauchs- 
bestenerong  za  zeigen,  welche  die  letztere  zum  Theil  sogar  ge- 
rade deswegen  hat,  weil  jenes  psychologische  Moment  zn  ihren 
Gunsten  spricht.  Die  Reaction  gegen  die  Verbrauchs  besteaerang 
in  der  Finanzwissenscbaft  nnd  Staatslehre  sowie  b  der  practisch 
politischen  Agitation  dwjenigen  politischen  Parteien,  welche  das 
Interesse  der  unteren  Glassen  und  gewisse  Ideale  der  Volksfreiheit 
gegenüber  der  Regierung  schärfer  vertreten  („Fortschrittspartei", 


Digitized  by  Google 


510  3.B.  2.K.  I.A.  AllK.S(«aeiL  3.H.-A.  8.A.  Qebt.baBtmi.  Kiitik.  $.497.496. 

„Socialdemocratie")*  ist  ans  dieser  Erkenntniss  des  CansalsiutiDmen- 
hangs  denn  auch  hervorgegangen.  Aber  dass  der  Erfolg  diwi 
Reaction  in  der  Praxis  des  Stenerrechts  so  geringftigig  ist,  kau 
wie  ans  anderen  praotiscben  Gründen ,  so  ancb  namentlich  wc^ 
der  Macht  eines  solchen  psychologischen  Moments  nicht  Wnnlei 
nehmen. 

Nimmt  man  hiazn,  dass  die  directe  Erwerbsbestcaenuig. 
namentlich  in  einzelnen  ihrer  Glieder,  wie  der  Einkommensteser, 
unvermeidlich  ein  Eindringen  in  die  persönlichen  vnd  wirtV 
schaftUchen  Verhältnisse  des  Privaten ,  eine  gewisse  Controle  Qber 
ihn  verlangt,  dass  bei  ihr  das  der  Bestenemng  innewobneuk 
Moment  des  Zwangs  schärfer  hervortritt,  so  wird  die  Abneigmu 
alier  Volker  und  Zeiten  gegen  diese  Besteaerung  wiedemm  I» 
greiflich.  Das  Alterthnm  nnd  Mittelalter  sah  in  ilir  oder  doch  in 
Hanptformen  derselben  eine  Miodernng  der  Freiheit,  die  Neozea 
mit  ihrem  stark  ausgeprägten  Individnalisrnns  und  FreiheitsgefShI 
sieht  sich  durch  sie  in  diesen  ihren  Gefühlen  verletzt.  Die 
branchsbestenernng  bat  ja  zwar  gewöhnlich  einen  viel  eompit 
cirteren,  lästigeren  Controlapparat  nöthig,  aber  ihre  Controleo. 
vollends  bei  der  modernen  Ökonomischen  nnd  technischen  Em 
wioklang  der  Prodoction  nnd  des  Verkehrs,  besohrilnken  sich  inf 
gewisse  Gegenden  (wie  bei  den  Grenzzöllen  nnd  Thorstenen)  l 
üfters  auf  gewisse  Zeiten  im  Jahre  (wie  bei  gewissen,  dem  ?r<y 
dncenten  auferlegten  Stenern  auf  die  Zeit  des  Betriebs)  nnd  nameo^ 
lieh  auf  gewisse  Personen-  oder  Geschäftskreise,  die  Kaafleote. 
gewisse  Fabrikanten  u.  s.  w.,  die  sich  nicht  wohl  so  belib^ 
können,  da  sie  freiwillig  das  G^häft  nnter  den  ihnen  bekannte) 
durch  die  Besteaemng  geschaffenen  rechtlichen  Bedingimgen 
treiben. 

C.  —  §.  498.  Geeignetheit  der  /^ebranchsbestene 
rung,  sonst  unbestenert  bleibende  Eiokommentheilr 
zu  treffen.  Mit  der  Entwicklung  der  Volkswirthsohaft  nnd  der 
sie  bedingenden  Entwicklang  der  Arbeits-,  Erwerbs-  and  Besiti- 
theilnng,  mit  jenem  Öfters  erwähnten  Process  der  quantitativen  od 
qualitativen  Differenzirung  des  Nationaleinkommens  and  Venntige^ 
gelangen  nun  auch  immer  mehr  Theile  der  letzteren  in  solebff 
Weise  in  Privathände,  dass  sie  durch  die  Erwerbsbesteic 
rnng  schwer  oder  gar  nicht  mehr  zu  erfassen  sind.  IMe 
Erwerbsbesteueruug  mnsste  durch  ihre  eigene  entsprechende 
renzirung  dem  zu  begegnen  suchen  nnd  sie  hat  sich  in  der  Fioui- 
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geschichte  r^lmäMig,  wie  die  frttbere  Daratellang  zeigte  (§.  441  ff., 
459  ff.),  der  LOenng  dieses  Problems  gewidmet  Aber  sie  Termoebte 
es  nirgends  genügend  zu  lOsen,  weder  durch  die  Specialisining 
der  Bestenenmg  des  bernfsmässigeu  Erwerbs,  die  Verbindang  der 
sabjeetiren  Einkommen-  mit  der  objectiTen  Ertragsbestenerang, 
noch  dnrch  die  Combination  beider  mit  der  Verkehrs-,  der  Anfall- 
und  Gewinnbestenemng.  Hier  bot  sich  nnn  der  in  der  Stener- 
geschichfe  denn  auch  regelmilssig  besobrittene  Weg  der  Ge- 
brauchs-, besonders  der  Verbranobsbesteuerung,  wenn  nicht  als 
völlige  Abhilfe,  so  doch  als  erwttnsohte,  ja  in  gewissem  Umfange 
nothwendige  Aushilfe. 

Und  zwar  in  den  beiden  hier  vornemlicb  in  Betracht  kommen- 
den Bichtnngen :  für  die  Besteuerung  desjenigen  Einkommens  der 
besitzenden  und  namentlich  der  wohlhabenderen  Classen, 
welches  sich  der  Erwerbsbesteuemng  am  Ehesten  entzog,  und  ander- 
seits namentlich  der  nicht-besitzenden  und  ärmeren,  wesent- 
lich auf  den  Ertrag  ihrer  Arbeit  angewiesenen  Classen,  wo  die 
Erwerbsbestenemng  theils  steaerteohnisch  ebenfalls  nicht  ausreichte, 
theils  zn  drtlckend  empfunden  wurde.  Indem  die  Verbrauchs- 
besteaerang  diese  beiden  Ökonomischen  and  socialen  Classen  unter 
richtiger  Auswahl  der  zn  ihren  Consnmtionen  gehdri- 
^en  Steaerobjecte  und  zweckmässiger  Kormirnng  der 
ätenersätze  dafür  besteuerte,  half  sie  in  der  That,  eine  Lücke 
in  ganzen  Steuersystem  aosznfttllen  und  dies  zn  rerbessem.  Darin 
legt  ihre  principielle  Berechtigang  vom  Standpunct  des  Steuer- 
lystems  aus  benrüieilt,  welche  auch  durch  weitere  Verbesserungen 
ler  ErwerbsbesteneiUng  nnd  durch  unvermeidlich  verbleibende 
Mängel  der  Verbranchssteuern  nicht  beseitigt  wird:  das  Einkommen 
ler  „höheren"  Classen,  welches  man  bei  der  Verwickeltheit  der 
i^rwerbsverhältnisse  durch  die  Erwerbsbesteuemng  nicht  erfassen 
lonnte,  traf  die  richtig  gestaltete  Verbranchsbesteuerung  in  dem 
Jebrancb,  welcher  davon  gemacht  wurde  und  welcher  gerade  eine 
»esondere  SteuerfUhigkeit  verrieth.  Und  das  Einkommen  der 
unteren"  Classen,  der  „kleinen  Leate",  welches  im  einzelnen  Fall 
nbedeatend  und  daher  auch  für  die  Besteuerung  gleichgiltig,  doch 
1  Summa  einen  sehr  grossen  Theil  des  Nationaleinkommens,  jener 
»tzten  Steuerqnelle,  aosmaohte,  der  meistens  nicht  unbesteuert 
elassen  werden  konnte,  dies  Einkommen  traf  wiederum  statt  der 
Dznreichenden  oder  unzweekmässigen  ErwerbsbeBteuemng  die 
erbrauchssteuer  auf  die  Consumtion  dieser  Classen.   In  der  That, 
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von  der  Frage  der  specieUen  Aosfttimuig  dieser  Steaer  nock  ib 
gesehm,  auch  theoretisch  betrachtet  eine  ganz  rationelle  Est 
Wicklung  nnd  im  Zusammenhang  der  Wirthsehafts-  nnd  Geselt  | 
schaflsgeschich te  betrachtet  auch  eine  geschichtlich  gaii 
folgerichtige  Entwieklong,  welche  mit  der  EhnancipatioB  d« 
unteren  von  den  hdberen  Glassen ,  mit  dem  steigenden ,  in  dv 
Consnmtion  von  besseren  und  von  Laxas-Nahrangsmittelii, 
Gtennss-  nnd  Reizmittehi  her?ortratenden  Wohlstand  der  Volk» 
massen  sich  hervorringen  mosste.  Dass  dabei  die  Stai^sgewate 
nnd  die  besitzenden  und  höheren  Glassen  einer  solcheo  EntirÜ 
lung  mit  Uebereifer  durch  eine  zu  weite  nnd  oft  nnrichtige  l» 
debnung  der  Verbrauchsbesteuerung  Vorschub  leisteten ,  damit  <1b 
alte  Satz  von  der  misera  contribnens  plebs  auch  onter  oeitc 
socialen,  wirthschaftliehen  nnd  ReohtBverhftltmsBen  nicht  ODgüä; 
werde,  lässt  sich  wieder  nicht  principiell  gegen  eine  die  ontem 
Glassen  belastende  Verbrauchsbestenernngf  sondern  nnr  gegen  daa 
etwaige  concreto  (Gestaltung  als  Beweisgrond  anflthren. 

Ans  dem  Gesagten  ergeben  sich  die  richtige  tbeoretiBcbt 
Auffassung  der  Verbrauchsbesteuerung  übeihaupt,  »w 
die  positiven  Zielpuncte  fttr  ihre  Einrichtung. 
als  Ergänzung  und  als  Ersatz  der  Erwerbsbestenenuig  tot 
Allem  nach  den  beiden  genannten  Richtungen  anzuerkenneo 
demgemSsB  einzurichten.   Daraus  folgt,  dass  sie  nicht  aUein  ft 
sich,  sondern  nnr  im  Zusammenhang  mit  der  Übrigen  Bestesero; 
zu  beurtheilen  und  practiscfa  zu  ordnen  ist   Die  verscbiedcif 
Ausbildung  nnd  Einrichtung  der  directen  Erwerki 
besteuerung  inrolrirt  auch  eine  entsprechende  V«t 
schiedenheit  der  Verbrauchsbestenernng,  and  umgt 
kehrt.  Die  einfache  Uebertragnng  des  VerbtaochssteuerreeUi  d» 
einen  Landes  auf  ein  anderes  ist  sehen  desw^^  annlifl%-' 
Daner  nnd  Umfang  der  Berechtigang  der  Verbranchsbesteseim 
wird  femer  wesentlich  vom  Stande  der  Steuertechnik  ia  iff 
Erwerbsbesteuerung  mit  bedingt    Mit  der  Verbessenug 
Technik  kann  und  muss  auch  oft  eine  Verändemng  oder  fr 
schränkung  der  Verbrauchssteuern  eintreten.    Ob  und  wie 
diese  Überhaupt  zur  Besteuerung  der  „kleinen  Leute",  won  • 


■)  Daher  die  nenetdlogs  bd  uns  beUebten  BeirejattthtBngao.  4m  wirtoPf*'^ 
land  (InrchaDs  mehr  Verbnucbsateaera  bedQifien,  mit  dem  Hinreis  »af  _ 

Eugland,  Uesterroicli  (iiellKit  iu  den  autl.  ActenstUcken  ans  I87S  u.  79)  w 
beveiwD. 
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principieU  geeignet  sind,  wirklich  benatst  werden  sollen,  hängt 
endlich  wieder  mit  davon  ab,  ob  das  SteuenyBtem  ein  rein 
ßnanzielles  oder  ein  socialpolitisches  sein  soll  (Frage  von  der  Frei- 
heit des  Existenzminimnms  n.  b.  w.,  §.  405).^ 

D.  —  §.  499.    Es  ist  femer  nicht  zu  übersehen,  dass  die. 
Verhältnisse  der  einzel-  und  Tolkswirthschaftlichen 
wie  der  technischen  Entwicklung  gerade  in  der  Neuzeit 
die  Verbrauchsbesteaeruiig  stenertechnisch  begünstigen,  die 
Erwerb sbestenemDg  erschweren. 

Die  Grundlagen  für  Hauptarten  der  letzteren  (Ertrags-,  Ein- 
kommensteuern 1)  sind  immer  schwieriger  herzustellen,  machen  mehr- 
fach selbst  immer  grCssere  Kosten  (Grandstenerkataster!)  nnd 
ermöglichen  trotz  aller  Mtthe  oft  keine  auch  nur  leidlich  gleich- 
mässige  Besteuerung  von  Beruf  zu  Beruf  und  von  einem  zum 
anderen  Steuerpflichtigen  im  nemlicfaen  Beruf  oder  Erwerb.  Da- 
durch verliert  diese  Besteuerung  Vorzüge,  die  sie  sonst  gerade 
vor  der  anderen  zu  haben  pflegt. 

Die  letztere,  die  Verbranchsbestenernng  dagegen  knüpft  sich 
in  ihren  Hauptformen,  bei  den  Einfuhrzülleo  und  bei  den  inneren 
beim  Producenten  erhobenen  Stenern,  auch  In  der  Monopolform, 
an  einen  verhältnissmässig  kleinen  Personenkreis  und 
an  eine  kleine  Zahl  Productionsstätten:  um  so  mehr,  je 
mehr  sich  gewisse  Geschäflie  concentriren.  Sind  hier  auch  scharfe 
Gontroien  nothweudig,  so  stdren  dieselben  doch  nicht  so  allgemein. 
Mit  ein  and  demselben  Erhebnngs-  nnd  Controlapparat  werden 
grosse  Summen  auf  einmal  erhoben.  Auch  hier  kommt  in  den 
Beziehungen  zwischen  der  stenerzahlenden  Bevölkerung  und  der 
Stenerverwaltnng  eine  Art  Arbeitstheilungsprincip  zur  Gel- 
tung: bestimmte  Geschäftskreise  der  Kauflente  und  Fabrikanten 
übernehmen  so  zu  sagen  mit  ihrem  regelmässigen  wirthschaftlichen 
Beruf  auch  gleichzeitig  die  Function  von  Stenererhebem  unter 
ihren  Kundenkreisen,  so  dass  diese  letzteren  in  weitem  Umfange 
mit  der  Steuerverwaltnng  nicht  in  directe  Berührung  kommen. 

Diesen  Vortheilen  stehen  zwar  auch  speciell  steuertech- 
aisohe  Kachthelle  gegenüber.  Eine  „rationelle"  Verbranchs- 
sesteuernng  wird  bei  hoher  technischer  und  wirthschaftlicher  £nt^ 


*}  Nunentlich  Steia  a.  a.  0.  betont  mit  Becht,  aber  rtel  zu  einseitig,  die  Auf- 
'aasung,  dass  die  indirecte  Yerbnuchsbeateaenuig  die  Fuuctioa  dei  Bestcueraog  der 
.Arbeit**  lube. 

A,  Warner,  VIuniwiMeuehaft.  IL  33 
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wicklang  in  wachBendem  Maasse  erschwert  durch  die  imma 
notbwendiger  werdende  BüokBichtnahme  auf  die  ConenrrenxTertilll- 
nisse  zwischen  in-  und  ausländischen,  städtischen  ond  Undlichen. 
Gross-  und  Klein-Prodacenten  eines  stenerpflichügen  Artikels.  Die 
Verbranchsbesteaerang  in  der  Form  von  EinfohnOllen  anf 
ländische  Waaren  bleibt  nur  bequem,  wenn  dieselbe  Waare  nicbt 
anch  im  Inland  hergestellt  wird.  Die  Uebertragang  fremder  Piv^ 
düctionszweige  ins  Inland  wird  aber  Ökonomisch  und  teohni«! 
vielfach  leichter  (Zncker,  Tabak,  Bier).  Dann  treten  schwer  n 
lösende  Conflicte  zwischen  dem  Interesse  der  Finanzen  nnd  de 
heimischen  Prodnction  ein.  Ersteres  kann  nur  gewahrt  bleibai 
wenn  der  heimische  Artikel  auch  und  meistens  nur,  wenn  e 
gleich  hoch  besteuert  wird.  Dies  steuertechnisch  durchznf&hm 
ist  schwierig,  znmal  da  die  innere  Verbrauchssteuer  in  ganz  andern 
Weise  als  der  Zoll  eingerichtet  und  erhoben  werden  mnsa.  Weida 
innere  Steuern  noch  in  der  Form  der  städtischen  Thorabgs^ 
erhoben,  so  ergeben  sich  analoge  Conflicte  zwischen  stftdtiseiKi 
und  ländlichen  Producenten  (Fleisch Mehlbestenesung).  Dit 
Modalitäten  mancher  Verbrauchssteuern  sind  auch  dfters  ttnrer- 
meidlicb  in  ungleichem  Maasse  gOnstig  oder  ungttnstig  für  die 
einzelnen  betroffenen  Producenten  eines  Stenerartikds,  je  nach  da 
Stande  der  Betriebstechnik  und"  -Oekonomik  der  einzelnen  Ge 
Schäfte,  am  Meisten  wohl  je  nachdem  dasselbe  mehr  Grross-  ode 
mehr  Kleinbetrieb  ist.  Dadurch  wirkt  die  Steuer  nngleichmisai^ 
was  abermals  Bedenken  erregt  (Rohsteff- Besteuerung  bei  de  < 
Zucker-,  Brennerei-Industrie).  Bei  dem  steten  Wechsel  der  Teck^l 
nik  ist  dem  auch  schwer  zu  begegnen. 

Aber  die  Erfahrung  zeigt  doch,  dass  alle  diese  Missstäadf ! 
schliesslich  nicht  für  entscheidend  und  immer  noch  fSrl 
geringer  gelten,  als  die  Schwierigkeiten,  weiche  die  modenc 
Ökonomische  und  technische  Entwicklung  der  Ansdehnnng  der  fr 
werbsbestenemng  entgegenstellt.   Die  grosse  Vermehrung  gewinir  | 
Consumtionen  in  allen  Volkskreisen,  der  Verzehrung  der  Getrinkt 
des  TfUmks,  der  ttbrigen  Golonialwaaren,  steigert  die  Eigiebi^eit  , 
der  Verbrauchsstenern  so  sehr,  dass  sogar  gemsse  dem  Finaot-  | 
interesse  an  sich  nachtheilige  Mängel  der  Steuertechnik  bei  disKi 
Steuern  mit  in  den  Kauf  genommen  werden  und  werden  kOnneu.  - 


E.  —  §.  500.  Die  Auflösung  der  Stenerzablang  bei 
der  Verbrauchsbesteuerung  in  kleine  und  zu  beliebiger 
Zeit  zu  leistende  Theilzahlungen. 
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1)  Die  grosse  Masse  der  BerOlkenuig  lebt  bei  ihrer  ökonomi- 
schen Lage  „von  der  Hand  in  den  Hnnd"  oder  hat  wenigstens 
Dicht  leicht  die  Einsicht  und  die  Willensstärke,  aus  ihrem  Ein- 
kommen auch  nur  ein  wenig  grossere  Beträge  fttr  bestimmte 
spätere  Zeitpnncte  anfeosammeln.  Die  Folge  ist,  dass  diesen 
Leuten  regelmässig  eine  einmalige  etwas  grössere,  vollends 
eine  solche  an  einen  bestimmten  Termin  gebundene  Zah- 
lung schwerer  zn  leisten  wird,  als  die  im  Betrage  gleiche  Zahlung, 
wenn  sie  in  kleine  Theilzahlungen  aufgelöst  wird.  Dies  zeigt 
sich  bei  den  gewöhnlichen  hanswirthschaftlichen  Ausgaben,  die 
täglich  in  kleinen  Summen  bestritten  werden,  verglichen  mit  den 
grösseren  Terminzahhingen  z.  B.  fttr  Uiethe  der  Wohnnng  u.  dgl. 
Dieselbe  Wahrnehmung  hat  man  vielfach  bei  der  directen  Be- 
steuerung der  „kleinen  Lente"  und  der  ihnen  zunächst  stehenden 
Volkssohiohten  gemacht,  wobei  dann  jenes  erwähnte  psychologische 
Moment  auch  noch  einwirkt.  Die  Folge  ist  eine  geringe  Er- 
giebigkeit solcher  Stenern,  die  Nothwendigkeit  niedriger 
Steaersätze,  der  Bestattung  mehrerer  Zabltermine  im 
Jahre,  selbst  monatlicher,  was  das  Zahlen  zwar  erleichtert,  aber  die 
Erhebungskosten  verthenert  nnd  trotzdem  zahhreiche,  ja  unter  Um- 
ständen zahllose  Mahnungen  und  Stenerexecutionen ,  wodurch  die 
Bitterkeit  nur  gesteigert  und  der  Zweck  doch  nicht  immer  erreicht 
wird.*)  Die  örtliche  Bewegung  der  arbeitenden  Classen  erschwert 
dabei  die  Gontrole  nnd  die  Erhebung  noch  ausserordentlich.  So 
bat  namentlich  die  Ausdehnung  der  directen  Einkommensteuer  auf 
lie  unteren  Classen  oder  die  Erhebung  specieller  Ertragsstenem 
vom  Arbeitslohn  mit  grossen  steuertechnischen  und  socialpolitischen 
Schwierigkeiten  zn  kämpfen. 

Diese  fallen  bei  der  Einrichtung  einer  Verbrauchsbesteuerung 
inf  Massenconsumptibilien  grossentheüs  fort  Viel  Odium  wird 
trspart  und  der  finanzielle  Zweck  wird  vollständiger  und  fttr  die 
^tenerverwaltung  wie  ffir  die  Steuerzahler  bequemer  erreicht.  Denn 
n  der  Tbat  ist  die  reelle  Steuerfähigkeit  der  kleinen  Leute  nnd 

')  Zahlreidie^Bel^B  bd  der  prenss.  Classensteiier,  bes.  ror  d.  Kovelle  t.  187S. 
Is  auch  ganz  kleine  Eilücommen  stenerpflichdg  varen.  Vach  einer  damal.  untl. 
lenlndir.  d.  prenss.  Fin.min.  irarea  Im  J.  1S71  für  je  100  Thlr.  Clsssenstenoi 
D  den  classeast-pflicht.  Städten  erforderlicb :  kosteopflicht.  MabDongen  dos 
^xecDtors  io  CI.  la  (frühere  niederste  Glassenstufe.  c.  bis  100  Thlr.  Eink.)  22S,  rer- 
ilgte  Execationen  95,  vollstreckte  dsgl.  49,  fmchtlos  vollBtreckte  dsgl.  37;  in  allen 
brigen  Classen  zusammen  an  M^nungeo  31.  verfügten  Exec  11,  roUstreckten  4. 
uchtlos  vollstreckten  1.  yeniilag.kosteii  f.  100  Thlr.  Steuer  in  GL  la  S'S,  io  allen 
Ddem  dassen  167  Thlr. 

33* 
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selbst  der  Scbichten  bis  in  die  ökonomischen  Mittelstände  binaiif 
bei  der  Anflösnng  der  Steuerzahlung  in  kleine  Betriige  pOwr, 
die  Empfindung  des  Dmcks  der  Steuer  in  Wirklichkeit  klÖD«. 

2)  Hit  diesem  Argument  dürfen  die  Anhänger  der  VerbrtBel» 
bestenemng  ihre  Sache  fllhren.  Aber  die  begrenzte  Giltigkeit 
nnd  Beweiskraft  desselben  ist  anderseits  doch  anch  niekn 
übersehen. 

a)  Einmal  trifft  das  Argument  streng  genommen  ttberbuit 
nur  beim  Baarkauf  genau  zu.  Wo  statt  desselben  die  beBteatR 
Waare,  also  namentlich  nach  unseren  Verhältnissen  die  Kriaxf 
waare  vom  Consumenten  auf  Borg  gekauft  und  in  grosseren 
trägen  bezahlt  wird,  fällt  der  Vortheil  grossentheils  fort  Oderdk 
Mahnungen  nnd  Executionen  des  Privatglänbigers  treten  u  £e 
Stelle  deijeuigen  des  Fiscns.  Durch  eine  starke  Besteuernng,  nitln 
Verlhenerung  gewisser  nothwendiger  oder  nach  der  Consumüoifj 
Sitte  einmal  beliebter  Consnmptibilien  wird  aber  der  Baarkufa 
Gunsten  des  Kaufs  anf  Borg  erschwert. 

b)  Sodann  hVrt  eine  Steuer  dadurch,  dass  sie  „unmerkGtlr 
nnd  „minder  druckend"  darch  die  Art  ihrer  Erhebung  wird,  sitli 
lieh  nicht  auf,  eventuell  doch  sehr  ungleichmässig  zu  sfA; 
(Gerade  wegen  der  besprochenen  Eigenschaften  droht  aber  w 
besonders  starke  Ausdehnung  der  Verbrauchssteuern  nnd  ist » 
sicher  wohl  deswegen  so  allgemein  mit  eingetreten.  Es  ist  japs 
richtig,  dass  z.  B.  eine  Salzsteuer,  wie  die  deutsche,  trotz  des  eson 
hohen  Steuersatzes  von  6  Mark  litr  den  Centoer,  vom  ConsamentK 
der  pfundweise  seinen  Bedarf  bezieht,  kanm  empfnnden  wird.  Abf 
im  ganzen  Jahre  belastet  sie  doch  die  Arbeiterfamilie  im  Dort 
schnitt  wohl  mit  4 — 5  Mark,  d.  b.  im  Verhältniss  zum  Einkoma« 
mit  vielleicht  nahezu  1  Proeent:  relativ  viel  stärker,  als  dnrcii  djtif 
nnd  eine  ganze  Anzahl  anderer  Verbrauchs-  nnd  sonstiger  StntR 
zusammen  genommen  mitunter  eine  reiche  Rentierfanülie,  de« 
Einkommen  schwer  zu  erfassen  ist,  getroffen  wird.  Und  di» 
4  oder  5  Mark,  wenn  anch  pfennigweise  ausgegeben,  fehlen 
notbwendig  der  Arbeiterfamilie  irgendwo  sonst,  entweder  für 
Ausgaben  und  GenQsse  oder  auch  fUr  die  Zarücklegnng  sU  Sps^ 
Pfennig.  Dies  bleibt  bei  der  an  nnd  ftir  sich  ganz  richtig 
psychologischen  und  praetischen  Rechtfertigung  der  Veihr««* 
steuern  zu  leicht  unbeachtet.  — 

Das  sind  die  allgemeinen  ErklärungS-  und  Bechtferti^a^ 
gründe  der  starken  Ausdehnung  und  des  meistens  bestiki^ 
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Uebergewichts  der  Verbrauchssteuern  im  Staatssteaersystem.  Der 
einzelne  Grand  hat  sicherlioh  meistens  nnr  eine  relative  Be- 
deutung, aber  die  Gesammtheit  der  Grflnde  wiegt  practisch  schwer 
and  darf  auch  theoretisch  nicht  so  leicht  genommen  werden,  wie 
es  oft  von  einseitigen  doetrinären  (Segnem  dieser  Besteuerung 
geschehen  ist 

Einige  weitere  specielle  Gründe,  welche  von  Anhängern  der 
Verbraucbsbesteuerang  geltend  gemacht  werden,  kOnneu  dagegen 
einen  solchen  auch  nur  relativen  Werth  schwerlich  beanspruchen, 
sondern  müssen  im  Wesentlichen  als  falsch  bezeichnet  werden: 

II.  —  §.  501.  Specielle,  aber  falsche  Gründe  für  die 
Verbranchsbesteuerung.  Dieselben  sind  tbeils  selbständige, 
von  den  vorher  besprochenen  verschiedene,  theils  laufen  sie  auf 
eine  Uebertreibung  der  relativen  Wahrheit  hinaus,  welche 
in  jenen  Gründen  enthalten  ist,  wobei  dann  falsche  weitere  Motivi- 
rungen  etwa  noeh  hinzutreten.  Die  wichtigsten  derartigen  Grflnde 
sind  wohl:  einmal  (A)  die  einfache  Berufung  auf  und  Beruhigung 
bei  der  Steuerüberwälzung,  welche  die  Hauptbedenken  gegen 
diese  Stenerform  beseitige ;  sodann  (B)  die  Betoonng  des  Umstands 
als  eines  unbedingten  Vorzugs,  dass  bei  der  Verbraucbsbesteue- 
rang theils  das  Steuerzahlen  überhaupt,  tbeils  wenigstens  die 
Höhe  der  Steuer  fUr  den  Einzelnen  „frei  stehe"  oder  von 
seinem  Willen  abhänge,  je  nachdem  er  selbst  seinen  Consnm 
„regle",  eventuell  mit  der  weiteren  Motiviruog,  dass  sich  durch 
eine  rationelle  Verbranchsbesteuerung  der  Consum  der  Be- 
völkerung in  deren  eigenem  Interesse  richtig  regeln  lasse 
(Branntwein-,  Tabaksteuer!);  endlich  (C)  die  ausschliesslich  günstige 
Beurtbeilnng  der  Form  indirecter  Verbrauchssteuer  vom  finan- 
ziellen und  vom  politischen  Standpnncte  ans,  weil  dadurch 
das  Moment  der  Steuerzahlung  meistens  überhaupt  ganz 
verhüllt  werde.  Es  lässt  sich  leicht  zeigen,  dass  diese  Gründe, 
abgesehen  von  dem  Korn  Wahrheit,  das  sie  enthalten  und  das 
schon  in  den  vorausgehenden  ErÖrternngen  anerkannt  wurde,  mehr 
Gitnde  gegen  als  für  die  Verbranchsbesteuerung  sind. 

A.  —  §.  502.  Vielleicht  am  Schwächsten  und  eben  deshalb 
am  (Gefährlichsten  ist  der  Hinweis  auf  die  Üeberwälznng,  welche 
],schon  Alles  gnt  machen  werde".  Es  genügt  an  dieser  Stelle,  auf 
die  frühere  Darstellnng  der  Ueberwälznngstheorie  Bezog  zu  nehmen 
(§.  383  ff.). 
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1)  Das  Günstigste,  was  sioh  sagen  iSsst,  ist,  dass  nach  einem 
langen  Ueberwälzangsprocess  und  durch  denselben  eine  gewisse 
Gleichmässigkeit  der  Bestenemng  unter  besonders  gftnstigen  Um- 
ständen hergestellt  werden  kann.  Ob  and  wie  weit  sie  wirklich 
endlich  eintritt,  bleibt  dnrohans  die  Frage.  In  der  Zwischen 
zeit  aber  kennen  die  grfissten  HäHen  vorkommen.  Unter  gewissei 
wirthscfaaftlichen,  technischen,  socialen  und  rechtlichen  VertiS^- 
nissen  mnas  die  Hofihnng  anf  die  günstige  ansgleichende 
Wirkung  der  Ueberwälzang  aber  als  Täuschung  und  Optimis- 
mus bezeichnet  werden.  In  dem  theoretisch  und  practisch  wich- 
tigsten Falle,  bei  der  Besteuerung  der  unteren  Classen  oder  „kleines 
Leute"  durch  hohe  Steuern  auf  deren  nothwendige  Verzehnmgt 
und  auf  deren  Gennssmittel  lässt  endlich  die  Ueberwäiznng  grossea- 
theils  im  Stich  oder  vollzieht  sich  nur  mittels  eines  hoch  bedenk- 
lichen Drucks  auf  diese  Personen  (§.  511).  Darüber  kann  sich  nur 
der  oberflächlichste  Optimismus  täuschen  oder  die  frivolste  Bttck- 
sicbtslosigkeit  hinwegsetzen.  Sind  die  betreffenden  Steuern  einmal  - 
wirklich  oder  vermeintlich  —  nicht  entbehrlich,  dann  muss  wraig- 
stens  offen  und  ehrlich  und  muthig  anerkannt  werden,  dass  der 
Verlass  auf  die  günstige  Function  der  Ueberwälzung  aus  nachweis- 
baren Gründen  ein  trügerischer  ist.  Daraus  wird  doch  das 
Gute  hervorgehen,  dass  man  sich  bei  ihr  nicht  beruhigt,  auf 
Reformen  der  Besteuerung,  aaf£rsatz  der  bedenkUebstea 
Verbrauohssteuem  nnd  anf  die  Einfügung  von  Compensations- 
steuern  in  das  Steuersystem  sinnt,  durch  welche  wenigstens  die 
durch  die  Verbrauchsbesteuemng  nnverhältnissmässig  ge- 
. schonten  Classen  und  Personen  zur  verhftltnissm&asigec 
Betheilignng  an  der  Tragnng  der  Gesammtstenerlast  herat 
gezogen  werden. 

Das  sind  die  Schlüsse,  zu  welchen  die  unbefangene,  keines 
Parteiinteresse  dienende  wissenschaftliche  Theorie  nach  ihrer  bereäi 
erlangten  Kenntniss  der  Causalzusammenhftnge  im  DeberwälzuBp«- 
process  kommen  muss.  Von  den  Anhängern  der  anderen  Anskbi 
darf  sie  daher  den  Gegenbeweis  verlangen,  der  aber  nicht  g^ 
führt  werden  kann  und  kaum*  auch  nur  versucht  worden  ist :  mas 
hat  es  bei  Behauptungen,  Hoffnungen  nnd  Achselzacken  bewendcs 
lassen. 

Man  darf  auch  repliciren:  nun,  wenn  wirklich  die  ansgleieheade 
Function  der  Ueberwälzung  so  sicher  anzunehmen  ist,  wana 
lassen  sich  dann  z.  B.  nicht  die  besitzenden  nnd  hOheien  Cfausea 
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snoftchBt  mit  directen  ErwerbBsteneiu  sUrker  belasten,  io  der  Voraus- 
sicht, diese  schon  auf  die  unteren  und  ärmeren  Classen  durch  die 
Lohnregelang  o.  s.  w.  fortzuwälzen  ?  Unter  allen  Umständen  mttsste 
eine  derartige  UeberwSlzung  sicherer  und  leichter  sein,  als  die 
UeberwälzuDg  in  der  entgegengesetzten  Richtung,  „von  Unten  nach 
Oben",  wie  sie  im  Fall  der  Beruhigung  bei  hohen  indirecten  Ver- 
brauchssteuern auf  den  Consum  der  Massen  vorausgesetzt  wird. 
Die  höheren  Classen  haben  von  ihrem  Interessenstandpnnote  ans 
ganz  recht  mit  ihrer  Ablehnung  eines  solchen  Vorgehens,  weil  sie 
jene  Voraussicht  der  Fortwälzung  als  eine  trügerische  kennen. 
Aber  nicht  minder  haben  doch  die  unteren  Classen  recht,  ans  dem- 
selben Grande  den  Trost  abzalebnen,  sie  könnten  sich  durch  Rück- 
wälzung der  auf  sie  in  den  Preisen  der  gekauften  Waaren  fort- 
gewälzten indirecten  Verbrauchssteuern  leieht  helfen.  Wie  die 
Dinge  hier  in  Wirklichkeit  liegen,  wird  unten  bei  der  Darstellung 
der  principieilen  und  practischen  Mängel  der  Verbrauchsbesteuerung 
nachgewiesen  werden  (§.  511). 

2)  In  einem  Pancte  gehen  aber  die  unbedingten  Gegner  von 
Verbranchssteuem  auf  Massenconsamptibilien  freilich  auch  wieder 
zu  weit  xind  verfallen  sie  eigentlich  in  denselben  Fehler  wie  die 
unbedingten  Anhänger,  nemlich  volle  Ueberwälznng  in  zu  weitem 
Maasse  anzunehmen.  Nach  ihnen  ist  es  immer  der  ganze  Betrag 
der  Steuer,  welcher  (noch  verbunden  mit  Nebenspesen,  Zinsen  u.8.w.) 
auf  den  Preis  des  Artikels  flUlt  und  um  welchen  sie  daher  „den 
Consumenten"  voll  belastet  ansehen.  Hier  wird  der  Ueberwälzungs- 
tendenz  bis  zum  Consamenten  hin  ebenso  eine  zu  grosse 
praotiache  Stärke  und  eine  zu  unbedingte  allgemeine  Verwirklichung 
zugeschrieben,  wie  Seitens  der  anderen  Partei  derjenigen  vom 
Consumenten  weiter  oder,  in  der  früheren  Terminologie:  wie 
hier  die  Rfl  ck  w&lzungsfäbigkeit,  wird  dort  die  Fähigkeit  der 
FortwIÜzang  llberschätzt  und  ohne  genttgende  Rücksicht  auf 
die  Verhältnisse  des  practischen  Lebens  beurtheilt  ist 
vielmehr  ein  weiterer  Uebelstand,  dass  sich  die  Fortwälznng  prac- 
tiseh  nicht  so  einfach  zuträgt,  wie  hier  angenommen  wird.  Wurde 
nur  und  voll  der  Consument  getroffen,  so  lirase  sich  dies  leichter 
compensiren.  Aber  ein  Tfaeil  der  Steuer  bleibt  in  verschiedener 
Weise  oft  auf  dem  Wege  Tom  ersten  Steuerzahler  zum  Consnmenten 
an  emzelnen  Zwischenpersonen  oder  auch  an  einzelnen  Produ- 
centen  selbst  hängen,  mindert  deren  Einkommen,  Gewinne  etc., 
so  namentlich  wohl  bei  demjenigen  indirecten  Verbranchssteuem, 
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welche  beim  inlftndischen  Prodacenten  oder  in  der  Form  von  ZQUeo 
erhoben  werden.  Diese  Sachlage  bildet  sogar  von  einem  anderen 
Oesichtspnncte  ans  nnter  Umständen  eine  relative  Beehtfertigong 
solcher  Stenern  ^  indem  dieselben  nemlicb,  ftbnlieh  wie  Veikehn- 
stenern,  als  eine  Art  Qewerbestener  und  Einkomraenstener  der 
Kanflente,  Fabrikanten,  also  solober  Classen  nnd  Personen  mit 
angesehen  werden  können,  deren  Gewinne  nnd  Einkommen  sich 
der  sonstigen  directen  Erwerbsbestenerang  leichter  entziehen.  Die 
Anhänger  der  Yerbrancbsstenem  machen  das  nicht  selten  geltend, 
principiell  nicht  mit  Unrecht,  wenn  anch  gewöhnlich  mit  starken 
Uebertreibnngen.  Sie  ttberaeben  nnr  als  VerMer  dieser  AnfTassn; 
wieder  zweierlei. 

a)  Einmal,  dass  sie  damit  in  Widerspruch  mit  ihrer  optimisti 
sehen  Ansicht  von  der  Bück-  nnd  Weiterwälznng  der  Verbrutiifr 
Stenern  Seitens  der  Consamenten  kommen:  wenn  die  gleichmSsäge 
Fortwälzang  bis  zam  Consnmenten  schon  so  nnsicherist,  vif 
sehr  vollends  diese  Rückwälzung!  Für  letztere  liegen  die  Ver 
hältnisse  doch  viel  nngünstiger,  weil  es  sich  eben  um  „Gonsumenteii'' 
ohne  Organisation  zn  gemeinsamem  Handeln,  ohne  ökonomiscbe 
Machtmittel  (untere  Classen!)  zur  Durchsetzung  der  Rückwähniif 
bandelt,  während  in  dem  anderen  Fall  „Prodncenten"  in  Betraciii 
kommen,  welche  doch  fQr  den  Concnrrenzkampf  besser  orgaaisini 
sind,  ihr  Kapital  nOthigenfalls  eher  ans  dem  Geschäft  ziebe 
können  u.  s.  w. 

b)  Sodann  der  zweite  Mangel  der  Beweiafahmng:  gerade  die ; 
nngleiehmässige  Fortwälznng  der  znnächst  vom  ProdnoeBtnj 
Fabrikanten,  Kaufmann  n.  s.  w.  ausgelegten  Steuer  ist  ein  neos 
Argument  dafUr,  dass  man  mit  der  Beehtfertigong  der  VerbraDclu-  > 
bestenemng  darch  den  Hinweis  auf  die  AasgleichnogsfnnetioE 
der  Ueberwälzung  sehr  vorsichtig  sein  mnas.   Die  einzelsei 
Prodncenten  sind  nach  einer  Menge  persönlicher,  wirthschsftlicte 
nnd  technischer  VerhUtnisse,  im  Gross-  nnd  Kleinbetrieb,  nseb  ^  i 
Vertheilnng  des  Kapitals  auf  Anlage-  nnd  Betriebskapital,  nach  dtf  j 
örtlichen  Lage  ihrer  Anstalten  n.  s.  w.  in  ganz  nngleiebei  i 
Maasse  zur  Fortwälznng  der  von  ihnen  ausgelegten  StN^  | 
befähigt.   Oefters  bleiben  Theile  dieser  Steuern  anf  ibnra  sit«^  : 
aber  da  dies  einzeln  in  durchaus  verschiedenem  Maasse  gesekiebt  ; 
sind  diese  Stenern  anch  wieder  keine  richtige  nnd  gereebu 
Gewerbe-  oder  Einkommensteuer  der  Betroffenen,  gaiu  *^ 
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gesehen  von  dem  Umstände,  dass  nur  gewisse  Gewerbe  indirect 
besteaert  würden.') 

So  darf  man  behaupten,  dass  der  Verlass  anf  die  Ueber- 
wälznng  in  jeder  Hinsicht  ein  schwaches  Argument  zn  Gunsten 
der  Verbranohsbesteaernng  des  Consumenten  selbst  und  anderer, 
mit  der  Herstellung  und  dem  Vertrieb  der  steoerpflichtigen  Waaren 
in  Verbindung  stehenden  Personen  ist 

B,  —  §.503.  Die  Selbstregelung  der  Bestenernng  des 
Einzelnen  durch  die  Regelung  seines  gebrauchsstener- 
pflichtigen  Consnms.  Auch  durch  die  Berufung  hieranf  wird 
keine  richtige  Begründung  der  Verbrauchs-  und  Kntznngsbesteuerung 
gewonnen.  Einmal  ist  in  viden,  practisch  wichtigen  Fällen  eine 
solche  Macht  des  Einzelnen  nur  scheinbar  vorhanden;  sodann 
aber  steht  dieselbe  Überhaupt  mit  dem  wahren  Wesen  der 
Bestenernng  in  Widerspruch. 

1)  Bei  einer  Besteuerung  von  nothwendigen  Lebens- 
mitteln (Salz!  Volksbrot  [Boggenbrot  bei  uns],  Fleisch)  ist  von 
einer  solchen  Macht  theils  gar  nicht  die  Rede,  Üls  würde  sie  nur 
auf  Kosten  der  Gesundheit  und  Arbeitskraft  des  Consnmenten  aus- 
geübt, also  auch  gegen  das  Gemeinschaftsinteresse.  Bei  anderen 
Steuerobjeeten  stemmt  sich  wenigstens  die  Gonsumtionssitte  der 
Einschränkung  des  Consnms  entgegen.  Die  letztere  kann  ebenfalls 
ihre  sanitären  und  sonstigen  Bedenken  bieten.  Auch  trifft  der 
allgemeine  Einwand  gegen  die  Gebraucbsbestenerung  zu,  dass  die- 
selbe eben  einzelne  Artikel  des  Gonaums  ziemlich  willktthr- 
lieh  herausgreift.  Die  Gleichmässigkeit  wird  so  von  Neuem 
verletzt,  indem  dem  Consnmenten  eines  besteuerten  Artikels,  gegen- 
über dem  Consumenten  eines  nnbestenerten ,  entweder  zugemuthet 
wird,  die  Steuer  im  höheren  Preise  der  Waare  zu  entrichten  oder 
auf  den  Consum  zu  verzichten.  So  liegt  die  Sache  selbst  bei  den 
sogen.  LnxuBsteuem. 

2)  Gewichtiger  und  principieller  ist  aber  noch  der 
zweite  Einwand  gegen  diese  Begründung  der  Gebraucbsbesteue- 
mng:  es  sollte  dem  Einzelnen  eben  gar  nicht  „frei  stehen" 
durch  eine  Handlung,  welche  wie  die  Regelung  des  Consnms  mit 
der  individuellen  Steuerpflicht  absolut  keinen  Znsammenhang  hat, 

')  Auch  diese  Begrllndung  liegt  implicite  einem  grossen  Theil  der  Argumente 
der  practiflcbea  BefOrworter  (von  dem  leitenden  Staatsmuine  an  bis  weit  herab)  der 
Verbtancbasteaem  bei  den  aenesten  deutschen  Steuerreformpl&nen  zu  Grunde:  ein 
guter  Beleg  d&foi,  dass  es  „ohne  Theorie"  unter  denkenden  Slenschen  einmal  nicht 
abgeht,  dass  ^er  auch  hier  die  „Theorie"  ihren  Haken  hat 
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sich  dieser  Pflicht  zu  entsiehen  oder  das  Hsus^  in  dem  er  ne  e^ 
nillt,  zn  bestimmen.  Wie  man  die  Bestenerong  des  Einzelne  aach 
immer  auffasse  und  begrandc :  ob  man  sie  als  einen  Entgdt  der 
Dienste  des  Staats,  der  Vortheile  der  Staatsrerbindnng  oder  ricli- 1 
tiger  als  eine  Pflicht  ansieht^  welche  aas  der  natomothwadigen 
gUedliehen  AngehOrigkeit  des  BUnsehien  zur  StaatsgeseUscbaft  folgt  | 
die  Stenerzahlnng  an  sich  nnd  das  Haass  ihrer  HShe  mflssten 
richtiger  Weise  von  der  Art  nnd  der  Gr&sse  des  Consomi 
einzelner  Güter  unabhängig  sein.  Practische  GrUiidt, 
jenes  besprochene  psychologische  Moment  n.  Ä.  m.  mögen  trotsdea 
fttr  eine  solche  Verfoindong  sprechen.  Aber  ein  Vortheii,  dut 
das  Individuum  alsdann  durch  Regelung  seines  Consnms  Beine 
Steuer  regeln  könne,  ist  dies  nicht:  die  Gebraachsbesteaenui 
Utsst  sich  mit  solchem  Argnment  nicht  begrOnden  nnd  rechtfertigen, 
sondern  gerade  angreifen. 

§.  503a.  Auch  die  weitere  Motivimng  verwandter  Art,  dw 
sich  durch  eine  rationelle  Verbranchsbestenemng  der  Consnm  der 
BerSlkerung  in  deren  eigenem  wahren  Interesst 
richtig  regeln  lasse,  begegnet  doch  erheblichen  principieDefi 
und  practischen  Bedenken.  Man  argumentirt  hier  ans  den  sieb 
berührenden  Gesichtspnncten  der  Sanitäts-,  Sitten-,  LnxBi- 
nnd  allgemeinen  Wohlfahrtspolizei.*)  Es  mag  zugegeba 

*)  Dies  ist  implicita  der  St&ndpanct  der  in  der  Vorbemetkong  S.  49$  genui» 
finanzstaÜBtiscbeii  Schrift  Toa  Gerstfeldt  Da  Umliche  Aafi«S8im^  in  gwöM 
Kreisen  verbreitet  sind ,  scheint  es  kein  hors  d'oeavre  aaf  die  Prüfung  dieses  Stud- 
poncts  etwas  n&her  einzugehen,  weshalb  ich  diesen  §  noch  zusätzlich  hier  eisjcfM' 
habe.  Die  finaazstatistiad^en  Thatsachen  sind  allerdinn  buHcketid,  aber  om  w 
weodifer  ist  dne  oobefongeoe  fienrtheilnng.  Nach  Gerstfeldt,  bes.  l^b.  8  udT 
ergiebt  fdcb  Ar  die  «eaeet«  Zeit: 

T(--nntwft1n  DwtooliM     Gros»-  Fnnk-         Wert-  b»- 

Branniwein.  WUBnleo        reich        «stomieli  W 

Einnahme  Hill.  M   46-21  42205  65  00  lS-00 

oder  «/o  aller  Steuern    ....  7*00  30'84  3-38  3-51  If** 

per  Kopf  H   1-06  12-42  1  76  0-62  «'I' 

DnrehschiLBatz  d.  Stener  p.  100  % 

Alkohol  p.  Hectd. 

an  Zoll  H   80*0  400*0  90-0  34-0  ' 

an  Steuer  M.   ITS)  SOO'O  60-0  30^0 

Abgabebelast.  Verbraachsmenge 

p.  Kopf  Liter   «-14  9^7  3-86  4-10 

TabaL 

Einnahme  Mül.  M.   14-28  162  00  257-18  75-49 

oder  X  aUer  Steoem    ....  2-25  11'85  13  30  13-86 

per  Kopf  M   0  34  4*77  6-96  8-43 

DarchacluLUtz  an  Stenen  (inet 
Honop.)  p.  Oeobier 

M  Zoll  U.   15-00  860-0  —  _  TW 

an  Steuer  (Uonop.)  M.   .   .  3*30  —  880-0  llOil 

fielaBtTerbr.mengep.KopfPfland  S-S6  r36  1*88  3*11 
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werden,  dass  solche  Gesichtsponcte  etwas  mitsprechen  dürfen, 
besonders  bei  der  Branntwein-  und  auch  noch  bei  der  Tabak- 
bestenernng.  Aber  man  überzeugt  sich  leicht,  dass  man  hier  zu 
sehr  missliehen  Conseqnenzen  gelangt,  sobald  man  einen  dieser 
Gedehtspnnote  ernstlich  zur  Begrttndnng  einer  hohen  Verbranehs- 
bestenenmg  anf  welche  GegensÜlnde  immer  benutzt. 

1)  Von  einer  anch  nur  einigermassen  berechtigten  sanitäts- 
nnd  Sitten  polizeilichen  Regelung  kann  hier  doch  bloss  gegenüber 
einem  wirklich  physisch  und  psychisch  schädlichen  Uebermaass 
des  Consnms  die  Bede  sein,  wenn  man  selbst  Ton  allen  princi- 
piellen  EmwUnden  gegen  solche  Einmischung  absehen  wollte.  Kun 
wäre  aber  hier,  wenn  sie  überhaupt  richtig  und  erfolgreich  sein 
sollte,  eine  ganz  individnelle  Controle  des  Consnms  des  ein- 
zelnen Trinkers  und  Rauchers  nothwendig.  Eine  solche  erfolgt 
durch  die  Verbranchsbesteuernng  und  durch  einen  hohen  Steuerfuss 
der  Branntwein-  und  Tabaksteuer  natürlich  gar  nicht  Aus  den 
Dnrchschnittssätzen  des  Gonsums  fllr  den  Kopf,  wie  sie  die 
Übliche  Statistik  allein  berechnen  kann,  VSauA  sich  nicht  ohne  Weiteres 
auf  ein  Uebermaass  des  indiriduellen  Gonsums  schliessen, 
auch  wenn  sich,  wie  z.  B.  bei  uns  in  Deutschland,  viel  höhere 
Kqifqnoten  als  in  anderen  Staaten  mit  hoher  Besteuerung  ergeben. 
Denn  ob  und  wie  weit  ein  solches  Uebermaass  vorliegt,  das  hängt 
in  entscheidender  Weise  von  der  zeitlichen  Vertheilung  des 
Consnms  einer  jeden  Person  ab.  Der  Dnrehschnittsconsum  kann 
sehr  hoch  sein  und  doch  wegen  einer  günstigen  zeitlichen  Ver^ 
thmlnng  dieses  Einzelconsums  eine  wirklich  schädliche  über- 
mässige Consumtion  fehlen,  und  umgekehrt. >>)  Die  entgegen- 
gesetzte Auffassung  beruht  anf  der  unhaltbaren  Annahme  der 
absoluten  Schädlichkeit  des  Branntweins  und  Tabaks.  Diese 

Selbst  wenn  der  Mer  (ob  bei  Bnumhrein  ganz  liclttig?)  betedmete  OBOim  hohe  Durch- 
schnitticonsiim  an  ^snntTein  n.  Tabak  in  Dents^Iand  dnrcfa  eine  der  andändisohen 
äluUicbe  hdie  Bestenerong  anf  die  Hälfte  rednclrt  würde,  ui  sich  vielleicbt  Tttnscheiis- 
verth,  so  würde  die  Aasgabe  einer  Persoa  fOr  diesen  halben  Consam  vegen  der 
hohen  Steuer  doch  noch  riel  grosser  sein  als  jetzt,  was  demoach  kUrlich  auf  eine 
starke  Deberlastnng  der  betreffenden  CoDsnmentfln  mit  Stenern  oder  m.  a.  W.  auf  eine 
grosse  Cnglflichmässigkeit  der  Besteuerung  hinausliefe.  Das  lässt  sich  doch 
munOgUch  in  dieser  Frage  so  leicht  nehmen. 

S.  Conrad  in  d.  Recens.  r.  Gerstfeldt's  Sehr.,  Jahrb.  1879  II.  der  gewiss 
richtig  ausfuhrt,  dass  das  Zurieltrioken  von  Branntwein  doich  die  hohe  Stener  nur 
wenig  gemindert  wird,  während  der  tägliche  Genass  einer  geringen  Menge  mr  Mahl- 
zeit, was  im  Jahre  ein  bedeutendes  Qäaotum  aasmacht,  für  den  Arbeiter  dorohaus 
zuttiglich  ist  u.  ihm  düeser  Genuss  durch  die  Forderang  des  Verf.  mehr  als  gerecht- 
fertigt erschwert  wird.  Ebenso  kann  man  bei  den  Arbeitern  a.  s.  w.  doch  auch  an 
dag  Berechtigte  des  TabakgenosBes  denken. 
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Annahme  mtlsste  folgerichtig  dazu  fuhren,  den  ConBom  diner  i 
Artikel  nicht  durch'  Stenern  bloss  zn  erschweren,  sondern  ihn  ge-  ! 
setzlich  zu  verbieten,  mindestens  wie  in  den  Staaten  derTempeiasM- 
Gesetze  den  offenen  Verkauf  zu  nntersagen. 

2)  Qegen  den  luxus-  und  wohlfahrtspolizeUieheo  Stud- 
panct  erheben  sieh  von  vorneherein  principielle  Bedenken,  wenig- 
stens innerhalb  der  hentigen  Gesellschaft  nnd  ihrer  sonstigen  Beebtt- 
ordnnng.  Selbst  wenn  man  davon  absieht  and  Kvgiebt,  dass  «io 
grosser  Tbeil  der  „kleinen  Leute"  durch  den  Aufwand  fHr  ihm 
Branntwein-  und  Tabakconsum,  zumal  für  den  übermässigen,  grosse 
Unwirthsohaftlichkeitzn  ihrem  eigenen  Nacbtbeil  beweisen,- 
ist  es  zn  rechtfertigen,  sie  dafür  mit  hohen  Steuern  zu  belegea 
und  gewissennassen  zn  bestrafen?  Die  Bedttrfnisse  des  Statti  ' 
grossentheils  auf  Kosten  der  Unwirthschaftlichkeit  jeneE 
Volkstheils  zn  bestreiten?  Folgerichtig  müsste  man  dann  Ober- 
haupt den  Leuten  die  freie  Verwendung  ihres  Einkommens  eD^ 
ziehen,  mindestens  den  Betrag,  der  Uber  den  nothwendigen  Bedarf 
binansg^t,  in  Besehlag  nehmen,  alsdann  ihn  aber  anch  zn  Zweekee 
im  speciellen  Interesse  dieser  unter  Curatel  gestellten  Leute,  nicbi 
zur  Deckung  der  allgemeinen  Staatsbedflrfnisse  verwenden.  ]fit 
der  besonders  hohen  Branntwein-  und  Tabakbesteuening  profiliit 
doch  jetzt  im  Gmnde  der  Staat  nur  fttr  seine  fiscaliscben  Interena 
von  Lastern  und  Unsitten  der  Bevttlkemng,  und  zwar  von  sokhes. 
die  er  nicht  wohl  sonst  unter  Strafe  stellen  kann.  Oerade  du  i 
polizeiliche  Bevormundungsprincip  wttrde  eine  ganz  andere  Bebuii^ 
lung  unwirthschafllicher  Gonsnmtionen  bedingen,  als  diejenige  Ter 
mittelst  hoher  Verbranchsbesteuerung.  Wenn  man  durch  letztere 
selbst  eine  Verminderung  anstössiger  Consumtionen  erreicht,  so 
wird  doch  in  der  Regel  der  gesammte  Aufwand  einer  Person  ^  \ 
die  betreffenden  Objecte  bei  hoher  im  Vergleich  mit  niedriger  B^ 
Steuerung  noch  grösser,  daher  die  wirthschaftliche  Verwendung  da 
ganzen  Einkommens  noch  schlechter  ausfallen.  D.  h.  man  ^ 
durch  solche  Besteuerung  noch  die  Gefahr  rascheren  und  stärkeres 
wirthscbaillichen  Ruins  zu  allen  anderen  ttblen  Folgen  bedenkli^ 
Consumtion  hinzu.  Viel  heilsamer,  aber  freilich  auch  vid  mehr 
gegen  das  doch  zumeist  einseitig  sich  geltend  machende  fiscaliscke 
Interesse  würen  z.  B.  gegenüber  dem  Tabak-  nnd  Branntwö- 
consum  Vorkehrungen,  die  Gelegenheit  zu  diesen  ConsnmtioJKa 
zn  erschweren ,  wie  in  Betreff  des  Branntweins  (und  indirect  des 
Tabaks)  dnroh  eine  richtige  Sehankstftttengesetzgebasg  ixl 
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in  Betreff  des  Tabaks  darcb  umfassendere  Bancfarerbote  in  dffent- 
lieben  Localitilten  u.  s.  w.  (zogleich  eine  wahre  Wohlthat  ftlr  die 
nicht  rauchende  Menschheit!). 

C.  —  §.  504.  Die  (indirecte)  Verbrauchsbesteuernng 
alsHittel,  das  Moment  der  Steuerzahlung  zu  verhUllen. 
Der  psychologische  Vortheil,  welcher  hierin  liegt,  wurde  oben 
zagegeben.  Aber  mit  diesem  Vortheil  sind  gewichtige  Nach- 
theile verbundea,  sowohl  in  Bezug  auf  den  Besteuerten  als 
auf  den  Staat. 

1)  Jener  verkennt  eben  deshalb  so  leicht  den  nothwendigen 
Zusammenhang  zwischen  Besteuerung  und  öffentlicher  Leistung, 
zwischen  Steuerzahlung  und  Steuerpflicht  Sein  eigener  Verbraoch, 
seine  Ausgaben  erscheinen  ihm  nicht  im  wahren  Licht  Darin  nur 
Vortbeile  zu  sehen,  nur  zu  rühmen,  dass  dieser  mangelnde  Ein- 
blick in  die  wirklichen  Verhältnisse  tlber  manches  Unliebsame  und 
Lästige  hinweg  helfe,  heisst  doch  sehr  kurzsichtig  nrtheilen,  etwa 
so,  als  ob  Überhaupt  die  genaue  Rechnnngsftlhrung  in  der  Privat- 
wirtbsohaft  besser  unterbleibe,  damit  nutn  sieh  in  Betreff  seiner 
Ausgaben  in  „angenehmer"  Unwissenheit  befinde. 

2)  Für  das  ganze  Gemeinwesen  oder  den  Staat  selbst 
ergeben  sich  aber  nicht  geringere  Bedenken.  Zugestanden,  dass 
die  Deckung  eines  grossen  Finanzbedarfs  durch  Verbrancfassteuem 
leichter,  weil  wenig  unpopulär  als  durch  Schätzungen  sei  und  dass 
deswegen  Staatsmänner  politische  Grttnde  fdr  ein  solches  Vor- 
gehen geltend  machen  können:  nicht  minder  sind  politische  und 
finanzielle  Gegengrttnde  anzufllbren.  Die  Controle  des 
Staatsbaushalts,  die  Prüfung  der  Nothwendigkeit  und 
Zweckmässigkeit  einer  Ausgabe  wird  fast  nnvermeidUch 
iveniger  ernst  genommen.  Die  parlamentarischen  Körper  be- 
vüligen  begreiflich  genug,  auch  wenn  sie  dabei  gar  nicht  specielle 
Jiteressen  der  Besitzenden  vertreten,  indirecte  Verbranehssteuem 
eichter  als  directe  Erwerbssteuem,  weil  sie  sich  durch  letztere 
feim  Volk  eher  unpopulär  zu  machen  fürchten.  Eine  absolute 
ttaatsgewalt,  der  keine  Volksvertretung  zur  Seite  steht,  greift  eben- 
»11s  leichter  zu  der  „nnftlfalbaren"  Verbrancbsbesteoerung.  Der 
'inanzbedarf  droht  aber  dann  um  so  rascher  und  stärker  zu  steigen, 
ie  reelle  Macht  der  Parlamente  um  so  kümmerlicher  zu  werden: 
«etztres  desto  mehr,  je  mehr  schon  die  ganze  steuertechnische  Ein- 
chtnng  der  Verbrauchssteuern  mechanisch  weiter  fungirt  und  aus 
oanziellen  Gründen  in  Function  erhalten  werden  muss,  wenn  der 
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Steuerapparat  einmal  gebildet  worden  ist^)  Gerade  je  BcbSrfei 
die  Steuer  vom  Einzelnen  nnd  im  Volke  als  Steuer  empfaiKlen 
w&d,  desto  vorsichtiger  wird  man  an  ihre  Aasdehniing,  desto 
flUtiger  an  die  PrttAing  des  Bedarfe  gehen.  Gewiss  vermögen  si^ 
hier  die  Interessen  zn  krensen  nnd  kann  eine  nothwendige  und 
erwünschte  Entwicklung  der  „Offentliohen  Th&tigkeiten"  dnreh  n 
knappe  Bemessung  des  Bedarfs  und  zu  grosse  Abneigung  gega 
eine  Vermehrung  der  Steuern  gehemmt  werden..  Aber  die  Klippe 
auf  der  anderen  Seite  ist  auch  nicht  zu  ttbeisehen:  die  Gefahr 
einer  Schädigung  der  „Freiheitsinteressen"  des  Voikj 
und  einer  zu  willfährigen  Vermehrung  der  Offentlieheo 
Ausgaben,  damit  einer  Allmacht  der  Staatsgewalt 

Diese  Betraehtnng  führt  schon  zn  der  folgenden  Erörtern^ 
hinüber: 

III.  —  %.  505.  Die  principiellen  nnd  praetisolieB 
Mängel  der  Gebrauchsbesteuerung.  Dieselben  waren  im 
Vorausgehenden  schon  mehrfach  zn  berühren.  Sie  lassen  sieb 
sammenfassen  und  übersehen  als  Verstösse  gegen  die  vier 
Reihen  oberster  Steuerprincipien.  Die  GebrauchsbestoK 
rung  als  Ganzes  betrachtet  zeigt  hier  grosse  Mängel,  welche  lam 
bei  einer  einzetoen  hierhergehörigen  Steuer  nnd  Einrichtnngs-  nnd 
Erhebnngsform  ganz  fehlen »  wenn  auch  hier  in  giSsserem,  da  in 
geringerem  Grade  hervortreten. 

A.  Verstösse  gegen  die  finanzpolitischen  Principi« 
der  Ausreichendheit  und  Beweglichkeit.  Die  Haoptarin 
der  Besteuerung  sind  schon  oben  bei  der  Erörterung  dieser  PHe 
cipien  kurz  in  ihrer  Beziehung  zu  diesen  letzteren  bemrtbeül 
worden  (§.  368).  Gerade  wegen  der  engen  Verknflpfnng  der  Ver 
brauchssteuer  an  gewisse  Waaren  hängt  der  Steuerertrag  wtfeof 
lieh  von  den  Productions-  nnd  GonsumtionsveriliUtDiaaeo, 
den  Conjnnctnren  dieser  Waaren,  vom  Gang  des  ganzen  Wirtt 
Schaftslebens,  von  der  ungestörten  Function  des  Erhebao^f 
und  Oontrolapparats  mit  ab.  Der  Steuerertrag  sinkt  dito 
leicht  in  „ungünstigen"  Zeiten,  wo  man  ihn  am  Nothwendigriea 


Ala  „politische  Garantie"  haben  daher  z.  B.  Bewüligiingea  dnes  T^- 
monopols  auf  eine  bostimmte  Reihe  von  Jahren,  wie  gesetzlich  in  Ftankrnck  ■» 
wie  es  bei  dem  deutschen  Tabakmonopolproject  initiiDter  voi^eschlageo  Tonkn  >^ 
iaxim  irgend  einen  Werth.  Wenn  man  nach  einem  langen  und  kostspiehgeo  Ezpn>' 
priationsrerfahren  bei  uns  ein  Bolches  Monopol  ein  mal  eiogeführt  haben  s^*^*^ 
man  doch  eine  Wiederanfhebong  des  Monopols  in  imahsehbarer  Zeit  nicht  «nsu« 
ins  Auge  fissen  können. 
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bedarf,  and  steigt  leicht  in  „gUnstigen"  Zeiten ,  wo  man  das  eher 
entbehren  kennte.  Dort  daher  eine  StOmng  des  Gleichgewichts 
im  Staatshanshalte,  die  schwer  sofort  gut  zn  machen  ist  Stener- 
aasfäüe  lassen  sich  dabei  auch  nicht,  wie  theilweise  wenigstens  bei 
directen  Erwnrbsstenem ,  naohti^lich  wieder  anbringen.  In  den 
günstigen  Zeiten  aber  entsteht  eine  Versnehnng  zn  neuen  Öffent- 
lichen Änsgaben,  weil  die  Mittel  dazn  vorhanden  sind.  Manches 
weniger  Nothwendige  wird  dann  leicht  ontemommen,  ftlr  das  hinter- 
her die  Mittel  fehlen,  wenn  die  allgemeinen  Verhältnisse  wieder 
schlechter  werden.  Eine  rasche  Vermehrung  des  Ertrags 
auf  einmal  im  Bedarfsfall  ISsst  sich  aber  gerade  dnroh  die  Ver- 
branchsbestenernng  anch  nicht  leicht  bewirken,  xaa  so  weniger,  je 
mehr  die  bevorstehende  Stenerrermehmng  (ÄnsdehnnDg  oder  Er- 
böhnng)  von  der  Specnlation  ansgebentet  wird,  wie  jetzt  regelmässig 
in  unseren  VerkehrBverhSltnissen.  Durch  eine  gewisse  Mannig- 
faltigkeit dieser  Bestenemng,  durch  richtige  Auswahl  der 
einzelnen  Steuerobjecte  und  durch  passende  Steuerform 
(z.  B.  die  Monopolisirnng)  sind  diese  Mängel  wohl  zn  ver- 
mindern, aber  nicht  zn  beseitigen. 

Die  SohlttBse  iHr  die  richtigen  Zielpuncte  des  Steuersystems 
ergeben  sich  von  seihet  Hervorgehoben  sei  hier  bloss,  wie  ver- 
fehlt es  sein  würde,  die  Staatsbestenemng  nur  oder  fast  nur  auf 
Verbrancbssteuem  zn  begründen. 

B.  —  §.  506.  Verstösse  gegen  die  volkswirth- 
schaftlichen  Steuerprincipien.  Eine  Steuer  muss  hier  der 
richtigen  Wahl  der  Steuerquelle  entsprechen  nnd  den 
Ueberwälznngsverhältnissen  gehörig  Rechnung  tragen. 

1)  In  erster  Hinsicht  möchten  die  Verbranohsbesteuerung  im 
(Manzen  nnd  die  einzelnen  Steuern,  anch  die  tlblicben  Stenern  auf 
Nntsnngen  des  Nntzvermögens  n.  s.  w.  keine  allgemeinen  Bedenken 
bieten.  Sie  werden  meistens  als  reelle  Einkommenstenern,  prin- 
oipiell  richtig,  fnngiren.  Aber  sie  belasten  die  Stenerquelle 
ies  Einkommens  bei  den  Einzelnen  zu  ungleich,  was  nicht  nur 
len  G-nmdsfttzen  der  Gerechtigkeit,  sondern  auch  volkswirthsohaft- 
ichen  Interessen  widersprieht    Ans  der  folgenden  Darlegung 

507  ff.)  der  Verstösse  gegen  die  Allgemebheit  nnd  Gleich- 
nässigkeit  wird  sich  dies  näher  ergeben. 

2)  Die  Ueberwälznngsverhältnisse  werden  in  der  Ver- 
)rauchBbe8teuerang  und  besonders  bei  wichtigeren  einzelnen  Stenern 
egelmässig  nicht  gehörig  berücksichtigt.    Daraus  entsteht  eiue 
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neoe  grosse  U  ngleichmässigkeit  der  Belastung,  welche  wifr 
denun  auch  ▼olkswirtbschafttich  bedenklich  ist  Auch  dies  folgt  | 
schon  ans  dem  Früheren  (§.  383  ff.)  nnd  wird  nnten  im  §.  511  fti 
einen  Hanptfall  noch  näher  begründet 

3)  Zu  den  volkswirthschaftlichen  Naehtheiten  der  Verbnncb 
Stenern,  aller  zusammen  in  gewissem  Maasse,  der  einzelnen 
oder  weniger,  gehören  femer  diejenigen,  welche  auch  vom  Stu^ 
pnnet  der  Stenerverwaltnng  hervonnheben  sind  and  Babi 
(§.  516)  besprochen  werden^  sowie  andere  verwandter  Art*)  Dk 
Controlen  nnd  Erhebnngsformen  belästigen  nnd  hemmen  den  V« 
kehr,  die  richtige  locale  nnd  internationale  Arbeitatbeilnng,  heoiBei 
die  Entwicklung  der  Technik  nicht  selten,  begttnstigen  den  Gn& 
betrieb  mitunter  einseitig,  reizen  zu  besonders  schlimme  Fonses 
der  Defrande,  des  Schmuggels,  der  Bestechung,  wirken  dadnn^ 
auch  verderblich  auf  die  Cononrrenz Verhältnisse,  comimpiren  m 
das  Geschäftsleben  n.  s.  w.   Auch  die  meist  höheren  Erfaebnus^i 
kosten,  die  Herbeiführung  von  Nebenspesen  fUr  den  SteaeruUel 
von  besonderem  Zeit-  nnd  ArbeitsauÄrand  sind  anverfceiinbaRl 
Uebelstände,  welche  bei  einem  Vergleich  mit  der  directen  Enrab^ 
bestenerung  nicht  unbedeutend  zu  Ungunsten  der  Verbranebsstenen 
ins  Gevrioht  fallen,  wenn  sie  auoh  mtistens  nicht  den  AosseUiE 
geben  kOnnen. 

G.  —  §.  507.    Verstösse  gegen  die  Principien  den 
gerechten  Steuervertheilung  oder  gegen  dieAlIgeneii 
heit  und  Gleichmässigkeit  der  Bestenerung.  DieaeVaj 
stösse  sind  wohl  die  wichtigsten.   Ihretwegen  wird  vor  AUem  u 
die  Beseitigung  wenigstens  gewisser  Verbrauchssteuern  odtf 
auf  deren  Ersatz  zu  sinnen  nnd  im  Falle  der  unvermeidliciifi . 
Beibehaltung  solcher  Steuern  wird  eine  Ausgleichung  ihrer  Bf  I 
gerechten  (und  meist  zugleich  auch  volkswirtbschafUich  b*A 
theiligen)  Wirkungen  durch  andere  Verbranehs-  nnd  KntsDii» 
nnd  namentlich  durch  directe  Erwerbsstenem  zu  verlud; 
sein.   Nur  so  kann  ein  Steuersystem,  in  welchem  sieh  viele  vi 
schwere  Verbranchsatenem  befinden,  wenigstens  die  Gesaaintitf 
der  Besteuerung  leidlich  allgemein  nnd  gleichmässig 
theilen.  Die  Forderung  einer  solchen  Ansgleiehung  der  WirkoB^ 
der  Verbranohsbesteuemng  beschränkt  sich  auch  nicht  aaf  dtf 


')  Sflbr  gnt,  M  Beispielen  n.  s.  w.  dargelegt  ron  Cltffe  Leslie,  » 
nform,  D,  r.  BrOmeL 
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socialpoUtische  äteuer8>stem:  sie  gilt  auch  itii  das  rein  fioan- 
zielle.  In  diesem  wird  das  leitende  Princip  einer  wenigstens 
annähernd  gleichen  proportionalen  Hohe  der  Besteaemng  des 
Einkommens;  einerlei,  welches  die  Qoelle  und  die  Grttsse  des 
letzteren  ist,  gerade  durch  die  Verbranchflbestenening  verletzt  zn 
UDgnnsten  der  .Bezieher  von  Arbeits  und  ron  kleinem  Ein- 
kommen. Das  mnss  dorch  die  Gestaltung  des  Steuersystems  wenig- 
stens möglichst  gut  gemacht  werden. 
Die  Hanptbedenken  sind  folgende: 

1)  Die  Allgemeinheit  der  Besteaerang  wird  verletzt,  weil 
gewisse  einzelne  Gonsumptibilien  and  Nutzongen,  welche  nicht 
von  Jedermann  genossen  werden,  der  Steuer  unterliegen. 

2)  Die  Gleichmässigkeit  wird  verletzt,  weil 

a)  auch  die  besteuerten  Ofajecte  d.  s.  w.  von  den  Con- 
somenten  nioht  in  gleicher  Menge,  Qfite,  noch  in  einem  zum 
Einkomnaen  in  gleichem  Verhftltniss  stehenden  Betrage 
gebraucht  werdtti;  femer 

b)  weil  die'Terbnmchsbesteuemng  sich  in  dem  Gesammt- 
umfang,  welchen  sie  fttr  den  Besteaerten  erreicht,  zonttchst  nach 
der  Grösse  des  Verbrauchs,  nicht  des  Einkommens  richtet, 
die  Grosse  des  Verbrauchs  aber  mehr  oder  weniger  von  der  Fer- 
sonenzahl  abhängt,  welche  auf  das  EUnkommen  eines  Besteuerten 
angewiesen  ist 

c)  Endlieh  wird  die  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  auch  in 
Bezug  auf  diejenigen  Personen  und  Wirthschaften  ver^ 
letzt,  welche  als  „Prodncenten"  (Fabrikanten,  Kaaflente)  zu- 
nächst die  Steuer  auszulegen  haben,  wegen  der  unvermeidlichen 
Mängel  der  complieirten  Steuertechnik  der  meisten  Ver- 
brauchssteuern. 

Diese  Bedenken  treffen  principiell  alle  Gebranchsbesteue- 
rnng,  auch  diejenige  auf  Nutzungen  des  KutzvermCgens,  die  Luxns- 
steuem  u.  dgl.  Dem  Grade  nach  haben  sie  aber  bei  den  einzelnen 
hierhergehörigen  Steuern  and  Steuerformen  (z.  B.  bei  der  Mono- 
polisirong,  bei  der  Besteuerung  durch  Vermittlung  des  privaten 
Prodncenten,  im  Falle  etwaiger  Berticksichtignng  der  Qualität 
oder  des  Werths  im  Steaersatz  der  Zölle  und  inneren  Verbrauchs- 
steuern) ein  verschiedenes  Gewicht.  Daraus  ergeben  sich 
Fmgerzeige  fUr  die  richtige  Aasbildung  des  Gebranchssteuersystems, 
wenn  dasselbe  einmal  unentbehrlich  ist.  Ferner  lassen  sich  durch 
entsprechende  Regelang  der  directen  Erwerbsbesteuerung  jene  Be- 

A.  WftKKer,  HuBiwiiMBseluft.  n.  34 
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denken  vennindern.  FOr  die  Art  and  Wmsc,  wie  dies  zu  geschebei 
hat,  etgebeo  sich  gleichfalls  ans  einer  PrOfiuig  der  Vobiancb- 
besteaemng  selbst,  im  Ganzen  wie  in  ihren  einzelnen  HaapUrta 
and  Formen ,  werthToUe  Winlte.  So  erlangt  die  folgende  Unter 
sachang  eine  allgemeineie  Bedeatang  für  die  Fragen  der  Eb 
riohtnng  des  ganzen  Stenersjstems. 

§.  608.  —  1)  Die  Verletzang  des  Frincips  der  Alh 
gemeinheit.  Die  Thatsache  einer  solchen  Verietsang  bedarf U 
der  notorischen  Gestaltang  der  GonsnmtioDen  and  der  diese  treff« 
den  Qebranchsbesteaerang  keines  weiteren  Beweises.  Man  hesütit 
sich  deswegen,  möglichst  allgemeine  Verbrauche  zu  besteaen 
und  fttgt  etwa  noch  gewisse  Stenern  anf  Natzungen,  sogeo.  Ldxd!- 
steaern  n.  dgl.  hinzu,  um  denLOoken  in  der  Allgemeinheit  d« 
Consums  von  Massenartikeln  Rechnung  zu  tragen.  M.  a.  W.:  mai 
bildet  ein  Gebrauohssteaersystem  aas.  Prinoipiell  ganz  vi! 
Recht,  aber  practiscb  doch  niemals  mit  genflgendei 
Erfolg,  denn  im  Ansgangspuncte,  in  der  Besteaemng  gewis» 
einzelner  Waaren  and  Nntzangen  Uegt  der  Mangel.  Selbst  bc 
d^  Besteuentng  von  Artikeln  wie  Tabak,  Br&nntwein,  die. 
wenn  einmal  die  Verbraachssteuer  gnt  geheissen  wird, 
gewiss  mit  die  geeignetsten  Objecte  ftlr  eine  solcfae  mi,- 
eine  Ansicht,  welche  mit  der  Erörterung  in  §.  503a  nicht  in  Widci 
sprach  steht  —  bildet  die  betreffende  Steuer  bei  der  feUotda 
Allgemeinheit  des  Consums  einen  Verstoss  gegen  die  GrondsSKj 
gerechter  Stenervertheilnng.  Die  Verallgemeinerung  desPr»' 
cips  der  Steuerpflichtigkeit  einzebier  G^ntlsse  lässt  sich  aas  steaff 
technischen  and  roikswirthsohaftlichen  Rücksichten  nicht  gesflgtei 
durchfuhren.  Sie  wOrde  aber  immer  jenen  Veratose  nur  da 
Grade  nach  verringern,  nicht  ihn  beseitigen. 

Am  Ungenfigendsten  bleibt  das  Hilfsmittel  der  directen  „Lnxu 
Stenern",  denn  diese  können  vollends  ans  stenerteehniMkei 
GrUnden  nnr  ganz  einzelne  Nntzangen  oder  Genflsse  tre** 
wo  von  „Allgemeinheit"  der  Consumtion  auch  nnr  innerhalb  dBcr 
kleinen  Ciesellsehaflsschicfat  noch  weniger  die  Rede  ist | 

^  Der  neoeste  und  Uberhanpt  bedentendfte  ümnt.  Vartreter  der  Dot«*' 
r.  Bilinski,  rerkeniit  das  nicht  Er  veist  scharf  eine  v«iten  Amdetit  ^ 
(lirecteD  Luxusst.  Uber  die  4  ron  ihm  befürworteten  o.  practiscb  rerbreitetsteo  t^' 
will  nur  den  LQznsstenergesicbtspunct  Uberhanpt  mtAa  tind  fo^erichtiger  in  gi»'' 
System  der  indirecten  Yerbraochssteaern  dnrchffefdhrt  wissen.  Ä.  a.  0.  S.  l&O.  A*^ 
hier  bieten  sich  nnr  zu  viele  Schwierigkeiten  I  Erreicht  man  da  mit  einer  aHs'^ 
VermflfeuteQer  oder  einer  pngress.  EiokommeuBtener  niclit  das  gleiche  Ziel  riel  bflW'' 
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g.  509.  —  2)  Die  Verletzang  des  Priocips  der  Qleich- 
mftssigkeit  wegen  der  Ungleichheit  des  Consams  der* 
besteuerten  Objeote  selbst.  Auch  hier  liegt  eine  notorische 
Thatsaehe  vor.  Nach  der  von  Naturverhältnissen  abhängigen 
Notfawendigkeit  der  Gonsamtion  (Nahmngsbedarf,  Qualität  der 
Nahrungsmittel),  nach  der  Gonsnmtionssitte  und  vor  Allem 
nach  der  Grösse  des  Einkommens  ist  derConsum  der  steuer- 
pflichtigen Objecte  in  Bezug  auf  die  Menge  und  Gtlte  derselben 
individaell  und  familienweise  und  nunentlich  nach  den 
ökonomischen  und  socialen  Classenschichten  der  Be- 
Tölkerong  ausserordentlich  verschieden,  demgemäss  dann 
auch  der  Stenerbetrag.  Auch  hiergegen  iKsst  sich  durch  das  vor- 
her erwähnte  Mittel  einer  systematischen  Ausdehnung  der  Ver- 
branchsbestenerong  keine  genOgende  Abhilfe  schaffen^  anch  nicht 
durch  die  verschiedene  Hohe  der  Stenersätze  ittr  verschiedene 
Objecte  oder  Qualitäten  desselben  Objects,  selbst  wenn  ein  solches 
an  und  fttr  sich  ganz  richtiges  Vorgehen  in  grösserem  Umfange 
möglich  wäre,  als  es  thatsächlieh  steuertechniseh  der  Fall  ist*) 

Unter  den  verschiedenen  Naohtheilen,  welche  auf  diese  Weise 
der  Verbrauchsbestenernng  mehr  oder  weniger  ankleben,  sind  wohl 
die  beiden  wichtigsten  die  regelmässige,  wenigstens  rela- 
tive Ueberlastang  der»nnteren  Olassen,  welche  ohne  er- 
heblichen Besitz  agener  sachlicher  Prodnctionsmittel  meist  nur  von 
emem  kleinen  Arbeitseinkommen  leben,  durch  die  hauptsäch- 
lichen Verbrauchssteuern,  und  die  directe  Begünstigung  der 
höheren  Glassen  durch  die  fehlende  oder  nngenflgende  Berttok- 
sif^tigung  der  Qualität  der  Steuerobjecte  in  der  Verbrauchs- 
bestenernng, spedell  in  deren  Steuersätzen  (§.  512).  Diese  Kaoh- 
theile  muss  man  um  so  schärfer  erkennen  und  unbefangen  ins 
Auge  fassen,  weil  nur  dann  die  Wege  zu  ihrer  Bekämpfung  (wenn 
raeh  nicht  zu  ihrer  nnmögliohen  völligen  Beseitigung)  richtig  er- 
kannt und  beschritten  werden  können. 

a)  Die  wichtigsten,  finanziell  meist  allein  sehr  ergiebigen  und 
deswegen  beliebten  Verbranchsstenem  betreffen  unentbehrliche 
Lebensmittel,  wie  Salz  und  Brot,  oder  verbreitete  Volks- 
Gennssmittel,  wie  die  Getränke,  Bier,  Branntwein,  Wein, 
den  Tabak,  Colonialwaaren,  besonders  Zucker,  dann 
Kaffee  od^  Theo,  nach  den  GonsnmtionsverhlÜtnissen  unserer 

*>  SteiD  abenieht  dies  bei  seinen  ganz  lichL  GeeichtspnncteD  für  seine  „Genoas- 
sienem"  zu  sehr  oder  trägt  dem  Unutande  wenigstens  nidit  genOgend  Bechnong. 

84» 
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beotigen  Oolturvölker.*)  Diese  Steaem  fangiien  bei  der  w^ügsteie 
'TerhältnissnütaaigeD,  obg^oh  doch  immer  nur  ganz  uuUienda 
ÄUgemeinfaeit  der  betreffenden  Consomtionen  wie  eine  Art  *^ 
gemeiner  Einkommensteuer  and  speeiell  auch  wie  eine  aUgenKi» 
Steaer  auf  das  Einkommen,  daher  namentiieh  auf  den  Arfoobeitn; 
der  „kleinen  Leute".  Wegen  dieser  Function  hat  man  sie  gerecbi 
fertigt  und  selbst  vom  Standpnnct  der  Besteuerung  des  gesammta 
Nationaleinkommens  sowie  von  denjenigen  der  AUgemdnhdt  du 
Gleichmässigkeit  ans  gefordert,  sie  auch  steuertechniscfa  ti^ 
fach  der  directon  Erwerbsbestenernng  vorgezogen.  Diese  Aii&ssb{ 
soll  hier  aach  nicht  bestritten  werden:  ihre  relative  Richtigkeit  ■ 
im  Früheren  wiederholt  eingerilomt  worden.^**)  Aber  gerade  Ve 
branchssteuem  wie  die  genannten  verstossen  in  hohem  Hu« 
gegen  die  Gleichmässigkeit,  indem  sie  umgekehrt  progresiii 
das  kleine  gegenüber  dem  grossen  und  drflckender  das  Arbeiti 
einkommen  gegenflber  dem  Besitzeinkommen  belasten,  ohoe  d» 
auf  eine  Ausgleichung  durch  Ueberwälzung,  Seitens  du 
betroffenen  Glassen  und  Personen  irgend  ausreichender  Vet| 
lass  ist. 

§.  510.  —  a)  Je  kleiner  das  Einkommen,  desto  grosser 
Quote,  welche  davon  anf  die  Befriedigung  des  nothwendigen  Lebeatl 
bedarfs,  namentlich  der  Kahrung  verwendet  werden  mnss.  *0  ^ 
Verbrauchssteuer  auf  hierher  gehörige  Consumtionen,  vollends  ei« 
solche,  welche  den  gleichen  Steuersatz  fttr  alle  Qualitäten  (Soital 
eines  und  desselben  Nabmngs-  und  Gennssmittols  hat,  trifft  eba 
deswegen  das  kleiue  Einkommen  relativ  stärker,  als  ^ 
grosse,  d.  h.  „umgekehrt  progressiv":  sie  steigt  als  Qoctt 
mit  der  Abnahme  des  Einkommens.  So  schon  in  dem 
mässigen  Falle,  wo  die  Leute  (Familien)  mit  kleinem  EinkoBUW» 
absolut  viel  weniger  von  einem  steuerpflichtigen  Artikel,  t'f^ 
von  Fleisch,  Golonialwaaren,  verzehren  als  die  wohlhabendei» 
So  aber  nattlrlich  noch  viel  mehr  in  dem  anderen,  nicht  fehlest 

")  Statistisches  darüber  erst  in  der  apec  SfeneileliFe.  YgL  q.  A.  die  »:»■ 
ZasaHunenstelhingMi  und  BerechnangeD  von  Fr.X.IIeiiiitanii-SpaIl»rt  (Witf)'' 

„Debeisichten  über  Prodnction  a.  s.  Ober  Consum  gewisser  Waaren,  » 
Gerstfeldt  a.  a.  0.  mit  den  Daten  u.  s.  w.  Ober  die  Steoersätze  ol  Eitiige  öK^ 
wichtiger  Verbr.st.   S.  obeu  §.  503  a  Note  a  in  Betr.  Branntweio  d.  Tabit 

"Ö  Hauptrertreter  der  AufliassaDg  der  gen.  Verbrauchsrtenen»  als  „Bertaw** 
der  Arbeit"  ist  Steia  a.  a.  0.  (8.  oben  Vorbem.  S.  492),  nur  dass  hier  wie  » *f 
bei  ihm  die  nothwendige  Begrenzaag  der  Triftigkeit  das  Argumeats  fehlt.  Sttit; 
oben  S.  260  enr&hnte  Ansicht  von  der  Deberw&lzang  zeigt  hier  ihre  besonders  wcU- 
lichen  Folgen  für  die  Theorie  o.  Praxis  der  Verbraachsbesteamnig. 

")  a  oben  S.  367  Note  IS  die  Literatox  aber  diesen  Satz. 
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Fall,  dass  gerade  gewisse  stenerpflichtige  Artikel  ^ie  Hanpt- 
verzebnuig  der  ärmereD  Leute  bilden  und  davon  mitunter  selbst 
absolut  mehr  Ton  ihnen  als  von  den  Beiehem  verzehrt  wird: 
Volksbrot  (Roggenbrot  in  Deutschland),  dann  Salz,  etwa  auch 
B'ier,  Branntwein,  einzelne  zollbare  Artikel  wie  z.  B.  Häringe 
lassen  sich  als  Beispiele  anfuhren.  Eine  solche  Steuer  wird  die 
bloss  proportionale  Gleiohmässigkeit  der  Einkommen- 
besteuemng  gewöhnlich  sehr  erheblich  verletzen.'*)  Das 
ist  anzuerkennen  nod  fordert  Ausgleichung,  selbst  bei  Brannt- 
weinsteuern, so  sehr  diese  auch  den  unteren  Glassen  gegenflber 
WDSt  gerechtfertigt  erscheinen  mOgen  (§.  503a),  geschweige  bei 
ien  Steuern  auf  die  genannten  anderen  Artikel.  Die  Folge  einer 
K>lchen  relativen  Ueberlastung  der  unteren  Glassen  ist  nothwendig 
iDch  eine  für  diese  Classen  ungünstigere  Vertheilung  des 
/Olkseinkommens  und  Vermögens,  als  sie  bei  einer  wenigstens 
itreng  proportionalen  Einkommenbestenemng  bestehen  würde: 
iie  Ueberlastung  dieser  Classen  hemmt  doch  auch  wieder  deren 
^pitalbüdong  und  ist  von  einer  relativen  Unterlastung  der  höheren 
blassen  begleitet,  waa  auf  eine  vennehrte  Fähigkeit  zur  Kapital- 
ildnag  bei  denselben  hinauskommt,  —  meist  übersehene,  aber 
latsächlich  vorhandene  Zusammenhänge  zwischen  Besteuerung  und 
ertbeiluDg  des  Einkommens  und  Besitzes. 

Nimmt  man  hinzu,  dass  das  übersteuerte  kleine  Einkommen 
teist  auch  Arbeitseinkommen  ist,  in  wachem  ceteris  paribus 
n  geringerer  Betrag  „freien*'  Einkommens  und  eine  kleinere 
«nerföhigkeit  steckt,  aüs  in  dem  Renteneinkonunen  gleicher  Höhe, 
I  tritt  die  Verletzung  der  Gleichmässigkeit  noch  schärfer  hervor. 

§.  511.  —  /3)  Diese  Wirkungen  der  Verbrauchsbesteuerang 
irden  mm  nicht  sicher  und  genügend,  öfters  gar  nicht 
er  nur  um  den  Preis  schwerer  anderer  Uebelstände 
rch  die  Ueberwälznng  ausgeglichen,  wie  eine  oberflächliche 

")  Anl  Grnnd  genauer  hansbaltstatist.  Daten  Iftast  sich  das  wolil  berecbnen, 
Iche  Summen  flcbUessIich  doch  anch  .^eine  Lente"  auf  ihre  Üblichen  CoDBam- 
ii'el  AH  Steuern  entrichten,  zeigt  z.  B.  folgende  Berechnung.  Die  in  d,  Tilb,  Ztschr. 
'J  in  ihrem  Haushalt  roi^efubrte  Familie  t.  6  Personen  auf  einer  schleav.  Hallig 
tt,  unter  Zognmdelegang  der  bisherigen  Zolla&tse  {voll,  aber  auch  ohne  Zd- 
ag*  für  NebeBspesen  a.  s.  v.).  an  Verbrauchssteuera  auf  iliien  CaHum  au  Sah, 
»k,  Zucker,  Bosinen,  Kaffee,  Tbee,  Reis  c  IS-SU  aas,  d.  h.  c.  l'B*/«  des  Ein- 
mens  1 1 47  M.  Hier  iat  der  Tfaeeconsnin  allerdings  nngeirOhnlich  grau  (16Vt  P£) 
I  d.  LaBd«s>itte,  dafür  der  Eaffeeconinm  nnr  klein  (4  F£.)  (S.  158).  Uit  Znsehlag 
«r  Torwftnd  ter  Abgaben  mag  an  20  M.  oder  c.  1*76 des  Einkommois  heraxis- 
men.  Die  directen  Stenern  an  den  Staat  (Claasenst  6,  Gebladeat.  0'6  U.)  aind 
ß-ß  M-,  also  ein  Drittel  ao  hocli. 
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Optimistische  Anifasstmg  es  aonimmt.  Die  leteUre  ist  aber  Bo  m- 
breitet,  spielt  in  den  Steuerdebatten  der  Praxis  eine  solche  BoOt 
and  ist  so  gefährlich ,  dass  sie  trotz  der  sichtlichen  Schwlehe  der 
ihr  zu  Gmnde  liegenden  Beveisftlhrnng  an  dieser  Stelle  noch  «ii» 
besondere  Widerlegung  erfordert  Damit  wird  zugleich  ein  Special^ 
puuct  der  UeberwftlKongBlehrej  dessen  Bdumdlnng  frBher  (§.  387 
absichtlich  verschoben  wurde,  erledigt:  die  Frage  von  der  Weiter 
wälznng  von  (directen,  vrie  in  Verbranchssteuerform  erhobcns 
indirecten)  Stenern  auf  den  Ertrag  der  gew&hnliehet 
(Hand-) Arbeit  oder  von  sogen.  „Lobnsteaern". 

Die  Vertheidiger  dieser  Stenern,  welche  tiberiiaapt  solche  E» 
wAnde  wie  den  der  verletzten  Gleiohnütesigkeit  bertteknehtiga 
machen  geltend,  von  einer  Ueberstenerung  des  Arbmters  sei  kdv 
Rede,  weil  die  Steuer  in  solchen  Fällen  zn  einer  ErhOhnag  dei 
Lohns  oder  zn  einer  Weiterwälznng  der  Steuer  auf  den  Aibot 
geber  und  eventuell  noch  weiter  auf  den  Käufer  der  von  d&i  fil» 
steuerten  Arbeitern  hergestellten  Producte  mittelst  einer  Pn» 
Steigerung  der  letzteren  führen  werde.  Es  wtlrden  also  schliea^ 
die  Gewinne  der  Unternehmer  oder  die  Einkommen  der  Cbih 
snmenten  reell  belastet,  nicht  die  Einkommen  der  Arbeiter, ü 
deren  Einnahmen  nnd  Ausgaben  die  Sten^  nnr  ein  durchlaifea 
der  Posten  sei. 

Diese  Lehre  übersieht  die  ausserordentlichen  prteti 
sehen  Schwierigk>eiten,  welche  nnter  allen  Umständeate 
einer  sokhen  Entwicklung  der  Dinge  Überwunden  weiden  mOam 
namentlich  diejenigen,  welche  schon  in  der  ganzen  ökonomiKte 
Lage,  socialen  Stellung  nnd  in  der  Untrennbarkett  des  Arbeiten 
von  der  von  ihm  zu  Harkte  gebrachten  „Waare"  Arbrät  heg» 
Gar  nicht  beachtet  werden  dabei  ferner  die  Uebergtng* 
Verhältnisse  bis  zn  der  Zeit,  wo  anch  günstigsten  Falk  ff 
eine  solche  Ueberwälznng  durchgesetzt  sein  konnte.  Endticfa  abv. 
der  entscheidende  Umstand,  jene  Lehre  beachtet  nicht  dit 
Factoren,  von  denen  nach  der  wissenschaftlich  feststebeitds 
und  von  der  Erfahraug  allgemein  bestätigten  Theorie  derfi' 
Btimmgründe  des  Arbeitslohns,  die  Regelung  des  leti 
teren  abhängt,  ~  überhaupt  und  vollends  auf  der  Basis  ^ 
beutigen,  durch  das  Princip  des  freien  Eigenthums-  und  Vertn^ 
rechts  imd  der  freien  Goncorrenz  characterisirten  wirthsehaftÜck« 
oder  Verkehrs-  nnd  Erwerbsreehtsordnung.  Aus  dieser  Lohntbeont 
folgt,  wie  es  früher  schon  formulirt  wurde  (§.  387)  und  umm^ 
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kurz  bewiesen  werden  soll,  dass  „entweder  eine  Ueberwälzung 
trotz  der  daraaf  hindrängenden  Verkehrsgestaltnngen  nicht  ein- 
tritt oder  nur  unter  Vorgängen  sich  vollzieht,  welche 
schlimmer  als  das  Uebel  der  nagleichen  Besteuerung 
selbst  sind." 

Unter  übrigens  gleichen  Umständen, —  eine  Voraussetzung, 
von  welcher  hier  ausgegangen  werden  mnss,  aber  auch  ausgegangen 
werden  darf,  da  in  der  That  die  Verbrauchsbesteuernng  an  sich 
in  den  Bedingungen  der  liohngestaltnng  unmittelbar  nichts  ändert 
und  die  etwaigen  sonstigen  Veränderungen  dieser  Bedingungen 
nach  wie  vor  dieselbe  Wirkung  austtben  würden;  etwas  anders 
kann  die  Sache  bei  rationellen  Schutzzöllen  liegen  —  kann  eine 
Weiterwälzung  der  Steuer  in  der  Form  der  Lohnsteigerung  sich 
nur  durch  «ne  Verminderung  des  Ausgebots  von  Arbeits- 
kräften behufs  Erlangung  von  Beschäftigung  voll- 
ziehen. Eine  solche  ist  auf  viererlei  Weise  möglich:  einmal 
doidi  freiwilliges  Aus-dem-Markt-Halten  eines  Tbeils 
der  Arbeit;  sodann  durch  Auswanderung  von  Arbeitern; 
weiter  durch  grössere  Sterblichkeit  unter  den  arbeitenden 
ClaBsen;  endlich  durch  schwächere  Vermehrung,  bez.  ge- 
ringere Gebnrtsfrequenz. 

aa)  Die  Beschreitung  des  ersten  Wegs  setzt  entsprechende 
fiiosicht,  Standesbewasstsein,  Verfügung  ttber  Unterhaltsmittel 
während  der  Arbeitspause,  daher  vor  Allem  eine  angemessene 
Organisation  der  Arbeiter  zu  Oewerk-  und  ähnlichen  Vereinen 
und  die  Gewährung  des  erforderlichen  Goalitions-  und 
Vereinsrecbts  an  die  Arbeiter  voraus.  Selbst  wenn  diese  letzte 
rechtliche  Bedingung  erfllllt  ist  und  die  Arbeiter  auch  gar  nicht 
irgendwie  in  der  practischen  Verwirklichung  des  Coalitionsrechts 
gehmdert  werden,  genügt  es,  auf  die  aosserordentlioben  Schwierig- 
keiten hinzuweisen,  welche  flir  die  praotisch  wirksame  Organisation 
der  Arbeiter  ans  ihrer  ganzen  socialen  und  ökonomischen  Lage, 
aas  ihrer  Vielköpfigkeit  und  aus  ihren  Fehlem  selbst  in  Fällen 
hervorgehen,  wo  noch  viel  stärkere  Skonomiscfae  Sohädignngen 
als  durch  eine  Stenerüberlastong,  in  Lohnreductionen,  Verweigerung 
von  Lohnerhöhungen,  Vcrlängemng  der  Arbeitszeit  in  Frage  stehen. 
Theoretiseh  kann  man  zugeben,  dass  die  richtig  organisirten  Arbeiter 
im  Stande  sind,  auf  ihren  Lohn  in  gewissen  Fällen  und  in  be- 
sehädenen  Grenzen  ^nen  günstigen  Einflnss  auszuüben,  practisch 
^  das  überhaupt  selten  viel,  in  der  „fallenden  Goi\)nnctnr''  oft 
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gar  nichts  bedeuten ,  weil  eben  die  complicirten  Bedingugcn  Ar 
die  Ärbeiterorgamsation  nnd  fllr  die  Darehsetsimg  derWtsMke 
der  Arbeiter  zn  schwer,  za  selten  za  erfllUen  sind.^')  InderFn^ 
der  WeiterwälzoDg  von  Steuern  mittelst  Lohnsteigerang  hit  diew 
Hilfiimittel  eine  ganz  untergeordnete,  practiscb  wohlnwUeK 
gar  keine  Bedeutung. 

bb)  Schwächere  Volksvermehrung  oder  geringtn! 
Gebnrtenfrequenz  kann  aneb  aus  anderen  Gründen  im  Intsnai 
der  unteren  Classen  liegen  nnd  wäre  nicht  unbedingt  fltr  den  W 
Bprochenen  Zweck  von  der  Hand  zn  weisen.  Aber  dasHittdkMi 
günstigsten  Falles  nur  sehr  langsam,  practiscb  schon  ii| 
halb  and  noch  aus  anderen  Grttnden  meist  so  gut  wie  ^| 
nicht  wirken.  Auch  läge  dabei  wiederum  nur  eine  Znmiitkn 
vor,  die  speciell  in  Folge  der  Besteuerung  bloss  udi| 
unteren  Classen  gestellt  würde,  was  gleiehfidls  nieht-Uir 
erscheint. 

cc)  Grössere  Auswanderung  und  grossere  Sterti 
liebkeit  aber  sind  selbstrerstKudlich  Mittel,  die  schlimmer,  ft 
den  Arbeiter  tragisober  als  die  Ueberlastnng  mit  Steuern  Bafiri 
sind  nnd  deshalb  als  Wege,  um  die  Ueberwälzung  durchsosetR^ 
principiell  verworfen  werden  mtlssen,  im  Arbeiter-,  wie  meirt 
im  ganzen  Volksinteresse.  Dass  sie  aber  auch  nur  ansnaka» 
weise,  im  Falle  sehr  grossen  Umfangs,  eine  erhebliche  Ude 
^zung  ermöglichen  würden,  ist  klar. 

So  kommt  man  zn  dem  Resultate,  dass  die  Steift 
sehr  leicht  auf  dem  „kleinen  Mann",  dem  Arbeitn 
sitzen  bleiben  wird.  Denn  wenn  auch  etwa  ans  änderet 
Grflnden,  wegen  erhoheter  Productirthlitigkeit  und  grOssoerK«^ 
frage  nach  Arbeitskräften,  eine  Lohnsteigernng  eintritt,  is  F# 
deren  der  Arbeiter  die  Steuer  leichter  tragen  kann  und  Ms) 
auch  wirklich  ebne  kleinere  Quote  ron  seinem  Einkomaea 


Der  elMgRte  deatscli«  theonL  T«rtntar  der  GeveifcrflniiiMffguii'""^^ 
Zwecken  der  TerbeeBenuiK  der  Lohnbedlngangen  der  AitHdter,  L.  BrcDtiW 
„ArbditeTgild«D  d.  Gegeonrf*  n.  In  d.  spUena  Wiederiiolai^en  tl  Aaiftfal** 
Gedkoken  dieses  Verl»  in  dem  .^rbeitey ertrag  remlss  d.  neiU.  Rtchr  .^  "^tISL 
versichemng"  n.  s.  v.)  fonnnlirt  Gberhaopt  die  Bedingungen,  antor  denca  *B"«2 
OrgBaisatioo  der  Lohn  gOnstig  beeinflosst  werden  kann,  schon  in  der  Tketift^ 
correct  nnd  trägt  dabei  nicht  allen  za  beachtenden  Momenten  Bechnon^  ft* 
sich  aber  rollends'  aber  die  practische  Tragireite  des  EinflossM  der  Saw""*  , 
auf  das  Lohniresen  iL  s.  w.  nnd  nnterscheidet  nicht  genOMnd  die  aaf*  M»^" 
steigende  Bewegung  der  ganzen  Gonjanctor  des  MarlrtB  fOr  den  AbsaS  i*«* 
prodncte  und  folgeweise  fOr  die  Vert£aiifabediDgnngen  der  Arbeit  seihst 
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macht,  80  wttide  dadaroh  doch  die  Steuer  nioht  vom  Arbeiter 
fortgenommen,  wie  ob  bei  der  Ueberwälzung  aDgenommen 
wird.  Knr  wenn  der  Lohn  in  Folge  der  Rednction,  welche  er 
durch  eine  Bolche  Steaer  erfährt,  unter  das  zum  Leben  und  zur 
KrilAeerhaltong  und  Emenerang  unentbehrliche  Minimum 
gesunken  wäre  —  eine  glücklicher  Weise  doch  wohl  nur  seltene 
Folge  der  Verbrauchssteuer  —  wttrde  eine  neue  Steigerung  bis  auf 
dies  Hinimum  allerdings  nach  den  Sätzen  der  Lohntbeorie  eintreten 
mttssen.  Aber  auch  sie  wtlrde  sich  nur  mittelst  jener  bedenklichen 
Vorgänge,  der  Vei^rösserung  der  Sterblichkeit,  der  Auswanderung, 
der  Abnahme  der  Geburten,  vollziehen  können.  Ein  Trost  liegt  also 
auch  in  diesem  Hinweis  auf  das  unerlässliche  Lohnminimum  nicht 
§.  512.  ~  b)  Aus  dem  Vorausgehenden  ergab  sich  schon,  dass 
die  ttbliehe  Verbrauehsbestenerung  eine  indirecte  Begünsti- 
gung der  höheren,  reieberen,  besitzenden  Classen  in  sich  sohliesst: 
diese  werden  relativ  nicht  so  hoch  als  die  unteren  Classen 
durch  diese  Besteuerung  getroffen.  Dazu  kommt  aber  auch  noch 
tine  direete  Begtlnstigung,  weil  die  Qualität  (Sorte)  oder 
der  Werth  eines  und  desselben  Stenerobjeots  gewöhnlich  nicht 
oder  nnr  wenig  bei  der  Feststellung  der  Steuersätze  berücksichtigt 
wird.  So  pflegen  die  Einfuhrzölle  auf  Colonialwaaren  n.  dgl 
specifische  zu  sein,  insbesondere  GewichtszOlle,  welche  fltr 
bestimmte  Qewichtseinbeiten  einer  Waare,  ohne  BQcksicht  auf  deren 
Qualität  oder  Sorte  erhoben  werden.  Aehnlich  ist  es  bei  städti- 
schen Thorstenern  und  bei  den  meisten  der  üblichen  Formen 
der  inn eren,  beim  Producenten  erhobenen  Verbrauchs- 
steuem.  Hierin  liegt  eine  neue  Verletzung  der  Gleichmässigkeit 
der  Besteuerung.  Denn  d^  Consum  der  besseren  Sorten  der  Artikel 
durch  die  Wohlhabenden  wird  so  nicht  so  hoch  besteuert,  als  der- 
jenige der  sohlechteren  Sorten,  welche  die  ärmeren  Schichten  ge- 
messen.  Dies  wird  auch  allgemeiD  anerkannt  Der  Forderang 
einer  angemessenen  Abstufung  der  2jo11-  und  Steuersätze  nach 
den  Qualitäten  stehen  aber  stenertechnische  Schwierigkeiten 
entgegen,  welche  sich  nur  ausnahmsweise  überwinden  lassen.  Eine 
solche  Ausnahme  bildet  die  Bfonopolisirung,  z.  B.  bei  Tabak,— 
einer  der  Vorzüge  dieser  Verbranchssteuerform.  Soweit  Schutz- 
zölle auf  Fabrikate  als  Verbrauchssteuern  mit  in  Betracht 
kommen,  hat  eine  Werthbezollnng  oder  ein  rationell  abgestufter 
specifischer  Zolltarif,  der  immerhin  leichter  anzuwenden  ist,  den 
Vorzug,  dem  genannten  Einwand  nicht  ansgesetzt  zu  sein. 
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Solange  die  ttblichen  Steaerformen  bnaotzt  weMen,  ergctei 
sich  wieder  zur  HerbeifUhrosg  wenigstens  einer  gewissen  Aos- 
gletchnng  dieser  directen  Unterlastong  der  wohlhsbenderB 
Glassen  dorch  die  Verbranchsbesteaerang  einige  Anforderungen  n 
Bezog  anf  die  Gestaltong  des  Stenersystems.  Davon  wird  im 
n&ohsten  Abschnitt  9  mit  gehandelt  werden. 

§.  513.  —  3)  Die  Verletzung  des  Frincips  der  Gleieb- 
mttssigkeit  wegen  der  Ungleichheit  der  auf  ein  Eii- 
kommen  angewiesenen  PersonenzahL  Aneh  hier  snd 
die  Wirknngen  der  Verbranchsbesteaerang,  TergUchen  mit  deaei 
der  directen  Erwerbsbestenernng,  z.  B.  der  (nominellen)  EinkomouB- 
Steuer  ungerecht.  Es  ist  zunächst  klar,  dass  ceteris  parihna  dit 
Summe  von  Verbranchsstenem  einer  Haushaltung  sich  nach  der 
Grösse  der  zu  ihr  geh<}rigen  Personenzahl  (unter  eombinato- 
rischer  Bertloksiohtignttg  der  für  gewisse  Consumtionen  mit  mm 
gebenden  Verhältnisse  des  Geschlechts  nnd  des  Aiters)  ricfate^ 
dfüier  namentlich  in  der  Familien  hausbaltang  grösser  ab  ia 
der  Sinzelhanshaltung,  in  der  stärkeren  grosser  ab  in  der 
schwächeren  Familie  ist.  Die  Dienstbotenhaitang  richtet 
doch  da,  wo  überhaupt  solche  erfolgt,  auch  einigennassen 
der  FamilieogrOBse.  Die  Verbrauehsbestenerung  bewirkt  daher  hier 
eine  relative  Ueberlastung  der  Familienwirthschaft,  im  steigen- 
den Haasse  mit  der  Vergr5sserung  der  Familie. 

Darin  liegt  nun  eine  Verletzung  der  Gldehmässigkeit,  vos 
welcher  man  nicht  sagen  kann,  dass  sie  ^n  die  nnv^meidliche 
Folge  rein  privater  Verhältnisse,  z.  B.  der  GrOsae  der  Kiader- 
zahl  sei,  wie  es  allerdings  die  verschiedene  hiervon  abhängt 
Grösse  der  Ausgaben  fltr  den  Consam  selbst  ist.    Vidmehr  er- 
schwert der  Staat  die  Lage  der  Familie  gegenüber  z.  B.  derjeugeo 
des  Junggesellen  hier  direct  durch  die  specifische  Eigen 
thflmliohkeit  der  Stenerform.    Bei  der  directen  Einkommefi-  | 
Steuer  wird  zwar  das  Einkommen  anch  gewöhnlich  ohne  Rfickueht  j 
anf  die  Personenzahl  besteuert,  welche  darauf  angewiesen  ist  Ahe 
hier  zahlt  wenigstens  die  Familie  doch  nur  bei  gleiehemEö- 
kommen  die  gleiche  Steuer  wie  der  Junggeselle,  bei  der  Ver- 
brauchssteuer dagegen  die  höhere  und  bei  gewissen  einseloa 
Stenern  eine  sehr  bedeutend  höhere.  Bei  der  directen  Einkomsee- 
Bteuer  hat  man  gleichwohl  schon  begönne,  die  die  Leistung^hig' 
keit  der  Reichen  Einkommen  verschiedener  Personen  bediageadai 
Umstände  mit  zn  bertlekslchtigen  nnd  z,  B.  das  EinkonuneB  der 
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grossen  Funilie  mit  einem  kleineren  Stenersatz  zu  belegen.  Darin 
liegt  wieder  eine  Anerkennnng  socialpolitisobOT  Momente  in  der 
ßestenemng,  welche  an  sich  richtig,  wenn  auch  mit  dem  rein 
finanziellen  Bestenerangsgesichtspnncte  in  Widerqu*noh  ist  (§.  397). 
Jedenfalls  erkennt  man  aber  hier  eine  Verletzung  der  wahren 
Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  an,  welche  b(n  der  Verbrancbs- 
stener  viel  sch&rfer  hervortritt. 

Auch  ans  diesen  VerhUtnissen  sind  wieder  gewisse,  im  nächsten 
Abschnitt  (bes.  §.  523  ff.)  anfznsteUende  Forderungen  in  Bezug  auf 
die  Oestaltung  des  ganzen  Steuersystems  bei  verbleibender  Ver- 
branchsbestenemng  abzuleiten. 

§.  514.  —  4)  Nicht  gering  sind  endlich  die  Verletzungen 
der  Gleichmässigkeit  gegenflber  den  „Prodncenten" 
n.  s.  w.,  welche  bei  den  Hauptformen  der  Verbraochsstenem  die 
Stener  „auszulegen"  haben.  Vieles  Einzdne  kann  hier  erst  im 
folgenden  Hauptabschnitt  von  der  Steuerverwaltnng  und  mehr  noch 
in  der  speoiellen  Stenerlehre  hervorgehoben  werden.  Hier  gentlgt 
es,  einige  Pnnote  zu  erwähnen,  die  zum  Theil  schon  in  froheren 
Abschnitten,  so  bei  der  Beurtheilnng  der  Ueberwälznng  (§.  385  ff., 
390  ff.)  berührt  wurden. 

a)  Die  Fähigkeit  der  einzelnen  Produoenten  (Eaofleute, 
Fabrikanten  u.  s.  w.)  zur  Ueberwälznng  der  Steuer  selbst  und  der 
mit  ihr  verbundenen  Nebenspesen  (fUr  zoUamÜiche  Hanipnlationen, 
für  das  Gesobftftspersonal  zur  Besorgung  der  ZoUgesohäfte  u.  dgl.) 
ist  ausserordentlich  ungleich,  nach  persönlichen ,  tech- 
nischen ,  wirthschaftlichen  Verhältnissen,  nach  den  Conjunotoren 
des  Markts,  nach  der  thatsächHchen  Bewältigung  von  Schmuggel 
und  Defraude  Seitens  der  Steuerverwaltung.  QrOssere  und  geringere 
Beträge  der  Stenern  und  Nebenspesen  bleiben  daher  auf  einzebien 
Producenten  sitzen,  werden  za  Stenern  auf  deren  Erwerb  (Gewinn), 
statt  zu  Consumtionssteaem  Dritter.  Mit  der  steigenden  Gompli- 
cation  der  Betriebstechnik  und  -Oekonomik  nur  immer  Dfter.  Wo 
z.  B.  Schmuggel  und  Defraude  und  Bestechlichkeit  der  Stener- 
beamten  einreisst,  wird  der  (Geschäftsmann  gezwungen,  entweder 
sieh  daran  zu  betheiligen  oder,  wenn  er  ehrlich  bleibt,  das  Feld 
zn  räumen  oder  nun  vollends  einen  Theil  der  Stenern  —  z.  B.  die 
Differenz  zwischen  dem  Zollsatz  und  der  Sohmuggelprämie  —  auf 
sieh  zu  nehmen. 

b)  Werden  verbranchsstenerpfliobtige  Waaren  ans  dem  Aus- 
land in  den  freien  Verkehr  gebracht  und  zugleich  im  Inland  von 
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beimischen  Prodacenten  Air  den  Verkauf  erzengt ,  so  ist  es  nnver- 
meidlioh,  die  EinfnbrzUlle  nnd  die  inneren  Verbrancbi- 
Stenern  in  völliges  oder  mindestens  in  ein  gewisses  Gleichgewieht 
zn  bringen,  so  unter  unseren  VertilUtnisaen  namentlicb  bei  Zocker, 
Tabak,  Spiritus,  Salz,  erentnell  auch  bei  Wein  nnd  Bier. 
Eine  Begtlnstignng  im  Zoll  schädigt  die  heimische  Prodadäon,  eine 
solche  in  der  inneren  Steuer  das  Finanzinteresse  mek 
oder  weniger.  Ein  solcher  Gleiehgewichtsznstand  UM  sich  sier 
sdion  wegen  der  stenertechnischen  Verschiedenheit  des  Zoll- nnd 
des  Verbraucbsteuerrerfahrens  auch  beim  besten  Wflla 
'  vielfach  nur  ann&herod  erreichen ,  so  dass  zwischen  ganzen  Fio- 
ducentengrnppen  und  einzelnen  Froducenten  wieder  viele Ub- 
gleicbmässigkeiten  in  der  wirklichen  Steuerlast  bleiben,  welche 
durch  Ueberwälznng  durchaus  nicht  immer  ausgeglichen  werden. 
Aehnlich  verhält  es  sich  bei  stenerpfliobtigen  Waaren,  welche  b 
einer  Stadt  hergestellt  und  vom  Lande  in  dieselbe  eingefBbrt 
werden  und  hier  einer  Thorstener  unterliegen  (Bier,  Hehl, 
Brot,  Fleisch). 

c)  Bei  einzelnen  Verbrauchssteuern  wird  das  Prodnot  in  ver- 
schiedenen Verarbeitungsstufen  besteuert,  z.  B.  im  Bob- 
stoff, als  Halbfabrikat,  als  Ganzfabrikat  (Zucker,  auek  Tabak 
und  Fabrikate  daraus).  Hier  ergeben  sich  grosse  Schwierigkdtea 
fttr  die  richtige  Abstufung  des  Steuersatzes,  was  lacht  n 
nenen  Ungldohmässigkeiten  der  reellen  Besteuerung  unter  den  be- 
theiligten Producentengruppen  und  den  einsdnen  Prodncenten  IBbri 

d)  Gewisse  Bestenernngsformen,  wie  die  nach  der 
Hrage  des  Rohstoffs,  belasten  die  dnzelnen  Prodncenten  je 
nach  der  Qualität  der  ihnen  zur  Verfttgnng  stehenden  Stoffe 
(Rohen,  Materialien  für  Spiritnsbrennerei)  nnd  nach  der  Betriebs 
teohnik  und  -Oekonomik  oft  wesentlich  ungleich.  Die  bei 
ein  nnd  derselben  Steuer  möglichen  Tenehiedenen  SteuerfoimcB 
(Rohstoff-,  Fabrikatstener  bei  Zucker,  Spiritus,  speeifi- 
scher  Zoll,  Werthzoll)  wirken  vielfach  in  derselben  Wei«. 
günstiger  fttr  den  einen  als  den  anderen  Froducenten.^*) 

e)  Gewisse  im  Inland  erzeugte  steuerpflichtige  Waaren,  welcbe 
in  das  Ausland  abgesetzt  werden  sollen,  mtlssen  aus  RUcksiebloi 
auf  die  internationale  Goncurrenz  steuerfrei  hinausgebea 
(Zucker,  Tabak,  Spiritus,  Saks,  n.  a.  m.).  Die  Steuertechnik  tsA 

**)  Ygi  die  AuBfUbningen  über  die  Methoden  der  Zaclterbeeteoenuig  iB  ^ 
roizn^cheo,  iahaltreichen  Sehr.  B.  r.  Kaafmaan's,  Zockerindastrie.  Bed. 
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die  Grefahr  der  Defraudation  bedingen  es  aber  meistens,  dass  auch 
diese  Waaren  ebenso  wie  die  fttr  den  hämischen  Gonsam  be- 
atinunten  ztmächst  der  Bestenemng  unterliegen.  Dann  wird  beim 
Export  ein  StenerreatitntionsTerfahren  oder  die  Gewährung 
einer  sogen.  Exportbonification  nothwendig.  Die  richtige 
Bemessung  derselben  bietet  in  einigen  Fällen  grosse  Schwierig- 
keiten, namentlich  da,  wo  eine  Bohstoffbestenerung  vorliegt,  aus 
deren  Betrag  aof  den  Steuersatz  erst  geschlossen  werden  muss, 
welcher  auf  das  Product  selbst  in  einem  späteren  Verarbeitungs- 
stadinm,  cTfintnell  auf  das  fertige  Fabrikat  eigentlich  entfällt  Da 
hier  nnvermeidlich  eine  Bestimmung  nach  Durcbsehnittsverhält- 
nissen  getroffen  werden  moss,  so  ist  es  klar,  dass  die  einzelnen 
Producenten  wieder  in  verschiedenem  Maasse  die  Steuer,  welche 
sie  auslegten,  rtlckvergtltet  erhalten,  also  verschieden  concurrenz- 
fähig  sind,  weil  oft  ein  Tbeil  der  Steuer  und  ein  einzeln  wiedw 
ungleicher  Tbeil  auf  ihnen  sitzen  bleibt  Selbst  wenn  die  Steuer, 
vrie  das  vorkommt,  mehr  als  vollständig  rückvergütet  wird, 
so  ergiebt  sich  nach  den  Betriebsverhftltnissen  der  Einzelnen  eine 
UDgleichmässigkeit  in  Bezug  auf  die  „Exportprämie",  in  welche 
die  Rückvergütung  hier  Übergebt.     — . 

§.  515.  —  5)  Es  zeigt  sich  danach  die  vielseitigste  und 
zum  Tbeil  bedenklichste  Verletzung  der  Grundsätze  ge- 
rechter Stenervertheiinng  durch  die  Ctobrauchsbesteuernng. 
Aach  noch  weitere  Verstösse  verwandter  Art  kommen  vor. 
Ist  z.  B.  der  Grundsatz  anerkannt  worden,  dass  ein  Einkommen 
unter  einem  gewissen  Betrage  steuerfrei  bleiben  mtlsse,  so  ist 
es  widerspruchsvoU ,  diesen  Satz  auf  die  Befreiung  von  gewissen 
directen  Steuern,  wie  die  allgemeine  (nominelle)  Einkommensteaer 
zu  besctiränken,  während  die  regelmässig  viel  höhere  Belastung 
mit  Verbrauchssteuern  bleibt.  Auch  bei  der  Anknüpfung  von 
politischen  Wahlrechten  an  die  Stenerverhältnisse  erscheint 
es  unbillig,  diese  letztere  Belastung  unbeachtet  zu  lassen  und  sich 
nur  an  gewisse  direote  Stenern  der  Steuerzahler  zu  halten.  Ein 
„Wahlcensns"  nach  Stenerverhältnissen  wird  daher  mit  der  Ent- 
wicklung der  Verbrauchssteuern  bedenklicher  als  in  Perioden, 
wo  man  wesentlich  nnr  directe  Erwerbs-  oder  Besitzstenem  hat. 

S,  auch  darOber  Kaufmanns  gen.  Sehr.,  bes.  Ober  Oesterreich,  wo  man 
schon  einmal  (1875—^6)  mehr  rUckvergUtet  hat,  als  die  ganze  Einnahme  aas  der 
Znckerstener  betrug,  so  dass  die  inländ.  Consamtion  reell  steoaifroi  war,  wahischeioUch 
fast  nur  zu  Gonsteu  der  Fabrikanten,  u.  aach  dieser  nicht  einmal  in  gleichem  Hause, 
S.  103  ff.  Eb.  S.  171  Ober  die  inteinat.  Zndieiconrentitm. 
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D.  —  §.  516.  VerstSsse  gegen  die  Principiea  iweek- 
mässiger  ätenerrerwaltang.  Aneh  in  dieser  Benehuig  nd 
endlich  sehr  eitebliche  Bedenken  gegen  die  VerlwaaehabesteMnic 
geltend  zn  machen  und  rieUacfa  in  sttikerem  Hause  ak  gegen 
die  directe  Erwerbsbestenemog.  Diesslben  waren  oben  in  §.  5(K 
schon  kurz  zn  berflhrenf  wol  sie  mdst  zugleich  volkswiithsehsfi- 
lidie  NachtheUe  in  sieh  sehliessen.  Aueh  an  dieser  Stelle  kOna 
sie  nttr  angedeutet  werden.  Genauer  im  EÜnsebien  ergebea  m 
sich  ans  den  Erörterungen  von  der  Stenerrerwaltni^  im  fdgends 
Hauptabschnitt  und  in  der  qtecidlen  Stenerlehre. 

Vom  Standponet  der  Stenerrerwattnng  aas  ist  zn  foiden,  ds« 
die  ßestenerung  möglichst  bequem^  bestimmt,  und  mit  ge- 
ringen Erhebnngskosten  mbunden  seL 

1)  Diesen  Gmndsitzen,  bes.  Fordemttgen  entspricht  £e  Vff- 
bianchsbestenemng  nur  insofern,  als  sie  fttr  den  Consameatei 
steuerpflichtiger  Artikel  allerdings  „bequem"  ist,  aber  um  da 
Preis  grosser  Uubequemlichkeit  rär  den  ganzen  Verkekr 
and  zamal  für  die  näcfastbetroffeneD  Prodocenten,  Fabrikastes. 
Kauflente,  welche  die  Steuer  auszulegen  haben.  Man  doike  iv 
an  die  Absperrung  und  Bewachung  des  Grenzzollgebietii 
der  städtischen  Gebiete  innerhalb  der  „VerzehnmgsstoaerlimBr* 
(wo  denn  auch  fllr  den  Consnmenten  sdbst  die  „BequemÜchkait^ 
aufhört!),  an  das  Zollverfahren,  an  die  Gontrolen  IIb«  dK 
Terbranohsstenerpflichtigeo  Froductionsiweige  und  einselnea 
Betriebe  (Tabakbau,  eyeutnell  Tabakfabriken,  Salzbergweikc 
nnd  Salinen,  Bierbrauereien,  Spiritnsbrennereien,  Bttbensnefccr- 
fabriken  n.  s.  w.),  wo  fast  flberatt  die  BelSstigangen  nnd  FlackeNiBB 
spriehwtfrUich  und  doch  mit  der  ganzen  Besteuernngsfonn  im  Wesi* 
liehen  nothwendig  verbunden  sind.  Kanm  eine  der  verscUed» 
artigsten  Erwerbsstenem  zeigt  etwas  nur  entfernt  Aebnliohea.  JKs 
„Unbequemlichkeit"  an  and  Dir  sich  ist  mitunter  so  bedeaHd^ 
dass  Defranden  erfolgen,  nur  am  ihr,  nicht  um  der  Steaer  saftA 
zu 'entgehen,  wie  im  gewöhnlichen  Beiseverkebr  bei  der  1^ 
zoUnng  von  Waaren. 

3)  Auch  in  Bezug  auf  die  Bestimmtheit  der  Steuer  IMMB 
die  Verbrauchssteaem  viel  und  wiedenim  im  Ganzen  mehr  A 
wenigstens  die  meisten  Erwerbsstenem  zn  wOoschen  fibiig. 

a)  Dem  Consunr^nten  selbst  gegentlber  ist  voa 
solchen  Bestimmtheit  von  vornherein  nicht  dieRede^  wasisg^Ai 
auf  der  anderen  Seite  als  ein  relativer,  mit  der  Verhttllnif'B 
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Moments  der  Steaerzahliing  rerbondener  Vorzog  gilt  Der  Gou- 
snment  eriüUt  eben  toviel  von  der  Steuer  nnd  den  mit  dieser  ver 
btudenen  weiteren  Spesen  ttberwälzt,  als  es  die  Verbältnisse  ge- 
statten, jedenfalls  nicht  immer  einen  gleichen,  fest  bestimmten  Betrag. 

b)  Die  Zwisohenpersonen,  welche  in  der  Stellung  der 
Kanflente  nnd  Fabrikanten  bei  der  Hanptform  der  Verbranchs- 
Btenem,  der  indireoten,  die  Steuer  Torochiessen ,  leiden  aber  bei 
der  tlbliehen  ond  in  gewissem  Umfang  unvermeidlichen  Einrichtung 
dieser  Stenern  vielfach  unter  dem  Hangel  an  Bestimmtheit 
der  Besteuerung.  So  schon  oftmals,  was  die  wirklichen  Steuer- 
sätze selbst  anlangt,  so  aber  vollends  in  Bezug  auf  die  Neben- 
lasten, welche  mit  dieser  Besteuerung  verbunden  sind  und  sich 
schliesslich  in  Zuschläge  zu  den  Steuersätzen  aufidsen.  Beider 
Verzollung  bringt  der  Qualitätsfnss  des  Zolls  oder  der  Werth- 
zoll, so  richtig  beide  im  Prineip  gegenüber  einem  dnheitUch^ 
Gewicbtszoll  ftlr  eine  ganze  Waarenart  sind,  welche  viele  Qaali- 
täten  oder  Sorten  umfasst,  viel  Unsicherheit  mit  sich,  beim  Gewichts- 
zoD  kVonen  dies  die  Bestimmungen  Uber  die  Abstufung  der  Zoll- 
sätze nach  der  Qualität  des  Artikels  (Fabrikate!)  n.  dgl.  thun. 
Richtet  sich  bei  inneren  Verbrauchssteaern  die  Steuer  nach 
dem  Rohstoff  oder  nach  Betriebseinrichtungen,  so  ergeben 
sich  auch  fttr  den  Prodnceuten  grosse  Unsicherheiten  nnd  Schwan- 
kungen in  Bezug  auf  den  wirklich  zu  zahlenden  Steuerbetrag  und 
auf  dessen  Verhältniss  zum  Frodnct  Das  Zollverfahren  hat 
man  mitunter  fttr  den  Besteuerten  wichtiger  als  die  ZoUsahlung 
selbst  genannt,  weil  von  ihm  die  Hohe  der  Nebenlasten  wiedor 
abhängt,  aatttrUch  ein  in  Geld  nicht  leicht  genau  anzoschlagender 
Factor.  Von  dem  Verfahren  bei  den  inneren  Verbrauohs- 
steuern  gilt  dies  wohl  noch  in  höherem  Grade,  weit  davon  die 
Technik  und  Oekonomik  des  ganzen  Betriebs  oft  eingreifend  beein- 
flUBSt  wird;  lauter  in  Geld  wieder  schwer  oder  gar  nicht  zu  ver- 
anschlagende Momente,  welche  aber  wesentliche,  nur  im  Betrage 
sehr  unbestimmte  Steuerposten  bilden.  Diese  „Unbestimmtheit" 
der  Steuer  wächst  endlich  auch  für  den  einzelnen  Produeenten  noch, 
weil  Air  ihn  die  Verbältnisse  des  Schmuggels  und  der  Defrande 
ein  neues  störendes  Moment  in  die  Aufstellung  einer  richtigen 
Rechnung  tlber  die  Besteuerung  bringen,  auch  wenn  er  sieh  sdbst 
von  solchen  Rechtswidrigkeiten  frei  hält.  Denn  die  Bedingungen 
der  wirthschaftliohen  Concurrenz  hängen  für  jeden  Einzelnen  hier- 
von mit  ab. 
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3)  Die  Erhebungskosteo  endlich  sind  gewöbnlicli  bd 
den  indirecten  Verbranohssteuera  ziemlieh  hoch  and  Mmentlkb 
meiBt  hoher  als  bei  den  directen  Erwerbsstenera.  Freilidi  findet 
sich  zwischen  den  einzelnen  Arten  beider  Kategorieen  in  (Ueitr 
Hinsieht  manche  Veisohiedenhdtoi  and  in  Terschiedenen  Unten 
und  Zeiten  ist  das  Verhältniss  ebenfalls  ungleich.  Die  flbli^ 
finanzstatistischoi  Vei^eidie  sind  anch  nicht  immer  riefatigf  inds 
die  „Erhebongskosten"  vollsttndiger  bei  den  incUieoten  Verbnoct^ 
als  bei  den  directen  Erwerbssteaem  znsammengestellt  werda 
Bei  letzteren  schiebt  z.  B.  der  Staat  manche  Kosten  auf  die  Selb» 
verwaltnngskOrper  (Glemeinden)  ab^  und  die  oft  bedenteoden  KoM 
für  die  Herstellnng  der  Grandlagen  der  Bestenemng  (Kataster 
wesen  der  Ertrags-,  besonders  der  Grondstener)  werden  bfi 
der  Berechnung  der  laufenden  Kosten  nicht  berücksichtigt  ik 
anch  wenn  die  Berechnungen  möglichst  berichtigt  nnd  xwiKfas 
den  einzelnen  Kategoriecm  rei^leichbar  gemacht  werdeO)  bleibt  ö 
absolut  and  reUtiT,  d.  fa.  im  Verhältniss  zam  Rohertrag,  gtOmen 
Betrag  der  Erhebangskosten  bd  den  Verbraoohsstraera  mMbea 
eine  Thatsache,  welche  zur  vollstlbidigen  Wttrdignng  dieser  Stcm 
doch  nicht  anwichtig  ist^*) 

IV.  —  §.  517.    Ergebniss.    ^ele  and  schwara  Vb^ 
kleben  nach  der  roraosgebenden  kritischen  Untersuchung  der  p 
summten  Gebrauohs-,  wie  namentlich  der  Verbraachsbestcatn« 
and  ihren  einzelnen  Arten  und  Formen  an.  Ea  ist  nicht  so  w 
wandern  nnd  ganz  berechtigt,  dass  diese  Stenerkategorie  roo 
scbiedenen  Standpnncten  aus  nnd  in  steuertechnischer  und  toeit. 
politischer  Hinsicht  Angriffe  erfahren  hat,  deren  Abwetsta;  ibl 
thmlweise  gelungen  ist.   Wie  die  Dinge  aber  einmal  liegen, 
man  trotzdem  diese  Stenergaitnng  nicht  entbebtet 
sondern  muss  ihr  nur  so  viel  als  mdglich  eine  riebtij^ 
Stellung  und  Gestaltung  im  S teu e rsy  s tem 
geben  suchen. 

Unentbehrlich  sind  diese  Steuern  vor  Allem  aas  eiV 
scheidenden  finanzpolitischen  Grtlnden:  gegeottber  ^ 
grossen  and  wachsenden  Finanzbedarf  des  Staats  nnd  dar  SA* 
verwaltangskOrper  bei  den  modernen  CalturrOlkem,  ein 
welcher  sich  auf  keine  andere  Weise,  weder  durch  priridä^ 
schaftUohe  Offentiiche  Einnahmen  und  Gebühren,  noch  dnth 

S.  riD.  I,  2.  Anfl.,  g.  95. 
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Stenern  ttberhaapt  vollständig  decken  lässt  Unentbehrlich 
sind  sie  femer  im  Stenersystem,  weil  anch  die  anderen, 
namentlich  die  directen  Erwerbsstenern  aller  Art,  an 
schweren  Mängeln  leiden,  welche  nicht  genügend  beseitigt 
werden  kOnnen  und  sich  mit  steigendem,  grössere  Steuererträge 
verlangenden  Bedarf  und  anter  modernen  ökonomischen,  technischen 
and  Rechtsverhältoissen  des  Verkehrs  noch  vermehren.  Wie  dnreh 
diese  Sachlage  schon  absolut  und  relativ,  so  sind  sie  endlich  anch 
doch  dnrch  ihre  eigene  Btenerteohniscbe  Beschaffenheit 
und  ihre  Verbesserangsffthigkeit  noch  relativ  gerecht- 
fertigt  Sie  werden  anmittelbar  meist  weniger  lästig  empfanden, 
sie  bestenem  gewisse  Ginkommen  oder  Einkommentheile,  deren 
Bestetierang  principiell  zn  fordern  ist,  besser  als  dies  andere 
Stenern  errreichen,  öfters  ttberhaapt  erst    Sie  gestatten  darch 
richtige   Aoswafal  der  steuerpflichtigen   Consumtionen,  richtige 
Bestimmung  der  verschiedenen  Steuersätze,  passende  Einrichtung 
der  Erbebungsart  u.  dgl.  eine  mehr  oder  weniger  erhebliche 
Verringerung  der  Bedenken,  welchen  sie  an  und  fttr  sich 
ausgesetzt  sind.   Nicht  als  etwas  wirklich  Gutes,  sondern  als 
etwas  relativ  nicht  immer  Schlechteres,  mitunter  selbst 
relativ  Besseres  im  Vergleich  mit  den  directen  Erwerbssteaem 
sind  sie  daher  in  dem  modernen  Stenersystem  anzuerkennen,  anch 
wenn  sie  eben  nicht  ans  den  angedeuteten  Rücksichten,  in  ge- 
wissem Umfang  wenigstens,  unentbehrlich  wären. 

9.  Abschnitt 

Die  finanzwissenschaftliche  Bildang  des  Stenersystems. 

IV.  Abschliessende  Ergebnisse, 

I.  —  §.  518.  Aufgaben,  welche  der  Anfstellung  des 
Steuersystems  voran  zu  gehen  haben.  Alle  vorausge- 
»cbickten  Erörterungen  haben  den  Beweis  geliefert,  dass  die  Bildung 
sines  rationellen,  theoretisch  richtigen,  practisch  brauchbaren  Stener- 
lystems  eine  in  jeder  Hinsicht  ausserordentlich  schwierige  und 
mmer  nur  mehr  oder  weniger,  meistens  sehr,  unvollkommen  zn 
ösende  Aufgabe  ist.  Diese  Schwierigkeiten  steigen  immer  noch 
nit  der  Vermebrnng  des  durch  Stenern  zn  deckenden  Finanzbedarfs 
ind  mit  der  wachsenden  Complication  aller  Verhältnisse  des  privat- 
virtbsebaftlichen  Systems  in  der  Volkswirthschaft,  namentlich  mit 

A.  Wiiff  n  «r,  PinMswiiiMtiadiBft.  It,  35 


Digitized  by  Google 


546  3-B.  2.K.  I.A.  AUg.SteiierL  8.H.-A.  S.A.  Stenenyst  Ecsebniae.  g.MS.519. 

der  zanehmendeD  qualitativen  nnd  quantitativen  Differenzirang  da 
VoIkBeinkommena  nnd  VolksrermOgens  im  Einkommen  imd  Ver- 
mögen der  Einzelnen. 

Ans  dieser  Erkenntniss  entspringen  einige  Aufgaben,  welche 
der  Bildung  des  Steuersystems  selbst  vorangehen  müssen.  Sie 
sind  in  früheren  Abschnitten  dieses  Werks  schon  berührt  ood  tw 
Tbeil  näher  behandelt  worden,  so  dass  jetzt  nur  kurz  auf  üe  tui^ 
zuweisen  ist  Das  geschieht  aber  graade  hier  an  sjtissaa^l 
richtiger  Stelle,  weil  erst  die  gewonnene  Einsicht  in  die  Scbwiei^ 
keiten  richtiger  Besteuerung  —  die  specielle  Steuerlehre  hat  dü 
nur  noch  mehr  im  Einzelnen  zu  zeigen  —  die  wahre  finanzwiBB» 
schaftliche  Bedentang  dieser  Aufgaben  vollauf  versteben  liilit 
Werden  die  letzteren  nur  einigermassen  gelöst,  was  freilich  \^ 
in  begrenztem  Umfang  möglich  ersoheänt,  so  wird  dadurch  de 
Lösung  der  schwierigen.  Hauptaufgabe  der  Besteuerung  sdln 
vorgearbeitet. 

Solcher  vorangehender  Aufgaben  sind  wesentlich  drei: 
richtige  Regelung  des  gesammten  öffentlichen  Fioant 
bedarfs;  die  Decentralisation  desselben  durch  VertheiloB? 
der  „öffentlichen"  Aufgaben  und  demgemäss  der  Ausgaben  asf' 
den  Staat  nnd  die  SelbstverwaltnngskSrper  und  damit  verbQiidec| 
eine  gewisse  Decentralisation  der  Besteuerung  selbst; 
endiich  die  Beibehaltung  und  Vermehrung  anderer EinoshaK- 
quellen  zur  Deckung  des  Ftnanzbedarfs :  des  Privaterwerbs  i&i 
des  Gebflhrenwesens. 

A.  ~  §.  519.   Die  Regelung  des  Finanzbedarfs.  Ei» 
Verminderung  des  Finanzbedarfs  ist  in  fortschreiteDdeE | 
Galturstaaten  kaum  möglich,  umgekehrt  eine  Vermebrung  de» 
selben  die  regelmässige  Erscheinung  und  innerlich  begründet,  weü 
entwicklungsgesetzlioh  die  Wirkung  nnd  wieder  die  Voianssetm^ 
der  mehr  gemeinwirthschaiUicben,  apecieU  zwangsgemeinwirtbschtS- 
lichen  Organisation  der  Volkswirthschaft. ')    Diese  Entwickhii^  i 
und  die  Erhöhung  des  Ftnanzbedarfs  einer-,  die  Vermebnins  d£r  | 
Besteuerung  andrerseits  verhalten  sieh  wie  Ursache  und  Wirkob' 
zu  einander.   Erwägt  man  nun  die  unvermeidlichen  Mängel  aü^ 
Besteuerung,  so  tritt  hier  eine  der  Kehrseiten  jener  EntwicÜni^ 
der  VoUuwirthschaft  und  des  Bedarfs  hervor.   So  nothwendig  nad 
heilsam  diese  Entwicklung  im  Ganzen  ist,  sie  wird  n.  A.  aueli  n 

S.  Gnmdle;.  g.  120.  154  ff.,  um.  171  ff..  179  ff.  n.  Fia.  2.  Aul  i  ^l-s:. 
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den  tbeueren  Preis  errangen,  welchen  diese  Mängel  darstellen: 
mancherlei  Tolkswirtfaschaftliche  Nacbtheile,  Ungerechtigkeiten, 
faUeher  „Commnniamns",  indem  Specialvortheile  Einzelner  ans 
i}ffentlichen,  mit  Stenern  der  Gesammtheit  hergestellten  Thätigkeiten 
hervorgehen ,  Ruin  mancher,  Schädigung  von  noch  mehr  Einzel- 
existenzen n.  8.  w.  anch  in  Folge  der  H&ngel  der  Be- 
stenernng. 

Ans  diesen  Verhältnissen  hat  man  Einwände  gegen  jene  ganze 
Entmcklang  abgeleitet  Hit  Unrecht,  da  es  sich  wenigstens  im 
Grossen  nnd  Ganzen  hier  nicht  nm  etwas  WUIktlhrlicbes  bandelt, 
das  anch  unterbleiben  konnte.  Wohl  aber  wird  man  mit  Becht 
auch  gerade  wegen  dieser  Verhältnisse  wieder  daran  gemahnt,  wie 
antscheidend  wichtig  die  Prttfnng  des  reellen  Bedtirf- 
nisses  in  Bezug  auf  den  Finanzbedarf  in  jedem  ein- 
selnen  Fall  ist,  wie  sorgfältige  Gautelen  in  dieser  Hinsicht 
;etroflfrai  werden  mUssen,  wie  nothwendig  sparsam  vorgegangen 
werden  muss.  Hier  erlangen  die  Terfassnngsrecbtlicben 
Biarichtangen  hinsichtlich  der  Prüfung  and  Bewilligung  des 
Losgabeetats  und  der  Stenerbewilligongen  durch  Volksvertretungen 
rieder  ihre  eminente  Bedentnng.  Wenn  dann  anch  selten  eine 
ositive  Verminderung  des  laufenden  Bedarfs  (Ordinariams)  erreicht 
werden  kann,  obwohl  dergleichen  durch  Massregeln  im  Staats- 
sbnldenwesen  und  Militärwesen  immerhin  vorkommen  mOgen,  so 
isstsich  doch  wenigstens  die  allzu  rasche  Vermehrung  dieses 
edarfs  hindern.  Das  kommt  aber  indirect  anch  den  Aufgaben  der 
teaerpoUtik  za  Gate.  Je  weniger  dringend  eine  Ver- 
lehrnng  der  Steuereinnahmen  ist,  desto  geeigneter 
tt  die  Zeit  fttr  solche  Reformen,  durch  welche  die 
ängel  der  Besteuerung  verbessert  werden.  Im  harten 
rang  am  die  Deckung  des  Bedarfs,  nm  die  Herstellnng  des 
eichgewichts  im  Haashalte  kennt  wie  gewöhnlich  Noth  kein 
)bot  und  mtlssen  vor  den  finanziellen  Rücksichten  alle  anderen 
ritcktreten. 

Eine  Beseitigung  wenn  auch  nur  eines  Theils  bedenklicher 
lirecter  Verbrauchssteuern  wflrde  durch  eine  starke  Verminderung 
3  Finanzbedarfs  ausserordentlich  erleichtert,  wahrscheinlich  da- 
rch  allein  ermöglicht.  Badicale  und  folgerichtig  denkende  Gegner 
«er  Stenern,  Theoretiker  wie  ganze  poUtische  Parteien,  haben 
sen  Zusammenhang  richtig  erkannt  und  deshalb  eine  Verminde- 
ig  des  Bedarfs,  in  der  Regel  besonders  durch  Verminderung  des 
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Hilitäretats,  verlangt.  ')  Ihr  Fehler  war  nar,  eine  solche  Vef- 
minderang  fttr  so  leicht  tu  halten  nnd  sich  Uber  die  allgemeinere 
geschichtliche  Bedingtheit  von  VerhUtnissen ,  wieder 
moderne  „MilitariBmos"  n.  a.  m.,  hinwegzosetzen.  In  einer  wirk- 
lichen „Friedensära*'  von  Dauer  würde  es  fi«ilich  vidteieliter 
als  jetzt  sein,  ein  weniger  mangelhaftes  Steneraystem  hennäeQ». 
weil  der  Bedarf  kleiner  wSre. 

B.  —  §.  520.  Die  Decentralisation  der  Offentliebei 
Verwaltung  und  folgeweise  des  Finanzbedarfs  kann  anci^ 
nach  der  finanziellen  Seite  grosse  nnd  vielfach  segensreiche  Br 
dentnng  erlangen.  ^)  Allerdings  verfolgt  sie  selten  den  Zweck  sM 
hat  sie  noch  seltener  den  Erfolg,  den  Gesammtbedarf  zn  vet 
mindern.  Sie  will  ihn  nur  besser  regeln,  zweckmässiger  M 
gerechter  vertheilen  und  ihn  productiver  machen  nnd  erreicht  ds 
auch  wohl  häufig.  In  der  Regel  wird  sie  ihn  aber  sogar  steigert 
Denn  wenn  auch  vielleicht  die  einzelnen  ÖfientUchen  Anfgaba 
jetzt  sorgsamer  geprüft  und  sparsamer  ausgeftlhrt  werden,  !• 
wachsen  anderseits  gerade  nach  richtiger  Decentralisation  dtf  Ve 
waltnng  dem  Staate  selbst  nnd  den  SelbstverwaltnngskOrpem  ntu 
Aufgf^ben  hinzu  und  die  alten  werden  besser  ausgeführt,  v» 
Beides  den  Bedarf  steigert. 

Dennoch  können  auch  die  Aufgaben  der  Besteuerung  selb 
durch  eine  solche  Decentralisation  erleichtert  werden.  Innerlnä 
eines  kleineren  Wirthschaftsgebiets,  Geschäfts-  und  Personenkreite^ 
wie  sie  jeder  Selbstverwaltungskörper,  Gemeinde,  Kreis,  Pronti 
verglichen  mit  dem  Staate  darstellt,  ist  z.  B.  die  Herstellnng  eise 
leidlichen  Ertragsbesteuernng,  selbst  einer  Grund-,  Gewerbe- n:| 
Leihzinssteaer  —  die  drei  schwierigsten  Steuern  des  Ertragvtevf 
Systems,  —  femer  einer  (nominellen)  directen  EinkommonteK' 
erheblich  leichter  als  in  einem  ganzen,  zumal  grossen  StaatsgebiA 
Dort  pflegen  doch,  je  kleiner  derKOrper  ist  natürlich  in  derRti^'i 
um  so  mehr,  die  technischen,  wirthschaftlichen,  socialen  Vc^ 
nisse  noch  relativ  gleichartiger  zn  sein,  man  kennt  die  persOaücbfl 
Verhältnisse  der  Einzelnen  mehr,  das  Alles  ermOgliefat  aaeh  index  i 
Steuerarten  und  Erhebungsformen  als  bei  der  Staatsbestraenns-'  ' 

*)  So  a^mentirt  n.  A.  Msaras  in  s.  rerscbled.  Scbriftoo  ganz  folgoiclitif - 
der  „Freih,  in  d.  Volksw.3ch.",  „Besteaer."  Aebolicb  p<^t  Parteien,  wie  3ie 
Fortschrittspartei  vad  natQrlicb  rollends  die  Sodaldemonatie. 

■)  S.  Fin.  I.  2.  Aufl.,  §.  44  ff. 

*)  Darans  folgt,  dass  man  die  Commnnalbesteaening  nicht  grandsStiMtli 
das  System  vor  Zuscfalft^en  zu  den  (ohnehin  oft  so  unroUkommeneD)  Stitli^t^'* 


Digitized  by  Google 


Vorangehende  Aufgaben.   Decontralisation  der  Verwaltung. 


549 


Während  daher  z.  B.  bei  einem  ttbervriegend  im  Staate  ceotrali- 
girten  Bedarf  anch  we^n  der  besonderen  stenertecbnischen 
Schwierigkeiten  die  Ertrags-  and  Einkommenstenem  zu  Gnnsten 
der  hier  leichter  darchzufUbrenden  Verbraachsstenem  wohl  be- 
schränkt bleiben,  kann  bei  decentralisirtem  Bedarf  eher  eine 
grössere  Quote  des  gesammten  öffentlichen  Bedarfs  dnrch 
jene  directen  Steuern  auf  den  bemfsmässigen  Erwerb  gedeckt 
werden:^man  decentralisirt  dann  die  Besteuernng  selbst 
Auf  diesem  Wege  ist  manche  Reform  zn  ermöglichen,  die  der 
Staat  in  seiner  Besteuerung  allein  nicht  durchzuführen  vermag. 
Namentlich  möchte  so  im  Commanalfinanzwesen  im  w.  S. 
die  Ertragsbestenerong,  die  ohnehin  hier  ans  anderen  Gründen 
mehr  geboten  ist,  auch  aus  steuertechnischen  GrUnden  noch  eine 
bedeutendere  Zukunft  haben,  welche  ihr  im  Staatsfinanzwesen 
wohl  abzusprechen  ist.  Auch  die  bisherige  Entwicklung  im  Staats- 
and  Communalhaushalt ,  welche  freilich  von  vielen  anderen  Um- 
Aden  mit  bedingt  war,  stimmt  hiermit  aberein:  Vorwalten  der 
i^erbranohsBtenem  im  Staate,  der  Ertragssteuem  and  einzelner 
inderer  directen  in  der  Commune.  Nicht  minder  möchte  in  der 
Tostaltang  des  deutschen  partioulftren  Steuerrechts,  welches 
lie  directen  Stenern  besonders  und  ganz  gut  aasgebildet  hat, 
in  Beweis  liegen,  dass  manche  steuertechnische  Aufgaben  sich 
«i  diesen  Steuern  leichter  in  kleineren  Gebieten  bewältigen 
usen.  Aach  einige  Specialaufgaben  modemer  Besteuerung,  z.  B.  die 
Sinrichtang  einer  solchen  auf  gewisse  Goiuanctnrengewinne(§.476ff.), 
ie  unmittelbare  Mitwirkung  der  Bevölkerung  bei  der  Durehftthrang 
er  Ertrags-  und  Einkommensteaem  (§.  544)  sind  wohl  bei  einer 
Tösseren  Decentralisation  der  Besteaerang  leichter  zn  lösen. 

Sehr  Bedeutendes  iHr  die  Bildung  vollkommenerer  Steuersysteme 
rird  freilich  gleichwohl  auf  diesem  Wege  kaum  erreicht  werden, 
'or  Illasionen  darüber  mnss  man  mch  htlten.  Aber  gerade  in  der 
estenernng  darf  man  keinen  sich  bietenden  Weg  zu  einer  Ver- 
Bsserimg  unbeachtet  lassen  und  ein  solcher  ist  hier  immerhin 
□gedeutet. 

C.  —  §.  521.  Die  Vermehrung  anderer  ordentlicher 
innahmen  statt  und  neben  der  Steuer.    Mit  der  Notfa- 

«chr&nken  soll.  Namentlich  die  beiden  fOr  die  Commoaen  bes.  geeigneten  Ertrags- 
ioeru,  Grund-  d.  Geb&adeet  mtlssen  roo  den  etwaigen  ätaatsstenem  dieser  Art 
»Teichen  dOrfeo.  S.  Fin.  t,  2.  A.  §.  47,  dann  meine  „Coinmimal8t.Cng«"  u.  die 
ibatten  auf  der  sociaJpoUl.  Versamml.  zu  Berlin  1877;  aucb  die  beiden  preoBS. 
DtwOrfe  eines  GommuialateaergeBetzes  von  1877  «od  Ton  1879. 
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wendigkeit  regelmässiger  Vermehrang  des  ordenüichen  Finani- 
bedarfe  im  Staats-  and  in  den  Commnnalhanshalten  mnas  itaA 
dem  Gesagten  jede  theoretische  und  practlsche  Betrachtung  rechnen. 
Die  nächste  Aufgabe  ist  alsdann,  fttr  die  richtige  und  roUstiLndigc 
Deeknng  dieses  Bedarfls  zit  sorgen.  Die  allgemeine  Bedeutung  < 
dieser  Aufgabe,  auch  nach  der  theoretischen  Seite,  ist  Mher  du 
gethan  und  die  Grundsätze  fttr  die  Deckung  des  Gesammtbedai^ 
(ordentliohen  und  ausserordentiioben)  sind  bereits  entvrickeU  woTden.^ 

Unter  den  ordentlichen  Deckungsmitteln  steht  non  neben  da 
Steuern  nach  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Cnlturr&lke 
der  PriTaterwerb  and  das  GebUhrenwesen.'  Wenn  auch  as 
mancherlei  Grtlnden  die  Steuerwirthschaft  in  den  mod«D6 
ÖffenÜichen  Haushalten  immer  mehr  in  den  Vordergmnd  geMs 
ist  and  diese  Entwicklung  im  Ganzen  gebilligt  werden  muss,  r 
ist  doch  die  Beibehaltang  und  sdbst  eine  gewisse  Erwei  | 
ternng  des  Privaterwerbs  (der  „Domanialwirthschaff: 
nnd  die  Aasbildung  eines  rationellen  Gebttbrenwesens  ebec 
falls  principiell  riditig,  selbst  nothwendig  nnd  gewährt  man^eriß 
VortbcUe.  Gegenüber  einer,  im  Geiste  der  Smith'schen  Wirthschaßt 
theorie  erfolgten  theoretischen  Polemik  wider  den  Priratennit 
Öffentlicher  Körper,  einer  Polemik,  welche  auch  anf  die  PnuÜB  nicht  | 
ohneEinfiuss  geblieben  ist,  wurde  dies  schon  frtther  herrorgebotMj 
und  begründet^  Ebenso  wurde  die  Berechtigung  nnd  sngla<^ 
die  hohe  finanzielle  Bedeutung  des  Gebttbrenwesens  anerfcaiK 
das  neben  der  eigentlichen  Bestenemng  seinen  richtigen  Plati  hit,' 
wenn  es  auch  weder  möglich  noch  richtig  wäre,  die  Besteoenic 
ganz  durch  Gebfihreu  zu  ersetzen  oder  sie  rein  nach  Gebfibro 
grnndsätzen  einzurichten. 

Erst  nachdem  man  rolle  Einsicht  in  die  ansserordentfidia 
Schwierigkeiten  der  Besteuerung ,  speciell  der  Bildung  eines 
tigen  Steuersystems  gewonnen  hat,  ist  man  jedoch  im  Stande,  & 
Bedeutung  des  Privaterwerbs  und  des  Gebttbrenwesens  io  ^ 
öffentlichen  Haashalten  vollständig  zn  wttrdigen.  Denn  j ein 
erst  ergiebt  sieh,  wie  wttnschenswerth  es  ist,  tttr  die  öflfentliebs 
Zwecke  auch  noch  auf  andere  Quellen  als  die  Besteuerung  zarfict 
greifen  zu  können.  Die  Sachlage  wäre  wieder  eine  ganz  andeit 
wenn  die  Besteuerung  ein  einfacheres  Problem  wäre.  Gerade  sber 

»)  Fin.  I,  1.  A.  8.  82  ff-,  2.  A  §.  50  ff. 
•)  Fin.  I,  2.  Ä.  §.  156  ff. 

S.  d.  1.  Kap.  ia  diesem  2.  B&ade. 
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in  der  Schwierigkeit  dieses  Problems  liegt  ein  triftiges  Argument 
mehr  fHr  den  Priraterwerb  des  Staats,  was  die  doctrinären  und 
practiscben  Gegner  dieses  Erwerbs  wieder  nicht  genügend  beachtet 
haben.  Gemeinwesen ,  welche  solche  Erwerbsquellen  besitzen, 
haben  ceteris  paribas  leichteres  Spiel  im  Stenerwesen.  DafHr 
liefert  der  Vergleich  zwischen  dentschen  und  anderen  europäischen 
Staaten  den  Beleg.  Wir  verdanken  es  z.  B.  bei  ans  auch  wieder 
mit  dem  reichen  alten  Domanium,  dasa  wir  die  Verbranchsbestene- 
rang  nicht  so  stark  ausbilden  mnssten,  als  unsere  meisten  Nach- 
barn.*) Wie  viel  schwerer  wäre  ferner  nicht  nur  der  Druck, 
sondern  auch  die  ganze  Aufgabe  der  Einrichtung  der  directen 
Erwerbssteaem  bei  uns,  wenn  diese  einen  erheblichen  Theil  der 
jetzigen  privatwirthscbafllichen  Einnahmen  nnserer  Staaten  mit 
aufbringen  müssten!*) 

Auch  vom  Standpnnct  der  Steuerpolitik  aus,  um 
sich  die  unendlichen  Schwierigkeiten  der  Besteuerung  zu  e  r- 
leichtern,  ist  daher  die  Entwicklung  passenden  Privat- 
erwerbs  und  Gebtf hrenwesens  zn  fordern:  ein  Satz,  der 
auch  fttr  die  moderne  Zeit,  und  zam  Theil  gerade  fttr 
sie,  gilt. 

IL  —  §.  522.  Voraussetzungen  ffir  die  Aufstellung 
eines  Steuersystems. 

1)  Die  Aufstellung  eines  bestimmten  Steuersystems  kann 
auch  in  der  Theorie  immer  nur  Jtlr  gegebene  Völker  und 
Zeiten  erfolgen,  da  sich,  wie  frfiher  gezeigt  wurde,  das  Steuer- 
system im  Ganzen  und  in  seinen  Einzelheiten  nothwendig  mit  der 
Oekonomik,  Technik  and  dem  Rechte  der  Volkswirthschaft  selbst 
v^ndert  Im  Folgenden  beschränken  wir  die  Aufgabe  auf  die 
moderne  Zeit  und  auf  die  Verhältnisse  unserer  Cultur- 
vSlker,  die  in  der  Hauptsache  doch  so  gleichartig  sind,  dassdas 


*)  In  den  neuesten  dentscben  Bestrebnngen  um  Yermehrang  der  Yerbraachsstetieni, 
selb«  in  den  amtlicben  ÄcteDstQckeo,  tritt  dieser  iricbtige  Ponct  ganz  mit  Dnrecbt  in 
deu  Hintergrund,  so  in  den  beliebten,  auch  sonst  wenig  bereisenden  Vergleicben  mit 
der  „grossartigen"  Äusbildoog  der  Verbraacfassteiiem  im  Äaslaod  imd  der  ,^ammet- 
lichen"  bei  uns.  Dagegen  wendet  sieb  mein  A11&.  Uber  M^veb.  D.  Finiiuihkgen  in 
d.  TUb.  Ztscbr.  1879.  S.  95  ff. 

*)  Ua&  berecbne  aorl  InPrevssen  sind  die  Reinerträge  der  Dom&Den  a.  Forsten 
(incL  der  dannif  laatondm  Rente  der  Krone)  im  Etat  far  1878—79  49-9  MUL  H.,  die 
Eink.-  o.  CI>aB.Bt  gebeo  br.  72-S  Mfll.  H,,  die  Orandst.  Ton  der  jene  Objecto  jetzt 
frei,  40*2  31111.  M.  Die  beiden  eratgonumten  Stenern  mUssten  bei  fehlendem  Domaoial- 
einkommen,  wenn  dann,  was  mebr  als  zwei&Uiaft  ist,  nicbt  die  Aasgaben  im  gteicben 
Betrage  geringer  wären,  am  G0%  a.  mebr  gesteigert  werden.  Aehuicbe  Lage  in  den 
meisten  andreo  dentscben  Staaten,  z.  B.  In  Baiern  mit  seinen  reichen  Staatsforsten. 
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öteaersystem  nicht  nar  in  seinen  Gmndztlgenf  sondern  auch  ia 
seiner  AnsfUhrnng  wesentlich  ttberdnstimnien  kann  nnd  in  Wiik- 
lichkeit  auch  abereinstiinmt 

2)  Einen  Unterschied  bedingt  auch  hier  für  die  Gestaltang  da 
Stenersystems  der  Umstand^  ob  und  wie  wdt  man  neben  dem 
rein  finanziellen  den  socialpolitiscben  Standpnnct  in  det 
Bestenerong  anerkennt,  —  neben  der  „staatsbUrgerliches'' 
die  „sociale"  Epoche  der  Bestenemng.  Je  nachdem  wurd  du 
Steuersystem  zwar  nicht  ganz  rerschieden  aufzubauen, 
aber  doch  mehr  oder  weniger  verschieden  anazubanen  seo. 
Im  Folgenden  wird  der  rein  finanzielle  Staadponct  zmn  A» 
gang,  aber  zugleich  wird  auf  den  socialpolitisehen  in  alles 
dei^enigen  Fällen  Rücksicht  genommen,  in  welchen  sich  nadi  dei 
frflheren  Erdrterungen  Uber  die  Entwicklung  der  Steuer,  die  Steoei 
principieo  und  das  Steuersystem  in  der  Praxis  die  „soeiale" 
Epoche  bereits  ankQndigt  und  principiell  nach  den  Verhälbusn 
der  modernen  Colturwelt  der  socialpolitische  Gesichtsponct  wenig- 
stens schon  eine  gewisse  Berttcksichtigang  verdient 

3)  Weiter  muss  mehrfach  die  Aufgabe  in  der  Staats-  od 
Communalbesteuernng  unterschieden  werden.  Die  Anätrilng 
des  Steuersystems  erfolgt  hier  für  die  erste,  jedoch  wird  and  vi 
die  Gommnnalbesteuerung  nebenbei  Rücksicht  genommen  werden.' 

Im  Folgenden  handelt  es  sich  dann  um  ein  Besnmädcr; 
Hauptpnnote  der  Toransgehenden  Untersuchungen  Uber  das  Steoer- 
system,  wesentlich  zum  Zweck  der  Uebersicht  und  um  da' 
Uebergang  in  die  spätere  specielle  Steuerlehre  zu  gewinnen.  Zsr| 
vorläufigen  Orientinmg  und  des  nahen  Zusammenhangs  weg«! 
schliessen  sich  aber  hier  schon  einige  Bemerkungen  fiber  dmp  | 
flinzelheiten  in  der  Ausführung  der  Steuern  an.   Für  die  genaneit 
Motivimng  des  Folgenden  ist  theils  auf  die  vorausgehenden  j 
schnitte,  theihi  auf  die  specielle  Steuerlehre  Bezug  zu  ndmct 
U.  A.  ist  namentlich  an  die  Begründung  der  Nothwendigkd^  rer 
schiedenartige  Stenern  zur  Lösung  der  Aufgaben  des  Stesa 
Systems  in  diesem  zu  verbinden,  speeiell  auch  an  die  mehrfKl 
gebotene  Verbindung  von  Subject-  und  Objectsteuem,  Ei" 
kommen-  und  Ertragssteuern  in  der  Besteuerung  des  ben^ 
mässigen  Erwerbs  zu  erinnern. 

m.  —  §.  523.   Die  Aufstellung  des  Systems  selbst 
A.  Die  Grundlage  des  ganzen  Systems  müssen,  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  und  dem  Stenerrecht  der  meisten  Vfifte^ 
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entsprechend,  in  erster  Linie  die  Schatznngen,  namentUcb  die 
(gewöhnlich  directen)  Stenern  anf  den  bernfamäBsigen  Er- 
werb bilden.  Denn  dieser  Erwerb  ist  fllr  die  Prodnction  des 
National-  nod  Einzeieinkommens  und  fttr  die  Vertheilong  des 
ersteren  an  die  Einzelnen  doch  immer  am  Meisten  massgebend 
(§.  454).  Neben  diesen  Stenern,  aber  doch  erst  in  zweiter  Linie, 
sind  gewisse  Verkehrsstenem  anf  den  Erwerb  durch  einzelne 
Bechtsgeschäfte  oder  Acte;  dann  im  socialpolitischen  Steuer 
System  auch  Stenern  anf  den  Spiel-,  den  Gonjnncturen- 
gewinn  nnd  auf  Erwerb  ans  Erbschaft  u.  s.  w.;  endlich 
unter  Umständen  noch  Besitzstenern  zu  verlangen. 

Alle  diese,  meistens  direct  erhobenen  Stenern  haben  vor  den 
Verbranchsstenem,  neben  manchen  anderen,  zwei  entscheidende 
Vorzüge,  welche  durch  ihre  eigenen  Mängel  nnd  dnrch  die  Vor- 
züge der  Verbrauchsstenem  nicht  aufgewogen  werden:  sie  ver- 
langen nicht  so  weitgehende  Rücksicht  anf  die  Ueber- 
wälznng,  als  die  anderen  nnd  sie  treffen  die  wohlhabenderen 
Schichten  der  BevOlkemng  mit  höherem  nnd  mit  Besitzein- 
kommen sicherer.  Die  Schätzungen,  namentlich  die  directen 
Stenern  anf  den  berufsmässigen  Erwerb  allgemein  oder  auch  nur 
in  erheblichem  Maasse  durch  Verbrauchssteuern  zu  ersetzen, 
wäre  nicht  nur  wegen  der  schweren  Mängel  der  letzteren  sehr  be- 
denklich, sondern  auch  ein  nngerechtf ertigter  Bruch  mit 
der  geschichtliohen  Entwicklung  und  dem  bestehenden  Stenerrecbt 
der  meistm  GulturvOlker.  Dieser  Bruch  erschiene  am  so  nnzu- 
lässiger,  wenn  er  etwa  mit  einer  einfachen  Aufhebung  gewisser 
alter  Steuern  wie  der  Ertrags-,  namentlich  der  Realsteuem  ver- 
banden wHrde,  da  hier  in  Folge  des  Zusammenhangs  zwischen 
Steuer  tbd  Kapitalwerth  ein  Theil  der  besitzenden  Classen  ein 
anverdientes  Geschenk  auf  Kosten  des  anderen  Theils 
und  zwar  zum  grossen  Theil  sogar  auf  Kosten  dernichtbesitzen- 
den,  von  Arbeitseinkommen  lebenden  Classen  empfinge.^**) 

Aber  auch  jede  allgemeine  (im  Unterschied  von  einer  etwa 
den  unteren  Classen  allein  zu  gewährenden)  Beschränkung 
der  Erwerbsbestenerung  mit  Hilfe  einer  an  deren  Stelle  tretenden 
Aasdehnnng  der  Verbranchssteuern  und  jedes  stärkere 
Znrflckbleiben  in  der  Entwicklnng  jener  ersten  hinter  derjenigen 
der  zweiten  Kategorie  mnss  vermieden  werden:  schon  im 

S.  obeu  §.  433  q.  Note  11  daselbst;  nuo.  die  BeschlüBse  des  soc.pol.Ver.  in 
EiBeasch  1873,  Ber.  S.  69. 
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rein  fioanziellen  Steaersystem,  weil  dann  die  bestehende  Uit- 
gleicbheit  der  Belastung  zu  Gunsten  der  besitzenden  md  der 
Glassen  grösseren  Eiakommens  Doch  za  steigen  droht,  ToDeDdi 
im  socialpolitiscben  Steuersystem.  Fflr  die  Praxis  folgt dmu, 
dass  eine  Stenerrefonn  rieh  nicht  anf  eine,  wenn  anch  vieDeiehtl 
an  sich  berechtigte  nnd  zweckmässige,  Ansdehnnng  der  Verl 
branchsstenem  beschränken,  sondern  zugleich  eine  passeadt 
Ansdehnnng  ronErwerbsstenem  mit  in  Angriff  nehmen  mm." 

§.  524.  —  1)  In  der  Besteaernng  des  bernfsmäasigen ^t- 
werbs  ist,  wiederum  der  geschichtlichen  Entwicklung  entsprecbeol 
principiell  eine  Subject-  nnd  Objectbestenerong,  die  ert 
vomemlich  in  der  Form  der  (nominellen)  Einkommensteuer,  i 
letztere  in  derjenigen  eines  Systems  von  Ertragsstenent,  a 
verbinden.  Die  Subject-  und  Einkommensteuer  mnss  vorwiegoi' 
aber  nicht  ausschliesslich,  die  haaptsäohlicbedirecteSteier 
des  berufsmässigen  Erwerbs  im  Staatsstener-,  die  Object- 
Ertragsstener  umgekehrt  die  ebenfalls  nieht  alleinige,  aber  di^ 
Hanptsteoer  dieses  Erwerbs  im  Comninnalstenersystem  soo. 

Ftlr  die  innere  Einrichtung  der  Einkommen-  wie  dfl 
Ertragsstenem  mnss  derZusammenhang  zwischen  ihnen 
mit  den  llbrigen  Stenern,  namentlich  den  Verkehrs-  nnd  den  Voj 
brauchs-  und  Nntzungssteuem  beachtet  werden.  Keine  äktd 
Steuern  ist  daher  allein  aus  sich  selbst,  sondern  nnr  in  Verbindn^ 
mit  dem  ganzen  Steuersystem  zu  entwickeln.  Näheres  dsilM 
gehört  erst  in  die  specielle  Stenerlehre.  Hier  mttssen  ränge 


tirende  Bemerknngen  genOgen.  j 
a)  Die  Staats-Einkommenstener  beschränkt  sieh  mAm 
rein  finanziellen  System  ans  stenertechniscfaen  GrtBdtJ 
passend  auf  die  Einkommen  Uber  einem  gewissen  HiniBiB{ 
dessen  ziffermässige  Hohe  nach  Zeit-  nnd  Landesverhältiussa 


In  dieser  ÜBteriusang  liegt  ein  vescntficher  Fehler  der  SteDerrefunBipIiBe  • 
Devtecben  Reich  in  der  Gegenwart  (1879).    Dieser  Fehler  hiBft  cnr  » 
Scheidung  der  Beicha-  und  Eiozels taatsfi aanze a  zosammea.  aber  viid  didncfc  ^ 
genttgend  eatscholdigt.  Es  w&re  Sache  des  Beichs  selbst,  wenigsten»  die  Vertek" 
(Stempel-)  u.  Erbschaftsbesteaernng  ent^rechend  als  Belohsaacbenami'^ 
neben  der  und  gleichzeitig  mit  der  Vermohrung  der  Reichs -Verbranchsst«»  '* 
aach  der  Plan  einer  BeicbseiD  komm  cd-  und  damit  rerbandeo  äoa  S^oe'i- 
mOgenstener  k&nnte  wohl  ins  Ange  gefasst  werden.   Die  Eiazelstuteo  vote^ 
ihre  directen  Schatzongen,  ihre  Verltelirssteacm  a.  a,  m.  wohl  anch 
Baiein  schon  mit  umfassenden  Plinen  dazu  aufgetreten  ist  (Not.- 1879', 
reichendos  und,  was  auch  bei  einem  einheitlichen  Wirthschaflsg«biet  ia 
Icommt,  tileichmässiges  wird  auf  diese  Weise  nicht  emicht 
Aufs,  in  d.  Tttb.  Ztwbr.  Iä79.  S.  94,  103,  109—114. 
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bestimmen  ist,  wohl  etwa  so,  dass  der  gewöhnliche  Arbeitslohn 
und  gewerbliches  Einkommen  wirklichen  Kleinbetriebs  (z.  B. 
ohne  oder  nnr  mit  einem  fremden  Gehilfen)  in  Indnstrie  und 
Landwirthschaft  frei  bleibt  Diese  kleinen  Einkommen  werden 
statt  dessen  durch  Verbraachsstenem  belastet,  die  sich  hier  als 
„Lohnstenem"  steaertechnisch  mehr  empfehlen.  Es  kann  aber 
wohl  auch  mit  der  Befreinng  noch  etwas  höher  binanf  ge- 
gangen werden.") 

Der  Steuerfnss  oder  Steuersatz  der  Staats -Einkommen- 
fiteaer  mnss  sich  auch  im  rein  finanziellen  System  mit  danach 
richten,  ob  and  welche  Ertrags-,  Verkehrs-  und  Verbraachssteuem 
daneben  bestehen.  Er  mnss  namentlich  auch  hier  ein  pro- 
gressiver sein,  nm  die  regelmässige  umgekehrt  progressive 
Belastung  der  Personen  mit  kleinem  Einkommen  durch  die  Üb- 
lichen Verbrauchssteuern  auszugleichen  und  so  wenigstens  im 
Granzen  eine  proportionale  (reelle)  Einkommenbestenemng  her- 
zostellen.  Im  socialpolitischen  Steuersystem,  •  welches  bei 
DDseren  heutigen  CultnrvOlkem  auch  in  diesem  Pnncte  angenommen 
werden  darf,  hat  insbesondere  der  Ersatz  der  fehlenden  directcn 
Einkommensteuer  der  „kleinen  Leute"  nur  in  beschränkterem 
Haasse  durch  Verbrauchssteuern  zu  erfolgen  und  der  Steuer- 
fuss der  Einkommensteuer  ist  fttr  das  höhere  Einkommen  stärker 
progressiv  zu  machen,  nm  auch  im  Ganzen  eine  progressive 
(reelle)  Einkommenbestenerang  zu  erhalten;  femer  ist  er  für  das 
Besitzeinkommen  zu  erhöhen,  nm  dieses  stib*k»  als  das  Arbeits- 
einkommen zn  belasten,  wenn  nicht  etwa  ans  stenertechnischen 
Gründen  za  diesem  Zweck  die  Verbindung  einer  Vermögensteuer 
mit  der  Einkommensteuer  vorgezogen  wird. 

Die  Commnnal- Einkommensteuer  kann  die  kleinen  Ein- 
kommen nicht  unbedingt  bis  zn  denselben  Höhe  freilassen,  da  hier 


'*)  Unter  den  preassiBchen  n.  deatscbeo  VeriiUtniasen  mScbte  ich  eine  Befiteian; 
von  directen  Fenonalsteoeni.  wie  die  prenss.  CUssentteaer  eine  ist,  nobedingt  bis  aof 
1000—1200  M.,  erentnell  bis  «af  c  1500  H.  befOnrort«!).  Von  läniiua  irttrde  m.  E. 
n.  A.  sein  mOnen,  ob  Stenern  wie  die  Salzsteaer  Ueiben  oder  rertndert  oder  be- 
seitigt Verden,  ha  Falle  einer  Befreinng  bis  1200  M.  wOidea  in  Prenssen  c  4*3  Hill 
ätenersabler  befrett,  mit  c.  21-3  MilL  M.  Steuer;  bei  der  Befreiong  bis  1500  M. 
c  4-6  Mill.  Pers.  mit  c.  26*8  Mill.  M.  Steaer.  von  im  G&nzen  c.  72  MilL  M.  Classen- 
nad  Sinket  Mit  der  Befreinng  bis  auf  6000  M.  Eiokommeo,  wie  nach  Bismarck'- 
schcn  Ideen,  hinauf  zn  geben,  vomit  nach  d.  bisher.  Schätzungen  der  ganze  Retit  der 
Glassenst.  u.  ron  d.  Eiokommonst.  c.  12  —  13  Mill.  M.  entfielen,  also  im  Ganzen  nur 
c.  18 — 20  Mill.  M.  Steuer  blieben,  ist  anter  den  prenss.  EinkomneQverli&ltnisseu  nicht 
riUhUch.  Sind  doch  selbst  in  Gr.-Britannien  bis  Tor  Kurzem  nnr  die  Üinkommea 
bia  100  Pf.  St.  oder  2000  M.  einkonunensteaer&ei. 
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der  Ersatz  durch  Verbrancfasstenem  meistens  fehlen  wird  und  mnss. 
Kie  ist  zulässig  als  selbständige  Stener  der  Commune  nnd  io 
Form  von  Zuschlägen  zur  Staatseinkommenstener:  Letztres  wfM 
als  Regel^  wenn  der  Staat  einmal  eine  solche  Steuer  besitxt.^) 

Die  gerade  in  der  modernen  Volkswirthschafl  wachseoden 
Schwierigkeiten  der  Einkommensteuer  nöthigen  dazu,  nm  die  SteiKr- 
sätze  nicht  gar  za  hoch  nnd  mit  diesen  vollends  die  Schwierig- 
keiten nicht  nnttberwältigbar  werden  zn  lassen,  mit  durch  die  ver- 
schiedenen anderen  Steuergattungen  den  Bedarf  zu  decken.  Soweit 
aber  mit  Recht  die  Einkommensteuer  fangirt,  moss  man  im  öffot- 
lichen  Interesse  die  sich  bietenden  practischen  Mittel  auch  «- 
greifen,  um  die  steuerpflichtigen  Einkommen  möglichst  richtig  fest 
zustellen.  Es  sind  wesentlich  vier:  Declarationszwang  de 
Stenerpflichtigen,  gerade  bei  Freiheit  der  kleineren  Einkommen  zb 
lässig  nnd  durchführbar;  strenge  Controle  von  Steneroi^aoes 
mit  weiten  Befugnissen  der  Einsichtnahme  der  Bücher  n.  s.  w.  und 
strengen  Strafbestimmnngen;  Oeffentlichkeit  der  Stener- 
listen;  endlich  Controle  beim  Erbgang  mit  eventnditf  nacb- 
träglicher  schwerer  Defrandationsstrafc") 

In  Staat  nnd  Commune  ist  die  direote  Einkommensteuer  paseead 
das  besonders  mobile  Element  im  Hanshiüt,  indem  der  Steoerfe» 
nach  dem  Bedarf  beweglich  gehalten  wird,  wie  in  Eng- 
land. Namentlich  empfiehlt  es  sich,  vorübergehenden  Exkra- 
hedarf  (in  Nothlagen  n.  s.  w.)  mit  durch  diese  Stener  zn  deekea. 
im  socialpolitischen  System  eventuell  mittelst  Erhöhung  der 
Steuerprogression,  um  gerade  in  solchen  Lagen  die  Bositia- 
den  nnd  „grossen  Lente"  stärker  fttr  das  Gemeinwesen  hau  xa 
ziehen.'') 

")  So  nach  cL  preosB.  CoiiuD.sLgesetzaiitirflrfeD  imbedingt  S.  netne  Coamutihf; 
S.  42  Q.  S.  5  sab  e.  Wie  AbweichiiDKeD  im  Um£uig,  so  sollten  aber  sncJi  solche  a 
Steuerfass  fdr  die  Gommone  erlaubt  sein.  Kamentlich  l£anu  die  Commone  öftcß. 
bes.  bei  ungenügender  Ertragsbesteaening,  aber  nicht  allein  in  sokhoa  FsDe,  abr 
progressirea  Steaerfoss  for  die  höheren  Einkommen  nicht  aoalangen,  wie  dcän  dk 
Anvendong  desselben  auch  in  der  preiuB.  CommnBahtenerimais  hlofig  isL  & 
Tabdien  t.  Wegner  in  d.  Ber.  d.  socpoL  TersammL  r.  1817  S.  55C  n.  Senmaii. 
pngr.  Sinkst  S.  112  ff. 

mUieres  unten  in  6.  552  nnd  in  d.  spec.  Lehre.   Ganz  nngenOgeod  sind 
preuss.  ToiBchriAen  bei  d.  daasw-  a.  EinlLSteDer,  uuh  noch  in  dcc  Korelle  r.  ISÜ. 
besser,  aber  auch  nodi  nidit  anneiGhend  die  k.  siehs.  Torsehziftea  t.  18T4  f., 
Hamburger  t.  1S66  n.  a.  m. 

S.  tiber  England  oben  S.  287  Kote  18. 

Die  riditige  GonHi)Denz  auch  aus  Ueld's  and  Neaaann*«  The«isea  tbai 
Einlcmunensteuer  nnd  StenerrertheUnng. 
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§.  525.  —  b)  Die  firtragsstenern  kano  der  Staat  aach 
neben  einer  directen  Einkommensteuer  and  Verbranchsstener  nicht 
wobl  ganz  entbehren  wegen  des  internationalen  Fersonen- 
nnd  Kapitalienverkehrs.  Bei  der  Einrichtung  mass  zwischen  den 
Stenern  von  realen  and  persönlichen  Ertragsquellen  unter- 
schieden werden.  Zu  jenen  gehört  die  Grund-|  die  Gebäude-, 
die  Gewerbe-,  die  Leihzinsstener,  welche  reinen  oder  mit 
Arbeitsertrag  gemischten  Besitzertrag  oder  „Rente"  in  diesem 
Sinne,  zn  diesen  die  direete  Arbeitslohn-  nnd  die  liberale 
Bernfs-  nnd  Gehalts stener,  welche  reinen  Arbeitsertrag 
treffen. ")  Hier  hat  die  Steaereinrichtnng  nun  den  geschichtlichen 
Bestand  zn  berticksichtigen.  Die  vier  Stenern  der  ersten  Art 
beeinflussen  nach  etwas  längerem  Bestände  den  Kapitalwerth  des 
Grtragsobjects.  Daraus  folgt  die  Misslicbkeit  einer  Aendcrung  ihres 
FnsBes  —  nicht  zn  Terwechseln  mit  der  statthaften,  ja  noth- 
wendigen  Veränderung  des  Ertragsanschlags,  nach  dem  be- 
steuert wird  ~,  mithin  zugleich  die  Unzulässigkeit,  sie  etwa 
aufzugeben  oder  herabzusetzen  auch  neben  einer  directen  Ein- 
kommensteuer.*^) Anders  liegt  die  Sache  bei  den  Ertragssteuem 
aof  reinen  Arbeitsertrag.  Das  Hinstreben  anf  die  Ersetzung 
der  letzteren  durch  die  allgemeine  Einkommensteuer,  dagegen  die 
Beibehaltnng  der  einmal  bestehenden  nnd  selbst  die  systematische 
Ergänzung  der  erstgenannten  Art  realer  Ertragssteuem,  falls  sie 
eine  Lücke  zeigen,  z.  B.  durch  Einfügung  einer  vielfach  fehlenden 
besonderen  Leihzinsstener,  wird  deshalb  auch  im  rein  finan- 
ziellen System  richtig  erscheinen.  Im  socialpolitiscben  System 
lässt  sich  durch  die  Realsteuem  die  hier  vorliegende  Aufgabe  der 
höheren  Besteuerung  des  Besitzeinkommens  mit  lösen. 

In  denCommunen,  wo  die  Aufgaben  der  Ertragsbestenemng 
überhaupt  leichter  zu  erfüllen  sind  und  das  Princip  der  „Besteue- 
rung nach  dem  Interesse"  eine  grössere  Berechtigung  hat 
(§.  423,  434),  kann  auch  deswegen  diese  Besteuerung  einen 
grösseren  Platz  einnehmen,  sie  muss  nur  erentnell  dann  den 
Leihzinsertrag  mitti:effen,  und,  wenn  eine  Einkommensteuer  ganz 
fehlt,  auch  den  reinen  Arbeitsertrag  der  vorgenannten  Glassen. 


So,  Venn  man  mit  Knies  (Geld,  Kap.  1),  ahtt  gegen  Stein,  das  ia  eine 
Person  (in  Bildung  n.  a.  w.)  hineingesteckte  K^ital  nicht  mehr  als  etwas  SelbsUndiges 

betrachtet. 

S.  d.  Vcrhandl.  v.  1875  des  socpol.  Ver.  In  Eisenach  Uber  Elok^t,  anch 
NeumaDQS  Thesen  daselbst  S.  69. 
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Bei  der  Complication  des  persönlichen  and  des  KapitalienTerkebiB 
zwischen  den  Gommnnen  und  dem  Aosebanderfalien  des  pen&n- 
lichen  Wohnorts  nnd  des  Sitzes  der  Ertragsquelle  empfiehlt  neh 
ab^  doch  anch  hier  meistens  die  Verbindung  tod  Einkommen- 
nnd  Ertragsbestenernng.  Dabei  kann  namentlieh  hier  du 
Princip  passend  Platz  greifen,  rerschiedene  Stenern  je  nach  den 
Verwendungszwecken  des  Stenerertrags  zo  benutzen:  da 
Ertrag  von  Grand-,  Gebäude-,  auch  C^werbestetiem  und  etwa  «tb 
von  Zinssteuem  auf  die  Zinsbezfige  aus  den  Ortlichen  Hypothäa 
für  solche  wesentlich  locale,  Verkehrs-  nnd  ähnliehe 
Zwecke,  welche  dem  Realitäten  besitz  in  der  Gommane  zaGnu 
kommen  (§.  424).  Gerade  in  Bezug  auf  die  ErtragsbesteaeniB^ 
kann  die  Commune  femer  öfters  passend  selbständig  miteigenei 
Stenern  vorgeben,  wenn  auch  das  System  der  Zuschläge  za  da 
betreffenden  Staatssteuern  nicht  aoszuschliessen  ist.^^) 

§.  526.-2)  Die  Verkehrsstenern  sind  als  selbatändtgt 
Stenern  auf  die  Staatsbesteuerong  zn  beschränken.  Znschlige  j 
zu  einzelnen  (z.  B.  bei  Abgaben  vom  Besitzwechsel  von  Grund 
eigenthum)  fflr  Communalzweeke  brauchen  aber  nicht  nnbediiis< 
aasgeschlossen  zu  sein.    Die  Verkehrsstenern  haben  nameotlid 
mit  zur  Ergänzung  und  zum  Ersatz  fdr  die  sonstige  Erverbfr; 
besteuerung  zu  dienen :  Ersteres  gegenüber  auch  bemfsmäsBigat  | 
Erwerb,  welcher  durch  die  Einkommen-  nnd  Ertragssteaem  oiebl  1 
genttgend  getroffen  wird;  Letzteres  gegenüber  dem  aparteij 
Erwerb  durch  einzelne  Acte  oder  Kechtsgeschäfte.   In  b^deria ; 
Hinsicht  haben  sie  eine  nicht  unwichtige  Function  besonders  gege» 
ttber  den  Handels-,  den  Greditgeschäften  and  demBesiti- 
wechsel  von  Eigentham.   Der  Stenerfuss  muss  sich  in  seinfi 
Höhe  aber  nach  der  Höhe  der  anderen  Steuern  riebten,  mitdeoeo 
zusammen  sie  denselben  Erwerb  oder  dieselben  EigentboB» 
objeete  treffen.    Als  hauptsächliche  Form  der  Verkehr^ner 
der  Stempel  and  die  unmittelbar  erhobene,  nameuälchtf 
öffentliche  Register  sich  anknüpfende  Abgabe  zu  gebrsodiei 
(§.  467—471,  auch  §.  293,  320—324). 

3)  Die  öfters  besonders  passende  and  relativ  leichte  Beoatmig 
der  Verkehrssteuer  zur  Besteuerung  von  Gonjuncturengewisiiei 
ist  auf  das  s ocialpoli tische  Steuersystem  zn  beschrilnken(§.4<^ 
bis  481).  Dies  System  erscheint  aber  gerade  in  den  Verhältnis'' 

»)  S.  oben  Note  4. 
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der  modernen  Volkswirthscbaft  berechtigt  and  wird  dies  hier 
immer  mehr.  Erkennt  man  dies  an,  so  mnss  anch  sonst  durch 
geeignete  Einrichtangen  der  Einkommen-  and  Ertragsbestenerang, 
beim  Erbesflbergang  und  selbständig  bei  einer  wesentlichen  Ver- 
änderung der  Bodenbenntzang  der  Conjancturengewinn  besteuert 
frerden.  Und  zwar  durch  die  Staatsbesteoerung,  aber  anter 
Zalassang  von  selbständigen  bezflglichen  Steami  oder  von 
Zuschlägen  zn  Staatssteuem  auch  in  der  Gommnne  in  gewissen 
Fällen,  so  namenttieh  gegenüber  den  Gewinnen  ans  der  steigenden 
Etente  nnd  dem  steigenden  Wertbe  des  in  der  Commune  gelegenen 
3(rand-  and  Gebäadeeigenthnms,  der  Baustellen  u.  s.  w. 

4)  In  gleicher  Weise  ist  unter  der  hier  vollends  gebotenen 
Annahme  des  socialpolitischen  Steuer-Gesichtspunctes  der  Ver- 
nOgienserwerb  ans  Spiel  and  Erbschaft  durch  entsprechende 
Uaats  steuern  zu  treffen. 

5)  Von  den  Besitzsteuern  (§.  485—489)  erscheint  die  Ein- 
ichtung  einer  allgemeinen  Vermögenssteuer  geboten  als 
Sxtra  Steuer  zur  Deckung  ausserordentlichen  Bedarfs  oder  der 
UsfUlle  an  anderen  Steuern  in  „Nothzeiten",  Als  regel- 
Dässige  Steuer  empfiehlt  sich  eine  partielle  Vermögens- 
teuer  des  gesammten  Nutz  Vermögens  auch  im  rein  finan- 
iellen  Steuersystem  unter  Umständen  als  ein  steuertechnisch 
weckmässiges  Mittel  neben  der  allgemeinen  directen  £in- 
.ommensteuer^  um  die  Aufgabe  der  letzteren  ^  die  Nutznogen  des 
fntz Vermögens  mit  zu  besteuern,  einfacher  zu  lOsen;  dann  um, 
hniich  wie  durch  den  höheren  (progressiven)  Stenerfuss 
er  directen  Einkommensteuer,  die  umgekehrt  progressive  Besteoe- 
mg  der  „kleinen  Leute"  durch  die  üblichen  Verbrauchssteuern 
uszugleichen.  Fehlt  eine  aasgebildete  Ertragsbesteuerung  oder 
iidet  sie  an  zu  grossen  Mlbigeb,  so  kann  in  Staat  und  Gommnne 
ne  allgemeine  Vermögenssteuer  (vom  Nutz- und  Produotiv- 
^rmOgen)  als  Hilfsmittel  zur  Bestenemng  des  Besitz  einkommens 
Tenfalls  im  rein  finanziellen  Steueraystem  mit  zur  Erwägung 
ommen.  Im  socialpolitischen  Steuersystem  endlich  kann 
ne  solche  allgemeine  (nominelle)  VermOgensstener  auch  passend 
it  zar  höheren  Besteaemng  des  Besitzeinkommens  dienen, 
inlich  wie,  aber  steuertechnisch  wohl  Öfters  zweckmässiger  als 
n  höherer  Steuerfnss  der  Einkommensteuer  speciell  für  das  Besitz- 
nkommen.  Die  Besitzsteuem  brauchen  sich  nicht  auf  die  Staats- 
»teneruDg  zn  beschränken.  Sie  kOnnen  auch  in  der  Gommnnal- 
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besteaerang  zni*  Ergänzung  der  Aufgaben  der  commonalen  Ein- 
kommenstener  Verwendnng  finden. 

B.  —  §.  537.  Ans  dem  Gebiete  der  Ctebranchsbestenenm^ 
(§.  490 — 517)  bilden  die  Verbranchssteaern  ein  unentbebi 
liebes  Glied  eines  modernen  Staats-Stenersystems,  das  sich  si 
die  Erwerbsbestenemng  ttberall  ergünsend.  anznschliessen  bii 
Die  Verbrancbssteaem  sollen  daber  die  Aufgabe  lösen  helfen,  ds 
Einzeleinkommen  reell  proportional  —  im  rein  finai 
ziellen  —  nnd  in  bestimmter  Weise  progressiv  —  ii 
socialpolitischon  Steaersystem  —  zu  besteuern.  Wie  zu  die«® 
Zwecke  durch  angemessene  Einrichtung  der  ErwerbsbesteneroG: 
allein  auszukommen  wäre^  ist  wohl  theoretisch  anzugeben.  Abr 
die  Schwierigkeiten,  nach  solcher  Richtschnur  in  der  Praxis  s 
verfahren,  sind  notorisch  zu  gross.  Sie  lassen  sich  nur  mit  Hilie 
einer  rationellen  Verbrauchs  besteaerang  leidlich  Aber 
winden.  In  diesen  Verhältnissen  liegt  die  Berechtigung  die«r 
Besteuerung;  nur  mnss  das  fUr  die  Erwerbsbesteuernng  aafit 
stellende,  aber  durch  sie  allein  nicht  erreichbare  Ziel  immer  aock 
als  Richtschnar  für  die  Einrichtung  der  Verbranchssteaern  ^esta. 
Die  Schätzungen,  speciell  die  Erwerbssteuem  bilden  also  auch  fBr 
diese  Steuern  die  Grundlage,  auf  welcher  sich  das  rationelle  V»- 
braachsstenersystem  anfliant 

Die  besondere  Schwierigkeit  liegt  bei  vielen  Verbraacbsstenen 
darin,  dass  sie  das  kleine  Einkommen  umgekehrt  progressiv 
besteuern.    Dadurch  verletzen  sie  das  Princip  selbst  der  prop<H^^ 
tionalen  reellen  Einkommenbesteuernng,  um  so  mehr  nattlriich  das- 
jenige der  direct  progressiven.  Die  Abhilfe  bietet  sich  znnlchst  it 
einer  angemessenen  Auswahl  der  steuerpflichtigen  Consumtiooee, 
bez.  Artikel,  dann  in  verschiedener  Nonnimng  der  Hobe  der 
Steuersätze  dafür,  endlich  in  correspondirenden  Hass- 
regeln  im  Gebiete  der  Erwerbs  -  und  BesitzbesteneniB^- 
Diese  drei  Mittel  sind  möglichst  gleichzeitig  neben  einander 
anzuwenden;  das  letzte  wird  um  so  dringender,  je  weniger  die 
anderen  beiden  sich  ans  finanziellen  oder  Bteuertecbnischen  Chündes 
benutzen  lassen  oder  zum  Ziele  fuhren.  Dieselben  Mittel  sind  Utk 
gleichzeitig  zu  dem  Zwecke  anzuwenden,  dass  dieVerbranchssteieii 
in  Verbindung  mit  den  anderen  die  ins  Auge  gefasste  gleicb- 
mässige,  entweder  proportionale  oder  so  und  so  pro' 
gressive,  reelle  Einkommenbestenernng  herbeifBbren, 
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§.  528.  —  1)  Die  Aaswahl  der  Consumtionen,  bez. 
Artikel. 

a)  Besonders  wUnscbenswertb  ist  der  Ansscblnss  solcber 
Artikel,  welche  wirklich  von  der  Masse  des  Volks  zur  Befriedigung 
der  Ezistenzbedtlrfnisse  ersten  Orads  gebraacbt  werden:  der  „notb- 
wendigsten  Lebensbedtlrfnisse",  wie  vor  Allem  Salz, 
Landesbrot  Denn  hier  droht  am  Meisten  jene  nmgekehrt  pro- 
gressire  Bestenerang  und  auch  sonst  eine  zn  schwere  Belastung. 
Im  rein  finanziellen  Stenersystem  wird  gleichwohl  nicht 
immer  auf  solche  Artikel  verzichtet  werden  können,  sowohl  im 
Finansinteresse,  als  nm  die  hier  gebotene  Mitbesteaening  der 
„kleinen  Leute",  bez.  des  Ertrags  der  niederen  Arbeit  zn  erreichen. 
Gerade  eine  solche  Steuer  dient  hier  statt  der  directen  Einkommen- 
steuer, von  der  diese  Glassen  ans  stenerteohnisoben  Gründen  frei 
gelassen  werden.  Alsdann  muss  aber  um  so  mehr  eine  Aus- 
gleichung mittelst  besonderer  Besteuerung  des  höheren 
und  des  Besitzeinkommens  verlangt  werden.  Mit  der  Annahme 
des  socialpolitischen  Standpnnots  in  der  Besteuerung  durch- 
bricht man  hier  den  Grundsatz  der  Allgemeinheit  der  Steuer 
zu  Gunsten  der  unteren  Glassen.  Dann  ist  der  principielle 
Ausschluss  von  Verbraucbssteuem  auf  die  notbwendigsten  Lebens- 
bedtlrfnisse die  richtige  Consequenz  (§.  404,  405). 

b)  Relativ  am  Besten  ist  die  Verbrauchssteuer  auf  Artikel 
eines^Luxus-Massenconsums",  namentlicb  auf  gewisse  Lux  ns- 
Kahrungs-  und  Beizmittel.  Dieselben  gehören  zwar  heutzutage 
nach  der  Volkssitte  vielfach  schon  zu  den  Mitteln  ftlr  die  Befrie- 
digung von  Existenzbedttrfnissen  zweiten  Grads.  Aber  das  Ein- 
kommen der  Volksciassen  und  Einzelner,  welches  für  solche  Con- 
sumtionen  verwandt  wird,  kann  aus  finanziellen  Grttnden  nicht 
wohl  mehr  steuerfrei  bleiben,  auch  nicht  im  socialpolitischen 
System.  Es  darf  nur  nicht  zu  hoch  (weder  absolut  noch  relativ 
zu  hoch)  besteuert  werden.  Dafttr  ist  durch  die  richtige  Aus- 
wahl der  einzelnen  Artikel  und  wieder  durch  die  Höhe  der 
Steuersätze  und  durch  Ergänzungssteuern  zu  sorgen.  So 
empfiehlt  sich  die  Besteuerung  der  Getränke,  Branntwein, 
Wein,  Bier,  der  Colonial-  und  verwandter  Waaren,  des 
rabaks,  Zuckers,  Kaffees,  Thees,  der  Gewftrze,  Sttd- 
t'rtlchte.  Die  Steuern  auf  diese  Artikel  bilden  auch  regelmässig 
iu  den  heutigen  Verbrauchsstenersystemen,  bei  den  Einfuhrzöllen 
ind  inneren  Verbrauchssteuern,  die  hauptsächlichen,  im  Ertrage 

A.  Wsgisr,  FinanKwiMAnoi-kift,  II,  S6 
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ergiebigsten.  Möglichst  die  Steoerlast  anf  einen  oder  gani 
wenige  Artikel  za  wälzen,  wie  z.  B.  auf  Branntwein  und 
Tabak,  erscheint  trotz  der  dafür  mit  angeführten  polizeilicbeo 
und  „volkspädagogischen"  Gründe  (§.  5U3  a)  bedenklich  and 
ftthrt  zn  einer  sehr  angleichen  Vertheilnng  der  Beeteaenog. 
Vielmehr  ist  die  Auswahl  einer  grösseren  Anzahl  steaet- 
Pflichtiger  Artikel  mit  nicht  allzu  hohen  Steuersätzen  ai- 
gemessener.  Die  Ergänzung  znm.  Zweck  der  entsprecbeuda 
Belastung  der  höheren  Glassen  erfolgt  durch  Herbeiziehnng  yoe 
Artikeln,  welche  diese  Glassen  vorwiegend  allein  verzehm 
nnd  durch  Belegung  dieser  Artikel  (und  Sorten  der  aUgemom 
Gonsnmartikel)  mit  höheren  Steuersätzen.  Manches  Einzd« 
mnss  sich  nach  den  concreten  Verhältnissen  des  Gonsums  in  de 
verscbiedenen  Ländern  richten,  z.  B.  der  Steuersatz  von  Kaffee  ui 
Thee,  Wein  and  Bier  danach,  oh  der  eine  oder  der  andre  AitiU 
Volks-Gcnussmittel  ist 

c)  Die  Masse  der  sonstigen  gewöhnlichen  landwirth 
schaftHchen  nnd  gewerklichen  Erzeugnisse  ist  auch  m 
stenertechni sehen  Gründen  möglichst  steuerfrei  h 
lassen,  wodarch  die  Gomplicationen  zwischen  ZoUtuif  nnd  Aodet 
tarif,  zwischen  stiidtischer  und  ländlicher  Bestenemng  fort&Ua 
Nicht  minder  ist  die  Besteuerung  von  Artikeln  ftlr  geistige  B.d^ 
Bedürfnisse  zu  vermeiden. 

d)  Stenern  anf  Nutzungen  des  Nutzvermögens,  Wob^ 
nnngs-,  sogen,  directe  Luzusatenem  n.  dgl  sind  awar  priv- 
cipiell  nicht  unrichtig,  wennschon  die  Wohn nngsstßier 
bei  ihrer  ttbliohen,  aber  vermeidlichen,  Einrichtung,  neoüich  wcibi 
sie  in  einem  gleichen  Steuerfhss  nonnirt  ist,  meist  in  seharfw 
Grade  eine  umgekehrt  progressive  ist***)  Aber  das 
einer  Mehrbelastung  der  reicheren  Glassen  wird  besser,  weil  gleicb- 
roässiger  auf  andere  Weise,  durch  Progression  des  Steuer 
fUBses  bei  der  directen  Einkommensteuer  oder  durch  eine  allge- 
meine Vermögenssteuer  oder  durch  eine  partielle  Vermögest- 
Steuer  vom  gesammten  NntzvennOgen  erreicht  (§.  487,  494i 


**)  S.  darüber  die  lehrreichen  BerechnuDgeo  für  fierlia  tod  Scbvibe  i* 
Berl.  Städl.  Jahrb.  1S6b  S.  269  fT..  cb.  1869  r.  Bruch  S.  2  tT.  AUreineiBere  Bekwl- 
long  der  staüst  Fnge  r.  £.  Laspayres,  ia  d.  vConcordia"  1S71,  S.  109.  Deräm' 
der  omgekehrt  progre^  Wirkoog  eioea  gleichen  Steuerfussea  der  Wohaangs- oiet 
Hietbsteaer  liest  darin,  dasa  die  Ansgabe  for  Wohnung  r^massig  eine  steifes''' 
Unote  des  fallenden  Einkonmens  ansmacht 
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§.  529.  —  2)  Die  Hobe  der  StenersAtze. 

a)  Sie  wird  natttrtich  im  Allgemeinen  mit  von  der  Höhe 
des  Bedarfs,  vom  Wohlstand,  von  den  Gonsamtionsver- 
bttltnissen  abhängen  rnttSBen.  Zam  Zweck  der  Besteuemng 
der  „Lnxas-HassencoiiBampfibilien"  kann  sich  anoh  im 
Finanzinteresse  zur  Begttnstigang  des  Consnms  eine 
mässige  Höhe  empfehlen,  eine  Regel,  mit  welcher  aber  in  der 
pnuJtisohen  Anwendung  massgehalten  werden  mnss. 

b)  In  Bezng  anf  die  Festsetzung  der  Hohe  der  Steuersätze  der 
einzelnen  Artikel  ist  zn  beachten,  dass  auch  bei  einer  Beschrän- 
kung anf  die  Artikel  des  Luxus -Uasseneonsnms  doch  wieder  eine 
umgekehrt  progressive  Belastung  droht  Daher  müssen  zur  Aus- 
gleichung die  Artikel  des  Consnms  der  höheren  Ciassen  möglichst 
angemessen  höher  belegt  werden.  Da  es  sich  aber  vielfach  hier 
um  den  Gonsnm  desselben  Artikels,  nur  in  verschiedenen 
Qualitäten  oder  Sorten  handelt,  so  ist  noch  wichtiger 

c)  die  Feststellung  von  Qnalitäts-  oder  Sorten-Steuer- 
sätzen, z.  B.  hei  Wein,  Tabak,  Kaffee.  Dieselben  sind  leider  hei 
den  hauptsächlichen  Erbebungsformen,  dem  Zoll,  der  inneren,  vom 
privaten  Frodncenten  ausgelegten  Steuer,  stenerteohnisch  zn  schwierig, 
[>ractisch  meist  gar  nicht  anzuwenden.  Dagegen  gestattet  das  Mono- 
3ol  diese  Anwendung,  —  einer  der  Ortlnde,  welche  ftlr  diese 
^teuerform  sprechen,  deren  Wahl  natürlich  aber  noch  von  vielen 
»deren  Erwägungen  abhängt*^)  (§.  547). 

§.  530.  —  3)  Ausgleichungs-Hassregeln  im  Gebiete 
ler  Erwerbs-  und  Besitzbesteuernng.  Je  weniger  es  gelingt, 
Ue  Auswahl  der  steuerpflichtigen  Artikel  nnd  die  Höhe  der  Steuer- 
sätze mit  den  vorausgehenden  Forderungen  in  Einklang  zu  bringen, 
lesto  noth  wendiger  sind  solche  Ausgleichungs-Hassregeln:  in 
ler  Praxis  daher  regelmässig  in  grossem  Umfange.  Denn 

")  Uancberied Bemerk,  o.  Votschllge  Ober  diese  Piincte  i&  meinem  Art  ZSlle 
1  Blontsdili'a  StsatswOrterb.  B.  11.  Unser  bisher,  deutscher  Zolltarif  litt  auch  ia 
iiaen  Flaanzzollposiüonen  an  einer  Vernachlässigung  der  im  Text  bebandelten 
iesichtapnncte,  zam  Tbeil  in  Folge  fialscber  Auslegung  englischer  Erfahrungen  in 
ozng  auf  den  finanziellen  Yortheil  niedriger  Steners&tze.  Die  Zollreform  tod  1879 
at  Mer  einige  zweckmässige  Verbesserungen  durchgeführt  Die  ratioaell  abgestuften 
chntz  Zölle  ?on  Fabriliaten  „nach  dem  in  ihnen  enthaltenen  Arbeits-,  daher  Werth- 
aantom"  entsprechen  den  gestellten  Forderungen  mehr  als  die  FinanzzOUe  auf  Wein, 
'absk  a.  uid.  Colonialwaaren,  wo  ein  Wertbzoll  u.  ein  Sorten-  u.  QaalitfttszoU 
eide  tut  nntkbenrindliche  Schwierigkeiten  machen.  Im  franzOs.  Monopol  lasten 
B.  auf  der  Clgaire  Ton  4  F£  2-57,  auf  deij.  von  20  12*15  Pt  Stenar,  in 
rocenten  freilich  also  doch  dort  noch  etns  mehr:  64'25  gegen  eo-OS"/,  ^Schäffle, 
ich  der  Xnqndto,  Tab.  Ztscbr.  1880  S.  87}. 

3Ö* 
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die  FioaDzinteresgen  and  die  steaertechnischen  Schwlerigküten 
zwingen  gewöhnlich,  selbst  beim  besten  Willen,  sich  über  jene 
Forderungen  mehr  oder  weniger,  meis^ns  in  hohem  Maasse  hin- 
weg zo  setzen.  Dann  muss  aber  wenigstens  die  Folge  anerkannt 
werden:  dass  die  Verbranchssteaem  sehr  ungleichm&ssigHnd. 
besonders  die  unteren  and  mittleren  Classen  und  die  Hsds- 
halte  mit  grösserer  Personenaahl  relatiy  ttberlaste&. 
Das  widerspricht  der  proportionalen  Einkommenbesteaerong,  ToUemli ; 
der  progressiren.  Daher  ist,  wie  dies  vorhin  bei  der  ErweiH! 
bestenemng  schon  zum  Theil  hertthrt  wurde,  geboten:  1 

a)  EinprogreBsiTerSteaerfassbeider  directen  Einkonunet  | 
Steuer  fördie  mittleren  und  höheren  Einkommen,  um  auch  ie 
rein  finanziellen  System  wenigstens  jene  umgekehrte  Pr> 
gression  der  Steuer  auszugleichen;  ein  noch  stärker  progrei 
siver  Fuss  im  socialpolitisohen  Steuersystem,  um  ancliii 
Ganzen  eine  progressive  Besteuerung  herbeizuführen. 

b)  Die  Festsetzung  verschiedenerStenerfUsse  bei  der  direetei 
Einkommensteuer  fttr  das  gleiche  Einkommen  von  Stenerpflicbtign 
nach  der  verschiedenen  Grösse  der  Personen  zahl,  für  die 
sie  zu  sorgen  haben;  daher  vornemlich  Steuerftlsse ,  die  mitdet 
Zunahme  der  Familienangehörigen  abnehmen,  ai 
Höchsten  bei  Einzelnlebenden,  am  Niedrig steo  bd 
Familienvätern  mit  grosser  Kinderzahl  sind,  —  evealoeil 
mit  weiteren  Hodificationen  nach  demselben  Gesicbtspooct 

c)  Das  Ziel,  welches  der  progressive  Steuerfoss  für  das  höben 
Einkommen  verfolgt,  lässt  sich,  soweit  dies  Einkommen  zogieicb 
Besitzeinkommen  oder  „Rente"  ist,  auch  durch  die  Verbindne^ 
einer  allgemeinen  Vermögenssteuer  oder  einer  partiellen  Ver 
mögenssteuer  auf  das  gesammte  Nutzvermögen  erreichen.  Zmscbed 
beiden  Wegen  kann  nach  Umständen  gewählt  werden.  Aber  soicb 
Vermögenssteuern  reichen  nicht  immer  ans,  weil  eben  aneb  dti 
höhere  Arbeitseinkommen  (liberale  Berufe,  Beamte  1)  sori» 
gleichung  progressiv  zu  besteuern  ist 

d)  Die  sogen.  Lnxnsbesteuernng  auf  einzelne  Objecto  ^  | 
Natzvermögens  und  auf  gewisse  persönliche  Genösse  ist  iv^^ ; 
principieli  ebenfalls  als  ein  Mittel  zu  einer  solchen  Ausj^eichBi^ 
zu  betrachten.  Aber  sie  genügt  bei  der  ganz  nngleichmäsa^ 
Verbreitung  solcher  Genüsse  und  Laxusconsamtionen  practtKk  dsu 
nicht  Jedenfalls  verdienen  die  anderen  genannten  W«ge 
den  Vorzug. 
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§.  531.  Wichtige  steaertechnische  and  volkswirth- 
schaftliche  Grtfnde  sprechen  dafdr^  selbständige  Verhranchs- 
stenem  wenigstens  in  der  Regel  nnr  im  Staatsstenersystem  zu- 
zulassen, die  Gomraunen  aber  mitanter  durch  Zuschläge  zu 
betheiligen.  Die  geschichtliche  Entwicklung  bat  auch  vielfach  zur 
Beseitigang  besonderer  localer  (städtischer)  Verbrauchsstenem 
gefttbrt.  Der  Wiedereinführung  städtischer  Octrois  oder  Thorsteuern 
stemmen  sich  wichtige  und  berechtigte  Interessen  des  Verkehrs 
gewöhnlich  entgegen,  obgleich  solche  Abgaben  einem  Haupteinwand 
gegen  die  Verbrauchssteuern  nicht  so  sehr  wie  die  betreffenden 
Staatssteuern  unterliegen:  sie  werden  bei  voller  Freizügigkeit 
der  unteren  arbeitenden  Glassen  nicht  so  leicht  auf  dem  städtischen 
Arbeiter  sitzen  bleiben,  sondern  hier  wirklich  eher  durch  Ueber- 
wäizung  und  Lohnerhöhung  auf  Andere  geschoben  werden. 

Dies  sind  die  Ergebnisse,  zu  welchen  eine  eingehende  Unter- 
snchung  der  Fragen  in  Bezug  auf  die  Bildung  eines  theoretisch  rich- 
tigen und  pracÜBch  brauchbaren  Stenersystems  für  unsere  modernen 
CnlturvOlker  führt.  Hier  handelte  es  sich  nur  um  die  Feststellung 
der  Grundzflge  eines  solchen  Systems.  Die  weitere  Ausfithmng 
gehört  in  die  zweite  Abtheilung  dieses  Kapitels,  in  die  speoielle 
Stenerlehre.  Dort  werden  die  Steuergattungen  und  einzelnen  Steuern, 
im  Ganzen  in  der  Reihenfolge,  wie  wir  sie  hier  systematisch  vor- 
geführt haben,  mit  einer  oder  der  anderen,  durch  Zweckmässigkeits- 
rUcksiehten  gebotenen  Umänderung,  behandelt  werden.  Auch  die 
genauere  Bezugnahme  auf  die  positive  Stenergesetzgebung 
wird,  soweit  sie  überhaupt  in  diesem  Werke  wttnschenswerth  und 
möglich  ist,  erst  dort  erfolgen.  Sie  hätte  hier  im  allgemeinen 
Theil  den  Gang  der  principiellen  Erörterung  zu  oft  unterbrochen 
Qnd  mehr  verwirrt  als  geklärt 


**)  Debet  d.  Frage  d.  VerbnachsL  in  d.  Commnnen  s.  d.  10  Gntachteu  d.  Yer. 
r.  Socpol.  Ob.  Comin.steaeni;  mein  Befu.  (ich  habe  mich  darin  S.  S,  41  nicht 
unbedingt  gegen  alt  bestehende  st&dt.  Octrois,  aber  gegen  neu  einzofllhrende 
erklärt)  n.  d.  Debatte  in  d.  Berl.  Vers.  t.  Iti77,  wo  u.  A.  Nasse  gegen  solche 
Steuern  sprach. 
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Dl«  »llg«m«lBeB  GnmdsJItze  d«r  Stenerrerwidtmc. 

Die  Theorie  hat  bisher  auch  in  der  reichen  dentschen  fiaamwiaaeoKhafttidü 
literstar  die  Fragea  der  Steaerrenraltnog  sehr  Dozureicbeod  ond  k&nuaeriick  V- 
handelt.  Die  neueste  Theorie  ist  dartlber  rieliach  ganz  hinveg  gc^aigea.  Wkj 
äinschlageßden  ErOrtemogen  in  der  allgemeinen  Steaeriehre  Toikommt,  ist  aeir 
nicht  riel  mehr  als  die  An&teUung  einer  Beihe  einfacher  Zwecknifesigkeitgtt^ 
etwa  im  Anschluss  an  A.  Smith's  bekannte  Steaerregaln.  Deber  die  vicktigaii 
Pancte  «ird  meistens  ganz  geschwiegen  oder  dieselben  werden  mit  einigoa  waäg 
die  Sache  eindringeoden  Bemerinrngea  eriedigt  In  der  speciellen  SteaeiMn  ^ 
dann  wohl  bei  jeder  einzelnen  Steaergattong  nnd  besonderen  Stwer  etwas  ulkt  k 
di;  bezflglichcn  Yerhftltnisse  der  SteBerrerwaltnng  eingegangen.  Ahex  das  gei^ 
nicht,  namentlich  erlangt  man  anf  diese  Weise  keine  oi^entliche  Ueberalcht  fttär  fr 
Aufgaben  der  Steaenrerwaltnng  and  nbersieht  vor  der  Dooiaase  des  Details  bald  pa. 
dass  es  sich  eben  doch  immer  nm  dieselben  Probleme  onrin  einer  darch die Ssk 
jeder  Steuer  modificirten  Gestalt  handelt.  In  der  allgemeinen  Steaeriehre  mtsa 
and  hier  allein  kennen  diese  Probleme  anter  einem  einheitlichen  Qmiihlif 
ZQsammengefasst  und  nach  der  Meüiode  der  Vergleichang  erörtert  veida. 
durch  gewinnt  man  erst  den  richtigen  Standpunct  der  steaertechniacheo  Kna 
zu  den  einzelnen  Steuerarten  o.  Steuern.  Diese  Kritik  hat  sich  an  die  iriiinnTh«^ 
principlelle  Kritik  anzoschliessea  and  bringt  erst  die  BearUieUnng  der  Tenehwbs 
Stenern  zom  Absc^uss.  Ein  Absdinitt  wie  der  folgende  BanptalMchnitt  päOtt 
uothvMidig  noch  in  die  allgemeine  Stsoerielire  und  muB  dw  °-'r-^*— t  ^' 
SteoerFerwaltnngsfragen  In  der  speciellen  Steaeriehre  rorangebea.  In  W 
letzteren  sind  dann  nur  die  einzdnen  betreffenden  Puncte  bei  jeder  Steo«  fmat 
sasznfdhren. 

Die  Dttiftigkeit  der  fin&nzwissenschafUichen  Behandlung  der  SteaerrerwilK 
erkl&rt  sich  indessen  sehr  einfach.    Kan  bat  es  hier  mit  demjenigen  Gdwü^ 
Besteuerung  zu  thun,  welches  als  das  eigentlich  practische  erscheint.  Dac 
der  Bestimmungen  ist  hier  geradezu  Überwältigend  in  jedem  etwas  coaiplicax* 
Steuersystem.   Schon  dem  Practlker  ist  ea  kaam  mOglich,  es  ganz  zn  umbmm.  ^ 
wird  meistens  auch  nur  Specialist  in  einem  oder  einigen' Zweigen  sein.   Flr  * 
Theoretiker  ist  es  noch  schwieriger,  rieh  eine  aach  nur  einigeimasBui  nfiAir 
Kenntniss  dos  Materials  zu  Temdufiiw  und  gar  erst,  die  einzelnea  Eiuichtngei*'^ 
gemlss  zu  kritisiren.    Mir  selbst  sind  diese  Schwierigkeiten  kuun  bei  etoe« 
Stande  der  Finanzwissenschaft  so  deatlich  geworden,  als  bei  diasea.  Maid«" 
folgenden  Hauptabschnitt  möchte  daher  nor  als  ein  Tersach  gelten,  för  des 
die  efsten  Vorarbeiten  in  der  allgemeinen  Stauerliteratur  noch  febltta. 
reine  Pracüker  noch  der  reine  Theoretiker  wird  dieses  wichtige  nnd  schTieDgaD^ 
in  ganz  genOgender  Weise  behandeln.   Dem  ersten  fehlt  meistens  Ffchigfapt 
zur  ZarUckfUhrung  der  einzelnen  Einrichtungen  und  Bestimmnngea  auf  allgM** , 
Schemata  und  zn  der  hier  wie  in  jeder  wissenschaftlichen  Arbat  nsAw^ft^ 
Generalisirung.    Der  reine  Theoretiker  wird  umgekehrt  rolleads  gcndf  i"*^ 
leicht  generalisiren  und  wegen  ongenOgender  Behemchong  des  Details  F^kr  H"" 
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I>er  geeignetste  Bearbeiter  dieses  Gebiets  ist  der  theoretisch,  aamentlicb  natioual- 
Skonomlsch,  juristisch,  mehrfach  auch  naturwissenscbafUich-tocbniscb  (innere  Ver- 
branchsteneni I)  durchgebildete,  aber  beiufsmissig  von  unten  tat  mit  der  steuertecb- 
niachan  Pimzte  rertnuite,  scbüeeslicb  zu  hohen  YenraltangstaDtani  in  Rnanzdepartement 
gelangte  Practilter:  der  „wis8enschafUi(^  durchgebildete  peosiooirte  Flnanäninister**. 
Die  besten  Elnzelubeiten  sber  die  betreffenden  VerhSlInlsse  einzelner  Länder  rühren 
auch  von  solchen  Hinnem  her,  nar  da«  denselben  vielfach  wieder  jene  wissenschaft- 
liche Vorbedingung  fehlt.  Aber  die  Schriften  der  Sully,  Necker,  d'Audiffret, 
der  T.  Ualcbns,  J.  6.  Hoffmann,  Lehzen,  Regenauer,  t.  Hock  «itbalten 
wenigstens  viele  einzelne  Fingerzeige.  Das  Beste,  namentlich  auch  bereits  in  einer 
Art  principieller  Behandlong  der  stenertecboischen  Yerwaltnngsf ragen ,  hat  wohl 
r.  Hock  in  seinen  Werken  Uber  die  Finanzen  Nordamericaa  und  bes.  FrankreichB  ge- 
leistet Ihm  verdanken  wir  auch  eine  zasammenfassende  Behandlung  dieser  Fragen  in  der 
Wosa,  wie  sie  in  der  allgemoinen  Steuerlehre  zu  verlangen  ist,  nemlich  io  s.  „Offentl. 
Abgaben  und  Schulden".  Die  betrefT.  Abschnitte  dieser  Schrift  tlber  die  rerwaltniigs- 
techoischen  VerhUtnisse  der  einzelnen  Stenern  sind  ganz  vorzfl^ch  und  für  die 
folgmden  Abschnitte  mehrfach  benutzt  worden.  Auf  dem  Wege,  den  Hock  hier 
anbahnt,  muss  m.  E.  fortgeschritten  worden.  Leider  bat  er  anf  diesem  Gebiete  noch 
kau  einen  Nachfdgn. 

Ton  der  Grösse  der  Schwierigkeiten  der  Steuerrerwaltimg  erhSlt  mui  durch  die 
ControrerBen  aber  die  zweckmässigste  Methode  der  Beeteuening  einzelner  Verbrauch- 
stenerolijeete ,  z.  B.  des  Weins,  des  Zuckers,  des  Tabaks  am  Leichtsten  dnen  Begriff'. 
Ich  verweise  l  B.  anf  v.  Kanfmann's  Schrift  Uber  die  Zackerbesteoemng.  welche  i 
in  musterhafter  Klarheit  die  verschiedenen  Besteuerangsmethoden  darsleUt  nnd  benr- 
theill;  dann  namentlich  auf  die  6bSndige  deatsche  Tabakenqaßte  (s.  die  gut  das  - 
Wesentlichste  zusammenfassende  Bearbeitung  von  Scbäffle  in  3  Artikeln  d.  Tub. 
Ztschr.  1879  n.  1880),  durch  welche  man  einen  guten  Einblick  in  die  Summe  und 
(irOsse  der  Stenerverwaltnngs -Aufgaben  auf  einem  einzigen  solchen  Gebiete  bekommt. 
Fqt  eine  spätere  allgemeine  Steuerverwaltnngslehre,  an  deren  Aus-  and  Dutch- 
bildong  viele  Kräfte  rereint  arbeiten  mOssen,  liefern  solche  Specialschriften  vortreff- 
liche Vorarbeiten. 

Der  Gegenstand  hängt  anderseits  mit  der  gosammtea  öffentlichen  Verwaltung 
zusammen,  viele  allgemeine  verwaltongstechuiscben  o.  verwaltnngsrechtlichen  Fragen 
kehren  in  der  Stenerronraltnng  wieder.  Hier  bat  roa  den  Finanztheoretikem  bes. 
Stein,  seinem  ganzen  Standpuncte  n.  seinen  speciellen  Stadien  gemäss,  die  verwal- 
tangsrechtliche  Seite  stb^r  herrortretea  lassisn.  Die  Finanzwissenscbaft  geht  dabei 
nur  hier,  wie  mehrfach  im  Stein'scben  Werke,  etwas  zu  sehr  im  Elnanzrecbt  anf. 
Und  doch  sind  auch  in  diesem  Gebiete  die  Aufgaben  verschieden.  Die  Finanzwissen* 
schaff  hat  auch  die  Fragen  der  Steuerverwaltung  mehr  vom  technischen  als  vom 
rechtlichen  Standpuncte  aus  zn  behandeln  n.  vor  Allem  nach  der  höchsten  ökonomisch- 
tecbnischen  Zweckmässigkeit,  die  unter  gegebenen  Verhältnissen  erreichbar  er- 
scheint, zu  forschen.  Steins  Behandlung  weicht  daher  wieder  von  der  meinigen 
nicht  nor  in  der  Ausfuhrung,  sondern  schon  in  der  Stellung  der  Aufgabe  ab.  Hier 
wie  immer  ist  femer  wieder  viel  ganz  Snbjectives  l>ei  Stein  zu  finden.  Daraas  erUbt 
es  sich  wohl,  wenn  er  in  der  4.  Aufl.  I,  521  sagt:  „Wir  haben  unsere  eigene  frühere 
Behandlung  der  Stenerverwaltungslehre  in  unseren  bisherigen  Auflagen  ost  gänzlich 
venrorfen.  Sie  war  &8t  in  jeder  Bezlebang  ancent^od."  Für  die  TOTaltoagsreohtr 
liehe  Seite  bieten  aber  immerhin  Stein 's  Ausflihrungen  I,  500  ff.  („das  ver&ssnngs- 
misdge  Becht  des  Steuerwesens"},  VorzUgtiches  o.  f^r  die  verwaltnngstechnische  Seite 
Bind  die  Erörterung«!  I.  433  ff.  (Uber  Stencrsubject  Sieuerobject  o.  Besteuerung),  dann 
manches  Einzebe  im  2.  Bande  doch  im  Ganzen  das  Wichtigste,  was  in  der  systemat 
Finanz-  u.  Steaerlehre  Uber  Stouerverwaltung  zu  finden  ist  Meine  Abweidinngen 
von  Stein  auch  anf  diesem  Gebiete  ergeben  sich  aas  dem  Text 

Die  Früheren  erörtern  noch  am  Meisten  einige  Pnncte  aas  der  Lehre  von  der 
Steuererhebung,  mit  Unterscheidung  der  directen  und  indirecten  Steaem,  und,  der 
Tradition  am  Anfang  des  Jahrhunderts  gemäss,  eingebender  als  es  heute  fttr  ans 
nöthlg  erscheint  die  Frage  der  Wahl  zwischen  eigener  Verwaltaog  und  Steuerpacht 
Die  etwüge  Uebcrtragunp  der  Steuererhebung  wenigstens  fßr  gewisse  directe  Staats- 
steaem  auf  die  Sellwtverwaltaagskörper  tritt  erst  neaerdii^  mehr  in  den  Vordergrand 
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der  BetTachtang.  Speddl  zo  neBnen  «hid  t.  Jacob,  Hn.  II.  §.  1197  £  (8.  IIU  , 
r.  Matchns,  Fin.  I,  §.  76—79.   Ftlr  vieles  Einzelne  Uoffmftnn's  L.  r.  d.  Steien. 

Bau  behandelt  das  Gebiet  in  d.  allgem.  Lehre  sehr  karz  im  Abschn.  r.  d.  kas- 
fuhrnng  d.  Stenern,  I.  §.  281—290,  s.  n.  Note  3  zn  §.  538.  Alles  Weitere  biü«i 
er  im  2.  B.  in  d.  epec.  Lehre.  Aach  in  d.  fremdön  Literatnr  fehlt  die  allg«ineiie 
SteuervenraltnngBlehre.  Viel  Treffliches  bei  den  ErOrteraogea  aber  die  eiazelDci 
Stenern  in  Leroy-Beaalien.  Anch  in  den  einaeUagendeB  Artikela  des  diet  6t 
radminUtr.  franc.  v.  Block. 

Das  Tervaltnagsrecht  der  Besteaening  findet  in  den  Wericen  tlber  {w&dTa 
Ver&ssangs-  n.  Venraltongarecht  der  einzelnen  Staaten  eine  mehr  oder  voaigc«  tu- 
gehende,  zum  Theil  anch  für  die  finanzwissenschafUiche  Bebandlnng  der  Stew- 
renraltangslehre  beaditenswerthe  Darlegung.   GBeisi  fBrSugUnd.  r.  ROiie 
Prenas«,  POzl  ftlr  Baien  seien  bea.  hervorgehoben. 

Die  speciellen  Einrichtungen  der  einzelnen  Lftsder  sind  regelmlsaig  in  da 
Lito^r  über  das  Finanzresen  derselben  geschildert 

Anch  im  Folgenden  wird,  irie  in  der  ganzen  allgemeinen  Steneriehre  in  diM« 
Bande,  aof  das  Detail  der  Einrichtungen  and  Bestimmongen  einzelner  lAoder  nirk: 
eingegangen.  Soveit  das  nberhanpt  in  einem  Weriie  über  FinaozvissenschjLft  mCg^ 
ist,  wird  auch  darüber  erst  die  specielle  Stenerlebro  Material!^  ZQs&mm eostclla 
Hier  an  dieser  Stelle  kommt  es  gerade  darauf  an.  in  dem  Detail  nnd  in  den  Ver- 
schiedenheiten der  einzelnen  Länder  das  Allgemeine  ao^mfinden,  dies  duzostelki 
und  der  kritischen  BenrtheUong  auf  seine  Zweckentsprecheadheit  za  natxätAm. 
Aber  za  Ubersehen  ist  nicht,  dass  das  „Allgemeine"  sich  gerade  nach  io  der  Stesc-  i 
renraltnng  nach  Zeit  and  Ort  modificiren  mnss.    Absolnte  Sitze  fitr  einzelne  Pbbck  . 
lassen  sich  daher  nicht  immer  ao&tellen,  sondern  dem  Frincip  der  Ustociscken  sri  j 
OxtUcbcQ  Relaüntat  ist  gebuhrend  BQcksicht  zo  gew&hren.    Namentlich  bedingt  asd  ' 
der  Zosammeobang  der  Steaerrervaltang  mit  der  allgemeinen  Staats-  und  Sebsc- 
renraltnng  wieder  manche  Abweichungen  in  den  Elnricbtangen  der  einzelnen  liats. 
Das  Alles  kann  aber  nicht  hindern,  allgemeine  GmodzUge  und  Grundsätze  der  Staner- 
verwaltnng  zo  ermitteln  za  suchen,  so  wenig  als  eine  „allgemeine'*  wissenscbafUi^ 
Theorie  der  Besteaemng  durch  die  uayermeidlichen  Abweichangea  dm  porittf« 
Stenerrechts  der  rerscbiedenen  Staaten  onmOgUch  gemacht  wird. 


1.  Abschnitt. 

Die  obersten  Prtnclpien  der  Steaerverwattu«. 

I.  —  §.  533.  AbhängigkeitsverhAltnisse  derStescT- 
verwaltnng. 

Die  Steaerverwaltang  steht  mit  zweierlei  VerhäUniwen  ic 
ZnsammeDhang  und  in  Abhängigkeit:   mit  der  BesteneriiF. 
ihrem  Recht  nnd  ihrer  Gestaltung  einer-,  mit  dem  öffentliche: 
Recht  des  Staats  nnd  der  SelbstverwaltnngskOrper  tat 
dem  Organismus  der  ganzen  Öffentlichen  Vern-altBi; 
andrerseits.  In  ersterer  Hinsieht  ftossert  namentlich  die  Art  ^ 
Besteuerung  oder  die  ,,Steuertechnik",  in  zweiter  Ansicht  & 
ganze  Einrichtung  des  Staats  und  seiner  Verwaltnng  (nnd  ntkf 
diejenige  der  Commnnalverwaltang)  einen  wesentlichen  £miv 
auf  die  Steuerverwaltung.   Die  letztere  kann  sich  nicht  wohl  gm 
anders  als  die  allgemeine  Verwaltnng  entwickeln  nnd  gestalka 
zn  welcher  sie  als  Glied  ja  selbst  gehttrt.  Die  Stenertechnik  «ft 
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aber  dann  bestimmte  Anforderungen  an  die  Stenerrerwaltnng,  von 
deren  Erfttllnng  mitunter  die  AoBfBhrbarkeit,  regelmässig  die 
Leistungsfähigkeit  oder  Gttte  einer  Steuerart  und  einer  Einrichtung 
einer  Steaer  bedingt  ist.  Ob  die  Steuerverwaltung  diesen  Anforde- 
rungen nachkommen  kann,  das  hängt  dann  eben  vielfach  wieder 
von  der  ganzen  Entvrickinng  und  Gestaltung  des  Staatslebens  und 
der  allgemeinen  Staatsverwaltung  ab.  Bieten  sich  hier  zu  grosse 
Schwierigkeiten,  fehlt  z.  B.  überhaupt  noch,  wie  im  unentwickelten 
Staat  (Mittelalter  und  Uebergangszeit),  der  ganze  staaÜiche  Be- 
hörden- und  Beamtenapparat,  ao  den  sich  ein  Steuerbehördenwesen 
angliedern  mtlsste,  oder  verlangt  eine  Steuer  einen  besonders  zu- 
verlässigen, aiibesteoblichen  Beamtenstand  ftlr  ihre  Veranlagung 
und  Erhebung,  welcher  unter  den  gegebenen  Verhältniseen  nicht 
zu  beschaffen  ist,  so  kann  dadurch  eine  Steuerart  oder  eine  Ver- 
anlagungs-  und  Ertaebungsart  einer  Steuer  onmVgUch  werden  oder 
80  grosse  Mängel  zeigen,  dass  es  räthlicher  ist,  darauf  zu  ver- 
zichten. Insofern  besteht  anch  hier,  wie  gewöhnlich  in  solchen 
Dingen,  ein  Verhältniss  der  Wechselwirkung:  die  Besteuerung 
und  ihre  Entwicklung  beeinflnsst  die  Steuerverwaltung  und  wird 
umgekehrt  von  dieser  und  von  dem  Stand  der  allgemeinen  Ver- 
waltung beeinflusst. 

So  handgreiflich  dies  ist  mid  so  sehr  die  Stenergeschichte  und 
die  VergleichuDg  des  Steuerwesens  in  Ländern  mit  verschiedener 
Staatsentwicklung  und  Verwaltungsorganisation  es  belegt,  so  wird 
dies  doch  oAmids  ttbersehen,  hei  der  Beurtb^lnng  des  Stener- 
wesens  verschiedener  Länder  und  Zeiten  und  bei  stenerpolitischen 
ErOrteruDgen  und  Vorschlägen  in  Bezug  auf  Beformen,  auf  die 
EmAhrang  anders  wo  bestehender  Steuern  uid  Steuereinrichtungen 
a.  dgl.  m.  Auch  hier  sind  Theoretiker  and  Practiker  leicht  ge- 
neigt, absolute  statt  relativer  Urtheile  über  directe  und  indirecte 
Bestenemng,  diese  als  Erhebongsarten  betrachtet.  Ober  Monopoli- 
simng  als  Steuerform  hei  Verbrauchsteuern,  fiber  Selbstschätzung 
und  amtliche  Einschätzung  bei  Einkommen-  und  Vermögenssteuern, 
Uber  eigene  Staatsverwaltung,  Verwaltung  durch  die  Selbstrerwal- 
tungskörper  (Gemeinden)  oder  Stenerpacht  und  in  vielen  ähnlichen 
Specialfragen  der  Steuerverwaltung  zu  fällen  und  danach  positive 
Forderungen  an  das  Steuerwesen  zu  stellen.  Die  Wahl  solcher 
Verwaltnngsarten  und  Einrichtungen  ist  aber  keine  so 
unbedingt  freie,  wie  bei  solchen  Urtheilen  und  Vorschlägen  an- 
genommen werden  muss.  Vieles  ist  hier  nicht  beliebig  mechanisch 
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zn  machen,  nicht  einfach  von  anderen  Zeiten  und  Orten  ta  Qbcf- 
tragen,  sondern  hftngt  yon  den  geschichtlich  gegebeien 
Verhältnissen  des  ganzen  Volks-  and  StaatBlebens 
ab.  Wie  sich  die  Bestenening  in  ihren  Arten  nor  mit  dieseo 
Verhältnissen,  namentlich  mit  der  Entwicklung  der  Volkswiränchtft 
verändert  nnd  verändern  kann,  so  auch  in  vielen  Pnncten  dk 
Steaerverwaltnng.  Aach  letztere  zeigt  historische  Entwich 
longsphasen,  die  sich  nicht  durch  ein  einfaches  Machtgebo; 
der  Theorie  nnd  nicht  einmal  durch  den  Willen  der  Staatsgemk 
aberspringen  oder  vorweg  nehmen,  sondern  höchstens  allnüUilieb 
durch  rationelles  Vorgehen  um-  und  weiterbilden  lassen. 

Auch  die  deutsche  Finanzwissenscbaft  hat  in  Urtheilen  nd 
Vorschlägen  Über  Steuerverwaltungsverhältnisse  gewOfanlicb  vid 
zu  sehr  dem  „Absolutismas"  der  Utsnngen  gehuldigt  Namenti 
lieh  sind  Einrichtungen  der  Verwaltnng,  z.  B.  Steuerpaeht  ititt 
der  Eigenverwaltnng  (R^e),  oft  nur  abstract  rationalistisch  benr- 
tbeilt,  nicht  ooncret  historisch  in  den  Verhältnissen,  in  denen  sie 
sich  bildeten  nnd  bestanden,  aufgefasst  und  begriffen  und  in  dies» 
Zusammenbang  kritisirt  worden.    Auch  dabei  brauchend 
etwaigen  Mängel  der  Einrichtung  nicht  verkannt  zn  werden,  abe  j 
sie  lassen  sich  nur  so  richtig  würdigen  und  erklären.    Nor  n 
oinem  unbedingten  Verdict  wird  man  auf  diese  Weise  ntcbt  ea  i 
leicht  gelangen.   Was  ntttzt  es  z.  B.  ttber  die  antike  Stenerpsrbl 
den  Stab  zn  brechen,  wenn  man  sofort  zugestehen  muss,  dass  ie 
gewissen  Perioden  des  Staatslebens,  welche  die  grieebischen  Stuta 
kaum,  Rom  wenigstens  grossentheils  erst  nach  der  repablicaniscba 
Zeit  in  ihrer  Entwicklung  Überschritten  haben,  der  Mangel  in  äu 
allgemeinen  Verwaltungsorgamsation,  sdbst  wieder  die  Folge  nnot- 
wickelteren  Staatslebens,  eben  kaum  einen  anderen  Ausweg 
als  das  System  der  Stenerpacht?   Oder  wie  kann  man  auch  rieliti^  | 
Aber  die  Stenerpacht  in  den  Zeiten  der  Uebergangsperiode  t» 
dem  mittelalterlich -ständischen  zum  modernen  Staat  urtheilen,  indes 
man  vom  Gesichtspnncte  des  heutigen  StaiUs  mit  seiner  hoek  osd 
trefflich  entwickelten  Verwaltungsoi^anisation,  seinem  ansgeUldcM 
und  im  Ganzen  zuverlässigen  Beamtenthnm  aus  Steuerpacht  vai 
Rägie  vergleichend  kritisirt,  während  eben  in  jener  Zeit  die« 
Einrichtungen  theils  noch  fehlten,  theils  erst  in  der  EntwickliiBg 
begriffen  und  oft  noch  sehr  mangelhaft  waren?    Hi^  bat  dir 
historische  Schale  der  Nationalökonomie  ganz  recht,  vor  abstraetoa 
Urtheil  ftir  oder  wider  zn  warnen. 
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II.  —  g.  533.  Die  drei  obersten  Prineipien  der  Steaer- 
verwaltnng.*) 

Eben  wegen  dieser  darch  die  gesammte  Entwicklung  der  Öffent- 
lichen Zustände  historisch  und  örtlich  bedingten  Cleetaltang  der 
Stenerverwaltnng  haben  anoh  die  Mher  angefltbrten  „obersten 
Prineipien"  dieser  Verwaltnog,  der  Grundsatz  der  Bestimmtheit^ 
der  Bequemlichkeit  und  des  Strebens  nach  möglichst 
geringen  Erhebnngskosten  (§.  365;516)  doch  nur  eine  geringe 
selbständige  wissenschaftliche  und  practische  Bedeutung  (§.  437). 
Diese  Prineipien  sind  ja  an  und  ftlr  sich  ganz  richtig,  in  Wahrheit 
Axiome,  die  keiner  weiteren  Begründung  bedQrfen.  Sie  konnten 
da,  wo  die  Entwicklung  der  Staats-  oder  Gtomeindeverhftltnisse 
flberbaupt  schon  einmal  zn  Steuern  geführt  hat,  niemals  ganz  ausser 
Acht  bleiben  und  sollen  natürlich  immer  mOgliebst  fUr  die  Ein- 
richtung und  Ausführung  der  Besteuerung  mit  die  Richtschnur  ab- 
geben. Aber  das  Maass,  in  welchem  sie  befolgt  werden  und 
werden  können,  hängt  weit  mehr  von  den  gegebenen  Ver- 
hältnissen des  Volks-,  des  Wirthsohafts- und  des  Staats- 
lebens  und  von  der  hierdurch  wieder  so  massgebend  mit  be- 
gtinmiten  Wahl  der  Stenerarten  und  Gestaltung  des  ganzen 
Steuersystems  ab,  als  von  bestimmten,  firei  nach  dem  Zielpnncte 
jener  Prineipien  zu  treffenden  Einrichtungen  der  Steuerverwaltung. 
Das  haben  die  Nationalökonomen  und  Finanzmänner,  welche  diese 
Prineipien  in  Ad.  Smith'  Formulimng  als  eine  grosse  wissenschaft- 
liche Ermngenscbaft  bis  heutigen  Tages  preisen,  viel  zn  wenig 
beachtet.  Sie  würden  sonst  ans  solchen  einfachen  Sätzen  nicht 
so  viel  Wesens  gemacht  haben.  Damit  wird  nicht  im  Geringsten 
bestritten,  dass  möglichste  Bestimmtheit,  Bequemlichkdt  undKiedrig- 
keit  der  Erhebnngskosten  hochwichtig  seien,  dass  z.  B.  von  diesen 
Momenten  der  Steuerdruck  auf  den  Einzelnen  und  auf  die  gesammte 
Bevölkerung  wesentlieh  mit  abhänge;  dass  erfreuliche  Fortschritte 
gegenüber  früheren  Missbränchen  nnd  Mängeln  in  Betreff  der 
„Bestimmäieit"  der  Besteuerung  und  zum  Theil  auch  in  Betreff 
der  Erhebnngskosten  erreicht  seien.  Aber  man  darf  nur  nicht 
übersehen,  dass  die  früheren  Mängel  ebenso  sehr  das  Product  der 
gesammten  damaligen  öffentlichen  Zustände,  wie  die  jetzigen  Ver- 
besserangen das  Product  der  heutigen  Zustände  sind,  woneben  die 
Steuerverwaltnngsteehnik  doch  vielfaeh  nur  ein  Moment  ist,  das 


&  oben  A.  Smith's  Begeln,  &  221  n.     365.  Raa  I,  §.  281  ff.,  bes.  g.  m. 
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einen  nntergeordneten  selbständigen  £infins8  aastibt  and  das  selbst 
viel  mehr  wieder  von  diesen  Znstftnden  abhftogt  — 

Im  Folgenden  wird  sich  Gelegenheit  geben,  bei  einzehten 
Paneten  der  Steaerrerwaltnng  zn  zeigen,  wie  weit  dabei  auf  dit 
Befolgung  jener  drei  OrandslUze  specielle  BOcksicht  zn  nehmen 
ist,  wie  weit  aber  anch  einzelne  Einrichtungen  dagegen  mehr  oder 
weniger  nnrermeidlich,  öfters  ganz  unvermeidlich  Verstössen.  Du 
ist  dann  freilich  bei  der  Kritik  einer  Stenereinrichtong  ein  fOr  d» 
Schlnssurtheil  ebenso  mit  zn  beachtender  Umstand,  wie  der  Vcr 
Btoss  einer  im  Steuersystem  enthaltenen  Stenerart  gegen  jene  Prit 
cipien,  wovon  frtther  schon  die  Rede  war  (§.  437^516).  Aus  dn 
dargelegten  Gründen  kann  aber  deswegen  allein  doch  nur  sdtec 
eine  VerwaltUDgseinrichtnng  verworfen  werden,  so  wenig  als  eise 
Stenerart,  z.  B.  die  Verbrauchsslener  nur  wegen  solcher  VeretGse 
anbedingt  zu  vemrtheilen  ist. 

lieber  die  einzelnen  genannten  Stenerverwaltnngsprindpia 
selbst  genügen  hier  im  Uebrigen  einige  Bemerkungen. 

A.  —  %.  534.  Der  Grandsatz  der  Bestimmtheit  der 
Besteuerung. 

1)  Die  Bestimmtheit  gegenüber  den  Steuerpflichtigen  winl 
um  so  besser  erreicht  werden,  je  geschäftlich  und  moralisch  tllch^' 
tiger  das  Verwaltungspersonal  ist,  welches  Stenern  anfzal^ 
und  zn  erheben  hat ;  femer  hängt  sie  wesentlich  mit  von  der  Steoer 
gattung  nnd  deren  specieller  Änsfttfamng  ab.   In  ersterer  Hinsidi; 
treten  bei  mangelhafter  Öffentlicher  Recbtsordnnng,  nngenflgeDdet 
Gontrole  und  Bezahlung  des  Personals  begreiflich  leicht  gnxK 
Uebelstände  hervor,  bei  directen  Stenern  besonders  ftlr  die  ont^, 
des  Rechtsschutzes  baaren  Glassen,  bei  indirecten  fttr  die  Gesebiftf- 
leute,  deren  Waaren  bezollt  oder  besteuert  werden.   Die  hauptsicb- 
liehe  Verbesserung  liegt  wieder  weniger  in  Reformen  der  Stoier- 
Verwaltung,  wenn  diesdben  anch  nicht  unwichtig  sind,  wie  namentliH 
scharfe  Controle  des  Personals  von  Oben  nnd  ausreichende  Bes^^ 
dang,  —  als  abermals  in  allgemeiner  Hebung  der  Offest 
liehen  Zustände,  der  gesammten  Verwaltung  nnd  da 
Beamtenthnms.    Dem  verdanken  wir  in  Mittel-  nnd  West- 
europa neben  anderen  Steuerverbesserungen  anch  die  geniocrt 
„Bestimmtheit"  der  Besteuerung  gegen  früher  und  in  Vergldeb 
anderen  Ländern. 

2)  Einfachheit  de»  Steuersystems  nnd  der  Einrichtun;  der 
einzelnen  Steuern  ermöglicht  auch  eine  strengere  Dnrchfllhrsiig  dee 
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Gmndsatzes  der  Bestimmtheit  Eine  einzige  allgemeine  Einkommen- 
steuer z.  B.  wOrde,  wenn  eg  möglich  wäre,  den  EinkommenbegrifT 
leicht  verständlich  fttr  den  practisohen  Zweck  der  Bestenemng  zn 
formnliren,  vielleicht  in  fast  idealem  Uaasse  die  „BeBtimmtheit" 
der  Steuer  fttr  jeden  Einzelnen  erreichen  lassen.  Aber  jene  Ein- 
fachheit ist  eben  selbst  nur  in  primitivsten  wirthschattlichen  Ver- 
hältnissen möglich  und  weicht  immer  mehr  einem  complicirten 
Steuersystem,  in  welchem  jede  einzelne  Steuer  dann  oft  selbst 
wieder  complicirt  wird.  Insofern  steigen  die  Schwierigkeiten,' jenen 
Grundsatz  durchzuführen,  unvermeidlich  mit  der  Entwicklung  des 
Stenerwesens. 

3)  Immerhin  verstOsst  man  mitunter  in  der  Praxis  mehr  als 
nöthig  ist  gegen  den  Grandsatz.  Es  ist  namentlich  zn  verlangen 
und  doch  auch  meistens  anschwer  za  erreichen,  dass  die  Zeit 
der  Steuerzahlung,  der  Ort  derselben,  die  Höhe  der  fälligen 
Summe,  die  Währung  dem  Steuerpflichtigen  rechtzeitig  und 
genan  bekannt  werde.  Bei  direoten  Stenern  mit  wechselndem 
£)tenerfus8,  wie  etwa  Einkommensteuern,  ist  namentlich  rechtzeitige 
Ankfindigung  vorher  geboten;  beisteuern,  welche  nach  einer  Ein- 
schätzung aufgelegt  werden,  muss  das  Ergebniss  dem  Interessen- 
ten rechtzeitig  mitgetheilt  werden^  um  eventuell  reclamiren  zu 
können.  Grosse  Interessen  der  geschäflstreibenden  Classen,  Kauf- 
leute,  Fabrikanten  knüpfen  sich  an  Aenderungen  im  Zolltarif 
oder  im  Steuersatz  innerer  Verbrauchstenern.  Die  Ungewissheit 
darüber,  namentlich  auch  Über  die  Zeit  des  Eintritts  solcher  Aen- 
derungen, hat  zwar  das  Gate,  Speculationen  gegen  das  fiscalische 
Interesse  zn  erschweren,  weshalb  sich  öfters  eine  lange  Vorher- 
verkündigung  verbietet.  Aber  jene  Ungewissheit  verletzt  doch  auch 
wichtige  und  berechtigte  Privatinteressen,  so  dass  sie  jedenfalls 
nicht  bis  zum  letzten  Augenblick  dauern  darf,  wie  dergleichen 
trotzdem  bis  heute  vorkommt.') 

4)  Eine  klare,  einfache,  gemeinverständliche 
Sprache  der  Gesetze  and  AasfOhrangsverordnnngen  ist  eine 
Forderung  in  der  Consequenz  des  Grundsatzes  der  Bestimmtheit. 
Ohne  zu  läugnen,  dass  unsere  neueren  Gesetze  dagegen  oft  mehr 
irerstossen,  als  unvermeidlich  ist  (England!),  so  muss  man  sich 
loch  auch  hier  nicht  darüber  täuschen,  dass  diese  Forderung  wegen 

*}  Z.  B.  Dacl)  jUDgBt  iü  Dealscbland  bei  der  mitunter  bis  zum  letiten  Augenblick 
fragUchen  Entscheidung  über  die  Frobngation  Ton  Handelsverträgen  mit  Oonrcn- 
Üonaltaiifen. 
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der  compUrärten  neueren  SteuerrerhSltnisse  (Ertrag-,  indiredeVer- 
bnuich-,  in  Stempelform  and  als  Begisterabgaben  erhobeae  Ter 
kehrstenem !)  nothgedmngen  nicht  genttgend  erf&Ut  werden  km 
Es  ist  dieselbe  Erseheinnng,  wie  in  Bezog  aof  andere  Beeki- 
verhältnisse.  Namentlich  Stenern,  welche  sich  an  rerwiekelte  Pn 
vatrechtBgeechäfte,  an  das  Obligationen-,  Pfand-,  Erbrecht  u- 
schliessen,  also  vor  Allem  die  Verkehrsteoem,  mOsa^  hier  vlM 
nm  die  steuerpflichtigen  and  steuerfreien  Rechtsgeschäfte  oder  da 
Terscbiedenen  Stenerfnss  bei  ersterea  richtig  zu  bestimmen,  Dd- 
gehangen  des  Gesetzes  möglichst  m  verhüten  und  strafEUhg  n 
machen,  sehr  genaa  ins  Einzelne  gehende  Vorschriften  eatbiltct, 
deren  Anwendong  mitunter  nur  der  Rechts-  and  Steaertechnikn 
sicher  handhaben  kann:  ein  grosser  Uebelstand  des  Stempel- 
RegisterabgabenwesMis  (§.  467  ff.),  der  aber  mit  diesen  aas  andcRi 
Grttnden  anentbehrlichen  Stenern  oder  Stenerformen  in  den  Esif 
genommen  werden  mass. 

5)  Juristische  Schärfe  and  Unzweidentigkeit  der 
Sprache  in  (Betzen  und  Verordnongen,  so  dass  Controversen 
liehst  ausgeschlossen  werden,  ist  eben  deswegen  im  Interesse  der 
Bestimmtheit  der  Besteaernng  dringeod  geboten,  aber  wiedcna 
gerade  bei  dem  Character  modemer,  den  verwickelten  VeiUÜtniBNti 
des  Verkehrs  angepasster  SteaerrerhältnlBse  schwierig.  Die  neooc 
parlamentarische  Gesetzgebung  hat  hier  noch  Manches  m ' 
schlimmert,  weil  dabei  eine  einheitliche  Redaction  mehr odo 
weniger  ausgeschlossen  ist.  Dem  öfters  geäusserten  Wunsche,  Gt 
setze  nach  den  vereinbarten  Beschlflssen  einer  correcten  RedsctM 
durch  Sachverständige  unterzogen  za  sehen,  kann  man  sich 

in  Bezug  auf  Steuergesetze  anscfaliessen. 

6)  Neben  den  Gesetzen  selbst  sind  f&r  das  steuerpflichtige  i 
Publicum  nicht  minder  als  für  das  Verwattnngspersonal  die  Volt<| 
zugsverordnuagen  u.  dgl.  von  grösster  Bedeutung.  Hier  kffii 
die  knappe  Sprache  des  Gesetzes  passend  durch  Erlänterancc« 
und  Beispiele  verdeutlicht  und  dem  Verstilndniss  des  Vdl 
näher  gebracht  werden. 

7)  Um  das  grosse  Publicum  mit  den  HaaptgnmdsJUxea,  dd 
Strafbestimmungen  u.  s.  w.  der  Besteuerung  bekannt  so  insiiwl 
empfiehlt  sich  bei  einzelnen  Steuern,  wie  den  directen  Einkoniav* 
Luxussteuem,  auch  bei  einzelnen  inneren  Verbraaehstraem ,  a  & 
bei  der  Flächen-  und  Gewichtstener  des  Tabakpflansen,  der  Ab- 
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druck  eioiger  der  weBentUchsten  gesetzlichen  Foncte  anf  den 
Steaerzetteln  (Äassobreibezetteln,  Quittungen  a.  dgl.). 

8)  Bei  neuen  (besetzen  ist  für  populäre  Erläuterung 
durch  die  Presse,  Zeitungen,  Kalender,  zu  sorgen. 

ß.  ~  §.  535.  Die  möglichste  Bequemlichkeit  der  Be- 
steuerung liegt  nicht  nur  im  Interesse  der  besteuerten  Bevölkerung, 
sondern  auch  im  Finanzinteresse,  weil  dadurch  der  Eingang  der 
Stenern  gesidierter  wird.  Innerhalb  gewisse  Grenzen  kann  es 
sich  deshalb  sogar  empfehlen,  kleine  Steigerungen  der  unmittel- 
baren Erhebongskosten,  welche  leicht  aus  Massregeln  zur  bequemen 
Einrichtung  der  Steuerzahlung  im  Interesse  des  Publicums  herror- 
^hen  werden  (z.  B.  bei  zahlreicheren  Erhebnngsterminen  directer 
:>teuem),  auf  die  Staatsoasse  zu  übernehmen.  Weitei^hende 
rorderangen  müssen  freilich  mdstens  wieder  abgewiesen  werden, 
reil  ihre  Erfitllung  die  Erhebungskosten  zu  stark  erhohen  oder  den 
icheren  Eingang  der  Stenern  wieder  nach  anderen  Seiten  ge- 
ährden  würde. 

Im  Einzelnen  handelt  es  sich  zur  möglichsten  Berücksichtigung 
[es  genannten  Grundsatzes  wohl  Tomemlich  um  angemessene  Be- 
timmungen über  die  Stenerwährnng,  den  Steuer  ort,  denSteuer- 
eitpanct,  die  Steuerzahlung  im  Ganzen,  z.B.  für  die  Jahres- 
:hnJdigkeit  eines  Besteuerten  anf  Einmal,  oder  in  Theilen,  das 
teuer-  (and  Zoll-)  verfahren,  die  Steuercontrolen.  Auch 
ie  Frage  über  die  Wahl  zwischen  directer  Besteuerung  nnd  in- 
recter  Verbraucbsbesteuernng  des  Consnmenten  berührt  sich  mit 
irjenigen  nach  möglichst  bequemer  Einrichtung  des  Stenerwesens 
^  497,  500),  und  auch  bei  der  C^taltnng  der  indirecten  Ver- 
anchsbestenerung  für  die  Prodncenten  (Kauflente,  Fabrikanten, 

Zoll,  innere  Verbrauchsteuern)  kommen  Bttcksichten  auf  die 
össere  oder  geringere  Bequemlichkeit  für  diese  Personen  mit  zur 
wä^ong  (Zollrerfahren ,  Gontrole  der  Fabrikation).  Endlich  ist 
3  Schonimg  religiöser,  sittlicher  Anschaunngeo,  der  Sitte  und  des 
irkommens,  der  Gesundheit  n.  s.  w.  auch  hier  mit  zu  erwähnen: 
ler  vermeidbare  Verstoss  verletzt  unnöthig  die  Steuerpflichtigen 
d  schadet  so  auch  meistens  dem  Finanzinteresse. 

Wie  weit  in  allen  diesen  Pnnoten  dem  Grundsatz  der  Beqnem- 
ikeit  Rechnung  getragen  werden  kann,  wird  ans  den  Erörte- 
igen  über  die  Steuerverwaltung  mit  hervorgehen.  Da  andere 
cksichten  regelmässig  wichtiger  sind,  so  darf  freilich  nicht  allzu 
I  erwartet  werden. 
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Znr  Ueberaicht  der  einzelnen  Functe  genügt  das  Folgende. 

1)  Als  Steuer währong  empfiehlt  sich  in  der  raitwiekdleii 
Volkswirthschaft  mit  ansgebildeter  Geldwirthschaft  meist  aach  m 
Interesse  der  Steaerpflichtigen  die  gesetzliche  Zahlung  der  Steaet 
in  Geld  nnd  zwar  in  der  Landeswährnng,  also  x.  B.  bei 
Papiergeldwirtbschaft  in  Papiergeld.  Dabei  allein  kann  aidi 
die  Steaerzalilang  eine  lest  bestimmte  sein. 

S)  Als  Stenerort,  wo  die  Stener  einer  Penion  von  ihr  an  laUa 
oder  von  dem  Beauftragten  der  Stenerverwaltnng  zu  erheben  isL 
ist  bei  directen  Steuern  und  bei  den  Toro  Prodneeoten  zu  zahl» 
den  indirecten  Stenern  der  Wohnort,  daher  meist  die  gemeinde 
weise  Erhebung  erwünscht  Bei  den  Zollen  bedarf  es  einigt 
nfigenden  Anzahl  Grenzzollämter,  dann  bei  ihnen  and  bei 
gewissen  inneren  Verbrauchstenem  (z.  B.  Salz)  einer  hinreidieDdeE 
Zahl  zweckmässig  über  das  Staatsgebiet  vertheilter  Binnensoll 
nnd  Stenerämter,  nach  denen  die  Zoll-  oder  verbraaf^istener 
Pflichtigen  Waaren  mit  dem  sogen.  Begleitscfaeinverfafare: 
anter  steaeramtlicher  Controle  vorläufig  nnveratenert  versandt  weida 
können  (§.  561). 

8)  Als  Steuerzeitpnnct,  an  welchem  die  Steuer  gesettüdi! 
zu  entrichten  ist,  soll  mOglit^t  ein  solcher  gewählt  werden,  wo 
die  Pflichtigen  voraussichtlich  gerade  im  Besitz  der  Zahlmittel  räÄ 
nnd  diese  muthmasslich  am  Leichtsten  hergeben  können.  Tb» 
liehst  gilt  es  eventuell  zu  diesem  Zweck  auch  die  Zahltermine  ft 
Auszahlungen  des  Staats  oder  der  Gemeinde  zu  bestimmen ,  z.  B 
für  die  Verzinsung  der  Schuld,  für  grössere  Lieferangen  der  Hilitir-  ^ 
Verwaltung  n.  s.  w.,  indem  man  diese  Termine  karz  nach  des- 
jenigen tUr  den  Eingang  der  Stenern  legt.   Dabei  wird  dann 
der  Vortheil  erreicht,  dass  grössere  Geldsummen  nicht  unndtb^ 
lange  dem  Verkebr  entzogen  werden.^)   Bei  den  directen  Steoen 
Ertrags-,  Einkommensteuern,  schliesst  sich  die  Erhebung  passeiJ 
an  die  Termine  an,  zn  welchen  die  Besteuerten  einen  grÖBseroi 
Theil  ihrer  wirthschafüichen  Leistungen  in  Geld  umgesetzt  odtf 
auch  sonst  grössere  Geldempfänge  haben.  So  wird  die  agrarisebe 
Grundsteuer  vom  Landwirtb,  besonders  bei  den  älteren  Abs^ 
Verhältnissen,  nach  der  Ernte  und  im  Winter,  die  stSdtisek 
Hausstener  naeh  den  Miethterminen,  die  Gewerbesteaer  des  Klan 
kaufmannB,  Handwerkers  nach  den  grösseren  Abrechnnngsteiaiiifii 

*)  AndenifUls  moas  min  die  disponiblen  Steueiaammen  in  den  StutscisxB  ii 
Banken  hinterlegen.   S.  FIn,  I,  2.  A.  g.  227. 
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mit  der  Kandsohafit,  die  Leihzinssteaer  nach  den  Zinsterminen,  die 
Besoldongssteaer  nach  den  G^baltsterminen  leichter  gezahlt  werden. 
Beim  Baarkauf  des  Consnmenten  Terbranchstenerpflichtiger  Artikel 
regelt  sich  die  Zahlung  so  wie  so  nach  dem  Besitz  von  Zahlmitteln. 
Bei  der  wesentlich  einen  Stenervorschass  darstellenden  Steaer- 
zahlung  des  mercantilen  Beziehers  oder  Froducenten  eines  zoU- 
oder  verbrauchstenerpflichtigen  Artikels  ist  der  Steuertermin  beim 
Beginn  der  Prodaction  oder  gleich  anmittelbar  beim  Bezug  der 
zollpflichtigen  Waare  nicht  nor  unbequem,  sondern  auch  wirth- 
schaftlioh  nachtheilig,  weil  dann  sofort  das  Betriebskapital  am  den 
Betrag  von  Steuer  oder  Zoll  verkürzt  und  dieser  Betrag  tun  den 
Zins  fUr  diesen  Vorschuss  bis  zur  Zeit  des  Wiederempfaugs  der 
Summe  rom  Käufer  vertheuert  wird.  Deswegen  ist  hier  ein 
rationelles  System  von  Zoll-  und  Stenercrediten  principiell 
begründet,  mit  dem  Ziel,  dass  auf  diese  Weise  vom  Kanfmann 
und  Froducenten  die  reelle  Steuerzahlung  erst  erfolgt  nach  dem 
Absatz  der  Producte  und  dem  Empfang  des  Erlöses. 

4)  Ein  einziger  oder  ganz  wenige  Zabltermine  fUr  den 
Jahresbetrag  einer  directen  Steuer  sind  fUr  die  Finanzverwaltung 
wohl  am  Bequemsten  und  Wohlfeilsten,  aber  auch  fßr  sie  nicht 
erforderlich,  weil  auch  ihr  Bedarf  sich  so  wie  so  Uber  das  ganze 
Jahr  vertheilt  oder  mit  Hilfe  einfacher  Massregeln  sich  so  rer- 
theilen  lässt  Es  wttrde  dadurch  nur  wieder  eine  unwirthschafit- 
liohe  Anhftufnng  von  GMd  in  den  Gassen  eintreten.  Der  Ökono- 
mischen Lage  der  Steuerpflichtigen  widerspricht  eine  solche 
Sahlungsweise  aber  meistens  und  für  viele  „lüeinere  Leute"  wUrde 
iie  sehr  drückend.  Daher  ist  fttr  directe  Steuern  die  Einrichtung 
siner  zweckmässigen,  übrigens  wieder  wegen  der  steigenden  Er- 
hebongskosten  nicht  zu  grossen  Anzahl  von  Zahlterminen  zu  fordern, 
mit  dem  Beoht  der  Vorausbezahlang  der  weiteren  Termine  im  Jahre, 
iventnell,  wenn  die  Casse  das  begünstigen  will,  gegen  Oiscont.') 
^üT  zolle  und  Verbrauchsteaern,  welche  Kaufmann  und 
Fabrikant  auslegen,  kann  durch  GewKhrong  von  The  11  Zahlungen 
inf  creditirte  Beträge  allenfalls  Erleichterung  gewährt  werden.  Für 
len  b aar  zahlenden  Consumenten  —  also  fireilich  vom  so  verbreiteten 


*)  In  PreaBsen  Icum  uaa  i.  B,  die  spStenn  TheilzahlongeD  im  Unfenden 
*inatu!jahre  bei  der  Eiokommensteaer  aaf  einmal  voraus  bezahlen,  aber  ohne  DiBCont. 
Jt  England  ebenso  bei  d.  Elnkjleaer,  aber  mit  4  *'/o  Discont  f.  d.  späteren  Termine, 
''eber  das  Vervaltuugsjahr  hinauszugehen  ist  regen  der  nothwendigen  Rechnung»- 
rennnog  der  einzelnen  Jahre  meist  nidit  xaUtaäg. 

A.  tV«ri>*'>  ^>>>*B>wiiiiirafi!baft.  II.  37 
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Rechnangs-  oder  Borgkanf  abgesehen!  —  löst  sich  die  Steuenahlimg 
Ton  selbst  in  eine  grosse  Beihe  kleiner  Theilsahlnngen  nf,  die 
zum  bequemen  Zeitpnnct  erfolgen,  and  wird  dadurch  leichter  nnd 
fast  anmerklieb:  der  oft  angeführte,  in  der  Tbat  vorhandene,  aber 
eben  nicht  allein  in  Betracht  kommende  Vortheil  der  indirectea 
Verbraacfasbesteoerang  (§.  500). 

5)  Das  Steuer-,  besonders  anch  das  Zoll- Verfahren  ver 
BtOsst  durch  ttbermässige,  vom  Finanzinteresse  nicht  verlangte,  ji 
demselben  widerstreitende  Umständlichkeit  und  Schwerfällig 
keit,  woraus  fttr  den  Steuerpflichtigen  vermehrter  Zeit-  and  GS 
aufwand  hervorgeht,  oft  besonders  gegen  den  Grundsatz  der 
qaemlichkeit.  Die  indirecten  Verbrauchsteuern  des  Froduceota 
die  Stempel-  und  Registerabgaben  zeigen  hier  grosse  Hänga 
Verbesserungen  sind  immer  wQnBchenswerth,  aber  schwierig,  wk 
die  Uebelstände  theils  mit  dem  ganzen  Verwaltangsmechanisnui 
theils  mit  dem  nnvermeidlichen  Controlwesen  zusammenfa&iges- 

6)  Die  Steuercontrolen  sind  fttr  die  Verwaltung  und  dk 
Pfliehtigen  gleich  lästig.  Die  letzteren  leiden  nicht  nor  unter  iet 
für  sie  bestimmten  Gontrolen,  sondern  auch  unter  denjenigen,  dardi 
welche  die  Beamten  oontrolirt  werden.  Aber  meistens  mflssen  diese 
Einriohtnngen  eben  lüs  durch  den  Zweck,  namentlich  dnrdi  die 
Natnr  bestimmter  Steuern  geboten  angesehen  werden,  in  welcber 
Hinsicht  wieder  die  Zölle  und  inneren  VerbraaohBteoem  am  Ungtte- 1 
stigsten  erscheinen.  Anderseits  hängt  anch  hier  Vieles  von  der 
Moralität  der  Bevölkerung,  speciell  der  Geschäftsdassen,  der  Tllek^ 
tigkeit  der  Beamten,  dem  Stande  der  öffentticfaen  Meinung  ab.  £Kt 
mit  entsprechenden  Fortschritten  hier  können  daher  gewisse  listige ; 
Gontrolen  aufgegeben  oder  vermindert  werden.  Die  Bequendiehkots- 
rttcksichten  dttrfen  hier  am  Wenigsten  allein  entsobei^n. 

7)  Was  endlich  die  Schonung  von  Anschauungen,  Sitten,  Gm 
sundheit  n.  s.  w.  anlangt,  so  hat  hier  einmal  die  alte-Steaer,  u 
die  das  Volk  eben  gewöhnt  ist,  selbst  vor  der  besseren  n^ 
Vorzüge,  was  mitunter  bei  Steaerreformen  zu  berttcksichtigeD  vi. 
Das  Anstandsgefühl  nnd  die  Volksansohanungen  (köiper 
liehe  Untersuchnng  an  der  Zollgrenze,  am  Thore,  Kindringes  n 
die  Privatwohnang)  verlangen  femer  thanlich  Rücksichten.  Stener- 
einriehtnngen,  welche  direct  oder  indirect  die  Gesundheit  gefthnlfl)> 
z.  B.  Haussteuem  in  Form  von  Thür-  und  Fenstersteaern ,  wenn 
^eselben  nachtheilig  auf  die  Grestaltnng  des  Baus  einwirken,  sind 
möglichst  zu  vermeiden.   Bei  der  Wahl  der  Objecte  nnd  bei  der 
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Böhe  der  Steuersätze  für  Verbraachsteaem  haben  sitten-  und  ge- 
sondheitspoUtiBche  Gesiobtspnnete,  wenn  anoh  nicht  eq  entscheiden, 
io  doch  mit  zn  sprechen  (§.  503  a).  Uad  so  Hesse  sich  noch 
manche  Einzelne  hervorheben,  was  in  näherer  oder  entfernterer 
Verbindung  mit  dem  besprochenen  Grondsate  und  der  ihm  zn 
sollenden  Btlcfcsicht  steht. 

.  G.  —  §.  536.  Das  Streben  nach  möglichst  geringen 
Erhebangskosten  der  Stenern,  (nnter  diesen  Rosten  die 
,,eigentlicben"  Terstanden,  im  Unterschied  von  den  volks- 
ffirthschaftlich  nnd  fttr  den  Steuerpflichtigen  ebenfalls  in 
Betracht  kommenden  „aneigentlicben"  Erhebongskosten)  ist 
nichts  Andres  als  die  Anwendung  des  Ökonomischen  Prin- 
zips auf  die  Finanzwirthschaft  als  Einzelwirtbschaft. 
Die  Erhebongskosten  sind  fUr  letztere  die  einzelwirthschaftlicben 
Productionskosten,  mit  denen  der  Steuerertrag  gewonnen  wird. 
Der  dritte  oberste  Grundsatz  der  Steuerverwaltung  ist  daher  wirth- 
schaftlich  der  bedeutungsvollste.  Die  Aufgabe  ist  aber  principiell 
dieselbe  wie  in  jeder  Einzelwirthschaft  nnd  speciell  vrie  in  der 
Oomanial-  nnd  Gebührenwirthschaft  der  Finanz  Verwaltung.  Wegen 
dieses  Znsammenhangs  der  Frage  bei  der  Besteuerung  mit  der 
allgemeinen  Frage  vom  Finanzbedarf  ftir  die  Bestreitung  der  Er- 
bebangskosten  der  Staatseinnahmen  ist  davon  schon  im  1.  Buche 
des  1.  Bands  gehandelt  worden.'^)  Alles,  was  zusammenhängend 
and  im  Allgemeinen  über  die  Abhängigkeitsverhältnisse  der  Er- 
hebungskosten  der  Stenern  nnd  Über  die  Massregeln  zur  Vermin- 
derang  dieser  Kosten  zu  sagen  ist,  ist  dort  bereits  erledigt  worden. 
Flier  sei  nur  wiederholt,  daes  die  Höhe  dieser  Kosten  wesentlich 
von  allgemeinen  Verhältnissen  des  Staats-,  Volks-  und 
Wirthschaftslebens  nnd  von  der  dadurch  mit  bedingten  Wahl 
der  Steuergattungen  (Schätzungen,  Ertrags-,  Einkommeosteuern 
einer-,  Verkehrs-,  indirecte  Verbranchstenem  anderseits)  abhängt. 
Die  Thätigkeit  der  Steuerverwaltung  ist  dadurch  im  Ganzen  vor- 
gezeichne^  nur  innerhalb  nicht  zn  weiter  Schranken  läset  sich  rein 
dnrch  verwaltungstechnische  Massregeln  in  Bezug  auf  die 
Kosten  etwas  verbessern.  Das  wird  in  der  Frage  der  Erhebnngs- 
LoBten  oft  übersehen.  Aus  den  Erörterungen  über  die  Stenerver- 
waltung  in  den  folgenden  Abschnitten  ergiebt  sich  auch  fitr  diese 
Frage  das  Weitere.  Sonst  gestalten  sich  gerade  in  diesem  Pnncte 


')  S.  Fiu.  I,  zweite  Aufl.,  %.  94.  96. 
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die  Verhältnisse  bei  den  einzelnen  Stenern  verschiedeni  wofltr  uf 
die  specieUe  Steuerlebre  zn  verweiaen  ist 

I 

2.  Abschnitt 
Me  AnfjpiheB  der  Steacrverwaltiiiif . 

I.  Feititellnng  der  Onmdlagen  der  Beiteneranff. 

I.  —  §.  537.  Wesen  nnd  Anfgaben  der  Steuer 
Verwaltung. 

Die  Stenerrerwaltang  begreift  zni^bst  die  Gesammtht:: 
der  Massregeln,  durch  welche  die  Bestenerang  nach  dti 
geltenden  Steuerrecht  zur  Aasfttbrung,  daher  aach  ds 
Steuerpflichtigen  gegenüber  zur  Anwendung  geling' 
Sie  hat  es  also  mit  dem  bestehenden  Recht  (der  lex  liti 
und  dessen  Vollziehung  zu  thun  und  ihre  unmittelbar! 
Aufgabe  beschränkt  sich  darauf.  Die  obersten  Organe  der  SteK 
Verwaltung  haben  aber  anderseits,  wie  diejenigen  der  flbrige 
Verwaltung^  an  der  Vorbereitung  der  Steuergesetze,  dabe| 
an  der  Ermittlang  der  richtigen  Grundlagen  der  fort: 
und  nmzubildenden  Bestenemng  mitzuwirken,  und  zwai 
erster  Linie ,  indem  von  ihnen  vorzugsweise  die  Initiative  du: 
ausgehen  nnd  der  Weg  in  der  Praxis  gezeigt  werden  muss.  Zr 
weiteren  Aufgabe  der  Stenerverwaltung  gehOrt  daher  ancb  ^ 
jenige,  de  lege  ferenda  thätig  zn  sein.  ^) 

A.  Zur  Lösung  ihrer  unmittelbaren  Aufgabe  bedarf  die  Stese 
Verwaltung  eines  jene  Uassregeln  zur  Vollziehung  des  Steuernde 
veranlassenden,  ausHthrenden  und  controlirenden  Beh9rdec 
Organismus  und  Beamtenapparates.  Femer  muss  sietoB^ 
halb  der  durch  das  Steuerrecht,  d.  h.  im  modernen  Stua 
wesentlich  durch  das  Gesetz  gezogenen  Grenzen  nnd  in  GemS^* 
heit  dieses  Bechts  die  Verordnungsgewalt  besitzen.  Hier^ 
wird  ihre  Competenz  nach  einer  Seite  mitunter  zweckmlissig  ^ 
anders,  namentlich  weiter  gezogen  werden,  als  auf  anderen  Secbß  i 

')  Stein,  4.  Ä.  I,  499  ff.,  518  S*.  unterscheidet  ia  seinem  „rerfiissongsan!«^ 
Recht  des  Stenerwesens"  die  Steaergesetzgebaug  a.  die  SteaerTerTaltBBf. 
letztrer  versteht  er:  „Die  Gosammtheit  der  Thätigkeiteo ,  Ordnaogen  aad  Uieatt^ 
rennOge  deren  die  gesetzlich  festgestellten  Steaem  in  Snbject,  ^ject  a.  StoHTB»' 
gegenüber  dem  Einzelnen  znr  VoUziehnog  gelangen"  (S.  51 S).  Damit  ist  hm  ^ 
poncte  des  Venraltangsrecbts  die  Aufgabe  der  Steaervenrattniig  licht^  ^'^''^ 
und  begrenzt  Vom  fiiumzwissenscbiiftüchen  Standpnnct  mass  sie  wobl  noch  uf  ^ 
im  Text  bezeichnele  Aufgabe  mit  ausgedehnt  werden. 
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md  Verwaltongsgebieten  j  nm  die  sacbgemässe  ÄDwenduDg  des 
Itechts  im  wahren  0 eiste  des  letsteren  anf  die  einzelnen  FftUe 
n  sichern,  nemlicfa  in  Bezug  anf  die  Ansftthrnngs-  oder  Voll- 
ngsTerordnnngen  fUr  das  Pablicam  und  das  Verwaltnogspersonal. 
D  andrer  Hinsieht  ist  aber  gerade  in  der  Bestenemng  wesentlich, 
ass  die  Verordnung  sieb  streng  anf  den  Vollzag  der  Gesetze 
eschrilnke,  dass  das  Gesetz  allein  (oder  frUher  das  Gewohnheits- 
Bcbt  und  Herkommen)  das  „Recht"  anch  für  den  Stenerpfliohtigen 
ilde,  auf  das  er  sich  berufen  kann.')  Verordnungen  gegen  das 
esetz,  durch  Suspension  von  Bestimmungen  Uber  gesetzlich 
1  erhebende  Steuern  oder  Verordnungen  ohne  gesetzliche 
nnächtignng  zur  Eiafübrung  neuer  Stenern  sind  daher  zwar 
ich  auf  dem  Gebiete  der  Besteuerung  wohl  in  denselben  engen 
reuzen  im  modernen  „constitutionellen"  Rechtsstaat  principiell 
r  znlässig  zu  erktören,  wie  anf  anderen  Verwaltnngsgebieten, 
iter  der  Verpflichtung  zur  Einholung  späterer  Indemnität  durch 
e  verantwortliche  Regierung  bei  der  Volksrertretang.  Aber  von 
Icber  Verordnnngsgewalt  wird  noch  vorsiehtiger  und  prac- 
sch  noch  seltener  wirklich  Gebrauch  zu  machen  sein,  da 
durch  in  die  Vermögensrechte  der  Steuerpflichtigen  oft  ohne  die 
Jglichkeit,  das  wieder  völlig  gut  zu  machen,  eingegriffen  nnd 
r  in  einzelnen  Fällen  Gefahr  im  Verzug  sein  wird.  Solche  Fälle 
nnen  eher  noch  in  Bezug  auf  Suspension  bestehender  Steuer* 
shtlicber  Bestimmungen  vorkommen,  so  in  Betre£f  der  directen 
trags-,  Einkommensteuern  besonders  bei  „Nothständen" ,  in  Be- 
ff  der  Zölle  n.  dgl.,  wenn  der  zollfreie  Bezug  von  Artikeln  im 
sntlichen  Interesse  liegt,  z.  B.  zur  Versorgung  des  Lands  mit 
hmngsmitteln  bei  Hissemten.  Die  selbständige  Auflegung 
1  Steuern  im  Verordnnngswege  ohne  gesetzliche  Autorisation, 
d  dagegen  noch  viel  seltener  statthaft  erscheinen,  obgleich  das 
x^tische  Leben  bei  den  verwickelten  Verhältnissen  des  Zollweaens 
I  der  indirecten  Verbrauchsteuern  immerhin  einmal  in  einem 
I  ein  solches  Vorgehen  notbwendig  machen  kann,  da  hier 
n  doch  mitunter  Gefahr  im  Verzug  ist.  Anders  liegt  die  Sache 
den  directen  Steuern. 

B.  Bei  der  Mitwirkung  der  Stenerverwaltnng  an  der  Fort- 
dang der  Stenergesetzgebung  sind  namentiich  die  Erfahrungen 

*)  In  Betr.  dieser  rerwaltangsrechtlicben  TerhSltnisse,  nam.  des  Unterschieds 
zhßn  ..Oesetz"  und  „Yerordnang"  beziehe  ich  mich  aofStein's  behuinte  Anf- 
ngen  in  s.  ,  Jnnerai  Vermltlebre",  die  hier  vohl  Abscblieasnidet  gebr»ebt  haben. 
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der  Verwaltung  in  Bezog  auf  das  bestehende  Steoerrecht  n  ts- 
werthen  nnd  die  rerwaltangstechnischeD  Gesiebtspmwte  b 
Betreff  der  Gestaltung  des  Stenersystems  nnd  der  eizudneo  Steoer 
arten  zur  Geltung  zu  bringen.  Hier  werden  die  im  vorigen  Bxap 
abschnitt  erörterten  principiellen  Fragen  vom  Stenenfstes 
and  den  Stenerarten  und  von  der  Uebereinstimmong  dieses  Systen 
mit  den  finanzpolitischen,  rolkswirthschaftUcbeo  nnd  Geicchtigkeifr 
grundBätKcn  zn  verwaUnngstechnischen  nnd  insoSbrn  c 
Zweckmässigkeitsfragen.  Ob  und  wieweit  gewissen pniid{i 
eilen  Forderungen  entsprochen  werden  kann,  ist  dann  vom  Stu^ 
pnnct  der  Verwaltung  ans  mit  zu  entscheiden.  Die  Frage  m 
der  Erwerbs-  und  Verbrauchsbesteuemng  verwanddt  sa 
hier  wesentlioh  in  diejenige  von  der  direoten  and  indirectn 
Bestenemng.  Die  Verkehrs  besteuerung  erscheint  hier  von» 
lieh  als  Stempel-  und  Begisterabgabe wesen.  Bei  da 
engen  Zusammenhang  der  principiellen  und  technisdien  Seite  de 
Steuerfragen  war  es  unvermeidlich,  in  den  früherea  Äbsduiittc 
anch  manchen  verwaltnn^technischen  Punct  schon  vorweg  R 
nehmen.  Einiges  ist  aber  jetzt  noch  nachzutragen.  Dabä 
jedoch  die  Beschränkung  anf  die  allgemeineren  verwaUiuisir 
technischen  Fragen  hier  in  der  allgemeinen  Steoerlefare  fjastgehiba 
Was  sich  auf  die  einzelnen  Stenerarten  und  Stenern  bcne^ 
gehört  in  die  specielle  Stenerlehre. 

IL  —  §.  538.  Die  einzelnen  Aufgaben  der  Steier 
Verwaltung,  theils  zur  E^rmitÜung  des  verwaltongstechniscfa  swed 
mässigsten  Wegs  flir  die  Bildung  des  Steuerrechts,  theils  0 
Ansttthrung  der  rechtlioh  bestehenden  Bestenerong  lassen  wt 
folgendermassen  zusanunenfassen:') 


*)  Bau  I,  §.  281  nnteiacheidet  drei  bei  jedei  Steuer  roikonuneode  JtB^ 
1.  Festsetzung  deff  SteaeDcholdigkeit,  IL  Entricbtniig  dnidi  die  Suaeifßim^ 
IIL  Erhebong  (Eiiuar)  £  d.  Stutscuse.  Za  X  gehört  die  Bezeiduang  des  Gef«; 
Stands  oder  Steoerobjects,  die  Festsetzung  des  Stenersatses,  die  AHiäW 
der  QoaDtitU  des  Stenergegenstands,  irelcbe  von  jedem  Einzdnen  zu  ireisMKn^ 
Bei  n  erörtert  et  den  Toizag  der  Geld-  ror  d.  Vatnialsteoem  o.  die  sogen.  Be^- 
lichkeitsregdn  (s.  0.  §.  bSb).  m  Teiden  biUige  Erhebong^mtu  (&.  «.  g- 
pitnctt  0.  rollständ.  Eingang  gefordert,  in  §.  287  nird  aber  Aasatände  n.  Ubpk.^ 
ia  rermeiden,  gebanddt,  die  Steoerpacbt  in  §.  288  bespn>chen  o.  die  Eiancktsi^  v 
Erbebmig  auf  Becbnnng  des  Staats  in  g.  289  dargelegt  Einzelnes  im  Folfesdet 
mir  Behandelte,  z.  B.  die  BepartiL  d.  Quotitbestenerong,  er&rtert  Bau  bei  dffB>' 
theilnng  d.  Stenern  (so  in  §.  295).  —  Stein  I,  520  f.  nnteischeidet  £,  d.  Vtf*^ 
d.  Stenern  zwei  grosse  Gebiete:  die  Steaemmlegang,  d. b.  „dflBj.Fncw>^ 
velcheo  der  nach  dem  Stene^esetz  fOr  jedes  Salgect  and  Otyect  der  Sintf 
schiiebene  Stenerbetrag  für  den  Eiazebien  beatimoit  wixd";  nnd  £e  St»*/* 
erhebung,  d.  h.        Yeiftbreo,  durch  welches  der  rem&ge  dieser  VaStpH'^ 


Digitized  by  Google 


Die  einzelnen  Änfgaben  der  Steaenrenraltnng, 


583 


Ä.  Feststellung  der  Grandlagen  der  Besteaemng. 
B.  Ermittlnng  der  Tbatsachen  znr  Feststellung  und 
Bemessung  der  Steuerschnldigkeiten. 
G.  Erhebung  der  Steuern. 

D.  Einrichtung  der  Steueroontrolen. 

E.  Verhängnng  der  Steuerstrafen. 

Die  Tier  letzteren  Aufgaben  bezieben  sich  wesentlich  auf  die 
Ausfttbrung  der  Besteuerung  auf  den  gesetzlich  festgestellten 
Grandlagen.  Jede  einzelne  Aufgabe,  die  erste  inbegriffen,  löst  sich 
wieder  in  eine  grössere  oder  kleinere  Anzahl  specieller  Aufgaben 
auf,  von  denen  nur  die  wichtigeren  hier  erörtert  werden  können. 
Im  Ganzen  liegt  hier  ein  ausserordentlich  grosses,  verwickeltes  und 
detaillirtes  Gebiet  der  Thätigkeit  vor,  dessen  theoretische  Behand- 
lung auch  in  vielen  Punoten  noch  sehr  dürftig  ist  Die  blosse 
Bontine  herrscht  hier  noch  im  weiten  Umfange.  Da  es  sich  wesent- 
lich um  practische  Einzelheiten  handelt,  bereitet  die  Darstellung 
auch  in  formeller  Hinsicht  manche  Schwierigkeiten. 

Zum  Theil  sind  hier  auch  wieder  terminologische  Er 
örterungen  einzustreuen,  durch  welche  die  in  der  Einleitung  zu 
diesem  Kapitel  vorausgeschickten  (§.  330  ff.,  bes.  §.  331)  erläutert 
und  ergänzt  werden.  Wie  aber  schon  die  wissenschaftliche  und 
practische  Terminologie  in  Hauptpuncten,  so  in  Betreff  der  techni- 
schen Namen  der  Steuergattungen  und  einzelnen  Steuern,  vielfach 
noch  beute  auseinander  geht  und  ein  allgemeiner  fester  Sprach- 
gebrauch sich  nur  für  Weniges  gebildet  hat,  so  weicht  vollends 
die  Terminologie  in  den  Einzelheiten  der  Steuerrerwaltuog  ab. 
Fttr  die  meisten  Einzelheiten  bat  nur  die  Praxis  einigermassen  feste 
technische  Ausdrucke,  die  aber  wieder  von  Land  zu  Land,  auch 
in  demselben  Sprachgebiet,  wie  in  dem  deutschen  —  hier  natürlich 
unter  dem  Einfluss  der  politischen  Entwicklung  —  oftmals  ver- 
schieden sind.  Da  man  es  wesentlich  mit  modernen  Verhält- 
nissen zu  thun  hat,  so  haben  sich  hier  weniger  Ausdrucke  antiken 
Ursprungs  eingebOrgert,  weshalb  ein  wichtiges  Moment  der  Gleich- 

Steuer  sich  e^ebende  Stenerbetiag,  der  dunit  zur  Pflicht  der  Steuerzahlung  wird, 
nunmehr  ron  den  betreff.  Subjecten  u.  Objecten  auch  wirklich  1  d.  Gassen  des  Staats 
^üigebracht  wird".  2  Seiten  darauf  wird  dann  der  Ansdmck  Steueramlegung  schon 
Jieder  durch  den  der  Steuervertheilnng  in  der  Deberschrift  ersetzt,  S.  522.  Nach 
aieser  n.  der  Steuererhebung  behandelt  Stein  die  Steuerrechtspflege.  —  Die  erste  u. 
zweite  Aufgabe,  welche  ich  hier  onleischeide,  hängen  sehr  n^e  zusammen,  müssen 
wer  doch  getrennt  werden.  Die  erste  betrifll  die  Vorbereitungen,  die  auch  die  Ver- 
waltung tüx  die  Steuergesetzgebong  zu  leisten  hat,  die  zweite  dann  die  VolMohung 
des  Stetteriechto  dem  StoQenubject  und  Steuerobject  gegen&ber. 
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mäasigkeit  der  techniscbeo  Terminologie  anter  den  CnttarvOlkeni 
hier  fehlt.  Die  wissenschaftliche  Terminologie  ist  mehrfach  bei 
jedem  einzelnen  Theoretiker  wieder  anders.  Da  viele  Pnncte  in 
der  Theorie  bisher  gar  nicht  näher  behandelt  worden  sind  ,  » 
fehlen  manche  tecbnisohe  Bezeicbnnngen  hier  noch  gans,  ohne 
dasB  man  dieselben  immer  ans  der  schwankenden  and  ofl  ns- 
genanen  Terminologie  der  Praxis  passend  ergänsen  könnte.  Steii 
ist  hier  wie  sonst  zwar  originell  in  nenen  ÄDsdrtlcken,  aber  oö 
sehr  willktthrlioh  und  in  seinen  nnnOthigen  Äbweichmigen  tos 
Sprachgebraach  selbst  irreleitend.  Das  Beste  mochte  wie  in  tct 
waltnngstechniscben  Fragen  so  auch  in  technischen  Bezeichnonga 
T.  Hock  geleistet  haben.  Ihm  wird  hier  mehrfach  gefolgt,  soia 
aber  diejenige  Terminologie  gebraucht,  welche  in  den  beidn 
deutschen  Hauptataaten,  Prenssen  und  Oesterreich  {in  letzteres 
mitunter  etwas  abweichend  und  hie  und  da  in  ein  wenig  TeraUeten. 
aber  ganz  passenden  Aosdrtlcken)  tiblicb  ist  oder  doch  einiger- 
massen  als  aligemeiner  in  Deutschland  gebräuchlich  bezei^ioet 
werden  kann. 

m.  —  §.  539.  Die  Festatellnng  der  GrnndlageB 
der  Bestenernng. 

Die  Grundlagen  jeder  Besteuerung  sind  daa  Stenersubjeet. 
d.  h.  die  Person,  von  welcher  rechtlich  die  Steuer  zn  zalilen  ist 
das  Steuerobject  oder  der  Umstand,  die  Sache  n.  s.  w.,  Ar 
welche  die  Steuer  zu  zahlen  ist,  nnd  der  Steuersatz,  d.  h*  der 
Betrag,  welcher  von  der  Stenerdnhdt  als  Steuer  erhoben  vird 
(§.  331).*) 

Die  Feststellung  dieser  drei  Momente  gestiütet  eich  verschiedee 
nach  den  grossen  Stenergattnngen  und  znmTheil  wdter  aad 
den  speciellen  Verhältnissen  jeder  einzelnen  Steuer.  Der  Unter- 
schied der  Steuern  von  einander  besteht  ftlr  die  Verwaltnng  vor 
Allem  in  den  Unterschieden  in  Bezng  auf  die  Methode  der  FeA- 
stellnng  jener  drei  Momente.  Vom  steuertechnischen  Standpnofl 
der  Verwaltnng  aus  sind  die  einzelnen  Stenern  nnd  SteuergattnngcE 
daher  auch  wesentlich  mit  nach  den  grosseren  oder  geringei« 
Schwierigkeiten  zu  benrtheilen ,  welche  die  Feststellung  dieser  B^ 
steuemngsgmndlagen  nnd  im  Anschlnss  daran  die  Erfüll nng  dff 
weiteren  oben  genannten  Aufgaben  (§.  538)  mit  sich  bringen.  Tot 
den  Stenergattnngen  sind  hier  nun  namentlich  zu  antersebadn 


*)  Ygl.  Stein  I,  438  ff. 
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die  Ertrags-,  die  Einkommen-,  die  allgemeinen  und  partiellen 
Vermögens-,  die  Erbscbafts-  and  ähnlichen,  die  Verkehrs-, 
endlich  die  Verbraaobs Bteoem.  Diese  Eintheilang  nnd  die 
weiteren  frUher  erwähnten  sowie  die  Specialisimng  jeder  dieser 
Gattungen  beruht  znnächst  auf  dem  Unterschied  der  Steaerobjeete, 
womit  sich  dann  aber  auch  Verschiedenheiten  in  Betreff  der  Fest- 
stellnng  der  Stenersnbjecte  nnd  der  Steuersätze  verbinden. 

Die  Aufgabe  fllr  die  Steuerverwaltnng  besteht  nun  darin, 
zweckmässige  Einrichtungen  zn  treffen,  durch  welche 
die  Feststellung  der  genannten  drei  Momente  für  sie, 
die  Verwaltung  selbst,  wie  fttr  das  steuerzablende 
Pnblienm  möglichst  sicher  und  einfach,  daher  auch 
wieder  möglichst  bequem  nnd  mit  den  geringsten 
Kosten  erreicht  wird. 

Gerade  zu  diesem  Zweck  dient  statt  des  nächstliegenden 
Weges  der  directen  Besteuerung,  wo  der  vom  Steuerrecht  in 
Aussicht  genommene  Steuerträger  auch  der  Steuerzahler  nnd 
das  Steuersubject  ist,  unter  Umständen  die  indirecte  Bestene- 
rnng.  Dieselbe  ist  als  ein  steuertechnisohes  Hilfsmittel  und 
der  directen  Besteuerung  gegenüber  als  ein  Ersatzmittel  aufzu- 
fassen, um  die  Schwierigkeiten  bei  der  durch  das  Wesen  einer 
Steuer  sonst  geforderten  Feststellung  der  Steuersubjeote,  Objecte 
und  Sätze  zu  vermindern.  Ans  diesem  Gesiohtspunet  ist  zwischen 
ihr  und  der  directen  Besteuerung  von  Fall  zu  Fall  zu  wählen. 
Die  EiUämng  dafilr,  dass  vorzugsweise  nur  die  Verbrauch- 
steuern, diese  aber  auch  in  der  modernen  Volkswirthschaft  fast 
vollständig,  indirecte  Steuern  sind  nnd  dass  diese  Steuern  einen 
immer  grosseren  Raum  in  der  Gesammtbestenerung  gewonnen 
haben,  Hegt  eben  in  der  Thatsache,  dass  sich  jene  Schwierigkeiten 
auf  diese  Weise  vermindern  Hessen,  während  dieselben  bei  den 
meisten  Übrigen  Stenern  mit  der  Entwicklung  der  Arbeits-  und  Be- 
sitztheilung  und  der  Froductionstechnik  erheblich  gestiegen  nnd 
hier  nur  ausnahmsweise  durch  indirecte  Bestenerung  zu  fiber- 
winden sind. 

A.  —  §.  540.  Die  Steuersubjeote. 

Die  Feststellung  der  Steaersubjecte  und  die  Vorschriften  Uber 
die  auf  dieselben  sich  beziehenden  Steuerreohtsverhältnisse  speciali- 
siren  sieh  unrmneidlich  nach  den  Stenerarten,  so  dass  die  all- 
gemeinen Bestimmungen  Uber  die  Stenersubjecte  nur  einige 
generelle  Hauptpnncte  regeln  können. 
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Das  Beoht  mnss  fttr  alle  Steoern  festaetiea,  wer  mid  mttt 
welchen  Bedingangen  Jemand  ftlr  eine  Steuer  zarZahUng  rer- 
pfliohtetes  Stenersabject  oder  unmittelbarer  Stener- 
pflichtiger  ist;  ob  and  wie  neben  oder  statt  säner  od 
Anderer,  gesetzlich  oder,  soweit  dies  zulässig,  nach  mtngB- 
mässigem  Uebereinkommen ,  fttr  die  Steuer  haftet:  der  „Steaer 
haftende";  ob  nnd  wer  das  Steaersalüect,  z.  B.  in  Ähwesttüieit, 
in  Verhindening  des  letzteren,  vor  der  StenerbehOide  zo  Tertrettt 
hat:  der  „Stellvertreter".  Aach  in  Betreff  dieser  drei  Fa 
sonenkategorieen  ergeben  sich  manche  Verseluedenheiten  aus  da 
Wesen  der  verschiedenen  Stenergattnngen. 

1)  Die  indirecte  Besteoerong  leistet  hier  nun  in  Bezug  tf' 
die  Aufgabe  der  Verwaltung  in  der  Feststellung  der  Steuersubje^ 
einen  wesentliohen  Dienst:  sie  ermöglicht  es,  eventuell  eiue  viel 
geringere  Anzahl  nnd  meistens  sug^doh  passendere  Pff- 
sonen  zu  Steuersuhj ecten  zu  machen.  Dieser  Vortheil  wä^ 
sieh  am  Meisten  bm  einer  Verbraachsbesteuemng  in  Volki- 
wirthschaften  mit  ausgebildeter  Arbeitsttieilung,  wo  die  Sadhgtte 
im  grSssten  Maasse  von  bestimmten  EinzelwirthschaflCT  bemfr 
mftssig  fttr  den  Absatz  erzeugt,  also  zunächst  Waaren  weida 
und  erst  durch  den  Umlauf  an  die  Verbraucher  gelangen.  1^ 
Producenten ,  Kauf  leute  und  ähnliche  Personen  bilden  hier  die  u 
Zahl  imgleich  geringeren  und  zugleich  die  geeigneteren  Steaer 
subjecte.  Die  Feststellung  dieser  Personen  und  die  Ermittlung  der 
dnrch  ihre  Hände  gehenden  Steaerobjecte  ist  viel  leichter  nnd  «äs- 
faoher,  als  die  Feststellung  aller  wegen  eines  gewissen  Verbraaefe 
steuerpflichtigen  Consuraenten  und  der  Steuerohjecte  bei  dieses- 
Bm  den  übrigen  Stenern  liegen  die  VerfaUtmsse  meistens  aud« 
als  bei  den  Verbrauchsteuern,  weshalb  hier  die  indirecte  Beste» 
rung  nur  eine.  Übrigens  mitunter  ganz  zweckmässige  Aussshoe 
bildet  Hit  der  Ausdehnung  desMieth-  undPaehtwesou  km 
es  z.  B.  rilthlich  und  ausführbar  werden,  je  nachdem  dm 
oder  den  anderen  Theil  flJrmlich  zum  rechtlichen  Steaersubjeet  ns 
Steuern,  mindestens  znm  unmittelbaren  SteuererhebungscMgaae  tob 
Steuern  zu  machen,  mit  denen  man  einen  Anderen  als  den  entti 
Steuerzahler  belasten  will.  So  lassen  sieh  bei  allgemeinem  fis'- 
lichen  Pachtsystem  die  Grund^uem  des  Eigenthttmers  wohl  dnefa 
den  Pachter,  hie  und  da  auch  umgekehrt  die  Gewerbe-  und  ib- 
liehen  Stenern  des  Pachters  durch  den  Grundeigenthfimer,  die 
Wohnungssteuem  des  Mietbers  in  Städten  dnrch  den  Hanaeiga- 
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thttmer,  d.  h.  eben  „iodirect"  erbeben.  Die  Einkommensteuern 
des  Arbeiten  kOnnen  so  beim  Arbeitgeber,  die  Stenern  auf  die 
Zinsrente  des  Gläubigers  beim  Schuldner  eingezogen  werden,  wie 
es  z.  B.  in  grossem  Umfang  mitunter  fUr  die  Steuern  der  Obliga- 
tionäre bei  der  Aetiengesellsebaft  geschieht  („Couponsteuer",  §•  ^09, 
Oesterreich).  Auch  diese  Formen  indirecter  Besteuerung  werden 
daher  mit  der  Entwicklung  gewisser  4)konomiseher  und  Recbts- 
r^hmtnisse  der  ausgebildeten  Volkswirthschaft  leicht  häufiger,  weil 
passender  werden. 

2)  Haben  die  Verbranebssteaem  demnach  hier,  weil  sie  die 
indirecte  Erhebung  besonders  gut  zulassen,  einen  Vorzug  vor 
den  Schätzungen,  daher  namentlich  vor  Ertrags-,  Einkommen-, 
Vermögens-,  Erbschaftsstenem,  so  macht  doch  anderseits  die  Fest- 
stellung der  Stenersnbjecte  bei  allen  Gebrauchs-  und  bei  den  Ver- 
kefarsstenem  wieder  grSssere  Schwierigkeiten  (§.  386, 337). 

a)  Bei  den  Schätzungen  richtet  sich  die  Steuerpflicht  nach 
notorischen  oder  doch  verhältnissmässig  leicht  und 
sicher  zu  vermittelndenThatsachen  der  individnellen 
Lebens-,  Besitz-  und  (insbesondere  der  „berufsmässigen") 
ErwerbsTerUältnisse  eines  Personenkreises,  aus  welchem  als- 
dann nnschwer  die  Stenersnbjecte  nach  Feststellung  dieser 
Thatsachen  selbst  festgestellt  werden  können.  Auch  die  Vorschriften 
tlber  etwaige  Stenerhaftende  und  Stellvertreter  machen  hier  ge- 
wöhnlich keine  grosse  Schwierigkeit 

b)  Anders  in  der  Regel  bei  den  Gebrauchs-  nnd  Verkehrs- 
steuern.  Hier  hängt  die  Steuerpflicht  einer  Person  von  bestimm- 
ten einzelnen  Tbatsachen  oder  Ereignissen  ab,  welche 
in  einer  bestimmten  VermOgensverwendung  (Besitz  ge- 
wisser Objecte,  wie  bei  den  sogen,  directen  Luxussteuem) ,  im 
Verbrauch  oder  der  Erzeugung  und  dem  Absatz  bestimm- 
ter SflchgUter,  in  gewissen  Verkebrsgeschftften  bestehen. 
Häufig  sind  es  daher,  wie  bei  den  Verkehrs-  und  den  meisten  Ver- 
brauchsstenerp,  gewisse  Handlungen  einer  Person,  —  der  Ab- 
schluss  eines  Rechtsgeschäfts,  die  Ausstellung  oder  Unter- 
scfareibung  einer  Urkunde,  der  Verbranch  oder  die  Erzeugung 
oder  die  örtliche  Bewegung  (z.  B.  Uber  die  Zollgrenze,  durch 
die  Stadtthore)  eines  bestimmten  Sachgnts,  —  sind  es  solche  Hand- 
i;nngen,  von  deren  Vornahme  die  Steuerpflicbt  jener  Person,  mitbin 
deren  rechtlicher  Gharacter  als  Steuersubject  abhängt  Hier  kommt 
es  auf  die  oft  schwierige  und  so  leicht  der  Beobachtung  sich  ent- 
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ziehende  sichere  Constatirang  dieser  einzeUken  Thatsachen 
nnd  Handlmtgen  an,  am  Überhaupt  erat  die  Stenersnhjecte  fest- 
znstelleD.  Daraus  ergiebt  sich  die  Notbwendigkeit  einea  vowiekeV 
ten  Steaercontrol'  nnd  Stenerstrafwesens  in  nnmittelbarer  Tei- 
bindnng  mit  den  Massregeln  znr  Ermittlang  der  Steaersabjecte. 
Die  Frage  nach  Steaerhaftenden  and  nach  Stellvertretern  fDr  das 
Steaersabject  wird  damit  zugleich  wichtiger  und  schwieriger. 

Zar  Bekämpfung  dieser  Schwierigkeiten,  die  bei  directer  Be- 
steaeruDg  der  Consamenten  selbst  fast  unttberwindlicb  sein  ond 
jedenfalls  unerträgliche  Belästigungen  fttr  die  Verwaltung  Und  du 
Publicam  in  den  erforderlichen  Controlmassregeln  mit  sich  bringeo 
wttrden,  dient  dann  Wieder  die  indireote  Besteaerangsform.  Der 
erwähnte  grosse  Vortbeil  derselben  bei  einer  Verminderung  der 
Stenersubjecte  und  der  Heraushebnng  geeigneterer  Steaersabjecte 
in  den  Producenten,  Eanfleuten,  Fracbtfllbrem  n.  s.  w.  wird  ent 
deutlich,  wenn  man  sich  die  sonstigen  Schwierigkeiten  einer  Fest- 
stellimg  der  Stenersubjecte  anter  den  Gonsomenten  selbBt  vergegen- 
wärtigt Bei  den  in  stenertecbnisofaer  Hinsicht  in  dem  genanoteD 
Puncte  den  Verbranchssteuem  verwandten  Verkehrs  steuern  kam 
man  sich  solcher  Stenersubjecte ,  welche  als  Snbstitute  und  Ver- 
mittler fUr  die  ins  Auge  gefassten  Steuerträger  fhngiren  kOoDes. 
nicht  Bo  leicht  bedienen.  Doch  lässt  sich  bei  gewissen  BOneo- 
Bteuem  (Einziehung  von  Abgaben  fDr  den  Umsatz  von  Fonds,  Ar 
Schiasszettel  n.  dgl.  durch  die  vermittelnden  nnd  selbst  haftenden 
Hakler),  bei  einzelnen  Stenern  aaf  Greditgeschäfte  (Einiiehong  i 
durch  Vermittlnng  des  Gläubigers,  z.  B.  bei  LombardgeschäftN\ 
auf  Qaittnngen  o.  a.  m.  wohl  eine  ähnliche  Einrichtang  treffen. 

Wesentliche  Schwierigkeiten  ftlr  die  Bestimmnngen  Aber  die 
Steuersubjecte  bei  den  Verbrauchs-  nnd  Verkehrssteuern  bleiben 
freilich  immer  fibrig:  einer  der  steuertechnischen  Nachtbeile  dieser 
Steuerarten  neben  manchen  anderen,  die  neben  den  Vortbeilen  der 
indirecten  Erhebnng  bei  den  Verbrancttssteuem  nicht  Überseben 
werden  dfirfen.  Das  Einzelne  richtet  sich  nach  den  besondooi 
Verbältnissen  der  einzelnen  Steuergattnng  und  Steuer,  bei  den  Ver- 
brauchssteuern namenüich  nach  den  in  §.  492  dargelegten  Vfl- 
schiedenheiten  der  Erhebangsart :  der  Landesgrenzzoll,  Einfahno^ 
die  städtische  Thoraccise,  die  beim  heimischen  Producent«)  er- 
hobene innere  Verbranchssteaer,  die  einzelnen  Arten  der  Besteoennf 
hierbei  (Rohstoff-,  Fabrikatsteuer)  n.  s.  w.  bedingen  hier  mancherlei 
Verschiedenheiten  in  den  Vorschriften  Uber  SteaeiBobjecte,  Haftaide 
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aud  Stellvertreter.  Bei  den  Verkehrsfiteaern  ani'  Bechtsgeschäfte 
hat  das  Gesetz  aach  die  nicht  onbedenklidie  Entscheidung  zu 
treffen,  wer  von  zwei  Gontrahenten  n.  s.  w.  das  gesetzliche  Steuer- 
snbjeot  sein  soU,  ron  dem  die  Zahlung  zu  verlangen  and  beizn- 
treiben  isL  Auch  wenn  dadnreh  eine  vertragsmässige  Begelung 
der  Steuerpflicht  unter  den  Betheiligten  nattlrlich  nicht  ausge- 
schlossen wird,  80  wird  derselben  doch  unter  Umständen  zu  Un- 
gunsten des  in  seiner  ganzen  Skonomischen  nnd  socialen  Position 
schwächeren  Theils  leicht  bedenklich  präjudicirt')  (§.  562). 
B.  ~  §.  541.   Die  Stenerobjecte. 

Die  Feststellung  derselben  macht  regelmässig  bei  etwas  ent- 
wickelterer Erwerbs-,  Besitz-  und  Glebranchsbesteuerung  grössere 
Schwierigkeiten  als  die  Feststellung  der  Stenersubjecte  und  diese 
Schwierigkeiten  wachsen  immer  mehr  mit  der  grosseren  Künst- 
lichkeit  der  Bestencrang.  Die  bezüglichen  gesetzlichen  Vorschrifiten 
specialisiren  sich  dabei  nothwendig  noch  stärker  als  bei  den  Steuer- 
sobjecten  nach  den  Steuer  arten  und  den  Verhältnissen  der  ein- 
zelnen Stenern. 

In  den  immer  zahlreicher  werdenden  Fällen,  wo  das  Stener- 
objecte bez.  auch  die  Steaereiuheit  (§.  331  sab  3}  nicht  dne  phy- 
sische Person  selbst  oder  ein  einfaches  Saohgut  ohne  wesentliche 
Qualitätsunterschiede,  sondern  eine  compltcirte  Werthgrttsse, 
ein  Ertrags-,  Einkommens-,  Besitzbetrag,  eine  Erwerbseinrichtnng 
(z.  B.  ein  Qewerbebetrieb),  ein  teohniseher  Prodnetionsprocess,  eine 
Waare  mit  zahlreichen  Sorten  und  Qualitätsunterschieden,  ein  Rechts- 
geschäft oder  eine  Urkunde  darüber  ist,  —  da  muss  das  Recht 
immer  genau  die  Merkmale  für  das  betreffende  Steuerobject,  flQr 
dessen  Einheit,  Begriff,  Umfang,  Inhalt  angeben.  Das  ist  oft  sehr 
schwer  nnd  bei  der  Anwendung  des  Grcsetzes  treten  leicht  neue 
Schwierigkeiten  hervor.  Hier  muss  dann  eine  authentische  Inter- 
pretation erfolgen  und  in  weitem  Maasse  sind  durch  Vollzngs- 
verordnungen,  Instructionen  u.  s.  w.  die  mitunter  recht  schwierigen 
Zweifel  eben  doch  oft  nur  ziemlich  willktthrlich  zu  lösen.  Nament- 
lich die  Gesetzgebung  und  das  Verordnongsrecht  auf  dem  Gebiete 
der  Ertrags-,  indirecten  Verbrauchs-  nnd  Verkehrs - 
bestenerung  wird  auf  diese  Weise  in  hohem  Itaasse  schwierig  und 


*J  Ein  Beispiel  liefert  der  Stempel  bei  Uiethcontracteii.  Wenn  d»  dus  sogen. 
Uaoptezemidu  rom  Mietlier  mit  dem  Stempel  za  rersehea  ist.  so  selieD  leiclit  beide 
Theue  darin  ein  gesetzlich  geordnetes  Sechtsrerhaltniss  ond  dw  Steuer  wird  einseitig 
dem  Uietber  zogMchoben. 
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WMÜäafig,  bis  zur  Unttbersehbarkeit  (Zollrecht,  bei  complieiitem  \ 
Tarife,  ftanzSsiscbe  Weinbestenenuig,  franzOsisohea  Stempel-  mtd  ^ 
Enregistrementsystem !). 

In  rechtUclier  Hinsicht  sind  auch  bei  den  Realsteaern,  wie 
besonders  der  Grund-  and  Geb  Hude  Steuer,  und  bd  den  auf 
Immobilien-Geachäfte,  Besitzwecbsel  von  Omndeigentfamn  n.  s.  w. 
sieh  beziehenden  Verkebrastenem)  dann  bei  einzelnen  indireeten 
Verbranchsstenem  auf  bestimmte  Saohgttter  (Tabak-Gewicfatstener) 
Vorschriften  nothwendig,  ob  and  wie  weit  die  Sache  selbst, 
anabhängig  von  ihrem  jeweiligen  Besitzer  oder  £igenthflmer  oder 
von  den  Rechten  Dritter  an  ihr,  fttr  die  rttckständige  Stever  haftd 
Das  bedingt  dann  wieder  besondere  Gontrolen. 

£s  ist  daher  sehr  erklärlich,  dass  der  Wunsch  nach  Ein- 
fachheit der  Stenerobjecte  and  Einheiten  rege  wird.   Er  km 
aber  in  der  entwickelten  Besteoerang  meist  nor  mittelst  Fnisgebug 
wichtiger  Stenerprineipien,  namentlioh  nm  den  Preis  einer  meltr  | 
oder  weniger  starken  Verletzang  des  Grundsatzes  der  Gleich-  i 
mässigkeit  erftlUt  werden. 

Denn  in  letzter  Linie  ist  es  wieder  der  früher  dargelegte 
DifferenzirungBprocess  des  Steaersjstema  (s.  bes.  §.43911) 
nnd  sind  es  die  mächtigen  diesen  Process  bewi^enden  Ursadieii, 
die  Entwicklang  der  Technik,  der  Arbeits-,  Erwerbs- and 
Besitztheilang  oder  m.  a.  W.  die  qualitative  und  quanti- 
tative Differenzirung  des  Nationaleinkommens  loid 
Nationalvermögens  bei  deren  Vertheilung  an  die  Einzdnen, 
weiche  auch  diese  wachsenden  Schwierigkeiten  in  Bezug  anf  die 
Feststellung  der  Stenerobjecte  hervorrufen. 

In  den  einfacheren  Verhältnissen  frtiherer  Wirthschaftsperioda 
ist  diese  Aufgabe  bei  den  rohen  Erwerbs-  und  Besitzsteners  nod 
Zöllen  soteher  Zeitalter  nicht  besonders  mtihsam.  Man  hält  sieb 
an  die  leiefat  nnd  einfkoh  zu  oonstatirende  Kopf-  oder  FamilieB- 
zahl,  allenfalls  an  die  ebenfalls  unschwer  zn  ermittelnden,  meiBt 
notorisch  feststehenden  Personal-  nnd  politischen  StandesverUb- 
nisse  der  Personen,  an  die  flblichen  agrarischen  Besitz-  und  Wirft 
schaitseinheiten  bei  Grund-  und  ähnlichen  Stenern,  höchstem  » 
die  durch  ^fache  nnd  rohe  Methoden  noch  ziemlich  leicht  od 
fdr  den  Zweck  hinlänglich  genau  zu  ermittelnde  GrOsse,  Art  niid 
ungefähre  Güte  der  Grundsttlcke.  Man  unterscheidet  nicht  wdter 
fein  die  Art  nnd  Qualität  der  zollpflichtigen  Artikel.  EinkommeB- 
nnd  VermSgensteuem  verlangen  zwar  schon  etwas  amfänglicbere 
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und  schwierigere  Procednren  zar  FeststeUung  der  Stenerobjecte  and 
.  Einheiten.  Aber  unter  den  stabileren  Rechts-,  Wirthschafts-  nnd 
technischen  Verhältnissen,  bei  der  geringe^n  Örtlichen  Bewegung 
von  Personen  und  Kapitalien  und  d^  wenig  entwickelten  Gredit- 
verkehr  sind  doch  auch  hier  die  Schwierigkeiten  viel  geringer  als 
späterhin,  zumal  bei  niedrigen  Steuersätzen,  mit  welchen  Ungleioh- 
mlisigkeiten  in  der  Umlegung  der  Steuern  leichter  verträglich  sind. 

In  der  hoher  entwickelten  Volkswirthsehaft  differensiren  sieh 
die  Erwerbs-,  Besitz-  and  Gebranchsarten  so  ausserordentlich,  dass 
nun  auch  eine  viel  sorgfältigere  Berttpksichtignng  der 
Verschiedenheiten  der  einzelnen  Steuerobjecte  unrermeidlieh 
wird.    Namentlich  mtlssen  die  Werthgrössen  der  einzelnen 
steoerpfiichtigen  Erträge,  Einkommen,  VermOgensbestandtheile  und 
Gesammtrermögen,  die  Arten  und  Qualitäten  (Sorten)  der  ver- 
branchsateaerpflichtigen  Sachgüter,  die  Arten  der  einzelnen  ver- 
kehrsstenerpflichtigen  Rechtsgeschäfte    nun  möglichst  genau 
festgestellt  und  in  der  Beteuerung,  zumal  bei  höheren  Steuersätzen, 
unterschieden  werden.    Die  umfassendsten  und  doch  trotz  allen 
Scharfsinns  nnd  aller  Mflhe  nur  von  zweifelhaftem  Erfolg  belohnten 
itfassregeln  zur  richtigen  Ermittlung  der  Erträge  und  Einkommen 
des  bemfsmäBsigen  Erwerbs  (§.  454  ff.)  in  der  modernen  Bestene- 
rong  erklären  sich  so  aus  den  Schwierigkeiten,  welche  die  richtige 
Feststellung  der  Steuerobjecte  fttr  die  genannten  Steuern  bieten. 

Neben  den  anderen,  frtlher  dargelegten  Umstilnden  war  es 
dann  aber  auch  die  Einsicht,  dass  sich  mit  allen  zn  Gebote  stehen- 
ien  Mitteln  die  Objeete  der  Ertrags-  und  Einkommensteuern  doch 
nicht  genttg^end  feststellen  liessen,  welche  auf  die  stärkere  Ent- 
ricklang  der  Verbrauchs-  und  Verkehrs  steuern  hindrängte. 
Preiliolk  war  nun  auch  hier  eine  immer  grössere  Speciali- 
irnng  der  Steuerobjecte  geboten,  welche  Öfters,  so  nament^ 
ich  bei  gewissen  Zöllen  und  bei  den  meisten  inneren,  an  die  Pro- 
uction  sich  anschliessenden  Verbrauchsstenem,  (Getränke-,  Zacker-, 
^abakstenern)  ebenfalls  wieder  sehr  grosse  Schwierigkeiten  für 
ie  richtige  FeststeUung  des  Stenerobjects  and  des  ihm  aaf^nlegen- 
en  Steuersatzes  machen  mnsste.  Wollte  man  z.  B.  mit  der  an 
ad  für  sich  nothwendigen  und  vom  Grundsatz  der  Gleichmässig- 
3it  verlangten  Forderung  der  genaueren  BerBcksichtigong  der 
)rteii  und  Qualitäten  der  rerbranchsstenerpflichtigen  Artikel  rollen 
■nst  machen,  so  war  die  Aufgabe  fttr  die  Stenerrerwaltung  nicht 
ringer  als  bei  den  Ertragssteuem.  Man  glaubte  sieh  aber  hier 
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mehr  Uber  eine  solche  Forderung  binwegsetzen  zn  könneo.  1^ 
dem  bereitet  auch  bei  den  ItbUchen  steoertechnisch  xiemlich  obtoK- 
kommenen,  aber  meist  allein  möglichen  Formen  der  inneren  io- 
directeu  Beatenerang  von  Cktrttnken,  Zacker,  Tabak  o.  a.  m.  dk 
einigermassen  zaTerlKssige  FeststeUnng  der  Steaerolyecte  mA 
Schwierigkeiten  genng.  Die  hier  wie  bei  den  specifischen  Finau 
Zöllen  abliebe  blosse  Qaautitätsbestenening  oder  das  Fekla 
des  Qaalitfttssteaerfnsses  bleibt  aber  eben  du  sehweier  Umo^ 
dieser  Besteaerang.  Die  Anlegung  des  Qualitätsstenerfowcfl  iui 
sich  gewöhnlich  unmöglich  erwiesen,  weil  man  die  FeststeUnng  ds 
Qualität  der  Steuerobjecte  nicht  nach  einfachen,  leicht  to  w 
statirenden  Merkmalen  genügend  sicher  stellen  konnte:  so  bei  da 
wichtigen  Finanzzollartikeln  der  Colonialwaarenbnuu^  bei  'my»\ 
ürtem  Wem,  bei  Tabak  n.  s.  w.  (§.  547). 

Die  wesentlichsten  Fortschritte  in  der  Technik  der  Steser 
Verwaltung  betreffen  daher  Mittel  nnd  Wege,  um  zn  einer 
besseren  Feststellung  der  S teuer objecte  und  Einbeitei 
zu  gelangen.  Bei  den  Ertrag-,  Einkommen-,  VermSgei- 
steuern  kommen  in  Betracht  die  Methoden  der  amtlichen  und  sw 
stigen  Schätzungen  und  Berechnungen  der  steuerpflichtigen  W«itlt 
beträge,  die  etwaigen  Declarationen  der  Steuerpfliebtigen,  die 
CoDtroImittel  dafUr,  die  Herbeiziehung  der  Besteuerten  selbst  w 
Theilnahme  an  den  Massregeln  lUr  die  FeststeUnng  der  Stenerobjectt 
die  Bildung  bezflglicher  Stenercommissionen,  erentaell  die  Beoatnof 
des  Repartitionssystems  (§.  543)  dabei.   Bei  den  Verkebr 
steuern  handelt  es  sich  um  EinrichtuDgen,  welche  der  Verwaltufi 
möglichst  sicher  von  der  Vornahme,  Art  nnd  Wertbhöhe  dersteiff^j 
pBiehtigen  Rechtsgeschäfte  Kenntoiss  verschaffen.    Bei  den  Ver  l 
braucbsteuem  in  Form  von  Zöllen  sind  Verbessemngeo  in' 
Zollverfahren,  durch  welche  eine  Werthbezollnng  oder  eio  sarl 
den  Qualitäten  einer  Waare  abgestufter  Zoll  ermöglicht  wird,  widtfi^ 
Bei  den  inneren  Verbrauchstenem  bildet  der  Uebergang  tob  da 
Rohstoff-  zur  Fabrikatbesteuerang  auch  zugleich  ein  freilich 
nicht  ausreichendes  Mittel  zur  besseren  FeststeUnng  des  Skw 
objects.    Die  Besteuerung  in  Monopolform  besitzt,  wie  mu 
sonst  aber  sie  urtheile,  vor  den  übrigen  steuertechniscb  SDwts^ 
baren  nnd  ObUoben  Formen  den  Vorzug,  dass  sie  die  Feststdlnn;^ 
Steuerobjects  vereinfacht,  unmittelbar  den  verbranchsteaerpäicbägti 
Consumenten,  nicht  notlkwendig  Zwischenpersonen  trifft  und  oifi 
rationeUen  Qualitätssteuerfnss  am  Leichtesten  und  Besten  nü^ 
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Die  FestoteUang  der  Stener^ätee  erfolgt  in  der  Praxis  regel- 
mässig aaf  eine  ziemlich  willktlhrliohe  Weise.  Man  hält  sich  bei 
alten  Stenern  etwa  an  die  zoßUlig  geschichtlich  tlberkommenen 
S&tze  und  verändert  diese  in  der  Kchtnng  gleichmässigerer  Ver- 
theilong  der  Bestenernng  sowie  nach  der  HOhe  des  za  deckenden 
Bedarfs  nicht  viel  andere  als  nach  einem  gewissen,  meist  ganz 
sabjeetiren  „Dafttrhalten'*.  Bei  nenen  Stenern  verfährt  man  nach 
derselben  prbciplosen  Art.  Theoretisch  ist  jedenfalls  ein  richtigeres 
Vorgehen  zu  verlangen  nnd  es  lässt  sich  ein  solches  auch  angeben. 
Die  Praxis  wird  die  sich  hier  bietenden  Schwierigkeiten  allerdings 
nicht  leicht  ganz  correct  lösen,  sondern  oft  nnr  dnrchhanen  kt^nnen. 
Soweit  als  möglich  aber  sollte  sie  doch  nach  Principien  verfahren 
und  sich  namentlich  bei  grösseren  Beformen  von  der  blossen 
RoQtine  lossagen. 

Die  richtige  Höhe  der  Steuersätze  ergiebt  sich  nothwendig  ans 
dem  Verhältniss  der  Stenerobjecte  nnd  Stenerarten  zu  dem  dnrch 
steuern  Überhaupt  zu  deckenden  Theil  des  Finaozbedarfs.  Der 
Peststellnng  der  Steuersätze  mflsste  daher  die  Entscheidung 
lartlber  vorangehen,  in  welchem  Verhältniss  der  Ge- 
lammtertrag  jeder  Stenergattnng  nnd  einzelner  Stenern 
sur  Deckung  des  ganzen  Stenerbedarfs  ungefähr  bei- 
ragen soll.  Vomemlioh  handeltes  sich  hier  darum,  die  Quote 
e  der  Ertrag-,  der  Einkommen-  und  Vermögen-,  der 
Srbsehaft-,  der  Verkehr-  und  der  Verbrauchsteuern,  dann 
vieder  bei  den  Ertragsteuem  die  Quote  jeder  einzelnen  der- 
elben,  bei  den  Einkommensteuern  die  Quote  der  Steuer  des 

^  VonrUrfe  dieset  Art  siad  ancli  der  neaesteu  Stenerrefoim  im  Deatsclieii  Reiche 
icbt  za  ersparen.  Die  VerquictoD^  der  Beictis-  u.  Particularstaatsfiaanzeu  erschwert 
reilich  die  Aufgabe,  aber  macht  sie  eigentlich  nar  noch  nothwendiger.  Beror  man 
ar  AnaftihruDg  des  Prograinins:  „mehr  indirecte  Steaem"  schritt,  wäre  doch  eine 
eststellang  des  richtigen  Verh&ltnisaes  zwischen  directen  a.  indirecten  Steuern,  das 
lan  eretrebeil  will,  geboten.  Du  beliebte  Hinweis  auf  das  Ausland,  wo  man  auch 
nfs  Germdiewohi  die  einzelnen  Stenern  ausgebildet  bat  oder  vo  in  dieser  Hiniitdit 
in  Prodnct  zufälliger  geschichtlicher  Entwicklung  rcdiegt,  hat  zsn&chst  gar  kdnen 
«'arth .  veil  die  VerbUtnisse  ganz  rerscbieden  liegen.  S.  meinen  Ao&atz  Uber  die 
thweh.  deutschen  Finanzfragen,  TUb.  Ztschr.  1879  S.  95  ff.  Anch  das  Vorgeben  bei 
:r  Regclong  der  Finanzzolbätze  und  der  landvirthschaftl.  Zölle  in  der  Tarifreform 
»  J.  1879  war  noch  ein  sehr  routinemässiges,  wie  die  Begründung  einzelner  Posi- 
}neD,  z.  B.  KaSee,  Thee,  Petroleum.  Wein,  in  d.  amtlichen  „Motiven"  bezeugt.  Von 
ner  Behandlung  solcher  Fragen  im  Zusammenhang  des  ganzen  Steuersystems, 
iher  namentlich  unter  nothwendiger  Berücksichtigung  der  abrigen  Yerbraachs-  and 
:recten  Steuern,  welche  das  Einkommen  ein  und  derselben  Person  muthmasslicb 
glasten,  keine  Spar.  Statt  das  Moment  der  WillkQhr  im  Steuersystem  zu  be- 
hrankeii,  giebt  man  ihm  so  nur  einen  immer  grösseren  Spielranm. 

A.  WKffBar,  FinuswtHmiKliin.  II.  98 
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Arbeits-,  des  Renten-  und  des  gemisebten  Einkonuneai, 
bei  den  VermOgensteaern  die  Quote  der  Steuer  des  mobilen 
and  immobilen  Vermögens  vom  Steaerertrag  festzustellen.  And 
dies  darf  nicht  ganz  willktthrliob  geschehen ,  sondern ,  nnter  de 
gerade  hier  wohl  angemessenen  BerHekaiehtigang  des  geachicMiri 
Überkommenen  Verhältnisses  der  Steuern  zu  einander,  in  der  Weiit 
dasB  man  namentlicb  die  Feststellung  der  Quoten  jeder  Ertng- 
Einkommen-  und  VermOgensteuer  auf  Grund  umfassender  Unde« 
statistischer  Aufnahmen  flber  die  ungefähre  Hohe  da 
jeder  Steuer  unterliegenden  ErtHlge,  Einkommen  nnd  VermOgti 
Tomimmt  Diese  Aufnahmen  sind  von  Zeit  zu  Zeit  zu  revidini- 
Ancb  ist  fi^er  zn  beachten,  wie  gewisse  Stenern  achHesslicfa  uf 
dasselbe  einzelne  Einkommen  oder  Vermögen  fallen,  nnd  darnatk 
die  Regelung  der  Steuersätze  mit  vor  zunehmen.  Die  Quote  t  B. 
der  Einkommensteuern,  insbesondere  der  davon  anf  die  notaa 
Glassen  treffenden,  wird  daher  niedriger  in  einem  Stenert^tOE 
ausfallen  mttssen,  in  welchem  hohe  indirecte  Verbranehsteiien 
anf  nothwendige  Verzehrungsartikel  and  auf  Genassmittel  jeM 
Glassen  enthalten  sind.  Die  Qnote  der  Vermöge-,  ErbscbaA 
steaem  ist  nnter  derselben  Voraussetzung  höher  anzosetzen.  Fn^ 
tisch  wOrde  es  namentlich  wichtig  sein,  die  Quote  der  Verbranebe 
bestenerung,  eventuell  auch  dieser  und  der  Verkehrsbesteoenu^ 
einer-,  der  sämmtliohen  übrigen  Steuern  andererseits  fesb» 
stellen,  so  besonders  bei  eingreifenden  Steuerreformen,  am  mä 
ganz  auä  Glerathewohl  die  eine  Gattung  ttbermässig  zu  entwiekch 
und  die  andere  einseitig  znrttckzndrängen,  nur  nach 
tivem  Belieben. 

§.  543.  —  1)  Feststellnng  der  Steuersätze  beides 
Ertrag-,  Einkommen-  and  ähnlichen  oder  bei  den  Tor 
zugs weise  direet  erhobenen  Stenern.  Repartitiosi 
nnd  Qnotitätssteaersystem. 

Nachdem  man  auf  diese  Weise  ztmächst  die  Stenersumme,  wel(i( 
durch  eine  Steuergattung  oder  eine  einzelne  Steuer  erzielt  werden 
festgestdlt  hat,  kann  man  nun  bei  gewissen  Steaem  zur  ratioBellB 
Feststellnng  der  Steuersätze  selbst  einen  doppelten  Wegeinscbli 
gen,  den  einesBepartitions-  und  den  eines  Quotitätssteoereyste* 
Diese  Unterscheidong  wird  gewöhnlich  nur  bei  den  sogenanils 
directen  Ertrag-  und  Einkommen-,  allenfalls  auch  den  tÜ 
gemeinen  Vermögensteuem  gemacht  Sie  läset  sichsberise^ 
auf  andere  directe  Stenern,  z.  B.  die  Erbschaftssteoem  aoffcadtt 
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In  einem  Puncto  kann  man  sogar  bei  den  VeTkebr-  nnd  Ver- 
braa ch  Stenern  den  Gedanken  des  BepartitionssteneraystemB  ve^ 
werthen,  indem  man  mit  dem  Ertrag  dieser  Stenern  gewisse 
directe  Stenerzablnng^  in  Verbindung  bringt  oder  wenigstens  fttr 
die  Folgezeit  die  StenenStze  auf  einer  oder  btiden  Seiten  ent- 
spraehend  regnlirt^ 


0  S.  Kau  I,  §.  295.    Er  hebt  die  UaterBcheidong  als  eine  „bea.  im  franzöa. 
Finanzresen  gaDgtan"  heiror.  bem^  aber,  dass  äe  hie  and  da  aneh  in  anderea 
Ländern  roikommfl.  So  io  W&rtemberg,  vo  seit  1821  ein  festes  Teridltnlsa  zwischen 
den  S  alteren  Schatznngen  fes^haUen  irarde,  die  Grandst  sollte  "l^,  die  Haossi 
die  Gernbeet  '/»  des  i^tir^uig  auf  S  UilL  fl.  flxirten  Oeflammtertiags  alnrexfiBn. 
Für  die  Grandst  e^b  sich  so  2'/,  Mill  fl.  and  ein  Steoeifnss  toq  1 1*729  *>/o  des 
Reinertrags,  bei  der  Gebaadest  r.  2*538  Pennille  (nach  Raa,  —  Procent?).   Mit  der 
rerschiedenen  EntricUnDg  der  betreffenden  Erträge  müssen  sich  soldhe  Qaoten  notb- 
wendig  rerftndem,  um  die  einzelnen  Ertragsquellen  gleichmässig  zn  besteuern.  Daa 
ist  sp&ter  auch  in  WOrt.  geechehen.  —  Bau  erklärt  sich  gegen  die  Repartitlon:  ,J)ie 
Erwägung,  dass  es  gerecht  ist,  wenn  der  Steuerfusa  im  ganzen  Lande  gleichbleibt  (?), 
and  dass  es  für  den  SteaerpfÜchtigen  eine  Erleichterung  ist,  wenn  der  Steuerfuss 
nicht  oft  rer&ndert  wird  [aber  wenn  der  Pinanzbedarf  es  fordert?],  ftlhrt  dahin,  daea 
man  den  Qaotitäts-  („gleich  angelegten")  Stenern  im  Allgemeinen  den  Vorzog  geben 
moss.  Bei  den  meisten  Anfwsndateaezn  in  die  Vertheuong  einer  im  Gaqzen  fest- 
gesetzten Summe  gar  nidit  ausführbar."   Diese  Bewelsftthmng  Ist  nicht  übräzeagend. 
Raa  abeisieht  auch  den  Zusammenbang  beider  Besteaerongsmethoden  mit  allgemeiaeren 
Vertkältnissen  der  Steaenrerwaltang.  nam.  den  in  §.  544  erwähnten.  —  In  Frank- 
reich sind  ron  den  4  grossen  directen  Steuern  3,  die  Grandst,  die  Personal-  and 
Wohnnßgsateuer  (impAt  personel  et  mobilier)  a.  die  Thür-  a.  Fensterst  Bep^rtitions-, 
nur  eine,  die  Gewerbe-  oder  Patentst  eine  Qnotitätssteaer.   S.  darüber  Hock,  Fin. 
J^'raakr.  S.  140  ff.  Er  ericeonl  mit  Recht  die  VorzQge  des  RepartsTstems  an,  S.  152. 
„Es  entsteht  dadurch,  sagt  er,  eine  gegenseitige  Deberwachung  und  ein  moralischer 
Hebel  ftu  Steuerpflichtige,  Scbätzleate,  Gemeinderertreter,  welcher  wohlthätiger  wirkt, 
als  die  gehäuftesten  fiscaUschen  Massregeln,  und  anderseits  ist  durch  die  genaue  Er- 
mittelang der  Elemente,  auf  denen  die  Steaerpflicht  des  Einzelnen  braidit,  jeder 
Willktkhr  u.  jeder  Einmengung  eines  der  allgemeinen  Gesetzgebong  fremden  Princips 
in  die  SteaerbaneBsaDg  vorbeugt."  —  Bei  der  „Gontingentiiang**  ron  Stenern  in 
Prenssen  ist  dem  Bepartitionsprincip  nur  zugleich  in  schärferer  Weise  «iae  staats- 
rechtliche Bedeutung  gegeben  worden.   Die  Grundst  wurde  durch  das  Gesetz  vom 
21.  Mai  1861  auf  10  Mill.  Thlr.  Gesammtertrag  fur  die  Monarchie  im  ror-66er 
Umfang  festgestellt    Dann  wurde  der  Boden  katastrirt,  um  den  Reinertrag  in  „rer- 
hältnissmässiger  Gleichheit'*  zu  ermitteln  und  danach  jene  Sommen  von  Oben  nach 
LJnten  auf  die  Pronnzen,  Kreise,  Gemeinden  u.  schlieeslich  auf  die  einzelnen  Liegen- 
schaften xa  rertheüen.    Als  nomineller  Steuerfuss  der  Grundsteuer  eigab  sich  so 
)-574  ^/q.  Die  Gebäudesteaer  ist  Qnotitätsst  geblieben.  Durch  das  Ges.  t.  25.  Mai  1873 
st  die  Claaaensteuer  ähnlich  auf  11  und  mit  Einbeziehung  der  bisher  mahl-  und 
tchlAchtstpflicbt  St&dte  auf  14  MilL  Thlr.  contiogentiit  worden.    Die  classifidite 
EUnkommenst  ist  nach  wie  m  Qaotiiätest  —  Mit  der  Zollrefoxm       1879  ist  nach 
jjx  Demtacben  Reiche  eine  EiDiichtnag  eingefOhrt  worden,  die  auf  einem  verwandten 
xedankoL  braoht   Das  Bdchsges.  r.  16.  Jnli  1879  %.  8  sichert  dem  Beidie  ans  den 
Srtrag  der  Zölle  and  der  Tabaksteuer  ein  „Yotaas"  roa  130  MilL  M.   Was  darabei 
linauflg^ht,  wird  den  Einzelstaaten  nach  Massgabe  der  BerOlkerung,  mit  der  sie  zu 
len  Matricularbeiträgen  herangezogen  werden,  überwiesen.    In  Freaasen  ist  nun 
:in  Oesetz  in  Yorbcreitung,  nach  welchem  bei  solchen  Ueberweisungen  erentuell 
gewisse  Eiiässe  an  der  Classen-  und  Einkommensteaer,  weiterhin  eventuell  Deber- 
rasunfen  von  Theilen  der  Staats-Gmnd-  und  Gebäadest  an  die  Gemeinden  stattfinden 
ollen :  die  im  Text  angedeutete  Beziehung  zwischen  directen  u.  indirecten  Steuern 
Ach  einem  Gedanken  des  BepaititioQssyatems. 

88* 
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a)  Das  Repartitions-  (Vertbeilangs-,  Aaftheilungs)- 
Byatem  beiuht  auf  dem  Princip,  wie  es  sehon  im  obigen  VoracUag 
geschehen  ist,  zunächst  die  ganze  Steaersnmme,  welcbemas 
durch  eine  Steuer  anfbringen  will,  festznstellen  und  dami  dieselbe 
von  Oben  nach  Unten  anf  die  Steaero bjecte  zu  vertikdlea 
Die  gesetzliche  Festsetzung  einer  solchen  Stenersumme  neimt  & 
technische  Sprache  einzelner  Länder  (Preussen)  die  „Contingeii^ 
tirnng"  einer^Stener.  Der  Steuersatz  fttr  ein  Steaerobject,  b«. 
für  das  danach  besteuerte  Stenersabjeot,  oder  der  Steaerfass  Ar 
die  Steuereinheit  ergiebt  sich  hier  erst  am  Schluss  der  ganx» 
Operation.  Er  wechselt  daher  bei  gleicher  Steuersamnae  naek 
der  Zahl  (Werthgrösse  n.  s.  w.)  der  StenereinheiteD.  In  diew 
Weise  kann  man  die  Steuersnmme  ftlr  einzelne  Ertr agstenen. 
auch  für  Einkommensteuern  oder  fUr  die  ganzen  „directen"  Steven 
gesetzlich  feststellen,  wie  mehrfach  geschehen  ist,  oder  nu 
kann  bestimmte  gesetzliche  Vorschriften  treffen,  um,  onabhängii 
vom  Steuersatz  fttr  das  einzelne  Object,  nach  gewissen  statistisehei 
Anhaltspnncten  n.  s.  w.  zunächst  die  Steuersnmme  fSr  eine  Steuer 
festzusetzen,  wie  es  ebenfalls  vorkommt. 

b)  Den  umgekehrten  Weg  schlägt  man  im  Qaotitäts 
Steuersystem  ein:  man  setzt  zuerst  den  Steuersatz  fttr  die  Steuer 
einheit  fest,  bei  den  Üblichen  directen  Steuern  in  Form  einer  Quote 
oder  eines  Froccntsatzes  der  betreffenden  Geldwertheinheiter 
der  Steaerobjecte.  Die  Steuersumme  bildet  sich  dann  von  Unte« 
nach  Oben  zn  and  ergiebt  sich  erst  am  Schlnas  der  OpenUioo. 
Sie  wechselt  bei  gleichem  Steuersatz  nach  der  Zahl  n.  s.  w. 
der  Steuereinheiten.  In  der  Begel  hat  man  bei  den  Ertrag-,  Eis- 
kommen-, Vermögen-,  Erbschaftsstenem  diesen  Weg  eingeschlages. 
Bei  den  Steuersätzen  der  Verkehr-  nnd  Verbrauch^nem  li^  im 
Grunde  dasselbe  Verfahren  vor. 

In  zwei  wesentlichen  Puneten  moss  man  bei  diesen  beides 
sonst  so  verschiedenen  Systemen  der  Besteuerung  allerdings  doci 
auf  gleiche  Weise  Seitens  der  Verwaltung  voigeben.  Aneh  bei 
der  Quotitätsbesteuerung  moss  die  Stenersumme,  die  man  eixielee 
will,  von  vorneherein  wenigstens  ungefähr  fieststefaen,  nm  ifie 
Steuersätze  annähernd  richtig,  d.  h.  so  bestimmen  zu  können,  das 
anf  die  Deckung  des  Bedarfs  gerechnet  werden  kann.  Und  bd 
der  Bepartitionsbesteaerung  sind  gewisse  Normateteaersätie  wong* 

")  S.  vor.  Note,  bes.  Hock  a.     0.  tlb&r  die  Methode  bei  der  tinudst  ia  frut- 
reidi.  die  zu  repartiteDde  Soame  fOr  den  gtozen  Stut  fesUasteUea. 
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stena  alsprovisorische  derVeranlagang  und  Erhebasg  zu  Grande 
zn  legen,  dieselben  unterliegen  aber  dann  spater  einer  Vermindemng  . 
oder  Erhöhung,  je  nachdem  das  Ergebniss  die  feste  Stenersumme 
Übersteigt  oder  nicht  erreicht.*)  Gerade  in  Betreff  der  endgiltigen 
Feststellnng  der  Stenenfttze  ergeben  sich  hier  indessen  sehen  einige 
Vortheile  des  Bepartitionssystema. 

§.  544.  Bei  den  gewöhnlichen  directen  Stenern,  den  Ertrag-, 
Einkommen-,  VermOgenstenem,  h&ngt  die  Wahl  zwischen  Repar- 
titions-  und  Qnotitätsbestenemng  noch  mit  anderen  Verhältnissen 
der  Stenerverwaltnng  zusammen.  Die  Repartitionsbestenernng  lässt 
sich  hier  passend  einmal  mit  einer  gewissen,  öfters  erwünschten 
Decentralisation  der  Stenerverwaltnng,  sodann  mit  einer 
Vertheilang  der  Steuerlast  durch  die  Steuerpflichtigen 
selbst  unter  sich  in  Verbindung  bringen. 

a)  Jene  Decentralisation  besteht  darin,  dass  man  die 
SelbstTcrwaltungskörper  auch  fUr  die  directe  Staatsbe- 
ateuerung  mit  in  Thätigkeit  setzt.  Man  repartirt  die  ganze  Summe 
einer  Staatsstener  zünftchst  auf  die  Provinzen,  dann  die  Frorineial- 
quote  auf  die  Kreise  und  kreisexemten  Gemeinden  (Städte),  die 
Kreisqoote  auf  die  Gemeinden.  Die  weitere  Vertheilung  der  Pro- 
Tincial-  nnd  Ereisquoten  auf  die  n&chst  kleineren  Körper  kann 
gleich  durch  Gesetz  oder  durch  die  staatliche  Steuerverwaltung  auf 
Grand  vonKatasteroperationea  n.s.w.  selbst  erfolgen,  aber  auch  nach 
gesetzlichen  Voraehriften  und  unter  Vorbehalt  etwaigen  Recnrses 
an  StaiUsbebörden  oder  an  gewisse  Organe  des  höheren  Selb8^ 
verwaltungskörpers  durch  die  Verwaltung  der  letzteren.  Es  Iftsst  sich 
dabei  allenfalls  das  Princip  einer  Stenerhaftung  jedes  solchen 
Körpers  fUr  seine  Steuerquote  festsetzen  (§.  567).  Besonders  wird 
sich  hier  aber  die  —  tlbrigens  auch  bei  gewissen  directen  Quoti- 
tAtsstenem  des  Staats  vielfach  empfehlenswerthe  und  übliche  — 
Erhebung  der  Staatsstenem  dnrch  die  Steuererhebnngsorguie 
der  Communalbesteuerung  (§.  568)  zweckm!lssig  anschliessen. 

Eine  solche  Decentralisation  hat  den  grossen  Vortheil,  die 
Bertloksiohtigang  der  localen  Verhältnisse  zn  erleichtem,  ohne 
doch -den  Staat  in  seinem  Finanzinteresse  zn  gefthrden.   Sie  ist 

So  gescbielit  es  nach  dem  gen.  Gesetz  tod  1$73  regelmlssig  bei  der  prenss. 
Classensteaer.  Die  BeTOlkemng,  d.  h.  die  Stenerpflichtigen  nnter  1000  Thlr.  £in- 
fcoDuaen,  wird  nach  den  gesetzlichen  Stenersfttzen  zur  Steuer  Feranlagt  Ergiebt  sich 
dabei,  Tie  gegenr&rtig  regelmftssig,  ein  Pias  der  SteodTsnmme  Uber  42  MilL  M. 
hiuAQs,  so  erfolgt  eine  entsprechende  Ermlssigniur  der  Stea ersitze  pro  latft,  die  z.  B. 
bei  den  letzten  MoDatsterminen  gntgereduet  Tin. 
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snch  wohl  eine  richtige  Gonsequeoz  der  neueren  Organisation  der 
Selbstverwaltang  ttberhaapt  Zar  richtigen  Vertheilnng  der  Straer- 
Bommen,  z.  B.  fUr  die  Grandstener,  auf  die  Frorinzen,  Kreise  und 
Gemeinden  bedarf  es  freilich  umfasBender  laitdesstatistischer  Anf- 
nahmen,  Katasteroperationen  nnd  Veranlagongen  Seitens  des  Staats. 
Da  es  sich  dabei  aber  wesentlich  nnr  danun  handelt,  einen  Ver- 
theilangsschlBssel  diesen  ganzen  Gebietstheilen  gegentlber  n 
eriangen,  nieht  unmittelbar  den  Steuersatz  der  einzelnen  Steuer 
Pflichtigen  zu  bestimmen,  so  schaden  die  ohnehin  nie  ganz  « 
Tenneidenden  kleinen  Fehler  bei  jenen  Aufnahmen  nicht  so  vi^^*;! 
Man  kann  sieh  daher  mit  einer  weniger  sorgfältigen,  m^m  i 
auch  weniger  zeitraubenden  nnd  kostspieligen  OperatioD 
begniigen.  So  gewinnt  man  den  weiteren,  sehr  wesentUchen  V«- 
theil,  diese  Operation  Öfters  erneuern  oder  Einzelnes  revidirei 
zu  können,  um  die  Hauptrertheilung  der  betreffenden  Steuer  in 
Uebereinstimmung  mit  den  local  so  verschiedenen  Vetftnderangn 
der  Productionstechnik,  Ertrags-  und  EinkommenhOhe  n.  s.  w.  i 
EU  erhalten. 

b)  Die  letzte  Vertheilnng  der  Steuersumme  anf  die 
einzelnen  Steuerpflichtigen  durch  diese  selbst  oder 
wenigstens  unter  deren  unmittelbarer  Mitwirkung  mittelst  eat- 
sprechend  gebildeter  Steuerreranlagnngs-Commissionen  führt  daso 
erst  zur  Feststellung  des  Steuersatzes  für  jedes  Steuersobjeet  oder  , 
Steuerobject  Dabei  ergiebt  sich  Öfters  die  HO^^chkeit,  die  indi-  | 
viduellen  Verhältnisse  der  Steuerpflichtigen  Hngemessen  mit  za  | 
berücksichtige,  was  bei  Fersonalsteuem,  wie  den  Einkommea- 
und  VermOgenstenem  in  hohem  Uaasse  erwUnsofat  nnd  selbet  fad  i 
Ertragsstenem,  wie  namentlich  der  Grund-  und  Gewerbesteaer,  < 
mitunter  das  einzige*  Mittel  ist,  um  gewisse  denselben  anhaftende  : 
Mängel  za  mildem  nnd  dadurch  diese  gimze  Steuergattong  Steuer-  | 
technisch  minder  unvollkommen  za  machen:  allerdings  die  Ver- 
bindung eines  Subjectstenermoments  mit  der  Objectbestenem^ 
z.  B.  b^  der  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten  der  einzclfa 
Gmndsteuersnliijecte,  aber  eine  wohl  zu  rechtfertigende  MaBsregeL 


1^  Es  ist  derselbe  Gedanke,  der  den  grossen  Gnmdsteaerintasten^wE^MB«. 
speoiell  der  doch  mehr  cursohschen ,  als  Tirldich  genauen  preassischeii ,  xn  OrmA 
liegt  Man  sollte  nur  nicht,  wie  gerade  in  Fnokreich,  nach  dem  doch  nnr  im  Qmm 
vaa  OroMen  eioigeniufluii  brauchbaren  Eatister  die  Grandstener  anf  die  eiBielMa 
Llegenacliaften  reitlidlen,  sondem,  nach  den  lichtigeii  Tonchligtai  tob  I.  Stua 
n.  £.  dieae  letste  YerÜi^iiiig  Mich  In  gavisser  Abweiclmiig  tob  Katestar  imk 
GemeiBdeGomiiiiiBioBa^  d,  h.  nadi  dem  anter  b  empfi^^ 
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HitoDter  läset  eioh  hier  auch  bei  gewlBsen  Stenwii  eine  Ctesammt- 
steserBchaldigkeit  eines  Kreises  von  Bernfsgenossen 
bilden,  die  dann  naoh  gewissen  gesetzlichen  Vorschriften  von  einem 
Ans8<^as8  der  Betheiligten  anf  die  Einzelnen  vertbeilt  wird:  ein 
besonders  zweckmässiges  Büttel,  nm  den  Stenersatz  des  Einzelnen 
seiner  jeweiligen  wirklichen  wirthschaftliohen  Leistungsfähigkeit 
nach  möglichst  richtig  festzastellen  (preussische  Oewttrbestener, 
„Steaergesellsehafken"  ^^). 

§.  545.  Der  Vorzag  des  Repartitionssystems  vor  der  Qnoti- 
tiLtsbesteaemng  ergiebt  sich  aus  dem  Vorausgehenden  bereits  zor 
Genflge.  Er  tritt  anch  noch  ans  folgenden  weiteren  Ertril- 
gnngen  hervor. 

a)  Das  BepartitioDSsystem  entspricht  von  vorneherein  mehr 
dem  Wesen  des  dffentUchen,  besonders  des  Staatshaushalts:  der 
Bedarf  ttberhaapt,  bei  Finanzwirthsohaften  mit  bedeutenderem 
Priraterwerb  und  Qebübrenwesen  auch  gerade  der  gesammte  Stener- 
bedarf  ist  schwankend.  Nach  diesem  Wechsel  des  Bedarfs  muss 
rieh  nothwendig  die  Ertragssnmme  auch  der  einzelnen  Steuern  mit 
richten  und  demgemäss  hat  der  Stenerfuss  zu  wechseln.  Das 
wird  bei  den  Quotitätssteuem  leicht  vergessen^  durch  das  Bepar- 
titionssystem  immer  in  Brinnerong  erhalten:  ein  nicht  unwichtiger 
finanzpolitischer  Gewinn. 

b)  Die  Finanzverwaltang  kann  mit  Becht  feste  Steuersnmmen 
der  einzelnen  Steuern  verlangen,  um  die  möglichst  gesicherte  Ord- 
Dong  in  der  Finanzwirthschaft  zu  erhalten.  Das  Bepartitionssystem 
bietet  dafür  die  beste  Garantie.  Anderseits  verlangt  das  Interesse 
ßiner  wirksamen,  namentlich  parlamentarischen  Finanzcontrole  eben- 
faUs  feste,  nicht  ins  Beliebige  durch  den  Druck  der  Steuerschraube 
und  durch  die  wirthschaftliche  Entwicklung  des  Landes,  die  Ver- 
mehrung der  Bevölkerung  höher  anwachsende  Steuersummen.  Da- 
E>ei  wird  die  Begiemng  leicht  gegen  das  wahre  politisdie  nnd 
Snanzielle  Interesse  zu  unabhängig  und  droht  die  Prttfnng  der 
Ausgaben,  namentlich  neuer  und  vermehrter,  fUr  welche  die 
De<^angBmittel  nun  schon  im  Zuwachs  der  bestehenden  Stenern 
rorlianden  sind,  an  Emst  und  Gründlichkeit  zu  verlieren.  Die 
jOontingentirung"  namentlich  gewisser  Einkommen-,  Vermtfgen- 
ind  Ertragsteuem,  dieselbe  oder  eine  ähnliche  Einrichtung  bei  den 
Verbrauch-  nnd  Verkehrsteuern,  z.  B.  in  der  Weise,  dass  bei  dem 

")  S.  d.  preass.  Ges.  Ober  OeTetbesteuer  r.  30.  Ifai  1820  n.  19.  Joli  1861. 
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auf  Qrnnd  bestimmter  fester  Steuersätze  wachsenden  Ertrag  in 
Falle  der  Ueberschreitang  einer  gewissen  Snmme  entweder  eb« 
neue  gesetzliche  Regelnng  der  Steuersätze  oder  eine  im  Voraw 
bestimmte  Redaction  derselben  oder  eine  angemessene  Ermttsaagn^ 
gewisser  directer  Stenern  erfolgen  mnss  ~,  eine  solche  Eämicb^ 
tnng  ist  daher  dem  Wesen  des  constitationell-monarcbiscfaen  Staate 
ganz  angemessen  nnd  finanzpolitisch  gewiss  empfehl^nswerth.^'; 

c)  Das  RepartitioDssystem  mit  in  viel  höherem,  aber  gm 
berechtigtem  Haasse  das  Interesse  der  Steuerpflichtigen  selbst  u 
einer  richtigen,  gldohmässigen  Vertheilung  der  Steuerlast  mA 
Und  bietet  auch  dadurch  wieder  eine  Garantie  mehr  ftlr  die  riditigt 
Feststellung  der  Steuersätze.  Denn  da  es  sich  hier  um  Vertheilmig 
einer  festen  Steuersnmme  auf  gesetzlich  bestimmte  Stenersubjecte 
bez.  Objecte  handelt,  so  hat  jeder  einzelne  Steuerpflichtige  «i 
directes  Interesse  für  sich  selbst  daran,  dass  alle  Stenersnb-  nsd 
objecte  ToUständig  und  richtig  ermittelt  und  mit  den  ricfatiga 
Sätzen  getroffen  .werden.  Jede  Auslassung,  jede  zu  niedrige  Be 
legung  eines  Einzelnen  itlhrt  nothwendig  za  öner  faöhereo  Belaatas; 
der  Uebrigen.  Eine  gegenseitige  Gontröle,  eine  Hilfsleiatong  de 
Steuerpflichtigen  bei  der  Steuemmlegung  u.  s.  w.  wird  so  für  Jedes 
räthlich,  wie  sich  namentlich  bei  der  Repartition  von  Gesaauit 
Steuerschuldigkeiten  kleiner  Kreise,  der  Gemeinden,  der  benfr 
gentfsstachen  Steuergesellscbaften  zeigt.  Bei  der  Quotit3tobe8teQ^ 
rnng  hat  der  Einzebe  an  der  richtigen  Besteuerung  des  Andern 
gar  kein  anmittelbares  Interesse.  Man  konnte  Tielleicht  hie  ni 
da  sittliche  Bedenken  gegen  diese  Folgen  der  Repartitionsbes^^ 
rung  hegen,  weil  Missgunst,  Neid,  Concurrenz,  Bosheit  n.  s.  *■ 
hier  leicht  eine  Rolle  spielen.  Aber  gegenüber  einer  dffentüc^ 
rechtlichen  nnd  sittlichen  Pflicht,  wie  der  Steuerpflicht,  deren  ge- 
ordnete Erftillung  Seitens  aller  Glieder  der  Staatsgemeinschaft  die 
Voraussetzung  des  Gedeihens  der  letzteren  ist,  kann  die  gegc» 
seitige  Wachsamkeit  darüber,  dass  Jedermann  dieser  Pflicht  ricbjp 
nachkomme,  doch  an  sich  nur  als  durchaus  berechtigt  bezoehad 
werden.") 

§.  546.  2)  Feststellung  der  Steuersätze  bei  dci 
Verkehr-  und  Verbranchsteuern. 

'*)  S.  Note  7  über  die  neaesten  deatschen  q.  prenss.  EiDrichtan^.  Bei 
EißkommeDst.  in  Prcnssea  erscbeint  das  Yerlaagen  nach  einer  Contingeiitiniiij  w 
diesem  Standpnncte  aas  gerechtfertigt    Prtcüsch  iricbtiger  wire  freilich  die  Cäitte- 
gontlrnng  der  TerbranchBteaerertri^  auch  in  Doatschland. 
■^*)  S.  Hock'»  Drtheil  in  Note  7. 
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Bei  diesen  Steaeni,  von  welchen  die  letzteren  ja  ancb  die 
Torzngsweise  indirect  erhobenen  sind,  hat  man  es  nnmittel- 
bar  nur  mit  Quotitätsstenem  zn  thnn.  Darin  liegt  verglichen 
mit  den  erwähnten  anderen  Stenern  wieder  ein  Mangel  dieser 
beiden  Stenergattungen.  Einer  „Contingentirang"  der  SteoererträgCj 
60  dass  bei  höherem  Ertrage  Ermässigungen  der  Steuersätze  dieser 
oder  anderer  Stenern,  bei  geringerem  Ertrage  entsprechende  Er- 
höhungen dieser  Sätze  eintreten  mttssen,  steht  aber  an  sich  nichts 
im  Wege.  Ja,  dieselbe  hat  ihre  Vortheile,  ebenso  wie  bei  den 
directen  Stenern. 

Der  Gesetzgeber  moss  hier  die  Steuersätze  nun  fHr  jedes  Ob- 
ject,  bez.  jede  Steuereinheit  selbst  nach  seinem  Ermessen  festsetzen, 
rationeller  Weise  in  Gemässbeit  der  Grundsätze,  welche  für  die 
Einrichtang  der  Verkehr-  und  Verbrauchsteuern  massgebend  sein 
sollen  (§.  471,  526  ff.)  nnd  mit  steter  Rtlcksicht  auf  die  Gestal- 
tang  des  ganzen  Steuersystems.  Denn  von  diesem,  besonders  von 
den  Arten  der  Ertrag-,  Einkommen-  und  Vermögensteuero,  ron  der 
UOhe  der  Stenerfllsse  derselben  n.  s.  w.  hängt  es  mit  ab,  ob  und 
welche  und  wie  hohe  Verkehr-  nnd  Verbrauchsteuern  zulässig  sind. 
Da  man  hier  bei  ganz  neuen  Stenern  nnd  bei  Reformen  in  den 
alten,  namentlich  bei  Veränderungen  der  Steuersätze  mit  vielen 
unbekannten  oder  unsicheren  Factoren  rechnet,  in  Bezug  auf  den 
schliessUcben  Ertrag  der  Steuern  so  wie  auf  ihre  Einwirkung  auf 
die  steuerpflichtigen  Snbjecte  und  Objecte,  so  werden  Öfters  Tartf- 
experimente  nnd  Provisorien  in  den  Tiurifen  empfeblenswerth 
sein,  um  nach  dem  Erfolge  auch  in  kürzeren  Perioden  Äende- 
rnngen  vorzunehmen  (§.  319). 

Die  weiteren  Fragen  der  Stenerverwaltangstecbnik  beziehen 
sich  auf  die  Steuertarife  nnd  auf  die  Feststellung  der 
Stenersätze  als  Werth-  oder  als  specifisohe  Sätze. '^) 

a)  Förmliche  Tarife  oder  amtliehe  Verzeiehnisse  der  Steuer^ 
Einheiten  und  Steuersätze  immer  je  ihr  eine  Reihe  einzelner  Steuer- 
>bjecte,  welche  zu  einer  bestimmten  Stenergattnng  gehören,  sind 
)ei  den  Verbrauchsteuern,  namentlich  bei  den  Zöllen,  mitunter 
tnch  bei  den  inneren  Äccisen,  dann  bei  den  Verkehrsteuern 
n  Stempelform  (Stempeltarife)  nnd  in  Form  von  Register- 
rnd  Eintragungsabgaben  u.  dgl.  meistens  wegen  der  Zahl 
ind  Verschiedenheit  der  Stenereinheiten  nnd  Steuersätze  zu  bilden. 

M)  S.  bes.  üock,  Off.  Abg.,  S.  131  S. 


Digitized  by  Google 


602  8.B.2.K.  I.A.  Allg.S(eaed.  4.H.-A.  S(ea.Tennlt  2. A.  GnuuUigco.  §.MS.Ur 


Je  complicirter  namentlich  die  BezoUnng  ist,  je  mehr  Stifat- 
z9Ue  fttr  Tenchiedene  Sorten  nnd  Qnalitttten  einer  Waire  eo- 
gerichtet  werden,  eine  desto  schwierigere,  aber  auch  mcbt  bs- 
wichtige  Sache  ist  alsdann  schon  die  formelle  Anordnung  dcJ 
Tarifs  für  den  practiscfaen  Gebranch.  Grosse  „amtliche  WaaresJ 
Terzeichnisse"  mtlssen  dann  hinzu  kommen,  um  die  richtigJ 
Babricimng  jeder  Waare  unter  die  gesetzliche  TarifpoaitMHi  ui 
den  betreffenden  Tarifsatz  sicher  zu  stellen.  Löchte  und  beqieae 
Uebersicht  bleibt  immer  für  das  Pablicnm  nnd  fttr  die  Steaff- 
*  rerwaltong  ein  wichtiges  Desiderat  in  Betreff  des  Tarifs.  Abs  i 
compUcirte  Zolltarife  mit  zahlreichen  Schutzzöllen  nnd  Stempd; 
nnd  ähnliche  Tarife  bieten  hier  viele  Schwierigkeiten. 

Man  unterscheidet  bei  diesen  Tarifen  den  alphabetisebcB 
und  den  systematischen.  Jener  empfiehlt  sich  wohlnamaitlid 
bei  einer  kleineren  Zahl  nicbt  aUzn  zahlreich  abgeatofter  Tiriti 
Sätze,  so  bei  einem  reinen  Finanz  zoll  System.  Der  systematiscbt 
eignet  sich  mehr  fttr  ein  verwickelteres  Zoll-  nnd  StempelsjBtaiL 
z.B.  bei  zahlreichen,  vielfach  abgestuften SchntzzOUen,  bdürineicf^ 
Unterscheidung  der  Bechtsgeschäfle,  welche  verkehrsteneipflicUf 
sind,  bei  mannigfaltigen  Stempek  (§.  324). . 

§.  547.  — ,b)  Werth-  nnd  speeifische  SteneraStia'' ' 
Der  streng  rationelle  Steuersatz  fttr  Waaren,  welche  io  der 
Form  von  Zöllen  oder  inneren  Stenern  einer  Verbrauchsbesteoennf 
unterliegen,  ist  der  Werthsteuersatz,  also  beim  Zoll  der  Werth 
zoll:  eine  Quote  (Procentsatz)  von  dtm  nach  gesetilieher V« 
Schrift  ermittelten  Werth.  Der  Werthsteuersatz  allein  entspricht 
bei  den  Finanzzöllen  und  den  inneren  Verbraaehstesen 
dem  Princip  der  Gleichmftssigkeit  nnd  bei  SohutazSUec 
dem  Zweck,  welchen  man  bei  diesen  in  wirthschaftspolitisdio 
Hinsicht  verfolgt.  Aber  die  practischen  Schwieri^dten  eBS 
sicheren  Dnrchftthning  dieser  Werthbesteneriing  sind  in  der  Begti 
sehr  gross,  so  dass  man  meistens  besser  daran  thnt,  Often^ 
nothigt  istj-sich  mit  sogen,  specifischen  Steuer-  und  ZolWUiv 
zn  begütigen. 

a)  So  namenflich  bei  den  inneren  Verbraachstenern,  wonci 
nur  ganz  ausnahmsweise  bei  Stenerformen  im  Anschlnss  sb  & 

Der  hmtige  deutsche  Zolltarif  rom  15.  Juli  1S79  ist  als  alpbabet  Tuif  ^ 
mehr  zvecloniBSig.  Debet  die  nngeheoeiliche  Bnbrik  Mr.  25  ,J[ataiüJ-  u.  f^ec«*^ 
auch  Conditorwsaren  imd  andere  ConsuntilülieD  (sicl)"  mtheiU  Hock  S.  13S  ^* 
richtig. 

^  S.  Hock.  dC  Abg.,  S.  134  £ 
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private  Frodaotion  eine  Werthbestenenmg  mOgUch  erwiesen  hat 
(französische  WeinbeBtenernngj  sogen.  Detaflgebtlhr,  wieder  auf- 
gegebene Werthstnfen  bei  der  Tabakfabrikatbesteaerong  in  Nord- 
amerika and  Bnssland).  Die  Ermittlang  der  richtigen  Werthe,  die 
Sichemog  vor  Hintergehungen  ist  zn  schwierig,  die  Controle  zn 
lästig  für  alle  Betheiligten.  Bei  Thoraccisen  n.  dgL  mit  Werth- 
iteaersätzen  würden  die  Schwierigkeiten  ^  Unsicherheiten  und  Ver- 
uhrsbelästigangen  nach  der  Natnr  der  meisten  hier  besteuerten 
irtikel  noeh  grOBser  sein  als  bei  den  Zollen.  Nor  die  Hono- 
>oIi8irnng  gestattet  bei  der  inneren  Verbranchsbesteaemng  die 
ationeliere  Werthbesteaemng,  wie  schon  früher  mehrfach  hervor- 
laheben  war. 

ß)  Bei  den  Zöllen  ist  in  grosserem  Umfang  von  dem  Werth- 
oll Oebranch  gemacht  worden,  namentlich  bei  SchntzzOllen  (Nord- 
merika).  Aber  aoeh  hier  ergeben  sich  doch  bei  den  meisten 
irtikeln  überwiegende  Bedenken  und  in  manchen  Ländern  gestatten 
üe  Verkehrsverhältnisse  den  Werthzoll  vollends  nicht  wohL  Man 
wn  gewöhnlich  die  eigenen  Angaben  des  Steuerpflichtigen  mit 
«wissen  Cantelen  gegen  zu  niedrige  Bewerthang  zn  Grande  legen. 
*as  Interesse  des  Pflichtigen  ruft  hier  grosse  Versuchungen  wach. 
Ke  amtlichen  Beglaubigungen  des  Werths  durch  Atteste  der 
ieimathfibehOrden  des  Froductionsorts,  die  eonsolarischen  Certificate 
'.hafilen  grosse  Belästigungen  und  doch  keine  ausreichende  Sicher- 
et für  riohtige  Werthangaben.  Die  Zollbeamten  bedürfen  einer 
rossen  Waaren-  and  Harktkenntniss,  am  nicht  getäuscht  za 
erden.  Eine  Qleichmässigfceit  der  Bezollang  in  verschiedenen 
Dllämtem  ist  schwer  zu  verbürgen.  Bestecbangen  des  Zollper- 
inals  drohen  leicht  ^desstattUche  Versicherangen  der  Steaer- 
licfatzgen  sind  vollends  in  diesen  Dingen  sehr  misslich.  Be- 
»ffende  Vorschriften  führen  leicht  znm  förmlichen  Ueberwuchem 
Ischer  Eide.  Auch  die  ehrlichen  Gesclülftsleate  unterliegen 
ossen  Nachtheilen  bei  der  Unsicherheit  der  Bewerthung,  den 
hwankangen  der  Preise,  bei  d^  etwaigen  Vorkanferecht  der 
samten  in  Bezug  auf  die  vermeintlich  zu  niedrig  tazirten  Waaren. 

mehr  sich  der  Verkehr  deoentralistisoh  auf  eine  grosse  Reihe 
n  Zollämtern  zersplittert,  (Dentschland  im  Vergleich  mit  England, 
ankreioh),  desto  missUcher  und  desto  nngleichmässiger  wird  die 
erthbezoUnng.  Kommt  ein  unzuverlässiges  Beamtenpersonid,  eine 
nehin  laxe  geschäftliche  Moral  in  den  Geschäftskreisen  hinzu,  so 
)hen  die  schlimmsten  Uebelstände  einzureissen. 
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Man  moss  deshalb  notbgedrnngen  in  der  Regel  &  j 
inneren  Verbranchstenersatze  nnd  die  Zollsätze  ab  sog^  specifi- ; 
sehe  feststellen,  d.  h.  nach  gewissen  Einheiten  des  BCaass-  nnd 
Gewiohtssjstems,  nach  dem  Volumen,  dem  FUtehenmaasst  vor  Allen 
nach  dem  Gewicht,  als  GewichtzSlle  o.  s.  w.,  ongef&br  » 
hoch  als  der  richtige  Werthzoll  sein  wttrde.   Leichtere  and  sidm 
Anwendung  dieser  Zölle  fUr  den  Verkehr  nnd  Seitens  der  BeaatB 
ist  hierbei  der  steaertechnisch  bedentnngSTolle  Gewinn.  Die  groM 
neue  Schwierigkeit  liegt  hier  nur  in  der  Berttcksichtignng  ds 
Sorten  and  Qualitäten  jedes  Artikels.    Eine  Abstnfong  de 
Sätze  danach  ist  principiell  wieder  geboten,  practiscb  in  der  Bege 
aber  bei  eigentlichen  FinanzzOllen  und  inneren  V^brancbateMn  j 
höchstens  in  einzelnen  Fällen  nnd  in  geringem  Maasse  (Znckv:. 
meistens  gar  nicht  mö^ch.   Denn  die  Merkmale  der  UntaBehet 
dnng  sind  nicht  einfach,  die  Beamten  znr  Anlegung  der  Quafiais^ 
Sätze  nicht  sachkundig  genug,  Betrtlgereien  drohen  wieder  zu  leide 
ttberhanpt  stellen  sich  viele  ähnliche  Schwierigkeiten  wie  bd  der 
Werthbestenerang  ein.  Etwas  besser  kann  man  bei  den  Sebvti- 
zOllen  auf  Fabrikate  und  Halbfabrikate  dne  rationelle  Abetafln^ 
der  specifischen  Ztille  vornehmen,  weil  sich  sicheieie  Untersefa» 
dnngsmerkmale  der  Qualitäten  n.  s.  w.  angeben  und  in  der  Pia» 
leichter  verfolgen  lassen.   Aber  auch  hier  moss  man  sich  mit  einet 
gewissen  Maasse  der  Abstufung  begütigen  und  selbst  dabei  komma 
wieder  manche  Schwierigkeiten  und  Uebelstände  zum  Vorsebcb. 
Namentlich  wird  die  ganz  gUiohnüissige  Behandlung  der  Waam 
an  verschiedenen  Aemtem  nicht  so  leicht  sicher  gestellt  werdcs  ^ 
können  oder  man  mnss  in  verkefarstOrender  Weise  die  Venoflsu 
nur  in  gewissen  Aemtem  mit  einem  speeifiseh  ausgebildeCen  nt  I 
geübten  Per^nal  zulassen.") 

%.  548.  —  c)  Von  weiteren  Schwierigkeiten  und  HängeU 
bei  der  Besteuerung  nach  specifischen  Steuersäiseo  sind  noä 
folgende  beiden  hervorzuheben  (vgl.  §.  514,  516): 

a)  Bei  ein  und  derselben  Waare  im  Zustand  des  Rohstoffs- 
des  Halb-  und  des  Ganzfabrikats  (Tabak,  Zucker,  —  iak 
strielle,  bescbutzzoDte  Producte)  ergeben  sich  wieder  Schwia^ 
keiten,  die  betreffenden  specifischen  Steuer-  und  Zollsät» 
und  die  etwaigen  Rflckvergatungen  bezahlter  Abgaben  fBräi 

")  Das  wurde  gl«ich  bei  den  oenen  eThSheteii  a.  goMnm  Abgestafiea  ZaBatw 
aaf  Bamniroll-  o.  Leinengarn  im  deutschen  ZoUtirif  r.  1879,  Ges.  t.  IS.  Jvß  tS> 
3,  Toi^esehen. 
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Aosland  ausgeführte  ErzengniBse,  in  richtiges  Verfaältniss 
zn  einander  zn  bringen;  Schon  weil  man  sieh  dabei  an  teehnisoh- 
ökonomische  DarchBchnittsTerhaltnisse  haUen  moss,  kann  man 
keine'genaae  Richtigkeit  der  Sätze  erzielen.  Daraas  entstehen 
aber  naohtheilige  Folgen  für  die  Finanzen  nnd  ftlr  die  betheiligten 
Pr(M]nctionszweige.  Die  Einfahr  einer  Waare  (Zncker)  vrird  z.  B.  in 
ierjenigen  VerarbeitangsBtufe  begOnstigt,  wo  sie  den  geringsten 
Zollsatz  zahlt:  alles  Conseqnenzen  des  ganzen  Systems  der  Ver- 
)raneheteaem,  der  Besteaemng  beim  I^cdncenten  nnd  im  Transport 
Grenzpassage),  der  specifischen  Zoll-  und  Steuersätze.  Man 
uinn  hier  nach  den  Fortschritten  der  Technik  und  nach  den  ge- 
Dachten  Erfahrungen,  wohl  allmäblioh  Hanohes  Terbessem.  Das 
Sinzeine  wird  sieb  ganz  nach  den  Prodnctions-  nnd  AbsatZTorhält- 
liflsen  jedes  einzekien  Artikels  richten.  Aber  die  meisten  der  an- 
ledenteten  Bfäogel  mischten  sich  besten  Falls  nnr  etwas  Termindem, 
icbt  beseitigen  lassen. 

ß)  Ganz  besondere  Schwierigkeiten  macht  endlich  noch  eine 
ichtige  Feststellung  der  Steuersätze  bei  solchen  inneren 
Verbrauchsteuern,  welche,  statt  nach  dem  fertigen  Fabrikat,  nach 
em  Bohstoff  oder  nach  Betriebsrerhältnissen  der  Prodnction 
smessen  werden :  Steuerformen,  welche  namentlich  bei  einigen  der 
ichtigsten  dieser  Steuern,  auf  Bier,  Spiritus  und  Branntwdn, 
Dcker,  Tabak  vielfach  ttblich  sind  und  nicht  selten  gewisse  steuer- 
ehnische  und  productionstechnisohe  Vorztlge  bieten.  Die  ver- 
hiedenen  Qnaliaten  des  Rohstoffii,  nach  Ort  und  Zeit,  die  ungleiohe 
itriebstechnische  Entwicklung  der  einzelnen  Unternehmungen  und 
anches  Andre  bewirken,  dass  der  nemliehe  Steuersatz  des  Boh- 
Dffs  a.  B.  w.  das  fiprtige  Prodnct  bei  den  versohiedenen  Fabri- 
LDten  ganz  verschieden  trifit  und  überhaupt  nach  den  technischen 
>rtBCt|ritten  in  der  Gewinnung  der  ge^gnetsten  Rohstoffe  und  in 
r  Fabrikation  niemals  ein  ganz  feststehendes,  z.  B.  das  vom 
iBetzgeber  in  Aussicht  genommene  VerhiUtniss  zu  demjenigen 
euersatz  hat,  mit  dem  man  eigentlich  das  Fabrikat  zu  treffen 
absicbtigt.  Nicht  einmal  die  Besteuerung  des  Rohstofib  nach 
lem  Qualitätssteuerfuss  (Tabak!  Zuckerhaltigkeit  der  Rtlben) 
egt  wegen  der  oben  angedeuteten  Schwierigkeiten  statt  zu  fin- 
n.  Als  Ziel  muss  daher  bei  diesen  Stenern  die  Fabrikatsteuer 
igeatellt  werden,  womöglich,  wenn  nicht  in  Verbindung  mit  einer, 
(onders  schwierigen  Wertbbesteuemng,  so  doch  mit  einem  Qua- 
tssteaerfoss,  namentlich  fttr  Zucker,  Tabakfabrikate. 
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3.  Abschnitt 
Die  Afll|abeB  der  Steaerrerwattuqr.  | 
n.    Die  Anrfahnuig  der  Betteaemng.  j 

A.  Die  Ermittlang  der  Thatsachen  zur  Festatellang  iii 

BemeBsnng  der  Steaerschaldigkeiten. 

§.  549.  Einleitang.    Die  weiteren  Aufgaben  der  Steoerre 
valtung  (§.  539)  sind  nun  allesanunt  dazu  bestimmt,  die  Besteaeni^ 
anf  Gnind  der  gesetzlichen  Vorschriften  tiber  die  SteaerBnbjectc  j 
die  Stenerobjecte  nnd  die  Steuersätze  znr  richtigen  DurehfOfarBn: 
zD  bringen  nnd  daftlr  ^e  eiforderliohen  Bflrgscbaften  zn  sebai«. 
Das  zweckmässige  Vorgehen  zur  Erreichung  dieses  Ziels  richtet 
sich  und  specialisirt  sich  demgemäss  eTentueU  einmal  wieder  nad 
dem  Wesen  der  grossen  Steuergattnngen  und  jeder  ein 
zelnen  Steuer,  sodann  nach  der  directen  und  indireetei 
Bestenemngsform*   Hier  in  der  allgemeinen  Stenerlehre  gilt  o 
mliglicbst  das  den  Steuergattnngen  nnd  den  beiden  letstgenanata 
Bestenemngsformen  Eigenthtlmliche  nnd  das  allen  Stenern  ia 
Wesentlichen  Gemeinsame  in  den  betreffenden  EinriclitDttga| 
berrorzuheben,  sich  aber  auch  auf  dessen  Erörterung  zn  besehilako.' 
Die  specifisch  eigenthümlichen  VerlüUtnisse  der  einzelnen  Steaen 
sind  in  der  speciellen  Stenerlehre  zn  behandeln. 

Die  erste  Aufgabe,  die  Ermittlung  der  Thatsaehec 
znr  Feststellung  und  Bemessung  der  Stenerschnldie 
keiten  gliedert  sich  nothwendig  wieder  in  eine  dreifache 
Bezug  auf  die  Steuersubjecte,  die  Stenerobjecte  and  die  StenerriUze 
Gerade  dabei  sind  die  directe  und  inditecte  Besteoemng  Ik^ 
sonders  zu  unterscheiden,  aber  anch  hier  nicht  so,  daas  die 
reote  völlig  mit  der  Verbrauchs-  (und  allenfiüls  derVerkehr8-)be8teae 
rung  confnndirt  nnd  ihr  die  sänuntlichen  Übrigen  Stenern  ato  diree* 
Besteuerung  gegenQber  gestdlt  werden.   Vielmehr  ist  aus  der  Vtr 
branehsbesteuemng  eine  Hanptkategorie,  diejenige,  wo  diesdk 
sich  unmittelbar  an  die  inländische  Prodnction 
deren  einzelne  Unternehmungen  anacbUesst,  ansznscheids 
nnd  mit  der  gewöhnlich  so  genuinten  directen,  namentlieh  mit  ^ 
ErtragsbesteueruDg,  mit  welcher  diese  Kategorie  der  Verforaad»- 
bestenemng  manche  Äehnlichkeit  hat,  zusammen  zu  stellen.  Aiek 
die  Stenerform  des  Monopols  steht  vielfach  anders  als  die  sooitip 
Yerbrauchsbesteuernng,  nemlich  die  Grenzzölle  und  die  TbonoeiiaL 
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da.  Wo  2.  B.  beim  TabakmoDOpol  wie  Üblich  der  Tabakbau  Pri- 
vaten flberlassen  ist,  da  ergeben  sich  fttr  die  Verwaltung  diesen 
Tabakprodncenten  gegenüber  wieder  in  einigen  wesentlichen  Pnnc- 
ten,  besonders  in  Bezug  auf  die  Ermittlung  der  Steuersnbjecte, 
ahnliche  Aufgaben  wie  bei  den  Ertragstenem.  Dagegen  haben 
die  GrenzsOUe,  die  städtischen  Thoraccisen  und  die  meisten  Ver- 
kehrstenem,  auch  die  Steuern  auf  Spiel  -  und  Conjuncturengewinne 
und  anf  Erbschaften,  das  Gemeinsame,  dass  hier  mehr  oder  weniger 
zufällige  und  wechselnde,  daher  nicht  im  Voraus  allge- 
mein zu  ermittelnde  Thatsaohen  in  Bezug  auf  nicht  im  Voraus 
2u  bestimmende  wechselnde  Personen  und  namentlich  auf  Hand- 
Inngen  von  solchen  eine  Stenerpflicbtigkeit  bedingen.  Es  ergiebt 
»ich  daraus,  dass  die  Methoden  zur  Ermittlung  der  Thatsachen 
t>ehnfe  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten,  —  wie  auch  zum  Theil 
iUe  Einrichtungen  fllr  die  Erhebung  der  Steuern,  fttr  die  Gontrolen 
nnd  S^afen  —  bei  diesen  Steuern  mehrfach  andere  als  bei  den 
Qbrigen  Stenern  sein  mttssen. 

Geeignete  zusammenfassende  technische  Namen  fdr  die  nach 
lern  angegebenen  Moment  sich  unterscheidenden  Stenern  fehlen. 
Ifeder  der  Name  „directe"  und  „indirecte"  Steuern,  in  der 
mlgftren,  und  in  der  wissensehafUicben  Bedeutung  (§.  338,  S88), 
loob  die  Bezeichnung  „Steuern  auf  den  Besitz"  und  „Stenern 
(uf  Handlungen"  giebt  den  fraglichen  Gregensatz  richtig  nnd 
tnzweidentig  wieder.  Im  Folgenden  werden  die  freilich  etwas 
ehwerfäUigen  Ausdrucke:  „Stenern  auf  den  berufsmässigen 
Srwerb  nnd  auf  den  Besitz"  und  „Steuern  auf  einzelne 
vechselnde  Thatsachen  nnd  Handlungen"  nach  der  Regel, 
nne  technische  Bezeichnung  nach  einem  Hauptmoment  zu  wählen, 
ingewandt,  ohne  dass  damit  der  Wahl  besserer  Ausdrucke  priyn- 
licirt  werden  soll.^) 

I.  —  §.  550.  Die  Ermittlung  der  Thatsachen  zur 
Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten  bei  den  Steuern 
.nf  den  berufsmässigen  Erwerb  nnd  auf  den  Besitz. 

A.  Feststellung  der  Steuersubjecte. 

Hier  stehen  zwei  Methoden,  die  amtliche  Kachforschung 
ach  den  Stenersnbjeoten  der  einzelnen  Stenern  und  die  Ver- 

1)  S.  ob«n  8.  26SNote8,  bes.  Uber  J.  G.  Hoffmann's  Definitton  der  „directen" 
od  „indirecten*'  Steaern  kls  Steuern  auf  den  Besitz  and  auf  HaadlnngeD. 
ende  die  Hanptkategorie  dei  inneren  Terbnnchssteaein,  velche  sich  $a  «inen 
rodnctioDsbetTieb  ansdüieBsan,  pust  diese  Untencheidiuig;  nach  dan  im  Text  Oe- 
tgten  nicht. 


Digitized  by  Google 


608  S.B.2.K.l.A.Anp.Steiieri.  4.H^A.  Sten-ranr.  8. A.  ThiblchLEmitd.  §.Sä«. 

pflichtang  dieserSteuersnbjecte selbst  znr  Anmeldang 
b^nfo  Veranlagnng  f&i*  die  Steuer,  zur  VerfUgasg.  Beide  wodei 
regelmässig  passend  neben  einander  angewandt  Die  erste  kssi 
aber  bei  einigen  Stenern,  den  Personalstenem,  auch  aU«n  be 
nutzt  werdra,  namentlich  wenn  einMeldewesen  ftlr  die  Zweckt 
der  inneren  Verwaltung  schon  besteht,  dessen  Ergebnisse  MnlSsglick 
zuTerlässig  erscheinen, auch  wohl,  wodurch  häufigere  Volkt- 
ztthlnngen  in  kürzeren  Perioden  eine  genügende  FeststcDiK 
des  Personalbestands  der  BerOlkerung  erfolgt  Wo  eine  Anmeldt 
pflicht  in  Stenersachen  vorgeschrieben  ist,  mnss  natfliüch  znrCofr 
trole  stets  eine  amtliche  Nachforschung  nebenher  gehen  oder  ft^gec  i 

Zu  unterscheiden  sind  hier  wieder  die  Personal-  and  ' 
wisse  „Object"8tenem. 

1)  Für  Personalsteuem  wie  die  allgemeinen  Einkomnefr, 
(^schliessficb  der  GlasaeD-),  Vermögenstenem  muas  nun  naek| 
diesen  Methoden  vor  jeder  Thätigkeit  in  Bezug  auf  die  EInnittliiK 
der  Steuerobjecte,  die  Materiidien  sammeln,  um  allgemeififj 
Stenerlisten  oder  Steuerrollen,  d.  h.  namensweise  amäkb 
Verzeichnisse  aller  Steuersnbjecte  herzustellen.')   Ausdrücklich  mit 
ftlr  diesen  Zweck  kann  der  polizeiliche  Meldezwang  bestdieit 
fttr  alle  Ab-  und  Zugänge  von  Individuen  in  der  Ortsberttlkens; 
Da  sich  aber  hier  wie  auch  bei  dem  iUr  sonstige  Verwaltung^ 
zwecke  bestehenden  Meldezwang,  gerade  um  sich  der  Steaer  n 
entziehen  und  ans  mancheriei  anderen  Gründen,  viele  Penosa 
nicht  an-  nnd  abmelden  werden,  so  mfissen  die  Lttcken  und  in 
thttmer  (bei  nnterlasscnen  Abmeldnngen)  durch  amtliche  Controfe 
ergänzt  nnd  Strafen  fUr  unterbliebene  An-  und  Abmeldung  ifr 
gedroht  werden.  Bei  voller  FrMzflgigkeit,  Wegfall  des  Fasszwas^ 
bei  heutigen  Communicationsmitteln  ergeben  sich  hier  aber  Mk 
viele  Schwierigkeiten  ftlr  die  Verwaltung  in  Betreff  der  S&ttnä^ 
Stellung  der  Listen,  auch  nicht  nnbedentende  Kosten  nnd  für  d« 
Publicum  manche  wirkliche  oder  nach  den  Ansichten  der  Lestt 
einmal  unangenehme  Belästigungen.^)  Das  spricht,  neben  Anderes 
dafür,  die  „kleinen  Leute",  bei  denen  es  sich  doch  wesentfici 
nur  um  niedrige  Personalste aersätze  handelt,  von  solcher  diref 
ten  Besteuerung  auch  aus  steuertechnisehen  GrOnden  zu  befreien 

*)  Vgl.  meine  Gni&dleg.,  Abscbn.  t.  Zagrecht,  bee.  2.  A.  S.  44S. 
Ein  gDtes  Beispiel  liatern  die  EUnichtoogea  zur  Vei«nl«gaiig  dar  prti"* 

CUssenateaer. 

*)  V^I.  Gnaudleg.  g.  237  a.  aber  d.  pnass.  Schwierigkeiten  bei  d.  Cbmamix 
eb.  2.  ÄDil.  S.  AiH,  Note  10. 
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Die  Stenerhaftang  der  Gemeinde  fttr  eine  bestimmte  Steaer- 
summe  (§.  544,  568)  kann  zwar  den  Staat  sicher  stellen,  aber  hat 
gerade  bei  einer  directen  Besteuemng  der  unteren  ClaBsen  andre 
Bedenken  und  führt  fast  nothwendig  zu  einem  höchst  lästigen 
System  des  PASszwangs  selbst  fHr„Inlandspftsse" (russi- 
sche Bauempässe) ,  ^)  um  die  Abwesenden  mit  zur  Tragung  der 
commonalen  Steuerlast  heran  zu  ziehen.  Beginnt  man  mit  Per- 
sonalstenem  erst  bei  einer  etwas  grosseren  Hettie  des  Einkommens 
and  des  VermögensbesitzeSj  was  bei  verbreiteten  hohen  Verbranch- 
stenem  auch  principiell  richtig  ist,  so  entfallen  viele  Schwinig- 
keiten.  Denn  die  Zahl  der  Steuerpflichtigen  wird  dann  sofort  viel 
kleiner  und  man  hat  es  mit  Personen  zu  thnn,  deren  £inkommen- 
und  Vermtfgensverhältnisse  schon  wegen  der  grösseren  Höhe  des 
Einkommens  und  vielfach  auch  wegen  der  Natur  des  Besitzes 
offenkundiger  sind  und  leichter,  wenigstens  in  Betreff  der  Ezistenz 
selbst  (im  Unterschied  von  der  Höhe)  ermittelt  werden  können.*) 
2)  Bei  den  directen  Steuern  auf  bestimmte  einzelne  Ob- 
jeete,  bez.  auf  den  Besitz  von  solchen  oder  auf  den  Ertrag 
bestimmter  einzelner  Ertragsquellen  oder  auf  den  Be- 
trieb gewisser  Gewerbe,  die  Äusflbung  gewisser  Berufe 
und  den  Einkommenbezag  daraus,  daher  bei  den  eigentlichen 
Ertragstenern,  den  directen  Luxus-  und  ähnlichen  Steuern, 
dann  auch  den  zum  Zweck  der  Verbraachsbestenernng  dienen- 
den Steuern,  welche  sich  an  inländische  Gewerbebetriebe 
und  Prodactionen  anschliessen  —  man  kann  sie  in  einem  ähn- 
lichen, nur  etwas  weiteren  Sinne  als  in  dem  fiither  (§.  455)  ge- 
brauchten als  „ObjeotStenem"  (allenfalls  ähnlich  als  „Real-"stenem) 
zosanuneDfassen  und  dann  den  Fersonalsteuem  gegenflber  stellen  — 
verbindet  sich  die  Ermitüung  der  Thatsachen  zur  Feststellung  der 
Stenersubjecte  von  vorneherein  unmittelbar  mit  deijenigen  zur 
Feststellnng  derSteuerobjecte.  Denn  der  betreffende  Besitz  n.  s.  w. 
bedingt  ja  hier  erst  die  subjective  Steaerpfliehtigkeit  Die  Ermitt- 


Dtmber  K.  Walcker,  Selbatrenrklt  d.  Steaenresem,  S.  27». 
*)  £iii  Beispiel  aas  PreaBseo:  im  3.  1876  Zahl  der  zat  Classrastoner  reranlagtea 
Censiten  (Einzelnsteaemde  nnd  Uamhaltungsrorstände)  4,998,228;  daron  in  d.  1.  Stafe 
mathmassl.  Einkommen  r.  420— 66Ü  M,,  zo  3  M.  Jahressteaersatz)  2,507,853,  in  dei 
2.  Stufe  (660—900  M.,  Steuersatz  6  M.)  1,136,109,  in  d.  3.  Stnfe  (900  —  1050  H 
i  M.  Steufltsatz)  344,840,  in  d.  4.  Stufe  (1050—1200  M..  12  M.  Steneisatz)  320,980. 
in  d.  5.  Stnfe  (1200—1350  M..  18  M.  Steuersatz)  182,573.  in  d.  6.  Stufe  (1350  bis 
1500  M.,  24  M.  Steuersatz)  131,420  Penonea  u.  s.  w.   AIm  in  diesen  6  Stufen  bis 
löOO  M.  Einkommen  4.623,775  Censiten«  in  allen  tlbrigen  nur  874.458. 
A.  WagBsr,  Fiiuanriaaeiuehaft  IL  39 
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lang  der  Stenerobjecte  wird  hier  in  der  Regel  der  vorant- 
gehende  administratiTe  Aot  Darüber  im  §.  553. 

B.  —  §.  551.  Feststellnng  der  Stenerobjecte. 

1)  Bei  den  Personalstenem  handelt  es  sieh  hier  jetxt* 
meistens  am  die  ErmitÜang  der  nngeffthren  Steaerffthigkeii 
und  nm  die  Auflegung  danach  abgestufter  Steners&tit 
auf  die  betreffenden  Steaersnbjecte  („Glasaeosteuern")  odct 
am  die  genauere  (wenn  aneh  nieht  noüiwendig  völlig  genaae 
ziffermässige  EnnittlaDg  der  Höhe  und  eventuell  aoch  der 
Art  des  Einkommens  (Arbeits-^  Beuten-,  gemischtes  EinkonuMB 
und  bei  VermSgenstenem  der  Hohe  und  eventuell  eben&Us  da 
Art  des  Vermögens  (eigentliche  —  nominelle  —  Eis- 
kommen-  und  VermOgensteuern).  In  beiden  Fällen  kaa 
man  wieder  die  Methode  der  amtlichen  Kachforschung  ad 
der  Verpflichtung  der  Steuersabjeete  m  den  beafigiidien  Ab- 
meidungen  und  Angaben  anwenden. 

a)  Bei  den  Glasaensteaenif  —  und  zwar  nm  so  mehr,  je  tiefe 
dieselben  bis  in  die  ärmere  Bevölkerung  faerabgehen  und  je  teler 
nach  Recht  und  Sitte  noch  berufs  -  und  geseUschaftsUüidlscbe  Ord- 
nungen im  Volk  bestehen,  desto  mehr  —  kann  man  sich  vidÜMbi 
an  offenkundige  oder  an  einfach  an  constatirende  Hat-' 
Sachen  halten,  wdche  sieh  zugleich  mit  der  Aufnahme  des  PeaoMt 
Stands,  also  der  Steneniabjecte  ermitteln  laaaen.*)  Geht  niaa  wt 
dieaen  Steuern  Überhaupt,  wie  es  unter  unaeren  hentigen  Veihilt- 
niasen  zweokmäsaig  ist,  nicht  Aber  eine  gewisse  BevOlkemngsschicli 
mit  einem  mässigen  Einkommen  (c.  1500—  2000  M.  in  Deotack- 
land?)  hinaus,  sondern  verwandelt  diese  Steuern  bei  den  WoU- 
habenderen  in  eine  eigentliche  Einkommensteuer,  so  bedarf  o 
kaum  eines  besonderen  Zwangs  der  Steuerpflichtigen  au  Ang^es  : 
Uber  die  Einkommen-  und  Vermögensverhältnisae  oder  sog.  „Deels-  j 
rationen".  Ea  genllgt  eventoell  an  dem  peraOnUchen  Melöeswait 
Die  amtlichen  Steuerorgane  und  namentlich  passend  aua  orteksafiga  : 
Mitgliedern  der  Communalverwaltung  und  der  Communalvertieta^  j 
sowie  aus  Vertretern  der  Steuerpflichtigen  adbat  znsammeDgeaetitt 
„(Veranlagnnga-)  Steuercommissionen"  können  die  rich- 
tige Feststellung  der  Stenerobjecte,  bez.  der  „Einschätzaag* 

^)  Bei  den  reinen  Kopf-  and  Familianstenero  flUt  Steoeisäbject  vad  Steacrtl^i 
zas&mmen ,  die  Aofnabme  des  Penonenatuds  dient  ddier  i^aichieit^;  ni  dar  n*- 
ätöllDDg  der  Stenerobjecte. 

.  ")  Ancb  hier  liefert  bes.  die  prenss.  Glassensteaer,  nun.  in  den  EiuiehOBg* 
bis  1951,  bez.  1873  ein  Beispiel   Vgl.  dtruber  Hoffmsnn,  L.  r.  d.  Steaen,  &  140  f 
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der  Stenersu^jecte  in  die  „Classen"  auf  Grund  des  gesammelten 
Thatsaefaenmateriab  wohl  zu  Wege  bringen.  £in  Hilftmittel  der 
Controle  gegen  nngleichmässige  nnd  zu  niedrige  Ein- 
lehätaongen  liegt  in  der  Oeffentlichkeit  der  Steuerltsten  and 
in  dem  zu  gewährenden  Rechte  jedes  Stenerpflichtigen,  vermeintlich 
EU  niedrige  Einschätzongen  Dritter  zor  Sprache  zu  bringen.  Gegen 
10  hohe  Einschätzung  sind  den  Betroffenen  Reclamationsreofate 
in  höhere  Instanzen  zn  gev^Uuren. 

§.  552.  ~-  b)  Bei  den  Einkommen-  (and  ähnlich  bei  den 
/ermögen-)  Stenern  —  je  höher  Einkommen  and  Vermögen 
rerden  and  je  mehr  sie  sich  qualitativ  differenziren,  je  beweglicher 
las  ganze  Wirthscbaftsleben,  je  veränderlicher  die  Prodactions 
Bchnik  wird  and  je  mehr  das  Prinoip  des  Individnalismas  io  der 
rirtluH^fllichen  Reobtsordnnng  durchdringt^  desto  mehr,  daher 
D  steigendem  Haasse  im  modernen  Leben  —  bietet  die  ziffer- 
nässige  Ermittlang  der  Höhe  des  Einkommens  and  Vermögens 
lad  die  Feststellang  der  Art  beider  (bewegUohes  Kapital!  Zins- 
uokommenl)  grössere  Schwierigkeiten.  Diese  lassen  sieh  auch 
nter  der  Voraassetzung  eines  entwickeltea  Ertragsteoersystems 
arch  die  Benatznng  der  Daten  desselben»  femer  durch  das  mitr 
nter  mOgliehe  Zurückgreifen  auf  amtliehe  (gerichtliche)  Register 
Ir  gewisse  VermÖgensobjecte  and  Rechtsgeschäfte  (Grund-  aad 
ypothekenbttoher)  nicht  genügend  ttberwinden.  Aus  den  Ertrag- 
euerkataatem  gewinnt  man  wohl  einige  brauchbare  Anhaltspunete, 
i)^r  bei  der  ttblichen  uad  in  gewissem  Umfang  anvermeidlichen 
tnrichtung  dieser  Kataster  keine  ausreichenden  Daten  für  die 
estimmung  der  Höhe  des  wirklichen  Ertrags,  welcher  einem 
echtB-  und  Wirthsehaftsaubject  in  einer  bestimmten  Zeit  (der 
^enwart)  als  Einkommen  zufliesst.  Gewisse  offenkundige  Tbat- 
«hen,  aas  denen  auf  Höbe  und  Art  von  Einkommen  und  Ver- 
Ogen  zn  schliessen  ist  —  Lebensstellung,  Beruf,  Grund-  und 
Eiusbesitz,  Gewerbebetrieb  und  in  manchen  Fällen  Umfang  des- 
Iben  —  liegen  zwar  auch  hier  vor  oder  lassen  sich  leicht  er- 
Itteln.  Aber  die  unbekannte  nnd  besten  Falls  nnr  innerhalb  sehr 
äiter  Grenzen  richtig  zu  schätzende  and  doch  bei  dieser  Besteue- 
Bg  wesentlichste  Grösse  bleibt  die  Höhe  des  Einkommens. 

Diese  Erwägungen  führen  zn  dem  Schlnss,  dass  bei  der  Ein- 
»mxnen-  und  Vermögensteaer  die  Metbode  der  amtlichen  Nacb- 
rschnng  allein  zur  sicheren  Ermittluag  der  Tbatsachen, 
tlcbe  sich  auf  die  Stenerobjecte  beziehen,  nicht  ausreicht,— 

89* 
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weder  die  Nacfaforsohnng  durch  Steaerorgane  allein  noch  M 
wie  immer  sonst  zweckmassig namenttieh  ^eder  ans  Tertitln 
der  Berülkerang  and  der  Steuerpflichtigen  selbst  zasammeDgeKta 
Steaercommissionen.  Vielmehr  mass  hier  ebe  solebe,  a 
sieh  allerdings  auch  nnentbehrliche  amtliche  Naehfonehoog  U& 
zweite  Lbie  treten  and  sich  wesentlich  auf  eine  Revision  ni 
Controle  der  in  erster  Linie  obligatorisch  zu  foidenin 
eigenen  Angaben  der  Steoerpflichtigen  ttber  die  HVhenl 
die  Art  ihres  Einkommens  nnd  Vermögens  beschränken.  Ddn 
ist  im  Princip  „Declarationszwang"  za  verlangen  nndm 
directer^  bei  welchem  die  Angaben  positiv  rorgeschiieben  vada 
und  aach  Jedermann  ohne  Weiteres,  d.  b.  ohne  voraosgelMie 
Anfforderong,  wenn  sein  Einkommen  nnd  Vermögen  in  die  MB- 
Pflichtige  Grenze  ^t,  die  Declaration  einreichen  mnss;  nicbtu 
t&n  indirecter  DecUrationszwang,  wo  die  Unterlassimg  bl» 
mit  gewissen  Bechtsnachtheilen,  z.  B.  dem  Verlast  des  Reclamitk» 
rechtSj  verbunden  ist.*)  Es  ist  dabei  aach  die  Angabe  dereii 
zelnen  Kategorieen  des  Einkommens  ond  Vermögens  nadäs 
Werthhöhe  jeder  Kategorie  za  fordern.^*)  i 
Hit  dem  Declarationszwang  mttssen  dann  verschiedene  udat 
GnmdslUze  verbanden  werden  (§.  524),  welche  mit  AosnaliMdff 
zwei  ersten  auch  bei  den  Classensteaem  anwendbaren  hier  H» 
hanpt  allein  in  Frage  kommen  können :  weitgehende  vbA  mi- 
same  Oeffentiichkeit  der  Steaerlisten,  Bedit  jedes  Skier 
Pflichtigen,  gegen  vermeintlich  zn  niedrige  Angabeeiif; 
Andern  Einsprach  za  erheben,  strenge  nnd  hohe  S tri 
bei  zu  niedrigen  Angaben,  emstliche  Controle  beim  Erbgut 
selbst  anabhängig  von  den  etwaigen  Erbschaftssteaem,  ond  aiel 
träglicbe  hohe  Defrandationsstrafe.  Ob  man  tiiu 
stattliche  Versicherangen  verlangen  soll,  möchte  dn  fn^i^ 
Pnnot  bldben»  der  mit  naeh  Landesverhältnissen  in  entsMa 
wäre.  Es  erscheint  ftir  die  Erreicfanng  des  Zwecks  nleht 
dingt  nothwendig  and  in  sittlicher  Hinsicht  nicht  nnbededS^ 


Nur  ein  soldier  besteht  io  <).  Denen  IcOufl.  sächs.  EinkommeMteaergewty*^ 
^  Der  gnstü  MaoKei  des  prenss.  Einkommeasteaerreclits  ist  der  B*^ 
Declaratioiisziruig.  Id  Felge  dessen  werden  die  Einkommeo  Aa  wiiliftifciw^ 
Cl^en  nicht  hclitig  nach  den  gesetzlichen  Sätzen  (bia  S"/«)  ^etroffea. 
Sotbeer  q.  A.  m.  aufgestellten  StatistikeD  des  preuss.  VolkseinbunmeBS 
VertbeiloDg  sind  desvMeu  aach  nicht  braachbar,  am  eineii  rich^ga  FinhMj** 
H&he,  Anzahl  und  Vertheilang  gerade  der  grOsseiea  Elimliiliili^  * 
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stets  sofort,  so  in  Bezog  auf  die  ersten  Angaben,  zu  diesem  Mittel 
zn  greifen. 

Bedeutend  erleichtert  wird  die  Aufgabe,  wenn  solche  Stenern 
als  Repartitions-,  nicht  als  QnotitiUssteaem  aufgelegt  werden. 
Dann  besteht  für  jeden  Steaerpfliehtigen  das  nnmittelbare  Interesse, 
dass  keine  zn  niedrige  Angaben  der  Anderen  rorkommen  nnd  in 
der  richtigen  Conseqnenz  dieser  Sachlage  liegt  wieder  der  Decla- 
ratioDBzwang  mit  den  genannten  weiteren  Grandsätzen.  Die  wesent- 
liche Schwierigkeit  der  Bepartitionsbestenernng  ist  hier  freilich 
nicht  zn  verkennen:  man  mnss  richtige  Gesammtsteuerschnldig- 
lieiten  bilden,  wofUr  die  erforderlichen  Anhaltspnncte  znnftohst 
ehlen  oder  die  vorhandenen  nicht  genügen.  Kach  allgemeinen 
Srwägnngen  lässt  sich  wohl  feststellen,  welche  Snmme  solcher 
Stenern  das  ganze  Land  aufbringen  soll.  Aber  ittr  die  erste 
i^ertheilnng  oder  fHr  die  Bildung  von  Prorincial-,  Kreis-  nnd  6e- 
neindeqnoten  fehlt  der  richtige  Vertheilungsschinssel.  Jedenfalls 
tun  man  sich  dafQr  nicht  allein  an  die  Ergebnisse  der  Qnotitäts- 
«steoening  halten,  die  eben  mit  vielen  Fehlem  behaftet  sind.  Bei 
orläufigen  Einschätzungen,  durch  welche  man  Daten  fUr  die  Re- 
artition  erzielen  will,  kämpft  man  nicht  nur  mit  der  Tendenz 
er  Einzdnen,  das  Einkommen  zn  niedrig  anzuschlagen,  sondern 
lit  der  gleichen  Tendenz  ganzer  Districte,  was  dann  den  Werth 
sr  Mitwirkung  localer  Steuercommissionen  beeinträchtigt  Vielleicht 
esse  sich  durch  eine  Art  Vergleichsverfahren  je  zwischen  den 
elbstverwaltnngsorganen  und  Vertretnngsktfrpem  der  Provinzen, 
sr  Kreise  nnd  Gemeinden  (ähnlich  wie  es  bei  den  Katasteropera- 
)nen  der  Ertragstenem,  besonders  der  Grandstener,  §.  554,  be- 
eht)  Mne  Abhilfe  gewinnen,  indem  man  neben  den  Ergebnissen 
T  allgemeinen  Quotitätsbesteuerung  noch  andere  statistische  Anhalts- 
mcte  zn  ermitteln  sucht,  um  den  relativen  localen  Wohlstand 
stzostellen ,  auf  diese  Weise  dann  Oesammtsteneraefanldigkeiten 
Idet  nnd  darauf  die  Bepartition  bis  auf  die  einzelnen  Stener- 
iehtigen  herab  eintreten  lässt.  Von  Zeit  zn  Zeit,  namentlich 
cfa  bei  einer  Veränderung,  bez.  Erhöhung  des  Stenerbedarfs, 
Irden  dann  diese  Grundlagen  der  Repartition  zu  revidiren  sein. 
i  der  ernstlichen  Durchführung  des  Declarationszwangs  nnd  der 
□annten  ergänzenden  Grundsätze  erreicht  man  wohl  allmälig 
mer  bessere  Daten  tiber  das  Einzeleinkommen  nnd  Vermögen 
i  so  anf  diese  Weise  wieder  die  Möglichkeit,  die  Gesammt- 
uersumm^  der  Landesdistricte  in  ein  richtiges  Verbältniss  zu 
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einander  zn  bringen,  daher  auf  diesem  Wege  den  SteneHoss  lidt 
ttg  zu  normiren.  Nach  dem  Früheren  (§.  368)  wttrde  gerade  bei 
solchen  allgemeinen  Einkommenstenem  der  Stenerfius  dem  weohaefai- 
den  Finanzbedarf  gemäss  beweglich  zu  halten  sdn,  eine  Eis- 
richtnng,  welche  sich  aueh  wieder  mit  dem  Bepartitioiusyatem  •&  | 
Besten  verbinden  lässt 

§.  553.  —  2)  Bei  den  Objeotsteaem  (im  Sinne  des  §. 
unter  b)  mnss  man  die  aueh  Uer  in  Betracht  komm«Kl«s  beidai 
Methoden  der  amtlichen  Nachforschung  und  der  eigenen  AnmeMung 
der  Pflichtigen  zur  Ermittlung  der  Steuerobjecte  und  nnnmehr  n- 
gleicb  der  Steuersnbjecte  mehrfach  speciell  nach  der  Katar  der 
betreffenden  Stenern  gestalten .  Aber  in  wichtigen  Pnnetea 
stimmen  die  Aufgaben  bei  den  einzelnen  Stenern  doeh  auch  wieder 
ttberein,  was  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  immer  ge&Ogead 
beachtet  worden  ist  Kamentlioh  bedarf  man  in  der  Begel  ihn- 
licher  oder  gleichartiger  umfassender  Einrichtungen  nnd  Haaar^^ 
schon  zur  Constatirung  der  Steuerobjecte  selbst  nnd  so^u 
besonders  zur  Ermittlung  derjenigen  Thatsachen,  av 
denen  unmittelbar  oder  mittelbar  auf  die  H9he  des  Werths  oder 
des  Ertrags  eines  Steuerobjects  geschlossen  werden  kamiy  vm 
nach  dieser  Hohe  dann  die  individuelle  Stenersehnldigkeit  in  6«- 
mttssheit  des  Steuersatzes  zu  bestimmen. 

Die  bezttglichen  Einrichtungen  sind  die  sogen.  „Steaer 
katastrirungen",  ans  denen  man  die  „Stenerkataster","* 
(„Steneranschlfige")  oder  die  amtlichen  Sammlungen  der  t^at 
Sachen  zur  Feststellung  der  Stenersnlgecte  nnd  -objeete  and  nr 
Erm^ong  der  individuellen  Stenerschuldigkeiten  der  ninmhn 
Steuerpflichtigen  bildet  (§.  331).   Diese  Operationen  nnd  Kataüer; 
kommen  vorzugsweise  bei  den  Bealsteuwn  des  Ertragstsaer  | 
Systems  vor,  timHch  aber  auch  bei  den  meisten  anderen  „Oh^eet^  I 
stenerDj  von  denen  an  dieser  Stelle  zu  reden  ist  (§.  551),  so  nawn« 
lieh  bei  den  an  gewisse  Produotionsbetriebe  sich  anschUesMate 
indirecten  Verbrauchstoaem. 

Unter  den  steuerpflichtigen  Objecten  sind  hier  die  Immobi- 
lien nnd  die  Mobilien  zu  unterscheiden.  Die  Methoden  nr  b 
mitüung  des  Vorhandenseins  steuerpfliohtiger  Objeete  nad  d« 


Dei  Ciqtnmg  dw  Worts  Kataster  wird  ron  Jac  Gothofxedas  (CoiLTIm^ 
wohl  ricbtip  erldirt  mu  efaer  Znstmman  ijohimg  m  otpitationis  legislnia  adw  elfte 
TegistnilD,  iras  dradi  die  altfianzM.  Sdinibveise  capdütre  bestfttl{rt  viid.  Da  Tum* 
du  Gange,  gloasai.  8.  r.  capdastmm  n.  caUstrnm  (Ran,  II,  §.  299  Note  a^ 
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Werths^  Ertrags  a.  8.  w.  derselben  werden  hiemach  mehrfach  ver- 
schieden aasfallen  müssen:  so  einerseits  bei  der  Grand-  and  Hänser- 
steaer^  dann  bei  der- nach  Merkmalen  fester  Betriebseinrichtnngen 
(Zubehören  des  stehenden  Kapitals,  B.  Zahl  and  Grösse  gewisser 
Maschinen,  Gerttthe)")  anfgelegten  Gewerbe-  nnd  indirecten  Ver- 
branchsteuem,  anch  bei  der  Wohnangssteaer  and  anderseits  bei 
Stenern  aaf  bewegliche  Kapitalien  (Leihzinsstener),  bei  Gewerbe- 
nnd  indireoien  Verbranehstenem,  welche  nach  Bestandtheilen  des 
amlaafenden  Kapitals  (Rohstoffinenge ,  Arbeitslobnbetrag,  erentnell 
daher  Arbeitensahl  a,  s.  w.)^0  ftofgelegt  werden,  bei  direoten 
Laxnrateaem  nnd  in  ähnliehen  F&llen.  Die  Umstände,  nach 
welchen  sich  die  Steaerpflichtigkeit  richtet,  lassen  sich  bei  Mobi- 
lien  leichter  ate  bei  Immobilien  verbergen  oder  falsch  darlegen, 
weshalb  auch  die  Vorsehriflen  tlber  Anmeldong  a.  s.  w.  und  die 
Controlen  verschieden  sein  mUssen. 

a)  Bei  Immobiliar-Objecten  reicht  die  amtliche  Nach- 
forschang  znr  Constatirong  der  steuerpflichtigeD  Objecte  selbst  ans, 
tun  so  mehr,  als  ohnehin  für  andere  Verwaltangszwecke  Ueher- 
siobten  dieser  Ot^ecte  vorhanden  za  sein  pflegen.  Die  Person  des 
für  das  Object  steaerpflichtigen  Sabjects  ist  regelmässig  eine  offen- 
knndige  Thatsaehe  nnd  ergiebt  sieh  für  die  Stenerrerwaltnng  ans 
den  Gmnd-  nnd  Haasbticbem  n.  s.  w.  Die  Aafgabe  besteht  hier 
nor  etwa  in  der  genaneren  Beschreibung  des  Olyeots  speciell 
fllr  die  Besteaerangszweoke,  so  namentlicb  in  der  Feststellnng  der 
Grösse  des  Gmndsttlcks,  des  Haases,  wof^r  eventnell  besondere 
steoerliohe  Vermessangsoperationen  nöthig  werden  können,  wenn 
keine  genügenden  Haassbestimmnngen  vorhanden  sind.  Daran 
reiben  sich  dann  die  Massregeln  zur  Ermittlang  des  angefahren 
oder  genanen  Werths  oder  Ertrags  oder  der  Ertragsfähigkeit,  des 
Prodaotionsamfangs  eines  steuerpflichtigen  Objects,  Massregeln, 
welche  sich  im  Einzelnen  nach  der  ökonomisch-technischen  Natur 
dieses  Objects  nnd  auch  nach  der  Art  der  bezweckten  Steuer  (Ertrag-, 
indirecte  Verbranchsteuer  beim  Prodactionsbetrieb)  specialisiren. 
Die  bezüglichen  hier  festzustellenden  Tbatsachen  lassen  sich  meistens 
dnrch  amtliche  Nachforsefanng  ermitteln,  theils  von  Steuerverwal- 
tuDgsorganen,  theils,  und  in  der  Regel  besonders  passend,  von 


**)  Spedelle  Beiqfiflle:  ZaU  der  HalilglB|re  der  Hohlen.  Spindelulli  derSpiane- 
reieo,  Zahl  n.  Art  der  Oefen  n.  s.  w.  in  den  Metall  Tenrbeitenden  Qewatban. 

**)  Specidle  Beispi^;  QuntUät  des  Terubeitetea  Tabalm,  der  BQben,  des  ferti^n 
Fabrikats. 
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localen  nnd  sonstigen  SteaercomnuBrioDen,  in  denen  die  Staner- 
Pflichtigen  ihre  Interessen  mit  vertreten  finden.  Der  einadw. 
Steaerpflichtige  moss  aber  gesetzlich  gezwängt  werden  können, 
eine  solche  amtliche  Kachforschnng,  z.  B.  mittelst  GewShmng  des 
Zutritts  zn  seinen  Gmndsttlcken,  Gebäuden,  Fabrikränmen  n.  a.  v. 
za  gestatten,  nnd  in  manchen  Fällen  doch  anch,  Aussagen  in 
zog  aaf  die  Steuerobjecte  za  machen,  Bede  nnd  Antwort  dartber 
zn  stehen.  Znr  Wahrung  seiner  eigenen  Interessen  ist  ihm  fena 
das  Recht  einznittomen,  bei  der  amtliehen  Nachforschung  selb« 
zugegen  zn  sein  oder  sich  durch  Berollmlohtigte  vertrete  n 
lassen,  sofortige  Erinnenmgen  in  Bezug  auf  die  FeststeUnng  tob 
Thatsachen,  die  fär  seine  Bestenemng  in  Betracht  kommen,  n 
machen  und  schliesslich  ist  ihm  ^  Reolamationsrecht  binnen  ge- 
wisser Fristen  gegen  die  Ergebnisse  der  amtlichen  Naehforsdung 
an  höhere  Instanzen  (Behörden ,  auch  RedamationsconuiiiaBioBeBi 
zn  gewähren. 

b)  Bei  Hobiliarobjecten  wird  gewöhnlich  die  Verpfliditaiig 
Ast  daftlr  steaerpflichtigen  Subjecte,  bezflgliobe  Anmeldungen  wai 
Aussagen  Aber  den  Besitz  und  die  Beschaffenheit  solcher  ObjeeiE 
zn  machen,  voran  zn  stellen  sein.  Die  amtliche  NatdifoiBchmig 
dient  dann  mehr  znr  Ergänzung  nnd  znr  Controle. 

Wo  ea  sich  um  die  Anknllpfnng  der  Bestenemng  an  den  teeb- 
nischen  Prodnctionsprocess  gewisser  Artikel,  wie  im  Falle  der  in- 
directen  inneren  Verbranehstenem  bandelt,  und  demgemte  mitlel- 
bar  (bei  der  Rohstoffstener)  oder  unmittelbar  (bei  der  Fabrikatstener) 
die  Menge  des  steuerpflichtigen  Products,  welche  hier  das  Stour- 
object  ist,  ermittelt  werden  soll,  da  mnss  regehnäsaig  der  ganze 
Productionsbetrieb  unter  fortlaufende  oder  zeitweilige,  d,  k 
während  der  jedesmaligen  Daner  der  Prodnction  stattfindsade 
steueramtliche  Controle  gestellt  werden.")  Zu  diesem  Zwecke 
ist  das  steuerpflichtige  Snbjeot  wiederum  zu  gewissen  Anmeldung 
und  zn  gewissen  Einrilumungen  von  Rechten  an  die  Organe  der 
Stenerverwaltnng  zn  verpflichten.  So  hat  es  z.  B.  den  Z^tpaa 
des  Beginns  eines  Prodnctionsbetriebs  rechtzeitig  der  Behörde  a- 
znmelden  („Steneransage"),  darf  den  Betrieb  nur  in  Qtff» 
wart  der  Beamten  vornehmen,  muss  Uber  den  Umfang  der  Prodi^ 
tion,  Aber  die  Objecto  derselben  wahrheitsgetreue  Aussagen  ma^o. 
die  Gesohäftebttcher  in  bestimmter  Weise  darüber  ftthren 

^  So  Dam.  bei  dar  BeBteawnog  der  Bruintv«iDbi«nnei«i.  ^erbmerd,  Bite- 
zuclcenabriliati«),  des  Tabakbaus,  der  Tab^biikaUAn,  dei  Salzgewinnuig. 
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Gewisse  tecbniscbe  Apparate,  welche  bei  der  Frodaction  verwendet 
werden,  stehen  nun  Behofe  der  Stenercontrole  unter  Anseht  und 
Sperre  der  Stenerverwaltang.  Die  Stenerbeamten  erhalten  das 
Recht,  jederzeit  die  .Gmndsttlcke  and  Rttame  des  Frodnctions- 
betrieb«  zu  betreten,  am  die  Gontrole  aaszattben.  Wo  die  Steaer 
an  den  zn  verarbeitenden  Rohstoff  (Form  der  Rflbenznckerstener, 
HalzBteaer)  oder  an  den  gewonnenen  Rohstoff  (Tabakbaa,  Gewiebt- 
Bteaer,  Zwangsabliefemng  an  die  Uonopolverwaltnng)  oder  an  das 
fertige  Fabrikat  (Form  der  Rttbenznckerstener,  der  Branntwein-, 
der  Salzsteaer,  Tabakfabrikatstener)  sich  anknttpft,  unterliegt  der 
Steuerpflichtige  entsprechenden  Verpflichtungen,  nicht  unversteuer- 
ten Rohstoff  za  verarbeiten,  kein  nnversteuertes  Prodnct  aus  der 
Fabrik  n.  s.  w.  heraus  in  den  VertLehr  zu  bringen.  Zu  diesem 
Zweck  sind  wieder  die  erforderUohen  Anmeldungen  des  Stener- 
snt^eets  an  die  Behttrde  vorgeschrieben  nnd  dieser  wtitgehende 
Gontrolrechte  gegeben,  am  die  steuerpflichtigen  Objecte  richtig  fest- 
steUen  zn  können.  Die  Anordnung  des  Gebrauchs  von  Stempeln 
(Tabak&brikate),  das  stenerbehOrdliche  Recht  der  Einsiobtniüime 
der  Geschäftsbücher,  selbst  der  Zwang  zur  periodischen  Abliefe- 
rang der  letzteren  an  die  Verwaltai^  (americaniscfae  Tabaksteuer) 
kann  als  GontrolhOfemittel  hinzukommen. 

§.  554.  Bei  den  Ertragsteuern  gestalten  sich  die  steuer- 
technischen Massregeln  zur  richtigen  Feststellung  der  Steuerobjeote 
und  das  bezügliche  „Katasterwerk"  nach  dem  Wesen  jeder 
einzelnen  Steaer  in  den  Einzelheiten  besonders  verschieden.  Aber 
gewisse  GrnndzUge  dieser  Massregeln  sind  wenigstens  je  bei 
gewissen  E^agsteaem  doch  aach  noch  in  weiteren  Functen  als 
den  bereits  erahnten  Übereinstimmend.^') 

Einmal  trennen  sich  in  dieser  Hinsicht  die  Bealsteuem,  die 
ömnd-,  Gtebftnde-  und  Gewerbesteuer  (einschliesslich  ihrer  Abarten, 
wie  dw  Bergwerkstener)  von  den  mehr  personalstenerartigen 
Krtragstenem ,  der  Lohn-  und  Besoldungs-,  auch  der  liberalen  Be- 
ruf- nnd  der  Leibzinssteuer,  welche  letztere  trotz  ihres  Steuer- 
objects  hier  mehr  zu  dieser  Gruppe  zn  stellen  ist.  Bei  den  Stenern 


")  Auch  bier  rortreffliche  ErOrteniDg:ea  bei  Hock,  Off.  Abg.  S.  179  ff.  S.  ftos 
1er  Bpec  Stanerlebre  rorliofig  Bsn  B.  2  Ober  die  Einrichtaag  der  Gnud-,  Geblade-  n. 
Severbesteaer;  ancb  Steia  R  2.  Die  Debereinstimmiuig  der  Eioricbtong  bei  der 
3nuid-,  Gewerbe-  nnd  läDdlicfaea  Gebiadestener  in  manchen  gnindsfttzlichen  Pnncten 
[Glaseeiucbema,  Glassirong  o.  a.  m.)  scheint  mir  zu  venig  beachtet  irorden  zn  sein. 
troza  die  aosschUessUcbe  Behandlung  solcher  Pnncte  in  der  den  UeberiiUck  des  Gleieh- 
uti^en  benehmenden  speciellen  Steaerlebce  vohl  beigetragen  hat 
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aaf  den  gewOhnlicfaen  Arbeitslohn  als  solchen  geht  mio  amck- 
mttflsig  in  ähnlicher  Weise  wie  bei  den  Clasaensteoen  (§.  551), 
bei  den  Besoldangs-,  liberalen  Bemfs-  nnd  Leihzinssteaem  Ibnlidi 
wie  bei  den  Einkommensteuern  (§.  552)  snr  ^rmittlnng  der  Stner- 
objecto  vor.  Daneben  bieten  sieh  besondere  Hilftmittel  nr  Er- 
fllllnng  dieser  Aufgabe  and  eventnell  auch  zur  Erhebung  der  Ste», 
indem  man  bei  Lohn  und  Besolduig  auf  den  Arbeitgeber,  bei 
Leilizins  auf  den  Sehnldner  zorOckgreifl  (Frage  der  CofQNfr 
beetenernng  §.  409). 

Bei  den  Realsteaem  ist  die  Ermittelung  des  SteaurobjMli, 
seines  Werths,  Ertrags  a.  b.  w.  zwar  in  euer  EUnsicht  leidita, 
weil  gewisse  wichtige  darauf  bezügliche  Thatsachen  offimkaBdie 
sind  oder  sich  unschwer  feststellen  lassen.  Aber  in  anderer  Hiit- , 
siebt  ist  die  Aufgabe  schwerer:  die  individuelle  Verschiedeo- 
heit  des  Werths  und  Ertrags  der  Stenerobjecte  ist  sehr  gnK. 
Der  individuelle  Werth  oder  Ertrag  lässt  sieh  absolut  gesn 
wenigstens  bei  den  sten^flicbtigen  Gnmdsttlcken  und  Gewerba 
überhaupt  kaum,  und  selbst  annfthemd  bloss  mit  dnan  gniaeB 
Ärbeitsaatwand ,  trotzdem  aber  nur  ungenügend  ermitteln.  Die 
zeitlichen  Veränderungen  des  Werths  und  Ertrags  kOsBes 
vollends  nur  sdten  ausreichend  verfolgt  werden.  Ans  diesen  Vtf- , 
bältnissen  erklärt  sich  eine  gewisse  Selbstbescheidung  dn 
Stenerverwaltung  diesen  Bealstenem  gegenftber:  man  sieht  fiet 
fach  ganz  von  der  Ermittlung  des  individuellen  Weiäis  ori 
Ertrags  ab  nnd  begnügt  sich  mit  der  Feststellung  von  Werth-  oder 
Ertragsolassen,  in  welche  dann  die  einzelnen  Stenerobjecte  Birk 
ihrem  ungefähren  Werth  oder  Ertrag  eingeschätzt  werden.  Dir 
Verfahren  läuft  darauf  hinaus,  für  das  dnzehieSteaerobjectaiiter 
gewissen  allgemeinen  Voraussetzungen  in  Bezug 
Prodnctionstechnik,  Absatzverhältnisse,  Waarenpreise,  Lobüifib 
u.  s.  w.,  Voraussetzungen,  die  allerdings  für  WerUt  nnd  Erti« 
mitbestimmend  sind,  diese  letzteren  festzustellen.   Aber  die  6^ 
dingungen,  welche  in  der  Wirklichkeit  und  im  coneretei 
Fall  massgebend  sind,  weichen  von  jenen  allgemdnen  Von» 
Setzungen  von  vorneherein  mehr  oder  weniger  nnd  in  der  Wcäff 
entwicklnng  gewöhnlich  immer  mehr  ab.  Mittelst  Revisioiei 
lässt  sich  das  wohl  etwas  berflcksiebtigen,  aber  diese  ^ 
gemein  schwierig  und  kostspielig,  mttssten  öfters  fast  eine  gui 
neue  Operation  werden  und  unterbleiben  daher  leicht.  DarsM 
klärt  sich  wieder  mit  die  Unfähigkeit  dieser  Stenern,  mit  des 
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Finanzbedarf  im  Ertrag  za  wechseln,  iDsbesondere  zd  steigen:  die 
Stenern  werden  nnremiddlieh  einigOTmassen  stabile,  so  nament- 
lich die  Grundsteuer.**) 

Unter  den  Bealstenem  bieten  gerade  die  wichtigsten,  mit  einer 
einzigen  Ausnahme,  solche  Schwierigkdten  in  Betreff  der  Ermitte- 
lung des  Stenerobjects:  die  Grundsteuer  in  dem  Hanptfall  (Steuer 
von  landwirthschafUich  oder  ähnlich  benatzten,  von  forstwirth- 
schaftlichen  Grundstücken),  die  Gewerbesteuer,  die  Gebände- 
steaet  von  gewöhnlichen,  Tom  EigenthUmer  selbst  bewohnten  Wohn- 
häusern auf  dem  platten  Lande,  in  den  kleineren  Städten.  Nur 
bei  den  im  Wege  der  Vermiethnng  ausgenutzten  Häusern,  da- 
her namentlich  in  den  grösseren  Städten,  wo  man  die  Steuer- 
objecto  der  nicht  Termietfaeten  Häuser  dann  nach  der  Vergleichnng 
mit  yennietheten  behandeln  kann,  ist  die  individaelle  Werth- 
oder  hier  besonders  die  individneUe  Ertragsermittelnng  leichter, 
daher  aach  hier  ttblicb.  Bei  den  genannten  anderen  Steuern  dar 
fS^gea  nimmt  man  eine  allgemeine  Classification  der  be- 
ärdÜBnden  Stenerobjeote  vor:  man  bildet  nach  gewissen  äusseren 
Merkmalen  (Gewerbe,  Gebäude)  oder  nach  gewissen  Werthab- 
stuAmgen  (Grundstttcke)  Werth-  oder  Ertragsclassen  (sogen. 
„Classification"  i.  e.  S.)  and  schätzt  die  einzelnen  Steuer- 
objecte  in  diese  ein  (sogen.  „Cla8.8irang");  eventuell,  wie  be- 
sonders bei  der  Grundsteuer,  indem  man  zunächst  gewisse 
typische,  einer  Classe  entsprechende  Steuerobjecte  ermittelt  (auch 
wohl  nach  diesen  Typen  die  Classen  bildet)  und  dann  die  anderen 
Objecto  durch  Vergleich  mit  dieser  Type  classirt,  wobei  von 
kleineren  Verschiedenheiten  der  einzelnen  Objecto  abgesehen  wird. 
So  ergeben  sich  die  „Glassenkataster"  bd  den  Grand-,  Ge- 
werbe- und  ländlichen  Gebäadestenem.") 

Mmu  hat  dies  gende  bei  dieser  Steoet  mitunter  ron  vorneherein  bei  neueren 
rationdien  Reformen  wohl  in  Aussicht  ausgenommen,  ansdrOcklich  oder  implicite, 
z.  B.  in  der  Csterr.  Grondatenei^eaetzgebong  tod  1817  trotz  der  vorbehtltenen,  aber 
DiemAla  ausgeführten  Benaion.  in  der  preossischen  von  1861.  Darui  hatten  falsche 
Ansichten  ftber  die  Stabilit&t  des  Finanzbedarfs  und  der  ron  einer  einzelnen  Ertrags- 
«ladÜe  zu  erzielenden  Steaersomme  schuld.  Es  ergiebt  sich  duMS,  irie  nothwendig 
u  ist,  auf  du  entricklniiMfesetzmiwir  begründete  Waohsthnm  des  Finaazbedam 
Djid  der  Bestenernng,  dem  Standponcto  dieses  Wuto  gemisa,  hiunweiseQ,  um  auch 
sn  pnctts<Aen  Spedalpancten  richtige  Stellung  zn  nehmen.  Im  Text  ist  freilich 
ron  der  StabilitU  solcher  Steuern  ans  stenertechnis.chen  Gründen  die  Bede. 

Die  neuere  continental-earopäbche  Grundsteuer  beruht  Cut  durchweg  auf 
solchen  „Classen -Katastern'*  mit  „Einschätzung"  (statt  indiridneller  „Absch&tzung"), 
einedel  ob  im  Debiigeu  Guts-  oder,  wie  Üblich,  Parcellarkataster,  Werth-  oder,  vie 
meistens,  Ettragskataster  besteht.  Die  Gewerbesteuer  bat  sich  wenigstens  überwiegend 
neaerdings  nach  dem  System  von  Gewerbegattungs-,  Orts-,  BetiiebsnmCugs-Gluaen 
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Das  Haapteiel  ist,  nicht  sowohl,  die  Ertrilge  in  ihrer  abaolnten 
Httbe  wirklich  richtig  za  emüttehi,  als  auf  diese  Weise  eine  ge- 
wisse Gleichmässigkeit  der  Behandinng  der  einzelnen  Stener- 
objecte  jeder  Steaerart  za  verb&rgen.  Das  wird  auch  einiger- 
massen  erreicht,  wenigstens  liegen  die  Fehler  in  ein  nnd  derselbei 
Richtung,  wenn  z.  B.  die  Type  nicht  richtig  gew&hlt  oder  in  eine 
falsche  Glasse  gesetzt  ist  Die  Hitwirkong  der  Stenerpflichtigen  selbst 
bei  der  Glaasifieation,  der  Typenbestimmiug,  der  Glassimng  a.  s. 
dient  dazn,  das  Operat  mSgUchst  richtig  zu  gestalten.  St^ier- 
commissionen  ans  sachrerständigen  aod  ortskundigen  Personen,  b^ 
sonders  ans  den  Behörden  und  Vertretungskörpem  der  Provinzen, 
Kreise  und  Gemeinden  nnd  ans  den  Kreisen  der  Interessenten  sdfait 
werden  bei  der  Herstellung  des  Katasterwerks  als  mit  beraüiende 
nnd  auch,  Torbehaltlich  gewisser  Abändemngsrechte  höherer  Be- 
hörden (und  Commissioiien)  als  mit  entscheidende  Instansen  ein- 
gerichtet Jeder  einzelne  Interessent  erhält  das  Recht,  bei  des 
betreffenden  Aufnahmen  gegenwärtig  zn  sein  nnd  seine  Ansicht 
Torznbringen,  nnd  Reclamationsrecbte,  falls  er  sieh  fftt  benacb- 
theiligt  hält  Interessentengruppen,  z.  B.  die  Ortsgemeinde,  erhahea 
ähnliche  Rechte.  Das  Princip  der  Oeffentlichkeit  der  Kataatrat- 
arbeiten  nnd  der  rorlänfigen  FeststeUnngen  dient  weiter  znr  Cod- 
trole.  Steuercommissionen  ftir  eine  Anzahl  Districte  (z.  B.  flir  die 
Provinzen  gegenüber^  den  Kreisen  nnd  für  mehrere  Provioaen  n- 
sammen)  nnd  höhere  Revisions-  und  RecnrabehOrden  sorgen  fir 
die  Erhaltung  oder  Herstellung  der  Gleichmässigkdt  der  Kataater- 
arbeiten  im  ganzen  Staatsgebiete. 

Die  Praxis  hat  hier,  besonders  in  den  modernen  Omndsteae- 
katastem  nnd  znm  Thefl  auch  in  den  Gewerbestenei^atasteni,  nr 
Losung  ihrer  Aufgaben  eine  grosse  Summe  von  Arbeit  and  tob 
Scharfsinn  aufgewandt    Wenn  trotzdem  namentlich  bei  den  gt- 


entvick«lt  (frinzOt,  Pateatsteaer,  saddeatsdie  GeTerbeBtea«ni,  in  HupqnmcteB  mA 
die  prenasisdM).  Als  Beispide  der  ländlichen  Gebindeclusensteaer  kua  die  M»- 
leicliisclie  rm  1820  and  die  zveite  Fem  der  pmua.  GdMndeiteiier  r.  ISOt  Aam- 
1^  Wie  dies  die  Gesetie  voU  ansdiacUich  »iwpnchen.  So  betet  es  fa  I 
der  ,jiMweia,  t  d.  Verfahren  bei  Ennitdaag  des  Beinertrags  der  Liegenachafien  ■.  s.  w.* 
im  AnBchlnss  an  <Us  prenss.  Ges.  v.  21.  Hai  1S61  betr.  andenreite  Begohag  dtf 
Gnmd8teaer:  .^ireck  des  Verfkbreus  ist  die  Ermittlimg  des  SeiDettrags  des  Mr- 
pflichtigen  Grandeigenthoms :  ...  in  reTh&ltaissmassiger  Gleichheit,  wo- 
nach die  Grandstenerhaaptsummen  ftir  die  Prorinzen  .  .  .  n.  inneriialb  der  teüttn 
die  von  den  einzelnen  Kreisen  im  Ganzen  sotoU,  wie  die  Tott  den  etnielDen  äit^ 
bezirken  und  Gemeinden  zu  fibemebmenden  Grondstenerbetrige  za  beetisiBeB,  dM- 
nftchst  aber  deren  ünterrertheilnng  aof  die  einzelnen  Liegenschaften  mOgliebit  lack: 
bewirken  zu  ktanen" :  die  folgerichtige  Aawendang  des  BepactitiOBMylteas. 
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nannten  beiden  Stenern  aach  selbst  in  Betreff  des  speciell  ins  Äuge 
gefassten  Ziels,  der  wenigstens  relativ  gleichm&ssigen  Be- 
lastung der  einzelnen  Steaerobjecte  jeder  Steuer,  kanm  aachnor 
ftir  die  Zeit  der  Eatasterarbeit  selbst,  geschweige  fUr  die  spätere 
Zeit  etwas  leidlich  Vollkommenes  erreicht  ist,  so  liegt  die  Sebald 
nicht  an  der  falschen  Methode  oder  der  angenttgenden  Aosftlhmng, 
sondern  an  der  aosserordentlichen  Schwierigkeit  der  Aufgabe. 

Diese  Schwierigkeit  lässt  sich  indessen  gerade  bei  der  Grund- 
nnd  Gewerbesteuer,  wo  sie  rieh  am  Meisten  fllhlbar  machte  dnreh 
die  Benutzung  des  Repartitionsprincips  den  steuerpflichti- 
gen Individaen  gegeiittber  etwas  Uberwinden,  wie  im  folgenden  § 
geaeigt  wird. 

C.  —  §.  555.   Feststellung  der  Steuersätze. 

1)  Fttr  diese  Aufgabe  gentigt  es  im  Allgemeinen  j  soweit  es 
sieh  umEinkommen-,  allgemeine  VermOgen-nnd  Ertrag- 
Steuern  bandelt,  auf  die  Erörterungen  in  §.  543 — 545  zu  rerweisen. 

a)  Besteht  Qnotitätsbesteuerung,  so  werden  die  gesetzlichen 
Steuersätze  derselben,  bez.  diejenigen  gewisser  Steuerstufen  oder 
Stenerclassen,  einfach  nach  den  ermittelten  Tfaatsachen  auf  die 
Stenerobjecte  gelegt  und  den  Steaersnbjccten  zor  Zahlung  vor- 
geschrieben. 

b)  Bei  Repartitionsbestenemng  complicirt  sich  diese  Auf- 
gabe, weil  nun  erst  die  Individuellen  Steuersätze  für  jedes 
Steuerolgect  und  Stenersubject  mittelst  der  Bepartition  der  Steuei^ 
summe  auf  die  zu  belastenden  Sten^bjeote  festzustellen  sind.  Aber 
gerade  bei  dieser  Methode  ergiebt  sich  die  Möglichkeit,  jene  im 
vorigen  §  naehgewiesenen  Mängel  der  Ertragsteuem,  besonders  der 
Grund-  und  Gewerbe-,  dann  der  ländlichen  und  kleinstädtischen 
€^bäude-(Gla88en-) Steuer,  auch  etwa  der  Steuer  anf  den  Ertrag 
der  selbs^digen  liberalen  Bemfsnnternehmungen  (im  Unter- 
schied  von  solchen  Beruft diensten,  §.  461)  einigermassen  zu 
besettigen.  Dies  kann  dadurch  geschehen,  dass  man  nach  dem 
Kataster  im  Allgemeinen  nur  die  Quoten  der  von  jedem  Ge- 
bietstbeile,  bis  herab  zur  Ortsgemeinde,  aufzubringenden  Summe 
einer  jeden  Steuer  feststellt,  bei  der  individuellen  Vertheiiung 
der  Ortsquote  auf  die  einzelnen  Steaerobjecte,  bez.  Stenersnbjecte 
dagegen  Abweichungen  von  deijenigen  Vertheiiung  und  von 
deigenigen  Steuersätzen  gestattet,  wdehe  sich  bei  der  genauen 
Zugrundelegung  des  Katasters  ergeben  würden.  So  wird  es  roOglicb, 
in  erwünschter  Weise  in  die  Objectbesteuerung  auch  ein  snb- 
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jectives  Uoment  einzoftlgen  lud  dadorch  manche  Härten  da 
ersteren  zu  mildem.  Es  Mast  sich  hierbei  namenÜioh  anf  indivi- 
dnelle  Ökonomisohe  Verhältnisse,  wie  die  oben  in  §.  428  berflhrten, 
Rücksicht  nehmen.  Bei  den  Gmnd-  and  Oewerbesteneni  kann  das 
fBr  den  Ertrag  so  massgebende,  oft  geradezu  entscheidoide  Momait, 
die  Persönlichkeit  des  leitenden  Wirthschaftssabjects,  ferner 
können  concrete  Verhältnisse,  wie  in  der  Landwirthschaft  die 
Lage  der  Grandstttcke  (FareeUen)  eines  Wirfbs  sn  eioaiider  und 
znm  Hof,  von  dem  ans  sie  bewirthschaftet  werden  (Thflnen'sefae 
Regebl)  oder  wie  im  Gewerbe  die  eoncreten  Bezog-,  Absali-. 
technischen  Prodnoüonsbedingangen  o.  s.  w.  eines  einzdoen  Ge- 
werbebetriebs einige  Berttcksichtignng  finden.  Auch  der  indiri- 
dnellen  Verschiedenhdt  der  VerscholdangsTerhältnisse  des  Beal- 
besitzes  lässt  sich  wohl  etwas  mit  Beiämiing  tragen  und  dadnidi 
einer  der  schwersten  Uebelstibide  der  Realbestraernng  (§.  464) 
Termindem. 

Zur  Dnrchfllhrang  dieser  individaeUen  Vertheilong  einer  Steaer- 
snmme  und  znr  Feststellnng  der  sich  so  ergebenden  Steaezallic 
haben  wieder  locale  Stenercommissionen,  wie  die  frtlber  (§.  544; 
erwähnten,  eventnell  Änsschtisse  von  Bemfsgenossen  zn  di«ieo.^ 

§.  556.  ~~  2)  Bei  den  an  einen  Prodnctionsbetrieb  sieh  an- 
knöpfenden indirecten  Verbranchstenem  handelt  es  sich  regel- 
mässig am  feste  (Qaotitäts-)  Steuersätze,  zu  deren  ridktiger  Aaf- 
legong  auf  die  Steuerobjeete,  in  Gemässhtö  der  gwwtalifheii 
Besteuernngsmethode  nach  dem  Robstoff,  Fabrikat  n.  s.  w.,  ebes 
die  Thatsachen  des  einzelnen  Betriebs  in  Bezug  aaf 
diese  Objecte  genau  za  ennitteln  ^d.  Hit  der  Lösung  dieev 
Aufgabe*  ist  die  Aufgabe  der  Feststellnng  der  Stenersätze  und  der 
Ermittlang  der  individuellen  Stenerschnldigkeiten  eines  ProdaeeslBi 
daher  im  Wesentlichen  zugleich  erledigt.  Das  Einzelne  rioiitet  akk 
hier  aber  in  solchem  Maasse  nach  der  Natur  des  Steuerobjeete  oder 
des  Productionsbetriebs,  in  welchem  das  Object  hergestellt  wird,  da» 
sich  darüber  hier  an  dieser  Stelle  nichts  Allgemeineres  sa^n  GM. 
Die  Bpeeiellen  teohnisdien  Prodactionsproeesse  der  einzelnen  AiiikcL 

")  In  einigen  Puncten  Uuilicbe  TorscUige  rou  Stein,  bes.  t  d.  feaadw— la. 
z.  6.  U,  48.  £s  handelt  sich  aber  aach  hier  irieder  Dm  eine  allgemeincT  u  T<r- 
bindnog  mit  der  Keparütionabesteaening  anvendbaie  Methode.  Die  Sache  ist  geiaic 
umsekebrt  wie  in  Frankreich  bei  der  Onudstener  ta  machen,  wo  man  die 
steaemuame  u.  diejenigen  der  Departements,  Arondiaaementa  a.  selbst  der  Geiaaate 
nidit  oder  nur  wadg  im  Anhalt  an  das  EMaster  bestimmt,  danfen  dfe  iiidiridBc0B 
Stenerschokligkeiten  der  einieinen  Liegenschaften  genau  nach  dorn  Kataster  mkfi. 
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die  mitspielendeo  ohemischen  Processe  z.  B.  bei  der  Wein-,  Bier-, 
Branntwein-,  Znokerberaitiuig,  bedingen  ancb  veraebiedene  Methoden 
der  Krmittlnng  der  Steaerobjecte. 

Bei  der  notorischen  Ungieiohmässigkeit,  mit  welcher  gewisse 
Stenern  dieser  Art,  namendicb  die  Bobstoffbesteaerong,  nach  der 
Qualität  der  verarbeiteten  Stoffe  (Rfiben  bei  Zucker!),  nach  der 
techniscben  Einrichtung  nnd  nach  dem  Umfkng  des  Betriebs  (Gross- 
nnd  Kleinbetrieb!)  ancb  hier  die  einzelnen  Prodneenten  treffen 
(§.  514,  516),  liegt  aber  bei  dieBen  Stenern  die  Sache  ähnlich  wie 
bei  den  besprochenen  Ertragsteaem:  die  Vemachlässignng  des 
subjectiven  Moments  rächt  sich  wieder  durch  die  Ungleichmässig- 
keit  der  Stenerbelastnng.  Dies  iUhrt  zu  der  Erwägnng,  ob  sieh 
nicht  auch  hier  das  Princip  der  Repartition  aushilfsweise 
benutzen  Hesse,  um  solche  Ungleicbmässigkeit  zu  ver- 
min dern.  'Es  konnte  allenfalls  anf  die  Weise  geschehen,  dass 
man  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  Uber  die  Steuerobjecte 
nnd  die  Steuersätze  Gesammt-Steuerschuldigkeiten  Itlr  eine 
ganze  verbrauchsteuerpfliobtige  Frodnctionsbranche 
bildete,  z.  B.  ftlr  die  Rtlbenzuckerprodnction,  Bierbrauerei,  Brannt- 
weinbrennerei, nnd  alsdann  unter  Gontrole  der  Steuerbehörde  durch 
Commissionen  oder  Ausschttsse  der  Steuerpflichtigen  diese  Summe 
auf  die  einzelnen  Betriebe  unter  Zulassung  genau  zu 
begründender,  aber  innerhalb  gewisser  Grenzen  sich 
haltender  Abweichungen  von  der  ersten  Veranlagung 
vertbeilte. 

Die  grösseren  Schwierigkeiten  und  Bedenken  gegen  ein  solches 
Verfahren  bei  diesen  Stenern  im  Vergleich  mit  demselben  Verfahren 
bei  den  Realstenem  des  ErtragsteuersTStems  nnd  nicht  zu  ve^ 
kennen.  Sie  liegen  namentlich  darin,  dass  bei  den  Gewerben  der 
genannten  inneren  Verbrauohstenem  nur  etwa  bd  der  Bierbrauerei, 
und  auch  hier  bloss  tiieUwdse  und  neuerdings  immer  weniger,  bei 
den  anderen  in  der  Regel  gar  nicht  von  einem  local  beschränk- 
ten Productionsgebiet  nnd  Absatzmarkt  die  Rede  ist 
Man  kann  daher  nur  in  geringem  Maasse  neben  der  Gesammt- 
Bteuerschnldigkeit  des  ganzen  Staatsgebiets  provincielle  nnd  noch 
weniger  locale  Gesammtsteuerquoten  bilden,  sondern  mttsste  die 
Hanptsumme  gleich  auf  die  individuellen  Betriebe  direct  ver- 
tbeilen.  Das  ist  misdicher  und  schwieriger,  besonders  da,  wo  es 
sich  um  eine  sehr  grosse  Anzahl  sehr  weit  Uber  das  ganze  Gebiet 
trerstreuter  Betriebe  bandelt,  wie  bei  der  Bierbrauerei  meist,  bei 
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der  Branntweinbrennerei  wenigstens  nach  den  deotscben  (im  Cntcr 
schied  z.  B.  von  den  englischen)  ProdnctionsTerhUtniBBeo.  Difiega 
wttrde  bei  der  Rübenzackerprodnction  and  Besteuemng  an  sokki 
Vorgehen  schon  eher  aosfllhrbar  sein. 

Die  Vortheile  eines  derartigen  Bepartitionsrer&hrens  irtm 
aach  hier  die  nemlichen  wie  flberhaopt  bei  der  Stenerr^Mit^ 
(§.  544  ,  545).  Namentlich  würde  hier  wohl,  wenn  einmal  dx 
bestimmte  Summe  anfgebraeht  werden  mnss,  die  Concurreii 
der  Prodaoenten  zu  einer  gleichmässigeren  Belastong  da  ^i^ 
zelnen  hinftthren.  Gerade  in  diesen  Gewerben  verfolgt  mao  de 
Lage  nnd  Leistungen  Jeder  einzelnen  Untemehmnng  scharf  n 
der  Concnrrenz  willen  nnd  wtlrde  im  Besiti  mancher  TbatsadKi 
sein  oder  leicht  kommen,  anf  Gmnd  deren  man  eine  sokbe  A» 
gleichnng  vornehmen  kann.  Wesentliche  Bedenken  dieser  BesteiK- 
rang  (§.  514)  Uessen  sich  so  vermindern.  Der  Einwand,  dis 
dadurch  dem  einzelnen  Producenten  die  besonderen  Vorthdle  seiBer 
besseren  technischen  Leistung  und  der  daraus  hervoigebe&da 
tiieilweisen  „Abwälzung"  der  Steuer,  auch  zum  Sehaden  des  teet 
nischen,  anf  diese  Weise  piibniirten  Fortschritts,  entzogen  wflrd« 
ist  nicht  durchschlagend.  Denn  dieser  Vortheil  wild  nur  auf  Gm' 
eines  an  sich  mangelhaften,  ungleichmSssigen  Stenerverfttev 
erzielt  nnd  ist  nicht  so  unbedingt  als  ein  wirklich  persOnliebes 
Gkonomiscbes  Verdienst  des  Producenten  anzuerkennen  (§.  39^' 

n.  —  §.  557.  Die  Ermittlang  der  Thatsaehen  i» 
Feststellung  der  Steuerschnldigkeiten  bei  den  Steierl 
auf  einzelne  wechselnde  Thatsaehen  nnd  HandUBgei 
(im  Sinne  des  §.  549),  daher  namentlich  bei  den  meisten  Verkehr 
steuern,  bei  den  Stenern  auf  Conjunctur-,  Spielgewins 
Erbschaft  nnd  besonders  bei  demjenigen  Vcrbranchsteien. 
welche  sich  wie  Zttlle  und  Thorsteuern,  an  den  Umlaaf^ 
Waaren  anknfipfen  (§.  492,  bes.  S.  498  sab  c). 

Bei  diesen  Steuern  allen  gestaltet  sich  die  Aufgabe  der  Stetf 
Verwaltung  schon  deshalb  wesentlich  anders  und  in  diesem  erts 
Punote  schwieriger,  als  bei  den  im  Vorausgehenden  besproehesc 
„Stenern  auf  den  bem&mässigen  Erwerb  nnd  den  Besttz",  ^ 
zuvorderst  schon  die  Ermittlung  der  Thatsaehen,  von  denes  i^' 
Stenerpflicht  eines  Snbjeets  Überhaupt  erst  abhilft 
and^e  nnd  umfassendere  Vorkehrungen  erheischt  Die  Cm<^ 
tirung  der  Stenerpflicht  an  und  für  sich  macht  bei  den  besproefanB 
Steuern  nicht  so  grosse  Mtthe,  weil  diese  Pflicht  von  meist 
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kuDdigen  oder  verbältnissmäBsig  leicht  za  ermittelndeD,  fest  stehen- 
den oder  jedenfalhs  längere  Zeit  gleichbleibenden  Thatsachen  des 
Erwerbs  and  Besitzes  abhftngt  Diese  Thatsachen  lassen  sieb  anch 
nicht  leicht  der  Beobachtung  entziehen.  Die  schwierigere  Aofgabe 
ist  bei  diesen  Stenern,  nach  erfolgter  Gonstatirang  steuerpflichtiger 
Snbjecte  and  Objecte  den  Um  fang  der  Stenerpflicbt  und  demnach 
die  GrOs.Be  der  indiridnellen  Stenerschaldigkeit  festzu- 
stellen. Die  darauf  bezüglichen  Thatsachen  sind  hier  zu  ermitteln 
und  das  eben  ist  das  schwierige  Problem,  so  z.  B.  auch  bei 
den  vorhin  besprochenen,  an  den  Prodactionsbetrieb  sich  anknöpfen- 
den Verbrancbstenem. 

Bei  den  Stenern,  von  welchen  jetzt  zu  handeln  ist,  bietet 
umgekehrt  die  Ermittlung  des  Umfange  der  Stenerpflicbt,  wenn 
einmal  die  letztere  selbst  constatirt  ist,  geringere  Muhe,  beson- 
ders bei  den  Verkehrsteuern,  Zöllen,  Thorstenem.  Hier  handelt 
es  sich  meistens  nnr  um  einfache  Messungs-  nnd  ähnliche,  dann 
um  Rechnnngsoperationen,  um  die  individuellen  Steuerschnldig- 
keiten  nach  Massgabe  der  ermittelten  Thatsachen  in  Bezug  auf 
den  Umfang  der  Stenerobjeote  und  nach  den  gesetzlichen  Stener- 
sätzen  festzustellen.  Dagegen  dreht  sich  Alles  darum,  diejenigen 
steuerpflichtigen  Thatgaohen  und  Handlungen  selbst  sicher  za  er- 
mitteln, die  hier  das  Steoerobject  bilden  nnd  von  deren  Eintritt 
oder  Vornahme  Überhaupt  die  Steuerpflicbtigkeit,  daher  anch  der 
Gharacter  einer  bestimmten  Person  als  Stenersnbject  in  diesem 
bestimmten  Fall,  erst  abhängt  In  Betreff  des  Umfange  der 
Steuerpflicht  mnss  nur  zugleich  bei  der  Gonstatirung  der  letz- 
teren selbst  die  nttthige  Vorkehrung  getroffen  werden,  um  einzelne 
Stenerobjecte  (z.  B.  bei  der  VerzoUsng  von  Waaren)  nicht  zn 
flbersehen  oder  sich  Uber  ihre  Menge  nnd  Art  nicht  zn  täuschen 
nnd  so  Hinterziehungen  von  Steuer  zu  verbäten.  Auch  hierbei 
kommt  aber  doch  zunächst  Alles  darauf  an,  den  Fall  der  Stener- 
pflicbt an  und  fttr  sich  zu  constatiren.  Das  ist  das  Primäre, 
alles  Weitere  steht  in  zweiter  Linie. 

So  erklärt  sich,  dass  das  Verfahren  zur  ErmitÜung  der 
betreffenden  Thatsachen,  deren  Eintritt  die  Stenerpflicbt  erst  be- 
dingt, bei  dieser  zweiten  Kategorie  von  Steuern  ein  wesentlich 
verschiedenes,  verglichen  mit  dem  Verfahren  bei  der  ersten 
Kategorie,  sein  mnss;  femer,  dass  der  Schwerpunct  der  administra- 
tiven Aufgabe  hier  in  der  Gonstatirang  der  Steaerobjecte 
liegt,  wovon  daher  aach  zuerst,  vor  den  Steuersnbjecten ,  zu 

A.  W«£nar.  Fiuniwlmueluft  IL  40 
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handeln  ist.  Dab  Einzelne  specialisiit  uch  wieder  nuuoh&eh  naeh 
den  Arten  der  hierher  gehörigen  Stenern  und  den  einEclneo  Steoen. 
So  Bind  anch  hier  in  der  allgemeinen  Stenralehre  schon  die  an 
Eingang  dieses  §.  genannten  Kategorieen  zn  nnterscheiden.  Aber 
den  vielen  speciellen  Einrichtungen  liegt  doch  bei  manchen  Pnnctca 
auch  wieder  ein  gemeinsames  Princip,  ein  Schema  sn  Gmade, 
das  zum  richtigen  Verständniss  der  Aufgabe  der  Stenerrerwakaug 
erkannt  nnd  hier  mit  aufgedeckt  werden  mnss. 

A.  —  §.  558.  Die  Ermittlang  der  Stenerobjeete.*'i 
1)  Bei  den  Verkehrsteuern  bietet  meistens  das  Hilfitmitri 
zu  diesem  Zwecke:  theils  das  öffentliche  (gerichtlicbe)  Ein  tragnags- 
Registerwesen,  theils  die  Mitwirkung  der  Geriebte  beider 
Regelung  von Privatrechtsrerhältnissen,  theils  die  g«eetz- 
liehe  Vorschriit  der  Stempelpflichtigkeit  der  sebrifUieben  Cr- 
knnden  Uber  steuerpflichtige  Rechtsgeschäfte.'^) 

Die  Gerichte  oder  Registerbehörden  u.  s.  w.  w^den  hier  tob 
Amtswegen  verpflichtet,  für  die  zu  ihrer  Kenntniss  kommendes 
oder  unter  ihrer  Mitwirkung  geordneten  Rechtsgeschäfte  dnrch  ihn 
mit  den  Finanzgeschäften  betrauten  Organe  die  bt^ffende  Steaer 
erheben  oder  die  Benutzung  der  vorgeschriebenen  Werthstempel 
vornehmen  zu  lassen  oder,  bei  vollständiger  Trennung  jener  Be- 
hörden von  den  fiBcalischen  Anfgaben,  die  Geselülfte  einer  Finanz'  i 
bebörde  zum  Zweck  der  Berechnung  und  Erhebung  der  Stea^ 
anzumelden.  Gewöhnlich  findet  hier  ohnehin  schon  eineGebabres^ 
pflichtigkeit  für  die  Mitwirkung  von  Behörden  statte  woran  «cb  dasB 
gleich  die  Verkehrsteuerpflicbtigkeit  anschliesst    Oder,  der  noch 
häufigere  Fall,  die  eine  gesetzliche  Abgabe  stellt  eben  oieht  blaas, 
wie  fälschlich  angenommen  zn  werden  pflegt,  eine  Gebttfar,  BOaderz 
zugleich  und  meist  hauptsächlich  eine  Verkehrsteuer  dar.  ffier 
erfolgt  dann  gleichzeitig  die  Ermittlung  des  Stenerobjects ,  die 
Feststellnng  des  dafür  rechtlich  in  Ansprach  zn  nehmenden  Staav 
sabjects  und  die  Berechnung,  Vorechreibung  nnd  Erhebong  des  Steav 
betrags.  Die  Voraussetzung  daitlr,  wann  und  wieweit  eine  derartigi 
Abgabe  Gebühr  und  Steuer  sei,  ist  im  1.  Kapitel  dieses  Baads  iE 
der  Gebflhrenlehre  schon  angegeben  worden  (§.  286  IT.,  S93>. 

*^  Anöh  für  diese  Aufgabe  giebt  bes.  Hock  auiche  werttiToDe  Fingtstap. 
Oeff.  Abg.  §.  S2.  33,  20,  25. 

*^)  Bei  dem  engen  Znsammenliang  zrischen  GebOhren  o.  TericeliRteiMn  wsr  M 
dei  hier  vorliegeDden  Aufgabe  schon  im  1.  Kap.  dieses  Bands  in  der  QdMhnaMf* 
mehr&ch  za  handeln.    S.  bes.  §.  286  ff.,  291  —  293,  320—324.   In  der  Bx^tmcis  i 
ist  die  Frage  dort  zugleich  fOi  die  Verk^rsteaer  mit  erledigt  woideD. 
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Die  Gaatelen  fttr  die  DarehfUhrong  der  Stenerpflicbtigkeit 
and  die  Formen  der  Erhebnng  (direote  Einziebang, 
Stempel)  sind  dieadben  wie  bei  den  Gtebfibren  nnd  ebenfalls 
früher  schon  dargestellt  worden  (§.  293,  320  ff.)-  Zur  möglichst 
acheren  Ermittlnng  der  Stenerobjecte,  d.  h.  der  steuerpflichtigen 
Acte  oder  Rechtsgesob&fte  dient  die  gesetzliohe  Vorschrift,  diese 
Geschäfte  registriren  zn  lassen,  oder  sie  behördlich  (gerichtlich) 
antnmelden,  oder  sie  schriftlich  abzufassen  und  die  Urkunden  mit 
dem  erforderlichen  Stempel  zn  versehen.  Die  Androhong  fisca- 
Uscber  Strafen,  die  Bedrohang  mit  Rechtsnachtheilen,  eventuell 
selbst  mit  BechtsnngUtigkeit  des  (Geschäfts,  die  Verpflichtung  der 
Öffentlichen  B^Orden,  Notare  u.  s.  w.,  die  Einziehung  der  gesetz- 
lichen Abgaben  oder  die  Anbringung  der  Stempel  selbst  vorzu- 
nehmen, oder  ihnen  vor  Augen  kommende  stempelpflichtige  Sohrift- 
sttlcke  auf  die  Verwendung  des  Stempels  tlberhaupt  und  des  richtigen 
Stempels  zn  prttfen,  nur  richtig  gestempelte  Urkunden  anzunehmen 
(im  Process  n.  s.  w.),  eventuell  die  Stempelung  nachzuholen  oder 
die  StrafverfolguDg  der  schuldigen  Steneisubjecte  zu  veranlassen 
und  anderes  Aehnliohe  mehr:  das  sind  die  zwar  nicht  immer 
völlig,  aber  doch  im  Ganzen  einigermassen  ausreichenden  Hilfs- 
mittel der  Stenerverwaltong  zur  Ermittlung  der  Steuerobjecte 
der  Verkehrsteaem  und  zur  Sicherung  des  Finanzinteresses  in 
Betreff  der  Besteuerung  der  Stenersubjccte  nach  den  gesetzlichen 
Steuersätzen.  Abwdchendes  Einzelne  richtet  sich  nach  der  Art 
der  einzelnen  Verkehrsteumi. 

Die  enge  Verbindung  vieler  dieser  Steuern  mit  juristischen 
FormaUen  (§.  293)  erleichtert  demnach  die  Aufgabe  der  Stener- 
verwaltnng  hier  wesentlich.  Das  leitende  Princip  ftir  die  administra- 
tive Ermittlung  der  Steuerobjecte  wird  aber  dadurch  etwas  ver- 
deckt. Es  ist  doch  im  Grunde  das  gleiche  wie  bei  dieser  ganzen 
Gattung  von  Steuern,  von  der  wir  hier  handeln  .(§.  557),  nemlich 
ein  direoter  oder  indirecter  Zwang  zur  Anmeldung  derSteue^ 
objecto  fttr  das  Stenersubject  behufs  Veranlagung  zur  Steuer,  nur 
dass  dieser  Zwang  hier  eventuell  implicite  in  den  schon  aus  sach- 
lichen GrOnden  gegebenen  Vorschriften  Aber  das  Begisterwesra 
nnd  ttber  die  Mitwirkung  von  Behörden  erfolgt  Bei  der  Stempel- 
pflichtigkeit  maeht  man  das  Stenersubject  zugleich  zum  Organ 
der  ErmitUnng  des  Stenerobjeets  und  der  Steuererhebung,  worin 
ebenfalls  implicite  ein  Anmeldezwang  zur  Versteuerung  der  Steuer- 
objecte liegt:  hier  freilich  mit  schwächeren  Garantieen  der  Gon- 

40* 
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trole,  die,  ausser  in  den  Bedrohnngen  mit  Strafen  und  etwiigeo 
Rechtsnachtheilen,  nnr  in  nngenUgendem  Haasse  in  der  Oeffenl- 
Uohkeit  und  in  der  mehr  nnr  zufälligen  Kenntnissnahme  Seite» 
der  öffentlichen  Behörden  liegen.  Nur  das  unbedingte  Verititge 
des  Registrirungszwangs  und  womöglich  zugleich  der  SchriftHcfaktfi 
steaerpfiichtiger  Reobtsgeschäfite  unter  gleichzeitiger  Versagnag  da 
Rechtsgiltigkeit  der  nicht  registrirten  und  mflndlichen  betreffento 
Bechtsgeschäfte  möchte  hier  fttr  die  sichere  Ermittlung  der  Skm- 
objecto  grössere,  wenn  auch  niemids  ganz  ausreichende  Gaisitie 
gewähren.")  Es  wflrde  dabei  auch  eine  rationelle  Bescbiinknj 
der  Steuerpflichtigkeit  auf  gewisse  leichter  controlirbare,  namentliei 
anch  auf  Rechtsgeschäfte  Uber  änen  gewissen  niebt  zu  niedrign 
Werthbetrag  wohl  von  romefaerein  geboten  sein  oder  man  mfiate 
wenigstens  den  Verkehrsteuersatz,  wie  z.  B.  bei  einem  ^deb- 
mttssigen  kleinen  Qnittnngsstempel,  sehr  niedrig  ansetzen,  m 
dadurch  den  Ani«iz  zor  Hinterziebnng  von  Steaerobjeetea  n 
rermindem. 

§.  559.  —  3)  Bei  der  Besteuerung  von  Gonjunctnrei 
gewinnen  richtet  sich  das  Verfahren  zur  Ermittinng  der  Ste«i 
objecte  nach  der  Art  des  betreffenden  Gewinns  und  der  den 
gemäss  zu  wählenden  Stener  (§.  478— iSl). 

a)  Dient  die  Ertrag-  nnd  Einkommenbesteuemng  mit  daa 
diese  Gewinne  zn  treffen,  so  sind  amtliche  Nachforschnagec 
neben  Declarationen  der  Stenerpflichtigen  vorzuschreiben. 

b)  Bei  der  Benntznng  der  Verkehrsbesteoemng  Ueftm  ii 
dem  practisch  wichtigsten  Falle,  wenn  es  sich  nemlicfa  nm  da 
bdm  entgeltlichen  Besitzwecfasel  von  Grundeigenthnm  (undOdd» 
den  u.  8.  w.)  erzielten  Gewinn  bandelt,  wieder  die  entepiecfaei^ 
einznrichtenden  Register  oder  Gnmdbflcher  die  genügenden  Anhab 
puncte.  Es  müssen  zu  dem  Zweck  namentlich  die  Erwerbs- 
Verkaufspreise  eingetragen  werden,  nach  deren  DiffereM 
dann  die  Behörde  (Grnndbuchamt)  wieder  von  Amtswegca  ^ 
Steuer  zu  berechnen  hat  Dabei  ist  dem  Steuerpflichtigen  M 
der  Nachweis  einer  Werthsteigerung  in  Folge  neuer  KapitiM 

M)  M&n  hat  öften  ab  ein  Mittel  zur  Bekümpfung  dea  DiffeienzgescU^S 
den  Fondsbörsen  die  Tenigong  der  Klagbutott  der  betreffendea  VflrU||a,  ff^JH 
vertrSge  d.  d$t.)  befilrwortet  n,  mitunter  bertelit  diese  KUgbeAdt  tack  akwi^H 
irgend  ausreidieode  Hilfe  bietet  dies  Verfahren  erfatirungsgemfiss  nicht:  der 
codex"  antei  den  Borsenspieleni  ist  in  diosom  Poncte  eine  nicht  wMthlawWj 
Mch%£t  dafor,  dass  auch  nicht -klagbare  Tertc&ge  doch  eifilUt  imdaD.  Dm  ^flS 
daes  man  die  practische  Bedentong  des  im  Text  enriftnten  Xittsla  lidt 
itchitzen  darf.  I 
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Wendungen  za  gestatten,  um  erentnell  ganz  oder  tbeilweiae  steuer- 
frei zu  bleiben.  Im  Uebrigea  fongirt  die  Verkehrsbesteuerang  (ein- 
schfiessUoh  der  „BOrseoBtenem"),  wie  frOher  gezeigt  wurde,  obnebin 
vielfach  gleich  als  Besteuerung  rou  Conjnnctnrengewinnen  mit 

c)  Bei  der  Berfleksichtigung  dieser  G^ewlnne  in  Erbfällen 
kommen  dieselben  Einrichtungen  in  Betracht,  wie  bei  der  Erbschafts- 
steuer, nur  dass  ausserdem  noch  die  Erben  zu  Aussagen  nach  bestem 
Wissen  Uber  die  etwaige  Coiyuncturen-Werthsteigernng  von  Erb- 
schaftsobjeoten  (besonders  Immobilien)  zu  verpflichten  und  geeig- 
nete amtliche  Nachforschungen  nach  solchen  Werthsteigerongen 
anzustellen  sind.  Bei  Immobilien  liefern  hier  die  Grundbücher 
wieder  die  Daten  über  die  Erwerbspreise,  neue  Taxationen  haben 
den  Jetztwerth  zur  Zeit  des  Erbgangs  festzustellen. 

d)  Bei  der  Baustellenbesteuerung  und  in  ähnlichen  Fällen 
(§.  481)  muss  ein  mit  scharfen  Strafandrohungen  beim  Unterlaasen 
verbnndener  Anmeldezwang  vorgeschrieben  weiden:  (ttr  den 
Besitzer  der  Baustelle  ond  fUr  denjenigen,  welcher  eine  speci- 
fiscfae  Aenderung  in  der  Benutzong  seiner  Grundstücke  vornimmt 
Amtliche  Naohfoxsohnngen  haben  zur  Eigänznng  daneben  zn  treten. 
Nach  dem  Muster  der  Grundsteuer  und  etwa  der  an  den  Tabak- 
bau anknüpfenden  Formen  der  Tabakbesteuerung  wird  Einzelnes 
hier  eingerichtet  werden  kennen. 

3)  Die  Stenerobjecte  bei  Spielgewinnen  ermittelt  und  trifft 
man  am  Einfachsten,  —  unter  der  statthaften  Voraussetzung,  dass 
jedes  Spiel  einer  Öffentlichen  Gontrole  und  Goncession  unterliegt, 
sonst  verboten  ist,  —  in  der  Art,  dass  der  Spielhalter  („Schuld- 
ner^ zur  Anmeldung  der  betreffenden  Stenerobjecte  verpflichtet 
and  gleich  bei  ihm,  also  an  der  Ertragsquelle,  die  Steuer 
erhoben  wird. 

4)  Zur  Ermittlung  der  Steuerobjecte  der  Erbschaftssteuern 
dient  zunächst  der  (ttbliche)  Anmeldezwang  fttr  füle  Erben  oder 
Legatare;  femer  in  Ergänzung  dazu  die  Verpflichtung  derStandes- 
imter,  der  Erbsohaftssteuerbehörde  regelmässige  Nachricht  von 
len  Todesfällen  zn  geben.  Die  auch  sonst  in  mancher  Hinsicht 
snapfeblenswerthe  Vorschrift,  dass  tlber  alle  Erbsobaflen  ein  amt- 
iches  (gerichtliches)  Erbeslegitimationsverfabren  ex  officio 
itattfinden  muss,  hilft  weitere  Schwierigkeiten  in  der  Ermittlung 
der  Stenerobjecte  zu  beseitigen.  Wenn,  wie  es  principiell  und  stener- 
teehnisoh  passend  erscheint,  die  kleinen  Erbschaften,  bez.  Erb- 
portionen nnd  Legate  unter  einer  gewissen  Höhe  steuerfrei  sind, 
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Termindert  sich  anch  die  Zahl  der  zu  eontroUrendes  Eifaidiifta 
wesentUcb.  In  Verbindang  nut  der  Gonstatiniiig  der  Stooenlgeek 
mnsB  hier  sodann  der  Umfang  oder  Werth  derselben  tnÜlA 
werden,  in  welcher  Hinsicht  neben  den  za  fordernden  AngilM  | 
der  Stenersubjecte  (bes.  der  Verwalter  der  Erbichaflsmasse)  asit- 1 
liehe  Taxationen  stattfinden  mflssen. 

§.  560.  —  5)  Von  den  Verbranchsteaem,  welche  sidi  an^ 
Umlanf  ron  Waaren  anknüpfen,  sind  dieOrenzsOlle  diewie^ 
tigsten  nnd  hier  romemlieh  ins  Ange  za  fassen.  Die  Einrielitaiipi 
aar  Emüttlnng  der  Stenerobjeote  bei  den  städtischen  Thot- 
Stenern  sind  mntatis  nmtandis  dieselben  wie  bei  dm  ZOlIa),M 
Abweichangen ,  welche  theils  dnrcb  die  verschiedenen  VevldltaMt 
der  zn  controlirenden  OerÜichkeiten,  äieils  dnroh  die  Tenefaiedw 
Art  (meist  landwirthschaftliche  nnd  gewisse  gewerbliche  Ena; 
nisse  des  gewöhnlichen  Marktrerkehn,  eventneU  Brenn-  nd  fii» 
materialien,  dann  QetrHnke,  Wein,  Branntwein,  Bier  n.  a.  w.X 
durch  die  Tcreehiedene  Transport-  nnd  Verpaeknngsweise  nndAnaU 
der  Artikel  renuüasst  werden.  Die  sonstigen  Stenern  in  VerindoF 
mit  dem  Umlanf  der  Waaren  (§.  492)  sind  n  >eh»n,  wä  hw 
besonders  berücksichtigt  werden  zn  mttssen.  Gewisse  Bhuic^ 
tnngen  bei  ihnen  sind  aber  tthnlieh  wie  bam  Versand  zeUffick- 
tiger  Waaren. 

Zar  Ermittlung  der  Steuerohjeote  bei  ZSllen  n.  s.  w.  disBl  u 
nächst  and  haaptsäohlich  ein  Anmeldezwang  fOr  die  Waarei- 
ftthrer,  in  Folge  dessen  die  letzteren  mit  dem  Eintritt  des  „steiti- 
baren Moments",  d.h.  der Ueberschreitnng  der Gwinnömiw* 
(der  „Verzehmngsstenerlinie"  bei  städtischen  Thoraocisen)  Teip£<tei 
sind ,  sich  selbst  and  die  von  ihnen  geführten  Waaren  bei  der  te- 
trelTenden  SteuerbAOrde  bdrafs  Vornahme  des  „atenerbtrei 
Acts",  d.h.  der  Verzollung  (eventaell  behafe  Einlettnng  der  Ib» 
regeln,  welche  zur  Sicherung  der  VwzoUnng  dienen)  so  meUa 
Diesem  Zwang  entspricht  das  Beoht  der  Stenerorgane,  die  «cfaiv 
liehen  Gontrolen  zur  Sicberstellung  dieser  Anmeldanges  zn  trdb 
nnd  Jedennann  zo  nöthigen,  sich  den  getroffenen  AnoidnngM« 
nnterwerfen.  Zn  diesem  Behnfe  erfolgt  die  Bildnng  and  str« 

*^  In  d«r  Fnuds  modlficirt  aicli  der  Eintritt  des  stenerbaran  Acts,  l  B. 
ZolUmter  ml  inUadiachem  Freihafengebiet  oder  in  Folg«  tob  Zalo*t*i 
(Deutschland  und  Oesterreich)  aaf  fremdem  Gebiete  liegen,  wo  dana  atw»  <niP; 
bringnng  in  die  zolluntlichea  Bäume  behufi  Verladung  in  die  ins  laltai  tlbgtäflf 
Fahrzeuge  (Eisenbahniragen)  Jenen  Act  bildet  u.  eu  dteaem  Behif  die  AnadliV 
erfolgen  mttssen.  —  Im  Text  mehrfadi  Anlehnung  au  Hock,  öff.  Atig-S-^ 
Ran  n,  §.  458—460. 
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Bewachung  einer  „CrrenzzoUlinie"  nnd  eines  Grenzgebiet- 
beairks  (ähzdich  bei  den  Thoracoisen:  einer  Verzehmugsstener- 
linie),  woran  rieh  die  Vorachrift  knüpft,  nur  die  Öffentlichen 
Wege  oder  selbst  nur  gewisse  Wege  darunter  oder  letztere 
wenigstens  nur  fttr  gewisse  Waaren  zum  Transport  za  benatzen. 
Anch  die  Zeit  (Tageszeit)  des  Transports  wird  wohl  beschränkt. 

Die  WaarenfHhrer  haben  in  bestimmter  Weise  „Stener- 
ansagen"  oder  „ Waarenerklärungen"  Uber  die Objecte  (Art, 
Menge,  eventuell  Herkunft,  Bestimmungsort  u.  s.  w.)  ihres  Trans- 
ports zu  machen.  Diese  Ansagen  umfassen  im  Princip  anch  die 
nicht-steuerpflichtigen  Objecte,  um  eine  Gontrole  zu  ermöglichen. 
Die  Stenerbeamten  haben  das  Recht,  bez.  die  Pflicht,  die  gemachten 
Angaben  Uber  Art  und  Menge  der  Waaren  auf  ihre  Richtigkeit  zu 
erproben  mittelst  eigener  Untersuchung  des  Transports  („Revi- 
sion") und  über  die  weiteren,  fttr  die  Besteuerung  eventuell  in 
Betracht  kommenden  Thatsachen  (Herkunft,  direote,  indirecte  Ein- 
fuhr, Benutzung  heimischer,  fremder  Fahrzeuge,  Schiffe  n.  s.  w., 
bei  „Differentialtarifen",  wo  sich  der  Zollsatz  nach  solchen 
Momenten  venchieden  gestaltet,  —  auch  tlber  den  „steuerpflichtigen 
Werth"  der  Waaren  bei  WerthzOUen)  die  urkundlichen  Belege 
mittelst  bestimmter  Atteste  u.  s.  w.  zu  verlangen. 

§.  561.  Dies  sind  die  ziemlich  allgemein  und  gleiohmässig 
bestehenden  Haupteinrichtnngen  zur  Ermittlung  der  Steuer- 
objeete.  Im  Anschluss  daran  finden  sich  theils  znr  Erleichte- 
rung des  Verkehrs  and  zur  Vereinfachung  des  „Zollver- 
fahrens" zugleich  anch  im  Interesse  der  Steaerverwaltung,  theils 
znr  noch  grösseren  Sicherung  der  gesetzlichen  Be- 
steuerung einige  weitere  hier  kurz  zu  erwähnende  Einrichtungen. 
In  denselben  bestehen  öfters  grössere  zeitliche  und  örtliche  Ver- 
schiedraheiten  als  in  den  geschilderten  nach  der  ganzen  Crestal- 
tnng  des  ZoUwesens,  namentlich  nach  der  grösseren  oder  kleineren 
Ziüil  und  Höhe  der  Zollsätze,  nach  der  Beschaffenheit  der  Zoll- 
grenze und  der  davon  mit  abhän^gen  Gefahr  des  Schmuggels,  nach 
dem  Zweck  des  Zolls  (Finanz-  oder  Schutzzoll),  nach  der  Integrität 
der  Bevölkerung,  der  Geschäftskreise,  des  Beamtenthums,  endlich 
freilich  auch  nach  der  mehr  bnreaakratiscben  Weitläufigkeit  und 
Schwerfälligkeit  oder  der  den  Verkehrsbedttrfnissen  sich  mehr  an- 
passenden („kauftnänniscfaen")  Gestaltung  der  ganzen  Steuer-  nnd 
Zollverwaltung.  Es  ist  klar,  dass  hier  zwischen  den  Bedttrfnissen 
nnd  WttnBchen  des  Verkehrs  nnd  der  Zollverwaltung  selbst  einer- 
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seits  nnd  den  AnfordernngeB ,  welche  im  Interesse  mSgliehil 
sicherer  Ermittlaog  der  Steaerobjecte  za  stellen  sind,  indnndti 
Gonflicte  bestehen ,  welche  nnr  durch  Gompromisse  anige^cto 
werden  können. 

a)  Zar  Erleichterong  des  Verkehrs  and  znr  Vereinfachong  dct 
ZoUrerfahrens  dient  ausser  der  früher  schon  besproGhenen  Fat! 
Stellung  speoi fisch  er,  namentlich  Gewichtszollsätse  sttf 
der  Werth  Zollsätze  und  gleichmässiger  Sätze  statt  der  Qatli- 1 
tats  Zollsätze  (§.  547):  | 

a)  die  Anwendung  der  Gewichtssätze  in  der  Form  da 
sogeo.  Brattoverzollnng  oder  der  Netto verzoUnng  aof  6md 
gewisser  meist  im  Verordnongswege  zn  bestinunenden  Tarasitie. 
welche  Tom  Brattogewicht  znr  Ermitüong  des  zollpflichtigeD  Netto^ 
gewichts  abgehen.  Man  hält  sich  hier  an  die  Üblichen  Ver 
packangsarten  der  Waaren  and  bestimmt  bti  der  Bmttom- 
zollang  danach  mit  die  Zollsätze,  bei  der  genannten  NettOTenoUn^ 
die  Tara.  Dabei  ist  es  natOrlicfa  nothwendig,  geeignete  VoAe^ 
rangen  gegen  die  Benntznng  einer  dem  Stenerpflichtigen  zn  g&nstigci 
Bemessnng  des  Gewichts  der  Verpacknng  zn  treffen  nnd  Aeuifr 
rangen  in  letzterer  darcb  Aenderang  der  BrattozoUsätze  oder  dff 
Tara  zu  begegnen.  Die  zeitraabende  and  kostspielige 
paekimg  and  Wiederverpackong  der  Waaren  wird  so  Temieda. 
Ein  Controlrecht  der  Verwaltaag ,  sich  vom  wirklichen  Inhalt  ^ 
GoUi's  u.  s.  w.  im  Falle  vdn  Hisstranen  in  die  WaaienerUlmg 
za  nberzeagen,  moss  freilich  gewahrt  bleiben. 

fi)  Die  anbedingte  Verpflichtang,  die  Waaren  gleich  an  itt 
Grenze  za  verzollen,  widerspricht  vielfach  dorn  berechtigten  Vei- 
kebrsinteresse,  vertheaert  direct  and  indireet  dem  Waaienfthm, 
bez.  Eigenthflmer  den  Bezog  and  ist  auch  dozch  das  Ffanit 
interesse  nicht  geboten.  Daher  ist  ein  Verfahren  erwfiank 
mittelst  dessen  die  Waaren  vorläufig  anverzollt  bis  zor  Er- 
reichang  ihres  Bestimmnagsorts  blmbeo,  an  welchem  jUsdann  a> 
die  letzten  zollamtlichen  Manipulationen  zar  Ermittlang  der  Stets 
objecte  und  der  Stenerschuldigkeit  erfolgen.  Dies  setzt  besoo 
dere  Zollämter  auch  im  Binnenlande»  namentlich  in  grOSMra 
Städten,  woraus:  sogen,  innere  oder  Binnen  Zollämter  nebes  des 
Grenz-  oder  Aussen  Zollämtern.  Das  betreffende  Verfahies 
das  sogen.  „Begleitscheinverfahren",  durch  weiches  die 
Identität  der  unter  Zollverschlnss  gestellten  Stenerobjecte  und  die 
Sicherung  der  ZoUzahlung  verbärgt  wird.   Es  besteht  vomenfa^ 
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für  eiofiibrzoUpfliobtige  Importartikel,  dann  fttr  ansländische,  bloss 
lüT  Dorchfahr  kommende.  Änoh  bei  inneren  Verbranchsteaem 
kommt  es  znr  Controle  transportirter  Steaerobjeete  vor,  z.  B.  bei 
Hehl  aof  dem  Wege  von  der  MDble  in  die  Stadt  oder  bei  Malz, 
welches  aas  der  Muhle  in  die  Brauerei  geht  oder  bei  Wein,  der 
vom  Händler  an  den  Wirtb  nnd  Friraten  versandt  wird. 

y)  Znr  Erleiofaternng  des  Zwischenhandels,  erentnell  znr 
Verschiebnng  der  Verzollung  dienen  amtliche  oder  mit  anter 
amtlichem  Verschtnss  stehende  Niederlagen,  („Entrep&ts"), 
m  denen  einstweilen  bis  znr  Einfuhr  für  den  inländischen  Consnm 
oder  bis  zur  Wiederansfahr  zollpflichtige  Waaren  gelagert  nnd  den 
erforderli(^en  technischen  Manipulationen  nnterzogen  weMen  können. 
Amtliche  Controlen  stellen  die  Ermittlnng  der  Stenerobjecte  dabei 
genügend  sicher. 

b)  Zur  Versohärfnng  der  Massregeln  für  die  Ermittlung 
zoUpfliditiger  Waaren  namentUeh  bei  hohen  Zdllen  (eventuell  bei 
Prohibitionen)  nnd  grosser  Schmuggelgefahr  dienen  besonders  fol- 
gende Einrichtungen  (wSrtlich  nach  Hock)**):  „man  errichtet  eine 
zweite,  die  erste  controlirende  Zolllinie  dort,  wo  der  Grenzbezirk 
vom  inneren  Lande  sich  scheidet  (innere  ZoUlinie);  man  versiebt 
die  hoch  belegten  fremden  Waaren  zum  Zeichen  der  geschehenen 
Verzollung  und  die  entsprechenden  inländischen  zum  Zeichen  der 
inländischen  Erzeugung  mit  besonderen  Stempeln,  unterwirft  sie 
den  Transport-  und  Änfbewahmngscontrolen  auch  im  Inneren,  lässt 
beim  Eintritt  in  die  grossen  Handelsstädte  die  Waaren  einer  Revi- 
sion unterziehen,  ob  sich  nicht  Aremde,  unverzollte  darunter  be- 
finden; die  Grenze  wird  mit  Wall  nnd  Graben  umgeben,  die  nur 
an  den  Puncten,  wo  sich  ein  Amt  befindet,  sich  Oflhen;  man  ent- 
leert den  Gienzbezirk  von  Einwohnern."  Begreiflicher  Weise  sind 
3o  ausgedehnte  nnd  lästige  Controlen  nur  ausnahmsweise  zu  recht- 
fertigen und  vollends  heute  bei  der  durch  die  Dampflocomotion 
bewirkten  Massenooncentration  eines  leichter  nnd  schneller  Be- 
wegung bedürftigen  Waarenverkehrs  meist  gar  nicht  mehr  ans- 
mhrbar,  bei  diesem  leichter  zu  controlirenden  Verkehr  aber  auch 
pveniger  nothwendig  als  fiHher. 

Von  besonderer  Bedeutung  lUr  die  sichere  ErmitÜung  der 
steaerobjeete  hei  den  Zöllen  und  Thoraccisen  sind  nar  noch,  wie 
)et  allen  indirecten  Verbrauchsteuern ,  Controlen  Uber  die 
:itenerbeamten,  um  BesteohHehkeit  und  SchmuggelbegUngtignng 

**)  Üeir.Abs.S.12(».  Wäteriw  ttberControlw  naten  im  6.  Abschnitt,  bes.  ^.58 
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dnrch  dieselben,  sowohl  in  Betieflf  der  Menge  alB  der  Art  de 
Waareo,  zn  verhüten.  Dazu  dient  (nach  Hock)^)  ,,die  Veipfikk- 
tong  der  Steneroigane,  jeden  amtli^en  Act  aefariiUich  fiaitsiutella 
nnd  wichtigere  Ämtshandlnngen  nnr  m^urere  vereint  oder  ante 
Leitung  eines  höheren  Beamten  vorzunehmen;  dann  die  gegt» 
seitige  Uebereinstimmang  der  SeriptnreQ,  die  Sfieren  Nadwchiwi 
Ueherprtlfnngen,  Vergleichnng  der  ansgestellten  Urkunden  mit  da 
Waaren,  fltr  welche  sie  aosgestellt  sind". 

Die  ansserordeotliehe  Schwierigkeit  der  Aufgaben  der  Zol 
Verwaltung  zur  Ermittlung  der  Stenerobjecte  ist  somit  nnvo^eu 
bar.  Bei  den  Thoraccisen  steigert  sie  ädk  Ükr  die  aoalop 
An^be  viel&oh  noch,  weil  der  Verkehr  im  Ganien  manimnhif*" 
nnd  doch  weniger  centralisirt  ist  nnd  die  Sperr-  und  Bewaehius» : 
massregeln  wegen  ihrer  verkehrstörenden^  auch  die  Personen  i 
ULstigendett  Wirkungen  unvermeidlich  mehr  beschränkt  werda  j 
mtlssen.    Mit  ans  stenertechnischen  Rücksichten  sind  denn  uä  j 
die  Thoraccisen  vielfach  gefallen  j  wie  anderseits  die  ZoU^stoM ' 
gemildert  worden  (§.  449). 

B.  —  §.  562.  Die  Ermittlung  der  Stenersnbjeete. 

Nach  dem  Wesen  der  ganzen  hier  besprochenen  Kategwie  ra 
Stenern  „auf  einzelne  wechselnde  Thatsaohen  und  Handlmga''  | 
liegt^  wie  oben  (§.  587)  hervorgehoben  wurde  nnd  woU  dmdiiiti 
Voransgebende  bestätigt  wird,  die  Hauptaufgabe  der  Stntt 
Verwaltung  in  der  ErmiiMnng  der  Stenerottjecte.  Ist  diese  erfotp. 
80  ergiebt  sieh,  welche  Personen  überhaupt  eventnellah 
Steuerpflichtige  in  Frage  kommen  können.  Da  sdete 
Personen  aber  in  emigen  der  hierher  gehörigen  FiUle  mehrere 
sind,  so  mnss  das  Stenerrecht  genauer  bestimmen ,  wer  gescti 
lieh  das  Steuersubject  oder  m.  a.  W.  wer  derSteuerrer 
waltnng  für  die  Zahlung  der  Steuer  verantwortlich  bh 
haftbar  sein  soll.  Mitunter  kann  gerade  hier  wohl  twtsAm 
den  eigentlichen  Stenersnbjecten  und  anderen,  neben  ihaW 
kommenden  Stenerhaftenden  unterschieden  werden. 

Fttr  die  Bestimmung  dieser  Personen  sind  theils  principicHt 
Erwägungen  hinsichtlich  der  richtigen  Verthmlnog  der  Steäorim 
theils  stenerteohniscbe  Rücksichten  beztlglich  der  Sichemf 
der  Steuer  nnd  der  leichteren  Erhebung  in  Betracht  zn  siehfla 

1)  In  ersterer  Hinsicht  handelt  es  sieh  namentlidi  bei  de* 
Verkehrstenern  darum,  diqenigrai  Personen,  daher  ha  ■M»' 

Oe£  Abg.  S.  12S. 


Digitized  by  Google 


Emittloiig  der  Steiwsnlyeote. 


635 


Pflichtigen  Rechtsgeschäften  denjenigen  Contrahenten  Kom  gesetz- 
liehen Steuerpflichtigen  zu  erklären ,  den  man  wegen  seines  sich 
anderen  (dirocton)  Stenern  rechtlich  oder  thattOohlicb  entziehenden 
„Gewinns"  n.  s.  w.  zum  Steuerträger  machen  will  oder  folgerichtig 
dazn  machen  mflsste  (§.  470).  Doch  kann  man  dies  nicht  immer 
80  einfach  hestimmen  oder  das  stenertechnisohe  Interesse  nOtbigt 
ZD  Äfoweichnngen  ron  der  Regel.  Oefters  (z.  B.  bei  steuerpflichtigen 
Kauf-,  Mieth-^  Paohtrerträgen)  liegt  auch  kein  Grund  vor,  einen 
der  Gontrahenten  allein  zum  Steuerträger  zu  machen,  sondern 
dasffiohdge  tst^  dass  beide  zusammen  die  Steuer  tragen.  Wenn 
man  hier  gleichwohl  ans  stenertechmschen  Grtlnden  einen  der  Gon- 
trahenten als  gesetzlichen  Steuerpflichtigen  bestimmt,  so  sollte  es 
mttfi^ehBt  deijenige  sein,  der  im  Allgemeinen,  daher  präsumtiv 
auch  im  ooncr^n  Fall  meistens,  der  Ökonomisch  und  social 
stärkere  Theil  ist  Dieee  Entscheidung  möchte  sich  auohstener- 
teehniseh  in  der  Regel  empfehlen.  Bei  Hieth-  und  Fachtmbägen 
deshalb  wohl  der  Vermiether  und  Verpächter,  bei  Immobilien- 
kättfen  der  Erwerber  des  Objects  n.  s.  w.  Die  rertragsmässige 
Regelung  der  Verkehrsteuer  (Stempel,  Eintragungsabgabe,  Besitz- 
wechselsteuer)  bleibt  ohnehin  nicht  ausgeschlossen  and  richtet  sich 
nach  den  für  die  Stenerttberwähong  massgebenden  Verhältnissen. 
Bei  manchen  in  der  Form  des  Stempels  erhobenen  Verkehr- 
steuern auf  die  schriftlichen  Urkunden  ttber  Rechtsgeschäfte  wird 
die  stenertechnisohe  Rflcksicht  unvermeidlich  vorangestellt  werden 
mttssen,  indem  das  Gesetz  dei^enigen  zum  Steuerpflichtigen  erklärt, 
welcher  am  Sichersten  und  Leichtesten  zu  erfassen  ist,  z,  B.  den- 
jenigen, welcher  sich  einer  Urkunde  als  Beweismittels  itlr  einen 
Anspruch  gegen  einen  Dritten  oder  für  die  ErfllUnng  einer  Ver- 
pflichtong  bedient,  weleher  die  Urkunde  in  Besitz  hat  u.  s.  w.: 
daher  erscheint  bei  Schuldscheinen  der  Gläubiger,  bei 
Quittungen  der  Zahlungspflichtige  als  das  richtige  gesetzliche 
Stenersnbjeot,  nicht,  wie  ttblicb,  der  Aussteller  des  SehnldschtinB, 
dem  freilich  die  Steuer  durch  Ueberwälzung  leicht  zugeaehoben 
werden  wird.  Kur  bei  Inhaber-  und  ohne  Gessionainstmment  tlber- 
tragbaren  Sohnldfloheinen  wird  der  Aussteller  zum  Stenersubjeet  xn 
machen  sein.  In  manchen  Fällen  kann  man  auch  das  specielle 
sacblitthe  Objeet,  auf  wehshes  sich  ein  steuerpflichtiges  Rechts- 
gesohäft  oder  eine  darüber  ansgesteUte  stempelpflichtige  Urkunde 
bezieht,  fär  die  Steuer,  ohne  Rücksicht  auf  die  Rechte  Dritter  an 
demselben,  mit  haftbar  maehen,  ähnlich  wie  dies  bei  Verbranoh- 
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Btenern  vorkommt,  so  namentlich  bei  Geschäften  in  Bezug  auf 
Immobilien.  Hier  empfiehlt  sieb,  als  gesetzliches  SteoenolÖMt 
den  Eigenthllmer,  in  dessen  Eigenthom  das  Object  nodi  steht 
oder  tlbergehtp  %n  bestimmen. 

Man  ersieht  aus  dem  Gesagten,  dass  hier  ein  Gebiet  roll  n&- 
vermeidlicher  Casoistik  vorliegt,  welches  wiederum  die  Theorie  fiA 
noch  gar  nicht  bearbeitet,  die  Praxis  in  den  Bestimmungen  ttber 
die  Stenersnbjeote  ziemlich  willktthrlich  geregelt  hat 

2)  Bei  Gonjnnotar-  nnd  Spielgewinn  and  bei  dem  Erwerb 
ans  Erbschaft  ist  der  richtige  Steaertrftger  der  Gewinnsidc 
nnd  der  Erwerber.  Die  Bestimmnng  des  gesetzlichen  Stenersnb- 
jects,  erentnell  des  fttr  letzteres  Stenerhaftenden,  wild  aber  wieder 
mit  nach  stenerteohniscben  Rücksichten  erfolgen  müssen.  Bei  des 
Stenern  anf  den  CoiOonotnrengewinn  richtet  sie  sich  mit  nach  der 
Art  der  zu  diesem  Zweck  benutzten  Steuer  (§.  478  IL),  BtA  der 
Realisimng  eines  solchen  Gewinns  durch  ein  VerkanfsgescfaSUt  kano 
z.  B.  der  Erwerber  und  das  Object  (Gnmdstttok  n.  s.  w.)  ffir  steuer- 
pflichtig erkDbt  werden,  mit  dem  unbedingten  Recht  des  Eistera, 
den  Betrag  der  Steuer  am  Kao^reis  zu  kürzen.  Bei  BaasteDeii- 
bestenerung  ist  natttrlich  der  Eigenthllmer  das  Steuersolyeet.  D«r 
Spielgewinn  wird,  wie  schon  bemerkt,  gleich  bei  seiner  Anssahbrng 
dem  betreffenden  Steuerabzug  unterzogen  nnd  der  Spielschnldotf 
daher  zunächst  zum  Steuersulgeot  gemacht,  aber  mit  dem  Beek 
(nnd  der  Pflicht  eventuell),  den  Abzug  zu  machen.  Bei  der  Erb- 
schaftsstener  werden  die  Bestimmungen  ttber  die  StenerBobjede 
in  Verbindung  mit  dem  Formidismus  des  Erbrechts  selbst  träen 
müssen.  Man  ktfnnte  wohl  die  Erbschafts  masse  selbst  zanächrt 
für  Btenerpfliefatig  und  der  Verwaltung  haftbar  erkttien,  mit  dv 
etwaigen  weiteren  Bestimmnng,  die  Vertheilnng  der  ErbantheÜe 
nnd  Legate  vor  erfolgter  Zahlung  oder  Sicherstellung  der  Staaa 
für  unzulässig,  selbst  fttr  ungHtig  zn  erkUbvn  und  betreffende  Ver- 
pflichtungen den  antretenden  Erben,  den  Verwaltern  der  Erbschaft» 
den  Testamentsexecntoren  u.  s.  w.  aufzulegen.  Dies  verein&ab 
auch  die  Einziehung  der  Steuer.  Die  die  Erbsohaft  antretesdei 
Erben  würden  dabei  solidarisch  für  die  Steuer,  auch  fttr  diejoiige 
der  Legatare,  haften.  Werden  die  Erben  oder  Legatare,  die  tigent- 
lichen  Steuerträger,  auch  unmittelbar  als  solche  za  Staier 
snbjectcn  gemacht  und  einem  betreffenden  Anmeldnngszwaa; 
unterstellt,  so  kann  dne  Haftung  des  betreffimden  Vermögen^  bes. 
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der  einzelnen  darin  enthaltenen  Sachgüter,  welche  an  jeden  Einzelnen 
Übergegangen  sind,  daneben  aosgefiprocben  werden. 

3)  Bei  den  Grenzzonen  und  Thoraecisen  and  in  den 
sonstigen  Fällen  von  Stenern  auf  im  Transport  befindliche 
Waaren  sind  die  rechtlichen  Stenersnbjecte  aus  stenertechnischen 
Zweckm&ssigkeitsgrttnden  wohl  in  der  Regel  zunächst  nicht  die 
Eigenthttmer,  sondern  die  Waaren-  oder  Frachtführer.") 
Denn  mit  diesen  kommt  die  Stenerverwaltnng  unmittelbar  allein  in 
Bemhmng,  sie  untertiegen  dem  Anmeldnngszwang  für  die  Steuer- 
objecte  (§.  560),  die  Ermittlung  der  Eigenthttmer  entzieht  sich  der 
Stenerrerwaltung  oder  macht  nnverbältniasmässige  Schwierigkeiten. 
Zwischen  Fraohtftthier  und  Eigenthttmer  der  Waaren  regelt  sich 
die  Tragnng  der  Steuer  dnroh  die  Frachtverträge  einfach,  mittelst 
Vorschössen  an  die  Frachtführer  zur  Auslage  der  Steuer  n.  s.  w. 
Grerade  bei  diesem  Sachverhalt  ist  aber  eine  Haftung  der 
Steoerobjecte  selbst,  ohne  Bttcksidit  anf  die  Rechte  Dritter 
daran,  zur  Sicherung  der  Besteuerung  nothwendig.'^) 

Auanahmsweise  kann  indessen  mitunter  auch  der  Waaren- 
Eigeothtlmer  zum  Steuersnhject  gemacht  werden,  so  namentlioh 
beim  Begleitscheinverfahren  (§.  561),  mittelst  dessen  die 
Waaren  in  die  Hände  des  Eigenthttmers  unter  genügender  Sicher- 
Btellang  der  Besteuemng  geleitet  werden.  Manche  weitere  Ver- 
schiedenheiten ergeben  sich  hier  wie  bei  den  verwandten  Fällen 
der  Steaerverpflichtung  fttr  die  Objecte  innerer  Verbrancbstenem 
(z.  B.  bei  der  Tabak-Gewiohtsteuer)  aus  der  Natur  der  einselnen 
Steuern  und  aus  den  Zweokmässigkeitsgeslchtspnnoten,  welche  danach 
bei  der  Einrichtung  der  Steuerverwaltnng  für  sie  zu  treffen  sind.  — 
Ueber  die  Ermittlung  der  Steuersätze  ist  kaum  mehr  etwas 
ZQ  den  früheren  Erörterungen  Ober  die  Feststellung  der  Steuer- 
sätze (§.  546  —  548)  hinzuzufügen.  Nach  erfolgter  Ermittlang  der 
Stenerobjecte  und  Steaersnbjeote  ergiebt  sich  die  Feststellung  der 
dem  tarifinässigen  Steuersatz  entsprechenden  individnellen  Steuer- 
achnldigkeit  als  eine  blosse  Beohnungsoperation.  Diese  kann 
freilich  bei  den  compUcirten  Tarifen  der  Verkehrsteuern,  auch 
nancher  Zollsysteme  eine  ziemlich  verwicktite  Sache  werden,  so 
lasa  etwa  ein  eigenes  gettbtes  Rechnungspersonal  zur  Ausfltfarung 
lothwendig  wird. 

Ygl.  Hock,  OK  Abg.  S.  127.  Deatscber  VeninszoUUr.  t.  1.  JdU  166«  §.13: 
eipflicbtel  ist  dam  Stute  dar,  irelcber  znr  Zeit,  wo  der  Zoll  za  entriobtea,  Inhaber 
DAtariicho'  Besitzer)  daa  zoUpflicbtigea  Oeganstaada  ist. 
»)  Verainszollgas.  v.  1869  §.  14. 
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4.  Abschnitt 
Me  Aifl^afecn  der  Stenerverwaltuff, 
n.    Die  Aniffihninf  der  Bestetteranir. 

B.  Die  Erhebang  der  Stenern. 
§.  568.  Einleitung. 

Hinsichtlich  der  Erhebang  der  Stenern  (specieU  der  Stasti- 
steneni)  handelt  es  sich  ToroemUch  om  zwei  Reihen  tos  Fragci: 
einmal,  wer  soll  die  Erhebung  besorgen  oder  die  Frage  nach  da 
Erhebungsorganea,  und  sodann,  wie  soll  die  Erbebaug  cii 
gerichtet  werden?  Wie  gewöhnlich  l^gen  diese  Fragen  nts 
sich  mehr  oder  weniger  znsammen,  so  dass  öfters  die  Entscb^one 
der  einen  deijenigen  der  anderen  priijadioirt.  Sie  sind  ferner  aieki 
dvrchaas  allgemein ,  soodem  meistens  nur  historisch  irod  OrHid 
relatiT  za  beantworten,  wobei  sich  aber  anch  im  letsteren  FaUe£e 
massgebenden  Bedingungen  wohl  theor^isch  feststeilen  lassen.  Vida 
richtet  sich  aber  auch  wieder  in  Betreff  der  Erhebangsorgue 
der  Einrichtang  der  Erhebnng  nach  dem  steuertechnisoheo  Wesei 
der  verschiedenen  Steaergattnngen  und  jeder  einselnra  Steuer.  Ao/ 
den  Einfluss  dieses  Moments  ist  im  Folgenden  die  Anfnaerfrwwfcwt 
besonders  mit  so  richten.  Doch  ist  in  dieser  Besiehing  im  TOriga 
Hauptabschnitt  vom  Stcoenystem  und  in  den  drei  voransgekeada 
Abschnitten  von  der  Steoerro^altang  B<^on  llanehes  eriedigt 
?rorden,  namentUoh  in  Betreff  der  Erhebnngsaitr  woranf  jetet  nick 
mehr  zurückzukommen  ist.  Die  Fragen  von  der  directen  asd 
indireoten  Besteaerang,  vom  Monopol  als  Steoerform  sind  natBrikk 
auch  sogleich  Fragen  von  der  Einrichtung  oder  dw  Art  der  Er 
hebang  der  Stenern.  Auch  dafllr  ist  Tomemlich  mit  a«f  Fiflbeni 
zu  verweisen. 

I.   Die  ErhebungBorgane  der  Stenern. 

Deren  kennen  im  Wesentlichen  dreierlei  nnteiseUeden  wcfdo. 
wonach  man  auch  wohl  von  drei  „ErhebangssysteneB" 
spricht:  die  Erhebnng  durch  Steuerpächter  oder  dnreh  V» 
mittlnng  der  SelbstverwaltangskOrper,  beseaden  der  6<- 
meiuden  oder  durch  Staatsorgane  (Staatsbehörden,  BeaaM^f 
selbst:  die  sogen.  Eigen-  oder  Selbsterhebung  oder  Staati- 
re gie.  Die  Steuerpacht  hat  in  der  antiken  Welt  stark  v«^ 
hemcht,  ist  von  Neuem  mit  der  Entwicklung  der  Beeteueraag  a 
den  Zeiten  des  Uebergangs  vom  MitteUtlter  zur  Neuzeit,  besosder« 
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bis  zum  franzOsiachen  Rerolntionszeitalter,  in  manchen  Ländern 
ausgedehnt  angewandt,  dann  aber  mehr  and  mehr,  wenn  auch 
nicht  völlig  dorch  die  EigenTerwaltong  verdrängt,  namentlich  anf 
untergeordnete  Gebiete  der  Bestenerang  (und  des  Gebttbrenwesens) 
beschränkt  worden.    Die  Benutzung  der  SelbBtverwaltongskOrper 
als  Organen  fUr  die  Erhebung  der  Staatssteoem  zugt  keine  so 
deutliche  Entwicklungstendenz  and  mehr  Verschiedenheiten  von 
Land  zu  Land  und  nach  Steaerarten.  Bei  den  indii^eten  Steuern 
ist  sie  nur  in  gewissen  Fällen,  wie  bd  Tfaorsteuem  und  allenfails 
bei  Steuern  im  Änschluss  an  looaUe  Prodnotionsbetriebe,  nicht  bei 
ZttUen  anwendbar,  bei  den  directen  Stenern  kommt  sie  nicht  selten  vor. 
A.  —  §.  564.  Die  Stenerpacht^) 
Das  Urtheil  Uber  sie  fUllt  nothwendig  nach  folgenden  Umständen 
verschieden  aus,  kann  daher  kein  absolutes,  sondern  nur  ein 
historisch  relatives  sein.  In  Betracht  kommt  nemlich  einmal 
die  ganze  Entwicklungsstufe  des  Staats-,  Gnltur-  und 
Wirtfaschaftslebens,  besonders  die  erreichte  Entwicklung  der 
Staatsthätigkeit  und  damit  zusammenhängend  der  Staats- 
verwaltung und  des  Beamtenthums  tlberhaupt  Sodann 
ist  zn  unterscheiden,  ob  es  sich  um  ein  umfassendes  System 
der  Steuerpacht,  eine  allgemeine  Verpachtung  aller  Stenern 
oder  doch  ganzer  grosser  Kategorieen,  z.  B.  der  Zolle,  der 
Accisen,  der  directen  Steuern  (sogen.  Generalpacht  in  diesem 
Sinne)  —  oder  aber  um  die  Verpachtung  gewisser  einzelner 
Stenern  von  mehr  untergeordneter  Bedeutung  (Specialpacht  in 
diesem  Sinne)  handelt. 

Es  lassen  sich  zwar  auch  ganz  allgemeine  Gründe  für 
and  wider  aufstellen,  dieselben  haben  aber  nach  den  eben  er- 
ivahnten  Umsfänden  eine  verschiedene  Bedentang  und  wollen  da- 
ler  trotz  ihres  richtigen  Kernes  nicht  soviel  besagen,  wie  man 
öfters  gemeint  hat 

So  hat  man  anoh  in  dieser  Frage  mitnnter  mit  dem  in  dieser 
VUgemeinheit  unbewiesenen  und  anbeweisbaren  Satze  für  die  Pacht 

Ban  I,  §.  288,  gegen  Pacht,  ebenso  t.  Malchas  I,  §.  79,  Marhard,  Beate«. 
>.  153  ff.  Jacob.  II,  §.  1258  mebr  onterscbeideDd,  ebenso  M'Calloch,  taxat.  p.  30, 
,e  Farieu,  I,  102,  Hock,  6ff.  Abg-  S.  62.  Ueber  Fr&here  Manches  bei  Malchas. 
L  Sonnenfets,  Grands.  III,  125  ff.  (6.  A.),  sehr  aosfObrlich.  Er  meint  schon  (S.  140): 
Die  Vortheile,  die  man  sich  ron  den  Pachtongen  verbeisst,  sind  entweder  keine  Vor- 
beile oder  können  aach  bei  der  eigenen  Behebung  des  Staats  erhalten  werden."  Die 
*acbtang  sei  die  Erhebongsart,  welche  dem  Staate  am  Tfaenersten  komme  and  den 
'BtMtfaanen  am  Beschworiichstoa  falle,  S.  126.  Gegner  sind  anoh  Uontesqaiea  and 
>..  Smitli  gewesen.  Die  histor.-nlatlre  Anfiasanng  fehlt  zwar  nicht  immer  ganz,  tritt 
ber  doch  zu  sehr  zurück,  anch  bei  Bau  und  Hock. 
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plftdirt,  dass  dieselbe  ,^atnrgemäS8"  die  Vortheile  der  PriTtt- 
betriebsamkeit  fHr  Bich  Iiabe.  Der  Pftohter  kOnne  daher  nebci 
seinem  Gewerbsgewinn,  der  ihm  freilich  werden  mfiBse,  leicht  da 
Staate  mehr  zahlen,  als  dieser  ans  der  Eigenverwaltung  eriOit 
Indessen  hier  wird  Uber  die  principiellen  Bedenken  hinsichtlich 
solchen  privaten  Gewinnbezngs  bei  der  Bcsteaerang  nnd  Aber  die 
fast  anv  ermeid  liehen  Uebelstände  der  Steaerpacbt  nnr  am  dieeei 
finanziellen  Vortheils  Willen  hinweg  gegangen.  Und  wüte 
wird  das  Problematische  dieses  VortiieUB  and  der  Umstand  Ober- 
sehen, dass  der  Vorzug  der  Pacht  eben  selbst  wieder  von  histo- 
rischen Bedingungen  abhängt 

Der  Gewinn  des  Pachters  einschliesslich  der  von  letzterem  n 
bestreitenden  Verwaltnngs-  nnd  Erhebnngskosten  entspricht  aller 
dings  dem  Erhebnngskostenanfwand  bei  der  Eigenverwaltang  nnd 
kann  mQglicber  Weise  kleiner  seb  als  dieser.    Aber  es  )t 
immer  etwas  Andres,  ob  die  Erhebnngskosten  in  den  Kosten  ein« 
rationellen  Gebaltssystems  fttr  Steuerbeamte  oder  wenigstena  partidi 
in  einem  solchen  Gewerbsgewinn  des  Pachters  bestehen.    FOr  die 
politische,  socialpolitische  nnd  ethische  Änflfassnng  ergiebt  nck 
hier  immerhin  ein  Unterschied,  nnd  kanm  in  einem  Zeitalter,  kaan 
in  einer  Staatsverfassung  zn  Gunsten  der  Pacht.   Gleichwohl  kaas 
letztere  onTermeidlich  sein  oder  den  Vorzag  verdienen,  dann  ic 
aber  ihre  Verbindang  mit  solchen  privatwirthschaftlichen  Oewisae 
immerhin  noch  ein  Uebelstand.   Da-^a  kommt  der  regelmässige  Cr 
Sprung  wenigstens  eines  Theils  des  Pachtgewinnes:  dieser  GeiiiE 
ergiebt  sich  eben  mit  ans  den  bedenklichen  Verhältnissen,  wekkr 
fast  nothwendig  mit  der  Pacht  verbunden  sind.    Die  I^ctet 
wenigstens  bei  omfassendem  Steuerpacfatsystem ,  tiben  sa  kirir 
einen  besondem  Druck  ans  oder  lassen  ihn  durch  ihre  Btm^M 
aasttben.   Sie  nehmen  weniger  Rücksicht  auf  die  Lage  der  SIbi^ 
Pflichtigen  und  sind  denn  anch  regelmässig  besonder! 
Das  Odium  fUllt  aber  dann  mit  auf  die  Besteuerung  nnd 
Genügende  Äbbtllfe  liegt  weder  in  den  Bcstiinmnngen 
Verträge,  noch  in  Gontrolen  der  Staalsregierung  Über  die  Pichsj 
Denn  solche  Gontrolen  sind  niobt  wirksam  ^^enng,  weil  es 
entsprechenden  Verwaltnngsapparat  f^lt  Wären  ne  es,  so 

*)  Die  Klagen  tlber  die  TOmischen  SteDer-,  ZtdblokllV« a>  a.  v- . 
Italien,  n.  franzOs.,  ron  denen  sieh  nam.  die  GenenqtliMMr-^^MWn 
des  ancien  i^^e  sehr  bereiclieTten ,  sind  sprttcliw5rtlicli.    'Vi»  Ltvi 
einmal  sa^:  nbi  pablicanus  est,  ibi  aut  ju»  pablicam  rannm  aal  Vkt 
nullam  esse.   Ban,  §.  28S  Note  d.   SohmübÜcbe  Znstkode  aa<^  im  im 
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das  nur,  dass  der  Haaptrechtfertignngsgrand  der  Pacht,  die  nnge- 
nSgende  Verwaltangsmaschinerie  des  Staats,  nicht  mehr  vorläge. 

Die  Annahme  eines  allgemeinen  Vorzngs  der  Paeht'  vor  der 
e^en  Verwaltung  beruht  aber  anch  auf  dner  falschen  Vorans- 
setznng  und  wird  durch  die  Erfahrung  nicht  bestätigt   Die  Ein- 
richtung der  Verwaltung  kann  nicht  sehr  verschieden  sein,  mag 
ein  Pächter  (PachtgCBellschafl)  oder  der  Staat  sie  besorgen.  £8 
verhält  sich  hier  ähnlich  wie  hei  so  manchen  grossen  Aufgabe, 
z.  B.  des  Verkehrswesens,  in  Betreff  der  Streitfrage,  ob  Staats-,  ob 
Actiengesellschaftsttbemabme  und  Betrieb,  wo  doch  die  ökono- 
misch-technische Natur  der  Aufgabe  im  Wesentlichen 
gleiche  Einrichtungen  bedingt,  wer  immer  sie  besorge.   Bei  an- 
gemessener Gestaltung  der  Regie  hat  sich  denn  auch  die  letztere 
eriahmngsgemäsB  der  Paoht  technisch  und  Ökonomisch  ganz  ge- 
wachsen gezeigt.^)   Das  fllhrt  auf  den  entscheidenden  Haupt- 
punct  in  der  Frage. 

§.  565.  —  1}  Ein  umfassendes  System  der  Stener- 
pacht  ist  mitunter,  so  namentlich  in  den  geschichtlich  wichtigsten 
Beispielen  der  alten  Welt,  freilich  nur  bedingter  in  der  neueren 
Uebergangszeit  vom  Mittelalter  zum  modernen  Staat,  ^)  der  allein 


')  In  den  Niederlanden  soll  nach  de  Parten  die  Einftüining  des  YerpachtenB 
nm  1555  den  Ertrag  rerdoppelt  Iiaben.  Dm  1748  varde  das  höchst  unbeliebt  ge- 
wordene Verfahren  ohne  Nachtheil  wieder  aufgehoben.  Zo  Necker's  Zeit  galt  auch 
in  Frankreich  in  Bezug  anf  die  Okon.-tecbn.  Seite  der  Erhebung,  die  Kosten  n.  a,  w. 
der  Dnterachied  zwischen  Facht  und  Begie  gleich  Null  Malchna  I,  385  sucht  ans 
einer  Yergleichung  der  von  Necker  gegebenen  Daten  Uber  den  Aafvand  für  das 
Eihebungspersonal  nnd  die  Zahl  des  letzteren  bei  den  grossen  Generalpachten  der 
indirecten  Steuern  in  Frankreich  in  der  letzten  Zeit  des  ancien  regime  mit  den  Daten 
Ober  die  Tenraltang  vesentl.  derselben  Steuern  während  der  Restauration  in  eigener 
Re^e  nachzoirelsen ,  dass  der  frohere  Fcrsonalaofwand  um  der  GcldMifTand, 
ohne  den  Gewinn  der  Pächter,  um  */«  grosser  gewesen  sei.  NatQiiich  eine  nur  in 
gewissem  Dmfang  mlSssige  Yergleichung.  Der  Gewinn  der  40  franzöa.  Generalpftchter 
wird  Ton  Mecker  auf  3  Hill.  L.,  im  Durchsohn,  auf  75,000  L.  reranschlagt.  Necker, 
de  l'administr.  (1784)  I,  72. 

^)  In  den  grlech.  Staaten  war  Pacht  ganz  allgemein.  In  Rom  bestand  sie 
nam.  für  die  Zslle  u.  dgl.  indirecte  Abgaben.  Bei  den  directen  Abgaben  in 
den  Prorinzen  ftthrte  Caesar  theils  die  unmittelbare  Abführung  der  Natnralleistangen 
an  den  Staat  (afric.  u.  sardin.  Korn-  n.  Oellieferungen),  tb.  die  Verwandlung  in  feste 
tieldabgaben  ein  (Kleinasien),  wo  die  Einbeziehung  der  Einzclbeträge  den  Stener- 
districten  selbst  Uberlassen  wurde  (Mommsen.  r&m.  Gesch.  6.  A.  III,  506).  —  In 
Frankreich  hat  sich  das  Pachtxystem  im  16,  Jahrhundert  unter  Einflüssen  floren- 
Uniscber  Politiker  und  Finanzmänner  ausgedehnt  Es  umfassto  abrigens  bei  Weitem 
nicht  alle  Abgaben.  Die  fernes  gcn^rales  bezogen  sich  im  18.  Jabrh.  aof  die  Zolle 
In  dem  alten  Haupttheil  der  Monarchie,  den  „prorinces  des  cinq  grosses  fermes",  auf 
das  Tabak-  a,  Salzregal  u,  einige  kleinere  Einkaufte.  Nach  Necker's  Za8.stell.  der 
iVanzOa.  KnkiUifte  (I,  35)  betragen  dieselben  585  Mill.  L.,  wotou  anf  die  farmes 
g:6n6imle8  106  MiU.  Dnter  ihm  war  ans  der  Veipaohtung  mehr  dne  GewUitsadmini- 
atratioD  geworden.  Auch  in  Spanien  bis  1747  Pachtung.  Von  enormen  (iewinnen 
A-  WitffBvr,  FiHiitwi3!i«i>icba(l.    U.  41 
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sich  bietende  Nothbehelf  in  Ermangelang  einer  geordnc 
ten  nnd  entwickelten  StaatsverwaltnngBmaschinerie. 
Hier  liegt  Perioden  hindarch  eigentlich  gar  k^e  WiU  tw, 
sondern  wenn  man  eben  gewisse  Steuerarten  and  Formen,  l  E 
gewisse  indirecte  Stenern ,  directe  Abgaben  in  den  ProTinzeo,  ui 
dem  platten  Lande,  von  der  relativ  zerstreut  lebenden  ack^so- 
den  BevDlkening  u.  s.  w.,  erheben  will,  so  mnss  man  sich  diu 
der  Stenerpacht  bedienen.  Insofern  ist  dieselbe  bier  historiscb 
berechtigt,  weil  sie  allein  die  Aufgabe  Überhaupt  lOsen  kui. 
Aber  sie  erscheint  damit  ancb  besten  Falls  als  eine  geschiebt- 
liehe  Dnrchgangsstnfe  im  EntwicklungsproeesB  det 
Gemeinwirthschaft,  wie  so  Manches,  was  der  EntwicUvH 
der  anmittelbaren  Staatsthätigkeit  als  Hilfsmittel  Ittr  die  LOsaig 
wahrhaft  „gemeinwirthschaftlieher",  „Öffentlicher"  and  immer  flik 
als  solcher  erkannter  Anfgaben  vorangegangen  ist,  —  auch  hier 
bietet  namentlich  das  grosse  Gebiet  des  Verkehrswesens  i.  w. 
bemerkenswerthe  Analogieeo.  Sobald  der  Staat  sich  seiner  iif 
gaben  wirklich  bewnsst  wird  nnd  eioigermassen  dasa  OkononiK^ 
technisch  sich  befähigt  itlhlt,  zieht  er  die  betreffenden  ThStigkrita 
selbst  an  sich  heran:  die  Stenerpacht,  auch  eine  Art  „delqgiitff 
Verwaltung"  (Saz),  hat  ihre  Function  erflUlt  üd  «ifd  htmlti^ 
Bei  der  heutigen  Entwicklung  des  Staatsgcdankens  unter  da 
meisten  Oaltnrvttlkem  kann  dann  auch  von  Steuerpacbt  als  tarn 
nmfassenden  System  der  Erhebung  nicht  woU  mc^  die  Rede 
Selbst  wenn  die  Gesicbtspnncte  i)ii\  atwirthscliaftlicber  Oekonott 
wirklich  erheblicher  wären,  als  es  jetzt  noch  zuzugeben  ist,  wSnte 
sie  eben  nicht  entscheiden  dtlrfen.  Denn  dfe'Erhebnng  der  SMa 
gilt  mit  Recht  jetzt  selbstverständlich  als  eine  gffentliih mÜ 
liehe  Angelegenheit,  die  nur  von  öffentlichen  Körpern,  wie  ibi 
Staate  oder  eventuell  den  Selbstverwaltungskörpem ,  ausgeftkr 
werden  darf.  Der  Steuerpacht  kann  man  sich  dabei  nur  ■ 
einzelnen  besonderen  Fällen  als  eines  nntergeordneten  HUSmUit 
bedienen.  * 


dabei,  aber  mit  angetischolnL  üebertreibnngen ,  sj)rkht  nach  Don  Mipiel  vc.=  i^  — 
(1734)  Sonnenfeia  III,  129.    In  DeotschJaiul  isi  die  EigenTcnralduig  i.t*«'. 
UDterstfltzQDg  der  GemeiDden)  seit  Atters  Bcgcl.    MisäluugotiLT  ^'emch  i&it  dcrt' 
pachtanr  des  Dca  bcgrandeten  Tabakmonopolä  in  rrcussen  untiT  Friedrich  4. 
1765  —  66,  Debertngnng  der  Yervalt  der  Accise-  n.  ^Ueinianft«^^  aa  eint  ft»* 
pachtiliDliche  QovUitBadininiBtrBtioit  von  &  fermiers  1766,  Biedel,  bnadesK^fi*» 

in  der  TQrkol  a.  „d.  tQrfc.  Finanten",  BerL  1873,  juu. 
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2)  Auch  Ton  diesem  Hilfsmittel  (der  „Specialpaoht"  im  er- 
wähnten Sinne)  ist  Torsicbtig  nnd  nnr  beschiftnkt  Gebranch  zu 
machen. 

a)  Bei  allen  Steuern,  wo  ein  genaueres  Einsichtnehmen  in 
PriTatverhältnisse,  in  Einkommen  und  Vermögen  erforderlich  ist, 
am  die  Steuersohaldigkeiten  zu  ermitteln,  daher  namentlich  bei  den 
directen  Einkommen-  nnd  Vermögensteuem ,  ist  die  Steuerpacht 
unbedingt  anszuschUessen.    Die  Enmttlnng  der  Stenerschnldig- 
keiten  und  die  Erbebung  der  Steuern  lassen  sich  zwar  trennen, 
aber  sie  sind  doch  zwei  eng  znaammengehOrige  Verwaltnngsacte. 
Den  eisten  kann  man  am  Wenigsten  Priratinteressenten,  wie  den 
Stenerpächtem ,  übertragen.    Vermag  die  Staatsverwaltung  ihn, 
den  schwierigeren  Act,  zu  Tollführen,  so  wird  sie  den  Act  der 
Erhebung  anch  bewältigen  kOnnen.    Weniger  Bedenken  bietet 
die  Erhebung  gewisser  fester  Ertragsteoem,  so  der  Grundsteuer, 
durch  Pächter.^)    Indessen  bei  diesen  wie  bei  allen  directen 
Stenern  sind  mitunter  Steuererlasse  geboten,  die  man  dem  Pächter 
zu  tragen  nicht  zumnthen  kann  und  fUr  die  die  Bedingungen  im 
Voraus  im  Pachtvertrag  richtig  zu  bestimmen  sehr  schwierig  ist 
Heute,  wo  die  Gonseqnenzen  des  Grundsatzes  der  persönlichen 
Freiheit  nnd  politischen  Gleichheit  in  allen  Glassen  der  Bevölke- 
rnng  so  ziemlich  jedem  Einzelnen  zum  Bewnsstsein  gekommen 
sind,  —  anch  dies  sind  in  dieser  Frage  mitspielende  Momente  — 
erscheint  es  ttberhanpt  nicht  lilthUeh,  die  Erhebung  der  directen 
Stenern  Pächtern  zu  Übertragen. 

b)  Bei  den  indirecten  Stenern  liegen  die  genannten  Bedenken 
nicht  oder  nnr  in  schwächerem  Haasse  vor.  Doch  bedingen  hier 
andere  Verhältnisse,  däss  man  bei  ihnen  und  bei  gewissen 
Gebühren  eben&Us  nur  ansnahmsweise  sich  für  die  Pacht  er- 
klären kann. 

a)  Bei  den  grossen  indirecten  Verbrauchsteuern,  wie  besonders 
den  Zöllen  und  den  inneren  Steuern,  welche  sich  an  den  Produotions- 
betrieb  anschliessen,  ist  die  Gleichartigkeit  des  Steuer-  und 
E^hebongSTerfahrens  bei  allen  Aemtem,  in  allen  Theilen  des  Staats, 
wo  die.  betreffenden  Abgaben  zn  erheben  sind,  in  hohem  Maasse 
sowohl  im  Interesse  des  Fiscus  als  des  Handels  und  der  Prodne- 
tion  gelegen.  Letstren  Falles  leiden  sonst  dnzelne  Gegenden, 
Verkehrswege,  Steuerpflichtige,  indem  die  Bedingungen  der  Con- 

')  So  wird  In  Kord-Italisn  wohl  die  Gmadsteuererfaebimg  na  den  Gemeinden, 
Jenen  sie  abertrafon  ist,  rerp&chtet  Hock,  0£  Abg.  S.  62. 

41* 
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cnrrenz  ungleich  werden.  Daher  ist  wieder  Einheitlichkeit  da 
Verwaltnngsgmndsätze  und  des  Vollzugs  derselben  dn  gerade  aof 
diesem  Gebiete  immer  mehr  in  seiner  Bedentang  erkanntes  Homeot 
Diese  Einheitlichkeit  kann  hier  allein  bei  der  StaatsTerwaltnn; 
aasreichend  nnd  ohne  neue  anderweite  Bedenken  rerbflrgt  werden. 
Aach  die  Verwaltung,  bez.  Erhebang  durch  die  SelbstTerwaltamg!- 
körper  ist  daher  hier  ausgeschlossen.  Ein  einziges,  das  ganie 
Staatsgebiet  umfassendes  Steaerpachtantemehmenj  das  wobl  r^ 
mftssig  in  einem  grSsseren  Staat  eine  StenerpaohtgesellBchaf! 
sein  mUsste,  könnte  zwar  eine  solche  Einheitlichkeit  ebenfalls  ^ 
währen.  Aber  genügende  Garantieen  gegen  Missbi^ncbe  der  Ver 
waltnng  wftren  ohne  beständige  Conflicte  zwischen  dem  Staat  und 
der  Gesellschaft  kaam  zn  stellen  nnd  der  Einflnss  des  Prim 
kapitalismns  wUchse  in  socialpolitisch  bedenklichstem  Grade.  Die 
Einrichtang  des  ganzen  Verwaltnngs-  nnd  ErbebnngsapparsB 
mHsste  bei  einer  solchen  grossen  Pachtnnternehmung  auch  wesem 
lieh  ebenso  wie  Seitens  des  Staats  erfolgen,  so  dass  Vorzüge  de 
„Privatbetriebs"  schwerlich  herrortreten  würden.  Hntatis  mataadif 
gilt  das  Gesagte  auch  von  der  bez.  gegen  die  Verpachtung  dn» 
Monopols  (Tabak monopols)  an  eine  Gesellschaft*) 

/S)  Bei  städtischen  Thoraccisen,  dann  bei  Wege-. 
Brücken-,  Hafengeldern  nnd  in  ähnlichen  Fällen  liegen  dag^a 
die  Dinge  allerdings  Öfters  anders  nnd  nicht  so  ganz  zn  Ungnnste 
der  Pacht.  ^)  Doch  werden  sich  ancb  bei  der  Pacht  der  ErbebOBf 
von  Thoraccisen  leicht  misslicbe  Folgen  ergeben.  Das  EindringB 
nnd  Nachforschen  von  Priratagenten  wird  mehr  Verdmss  als  d» 
jenige  öffentlicher  Beamten  erregen.  Am  Unbedenklichsten  er 
scheint  die  Verpachtnng  ron  Weg-  und  Brückengeldern,  die  MMch 
noch  immer  am  Meisten  verbreitet  sein  möchte.  Bei  den  kloBR 
festen  Sätzen  ist  hier  ein  unangenehmes  Eindringen  nicht  gebot« 
die  Erbebnng  einfach,  die  volle  Arbeitskraft  einer  Person  wird 
gewöhnlich  nicht  in  Anspruch  genommen,  weshalb  die  EibelmB^ 


*)  Die  neneste  bekannte  Musr^I  der  Art,  die  Vapaelitaiig  des  TiIhIiiwH 
in  Itelien,  1868,  ist  eigentlich  nnr  eine  rerhüllte  Anleiheopermtion.  &  DtMsc^  ^ 
Tab.eDqn.  Anl.  B.  III,  151,  T.  95,  Scfaftffle.  Tflb.  Ztsclir.  1879.  S.  5T8.  —  A^r. 
die  franzOs.  Generalplcbter  halten  eine  Fanclion  im  Gebiete  des  Creditweseos.  imia 
sie  Yorscliflsse  leisten  mnsaten.  Zn  Necicer's  Zeit  sdioss  jeder  General^Ml^ 
1.560,000  L.  Tor,  wovon  ihm  die  Mill.  mit  5,  der  Reat  mit  7*/.  rerziBat  nri« 
Kecker,  de  I'administr.  I,  71. 

'')  Octrois  sind  Oftera  in  Fraakreich,  Italien,  bes.  Spanien  retpaditet,  CIbism«- 
gcld-,  ßrackcngelderliebnns  »■  dgl.  anrh  in  Dentscbland. 
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als  Nebenarbeit  wohlfeil  und  doch  genügend  and  sorgsamer  als 
von  Beamten  besorgt  werden  kann. 

B.  ~  §.  566.  DieErbebung  der  Staatsstenern  dnreh 
die  Selbstrerwaltnngskttrper.^) 

Hier  ist  namenttich  an  die  Ortsgemeinde,  welche  hier  als 
Typns  allein  berttcksichtigt  werden  mag^  mitunter  auch  an  Kreis, 
Bezirk,  Provinz  zu  denken.  Die  Ortsgemeinde  kann  eventuell 
aber  auch  die  Kreis-  und  Provinzialsteuem  mit  erheben.  Auch  der 
umgekehrte  Fall,  die  Erhebnog  von  Gemeinde-  u.  s.  w.  Steuern 
durch  die  Staatsbehörden,  ist  möglich  und  kommt  in  der  Praxis  vor. 

Einer  Vermittlung  der  Selbstverwaltungskörper  kann  sieh  der 
Staat  hier  anf  doppelte  Weise  bedienen:  einmal  so,  dass  die 
Gemeinde  nicht  nur  als  Stenererhebnngsorgan,  sondern  zugleich 
als  selbst  verpflichtete  Steaerhaftende  fllr  bestimmte 
Stenersommen;  zweitens  so,  dass  sie  nur  als  Stenererhebnngs- 
organ fungirt. 

In  beiden  Fällen  sind  wohl  die  Vorkehrsteuem  nnd  von  den 
grossen  indirecten  Verbrauchsteuern  die  Zölle,  meistens  auch  die 
an  einen  Prodaotiönsbetrieb  sieh  anschliessenden  inneren  Ver- 
braaehsteuem  hier  von  vornherein  anszaschliessen  nnd  der  Staats- 
regie zuzuweisen.  Von  den  letzteren  Steuern  könnte  nur  etwa  die 
Stener  der  für  den  Localbedarf  producirenden  Bierbrauerei  u.  dgl. 
auch  durch  die  Gemeinde  erhoben  werden.  Aber  unter  den  heutigen 
Prodoetions-  nnd  Absatzverbältnissen  wird  es  auch  bei  ihr  and 
vollends  bei  den  Übrigen  genannten  inneren  Stenern  auf  volle 
Einheitlichkeit  und  Gleichmässigkeit  der  Ermittlung  der 
Steaerobjecte  und  der  Erhebnng  der  Steuern  ankommen,  wofUr 
die  Staatsregie  allein  die  genttgende  BftrgBchaft  stellt  Bei  den 
Verkehrsteuern  ist  meistens  durch  das  Wesen  derselben,  bei  den 
Zöllen  durch  die  RQcksicht  anf  Gleichmässigkeit  des  Ver- 
fahrens die  Erhebung  dnreh  die  Gommnnen  ausgeschlossen. 

Dagegen  können  diese  letzteren  als  Erhebangsorgaoe  für 
Thoraccisen,  ferner  für  die  meisten  direoten  Stenern, 
besonders  die  Ertrag-,  aber  auch  die  Einkommen-,  Ver- 
mögen-, Erbschaft-,  gewisse  Conjuncturengewinn-  (bei 
Immobiliarbesitzwechsel  und  Baustellen)  und  fUr  die  directen 
Lnxussteuern  in  Frage  kommen.   In  verschiedenen  Ländern, 


*}  Mehr  donogen  Bau,  I,  §.  290,  Malchas  I,  §.  7T,  dieser  aber  za  selir  von 
iadindaalüt.  Suuidpanct  aus.   Hock  S.  61. 
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frtther  and  jetzt  bat  der  Staat  bei  manchen  dieser  Stenern  die 
Erhebung  den  Gemeinden  Übertragen. ") 

§.  567.  —  1)  Die  commanale  Stenerbaftang.  Sk 
kommt  namentlich  bei  Hanptarten  der  genannten  direoten  Stenen, 
der  Ertrag-,  Einkommen-,  VermOgenstener  in  Betracht  Bei  da 
anderen  directen  Stenern  würde  es  sieb  nnr  mn  die  Erbeboog 
durch  die  Gemeinde  handeln,  ebenso  in  der  Begel  bei  den  Thor- 
accisen.  Doch  Uesse  sich  bei  diesen  auch  wolil  eine  SteneriiaitBii( 
einrichten,  indem  die  Gemeinde  fUr  einen  gemssen  Ertrag  taf- 
kommen und  eventnell  denselben  aus  anderen  Stenon  oder  dnnk 
besondere  Zuschläge  dazu  dedeen  mtlsste.  Darauf  läuft  räe  d« 
Stenerbaftang  in  einer  Hinsicht  verwandte  Einriehtang,  die  Ab- 
findung mit  einer  Gemeinde  (oder  einem  Gebietstheil)  oder  die 
Leistung  eines  Aversnms  (Paaschsumme)  fttr  das  Freibletbei 
von  gewissen  Stenern,  z.  B.  bd  Freihafengebieten  (§.  570),  in 
Grunde  hinaus. 

Bei  Ertrag-,  Einkommen-  und  VermOgenstenem  ist  die  Steuer- 
haftang  der  Gebietstbeile  oder  SelbBtverwaltungskdrper,  der  Gt- 
meinden  direct  gegenttber  dem  Staat  oder  jedes  kleineren  KOrpm 
gegenüber  dem  grösseren,  zn  dem  er  politisch  gehOrt,  8<^eariidt 
der  Provinzen  gegenüber  dem  Staat,  wohl  in  Verbindong  n: 
einem  rationellen,  auf  richtigen  Grandlagen  ruhenden  Reparti- 
tionssystem  (§.  544)  zu  bringen.  Ja,  man  konnte  die  Haftn; 
als  die  eigentliche  Gonsequenz  des  BepartitionsprincipB  betimefateL 
Hier  liegt  der  Gedanke  einer  solidarischen  Tragnng  der  Steoeriu: 
durch  locale  Gemeinschaften  mit  zu  Grunde.  Wenn  ein  Eäaid 
ner  seine  Verbindlichkeit  nicht  erfttllt,  hätte  diese  GemetDsekaä 
einzutreten.  Manche  der  früher  erwähnten  Vortheile,  besoDdaa 
dass  ein  Jeder  ein  eigenes  Interesse  an  richtiger,  nicht  zn  niediiga 
Bestenerung  des  Anderen  hat,  zeigten  sieh  dann  erst  ToUstlBd 


')  iDpreassen  verdea  die  S  älteren  directen  Stenern.  Grand-,  Gewerbe-,  Omm-. 
dann  die  Gebändesteaer  in  den  6  OaÜ.  alten  Provinzen  von  den  UemeindeB  n^giB. 
in  den  anderen  Prorinzen.  ancli  den  neuen  1866er  Toa  staatlichen  Stmmm^mm 
Ebenso  die  classlfic.  Einkommeastener  in  der  gauen  IfonarcUe.  In  Bai«»  Mte 
die  Erhebung  dtr  directen  Stenern  ansBcblieMlieh  dnrch  die  Rentbnter  dca  Am 
In  Würtemb.  fongiren  hier  die  Gemeinden  mit  common.  Stenethaftomg.  Jm.  Q  asui 
reich  wild  die  Gnind-  und  Qeb&adestener  zwar  dnrch  die  Steoei&mter  ^m^m 
individaell  (ta  jeden  Steaerpfiichtigen  berechnet,  aber  ron  der  Gern  ei  »4«  e 
hoben;  ebenso  die  Einlcommenst.  Bei  der  Drwerbst  erfolgt  die  E^bo» 
das  Steneramt,  doch  können  anf  dem  Lande  die  Gemeinderonttode  dabei  ^bJBü^ 
peisonen  verwendet  worden  (Cblupp,  dir.  Sten.  OesLs  §.  T2,  99,  ISS,  14^  k 
eheinak  Osterr.  Italien  Eihebang  der  Grondst.  durch  die  Gemeinden  mit  Ste^dtaAB 
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Eine  „Ungerechtigkeit"  aod  „Härte"  läge  in  solcher  Haftang  an 
and  fllr  sich  nicht.  Eb  handelt  sich  einfach  nm  die  Frage,  ob 
Ansfälle  nnd  Rückstände  wie  jetzt  gewöhnlich  von  der  ganzen 
-StaatsgeEkeinsohaft  oder  von  einer  solchen  localen  Gemeinschail, 
^is  herab  znr  Ortsgemeinde,  getragen  werden  sollen.  Darauf  läset 
sich  wieder  kaum  eine  allgemeine,  sondern  wohl  abermals  nnr  eine 
historisch  relative  Antwort  geben. 

a)  Den  beschränkenden  Rechtsordnangen  für  Ackerbau  und 
Gewerbe,  dem  streng  corporativen  Cbaracter  der  Ortsgemeinde  mit 
festem  OrtsbHrgertham,  dem  älteren  Niederlassangs-  und  beschränk- 
ten Zngrecht,  dem  nnentwickelten  Gommnnicationswesen,  der  ge- 
ringeren politischen  und  volkswirtbschaftspolitischen  Bedeatang  des 
allgemeinen StaatsbUrgerrechts,  kons  den  früheren  Wirthscbafts- 
Dnd  Rechtsverhältnissen  ttberhanpt  entspricht  eine  solche 
commnnale  Stenerhaftung  immerhin.  Hier  sind  anch  bei  der  rela- 
tiv grossen  Stabilität  aller  Verbältnisse  nnd  der  rechtlich  nnd  that- 
sächlich  geringen  Beweglichkeit  der  Ortsbevßlkemng  die  Grand- 
lagen für  die  Stenerrepartttion  and  fttr  die  an  letztere  sich 
anschliessende  Stenerhaftung  ziemlich  ausreichend  so  einzurichten, 
dass  die  Stenerhaftung  Ar  die  Gemeinde  keine  durchschlagenden 
Bedenken  hat. 

b)  Dies  ändert  sich  aber  mit  dem  Kindringen  des  „Indivi- 
dualtsmns"  in  das  Wirthschaflsrecht  and  in  das  ganze  Wirth- 
»ohaftsleben:  mit  der  AnflSsung  der  alten  Rechtsordnungen  dieses 
Lebens,  mit  dem  Uebergang  der  Ortsbürger-  in  die  Ortseinwohner- 
gemeinde, mit  der  Freizügigkeit  und  der  den  modernen  Gommnni- 
cationsmitteln  zu  verdankenden  leichten  interlocalen  Bewegung 
der  BevSlkerang,  mit  der  ZurttckfUhrung  des  freien  Erwerbsrechts 
Jedes  Einzelnen  als  eines  staatsbürgerlichen  Rechts  auf  die  Staats- 
geaetzgebung  u.  s.  w.  ersoh^nt  auch  die  commnnale  Stenerhaftung 
in  der  Luft  schwebend  nnd  thatsächlich  wie  rechtlich  nicht  wohl 
mehr  haltbar.  Die  Controlrechte,  welche  man  der  Ctemeinde  zur 
Wahrung  ihrer  Interessen  geben  müsste,  Erlaubnissertheilung  beim 
Abang,  Passzwang  n.  dgl.  sind  mit  den  neuen  staatsbürgerlichen 
persönlichen  und  wirthschafUichen  Rechten  und  mit  der  neueren 
Gestaltung  des  Wirthschaftslebens  nicht  mehr  vereinbar.  Ohne 
sollte  Controlrechte  aber  muss  die  Steuerbaftang  leicht  zu  Härten 
fttr  viele  Gemeinden  führen.  Unter  den  jetzigen  Verhältnissen  ist 
daher  das  Gerechtere,  dass  die  Staats gemeinschaft  anch  in  einem 
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RepartitioiiBsyfltem  die  Ausfälle  und  Bttokstttode  von  Stenern  un- 
mittelbar auf  sich  nimmt") 

§.  568.  —  2)  Die  commanale  Stenererhebung.  Hia 
erhebt  die  Gemeinde  die  Staatsstenem  nach  den  allgemdnea  g& 
setzUchen  Bestimmnngen  dnreh  ihre  Organe^  ab^  auf  Reeh- 
nnng  des  Staats,  ohne  daher  fttr  die  Rückstände  und  AnsfiQe 
selbst  dem  Staate  aafzakommen.  Dies  System  hat  unter  Voraas- 
setznng  einer  richtigen  Behandlong  der  firhebnngskosten  bei  dei 
oben  am  tichluss  des  §.  566  genannten  Stenern,  besonders  bd 
den  directen,  Manches  fUr  sich.  Es  lässt  sich  namentlich  wohl 
durch  die  Benutzung  des  einen  communalen  Erhebungs-,  Kechnnngs- 
und  Gassenapparats  im  Ganzen  an  Kosten  der  Staats-  and  Com- 
mnnal-Stenerrerwaltang  sparen,  selbst  wenn  nicht  unbedingt  dit 
einzelnen  Erhebnngsacte  der  Staats-  und  Gommunalstenern  so- 
sammengelegt  werden,  was  wenigstens  bei  einigen  Stenern  und 
einigen  Volksclassen,  um  zu  hohe  Stenerzahlongen  des  Pflichtigen 
auf  einen  Termin  zu  verhüten,  vermieden  werden  moss.  Die 
mitunter  wohl  anzunehmende  grössere  Ortskenntnias  der  Gemeinde- 
organe  kann  erwtlusoht  sein,  um  Härten  n.  s.  w.  leichter  zu  ver- 
meiden.   Die  Erhebung  lässt  sich  Überhaupt  den  örtlichen  Ye- 


'*)  Auch  liier  zeigt  sich  wohl  vieder.  wie  alle  solche  Verhältaistie  mit  der  gt- 
schichtlicheo  Enlwicklougsphase  der  ganzeu  Rechtsordaang  fttr  die  PencMubtudr 
Terhäitnisäe  und  ftlr  das  Erwerbswesen  enge  zasammeu  h&ngen  and  Dar  in  diesei 
Zusammeubaai^  rich%  zu  beartheüen  siad.    Ich  beziehe  mich  bea.  auf  die  Erflt- 
teniDgen  ubor  Ebeschliessnngürecht  u.  Zagrecht  n.  t>.  w.  in  mainer  Gniodl^^  2.  i. 
2.  Abtb.  Kap.  1.  —  lu  Basslaud  steht  die  commuoalo  Steaerhaftonj^  fUi  die  Kopf- 
Steuer  des  Staate  in  Verbindung  mit  dem  Gemeiaeigenthnm  der  OnsgomoBde  m 
Boden  und  mit  der  Scbollenpflichtigkcit  der  Bsaem.  Ver^  Valcker,  Selb^rswak. 
S.  275,  n.  bes.  Keussler,  bäuerl.  Gemeindebesitz  in  BassL,  I.  106.  Annnain 
flu.  TQsses,  rol.  VI  (1S79),  p.  39iJ.    Durch  neuere  Gesetze  r.  1S&9  n.  16T5  äld  £e 
Baoern  mit  Privatgrandeigenthum,  dann  in  gewissem  DmOuiK  die  Dörfer  too  venpr 
als  40  Steaerpflicbtigen  von  der  Solidarhaft  befreiL  —  In  WQrtemb.  Begidung  ibr 
Haftong  durch  Verordu.  r.  21.  Juni  1819.  Erbebong  auf  Kosten  der  Gemeinde  dtitk 
einen  ron  derselben  angestellten  Einnehmer,  der  zugleich  Gemeinderechner  sein  kua 
Die  säamige  Gemeinde  kann  Ezocution  bekommen,  wenn  sie  nicht  einen  Nac^bs^ 
ausirirt^t.    Kau,  I,  §.  290  Note.   Malcbus,  Fin.  t  976.    Durch  die  Ges<K2^ebtBr 
der  neaesten  Zeit  sind  in  Wortemberg  in  dem  eigentbOmlicben  BepartitioDflsystBB 
di^  haaptsichL  Ertragsteuern  (s.  oben  S.  595  Note  7)  Aendeningen  öngetreteo,  iaits 
nach  d.  Ges.  r.  28.  Apr.  1873  dio  Festsetzong  jeder  Steuer  in  ihiem  Teriiituüa  u 
einander  nicht  mehr  wie  früher  (nach  Ges.  r.  15.  Jali  1821)  definitir  bestiamt  ift 
sondern  für  jede  Etatsperiode  durch  das  Finanzgesetz  erfolgen  soU.  AW  in  der  rer 
wandten  Bestimmung  der  commanalen  Haftung  fUr  die  directen  Stenern  ist  keiae 
Veränderang  eingetreten.    Auch  nach  dem  noaen  Ges.  r.  28.  Apr.  1S73  AK.  H 
haften  die  Gemeinden  u.  Amtskörporschaften  f.  d.  sicheren  n.  rechtzeitigen  Eups; 
der  Steuero  u.  haben  die  Gemeindecassen  sie  kostenfrei  u.  rechtzeitig  an  die  ObenM*- 
pflegen,  diese  tde  an  die  Staatscasse  abzuliefom.    Die  geaanntca  KArpor  boochvote 
sich  nicht.   S.  Kiecke,  d.  directen  Steuern  u.  s.  w.  in  Wort.,  Stuttg.  1879  (au  dtf 
Wttrt  Jahrb.),  S.  142,  wo  Genauoros  über  die  Beform. 
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hältnisBen  besser  anpassen.  Kar  bei  einem  amfasse&deren  System 
von  Thoraccisen  als  Staatsstenern,  als  eines  Theils  der  allge- 
mdnen  inneren  Verbraachsbestenerang  oder  einer  speeiellen  Ver* 
braachsteaer,  wie  etwa  des  Weins  (Frankreich),  konnte  wieder  die 
genaue  Oleichmässigkeit  bei  der  Erhebung  dnrch  die  Gemein- 
den geftbrdet  sein,  so  dass  die  Eigeperhebnng  des  Staats  erentoell 
dann  doch  den  Vorzog  verdient.  Bei  den  direoten  Stenern,  beson- 
ders bei  der  Grand-,  Häoser-,  Gewerbe-,  Einkommensteuer  anter- 
Uegt  die  communale  Steaererhebnng  kaum  einem  Bedenken. 

Schwierigkeit  macht  nnr  die  Behandlung  der  Erbebungs- 
kosten.  Trägt  diese  die  Gemeinde,  so  besteht  eigentlich  insoweit 
eine  commanale  Steuerhatlnng,  welche  hier  noch  das  besondre 
Bedenken  hat,  dass  diese  Kosten  nach  Stenerarten  und  Ortsver- 
hältnissen  in  den  einzelnen  Gemeinden  sehr  ungleich  sein  können, 
z.  B.  in  Gross-  und  Kleinstädten  bei  der  Einkommensteuer,  be- 
sonders einer  aof  die  nnteren  Glassen  ausgedehnten,  bei  der  Grund- 
3teaer  nach  der  Bodenzertheiiung,  bei  der  Gewerbesteuer  nach  der 
^rt  und  dem  Maass  der  industriellen  Entwicklung,  bei  Thoraccisen 
lach  speeiell  looalen  nnd  nach  VerkehrsTerbältnissen.  Es  moss 
laher  im  Frincip  verlangt  werden,  dass  der  Staat  die  £r- 
lebangskosten  seiner  Stenern  selbst  trage,  bez.  der 
Tomeinde  vergttte.  Aber  das  ist  in  der  Praxis  nicht  so  leicht 
larcbzufahren,  weil  diese  Kosten  sich  nicht  genau  berechnen  und 
on  den  Kosten  der  Erhebung  der  eigenen  Steuern  der  Gemeinde 
leistens  nicht  scharf  abscheiden  lassen.  Deshalb  ist  eine  specielle 
''errechnung  mit  dem  Staat  Uber  die  Kosten  gewöhnlich  ans- 
oscbliessen  und  eine  Panschsnmjne  oder  Provision, 
blieber  Weise  in  bestimmten  Erhebnngsprocenten  von  der 
;ofaeinnahme  zu  gewähren.  Bei  dem  Hange!  zuverlässiger  Anhalts- 
ancte  ist  eine  solche  Provision  freilich  wieder  ansicher  richtig  zu 
eilen.  Sie  muss  nur  aus  den  angeiUhrten  GrUnden  zur  Kosten- 
scknng  ausrdchend  und  sollte  wohl  nicht  unbedingt  fttr  alle 
emeinden  ^ich  sein,  sondern  nach  Ortsverhältnissea  wechseln.^^) — 


la  Preasseo  (a.  Note  9)  ist  Uber  diesen  Paact  Öfters  discatirt  worden.  Die 
xneiodcD  ia  dea  AstL  Pionazea  haben  wohl  fiber  nozareichende  Yei^biDg  und 
^eutlber  den  weatL  Proriozeu,  wo  die  Staatserhebuog  besteht,  Uber  Deberlastang 
kXatgl.  Sic  müssen  die  Grundsteuer  anf  ihre  Kosten  olme  Vergütung  erheben,  wofUr 
sr  in  den  anderen  Prorinzen  3  "!„  Erh^angsgebuhreo  ron  den  betreffenden  Steuer- 
Lctitigeo,  also  Uber  ioa.  Satz  der  Qmndst  hinaus,  zu  tragen  sind.  Fttr  die  comma- 
[«3  Erhebung  der  Geb&adesL  besteht  eine  TerpUtong  von  ä^/o«  diejenige  der 
is9«n-  n.  GeireTbeat.  eine  s<dche  ron  4*/o  dea  Eimiabinebetrags. 
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Wo  umgekehrt  die  staatliche  Erhebnng  besteht  and  Zi- 
Schläge  zu  dea  Staatsstenera  fttr  die  GemeiDdea  ond  CoBunait 
verbände  erlioben  werden,  empfiehlt  sieh,  diese  mit  dorckdie 
Staatsorgane  znr  Vereinfachung  und  Kosteneisparang  ne 
heben.  Aach  bei  selbständigen  GommuDalsteneni  kann  eine  Mfck 
Einrichtung  mitunter,  wenn  auch  selten,  in  Frage  kommen,  aladaa 
gegen  eine  PanschalTergdtang  der  Gemeinden  an  den  Staat 

€.—§.569.  Die  Eigenerhebung  (Regie)  derStaatsstestn. 

Diese  mnss  naeh  dem  Vorausgehenden  namenüich  bd  da 
grossen  indirecten  Verbrauchstenern,  denZOlleo,  da 
meisten  inneren,  an  einen  Productionsbetrieb  sieh  u- 
BchMessenden,  den  in  Honopolform  erhobenen  Stenern  (Uv 
abgesehen  von  der  Regelang  des  Detailverkanfo  der  Umf^ 
Artikel),  ferner  bei  den  Verkehrsteuern  (auch  hier  eTentsellak- 
gesehen  vom  Detaildebit  der  Stempelbogen  oder  StempehBarics . 
im  Interesse  möglichster  Einheitliohkeit  nnd  Gleichmiiii;- 
keit  der  Handhabung  der  Verwaltungsnormen  und  der  8U» 
erhebung)  verlangt  werden.  Die  Richtigkeit  dieses  Poetalato  «MI 
durch  die  neuere  gesehichtltcbe  Entwicklung  in  den  ColtintHfci: 
bestätigt :  die  Erhebnng  der  genannten  Steuern  durch  Stenopietaff 
hat,  auch  wo  sie  längre  Zeit  bestanden,  fast  allgemein  as%eUf>, 
die  Erhebung  durch  die  Gemeinden  und  andere  Selbstrerwaltiipi 
kOrper  war  hier  weder  fVUher  ttblioh  (mit  einzelnen  Ausnabaa 
bei  der  Besteuerung  des  Biers  in  der  Brauerei  und  in  «eaia| 
ähnlichen  Fällen),  noch  ist  sie  es  heute  zu  Tage.  Die  EMap 
der  indirecten  Stenern  der  genannten  Art  nnd  der  Verkehr 
Stenern  wird  daher  wohl  mit  Recht  allgemein  dem  modemea  Sti^ 
als  solchem  vindicirt  Hier  liegt  dann  eine  bedeutsame  Ai^ 
fflr  grosse  Meister  der  practischen  Verwaltung,  wie  sie  vielad^ 
kein  Land  mehr  als  Frankreich  besessen  hat,  in  der  VerbesMm^ 
der  Einrichtnogen  für  die  Erhebung  dieser  Steuern  vor.  j 

Aach  die  Erhebung  der  grossen  directen  Steven,  dr 
Ertrag-,  Einkommensteuern  n.  s.  w.  kann  durah  die  Sti* 
Verwaltung  selbst  erfolgen  und  geschieht  auch  viel&oh  sa  D>c 
wird  sie  nach  dem  Gesagten  Öfters  zweckmässig  den  SeAff« 
waltungskOrpem,  namentlich  den  Gemeinden  flbertragea. 
Einrichtung  der  Erhebung  dieser  Steuern  untenoheidet 
beim  Staate  und  b^  der  Gtemeinde  in  einigen  Pnnetei»  as  ■  ^ 
treff  des  Organismas  der  amtlichen  Erhebungsorgane,  wo  die  he^ 
Concentration  in  der  Gemeinde  und  die  Ansdehnaog  der  Skir 
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erhebnng  über  viele  reraebiedene  Oertlicbkeiten  Unterschiede  be- 
■diogt  Gewisse  Grnndzttge  der  EinrichtaDg,  besonders  was  die 
VeriüUtnisse  zwisehen  der  HebebehSrde  nnd  den  StMerpflichtigen 
anlangt,  sind  aber  nothwecdig  im  Wesentlichen  dieselben.  Sie 
kommen  hier  an  dieser  Stelle  für  die  Fragen  der  Einrichtang  der 
£rhebimg  zumeist  in  Betracht  Die  Darstellnng  bezieht  sich  daher 
hier  anf  die  Staats-  and  die  Commanalbesteaeraag  zasammen. 

II.  —  §.  570.  Die  Einrichtang  der  Stenererhebang. 

Sowohl  für  die  Organisation  des  Stenererhehnngsdiensts  als 
für  die  ganze  Einrichtang  der  Steaererfaebnng  und  für  die  Gestal- 
tung des  bezüglichen  Verwaltnngsrechts  den  Steaerpflichtigen  gegen- 
tlber  ergeben  sich  znnächst  Verschiedenheiten,  je  nachdem  der 
normale  Fall  einer  Erhebung  der  sehnldigen  Steuerbeträge  nach 
den  gesetzlichen  Vorschriften  Ton  den  einzelnen  Steaer- 
pfiichtigen  d.  h.  die  ,,eigentlicfae"  Erhebung  (wie  man  sie  im 
Unterschied  von  der  folgenden  Einrichtung  nennen  kann)  statt- 
findet oder  der  Änsnahmefall  einer  sogen.  Abfindung  vor- 
liegt Bei  dieser  vereinfacht  sich  gerade  die  Aufgabe  der 
Steoerverwaltang  in  Bezug  auf  die  Ennittlong  der  Thatsachen 
zur  Feststellung  der  Steuerschnldigkeiten,  folgeweise  in  Bezug  auf 
die  Gontrolen  und  schliesslich  auf  die  Erhebung  der  Steuern  sehr. 
Man  kommt  daher  mit  einem  viel  kleineren  Behörden-  nnd  Beamten- 
apparat ans,  verwaltet  wohlfeiler  und  wird  einer  grossen  Reihe  von 
Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  ganzen  Einrichtang  der  Steuer- 
Verwaltung  und  speoiell  der  Erhebung  ttberhoben.  Dies  System 
ist  deshalb  hier  zunächst  zu  besprechen. 

A.  Die  Abfindung.") 

Man  versteht  darunter  eine  meistens  vertragsmässige 
Regelung  der  Steuersehnldigkeit  zwischen  der  Stenerverwaltung 
einer-  und  einem  oder  mehreren,  eventuell  einer  solidarisch  ver- 
bundenen Gemeinschaft  von  Steu^fiichtigen  andrerseits.  In  Folge 
dessen  werden  die  Steuern  nicht  wie  sonst  nach  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  angelegt,  nach  den 
Steuerobjecten  berechnet  n.  s.  w.  und  einzeln  erhoben,  sondern 
die  vereinbarte  Summe  wird  an  den  bestimmten  Terndnen  an  die 
Casse  abgefllhrt  oder  eingezogen. 

**)  Arersnm,  FftBsohsnmme,  CnazSs.  »boDnemeiit  Raa  hindelt  inaa.  bei 
der  Accise  II,  &  430.  Im  Guten  ediirt  «r  sich  gegen  de.  Sie  konmt  aber 
«Ugendnar  m.  So  Tielfiush  in  Frankr.  mit  geirinen  Hodiflcatloii»  asA  In  TeAind-^ 
Inoften  bei  det  Feststdlnng  der  steaerinBielit  Werthe  im  Enregittreaent:  Dicht  ohne 
Bedenken,  anch  In  noraUseher  Hinsicht  I 
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Eine  solche  Abfindang  kommt  bei  TersehiedeneQ  Stenen  {nA 
bei  Gebtthren)  und  mit  Tenchiedenartigen  Steserauljecteii  tot.  So  | 
erfolgt  sie  mit  einzelnen  Steaerpfliohtigen  bei  Verk^mteaen 
and  Gebtthren  in  Stempelform  z.  B.  mit  einer  Bank  hinsiebtliä 
der  sonst  von  dieser  fttr  ihre  Urkunden  n.  s.  w.,  SchnWschriae 
(Banknoten,  Check»)  za  zahlenden  einzelnen  Stempelabgaba'-'. 
oder  mit  den  einzelnen  Prodacenten  (eventuell  aneh  einer  aoUdariiä 
sich  verpflichtenden  Gemeinschaft  solcher)  von  verbranchsteaet- 
Pflichtigen  Artikeln^  z.  B.  Uber  die  Branntwein-,  Bier-,  Weil-, 
Schlachtetener,")  wofür  diese  Personen  dann  von  den  speciella 
Controlen  dieser  Stenern  befreit  werden.   Das  Äbfindongsqntai 
l&Bst  sich  dabei  verschieden  gestalten.   Femer  kann  aneh  am 
ganze  Oertlichkeit,  Gemeinde,  Handelsplatz,  Gebietstheil 
so  durch  eine  Abfindung  von  allen  oder  gewissen  Stenern,  naneit  | 
lieh  von  Zöllen,  inneren  Yerbrauchsteaem,  Honopolien,  aber  atei! 
von  directen  Steuern  „frei  kaufen",  so  in  Fällen,  wo  der  Ort  sdbc 
nnd  der  Staat  die  Anwendung  der  allgemeinen  Steoergeaetie  w  i 
die  Oertlichkeit  fOr  nachtheilig  oder  nnansfttbrbar  oder  besmdRl 
schwierig  (z.  B.  wegen  Schmnggelgefahr)  halten.   Hier,  z.  fi.  ö 
Freihäfen  (deutsche  „Zollansschlttsse" ,  besonders  Hamborg -ütoii 
und  Bremen)  ^^)  wird  dann  wie  in  den  anderen,  im  Prindp  wost»  \ 
lieh  gleichen  Fällen  fttr  die  Steuerschnldigkeit  eine  Panschsamnei 
oder  ein  Aversum  festgestellt    Bei  Ortsgemeinden  kann  aej 
diese  Weise  auch  wohl  dem  Staate  für  Thoraccisen  ein  Aveisaj 
gezahlt  werden.    Wenn  die  C^emeinde  dann  diese  Aecise  sdka| 
lUr  sich  erhebt,  so  liegt  eigentlich  eine  Art  Pachtverhähniss  vor 
Die  Steuergeschichte  nnd  noch  die  heutige  Praxis  zeigt  anf  da 
Gebiete  der  Abfindungen  mancberld  Gestaltungen,  aber  das  Frisd; 
ist  ttberall  leicht  als  dasselbe  zu  erkennen. 

Gewisse  Vortheile  dieses  Systems  sind  nicht  zn  bestzeittt: 
finanzielle,  privat-  und  volkswirthsohaftliehe,  technische  V<fftbeit 
Die  Finanzverwaltnog  spart  an  Apparat  fttr  die  Ennitthmg  ^ 
Thatsachen,  fttr  Controlen,  für  Erhebung,  daher  an  Kosten. 

**)  Ein  Beispiel  ist  du  StunpdpMuiclule  der  Bank  ron  En^ud,  60,000  K  »■ 
'*)  Dies  ist  ^  häDfiKste  Art  der  AbfiDdong,  vorQber  in  der  apec  SMotkt 
S.  d.  Note  bei  Bftn  g.  430. 

Bei  den  Avenen  der  deatschen  ZoHamscUosse  liegt  in  der  Ttut  «oci  <£' 
.Abfindung"  vor  f.  d.  Frcibeit  v.  d.  EinfobizOiloD  n.  den  inoorcn  Varbrj4e*enL  V=* 
18T9— 80  4-86  MUL  M.  U&mbaig  u.  Bremon  zkUeo  bisher  den  dnrchachiittL  bf** 
betrag  der  Eiitiuüimeo  im  Zollgebiet  ploa  S  M.  p.  Kopf.    Letxtze  SmuM  «11 
(1680)  »nf  5  M.  erhöht  wordon.   -Die  mudchere  Berechnung  des  Coiubbs  ia( 
hier  onbestieitbar:  einer  der  Haoptfehlcr  der  Abfindang. 
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wirthschaftliche  Thätigkeit,  der  technische  Fortechritt  eiazeloer 
ProdncenteDf  ganzer  Localitttteo  wird  erleichtert,  mitunter  erat 
ermöglicht.  In  gewissen  Fällen  kann  das  Äbfindangssystem  förm- 
lich wie  ein  Sporn  zn  Prodnctions-  und  technischen  Verbesserungen, 
namentlich  auch  auf  Vermindernng  der  eigentlich  rolkswirthschaft- 
lichen  Kosten  hinwirken,  was  aneh  für  die  ganze  Volkswirthsehaft, 
nicht  nur  fttr  den  Nächstbetheiligten  ein  Gewinn  ist. 

Aber  diesen  Vortheilen  stehen  doch  wohl  meistens  noch  grössere 
Bedenken  gegenüber.  Zar  richtigen  Festetdlnng  der  Äbfindangs- 
snmmen  fehlen  gewöhnlich  die  erforderlichen  Daten.  Ftlr  den  Staat 
liegt  die  Gefahr  zn  niedriger  Abfindung  nahe.  Auf  diese  kommt 
es  doch  den  Stenerpflichtigen  in  der  Regel  (allerdings  nicht  noth- 
wendig  immer)  wesentlich  mit  an.  So  wird  die  Gleichmässigkeit 
der  Bestenerung  verletzt  Die  einzelnen  sich  abfindenden  Stener- 
pfiicfatigen  (z.  B.  die  betreffenden  Indnstriellen,  bei  der  Branntwein- 
brennerei n.  s.  w.)  werden  meistens  zu  den  ohnehin  durch  Kapital- 
besitz, bessere  Technik  n.  s.  w.  begünstigten  Producenten  gehören, 
den  Grossbetrieb  ihres  Zweigs  vertreten,  während  bei  den  anderen, 
den  Kleinindustriellen  auch  die  Garantieen  ffir  die  Abfindung, 
welche  die  Verwaltung  fordern  mnss,  nicht  zn  stellen  sind.  Dann 
wird  nur  abermals  Grossbetrieb  nnd  Grosskapital  einseitig  be- 
günstigt 

Das  Abfindnngssjstem  enthält  aber  Uberhaupt  eine  Durch- 
brechung des  allgemeinen  Stenerrechte,  weiche  principiell  nicht 
ohne  Bedenken  ist  nnd  gerade  anf  diesem  Gebiete,  wegen  des 
Einfinsses  der  Besteuerung  anf  die  Bedingungen  der  wirthschaft- 
licben  Goncurrenz,  möglichst  vermieden  werden  mnss.  Ist  die 
bestehende  Bestenemng  stenertechnisch  mangelhaft,  so  suche  man 
sie  allgemein  zu  verbessern.  Die  AbfiAdttng  ist  oft  nur  ein  Privileg 
fUr  Wenige,  Nachtheilen  der  Besteoernng  zn  entgehen,  denen  sich 
die  Meisten  unterziehen  müssen. 

So  mnss  das  Verdict  im  Ganzen  gegen  die  Abfindung  aas- 
fallen. Einzelne  berechtigte  Aasnahmen  bestätigen  auch  hier  nur 
die  Regel,  aber  sie  weisen  dann  anch  gewöhnlich  anf  besondere 
Mängel  der  allgemeinen  Bestenerong,  anf  besondere  Schwierigkeiten 
der  Controle,  Schmnggelgefahr  u.  dgl.  hin. 

**)  Der  Gevinn  für  den  Steaerpflicbti^n  kann  in  der  freiem  virtbscliaftlichen 
Beveg;iing,  in  der  Erleichterong  tedinischer  Ver&ndemDKen  mit  liegen.  Jenes  ist  der 
SacbreiiiAlt  in  den  2  HiDsestAdton,  In  Frtnkrdcli  soll  ridfitch  ein  fOrmlielies  Falschen 
Im  einzelnen  Fall,  z.  B.  bei  EnregistranentsabgabeD  rom  Besltzrecbsel  des  Gmnd- 
eigvnthnms,  bei  Erbscbaftsstenern  erfolgen. 
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B.  —  §.  571.  Die  eigentliche  Erhebung  der  SteKn 
und  die  Organe  dafür. 

Der  Erhebung  der  Steuer  Seitens  der  Finanzorgane  entspmbt 
die  Eotrichtang  der  Steuer  Seitens  der  zahlungspflicht^eo  Steoer- 
subjeete.  Hierbei  sind  nach  HOgUohkeit  die  Be^n  zu  befolges, 
welehe  man  ans  den  beiden  Verwaltungsgrundsätzra  der  Be- 
stimmtheit und  der  Bequemlichkeit  der  Besteuerung  abWa 
kann  (§.  534,  535).  Daraus  ergeben  sich  dann  aneh  einige  Ab- 
fordemngen  hinsichtlich  der  Organisation  des  staaüiehen  vd 
communalen  Erhebungsdiensts. 

Die  technisehe  Einrichtung  des  letzteren  hingt  zum  IM 
mit  allgemeinen  Einriehtnogen  des  Finansbehtlrdenwesens,  da 
Bechnongs-  und  Cassenwetens  Eusammen,  worauf  an  dieser  StcUe 
nicht  einzugehen  ist  Gewisse  Verschiedenheiten  in  den  einzdua 
Staaten  folgen  aus  allgemeineren  Verschiedenheiten  der  geaamiBta 
Verwaltongsorganisation.  Im  Ganzen  mnss  sich  aber  die  Eiit 
richtUBg  der  Steuererhebung  wie  diejenige  der  SteuerrerwaltiBg 
ttbnhanpt  nach  der  Verschiedenheit  der  Steuerarten  ni 
zum  Theil  auch  der  einzelnen  Stenern  ein  und  dendba 
Gattung  richten.  Gerade  diess  ist  hier  besonders  zu  beachto. 
Es  genttgt  die  Hervorhebung  einiger  solcher  Hauptpunete. 
welche  nach  der  Natur  der  Sache,  d.  h.  nach  dem  ganzen  tetlt 
nisohen  Wesen  der  Steuer,  sich  Überall  melir  oder  weniger  gelto' 
machen  und  zu  fthnlichen  Einrichtungen  des  Erhdbnngsdies* 
führen  mttssen. 

Zu  unterscheiden  sind  fttr  diesen  Dienst  nun  namftnfficfc  £e 
grossen  stenertechniBchen  Kategorieen  der  directcs. 
der  indirecten  und  der  in  Steinpelform  und  als  Register 
u.  dgL  Abgabe  erhoben«!  Stenern,  denen  auch  in  der  Praxis  woW 
eme  dreifache  oberste  Eintheilnng  der  ganzen  Steuerrerwabsi^ 
am  Besten  entspricht^')    Aber  gerade  fttr  die  Erhebung  Ü 

Bau  I,  9*  289,  vo  aber  ronenlldi  nur  die  dlrecte  Beateoeraag  iM  Alf 
gebM  ist 

")  Ib  der  PnziB  beitehen  fjceUicb  muulie  OnterscUede,  die  ncli  litlbA  m  i 
hfatoriscb  erkl&ren  lassen.  Aach  ist  die  Tcnchiedeoutire  Aasbildaw  dctdMfe* 
Stenern  von  Einflnn  darauf,  ob  Stenern,  velche  nach  iirer  techaisdaeB  HiaK  * 
selbatftndige  Abtlieilnng  bildeii ,  mit  anderen  za  einem  •benteo  Taiwiltai^rir 

Tereinigt  sind.    Die  Stempel-  and  ähnlichen  Abgaben  werden  Öfters  nater  *•  | 
Taltang  der  indirecten  Steaem  gestellt.   Monopolien,  Z&Ue  bilden  auch  vaU 
venraltangen  fQr  sich.  In  kleineren  Staaten  theilt  sich  die  Steoerferraltuc  Hpi^ 
lieh  aach  in  den  oberen  Behörden  nicht  soweit  als  in  grösseren.  BeaaoitndMMJip  ' 
kommen  Öfters  ror.  Ans  diesen  AbrelchoDgeD  der  Elntheilong  in  der  Pniia 
sich  aacb,  dass  die  Begriffe  „directe"  a.  „iadirocte"  Steaem  nicht  ttbeiall  ite 
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noch  veiter  zu  unterscheiden,  bo  dass  sich  folgende  8  Qrnppen 
TOD  aUgeneiner  TorkommeodeB  Steaem  bilden:  1)  die  gewöhnlichen 
directen  Hanptsteuem  (Ertrag-,  Einkommen-,  VwmOgenstenem); 
2)  die  Zolle;  3)  die  Thoraocisen;  4)  die  in  Monopolform 
erhobenen  Veihrauohsteaern;  5)  die  inneren,  an  denFroductions- 
betrieb  selbst  sieb  anschliessenden  Stenern,  die  eventuell  auch 
fllr  die  Erhebnng  noch  weiter  nach  Frodactionszweigen  zn  trennen 
siDd;  6)  die  in  Stempelform  erhobenen  Verkehrstenem;  7)  die 
anmittelbar  eingezogenen  und  die  in  der  Form  von  £in- 
tragungs-  oder  Registerabgaben  erhobenen  Verkehrstenem; 
8)  die  Erbsebaftsteneni. 

Die  Scheidung  dieser  Steuern  auch  fllr  die  Erbebung  ist 
zweolunässig,  bis  zu  einem  gewissen  Grade  nothwendig  und  auch 
in  der  Fraxis  Üblich,'  denn  die  Ermittlung  der  Thatsacben 
in  Bezug  auf  Steuersnbjecte  and  Stenerobjeete  setzt  bei  jeder  dieser 
acht  Eategorieen  ein  verschiedenes  Verfahren  voraus  und  bei 
allen,  mit  Ansnahme  der  ersten,  der  gewöhnlichen  directen  Steuern, 
ichliesst  sich  die  Erhebung  am  EinfSaohsten  oder  selbst  noth- 
ffendig  unmittelbar  an  die  Ermittlung  jener  Thatsacben 
mdan  die  auf  Grund  davon  erfolgte  Feststellung  der  Steuer- 
ichuldigkeiten  an. 

§.  572.  — •  1)  Erhebung  der  directen  Steuern.  Bei 
liesen  ist  nach  deren  ganzer  Einrichtung  die  Ermittlung  der  That- 
achen  füi  die  Feststellung  der  Steuersubjecte  und  -objecte  u.  s.  w. 


taifiuK  liftbeii,  z.  B.  die  Terinhntenern  o.  die  mit  ihaen  rerinudown  Osbtthnn  zn 
ea  indirecten  Steaeni  gerecbaet  verdeo.  Auch  die  BeasottleBtimmimg  zwischen  den 
Ilnistärien  (der  Tliianz,  dos  H&ndels  n.  a.  it.,  des  Acker-  n.  etwa  Bergbaus,  der 
nüz)  bewirkt,  daiss  einzelne  gebtdirea-  u.  steuertrtige  Einoabmeo  unter  rerschiedenen 
jersten  Verwaltnogen  in  rer^edenen  Staaten  atelion,  z.  B.  die  Bergwerksteuem,  die 
rdsfitentheUs  zu  den  directen  Ertragstenem  gehören,  daron  al^etrennt  im  Minlsteriom, 
im  das  Bergwesen  ontenteht  (in  Preoseen  Hin.  der  &ffeotl.  Arbeiten),  die  Veritehr- 
euem,  welche  sich  an  das  Gerichtswesen  aDknapfeo,  im  Justizmlnisteriom  (Preossen). 
lies  dies  erschwert  natoiüch  eine  sutist  Verglefchnng  na  Land  za  Land.  —  Bei- 
ilole  der  obersten  Verwaltnngszweige  für  das  Btetierwceen  sind;  Preasaen: 
recte  Stenern  (Grand-,  Geb&nde-,  classiL  Einkommen-,  Classen-,  Gewerbestener, 
isenbjtbgaben,  directe Steaem  in HohenzoUero);  indirecte  Stenern  (Beichsrerbmnch- 
»nera,  ^^IchswechBolstempelst,  Stempelst,  Erhachaf tsst.,  Brocken-,  Canal-  n.  s.  w. 
dd«,  Direraes);  Lotterie  «put  —  Oesterreich  (Weat-):  AbtheiL  im  Fin.minlst 
r  directe  Stenern  ((Irnnd-,  Geb&ade-,  Erwerbs-,  länkommonat) ;  f.  indirecte  SL 
9ite,  VerBebr.sten.,  Salzmon.,  Tabafanon.  mit  bes.  Oenetaldirection,  Stempel  o.  Oehobren 
n  Bechtsg^esdiäften,  Lotto  mit  bes.  Gef&llsdiroction,  Manthen,  Pnazirong),  —  Frank- 
ichi  directe  St  (Gmnd-,  Pers.-  n.  Mobil.-,  Thur-  u.  Fenster-,  Gewerbest.,  den 
-.  Steuern  assimil.  Specialtazen,  wobei  gcbahrensrtige,  Bergwerk-,  Pferde- o.Wtgonst, 
schloss.  Gesellach.-  n.  Billardst,  also  directe  Lnxna-  n.  ähnl.  St);  Enreglstre- 
ant,  Stempel  n.  Domänen;  Zolle;  indir.  Sten.  (innere  Yeibimchst,  Eiseobihn- 
irst.,  Tab.-  u.  Polrermonepol). 
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vom  Erliebnngsdienst  za  trennen.  Letztrer  kann  aber  fir 
die  verschiedenen  Arten  der  gensnnten  directen  Stenern  inaamnei 
einheitlich  urganisirt  werden  nnd  die  Erhebnng  durch  dasselb' 
Erhebnngsorgan ,  des  Staats  oder  der  Gemeinde,  erfolgen,  snte 
strenger  Trennung  der  einseinen  Stenern  in  der  Bnebfllhiiuig  n.  Li 
Die  Erhebnng  aller  Kategorieen  indiiecter  nnd  Verkehrsteaec 
anch  der  Erbschaftsteaer  wird  in  der  Begel  von  deijenigen  k 
directen  Stenern  ganz  zn  trennen  sein. 

Als  nnmittelbare  Erhebungsorgane^  welche  die  betrefleK 
Gassenmanipnlation  nnd  BnchfUhmng  besorgen,  fangiren  hier  n: 
den  einzelnen  Stenerpflicbtigen  gegentiber  die  amtlichen  Steie: 
einnehmer  des  Staats  oder  der  Commnne,  special  die  K^a 
U  n  t  er  einnehmer  (Untererheber,    Einbringer,  Stenerem|rflsge: 
percepteurs  oder  reccTears  mnnicipaax).   Sie  sind  in  genSga^ 
Zahl  Uber  das  Land  nnd  die  Gemeinden  in  verttieileD.  Die  StcK 
zahinng  an  sie  erfolgt  in  der  Form  der  „Abstattnng",  mk 
der  Steuerpflichtige,  auf  specielle  Anffordemng  im  einxelnea  Fi> 
oder  naeh  ganz  allgemeiner  Vorschrift  ein  für  allemal  oder  Bir± 
seiner  freien  Wahl,  die  schuldige  oder  fällige  Steuersnmrae  ia 
stimmten  Terminen  zum  Einnehmer  bringt  oder  schick:' 
oder  sie  geschieht  in  der  Form  der  „Einziehung"  („Eix 
hebnng"),  wobei  der  Steuereinnehmer  in  bestimmte  Zätpnictt: 
bei  den  Stenerpflichtigen  selbst  die  fällige  Summe  abholt,  gc^ 
Präsentation  der  Stenerqnittung.   Beide  Erhebungsm^hodra 
unentbehrtieh ,  haben  verschiedene  Vorztlge  und  Mängel  mid 
wohl  nalnentlich  nach  den  Örtlichen  Verhältnissen  (Stadt,  Gne^ 
Stadt,  plattes  Land),  nach  den  Classen  der  StenerpflichtigeB  e- 
naoh  den  Arten  der  Stenern  in  Tcrscbiedenem  Ch-ade  zwedadK 
und  üblich.   Wenn  man  die  Stenertermine  etwas  weiter  fasit  c- 
fttr  verschiedene  Localitätra  (anch  Theile  der  Grossstadt)  w 
schieden,  so  braucht  auch  bei  der  Einziehung  das  Einnefcir 
personal  nicht  so  sehr  gross  zu  sein.    Am  Meisten  Mähe  k 
Kosten  macht  natürlich  in  beiden  Formen,  in  derjenigen  der  & 
Ziehung  ireilich  noch  mehr,  die  Erhebung  kleiner  Stenerb«»*? 
von  zahlreichen  Personen ,  daher  die  in  kleine  Raten  zerlegte  ü 
gemeine  Einkommen-  oder  Classenstener  der  kleinen  htale, 
Grundsteuer  bei  starker  BodentheiluDg. 

")  Anch  Stein  I,  6S3  antcrscheidet  die  Abstattnng  d.  die  Elnhetm;,  p»"*  I 
lisirt  aber  to  sehr,  wenn  er  die  erstcrc  mißlichst  berordem  will,  weil  sie  wi*^  ' 
and  die  andere  thenrer  sei.  —  Bes.  lehrreich  die  franiös.  £inridtfugc*.  v**^ 
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Die  erhobenea  Summen  sind  dann  vom  Untererheber  an  Ober- 
einnehmer  (receTesis  particoliers)  fttr  grSssere  Districte  (Krdse 
0.  d^L  in  Prensseo,  AirondisBements  in  Frankreich),  von  diesen  an 
die  Provineial-  nnd  direct  oder  durch  Frovincialoassen- 
rerwalter  (reeeveurs  gön^nx  in  den  firanzös.  Departements) 
an  die  allgemeine  StaatBcaese  abzoiUhren.   Diese  höheren  Ein- 
Qehmerkategorieen  fnngiren  erentnell  mit  für  den  Empfang  von 
iodirecten  Stenern^  aocb  wohl  von  Domanial-  und  ähnlichen  Ein- 
nahmen ihres  Districts. ")  Es .  httngt  von  der  VOTbindnng  oder 
Trennnng  des  Einnahme-  und  Ansgabedienets  ab,  ob  nnd  in 
welcher  Weise  durch  die  vwschiedenen  Eategorieen  von  Ein- 
nehmern, bes.  Cossen,  gidcb  Änsgaben  zn  bewerkstelligen  sind, 
80  dass  dann  nnr  Ueberschttsse  an  die  höhere  Stelle  wirklich  ab- 
gelllhrt  werden. 

§.  57S.  —  2)  Erhebnng  der  indireeten  Stenern.  So 
steaertechnisch  verschiedene  Stenern  wie  die  grossen  Kategorieen 
1er  indirecten,  lassen  sich  anoh  im  Erhehnngsdienst,  besonders 
m  unteren,  nicht  wohl  ganz  zosammenfassen. 

a)  Namentlich  bei  den  Zöllen  and  Tboraocisen  ist  die 
llmuttlung  der  Steaerschnidigkeiten  von  Fall  za  Fall  in  be- 
timmten  Oertlichkeiten  vorzunehmen.  Dafllr  bedarf  es 
inea  eigenen,  te^isch  specifisch  geschulten ,  an  diesen  Oertlich- 
:eiten  gewöhnlich  dauernd  zur  Verfügung  stehenden  nnteren 
'erwaUnngspersonals,  das  entweder  zugleich  anch  mit  als  Er- 
ebnngspersonal  der  betreffenden  Stenern  fungirt  oder  mit  einem 
tgens  iülr  diesen  Dienst  bei  jeder  Stenerart  be^immten  Erhebnngs- 
ersonal  zu  einem  „Amte"  (ZoUamte  u.  s.  w.)  verbanden  ist.  Ver- 
^hiedenheiten  in  Stellung  nnd  Function  der  Stenererheber  bei 
lesen  von  den  Steaereinnehmem  der  directen  Stenern  ergeben 
ch  hier  von  selbst   Ein  gemeinsames  Amt  fttr  die  Erhebung 

kheres  bei  Hock  n.  iu  d.  Werken  Uber  fnuizCs.  FiD.vesaa,  auch  in  Blocks  dictioa. 
:  radmin.  Kleine  Einzelheiten  biet  bervorzuheben,  reicht  nicht  aus.  Einige  Notizen 
>L  Kau  §.  389  in  d.  Motan.  —  In  den  ptetiss.  westl.  n.  neuen  Pro?iiizen,  wo 
o  directen  Stenern  durch  rom  Staat  angestellte  Steaerempfinger  erhoben  werden, 
b  M  1873  657  solche  Beamte. 

")  Hier  sdiliesst  sieb  die  Eintheilnng  der  bOheren  Etbebnogakreise  passend  and 
tili  ancb  in  der  Hegel  in  der  Praxis  der  administratireo  Eintheilnng  des  Staats- 
biets an,  in  Frankreich  an  die  Arrondiss.  q.  Departem.,  in  Preussen  an  die 
eise  XX,  Profinzen.  Die  Zahl  der  betreff,  höheren  Erbebangsbeamten,  bez.  der 
>nit&ode  der  Stellen  richtet  sich  dann  nach  der  Zahl  dieser  allgemeinen  YerwalL- 
theilungeu.  Zahl  der  Kreissteuereionebmer  in  Preussen  1874  237  (iacL  Bendant 
Frankiurt  a.  M.),  der  Ärrondiss.«innehmer  in  Frankreich  ror  1870  868.  In 
susaen  11,  jetzt  12  ProTinc^teaeidirectionen. 

A.  Wagntr,  FimwairiiMaMluift.  IL  42 
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TOD  Zollen,  Thoracciaea,  gewissen  inneren  Verbnaohsteaeni  i« 
damit  nicht  immer  ansgeseUossen.  Die  Einriehtnsg  von  soleha 
wird  TOD  Ortsverhältnissen  abhängen.  Die  ZoUSmter  pflegen  nsa 
ihren  C^ohäftsbefugnissen  n.  s.  w.  in  verschiedene  Claasoi  ö 
getheilt  zu  sein  (Hanpt-,  NebenxoUamt  n.  dgL  m.)>  C<Hktn^  nc 
Inspectionsbeamte  a.  8.  w.,  Grenzanfseher  n.  dgl.  schliessea  sieha 
das  eigentliche  Erhebnngspersonal  an."**) 

b)  Bei  den  mehrfach  genannten  inneren  Terbraiek 
Stenern  zersplittert  sich  die  Ermitänng  der  SteaervchDldigkoM 
nnd  die  Erhebung  der  Stenern  nicht  in  derselben  Weise  nas 
Stenersnbjecten,  Steoerobjecten  und  einzelnen  SteoerAUen 
steuerbaren  Acten  wie  bei  Zöllen  nnd  Thorsteaem.  Oeshalb  is 
die  Verwaltung  hier  auch  anders  einsurichten.  Wie  bei  ds 
directen  Stenern  —  eine  weitere  nicht  immer  genügend  beaefattt 
Aehnlichkdt  mit  denselben,  §.  649  —  trennt  sieh  hier  in  de 
Regel  die  Ermitttnng  der  Stenersohnldigkeit  vom  Act  der  Steaer 
erhebottg.  Es  werden  meist  on^  einzelnen  bestimmten  Steac 
snbjeot  (dem  Fabrikanten)  auf  Grand  der  durch  ein  besondere« 
Torausgehendes  Verfahren  erfolgten  Ermittlung  der  Steoe 
sohnldigkeit  fttx  einen  ganzen  Produotionsproeess  n. 
grossere  Stenersummen  zur  Entriohtong  Torgeschrieben.  DieNÜn 
können j  wie  die  Raten  direoter  Steuern,  durch  Abstattimg  od? 
Einziehung  insbesondere  Seitens  eines  höheren  Stenenunts,  vt 
eines  HanptzoUamts,  welches  zoglebh  fttr  grossere  O^ieWM 
(Provinz  u.  dgl.  evontuell)  mit  als  Erhebangsorgan,  f&r  Ssb-- 
Zucker-,  Branntwein-,  Biersteaem  n.  dgL  fnngirt,  erbeben  wenha 
Ist  einmal  die  Ermittlung  der  Steuerschuldigkeit  erfolgt,  so  irt  die 
Erhebung  dieser  Stenern  flbrigens  auch  doieh  die  SteaerräwehM 
oder  Steuerämter  der  directen  Steuern  möglich. 

c)  Die  Erhebung  der  Steaer  bei  den  Honopolien  erfo^ts 
Form  eines  Aufschlags  anf  die  Selbstkosten  des  Honopolailft^  j 

Die  Vervaltnng  der  Zolle  und  ReichsrerbnnchstoDeni  erfolgt  im  Dedxt« 
Reich  noch  datch  die  Eiozelstaaten.  In  Preassea  gsb  es  1S74  in  TennhB!(<^ 
zolle  n.  indir.  Steoera  f^r  den  Erhebungs-  d.  Controldienst  (abo  mh« 
Personal  der  Prorinc^teQerdtTecÜonen  von  1]  DirectoTen  o.  80  UitgUedem)  tMOv" 
zoll-  n.  OberstaneriiiBpectorea.  136  Haaptzoll-  n.  Haaptsteaeramtsreadaatea  «.  ek* 
viel  Controleare  dabei.  14  Packhofronteher  d.  Oberrerisoren,  666  Obergnao*  n.t^' 
stenercontrolenre,  T93  HaaptzoII-  v.  Haoptsteneramtssssistenten ,  36  aod.  Besar** 
diesen  Aemtem  (incl.  der),  auf  Zollkreozera  n.  Wachschiffen).    Dann  840  EiiHic'  j 
bei  Nebeazollämtern  I.  Gl.,  Salz-,  Steaer-  d.  DoterBteDer&mtem :  124  EiuehB«' ^  I 
Ncbenzollämtem  II.  Gl-,  159  Aflsistenteo,  166  Zoll-  n.  Steaerempringer.  2*t1if- 
controleare  (£  d.  damals  noch  besteh.  Mahl-  a.  Schlachtst).   Die  Zahl  der  QM*-  ^ 
Steaeraniaeher  war  6198,  3  Ansagebeamte,  77  Thorw&rter  u.  s.  w.  GesaambiNru- 
fur  das  hier  anfgeflüirte  Personal  (ohne  di«  ProrfneAdirectioB«n)  Tl^ 
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bei  dem  Verkauf  des  letzteren.  Hier  handelt  es  sich  also  znm 
Zweck  der  Steuererhebung  um  die  Organisation  des  Verkaufs. 
Die  Steuerrerwaltong  konnte  diesen  Verkauf  zwar  seibat  in  die 
9ände  nehmen,  aber  das  wird,  wenigstens  in  Betreff  des  Detail- 
rerkaoÜB,  gewöhnlich  nicht  zweckmässig  sein  nnd  ist  auch  nicht 
Iblich,  xomal,  wenn  es  sich  um  Hassenconsumptibiiien,  wie  Salz 
md  Tabak  handelt  Die  Uebertragung  des  Verkanfgeschftfts  an 
Ue  für  die  sonstige  Steuererhebung  bestehenden  Aemter  und  Be- 
im ten  ist  nicht  allgemein  dorchfUhrbar^  weil  diese  letzter«!  beiden 
lieb  vielfach  daftlr  gar  nicht  eignen  und  auch  nach  ihrer  Zahl 
md  Ortlichen  Vertheilnng  nicht  ausreichen.  Das  Interesse 
ler  Consomenten,  welches  fiberall  leichte  und  bequeme  Versorgung 
nit  dem  Honopolartikel  erheischt,  und  das  Interesse  der  Finanz- 
^erwahung,  welche  nicht  minder  an  der  leichten  Erlangbarkeit  des 
Irtikels  betheiligt  ist,  verlangen  eine  local  sehr  decentrali- 
irte  Feilsteilung  des  Artikels.  Diese  lässt  sich  durch  eine 
tenntznng  bestehender  privater  Klein handelsgeschäfte 
so  bei  Salz)  oder  durch  die  neue  Einrichtung  von  Geschäften 
idtens  efaier  Classe  von  Personen  erreiohen,  welche  in  der  Hanpt- 
ache  eine  private,  keine  eigentlich  amtliche  Stellung  haben,  wie 
ie  „Kleinverscbleisser",  „Traficanten'*  des  Tabakmonopols,  Per- 
OBen,  die  man  etwa  ans  der  Kategorie  ebemaltger  Militärs  mit 
Anspruch  auf  „Civilversorgung"  nehmen  kann.  Diese  Personen, 
reiche  den  Verkauf  unmittelbar  an  das  consnmirende  Publicum 
esorgen,  fnngiren  hier  als  die  eigentlichen  Stenererbeber,  bedürfen 
nr  gewöhnlich  eines  entsprechenden  Steuercredits  (§.  578),  be- 
anders  am  Beginn  ihres  Geschäfts.  Zwischen  ihnen  und  der 
[onopolverwaltnng  kOnnen  die  „Grossversohleisser'*  wie  eine  Art 
bereinnehmer  stehen.") 

§.  574.  —  3)  Erhebung  der  Verkehrsteuern.  Diese 
ehen,  wie  wir  sahen,  vielfach  mit  „Gebühren"  in  naher  Ver- 
indnng.  Ueber  die  Einriehtang  der  Erhebung  derselben  ist  bereits 
L  der  Gebahrenlehre  gehandelt  worden,  §.  320—324.  Je  Dacbdem 
tempel  benutzt  oder  statt  deren  die  Abgabe  unmittelbar  ein- 
ezogen  wird,  ergeben  sich  wieder  manche  Verschiedenheiten  im 
rhebongsdienst. 


Materialien  darOber  in  don  VeA  ttber  die  deatsche  Tabakenqnete.  In  West - 
terreioh  in  lttT2:  35  amtl.  VeHohteissmagazine,  in  1876  982  ÖroasrenclileissBr 
t  Ftorislon  r.  1.010,717  11.)  o.  58,247  Kleinrerschleisser.  In  Franltteieb  40.000 
bitaaton.  SchftCfle,  Tat».  Ztsdur.  1879  S.  674  ff.,  nacli  der  £nqn6te. 

42* 
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a)  DerDebit  der  Stempel  (Papier,  Marken)  mius  möglie^it 
decentralisirt  sein,  ungefähr  wie  derjenige  der  HonopoltrtiU 
Deshalb  ist  dieser  Debit  ähnlich  zn  oi^anisircDf  Damentkb  k 
Postilmter,  die  Kleinverkäofer  von  Monopolartikeln  (Tabak),  uei , 
andere  private  Oeschftftsleate  husen  sich  damit  betraneo.**)  | 

b)  Die  unmittelbare  Einziehung  von  Verkehrsteuern  o. & w/ 
statt  mittelst  des  Stempels,  femer  die  Erhebung  der  BegiMo' 
abgaben  erfolgt  durch  die  Cassenverwaltang  der  betrefeadet 
Gerichts-  oder  sonstigen  Behörde  oder  eventneU  aofGrai^ 
des  Auftrags  der  letzteren  und  der  gemachten  Berechnong  dank 
ein  süQderes  Steneramt  odtf  dessen  Personal.  Auch  der  Notan  vi 
ähnlicher  Personen  kann  man  sich  hier  bedienen.  DieaelbeabilM' 
die  Beträge  einzuziehen  nnd  direct  an  das  betreffende  Amt  ibn 
liefern.^)  Da  die  Ermittlung  der  Steaerobjecte  und  Stencntki 
diglieiten  hier  Öfters  wieder  eine  besond^  mUhsame  Saohe  st 
deren  Erledigung  ein  eigenes  geübtes  Personal  erfordert,  so  kfism 
wenigstens  bei  einem  sehr  umfassenden  und  verwickelten  SjOs 
unmittelbar  einzuziehender  Verkehrstenem  nnd  Eintragungsabgala 
die  GasseuTcrwaltUDgen  der  Gerichte,  EiDtragungsbehOrden  o.  s.* 
förmlich  die  Stellnng  besonderer  „Verkebrstenerämter"  erlangea"! 

c)  Die  Erbsehaftsteuem  stehen  gewöhnlich  in  geidiidit' 
licher  Verbindung  mit  den  Stempelabgaben  und  den  Vwkebrstei«^ 
Ihre  Erhebung  kOnnea  die  oben  genannten  Gassenverwaltin^ 
(so  in  der  Regel,  in  Frankreich  die  Enregistrements-Aemter),  tB»: 
falls  auch  besondere  Erbsehaftrateuerämter  (so  in  Preussoi)  beMipti 
da  auch  hier  wieder  die  Erhebung  sich  eng  an  die  ErmittlaB^  ^ 
Stenerobjecte  und  Schuldigkeiten  anschliesst 

§.  575.  —  4)  Allgemeine  Grundsätze  hinsichtlieh  deij 
Erhebungs  Personals. 

a)  Die  steuereinnehmenden  Beamten  haben,  wie  andere  Csaa 
beamten,  regelmässig  Caution  (in  baarem  Geld,  das  ihnea  diB 
verzinst  wird  oder  in  Staatspapieren,  deren  Zinsen  sie  benifes 

*^  Die  TatnktnficaDten  aberaehneo  in  Oesteinich  den  Teiiinf  der 
nuten,  weniotens  der  Ueineren  Sorten,  mit;  den  der  Beic^nraciiuliiiH|iihB* 
besorgea  in  Oeotscbland  die  PosUmter.  den  der  LandeaBtempciaaifceo  etw^ 
Lotteriecollectenre  mit  (Prenssen),  Je  mebr  nrnn  die  StempelplIidttigtBtt  Mi* 
auf  kleine  QDittnngeo,  Fnchtscbeine  n.  s,  w.  (Oeeterr.),  desto  nolkwendigw  miP 
die  DeceDträlisation  des  Debits. 

Se  z.  B.  in  Baiern,  NoUr.ge8.  t.  10.  Nov.  1861  Art.  lOS;  P»»I.»* 
VerwalLrecht  S.  556.  - 

**)  Grosse  Aasdehnong  dieser  Gesch&fte  daher  in  Frankreich,  H*««.^ 
Frankr-s  S.  21S  ff.,  nach  dem  ganzen  Syitem  des  dortigen  BegisterveMi.  ikA^^r 
in  Deutschland. 
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ZU  stellen.  Die  Hohe  der  Gaotion  8tnft  sieb  passend  einigermassen 
nach  der  GrOsse  der  d&rehsehnittlioben  Ehmabme  und  des  Oassen- 
bestands  ab,  ist  daher  bei  den  Obeieinnebmeni  anch  grosser  ahi 
bei  den  Untereinnehmem. 

b)  Die  Untereinnehmer  bei  den  direetra  Stenern  nnd  die  ihnen 
correspondirenden  Einnehmer  bei  den  Übrigen  Stenern  sind  nach 
Ran'B  Worten  (I,  §.  289),  „fttr  die  sorgfältige  Einfordemng  nnd 
Eintreibnng  der  Stenern  nach  der  ihnen  ertheilten  Weisung  (Stener- 
liste,  Tarif  n.  s.  w.)  verantwortlich.  Sie  haben  regelmässig  nach 
knrzer  Zwischenzeit  ihre  Einnahmen  dem  vorgesetzten  Einnehmer 
(bez.  der  höheren  Stelle)  zn  tlbei^ben  nnd  ans  ihrem  vorgelegten 
Cassenbnohe  zn  rechtfertigen.  Sie  sind  streng  verpflichtet,  jede 
Zablnng  sowohl  zn  bescheinigen,  als  auch  nnverztiglich  in  ihre 
Rechnung  einzutragen.  Die  höheren  Stenerbeamten  haben  die 
ihnen  imteistehenden  unteren  genaa  zn  beanfsiehtigen  nnd  sich 
Reohnnngsanszfige  von  ihnen  vorlegen  zn  lassen.  Anch  haften  sie 
fHr  dieselben,  wenn  sie  ihnen  eine  vorschriftswidrige  Nachsicht 
e^estattet  habra." 

c)  Die  Untereinnehmer  der  directen  Stenern,  theilweise 
iuoh  diejenigen  anderer  Stenern  können  wohl,  statt  ganz  oder 
lartiell  anf  feste  Gehalte,  ganz  oder  nebenbei  anf  Quoten  der 
ron  ihnen  erhobenen  Stenersnmmen  (Tanti^mebezttge)  au- 
fwiesen werden.**)  Doch  wird  dabei  znr  genügenden  Sicherung 

*")  Hohe  GaotioDen  bei  d«D  hObeND  Kategorieea  ia  Fraakreioh:  nadi  Hock 
!>.  88)  900.000  Fr.  f.  d.  Stutscentnlcassier,  lOU.OOO  Fr.  bei  Tielea  Gaienleiimebmero; 
aoh  Ran  f.  d.  Untereinnehmer  iQ%  der  J^ireMinnabme  Üb  100,000  Fr.,  SVtVi 
om  Mehrbetrag  bis  400,000  FT..  6*/«  r.  d.  weiteren  Snnme.  —  Fttr  Frenssen, 
ro  nach  Ges.  r.  21.  Mai  1860  alle  Gautionen  in  inlind.  8taatq>ai>ierrai  luxAi  den 
fennwe^  zn  eriepen  sind  (rordem  baar)«  s.  BQnne,  preus.  Staatsr.  3.  A.  II,  1.  Abth. 
:.  413  ff. 

**)  Lediglich  solche  Provisioaen  bei  den  franzSs.  Perceptenrs,  die  von  Amts- 
rcgen  zugleich  EinDebmer  aller  Gemeiiiden  n.  OffentL  Anstalten  des  Dmkreisea,  deren 
ahreseinkotnmeQ  nicht  Uber  30,000  Fr.  —  In  Baden  nach  Bau  HebegebOhr  des 
!otererbebera  rerschieden  nach  Steaergattongen,  zw.  n.  3  Kr.  rom  fl.  der  erhob, 
teuer,  oder  0*416  n.  b°l^.  —  In  Prensaen  besteht  das  Diensteinkommea  der  staatl. 
teaerempfibigM  £'d.  dir.  Stesem  in  d.  veMl.  n.  neaen  Prorinzen  in  UebegebohreQ, 
reldie  nach  einem  bestimmten  Procentatz  der  tat  Sttatwawe  gefloawnen  n.  in 
innalmie  rerUiebmen  dlrecttm  Steaem  berechnet  werden.  Dazu  kommen  altanler 
;iitschldigangai  £  andere  Hebnngen,  anch  wohl  f.  Tenraltang  r.  Gommno.-  a. 
nstfteaaaea.  Ans  dem  Diensteinkommen  haben  die  Steaerempfbiger  aber  alle  mit 
em  Gassengesch&ft  rerbnndenea  Aaslagen  m  bestreiten,  so  dass  ihnen  im  Darchschn. 
'  ab  reiaes  DiensteinkommeD  bleiben  sollen.  Dies  var  1S73  im  Dnrchscbn.  965 
'b«Ier.  Max.  Beg.bez.  Aachen  1402,  Min.  Pror.  Haanorer  645  Thir.  1 1  Stellen  gaben 
t>«T  2000,  49  1500—2000,  SO  12—1600.  121  lOUO— 1200,  127  800—1000,  Qberb. 
ber  800  Thlr.  388  Stellen,  anter  800  269  Stellen,  daranter  12  4—500,  4  3—400, 
2 — 300  Thlr.  Zur  Ansgleichnng  erfolgen  BesoldaagszascbtlBse  aas  einem  der  Begie- 
ing  im  Etat  eingeräamten  Credit  S.  d.  Denkschr.  betr.  Begelang  d.  Diensteinkommeas 
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eines  ausreichenden  Einkonunena  und  nin  die  SteUen  nicht  n' 
ungleich  in  dotiren  mitanter  die  Osrantie  eines  Hinimal-Genn 
einkommens  oder  die  Gewähning  von  BesoldnngasiuohfiiR 
(Preossen)  nothwendig  sein.  Fttr  das  höhere  ErhebongsbeaintEi 
personal  empfiehlt  sich  wie  für  das  sonstige  Steaerrerwiltai^l 
personal  im  Ganzen  das  reine  Gehaltsystem,  mit  der  tm 
tnellen  Ausnahme,  dass  Gontrolbeamten  Äntheile  an  der  Einnahme  a 
entdeckten  Untersehldfen  n.  dgL  erhalten  (§.  589).  —  Die  Debituli 
von  Honopolartikeln  und  von  Stempelmarken  beziehen  feste  Fi» 
Tisionsstttae  von  ihrem  Äbsats,  mttssen  aber  die  schon  mit  uä 
diesen  Sätsen  festgestellten  Detail -Verkaoftpreise  inndudteo. 

d)  Gerade  anoh  fUr  das  Erhebnngqtersonal  sind  sowdt  tt 
möglich  die  beiden  Grundsätze  za  befolgen,  welche  Hock")ikl 
die  ersten  Grundsätze  der  Stenerverwaltnng  Überhaupt  bezdebe: 
wenige,  aber  gut  bezahlte,  und  wohl  unterriohteteBetafc 
Die  ^atur  der  einzelnen  Steuern,  die  Verkehisverhältnisse  u.  l  * 
bedingen  freilich,  dass  die  Forderung,  mit  „wenig"  Beamtes  i» 
zureichen,  praetisch  nicht  immer  soweit  als  es  erwtbueht  wiit 
erftillt  werden  kann. 

C  — §.576.  Die  practische  Durchführung  derSteier 
erhebnng  und  die  dazu  dienenden  Anordnungen  ii^ 
Hassregeln.*") 

Zur  Dnrcbfllhmng  der  Erhebnng  ist  euie  Reihe  von  verwattn^ 
rechtlichen  Vorschriften  erforderlich,  wetehe  in  Einselhdten  n  da 
verschiedenen  Staaten  zwar  abweichen,  aber  doch  in  der  Hupt 
Sache  abereinstimmen,  weil  sie  nothwendig  aus  dem  Weseade 
Besteuerung  und  der  dabei  fOr  die  Erhebung  vorliegenden  Ai^ 


d.  Stenerompfänger,  Anlage  Bd.  I,  Kx.  4.  Befl.  B.  SlaataliMisLetet  r.  18T4.  -  ^ 
DoTclisclin^ehalt  der  Krei^tenerdUDehmer  ist  nach  d.  naseroD  EritBlmiigeB  in  Pr««- 
ohne  Wofimugsgeld,  1000  Thlr.  bez.  nisdien  800—1200  TUr. 
Oes.  Abg.  S.  41  £ 
M)  Anoh  databer  rielfl  trelEbiide  Bemerk,  bei  Hock,  fiS.  Abg.  San  erritoi 
d.  aUg.  Stenedehre  nur  Venigea  rw  Dem,  was  Ueher  gdiM;  anch  in  d.  qiec 
nur  TUnzelnwi.    TgL  sonst  Stein,  I,  531  ff.,  &87£  im  Abschn.  r.  d.  Steaoeb« 
n.  TOD  d.  Stenerrechtspflege.   In  der  systemnt.  Bebandlnng  n.  BeibeaiUge  dci' 
zelnen  Pnncte  weiche  ich  hier  vielfach  von  ihm  ab,  weil  ich  nach  hier  die  Aafp^ 
Tom  Bteaerrerwaltnngstechnischen,  nidit,  wie  er  in  1.  Linie,  rem  steoeireiwilB*!^ 
rechtlichen  Staodpancte  behandle,  ohne  dass  ich  damit  Stein*»  BehandlMf - 
nniicfatifr  halte.  Beide  Standponcte  laaaen  sich  recht  wohl  onterscheiden,  da  ^ 
geliört  nnr  m.  E.  mehr  in  die  FinanzwissensohaA.  Die  im  Text  innegehakoae  1^ 
fi^e  der  Qegenst&nde  ergiebt.  sich  ans  der  lülgem.  stenerrerwaltiugttechais^  ^' 
gab«  der  practiscben  Dnrdiftthmng  der  Erhebong  natnrgemlsB.   Die  Tcnüadü» ' 
Betr.  der  einzelnen  Puncto  schwankt  in  der  Theorie  und  in  der  Pruia. 
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folgeo.  Die  betreffenden  Vorschriften  and  Einrichtongen  speoifr- 
liairen  sieh  nur  zmn  Tbeil  nach  den  einzelnen  Steneigattangen. 

Sie  lassen  sich  Ennfichst  in  einige  grossere  Gruppen  bringen, 
nemUcb  1)  Anordnungen  and  Massregeln,  welche  der  wirklichen 
Erhebnng  der  Steuer  vorangehen;  2)  solche,  wetehe  sich  auf 
die  Erhebnng  der  Stener  selbst  beziehen;  3)  solche,  welche 
eintreten,  wenn  die  Steaerzahlang  aasbleibt;  4)  solche, 
welche  wirklieh  oder  renneintlich  irrthttmliche  oder  ganz  on- 
richtige  Erhebung  betreffen.  Die  einzelnen  Pancte  jeder  Gruppe 
sind  mannigfaltig  and  von  Tcrschiedener  Bedentung.  Hier  brauchen 
nur  die  wichtigsten  hervorgehoben  und  auch  diese  nur  znm  Theil 
näher  erläutert  and  kritisch  erörtert  zu  werden.  Einige  davon 
sind  schon  im  Früheren  gelegentlich  zn  berlthrcn  gewesen.  FQr 
mehrere  kommen  wieder  die  Begeln  des  Grundsatzes  der  Bestimmt- 
heit und  der  Bequemlichkeit  in  Betracht  (§.  534,  536).  FOr  den 
Stenerpflichtigeo  und  fHr  die  Stenerverwaltung  bestimmen  sich  nach 
liesen  Puncten  die  beiderseitigen  Rechte  und  Pflichten,  worin  die 
rerwaltangsreehtliche  Bedeutung  dieser  Dinge  liegt. 

§.  577.  —  1)  Anordnungen  und  Hassregeln  vor  der 
virklichen  Erhebung  der  Steuer.  Hierbin  gehören  vor- 
lemlich  folgende  Puncto: 

a)  Die  amtliche  Benachrichtigung  des  Steuerpflichtigen 
Iber  seine,  bez.  seiner  Steuerobjecte  erfolgte  Veranlagung  zur 
»tener.  Sie  geschieht  bei  den  directen  Hanptstenem  (Ertrag-, 
willkommen-,  Vermögensteaem),  dann  bei  den  directen  Nntznngs-, 
^nxas-  und  ähnlichen  Stenern  (Miethstener)  regelmässig  fUr  die 
;anze  Jabresschaldigkeit,  möglichst  einige  Zeit  vor  dem 
eaen  Finanzjahre  oder  wenigstens  vor  dem  ersten  Steuertermin, 
esonders  wichtig  ist  sie  bei  den  nach  amtlichen  Schätzungen 
ron  Steuerbehörden  oder  von  Schätzungscommissionen)  erfolgen- 
en  Veranlagungen,  daher  bei  den  betreffenden  Personalstenem, 
lassen-,  Einkommen-,  Vermögensteuem,  sodann  bei  Ertragstenem, 
o  die  Stenerschuldigkeit  des  Einzelnen  nach  den  Katasteraus- 
ü^n  ermittelt  wird.  Dem  Steuerpflichtigen  sind  hier  ftlr  ange- 
lessene  Fristen,  die  von  dem  Zeitpuncte  der  Behändignng  der 
enachrichtignng  an  laufen,  Reclamationsrechte  einzuräumen 
582).  Ebendeshalb  ist  die  Benachrichtigung  eine  genügende 
&it  vorher  geboten,  zumal  wenn,  wie  öfters,  die  Erbebung 
sr  Reclamation  die  Verpflichtung  zur  terminlichen  Steuerzahlung 
oht  aafsohiebt  —  Aach  bei  der  Erbschaftsteuer,  mitunter  bei 
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inneren  Verbraaobsteoemf  welche  sich  an  den  Prodnctioii- 
betrieb  ansohliesBen,  dann  anob  bei  nnmittelbar  eriioben 

Verkehrstenem  ^  Regtsterabgaben  erfolgt  wohl  äbnlioh  die  amtlkht 
Benaohriohtigong  Uber  die  Veranlagong  xnr  Steuer  in  dem  c» 
seinen  bestiiamten  FalL 

b)  Die  amtlicbe  Steneranaage**)  oder  StenerTorscbrei- ' 
bnng,  d.  h.  die  amtliche  Änffordemng  des  Zahlnngspflicbtifa 
zur  Zahlnng  einer  bestammten  Stenersnmnie  in  bestimratera  lär 
pnncte,  ereDtnell  mittelst  einfacher  Frftsentation  der  SteaerqnitttiiF 
Seitens  des  Erbebnngsorgans  znr  EinlOsnng.  Dieser  Pnnct  ist 
allen  Stenern  wesentlich  der  gleiche.  Er  ist  wichtig,  weil  von  dt 
an  die  Frist  fttr  Reclamationen  bei  Stenern,  Uber  welebe  de 
Pflichtige  nicht  vorher  zn  benachrichtigen  war,  nnd  für  6 
wirkliche  Entrichtung  bei  allen  Stenern  Uaft.**) 

e)  Der  Stenerort,  d.h.  hier  die Bez^cbnnng  der  amüicba 
ErhebangsstellCi  an  welche  die  Abstattung  der  Steuer  Sdtena  da 
Pflichtigen  zu  erfolgen  hat. 

d)  Der  Stenertcrmin  (nicht  immer  von  ,,Stenerfrist*'  antej- 
schieden),  d.  h.  der  Zeitpnnct,  von  dem  an  nne  StenerzaUng 
zuerst  fällig  wird  und  daher  regelmässig  zu  zahlen  ist  In  diews 
Sinne  ist  der  Ausdruck  auf  alle  Steuern  anwendbar  nnd  wiederut. 
wie  die  Steneransage  wichtig  Ar  den  Fristenlauf  der  Reclamatiooa 
nnd  der  Zahlungsleistung.  Speciell  nennt  man  auch  wohl  die  m 
zelnen  Zeitpuncte  ftlr  die  Fälligkeit  der  directen  Steuern  im  Jahiv 
die  „Stenertermine"  der  letzteren. 

e)  Die  Steuerfriat,  d.  h.  der  Zei^unct,  bis  an  welchg 
nach  erfolgter  Stenervorscbreibnng  oder  nach  Eintritt  des  StesB 
termius  die  Steuerzahlung  gesetzlich  und  ohne  weitere  Bnrhtmarfc 
theile  (Verzugszinsen,  Stra&uscbUlge  n.  dgl)  erfolgen  kann.  Dir 
Gewährung  solcher,  angemessen  langer,  im  Interesse  beider  Thtic 
aber  nicht  zn  langer  Stenerfristen  ist  bei  den  meisten  SMmv 
zweckmässig,  billig  und  selbst  nothwendig,  besonders  aaeh  \m 
den  directen  Steuern,  um  die  Leistung  der  Zahlung  inerieieiliB 


**)  In  einem  anderen  Sinn  nennt  man  «ich  so  die  AnaetdOBt  ob«  MarfV 
Acts,  z.  B.  brä  ZAllen,  Verbnuicbsteaani  des  PrödneeBtea,  SaitemaiM  StmenMI^ 
bei  dem  Steaeramt   S.  o.  §.  55S  S.  616. 

**)  Je  nacbdem  die  Steaerrenraitnng  ron  Staatsbeamten  besorgt  oder  d*^^ 
meiBden  Qbertngen  ist,  sind  die  betr.  «ntUdieo  Benachriditigugaa  akerliV*' 
anlagnng  d.  die  Steaeransagen  tmi  renchledenei)  Orguen  za  eiiassea.  T|L  t&  ^ 
BieitlmmaBgen  in  der  Otterr.  directen  Besteaentog. 
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§.  578.  —  f)  Der  Steneroredit,  d.  h.  die  Gtewäfarang  eines 
späteren  ZabltermiDB,  bez.  einer  Iftngeren  Frist,  als  die  ge- 
setslichen,  an  oder  bis  zu  welchen  die  Stenern  zn  zahlen  sind, 
nnd  zwar — worin  der  Unterschied  von  der  Steuer  8tnndnng§.  580 
liegt  —  im  Interesse  der  allgemeineren  Erleichternng  der 
Steaerzahlnng,  daher  bei  den  indirecten  Verbranchstenem 
fftr  den  die  Steuer  vorsehiessenden  Händler  und  Prodncenten,  be- 
sonders b^  ZüMen  und  inneren  Verbranchstenern. 

Die  Stenereredite  sind  hier  von  grosser  Wichtigkeit  und  lassen 
sich  principiell  auch  im  volkswirthschaftlichen  Interesse  recht- 
fertigen, nm  den  sonst  während  der  Dauer  des  Stenerrorschnsses 
nottiwendigen  Zuschlag  von  Zinsen  n.  s.  w.  auf  den  Steuerbetrag, 
mithin  die  weitere  Verthenemng  des  Stenerobjects  zu  verhüten.  Die 
Stenereredite  sind  eine  Consequenz  der  indirecten  Besteuerung. 
Die  sie  gewährende  Stenerverwaltung  erkennt  in  ihnen  an,  dass 
die  Fortwälznng  dieser  Stenern  vorausgesehen  nnd  beabsichtigt 
wird  und  eine  vermeidliche  Bebwtung  der  Steuersnbjecte,  an  welche 
man  sich  zunächst  hält,  unterbleiben  soll.  Im  System  der  Stener- 
eredite erscheint  der  steuerpflichtige  Kaufmann  und  Prodacent 
deutlicher  als  sonst  in  seiner  eigentlichen  Function,  nemlich  als 
ein  blosses  Steuer  er  heb  nngsorgan,  nicht  als  der  reelle  Stenw- 
träger,  dem  man  daher  durch  den  Steneroredit  die  Auslegung 
der  Steuer  ä  Conto  des  eigentlich  zn  besteuernden  Gonsnmenten 
erleichtem  will.  Im  Wesentlichen  sind  diese  Credite  deiüenigen 
gleich  zu  stellen,  welche  die  Honopolverwaltnng  den  Verschleissem 
des  Honopolartikels  von  demselben  Gesichtspuncte  aus  gewährt 

Bei  dieser  allgemeinen  nnd  principiellen  Bedeutung  der  Stener- 
eredite sind  die  Grundsätze  ftlr  die  Gewährung  derselben 
von  besonderer  Wichtigkeit. 

a)  Solche  Credite  sind  auf  Grund  allgemeiner,  Öffentlich 
bekannt  gemachter  Rechtsnormen  und  Bedingungen  zn 
geben,  nicht  als  persönliche,  anch  in  der  Regel  nicht  als 
locale  Privilegien,  wenn  anch  etwa  in  besonderer  Weise  itlr 
einzelne  Mess-  nnd  Marktplätze  und  fUr  gewisse  Zeiten.  Anch  ist 
möglichst  zn  verbäten,  dass  wegen  der  gestellten  Bedingungen 
die  Credite  thatsäehlich  nur  von  Einzelnen  benutzt  werden 


")  Deber  die  Zollcredite  in  Frankreich  z.  B.  vgl.  Hock.  Fin.venr.  Fr.s  S.  251  tr.. 
ttber  die  deatschen  Zoll-  n.  Steuercredite  v.  Anfsess,  in  Hirth's  Ännalen  1873 
S.  2ß9.   Früher  guu  Sache  der  Eiozelstaaten ,  daher  manche  kleine  Venicliiedeuheit. 
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köDnen,  also  doch  faetiach  Privileg  werden,  x.  B.  ovflr 
das  ganz  grosse  Gesch&fl.*') 

ß)  Eine  Sicherstellnng  fllr  den  beontxten  Credit  km 
dorch  PfandbesteUung,  Blligaehaft  erfolgen.  Beine  Penoukndik 
braoeheD  aber  niclit  ganz  aosgeschleasen  n  sein.  ZwMfrmlaii 
encfaeint  es,  die  Stenenchnldner  Wechsel  ansstellen  oder  voifa 
Stonenrcrwattong  auf  üe  gesogene  von  ihnen  aoeqrtiren  u  lawi, 
nm  anf  diese  Weise  nach  Bedarf  mittelst  DiaooiitinBe  ta 
Wechsel  die  ausstehende  Geldsumme  eventnell  flttsaig  msehei  a 
kdnnen.") 

y)  Die  richtige  Dauer  des  Gredita  ist  im  Allgemttneii 
der  Daner  der  ProdncUon  oder  des  Äbsatses  des  StenoolöM 
and  der  Erzielnng  des  Erlöses  dafttr  xn  bestimmen,  daher  mck 
DarchschnittSTerbaltniseen,  wobei  freilich  eine  nngloebe Ife^ 
handlnng  der  einzelnen  Stenerdebitoren  nicht  ganz  xaveneidei 
,  ist  Längre  Credite  als  nach  dieser  Regel  sind  eine  reeUe  V» 
mindemng  des  8tenersatze8|  weliche  zwar  durch  die  CoDCDim 
der  Steuerschuldner  den  Gonsnmenten  au  Qnte  kommen  kaao,  ik 
mindestens  nnzweckmässig  erscheint  Richtiger  w&re  daim  om 
Herabsetzung  des  Steuersatzes  selbst  -Kflrzre  Credite  eudtiie 
reelle  Erhöhung  des  Steuersatzes,  im  Allgemeinen  un  desZi» 
betrag  fttr  die  Steuer  vom  Ablauf  des  Gredits  an  bis  zum  Zeitpntf 
dies  Erlöses.  Sie  widersprechen  dem  Zweck  dee  Steueren^ 
Auch  hier  verdiente  die  fSnnfiehe  Erhöhung  des  SteaereatM 
Vorzug.") 


")  VSllig  ZQ  renDeidöD  ist  eine  solche  BegtUistfgtuig  niclit,  da  puu  Ueüei  ^ 
lauten  n.  Fabrikanten  mit  Bades,  auf  die  VeitUofigkeitao  iL  i.  v.  ftr  die  Temiw ; 
nicht  Tohl  ein  Credit  geirShrt  irerdea  kann.    In  DeotschL  ist  die  GredittinK  ^ 
einer  bestimmten  minimalen  j&hrt  Abgabenentricbtnng  abh&usiff<  ^ 
2000  Thlr.,  bei  d.  Salzst  1000,  bei  d.  Branntr^st  600  TUi.  Max.  des  gaaM&<^ 
richtet  sich  bei  Zöllen  nach  der  Zollzahlong  des  Yoijahn.  —  M»irt«i«l«.»>.«f  Sbi*' 

den  kleineren  Aemtem  in  Frankreich. 

Ib  Frattkr.  ZoUcradit  auf  W«chBel«  xalilbar  am  Standort  dM  find«« 
oder  des  Hsaptzoll-  oder  GenetaMnnehmers ,  au  den  die  Abfbhiao  geleiMt 
oder  in  Paris  zahlbar,  bereits  accept  n.  venigstens  mit  1  Giranten  reiMfa«,  * 
wenigstens  durch  2  Solidarbttrgen  sicher  geateUt  Deber  das  Ver&lireB  bei  Tid» 
Protesten  s.  Hock,  S.  252.  —  In  DeatschL  meist  SichentelL,  ducL  Weefead,^ 
papiere,  die  deponin  verden,  Hypotheken  n.  dgl.;  doch  kann  aaeh  KdientiLp 
oder  theilwelse  eriassen  werden.   Aafsess  a.  a.  0.  S.  272. 

In  Frankr.  4  monatl.  ZoUcredite.  Daselbst  aoch  1'/."/«  Jahnerabstt  fk' 
grosse  ZoUzahler.  Hock.  251.  —  In  Deatschl.  bei  d.  ZÖUea  &iüier  6,  ä* 
zelnen  Staaten  selbst  bis  9  n.  12  Monate.  Marimalfrist  daich  Bnndesiatbuli^  , 
r.  2.  Jnai  1869  t.  1.  Oct  1870  an  3  Monate.  Bei  Babannckent  fttlut  t.^ 
dems.  BeschhuB  r.  1. 8^  1860  aa  6;  fOr  Sali  «ai:  8—4,  a«tt  16S8  S,  bdfe^ 
seit  1869  6  Monate.  Aafieis  S.  3TS. 


Digitized  by  Google 


Anozdonogen  für  Edwbang  der  Steoom  lelbsL  667 


§.  579.  —  S)  Anordnnngen  nndUaSBregeln^  welche 
sich  anf  die  Erhebung  der  Steuer  selbst  beziehen. 
Hierbin  gehören: 

a)  Bestimmungen  über  die  etwa  erforderliche  Legitimation 
des  die  Zahlung  fordernden  Erhebungsorgans  gegenüber  dem 
Steuerpflichtigen. 

b)  Bestimmungen  Uber  die  Form  der  Erhebung,  namentlich 
«ber  die  s^od  erwfthnte  (§.  578}  Form  der  Ab  stattung  und  der 
Einziehung  und  Uber  die  fUr  beide  geltenden  Normen. 

c)  Bestimmungen  Uber  die  recfatsgiltige  Form  u.  s.  w. 
der  Stenerquittungen,  Aber  das  Amt  oder  die  Person,  welche 
und  die  Weise,  wie  dieselben  sie  auszustellen  haben  (Venehenseln 
mit  dem  Gassenstempei  n.  dgL). 

Alle  diese  Bestimmungen  sind  möglichst  dnfaeh  und  leichtrer 
ständtioh  zu  treffen  und  den  Steneipflichtigen  mOgUohst  sicher  zur 
Kenntniss  zu  bringen. 

Im  Uebrigen  genügt  es  hier,  auf  das  Bezug  zu  nehmen,  was 
in  den  §.  571—575  Über  die  Erhebung  und  die  Organe  derselben 
gesagt  wurde. 

§.  580.  —  3)  Anordnungen  und  Massregeln  bei  aus- 
bleibender Steuerzahlung.  Hieher  gehören  einige  in  näherem 
Zusammenhang  und  in  einer  bestimmten  Reihenfolge  anter  einander 
stehende,  hauptsächlich,  übrigens  nicht  gans  ausschliesslich,  die 
direeten  Steuern  betreffende  Pnnete.") 

a)  Die  Steuermahnnng,  d.  h.  die  nach  Ablauf  der  Steuer- 
frist erfolgende  amtliche  Aufforderung  zur  Steuerzahlung  unter 
Androhung  von  im  Fall  des  ferneren  Ausbleibens  eintretenden 
Zwangsmassregeln  und  eventuell  Strafen.  Sie  kann  bereits  selbst 
mit  kldnen  „Mahngebahren*'  und  dgl.  verbunden  sein.") 

B»a,  I,  §.  267,  ttlMT  AnasODde.  Stein.  I,'  634  tt.  —  HiDptbsstüniB.  Abar 
die  zvangsveise  Einbeb.  d.  direeten  Sten.  In  Fnnkr.  r.  17.  Bnunaire  V  n.  Beplem. 
T.  21.  Dec.  1899,  Hock  S.  164.  —  FOr  EngUnd  z.  B.  aber  d.  EzecntioQ  bei  d. 
lönd-tax  s.  Qneiat,  eagL  Terv.r.  2.  A.  II,  791.  —  In  Prenssen  im  Wesentlicben 
gleicbluiteDde  Bestimm.  Uber  die  „ezecntinsche  Beitreib.  d.  dir.  (&dc1i  der  Gemeinde-) 
u.  indir.  Steo.  (unter  letzteren  die  Wege-,  Bracken-,  Ffthr-,  Waage-,  Erabngelder, 
Canal-,  SchifFF.-,  Schlensen-,  Hafenabgaben  o.  a.  m.)  u.  and.  SfientL  Abgaben  q.  GefUle 
(Eisenbjibg..  BergverksL)"  ftlr  BhoinL  r.  1843,  Westfalen  r.  1845,  tetl.  Prorinzen  ron 
1853  a.  die  nenen  Prorinzen  v.  22.  Sept  1867.  —  Deber  d.  Bestimm,  in  Baiern 
FOzl.  VerwalLiecht,  §.  277.  —  Bad.  Verordn.  r.  15.  Jan.  1857. 

")  In  Frankr.  „sommation  giatoite**,  mindestens  8  Tage  toc  jedem  Kosten  ver- 
nmcheoden  Scbritt.  In  PieDPsen  Mnboiuig  nir  ZaUnng  binnen  8  Tagen  and 
ÜMCBtionBukOndigang  durch  den  Ezecntor,  bendts  mit  Gebabren  r.  1 — 7'/)  Sgr. 
Vorardn.  r.  1867  g.  9.  10.  —  b  Beiern  8  Tage  nach  Verfalt  AnfFoiderang  zur 
Zahlung  Unneu  14  Tagen  bei  Term^duic  der  iExscotion. 
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b)  Die  Steaersinndong,  d.  h.  die  Oewähmog  einer  weiteiti 
StenerfHstf  naeh  Ablanf  der  al^meineii  gesetzlichen  (eventwl 
anch  des  Steaercredits)  wegen  angenblicklioher  Zahlnngi- 
Unfähigkeit  oder  momentan  zn  schweren  Stenerdraeki 
in  Folge  von  Verlosten  an  den  Stenerobjeeten  n.  s.  w.  des  Steav- 
Pflichtigen,  bez.  des  SteaerscbiildDers.  Sie  kommt  oamentlich  bä 
directen  Stenern  vor,  im  grosseren  Umfang  bei  allgemeinen  Notk- 
ständen,  z.  B.  bei  Hissemten,  Ueberschwemmnngen  hinsichtfick 
der  Personalstenem  kleiner  Leute,  der  agrarischen  Omndsteuen: 
in  einzelnen  Fällen  wegen  individueller  Umstände.  Die  Voraus- 
setzung der  Gewährung  einer  Stundung  ist  genaueste  amtüdie 
Untersuchung  des  einzelnen  Falls,  nm  den  wh'kHchen  Grand  der 
ausbleibenden  Zahlung  zu  ermitteln.  Hier  kommt  ee  besondo? 
darauf  an,  bOsen  Willen  und  grobe  FahrUtesigkmt  von  UnvennOges 
oder  flbermässigem  Druck  zu  nnterseheiden  und  nur  letztem 
Falls  die  Stundung  zu  gewähren.'^) 

c)  Stenerabscbreibnng  (anch  wohl  Stenernieder- 
«chlagnng  genannt)  ist  die  Streichung  einer  Stenetsohnldigkeit 
ohne  erfolgte  Zahlung  aus  den  Büchern  u.  b.  w.  der  Stenerver- 
waltung.  Sie  kann  wegen  Uneinbringlichkeit  einer  an  uod 
fttr  sieb  richtig  bestimmten  Steuerschuldigkeit  oder  wegen  irr- 
thttmlicher  Änsetzung  der  letzteren  erfolgen.  Im  ersten  Fafi 
kann  man  wohl  speeiell  den  Ausdruck  „Steuerniederschlagnng*' 
oder  „Steuernaohlass"  anwenden.  In  beiden  Fällen  mtaen 
die  Bedingungen  fttr  die  Abschreibung  genau  vorgescbrieba 
sein  und  erst  nach  deren  nachgewiesenem  Eintritt  darf  sie  statt- 
finden.») 

d)  Steuerverjährung  ist  die  gesetzliche  Frist,  naeh  dem 
Ablauf  eine  fällige  Steuersohaldigkeit  auch  ohne  Zahlong  odmr 
ausdrtlokiichen  Erlass  erlischt  Ein  kurzer  Zeitraum  dafür  empfieUt 
sich  ans  verschiedenen  Orttnden.'*) 


**)  Für  Frmkr.  a.  Hock,  S.  J67  ft 

«)  Vgl  z.  B.  baier.  G«8.  aber  SteoeniAchlSsse  r.  1.  JaU  1884.*  Bd  ■/«  ft*- 
aasfiül,  \  ViehrerioBt  n.  In  Undichu  Filloi  Atupmok  anf  NacUaos  u  der  ^mt- 
Btener.   POzl,  Venrjocbt,  &  S8S. 

**)  In  Frankr.  Yeijtitr.  der  directen  Sten.  in  3  Jahren,  CnterbretA.  Aer'Vmfk 
nnr  dnrdi  Einteyong  von  Straf  boten  nnd  itrengere  Ha»regeln.  Hock,  S.  166.  k 
Enregistr-abgaben  Frtaten  ron  2,  5,  10  a.  30  Jahren.  Eb.  8.  192.  In  Preaiiei 
Veiilhr.  der  znr  Hebong  gestellten  directen  u.  indireeten  Steaem.  die  in  'Radeiai 
blieben,  nach  Gee.  r.  18.  Jani  IS40  §.  8  in  4  Jahnui  vom  Ablanf  des  JabiB  ai.  b 
das  der  Zahlnngstemin  f9JlL  tJnterbrech.  der  TeijÜir.  durch  edanene  AvffiMdccoif 
znr  Zihlnng,  EzecaiionsrerfOgong  nnd  Stondiog. 
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%.  581.  —  e)  Behandlnng  der  SteoerreBte. 

Stenerreste  oder  Rückstände  (Änsstftnde)  sind  die  nach 
Ablanf  der  Steaerfrist  oder  des  Stenercredits  unbezahlt  geblie- 
benen Steaerbeträge.  Sie  eben  geben  die  Veranlassnog  zur  Ge- 
währung etwaiger  Stundung  and  bilden  sich  dann  Tomemlich  ans 
solchen  gestundeten  Beträgen.  Es  gehören  dahin  aber  natürlich 
anch  die  trotz  versagter  Stundung  oder  ttber  letztere  hinaus  aus- 
gebliebenen und  ebenso  die  trotz  angewendeter  Zwangsmassregeln 
nicht  einbringlich  gewesenen  nnd  noch  nicht  abgeschriebenen  Posten. 
Solche  Stenerreste  ergeben  sieh  am  Leichtsten  bei  den  directen 
Stenern^  besonders  bei  solchen,  welche  die  nnbemittelteren  Classen 
zu  entrichten  haben.  Bei  den  indirecten  Verbranchstenem  bieten 
sich  sicherere  nnd  sofort  wirksame  Mittel,  wie  z.  B.  Vorenthaltung 
der  Waare  beim  Zoll,  Rückstände  zu  vermeiden  und  bei  den  Stener- 
crediten  kann  sich  die  Verwaltung  eventuell  von  vomeherdn  ge-' 
nagende  Sicberstellnng  nnd  Deckung  verschaffen. 

Stenerreste  sind  natürlich  für  die  Steuerverwaltnng  in  hohem 
Haasse  lästig  nnd  stfirend,  die  Bedeckung  des  Bedarfs  wird  un- 
sicher, die  Verrechnnng,  die  Stundnngaregelang,  die  Eintreibung 
der  Reste  macht  Muhe  und  Kosten  und  leicht  fällt  dabei,  viel 
Odium  auf  die  Verwaltung.  Auch  für  den  Pflichtiger  sind  die 
Reste  nachtheilig  genug.  Ihre  Anhäufung  verschlechtert  seine 
wirthschaftliohe  Lage,  seinen  Credit  noch  mehr  nnd  seine  Fähig' 
keit  zur  Zahlung  der  immer  wachsenden  Steuerschuld  wird  nur 
zu  leicht  um  so  geringer.  Da  es  sich  aber  einmal  um  zu  Rechte 
bestehende  Verpflichtungen  handelt  und  um  wichtige  öffentliche 
Interessen,  da  femer  wenigstens  bei  einem  richtigen  Steuersystem 
anch  nicht  ohne  Weiteres  Billigkeitsgrtlnde  für  die  müde  Behand- 
lnng des  Steuerschuldners  geltend  gemacht  werden  kOnnen,  so 
macht  die  Regelung  der  Rückstände  manche  Schwierigkeiten.  Ohne 
Compromisse  zwischen  dem  durch  den  Fiscns  vertretenen  Ctemein- 
scbatts-  und  dem  Einzelinteresse  geht  es  nicht  immer  ab.  Die 
richtige  nnd  mdst  Übliche  Behandlung  der  Reste  ist  etwa  die  folgende: 

a)  Es  muss  zunächst  wieder  der  vorliegende  Fall  sofort  genau 
untersucht  nnd  nach  dem  Ergebniss  Stundung  oder  abermalige 
Stundung  oder  bei  nur  partieller  Unvennögenheit  Theilzahlnng  nnd 
Stundung  des  übrigen  Theils  oder  ein  sogen.  Nachlass  an  der 
Stenerschntd  gewährt  werden. 

fi)  Erscheint  der  Grad  des  Unvermögens  so  gross,  dass  die 
Zwangsbeitreibung  zu  hart  oder  doch  mntbmasslieh  ohne  Erfolg 
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bleiben  wird,  oder  bei  ihrer  Vornahme  ohne  Erfolg  gebU^iA 
80  wird  die  Niedersehlagang  oder  Abaehreibang  d«  Sie» 
schnld  nothwendig.  Sie  sollte  im  Interesse  bdder  Theile  nie^  u 
lange  (nor  fttr  eine  zn  bestimmende  m&ssige  Haximalfrist)  nts- 
bleiben.  Die  lange  Fortflllimng  von  Besten  macht  nur  nrceto 
Htlhe  tmd  Kosten  nnd  bildet  doeb  meiBt  nuF  mn  fiettves  Actini 
des  Eisens. 

y)  „Es  mnss  znr  zwangsweisen  Eintreibung  derSteam 
ein  geregeltes  Verfahren  mit  einer  fortschreitenden  Steigerung  ie 
Zwangsmittel  dnrch  das  Gesetz  rorgesobrieben"  (Ran)  nnd  dsni 
die  Verwaltung  richtig  gehandhabt  werden,  wenn  die  Okonomittk 
Lage  des  Stenerschnldnero  den  Anspruch  aof  Stundung  oderMtd 
lasB  oder  Niederschlagung  nicht  genügend  rechtfertigt  Die  Zwaagi 
mittel  sind:  Mahnung  mit  Strafgebttfaren ;  Einlegnng  tod  Steuorbotn 
in  die  Wohnung  des  Schuldners  mit  Zahlung  von  GebUbien  u 
sie;  Execntion  mittelst  PiUndnng  beweglicher  Sachen  des  Schnldno! 
(unter  Schonung  gewisser  Artikel  des  notbwendigen  Lebens-  aod 
Gewerbsbedarfs);  Beschlagnahme  von  ausstehenden  Fordera^n 
des  Schuldners;  äussersten  Falles,  aber  selten  und  auch  wohl  gm 
ausgeschlossen,  Erzielnng  der  gerichtlichen  Snbhastation  ron  Ibv- 
biUen.  Die  gepiUndeten  Objecte  weiden  Offbntlicb  versteigert  vt 
ein  Ueberschnss  dem  Eigenthttmer  zurückgegeben.  Für  die  Steser- 
reste  sind  aber  im  Princip  vom  Ablauf  der  Stenerfrist  an  Ver 
zngszinsen  zu  berechnen.") 


**)  Iq  Frankr.  lucli  der  Mahnaag^  zoii&clist  »gamisoD  colloetif**:  Saitfm 
eines  Strafboten  auf  Kosten  aller  Steuerschuldner  der  Gemeinde,  höchstens  10  Tir' 
sodann  event  nach  3  Tagen  „pimison  individtiel",  bei  Bttckstindea  Bber  M  Ft.. 
Kosten  des  einzelnen  SchDldners,  höchstens  2  Tage;  daiaaf  b.  bei  Usioersa  BHäf^j 
Drohung  der  PfSndong      Beschlagnahme ,  wenn  nicht  binnen  3  Tagea  gaakk  nx 
dann  Pf&ndDng  der  HobiUen.  ESecten,  steh.  Fruchte  a.  Ver&tuset.  des  Ftedii» 
8  Tagen.  Frei  Ackenreiizenge,  Arbeittthiere,  Handweriuseag,  Saaeogetnide. 
vendlge  Betten  n.  Kldder,  Dnteir.-  n.  HUfiibOcher.    Vorgehen  wie  bd  tuiiitf^ 
Pf&ndaDg.  —  In  Prenaaen  rind  nnch  der  HaJuaag  die  gesetd.  ^'■"V^f^ 
PfkndoDg  (totoo  genta  bestinunte  einzelne  Objecto  ansgeschlosaenX  die  in 
zonSchst  rorznnehmen;  Beschlagnahme  der  FrQchte  anf  dem  Halm  n.  der  ge««M* 
Prodncte  n.  Fabrikate  aof  d.  Berg-  n.  HfittenweriLen :  Beschlagnahme  der 
Forderungen ;  Seqaestration  n.  Verpacht  nach  Maasgabe  der  Ordre  r.  3».  pa&  l>A 
Sabhastation.    letztere  beiden  Masarcgeln  aber  erst,  wenn  anfanden  («lie  M 
Zahlung  ZD  erlangen  ist  (T.-O.  r.  1S67  §.  11).  Seqoeetr.  Q.  SaUtasUtkui  iit 
competeateu  Gericht  zn  beantragen  (g.  33).  —  Anch  in  Baiern  ent  M^j**^ 
Immob.renuOgen  in  Anspruch  zu  nelünoa.  —  Stein  I,  535  emi^eUt  bä 
Rackständen  einen  gesell.  progresB.  Buckstandszinsfbas.    In  Oesterr. 
sind  6%  Verzogszinsen  zn  zahlen.    Gegen  bOsvillige.  aber  nicht  lafara^l^ 
Schuldner  ist  in  Prenssen  (gen.  T.-O.  §.  2)  eine  Strafe  bia  100  Thb.  «dar 
aneat  bis  4  Wochen  gestattet 
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Genane  Bestimmungen  fiber  die  Verreebnnng  eingehender 
Beste  mit  Trannnng  der  Jshresdienste  sind  ftlr  das  Staatsreohnnngs- 
wesen  geboten. 

Die  Statistik  der  Stenerreste,  ihrer  Ortliehen  nnd  seitlichen 
Bewegung,  im  Gänsen  nnd  nach  den  einseinen  Steno^rteo,  ist  in 
mehrfacher  Hinsicht  belehrend.  In  gewOholichen  Zeiten,  wo  die 
Steaererfaebnng  ordentlich  fnngirt  (Kriegs-  nnd  Revolntionszeiten 
eignen  sich  nicht  für  diesen  Vei^Ieich,  sind  aber  sonst  beachtens- 
werth)  deutet  die  Bewegung  der  Steuferreste  auf  die  wirtbsehaft- 
üehe  Lage  der  Steuerzahler  und  auf  den  grosseren  oder  geringeren 
Druck  einer  Steuer  und  der  gansen  Besteuerung  hin,  woraus 
Fingerzeige  fttr  Steuerreformen  zu  entnehmen  sind.^ 

§.  582.  —  4)  Anordnungen  und  Massregeln  bei  irr- 
thUmlicher  oder  unrichtiger  Erhebung  von  Steuern. 
Beelamationswesen.**) 

")  Vgl  bes.  d.  franzSs.  Bestimm.  So  bei  Hock,  S.  107  aber  d.  directen  Stenern. 
**)  Einige  Daten  bei  Baa  I,  g.  287  Note  a.  Die  bad.  Anastinde  an  allea  Stenern 

0.  Gebaliicn  iraren  in  der  characteriat  Periode  1843—  66  0  59,  0-89,  118  (184T 
Tbenening).  38  (1848  poUt  Beveg.),  &'57  (1849  Ao&land).  314.  3-05,  1-79.  168, 
1-32,  0*92,  0.98%  —  In  Frankr.  Ansst&nde  an  den  dir.  Staa.  der  ersten  8  Monate 
desjalin  1S49  1-06,  1850  0-72,  1851  012  Mon.betri^,  von  1852  an  vieder  Torans- 
bezahltmgen  auf  die  4  letzten  Monate  des  Jahis.  —  Colossale  Backstände  neuerdings 
n  Ungarn:  Ende  1872  an  directen  Stenern  32,097,432  11-,  Zunahme  in  1872 
},799.9-i9  fl.  bei  Voraoscbl.  ron  44,818,4:24  fl.,  an  Taxen  u.  Gebühren  (Rechtsgeb.) 
16,027,687  ä.  Buckstände,  Zunahme  in  1872  1.436,225  i.  bei  10,822,100  fl.  &trag 

1.  11-115  Mill.  fl.  Voranschlag.   E.  Horn,  Üug.  FinJage.  1874,  S.  31. 

^  Fehlt  hei  Bau  in  der  allgem.  Steoorlehre  ganz.  Scharfe  Er&rtcrang  ron 
^tein  I,  537  fi*.  vom  finaozrechtlicben  Standpnncte  aus  (a.  o.  Note  28).  [m  3.  Ahschn. 
■ciaer  „Stenerrenraltnog",  d.  h.  nach  der  „Stenerrertbeilang"  n.  der  „Steaererbcbong", 
ichandclt  Stein  die  „Stenerrechtspflege"  im  Znsammenhang  b.  hier  in  3  Dntei- 
ibscfanitten  das  „Stcuerklagerecht  und  seine  Grundlage,  das  borgeriiche  Obligadonen- 
ocJit",  dann  das  „Stcuerbeschtrcrdurocht"  (Schätznngsbeschverdo  n.  ihre  Gmnds&tze), 
-ndlich  das  „SteoerstrafrGcht".  In  diesen  rortreSlichen  Partioon  erfolgt  eine  An- 
/-cadong  der  allgemeinen  Kategorieen  des  rerfassnngsm&ss.  Vonraltungsrecbts  anf  das 
iebiet  des  Steoerwosuns :  im  Princip  ganz  richtig,  wenn  man  Stcin's  hier  als 
ck&imt  roraaszosetzcndc  Anffassung  dieser  Puncte  in  s.  grossen  Inneren  Yerwaltnngs- 
:hre  als  Im  Wesentlichen  zutreffend  anerkennt,  wie  ich  es  thuo,  nnd  in  der  Ans- 
Uhraiig  m.  E.  ebenlialls  im  Ganzen  richtig.  Namentlich  ist  Stein  in  seiner  Beor- 
leilong  der  dentscbcn  und  Österreichischen  Steuerrechtspflego  wohl  durchaus 
eizustimmen  n.  die  zurückgebliebene  Entwicklung  zu  bedauern,  wonach  es  zu  einer 
Urua  u.  unbedingten  Anerkennung  der  Zulassung  des  Bechtswegs  oder  zur 
f.-iräbroDg  eines  eigentlichen  Stenerklagerochts  vor  den  ordentlichen  Gerichts- 
Ofen  bi^er  nur  in  beschränktem  Maasse  gekommen  ist  n.  wir  in  der  Hauptsache 
ar  ein  Steuer  b  es  chw  cid  erecht  an  VerwaltnngabehOniett  bcdtzen.  S.  bes.  Stein, 
540 — 54S.  Diese  Dinge  hängen  aber  wieder  mit  den  altgemeincren  Fragen  Ober 
IS  Wesen  der  rerfassnngsmässigen  Verwaltung  u.  Ober  das  Vcrhältniss  der  richter- 
::hen  n.  administratirca  Thätigkeit  Oberhaupt  zusammen,  worauf  hier  nicht  näher 
ngfeg^ngen  werden  kann.  Vgl.  darober  bes.  Schmitt,  die  Gmndlagcn  der  Verwal- 
ngsrcchtspflege  im  con3tit.-monarch.  Staate,  Stuttg.  1878,  z.  B.  S.  82  fT.,  womit  ich 
»ereinstimme.  —  Fur  meine  Behandl.  der  Puncto  im  Text  ist  der  Character  meines 
Dzen  Werits  als  eines  nicht  finanzrechttichen,  sondern  finaozwissenschaft- 
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Bei  den  grosfen  Schwierigkeiten  and  der  VerwickeUheit  dir 
Besteaerong  sind  Irrthttmer  und  Unriehtigkeiten  in  der  Tcm 
Ugung,  Vorschreibnng  und  Erbebnng  der  Stenern  niemak  pm 
zu  rermeiden.  Deshalb  mass  dagegen  eine  Kemeilnr  eiatreln, 
welche  in  der  C^ewähmog  ünes  Reolamatioasrechts  ond  nv 
in  Form  eines  Beschwerderechts  nnd  eines  Klagerechts,  n 
den  wirklich  oder  rermeintUeh  Benachäieiligten,")  in  der  Aaoid- 
nnng  eines  Verfahrens  sar  richtigen  Entseheidnng  itt 
Reciamationen  nnd  im  Falle  der  überhaupt  irrthBmlieh  oder 
unrichtig  erfolgten  £rbebnng  einer  Steuer  in  der  Raekerstatt«i{ 
(Restitution)  de«  onriohtig  oder  xu  viel  Besahlten  besteht  ESse 


liehen,  welches  die  Fncea  als  AbtsoniBeh-teehoiKhe  ZweckafcMjgfcnirtft'jgi  «f- 
bsst,  aussgebeod ;  daher  ^e  AbTeichung  in  der  IbmeUen  o.  matenellen  Bt^andliij 
von  Stein  auch  hier,  aaf  den  ich  mich  indessen  genule  hier  for  die  remtan^ 
rechtliche  Seite  spedeU  beziehe.  —  Geber  England  s.  Uneist,  engt  TervalLnck 
2.  A.  II,  §.  62  n.  63.  Steaererbebnngsrecht  d.  Gmnd-,  EinkommeiuL,  asseoMd  tutt. 
dann  filr  Zolle,  Accise.  Stempel  n.  FoetregaL  S.  780  ff.  Deber  Frankreich  s.  t- 
Werke  Ober  TervalLrecbt  tu  d.  betreff.  Artikel  in  Bloek's  dict  de  radMia.  W 
In  EOru  das  Bezügliche  in  Pradier-Fodirö's  pr^  de  droit  adminlstraL  (l  fi- 
7.  td.  1672),  eo  f.  d.  directen  Stenern  S.  SSO.  EÜogehender  (nach  Stein  S.  M2 
A.  Chanvean,  code  d'lnstmet.  adniniitr.  8.  6d.  II,  p.  128  C  muck  Qneiit. 

Bechtastaat  2.  A.  1879  S.  184,  845.  Deber  deatache.  bea.  prentt.  TecUluM 
Gneist,  ebendaa.  S.  ISKff.,  220,  909.  dera.  Venralt-Joat  Q.  a.ir.S.  321  r.  Bfli» 
prenae.  Staatsr.  3.  A.  I,  1.  Abth.  S.  286  aber  die  Ztdiarigfcelt  dea  Bechtaregs  in  BeRc 
anf  OffentL  Stenern  n.  Abgaben.  Die  Bechtsnonnen  im  AUg.  Landr.  §.  78,  T9  » 
ThL  n  D.  Vetordn.  r.  26.  Dec.  1808  g.  36,  41:  Aosachlnaa  des  Processea,  bbt  >r 
HchirerdeTeg  in  Betr.  der  Veranlagung  n.  Pr&graration.  ErOBhnng  dea  B«clittnf3  ■ 
gewissen  F&llen  nach  Ges.  r.  24.  Mai  1861:  Klage  anf  Erstattung  des  Goakbs 
binnen  6  Monaten  gestattet,  weil  einzelne  Fordemng  froher  getilgt  oder  ret}Urt  tc 
dsgL  Klage,  wenn  d.  geforderte  Abgabe  rermeintlich  keine  „öffentliche",  sondeca  laf 
einem  aofgehobeuen  Priratrechtsrerh&Itnias  beruhende  sei;  endlich  Klage  in  Fiia 
der  Stompelatenem,  auch  binnen  6  Monaten.  Die  neueste  preoas.  Gesetzg^b.  ih^ 
Selbstrerwalt.  hat  nach  Veihiltnisse  der  Eedamationen  in  Steueraachen  beinkit.  iiA*s 
die  KieiMUtasdiasse  in  Betr.  der  Einschätzungen  der  Kiels-  u.  GemeindeateiK»  k." 
ab  Beelamationslnstanzen  Aingiren.  Vgl  preoas.  Ges.  r.  26.  Juli  1876  §.  Sä.  Tv* 
Stenergesetze  in  Freussen  nnd  in  den  anderen  dentsehen  Staaten  treffen  ^eddhattf 
Bestinunungen  ober  die  Beclamationen  in  Betr.  der  Veranlagung .  woAr  b«  *■ 
directen  Steuern  Oftera  Commisaionea  der  LocalkOrpor  oder  der  Steuecptickd|K 
die  untere  Instanz  sind ,  mit  Kccnre  an  die  höhere  Staatsbehörde  oder  CcuaämM. 
cvent.  schliesslich  an  das  Flnauminiaterinm.  Hinsichtlich  der  Erhebung  fiBdatvAl 
meistens  oor  der  Beschwerdeweg  an  höhere  Verwaltongsbehörden  n.  gewOhaSA^  I 
letzte  Eotschcidong  ebenfalls  beim  Finanzministerium.  Hier  wire  weaigattHi^ 
Dnrchlaufnng  der  Becnrsinst&nzen  eine  letzte  Appellation  an  den  oberrten  TervalMV 
gerichtabof  zn  erstreben,  wie  sie  in  Oesterreich  zugelassen  ist 

**)  Dies  ist  der  meist  allein  pract  Fall,  der  öfters  in  den  Gesetzen  »mA  ^ 
erwUiDt  wird.  Doch  mtiss  im  Princip  anch  eine  Beclamation  bei  zn  ^aKtd^ 
Behandlung  Seitens  eines  Steuerpflichtigen  mOglich  sein,  was  nach  dem  VarlP 
mitunter  zweifelhaft  ist  —  Dnter  „Beclamationsrecht"  versteht  man  gtwtAmMäß 
Beschwerderecht  in  Steaerreranlagnngs-  iLExhebuBgSBacbea  uleia.  Jag 
tischen  Verhlltntsaen  (s.  vor.  Note)  ent^redhend.  In  weiteren  Sinn  kau  ahaW^ 
das  Klagerecht  mit  darunter  begriffen  weiden.  So  ist  auch  der  fra&xlaA^ 
Spnchbnnch. 
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solche  BackeratatttiDg  entfällt  natürlich,  wenn  schon  vor  der  Zah- 
lung eine  amtlicbe  Bedehtigang  eingetreten  ist.  Aber  im  Interesse 
der  Ordnung  der  Finanzen  and  speciell  des  Erhebnngsdiensts  be- 
steht mit  Beebt  wohl  ansdrücklich  die  Bestimmung ,  dass  anch  im 
Falle  irrthümlieher  oder  unrichtiger  Vorsehreibnng  und  bereits 
erhobener  Beclamation  die  Verpfliohtnng  znr  Zahlung  nicht 
aufgeschoben  wird»  die  Vorschreibung  also  alle  rechtlichen 
Wirkungen  wie  sonst  hat^) 

Das  Einzelne  gestaltet  sich  nun  wohl  wieder  etwas  verschieden 
nach  Steuerarten  and  dnzelnen  Stenern  and  das  Steaerrecht  der 
einzelnen  Lander  zeigt  nicht  nur  in  den  Details,  sondern  anoh 
nach  dem  ganzen  Gharacter  seines  allgemeinen  und  seines  Steaer- 
Terwaltungsrechts  principielle  Verschiedenheiten.  So  namentlich 
darin,  ob  and  wie  weit  ein  förmliches  Klagerecht  Tor  Gerichts- 
höfen (den  ordentlichen  oder  wenigstens  besonderen  Verwaltungs- 
gerichtshCfen)  oder  nur  ein  Beschwerderecht  vor  Verwaltungs 
behOrden,  Bedamationscommissionen  u.  s.  w.  zugelassen  wird,  wie 
sich  Beschwerde-  nnd  Klagereofat  za  dnander  verhalten  n.  dgL  m. 
Hier,  wo  es  sich  nicht  um  die  Darstellung  positiven  Finanzrechts, 
sondern  um  die  Erörterung  der  in  den  Verhältnissen  der  modernen 
CulturvOlker  zweekmässigsten  Einrichtung  oder  nm  das  „Wttnschens- 
werthe"  in  Bezug  auf  die  angegebenen  Puncte  bandelt,  ist  auf  diese 
schwierigen  and  in  der  Verwaltangsrechtslehre  selbst  controversen 
Verhättnisse  nur  in  Kürze  zur  Bezeichnung  des  zu  erstrebenden 
Ziels  (de  lege  ferenda)  einzugehen. ''O 

§.  583.  —  a)  Nothwendigkeit  and  principielle  Be- 
rechtigung eines  Klagerechts  in  Stenersachen  neben 
dem  Beschwerderecht  im  Beolamationsrecht  i.  w.  S. 

Die  Besteuerung  bei  den  modernen  Völkern  beruht  fast  aus- 
schliesslich auf  gesetzlichem  Becht,  nicht  mehr,  wie  frtther  viel- 
fach, auf  Gewohnheitsrecht  oder  Herkommen.  Dadaroh  wird 
die  hier  vorliegende  Aufgabe,  weil  die  Entscheidung,  was  anch  im 
concreten  Falle  „Rechtens"  sei,  erleichtert.  Das  Gesetz  ist  nun 
der  Boden,  auf  welchem  die  Streitfk-agen  Uber  Rechte  and  Pflichten 
des  Steuerpflichtigen  auszutragen  sind.  Das  Gesetz  allein 
bildet  gegen  den  Pflichtigen  „Becht"  und  bestimmt  die  Ver- 

^'l  So  in  d.  preass.  Recht,  Oes.  r.  1.  Mai  1851  §.  36  Uber  Classen-  a.  Eln- 
iHHBmenstener. 

**)  S.  Stein,  Verw.recht  1.  1.  Anfi.  S.  50  S.,  62  ff.,  105  £,  dem  ich  mich  in 
dea  PriocipieDponcten  rSllig  anschliesBe:  P&rtieeii  nm  musterhafter  Klarheit  und 
logischer  Schilfe.   Seine  Fin.  I,  537  ff. 

A.  Warasr,  FimuzwiMeuekaft.  IL  48 
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pflichtoDgeo,  welche  ihm  „rechtmäseig"  auferlegt  weiden dttifai 
Das  Gesetz  allein  bildet  aber  nicht  minder  fttr  ihn„Beekt',  i 
bezeichnet  die  Grenze  seiner  Verpflichtnogen,  Über  welche  hü» 
ihm  „Unrecht"  geschieht,  dem  er  sieh  eventnell  nnr  durch Zni{  | 
der  Verwaltung  gendtbigt  fügt  In  allen  Staaten,  wo  um  swiaeb 
„Oesetz"  nnd  „Verordnung"  ein  nicht  mehr  bloss  fornak, 
sondern  ein  principieller  Unterschied  atatnirt  wird,  diiwrätt- 
lieh  in  der  Monarchie  erst  mit  dem  Uebergaog  zur  oonstltutioieU- ' 
monarchiBchen  Form,  kann  es  nicht  wohl  einem  Zweifel  ontertie^  | 
dass  auch  ftlr  den  Einzelnen  dnrcb  die  Verordnung  ni 
durch  die  Verwaltung  als  solche  rechtliche  Verpfliet 
tungen  zur  Steuerzahlung  an  und  fttr  sich,  wenigstens  in  te 
ßegel/^  selbständig  Überhaupt  nicht,  sondern  nnrinAii 
führnng  der  gesetzlich  bestimmten  Verpflichtang, di 
her  auf  Grund  nnd  innerhalb  der  letzteren,  begründet  wate 
können. 

Aus  diesen  Verhältnissen  folgt  mit  Nothwendigkeit,  duB 
Einzeben,  welcher  wirklieh  oder  vermeiatlich  gesetzwidrig 
steuert  zu  werden  droht  oder  so  besteuert  worden  ist,  im  Pm 
cip  der  Rechtsweg  in  Steuersachen  zngänglioh  seio  täe 
das  (administrative)  Elagereeht  eingeiftnmt  werden  mus.  ttei 
die  Geltendmachung  desselben  sind  im  Princip  in  Steoena^i 
dieselben  Voraussetzungen  zu  machen  wie  in  anderen A» 
gelegenheiten.  Mit  RUcksicht  auf  die  grossen  technischen  Sdiwiaf  i 
keiten,  welchen  die  Verwaltung  bei  der  Vollziehung  derBe 
Steuerung  begegnet,  darf  aber  wohl  hier  vollends  das  ßeciu  is\ 
Beschreitung  des  Rechtswegs  von  dem  Nachweis  abhiafft 
gemacht  werden,  nicht  nur,  wie  fiberhaopt  im  administratim 
Process  vorauszusetzen  ist,  dass  der  gesetz w  idr i  g  en  VerpflietBiBiL 
eventuell  unter  Protest,  nachgekommen  oder  ErfttUang  der  Ve 
pflichtnng  von  der  Verwaltung  (im  flzeotttionswege  a.  s.  v.jv 
zwungen  sei,  sondern  dass  anch  alle  Beschwerden  an  dieVe 
waltungsbehörden  im  vorgeschriebenen  Instanzenznge  htivO 
erfolgt  und  ohne  den  gewünschten  Änsgang  gebfieben  sdea 

Die  Ordnnng  des  Beschwerderechts  in  Stenemc^ 
bleibt  also  auch  bei  der  zu  verlangenden  Gtowäbnmg  eines 
nistrativen  Elagerechts  von  grOsster  practiBcher  Bedeutoa^  ^ 
mnss  so  geschehen,  dass  anf  diesem  Wege  möglichst  ncber^ 


*^  V^.  die  AasfahmngeD  oben  in  §.  535. 
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rasch  Irrthttmer  and  Unrichtigkeiten  der  Besteuerang  beseitigt 
werden,  damit  es  in  der  Begel  gar  nicht  zom  Beschreiten  des 
Wega  der  Klage  komme.  Bei  dem  Beschwerderecht  handelt  es 
sich  hier,  wie  aach  sonst  im  Verwaltnngsreeht,  darum,  die  ToUe 
Debereinstimmniig  zwischen  dem  Gesetz  nach  seinem  Sinne 
und  Geist  einer-  nnd  den  Verordnangen  der  Stenenrerwaltnng, 
als  dem  Organ  der  rollziehenden  Gewalt  anderseits,  femer  zwischen 
Jen  Veroidnongen  der  verschiedenen  Uber-  nnd  nntergeordneten 
Behörden  untereinander,  endlich  zwischen  diesen  Verordnungen 
und  den  Handlangen  der  unmittelbaren  Execativorgane  zu  ver- 
)ürgen,  bez.  wieder  herbeizuführen. 

Es  kann  im  Beschwerderecht  (mit  Stein)  auch  hier  noch 
¥eiter  die  „eigentliche  Beschwerde"  nnd  das  „Gesuch" 
mterschieden  werden:  jene,  wenn  Verordnangen  oder  Handlungen 
ler  Organe  der  Verwaltung  mnthmasslich  auf  anrichtiger 
der  irrthttmlicher  Änffassnng  je  nachdem  des  Gesetzes, 
er  Verordnung  der  höheren  Behörde,  des  wahren  Willens  der 
ntscheidenden  Organe  der  vollziehenden  Gewalt  beruhen;  das 
tesnch,  wenn  zwar  Änordnnag  und  Handlung  des  Verwaltungs- 
rgans  richtig,  aber  die  Folgen  mnthmasslich  andere,  als  die 
oraosgesefaenen ,  sind,  was  z.  B.  bei  gewissen  indirecten  Stenern 
ticht  vorkommen  kann. 

§.  584.  —  b)  Veranlagnngs-  nnd  Erhebungs-Reclama- 
onen.  So  iSsst  sich  in  Bezug  auf  den  Bestenerangsaot, 
elclien  die  Redamation  znm  Gegenstand  hat,  unterscheiden, 
eide  Redamationen  können  nothwendig  nnd  mtlssen  zulässig  sein, 
e  zweite  um  so  mehr,  wenn  die  Änstellang  der  ersten  für  die 
ntrichtnng  der  Steuer  keine  aufschiebende  Wirkung  hat.  Bei 
'Aden,  nicht  bloss  bei  der  zweiten,  lässt  sich  ein  Elagerecht  neben 
ler  nach  dem  Beschwerderecht  verlangen.  Aber  bei  der  Veran- 
g^ongsreelamation  kann  nnd  mnss  der  Spielraum  fttr  das  Klage- 
cfat  oline  Bedenken  enger  gefasst  werden.  Weitere  Unter- 
heidnngen  ergeben  sich  wieder  nach  den  Steuergattungen  and 
ich  dem  ganzen  Verfahren  bei  der  Veranlagung. 

ay  Die  Veranlag  ungsreclamation.  Bei  der  V  er  an- 
grang, nach  welcher  alsdann  die  Steuervorschreibnng  er- 
gt  und  die  Steuer  beim  Steuersubject  zur  Erbebang  kommt, 
ndelt  es  sich  um  die  Ermittlung  der  Thatsachen,  welche 
setzlich  fttr  die  Besteaerung  eines  Objects  und  Sabjeots  ttber- 
upt  and  fttr  die  Hohe  der  Stenerschnldigkeit  massgebend  sind. 

43* 
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Bei  dieser  Ermittlang  von  Thatsachen  bieten  sich  zaUngnottu 
des  Stenerpflichtigen  viele  Glelegenheiten  fttr  Irrthflmer  und  ti 
richtigkeiten.  Za  der  Beseitigung  dieser  letzteren  mnss  du  Beck 
mationsverfahren  die  HOglichk^t  gewähren. 

Bei  demjenigen  Stenern,  wo  non  bloss  dnrdi  ein  amtlieket, 
eventuell  unter  der  Mitwirkung  von  Steuercommissionen  ans  der 
BevDtkenmg  stattfindendes  Verfahren,  jene  Thatsachen  ennitldt 
werden,  wie  meistens  bei  den  indirecten  Terbraachsteneni,  da 
Ertragstenem,  mitunter  auch  den  Einkommensteaem  (ClasMfl- 
steuer),  mnss  sich  die  Reclamation  auf  das  Verlangen  einer  Bc- 
richtigung  der  hierbei  vermeintlich  vorgefallenen  Irrthtlmer  nd 
Unrichtigkeiten  erstrecken.  Dazu  dient  regelmassig  zunächst  dk  | 
Beschwerde  an  die  Behörde  oder  Gommission,  welche  dieHur 
Sachen  feststellte  („Remonstration");  sodann  die  Beschwerif 
an  eine  höhere  Instanz,  ^e  vorgesetzte  Behörde  oder  eäe 
höhere  Steuercommission  („förmliche  Reclamation'*),*^ 
welche  hier  entweder  endgiltig,  soweit  es  sich  um  den  Be 
schwerdeweg  (im  Unterschied  vom  Klage-  oder  Beehtswe^ 
handelt,  oder  unter  Vorbehalt  eines  letzten  RecnrseB  an  ose 
oberste  Behörde  (Finanzministerium)  oder  Landes-  Steter- 
commission  u.  dgl.  entsch^det  Der  RecUmant  hat  hier  den  B^ 
weis  für  die  Richtigkeit  seiner  Beclunation  in  der  von  derNatc 
der  einzelnen  Steuer  und  des  concreten  Falls  gebotenen  Ait  c 
fahren.  Wo  es  sich,  wie  gewöhnlich  bei  den  Ertragsten^, 
tmd  da  übrigens  auch  bei  Verbrauchsteuern  (z.  B.  bei  der  Wertt 
bestenemng  oder  bei  Sorten-  und  QualitätsstenerfUssen,  wenn  0 
an  sicheren  Maassmethoden  und  Maassinstrumenten  fehlt  [Bra&Bi^ 
wein,  Zucker,  Tabak,  Wein])  um  Schätzungen  Ton  Objeet« 
handelt,  —  von  Werthen,  Erträgen,  Ertragsfähigkeiten,  z.  B.  beis 
Boden,  Qualitäten  u.  s.  w.  derselben  — ,  da  wird  gewöhnlich  dvti 
Sachverständige  der  Beweis  fllr  und  gegen  die  ffiehtigfctf 
der  thatsäcblicben  Ermittlungen  geftihrt  werden  müssen.  Bei  de 
nicht  auf  Declarationen  des  Stenerpflichtigen,  sondern  anf  tat 
liehen  Schätzungen  beruhenden  Einkommen-  and  Ver 
mOgensteuern  wird  der  Beweis  durch  Voriegung  der  Grcscbi? 
bttcher,  durch  eidesstattliche  Versicherungen,  durch  ürtheS  <■ 


^  Zwisdien  „Beiooastf»tioii"  oder  Antrag  anf  Berichtigaiig  der  StaieiT«aafai$K 
bei  der  Einsch&tzDngscommfssion  jl  fOnnL  Beclamat  u  die  BeziikscoBaitsie: 
Tixd  E.  B.  in  dem  preoaa.  Einkommensteoerrecht  nuterscliiedeB. 
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Sohiedsrichtern  zu  ftthren  sein.^)  Bei  Steuern  dieser  Art,  f&r 
welche  Declarationen  der  Pflichtigen  rorgescbrieben  sind  nnd 
nnr  eine  Nachprttfang  durch  amtliche  Organe  oder  Commissionen 
erfolgt,  sind  dieselben  Beweismittel  im  Falle  einer  BeanBtandong 
der  Dedaration  zn  verlangen. 

Nothwendig  ist  hier  überall  ein  knrzer  Fristenlanf  (Vir 
die  Erhebung  der  Beclamation.  Femer  ist  wenigstens  bei  solchen 
Stenern,  deren  baldige  Erhebung  im  Interesse  der  Finanzwirth- 
schaft  erforderlich  ist,  daher  bei  den  Verbrauch-,  den  Einkommen- 
und  deiyenigen  Ertragsteuem,  deren  Grundlagen  in  kurzen  Perio- 
den, etwa  jährlich,  regelmässig  erneuert  werden  (wie  mitunter  die 
Geb&nde-,  die  (bewerbe-,  die  Ldhzinssteaem)  der  oben  schon 
gebilligte  Grundsatz  in  das  Steuerrecht  aufzunehmen,  dass  die 
Beclamation  die  Zahlungsverpflichtung  nicht  aufschiebt 
Anders  liegt  die  Sache  bei  solchen  Steuern,  fttr  welche  auf 
längere  Zeit  hinaus  durch  umfassende  Katasteroperationen  die 
Grundlagen  geschaffen  werden,  wie  namentlich  meistens  bei  den 
Ornndstenem,  mitunter  auch  bei  anderen  Ertragsteuem  (Gebäude). 
Hier  kann  wohl  der  Abschluss  der  Veranlagung  und  das  Recht 
der  Erhebung  der  Steuer  von  der  vorausgehenden  Erledigung 
der  Reclamationen  abhängig  gemacht  werden. 

In  allen  diesen  Fällen  pflegt  nun  nach  dem  continentalen, 
namentlich  nach  dem  deutschen  Steuerrecht  nur  die  Beschwerde, 
nicht  die  Klage  zulässig  zu  sein ,  schon  bei  Formfehlern, 
ToUendB  hinsiohtlich  des  Ergebnisses  der  Veranlagung  ihr  ein 
einzelnes  Stenerobject  und  Sabject.'^)  Es  ist  dies  in  unserer 
gesehiehtlichen  Entwicklung  t>egrttndet  nnd  hat  auch  seine  be- 
acbtenswerthen  sachlichen,  in  der  Teohnik  der  Bestenerung 
liegenden  GrUnde.  Dennoch  hat  der  unbedingte  Ausschluss 
des  Becbtswegs  auch  hier  erhebliche  Bedenken. Die  ent- 
scheidende Verwaltnngsinstanz  nrtheilt  doch  eigentlioh  in  eigener 
Sache.  Die  Stenercommissionen,  selbst  die  höchsten,  den  localen 


*^  Aelmlldi  ab«r  die  BeveisiiiiUel  bei  der  „SdUtznngsbesdiTeEde''  Stein, 
I,  544.  £r  will  Beuliireiden,  velche  nicht  mit  BeveiBiiiittela  reraehen  dnd,  gHch 
abgeirtesen  haben, 

IMq  nenuen  Gesetz«  ttber  die  Ertrag-,  bes.  die  GrundstfiDW  enthalten 
regelmässig  eingehende  Vonchriften  über  die  Beclamaiionen  an  die  Tenoligendra 
nnd  an  darüber  stehende  höhere  Behörden  lud  CommlssioDea. 

Anders  Stein,  I,  541,  der  für  die  von  ihm  sogenannte  „indirecte  Stener- 
rertheUnng"  durch  das  SchUznngsrerfahrw  in  Betr.  des  Ergebnisses  dieser  Tei^ 
theilang  die  Klage  ansschliesst  und  nar  die  Bflsohmtde  znl&ät  In  B^.  der  Form 
des  Verfahrens  statoirt  aodi  er  die  Klage. 
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nnd  den  Sonderinteregsen  ferner  stehenden  geben  noch  meht  nmv 
hinlängliche  Bflrgsofaaft  ftlr  objeetiTe  Enticbeidiuig.  Wenn  m 
die  vorhin  genannten  Beweismittel,  wie  es  nnTermeidlieh  ist,  fwdK 
und  die  Bescbreitnng  des  Bechtswegs  Ton  der  rormiiBgefaenda 
Zurttcklegnng  des  Beschwerdewega  abhängig  macht,  aneh  dm 
verlierenden  Reclamanten,  wie  bilUg,  die  FrocesrtLOStcn  trma 
lässt,  80  ist  nicht  wohl  einznsehen,  warmn  man  den  Rechtsweg 
(auch  in  Betreff  des  Ergebnisses)  ausschUesst,  —  roUends  bd 
Stenern,  weldie  wie  die  Gmndsteaem  u.  s.  w.  fitr  lange  Perioda 
veranlagt  werden,  also  mit  einer  danernden  Ueberiastmig  tsas 
Stenerobjeots  droben. 

Besonders  wichtig  wird  aber  die  Erffffiiaog  des  Reehtawcgi 
bei  der  Veranlagnngsreolamation  in  Angelegenheiten  solcher  Stenen 
welche  sich  an  mehr  oder  weniger  verwickelte  Verh&ltnisst 
and  Geschäfte  des  Privatreohts  anknttpfen,  daher  bei  ds 
Verkehrsteaem  auf  Rechtsgeschäfte,  den  in  Form  t« 
Stempel-  und  Registerabgaben  erhobenen  Gebtllireo  qk 
Stenern,  bei  den  BVrsensteneni,  Erbschaftstenmi  a.  s.  v. 
Hier  bietet  nnr  die  richterliche  Entscheidong,  mt^^^hst  der 
ordentlichen  (Givil)gerichte,  gentlgende  Bürgschaft  fttr  die  da 
Gesetz  streng  entsprechende  Veranlagung  von  Objecten  nnd  SA- 
jecten  zur  Steuer. 

fi)  Die  Stenererhebnngs-Reclamation.   Ihre  OrdiiBiic 
bietet  weniger  Schwierigkeiten,  wenn  die  VeranlagnngsredaBuitioi 
zweckmässig  geregelt  isf )   Es  dreht  sich  nemlich  alfidnin  be 
ihr  meist  nicht  mehr  nm  Streitfragen  in  Betreff  der  Hdhe  d^ 
Stenerschaldigkeit,  sondern  am  die  einfacheren  in  Betroff  de 
Steaerschnldigkeit  dnes  bestimmten  Snbjeets,  in  bestiam- 
ter  Zeit,  am  bestimmten  Ort,  aus  bestimmtem  Rechts 
gründe.    Jemand  behauptet  z.  B.  zar  geforderten  Entrkbtu^ 
einer  Stenersnmme  nicht  verpflichtet  sn  sein ,  weil  er  nicht  «der 
nicht  mehr  Eigenthttmer  des  steuerpflichtigen  Objects  sei,  oder  wei 
er  ans  einem  personlichen  Titel,  z.  B.  als  Ausländer,  siek 
.oder  noch  nicht  steoerpflichtig  sei,  oder  weil  er  ein  ReetogeseUt 
nicht  abgeschlossen,  oder  weil  er  die  Zahlnng  schon  geleistet  kstr 
n.  dgL  m.  In  allen  solchen  Fällen  handelt  es  sieh  um  die 


**)  Stein  I,  340  viadldrt  Air  TeifheUims  o.  Erbebanff  d«r  Steuer  den  Ckmtm 
eines  bii^eri.  BechtsrerbältnlBses  a.  constniirt  ans  der  Verth eünn^  dar  Soot  ^ 
Obligation  des  BoBtenerten  zur  Zthlonfc  de«  Steaerbetnga,  vo  tUiu  im  ^iKfei 
Obligfttionenrecht  die  Grandlage  des  SteneifclagerKUs  fanden  wird. 
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steUang  von  BeohUrerhältnissen  der  Privaten.  Auch  hier 
kann  es  zwar  steaerteclmisch  und  BteaeradmimstratiT  zweckmässig 
sein,  znnftchst  die  Beschreitung  des  Beschwerdewegs  vorzaschreiben, 
aber  vollends  hier  ist  kein  Grund  fllr  den  Ausschlns  s  des  Rechts- 
wegs zu  ersehen,  der  schliesslich  doch  die  beste  Bürgschaft  fttr 
eine  £rledigang  aller  Fälle  streng  nach  dem  Gesetz  gewährt.  Ein 
kurzer  Fristenlauf  itir  die  Änstellnng  der  Beschwerde  und 
Klage  ist  nur  wiederum  im  Interesse  der  Finanzverwaltung  geboten. 

Bezieht  sich  die  Redamation  anf  bereits  entrichtete 
Steuern  und  deren  Rückerstattung,  so  würde  im  Prineip  wohl 
die  Forderung  von  Zinsen  vom  Zeitpuxtcte  der  Entrichtung  an 
dem  unrichtig  Besteuerten  zuzugestehen  sein:  das  Correlat  von 
Venngszinsen  des  Fiscus  fttr  StenerrUckstilnde. 

5.  Abschnitt 
Dfe  Aachen  der  Stenerverwaltnnf . 
n.    Sie  Aosfühnrng  der  Besteaemng. 

C.  Die  Steaercontrolen. 

Aach  dieser  vidittge  Geg:en8tAnd  ist  in  der  FiDftazwiBseDschafl  noch  veni^  tod 
iinem  allgemeinen  EnsammeofiiBsenden  Staodponcte  aas  beliandelt  worden.  In  der 
illg-em  einen  Stenerlebre  irird  er  bisher  gar  nicht  erOrtert,  kaum  erwähnt,  bo  bei 
äaa,  sogar  bei  Stein  nicht  Manches  hingt  allerdings  mit  anderen  Einrichtanicen 
ind  VerbSltniasen  der  Stenerrerwaltimg  eng  zusammen,  bes.  mit  der  ErmitÜang  der 
rhataaclieii  für  die  Feststellnag  der  Stenerschnldigkeiten  (Äbschn.  2  dieses  4.  H.-Ä.s) 
ind  mit  der  Steaererbebang  (Äbschn.  3),  ao  dass  es  dabei  mit  erwUhnt  wird,  so  in 
len  gredBeren  Weikea  Ober  Finanz-  n.  Steaervesen,  so  auch  In  dem  rorliegenden  ia 
len  beiden  roiansgehendrai  Abschnitten.  Anf  diese  beziehe  ich  mich  daher  zur 
^änzang  des  folgenden  Abschnitts  hier  ansdraddlch.  Aber  eine  besondere  zusammen- 
fassende Dantellang,  wie  sie  hier  stattfindet,  ist  doch  daneben  nnsatbehrlich.  Die 
3ehaodlung  blosser  Einzelheiten  in  der  spedeUen  Stenerlebre  reicht  mcht  ans.  Das 
^ntrolwesen  gehört  zum  „formellen"  Stenerrecht,  aber  dessen  ausserordentliche 
)edentung  man  sich  aas  jedem  neneren  Oesetz  aber  eine  wichtigere  Verbrauch-  and 
i^erkehrsteaer  (Tabakbesteaerangl)  eines  Coltarstaats  nnterrichten  kann.  Mit  rollern 
iecht  sagt  Sebftffle  in  seinen  Aa&fttzen  „Ergebnisse  der  deutschen  Tabakstener- 
.ncjngta":  „auch  dem  formellen  Tabalrateaerrecht.  d.  b.  den  Massregeln  der  Qef&lls- 
irhebnng  u.  GefUlssicberaog,  wird  mit  gutem  Grande  habere  Bedeatang  zugemessen. 
Ja  ibr  Ui  den  theoretischen  Darstellungen  der  Finanzwissenschaß  beigelegt  za  werden 
tÜßgt.*^    Tub.  Ztschr.  1879  S.  fi48. 

Bei  dieser  Sachlage  kann  für  den  folgenden  Abschnitt  aar  «nf  die  speolelle 
tteasrlfib»  in  den  Lehrbtlchem  n,  Systonen  verwietwn  werden,  bes.  anf  Ban  II  und 
Itein  n.  Ton  den  allgemeineren  Behandlungen  des  Contndvflsens  sind  aber 
ach  hier  diejenigen  v.  Hock's  in  b.  OSbntl.  Abg.  honrorzoheben :  wiederum  In  präg^ 
antester  Kurze  ganz  rortreffticbe  ErOrternngen,  an  die  ich  mich  in  diesem 
Üwcluiitte  mehi&ch  genau,  in  «nigen  Fnncten  wörtlich  oder  &st  wOrtfich,  g^alten 
abe.  S.  bes.  g.  10,  3.  49  ff.,  aach  §.  8  u.  9.  Zur  Erg&azong  fbi  das  Detail  dienen 
lanclie  Ausführungen  in  Hock's  Fio.  Prankr.  u.  Americas. 

Sehr  lehrreich  auch  für  eine  weiter  auszubÜdende  „allgemeine  Lehre  von  den 
teaercontrolen",  weldie  in  diesem  Abschnitt  natorlicb  nar  in  den  typischen 
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Orandzagen  zu  s«beQ  möglich  war,  sind  di«  reichen  Miteriiilian  in  dn  temk 
Tab&kstenerenqaßte.  Vgl  duHber  Mch  den  Abschn.  ^chernngsmittol  des  TiW 
gefUles'*  in  d.  gen.  Anfs.  Sch&ffle's,  Tab.  Ztscbr.  1879  S.  556  C,  vo  die  Hiqt 
NDcte  fst  abotiohdicb  werden,  bei.  die  TeriehtedeBen  Arten  der  Ctnie 
(GoDtrolai  t  d.  Fflansong;  Hntertolcontrolen  dem  Pflanzer,  dem  BohtaJukbutdri,  in 
Fabrikuten  gegenüber;  Fabri)uttionsc«itrolen;  Abeatzcontrolen,  S.  560C  3.0.9.!^. 

Ans  der  nenereo  Öesetzgebttng  sind  zumeist  die  Gesetze  n.  Vt^bmäenri- 
nnngen  ober  innere  Verbranchstenern  und  Zolle  aacb  för  die  illfcncii! 
Lehre  von  den  Stenercontrolen  zn  beachten.  S.  z.  B.  d.  dentecfae  Gea.  r.  16.]a&l^ 
Uber  d.  Beetener.  des  Tabaks,  das  Tereinazollges.  r.  2S.  Jan.  1838  (PraiaaliL 
1.  Juli  1669  u.  a.  m.  Manche  Erieicfatemngen  0.  Tereinfachongen  der  Coilnia 
bes.  beim  Zollwesen  forderte  nnd  ermöglichte  das  neuere  ConunonicatioDSTesaL 

I.  —  §.  585.  Begriff  nnd  Wesen  der  StenercostroleL 
Die  SteaercoDtrolen  sind  ein  Complex  von  Anordnungen  nnd 
Massregeln  znr  Sicherang  der  thatsächlicben  £rmitt 
langen,  auf  Grand  deren  die  Stenerschaldigkeiten  feiv 
gestellt  werden,  and  znr  Sicherang  der  gesetzliclieE 
Stenererhebnng  selbst  Sie  vomemliob  sind  das  wahre  Kren 
der  Stenerverwaltnng  nnd  in  ihrer  ersten  Festsetznng,  weleheiB 
gewissen  Hanptpancten  wenigstens  nicht  der  Verordnnngigewili 
der  SteaerverwaJtiing  Oberlassen  werden  darf,  anch  der  G«s^- 
gebnng  selbst,  nicht  minder  aber  das  Kreuz  der  eigentlichen  Steser- 
Pflichtigen  nnd  oft  genug  mehr  oder  weniger  der  ganzen  BeTSlketn^ 
„Massregeln  ähnlicher  Art  kommen  zwar  anch  bei  anderen  Zwei^ti 
der  Staatsverwaltung  vor,  aber  sporadisch  und  in  Nebendin^ 
während  sie  bei  der  Steuerrerwaltnng  den  das  ganze  System  dordi- 
ziehenden  rothen  Faden  bilden.  Ihnen  sind  vorztlgUch  der  Ver 
last  an  Zeit  nnd  Kraft,  die  Unannehmlichkeiten  nnd  wirüisclttß 
liehen  Beschränkungen  zuzuschreiben,  welche  sich  flir  den  Steou 
Pflichtigen  als  traurige  Beigabe  an  die  Steuerzafalnng  knflpftr 
(r.  Hock).  Sie,  so  sei  hinzugefügt,  sind  es  auch,  anf  denen  «i 
erheblicher  Theil  der  Kosten  der  Steuerverwaltung  beruht  „Usd 
doch  sind  sie  unerlKssUch.  Sie  kOnnen  vereinfacht  nnd  vernndeit 
werden,  allein  solange  der  Eigennutz  ein  Motiv  fQr  die  Handlung 
der  Menschen  bleibt,  sohmge  es  Stenern  giebt  nnd  die  FmiiB 
Verwaltung  den  Staatsschatz  gegen  Untersdileife  und  den  redliebe 
Verkehr  gegen  betrtigerische  Mitwerbung  zn  schützen  verpffid«! 
ist,  sind  sie  das  nothwendige  Mittel  der  Vertheidigung  und,  gtff* 
ttber  dem  Unterschleif,  das  kleinere  und  unvermeidliche  Dehl' 
(V.  Hock).») 

Umfang  und  Art  der  Controlen  mflssen  sich,  wie  in  der b- 
steuernng  und  zumal  in  der  Stenerverwaltnng  so  Vieles,  nothwesdiE 

')  Hock.  OC  Abg.  &  49,  * 
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dem  Zastande  der  Sittlichkeit  and  des  Beehtssinns  der 
BevOlkerttng  nnd  speciell  des  OeBohäftspublicnms  und  des 
Verwaltangspersooals,  sodann  den  Arten  der  Stenern 
anpassen. 

In  ersterer  Hinsicht  kOnnen  Verbeseemngen  gewöhnlich  nnr 
von  der  Zeit  nnd  von  der  Hebung  des  giuizen  sittlichen  and  geistigen 
Volkslebens  erwartet  werden  and  alsdann  ent  manche  Verein- 
fachangen  nnd  Vermindernngen  der  Controlen  eintreten.  Gerade 
im  Gontrolwesen  sind  daher  aach  bei  denselben  Stenern  in  ver- 
schiedenen Ländern  und  Zeiten  manche  Verschiedenheiten  geboten. 

Von  den  Stenergattangen  verlangen  die  indirecten  Ver- 
branchstenern, besonders  die  Zolle,  die  Thoraceisen,  die  Innern 
an  den  Prcdnotionsbetrieb,  an  den  Waarennmlanf  sich  anschliessen- 
den, auch  die  in  Monopolform  erhobenen  Stenern  die  meisten, 
Iftst^gsten,  schwierigsten,  kostspieligsten  and  doch  niemals  ganz 
ausreichenden  Controlen.  Bei  diesen  Stenern  kann  man  aber  doch 
wenigstens  die  erforderlichen  Controlen  tlberbaapt  noch  anbrbgen 
und  noch  leidlich  handhaben.  In  dieser  Hindoht  zeigen  manche 
in  Stempelform  a.  s.  w.  erhobenen  Verkehrstenern  noch  miss- 
lichere  Verhältnisse:  sie  lassen  mehrfach  von  vorneherein  eine 
wirksame  Controle  gar  nicht  za,  so  dass  man  dann  ganz  anf  die 
Redlichkeit  nnd  den  gnten  Willen  des  Steaerpflichtigen  angewiesen 
ist  Bei  den  directen  Stenern  kann  es  zwar  auch  nicht  an  Con- 
trolen fehlen,  die  sieh  nicht  immer  leicht  anbringen  and  handhaben 
lassen.  Aber  bei  den  hier  flberhaupt  in  Betracht  kommenden  Con- 
trolen sind  die  Belästigongen  and  Kosten  doch  immerhin  erheblich 
geringer  als  bei  den  Controlen  der  indirecten  Stenern. 

Beachtenswerth  ist,  dass  sieh  bei  manehen  Stenern,  wie  im 
Allgemeinen  wieder  bei  den  indirecten,  die  Einrichtang  der  Controlen 
aneh  nach  den  gegebenen  natürliohen  Ortsverhältnissen^ 
der  Beschafibnheit  der  Grenzen,  des  Bodens,  ttberhaapt  nach  phy- 
sikalisch-geographischen Momenten  mit  richten  mass,  be- 
sonders bei  Zöllen. 

10t  der  Specialisirnng  der  Stenern,  welche  das  nothwen- 
dige  Prodnct  der  Entwicklong  der  Volkswirthsohaft,  besonders  der 
Arbeits-  nnd  Eigenthomstheilnng  ist  (§.  439  ff.),  nnd  mit  der  zn- 
nehmenden  Complication  der  Einrichtangen  der  Besteaerang 
mnss  sich  nothwendig  zugleich  dasControlwesen  immer  weiter 

')  Es  gilt  hier  etvta  Äebnliches  wie  ron  der  Venaindening  d«  Erfaebangskosten, 
der  eigentlichen  and  oiteigentlichen.   Fid.  I,  2.  A.  S.  207  ff. 
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specialisiren  and  oomplioireiif  wie  die  Erfahrang  ee  tak 
bezeugt   Das  Detail  ist  anch  hier  ansBerordentlich  gross,  maatii 
Einzelheit  war  des  Zneaminenhangs  wegen  sehon  im  Vorausgebifr 
den,  namentlich  in  den  2  letzten  Abschnitten,  mit  zu  bertbicB. 
Das  weitere  Detiül  in  Betreff  der  Controlen  der  einxeliien  Steacr- 
arten  and  Stenern  gehOrt,  soweit  es  flberhanpt  in  der  Finanewiaa- 
Schaft  berücksichtigt  werden  kann,  in  die  speeieUe  Straeridu«.  , 
An  dieser  Stelle  sind  jedoch  die  allgemeinen  Schemata  faer- 
rorzuheben,  auf  welche  sich  die  Gontrolen  bei  den  einselnen  Stescn 
zorttckfUhren  lassen. 

II.— §.586.  Stenernnterschleif (Defraudation),  Sehmng- 
gel*)  Hit  ersterem  Ansdmck  wird  jede  rechtswidrige  Hioterzietan; 
von  Steuern  sowohl  Seitens  des  Stenerpfliohtigen  als  des  Stenerrer 
waltnngsorgans,  namentlich  des  Erhebnngsorgans,  bezeichnet,  dmü 
welche  die  Öteneroasse  an  ihrer  gesetzlichen  Einnahme  ans  Steoen 
eine  Verktlrznng  erleidet.  Von  Schmuggel  (Contrebande,  ScUekt 
handel)  spricht  man  speciell  bei  deigenigen  Stenern,  welche  sidt 
an  den  Umlauf  der  Waaren  anknflpfen,  daher  namentüelL  bei 
Zöllen  und  Thorstenem,  wobei  dann  aber  Öfters  eme  Aosdfilmiis 
des  Ansdmcks  anf  verwandte  Fälle  stattfindet 

Die  Stenercontrolen  sollen  den  Unterschleif  einsehittBken,  wo- 
möglich ihn  beseitigen.  Es  können  zu  diesem  Zweck  aber  aacb 
einige  verwaltangspolitiscbe  und  atenerpolitisehe  Massregeln  allge- 
meiner Art  in  Betnoht  kommen,  Aber  welche  hier  zanSehst  önigc 
Bemerkungen  zu  machen  sind. 

A.  Eine  Hanptgefabr  des  Unterschleifs,  besonders  des  Sohmoggdi, 
liegt  in  der  directen  Unterstützung  oder  in  derZalasiang 
desselben  Seitens  der  Organe  der  Stenerverwaltnng,  nament- 
lich des  Personals  des  Erhebungsdiensts  selbst    Die  B«- 
seitigang  dieses  UebeUtands  hängt  wieder  von  allgemeiner  Hebai^ 
des  Bechtssinns  und  4er  Horalitat  des  ganzen  Volks  und  der  6^ 
fichäfts-  und  Beamtenclassen  speciell  mit  ab.   Eimges  Iftsst  sick 
aber  auch  durch  zweckmässige  Organisation  des  Dienst« 
und  durch  Gewährung  einer  richtigen  Stellung  fttr  die  | 
Beamten  erreichen.   Hock's  Prineip:  wenige,  gut  bezabltt 
scharf  controlirte  Beamte,  darf  und  kann  auch  hier,  natf 
lieh  cum  grano  salis,  als  Bichtsdmnr  dienen.  Besonders  ist  m 
ausreichende  Bezahlung  der  Beamten,  auch  der  nntorct  j 


*)  Ygl  Hock,       Abg.  S.  3Q  ff.  Duo  den  folf.  Abscho.  6,  b«s.  §.  «SU  ^ 
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im  ErhebnngBdienBt  der  indirecten  Stenern  beschäftigten,  gewGbn- 
li<di  ehie  unbedingte  Voranssetznng  fttr  die  Brzidnng  einer  leid- 
liehen Integrität  des  Beamtenpersonals.  Daneben  dann  scharfe 
beständige  nnd  nicht  seltene  unvorhergesehene  ansserordent- 
liohe  Gontrole  von  Oben  her,  von  den  Centralstellen  ans  nach 
den  Looalstellen  hin  und  unerbittliche  Strenge  bei  Rechts- 
widrigkeiten der  Beamten.  Freilich  aber  auch  diese  Strenge'gegen- 
tlber  dem  höheren  überwachenden  and  leitenden  Personal  selbst! 
Eine  Fordemngp  welche  Öfters  am  Schwersten  zu  Terwirklichen  ist 

B.  Unter  ttbrigens  gleichen  Umständen  steigt  begreiflich  die 
Gefahr  des  Unterscbleif^  mit  der  Höhe  der  Stenersätze  nnd 
der  daraus  sieh  eichenden  Stenerscbaldigkeiten.  Es  ist 
daher  dn  ganz  richtiger  Grundsatz,  den  Unterschleif  durch  nied- 
rige Steuersätze,  den  Schmuggel  durch  niedrige  Zollsätze,  bei 
denen  er  „nicht  rentirt",  zu  bekämpfen:  der  Vortheü  niederer 
Steuern  nicht  nur  für  die  Bevölkerung,  sondern  fttr  die  Stcuer- 
Terwaltnng  und  die  Finanzen  selbst  Aber  die  allgemeinere 
Anwendung  dieses  Grundsatzes  bat  natttrlieh  ihre  Grenzen  im 
Steaerbedarf  und  auch  in  den  Anforderungen  in  Bezug  auf 
gerechte  Stenervertheilung.  Man  konnte  bei  einigen  Stenern, 
z.  B.  den  Zöllen,  Thorstenem,  Stempelabgaben,  wohl  nach  jenem 
Grundsatz  die  Zweckmässigkeit  der  Bezollnng  u.  s.  w.  zahlreicher 
Artikel  mit  kleinen  Sätzen  Tcrtreten.  Aber  hier  wachsen  auch 
fttr  die  Verwaltung  wieder  mit  der  Zahl  die  Aufgaben  und  Kosten 
des  Diensts  nnd  der  Untersobleif,  hti  einzelnen  Positionen  wohl 
schwächer,  verbreitet  sich  leicht  noch  in  weiteren  Kreisen  nnd 
wird  ganz  allgemdn.  Dagegen  lässt  sich  jenem  Grundsatz  gemäss 
wohl  die  Innehaltnng  mässiger  Maxima  der  Stenersätze 
in  manchen  speciellen  Fällen  vertreten,  so  namentlich  bei  den 
Zollen,  Finanz-  wie  besonders  auch  Schutzzöllen:  bei  Waaren 
▼on  hohem  „speoifisehen"')  Werth  d.  b.  grossem  Werth  in  kleinem 
Volumen  und  Gewicht,  ist  der  Schmuggel  am  Gefährliehsten,  sehr 
hohe  Zollsätze  am  Verftthreriscbsten.  Hier  wird  Öfters  ans  diesem 
Grunde,  auch  wenn  sonst  ein  höherer  Satz  gerechtfertigt  wäre, 
ein  mässiger  rätblich  sein  (Seidenwaaren).  Die  Anwendung 
der  Regel  wird  sich  auch  nach  der  Beschaffenheit  der  Gtrenze  n.  dgl.  m. 
richten  mttssen. 

G.  Die  Schmnggelgefahr  wächst  mit  der  Differenz  der  Stener- 
und  Zollsätze  im  Inland  und  dem  benwshbarten  Ausland.  Eine 

«)  Orondlflg.  2.  Aull.  §.  48. 
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gewisse  Rttoksicht  bei  der  Nonnimng  dieser  Sätze  fttr  im« 
Verbraachsteoem,  Monopolpreise,  Zolle  xl  s.  w.  anf  dasStev«- 
wesen  des  Nachbarlands  ist  daher  zweckmSssig. ^)  Aod 
Annäherungen  der  beiderseitigen  Steuersysteme  können  im  1» 
teresse  des  einen  oder  beider  Theile  liegen.  Oder  gewisae  Stew- 
sätze  werden  der  Schmaggelgefahr  hidber  in  den  Grenzdisfarieta 
niedriger  als  im  Binnenlande  gehalten  (Grenzzonen  im  Tabtt 
monopol).  ZoUoartelle  zwischen  Naehbarstaaten,  in  Fdg« 
deren  die  Steaerrerwaltnug  beider  den  gegenseitigen  Schmuggel 
bekämpft,  sind  natflrlieh  sehr  erwünscht  nnd  unterbleiben  woU 
Öfters,  als  es  im  Interesse  der  Volksmoralitöt  and  selbst  im  eigen» 
Finanzinteresse  liegt,  nur  ans  politischen ,  und  rermeintlich  volks- 
wirtbBchaftUchen  Gründen  (wegen  des  Absatzes  inländisdier  Pn>- 
ducte  durch  den  Schmuggel  ins  Aasland). 

D.  Ein  schwerfälliger  Formalismus  in  der  Stenerrer- 
waltnng,  z.  B.  im  ZollverfahreD  ruft  manchen  Untersebleif  der 
Steuerpflichtigen  nicht  nur  wegen  der  Stenerzahlung,  eondeni  atksm 
wegen  der  Umständlichkeit  und  Lästigkdt  der  Controle,  der  £r- 
hebung  u.  s.  w.  hervor,  denen  man  so  «itgehen  will.  Reformei 
in  dieser  Beziehung  sind  also  erwilnsoht  Ihre  Znläsngkeit  hängt 
freilich  wieder  von  den  Umständen  ab.  Jener  FOTmaüsmoB  kam 
leicht  der  Beamtenoontrole  halber  nöthig  sein  (Bassische  ZoDrer- 
hältnisse). 

El  Unterschleife  bei  directen  Steaem,  z.  B.  mittelst  falscher 
Declarationen  bei  den  Einkommen-  nnd  Vermögen-,  Erbschaft', 
Leihzinssteueni ,  bei  den  Zöllen  und  anderen  indirecten  Stenen 
müssen  natürlich  strengen  und  empfindlichen  Strafm,  daher 
nicht  nur  immer  Geldstrafen,  sondern  unter  UmsOnden  aaeh 
Ehrenstrafen,  Freiheitsstrafen  unterliegen.    Wichtig  ist  aba 
ausserdem  eine  SchärAing  der  „Steuerehre"  im  Volksbewnsst- 
seiu.  Das  hängt  jedoch  wieder  von  allgemeinen  VerKodenmgen  im 
Volke  ab,  es  lässt  sich  aber  auch  durch  bestimmte  Mittel  mit  dansf 
hinwirken.    So  durch  die  Ausbildung  eines  gerechten  Steaa- 
Systems,  dessen  Bichtigkeit  und  Angemessenheit  im  Volksbewnrt- 
sein  anerkannt  wird;  dann  namentlich  durch  die  volle  Aner- 
kennung des  Prinoips  der  Oeffentliobkeit  in  Fällen  i« 
Steuerunterscbleif,  *  indem  überall  da,  wo  an  mala  fides  nicht  ■ 
zweifeln  ist,  die  Fälle  mit  Namensnennung  und  eventuell  «e- 

^)  Langjährige  Hissrerh&ltoisse  iOi  Preiuseo  an  der  Grenze  gegta  das  ebfifrt 
Königreich  Hannorer  wegen  dessen  niediigenr  Saloteaer. 
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teren  Details  von  Amtswegen  verOff entlicht  werden.  Bei 
reehtBkritfÜgen  Verniüheihmgen  wflrde  dabei  wobl  weiter  eine  Ab- 
erkennung von  Ehrenrechten,  auf  Zeit  oder  bleibend,  Ans- 
sehlnss  des  passiven  Wahlrechts  für  Ehrenämter,  Unfähigkeit  als 
Zenge  za  dienen  n.  dgl.  in  Frage  kommen  können  *)  (§.  594). 

III.  —  §.  587.  Die  allgemeinen  Schemata  der  Stener- 
controlen. 

A.  Die  Stenercotttrolen  zerfallen  zunächst  in  Anordnongen, 
Massregeln  nnd  Handlangen  der  Stenerverwaltong  nnd  ihrer 
Organe,  denen  die  Verpfiichtang  der  Bevölkerung  tlberfaaapt  oder 
der  Steuerpflichtigen  speciell,  diese  Controlen  za  dulden  und  ihr 
Ergebniss  unangetastet  zu  lassen,  gegenüber  steht,  —  and  Hand- 
langen nnd  Unterlassungen,  welche  der  Bevölkerung,  bez.  den 
Steuerpflichtigen  zur  Pflicht  gemacht  werden,  ^  um  Thatsaohen 
zur  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten  ermitteln  und  die  Erhe- 
bung der  Steuern  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  sichern  zu 
können.  Beide  Arten  der  Controlen  greifen  bei  jeder  C^legenbeit 
in  dnander  Uber  und  speoialisiren  sich  nach  den  einzelnen  Stener- 
arten  und  Stenern. 

B.  Die  SteuercoDtrolen  sindtheils  allgemeine,  itlrdie  ganze 
BevOlkening,  das  ganze  Land,  allezeit  giltige,  theils  specielle 
oder  besondere,  welche  fQr  bestimmte  einzelne  Personen, 
Objecto,  Gegenden,  Zeiten  vorgeschrieben  werden.*) 

1)  Die  ersteren  sind  die  Steaeransage,*)  d.  h.  die  Ver^ 
pfiichtung  eines  Jeden,  steaerbare  Olgecte  und  Acte  bei  der  Steae^ 
behOrde  wahrheitsgemäss  und  mit  den  zar  Bemessang  der  Steaer- 
schuldigkeit  erforderlichen,  durch  G^etz  oder  Verordnung  bestinunten 
Einzelheiten  anzumelden;  die  Stenerrevision,  d.  h.  dasBecht 
nnd  die  Pflicht  der  Stenerorgane  sich  durch  eigenes  Nachsehen 
von  der  Richtigkeit  der  Ansage  za  ttberzeogen,  womit  die  Pflicht 
der  Bevölkerung  oder  der  Steuerpflichtigen  verbanden  ist,  diese 

")  Mordsmerica  liat  hier  in  Terbindnng  mit  seinem  freilich  bedenklichen  Princip, 
den  Eid  znr  Gnmdlage  der  Steaeransageo  za  machen  (s.  n.  8.  589),  seharfe  Stni- 
iMStimmaiureii,  anoh  Abeikennong  der  raiigjkelt  znr  gericho.  Zengenschaft  Aach 
olue  dies  System  der  Steaenide  aast  sich  ein  aclchea  Torgehen  billigen.  Vgl  Hock, 
Amer.  Fin.  S.  80. 

^  Z.  Th.  wOitUch  nach  Hock,  fifT.  Abg.  S.  49,  aber  mit  absichü.  Yerftnderangea. 

^)  Ebenfalls  im  Folgenden  mehrbch  genaaer  Anschlass  an  Hock  a.  a.  0. 

')  Hier  vieder  Seitens  des  Steaerpflichtigen,  aber  in  allgemeinerer  Bedeatang 
als  S.  616,  vo  der  Ansdnick  sich  auf  die  Ansage  ron  steuerbaren  Acten  ancb  gerade 
bei  gewissen  Yerbraochsteuem  bezieht  Zd  nnterscheiden  ist  die  in  §.  577  enrihnt« 
Steneransage  im  Sinn  von  Steoerrorscbiübiing.   Vgl  aach  g.  560  a.  661. 
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Revision  zu  dnlden;  endUch  die  Stenernachweisang,  d.  L 
die  Verpfliehtnng  des  Steuerpflichtigen,  «ich  ttber  die  erfolgte  E» 
riohtnng  der  Stener  aaszaweisea,  wozu  meistens  die  in  beetinuito 
Form  und  mit  bestimmtem  Inhalt  roigesehriebeoe  Stenerqiit- 
tu  ng  dient 

Äncb  diese  drei  allgemeinen  Controlen  mtlssen  sieh  in  ihre 
Einrichtnng  den  verschiedenen  Steaergattongen  und  Steaem  azh 
passen,  kommen  aber  bei  allen  Steaem  vor.  Bd  der  Steneraiuace 
besteht  nar  der  Unterschied,  dass  bei  gewissen  Stenern  ohne  Wei- 
teres auf  Qrond  allgemeiner  Verpflichtung  die  Anmeldung  de>  01- 
jeets  oder  Acts  zu  erfolgen  hat,  so  gewOhnlioh  bei  den  indirectoi 
Verbranch-,  manchen  Verkehr-,  Erbschaftstenem;  bei  andern  SteoeiB 
dagegen,  so  bei  den  meisten  directen  Stenern  (mit  Aasnahmen,  s.  R 
bei  der  Gewerbe-,  hie  and  da  der  Qebäadeeteaer)^")  vielfach  ent 
auf  Qnind  einer  ansdrücklicben  Anffordernng  von  Fall 
zn  Fall  die  Ansage  geschehen  moss.  Die  Ansdehniuig  jener  aB- 
gemeinen  Verpfliehtnng  kann  rätblich  sein. 

2)  Die  besonderen  Controlen  betieffiBn  je  einselne  (wvbb 
aaoh  etwa  gleichzeitig  and  an  demselben  Orte  mehrere)  Steaer 
arten  and  Stenern,  aod  aach  diese  nicht  immer  allgemein  nnd 
beständig,  sondern  mehrfach  nor  in  Bezog  aof  bestimmte  Ob- 
jecte,  Zeiten  and  Localitäteo.  Sie  kommen  anch  bei  den  directCB 
Steaem  vor,  so  za  den  thatsächliohen  Ermittlungen  ffir  die  Zwecke 
nnd  in  den  'Zeitpaneten  und  Orten  der  Kataaterarbdten  flir  £e 
Ertragsteaem,  desgleichen  der  Anfnahme  des  Personenstands  Ar 
die  Personalsteoem,  der  Schätzung  des  Einkommens  und  VemHigas 
bei  den  directen  Steaem  darauf  (§.  553  ff.).  Wichtiger  and  idft- 
lieh  nnd  Ertlich  ausgedehnter,  so  dass  sie  hier  mitunter  fast  aO- 
gemein  für  die  ganze  Bevölkerung  nnd  das  ganze  Land  in  Kraft 
treten,  finden  sich  solche  besondere  Controlen  aber  bei  den  ia- 
directen  Verbrauch-  und  Verkehrsteuern,  nanentlicli  he 
den  Zollen,  Thorstenera,  anderen  inländischen  Umlaaf^ 
steaem  (Wein),  Monopolien,  den  Steaem  im  Anschlnaa  aa  im 
Prodnctionsbetrieb  (§.  556,  560  ff.).  Hier  werden  dann  mM 
ganze  Gegenden,  wie  die  Grenzbezirke  bei  den  ZuSSa. 
die  Umgebungen  thorstenerpflicbtiger  Städte,  der  Peraonet 
und  Waarenverkehr  Uber  die  Grenze  und  in  die  Stadt  hiadi 


Z.  B.  Zwang  zur  AnmeldaDg  des  GeTerbeb^inns,  am  lur  Stmtt  rarMla^* 
Verden,  zur  Anmeldong  des  Eintritts  der  SlenerpfiicbtigkeU  eines  Hmmm  bst 
Geb&adestener  oach  AbUof  der  steaerfraien  Zeit  (preaas.  Gebiodett). 
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speeiell  der  Verkehr  in  gewissen  Waaren,  anoh  der  Versand 

mancher  verbranchstenerpflichtigen  Artikel  im  Inland  (Hehl,  Malz, 
WeiUi  Monopolartikel,  —  Begleitscheinverfahren  ftlr  Ofajecte  innerer 
Verbranchsteaem,  analog  demjenigen  fOr  zollpflichtige  Importartikel, 
ftlr  welche  die  Zölle  an  der  Grenze  noch  nnberiohtigt  geblieben 
sind)  besonderen  Controlen  unterworfen.  AehnUch  werden  fHr  die 
Prodnotionsbetriebe  Terbranchstenerpflichtiger  Artikel  (Tabak- 
felder, Tabak- Trockenboden,  Weinkeltern,  Bierbrauereien,  Brannt- 
weinbrennereien, Zuckerfabriken,  Tabakfabriken,  Salzwerke  a.  s.  w.), 
für  die  Fabriken  von  Monopolartikeln  und  fttr  den  Verkehr 
mit  jenen  solche  besondere  Controlen  eingerichtet 

Im  Einzelnen  specialisiren  sich  die  letzteren  manchfaoh,  nach 
der  Beschaffenheit  der  Grenze,  des  Terrains,  den  Verkehrswegen 
nnd  Verkehrsmittehi,  der  Jahreszeit,  der  Volksdiehtigkeit,  nach 
ländlichen  und  städtischen  Verhältnissen,  bei  den  Froductionsbe- 
trieben  besonders  nach  den  technischen  Methoden,  Processen,  Werk- 
geriUhen  a.  s.  w.  in  ihnen.  Veittndemngen  in  der  Prodnetions- 
.technik  (ZackerfabrikationI)  bedingen  öfters  andere  Controlen,  wie 
auch  wohl  andere  Bestenemngsmethoden.  Der  fiscalische  Scharf- 
sinn hat  hier  einen  weiten  Spielranm  der  Bethfttigang  (franzOsisohe 
Verhältnisse,  americanische  Tabaksteuer)  nnd  oft  rechte  Mtthe,  der 
technischen  Entwicklung  aof  dem  Fasse  zu  folgen  {österreichische 
Zuokersteaer). 

Wichtigere  und  zum  Theil  allgemeiner  verbreitete  besondere 
Controlen  bestehen  in  dem  Zwang  zu  der  „BachfUhrung  Uber  den 
steuerpflichtigen  Verkehr,  in  der  Sperre  der  Gewerbsvorriehtnngen 
ausser  der  Daner  der  angemeldeten  steuerbaren  Acte,  in  der 
Revision  der  Waarenvorräthe,  in  der  Forderung  der  Nachweisung 
Uber  die  Versteuerung  in  Fällen,  wo  die  allgemeine  Controle  sie 
nicht  vorschreibt,  in  Beschränkungen  des  Verkehrs  auf  gewisse 
Wege  und  Tageszeiten  und  da,  wo  rechtiiche  Anzeigungen  vor- 
liegen, selbst  in  Beschränkungen  der  persönlichen  freien  Bewegung 
(Paasoontrole)"  (v.  Hock).")  Die  Vorschrift  zur  Benutzung  des 
Stempels  als  Zeichen  der  vollzogenen  Besteuerung  ist  auch  auf 
Verbrauchsteuern  anwendbar  (Spielkartenstempel,  russisch- ameri- 
ca.niBcheB  Tabakfabrikatsteuersystem,  „Banderollen").  Ein  Zwang, 
nnr  an  bestimmte  Personen  nnd  Geschäfte  das  steuerpflichtige 
Object  abzusetzen,  nnd  dies  nachzuweisen,  durch  die  Geschäfto- 


")  Oeir.  Abg.  S.  sa,  60. 
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bflcher  a.  s.  w.,  bestiinmte  Verpackongsformen  anzuwenden,  ku 
hinzakommen  und  manches  Andre  mehr. 

C.  —  §.  588.  Nach  dem  Obj  ect,  an  welches  sich  die  Coa- 
trokn  knttpfen,  lassen  sieh  Personal-  Real-  imd  ÜmUnf- 
(Transport-)coBtrolen,  auch  wohl  noch  AbsatKcontrokn  niter- 
sehdden,  welche  dann  wieder  in  mehrfache  Unterarten  s^aOea, 
zum  Th^  in  Anknttpfang  an  die  Stenerarten. ")  Das  nidie 
Detail  der  Controlen,  welches  die  neuere  Besfeeaerang,  abcnili 
besonders  anf  dem  Gebiete  der  Verbranchshesteaenmg  leigt 
Ittsst  sich  im  Wesentlichen  auf  9m  solches  drei-  oder  vierfacbs 
Schema  znrflckfllhren. 

1)  Personalcontrolen  finden  statt 

a)  in  Betreff  der  ganzen  BevOlkening  hei  solchen  Steven, 
welche  eine  gimz  oder  grossentheils  ^Igemeine  Stenerpflichtigkoi 
bedingen,  daher  bei  Kopf-,  Funilien-,  allgemeinen  peraoub 
Classen-,  Einkommen-,  VermOgensteaem;  femer  bei  solchen  Steoen. 
welche  sich  an  gewisse  im  Leben  der  ganzen  Berölkemng  «lä- 
wendig  oder  regelmässig  vorkommrade  Ereigidsse,  Handlnnget  eK. 
anknüpfen,  so  bei  Erbschafts-  and  vielen  Verkehrsteoem;  eoäSA 
bei  zollen,  Thorsteaem  n.  dgl.,  wo  eine  a%emeine  Persoaiins- 
trole  znr  Dnrchf&hrang  der  Beaicontrole  wenigstens  erlaaU  m 
moss,  wenn  sie  anch  factisch  mild  gehandhabt  werden  kamL 

b)  Grenanere  Personalcontrolen  über  die  Stenerpflichti^ci 
speciell  (oder  mit  diesen  in  Verbindung  stehende  Personen)  er- 
folgen über  die  Waarenftthrer  bei  allen  Umlanfstenem  fiseL 
Zölle  and  Thorsteaem),  Uber  die  Debitanten  von  Monopol* 
artikeln,  Uber  das  Personal  der  verbraaehsteaeipflichtigeB  Pio- 
dnetionsbetriebe. 

Bei  beiden  genannten  Arten  der  Personalcontrolen  bat  mu 
Öfters  noch  die  Gontrolen,  welche  sich  direct  gegen  diese  Ik- 
troffonen  Personen  richten,  nm  die  thatsächliehen  Ennittlangra  fir 
die  Feststellung  der  Steaerschnldigkeiten  and  am  die  Entriehtan; 
der  Stenern  durch  die  Pflichtigen  za  sicfaera,  von  denjenigen  O» 
Men  zn  nnterscheiden,  welchen  die  BerOlkemng  und  der  Steuer 
Pflichtige  allein  oder  zugleich  mit  Behufs  Controle  der  Beamte! 
unterliegt.  Das  Verlangen  eines  Vorweises  der  Steuerqnittnng  s 
einen  höheren  Beamten,  oder  des  anderweiten  Kachweises,  dtf 

")  Ein  gutes  Beispiel,  wie  Bich  die  Controlen  dieses  Schern»»  dum  bei  eof 
cinzelaen  complicirten  Steuer  specikUslnn,  liefert  die  Tabak besteaenag;  S.  Schiffle- 
Tttb.  Ztschi.  1879  S.  660  C 
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eioe  Waare  rerstenert  wocden  sei,  kann  z.  B.  zu  letzterem  Zweck 
erfolgen  (§.  560,  561). 

c)  Apart  stehen  dann  noch  die  Personalcontrolen  der  Beamten 
selbst:  ein  Internnm  der  Stenerrerwaltnng,  welefaes  aber  ftlr.  die 
Fonetion  des  ganzen  Gontrolwesens  höchst  wesenäioh  ist  (§.  590). 

2)  Realcontrolen  betreffen  die  sachlichen  Stenerobjeote. 
Sie  kommen  daher  wieder  fast  in  der  ganzen  Besteuerung  vor,  so 
aueh  bd  den  Ertrag-,  Vermögen-,  Einkommensteuern ,  Erbschaft- 
Steuern  während  der  Katasteroperatioaen  oder  thatsftcfalichen  Er- 
mittlungen (§.  551 — 561).  Besonders  ausgedehnt  und  wichtig  sind 
sie  jedoch  abermals  bei  den  indirecten  Verbrauch-,  auch  bei 
den  directen  Gebrauch-,  z.  B.  den  Wohnung-,  Luxusstenem. 
Hier  bilden  sie  sich  wohl  zu  einem  förmlichen  System  der  Con- 
trolen  aas  und  specialisiren  sich  fein  und  vielfach  bei  den  einzelnen 
Steuern,  namentlich  nach  technischen  Verhältnieeen  des 
Productionsbetriebs  u.  dgt  Am  Wichtigsten  süid  folgende 
zwei  Arten  der  Bealcontrolen: 

a)  Gontrolen  Uber  bewegliche  Sachen.  Hier  gehen  die- 
selben theilweise  in  die  Kategorie  der  Umlaufcontrolen  Uber,  so 
bei  zoll-  und  thorsteuerpflichtigen,  bei  Monopolartikeln,  bei  Ver- 
brauchsteuerobjecten,  wdche  in  Versendung  begriffen  sind  (stener 
Pflichtige  Rofastofie,  z.  B.  Tabak,  Getreide,  dsgl.  Fabrikate;  z.  B. 
Tabakfabrikate,  Zucker,  Getrilnke).  Theilweise  bestehen  hier  aber 
aneh  eigene  besondere  („Material"-)  Controlen  Uber  Sach- 
güter, welche  als  Rohstoff  oder  Fabrikat  erst  in  den  Handel 
übergehen  sollen  (Rohtabak-Gewichtsteuer,  Weinbesteuemng 
beim  Producenten,  Tabakfabrikatsteuer)  oder  welche  als  Rohstoff 
unmittelbar  in  einem  Productionsbetrieb  (Fabrik)  ver- 
a  rbeitet  werden  sollen  (Besteuerung  der  Roben  fttr  die  Zacker- 
gewinnung, des  Materials  fUr  die  Branntweinerzeugung  u.  dgl.  m.). 

b)  Controlen  Uber  ganze  Productionsbetriebe,  umfassen- 
dere fttr  die  Zeit,  wo  der  Betrieb  in  Gang,  einfachere,  welche  aber 
nicht  fehlen  kännen  (Sperren  u.  dgl.),  in  der  Hbrigen  Zeit  So 
besonders  bei  Steuern  auf  den  Tabakbau  (Fliehensteuer,  Gtewfoht- 
stener,  Gontrole  der  Felder,  der  eingebrachten  Ernte)  und  beim 
Zwang  zur  Ablieferung  des  gewonnenen  Tabaks  (auch  Salzes, 
wenn  dessen  Gewinnung  M)  an  Honopolverwaltungen,  femer  bei 
den  mehrfach  genannten  Inneren  Verbraachsteaem  („Fabrikat ions- 
controlen").  Gerade  diese  Controlen  mUssen  sich  genau  der  Technik 
des  Betriebs  anpassen,  wie  im  vorigen  §.  schon  bemerkt  wurde. 

JL  Wsffaai,  VIuanrlmnulMfL  IL  44 
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3)  UmIaaf-(Tran8port-)controlen.  Dteflelben  verfolgen 
stetterpflicbtigeo  Waaren  in  der  örtlichen  Bewe^gang  aof  den 
Transport  Dahin  gehören  also  gewisse  Controlen  bei  den  Zöllen, 
den  XhorsteTOrn,  den  inlftndischra  Circnlationsat^b^  (Form  da 
Weinstener)  o.  a.  w.  Aach  für  bereits  venoUte  oder  «Der  iiiBeca 
.Steuer  untersogene  Waaren  können  solche  Controlen  Torfcommen, 
z.  B.  bei  iraportirteni  Tabak  (England),  bei  Mehl  (Ifahlsteaer),  bei 
Tabakfabrikaten,  am  den  Absatz  an  bestimmte  Personen  (Hlsd 
1er,  Fabrikanten),  welchen  das  Gesetz  roranssetzt,  sn  verbllrgeD: 
hier  verbinden  sich  die  Undanfeontrolen  mit  Absatxcontroleii, 
oder  gfihea  in  solche  über,  dne  Kategorie,  welebe  man  iirifairtw 
.noch  als  eine  besondere  onterseheiden  kann,  k.  B.  M  gewüaa 
Verhältnissen  der  Tab^Jbesteaemng. 

IV.  —  §.  589.  Andere  Fragen  des  GontrolwesenL 

Unter  den  zahlreichen  sonstigen  Pnncten  des  ControlwesesB 
betreffen  die  meisten  gewisse  Einzelheiten  bei  den  verscbied«iai 
Stenern.   Von  allgemeinerer  Bedeutung  sind  etwa  noch  folgende: 

A.  Die  Anwendung  des  E^es,  insbesondere  der  eideaitatt- 
lichen  Versicherang  der  Steaerpflichtigen  in  Angelegenkestefi, 
welche  ihre  Steuerverhältnisse  betreffen.  Die  Vefsehiift,  est- 
spreobende  Angaben  unter  Eid  zn  machen,  ist  esn  sehr  emjbdicr 
■Weg  zur  Ermittlang  der  Thatsachen,  nach  welches  sich  die  Steuer- 
flchnldigkeit  richtet,  und  zugleich  ein  höchst  einfaches  ControfanütoL 
Sie  spielt  im  nordamericanischen  Stenerwesen  eine  ao  hervor- 
ragende Rolle,  dass  man  in  ihr.  eine  Grundlage  der  gauea 
dortigen  Besteuerung  erblicken  kann,")  wllbraid  in  Europa,  namcBt- 
lidi  auf  dem  Continent,  die  Forderang  der  Eidesabiegung  in  Stever- 
-sachen,  aoss»  in  der  gewöhnlichen  Art  bei  GeriohtsvertiandlongeD, 
nur  ausnahmsweise,  z.  B.  in  gewissen  Fällen  bei  Declarationea 
fttr  Einkommensteuern  n.  dgl.  oder  in  StreitHÜlen  in  Besag  aitf 
Schätzungen  des  Einkommens  vorznkommen  pflegt") 

Den  Eid  so  wie  in  America  zar  Gmudlage  der  Bestenenmg 
zu  machen,  erscheint  in  mehr  als  ein«*  HiiMioht  Jbedmklich  nad 
aneh  von  dem  hierin  niUflrlich  nicht  allein  entscbddenden  ÜMali- 
sehen  Standpuncte  betrachtet  kaum  richtig.   Han  mnas  wohl  Hoek 

'*)  Hock,  Fin.  Amer.  S.  80. 

")  So  kann  andi  in  d.  prcnss.  Ges.^.  Qbo- EinkoiiuneiisteiMr  dem  BecUoMMea 
die  Erklänmg  Efdesstatt  Uber  die  in  Betr.  seines  Einbomm^  Ton  ihm  genuckM 
Angaben  auKrlcgt  werden,  widrigen&Us  die  angebrachte  Bcclamation  als  nnbefrQiida 
zorUckznveiseD  ist  Aber  zu  diesem  Mittel  4ax{  die  Baxirkscommissioii  nw  grüln. 
„wenn  es  an  anderon  Mitteln,  die  Wshriieit  zn  ei^rQaden,  Csblt"  Goetz  jm 
l.  Mai  ISGl,  g.  26. 
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darin  beistimmeD:  „die  Eide  in  dem  Haasse  zn  Termehren,  als  es 
die  Menge  der  SteneransageD  nOtiög  maoht,  Gide  sn  fordern^  die 
falsch  sn  sebwOren  ein  nahe  liegendes  Interesse  vorhanden,  und 
wenn  man  sie  fordert^  ihnen  durchweg  keinen  Glanben  zu  schenken, 
(da  die  VoUsttndigkeit  mid  Richtigkeit  der  eidlichen  Ansagen  in 
allen  Fällen  von  den  Steaerorganen  geprUft  wird)  ist  oniiweck- 
müssig  nnd  widerspmchsToIl  ond  verstOsst  gegen  die  Moral."") 

B.  Oefters,  namentlich  in  früherer  Zeit  —  jetzt  sind  in  unseren 
Staaten  diese  Bestirnmnngen  grossentiieils  gefallen  —  allgemeiner 
besonders  bei  den  znr  Defrandation  stark  anreizenden  Stenern,  bei 
welchen  zugleich  eine  Entdeckung  des  Unterschleifs  schwieriger 
ist,  hat  man  die  Tbfttigkeit  der  Controlbeamten  wohl  durch  An- 
theile  an  dem  fiscalisohen  Gewinn  bei  entdeckten  Defraudationen, 
sogen.  Ergreiferantheile,  anzuspornen  und  durch  ähnliche  An- 
tbeile,  sogen.  Denunciantenantheile,  die  Hithilfe  von  Per- 
sonen aus  dem  Publicum  zur  Entdeckung  Ton  Unterschleifen  zu 
gewinnen  gesucht  Daraus  konnte  sieh  dann  ein  System  von  Be- 
lohnungen (Hr  die  Beamten  und  die  Denunoianten  entwickeln. 
Solche  Antheile  und  Belohnungen  fanden  nnd  finden  sich  zum  Theil 
noch  besonders  in  der  Verwaltung  der  indirecten  Stenern,  der 
zolle,  inneren  VerbTanchstenem ,  des  Stempelwesens,  auch  in  Ge- 
bflhrenzweigen ,  z.  B.  bei  der  Defraudation  von  Wegegeld.  Vom 
moralischen  Standpnncte  haben  namentlich  die  Dennncianten- 
antheile  woU  Überwiegende  Bedenken,  welche  ihre  mSglichste  Be- 
Beitigung  ritthlich  machen.  Freilich  wird  letztere  wieder  von  dem 
ganzen  Stande  der  Volksmoralität  bedingt  sein.  Auch  die  Beamten- 
antiieile  schädigen  leicht  die  Stellung  und  das  Ansehen  des  Ver- 
waltnngspersonals  nnd  mflssen  wenigstens  thunlich  besohrilnkt 
werden.  In  der  indirecten  Besteuerung,  bei  Zollen  und  inneren 
Verbranehstettem,  ist  ihre  rOllige  Beseitigung  aber  auch  wieder 
vom  allgemeinen  moralisehen  Niveau  der  Bevölkerung,  der  Qe- 
Bchäfts-  nnd  Beamtenkreise,  dann  auch  wohl  von  der  Verein- 
fachung und  Ermässigung  des  Zolltarifs  mit  abhängig.  Etwas 
Schönes  sind  sie  unter  keinen  Umständen. '") 

>■)  Fin.  Amer.  S.  81, 80.  —  Schtffle  nach  d.  T»b.enqa.  Tttb.  Ztschr.  1870  S.646: 
„Die  ugablidi  8:eiii^ftgiKe  Hinteizielmn;  (der  uner.  Tabaksteuer)  erkl&rt  sich  weniger 
aoa  der  nafiMen^n  AnwMidang  des  Gntenachiuigseids  —  „Eide  im  Zollhaiu'*  sollen 
nicht  achwer  geDommen  werden  — ,  als  Tlelmehr  aas  den  sehr  harten  OeflUigniss-  n.  Geld- 
strafen, die  eüie  sehr  scharfe,  obwohl  sparsam  gebranchta  WaSe  der  Verwutang  bilden." 

Hock,  äff.  Ahg.  S.  58,  der  den  TÖlligen  Verzicht  anf  Ergreiferantheile  „wie 
die  Sachen  nnn  einmal  liegen",  nicht  für  thnnlich  hält  Er  rUh,  far  diese  Antheile 
eine  gemeinsame  Gasse  zu  bilden.    Anfhebang  der  geaetzL  Strafimtheile  der  Dennn- 

44* 
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C.  Mit  ihren  Gontrolen  greift  die  SteaerverwaHong  oDrer- 
meidlich  in  die  Sphäre  der  periOnlichen  Freiheit  der 
BerSlkernng  und  in  die  Freiheit  des  wirthschaftlichcB 
Verlsehrs,  Uüters  ziemlieh  tief,  ein.  Das  Beeht  dazn  wird  Oir 
bei  den  modernen  GaltnnrOlkem  regehn&ssig  dnroh  das  Steaer- 
gesetz  gegeben.  Letzteres  kann  aber  nicht  jedes  Detail  der 
Controle  feststellen.  Das  muss  vielmehr  wieder  dordi  Verord- 
nungen der  Verwaltung  geschehen,  zu  deren  Erlass  dieaeUM  die 
gesetzliche  Ermächtigung  erhält  Um  so  nothwendiger  ist  hier 
nun  auch  wieder  die  zweckmässige  Organisation  des  Bt- 
schwerderechts  nnd  die  Einränmnng  eines  administratiTa 
Elagerechts  an  die  von  den  Controlen  Betroffenen.  G«genllba 
den  Härten  nnd  Hängein  des  Gesetzes  selbst  aber^  welche  ebes 
oft  erst  bei  der  VoUziehnng  herrortreten,  erweist  sich  hier  das 
Petitionsrecht  an  die  Regierung  nnd  an  die  Volksvertreteof 
zur  Herbeiffibmng  einer  Aendernng  des  Gesetzes  von  groMa 
prinoipieller  and  practischer  Bedentang  fnr  das  ganze  Gebiet  der 
Controlen.")  Namentlich  im  Bereich  der  indireoten  Berteae 
rang  sind  Beschwerde-,  Klag-  and  Petitionsrecht  die  Bfittel,  nm  n 
einer  relatiT  gentigenden,  nicht  mehr  als  nOthig  die  freie  Bewegon; 
der 'Personen  nnd  Güter  hemmenden  Gestaltung  nnd  ta  einer 
richtigen  Handhabung  der  Stenercontrolen  zu  gelangen. 

V.  —  §.  590.  Der  Gontroldiensi  Er  zerfällt  m  da 
„äusseren"  gegentlber  dem  Pnblicnm  nnd  in  den  fiinneres' 
gegenüber  den  Beamten  selbst 

A.  Die  Anstlbang  der  Stenercontrolen  tlber  die  BerGlkenng 
überhaupt  and  die  Stenerpflichtigen  speciell  erfolgt  tfatils  dirck 
diejenigen  Organe  der  Verwaltung,  wdche  die  thatsädilicbeii  Er- 
mittlungen zur  Feststellung  der  Steaerschnldigkeiten  Dnmittebv 
vorzunehmen  und  die  Stenern  zu  erheben  haben,  mehr  odo 
weniger  im  direoten  Anschlnss  an  diese  Functionen,  tiieils  darck 
besondere  Organe  eigens  fllr  den  Gontroldiensi 


zianten  durch  d.  preass.  Gea.  y.  23.  Jan.  1838  §.  61  iregeD  Ontersacli.  n.  Besn* 
der  ZoUrergefaen.  Aas  dem  Betraft  der  eingezog.  Geldstrafen  u.  d«a  Erlös  4er 
fiücate  wird  ein  Gratific-  n.  Unterstatz.foiids  £  ZoUbeamtä  n.  deren  ADgehOrige  p^>ä>k- 
In  Baiern  nach  ZoUstrafges.  r.  1837  die  Hälfte  des  Werths  der  Qetdstnfn  «.  Cm- 
fiscate  bei  den  ZOUen  an  Anzeiger,  die  andere  Hälfte  an  einen  UoterstatzJoaA  ie 
Zollrenralt  Mach  d.  prenss,  Stempelgesetz  v.  1822  §.  33  erhalten  Oennnxiantea  ta 
Drittel  der  festgesetzten  Stempelsttafen. 

")  Vgl  auch  hier  bos.  Stein,  Inn.  VerrX  I,  60—153  (1.  A.).  Aock  «k«> 
§.  582  ff.  Uber  die  analogen  Teiiiiltnisse  bei  den  BeclamationeB  in  Botr.  der  Tobi- 
lagoi^  wtd  Erhebuog  der  Stenern. 
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Die  erateren  reichen  meisteiu  bei  den  direoten  Einkommen-, 
Ertrag-  n.  b.  w.  Stenern  ans.  Bei  den  Verbraachstenem,  besonders 
den  wiohtigsten  Eategorieen  der  indirecten,  wo  Sehleichhandel 
a.  dgL  droht,  sind  dagegen  umfassendere  Personal-,  Beal-  nnd  Um- 
lanfeontrolen,  auch  förmliche  OerÜichkeitscontrolen  nothwendig,  fUr 
welche  besondere  Organe  nnentbehrlieh  sind.  Diese  bestehen  in 
dem  oft  sehr  zahlreichen  Personal  der  Grenz  Wächter  n.  s.  w. 
flir  die  Bewaohnng  der  Zollgrenze  nnd  für  die  Dnrofastreifiing  des 
Grenzdistricts ,  in  ähnlichen  Organen  ftlr  die  Bewachung  der  Ver- 
zehmngsstenerlinien  der  Städte.  Aach  znr  Verhtttnng  von  Defran- 
dationen  in  Bezng  anf  die  Staatsmonopolartikel  nnd  anf  die  Stenern, 
welche  sich  an  den  privaten  Prodootionsbetrieb  anscfaliessen,  wo 
in  beiden  Fällen  das  geheime  Heransbringen  Ton  Artikeln,  im 
letsteren  anch  der  geheime  Bezog  von  nnrersteuertem  Rohstoff  n.dgl., 
die  Vornahme  nicht  angemeldeter  Betriebsacte  verhindert  werden 
mnss,  ist  ein  besonderes  Controlpersonal  erforderlich.  Die  Organi- 
sation nnd  Anzahl  dieses  wie  des  Greszwaohpersonals  hängt 
wesentHeh  mit  von  der  Ginrichtnng  der  betreffenden  Stenern,  dem 
Umfang  der  Zolltarife,  der  Höhe  der  Stenersätze,  dann  von  geo- 
graphischen Verhältnissen,  anch  von  den  Prodncüonsverhältnissen 
(z.  B.  bei  der  Branntwdnbrennerei,  ob  sie  mehr,  wie  bei  nns,  eine 
decentralisirte  landwirthsohaftliche  oder,  wie  in  England,  eine  rela- 
tiv oentralisirte ,  mehr  städtische  Indnstrie  ist),  endlich  wieder  von 
Horal  nnd  Reohtssinn  der  BevGlkernng,  der  GeselüUts-  tand  Be- 
amtenkreise mit  ab.  Daher  unvermeidlich  viel  zeitliche  nnd  ört- 
liche Unterschiede.  Ans  der  Vergldcbnng  der  Zahl  der  unmittel- 
baren Oontrolorgane  ist  deshalb  anch  nicht  wohl  ein  Schlnss  anf 
die  Gute  der  Stenerverwaltnng  zn  ziehen.  Natflrlich  richten  sich 
die  Erhebnngskosten  der  Stenern  wesentlich  mit  nach  der  Zahl 
dieses  Personals.^*) 

Zn  dem  letzteren  müssen  dann  wieder  höhere,  An&iehts-  u.  s.  w. 
Organe  hinzutreten,  welche  die  richtige  sorgfältige  Anstthnng  des 
Controldiensts  des  unteren  Personals  Überwachen. 

B.  Der  innere  Controldienst  Über  die  Beamten  selbst, 
daher  namentlich  Uber  die  Erhebungsbeamten,  Cassenbeamten, 
gehört  nicht  näher  zu  dem  hier  erörterten  Gegenstande  der  Steuer- 
controlen.  Er  ist  auch  k^e  Angelegenheit  ansseUiesslich  der 
Stenerverwaltnng  nnd  nicht  specifisch  eigenthttmlicb  fUr  diese 

^)  S.  aber  Freassen  die  D«teu  obea  S.  65S  Note  29. 
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einsnrichteDf  sondern  eine  allgemeine  Angelegenheit  der  Finftni- 

yerwaltüng  ttberbaapt  Nor  der  grosse  Umfiuig  der  Stenerverw»!- 
tnng  nnd  die  GompUcirtheit  nnd  MannigfUtigkeit  der  Aufgaben  in 
Bezog  anf  thatsächliehe  Ennittlongen  und  anf  die  Erhebung  giebt 
dem  inneren  Controldienst  im  Stenerwesen  thatsäcblich  meisteM 
eine  grössere  Bedentang  als  in  anderen  Zweigen  des  Finanxwesos. 
Daher  ist  im  höheren  wie  sam  Tbeil  auch  im  mittleren  Dienst  ein 
mehr  oder  weniger  nmfangreiehes  eigenes  Personal  von  fiber- 
wachenden" Beamten  gerade  flir  die  AnsQbnng  der  ControU 
aber  die  Beamten,  welche  die  Thatsachen  &x  die  Bemeaaong  der 
Stenerseboldigk^ten  ermitteln,  Stenern  erbeben  und  Stenercmmwi 
verwalten,  erforderlich ^  ein  Personal,  das  aacb  von  den  eigenttich 
1  e  ite  n  d  e  n  Beamten  der  Steaerverwaltnng  noeh  zn  nntearscheiden  ist 

Diese  flberwachenden  Beamten  können  evratnell  neben  ihfco 
Fnnctionen  gegenüber  den  genannten  Beamten  auch  noch  znn 
Zweck  dieser  Gontrole  gewisse  Thfttigkeiten  bei  der  Ermittlmg 
der  Thatsachen,  die  man  zur  Bestenemng  des  Pablicnrns  kennea 
moss,  mit  ttbemehmen.  Man  kann  alsdann  mit  Hock,  welcher 
den  Ueberwachangsdienst  näher,  als  es  geboten  nnd  zweckmässig 
erscheint,  mit  denjenigen  znr  Ermittlung  der  genannten  TbatiMlwa 
in  Verbindung  bringt,  die  Aufgaben  der  Uefoerwaohnngsbeamten  i& 
Kürze  also  znsammenfassen :  ,^ie  sehen  darauf,  dasa  kein  steuer- 
barer Act  der  Entrichtung  der  Abgabe  nnd  dem  vollen  gebfihrea- 
den  Hatfsse  derselben  sieh  oitzidie;  sie  erheben  nnd  sammeln  die 
Kiemente  der  Stenerbemessung  oder  prüfen  die  dieeflUligen  An- 
gaben der  Steuerpflichtigen  (oder,  wohl  richtiger:  sie  Oberwaehen 
die  Erhebung  und  Sammlung  dieser  Elemente  nnd  die  Mftng 
dieser  Angaben  Seitens  der  damit  betrauten  Organe);  nnd  sie 
untersuehen  in  ihren  höheren  Graden,  ob  die  Beamten,  wekbe  die 
Steuern  bemessen  und  einheben,  dies  genau  und  nach  Vorschrift 
gethan  hab^.  Sie  müssen  frei  beweglich  sein,  denn  es  duf  ktinen 
Ort  und  keine  Stunde  geben,  wo  nicht  ihr  Erseheinen  gefbehtet 
werden  kann;  fllr  sie  giebt  es  keine  bestimmten  AmMandea, 
keinen  regehnttssigen  Kreislauf  der  Geschäfte.^'") 

Im  Einzelnen  muss  auch  der  höhere  Controldienst  nach  den 
Verhältnissen  der  einzelnen  Steuern  mit  eingerichtet  werden,  so- 
wohl in  Betreff  der  inneren  ala  der  äusseren  Controle.**) 

")  Hock,  &ff.  Ahg.  8.  44. 

*")  lüteiess.  EinridU.  des  Goatroldieiuts  gegeDUb«r  dem  PabUcom  v.  den  Beiatm 
in  America  bei  dci  dortigen  Tabtkbestenerang.  Schkff la,  Ttth.  Zuchr.  18*9  &  56Ct. 
nach  d.  Enqadte.  EiarichL  einet  Gelieinpfdizaidieiuto  t  bflenulen  nib.  Za  du 
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6.  Abschnitt 
Dto  Angaben  6a  Stenmerwattims. 
n.    Die  Attsführnng  der  Beiteneniiig. 

D.    Die  Stenerstrafen. 

Aach  dieser  prftctiscb  und  principieU  wichtige  Gegenstand  ist  bisher  in  der 
Finaiizwisseiisduft  geirOhiUich  kaum  auch  aar  berlmrt  vordeiL  Höchstens,  dass  man 
in  der  apec  Steaedehre  dieses  oder  jenes  einzelne  Steoerrergehen  nnd  die  dafür  an- 
gedrohte Krafe  enr&hnte.  Der  Gegenstand  gehSrt  abw,  ebenso  vie  das  CoBtrolvesen, 
in  die  allgemeine  Stenerl^re  und  giebt  za  manchen  Streltfn^^  Anlass. 

Ans  der  allgemeinen  finanztriBS.  Literatar  ist  romemlieh  wieder  nur  auf  Hocic. 
l>ff.  Abg.  S.  54  —  57  and  auf  L.  Stein  II,  545,  546  zu  verweisen:  ersteret  wie  ge- 
w&hnlidi  so  aach  hier  mit  wenigen,  aber  treffenden  Bemerlnuigea  den  Gegenstand  in 
Torzoglicher  Weise  eriedigend,  ohne  ihn  indessen  im  nothwendigea  Zusammenhang 
mit  der  Einrichtung  nnd  Grundlage  der  ganzen  Besteuemng  zu  behandeln.  Auch  in 
seinen  pract,  Werken  Uber  die  Finanzen  Frankreichs  u.  Americas  schenkt  Hock  dem 
tiegenstand  Qberall  die  gebührende  Aufinerksamkeit  Stein  hat  scharf  n.  richtig  das 
Steuervergehen  von  anderen  mit  der  Besteuerung  irgendwie  in  Zusammenhang  stehen- 
den strafbaren  Handlangen  anterscbieden  n.  es  richtig  characterisirt.  Nicht  ganz  zu- 
treSend  ist  abra  die  Au&tellang  von  2  Kidegorieen  des  Thatbeatands  des  Veigelieiu:' 
&lsGhe  Angaben  n.  Yeäteimlichang  des  Steoerobjects;  unrichtig  femer  ,J)efiranaatlon" 
V.  Stenerbetrog  (ids  fidsehe  Ang^e  Terbnnden  mit  F&lschangen  in  d.  Baddialtang) 
zu  idendfioiren.  Auch  die  Beschrftokong  der  Steaerstrafe  auf  ein  Systun  ron  „Bussen 
mit  progress.  StraERiss"  geht  zu  weit  o.  die  Motivirung  dafUr,  dass  „jedes  (?)  Steuer- 
vergehen zugleich  einen  Mangel  an  Obsorge  von  Seiten  der  Verwaltung  entb&lt,  aller 
Schmuggel  aber  nur  durch  verkehrte  Tarife  mOgUcb  wird  (!!)'%  ist  ganz  schief  and 
anhaltbu-.  Als  ob  die  Stenertarife  eben  nicht  wieder  vom  Staaerbeduf  nnd  ron  der 
Kothweodigkeit  gleichm&ssiger  Bestenerung  abhingen  1 

AuffäUiger  aber  noch  als  das  Übliche  Stillschweigen  der  finanzwissensch.  Werke 
über  das  Steueistrafwesen  ist  die  ebenfalls  wenigstens  in  der  deutschen  systema- 
tischen o.  dogmatischen  strafrechtlichen  Literatur  so  gut  wie  ganz  fehlende 
principielle  Behandlnng  dieses  wichtigen  nnd  keineswegs  uninteressanten  Bechts- 
geUete.  Da  dasselbe  allerdings  vielfach  vom  sonstigen  Strafredit  in  der  Gnmdlage 
und  der  Aasflthinng  abveicht,  so  e^ebt  sieb  hier  mancbe  Controrerse,  deren  tiefere 
Behandlnng  auf  die  obersten  racbtsphilosophischen  Frincipien  des  Strafrechta  binfOhrt 
Ansser  in  den  Commentaren  der  Steueigesetze  aber  findet  sich  kaam  eine  Erfirtemng 
über  Wesen  und  Arten  der  Steuerveigehen  u.  Strafen  in  unserer  strafrechtl.  Literatur. 
Sogar  ao  umfassende  Werke  vie  das  v.  Holtzendorff'sche  Sammelwerk  „Handb.  d. 
D.  Strafrechts  in  Einzelbeitr&gen"  (3  B.  Berl.  1871—74)  enthalten  so  gut  wie  nichts 
darttber,  was  durch  die  übliche  Gestaltung  des  positiven  Becbts  doch  kaum  genügend 
enfscholdigt  wird.  In  der  Regel  befinden  sich  nemlich  die  strafrechtlichen  Be- 
stimmungen des  Steuerrechts  nidbt,  wie  die  gewöhnlichen  sonstigen,  in  den  Gesetzen 
über  Stra&echt,  in  den  neueren  Strafgesetzbüchern,  sondern  in  den  einzelnen 
Steuergesetzen.  Aber  sie  bilden  doch  einen  wichtigen  Bestanddiül  des  Iiandea- 
strafrecbts,  der  gerade  mit  der  Aosdehnung  und  Verfeinerung  der  indirecten,  der 
Veriu^rs-,  Stempdbestmenmg  nnd  mit  der  Einbtirgranng  des  Ansageprineips  nnd 
Deelazaäonszwangs  in  Hauptgebieten  der  directen  BMtenerang  Immer  wichtiger  und 
jnitotiscb  immer  schwieriger  wird. 

Die  Grimiualisten  rechtfertigen  diesen  Anschlnss  des  Steuerstrafrechts  und  des 
verwandten  „PolizeiboBsrechts"  allerdings  damit,  dass  sie  eine  principielle  Grunze 


Controlbeamten  gehören  auch  die  Stempelfiscale,  die  in  Preussen  nach  dem 
Slempelges.  v.  7.  März  1822  §.  34  die  Aufgabe  haben,  namentl.  auch  die  Verband- 
lungen, Acten  u.  s.  w.  der  BebSrden  in  Bez,  auf  die  richtige  Erfüllung  des  Stempel- 
gesetzes zu  controUren.  Ausdehn,  dieser  Coutrole  auf  die  Revision  der  Actiengesellscb. 
durch  Ges.  v.  25.  Mai  1857.  Diese  Fiacale  besteben  bei  d.  Provincatenerdirectionen. 
Sie  können  ancli  Private  nöthigen,  sich  ihrer  Gontrole  zu  nntenrerfen.  T^.  Hoff* 
mann,  L.  r.  d.  Steaem  3,  495  S* 
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fix  das  „aigeatliohe'*  StnfrecU  nittobt  dnar  bestiwitaD  DofinftioB  4m  Bofitt 

„Teilnwjien"  za  ziehen  socheo,  r.  Holtxendorff  a.  s.  O.  t,  4  £  AUda  Uex 
wild  den  Dingen  docli  Oewilt  angethan  and  gerade  der  Nonnalfall  der  Steneidefna- 
daäon,  wo  bOse  Absicht  za  Grande  liegt,  willktüulich  aasgeBcbloaBen.  Hier  liegt 
daiselbe  „UnrechtsmomeDt"  tot,  wie  bei  einer  grossen  Beihe  gemeiner  Tertnedea. 
Jtae  Grenzziehang  entspricht  freilich  aar  za  sehr  dem  Znstand  des  BechtsbewTgBtfaaäu 
im  VoUce,  der  Uzen  Aafbasoog  der  Steaerrergeh«i.  Dadnrch  wird  es  aber  nichi 

Serecbtfertigt,  dass  nnsere  Griminalisten  bisher  den  letzteren  keinen  Platz  im  Synum 
es  Stnfiecbts  einrkomten.  Es  zeigt  sich  hier  wieder  in  einem  charactezistiscbea 
Beispiel,  wie  schwer  der  Fortschritt  za  einer  wahrhaft  „gemeinwiiths^ta^cheB' 
ond  dungemlss  wahrhaft  „öffentlich-rechtlichen"  Anmssaog  da  TermSgeni- 
rerhftltaisse  ist  Alle  Anschanongen  anserer  Jnristen,  sogar  der  sonst  wmt^ckti- 
nrai  Criminnlirten,  Mehen  hier  nodi  im  Banne  priTitwirduebaittidier  n.  piintncftt- 
ficber  Gcstchtspnnote.  Man  wttrde  sonst  wenigstens  die  btewilHge  SteaeraB&mdntiaB 
gmndsUzlich  nnter  die  „Berddierangsrarbrechen"  reihen  and  sie  so  mit  dem  ,3etnig*. 
wenn  auch  noch  nicht  identifidren,  so  doch  als  ein  demselben  |^eichartig«a  Yer- 
brechen,  bez.  TeHeben  zosanunensteUen  (s.  t.  Holtzeadorff,  Stra&echt  III,  62t  C}k 
Weniger  aonillig,  aber  danim  nicht  weniger  bedanernswerth  ist,  dass  nach  im 
deutschen  Verwaltangsrecht  das  Stenerstra&echt  noch  nicht  angemesMO  be- 
handelt ist  Es  harrt  hier,  wie  das  ganze  Verwaltangsstrafrecht,  dessen  Theil  es  iit, 
„Doch  immer  in  der  deutschen  Wissenschaft  seiner  BegrOndaog  u.  seines  so  wichtigeik 
Strafprincips"  (Stein ,  I,  545).  Selbst  t.  BOnne  ist  fUr  Prenssen  hier  sehr  dtirftig. 
Kurze  Bemericungen  Uber  das  bestehende  prenss.  Recht  und  Andentnngen  de  lege 
ferenda  riebt  Gneist.  z.  B.  Terwalt,  Jnstiz  q.  s.  w.  S.  286,  292.  passim  im  „BecUi- 
staat"  2.  A..  f.  B.  8.  313. 

Das  poaitire  Steuer stiaf recht  ist  bisher  bd  ans  wie  in  anderen  Stnka 
ganz  Gel^eoheitafesetzgehnng  n.  besteht  ans  Bestimmangen,  welche  in  den  einzelnen 
Stene^esetzen  j^eich  im  Znsammenhaug  mit  der  Regelang  der  einzelnen  Steoer  ge- 
troffen werden.  Wegen  seiner  besonderen  practischen  Wichtigkeit  n.  seines  qwciellaai 
Details  ist  hier  namentlich  das  Zoll  strafrecht  aach  für  deo  folgenden  das  ^oaerstraf- 
recht  nur  generell  behandelnden  Abschnitt  herrorznheben.  S.  für  Deutschland, 
r.  ROnne,  preuss.  Staatsr.  3.  A.  II,  2.  Abth.  8.  662,  ders.  Staatsr.  d.  D.  Reichs,  2.  A. 
II,  1.  Abth.  S.  104.  Bei  den  Terhandl.  im  J.  1836  hatten  sich  die  Begiemngeii  ia 
Zollverein  nor  Uber  „leitende  Grundsätze"  des  Zollstrafrechts  Teisändigt,  aber 
die  Zollstra^esetze  eigens  redigirt  So  Prenssen  im  Ges.  r.  23.  Jan.  1838  wegen 
ünteiaach.  a.  Bestraf,  d.  Zollvergehen.  Nach  d.  Zollrereinsrertr.  t.  8,  Jnli  1867  g^Srt 
die  Gompetenz  uch  Mtf  diesem  OeUete  den  nsetcgebenden  Factoren  de«  ZoUreniiia. 
jetzt  des  D.  Reichs.  Daher  dnd  jetzt  massgebend  d.  Yereinsges.  t.  18.  Mai  181^  ■. 
die  §g.  134—166  des  TereinszoUgesetzes  r.  I.  Juli  1869.  Für  das  StrafTerfahrea 
blieben  aber  die  Landesgesetze  noch  in  Kraft  Für  Prenssen  Ges.  r.  23.  Jan.  18S& 
betr.  Untersach.  n.  Bestraf,  d.  Zollvergehen.  Sonst  sind  t  DentschL  wie  L  mndcR 
L&nder  bes.  die  Gesetze  Uber  indirecte  Yerbraachsteaem,  nam.  Wein-,  Bier*. 
Branntwein-,  Tabak-,  Zacker-,  Mahl-  a.  Schlachtet,  Uber  Monopolien  a.  s.  w. ,  fen«r 
Ober  Stempel-  a.  Registerabgaben  u.  dgL  als  reidi  an  Straf tteetimmangen  aHtf 
Art  zu  nennen.  Aus  der  directen  Besteoerong  gehören  vomemlich  die  Yorschriftea 
Uber  Anmelde-  und  Declarationszwang  bezuglich  der  fitr  Unterlassongea  oad 
fUsdie  Angaben  angedrohten  Strafen  hieher.  Duer  fehlen  solche  Beatimmnagen 
vielfiuJi  noch  hat  ganz,  etwa  von  kleinen  Ordnnngastnfen  für  Terletznnr  von  Conttol- 
nnd  AnmeUnngSTonchiifien  abgesehen,  in  Staaten,  welche  bloss  die  menm  'Enag- 
Stenern,  ohne  die  Leihzlnsst.  ond  k^e  Einkoiomeii-  und  TomOgenst.  oder  fOr  ine 
I!ink.st  a.  s.  w.  keinen  Declar.zwang  haben  (Prenssen).  Anden,  wo  dies  PriaciF 
angenommen  ist,  so  z.  B.  in  d.  k.  s&chs.  Einkjtges.  v.  22.  Dec  1ST4  §.  62—6$, 
in  Erb8ch.st.gesetzen,  so  auch  im  neuen  preass.  r.  30.  Hai  1873,  §.  41 — 15.  Selir 
amfassend  and  einschneidend  sind  nach  der  ganzen  Grundlage  und  Eintichtni^  der 
Besteaemng  die  Straf bestimmangen  fOr  Steuervergehen  in  Nordamerica,  s.  darthff 
fttr  die  Zeit  der  60er  Jahre  Hock's  Fin.  Am.;  zur  Characteristik  der  YerhUtnisse  ti 
einem  einzelnen  Beispiel  bes.  die  drakonischen  Strafbestimmaogen  in  der  ametic 
Tabakstgeeetzgeb.  {Tab.eaqa.  B.  III,  601;  Schäffie,  Tub.  Ztschr.  1879.  S.  &56C. 
641  ff.;  Felser  in  Hirth's  Annalen  1878,  S.  337  ff.).  Für  England  sind  die  Stnf- 
bestimmnngen  bei  Wdgenng  lon  Angaben  and  falschen  Angaben  in  ScJted.  D  dar 
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Eiokjt  (ffeverbl.  £liik.)  beichtensverth,  5  n.  6.  Yict  cap.  35,  Alt  100—146,  s. 
Gnelst.  engl.  Venr.r.  2.  A.  II,  797.  —  Bei  dar  so  ansserordoDdich  coraplicirten  and 
fiscftliscfaea  Gesetz^buog  Uber  iodirecte  Stenern,  Stempel  n.  s.  v.  in  Frankreich 
sind  aoch  die  StrafbastimmanpeD  hier  fein  aosgebildet,  s.  bes.  Hock's  Fin.renr. 
Frankreichs  n.  daa  ^rroaae  Werk  roif  Olibo,  codes  des  contiibat.  indir.  et  des  octrois, 
5.  ed.  8  roL  Lyon  1878—79. 

I.  —  §.  591.   Das  Steuervergehen. 

A.  Begriff  and  Wesen  desselben. 

Ein  Stenerrei^hen  ist  diejenige  gesetzwidrige  nnd 
mit  Strafe  bedrohte  (versnchte  oder  ToUfHbrte)  Handlung 
(bes.  auch  Unterlassung)  einer  PersoD,  durch  welche  die 
gesetzliche  Veranlagung  oder  Erhebung  einer  Steuer  zum 
Naohtheil  der  Stenercasse  anmOglieh  gemacht  oder  im 
Betrage  rerkttrzt  oder  durch  welche  gegen  die  gesetz- 
liehen Gontrolvorschriften  Verstössen  wird.  Die  hierbei 
erfolgende  Hinterziehung  von  Stenern  ist  die  sogen.  Defraudation.^) 

Das  Steuerrergefaen  deckt  sich  also  nicht  mit  jeder  irgend  wie 
flü  die  Bestenerang  eich  knttpfenden  oder  selbst  durch  sie  veran- 
lassten an  sieh  nach  dem  geltenden  Strafrecht  strafbaren  Hand- 
lung. Wohl  aber  kann  es  in  letzterer  sofort  mit  enthalten  sein, 
z.  B.  wenn  falsche  Stempelmarken  für  den  eigenen  Gebrauch  her- 
gestellt und  verwendet  oder  von  Anderen  geflUsohte  wissentUeb 
gebraucht  werden.  Oder  das  Steuervergehen  fHhrt  in  seinem  Ver- 
lauf eine  anderej  allgemein  strafbare  Handlang  mit  sioh|  z.  B.  die 
KOrperverletzang  eines  verfolgenden  Steaerbeamten  bdm  Schmuggel. 
Immer  ist  zwischen  dem  Steuervergehen  und  einer  solchen  anderen 
strafbaren  Handlung  dann  scharf  zu  unterseheiden. 

Die  mancherlei  Steaervergehen  und  Defraudationen  bei  den 
verschiedenen  Stenern  lassen  sieh  vomemlich  auf  die  beiden 
Schemata  der  Unterlassung  vorgeschriebener  Steneransagen 
Seitens  des  Steuerpflichtigen  und  der  falschen  Angaben  bei 
diesen  Steueransagen  zurückfuhren.  Unter  das  erste  Schema  ge- 
boren aneh  die  Verheimlichnngen")  von  Steuerobjecten,  wie 

^)  Vgl  Stein  I,  546.  Hock,  Off.  Abg.  S.  55.  —  Stenerrackstäade  (g.  581) 
bildea  nar  bedingt  den  Thatbestand  eines  Steaerrergehens.  so  z.  B.  im  Falle  bSs- 
TilllKen  Dnteriaasens  der  SteoereDtiichtoitg  über  die  nsiattete  Frist  hinMB.  IMe 
Steaerezacotionflmassnsela  sind  aacb  nar  tneilveise  als  Strafmassregeln  zu  charac- 
terisiren.  —  Die  mit  dem  Steneigesetz  übereinstimmenden  Terordansgen  derVer- 
valtnng  rertreten  legis  ricem,  so  dass  Verstösse  dagegen  za  den  Steaerrergehea 
geboren.  Behauptete  Widerspruche  zvischea  dem  Gesetz  und  den  Yetordnangea  aach 
in  Betr.  der  Vergehen  und  Strafbestimmongen  sind  wieder  dnrch  das  Institot  des 
administratiren  Etagrechts  zum  Auftrag  zu  bringen. 

*)  Die  also  nur  als  Speeles  einer  Art  von  Vergehen  den  falschen  Angaben 
gegenOberzastellen  sind,  iras  Stein,  I,  546  Obezsidit. 
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beim  Grenz^  vnd  Thorschmnggel  znr  HiDteraiefanng  von  ZöUen  nd 
OctroiSf  ferner  die  Vornahme  von  Prodnotionsprocessen  in  der  Ver- 
brancbsbesteaenmg  der  ProdnctioDsbetriebe  ohne  Anmeldang  bd 
der  SteaerbehSrde,  daher  ohne  die  Gegenwart  controlirender  Steoer- 
o^ne;  dann  auch  die  Unterlassong  gebotener  Handlungen  bd 
den  Verkebrsteaem,  z.  B.  der  Anwendung  von  SteaerstempdB, 
der  Anmeldung  von  Beohtsgesehäften  znr  fiegistrirong.  Zu  dec 
faUehen  Angaben  zählen  anoh  die  abnebtUchen  Irr^hnugCB 
der  Steuerbeamten,  welche  die  Controlen  aosznttben  nnd  die  tbat 
Bächliehen  Ermittlnngen  znr  FestateUnng  der  Steneneholdi^cii 
vonnnehmen  haben,  femer  die  absiohdichen  Störungen  der  Mw- 
instrumente  oder  Apparate,  durch  welche  bei  VerbranchBtenera  die 
stenerpflichtigen  Mengen  nnd  Qnalitätmi  der  Objecte  ermittelt  wodea 
(Alcoholo-,  Saecharometer  bei  der  Branntwein-,  Znckerstener,  Um- 
apparste  der  Mahlstener  —  in  Italien  — ). 

B.  —  §.  592.   Vorkommen  der  Stenerrergehen. 

Die  Geleg^eit  nnd  der  Anreiz  zn  Stenerrergehen ,  daher 
auch  deren  H&nfigkelt,  femer  die  Arten  nnd  der  Umfang  dieMr 
Vergehen  gestalten  sich  wieder  bei  den  grossen  Kategoriecn 
des  Stenenystems  verschieden. 

1)  Auch  hier  sind  die  frtther  (§.  549,  557)  als  eine  be- 
sondere stenerteobniscbe  Gmppe  znsammeDgefassten  „  S  t  e  a  en 
anf  einzelne  wechselnde  Thatsacben  and  Handlangen", 
daher  namentlich  die  Verkehr-  (Stempel-)  nnd  indireetei 
Verbranchstenem  als  di^enigen  hervorznheben,  welche  zn  Steaer- 
vergehen,  besonders  gegen  die  Steuerveranlagung  mittelst  Unter- 
lassnng  der  Steueransagen  und  gegen  die  Gontrolvonebrtflai  an 
Meisten  Anlass  geben,  ans  leicht  ereichtUehen  GrttndeD.  Ebee 
deswegen  sind  hier  die  Controlen  wieder  so  zu  vencbftrfen,  wemil 
aber  zugleich  die  Gelegenheit  und  der  Anreiz  wenigstois  zb 
leichteren  Steuervergehen  wächst. 

2)  Bei  den  Hanptarten  der  directen  Steuern,  den  Ertiag-. 
Einkommen-,  VennOgensteuera,  liegt  die  Sache  anders.  Solange 
man  sich  hier  bei  der  Ermittlung  der  Stenersnbjecte  nnd  Objvk 
wesentlich  mit  amtlichen  Nachforschungen  (§.  550)  vai 
mit  Schätzungen  der  Erträge,  Einkommen  u.  s.  w.  dnrch  fi^ 
hOrden  und  Commissionen  (§.  551,  553  ff.)  begnOgt,  ist  für  Steos- 
vergehen  in  Bezug  auf  die  Veranlagung  kaum,  in  Bezng  uf 
die  Erhebung  wenig  Gelegenheit,  und  die  Gontrolvorscbrifteii  mA 
geringfügig:  insoweit  ein  Vorzug  dieser  Besteuemngaait  lEt 
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dem  persönlichen, Meldezwang  bei  Personal-  and  anderen 
direeten  Stenern')  (§.  550)  verändert  sich  dies  schon  ^as  nnd 
Vergehen  gegen  diese  Vorschrift,  welche  wesentlich  die  Bedeotnng 
einer  Controlvorschrift  hat,  treten  hervor.  Namentlidi  aber  mit 
dem  Frincip  des  Declarationszwangs  fhr  Einkommen-,  Ver- 
mögen- and  einzelne  Ertragstenem  wie  die  Leihzinsstener  (§.  552), 
lllr  die  Erbschaftsteaer  nnd  ähnliche  wird  non  zn  Steuervergehen 
eine  nur  zu  reicldiehe  Gelegenheit  geboten,  besonders  in  Bezog 
anf  falsche  Angaben.  Diesen  Naohtheil  mnss  man  aber  als 
einen  nnrermeidlich  nait  diesem  Princip  verbundenen  in  den  Kauf 
nehmen,  weil  das  Princip  selbst  ganz  riohtig  und  nothwendig  ist 
G.  —  §.593.  Strafrechtlicher  Character  der  Steuer- 
vergehen. 

Das  Vergehen  der  Stenerdefraudation  setzt  zwar  regelmässig 
Absicht  („bOse  Absieht",  dolus)  des  Deft-audanten  voraus, 
aber  begrifflich  und  nach  dem  positiven  Recht  beschilüikt 
sich  das  Steuervwgehen,  nunentlich  in  Bezug  auf  die  VerlebEong 
von  Gontrolvorschriften ,  nicht  auf  den  Fall  der  bOsen  Absiebt ^ 
Vielmehr  kann  auch  grobe  Fahrlässigkeit  (culpa  lata),  leichtes 
Versehen  (culpa  levis)  und  selbst  nur  zufällige  (gutgläubige) 
Ansseraehtlassung,  z.B.  wegen  Vnkenntniss  einer  Vorschrift, 
das  Vorhandensein  eines  Stenervergehens,  wenn  auch  nur  eines 
geringeren,  bedingen.  Selbst  in  den  verwickelten  und  kflnstlicben 
VerlüÜtnissen  der  indirecten  Besteuerung,  z.  B.  des  Zollwesens, 
ist  ohne  den  Rechtssatz,  dass  „Unkenntniss.des  Rechts"  nicht  als 
Eatachaldigang  dient,  nicht  wohl  auszukommen,^)  wenn  ^eser 
Umstand  auch  ein  MUderungsgmnd  sein  kann.  Bei  der  Compti- 
cation  in  der  Praxis,  z.  B.  bei  Stenern  im  Ansehlnss  an  den  tech- 
nischen Prodnctionsprocess  und  hier  wie  sonst  öfters  in  Fällen, 
wo  die  Äction  eines  zahlreichen  Personals  in  Betracht  kommt  (im 
Fabrikwesen)  lässt  sieh  auch  die  bOse  Abfdcht  häufig  nur  schwer 
naohweiBen,  während  die  Fahrlässigkeit  offener  zu  Tage  tritt 

In  dem  Fall  der  bösen  Absicht  liegen  aber  nun,  wenn  auch 
nicht  immer  absolut  genau  idle,  so  doch  stets  einige  der  wesent- 

*)  Z.  B.  die  früher  schon  einmal  enrUiDte  Pflicht  lat  Anmeldang  des  Eintritts 
der  Stenerpflicht  for  bisher  steuerfreie  Hinsor  bei  der  Gebftndestener  (PieoBBen). 

*)  Deshalb  ist  Stein's  Aaffassnng  des  Steaeirergehens  I,  546  za  eng,  sie  passt 
mehr  snf  die  Steaeidefttadttion,  aber  auch  aicbt  völlig.  ~  Die  In  der  Vorbemerkung 
enrUinte  Änsscblieseang  der  Stenery ergehen  »na  dem  eigratlicheD  StiBfcecht  Ungt 
mit  dieser  weiteieu  Be^i&bestimmimg  dieser  Teigehco  zusammen,  wird  aber  dadurch 


*)  So  nsdrficulcb,  auch  io  Bezng  auf  gehörig  bekaoat  gemadito  Verwaltangs- 
Tonchiiften,  bestinint  in  §.  163  d.  D.  Yerelnszollges.  r.  1.  JaU  1869. 
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liehen  Merkmale  des  stra&ecfatlicfaen  Vergehens  (bez.  Verbrnb«) 
des  Betrags  vor:  der  Defrandiuit  sacht  sieh  einen  reohtswidiiga 
VermOgenBrortfaeil  aaf  Kosten  der  Stenercasse  (des  Fisctu)  doich 
Irrthomaerregnng  mittelst  Unterdrttoknng  oder  Entstellang  wibni 
oder  daroh  Vorspiegelnng  falscher  lliatsaohen  za  Tenchafta.*) 

Trotzdem  hat  weder  die  herrscbende  strafrechtiicbe  Tbeotie 
noch  das  positive  Strafrecht  der  Cnltarvölker  die  SteaerdefranditioB 
anoh  in  diesem  Fall  regelmftssig  ohne  Weiteres  als  „Betrug"  quS- 
ficirt  oder  aooh  nur  als  ein  demselben  wesentlich  gleicbstehflnda 
and  strafrechtlich  gleich  za  behandelndes  selbständiges  Verseha 
oder  Verbrechen  —  etwa  unter  der  Kategorie  der  „BereiehwtBp- 
verbrechen"  ~  anfgefasst.  Nach  dem  Stande  der  OffentficbcB 
Meinung  und  des  Recbtsbewusstseins  unserer  Volker  hat  diei  in 
Allgemeinen  auch  wohl  heute  noch  seine  ganz  oder  grosseotbeib 
ansreiohenden  prineipiellen  Gründe.  Zu  diesen  treten  nnä 
erhebliche  steuertechnische  Gründe  hinzu.  Dennoch  mOcble, 
and  sollte  wohl  anch  mit  Recht,  die  Weiterentwickhiog  im  Lebea 
unserer  GultarvSlker  dahin  fuhren,  in  der  böswilligen  Steiei- 
defraudation  ein  mit  dem  „Betrug"  identisches 
strafrechtlich  gleichzustellendes  selbständiges  Vet- 
gehen  anzaerkennen. 

1)  Die  prineipiellen  Grttnde  fttr  die  bisherige  Aa&uu( 
der  Stenerdc^audation  liegen  im  Character  und  in  der  gMcMrti 
liehen  Entwicklung  des  Steaerreehts.  Letzteres  biid^  kon  * 
einfaches,  quasi -natQrliches  Rechtsgebiet,  wie  es  dasjenig«  ^ 
Vermögensrechts  und  der  rechtswidrigen  Verletzungen  desMUis 
ist  oder  wenigstens  im  Volksbewusstsein  zn  sein  gilt  DasSleK- 
recht,  ebschliesslich  des  Controlrechts,  ist  zwar,  wenn  eiiii^^ 
die  Grundlage  in  Betreff  des  Steuersabjects,  Stenerobjecto 
Steuersatzes  (§.  539  ff.)  festgestellt  ist,  auch  in  seinen  hsspt 
sächlieheneinzeben Bestimmangen  dniehans nicht  so  wiUktiulÜ 
als  es  oft  erscheint,  sondern  ein  logisch  streng  folgeritk' 
tiges  System  von  einzelnen  Vorschriften,  Öfters  von  bewrata» 
werther  Oonseqaenz  (fi«nzOsische  indireete  BeBteaemng,  &ii<giiO(| 
ment).  Aber  in  der  Feststellung  jener  Grundlagen  iad>i 
manchen  Details  ist  in  der  Tbat  doch  das  Moment  der  WillkU'l 

•)  Vgl.  D.  Strafge8.baclt  r.  1871  §.  263.  r.  Holtzendorff 's  Straft,  m,  TMf  '| 
Nicht  ausreichende  Abvdsimg  der  BatragsqnaUfidnu«  der  Defraadmtkn  M  B«  -i 

Olf.  Abg.  S.  56. 

^)  Zu  ihnen  zAhlen:  Diebstahl  a,  Unterachlagtuig,  Bub  n.  "Eipreasaag,  h^' 
stigong  Q.  Hehlerei.  Betrog  n.  Untreue;  Holtzend.  Stcafr.  IQ,  621  ff.  ' 
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daher  auch  des  Fremdartigen  nicht  zn  verkennen.  Erst  mit  der 
festen  Einbürgerong  eines  Steaersystems  nnd  einer  einzelnen  Steae^ 
art  nnd  Steuer  als  gerechter  nnd  zweckmässiger  Stenern 
im  Volksbewnsstsein  kann  sich  eine  Änschannng  ausbilden, 
dass  eine  böswillige  Stenerdefrandation  ein  wirklicher  „Betrog" 
im  strafrechtlichen  Sinne  sei  und  wie  ein  solcher  behandelt  werden 
mOflse.  Darans  ergiebt  sieh  die  nicht  nnwicbtige  Gonseqnenz,  dass 
gar  zn  hlbifiges  Btttteln  nnd  Veribidem  an  der  Bestenernng  anoh 
hier  wieder  Bedenken  hat  nnd  dass  die  Frage  der  „gerechten 
Stenerrertheilnng",  demnach  der  gerechten  Stenerreran- 
lagnng  auch  im  Einzelnen,  auch  für  die  Bildung  eines  die 
Stenerdefrandation  scharf  remrtheilenden  Bechtsbewnsstseins  im 
Volke  nicht  gleichgiltig  ist 

Die  Entwieklnng  eines  solchen  Beehtsbewnsstseins  nod  die 
dann  erst  mOgUohe  strengere  strafrechtliche  Äbndnng  der  Stenern 
defraudation  erscheint  aber  namentlich  in  einem  Stenersystem  so 
nothwendig,  wo  die  nnteren  Votksclassen  dnrch  Verbranchstenem 
scharf  getroffen  werden.  Nach  der  Natur  dieser  Stenern  können 
sich  diese  Classen  schlechterdings  der  Besteuerung  durch  Wider- 
reehtlichkeiten  nicht  entziehen,  was  ja  nur  ein  Vortheil  ist  Um 
so  bedenklicher  ist  es  aber  dann  wieder,  wenn  die  besitzenden 
und  wohlhabenderen  Classen  dnrch  Stenerdefrandation  mit  HHfe 
falscher  Angaben  bei  den  Einkommensteuern,  Leihzinsstenem  n.  dgl. 
und  gewisse  Gesehäftskreise  bei  der  Verbranchsbestenemng  der 
Productionsbetriebe,  auch  bei  den  Zollen  die  ihnen  rechtlich  ge- 
bührende Steuerschuldigkeit  nicht  tragen. Solche  Zustände  wirken 
cormmpirend  und  aufreizend.  Namentlich  bei  den  genannten  Stenern^ 
mnss  daher  auf  allmlChUch  immer  strengere  strairechtiiefae  AuffSsssung 
der  Defraudation  hingestrebt  werden. 

2)  Die  stenertechniscfaen  Grtlnde  fttreine  mildere  Behand- 
lung der  Stenerrergehen  oder  Defraudationen  liegen  bei  vielen 
Stenern,  besonders  wieder  den  indirecten,  den  Zöllen  n.  dgl.,  in 
deren  Natur  nnd  in  der  daraas  hervorgehenden  Schwierigkeit, 
bOse  Absicht  und  Versehen  zu  unterscheiden;  dann  auch  darin, 
dass  hier  öfters  „kleine  Leute"  in  einem  Dienstverhältniss  die  Ver- 
geben begehen  nnd  persönlich  allein  sieher  gefasst  werden  können, 
während  der  Vortheil  der  Defraudation  den  Dienstherren  n.  s.  w. 
za  Oute  kommt   Blosse  Ventösse  gegen  die  Gontrolvoraohriften 

*)  Der  SdüeteUundd  v.  s.  v.  det  JOelnen  L«iit«"  erfolgt  doch  Tomeatlich  auch 
im  InteTBBSa  der  Defrandationen  du  Hftndler,  FUitikanten. 
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werden  gewöhnlich  nur  als  leichtere  Vergehen  oder  „Ucbectn^ 
tungen"  tu  behandeln  sein. 

Ans  dem  strafrechtlichen  Cbaracter  der  Stenerrergeben  folgt 
dann mitNothwendigkeit  auch  mit  die  Strafart  und  dasStrafnasts. 

II.  —  §.  594.  Die  Stenerstrafe. 

A.  Art  derselben.  Die  namentlich  im  deutsch en.Steaer 
strafrecht  bestehenden ,  in  anderen  Staaten  ttbrigens  meist  ib- 
lichen  Bestimmungen  pflegen  etwa  die  folgenden  sn  seiB.*) 

1)  Die  Stenerstrafen  f&r  Defraudationen  besteben  regdmin^ 
xnnächst  in  VermOgen-,  bes.  Geldstrafen,  welche  nur  im  Ui- 
rermSgensfalle  in  Freiheitstrafen  verwandelt  werdoL  Bd 
Vergehen  unter  erschwerenden  UmstSnden  (s.  B.  Sohnuggd 
durch  Bewaffnete)}  im  BQckfall  oder  im  wiederholten  Rfiek&fl 
(z.  B.  bei  Zolldefrandationen)  werden  diese  Strafen  erhobt 
auch  wohl  sofort  durch  Freiheitatrafen  ersetzt  oder  letstare  mit jcan 
verbanden.  Concnrrirt  ein  Steuervergehen  mit  anderen  strafbam 

")  S.  ab  Beispiel  f.  d.  Stnfart,  Beniess.art  n.  Hfihe  d.  Strafe  d.  Bestiiw  it 
dem  deatscfaen  ZoUrer.ge8.  r.  1.  Juli  1869  §.  134  ff.,  CDtoscheid.  r.  „Contraku^ 
d.  b.  verbotswidr.  Ein-,  Ans-  oder  Darcbfohr  van  Gegeustioden  unternehraea.  d.  ni 
„De&aadation",  d.  h.  Hinteiziebang  r.  Ein-  a.  Ansgaogsabgaben  nnteroehmeB.  Sbifc  t 
beiden  FkUen  Confiscation  der  Ge«emt&iid«,  daza  bei  d.  Contreb.  GeUbun  ns 
doppelten  Wenh  der  Gegenstände,  minabstens  10  Thlr.,  bei  d.  Defraad.  4&cher  Betni: 
der  Toienthalt  Abgaben,  die  sosserdem  zn  entricbtea.  Im  eraten  BQckfall  "Vttiojf- 
lug  d«  GetdbDBBe,  im  ÜBnwnn  Bttckfall  neben  d.  Confiscatton  in  d.  B^gel  fMhaür 
strue,  Mut.  2  Jahre,  erent  ansnalimsveise  Verdopplang  der  Geldbiuse  des  1.  Badc&Qs. 
ScUrfoDg  der  Strafm  nm  die  HUfte  und  gewisse  Freibeitsstrafcu  bei  erscbveiteg 
OmttiodeD.  Verletz,  d,  amtL  WaarearersdUnssee  ebne  Ab^bt  eiaer  GefiUlentn^Bf 
(d.  nicht  daich  Zofall)  Geldbnsse  bis  300  Thlr.  Bei  Debertret  d.  gesetzL  n.  Vcrard- 
nungsroischiiAen  Ordonngstrafen  bis  50  Thb.  Bei  Dmvandl.  der  nicht  beitrdbhaio 
Geldstrafen  in  Freibeitstrafea  Hazinialdaaer  der  letzteren  Vi<  bez.  2  Jahrs.  —  In 
deatscb-prenss,  Ge8.geb.  ttber  indirecte  Stenern  auch  sonst  die  erste  DefrsndatMOr 
Btrafe  das  4  fache  des  rorenthalt  Steaerbetr..  so  bei  d.  norddeutschen  B  ran  steter. 
Ges.  T.  4.  Juli  1868  g.  24,  im  Fall  der  Wiederhol  nach  ?orhe^reS*i>S'  BemtnL  in 
Sfache  (anch  Sperre  der  Brauerei  auf  3  Mon.  zugleich),  bei  3.  Defnndat  nach 
Bestraf,  das  16&che  o.  bleibende  Untersag,  der  AnsQbnng  des  Branereigewvtben,  sebs 
od.  durch  Andere,  f.  d.  VemrtbeUten.  Ouin  zahbeicha  Oidnjtnfan,  nach  CsbAk»- 
tionen  der  nicht  oder  nicht  richtig  angoneMatea  Bnup&nnen  u.  Bottiche  (na|{c£€ei 
§.  25—36).  Dieselben  Strafbestlmn.  f.  Defrandat.  bd  d.  Branntveinst  s.  Gk  r. 
8.  Jnli  1866  §.  50  C  Aehnlich,  noch  veiter  nach  der  Technik  d-Prodactio*  ^tt» 
lisirend  das  neue  deatscbe  Tabaksteue^fes.  r.  16.  Juli  1879,  g.  32  ff.,  4  n.  Sbcb' 
Strafe  des  defraud.  Steaerbetr^,  bei  fernerem  Buck&U  GeftngniSBBtr.  bis  2  Jahie.  - 
Anch  bei  Stempeldefnnd.  in  Preassen  4fkcher  Betrag  des  nadiznbriiig.  Stem^ 
Ges.  T.  7.  März  1822  g.  2t.  —  Hohe  Strafen  in  Frankreich  bei  Zdlrarg^ 
Hock,  Fin.  Fr.  S.  248,  270,  auch  bei  Unrichtigk.  in  d.  Waaiwerklir.;  Gonfinäii 
V.  Vaare  a.  Transportmittel,  hohe  Geldstrafen  r.  500—3000  Fr.,  aelbsttod.  Pm- 
heitetnfen  bei  gerissen  Arten  des  Schleichhandels.  Aach  hohe  Ordn.stmfea,  140  ^ä 
1000  Fr.  n.  selbst  Confiscation  des  Transportmittels.  —  Ausserdein  anch  in  d.  dev&cka 
Beeht  besood.  Bestrafung  der  Bestechung.  Stxafiseabach  r.  1S71  Art  333.  Dneb« 
Ordnangstnfen,  z.  B.  Zollges.  r.  1669  g.  160.  —  In  America  bedingt  anch 
Grnnd^ge  der  eidesatatd.  Versicher.  t  so  viele  Steoennsagen  (s.  §.  fi89  obM)  nUniceR 
u.  insbes.  sofort.  Freiheitstnfon.  Sehr  viel  Detail  dsiOber  bei  Hock,  FSn.  Am.,  a 
Begister  s.  v.  Strafen. 
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Bandloiigen,  so  kommt  die  Striae  für  beide  zngleiob  zur  Änwen- 
lung.  Bei  der  Verttbnng  dner  Defraudation  durch  Hehrere  ver- 
sint,  kann  die  solidariflche  Haftnng  fllr  die  Bezahlnng  der  Straf- 
^Ider  ausgesprochen  sein. 

2)  In  gewissen  Fällen  kommt  neben  den  Geldbnssen  and 
Preiheitstrafen  auch  die  Strafe  der  Gonfiscation  der  Gegenstände, 
in  Bezog  auf  die  das  Vergehen  verflbt  warde,  z.  B.  bei  geschmnggel- 
ten  zollpflichtigen  Waaren  vor;  mitanter,  so  im  americanisohen 
Etecht,  noch  im  weiteren  Umfang.*)  An  die  Stelle  der  Gonfiscation 
kann  nnter  UmsULnden,  z.  B.  wenn  sie  nicht  vollstreckbar  ist, 
eine  angemessene  weitere  Geldstrafe  treten. 

3)  Leichtere  Vergehen,  namenttieh  solche,  dnreh  welche 
eine  Defraudation  nicht  beabsichtigt  war,  Uebertretnngen  der 
ControlTorschrißen  n.  dgL  werden  mit  kleineren  Geldbassen 
als  „Ordnungsstrafen"  belegt 

Alle  diese  Strafen  kommen  nach  der  bisherigen  thatsächlichen 
Entwicklung  des  Steuerrechts  ganz  tiberwiegend,  ja  fast  ausschliess- 
lich bei  den  indirecten  nod  Verkehrsteuern  (Stempel)  vor. 
Mit  der  Einftthrung  eines  emstlich  gehandhabten  Anmelde-  und 
Declarationsswangs  bei  Einkommen-,  Vermögen-,  Leihzins-, 
Erbschaft-,  Gonjnnctnrengewinn-  und  ähnlichen  Steuern,  wird  das 
Strafsystem  aber  auch  hier,  also  auch  bei  den  Hauptarten  der 
directen  Besteuerung,  sich  ähnlich  gestalten  mtlssen.  Nament- 
lich bei  den  Einkommen-  und  Leihzinssteuem  ist  auf  hohe  De- 
frandationsstrafen,  welche  eventuell  bei  der  zn  fordernden 
Controle  der  Erbschaften  noch  nachträglich  aufzulegen  sind, 
nach  dem  Früheren  (§.  524,  552)  grosses  Gewicht  zu  legen.  ^^) 

')  In  d.  amehc.  Tab.bestea.  in  gaipfsaen  Fällen  Gonfiscation  des  PabTikeigenthonu 
mit  Gnmd  nod  Boden  angedroht 

"0  S.  deutsches  Zotiges,  r.  1869  §.  147  aber  Contreb.  a.  Defraud.  unter  dem 
Schatz  einer  VerBicberang,  wo  Freiheitstrafen  f.  d.  Yersicberten  D.  Versicherer 
u.  Confiscat  der  zum  Zweck  der  Versieber.  angelegten  Fonds  der  Veräicberer,  oder, 
im  Fall  diese  Confiscat  nnroHstreckbar,  solidar.  Geldstrafe  t.  500—5000  Thlr. 

")  E.  s&chs.  £ink.8tges.  r.  22.  Dec.  1874  §,  63  bestimmt  bei  falschen  Declarat 
„je  nach  dem  Grade  der  dabei  an  den  Tag  gelegten  Böswilligkeit"  das  4— lOfache 
des  hiatenogenen  Betrags.  Nach  §.  66  bei  Debergehnngen  oder  zn  niedrigen  Be- 
steaenrngen,  auch  ohne  Absidbt  der  Hinterdohnng,  Machzahlungan  bis  auf  5  Jahre 
znrock,  wonir  die  TerbindlicU[rit  auf  d.  Erben  Qbergeht  S.  auch  Oes.  aber  'EtikM. 
im  K.  Bern,  t.  18.  März  1865  §.  3$  (Strafe  der  Defiratid.  bei  Selbstschatziutg  mit 
dem  2fachen  Betrag  der  in  den  letzten  10  Jahren  entzogenen  Steuer,  wofOr  auch  die 
Erbea  haften),  Preuss.  Erbsch.6tges.  r.  1S73  g.  41,  42:  Strafe  f.  nnterlassone  n. 
falsche  Anmcld.  D.  Declarat  rieicb  dem  doppelten  Betrag  der  zu  zahlenden  Steuer; 
wenn  dieeer  nicht  m  ermitteln,  Geldstrafe  bis  1000  Thlr.;  event.  nur  OrdD.strafe  bis 
50  Thlr.  —  Bei  emstlicher  Controle  d.  Erbschaften  fur  den  Zweck  der  Controle  der 
Sink.-  n.  ähol.  Stenern  darf  die  Terjfthrnng  der  Strafe  nicht  hinderlich  sein,  die 
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Auch  dies  entspricht  gegenüber  den  mit  Verbrancbsteaero  beltittleii 
nnteren  Glass^  nnr  einer  Forderung  der  Gerechtigkeit:  oft  » 
mehr,  solange  falsche  Angaben  bei- den  Declarationra  noeb  ndt 
als  Betrag  behandelt  werden.  EmstUoh  erwägenswertfa  cnM 
gerade  bei  den  genannten  direeten  und  verwandten  SteMn,  dtn 
bei  Stenern  auf  Produotionsbetriebe  ancb  die  Einftlhnmg  enpiy- 
Itcher  Ehrenstrafen,  die  volle  Oeffentlichkeit  derBe8tnftBg| 
and  die  Verbindung  anderweiter  Bechtsfolgen  oM  4er 
rechtskräfligett  Vernrtheilung,  wie  zeitweilige  oder  bleiboide 
erkennnng  bttrgerlicber  Ehrenrechte  n.  dgl  (§.  586). 

Kieht  onbedenklieh  ist  auch  mit  Rtteksicht  daranf  du  nta 
noch  zu  erwähnende  Straf-Abfindungssystem  (§.  598). 

B.  —  §.  595.  Bemessnngsart  der  Strafe.  Bd  Daneto 
Steuern  hat  man  hier  für  Geldstrafen  die  Wahl,  ob  man  dindki 
nach  dem  Werthe  des  Steuerobjects,  in  Bezug  aofmleto. 
oder  nach  der  Grösse  der  Abgabe,  welche  ganz  oder  theüweiK 
defraudirt  worden  ist,  bestimmen  will.  Die  letztere  BemesssagnA 
ist  „die  in  grosserem  Umfange,  nemUch  anoh  f&r  PenonalMi. 
Überhaupt  für  alle  Stenern,  deren  Object  kein  schätzbarer  6«g« 
stand  ist,  anwendbare.  Vom  Standpuncte  der  Gerechtigkeit  tprick 
für  sie,  dass  sie  sich  genau  naeh  dem  Gegenstande  der  Uekr 
tretnng  richtet,  während  das  Steuerobject  sich  zu  letzterer  gm 
gleichgiltig  verhält  Gegen  die  Strafe  nach  der  GrOsse  der  AligiiK 
lässt  sich  nnr  derGmnd  geltend  machen,  dass  sie  einer  der  Hiif^ 
Wirkungen  geringer  Abgaben,  der  Verminderung  des  Schnaffi^ 
hindernd  in  den  Weg  tritt  Denn  dem  durch  Ermissigang  ^ 
Abgabe  verminderten  Gewinn  des  Schmuggels  wirkt  der  dnreh  A 
ermässigte  Strafe  verminderte  Verlust  hn  Fall  seiner  Entdeekni 
entgegen.  Doch  ist  hier  leicht  dadurch  zn  helfen,  dass  die  SSnk 
mit  einem  desto  höheren  Vielfachen  der  Abgabe  bemessen  vH 
je  niedriger  die  letztere  ist"  (Hock).^»)  Diese  Bemessnngsmetio* 
nach  dem  defrandirten  Steuerbetrag  hat  auch  wegen  ihrer  Hain^ 
heit  den  Vorzog  und  ist  die  übliche.  Die  Oonfiscation  des  Stn0 
objects  entspricht  der  anderen  Methode,  die  natürlich  ia  imf^ 
der  „Contrebande"  i.  e:  S.,  bei  einem  Bruch  von  BUn-,  Ani-o^E! 
Durchfahrverboten  neben  willktthrlich  bestimmten  Geld  -  oad  j 
stigen  Strafen  allein  anwendbar  ist 

Bonst  meist  kurz  ist  Zotlrergelien  rerjfihren  in  Dentscfahiid  (ZoUees.  t.  19fi9$-'*' 
in  3,  Ortin. Widrigkeiten  in  1,  Ansprach  uif  Mftchzahl.  defrand.  Qd&Qe  ia  i 
**)  Oeff.  Abg.  S.  53.    Eine  mlcbe  Abstafnng  der  Stttfon  mOflste  ikfc 
»n  den  Zolltarif  ajiscfaliesBen.  i 
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G.  Die  Höbe  der  Strafe.    Darflber  sind  im  VoransgeheDdea 
L    sehon  einige  Bemerltnngen  gefallen.   Sie  mw  sieh  selbstrerständ-  , 

Hch  einiger massen  der  Qualität  des  Steuervergehens,  der 
'.    Htfhe  der  Defraudation,  den  begleitenden  Umständen, 
'    dem  sicheren  oder  fehlenden  Nachweis  der  bösen  Absicht  □.  s.  w. 
anpassen.    Ueblich  sind  bei  den  Ordnungsstrafen  kleine 
fixe  oder  bis  zu  einem  mässigen  Maximum  gehende  Oeld- 
bossen.   Bei  den  Strafen  fQr  Defraudation  wird  die  Hohe  bei 
I    uns  regelmässig  in  einem  Vielfaehen  des  defrandirten  Stener- 
betrags  (bez.  des  Werths  des  betreffenden  Steuerobjeots  bei  der 
[    zweiten  Bemessnngsmethode),  bei  Defraudationen  anter  erschweren- 
den Umständen  oder  im  Wiederholnngsfall  in  einer  znnehmenden 
Steigerung  dieses  Vielfacheo  festgesetzt  und  eventnell,  wie  bemerkt, 
t    durch  hinzutretende  sonstige  Strafen  Tcrschärft.    Das  sind  princi- 
.   piell  richtige  Grundsätze.  Die  Zahlenbestimmungen  enthalten  freilich 
,    hier  wie  immer  unvermeidlich  ein  Moment  des  WillkObrlichen.  Durch 
>    Qewährnng  einer  Limite  fOr  das  richterliche  Ermessen  kann  Letz- 
f    teres  im  concreten  Fall  wflnsoheuswerth  vermindert  werden. 
III.  —  596.   Verfaängnng  der  Steuerstrafen.") 
A.  Den  Anforderungen  des  Rechtsstaats  unserer  Cnltnrvölker 
and  dem  Wesen  des  Vergehens  und  der  Strafe  entspricht  am 
j    Besten  die  Verhängung  der  Strafen  fdr  Steuervergehen  durch  die 
ordentlichen  Gerichte.   Hierbei  hat  die  competente  Steuer- 
behörde das  Recht  zu  erhalten,  entweder  s^st  den  Offiantlichen 
Ankläger  vor  Gerieht  darznstellcn  oder  den  ßtrafantrag  zur  ord- 

,  ")  Hock,  dfr.  Abg.  S.  5T.   Spccielics  Ober  Frankr.  n.  Jmer.  in  s.  beiden  Werken. 

In  Amer.  VerhftngaDg  der  Strafen  durch  die  Uniansgerichte.  Compromisse  auf 
adminiitr.  Wege  aacli  hier,  so  bei  d.  Tabakst.  —  Fur  Prcassen  s.  d.  in  d.  Vorbcm. 
gen.  Ggs.  f.  23.  Jan.  läSS  Uber  Untersuch,  v.  Zollrergchen;  d.  Stompelges.  r. 
1S22  g.  21  ff.,  31  ff.,  Mcb  K.-0.  T.  18.  Apr.  1833;  Oes.  t.  6.  Febr.  ISIO  betr.  Bnnnt- 
weinbätenening  n.  s.  w.  §.  93  n.  a.  m.    Die  prenss.  gesetzl.  BestimDiingcn  ent- 

f  sprechen  den  im  Texte  aafgcstellton  Forderungen  noch  nicht  abcrall  in  ganz  genügender 
Weise,  indem  den  VenraltungsbehOrden  eine  noch  zu  grosso  Competenz  gelassen  i&t 

'  Doch  ist  vohl  das  Wesentlichste  erreicht.  Z.  B.  nach  d.  Stempelges.  r.  1822  §.  31 
Bemfnng  auf  richterl.  QehSr  nar  bei  Stempelstrafrcsoluten  der  Vervalt.behOrdcn  im 
Fall  einer  gosetzJ.  Strafe  r.  10  Thlr.  a.  mehr  zuUssig.    Nach  d.  Oes.  v.  183S  §.  33 

'  erfolgt  die  Aburtbeilung  r.  Zollvergehen  bei  Fällen,  wo  nnmittclbar  Freiheitstrafe  statt- 
findet oder  bei  Concurr.  mit  and.  Verbrechen  durch  d.  Gerichte,  bei  Ordnnngstrafen 
ausschliessL  durch  d.  Zoll-  u.  StenerbehOrdc.  In  d.  Übrigen  Pillen  Untersuch,  bei 
d.  Zoll-  n.  Steuerämtorn  u.  bei  Strafen  a.  Confisc-Werthcn  bis  50  Thaler  Entscheidung 
durch  dies«,  bei  höheren  Summen  durch  d.  Prorinczollbohfirda.  Doch  kann  letztere 
die  Verweis,  an  d.  Gericht  rerfugen  oder  wähtend  d.  Uotersach.  in  lOtlgiger  pr&cioa. 
Frist  Dach  ErOffi).  des  abgeCusteu  Strafbescheids  der  Angeschnldigte  diu  Sache  ans 
Gericht  zu  bringen  beantragen.  —  In  Baiern  nnmittelbares  gericbtL  Verfahren 
nach  d.  ZoUsirafges.  r.  1837,  auch  bei  Stempeldefrand.  S.  POzl,  Venrj.  a  671,  55S. 
In  Frankreich  entscheidet  nach  der  Schwere  des  Vergehens  der  Friedensrichter 
das  Correctionstribnnal,  der  Assisenhof;  Hock,  Fin.  Fr.  S.  80. 

)    A.  Wagner.  FimunwliweDaehan.  IL  45 
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nangsgemäueD  Weiterftihriing  an  das  Gericht  zu  bringea.  Dk 
geriobtliche  Entflcheidaog  ist  zwar  nicht  immer  die  einfaebste, 
aach  dorchaos  nicht  immer,  im  Vergleich  mit  d^  Verhängnng 
der  Strafe  durch  die  StenerverwaltangsbehOrdej  im  persönlicheD 
Interesse  des  Angeklagten  gelegen,  welcher  letztere  sehon  die 
Stellong  vor  Gericht  und  die  öffentliche  Verhandlung  daselbst  n,  s.  w. 
sehr  oft  gern  vermieden  sehen  wird.  Aber  nur  die  gerichtliche 
Untersncfanng  and  fintsoheidong  wird  alle  Üblichen  Garantieea 
itlT  objective  Behandlang  geben.  Anch  nnr  dabei  erscheiiMa 
die  Stea  ervergeh  CD  anderen  strafbaren  Handlangen 
im  Princip  gleichgestellt,  was  für  ihre  moraliscbe  nsd 
reehtliohe  Beortheilang  in  der  Öffentlichen  Meinung  sehr  wichtig 
and  die  VoranssetZQng  ftlr  manche  Reformen  der  Besteaemag 
ist  Nar  hei  gerichtlicher  Entsoheidong  der  Stenervergehen 
lassen  sich  namentlich  jene  mehrfach  erw^nten  weiteren  Rechts- 
folgen der  rechtskräftig  gewordenen  Vernrtheilting  and  Bestrafasg 
mit  letzterer  verbinden,  was  znr  £ntwicklang  strengerer  Ansehaa- 
ungen  ttber  die  Ehrlosigkeit  der  Stenervergehen  nothwendig  eischeiBt 

B.  Die  neuere  £ntwicklang  geht  anch  cntsebieden  darauf  hin,  | 
Stenervergehen  immer  mehr  den  ordentlichen  Gerichten  zd-  Ober-  | 
weisen.    Aber  theils  in  Folge  geschichtlich  Überkommener  | 
richtnngen,  theils  in  Folge  wichtiger  steaerteehnischer  nad  anderer 
Zweckmässigkeitsrttcksichten  hat  sich  namentlich  bei  ans  in  Dentsch- 
land  and  mehrfach  anch  in  anderen  Ländern  auf  diesem  Gdiicie  , 
die  Oompetenz  der  Steierverwaltnngsbehörden  inuner  | 
noch  in  ziemlich  ausgedehntem  Maasse  erhalten,  indem  solche 
Behörden  in  gewissen  Fällen  allein  anter  völligem  AnsseUoss 
der  Gerichte  oder  wenigstens  neben  oder  vor  den  Gerichten  die 
Steaervergehen  antersnchen,  abartbeilen  nnd  die  Strafen  dafMr 
verhängen.   Trotzdem  diese  Einrichtang  wohl  an  sich,  daher  in 
allen  Fällen  gewisse  misslichc  Folgen  wie  die  angedent^n  hat, 
lässt  sie  sich  schwerlich  ganz  bcseitigeni  mindestens  nicht  rasch 
nnd  nicht  tiberalt.   Sie  ist  alsdann  nur  nm  so  mehr  mit  Garan- 
tieen  za  amgeben,  anter  welchen  die  anbedingte  stete  Zn- 
lasBong  des  Recnrses  des  dnrch  eine  VerwaUangsbehörde  Ver- 
artheilten  and  Bestraften  gegen  das  Strafresolnt  an  das  Geriebt 
am  Wichtigsten  erscheint. 

C.  —  §.  597.   Einzelne  Kategorieen  von  Fällen. 

1)  Besonders  hänfig  nnd  anch  am  Unbedenklichsten  ist  die 
Verbängung  der  sog.  Of dnungsslrafen  durch  die  Verwaltnugs^ 
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behUrde.  Aach  hier  aber  sollte  der  oft  bei  uns  fehlende  Recara 
an  das  Gerieht  and  vollends  an  eme  höhen  VenraltongebehOrde 
statthaft  sein,  wenn  dies  der  Vemrtheilte  vorzieht 

2)  Nach  der  Hohe  der  eventaell  an  verhängenden  Geldstrafe 
and  nach  der  in  Betracht  kommenden  Straf  art  kann  sich  wohl 
passend  die  Gompetenz  der  entscheidenden  Verwaltungsbehörde 
richten,  indem  bei  kleineren  Snmmen  und  leichteren  Strai- 
arien  eine  niedrigere,  z.  B.  da«  Haaptzoll-  oder  Steneramt,  bei 
anderen  eine  höhere  Behörde,  z.  B.  die  StenerbehOrde  der  Provinz 
die  Sache  entscheidet  Ein  Recnrs  an  eine  zweite  höhere  Ver- 
waltnDgsinstanz  (z.  B.  von  der  ProvineialbehOrde  an  das  Finanz- 
ministeriam)  sollte  auch  hier  immer  znlfissig  sein.  Bedenklicher 
erscbunt  es,  die  Zalässigkeit  der  gerichtlichen  Entscheidung 
von  der  Hohe  der  eventaell  in  Änsaicht  stehenden  Geldstrafe 
abhängig  zn  machen.  Das  kann  leitet  zo  einer  aassehlicssUchen 
ErOffnnng  dieses  Wegs  nur  i^r  „groMe"  Defraadanten  führen. 

3)  Gleich  anfänglich  mnss  wenigstens  die  Entseheidang  der 
Gerichte  ex  officio  in  solchen  Fällen  eintreten,  wo  es  sieh  um 
Fretlieits-  and  andere  Ehrenstrafen  oder  am  die  £hre  be- 
treffende Rechtsfolgen  einer  Strafe  bandet 

4)  Bei  allen  Vermögen-,  bez.  Geldstrafen  (eiascblieislich 
der  Strafe  der  Gonfiscation)  fttr  versncbte  oder  verttbte  Defrau- 
dation (and  Gontrebande)  mnss  sow<^l  der  StenerbehOrde  als 
anoh  dem  Angeklagten  die  Wahl  znstehen,  die  Sache  sofort 
yor  Gericht  anhängig  za  machen  od^  die  SfeeaerbehOrde  darüber 
entscheiden  zn  lassen.  Für  diese  Wahl  sind  dem  Angeklagten 
kurze  Präclasivfristen  za  gewähren.  Aach  wenn  er  sich 
aber  bei  der  Entscheidnng  durch  die  Verwaltong  berohigt  bat, 
mnss  ihm  nach  Empfang  des  Strafresolnts  and  eventaell  auch 
nach  der  Bestätigung  desselben  durch  die  Verwaltangs-Reenrs- 
inatanz  noch  das  Recht  vOTbleiben,  die  Sache  zur  gerichtlichen 
Entscheidnog  za  bringen.  Um  böswillige  oder  chicanOse  Weiterangen 
dee  Verartheiiten  in  solchen  Fällen  zn  verhüten,  kann  aber  eine 
Beatimmang  getroffen  werden,  wie  die,  dass  Personen,  welche  sich 
zuerst  bei  dem  Verwaltungswege  beruhigt  haben,  eioer  erhöhten 
Strafe  unterliegeu,  falls  die  Entscheidung  des  Gerichts,  an  das 
sie  nachträglich  gehen,  diejenige  der  Steuerbehörden  genau  oder 
im  Wesentlichen  bestätigt. 

D.  —  §.  598.  Strafabfindungen: 

Bei  Defraudationen  im  Gebiete  der  indirecten  Steaem,  be- 

45* 
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sonders  der  Zölle,  der  iuneren  Verbraachsteueru  auf  den  Pro- 
dnctionsbetriebf  dinn  der  in  Stein  pelform  n.  s.  w.  erhobenen 
Verkehr  steaerD  and  Gebttbren  (französischea  Enregistremeot), 
auch  wohl  bei  der  Erbschafitsteaer  geht  nan  wenigstens  that- 
säohlioh  die  Entscheidong  der  SteaerbehOrden  Uber  die  Ver- 
mögen- oder  Geld -Stenerstrafen  wohl  in  eine  Art  „Abfindungs- 
verfahren"  zwischen  der  Behörde  nnd  dem  Defrandanten  Aber, 
so  besonders  in  den  Fällen,  wo  die  Substanziirang  des  defrai- 
dirten  Betrags,  wie  bei  manchen  indirecten  Stenern  (Bier-, 
Braontwein-,  Zackerstener  n.  a.  m.)  schwierig  ist.'^) 

Ein  solches  Verfahren  bat  man  vom  Standpancte  des  fiscaJiscba 
Interesses  ans  gelobt,  ja  fttr  nothwendig  erklSrt,  nm  Defrsndationen 
wirksamer  bekämpfen  zn  können;  man  spare  Zeit  nnd  Kosto. 
der  Angeschuldigte  habe  meistens  selbst  das  Interesse,  nieht  rid 
Schwierigkeiten  zn  machen  nnd  sieb  zn  fligen,  weil  er  so  in  Betrdf 
der  Art  und  der  Höhe  der  Strafe  besser  wegkomme  nnd  sieh 
etwaigen  sonstigen  Straf  folgen  entziehe.  So  gelange  der  Staat  aber 
jedenfalls  am  Leichtesten  zn  seinem  Cklde,  werde  also  das  Zid 
der  Besteoernng  erreicht  und  doch  die  Defraudation  immei^ 
empfindlich  gestraft  nnd  vor  ihr  abgeschreckt 

Practisoh  richtige  Gesichtspnncte  sind  dies  allerdings,  nnd 
wie  die  Dinge  liegen,  kann  man  vielleicht  nicht  immer  anders 
verfahren.  Aber  moralisch  und  rechtlich  bedenklich  ist  dies 
Vorgehen  gleichwohl.  Der  Strafe  wird  hier  Vieles  von  ihrem 
characteristischen  Wesen  genommen,  dag  Verfahren  erscheint  mehr 
als  ein  „Abkanf  der  Strafe",  diese  mehr  als  eine  Bosse  Hlr  die 
Ungeschicktheit  des  Defrandanten,  sich  ertappen  zn  lassen,  denn 
als  eine  wirkliche  Strafe  tHr  ein  moralisches  nnd  strafrechtliches 
Vergeben.  Man  befindet  sich  eben  mit  diesem  ganzen  Abfindongs- 
verfahren,  (wie  zum  Theil  mit  der  Abartbeilang  der  Steaerver- 
gehen  dnrcb  VerwaUnngsbehÖrden  ttberhanpt),  auf  einem  falschen 
Wege,  auf  dem  man  schweilich  dazu  kommen  wird,  jede  Defrau- 
dation im  Volksbewnsstsein  zn  einem  wirkliehen  Vergeben 
zu  maehen.  Das  ist  anvermeidlieh  anf  die  Dauer  verhäng- 
nisBvoll  auch  Hü-  das  blosse  fiscalische  Interesse  nnd  scbädliek 
für  die  Volksmoralität 

'*)  Hock.  Off.  Ahg.  S.  57. 
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Nachträge. 

S.  IS.     Ueber  altgriech.  Fioaazen  s.  anch:  Tb.  Folliier,  z. -Gesch.  d.  attischen 

Füianzrerwalt.   Wien,  1879. 
S.  16.     Deber  deutsches  mittelaltorl.  PiD.vos.  s.  jetzt  auch  G.  Waitz,  Dentscbe 

Verfass-gesch.  VIII  (Kiel,  1878),  Kap.  J5. 
S.  84.     Ueber  franzOs.  EDregistremont,  Stempel  u.  s.  w.  s.  Code  des  lois  sar 

l'eDreglstr.,  timhre  oto.  Par.  1876,  Dopoot  —  Ffkr  EIsass-Lothringen: 

Jacob,  Gesetze  übw  Earegistr.,  Stempel  n.  8.  v.  in  Els.-Lothr.,  Strassb., 

Trubner.  1878. 

S.  35—36.  Neue  EeichsstompelgesetzenlnrUrre  betr.  Emission  bOnenmXssigcr  Werth- 
papiere, Lombarddarlehen,  Schlussooteo ,  Rechnungen,  Qaittangen,  Checks, 
Giroanireisungen ,  Lotterieloose  sind  dem  Deutschen  Bundesrath  im 
Febr.  1880  zur  BeschlassfasBung  vorgelegt  worden.  —  Evifühmng  ^er 
Reichs-Stempelabgftbe  für  Splellcarten  durch  Ges.  r.  9.  Juli  1878.  — 
Deutsches  Gerichtskostengesetz  r.  18.  Juni  1878.  Ueber  die  starke 
Verthcnening  der  Girilprocosskostcn  dnrch  dies  Gesetz,  vorziehen  mit  den 
bisherigen  Sätzen,  wird  seit  der  EinfUhrung  der  neuen  Gerichtsorganisation 
(1.  Oct.  1879)  riolfach  geilagt.  —  Deutsche  Gebührenordnung  fQr  Garichts- 
rollzieher  t.  24.  Jnni  1879.  —  Neues  baier.  Ges.  Uber  Taxen  u.  GebUhron  □.  s.  w. 
j.  19.  Aug.  1879. 

S.  66  Note  3.  Deutsches  Keicbsges,  t.  20.  Juli  1879.  betr.  d.  Statist.  Gebahr 
f.  4.  Waarenrericehr  mit  dorn  Anstand,  seit  I.  Jan.  1860  in  Kraft. 

S.  67.  Seitdem:  7tc  Denkschr.  üb.  d.  Ausfuhr,  d.  Deutschen  Münzgesetzes  dem 
Beicbstag  1879.  8te  dsgl.  1880  roi^legt.  £rstere  in  Birth,  Aonaleo 
1879  S.  923. 


S.  167  ff.  sind  durch  ein  Verseheo  des  Verfassers  einige  unrichtige  Verweisungen  auf 
spätere  §§.  des  Bandes  erfolgt: 


S.  157  Z.  2 

u.  lies 

§.  476  statt  462. 

...  1 

§.  482  ■ 

■  468. 

-  158  -  6 

0.  - 

§.487  . 

■  473. 

-    -    -  13 

§.  488  ■ 

■  474. 

...  17 

§.  452 

■  488. 

...  1 

u.  - 

§.  458 

-  442. 

-  159  -  14 

0.  - 

§.  455 

-  442. 

-    -  -II 

n.  - 

9.  467 

■  463. 

...  4 

§.  478 

■  459. 

-  160  -  6 

0.  - 

§.  486 

-  471. 

-    -    - 17 

§.  490  . 

■  476. 

-    -    - 19 

§.  451  - 

-  440. 

-  166  -  1 

n.  - 

§.  493 

-  478. 
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